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Erſatz eines verlorenen B............. 
17. 78. 89. 124. 161. 181. 212. 
309. 858. 391. 418. 443. 529. 
543. 587. 603. 
Vorbehalt des Eigenthums |. B. G. B. § 455 
Vorbereitung zum höheren Juſtizdienſt |. Juſtizdienſt. 
Vorbildung. Die Zukunft der juriſtiſchen v. 
ſ. a. Referendare. 
Vormerkung und Veräußerungsverbot 
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121 
57 


485 


244 


630 


199 


VI Inhalts-Verzeichniß. 


Se ite 
Wandelungseinrede |. B. G. B. 478. 
Wechſelordnung. Zu Artikel 48 der W. (betr. nachträgliche 


Streichung eines Domizilvermerksash -:: 466 
Württembergiſche Gebührenordnung für Rechtsanwälte. Ent⸗ 
wurf einer Kgl. Württembergiſchen G. O. f. R. AAA... 487 


Ze ugnißverweigerungsrecht. Das Z. weiblicher Aerzte in Straf⸗ 
Ie hh ð⅛ V ⁵ðV—]Äj 381 


XXXI. Jahrgang. 


Zurückbehaltungsrecht ſ. Lohnanſpruch. 
Zuwendung. Begriff der V ·qv .. 
Zwangs vollſtreckung. 


Zur Z. aus Urtheilen auf Leiſtungen Zug um Bug .... 
Schließt § 741 der C. P. O. eine Klage gegen den Ehe⸗ 


mann auf Duldung der Z. in das eingebrachte 


Gut aus? 
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Beilagen für die Mitglieder des Deutſchen Anwaltvereins: 


Nr. 3/6: Geſchäftsabtheilung des Reichsgerichts für das Jahr 1902. 
Nr. 9/11: Verzeichniß der Mitglieder des Deutſchen Anwaltvereins 1902. 
Sonderabdruck der Entſcheidungen des Reichsgerichts zum B. G. B. und dem Einf. Geſ. zu demſelben, Bogen 22. 
Nr. 21/22: Sonderabdruck der Entſcheidungen des Reichsgerichts zum B. G. B. und dem Einf. Geſ. zu demſelben, Bogen 23, 24. 


Beilage 1 der Juriſtiſchen Wochenſchrift. 
Nr. 23/24: 2 2 : : 
Nr. 25/28: : 3 

„ 29: 32 4 : 
: 830/33: : 5 
s 34: 6 

s 37/40: 


43/47: 


7 7 


8 8 E 
5 2 


s 48/51: Beilage 9 der Juriſtiſchen Wochenſchrift. 


52/54: : 10 » s j 
« 55/56: 11 : 
69: s 12 = 2 ⸗ 
75: : 13 ⸗ : 
2 76/78: : 14 : 3 
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HBerzeichniß 
im XXXI. Jahrgange der "Surfen Wochenſchrift 


mitgetheilten 


Entfheidungen des Reichsgerichts in Civilſachen 


unker Ausſchluß der in den numerirten Beilagen enthaltenen. 


A. Sachregiſter. 
Vorbemerkung: p bedeutet preußiſches, g gemeines, f franzöſiſch⸗rheiniſches und badiſches Recht. 


Ablehnung 

Erledigt iſt ein Ablehnungsgeſuch erſt, wenn der darüber 
ergangene Beſchluß rechtskräftig iſt. Ein Verſtoß gegen 847 
C. P. O. begründet jedoch keine formale Nichtigkeit 249 

Durch Parteiwillen können ſchon vorhandene, den Parteien 
bekannte Umſtände, welche die A. eines Schieds⸗ 
richters rechtfertigen würden, dieſer Wirkung entkleidet 
werden 392 

Abſonderungsrecht 

A. des gütergemeinſchaftlichen Gatten bei Ueberſchuldung 
des andern 372 . 

Abtretung |. Feſtſtellungsklage 420 10 

Iſt ein Baugelddarlehen ſo zugeſagt, daß es ratenweiſe 
je nach dem Fortſchreiten des Baues ausgezahlt werden 
fol, fo iſt die A. einzelner Raten zuläſſig p 143 * 

A. des gegen die Eiſenbahn aus § 25 des Eiſenbahn⸗ 
geſetzes vom 3. November 1838 hergeleiteten Brand⸗ 
ſchadenserſatzanſpruches an die den Schaden vergütende 
Feuerſozietät durch Aufnahme der darauf bezüglichen 
Vorſchrift des Feuerverſicherungsreglements in den 
Verſicherungsvertrag 15510 

A. künftiger Forderungen 19058 

Zuläſſigkeit der A. eines Anſpruches aus § 25 des 
Eiſenbahngeſetzes vom 3. November 1838 an die 
Verſicherungsgeſellſchaft 193. 

A. des Anſpruches eines Handelsgeſellſchafters auf Vor⸗ 
legung der Bilanz nach Art. 98 H. G. B. a. F. nicht 
zuläffig 397 

Abtreibarkeit der Rechte aus einem zu Gunſten eines 
Dritten geſchloſſenen Verſicherungsvertrage. Erforder⸗ 
niſſe eines ſolchen 43251 


Nach der A. kann der Cedent die Verjährung durch eine 
im eigenen Namen vorgenommene Rechtshandlung zu 
Gunſten des Ceſſionars nicht mehr unterbrechen 578 20 
Erforderniß beſtimmter Erkennbarkeit der abgetretenen 
Forderung für Dritte zur Gültigkeit der Ceſſion f 
5505 
Adel 
Vererblichkeit der einem Nachgeborenen eines ehemals 
reichſtändiſchen Hauſes zuſtehenden Apanage. Unterſchied 
von Apanage und Alimentation 42222 
Agent | 
Inwieweit find die Abmachungen der ſog. Vermittelungs⸗ 
agenten (die keine Abſchlußvollmacht haben) für den 
Geſchäftsherrn verbindlich? 25521 
Agrargeſetze |. Reviſion 41“ 
Akkreszeus |. Zuwachs 
Aktiengeſellſchaften und Kommanditgeſellſchaften 
auf Aktien |. Geſellſchaft mit beſchr. H. 3250, 
Tantieme 255%, Steuerpflicht 991, Rechtsnormen, 
zeitliche Herrſchaft 255 
Anfechtung des Beſchluſſes der Generalverſammlung 
ſ. Zwiſchenurtheil 907 
Antheilsrechte der Aktienzeichner an dem durch die Aus⸗ 
gabe der neuen Aktien gewonnenen Vermögen der Geſell⸗ 
ſchaft 994 
Ungültigkeit eines Beſchluſſes, der die Gleichberechtigung 
der Aktionaire verletzt und ſie zu einer ihre geſetzliche 
Verpflichtung überſteigenden Leiſtung zwingen will 635 16 
Aktiv: und Paſſivlegitimation 
In den Fällen des 8 246 C. P. O. (Tod einer Partei, 
Wegfall des geſetzlichen Vertreters u. ſ. w.) muß, auch 
1 


wenn Ausſetzung des Verfahrens nicht beantragt wird, 
über die ſtreitig gewordene Aktivlegitimation ſogleich 
entſchieden werden 74 

Alimentation |. Unterhaltspflicht 72, Adel 4222 

Unterſchied zwiſchen Geltendmachung einer Alimentations⸗ 
verbindlichkeit und dem Schadensanſpruch wegen Ver⸗ 
luſtes des Ernährers 212? 

Alternativobligation 

Die alternative Verurtheilung, den Widerſpruch eines 
dritten gegen die Wegnahme einer Sache zu beſeitigen, 
oder dem Kläger ſein noch feſtzuſtellendes Intereſſe an 
dieſer Beſeitigung zu erſetzen, iſt nicht vollſtreckbar 183 12 

Anerkenntniß 

Inwieweit iſt ein — nicht den Berechtigten gegenüber — 
erklärtes A. geeignet, als Beweismittel für die Ent⸗ 
ſtehung einer Grundgerechtigkeit zu dienen? 821° 

Enthält die Zuſage „wohlwollender Prüfung und völliger 
Befriedigung der Entſchädigungsanſprüche“ ein die 
Verjährung unterbrechendes A.? p 191 

Kann der Antrag auf Erlaß des Anerkenntnißurtheils 
in einer ſpäteren Verhandlung geſtellt werden, als 
derjenigen, in welcher das A. abgegeben iſt? Auch noch, 
wenn inzwiſchen kontradiktoriſch verhandelt und Beweis 
beſchloſſen war? Enthält das A. ein Zugeſtändniß der 
gegneriſchen Behauptungen? 27110 

Anfechtung 

A. einer Willenserklärung, weil deren Inhalt nicht gewollt 

ſei. Verzögerung der A. 122 
Anfechtung im Konkurſe und außerhalb des 
Konkursverfahrens ſ. Zinſen 273 10 

Nachweis der Kenntniß der Benachtheiligungsabſicht er⸗ 
fordert nicht, daß auch die Kenntniß von der beſonderen 
Art und Weiſe der Ausführung dieſer Abſicht nach⸗ 
gewieſen werde. Bewußtſein der Benachtheiligung, ins⸗ 
beſondere bei Erfüllungsgeſchäften 2417 

Beweislaſt hinſichtlich der Benachtheiligungsabſicht bei 
Erfüllungsgeſchäften 78“ vergl. unten 274%, 54614 

Anfechtung von ſogenannten „Deckungsgeſchäften“. Be⸗ 
weislaſt im Falle des § 31 Ziff. 2 9526 

Wirkung der Anfechtung. Wiederaufleben der früheren 
Rechte des Beklagten an der zurückzugewährenden Sache 
und Erſatzforderung für die von ihm beſeitigten Rechte 
Dritter 957, 9628 

Zahlung einer fremden Schuld keine unentgeltliche Ver⸗ 
fügung, wenn der Zahlende dem Schuldner gegenüber 
zur Zahlung verpflichtet iſt 17128 | 

Eine Auflaſſung, bei der der Wille der Kontrahenten auf 
Uebergang des materiellen Eigenthums fehlt, kann auch 
auf Grund des Anfechtungsgeſetzes angefochten werden 
175“ 

Iſt ein von der Ehefrau des Schuldners geſchloſſener 
Grundſtückskauf um deswillen anfechtbar, weil der 
Schuldner das Recht hatte, den Kauf für ſich ab⸗ 
zuſchließen, ohne jedoch zum Abſchluß verpflichtet zu 
fein? 175 

Die Verpfändung einer Forderung iſt nach 8 30 Nr. 1 
R. K. O. anfechtbar, wenn die Benachrichtigung des 


Schuldners durch den Gläubiger erſt nach der Zahlungs⸗ 
einſtellung erfolgt 1851 

Mitgift, eine unentgeltliche Verfügung im Sinne des 5 32 
R. K. O., wenn ſie nicht vorher bindend verſprochen war. 
Auch ein „läſtiger Vertrag“ kann eine „unentgeltliche 
Verfügung“ enthalten 21822 

Ziel und Grenzen des Anfechtungsanſpruches. Darf der 
Anfechtungsgegner bei Anfechtung einer Grundſchuld 
verurtheilt werden, den Grundſchuldbrief dem Kläger 
herauszugeben und in die Umſchreibung der Grund⸗ 
ſchuld zu willigen? 22180 

Anfechtung der vom Verſicherungsnehmer angenommenen 
Ceſſion des Rechts auf Bezug der Lebensverſicherungs⸗ 
ſumme. Benachtheiligung ſeiner Nachlaßgläubiger, ob⸗ 
wohl der Abtretungsvertrag dem Ceſſionar nicht vortheil⸗ 
haft iſt 259 

Nur die Befriedigung von Konkursgläubigern, nicht auch 
von Abſonderungsberechtigten iſt nach 8 30 R. K. O. 
anfechtbar. Vorausſetzung iſt Benachtheiligung der 
Gläubiger 27317 

Kann der Anfechtungsgegner ſeine Unkenntniß von der 
Zahlungseinſtellung dadurch nachweiſen, daß er für die 
Unkenntniß des die Arreſtpfändung vornehmenden Ge⸗ 
richtsvollziehers den Beweis erbringt? 27318 

Erfüllungsgeſchäft als entgeltlicher Vertrag. Wird die 
geſetzliche Vermuthung des § 3 Nr. 2 des Geſetzes vom 
21. Juli 1879 durch den Nachweis, daß ein Erfüllungs⸗ 
geſchäft vorliegt, widerlegt? 274%: — Dieſelbe Frage 
bei Deckungsgeſchäften 546“, 5901 

Iſt der Hinweis auf ein bei etwaigem Konkurſe zu be⸗ 
anſpruchendes geſetzliches Vorrecht geeignet, die frauduloſe 
Abſicht zu widerlegen? 274 

Anfechtung von Rechtshandlungen des Gemeinſchuldners 
mit Bezug auf das Ehegut ausgeſchloſſen, wenn die 
Rechtshandlungen ſich in den Grenzen der bei Hingabe 
des Eheguts getroffenen Vereinbarungen halten 39728 

Bei Anfechtung einer Hypothek iſt es eine zuläſſige Er⸗ 
mäßigung des Klageantrages, wenn ſtatt des bisherigen 
Verlangens, daß die Hypothek ganz aufgegeben werde, 
verlangt wird, daß der Beklagte den in der Zwangs⸗ 
vollſtreckung auf die Hypothek fallenden Betrag dem 
Kläger überlaſſe 42012 

Die der Anfechtung durch den Konkursverwalter nach § 25 
Ziff. 2 R. K. O. (a. F.) entzogene Sicherſtellung des 
Heirathsgutes der Ehefrau kann zwar nicht nach § 24 
Ziff. 2 n. F. wohl aber nach § 23 Ziff. 1 und S 24 
Ziff. 1 daſelbſt angefochten werden 42423 

Signifikation einer Ceſſion als Rechts handlung, die 
einem Konkursgläubiger Sicherung gewährt im Sinne 
des § 23 Ziff. 1 R. K. O. a. F. 4447 

Kenntniß des Bevollmächtigten von der Zahlungseinſtellung 
genügt zur Anfechtung 4447 

Durch Feſtſtellungsklage können Rechtshandlungen eines 
Schuldners außerhalb des Konkursverfahrens nicht 
angefochten werden 610 2⁰ 

Auſchließung 
Form der Anſchlußberufung 76° 


Autichreſis 
Der antichretiſche Pfandgläubiger ſteht nur zum Eigen⸗ 
thümer in einem Vertragsverhältniß und kann von den 
Hypothekengläubigern perſönlich auch nicht inſoweit in 
Anſpruch genommen worden, als er Einkünfte bezogen 
und noch hinter ſich hat p 39“ 
Anträge | 
Feſtſetzung der Rechte der Parteien, abweichend vom Wort⸗ 
laut ihrer A., jedoch innerhalb der durch dieſe be⸗ 
ſtimmten Grenzen (Waſſernutzungsrechte) 91 
Hat der Vorſitzende im Anwaltsprozeß darauf hinzuwirken, daß 
zweckentſprechende A. geſtellt werden? 9211, 126 10 
Beſtimmtheit der Klage⸗ und Berufungsanträge; bei 
Leiſtungsklagen Angabe der verlangten Summe. Frage⸗ 
pflicht des Vorfitzenden 125° 
Anwaltszwang 
Die in Auseinanderſetzungsſachen erhobenen Beſchwerden 
unterliegen nicht dem A., auch wenn ſie an das Reichs⸗ 
gericht gehen 415 
Die in 5 12 der Gebührenordnung für Rechtsanwälte 
zugelaſſene Beſchwerde unterliegt dem A. 61015 
Anweiſung 
Kaufmänniſche A. begründet eine vom materiellen Rechts⸗ 
verhältniß der Betheiligten unabhängige Formal⸗ 
obligation; ſie iſt von der Ueberweiſung einer be⸗ 
ſtimmten Forderung verſchieden 79 n 
Apotheken 
Nachweis von Apothekerprivilegien in den vormals kur⸗ 
ſächſiſchen Landestheilen. „Fundirte“ (auf Grund eines 
Privilegs thatſächlich in Betrieb geſetzte) A. 40“ 
Arbitratores |. Verſicherungsweſen 63613 
Argliſt |. Verſicherungsweſen 14888 
Haftung des Vertretenen für A. des Vertreters g 229 
Armenrecht 
A. der durch einen Nachlaßpfleger vertretenen, noch un⸗ 
bekannten Erben 1255 
A. kann nur phyſiſchen Perſonen, nicht einer Handels⸗ 
geſellſchaft gewährt werden 250“ 


„Gericht der Hauptſache“ im Sinne des 8 927 Abſ. 2 
C. P. O. 241° 

Begrenzung des bei Aufhebung eines Arreſtes oder einer 
einſtweiligen Verfügung in dem darüber anhängigen 
Verfahren durchführbaren Schadenserſatzanſpruches 17131 

Was gehört zur Glaubhaftmachung des Anſpruches 363 20 

Die bei Arreſten nach dem freien Ermeſſen des Gerichts 
(abweichend von § 108 C. P. O.) zu beſtellende Sicher⸗ 
heit kann durch Bürgſchaft geleiſtet werden und zwar 
auch ſo, daß das Bürgſchaftsverhältniß in einer der 
Eigenart des Arreſtes entſprechenden Weiſe nach Er⸗ 
meſſen des Gerichts rechtlich ausgeſtaltet wird 444° 

Aufrechnung |. Rechtsnormen, zeitliche Herrſchaft 68, 

Prozeßbevollmächtigter 214° 

Enthält es ein die A. in zweiter Inſtanz ausſchließendes 
Verſchulden, wenn der Beklagte vergeſſen hatte, daß 
ihm die Forderung, mit der er aufrechnen will, gegen 
den Kläger zuſtehe? 767 


Eine Urkunde über einen Aufrechnungsvertrag verliert die 
Beweiskraft für die A., wenn nachgewieſen wird, daß 
der darin angegebene Schuldgrund der zur A. geſtellten 
Forderung unrichtig iſt p 8218 

Nach preußiſchem Recht kann der Kläger die A. der 
Gegenforderung des Beklagten gegen ſeine (bes Klägers) 
mehreren Forderungen (Klage⸗ und Rekompenſations⸗ 
forderungen) nach den für die Verrechnung einer 
Zahlung beſtehenden Grundſätzen verlangen 1034 

Bei Ceſſion künftiger Forderungen iſt der Zeitpunkt ihrer 
Entſtehung maßgebend für die Zuläſſigkeit der A. mit 
einer dem debitor cessus gegen den Cedenten zu⸗ 
ſtehenden Forderung, wenn die Denunziation vor Ent⸗ 
ſtehung der cedirten Forderung erfolgt iſt g 19085 

Die Widerſpruchsklage aus § 767 C. P. O. kann nur auf 
die von dem Gläubiger ausgehende A. geſtützt werden, 
nicht auf eine A., die der Schuldner vor ſeiner Ver⸗ 
urtheilung geltend machen konnte und erſt danach 
geltend machen will 5319 | 

Abweiſung der Klage auf Grund einer eventuell zur 
A. geſtellten Gegenforderung unzuläſſig, wenn nicht 
zuvor das Beſtehen der Klageforderung feſtgeſtellt 
ift 5447 

Auseinanderſetzungs⸗ und Ablöfungsfachen |. Re: 
viſion 41“, Anwaltszwang 41* 

Rechtsſtreitigkeiten über Verpflichtungen aus einem Kauf⸗ 
vertrage über neue Planſtücke berühren nicht die Aus⸗ 
führung der Auseinanderſetzung und gehören daher 
vor die ordentlichen Gerichte 154108 

Ansländiſches Recht |. Rechtsnormen, räumliche Herr: 
ſchaft 3435, 363%, Eheſchließung 361 , Seerecht 39956 
Ausländiſches Urtheil 

Iſt der von dem ausländiſchen Gerichte angenommene 
Gerichtsſtand nach deutſchem Rechte nicht begründet, ſo 
iſt dem a. U. die Anerkennung dennoch nicht zu ver⸗ 
ſagen, wenn ſich die Zuſtändigkeit des ausländiſchen 
Gerichts nach deutſchem Recht anderweit begründen 
läßt 27111 

Auslegung |. Vertrag 14372, 260 , Enteignung 323 55 

Inwieweit unterliegt die von den Inſtanzrichtern dem 
Zuſchlagsurtheil und den darin aufgenommenen Kauf⸗ 
bedingungen gegebene A. der Nachprüfung des Reviſions⸗ 
gerichts? 2623“ 

A. von Handelsgeſchäften (Verkauf eines Adreßbuchs gegen 
Entſchädigung nach Zahl der abzuſetzenden Exemplare; 
Wirkung der ſpäteren Einſtellung der Herausgabe durch 
den Rechtsnachfolger des Käufers gegen Zahlung durch 
einen Konkurrenten) 3155 

A. einer einſtweiligen Verfügung hinſichtlich ihrer ſofortigen 
Wirkſamkeit 423“ 

Ansſchließung. 

Ein Richter, der nur an der Verkündung der Vorent⸗ 
ſcheidung mitgewirkt hat, iſt von der Mitwirkung in 
der höheren Inſtanz nicht ausgeſchloſſen 543? 

Ausſetzung des Verfahrens 

A. des Verfahrens iſt bei den auf § 1568 geſtützten 
Eheſcheidungsklagen in der Regel anzuordnen 217 

1° 


A. des Verfahrens, weil die Entſcheidung von dem Bes 
ſtehen oder Nichtbeſtehen eines Rechtsverhältniſſes ab⸗ 
hängt, das den Gegenſtand eines andern Rechtsſtreits 
bildet oder von einer Verwaltungsbehörde feſtzuſtellen 
iſt 3590 

Das im Falle des Todes einer Prozeßpartei dem Gegner 
zuſtehende Recht auf A. des Verfahrens wird durch die 
mit der Anzeige von dem Tode verbundene Erklärung 
der Rechtsnachfolger des Verſtorbenen, daß das 
Verfahren aufgenommen werde, noch nicht hinfällig 
420° 

Der die Beſchwerde gegen eine einſtweilige Verfügung 
(mit Rückſicht auf den allein zuläſſigen Widerſpruch) ver⸗ 
werfende Beſchluß enthält keine (durch Beſchwerde an⸗ 
greifbare) Ausſetzung der Entſcheidung über die Recht⸗ 
mäßigkeit der einſtweiligen Verfügung 530° 

Ansſonderung 

Die Ausſonderungsklage aus 8 43 R. K. O. geht nicht 
bloß auf vorläufige Sicherung gegen Verwerthung für 
die Konkursmaſſe unter Vorbehalt ſpäterer endgültiger 
Entſcheidung über das Recht auf die Sache und über 
die Gegenforderungen 1723“ 

Bank depotgeſetz. | 

Durch Einräumung des Verfügungsrechts gemäß § 2 
des Geſ. geht das Eigenthum der zu verwahrenden 
Werthpapiere nicht auf den Bankier über 5948 

Bangeldervertrag |. Abtretung 143 

Bauland ſ. Enteignung 22756, 3237 

Beamte |. Kirchenrecht 405 58, Kaufmannſchaft 16720, Land⸗ 
gemeindeordnung 260°, Verwahrungsvertrag 3105, 
Juriſtiſche Perſonen 53311, Verjährung 6327 

Haftung des Staates für Verſehen der B. tritt nicht ein 
bei obrigkeitlichen Amtshandlungen, wohl aber bei 
Handlungen in Vertretung des Staatsvermögens. 
Begriff des letzteren (Benutzung von Ufergrundſtücken 
zu Stromregulirungsarbeiten) 226 “5; vergl. Juriſtiſche 
Perſonen 83% 

Die für die Klagen gegen B. begründete ausſchließliche 
Zuſtändigkeit der Landgerichte und Zuläſſigkeit der 
Reviſion wird durch die Niederlegung des Amtes 
ſeitens des B. nicht berührt 3911 

Auf die penſionsfähige Dienſtzeit iſt den B. die Zeit ſeit 
der Beeidigung und die Zeit vorher, ſeit die Beeidigung 
hätte erfolgen ſollen, unverkürzt anzurechnen 407 °° 

Zum Erlaß der nach den Landesgeſetzen und § 11 des 
Einf. Geſ. zur C. P. O. bei der Verfolgung von B. 
erforderlichen Vorentſcheidung iſt für Elſaß⸗Lothringen 
das Reichsgericht zuſtändig 4181 

Iſt die Haftbarkeit eines B. für Verfehen bei Führung 
des Amtes dadurch bedingt, daß der in erſter Reihe 
Haftende, auch wenn die Klage gegen dieſen keinen 
Erfolg verſpricht, verklagt und die Zwangsvollſtreckung 
gegen ihn bis zur Leiſtung des Offenbarungseides 
durchgeführt werde? Verbeſſerung der Vermögenslage 
des in erſter Reihe Haftenden 433 52 

B. haben keinen civilrechtlich verfolgbaren Anſpruch auf 
Ausübung ihrer Dienſtfunktionen 44820 


Reichsbeamte 

Art. 18 Abſ. 2 der Reichsverfaſſung galt nur bis 
zum Inkrafttreten des Reichsbeamtengeſetzes vom 
31. März 1873. Gehaltsanſpruch der Reichsbeamten 
21825 

Städtiſche B. 

Städtiſche B., auch techniſche, ſind kraft zwingenden, 
öffentlichen Rechts in der Regel lebenslänglich 
angeſtellt, ausgenommen Unterbeamte, die nur zu 
mechaniſchen Dienſtleiſtungen beſtimmt find 155111, 
156 118 

Beiderſeitiger Anſtellungswille als Erforderniß der 
„Anſtellung“ 156 112 

Der Anſtellungswille des Dienſtherrn kann nicht nur 
aus dem formellen Anſtellungsdekret, ſondern auch 
aus konkludenten Thatumſtänden, insbeſondere aus 
der dem Bedienſteten dauernd zugewieſenen Thätigkeit 
entnommen werden 37349 

Beauftragter Richter 
Darf die gutachtliche Meinung des mit der Einnahme 
des Augenſcheins beauftragt geweſenen Richters in den 

Urtheilsgründen verwerthet werden? 588° 

Bedingung |. Beweislaſt 31218, 37558 
Belenchtungspflicht 


B. der Hauseigenthümer in Berlin. Zeitliche Beſchränkung. 


Haftung für Vertreter 148 8 vgl. 53314 

B. hinſichtlich im Freien ſtehender Sachen (Wagen in 
der Nähe eines Dorfgebäudes) 15095 

B. hinſichtlich einer Kellertreppe; eigenes Verſchulden des 
Hinabgeſtürzten; Dauer des etwaigen Unterhalts⸗ 
anſpruchs der Wittwe 15086, 1507 15198 

Pflicht zur Beleuchtung ſtädtiſcher Straßen über 7 Uhr 
Morgens hinaus f 377% | 

Pflicht zur Beleuchtung von Hafenanlagen 431“ 

Bergrecht 

Geſetzliche Schadenserſatzpflicht des „Bergwerksbeſitzers“ 
in Elſaß⸗Lothringen 48° 

Der Bergwerksbeſitzer hat die Grundeigenthümer in der 
Regel in Kapital zu entſchädigen; in Rente nur wenn 
er beweiſt, daß der Schaden nur vorübergehend fei 156114 

Die in $ 52 des preußiſchen Berggeſetzes erwähnten 
allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen ſind nicht die 
ſubſidiären des gemeinen Rechts, ſondern die für Ver⸗ 
äußerung u. ſ. w. von Grundbeſitz überhaupt beſtehenden 
Geſetze 15615 

Für Bemeſſung der Werthsverminderung iſt die Zeit des 
Eintritts des Schadens maßgebend; Fixirung dieſes 
Zeitpunktes 157116 

Die Beſchränkung der Entſchädigungspflicht des Bergbau⸗ 
treibenden auf den bei gewöhnlicher Aufmerkſamkeit 
nicht vorausſehbaren Schaden an neuen Anlagen greift 
nicht Platz gegenüber den genehmigten öffentlichen 
Verkehrsanſtalten, ſoweit deren Neuanlagen nach ihrer 
Errichtung durch die Fortſetzung des Bergbaus be⸗ 
ſchädigt werden 193“ 

Schadenserſatz wegen vorbereitender bergbaulicher Maß⸗ 
regeln (Niederbringung eines Schachtes), Beſchädigung 


eines Fabrikgrundſtücks, durch Keſſelſteinbildung in 
den Maſchinen und dadurch verurſachte Entwerthung 
32255 
Knappſchaftsbeiträge haben die Natur öffentlicher Abgaben 
im Sinne des Gesees vom 14. Jil 18k peil 1862. Nach- 
forderungen ſind nur im Laufe des Etatsjahres zuläſſig 
406 63 

Der dem Grundſtückseigenthümer zu erſetzende Schaden 
umfaßt die durch den Bergbau verurſachte Verminderung 
des Ertrags⸗ und Verkaufswerthes des Grundſtücks. Iſt 
nur die Ertragsverminderung eingeklagt, ſo beſteht kein 
richterliches Fragerecht noch Fragepflicht hinſichtlich der 
Minderung des Verkaufswerthes 599 36 

Berichtigung 

Liegt eine der B. fähige „offenbare“ Unrichtigkeit vor, 

wenn in der Klage in Folge Schreibfehlers ſtatt der 
Firma „S. H. Oppenheimer jr.” die Firma „S. H. Oppen⸗ 
heimer“ als Beklagte benannt und letztere dann ver⸗ 
urtheilt iſt? 36215 

Zuläſſigkeit nochmaliger Klage behufs Berichtigung eines 
in Folge unrichtigen Klageantrages zur Vollſtreckung 
ungeeigneten Urtheils (das nicht gemäß § 319 C. P. O. 
berichtigt werden kann) 5887 

Berufung |. Verſäumnißurtheil 129 

B. iſt nur gegen ein dem Antrage in der Vorinſtanz 
nicht völlig entſprechendes Urtheil zuläſſig, dagegen 
nicht zum Zweck der Erweiterung dieſes Antrages. 
Ausnahme für die Anſchlußberufung 195 Derſelbe 
Grundſatz für Reviſion 36728 

Unzuläſſige Beſeitigung einer Eidesauflage, die nicht be⸗ 
antragt war 129 

Enthält. es einen neuen Anſpruch, wenn der Kläger dem 
Beklagten anheimſtellt, an Stelle der in erſter 
Inſtanz verlangten Zahlung etwas Anderes zu ge⸗ 
währen? 230“ 

Das Berufungsgericht iſt, wenn das Reviſionsgericht nicht 
eine beſtimmte rechtliche Beurtheilung vorgeſchrieben 
hat, an ſeine frühere rechtliche und thatſächliche Auf⸗ 
faſſung nicht gebunden 25310 

Im Falle des § 513 Abſ. 2 C. P. O. iſt die B. als un⸗ 
begründet zurückzuweiſen (nicht als unzuläſſig zu ver⸗ 
werfen), wenn das Verſäumnißurtheil mit Recht er: 
gangen iſt 3131? 

Zuläſſige Aufnahme eines in erſter Inſtanz fallen gelaſſenen 
Einwandes 42213 

Beſchwerde ſ. Zwiſchenurtheil 907, Ausſetzung des Ber: 
fahrens 5305 

B. zuläſſig vor wirkſamer Zuſtellung des angefochtenen 
Beſchluſſes 42° 

In Handelsſachen, welche dem R. G. F. G. unterliegen, 
iſt für die B. die bei dem Landgerichte etwa gebildete 
Kammer für Handelsſachen ausſchließlich zuſtändig 66 

Zuläſſigkeit des richterlichen Eides im Beſchwerdeverfahren 
nach 8 99 Abſ. 3 C. P. O. 90° 

Auch die Zuläſſigkeit der in 8 576 Abſ. 2 erwähnten B. 
richtet ſich nach den 88 567 ff. 25318 
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Für die Unzuläſſigkeit einer B. (3. B. gegen die gemäß 
8 109 C. P. O. erfolgte Friſtbeſtimmung) macht es 
keinen Unterſchied, ob der Beſchluß in erſter oder zweiter 
Inſtanz erlaſſen iſt 2705 

B. gegen eine in der äußeren Form des Urtheils ab⸗ 
gefaßte, materiell einen Beſchluß darſtellende Ent⸗ 
ſcheidung 27216 

Durch Anerkenntnißurtheil unter Vorbehalt der Ent⸗ 
ſcheidung über Zinſen und Koſten wird die Zins⸗ 
zahlungsfrage „Hauptſache“. Werden dann die Zinſen 
bezahlt, ſo kann das über die Koſten entſcheidende 
Urtheil nur mit der B. angegriffen werden 3927 

Sofortige B. 

Eine die ſofortige B. wegen des Koſtenpunkts aus⸗ 
ſchließende Entſcheidung in der Hauptſache liegt vor, 
wenn die Hauptſache nach Aufrechterhaltung entgegen⸗ 
ſtehender Anträge für erledigt erklärt wird 162 

Weitere B. 

Neuer ſelbſtſtändiger Beſchwerdegrund; muß in der an⸗ 
gefochtenen Entſcheidung enthalten ſein, ein neues 
Vorbringen genügt ſonſt nicht 18“, vergl. 395 

Neuer ſelbſtſtändiger Beſchwerdegrund, wenn der erſte 
Richter die Koſtenvorſchußpflicht des Mannes im Ehe⸗ 
ſcheidungsprozeß deshalb verneint hat, weil nicht 
glaubhaft gemacht ſei, daß die Frau zur Deckung 
des Vorſchuſſes hinreichendes Vermögen eingebracht 
habe, der zweite Richter die Vorſchußpflicht des 
Mannes für den geſetzlichen Güterſtand überhaupt 
verneint hat 132 | 

8 8 des Einf. Gef. zur C. P. O., wonach ein beim 
oberſten Landesgericht oder Reichsgericht zugelaſſener 
Rechtsanwalt erſt beſtellt zu werden braucht, nachdem 
das oberſte Landesgericht über die Zuſtändigkeit 
entſchieden hat, iſt nur auf die Reviſion, nicht auf 
das Beſchwerdeverfahren anwendbar 133 

Nicht die Begründung der in Betracht kommenden Be⸗ 
ſchlüſſe, ſondern ihre Sachentſcheidung iſt maßgebend 
dafür, ob ein neuer ſelbſtſtändiger Beſchwerdegrund 
vorliegt 170 

Beſchwerdegegenſtand 

Berechnung der Beſchwerdeſumme bei Anfechtung der nur 
über die Prozeßkoſten erlaſſenen Entſcheidungen 90°, 
181! 


B. einer Klage auf Eintragung einer vorgeblich unter 
den Parteien beſtehenden offenen Handelsgeſellſchaft 
130 3° 

Berückſichtigung der Parteiangaben gegenüber ſpäter beis 
gebrachten Gutachten für die Bemeſſung des B. 1303. 
1312 

Bei Beſchwerden gegen Koſtenfeſtſetzungsbeſchlüſſe bleiben 
die Koſtenfeſtſetzungsgebühren der Anwälte (als Neben⸗ 
forderungen im Sinne des § 4 C. P. O.) für die Bes 
rechnung der Beſchwerdeſumme unberückſichtigt 1811 

Berechnung der Beſchwerdeſumme, wenn die Anwälte erſter 
und zweiter Inſtanz im Gebührenintereſſe Erhöhung 
des Streitwerths verlangen. Zuſammenrechnung der 
Beträge ihrer Beſchwerden unzuläſſig 36318 
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Durch Ermäßigung der Klageſumme nach Zuſtellung der Beweislaſt |. Werkverdingung 428 


Berufung wird das Vorhandenſein der Reviſionsſumme 
nicht berührt 42210 
Beſitz 
Zum Erwerb des mittelbaren Beſitzes nach §S 930 B. G. B. 
genügt nicht ein abſtraktes constitutum possessorium, 
ſondern es wird ein konkretes, obligatoriſches oder 
dingliches Rechtsverhältniß (Nutzungsrecht oder Ver⸗ 
waltungspflicht) des unmittelbaren Beſitzers erfordert 10 
Beſitzübertragung unter Eheleuten 3739 
Guter Glaube des Beſitzers ohne die Ueberzeugung, 
Eigenthümer geworden zu ſein. Der Anſpruch des 
redlichen Beſitzers auf Erſatz der nützlichen Ver⸗ 
wendungen kann gegenüber der Eigenthumsklage trotz 
87 Abſ. 2 des preußiſchen Geſetzes vom 5. Mai 1872 
durch Einrede geltend gemacht werden g 8013 
Zum „wirklichen“ Beſitz im Sinne des § 54 Thl. 1 Tit. 7 
A. L. R. gehört jedenfalls Gewahrſam 320“ 
Beſtandtheile 
Können B. eines Grundſtücks durch einſtweilige Verfügung 
des Prozeßgerichts von der über das Grundſtück ein⸗ 
geleiteten Zwangsverſteigerung ausgeſchloſſen werden? 
229 1 
Bedeutung der im Zuſchlagsurtheil wiederholten Ver⸗ 
ſteigerungsbedingung, daß ein B. des Grundſtücks von 
der Verſteigerung ausgeſchloſſen ſei 26234 
Verſchiedenheit des preußiſchen und des gemeinen Rechts 
hinſichtlich des Begriffs „Beſtandtheile“ 319“ 
Betrug 
Haftung des Betrügers für Schädigung eines Dritten 
p 640 28 
Beweis |. Vertrag 14378, 26030 ſ. Sicherung des Beweiſes 
5306 
B. für den Abſchluß eines Vertrages durch den Nachweis, 
daß der Beklagte gegen ein beſtimmtes Schreiben weder 
ſchriftlich noch mündlich proteſtirt habe 165 15 
Zum B. des Irrthums gehört der Nachweis der Ent⸗ 
ſtehung der irrigen Meinung aus äußeren ſcheinbaren 
Thatſachen, welche geeignet ſind, einen Irrthum zu 
erwecken 16615 
Unbeſchränkte Zuläſſigkeit des Gegenbeweiſes gegen öffent⸗ 
liche Urkunden 2167 
Nothwendigkeit der Beweiserhebung darüber, ob eine Partei 
eine in zweiter Inſtanz beſtrittene Behauptung in erſter 
Inſtanz zugeſtanden habe 360 
Beweisantrag |. Handelsbücher 545 10 
Genügt als B. die Anführung, die Zeugen wüßten, daß 
N. N. dem Kläger den geforderten Betrag geſchuldet 
habe? 16619 
Iſt das Gericht verpflichtet, einem Antrage auf Einholung 
einer amtlichen Auskunft zu entſprechen? 1823 
Ein B., durch den keine beſtimmten Thatſachen geltend 
gemacht werden, giebt nicht einmal zur Erfüllung der 
Fragepflicht Anlaß 543° 
Ungenügende Begründung der Ablehnung eines B., der 
den direkten Gegenbeweis gegen ein eidliches Zeugniß 
bezweckt 5885 


B. für unbedingten Abſchluß eines Rechtsgeſchäfts trifft 
den Kläger, der den unbedingten Abſchluß behauptet. 
Art der Beweisführung und des Gegenbeweiſes 3128; 
vergl. 37553 

B. für die Behauptung einer die Willensfreiheit aus⸗ 
ſchließenden Geiſtesſchwäche 360 10 

Bei bedingten Rechtsgeſchäften trifft die B. bezüglich der 
auflöſenden Bedingung den dieſe geltend Machenden, 
bezüglich der aufſchiebenden den, der das unbedingte 
Rechtsgeſchäft geltend macht 3755 

Bei Geltendmachung einer Hypothek, deren eingetragener 
Schuldgrund (z. B. Darlehn) unſtreitig nicht beſteht, 
hat der Gläubiger Exiſtenz und Inhalt des wirklichen 
Schuldverhältniſſes zu beweiſen. Dieſe B. trifft da⸗ 
gegen den Schuldner, wenn er mit der Behauptung 
klagt, daß der Gläubiger ſeinen Vertragspflichten zu⸗ 
widergehandelt habe 421 | 

B. bei der Auflöſungsklage wegen Nichterfüllung eines 
(zu Gunſten Dritter) geſchloſſenen ſynallagmatiſchen 
Vertrages f 5341 

Beweiswürdigung 

Lücken in der B. als Reviſionsgrund 21518, 270°, 393 10, 
3930, 607 u 

Verwerthung eigener Sachkunde des Gerichts (für die 
Feſtſtellung, daß beſtimmte Thatſachen die Annahme 
einer die Willensfreiheit ausſchließenden Geiſtesſchwäche 
nicht rechtfertigen) unter Ablehnung von Sachverſtändigen⸗ 
vernehmung 36010 

B., die der Beweiserhebung in unzuläffiger Weiſe voran⸗ 
geſchickt iſt 605° 

Bierlieferungsvertrag |. Rücktritt und Vertrag 8015 
Bilanz 

Die Geſellſchafter können in ihrem Rechtsverhältniß unter⸗ 
einander für die Dauer der Geſellſchaft die Aktiva 
unter ihrem wahren Werthe in die B. einſtellen 
5901 

Binnenſchifffahrt |. Rechtsnormen, zeitliche Herrſchaft 40148, 
Zuſammenſtoß von Schiffen 401“, Verjährung 54716 

Iſt das Binnenſchifffahrtsgeſetz anwendbar, wenn ein 
Schleppdampfer in einem Binnengewäſſer ein Seeſchiff 
ſchleppt? 100“ 

Unterſchiede zwiſchen Hülfslohn und Schlepplohn 36835 

Börſenterminhandel 

Die Vorauszahlung der Prämie auf ein verbotenes Börſen⸗ 
termingeſchäft („Kauf der Vorprämie“) iſt weder Leiſtung 
im Sinne des 8 762 B. G. B. noch Leiſtung „bei oder 
nach Abwickelung des Geſchäfts zu deſſen Erfüllung“ 
und kann daher zurückgefordert werden 10150 

Die verbotenen Börſentermingeſchäfte und börſenmäßigen 
Termingeſchäfte find nichtig 139 7; vergl. 54718, 638 28, 
Begriffsbeſtimmung derſelben, poſitive und negative 
Merkmale 14158; vergl. 63822 

Als Erfüllung (nach oder bei völliger Abwickelung) eines 
Börſentermingeſchäfts iſt nicht ſchon die Einſtellung in 
das Kontokorrent, ſondern erſt die Anerkennung der 
Saldoziehung anzuſehen 18935, 1895 


Prolongation auf den folgenden Ultimo als neues, 
ſelbſtſtändiges Geſchäft 18933 
Unwirkſamkeit der Vereinbarung, daß die Schuld aus 
einem (nichtigen oder) klagloſen Börſentermingeſchäft 
als Darlehnsſchuld gelten ſolle 3693“ 
Wirkungen des Verbots des B. in Antheilen von Berg⸗ 
werks⸗ und Fabrikunternehmungen 44718 
Handel nach Börſenpreiſen (wenn auch nicht amtlich 
feſtgeſtellten Terminpreiſen) als Erforderniß des börſen⸗ 
mäßigen Termingeſchäfts 59422 
Geſchäfte, die denſelben wirthſchaftlichen Zwecken dienen, 
wie die in 8 48 des Börſengeſetzes beſtimmten Börſen⸗ 
termingeſchäfte unterliegen dem § 66 des Geſetzes, auch 
wenn ſie behufs Umgehung des Geſetzes in eine andere 
Form gekleidet ſind 6382 
Aus der Ungültigkeit des Auftrages zum Abſchluſſe ver⸗ 
botener Börſentermingeſchäfte folgt nicht die Ungültigkeit 
des Auftrages zur Bürgſchaft oder Verpfändung für 
fremde Schuld aus ſolchen Geſchäften 638 28 
Bürgſchaft |. Arreſt 444° 
Iſt die dem Hauptſchuldner nur für deſſen Perſon ohne 
Zuziehung des Bürgen gewährte Bewilligung von 
Ratenzahlungen dem Bürgen gegenüber von rechtlicher 
Wirkung? p 151101 
Iſt die in Folge nicht pünktlicher Zinszahlung vorzeitig 
eingetretene Fälligkeit der Schuld auch dem Bürgen 
gegenüber wirkſam, wenn die darauf bezügliche Vertrags⸗ 
klauſel erſt nach der Bürgſchaftsübernahme zu Stande 
gekommen iſt? p 231° 
B. für eine unwirkſame Hauptſchuld verpflichtet den Bürgen, 
der die Ungültigkeit der Hauptſchuld gekannt hat g 318 
Condictio |. Kondiktion 
Darlehn 
Hingabe eigenen Geldes unter fremdem Namen zum D. 
Der Hingeber behält dem von ihm als Gläubiger 
Bezeichneten gegenüber den Darlehnsanſpruch, ſo lange 
er ihn nicht durch beſonderen Rechtsakt übertragen hat 38 4° 
Vom Geſetz abweichende Vereinbarungen über die Zeit 
der Erfüllung des Darlehnsvertrages waren nach 
preußiſchem Recht an ſchriftliche Form gebunden 430 4 
Dienſtvertrag 
Nach franzöſiſchem Recht iſt der Bedienſtete nicht geſetzlich 
verpflichtet, ſich den Eintritt eines neuen Dienſtherrn 
in den D. gefallen zu laſſen 17954 
Differenzgeſchaͤft 
Tages⸗ und Kaſſageſchäfte ſind, auch wenn ſie in 
Spekulationsabſicht geſchloſſen werden, in der Regel 
nicht D. 257, 44511; vergl. aber Spiel 5983“ 
Feſtſtellung der ſtillſchweigenden Willensübereinſtimmung, 
bloße D. ſchließen zu wollen 42585 
Dingliche Nechte |. Urtheil 128 
Domanium 
Fürſtlich Waldeck ſches Domanialvermögen nicht Privat⸗ 
vermögen des Fürſtlichen Hauſes 22058 
Doppelbeſtenerung ſ. Steuerpflicht 99 56, Aktiengeſellſchaft 
99 41 
Ebebruch |. Eheſcheidung 


Ehegũterrecht 
Die lediglich als Folge der Eheſcheidung eintretende 
Gütertrennung wird nicht auf den Zeitpunkt der 
Scheidungsklage zurückgezogen f 1605 
Befugniß der Frau, über den Reingewinn ihres Geſchäfts 
zu verfügen p 225 4 
Eheliche Folge 
Die Klage auf Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft iſt 
nicht nur zur Beſeitigung des räumlichen Getrenntſeins 
beſtimmt. (Berechtigtes Verlangen des Mannes, daß 
die Frau auf ſeine Koſten in einer Heilanſtalt unter⸗ 
gebracht werde) 3155 
Eheſcheidung ſ. Rechtshängigkeit 1324, Ausſetzung des 
Verfahrens 217 
Durch Abweiſung einer Eheſcheidungs⸗ oder Ungültig⸗ 
keitsklage werden alle Scheidungs⸗ und Ungültigkeits⸗ 
gründe verbraucht, welche von beiden Theilen in 
dieſem Rechtsſtreite geltend gemacht werden können 633 11 
Beleidigung 
Beleidigungen, die durch ehewidriges Verhalten des 
Beleidigten veranlaßt ſind, können letzterem dennoch 
einen Scheidungsgrund aus § 1568 B. G. B. ge⸗ 
währen 71 
Bösliche Verlaſſung 
Präkluſivfriſt des 8 1571 B. G. B. Durch Verreiſen 
eines. Ehegatten wird die häusliche Gemeinſchaft 
nicht ohne Weiteres aufgehoben 13 
Bösliche Verlaſſung ſeit der Klageerhebung als neuer 
Klagegrund gemäß § 614 C. P. O. 2313 
Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes 
Trunkſucht als Urſache der Zerrüttung 71 
Verzeihung 
Verzeihung erfordert nicht den Willen, das Recht 
auf Scheidung aufzugeben; Ausdruck ſubjektiven 
Empfindens, daß die Fortſetzung der Ehe erträglich 
ſei, ohne rechtsgeſchäftlichen Charakter 13 
Verzeihung alles bisher Vorgekommenen, insbeſondere 
von Handlungen, bezüglich deren nur ein Verdacht 
beſtand p 40% 
Vermögensrechtliche Folgen 
Iſt der Anſpruch des unſchuldigen Theiles auf Unter⸗ 
haltsrente erſt nach förmlicher Vermögensauseinander⸗ 
ſetzung durchführbar? Der Anſpruch auf Herausgabe 
des Eingebrachten bildet eine noch in II. Inſtanz 
zuläſſige Erweiterung des auf Unterhaltsrente ge⸗ 
richteten Klageanſpruches g 8220 
Die Vermögensauseinanderſetzung geſchiedener Eheleute 
kann nach preußiſchem Recht durch Prozeß betrieben 
werden, ohne daß es eines vorgängigen anderweiten 
Auseinanderſetzungsverfahrens bedarf 226“ 
Berechnung des Einkommens des Mannes, nach welchem 
der „ſtandesmäßige Unterhalt“ der unſchuldigen Frau 
zu bemeſſen iſt. Rechtlich anerkannte Verpflichtungen 
ſind abzuziehen, auch wenn ſie in Folge perſönlicher 
Privilegien nicht exequirbar ſind. Aufwendungen 
zum Zwecke der Kapitalbildung ſind nicht abzuziehen 
p 44933 


Eheſchließung 

Formloſer mündlicher Vertrag als gültige E. im Staate 

New Pork 36111 
Eid ſ. Streitgenoſſen 395 1, Zahlungseinſtellung 897% 

Richterlicher E. kann auch über Thatſachen, die von dem 
Schwurpflichtigen wahrgenommen ſind, in der Ueber⸗ 
zeugungsnorm feſtgeſetzt werden 211 

Bei Normirung des Eides (durch Urtheil wie durch 
Beſchluß) hat der Prozeßrichter die phyſiſchen Perſonen 
feſtzuſtellen, welche den Eid leiſten ſollen 74 

Der Indoſſant eines Wechfels iſt im Sinne des § 445 
C. P. O. Rechtsvorgänger des Wechſelerwerbers 76° 

Berückſichtigung der perſönlichen Verhältniſſe der Parteien 
bei Auferlegung des richterlichen Eides 9218 

Faſſung des Eides in der Ueberzeugungsform 129“ 

Müſſen im bedingten Urtheil die Folgen auch für den Fall 
vorgeſehen werden, daß nur einer von zwei Teſtaments⸗ 
vollſtreckern den E. leiſten oder verweigern würde? 12955 

Befugniß des Gerichts, zwiſchen dem (richterlichen) Wahr⸗ 
heitseide der einen und dem Ueberzeugungseide der 
anderen Partei zu wählen 1694; vergl. 395 2⁰ 

Eideszuſchiebung an Mitinhaber einer Firma über Hand⸗ 
lungen des einen oder andern Inhabers. Folgen der 
Nichtleiſtung durch nur einen der Mitinhaber. Un⸗ 
anwendbarkeit der 88 472, 474 C. P. O. 16926 

Vorausſetzungen für die Zuläſſigkeit des. Beweiſes durch 
Eideszuſchiebung. Zuſchiebung des Eides über die 
gerichtliche Inſinuation einer Schenkung 18416 

Die für Gewährung des richterlichen Eides zu erfordernde 
Wahrſcheinlichkeit braucht nicht durch die Ergebniſſe der 
Beweisaufnahme gewonnen zu fein 2507 

Richterliches Ermeſſen bei Zubilligung und Normirung des 
Ueberzeugungseides unter Beachtung der für die Zu⸗ 
ſchiebung des Eides hinſichtlich der Beſtimmtheit der 
Beweisthatſachen beſtehenden Vorſchriften 3121° 

Eidesanordnung durch Beſchluß unzuläſſig, wenn der 
Beweisführer Erfüllungseid verlangt und den E. 
eventuell zuſchiebt. Welche Folge hat der hiergegen 
gemachte Verſtoß? 31317 

Zuläſſigkeit des richterlichen Eides vor Erſchöpfung der 
angebotenen Beweiſe 31313 

Unzuläſſigkeit der Normirung eines zugeſchobenen Eides 
dahin, daß eine von dem Beweisführer geleiſtete Zahlung 
„in Folge“ (Beweggrund) einer Aeußerung des Schwur⸗ 
pflichtigen geleiſtet ſei 394° 

In den über die Unrichtigkeit der klagebegründenden Thatſache 
zu normirenden E. braucht die entgegenſtehende Behauptung 
des Eidespflichtigen nicht aufgenommen zu werden 394 

Der Widerruf der Eideszuſchiebung nach Verweigerung 
des Eides macht die an die Eidesverweigerung geknüpfte 


Für die Zuerkennung des richterliches Eides iſt es be⸗ 
deutungslos, ob auf der einen Seite die Partei ſelbſt, 
auf der anderen nur deren geſetzlicher Vertreter ſchwören 
kann, ſofern auch letzterer die Beweisthatſache aus 
eigener Wahrnehmung beſchwören würde 633° 


Eigenthum ſ. Feſtſtellungsklage 68 


Eigenthumsfreiheitsklage ſ. Fiſchereirecht 374 0 
Bei an ſich begründeter Anſtellung der Eigenthums⸗ 
freiheitsklage wegen beläſtigender Zuführungen iſt die 
Verurtheilung auch nach Herſtellung abhelfender Ein⸗ 
richtungen zuläſſig, wenn deren Beſeitigung oder 
Nichtbenutzung nicht unmöglich erſcheint. Beweislaſt 
des Beklagten. Feſtſtellung der Schadenserſatzpflicht 
wegen künftiger Zuwiderhandlungen 70 
Eigenthumsbeſchränkungen 
Für Eigenthumsbeſchränkungen durch allgemeine, alle 
in gleicher Lage Befindlichen gleichmäßig treffende 
Polizeiverordnungen kann Entſchädigung ebenſowenig 
verlangt werden, wie für geſetzliche Eigenthums⸗ 
beſchränkungen 175 


Einrede 


E. des Schiedsvertrages war vor dem 1. Januar 1900 
nicht prozeßhindernd und konnte daher noch in der 
Berufungsinſtanz geltend gemacht werden 2211 

Prozeßhindernde E. |. Zurückverweiſung 9317 


Einſtweilige Verfügung ſ. Arreſt 17151, Auslegung 423 *, 


Ausſetzung des Verfahrens 5305 

Einwand der Erfüllung gegenüber zwangsweiſer Durch⸗ 
führung der e. V. nur im Wege der Klage (8 767 
C. P. O.) zuläſſig 2314 

Erweiterung einer e. V. gemäß § 268 Z. 2 C. P. O. in 
II. Inſtanz 1004 

Koſtenpflicht des Antragſtellers für eine gemäß 88 935, 
940 C. P. O. erwirkte e. V., wenn eine nach 88 760ff. 
nachzuſuchende Anordnung ausgereicht hätte 1708 

In dem Verfahren über die Rechtmäßigkeit einer vom 
Amtsgerichte erlaſſenen e. V. (8 945) kann der Beklagte 
nur Aufhebung oder Beſchränkung der e. V., nicht aber 
Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes oder Schadens⸗ 
erſatz beantragen 185 20 

Zu der an die zweiwöchige Friſt des 8 929 Abſ. 2 ge⸗ 
bundenen Vollziehung e. V., die ein Verbot enthalten, 
genügt deren Zuſtellung 255 2° 

Das freie Ermeſſen des Gerichts über die zur Erreichung 
des Zwecks der e. V. erforderlichen Anordnungen bezieht 
ſich nur auf den ſachlichen Inhalt, nicht auf die Zwangs⸗ 
mittel zur Durchführung der e. V. Wie iſt eine e. V. 
auf Einräumung des Mitbeſitzes an im Auslande be: 
findlichen beweglichen und unbeweglichen Sachen durchzu⸗ 
führen? 39626 


geſetzliche Fiktion hinfällig 39418 Eiſenbahnen |. Schadenserſatz 154 10, Abtretung 155 110 
Zuläſſigkeit der Eidesfaſſung dahin, daß ein Geſchäft Empfehlung 

„zum Schein abgeſchloſſen“ ſei 42117 Haftung aus der E. eines Kreditſuchenden p 3231 
Bei Zuerkennung des richterlichen Eides darf auf die Be⸗ Enteignung |. Fluchtliniengeſetz 37451, Zuſtellung 407 56 

weislaſt kein entſcheidendes Gewicht gelegt werden 544“ Neben der (die Einbuße an dauernden Nutzungen er⸗ 
Fehlerhafte Begründung der Verweigerung des von einer ſetzenden) Kapitalabfindung kann eine beſondere, 


Partei beanſpruchten richterlichen Eides 633° Nutzungsentſchädigung nicht verlangt werden 15711 


Anſpruch auf Verzinſung der Enteignungsſumme muß in 
der Friſt des S 30 des Enteignungsgeſetzes oder 
ſpäteſtens bei der Berufung gegen das Urtheil I. In» 
ſtanz geltend gemacht werden 157118 

Auch in der gerichtlichen Entſcheidung kann eine 
Entſchädigung (abgeſehen von dem Falle des 8 9 
des Geſetzes) nur für dasjenige Grundſtück ge⸗ 
währt werden, welches im Entſchädigungsfeſtſtellungs⸗ 
beſchluſſe des Bezirksausſchuſſes als das zu ent⸗ 
eignende bezeichnet iſt 15719. Doch kann ein 
Irrthum in der Größenangabe berichtigt und da⸗ 
nach die Entſchädigung anderweit berechnet werden 
157 120 

Unrichtigkeiten bei Begründung der Entſchädigungs⸗ 
feſtſetzung 158181 

Begriff der Baulandeigenſchaft 22780, 323 67 

Zuſtellung des Enteignungsbeſchluſſes als Zeitpunkt für 
die Werthbemeſſung. Neue Behauptungen bezüglich 
letzterer in der Reviſionsinſtanz 233 10 

Die Anwendbarkeit des S 10 des Enteignungsgeſetzes 
ſetzt voraus, daß es möglich iſt, ein entſprechendes 
Erſatzgrundſtück zu erwerben 233 11 

Entſchädigung für die durch die neue Anlage bewirkte 
Werthsverminderung des Reſtgrundſtücks 322 55 

Der bei E. eines Hausgrundſtücks auf Grund der Fiktion 
eines Neubaues feſtgeſetzte Entſchädigungsbetrag ver⸗ 
gütet die höchſte Ausnutzungsfähigkeit des Grundſtücks, 
ſo daß der Expropriat dadurch in Stand geſetzt wird, 
das Grundſtück belaſtende Rechte Dritter durch Zahlung 
abzulöſen 32358 

Auslegung eines Vertrages, in dem ſich der Grund⸗ 
eigenthümer zur Hergabe des Grund und Bodens in 
dem Umfange, in welchem derſelbe der Enteignung 
unterworfen iſt, verpflichtet hat, und zwar zur vor⸗ 
übergehenden Benutzung, unentgeltlich. Gehört die 
Entnahme von Schüttungsmaterial zur vorübergehenden 
Beſchränkung? 3245 

Verzinſung der Entſchädigungsſumme für Baubeſchränkung. 
Die Fälligkeit des Anſpruches tritt mit der Bau⸗ 
beſchränkung ein, Verzugszinſen laufen aber erſt, wenn 
unter Darlegung der Höhe des Anſpruchs Zahlung 
verlangt iſt 37451 

Verbindung der Klage auf Enteignungsentſchädigung mit 
der Klage auf Entſchädigung wegen Entziehung der 
Baufreiheit 450% 

Bewerthung des enteigneten Landes nicht allein nach deſſen 
thatſächlicher Benutzungsart, ſondern nach ſeiner Be⸗ 
nutzungsfähigkeit 53415 

Bei Bemeſſung der Entſchädigung iſt die Preisſteigerung 
nicht zu berückſichtigen, welche durch das Bekanntwerden 
der ſicheren Ausſicht auf die neue Anlage entſteht 
549 23 


Entmündigung ſ. Oeffentlichkeit 5291 
Eutſchädigung ſ. Enteignung 


E. für den durch den Schlachtzwang verurſachten Minder⸗ 
werth der bisher zum privaten Schlachtbetriebe beſtimmt 
geweſenen Grundſtücke 322% 


Eutſcheidungsgründe 


Kritik eines früheren Reviſionsurtheils in den E. des 
Berufungsgerichts 25218 

Das Berufungsgericht braucht nicht auf jede einzelne Er⸗ 
wägung des Vorderrichters einzugehen, wenn nur ſeine 
Begründung genügt und erkennen läßt, daß die ent⸗ 
gegenſtehenden Erwägungen des Vorderrichters beachtet 
find 25215 

Mangelnde E. 27213, 42323 


Erbrecht 


Vorbehalt beſchränkter Erbenhaftung bei Verurtheilung zur 
Abgabe einer Willenserklärung ſchließt die Anwendbarkeit 
des § 894 C. P. O. aus 77° 
Beweispflicht des klagenden Vermächtnißnehmers für die 
Unvollſtändigkeit des vom beklagten Vorbehaltserben 
eingereichten Privatinventariums 371“ 
Brieſliche Mittheilung der Erbquote und Zuſendung des 
Betrages durch die Teſtamentsvollſtrecker genügt nicht 
als privatſchriftliche Erbauseinanderſetzung 3755 
Nachlaßinventarium |. Vormundſchaftsrecht 4035 
Teſtament 
Ordentliche Form der Teſtamentserrichtung. Als Be⸗ 
zeichnung der mitwirkenden Perſonen im Protokoll 
genügen die Eingangsworte: „Die unterzeichneten 
Gerichtsperſonen“ (wegen ihres Zuſammenhangs mit 
den abſchließenden Unterſchriften) 14 

Bindung des Jüngſtlebenden aus einem korreſpektiven 
Teſtament, das in Folge nachträglicher Geburt von 
Notherben entkräftet wird: der Jüngſtlebende kann mit 
rechtsverbindlicher Kraft keine letztwillige Verfügung 
treffen, durch die die im wechſelſeitigen Teſtament Be⸗ 
dachten ungünſtiger geſtellt werden, als ſie durch die 
Entkräftung des Teſtaments geſtellt find g 370“ 

Auslegung eines wechſelſeitigen Teſtaments hinſichtlich 
der Frage, ob darin eine Dispoſition über den 
Nachlaß des Jüngſtlebenden oder eine Verfügung 
enthalten iſt, wodurch die Ermächtigung zur freien 
Verfügung über das Ehevermögen durch Rechts⸗ 
geſchäfte unter Lebenden beſchränkt wird 3709 

Inwieweit können außerhalb des Teſtaments liegende 
Mittel zur Erforſchung des Teſtamentswillens ver⸗ 
wendet werden? 40353 

Ob ein zweifelhafter Fall vorliegt, in dem die letzt⸗ 
willige Verfügung ſo zu deuten iſt, wie ſie nach dem 
Geſetz am beſten beſtehen kann, iſt Frage thatſäch⸗ 
licher Würdigung p 549% 

Teſtamentsvollſtrecker 

Paſſivlegitimation des Teſtamentsvollſtreckers nach 
Hamburger Privatrecht 146 8? 

Beſchränkung der Befugniſſe eines Teſtamentsvollſtreckers 
durch den Inhalt des Teſtaments g 224 


Erfüllungsgeſchäfte |. Anfechtung im Konkurſe 2417, 78°, 
2742 


Dadurch, daß der Erfüllende ſich von der Pflicht zur 
Erfüllung durch Zurückgabe des Empfangenen (wegen 
Formmangels) hätte befreien können, wird ſeiner Er⸗ 
füllung der Charakter eines (die Vermuthung der 
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Frauduloſität in der Regel ausſchließenden) Erfüllungs⸗ 
geſchäfts nicht genommen p 811 
Erfüllungsort ſ. Kauf, Wandelungsklage 1903“, 604 
E. für den Einlagerer beim Lagergeſchäft 792 
Geſetzlicher E. bei einem zwiſchen Kaufleuten in Groß⸗ 
almerode und Colombo geſchloſſenen Kauf, wenn der 
Kaufpreis durch Accept eines Londoner Bankiers be⸗ 
richtigt und das Konnoſſament in London übergeben 
wird 1882 
E. für die Verpflichtung aus einer von einem Agenten 
übernommenen Bürgſchaft (Delkredere). Kann von dem 
E. des Agenten als ſolchen verſchieden fein 21920 
Ermeſſen, richterliches |. Arreſt 444°, Eid 31216, 31318, 
Schadenserſatz 5445 
Erſitzung |. Verjährung 429“, 6112 
Erziehungsrecht 
Beim Streit geſchiedener Eheleute um das E. hat, ſoweit 
die Schuldfrage im Scheidungsprozeß ausſchlaggebend 
iſt (Regelfall), der Prozeßrichter, ſoweit die Rückſicht 
auf das perſönliche Wohl der Kinder maßgebend iſt, 
das Vormundſchaftsgericht zu entſcheiden p 4047 
Evenutualantrag |. Koſten 359“ 
Falsus procurator 
Die Partei, für welche der f. p. aufgetreten iſt, kann die 
gegen denſelben erlaſſene Entſcheidung nur als Neben⸗ 
intervenientin angreifen 892; vergl. 90“ 
Feilbieten |. Gewerberecht 366 
Feuſterrecht 
Das F. umfaßt nicht ohne Weiteres auch das Recht auf 
ungehinderte Licht⸗ und Luftzuführung. Erſitzung des 
letzteren |. Verjährung 612 
Feſtſtellungsklage 392° ſ. Anfechtung außerhalb des 
Konkursverfahrens 61050 
Eigenthumsfeſtſtellungsklage nach dem Rechte des B. G. B. 
zuläſſig (obwohl darin nicht erwähnt) 68 
Durch F. kann nur Feſtſtellung eines Rechtsverhältniſſes, 
nicht eines Rechtsſatzes verlangt werden 100 
Bei der negativen F. iſt es unzuläſſig, eine engere als 
die beantragte allgemeine Feſtſtellung im Urtheile aus: 
zuſprechen 12712; vergl. unten 360° 
F. wegen eines bedingten Schadenserſatzanſpruches. Ver⸗ 
einfachte Durchführung, Verbilligung und ſchnellere 
Verwirklichung der künftigen Schadensforderung genügt 
als Intereſſe an der alsbaldigen Feſtſtellung 3111 
Bei der negativen F. dahin, daß ein Anſpruch auf Zahlung 
in Höhe einer beſtimmten Summe nicht beſteht, 
hat das Gericht zu prüfen, ob und in welcher Höhe 
der Anſpruch beſteht. Beſteht er zum Theil, ſo iſt der 
Klage in Höhe der unbegründeten Zuvielforderung ſtatt⸗ 
zugeben 360 
Wirkung einer Ceſſion auf den etwa vorhanden geweſenen 
Feſiſtellungsanſpruch des debitor cessus gegen den 
Cedenten 420 10 
Die nach Anſtellung einer begründeten F. (insbeſondere 
erſt im Laufe der Berufungsinſtanz) eintretende Möglich- 
keit zur Erhebung der Leiſtungsklage verpflichtet den 
Kläger nicht, die F. in die Leiſtungsklage überzuleiten 42011 


F. dahin, daß Kläger berechtigt ſei, den Beklagten aus 
einem vertragsmäßigen — noch nicht gekündigten — 
Dienſtverhältniſſe zu entlaſſen, abgewieſen, weil 
Intereſſe an alsbaldiger Feſtſtellung fehlt 6057 

Zulaſſung einer F. in einem Falle, wo die Abweiſung 
der von einem Dritten gegen die Kläger erhobenen 
Leiſtungsklage deſſen Intereſſe vor der Feſtſtellung 
nicht erſchöpft 606° 

Feuerſocietät ſ. Abtretung 155110 

Die Reglements der Provinzial⸗Feuerſozietäten find Ver: 

waltungsanordnungen ohne Geſetzeskraft 155119 
Feuerbeſtattung |. Kirchhöfe 405 
Firma |. Rechtsnormen, zeitliche Herrſchaft 17235 

Beſchränkung des Firmenſchutzes auf den Ort oder die 
Gemeinde der Niederlaſſung 2720 

Klage auf Unterlaſſung der Führung einer F. erfordert 
Verletzung von Rechten (nicht bloß von Intereſſen). 
Extinktivverjährung? f 2721 

Das Recht, die F. zu geſchäftlichen Ankündigungen zu 
gebrauchen, iſt kein ſelbſtſtändiges, der Veräußerung 
fähiges Vermögensrecht; der Streit darüber wird durch 
Konkurseröffnung nicht unterbrochen, da er nicht die 
Konkursmaſſe betrifft 9525 

Die nach Art. 27 Abſ. 1 n. H. G. B. begründete Löſchungs⸗ 
klage wird weder durch Eintragung eines Berichtigungs⸗ 
noch eines Liquidationsvermerks gegenſtandlos 17236 

Haftet der Erwerber von zwei Handelsgeſchäften, die er 
unter einheitlicher, die beiden früheren Firmen erkennbar 
laſſender F. fortführt, nach § 25 H. G. B. für die 
früheren Geſchäftsverbindlichkeiten? 17337 

Kontinuität des Unternehmens als Vorausſetzung für die 
Beibehaltung der F. bei Uebergang des Geſchäfts 
auf einen Andern 18628 

Neben dem Alleininhaber einer F. kann nicht auch die F. 
als Prozeßpartei angeſehen werden 6361? 

Fiskus ſ. juriſtiſche Perſonen 832, 4314 
Fiſchereirecht 

Negatoria des Eigenthümers wegen Schädigung durch 
polizeilich genehmigte, nicht ſtändige Fiſchereiverrichtungen 
374 5⁰ 

Der Schutz des § 43 des Fiſchereigeſetzes vom 30. Mai 1874 
bezieht ſich nicht auf Fiſche, die in einem andern 
Fiſchereigebiet gefangen ſind und in dem verunreinigten 
Gewäſſer gefangen gehalten werden 599 38 

Fluchtliniengeſetz 

Die Beſchränkung der Bebaubarkeit hängt nicht von der 
Exiſtenz eines Bebauungsplanes ſondern davon ab, daß 
dem Grundeigenthümer die für fein Grundſtück feſtgeſetzte 
Baufluchtlinie amtlich bekannt gemacht wird 4351 

Bauerlaubnißſchein als Grundlage der Servitut der Un⸗ 
bebaubarkeit der über die Fluchtlinie reichenden Fläche. 
Kann Entſchädigung verlangt werden, wenn der (ge⸗ 
nehmigte) Bauplan die Fluchtlinie einhält, obwohl dieſe 
den Eigenthümern noch nicht amtlich mitgetheilt iſt? 37451 

Flüſſe 

Können die Rechte des „Uferbeſitzers“ im Sinne des Ge⸗ 

ſetzes über die Benutzung der Privatflüſſe vom 28. Fe⸗ 


bruar 1843 für eine Fabrik beanſprucht werden, deren 
Grund und Boden durch eine Chauſſee von dem 
Fluſſe geſchieden iſt, die aber zu einem an anderer 
Stelle an den Fluß anſtoßenden Gute gehört? 
373 48 
Oeffentliche Flüſſe find nach gemeinem Recht die ſtändig 
fließenden; doch können nicht ſchiff⸗ und flußbare im 
Sonderrecht ſtehen. Daraus, daß ein öffentlicher Fluß 
an ſeinem Grundſtück vorbeifließt, kann der Anlieger 
Privatrechte nicht herleiten 638% 
Frachtrecht 
Ein „Verluſt“ des Frachtguts liegt — nach allgemeinem 
F. wie auch nach dem internationalen Uebereinkommen 
vom 14. Oktober 1890 — vor, wenn die Bahn das 
Gut an einen nicht legitimirten Empfänger ausgehändigt 
hat und es nicht wieder herbeiſchafft 398 
Fragerecht und Fragepflicht |. Anträge 92, 125°, 12610, 
Beweisantrag 543°, Bergrecht 599 56 
Fragepflicht, wenn der Kläger es unterlaſſen hat, ſeinen 
Schadensanſpruch im Einzelnen zu begründen 1257, 
126° 
F. und F. erſtrecken ſich nicht auf Aenderung des Klage: 
grundes oder Vorbringen eines neuen Klagegrundes 
164 — Ebenſowenig auf bisher nicht vorgebrachte 
Einwendungen 444° 
Fragepflicht bei anſcheinender Nutzloſigkeit eines Partei⸗ 
vorbringens 214° 
Fragepflicht bezüglich des für die Entſcheidung maßgebenden 
Willens der Vertragſchließenden 3107 
Fragepflicht behufs Feſtſtellung, ob das im Anwaltsprozeß 
von der Partei perſönlich Angeführte als formell be⸗ 
hauptet gelten ſolle 529° 
Freiwillige Gerichtsbarkeit 
Die Sachlegitimation zur Beſchwerde in Sachen F. G. 
(S 20 R. G. F. G.) iſt nicht dadurch bedingt, daß die 
Beſchwerde materiell gerechtfertigt iſt 1015 
Friſt 
Wiedereinſetzungsfriſt keine Nothfriſt, auch nicht wenn es 
ſich um Wiedereinſetzung gegen den Ablauf einer Noth⸗ 
friſt (z. B. Reviſionsfriſt) handelt 311“ 
Gebrauchsmuſter 
Inhalt und Grenzen des Rechts, welches durch Eintragung 
eines in ein beſtehendes Patent eingreifenden Gebrauchs⸗ 
muſters gewährt wird 1387,88 
Die Gebrauchsanweiſung (zu einem Kohlenſäure⸗Apparat) 
iſt weder ein „Gebrauchsgegenſtand“ noch Theil eines 
ſolchen im Sinne des Geſetzes 275 58 
Geſchützt iſt zwar nicht die der neuen Formgebung zu 
Grunde liegende Erfindung, ſondern die Formgebung 
(das Modell) ſelbſt, aber auch gegen Nachbildungen mit 
unweſentlichen Aenderungen 31731; vergl. 31732, 36831 
Schutzfähigkeit der Säulenlampen, bei denen die Säule 
als Oelbehälter dient 31732 
Komplizirte Maſchinen können nicht Gegenſtand des Ge⸗ 
brauchsmuſterſchutzes ſein, wohl aber einzelne Verrich⸗ 
tungen von ſolchen mit ſelbſtſtändiger Funktion (Bogen⸗ 
ableger bei Schnellpreſſen) 6370 


Gebühren |. Zeugen 632° 

Die Gebühren des Patentanwalts für Anfertigung von 
Schriftſätzen für das Berufungsverfahren vor dem 
Reichsgericht ſind nicht erſtattungsfähig 44710 

Gemeinde 

Zur Vertretung des Gemeindevorſtehers ſind nach der 
Landgemeindeordnung nicht beide Schöffen, ſondern 
nur einer derſelben berufen, zunächſt der Dienſt⸗ 
älteſte 26385 

Gemeinſchaft 

Zufällige, in Folge der durch Formloſigkeit bedingten 
Nichtigkeit des Geſellſchaftsvertrages. Gemeinſchaftliche 
Ausführung eines Baues. Begriff der „gemeinſchaft⸗ 
lichen Verwendungen“ 15116 — Deren Theilung nach 
Verhältniß des Werthes der von jedem Theilnehmer 
beigetragenen Leiſtungen 152108 

Genoſſeuſchaft 
Ausſchließung von Mitgliedern 259 28 
Gerichtskoſten 

In landesgeſetzlichen Koſtenſtreitigkeiten endigt der 
Inſtanzenzug bei den Oberlandesgerichten, insbeſondere 
auch in den das unbewegliche Vermögen betreffenden 
Zwangsverſteigerungs⸗ und Zwangsverwaltungsſachen 
102 5⁸ 

Beſchlüſſe des Reichsgerichts, wodurch Beſchwerden gegen 
die auf weitere Beſchwerde erlaſſenen Beſchlüſſe der 
Oberlandesgerichte als unzuläſſig verworfen werden, 
ſind gebührenpflichtig (obwohl in den Koſtengeſetzen 
Gebühren nicht vorgeſehen find) 54715 

Gerichtsſchreiber 

Verpflichtung des G. zur Vorlegung von Akten, deren 
Wiedervorlegung der Richter verſehentlich nicht an⸗ 
geordnet hat 43452 

Gerichtsſtand |. Erfüllungsort 7912 

Vereinbarter G. für Widerklagen 891 

G. des Sitzes der Genoſſenſchaft, unabhängig von dem 
Orte ihrer Verwaltung; gewerbliche Niederlaſſungen 
außerhalb des Sitz orts 161? 

Die Betriebsinſpektionen der preußiſchen Eiſenbahnen 
haben gegenüber den Eiſenbahndirektionen nicht die zur 
Begründung des Gerichtsſtandes der Niederlaſſung er⸗ 
forderliche Selbſtſtändigkeit 1623; vergl. 431 

Die Eintragung einer Zweigniederlaſſung iſt maßgebend 
für den G. der Niederlaſſung 219 

Zur Begründung des gemeinſchaftlichen G. aus § 603 
Abſ. 2 C. P. O. muß die Klage gegen die mehreren 
Wechſelverpflichteten nicht bloß gerichtet, ſondern er⸗ 
hoben werden 31423 

Zur Begründung des allgemeinen G. genügt es, daß der 
Bekl. vor der erſten mündlichen Verhandlung ſeinen 
Wohnſitz in den Bezirk des angerufenen Gerichts 
verlegt hat 4431 

G. des Wohnſitzes für die Klage auf Aenderung einer 
früheren Verurtheilung zu künftigen Leiſtungen wegen 
Aenderung des Thatbeſtandes (8 323 C. P. O.) zum 
Unterſchiede von der Klage aus § 767 C. P. O. 
608 18 

2° 


G. des Vermögens ſ. Vollſtreckungsgericht 363 19 
Haupt⸗ bezw. Kontokurrentbuch als Vermögen im Sinne 
des 8 23 C. P. O. 270% 
G. des Vermögens, wenn: Forderungen Klaggegenſtand 
find 310° 
G. des Vertrages 
„Streitige Verpflichtung“ im Sinne des § 29 C. P. O., 
bei Klage auf Entſchädigung wegen Nichterfüllung 
des Vertrages 731 
Klage gegen eine Aktiengeſellſchaft auf, Erfüllung eines 
Licenzvertrages am Sitz der Beklagten als Er⸗ 
füllungsort zu erheben 419° 
G. der belegenen Sache 
G. der belegenen Sache nicht begründet beim Streit 
über das Beſtehen eines Pfandrechts an einer 
Hypothek 310“ 
G. der unerlaubten Handlung 
Für Klagen aus § 1 des Haftpflichtgeſetzes vom 
7. Juni 1871 iſt der G. der unerlaubten Handlung 
nicht begründet 181“ ö 
Der G. der unerlaubten Handlung iſt bei jedem Ge⸗ 
richte begründet, in deſſen Bezirke eine der zum 
Thatbeſtande gehörigen Handlungen (nicht bloß die 
letzte) begangen iſt 3583 
Gerichtsvollzieher |. Reviſion 2691, Verſehen 3119 
Welche Bezüge ſind den vor dem 1. Oktober 1900 an⸗ 
geſtellt geweſenen G. auf das gewährleiſtete Mindeſt⸗ 
inkommen von 1800 Mark anzurechnen? 2645 
Geſammtſchuld 
Geltendmachung von Geſammtforderungen im Konkurſe 
eines oder mehrerer Geſammtſchuldner 53219 
Geſchäfts fähigkeit |. Minderjährige 324 50 
Geſellſchaft ſ. Handelsgeſellſchaft, Reviſion 1318, Bilanz 
59014 
Auflöſung einer G. auf Gegenſeitigkeit. Kann von der 
ſtatutenmäßig dazu erforderlichen Zweidrittel⸗Majorität 
abgeſehen werden, wenn die Generalverſammlung das 
Fortbeſtehen der G. wegen Zurücknahme der ihr er⸗ 
theilten Konzeſſion für zwecklos hält? 153100 
Im Falle des Konkurſes der G. haften die Geſellſchafter 
und zwar auch die ausgeſchiedenen mit ihrem Privat⸗ 
vermögen für die Geſellſchaftsſchulden nur ſubſidiär 186 2° 
Ausſchließung von Mitgliedern. Wie iſt deren Ladung 
zu der darüber beſchließenden Verſammlung zu bewirken? 
Unterliegt der Beſchluß richterlicher Nachprüfung? 2317 
Erlaubte Geſellſchaften im Sinne des Preußiſchen All⸗ 
gemeinen Landrechts. Zuläſſigkeit der ſtatutenmäßigen 
Geldſtrafen als Vertragsſtrafen, gerichtliche Nachprüfung 
321 5¹ 
Erſatzanſprüche eines Geſellſchafters gegen einen anderen 
ſind nach Preußiſchem Allgemeinen Landrecht auch 
gegen den Sonderrechtsnachfolger des Erſatzpflichtigen 
wirkſam 40455 
G. mit beſchränkter Haftpflicht 
Die Geſchäftsführer haben kein Klagerecht auf An⸗ 
erkennung der von ihnen aufgeſtellten Bilanz. (Ebenſo⸗ 
wenig der Vorſtand einer Aktiengeſellſchaft) 323° 
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Abtretung von Geſchäftsantheilen. Rückforderung von 
Einzahlungen, die im Auftrage eines Andern auf 
die von dieſem übernommene Stammeinlage gemacht 
find 99, 100% 

Unterſchied zwiſchen dem Beitritt zur G. mit Einſchuß 
friſchen Kapitals und käuflicher Uebernahme eines 
alten Geſchäftsantheils 1004 

Form der Uebernahme einer auf das erhöhte Stamm⸗ 
kapital zu leiſtenden Einlage 123 

Ausſchluß der Aufrechnung auf die Stammeinlagen 259° 

Die perſönliche und ſolidariſche Haftung der, vor der 
Eintragung der G. mit beſchränkter Haftpflicht für 
dieſe Handelnden beſteht auch, wenn der Vertrags⸗ 
gegner weiß, daß die Eintragung nicht erfolgt iſt 
oder die G. den Vertrag nach der Eintragung ge⸗ 
nehmigt 31733 | 

Die Androhung des Ausſchluſſes und der fruchtloſe 
Ablauf der Nachfriſt verpflichten die G. nicht, den 
Ausſchluß auszuſprechen und befreien den ſäumigen 
Geſellſchafter nicht von der Einlageverbindlichkeit 
400 4 

Kaufvertrag, bei dem der Verkäufer, ſtatt Zahlung zu 
erhalten, eine das Stammkapital erhöhende Einlage 
macht. Folgen der mangelnden geſetzlichen Form für 
die Uebernahme der Stammeinlage 61125 

Geſinde 
Anſpruch des berechtigterweiſe entlaſſenen Geſindes auf 
Lohn und Koſt für die Zeit der geleiſteten Dienſte 
226 4° 
Geſtändniß ſ. Beweis 16610 
Begriff; Unterſchied von einſeitiger Parteibehauptung, die 
ohne Nachweis des Irrthums jeder Zeit berichtigt 
werden kann 92° 
Inwieweit können Rechtsverhältniſſe (nicht bloß That⸗ 
ſachen) durch gerichtliches G. feſtgeſtellt werden? 12817 
Gewerberecht 
Entlaſſung von Betriebsbeamten u. ſ. w. ohne Kündigung 
wegen erheblicher Ehrverletzungen des Arbeitgebers oder 

ſeines Vertreters 3026 

Vereinbarungen behufs Erlangung „günſtigerer“ Lohn⸗ 
und Arbeitsbedingungen, erlaubt aber unverbindlich. 

Begriff der günſtigeren Bedingungen 307 

Recht der Angeſtellten (Techniker) zu vorzeitiger Auf⸗ 

hebung des Dienſtverhältniſſes 1354 

Nichtzahlung des Gehalts, zu der der Angeſtellte dem 
Arbeitgeber begründeten Anlaß gegeben hat, berechtigt 
den Angeſtellten nicht, den Dienſtvertrag vorzeitig auf⸗ 
zuheben 135 50 | 
Anhaltende Krankheit als Dienſtaufhebungsgrund. An⸗ 
wendbarkeit der 88 408, 409 A. L. R. I, 5; Berück⸗ 
ſichtigung der nach der Rücktrittserklärung eingetretenen 

Thatſachen für die Frage, ob der Rücktritt gerechtfertigt 

war 174 

Das Gewerbegericht iſt nicht zuſtändig, wenn die Forderung 
des Arbeiters gegen den Arbeitgeber oder umgekehrt 
durch Abtretung oder ſonſt auf einen Dritten übergeht 

31750 


Beſchränkung der Marktverkehrsabgaben. Gehört Feil⸗ 
bieten im Umherfahren zum Marktverkehr? Begriff 
des Feilbietens 3665 
Gewerkſchaft 
Die Rechts⸗ und Handlungsfähigkeit einer G. iſt nicht 
auf den Betrieb des verliehenen Bergwerks beſchränkt, 
vielmehr findet das Gewerkſchaftsrecht auch auf die 
Rechtsverhältniſſe einer G. Anwendung, die (in Hannover) 
aus dem Rechte des Grundeigenthümers Bergbau be⸗ 
treibt 424 
Gewohnheitsrecht 
Durch Gerichtsgebrauch, der auf unrichtiger Anwendung 
beſtehenden Rechts beruht, kann kein G. entſtehen 94; 
vergl. 639 58 
8 12 der Einleitung zum A. L. R. findet nicht auf ges 


wohnheitsrechtliche Normen, ſondern nur auf „gehörig 


publizirte Geſetze“ Anwendung 372% 
Glaubhaftmachung 

Schriftliche, eidesſtattliche Verſicherungen (ohne vorherige 
Aenderung des Gerichts) als Mittel der G. zuläſſig 74° 

Umgekehrte Entſcheidung 396 % 

Goldklanſel |. Grundbuchrecht 123 
Grundbuchrecht |. Hypothek 831, 22751 

Eigenthumserwerb an Grundſtücken, für die ein Grund⸗ 
buchblatt noch nicht angelegt iſt, nach § 49 der preußiſchen 
Grundbuchordnung 4350 

Können die Intereſſenten verlangen, daß ihre Vereinbarung, 
wonach der Betrag der Hypothek in Gold zurückgezahlt 
werden müſſe, nicht bloß durch Bezugnahme auf die 
Eintragungsbewilligung, ſondern durch den Eintragungs⸗ 
vermerk ſelbſt erkennbar gemacht werde? 123 

Oeffentlicher Glaube des Grundbuchs nach preußiſchem 
Recht und nach dem Rechte des B. G. B. 42943 

Grunddienſtbarkeit ſ. Verjährung 36 56, 611, 612, 
Anerkenntniß 821, Juriſtiſche Perſonen 431“, Real⸗ 
laſt 640 50 

Erforderniß der causa perpetua g 35“ 

Verlegung der G. nach einer „ebenſo geeigneten Stelle“ 
kann nur innerhalb des belaſteten Grundſtücks verlangt 
werden 71 

Srundſchuld 

Durch Abtretung einer ungültigen G. erliſcht der perſön⸗ 
liche Anſpruch, zu deſſen Sicherung die G. dienen ſollte 
nicht, (es ſei denn, daß die G. eben durch die Ab⸗ 
tretung an einen gutgläubigen Erwerber Gültigkeit er⸗ 
langt) p 59987 

Gütergemeinſchaft 

Nach Stettiner Stadtrecht ſetzt der überlebende Ehegatte 
mit den Kindern die G. fort. Auf dieſe finden aber 
die Vorſchriften des A. L. R. über G. nicht Anwendung 
37245 

Die Berechtigung des gütergemeinſchaftlichen Gatten, 
gegenüber den vorehelichen Gläubigern des anderen 
Gatten gemäß 8 392 TH. II Tit. 1 A. L. R. Ab⸗ 
ſonderung des Vermögens zu verlangen, bleibt durch 
den Tod des andern Gatten unberührt. Ebenſo durch 
den Konkurs über deſſen Nachlaß. Die außerhalb des 


Konkurſes zu bewirkende Abſonderung hat die vorehe⸗ 
lichen Schulden des überſchuldeten Gatten von den 
Geſammtgutsverbindlichkeiten zu ſcheiden 372 “ 
Gutsherrſchaft |. Verjährung 6327 
Haftpflicht 
Drohende, erhebliche Gefahr kann den Mangel beſonnener 
Ueberlegung entſchuldigen und trotz ſachwidrigen Handelns 
Fahrläſſigkeit ausſchließen. Höhere Gewalt zum Unter⸗ 
ſchiede von beſonderer Betriebsgefahr als Urſache des 
Unfalls 318, 13655 
Beſondere Betriebsgefahr bei Unter⸗Straßenbahnen 13651 
Ausſchließung des eigenen Verſchuldens ſelbſt bei Ueber⸗ 
tretung polizeilicher Verbote, wenn der Verletzte einer 
ſittlichen Verpflichtung (z. B. zur Rettung eines anderen 
Menſchenlebens) genügte oder genügen wollte 13653 
Verſchulden oder höhere Gewalt, wenn ein Pferdebahn⸗ 
kutſcher einen auf das Trittbrett Springenden durch 
(drohenden?) Zuruf zum Abſpringen veranlaßt? 18821 
Haftung der Bahngeſellſchaft für Verſehen des Motor⸗ 
wagenführers 2591 
Begriff der „Eiſenbahn“ im Sinne des Geſetzes vom 
7. Juni 1871. Eiſenbahnen, die nicht zum allgemeinen 
Verkehr beſtimmt ſind, z. B. in einem Bergwerk, fallen 
darunter, wenn ſie den dazu beſtimmten hinſichtlich der 
Gefährlichkeit des Betriebes gleichſtehen 31625 
Betriebsgefahr nicht nur eine dem Eiſenbahnbetrieb 
ausſchließliche Gefahr. Mittelbare Kauſalität nicht 
ausgeſchloſſen durch geſteigerte Empfindlichkeit des 
betroffenen Menſchen oder Thieres, die jedoch bei 
abnormem Grade als höhere Gewalt in Betracht kommen 
kann 367 2⁰ 
Unfall „bei dem Betriebe“, wenn ein Reiſender in Folge 
der durch den Betrieb gebotenen Eile an der Betriebs⸗ 
ſtätte (auf dem Bahnſteige) zu Schaden kommt 42686 
Haftung des Betriebsunternehmers, wenn auch der nähere 
Vorgang des Betriebsunfalls unaufgeklärt bleibt 44614 
Haftung des Preußiſchen Eiſenbahnſiskus für Unfälle auf 
den Heſſiſchen Bahnen, die durch den Staatsvertrag 
vom 23. Juni 1896 in die gemeinſame Verwaltung 
von Preußen und Heſſen gekommen ſind 44715 
Handlung eines Dritten als „höhere Gewalt“. Letztere 
liegt nicht vor, wenn die Folgen des gefahrbringenden 
Ereigniſſes durch Anwendung größter Sorgfalt un⸗ 
ſchädlich gemacht werden können 59118 
Handelsbücher 
Verlegung der H. im Prozeß iſt nur zum Beweiſe be⸗ 
ſtimmter Behauptungen, nicht zu dem Zwecke zuläſſig, 
um der beweispflichtigen Partei Material zur Be⸗ 
gründung ihrer Behauptungen zu verſchaffen 54510 
Handelsgebräuche 
Berückſichtigung der H. bei der Frage, ob die Beanſtandung 
der Waare rechtzeitig erfolgt iſt 134“ 
Handelsgeſchäfte |. Zinſen 273 1, Auslegung 31520 
Widerlegung der Rechtsvermuthung des Art. 274 a. H. G. B. 
188 286 
Der zwiſchen einem Ausſtellungsunternehmer und dem 
Ausſteller geſchloſſene Vertrag war nach a. H. G. B. 
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ein H., auch wenn es ſich dabei mit um Vermiethung 
eines Grundſtücks handelte 27321 
Die Vermuthung des Art. 274 a. H. G. B. gilt auch für 
Schenkungen. Berückſichtigung dieſer Vermuthung iſt 
geboten, auch wenn die Partei ihre aus den Akten ſich 
ergebende Kaufmannseigenſchaft nicht beſonders hervor⸗ 
gehoben hat 398°? 
Handelsgeſellſchaft |. Armenrecht 250“, Abtretung 3971 
Die Geſellſchafter haften perſönlich (ſolidariſch) für die 
Vertragsverbindlichkeiten der H., ſtehen aber nicht als 
Vertragspartei ſelbſt in den Vertragsverhältniſſen der H. 
78 10 
The Lift Company of Heligoland, eine unter deutſchem 
Rechte ſtehende offene Handelsgeſellſchaft 96, 963° 
Ausgeſchiedene Handelsgeſellſchafter als Zeugen in dem 
von dem Uebernehmer des Geſchäfts allein fortgeſetzten 
Prozeß 270° 
Haftet ein ausgeſchiedener Geſellſchafter während der Friſt 
des § 159 H. G. B. für Prolongationswechſel, die nach 
ſeinem Ausſcheiden zur Tilgung von vor dem Aus⸗ 
ſcheiden entſtandenen Wechſelverbindlichkeiten der Geſell⸗ 
ſchaft begeben ſind? 44519 
Handelsregiſter 
Eintragungen, welche nur die Rechtsverhältniſſe der 
Zweigniederlaſſung betreffen, können in das Regiſter 
der Zweigniederlaſſung bewirkt werden, bevor ſie in 
das Regiſter der Hauptniederlaſſung erfolgt find 545° 
Handelsſachen |. Beſchwerde 66 
Handlungsagenten 
H. können Handlungsbevollmächtigte, aber nicht Handlungs⸗ 
bevollmächtigte zum ganzen Geſchäftsbetriebe ſein 4241 
Handlungsbevollmächtigter |. Handlungsagenten 4241 
Vollmacht zum Abſchluß von Verſicherungsverträgen iſt 
anzunehmen, wenn ein Agent befugt iſt, die Police 
allein zu unterſchreiben 96°° 
Umfang der Vollmacht des H. (Reiſenden) zum Abſchluß 
von Handelsgeſchäften 424 3° 
Haudlungsgehülſfe 
Vorſteher einer auswärtigen Filiale H., nicht Agent oder 
ſelbſtſtändiger Kaufmann 17338 
H. iſt nicht Kaufmann im Sinne des § 1 H. G. B. 424° 
Dienſtvertrag mit einem H. Die darin enthaltenen Be⸗ 
ſtimmungen können auch Ordnungsvorſchriften des 
Prinzipals ſein, die dem H. kein Recht geben, ſondern 
vom Prinzipal einfeitig geändert werden können 60917 
Ein im Mai 1899 geſchloſſener Anſtellungsvertrag iſt 
nach dem neuen H. G. B. in Verbindung mit dem 
früheren bürgerlichen Recht zu beurtheilen 63414 
Hausoffiziantin 
Vorſteherin eines Haushalts nicht in einem Dienſt⸗ oder 
Hausoffiziantenverhältniß p 192“ 
Havarie |. Seerecht 44612 
Höhere Gewalt ſ. Haftpflicht 3128, 13692, 18881, 367 20 
Hypothek ſ. Grundbuchrecht 123, Rechtsnormen, zeitliche 
Herrſchaft, Sachenrecht 122 
Eigenthümerhypotheken als „ausſtehende Kapitalien“ im 
Sinne des § 328 A. L. R. II. 2 8321 


Zur Gültigkeit einer H. gehört nach Art. 2148 c. c. die 
Angabe des Datums und der Natur des Titels, 
nicht aber der Art des Schuldverhältniſſes f 22751 

Pfändung des Anſpruches auf Herausgabe eines 
Hypothekenbriefes iſt nur im Anſchluß an die Pfändung 
der Hypothek ſelbſt zuläſſig 529“ 

Illegitimitätsklage 

Als Grund zur Verleugnung eines von der Ehefrau 
geborenen Kindes durch den Ehemann ſteht die während 
der Dauer des Eheſcheidungsprozeſſes in der Regel 
anzunehmende, impossibilité morale“ (der Beiwohnung) 
der „impossibilité physique“ nach dem c. c. nicht 
gleich. Verheimlichen der Geburt durch die Mutter f 377% 

Jubegriff. 

Saloneinrichtung in einem beſtimmten Stile als Inbegriff. 
Rücktritt vom Kaufe wegen Fehlerhaftigkeit eines dazu 
gehörigen Stückes 596 

Individnalrecht |. Miterben 26031 
Indoſſament |. Eid 76° 
Jutereſſe | 

Das wegen mangelhafter Ausführung eines Baues zu 
vergütende „volle Intereſſe“ kann ſich unter Umſtänden 
auf die Minderung des Verkaufswerthes des Gebäudes 
beſchränken 14786 

Internationales Privatrecht |. Konkordat 445°, Zu⸗ 
ſammenſtoß von Schiffen 63516 

Die Frage, ob der Erblaſſer bei Hinterlaſſung des Pflicht⸗ 
theils dem Ehegatten des Pflichttheilsberechtigten die 
güterrechtliche Verwaltung und Nutznießung wirkſam 
entziehen könne, iſt vorwiegend erbrechtlicher Natur 
und richtet ſich daher nach dem Rechte des letzten 
Wohnſitzes des Teſtators 43250 

Der Verlöbnißvertrag iſt im Zweifel nach dem Rechte 
desjenigen Ortes zu beurtheilen, wo er zu erfüllen iſt, 
d. h. nicht nach dem Rechte des Ortes, wo die Verlobten 
ihren erſten ehelichen Wohnſitz nehmen wollen, ſondern 
nach dem Rechte des Ortes, an welchem ſie die Ehe⸗ 
ſchließung (Trauung) vornehmen wollen 44819 

Befreiung belgiſcher Staatsangehöriger von dem Zfachen 
Vorſchuß der Gerichtsgebühren 593 

Die Klauſel „cif“ ändert nicht den Erfüllungsort, bezieht 
ſich vielmehr nur auf gewiſſe Koſten 60918 

Irrthum 

J. im Beweggrunde unbeachtlich, wenn nicht durch Betrug 
veranlaßt 2822 

J. zu unterſcheiden von Unkenntniß des wahren Sach⸗ 
verhalts ſ. Beweis 16616 

J. im „Hauptgegenſtande der Willenserklärung“ bei Ab⸗ 
ſchluß eines Erbvergleichs unter Zugrundelegung eines 
Nachlaßverzeichniſſes p 225 

J. über den Inhalt eines durch Unterſchrift vollzogenen, 
nicht durchgeleſenen Vertrages p 6392 

Jagd 


Dem Erwerber eines zuſammenhängenden Areals von 
mindeſtens 300 Morgen fällt das Recht eigener Jagd⸗ 
ausübung unter Ausſchluß der Rechte des Jagdpächters 
ſofort zu 43456, 598 55 


Juriſtiſche Perſonen 

Für Verſehen der Beamten bei Wahrnehmung ihrer 
obrigkeitlichen Funktionen haftet der Fiskus nur auf 
Grund beſonderer Ausnahmevorſchriften. Er haftet 
nicht, wenn der Handelnde nach dem ihm angewieſenen 
Geſchäftskreiſe zu ſelbſtſtändiger Vornahme der Handlung 
nicht berufen war 8322; vergl. Beamte 226. 

„Wiſſentliches Geſchehenlaſſen“ als Aufhebungsgrund bei 
Grundgerechtigkeiten, die dem Fiskus zuſtehen. Das 
Wiſſen und Wollen muß bei dem maßgeblichen Willens⸗ 
organ (d. i. für den Eiſenbahnfiskus die Eiſenbahn⸗ 
direktion) vorhanden fein 431“ 

Haftung der j. P. (Fiskus) für Verſchulden der Be⸗ 
amten nur wenn dieſe Vertreter d. h. Willensorgane 
find 533“ 

Das Willensorgan, deſſen Verſchulden angenommen iſt, 
braucht nicht genau bezeichnet zu werden 54821 

Kapital, ausſtehendes, im Sinne des § 328 II. 2 A. L. R. 
ſ. Hypothek 832 

Unter K. verſteht das Pr. A. L. R. nutzbar angelegte 
Summen, nicht baares Geld, auch nicht Anſprüche auf 
Ausgleichung eines Vermögensſchadens oder auf Rück⸗ 
erſtattung entwendeten Gutes 403 51 

Kauf 
Zurückhaltung und gerichtliche Niederlegung des Kaufpreiſes 
wegen „zum Vorſchein gekommener“ (d. h. nicht bloß 
befürchteter) Gewährsmängel oder Eviktionsanſprüche 
Dritter p 19138 
Steht feſt, daß die Parteien über Sache und Preis einig 
geworden ſind, ſo iſt, wer Nichtzuſtandekommen des 
Kaufes Mangels Einigung über andere Punkte be⸗ 
hauptet, dafür beweispflichtig, daß auch dieſe Einigung 
Vorbedingung des Abſchluſſes fein ſollte f 235185 
K. und Beſitzübertragung zur Sicherheit iſt gültig, nicht bloß 
nach außen, ſondern auch zwiſchen den Kontrahenten g 31855 
Die Friſt für Geltendmachung des Einwandes der Ver⸗ 
letzung über die Hälfte bei ſtädtiſchen und ländlichen 
Grundſtücken (deren Begriff!) beginnt nicht mit der 
Auflaſſung, ſondern mit der Uebergabe 402 5 
Gewährleiſtung 
Nicht nur Zuficherungen beſtimmter Eigenſchaften, ſondern 
auch einſeitige Angaben des Verkäufers über That⸗ 
ſachen und Umſtände (aus der Vergangenheit), die 
auf die Werthsbemeſſung und den Entſchluß des 
Käufers einzuwirken geeignet ſind, können die 
Klagen aus dem ädiliziſchen Edikt begründen, ſelbſt 
wenn die Zuſagen keinen nothwendigen Rückſchluß 
auf die Beſchaffenheit des Kaufobjekts begründen 
14577 

„In die Augen fallend“ im Sinne des 8 330 I, 5 
A. L. R. ſind Fehler, die bei Anwendung gewöhn⸗ 
licher Sorgfalt hätten geſehen werden können oder 
müſſen 1477 

Gewährleiſtung wegen Straßenbaubeitrages, wenn die 
Verpflichtung zu deſſen Entrichtung zur Zeit des 
Verkaufs ſchon begründet (die Regulirung der Straße 
ſchon in Angriff genommen) war 191 
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Unterſchied von Zuſicherung einer beſtimmten Eigen⸗ 
ſchaft und Mittheilung ſubjektiver Meinung Über deren 
Vorhandenſein p 449 21 

Wandlungsklage ſ. Inbegriff 596° 

Erfüllungsort für den Kaufwandelungsanſpruch g 190; 
vergl. 604? 

Wandlungsklage wegen Infektion eines Hauſes mit 
Wanzen g 4027 

Minderungsklage 

Feſtſtellung des Minderwerths eines Grundſtücks wegen 

Hausſchwammes 190% 

Minderungsanſpruch wegen Nichterfüllung des Kauf⸗ 
vertrages, erhoben gegen den Ceſſionar des Ver⸗ 
käufers f 19552 

Handelskauf ſ. 
ſchaft 3630 

Genehmigung der Waare (auch durch unterlaſſene 
Mängelrüge) beraubt des Rechts auf Schadenserſatz 
wegen der durch ordnungsmäßige Unterſuchung er⸗ 
kennbaren Mängel 282% 

Rechtzeitigkeit der Mängelanzeige nach 8 377 H. G. B. 
und nach allgemeinen Grundſätzen des Handelsrechts 
und des bürgerlichen Rechts zu prüfen. S. Handels⸗ 
gebräuche 134“ 

Zur wirkſamen Mängelanzeige gemäß § 377 H. G. B. 
gehört die Mittheilung, daß der Käufer ſelbſt das 
Vorhandenſein der Mängel behaupte und deshalb 
die Waare beanſtande 17355 

Kauf auf Probe 2195 

Kauf nach Probe 2562 

Kauf mit der Klauſel tel quel 39885 

Ablieferung im Sinne des § 377 H. G. B. und An⸗ 
nahme im Sinne des 8 373 daſelbſt; Annahme⸗ 
verzug erfordert kein Verſchulden 42533 

Die Mängelanzeige muß unter Umſtänden telegraphiſch 
erfolgen 425°? 

Kaufmanuſchaft 
Stellung der Vorſteher der kaufmänniſchen Korporationen 
zu Berlin, Stettin, Danzig, Memel, Tilſit, Königs⸗ 
berg, Elbing und Magdeburg. Inwiefern ſind ſie 
öffentliche Beamte und nach § 383 Abſ. 1 Ziff. 5 zur 

Verweigerung des Zeugniſſes berechtigt? 167 

Kauſalität 
Das Setzen einer zum Erfolge nothwendigen Bedingung 
iſt nicht immer hinreichend, um den Kauſalzuſammen⸗ 
hang herzuſtellen; die K. wird ausgeſchloſſen, wenn 
eine ſelbſtſtändig wirkſame, freie Handlung des Ver⸗ 

unglückten die weitere Kauſalitätsreihe unterbricht 14375 

Kinder ſ. Illegitimitätsklage 37759, Uneheliche Kinder 

2315 

Kirchenrecht 
Nachweiſepflicht für das dem Kirchenregiment gegenüber 
beanſpruchte Präſentationsrecht bei Berufung von 

Kirchendienern 1463 

Kirchenbau⸗ und Unterhaltungskoſten ſ. Rechtsweg 261°° 
Die Mitglieder des Kirchenvorſtandes einer katholiſchen 
Kirchengemeinde in Preußen ſind mittelbare Staats⸗ 


Rechtsnormen, räumliche Herr⸗ 


beamte. Subſidiäre Haftung für Verſehen bei Ver 
waltung des Amtes 405 58 
Die Patronatsbaulaſt umfaßt in der Regel auch die 
Orgel 406° 
Obſervanzbildung iſt ausgeſchloſſen, wenn der geſetzlich zu 
Baukoſtenbeiträgen verpflichtete Patron deshalb nicht 
herangezogen wird, weil irrigerweiſe angenommen wird, 
daß er durch bereits beſtehende Obſervanz befreit 
ſei 63925 
Kirchhöfe 
Zulaſſung der Beiſetzung von Aſchenreſten 405 55 
Klage 
Heilung des Mangels ordnungsmäßiger Klagerhebung 
durch Unterlaſſung der Rüge 12818 
Wer iſt beklagt und verurtheilt, wenn die K. aus einem 
auf den Vater gezogenen, von dem gleichnamigen Sohne 
acceptirten Wechſel dem Vater zugeſtellt werden ſollte, 
aber dem Sohne zugeſtellt und Verſäumnißurtheil er⸗ 
laſſen iſt? 16411; vergl. 36215 
K. auf „künftige“ Leiſtung auch bei bedingten Anſprüchen 
zuläſſig 31212 
Klageänderung |. Urtheil 250°, Anfechtung im Kon⸗ 
kurſe 42012 
Uebergang von der Feſtſtellungsklage zur Leiſtungsklage 
feine Klageänderung 195 
Klageänderung oder Erweiterung des Klageantrages? 
767, 82, 27112 
Klageänderung oder Beſchränkung des Klageantrages, 
wenn zur Ausgleichung eines Nachtheils zunächſt 
Geldzahlung, dann Befreiung von Verpflichtungen 
verlangt wird? 12718 
Eine (nach 5 270 C. P. O. unanfechtbare) Verneinung 
der Klageänderung liegt nicht vor, wenn die 
Frage der Klageänderung dahingeſtellt gelaſſen iſt 
165 12 
8 269 C. P. O. (Einwilligung in die Klageänderung 
durch Einlaſſen darauf) iſt auch beim Vorbringen 
neuer Anſprüche in der Berufungsinſtanz ($ 529 
Abſ. 2 daſ.) anwendbar 215 11 
Unanfechtbarkeit der Entſcheidung des Berufungs⸗ 
richters, daß eine zuläſſige Klageerweiterung, nicht 
aber Erhebung eines neuen Klageanſpruches vorliege 
2151 
Keine Klageänderung, wenn bei einer auf Feſtſtellung 
eines Rechtsverhältniſſes nach der den Kläger ver⸗ 
pflichtenden Seite gerichteten K. beantragt wird, das 
Rechtsverhältniß auch nach der den Kläger be⸗ 
rechtigenden Seite feſtzuſtellen 27112 
Liegt Klageänderung vor, wenn ſtatt des urſprünglich 
(wegen Rettung aus Schifffahrtsgefahr) verlangten 
„Hülfslohnes“ „Schlepplohn“ beanſprucht wird? 
368335 
Die Zulaſſung einer gegen „den Reichsfiskus, vertreten 
durch den Reichskanzler in Berlin W.“ gerichteten 
K. als K. gegen den „Landesfiskus in Deutſch⸗Oſt⸗ 
afrika, vertreten durch den Reichskanzler“ iſt als 
Verneinung der Klageänderung unanfechtbar 418“ 
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Klagezurücknahme 
Iſt die Klagezurücknahme noch zuläſſig, wenn der Be⸗ 
klagte nach einem ohne ſachliche Entſcheidung ge⸗ 
ſchloſſenen Termine durch Schriftſatz eine auf die 
Begründung der K. geſtützte Widerklage angekündigt 
hat? 12714 
Kleinbahnen |. Rechtsweg 158123 
Kann eine Gemeinde (ungeachtet der zwingenden Vorſchrift 
des § 21 des Kleinbahngeſetzes) bei Einräumung des 
Rechts zur Anlage und zum Betriebe einer Kleinbahn 
für die etatsmäßigen Gemeindebeamten das Recht zu 
unentgeltlicher Benutzung der Bahn ausbedingen? 194“ 
Kollation 
Können Erben, die bei ungetheilter Erbſchaft gegen einen 
Miterben Nachlaßforderungen geltend machen, Zahlung 
zur Maſſe (ad depositum) oder nur K. verlangen? 
Iſt letzteres ein minus oder ein aliud? p 230 
Kommanditgeſellſchaft |. Konkurs 18522 
Für welche Forderungen und bis zu welcher Höhe haftet 
der Kommanditiſt? Einwendungen gegenüber dem die 
Rechte der Gläubiger ausübenden Konkursverwalter 
187 ?7 
Kompenſation |. Aufrechnung 
Kondiktion |. Geſellſchaft mit beſchränkter Haftpflicht 99“ 
Rückforderung einer bezahlten Nichtſchuld. Beweis des 
die Zahlung veranlaſſenden Irrthums 404 5% 
Zurückforderung des zur Erfüllung eines nichtigen Ge⸗ 
ſchäfts Geleiſteten iſt condictio sine causa, nicht c. causa 
data causa non secuta p 431 
Konkordat 
Der durch Abſchluß eines K. in einem ausländiſchen 
Falliment nach ausländiſchem Recht eintretende Unter⸗ 
gang der Forderungen tritt nach deutſchem Rechte nicht 
ein 445 
Konkurrenzverbot 
Vertragsmäßige Unterſagung des Geſchäftsbetriebes an 
einem beſtimmten Orte ohne zeitliche Beſchränkung 14575 
Zuläſſigkeit des K. bei zeitlicher und örtlicher Beſchränkung 
36624 
K. zwiſchen Geſellſchaften für die Zeit des Beſtehens der 
Geſellſchaft. Liegt der vertragsmäßig verbotene Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb oder zuläſſige Vorbereitung vor, wenn ein 
Geſellſchafter vor Eintritt des feſtgeſetzten Auflöſungs⸗ 
termines der Geſellſchaft Beſtellungen für ein für die 
Zeit nach dem Erlöſchen der Geſellſchaft geplantes neues 
Geſchäft aufſucht? 369 56 
Konkurs |. Ausſonderung 172“, Kommanditgeſellſchaft 187 * 
Lex Anastasiana 1774, Patentrecht 60910 
Unterbrechung des Rechtsſtreits durch Konkurseröffnung 
ſ. Firma 95 5 
Im K. über das Vermögen einer Kommanditgeſellſchaft 
iſt die Feſtſtellung der Forderungen im Prüfungstermin 
dem Kommanditiſten gegenüber nicht entſcheidend dafür, 
ob und wieweit ſeine rückſtändige Einlage zur Deckung 
der Geſchäftsſchulden erforderlich iſt 185 
Iſt ein Konkursgläubiger, der vor Eröffnung des K. ein 
Verſäumnißurtheil erwirkt hat, genöthigt, die Feſt⸗ 


ftellung feiner Forderung zu betreiben, wenn noch vor 
Eröffnung des K. Einſpruch eingelegt iſt? 18655 

Die den Kaufleuten aus beiderſeitigen Handelsgeſchäften 
zuſtehenden höheren geſetzlichen Zinſen können nur bis 
zur Konkurseröffnung beanſprucht werden (weil der 
Gemeinſchuldner dadurch die Kaufmannseigenſchaft ver⸗ 
liert) 1862 

Kann bei Zuſtimmung der Parteien vor Abhaltung des 
Prüfungstermines auf Feſtſtellung angemeldeter Konkurs⸗ 
forderungen geklagt werden? 397 50 

Gehört der Anſpruch des Gemeinſchuldners auf Zahlung 
einer Unfallverſicherung zur Konkursmaſſe, wenn der 
Unfall nach der Konkurseröffnung ſich ereignet hat? 42326 

Der Konkursverwalter über das Vermögen einer in 
Liquidation befindlichen Verſicherungsgeſellſchaft auf 
Gegenſeitigkeit kann an Stelle der bisherigen Geſell⸗ 
ſchaftsorgane die zur Befriedigung der Konkursgläubiger 
erforderlichen Nachſchüſſe ausſchreiben 423 26 

Außergerichtliche Verwerthung eines zur Konkursmaſſe ge⸗ 
hörigen verpfändeten Waarenlagers durch den Pfand⸗ 
gläubiger 444 

Stellung des Konkursverwalters als Prozeßpartei. Ein⸗ 
treten des Gemeinſchuldners nach Aufhebung des Kon⸗ 
kurſes 634 18 

Konnoſſement |. Spediteur 29 
Kontokurrentverhältniß |. Börſenterminhandel 18953 

K. oder offene Rechnung? 97% 

Die in der Anerkennung des Kontokurrentabſchluſſes liegende 
vertragsmäßige Verrechnung der beiderſeitigen Anſprüche 
und Leiſtungen wirkt wie Baarzahlung 18938 

Unterſchiede zwiſchen K. und periodiſchen Abrechnungen 
mit Saldoziehung ohne K. p 3215 

Korrealobligation 

Anwendbarkeit der 88 443 — 449 I. 5 A. L. R. auf Mit⸗ 

ausſteller eines trockenen Wechſels p 320 “s 

Koſten ſ. Nebenintervention 18°, Zwangsvollſtreckung 2315, 
fofortige Beſchwerde 162°, einſtweilige Verfügung 17028, 
Beſchwerde 3927, Gerichtskoſten 10252 54715 

Sind die K. der Berufungsinſtanz niederzuſchlagen, wenn 
die Berufung wegen eines Prozeßverſtoßes durchdrang, 
die materielle Entſcheidung erſter Inſtanz demnächſt 
aber rechtskräftig aufrecht erhalten wird? 17° 

Wird über die gerichtliche Feſtſetzung des Streitwerthes 
Beſchwerde geführt, ohne daß noch ein ſonſtiges Ver⸗ 
fahren in derſelben Sache ſchwebt, ſo iſt die Aenderung 
der Feſtſetzung von Amtswegen unſtatthaft 13345 

Die gegen den nicht bevollmächtigten Vertreter gemäß 
8 89 erlaſſene Koſten entſcheidung iſt eine dem § 567 
Abſ. 2 unterliegende Entſcheidung „in Betreff der 
Prozeßkoſten“ 2147 

Hat der Beklagte zur Erhebung der Klage Veranlaſſung 
gegeben, wenn ihm vorher der Interventionsanſpruch 
des Klägers und deſſen Abſicht, ihn gerichtlich geltend 
zu machen, nicht aber die dieſen Anſpruch begründenden 

Thatſachen bekannt gemacht find? 2143 

Befreiung der Bundesſtaaten von Zahlung der vor dem 

Reichsgericht entſtehenden Gerichtsgebühren 22028 
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Wird der Beklagte nach dem in zweiter Reihe geſtellten 
Klageantrage verurtheilt, ſo kann er mit den geſammten 
Prozeßkoſten nur belaſtet werden, wenn durch den in 
erſter Reihe geſtellten unbegründeten Klageantrag 
beſondere K. nicht entſtanden find 359“ 

Einlegung des Rechtsmittels in der Hauptſache als 
Bedingung der Anfechtbarkeit der Koſtenentſcheidung 3595 

Einmaliger Gebührenanſatz für mehrere auf denſelben 
Gegenſtand bezügliche Eintragungen in das Handels⸗ 
regiſter 408 68 

Koſtenerſtattungspflicht ſ. Sachverſtändige 529 
Koſtenerſtattungspflicht hinſichtlich der Gebühren eines 

ſubſtituirten Rechtsanwalts für Vertretung in aus⸗ 
wärtigen Beweisterminen 90° 

Koſtenvorſchußpflicht ſ. Weitere Beſchwerde 13237 

Kreditempfehlung |. Empfehlung 321“ 
Krugverlagsrecht 

Weſen des K. 42% 

Kündigung ſ. Landgemeindeordnung 260%, Miethe 5962 

Kündigungsfriſt zum Unterſchied von der nach Eintritt 
des Kündigungsrechts zur Erklärung der Kündigung 
laufenden Friſt, die nach Treu und Glauben mit 
Rückſicht auf die Verkehrsſitte zu bemeſſen iſt 69 

Lagergeſchäft |. Erfüllungsort 7918 
Landgemeindeordnung 

Nicht der Landrath, ſondern die Amtsverſammlung (als 
Anſtellungsbehörde) iſt berechtigt, den Landgemeinde⸗ 
beamten die Dienſtſtellung zu kündigen 2603 

Laſt, gemeine ſ. Rentenbankrente 69 
Lebensverſicherung |. Verſicherungsweſen 
Legat |. Vermächtniß 402 

Legitimität 

Die Legitimation durch nachfolgende Ehe gewährt den 
Kindern ohne Weiteres die Rechte der ehelichen Kinder, 
die dann auch durch ſpätere Anfechtung und Ungültigkeits⸗ 
erklärung der Ehe nicht verloren gehen p 153 105 

Letztwillige Verfügungen |. Erbrecht insbeſondere 54921 
Lex Anastaslana 

iſt nicht anwendbar auf den (freihändig oder im Wege 
der Verſteigerung) ausgeführten Verkauf von Forderungen 
durch die Konkursverwalter g 177 

Licenzverträge ſ. Patentrecht 22235 
Lichtrecht |. Miethe 402 4 
Liquidation 

Darf die Beitellung von Liquidatoren durch das Prozeß⸗ 
gericht oder nur durch das für freiwillige Gerichtsbarkeit 
zuſtändige Amtsgericht erfolgen? 96°? 

Lotterie |. Spiel 371“, 37553 
Makler 

Gültigkeit der unter preußiſchem Landrecht geſchloſſenen 
Ehevermittelungsverträge 225“ 

Ob die Intereſſen der Kontrahenten bei einem Tauſch⸗ oder 
Kaufvertrage einander entgegenlaufen und der Vortheil 
des M., der von beiden Theilen einen Vermittelungs⸗ 
auftrag annimmt, mit dem Vortheil des Machtgebers 
in Widerſpruch kommt, iſt nach der konkreten Sachlage 


zu beurtheilen 371“ 
3 


Der mit der Vermittelung eines Verkaufs beauftragte 
(nicht zur Vertretung bevollmächtigte) M. kann auch 
bei Erfolgloſigkeit ſeiner Bemühungen nicht Erſatz ſeiner 
Auslagen verlangen p 449? 

Manifeſtationseid 

Erben, die ſich beim Ableben des Erblaſſers im Sterbe⸗ 
hauſe befinden, haben den M. zu leiſten, ohne daß 
ihnen bewieſen zu werden braucht, daß ſie ſich in den 
Beſitz des Nachlaſſes geſetzt hätten p 15417 

Marktverkehrabgaben |. Gewerberecht 36626 
Miethe ſ. Rechtsnormen, zeitliche Herrſchaft, Schuldverhält⸗ 
niſſe 9, Kündigung 69 

Zur Begründung des Schadenserſatzanſpruches des Ver⸗ 
miethers wegen vorzeitiger Beendigung des Mieths⸗ 
verhältniſſes gehört der Nachweis, daß und wie weit 
der bis zum Ablauf des Kontrakts zu zahlende Mieths⸗ 
zins den aus dem Gebrauch der zurückgegebenen Sache 
fließenden Nutzen überſteigt 1785! 

Die in § 31 des E. E. G. vom 5. Mai 1872 verordnete 
Unwirkſamkeit der Verpfändung von Mieth⸗ und Pacht⸗ 
zinſen auf mehr als ein Vierteljahr beſteht auch zu 
Gunſten der eingetragenen Revenuengläubiger p 233° 

Der Miether muß ſich die Minderung des zu Beginn der 
Miethszeit vorhandenen Lichts gefallen laſſen, wenn die 
vermietheten Räume noch ausreichendes Licht behalten 
g 40248 

Verpflichtung des Vermiethers zur Beſeitigung hervor⸗ 
tretender Mängel und zum Schadenserſatz wegen Unter⸗ 
laſſung der Beſeitigung 430 

Widerſpruchsloſe Hinnahme der Kündigung enthält keine 
„Entſagung“ bezüglich der gegen ihre Zuläſſigkeit nach⸗ 
träglich geltend zu machenden Einwendungen p 596° 

Die Wirkſamkeit der Kündigung iſt nicht durch das Vor⸗ 
handenſein des dafür angegebenen Grundes bedingt 
p 5962 

Militäranwärter 

Anſpruch der im Kommunaldienſt angeſtellten M. auf 
Anrechnung der Militärdienſtzeit bei Feſtſetzung der 
Penſion 13654, 221° 

Entſchädigungsanſpruch wegen Verzögerung der Probe⸗ 
dienſtzeit über die Höchſtdauer von 6 Monaten 
23412 

Minderjährige 

Die Geſchäftsfähigkeit Minderjähriger iſt durch das Geſetz 

vom 12. Juli 1875 erſchöpfend geregelt 324 % 
Minderungsklage ſ. Kauf 
Miterben 

Stellung der M. bis zur endgültigen Theilung nach 
franzöſiſchem Recht 4758 

Individualrecht des M. auf Einziehung von Nachlaß— 
forderungen zur Maſſe ohne Zuziehung der andern M. 
Iſt es gegen einen andern M. als Nachlaßſchuldner 
unter Umſtänden auch dann gegeben, wenn dieſer da⸗ 
durch ſchlechter geſtellt wird? 26031 

Mitgift und Mitgabe |. Anfechtung im Konkurſe 21822 
Mündel ſ. Vormundſchaftsrecht 
Muſterſchutz |. Urheberrecht 322° 
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Namensunterſchrift 

Zur Wahrung der Schriftform genügt es, wenn der be⸗ 
vollmächtigte Willensvertreter nur mit dem Namen 
des Vollmachtgebers unterſchreibt 123 

Nebenintervention |. Falsus procurator 89°? 

Koſtenpflicht des Nebenintervenienten. Die zwiſchen den 
Hauptparteien erlaſſene „Entſcheidung in der Hauptſache“ 
gilt als ſolche auch für den Nebenintervenienten 18° 

N. des — mit ſeinem Privatvermögen für die Geſellſchafts⸗ 
ſchulden haftenden — Geſellſchafters zum Prozeſſe des 
Konkursverwalters über das Geſellſchaftsvermögen mit 
Geſellſchaftsgläubigern 2133 

Die Interventionsſchrift muß die beſtimmte Angabe des 
Intereſſes des Intervenienten enthalten 213“ 

Der Nebenintervenient hat ein „rechtliches Intereſſe an 
dem Obſiegen“ einer Partei nicht nur, wenn ihm 
daraus unmittelbar ein Rechtseinwand erwachſen würde, 
ſondern auch wenn das Obſiegen der betreffenden Partei 
ihm in einem etwaigen Regreßprozeß förderlich ſein 
oder den Gegner vorausſichtlich von der Klage gegen 
den Nebenintervenienten abhalten würde 249° 

Streitverkündete und Nebenintervenienten ſind beim Aus⸗ 
gange des Rechtsſtreits unmittelbar betheiligt und 
daher nach § 393 Abſ. 1 Ziff. 4 als Zeugen zunächſt 
unbeeidet zu vernehmen 250° 

Negatoria |, Eigenthumsfreiheitsklage 374 5 
Nießbrauch 

Gemeinſchaftliches Nießbrauchsrecht; Theilbarkeit zu ideellen 

Antheilen p 192% 
Nützliche Verwendung 

N. V., wenn A. durch ſeine Leiſtung bewirkt, daß für B. 
die Verpflichtung zu einer Ausgabe, die ſonſt entſtanden 
wäre, nicht entſteht p 371 

Obſervanz |. Kirchenrecht 639 56 
Oeffentlichkeit 

Unterlaſſene Ausſchließung der O. bei Vernehmung des 
Entmündigten in dem auf Klage wegen Anfechtung der 
Entmündigung wegen Geiſteskrankheit eingeleiteten Ver⸗ 
fahren begründet die Reviſion 5291 

Offeubarungseid |. Manifeſtationseid 1547, Pflichttheil 
423 23 
Pacht ſ. Jagd 43453 

Iſt die Einrede der Kompenſation gegen fällige Pacht⸗ 
zinſen durch den Pachtvertrag ausgeſchloſſen, jo enthält 
es keine (notarieller Form bedürftige) Abänderung 
dieſes Vertrages, wenn der Verpächter ſich demnächſt 
damit einverſtanden erklärt, daß der Pächter eine be⸗ 
ſtimmte Forderung von dem Pachtzins abziehen dürfe 
p 103 55 

Für die Kündigungsfriſt des 8 343 J, 21 A. L. R. iſt 
nicht das geſetzliche Wirthſchaftsjahr (vom 1. Juli zum 
1. Juli), ſondern das Pachtjahr maßgebend 37244 

Partei 

Durch Verbindung zweier Sachen zu gleichzeitiger Ver— 
handlung und Entſcheidung kann eine Perſon, die (in 
einer der beiden Sachen) nicht ſchon an und für ſich 
Partei iſt, Parteieigenſchaft nicht erhalten 604“ 


Patentrecht |. Gebrauchsmuſter 138%, Gebühren 44718, 

Verträge, unerlaubte 53313 

Haftung des Betriebsunternehmers für Patentverletzungen 
durch die in feinem Betriebe Angeſtellten 9786 

Legitimation des eingetragenen Patentinhabers zu Klagen 
wegen Patentverletzungen. Kann der Beklagte ein⸗ 
wenden, daß ein rechtsgültiger Erwerbstitel fehle? 973° 

Die Nichtigkeitsklage kann von Jedermann erhoben werden 
(Popularklage), nur nicht vom Patentinhaber ſelbſt. 
Bedeutung der Patentrolle zum Unterſchiede von dem 
öffentlichen Glauben des Grundbuchs. Iſt die Firma 
einer — demnächſt aufgelöſten — Handelsgeſellſchaft 
eingetragen, ſo gilt als eingetragen der ausweislich des 
Handelsregiſters zur Führung der Firma Berechtigte 98°7 

Ein aus einer Reihe von Arbeitsmitteln zuſammengeſetzter 
und mit Hülfe einer Naturkraft in Thätigkeit zu 
ſetzender Apparat iſt nicht für Gebrauchsmuſterſchutz, 
ſondern nur für Patentſchutz geeignet 13756 

Die Möglichkeit, die Nichtigkeitsklage zu erheben, ſchließt 
die Geltendmachung der Abhängigkeit eines ſpäter er⸗ 
theilten Patents nicht aus. Ueber die Abhängigkeit 
entſcheidet nicht das Patentamt, ſondern der ordentliche 
Richter 22225 

Aenderungen der Anmeldung; ſtimmt die veröffentlichte 
Anmeldung mit dem Ertheilungsbeſchluſſe hinſichtlich 
des ganzen Patentgegenſtandes nicht überein, ſo iſt ein 
Patent nicht gültig ertheilt 2225? — Folgen für den 
Patentverletzungs⸗ und Nichtigkeitsprozeß 2223“ 

Licenzvertrag, der auch beſtehen ſoll, wenn das Patent 
ſich als nichtig herausſtellen ſollte 22235 

Vernichtung eines Patentes, weil in der Anmeldung nur 
die Aufgabe, um deſſen Löſung es ſich handelte, geſtellt, 
die Mittel zu ihrer Löſung aber nicht angegeben waren 
22236 

Die Verletzung von Bedingungen, welche der Patent⸗ 
inhaber ſeinen Abnehmern hinſichtlich des weiteren Ab⸗ 
ſatzes auferlegt hat, verſtößt nicht gegen das (abſolute) 
Patentrecht. Einführung der für das Ausland ver⸗ 
kauften Patentgegenſtände in das Inland 274 

Nichtigkeitsklage wegen Mangels der Neuheit 2757 

Vorveröffentlichung im Sinne des § 2 des Patentgeſetzes 
36727 

Erwerb der Erfindungen eines Angeſtellten durch den 
Prinzipal 368 

Durch Löſchung des angefochtenen Patents in der Patent⸗ 
rolle wird der Antrag, es für nichtig zu erklären, nicht 
erledigt 368 50 

Patentfähigkeit (Neuheit) eines für Acetylenbeleuchtung 
beſtimmten Brenners, der ſchon für die Zündflamme 
eines Auerlichts benutzt war 39938 

Grobe Fahrläſſigkeit bei Verkennung der Abhängigkeit 
des eigenen Patents von dem eines Andern 4003 

Der Anſpruch auf Schutz des Erfindungsbeſitzes iſt durch 
Benutzung der Erfindung für eigene Zwecke bedingt 
42786 

Die Kenntniß des Patentinhabers von der Mangelhaftig⸗ 
keit ſeiner Erfindung genügt nicht, um das Patent 
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nach Ablauf der Friſt des § 28 des Patentgeſetzes als 
argliſtig erlangt anzufechten 42737 
Wirkſamkeit eines (örtlich begrenzten) Patentübertragungs⸗ 
vertrages trotz nachträglicher Vernichtung des Patents 
5331¹ 
Einſchränkung des Vertretungsrechts des Patentinhabers 
durch das Ausnutzungs⸗ und Verbreitungsrecht des 
Vorbenutzers und feiner Abnehmer 533 
Anſpruch auf Ertheilung eines Patents als Beſtandtheil 
einer Konkursmaſſe. Durch wirkſame Zurücknahme der 
Patentanmeldung büßt das zur Maſſe gehörige Recht 
feine Exiſtenz ein 609 10 
Verbeſſerung und Anpaſſung des für einen Arbeitszweck 
erfundenen Mittels hat keinen patentfähigen Erſindungs⸗ 
charakter 61021 
Patronat |. Rechtsweg 261 3° 
Penſionirung |. Militäranwärter 1365“, Rechtsweg 158122 
Pertinenz |. Zubehör 3737, 151% 
Pfändung eines Hypothekenbriefs ſ. Hypothek 529. 
Pfandrecht |. Konkurs 444° 
Erlöſchen eines vor dem 1. Januar 1900 entſtandenen Pf. 
nach dem 1. Januar 1900 9 
Iſt ein Vertrag möglich dahin, daß eine durch ein Pf. 
geſicherte persönliche Forderung aufgehoben fein, das Pf. 
aber fortbeſtehen ſolle? 9 
Verwerthung eines unter Kaufleuten beſtellten Fauſtpfandes 
13447 
Wirkungen der Verpfändung einer Geldforderung. Der 
Gläubiger verliert die Legitimation zur Einziehung der 
verpfändeten Forderung auch hinſichtlich des den ge⸗ 
ſicherten Anſpruch überſteigenden Betrages 176 
Vertragsmäßige Ausdehnung des geſetzlichen Pfand⸗ und 
Retentionsrechts des Verpächters auf die Illaten g 224. 
Pflegſchaft 
Die Stellung unter P. hat nicht Verluſt der Vertrags⸗ 
und Prozeßfähigkeit zur Folge 5883 
Pflichttheil 
Obligatoriſche Natur des Pflichttheilsanſpruches. Anſpruch 
auf Leiſtung des Offenbarungseides, wenn der Pflicht⸗ 
theil durch Erbeinſetzung (zu beſtimmter Quote) zu⸗ 
gewendet iſt 42323 
Polizei ſ. Eigenthumsbeſchränkungen 1756; Rechtsweg 373. 
Polizeigeſetz |. Schadenserſatz 548°. 
Popularklage |. Patentrecht 98°”; Reviſion 131 
Precarium |. Verjährung 31886 
Privatflüſſe |. Flüſſe 373% 
Protokoll 
Der Beſchluß, wodurch ein im Verkündungstermin ge⸗ 
ſtellter Antrag auf Wiederaufnahme der Verhandlung 
abgelehnt wird, braucht nicht in das P. aufgenommen 
zu werden 543? 
Prozeß bevollmächtigter |. Vollmacht 214°, Zuſtellung 
604 5 


Einflußloſigkeit des Verluſtes der Prozeßfähigkeit auf 
die vorher ertheilte Vollmacht 1625 — Der P. iſt 
zur Abgabe und Annahme von Aufrechnungserklärungen 
legitimirt 214° 


Prozeßfähigkeit ſ. Pflegſchaft 588° 
Prozeßvorausſetzung 
Beim Streit über mehrere Prozeßvorausſetzungen iſt 
zunächſt über diejenigen zu entſcheiden, die für jede 
weitere Entſcheidung als bedingend anzuſehen iſt 314°? 
RNathsertheilung 
Haftung des Bankiers für Sorgfalt eines ordentlichen 
Kaufmanns bei R. über Ankauf von Aktien 31855 
Reallaſt 
Aufhebung von Reallaſten, insbeſondere Rechten des 
Erbverpächters, die nur Erhöhung des Werthes des 
belaſteten Grundſtücks bezweckten 84? 
Grabenräumungspflicht als R. und als Erweiterung der 
Verpflichtung des Eigenthümers eines Grundſtücks, auf 
dem eine Grundgerechtigkeit ruht 640 50 
Rechtsanwalt 
Zeugnißverweigerungsrecht eines von beiden Parteien 
als Vertrauensperſon zugezogenen R. hinſichtlich der 
vor ihm abgebenen Erklärungen 197 
Liegt ſtets ein nach 8 57 J, 13 A. L. R. zu ver⸗ 
tretendes Verſehen vor, wenn ein R. bei materiell 
oder prozeſſual zweifelhafter Rechtslage unrichtig ver⸗ 
fährt? 14688 
Verurtheilung eines R. in die durch grobes Verſchulden 
verurſachten Koſten einer (unzuläſſigen) weiteren 
Beſchwerde 1637, 3923 
Verpflichtung des R. zu außerordentlichen Maßnahmen 
im Falle beſonderer Dringlichkeit (Hinweis des Gerichts⸗ 
vollziehers auf die Nothwendigkeit ſofortiger Zuſtellung 
der Klage) 59217 
Aſſociirte Rechtsanwälte ſ. Zuſtellung 6045 
Rechtshängigkeit 
Iſt die Frage etwaiger R. im Eheſcheidungsprozeß von 
Amtswegen zu erörtern? 132 
Einrede der R. nicht begründet, wenn der Erfolg der vor⸗ 
her erhobenen Klage noch ganz ungewiß iſt und nur 
ein ganz beſtimmter Erfolg Rechtskraftwirkung äußern 
würde 544° 
Der hypothekariſchen Klage ſteht die Einrede der R. nicht 
entgegen, wenn im Vorprozeß perſönlich geklagt und 
Widerklage wegen Betruges erhoben iſt 5872 
Rechtskraft |. Rechtsnachfolger 133 4 
Die Entſcheidung über das Nichtbeſtehen einer zur Auf: 
rechnung geſtellten Gegenforderung erlangt (in dem in 
§ 322 Abſ. 2 C. P. O. beſtimmten Umfange) Rechtskraft, 
auch wenn die Gegenforderung nur als ungenügend 
ſubſtantiirt abgelehnt iſt 9210 
Die (unzuläſſige) materielle Zurückweiſung eines gleich⸗ 
zeitig für prozeſſual unſtatthaft erklärten Antrages iſt 
der R. nicht fähig 9212 
Ein rechtskräftig zuerkannter Anſpruch, der die Voraus⸗ 
ſetzung eines andern bildet, iſt auch für dieſen rechts⸗ 
kräftig feſtgeſtellt; ein Anſpruch, der die Vorausſetzung 
eines rechtskräftig zuerkannten bildet, iſt durch deſſen 
Feſtſtellung noch nicht rechtskräftig feſtgeſtellt 216“ 
Die in einem rechtskräftigen Urtheil enthaltene falſche Be⸗ 
zeichnung des dem Kläger zugeſprochenen Rechts (Eigen⸗ 


thum ſtatt Grund dienſtbarkeit) iſt für die Auslegung des 
Urtheils in einem ſpäteren Prozeſſe nicht bindend 394 17 
Erforderniſſe des Antrages auf Ertheilung des Zeugniſſes 
der R. eines Verſäumnißurtheils 608!“ 
Einwand der rechtskräftig entſchiedenen Sache 
Iſt bei Abweiſung einer auf zwei Klagegründe geſtützten 
Klage nur über den einen Klagegrund ſachlich erkannt, 
ſo ſteht der erneuten Geltendmachung des andern 
Klagegrundes der Einwand der rechtskräftig ent⸗ 
ſchiedenen Sache nicht entgegen 16618 
Einwand der rechtskräftig entſchiedenen Sache nicht be⸗ 
gründet, wenn ein vor der Zahlung einer verbürgten 
Schuld zuſtehender Sicherungsanſpruch im Konkurſe 
feſtgeſtellt und dann Erſatz des auf Grund der 
Bürgichaft Geleiſteten begehrt wird 2354 
Einrede der R. nicht begründet, wenn die frühere Klage 
wegen mangelhafter unſchlüſſiger Begründung abgewieſen 
iſt 6043 
Rechtsmittel |. Zwiſchenurtheil 12819, 
Zurücknahme 633 10 
Rechtsnachfolger ſ. Urtheil 1281 
Die gemäß 5 732 C. P. O. im Beſchlußverfahren ge: 
troffene Entſcheidung über die Zuläſſigkeit der Voll⸗ 
ſtreckungsklauſel gegen den angeblichen R. begründet 
nicht die Einrede der rechtskräftig entſchiedenen Sache 
gegenüber der gemäß 8 768 C. P. O. erhobenen Klage 
133 #1 
Rechtsnormen 
Räumliche Herrſchaft der R. ſ. Uneheliche Kinder 231° 
Zuſammenſtoß ausländiſcher Schiffe auf hoher See. 
Anwendbarkeit des ausländiſchen Rechts, ſofern es 
nicht gegen zwingende Normen des am Gerichts⸗ 
orte geltenden Rechts verſtößt 343° 
Die Verpflichtungen des Verkäufers ſind nach dem 
Rechte ſeines Erfüllungsortes zu beurtheilen. Ob 
danach ausländiſches Recht anzuwenden iſt, hat der 
Richter von Amtswegen zu prüfen 36°° 
Welches örtliche Recht auf die vor dem 1. Januar 1900 
entſtandenen Schuldverhältniſſe anzuwenden iſt, iſt 
nach dem bisherigen Rechte zu entſcheiden 67 
Die Wirkungen des Verzuges des Käufers richten ſich 
hinſichtlich ſeiner Verpflichtungen nach dem Rechte 
ſeines Erfüllungsortes, hinſichtlich der Rückwirkung 
auf die Verpflichtung des Verkäufers nach deſſen 
heimiſchem Rechte 316 (Handelsrecht) 
Zeitliche Herrſchaft der R. |. Handlungsgehülfen 63414 
a) Allgemeines ſ. Todeserklärung 121 
Die Vorſchrift des 8 5 n. H. G. B. gilt auch für 
die vor dem Inkrafttreten des neuen Rechts 
eingetragenen Firmen 172335 
Auf die Verjährung einer vor dem Inkrafttreten 
des preußiſchen Stempelſteuergeſetzes vom 31. Juli 
1895 begründeten Stempelpflicht finden die all⸗ 
gemeinen Grundſätze über die zeitlichen Grenzen 
der Verjährungsvorſchriften Anwendung 376 5% 
Die Rechtsſtellung der vor dem Inkrafttreten des 
B. G. B. gegründeten, nicht rechtsfähigen Vereine 


Verzicht 18510, 


zu feinen Mitgliedern beſtimmt ſich nach dem Reviſion |. Urtheil 9316, Verſäumnißurtheil 129%, Werth 


bisherigen Recht 42790 
b) Schuldverhältniſſe ſ. Verlöbniß 12, Räumliche Herr⸗ 
ſchaft der R. 67 
§ 561 B. G. B. findet auf vor dem 1. Januar 1900 
entſtandene Miethsverhältiſſe keine Anwendung 9 
Zuläſſigkeit und Wirkungen der Aufrechnung bes 
ſtimmen ſich vom Inkrafttreten des B. G. B. 
nach deſſen Vorſchriften, ſoweit ſich nicht aus 
Art. 170 Einf. Geſ. zum B. G. B. eine Ab⸗ 
weichung ergiebt 68 
Ob für die Folgen der Geltendmachung eines 
nachher wieder aufgehobenen Vollſtreckungstitels 
8 655 Ab. 2 C. P. O. a. F. oder 8 717 n. F. 
maßgebend find, richtet ſich (da dieſe Vor⸗ 
ſchriften materielles Recht enthalten) nach Art. 170 
Einf. Gef. zum B. G. B. 2541 
8237 n. H. G. B. (Gewinnantheile der Vorſtands⸗ 
mitglieder von Aktiengeſellſchaften betreffend) hat 
keine rückwirkende Kraft 255% 
Ausſchluß des gemeinen und des Handelsrechts durch 
das Binnenſchifffahrtsgeſetz ä. F. vom 15. Juni 1895 
bezüglich der Haftung für die nach dem 1. Januar 
1896 vorgekommenen Schiffszuſammenſtöße 401 
c) Sachenrecht 
Auf das Erlöſchen eines vor dem 1. Januar 1900 
entſtandenen dinglichen Rechts findet nach dem 
1. Januar 1900 das B. G. B. Anwendung, 
ſofern ſich das Erlöſchen nicht aus dem Inhalt 
des Rechtes ſelbſt ergiebt 9 
Befugniſſe des Hypothekengläubigers wegen Ent⸗ 
fernung von Zubehörſtücken 122 
d) Familienrecht 
Die auf Verwandſchaft beruhenden Unterhalts⸗ 
anſprüche find für die Zeit nach dem 1. Januar 1900 
lediglich nach dem B. G. B. zu beurtheilen 72 
e) Erbrecht 
Die Bindung des Erblaſſers aus einem wechſel⸗ 
ſeitigen vor dem Inkrafttreten des B. G. B. 
errichteten Teſtamente richtet ſich nach den bis⸗ 
herigen Geſetzen, auch wenn der Erblaſſer nach 
dem Inkrafttreten des B. G. B. ſtirbt 3707 
f) Civilprozeß und Konkurs 
Die Beſtimmung der Civilprozeßnovelle vom 
17. Mai 1898, wodurch die Einrede, daß der 
Rechtsſtreit durch Schiedsſpruch zu entſcheiden 
ſei, für prozeßhindernd erklärt iſt, findet auf 
zur Zeit des Inkrafttretens der Novelle ſchwebende 
Prozeſſe Anwendung, fo daß die Einrede ſeit 
dem 1. Januar 1900 in der Berufungsinſtanz 
nur unter den Vorausſetzungen des S 528 
C. P. O. geltend gemacht werden kann 42013 
RNeblicher Beſitz |. Beſitz 8018 
Neutenbankrenten 
gehören in Preußen nicht zu den öffentlichen Laſten, ſind 
eintragungsfähig und daher vom Verkäufer zu vertreten, 
wenn der Käufer ſie nicht kennt 69 


des Streitgegenſtandes 940, 94, 130%, 130°, 
1315“, 5431, Auslegung 2625“, Berufung 367%, 
Zurücknahme 63310 

Urtheile des Berufungsgerichts als zuerſt über Anordnung 
oder Aufhebung eines Arreſtes entſcheidender Inſtanz 
unterliegen der R. 2212 

R. gegen Urtheile des Oberlandeskulturgerichts nicht zu⸗ 
läſſig, wenn der Streit ein konkretes Rechtsverhältniß 
betrifft, welches nur im Zuſammenhange mit dem Aus⸗ 
einanderſetzungsverfahren denkbar iſt 41“ 

Wegen des Anſpruches auf ein „ehrliches Begräbniß“ iſt 
die R. zuläſſig ohne Rückſicht auf die Reviſionsſumme 
(weil er dem Grunde nach dem Perſonenrecht angehört) 
93 19 

Partikuläres Gewohnheitsrecht (ſ. dieſes) nicht reviſibel 9422 

Geſellſchaftsſtatuten find nicht Rechtsnormen, deren Vers 
letzung durch irrthümliche Auslegung die R. begründet 
13188 

Verſtoß gegen Rechtsnormen über Vertragsauslegung als 
Reviſionsgrund 13130 

Die Ausdehnung der Reviſibilität bei Klagen gegen den 
Landesfiskus (ohne Rückficht auf den Streitwerth) be⸗ 
zieht ſich nicht auf Klagen gegen Gemeinden 133% 

Aufhebung des Berufungsurtheils, weil in der Reviſions⸗ 
verhandlung beſtritten iſt, daß die beklagte Geſellſchaft 
in Liquidation und die als Liquidatoren Aufgetretenen 
zu ihrer Vertretung befugt ſeien und das Berufungs⸗ 
urtheil darüber nichts enthält 282 

Irreviſibilität des gemeinen Rechts im Bezirk des Kammer⸗ 
gerichts 22440 

Für Klagen gegen Gerichtsvollzieher wegen Verſchuldens 
im amtlichen Verhalten iſt die R. ohne Rückſicht auf 
den Beſchwerdegegenſtand zuläſſig, auch wenn der 
privatrechtliche Auftrag der Klage zu Grunde liegt 2691 

Irrevifibilität des Publikandums vom 29. April 1772, 
weil ſein Geltungsbereich nicht zwei volle preußiſche 
Provinzen umfaßt 314 

Das RNeviſionsgericht iſt durch 8 565 Abſ. 2 C. P. O. 
nicht gehindert, von den in dem erſten Reviſionsurtheile 
mit bindender Kraft für den Berufungsrichter ein⸗ 
genommenen Grundſätzen abzugehen 3767 

Kein Aufhebungsgrund, wenn der im Thatbeſtand 
erwähnte Tod des Klägers und die Aufnahme des 
Prozeſſes durch die Erben nur in den Gründen 
berückſichtigt iſt, ſtatt bei Bezeichnung der klagenden 
Partei in der Einleitung des Urtheils und bei Voraus⸗ 
beſtimmung der Folgen der Leiſtung oder Weigerung 
des Eides 39313 

Verwerfung der R., weil die Widerklage im Berufungs⸗ 
urtheil übergangen und die Reviſionsſumme deshalb 
nicht erreicht iſt 395° 

Irreviſibilität der Verletzung von Hausgeſetzen des hohen 
Adels (über die Vererblichkeit der einem Nachgeborenen 
zuſtehenden Apanage) 4222 

Beſchränkung des Umfangs der eingelegten R. durch den 
Inhalt der Reviſionsſchrift 4445 
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Zuläſſigkeit der R. gegen ein in der Beſchwerdeinſtanz Mheder ſ. Zuſammenſtoß von Schiffen 100“, 1744, 398°5 
(nicht Berufungsinſtanz) erlaſſenes Endurtheil des Ober⸗ Rheinſchifffahrtsakte von 17. Oktober 1868 
landesgerichts 589° iſt nicht anwendbar auf den „Königshafen“ (Theil der 

Rechtsweg ſ. Auseinanderſetzungs⸗ und Ablöſungsſachen Neuen Maas) bei Rotterdam 232° 
154108, Patentrecht 22253, Beamte 44850 Rückgabe des auf Grund eines vorläufig vollſtreckbaren 
Streitige Penſionsanſprüche beſoldeter Gemeindebeamten Titels Beigetriebenen ſ. Zwangsvollſtreckung 254 


unterliegen, ſoweit es ſich darum handelt, welcher Rücktritt 


Theil der Dienftbezüge als Gehalt anzuſehen fei, dem 
Verwaltungsſtreitverfahren, in allen anderen Fragen 
dem ordentlichen Rechtswege 15812? 

Ueber Kolliſionen konkurrirender Kleinbahnunternehmungen 
entſcheidet die Verwaltungsbehörde; die Gerichte können 
aber bis zur Einholung dieſer Entſcheidung gegen 
beabſichtigte Eingriffe in das Eigenthnm (z. B. Ein⸗ 
bauen von Kreuzungsſtücken in die Leitungsdrähte) 
durch einſtweilige Verfügungen Schutz gewähren 15828; 
vergl. 17850 

Mit der Abweiſung der Klage wegen Unzuläſſigkeit des 
Rechtsweges kann eine wirkſame materielle Abweiſung des 
Anſpruches nicht verbunden werden 16515; vergl. 250° 

R. zuläſſig wegen eigenmächtiger, behufs Herſtellung eines 
Anſchluſſes vorgenommener, Zerſtörung einer zu einer 
öffentlichen Straße gehörigen Mauer und Böſchung 
p 17850 

R. unzuläſſig zur Entſcheidung darüber, ob der Gemein⸗ 
gebrauch an einer öffentlichen Landſtraße die Befugniß 
einſchließt, die anliegenden Grundſtücke durch Ueber⸗ 
brückung des Chauſſeegrabens mit der Straße zu ver: 
binden 218°: 

R. ausgeſchloſſen für den Rückgriff der Hülfskaſſen, Ge⸗ 
meinden und Armenverbände auf die Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften 22151 

Iſt der Rechtsweg zuläſſig über die Fragen 
a) ob der Geiſtliche von den ihn nach geſetzlicher Regel 

(SS 784 —786 II. 11 A. L. R.) ſonſt treffenden 
Kirchenbau » Unterhaltungs: und Reparaturkoſten 
obſervanzmäßig befreit ſei und; der Patron zu dieſen 
Koſten beizutragen habe? 

b) ob ein (vollſtreckbarer) Beſchluß über Umlagen auf 
die Gemeindeglieder auf den Kläger nicht anwendbar 
ſei, weil Kläger in der Parochie nicht wohne (alſo 
der Gemeinde nicht angehöre)? 2613 

R. ausgeſchloſſen über die Grabenräumungspflicht 320“ 

R. zuläſſig für Anſprüche auf Theilnahme an Nutzungen 
des Gemeindevermögens, wenn die Anſprüche auf 
privatrechtlichem Titel beruhen 32252 

Wegen eines durch eine Polizeiverfügung — Begriff 
derſelben — verurſachten Schadens findet der R. nur 
ſtatt, wenn die Polizeiverfügung im Beſchwerdewege als 
geſetzwidrig oder unzuläſſig aufgehoben iſt 37347, 391! 

R. unzuläſſig wegen der im Disziplinarwege aus⸗ 
geſprochenen Entziehung des Dienſteinkommens 40652 

R. unzuläſſig über die Unterſtellung einer beſtimmten 
Waare unter eine beſtimmte Tarifpofition des Vereins⸗ 
zollgeſetzes vom 1. Juli 1869, zuläſſig über die Frage, 
ob die vom Zolltarifgeſetze gewährte Befreiung vom 
Eingangszoll einzutreten hat oder nicht 4263“ 


Die Aufforderung zur Erklärung über die Ausübung 
eines von einer Bedingung abhängigen Rücktrittsrechts 
kann rechtswirkſam erſt nach Erfüllung der Bedingung 
erfolgen 10 

R. von einem Bierlieferungsvertrage wegen wiederholter 
Lieferung ſchlechten Bieres 8015 

R. von einem Kommiſſionsvertrage, weil der Kommiſſionär 
unter dem — ſpäter als grundlos erwieſenen — Ber: 
dachte der Brandſtiftung verhaftet wird 1468“ 


Nůgerecht 


Verluſt des R. wegen Verletzung einer Prozeßvorſchrift 19° 


Sachverſtändige |. Verträge über Handlungen 1911 


Ernennung unſelbſtſtändiger Gewerbetreibender zu Sach⸗ 
verſtändigen 1692 

Sachverſtändige Zeugen 169 28, 5317 

Ablehnung eines S. wegen Befangenheit 216 16, 5458, 
60818 

Hat ein S. beſondere konkrete Thatſachen ermittelt und 
zur Grundlage des Gutachtens gemacht, ſo iſt der 
Nachweis der Unrichtigkeit dieſer Thatſachen zuzulaſſen 
323 66 

Erſtattungsfähigkeit der Koſten für Privatgutachten, ob⸗ 
wohl dadurch die Aufnahme des gerichtlichen Sach⸗ 
verſtändigenbeweiſes nicht erübrigt iſt 529 

Für den Anſpruch auf Sachverſtändigengebühren iſt der 
ſachliche Gehalt der Vernehmung maßgebend, nicht die 
Bezeichnung des Vernommenen im Beweisbeſchluß als 
Zeugen oder Sachverſtändigen, noch ob und wie er 
beeidigt iſt 5317 


Schadenserſatz ſ. Beleuchtungspflicht, Bergrecht 48 60, 156 114, 


157116, Enteignung 157117, Fragepflicht 1257, 126°, 
Kauſalität 14375, Straßen 149%, 149, Arreſt 17131, 
Miethe 1781, Einſtweilige Verfügung 18520, Vers 
jährung 54716, Schriftform 596 23 

Die Erſatzpflicht aus 8 989 B. G. B. erfordert nur ſchuld⸗ 
hafte Verletzung der Herausgabepflicht und tritt dann 
auch ein, wenn der Bekl. ſich ohne Verſchulden zur 
Verfügung über die Sache für berechtigt gehalten hat. 
Unterſchied gegen die Haftung aus $ 823 B. G. B. 10 

Zu einem die Schadenserſatzpflicht begründenden Ver⸗ 
ſchulden iſt nicht erforderlich, daß der Schaden, wie er 
in concreto ſich geſtaltet hat, vorauszuſehen war, 
vielmehr genügt es, daß die Gefährlichkeit überhaupt 
zu erkennen war 144 

Verpflichtet die Unterlaſſung der Aufhebung einer Arreſt⸗ 
pfändung trotz Kenntniß von dem Nichtbeſtehen eines 
Arreſtgrundes zum Sch., wenn der Gegner es unter⸗ 
laſſen hat, Widerſpruch zu erheben? 1480 

Schadenserſatzanſpruch wegen unterlaſſener Errichtung von 
Bahnſchranken an einem Eiſenbahnübergange 149 v 


Haftung des Eiſenbahnfiskus für Verſchulden des zu⸗ 
ſtändigen Beamten bei Anbringung einer — demnächſt 
herabgefallenen — Tafel 149 52; vergl. 5331“ 

Schadenserſatzpflicht der Eiſenbahnen. Uebertritt von 
Wild auf den Bahndamm, Zufall oder beſondere 
Betriebsgefahr? 154105 

Regreß der Feuerſozietät gegen die Eiſenbahn 155110 

Nach Handelsrecht — im Gegenſatz zu § 254 B. G. B. — 
kann der Erſatz eines Schadens, den der Verletzte durch 
die von ihm zu verlangende Sorgfalt hätte verhüten 
können, nur verlangt werden, wenn er vorſätzlich zu⸗ 
gefügt iſt 173. 

Kann die Wittwe den durch Tödtung des Mannes ihr 
ſelbſt und den Kindern entſtandenen Schaden aus 
eigenem Recht einklagen? 212? 

Gerichtliche Feſtſetzung der Höhe des Schadens 251° 

Pflicht des Richters zur Ermittelung des Schadenstheiles, 
den jeder von mehreren Mitbeſchädigern durch ſein be⸗ 
ſonderes (geringes oder mäßiges) Verſehen angerichtet 
hat p 3204 

Schadloshaltung der vertragstreuen Partei bei Auflöſung 
eines Miethsvertrages wegen Vertragsverletzung f 408 5 

Der Dienſtvorgeſetzte iſt für die von ſeinen Untergebenen 
in Ausführung eines dienſtlichen Befehls vorgenommenen 
Handlungen auch dann verantwortlich, wenn die Hand⸗ 
lungen nicht ausdrücklich aufgetragen und zur Erreichung 
des Zweckes nicht unbedingt erforderlich geweſen wären 
f 40971 

Bei konkurrirender Fahrläſſigkeit mehrerer Beſchädiger ift 
das überwiegende Verſchulden des einen oder des 
anderen nach franzöſiſchem Recht für die Haftbarkeit 
gegenüber dem Beſchädigten ohne Bedeutung 4345“ 

Richterliches Ermeſſen bei Schadenserſatzanſprüchen. Be⸗ 
rückſichtigung von Thatumſtänden, für die kein ſtrenger 
Beweis erbracht iſt 544 

Sch. wegen ungenügender Verdeckung von Straßengräben, 
die nach Tiefe und Steilheit des Abfalls beſondere 
Gefahr bringen. Eigenes Verſchulden des Verletzten 
bedeutungslos, wenn ein Polizeigeſetz vernachläſſigt iſt 
54881 

Subſtantiirung eines Schadenserſatzanſpruches aus ent⸗ 
gangenem Gewinn 59731 N 

Sch. wegen Nichterfüllung eines Vertrages nur nachdem 
Vertragserfüllung begehrt iſt 597°? 

Auf Schadensverhütung abzielende Polizei— 

geſetze ſ. 5481 oben 
8 74 A. L. R. I, 6 iſt kein auf Schadensverhütung ab⸗ 
zielendes Polizeigeſetz, wohl aber 8367 Z. 11 Str. G. B. 
81 17 
Schenkung ſ. Verſicherungsweſen, Lebensverſicherung 4757; 
Handelsgeſchäfte 39832 

Schenkungen zu Gunſten einer Ehe nach franzöſiſchem 
Recht wegen Undanks nicht widerruflich 476 

Sch. unter Ehegatten Praesumtio Muciana. Ein vor 
Eingehung der Ehe geſchloſſener Vertrag über Rückgabe 
der Mitgift während beſtehender Ehe iſt gültig 
g 59526 


Die Vermuthung der Sch. im Sinne der 88 1041 bis 
1045 A. L. R. I. 11 iſt nicht auf den Fall der 
Bezahlung fremder Schulden, ſondern nur auf 
Geben oder Leiſten an die zu beſchenkende Perſon zu 
beziehen 59733 

Schiedsrichterliches Verfahren |. Ablehnung 392° 

Erforderniß der Zuſtellung von Ausfertigungen (nicht 
beglaubigte Abſchriften) des Schiedsſpruches 1268 

Der Schiedsrichter darf ſeine Entſcheidung ändern, ſo 
lange ſie nicht zugeſtellt iſt 133 +? 

Weigert fich ein Vertragstheil, einen Schiedsrichter zu 
ernennen, weil der Schiedsvertrag nicht gültig ſei, ſo 
hat das Gericht vor Ernennung des Schiedsrichters 
die Rechtsgültigkeit des Vertrages zu prüfen, falls 
nicht beabſichtigt war, auch dieſe Prüfung dem Schieds⸗ 
gerichte zu überweiſen 17132 

Erforderniß der Zuſtellung und der Niederlegung des 
Schiedsſpruches nebſt Zuſtellungsurkunden auf der 
Gerichtsſchreiberei 396 °7 

Der Ausſpruch des Schiedsgerichts, daß es in der Sache 
nicht zuſtändig ſei, iſt kein der Rechtskraft fähiger 
Schiedsſpruch 58911 

Schiedsrichter oder Schiedsgutachter (arbitratores) 63618 

Schiffskolliſion ſ. Zuſammenſtoß von Schiffen 
Schlachthäuſer |. Entſchädigung 32254 
Schriftform 

S. begründet die Vermuthung, daß die Urkunde den 
letzten und entſcheidenden Willen der Parteien richtig 
und vollſtändig wiedergebe 319 

Wirkung der Erfüllung eines formloſen Vertrages, welcher 
zur Gültigkeit der S. bedurft hätte. Sie gewährt 
keinen Anſpruch auf Entſchädigung wegen mangelhafter 
Erfüllung p 59628; vergl. 59650 

Schutzgeſetz im Sinne des § 823 Abſ. 2 B. G. B. 

Unfallverſicherungsvorſchriften der Berufsgenoſſenſchaften 
ſind keine den Schutz Einzelner bezweckende Polizei⸗ 
geſetze, können aber dafür in Frage kommen, in welcher 
Weiſe der allgemeinen Vorſchrift des Geſetzes (8 367 
Ziff. 12) entſprochen werden muß 11 

Seerecht ſ. Zuſammenſtoß von Schiffen 

Schiffsbeſatzung. Die Beſatzung eines zu einem Schlepp ⸗ 
zuge gehörigen Schiffes gilt nicht ſtets auch als Be: 
ſatzung der anderen im Zuge befindlichen Schiffe 
100 48 und 47 

Schleppvertrag. Kentert das Schiff, ſo trifft den Schlepper 
die Beweislaſt, daß er den Unfall nicht verſchuldet 
habe 174% 

Begriff der Seetüchtigkeit eines Schiffes nach engliſchem 
Recht 39936 

Anfechtung der im Falle großer Havarie aufgemachten 
Dispache durch den Verſicherer wegen Benachtheiligung 
des Verſicherten 44612 

Selbſthülfeverkauf 

Der von einer Eiſenbahnverwaltung in Wahrnehmung 
ihrer Rechte als Frachtführerin durch einen ihrer 
Angeſtellten bewirkte Verkauf iſt kein ordnungsmäßiger 
S. 220° 


Der S. (wegen Annahmeverzuges) darf nicht unter Bes 
dingungen vorgenommen werden, die von denen des 
urſprünglichen Kaufgeſchäfts weſentlich abweichen, z. B. 
unter Ausſchluß der Gewährleiſtung 54511 

Servituten |. Grund dienſtbarkeiten 
Sicherheitsleiſtung |. Arreſt 444° 

S. des Klägers wegen Anfechtung des Beſchluſſes einer 
Generalverſammlung ſ. Zwiſchenurtheil 907 

Die „Veranlaſſung zur S.“ iſt nicht ſchon durch Auf⸗ 
hebung der die Gefahr widerrechtlicher Benachtheiligung 
herbeiführenden Prozeßmaßregel, ſondern erſt dann 
weggefallen, wenn die Möglichkeit, daß Schaden ent⸗ 
ſtanden ſei oder entſtehen könne, nicht mehr vorhanden 
iſt 125“ 

Rückgabe der vom Beklagten im Wechſelprozeß zur Ab⸗ 
wendung der Zwangsvollſtreckung aus einem Vor⸗ 
behaltsurtheil beſtellten Sicherheit nach Abweiſung der 

Klage im Nachverfahren 163° 

S. durch Hinterlegung von Stücken der 3½¼ prozentigen 
Anleihe des Deutſchen Reiches von 1888 und der 
preußiſchen konſolidirten 3 ½ prozentigen Staatsanleihe 
863 19 

Das für die Rückgabe der Sicherheit in $ 109 C. P. O. 
vorgeſchriebene Verfahren hat auch dann einzutreten, 
wenn der die S. veranlaſſende Beſchluß als unzuläſſig 
aufgehoben iſt 4197 

Sicherung des Beweiſes 

Iſt die S. d. B. bei anhängiger Hauptſache ohne vor⸗ 
gängige mündliche Verhandlung angeordnet, ſo kann 
die nach 8 393 Abſ. 2 C. P. O. erforderliche nachträgliche 
Beeidigung der vernommenen Zeugen dennoch nur nach 
vorgängiger mündlicher Verhandlung und zwar nur 
durch das Prozeßgericht angeordnet werden 5305 

Solibarſchuldner |. Theilurtheil 31214 
Sparkaſſenbuch |. Werth des Streitgegenſtandes 3581 
Spediteur 

Verpflichtung des Sp., bei Verwechſelungsgefahr Merk⸗ 
zeichen des Gutes in das Konnoſſement aufzunehmen 
2924 

Spiel, Spielſchuld |. Differenzgeſchäft 

Bei geſellſchaftlicher Vereinigung zum (verbotenen) S. in 
außerpreußiſchen Lotterien hat jeder Theilnehmer gegen 
die andern die Klage auf Herausgabe des erzielten 
Gewinnes p 371“ — Dieſes auch bei unterlaſſener 
Beitragszahlung, ſo lange das Recht nicht ausdrücklich 
aufgegeben iſt 37558 

Ungültiges Spielgeſchäft, das in die Form eines Kaſſen⸗ 
geſchäfts gekleidet iſt 5983“ 

Statutentollifion |. Rechtsnormen, räumliche Herrſchaft 


Stempelrecht 
27. April 1894 (R. G. Bl. S. 381 
Reichs ſtempelgeſetz vom 1. Juni 1900 G. G. Bl. S. 260 
Die in Tarifnummer 5 feſtgeſetzte Abgabe trifft nur 
die darin erwähnten Urkunden (Lotterielooſe und 
Ausweiſe über Spiel⸗ und Wetteinlagen), nicht die 
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betreffenden Geſchäfte (Veranſtaltungen der Lotterien 


und Ausſpielungen), auch wenn die Ausſtellung der 


Urkunden behufs Umgehung des Geſetzes unterlaſſen 
iſt 141%, 317% — Ob Quittungen über Ein: 
zahlungen als ſolche ſtempelpflichtige Ausweiſe zu 
gelten haben, richtet ſich lediglich nach ihrem In⸗ 
halt 14270 

Stempelpflicht beim Umtauſch von Aktien im Falle der 
Fuſion zweier Aktiengeſellſchaften. Weſentliche Aende⸗ 
rung des urſprünglichen Rechtsverhältniſſes bei Aende⸗ 
rung der Individualität der Aktiengeſellſchaft 1427! 

Das Einbringen ausländiſcher Aktien unterliegt dem 
Reichsſtempel auf Grund der Tarifſtelle 4a Nr. 2 
Abſ. 1, während lan esgeſetzliche Beſteuerung gemäß 
8 18 des R. St. Gef. ausgeſchloſſen iſt 401“ 

Stempelfreiheit von Einzahlungen zur Deckung von 
Betriebsverluſten oder zur Erhaltung des Betriebes 
gewerkſchaftlich betriebener Bergwerke 54819 

„Anſchaffungsgeſchäft“ im Sinne des Reichsſtempel⸗ 
geſetzes: Der auf den Erwerb von Eigenthum ge⸗ 
richtete entgeltliche Vertrag. Das davon verſchiedene 
Erfüllungsgeſchäft (z. B. Uebertragung von Aktien 
durch Indoſſement) iſt durch den Reichsſtempel nicht 
mitgedeckt 63821 

Preußiſches Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895 

(G. S. S. 413) ſ. Rechtsnormen, zeitliche Herrſchaft 
37664 

Beim Verkauf eines zum Betriebe der Schankwirthſchaft 
beſtimmten Grundſtücks unterliegt die für den Ver⸗ 
zicht des Verkäufers auf die Wirthſchaftskonzeſſion 
feſtgeſetzte Vergütung nicht dem Kaufſtempel 4553 

Tauſchvertrag oder zwei von einander abhängige Kauf⸗ 
verträge, wenn die als Tauſchwerthe angegebenen 
Beträge durch Uebernahme von Hypotheken und 
Zahlung einer Summe durch den Erwerber des 
minder belaſteten Grundſtücks gedeckt werden 465%, 
4'755 

Schreiben, wodurch beſtimmte Beträge aus dem be- 
ſtehenden Kontokorrent ausgeſchieden und behufs be⸗ 
ſonderer Verzinſung auf Separatkonto übertragen 
werden, unterliegen als (einfeitige) Schuldverſchrei⸗ 
bungen der Tarifſtelle 58 II 159124 

Die zur Herſtellung einer Bahnanlage abgeſchloſſenen 
freiwilligen Grundſtückskäufe ſind nur ſtempelfrei, 
wenn die Grundſtücke innerhalb des von dem Miniſter 
für öffentliche Arbeiten feſtgeſtellten Planes liegen 1795 

Stempelpflichtigkeit einer Urkunde, in der Darlehns⸗ 
kredit bis zu einem beſtimmten Höchſtbetrage zugeſagt 
wird 1954 

Darlehn und bedingter Kauf in einer Urkunde ſind, 
jedes für ſich, zu verſteuern, auch wenn ſie derart 
von einander abhängig ſind, daß keines der Geſchäfte 
für ſich allein verbindlich wäre 195 5e 

Kaufvertrag und dingliche Uebertragung von Kuxen 
geſondert verſteuerbar, wenn darüber 2 Urkunden er⸗ 
richtet find 19551 

Prozeßvollmachtsſtempel; der in der Vollmacht ange⸗ 
gebene Geldbetrag iſt bei Geldforderung für den 
Steuerſatz maßgebend, 234"? 


Zu den unbeweglichen Sachen im Sinne der Tarif: 
ſtelle 32 a gehören auch die „Bahneinheiten“ des 
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Geſetzes, betreffend das Pfandrecht an Privateiſen⸗ 


bahnen und Kleinbahnen ꝛc., vom 19. Auguſt 1895 
264 86 
Sind die nach Ausſtellung der Bürgſchaftsurkunde ent⸗ 
ſtehenden Zinſen bei Berechnung des Bürgſchafts⸗ 
ſtempels mit zu berückſichtigen? 264 
Für die Steuerpflichtigkeit der Schenkungsurkunde iſt 
es gleichgültig, ob die Schenkung durch die ſchrift⸗ 
liche Willenserklärung erfolgt oder als bereits münd⸗ 
lich erklärte beurkundet oder anerkannt wird 37655 
Genügt es zur erforderlichen Beſtimmtheit des 
beurkundeten Schenkungswillens, wenn die Bezeich⸗ 
nung der Empfänger einem Beauftragten mit der 
Maßgabe überlaſſen wird, daß er innerhalb eines 
örtlich und der Art nach beſtimmten Kreiſes zu 
wählen hat? 376 50 
Uebernahme von Vorräthen durch eine Altiengefellichaft 
nicht als Kaufgeſchäft (nach Tarifſtelle 32), ſondern 
als „Einbringen“ (nach Tarifſtelle 25 c) verſteuerbar 
37657 
Ob Schiffsmiethe oder Seefrachtvertrag vorliegt, richtet 
ſich danach, ob der Kapitän Angeſtellter (Vertreter) 
des Rheders oder des Charterers iſt 376 58 
„Menge“ im Sinne der Befreiungsvorſchrift 3 zu 
Tarifſtelle 32 4077 
Der Anſpruch auf Verzinſung zu Unrecht erhobener 
(zurückzuzahlender) Stempelbeträge iſt ohne Rückſicht 
auf die Höhe des Streitgegenſtandes revifibel; die 
Klage iſt an die Friſt des § 26 des Stempelſteuer⸗ 
geſetzes gebunden 45025 
„Feuerkaſſenſcheine“ über Verſicherungen, die nicht auf 
Vereinbarung beruhen, ſondern unmittelbar durch 
Geſetz begründet find, können nicht nach der Tarif⸗ 
ſtelle 10 zur Stempelſteuer herangezogen werden 
549 24 
8 10 des Geſetzes nur anwendbar, wenn ein Geſammt⸗ 
preis verabredet iſt 600 55 
Steuerpflicht 
Einkommen, welches aus dem in einem andern Bundes⸗ 
ſtaat belegenen Grundbeſitz oder betriebenen Gewerbe 
herrührt, darf von dem Bundesſtaat des Wohnſitzes 
oder Aufenthaltsortes des Steuerpflichtigen nicht be⸗ 
ſteuert werden 9958s — Gilt auch für juriſtiſche Per⸗ 
ſonen 99 50 
Einkommen aus Rechtsgeſchäften, wodurch Antheilsrechte 


Maßgabe der konkreten Verhältniſſe zu beſtimmen 149 * 
— Ein Verſchulden iſt ausgeſchloſſen, wenn die Gefahr 
nur durch außergewöhnliche, nach verſtändiger Verkehrs⸗ 
anſchauung nicht zu verlangende Maßnahmen zu be⸗ 
ſeitigen geweſen wäre 149% 

Das Recht der Anlieger an einer öffentlichen Straße 
beruht auf einem ſtillſchweigenden Vertragsverhältniß 
mit der Gemeinde. Wer in einer noch nicht regulirten 
Straße baut, muß ſich benachtheiligende Veränderungen 
ihres Niveaus gefallen laſſen 192.“ 

Das im preußiſchen und franzöſiſchen Recht anerkannte 
ſervitutariſche Recht der Straßenanlieger gilt im 
gemeinen Rechte nicht. Kein Schadensanſpruch wegen 
Aufhebung der Str. g 319“ 

Streitgegenſtand ſ. Werth des Streitgegenſtandes 
Streitgenoſſen 

Die Vertretung der ſäumigen nothwendigen St. durch die 
nicht ſäumigen erſtreckt ſich, wenn die ſäumigen demnächſt 
in den Prozeß eintreten, nur auf die die Fortführung 
des Rechtsſtreits betreffenden Prozeßhandlungen, nicht 
auf materiellrechtliche Dispoſitionsakte über den Klage⸗ 
gegenſtand 162“ 

Wird die Nichtzuziehung von St. in einem ſpäteren 
Termine, zu dem fie zugezogen find, nicht gerügt, ſo 
iſt der vorhanden geweſene Mangel des Verfahrens 
geheilt 2611? 

Richterlicher Eid für St. Die Folgen der Eides⸗ 
verweigerung können für jeden St. beſonders geregelt 
werden, wenn es ſich nicht um ein Rechtsverhältniß 
handelt, das nur einheitlich feſtgeſtellt werden kann 
($ 472 C. P. O. nicht anwendbar) 39519 

Perſönlich haftende Geſellſchafter als nothwendige St. 
binfichtlich der von der Handelsgeſellſchaft eingegangenen 
Wechſelverpflichtungen 443? 

Die Entſcheidung, welchem von mehreren St. der richterliche 
Eid anzuvertrauen ſei, bedarf keiner Begründung 5895 

Streitverkündung |. Nebenintervention 2505 
Tantieme 

Berechnung der T. der Vorſtandsmitglieder einer Aktien⸗ 

geſellſchaft 255 
Telegraphenweſen 

Art und Umfang der Schutzpflicht des Unternehmers einer 
Telegraphenanlage gegenüber anderen Leitungen 13755 

§ 12 des Geſetzes vom 6. April 1892 beſtimmt nur über 
Art der Ausführung und Aenderung von Anlagen, 
nicht über deren Unterhaltungskoſten 40040 

Teſtament ſ. Erbrecht 


an einem im Gewerbebetriebe angelegten Vermögen Teſtamentsvollſtrecker |. Erbrecht 


begründet werden, iſt nicht Einkommen „aus Gewerbe⸗ 
betrieb“ und daher nicht am Orte des Gewerbebetriebes, 
ſondern am Wohnorte des Antheilsberechtigten zu ver⸗ 
ſteuern 994 
Straßen |. Beleuchtungspflicht 377 60 

Die Obliegenheit des Unterhaltspflichtigen zur Fürſorge 
gegen gefahrbringende Einflüſſe der Witterung (Glätte) 
iſt mangels beſonderer polizeilicher Beſtimmungen (ins⸗ 
beſondere bei Ladewegen zu einem Güterbahnhof) nach 


Thatbeſtand ä 
Ungenügender Erſatz des Thatbeſtandes durch Bezugnahm 
auf das vorinſtanzliche Urtheil und die gewechſelten 
Schriftſätze 765, 12826, 16617, 31215 
Bezugnahme auf vorgelegte Akten 92, 25211 
Th. des Berufungsverfahrens mit Bezugnahme auf den 
Th. des erſten Urtheils, die vorgetragenen Schriftſätze 
und darin angezogenen zu den Akten gebrachten Gut⸗ 
achten 18415, 2522 
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Thatbeſtandswidrige Annahme des Gerichts 25119 
Die Bemerkung im Berufungsurtheil, daß die Parteien 
nach Vortrag des Thatbeſtandes, der Formel und der 
Gründe des erſten Urtheils „thatſächliche und rechtliche 
Ausführungen“ gemachtz hätten, genügt nicht als Dar⸗ 
ſtellung des Sach⸗ und Streitſtandes in der Berufungs⸗ 
inſtanz 42116 
Widerſpruch zwiſchen Th. und Angaben in den Gründen 
des Urtheils 60711 
Theilurtheil ſ. Urtheil 
Tod der Prozeßpartei |. Ausſetzung des Verfahrens 420° 
Todeserklärung 
eines Verſchollenen in Mecklenburg, über deſſen Vermögen 
zur Zeit des Inkrafttretens des B. G. B. eine Kuratel 
ſchwebte 121 
Unbewegliche Sachen |. Stempelrecht, Preußiſches Stempel⸗ 
ſteuergeſetz 26436 
Uneheliche Kinder 
Haben u. K. Verwandtſchafts⸗ und Erbrechte gegenüber 
den Blutsverwandten ihrer Mutter, wenn dieſe zur 
Zeit der Geburt im Gebiete des Märkiſchen Provinzial⸗ 
rechts wohnte, der Erblaſſer aber ſeinen letzten Wohnſitz 
im Gebiete des Preußiſchen Landrechts hatte? p 231° 
Unerlaubte Handlung 
5 823 Abſ. 2 B. G. B. erfordert nicht, daß der das Schutz⸗ 
geſetz (ſchuldhaft) Verletzende die Folgen ſeines Ver⸗ 
haltens vorausſehen mußte 11 
Unfall |. Verſicherung, Unfallverſicherung 
Unfallverhũütungsvorſchriften ſ. Schutzgeſetz 
Unterhaltspflicht |. Rechtsnormen, (zeitliche Herrſchaft, 
Familienrecht) 72, Unzuläſſigkeit des gänzlichen oder 
theilweiſen Verzichts auf den geſetzlichen Unterhalts⸗ 
anſpruch für die Zukunft 72 
Unterbrechung 
U. des Prozeſſes durch Konkurs. 
Wiederaufnahme 2707, 42327 
Die Aufnahme eines unterbrochenen Verfahrens kann 
durch Erklärung in der mündlichen Verhandlung wirkſam 
geſchehen 631° 
Urkundenbeweis ſ. Aufrechnung 8216, Beweis 21617, 
Würdigung der Beweiskraft vernichteter (zerriſſener) 
Urkunden 12816, Zeugen 588% 
Urkundenprozeß 
Das im U. ergehende Urtheil iſt, ſoweit es nicht auf der 
beſonderen Beſchränkung des Verfahrens im U. beruht, 
für das Nachverfahren unanfechtbar, insbeſondere be⸗ 
züglich der rechtlichen Beurtheilung des Klaganſpruchs 
21719 
Urheberrecht 
U. an Muſtern und Modellen. Begriffsbeſtimmung der 
neuen und eigenthümlichen Erzeugniſſe 32 
Urtheil |. Erbrecht 778, Anträge 918, Verſäumnißurtheil 1292, 
Berufung 12927, Beſchwerde 27216, Vertreter 310°, 
310°, Zwiſchenurtheil, Klage 1641, Berichtigung 36218 
Haftet der Beklagte nicht zeitlich unbegrenzt, ſondern nur 
für eine „angemeſſene“ Zeit, fo muß das U. die Zeit 
der Haftung bei der Verurtheilung feſtſetzen 75“ 


Formloſigkeit der 


Muß das Gericht ſeinem Urtheile die bei Entſcheidung 
eines Nebenprozeſſes an demſelben Tage getroffenen 
Feſtſtellungen zu Grunde legen? 9315 

Die Entſcheidung über übergangene Anſprüche kann nicht 
im Wege der ordentlichen Rechtsmittel, ſondern nur 
durch Ergänzung des Urtheils gemäß § 321 C. P. O. 
herbeigeführt werden 931% 

Wirkung des über einen dinglichen Anſpruch erlaſſenen 
Urtheils gegen den im Wege der Subhaſtation ein⸗ 
getretenen Rechtsnachfolger des Beklagten nach § 325 
Abſ. 1 C. P. O. 12821 

Inwiefern kann der Tenor: „der Rechtsſtreit iſt in der 
Hauptſache erledigt“ eine Entſcheidung zur Haupt⸗ 
ſache enthalten? 183 10 

Wird ein Parteiantrag als prozeſſual unſtatthaft — z. B. 
wegen unzuläſſiger Klageänderung — abgewieſen, ſo 
darf darüber in demſelben U. nicht auch materiell ent⸗ 
ſchieden werden 250%, vergl. 16515 

Theilurtheil 301° 
Das Theilurtheil muß den Theil des Anſpruches, über 

welchen es entſcheidet, ſoweit erkennbar machen, daß 
eine Nachprüfung des höheren Gerichts möglich iſt 
183 11 
Iſt das Berufungsgericht bei Entſcheidung über ein 
Theilurtheil behindert, das Beſtehen eines Vertrags⸗ 
verhältniſſes feſtzuſtellen und daraus die Folgerungen 
für den abzuurtheilenden Theilanſpruch zu ziehen, 
wenn ein über die Wiederauflöſung des Vertrags⸗ 
verhältniſſes obwaltender Streit in erſter Inſtanz 
noch unentſchieden gelaſſen iſt? 1847 
Theilurtheil gegen einen von mehreren Solidarſchuldnern 
zuläſſig 3124 
Vater, väterliche Gewalt |. Verträge, unſittliche 404 65 
Verein ſ. Rechtsnormen, zeitliche Herrſchaft, Allgemeines 42730 

Inwieweit unterliegt die Ausſchließung aus einem nicht 
rechtsfähigen V. der Nachprüfung durch das Gericht? 
g 42750 

Verhandlungsmaxime 

Thatſachen, die von den Parteien nicht vorgebracht ſind, 
dürfen der Entſcheidung nicht zu Grunde gelegt werden 
12715 

Verſtoß gegen die V. durch Setzen eines nicht behaupteten 
Grundes des Anſpruches an Stelle des behaupteten 
183 14 

Verjährung I. Firma 271, Rechtsnormen, zeitliche Herr 
ſchaft 376 84, Abtretung 54820 
V. von Servituten (durch Nichtgebrauch) wird durch 
5 konfeſſoriſche Klage des Servitutberechtigten gegen einen 
Dritten (nicht den Eigenthümer der dienenden Sache) 
nicht unterbrochen g 3655 

„In Bezug auf den Gewerbebetrieb“ des Schuldners ent⸗ 
ſtanden ſind auch ſolche Forderungen, die durch eine 
durch die Verhältniſſe gebotene Erweiterung des ge⸗ 
wöhnlichen Gewerbebetriebes veranlaßt find p 42“ 

V. von Judikatforderungen nach franzöſiſchem Recht 48 55 

Unterbrechung der V. durch einredeweiſe Geltendmachung 
des Anſpruches p 151500 
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Unterbrechung der V. durch Klagerhebung ohne Angabe 
eines beſtimmten Klagegrundes; Unterbrechung durch 
eine wegen unzuläſſiger Klageänderung abgewieſene 
Klage g 2765 

V. der Negatoria bei bittweiſer Einräumung von Benutzungs⸗ 
rechten an der im Alleinbeſitz des Eigenthümers gebliebenen 
Sache beginnt erſt mit erwieſener Zuwiderhandlung des 
Prokuriſten g 3183° 

Unvordenkliche V. erfordert den Nachweis, daß ein Rechts⸗ 
zuſtand 80 Jahre (2 Menſchenalter) beſtanden habe, 
jedenfalls nicht erſt im vorletzten Menſchenalter begonnen 
habe g 429% 

Die einjährige V. nach § 118 Z. 8 des Binnenſchifffahrts⸗ 
geſetzes (ä. F.) greift nicht Platz, wenn der Anſpruch 
auch als Schadensanſpruch aus unerlaubter Handlung 
begründet iſt 5470 

Auch eine wegen unſchlüſſiger Begründung abgewieſene 
Klage unterbricht die V. 604° 

Erſitzung eines Wegerechts für das Publikum durch eine 
Stadtgemeinde. Ausübung des Rechts durch Orts⸗ 
eingeſeſſene und Auswärtige g 611 

Der zur Erfitung einer negativen ſtändigen Gebäude⸗ 
dienſtbarkeit (Rechts auf ungehinderte Licht⸗ und Luft⸗ 
zuführung) erforderliche Rechtsbefitz kann nur durch 
Vertrag oder wirkſames Verbot des Berechtigten er⸗ 
worben werden g 612 

Ob gegen Beamte einer Gutsherrſchaft mit Wirkſamkeit 
gegen letztere Erſitzungshandlungen vorgenommen werden 
können, richtet ſich nach der den Beamten zugewieſenen 
Stellung 6327 

Verkündungstermin |. Ausſchließung 543 
Verlöbniß |. Internationales Privatrecht 44810 

Klage aus dem V. auf Eingehung der Ehe durch 8 1297 
B. G. B. mit rückwirkender Kraft ausgeſchloſſen. Schadens⸗ 
erſatz aus 8 1300 B. G. B. begründet, auch wenn das 
V. vor dem 1. Januar 1900 aufgehoben und nach dem 
früheren Recht ein Schadensanſpruch nicht begründet 
war 12 

Vermächtuiß | 

Recht des Vermächtnißnehmers auf Auskunftertheilung 
über den Nachlaß (nicht auf förmliche Inventarlegung), 
ſoweit es zur Durchführung ſeines Vermächtnißanſpruchs 
nöthig iſt p 4023 

Bermittler ſ. Makler 
Berſäumnißurtheil |. Berufung 3131 

Ob ein V. oder ein kontradiktoriſches Urtheil vorliegt, 
richtet ſich danach, ob tolale Verſäumniß einer Partei 
angenommen und deren Folgen verwirklicht ſind, oder 
ob die betreffende Partei als vertreten angeſehen 
iſt 12922 

V. gegen die ausgebliebenen Reviſionsbeklagten auf Zurück⸗ 
weiſung der Reviſion 12923 

V. über prozeſſuale Thatſachen (auf Verwerfung einer 
auch an ſich unzuläſſigen Berufung beim Nichterſcheinen 
des Berufungsklägers) 129 7e 

Antrag im Reviſionsverfahren auf Aufhebung eines (durch 
Einſpruch nicht angegriffenen) V. unzuläſſig 252 


Verſchulden ſ. Rechtsanwalt 146%, Schadenserſatz, Ver⸗ 
zug 425°? 

V. eines Gemeindevorſtands. Wie weit geht deſſen Pflicht 
zur Ueberwachung der Ausführung ſeiner Aufträge durch 
Untergebene? 176“ 

Außerkontraktliches V. durch Ausſetzen von Kaninchen 
27634 

Verſehen |. Haftpflicht 2591 

Grobes V. eines Lokomotivführers durch unterlaſſenes 
Läuten, mäßiges V. des den Bahnübergang Benutzenden 
durch Nichtberückſichtigung der Möglichkeit ſolcher Unter⸗ 
laſſung p 1906 

V. des Dienſtherrn mit Bezug auf ſeine Verpflichtung, 
die von den Bedienſteten zu benutzenden Geräthſchaften 
in gefahrloſem Zuſtand zu erhalten. Nichtberückſichtigung 
früherer Erfahrungen. Darf damit gerechnet werden, 
daß der Bedienſtete ſtets mit der erforderlichen Auf⸗ 
merkſamkeit handeln werde? 230° 

V. des Gerichtsvollziehers, der die beglaubigte Abſchrift 
der Klage ohne den Terminsvermerk zuſtellt 311 

Grobes V. als Grundlage des Schadenserſatzanſpruches 
bei konkurrirendem mäßigen V. des Beſchädigten 5331“ 

Verſicherungsweſen ſ. Handlungsbevollmächtigter 963°, 
Abtretung 193“, 43851, Konkurs 4238 
Beginn der Mitgliedſchaft bei Verſicherung auf Gegen⸗ 
ſeitigkeit 29 26 
Grundſätzlich haftet der Verſicherungsnehmer ohne Nach⸗ 
weis beſonderen Verſchuldens für richtige Beantwortung 
der im Antragsformular enthaltenen Fragen, auch wenn 
der Agent die Antworten geſchrieben hat 1455, 39310 — 
Ausnahme bei Fragen, die der Agent ebenſo gut be⸗ 
antworten konnte, wie der Verſicherungsnehmer, ins⸗ 
beſondere hinſichtlich der ihm vorgezeigten Oertlichkeit 
1455 — Fernere Ausnahme bei entſchuldbarem Irr⸗ 
thum über Sinn und Tragweite der Verſicherungs⸗ 
bedingungen 25825 
Verſicherung auf Gegenſeitigkeit; Täuſchung des Bei⸗ 
tretenden über die Vermögenslage der Geſellſchaft 148 88 
Verſchuldete Verſäumung einer Anzeigepflicht bei unter⸗ 
laſſener Kontrolirung des mit Abſendung der Depeſche 
beauftragten Boten 152104 
Auslegung des in den Verſicherungsbedingungen ge⸗ 
brauchten Ausdruckes: „zuſtellen“ (als identiſch mit 
„überſenden“ 63517 
Zuläſſigkeit vertragsmäßiger Einſetzung von Schiedsgut⸗ 
achtern (arbitratores) für beſtimmte Fragen unter 
Ausſchluß des Rechtsweges darüber 6368 
Lebens verſicherung ſ. Anfechtung im Konkurſe 259 2˙ 
Lebensverſicherung, wodurch für den Todesfall des Ver⸗ 
ſicherten Zahlung an einen Dritten bedungen wird, 
ſtellt keine Schenkung dar f 4757 

Haftung des die Deklaration unterſchreibenden Antrag⸗ 
ſtellers bei Niederſchrift der Antworten durch den 
Arzt 364% 

Unfallverſicherung |. Konkurs 423 25 
Auslegung der allgemeinen Bedingung, daß der Ver⸗ 

ſicherte die äußere Gewalt nicht abſichtlich oder fahr⸗ 
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läffig herbeigeführt haben dürfe (Inſektenſtich und 
Aufkratzen der Puſtel) 145% 

Berückſichtigung erwerbender Nebenbeſchäftigungen (Rad⸗ 
fahrlehrer) bei Feſtſetzung der Entſchädigung und der 
Verſicherungsprämie 18850 

Verpflichtung der eingeſchriebenen Hülfskaſſen, Kranken⸗, 
Sterbe⸗, Invaliden⸗ und ſonſtigen Unterſtützungs⸗ 
kaſſen der Gemeinden und Armenverbände, den 
Berechtigten die dieſen zuſtehenden Anſprüche ohne 
Rückſicht auf gleichartige Anſprüche gegen die 
Berufsgenoſſenſchaften zu erfüllen. Rückgriff auf 
die Berufsgenoſſenſchaften im Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren 22131 

Verſteigerung ſ. Verträge, unerlaubte 84 
Vertheilungs verfahren 
Anordnung eines anderweiten Vertheilungsverfahrens gemäß 
8880 C. P. O. durch das Reviſionsgericht 95 
Widerſpruchsklage im V., geſtützt auf Verletzung eines 
zwiſchen den Parteien beſtehenden Vertragsverhältniſſes 
17039 
Erſtattet der Drittſchuldner die Anzeige nicht demjenigen 

Gerichte, deſſen Beſchluß ihm zuerſt zugeſtellt iſt, ſondern 

einem Gerichte, das einen ſpäteren Pfändungsbeſchluß 

erlaſſen hat und wird nur bei letzterem das V. einge⸗ 
leitet, ſo iſt dieſes das Vertheilungsgericht im Sinne 

des 8 879 C. P. O. 60915 

Vertrag 
Perſonen der Vertragſchließenden. Widerlegung der Ver⸗ 
muthung, daß jemand im eigenen Namen habe kon⸗ 

trahiren wollen 80% 

Stillſchweigende Vertragsbedingungen, insbeſondere beim 

Bierlieferungsvertrag 8015 

Beweiserhebung über den Sinn eines V. iſt bei unzwei⸗ 

deutigem Wortlaut unzuläſſig g 143 *, 260 50 

Verweigerung der Gegenleiſtung aus gegenſeitigem Ver⸗ 
trage wegen Nichtgewährung der Leiſtung. Abweiſung 
der Klage auf Gegenleiſtung oder Verurtheilung gegen 

Zug um Zug⸗Leiſtung? 37055 

Die Klage aus Art. 1184 c. o. auf Aufhebung eines Ver⸗ 
trages wegen Nichterfüllung iſt nicht mehr möglich, wenn 

der Vertrag nicht mehr beſteht 4097 

Abſchließung von Verträgen ſ. Beweis 16515 
Vertragsform 

Der Empfänger der vom Gegenkontrahenten unter⸗ 
ſchriebenen Vertragsurkunde kann, wenn er aus dem 
Vertrage klagt, den Mangel ſeiner Unterſchrift nicht 
vorſchützen. Außergerichtliches Verlangen der Er⸗ 
füllung ſteht der Klage nicht gleich 3788 

Verträge über Handlungen 

Bei Feſtſetzung der — durch den Vertrag nicht be⸗ 
ſtimmten — angemeſſenen Vergütung iſt der Richter 
an das Gutachten der Sachverſtändigen nicht ge⸗ 
bunden p 191 

Unſittliche und unerlaubte Verträge 

Die civilrechtlichen Wirkungen des Verbots der Ver⸗ 
träge zur Abhaltung Kaufluſtiger von Geboten bei 
Verſteigerungen ſind durch das Preuß. Strafgeſetzbuch 
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vom 14. April 1851 nicht aufgehoben und von Amts⸗ 
wegen zu berückſichtigen p 8423, 40661 
Ein V., durch den ein Ehegatte ſich das Betreiben einer 
Eheſcheidung abkaufen läßt, iſt unſittlich 143 75 
Iſt die Abtretung des Erziehungsrechts ſeitens des 
Vaters gegen Geldentſchädigung unſittlich? 404 56 
Das Verſprechen von Vortheilen für Nichtmitbieten bei 
einer öffentlichen Verſteigerung iſt nach § 270 des 
Preußiſchen Strafgeſetzbuches von 1851 und 8 134 
B. G. B. nichtig 4074 
Ungültigkeit eines Vertrages wegen darin enthaltener 
Verletzung eines Patentrechts 53313 
Untreue gegen Auftraggeber durch Annahme eines 
Proviſionsverſprechens des Vertragsgegners 639 26 
Vertreter ſ. Koſten 2147, Agent 25527, Haftpflicht 2591, 
Verwahrungsvertrag 310°, Makler 449 2, Verjährung 
6327 
Im Urtheil hat das Gericht den geſetzlichen V. einer nicht 
prozeßfähigen Partei zu benennen, nicht die General⸗ 
bevollmächtigten. Begriff des geſetzlichen V. 3105, 3105 
Haftung des Verpflichteten für Verſchulden der Perſonen, 
deren er ſich zur Erfüllung ſeiner Verbindlichkeit (zu 
rechtzeitiger Klagerhebung) bedient g 429 
Verwahrungsvertrag |. Bankdepotgeſetz 59428 
Haftung des Juſtizfiskus für die auf gerichtliche Anordnung 
in Prozeſſen überreichten Urkunden 310° 
Verwaltungsſtreitverfahren ſ. Rechtsweg 15812 
Verwendung, nützliche, |. Beſitz 801° 
Verzicht 
Auf die geſetzliche Folge der Zurücknahme eines Rechts⸗ 
mittels kann nicht verzichtet werden, wohl aber auf den 
Antrag auf gerichtlichen Ausſpruch dieſer Folge 18519 
Das Fallenlaſſen eines Einwandes in erſter Inſtanz ent⸗ 
hält nicht ohne Weiteres einen Verzicht auf die ſpätere 
Geltendmachung 42218 
Verzug |. Rechtsnormen, räumliche Herrſchaft 316 
V. ohne Mahnung, wenn der Schuldner vor Eintritt der 
Fälligkeit erklärt, nicht erfüllen zu wollen (Handels⸗ 
recht) 2828 
Durch Eintritt des Fälligkeitstages kommt der Schuldner 
nach badiſchem (franzöſiſchem) Recht nur dann in Verzug, 
wenn dies im Vertrage ausdrücklich ausgeſprochen oder 
daraus unzweifelhaft zu entnehmen iſt 159196 
Annahmeverzug beim Handelskauf erfordert kein Ver⸗ 
ſchulden 425 
Vollmacht 
Legitimirt die unbeglaubigte V. den Prozeßbevollmächtigten, 
deſſen ſachlicher Antrag wegen Fehlens der verlangten 
Beglaubigung zurückgewieſen iſt, in der weiteren Inſtanz 
geltend zu machen, daß dieſe Entſcheidung unrichtig ſei? 
2145 
Vollſtreckungsgericht 
Ein nach § 828 Abſ. 2 C. P. O. aus dem einen oder 
anderen Grunde zuſtändiges V. iſt auch zuſtändig für 
Vollſtreckung in ſolche Forderungen, die ſich nicht in 
ſeinem Bezirk befinden (d. h. deren Schuldner dort nicht 
ihren Wohnſitz haben) 3631? 
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Vorabentſcheidung |. Zwiſchenurtheil 12819 
Iſt der dem Grunde und dem Betrage nach beſtrittenen 
Klage eventuell eine Gegenforderung entgegengeſetzt, ſo 
kann eine V. nach § 304 C. P. O. erſt erlaſſen werden, 
wenn die Gegenforderung erledigt iſt (weil bis dahin 
der Klageanſpruch dem Betrage und dem Grunde 
nach ſtreitig iſt) 89312; vergl. 6325 
V. nur über den ganzen Grund des Anſpruches, nicht 
über eine einzelne zum Klagegrunde gehörige Frage 
(3. B. die der Paſſſwlegitimation) zuläſſig 42115 
Vorentſcheidung gemäß § 11 Einf. Gel. zur C. P. O. 
ſ. Beamte 4181 
Vormundſchaftsrecht 
Durch vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung wird ein 
Vertrag gegen den Mündel nur mit demjenigen Inhalle 
wirkſam, der dem Richter aus der Vertragsurkunde er⸗ 
kennbar war 4452 
Das Privileg der Mündel, wonach ihnen die Unter⸗ 
laſſung der Einreichung eines Nachlaßinventariums durch 
den Vormund unſchädlich iſt, endet mit erreichter Groß⸗ 
jährigkeit. Von da ab läuft eine neue Friſt zur Ein⸗ 
reichung p 40352 
Iſt der Gegenvormund verpflichtet, dem Gericht Anzeige 
zu erſtatten, wenn der Vormund es unterläßt, recht⸗ 
zeitig (dem Gerichte!) Rechnung zu legen? 43262 
Vorſchußpflicht |. Internationales Privatrecht 595 
Waarenzeichen 
Benennung der Waare mit dem im Verkehr üblichen 
Namen trotz Eintragung des letzteren als W. zuläſſig, 
falls nicht Täuſchung über die Herkunft der Waare be⸗ 
abfichtigt iſt (Amphibolin) 3321 
An ſich erlaubte Benennung der Waare kann bei beſonderer 
äußerer Geſtaltung als Ausſtattungsmerkmal im Sinne 
des § 15 des Waarenzeichengeſetzes unerlaubt fein. 
(Kaſſeler Hafer⸗Cacao) 33 3% 
Anſpruch auf Löſchung eines W., deſſen Eintragung einem 
Vertrage zuwiderläuft 138 50 
Inhalt des Waarenzeichenrechts. Es gewährt keinen be⸗ 
ſonderen Schutz in Anſehung der Verträge mit den 
Abnehmern der gezeichneten Waare bezüglich ihres 
weiteren Vertriebes 22337. Vgl. 368 2 für Eintragungen 
franzöſcher W. in die Zeichenrolle des Deutſchen Patent⸗ 
amts. Schutz des Wortzeichens „Original⸗Bullrich“ 223 88 
Anwendbarkeit des Waarenzeichengeſetzes in den Konſular⸗ 
bezirken 27329 
Verwechſelungsgefahr bei W. Der Geſammteindruck des 
Zeichens iſt maßgebend, doch kann ein Theil des Bildes 
einen ſo weſentlichen Beſtandtheil ausmachen, daß er 
das unterſcheidende Merkmal bildet 44717; vergl. 610% 
Wechſelprozeß |. Gerichtsſtand 31423 
Der Anſpruch gegen einen Ehemann auf Duldung der 
Zwangsvollſtreckung in das Vermögen der Ehefrau kann 
als acceſſoriſche Ergänzung der gegen die Frau an⸗ 
geſtrengten Wechſelklage im W. geltend gemacht werden 
1328 
Nachträgliche Behauptung klagebegründender Thatſachen 
und deren Beweis 132 


Wechſelrecht |. Eid 76° 

Nachträgliche Genehmigung der von einem Unbefugten 
bewirkten Wechſelzeichnung ſteht dem vorher ertheilten 
Auftrage gleich und bedarf keiner Form 2618 

Bedeutung des Accepts: „Angenommen per aval“ als 
Erſtunterſchrift 26 1 

Die in der Landgemeinde⸗Ordnung vorgeſchriebene Form 
für Urkunden der Landgemeinden iſt nicht erforderlich 
für Wechſelerklärungen 8525 

Zeichnung der Firma durch den Prokuriſten ohne einen 
die Prokura andeutenden Zuſatz genügt zur Wahrung. 
der Schrift⸗ und Wechſelform 123 

Wechſel mit mehreren Ausſtellern; jede Wechſelunterſchrift 
begründet eine ſelbſtſtändige Wechſelverpflichtung 135“ 

Zur Feſtſtellung der Nachfrage nach dem Acceptanten 
genügt im Proteſte nicht die Konſtatierung, daß der 
Proteſtbeamte in der Wohnung des als Zahlſtelle 
benannten Ausſtellers nur das Dienſtmädchen getroffen 
habe, wenn die Worte des Formulars „Daſelbſt wurde 
der Acceptant angetroffen“ durchſtrichen ſind 
316 

Als „Erſtattung“ der Wechſelſumme (nebſt Zinſen und 
Koſten) im Sinne des Art. 148 der D. W. O. (wodurch 
der Schuldner Anſpruch auf Herausgabe des Wechſels 
und des Proteſtes erwirbt) gilt nur wirkliche Leiſtung 
(Zahlung) nicht Aufrechnung 364 

Begründung der Klage gegen den, der einen Wechſel für 
einen anderen ohne Vollmacht unterzeichnet hat. Beweis⸗ 
laſt 36522 

Der Nehmer eines bis auf den Namen des Ausſtellers 
vollſtändig ausgefüllten Blank o⸗Accepts kann auch 
nach Eintritt des Fälligkeitstages durch Unter⸗ 
ſchrift ſeines Namens einen vollſtändigen Wechſel her⸗ 
ſtellen oder das Blankett zur Vervollſtändigung weiter⸗ 
geben 39937 

Die Genehmigung einer Wechſelerklärung (der Ehefrau) 
enthält nicht zugleich auch die der dem Wechſelzuge 
unterliegenden Abreden 54512 

Die Einlöſung eines eigenen Wechſels durch einen von 
mehreren Ausſtellern oder durch einen Wechſelbürgen 
des Ausſtellers hat nicht unbedingt das Erlöſchen 
der Wechſelſchuld unter allen Betheiligten zur Folge 
59115 

Die unvollſtändige Bezeichnung der Firma des Bezogenen 
iſt für die Gültigkeit des Accepts ohne Bedeutung. 
Das Accept einer offenen Handelsgeſellſchaft erfordert 
nicht unbedingt die Zeichnung der Firma in allen 
weſentlichen Beſtandtheilen 63615 

Werkverdingung 

Art. 1794 c. c. iſt nicht nur auf W. in Bauſch und Bogen 
(marché à forfait), ſondern auf jede Art W. anwend⸗ 
bar f 195535 

Auf Werkverdingungsverträge, bei denen der Unternehmer 
den Stoff liefert, kommen, falls es ſich um Handels⸗ 
geſchäfte handelt, die Vorſchriften des H. G. B. über 
Kauf inſoweit zur Anwendung, als Art. 1787 ff. c. c. 
nicht beſondere Beſtimmungen enthalten f 196°* 


Der Beſteller kann nach preußiſchem Recht ein untüchtiges 
Werk nur zurückweiſen oder Schadloshaltung fordern, 
nicht aber Lieferung eines anderen Werks oder Nach⸗ 
beſſerung 320% 

Pflicht des Werkmeiſters, den Beſteller aufmerkſam zu 
machen, daß die vorgeſchriebenen Maße mit ordnungs⸗ 
mäßiger Herſtellung nicht vereinbar ſeien. Pflicht des 
Beſtellers zur Unterſuchung und Mängelrüge 320“ 

Beweislaſt des Uebernehmers einer W., daß ihn keine 
Schuld treffe, wenn ſich an der ihm anvertrauten Sache 
ein Schaden ereignet g 42840 

Werth des Streitgegeuſtandes ſ. Reviſion 931° 

Iſt für die Reviſionsſumme bei Klage auf Auszahlung 
eines hinterlegten Betrages der thatſächlich hinterlegte 
Betrag oder die — irrige höhere — Angabe deſſelben 
im Klageantrage maßgebend? 942° 

Reviſionsſumme bei einſtweiliger Verfügung über die 
Benachtheiligung eines Zeitungsunternehmens durch 
Entziehung von Abonnenten 9421 

W. d. St. bei Klage auf Beſeitigung einer Vormerkung, 
wonach das Eigenthum der Klägerin angefochten ſei: 
Werth des Grundſtücks nach Abzug der Hypotheken⸗ 
ſchulden 124 

W. d. St. bei Klage auf Zahlung von Kaufgeld und 
Eintragung des Reſtkaufgeldes gegen Entgegennahme 
der Auflaſſung und Widerklage auf Aufhebung des 
Vertrages ſowie Rückzahlung der Anzahlung nebſt 
Koſtenerſtattung 124 

Bei prinzipialem und eventuellem Reviſionsantrage braucht 
nur der erſtere die Reviſionsſumme zu erreichen; bei 
alternativem, in die Wahl des Schuldners geſtelltem 
Antrage iſt der Werth der geringeren Leiſtung maß⸗ 
gebend, wenn deren Wegfall ausgeſchloſſen iſt 130 

Beſchwerdegegenſtand bei Reviſion gegen ein Theilurtheil 
(auf Beſeitigung des Wortes „Feigenkaffee“ aus Häuſer⸗ 
inſchriften) 130°: 

Bei Popularklagen des Patent⸗ und Gebrauchmuſterſchutzes 
richtet ſich der W. d. St. nicht nach dem Intereſſe des 
Klägers, ſondern nach dem Werth des Patents oder 
Muſters für Gewerbetreibende 1313“; vergl. 16926 

W. d. St. bei Rentenforderungsklagen. Die Regreßforderung 
des Beklagten an einen Dritten iſt nicht abzuziehen 
1611 

Für den Streitwerth der Widerklage iſt nicht das Intereſſe 
des Widerklägers, ſondern der Widerklageantrag maß⸗ 
gebend 181° 

Beim Streit über Ausübung eines Vorkaufsrecht iſt der 
W. d. St. nach § 6 (nicht 3) C. P. O. feſtzuſetzen 1813 

Im Prozeß über eine Lebensverſicherung iſt der W. d. St. 
nicht auf den Rückkaufswerth der Police zur Zeit der 
Reviſionseinlegung beſchränkt 18513 

W. d. St. der Klage um das Succeſſionsrecht in einem 
Familienfideikommiß 2121 

Beim Streit um Aufhebung eines Vertrages iſt der gemäß 
83 C. P. O. nach dem Intereſſe der Parteien zu be⸗ 
achtende W. d. St. in der Regel nicht dem Werthe des 
Vertragsgegenſtandes gleich. Die Klage auf Zahlung 


des Kaufgeldreſtes und Entgegennahme der Auflaſſung 
enthält nicht die Erhebung eines Streits über den Beſitz 
der Sache im Sinne des 8 6 C. P. O. 2481; vergl. 269°, 
6301 

Der W. d. St. einer negativen Feſtſtellungsklage beſtimmt 
ſich nach dem, was der Beklagte poſitiv als ſein Recht 
beanſprucht. Beantragt der Kläger, feſtzuſtellen, daß er 
zur Auflaſſung nicht verpflichtet ſei, ſo iſt die Auflaſſung 
Streitgegenſtand und deſſen Werth dem des Grundſtücks 
gleich 25317; vergl. 6301 

Auf Klagen wegen Entgegennahme der Auflaſſung findet 
nicht § 6, ſondern § 3 C. P. O. Anwendung. In der 
Inſtanz kommt das Intereſſe des Rechtsmittelklägers, 
und falls dies der Beklagte iſt, das des Klägers als 
Höchſtgrenze in Betracht 2692; vergl. 2481, 630 

W. d. St. bei Anfechtung eines Zuſchlages iſt nach dem 
Intereſſe des Klägers an deſſen Aufhebung ($ 3) erſt 
nach dem Werth der Sache (8 6) zu beſtimmen 270° 

Der den W. d. St. gemäß $ 16 des G. K. G. feſtſetzende 
Beſchluß des Prozeßgerichts ergeht lediglich „im Koſten⸗ 
intereſſe“ 27320 

W. d. St. bei Klage auf Löſchung eines Gebrauchsmuſters 
3091, 309 

W. d. St. der Reviſionsbeſchwerde verſchieden von dem 
W. d. St. der Klage 313 20, jedoch nicht höher 391“ 

W. d. St. bei Klage auf Herausgabe eines Sparkaſſen⸗ 
buches, da dieſes kein Werth⸗ oder Inhaberpapier, 
ſondern (der Regel nach) Legitimationspapier, nicht nach 
dem Nominalwerth des Guthabens, ſondern nach freiem 
Ermeſſen feſtzuſetzen 3581 

W. d. St. bei Interventionsklagen. Anwendbarkeit des 
8 4 C. P. O. 358° 

W. d. St. bei der Klage auf Ertheilung eines Zeugniſſes 
gemäß S 73 H. G. B. 362˙8 

W. d. St. der Klage von Erben gegen Miterben auf 
Löſchung einer auf den ungetheilten Nachlaßgrundſtücken 
haftenden Hypothek. Er richtet ſich nicht nach dem 
Betrage der Hypothek, ſondern nach dem Intereſſe der 
Kläger an der Löſchung 3627 

Recht der Parteien auf Feſtſetzung des Streitgegenſtandes 
in jeder Inſtanz 391? 

W. d. St. bei Anfechtungsklagen des Konkursverwalters 
nach 8 3 C. P. O. zu beſtimmen 3913 

Der nach § 6 der C. P. O. für die Klage auf Eigen⸗ 
thumsanerkennung zu beſtimmende W. d. St. iſt, 
wenn nicht die Geſammtheit der Sozietätsmitglieder, 
ſondern nur ein Theil derſelben klagt, entſprechend 
herabzuſetzen 391° 

W. d. St. einer einſtweiligen Verfügung auf vorläufige 
Eintragung einer Grunddienſtbarkeit 39523 

Bei der Klage um die Berechtigung des Eigenthümers 
zur Ausübung der Jagd auf ſeinem Grundſtücke iſt 
der W. d. St. nicht nach § 9, ſondern nach § 3 der 
C. P. O. zu bemeſſen 418? 

W. d. St. bei Klage auf Herausgabe einer Quittung über 
eine (unſtreitig geleiſtete) Zahlung nach § 3 C. P. O. 
zu beſtimmen 418? 
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W. d. St., wenn über das Intereſſe daran geſtritten wird, 
daß eine Zwangsverwaltung früher eingeleitet iſt, als 
es auf Grund eines vollſtreckbaren Urtheils hätte ge⸗ 
ſchehen können 42220 

W. einer Grundgerechtigkeit, Inhalts deren der Berechtigte 
Vergnügungsfahrten mit einem Boot machen darf 4222 

Futterkoſten als Nebenforderung bei der Wandelungsklage 
für die Reviſionsſumme unbeachtlich (obwohl kein 
„Schadenserſatzanſpruch“) 5431 

W. d. St. beim Prozeß um eine Wegegerechtigkeit 
5871, 6031 

Werthpapiere ſ. Bankdepotgeſetz 59423 
Wettbewerb, unlauterer 

Der Unterlaſſungsanſpruch aus 5 8 des Geſetzes vom 
27. Mai 1896 geht auf Nichtfortſetzung einer rechts⸗ 
widrigen Handlungsweiſe; unzuläffig iſt es, im Voraus 
allgemein noch nicht näher beſtimmte Verfahrensarten 
zu unterſagen 10048 

Wahl des Titels einer Zeitſchrift, um Verwechſelungen 
mit einem anderen Blatte hervorzurufen. Die Heraus⸗ 
gabe jeder Nummer kann als neue Bethätigung des 
Vorſatzes einen neuen Anſpruch erzeugen 100“ 

Der Schutz des 8 8 des Geſetzes bezieht ſich nicht auf die 
Bezeichnung von Waaren 138° 

Für den Inhalt der beanſtandeten öffentlichen Ankündigung 
iſt nicht der Wille des Beklagten, ſondern die Auf⸗ 
faſſung des betheiligten Publikums maßgebend 138° 

8 6 des Geſetzes iſt auch anwendbar, wenn der uns 
erlaubtere W. nicht zu Gunſten eines oder mehrerer be⸗ 
ſtimmter Geſchäfte, ſondern zu Gunſten ganzer Inter⸗ 
eſſentengruppen ſtattfindet 138 52 

Kenntniß von der Unwahrheit der aufgeſtellten Behauptung 
ſchließt ein berechtigtes Intereſſe an der Aufſtellung 
oder Verbreitung der Behauptung aus 139% 

Haftbarkeit der an Anfertigung und Verbreitung einer 
Druckſchrift Betheiligten für durch die Preſſe be⸗ 
gangene Zuwiderhandlungen gegen § 6 des Geſetzes 
139 54, 139 65 

Verneinung der Vorausſetzungen des § 8 des Geſetzes bei 
Anwendung der Bezeichnungen „allein echt“, „Original“ 
GBullrichſalz) 224° 

Nicht jede, unwahrer Thatſachen ſich bedienende Reklame 
iſt unlauterer W., ſie muß geeignet ſein, den Anſchein 
eines beſonders günſtigen Angebots hervorzurufen 275 50 

Unlauterer W. durch Schaufenſter⸗Plakate. Auffaſſung des 
Publikums 27651; vergl. für Inſerate 54717 

Verbot der Wiederholung und Verbreitung gemachter Be⸗ 
hauptungen 276°? 

Für den Unterlaſſungsanſpruch aus S1 Abſ. 1 des 
Geſetzes genügt es, daß der Beklagte die fraglichen 
Angaben vorſätzlich gemacht hat (ohne ſich des Vor⸗ 
liegens der ſonſtigen den Anſpruch begründenden That⸗ 
beſtandsmerkmale bewußt zu fein) 36935 

„Münchener Bier“ und „Münchener Ver ſandbier“ als 
Herkunftsbezeichnung 593 1? 

Uebertragung des ausſchließlichen Rechts zur Fabrikation 
eines von einem Profeſſor erfundenen pharmazeutiſchen 


Präparates in ihrer Bedeutung für den Anſchein des 
Angebotes des Präparates als eines beſonders günſtigen 
59420 
„Berechtigtes Intereſſe“ im Sinne des § 6 Abſ. 2 des 
Geſetzes kann nur aus Gründen angenommen werden, 
die hauptſächlich außerhalb des Zweckes des Wett⸗ 
bewerbs liegen, insbeſondere nicht, wenn die Abſicht 
der Schädigung eines Konkurrenten vorwaltet 59421 
Mittheilung einer Thatſache unter Zufügung eines Urtheils 
als „Behauptung thatſächlicher Art“ 61023 
Ein „Geſchäftsgeheimniß“ kann vorliegen, obwohl nicht 
nachgewieſen iſt, daß die Thatſache im Geſchäft als 
Geheimniß behandelt iſt, wenn ihre Geheimhaltung der 
Wichtigkeit wegen von ſelbſt geboten war 610 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand ſ. Friſt 
311 
W. i. d. v. St. wegen Verſäumung der Reviſionsfriſt in 
Folge Verſchuldens des Pflegers nicht zuläſſig 1261 
Unmöglichkeit, den Auftrag zur Rechtsmitteleinlegung 
rechtzeitig dem Vertreter zukommen zu laſſen, iſt, wenn 
ſie nur auf räumlicher Entfernung beruht, kein Grund 
zur W. i. d. v. St. 3607 
Beginn der Präkluſivfriſt für den Wiedereinſetzungsantrag. 
Das Hinderniß unverſchuldeter Anwaltloſigkeit fällt fort 
mit Bekanntgabe des das Armenrecht bewilligenden 
Beſchluſſes an den darin beigeordneten Anwalt 
604 
Widerklage ſ. Gerichtsſtand 891 
Die W. bleibt auch, nachdem die Klage in der Hauptſache 
durch Zahlung erledigt iſt, zuläſſig, ſolange die Klage 
nicht zurückgenommen iſt 1827 
Die W. wird durch Verleſung des Antrages in münd⸗ 
licher Verhandlung erhoben, weiteres mündliches Ver⸗ 
handeln iſt dazu nicht erforderlich 631“ 
Widerruf 
W. des Geſtändniſſes |. Beweis 16610 
Widerſpruchsklage 
des Schuldners gegen die Zwangsvollſtreckung ſ. Aufrech⸗ 
nung 531° 
W. gegen Verſteigerung eines Geſchäftsantheils auf Grund 
eines älteren rechtsgeſchäftlichen Pfandrechts 532° 
Wucher | 
Wucheriſche Ausbeutung der Nothlage 2742 
Feſtſtellung des Mißverhältniſſes der verſprochenen Ver⸗ 
mögensvortheile zu der Leiſtung 27428 
Wucheriſche Geſchäfte als unerlaubte (die Ehrbarkeit be⸗ 
leidigende) Handlungen nach Pr. A. L. R. 430 
Zahlungseinſtellung 
Z. wenn der Schuldner auch nur einem (Haupt⸗) Gläubiger 
gegenüber Zahlungs unfähigkeit als Grund der Nicht: 
zahlung angegeben hat 9622 
Begriff der Z. Eidesauflage über die Kenntniß von der 
3. Wie iſt der Eid zu normiren? 3972 
Kredit ſchließt Z. aus, wenn er ſchon gewährt oder in be⸗ 
ſtimmter Ausſicht und derartig iſt, daß damit die Er⸗ 
füllung oder Stundung mindeſtens der fälligen Ver⸗ 
bindlichkeiten bewirkt werden kann 54616 


Zänne 
Pflicht des Anbauenden zur Uebernahme der Unterhaltung 
des dem Nachbarn gehörigen Zaunes. Erweiterung 
eines Anbaues ſteht dem Neuanbau nicht gleich p 640 
Zeugen ſ. Rechtsanwalt 197, Nebenintervention 350°, Handels⸗ 
geſellſchaft 2708, Sicherung des Beweiſes 530°, Sach⸗ 
verſtändige 16928, 5317 
Erforderniß nochmaliger Beeidigung des Z. bei erneuter 
Vernehmung, ſofern dieſe ſich auf eine andere That⸗ 
ſache erſtreckt, als die frühere Vernehmung 216°, 3611? 
Der Beſchluß, einen Z. (gemäß $ 393 Abſ. 2 C. P. O.) 
nachträglich zu beeidigen, kann vom Richter wieder auf⸗ 
gehoben werden 2505 
Hinweis auf den von dem Z. früher geleiſteten Eid erſetzt 
nicht die Verſicherung auf dieſen früheren Eid 36119 
Beſitzer von Antheilſcheinen einer Geſellſchaft mit be⸗ 
ſchränkter Haftpflicht und Aktionäre ſind am Ausgange 
des von den betreffenden Geſellſchaften geführten Pro⸗ 
zeſſes nicht unmittelbar betheiligt, daher als Z. zu be⸗ 
eidigen 39415 
Nothwendigkeit wiederholter Vernehmung eines Z. zur 
Aufklärung des materiellen Sachverhalts 444 
Die Verwerthung von Zeugenausſagen, die in einem andern 
Verfahren abgegeben ſind, als Urkundenbeweis iſt nur 
zuläſſig, wenn nicht Vernehmung der 3. beantragt iſt 588 
Auf die von den Konſuln und Konſulargerichten ver⸗ 
nommenen 3. und Sachverſtändigen findet die Ge: 
bührenordnung dom Nai 1898 Su 1858 Anwendung 632° 
Zeugnißverweigerungsrecht |. Kaufmannſchaft 1672 
Z. über Thatſachen, welche die durch das Familien⸗ 
verhältniß bedingten Angelegenheiten betreffen 20° 
Z. über Gewerbegeheimniſſe und kraft des Standes oder 
Gewerbes anvertraute Thatſachen 21° 
Z. über Fragen, deren Beantwortung die Gefahr ſtraf⸗ 
gerichtlicher Verfolgung bringen würde 16821 
Zinſen |. Konkurs 186“ 
Die aus den Beſtimmungen der Konkursordnung über die 
Anfechtung hergeleiteten Erſatzforderungen ſind nur mit 
4 Prozent zu verzinſen, auch wenn die angefochtene Rechts⸗ 
handlung ein beiderſeitiges Handelsgeſchäft war 27319 
Zubehör ſ. Zuſchlag 3737 
Durch Kauf hinzuerworbene Grundſtücke ſind nicht „Zu⸗ 
wüchſe oder Verbeſſerungen“ im Sinne des § 222 J, 9 
A. L. R.; „Zuwüchſe eines Bades“ 151 
Zurückbehaltungsrecht 
Ein Z. wegen Vertragsbruchs beſteht nicht, wenn die 
Vertragsverletzung erſt droht f 135“ ö 
Zurücknahme 
Iſt bei theilweiſer Z. der Reviſion der Antrag zuläſſig, 
den Reviſionskläger hinſichtlich des den Gegenſtand des 
zurückgenommenen Antrages bildenden Betrages der 
Reviſion für verluſtig zu erklären? 633 10 
Zurückverweiſung 
Verletzung des § 538 Abſ. 1 Nr. 2 C. P. O. iſt von Amts⸗ 
wegen zu berückſichtigen. Bedeutung der Worte: „Sofern 
eine weitere Verhandlung erforderlich iſt“ 9317; vergl. 9318 
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Nach Z. an das Berufungsgericht iſt das Urtheil des 
Reviſionsgerichts nicht maßgebend, inſoweit das Sach⸗ 
verhältniß durch neue Anführungen in thatſächlicher 
Beziehung verſchoben iſt 9525 

Z. bei dem Grunde nach gerechtfertigtem Anſpruch zur 
Verhandlung über deſſen Höhe 12928 

Z. zur Entſcheidung über Klage und Widerklage, 
wenn in erſter Inſtanz unter Verneinung des Auf⸗ 
rechnungs⸗ und Widerklageanſpruches nach dem Klage⸗ 
antrage erkannt und die Widerklage abgewieſen, in 
zweiter Inſtanz die Gegenforderung dem Grunde nach 
für gerechtfertigt erklärt iſt 21718 

Durch Z. an einen anderen Senat des B. G. wird der 
einzelne Richter, der bei dem aufgehobenen Urtheil mit⸗ 
gewirkt hat, nicht ausgeſchloſſen 631? 

Zuſammenſtoß von Schiffen ſ. Rechtsnormen, räumliche 
Herrſchaft 3433, zeitliche Herrſchaft 401“ 

Für den durch den Zwangslootſen verſchuldeten Z. haftet 
der Rheder nicht, wenn die Beſatzung ihre Pflicht er⸗ 
füllt 100% — Doch hat ſie nicht bloß die Pflicht, 
die Anordnungen des Loolſen zu befolgen 174“ 

Schadenserſatzanſprüche bei beiderſeitigem Verſchulden der 
Schiffsbeſatzungen. Verhältniß der Ladungsbetheiligten 
zum Rheder (Schiffseigner) und der Rheder unter⸗ 
einander 39858, 401 4 

Bedeutung der Sicherungsvorſchrift des Art. 16 der Kaiſer⸗ 
lichen Verordnung vom 9. Mai 1897 42738 

Iſt ein deutſches Schiff bei einem Z. auf hoher See be⸗ 
theiligt, ſo kann der angerufene deutſche Richter nur 
deutſches Recht anwenden 63516 

Zuſchlag 

Durch den Z. geht das Eigenthum von Zubehörſtücken 
auf den Erſteher des Grundſtücks über, auch wenn ſie 
nicht dem Subhaſtaten gehörten und der Eigenthümer 
einen Vorbehalt im Zuſchlagsurtheil erwirkte, der Er⸗ 
ſteher auch fein Eigenthum kannte 3737 

Zuſtändigkeit |. Rechtsweg 158122 

Die Unanfechtbarkeit landgerichtlicher Urtheile aus dem 
Grunde, weil das Amtsgericht zuſtändig ſei ($ 10 
C. P. O.) erſtreckt ſich nicht nur auf Endurtheile, ſondern 
auch auf Zwiſchenurtheile, welche die Z. des Landgerichts 
ausſprechen 17 

Fällt der Nachweis der die Z. begründenden Thatſache 
mit dem des Thatbeſtandes der Klage vollſtändig zu⸗ 
ſammen, ſo genügt die Behauptung der Thatſache 
(für Verwerfung der Einrede der Unzuſtändigkeit) 125° 

Zuſtellung ſ. Friſt 311“, Verſehen 3116, Verſicherungs⸗ 
weſen 63517 

Eigenhändige Reviſionsſchrift eines Rechtsanwalts als 
zu formgültiger Zuſtellung erforderliche beglaubigte Ab⸗ 
ſchrift 16410 

Eine von Amtswegen (ohne Beobachtung der in den 
85 166 ff. C. P. O. vorgeſchriebenen Formen) bewirkte 
Z. kann die auf Betreiben der Partei auszuführende Z. 
nicht erſetzen 182° 

Das Erforderniß der Zeitangabe für die Z. bezieht ſich nur 
auf Tag, Monat und Jahr, nicht auf die Stunde 21519 


3. im Geſchäftslokale eines Vereins an einen Bedienſteten 
nach Ablauf der gewöhnlichen Geſchäftsſtunden 225 45 

Bei der Z. von Anwalt zu Anwalt ſchadet die irrthümliche 
Angabe eines falſchen Datums nicht, wenn der richtige 
Tag nachgewieſen wird 270° 

Für die Z. der Reviſionsſchrift (alſo im Anwaltsprozeß) 
iſt die Vermittelung des Gerichtsſchreibers ausgeſchloſſen, 
auch wenn ſie nach Ablauf der Nothfriſt in Verbindung 
mit einem Wiedereinſetzungsgeſuch geſchehen ſoll 311° 

Form der Zuſtellung der Beſchlüſſe des Bezirksausſchuſſes 
in Enteignungsſachen 407 

Bei der Z. von Anwalt zu Anwalt kann die Beglaubigung 
der Abſchrift des zuzuſtellenden Schriftſatzes und die 
Beſcheinigung über die erfolgte Zuſtellung durch eine 
und dieſelbe Unterſchrift des zuſtellenden Anwalts ge⸗ 
ſchehen. Wird dem generellen Vertreter des Prozeß⸗ 
bevollmächtigten zugeſtellt, ſo braucht deſſen Vertreter⸗ 
eigenſchaft in dem Empfangsbekenntniß nicht hervor⸗ 
gehoben zu fein. Gegenbeweis 419° 

Iſt nur einer von 2 aſſociirten Rechtsanwälten im Urtheile 
als Prozeßbevollmächtigter aufgefübrt, ſo iſt die von dem 
andern bewirkte Zuſtellung des Urtheils unwirkſam 604° 

Zuwachsrecht 
Natur des Z. der Miterben und Legatare p 192. 
Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung 
von Immobilien |. Gerichtskoſten 102 58, Beſtand⸗ 
theile 2291, 2622 

Ob ein dem betreibenden Gläubiger nachſtehendes oder 
gleichſtehendes Recht bei Feſtſtellung des geringſten 
Gebotes zu berückſichtigen iſt, kann nicht im Prozeßwege, 
ſondern muß im Beſchwerdewege entſchieden werden 102 5° 

Streit über die Legitimation zur Erhebung eines Liquidats 
aus eigenem Gläubigerrecht p 10356 

Ausſchluß der Subhaſtationsgläubiger, die es im Fall des 
8 137 preußiſchen Geſetzes vom 13. Juli 1883 verſäumt 
haben, ſich dem Widerſpruch eines nachſtehenden 
Gläubigers anzuſchließen und das Aufgebot zu be⸗ 
antragen 103 ⁷ 

Legitimation des Zwangsverwalters zur Beendigung des 
gegen ihn angeſtrengten Interventionsprozeſſes nach 
Aufhebung der Zwangsverwaltung 318% 

Der Widerſpruch eines am Zwangsverſteigerungs verfahren 
nicht Betheiligten gegen das Hineinziehen eines Gegen⸗ 
ſtandes in die zu vertheilende Maſſe oder auf vorzugs⸗ 
weiſe Befriedigung daraus iſt kein Widerſpruch im Sinne 
des 8 115 des Reichsgeſetzes vom 24. März 1897 und 
daher weder von der Erhebung im Vertheilungstermine 
noch von Einhaltung der Friſt des § 878 C. P. O. 
abhängig 401 

Beſtellung eines Amtsgerichts als Vollſtreckungsgerichts 
für das vom Konkursverwalter betriebene Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren von Grundſtücken, die in ver⸗ 
ſchiedenen Oberlandesgerichtsbezirken liegen 402. 

Zwangsvollſtreckung |. Rechtsnachfolger 1334, Ber: 
theilungsverfahren 

Die Koſten der die Z. einſtellenden einſtweiligen Anordnung 
gehören zu den Koſten des nachfolgenden Prozeſſes 


über die gemäß § 771 C. P. O. erhobene Widerſpruchs⸗ 
klage 2315 

Rein obligatoriſche Rechte auf Heraus gabe (nicht Rück⸗ 
gabe des Gegenſtandes der Z. ſind zur Begründung der 
Widerſpruchsklage des 5771 C. P. O. nicht geeignet 170 

Die durch § 665 Abſ. 2 C. P. O. n. F. feſtgeſetzte Pflicht 
zur Rückgabe des auf Grund eines — demnächſt auf⸗ 
gehobenen — vorläufig vollſtreckbaren Urtheils Bei: 
getriebenen hört auf, wenn rechtskräftig feſtgeſtellt wird, 
daß dem Gläubiger das verfrüht Beigetriebene von 
Rechtswegen zukommt 2541? 

Darf der Gerichtsvollzieher die Z. mit Rückſicht auf ein 
von dritter Seite (z. B. dem Vermiether des Schuldners) 
geltend gemachtes Recht über den zur Deckung der bei⸗ 
zutreibenden Forderung nöthigen Betrag ausdehnen? 
372315 

Die Z. zur Erwirkung der Ertheilung eines Buchauszuges 
fällt nicht unter 5888, ſondern unter 8887 C. P. O. 272 16 

Prüfungspflicht des Vorſitzenden bei Ertheilung der 
Vollſtreckungsklauſel für Zug um Zug zu bewirkende 
Leiſtungen. Widerſpruchsklage des Schuldners 315 

Z. bei alternativer Verurtheilung 1833 

Widerſpruchsrecht der Ehefrau aus § 661 C. P. O. gegen 
Pfändung von Zinſen, die zu ihrem, ihres Kindes und 
des Schuldners ſtandesgemäßem Unterhalt erforderlich 
find 63418 

Zweigniederlaſſung |. Gerichtsſtand 219 
Zwiſchenurtheil 

Die Anordnung über Friſt und Höhe der vom Kläger 
wegen Anfechtung des Beſchluſſes einer General⸗ 
verſammlung zu leiſtenden Sicherheit muß in Form 
eines Zwiſchenurtheils ergehen, da ſie mündliche Ver⸗ 
handlung vorausſetzt. Iſt unrichtiger Weiſe die Form 
des Beſchluſſes gewählt, ſo iſt Beſchwerde dagegen 
dennoch nicht zuläſſig 907 

Z. nach § 303 C. P. O. oder Vorabentſcheidung nach 
8 304 daſelbſt? Iſt erſteres gewollt, inhaltlich aber 
letzteres erlaſſen, fo iſt das Urtheil hinſichtlich der 
Rechtsmittel nach § 304 Abſ. 8 zu behandeln 1289; 
vergl. 2726, 361“ 

Ein Z., welches nach Verhandlung zur Hauptſache eine 
prozeßhindernde Einrede verwirft, iſt ſelbſtſtändiger 
Rechtskraft nicht fähig, wenn das Gericht nicht vorher 
abgeſonderte Verhandlung angeordnet hatte 1651“ 

In einem nach § 304 C. P. O. in der Berufungsinſtanz 
(bei Zurückweiſung der Sache zur Verhandlung über 
die Höhe des Anſpruches) erlaſſenen Z. iſt über die 
Koſten nicht zu entſcheiden 182° 

Wie iſt der Feſtſtellungsantrag einer Partei zu behandeln, 
der ſich auf eine bereits durch Z. entſchiedene Frage 
bezieht? 18315 

Berufungsfähiges Z. nach 5304 oder Z. nach §S 303? 361!“ 

Zuſammenfaſſung der Entſcheidungen über mehrere An⸗ 
griffs⸗ und Vertheidigungsmittel in einem Z. Bleibt 
danach nur noch eine Aufrechnungseinrede ſtreitig, ſo 
liegt doch kein reviſibles Endurtheil vor, wenn keine 
Verurtheilung zu einer Leiſtung ausgeſprochen iſt 607“ 
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B. Geſetzesregiſter. 
Erſter Theil. Reichsrecht. 
I. Reichsjuſtizgeſetze. 


1. Gerichts verfaſſungsgeſetz. 
8 11 ff.: 2121 
8 13: 218%, 4431 
8 62: 631? 
8 70 Abſ. 3: 1334, 2691, 3911 
8 119: 631° 
8 172: 529 
la. Geſetz betr. Aenderungen des Gerichtsver⸗ 
faſſungsgeſetzes und der Strafprozeßordnung 
vom 17. Mai 1898 (R. G. Bl. S. 252). 
Art. IV: 54715 
2. Einführungsgeſetz zum Gerichts verfaſſungsgeſetz. 
8 11: 391 
3. Civilprozeßordnung. 
8 3: 1241, 1247, 1611, 1811, 1812, 1813, 
2121,2481, 3691, 2692, 3091, 3092, 
3581, 3913, 3914, 4182, 418°, 6301 
1811, 358°, 391°, 391°, 543 
1242, 1611, 1812, 181°, 2481, 25316, 
2691, 2692, 3582, 391*, 391, 6301 
7: 391, 39528, 5871, 603" 
9: 1611, 181, 2695, 418° 
8 10: 171 
88 17, 21: 161? 
8 18: 418“ 
8 21: 162° 
8 22: 125° 
8 23: 270%, 310° 
8 24: 310% 
8 29: 731, 4195, 604° 
8 32: 1814, 8585 
88 33, 38, 39: 891 
8 41: 3926, 543%, 631° 
8 47: 249°? 
8 50: 427 50 
88 51, 56, 313: 3105, 310° 
8 59: 212? 
8 62: 162% 443 
88 66—71: 892, 2133, 213% 249° 
8 68: 250° 
8 74: 250° 
8 80 Abſ. 2: 214° 
8 81, 86: 1625 
8 89: 2147 
88 91, 92: 17, 89°, 182° 
85 91, 93: 2145, 3594, 529° 
8 99 Abſ. 1: 3595 
8 99 Abſ. 3: 18°, 90“, 90°, 90°, 162°, 
1811, 3927 
8 102: 18%, 1637, 3929 
8 108: 36317 
8 109: 1254, 1635, 270°, 4197 


4: 
6: 


e eO um DR 


88 112, 
§ 114: 
§ 130: 
§ 137: 
8 138: 
§ 139: 


§ 142: 
8 147: 
8 148: 


113: 907 

1255, 250 

1256 

9158 

92⁰ 

9270, 92 u, 1256, 1257, 1268, 126°, 
126 10, 164°, 214°, 3107, 444°, 
5293, 5433, 599 v6, 604° 

3108 


604“ 


2596, 587° 


8 160 Nr. 5: 543° 
88 166 ff.: 182°, 311° 


S 170: 
8 174: 
8 184: 


55 190, 


8 191: 
8 195: 
8 198: 
8 212: 


88 232, 


§ 233: 


16410, 1826, 31110 
21510 

22546 

191: 1820 

6045 

5294 

270°, 4193 

5294 

233, 241: 12611 
3607, 604% 


8 239 Abſ. 2: 631° 


8 240: 


95%, 2707 


8 246 (239, 241): 74, 2151, 420° 


S 250: 
S 252: 
8 253: 
§ 256: 


§ 259: 
8 260: 
8 263: 
S 264: 


6313 

5305 

125°, 2123 

10258, 3111, 3608, 392°, 42010, 
420 1, 6057, 606° 

31212 

45024 

1641 

250° 


8 265 Abſ. 2: 2705 


88 268, 


8 270: 
8 271: 
S 274: 


270: 195, 82°0, 929, 9212, 1004, 
12718, 1658, 21511, 271, 42012 

165 12, 21512, 418. 

12714, 1827, 364% 

2211 


8 274 Abſ. 2 Ziff. 3: 42018 


§ 275: 
§ 278: 
8 280: 
8 282: 
g 284: 
8 286: 


907 

1827, 631* 

6314 

1828, 31218, 360°, 429114 

2823 

92 u, 127 16, 12810, 16516, 1914, 
215, 2505, 2507, 270°, 360%, 
3611, 39310, 3934, 543°, 544%, 
5884, 5885, 588°, 606° a 


: 1257, 126°, 251°, 545°, 604° 
12817 

: 16616 

ı 743, 3965 


8 295: 19, 12818, 8611, 36118 

8 297: 631% 

8 300: 75%, 18310, 607 10 

8 301: 183 u, 2519, 3121 

8 302: 18520, 607 10, 6325 

88 303, 304: 907, 128 10, 18312, 36114, 60710 

§ 304 Abſ. 2: 1828, 36114, 39318, 42115, 
6325 

8 307: 271.10 

8 308: 91® 


§ 313: 765, 9214, 9316, 12820, 16617, 


18415, 2507, 2510, 25211, 25218 
252183, 3105, 3105, 31215, 39318, 
421'° 

8 314: 60711 

§ 319: 5887 

8 321: 9310 

§ 322 Abſ. 2: 920, 16617, 216, 37030, 
39417, 5446, 5447, 5872, 604° 

8 323: 2122, 608 12 

8 324: 311° 

8 325: 12821 

§ 328 Abſ. 1 Nr. 1: 27111 

8 329: 529“ 

& 330: 90% 1292 

8 331: 12923 

8 338: 25214 

§ 339: 28*3 

§ 342: 18519 

8 367: 2505 

& 372: 588° 

S 373: 16619 

§ 383: 530% 

§ 3835: 197, 20°, 167? 

8 384°: 16821 

8 3843: 20° 

8 3858: 203 

§ 3851: 2505 

§ 389: 20 

58 390, 393 Abſ. 2: 530° 

8 392: 5317 

8 393 Nr. 4: 2505, 39416 

8 398 Abſ. 1: 444“ 

8 398 Abſ. 3: 36113 

S 404: 529° 

8 406: 5455, 608"? 

8 407: 169 * 

S 410: 5317 

8 412: 167 

§ 413: 632° 

§ 414: 1698, 5317 

S 415: 2167 

8 419: 128° 

8 422: 364 

§ 487: 2507 

8 445: 76°, 18416, 39416, 39417, 42117 

8 459: 21, 129%, 169“, 6327 


88 459—462: 312 
SS 462, 472, 474: 1298, 169 
8 464 Abi. 2: 39418 
88 472, 474: 1695 
88 472, 476, 477: 39519 
§ 475: 92, 169“, 2507, 81317, 31318, 
39520, 3951, 544“, 6327, 6338, 
633 
8 476: 5898 
8 477: 210 
88 490, 492: 530° 
8 503: 921 
8 513: 31319 
§ 515: 18519, 63310 
§ 516 Abſ. 2: 182° 
8 519: 125 
58 521, 522, 529: 767 
58 523, 527, 529: 195, 423118 
8 528: 2211, 42018 
§ 529 Abſ. 2: 822, 2151, 215, 2304, 
271, 42218 
§ 535: 129 86 
§ 536: 129 
§ 538 Abſ. 1 Ziff. 2: 9317 
Ziff. 3: 9319, 128, 12928, 
1781, 1825, 21718, 42] 15 
8 539: 18417 
§ 545: 22312, 5899, 60710 
5 546: 9319, 94, 94, 180%°, 130, 1309, 
13032, 131, 1814, 1692%, 1811, 
18518, 313 0, 36210, 36217, 3914, 
39522, 3952, 4183, 49219, 4220, 
4229, 5871 
§ 547 Ziff. 2: 1334, 3911, 450 
§ 549: 155 1, 156115, 22410, 81491, 422˙ 
§ 550: 13155, 13130 
§ 551 Ziff. 2: 543° 
Ziff. 6: 5291 
Ziff. 7: 25215, 27218, 4235 
§ 553: 444° 
§ 557: 1295 
8 561: 155110 
§ 562: 94 
§ 565: 9528, 253 1e, 37657, 39730, 6312 
8 567: 18“, 90°, 907, 2147, 253 1e, 25318, 
363 18, 5306 
8 568: 905, 1327, 1637, 17097, 249%, 863 18, 
3928, 3952“, 5294 
8 572: 249° 
§ 575: 5294 
8 576: 253 16 
8 579 Ziff. 4: 314% 
88 592, 602: 13238 
8 595: 1323 
88 598, 599: 21719 
§ 603 Abſ. 2: 314 * 
8 614: 2313, 63311 
5° 


8 616: 63311 

8 617 Abſ. 2: 36115 
8 620: 217% 

88 664, 679: 5291 
88 704 ff.: 16411 
88 705, 706: 60814 


8 717: 1636, 18520, 25410 (auch bezüglich 
8 655 Abſ. 2 a. F.) 

8 726: 77e, 315 25 

8 730: 315% 

8 732: 1330 

8 767: 23, 133 ½, 815%, 5318, 58910, 
60815 

8 768: 1384 


88 769 ff.: 17028, 531° 

8 771: 2316, 1708 

88 775, 776: 254 10 

8 780: 778 

88 803, 805, 808, 809, 818: 27216, 532° 
8 828: 363 1, 5994 

88 846, 847: 5294 

88 853, 873, 879: 609 15 

8 861: 634 

8 863: 27215 

88 872, 878: 170 50 

8 878: 401% 

8 880: 95%, 12819 

88 888, 885, 887: 396 20 

8 888: 2726, 315% 

8 894: 775 

8 920: 36350 

88 921, 925, 927: 444° 

8 926: 395% 

8 927: 22, 2410 

8 929 Abſ. 2: 255 50 

8 930: 529 

8 936: 25520, 395 28 

8 988: 39628 

8 948: 23918 

88 935 ff.: 17038, 185 0, 493% 

8 1025: 6366 
8 1029: 17155 
88 1039, 1041: 
8 1042: 589 11 
8 1045: 5901 


1266, 39625 


4. Einführungsgeſetz zur Civilprozeßordnung. 


8 63. 1: 314˙ 
88 7, 8: 133% 
8 11: 4181 

8 12: 942 


5. Konkursordnung (neue Faſſung, ſoweit nicht das 
Gegentheil vermerkt iſt). 


§ 1: 42325, 609 16 
§ 6: 423 26 

§ 10: 958, 423 
8 14 a. F.: 372 


85 23, 24, 25 a. F.: 42428, 4447 

§ 25 Nr. 2 a. F.: 3975 

88 29 ff.: 171, 42012 

8 30 Nr. 2: 54618, 59018 

85 30, 31: 2417, 18521, 273 18, 3975, 59012 
§ 31 Nr. 2: 78°, 956 

83 

8 

8 


9 Nr. 1: 63413 
88 64, 68: 53210 
88 127, 134, 136: 444° 
88 141 u. ff.: 39730 
89 144, 145, 149: 185% 
8 146: 186 
8 212: 186% 
8 237: 445° 


6. Einführungsgeſetz zur Konkursordnungsnovelle 
vom 17. Mai 1898 (R. G. Bl. S. 248). 


Art. VI: 18626 


7. Gerichtskoſtengeſetz. Faſſung vom 17. Mai 1898 
(R. G. B. S. 369 ff.). 


8. Geſetz über die 


8 4: 25316, 6101 

8 16: 1334, 273 20, 3912, 6101 
8 45: 54716 

8 98: 22028 


Zwangsverſteigerung und 


Zwangsverwaltung vom 24. März 1897 (R. G. Bl. 


S. 97). 


8 2: 402 (6 

8 15: 122 

8 18: 4024 

SS 45, 52: 10258 

§ 55 Abſ. 2: 37537 

85 83, 100: 10253 

§ 90: 2291 

88 105 ff., 115, 125: 401% 
§ 161: 31885 

8 172: 402 


9. Reichsgeſetz über die Angelegenheiten der frei- 


willigen Gerichtsbarkeit vom 


17. Mai 1898 


Ot. G. Bl. S. 189). 


8 20: 101% 
88 27, 28, 30: 66 


II. Bürgerliches Geſetzbuch, Landelsgeſetzbuch, Wechſelerdnung 


und die zu ihnen gehörigen Reichsgeſetze. 
1. Bürgerliches Geſetzbuch. 


88 13—19: 121 

88 21, 22: 427 50 

§ 32 Abſ. 1 Satz 2: 4285 
8 54: 42750 

8 93: 2291 

88 97, 98: 122 

SS 116, 119, 121, 122: 122 
8 125: 123, 611% 

§ 126 Abſ. 1: 123 
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8 131: 69 § 1807: 3631? 
§ 182: 122 88 1975 ff.: 778 
9 184: 40% 8 2079: 37057 
8 139: 611% 2. Einfü 3 9 ˖ 
8 157: 69 a hrungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch. 
s 170: 18686, 37025 
8 180 Abſ. 2: 28022 „ 
9 193: 10 5 
88 208, 209: 548% 155 9175 
8 234 Abſ. 1, 3: 363 15 f 
8 246: 186% „170: 67, 68 
8 284: 10, 1780 1381, 189: 68 
. 192: 122 
erg nn m 213: 471% 
8 275: 1651 s 214: 3709 
8 278: 429˙¹ s Eu 121 
8 288: 1862 3. (Altes) Allgemeines Handelsgeſetzbuch. 
9 344: 3097 Art. 20, 27: 27 20, 2721, 17255 
§ 355: 10 s 31: 59014 
8 898: 548*° s 42: 60818 
8 401: 9588 47: 9630 
8 407: 548% „ 62: 4097 
8 412: 9528 85: 96331 
88 416 ff.: 791 98: 397®1 
8 421: 401% 122: 186% 
88 425, 426: 59115 „131: 590!4 
8 484, 439: 69 „133 ($ 146 a. F.): 96% 
8 561: 9 237: 1734 
8 565: 69 272: 963° 
8 656: 2254 273—275: 27321 
§ 677: 134% s 274: 1888, 39832 
88 705—740: 42720 . 19 5 
8 744: 952 279: 28 
8 762: 10150, 257% 310: 184 
8 765: 548 , 59115 317: 398 
8 774 Abſ. 2: 59115 324 Abſ. 2: 3636, 188 5, 21928, 419. 
8 823: 10, 11 324, 325: 604° 
8 839: 37847 359: 219% 
8 868: 10, 1651 343: 220 
8 870: 165 347: 28% 
8 878: 985 354: 316, 320% 
8 892: 9837 s 861: 79% 
8 930: 10 = 880: 29% 
88 985, 1004: 68 ‚ 195 1880 17 5 8 
8 989: 10 451, 452, 777: 212 
8 1004: 10, 70 4. (Neues) Handelsgeſetzbuch. 
8 1023: 71 ; 91: 494, 
88 1120, 1138— 1135: 122 8 5: 17235, 319% 
8 1205 Abſ. 1: 548 50 8 13: 545° 
8 1245: 444° 8 15: 17236, 219% 44510 
8 1252: 9 8 22: 186% 
8 1280: 185 51 8 25: 173° 
8 1297: 12 88 80, 37: 272, 2721 
8 1300: 12 8 45: 54510 | 
9 1568: 71 8 54 (Art. 47 n. F.): 96 v0 


88 54, 55: 424.50 


88 1570, 1571: 13 
8 59: 17876, 60917 


88 1601 ff. (1610, 1611, 1614): 72 
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8 66: 6057 1871. 


8 84: 25521, 42451 
§ 105 (Art. 85 a. F.): 96°, 17285 


8 123: 17285, 17236 1873. 


9 128: 44410, 6361 
8 146: 96% 

8 159: 44410 

88 171, 172: 187° 
88 185, 211: 63515 
88 271, 272: 907 


9 346: 285, 1344 1874. 
88 352, 353: 186% 

9 354: 134 1875. 
9 355: 97 


8 373: 42533, 545 1 
9 377: 28%, 13446, 173 5, 4953 


88 408, (426, 425, 643): 28% 1876. 


8 481: 100% 
88 485, 486: 401% 


88 727, 729: 446 15 1878. 


88 734—739: 401 
8 735 Abſ. 2: 63516 
8 738: 100 45 5 
88 804, 805: 193 


88 835, 837: 44615 1879. 


5. Allgemeine Deutſche Wechſelordnung. 


Art. 4: 2618, 63619 

21, 22 (7, 81): 260, 63615 8 
42, 43, 48, 81: 3649 

49: 1354 

81: 135% . 
88 Abſ. 3: 31625 

95: 36525 


III. Einzelne Seſetze und Verordnungen. 


1869. 1. Juli. Vereinszollgeſetz (B. G. Bl. S. 317). 


1870. 


1871. 


13. Mai. 
beſteuerung (B. G. Bl. S. 119). 
SS 1, 3: 994 1880. 


8 12: 426% 
Geſetz wegen Beſeitigung der Doppel: 


88 2, 3: 998, 998 


16. April. Geſetz betr. die Verfaſſung des Deutſchen 
Reichs (B. G. Bl. S. 63). 1882. 


Art. 18 Abſ. 2: 218 


15. Mai. Strafgeſetzbuch (R. G. Bl. S. 127). 


8 367 Nr. 11: 811 
8 367 Nr. 12: 11, 431%, 54821 


7. Juni. Geſetz betr. die Verbindlichkeit zum Schadens⸗ 1883. 
erſatz für die bei dem Betriebe von Eiſenbahnen, 
Bergwerken ꝛc. herbeigeführten Tödtungen und Körper: 
verletzungen (R. G. Bl. S. 207). 

(Neue Faſſung nach Art. 42 des Einf. Gef. zum B. G. B. 
vom 18. Auguſt 1896 R. G. Bl. S. 604). 


8 1: 3126, 13651, 136 52, 13658, 1814, 18831, 
259 26, 31628, 36726, 42636, 44614, 
44715, 59] 1° 

§ 7 Abſ. 2: 60812 


27. Juni. Reichsmilitärpenſionsgeſetz (R. G. Bl. S. 275) 

in Faſſung des Geſetzes vom 22. Mai 1893. 
88 102 bis 105, 106, 107, 108: 136°% 

31. März. Geſetz betr. die Rechtsverhältniſſe der 
Reichsbeamten (R. G. Bl. S. 61). 

(Faſſung nach dem Geſetz vom 22. Mai 1893, 
R. G. Bl. S. 171 ff.) 

8 4: 2185 
88 48 flg.: 1365 
8 107: 221% 
7. Mai. Reichs ⸗Preß⸗Geſetz (R. G. Bl. S. 65). 
88 20, 21: 139% ¼ 

6. Februar. Geſetz über die Beurkundung des 
Perſonenſtandes und die Eheſchließung (R. G. Bl. 
S. 23). 

8 77: 30, 378 

11. Januar. Geſetz betr. das Urheberrecht an Muſtern 

und Modellen (R. G. Bl. S. 11). 
8 7: 329% 
18. Juni. Deutſches Gerichtskoſtengeſetz (R. G. Bl. 
S. 141) 
ſ. oben unter I. Reichsjuſtizgeſetze zu 7. 
1. Juli. Rechtsanwaltsordnung (R. G. Bl. S. 177). 
§ 28: 59217 

7. Juli. Gebührenordnung für Rechtsanwälte. Neue 

Faſſung vom 20. Mai 1898 (R. G. Bl. S. 369). 
§ 12: 6100 

10. Juli. Geſetz über die Konſulargerichtsbarkeit 
(R. G. Bl. S. 197). 

88 3 und 47: 275% 

21. Juli. Geſetz betr. die Anfechtung von Rechts⸗ 
handlungen eines Schuldners außerhalb des Konkurs⸗ 
verfahrens (R. G. Bl. S. 277). 

Neue Faſſung vom 20. Mai 1898 (R. G. Bl. 
S. 369). 

8 1: 25927 
8 3: 259, 274% 27428, 54614 
8 7: 1754 
8 9: 61020 

24. Mai. Geſetz betr. den Wucher (R. G. Bl. 
S. 109). 

Art. 1: 27422, 274 28 

7. und 21. März. Grundſätze für die Beſetzung der 
Subaltern⸗ und Unterbeamtenſtellen bei den Reichs⸗ 
und Staatsbehörden mit Militäranwärtern (Central⸗ 
blatt für das Deutſche Reich, Jahrgang X S. 125 ffl.). 

8 21: 4853, 486° 

1. Juli. Gewerbeordnung (R. G. Bl. S. 177) und 
Geſetz vom 1. Juni 1891, betr. Abänderung der 
Gewerbeordnung (R. G. Bl. S. 261). 

Neueſter Text, durch Erlaß des Reichskanzlers vom 
26. Juli 1900 (R. G. Bl. S. 871) bekannt gemacht, 
auf Grund Art. 17 des Geſetzes vom 30. Juni 1900 
betr. die Abänderung der Gewerbeordnung (R. G. Bl. 
S. 321). 

8 68: 36625 
8 133 a: 40970 


133b, e: 80%, 13550, 1744 
5 . , 

8 133d: 135%, 13550 

8 152: 3097 


1884. 6. Juli. Unfallverſicherungsgeſetz (R. G. Bl. S. 69). 
Neueſte Faſſung vom 30. Juni 1900 (R. G. Bl. 
S. 335 ff.). 
8 8: 1611, 221521 
8 78 Ziff. 1: 11 
1889. 1. Mai. Geſetz betr. die Erwerbs⸗ und Wirthſchafts⸗ 


genoſſenſchaften (R. G. Bl. S. 55). 
Neue Faſſung vom 17.20. Mai 1898 (R. G. Bl. 
S. 342, 869 ff.). 
§ 46 Nr. 7: 42421 
8 68: 25938 
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1892. 


1890. 29. Juli. Geſetz betr. die Gewerbegerichte (R. G. Bl. 


S. 141). 
8 1: 317 
8 2: 275 ˙ 
8 30: 275% 
„ 14. Oktober. Internationales Uebereinkommen über ben 
Eiſenbahnfrachtverkehr (R. G. Bl. von 1892 S. 793). 
Art. 30 ff.: 3984 
7. April. Patentgeſetz (R. G. Bl. S. 79). 
88 1 ff.: 1378, 222,52, 39938, 42786 
§ 2: 228°, 367, 610°! 
88 3, 6: 609 15 
84: 2226, 274.26 
§ 5: 53318 
8 10: 222 22256 
8 12: 9739 
8 19: 972°, 9897 
88 20 ffl.: 222° 
g 22: 60919 
8 23: 36737 
8 28: 973%, 222%, 2226, 49737 
8 33: 44710 
88 34, 35: 9756, 400° 
8 36: 53318 


1891. 


1894. 


„1. Juni. Geſetz betr. den Schutz von Gebrauchsmuſtern 


(R. G. Bl. S. 290). 
8 1: 1375, 27528, 31731, 36831, 63720 
88 1, 2: 317% 
ss 2 ff.: 131 
8 4: 13857, 13858 
8 5: 13857 
„ 6, Dezember. Verordnung betr. das Berufungsver⸗ 
fahren beim Reichsgericht in Patentſachen (R. G. Bl. 
S. 389) [bez. Verordnung vom 1. Mai 1878 
(R. G. Bl. S. 901)]. 
8 8: 44710 
8 14: 44710 
6. April. Geſetz über das Telegraphenweſen des 
Deutſchen Reichs (R. G. Bl. S. 467). 
8 12: 40040 
» 6. April. Geſetz über das Telegraphenweſen (R. G. Bl. 
S. 417). 
9 12: 137% 


1892. 


1895. 


1896. 


20. April. Geſetz betr. die Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftpflicht (R. G. Bl. S. 477). 
Neue Faſſung vom 20. Mai 1898 (R. G. Bl. 
S. 846). 
8 11 Abſ. 2: 817° 
88 15, 22: 9948 
8 19: 2598 
88 20, 21: 4004 
88 23, 27, 28: 100% 
88 41, 42, 46, 47: 3230 
8 55: 123, 611% 
8 60 Nr. 4: 95% 


11. Juni. Poſtordnung (Beilage I zu Nr. 147 des 
Deutſchen Reichsanzeigers und Königlich Preußiſchen 
Staatsanzeigers vom 24. Juni 1892). 

8 40 VII: 2287 

14. April. Geſetz betr. die Abänderung des Zoll⸗ 
tarifgeſetzes vom 15. Juli 1879 (R. G. Bl. 
S. 335). 

8 7 Nr. 3: 426% 


27. April. Reichsſtempelgeſetz (R. G. Bl. S. 381). 
Neue Faſſung vom 14. Juni 1900 (R. G. Bl. 
S. 275). 
§ 1: 141%, 317“ 
8 4: 63721 
8 18: 401%, 637° 
8 22, 24, 26: 141% 
Tarif 1c: 54819 
Tarif Aa Nr. 2 Abſ. 1: 401% 
Tarif 5: 14158, 142, 317% 
12. Mai. Geſetz zum Schutz der Waarenbezeichnungen 
(R. G. Bl. S. 441). 
88 1 ff.: 275 
8 5: 447" 
§ 7: 368° 
8 9: 44717, 610% 
8 12: 138%, 29337 
§ 13: 33° 
8 14: 22837 
8 15: 3332, 10048 
§ 23: 368°? 
15. Juni. Geſetz betr. die privatrechtlichen Verhält⸗ 
niſſe der Binnenſchifffahrt (R. G. Bl. S. 301). 
8 1: 401% 
88 3, 4: 1004, 1004, 14375, 401 
8 4: 401% 
§ 92: 401“ 
8 93 Abſ. 1, 95: 36883 
8 100 Abſ. 1: 368 25 
8 118: 5471 
27. Mai. Geſetz zur Bekämpfung des unlauteren 
Wettbewerbs (R. G. Bl. S. 145). 
8 1: 138, 27530, 27551, 36958, 54717, 
59319, 594 20 
138%, 139%, 139%, 
27532, 59421, 610?° 


139 v6, 


§ 6: 139, 


1896. 


1900. 


Lib. Tit. 


3 


6 


8 


8 


12 


19 


21 


25 


27 


41 


8 8: 1004, 1380, 294% 
8 9: 610% 
9 20: 223 25 


22. Juni. Börſengeſetz (R. G. Bl. S. 157). 
88 48 ff.: 1397, 14158, 547 18, 63822 
8 50: 139% 141% 
8 50 ff.: 44718, 594% 
§ 66: 101, 1397, 189%, 869%, 54718, 
638 25, 638 28 
§ 82: 1397 
5. Juli. Geſetz betr. die Pflichten der Kaufleute bei 
Aufbewahrung fremder Werthpapiere (R. G. Bl. 
S. 183). 
§ 2: 594% 
8 7: 258 
14. November. Haager Abkommen zur Regelung von 
Fragen des internationalen Privatrechts. 
Art. 11: 595% 
7. April. Geſetz über die Konſulargerichtsbarkeit 
(R. G. Bl. S. 213). 
8 19 Nr. 1: 2752, 6320 
85 20, 40: 632° 
30. Juni. Geſetz betr. die Abänderung der Unfall» 
verſicherungsgeſetze [ſog. Mantelgeſetz! (R. G. Bl. 
S. 335). 
8 25 Abſ. 2: 22121 


30. Juni. Gewerbeunfallverſicherungsgeſetz. Faſſung 
der Verordnung des Reichskanzlers vom 5. Juli 1900 
(R. G. Bl. S. 573). 

88 25, 26, 27: 22151 


Zweiter Theil. Gemeines Aecht. 
1. Digeſten. 


de leg. et fideicom. - 
L 25 $ 1: 14373, 26050 
1 de rei vindicatione 
L 38: 8013 
2 de serv. pr. urb. 
L 28: 353“ 
5 si serv. vindicetur 
L 8 5 4: 3635 
6 de cond. indeb. 
L 65 $ 9: 99 
2 loc. cond. 
L 9 5 4: 4284 
L 25 $ 2: 40248 
1 de aed. ed. 
L 19 5 1: 145” 
1 de impensis in res dotales factis 
L 8: 8013 
8 de magistrat. conveniendis 
LI S 13: 428% 
7 pro derelicto 
L 5 pr.: 813 


32 


Tit. 


12 


19 


17 


32 


24 


65 


39 


40 


39 


de flum. 
LI S 3: 638% 
de itin. actuque privato 
L I S 7 u. L 3 5 4: 
de R. I. 
L 203: 14378, 17340 
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2. Coder. 


de rei vindicatione 
L 16: 8013 

de pign. act. 
L 5: 4284 

de loc. et cond. 
L 5: 224 

de praeser. 
§ 2: 31836 

de annali exceptione 
L 2: 36335 
L 3: 276333 

de duobus reis stipulandi 
L 4: 36385 


Dritter Theil. Aheiniſches Aecht. 
1. Code civil. 


. 312, 313: 377 80 
883: 4758 

959: 4756 

1096, 1121: 4757 
1121: 791, 53410 
1131 u. 1133: 333 10 
1184, 1135, 1142: 179% 
1149—1151: 408 65 
1184: 408%, 409 70, 534 10 
1220: 4758 

1235: 1955 

1315: 534 10 

1376: 19553 

1383: 434 

1384: 40971 

1445: 160136 

1582 u. 1588: 23515 
1637: 19562 

1690: 55026 

1794: 19558 

1978: 53416 

2148: 22751 

2154: 19115 
2262: 2781 
2277: 4885 


R W * ‚⏑— W * * W W W W n u N n 


2. Badiſches Landrecht. 


Satz 1139, 1146, 1230: 159125 
1351: 23514 
2028 und 2032: 235 1 


Theil Titel 
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* * u * * 
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u n n * A * * * * % n 1 1 
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Vierter Shell. Denutſches Candrecht. 


Preuſten. 


a) Allgemeines Landrecht. 
Einleitung. 


§ 12: 3724 

88 23 ffl.: 3686 
88 75 flg.: 1796 
88 77, 79: 178% 
8 87: 149 

8 89: 402 (0 

§ 101: 4294: 


88 4, 5: 319% 

§ 32: 596 

8 42: 3797 

8 48: 403% 

88 16, 17, 20: 230 

89 18 flg.: 190 

8 35: 149, 430“ 

8 86: 149, 371 , 639 
8 7: 2254, 4304, 63920 
8 75: 2254, 63997 

88 81 ff.: 44921 

§ 86: 640% 

8 68: 4304 

S 116: 3788 

88 127 flg.: 319 

§ 130: 430% 

§ 131: 5968 

§ 156: 811° 

8 165 ff.: 596% 

§ 198: 596° 

8 271: 19138, 220 

88 277 fl.: 225 46 

8 278: 280°, 430 

88 2855 fl.: 14786 

88 319 flg.: 1477, 5962 
8 825: 449°: 

89 329, 331, 326: 19037 
8 330: 14787, 44921 

8 341: 596° 

89 348 ffl.: 402 50 

§ 349: 14888 

89 408, 409: 1744 

88 443— 449: 3204 

8 12: 1480 


88 18 f.: 1499-9, 15056, 6, 583 14, 597 21 


88 25, 26: 8117 
926: 431“, 54821 
88 31, 32: 320 
8 74: 817 

: 59738 
320 

§ 58: 3720 

§ 70: 37% 
5 


— © un u 00 2 


— 
Z > „* 


* u * * N * 2 “ u * N u * u N * * * 


— 
do 


“En „ % „ „„ „ Bun 


8 199: 3724 

§ 29: 17955 

8 100: 320% 

88 153— 168: 640 2% 

8 222: 151% 

89 420, 434, 435, 439: 371 (1 
88 423, 424, 430: 40362 
SS 551 ffl.: 151 100 

8 562: 191% 

88 7—11, 24: 42948 

8 68: 40250 

88 98, 102—104: 223077 


88 843—845: 45025 
88 869 ff.: 2805 

8 871: 191 

8 947: 3204 

89 954, 955: 3214 

88 1041—1045: 59738 
§ 1047: 218% 

8 1053: 218 

§ 261: 1924 

89 281 ff.: 192% 

89 519 ff., 519 —556: 40388, 549 2 
89 21 ff.: 871% 

89 54, 57: 146% 

§ 63: 639 

§ 65: 449% 

88 217, 218: 3231 

8 268: 3714 

88 207—211: 321 
89 310, 330, 338, 339: 151 101 
§ 150: 103% 

88 150—159: 321% 
59 178, 180, 185: 994 
85 178 ff.: 404% 

8 199: 431 

§ 208: 25419 

§ 375: 1034, 32150 

8 417: 2254 

88 486, 488: 2254 

8 2: 15110 

8 8: 3724 

8 151: 26021 

88 169, 170, 171: 151105 
8 171: 40455 

8 55: 9 

889 150, 152, 158: 39 (1 


Theil Titel 
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Theil Titel 
1 22 


c) Einzelne Geſetze und Verordnungen. 


1772. 29. April. Publicandum (Nov. Corp. Const. March. 
Bd. V. S. 147 Nr 30): 31421 

Juli. Verordnung wegen verſchiedener Mißbräuche 

gerichtlichen und anderen öffentlichen Sub⸗ 

haſtationen (N. C. C. X. S. 1313 Ziff. 557). 


1797. 14. 


bei 


88 410, 422— 426, 522: 42943 


88 258, 272: 178061 
85 270, 291, 385: 4304 
§ 298: 3724 

8 343: 3724 

§ 349: 596° 

88 400, 407: 4025° 
88 13 ff.: 821° 

§ 30 ff.: 640°° 

85 25, 40: 15310 
88 211 ff.: 225 

8 214: 4320 

§ 360: 3725 

88 391 ff.: 372% 
85 501 ff.: 226“ 

8 634, (637, 638): 37246 
§ 720: 40% 

88 743 ff.: 226“ 
85 766 — 810: 82 2⁰ 
§ 799: 44928 

88 973, 974: 153106 
88 56, 57: 153108 

8 74: 404.56 

S 92: 40457 

8 243: 218° 

85 596, 597: 15315 
§ 639: 231° 

8 660: 231° 

8 772: 40458 

8 177: 192% 

§ 187: 226% 

88 2 ff.: 321 5¹ 

88 14, 43, 44: 427 
88 45, 47: 3215 

§ 86: 53314 

88 189 ffl.: 153 16 
88 77, 78: 263356 

§ 1934: 432° 

S 76: 83 

8 91: 4332 

§§ 183, 184, 190: 405°° 
88 584 ff.: 406 60 
85 784 786: 2619 
88 78 ff.: 261588 


b) Allgemeine Gerichtsordnung. 


8 28 und 8 293: 154107 


8 1: 843, 40661 


1801. 


1808. 


1810. 


1840. 


1842. 


1843. 


1850. 


1851. 


1853. 


11. Oktober. Revidirte Apotheker⸗Ordnung. 
88 1, 2: 40 

26. Dezember. Verordnung (G. S. von 1817 
S. 282). 

8 36: 261% 

Edikt wegen der Mühlengerechtigkeit u. ſ. w. (G. S. 
S. 95). 

88 1 ff: 42. 
8. November. Geſindeordnung (G. S. S. 101). 
8 150: 226% 
8. Juni. Deutſche Bundesakte. 
Art. 14: 42222 
30. Juni. Verordnung (G. S. S. 96). 
88 7, 8: 154108 

19. Juni. Kabinetsordre (G. S. S. 198): 26185 

31. März. Geſetz wegen Einführung kürzerer Ver⸗ 
jährungsfriſten (G. S. S. 249). 

8 1 Nr. 1: 42% 

3. November. Geſetz über die Eiſenbahnunternehmungen 

(G. S. S. 505). 
8 4: 17958 
8 25: 15410, 193 46 

18. Juni. Geſetz über die Verjährungsfriſten bei 

öffentlichen Abgaben (G. S. S. 140). 
8 14: 406% 

11. Mai. Geſetz betr. die Zuläſſigkeit des Rechtsweges 
in Beziehung auf polizeiliche Verfügungen (G. S. 
S. 41). 

8 4: 1798 
8 6: 37347 

28. Februar. Geſetz betr. die Benutzung der Privat⸗ 

flüſſe (G. S. S. 41). 
§ 1 ff.: 37348 
8 7: 3204 

2. März. Geſetz betr. die Ablöſung der Reallaſten 
und die Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen 
Verhältniſſe (G. S. S. 77). 

88 2, 5: 84% 
8 6: 6400 

7. März. Jagdpolizeigeſetz (G. S. S. 163). 
8 2: 43458, 598 26 | 

14. April. Preußiſches Strafgeſetzbuch (G. S. 
S. 101). 

8 270: 407% 

15. Mai. Stockbuchgeſetz des vormaligen Herzogthums 
Naſſau: 156115 

21. Juli. Geſetz betr. die Disziplinarvergehen der 
nicht richterlichen Beamten (G. S. S. 456). 

88 8, 10, 11: 4066 

24. Mai. Geſetz betr. einige Aenderungen der Hypo⸗ 
thekenordnung vom 20. Dezember 1783 (G. S. 
S. 521). 

8 15: 4298 

30. Mai. Städteordnung (G. S. S. 261). 
8 56 Nr. 6: 155, 155 u, 37340 
8 65: 136 


1856. 


1861. 


1865. 


1868. 


1873. 


1874. 


11. Juni. Geſetz über die Enteignung von Grund: 
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15. Mai. Städteordnung für die Rheinprovinz. 
§ 56 Nr. 6: 156113 
§ 59 Abſ. 2: 136 
24. Mai. Geſetz betr. die Erweiterung des Rechts⸗ 
weges (G. S. S. 241). 
8 5: 40655 8 
8 15: 26138 
24. Juni. Allgemeines Berggeſetz (G. S. S. 705). 
88 29, 30, 9: 15710 
8 52: 156115 
§ 96: 42% 
8 105: 19551 s 
8 148: 157116, 39958 
88 148, 150, 158—155: 19347, 59938 
18. März. Geje über die Errichtung von Schlacht⸗ 
häuſern (G. S. S. 277). 
8 7: 322% 
9. März. Geſetz betr. die den Medizinalbeamten 
zu gewährenden Vergütungen (G. S. S. 265). 
8 13: 1365 
27. März. Penſionsgeſetz (G. S. S. 268). 
8 13: 407% 
5. Mai. Grundbuchordnung (G. S. S. 446). 
§ 49: 435° 
5. Mai. Geſetz über den Eigenthumserwerb und 
die dingliche Belaſtung der Grundſtücke ꝛc. (G. S. 
S. 433). 
8 31: 233° 
8 38: 4294 
§ 52: 59937 
13. Dezember. Konkursordnung (G. S. S. 661). 
8 22: 263 86 8 
10. September. Allerhöchſter Erlaß betr. die Ein⸗ 
führung einer evangeliſchen Kirchengemeinde⸗ und 
Synodalordnung für die Provinzen Preußen, 
Brandenburg, Pommern, Poſen, Schleſien, Sachſen 8 
(G. S. v. 1873 S. 417 und 1874 S. 149). 
§ 31 Nr. 6: 262°° 
25. Mai. Geſetz betr. die evangeliſche Kirchengemeinde⸗ 
und Synodalordnung vom 10. September 1873 
(G. S. von 1874 S. 147). 
Art. 3 Abſ. 3: 261°3 
30. Mai. Fiſchereigeſetz (G. S. S. 197). 
88 20, 22: 37450 
8 43: 5998 


eigenthum (G. S. S. 211). 
88 1 ff.: 17952, 233 10, 37451, 534 10 
88 8— 10: 154, 32255 
8 10: 23311, 37451, 54923 
8 11: 32358 
8 15: 179% 
8 16: 450° 
8 23 Nr. 4: 3239 
8 36: 4502 
8 39: 4070 
8 43: 17953 


1875. 


1878, 


1880. 


1881. 


1883. 


1888, 


1891. 


1892. 


2. Juli. Geſetz betr. die Anlegung und Veränderung 
von Straßen u. ſ. w. (G. S. S. 561). 
88 1, 2, 8: 4351 
88 1 ff.: 3741 
8 15: 191%, 371% 
5. Juli. Vormundſchaftsordnung (G. S. S. 431). 
88 31, 32: 43358 
S 42: 4452 
8 42 Nr. 4: 37503 
8 43: 3755 
8 50: 4035 
12. Juli. Geſetz betr. die Geſchäftsfähigkeit der 
Minderjährigen (G. S. S. 518). 
88 1 ff.: 32400 
24. April. Ausführungsgeſetz zum Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetz (G. S. S. 230). 
8 39: 1334, 3911 
8 39 Abſ. 1 Ziff. 4: 4505 . 
18. Februar. Geſetz betr. das Verfahren in Aus⸗ 
einanderſetzungsangelegenheiten (G. S. S. 59). 
8 66: 41“ 
88 73, 77: 41 
9. März. Geſetz zur Abänderung und Ergänzung 
des Geſetzes vom 18. März 1868 u. ſ. w. (G. S. 
S. 273). 
Art. 2: 32254 
13. Juli. Geſetz betr. die Zwangsvollſtreckung in 
das unbewegliche Vermögen (G. S. S. 131). 
8 81: 262% 
88 133, 134: 103 80 
88 136, 137: 10357 
30. Juli. Geſetz über die allgemeine Landesverwaltung 
(G. S. S. 195). 
§ 7: 32253 
8 20 Abſ. 4: 158 152 
1. Auguſt. Geſetz über die Zuſtändigkeit der Verwaltungs⸗ 
und Verwaltungsgerichtsbehörden (G. S. S. 237). 
8 18: 32253 
8 55: 218° 
8 160: 322° 
29. Juli. Geſetz betr. das Spiel in außerpreußiſchen 
Lotterien (G. S. S. 317): 371 % 
31. Juli. Kreisordnung für Weſtfalen (G. S. 
S. 217). 
8 25 Abſ. 3: 2602 
12. Mai. Verordnung betr. die Ausführung des 
Fiſchereigeſetzes in der Provinz Poſen (G. S. 
S. 105). 
8 15: 374 v0 
3. Juli. Landgemeindeordnung (G. S. S. 233). 
8 74: 26330 
8 75: 26032 
88 88, 89: 8528, 263 25 
21. Juli. Geſetz betr. die Beſetzung der Subaltern⸗ und 
Unterbeamtenſtellen in der Verwaltung der Kommunal⸗ 
verbände mit Militäranwärtern (G. S. S. 214). 
8 13: 23415 
6° 


1892. 28. Juli. Kleinbahngeſetz (G. S. S. 225). 
88 3, 13, 17: 158125 
8 21: 1944 
14. Juli. Geſetz betr. die Ausdehnung verſchiedener 
Beſtimmungen des Allgemeinen Berggeſetzes vom 
24. Juni 1865 auf den Stein⸗ und Kaliſalzbergbau 
in der Provinz Hannover (G. S. S. 295). 
§ 1 Nr. 5: 32252 
„31. Juli. Stempelſteuergeſetz (G. S. S. 413). 
8 8: 87655 
8 4e: 17958 
8 6 Abſ. 2: 195% 
Abſ. 3: 23415 
8 10: 19550, 600% 
§ 26: 450% 
Tarif. 
Poſ. 2: 63721 
N : 8: 1959 
12a: 455° 
250: 3769 
32: 378557 
32a: 4558, 2640 
34: 19551 
48b: 3769 
58 II: 1591 
59: 26437 
„ 70: 549% 
Ermäßigungen und Befreiungen. 
Tarifſtelle 32. 
Nr. 3: 4087 
1899. 30. Juli. Geſetz betr. die Anſtellung und Verſorgung 
der Kommunalbeamten (G. S. S. 141). 
8 7: 324%, 373 4 


1895. 


u * * u u u 2 2 
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1899. 


1900. 


1899. 


1879. 


1873. 


1774. 
1899. 


6. Oktober. Preußiſches Gerichtskoſtengeſetz (G. S. 
S. 326). 

8 73 Abſ. 2: 408 5 

1. Dezember. Geſchäftsanweiſung für die Gerichts⸗ 
vollzieher (J. M. Bl. S. 629). 

8 21: 3111 
8 22: 81120 

31. März. Gerichtsvollzieherordnung (J. M. Bl. 
S. 345). 

88 22, 23: 264% 

31. März. Allgemeine Verfügung betr. die Feſtſetzung und 
Anweiſung der den Gerichtsvollziehern zu gewährenden 
Gebührenantheile u. ſ. w. (J. M. B. S. 385). 

Ziff. 11: 2646 


Sachſen. 
26. Juli. Verordnung zur Ausführung der Grundbuch⸗ 
ordnung. 
8 1: 122 


Baden. 


3. März. Einführungsgeſetz zu den Reichsjuſtizgeſetzen. 
8 34: 423 25 


Elfaß-Ksthringen. 


16. Dezember. Berggeſetz. 
88 127: 4860 


Mecklenburg. 
8. März. Landeskonſtitution: 121 
9. April. Ausführungsverordnung zum Bürgerlichen 


Geſetzbuch. 
8 12: 121 


Perzeichniß 
im XXXI. Jahrgange der Juriſtiſchen Wochenſchrift 


mitgetheilten 


Eutſcheidungen des Reichsgerichts in Strafſachen. 


A. Sachregiſter. 


Abpflũ gen 
eines Privatweges 523° 
Abſperrungsmaßregeln vergl. anſteckende Krankheiten, 
Viehſeuchen 
Abſtimmung 
zuerſt über den höheren, dann über den minderen Schuld⸗ 
grad 301 
Aerztliche Atteſte, Verleſung 
über die dem Angeklagten zugefügten Verletzungen 581 
es muß eine Körperverletzung Gegenſtand des Verfahrens 
fein 581 50 
Akten, Adhibirung ſ. Beweisantrag 
Aktiengeſellſchaft 
ſtrafrechtliche Haftung des Vorſtands; zeitliche Grenzen 
307 18 
Allgemeines Geſetz und beſonderes Gefeg 
Verhältniß von 88 180, 181 zu 181 2 Str. G. B. 29611 
Verhältniß von 8 159 und 49a Str. G. B. 300° 
Alter 
Berechnung des ſtrafrechtlich erheblichen Alters 5703 
Altersverſicherung |. Lohnabzüge 
Ankündigung ſ. unzüchtiger Gebrauch 
Aurechnung einer ausländiſchen Strafe |. Ausland 
Auſchuldigung |. falſche Anſchuldigung 
Auftedeude Krankheiten 
Zuwiderhandlung gegen vor Inkrafttreten des Str. G. B. 
erlaſſene Abſperrungsmaßregeln 299% 
Aufforderung zur Begehung eines Verbrechens 
Annahme der A. 300 
Aufrechnung |. Unterſchlagung 
Aufreizung von Bevölkerungsklaſſen 
Begriff der Bevölkerungsklaſſe (ſtrikende und arbeitswillige 
Arbeiter?) 501° 
Aufſichtsrath ſ. Aktiengeſellſchaft 


Angenſchein 
Zuziehung von Auskunftsperſonen 579 26 
Verleſung des von den Auskunftsperſonen nicht unter⸗ 
ſchriebenen Protokolls 579 86 
Auskunftsperſon 
unbeeidigter Zeuge oder Sachverſtändiger 578 10 
Zuziehung beim Augenſchein 5798 
Ausland 
Anrechnung einer ausländiſchen Geſammtſtrafe 2931 
Verſteuerung ausländiſcher Wettunternehmungen 308 16 
ſ. Wehrpflicht 
Auslieferung 
Beſtrafung wegen Verſuchs bei Auslieferung wegen voll⸗ 
endeter That 302! 
Ausſchlagung einer Erbſchaft 
Vereitelung der Zwangsvollſtreckung 519 0 
Ausſetzung der Hauptverhandlung 
bei beabſichtigter Beſchwerdeeinlegung 58232 
Neubildung der Geſchworenenbank 5833 
vergl. Nebenklage 
Ausſpielung 
Hydra. Gella 29818 
Gewährung von Extrageſchenken an Ladenkunden 518° 
Bank erutt, betrügeriſcher 
Abſicht, einen Gläubiger vor den anderen zu begünſtigen 
(Eventualdolus) 3081. 
vergl. Bilanz, Handelsbücher 
Beamter 
Rendant einer Sparkaſſe 523 55 
verabſchiedeter Offizier 571° 
vergl. Widerſtand, Namensangabe, 
urkundung 
Bedingte Begnadigung 
Wirkung für den Rückfall 57118 


Behörde, Be⸗ 


Bedrohung 
bedingte Bedrohung 51039 
Richtung gegen eine beſtimmte Perſon (Bedrohung einer 
Menſchenmenge) 510°? 
Beeidigung |. Zeuge 
Befreiung ſ. Gefangenenbefreiung 
Begünftigung 
durch Einreichung eines unbegründeten Gnadengeſuchs 572 1° 
Behörde 
Vorſtand einer Berufsgenoſſenſchaft? 3017 
Beiſeiteſchaffen von Urkunden 
Verſtecken innerhalb des zur ordnungsmäßigen Auf⸗ 
bewahrung beſtimmten Lokals 521% 
dauernde Entziehung? 521% 
Verſatz 5216 
vergl. Urkundenvernichtung 
Beleidigung 
wirkliche Ehrverletzung des Beleidigten nicht nöthig 50428 
Minderjähriger; Antragsrecht des Gewalthabers bei 
Verzicht des Minderjährigen 50423 
einer Frauensperſon durch Beiſchlaf 50423 
Wahrheitsbeweis 5052“ 
vergl. Wahrnehmung berechtigter Intereſſen, Strafantrag 
Berichtigungs verfahren 
Verneinung der Frage auf mildernde Umſtände mit 
mehr als 7 Stimmen 30210 
überflüffige Verneinung der Frage auf mildernde Um⸗ 
ſtände (bei Mord) 58235 
überflüſſige Beantworung einer Nebenfrage 58236 
Unterſchreiben des Spruchs an falſcher Stelle 58286 
Berufsgenoſſenſchaft 
Vorſtand keine öffentliche Behörde 3017 
Berufspflicht 
Fahrläſſigkeit bei Ausübung des Berufs 500°, 50730 
Berufungsgericht 
Entſcheidung, wenn das Untergericht unzuſtändig war 
683 37 
Beſchimpfender Unfug |. Unfug 
Beſchwerde, vorſorgliche 
gegen noch nicht ergangene Entſcheidungen 301“ 
Beſitz 
Anwendung des § 856 B. G. B. 510% 
Betriebsleiter ſ. Lohnabzüge 
Betrug 
durch Erhebung einer Sparkaſſeneinlage 511. 
Benutzung der Eiſenbahn ohne Karte (Täuſchung des 
Zugsperſonals) 5138 
durch Lieſerung einer anderen Sache von gleichem Gebrauchs⸗ 
aber geringerem Verkaufswerth 513 
Vermögensvortheil (Erlangung einer Stundung oder Ver⸗ 
meidung des Konkurſes) 51450 
Gewährung einer Stundung als Vermögensnachtheil 514 0 
Beurkundung, falſche 
Zuſtändigkeit des Urkundsbeamten 521° 
von Zuſtellungen durch Briefträger und Gerichtsvollzieher 
52166 
durch Polizeibeamte 52156 
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Bevölkerungsklaſſen ſ. Aufreizung 
Beweisantrag 
Ablehnung der Zuziehung eines Sachverſtändigen 577“ 
Adhibirung von Akten 579°? 
Ablehnung bei Unterſtellung der Wahrheit der zu be⸗ 
kundenden Thatſache 5841 
Beweislaſt 
des Angeklagten 308 15 
des Angeklagten im Falle des § 186 Str. G. B. 505° 


Bilanz 
Unterlaſſen der Bilanzziehung; Einfluß ſpäterer, richtiger 
B. 3071s — zeitliches Zuſammentreffen mit der 
Konkurseröffnung 30713 
Blankettſtrafgeſetz 


Zuwiderhandlung gegen Anordnungen, die hinter dem 
Erlaß des Str. G. B. zurückliegen 299%? 
Brandſtiftung 
Gleichwerthigkeit der in 8 308 genannten landwirth⸗ 
ſchaftlichen Erzeugniſſe, Bau: und Brennmaterialien 
573 22 
Briefträger ſ. Beurkundung, Unterſchlagung 
Buchführung |. Handelsbücher 
Buße 
Charakter 587 17 
Catalog |. Preisverzeichniß 
Diebſtahl . 
des Wilderers an dem von einem Dritten rechtswidrig 
okkupirten Wilde 29819 
der in einer öffentlichen Badeanſtalt vergeſſenen Sach 
510 #9 : 
Disziplinargewalt der Schiffer 303“ 
Dolmetſch 
Konſtatirung ſeiner Zuziehung im Sitzungsprotokoll 5732, 
574° 
dolus eventualis 
Begriff (Abgrenzung gegen Fahrläſſigkeit) 50730 
vergl. Bankerutt 
Drahtſeilbahn ſ. Eiſenbahn 
Eidesleiſtung |. Offenbarungseid, Widerruf 
Eidesnorm, Aenderung 
„ich ſchwöre, ich werde“ 57713 
vergl. Offenbarungseid 
Eigennutz 
bei Vermiethen des Hauſes an einen Bordellwirth 503 15 
bei Zuhälterei 50317 
Einſperren ſ. Freiheitsberaubung 
Einziehung 
Einfluß der Freiſprechung auf das objektive Verfahren 
30211 — insbeſondere bei Freiſprechung durch das 
Schwurgericht 294 
iſt ſie polizeiliche Präventivmaßregel oder Strafverfolgung? 
294? 
Betheiligung der Einziehungsintereſſenten 30211 
bei Außerverfolgungſetzung des Angeklagten 4981 
Beſchränkung auf die bei einer beſtimmten Perſon beſchlag⸗ 
nahmten Exemplare 498! 
vergl. Nebenklage 


|, 


P „ HH 3 ._ 3 _ I7° 


Eiſenbahn 
iſt auch die Drahtſeilbahn 299 2⁰ 
fahrläſſige Gefährdung 29921 
Gefährdung durch falſche Weichenſtellung (Einrede der 
Dienſtüberlaſtung) 52053 
Fahren ohne Karte 51313 — vergl. Betrug 
Entlaſſung 
von irrthümlich geladenen Zeugen 57928 
Erpreſſung 
Bewußtſein der Rechtswidrigkeit des Vermögensvortheils 
(Irrthum) 512 
Ideal⸗ oder Realkonkurrenz mit Hehlerei 571 
Fahrkarte 
Benutzung der Eiſenbahn ohne Karte 513“, vergl. Betrug 
Fabrläffigkeit 
Begriff 506 28, 508 55 
durch Unterlaſſung 5083“ 
Mitverſchulden eines Dritten 520% 
bei Kolliſion verſchiedener Pflichten (Dienſtüberlaſtung) 
52065 
Vorausſehbarkeit des Erfolges 57112 
vergl. Eiſenbahn, Berufspflicht 
Fabrläffige Tödtung 
konkurirendes Verſchulden des Getödteten 50628 
bei Wettfahrten 50628 
Verantwortlichkeit des Miethers, wenn der bauliche Zuſtand 
des Hauſes den Tod eines Dritten herbeiführte 50622 
Vorausſehbarkeit des Erfolges 5712 
Falſche Auſchuldigung 
Anzeige bei Gendarmerie 50213 
Zurücknahme der Anzeige 50213 
Falſcheid, fabrläffiger ſ. Offenbarungseid, Widerruf 
Feiertage 
allgemeine in Elſaß⸗Lothringen (2. Weihnachtsfeiertag?) 
5755 
Feſtnahme, vorläufige 
hiebei begangene Körperverletzung behufs Fluchtverhinderung 
3003 
einer Perſon, die eine nach § 127 Str. G. B. durch einen 
Privaten feſtgenommene zu befreien ſucht 57718 
Filialgeſchäft |. Gewerbegehülfe 
FJortgeſetzte Handlung 
Einheitlichkeit des Vorſatzes 508 51 
Fragerecht 
des Vertheidigers; Ablehnung unerheblicher Fragen 57820 
Frageſtellung 
Stellung einer Hülfsfrage für den Fall der Bejahung der 
Hauptfrage 5823“ 
Freiheitsberaubung 
Einſperren bei Bewegungsfreiheit innerhalb eines Komplexes 
von Räumlichkeiten 50936 
wenn der Eingeſperrte ſich über den fraglichen Raum nicht 
hinaus bewegen will 509 56 
Freiſprechung 
Einfluß auf das objektive Einziehungsverfahren 294“, 
vergl. Einziehung 
Gebrauchmachen |. Urkundenfälſchung 
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Gefährdung ſ. Eiſenbahn 
Gefährliches Werkzeug |. Körperverletzung 
Gefangenenbefreiung 
des nach § 127 Str. P. O. von einem Privaten Feſt⸗ 
genommenen 57715 
Genußmittel |. Nahrungsmittel 


Gerichtsſtand 


der Prävention durch Mittheilung der Privatklage an den 
Beklagten zur Erklärungsabgabe 574“ 
Uebertragung an ein anderes Gericht ($ 12? Str. P. O.) 
vor Eröffnung der Unterſuchung zuläſſig 574“ 
Gerichtsvollzieher |. Beurkundung 
Geſammtſtrafe 
wenn ſchon eine Einzelſtrafe das Maximum erreicht 570° 
bei Bildung aus einer früheren Geſammtſtrafe und einer 
neuen Einzelſtrafe 570 
Geſchworene 
irrige Feſtſtellung der Ablehnungsberechtigung bei Bildung 
der Bank 58440 
vergl. Ausſetzung, Schwurgericht, Berichtigungsverfahren 
Geſetzes konkurrenz 
Begriff 29611 
bei 8 180 und 181 a 29611 
Gewerbegehülfen 
Leiter von ſelbſtändigen Filialen eines Kleingeſchäftes 309 17 
Verzicht auf Mittagspauſe 30917 
Gewerbeordnung |. Polizeiverordnung 
Grab, beſchimpfender Unfug ſ. Unfug 
Grenzſtein | 
Entfernung eines vom Geometer während des Prozeſſes 
zur Abgabe feines Gutachtens geſetzten Steines 51858 
Handelsbücher 
zeitliches Zuſammentreffen der Konkurseröffnung mit der 
unorbentlichen Führung der Bücher 30713 
Handlungs⸗Einbheit und Mehrheit 
Realkonkurrenz zwiſchen $ 181 und 181 a Str. G. B. 
29611 
Idealkonkurrenz zwiſchen 8 181 und 181 a Str. G. B. 
296 11 
Real⸗ oder Idealkonfurrenz zwiſchen Erpreſſung und 
Hehlerei 57114 
Hehlerei 
bei Strafloſigkeit des Thäters des Vordeliktes nach § 51 
Str. G. B. 513“ 
Konkurrenz mit Erpreſſung 571 
Hydra Ausſpielung 298 18 
Idealkonkurrenz |. Handlungseinheit 
Intereſſen ſ. Wahrnehmung 
Juvalidenverſicherung |. Lohnabzüge 
Irrthum ſ. Nöthigung 
Jagdvergehen 
Inbeſitznahme bereits von einem Anderen okkupirten 
Wildes 29819 
Eigenthumserwerb des Wilderers und des Jagd⸗ 
berechtigten 29819 
Erlegen von Wild zur Selbſtvertheidigung $ 228 B. G. B. 
(Marder, Wildſchaden) 3061 


Kommiſſariſche Vernehmung |. Verleſung 
Konkurrirendes Verſchulden |. Fahrläſſigkeit, fahrläſſige 
Tödtung 
Konkurs ſ. Bilanz, Handelsbücher, Bankerutt 
Konkursverwalter ſ. Strafantrag 
Körperverletzung 
gelegentlich vorläufiger Feſtnahme 300° 
Erheblichkeit der Verletzung 507 50 
Handeln aus Scherz 507 50 
gefährliches Werkzeug (Art des Gebrauchs, objektive 
Beſchaffenheit) 5081 un ss 
Schluß auf die Gefährlichkeit des Werkzeuges aus der 
Art der Verletzung 5082 
ätzende Flüſſigkeit gefährliches Werkzeug? 508 
Krankenverſicherung |. Lohnabzüge 
Kuppelei 
Konkurrenz der 88 180, 181 mit 5 1812 Str. G. B. 
29611 
vergl. Eigennutz, Zuhälterei 
Ladung 
des Vertheidigers zur Hauptverhandlung, Verzicht 57815 
Liquidatoren |. Aktiengeſellſchaft 
Lohnabzũge 
für Krankenverſicherung ſeitens des vom Arbeitgeber 
aufgeſtellten Betriebsleiters 304° 
für Altersverſicherung ſeitens des Betriebsleiters 304° 
Abſicht bei Nichtverwendung für Alters: und Kranken⸗ 
verſicherung 3047 
ſtillſchweigender Abzug 3047 
Lotterie |. Ausspielung 
Mädchen ſ. Unbeſcholtenheit 
Manifeftationseid |. Offenbarungseid 
Meineid |. Widerruf 
Meineidsverleitung, unternommene 
Verhältniß des 8 159 zu 49a Str. G. B. 300 
Miether |. Nöthigung 
Milderude Umſtände 
Prüfung der Frage nach ihrem Vorhandenſein 
bei nicht ausdrücklich beantragter Zubilligung 3013 
Nahrungsmittel 
Abſicht der Verwendung zu Genußzwecken nicht nöthig 
3045 (Kauf zum Zwecke der Unterſuchung) 
Namensangabe, ſalſche 
zuſtändiger Beamter 5228 (bei Erhebung einer Spar⸗ 
kaſſeneinlage) 
Nebenklage 
Nachprüfung der Zuläſſigkeit durch das Reviſionsgericht 
586 45 


beim Verfahren auf Einziehung nach § 477 Str. G. B. 
586 46 

beim Verfahren nach 8 26 des Geſetzes vom 11. Juni 1870 
über das Urheberrecht 586. 

bei Patentverletzungen 586 

Recht des Nebenklägers auf Ausſetzung wegen verſpäteter 
Zeugenbekanntgabe 579 

vergl. Oeffentlichkeit 

Nichtdeutſche, Wehrpflicht |. Wehrpflicht 
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Nöthigung 
durch Gewalt gegen Dritte 509 
durch Gewalt gegen Sachen (Ausheben von Thüren und 
Fenſtern einer noch nicht bezogenen Wohnung) 509°” 
Hinausſchaffen der Möbel des Miethers 50958, 570 
Irrthum des Vermiethers über ſein Recht, den Miether 
auszuſchaffen 570° 
Nothwehr 
Wahl zwiſchen ſchwererem und leichterem Abwehrmittel 
499 
gegen einen im öffentlichen Intereſſe unternommenen Ein- 
griff in die Rechtsſphäre 499° 
gegen eine Perſon, die den durch einen Privaten Feſt⸗ 
genommenen befreien will 57715 
Oeffentlichkeit 
geſchloſſener Kreis von Perſonen in einer Wirthſchaft 
503 14 
ihrem Ausſchluß muß eine Verhandlung über den Aus⸗ 
ſchluß vorangehen; der Nebenkläger kann die Unter⸗ 
laſſung rügen 5731 
Offenbarungseld 
fahrläſſiger, falſcher 2957 
Weglaſſung der Worte „nach beſtem Wiſſen“ 2957 
Offizier 
verabſchiedeter iſt nicht Beamter 571° 
Pateutverletzung 
Nebenklage bei Klagen nach § 40 Patentgeſetz 586 
Perſonenſtand 
feine Fälſchung durch Anerkenntniß der außerehelichen 
Vaterſchaft ſeitens eines Nichtkonkumbenten 295 10 
Mitthäterſchaft der Mutter zur Fälſchung des P. 295 10 
Pfändung 
Art der Erſichtlichmachung 501 
Pfandſiegel im erſten Band eines mehrbändigen Werkes 
50211 
vergl. Siegel 
Pfleger 
Beſtellung eines Pflegers zur Stellung des vom Vater 
unterlaſſenen Strafantrages 570“ 
Polizeiverordunng 
Form der Bekanntmachung nach § 120 e Gew.⸗Ordg. 309 10 
Polizeiliche Strafverfügung 
Aufhebung derſelben nach § 458 Str. P. O., weiteres 
Verfahren 586“ 
Prävention |. Gerichtsſtand 
Preisverzeichniß 
Abbildungen im P.. geſchützt durch das Geſetz betr. das 
Urheberrecht an Schriftwerken 303? 
Privatklage 
Uebernahme durch die Staatsanwaltſchaft trotz vorheriger 
Ablehnung 585 
Uebernahme durch die Staatsanwaltſchaft nach Einſtellung 
des Verfahrens wegen Zurücknahme des Strafantrags 
585 44 
Protokoll 
nachträgliche Aenderung durch nur einen Urkundsbeamten 
579 ˙1 


Aufnahme ohne Zuziehung des Gerichtsſchreibers, der ſich 
erſt bei Verleſung einfindet. Verleſung ſolcher Protokolle 
in der Hauptverhandlung 58128 
Aenderung nach Einlegung der Reviſion 5844 
Raub |. Straßenraub 
Nealkonkurrenz |. Handlungseinheit 
Rechtsgültigkeit 
einer Verordnung zur Bekämpfung von Viehſeuchen 
305° 
der Verordnung des Polizeipräſidenten von Berlin vom 
1. Januar 1900 57110 
Rechtsmittel 
Einlegung zu Protokoll, fehlende Unterſchrift 584 % 
Rechtswidrigkeit 
Bewußtſein der Rechtswidrigkeit des Vermögensvortheils 
bei Erpreſſung 512 
Nendant 
einer Sparkaſſe, Beamter 523 68 
Reviſion 
Begründung zu Protokoll, fehlende Unterſchrift 584 
Entſcheidung des Reviſionsgerichts ohne Zurückverweiſung 
bei abſolut beſtimmter Strafe 570° 
Nück fall 
Einfluß der bedingten Begnadigung 57113 
Nücktritt vergl. Verſuch, Zweikampf 
Sachverſtändiger 
Ablehnung der Zuziehung eines Sachverſtändigen 57714 
Entlaſſung eines irrthümlich geladenen 57923 
Schiffer |. Seemannsordnung 
Schlafwagengeſellſchaft 
fällt nicht unter 8 153 Vereinszollgeſetz 302 
Schriftwerke |. Urheberrecht 
Schwurgericht 
Freiſprechung durch die Geſchworenen. Einfluß auf das 
objektiwe Einziehungsverfahren 294° vergl. Einziehung 
vergl. Frageſtellung 
Seemanns ordnung 
Disciplinargewalt nach $ 96 303“ 
Selbſthülfe 
des Vermiethers zur Austreibung des Miethers 570°. 
Siegel 
Erbrechen eines zwar vom zuſtändigen Beamten, aber 
ungerechtfertigter Weiſe angelegten Siegels 2955 
Sparkaſſenbeamter 
falſche Namensangabe gegenüber einem Sp. 523 58 
Sparkafienbuch 
Unterſchlagung 511“ 
ſ. Betrug 
Sprengſtoff 
Begriff des „Verkehrs mit Sp.“ 3053 
Strafantrag 
Antragsrecht des Gewalthabers bei Verzicht des Minder⸗ 
jährigen 504 
Prüfung des Strafantrages durch das Reviſionsgericht 
2945 
Rechtzeitigkeit des Strafantrags; bloße Vermuthung der 
Thäterſchaft läßt die Friſt nicht beginnen 2943 
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fehlende Unterſchrift; nachträgliche Genehmigung 500° 
des preußiſchen Kriegsminiſters wegen Beleidigung des 
oſtaſiatiſchen Expeditionskorps 5067 
Aufſtellung eines Pflegers zur Stellung des Strafantrags 
an Stelle des Vaters 570 
innerhalb der Friſt, aber nach Erlaß des Urtheils 
5705 
des Konkursverwalters bei Vereitlung des Zwangs⸗ 
vollſtreckung 573 0; Antragsfriſt 573 20 
für einen verabſchiedeten Offizier 585 * 
liegt in der Stellung der Privatklage 571° 
Strafe 
Anrechnung einer ausländiſchen Geſammtſtrafe 2931 
vergl. Verſuch 
Strafmündigkeit 
Berechnung des Alters nach bürgerlichem Recht 5703 
Straßenraub 
Vollendung des Straßenraubs auf privatem Boden 
512 
Strike |. Aufreizung 
Uebertragung der Entſcheidung an ein anderes Gericht 
ſ. Gerichtsſtand 
Unbeſcholtenheit eines Mädchens 
Fortdauer bei einmaliger Verführung 29712 
iſt nicht gleich Jungfräulichkeit 50419 
Zweifel an der Unbeſcholtenheit 50410 
Unbeſtellbare Briefe 
Unterſchlagung durch den Poſtboten 5227 
Unfug, beſchimpfender 
iſt auch die Aufforderung an einen Dritten, eine Be⸗ 
ſudelung des Grabes vorzunehmen 295° 
Unfug, grober 
Beläſtigung des Publikums durch einen unmittelbar nur 
gegen einen Einzelnen gerichteten Angriff 299 
Unterſchlagung 
Verwendung von Geldern gegen den Willen, aber im 
Intereſſe des Geſchäftsherrn 510“ 
Verpfändung einer fremden Sache 511“ 
Aufrechnen mit einer fälligen Forderung 511“ 
unbeſtellbarer Briefe durch den Briefträger 5227 
Anſichbringen, Begriff 571“ 
Untreue 
Verfügung: genügt ein Nichthandeln? (bloßes Nicht⸗ 
abliefern des Geldes) 51451 
Unzüchtigkeit 
Begriff (nicht jede Nacktheit; Verhüllung hebt ſie nicht auf) 
504 20 u. 23 
objektiver Inhalt der Darſtellung, Hineinlegen eines un⸗ 
züchtigen Sinnes durch den Beſchauer 504°: 
Unzüchtiger Gebrauch 
Ankündigung von Gegenſtänden, die nicht einzig zu u. G. 
beſtimmt, aber nach Verkehrsauffaffung ſich hierzu 
eignen 29718 u. , 57110 
Urheberrecht an Schriftwerken 
Schutz der Abbildungen in Preisverzeichniſſen 303° 
Nebenklage bei Antrag auf Einziehung nach 8 477 
Str. G. B. 586 
7 


Urkunde 
öffentliche Urkunden 
beglaubigte Abſchriften der Notarialsakte 2975 
Bewilligung zur Abhaltung einer Tanzmuſik 5158“ 
Beſtätigung der Hülfsbedürftigkeit ſeitens eines Ge⸗ 
meindevorſtehers 5177 
Vollmachtsertheilung zur Ausſtellung einer öffentlichen 
Urkunde 5155“ 
Ausſteller muß ein Rechtsſubjekt fein (Bauernfchaft?) 51553 
kaufmänniſche Briefabſchriften 51553 
Begleitadreſſen 51655 
Poſteinlieferungsbuch 57217 
vergl. Verleſung 
Urkundenfälſchung 
Gebrauchmachen von einer gefälſchten Notariatsurkunde 
durch Wiedereinanlegen an ihren Platz 2971 
Fälſchung einer Briefkopie durch den Eigenthümer 515 55 
ob die gewählte Urkundsform zur Herbeiführung des 
beabſichtigten Erfolges erforderlich iſt, iſt gleichgültig 
5155 
Beabſichtigung eines materiell rechtswidrigen Erfolges 
wird nicht verlangt 51554, 57216 
Unterzeichnung mit einem Pſeudonym 51656 
Unterzeichnung mit einem falſchen Namen, wenn der letztere 
die Perſon des Ausſtellers genügend bezeichnet 51656 
Datumsänderung im Poſteinlieferungsbuch ſeitens des 
Poſtbeamten 57217 
Fälſchung eines Cheks 57218 
alternative Feſtſtellung der U. nach 88 267 oder 270 
Str. G. B. 5739 
vergl. Beurkundung 
Urkundenvernichtung 
Vernichtung der durch Erſatzzuſtellung erhaltenen Urkunde 
ſeitens des Erſatzempfängers fällt nicht unter 8 133 
Str. G. B. 294“ 
Vernichtung von Monitorien ſeitens eines Schreibers 501° 
(Einfluß von Weiſungen des Vorgeſetzten) 
Urtheil 
Nichtberückſichtigung eines vom Angeklagten geſtellten 
Antrages 581% 
Vaterſchaft 
Anerkenntniß ſ. Perſonenſtand 
Verbindungen, Theilnahme an 
verbotener, politiſcher oder ſtrafbarer Zweck der Verbindung 
5017 
Vereinszollgeſetz vergl. Schlafwagengeſellſchaft 
Verfügung |. Untreue 
Verführung 
wiederholte — deſſelben Mädchens; Fortbeſtand der Un⸗ 
beſcholtenheit 29712 
Verleſung 
einer vom Zeugen nicht unterſchriebenen kommiſſariſchen 
Vernehmung 301 
der Ausſage eines Zeugen, 
entſchlägt 58026 
wörtliche Anführung ganzer Sätze ſteht der Verleſung 
gleich 58056 


der ſich des Zeugniſſes 


der früheren Ausſage zur Unterſtützung des Gedächt⸗ 
niſſes erſt nach dem Verſuch, eine erſchöpfende Ausſage 
des Zeugen zu erhalten 58027 
eines Protokolls, bei deſſen Aufna hme der Gerichtsſchreiber 
nicht zugegen war 5812 
eines von den Auskunftsperſonen nicht unterſchriebenen 
Augenſcheinsprotokolls 579 25 
die Verleſung muß ſeitens des Richters oder des Gerichts⸗ 
ſchreibers erfolgen 5812 
vergl. Zeugnißverweigerung, ärztliche Atteſte 
Verlõbniß 
ſtrafrechtlicher Begriff 498 
Fehlen des ernſtlichen Willens auf einer Seite 498? 
Vermiether ſ. Nöthigung, Selbſthülfe, Zurückbehaltungsrecht 
Vermögensſchaden ſ. Betrug 
Vermögensvortheil ſ. Betrug, Erpreſſung 
Vernichtung von Urkunden ſ. Urkundenvernichtung 
Verſteigerung 
freiwillige oder zwangsweiſe? 5021 
Verſuch 
Berechnung der Strafe 569! 
Motiv des Rücktritts (bitterer Geſchmack des Abtreib⸗ 
mittels) 569? 
Vertheidiger 
kann nicht mehrere Angeklagte vertreten, die ſich gegen⸗ 
ſeitig belaſten 577 16 u. 17 | 
Verzicht auf Ladung zur Hauptverhandlung 57818 
vergl. Fragerecht 
Vertheidigungsbeſchränkung 
Abweiſung eines Antrags auf Aktenvorlage 579 22 
Abweiſung eines Beweisantrags, weil die zu bekundende 
Thatſache als wahr unterſtellt wird 584 (1 
vergl. Beweisantrag, Fragerecht 
Viehſeuchen Ä 
Einfuhrverbot friſchen Fleiſches umfaßt auch die Innen⸗ 
theile des Thieres 2992 
Rechtsgültigkeit und Auslegung der Verordnungen zur 
Bekämpfung 305 
Vorausſehbarkeit ſ. Fahrläſſigkeit 
Vorläufige Feſtnahme ſ. Feſtnahme 
Vormundſchaftsgericht 
Nachprüfung der vom V. erlaſſenen Anordnungen durch 
den Strafrichter 570“ 
Vorſtandsmitglied ſ. Aktiengeſellſchaft 
Waarenſchutz 
„Verſehen“ mit fremden Waarenzeichen, Begriff 306 10 
Kenntniß des Käufers von der Anwendung eines fremden 
Zeichens 306 10 
Wahrnehmung berechtigter Intereſſen 
ſeitens eines Arbeiterverbandes, der die Wiederaufnahme 
eines zu Recht entlaſſenen Arbeiters durchſetzen will 
29715 
Abſicht der Beleidigung 50525 
von Gemeindeintereſſen ſeitens eines Einwohners 505 36 
Wahrſpruch ſ. Berichtigungsverfahren 
Waſſerleitung 
Zerſtörung oder Beſchädigung 57323 
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Weg 
Abpflügen 523° 
Wehrpflicht 

der Söhne ausgewanderter und wieder zurückgekehrter 
Perſonen 2950 

Verfahren gegen Abweſende; Fehlen der Erklärung nach 
8 472 Str. P. O. 5874 

Wettaufträge 

ausländiſche und inländiſche Verſteuerung 308 16 
Wettfahren 

fahrläſſige Tödtung hierbei 50628 
Widerruf 

einer vor Gericht gemachten falſchen eidlichen Ausſage 

gegenüber einem Gendarmen 2953 
Widerſtand 
Umfang der Befugniſſe der polizeilichen Exekutivbeamten 500 ® 
Wiederaufuahme 

im neuen Urtheil darf die Zuläſſigkeit nicht geprüft 

werden 584 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 

verſpätete Abholung der rechtzeitig bei der Poſt des Be⸗ 
ſtimmungsortes eingelaufenen Reviſionsſchrift durch den 
Gerichtsdiener 2991 

Verſchulden des Vertheidigers 575° 

Verſchulden des Rechtsanwaltsſchreibers, der die ihm über⸗ 
gebene Schrift verſpätet bei Gericht einreicht 575 

Wildſchaden Abwendung von 30611 
Zeuge 

Unterlaſſung der nachträglichen Beeidigung eines nach der 
Vernehmung erkrankten Zeugen 57612 

die die Nichtbeeidigung begründende ſtrafbare Mitwirkung 
braucht nicht nothwendig Theilnahme im Sinne der 
88 47 ff. Str. G. B. zu fein 300? 

Nichtbeeidigung eines Zeugen, der durch Annahme der Auf⸗ 
forderung zur Meineidsleiſtung ſich nach § 49a Str. G. B. 
vergangen hat, in dem Verfahren gegen den Auffordernden 
wegen unternommener Meineidsverleitung 300°? 

fälſchliche Beeidigung eines Zeugen, deſſen Verwandtſchaft 
mit dem Angeklagten fi) nachträglich herausſtellt 575 

Nichtbeeidigung eines Zeugen, der nur die Antwort auf 
einzelne Fragen verweigern durfte 57619 


Reviſion wegen Beeidigung eines Zeugen, der irrthümlich 
als nicht theilnahmeverdächtig erachtet wurde 57611 
irrthümliche Belehrung eines Zeugen über das Recht zur 
Auskunftsverweigerung nach 8 54 Str. G. B. 575° 
Entlaſſung von irrthumlich geladenen Zeugen 57923 
Unterlaſſung der Vernehmung von Zeugen, die dem 
Staatsanwalt nicht benannt waren 579 
Vernehmung der Zeugen vom Hörenſagen 58026 
Unterſchrift des Protokolls |. Verleſung 
zeugenſchaftliche Vernehmung des Beamten, von dem ein 
nun die Ausſage verweigernder Z. verhört wurde 301° 
Orientirung des Beamten aus dem früheren Protokoll, 
keine Verleſung dieſes Protokolls 580 0 
vergl. Eidesnorm, Fragerecht, Auskunftperſon 
Zeugnißverweigerung 
hindert nicht die Verleſung einer vor dem Vormundſchafts⸗ 
gericht abgegebenen Erklärung 581° 
vergl. Zeuge 
Züchtigungsrecht 
der Lehrer der Fortbildungsſchulen 5707 
Zuhälterei 
Geſetzeskonkurrenz mit Kuppelei nach 8 180 und 181 296 11 
nicht jede Förderung der Unzucht 503 1° 
Ausbeutung für den Lebensunterhalt (ſtändig gedachte 
Einnahmequelle) 5037 
Lebensunterhalt (Aufwendungen, die über das Noth⸗ 
wendige hinausgehen) 503 18 
Zurüdbebaltungsrecht des Vermiethers 
an nicht pfändbaren Gegenſtänden? 520% 
vertragsmäßiges Z. kann auch auf die nicht pfändbaren 
Sachen erſtreckt werden 57321 
Zuſtellungsurkunde |. Urkundenvernichtung 
Zwangsvollſtreckung 
Vereitlung durch Ausſchlagen einer Erbſchaft 519 60 
drohende Z., wenn der Schuldner, der außer den rechts⸗ 
kräftig feſtgeſtellten Poſten noch mehr ſchuldet, ſo viel 
bezahlt hat, als erſtere betragen 519 61 
Vereitlung; Strafantrag des Konkursverwalters bei Ver⸗ 
äußerung vor der Konkurseröffnung; Antragsfriſt 573 2⁰ 
Zweikampf 
Rücktritt eines Betheiligten 57111 


B. Geſetzesregiſter. 


I. RNeichsrecht. 

1. Strafgeſetzbuch. 
8 7: 2931 
: 570 
: 2942, 4981 
: 294, 4981 
§ 44: 569! 
§ 46: 569 
8 47: 300° 
8 48: 3002, 5168“ 
8 49: 3002 
§ 49a: 300° 
8 51: 513 


§ 52: 498? 

§ 53: 499°, 4994, 510˙, 57715 
§ 56: 570° 

§ 57: 5703 

§ 59: 29819, 3003 
8 61: 294° 

8 63: 500°, 570.8 
§ 64: 585* 

8 65: 505285 

8 73: 2971, 571“ 
§ 74: 5706 

§ 75: 570° 

§ 79: 5705 

§ 113: 5005, 5707 


8 115: 
8 120: 
8 121: 
8 123: 
& 128: 


8 130: 
§ 133: 
8 136: 
§ 137: 
8 140: 


§ 153: 
8 154: 
8 156: 


8 159: 


8 163: 


§ 164: 


8 166: 


8 168: 


8 169: 
8 180: 


8 181: 
§ 18la: 
§ 182: 
§ 184: 
8 185: 
§ 186: 
S 193: 
S 196: 


8 204: 
8 211: 


8 292: 


8 223: 


8 223 a: 


8 230: 


8 239: 
8 240: 
8 241: 


S 242: 
8 245: 


8 246: 


8 250: 


8 253: 


8 257: 
§ 259: 
8 263: 
§ 266: 


§ 267: 


§ 268: 
8 270: 
§ 274: 
§ 286: 
§ 288: 


§ 289: 


8 292: 
8 293: 
& 308: 
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Hülfskaſſe für dentſche Rechtsanwälte. 

Die Anwaltskammern im Bezirke der Oberlandesgerichte 
zu Karlsruhe, Frankfurt a. Main, Cöln und Königsberg 
haben der Kaſſe abermals Beihülfen und zwar Karlsruhe 
pre 1901 600 Mark und pro 1902 800 Mark, Frank- 
furt a. M. 1500 Mark, Cöln 2000 Mark und Königsberg 
2000 Mark gewährt. Den Kammern und ihren Vorſtänden 
iſt für die reichen Beihülfen der aufrichtigſte Dank aus. 


geſprochen. 


Protokoll über die 1. Sitzung der vom Anwaltstag 

in Danzig gewählten Kommiſſion zur Vorbereitung 

einer Penſionskaſſe für deutſche Rechtsanwälte, 
ſtattgehabt zu Leipzig am 14. Dezember 1901. 


Es war eine ſeltene Verſammlung, welche ſich am 
14. Dezember 1901 in den Räumen der „Harmonie“ am Roß⸗ 
platz zu Leipzig zuſammenfand. Aus 20 verſchiedenen Bezirken 
des deutſchen Vaterlandes, von Colmar bis Tilfit, waren die 
Vertreter der deutſchen Anwaltſchaft nach Leipzig geeilt, um dem 
Auftrage des Anwaltstages gemäß zu berathſchlagen, was zu 
thun ſei, um zu Nutz und Frommen des deutſchen Anwalts- 
ſtandes eine Penſionskaſſe zu gründen. 

Es waren erſchienen: 
„Juſtizrath Elze, Halle a. / S. 
2. Juſtizrath Karl Eckert, München. 
3. Juſtizrath Herr, Leipzig. 
4. Juſtizrath Dr. Harnier, Caſſel. 
5. Rechtsanwalt Dr. Eberh. Noltenius, Bremen. 
6 
7 
8 
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„Juſtizrath W. Knodt, Bückeburg. 
Juſtizrath Max Weigl, Neuburg a. D. 
. Suftigratb Dr. Adolf Feſter, Frankfurt a./ M. 
9. Rechtsanwalt A. Eiſele, Ellwangen. 
10. Juſtizrath Schmidtmüller, Colmar i. E. 
11. Rechtsanwalt Johannes Behrendt, Danzig. 
12. Rechtsanwalt Berthold Baumſtark, Karlsruhe. 
13. Rechtsanwalt Broda, Leipzig. 
14. Juſtizrath Dr. Otto Freudenſtein, Hannover. 
15. Rechtsanwalt Matthießen, Cckernförde. | 
16. Rechtsanwalt Dr. Loeb, Mainz. 
17. Juſtizralh V. Heym ann, Braunſchweig. 


18. Rechtsanwalt Buſch, Tilit. 

19. Rechtsanwalt Dr. Kuhlenbeck, Jena. 

20. Rechtsanwalt Kolſen, Berlin. 

Nachdem Juſtizrath Elze aus Halle a. / S. zum Vorſitzenden, 
Juſtizrath Herr vom Reichsgericht zum ſtellvertretenden Vor⸗ 


ſitzenden, der Unterzeichnete zum Schriftführer, und der Juſtiz⸗ 


rath Eckert aus München zum ſtellvertretenden Schriftführer 
erwählt waren, wurde noch Herr Geheimrath Mecke aus 
Dankbarkeit für ſeine bisherige Thätigkeit zum Ehren⸗ 
vorſitzenden ernannt. 
Einige von den durch den Auwalkstag gewählten Kom⸗ 
miſſionsmitgliedern hatten abgelehnt. An deren Stelle hatte 
Herr Geheimrath Mecke für Erſatz geſorgt. Die urſprünglich 
gewählten Mitglieder der Kommiſſion genehmigten dieſen Erſatz. 
Sodann berichtete der Unterzeichnete über den bisherigen 
Verlauf der Angelegenheit. 
Daran ſchließt ſich eine mehrſtündige Generaldebatte zum 
Zweck des Meinungsaustauſches. Einige Herren erklären ſich 
gegen den Zwang, wollen aber, da die Marſchroute vom An⸗ 
waltstage vorgeſchrieben iſt, mitthun in dem Sinne, daß der 
Zwang möglichſt milde ausfalle. 
Schließlich wird beſchloſſen, 
den Vorſtand unter Verſtärkung durch Juſtizrath Freuden 
ſtein in Hannover und Rechtsanwalt Behrendt, Danzig, 
als Unterausſchuß mit Fertigſtellung der Vorarbeiten zu 

betrauen, die demnächſt dem Geſammtausſchuß zur Be⸗ 
ſchlußfaſſung vorzulegen ſind. 

Nachdem dann noch Herr Juſtizrath Elze eine zündende 
Anſprache gehalten hatte mit der Bitte, das große Werk durch 
Einigkeit zu gutem Ende zu bringen, wurde die Sitzung ge⸗ 
ſchloſſen. 

Demnächſt trat der Unterausſchuß zuſammen und beſchloß: 

1. Juſtizrath Elze aus Halle, Juſtizrath Eckert aus 
München und der Unterzeichnete ſollen in Fühlung 
mit den übrigen Herren des Unterausſchuſſes die 
eigentliche techniſche Arbeit leiſten. 

2. Dabei ſollen folgende Direktiven gelten: 

a) Die Ruhegehaltskaſſe ſoll von der Wittwen- und 
Waiſenkaſſe getrennt gehalten werden, weil die 
Bayeriſche Wittwen⸗ und Waiſenkaſſe wegen ihrer 
Stiftungsbeſtimmungen ſich nicht einverleiben 
läßt in eine allgemeine deutſche Kaſſe, die in der 
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Bayeriſchen Wittwen⸗ und Waiſenkaſſe befind⸗ 
lichen Herren alſo nur in die Ruhegehaltskafſe 
einzutreten bereit ſein würden. 
b) Es wird abgelehnt, die Prämie nach dem. Ein⸗ 
kommen abzuſtufen. 
e) Es wird abgelehnt, Renten nur im Bedürfnißfalle 
zu gewähren. 
d) Die Rente ſoll mit der Dauer der Mitgliedſchaft 
ſteigen. a 
e) Die Karenzzeit ſoll 5 Jahre betrügen 
Schließlich vereinte die Herren von der Kommiffion ein 
Diner, zu dem auch Herren vom Vorſtand der Hülfskaſſe er⸗ 
ſchienen waren. i 
C. Elze, Hermann Kolſen, 
Juſtizrath aus Halle a. S. Rechte anwalt und Notar aus Berlin. 


Deutſcher Juriſtentag 1902. 

Der Preſſe⸗Ausſchuß für den Deutſchen Juriſtentag, Berlin 
(Büreau: Königftraße 52, II) veröffentlicht folgende Mit- 
theilung über denſelben: 

I. Der nächſte 26. Juriſtentag ſoll laut Beſchluß der ſtändigen 

Deputation ſtattfinden in Berlin am 10., 11. und 

12. September 1902. | 

Begrüßungsabend Dienftag, den 9. September 1902. 

Sonnabend, der 13. September, iſt für einen Ausflug ins 

Auge gefaßt. 

II. Als Verhandlungsgegenſtände find in Ausſicht genommen: 

1. Zweckmäßigkeit von Zwiſchenpruͤfungen. 

2. Ausdehnung der Haftpflicht auf Fahrzeuge, welche 
unabhängig von Schienenſträngen auf öffentlichen 
Straßen durch elementare Kraft fortbewegt werden. 

. Borfchläge für Reviſion des Strafgeſetzbuchs. 
Rechtliche Behandlung der Ringe oder Kartelle. 
Anerkennung und Schutz des Rechts am eigenen Bilde. 
Rechtskraft der Eutſcheidungen der Verwaltungs⸗ 
behörden. 
7. Abgrenzung von Richterrecht und 3 im 

Civilprozeß. 

8. Möglichkeit geſetzlicher Befreiung des Grund und 

Bodens von den darauf haftenden Schulden und Laſten. 

9. Beibehaltung, beziehungsweiſe Einführung der Straf⸗ 
barkeit fahrläſſiger falſcher eidlicher Ausſage vor Gericht. 
10. Aenderung der Vorſchrift des B. G. B. § 313, wo⸗ 
nach die obligatoriſche Verpflichtung zur Uebertragung 
eines Grundſtückseigenthums an gerichtliche oder 
notarielle Beurkundung des Vertrages geknüpft iſt. 
11. Beurtheilung der amtlich veroͤffentlichten Entwürfe 
eines preußiſchen Geſetzes zum Schutze der Bau— 
forderungen. 
Die Herren, welche als nene Mitglieder eintreten wollen, 
werden erſucht, unter Beifügung von 6 Mark Beitrag für 
das Jahr 1902 ihre Anmeldung an Herrn J. Guttentag, 
ñ—Ek Berlin W., ee 107/108, zu 
ſchicken. 
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III. 


- zwei Pferden beſpannten Sandwagen zertrümmert. 
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Nochmals zur ER des § 833 B. G. B. 
| (Haftung für Thiere). 


Im Sinne der von uns in der Nachſchrift zu S. 881 der 
vorigen Doppelnummer (Nr. 106 und 107) erläuterten Aus— 
legung iſt ein Erkenntniß des Oberlandesgerichts Hamburg in 
Nr. 38 der Hanſeatiſchen Gerichtszeitung, Beiblatt, vom 
19. September 1901 ergangen. Es handelte ſich um folgenden 
Thatbeſtand: Ein Schaufenſter in Bremen war durch einen mit 
Die Beweis- 
aufnahme ergab, daß die Pferde nicht ſcheu geworden, ſondern 
mit dem Wagen nur deswegen zurückgegangen waren, weil der 
Fuhrknecht fie an den Zügeln zurückriß. Das Yand- 
gericht Bremen hat die Klage der Fenſterverſicherungsgeſellſchaft 
(auf Grund des cedirten Anſpruchs des Verſicherten) abgewieſen 
und das Oberlandesgericht beſtätigt das Urtheil, indem es u. A. 
ſagt: „Nothwendig iſt, daß das Thun des Thieres ſelbſt 
den ſchädigenden Erfolg herbeigeführt hat. Gehorcht es bei 
ſeinem Thun nur dem von einem Menſchen aus⸗ 
geübten Zwange, iſt es dabei lediglich ein Werkzeug in 
deſſen Hand, dann iſt der daraus entſtehende Schade nicht mehr 
durch das Thier, ſondern durch den ſich des Thieres 
als bloßen Werkzeuges bedienenden Menſchen ver— 
urſacht.“ L. K. 


Die Haftpflicht des ausländiſchen Prozeß bevoll⸗ 
mächtigten für inländiſche Stempelpflicht einer 
Vollmacht nach mecklenburgiſchem Landesrecht. 
Von Rechtsanwalt Julius Levy, Berlin. 
sage hierzu für preußiſches Recht Juriſtiſche Wochenſchrift 
für 1901 S. 742. 

Die am 29. Auguſt 1901 zu Berlin von dem dortigen 
Kaufmann X. wegen Zahlung von 98,90 Mark auf deu 
Rechtsanwalt L. daſelbſt ausgeſtellte Prozeßvollmacht ging am 
30. deſſ. Monats zugleich mit der Klage beim mecklenburgiſchen 
Amtsgericht zu Wismar ein. Die Vollmacht enthielt die Be⸗ 
fugniß zur Geldempfangnahme. | 

Am 3. September erhielt der Rechtsanwalt L. eine Ver⸗ 
fügung des Gerichtsſchreibers genannten Gerichts dahin, 

„daß, falls der Betrag des fehlenden Stempels mit 
50 Pfennig und der für dieſen Fall vorgeſehenen 
Stempelſtrafe, welche nach § 19 Abſatz 1 der Steuer⸗ 
verordnung in der Entrichtung des dreifachen Betrages 
des nachzubringenden Stempels beſteht, mit 1 Mark 
50 Pfennig nicht binnen einer Friſt von zwei Wochen 
in Stempelmarken zu den Akten gebracht wird, der 
Landesſteuerdirektion von der Zuwiderhandlung zum 
Zwecke der Unterſuchung und Beſtrafung Anzeige gemacht 
werden wird“. 

Bezug genommen war auf eine Bekanntmachung der 
mecklenburgiſchen Miniſterien der Juſtiz und der Finanzen vom 
20. Juni 1901, welche lautet: 

„Nach § 71 des Tarifs zur Verordnung vom 22. De⸗ 
zember 1899, betreffend die Stempelftener, werden Voll— 
machten nicht erſt, wie dies nach der Stempelſteuer— 
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verordnung vom 13. Oktober 1873 der Fall war, mit 
ihrer Produktion vor Behörden oder Gerichten, ſondern 
ſchon mit ihrer Ausſtellung ftempelpflichtig. Aus⸗ 
genommen von der Stempelpflicht find nach § 71 c 
Vollmachten, welche zur Führung gerichtlicher Civil⸗ 
oder Strafprozeſſe ertheilt werden. Auf Grund der 
letzteren Beſtimmung ſcheint vielfach irrthümlich an⸗ 
genommen zu ſein, daß alle zur Führung eines derartigen 
Prozeſſes eingereichten Vollmachten ohne Rückſichten auf 
ihren Inhalt ſtempelfrei ſind. Die Stempelfreiheit geht 
aber richtiger Anſicht nach nur ſo weit, als die Voll⸗ 
macht ſich auf Handlungen bezieht, die zur ordnungs⸗ 
mäßigen Führung des Prozeſſes gehören. Erſtreckt ſie 
ſich darüber hinaus noch auf andere Rechtshandlungen, 
z. B. auf die Empfangnahme von Geldern — 
abgeſehen von den vom Gegner zu erſtattenden Koſten, 
C. P. O. § 81 — und anderen Gegenſtänden, auf die 
Ertheilung einer Quittung, auf das Verfahren vor den 
Hinterlegungsbehörden u. ſ. w., ſo unterliegt ſie dem 
tarifmäßigen Stempel. 

Die Gerichtsſchreiber werden unter Bezugnahme auf 
§ 20 Abſatz 2, 3 der Verordnung, betreffend die 
Stempelſteuer, angewieſen, den vorſtehenden Grundſätzen 
gemäß zu verfahren. Soweit vor dem Erlaß dieſer 
Bekanntmachung in Prozeſſen oder Hinterlegungsſachen 
eingereichte Vollmachten des vorgeſchriebenen Stempels 
entbehren, iſt deſſen Nachbringung zu veranlaſſen; von 
der Einziehung der Strafe ſoll jedoch in dieſen Fällen 
abgeſehen werden.“ 

Gegen den Strafbeſcheid, welchen nunmehr die Landes⸗ 
ſteuerdirektion zu Roſtock erließ, legte Rechtsanwalt L. Beſchwerde 
ein. Dieſelbe wurde vom Finanzminiſterium zu Schwerin i. M. 
mittels Verfügung vom 29. Oktober 1901 unter dem Akten⸗ 
zeichen G.⸗Nr. 5728 mit folgender Begründung zurückgewieſen: 

„Nach $ 6 der Mecklenburg⸗Schwerin ſchen Verordnung 
vom 22. Dezember 1899 betreffend die Stempelftener 
unterliegen außerhalb des Großherzogthums errichtete 
Urkunden über Rechtsgeſchäfte dem tarifmäßigen Stempel, 
wenn das Geſchäft im Inlande erfüllt werden ſoll. 
Dies trifft auf die von Ihnen eingereichte Voll⸗ 
macht zu. Denn der Juhalt derſelben bietet keinerlei 
Anhaltspunkte dafür, daß die Ermächtigung zur Empfang⸗ 
nahme von Geld und Geldeswerth auf Berlin als Ihren 
des Bevollmächtigten Wohnſitz hat beſchräukt werden 
ſollen, vielmehr rechtfertigt der Umftand, daß der 
betreffende Rechtsſtreit vor einem inländiſchen Gerichte 
zu führen und alſo die dem Bevollmächtigten in erſter 
Reihe übertragene Thätigkeit im Inlande vorzunehmen 
war, die Annahme, daß es der Abſicht des Klägers 
entſprochen hat dem Bevollmächtigten auch die ihm 
neben der eigentlichen Prozeßführung übertragenen 
Befugniſſe im gleichen Umfange einzuräumen, ihn alſo 
auch zur Empfangnahme von Geld und Geldeswerth 
jeder Art im Inlande und namentlich am ee des 
Prozeßgerichtes zu ermächtigen. 

Somit unterlag die fragliche Volkach auch wenn 
ſie im Auslande errichtet war, der Meckleuburgiſchen 
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Stempelſteuer und war mit einem Stempel von fünfzig 
Pfennigen verſehen einzureichen. 

Durch die Unterlaſſung der Verſtempelung haben Sie 
als geſetzliche Stempelſtrafe den Betrag des Dreifachen, 
alſo 1 Mark 50 Pf., verwirkt und iſt daneben der 
Betrag des hinterzogenen Stempels von 50 Pfennigen 
nachzubringen.“ 

Vorſtehende Entſcheidung unterliegt nach mehrfachen Rich⸗ 
tungen erheblichen Bedenken. 

Ob es angemeſſen iſt, Gerichtsſchreibern insbeſondere Rechts⸗ 
anwälten gegenüber die Befugniß zur Verhängung von Strafen 
zu ertheilen — was bekanntlich die preußiſche Landesgeſetzgebung 
nicht gethan hat —, kann hier dahin geſtellt bleiben. 

Denn das Finanzminiſterium hat überſehen, daß nach § 133 
des B. G. B.“s, eines auch in Mecklenburg gültigen Reichs⸗ 
geſetzes, bei der Auslegung einer Willenserklärung der wirkliche 
Wille zu erforſchen und nicht an dem buchſtäblichen Sinn des 
Ausdrucks zu haften iſt. Hiernach kann es nicht zweifelhaft 
ſein, daß ein in Berlin wohnhafter Rechtsanwalt ſeine Thätigkeit 
in einem Rechtsſtreit wegen Zahlung von 98,90 Mark nur in 
Berlin ausüben wird. Denn ſeine Koſten für eine etwaige Reiſe 
nach Wismar würden nie dem unterliegenden Theil auferlegt 
werden, da ſeine Zuziehung wohl kein Prozeßgericht für zur 
zweckentſprechenden Rechtsverfolgung erforderlich erachten würde. 
Der Erfüllungsort für die Befugniß zur Geldempfangnahme iſt 
daher nur Berlin und nicht Wismar. Hinzu kommt, daß dem 
Subſtituten vor dem Amtsgericht zu Wismar nur die Befugniß 
zur Wahrnehmung der Termine vor dieſem Gericht, aber nicht 
zur Geldempfangnahme ertheilt war. 

Jede Begründung fehlt der Entſcheidung über die That⸗ 
beſtandsmerkmale des Steuerdelikts. Die Vollmacht ſoll bei der 
Ausſtellung, die in Berlin geſchehen iſt, mit einer mecklen⸗ 
burgiſchen Stempelmarke verſehen werden. Eine ſolche iſt in 
Berlin überhaupt nicht käuflich, da es in Berlin keine Verkaufs⸗ 
ſtelle für dieſelben giebt. Ferner ſich mecklenburgiſche Stempel⸗ 
marken vorräthig zu halten, iſt Niemandem in Berlin zu⸗ 
zumuthen, da ſie dort ſelten gebraucht werden. Bevor man eine 
Vollmacht zu einem in Mecklenburg zu erfüllenden Rechtsgeſchäft 
ausftellt, muß man ſich daher erſt von dort eine Stempelmarke 
beſchaffen, was mindeſtens einen Tag erfordert. Behufs Ver⸗ 
tretung in einem Rechtsgeſchäft, das am nächſten Tage in 
Mecklenburg zu erfüllen iſt, iſt daher die Ausſtellung einer 
Vollmacht in Berlin unmoglich, wenn man ſich nicht der Gefahr 
ausſetzen will, in Mecklenburg wegen Stempelſteuerhinterziehung 
beſtraft zu werden. Da dies vor Allem für Kaufleute, die 
Handelsreiſende ausſchicken, von Werth iſt, verſtößt die mecklen- 
burgiſche Steuerordnung inſoweit gegen § 1 Abſatz 1 Nr. 3 
und Abſatz 2 des Geſetzes über die Freizügigkeit vom 1. No- 
vember 1867. 

In berückſichtigen iſt ſchließlich, daß eine Vollmacht zur 
Empfangnahme von Geld in Preußen und in Mecklenburg in 
beiden Ländern zu verſtempeln iſt. Hiernach dürfte wohl das 
Verlangen dutchaus gerechtfertigt ſein, für ein einheitliches Rechts⸗ 
gebiet auch eine einheitliche Steuergeſetzgebung, inſoweit ſie ſich 


auf Verſtempelnng von Willenserklärungen und eigen 


bezieht, herzuſtellen. 
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Das geringſte Gebot bei der Theilungsſubhaſtation. 
Von Dr. Julius Jacobi, Referendar in Königsberg i. Pr. 


Nach dem in $ 747 B. G. B. ausgeſprochenen Grund⸗ 
prinzip kann jeder Miteigenthümer eines Grundſtücks nur über 
ſeinen ideellen Autheil verfügen, über das Grundſtück im Ganzen 
können die Miteigenthümer nur gemeinſchaftlich verfügen. 

Von dieſer Regel macht der Geſetzgeber eine Ausnahme, 
indem er in 8 753 B. G. B. zwecks Aufhebung der Gemeinſchaft 
die Zwangsverſteigerung des ganzen Grundſtücks zuläßt auf 
Antrag auch nur Eines der Miteigenthümer. 

Damit hierdurch aber nicht berechtigte Jutereſſen Dritter 
Schaden leiden, beſtimmt § 182 des Zwangsverſteigerungs⸗ 
geſetzes: 5 f 

„Bei der Feſtſtellung des geringſten Gebots ſind die 
den Antheil des Antragſtellers belaſtenden oder mit⸗ 
belaſtenden Rechte an dem Grundſtücke, ſowie alle Rechte 
zu berückſichtigen, die einem dieſer Rechte vorgehen oder 
gleichſtehen. 

Iſt hiernach bei einem Antheil ein größerer Betrag 
zu berückſichtigen als bei einem anderen Autheile, ſo 
erhöht ſich das geringſte Gebot um den zur Aus- 
gleichung unter den Miteigenthümern n 
Betrag.“ 

Ueber die Auslegung dieſer Geſetzesbeſtimmung gehen die 
Meinungen der Schriftſteller ſehr auseinander, und es ſind, 
namentlich auch in der jüngſt im „Recht“) zwiſchen Stiff 
und Reinhard einerſeits und Jaeckel andererſeits geführten 
Polemik hinſichtlich der einſchlägigen Grundfragen Divergenzen 
zu Tage getreten, welche für die Praxis verhängnißvoll fein 
können. 
Die an dieſer Stelle gebotene Raumbeſchränkung verbietet 
es jedoch, die aufgeſtellten Anfichten des Näheren anzuführen; 
ihre Widerlegung, glaube ich, dürfte ſich aus den nachſtehenden 
Darlegungen ohne Weiteres ergeben. 

Ich nehme meinen Ausgang abſichtlich von einem etwas 
komplizirten Beiſpiel, damit das Verſtändniß des majus die 
Erläuterung des minus entbehrlich macht. 

A, B und C find Miteigenthümer eines Grundſtücks, 
A zu ½ie, B zu Yo und C zu Yo. Das Grundſtück K der 
Reihe nach wie folgt belaſtet: 

die ½ 6 des A die ½ des B die ½1 des 0 


für p — 1250 — 

für EEB. 500 500 500 
——— — — — ES dd 
gemeinſchaftlich auf dem ganzen Grundſtücke 

für F. r 175 175 

— ̃ — —— 
gemeinſchaftlich auf die Antheile 
von B und C 

für G. 2 550 Ben a 

für H..... | — | — 3 000 

für ) — 200 


I. Wie berechnet ſich das geringſte Gebot, wenn RN der- 
jenige ift, der die Theilungsſubhaſtation beautragt? 
Zweifellos find in dieſem Falle die Poſten von G, E und D 


) Jahrgang 1901 S. 402, 486, 526. 
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zu berückſichtigen, weil ſie, wie auf den erſten Blick einleuchtet, 
ein den Antheil des Antragſtellers belaſtendes Recht find bezw. 
dieſem Recht vorgehen. Wie aber iſt es mit den übrigen Poſten 
zu halten? Nach der einen Anſicht, die von Wolff“) und 
Günther“) vertreten wird und der ſich, wenigſtens in ſeinem 
Zahlenbeiſpiele, auch Jaeckel“) anzuſchließen ſcheint, entſcheidet 
lediglich die äußere Reihenfolge der Eintragungen. 
Dem kann nicht beigepflichtet werden. Richtiger Anſicht nach 
entſcheidet das Rangverhältniß im Sinne des $ 879 
B. G. B., denn § 182 Zw. G. ſpricht von Rechten, die „vor- 
gehen oder gleichſtehen.“ +) 

Aber auch § 879 B. G. B. darf nicht kurzſichtig betrachtet 
werden. Was „vorgehen“ und „gleichſtehen“ bedeutet, konnen 
wir am beſten in der Weiſe erkennen, daß wir den Fall 
unterſtellen: es iſt das Grundſtück im Ganzen, doch freihändig, 
verkauft worden, und zwar zu einem Geſammtpreis, bei welchem 
die auf dem Antheil des Antragſtellers (vorliegend des A) haf⸗ 
tenden Laſten gerade eben noch gedeckt werden, ohne daß aus 
gemeinſchaftlichen Laſten Regreßverbindlichkeiten übrig bleiben 4), 
d. h. zu einem Geſammtpreiſe, welcher 10. 900 = 9 000 aus- 
macht, da Be der Antheil, mit dem Ah) an der Poſt des E 


betheiligt iſt, 10 500 = 150 beträgt und A ferner mit 2 550, 


im Ganzen alſo bei ſeinen 10 mit 2 700, 
folglich mit 900 belaſtet iſt. 

Dann entfielen auf den Antheil des B 10 des Geſammt⸗ 
kaufpreiſes, d. ſ. 1800, und es würden Be nur die Poſten 


von D und J, ſowie 10 500 = 100 und 7 175 = 50 


1 
bei jedem 10 


) Kommentar zum Zw. G. S. 327. 

*) Geſetz über die Zwangs verſteigerung S. 70 in Bd. II. 

*) Kommentar S. 581. In feinem Artikel im „Recht“ — 
Jahrgang 1901 S. 157, 158 — läßt er die Entſcheidung dahin⸗ 
geſtellt. Bei Gruchot Bd. 45 S. 577 giebt er feinen früheren 
Standpunkt auf und ſtellt ſich auf den in nächſter Note angedeuteten 
Freund ſchen Standpunkt. 

+) Ebenſo Freund in feinem Schriftchen „zur Zwangs ⸗ 


verſteigerung zwecks Aufhebung einer Gemeinſchaft“ (Breslau 1901 


bei Kern) S. 8. Der Unterſchied zwiſchen der Freund⸗Jaeckel' ſchen 
Anſicht und der Günther⸗Wolff ſchen beſteht darin, daß — in 
unſerm Beiſpiel etwa — der Poſt des H nach erfterer Anſicht vor⸗ 
gehen würde außer der des F und E nur die des D, nach der 
Günther⸗Wolff ſchen Anſicht aber auch die des G, welche zeitlich vor 
der Poſt des H eingetragen iſt. Jaeckel — bei Gruchot Bd. 45 
S. 581 — nimmt nämlich an, daß zwiſchen der Poſt des H und 
der des G kein Rangverhältniß beſtehe, ein ſolches könne nur beſtehen 
gegenüber den die anderen Grundſtücksantheile mitbelaſtenden 
Rechten und den dieſen vorgehenden Rechten, nicht aber auch 
gegenüber den andere Antheile allein belaſtenden Rechten. Wir 
vermögen uns dieſer Anſchauung, die der Entſtehungsgeſchichte des 
Geſetzes zu Liebe ſich mit dem klaren, unzweideutigen Wortlaut des 
§ 182 Abſ. 1 in Widerſpruch ſetzt, nicht anzuſchließen. 

1) Was es mit dieſen Rezreßverbindlichteiten auf ſich hat, ſoll 
unten unter III und IV erörtert werden. 

Ti) Benigftens im Verhältniß zu B und C, was hier allein 
in Betracht zu ziehen iſt (efr. 3 748 B. G. B.). 
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— nämlich die antheiligen Quoten an den Poſten des E und F — 
voll gedeckt werden, ſondern B würde noch den Ueberſchuß in 
ſeine Taſche ſtecken können, nämlich 1800 — (1 250 + 100 
+ 50 + 200) = 200; und entſprechend würde ſich zu Gunſten 
des C ein Meberfhuß ergeben von 10 9 000 — (250 + 125 


+ 3.000) =1 125, während die Laſten A gerade noch 


mit den auf ſeinen Antheil entfallenden 10 6 des Kaufpreiſes 


= 2700 befriedigt würden. 

Wir ſehen alſo, daß auch die Poſten von J und H, wenn⸗ 
ſchon ſie zeitlich nachſtehen, dem Range nach der Poſt des G 
vorgehen“), und es ergiebt ſich daraus: bei Aufſtellung des 
geringſten Gebots find ſämmtliche eingetragenen Poſten zu be⸗ 
rückſichtigen, und zwar bleiben ſie gemäß § 52 Zw. G. „be⸗ 
ſtehen“, doch erhöht ſich, da beim Antragſteller A ein größerer 
Betrag zu berückſichtigen iſt als bei B und C, das geringſte 
Gebot zur Ausgleichung um die ſoeben gefundenen Ueber⸗ 
ſchüſſe, die B und C ſich im Falle einer freihändigen Ver⸗ 
äußerung unter den gleichen Bedingungen wie bei der Zwangs⸗ 
verſteigerung — nämlich nach Maßgabe des § 182 Zw. G. — 
in die Taſche zu ſtecken in der Lage wären.) Die Ausgleichung 
iſt baar zu bezahlen“) und der Bieter hat für fie auf Ver⸗ 
langen eines Betheiligten im Verſteigerungstermine gemäß 
§ 68 Zw. G. Sicherheit zu leiſten. 

II. Antragfteller iſt B. Die Einheitsbelaſtung — fo 
wollen wir die Belaſtung je eines Zehntels bezeichnen — ſeiner 
10 beträgt . 2175 + 200) 
= 800. Dem entſpricht auf Seiten des A ein Belaftungs- 
maximum von 3. 800 = 2 400 und auf Seiten des C ein 
Belaftungsmarimum von 5. 800 = 4000. Es ſind alſo von 
den Belaſtungen des A zu berückfichtigen: der Autheil an der 
Poſt des E mit 150 ganz, und von der Poſt des G nur 
2400 — 150 = 2250, während der Reit ausfällt als ein der 
Belaſtung des Antragſtellers B nachſtehendes Recht. Auf Seiten 
des C hingegen finden ſämmtliche Poſten volle Deckung, ja es 
ergiebt ſich auch in dieſem Falle zu Gunſten des O ein Ueber- 
ſchuß, ſozuſagen ein Belaſtungsvacuum, in Höhe von 4 000 


500 + + 175 + 3.000) = 625, und dieſes Be⸗ 


laftungsvacuum ſtellt den Ausgleichspoſten dar bei Berechnung des 
geringſten Gebots, indem die Poſten des D, E, F, H und J 
ganz, und von der des G der Betrag von 2 250 ſtehen bleiben. 


) Die Einrichtung des Grundbuchs kann nicht dagegen ſprechen, 
da es ſich um die Belaſtung ſelbſtſtändiger, der Belaſtung fähiger 
Grundſtücksantheile, ſozuſagen felbftftändiger Grundſtücke handelt, 


die nur aus Zweckmäßigkeitsgründen gleichzeitig ſubhaſtirt werden 


(cfr. § 18 Zw. G.). 
*) Einen ähnlichen Weg fchlägt Freund a. a. O. S. 12 ein. 
Er giebt eine mathematiſche Formel, die überaus unnöthig erſcheint. 
Denn dem Richter, der mathematiſches Verſtändniß beſitzt, iſt fie ent- 
behrlich, und der, der dies Verſtaͤndniß nicht hat, wird durch fie 
nicht klũger. 
* Das iſt uliſttiten und ergiebt ſich ohne Zweifel aus dem 
Geiſt des Geſetzes, wennſchon eine ausdrückliche Beſtimmung fehlt. 
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III. Antragſteller iſt C. Die Einheitsbelaſtung ſeiner 
5 1/5 5 

10 beträgt: 85 (10 500 ＋ 7 175 + 3.000) = 675. 
Dem entſpricht auf Seiten des B ein Belaſtungsmaximum von 
2. 675 = 1350. Hierbei würde aber gerade nur die Poſt 
des D und die Antheilquote an der Poſt des E 5 finden, 


die Antheilsquote an der Poſt des FE, welche . 175 = 50 


beträgt, würde dagegen ausfallen. Das 5 der Intention 
des § 182 Abſ. 1 Zw. G.: denn F könnte ſich wegen feines 
Ausfalls an den C halten. Damit hierdurch Gläubiger H aber 
nicht geſchmälert werde, muß ſich die Einheitsbelaſtung des C um 
58 50 = 25 erhöhen, fie beläuft ſich mithin auf 675 + 25 
= 700. Kommt ſonach auf A ein Belaſtungsmaximum von 
3. 700 = 2100, und auf B ein ſolches von 2 700 = 1 400, 
ſo ſtellt ſich das geringſte Gebot, wie folgt: es bleiben beſtehen 
die Poſten von D, E, F und H ganz, und von der Poſt des G 
der Betrag von 2100 — 10 500 = 1 950, und es ergiebt 
m da „hiernach“, d. h. unter Zugrundelegung der Vorſchrift des 

1. Abſatzes von § 182 Zw. G., bei einem Antheile ein größerer 
Betrag zu berückſichtigen iſt als bei einem anderen Antheile, zu 


5 
Gunſten des C ein Belaſtungsvacuum von 5.700 — (i 500 


5 
＋ 175 + 3.000) = 125, um welchen Betrag ſich nach 


Abſ. 2 daſelbſt das geringſte Gebot im Intereſſe der Ausgleichung 
erhöht, und welcher baar zu bezahlen iſt. 

IV. Ich erörtere des beſſeren Verſtändniſſes wegen noch 
einen Fall, bei welchem ſich wegen reſtirenden Regreßanſpruches 
die urſprüngliche Belaſtungseinheit des Antragſtellers erhöht, 
und zwar beuutze ich ein von Freund“) angegebenes Beiſpiel: 
A iſt Miteigenthümer zu /, B zu ½, A iſt Anutragſteller. 
Eingetragen ſind der Reihe nach 


auf den ¼ des A auf dem ¼½ des B 


C 300 — 

für ĩ — 400 

6ö/If 500 500 
gemeinſchaftlich. 


Freund berechnet das geringſte Gebot auf 1 700, wobei der 
1200 überſteigende Betrag baar zu bezahlen iſt, während, an⸗ 
ſcheinend, die eingetragenen Laſten ſämmtlich ſtehen bleiben 
ſollen. Er geht von der für ihn unumſtößlichen Vorausſetzung 
aus, daß die 400 den 500 vorgehen, daher berückſichtigt werden 
müſſen, d. h. unbedingt beſtehen bleiben müſſen. Wir erkennen 
dieſe Vorausſetzung nicht bedingungslos als richtig an. Wir 
argumentiren: Die Einheitsbelaſtung des Antheils von A 


1 5 2 N 
beträgt 2 (300 + 3 500) = 316”. 
Seiten des C ein Belaſtungsmaximum von ebenfalls 316 ¼½. 


Dem entſpräche | auf 


* 4. a. O. S. 6 Fall V. 
) Daß, wenn B der Antragſteller iſt, die Poſt des D der des 


E unbedingt vorgeht, verſteht ſich natürlich nach dem klaren Wort- 


laut des $ 879 B. G. B. von ſelbſt. 
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Hierbei würde D mit 400 —316 / —= 83 ½ ausfallen und er 
könnte ſich hierüber nicht beklagen. Beklagen könnte ſich 
dagegen der E, der mit ſeiner auf B entfallenden Quote von 


3. 500 = 166% gleichfalls das Nachſehen hätte. Doch E 


könnte ſich in Höhe dieſes Ausfalls an den für die ganzen 
500 mitverhafteten Antheil des A halten, folglich erhöht ſich 
die Belaſtung des A um dieſe 166 ½ und beträgt ſonach 800, 
jo daß auf B nunmehr 400 kommen und D voll gedeckt wird. 
Das geringſte Gebot beſteht alſo lediglich aus den 3 ein⸗ 
getragenen Poſten, welche beſtehen bleiben. Die Ausgleichung 
von 500, um die Freund das geringſte Gebot erhöhen will, 
iſt nicht erforderlich, weil die Antheile, wenigſtens für den 
Subhaſtations richter bei Bemeſſung des geringſten 
Gebots, gleich belaſtet ſind. Daß D voll gedeckt iſt, liegt daran, 
daß ſeine 400 in dem auf B entfallenden, nach der Belaſtung 
des A, als Antragſtellers, berechneten Belaſtungsmaximum liegen. 
Betrüge ſeine Poſt mehr als 400, ſo fiele er mit dem Mehr⸗ 
betrage ohne Erbarmen aus, obſchon er für den Blick des 
oberflächlichen Betrachters der Poſt des E vorzugehen ſcheint. 

Durch die Thatſache der früheren Eintragung darf man 
ſich eben nicht blenden laſſen, wenn in Wirklichkeit keine 
Priorität beſteht.“ 

Und dieſe Erkenntuiß, Se es eine Priorität auch 
iu der Rechtspoſition von Miteigenthümern giebt 
und welchen Umfang fie hat, betrachte ich als das Haupt⸗ 
ergebniß meiner Betrachtung, ſie iſt der Schlüſſel, mit dem ſich 
alle auftauchenden Fragen ſpielend löſen laſſen. Es muß eine 
Priorität geben, da es die Auftheilung des un unter 
verſchiedene Berechtigte gilt. 

V. Ich komme wieder auf mein erſtes Beiſpiel zurück. 


Wie wir gefunden haben, beträgt die Einheitsbelaſtung des 


Antheils von A 900, die des B 800, die des C 700. Wenn 
B oder C Antragſteller ſind, iſt der Beitritt von A für die 
Berechnung des geringſten Gebots abſolut bedeutungslos, da 
die Miteigenthümer zwar einander gleichſtehen, ſo 
weit es ſich um das Recht auf Aufhebung der Gemein— 
ſchaft handelt, dagegen A dem B und C nachſteht, 
ſobald es ſich um das Recht auf Befriedigung aus dem 
Verſteigerungserlöſe des ganzen Grundſtücks handelt, 
in Folge deſſen § 44 Abſ. 2 Zw. G. zur entſprechenden Anwendung 
gelangen muß. 

Andererſeits hat B und C gegenüber dem die Subhaſtation 
betreibenden A, und C, wenn B die Subhaſtation beantragt 
hat, auch gegenüber B die Möglichkeit, durch den Beitritt 
zum Verfahren und die dadurch gewährleiſtete formelle Gleich⸗ 


ſtellung mit dem Antragſteller das geringſte Gebot nach Maß— 


gabe der eigenen Belaſtung niedriger zu geſtalten.“) 


— 


) So fallt trotz anſcheinender Priorität in dem Falle IV, den 
Freund behandelt, die Poſt von 300 mit 50 aus, die Poft von 500 
bleibt ganz, die von 300 nur in Höhe von 250 beſtehen. Eine Aus⸗ 
gleichung iſt nicht erforderlich. ö 

) Jaeckel — im Recht 1901 S. 487 — erachtet die Mit- 
eigenthümer, ſoweit ſie beigetreten ſind, nicht nur formell, wie wir, 
ſondern auch materiell für gleichberechtigt und zieht daraus den 


logiſchen Schluß: Durch den Beitritt eines Miteigenthümers könne 


ſich das geringſte Gebot niemals niedriger geſtalten, ſondern einzig 
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Sind ſämmtliche Grundſtücksantheile gleich hoch belaſtet, 
beſteht alſo eine Priorität nicht, ſo bleiben ſämmtliche Poſten 
ohne Weiteres beſtehen, da ſie den allein den Antheil des Antrag⸗ 
ſtellers belaſtenden Rechten gleichſtehen.“) Eine Ausgleichung iſt 
nicht erforderlich, und der Beitritt des einen oder anderen der 
Miteigenthümer ändert an dieſer Geſtaltung des geringſten 
Gebotes nicht das Mindeſte“), auch iſt für eine Anwendung 
des § 59 Zw. G., wie Reinhard a. a. O. und Jaeckel (bei 
Gruchot a. a. O.) meinen, kein Raum. 

Zum Schluß ſei darauf hingewieſen, daß, wenn nicht 
einer der Miteigenthümer, ſondern ein nur durch einen 
Grundſtücksantheil geſicherter Realberechtigter, der das Recht 
ſeines Schuldners auf Aufhebung der Gemeinſchaft hat pfänden 
und ſich überweiſen laſſen, die Theilungsſubhaſtation betreibt, 
genau die nämlichen Grundſätze zur Anwendung gelangen, wie 
auf Antrag eines Miteigenthümers: denn der Antheilsglänbiger 


iſt ſozuſagen Miteigenthümer den ihm vorgehenden oder gleich⸗ 


ſtehenden Miteigenthümern und Realberechtigten gegenüber. 


Erſtattungspflicht der Koſtenfeſtſetzungsgebühr. 

Nach § 103 der neuen C. P. O. kann bekanntlich im 
Verfahren vor den Amtsgerichten der Betrag der zu erſtattenden 
Prozeßkoſten, wenn er ſofort zu ermitteln iſt, in dem Urtheile 
feſtgeſetzt werden. Im Hannöverjchen wird nun mit Bezugnahme 
auf § 51 der ehemaligen Bürgerl. Prozeßordnung für Hannover 
ſtellenweiſe die Anſchauung in der Praxis vertreten, daß der 


und allein höher. Seine Gegner Stiff und Reinhard a. a. O. ge- 
langen zu dem gleichen Reſultat wie wir, wenn ſchon ihre Deduktion 
nicht den Kern der Sache trifft. Mit Recht halten ſie Jaeckel vor: 
Ware feine Anſicht richtig, fo hätte jeder Miteigenthümer es in der 
Hand, durch übermäßige Belaſtung ſeines Antheils eine ihm 
unliebſame Subhaſtation zu hintertreiben, indem auf dieſe Weiſe 
das geringſte Gebot über den Grundſtückswerth hinaus erhöht würde, 
wodurch wieder die Verkäuflichkeit unmöglich und fo die Aufhebung 
der Gemeinſchaft überhaupt illuſoriſch gemacht würde. 

Jaeckel will dieſem Schreckgeſpenſt mit einer Art Anſechtungs⸗ 
klage begegnen: Der beeinträchtigte Miteigenthümer ſolle auf An⸗ 
erkennung klagen dürfen, daß die über den Werth des Grundſtücks 
hinausreichende Belaſtung ihm gegenüber wirkungslos fel. 

Dieſe Klage, deren Bedenklichkeit Jaeckel ſelber ſich nicht verhehlt, 
ließe ſich wohl nur aus § 823, 826 B. G. B. rechtfertigen. Aber 
welcher Werth waͤre zu Grunde zu legen? Damit die Klage 
überhaupt einen praktiſchen Erfolg habe, müßte der Werth ganz 
erheblich unter dem Sachwerth liegen. 

) Jaeckel — bei Gruchot Bd. 45 S. 583 — und Reinhard 
a. a. O. ſind allerdings der Meinung, es bleibe nur die Belaſtung 
des Antragſtellers beſtehen, die Belaſtung der übrigen Miteigenthümer 
ſei als Ausgleich baar zu berichtigen. Dieſe Meinung beruht auf 
der irrigen und von uns bekämpften Anſchauung, daß ein Rang⸗ 
verhältniß zwiſchen Laſten an verſchiedenen Antheilen nicht beſtehe. 

) Reinhard a. a. O. will auch im Fall des Beitritts 
eines Miteigenthümers nur die Belaſtung Eines der Be⸗ 
treibenden beſtehen, im Uebrigen durch Baarzahlung tilgen laſſen. 
Welche Belaſtung aber beſtehen bleibe, das entſcheide, wenn eine 
Einigung auf dem Wege des § 59 Zw. G. nicht zu Stande komme, 
das — Loos. Ich habe vergebens nach der dieſer Entſcheidung zu 
Grunde liegenden Geſetzesbeſtimmung geſucht. 
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Amvalt verpflichtet ſei, in jeder Amtsgerichtsſache einfacherer 
Art, insbeſondere Ver ſäumnißſachen, durch fein Büreau 
einen Koſtenzettel fortlaufend zu führen, der bei der Wahr⸗ 
nehmung des Termius durch einen Unterbevollmächtigten dieſem 
zugleich mit den ſonſtigen hierzu erforderlichen Urkunden über⸗ 
jandt werden kann. Es ſoll dadurch die ſofortige Feſtſetzung 
der Prozeßkoſten im Falle eines Verſäumnißurtheils oder An⸗ 
erkenntnißurtheils, überhaupt im Fall eines Urtheils einfacherer 
Art ermöglicht werden. Anwälten, die dies unterlaſſen und erſt 
nachträglich den Koſtenfeſtſetzungsantrag einreichen, wird die 
Gebühr des § 23 Nr. 1 Geb. O. f. R. A. abgeſetzt, weil der 
beſondere Antrag zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung 
nicht nothwendig geweſen ſei. Eine ſolche Entſcheidung iſt in 
Nr. 101—105 S. 871 der „J. W.“ bereits im Briefkaſten 
mitgetheilt worden. Wir halten dieſe Praxis für unrichtig und 
für den Ausfluß eines mit der Verhandlungsmaxime, die das 
Civilprozeßverfahren beherrſcht, un verträglichen Offizialprinzips. 
In 5 103 der C. P. O. ſteht „kann“, nicht „muß“. Dem 
Rechtsanwalt wird durch jene Praxis eine Vorausſicht zugemuthet, 
welche die neue C. P. O. ihm gewiß nicht hat zur Pflicht machen 
wollen. Eine Klage kann an ſich ſehr einfach ſein, unmöglich 
aber kann der Rechtsanwalt es ihr vorher anſehen, ob ſie ſich 
einfach erledigen wird, beiſpielsweiſe durch Verſäumnißurtheil, 
ob nicht durch die beklagte Partei Einwendungen erhoben 
werden, welche die Anfangs einfach erſcheinende Sache zu 
einem verwickelten Prozeß geſtalten. Die Beſtimmung des 
§ 91 C. P. O. über die Koſtenpflicht giebt dem Gerichte 
die Befugniß einer gewiſſen Kritik der Parteihandlungen aus 
dem Gefichtspunkte der zweckentſprechenden Rechtsverfolgung; 
allein m. E. hat ſich dieſe Kritik auf den Standpunkt des Anwalts 
bei der Eutſcheidung über die Wahl der Art und Weiſe der 
Rechtsverfolgung zu ſtellen und ihm hierbei keine Vorausſicht 
zuzumuthen, die ſchließlich mit bloßen Wahrſcheinlichkeitsmomenten 
rechnen müßte. Bei einer foweit gehenden Kritik des Partei- 
betriebes, wie die gedachte Praxis ſie darſtellt, werden wir auf 
eine ſchiefe Ebene gerathen, die beiſpielsweiſe auch dahin führen 
kann, daß überhaupt die Prozeßgebühr geſtrichen wird, weil ſich 
hinterdrein herausſtellt, daß der Beklagte auch auf einen Zahlungs⸗ 
befehl hin gezahlt haben würde, oder daß der Richter feſtſtellt, 
der Anwalt hätte billiger im Urkundenprozeß geklagt. 

Der § 51 der alten haunoverſchen C. P. O. lautet: „In 
amtsgerichtlichen, ſowie auch in einfachen bei den höheren 
Gerichten anhängigen Sachen, wohin beſonders Kontumacial⸗ 
ſachen zu rechnen, fol die Feſtſetzung der Koſten regelmäßig 
entweder mit oder ſofort nach der Verkündigung des Urtheils 
erfolgen und in die Ausfertigung deſſelben mit aufgenommen 
werden.“ Offenbar verkennt die neuere hannoverſche Praxis den 
Unterſchied zwiſchen dieſem „ſoll“ und dem jetzigen „kann“. 
Sie bildet alſo ein merkwürdiges Beiſpiel der Nachwirkung 
eines längſt beſeitigten Partikulargeſetzes auf die neuere Praxis, 
der man auch auf anderen Gebieten und in anderen Bundes⸗ 
ſtaaten analoge anreihen könnte, rechtshiſtoriſch und rechtspolitiſch 
nicht ohne Jutereſſe. Wir ſtehen hier augenſcheinlich vor einer 
der unerquicklichſten Fragen der anwaltlichen Berufsthätigkeit. 
Ein Rechtsanwalt kann eine erhebliche Streichung im Koſten⸗ 
feſtſetzungsbeſchluſſe nicht mit derſelben kühlen Gleichgültigkeit 
entgegennehmen, wie beiſpielsweiſe ein Hoteldirektor die Be⸗ 
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mängelung eines zu hohen Rechnungsanſatzes. Sollte es all 
gemeinen Rechtens werden, den Geſichtspunkt zweckentſprechender 
Rechtsverfolgung im Koſtenfeſtſetzungsverfahren weſentlich auf 
die moͤglichſte Erſparung der Gebühren zuzuſpitzen, ſo dürfte 
nicht nur das ökonomiſche Intereſſe, ſondern auch das der 
Standesehre das ſchon vielfach lautgewordene Verlangen nach 
einer gründlichen Reviſion der Gebührenordnung einſchließlich 
der Armenrechtsfrage immer dringlicher geſtalten. L. K. 


Die Kaufgelderhypothek nach vollzogener Wandlung. 
Von Juſtizrath Dr. Ludwig Cohn, Breslau.“ 


Die Frage, ob der Anſpruch des Verkäufers auf das kredi⸗ 
tirte Kaufgeld mit der vollzogenen Wandlung erliſcht, oder nur 
dem Käufer das Recht gewährt, dem Verkäufer die Befriedigung 
zu verweigern, hat die Praxis bisher wohl kaum berührt. Theoretiſch 
wurde zwar die Verſchiedenheit der beiden Fälle nicht verkannt: dort 
war, um das erloſchene Schuldverhältniß wieder herzuſtellen, die 
Eingehung eines neuen Vertrages, hier nur der Verzicht auf die 
Einrede erforderlich; dort war, wenn der Verkäufer den Thatbeſtand 
erſchöpfend vortrug, die Abweiſung der Klage gegen den nicht 
erſchienenen beklagten Käufer durch ein nur mit den ordentlichen 
Rechtsmitteln anfechtbares Urtheil geboten, hier ſtand dem Erlaß 
des Verſäumnißurtheils mit dem Rechtsbehelf des Einſpruchs 
nichts entgegen. Allein man hatte es inſoweit nur mit Singu⸗ 
laritäten zu thun, von denen die Annalen der Rechtſprechung 
nichts berichten. Bedeutſam wäre dagegen die Frage geworden, 
wenn die Eintragung des kreditirten Kaufgeldes auf dem vom 
Käufer erworbenen Grundſtück die Intereſſenſphäre des einen 
oder anderen Theils berührt hätte, je nachdem die Klage auf 
Löſchung der Hypothek oder auf Befreiung von der perſoͤnlichen 
Verbindlichkeit erhoben war. Allein der Unterſchied konnte unter 
der Herrſchaft der Geſetze über das Preußiſche Grundbuchrecht 
vom 5. Mai 1872 nicht aufkommen. Der acceſſoriſche Charakter 
der Hypothek war darin grundſätzlich gewahrt; keiner der Fälle, 
in denen die Hypothek ohne die Forderung fortbeſtehen konnte, 
lag vor, man mochte von ihrem Untergange kraft einer ſie ver⸗ 
nichtenden Thatſache oder von einer Einrede ausgehen, welche 
ſie der Forderung mit rückwirkender Kraft entkleidete. Unter der 
Herrſchaft der Geſetze über das Preußiſche Grundbuchrecht hatte 
daher der Käufer auf Löſchung der Kaufgelderhypothek zu klagen 
und während des Rechtsſtreits eine Sicherung in der Eintragung 
einer Vormerkung zu ſuchen. 

Gerade hier hat das Bürgerliche Geſetzbuch abändernd ein- 
gegriffen: Erliſcht die Forderung, ſo fällt die Hypothek dem 
Eigenthümer zu (8 1163 Abſ. 1). Steht dagegen der Hypothek 
eine peremtoriſche Einrede entgegen, ſo erwächſt daraus für den 
Eigenthümer nur der Anſpruch, daß der Gläubiger auf ſein 
Realrecht verzichtet ($ 1168 Abſ. 1) — dort iſt das Schutzmittel, 
deſſen ſich der Schuldner bedienen muß, will er eine ihm nach⸗ 
theilige Veränderung des Rechtszuſtaundes gegenüber den Be— 
ſtimmungen der 88 892 und 1138 B. G. B. verhindern, der 
Widerſpruch, hier die Vormerkung — dort iſt er, wenn er 
den Widerſpruch, im Wege der einſtweiligen Verfügung durchſetzt, 
von der Vorlegung des Hypothekenbriefes dem Grundbuchamt 
gegenüber befreit, hier iſt die Eintragung ohne Vorlegung des 
Hypothekenbriefes unter allen Umſtänden ausgeſchloſſen (§ 42 
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RN. G. B. O.). Damit iſt die Frage, ob der Käufer nach voll⸗ 
zogener Wandlung den Anſpruch auf Bewilligung der Um- 
ſchreibung der Hypothek in eine Eigenthümer⸗Grundſchuld, oder 
den Anſpruch auf Bewilligung des Verzichts auf die Hypothek 
hat, bedeutſam geworden (§ 894 B. G. B. einer- und § 885 
B. G. B. andererſeits); auffallenderweiſe hat ſie indeß bisher die 
Praxis nicht beſchäftigt. Ihre Beantwortung hängt von der 
Auslegung des 8346 B. G. B. ab, da die Folgen der Wandlung 
ſich in Gemäßheit des § 467 B. G. B. nach den Grundſätzen 
des vertragsmäßig vorbehaltenen Rücktrittsrechts richten. Der 
8 346 läßt aber eine doppelte Deutung zu; er ordnet an, daß 
die Parteien obligatoriſch verpflichtet find, die „empfangene 
Leiſtung“ einander zurückzugewähren. Dehnt man den Begriff 
der „empfangenen Leiſtung“ auf das noch nicht erfüllte Ver⸗ 
ſprechen des einen oder anderen Theils aus, ſo würde damit dem 
Käufer ein Liberationsanſpruch gegen den Verkäufer gegeben ſein, 
welcher, wenn der Verkäufer ſeine Rechte aus dem Verſprechen 
geltend macht, mit einer Einrede abzuwehren wäre; ſchraänkt man 
den Begriff auf die Erfüllungshandlung des einen oder anderen 
Theils ein, ſo würde aus der Reſtitutionspflicht des Empfangenen 
das Erlöſchen der noch nicht erfüllten Verbindlichkeit zu folgern ſein. 
Nach der Entſtehungsgeſchichte des $ 346 B. G. B. hat der Geſetz⸗ 
geber zum mindeſten Bedenken getragen, ſich für die letztere Alter⸗ 
native auszuſprechen. Nichtsdeſtoweniger hat Planck in ſeinem Kom⸗ 
mentar Bd. II S. 127 ſie als allein zutreffend erklärt und bei 
ſeiner Autorität die von ihm vertretene Anſicht zur Herrſchaft 
gebracht. Wir halten jedoch die von ihm angeführten ans der 
geſetzgeberiſchen Technik entlehnten Gründe nicht für durch⸗ 
ſchlagend, da er nicht erwägt, daß hier die Einrede das Correlat 
eines Anſpruchs (des Befreiungsanſpruchs) iſt: Klagt der Käufer, 
ſo macht er ſeinen Liberationsanſpruch geltend, klagt der Verkäufer, 
ſo ſetzt ihm der Käufer die ſeinem Liberationsanſpruch entlehnte 
Einrede entgegen. Aus der geſetzgeberiſchen Technik, mit der die 
Fälle behandelt werden, in denen nur eine Einrede gewährt wird, 
ſind daher keine Folgerungen auf die Fälle zu ziehen, in denen ſich 
das Recht des einen oder anderen Theils nicht mit der Einrede 
erihöpft. Der Geſetzgeber hätte dem Recht des Käufers geradezu 
präjudizirt, hätte er die Anordnung getroffen: die vollzogene 
Wandlung giebt dem Käufer, ſoweit er ſeine Verpflichtungen 
aus dem Kauf noch nicht erfüllt hat, das Recht, die Erfüllung 
dauernd zu verweigern; denn damit wäre ihm der Befreiungsan⸗ 
ſpruch abgeſprochen geweſen. Freilich hat der Geſetzgeber ſchließlich 
die juriſtiſche Konſtruktion des Prinzips, von dem er ausging: 
wechſelſeitige obligatoriſche Reſtitutionspflicht, als wäre der Ver⸗ 
trag nicht geſchloſſen, der Wiſſenſchaft überlaſſen. Allein die 
juriſtiſche Konſtruktion muß unſeres Erachtens ſich gegen die Anſicht 
wenden, für die der Planck ſche Kommentar Partei ergriffen hat. 

Auffallend iſt es zunächſt, daß L. 29 § 1 D. 21. 1. dem 
Käufer den Befreiungsanſpruch gewährt, „sive ipsi venditori 
obligatus sit, sive etiam alii“, obwohl dem natürlichen Rechts- 
gefühl das Erlöſchen der Verbindlichkeit näher liegt, als der 
Befreiungsanſpruch. Allein wenn man die beiden Fälle, welche 
der römiſche Juriſt heranzieht, näher betrachtet, überzeugt man 
ſich, daß das natürliche Rechtsgefühl hier irre leitet. Iſt der 
Käufer dem Verkäufer das Kaufgeld ſchuldig geblieben, ſo wird 
ihm mit dem Erlöſchen der Schuldverbindlichkeit regelmäßig ge⸗ 
dient ſein; hat er dagegen in Anrechnung auf den Erwerbspreis 


XXXI. Jahrgang. 


eine Schuld des Verkäufers übernommen, ſo kann ihm nur die 
Befreiung von der übernommenen Schuldverbindlichkeit die 
restitutio in integrum gewähren. Schon daraus ergiebt ſich, 
daß ein beide Fälle umfaſſendes Prinzip nur auf der Baſis 
des Befreiungsanſpruchs erreichbar iſt, wenngleich die Befreiung 
in dem einen Falle durch ein auf die Abgabe einer Willens⸗ 
erklärung lautendes Judikat, in dem anderen Falle durch ein 
auf die Handlung des Schuldners lautendes Judikat erzwingbar 
iſt. Aber auch wenn der Geſetzgeber beide Fälle ungleich be⸗ 
handeln wollte, käme er damit noch nicht zu dem von ihm 
angeſtrebten Reſultat: bei dem Erlöſchen der Schuldverbindlichkeit 
müßte er, um die Wirkung ex tune zu erreichen, abermals 
eine Unterſcheidung machen, je nachdem die Erfüllung noch 
vollſtändig ausſteht oder eine theilweiſe Erfüllung, wie z. B. 
die Leiſtung der Zinſen des kreditirten Kaufgeldes ſtattgefunden 
hat; dort könnte er ſich auf die Beſtimmung, daß das Schuld- 
verhältniß erliſcht, beſchränken, hier müßte er darüber hinaus 
die Verpflichtung des Verkäufers zur Rückerſtattung des 
Empfangenen anordnen. Geſetzt nun, der Geſetzgeber wollte 
ſich der dadurch gebotenen Caſuiſtik unterziehen, obwohl er ſein 
Ziel durch ein einheitliches Prinzip weit bequemer erreichen 
könnte, ſo würde er damit doch noch immer nicht zu dem ſeinen 
Intentionen entſprechenden Rechtsſatz gelangen. Denn nunmehr 
hätte er zwar das Rechtsverhältniß zwiſchen Verkäufer und 
Käufer erſchöpfend geregelt, allein ſeine Rückwirkung auf Dritte 
nicht in den Kreis ſeiner Anordnung gezogen. Wie wenn ein 
Bürge ſelbſtſchuldneriſche Haftung für den Käufer übernommen 
hätte? Das Schuldverhältniß zwiſchen den Kontrahenten wäre 
erloſchen, auch die Reſtitutionspflicht des Verkäufers gegenüber 
dem Käufer wäre angeordnet, damit wäre jedoch dem Bürgen, 
der inzwiſchen die vertragsmäßig verabredeten Zinſen für das 
kreditirte Kaufgeld entrichtet hat, nicht gedient. Die Kondiktion 
wäre ihm zu verſagen, ſeine Leiſtung entbehrte nicht des rechtlichen 
Grundes und das Erlöſchen der Verbindlichkeit ex tune hätte 
nur die Reſtitutionspflicht unter den Parteien zur Folge. Der 
dem Käufer gegebene Liberationsanſpruch hilft dagegen auch dem 
Bürgen, der vor vollzogener Wandlung zahlt, ohne Weiteres zu 
ſeinem Recht. ($ 813 B. G. B.) Wird dem Käufer der 
Liberationsanſpruch gewährt, ſo iſt ihm damit von ſelbſt auch 
die Liberationseinrede gegeben; aber der Schwerpunkt der 
Kontroverſe liegt nicht in der Einrede, ſondern im Liberations⸗ 
anſpruch. Der Liberationsanſpruch ſteht dem Käufer auch da 
zu, wo er von der Einrede keinen Gebrauch machen darf, wie 
z. B. dem Gläubiger des Käufers gegenüber, der aus der 
Schuldübernahme klagt ($ 417 Abſ. 2 B. G. B.). Die Frage⸗ 
ſtellung war ſomit von Haus aus nicht glücklich gewählt, der Streit 
hätte ſich nicht um die Frage: „Erlöſchen der Schuldverbindlich⸗ 
keit oder Einrede“, ſondern um die Frage: „Erlöſchen der Schuld⸗ 
verbindlichkeit mit rückwirkender Kraft oder Anſpruch auf Erlöfchen 
der Schuldverbindlichkeit mit rückwirkender Kraft“ bewegen müſſen. 

Wird der hier vertretenen Anſicht beigetreten, wonach der 
§ 346 B. G. B. dem Käufer einen Liberationsanſpruch gewährt, 
und wonach der Geltendmachung der für den Verkäufer ein⸗ 
getragenen Kaufgeldhypothek die Liberationseinrede entgegenſteht, 
jo würde der $ 1169 B. G. B. in der Praxis eine Bedeutung 
erlangen, welche zu der ihm einmüthig geſtellten Prognoſe im 
ſchroffſten Widerſpruch ſtäude. 
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Daß aber die Eigenthümergrundſchuld, welche der Käufer 
auf Grund des § 1169 erlangt, von ihm bei der Rüdauflaffung 
dem Verkäufer zurückzugewähren iſt, bedarf angeſichts der Be⸗ 
ſtimmungen der 88 346, 348 B. G. B. wohl keiner weiteren 
Ausführung. 


Zur Zwangs vollſtreckung aus Urtheilen auf 


Leiſtungen Zug um Zug. 
Erwiderung auf die Erörterung S. 789/790 der 
Juriſtiſchen Wochenſchrift von 1901. 

Von Rechtsanwalt Dr. Neumann, Weimar. 

Daß der Herr Kollege Dr. Cohen ſich ſchon früher zu 
dem von mir behandelten Gegenſtande in ähnlicher Weiſe an 
anderem Orte ausgeſprochen hat, iſt mir bisher nicht bekaunt 
geweſen; es freut mich aber, daß wir in unſeren Anſchauungen 
zuſammentreffen, und ich möchte deshalb nur noch feſtſtellen, 
daß ich die von ihm bemerkte Divergenz in unſeren Anſichten 
nicht als in dem Maße beſtehend anerkennen kann, wie er. Ich 
gehe keineswegs ſoweit, dem Gerichtsvollzieher oder dem Voll⸗ 
ſtreckungsgerichte eine „Juformation aus den Prozeßakten“ au⸗ 
zufinnen, ſondern die ihnen obliegende Prüfung hat ſich, wie 
ich auch in der von mir aufgeſtellten Theſe genügend hervor⸗ 
gehoben zu haben glaube, lediglich auf den Inhalt des 
Urtheils zu erſtrecken. Dieſe Prüfung des Urtheilsinhaltes 
verlangt das Geſetz ſelbſt im analogen Falle. Cfr. § 726 
Abſ. 1 C. P. O. Sie dürfte deshalb auch für den Gerichts— 
vollzieher nicht zu ſchwer fein, er muß ſich in manche Rechts- 
frage hiueindenken, die nicht leichter zu beurtheilen iſt, als die 
vorliegende, und irrt er, ſo kann ja ſein Irrthum durch das 
Vollſtreckungsgericht reparirt werden. 

Allein ich verkenne keineswegs, daß eine noch klarere Sach⸗ 
lage erwünſcht und erſtrebenswerth iſt und möchte jeden Vorſchlag 
zur Verbefſſerung derſelben gern annehmen, ſofern derſelbe 
einwandfrei iſt. Den Vorſchlag des Herrn Dr. Cohen kann 
ich aber nicht für unbedenklich erachten. Denn die von ihm 
vorgeſchlagene Feſtſtellungsklage muß meines Erachtens daran 
ſcheitern, daß mit derſelben nicht die Feſtſtellung eines „Rechts- 
verhältniſſes“ verlangt würde, ſondern die Feſtſtellung einer 
einzelnen Thatſache bezw. einer Rechtsfrage. Daß eine Feſt⸗ 
ſtellungsklage zu dieſem Zwecke aber nicht anzuerkennen iſt, ſteht 
in Theorie und Praxis feſt. Cfr. R. G. E. Bd. 6 S. 387, 
Bd. 18 S. 172. Wilmowski⸗Levy, 6. Aufl. Anm. 1 zu § 231 
C. P. O. S. 364 fig. 


— 


Zu Art. 184 Einf. Geſ. zum B. G. B. 


SS 561, 1252 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts III. C. S. i. S. Roth⸗ 
ſchild e. Walter vom 22. November 1901, Nr. 281/1901 III. 
II. J. O. L. G. Breslau. | 
Die Reviſion ift zurückgewieſen. 
Gründe. 
Das Berufungsgericht hat die erhobene Pfandklage des 
Vermiethers auf Herausgabe der ohne ſein Wiſſen von dem 
Miethgrundſtücke fortgeſchafften Inventarſtücke (deren Antrag im 
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Laufe des Prozeſſes, nachdem die fraglichen Inventarſtücke in- 
zwiſchen gegen Sicherheit herausgegeben waren, in den Antrag 
auf Einwilligung in die Herausgabe der hinterlegten Sicherheit 
geändert iſt) aus einem doppelten Grunde abgewieſen, einmal 
deshalb, weil die für dieſe Klage in § 561 Abſ. 2 Satz 2 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs vorgeſchriebene einmonatige Friſt uicht 
gewahrt ſei, und zweitens deshalb, weil durch den zwiſchen dem 
Vermiether (Kläger) und den Miethern (Gebr. Rößler und jetzt 
zugleich deren Konkursverwalter) am 27. April 1900 abgeſchloſſenen 
Vergleich auf die Miethzinsforderung verzichtet und damit mit 
dem Fortfall der Forderung, für welche das Pfand haftete, auch 
das Pfandrecht erloſchen ſei. 

Der gegen dieſe Entſcheidung gerichteten Reviſion muß der 
Erfolg verſagt bleiben. Ob der erſte Entſcheidungsgrund 
einwandsfrei iſt, welcher mit dem demnächſt zum Ausdruck 
gelangenden diesſeitigen Urtheil in Sachen Schilling wider Haaſe 
III. 176/1901 vom 12. Juli 1901 in Widerſpruch ſteht, indem 
in dieſem letzteren Urtheil dargelegt iſt, daß der § 561 cit. auf 
vor dem 1. Januar 1900 entſtandene Miethverhältniſſe keine 
Anwendung finde, kann für den vorliegenden Fall dahingeſtellt 
bleiben, weil die Entſcheidung des Berufungsgerichts jedenfalls 
durch den zweiten Grund getragen wird. Allerdings iſt auch 
in dieſer Beziehung das Berufungsurtheil von Rechtsirrthum 
inſoweit nicht frei, als es das Erlöſchen des Pfandrechts auf 
den § 1252 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ſtützt, dieſen Paragraphen 
alſo auch auf die vor dem 1. Januar 1900 entſtandenen Pfand- 
rechte für anwendbar hält. Damit verletzt das Berufungsgericht 
den Art. 184 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buche. Denn nach dieſem Art. 184 bleiben dingliche Rechte an 
fremden Sachen mit ihrem aus den bisherigen Geſetzen ſich 
ergebenden Inhalt beſtehen; die acceſſoriſche oder nicht acceſſoriſche 
Natur eines Pfandrechts iſt aber von dem Inhalte des Rechts 
nicht zu trennen, gehört vielmehr ſelbſt zu dieſem Juhalte. 
Allerdings finden, worauf das Berufungsgericht ſich ſtützt, auf 
das Erlöſchen eines dinglichen Rechts, worüber Art. 184 des 
Einführungsgeſetzes nichts beſtimmt, im Allgemeinen die Vor⸗ 
ſchriften des neuen Rechts Anwendung, aber doch nur 
inſoweit, als es ſich um die Wirkung von Ereigniſſen 
handelt, die unabhängig von dem Inhalte des Rechts von 
außen herantreten, nicht aber, wenn das Erlöſchen oder Nicht⸗ 
erlöſchen aus der innern Struktur, aus dem Weſen des 
betreffenden Rechts ſich ergiebt. Aber dieſe irrige Rechtsanſicht 
des Berufungsgerichts über die Anwendbarkeit des § 1252 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs iſt für die Entſcheidung unerheblich. 
Denn nach dem hiernach zur Anwendung zu bringenden 
Preußiſchen Allgemeinen Landrecht liegt für das Mobiliar- 
pfandrecht die Sache nicht anders; auch hier iſt an der rein 
acceſſoriſchen Natur ganz unbedingt feſtgehalten: § 55 Theil I 
Titel 20. des Allgemeinen Landrechts, und mit dem Fortfall 
der Forderung iſt daher auch das Pfandrecht erloſchen. Die 
Reviſion will nun zwar im vorliegenden Falle dieſen letzteren 
Satz aus dem Grunde nicht gelten laſſen, weil er dem erkenn⸗ 
baren Parteiwillen, daß das Pfandrecht beſtehen bleiben ſolle, 
widerſpreche, und eine Abmachung, daß eine Haftung über das 
Pfand hinaus nicht mehr beſtehen ſolle, keineswegs rechtlich 
unmöglich ſei. Dieſe letzteren Sätze find der Reviſion als 
richtig zuzugeben. Aber in ſolcher Weiſe iſt die Angelegenheit 


10 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


von den Parteien nicht geregelt. Sie haben in dem Vergleiche 
vom 27. April 1900 in denkbar ſchärfſter Weiſe betont, daß 
jede Verpflichtung zwiſchen ihnen erloſchen ſein ſollte, daß 
ſpeziell auch auf die hier allein in Frage kommenden Mieth⸗ 
zinsforderungen verzichtet werde; und bei ſolcher Sachlage kann 
jedenfalls ein Rechtsirrthum nicht darin gefunden werden, wenn 
das Berufungsgericht den Vergleich nicht entgegen ſeinem Wort⸗ 
laut dahin ausgelegt hat, daß der Verzicht nur den durch das 
Pfand nicht gedeckten Theil der Forderung betreffe, ſondern 
dahin, daß jede perſönliche Forderung erloſchen ſein, das Pfand⸗ 
recht aber beſtehen ſolle. Iſt aber der Vergleich in dieſem 
Sinne zu verſtehen, daun kann auch dieſer letzte Theil des 
Parteiwillens, wie das Berufungsgericht zutreffend ausführt, 
weil auf etwas rechtlich Unmögliches gerichtet, eine rechtliche 
Anerkennung nicht finden. 


Zu 88 355, 254, 193 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Bodega— 
Geſellſchaft e. Fricke Konk. vom 6. Dezember 1901, 

Nr. 280/1901 II. 
II. J. O. L. G. Hamburg. 


Die Reviſion des Beklagten, der zur Erfüllung eines 
Miethvertrages in den Vorinſtanzen verurtheilt iſt, iſt zurück— 
gewieſen. 

Aus den Gründen. 

1. Die Reviſion rügt Verletzung des § 355 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs mit der Begründung, daß das Rücktrittsrecht 
der Beklagten nach dem Vertrage vom 8. September 1900 durch 
das Scheitern des Akkordvorſchlages bedingt geweſen ſei und 
daß deshalb die Aufforderung zur Erklärung über die Ausübung 
des Rücktrittsrechts rechtswirkſam nicht ſchon am 20. Oktober 1900, 
ſondern erſt am 22. Oktober nach Zurückweiſung der von dem 
Gemeinſchuldner gegen die Konkurseröffnung erhobenen Beſchwerde 
habe erfolgen können, weil für den Fall der Aufhebung des 
Konkursverfahrens die Möglichkeit einer nachträglichen Annahme 
des Akkordvorſchlages nicht ausgeſchloſſen geweſen ſei. 

Der Reviſion iſt zuzugeben, daß, wenn das Rücktrittsrecht 
von einer Bedingung abhängig iſt, die Aufforderung zur Er⸗ 
klärung über die Ausübung des Rücktrittsrechts rechtswirkſam 
erſt nach Erfüllung der Bedingung erfolgen kann. Dies war 
in dem dem § 355 des Bürgerlichen Geſetzbuchs entſprechenden 
§ 432 des I. Entwurfs zum Bürgerlichen Geſetzbuch ausdrücklich 
beſtimmt und folgt aus der Natur der Sache. Allein nach dem 
unangefochtenen Thatbeſtande der Urtheile der Vorinſtanzen muß 
angenommen werden, daß unter den Parteien Einverſtändniß 
darüber geherrſcht hat, daß das Scheitern des Akkord— 
vorſchlages und damit die Erfüllung der Bedingung, von der 
das Rücktrittsrecht abhing, bereits zur Zeit der Konkurseröffnung 
feſtſtand. 

2. Bei Beurtheilung der Angemeſſenheit der beſtimmten 
Friſt hat das Berufungsgericht in Uebereinſtimmung mit dem 
erſtinſtanzlichen Urtheile von dem als richtig anzuerkennenden 
Grundſatze ſich leiten laſſen, daß angemeſſen diejenige Friſt 
ſei, welche unter Berückſichtigung des in Frage kommenden 
Rechtsverhältuiſſes und der Umſtände des einzelnen Falles dem: 
jenigen, welchem die Friſt beſtimmt werde, billiger Weiſe gelaſſen 
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werden müſſe, um die Erklärung abzugeben. Von dieſem Stand⸗ 
punkte aus hat es in thatſächlicher Würdigung der Umſtände 
des Falles mit ausreichender Begründung die beſtimmte Friſt 
für angemeſſen gehalten, auch wenn der 21. Oktober — ein 
Sonntag — hierbei ganz außer Betracht bleibe. An dieſen 
thatſächlichen Erwägungen müſſen die von der Reviſion gegen 
die Angemeſſenheit der Friſtbeſtimmung erhobenen Einwendungen 
thatſächlicher Art ſcheitern. 

3. Auch die Rüge einer Verletzung des § 193 des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs iſt verfehlt. Der § 193 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs trifft Beſtimmung für den Fall, daß der letzte 
Tag einer Friſt auf einen Sonntag oder einen ſtaatlich an⸗ 
erkaunten allgemeinen Feiertag fällt, und paßt daher nicht auf 
den vorliegenden Fall, indem der letzte Tag der von dem Kläger 
beſtimmten Friſt auf einen Werktag — Montag — fiel. 

4. Verfehlt iſt es auch, wenn die Reviſion eine Verletzung 
des § 254 des Bürgerlichen Geſetzbuchs rügt und behauptet, 
daß, wenn die Rücktrittserklärung als verſpätet anzuſehen ſei, 
nur ein Schadenserſatzanſpruch des Klägers begründet 
wäre, demgegenüber jedoch zu berückſichtigen ſei, daß der Schaden 
durch eigenes Verſchulden des Klägers mit verurſacht worden 
ſei. Hierbei überſieht die Reviſion, daß nach der ausdrücklichen 
Beſtimmung des § 355 des Bürgerlichen Geſetzbuchs das 
Rücktrittsrecht erliſcht, wenn nicht der Rücktritt vor dem 
Ablaufe der Friſt erklärt wird. | 


Zu den SS 823, 868 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Tiefbau— 
berufsgenoſſenſchaft Berlin-Wilmersdorf e. Troplo— 

witz vom 15. November 1901, Nr. 239/1901 II. 
II. J. O. L. G. Hamburg. 


Das Berufungsurtheil iſt wegen Mangels an Begründung 
in einem nicht intereſſirenden Punkte aufgehoben und die Sache 
an das Berufungsgericht zurückgewieſen. 

Aus den Gründen. 

1. Auszugehen iſt davon, daß das in § 930 des DBürger- 
lichen Geſetzbuches geforderte Rechts verhältniß ein ſolches 
ſein müſſe, vermöge deſſen der Erwerber den mittelbaren Beſitz 
nach § 868 des Bürgerlichen Geſetzbuches erlangt. Entſcheidend 
für die Frage, ob die Annahme des Berufungsrichters dem Ge- 
ſetze entſpricht, iſt daher, da jedenfalls keines der im § 868 
einzeln aufgeführten Rechtsverhältniſſe vorliegt, was im Sinne des 
§ 868 unter einem „ähnlichen Verhältniſſe, vermöge deſſen Jemand 
einem Anderen gegenüber auf Zeit zum Beſitz berechtigt oder 
verpflichtet ſei“, zu verſtehen iſt. Aus den in § 868 voran⸗ 
geſtellten Einzelfällen ergiebt ſich für dieſe Frage der übrigens 
auch mit den Materialien zu § 868 im Einklang ſtehende 
Schluß, daß nicht ein abſtraktes constitutum posses- 
sorium, auch wenn es wie hier zu Gunſten des veräußernden 
Beſitzers „bis zur Zahlung des Kaufpreiſes“ zeitlich beſchränkt 
iſt, als ein ſolches „ähnliches Verhältniß“ beurtheilt 
werden darf, ſondern daß für die Annahme eines ſolchen „ähn— 
lichen Verhältniſſes“ weiter erfordert iſt, daß durch ein konkret 
beſtimmtes obligatoriſches oder in Folge von Beſtellung eines 
dinglichen Rechtes an der Sache entſtandenes dingliches Rechts— 
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verhältniß ein Nutzungsrecht oder eine Verwaltungspflicht des 
ſein Recht zum Beſitze von dem Anderen ableitenden unmittel⸗ 
baren Beſitzers begründet ſei. | 

2. Ob die in dem Gerichtsſtand des § 771 der Civil⸗ 
prozeßordnung erhobene, urſprünglich auf Freigabe von der 
Pfändung gerichtete Klage, wie der Berufungsrichter in erſter 
Reihe annimmt, als Klage auf Herausgabe der Sache im Sinne 
des § 985 des Bürgerlichen Geſetzbuches anzuſehen iſt und ob 
die Beklagte in Folge der in ihrem Auftrage vorgenommenen 
Fahrnißpfändung, bei welcher übrigens der Gerichtsvollzieher 
die gepfändeten Sachen, nachdem er, wie zu unterſtellen iſt, die 
Pfändung in der durch § 808 Abſ. 2 Satz 2 bezeichneten 
Weiſe erſichtlich gemacht hatte, nach § 808 Abſ. 2 der Civil⸗ 
prozeßordnung im Gewahrſam des Schuldners belaſſen hatte, 
als Beſitzerin im Sinne des § 985 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches beurtheilt werden kann, was der Berufungsrichter gleich- 
falls angenommen hat, bedarf hier nicht der Entſcheidung. 
Zwar könnte nur bei Annahme einer Klage aus § 985 die 


Beſtimmung des § 989 des Bürgerlichen Geſetzbuches zur An⸗ 


wendung kommen, wonach von Rechtshängigkeit der auf Heraus⸗ 
gabe gerichteten Eigenthumsklage, an der Beſitzer ſich gewiſſer⸗ 
maßen als Verwalter einer fremden Sache anſehen muß und 
dem klagenden Eigenthümer für den Schaden verantwortlich iſt, 
der dadurch entſteht, daß er nach der Klageerhebung vorſätzlich 
oder fahrläſſig die Heransgabe unmöglich gemacht hat. Danach 
wird zur Begründung einer Erſatzpflicht ans § 989 lediglich 
eine ſchuldhafte Verletzung jener Herausgabepflicht gefordert und 
tritt dieſelbe auch dann ein, wenn gegen den beklagten Beſitzer 
bei Würdigung der Sachlage aus deſſen Annahme, daß der 
Kläger nicht Eigenthümer ſei und daß er zu der getroffenen 
Verfügung berechtigt ſei, ein Verſchulden nicht abgeleitet werden 
könnte. Für die Annahme einer Haftung aus § 823 des 
Bürgerlichen Geſetzbuches, die, wie der Berufungsrichter aus⸗ 
gefuhrt hat, jedenfalls dann allein in Betracht käme, wenn die 
erhobene Klage nur als eine negatoriſche ans § 1004 des 
Bürgerlichen Geſetzbuches zu beurtheilen wäre, oder die Auf⸗ 
faffung zu billigen wäre, daß nur eine Klage aus § 771 der 
Civilprozeßordnung erhoben ſei, eine ſolche Klage aber nicht 
einen Anſpruch aus dem materiellen Rechte, ſondern nur einen 
im Prozeßrechte zugelaſſenen beſonderen Schutzbehelf verfolge, — 
wäre dagegen der Nachweis einer vorſätzlichen oder fahrläſſigen 
widerrechtlichen Verletzung fremden Eigenthums nöthig und 
wäre deshalb zur Begründung der Erſatzpflicht aus dieſer 
Geſetzesbeſtimmung ein Verſchulden dahin erforderlich, daß 
fremdes Eigenthum durch die getroffene Verfügung wider⸗ 
rechtlich verletzt wurde. Ob der Berufungsrichter dieſe Unter⸗ 
ſcheidung beachtet habe, kann dahingeſtellt werden. Jedenfalls 
reichen deſſen Ausführungen, „die Beklagte habe nach Erhebung 
der Klage, mit der ihr auch der zwiſchen dem Kläger und 
van H. geſchloſſene Vertrag zuging, auch wenn ſie von dem 
Eigenthum des van H. überzeugt war, bei Anwendung der im 


Verkehr erforderlichen Sorgfalt damit rechnen müſſen, daß der 


klägeriſche Anſpruch begründet ſei, und habe deshalb die ge⸗ 
pfändeten Gegenſtände nicht verkaufen laſſen dürfen, wenn ſie 
den Verkauf noch hindern konnte“, — zu, die Annahme eines 
Verſchuldens auch nach der Richtung, ob die Sachen Eigenthum 
des Klägers ſeien und die Veklagte zu der getroffenen Verfügung 
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befugt fei, zu rechtfertigen. Danach fände der allein noch in 
Frage ftehende Schadens erſatzanſpruch auch in § 823 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs feine materiellrechtliche Grundlage, 
wenn die zur Anwendung des § 989 und 823 gleichmäßig er⸗ 
forderte weitere Annahme des Berufungsrichters gerechtfertigt 
iſt, daß die Beklagte die Verhinderung des Verkaufes ſchuld⸗ 
hafter Weiſe unterlaſſen habe und daß ein Verſchulden des 
Klägers im Sinne des § 254 nicht vorliege. Aus dieſem 
Grunde konnte dahingeſtellt bleiben, ob die Klage zur Zeit 
ihrer Erhebung als Klage aus § 985 des Bürgerlichen Geſetz ⸗ 
buches zu beurtheilen war. 


— — — . 


Zu 8 823 B. G. B. 8 367 Nr. 12 Str. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Hobein 
c. Hollander vom 18. November 1901, Nr. 263/1901 VI. 
II. J. O. L. G. Kiel. 


Das Berufungsurtheil iſt aufgehoben und die Sache an 
das Berufungsgericht zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 


Als ein Schutzgeſetz im Sinne des § 823 Abſ. 2 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs tft die Vorſchrift des $ 367 Ziffer 12 
des Strafgeſetzbuchs zu erachten, da im Intereſſe der Verkehrs⸗ 
ſicherheit erlaſſene Gebote oder Verbote auch den Schutz des 
Einzelnen bezwecken (Planck, Bürgerliches Geſetzbuch, Bd. II 
S. 619). 

Daß das Beſtehen einer Bedeckungs⸗ und Verſchluß⸗ 
vorrichtung die im Falle der Aufhebung des Verſchluſſes durch 
das Vorhandenſein der Oeffnung begründete Gefahr für ſich 
allein nicht beſeitigt, iſt ſelbſtverſtändlich. Daß demgemäß 
auch für die im Falle der Aufhebung des Verſchluſſes wieder 
auftauchende Gefahr Vorſorge getroffen werden muß und das 
Strafgebot des § 367 Ziffer 12 des Strafgeſetzbuchs ſich auch 
auf dieſe Seite der Gefährdung erſtreckt, iſt in Entſcheidungen 
des Reichsgerichts mehrfach anerkannt. 

(Suriftiiche Wochenſchrift 1896 S. 63 Nr. 51, 1899 

S. 57 Nr. 80, 1898 S. 306; Peckelsheim c. Goette, 

Urtheil vom 11. März 1901 VI. 452/1900). 
Soll auch für die beſtimmungsgemäße Veränderung des Zu⸗ 
ſtandes — Schließen und Oeffnen — Gefahr verhütende 
Vorſorge getroffen ſein, fo kaun ſich aus dem Bedürfniſſe das 
Erforderniß einer dauernden Einrichtung ergeben. Inſoweit 
verweiſt die Revifion nicht mit Unrecht auf § 3 der revidirten 
Unfallverhütungs⸗Vorſchriften der Speditions-, Speicherel⸗ und 
Kellerei⸗Berufsgenoſſenſchaft vom 5. Juni 1888 und 12. Juni 1896, 
wonach feſtſtehende Treppen, Luken, Aufzüge und ähnliche 
Verkehrsſtellen mit ſicheren Geländern, Bruſtwehren oder 
Umzäunungen zu verſehen find. | 

Die Reviſion geht von der Anſicht aus, daß das Berufungs- 
gericht dieſe Seite der Vorſorgepflicht des § 367 Ziffer 12 des 
Strafgeſetzbuchs verkenne. Das Berufungsgericht ſpricht ſich 
hierüber nicht beſtimmt aus. Es unterſucht, ob die Anlage 
ſelbſt oder ob die Oeffnung der Fallthüre als beſtimmungs⸗ 
gemäße Benutzung einen Verſtoß gegen § 367 Ziffer 12 des 
Strafgeſetzbuchs enthalte, verneint beides und kommt zu dem 
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Schlußergebniſſe, die Vorausſetzung des Geſetzes, daß die 
Oeffnung in gefahrbringender Weiſe unverdeckt oder unverwahrt 
geblieben ſei, ſei jedenfalls dann nicht erfüllt, wenn, wie es 
hier geſchehen ſei, zu der in Betracht kommenden Zeit die Fall⸗ 
thür unmittelbar vorher zu ſofortiger Benutzung geöffnet 
geweſen. 
daß die Verdeckung oder Verwahrung unterlaſſen worden ſei. 

Dient die Oeffnung zur Verbindung von Räumen, ſo iſt 
das Oeffnen und Offenſtehen der Verbindungsthür ein nicht 
minder regelmäßiger, d. h. n Zuſtand als das 
Geſchloſſenſein. 

Das Berufungsgericht ſcheint nun von der thatſächlichen 
Annahme auszugehen, daß der Unfall unmittelbar auf die 
Oeffnung der Fallthür gefolgt ſei und der Meinung zu ſein, 
daß bei der Kürze des zeitlichen Zwiſchenraums zwiſchen Oeffuung 
und Unfall kein Vorwurf daraus erhoben werden könne, daß 
bei dieſer Sachlage die Verwahrung unterlaſſen worden ſei. 
Damit iſt aber gerade die Frage umgangen, ob nicht gemäß 
der Beſtimmung des § 367 Ziffer 12 des Strafgeſetzbuchs eine 
Einrichtung getroffen werden mußte, durch die der mit der 
Oeffuung der Thüre ſofort eintretenden Gefahr vorgebeugt 
wurde. War eine ſolche Einrichtung geboten, ſo kann die Ver⸗ 
pflichtung zur Herſtellung nicht davon bedingt ſein, ob ein 
längerer oder kürzerer Zwiſchenraum zwiſchen dem Eintritt der 
Gefahr der Oeffnung der Fallthür und dem Unfalle gelegen. 

Uebrigens ſtellt das Berufungsgericht den Verlauf des 
Unfalls nicht ſelbſtſtändig feſt. Nach der Darſtellung des Be⸗ 
klagten in der erſten Juſtanz war die Aufeinanderfolge auch 
keine unmittelbare. Hiernach wäre der Kläger an der geöffneten 
Luke vorbei nach einem in der Ecke liegenden Haufen Felle 
gegangen, dieſe mit der Hand unterſuchend rückwärts gegangen 
und fo in die Treppenöffnung geſtürzt. 

Für die Anwendung des Abſ. 2 des 8 823 oa es 
nicht darauf an, ob der das Schutzgeſetz Verletzende beſtimmte 
Folgen ſeines Verhaltens vorausſehen mußte, ſondern nur 
darauf, ob er in ſchuldhafter Weiſe das Geſetz übertreten hat. 
(Lißt, Del. Obligationen S. 35; Planck, Bürgerliches Geſetzbuch 
II. Bd. S. 611; Rümelin, Ai N die e Praxis 
Bd. 90 S. 239). 

Die auf Grund des $ 78 Ziffer 1 des Unfallverſicherungs⸗ 
geſetzes vom 6. Juli 1884 erlaſſenen Unfallverhütungsvorſchriften 
der Berufsgenoſſenſchaften ſind zwar, wie der erkennende Senat 
in beſonderer Anwendung auf das Preußiſche Recht in Sachen 
Beſecke gegen Schulze VI. 432/00 in ſeinem Urtheile vom 
25. Februar l. Is. ausgeſprochen, keine auf den Schutz Dritter 
gerichteten Polizeigeſetze. 

Wenn es ſich aber um die ſelbſtſtändige Erwägung handelt, 
in welcher Weiſe der allgemein gehaltenen Vorſchrift des 
Geſetzes je nach der Art der Anlage entſprochen werden kann 


und entſprochen werden muß, ſo kann zur Erwägung kommen, 


ob der einer Berufsgenoſſenſchaft Angehörige den Fingerzeig 
unbeachtet laſſen darf, den ihm die Unfallverhütungsvorſchriften 
geben, ob er hierin nicht Belehrung und Warnung finden muß. 

Das Berufungsgericht hat ſomit die Frage des That⸗ 


beſtandes des § 367 Ziffer 12 des ee V U weder richtig 


noch erſchöpfend gewürdigt. 


Bei dieſer Sachlage könne nicht davon die Rede ſein, 


XXXI. Jahrgang. 


Zu den SS 1297, 1300 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. S. c. G. 
vom 14. November 1901, Nr. 209/1901. 

II. J. O. L. G. Frankfurt a. M. 


Das Berufungsurtheil iſt aufgehoben und die Sache an 
das Berufungsgericht zurückgewieſen. 


Gründe. 

Der Reviſionsbeſchwerde war ſtattzugeben. | 

Was den Antrag der Klägerin auf Verurtheilung des 
Beklagten zur Eingehung der Ehe mit ihr anlangt, fo hat der 
erſte Richter, deſſen Urtheil vor dem 1. Januar 1900, dem 
Tage des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs, ergangen 
iſt, unter Anwendung des damals in Frankfurt a. M. geltenden 
gemeinen Rechts, nach welchem durch das Verlöbniß die Ver⸗ 
lobten zur Eheſchließung verpflichtet wurden, den Anſpruch der 
Klägerin, vorausgeſetzt, daß der Nachweis des von ihr behaupteten 
Eheverſprechens erbracht würde, für begründet erachtet. Der 
Berufungsrichter, deſſen Urtheil geſprochen iſt, nachdem das 
Bürgerliche Geſetzbuch in Kraft getreten war, hat gleichfalls das 
bisherige Recht für anwendbar erklärt, indem er davon aus⸗ 
gegangen iſt, daß die Vorſchrift des § 1297 Abſ. 1 des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs, welche die Klage aus einem Verlöbniſſe auf 
Eingehung der Ehe verbietet, in den Fällen, in denen das Ver⸗ 
löbniß vor dem 1. Januar 1900 geſchloſſen iſt, nicht ent⸗ 
ſcheidend ſei. Dieſe Auffaſſung iſt von der Reviſion mit Recht 
angefochten. 

Das Reichsgericht hat wiederholt 

— vergleiche die Urtheile vom 20. September 1900 in 

Sachen Loewenſtein wider Lippmann IV 149/1900 und 

vom 31. Januar 1901 in Sachen Ullrich wider Götz 

IV 329/1900, mitgetheilt in der Beilage zur Juriſtiſchen 

Wochenſchrift 1900/1901 S. 33 und 73, — 
ausgeſprochen, daß die bezeichnete Vorſchrift des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs einen reformatoriſchen und prohibitiven Charakter 
hat und deshalb rückwirkend auch auf die vor dem Inkraft⸗ 
treten des Geſetzbuchs geſchloſſenen Verlöbniſſe Anwendung 
findet, ſo daß nach dem 1. Januar 1900 auf Eingehung der 
Ehe aus einem Verlöbniſſe nicht mehr erkannt werden darf. 
Das Reichsgericht findet keinen Anlaß, von dieſem Ausſpruche 
für den gegebenen Fall abzuweichen, indem die von dem 
Berufungsgerichte hervorgehobenen Geſichtspunkte nicht erheblich 
erſcheinen und ſchon durch jene Urtheile ihre Widerlegung 
gefunden haben. 

Darnach iſt die Klage, ſoweit fie auf Grund des Ehe— 
verlöbniſſes den Anſpruch verfolgt, der Beklagte ſolle für ver⸗ 
pflichtet erklärt werden, die Ehe mit der Klägerin einzugehen, 
zur Zeit nicht mehr begründet. 

Hiervon ausgegangen, ergiebt ſich die angefochtene Ent⸗ 
ſcheidung aber auch, ſoweit ſie der Klägerin — im Falle der 
Leiſtung des ihr auferlegten Eides — eine Entſchädigung von 
4000 Mark zugeſprochen hat, als nicht haltbar. Der Berufungs- 
richter hat ſich auch hier auf das gemeine Recht geſtützt. Wie 
er jedoch ſelbſt ausgeführt hat, gewährte das gemeine Recht, 
wenn ein Verlobter von dem Verlöbniſſe zurücktrat, dem anderen 
Theile nur dann eine Entſchädigung, wenn jener einer vor⸗ 
gängigen rechtskräftigen Verurtheilung zur Vollziehung der Ehe 
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gegenüber ungehorſam geblieben war oder durch ſein ſonſtiges 
Verhalten, die Erfüllung des Verlöbniſſes unmöglich gemacht 
hatte. Dieſe Vorausſetzungen ſind hier nicht gegeben. Denn 
eine Verurtheilung des Beklagten in Erfüllung des Verlöbniſſes, 
die Ehe mit der Klägerin zu ſchließen, iſt nicht ergangen und 
kann nicht mehr ergehen. Daß aber der Beklagte durch ſein 
Verſchulden die Vollziehung der Ehe unmöglich gemacht hat, 
iſt nicht feſtgeſtellt und von der Klägerin überhaupt nicht geltend 
gemacht worden. 

Die Berufungsentſcheidung beruht ſonach auf der Ver⸗ 
letzung von Rechtsnormen und unterliegt daher, ſoweit ſie nicht 
zu Gunſten des Beklagten ergangen und gegen die Klägerin, 
die das Rechtsmittel der Reviſion nicht eingelegt hat, rechts 
kräftig geworden iſt (zu J der e an ſich der N 
hebung. 

In der Sache ſelbſt konnte noch nicht ei aiehen 
werden. 

Die Klägerin hat ihren Entſchädigungsanſpruch Gentuell 
auch auf den § 1300 des Bürgerlichen Geſetzbuchs geſtützt, 
welcher beſtimmt, daß, wenn eine unbeſcholtene Verlobte ihrem 
Verlobten die Beiwohnung geſtattet hat, ſie, ſofern die Voraus⸗ 
ſetzungen des § 1298 oder des § 1299 vorliegen, auch wegen 
des Schadens, der nicht Vermögensſchaden iſt, eine billige 
Entſchädigung in Geld verlangen kann. Der Berufungsrichter 
hat bei dem von ihm eingenommenen rechtlichen Standpunkte 
die Entſchädigungsforderung der Klägerin nach dieſer Richtung 
hin nicht geprüft. Eine ſolche Prüfung muß jedoch jetzt, da 
der weiteren Entſcheidung die vorſtehend entwickelte rechtliche 
Beurtheilung zu Grunde zu legen iſt ($ 565 Abſ. 2 der 
Goilprozeßordnung), eintreten. Die Auffaſſung, daß die An- 
wendung der bezeichneten Geſetzesvorſchrift hier ausgeſchloſſen 
ſei, weil der Rücktritt vom Verlöbniſſe durch den Beklagten vor 
dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs ſtattgefunden, 
alſo ein Verlöbniß zu dieſem Zeitpunkte nicht mehr beſtanden 
habe (vergleiche Habicht, Einwirkung des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs, Auflage 3 S. 525), kann nicht Raum gewinnen. Da 
das Bürgerliche Geſetzbuch mit rückwirkender Kraft auch für die 
Fälle, in denen das Verlöbniß ſchon vor dem 1. Januar 1900 
geſchloſſen und der Rücktritt von demſelben vor dieſem Zeit⸗ 
punkte erfolgt war, verbietet, daß auf Erfüllung des Ver⸗ 
löbniſſes durch Vollziehung der Ehe erkannt wird, iſt eine 
weſentliche Vorausſetzung für einen Entſchädigungsanſpruch der 
Klägerin, wie er ihr nach dem bisher geltenden gemeinen Rechte 
bei fortgeſetzter Weigerung des Beklagten, die Ehe zu ſchließen, 
zugeſtanden haben würde, in Wegfall gekommen, was zur Folge 
haben müßte, daß die Klägerin, die ſich nicht darauf berufen 
kann, daß der Beklagte etwa durch ſein Verſchulden die Erfüllung 
des Verloͤbniſſes unmöglich gemacht hat, eines Entſchädigungs⸗ 
anſpruchs völlig verluſtig gegangen wäre. Ein ſolches Ergebniß 
ſchließt jedoch eine ganz außerordentliche Härte für die Klägerin 
in ſich und kann deshalb nicht als vom Geſetze beabſichtigt 
angeſehen werden. Es iſt daher davon auszugehen, daß es dem 
Sinne des Bürgerlichen Geſetzbuchs entſpricht, daß in einem 
Falle, wie dem vorfiegenden, der abtrünnige Verlohte den 
anderen Verlobten nach Maßgabe derjenigen Beſtimmungen, 
die das Geſetzbuch felbſt im Anſchluſſe an den die Klage auf 
Eingehung der Ehe verſagenden § 1297 getroffen hat, zu 
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entſchädigen verpflichtet iſt. Bei ſolcher Rechtslage bedarf es 
der Erörterung, ob die Vorausſetzungen für die Anwendung 
des von der Klägerin herangezogenen § 1300 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs gegeben ſind, und eventuell auch wie hoch die 
darnach der Klägerin etwa zu . billige ee 
zu bemeſſen iſt. 

Aus dieſen Gründen war die Sache zur en Ber- 
handlung und Eutſcheidung in die Inſtanz zurüdzuverweifen. 


Zu den 88 1570, 1571 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. S. c. S. 
vom 18. November 1901, Nr. 248/1901 IV. 

| II. J. O. L. G. Breslau. 


Das Berufungsurteil iſt auf Reviſion des ee auf- 
gehoben und die Sache an das Berufungsgericht zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 


Bezüglich der beiden ſpeziellen Vorgänge vom n Mürz 
und 22. Mai 1900 iſt zunächſt in Frage geſtellt, ob nicht 
gemäß § 1570 des Bürgerlichen Geſetzbuchs Verzeihung 
Seitens der Klägerin vorliegt, und ob nicht die Scheidungsklage 


der Klägerin deshalb ausgeſchloſſen iſt, weil die geſetzliche 


Ausſchlußfriſt des § 1571 des 8 Geſetzbuchs 
verſtrichen iſt. | 

Das Berufungsgericht verneint die Bere trotzdem 
die Klägerin nach zeitweiſer Trennung. der Ehegatten am 
20. Oktober 1900 zum Beklagten zurückgekehrt iſt. Es erwägt 
in dieſer Richtung: Eine Verzeihung läge nur vor, wenn der 
Wille der Parteien dahin erklärt wäre, vorhandene Verfehlungen 
auf ſich beruhen zu laſſen, das dadurch begründete Recht auf 
Scheidung aufzuheben und die eheliche Lebensgemeinſchaft fort⸗ 
zuſetzen. Die Parteien, ſeit langen Jahren entfremdet, hätten 
aber keineswegs eine wahrhafte Ausſöhnung unter Verzicht auf 
etwaige frühere Scheidungsanſprüche, auch nicht die Wieder 
herſtellung der ehelichen Lebensgemeinſchaft beabfichtigt, ſondern 
lediglich, nachdem der Beklagte rückſichtsvolles Benehmen für 


die Zukunft verſprochen, ein äußeres Nebeneinanderleben her⸗ 


ſtellen wollen, um dem Kinde das Elternhaus zu erhalten. Der 
Revers vom 5. Oktober 1900, in welchem Klägerin ſich das 
Getrenntleben noch ausdrücklich verbriefen ließ, die Rückkehr mit 


einer Freundin als Geſellſchafterin zeigten auf das Unzwei⸗ 


deutigſte, was Klägerin übrigens dem Beklagten auch ausdrücklich 
erklärt haben wolle, daß ſie keineswegs das Geſchehene vergebe, 
ſondern lediglich mit Rückficht auf ihr Kind den Verſuch machte, 
neben, nicht mit dem Beklagten weiter zu leben. 8 


Dieſe Ausführungen find rechtlich nicht bedenkenfrei. Die 


Verzeihung erfordert nicht, daß der Verzeihende den Willen 
habe, das begründete Recht auf Scheidung aufzugeben, auf 


frühere Scheidung sanſprüche zu verzichten. Auch wenn 


dem Ehegatten die fraglichen Vorgänge gar nicht als Scheidungs⸗ 
gründe bekannt geworden find, kann er im Rechtsfinn verzeihen. 


Denn die Verzeihung als ſolche hat keinen rechtsgeſchäftlichen 
Charakter, ſie iſt gegeben, wenn nur der Ehegatte ſein ſubjektives 
Empfinden zum Ausdruck bringt, daß er trotz der widerfahrenen 
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Unbill die Fortſetzung der ehelichen Lebensgemeinſchaft als für 
ihn erträglich anſehe (vergl. Motive zum I. Eutwurf des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs Bd. IV S. 602 ff.). Jener Rechtsirrthum 
des Berufungsgerichts iſt indeſſen nicht kauſal für ſeine Ent⸗ 
ſcheidung. Denn daneben führt das Berufungsgericht in davon 
unabhängiger Erwägung aus, daß auf Seiten der Klägerin der 
wahre Wille ſich auszuſöhnen gefehlt, daß ſie nur 
ihres Kindes wegen den Verſuch eines weiteren äußeren 
Zufammenlebend habe machen wollen. Damit iſt 
bedenkenfrei der Verzeihungswille verneint. Der nach den Feſt⸗ 
ſtellungen des Berufungsgerichts in dieſer Beſchränkung mani⸗ 
feſtirte Wille der Klägerin widerſtreitet auch keineswegs dem fitt- 
lichen Weſen der Ehe. | 

Bezüglich der Präkluſivfriſt des § 1571 des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs führt das Berufungsgericht aus: Die 
Mißhandlung vom März und die Beleidigung vom Mai 1900 
lägen, wenn man die Zeit der Aufhebung der häus⸗ 
lichen Gemeinſchaft vom 5. Juli bis 20. Oktober 1900 
abziehe, innerhalb der ſechs monatlichen, vom Sühne— 
termin am 1. Dezember 1900 zurückzurechnenden Ver⸗ 
jährungsfriſt. Seine Annahme, daß vom 5. Juli bis 
20. Oktober 1900 die häusliche Gemeinſchaft aufgehoben ge⸗ 
weſen, gründet das Berufungsgericht darauf, daß wie unſtreitig 
die Klägerin vom 5. Juli von Kattowitz abgereiſt und erſt am 
20. Oktober zum Beklagten zurückgekehrt iſt. Die Reviſion 
macht hiergegen geltend: Nicht darauf komme es an, ob der 
eine oder beide Ehegatten zeitweiſe aus der Ehewohnung ab⸗ 
weſend geweſen ſeien, ſondern darauf, ob die häusliche Gemein⸗ 
ſchaft aufgehoben ſei. Die Klägerin habe, wie der erſtrichterliche 
Thatbeſtand ergäbe, vorgetragen, daß nach der Wiederherſtellung 
ihres Kindes ſie und der Beklagte, jeder für ſich, eine 
Sommerreiſe angetreten hätten; noch bevor der Beklagte 
von ſeiner Reiſe heimgekehrt ſei, habe ſie, nachdem ſie in⸗ 
zwiſchen nach K. zurückgekommen, am 8. September 
1900 die eheliche Wohnung verlaſſen und ſich nach D. begeben. 
Hiernach habe die Aufhebung der häuslichen Gemeinſchaft erſt 
am 8. September 1900 ſtattgefunden. Eventuell hätte das 
Berufungsgericht unter Angabe der Gründe darlegen muͤſſen, 
warum bereits durch die Sommerreiſe der Parteien die häus⸗ 
liche Gemeinſchaft derſelben für aufgehoben zu erachten ſei. 
Dieſe Ausführungen der Reviſion ſind durchaus zutreffend. Das 
bloße Verreiſen des einen oder anderen Ehegatten hebt ohne 
Weiteres nicht die häusliche Gemeinſchaft auf. Es bedurfte 
daher einer beſonderen Darlegung, warum dies im Streitfalle 
ſtattgehabt. Von der Beantwortung der Frage aber, ob der 
Zeitraum vom 5. Juli bis 20. Oktober 1900 ganz oder 
theilweiſe in die Präklufivfriſt einzurechnen iſt, hängt die Ent⸗ 
ſcheidung ab, ob die ſechsmonatliche Friſt gewahrt iſt. Im 
Uebrigen wird bei der anderweiten Prüfung dieſer Frage in 
Betracht kommen müſſen, daß gemäß § 1571 Abſ. 3 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs der Erhebung der Klage die Ladung zum 
Sühnetermine gleichgeſtellt, während das Berufungs- 
gericht rechtsirrig die ſechsmonatliche Friſt erſt vom 
Sühnetermine, dem 1. Dezember 1900, zurückrechnet. 
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Zu den SS 2231 ff. B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. 
von Wieruszewska c. von Karlowski und Gen. vom 
18. November 1901, Nr. 296/1901 IV. 


II. J. O. L. G. Poſen. 


Die Reviſion der Klägerin iſt zurückgewieſen. 


Gründe. 


Für die Errichtung eines Teſtaments vor einem Richter 
oder Notar — die eine der beiden in § 2231 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs aufgeſtellten ordentlichen Formen der Teſtaments⸗ 
errichtung — gelten, genäß § 2232 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs, die Vorſchriften der 85 2233 bis 2246 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs, von denen 88 2233 bis 2237 die „mitwirkenden“ 
Perſonen — Richter, Notar, Gerichtsſchreiber, Zeugen —, 
§§ 2238, 2239 den Errichtungsakt, 88 2240 bis 2242 das 
Protokoll, 85 2243 bis 2245 das Teſtament des am Sprechen 
verhinderten oder der deutſchen Sprache nicht mächtigen Erb⸗ 
laſſers, § 2246 den Verſchluß und die Verwahrung des 
Teſtaments betreffen. Dieſe Vorſchriften verfolgen den Zweck, 
das Verfahren der Teſtamentserrichtung in ordentlicher Form 
vor einem Richter oder Notar in umfaſſender, der Eigenart der 
Teſtamente als Rechtsgeſchäfte von Todes wegen Rechnung 
tragender Weiſe (vergl. § 168 des Geſetzes über die Angelegen⸗ 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17. Mai 1898 — 
Reichsgeſetzblatt S. 189) zu ordnen, und iſt dieſer Zuſammen⸗ 
hang für die Auslegung der einzelnen Vorſchriften und für die 
Beſtimmung ihres Inhalts von um ſo größerer Bedeutung, 
wenn die erkennbare Tendenz einer einzelnen Beſtimmung dahin 
geht, die Formungültigkeit eines Teſtaments thunlichſt abzu⸗ 
wenden. Um eine Beſtimmung der letzteren Art handelt es ſich 
aber im vorliegenden Falle, wo in Frage ſteht, ob das Teſtament 
vom 29. März 1901 der allerdings zwingenden Vorſchrift 
in § 2241 Nr. 2 genügt, die dahin geht: „das Protokoll muß 
enthalten: 2) die Bezeichnung des Erblaſſers und der bei der 
Verhandlung mitwirkenden Perſonen“. Der § 1919 des Ent- 
wurfs — Erſter Leſung — zum Bürgerlichen Geſetzbuche, an 
deſſen Stelle ſchließlich die 85 2240 bis 2242 des Geſetzes 
ſelbſt getreten find, enthielt in Abſ. 2 Nr. 2 und 4 die Vor⸗ 
ſchrift, daß das Protokoll „den Namen“ einer jeden bei der 
Errichtung mitwirkenden Perſon, ſowie „den Namen“ des Erb⸗ 
laſſers enthalten müſſe. Bei den Berathungen der Kommiſſion 
für die zweite Leſung des Entwurfs wurde das Wort „Namen“ 
durch „Bezeichnung“ erſetzt, allerdings aus einem Grunde, der 
an ſich die Aenderung nur in Anſehung des Erblaſſers und der 
als „Zeugen“ mitwirkenden Perſonen rechtfertigen konnte, indem 
erwogen wurde, daß der Gebrauch eines unrichtigen aber ge⸗ 
bräuchlichen Namens leicht auch bei einer Teſtamentserrichtung 
unterlaufen könne, daß hieraus aber bei anderweit vorhandener 
Sicherheit über die Perſoͤnlichkeit des Erblaſſers oder der 
Zeugen ein Nichtigkeitsgrund nicht abgeleitet werden dürfe 
(vergl. Protokolle der Kommiſſion für die zweite Leſung —, 
von Achilles, Gebhard, Spahn, Bd. V S. 337). Indeſſen 
der allgemeine Grund der vorgenommenen Aenderung, die 
ebenſo wie ihre Begründung in den weiteren geſetzgeberiſchen 
Stadien unwiderſprochen geblieben iſt, iſt doch das Beſtreben 
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der Ungültigkeit der Beurkundung von Teſtamenten thunlichſt 
vorzubeugen, und iſt daher für die Tragweite der Beſtimmung 
in § 2241 Nr. 2 überhaupt mit heranzuziehen. 

Was unter dem in $ 2241 Nr. 2 gebrauchten Worte 
„Bezeichnung“ zu verſtehen, kann nach dem gewöhnlichen, hier 
maßgebenden Sprachgebrauche nicht zweifelhaft ſein; es werden 
Angaben erfordert, welche die Perſon des Erblaſſers und der 
Mitwirkenden, der letzteren zugleich nach der Art ihrer Mit- 
wirkung, genügend erkennbar machen. Müßte mit dem Land⸗ 
gericht, das unter Hinweis auf § 2246 zutreffend annimmt, 
daß erſt durch die Unterſchriften der bei der Beurkundung des 
Teſtaments mitwirkenden Perſonen das Protokoll zum Abſchluß 
gelangt, weiter angenommen werden, daß, weil ſomit deren 
Unterſchriften einen weſentlichen Beſtandtheil des Protokolls 
bilden, letzteres auch eine Bezeichnung der bei der Verhandlung 
mitwirkenden Perſonen im Sinne des § 2241 Nr. 2 ſchon 
dann enthalte, wenn dieſe am Schluſſe mit Namen und Stand 
bezeichnet find, ſo würde im vorliegenden Falle dem geſetzlichen 
Erforderniſſe allerdings ſchon durch die Vollziehung des 
Protokolls ſeitens des Richters und des Gerichtsſchreibers genügt 
fein. Indeſſen die hiergegen ſich ergebenden Zweifel, welche in 
der bei Beurkundungen rechtsgeſchäftlicher Erklärungen gebotenen 
Unterſcheidung zwiſchen dem eigentlichen Text der Urkunde, 
enthaltend insbeſondere die Erklärungen der Betheiligten 
(vergl. 8 168 Satz 2 des gedachten Geſetzes vom 17. Mai 1898), 
und der Beurkundung der Urkundsperſonen, d. h. der bei der 
Verhandlung mitwirkenden Perſonen, ihren Grund haben und 
von der Reviſion — wie vorher ſchon von der Klägerin — 
geltend gemacht worden, find nicht ohne Weiteres von der Hand 
zu weiſen. Das Berufungsgericht läßt dieſe Bedenken dahin⸗ 
geſtellt, indem es für die Bedeutung der Vorſchrift, daß das 
Protokoll die „Bezeichnung“ der mitwirkenden Perſonen enthalten 
muß, deren Zweck für entſcheidend erachtet, der darin gefunden 
wird, daß durch die Bezeichnung der mitwirkenden Perſonen im 
Protokolle feſtgeſtellt werden ſolle, die Identität derjenigen Perſonen, 
welche bei Aufnahme des Protokolls mitgewirkt haben, mit 
denjenigen, welche das Protokoll unterſchrieben haben. Dieſer 
Zweck ſei aber durch die Faſſung des Teſtamentsprotokolls vom 
29. März 1901 erreicht. „Denn die Eingangs des Protokolls 
ſtehenden Worte ‚die unterzeichneten Gerichtsperſonen“ in Ver⸗ 
bindung mit den Unterſchriften“ — fo wird ausgeführt — 
„Laffen keinen Zweifel darüber zu, daß das Protokoll von den⸗ 
jenigen Perſonen, welche es unterſchrieben haben, aufgenommen 
iſt .... Allerdings iſt der Klägerin darin zuzuſtimmen, daß, 
ſoweit das Protokoll ergiebt, die Unterſchriften der mitwirkenden 
Perſonen der Erblaſſerin nicht vorgeleſen worden find, daß 
ſonach wenigſtens nach dem Wortlaute des Protokolls die Erb⸗ 
laſſerin die Namen der mitwirkenden Gerichtsperſonen nicht 
kennen gelernt hat. Das Geſetz ſchreibt aber nirgends vor, 
daß das erforderlich ſei. Die Beſtimmung, daß das Protokoll 
die Bezeichnung der mitwirkenden Perſonen enthalten müſſe, 
iſt nicht deshalb gegeben, damit die Erblaſſerin dieſe dem 
Namen nach kennen lernt: Die Beſtimmung iſt vielmehr eine 
im öffentlichen Intereſſe gegebene Vorſchrift. Auch die in 
§ 2234 des Bürgerlichen Geſetzbuchs enthaltenen Ausſchließungs⸗ 
gründe für die mitwirkenden Gerichtsperſonen zwingen nicht zu 
dem Schluſſe, daß die Erblaſſerin dieſe dem Namen nach kennen 
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lernen müſſe. Der Kreis derjenigen Perſonen, welche bei der 
Errichtung des Teſtaments nicht mitwirken dürfen, iſt auf den 
Ehegatten des Erblaſſers und auf deſſen nächſte Verwandte 
oder Verſchwägerte beſchränkt. Es iſt nicht anzunehmen, daß 
dieſe Perſonen dem Erblaſſer unbekannt ſind. Ohne daß es 
einer Erörterung der von den Parteien angeregten Fragen 
bedarf, in welchem Sinne in den §§ 2241, 2242, 2246 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs das Wort Protokoll“ gebraucht wird, 
ob das Geſetz, wovon die Klägerin ausgeht, eine ſcharfe 
Scheidung zwiſchen dem Protokoll einerſeits und dem Ver⸗ 
leſungsvermerk und den Unterſchriften andererſeits macht, ob 
die „Bezeichnung“ der bei der Verhandlung miwirkenden 
Perſonen durch deren „‚Unterſchrift“ erſetzt werden kann, war 
feſtzuſtellen, daß ſich in dem vorliegenden Protokoll aus ſeinem 
Zuſammenhange mit den Unterſchriften die Erfüllung der geſetz⸗ 
lichen Vorſchrift ergiebt.“ Hiergegen richtet ſich die Reviſion 


mit der Rüge der Verletzung des § 2241 Nr. 2 und des 


§ 2242 des Bürgerlichen Geſetzbuchs. Der letztere Paragraph, 
foweit er hier in Betracht kommt, lautet: 

„Das Protokoll muß vorgeleſen, von dem Erblaſſer 
genehmigt und von ihm eigenhändig unterſchrieben 
werden. Im Protokolle muß feſtgeſtellt werden, daß 
dies geſchehen iſt. Das Protokoll ſoll dem Erblaſſer 

auf Verlangen auch zur Durchſicht vorgelegt werden 

Das Protokoll muß von den mitwirkenden Perfonen 
unterſchrieben werden“? 

Nach der Auffaffung der Reviſion hat das Protokoll zunächſt 
die den Erforderniſſen des § 2241 für ſich genügenden Angaben 
darzuſtellen, erft dann könne den Erforderniſſen des § 2242, 
insbeſondere dem der Vorleſung des Protokolls mit dem in 
§ 2241 vorgeſehenen Inhalt, entſprochen werden. Der Zweck 
der Vorleſung der Bezeichnung der bei der Verhandlung mit⸗ 
wirkenden Perſonen ſei auch der, daß der Erblafſer erfahre, wer 
beurkunde. Deshalb unterſcheide das Geſetz auch das Erforderniß 
der „Bezeichnung“ der Urkundsperſonen in § 2241 Nr. 2 und 
ihrer Unterſchrift $ 2242. Nur dieſe Unterſcheidung rechtfertige 
die Sonderung der in dieſen beiden Paragraphen enthaltenen 
Vorſchriften, anderenfalls hätte ihre Zuſammenfaſſung in einem 
Paragraphen nahe gelegen. — Die Ausführungen der Reviſion 
find nicht geeignet, der Auffaffung des Berufungsgerichts und 
der darauf gegründeten Schluß „Feftſtellung“ den Boden zu 
entziehen. Das Berufungsgericht legt das entſcheidende Gewicht 
auf den Zuſammenhang des Protokolls mit den Unter⸗ 


ſchriften und bringt dadurch zum Ausdruck, daß nach den 


Eingangsworten des Protokolls „die unterzeichneten Gerichts⸗ 
perſonen“ deren „Bezeichnung“ auch ſchon im Texte des 
Protokolls ſelbſt ſich findet. Das iſt aber durchaus zutreffend. 
Denn die der ſchließlichen beurkundenden Thätigkeit der mit⸗ 
wirkenden Perſonen nothwendig vorhergehende Faſſung und 
Niederſchrift des Textes des Protokolls läßt klar erkennen, daß 
die demnächſt das Protokoll behufs der Beurkundung unter⸗ 
zeichnenden Perſonen gerade diejenigen und nur diejenigen ſind, 
die bei der Verhandlung mitwirken. Durch die einen noth⸗ 
wendigen weſentlichen Beſtandtheil des Protokolls bildende 
unterſchriftliche Vollziehung deſſelben ſeitens der Urkundsperſonen 
wird daher die auf ſie Bezug nehmende Bezeichnung der letzteren 


im Terte ſo vervollſtändigt, daß über die Perſönlichkeit der 


16 


Urkundsperſonen volle Sicherheit vorhanden iſt. Dem teſtirenden 
Erblaſſer ſelbſt wird dieſe Bezeichnung bei der Verleſung des 
Protokolls zur Kenntniß gebracht, er weiß alſo, daß die ihm 
Gegenüberſtehenden auch die Urkundsperſonen ſind, und iſt er 
danach über deren Namen ſich, falls er ein Intereſſe daran hat, 
ſofort zu unterrichten umſomehr in der Lage, als ihm, gemäß 
§ 2242 Abſ. 1 Satz 3 das Protokoll auf ſein Verlangen zur 
Durchſicht vorzulegen iſt, letzteres auch, gemäß § 2246, von 


dem beurkundenden Richter oder Notar in Gegen- 


wart des Erblaſſers mit dem Amtöfiegel verſchloſſen 
wird. Eine ſolche Verwerthung des Zuſammenhangs des 
Protokolls iſt, bei der nothwendigen urkundlichen Einheit 
des Protokolls in feinem ganzen Umfange einſchließlich 
der Unterſchrift der bei der Verhandlung mitwirkenden 
Perſonen unbedenklich, und läßt ſich dagegen insbeſondere daraus 
nichts entnehmen, daß die Beitaudtheile des Protokolls in zwei 
Paragraphen, im Anſchluß an den regelmäßigen Verlauf der 
Verhandlung nach dem eigentlichen Text und der formalen 
Beurkundung, geſondert abgehandelt find. Damit entfällt 
zugleich das weitere Argument der Reviſion, daß das Geſetz die 
„Bezeichnung“ der Urkundsperſon im Protokoll unabhängig von 
deren Unterſchrift verlange. Gegen die Auffaſſung der Reviſion 
ſpricht aber auch weſentlich die aus der Wahl des Ausdrucks 


„Bezeichnung“ ſtatt „Namen“ in 5 2241 Nr. 2, wie oben 
dargelegt, nach der Entſtehungsgeſchichte dieſer Geſetzesvorſchrift 


erkennbare Abſicht des Geſetzgebers, die Formungültigkeit eines 
Teſtaments thunlichſt abzuwenden. Die Revifion hat ſich dann 
für ihre Auffaſſung noch auf die Ausdrucksweiſe der Civil⸗ 
prozeßordnung in § 191 Nr. 2, 3 und 4 berufen, wo unter 
den Worten „Bezeichnung der Perſon“ doch nur die namentliche 
Bezeichnung nach dem Zwecke der Vorſchrift verſtanden werden 


könne. Es handelt ſich dort um Erforderniſſe der Zuſtellungs⸗ 
urkunde und zwar um die Bezeichnung der Perſon, für welche 


oder an welche zugeſtellt werden ſoll oder welcher zugeſtellt iſt. 
Die in Betracht kommende Sachlage iſt alſo weſentlich ver⸗ 
ſchieden von der des vorliegenden Falles, wo die Bezeichnung 
der Urkundsperſonen in Frage ſteht. Es mag aber darauf hin⸗ 
gewieſen werden, daß das Reichsgericht ſich in dem Urtheile vom 
1. Februar 1887 (Entſch. in Civilſachen Bd. 17 S. 411, 414) 
zu 8 174 Nr. 2 — Alt. Faſſung — jetzt § 191 Nr. 2 — der 
Civilprozeßordnung bereits dahin ausgeſprochen hat, daß für 
dieſe Bezeichnung die Anwendung einer beſtimmten Ausdrucks ⸗ 
weiſe uicht vorgeſchrieben iſt und dem Erforderniſſe durch jeden 
Ausdruck Genüge geſchieht, welcher den Zweck deſſelben, den 
Zuſtellungsempfänger über die betreffende Perſon zu vergewiſſern, 
erfüllt hat oder doch in Anbetracht der dem Zuſtellungs⸗ 


empfänger bekannten Umſtände des Falles hätte erfüllen müſſen. 


Aus gleichem Grunde verſagt auch der weitere Hinweis der 
Reviſion auf die Beſtimmung in § 313 Nr. 2 der Civilprozeß⸗ 
ordnung, wonach „das Urtheil die Namen der Richter, welche 
bei der Entſcheidung mitgewirkt haben, enthält“ und in 8 315 


der Civilprozeßordnung, wonach das Urtheil von dieſen Richtern 
zu unterſchreiben iſt. Die Reviſion meint, es ſei doch aus⸗ 


geſchloſſen, eine Bezeichnung der Richter als rechtswirkſam in 
der Form zuzulaſſen, daß im Kopfe des Urtheils geſagt werde, 
daß die unterzeichneten Richter an der Entſcheidung Theil 
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genommen. Weshalb einer derartigen Bezeichnung der er⸗ 
kennenden Richter die Rechtswirkſamkeit ſchlechthin abgeſprochen 
werden müßte, iſt von der Reviſion nicht weiter dargelegt; es 
erübrigt ſich aber auch hier ein Eingehen auf dieſe Frage, 
weil bei der Verſchiedenheit der Rechtsmaterien aus den oben⸗ 
gedachten Vorſchriften der Civilprozeßordnung für die Auslegung 
der in Rede ſtehenden Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs nichts zu entnehmen iſt. Nach alledem hat das Be⸗ 
rufungsgericht mit Recht angenommen, daß ſich in Fällen der 
vorliegenden Art aus dem Zuſammenhange des Protokolls mit 
den Unterſchriften die Erfüllung der Vorſchrift in § 2241 Nr. 2 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs ergiebt. Der bei Erläuterung 
des — in Abſ. 1 mit dem § 2241 übereinſtimmenden — 8 176 
des erwähnten Geſetzes vom 17. Mai 1898 vertretenen, auch 
von der Reviſion herangezogenen, abweichenden Meinung von 
Jaſtrow, Formularbuch und Notariatsrecht, 11. und 12. Aufl., 
Anmerkung 2a, b, 7e, und von Weißler, Kommentar, An⸗ 
merkung 4b, ſowie Zeitſchrift des Dentſchen Notarvereins, 
Jahrgang 1901 S. 127 —, kann nicht beigetreten werden. 
Die Anſicht von Rausnitz — das Reichsgeſetz über die An⸗ 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, S. 561 unter 
10 —: daß die Bezeichnung der bei der Verhandlung mit⸗ 
wirkenden Perſonen durch deren Aufführung im Texte erfolgen 
müſſe und die bloße Unterſchrift im Protokolle nicht genüge, 
ſteht der diesſeitigen Auffaſſung, welche den Zuſammenhang des 
Protokollinhalts mit den Unterſchriften in Betracht zieht, ebenfo- 
wenig entgegen wie die von der Revifion ebenfalls für ihre 
Anſicht in Bezug genommenen, die Auslegung des § 176 Abſ. 1 
des mehrgedachten Geſetzes vom 17. Mai 1898 betreffenden 
Entſcheidungen des Oberlandesgerichts in Hamm — Recht⸗ 
ſprechung der Oberlandesgerichte, Jahrgang 1900 S. 139 — 
und des Landgerichts in Königsberg — Juriſtiſche Monats- 
ſchrift für Poſen, Weſtpreußen und Oſtpreußen, Jahrgang 1900 
S. 131 —, da die den Gegenſtand dieſer Entſcheidungen 
bildenden Protokolle keine Bezugnahme im Texte auf die unter⸗ 
zeichneten Gerichtsperſonen enthielten. Eine Verletzung der 
55 2241 Nr. 2 und 2242 des Bürgerlichen Geſetzbuchs erachtet 
die Reviſion aber auch ſchon um deshalb für vorliegend, weil 
nach der Faſſung des Protokolls vom 29. März 1901 nicht 
das Protokoll überhaupt, ſondern nur das darin enthaltene 
„Teſtament“ vorgeleſen worden ſei, und zwar auch uur der 
„Erblaſſerin“, nicht auch den Urkundsperſonen, was ebenfalls 
geboten geweſen ſei. Indeſſen offenfichtlich ift mit dem in dem 
Verleſungsvermerke gebrauchten Worte „Teſtament“ der ganze 
bis zum Akte der Vorleſung abgefaßte Theil des Protokolls, 
einſchließlich eines etwaigen formularmäßigen Vordrucks gemeint, 
und mit der Vorleſung für die Erblaſſerin vollzog ſich von 
jelbft auch die Vorleſung für die dabei nothwendig gegen ⸗ 
wärtigen — § 2239 des Bürgerlichen Geſetzbuchs — und mit⸗ 
wirkenden Gerichtsperſonen. Damit erledigt ſich zugleich das 
weitere hier geltend gemachte Bedenken der Reviſion, daß, da 
nur die Vorleſung des „Teſtaments“ erfolgt ſei, keinesfalls der 
Erblaſſerin die erſt aus dem Zuſammenhange des Protokolls 
mit den Unterſchriften ſich ergebende Bezeichnung der Urkunds⸗ 


perſonen der Erblaſſerin mit vorgeleſen und ihr ſo zur Kenntniß 


gebracht ſei. ä 
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Vem Reichsgericht.“ 
Wir berichten über die im Monat Dezember 1901 aus⸗ 
gefertigten Erkenntniſſe. | 


I. Die Reichsjnſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeßordnung. 

1. § 10. 

Die Reviſion iſt nach §8 547 Ziffer 1 C. P. O. zulöſſt, 
jedoch unbegründet. Sie macht unter Berufung auf die von 
zwei Kommentatoren der C. P. O. (v. Bülow und A. Föͤrſter) 
vertretene Anficht geltend, daß § 10 C. P. O. lediglich die Er- 
neuerung bereits zu Ende geführter Prozeſſe verhindern wolle, 
nicht aber den Zweck verfolge, unmöglich zu machen, daß durch 
Anwendung des Rechtsmittelzuges die Judikatur eines an ſich 
nicht zuſtändigen Gerichts vor Erledigung des Prozeſſes ver⸗ 
hindert werde. Die gleiche Rechtsauffaſſung iſt neuerdings auch 
von dem bayeriſchen oberften Landesgerichte in dem Urtheil vom 
22. Oktober 1898, Seufferts Blätter für Rechtsanwendung in 
Bayern Bd. 64 S. 95, zur Geltung gebracht worden. Im 
Uebrigen herrſcht in Literatur und Judikatur Einigkeit darüber, 
daß § 10 C. P. O. nicht in dieſem einſchränkenden Sinne aus⸗ 
zulegen iſt, ſondern den Fall, daß das L. G. ſeine Zuſtändigkeit 
durch beſonderes Zwiſchenurtheil ausgeſprochen hat und dieſes 
Urtheil im Rechtsmittelzuge angefochten werden ſoll, mitumfaßt. 
Zu dieſer Auslegung hat ſich insbeſondere das R. G. in wieder⸗ 
holten Entſcheidungen bekannt (vergl. die Urtheile vom 14. Fe⸗ 
bruar 1883, Juriſtiſche Wochenſchrift S. 109 Nr. 3; vom 
1. Mai 1884, Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 11 S. 432; 
vom 6. Mai 1889, Juriſtiſche Wochenſchrift S. 243 Nr. 1; 
vom 3. Juni 1889, Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 23 
S. 430; vom 27. Juni 1889, Juriſtiſche Wochenſchrift S. 303 
und in Gruchots Beiträgen Bd. 33 S. 1132). Die Auslegung 
wird unterſtützt nicht blos durch die Motive S. 51, die hervor⸗ 
heben, daß § 10 jedes Rechtsmittel gegen das Urtheil eines 
L. G. aus dem Grunde, weil die amtsgerichtliche Zuſtändigkeit 
begründet geweſen ſei, verſage, ſondern auch durch die von Wach, 
Handbuch des Deutſchen Civilprozeßrechts Bd. 1 5 30 III I- b 
Anm. 5 S. 363 ſowie theilweiſe in dem reichsgerichtlichen Urtheil 
vom 6. Mai 1889 mitgetheilte Entſtehungsgeſchichte des § 10. 
Zu einem er von e N an nn 


*) Nachbrun 158 Angabe der Duele eie 


liegt ein Aulaß nicht vor. V. C. S. i. S Schulte⸗Noelle 
c. Graf v. Fürſtenberg vom 30. November 1901, Nr. e V. 

2. 88 91, 92. | 

Der Bekl. war wegen Immiſſion von Geräuschen os Er · 
ſchütterungen von dem Eigenthümer eines Nachbargrundſtücks 
verklagt. Das Gericht I. J. verurtheilte den Bekl. zur Unter⸗ 
laſſung beider Arten von Immiſſion, ſoweit dadurch die Be⸗ 
nutzung des. Grundſtücks des Kl. weſentlich beeinträchtigt werde, 
und zwar im Weſentlichen auf Grund von Wahrnehmungen, 
welche das Gericht ſelbſt bei einem „unvermutheten“ Beſuch im 
Hauſe des Kl. gemacht hatte. Der Bekl. legte Berufung ein, 
mit welcher er in erſter Reihe einen weſentlichen Mangel des 


Verfahrens, nämlich ſeine Nichtzuziehung zu jener Beweis⸗ 


aufnahme rügte. Lediglich wegen dieſes Prozeßverſtoßes wurde 
das erſte Urtheil aufgehoben, die Sache an das Gericht I. J. 
zurückverwieſen und die Entſcheidung über die Koſten der Be⸗ 
rufungsinſtanz dem Endurtheile vorbehalten. Durch das dem⸗ 
nächſt in I. J. erlaſſene und rechtskräftig gewordene Urtheil iſt 
dem Bekl. die Immiſſion von Geräuſchen, welche die Benutzung 
des Grundſtücks des Kl. weſentlich beeinträchtigen, unterſagt, 
der weitergehende Klaganſpruch abgewieſen und es find die Koften 
des Rechtsſtreits einſchließlich derjenigen der Berufungsinſtanz 
unter Bezugnahme auf § 92 Abſ. 2 der C. P. O. dem Bekl. 
auferlegt worden. Der Bekl. wandte ſich an das O. L. G. mit 
dem Erſuchen um Niederſchlagung der in der Berufungsinſtanz 
entſtandenen Gebühren, weil die Berufung lediglich in Folge des 
nicht prozeßordnungsmäßigen Verfahrens des Gerichts I. J. 
nothwendig geworden fi. Das O. L. G. hat den Bekl. ab- 
ſchlägig beſchieden, weil der Bekl. in keine ungünſtigere Lage 
gekommen wäre, wenn er das zwar an einem formellen Mangel 
leidende, aber materiell für ihn nicht ungünſtigere erſte Urtheil 
des L. G. nicht angefochten hätte. Die Beſchwerde erhebt gegen 
den Beſcheid des O. L. G. folgenden Angriff. Die Pattei habe 
einen Anſpruch darauf, daß prozeßordnungsmäßig verfahren 
werde, wenn auch die Entſcheidung materiell richtig ſei. Der 
Bekl. würde keine Berufung eingelegt haben, wenn der Prozeß⸗ 
verſtoß nicht vorgekommen wäre. Der Angriff iſt verfehlt. Die 
Partei hat nicht das Recht, das allgemeine Intereſſe an einer 
geordneten Rechtspflege, ſondern nur ihr. vermoͤgensrechtliches 
Intereſſe wahrzunehmen. Freilich: ſteht ihr die Befugniß zu, 
auch Urtheile, welche der materiellen Gerechtigkeit entſprechen, 
wegen prozeſſualer Verſtöße mit den in der C. P. O. 
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geordneten Rechtsmitteln anzugreifen, aber inſofern nur auf 
ihre eigene Gefahr, als fie bei endgültigem Unterliegen die 
Prozeßkoſten zu tragen hat (C. P. O. § 91 Abſ. 1 Satz 1). 
V. C. S. i. S. Liemann c. Denker vom 27. November 1901, 
B Nr. 181/1901 v. 

3. 8 99. 


Durch das Urtheil des Landgerichts M. wurden unter Ab⸗ 


weiſung der Klage die Koſten des Rechtsſtreits zu einer Hälfte 
dem Kl. und zur anderen Hälfte den Nebenintervenienten auf⸗ 
erlegt. Das erkennende Gericht nahm au, daß die Neben⸗ 
intervenienten als Streitgenoſſen des von ihnen unterſtützten 
Kl. anzuſehen ſeien. Die Nebeuintervenienten legten ſofortige 
Beſchwerde ein und beantragten, dieſe Koſtenentſcheidung inſoweit 
aufzuheben, als dieſelbe einen Theil der Koſten des Rechtsſtreits 
den Nebenintervenienten auferlegt, und für den Fall, daß das 
Urtheil nicht in höherer Inſtanz auf Berufung des Kl. zu 
Ungunſten des Bekl. abgeändert werden ſollte, auch die zweite 
Hälfte der Streitkoſten I. 3. dem Kl. aufzuerlegen. Zur 
Begründung des Antrages wurde ausgeführt, den Neben⸗ 
intervenienten gegenüber aber eine Entſcheidung in der Hauptſache 
nicht ergehen konnen, die Annahme des Urtheils, die Neben⸗ 
intervenienten hätten als Streitgenoſſen des Kl. zu gelten, fei 
nach 8 265 Abſ. 2 der C. P. O. unzutreffend, die Beſchwerde 
ſei daher nach § 99 Abſ. 3 der C. P. O. zuläſſig und es ftehe 
den Nebenintervenieuten ein anderer Rechtsbehelf nicht zu 
Gebote. Die Beſchwerde wurde durch den jetzt angefochtenen 
Beſchluß als unzuläſſig verworfen. In dem letzteren iſt aus⸗ 
geführt, die Vorausſetzungen für eine ſofortige Beſchwerde 
gemäß 8 99 Abſ. 3 der C. P. O. ſeien nicht gegeben, nach 
dieſer Beſtimmung könne die Entſcheidung über den Koſtenpunkt 
mittels ſofortiger Beſchwerde nur dann angefochten werden, 
wenn eine Entſcheidung in der Hauptſache nicht ergangen ſei, 
nach dieſer Gegenüberſtellung könne unter der „Hauptſache“ nur 
das der Entſcheidung unterliegende, zwiſchen den Prozeßparteien 
ſtreitige materielle Rechtsverhältuiß leinſchließlich der Neben⸗ 
anſprüche und der zu erledigenden prozeßrechtlichen Fragen) im 
Gegenſatze zu den Prozeßkoſten verſtanden werden, dieſer Begriff 
der Hauptſache ſei für das Verhältniß des Nebenintervenienten 
als Gehülfen der von ihm unterſtützten Partei mangels einer 
aus dem Geſetz irgendwie erſichtlichen gegentheiligen Auffaſſung 
als maßgebend zu erachten und es erſcheine ſomit belanglos, 
daß. die Entſcheidung in der Hauptſache gegenüber den Parteien 
ſelbſt, wicht aber gegenüber dem Nebenintervenienten ergebe. 
Die von den Nebenintervenienten eingelegte weitere ſofortige 
Beſchwerde konute nicht für begründet erachtet werden. Viel⸗ 
mehr erſcheinen die Ausführungen des angefochtenen Beſchluſſes 
durchaus zutreffend. Jusbeſondere kann darauf, daß durch die 
Entſcheidung in der Hauptſache dem Nebenintervenienten nichts 
zuzeſprochen oder aberkannt wird, kein Gewicht gelegt werden. 
Entſcheidend iſt, daß für die Koſtentragungspflicht des Neben⸗ 
intervenienten, ebenſo wie für die der Hauptparteien, der Aus⸗ 
ſpruch in der Hauptſache maßgebend iſt und daß inſoweit der 
letztere auch für den Nebenintervenienten als Entſcheidung in 
der Hauptſache im Sinne des § 99 der C. P. O. gilt. Auf 
dieſem Standpunkt ſteht auch der in den Entſch. des R. G. 
in. Civilſachen Bd. 46 S. 393 mitgetheilte Beſchluß des hier 
eütſcheidenden Senats vom 29. Mai 1900, welcher den Be⸗ 
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ſchwerdeführern keineswegs, — wie ſie meinen, — zur Seite 
ſteht. In demſelben iſt der entgegenſtehenden, von Peterſen 
und Anger (Kommentar zur C. P. O., Anm. 8 zu $ 99) 
vertretenen Auſicht ausdrücklich entgegengetreten. VII. C. S. 
i. S. Steiner c. Waidelich u. Gen., vom 6. Dezember 1901, 
B Nr. 146/1901 VII. ö 

4. 88 102, 567. 

Das O. L. G. hat mit dem angefochtenen Beſchluſſe die 
vom Rechtsanwalt N. in eigenem Namen eingelegte ſofortige 
Beſchwerde gegen den ihn nach § 102 der C. P. O. verurtheilen⸗ 
den Beſchluß des L. G. als unbegründet zurückgewieſen. Die 
weitere ſofortige Beſchwerde iſt daher nach § 568 Abſ. 2 
der C. P. O. nur zuläffig, wenn in der Entſcheidung des 
Beſchwerdegerichts ein neuer ſelbſtſtändiger Beſchwerdegrund 
enthalten wäre. Dies war aber zu verneinen. Zunächſt bedarf 
es keiner Ausführung, daß der Beſchwerdeführer ſich nicht 
darauf berufen kann, daß zufolge eines offenbaren Schreib- 
verſehens in dem landgerichtlichen Beſchluſſe und in deſſen Aus⸗ 
fertigungen das Wort „Gerichtskoſtengeſetz“ mit der Abkürzung 
„G. B. G.“ ſtatt „G. K. G.“ bezeichnet wurde, da das L. G., 
wie jedem der Betheiligten klar erkennbar war, auf § 48 des 
G. K. G. Bezug genommen hatte und eine Anwendung des 
§ 48 des G. V. G. nicht in Betracht kommen konnte. Der 
Beſchwerdeführer hat ſodaun geltend gemacht, der I. R. habe 
das grobe Verſchulden lediglich daraus abgeleitet, daß der 
Beſchwerdeführer uuterlaffen hatte, eine ſchriftliche Klage⸗ 
beantwortung anzufertigen, während das Beſchwerdegericht 
das grobe Verſchulden in dem Unterlaſſen der vorherigen 
Bekanntgabe einer ſchriftlichen Klagebeantwortung an Gericht 
und Gegenauwalt finde. Ob in dieſem Vorbringen, wenn es 
begründet wäre, eine zureichende Grundlage für die Annahme 
eines neuen ſelbſtſtändigen Beſchwerdegrundes gefunden werden 
könnte, kann dahin geſtellt bleiben. Denn nach dem Zuſammen⸗ 
hange der angefochtenen Entſcheidung des L. G. mit deſſen 
gleichzeitig die Vertagung der Verhandlung vom Amtswegen 
anordnenden Beſchluſſe und der zu dieſem gegebenen Begründung, 
in welcher ausdrücklich auch als Grund der Vertagung hervor⸗ 
gehoben iſt, daß der Prozeßbevollmächtigte des Kl. ſich auf 
die mündlich vorgebrachten Einwendungen nicht zu erklären 
vermöchte, kann es einem gerechtfertigten Bedenken nicht unter⸗ 
liegen, daß das L. G. in der von dem Beſchwerdeführer 
bezogenen Stelle feiner Gründe zu der jetzt angefochtenen 
Entſcheidung gleichfalls angenommen hat, das grobe Verſchulden 
liege in dem Unterlaſſen einer rechtzeitigen Bekanntgabe ſeiner 
Einwendungen durch Mittheilung einer ſchriftlichen Klage 
beantwortung. Es liegt danach die von dem Beſchwerdeführer 
geltend gemachte Verſchiedenheit in der Annahme, worin die 
thatſächliche Grundlage des groben Verſchuldens zu finden fei, 
nicht vor. Die Zuläſſigkeit der weiteren Beſchwerde kaun 
ferner nicht durch das neue Vorbringen begründet werden, daß 
Beſchwerdeführer wegen mangelnder Information nicht vor dem 
2. Oktober 1901 eine ſchriftliche Klagebeantwortung habe 
fertigen können; denn der neue ſelbſtſtändige Beſchwerdegrund 
muß in der angefochtenen Entſcheidung enthalten ſein. Daß 
überdies der Beſchwerdeführer auch allen Anlaß gehabt hätte, 
jenes Vorbringen bei ſeiner Anhörung durch das L. G. oder 
doch in der Beſchwerdeſchrift an das O. L. G. geltend zu machen, 
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ergeben die obigen Ausführungen. II. C. S. i. S. Müller 
c. Soͤmiſch vom 26. November 1901, B Nr. 155/1901 II. 

5. 88 268, 529. 

Die Reviſion konnte keinen Erfolg haben. Die Bekl. 
behauptet zunächſt, daß der von dem Kl. und Berufungsbekl. 
geſtellte Antrag, die Bekl. zur Zahlung von 10 939 Mark 62 Pf. 
nebſt Zinſen zu verurtheilen, eine Klageänderung enthalte, 
welche ohne ihre ausdrücklich erklärte Einwilligung nach § 527 
der C. P. O. unzuläſſig fe. Die hiermit aufgeſtellte Be⸗ 
ſchwerde erſcheint nicht von durchſchlagendem Gewicht. Ob eine 
Klageänderung vorliegt oder nicht, braucht in dem gegebenen 
Falle von dem Reviſionsgericht nicht erörtert zu werden, da 
ſchon die Vorinſtanz, wie die Begründung ihres Urtheils ergiebt, 
dieſe Frage verneint hat. Der Uebergang von der Feſtſtellungs⸗ 
zur Leiſtungsklage ſtellt eine Klageänderung nicht dar (vergl. 
Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 23 S. 419, 420; 
Reincke, C. P. O., Anm. 1a a. E. zu 58 268 bis 270 C. P O.). 
Indem das B. G. nun ausdrücklich erklärt, daß Kl. mittels 
ſeiner Anſchlußberufung an Stelle der urſprünglich erhobenen 
Feſtſtellungsklage die Leiſtungsklage ſetzt und indem es dieſes 
Verfahren, unter Berufung auf mehrfache Reichsgerichts⸗ 
entſcheidungen, in dem konkreten Falle als unbedenklich zuläſſig 
bezeichnet, hat es damit zugleich entſchieden, daß hierin eine 
Aenderung der Klage im Sinne des § 527 der C. P. O. nicht 
zu finden iſt. Den Gegenſtand der Anſchlußberufung bildet 
nach dieſer Auffaſſung die Realiſirung der auf demſelben geſetz⸗ 
lichen Grunde (58 714, 731 Tit. 11 Thl. II des A. L. R.) 
ruhenden Baubeitragspflicht der Bekl., deren Feſtſtellung der 
urſprüngliche Klageantrag bezweckte, und der mittels der An⸗ 
ſchlußberufung neu geſtellte Antrag charakterifirt ſich demnach 
nur als eine nach § 268 Ziffer 2 der C. P. O. zuläffige 
Erweiterung jenes erſten Antrages. Die von dem Vorderrichter 
in dieſer Hinſicht getroffene Entſcheidung tft für das Reviſions⸗ 
gericht, wie aus § 523 in Verbindung mit § 270 der C. P. O. 
folgt, bindend. Die Beſchwerdeführerin bemängelt nun aber 
noch weiter, daß das B. G. die Anſchlußberufung des Kl. 
überhaupt zugelaſſen hat. Sie erblickt hierin einen prozeſſualen 
Verſtoß, weil der Kl. mit ſeinem Klagebegehren in vollem 
Umfange obgefiegt hat und ſomit durch das landgerichtliche 
Urtheil gar nicht beſchwert iſt. Auch dieſe Rüge geht fehl. 
Der Revifion iſt allerdings zuzugeben, daß der Rechtsmittelkl. 
nur gegen ein ihn beſchwerendes, alſo ſeinem in der Vorinſtanz 
geſtellten Antrage nicht völlig entſprechendes Urtheil Berufung 
einwenden kann, und daß die Einlegung dieſes Rechtsmittels 
nur zu dem Zwecke einer Ergänzung des Klageantrages (§ 268 
der C. P. O.) unſtatthaft iſt. Die Erweiterung des Antrages 
darf zwar der zufällige Erfolg, aber nicht der ausſchließliche 
Zweck der Berufung fein. (Vergl. Entſch. des R. G. in Civil⸗ 
ſachen Bd. 13 S. 390.) Dieſer auch in dem Urtheil des 
V. C. S. vom 16. März 1892 (Entſch. des R. G. in Civil⸗ 
ſachen Bd. 29 S. 375 ff.) eingenommene Standpunkt erleidet 
jedoch eine Aenderung, wenn, wie in dem gegenwärtigen Falle, 
nicht die klagende, ſondern die beklagte Partei die Berufung 
eingelegt und Kl. ſich der Berufung nur angeſchloſſen hat. 
Der Bekl. darf in diefem Falle — fo führt das vorgedachte 
Urtheil aus — „nach § 491 Abſ. 2 (jetzt 5 529 Abſ. 2) der 
C. P. O. ſeine in I. J. geſtellten Anträge inſoweit, als dies 
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nach § 240 Ziffer 2 und 3 (jetzt $ 268 Ziffer 2 und 3) der 
C. P. O. überhaupt geſtattet iſt, erweitern. Welchen Grund 
aber der Geſetzgeber gehabt haben ſollte, in einem derartigen 
Falle dem Bekl., welcher das Rechtsmittel eingelegt hat, die 
Erweiterung ſeines Antrages zu geſtatten, dem Kl. aber, 
welcher Anſchlußberufung erhoben hat, bei der ſtattfindenden 
neuen Verhandlung daſſelbe Recht zu verſagen, läßt ſich nicht 
abſehen. Es entſpricht vielmehr dem Beſtreben der C. P. O., 
eine Vervielfältigung der Prozeſſe zu vermeiden, die Annahme, 
daß bei dem nicht durch das Rechtsmittel des Anſchlußberufungskl., 
ſondern durch den Berufungskl. herbeigeführten novum judicium 
die an ſich zuläffigen Anträge beider Parteien in dem vom 
Geſetze geſtatteten Umfange durch richterliches Urtheil ihre voll⸗ 
ſtändige Erledigung finden ſollen.“ Den vorſtehenden Aus- 
führungen iſt überall beizupflichten. Dem B. R. war daher 
unverwehrt, über den neuen Antrag des Kl. und Anſchluß⸗ 
berufungskl., wie er gethan hat, mitzuverhandeln und hierbei 
über den Grund des Anſpruches vorab zu entſcheiden. IV. C. S. 
i. ©. katholiſche Kirchengemeinde zu Chwaliszew c. Fürſt von 
Thurn und Taxis vom 28. November 1901, Nr. 250/1901 IV. 

6. § 295. 

Der Entſcheidungsgrund des B. R. kann nicht durch⸗ 
greifen. Davon, daß die Rkl. anf Grund des 8 295 der 
C. P. O. ihr Rügerecht deshalb verloren habe, weil ſie nicht 
ſofort im Vernehmungstermin gegen die Nichtbeeidigung des 
Sachverſtändigen und deſſen Berufung auf den ein für alle 
Mal geleiſteten Eid Verwahrung eingelegt hat, kann keine 
Rede fein, da der 5295 der C. P. O. lediglich Geltendmachung 
der Rüge in der nächſten mündlichen Verhandlung vor dem 
erkennenden Gericht erfordert und dieſer Vorausſetzung hier 
genügt iſt. Auch kann nicht etwa ein beſonderes, die 
ſpätere Rüge ausſchließendes Einverſtändniß der Rkl. mit 
der Berufung des Gutachters auf feinen allgemeinen Sach⸗ 
verſtändigeneid darin gefunden werden, daß ſie im Vernehmungs⸗ 
termin hierzu geſchwiegen hat; denn es iſt kein Anhalt dafür 
gegeben, daß ſie dieſes Stillſchweigen aus einem auderen 
Grunde als dem nächſtliegenden beobachtet haben ſollte, nämlich 
aus dem, daß ſie annahm, die Berufung auf den allgemeinen 
Eid ſei ordnungsmäßig und entſpreche dem Geſetze. Ob fie 
dabei damals, — was das Wahrſcheinlichere iſt, — noch gar 
nicht gewußt hat, daß der Sachverſtändige nur als „Gebäude⸗ 
taratox” ein für alle Mal vereidigt iſt,“ oder ob fie hiermit 
zwar bekannt geweſen iſt, ſich aber im Unklaren darüber 
befunden hat, ob die Berufung auf ſolchen Eid das abgegebene 
Gutachten decke, iſt ohne Belang: denn ſie hat erſichtlich, ſowie 
ſie Kunde von jener Thatſache oder Klarheit über deren 
Bedeutung erlangt hat, ſofort das Rügerecht ausgeübt. VII. C. S. 
i. S. Oſchersleben⸗Schöninger Eiſenbahn e. Wrede u. Sohn 
vom 8. November 1901, Nr. 277/1901 VII. 

7. § 383. 

Daß ein Rechtsanwalt, der um Rath und Beiſtand bei 
rechtsgeſchäftlichen Verhandlungen beigezogen wird, eine Ver⸗ 
trauensſtellung einnimmt, wie ſie in § 300 Strafgeſetzbuchs 
für das Verbot der Offenbarung von anvertrauten Privat- 
geheimniſſen vorausgeſetzt wird, beſtreitet der Kl. an ſich nicht; 
ebenſowenig, daß als Privatgeheimniß an und für ſich alles zu 
gelten hat, was dem Rechtsanwalt mit Bezug auf ſolche Ver⸗ 
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handlungen von der Rath ſuchenden Partei mitgetheilt wird — 
wie dies auch wiederholt vom R. G. anerkannt worden iſt 
(vergl. z. B. Eutſch. des R. G. Bd. 30 Nr. 117 S. 383; 
Seufferts Archiv Bd. 51 Nr. 144). Er will jedoch eine 
Ausnahme für den Fall gemacht wiſſen, wenn im Fall eines 
von dem Anwalt vermittelten Vertragſchluſſes wie hier die 
Vertragſchließenden über den Inhalt des vorgelegten Vertrags 
ſtreiten und es nun für die Auslegung des Vertrags auf die 
Verhandlungen beim Vertragſchluß ankommt. Dann, ſo meint 
er, könne es ſich nicht um die Offenbarung von Geheimniſſen 
handeln, weil ja beide Parteien wüßten, was vorgekommen ſei; 
auch könne dann nicht davon geſprochen werden, daß die eine 
Partei dem Anwalt etwas anvertraut habe, was geheim ge- 
halten werden ſollte, denn ſie habe ja gerade eine Mittheilung 
an die andere Partei gewollt. Endlich wird noch hervorgehoben, 
daß es ſich im vorliegenden Fall überhaupt nicht um eine 
Handlung oder Willensäußerung des Bekl., ſondern lediglich 
darum handele, wie der Kl. ſich verhalten, ob er jede Be⸗ 
dingung der vom Bekl. behaupteten Art abgelehnt habe, und 
deshalb müſſe es genügen, daß er auf die Geheimhaltung 
verzichte. Darin iſt freilich dem Kl. Recht zu geben, daß jede 
Partei nur über ihre eigenen Anvertrauungen zu befinden hat, 
das nimmt auch das Kammergericht an, aber thatſächlich 
liegt die Sache nicht ſo, daß der Zeuge ſich weigerte, Geheimniſſe 
des Kl. preiszugeben, ſondern er weigert ſich, Erklärungen des 
Bekl. wiederzugeben, und erklärt ſich aus dieſem Grunde außer 
Stande, darüber auszuſagen, wie der Kl. ſich dieſen Erklärungen 
gegenüber verhalten habe, weil dies nicht möglich ſei ohne 
gleichzeitig die Erklärungen des Bekl. darzulegen. Mit dem 
Kammergericht muß der ganzen Sachlage nach dieſe Verſicherung 
des Zeugen für glaubhaft erachtet werden. Iſt das aber der 
Fall, ſo kann dem Kl. darin nicht beigetreten werden, daß bei 
einer beiderſeitigen Zuziehung derſelben Vertrauensperſon in den 
Erklärungen der beiden Parteien keine geheim zu haltenden 
Thatſachen im Sinne des § 300 Strafgeſetzbuchs gefunden 
werden dürften. Es ſoll hierbei gar nicht von dem Fall ge⸗ 
ſprochen werden, daß etwa die eine Partei vor der anderen 
geheim gehaltene Beſprechungen mit der gemeinſchaftlichen 
Vertrauensperſon gehabt hat, da das anſcheinend hier nicht ge⸗ 
ſchehen iſt. Auch wenn es ſich um offene Ausſprachen der 
Parteien gegen einander im Beiſein der Vertrauensperſon 
handelt, erfährt dieſe das, was die eine oder die andere Partei 
erklärt, nur von dieſer ſelber und iſt darum ihr gegenuber zur 
Verſchwiegenheit verpflichtet. Daß ſolchenfalls jede Partei auf 
die Verſchwiegenheit des Vertrauensmannes überhaupt, auch 
dritten Perſonen gegenüber ſtillſchweigend verzichte, wird 
ſelbſt der Kl. nicht behaupten wollen. Aus dieſem Grunde iſt 
es ſchon nicht folgerichtig, wenn der Kl. bloß deswegen, weil 
es ſich um Thatſachen handelt, die beiden Parteien bekannt 
ſind, eine Zeugnißpflicht des Vertrauensmannes annimmt, denn 
damit würde gerade bei der Oeffentlichkeit des Gerichtsverfahrens 
ein Bekanntwerden der Ausſage in weiteren Kreiſen ermöglicht 
werden. Es iſt aber überhaupt nicht richtig, daß ſchon durch 
Zuziehung eines gemeinſchaftlichen Berathers auf deſſen Ver⸗ 
ſchwiegenheit und Verpflichtung zur Zeugnißverweigerung 
verzichtet werde. Ein ſolcher Verzicht würde freilich vorliegen, 
weun die Zuziehung in der beiderſeitigen Abſicht erfolgte, in der 


XXXI. Jahrgang. 
Vertrauensperſon ein Beweismittel für die zu treffende Ab⸗ 
machung zu gewinnen. Davon iſt hier aber nichts behauptet 
und wenn alſo dies nicht der Fall geweſen iſt, ſo kann nur 
davon ausgegangen werden, daß jede Partei ſich darauf verließ, 
der zugezogene Rechtsanwalt werde ihr gegenüber ſeine Ver⸗ 
pflichtungen erfüllen und insbeſondere diejenige Verpflichtung, 
die der Geſetzgeber unter Durchbrechung der allgemeinen Zeugniß⸗ 
pflicht in den SS 383 Nr. 5 C. P. O. und 300 Strafgeſetz⸗ 
buchs in beſonderer Weiſe zu ſichern geſucht hat. (Vergl. auch 
die Beſchlüſſe des R. G. vom 22. Februar 1888 [5. Senat] 
in Seufferts Archiv Bd. 43 Nr. 235; vom 16. Juni 1893 
[2. Senat! in Bolze Praxis Bd. 17 Nr. 760; vom 
9. Oktober 1895 [5. Senat] in Seufferts Archiv Bd. 51 
Nr. 144.) V. C. S. i. S. Werner c. Mosler vom 
27. November 1901, B Nr. 182/1901 V. 

8. 8 385. 

Der Bekl. hat Berufung eingelegt und auf ſeinen Antrag 
ordnete das Kammergericht durch Beweisbeſchluß vom 30. März 
1901 die zeugſchaftliche Vernehmung des Rechtsanwalts N. 
darüber an: „a) ob die Kl. vollſtändig vermoͤgenslos war, als 
Zeuge ſich während der Zeit vom 1. Oktober 1892 bis 1. No⸗ 
vember 1896 bei ihr in Penſion befand, ob ſie demſelben 
während dieſer Zeit kein Geld geliehen oder ſolches für ihn 
verauslagt hat, b) ob die Mittel zur Beſtreitung der Koſten 
des Haushalts der Kl. und ihres Ehemannes ſowie der Haltung 
der Penſion, ferner das Geld, welches zu der Anſchaffung von 
Kleidungsſtücken, zur Bezahlung einer Doktorsrechnung, zur 
Hingabe eines Darlehns von 460 Mark, ſowie zur Anſchaffung 
von Möbeln und ſonſtigen Sachen für bezw. an den Zeugen 
erforderlich war, nicht aus dem Vermögen der Kl., ſondern dem⸗ 
jenigen ihres Ehemannes J. L. herrührte, die Eheleute aber 
verabredet haben, daß nicht der Ehemann, ſondern die Kl. nach 
außen als Gläubigerin des Zeugen auftreten ſoll, damit die 
dem Ehemann an den Zeugen zuſtehenden Forderungen dem 
Zugriff der Gläubiger des Ehemanns entzogen würden, und zu⸗ 
folge dieſer Abrede auch die Kl. in dem gegen den Zeugen von 
beiden Eheleuten geführten Prozeſſe als Gläubigerin des Zeugen 
aufgetreteu iſt.“ Rechtsanwalt N. hat in den öffentlichen 
Sitzungen des Kammergerichts vom 5. Juni und 16. Oktober 
1901 das Zeugniß über vorſtehende Fragen als Sohn der 
Schweſter der Kl. verweigert und im nunmehr angefochtenen 
Zwiſchenurtheil vom 16. Oktober 1901 iſt dieſe Zeugniß⸗ 
verweigerung für gerechtfertigt erklärt worden, weil der Aus⸗ 
nahmefall des § 385 Ziffer 3 C. P. O. nicht vorliege. Die 
hiergegen eingelegte Beſchwerde iſt zwar zuläſſig und äußerlich 
nicht zu beanſtanden, ſachlicher Erfolg aber konnte ihr uicht 
zugeſprochen werden. Nach der erwähnten Geſetzesſtelle darf in 
den Fällen des § 383 Nr. 1 bis 3 und des § 384 Nr. 1 der 
Zeuge das Zeugniß nicht verweigern über Thatſachen, welche 
die durch das Familienverhältniß bedingten Vermögensangelegen⸗ 
heiten betreffen. Allerdings betreffen die Thatſachen, worüber 
Rechtsanwalt N. ausſagen ſoll, Vermögens angelegenheiten der 
Kl., indem ſie Beweiſe über deren Verhalten im Haushalt, im 
Geſchäft und in der Prozeßführung und über ihren Beſitz von 
Geld und Geldeswerth bilden ſollen. Aber mit zutreffender Be⸗ 
gründung hat das Kammergericht verneint, daß dieſe Vermögens⸗ 
angelegenheiten durch das Familienverhältniß bedingt find, d. h. 
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in ihm ihre Grundlage haben. Der Zeuge ſoll darüber aus⸗ 
jagen, ob die Kl. nach längſt erfolgter Eheſchließung in den 
beſtimmten Jahren 1892 bis 1896 Vermögen hatte, ferner aus 
weſſen Vermögen damals die Ausgaben für den Haushalt, den 
Betrieb der Penſion und für ihn, den Zeugen, ſelbſt gemacht 
worden ſind, endlich ob die Eheleute L. Verabredungen und 
Handlungen zum Zwecke der Glaubigerbenachtheiligung vor⸗ 
genommen haben. Ganz abgeſehen aber von der Frage, ob 
und wieweit dem Zeugen in jedem Fall noch das Zeugniß⸗ 
verweigerungsrecht des § 384 Ziffer 2 C. P. O. verbleiben 
würde, kann die weſentliche Grundlage für die vorerwähnten 
rein zufälligen Geſchehniſſe und willkürlichen Hand— 
lungen, wie ſie jeder Zeit auch bei und zwiſchen nicht verwandten 
Perſonen vorkommen können, und insbeſondere auch der Grund 
für die vom Rechtsanwalt N. hierüber etwa zufällig gemachten 
Wahrnehmungen unmöglich in dem zwiſchen ihm und den Ehe⸗ 
leuten L. beſtehenden Familienverhältniſſe geſucht werden und 
zwar — wie das Kammergericht mit Recht beifügt — um ſo 
weniger, als N. kein ſehr naher Verwandter der Kl. iſt und 
als die von den Eheleuten L. für ihn gemachten Aufwendungen 
ihm nicht unentgeltlich zugefloſſen find. Daß auf derartige zu- 
fällige Vorkommniſſe und rein geſchäftliche Handlungen der $ 385 
Ziffer 3 keine Anwendung finde, iſt auch vom R. G. ſchon 
wiederholt ausgeſprochen worden. Vergl. Beſchluß des VI. C. S. 
vom 24. Mai 1895 VI, B 59/95. (Bolze Bd. XX Nr. 788 b.) 
Beſchluß deffelben Senats vom 17. September 1894 VI, B 108/94. 
(Seufferts Archiv Bd. 51 Nr. 145.) Urtheil des VII. C. S. vom 
3. November 1899, VIa 225/99. Beſchluß des V. C. S. vom 
7. März 1901 V, B 34/1901. V. C. S. i. S. v. W. c. L. 
vom 16. November 1901, B Nr. 174/1901 V. 

9. § 389. f 

Die Beſchwerdeführerin behauptet Verletzung des § 389 
letzter Abſatz der C. P. O., laut deſſen, wenn die Zeugniß⸗ 
weigerung vor einem beauftragten oder erſuchten Richter erklärt 
iſt, im Verhandlungstermine vor dem Prozeßgerichte nur That⸗ 
ſachen oder Beweismittel nicht geltend gemacht werden dürfen. 
Der Vorwurf iſt jedoch nicht begründet. Schon im Termine 
vom 26. Juni d. J. vor dem Amtsgerichte zu M. hatte der als 
Zeuge geladene Kommiſſionsrath S., welcher bereits im Beweis⸗ 
beſchluſſe vom 19. April als Geſchäftsführer der Fabrik von 
G. G. zu M. bezeichnet war, durch ſeine unter Bezugnahme 
auf 8 383 Nr. 5 und § 384 Nr. 3 der C. P. O. abgegebene 
Erklärung, er würde, falls er die den Gegenſtand der Beweis⸗ 
aufnahme bildenden Fragen zu beantworten hätte, Gewerbe⸗ 
geheimniſſe offenbaren müſſen, genügend zum Ausdruck gebracht, 
daß es ſich bei Beantwortung der Fragen um eine kraft ſeines 
Amtes ihm anvertraute Thatſache handele, deren Geheimhaltung 
durch ihre Natur geboten ſei und über welche er deshalb 
Schweigen beobachten müſſe. Die im Termine vor dem Prozeß⸗ 
gerichte abgegebenen Erklärungen ſtellen ſich nur als eine nähere 
Erläuterung und Ausführung des urſprünglichen maßgebenden 
Vorbringens dar; ſollten ſie indeſſen auch über die durch § 389 
geſetzte Grenze hinausgehen, fo würde inſoweit doch die an⸗ 
gefochtene Entſcheidung auf ihnen nicht beruhen. Dieſe iſt auch 
ſachlich gerechtfertigt. In Folge einer Einrede der Bekl. war 
eine Beweisaufnahme darüber beſchloſſen, unter welchen günjtigen 
Bedingungen die Firma G. 3. zu M. Thomasphosphatmehl 
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von der Kl. geliefert erhalten habe. Für ein kaufmänniſches 
Geſchäft und insbeſondere für einen Großhandelsbetrieb können 
aber außer den Bezugsquellen auch die Bedingungen des Bezuges 
zu den Gegenſtänden gehören, deren Geheimhaltung ein be⸗ 
rechtigtes Intereſſe des Geſchäfts erfordert und zwar ſowohl ein 
unmittelbares als ein mittelbares, auf die Geheimhaltungspflicht 
dem liefernden Geſchäftshauſe gegenüber beruhendes; daß aber 
gerade im vorliegenden Falle die Ausſchließlichkeit der Kenntniß 
einen werthvollen Beſitz für das Z. ſche Geſchäft bildet, iſt nicht 
zu bezweifeln. Trifft dies aber zu, ſo iſt auch anzuerkennen, 
daß der Zeuge als Geſchäftsführer der Fabrik das Geheimniß 
zu wahren hatte, ſeine Stellung bringt dies, auch wenn ihm 
nicht ausdrücklich Stillſchweigen auferlegt war, nothwendig mit 
fh. Mit Recht iſt auch im angefochtenen Beſchluſſe an- 
genommen, daß es ohne Belang iſt, daß die Fragen ſich ſchon 
auf das Jahr 1897 beziehen. Seuffert's Archiv Bd. 49 Nr. 213 
S. 365. Einen anders gearteten Fall betrifft die Entſcheidung 
Annalen des R. G. Bd. 10 Nr. 96 S. 412. Die Beſchwerde⸗ 
führerin beſtreitet ferner ſpeziell, daß die Thatſache im Sinne 
des Geſetzes als dem Zeugen „anvertraut“ gelten könne. Um 
dieſen Begriff als erfüllt erſcheinen zu laſſen, iſt aber nicht er⸗ 
forderlich, daß der Beamte durch eine Mittheilung des Geſchäfts⸗ 
inhabers Kenntniß von der Thatſache erhalten hat, vielmehr 
genügt es, daß er überhaupt vermöge der ihm anvertrauten 
Stellung mit derſelben bekannt geworden iſt, vergl. Gruchot, Bei⸗ 
träge Bd. 38 S. 497. VII. C. S. i. S. Lanz & Co. c. Thomas⸗ 
phosphatfabrik vom 10. Dezember 1901, B Nr. 153/1901 VII. 

10. 88 459, 477. 

Auf den richterlichen Eid find die Vorſchriften in $ 459 
der C. P. O. nicht vorbehaltlos, ſondern nach § 477 nur in 
entſprechender Weiſe anzuwenden. Dies charakteriſirt ſich als 
Ausfluß des die Beſtimmungen über den richterlichen Eid be⸗ 
herrſchenden Gedankens, daß dieſer Eid ein dem richterlichen 
Ermeſſen einen weiteren Spielraum geſtattendes Mittel zur 
Feſtſtellung der Exiſtenz oder Nichtexiſtenz einer ſtreitigen That⸗ 
ſache bilden ſoll, jo zwar, daß die Beweispflicht für die Ent⸗ 
ſcheidung darüber, welcher Partei der Eid auvertraut werden 
ſoll, nicht ausſchlaggebend iſt, aber auch dem Eide eine Geſtalt 
gegeben werden darf, in welcher er, der beſonderen Beſchaffenheit 
des konkreten Falles ſich anpaſſend, die Ueberzeugung des er- 
kennenden Gerichts zu begründen geeignet und ausreichend iſt. 
Damit aber war die Nothwendigkeit gegeben, die Vorſchriften 
im § 459 hier nicht bedingungslos gelten zu laſſen und ins⸗ 
bejondere dem Umſtande, daß die Partei, welcher der Eid auf: 
zuerlegen, ihrerſeits die Thatſache behauptet hat, eine abſolute 
Bedeutung für die Faſſung des Eides (Wahrheitseid oder Eid 
über die Ueberzeugung) nicht einzuräumen. Vergl. Motive zu 
§ 419 des Entwurfs der C. P. O. S. 287. Im gegenwärtigen 
Falle wird darüber geſtritten, ob eine ſehr große Zahl von 
Waaren, welche der Bekl. im Verlaufe einer Reihe von Jahren 
nach und nach beſtellt hat, aus dem Geſchäft des Kl. an die 
aufgegebenen Adreſſen abgeſendet ſind. Mag nun auch der Kl. 
in einer Anzahl von Fällen aus eigener Wahrnehmung Kenntniß 
von der Abſendung der Waaren gehabt und mag er dieſelbe in 
einzelnen Fällen in Perſon bewirkt haben, ſo würde doch die 
Erwartung, daß er nach ſo langer Zeit nach der einen oder 
andern Richtung hin ſich noch irgend beſtimmt erinnere, nicht 
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als berechtigt erſcheinen können, und wenn dem B. R. zur Feſt⸗ 
ſtellung der Abſendung aus dem Geſchäft ſchon die eidlich er⸗ 
härtete Ueberzeugung des Kl. von dieſer Thatſache genügte, ſo 
war er nicht gehindert, dem Eide eine dem konforme Faſſung 
zu geben. Es bedurfte alſo nicht der zuvorigen Feſtſtellung, 
daß die Verſendungen nicht durchweg Gegenſtand der Wahr⸗ 
nehmung des Kl. geweſen ſind. Wenn im B. U. der § 477 
nicht ausdrücklich in Bezug genommen iſt, ſo folgt daraus nicht, 
daß der B. R. ſich der nach Maßgabe dieſer geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmung ihm zuſtehenden Befugniſſe nicht bewußt geweſen 
wäre. 
es, da die getroffene Entſcheidung thatſächlich in jener Be⸗ 
ſtimmung eine geſetzliche Grundlage findet, nicht zur Aufhebung 
des Urtheils führen. VII. C. S. i. S. Fiſcher e. Trommer vom 
29. November 1901, Nr. 300/1901 VII. 

11. 8 528. Ä 

Mit Unrecht behauptet der Kl., die Bekl. ſei mit der Ein⸗ 
rede des Schiedsvertrags, weil ſie dieſelbe nicht in I. J. vor⸗ 
gebracht habe und die Vorausſetzungen, unter denen nach § 528 
Abſ. 1 Satz 1 der C. P. O. prozeßhindernde Einreden noch in 
der Berufungsinſtanz geltend gemacht werden können, nicht ge⸗ 
geben ſeien, ausgeſchloſſen. Das Endurtheil I. J. iſt bereits 
am 19. Oktober 1897 ergangen. Das geſammte Verfahren 
I. J. unterlag demnach nach den Prozeßgrundſätzen des vor dem 
1. Januar 1900 in Kraft geweſenen Rechtes. Damals aber 
war die in Rede ſtehende Einrede noch nicht eine prozeßhindernde, 
fie iſt vielmehr erſt durch §S 274 Abſ. 2 Nr. 3 der C. P. O. 
n. F. dazu erklärt worden. Auf die im vorliegenden Rechtsſtreit 
erhobene Einrede fand demnach die Vorſchrift des §S 274 Abſ. 1: 
„Prozeßhindernde Einreden ſind gleichzeitig und vor der Ver⸗ 
handlung des Bekl. zur Hauptſache vorzubringen“ keine An- 
wendung. § 528 Abſ. 1 Satz 1 hat aber offenſichtlich nur 
ſolche prozeßhindernde Einreden im Auge, welche dieſer Vorſchrift 
in I. J. unterlagen, denn er knüpft den Ausſchluß an die Vor⸗ 
ausſetzung eines Verſchuldens der Partei beim Nichtvorbringen 
in I. J., und von einem Verſchulden kann nur bei Uebertretung 
des prozeßrechtlichen Gebotes des 8 274 Abſ. 1 die Rede fein. Wenn 
es auch richtig iſt, daß der Bekl. nicht ein wohlerworbenes Recht 
zuſtand, die Einrede noch in der Berufungsinſtanz vorzubringen, 
und Prozeßvorſchriften an ſich ſofort mit ihrem Inkrafttreten 
auch auf anhängige Prozeſſe Anwendung finden (Entſch. Bd. 16 
S. 398), ſo kann das betreffende Prozeßgeſetz ſich doch ſehr 
wohl hinſichtlich feines Anwendungsbereichs ſelbſt beſchränken. 
Dieſe Selbſtbeſchränkung des 8 528 Abſ. 1 Satz 1 muß aber, 
wie dargelegt, aus feinem Inhalte und dem engen Zuſammen⸗ 
hange mit $ 274 entnommen werden. In demſelben Sinne 
haben ſich auch hervorragende Kommentatoren der C. P. O. aus⸗ 
geſprochen (ſiehe Peterſen⸗-Anger, Anhang 1 Nr. 18d; Gaupp⸗ 
Stein, Einführungsgeſetz zu dem Geſetze, betreffend Aenderungen 
der Civilprozeßordnung Art. I Nr. IV Bd. 15 S. 45; Struck⸗ 
mann und Koch zu 8 274 Note 6 Abſ. 2). I. C. S. i. S. 
Dietz v. Scheele vom 18. November 1901, Nr. 216/1901 J. 

12. § 545. 

Es kommt zunächſt in Frage, ob die Reviſion gegen das 
angefochtene Urtheil zuläſſig ſei. Nach 8 545 C. P. O. findet 
die Reviſion nur ſtatt „gegen die in der Berufungsinſtanz von 
den O. L. G. erlaſſenen Endurtheile.“ Ein von einem O. L. G. 


Und müßte dies ſelbſt angenommen werden, ſo könnte 
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erlaſſenes Endurtheil iſt das angefochtene Urtheil zweifellos, 
fraglich iſt nur, inwiefern auch die weitere Vorausſetzung zu⸗ 
treffe, daß es in der Berufungsinſtanz erlaſſen ſei. Für einen 
Fall, wo es ſich um ein Endurtheil des O. L. G. auf Wider⸗ 
ſpruch gegen den in der Berufungsinſtanz beantragten und 
erlaſſenen Arreſtbefehl handelte, hat der II. C. S. des R. G. 
im Urtheile vom 6. Dezember 1881 (Entſch. in Civilſachen 
Bd. V S. 430) die Zuläſſigkeit der Reviſion angenommen. 
Zur Begründung iſt unter Berufung auf die Motive ausgeführt, 
daß der Zweck der Beſtimmung in § 821 (jet § 943 Abi. 1) 
der C. P. O., wonach dem B. G. dann, wenn die Hauptſache 
an die Berufungsinſtanz gelangt ſei, der Geſchäftsbereich des 
Gerichts der Hauptſache im Sinne des 5. Abſchnittes des 
VIII. Buches der C. P. O. übertragen werde, dahin gehe, eine 
abweichende Beurtheilung der Hauptſache zu verhüten und daß 
dieſer Zweck vereitelt würde, wenn nicht auch gegen Endurtheile, 
welche das B. G. über Arreſte als zuerſt entſcheidende Inſtanz 
erlaſſe, die nämlichen Rechtsmittel ſtattfänden, wie gegen das 
Endurtheil des B. G. in der zugehörigen Hauptſache. Der 
jetzt erkennende Senat nimmt keinen Anſtand, ſich dieſer Auf⸗ 
faſſung anzuſchließen. Indem das Geſetz beſtimmt, daß, wenn 
die Hauptſache in der Berufungsinſtanz anhängig iſt, das B. G. 
auch über den Arreſt entſcheiden ſoll, bringt es zu genügendem 
Ausdruck, daß es für dieſe Entſcheidung eben auch als B. G. 
thätig werde: es entſcheidet über den Arreſt zwar zum erſten 
Mal, aber nicht als erſtinſtanzliches Gericht. Wollte man dieſe 
Auslegung ablehnen, jo müßte man auch die nach § 584 C. P. O. 
vom B. G. über die Nichtigkeits⸗ oder Reſtitutionsklage erlaſſenen 
Endurtheile für unanfechtbar erklären. Es iſt nun allerdings 
nicht zu verkennen, daß der vorliegende Fall mit dem früher 
entſchiedenen nicht ganz gleich ſteht. Die Zuſtändigkeit des 
B. G. zur Entſcheidung über den Widerſpruch gegen den von 
ihm angelegten Arreſt beſtimmt ſich unmittelbar aus dem an⸗ 
geführten § 943 Abſ. 1 inſofern es als Gericht der Hauptſache 
nach § 919 daſelbſt, für die Anordnung des Arreſtes und in 
Folge davon zur Entſcheidung über den noch zum gleichen 
Verfahren gehörigen Widerſpruch zuſtändig iſt. Vorliegend hat 
das Kammergericht nach ſeiner ausdrücklichen Erklärung ſein 
Urtheil nicht als Gericht der Hauptſache, ſondern als dasjenige 
Gericht erlaſſen, welches den Arreſt angeordnet hatte. Es ſcheint 
daher, als wenn Folgerungen, welche ſich auf die Beſtimmungen 
des § 943 daſelbſt über das Gericht der Hauptſache ſtützen, 
für dieſen Fall keine Triftigkeit haben könnten. Man darf 
indeſſen nicht überſehen, daß auch der Antrag auf Aufhebung 
des Arreſtes wegen nachträglicher Veränderung der Umſtände 
nach § 927 Abſ. 1 der C. P. O. noch in ſachlichem Zuſammen⸗ 
hange mit dem die Anordnung des Arreſtes betreffenden Ver⸗ 
fahren ſteht. Wenn daher auch die Zuſtändigkeitsbeſtimmung 
in $ 927 Abſ. 2 äußerlich ſelbſtſtändig auftritt, jo ſteht fie doch 
in Verbindung mit der Zuſtändigkeitsbeſtimmung in § 919 
daſelbſt und das B. G., welches als das Gericht der Arreft- 
anordnung für die ſpätere Aufhebung des Arreſteszuſtändig iſt, 
iſt es doch nur deshalb, weil es als das Gericht der Hauptſache, 
und zwar als das B. G. der Hauptſache, für die Anordnung des 
Arreſtes zuſtändig war. Die Reviſion iſt hiernach für zuläſſig zu 
halten. Sie iſt aber ſachlich nicht begründet. I. C. S. i. S. 
Hoppe c. Witt vom 23. November 1901, Nr. 277/1901 J. 


XXXI. Jahrgang. 


13. 5 614. | 

Im vorliegenden Falle iſt gemäß 8 614 der C. P. O. die 
Klagänderung bezw. Klagverbindung nicht ausgeſchloſſen und iſt 
weiter davon auszugehen, daß der Kl. das Geſuch auch darauf 
geſtützt hat, daß die Bekl. auch nach dem 12. Mai 1899, ja 
ſeit der Klagerhebung ein Jahr lang in böslicher Abſicht renitent 
geweſen iſt. Es ergiebt ſich dies nicht nur daraus, daß alle zur 
Begründung einer dahin gehenden Klage erforderlichen That⸗ 
ſachen behauptet ſind, ſondern vor allem auch aus dem Briefe 
ſeines Anwalts an die Bekl. vom 20. November 1900, worin 
er dieſelbe wiederholt zur Rückkehr auffordert, und auf welchen 
in II. J. ausdrücklich Bezug genommen iſt. Dieſe im Laufe 
des Verfahrens geltend gemachten neuen Klaggründe hatte 
das B. G. gemäß 8 614 der C. P. O. zu prüfen, um 
fo mehr, als gemäß 8 616 der C. P. O. der Kl. in 
einem ſpäteren Verfahren mit der Geltendmachung aller der⸗ 
jenigen Thatſachen ausgeſchloſſen war, welche er durch Klag⸗ 
verbindung in früheren Verfahren geltend gemacht hatte oder 
hätte geltend machen konnen. Da das B. G. in eine 
ſolche Prüfung nicht eingetreten, iſt das B. U. aufzuheben. 
III. C. S. i. S. Schäfer e. Schäfer vom 19. November 1901, 
Nr. 278/1901 III. 

14. 5 767. 

Der Bekl. wendet nicht ein, daß es ihm überhaupt oder 
zur Zeit unmöglich ſei, der ihm auferlegten Verpflichtung zu 
genügen, er behauptet vielmehr, dieſe bereits vollſtändig erfüllt 
zu haben. Letzteren Einwand kann er aber der erlaſſenen An⸗ 
ordnung gegenüber nicht im Wege der Beſchwerde, ſondern (vergl. 
Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 21 S. 377, Bd. 37 
S. 406) nur im Wege der Klage gemäß § 767 der C. P. O. 


geltend machen, welche Vorſchrift auch hier, wo es ſich um 


zwangsweiſe Durchführung einer einſtweiligen Verfügung handelt, 
gemäß 88 928, 936 der C. P. O. zur Anwendung kommt. 
VII. C. S. i. S. Prandſtätter c. Klimek vom 13. Dezember 
1901, B Nr. 138/1901 VII. 

15. 8 771. 

Die ſich in erſter Reihe erhebende Frage, ob die Koſten 
des auf Einſtellung der Zwangsvollſtreckung gerichteten Be⸗ 
ſchluſſes zu den Koſten des nachfolgenden Prozeſſes über die 
Widerſpruchsklage (C. P. O. § 771) gehören, iſt für den vor⸗ 
liegenden Fall mit dem B. R. zu bejahen. Die Erhebung 
der Widerſpruchsklage hindert an ſich nicht den Fortgang der 


Zwangsvollſtreckung. Der Kl. hat aber ein erhebliches Intereſſe 


daran, daß ſeine beſchlagnahmte (bewegliche) Sache nicht ver⸗ 
ſteigert wird und ihm dadurch gemäß § 935 Abſ. 2 B. G. B. 
endgültig verloren geht, falls der Erſteher gutgläubig iſt. Mit 
Rückſicht hierauf hat ihm der 8 771 Abſ. 3 C. P. O. das 
Recht eingeräumt, in Vorbereitung ſeiner Klage oder im An⸗ 
ſchluß an dieſe zur Sicherung ſeines Eigenthums, deſſen An⸗ 
erkennung er mit der Klage erſtrebt, die Einſtellung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung zu verlangen. Die Einſtellung erfolgt durch einſt⸗ 
weilige Anordnung (nicht durch einſtweilige Verfügung; vergl. 
Gruchot Beitr. Bd. 39 S. 1160, Juriſt. Wochenſchr. 1897 
S. 530 Nr. 7, 1901 S. 160 Nr. 9). Dieſe Anordnung kann 
in dringenden Fällen ſchon vor Erhebung der Widerſpruchsklage 
ſowohl vom Vollſtreckungsgerichte (C. P. O. 88 771 Abſ. 3, 
769 Abſ. 2), als auch vom Prozeßgericht (Entf. des R. G. 
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in Civilſachen Bd. 10 S. 314 ff., Bd. 33 S. 385 ff.) ge⸗ 
troffen werden. In der Anordnung wird über den Koſtenpunkt 
nicht entſchieden; es findet auch (in Abweichung von den 
88 925, 936 C. P. O.) kein beſonderes Verfahren über die 
Rechtmäßigkeit der Anordnung ſtatt, vielmehr kann darüber nur 
von dem mit der Entſcheidung über die Widerſpruchsklage 
befaßten Prozeßgericht entſchieden werden (C. P. O. 88 771 
Abſ. 3, 770). In dem nicht vorliegenden Falle, daß das Voll⸗ 
ſtreckungsgericht die Anordnung trifft, hat der Antragſteller 
binnen einer von jenem zu beſtimmenden Friſt die Entſcheidung 
des Prozeßgerichts beizubringen; aber auch in dieſer Entſcheidung 
kann, wenigſtens wenn der Gegner nicht gehört iſt (C. P. O. 
§ 769 Abſ. 3), darüber, welcher Partei die Koſten anfzuerlegen 
ſeien, nicht entſchieden werden. Aus allen dieſen Beſtimmungen 
ergiebt ſich, daß die Anordnung und der Prozeß in nahen Be⸗ 
ziehungen zu einander ſtehen, daß die Einſtellung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung vom Geſetzgeber zur zweckentſprechenden Verfolgung 
des mit der Widerſpruchsklage geltend gemachten Rechtes für 
nothwendig erachtet worden iſt, und daß demnach die Koſten 
der Anordnung gemäß § 91 Abſ. 1 Satz 2 C. P. O. zu den 
Koſten des Rechtsſtreits über die Widerſpruchsklage gehören. 
Eine Ausnahme von dieſer Regel würde nur für den nicht 
vorliegenden Fall gegeben fein, wenn die Einftellung vom Voll⸗ 
ſtreckungsgericht angeordnet und dem Prozeßgericht nicht bekannt 
geworden iſt, weil dann nicht angenommen werden konnte, daß 
das Prozeßgericht auch über die Koſten der Anordnung habe 
entſcheiden wollen (vergl. Seuffert Arch. Bd. 53 S. 234 f.). — 
Dieſen Ausführungen ſteht nicht entgegen, daß nach den 
88 35 Nr. 1, 39 Abſ. 1 G. K. G. und mit einer gewiſſen 
Beſchränkung auch nach den 58 23 Nr. 1, 29 Nr. 4, 30 Nr. 2 
der R. A. G. O. das Verfahren über die vorläufige Einſtellung 
der Zwangsvollſtreckung für die Gebührenerhebung als 
beſonderer Rechtsſtreit gilt. Dieſe Sonderbeſtimmungen dürfen 
nicht verallgemeinert werden und überdies treffen ſie zugleich 
auch das Mahnverfahren und das Verfahren über Anträge auf 
Sicherung des Beweiſes. Trotzdem beſtimmt § 698 Abſ. 1 
C. P. O. ausdrücklich, daß die Koſten des Mahnverfahrens 
als ein Theil der Koſten des entſtehenden Rechtsſtreits anzu⸗ 
ſehen ſind, und das R. G. hat wiederholt erkannt, daß das die 
Koſtenpflicht nur im Allgemeinen vegelnde Urtheil auch die 
Koſten des Verfahrens über einen Antrag auf Sicherung des 
Beweiſes ergreift (Gruchot Beitr. Bd. 32 S. 1168, Seuffert 
Archiv Bd. 47 S. 230 f.). — Der Einwand der Revifion 
endlich, daß die Eutſcheidung über die Koſten der Anordnung 
anders ausfallen könne, als die Entſcheidung über die übrigen 
Koſten, iſt richtig, aber nicht beweiſend. Es iſt dann Sache 
des Richters, die Koſten zu vertheilen und gegen eine etwa 
unrichtige Vertheilung ſtehen der Partei die in der C. P. O. 
verordneten Rechtsbehelfe zu. Eine weitere Frage iſt, ob im 
vorliegenden Falle die Berufung deshalb zuläffig war, weil der 
Kl. die Koſten der einftweiligen Anordnung in der Klage be⸗ 
ziffert und um Verurtheilung des Bekl. zur Zahlung des be⸗ 
zifferten Betrages gebeten, ſowie weil der I. R., ſtatt einfach 
die Koſten des Rechtsſtreits dem Kl. aufzuerlegen, den letzteren 
mit dem Antrag auf Zahlung der Koſten der Anordnung 
abgewieſen und ihm die Koſten des Rechtsſtreits auf ⸗ 


erlegt hat. Auch dieſe Frage mußte jedoch zu Ungunſten des 
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Kl. beantwortet werden. Sind die Koſten der Anordnung ein 
Theil der Koſten des Rechtsſtreits, ſo können ſie dieſes ihres 
Charakters dadurch, daß der Kl. ſie in der Klage beziffert, oder 
daß der Prozeßrichter den entſcheidenden Theil ſeines Urtheils 
nicht korrekt abfaßt, nicht entkleidet werden. Die Entſcheidung 
über die Koſten der einſtweiligen Anordnung bleibt auch in 
einem ſolchen Falle eine Koſtenentſcheidung, gleichviel ob der 
erkennende Richter ſie als ſolche aufgefaßt hat. Uebrigens aber 
hat der I. R. durch den erſten Satz ſeiner Entſcheidungsgründe: 
„Ob der Bekl. die Koſten der Einſtellung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung und die Koſten des gegenwärtigen Rechtsſtreits zu 
tragen hat, iſt ... davon abhängig, ob er durch fein Ver⸗ 
halten zur Klageerhebung Anlaß gegeben hat (vergl. § 93 
C. P. O.)“ klar zu erkennen gegeben, daß er die Koſten⸗ 
entſcheidung als ſolche auch gewollt hat. Nach alledem mußte 
dem B. R. darin beigetreten werden, daß dem Kl. gegen das 
lediglich eine Koſtenentſcheidung enthaltende erſte Urtheil nicht 


die Berufung, ſondern nur die ſofortige Beſchwerde (C. P. O. 


§ 99 Abſ. 3) zuſtand. V. C. S. i. S. aD: c. Haufe 
vom 12 November 1901, Nr. 270/1901 V. 
. 8 927. 
- Vorinſtanz bejaht ihre Zuſtändigkeit als Gericht, 


welches den Arreſt angeordnet hat, mit der Begründung, daß 


es auf die Erhebung der Klage bei dem Landgerichte Neu⸗Ruppin 
nicht ankomme, vielmehr im Sinne des § 927 Abſ. 2 der C. P. O. 
als Hauptſache im Verhältniſſe zum Arreſtverfahren nur der 
durch das Läuterungsurtheil beendigte Prozeß, nicht der durch 
Zuſtellung der neuen Klage anhängig gewordene, anzuſehen ſei. 
Hiergegen wendet ſich die Reviſion. Sie will als das Gericht 
der Hauptſache nach der angezogenen Geſetzesſtelle allgemein 
und ohne Beſchränkung auf einen beſtimmten Prozeß dasjenige 
Gericht angeſehen wiſſen, bei welchem die Hauptſache, der An⸗ 
ſpruch, wegen deſſen der Arreſt angeordnet worden, zur Zeit der 


Entſcheidung über die beantragte Aufhebung des Arreſtes an- 


hängig ſei. Allein dieſer Angriff iſt nicht berechtigt. Allerdings 
ſpricht die C. P. O. von „Hauptſache“ auch dann, wenn dieſe 
noch nicht anhängig iſt — § 926 Abſ. 1 — und ebenſowenig 
hat der Ausdruck „Gericht der Hauptſache“ nothwendigen Bezug 
auf einen bereits anhängig gewordenen Prozeß (§ 919). Aber 
dieſe Bedeutung von Hauptſache und Gericht der Hauptſache 


kommt für § 927 Abſ. 2 nicht in Betracht, hier iſt nur von. 


der anhängigen Hauptſache die Rede. Als anhängige Haupt⸗ 
ſache im Verhältniſſe zum Arreſt kann man aber wenigſteus 
dann, wenn der Arreſt, wie vorliegend der Fall iſt, exit nach 
Erhebung der Klage beantragt und erlangt wurde, nur den⸗ 


jenigen Prozeß über die Hauptſache anſehen, während deſſen 
Laufe und im Hinblick auf welchen der Arreſt angeordnet worden 


iſt. Mit Recht hat daher das B. G. die Erhebung der neuen 
Klage vor dem Landgericht Neu-Ruppin für unerheblich erklärt. 
Ob das B. G. auch darin Recht hatte, daß es die Anhängigkeit 


der Hauptſache bei ſich ſelbſt ſchon mit der Verkündung des 


Läuterungsurtheils für beendigt hielt, ohne zu unterſuchen, ob 


dieſes Urtheil zugeſtellt war, bevor der Antrag auf Aufhebung 


des Arreſtes anhängig wurde — vergl. Entſch. des R. G. in 
Civilſachen Bd. 39 S. 398/99 —, kann unerörtert bleiben, da 


die Bejahung der Fortdauer der Anhängigkeit der Hauptſache 


gleichfalls die Zuſtändigkeit des B. G., und zwar als Gericht 
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der Hauptſache, begründen und für die Frage. der Zuläffigkeit 
des Rechtsmittels zu keinem abweichenden Ergebniſſe führen 
würde. Die Vorinſtanz hat die Aufhebung des Arreſtes lediglich 
aus dem Grunde ausgeſprochen, weil inzwiſchen die Klage iu 
der Hauptſache wegen Unzuſtändigkeit des Gerichts rechtskräftig 
abgewieſen worden war. Sachlich hat ſie, wie das bedingte 
Endurtheil vom 29. Oktober 1900 zeigt, den Anſpruch für 
begründet gehalten, den Arreſtgrund hat ſie gar nicht geprüft. 
Darin erblickt die Reviſion einen Rechtsverſtoß, ſie meint, die 


bloße Abweiſung der Klage wegen Unzuſtändigkeit des Gerichts, 


nicht aus materiellen Gründen, könne die Aufhebung des Arreſtes 
nicht rechtfertigen. Auch dieſer Angriff geht fehl. Offenbar 


unbeachtlich iſt es, wenn die Reviſion bei der mündlichen Ver⸗ 
handlung darauf geſtützt worden iſt, daß in der Hauptſache 
das B. G. nur die Unzuſtändigkeit des L. G., nicht ſeine eigene 


ausgeſprochen habe. Die ſachliche Entſcheidung iſt durch die 
Klagabweiſung aus dem Grunde der Unzuſtändigkeit ſo gut 
für die II., wie für die I. J. abgelehnt. Darauf allein kommt 
es an. Für die formelle Entſcheidung über die Zuſtändigkeits⸗ 
frage ſelbſt konnte natürlich, weder in I. noch in II. J., von 
Unzuſtändigkeit die Rede ſein. Auch in der Begründung ſeiner 
Entſcheidung iſt dem B. G. beizutreten. Für das Arreſtverfahren 
iſt das Gericht, bei welchem die Hauptſache anhängig iſt, zunächſt 
auch das zuſtändige „Gericht der Hauptſache“. Eine abgeſonderte 


Prüfung ſeiner Zuſtändigkeit für die Hauptſache iſt in dem. 


Arreſtverfahren ausgeſchloſſen — Entſch. in Civilſachen Bd. 110 
S. 377. Dies führt aber nicht dahin, daß es für das Arreſt⸗ 
verfahren gar nicht darauf ankomme, ob das Gericht für die 
Hauptſache zuſtändig ſei oder nicht. Vielmehr hat der erkennende 
Senat bereits in dem vom B. R. angeführten Urtheile vom 
27. Februar 1895 — Entſch. Bd. 35 S. 350 — ausgeſprochen 
und hält auch jetzt daran feſt, daß der Ausſchluß der beſonderen 
Prüfung der Zuſtändigkeitsfrage in dem Verfahren über den 
Arreſt nur eine vorläufige Bedeutung hat, ſo daß alſo trotzdem 
der Arreſt von der Zuſtändigkeit des Gerichts in der Hauptſache 
abhängt und der ſpätere Ausſpruch über die Zuſtändigkeit in 
dem Urtheil über die Hauptſache auch für den Arreſt maßgeblich 
ſein muß. Wenn dem aber ſo iſt, ſo ergiebt ſich ohne weiteres, 
daß die rechtskräftige Abweiſung der Klage wegen Unzuſtändigkeit, 
da ſie zugleich auch die Unzuſtändigkeit des Gerichts für die 
Anordnung des Arreſtes feſtſtellt, dieſe Unzuſtändigkeit aber im 
Arreſtoerfahren noch gar nicht berückſichtigt werden konnte, eine 
nachträglich eingetretene Veränderung der Umſtände enthält, 


welche die Aufhebung des vom unzuſtändigen Gericht erlaſſenen 


Arreſtes zur Folge haben muß. Daß unter den „veränderten 
Umſtänden“, welche nach § 927 Abſ. 1 der C. P. O. den 
Antrag auf Aufhebung des Arreſtes rechtfertigen, auch ein 
ſolcher erſt nachträglich feſtſtellbarer formeller Mangel des 
Arreſtverfahrens fällt, kann bei der Allgemeinheit des Ausdrucks 
nicht zweifelhaft ſein, wenn auch die vom Geſetze beſonders 
hervorgehobenen Beiſpiele materielle Veränderungen im Anſpruch 
oder Arreſtgrunde darſtellen. 
vom 23. November 1901, Nr. 277/1901 J. 

Zur Konkursordnung. 

17. 88 30, 31. 


Das B. U. iſt injoweit, als es den aus § 31 Nr. 1 der 


R. K. O. entnommenen Anfechtungsgrund betrifft, rechtlich zu 


I. C. S. i. S. Hoppe c. Witt 
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beanſtanden. Das B. G. nimmt zwar an, daß der Gemein⸗ 
ſchulduer das angefochtene Rechtsgeſchäft mit dem Bekl. in der 
Abſicht, feine Gläubiger zu benachtheiligen, abgeſchloſſen hat, 
erachtet dagegen nicht für erwieſen, daß dem Bekl. dieſe Abſicht 
des Gemeinſchuldners bekannt geweſen ſei. Die Begründung 
dieſer Annahme im B. U. iſt nicht ſchlüſſig. Nachdem in den 
Gründen dargelegt iſt, daß der Gemeinſchuldner ſchon beim 
Abſchluſſe des Verkaufs die Abſicht hatte, den Erlös zur Be 
friedigung der ſeinem Verwandtenkreiſe angehörigen Gläubiger 
zu verwenden, und daß er ſich dabei von der Abſicht hat leiten 
laſſen, die vorhandenen Vermögenswerthe lieber feinen Ver⸗ 
wandten als den fremden Gläubigern zu Gute kommen zu 
laſſen, nachdem ferner bemerkt iſt: „er hat alſo die fremden 
Gläubiger benachtheiligen wollen, um ſeine Verwandten be⸗ 
günſtigen zu können, und dieſer (von der Begünſtigungsabficht 
verſchiedene, ſie ergänzende) Benachtheiligungs wille iſt eine 
Benachtheiligungs abſicht in Sinne des Geſetzes, — fährt 
das Urtheil fort: „dagegen iſt nicht erwieſen, daß der Bekl. 
von der Benachtheiligungsabſicht K. 's Kenntniß gehabt hat. 
Denn es liegen keine Auhaltspunkte für die Annahme vor, daß 
er gewußt habe, K. wolle mit dem Kaufpreiſe ſeine Verwandten 
vor den übrigen Gläubigern begünſtigen, und ohne Kenntuiß 
davon konnte er auch die Benachtheiligungsabſicht K. 3 in dem 
vorbezeichneten Sinne nicht kennen.“ Der B. R. geht demnach 
davon aus, daß der Anfechtungskl. dem Bekl. nachzuweiſen habe, 
daß dieſer nicht nur im Allgemeinen die Benachtheiligungs⸗ 
abſicht des Schuldners, ſondern auch die beſondere Art und 
Weiſe gekannt habe, in welcher der Schuldner feine Abſicht and- 
zuführen vor hatte und demnächſt ausgeführt hat. Das geht zu 
weit; es muß genügen, daß der „andere Theil“ im Allgemeinen 
den Gläubigerbenachtheiligungswillen des Gemeinſchuldners 
kennt, das heißt: daß er ſeinerſeits überzeugt tft, der Gemein⸗ 
ſchuldner handle mit dieſem Willen. Würde das Geſetz eine 
ſo genaue Keuntniß des anderen Theils verlangen, wie ſie der 
B. R. für nöthig hält, dann wäre beiſpielsweiſe ein Verkauf 
wie der vorliegende unanfechtbar, wenn der Käufer annimmt, 
der Verkäufer wolle mit dem Gelde flüchtig werden oder es 
ſonſtwie für ſeine eigene Perſon und zu eigener Verfügung vor 
den Gläubigern in Sicherheit bringen, während der Schuldner 
mit dem Erlöſe einzelne Gläubiger begünſtigen will. Daß dies 
nicht die Meinung des Geſetzes ſein kann, liegt auf der Hand. 
Das B. G. dürfte alfo nicht die Kenntniß des Bekl. von der 
Benachtheiligungsabſicht des Schuldners ſchon deshalb verneinen, 
weil jener die konkrete Erſcheinungsform dieſer Abficht nicht 
gekannt hat. Will man indeſſen annehmen, daß dies das 
B. G. keineswegs verkannt habe, da es ja ſonſt den dem Bekl. 
auferlegten Eid nicht ſo allgemein wie es geſchehen, ſondern 
ſpezieller gefaßt haben würde, ſo läßt doch das B. U. jede 
Eroͤrterung darüber vermiſſen, daß und warum nicht ſchon aus 
dem jetzt vorliegenden Beweismateriale ein Schluß auf die 
Kenntniß des Bekl. von der Benachtheiligungsabficht des 
Schuldners gezogen werden könne. Die einer Perſon bei Vor⸗ 
nahme einer Handlung innewohnende Abſicht entzieht ſich als 
eine innere Thatſache der unmittelbaren Beobachtung von außen; 
auf ihr Daſein muß der Beobachter aus anderen Thatſachen 
ſchließen. Häufig geſtattet ſchon die Beſchaffenheit und der 
Verlauf der Handlung ſelbſt einen überzeugenden Schluß auf 
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die Abſicht, von der fie getragen wird; in ganz beſonderem 
Maße gilt dies von dem Schluſſe, der von dem vornusgeſehenen 
Erfolge einer Handlung auf die Abficht des Thäters, ihn herbei ⸗ 
zuführen, gezogen werden kann. Wenn alſo auch dem B. G. 
zugegeben werden kann, daß die Abficht der Benachtheiligung 
begrifflich nicht identiſch iſt mit dem Bewußtſein der Be 
nachtheiligung, ſo ſchließt dies nicht ans, daß aus dieſem 


Bewußtſein auf jene Abficht geſchloſſen werden muß, ſofern 


nicht nach der Lage des Falls eine andere Abſicht des Gemein⸗ 
ſchuldners erhellt. Das letztere wird in der Regel zutreffen bei 
Erfüllungsgeſchäften; denn wenn der Schuldner einem Gläubiger 
nur das gewährt, was dieſer mit Recht fordern und nöthigen⸗ 
falls erzwingen kann, dann findet die Handlung des Schuldners 
ſchon hierin eine genũgende Erklärung; eine daneben noch 
weiter vorhandene, immerhin denkbare rechtswidrige Abſicht des 
Schuldners, ſeine übrigen Gläubiger zu benachtheiligen, bedarf 
in einem Falle ſolcher Art des beſonderen Nachweiſes, das bloße 
Bewußtſein des Schuldners, daß er durch die Befriedigung des 
einen Gläubigers ſich in die Unmöglichkeit verſetze, feine übrigen 
Gläubiger zu befriedigen, läßt, wie das R. G. in feſtſtehender 
Rechtſprechung angenommen hat, bei Erfüllungsgeſchäften einen 
Schluß auf die Abſicht der Benachtheiligung nicht zu. Allein 


um ein Geſchäft ſolcher Art handelt es ſich hier nicht. Der 


Gemeinſchuldner hat an den Bekl., mit dem er bis dahin in 
gar keiner Beziehung ſtand, den größten Theil feines Waaren⸗ 
lagers um einen Spottpreis verkauft und hierdurch ganz 
unabhängig davon, was er mit dem erzielten Erloͤſe anfangen 
wollte, ſein Vermögen um einen ſehr bedeutenden Betrag ver⸗ 
mindert. Dieſem Beginnen des Schuldners ſtand der Bekl. 
als betheiligter Käufer, aber zugleich als Beobachter gegenüber, 
der ſich über den Zweck der Waarenverſchleuderung jeine Ge⸗ 
danken machen mußte und ſicher gemacht hat. Der Bekl. ſelbſt 
hatte in dieſer Hinſicht angegeben, er habe eine rechtswidrige 
Abſicht des Schuldners nicht ammehmen können, weil der 
Schuldner verfihert habe, er könne mit dem Erlſe von 
5100 Mark feine ſammtlichen Gläubiger befriedigen. Das 
B. G. hat aber dieſes Vorbringen nicht geglaubt und vielmehr 
mit Rückſicht auf die Perjönlichkeit des Bekl. und den Inhalt 
des abgeſchloſſenen Kaufgeichäfts die Auffaffung als gerechtfertigt 
erklärt, der Bekl. habe bei Abſchluß des Geſchäfts gewußt, daß 
K. überſchuldet ſei und unmittelbar vor dem Zuſammenbruche 
ſeiner kaufmänniſchen Exiſtenz ſtehe. Der Bekl. ftand alſo 
einer vorſäͤtzlichen, wohlüberlegten Handlungsweiſe des Gemein · 
ſchuldners gegenüber, als deren nothwendi gen Erfolg der 
Gemeinſchuldner wie der Bekl. eine Benachtheiligung der 
Glaͤubiger des erſteren vorausſahen. Bei dieſer Sachlage 
drängt ſich die Folgerung, daß der Gemeinſchuldner dieſen 
Erfolg auch gewollt habe, von ſelbſt auf, und ſie mußte ſich 
auch dem Bekl. umſomehr aufdrängen, als ein berechtigter, die 
Abficht der Glaͤubigerbenachtheiligung zunächſt ausſchließender 
Zweck der Handlung nicht erfichtlich iſt. Selbſt wenn der Bekl. 
Grund zu der Annahme gehabt hätte, der Gemeinſchuldner 
wolle mit dem Erlöoͤſe fällige Forderungen bezahlen, je recht ⸗ 
fertigte dies noch nicht die Verſchleuderung der Waaren unter 
dem Werthe und die hierin liegende Benachtheiligung der 
Gläubiger. VII. C. S. i. S. Koſſel Konk. 6. Kroeger vom 
19. November 1901, Nr. 276/1901 VII. 
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II. Das Wechſelrecht. 

18. Art. 4. 

Das B. G. hat für erwiesen erachtet; daß Bekl. den mit 
dem: Acceptvermerk „B. Franzen & Co.“ verſehenen Wechſel dem 
nachherigen Ausſteller Kellner übergeben hat mit dem Auftrage, 
ihn für Rechnung der Firma „B. Franzen & Co. Heſſiſche 
Steinbrüche“ zu diskontiren, und daß Kellner dieſen Auftrag 
durch Diskonttirung des Wechſels beim Kl. ausgeführt hat. 
Da Bekl. Theilhaber der damaligen offenen Handelsgeſellſchaft, 
B. Franzen & Co. Heffiſche Steinbrüche“ war, ergiebt ſich aus 
dem erwähnten Vorgange, daß Bekl. das Accept als ein von 
feiner Firma herrührendes dem Wechſelnehmer gegenüber bezeichnet 
hat. Iſt nun auch das Accept, wie durch den von ihm ge⸗ 
leiſteten Eid feftfteht, weder von ihm, noch in ſeinem Auftrage 
anf den Wechſel geſchrieben worden, fo hat er doch durch jene 
Erklärung die von einem Dritten Namens ſeiner Firma voll⸗ 
zogene Unterſchrift — mochte ſie bis dahin auch eine unbefugte 
ſein — genehmigt und ihr dadurch die Wirkung einer recht⸗ 
mäßigen Firmenzeichnung verliehen. Wie er ſelbſt befugt war, 
die Firma zu zeichnen, oder durch einen Anderen zeichnen zu 
llaſſen, ſo war er auch befugt, die vorher erfolgte Zeichnung für 
eine die Firma bindende zu erklären. Nachträgliche Genehmigung 


ſteht dem vorher ertheilten Auftrage gleich (A. L. R. 88 239, 


144 Thl. I Tit. 13; Entſch. des R. O. H. G. Bd. 10 S. 268; 
Bd. 13. S. 18; Entſch. des R. G. Bd. 4 S. 307). Nach hier 
anzuwendendem alten Recht — 8.126 des B. G. B. kommt 
moch nicht in Frage — wird uber der Auftraggeber durch eine 
mit feinem Namen von dem Beauftragten vollzogene Wechſel⸗ 
zeichnung wechſelmäßig verpflichtet. (Entſch. des R. O. H. G. 
Bd. 5 S. 265, 272; Bd. 18 S. 100; Entſch. des R. G. Bd. 4 
S. 307.) Daß die Genehmigung einer für einen Anderen un⸗ 
befugt vollzogenen Wechſelzeichnung der Wechſelform nicht bedarf, 
iſt auch ausgeſprochen in der Entſcheidung des erkennenden 
Senats vom 8. Juni 1901 B. I 42/1901 Juriſtiſche Wochen⸗ 
ſchrift S. 518. Wenn in Entſch. des R. G. Bd. 9 S. 59 er- 
klärt iſt, daß die Seripturobligation des Acceptanten bereits mit 
der Unterzeichnung des Wechſels entſteht, fo bezieht ſich dies 
ſelbſtverſtändlich auf den Regelfall, wo es ſich um einen fertigen 
Wechſel — nicht wie hier um ein Blankett — und um die 
Unterzeichnung des Verpflichteten oder eines von ihm dazu Be⸗ 
vollmächtigten handelt. Liegen dieſe regelmäßigen Umſtände nicht 
vor, To kann die Wechfelpflicht des Acceptanten eben um deswillen 
ſehr wohl erſt nach der Zeichnung des Accepts eintreten. Hier⸗ 
nach iſt der Beklagte als Theilhaber der Firma „B. Franzen 
& Co. Heſſiſche Steinbrüche“ mit Recht aus dem Klagewechſel 
für verhaftet erklärt worden. I. C. S. i. S. Franzen c. Linden 
vom: 2. November 1901, Nr. 202/1901 J. 
19. Art. 21, 22, 7, 81. x 

In der Sache ſelbft iſt den ergangenen Urtheilen im 
Ergebniß zuzuſtimmen. Der eingeklagte Wechſel iſt ein Sicht⸗ 
wechſel, der die Beſtimmung einer beſonderen Friſt zur 
Präſentation nicht enthielt. Derſelbe iſt nicht binnen zwei 
Jahren nach der Ausſtellung zur Zahlung präſentirt worden 
und deshalb iſt zufolge Art. 31 der W. O. die wechſelmäßige 
Verpflichtung des Ausſtellers C. erloſchen, Bekl. iſt dagegen 
verhaftet geblieben, wenn die mit ihrer Firma geleiſtete 
Unterſchrift ein gültiges Accept enthält. Bekl. beſtreitet 
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dies, weil die mit ihrer Firma gezeichnete Erklärung 
„Angenommen per aval“ laute und in dieſer Er⸗ 
klärung, wenn derſelben überhaupt ein Sinn und deshalb 
eine Bedeutung beigelegt werden könne, keinesfalls ein ver⸗ 
pflichtendes Accept, ſondern hödftens ein Aval für den Aus- 
ſteller gefunden werden könne. Dieſer Einwand geht jedoch 
fehl. Abzulehnen iſt zunächſt die Annahme, daß Bekl. eine ſog. 
Wechſelbürgſchaft habe übernehmen, d. h. die Wechſelerklärung 
eines Anderen habe mitunterzeichnen wollen. Der vorliegende 
Wechſel war auf die Bekl. gezogen und trug eine auf ſie 
lautende Adreſſe, als er von ihr mit ihrer Zeichnung der hier 
in Rede ſtehenden Erklärung verſehen wurde. In Anbetracht 
deſſen iſt es ausgeſchloſſen, daß Bekl. für den Ausſteller habe 
avaliren wollen. Denn zu einer ſolchen Auslegung koͤnnte man 
nur gelangen, wenn man anzunehmen hätte, daß Bekl. die ihr 
durch die Adreſſe angeſonnene Annahme abgelehnt und ſtatt 
deſſen die Erklärung des Ausſtellers mitunterzeichnet habe. 
Irgend welche Thatſachen, die es als möglich erſcheinen ließen, 
daß man hieran gedacht habe, find jedoch von der Bekl. nicht 
angeführt und kommen deshalb nicht in Frage, dagegen ſpricht 
überdies der Gebrauch des Wortes „Angenommen“ und der 
Platz, an dem dieſer Vermerk fteht. Ebenſowenig tft die Aus⸗ 
legung berechtigt, daß Bekl. als Avaliſt des Acceptanten ge- 
zeichnet habe. Eine Unterſchrift „per aval“, die wirklich nur 
eine ſogenannte Wechſelbürgſchaft enthalten ſoll, iſt nur ver⸗ 
bindlich, wenn ſich auf dem Wechſel eine, und ſei es auch nur 
der Form nach, genügende Erſtunterſchrift befindet, auf die fie 
ſich beziehen kann (vergl. Bolze, Praxis Bd. 3 Nr. 546, Entſch. 
des R. G. in Civilſachen Bd. 10 S. 1, Bd. 40 S. 58). Hier 
handelte es ſich um einen Wechſel, der auf Bekl. gezogen und 
mit einer Nothadreſſe nicht verſehen war. Als Acceptant kam 
alſo nur Bekl. ſelbſt in Frage. Hätte Bekl. nun gleichwohl 
nur als Avaliſt des Acceptanten gezeichnet, ſo würde ihre 
Unterſchrift nur dann eine Bedeutung erlangt haben, wenn trotz 
des Fehlens einer Nothadreſſe ein Dritter den Wechſel zu ihren 
Ehren acceptirt hätte; bis dahin würde ihre Zeichnung jedoch 
unverbindlich geblieben fein. Daß den Betheiligten die Leiftung 
einer Unterſchrift von ſolcher Bedeutung in den Sinn gekommen 
ſei, iſt ebenfalls nicht behauptet und kann in Ermangelung 
einer derartigen Behauptung bei einem Bankgeſchäft, wie Bekl. 
es iſt, nicht für möglich erachtet werden. Auszugehen iſt deshalb 
davon, daß Bekl. den Wechſel, weil dieſer auf ſie gezogen war, 
acceptirt hat und es ſteht danach nur zur Frage, ob ihr Accept 
wegen des Zuſatzes per aval in ſich widerſprechend ift und 
deshalb für nichtig erachtet werden muß. Dies iſt zu verneinen. 
Das Wort Aval hat keine feſte techniſche Bedeutung in dem 
Sinne, daß ihm dieſe Bedeutung unter allen Umſtänden bei⸗ 
gelegt werden müßte. In erſter Linie wird zwar unter dem 
Aval, der Ableitung dieſes Wortes entſprechend (von firmare 
a valle, Unterzeichnen am Fuße einer Tratte) die Mitunter⸗ 
zeichnung einer fremden Wechſelerklärung verftanden, alſo 
eine Zeichnung, deren Weſen darin beſteht, daß ſie allerdings 
eine gültige Erſtunterſchrift vorausſetzt, bei dem Vorhandenſein 
einer ſolchen jedoch eine ſelbſtſtändige Verpflichtung gleichen 
Inhalts erzeugt und zwar auch dann, wenn der Mitunterzeichner 
ſich nur als Bürge benannt hat (vergl. Entſch. des R. O. H. G. 
Bd. 12 S. 148). In dieſem Sinne wird das Wort auch 
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von der W. O. an den beiden Stellen, an denen es vorkommt, 
in Art. 7 und Art. 81 gebraucht. Das Wort Aval wird 
jedoch nicht nur auf die Mitunterzeichnung einer Wechſel⸗ 
erklärung angewendet, ſondern, weil ſolche vorwiegend zum 
Zwecke der Verbürgung geſchah, in übertragener Bedeutung zur 
Bezeichnung der Bürgſchaft für eine Wechſelſchuld gebraucht 
und zwar in ſo weitem Umfange, daß ſogar die in einer 
beſonderen Urkunde übernommene Bürgſchaft für eine Wechſel⸗ 
ſchuld Aval genannt wird (vergl. Thöl, Wechſelrecht, 4. Auf- 
lage $ 144 Nr. 4, Grünhut Wechſelrecht, Bd. I $ 20 Nr. 3, 
auch Swoboda im Archiv für das Wechſelrecht Bd. 17 S. 24). 
In einem ähnlichen Sinne iſt das Wort auch in dem vor⸗ 
liegenden Falle zu verſtehen. Es ſteht auf einem Wechſel, der 
auf einem von der Bekl. ſelbſt hergeſtellten Formular ge⸗ 
ſchrieben iſt, da diefes die Adreſſe des Bekl. ſelbſt und den Text 
der Annahme⸗Erklärung im Vordruck enthielt, ſo daß durch die 
Unterzeichnung dieſer Erklärung mit der Firma der Bekl. eine 
Unterſchrift geleiſtet wurde, die auf eine andere Unterſchrift 
überhaupt nicht bezogen werden kann. Demzufolge hat die 
Unterſchrift der Bekl. als eine Erſtunterſchrift zu gelten, und 
der Hinzufügung der Worte „per aval“ zu der Annahme kann 
nur der Sinn beigelegt werden, daß Bekl. dadurch zum Ans⸗ 
druck bringen wollte, ſie gebe ihr Accept für eine fremde 
Schuld. Hierdurch aber hat Bekl. nicht ihrem Accept eine 
Einſchränkung im Sinne des Art. 22 Abſ. 2 der W. O. bei⸗ 
gefügt, ſondern ſie hat eine Erklärung abgegeben, die nach 
Art. 21 Abſ. 2 für eine unbeſchränkte Annahme gilt, da in 
dem Zuſatze nicht ausgeſprochen iſt, daß fie überhaupt nicht 
oder nur unter gewiſſen Einſchränkungen annehmen wolle. Nach 
Art. 81 der W. O. hatte Bekl. deshalb die verlangte Zahlung 
zu leiſten. I. C. S. i. S. Rheiniſche Bank o. Stadt Burg a. W. 
vom 16. November 1901, Nr. 234/1901 J. 

III. Das Handelsrecht. 

20. 8 37. 

Nach Art. 27 des H. G. B. alter dafſung, wobei be⸗ 
züglich des Rechts der Fortführung der bereits zur Zeit des 
Inkrafttretens des H. G. B. im Handelsregiſter eingetragenen 
Firmen Art. 22 des E. G. zum H. G. B. in Betracht kommt, 
kann ebenfo wie nach 8 37 Abſ. 2 des H. G. B. auf Unter⸗ 
laſſung der weiteren Führung einer Firma nur derjenige klagen, 
der in ſeinen Rechten verletzt iſt, nicht auch derjenige, der 
bloß in ſeinem Intereſſe verletzt iſt. Die Rechtsverletzung kann 
beſtehen in einer Verletzung des Firmenrechts, des Namenrechts 
und eines jeden ſonſtigen Rechts. Der Kl. beſchwert ſich, obwohl 
feine Firma nach der thatſächlichen Feſtſtellung des B. G. erſt 
ſpäter eingetragen iſt, als diejenige des Bekl., über die Ber- 
letzung ſeines Firmenrechts. Der Zuſatz in einer Firma bildet 
einen Beſtandtheil der Firma und mit dem Hauptbeſtandtheile 
ein zuſammenhängendes Ganze. Ein beſonderer firmen⸗ 
rechtlicher Schutz beſteht für die Zuſätze nicht. Der Firmen⸗ 
ſchutz ift wie nach Art. 20 H. G. B. a. F. fo auch nach 8 30 
H. G. B. n. F. auf den Ort oder die Gemeinde der Nieder⸗ 
lafſung beſchränkt. Vom Standpunkte des Firmenrechts iſt 
Niemand behindert, den Zuſatz zu einer Firma zu wählen, 
den bereits eine in einer anderen Gemeinde beſtehende Firma ge⸗ 
braucht. Gegen etwaigen Mißbrauch gewährt nicht das H. G. B. 
Schutz, ſondern 8 8 des Wettbewerbsgefſetzes und § 14 des 
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Geſetzes zum Schutze der Waarenbezeihnungen. (Siehe Entſch. 
des R. G. Bd. II S. 141 und Bd. XX S. 71. Staub, 
Handelsgeſetzbuch, Aum. 1 und 17 zu § 30 und Anm. 25 zu 
537 H. G. B.) II. C. S. i. S. Hamman o. Murjahn vom 
26. November 1901, Nr. 263/1901 II. | 

21. 8 87. Art. 2262 c. c. Rheiniſcher Rechtefall. 

Die Reviſion mußte für begründet erachtet werden. Das 
O. L. G. hat die Klage auf Unterſagung der Führung der 
Firma „H. Herder“ Seitens des Bekl. ſowie Loͤſchung dieſer 
Firma und Schadenserſatz um deswillen abgewieſen, weil dieſer 
Klageanſpruch, deſſen Begründetheit im Mebrigen gemäß Art. 16 
und 27 des H. G. B. (alter Faſſung) im Allgemeinen anerkannt 
wird, durch Extinktivverjährung erloſchen ſei. Daffelbe 
geht bei diefer Annahme davon aus, daß der Anſpruch des Kl. 
bezw. feines Rechtsvorgängers in der Führung der Firma 
Friedrich Herder Abraham Sohn, auf Unterſagung der von dem 
Bekl. bezw. deren Rechtsvorgängerin geführten Firma H. Herder 
zu klagen, mit der am 1. Mai 1865 geſchehenen Anmeldung 
und Eintragung dieſer, darauf am 10. Juli 1865 auf Grund 
eines Vertrages vom 20. Mai auf den Bekl. übertragenen 
Firma Seitens der Wittwe Clauberg geb. Herder entſtanden 
fei, und, da die Klage erſt am 5. November 1897 angeſtellt 
worden, zu dieſer Zeit der fragliche Anſpruch gemäß Art. 2262 
6. c. durch Verjährung erloſchen geweſen ſei. Dem kann in 
rechtlicher Hinſicht nicht beigetreten werden. Die vorliegende 
Klage iſt eine actio quasi negatoria auf Grund des geſetz⸗ 
lichen Verbietungsrechts des Art. 27 cit. Auch wenn man von 
den Bedenken abfieht, die nach franzöfifchem Recht gegen die 
Extinktivverjährung der actio negatoria überhaupt beſtehen, 
und die für einen allerdings anders gearteten Fall eines ſervi⸗ 
tutariſchen Anſpruchs zu einer Verneinung dieſer Art Ver⸗ 
jährung durch den erkennenden Senat in einem Urtheile vom 
9. Juli 1900, II 127/1900, geführt haben, ſo fann doch 
keinenfalls der von dem O. L. G. angenommene Anfangstermin 
für die eventuelle Verjährung als richtig anerkannt werden. 
Wenn die Anmeldung und Eintragung der nach Annahme des 
O. L. G. gemäß Art. 16 des H. G. B. (alter Faſſung) objektiv 
unberechtigten Firma als Grundlage für eine Acquiſitiv⸗ 
verjährung in Frage käme, würde allerdings der anfängliche 
Zeitpunkt derſelben maßgebend ſein. Um eine ſolche handelt es 
aber nicht und kann es ſich nicht handeln, weil, wie auch das 
O. L. G. ſelbſt zutreffend annimmt, und das R. G. wiederholt 
ausgeſprochen hat (vergl. Entſch. Bd. 25 S. 6 und ZB. 7 
S. 183), das Recht, eine den geſetzlichen. Beſtimmungen nicht 
entſprechende Firma zu führen, durch Erſitzung nicht erworben 
werden kann. Was aber die Extinktivverjährung anlangt, 
ſo hat der fortgeſetzte Gebrauch der unberechtigten Firma für den 
nach Art. 27 Abſ. 1 cit. zum Widerſpruch Berechtigten jederzeit 
die Neuentſtehung des Anſpruchs zur Folge, und danach iſt 
im vorliegenden Falle eine Verjährung nach Art. 2262 cit. 
nicht eingetreten. Der erkennende Senat hat in gleichem Sinne 
in dem vorerwähnten, im Bd. 7 der Entſcheidungen mit⸗ 
getheilten Urtheil vom 10. Februar 1882 erkannt und findet 
keine Veranlaſſung, davon abzugehen. Wie dieſe Fragen nach 
dem B. G. B. 5§§ 194, 198 zu beurtheilen ſein wurden, 
ift für die vorliegende Sache nicht von Bedentung. 
Der Rbekl. hat nun zwar eventuell darzuthun verſucht, daß 
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auch für den Fall die Verjährung nicht eingetreten wäre, die 
Abweiſung der Klage gerechtfertigt und folgeweiſe die Revifion 
unbegründet ſei, weil die Annahme des O. L. G., daß die von 
ihm geführte Firma „H. Herder“ eine nach Art. 16 des 
H. G. B. (alter Faſſung) unberechtigte ſei, als unzutreffend 
ſich erweiſe. Es wurde in dieſer Hinficht darzuthun verſucht, 
daß die Wittwe Clauberg geb. Herder, welche die Firma im 
Jahre 1865 zu der demnächſt erfolgten Eintragung angemeldet 
und bald nachher dem Bekl., ihrem Schwiegerſohn, übertragen 
hat, berechtigt geweſen ſei, ihren Mädchennamen als Familien ⸗ 
namen gemäß Art. 16 für ihre Firma anzunehmen, weil 
nach dem rheiniſch ⸗franzöſiſchen Recht auch für Ehefrauen und 
Wittwen dieſer Name ihr Familienname bleibe. Dem kann 
nicht beigepflichtet werden; vielmehr iſt inſoweit der Annahme 
und den Ausführungen des O. L. G. beizutreten. Wenn auch 
das franzöſiſche Recht eine dispoſitive Beſtimmung in dieſer 
Beziehung nicht enthält, ſo beſteht doch nach dem Verhältniß, 
wie ſich daſſelbe auch nach dieſem Recht durch den mit der 
Verheirathung erfolgenden Eintritt der Frau in die Familie 
des Mannes geſtaltet, kein begründeter Zweifel darüber, daß 
die Ehefrau als Familiennamen den Namen des Mannes 
annimmt, und daran wird auch nichts durch den Tod deſſelben 
geändert. Wenn es zuläffig erſcheinen mag, daß eine Ehefrau 
oder Wittwe eine Firmenbezeichnung annimmt, in welcher neben 
dem Namen ihres Mannes auch ihr Mädchennamen enthalten 
iſt, fo iſt es jedenfalls nach dem Art. 1 6 cit. nicht zuläſſig, 
als Firma den Mädchennamen allein zu führen. Die Hin⸗ 
weiſung der Reviſion auf die vielfach vorkommende Art der 
Benennung der Chefrauen und Wittwen in Notarialakten 
und gerichtlichen Urkunden — zunächſt der Mädchenname 
und dann die Bezeichnung als Ehefrau beziehungsweiſe 
Wittwe — im Gebiete des rheiniſchen Rechts iſt für 
die vorliegende Frage ohne Bedeutung. Andererſeits erſcheint 
es aber auch nicht angängig, dem Antrage der Revifion 
entſprechend auf die Berufung des Kl. dem Klageantrag 
gemäß zu erkennen, vielmehr mußte nach Lage der Sache 
die Zurückverweiſung an das B. G. erfolgen. Zunächſt kommt 
in dieſer Hinſicht in Frage, ob, nachdem das O. L. G. im Ein- 
gang ſeiner Gründe die Verwechſelungsfähigkeit der 
Firma des Kl. mit derjenigen des Bekl. (Art. 20 des H. G. B. 
falter Faſſung]) verneint hat, der Kl. doch mit genügender 
Begründung gemäß Art. 27 als durch den unbefugten Gebrauch 
der Firma Seitens des Bekl. in ſeinen Rechten verletzt 
erachtet worden tft. Eine Verletzung des Namens- oder 
Firmenrechts des Kl. ſteht nicht in Frage, und der Nachweis 
eines anderen Vermögensrechts des Kl. iſt den bezüglichen 
Ausführungen des O. L. G. nicht zu entnehmen. Die bloße 
Verletzung von Intereſſen würde nach Art. 27 nicht als 
genügend erachtet werden können. Dagegen würde in Frage 
kommen, ob und inwieweit insbeſondere hinſichtlich des Schadens⸗ 
erſatzanſpruchs der Geſichtspunkt der unerlaubten Handlung 
gemäß Art. 1382 C. c. nach Lage der Verhältniſſe zutreffen 
koͤnnte. II. C. S. i. S. Weyersberg c. Morsbach vom 3. De- 
zember 1901, Nr. 254/1901 I. 

22. 8 377. 

Die Reviſion konnte keinen Erfolg haben. Das B. G. 
erachtet den gegenüber der Erfüllungsklage des Kl. zur Auf⸗ 
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rechnung geſtellten, auf mangelhafte Erfüllung gegründeten 
Schadenserſatzanſpruch der Bekl. in erfter Linie deshalb füt 
unbegründet, weil die Bekl. durch Poſtkarte vom 3. April 1897 
die Waare genehmigt habe und die Anfechtung dieſer Erklärung 
wegen weſentlichen Irrthums nicht begründet ſei. Dieſen 
Entſcheidungsgründen liegt eine Geſetzesverletzung nicht zu 
Grunde. Das B. G. folgt zunächſt nur der Praxis des R. G. 
(vergl. Entſch. Bd. 25 S. 27), wenn es erwägt, daß die jtill- 
ſchweigende Genehmigung der Waare, welche Art. 347 H. G. B. 
bei unterlaſſener rechtzeitiger Mängelrüge eintreten läßt, den 
Verkäufer, wenn nicht der Fall des Betrugs (Art. 3 50) vor⸗ 
liegt, auch des Rechts beraubt, auf die nicht gerügten, bei 
ordnungsmäßiger Unterſuchung erkennbaren Mängel einen An⸗ 
ſpruch auf Schadenserſatz zu gründen, und weiter iſt dem 
B. G. darin beizutreten, daß dieſelbe Wirkung auch einer aus⸗ 
drücklichen Genehmigung beigelegt werden muß. Daß nun die 
Poſtkarte vom 3. April 1897 eine ſolche Genehmigung des 
gekauften Samens gerade auch bezüglich des vorher gerügten 
und erkannten Mangels nicht gleichmäßiger Keimfähigkeit enthält, 
iſt auf Grund des unzweideutigen Wortlauts der Poſtkarte und 
der früheren Rügen vom 13. und 19. März bedenkenfrei 
feſtgeſtellt. Die Anfechtung dieſer Erklärung wegen weſentlichen 
Irrthums verwirft das B. G. mit Recht auf Grund der 
Erwägung, daß es ſich nur um einen Irrthum im Beweggrunde 
handele, der, wenn nicht durch Betrug veranlaßt, die Wirkſam⸗ 
keit der Erklärung nicht beeinträchtige. Dasjenige, worüber fi 
die Bekl. bei Abgabe der Genehmigungserklärung angeblich im 
Irrthum befand, betrifft in der That nicht den Gegenſtand 
derſelben, nämlich die Erklärung, daß die geſammte Waare als 
vertragsmäßige anerkannt und behalten werden ſolle, ſondern 
lediglich den Beweggrund, welcher darin beſtand, daß die Bekl. 
hoffte, es werde, obwohl ſie nicht aus allen Säcken Proben zur 
Unterſuchung der Keimfähigkeit entnommen hatte, fi doch der 
geſammte Samen als keimfähig erweiſen. VII. C. S. i. S. 
Bielauer Zucker- und Oelfabriken e. Roͤſemann vom 
3. Dezember 1901, Nr. 303/1901 VII. 

23. 5 346. 

Zwar geht der Angriff der Reviſion dahin, das B. U. 
verletze den 8 284 des B. G. B., indem es eine Verwirkung 
der Vertragsſtrafe annehme, ohne daß eine Mahnung des 
Schuldners durch den Gläubiger, die nach dieſer Vorſchrift die 
Vo rausſetzung für den Verzug des Schuldners bilde, durch 
deſſen Eintritt allein nach § 339 des B. G. B. die Strafe 
verwirkt werde, feſtgeſtellt worden ſei. Allein dieſer Angriff 
geht fehl. Allerdings kommt nach § 284 der Schuldner der 
Regel nach erſt durch eine nach dem Eintritte der Fälligkeit 
erfolgte Mahnung des Gläubigers in Verzug. Zur Zeit der 
Geltung des früheren Rechtes hat jedoch das R. G. in den 
Entſch. Bd. 4 S. 69 und Bd. 7 S. 44 ausgeſprochen, daß nach 
der im kaufmänniſchen Verkehre herrſchenden Auffaſſung, die in 
Handelsſachen nach Art. 279 des früheren H. G. B. maßgebend 
ſein müſſe, und die auch die Natur der Sache für ſich habe, 
einer von dem Verkäufer vor Eintritt der Fälligkeit ſeiner Ver⸗ 
bindlichkeit zur Lieferung der Waaren abgegebenen beſtimmten 
Erklärung, er erachte ſich an den Vertrag nicht gebunden und 
werde nicht liefern, nur die Bedeutung beigelegt werden könne, 
daß fie die Inverzugſetzung, die ſonſt nach den Art. 355 und 
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356 des früheren H. G. B. die Vorausſetzung für die Geltend⸗ 
machung der dort dem Käufer beigelegten Rechte bilde, über- 
flüffig mache. Es iſt insbeſondere in der zweiterwähnten Ent⸗ 
ſcheidung ausgeführt, daß der Vertragstheil, der eine ſolche 
Erklärung abgebe, unter Verzicht auf jede weitere Mahnung 
von Seiten des anderen ſich den geſetzlichen Folgen unterwerfe, 
die einträten, wenn er gleichwohl zur Erfüllung verpflichtet ſein 
ſollte. Der in jenen Entſcheidungen ausgeſprochene Satz 
beanſprucht aber nach dem ihm zu Grunde liegenden Gedanken 
eine über die Fälle der Art. 355 und 356 des früheren 
H. G. B. hinausgehende allgemeine Geltung. Insbeſondere 
muß er auch unter Herrſchaft des neuen H. G. B., gemäß 
deſſen dem Art. 279 des früheren entſprechenden § 346 zur 
Anwendung dahin kommen, daß, wenn ein Schuldner vor Ein- 
tritt der Fälligkeit beſtimmt erklärt, nicht erfüllen zu wollen, 
dies den Gläubiger jeder weiteren Thätigkeit, um jenen in 
Verzug zu ſetzen, überhebt, daß vielmehr der Schuldner ſich 
hierdurch ſelbſt in Verzug ſetzt. III. C. S. i. S. Langmeier 
c. Ehrlich vom 26. November 1901, Nr. 287/1901 III. 

24. 8 408. 

Der B. R. nimmt in Uebereinſtimmung mit dem I. R. 
und mit Recht an, daß der Bekl. nach der Nr. 4 des Vertrages 
nicht als Frachtführer, ſondern nur als Spediteur haftet. Nach 
Art. 380 des zur Anwendung kommenden Allgem. Deutſch. 
H. G. B. hat der Spediteur wie nach 8 408 des neuen H. G. B. 
die Verſendung mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns 
auszuführen, und haftet für jeden Schaden, der aus der Ver⸗ 
nachläſfigung dieſer Sorgfalt entfteht. Dem B. R. iſt durchaus 
darin beizutreten, daß der Bekl. dieſe Sorgfalt außer Acht ge⸗ 
laſſen hat. Nach Art. 392, 414, 645 a. a. O. (85 426, 
445, 643 des H. G. B. vom 10. Mai 1897) ſollen Fracht⸗ 
brief, Ladeſchein und Konnoffement unter Anderem die Be⸗ 
zeichnung der Güter, ihrer Menge und Merkzeichen enthalten. 
Der Abſender hat ein Recht darauf, von dem Schiffer die Auf⸗ 
nahme der Merkzeichen in das Konnoſſement zu fordern. Die 
Aufnahme des Merkzeichens dient als Schutzmittel gegen Ver⸗ 
wechslung des Guts bei der Auslieferung. Hat der Spediteur 
als Abſender das Recht, die Aufnahme der Merkzeichen zu 
fordern, ſo hat er auch namentlich hier, wo er die Gerſte loſe 
empfangen und einzuſacken hatte, als ordentlicher Kaufmann 
dafür zu ſorgen, daß dies geſchieht, und er macht ſich ver⸗ 
antwortlich, wenn er dies unterläßt. Beſondere Umſtände konnen 
vorliegen, die ihn von dieſer Pflicht entbinden, weil ſie die Gefahr 
der Verwechſelung ausſchließen, z. B. wenn Getreide in Säcken 
zuſammen mit Eiſen verladen wird. Aber hier lud der Dampfer 
außer den 300 Sack für die Kl. noch 1 300 Sack Gerſte ohne 
Merkzeichen mit anderem Beſtimmungsort, was dem Bekl. 
bekannt fein konnte und mußte. Die geſetzlich vorgeſehene 
Vorſichtsmaßregel gegen Verwechslung war deshalb recht geboten. 
Die 300 Sack Gerſte der Kl. trugen unſtreitig ein Merkzeichen, 
das in das Konnoffement nicht aufgenommen iſt. Daß dies 
Merkzeichen das Sackzeichen des Lieferanten der Säcke war, 
nimmt ihm nicht den Charakter und die Bedeutung des Merk⸗ 
zeichens; es konnte ſehr wohl als ein Unterſcheidungszeichen der 
300 Sack von den mitverladenen 1300 Sack dienen. Iſt es 
verkehrs üblich, ſolchen Eigenthumszeichen noch andere Zeichen 
wie Nummern oder Figuren hinzuzufügen, ſo war es Sache des 
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Bekl. dafür zu ſorgen. Die Berufung des Bekl. darauf, daß 
im Verkehr der Spediteur ſich um die Merkzeichen oder ſolche 
Merkzeichen nicht kümmere, hat das O. L. G. mit Recht zurück⸗ 
gewieſen. Dem B. R. fällt auch ein Verſtoß gegen das Geſetz 
zur Laſt, wenn er aus der Sachlage folgert, daß die thatſächlich 
vorgekommene Verwechslung und der dadurch zweifellos ent- 
ſtandene Schade auf das Fehlen der Merkzeichen im Kon⸗ 
nofjement zurückzuführen iſt. Soll das Merkzeichen im Kon⸗ 
noſſement gegen Verwechslung ſchützen, fehlt das Merkzeichen im 
Konnoſſement, wird das Gut verwechſelt, ſo ſpricht prima facie 
Alles dafür, daß das Gut nicht verwechſelt wäre, wenn das 
Merkzeichen nicht gefehlt hätte. Das ſtellt der B. R. thatſächlich 
feft. Wollte der Bekl. dieſen gerechtfertigten Schluß beſeitigen, 
ſo hatte er die Thatſachen zu behaupten und zu beweiſen, aus 
denen folgen ſoll, daß das Fehlen der Merkzeichen die Ver⸗ 
wechslung bei der Leichterung nicht herbeigeführt hat, daß viel- 
mehr ein von dem Mangel im Konnoſſement unabhängiges 
Verſchulden des Schiffers oder ſeiner Leute vorliegt, für das der 
Bekl. als Spediteur nicht aufzukommen hätte. Daran hat der 
Bekl. es fehlen laſſen. I. C. S. i. S. Großmann o. Witſchel 
vom 9. November 1901, Nr. 199/1901 J. 

25. Verficherung; Mitgliedſchaft. 

Die Revifion bekämpft die Annahme des B. R., daß der 
Verficherungsvertrag erſt im Juni 1900 zu Stande gekommen und 
daß daher für die Beurtheilung des Rechtsſtreits das neue Recht 
maßgebend ſei und führt unter Hinweiſung auf den § 17 der 
Verſicherungsbedingungen der klagenden Geſellſchaft aus, daß das 
Verſicherungsverhaltniß der Parteien bereits durch die ſchriftliche 
Erklärung des Bekl. vom 9. September 1899, daß er der Ge⸗ 
ſellſchaft als Mitglied beitrete, begründet worden ſei. Die 
Reviſion iſt unbegründet. Die Kl. iſt eine Verficherungs⸗ 
geſellſchaft auf Gegenſeitigkeit. Wenn der Bekl. auch bereits im 
Jahre 1899 erklart hat, der Geſellſchaft als Mitglied beitreten zu 
wollen, jo kam das Vertragsverhältniß der Parteien doch erſt im 
Juni 1900 zu Stande, als der Bekl. bei der klagenden Geſellſchaft 
Berfiherung nahm. Es iſt möglich, daß Jemand zu einer 
Verficherungsgeſellſchaft auf Gegenſeitigkeit in einem Verfiche 
rungsverhältniſſe ſteht, ohne Mitglied zu fein, aber es Hit nicht 
moglich, daß er Mitglied der Geſellſchaft iſt, ohne in einem 
Verficherungsverhältniſſe zu ihr zu ſtehen; die Mitgliedſchaft hat 
das Verſicherungsverhältniß zur nothwendigen Vorausſetzung. 
Vergl. Ehrenberg, Verficherungsrecht I. Thl. S. 103. Der von 
dem Bekl. in Bezug genommene § 17 der Verſicherungsbedingungen 
der klagenden Geſellſchaft, welcher beſtimmt: „Die Verficherung 
beginnt am nächſtfolgenden Tage, Mittags 12 Uhr, nachdem der 
gemäß dieſen Verſicherungs bedingungen geſtellte Verſicherungsantrag 
(Fruchtdeklaration) oder eine Beitrittserklärung in der von der 
Direktion hierfür beſtimmten Form bei der zuſtändigen Sub⸗ 
direktion bezw. Generalagentur eingegangen iſt und zwar im 
letzteren Falle nach Inhalt der betr. Beitrittserklärung“ iſt für 
die hier zu entſcheidende Frage ohne Bedeutung. Derſelbe hat 
zur Vorausſetzung, daß ein Verficherungsvertrag zu Stande kommt 
und ſetzt für dieſen Fall den Zeitpunkt feſt, von welchem ab die 
Verficherung beginnt. Auf die Beitrittserklärung vom 9. Sep- 
tember 1899 kann ſich der Bekl. aber auch ſchon aus dem vom 
B. R. angegebenen Grunde, daß nämlich eine Annahme der⸗ 
ſelben von Seiten der Kl. nicht erklärt ſel, nicht berufen. 
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VII. C. S. i. S. v. d. Planitz c. Patria vom 12. No⸗ 
vember 1901, Nr. 365 / 1901 VII. 

IV. Sonſtige Reichsgeſetze. 

Zur Gewerbeordnung. 

26. § 133 b. 

Nach § 133 b der Gewerbeordnung in der Faſſung des 
Geſetzes vom 1. Juni 1891, welches die Rechtsverhältniſſe der 
von Gewerbeunternehmern angenommenen Betriebsbeamten, 
Werkmeiſter und Techniker einer beſonderen reichsgeſetzlichen 
Regelung unterworfen hat, kann jeder der beiden Theile „vor 
Ablauf der vertragsmäßigen Zelt und ohne Innehaltung einer 
Kündigungsfriſt die Aufhebung des Dienſtverhältniſſes verlangen, 
wenn ein wichtiger, nach den Umſtänden des Falles die Auf⸗ 
hebung rechtfertigender Grund vorliegt“. „Insbeſondere“ kann 
nach § 133 c den Betriebsbeamten, Werkmeiſtern und Technikern, 
gegenüber die Aufhebung unter Anderem dann „verlangt 
werden“, „wenn ſie ſich Thätlichkeiten oder Ehrverletzungen 
gegen den Arbeitgeber oder ſeinen Vertreter zu Schulden kommen 
laſſen“. Während demnach im Allgemeinen die Entſcheidung 
der Frage, ob eine beſtimmte Thatſache einen wichtigen Grund 
bildet, der nach den Amſtänden des Falles die Aufhebung des 
Dienſtverhältniſſes rechtfertigt, im Streitfalle von dem Er- 
meſſen des Gerichts abhängig gemacht iſt, iſt in den Fällen 
des 8 133 dieſem Ermeſſen kein Spielraum gewährt, das 
Gericht vielmehr verpflichtet, die hier vorgeſehenen Thatbeſtände 
unbedingt als wichtige, die Aufhebung des Dienſtverhältniſſes 
rechtfertigende Gründe zu behandeln. Dabei muß davon aus⸗ 
gegangen werden, daß, entſprechend der Faſſung einerſeits des 
Art. 64 des früheren H. G. B., im engen Anſchluſſe an deſſen 
Beſtimmungen über die Verhältniſſe der Handlungsgehülfen der 
Abſchnitt der Gewerbeordnung über die Verhältniſſe der Betriebs⸗ 
beamten, Werkmeiſter und Techniker ausgeſprochenermaßen her⸗ 
geſtellt iſt, und andererſeits des § 72 Ziffer 4 des neuen 
H. G. B., bei deſſen Abfaſſung wiederum die entſprechenden 
Vorſchriften der Gewerbeordnung berückſichtigt find (vergl. 
Denkſchrift zu dem Entwurfe des neuen H. G. B., amtliche 
Ausgabe S. 63), unter „Ehrverletzungen“ ſchlechthin, von 
denen der § 133% Ziffer 5 der Gewerbeordnung ſpricht, doch 
nur erhebliche Ehrverletzungen zu verſtehen find. Dieſer Lage 
der Geſetzgebung gegenüber kann es allerdings Bedenken erregen, 
wenn das B. G. nach Feſtſtellung der von dem Kl. in Bezug 
auf den Generaldirektor K. gethanen ehrverletzenden Aeußerungen 
und nach Würdigung ihres Inhalts und der Umſtände, unter 
denen ſie erfolgt ſind, ausführt, daß danach die Aeußerungen 
nicht als fo ſchwer wiegende Ehrverletzungen erſchienen, daß 
durch ſie die ſofortige Entlaſſung des Kl. gerechtfertigt würde. 
Die Faſſung dieſes Satzes koͤnnte zu der Meinung führen, das 
B. G. habe ſich auch bei Feſtſtellung einer erheblichen von 
dem Kl. in Bezug auf den Vorſtand der beklagten Aktien⸗ 
geſellſchaft K. begangenen Ehrverletzung für befugt erachtet, nach 
ſeinem Ermeſſen zu beurtheilen, ob in den für erwieſen erachteten 
erheblichen Ehrverletzungen ein wichtiger, nach den Umſtänden des 
Falles die Aufhebung des Dienſtverhältniſſes rechtfertigender 
Grund enthalten ſei. Dann würde jene Darlegung die 
88 133b und 133 der Gewerbeordnung verletzen. Allein fie 
braucht nicht nothwendig in dieſem Sinne verſtanden zu werden. 
Vielmehr läßt die Fafſung auch der Annahme Raum, daß das 
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B. G. lediglich die Erheblichkeit der Chrverletzungen hat in 
Abrede ftellen wollen. Sd aufgefaßt, befindet ſich die Aus⸗ 
führung im Einklange mit den geſetzlichen Beſtimmungen und 
die Nachprüfung der Entſcheidung über die Erheblichkeit der 
Chrverletzungen iſt, weil dieſe dem Gebiete der Würdigung der 
feſtgeſtellten Thatſachen angehört, dem Reviſionsgerichte entzogen. 
Von einem erſichtlichen Rechtsirrthume iſt ſie nicht beherrſcht. 
III. C. S. i. S. Weſtphäliſche Stahlwerke c. de Fontaine vom 
19. November 1901, Nr. N III. 

27. 5 152. 

Es hat dem Inſtanzgerichte nicht beigetreten 1 
koͤnnen, weil die Berufung der Bekl. auf den § 152 der Ge⸗ 
werbeordnung durchgreift und zur Abweiſung der Klage führt. 
Der Wechſel iſt von der Bekl. auf Grund der 88 10 und 11 
des Statuts zur Sicherheit der von ihr nach dem Statut 
übernommenen Verpflichtungen und der wegen Verletzung der⸗ 
ſelben verwirkten Strafe gegeben. Geltend gemacht wird er, 
weil die Bekl. unter Verletzung der ihr durch den § 14 des 
Statuts auferlegten Verpflichtung am 17. und 31. Juli 1900 
mit dem Poſtfiskus Bauverträge abgeſchloſſen hat, in welche 
die im § 14 vorgeſchriebene Streikklauſel nicht aufgenommen 
iſt. Unſtreitig hat die Bekl. am 14. Juli 1900 ihren Austritt 
aus dem Verein erklärt. War ſie dazu berechtigt und damit 
aus dem Verein ausgeſchieden, ſo band ſie bei Abſchluß der 
Verträge der §8 14 der Statuten nicht mehr und fie hat die 
Strafe, die durch die Wechſelklage beigetrieben werden ſoll, 
nicht verwirkt. Nach dem § 3 des Statuts konnte die Bekl. 
erſt zum 31. März 1901 austreten. Aber dieſe Beſtimmung 
des Statuts iſt nach 8 152 Abſ. 2 der Gewerbeordnung ohne 


rechtliche Wirkung. Der $ 152 der Gewerbeordnung läßt in 


Abſ. 1 Vereinigungen der Gewerbetreibenden zum Behufe der 
Erlangung günſtiger Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen ins⸗ 


beſondere mittelſt Entlaſſung der Arbeiter zu, indem 


er die dagegen gerichteten Verbote und Strafbeſtimmungen auf⸗ 
hebt. Aber nach Abſ. 2 begründen ſolche Vereinigungen weder 
ein klagbares noch ein natürliches Schuldverhältniß. Jedem 
Theilnehmer ſteht jederzeit der Rücktritt frei. Klage oder Ein⸗ 
rede findet aus der Vereinigung nicht ſtatt, und nach § 344 
des B. G. B. iſt deshalb auch jede für den Fall der Nicht⸗ 
erfüllung der durch den Beitritt zu ſolcher Vereinigung über- 
nommenen Verbindlichkeiten getroffene Vereinbarung einer 
Strafe unwirkſam. Daß der Verband der Baugeſchäfte, dem 
die Bekl. beigetreten iſt und für den die Klage erhoben iſt, zu 
den Vereinigungen der im § 152 der Gewerbeordnung be⸗ 
zeichneten Art gehört, unterliegt keinerlei Zweifel. Der 8 1 
des Statuts bezeichnet als Aufgabe des Vereins neben der 


Förderung der gemeinſamen gewerblichen Intereſſen der Mit⸗ 


glieder ihre Unterſtützung als Arbeitgeber bei Feſtſetzung der 


Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen mit den Arbeitnehmern, die 


Prüfung und Anerkennung berechtigter Forderungen der Arbeit- 
nehmer und die wirkſame Abwehr unberechtigter Forderungen. 
Als Mittel zur Erreichung dieſer Zwecke beſtimmt der 8 12 
der Statuten die Bildung eines Garantiefonds, die Verpflichtung 
der Mitglieder, zu demſelben beizutragen, um unberechtigte 
Forderungen der Arbeitnehmer auf Lohnerhöhungen, Arbeits- 
einſtellungen, Sperren, Verrufserklärungen und ähnliche Gewalt⸗ 
maßregeln abzuwehren. Nach 5 13 des Statuts kann bie 
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Generalverſammlung der Mitglieder anordnen, daß alle oder 
einzelne Arbeitnehmer auf den Bauten der Mitglieder für 
beſtimmte oder unbeſtimmte Zeit auszuſchließen find, und nach 
den 88 3 und 11 des Statuts find die Mitglieder verpflichtet, 
folder Anordnung nachzukommen bei Vermeidung der Ber- 
wirkung der im $ 11 feſtgeſetzten Vertragsſtrafe und des 
Ausſchluſſes. Bei gleicher Strafe verpflichtet der § 14 die 
Mitglieder zur Aufnahme der wortlich vorgeſchriebenen Streik⸗ 
klauſel in alle ihre Bauverträge. Dieſe Beſtimmungen 
charakteriſtren den Verband als einen Schutz⸗ und Kampfverein 
gegen die Arbeitnehmer im Sinne des $ 152 der Gewerbe⸗ 
ordnung. Völlig klar ift dies angefichts des 8 13 des Statuts. 
Die Mitglieder ſollen verpflichtet ſein, auf Beſchluß der 
Generalverſammlung alle Arbeiter oder einzelne Kategorien ihrer 
Arbeiter auf den Bauplätzen zu entlaſſen. Bezwecken kann das 


nur, und nach der täglichen Erfahrung bezweckt ſolche Maßregel, 


auf die Arbeiter einen Druck dahin auszuüben, daß ſie ſich der 
Noth gehorchend den von den Arbeitgebern aufgeſtellten Lohn⸗ 
und Arbeitsbedingungen fügen, oder von den ihrerſeits geſtellten 
Forderungen Abſtand nehmen. In beiden Fällen handelt es fich 
um Erlangung günſtiger Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen für 
die Arbeitgeber. Denn günſtig find im Sinne des § 152 der 
Gewerbeordnung für den Arbeitgeber ſtets die Arbeitsbedingungen, 
die der Arbeitgeber verlangt und gewähren will und ohne die 
Entlaffung der Arbeiter nicht erlangen kann, mag es ſich dabei 
um die Erlangung beſſerer oder die Aufrechterhaltung beſtehender 
Arbeitsbedingungen haudeln, au deren Stelle die Arbeitnehmer 
andere ſetzen wollen. Auf eine Unterſuchung, ob die konkreten 
Bedingungen objektiv in dem Sinne günſtig, daß ſie dem 
Arbeitgeber materiellen Gewinn bringen, kann es nicht an⸗ 
kommen. Der § 13 des Statuts zeigt zugleich, daß der 
Geſetzgeber mit gutem Grunde abgelehnt hat, Vereinigungen 
ſolcher Art das Zwangsmittel der Klage und der Vertrags ſtrafe 
zu gewähren. Denn nach dem § 13 würde ein Mitglied des 
Vereins zur Entlaſſung feiner Arbeiter zweifellos auch dann 
verpflichtet ſein, wenn dieſelben ſich den Bedingungen der 
Arbeitgeber zu fügen oder von denen der Arbeitnehmer abzuſehen 
willens, der Verband aber die Entlaſſung aller, auch der 
willigen Arbeiter anordnet, um einen ftärkeren Druck auf die 
wicht gefügigen Arbeiter auszuüben. Solchen und anderen 
anſtößigen Konſequenzen hat der Abſ. 2 des § 152 entgegen ⸗ 
treten wollen. Auch die Beſtimmung im 8 14 des Statuts 
dient mittelbar dem Zweck der Abwehr von Streiks und ihres 
Einfluſſes auf die Arbeitsbedingungen und Lohnſätze und damit 
dem im 5 152 der Gewerbeordnung hervorgehobenen Zweck. 
Eines näheren Eingehens hierauf bedarf es nicht, weil die Be⸗ 
ſtimmung im 8 13 des Statuts genügt, um den Austritt der 
Bekl. aus dem Verbande nach § 152 Abſ. 2 der Gewerbe⸗ 
ordnung als gerechtfertigt erſcheinen zu laſſen. Von gleichen 
Grundsätzen iſt das R. G. bereits in feinem Urtheil vom 
22. Februar 1899 in Sachen der Bäckerinnung zu Hamburg 
wider den Bäckermeiſter Brandt daſelbſt I. 32/1899 ausgegangen. 
In dieſem Falle hatten ſich eine Anzahl Bäckermeiſter für den 
Fall eines Streiks der Geſellen und Gehülfen im Bäckerei⸗ 
betriebe bei Strafe gegenfeitig verpflichtet, Brodhändlern, 
Brodträgern, Wirthen oder Kutſchern unter gewiſſen Voraus- 
ſetzungen keine Backwaaren zu liefern. Es wurde die feſtgeſetzte 
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Dertragsftrafe gegen einen Bäckermeiſter eingeklagt, der der 
übernommenen Verpflichtung zuwider Backwaaren au die Ab⸗ 
nehmer geſperrter Bäcker geliefert haben ſollte. Das R. G. hat 
mit dem O. L. G. Hamburg angenommen, daß die Vereinbarung 
zu den nach § 152 Abſ. 2 der Gewerbeordnung unklagbaren 
Verabredungen gehöre, weil fie mittelbar durch die Einwirkung 
auf den Brodhändler die Abwehr der Forderungen . bet 
Streikenden und damit die Erlangung güunſtiger Arbeits⸗ 
bedingungen bezweckt habe. I. C. S. i. S. en 
o. Döbler vom 27. November 1901, Nr. 249/1901. J. 

Zum e 

28. 8 1 8 - ne 

Das B. G. geht mit Recht ee aus, 1 das Dem 
ſchulden, von dem im § 1 des Haftpflichtgeſetzes die Rede tft, 
gleichbedeutend ift mit Fahrläffigkeit, deren Begriff im 5.276 
des B. G. B. beſtimmt iſt. Darum hat es geprüft, ob. der Kl. 
bei ſeinem Thun die im Verkehr erforderliche Sorgfalt außer 
Acht gelaſſen habe. Zunächſt wird feſtgeſtellt, es ſei nicht 
bewieſen, daß der Kl. unterlaſſen habe, ſich vor dem Ueber⸗ 
ſchreiten des Gleiſes gehörig umzuſehen. Der Zuſammerhang 
ergiebt, daß damit das erſte der beiden, neben einander liegenden 
Gleiſe der Straßenbahn gemeint iſt, auf dent der vom Nollen 
dorfplatz kommende Wagen fuhr. Bei feinem Ueberſchreiten hat 
der Kl., wie der B. R. annimmt, noch nicht wuhrgenommet, 
daß auf dem anderen Gleiſe ein in entgegengeſetzter Richtung. 
fahrender Wagen herankam. Darum Hi nicht ein Widerſpruch 
zwiſchen dieſer Annahme und den anderen Feſtſtellungen des 
B. U. Nun iſt weiter feſtgeſtellt, daß der Kl., als er nach dem 
Ueberſchreiten des erſten Gleiſes den zweiten Wagen bemerkte, 
eine kurze Zeit unentſchloſſen hin⸗ und hergetrippelt iſt und. ſich 
dann erſt zum Ueberſchreiten des zweiten Gleiſes entſchloſſen hat. 
Das B. G. nennt dies Verhalten des Kl. ſachwidrig, findet aber 
darin nicht ein Verſchulden, weil feine Rathlofigkeit eine Folge 
der hoͤchſten Beſtürzung im Angenblicke der hoͤchſten Gefahr ge 
weſen ſei. Dieſe Ausführung iſt rechtlich unbedenklich. Auch 
die Reviſion beanſtandet nicht den ihr zu Grunde liegenden Satz, 
daß drohende, erhebliche Gefahr den Mangel an beſonnenet 
Ueberlegung entſchuldigen und trotz ſachwidrigen Handelns die 
Sahrläffigkeit ausſchließen kann. Die Anwendung dieſes Satzes 
auf den vorliegenden Fall beruht auf Erwägungen, die ebenfälls 
einen Rechtsirrthum: nicht erkennen laſſen. Es tft anzuerkennen, 
daß es nicht als Fahrläffigkeit erſcheint, wenn in dem Gewirre 
und in den Gefahren des großſtädtiſchen Verkehrs der Kl. an⸗ 
geſichts der Gefährdung durch den ſchnell herankommenden zweiten 
Wagen bei feiner nothwendig raſchen Entſchließung eine un⸗ 
zweckmäßige Wahl zwiſchen den mehreren, ihm offen ſtehenden 
Möglichkeiten traf. Hiernach iſt die Berufung der Bekl. auß 
das eigene Verſchulden des Kl. mit Recht zurückgewieſen. Die 
Rel. hat nun geltend gemacht, daß, wenn der Unfall durch die 
Beſtürzung und die Rathlofigkeit des Kl. verurſacht worden ſei, 
höhere Gewalt vorliege, und fie rügt es als einen Mangel des 
angefochtenen Urtheils, daß darin die Annahme, es liege höhere 
Gewalt nicht vor, ohne Begründung gelaſſen ſel. Der Angriff 
konnte jedoch keinen Erfolg haben. Das B. G. nimmt an, daß 
bei dem von ihm feſtgeſtellten Verlauf des Vorgangs die Be⸗ 
ſtürzung des Kl. nicht als hohere Gewalt zu gelten habe, und 
darin Hit ihm beizutreten. Die früheren Urtheile des R. G., die 
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die Reviſion für ſich anführen zu können meint (Juriſtiſche 
Wochenſchrift 1899 S. 542 Nr. 36 und 37, vergl. auch ebenda 

1901 S. 164 Nr. 19), ſtehen ihr nicht zur Seite. Sie betreffen 
Fälle, wo der Unfall nicht eine Folge der dem Betriebe eigen⸗ 
thümlichen Gefahr geweſen ift, ſondern einer ganz außerhalb des 
Betriebes ſtehenden Urſache entſprungen war. Im vorliegenden 
Falle ift dagegen angenommen, daß die Beſtürzung des Kl. durch 
die Gefahr hervorgerufen ift, welche das ſchnelle Heranfahren der 
Straßenbahnwagen inmitten des ſtarken Verkehrs für den zwiſchen 
den Gleiſen ſtehenden Kl. mit ſich brachte. Hiernach ift der 
Unfall die unmittelbare Folge der dem Straßenbahnbetriebe 
eigenthümlichen, in einer verkehrsreichen Stadt mit ihm noth⸗ 
wendig verbundenen Gefahr geweſen, und wenn das B. G. damit 
die Anwendbarkeit des Begriffs der höheren Gewalt als aus⸗ 
geſchloſſen angeſehen hat, befindet es ſich in Uebereinſtimmung 
mit der Rechtſprechung des R. G. (vergl. Entſch. Bd. 44 S. 27). 
VI. C. S. i. S. Weftliche Berliner Vorortbahn c. Herrmann 
vom 14. November 1901, Nr. 256/1901 VI. | 

Zu den Geſetzen über Urheberrecht. 
29. Geſetz vom 11. Januar 1876 8 7. 

Das Geſetz vom 11. Januar 1876 knüpft den Urheberſchutz 
von gewerblichen Muſtern und Modellen an die Vorausſetzung, 
daß es ſich um neue und eigenthümliche Erzeugniſſe handelt. 
Was hierunter zu verſtehen iſt, ift in einer großen Anzahl von 
Reichsgerichtsentſcheidungen übereinſtimmend dargelegt (ſ. z. B. 
Entſch. Bd. 14 S. 58, Bd. 40 S. 105, Bd. 45 S. 60). Er- 
fordert wird eine Formbildung, welche den Yormenfinu des 
Anſchauenden in einer eigenthümlichen, von der Wirkung früher 
bekannter Verbindung von Formelementen verſchiedenen Weiſe 
berührt und ſich dadurch als das Ergebniß einer originalen 
formenſchoͤpferiſchen Kraft darſtellt. Dieſe Begriffsbeſtim⸗ 
mung trifft auf die klägeriſche Wandtaſche, abgeſehen allenfalls 
von dem auf der Vorderſeite angebrachten Blumenarrangement 
in keiner Weiſe zu, da ſie zugeſtandenermaßen im Uebrigen, 
ſoweit eine äſthetiſche Wirkung angeſtrebt und erzielt wird, eine 
Nachbildung der Hulbe'ſchen Ledertaſche iſt. Der Gedanke, dieſe 
Taſche in geprägter Pappe nachzubilden, war kein formen⸗ 
ſchöpferiſcher Erfindungsgedanke, ſondern gehörte ausſchließlich 
dem techniſchen Gebiete an. Wären dabei beſondere tech niſche 
Schwierigkeiten zu überwinden geweſen — was aber nicht der 
Fall iſt, da die Nachahmung von gebunztem Leder und von 
hoͤlzernen Rahmen in geprägter Pappe, wie feſtgeſtellt, längſt 
bekannt war und die Wiedergabe von Ledergeflecht in demſelben 
Materiale ſich rein handwerksmäßig von ſelbſt ergiebt —, ſo 
hätte vielleicht ein Patent- oder Gebrauchsmuſterſchutz erwirkt 
werden können, nicht aber ein Geſchmacksmuſterſchutz. Die Kom⸗ 
bination der verſchiedenen Formelemente, in der der Vorderrichter 
die Neuheit erblickt, iſt nicht das Verdienſt der Kl., ſondern des 
erſten Fabrikanten des Vorbildes. Sofern die Nachbildung eine 
andere äſthetiſche Wirkung erzielt, als jenes, beruht dies darauf, 
daß das Abbild das Vorbild nur unvollkommen wiedergiebt 
und nach dem gewählten Materiale nur unvollkommen wieder⸗ 
geben kann. Daß bei der Nachbildung zum Theil an Stelle 
der vollen Körperform das Relief getreten iſt, macht das Er⸗ 
zeugniß ebenſowenig zu einem originellen, als dies bei bloß 
zeichnerticher Wiedergabe der Fall fein würde. Der einzige in 
aͤſthetiſcher Beziehung ſelbſtſtändige Theil des Muſters, nämlich 
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das auf der Vorderſeite befindliche Blumenarrangement, iſt von 
der Bekl., wie thatſächlich feſtſteht, nicht nachgebildet worden. 
Wenn die Reviſion eine weitere Selbſtſtändigkeit darin erblicken 
will, daß beim Original Vorder- und Hinterſeite durch Leder⸗ 
flechtwerk, bei der Nachbildung durch feſte Papptheile verbunden 
find, fo hat dies mit der äſthetiſchen Wirkung nichts zu thun, 
da die feſten Papptheile gewiß nicht beſtimmt oder geeignet ſind, 
den Formenſinn des Beſchauers anzuregen. Es handelt ſich dabei 
lediglich um eine abweichende konſtruktive Geſtaltung des 
Gebrauchsgegenſtandes als ſolchen. Hiernach würde die Kl. den 
Geſchmacksmuſterſchuz — abgeſehen allenfalls von dem vor⸗ 
erwähnten, nicht nachgebildeten und daher hier nicht in Betracht 
kommenden Blumenarrangement, felbft dann nicht beanſpruchen 
koͤnnen, wenn fie den Vorſchriften des § 7 des Geſetzes vom 
11. Januar 1876, von deren Erfüllung der Geſchmacksmuſter⸗ 
ſchutz fernerhin abhängig iſt, nachgekommen wäre, jo daß die 
Frage, ob im Uebrigen nach dem behaupteten oder feſtgeſtellten 
Thatbeſtande eine Nachbildung im Sinne des Geſetzes vorliegen 
würde, auf ſich beruhen kann. Kl. iſt aber der Vorſchrift des 
§ 7 eit. nicht nachgekommen, da ſie weder ein Exemplar, noch 
eine Abbildung des zu ſchützenden Muſters bei der Regiſter⸗ 
behörde niedergelegt hat. Niedergelegt ift nur das Modell 
Nr. 2250 aus roher geprägter Pappe mit der Angabe, daß das⸗ 
ſelbe in Lederbunzimitation, wie die zugleich niedergelegte 
Nr. 2255 — ein mit abweichendem Blumenſchmuck verſehenes 
Reklameſchild — ausgeführt werden ſollte. Da weder ein Schutz 
für Nachbildung von gebunzter Lederarbeit mittels geprägter 
Pappe im Allgemeinen, noch auch für die Nachbildung der 
Hulbe'ſchen Taſche mittels roher geprägter Pappe noch geſucht 
werden ſollte und konnte, ſo war mit der Niederlegung in Ver⸗ 
bindung mit der beigefügten Angabe nur eine Art von Be⸗ 
ſchreibung des zu ſchützenden Muſters gegeben, welche dem Geſetze 
nicht genügt. I. C. S. i. S. Kunſtprägerei Buchholz, Mittag, 
Preuß, Morgenſtern c. Gutberlet vom 18. November 1901, 
Nr. 241/1901 J. | 

Zum Geſetz vom 20. April 1892. 

80. 8 41. 

Das angefochtene Urtheil hat, ſoweit es die Klage betrifft, 
aufgehoben werden müſſen, weil die Klage überhaupt nicht ſtatt⸗ 
haft iſt. Die Klage geht auf Anerkennung der von den Kl. als 
Geſchäftsführern gemäß § 41 (42) Abſ. 2 des Geſetzes vom 
20. April 1892 aufgeſtellten Bilanz nebſt dem ſich daraus er⸗ 
gebenden Rohgewinnſaldo. In ihrer Eigenſchaft als Geſchäfts⸗ 
führer könnten die Kl. die Anerkennung der Bilanz fordern, 
wenn die Bilanz ihrem Weſen nach die den Geſchäftsführern 
obliegende Rechnungslegung enthielte. Es könnte dann geſagt 
werden, daß die Geſchäftsführer ein Recht auf Rechnungsabnahme 
durch Anerkennung der Bilanz ebenſo haben, wie Jeder, der im 
Auftrage eines Anderen deſſen Vermögen verwaltet. Aber die 
Bilanz dient zwar auch der Entlaſtung der Geſchäftsführer, 
hat aber an erſter Stelle den Zweck, in Erfüllung der der Ge⸗ 
ſellſchaft geſetzlich obliegenden Pflicht, H. G. B. Art. 31 (§ 40), 
das Verhältniß des Vermögens und der Schulden der Geſell⸗ 
ſchaft darzuſtellen. Dafür find durch das Geſetz gewiſſe feſte 
Regeln aufgeſtellt, aber zugleich ift für die Bewerthung der ein ⸗ 
zelnen Vermögensgegenſtände, die Beurtheilung des wahrſchein⸗ 
lichen Werths und der Uneinbringlichkeit zweifelhafter For⸗ 
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derungen, der Nothwendigkeit oder Nützlichkeit von Erneuerungs⸗ 
fonds, Reſervefonds zur Deckung von gegenwärtigen und zu⸗ 
künftigen Verluſten, Unterſtützung von Arbeitern und Be⸗ 
amten u. ſ. w. und für die Entſcheidung, was danach als Gewinn 
oder Berluft und als vertheilungsfähiger Gewinn anzuſehen, 
dem freien Ermeſſen ein weiter Spielraum eröffnet. Dies Er⸗ 
meſſen ift ganz zweifellos nicht den Geſchäftsführern, ſondern 
der Geſammtheit der Gefellſchafter dadurch übertragen, daß nach 
§ 47 (46) Nr. 1 des Geſetzes die Feſtſtellung der Bilanz und 
des aus derſelben fich ergebenden Reingewinns der Be⸗ 
ſtimmung der Geſellſchafter durch Beſchluß in ihrer 
Verſammlung ebenſo unterliegt, wie die Entlaſtung des 
Geſchäͤftsführers § 47 (46) Nr. 5. Die Geſchäftsführer der 
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung haben deshalb ſo wenig 
wie der Vorſtand einer Aktiengeſellſchaft ein klagbares Recht auf 
Feſtſtellung einer beſtimmten Bilanz und eines beſtimmten Rein⸗ 
gewinns. Weiter ausgeführt. I. C. S. i. S. Neidert o. Kintzinger 
und Gen. vom 28. Oktober 1901, Nr. 208/1901 J. 

Zum Waarenzeichengeſetz. 

31. 5 13. 

Der Bekl. beſchwert fich darüber, daß in dem angefochtenen 
Urtheile der Unterſchied zwiſchen zuläſſiger Benennung der 
Waare und dem widerrechtlichen Gebrauche des Waaren⸗ 
zeichens verkannt oder doch nicht gewürdigt ſei. Dieſe Rüge 
erſcheint begründet. Gemäß 8.18 des Geſetzes zum Schutze 
der Waarenbezeichnungen vom 12. Mai 1894 iſt durch die Ein⸗ 
tragung eines Waarenzeichens Niemand gehindert, — Angaben 
über die Beſchaffenheit von Waaren auf Waaren auf deren 
Verpackung oder Umhüllung anzubringen und derartige Au⸗ 
gaben im Geſchäfteverkehre zu gebrauchen. Durch die Be⸗ 
ſtimmung des $ 13 a. a. O., welcher eine Einſchränkung des 
Zeichen rechts gerade bei Wortzeichen enthält, hat der für den 
allgemeinen Verkehr unentbehrliche Gebrauch u. A. auch von 
Beſchaffenheitsangaben der Waaren gefichert und Vorſorge ge⸗ 
troffen werden ſollen, daß ein Zeicheninhaber durch die Ein- 
tragung von Augaben der im 5 13 aufgeführten Art als 
Waarenzeichen nicht ein Monopol für die Bezeichnung einer 
Waare erwerbe. Zu den Angaben über die Beſchaffenheit einer 
Waare gehört der im Verkehre übliche Rame der Waare, 
wodurch ihre Beſchaffenheit im Großen und Ganzen ausgedrückt, 
die Waare als Waare von beſtimmter Art und Güte bezeichnet 
wird. Somit iſt die Benennung einer Waare mit dem im 
Verkehre üblichen Namen trotz der Eintragung des Waaren- 
zeichens nicht unzuläſſig. Nur unter beſonderen Umſtänden, 
welche in der Art und Weiſe der Benutzung, in der Form des 
Gebrauchs des als Waarenzeichen eingetragenen Namens der 
Waare liegen und auf die Abficht der Täuſchung ſchließen laſſen, 
daß die mit dieſem Namen bezeichnete Waare als das durch die 
eingetragene Waarenbezeichnung geſchützte Fabrikat von bes 
ſtimmter Herkunft anzuſehen ſei, kann die Bezeichnung der 
Waare mit dem im Verkehre üblichen Namen als eine wider⸗ 
rechtliche Benutzung des Waarenzeichens im Sinne des Zeichens 
der Herkunft angeſehen werden. Nun hat das B. G. an⸗ 
genommen, daß das Wort „Amphibolin“ bereits zu der Zeit, 
als der Kl. dieſes Wort als Waarenzeichen für ſich eintragen 
ließ, bis zu gewiſſem Grade zur Bezeichnung der Waare des 
Bekl. im Verkehre eingebürgert war. Durch die Eintragung 
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des Waarenzeichens des Kl. war daher Bekl. nicht gehindert, 
ſeine Waare nach wie vor „Amphibolin“ zu nennen. (Vergl. 
Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 42 S. 20.) Nach der 
Art der Begründung des angefochtenen Urtheils bleibt aber 
mindeſtens zweifelhaft, ob das B. G. bei ſeinen Feſtſtellungen 
des hervorgehobenen rechtlich bedeutſamen Unterſchiedes ſich be⸗ 
wußt geweſen und nicht von einem Rechtsirrthum beeinflußt 
worden iſt. Denn es hat in ſeinen, auf die Verurtheilung des 
Bekl. bezüglichen Erwägungsgründen weder den 8 13 a. a. O. 
ausdrücklich in den Kreis ſeiner Erörterungen gezogen, noch des 
hervorgehobenen Unterſchiedes überhaupt Erwähnung gethan. 
Der Satz in dem angefochtenen Urtheile (S. 43): „Es könnte 
zwar an ſich dem Bekl. nicht zum Vorwurfe gereichen, wenn 
Kunden in Briefen ſeine Waare mit dem vor der Eintragung 
nicht unzuläffigen Namen ‚Ampbibolin‘, der ſich bis zu ge 
wiſſem Grade eingebürgert hätte, belegten“ u. ſ. w. läßt ſogar 
der Auslegung Raum, daß das B. G. von der rechtsirrthümlichen 
Auffaffung ausgegangen iſt, daß der Bekl. felbft ſeit der Ein⸗ 
tragung des Waarenzeichens des Kl. unter keinen Um⸗ 
ſtänden mehr das Recht habe, ſeine Waare „Amphibolin“ zu 
nennen und daß es ihm nur nicht zum Vorwurfe gereichen 
konne, wenn feine Waare von dritten Perſonen fo genannt 
würde. II. C. S. i. S. Hamman o. Murjahn vom 26. No- 
vember 1901, *r. 2363/1901 II. 

82. 5 15. 

Die Reviſton konnte keinen Erfolg haben. 8 
ift zunächſt, daß das von dem O. L. G. beſtätigte Urtheil des 
L. G. den Bekl. nicht etwa überhaupt unterſagt, ſich der Be⸗ 
zeichnung „Kaſſeler Hafer ⸗Kakao“ für ihre Waaren zu 
bedienen, ſondern ihnen nur den weiteren Gebrauch ihrer bis⸗ 
herigen, jene Worte enthaltenden Aus ſtattungen verbietet und 
daß auch die Verurtheilung zum Schadenserſatz nur auf den 
Gebrauch dieſer Ausſtattungen zu beziehen iſt. Die Revifion 
macht gegenüber dem oberlandesgerichtlichen Urtheile zunächſt 
geltend: Das B. G. habe, ohne die beiderſeitigen Aus ⸗ 
ſtattungen zu prüfen, die Verwechslungs fähigkeit derſelben 
lediglich deshalb angenommen, weil ſie beide die Bezeichnung 
„Kaſſeler Hafer ⸗Kakao“ enthielten, und es habe ferner, da 
dieſe Bezeichnung im Verkehr als Kennzeichen der klägeriſchen 
Waare gelte, auch dolus der Bekl. anzunehmen fei, den & 15 
des Waarenzeichengeſetzes für anwendbar gehalten. Dies ſei 
inſofern rechtsirrthümlich, als die Benennung, d. h. die woͤrt⸗ 
liche Bezeichnung einer Waare für ſich allein nicht unter den 
Begriff der Ausſtattung falle, hierzu vielmehr eine beſtimmte, 
hervortretende Geſtaltung der Bezeichnung in der Ausſtattung 
der Waaren, z. B. durch typographiſche Darſtellung oder Farbe 
erforderlich ſei. Es fehle die Feſtſtellung, daß die Geſtaltung 
des Aufdrucks der kritiſchen Worte auf den Schachteln der 
Bekl. der Geſtaltung der entſprechenden Worte auf den Schachteln 
der Kl. nachgeahmt ſei und daß die Geſtaltung dieſer Worte 
auf den letzteren Schachteln innerhalb betheiligter Verkehrskreiſe 
als Kennzeichen der Waaren der Kl. gelte. Dieſe Beſchwerde 
iſt unbegründet. Zwar iſt der Reoiſion darin beizutreten, daß 
die Benennung, d. h. die wörtliche Bezeichnung der Waare 
der Kl. als „Kaſſeler Hafer⸗Kakao“ für ſich allein nicht 
unter den Begriff der Ansftattung im Sinne des § 15 cit. 
fallen würde, daß vielmehr hierzu eine beſtimmte, charakteriſtiſch 
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hervortretende Geſtaltung dieſer Bezeichnung gehört, wie dies 
der I. C. S. des R. G. in ſeinem Urtheile vom 24. Februar 
1897 I. 360/96 näher dargelegt hat. Dies hat aber das B. G. 
nicht verkannt, vielmehr von dieſem richtigen rechtlichen Geſichts⸗ 
punkte aus den Sachverhalt geprüft und für den Thatbeſtand 
des § 15 cit. ausreichende thatſächliche Feſtſtellungen getroffen. 
Es geht nämlich davon aus, daß unter Ausſtattung im Sinne 
des § 15 die äußere Erſcheinungsform zu verſtehen ſei, 
in welcher die Waare im Verkehre auftrete, und daß als Merk⸗ 
male der Ausſtattung unter Anderm auch beſtimmte Wort⸗ 
bezeichnungen und Namen in Betracht kämen, die, wie die Be⸗ 
zeichnung „Kaſſeler Hafer⸗Kakao“ bei der Etikettirung der 
Fabrikate beider Parteien, beſonders in die Augen fielen. 
Hierauf erörtert das B. G., daß nach dem Beweisergebniſſe die 
auf den Etiketten des klägeriſchen Fabrikats befind- 
liche Bezeichnung „Kaſſeler Hafer⸗Kakao“ in betheiligten Kreiſen 
als ein der Kl. ausſchließlich zuſtehendes Ausſtattungs⸗ 
merkmal dergeſtalt gelte, daß unter „Kaſſeler Hafer⸗Kakao“ 
ſchlechthin das klägeriſche Fabrikat verſtanden werde. Wenn auch 
in den darauf folgenden Ausführungen mehrfach ſchlechthin von 
dem Gebrauche der fraglichen „Bezeichnung“ oder „Be⸗ 
nennung“ Seitens der Kl. oder ihrer Rechtsvorgängerin ge⸗ 
ſprochen wird, ſo iſt doch durch die erwähnte vorausgehende 
Darlegung des prinzipiellen Standpunkts des Gerichts zur 
Genüge dargethan, daß das letztere auch mit den Ausdrücken 
„Bezeichnung“ oder „Benennung“ ſtets den allein entſcheidenden 
Gebrauch dieſer Bezeichnung als beſonders in die Augen 
fallendes Ausſtattungsmerkmal der Waaren der Kl. und 
ihrer Rechtsvorgängerin gemeint hat. Jeder Zweifel hierüber 
wird aber dadurch ausgeſchloſſen, daß das B. G. ſowohl in dieſen 
Ausführungen ſelbſt als auch namentlich bei der Beurtheilung 
der den Bekl. zur Laſt gelegten Handlungen mehrfach die 
„Ausſtattung“ der beiderſeitigen Waaren und der zu deren 
Vertrieb dienenden Schachteln erwähnt, letztere nach ihrem 
Geſammteindrucke gewürdigt und hierbei insbeſondere hervor⸗ 
gehoben hat, daß dieſelben „beiderſeits als Mittelpunkt in auf- 
fallender Schrift die Bezeichnung „Kaſſeler Hafer ⸗Kakao“ 
trügen“. Hiernach hat das B. G. gerade die typographiſche 
Darſtellung der Worte „Kaſſeler Hafer ⸗Kakao“ als die für 
die Anwendung des § 15 entſcheidende Ausſtattung der Ver⸗ 
packung der beiderſeitigen Waaren angeſehen. II. C. S. i. S. 
Kaſſeler Nährmittelfabrik Bruhns & Co. c. Kaſſeler Hafer⸗ 
Kakaofabrik vom 19. November 1901, Nr. 253/1901 II. | 

V. Das Gemeine Recht. | 

33. Anwendung oͤrtlichen Rechts bei Schiffszuſammenſtößen 
auf hoher See. 

Von der Reviſion wird ferner gerügt, daß das B. G. 
die Frage der Haftung für das feſtgeſtellte Verſchulden nach 
dem norwegiſch⸗däniſchen, ſtatt nach dem deutſchen Geſetze ent- 
ſchieden habe und auszuführen geſucht, daß als maßgebendes 
deutſches Recht nur das zur Zeit des Zuſammenſtoßes geltende 
in Betracht kommen könne. Auch dieſe Rüge iſt als begründet 
nicht anzuerkennen. Zunächſt iſt dem B. G. unbedenklich darin 
beizupflichten, daß ſich aus dem Verhalten der Parteivertreter, 
insbeſondere aus deren Schweigen auf die Aufforderung des 
Gerichts I. J., ſich über die Frage des anzuwendenden Rechtes 
zu äußern, eine Vereinbarung des Inhalts, daß ſich die Parteien 


XXXI. Jahrgang. 


den Vorſchriften des zur Zeit des Zuſammenſtoßes geltenden 
älteren deutſchen Rechtes unterwerfen wollten, nicht ergiebt. 
Nach dieſer Richtnng iſt auch von der Revifion nichts gegen 
das B. U. vorgebracht. Mit Bezug auf die Frage des anzu⸗ 
wendenden Rechts erwägt das B. G., daß bei Schiffszuſammen⸗ 
ſtößen auf hoher See das Recht des Thatortes nicht in Betracht 
komme, ſondern nur zu entſcheiden ſei, ob das Recht der Flagge 
oder das Recht des Gerichtsortes zur Anwendung kommen müſſe. 
Es hält es für das Natürlichſte, gegen den Rheder eines Schiffes 
für die mit demſelben vorgenommenen Handlungen das Recht 
der Flagge in Anwendung zu bringen, weil der Rheder be 
Geſetze des Heimathshafens immer unterworfen bleibe. Im 
vorliegenden Falle ſei die Anwendung des Flaggenrechts um fo 
unbedenklicher, als die Heimathsgeſetze beider Schiffe, das 
norwegiſche und das däniſche Seegeſetz, in Betreff der Schadens⸗ 
anſprüche bei Schiffszuſammenftöͤßen völlig übereinſtimmten, 
ſo daß keine der beiden Parteien durch die Anwendung dieſes 
Rechts beſchwert werde. Nur dann würde, fährt das B. G. 
weiter aus, die Anwendung ausländiſchen Rechtes für den in⸗ 
ländiſchen Richter ausgeſchloſſen, vielmehr die Anwendung des 
eigenen Rechtes geboten ſein, wenn dieſes abſolut zwingender 
Natur ſei oder wenn die Vorſchrift des ausländiſchen Rechtes 
nach einheimiſchen Rechtsgrundſätzen als unzuläffig, verwerflich, 
die guten Sitten verletzend oder gegen den Zweck eines deutſchen 
Geſetzes verſtoßend anzuſehen ſei. Da keiner dieſer Fälle hier 
gegeben ſei, fo ſei die Anwendung des norwegiſch⸗däniſchen 
Rechtes im vorliegenden Falle gerechtfertigt. Dieſen Erwägungen 
iſt beizupflichten. Mit Recht nimmt das B. G. an, daß ſeine 
Entſcheidung mit der Rechtſprechung des R. G. nicht in Wider⸗ 
ſpruch trete. Allerdings findet ſich in dem Urtheil des R. G. 
vom 12. Juli 1886 (Entſch. Bd. 19 S. 10) der Satz: „Die 
Beſtimmungen des deutſchen Rechts über die Vorausſetzungen 
und den Umfang der Haftung des Rheders für Kolliſtonsſchäden 
haben daher für die deutſchen Gerichte einen zwingenden, 
abſoluten Charakter in der Weiſe, daß dieſelben eine Haftung 
des Rheders nur inſoweit anzuerkennen haben, als das Recht 
des eigenen Landes eine ſolche ſtatuirt. .. (S. 12)“, welcher 
den Anſchein erwecken könnte, als ob das R. G. in Anlehnung 
an die ältere Rechtslehre (vergl. Wagner, Handbuch des See⸗ 
rechts Thl. I S. 142) für die dentſchen Gerichte das deutſche 
Recht ſchlechthin bei allen Rechtsſtreitigkeiten über Anſprüche 
aus Schiffskollifionen als maßgebend erachtet habe. Allein der 
Zuſammenhang der Gründe jenes Antheils ergiebt eine weſent⸗ 
lich eingeſchränkte Bedeutung jenes Satzes. Es handelte ſich in 
dem dort entſchiedenen Falle um die Haftung eines deutſchen 
Rheders, deſſen unter der Führung eines Zwangslotſen ſtehendes 
Schiff in einem ausländiſchen Hafen mit einem fremden Schiff 
zuſammengeſtoßen war. Dieſe Haftung wurde verneint, obgleich 
das Recht des Thatortes die Haftbarkeit des Rheders auch für 
Verſchulden des Zwangslotſen anerkannte. Es wurde erwogen, 
daß es, da nach deutſchem Rechte das Verſehen eines Zwangs⸗ 
Iotfen keine Verbindlichkeit zum Schadenserſatz für den Rheder 
erzeuge, dem deutſchen Richter unmoglich geſtattet fein könne, 
unter Anwendung eines fremden, dem Rheder in dieſer Be⸗ 
ziehung ungünſtigeren Rechtes einem deutſchen Rheder eine Ver⸗ 
pflichtung aufzuerlegen, welche das Recht des eigenen Landes 
prinzipiell verneine. Nur in dieſem auf die Haftung des 
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deutſchen Rheders beſchränkten Sinne iſt daher der oben 
wörtlich wiedergegebene Satz zu verſtehen. Die in demſelben 
Urtheil an anderer Stelle vorkommende Bemerkung, daß in der 
Rechtſprechung die Anwendung des am Prozeßorte geltenden 
Rechtes ſogar dann für gerechtfertigt erachtet worden ſei, wenn 
beide Schiffe einer fremden Flagge angehörten, iſt nur referirenden 
Inhalts und für die Entſcheidung ohne Bedeutung. Anderer⸗ 
ſeits iſt in dem Urtheil vom 30. Mai 1888 (Entſch. des R. G. 
Bd. 21 S. 136) ausgeſprochen, daß bei einem auf deutſchem 
Territorium ſtattgefundenen Schiffszuſammenſtoße bezüglich der 
Haftung der betheiligten Rheder für die deutſchen Gerichte das 
deutſche Recht auch dann maßgebend ſei, wenn beide Schiffe 
fremde ſeien, weil es als Wille des deutſchen Geſetzes anzu⸗ 
ſehen ſei, daß über die rechtlichen Folgen aller unter deutſcher 
Territorialhoheit erfolgenden Zufammenftäße ohne Rückſicht auf 
die Nationalität der Schiffe ſtets nach den Grundſätzen des 
deutſchen Rechtes entſchieden werden ſolle. In dem Urtheil vom 
235. Juni (9. Juli 1892, Entſch. des R. G. Bd. 29 S. 90) 
endlich ift die Anwendbarkeit des deutſchen Rechtes in dem 
Falle angenommen worden, daß ein fremdes, unter der Führung 
eines Zwangslotſen ſtehendes Schiff mit einem andern fremden 
Schiffe in einem ausländiſchen Hafen zuſammengeſtoßen war. 
Dieſe Entſcheidung wurde damit gerechtfertigt, daß, wie bereits 
in dem Urtheil vom 12. Juli 1886 anerkannt worden ſei, das 
deutſche Recht die Haftung des Rheders für das Verſchulden 
eines ihm aufgensthigten Zwangslotſen grundfäglich ausſchließe, 
weil es einen auf ſolchem Grunde beruhenden Anſpruch gegen 
den Rheder für ungerecht und verwerflich erachte. Deshalb 
dürfe ein deutſches Gericht einen ſolchen Anſpruch nicht zu⸗ 
laſſen, auch wenn er nach dem Rechte des Thatortes oder 
nach dem Rechte des Heimathhafens für das betreffende 
Schiff begründet ſein möchte. Dieſe Entſcheidungen 
laſſen den Fall offen, wann der Zuſammenſtoß auf 
offener See zwiſchen fremden Schiffen erfolgt iſt, das Herrſchafts⸗ 
gebiet des deutſchen Rechtes alſo weder in perfönlicher, noch in 
räumlicher Beziehung in Frage kommt und der verfolgte An⸗ 
ſpruch nicht mit zwingenden Vorſchriften oder Grundſätzen des 
deutſchen Rechtes in Widerſpruch tritt. In dieſem Falle fehlt 
jeder innere Grund für die Anwendung des deutſchen Rechtes. 
Deſſen ungeachtet hat das R. G. in einem neueren Urtheil vom 
10. November 1900 (in Sachen Knöhr u. Burchard e. Maxted 
L 246/1900) auch für einen ſolchen Fall das deutſche Recht 
für anwendbar erklärt und hierfür auf die Begründung des 
oben erwähnten Urtheils vom 30. Mai 1888 Bezug genommen. 
In dem letzterwähnten Urtheil iſt eingehend auf die Ver⸗ 
wicklungen und Unzuträglichkeiten hingewieſen, welche fi ergeben 
müßten, wenn — zumal bei gegenſeitig erhobenen Schadens» 
anſprüchen — der Rheder jedes der zuſammengeſtoßenen Schiffe 
nach dem Rechte ſeines Landes, welches von dem ſeines Gegners 
in vielfacher Beziehung abweichen kann, zu beurtheilen wäre. 
Dieſen Verwicklungen und Unzuträglichkeiten wird vorgebeugt, 
wenn das deutſche Gericht in ſolchem Falle ſein eigenes, ihm 
zunächſt liegendes Recht zur Anwendung bringt und die von 
einander abweichenden, für die Betheiligten leicht zu unbilligen 
Ergebniſſen führenden fremden Rechte gegen daſſelbe zurücktreten 
läßt. Die Anwendung des deutſchen Rechtes ſtellt ſich in ſolchem 
Falle als ein durch Aupere Gründe an die Hand gegebenes 
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Auskunftsmittel dar, zu welchem zu greifen die Rechtſprechung 
ſich wegen der der Anwendung der fremden Rechte entgegen⸗ 
ſtehenden Hinderniſſe genöthigt geſehen hat. (Vergl. v. Bar 
2. Auflage II. S. 211 und die Entſch. Bd. 21 S. 142 citirten 
Urtheile des Oberappellationsgerichts zu Lübeck, Entſch. in Bremer 
Rechtsſachen Bd. 2, Abth. 2, S. 8 und des Obertribunals zu 
Berlin Seufferts Archiv Bd. 14 S. 335.) Um einen Fall dieſer 
Art handelt es ſich bei dem Urtheil vom 10. November 1900, 
welches einen Zuſammenſtoß zwiſchen einem englifhen und 
einem norwegiſchen Schiffe in der Nordſee betraf. In dem 
vorliegenden Falle bedarf es aber eines ſolchen Auskunftsmittels 
nicht. Gehören die auf hoher See zuſammenſtoßenden Schiffe 
derſelben Nationalität an oder find ſie trotz verſchiedener Natio⸗ 
nalität demſelben Geſetz unterworfen, ſo entfällt auch der aus 
der Verſchiedenheit der Flaggenrechte ſich ergebende äußere Grund 
für; die Anwendung des am Gerichtsorte geltenden Rechts. 
Vielmehr iſt die Haftung der beiderſeitigen Rheder nach ihrem 
übereinſtimmenden heimiſchen Rechte, welches die Schiffe auf 
die hohe See mit ſich nehmen, zu beurtheilen, falls daſſelbe 
nicht gegen zwingende Normen des am Grrichtsorte geltenden 
Rechtes verſtößt. Da nun das norwegiſche und das däniſche 
Seegeſetz bis auf wenige Abweichungen im Allgemeinen, hin⸗ 
fihtlih der die Haftung des Rheders aus Zuſammeuſtößen 
ſeines Schiffes mit einem anderen betreffenden Vorſchriften aber 
völlig übereinſtimmen, ſo iſt es gerechtfertigt, daß das B. G. 
ſeiner Entſcheidung die Vorſchriften dieſes Geſetzes zu Grunde 
gelegt hat, denn daß das deutſche Recht die Anwendung diefer 
Vorſchriften, welche für den Fall beiderſeitigen Verſchuldens eine 
Vertheilung der Schadenserſatzpflicht nach Maßgabe der auf 
beiden Seiten begangenen Fehler anordnen, ausſchloͤſſe, kann 
umſoweniger angenommen werden, als, wie das B. G. mit 
Recht geltend macht, das neue deutſche H. G. B. in feinem § 73 5 
für den Fall beiderſeitigen Verſchuldens Vorſchriften getroffen 
hat, welche inhaltlich mit denjenigen des norwegiſch ⸗däniſchen 
Seegeſetzes übereinſtimmen. I. C. S. i. S. Slomann e. Black 
und Gen. vom 18. November 1901, Nr. 237/1901 I. ö 

34. Servitut; causa perpetua. 

Auf einem in der Stadt Hannover. N jetzt der Bekl. 
sähe Grundſtück fteht zu Gunſten der Stadt Hannover im 
Grundbuch der Vermerk eingetragen, daß darauf für den jeweiligen 
Eigenthümer die Verpflichtung ruht, die auf demſelben befindliche 
Einfahrt dauernd zu erhalten und die freie Benutzung dieſer 
Einfahrt zu geſtatten. Die Vorinſtanzen verſtehen dieſen Ver⸗ 


merk dahin, daß dadurch nach Abſicht der Betheiligten eine 


privatrechtliche, der Stadtgemeinde Hannover zu Gunſten ihrer 
Mitglieder gewährte Servitut des freien Zuganges zu dem auf 
dem Nachbargrundſtücke errichteten großen Verſammlungs⸗ und 
Wirthſchaftslokal „Nordſtädter Geſellſchaftshaus“ geſchaffen ſei, 
und ſie haben daher, da die Bekl. die Rechtsbeſtändigkeit der 
Servitut nicht anerkennt und wiederholt den Zugang geſperrt 
hat, dieſelbe verurtheilt, die Servitut in im Einzelnen näher 
angegebener Weiſe als rechtsbeſtändig anzuerkennen und ſich jeder 
Störung derſelben bei Strafe zu enthalten, und zugleich die 
Seitens der Bekl. erhobene Widerklage auf Löſchung der Servitut 
abgewieſen. Die Reviſion erhebt gegen dieſe Entſcheidung den 
Angriff, daß fie die I. 28 D. de serv. pr. urb. (8. 2) verletze, 
indem ſie verkenne, daß es vorliegend an der für Dienſtbarkeiten 
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erforderlichen perpetua causa fehle, da das fragliche Geſellſchafts⸗ 
haus in Privatbeſitz ſtehe, ſomit jederzeit dem Zutritt des 
Publikums entzogen werden könne. Der Angriff iſt jedoch nicht be⸗ 
gründet. Wenn auch mit der herrſchenden Anficht davon auszugehen 
iſt, daß auch für das gemeine Recht das Erforderniß der causa 
perpetua nicht völlig beſeitigt iſt, ſo tft doch, wie auch das 
B. G. bereits zutreffend ausgeführt hat, dieſe causa perpetua 
in dem für die Dauer errichteten und für die Dauer als Ge⸗ 
ſellſchaftshaus eingerichteten großen Etabliſſement zu finden. Ein 
ſolches Gebände ſetzt ſeiner Natur und ſeinem Zwecke nach den 
Zutritt des Publikums voraus, und iſt es daher gleichgültig, in 
weſſen Eigenthum es ſteht. Daß bei einer Umänderung des 
Gebäudes eine Servitut werthlos werden kann, iſt bei manchen 
Gebändeſervituten denkbar; deshalb aber wird bei ihnen die 
causa perpetua nicht vermißt. III. C. S. i. S. Neieſchlag 
c. Stadt Hannover vom 8. November 1901, Nr. 252/1901 III. 

35. Servituten⸗Verjährung. 

Das B. G. nimmt an, daß durch Erhebung der actio 
confessoria Seitens des Servitutberechtigten (nicht gegen den 
Eigenthümer der dienenden Sache ſondern) gegen eine dritte 
Perſon, welche den Dienſtbarkeitsanſpruch verletzt hat, die durch 
Nichtansübung der Servitut eintretende Verjährung derſelben 
unterbrochen werde. Allein dies iſt nicht richtig. Nach L. 8 
& 4 Dig. si servitus vindicetur vel adalium pertinere 
negitur 8. 5. geht unbeftritten (vergl. z. B. Savigny, Syſtem 
des heutigen Römiſchen Rechts Bd. 6 S. 60/61, Keller, Litis⸗ 
conteſtation und Urtheil S. 175 /6, Unterholzner, Verjährungs⸗ 
lehre — 2. Auflage von Schirmer — Bd. 2 $ 231 S. 216, 
Windſcheid, Pandekten — 8. Auflage von Kipp — Bd. 1 
& 216 Anm. 12 S. 983) die Servitut, die durch confeſſoriſche 
Klage verfolgt wird und deren für den Nichtgebrauch beſtimmte 
geſetzliche Friſt während des Rechtsſtreits abläuft, durch Nicht⸗ 
gebrauch wirklich unter und der beklagte Eigenthümer des 
dienenden Grundſtücks wird nur verurtheilt, ſie durch eine neue 
juriſtiſche Handlung wiederherzuſtellen. — Hieraus ergiebt ſich ohne 
Weiteres, daß eine nicht einmal gegen den Eigenthümer der 
dienenden Sache, ſondern nur gegen einen Dritten, der den 
Servitutanſpruch verletzt hat, erhobene actio confessoria die 
Wirkung der Ausübung der Servitut gar nicht haben kann. 
Wenn man nun auch annehmen will (was hier dahingeſtellt 
bleiben kann), daß durch L. 2 Cod. de annali exceptione 
italici contractus tollenda et de diversis temporibus et 
exceptionibus et praescriptionibus et interruptionibus earum 
7. 40. an Stelle des Untergangs der Servitut in Verbindung mit 
der perjönlichen Reſtitutionspflicht des Eigenthümers der dienenden 
Sache eine wirkliche Unterbrechung der durch Nichtgebrauch 
erfolgenden Verjährung der Servituten getreten iſt (vergl. z. B. 
Windſcheid a. a. O. 8 216 Lit. f und Anm. 12 in Ber 
bindung mit § 213 Ziffer 2 und Anm. 4, ſowie mit 
8 180 Text und Anm. 7), fo folgt daraus doch nicht, daß 
auch eine nicht gegen Eigenthümer der dienenden Sache, 
ſondern gegen den einen Dritten erfolgte Klageerhebung dieſelbe 
Wirkung haben ſollte. Dies iſt um ſo weniger der Fall 
angeſichts des bei der Verjährung geltenden Grundſatzes, daß — 
abgeſehen von Correalſchuldverhältniſſen: L. 4 (5) Cod. de 
duobus reis stipulandi et duobus reis promittendi 8. 39 
(40) — jede Unterbrechung durch Klaganſtellung nur wirkt für 
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und wider die Parteien und deren Succeſſoren, nicht für und 
wider fremde Perſonen, zwiſchen welche dieſelbe oder eine ver⸗ 
wandte Klage angeſtellt werden könnte (Savigny, a. a. O. 
Bd. 5 S. 320 /; Unterholzuer a. a. O. Bd 1 S. 444/½5). 
Dieſer Grundſatz gilt auch bei dinglichen Klagen. — Cbenſo⸗ 
wenig iſt die (allerdings dem Bekl. gegenüber erfolgte) Pro» 
teſtation vom 18.) 20. September 1897 geeignet, eine Unter⸗ 
brechung der Servitut herbeizuführen in Ermangelung der (von 
den Kl. nicht einmal behaupteten) Vorausſetzungen der L. 2. 
Cod. cit. — Was endlich die von Johann Georg E. und 
Karl E. ausgeſtellten Reverſe anlangt, ſo kann denſelben (auch 
abgeſehen von der Frage, welche Wirkung eine Anerkennung 
einer Servitut überhaupt rechtlich äußert) ſchon deshalb keinerlei 
Bedeutung beigemeſſen werden, weil dieſe beiden Perſonen weder 
allgemeine Rechtsvorgänger des Bekl. noch deſſen Rechtsvorgänger 
in dem belaſteten Grundſtück waren. III. C. S. i. S. Ebert 
c. die Schiffer von Neckar⸗Steinach vom 26. November 1901, 
Nr. 284/1901 III. 

VI. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

36. 88 23 ff. Einf. 

Der Reviſion konnte der Erfolg nicht verſagt 88 
Die RE. rügt mit Recht als Geſetzes verletzung, daß das B. G. 
bei Beurtheilung des Rechtsſtreites durchweg die Grundſätze des 
einheimiſchen Rechts zur Anwendung gebracht hat. Iſt auch 
davon auszugehen, daß der nach Feſtſtellung des B. G. durch 
den Depeſchenwechſel vom 2. Juni 1899 geſchloſſene Vertrag als 
in Magdeburg zu Stande gekommen anzuſehen iſt, da von 
dieſem Orte, der zugleich Wohnfitz der Kl., das Angebot der Kl. 
zur Zahlung eines Preiſes von 64 Schilling 3 Pence ausging 
und hierher die Annahmeerklärung der Bekl. gerichtet wurde, ſo 
folgt doch hieraus nicht ohne Weiteres, daß das aus dem 
Vertrag entſpringende Rechtsverhältniß in jeder Hinfiht nach 
dem in Magdeburg geltenden Rechte zu beurtheilen ſei, vielmehr 
ift, wenn nicht beſondere Umſtände, insbeſondere der Wille der 
Vertragſchljeßenden eine Abweichung begründen, im Anſchluß an 
die Praxis des R. G. (vergl. Entſch. Bd. 9 S. 227, Bd. 34 
S. 192) daran feſtzuhalten, daß wenigſtens für die mit der 
Klage verfolgten Verpflichtungen der Verkäuferin, da für dieſe 
nach Art. 324 Abſ. 2 des H. G. B. Glasgow als Erfüllungsort 
zu gelten hat — woran durch die Klauſel cif nichts geändert 
wird (vergl. Entſch. des R. O. H. G. Bd. 13 S. 437) — das 
an ihrem Wohnfitz geltende Recht das maßgebende iſt. Die 
Erwiderung des Rbekl., daß der dentſche Richter ausländiſches 
Recht nur daun anzuwenden habe, wenn eine Partei behauptet, 
daß daſſelbe von dem einheimiſchen Recht abweiche, kann nicht 
für zutreffend erachtet werden. Der Richter hat vielmehr von 
Amts wegen zu prüfen, welches Recht überhaupt und demnach 
auch welches oͤrtliche Recht auf das feiner Entſcheidung unter⸗ 
worfene Rechtsverhältniß zur Anwendung zu bringen iſt. 
Gelangt er dabei zu dem Ergebniß, daß ausländiſches Recht das 
maßgebende ſei, ſo hat er dieſes anzuwenden, ſo weit es ihm 
bekannt oder mit Hülfe der beweispflichtigen Partei (8 293 
der C. P. O.), geeigneten Falls nach Aufforderung zum Beweis⸗ 
antritt, zu ermitteln iſt, bei Ergebnißlofigkeit ſolcher Nach⸗ 
forſchungen freilich das einheimiſche Recht zur Richtſchnur zu 
nehmen. Abweichende Aenderungen in einem von dem Röbekl. 
citirten, in der Zeitſchrift für franzöſiſches Civilrecht Bd. 12 
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S. 49 abgedruckten Urtheile des II. C. S. des R. G. haben 
gegenüber den von demſelben Senate in dem Urtheile vom 
23. März 1897, Eutſch. Bd. 39 S. 376, entwickelten Grund- 
ſätzen keinen Anſpruch auf Beachtung. Unter die Geſetze aber, 
durch deren Verletzung nach § 549 der C. P. O. das Rechts⸗ 
mittel der Revifion begründet wird, gehören auch die Normen 
über die örtlichen Grenzen des Rechts, die ſog. Statutencollifion, 
gleichviel, ob dieſe Normen durch poſitive Geſetze aufgeſtellt oder 
durch die Wiſſenſchaft oder Praxis des internationalen Privat- 
rechts gewonnen find. VII. C. S. i. S. Reichmann & Co. 
e. 1 & Co. vom 22. November 1901, Nr. un VIL 
. 8 22 J. 2. 

= Revifion konnte Erfolg nicht gewährt werden. Die 
angefochtene Eutſcheidung gründet ſich auf den vom R. G. in 
konſtanter Rechtſprechung angenommenen Satz, daß durch den 
Zuſchlag Zubehoͤrſtücke (§ 42 Tit. 2 Thl. I des A. L. R.) des 
verſteigerten Grundſtücks auch dann auf den Erſteher übergehen, 
wenn dieſelben nicht dem Subhaſtaten gehören, der Eigenthümer 
im Bietungstermine ſeinen Anſpruch geltend gemacht und einen 
Vorbehalt ſeiner Rechte im Zuſchlagsurtheil erwirkt hat, und 
daß dies ſelbſt dann gilt, wenn der Erſteher das Eigenthum des 
Dritten kannte. Von dieſen unter der Herrſchaft des auch hier 
zur Anwendung kommenden Geſetzes vom 13. Juli 1883 auf« 


geſtellten Grundſätzen hier abzugehen, konnte um jo weniger die 


Rede fein, als dieſelben nach der ausdrücklichen Vorſchrift des 
in $ 55 Abi. 2 des Reichsgeſetzes vom 24. März 1897 über 
die Zwangsverſteigerung auch für die Zukunft geltendes Recht 
geworden find. Nach dieſen Grundſätzen aber konnte mit Recht 
der B. R. der Behauptung des Kl., daß der Mitbekl. St. in 
einem vor Ertheilung des Zuſchlags ſchwebenden Prozeſſe das 
Eigenthum des Kl. an den ſtreitigen Gegenſtänden anerkannt 
habe und demgemäß verurtheilt worden ſei, die Erheblichkeit ab⸗ 
ſprechen. Die Revifion halt die Anwendung obiger Grundſaͤtze 
auf den vorliegenden Fall dadurch für ausgeſchloſſen, daß die 
ſtreitigen Gegenftände zur Zeit der Verſteigerung nicht im Beſitz 
(Alleinbefig) der Grundſtückseigenthümerin Bertha W., ſondern 
im Befig beider Geſchwiſter W. geweſen ſeien, und daß auch 
nicht ohne Weiteres anzunehmen ſei, daß die genannten 
Geſchwiſter die ihnen unter dem Vorbehalt des Eigenthums 
verkauften Gegenſtände zum Zubehör des nur einem von ihnen 
gehörigen Grundſtücks hätten machen wollen. Der Angriff 
konnte für begründet nicht erachtet werden. — Es kommen hier⸗ 
bei zwei Momente in Betracht: 1. der Wille der Grundſtücks⸗ 
eigenthümerin, 2. der Beſitz zur Zeit der Verſteigerung. Was 
die erſte Vorausſetzung betrifft, fo kaun der Wille des Grundſtücks ⸗ 
eigenthümers auch dahin gehen, Sachen, die nicht ihm oder 
nicht ihm allein gehören, in dauernde Verbindung mit dem 
Grundſtück zu bringen und fie dadurch zum Zubehör des Letzteren 
zu machen. Dieſen Willen aber hat hier der B. R. feſtgeſtellt. 
Allerdings ſpricht er dabei von den Eigenthümern, bezeichnet 
alſo damit irrthümlich auch den Heinrich W. als Eigenthümer 


des Grundſtückes. Aber dieſe irrthümliche Bezeichnung ſchließt 


nicht aus, daß der B. R. die Willensmeinung beider Geſchwiſter 


feſtſtellen wollte und feſtgeſtellt hat, alſo auch den hier maß⸗ 
gebenden Willen der Grundſtückseigenthümerin. Haben aber 


beide Geſchwiſter die zum Zwecke des gemeinſchaftlichen Geſchäfts⸗ 


betriebes angeſchafften Gegenſtände zum Zubehör des ebenfalls. 
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dieſem Geſchäftsbetriebe dienenden Grundſtücks beſtimmt, fo find 
dieſe Sachen auch in den Beſitz der Grundſtückseigenthümerin 
gelangt und haben ſich, gleich dem Grundſtücke ſelbſt, zur Zeit 
der Verſteigerung in ihrem Beſitz befunden, wenngleich — von 
dem Eigenthumsvorbehalt des Kl. abgeſehen — das Eigenthum 
daran beiden Geſchwiſtern zugeſtanden hätte. Mit Recht hat 
daher der B. R. die Klage abgewieſen, ohne daß es darauf an⸗ 
kam, ob ein wirkſamer Eigenthumsvorbehalt vorlag, und ob die 
Bekl., was in II. J. beſtritten wurde, in den Beſitz der vom 
Kl. vindicirten Gegenſtände gelangt find. V. C. S. i. S. Dick 
e. Cüſters u. Gen. vom 21. November 1901, Nr. 342/1901 V. 

38. 5 131 J. 5. 

Die Reviſion konnte keinen Erfolg haben. Sie knüpft nach 
der Begründung, die ihr in der mündlichen Verhandlung vor 
dem Revifionsgericht gegeben worden iſt, an den in der preußi⸗ 
ſchen Praxis anerkannten Rechtsſatz an, daß derjenige, welcher 
auf Vertragserfüllung aus einer ihm ausgehändigten, aber nur 
vom Gegenkontrahenten unterſchriebenen Vertragsurkunde Klage 
erhebt, den Mangel ſeiner eigenen Unterſchrift unter dieſer Ur⸗ 
kunde nicht vorſchützen kann, wenn uun Gegenanſprüche wider 
ihn erhoben werden, die ſich ebenfalls auf den Inhalt der nur 
einſeitig vollzogenen Urkunde gründen. Die Reviſion will dieſen 
Rechtsſatz erweitern; ſie will ihn auf Fälle wie den vorliegenden 
ausdehnen, in denen zwar aus der mangelhaften Urkunde nicht 
Klage erhoben iſt, die Partei aber, deren Unterſchrift fehlt, 
außergerichtlich die Erfüllung des Vertrages verlangt hat. Wollte 
man der Reviſion folgen, jo würden die auf die Nothwendigkeit 
der ſchriftlichen Abfaſſung eines Vertrages bezüglichen Vor⸗ 
ſchriften des preußiſchen Rechts ihres zwingenden Charakters 
nahezu entkleidet. Die Reviſion überfieht aber auch, daß der 
Rechtsſatz, an welchen fie. anknüpft, gerade darin feine Recht⸗ 
fertigung findet, daß der Richter von derjenigen Partei, welche 
die Vertragsurkunde nicht unterſchrieben hat, angerufen worden 
iſt. Will eine ſolche Partei mit richterlicher Hülfe die Erfüllung 
des nicht formgerechten Vertrages erzwingen, ſo darf ſie den 
Richter nicht in die Lage bringen, den Vertrag für den einen 
Kontrahenten als gültig und für den anderen Kontrahenten als 
ungültig zu betrachten. Daß dieſe Erwägung nicht zutrifft, 
wenn die Partei außergerichtlich die Vertragserfüllung begehrt, 
leuchtet ein. V. C. S. i. S. Droepke e. Menſching vom 4. De⸗ 
zember 1901, Nr. 273/1901 V. 

39. 88 58 ff. I. 7. 

Das B. G. hat die von der Bekl. beſtritteue Befigübergabe 
als erwieſen angenommen. Dies wird von ber Reviſion gerügt, 
weil in den von dem Manne der Kl. als Zeugen über die Beſitz⸗ 
übergabe bekundeten Vorgängen weder eine Beſttzübertragung 
ſeitens deſſelben noch eine Beſitzergreifung ſeitens der Kl. zu 
finden ſei. Die Rüge iſt begründet. Für die Beurtheilung des 
vorliegenden Falles kommt dabei in Betracht, daß es ſich um 
einen Eigenthumserwerb unter Eheleuten handelt, bei dem wegen 
des ehelichen Verhältniſſes eine Beſitzübergabe von dem Manne 
an die Frau beſondere Einrichtungen vorausſetzt, vermöge deren 
der Beſitz vom Manne auf die Frau als übergegangen anzuſehen 
iſt (Striethorſt, Archiv Bd. 9 S. 41). Von ſolchen Ein⸗ 
richtungen ergiebt nun das Zeugniß des Mannes überhaupt 
nichts. Er hat nur der Kl. anſcheinend nicht einmal unter 
Vorzeigung der Sachen erklärt, dieſe ſollten ihr gehören. Daß 
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in einer ſolchen einfachen Erklärung des Veräußerers einer Sache 
ohne einen hinzutretenden Befitzergreifungsakt des Erwerbers, von 
den hier nicht in Frage ſtehenden 88 70, 71 Thl. 1 Tit. 7 des 
A. L. R. abgeſehen, eine ausreichende Uebergabe nicht enthalten 
ift, ſteht in der Rechtſprechung auf Grund der 88 58 ff. a. a. O. 
feſt. (Entſch. des preußiſchen Obertribunals Bd. 9 S. 179.) 
Eine Handlung der Kl. aber, durch welche dieſe den erledigten 
Befitz ergriffen hätte, hat das B. G. nicht feſtgeſtellt. Die 
Sachen ſind nach der Erklärung des Mannes ohne jede Be⸗ 
theiligung der Kl. in die Remiſe und den Stall des nicht dieſer, 
ſondern ihrem Manne gehorenden Fideikommißguts gebracht 
worden, womit ſie in dem Befitz ihres Mannes verblieben. 
Daß die Kl. dann von dem Dienſtperſonale des Fideikommiß⸗ 
guts, das offenfichtlich die Pferde gewartet und mit den Guts⸗ 
erzeugniſſen gefüttert hat, nach ihren Anordnungen mit den 
Wagen und Pferden ausgefahren wurde, bildet keinen Befitz⸗ 
ergreifungsakt derſelben. Wenn aber das B. G. einen ſolchen 
ſchon in dieſer Benutzungsbefugniß der Sachen gefunden hat, 
obwohl dieſe ohne erkennbare Veränderung in den zum Fidei⸗ 
kommißgute gehörigen Räumen und in deſſen Wirthſchaftsbetriebe 
verblieben find, fo iſt der Begriff der Beſitzergreifung verkannt. 
Dieſe iſt mithin nicht als nachgewieſen anzunehmen. In dem 
Verbringen der Sachen in die Räume des Mannes der Kl. läßt 
ſich auch die Willenserklärung deſſelben, die Sachen nunmehr 
für die Kl. in ſeinem Gewahrſam halten zu wollen, nicht finden. 
V. C. S. i. S. v. Eickſtädt Konk. o. v. Eickſtädt vom 16. No- 
vember 1901, Nr. 256/1901 V. 

40. § 671 JI. 11. 

Es iſt zwar richtig, daß, ſoweit Bekl. die ihr vom Kl. 
übergebenen Gelder für ihn bei der Sparkaſſe belegt hat, Kl. 
Forderungsberechtigter wurde, auch wenn er nicht gerade den 
Auftrag zu dieſer Belegung gegeben, ſich aber, als er Kenntniß 
davon erhielt, mit derſelben einverſtanden erklärt hat. Anders 
verhält es ſich aber mit den Beträgen, welche Bekl. aus ihrem 
Vermögen auf das auf den Namen Paul Parmann lautende 
Sparkaſſenbuch eingezahlt hat. Von einer Vertretung des Kl. 
bei dieſen Einzahlungen kann nicht die Rede ſein. Denn ſowohl 
die Vertretung in Folge eines Auftrags, als die auftragsloſe 
Geſchäftsführung ſetzt voraus, daß ein fremdes Gefchäft, ein 
Geſchaͤft des Geſchäftsherrn beſorgt wird. Die bloße Einzahlung 
eines Geldbetrags aus eigenem Vermögen zu Gunſten eines 
Dritten iſt aber kein Geſchäft des Letzteren, ſondern ein Geſchäft 
des Einzahlenden. Gruchot, Bd. 42 p. 963 ff. Das B. R. 
beruft ſich zur Begründung der Annahme, daß Kl. der 


Forderungsberechtigte geworden ſei, auf 8 671 des A. L. R. 


Thl. I Tit. 11. Dort heißt es allerdings „Hat Jemand fein 
eigenes Geld unter fremdem Namen zum Darlehn gegeben, ſo 
beſteht der Vertrag nur zwiſchen dem Empfänger und demjenigen, 
auf deſſen Namen das Darlehn gegeben worden.“ Dieſe Vor⸗ 


ſchrift hat aber, wie die Vorſchriften der 88 672, 673 a. a. O. 


ergeben, nur die Bedeutung, daß der als Darleiher Bezeichnete 
gegen den Empfänger des Geldes den Anſpruch auf Rück⸗ 
zahlung deſſelben geltend machen kann. Dagegen verbleibt 
demjenigen, der das Geld hingegeben hat, dem von ihm be⸗ 
zeichneten Gläubiger gegenüber der Anſpruch aus dem Darlehn 
ſo lange, als es denſelben nicht durch einen beſonderen Rechts⸗ 
akt auf den benannten Gläubiger übertragen hat. Gruchot, 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


XXXI. Jahrgang. 


Bd. 25, S. 731; Bd. 42 S. 968; Eccius, Bd. 2 8 137 bei 
Note 69, 70. Das B. G. meint nun auch, daß Kl. die 
Darlehnsforderung an die Sparkaſſe jedenfalls dadurch erworben 
habe, daß er nach erlangter Großjährigkeit die für ihn vor⸗ 
genommenen Rechtsgeſchäfte genehmigt habe. Nun hat aber 
Kl. feinen Anſpruch nach dem Thatbeſtande des erſten Urtheils 
— fol. 91 — darauf gegründet, daß Bekl. das ihr von ihm 
übergebene Geld dem ihr ertheilten Auftrage gemäß bei der 
Sparkaſſe eingezahlt habe; cfr. auch S. 4 des Thatbeſtands 
des B. U. Er hat zwar nach Vorlegung des Sparkaſſenbuchs 
in der Berufungsinſtanz zugegeben, daß die in den Jahren 
1886— 1890 geſparten Summen von 100, 400, 300 und 
500 Mark zum größten Theile nicht von ſeinem Gelde 
herrührten. Er hat aber nicht behauptet, daß er von der Ein⸗ 
zahlung eigenen Geldes der Bekl. früher Kenntniß gehabt habe. 
Eine den Uebergang der Darlehnsforderung auf den Kl. 
bewirkende Genehmigung bezüglich der von der Bekl. aus 
eigenem Vermögen eingezahlten Beträge würde aber nur dann 
angenommen werden können, wenn ihm Bekl. die Einzahlung 
des Geldes für ihn mitgetheilt und er ſich damit einverſtanden 
erklärt hat. Daß dies geſchehen iſt, hat Kl. nicht behauptet. 
Es iſt hiernach die Annahme des B. G. nicht begründet, daß 
Kl. den Anſpruch auf das Sparkaſſenbuch auch inſoweit 


‚erworben hatte, als Bekl. die Einzahlungen ans ihren eigenen 


Mitteln geleiſtet hat. Soweit dagegen Bekl. Geld, welches ihr 
vom Kl. übergeben war, mit deſſen vorher oder nachher 
ertheilter Genehmigung bei der Sparkaſſe eingezahlt hat, wurde 
dieſer in der That der Forderungsberechtigte. Das B. G. führt 
aber ferner aus, daß Bekl. die unbeſchränkte Verwaltung des 
ihr vom Kl. übergebenen Geldes gehabt habe und daß eine 
Rechenſchaftsabgabe von beiden Seiten nicht gewollt ſei, daß 
Kl. deshalb nur Erſatz ſolcher Spareinlagen fordern könne, 
welche entgegen dem übereinſtimmenden Willen der Parteien ab- 
gehoben und verausgabt ſeien. In dieſer Beziehung habe Kl. 
ſeinen Anſpruch nicht begründet und ſei ſeine Behauptung, daß 
er das Geld lediglich zu Spareinlagen gegeben, durch die 
Beweisaufnahme widerlegt. Daß der Bekl. die unbeſchränkte 
Verwaltung des ihr vom Kl. gegebenen Geldes zugeſtanden 
habe, ſchließt das B. G. daraus, daß Bekl. den Kl. als drei⸗ 
jährigen Knaben in ihre Familie aufgenommen, bis zu ſeiner 
Konfirmation vollſtändig verpflegt und auch nachher für ihn 
noch mehr als 1000 Mark aufgewendet habe, daß nicht an- 
zunehmen ſei, daß ſie alle dieſe Ausgaben habe aus eigenen 
Mitteln beſtreiten und das für den Kl. geſparte Geld habe 
unangetaſtet laſſen ſollen. Habe Kl. der Bekl. ſeinen Lohn in 
der ſelbſtverſtändlichen Erwartung hingegeben, daß er nach 
Möglichkeit anzulegen ſei, fo ſei er doch damit einverſtanden 
geweſen, daß die Bekl. erforderlichen Falles nothwendige 
Bedürfniſſe damit befriedige. In dieſer Annahme habe auch 
Bekl. das Geld bei der Sparkaſſe angelegt. Dieſe Feſtſtellungen 
entſprechen indeß nicht dem, was Bekl. ſelbſt — S. 7—9 des 
angefochtenen Urtheils — behauptet hat. Sie will ja überhaupt 
Einzahlungen aus den Mitteln des Kl. nicht gemacht, ſondern 
den ihr vom Kl. übergebenen geringen Verdienſt für ſeine Be⸗ 
dürfniſſe verwendet und an einem etwaigen Reſte ſich für 
frühere Ausgaben ſchadlos gehalten haben. Kl. hat dagegen 
behauptet, daß er den verdienten Lohn nach Abzug geringer 
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Beträge der Bekl. zur Einzahlung bei der Sparkaſſe, nicht 
aber als Gegenleiſtung für die während ſeiner Kindheit gemachten 
Aufwendungen gegeben habe. Bekl. habe den geſammten 
Unterhalt des Kl., als ihres Pflegekindes, übernommen und 
habe er ihr Dienſte in der Wirthſchaft geleiſtet. Hiernach iſt 
nicht erfihtlih, worauf das B. G. feine Annahme gründet, 
daß Bekl. nach dem übereinſtimmenden Willen der Parteien die 
unbeſchraͤnkte Verwaltung des Geldes des Kl. gehabt und eine 
Rechenſchaftsabgabe von beiden Seiten nicht gewollt ſei. Aus 
dem früheren nahen Verhältniß der Parteien zu einander folgt 
dies nicht, denn felbft. den Eltern ſteht nicht ohne Weiteres die 
unbeſchränkte Verwendung des DBermögens der Kinder ohne 
Rechenſchaftsablage zu. Sollte Kl. der Bekl. feinen Verdienſt 
auch nur übergeben haben, damit fie zunächſt die nöthigen 
Bedürfniſſe aus demſelben beſtreite und allein das hierzu nicht 
Erforderliche bei der Sparkaſſe anlege, ſo würde daraus auch 
noch nicht folgen, daß Bekl. den wirklich bei der Sparkaſſe an⸗ 
gelegten Betrag nun wieder abheben und darüber ohne jede 
Rechenſchaftsablage verfügen dürfte. Was das B. G. mit dem 
Satze „Kl. könnte nur den Erſatz ſolcher Sparbeträge fordern, 
welche dem entgegenſtehenden Willen beider Parteien abgehoben 
und verausgabt find“ gemeint hat, iſt nicht erſichtlich, denn 
unter den Parteien iſt nicht ftreitig, daß Bekl. die 2 100 Mark 
ohne die Einwilligung des Kl. abgehoben hat, und führt das 
B. G. auch ſelbſt an, daß Kl. über die Abhebung von 
1200 Mark zu dem Neubau der Bekl. ärgerlich geweſen, alſo 
doch mit der Abhebung dieſes Betrages jedenfalls nicht ein⸗ 
verſtanden geweſen ſei. VI. C. S. i. S. . e. Scheffler 
vom 25. November 1901, Nr. 352/1901 VI. . 

41. 88 150 ff. I. 20. 

Der B. R. hat die Klage auch inſoweit abgewiesen, ale 
ihr in I. J. ſtattgegeben worden war, indem er ausführt, daß 
der antichretiſche Pfandgläubiger nur zu dem Eigenthümer, der 
ihm das Grundſtück in Antichreſe gegeben, in einem Vertrags- 
verhältniß ſtehe, daß er nur dieſem für eine ordnungsmäßige 
Verwaltung und Verwendung der Einkünfte des Grundſtücks 
verantwortlich ſei, und daß er daher von den Hypotheken. 
gläubigern ſelbſt dann nicht direkt in Anſpruch genommen 
werden könne, wenn ihm nachgewieſen werde, daß er noch unver⸗ 
theilte Einkünfte hinter ſich habe. Letzteres hält die Reviſion 
für unrichtig; fie erkennt zwar an, daß zwiſchen dem Hypotheken ⸗ 
gläubiger und dem antichretiſchen Pfandverwalter kein Vertrags⸗ 
verhältniß beſteht; ſie giebt auch zu, daß Letzterer nur dem 
Eigenthümer zur Rechnungslegung über die Einkünfte verpflichtet 
ift; fle will ſelbſt weiter — wenigſtens als moglich — zugeben, daß 
der antichretiſche Pfandverwalter dem Hypothekengläubiger für 
Einkünfte, die er hätte ziehen können, aber einzuziehen ſchuld⸗ 
hafterweiſe unterlaſſen hat, nicht zu haften habe. Aber ſie 
meint, anders verhalte ſich dies mit Einkünften, die er wirklich 
bezogen und noch hinter ſich habe. Könne ihm dies der Hypo⸗ 
thekengläubiger nachweiſen, und zwar (wie hier) derjenige Hypo⸗ 
thekengläubiger, der während der Antichreſe in der Rangordnung 
an erſter Stelle geſtanden habe und der daher das beſte Recht 
auf Befriedigung der Hypothekenzinſen aus den Einkünften 
gehabt hätte, ſo ſei auch die direkte Inanſpruchnahme des anti⸗ 
chretiſchen Pfandverwalters ſeitens des Hypothekengläubigers 
gerechtfertigt. Dies ergebe ſich aus 88 152, 153 Tit. 20 
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TH. I des A. L. R. Die gelegentliche Aeußerung des R. G. 
in dem Urtheil vom 30. November 1895 (Gruchot's Beiträge 
Bd. 40 S. 1000), daß die Hypothekengläubiger nicht befugt 
ſeien, aus dem antichretiſchen Pfandvertrage und der daraus 
hervorgegangenen Vermöͤgens verwaltung perſoͤnliche Rechte gegen 
den Pfandgläubiger geltend zu machen, ſei auf einen Fall, wie 
den vorbezeichneten, nicht zu beziehen; fie betreffe nur das Rechts⸗ 
verhältniß im Allgemeinen und möge in dieſem Sinne richtig 
fein. Der B. R. habe daher die 88 152, 153 a. a. O. ver- 
letzt. Dieſer Angriff trifft nicht zu. Wie die Reviſion zugeben 
muß und wie auch nicht zweifelhaft ſein kann, werden durch 
den autichretiſchen Pfandvertrag und die auf Grund deſſelben 
geführte. Vermögens verwaltung vertragsmäßige Rechte und 
Pflichten wie bei jedem Vertrage nur zwiſchen denjenigen be⸗ 
gründet, die ſich als Vertragsparteien gegenüberſtehen. Ift dies 
der Fall, jo kann man nicht mit der Reviſion es nur als Regel 
betrachten, daß die Hypothekengläubiger gegen den Pfandver⸗ 
walter keinen perſoͤnlichen Anſpruch haben, und man kann nicht 
von dieſer Regel wieder einzelne, beſonders geartete Fälle aus⸗ 
nehmen; ſondern man muß dann anerkennen, daß es zwiſchen 
dem Hypothekengläubiger als ſolchen und dem Pfandverwalter 
ſchlechthin an einer rechtlichen Beziehung fehlt, aus der die 
perſoͤnliche Inanſpruchnahme des Letzteren gerechtfertigt werden 
konnte. Will man ſich zu dieſem Standpunkt nicht bekennen, 
ſo iſt nicht abzuſehen, weshalb der Hypothekengläubiger nicht 
auch Erſatz derjenigen Einkünfte ſollte fordern dürfen, die der 
Pfandverwalter ſchuldhafterweiſe einzuziehen unterlaſſen hat, und 
weshalb Letzterer nur dem Eigenthümer zur Rechnungslegung 
verpflichtet ſein ſoll. Man käme nothwendigerweiſe dahin, alle 
Anſprüche, welche dem Eigenthümer aus einer ordnungswidrig 
geführten Verwaltung gegen den antichretiſchen Verwalter zu⸗ 
ſtehen, auch dem Hypothekengläubiger zur eigenen Geltend⸗ 
machung zu geſtatten, und ſo ein Rechtsverhältniß mit vertrags⸗ 
mäßigem Inhalt zwiſchen Perſonen zu ſchaffen, die in keinem 
Vertragsverhältniß ſtehen. Dies ſpricht durchgreifend gegen die 
Aufſtellung der Revifion. Sie ſteht aber auch im Widerſpruch 
mit der vom Geſetz dem antichretiſchen Pfandgläubiger zuge⸗ 
wieſenen Stellung. Das Geſetz betrachtet ihn als Verwalter 
fremder Guter (8 150 Tit. 20 Thl. I des A. L. R.) und 
verweiſt dabei auf die Vorſchriften in Tit. 14 Abſchnitt 2. 
Die Letzteren beziehen ſich ausſchließlich auf das Verhältniß 
zwiſchen dem Verwalter und dem Eigenthümer. Für eine Mit⸗ 
betheiligung der Hypothekengläubiger iſt hierbei kein Raum. 
Der antichretiſche Pfandgläubiger verwaltet nicht für fie, ſondern 
für den Eigenthümer, und nur zwiſchen dieſen beiden entſtehen 
Rechte und Pflichten aus der Verwaltung. Ein Mehreres 
ergiebt ſich auch nicht aus den von der Reviſion angerufenen 
88 152, 153 a. a. O. Nach erſterem fol dadurch, daß eine 
Sache in Pfandverwaltung gegeben worden, „in den darauf 
haftenden Realanſprüchen nichts geändert“ werden. Hier werden alſo 
die dinglichen Rechte, mit denen die Sache bereits belaſtet fit, 
aufrecht erhalten. Und wenn nun der darauf folgende § 153 
fortfährt: „Der Pfandinhaber muß alſo für dieſe Anſprüche 
ans der Sache und deren Nutzungen gleich dem Verpfänder 
gerecht werden,“ ſo ergiebt ſchon dieſer Wortlaut, der mit der 
Folgepartikel „alſo“ an das Vorhergehende anſchließt, daß aus 
Letzterem nur der Verdeutlichung halber eine Folgerung gezogen 
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werden ſollte. Damit ift die Annahme der Reviſion, daß die 
Regel des § 152 nun auf ein anderes Gebiet, nämlich über 
die dingliche Haftung hinaus auf eine perſönliche Inanſpruch⸗ 
nahme des Pfandverwalters durch $ 153 ausgedehnt werde, 
ſchwerlich vereinbar. Ihr ſtehen auch die im Geſetz hinzu⸗ 
gefügten Worte „gleich dem Verpfänder“ entgegen, die erkennen 
laſſen, daß das Geſetz hier wieder — wie in § 150 a. a. O. — 
den Pfandverwalter als den Bevollmächtigten und Beauf⸗ 
tragten des Eigenthümers betrachtet, der als ſolcher den Hypo⸗ 
thekengläubigern gegenüberſteht und daher ebenſo wie dieſer die 
Ausübung des dinglichen Rechts an der Sache und ihren 
Nutzungen dulden muß. V. C. S. i. S. Erben Bergemann 
c. Kanow vom 13. November 1901, Nr. 248/1901 V. 

42. 8 720 II. 1. 

Bei der rechtlichen Beurtheilung des Sachverhalts geht 
der B. R. zunächſt davon aus: daß die Anwendbarkeit des 
§ 720 II. 1 A. L. R. nicht durch den Gebrauch beſtimmter 
Formeln bedingt werde, ſondern nur eine ſolche ausdrückliche 
Willenserklärung vorausſetze, bei welcher der Verzeihungs wille 
zum unmittelbaren Ausdruck gekommen ſei, und daß danach als 
Willens manifeſtationen dieſer Art auch Handlungen genügen 
koͤnnten, welche dazu beſtimmt und an ſich geeignet ſeien, ohne 
Weiteres als Ausdruck des Gewollten zu dienen. Gegen die 
Richtigkeit dieſer Sätze an ſich find Bedenken nicht zu erheben. 
(Vergl. insbeſondere Juriſtiſche Wochenſchrift von 1897 S. 28 
Nr. 67 und von 1898 S. 269 Nr. 36.) Als etwas zweifel. 
hafter wird vom B. R. ſelbſt die weitere Frage bezeichnet, ob 
im vorliegenden Falle die unbedenklich als vorhanden an⸗ 
zunehmende ausdrückliche Verzeihung ſich auch auf den vom 
Bekl. mit der N. begangenen Ehebruch bezogen habe. Er 
hat dieſe Frage jedoch bejaht, indem von ihm erwogen worden 
iſt: Zwar ſei nicht erwieſen, daß die Parteien am 7. Februar 
1899 ausdrücklich über den Ehebruch des Bekl. mit der N. 
geſprochen hätten und daß die Kl. ſchon damals Gewiß⸗ 
heit von dieſem Ehebruche gehabt habe; allein die Kl. habe 
damals bereits durch den von ihr aufgefangenen Brief eine 
überzeugende Kenntniß von dem Liebesverhältniß ihres 
Ehemannes mit der N. erlangt gehabt; auch ſei von ihr damals 
ſchon — nach ihrem eigenen Vortrage — der Verdacht ge⸗ 
ſchöpft und ausgeſprochen geweſen, daß der Bekl. die Grenzen 
der bloßen Liebelei überſchritten und Geſchlechtsverkehr mit der 
N. gehabt habe. Da von ihr unter ſolchen Umſtänden dem 
Wunſche des Bekl., „alles Vorgefallene gegenſeitig zu vergeſſen“, 
beigeſtimmt worden ſei, ſo habe ſie damit dem Bekl. nicht bloß 
das Liebesverhältuiß, ſondern auch einen von ihr geargwohnten, 
wenn ſchon noch nicht überzeugend zu ihrer Kenntniß gelangten 
Ehebruch mit der N. verziehen. Auch dieſe Ausführungen, 
welche ſich im Weſentlichen auf thatſächlichem Gebiete bewegen, 
find nicht zu beanſtanden. Insbeſondere erſcheint die Moͤg⸗ 
lichkeit der Annahme einer ausdrücklichen Verzeihung im 
Sinne des $ 720 a. a. O. nicht etwa dadurch als ſchlechthin 
ausgeſchloſſen, daß eine ſpezielle Bezeichnung der dabei in Be⸗ 
tracht kommenden That oder eine Aufzählung der zu verzeihenden 
Einzelhandlungen nicht ſtattgefunden hat, vielmehr muß an- 
erkannt werden, daß eine Verzeihung in wirkſamer Weiſe auch 
durch eine generelle, alles bisher Vorgekommene umfaſſende Er⸗ 
klärung zum Ausdruck gebracht werden kann. (Vergl. Juriſtiſche 


Wochenſchrift von 1890 S. 167 Nr. 40.) Allerdings darf eine 
ſolche allgemeine Willensäußerung ſelbſtverſtändlich nicht auch 
auf Handlungen mitbezogen werden, welche damals dem die 
Verzeihung erklärenden Theile überhaupt noch nicht bekannt ge⸗ 
worden waren und an welche derſelbe deshalb gar nicht gedacht 
hat. Wohl aber iſt es denkbar, daß ſich der Verzeihungswille 
auf Handlungen des andern Theils bezieht, bezüglich deren der 
Verzeihende lediglich einen aus gewiſſen Indicien hergeleiteten 
Verdacht gewonnen hatte. Wenn dann bei dem Akte der Ver⸗ 
zeihung nicht etwa dieſer Verdacht aufgegeben, ſondern die unter- 
ſtellte That verziehen wird, ſo muß eine ſolche Verzeihung 
wirkſam ſein und ſie kann ihre Wirkſamkeit auch nicht verlieren, 
wenn ſich ſpäter herausſtellt, daß das betreffende Vergehen 
wirklich ſo begangen war, wie der Verzeihende ſich dies vor⸗ 
geſtellt hatte. So aber liegt die Sache nach den Feſtſtellungen 
des B. R. auch in dem hier zur Entſcheidung ſtehenden Falle. 
IV. C. S. i. S. U. c. U. vom 21. November 1901, Nr. 239/1901 IV. 

VII. Sonſtige Preußiſche Landesgeſetze. 

Zur Apothekengeſetzgebung. 

43. Privilegirte Apotheken. 

In Preußen find für die rechtlichen Verhältniſſe des 
Apothekergewerbes neben der R. Gew. O. (§ 6) die Landes⸗ 
geſetze, und zwar im Weſentlichen die revidirte Apothekerordnung 
vom 11. Oktober 1801, das Gewerbe ⸗Steueredikt vom 
2. November 1810 und einzelne Beſtimmungen der Allgemeinen 
Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845 maßgebend (vergl. 
v. Roͤnne, Preußiſches Staatsrecht, 4 Auflage, Bd. IV S. 246; 
Piſtor, das Preußiſche Apothekerweſen S. 5). Die Apotheker- 
ordnung vom 11. Oktober 1801 beſtimmt in § 1, daß zur 
Ausübung der Apothekerkunſt an einem Orte nur 1. ein 
landes herrliches Privileg, 2. das Approbationspatent berechtigen 
ſoll, ſowie in § 2, daß die Apothekerprivilegien, welche einmal 
in einem Orte fundirt ſind, ſowohl erblich als überhaupt 
veräußerlich ſein ſollen, es ſei denn, daß ſie nur dem Beſitzer 
für ſeine Perſon verliehen worden. Als eine fundirte Apotheke 
iſt, wie das R. G. in dem Urtheile vom 28. Januar 1895 
(bei Gruchot Bd. 39 S. 1023) ausgeführt hat, nach der Natur 
der Sache eine auf Grund eines Privilegs thatſächlich in Betrieb 
geſetzte Apotheke zu verſtehen. Durch das Gewerbeſteuer⸗Edikt 
vom 2. November 1810 iſt die weitere Ertheilung von Real⸗ 
privilegien gehemmt worden, und dieſe haben ſeitdem nicht 
mehr begründet werden können (vergl. die Allgemeine Gewerbe⸗ 
ordnung vom 17. Januar 1845 55 11, 54). Vermöge des 
Publikations⸗PVatents vom 15. November 1816 hat vom 
1. März 1817 ab neben dem Pr. A. L. R. auch die Preußiſche 
Geſetzgebung über das Apothekerweſen, wie ſolche damals lag, 
in den ehemals kurſächſiſchen Landestheilen Geltung erlangt 
(vergl. v. Rönne a. a. O. S. 247, Piſtor a. a. O. S. 5). 
Von dieſer Rechtslage aus hat das O. L. G. zutreffend von 
dem Kl. den Nachweis erfordert, daß für ſeine Apotheke in 
Schmiedeberg im Sinne des § 1 der revidirten Apotheker- 
ordnung vom 11. Oktober 1801 bereits unter der kurſächſiſchen 
Herrſchaft; und zwar bis zum Jahre 1817 oder doch mindeſtens 
bis zum Jahre 1801, ein Privileg beſtanden habe. Das 
O. L. G. hat dann aber weiter ohne Geſetzes verletzung an⸗ 
genommen, daß für dieſen Nachweis dem Kl. weder das Geſetz, 
noch die von ihm herangezogenen Urkunden zur Seite ſtänden. 


XXXI. Jahrgang. 


In erſterer Hinſicht hat der Kl. zunächſt geltend gemacht, daß 
es nach der kurſächſiſchen Geſetzgebung in den ehemals ſächſiſchen 
Landestheilen Preußens bis zum Jahre 1817 hin lediglich 
privilegirte Apotheken gegeben habe. Dem gegenüber ſtellt das 
O. L. G. unter eingehender Begründung feſt, daß jene Geſetz⸗ 
gebung keineswegs klar zu Gunſten der klägeriſchen Behauptung 
ſpreche. Dieſe Erwägung iſt der Reviſion nicht zugänglich. 
Sodann nimmt der Kl. auf Grund des $ 2 der revidirten 
Apothekerordnung vom 11. Oktober 1801 eine Vermuthung für 
das Beſtehen des ſtreitigen Privilegs in Anſpruch. Der § 2 
giebt aber hierfür keinen Anhalt. Es kann ſich an denſelben 
da, wo ein Privileg erweislich vorliegt ($ 1), nur die Frage 
knüpfen, wie ſolches auszulegen iſt (vergl. v. Rönne a. a. O. 
Bd. IV S. 247). IV. C. S. i. S. Johannſen c. Preußiſcher 
Staat vom 14. November 1901, Nr. 205/1901 IV. 

Zu den Agrargeſetzen. 

44. § 66 Geſetz vom 18. Februar 1889. 

Die Reviſion, welche der Kl. gegen das urtheil des 
Königlichen Oberlandeskulturgerichts i in Berlin vom 31. Mai 1901 
eingelegt hat, iſt durch Beſchluß der Königlichen Generalkommiſſion 
zu Hannover vom 21. September 1901 als unzuläſſig zurück⸗ 
gewieſen worden. Die hiergegen von ihm erhobene Beſchwerde 
kann nicht für begründet erachtet werden. Nach § 66 
des Geſetzes vom 18. Februar 1880 (u. F.) findet die 
Revifſion gegen Urtheile des Oberlandeskulturgerichts nur 
in Beziehung auf Streitigkeiten über ſolche Rechtsverhältniſſe 
ſtatt, welche außerhalb eines Auseinanderſetzungsverfahrens 


Gegenſtand eines Rechtsſtreits hätten werden können und dann 


zum ordentlichen Rechtswege gehört hätten. Im gegenwärtigen 
Falle handelt es ſich um Erſatz des Schadeus, 
Beſchwerdeführer nach ſeiner Angabe daraus erwachſen ſein ſoll, 
daß ihm ein zum Zuſammenlegungsverfahren gezogener Theil 
ſeines bisherigen Grundbeſitzes, den er mit Beerenobſtſträuchern 
bepflanzt hatte, durch den Auseinanderſetzungsplan genommen 
und daß an deſſen Stelle ihm ein anderes Grundſtück als 
Abfindung ausgewieſen worden iſt. Der Generalkommiſſion iſt 
darin lediglich beizuſtimmen, daß danach hier ein Rechtsverhältniß 
in Frage ſteht, welches ausſchließlich durch das Auseinander- 
ſetzungsverfahren begründet iſt und außerhalb dieſes Verfahrens 
Gegenſtand eines. von den ordentlichen Gerichten zu entſcheidenden 
Rechtsſtreites nicht hätte werden können. Wenn die Beſchwerde 
durch die Ausführung zu ſtützen verſucht worden iſt, daß es 
ſich hier um Schadenserſatzanſpruch wegen Entziehung und 
Beſchränkung von Eigenthum handele, die, wenn ſie beiſpiels⸗ 
weiſe im öffentlichen Intereſſe ſtattfände, auch außerhalb eines 
Auseinanderſetzungsverfahrens Gegenſtand eines Rechtsſtreits 


hätten werden können und dann zum ordentlichen Rechtswege 


gehört hätten, fo beruht dies auf einer Verkennung des Sinnes 


der Beitimmung im 8 66 a. a. O. Nicht die Auwendung oder 
und 


Auwendbarkeit allgemeiner Rechtsbegriffe, Rechtsregeln 
Rechtsgrundſätze bildet in Auseinanderſetzungsſachen das Kriterium 
der Reviſibilität, ſondern lediglich die Frage, ob ein einzelnes kon⸗ 


kretes Rechtsverhältuiß von ſolcher Art vorhanden iſt, daß ſeine 


Exiſtenz nur im Zuſammenhange mit dem Auseinanderſetzungs⸗ 
verfahren oder auch außerhalb deſſelben denkbar iſt. Das Erſtere 


trifft hier zu. VII. C. S. i. S. Zuſammenlegung von e 


zom 26. November 1901, B Nr. 128/1901 VII. 


der dem 
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45. § 78 a. a. O. 

Die von dem Bekl. gegen das Urtheil des Königlichen Ober⸗ 
landeskulturgerichts in Berlin vom 26. April 1901 eingelegte 
Revifion iſt durch Beſchluß der Königlichen Generalkommiſſion 
in Münſter vom 30. Juli 1901 als unzuläſſig zurückgewieſen 
worden. Gegen dieſen Beſchluß, der nicht dem Bekl. ſelbſt, 
ſondern dem Juſtizrath T. zu Lippſtadt, welcher den die 
Reviſionseinlegung enthaltenden Schriftſatz unterzeichnet hatte, 
zugeſtellt worden iſt, hat der Bekl. in einem von ihm allein 
unterzeichneten Schriftſtück Beſchwerde an das R. G. erhoben. 
Es fragt ſich zunächſt, ob die Beſchwerdeſchrift nicht dem Anwalts⸗ 
zwange unterlag, ob ſie nicht alſo von einem Rechtsauwalt 
hätte unterſchrieben ſein müſſen. Dieſe Frage iſt zu verneinen. 
Allerdings wird in dem Werke von Gatzel und Sterneberg, das 
Verfahren in Auseinanderſetzungs angelegenheiten, ſowohl in der 
erſten Auflage (S. 357 Note 3 zu § 679) wie in der zweiten 
(Seite 453 Note 3 zu § 728) die Anſicht vertreten, daß, wenn 
über eine Beſchwerde in Auseinanderſetzungsſachen das R. G. 
zu eutſcheiden hat und die Einlegung der Beſchwerde nicht in 
Gemäßheit des § 77 des Geſetzes vom 18. Februar 1880 
(n. F.), betreffend das Auseinanderſetzungsverfahren durch Er⸗ 
klärung zum Protokoll bei der Generalkommiſſion, ſondern durch 
Einreichung einer Beſchwerdeſchrift erfolgt, dieſe Beſchwerdeſchrift 
nach der allgemeinen Regel des § 74, jetzt 78, der C. P. O. 
eine Anwaltsſchrift ſein müſſe. Dieſer Anſicht kann indeß nicht 
zugeſtimmt werden. Für das Prozeßverfahren vor den ordent⸗ 
lichen Gerichten beſteht der aus den SS 78 Abſ. 2 und 569 
Abſ. 2 der C. P. O. ſich ergebende, vom R. G. in langer, 
gleichmäßiger Rechtſprechung feſtgehaltene Grundſatz, daß die 
Beſchwerden in denjenigen Sachen, die in I. J. bei einem Gericht 
anhängig ſind oder geweſen ſind, bei welchem eine Vertretung 
der Parteien durch Rechtsanwälte nicht geboten iſt, in allen 
Inſtanzen, einſchließlich der des R. G., dem Anwaltszwang nicht 
unterliegen. Für das Streitverfahren in den agrarrechtlichen 
Auseinanderſetzungsſachen iſt durch das Geſetz vom 18. Februar 
1880 eine hiervon abweichende Beſtimmung nicht getroffen werden; 
es muß daher auch für dieſes Verfahren, ſoweit das R. G. dabei 
in Betracht kommt, jener Grundſatz entſprechende Geltung finden, 
da, ſoweit das R. G. in den genannten Auseinanderſetzungsſachen 
zu einer Entſcheidung berufen iſt, für das hierauf bezügliche 
Verfahren, abgeſehen von den in dem Geſetz vom 18. Februar 1880 
in Auſehung dieſer gegebenen ausdrücklichen, beſonderen Vor⸗ 
ſchriften (58 66 ff.), grundſätzlich die Normen des ordentlichen 
Civilprozeßverfahrens zur Anwendung zu bringen find (§§ 1, 
73 Geſetz vom 18. Februar 1880, vergl. auch Motive zu dieſem 
Geſetze [Nr. 8 der Druckſachen des Abgeordnetenhauſes 1879/80] 
Seite 69, 70, 74). Nun beſteht für das Verfahren vor den 
Auseinanderſetzungsbehörden überhaupt kein Anwaltszwang, alſo 
ſo wenig wie für das von der Generalkommiſſion geleitete 
Regulirungsverfahren ebenſo wenig auch für das bei dieſer in 
I. (und bei dem Oberlandeskulturgericht in II.) J. ſtattfindende 
Streitverfahren. Auch iſt im Beſonderen bezüglich der Beſchwerden 
nicht nur durch § 77 a. a. O. beſtimmt, daß die Einlegung 
der Beſchwerde in allen Fällen zum Protokoll bei der General⸗ 
kommiſſion erfolgen kann, ſondern die Motive zu § 77 erklären 
es ferner für zweifellos, daß die Beſchwerdeſchrift auch durch 
Erklärung zum kommiſſariſchen Protokoll erſetzt werde. 
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(A. a. O. S. 74.) Danach können obigem Grundſatze gemäß 
die im Auseinanderſetzungsverfahren erhobenen Beſchwerden, über 
die das R. G. zu entſcheiden hat, dem Anwaltszwange nicht für 
unterworfen erachtet werden. — Weiter ausgeführt. VII. C. S. 
i. S. Separation von Anröchte vom 26. November 1901, 
B Nr. 125/1901 VII. 

46. Zuläſſigkeit der Beſchwerde bei unwirkſamer Zuſtellung 
eines angefochtenen Beſchluſſes. 

Daß der jetzt angefochtene Beſchluß der Generalkommiſſion 
nicht dem Bekl. ſelbſt, ſondern dem Juſtizrath T. zugeſtellt 
worden iſt, war unrichtig; denn eine von dem Bekl. auf den 
Juſtizrath T. ausgeſtellte Vollmacht iſt nicht zu den Akten über⸗ 
reicht worden und die Thatſache allein, daß der Juſtizrath T. 
die Reviſionsſchrift unterſchrieben hat, daß er alſo von dem 
Bekl. um die Unterzeichnung dieſes Schriftſtückes erſucht 
worden iſt, hat nicht die Bedeutung, daß der genannte Auwalt 
damit in dieſem Verfahren zu etwas Mehrerem, insbeſondere 
zur Empfangnahme von Schriftſtücken, von dem Bekl. bevoll⸗ 
mächtigt worden ſei. Der Umſtand — auf den die General⸗ 
kommiſſion Gewicht zu legen ſcheint, wie eine in ihrem Ein⸗ 
ſendungsſchreiben enthaltene Bemerkung erkennen läßt —, daß 
die Reviſionsſchrift bei der Generalkommiſſion in einem Brief⸗ 
umſchlage eingegangen iſt, welcher im Aufdruck den Namen des 
Juſtizraths T. trägt, kann die Zuſtellung an dieſen ebenſo wenig 
rechtfertigen; denn ſelbſt wenn, was nicht einmal zutrifft, mit 
Sicherheit hieraus zu entnehmen wäre, daß der Juſtizrath T. 
im Auftrage des Bekl. die Reviſionsſchrift eingereicht, d. h. ab⸗ 
geſendet habe, ſo würde dieſer Auftrag eine Bevollmächtigung, 
für den Bekl. weiter in dieſer Angelegenheit thätig zu werden 
und insbeſondere Schriftſtücke für ihn in Empfang zu nehmen, 
nicht in ſich ſchließen. Der Bekl. beſchwert ſich hiernach mit 
Recht darüber, daß nicht ihm ſelbſt der angefochtene Beſchluß 
zugeſtellt worden ſei. Weitere Folgerungen hieraus zu ziehen, 
liegt indeß weder in der Richtung der Anträge des Bekl., noch 
bei der gegenwärtigen Sachlage in feinem Intereſſe. Weun die 
Zuſtellung, die nach Maßgabe des § 176 der C. P. O. an den 
Prozeßbevollmächtigten hätte erfolgen ſollen, ungültig iſt, falls 
fie an die Partei ſelbſt erfolgt iſt (Entf. des R. G. Bd. 4 
S. 414, Juriſtiſche Wochenſchrift 1894 Seite 423°), fo iſt 
umgekehrt um ſo viel mehr die Zuſtellung, die, wie im vor⸗ 
liegenden Falle, an die Partei ſelbſt hätte geſchehen müſſen, als 
rechtsunwirkſam zu erachten, wenn ſie an eine andere Perſon 
geſchehen iſt, die als Prozeß- oder Zuſtellungsbevollmächtigte der 
Partei angeſehen iſt und für die daher die Zuſtellung beſtimmt 
war, die in Wirklichkeit aber jene Eigenſchaft nicht beſaß. An 
dieſer Ungültigkeit der Zuſtellung kann auch die Thatſache nichts 
ändern, daß, wie hier geſchehen, die Perſon, der hätte zugeſtellt 
werden ſollen, das betreffende Schriftſtück demnächſt von der⸗ 


jenigen Perſon erhalten hat, der es unrichtiger Weiſe zugeſtellt 


worden iſt (Juriſtiſche Wochenſchrift 1891 S. 2223), ein ſolcher 
Umſtand heilt nicht einmal bei der Erſatzzuſtellung, alſo in dem 
Falle, wenn der Adreſſat der Zuſtellung ganz richtig beſtimmt 
war, aber nur an einen unrichtigen Erſatzmann zugeſtellt worden 
war, den Mangel der Zuſtellung (Entſch. des R. G. Bd. 14 
S. 340, Bd. 21 S. 391); nur in einem beſonders gearteten 
Fall iſt ihm vom R. G. Bedeutung beigemeſſen worden (Entſch. 
Bd. 17 S. 408). Die Rechtslage iſt im vorliegenden Fall 
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alſo die, daß, da die Zuſtellung an den Juſtizrath T. kraftlos 
iſt, der angefochtene Beſchluß der Generalkommiſſion rechtlich 
als noch gar nicht zugeſtellt anzuſehen iſt. Daraus folgt, daß auch 
die Nothfriſt noch gar nicht zu laufen begonnen hat. Es erwächſt 
unter dieſen Umſtänden die Frage, ob die von dem Bekl. gegen 
den Beſchluß der Generalkommiſſion vom 30. Juli 1901 erhobene 
Beſchwerde von dem R. G. ſachlich behandelt werden kann, da ſie 
vor der rechtlich bisher noch nicht erfolgten Zuſtellung des an⸗ 
gefochtenen Beſchluſſes erhoben wird. Dieſe Frage iſt zu bejahen. 
— Eingehend begründet. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

47. Krugverlagsrecht. 

Auslegung des Edikts vom 28. Oktober 1810 und Dar⸗ 
legungen über das Weſen des Krugverlagsrechts. — Ausführliche 
Gründe. Vergl. Entſch. bei Nr. 45. 

Zum Geſetz vom 31. März 1838. 

48. 5 1. 

Der B. R. hat mit Recht die Forderung des Kl. als eine 
in Bezug auf den Gewerbebetrieb des Bekl. entſtandene 
aufgefaßt, die gemäß § 1 Nr. 1 Abſ. 2 des Geſetzes vom 31. März 
1838 der kurzen Verjährung nicht unterliegt. Allerdings beſteht 
der Gewerbebetrieb des Bekl. nicht unmittelbar in der Errichtung 
von Häuſern, ſondern er liefert nur Tiſchlerarbeiten zu Neu⸗ 
bauten anderer Unternehmer. Allein im vorliegenden Falle hat 
er, nach ſeiner eigenen Sachdarſtellung, den Neubau im gemein⸗ 
ſamen Intereſſe aller dabei betheiligten Handwerker durchzuführen 
geſucht, um ſeine aus den Tiſchlerarbeiten zu dieſem Baue ent⸗ 
ſtandene Forderung und die Anſprüche der ſonſt betheiligten 
Handwerker zu retten. Das Bauunternehmen ſtand ſonach in 
engſtem Zuſammenhange mit ſeinem Gewerbebetriebe. Es wurde 
ausgeführt im gewerblichen Intereſſe des Bekl. und bildete, 
ſoweit es über ſeinen gewöhnlichen Gewerbebetrieb hinausging, 
eine durch die Verhältniſſe gebotene Erweiterung dieſes Be⸗ 
triebes. Die Anſchaffung der Bauſteine hat man ſonach auf 
den Gewerbebetrieb des Bekl. zurückzuführen, und die daraus 
hergeleitete Forderung des Kl. fällt unter die Ausnahmebeſtimmung 
des & 1 Nr. 1 Abſ. 2 des Geſetzes. VII. C. S. i. S. 
Scharwies c. Goß vom 26. November 1901, Nr. 291/1901 VII. 

Zum Allgemeinen Berggeſetz. 

49. § 96. 

Die Reviſion war für begründet zu erachten. Maßgebend 
für die Entſcheidung iſt in erſter Linie die in der Literatur und 
Judikatur verſchieden beantwortete Rechtsfrage, ob die einer 
Gewerkſchaft neuen Rechts durch § 96 Allgemeinen Berggeſetzes 
verliehene Rechts- und Handlungsfähigkeit und die daraus ſich 
ergebende juriſtiſche Perſönlichkeit der Gewerkſchaft eine un⸗ 
beſchränkte, oder ob ſie auf den Betrieb des verliehenen Berg⸗ 
werks und mit dieſem wirthſchaftlich zuſammenhängende Unter. 
nehmungen (Nebenbetriebe) eingeſchränkt ſei. Dieſe Frage ſowie 
die damit zuſammenhängende Frage, ob in dem Betriebe des 
Kalibergbaues in der Provinz Hannover durch eine auf ein nicht 
mehr betriebenes verliehenes Bergwerk fundirte Gewerkſchaft eine 
die Anwendung der Normen des Gewerkſchaftsrechts ausſchließende 
Umgehung des Geſetzes zu finden ſei, iſt in neuerer Zeit durch ein eben⸗ 
falls den Kalibergbau in Hannover betreffendes Urtheil des R. G., 
in Sachen der Gewerkſchaft Hanſa⸗Silberberg in Herne c. Schulte, 
V. 241/1901 — welches demnächſt zum Abdruck in den Entſch. 
des R. G. in Civilſachen gelangen wird — entſchieden worden, 
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und zwar dahin, daß die Rechts- und Handlungsfähigkeit der 
Gewerkſchaft nicht auf den Betrieb des verliehenen Bergwerks 
und die damit zuſammenhängenden Betriebe beſchränkt iſt und 
daß auf die Rechtsverhältniſſe einer an ſich zu Recht beſtehenden 
Gewerkſchaft, die in der Provinz Hannover aus dem Recht des 
Grundeigenthümers Kalibergbau betreibt, die Normen des Ge⸗ 
werkſchaftsrechts zur Anwendung zu bringen find. Folgen die 
Gründe. V. C. S. i. S. Gewerkſchaft Wallmont c. Ballen⸗ 
ftedt & Co. vom 23. November 1901, Nr. 259/1901 V. 

Zu den Grundbuchgeſetzen. 

50. 8 49 Grdb. O. 

In der Sache ſelbſt konnte das angefochtene Urtheil nicht 
aufrecht erhalten werden. Der I. R. hatte angenommen, der 
frühere Beſitzer der Rocher Mühle, v. W., welcher mit der 
klagenden Gemeinde das Abkommen vom 25. November 1890 
geſchloſſen hat, ſei mangels Auflaffung nicht Eigenthümer des 
dienenden Grundſtücks geworden und habe deshalb eine Grund⸗ 
gerechtigkeit nicht definitiv begründen können. Der B. R. hat 
dagegen unter der Feſtſtellung, daß das dienende Grundſtück noch 
gar nicht im Grundbnche verzeichnet war, ausgeführt, daß v. W. 
auf Grund von Titel und Uebergabe Eigenthum an dem Grund⸗ 
ftüde erworben und die Grundgerechtigkeit durch den Vertrag 
vom 25. November 1890 rechtsgültig konſtituirt habe. Er geht 
hierbei von der Anſicht aus, daß bis zur Anlegung des Grund⸗ 
buchblatts das vor dem Inkrafttreten der Geſetze vom 5. Mai 
1872 in Geltung geweſene Recht für den Eigenthumserwerb 
maßgebend geblieben ſei und daß es nicht darauf ankomme, ob 
die Anlegung des Grundbnchblatts habe erfolgen können, ſondern 
daß entſcheidend ſei, daß die Anlegung khatſächlich noch nicht 
ſtattgefunden habe. Dieſe, insbeſondere von Dernburg (Preußiſches 
Privatrecht Bd. 1 5 240) vertretene Anſicht kann jedoch nicht 
gebilligt werden und iſt bereits vom R. G. in den Urtheilen 
vom 29. April 1885 (Rep. V Nr. 345/84) und 5. Mai 1893 
(Entſch. in Civilſachen Bd. 31 S. 301) reprobirt. Die Be⸗ 
ſtimmung des zweiten Satzes des § 49 der Grdb. O. vom 
5. Mai 1872, daß die Vorſchriften des bisherigen Rechts in 
Anſehung der Grundſtücke, für welche ein Grundbuchblatt „noch 
nicht angelegt werden kann“, bis zur Anlegung desſelben ihre 
Gültigkeit behalten, hat, wie der Wortlaut und die Entſtehungs⸗ 
geſchichte derſelben ergeben, zur Vorausſetzung, daß die Anlegung 
des Grundbuchblatts noch nicht möglich iſt, und es müſſen, wie 
in den angeführten Entſcheidungen näher ausgeführt iſt, die der 
Anlegung entgegenſtehenden Hinderniſſe objektiver Art ſein. Da 
der B. R. die Sachlage von dieſem Geſichtspunkte aus noch 
nicht geprüft hat und ſomit ſeine Annahme, daß v. W. auf 
Grund von Titel und Uebergabe Eigenthümer des dienenden 
Grundſtücks geworden ſei, ſowie die hieran geknüpfte Folgerung, 
daß er die in Frage ſtehende Grundgerechtigkeit rechtsgültig 
konſtituirt habe, der ausreichenden Begründung entbehrt, ſo mußte 
die Sache unter Aufhebung des angefochtenen Urtheils zur 
anderweiten Verhandlung und Entſcheidung an das B. G. zurück⸗ 
verwieſen werden. VII. C. S. i. S. Müller c. Gemeinde 
Trebatſch vom 5. November 1901, Nr. 259/1901 VII. 

Zum Straßengeſetz. 

51. §§ 1 und 32. 

Die Rkl. macht in erfter Linie geltend, durch die im 
Bauſchein vom 13. Juli 1897 geſtellte Bedingung der Ab⸗ 
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ſteckung und Einhaltung der Fluchtlinie habe die Servitut der 
Unbebaubarkeit für das Grundſtück der Cedentin des Kl. nicht 
entſtehen können, da der Bebauungsplan von 1870 weder im 
Bangeſuche, noch im Banſchein, noch in der Urkunde über die 
Fluchtlinienabſteckung vom 19. Juli 1897 in Bezug genommen 
ſei, ſohin eine amtliche Bekanntmachung des Bebauungs- 
planes, die allein die Servitut ins Leben hätte rufen können, 
dem Grundſtückseigenthümer gegenüber nicht ſtattgefunden habe. 
Die Rolle, die in dieſem Punkte von der Bekl., in einem 


anderen, unten zu beſprechenden Punkte vom B. G. der Exiſtenz 


und der Bekanntmachung eines Bebauungsplanes beigemeſſen 
wird, giebt Veranlaſſung, zunächſt die Bedeutung eines Be⸗ 
bauungsplaues klarzuſtellen. Wenn in dem ſogenannten Flucht- 
liniengeſetze vom 2. Juli 1875 88 1 und 2 beſtimmt iſt, daß 
die Feſtſetzung von Baufluchtlinien, das heißt von Grenzen, 
über welche hinaus die Bebauung ausgeſchloſſen iſt, für einzelne 
Straßen und Straßentheile oder, nach dem vorausſichtlichen 
Bedürfniſſe der näheren Zukunft, durch Aufſtellung von Be⸗ 
bauungsplänen für größere Grundflächen erfolgen kann, fo iſt 
damit nur wiederholt, was ſchon bis dahin Rechtens und üblich 
war. Ein erheblicher Unterſchied beſteht aber infofern, als nach 
dem Geſetze vom 2. Juli 1875 die Feſtſetzung der Fluchtlinien 
durch gemeinſame Thätigkeit mehrerer öffentlicher Organe ($ 1), 
in einem durch das Geſetz geordneten, das Vorbringen und die 
Prüfung etwaiger Einwendungen der betheiligten Grundſtücks⸗ 
befiger gewährleiſtenden Verfahren herbeigeführt wird, und daß 
bei Aufſtellung von Bebauungsplänen ſtets die öffentliche 
Bekanntmachung erforderlich iſt (§ 8), während früher zur Feſt⸗ 
ſetzung der Baufluchtlinien, ſei es für einzelne Grundſtücke, für 
ganze Straßen oder mittels Bebauungsplanes für größere 
Grundflächen, die Polizeibehörde allein zuſtändig war, und es 
ferner für zuläſſig gehalten wurde und wird, die Veröffent⸗ 
lichung des Bebauungsplanes zu unterlaſſen und denſelben nach 
Bedarf von Fall zu Fall den einzelnen Grundſtücken gegenüber 
in Wirkſamkeit zu ſetzen. Wenn aber ein ſolch älterer Be⸗ 
bauungsplan ganz oder in Abtheilungen veroffentlicht wurde, 
jo trat die Beſchränkung der Baufreiheit durch die Ber: 
öͤffentlichung gerade fo ein, wie jetzt durch die Offenlegung 
(nach §8 8, 11 des Geſetzes), während ein nicht veroͤffentlichter 
älterer Plan die gleiche Beſchränkung für jedes einzelne in fein 
Bereich fallende Grundſtück erſt mit der Bekanntmachung der 
im Bebauungsplane feſtgeſetzten Fluchtlinie au den Beſitzer des 
betreffenden Grundſtückes erzeugt. Daraus folgt, daß es nicht 
die Exiſtenz eines Bebauungsplanes iſt, von der die Ent- 
ſtehung der Servitut abhängt, ſondern daß letztere nur dadurch 
entſteht, daß dem Grundeigenthümer die für fein Grund: 
ſtück feſtgeſetzte Baufluchtlinie amtlich bekannt gemacht 
wird. Dies iſt der entſcheidende Punkt ſelbſt dann, wenn ein 
Bebauungsplan als Ganzes bekannt gemacht wird. Denn 
ein Bebauungsplan iſt — wie ſchon das Preußiſche Ober⸗ 
tribunal (Striethorſt Archiv Bd. 75 S. 217) zutreffend hervor ⸗ 
hob, nichts anderes als eine Sammlung polizeilicher „An⸗ 
ordnungen“, durch welche feſtgeſtellt wird, welche auf dem Weich⸗ 
bilde einer Stadt belegenen Grundſtücke mit Gebäuden beſetzt 
werden können, und welche Grundftüde, als zu öffentlichen 
Straßen und Plätzen beſtimmt, unbebaut gelaſſen werden ſollen. 
In demſelben Sinne äußern ſich die Motive (S. 10) zu dem 
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Eutwurf des Geſetzes vom 2. Juli 1875 dahin: „Ein Bebauungs⸗ 
plan iſt nichts anderes, als die Feſtſtellung von Fluchtlinien im 
Voraus nach einem einheitlichen Plan; er giebt nichts anderes, als 
eine geordnete Gruppirung derjenigen Linien, welche bei der Be⸗ 
bauung der einzelnen Grundſtücke in dem von dem Plaue umfaßten 
Gebiete auch dann, wenn ein ſolcher Bebauungsplan nicht vor⸗ 
handen wäre, in den ſpeziellen Baufällen anzuweiſen ſein würden. 
Demgemäß iſt auch die Veröffentlichung eines Bebauungsplanes 
nichts anderes als die gleichzeitige Bekanntmachung einer größeren 
Anzahl von planmäßig feſtgeſetzten Einzelfluchtlinien für die 
einzelnen Grundſtücke; gegen das einzelne Grundſtück kann nie 
der Plan als Ganzes, ſondern nur die darin enthaltene Flucht⸗ 
linienfeſtſetzung gerade für dieſes Grundſtück rechtliche Wirkung 
äußern. Nicht darauf alſo kommt es an, ob der im Bauſchein 
vom 13. Juli 1897 vorgeſchriebenen Fluchtlinie ein Bebauungs⸗ 
plan zu Grund liegt, und noch weniger darauf, ob dieſer Plan 
darin in Bezug genommen iſt, ſondern nur darauf, ob in dem 
Bauſchein die Fluchtlinie für das Grundſtück feſtgeſetzt 
und deren Einhaltung gefordert iſt. Daß dies der Fall, 
hat das B. G. überzeugend dargelegt, und damit war dem 
Grundſtück die Beſchränkung der Baufreiheit, die zur Ent⸗ 
ſchädigung nach § 75 Einleitung zum A. L. R. verpflichtet, 
auferlegt. In einer anderen Beziehung kaun es von Intereſſe 
ſein, ob die Fluchtlinienfeſtſetzung durch einen vor dem Geſetze 
vom 2. Juli 1875 liegenden Bebauungsplan gedeckt iſt, da, 
wenn ein ſolcher nicht vorhanden wäre, die Fluchtlinie unr nach 
Maßgabe des erwähnten Geſetzes hätte feſtgeſetzt werden und 
der Grundeigeuthümer ſich wegen Nichtbeachtung der betreffenden 
Vorſchriften hätte beſchweren können. Allein daß die Fluchtlinie 
formell und materiell gültig feſtgeſetzt iſt, iſt nicht ſtreitig. Der 
erſte Reviſionsangriff iſt demnach nicht haltbar. VII. C. S. 
i. S. Stadt Berlin c. Flatow vom 12. November 1901, 
Nr. 282/1901 VII. 

Zur Vormundſchaftsordnung. 

52. § 42. 

Es ergiebt ſich, daß die Verpflichtung, einen ſolchen Schaden 
zu erſetzen, nur gegen denjenigen begründet werden kann, gegen 
den auf Erfüllung des Vertrages geklagt werden könnte. Denn 
für das Erfüllungsintereſſe braucht nur einzuſtehen, wer den 
Vertrag zu erfüllen verpflichtet war. Dies iſt der Punkt, den 
der B. R. bei ſeinen Ausführungen unbeachtet gelaſſen hat. Es 
handelt ſich um einen für den Mündel geſchloſſenen Kaufvertrag, 
aus welchem der Mündel nur verpflichtet wurde, wenn der Ver⸗ 
trag die in 8 42 der Preußiſchen Vormundſchaftsordnung vor⸗ 
geſchriebene Genehmigung des Vormundſchaftsrichters erhielt. 
Dieſe Genehmigung iſt ertheilt worden. Der dem Vormund⸗ 


ſchaftsrichter vorgelegte und von ihm genehmigte Vertrag enthielt 


aber eine Angabe über die Größe des Grundſtücks nicht, und 
es frägt ſich daher, ob der Vertrag nur mit demjenigen Inhalt 
durch die Genehmigung gegen den Mündel wirkſam wurde, der 
aus der Vertragsurkunde dem Vormundſchaftsrichter erkennbar 
war, oder auch mit einem Inhalte, den der Richter aus der 
Vertragsurkunde nicht zu erſehen vermochte. Der B. R. hat 
ſich für letzteres entſchieden, indem er von dem allgemeinen 
Satze ausgeht, daß der Vertretene für ein Verſchulden — oder, 
wie man umfaſſender ſagen könnte, — für die Willensfehler 
ſeines Vertreters einzuſtehen habe. Dieſer Satz iſt richtig; aber 
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mit ihm läßt ſich die hier zu beantwortende Frage nicht ent⸗ 
ſcheiden. Denn die Vertretungsmacht des Vormundes iſt bei 
Geſchäften, zu deren Gültigkeit für den Mündel es der Ge⸗ 
nehmigung des Vormundſchaftsrichters bedarf, geſetzlich beſchränkt; 
der Vormund iſt zwar auch bei ſolchen Geſchäften Vertreter 
des Mündels, aber doch nur ſo, daß er ohne die vom Geſetz 
angeordnete Ergänzung ſeiner Vertretungsmacht den Mündel 
nicht verpflichten kann. Berückſichtigt man dies, ſo iſt mit dem 
Satze, daß der Vertretene für die Willensfehler des Vertreters 
zu haften habe, hier nicht weiter zu kommen, denn der Mündel 
wird durch den Vormund nur ſoweit wirkſam vertreten, als die 
Genehmigung reicht. — Bemißt mau nun den Umfang der 
letzteren nach den Grundſätzen, die für die rechtsgeſchäftliche 
Genehmigung gelten, ſo kann davon, daß ſie auch auf einen 
Vertragsinhalt bezogen werden könnte, der ſich der Kenntniß des 
die Genehmigung ertheilenden Richters entzog, nicht die Rede 
ſein. Denn die Genehmigung kann nicht weiter reichen als der 
rechtsgeſchäftliche Wille, ſie zu ertheilen. Dieſen in der Natur 
der Sache liegenden Rechtsſatz hat das A. L. R. (§ 189 Tit. 5 
Thl. 1) für das Anerkenntniß ausdrücklich ausgeſprochen, er 
muß aber ebenſo für die Genehmigung gelten. Nun iſt freilich 
die Genehmigung, welche der Vormundſchaftsrichter ertheilt, keine 
rechtsgeſchäftliche Erklärung; aber ſie iſt vom R. G. bereits in 
anderer Beziehung den über Willenserklärungen geltenden Rechts- 
normen unterſtellt worden. (Vergl. Entſch. des R. G. in Civil⸗ 
ſachen Bd. 25 S. 283.) Uubedenklich bemißt ſich auch ihr 
Umfang nach denſelben Regeln. Der Richter genehmigt den 
Vertrag ſo, wie er ihm zur Genehmigung vorliegt, d. h. mit 
demjenigen Inhalt, der ſich aus der Vertragsurkunde in 
Verbindung mit den für das Geſchäft geſetzlich auf- 
geſtellten Rechtsnormen ergiebt. Hätte z. B. der Vormund 
bei dem Verkaufe eines Mündelgrundſtückes die dem Verkäufer 
obliegende geſetzliche Anzeigepflicht in Bezug auf Laſten und 
Abgaben, die unter § 183 Tit. 11 Theil 1 des A. L. R. fallen, 
nicht erfüllt, fo würde der Mündel für die hieraus hervor- 
gehenden Rechtsfolgen einzuſtehen haben, auch wenn der 
Vormundſchaftsrichter bei Ertheilung der Genehmigung zu dem 
Vertrage von dieſem Verhalten des Vormundes keine Kenntniß 
hatte. Anders ſteht dies, wenn es ſich um vertragliche Feſt— 
ſetzungen handelt, durch die das Geſchäft über ſeinen geſetzlich 
beſtimmten Inhalt hinaus erweitert wird. Um einen ſolchen 
Fall handelt es ſich hier. Wollte man mit dem B. R. an⸗ 
nehmen, daß die vormundſchaftsrichterliche Genehmigung auch 
Vertragserweiterungen deckt, die der Richter bei Ertheilung der 
Genehmigung aus der ihm vorliegenden Vertragsurkunde nicht 
erſehen konnte und von denen er auch ſonſt keine Kenntniß 
hatte, ſo würde ſchließlich die Genehmigung für einen Vertrag 
mit anderem Inhalt wirkſam werden, als welchen der Richter 
genehmigen wollte. Es würde gerade der Erfolg eintreten, den 
das Geſetz vermeiden wollte; denn das Geſetz will den Mündel 
bei beſonders wichtigen Geſchäften nicht ausſchließlich der 
Vertretungsmacht des Vormundes überlaſſen, — und doch würde 
dies der Fall ſein. Dies führt mit Nothwendigkeit zu dem 
Schluſſe, daß der Vertrag durch die vormundſchaftsrichterliche 
Genehmigung nur in dem oben angegebenen Umfange für den 
Mündel verbindlich wird. Nun beſteht im vorliegenden Falle 
kein Streit darüber, daß der Vormundſchaftsrichter bei Ertheilung 
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ſeiner Genehmigung von irgend welchen auf die Größe des 
Grundſtücks bezüglichen Abmachungen der Vormünderin und des 
Käufers keine Keuntniß hatte und daß hierüber auch die ihm 
zur Genehmigung vorgelegte Vertragsurkunde nichts ergab. Die 
Folge muß fein, daß der Käufer, wenn das Grundſtück die von 
der Vormünderin angegebene Größe nicht hatte, in dieſer 
Beziehung die Erfüllung des Vertrages von dem Mündel nicht 
verlangen kann. Soweit aber der Mündel zur Vertragserfüllung 
nicht verpflichtet iſt, iſt er auch — zum Erſatz des Erfüllungs⸗ 
intereſſes nicht verbunden. Es ergiebt ſich alſo, daß der vom 
Kl. erhobene Schadenserſatzanſpruch unbegründet iſt. V. C. S. 
i. S. Dumdey c. Fähnrich vom 9. November 1901, 
Nr. 244/1901 V. 5 

Zum Stempelgeſetz. 

53. Tarifſtelle 32 a. | 

Die Reviſion ift begründet. Das B. G. gründet die Er- 
hebung des in Tarifſtelle 12a beſtimmten Smunobiliarkauf- 
ſtempels von der für den Verzicht auf die Wirthſchaftskonzeſſion 
in § 6 des Vertrages vom 25. Mai 1898 feſtgeſetzten Ver⸗ 
gütung auf die Annahme, daß die Vertragſchließenden dieſe 
Vergütung als weiteres, den Kaufpreis des Grundſtücks erhöhendes 
Entgelt für deſſen Veräußerung gedacht und gewollt haben. 
Dieſe Annahme, jo wird ausgeführt, werde durch den Geſammt⸗ 
inhalt des Vertrags gerechtfertigt; Kl. habe ein zur Schank⸗ 
wirthſchaft eingerichtetes und beſtimmtes Grundſtück kaufen, 
der Verkäufer ihm ein ſolches verkaufen wollen, wie namentlich 
aus der weiteren Vereinbarung hervorgehe, daß der Kaufvertrag 
ungültig ſein ſolle, wenn Kl. ſeinerſeits die Erlaubniß zum 
Wirthſchaftsbetrieb nicht erlangen ſollte. Da die Aufgabe der 
Konzeſſion durch den Verkäufer für die Vertragſchließenden nur 
im Hinblick auf den Verkauf des Grundſtücks von Intereſſe ſei, 
ſo führe eine ungezwungene Auslegung zu der Annahme, daß 


die 15 000 Mark gedacht ſeien als Gegenwerth für die dem 


Kl. gewährte Möglichkeit, ein zum Betriebe der Schankwirth⸗ 
ſchaft geeignetes Grundſtück zu erwerben, alſo für die Ueber⸗ 
tragung des Grundſtücks ſelbſt, deſſen Werth ſich dadurch 
erhöhe, daß in demſelben, bisher Wirthſchaft betrieben wurde, 
daß daſſelbe eine gewiſſe Kundſchaft hatte, und daß die Vortheile 
hieraus unter der Vorausſetzung der Konzeſſionserlangung dem 
Käufer zu Gute kommen. Es komme keineswegs auf den 
gemeinen Werth an, ſondern auf den von den Parteien den 
Verhältniſſen angepaßten Kaufpreis. Soweit in dieſen Er⸗ 
wägungen die Feſtſtellung enthalten iſt, daß es dem Vertrag⸗ 
ſchließenden darauf ankam, dem Kl. gegen die geſammte im 
Vertrage vereinbarte‘, Vergütung ein zum Wirthſchaftsbetriebe 
geeignetes Grundſtück zu verſchaffen und ihm die Fortſetzung der 
Wirthſchaft zu ermöglichen, ſtehen ihnen Bedenken nicht entgegen. 
Nicht anerkamit werden kann aber die Rechtsanſchauung, daß 
unter jener Vorausſetzung die in § 6 vereinbarte Vergütung 
die Eigenſchaft des Kaufpreiſes habe. Dieſe Eigenſchaft 
würde ihr nur dann zukommen, wenn fie als Gegenleiftung 
für die Uebertragung einer Sache, dieſes Wort im weiteſten 
zuläſſigen Sinne genommen, feſtgeſetzt wäre. Eine nähere 
Betrachtung ergiebt aber, daß in § 6 der Verkäufer überhaupt 
nichts auf den Käufer überträgt, daß er vielmehr hier ſich gegen 
Vergütung zu einer Handlung verpflichtet, nämlich zum Auf- 
geben der ihm ertheilten Wirthſchaftserlaubniß gegenüber der 
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Verwaltungsbehörde. Von keiner Seite wird behauptet und kann 
behauptet werden, daß es ſich etwa um Uebertragung der Konzeſſiou 
handle, denn die nach § 33 der Gewerbeordnung zum Betriebe der 
Schankwirthſchaft erforderliche Erlaubniß iſt an die Perſon gebunden 
und einer Veräußerung nicht fähig. Nun kann freilich ein der 
Uebertragung der Konzeſſion wirthſchaftlich gleich kommender 
Zuſtand dadurch erreicht werden, daß der Inhaber der Erlaubniß 
dieſelbe aufgiebt und zugleich einen Anderen in die Lage verſetzt, 
die Erlaubniß ſeinerſeits zu erlangen; rechtlich kommt aber 
hierdurch nicht eine Uebertragung des dem Verzichtenden zu⸗ 
ſtehenden Rechtes auf den Andern zu Stande, vielmehr werden 
nur im Vertragswege die thatſächlichen Unterlagen dafür ge⸗ 
ſchaffen, daß der Andere nunmehr für ſeine Perſon die Befugniß 
zum Wirthſchaftsbetrieb neu erlange. Es bleibt aber noch zu er- 
wägen, ob nicht, wie das B. G. annimmt, in einem ſolchen Falle, 
mit dem Grundſtücke ſelbſt der durch den Wirthſchaftsbetrieb be⸗ 
gründete höhere Werth deſſelben von dem auf die Konzeſſion 
verzichtenden Verkäufer als Gegenſtand des Kaufs übertragen 
werde. Auch dieſe Frage muß verneint werden. Richtig iſt 
allerdings, daß ein Grundſtück, in welchem Schaukwirthſchaft 
mit Erlaubniß betrieben wird, dadurch an Werth gewinnen 
kann; es iſt das der ſogenaunte außerordentliche Werth, der in 
§ 114 des Pr. A. L. R. Thl. I Tit. 2 wie folgt definirt wird: 
„der außerordentliche Werth einer Sache erwächſt aus der Be⸗ 
rechnung des Nutzens, welchen dieſelbe nur unter gewiſſen 
Beſtimmungen oder Verhältniſſen leiſten kann.“ Dieſer außer⸗ 
ordentliche Werth, deſſen Berückſichtigung bei der Preisbeſtimmung 
im Falle eines Verkaufs au ſich im Belieben der Vertrag⸗ 
ſchließenden ſteht, iſt jedoch, wie aus ſeinem Begriffe folgt, 
nicht unter allen Umſtänden übertragbar, weil das Verhältniß, 
von dem er abhängig iſt, nicht immer übertragen werden kaun; 
er iſt nur für denjenigen vorhanden, der in dem Verhältniß 
ſteht, durch welches er begründet wird, und nur, wenn dieſes 
durch Uebertragung der Sache bei dem Erwerber ebenfalls eut⸗ 
ſteht, geht der außerordentliche Werth von dem Veräußerer auf 
den Erwerber über. Muß letzterer das Verhältniß erſt neu 
begründen, durch das jener Werth geſchaffen wird, ſo iſt auch 
nicht mit Uebertragung der Sache eine Uebertragung des außer⸗ 
ordentlichen Werthes verbunden. So liegt die Sache im vor⸗ 
liegenden Falle. Der Verkäufer war außer Stande, den für 
ſeine Perſon durch die perſönliche Konzeſſion erhöhten Werth 
des Grundſtücks durch einfachen Verkauf deſſelben zu übertragen; 
er konnte nur durch Uebernahme der Verpflichtung zum Verzicht 
auf die Konzeſſion dem Erwerber des Grundſtücks die Möglich- 
keit verſchaffen, jenen Werth auch für feine Perſon neu zu 
begründen. Wirthſchaftlich kommt, wie bemerkt, dieſer Vorgang 
dem einer Uebertragung nahe, rechtlich liegt demſelben eine 
neben dem Kaufvertrage über das Grundſtück einhergehende 
Vereinbarung bejonderer Natur zu Grunde. Der Umſtand, 
daß die Vertragſchließenden für den Fall der Nichterlangung 
der Konzeſſion durch den Kl. die Aufhebung des Kaufvertrags 
vereinbart haben, ſtellt gerade klar, daß mit dem Grundſtücke 
ſelbſt der durch den Wirthſchaftsbetrieb erhöhte Werth nicht 
übertragen werden konnte, nur wenn es dem Erwerber moͤglich 
ſein wird, auch ſeinerſeits dem Grundſtücke dieſen Werth zu 
verſchaffen, ſoll der Veräußerungsvertrag beſtehen. Das B. G. 
beruft ſich für ſeine Anſicht auf fieben Entſcheidungen des 
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R. G., welche ſämmtlich Rechtsfälle zum Gegenſtand 
haben, in deuen es ſich um den Verkauf eines zur Apotheke 
eingerichteten Grundſtücks handelte, ohne daß ein Realprivilegium 
in Frage kam. Die in dieſen Entſcheidungen behandelten 
Stipulationen betreffen demnach ebenfalls perſönliche, nicht über⸗ 
tragbare Konzeſſionen, wenn auch eine Zeit lang zufolge aller⸗ 
hoͤchſter Beſtimmung dem vom Veräußerer vorgeſchlagenen 
qualifizirten Erwerber des Grundſtücks die Konzeſſion nicht 
verſagt werden durfte (vergl. Piſtor, das Apothekenweſen in 
Preußen S. 31). Die in jenen Entſcheidungen entwickelten 
Grundſätze find demnach allerdings für den vorliegenden Rechts- 
fall verwerthbar. Dem letzteren gleich liegen nur die Fälle: 
Urtheil des IV. Senats vom 8. Mai 1885, abgedruckt Entſch. 
Bd. 13 S. 265, Urtheil des II. Senats vom 23. November 
1886, abgedruckt Preußiſches Juſtizminiſterialblatt 1887 S. 282, 
Urtheil des IV. Senats vom 8. Juni 1893, abgedruckt in der 
Juriſtiſchen Wochenſchrift S. 371. In allen dieſen Fällen war 
neben dem Preiſe für das Grundſtück eine beſondere Vergütung 
für den Verzicht des Verkäufers auf die Apotheken⸗Konzeſſion 
vereinbart, und die B. G. hatten das Verlangen der Steuer- 
behörde, von dieſer Vergütung den Immobiliarkaufſtempel zu 
entrichten, auf Grund der Erwägung abgelehnt, daß eine ſolche 
Nebenabrede nicht unter den Begriff des Kaufgeſchäfts falle. 
In dem erſtgenannten Falle war in & 3 des Vertrages das 
Kaufgeld auf 51000 Mark feſtgeſetzt und weiter beſtimmt, es 
ſollten gerechnet werden: 12 000 Mark auf das Kaufgeld für 
die Immobilien, 6 000 Mark auf die Mobilien und Waaren 
und 33 000 Mark auf die Konzeſfionsvaluta; das B. G. hatte 
aber feitgeftellt und das Reviſionsgericht erachtete ſich daran für 
gebunden, daß die Kontrahenten neben der Preisbeſtimmung 
für die Mobilien und die Immobilien mit dem Ausdrucke „auf 
die Konzeffionsvaluta” eine beſondere Vergütung für die Kon- 
zeſſionsvaluta haben feſtſtellen wollen, zu welcher Feſtſtellung 
durch die Zuſammenrechnung der Kaufpreiſe und dieſer Valuta 
in § 3 beſondere Veranlaſſung gegeben war. Alle dieſe Ent⸗ 
ſcheidungen ſtimmen übrigens mit dem ausführlich begründeten 
Erkenntniß des vormaligen Preußiſchen Obertribunals vom 
25. Mai 1867 (Entſch. Bd. 58 S. 396 beſ. S. 408) überein. 
Die vier anderen Entſcheidungen, nämlich: Urtheile des IV. C. S. 
vom 1., 8. Oktober 1891, 2., 4. April 1895, 3., 1. April 
1896, 4., 31. März 1898, abgedruckt im Preußiſchen Miniſterial⸗ 
blatt 1892 S. 291, Juriſtiſche Wochenſchrift 1896 S. 43 
und 275, 1898 S. 313, betreffen Fälle, in denen entweder für 
den Verzicht auf die Konzeſſion gar nichts Beſonderes, ſondern 
nur ein gemeinſamer Preis für Geſchäft und Kundſchaft 
(Nr. 1 und 2), oder ein gemeinſamer Preis für den Verzicht 
auf die Konzeſſion und die Kundſchaft (Nr. 3 und 4) vereinbart 
war. Die Erwägungen, welche der Entſcheidung dieſer Fälle 
zu Grunde liegen, ſind ſonach für den vorliegenden Fall, in 
welchem für den Verzicht auf die Konzeſſion, und lediglich für 
dieſen, eine beſondere Vergütung vereinbart iſt, nicht unmittelbar 
zu verwerthen; es muß aber zweierlei bemerkt werden: einmal 
nämlich, daß ſowohl das Urtheil zu 3 (als das zu 2), indem 
ſie den Immobiliarkaufſtempel auch von dem für Kundſchaft und 
Geſchäft vereinbarten Preiſe bewilligen, ausdrücklich hervorheben, 
der Fall würde anders liegen, wenn, wie im Falle Entſch. 
Bd. 13 Seite 265, für den Verzicht auf die Konzeſſion 
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eine beſondere Summe ausgeworfen wäre, wobei noch auf ein 
weiteres Urtheil des IV. Senats vom 28. Januar 1886, ab- 
gedruckt in Gruchot Beiträge Bd. 30 S. 998 verwieſen wird. 
Ferner erachtet ſich das Reviſionsgericht in den genannten 
Fällen an die Feſtſtellung des B. G., daß Kundſchaft und 
Geſchäft von den Kontrahenten als wertherhöhende Elemente 
des Preiſes für das Grundſtück gedacht ſeien, oder daß umgekehrt 
(Nr. 4), die hierauf bezügliche Verabredung „nichts von dem ver⸗ 
äußerten Grundſtück umfaſſe“, für gebunden, und es könnte den 
Anſchein haben, als citire das B. G. die 7 Urtheile nicht ſowohl 
für feine Anſicht in der Sache ſelbſt, als vielmehr dafür, daß die 
Entſcheidung des Rechtsfalles lediglich davon abhänge, wie die 
Vertragsparteien die Sache auffaſſen und das B. G. dieſe 
Auffaſſung feſtſtelle. Dem gegenüber iſt nochmals darauf hin⸗ 
zuweiſen, daß der vorliegende Fall an denjenigen Fällen, in 
denen zu entſcheiden war, ob Kundſchaft und Geſchäft als 
Eigenſchaft des Grundſtücks in Betracht kamen, ſich weſentlich 
unterſcheidet und daß, wie Eingangs bemerkt, die vom B. G. 
bezüglich der wirthſchaftlichen Abſicht der Parteien getroffene 


Feſtſtellung das Reviſionsgericht nicht hindern kann, zu prüfen, 


ob die daraus gezogenen rechtlichen Folgerungen zutreffend ſind 
oder nicht. VII. C. S. i. S. Harras c. Fiskus vom 19. No⸗ 
vember 1901, Nr. 308/1901 VII. 

54. Tanſchvertrag. 

Die Parteien ſtreiten darüber, ob der notarielle Vertrag, 
den der Kl. einerſeits und der Rentier Wilhelm K., ſowie der 
Gutsbeſitzer Karl S. andererſeits am 25. Februar 1896 ab- 
geſchloſſen haben, ſich als ein Tauſchvertrag darſtellt oder aber 
als zwei Kaufverträge enthaltend zu verſteuern iſt. In letzterem 
Jalle erhöht ſich der Stempel um 1 750 Mark. Dieſen Betrag, 
den der beklagte Fiskus, welcher die erwähnte zweite Alternative 
als vorliegend anfieht, vom Kl. erhoben hat, fordert dieſer im 
gegenwärtigen Prozeß zurück. In den Vorinſtanzen iſt der 
Klage ſtattgegeben. Mit der Reviſion macht der Bekl. ſeinen 
erwähnten Standpunkt wieder geltend. In der Vertragsurkunde, 
die ſich als „Tauſchvertrag“ bezeichnet, wird, nachdem unter A 
geſagt, daß die vertragſchließenden Theile die näher bezeichneten 
Grundſtücke gegeneinander austauſchen, unter B beſtimmt, 
daß der Tauſchwerth des erſtgedachten Grundſtücks auf 
480 000 Mark, der des letztgedachten auf 175 000 Mark ver- 
einbart werde, danach unter C mitgetheilt, daß auf dem einen 
Grundſtück, nämlich dem erfteren, 480 000 Mark, auf dem 
letzteren 130 000 Mark eingetragen ſtänden, welche Hypotheken 
von den beziehungsweiſen Grundſtückserwerbern übernommen 
würden. Endlich findet ſich unter D die Beſtimmung, daß dem⸗ 
nach von dem Erwerber des minder belaſteten Grundſtücks 
45 000 Mark auszugleichen ſeien, welche dieſem Erwerber 
kreditirt würden. Auch in den weiteren, ſonſt hier nicht in 


Betracht kommenden Stipulationen werden die beiden Grund⸗ 


ſtücke mehrfach als die eingetauſchten bezeichnet. Die gegen 
die Berufungsentſcheidung eingelegte Reviſion muß für be⸗ 
gründet erachtet werden. Zunächſt erſcheint die in dem ange⸗ 
fochtenen Urtheil dahin getroffene Feſtſtellung, daß das in Frage 
ſtehende Geſchäft fich als Tauſchvertrag darſtellt, für das 
Reviſionsgericht nicht bindend, da es ſich bei dieſer Würdigung 
um die der Nachprüfung in der Reviſionsinſtanz unterliegende 
Subſumtion des Thatſächlichen unter dem einſchlagenden Rechts⸗ 
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begriff handelt. Die in dieſer Richtung vorzunehmende Prüfung 
darf kein Gewicht darauf legen, daß nach dem Ausdruck der 
Vertragsurkunde von den Kontrahenten der Abſchluß eines 
Tauſchvertrages beabſichtigt iſt. Es kommt darauf an, wie ſich 
objektiv nach Maßgabe des Vertragsinſtruments das Geſchäft 
darftellt. Nur dann, wenn der Inhalt der Beurkundung er⸗ 
kennen läßt, daß die unmittelbare Leiſtung eines jeden Ver⸗ 
tragſchließenden in der Verſchaffung eines individuellen Gegen⸗ 
ſtandes beſteht, liegt ein Tauſchvertrag vor. Daran mangelt 
es bei dem zur Beurtheilung ſtehenden Falle. Denn die Beträge, 
welche als Tauſchwerthe für die ausgetauſchten Grundſtücke an⸗ 
gegeben ſind, ſollen nach dem Vertragsinhalt gedeckt werden 
durch Uebernahme der auf den Immobilien ruhenden Hypotheken 
und durch Zahlung einer Summe, welche dem Erwerber des 
minder belaſteten Grundſtücks obliegt. Bei dieſem Mangel 
eines direkten Ausgleichs der gegeneinander ſtehenden Sach⸗ 
leiſtungen läßt der Kontrakt, wie er dokumentirt worden, die 
Kriterien eines Tauſchgeſchäfts uach deſſen geſetzlicher Um⸗ 
ſchreibung in dem hier anzuwendenden § 363 Thl. I Tit. 11 
des A. L. R. vermiffen. Vielmehr müffen in Uebereinſtimmung 
mit der von dem Bekl. bei der Erhebung des in Rede ſtehenden 
Stempelbetrages kundgegebenen Anſicht zwei Kaufgeſchäfte, deren 
Beftand allerdings von einander abhängig iſt, als vorliegend 
angenommen werden. Bei dem völlig gleichliegenden Falle in 
dem Prozeſſe Silberberg c. Fiskus — VII. 164/1901 — hat 
ſchon der erkennende Senat die Berufungsentſcheidung, die da⸗ 
mals von demſelben Gericht, welches das jetzt in Frage ſtehende 
zweitinſtanzliche Urtheil abgegeben hat, in Uebereinſtimmung 
mit der obigen diesſeitigen Auffaſſung erlaſſen iſt, unter dem 
11. Juni 1901 beftätigt. Dies geſchah in Anlehnung an das 
in der Juriſt. Wochenſchr. von 1897 S. 69 Nr. 65 mitgetheilte 
Urtheil des IV. C. S. des R. G. vom 30. November 1896 
IV. 164/96), welche Entſcheidung zu Unrecht gegenwärttg von 
der Vorinſtanz reprobirt iſt. VII. C. S. i. S. Fiskus e. Kramer 
vom 26. November 1901, Nr. 288/1901 VII. 

55. Tauſchvertrag. 

Ebenſo i. S. Fiskus c. Mündel vom 29. November 1901, 
Nr. 296/1901 VII. 

VIII. Das Sk Recht (Badiſche Landrecht). 

56. Art. 959 

Schenkungen zu Gunſten einer Ehe konnen nach 
Art. 959 c. c. wegen Undanks nicht widerrufen werden. Da⸗ 
hin gehören uicht bloß Schenkungen im Ehevertrage, welche ſchon 
ihrem Weſen nach Schenkungen zum Vortheile einer Ehe find, 
ſondern auch in anderer Weiſe von Seiten eines Dritten gemachte 
Schenkungen, welche mit der unzweideutigen Kundgebung, daß 
die Schenkung eine Begünſtigung der bevorſtehenden Ehe bezwecke, 

zugewendet und daher, wenn der Abſchluß der Che nicht erfolgt, 

unwirffam werden. Art. 1088 c. c. Eine Verkennung dieſer 
Nechtoſatte von Seiten des B. G. iſt nicht erfichtlich. II. C. ©. 
i. S. Werle c. Werle II u. Gen. vom 29. November 1901, 
Nr. 289/1901 II. 

57. Art. 1096, 1121. 

Nach der für die Resifion N Feftſtellung des 
O. L. G. iſt davon auszugehen, daß die aus dem in Rede 
ſtehenden Lebensverſicherungsvertrage entſpringenden Rechts⸗ 
derhältuiſſe nach dem c. c. zu beurtheilen find. Das O. L. G. 
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hat zutreffend und in Uebereinſtimmung mit der in dieſer 
Beziehung feſtſtehenden Rechtſprechung angenommen, daß ein 
ſolcher Lebensverficherungsvertrag, worin gegen Zahlung von 
Prämien der Verſicherte für den Fall ſeines früheren Todes die 
Auszahlung eines Kapitals an einen Dritten vereinbart hat, 
eine Stipulation zu Gunſten des Dritten gemäß Art. 1121 c. c. 
darſtellt, und hat ferner im Anſchluſſe an die Entſcheidung des 
erkennenden Senats in Bd. 29 S. 322 der Entſch. des R. G. 
mit Recht die Anwendbarkeit des Art. 1096 c. c. auf eine 
derartige Abmachung verneint, wenn, wie im vorliegenden 
Falle der Verſicherte und die begünftigte dritte Perſon mit 
einander verheirathet ſind. Wie nämlich in dieſer Entſcheidung 
ausgeführt und jetzt überwiegend auch in der franzöſiſchen 
Rechtſprechung anerkannt iſt (Dalloz Jur. gén. 1898, 2, 369 
und Anmerkung, 1897, 1, 73 — 1900, 2, 489, und Lefort: 
Assurance sur la vie II S. 380 flg.), wird bereits im 
Augenblicke des Abſchluſſes eines ſolchen Vertrages der An⸗ 
ſpruch des Dritten auf die Verficherungsſumme gegenüber dein 
Verſicherer exiſtent und von ihm, wenn auch bedingt, erworben, 
der Anſpruch hat, wenn der Dritte den Verficherten überlebt, 
und vorausgeſetzt, daß ein wirkſamer Widerruf nach Art. 1121 
nicht geſchehen iſt, niemals einen Beſtandtheil des Vermögens 
des Verſicherten gebildet, ſondern gehörte von vornherein dem 
Dritten zu, und die Verſicherungsſumme ſelbſt iſt erſt mit dem 
Tode des Verſicherten entſtanden. Demnach kann von einer 
Schenkung der Letzteren im Sinne des Art. 1096 c. e., 
der zur weſentlichen Vorausſetzung hat, daß der geſchenkte 
Gegenſtaud aus dem Vermögen des Schenkers in das 
Vermögen des begünſtigten Ehegatten gelangt, daß alſo Erſterer 
um denſelben ärmer wird, und von einem Rechte des Widerrufs 
nach dieſer Geſetzesvorſchrift keine Rede ſein. Daraus iſt nun 
aber nicht mit der Bekl. zu folgern, daß der Anſpruch der Kl. 
aus dem Berfiherungsvertrage in die zwiſchen ihr und ihrem 
Chemanne beſtandene eheliche Gütergemeinſchaft gefallen 
ſei. Zwar ſtellt der Erwerb des Anſpruches einen Mobiliar⸗ 
erwerb dar. Allein da in dem Verſicherungsvertrage, wie that⸗ 
ſächlich feſtſteht, der Ehemann der Kl. ausdrücklich ſtipulirt hat, 
daß feine Ehefrau die Verſicherungsſumme erſt nach feinem 
Tode, alſo nach Aufhebung der Gütergemeinſchaft erhalten 
ſolle, hat er ſeinen Willen zum Ausdrucke gebracht, daß der 
Anſpruch der Kl. auf die Verſicherungsſumme ſowie dieſe ſelbſt 
nicht in die Gütergemeinſchaft fallen, ſondern ihr als Sonder⸗ 
vermögen zufallen ſoll. Es liegt alſo der in Art. 1401 
Ziffer 1 c. e. am Schluſſe vorgeſehene Ausnahmefall vor; 
wenn auch die Begünſtigung der Ehefrau durch einen derartigen 
Lebensverſicherungsvertrag nicht unter den Begriff einer 
eigentlichen Schenkung zu bringen iſt, ſo iſt ſie doch mit 
Rückſicht auf die von dem Verſicherten übernommene Ver⸗ 
pflichtung, Prämien zu zahlen, eine Liberalität im weiteren 
Sinne, wie fie zur Anwendung jener Ausnahmevorſchrift 
genügt (Lefort II S. 360, Baudry⸗Lacantinerie und Barde, 
Obligations 1 Nr. 208, Dalloz: Jur. gen. 1893, 2, 185 und 
1898, 2, 369 und die Noten dazu). II. C. S. i. S. Lingen 
c. Lingen vom 26. November 1901, Nr. 339/1901 II 

58. Art. 1220, 883. 

Nach dem Parteivorbringen in den Inſtanzen iſt davon 
auszugehen, daß der Verkauf von noch ungetheilten Liegenſchaften 
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aus dem Nachlaſſe des Vinzens D. an die Charitative Ver⸗ 
einigung, deſſen Kaufpreisantheil hier im Streite iſt, erſt nach 
dem Tode des Johann D. von deſſen Erben mit den anderen 
am Nachlaſſe des Vinzens D. Betheiligten erfolgt iſt. Es unter⸗ 
liegt keinem Bedenken, auf eine durch ein Rechtsgeſchäft dieſes 
Inhaltes nach dem Tode des Erblaſſers entſtandene Nachlaß⸗ 
forderung im Zweifel Art. 1220 in gleichem Maße anzuwenden, 
inſoweit keine entgegenſtehenden Vereinbarungen bei dem Verkaufe 
getroffen ſind, was von Seiten der Bekl. nicht geltend gemacht 
wurde. Aus dieſem Grunde bleibt auch für den gegebenen Fall 
entſcheidend, in welcher Weiſe die in Art. 1220 enthaltene 
Geſetzesbeſtimmung, welche den im römiſchen Rechte geltenden 
Grundſatz „nomina hereditaria inter heredes ipso jure sunt 
divisa“ wiederzugeben ſcheint, mit der Vorſchrift des Art. 883 
zu vereinigen it, wonach von dem rechtlichen Geſichtspunkte der 
5 Hand aus die Theilung nur einen deklarativen 
Charakter hat, ſonach derjenige, dem eine Forderung in der 
Theilung zugewieſen wird, ſo anzuſehen iſt, als habe dieſelbe 
vom Zeitpunkt des Erbanfalles oder ihres Erwerbes für den 
Nachlaß einen Beſtandtheil ſeines Vermögens gebildet. Der 
erkennende Senat hat in ſeinem Urtheil vom 30. Oktober 1888 
(Entſch. in Civilſachen Bd. 22 S. 371 ff.) zu dieſer Frage be⸗ 
reits inſoweit Stellung genommen, als er der Meinung beitrat, 
daß die Beſtimmung des Art. 1220 inſofern eine Einſchränkung 
erfahre, als ſie nur für den Zeitraum . der vor der 
Theilung des Nachlaſſes liegt, und daß von da ab — unbeſchadet 
der auf Grund des Art. 1220 erworbenen Rechte — der 
Theilungsvertrag endgültig darüber entſcheide, welcher Mit⸗ 
betheiligte in Anſehung einer zum Nachlaſſe gehörenden Forderung 
als Gläubiger anzuſehen ſei. Er hat damit insbeſondere die in 
der neueren Rechtſprechung des franzöſiſchen Kaſſationshofes ver- 
tretene Anſicht abgelehnt, daß nach Art. 1220 die Nachlaß⸗ 
E bereits durch das Geſetz endgültig getheilt ſei und 
deshalb Art. 883 überhaupt nicht zur Auendung komme, es 
liegt kein Anlaß vor, von dem zu letzterer Frage eingenommenen 
Standpunkt abzugehen. In jener Entſcheidung war, wie dort 
näher dargelegt iſt, kein Anlaß gegeben, auf die weiteren Streit⸗ 
fragen hinſichtlich des Verhältniſſes zwiſchen Art. 1220 und 
Art. 883 einzugehen und ſich insbeſondere über die darin aus⸗ 
einandergehenden Meinungen auszuſprechen, welches die rechtliche 
Stellung der Miterben während dieſes Uebergangszuſtandes bis 
zur endgültigen Theilung ſei. Die eine der hier in Betracht 
kommenden Anfichten nimmt an: durch Art. 1220 werde zwar 
nur proviſoriſch bis zum Zeitpunkt der endgültig zu Stande 
gekommenen Theilung die Nachlaßforderung unter den Miterben 
etheilt; aber während dieſes Zwiſchenzuſtandes ſei der einzelne 
iterbe nach außen zu unbeſchränkter Verfügung über den ſeinem 
Erbtheil . Forderungsantheil berechtigt; habe er den⸗ 
ſelben während 
haupt nichts mehr in die Theilungsmaſſe und könne auch Art. 883 
nicht mehr zur Anwendung kommen, habe er denſelben ver⸗ 
pfändet — und Gleiches müſſe für das Pfändungsrecht eines 
Gläubigers gelten, der auf dieſen Forderungsantheil Zugriff ge— 
nommen hat —, ſo falle der verpfändete Forderungsantheil 
belaſtet mit dieſem Pfandrechte in die Theilungsmaſſe und ſei 
letzteres dem Art. 883 gleichfalls entzogen. Eine andere Anſicht 
geht dagegen dahin: Art. 1220 begründe bis zur endgültigen 
heilung nur eine Legitimation des Miterben zur Geltend— 
machung des ſeinem Erbtheil entſprechenden Forderungsantheiles 
egen den Schuldner; der Miterbe ſei danach befugt, jenen 
e gegen den Schuldner durch Klage geltend zu 
machen und einzuziehen, wie auch der Schuldner durch deſſen 
Zahlung an den Miterben ſich endgültig befreie; im Uebrigen 
ſei aber der Miterbe zu Verfügungen über denſelben nur mit 
der Maßgabe befugt, wenn und ſoweit jener Antheil bei der 
Theilung in ſeinen Erbtheil falle. Die Wirkſamkeit ſolcher Ver⸗ 
fügungen über den Forderungsantheil zu Gunſten Dritter ſei 
daher auch den übrigen Miterben gegenüber dadurch bedingt, 


ieſer Zeit durch Ceſſion veräußert, ſo falle über⸗ 
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daß er bei der Theilung dem Erbtheil des cedirenden oder ver⸗ 
pfändenden Miterben zugewieſen werde. Der erkeunende Senat 
verkennt nicht, daß ſich fig die eine und die andere ue Au⸗ 
ſichten nahezu gleichwerthige Gründe geltend machen laſſen, er 
entſcheidet ſich jedoch für die letztere. Eingehend begründet. 
II. C. S. i. S. Deckers e. Deckers und Gen. vom 29. No⸗ 
vember 1901, Nr. 346/1901 II. 

59. Art. 2277. 

Was die Rüge der Verletzung des Art. 2277 c. c. betrifft 
ſo iſt der Annahme des O. L. G., daß die durch das Urtheil vom 
10. Juli 1880 feſtgeſtellte Forderung der jetzt Bekl. erſt in 
30 Jahren verjähre, lediglich beizutreten, da die deklaratoriſche 
Bedeutung eines Urtheils nicht ausſchließt, daß es einen ſelbſt⸗ 
ſtändigen Schuldtitel darſtellt, worauf ſich die Verjährungs⸗ 
vorſchrift des Art. 2277 nicht bezieht. C. S. i. S. 
Rochels u. Gen. c. v. Geyr⸗Schweppenburg u. Gen. vom 
22. November 1901, Nr. 243 / 1901 II. 

60. Elſäſſiſch⸗Lothringiſches Bergrecht. | 

Die Reviſion rügt zunächſt bezüglich des erſten auf eine 

eſetzliche Haftung der Bekl. für den fraglichen Schaden ge: 
ſtügten Klagegrunds Verletzung des 8 127 des Elfap- 
Lothringiſchen Berggeſetzes vom 16. Dezember 1873, in⸗ 
dem das 8. G. mit Unrecht unter dem „Bergwerksbeſitzer“ 
im Sinne dieſer Beſtimmung nur den Bergwerkseigenthümer 
ſtatt den das Bergwerk Betreibenden verſtanden und ſich 
hierbei lediglich auf die bezüglich des § 148 des Preußiſchen 
Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 beftehende, auf 
die Motive zu letzterem Geſetze ſich gründende Rechtſprechung 
geſtützt habe, ohne die allein in Betracht kommenden Motive 
des Elſaß⸗Lothringiſchen Berggeſetzes auch nur zu berüd- 
ſichtigen. Dieſe Beſchwerde erſcheint als unbegründet. Darin 
nämlich, daß das B. G. den § 127 des Elſaß⸗Lothringiſchen 
Berggeſetzes für den gegenwärtigen Fall in derſelben Weiſe aus- 
gelegt hat, wie dies Seitens des V. C. S. des R. G. bezüglich 
des gleichlautenden § 148 des Preußiſchen Berggeſetzes geſchehen 
iſt (vergl. Entſch. Bd. 30 S. 228 ff.), iſt auch bei Berückſichtigung 
der Motive des erſteren Geſetzes ein Rechtsirrthum nicht zu 
finden; denn dieſe Motive ſprechen nicht nur nicht gegen, ſondern 
ſogar für eine gleichmäßige Auslegung der beiden erwähnten 
dag Beſtimmungen. Eingehend begründet. II. C. S. i. S. 
Yräfin Beaufort c. A.⸗G. Rümelingen vom 29. November 1901, 
Nr. 283/1901 II. 1 N. 
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Perſonal⸗ Veränderungen. 


Zulaſſungen. 

Gerichtsaſſefſor Johann Linden beim Landgericht Bonn; — 
Rechtsanwalt Dr. Zinßtag beim Landgericht Ellwangen; — 
Gerichtsaſſeſſor John beim Landgericht Halle a. S.; — 
Referendar Ernſt Auguſt Georg Fleiſchhauer beim Amtsgericht 
Dresden; — Rechtsanwalt Dr. jur. Otto Mahlmann beim 
Amtsgericht Emden; — Rechtsanwalt Dr. Max Bernhard 
Mechler beim Amtsgericht Taucha und Landgericht Leipzig; — 
Rechtsanwalt Hermann Rudolf Wilhelm Grottke beim Amts- 
ericht Diedenhofen; — Rechtsanwalt Eruſt Auguſt Georg 
Fleiſchhauer beim Landgericht Dresden; — Rechtsauwalt 
Dr. jur. Chriſtian Guſtav Heinrich Peterſen beim Landgericht 
Flensburg; — Rechtsanwalt Heinrich Kaſtor beim Oberlandes- 
gericht München; — Gerichtsaſſeſſor Otto Hennig beim Land- 
ericht Deſſau; — Rechtsanwalt Bandlow beim e 
ilitſch; — Rechtsanwalt Richard Guſtav Raabe beim Amts» 
periht Aue; — Rechtsanwalt Dr. Bruno Zabler in Baden 
eim Landgericht Karlsruhe; — Rechtsanwalt Alfred Lüdicke 
beim Landgericht 1 Berlin; — Rechtsanwalt Hermann Diſtel 
beim Landgericht Freiburg i. B.; — Rechtsanwalt und Notar 
Hollenberg beim Amtsgericht St. Goar; — Gerichtsaſſeſſor 

Walter beim Amtsgericht Völklingen. 1 8 


Für die Redaktion verantwortlich: Rechtsanwalt Dr. L. Kuhlenbeck in Jena. Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin 8. 14. 


Dieſer Nummer liegt für die Mitglieder des Dentſchen Anwalt Vereins bei: Geſchäftsabtheilung des Reichsgerichts 
für das Jahr 1902. 


NE 7 und 8. 


Berlin, 27. Januar 1902. 


IXXXI. Iahrgang.] 49 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Organ des deutffßen Anwalt: Vereins. 
Herausgegeben von | 


Dr. jur. T. Ruhlenbeck, 


Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht Jena. N 
Verlag und Expedition: . Moeſer Buchhandlung, Bertin S. 14, Stallichreiberfiraße 34. 35. 
Preis für den Jahrgang 25 Mark. — Inſerate die Zeile 50 Pfg. — Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt. 
2— .. 


Hülfskaffe für deutſche Rechts anwälte. 


Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
zu Darmſtadt hat der Kaſſe abermals eine Beihülfe von 
500 Mark gewährt. Der Kammer und ihrem Borſtande iſt 
für die erfreuliche Beihülfe der anfrichtigſte Dank aus⸗ 
geſprochen. 


Die Ehefrau als Geſellſchafterin einer offenen 
Handelsgeſellſchaft. 
Von Rechtsanwalt Ullmann in Magdeburg. 


I. Güterſtand der Verwaltung und Nutznießung. 


1. Nach 8 1367 B. G. B. iſt Vorbehaltsgut, was die 
Frau durch ihre Arbeit oder durch den ſelbſtſtändigen Betrieb 
eines Erwerbsgeſchäftes erwirbt. Selbſtſtändiger Betrieb eines 
Erwerbsgeſchäftes liegt vor, wenn die Frau eine auf den Erwerb 
gerichtete Unternehmung, bei der es ſich um eine dauernde Ein⸗ 
nahmequelle handelt, als Unternehmerin betreibt.) 

Nicht jeder Betrieb eines Erwerbsgeſchäftes, der im Namen 
der Frau geführt wird, iſt ſelbſtſtändiger Betrieb im Sinne des 
8 1367 B. G. B. Der Betrieb im Namen der Frau kann 
ſehr wohl vom Manne auf Grund ſeines Verwaltungsrechtes 
geführt werden, wie unten noch erörtert wird, allerdings nur 
mit Zuſtimmung der Frau, welche Zuſtimmung nach § 1379 
B. G. B. ergänzt werden kann. Geſchieht dies, ſo liegt, da 
nicht die Frau es iſt, welche das Geſchäft ſelbſtſtändig betreibt, 
ſondern der Mann, der das Geſchäft kraft ſeines Verwaltungs⸗ 
rechtes zu feinem Nutzen im Namen der Ehefrau betreibt, felbit- 
ſtändiger Betrieb mit den Wirkungen des § 1367 B. G. B. 


nicht vor.) 


) Vergl. Kommentar zum B. G. B. von Hölder (Familienrecht 
von Schmidt und Habicht) Anm. 2 e 8 zu $ 1367; Pland, Kommentar 
zum B. G. B. Note 2 zu $ 1367; die Schrift des Verfaſſers „Das 
geſetzliche eheliche Güterrecht in Deutſchland“ S. 6. 

Schmidt und Habicht, Anm. 2 ea zu $ 1367 und Anm. 5 a a zu 
5 1376; Coſack, Lehrbuch des deutſchen bürgerlichen Rechts § 286; 
Schefold, im Archiv für die civiliſtiſche Praxis Bd. 91 S. 148; der Ver; 
faſſer a. a. O. S. 48. Anderer Anſicht Staub, Kommentar zum H. G. B. 
S. 81, und Lehmann und Ring, Kommentar zum H. G. B. 9 1 Nr. 29. 


Es iſt denkbar, daß bei Beginn der ehemännlichen Ver⸗ 
waltung und Nutznießung ſeitens der Frau ein Erwerbsgeſchäft 
bereits betrieben wird, oder daß nach dieſem Zeitpunkte an die 
Frau ein Erwerbsgeſchäft, welches bisher nicht im Vermögen 
der Frau geweſen iſt, durch Erbgang gedeiht, oder daß die Frau 
nach dieſem Zeitpunkte ein Erwerbsgeſchäft entweder mit Mitteln, 
die bisher zum eingebrachten Gut gehörten, oder mit Mitteln, 
welche der Mann der Frau zu dieſem Zwecke zur Verfügung 
ſtellt, begründet. Im erſten und zweiten Fall wird das Erwerbs⸗ 
geſchäft dadurch, daß der Mann die Einwilligung zum Fort- 
betriebe durch die Frau ertheilt, nicht zum Vorbehaltsgut, es 
ſcheidet aus dem eingebrachten Gut nicht aus. Das Ausſcheiden 
findet vielmehr erſt bezüglich des Erlöſes aus den Umſatz⸗ 
geſchäften ſtatt. In den beiden letzteren Fällen findet ein ſolches 
Ausſcheiden nicht ſchon mit der Begründung des Erwerbs⸗ 
geſchäftes ſtatt. Verwendet die Frau Mittel des eingebrachten 
Gutes oder ſolche, die ihr vom Manne zu dieſem Zweck zur 
Verfügung geſtellt ſind, zum Ankauf von Waaren für das zu 
errichtende Erwerbsgeſchäft, ſo werden dieſe Waaren ein⸗ 
gebrachtes Gut; erſt der Erwerb aus dem Betriebe wird 
Vorbehaltsgut; alſo erſt diejenigen Vermögenswerthe erhalten 
die Vorbehaltsguteigenſchaft, welche aus den Umſatzgeſchäften 
mit dieſen zur Begründung des Geſchäfts angeſchafften Waaren 
erzielt werden. Unzuläſſig erſcheint es, wenn Düringer und 
Hachenburg“ unter Ausdehnung des Begriffes „Arbeits⸗ 
geräthe“ (§ 1366 B. G. B.) dem von der Frau in einem von 
ihr betriebenen Geſchäft angelegten Kapital auch ohne Be⸗ 
ſtimmung im Chevertrage die Eigenſchaft als Vorbehaltsgut 
beilegen.“) An eine derartige ausdehnende Interpretation des 
Begriffes Arbeitsgeräthe hat der Geſetzgeber nicht gedacht; ſie 
würde auch dem Wortlaut des Geſetzes widerſprechen. 

2. Die Einwilligung des Mannes zum Betriebe eines 
Erwerbsgeſchäftes durch die Frau enthält keinen Verzicht auf 
das Verwaltungsrecht des Mannes, ſondern nur einen Verzicht 
auf die ſich aus dem Verwaltungsrecht des Mannes ergebenden 
Verfügungsbeſchränkungen der Frau“), ein Verzicht, der jeder 


Y Vergl. Düringer und Hachenburg, Kommentar zum H. G. B. 
S. 11. 
*) Vergl. Schmidt und Habicht, Note 4b zu § 1366 B. G. B. 
) Vergl. Schmidt und Habicht, Note 8 a. CE. zu $ 1405; der 
Verfaſſer a. a. O. S. 72. 
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Zeit widerruflich iſt.) Der Mann kann deshalb in Ans 
ſehung der zum Erwerbsgeſchäft gehörigen Sachen und Rechte 
ſein Verwaltungsrecht ausüben, ſoweit dieſelben nicht etwa nach 
§ 1367 B. G. B. Vorbehaltsgut geworden find. Freilich wird 
mit Rückſicht darauf, daß der geſammte Erwerb Vorbehaltsgut 
wird, für die Ausübung des Verwaltungsrechtes des Mannes 
wenig Raum bleiben. Wenn Coſack a. a. O. S. 455 ausführt, 
daß die Verwaltung des Mannes derjenigen der Frau nicht 
über⸗, ſondern untergeordnet ſei, daß alſo der Mann die Ver⸗ 
waltung niemals im Widerſpruche zu der Frau ausüben könne, 
ſo erſcheint dies nicht zutreffend. Wird das Verwaltungsrecht 
des Mannes trotz feiner Einwilligung zum ſelbſtſtändigen Betriebe 
eines Erwerbsgeſchäftes durch die Frau in Anſehung derjenigen 
Sachen und Rechte, welche nicht Vorbehaltsgut geworden find, 
anerkannt, ſo fehlt es an einem ausreichenden Grunde für die 
Anſicht Coſacks. Man kann auch nicht, wie Schefold a. a. O. 
S. 154 will, anerkennen, daß im Verhältniß der Eheleute zu 
einander die Genehmigung zum ſelbſtſtändigen Betriebe den 
Ehemann verpflichtet, Verwaltungsmaßnahmen zu unterlaſſen, 
die dem ordnungsmäßigen Betriebe zuwiderlaufen. Denn der 
Mann iſt ja jederzeit, und zwar der Frau gegenüber formlos, 
befugt, die Genehmigung zu widerrufen, und eine den Inter⸗ 
eſſen des Betriebes zuwiderlaufende Verwaltungsmaßregel dürfte 
als ein ſolcher Widerruf zu betrachten ſein. 

3. Selbſtſtändiger Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts durch die 
Frau liegt auch dann vor, wenn die Frau Geſellſchafterin einer 
offenen Handelsgeſellſchaft iſt, ſei es, daß ſie bereits bei Beginn 
der ehemännlichen Verwaltung und Nutznießung in dieſem Ver⸗ 
hältniß ſtand, oder daß ſie nach dieſem Zeitpunkt ein derartiges 
Theilnahmerecht durch Erbgang erworben hat, oder daß ſie aus 
Mitteln des Mannes oder des eingebrachten Gutes dieſe Art 
des Betriebes begründet hat.“) Ertheilt der Mann der Frau 
die Einwilligung zur Fortſetzung dieſes Verhältniſſes als Gefell- 
ſchafterin einer offenen Handelsgeſellſchaft, ſo ſtattet er hierdurch 
alle Rechtsgeſchäfte und Rechtsſtreitigkeiten, welche dieſer Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb nach den. Verkehrsanſchauungen mit ſich bringt, 
mit Wirkſamkeit in Anſehung des eingebrachten Gutes aus.“) 
Verweigert der Mann dieſe Einwilligung, ſo kann zwar die 
Frau, die ja in ihrer Geſchäftsfähigkeit nicht beſchränkt iſt, 
weiter Geſellſchafterin einer offenen Handelsgeſellſchaft bleiben, 
der Beſtand des eingebrachten Gutes kann aber mit Wirkſamkeit 
gegen den Mann nicht durch die Fortſetzung dieſes Verhältniſſes 
in Mitleidenſchaft gezogen werden. Wird bei einem derartigen 
unkonſentirten Geſellſchaftsverhältniß die Frau von einem 
Gläubiger der Geſellſchaft perſönlich in Anſpruch genommen, fo 
braucht der Mann ſich eine Zwangsvollſtreckung in das ein⸗ 
gebrachte Gut nicht gefallen zu laſſen. ) 

Iſt die Frau bei Beginn der ehemännlichen Verwaltung 
und Nutznießung Geſellſchafterin einer offenen Handelsgefellſchaft, 


) Vergl. Schmidt und Habicht Note 7 zu $ 1405; Planck, 
Note 5 zu § 1405; der Verfaſſer a. a. O. S. 64. 
) Vergl. Planck, Note 2 zu § 1367; Schmidt und Habicht, 
Note 2 2 8 zu § 1367; Staub, S. 81; der Verfaffer a. a. O. S. 6. 
) Vergl. der Verfaſſer a. a. O. S. 64. 
+) Zu berückſichtigen iſt auch $ 1358 B. G. B., der zur An⸗ 
wendung kommen kann, wenn die Frau durch den Geſellſchaftsvertrag 
zu einer von ihr in Perſon zu bewirkenden Leiſtung verpflichtet iſt. 
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und genehmigt der Mann nicht die Fortſetzung dieſes Erwerbs⸗ 
geſchäftes, jo fragt es fich, ob die anderen Geſellſchafter hieraus 
einen Grund zur Auflöſung der Geſellſchaft gemäß § 133 H. G. B. 
herleiten können. 

Nach Art. 123 H. G. B. (alte Faſſung) wurde die Geſell⸗ 
ſchaft durch den Eintritt der rechtlichen Unfähigkeit eines der 
Geſellſchafter zur ſelbſtſtändigen Vermoͤgensverwaltung aufgelöſt. 
Ließ der Ehemann das Handeltreiben ſeiner Ehefrau geſchehen 
(Art. 7 H. G. B.), ſo trat eine Auflöſung der Geſellſchaft nicht 
ein, während das Verbot des Mannes die Auflöſung der Ge⸗ 
ſellſchaft herbeiführte.) Die Frau verlor mit dem Verbot des 
Mannes die rechtliche Fähigkeit zur Verwaltung ihres Vermögens 
wenigſtens inſoweit, als das Vermögen in ihrer Betheiligung 
an der Handelsgeſellſchaft beſtand. Die Beitimmung it nun 
zwar nicht in das neue H. G. B. übernommen und ſomit die 
Unfähigkeit zur ſelbſtſtändigen Vermögensverwaltung nicht mehr 
als ein beſonderer Auflöſungsgrund anerkannt; es iſt dies aber 
nicht deshalb geſchehen, weil man dieſer Thatſache irgend eine 
Wirkung bezüglich des Beſtehens der Geſellſchaft nicht zuerkennen 
wollte, ſondern weil man davon ausging, daß aus dieſer That- 
ſache ein Grund, die Auflöſung zu verlangen, entnommen werden 
kann.“) Materiell hat man alſo der Unfähigkeit zur ſelbſt⸗ 
ſtändigen Vermögensverwaltung dieſelbe Wirkung beilegen wollen, 
wie früher. 

Dennoch kann nach dem Recht des B. G. B. der Nicht⸗ 
genehmigung ſeitens des Ehemannes nicht die Wirkung eines 
Auflöſungsgrundes gemäß § 133 H. G. B. beigemeſſen werden. 
Denn die Nichtgenehmigung hat keineswegs die Unfähigkeit der 
Frau zur Vermögensverwaltung zur Folge. Vielmehr iſt die 
Frau nach allen Güterrechtsſyſtemen des B. G. B. unbeſchränkt 
geſchäftsfähig, und dasjenige Recht der Frau, welches ſie in dem 
hier vorausgeſetzten Falle als Geſellſchafterin einer offenen 
Handelsgeſellſchaft hat, unterliegt, wie noch unten darzulegen, 
beim Güterſtande der ehemännlichen Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung durchaus nicht der Verwaltung des Ehemannes. Auch 
beim Güterſtande der allgemeinen Gütergemeinſchaft und der 
Errungenſchaftsgemeinſchaft kann von einer Verwaltung in An⸗ 
ſehung derjenigen Rechte der Frau, die ihr als Geſellſchafterin 
einer offenen Handelsgeſellſchaft zuſtehen, nicht die Rede ſein, 
wie ebenfalls noch darzulegen ſein wird. Da ſonach die Frau 
befugt und fähig bleibt, dasjenige Erwerbsgeſchäft, welches in 
der Betheiligung als Geſellſchafterin einer offenen Handels- 
geſellſchaft liegt, auch ohne Einwilligung des Mannes fort⸗ 
zuführen, da ferner in Anſehung dieſes Vermögens der Frau 
das Verwaltungsrecht der Frau wenigſtens ſoweit, als es die 
Zwecke der Geſellſchaft erfordern, gewahrt bleibt, kann in der 
Begründung des Güterſtandes der Verwaltung und Nutznießung, 
wie auch in der des Güͤterſtandes der allgemeinen Gütergemein⸗ 
ſchaft und der Errungenſchaftsgemeinſchaft ein Grund für die 
übrigen Geſellſchafter, die Auflöſung zu verlangen, nicht liegen. 
Der Umſtand, daß bei unkonſentirtem Geſchäftsbetriebe der Frau 
das eingebrachte Gut oder bei den anderen erwähnten Güter⸗ 
ſtänden auch das Geſammtgut zu Ungunſten des Mannes durch 


) Vergl. Staub, 5. Aufl. $ 106 zu Art. 128; Behrend, Handels. 
recht, § 64 Anm. 7. 


) Vergl. Denkſchrift zum Entwurf eines H. G. B. S. 98. 
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den Betrieb des Erwerbsgeſchäftes nicht beeinflußt werden kann, 
ändert nichts hieran, weil die übrigen Geſellſchafter keinerlei 
Nachtheile durch dieſe Folge der Nichtkonſentirung haben. 

Aus gleichen Gründen giebt die Nichtkonſentirung ſeitens 
des Ehemannes den übrigen Geſellſchaftern kein Recht, die Auf- 
loͤſung zu verlangen, wenn erſt nach Beginn einer der drei er⸗ 
wähnten Güterftände die Frau Geſellſchafterin einer offenen 
Handelsgeſellſchaft wird.) 

4. Was den Fall anlangt, daß eine Ehefrau bei Beginn 
der Verwaltung und Nutznießung in dieſer Weiſe an einer 
Handelsgeſellſchaft betheiligt iſt, ſo wird in der Praxis die 
Frage wohl meiſt in der Weiſe geregelt werden, daß dieſer 
Theil des Vermögens durch Ehevertrag zum Vorbehaltsgut 
gemacht wird, ſofern die Frau den Weiterbetrieb dieſer Art des 
Erwerbsgeſchäftes beabſichtigt. Iſt dieſe Regelung nicht erfolgt, 
ſo iſt Folgendes zu beachten: An ſich kann der Mann, wie 
erwähnt, kraft ſeines Verwaltungsrechtes ein Erwerbsgeſchäft 
der Frau unter Zuſtimmung derſelben — § 1379 B. G. B. 
findet Anwendung — im Namen der Frau oder ohne Zu⸗ 
ſtimmung der Frau im eigenen Namen weiter führen. In 
unſerem Falle iſt beides ausgeſchloſſen, weil dieſe Art der Aus⸗ 
übung des ehemännlichen Verwaltungsrechtes durch die Natur 
der Vermögensmaſſen, um die es ſich handelt, unmöglich gemacht 
wird. Denn dem Verwaltungsrecht des Mannes können nur 
diejenigen Vermoͤgensrechte unterliegen, bei welchen eine Aus- 
übung durch einen Dritten zuläſſig iſt. Der Fall liegt ganz 
ähnlich wie bezüglich derjenigen Vermögens rechte, die ihrem 
Inhalte nach durch einen andern als den Berechtigten nicht 
ausgeübt werden können, und welche deshalb dem Nutz⸗ 
nießungsrechte des Mannes nicht unterliegen. Mit Rückſicht 
auf die aus $ 115 Abſ. 2 H. G. B., 8 717 B. G. B. ſich 
ergebende Unübertragbarkeit der Anſprüche der Geſellſchafter 
gegen einander aus dem Geſellſchaftsverhältniß iſt deshalb die 
Fortführung des Geſellſchaftsverhältniſſes durch den Mann an 
Stelle der Frau kraft des Verwaltungsrechtes des Mannes, ſei 
es mit, ſei es ohne Genehmigung der Frau, unmöglich. 

5. Häufiger tritt der Fall ein, daß nach Beginn der Ver⸗ 
waltung und Nutznießung die Frau durch Erbgang Geſellſchafterin 
einer offenen Handelsgeſellſchaft wird. Nach § 138 H. G. B. 
wird die offene Handelsgeſellſchaft durch den Tod eines Ge⸗ 
ſellſchafters aufgelöſt, ſofern nicht aus dem Geſellſchaftsvertrage 
ſich ein Anderes ergiebt. Im Geſellſchaftsvertrage kann be 
ſtimmt ſein, daß die Geſellſchaft unter den übrigen Geſell⸗ 
ſchaftern fortbeſtehen bleibt, oder daß die Geſellſchaft mit den 
Erben des Verſtorbenen fortgeſetzt werden ſoll. Nur der letztere 
Fall intereſſirt hier. Jeder Erbe hat nach § 139 H. G. B. 
das Recht, entweder in der Geſellſchaft zu verbleiben oder ſein 
Verbleiben in der Geſellſchaft davon abhängig zu machen, daß 
ihm die Stellung eines Kommanditiſten eingeräumt wird, 
widrigenfalls er das Recht zum Ausſcheiden hat.“) Es ſetzt 
dieſes Recht natürlich voraus, daß der Berufene auch Erbe 
geworden iſt, wenngleich er befugt iſt, auch vor feiner Erklärung 


) Vergl. hierzu unten I, 5. — Zu. beachten iſt, daß beim 
Vorliegen der Vorausſetzung des $ 1358 Abſ. 1 B. G. B. eine Auf⸗ 
löſung der Geſellſchaft durch den Mann herbeigeführt. werden kann. 

) Vergl. das Nähere bei Staub, Anm. zu § 189. 
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darüber, ob er die Erbſchaft annehme oder ausſchlage, die 


übrigen Geſellſchafter vor die Wahl zu ſtellen, ob ſie ihm die 


Stellung eines Kommanditiſten einräumen wollen. Nun bedarf 


nach § 1406 B. G. B. die Frau zur Annahme oder Aus⸗ 
ſchlagung einer Erbſchaft nicht der Zuſtimmung des Mannes. 
Nimmt die Frau eine Erbſchaft an, zu welcher das Recht aus 
einem Geſellſchaftsvertrage der erwähnten Art gehört, jo erwirbt 
ſie mit der Erbſchaft auch dieſes Recht. Wie aber die Erbſchaft, 
wenn nicht der Fall des 8 1369 B. G. B. vorliegt, ein- 
gebrachtes Gut wird und dem Verwaltungsrecht des Mannes 
unterliegt, ſo muß auch dieſes zur Erbſchaft gehörige Recht des 
Verbleibens in oder des Ausſcheidens aus der Geſellſchaft dem 
Verwaltungsrecht des Mannes unterliegen. Das Recht des 
Erben auf Verbleiben in der Geſellſchaft als offener Geſell⸗ 
ſchafter kann wirkſam durch ausdrückliche Erklärung oder durch 
Verſtreichenlaſſen der in $ 139 H. G. B. geſetzten Friſt aus⸗ 
geübt werden, dergeſtalt, daß, wenn nicht innerhalb der Friſt 
erklärt wird, man wolle die Rechte eines Kommanditiſten, der 
Erbe in der Geſellſchaft als offener Geſellſchafter verbleibt. 
Eine Rechtsänderung wird alſo ſowohl durch eine ausdrückliche 
Erklärung, man wolle in der Geſellſchaft als offener Geſell⸗ 
ſchafter verbleiben, gewirkt, als durch das Verſtreichenlaſſen der 
Friſt, inſofern nämlich, als in beiden Fällen das Recht, die 
Einräumung der Stellung eines Kommanditiſten zu verlangen, 
oder auszuſcheiden, befeitigt wird. Bis zur Entſcheidung der 
Frage, ob der Erbe offener Geſellſchafter verbleibt, beſteht jedoch 
eine offene Handelsgeſellſchaft mit den Erben.“) 

Es hat alſo die Frau durch die Annahme der Erbſchaft, 
die fie ohne Zuſtimmung des Ehemannes erklären konnte, das 
Recht als Geſellſchafterin einer offenen Handelsgeſellſchaft er- 
worben. Kein integrirender Beſtandtheil dieſes Rechts iſt aber 
die Befugniß, die Beſeitigung des Rechts auf Einräumung der 
Stellung eines Kommanditiſten herbeizuführen; vielmehr iſt dieſe 
letztere Befugniß ein Ausfluß ihres ihr kraft geſetzlicher Be⸗ 
ſtimmung zuſtehenden Rechtes als Erbin eines Geſellſchafters. 
Man kann deshalb auch nicht ſagen, daß die Frau, weil fie 
offene Geſellſchafterin einer Handelsgeſellſchaft ohne Zuſtimmung 
ihres Mannes werden konnte, nun auch befugt iſt, ohne Zu⸗ 
ſtimmung ihres Mannes die Erklärung über ihr Verbleiben 
abzugeben. Vielmehr unterſteht die Ausübung der Befugniß, 
das Recht auf Einräumung der Stellung als Kommanditiſtin 
zu erlangen, den allgemeinen Grundſätzen. 

Die Erklärung, in der Geſellſchaft als offene Geſellſchafterin 
verbleiben zu wollen, iſt eine Verfügung über das Recht, die 
Einräumung der Stellung eines Kommanditiſten zu fordern, 
weil damit letzteres Recht aufgehoben wird. Die Frau kann 
deshalb ohne Einwilligung des Mannes nach § 1398 B. G. B. 
dieſe Erklärung wirkſam nicht abgeben; ihre ohne Einwilligung 
des Mannes abgegebene Erklärung iſt unwirkſam. Ebenſo 
kann der Mann kraft ſeines Verwaltungsrechtes dieſe Erklärung 
ohne Zuſtimmung der Frau nicht wirkſam abgeben, weil er nach 
§ 1375 B. G. B. ohne ihre Zuſtimmung über ein zum ein- 
gebrachten Gut gehöriges Recht wirkſam nicht verfügen kann. 
Läßt die ordnungsmäßige Verwaltung des eingebrachten Gutes 
die Abgabe der Erklärung erforderlich erſcheinen, ſo kann der 


) Vergl. Staub, Anm. 27 zu $ 139. 
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Mann die Zuſtimmung der Frau gemäß $ 1379 B. G. B. 
ergänzen laſſen. Nicht in gleicher Weiſe kann die Frau die 
Zuſtimmung des Mannes gemäß 5 1402 B. G. B. erſetzen 
laſſen, weil es ſich bei der Abgabe der Erklärung nicht um eine 
perſönliche Angelegenheit, ſondern um ein Rechtsgeſchäft, das im 
Vermögensintereſſe der Frau geboten iſt, handelt.“) Anders 
liegt die Sache bei derjenigen Verfügung über das Recht, die 
Einräumung der Stellung eines Kommanditiſten zu verlangen, 
welche im Verſtreichenlaſſen der Friſt liegt. Die 85 1398, 1375 
B. G. B. haben Verfügungen durch Rechtsgeſchäfte zur Vor⸗ 
ausſetzung, während das Verſtreichenlaſſen der Friſt ein Rechts 
geſchäft nicht iſt. Läßt die Frau die Friſt verſtreichen, ohne die 
Erklärung abzugeben, ſo bleibt ſie Geſellſchafterin. Der Mann 
iſt, wie oben dargelegt, in der Lage, die Folgen durch ſein 
Vorgehen gemäß $ 1379 B. G. B. abzuwenden. 

Aus dem gleichen Grunde wie zu 4 iſt eine Fortführung 
des in dem Verhältniß der Frau als offene, Geſellſchafterin 
einer Handelsgeſellſchaft liegenden Betriebes des Erwerbs⸗ 
geſchäftes durch den Mann ſowohl im Namen der Frau, wie im 
eigenen Namen ausgeſchloſſen. 

6. Iſt die Frau mit Mitteln des eingebrachten Gutes oder 
mit ihr vom Manne zur Verfügung geſtellten Mitteln Geſell⸗ 
ſchafterin einer offenen Handelsgeſellſchaft geworden, ſo kann 
zwar der Ehemann die von ihm ertheilte Einwilligung wider- 
rufen; er iſt aber ebenſowenig, wie in den ſoeben erörterten 
Fällen, und zwar aus den angeführten Gründen, befugt, krafl 
ſeines Verwaltungsrechtes an Stelle der Frau, ſei es in deren 
Namen, oder in eigenem Namen das in der Betheiligung an 
einer Handelsgeſellſchaft als offene Geſellſchafterin liegende 
Erwerbsgeſchäft fortzuführen. 

7. Durch den Geſellſchaftsvertrag wird die Frau zu 
den Geſellſchaftern in Beziehungen gebracht, welche ihrer Natur 
nach ſowohl einen Wechſel in der Perſon der berechtigten bezw. 
verpflichteten Ehefrau ausſchließen, wie auch eine Ausübung durch 
den Ehemann nicht dulden, beides auf Grund der für den 
Geſellſchaftsvertrag gegebenen geſetzlichen Vorſchriften. Konſentirt 
der Mann alſo den Abſchluß eines ſolchen Geſellſchafts vertrages 
durch die Frau, ſo genehmigt er dadurch den Ausſchluß ſeiner 
Verwaltungsbefugniß, ſoweit dieſelbe mit dem Weſen des 
Geſellſchaftsverhältniſſes in Widerſpruch fteht. Daſſelbe gilt, 
wenn der Mann die Fortführung eines Geſellſchaftsverhältniſſes, 
in welchem die Frau bei Beginn der ehemännlichen Verwaltung 
und Nutznießung ſteht, genehmigt. Ertheilt der Mann nicht die 
Genehmigung, ſo kann zwar, wie erwähnt, die Frau trotzdem 
das Geſellſchaftsverhältniß fortſetzen, aber ohne daß dadurch der 
Beſtand des eingebrachten Gutes zu Ungunſten des Mannes 
alterirt wird. Wenngleich nun das der Frau auf Grund ihrer 
Betheiligung an der offenen Handelsgeſellſchaft zuſtehende Recht 
zum eingebrachten Gut gehört, fo kann von einer Verwaltungs⸗ 
befugniß des Mannes doch nicht die Rede ſein, weil dieſes Recht 
ſeiner Natur nach die Ausübung durch einen Anderen als den 
Berechtigten nicht duldet. 

Die Begründung eines derartigen Geſellſchaftsverhältniſſes 
durch die Frau nach Beginn der ehemännlichen Verwaltung 


) Vergl. Schmidt und Habicht, Note 8 zu $ 1402, der Ver⸗ 
faſſer a. a. O. S. 70. ö 
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und Nutznießung mit Mitteln des eingebrachten Gutes ohne 
Einwilligung des Mannes iſt nicht denkbar. Möglich iſt 
allerdings, daß die Frau ein ſolches Geſellſchaftsverhältniß 
während der Dauer der ehemännlichen Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung ohne Verwendung von Mitteln des eingebrachten Gutes 
begründet. (Die Verwendung von Mitteln des Vorbehaltsgutes 
und die Wirkung einer ſolchen Verwendung ſoll hier nicht 
erörtert werden.) Das hierdurch erworbene Recht gehört zum 
eingebrachten Gut. Eine Verwaltungsbefugniß des Mannes iſt 


aber dennoch ausgeſchloſſen, weil das Recht ſeiner Natur nach 


ein derartiges iſt, daß eine Verwaltung ſeitens des Mannes 
nicht möglich iſt. Die Frau kann alſo kraft ihrer unbeſchränkten 
Geſchäftsfähigkeit ein Recht erwerben, welches zwar eingebrachtes 
Gut iſt, aber dennoch mit Rückſicht auf fein Weſen dem Ver ⸗ 
waltungsrecht des Mannes nicht unterliegt.) 

Das Recht des Mannes auf Befitz der zum eingebrachten 
Gute gehörigen Sachen ($ 1373 B. G. B.) kann deshalb nicht 
Anwendung finden. Die Frau hat kraft ihres Rechtes als 
Geſellſchafterin kein Recht auf Beſitz der zum Geſellſchafts⸗ 
vermögen gehörigen Sachen, wie noch unten darzulegen iſt. 
Aus gleichem Grunde iſt eine thatſächliche Verwaltung des 
Mannes ausgeſchloſſen.) Verfügungen über Theile des 
Geſellſchaftsvermögens und obligatoriſche Rechtsgeſchäfte in 
Anſehung des Geſellſchaftsvermoͤgens, durch welche die Frau 
verpflichtet wird, zu denen der Mann an ſich befugt wäre,) 
können ebenfalls aus denſelben Gründen nicht in Frage kommen. 
Die der Frau als Geſellſchafterin einer offenen Handels⸗ 
geſellſchaft zuſtehenden Geſellſchafterrechte (Befugniß zur Geſchäfts⸗ 
führung, Recht auf Einſicht der Handelsbücher u. ſ. w. — 
88 114, 118 H. G. B. —) können, da fie durch einen Dritten 
nicht ausgeübt werden können, auch nicht vom Manne ausgeübt 
werden. 

Eine Vertretungsmacht kann zwar der Frau kraft ihrer 
Stellung als Geſellſchafterin zuſtehen; eine Ausübung dieſer 
Vertretungsmacht durch den Mann kommt, weil die Geſchäfts⸗ 
führung nur durch die Frau erfolgen kann, nicht in Frage. 

8. Es fragt ſich, was als Erwerb einer Ehefrau aus 
ihrer Betheiligung als offene Handelsgeſellſchafterin bei einer 
Handelsgeſellſchaft anzuſehen iſt. 

Ein Eigenthum eines Geſellſchafters an den körperlichen 
Sachen oder an den Rechten, welche zum Geſellſchaftsvermoͤgen 
gehören, beſteht weder in der Form eines nach Quoten getheilten 
Miteigenthums an den einzelnen Sachen und Rechten, noch 


) Dertmann im Archiv für bürgerliches Recht XX Heft 1 will 
dem Verfaſſer nicht zuſtimmen, wenn derſelbe Rechte, die ihrem 
Inhalte nach durch einen Andern als den Berechtigten nicht ausgeübt 
werden koͤnnen, dennoch als Beſtandtheile des eingebrachten Gutes 
erklärt (vergl. der Verfaſſer a. a. O. S. 4), der Widerſpruch iſt nicht 
begründet. Es könnte doch nur in Frage kommen, ob ein ſolches 
Recht nicht zum Vorbehaltsgut gehört. Was zum Vorbehaltsgut 
gehört, iſt in den SS 1366— 1370 B. G. B. erſchöpfend beſtimmt. 
Vergl. Schmidt und Habicht Note 2 a zu 5 1365. Rechte der hier 
in Frage ſtehenden Art gehören nicht dazu, ſind alſo der Regel 
gemäß eingebrachtes Gut. So auch Planck Note 8 zu § 1863 und 
Note 2 zu § 1866. 

) Vergl. der Verfaffer a. a. O. S. 21. 

+) Vergl. der Verfaffer a. a. O. S. 22 ff. 
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auch in der Form eines nach Quoten getheilten Antheilrechtes 
am ganzen Inbegriff des Geſellſchaftsvermsgens. Es liegt 
vielmehr Eigenthum zur geſammten Hand vor: Das Geſell⸗ 
ſchaftsvermögen ſteht allen Geſellſchaftern gemeinſam zu, aber 
keinem von ihnen eine beſtimmte oder auch nur beſtimmbare 
Quote.) 

Insbeſondere ergeben die Kapitalkonten der Geſellſchafter 
nicht das Verhältniß des Miteigenthums der Geſellſchafter, weil 
ein ſolches Miteigenthum, wie geſagt, nicht exiſtirt. Nur im 
Augenblick der Auseinanderſetzung der Geſellſchafter konnen die 
Ziffern der Kapitalkonten rechtliche Bedeutung erlangen.) 
Hiernach würde als Erwerb im Sinne des § 1367 B. G. B. 
nur derjenige Betrag anzuſehen ſein, den die Frau bei der 
Auseinanderſetzung erhält, nach Abzug des Werthes der Einlage, 
bie fie etwa gemacht hat, wenn nicht zu berückfichtigen wäre, 
daß die Frau nach dem Geſetz befugt iſt, Entnahmen aus der 
Geſellſchaftskaſſe zu machen. Nach 8 120 H. G. B. wird der 
einem Geſellſchafter zukommende Autheil am Jahresgewinn 
feinem Kapitalantheil zugeſchrieben, und nach § 121 gebührt 
vom Jahresgewinn der Geſellſchaft jedem Geſellſchafter zunächſt 
ein Antheil in Hoͤhe von 4 Prozent ſeines Kapitalantheiles. 
Weder dieſe 4 Prozent, noch der ſonſt auf den Geſellſchafter 
entfallende Antheil an dem Jahresgewinne ſcheiden aber ohne 
Weiteres aus dem Geſellſchaftsvermögen aus. Vielmehr iſt 
nach 8 122 jeder Geſellſchafter nur berechtigt, aus der 
Geſellſchaftskaſſe Geld bis zum Betrage von 4 Prozent ſeines 
für das letzte Geſchäftsjahr feſtgeſtellten Kapitalantheiles zu 
ſeinen Laſten zu erheben und, ſoweit es nicht zum offenbaren 
Schaden der Geſellſchaft gereicht, auch die Auszahlung ſeines 
den bezeichneten Betrag überſteigenden Antheils am Gewinne 
des letzten Jahres zu verlangen. Macht der Geſellſchafter von 
dieſer Befugniß keinen Gebrauch, ſo verbleibt es lediglich bei 
der Zuſchreibung der in Frage kommenden Beträge zum Kapital ⸗ 
antheil des Geſellſchafters, eine Maßregel, die ein Ausſcheiden 
irgend eines Werthes aus dem Geſellſchaftsvermögen nicht zur 
Folge hat. Nun kann der Beſtand des Geſellſchaftsvermögens 
vom Beginn des Geſchäftsjahres an bis zum Schluſſe deſſelben 
fi} verändern, und dann wird dasjenige Recht des Geſellſchafters, 
welches er am Geſellſchaftsvermögen hat, unter Umſtänden 
werthvoller. Es wird aber nicht zweifelhaft ſein können, daß 
dieſe Werthserhöhung, mag ſie in Folge Zuſchreibung nicht 
abgehobener Beträge zum Kapitalantheil oder durch Ver⸗ 
änderungen des Geſellſchaftsvermöͤgens im Laufe des Geſchäfts⸗ 
jahres erfolgen, vor Beendigung des Geſellſchaftsverhältniſſes 
nicht als Erwerb im Sinne des § 1367 B. G. B. anzuſehen 
ift, und es ergiebt ſich hieraus, daß, wenn das der Ehefrau in 
ihrer Eigenſchaft als offene Geſellſchafterin zuſtehende Recht am 
Geſellſchaftsvermöͤgen zum eingebrachten Gut gehört, an der 
Zugehörigkeit nichts geändert wird, wenn dieſes Recht durch die im 
Laufe des Geſchäftsjahres erfolgende Aenderung des Geſellſchafts⸗ 
vermögens oder durch die Zuſchreibung zum Kapitalantheile in 
feinem Werthe erhöht wird. Auch dieſes in feinem Werthe 
erhöhte Recht der Frau bleibt trotz der Werthserhöͤhung ein ⸗ 
gebrachtes Gut. 


) Vergl. Staub 7. Aufl. S. 386. 
) Vergl. Staub a. a. O. S. 377. 
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Anders liegt jedoch die Sache bei demjenigen Betrage, 
welchen der Geſellſchafter nach den vorſtehend erwähnten geſetzlichen 
Beſtimmungen zu entnehmen befugt iſt und entnimmt. Zwar 
find dieſe Beträge, wie noch unten näher auszuführen, durchaus 
nicht Gewinn. Denn ob ein Geſellſchafter aus ſeiner Betheiligung 
an der Handelsgeſellſchaft Gewinn erzielt, kann bis zur 
Beendigung des Geſellſchaftsverhältniſſes gar nicht feſtgeſtellt 
werden, weil es natürlich möglich iſt, daß ſpätere Verluſte das 
Geſellſchaftsvermöͤgen nicht nur aufzehren, ſondern auch fo 
erheblich ſein können, daß zur Deckung der Schulden der 
Geſellſchaft der einzelne Geſellſchafter bei Beendigung des 
Geſellſchaftsverhältniſſes perſönlich in Anſpruch genommen werden 
kann, jo daß er Beträge, die die von ihm entnommenen Jahres- 
gewinne überſteigen, zahlen muß. Wohl aber find dieſe 
Beträge, welche der Geſellſchafter zu entnehmen befugt iſt, 
Erwerb im Sinne des 5 1367 B. G. B., wie jeder 
Vermoͤgenswerth, welchen der Geſellſchafter aus ſeiner Betheiligung 
an der offenen Handelsgeſellſchaft in Folge Ausſcheidens 
dieſes Werthes aus dem Geſellſchaftsvermögen erlangt, 
Erwerb iſt. 

Was deshalb eine Frau, die offene Handelsgeſellſchafterin 
iſt, aus der Geſellſchaftskaſſe an Geld entnimmt, iſt nach 
§ 1367 B. G. B. Erwerb und Vorbehaltsgut. Und ferner iſt 
das klagbare Recht der Frau auf Zahlung desjenigen Betrages, 
welchen fie nach § 122 H. G. B. zu entnehmen befugt iſt, nicht 
etwa ein Beſtandtheil des eingebrachten Gutes, ſondern ebenfalls 
Erwerb; es gehört ſonach zum Vorbehaltsgut und kann auf 
Grund des § 1380 B. G. B. vom Manne nicht gerichtlich 
geltend gemacht werden. 

Das Verwaltungsrecht des Mannes erſtreckt fich alſo trotz 
der Zugehörigkeit des Rechtes der Frau als offene Geſellſchafterin 
zum eingebrachten Gut nicht auf das der Frau nach § 122 H. G. B. 
zuſtehende Entnahmerecht. 

Maßgebend für die Frage, was der Geſellſchafter aus der 
Geſellſchaftskaſſe zu entnehmen befugt iſt, iſt aber in erſter Reihe 
der Geſellſchaftsvertrag, der von den geſetzlichen Normen Ab⸗ 
weichendes beſtimmen kann. Geſtattet der Geſellſchaftsvertrag 
groͤßere Entnahmen, als ſolche nach dem Geſetz zuläſſig find, 
Entnahmen, die alſo in einem viel höheren Maße Verminderungen 
des Kapitalantheiles des Geſellſchafters zur Folge haben ($ 122 
Abſ. 2 H. G. B.), ſo müſſen dieſe Beträge, wenn ſie thatſächlich 
entnommen werden und damit aus dem Geſellſchaftsvermögen 
ausſcheiden, ebenfalls als Erwerb im Sinne des § 1367 B. G. B., 
welcher Erwerb Vorbehaltsgut iſt, angeſehen werden, und zwar 
ſelbſt dann, wenn die Beträge fo hoch find, daß in Folge ihrer 
Entnahme der Geſellſchafter bei der Auflöfung der Geſellſchaft 
ſeine urſprüngliche Einlage nicht mehr in voller Höhe ausgezahlt 
erhält. 


9. Duldet oder genehmigt der Ehemann den ſelbſtſtändigen 
Betrieb eines Erwerbsgeſchäftes durch ſeine Frau inſofern, als 
er die Betheiligung ſeiner Ehefrau als Geſellſchafterin der offenen 
Handelsgeſellſchaft duldet oder genehmigt, ſo bedarf die Frau 
nicht der Zuſtimmung des Mannes zu ſolchen Rechtsgeſchäften, 
die der Geſchäftsbetrieb mit ſich bringt. $ 1405 B. G. B. Es 
iſt zweifelhaft, welche Rechtsgeſchäfte hierunter zu verſtehen find. 
Davon kann keine Rede fein, daß darunter nur diejenigen Rechts⸗ 
geſchäfte zu verſtehen find, welche der konſentirte Gewerbebetrieb 
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gewöhnlich mit ſich bringt. Das iſt im Geſetz ganz abſichtlich 
nicht geſagt. Nach den Motiven zum B. G. B. (IV. S. 241) 
wollte man den Fall mit dem in § 67 des Entw. J zum B. G. B. 
geregelten gleich ſtellen, und dort iſt nur von Rechtsgeſchäften 
die Rede, welche der geſtattete Geſchäftsbetrieb mit ſich bringt. 
Ich meine, daß darunter alle Rechtsgeſchäfte fallen, welche der 
konſentirte Gewerbebetrieb einmal nach der Regel des Lebens, nach 
allgemeinen Verkehrsanſchauungen, dann aber auch nach den Um⸗ 
ſtänden des Einzelfalles erforderlich erſcheinen läßt. Für die Ent⸗ 
ſcheidung der Frage, welche Geſchäfte hiernach eine konſentirte 
Handelsfrau vornehmen kann, find die §8 343, 344 H. G. B. 
durchaus nicht verwendbar.“) Denn durch dieſe Beſtimmungen 
ſoll nur die Frage entſchieden werden, was als Handelsgeſchäft 
anzuſehen iſt, nur dieſe Materie regeln jene Beſtimmungen. Hier 
handelt es ſich um eine ganz andere Frage.) 

Es iſt deshalb anzunehmen, daß ſowohl Rechtsgeſchäfte 
der Ehefrau, durch welche der Geſellſchaftsvertrag abgeändert 
wird, wie ein Rechtsgeſchäft, durch welches der Geſellſchafts⸗ 
vertrag aufgelöſt wird, rechtswirkſam in Anſehung des ein⸗ 
gebrachten Vermögens gegenüber dem Manne auch ohne Zu⸗ 
ſtimmung des Mannes find. Denn der Geſchäftsbetrieb, welcher 
in der Betheiligung an einer offenen Handelsgeſellſchaft beſteht, 
kann ſehr wohl die Abänderung oder gar die Auflöfung des 
Geſellſchaftsvertrages nöthig machen. Zu gleichem Reſultat 
kommt man auch auf Grund folgender Erwägung: Die 
Befugniß der Chefrau zum Betriebe eines Erwerbsgeſchäfts 
beruht auf der in allen Güterrechtsſyſtemen des B. G. B. an⸗ 
erkannten vollen Geſchäfts fähigkeit der Frau. Die Frau kann 
deshalb auch wider den Willen des Mannes ein Erwerbsgeſchäft 
betreiben. Die Nichtzuſtimmung des Ehemannes hat im Güter⸗ 
ſtande der Verwaltung und Nutznießung nur die Bedeutung, 
daß durch den Betrieb des Erwerbsgeſchäfts das Recht des 
Mannes am eingebrachten Gut nicht beeinträchtigt werden kann. 
Hängt es aber von dem Willen der Frau ab, ob ſie ein 
Erwerbsgeſchäft betreiben will, ſo muß es ihr auf Grund ihrer 
unbeſchränkten Geſchäfts fähigkeit freiſtehen, den ſelbſtſtändigen 
Betrieb zu beendigen, und da in conereto dieſer ſelbſtſtändige 
Betrieb in der Betheiligung an einer offenen Handelsgeſellſchaft 
beſteht, den Geſellſchaftsvertrag aufzulöſen. Die Frau muß 
aber auch befugt ſein, die Bedingungen, unter denen ſie in 
concreto ihr Erwerbsgeſchäft betreibt, anders, als urſprünglich 
mit ihren Mitgeſellſchaftern vereinbart, zu geſtalten, d. h. den 
Geſellſchaftsvertrag abzuändern. Freilich kann dies z. B. bei 
der Errungenſchaftsgemeinſchaft indirekt zu einer erheblichen 
Beeinträchtigung des Mannes führen. Denn da das Geſammt⸗ 
gut, an welchem ja der Mann betheiligt iſt, mit Auflöſung der 
Geſellſchaft unter Umſtänden eine lukrative Einnahmequelle 
verlieren kann, hat der Mann vielleicht ein lebhaftes Intereſſe 
an dem Fortbeſtehen des Geſellſchaftsverhältniſſes. Das ändert 
aber nichts an der Rechtslage, weil ja die Frau dem Manne 
gegenüber nicht verpflichtet iſt, den Betrieb des Erwerbs⸗ 
geſchäftes in der Form der Betheiligung an einer een 
Handelsgeſellſchaft oder überhaupt fortzuſetzen. 


) Wie Schmidt und Habicht, Note 4 zu $ 1405, Planck, 
Note 4 zu $ 1405, und Staub, Anm. 70 S. 80 wollen. 
*) Vergl. Lehmann, Anm. 2 zu § 1 Nr. 22. 
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Anders liegt die Sache bei der Umwandelung der Handels» 
geſellſchaft, ſei es in eine Geſellſchaft m. b. H., oder in eine 
Aktiengeſellſchaft. Eine derartige Umwandelung iſt kein 
einheitliches Rechtsgeſchäft. Sie enthält zunächſt eine Ver⸗ 
aufßerung des Geſellſchaftsvermögens und ſodann ein obligatoriſches 
Rechtsgeſchäft, durch welches die Geſellſchafter ſich zu einer 
neuen Geſellſchaft verbinden. Daß die Verbindung der Geſell⸗ 
ſchafter zu einer neuen Geſellſchaft ein Rechtsgeſchäft iſt, durch 
welches die Frau ſich zu einer Leiſtung verpflichtet, kann nicht 
zweifelhaft ſein. Nach 8.1399 B. G. B. iſt zwar zu einem 
derartigen Rechtsgeſchäft die Zuſtimmung des Mannes nicht 
erforderlich; wird aber die Zuſtimmung nicht ertheilt, ſo können 
Verbindlichkeiten, die in Anſehung des eingebrachten Gutes dem 
Manne gegenüber wirkſam find, aus einem ſolchen Rechtsgeſchäft 
nicht entſtehen. 

Wohl aber gehört die Veräußerung des geſammten Gefell- 
ſchaftsvermögens zu denjenigen Geſchäften, die wirkſam ohne 
Zuſtimmung des Ehemannes vorgenommen werden können. Da 
es unter Umſtänden das Intereſſe der Geſellſchaft verlangt, daß 
nicht eine Auflöſung der Geſellſchaft im Wege der Liquidation 
erfolgt, daß vielmehr das von der Geſellſchaft betriebene Geſchäft 
im Ganzen veräußert wird, ſo muß die Frau auf Grund der 
ihr ertheilten Genehmigung zum ſelbſtſtändigen Gewerbebetriebe 
für befugt erachtet werden, ein ſolches Geſchäft mit abzuſchließen, 
und zwar ohne daß im Einzelfalle etwa der Nachweis erbracht 
zu werden braucht, daß das Intereſſe der Geſellſchaft ein 
derartiges Rechtsgeſchäft erforderlich macht. 


II. Errungenſchaftsgemeinſchaft. Gütergemeinſchaft. 

1. Eingebrachtes Gut eines Ehegatten iſt, was ihm beim 
Eintritt der Errungenſchaftsgemeinſchaft gehört. § 1520 
B. G. B. Iſt eine Frau in dieſem Zeitpunkte offene Gefell- 
ſchafterin einer Handelsgeſellſchaft, ſo gehört das ihr hieraus zu⸗ 
ſtehende Recht zum eingebrachten Gut, an welchem dem Manne 
nach 88 1525 Abſ. 2, 1374 das Recht der Verwaltung zuſteht, 
mit der Maßgabe jedoch, daß einmal die Verwaltung für Rech⸗ 
nung des Geſammtgutes geführt wird, und dann, daß die 
Nutzungen, welche nach den für den geſetzlichen Guterſtand der 
Verwaltung und Nutznießung geltenden Vorſchriften dem Manne 
zufallen, hier zu dem Geſammtgute gehören ($ 1525 Abſ. 1 
B. G. B.). Der Erwerb aus dem Betrieb eines Erwerbs- 
geſchäftes wird nicht wieder eingebrachtes Gut (§ 1524 Abſ. 1 
Satz 2), ſondern wird in Gemäßheit der allgemeinen Regel 
Geſammtgut. Der § 1405 B. G. B. findet auch auf den 
ſelbſtſtändigen Betrieb eines Erwerbsgeſchäftes durch eine im 
Güterſtande der Errungenſchaftsgemeinſchaft lebende Ehefrau 
Anwendung, mag das Erwerbsgeſchäft bereits bei Beginn des 
Güterſtandes von der Frau betrieben werden, oder mag der 
Betrieb erſt nachher begonnen werden. 

2. Iſt beim Beginn der Errungenſchaftsgemeinſchaft die 
Frau offene Geſellſchafterin einer Handelsgeſellſchaft, ſo iſt die 
Fortführung des Geſellſchaftsverhältniſſes durch den Mann an 
Stelle der Frau kraft des Verwaltungsrechtes des Mannes, ſei 
es mit, ſei es ohne Zuſtimmung der Frau, aus den zu J, 4 an- 
geführten Gründen unmöglich. 

Ertheilt der Mann die Erlaubniß zur Fortführung dieſes 
Betriebes der Ehefrau, fo iſt nach § 1405 B. G. B die Zu⸗ 
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ſtimmung des Mannes zu denjenigen Rechtsgeſchäften nicht er- 
forderlich, die der Geſchäftsbetrieb mit ſich bringt; es werden 
alſo Verbindlichkeiten aus derartigen Rechtsgeſchäften mit Wirk⸗ 
ſamkeit in Anſehung des eingebrachten Gutes auch gegenüber 
dem Manne ausgeſtattet, und es werden dieſe Verbindlichkeiten 
nach 88 1532, 1519 Abſ. 2, 1452, 1405 B. G. B. auch Geſammt⸗ 
gutsverbindlichkeiten, für welche der Mann nach § 1530 Abſ. 2 
B. G. B. auch perſönlich haftet. Verweigert dagegen der Mann 
den Conſens, ſo kann die Frau kraft ihrer unbeſchränkten Ge⸗ 
ſchäftsfähigkeit zwar Geſellſchafterin bleiben; es haftet aber weder 
das Geſammtgut für die Verbindlichkeiten der Frau, noch auch 
kann das eingebrachte Gut der Frau wegen der nach Beginn 
der Errungenſchaftsgemeinſchaft begründeten Verbindlichkeiten der 
Frau wider den Willen des Mannes in Anſpruch genommen 
werden. 

3. In dem zu 2 vorausgeſetzten Falle wird, wie zu 1 
bereits angedeutet, der Erwerb nicht wieder eingebrachtes Gut, 
ſondern nach der allgemeinen Regel des $ 1519 B. G. B. Ge⸗ 
ſammtgut, während nach $ 1383, der gemäß $ 1525 B. G. B. 
Anwendung findet, der Mann die Nutzungen des eingebrachten 
Gutes in derſelben Weiſe und in demſelben Umfange erwirbt, 
wie ein Nießbraucher, mit der Maßgabe jedoch, daß der Nutzungs⸗ 
erwerb nicht für den Mann ſelbſt, ſondern für das Geſammtgut 
erfolgt. 

Wie ſich aus den Motiven (IV. S. 502, 503) ergiebt, ift 
der Geſetzgeber ſich völlig klar darüber geweſen, daß der durch 
den Betrieb eines Erwerbsgeſchäftes gemachte Erwerb nicht 
identiſch iſt mit den Nutzungen, und auch nicht mit dem 
ſchließlichen Gewinn aus dem Betriebe des Erwerbsgeſchäftes. 

Was iſt in unſerem Falle Erwerb? Wie ſchon erwähnt, 
haben die Geſellſchafter einer offenen Handelsgeſellſchaft am 
Geſellſchaftsvermögen Eigenthum zur geſammten Hand, während 
von einem Eigenthumsrecht des Geſellſchafters an einzelnen 
Sachen oder Rechten, die zum Geſellſchaftsvermögen gehören, 
nicht die Rede ſein kann. Erwirbt die Geſellſchaft in ihrem 
Geſchäftsbetriebe weitere Sachen oder Rechte, ſo erlangt der ein⸗ 
zelne Geſellſchafter an dieſen Sachen oder Rechten, ebenfalls 
nicht Eigenthum in irgend einer Form. Das Geſellſchafts⸗ 
vermögen wird durch die Einfügung neuer Sachen oder Rechte 
größer, das Recht des einzelnen Geſellſchafters an dem ver⸗ 
größerten Geſellſchaftsvermögen bleibt aber in ſeinem Weſen 
unverändert und wird nur in ſeinem Werthe erhöht. Wie oben 
dargelegt, iſt dieſe Erhöhung des wirthſchaftlichen Werthes des 
Rechtes des einzelnen Geſellſchafters kein Erwerb im Sinne des 
Geſetzes. Vielmehr kann nur dasjenige als Erwerb angeſehen 
werden, was bei der Theilung auf den einzelnen Geſellſchafter 
entfällt, nach Abzug deſſen, was in die Geſellſchaft eingeworfen 
ift. Oben iſt ferner dargelegt, daß der Geſellſchafter das Recht 
hat, beſtimmte Beträge zu entnehmen, daß dieſe Beträge zwar 
nicht Gewinn find, daß aber die Ausſcheidung dieſer Beträge 
aus dem Geſellſchaftsvermögen durch Entnahme dieſelben zum 
Erwerb im Sinne des § 1367 B. G. B. macht. Dies muß 
auch für die Beſtimmung des Begriffs „Erwerb“ in den 88 1519, 
1524 B. G. B. gelten. Geſammtgut wird alſo nicht bloß der 
ſchließliche Gewinn, ſondern alles, was die Frau auf Grund 
ihrer Betheiligung als offene Geſellſchafterin erhält. Mit dem 
Zeitpunkt, in welchem ſich der Erwerb vollzieht, alſo mit der 
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Entnahme derjenigen Beträge, welche die Frau nach § 122 
H. G. B. entnehmen darf, greift das Verwaltungsrecht des 
Mannes Platz, vorher nicht. | 

Es entſteht nun die weitere Frage, ob der Mann kraft 
ſeines Verwaltungsrechtes, wonach er die Nutzungen für das 
Geſammtgut in derſelben Weiſe und in demſelben Umfang wie 
ein Nießbraucher einziehen kann, befugt iſt, die Zahlung der 
Jahreszinſen und des auf die Frau entfallenden Antheils am 
Jahresgewinn zwar nicht für ſich, wohl aber für das Geſammt⸗ 
gut zu fordern, eine Frage, die durchaus verſchieden iſt von der⸗ 
jenigen, ob dieſe Beträge, wenn fie entnommen find, als Erwerb 
anzuſehen find. 

Das B. G. B. giebt keine Vorſchrift über den Nießbrauch 
an eihem Erwerbsgeſchäft, insbeſondere an einem Erwerbsgeſchäft 
der hier fraglichen Art. Ein Rechtsſatz, daß die Jahresgewinne 
— ſo ſollen kurz die in §8 122 H. G. B. erwähnten abhebbaren 
Beträge bezeichnet werden — Nutzungen find, exiſtirt nicht. 
Was im H. G. B. als Jahresgewinn bezeichnet wird, iſt nichts 
weiter als eine rechnungsmäßige Feſtſtellung desjenigen Betrages, 
bis zu deſſen Höhe der Geſellſchafter Geld aus der Geſellſchafts⸗ 
kaſſe zu entnehmen befugt iſt. Die Vorſchriften des H. G. B. 
— ich citire im Folgenden faſt wörtlich die Ausführungen von 
Staub, Kommentar zum H. G. B., V. Aufl. zu Art. 106 
H. G. B. — beruhen auf der dem Begriff der Sozietät ent⸗ 
ſprechenden Anſchauung, daß jeder Geſellſchafter zwar an den 
Geſchaftsergebniſſen Theil nimmt, aber erſt am Ende der 
Geſellſchaft feſtgeſtellt werden kann, ob die Geſellſchaft Gewinn 
oder Verluſt ergeben hat, und wie der einzelne Geſellſchafter 
daran betheiligt iſt. Wenn dennoch die alljährliche Berechnung 
vorgeſchrieben iſt, ſo iſt damit nur eine rechnungsmäßige Ver⸗ 
theilung gemeint. Die rechnungsmäßige Vertheilung wird durch 
Gutſchrift der vertheilten Beträge bewirkt, welche den Actinfaldo 
des einzelnen Geſellſchafters erhöht. Während das Geſetz als 
Regel vorſchreibt, daß der Antheil des Geſellſchafters am Geſell⸗ 
ſchaftsvermögen ohne Einwilligung der übrigen Geſellſchafter 
nicht vermindert werden darf, macht es von dieſer Regel nur 
bezüglich der Zinſen und Jahresgewinne eine Ausnahme, weil 
dies dem wirthſchaftlichen Zweck der meiſten Geſellſchaften ent⸗ 
ſpricht, der dahin geht, den laufenden Lebensunterhalt der 
Geſellſchafter zu decken. Dieſe Zweckmäßigkeitsansnahme ändert 
aber an der rechtlichen Natur der in Frage ſtehenden Beträge 
nichts, macht ſie namentlich nicht zum Gewinn, welcher dem 
Nießbrauchrecht des Mannes unterliegt. Aber auch unter den 
Begriff der Nutzungen in Gemäßheit des $ 100 B. G. B. können 
dieſe Beträge nicht fallen, weil erſt bei Beendigung des Geſell⸗ 
ſchaftsverhältniſſes feſtgeſtellt werden kann, ob ein Gewinn, ein 
Vortheil für die Frau entſtanden iſt, ſodaß alſo ein Recht des 
Mannes, dieſe Beträge als Nutzungen gemäß §§ 1383, 1030 
B. G. B. einzuziehen, nicht anerkannt werden kann. Für eine 
analoge Anwendung des § 1655 B. G. B., ſelbſt auch mit der 
Einſchränkung des Satz 2 des § 1655, iſt mit Rückſicht auf die 
Verſchiedenheit der Verhältniſſe kein Raum. 

Danach iſt der Mann nicht befugt, das Recht der Frau 
auf Entnahme des Jahresgewinnes gemäß § 122 H. G. B. 
kraft ſeines Verwaltungsrechtes geltend zu machen, ein Ergebniß, 
welches auch ſachgemäß erſcheint. Denn wenn die Frau ein 
Erwerbsgeſchäft in der Form der Betheiligung als Geſellſchafterin 
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an einer offenen Handelsgeſellſchaft betreibt, dann erſcheint es 
angemeſſen, es lediglich von ihrem Ermeſſen abhängig zu 
machen, ob ſie von der Befugniß des § 122 H. G. B. Ge⸗ 
brauch machen will oder nicht. 

4. Wird die Frau erſt nach Beginn der Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft durch Erbgang Geſellſchafterin einer offenen Handels- 
geſellſchaft, ſo gehört ihr Recht nach § 1521 zum eingebrachten 
Gut. Es gelten hier zunächſt die zu I, 5 erörterten Grundſätze. 
Im Uebrigen kommen auf ein derartiges Rechtsverhältniß alle 
diejenigen Rechtsſätze zur Anwendung, welchen ein Geſellſchafts⸗ 
verhältniß der Frau unterliegt, in dem die Frau ſich bei Beginn 
der Errungenſchaftsgemeinſchaft befunden hat. 

5. Erwirbt die Frau, ſei es mit Mitteln des eingebrachten 
Gutes, ſei es mit denen des Geſammtgutes — Beides iſt mit 
Zuſtimmung des Mannes zuläſſig — das Recht einer Geſell⸗ 
ſchafterin einer offenen Handelsgeſellſchaft, ſo wird ihr Recht 
nicht etwa, der allgemeinen Regel des $ 1519 B. G. B. folgend, 
Geſammtgut, ſondern nach § 1522 B. G. B. eingebrachtes Gut. 
Denn das Recht des Geſellſchafters einer offenen Handelögejell- 
ſchaft iſt nach § 105 H. G. B., § 717 B. G. B. nicht durch 
Rechtsgeſchäft übertragbar,“) gehört alſo zu den in 8 1522 
B. G. B. erwähnten Gegenſtänden, die eingebrachtes Gut 
werden.“) 

6. Da nach § 1439 B. G. B. von dem Geſammtgut 
Gegenſtände ausgeſchloſſen find, die nicht durch Rechtsgeſchäft 
übertragen werden können, welche Gegenſtände Sondergut werden, 
ſo muß ſowohl das Recht der Frau als offene Geſellſchafterin 
einer Handelsgeſellſchaft, wenn es bei Beginn der Güter- 
gemeinſchaft ſchon beſtanden hat, wie dasjenige, welches erſt 
nachher erworben wird, zum Sondergut der Frau gehoͤren, 
welches denjenigen Rechtsſätzen unterſteht, die bei dem Syſtem 
der Errungenſchaftsgemeinſchaft für das eingebrachte Gut zur 
Anwendung gelangen. 


Zur Abwehr und zum Verſtändniß. 

Koch ſuchen die Jurtſten eine Definition u ihrem 

Begriff vom Recht.“ Rant. 

Einer unſerer für die Wiſſenſchaft als ſolche verdienſt⸗ 
vollſten Anwälte am Reichsgericht, der ſich mit Kl. unterzeichnet, 
hat in Nr. 106 und 107 dieſer Zeitſchrift neben Profeſſor 
Bernhardt's und Profeſſor Zitelmann's Schriften auch 
meine Lehre über das Weſen des Rechts, die unter dem Namen 
„Reviſion der gemeinrechtlichen Lehre des Gewohnheitsrechts 
unter Berückſichtigung des neuen deutſchen Reichsrechts“ bei 
Duncker & Humblot erſchienen iſt, ſcharf angegriffen, denn 
wenn er auch in liebenswürdigſter Weiſe formell mein Werk 
lobt, ſo meint er doch materiell, ich behandle eine todte 
„Materie“ wie „Rolands Stute“, die Lehre „gehöre der Ge⸗ 
ſchichte an“. Der viel zu kleine Raum für die Kritik und wohl 
zumeiſt der nicht durch meine Schuld gewählte Name“) des 


*) efr. Staub, Exkurs zu $ 122 Anm. 21 ff. 
*) Mot. II S. 615 Anfang. 
0 Ich ſchrieb ein Buch über „Recht“, als ich die Preisaufgabe 
der Königl. Bayriſchen Akademie der Wiſſenſchaften erfuhr, und mein 
Werk nach jenem Titel änderte. Ich blieb das erſte Mal beim Be⸗ 


XXXI. Jahrgang. 


Werks dürfte vielleicht den Herrn Kritiker im vorliegenden Falle 
dazu verführt haben, zu falſcher Beurtheilung zu kommen. 
Ich habe ja zuerſt alle bisherigen Theorien über das „Ge⸗ 
wohnheitsrecht“ verworfen, allerdings auch Bülow's 
Theorie, die ich bereits aus dem von Kl. nicht erwähnten 
Buche „Geſetz und Richteramt“ kannte, und S. 11 fitifirt 
habe, da Richter meines Erachtens ſtets nur Recht aus den 
Quellen finden, es aber nicht im einzelnen Falle ſchaffen. 
Auch Bülow's, jetzt in zweiter Auflage erſchienenen, „heiteren 
und ernſten Betrachtungen über die Rechtswiſſenſchaft“ haben 
mich nicht überzeugt, daß die „richterliche Thätigkeit der Staats⸗ 
gewalt“ Recht geſchaffen habe, und daß aus ihr die geſetz⸗ 
geberiſche Thätigkeit hervorgegangen ſei. Die Richter ſchöpften 
das Recht nie aus ſich ſelbſt, ſondern aus dem „Recht“, und 
die Frage iſt hier nicht, was iſt Recht, ſondern was i ſt das 
„Recht“? Was iſt der Grund der Bindung des Rechts? 
Hier aber habe ja gerade ich zuerſt eingehend mit der „romantiſch⸗ 
hiſtoriſchen Phantafie”*) des Gewohnheitsrechts gebrochen, ich 
habe die Gewohnheit als etwas Träges geſchildert, 
mit dem man brechen müſſe, und die nie Recht ſchaffe, 
wie ja auch Zitelmann nicht die Kluft zwiſchen den Ge⸗ 
wöhnten und nicht Gewöhnten überbrückt hat. 

Richtergewalt und Staatsgewalt können ſo wenig der 
Grund ſein, warum uns das Recht bindet, als die Kanonen — 
denn hinter letzteren ſtehen die Kanoniere, auf deren Rechts ⸗ 
und Pflichtgefühl es ankommt, wie auf das ihrer Befehlshaber. 
Macht kann und ſoll nie allein Recht ſtützen! Auch nicht öffentliches 
Recht. Kl. greift meinen Satz gerade hierüber mit ſeinem 
gewohnten Scharffinn als das Neue an. Aber er kommt 
meinem Werke hier näher, ſogar ſehr nahe, indem er von der 
„idealen im Gedanken und fittlichen Gefühl der Menſchen be⸗ 
gründeten Stütze“ ſpricht, die es nach meinem Buche für das reale 
Rechtsgefühl ſo wenig giebt, als es eine allgemein anerkannte 
„Sittlichkeit“ giebt (efr. Rechte der Wilden), und indem er an 
anderer Stelle (Nr. 95 bis 98, S. 795) uns mit Philoſophie, 
Pſychologie und Ethik troͤſtet. Aber wer hat in der Philoſophie 
und Ethik denn „Recht“? Lotze, Siegwart oder Mundt? 
Kant oder Nietzſche? Die Gaben der Philoſophie, und gar 
alle dogmatiſchen Verſuche mit einer allgemeinen Ethik oder 
kultivirten Ethik zu helfen, zerfallen hier, wo fie den Rechts 
gehorſam erklären ſollen, ins reine Nichts. Wir find unab- 
hängig von der Philoſophie, aber nicht von dem Weſen des 
Menſchen. Reine Pſychologie, wie ſie die von mir genannten 


werb allein, daher wurde das Thema nochmals zur Konkurrenz aus⸗ 
geſchrieben. Diesmal wurde nur eine unfertige Vorarbeit, und von 
den fertigen Arbeiten nur meine von der Akademie kritiſirt, ge⸗ 
krönt iſt keine. Aus Intereſſe für die Wiſſenſchaft habe ich 
dann das Thema, das mich lebenslang, wie auch Bülow, beichäftigt 
hat, umgearbeitet und glaube es jetzt gelöſt zu haben. Dieſen Vor⸗ 
gang hat Kl. überſehen (efr. S. 164). Er erklärt Vieles. — Die 
Kritik bei Zarncke (1901, Nr. 36) ſagt: „Man kann dem zu⸗ 
ſtimmen, aber die Savigny⸗Stiftung hat ſich die Arbeit begreiflich 
anders vorgeſtellt“; ſie meint, „ich ſtehe auf der Höhe der Aufgabe.“ 

) efr. Die zuſtimmende Kritik in Zarncke's Centralblatt 1901, 
Nr. 86: „Das Quellenſtudium tritt bei Sturm faſt ganz zurück, da 
die Geſchichte ihm nicht die geſuchte Löſung bringen kann. — 
Die eigene Lehre iſt überzeugend oder doch wegweiſend.“ 
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Jodl, Hitzig etc. betreiben, Betrachtung und Erforſchung der 
Anlagen im Menſchen allein, die alle Menſchen haben, können 
das reine irdiſche, nie wie eine Ethik transcendente Menſchen⸗ 
recht erklaren; Gefühl, daß alle Menſchenhirne und Nerven be⸗ 
fitzen, und für das man keine Organifation, wie für einen 
angeblichen Volkswillen der Romantik braucht. Die 
Recht spſychologie iſt die praktiſche Stütze für Privatrecht und 
oͤffentliches Recht, ja deren einziger Halt, nicht die Kanonen 
der Staatsmacht. Die Philoſophie, die „längſt den Weg 
ſorgfältiger Beobachtung und Prüfung des wirklichen Menfchen- 
weſens beſchritten hat“, finde ich trotz Bülow nicht, jedes 
Syſtem ift beſtreitbar; aber die Pſychologie, die auf Anatomie, 
vor allem auf Beobachtung des Weſens der Menſchen, realer 
Forſchung im Bereiche der wilden und kultivirten Völker ruht, 
und das 200n politicon im homo sapiens erklärt, die kann 
uns ein Rechtsband geben. Daraus folgt mein Reſultat: 1. die 
Uebenden bindet an ihre eigene Uebung das Rechtsgefühl; 2. die 
Nichtübenden bindet an die Rechtsübung der Uebenden daſſelbe 
Rechtsgefühl (damit ift die „Gewohnheit“ beſeitigt, und der 
tiefere Grund gegeben, der im Gehirn, im irdiſchen Sein des 
Menſchen liegt; ich gebe „dem Kaiſer was nur des Kaiſers iſt.“) 
3. das fo entſtandene Uebungsrecht gilt überall ohne Hinderung 
nothwendig als Recht, wo es da iſt. (Ich ſage nicht, daß es 
überall da iſt, ich vergöttere es auch nicht! Aber wo es iſt, 
iſt es Recht. —) Der „Erbſchatz“ war nie Recht im Landrecht, 
aber das „Altentheil“ war ohne Geſetz Recht. Ich erinnere an 
Checkrecht, Verficherungsrecht, Buchhandelrecht, die Uebungsrechte 
noch find; 4. das Geſetz iſt die abgeleitete Rechtsform, aus der 
Uebung, dem Geſetzgeber zu gehorchen, entſtanden, und gehalten 
von demſelben Rechtsgefühl; 5. jedes Geſetz kann durch 
Uebungsrecht aufgehoben werden. (Das geſchieht nicht ſo roh, 
wie Kl. meint, ſondern langſam und oft indirekt, efr. das 
provinzial.⸗ ſächſiſche Patronatsrecht. Wichtiger iſt ſtets das 
Schaffen neuen Rechts, das altes negirt. Die Checkverpflichtung 
giebts im Geſetz nicht, wohl aber im Uebungsrecht.) — Ich 
will von meinen anderen Herren Kritikern gegen die ſonſt ſehr 
wohlmeinende und freundlich gefaßte Kritik von Kl. nicht einen 
„Profefſor“ citiren, ſondern einen Praktiker, einen mir nicht be- 
kannten Herrn Landgerichtsrath Dr. Ha aſe in Halle, im Preuß. 
Verwaltungsarchiv Nr. 36, der zunächſt meine Lehre betont: 
„Die Moral hat keinen Einfluß auf die Geltung, 
ſond ern nur auf den Inhalt der Norm“ (der „Inhalt“ 
find Kl.'s „beſtimmte Rechtsſätze“ S. 875), und der von dieſer 
Lehre ſagt „die Lehre des Verfaſſers iſt neu, ſie eroͤffnet 
zweifellos, wenn ſie richtig iſt, neue Bahnen nicht blos für das 
ganze Gebiet der allgemeinen Rechtslehre, ſondern auch für die 
Lehre vom Staat und von der Strafe. Die Darlegung iſt 
derartig packend, und erſcheint ſo ſtreng folgerichtig, daß mau 
fih der Ueberzeugung von der Richtigkeit der Sätze kaum zu 
entziehen vermag. Man (Zitelmann) vermißte bisher die 
Brücke zwiſchen dem Gewöhnten und dem Nichtgewöhnten; die 
neue Lehre braucht keine, weil nach ihr derſelbe innere Zwang 
Uebende und Nichtübende zur Uebung zwingt. Sicher wird der 
Weg des Verfaſſers bald auch von anderen Rechtslehrern be⸗ 
ſchritten und vielleicht bald allgemeine Lehre werden.“ — Nichts 
für ungut, es iſt wirklich nicht „Rolands todte Stute“, die mich 
ein Leben lang, nach Kl.'s Anficht alſo vergeblich, intereſſirte, 
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ſondern im ſchroffſten Gegenſatz zur „Romantik“ der pſycho⸗ 
logiſch im Menſchen begründete rein irdiſche Rechts 
trieb. Für das Studium des Rechtsgrundes hat bekanntlich 
das B. G. B. zuletzt glücklich freien Raum gelaſſen. Hier giebt 
es keine Normen des Rechts ſelbſt, nur ein Wiſſen vom 
Recht ſelbſt. Ich kämpfe daher wie Kl. ſeit ſehr langer Zeit, 
für ein „herzhaftes“ Recht. Wir müſſen los von der Romantik, 
von der „Gewohnheit“, über die hiſtoriſche Schule hinaus, zur 
Rechtspſychologie; auf dieſem Gebiete muß ſie das Recht 
im Menſchen ſelbſt begründen, ſo daß der Anarchismus als 


internationales Verbrechen, als Lüge gegen ſich ſelbſt erſcheint. 


Juſtizrath Dr. Sturm in Naumburg a. ©. 


I. Iſt die Eiſenbahnverkehrsordnung vom 26. Ok⸗ 

tober 1899 rechtsgültig? II. Die Grundſätze für 

die Beſetzung der Stellen mit Militäranwärtern des 

Bundesraths vom 21. März 1882. Gentralblatt 

1882 S. 123. III. Iſt Verkündung im Reichs⸗ 
geſetzblatt nothwendig? 

Von Dr. Scherer, Rechtsanwalt beim Reichsgericht in Leipzig. 


Zu I. Laband behauptet in Juriſten⸗Zeitung 1901, 
S. 59, 61, ebenſo wie in ſeinem Reichsſtaatsrecht 1 S. 567 
und in Uebereinſtimmung mit Seydel, Kommentar S. 277, 
daß unter Verwaltungsvorſchriften keine Rechtsvorſchriften zu 
begreifen ſeien, und daß daher nach dem Wortlaut in Art. 7 
Ziff. 2 der Reichsverfaſſung der Bundesrath keine Rechtsverord⸗ 
nung erlaſſen dürfe. 

Die Frage iſt aber auf Grund der Entſtehungsgeſchichte 
des 7. Abſchnitts 3. Buchs des neuen H. G. B., ſowie des 
H. G. B. § 473 zu bejahen. Vergl. Kaufmann, Juriſten⸗ 
Zeitung 1901, 185/186. Im Reſultat ebenſo Harburger, 
Juriſten⸗Zeitung 1901, Nr. 3. Arndt, Zeitſchrift, Recht 1901, 
108. Gotz, Württemb. Zeitſchrift für freiwillige Gerichtsbar⸗ 
keit 1901, 122. An dieſer Auffaffung hat auch das Reichs⸗ 
gericht feſtgehalten mit dem Zuſatz: 

Nach eingehender Prüfung auch unter Berückſichtigung 

der gegen das Urtheil vom 25. November 1897 (Entſch. 

Bd. 40 S. 68 ff.) erhobenen Bedenken hat das Reichs⸗ 

gericht nachſtehende Rechtsgrundſätze aufgeſtellt: 
„Rechtsnormen und Verwaltungsvorſchriften“ bilden 
in dem angegebenen Sinne keine Gegenſätze. Die 
ſog. „Grundſätze“ ſeien „objektives Recht“ und ſtellen 
nicht lediglich „Anweiſungen“ an Behörden dar, viel⸗ 
mehr handele es fi dabei anch „um die Feſtſtellung 
der ſubjektiven Rechte der Militäranwärter“. Vergl. 
Arndt, Juriſten⸗Zeitung 1901, 251. 

Zu II. Auslegung der Grundſätze für die Beſetzung der 
Subaltern- und Unterbeamtenſtellen bei den Reichs⸗ und Staats⸗ 
behörden mit Militäranwärtern vom 21. März 1882, Gentral- 
blatt für das deutſche Reich 1882, S. 123 ff. Die Befol- 
gung dieſer Grundſätze unterliegt nicht der richter- 
lichen Cognition. R. G. III. 17. Mai 1901. Rundſchau 
der Juriſtiſchen Geſellſchaft zu Frankfurt a. / M. 1901, 49— 59. 
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Zu III. Das R. G. Senat III hat, wie früher Senat IV, 
ausgeſprochen, daß, wenn der Geſetzgeber nicht beſondere Vor⸗ 
ſchriften über die Art der Publikation gebe, die Verkündung im 
Reichsgeſetzblatt nicht nothwendig ſei; die Vorſchrift in Art. 2 der 
R. V. über Verkündung gelte uur für die nach Art. 5 zu Stande 
gekommenen formellen Akte. Vergl. Arndt, Juriſten⸗Zeitung 
1901, 251—252. 


Iſt die Pfändung der Mieth (Pacht) zinsforderung 
eine Verfügung im Sinne des 8 573 und des 
§ 1124 B. G. B.? 


Von Bendix, Rechtsanwalt in Breslau. 


I. Darüber beſteht kein Zweifel, daß zu den Verfügungen 
des B. G. B. die rein obligatoriſchen Rechtsgeſchäfte nicht ge⸗ 
hören. Man verſteht darunter vielmehr nur diejenigen Rechts- 
akte, welche auf eine unmittelbare Begründung, Ueber- 
tragung, Aenderung, Belaſtung oder Aufhebung eines Rechts 
gerichtet ſind, z. B. die Beſtellung eines dinglichen Rechts, die 
Veräußerung einer Sache, die Abtretung und Einziehung ſowie 
der Erlaß einer Forderung, die Kündigung und Vorrechtsein⸗ 
räumung, nicht diejenigen, welche nur die Eingehung einer Ver⸗ 
pflichtung, die bloße Bindung des Willens zum Gegenſtande 
haben.) Der Begriffsunterſchied ergiebt ſich insbeſondere klar 
aus $ 1821, während beiſpielsweiſe aus den §8 1396, 1398 
erhellt, daß die Verfügung ſowohl durch Vertrag als auch durch 
einſeitiges Rechtsgeſchäft ſtattfinden kann. Ob aber der rechts- 
geſchäftlichen Verfügung die nicht rechtsgeſchäftliche, diejenige 
gleichſteht, welche im Wege der Zwangsvollſtreckung oder der 
Arreſtvollziehnng bewirkt wird? Dieſe Frage ſoll hier, vorzugs⸗ 
weiſe für die praktiſch bedeutſamen Fälle der §§ 573 und 1122 
B. G. B., zur Löſung gebracht werden. „Den Verfügungen 
und insbeſondere den Veräußerungen, welche der Betheiligte 
ſelbſt vornimmt, ſtehen diejenigen gleich, welche, wie bei der 
Zwangsvollſtreckung und Arreſtvollziehung, aus 
ſeinem Rechte erfolgen. Wenn dies in einzelnen Fällen (§ 107 
Abſ. 1, § 127 Abſ. 4, 88 135, 837 Abſ. 1, § 957 Abſ. 4) im 
Intereſſe der Deutlichkeit beſonders hervorgehoben iſt, ſo darf 
daraus für andere Fälle (vergl. $ 430 Nr. 1, § 544 Abſ. 3, 
§ 763 u. ſ. w.) kein gegentheiliger Schluß gezogen werden“. 
Alſo heißt es in den Motiven zu dem erſten Entwurfe S. 128. 

Dieſer Aeußerung kann an ſich eine Ausſchlag gebende 
Bedeutung nicht beigemeſſen werden. Die Motive unterlagen 
nicht der Prüfung und Genehmigung der Geſammtkommiſſion, 
geben alſo nicht einmal deren Gedanken und Anſichten wieder, 
ſie ſind nur das Werk der einzelnen Hülfsarbeiter und dürfen 
nur nach ihrem wiſſenſchaftlichen Werthe Berückſichtigung finden. 
Hierbei muß um ſo größere Vorſicht walten, als die endgültige 
Faſſung und Geſtaltung des Geſetzes von dem erſten Eutwurfe 
in ganz erheblicher Weiſe abweicht. 

Was für dieſen noch als Wahrheit gelten konnte, braucht 
es alſo jetzt durchaus nicht mehr zu ſein. Eine ſachliche Nach- 
prüfung, die der Entſtehungsgeſchichte des B. G. B. gerecht 
wird, vor allem aber auf den Inhalt und Zweck der einzelnen 


) Bendix, Privatrecht S. 112. 
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geſetzlichen Vorſchriften und ihren Zuſammenhang mit anderen 
Normen das entſcheidendende Gewicht legt, erſcheint deshalb 
auch im vorliegenden Falle geboten. 

II. Die Motive heben an der oben erwähnten Stelle auch 
die SS 127 Abſ. 4 und 135 hervor; dem erſteren entſpricht jetzt 
der § 184 (Genehmigung), dem letzteren der § 161 (Bedingung). 
Bei der Berathung dieſer Beſtimmungen fand in zweiter Leſung 
der Antrag Billigung: den § 131 Satz 2 (jetzt $ 161 Satz 2) 
und den § 152 Abſ. 2 (jetzt $ 184 Abſ. 2) am Schluſſe zu 
faſſen .. . der Arreſtvollziehung „oder“ — dieſe Worte fehlen 
im Entwurfe — „durch den Konkursverwalter“. Der 
Antragſteller knüpfte daran die Bemerkung: Wenn an den 
citirten Stellen von Verfügungen des Berechtigten geſprochen 
werde, ſo könne fraglich erſcheinen, „ob damit nur die von ihm 
vorgenommenen“ oder aber Verfügungen aus ſeinem Rechte ge⸗ 
troffen werden ſollen. Der Entwurf meine, da er die Zwangs⸗ 
vollſtreckung einbeziehe, offenbar das letztere. Dann aber müſſe, 
wie der Verfügung im Wege der Zwangsvollſtreckung auch der 
durch den Konkursverwalter erfolgenden beſonders gedacht 
werden, zumal fie an einzelnen Stellen bereits erwähnt ſei.) 

Dieſe Ausführungen laſſen deutlich erkennen, daß der 
Standpunkt der Motive nicht von allen Kommiſſionsmitgliedern, 
ja nicht einmal von der Mehrheit getheilt wurde. Man war 
dort vielmehr der Meinung, daß die Einbeziehung der 
Zwangsvollſtreckung ergebe, daß nicht bloß die rechts⸗ 
geſchäftlichen Verfügungen, ſondern auch diejenigen aus dem 
Rechte des Berechtigten getroffen werden ſollten und hielt es 
deshalb für erforderlich, der Verfügungen durch den Kon⸗ 
kursverwalter beſonders zu gedenken. Man war alſo nicht 
der Anſicht, daß unter einer Verfügung ſchlechthin auch die 
nicht rechtsgeſchäftliche verſtanden werden müſſe. Während die 
Motive a. a. O. von ihrer grundſätzlichen Auffaſſung aus dem 
§ 430 Nr. 1 des Entwurfs: 

„Das Rücktrittsrecht findet nicht ſtatt, wenn der Rück⸗ 
trittsberechtigte einen empfangenen Gegenſtand deshalb 
nicht zurückgeben kann, weil er... . über ihn ver⸗ 
fügt hat“ 
ohne Weiteres die Deutung geben, daß hier der rechts⸗ 
geſchäftlichen die nicht rechtsgeſchäftliche Verfügung gleichſtehe, 
hat demgemäß der entſprechende $ 353 Abſ. 2 des Geſetzes dies 
beſonders hervorgehoben, jene Faſſung alſo offenbar als nicht 
ausreichend erachtet. 

In der neuen Vorſchrift des § 883 Abſ. 2 (Vormerkung) 
iſt die Gleichſtellung ebenfalls expressis verbis ausgeſprochen. 
Dagegen erhellt aus den §§ 2112, 2115, daß zu den Ver⸗ 
fügungen des Vorerben über die zur Erbſchaft gehörenden 
Gegenſtände die Pfändungen und Beſchlagnahmen nicht unter 
allen Umſtänden gerechnet werden dürfen. Die §§ 892 und 
893 hinwiederum fagen es ausdrücklich, daß fie ſich nur auf 
die Verfügungen durch Rechtsgeſchäft beziehen, und ſchließen 
hierdurch in unzweideutiger Weiſe die übrigen aus. 

Aus alledem ziehe ich den Schluß: Der Gebrauch des 
Wortes Verfügungen geſchieht bald in dem Sinne, daß die 
rechtsgeſchäftlichen und die zwangsweiſen darunter fallen, bald 
in dem Sinne, daß die letzteren nicht darunter begriffen werden. 


— — 


) Mugdan, Materialien Bd. 1 S. 764. 
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Wo das Geſetz jeden Zweifel bejeitigen wollte, geſchah es durch 
die oben erwähnten Zuſätze, in den anderen Fällen kann die 
Entſcheidung nur durch ſinngemäße Auslegung gefunden werden. 

III. Die Vorſchriften der §88 573 und 1124, die uns be⸗ 
ſchäftigen, haben dies mit einander gemein, daß ſie in dem 
erſten Entwurf fehlen. Eine Meinungsäußerung der Motive 
hat fie alſo weder treffen können, noch wollen. Gemeinſam iſt 
den beiden Beſtimmungen auch, daß ſie ſich auf den Mieth 
(Pacht) zins für das laufende und folgende Kalendervierteljahr 
beziehen. Darüber hinaus zeigen ſie mannigfache Beſonder⸗ 
heiten. | 

a) Veräußert der Vermiether (Verpächter) das dem Miether 
(Pächter) bereits überlaſſene Grundſtück, jo tritt der Erwerber 
an Stelle des Vermiethers in die ſich während der Dauer ſeines 
Eigenthums aus dem Miethverhältniß ergebenden Rechte und 
Verpflichtungen ein (§ 571). Der Erwerber übernimmt grund- 
ſätzlich vom Zeitpunkt der Eigenthumsübertragung an alle 
während der Dauer ſeines Eigenthums aus dem Miethverhältniß 
als ſolchem ſich ergebenden Pflichten, er erlangt aber auch zu⸗ 
gleich unmittelbar kraft Geſetzes die daraus während dieſer Zeit 
fich ergebenden Rechte.) Der Erwerber hat daher von der 
Auflaſſung an dem Miether die Miethräume zu gewähren, da⸗ 
gegen gebührt ihm von dieſem Moment an auch die Gegen⸗ 
leiſtung, der Miethzins nicht auf Grund geſetzlicher Ceſſion; 
vielmehr entſteht für ihn die Forderung als eine eigene und 
urſprüngliche.) Hieraus folgt, daß der Erwerber eine 
Voraus verfügung des Vermiethers über den auf die Zeit 
ſeiner, des Erwerbers, Berechtigung entfallenden, d. h. nach 
dem Eigenthumswechſel fällig werdenden Miethzins nicht gegen 
ſich gelten zu laſſen braucht; “) der Vermiether hat damit über 
ein fremdes Recht verfügt, ſeine Verfügung muß deshalb 
prinzipiell als unwirkſam erachtet werden. T) 

Von dieſer grundſätzlichen Auffaſſung geht der $ 573 aus 
(vergl. auch die §8 1056, 1423, 1663, 2135; R. Zwangsverſt. 
Geſ. § 57; hier wird übrigens durchweg Satz 2 des § 573 
nicht für entſprechend anwendbar erklärt). Aber er durchbricht 
zugleich das Prinzip nach 2 Richtungen hin, indem er die 
Vorausverfügung des Vermiethers dem Grundſtückerwerber gegen⸗ 
über als wirkſam anerkennt 

1. ſchlechthin für ein halbes Jahr, für das zur Zeit des 
Eigenthumswechſels laufende und das folgende Kalender- 
vierteljahr, 

2. darüber hinaus bei Kenntniß des Erwerbers im Moment 
ſeines Erwerbs. 

Daß in dieſem beſchränkten Umfange auch Pfändungen, die 
gegen den Vermiether während ſeines Herrſchaftsrechts in 
ſpätere Miethzinsforderungen erfolgt find, Gültigkeit befigen, ++) 
kann ich nicht zugeben. Dreierlei ſpricht dagegen. 


) Mugdan a. a. O. Bd. II S. 822 ff. 

) Brückner „Miethe“ S. 126; dagegen Scherer Anm. 6 I 
zu den 58 571 ff. S. 771. | 

—) Planck Anm. 1 zu $ 578. 

+) Mittelftein „Miethe“ S. 282. 

++) So insbeſondere Mittelſtein a. a. O. und Dertmann 
Anm. 2 zu 5 578; dagegen Borcherdt Miethsrecht S. 102 und 
von dem unrichtigen Ausgangspunkt der geſetzlichen Ceſſion Scherer 
Anm. 6 I und IVy zu den SS 571 ff. S. 771 und 772. 
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Zuvörderſt halte ich es für unzuläſſig, einer Beſtimmung, 
die eine Regel, ein Prinzip einſchränkt, eine ausdehnende Aus- 
legung zu geben. Wird der Eingriff in eine fremde Rechts⸗ 
ſphäre, in das Recht des Grundſtückserwerbers, wie hier, aus⸗ 
nahmsweiſe zugelaſſen, ſo kann dieſer Eingriff doch unmöglich 
über die nothwendige Grenze hinaus geſtattet ſein. Und hier⸗ 
mit komme ich auf deu zweiten inneren und Ausſchlag gebenden 
Grund. Lediglich wirthſchaftliche Erwägungen ließen es an⸗ 
gezeigt erſcheinen, dem Vermiether, welcher doch nicht immer 
im Voraus willen kann, ob und wann er fein Grundſtück ver- 
äußern wird, eine größere Bewegungsfreiheit einzuräumen.“) 
Man erwog, daß die Verfügung über den Miethzins der nächſten 
Zeit für den Vermiether gar oft eine wirthſchaftliche Noth. 
wendigkeit ſei“) und geſtand fie ihm deshalb auch für den Fall 
der nachherigen Veräußerung des Grundſtücks ausnahmsweiſe 
zu. Das Intereſſe des Vermiethers alſo iſt es, die Rückſicht⸗ 
nahme auf feine wirthſchaftlichen Verhältniſſe, wodurch der Ein⸗ 
griff in die fremde Rechtsſphäre, die Dispoſition des Ver⸗ 
miethers über den in Folge der ſpäteren Eigenthumsübertragung 
ſeinem Nachfolger gebührenden Miethzins, gerechtfertigt wird. 
Dieſes Intereſſe erheiſcht die Berückſichtigung der Pfändungen, 
die gegen den Vermiether vorgenommen wurden, naturgemäß 
nicht. Endlich hat aber auch die geſetzgeberiſche Intention in 
der Faſſung des Geſetzes ſelbſt, wie ich glaube, ihren be⸗ 
ſtimmten, nicht mißzuverſtehenden Ausdruck gefunden. Von 
einer Verfügung, die der Vermiether getroffen hat, iſt die Rede; 
die aktive Form, die im Gegenſatz zu der paſſiven des § 1124 
gewählt iſt, kann doch nur beſagen, daß die zwangsweiſen Ver⸗ 
fügungen, die zwar aus dem Rechte des Vermiethers, aber nicht 
für ihn und nicht zu ſeinen Gunſten, ſondern gegen ihn er⸗ 
folgen, nicht einbezogen werden ſollten. Sollte die Einbeziehung 


geſchehen, dann mußte hier, wenn irgendwo, die durch den Zweck 


der Vorſchrift, die ratio legis, nicht geforderte Gleichſtellung der 
Beſchlagnahme mit den rechtsgeſchäftlichen Willensakten hervor⸗ 
gehoben werden. 

b) Grade umgekehrt liegt der Fall des § 1124. Dem 
Hypothekengläubiger wird ein Recht auf den Mieth (Pacht) zins 
erſt gewährt, ſobald das belaſtete Grundſtück zu ſeinen Gunſten 
in Beſchlag genommen wird. Deshalb wird jede frühere Ver⸗ 
fügung über den Miethzins ihm gegenüber grundſätzlich als 
wirkſam anerkannt. Im Gegenſatz zu § 573 wird alſo von 
der grundſätzlichen Wirkſamkeit einer ſolchen Verfügung aus⸗ 
gegangen und nur ausnahmsweiſe zum Schutze und im In⸗ 
tereſſe des Hypothekengläubigers““) die Unwirkſamkeit für die 
ſpätere Zeit als das bei der Beſchlagnahme laufende und das 
folgende Kalendervierteljahr ausgeſprochen. Hier iſt es ſomit 
das Intereſſe des Hypothekengläubigers, welches Berück— 
ſichtigung finden ſollte und die Einſchränkung der an ſich ge- 
ſetzlich zuläſſigen und anerkannten Verfügungsmacht eines anderen 
Berechtigten über den Miethzins erforderte. Daß dieſes Intereſſe 
des Hypothekengläubigers, fein ſchutzbedürftiges Recht durch eine 
zwangsweiſe Verfügung nicht minder berührt und gefährdet 


) Mittelſtein a. a. O. S. 282. 
*) Mugdan a. a. O. Bd. II S. 822 ff. 
0) Auch den Konkursgläubigern iſt in § 21 Abſ. 2 Konk. Ordn. 
aus Billigkeitsgründen der gleiche Schutz gewährt. 
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wird als durch eine rechtsgeſchäftliche, ſteht ohne Weiteres feſt. 
Deshalb muß hier unter Verfügung auch die Pfändung ver⸗ 
ſtanden werden.) Und die Faſſung des Geſetzes beſtätigt dies. 
Das Wort Verfügung in Abſ. 2 kann bei dem einheitlichen 
Charakter des § 1124 nur im Sinne des Abſ. 1 gemeint fein, 
wo es heißt: Wird der Miethzins vor der Beſchlagnahme zu 
Gunſten des Hypothekengläubigers eingezogen oder in anderer 
Weiſe über ihn verfügt, wo alſo ſchon durch die Wahl des 
Paſſivum zum Ausdruck gebracht iſt, daß auch die Verfügung 
im Wege der Zwangsvollſtreckung oder des Arreſtes nicht aus- 
geſchloſſen werden ſollte. 

IV. Das Ergebniß meiner Ausführungen faſſe ich dahin zu⸗ 
ſammen, daß die Pfändung der Mieth (Pacht)zinsforderung keine Ver⸗ 
fügung im Sinne des $ 573, dagegen eine Verfügung im Sinne des 
8 1124 iſt. Der Grundſtückserwerber hat mithin eine ſolche 
vor der Auflaſſung erfolgte Pfändung eines Gläubigers, ſoweit 
fie ſich auf den nach dem Eigenthumserwerb fälligen Zins er- 
ſtreckt, nicht gegen ſich gelten zu laſſen. Dagegen geht das vor 
der Beſchlagnahme zu Gunſten des Hypothekengläubigers ent- 
ſtandene Pfandrecht eines perſönlichen Pfändungsgläubigers der 
Hypothek im Range vor, ſoweit es ſich nicht auf den Miethzins 
für eine ſpätere Zeit als das im Momente der Beſchlagnahme 
laufende und das folgende Kalendervierteljahr bezieht; für dieſes 
halbe Jahr hat es der Hypothekengläubiger zu reſpektiren. 


Die Haftpflicht des ausländiſchen Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten für inländiſche Stempelpflicht nach 
Mecklenburgiſchem Landesrecht. 

Von Rechtsanwalt und Notar Dr. jur. Hinrichſen in Güſtrow. 


Die Ausführungen des Herrn Rechtsanwalt Julius Levy 
in Berlin S. 2 und 3 der Juriſtiſchen Wochenſchrift für 1902 
geben mir zu folgenden Bemerkungen Anlaß. 

1. Die Stempelpflicht rückſichtlich der Prozeßvollmachten, 
die eine Ermächtigung zum Geldempfange enthalten, iſt in 
Mecklenburg ⸗Schwerin gegenwärtig grundſätzlich ebenſo geregelt, 
wie in Preußen nach der in der Juriſtiſchen Wochenſchrift für 
1901 S. 593 ff. mitgetheilten Entſcheidung des Kammergerichts, 
d. h. fie unterliegen dem in Pofition 71 des Stempeltarifs 
vorgeſehenen Stempel von 50 Pf. ohne Rückſicht auf den (in 
Preußen maßgebenden) Werth des Gegenſtandes, wie des Näheren 
in der von Herrn Rechtsanwalt Levy mitgetheilten Miniſterial⸗ 
bekanntmachung dargelegt iſt. Dagegen find reine Prozeß- 
vollmachten, wie dort ausgeführt iſt, in Mecklenburg⸗Schwerin 
ſtempelfrei. In Mecklenburg ⸗Strelitz beſteht überall keine 
Stempelſteuer. 

2. Das Stempelhoheitsrecht des preußiſchen wie des mecklen⸗ 
burg⸗ſchwerinſchen Staates bezieht ſich nur auf fein eigenes 
Gebiet, beide Staaten ziehen aber übereinſtimmend daraus die 
Konſequenz, daß die im Auslande errichteten Urkunden über 
Geſchäfte, die im Inlande befindliche Gegenſtände betreffen oder 
im Inlande zu erfüllen find, ebenſo der Stempelpflicht unter⸗ 


) Bendix Privatr. S. 609 und 610; Biermann Anm. 1 zu 
§ 1124. 
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liegen, wie im Inlande errichtete Urkunden, gleichviel, wo die⸗ 
ſelben in Wirkſamkeit treten ſollen — vgl. den auf Vollmachts⸗ 
ſtempel bezüglichen Beſchluß des Kammergerichts in der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift für 1901 S. 742. Daß dadurch die mehrmalige 
Verſtempelung einer Urkunde geboten ſein kann, liegt auf der 
Hand, iſt aber keine Beſonderheit der mecklenburgiſchen Stempel- 
geſetzgebung und kann wegen der Stempelfreiheit reiner 
Prozeß vollmachten in Mecklenburg bei dieſen gerade nicht vor⸗ 
kommen. 

3. Auch in Mecklenburg iſt den Gerichtsſchreibern nicht 
die Befugniß zur Verhängung von Strafen beigelegt, wie ſchon 
der Wortlaut der von Herrn Rechtsanwalt Levy mitgetheilten 
Benachrichtigung, nicht Verfügung, des Gerichtsſchreibers ergiebt. 
Dieſelben ſind aber angewieſen, den Betheiligten von Verſtößen 
gegen die Stempelgeſetze Kenntniß und dadurch Gelegenheit zu 
geben, ohne ein Strafverfahren und die dadurch bedingten 
Weiterungen den geſetzlich feſtgeſtellten Stempel und Straf⸗ 
ſtempel nachzubringen, und nur im Falle der Weigerung der 
Betheiligten der zur Unterſuchung und Beſtrafung zuſtändigen 
Landesſteuerdirektion von den Zuwiderhandlungen Kenntniß zu 
geben. Dies Verfahren hat ſich als zweckmäßig erwieſen und 
führt in faſt allen Fällen zu der denkbar einfachſten Erledigung 
der Sache. 

4. Der § 133 B. G. B. ſteht der Entſcheidung des Finanz⸗ 
miniſteriums nach dem von Herrn Rechtsanwalt Levy mit⸗ 
getheilten Thatbeſtande nicht entgegen. Denn es erſcheint nicht 
zweifelhaft, daß die Vollmacht auch nach dem Willen der Be⸗ 
theiligten den Bevollmächtigten auch innerhalb Mecklenburgs 
zum Geldempfange ermächtigte und ermächtigen ſollte, wenn er 
z. B. aus anderer Veranlaſſung dort anweſend war oder ſeinem 
Unterbevollmächtigten in Wismar die Stellvertretung auch für 
dieſen Theil der Vollmacht übertragen wollte. Daß er dies 
thatſächlich nicht gethan hat, kann ebenſowenig von entſcheidender 
Bedeutung ſein, wie der unbezweifelbare Umſtand, daß der 
Kläger und ſein Anwalt es als dem regelmäßigen Verlaufe der 
Sache entſprechend werden angeſehen haben, daß der letztere die 
Geldempfangsvollmacht nur in Berlin ausnutzen werde. 

5. Was über die Thatbeſtandsmerkmale der Steuerhinter⸗ 
ziehung von Herrn Rechtsanwalt Levy geſagt iſt, entbehrt der 
geſetzlichen Grundlage. Es iſt in der mecklenburgiſchen Geſetz⸗ 
gebung nicht vorgeſchrieben, daß die Vollmacht bei der Aus⸗ 
ſtellung verſtempelt werden ſoll, ſondern ſie muß nur innerhalb 
vier Wochen nach der Ausſtellung, im Falle vorheriger Ein⸗ 
reichung bei einer Behörde, aber vor ihrer Einreichung ver⸗ 


ſtempelt werden oder der Einreichende muß bei der Einreichung 


der Behörde gegenüber den Antrag ſtellen, den geſetzlichen 
Stempel auf ſeine Koſten zu verwenden. Wird dieſer Antrag 
bei Einreichung einer Prozeßvollmacht mit Geldempfangs⸗ 
ermächtigung auch nur durch Vordruck auf derſelben geſtellt, ſo 
zieht der Gerichtsſchreiber den Stempel ein, und eine Steuer⸗ 
hinterziehung entſteht nur, wenn der einfache Stempelbetrag als- 
dann nicht unverzüglich bezahlt wird. Die Einreichung der 
Klage braucht wegen Fehlens einer mecklenburgiſchen Stempel⸗ 
marke alſo unter keinen Umſtänden verzögert zu werden. Anderer⸗ 
ſeits kann der Kaufmann oder Handlungsreiſende bei ſeinem 
erſten Aufenthalt in Mecklenburg an Ort und Stelle eine 
Stempelmarke erwerben und verwenden, ſo daß er in ſeiner 
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durch das Freizügigkeitsgeſetz gewährleiſteten Bewegungsfreiheit 
durch die mecklenburgiſche Stempelgeſetzgebung ſicher nicht ge⸗ 
hemmt iſt. 

6. Endlich mag erwähnt ſein, daß auf dem letzten im 
Herbſte 1901 zu Sternberg abgehaltenen mecklenburgiſchen Land⸗ 
tage die Stände eine Abänderung des geltenden Stempeltarifes 
in der hier fraglichen Beziehung angeregt haben, weil der Ertrag, 
der auf Prozeßvollmachten mit ſtempelpflichtigen Nebenklauſeln 
zu erhebenden Steuer nicht im rechten Verhältniſſe zu den für 
das rechtſuchende Publikum und die Rechtsanwälte dadurch ver⸗ 
urſachten Erſchwerungen ſteht, und es iſt der Engere Ausſchuß 
von Ritter und Landſchaft zu bezüglichen Verhandlungen mit 
der Regierung ermächtigt. Die Sache wird deshalb möglicher⸗ 
weiſe bald ihre praktiſche Bedeutung verloren haben. 


Weitere Bemerkung zur Auslegung des 8 833 
B. G. B. (Haftung aus Thierhaltung.) 
Von Gerichtsaſſeſſor a. D. Otto von Königslödw, ſtelloertr. 
Direktionsmitglied des Nordſtern (Berlin). 


Die Beſtimmung des jetzigen § 833 B. G. B. iſt bei der 
Kommiſfionsberathung aufgenommen worden auf Veranlaſſung 
rheiniſcher Reichstagsabgeordneter. 

Art. 1385 des früher im Rheinlande gültigen Code civil 
beſtimmte: | 

Le propriétaire d'un animal, ou celui qui s'en sert, 
pendant qu'il est à son usage, est responsable du 

dommage que l’animal a cause, soit que I animal 
füt sous sa garde, soit qu'il füt egar& ou échappé. 
(Der Eigenthümer eines Tieres oder derjenige, welcher 
ſich deſſelben bedient, ſo lange er es in Gebrauch hat, 
iſt haftbar für den durch das Thier verurſachten Schaden, 
mag ſich das Thier unter feiner Aufficht befunden haben 
oder verirrt oder entlaufen geweſen ſein.) 

In einer Entſcheidung vom 11. Januar 1889 (abgedruckt 
im Rheiniſchen Archiv Bd. 80, neue Folge, Abthlg. III S. 44), 
hat das Reichsgericht ausgeführt: 

Artikel 1385 c. c. ſetzt voraus, daß es ſich um 
eine ſelbſt beſtimmte Thätigkeit des Thieres 
handelte. 

Folgte das Thier nur dem Geheiße, der Führung eines 
Menſchen (z. B. Kutſchers), ſo war es nur deſſen 
Werkzeug; hierauf findet aber Art. 1385 keine An⸗ 
wendung. Ein Schadenserſatzanſpruch gegen den Führer 
iſt dann nur begründet, wenn dieſen ein Verſchulden 
trifft (alſo z. B. zu ſchnelles Fahren ꝛc.). 

Hiernach hat das Reichsgericht dem Art. 1385 C. c. be⸗ 
reits dieſelbe Auslegung gegeben, welche in den Ausführungen 
der Juriſtiſchen Wochenſchrift 1901 S. 881, 1902 S. 2 dem 
§ 833 B. G. B. gegeben wird. Da letzterer offenbar aus der 
Beſtimmung des Art. 1385 hervorgegangen iſt, ſo iſt die oben 
erwähnte Reichsgerichtsentſcheidung auch auf § 833 B. G. B. 
anwendbar. 

Die Beſtimmung des Art. 1385 C. c. iſt übrigens auch 
von dem Geſichtspunkte aus von Bedeutung, als fie offenbar 
dem in 5 833 B. G. B. aufgeſtellten Begriffe des „Haltens“ 
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zum Vorbilde gedient hat. Inhaltlich decken ſich beide Be⸗ 
ſtimmungen inſofern, als es nur auf den Gebrauch ankommt, 
ohne Rückſicht, zu welchen Zwecken und ohne Rückſicht darauf, 
ob man Eigenthümer iſt oder nicht. Dagegen beſteht ein Unter⸗ 
ſchied wohl in der Beziehung, daß nach unſerem Sprach⸗ 
gebrauche mit dem Begriff „Halten“ immerhin die Vorſtellung 
verbunden iſt, daß dieſer Zuſtand kein kurz vorübergehender ſei, 
ſondern mindeſtens einige Zeit lang dauere, während bei Art. 1385 
nach dem klaren Wortlaut die Zeitdauer des Gebrauchs nicht 
in Betracht kommt. Ein Sonntagsreiter, welcher ſich für eine 
Stunde ein Pferd leiht, „hält“ meiner Anſicht das Pferd nicht; 
nach Art. 1385 C. c. wäre er aber ohne Weiteres haftbar. 
Daß 8 833 unter „Halten“ rein äußerlich ein Feſthalten ver⸗ 
ſtehe, z. B. wenn der Sonntagsreiter das Pferd während des 
Reitens am Zügel hält, wenn A. den Hund ſeines Freundes 
B., ſolange dieſer in einen Laden hineingegangen iſt, feſthält, 
iſt doch nicht anzunehmen. 


Zur Koſtenfeſtſetzungsfrage bei Klagen auf 
Alimente und Anerkennung der Vaterſchaft. 
(Vergl. hierzu den im Briefkaſten mitgetheilten Beſchluß.) 

Mit Bezugnahme auf die in der Juriſtiſchen Wochenſchrift 
1901, Nr. 85/86, S. 706 zur Koſtenfeſtſetzungsfrage in Ali⸗ 
mentenſachen erſchienenen Ausführungen des Herrn Amtsgerichts⸗ 
raths Dr. Petzold ſind dem Herausgeber inzwiſchen zahlreiche 
abweichende Beſchlüſſe der Landgerichte mitgetheilt worden, von 
denen er folgenden, der auf jene Ausführungen ausdrücklich 
Bezug nimmt, im Intereſſe der Frage hiermit veröffentlicht: 

In Sachen St. zu O. gegen H. H. zu O. hat die erſte 
Civilkammer des Königlichen Landgerichts in D. auf die Be⸗ 
ſchwerde des Rechtsanwalts, Juſtizraths H. in S., gegen den 
Beſchluß des Königlichen Amtsgerichts in S. vom 29. Juli 1901 
in der Sitzung vom 23. November 1901 beſchloſſen: 

Unter Aufhebung des angefochtenen Beſchluſſes wird 
der Werth des Streitgegenſtandes in der Prozeßſache 

Staſius c. Homberg C. 18/1901 anderweitig (ſtatt auf 

2000 Mark) auf 600 Mark feſtgeſetzt. 
Die Entſcheidung erfolgt gebührenfrei. 


Gründe. 


AJIgn der vorbezeichneten Prozeßſache hatte der erfte Richter 

dahin erkannt: 
der Beklagte wird für den Vater des von der unver⸗ 
ehelichten K. St. zu O. außerehelich geborenen Kindes, 
Maria erklärt und verurtheilt, für das vorgedachte Kind 
von deſſen Geburt bis zum vollendeten 16. Lebensjahre 
und in den geſetzlichen Fällen auch weiterhin an jähr⸗ 
lichen Alimenten 120 Mark, die rückſtändigen ſofort und 
die laufenden in vierteljährlichen Raten im Voraus zu 
zahlen und die Koſten des Rechtsſtreits zu tragen. 

Das Urtheil wird wegen der jeweilig fälligen Beträge 
und wegen der Koſten dieſes Rechtsſteits für vorläufig 
vollſtreckbar erklärt. 

Auf Antrag der Klägerin iſt ſodann der Werth des Streit⸗ 
gegenſtandes auf 2000 Mark feſtgeſetzt worden. 
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Gegen dieſen Beſchluß (d. d. Soeſt, den 29. Juli 1901) 
hat der Beklagte form- und friſtgemäß Beſchwerde eingelegt mit 
dem Antrage: 

unter Abänderung des Beſchluſſes vom 29. Juli er. das 
Objekt auf 600 Mark feſtzuſetzen, 
indem er ausführt, da an Alimenten jährlich 120 Mark ein⸗ 
geklagt ſeien, das Objekt gemäß § 9 G. K. G. auf 600 Mark 
— den fünffachen Betrag — feſtzuſetzen ſei. 

Der erſte Richter hat die Beſchwerde für nicht begründet 
erachtet. 

Es ſei nicht nur auf Alimente, ſondern auch auf An- 
erkennung der Vaterſchaft geklagt. Die Klage charakterifire ſich 
ſomit als Feſtſtellungsklage, weshalb § 10 G. K. G. maßgebend 
ſei. Das rechtliche Intereſſe der Klägerin auf Feſtſtellung dieſes 
Rechtsverhältniſſes erhelle daraus, daß die Anſprüche des Kindes 
mit Gewährung der geforderten Geldrente noch nicht erſchöpft 
wären, da der Vater gemäß § 17082 B. G. B. dem Kinde, wenn 
es bei Vollendung des 16. Lebensjahres infolge körperlichen oder 
geiſtigen Gebrechens außer Stande ſei, ſich ſelbſt zu unterhalten, 
auch über dieſe Zeit hinaus Unterhalt gewähren müſſe. | 

Den Ausführungen des erſten Richters entgegen war die 
Beſchwerde für begründet zu erachten, weshalb ihr der Erfolg 
nicht verſagt werden konnte. 

Die Feſtſtellung der Vaterſchaft übt nach B. G. B. (anders 
wie z. B. A. L. R.) keinen Einfluß mehr aus auf familienrecht⸗ 
liche (Legitimation durch nachfolgende Ehe, Ehelichkeitserklärung; 
des Kindes, Ehehinderniſſe) noch auf erbrechtliche Verhältniſſe; 
denn nach B. G. B. hat das uneheliche Kind kein Erbrecht 
mehr am Nachlaß des Vaters. Das uneheliche Kind gilt ſogar 
nach § 1589, Abſ. 2 nicht mehr als verwandt mit ſeinem Vater. 
Das einzige Recht, welches das uneheliche Kind nach B. G. B. 
hat, iſt der Unterhaltsanſpruch. Allerdings kann das uneheliche 
Kind, wie der erſte Richter ausführt, unter Umſtänden auch noch 
nach Vollendung des 16. Lebensjahres Unterhalt beanſpruchen, 
wenn es in Folge körperlicher oder geiſtiger Gebrechen außer 
Stande iſt, ſich ſelbſt zu unterhalten. Dieſer Anſpruch hängt 
aber mit der Feſtſtellung der Vaterſchaft gar nicht zuſammen, 
gehört vielmehr mit zum Unterhaltsanſpruche. In den bei 
Weitem meiſten Fällen wird — wie auch in vorliegender 
Sache — bereits im Urtheilstenor ausgeſprochen, daß die 
Alimente nicht nur bis zum 16. Lebensjahre, ſondern in den 
geſetzlichen Fällen auch noch weiterhin entrichtet werden müſſen. 
Es bedarf alſo in einem ſolchen Falle gar keiner neuen Klage. 
Iſt aber der § 1708, Abſ. 2 B. G. B. im Urtheilstenor nicht 
berückſichtigt worden und verlangt das uneheliche Kind auf Grund 
dieſes Paragraphen auch noch nach dem 16. Lebensjahre 
Alimente, ſo hat ſich das Gericht in dieſem neuen Prozeſſe gar 
nicht mit der Frage zu beſchäftigen, ob der Betreffende als Vater 
des unehelichen Kindes gilt; denn dies iſt bereits in dem 
früheren Prozeſſe dadurch dokumentirt worden, daß eine Ver⸗ 
urtheilung zu Alimenten — wenn auch nur bis zum 16. Lebens ⸗ 
jahre — überhaupt erfolgt iſt. In dem neuen Prozeſſe wurde 
es ſich vielmehr allein darum handeln, ob die Vorausſetzungen 
des § 1708, Abſ. 2 B. G. B. vorliegen, das heißt ob das Kind 
zur Zeit der Vollendung des 16. Lebensjahres thatſächlich in Folge 
körperlicher oder geiſtiger Gebrechen außer Stande ift, ſich ſelbſt 
zu unterhalten. 
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Nicht anders liegt die Sache in dem von Petzold 
(Juriſtiſche Wochenſchrift 1901, Nr. 85/86, S. 706) angeführten 
zweiten Beiſpiele, daß nämlich das uneheliche Kind, auch 
wenn der Vater zur Gewährung des Unterhaltes bis zum 
16. Lebensjahre verurtheilt ſei, im Wege der Klage eine ent⸗ 
ſprechende Abänderung des Urtheils zu verlangen berechtigt ſei 
für den Fall, daß die Mutter eine beſſere Lebensſtellung erhalte. 
Auch hier handelt es ſich vorkommenden Falls nur noch um die 
Frage, ob ſich die Lebensſtellung der Mutter thatſächlich gebeſſert 
hat und dementſprechend höhere Alimente verlangt werden können, 
nicht aber um die bereits entſchiedene Frage, ob Alimente ver⸗ 
langt werden können. Im Alimentenprozeſſe bildet die außer⸗ 
eheliche Vaterſchaft die beſtimmte Vorausſetzung für den 
Klageanſpruch. Dieſe Vorausſetzung iſt der Grund für die 
Verurtheilung zur Zahlung von Alimenten und gehört deshalb 
auch in die Entſcheidungsgründe, nicht aber in den Urtheilstenor. 
Die Entſcheidung liegt einzig und allein in der Verurtheilung 
zur Zahlung von Alimenten; dadurch wird ausgeſprochen, was 
der Beklagte zu leiſten hat. | | 

Wenn der erſte Richter die Klage auf Feſtſtellung der 
Vaterſchaft als Feſtſtellungsklage aus § 256 C. P. O. hinſtellt, 
fo verkennt er, daß im Alimentenprozeſſe Leiſtungs⸗ und Feſt⸗ 
ſtellungsklage daſſelbe Recht und daſſelbe Objekt betreffen. Durch 
das dem Leiſtungsklageantrage gemäß ergehende Urtheil wird der 
Anſpruch völlig erſchöpft. Es würde überflüſſig ſein, auch nach 
dem Feſtſtellungsantrage zu erkennen. Außerdem fehlt es aber 
auch inſofern an den Vorausſetzungen der Feſtſtellungsklage, als 
der Kläger ein rechtliches Intereſſe auf eine beſondere Feſt⸗ 
ſtellung der Vaterſchaft nicht hat, wie oben ausgeführt iſt. 

Nach alledem iſt das Beſchwerdegericht zu der Anſicht ge⸗ 
langt, daß der Ausſpruch des Gerichts, wonach der Beklagte für 
den Vater des klagenden Kindes erklärt wird, nach heutigem 
Rechte eine ſelbſtverſtändliche und überflüſſige Feſtſtellung enthält, 
welcher irgend eine ſelbſtändige Bedeutung nicht mehr beigemeſſen 
werden kann. Hieraus folgt aber, daß eine ſolche Feſtſtellung 
— ſelbſt wenn ſie im Urtheilstenor enthalten iſt — auf die Hoͤhe 
des nach § 9a, Abſ. 2 G. K. G. zu beſtimmenden Objekts ohne 
irgend welchen Einfluß iſt. Es kommt alſo im vorliegenden 
Falle nur der vermögensrechtliche Anſpruch in Betracht. Nach 
§ 9a D. G. K. G. ſtellt ſich das Werthobjekt bezüglich dieſes 
Anſpruchs auf 600 Mark und war daher, wie geſchehen, zu 
entſcheiden. 


Anſprüche der Mutter im Alimentenprozeß. 


Beim Amtsgericht in A. wurde im Alimentenprozeß unter 
Berufung auf § 1715 B. G. B. Entſchädigung wegen der 
Erwerbsunfähigkeit verlangt, welche durch die Schwangerſchaft und 
die Entbindung verurſacht war. Nach der Anſicht von Kuhlen⸗ 
beck und Fiſcher⸗Henle iſt dieſer Anſpruch begründet; Kuhlenbeck 
rechnet namentlich „Verluſte der bisherigen Erwerbsgelegenheit“ 
und „Aufwendungen zur Beſchaffung einer neuen Erwerbs- 
gelegenheit“ zu den Entbindungskoſten im weiteren Sinne. 
Der Kommentar von Neumann iſt entgegengeſetzter Anſicht. 

Das Gericht hat die Klage abgewieſen. Dieſe Entſcheidung 
erſcheint zutreffend. Das Geſetz ſpricht nur von Erſatz der 
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Koſten, und zwar der Koſten der Entbindung und der Koſten 
des Unterhaltes (für 6 Wochen), eventuell wenn in Folge der 
Schwangerſchaft oder der Entbindung weitere „Aufwendungen“ 
nothwendig werden, ſollen auch die dadurch entſtehenden Koſten 
erſetzt werden. Es iſt alſo nicht vom Erſatz des Schadens die 
Rede, zu welchem nach § 252 B. G. B. der entgangene Ge⸗ 
winn zu rechnen wäre, ſondern vom Erſatze von Koſten. Dieſe 
Koſten müſſen poſitiv aufgewendet ſein, der „wirkliche Aufwand“ 
ſoll nach § 1715 erſetzt werden, ſoweit er den gewöhnlichen 
Betrag der Koſten überſteigt. Damit ſcheidet entgangener Ge⸗ 
winn ohne Weiteres aus. Von Schaden und Schadenserſatz iſt 
in den Sonderbeſtimmungen der 88 825 und 827 B. G. B. die 
Rede, im offenbaren Gegenſatz zu der Vorſchrift des § 1715. 
Auch die Protokolle unterſtützen die hier vertretene Anſicht, 
indem ſie nur von den Koſten etwaiger „Nachkrankheiten“ 


ſprechen, Rechtsanwalt Bamberger, Aſchersleben. 


Nachſchrift des Herausgebers: 

Es iſt richtig, daß der Anſpruch aus § 1715 kein Delikts⸗ 
anſpruch, auch, daß er kein eigentlicher Schadenserſatzanſpruch iſt. 
(Vergl. meinen Kommentar zu § 1715, Note 1.) 

Gleichwohl ſcheint mir die Abſicht des Geſetzes dahin zu 
gehen, der Geſchwängerten alle vermögensrechtlichen Nachtheile 
der Schwangerſchaft zu erſetzen („falls in Folge der 
Schwangerſchaft oder der Entbindung weitere Aufwen⸗ 
dungen nothwendig werden“). Der Begriff „Koſten“ iſt alſo 
nicht im engſten Sinne zu nehmen, ſondern erſtreckt ſich auf 
alle Aufwendungen, die in Folge der Schwangerſchaft oder 
Entbindungen nothwendig werden. Daß hierzu auch Koſten zu 
rechnen ſind, die durch die als Folge der Krankheit entſtandene 
Erwerbsunfähigkeit bedingt ſind, erkennt mit mir auch 
Dr. Engelmann in v. Staudingers Kommentar, Familienrecht 
8 1715, Note 1d an, ebenſo Endemann in feiner Einführung 
in das Studium des B. G. B. III, S. 892, Note 22. Meines 
Erachtens ſtimmt dieſe Auffaſſung des Koſtenbegriffs, bei dem 
das B. G. B. ſogar unter gewöhnlichen Umſtänden (§ 1715 
Abſ. 1 Satz 2) von einem Nachweiſe wirklichen Aufwandes ab- 
fieht, allein mit der auf eine Ausdehnung der Rechte unehelich 
Geſchwängerter gerichteten Tendenz, die in den Motiven deutlich 
zu Tage tritt. L. K. 


Erſatz eines verlorenen Vollſtreckungsbefehls. 
Von Dr. Scherer, Rechtsanwalt beim Reichsgericht in Leipzig. 


Dieſe Frage, welche in der Juriſten⸗Zeitung 1901, S. 456, 
477 von Böhm und Sims on aufgeworfen und behandelt wird, 
iſt nicht neu unter der Sonne und am L. G. Mainz Aktenz. 
S. 60/83 bereits im Jahre 1883 entſchieden; auch in Scherer, 
das Rheiniſche Recht, 2. Aufl. 1889, Bd. I S. 405 und 
Bd. II S. 31, behandelt. 


Die Anſicht Böhm's, nach welcher es überhaupt keinen 


Erſatz giebt, befriedigt nicht. Auch iſt die Römiſche Anſicht 
über die konſumirende Kraft des Urtheils in der C. P. O. nicht 
wiederholt. Von einer zweiten Ausfertigung, welche Simé on 
vorſchlägt, kann keine Rede ſein, weil die Urſchrift ausgeliefert 
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iſt; die Regiſter oder Repertorien der Gerichte und der Zu⸗ 
ſtellungsbeamten find nur ein Beweismittel. | 

Andererſeits begründet jeder Vollſtreckungsbefehl eine actio 
judicati. Dieſelbe iſt in der Regel ausgeſchloſſen, weil kein 
Intereffe für dieſelbe denkbar iſt; anders liegt aber die Sache, 
wenn z. B. ein rechtskräftiger, aber unbezahlter Vollſtreckungs⸗ 
befehl mit den betr. Gerichtsakten gemäß einer allgemeinen 
Miniſterialverfügung eingeſtampft worden iſt. Dieſer Fall lag 
damals dem L. G. Mainz vor; die Einſtampfung war in 
Wiesbaden erfolgt. 

Ju ſolchen Fällen kann eine Feſtſtellungsklage erhoben 
werden, daß der Vollſtreckungsbefehl mit einem beſtimmten In⸗ 
halt exiſtirt hat, mit dem weiteren Antrag, zu verfügen, daß 
dieſes Urtheil als Vollſtreckungsbefehl gilt. Die Prozeßkoſten 
regeln ſich nach § 93 C. P. O., wenn der Beklagte ſofort an- 
erkennt. 

Ueberhaupt muß es ein Mittel geben, Urkunden, wozu auch 
Urtheile gehören, erneuern zu können; denn alle Urkunden unter⸗ 
liegen dem nagenden Zahn der Zeit; das franz. Geſetzbuch 
hatte dieſen Anſpruch in Art. 2263 ausdrücklich anerkannt. 


Briefkaſten. 
Verantwortlich: Magendauß, Rechtsanwalt am Landgericht I, 
Berlin, Kochſtraße 56. 


Zu der Frage der Feſtſetzung des Streitwerthes bei der 
Klage des unehelichen Kindes auf Anerkennung der Vaterſchaft 
erhalten wir von Herrn R.⸗A. W. in O. den nachfolgenden 
Beſchluß: 

Die Klägerin hat mit dem Antrage geklagt: 

1. den Beklagten für den Vater der unehelich geborenen 
Klägerin zu erklären, 
2. ihn zu verurtheilen, an Alimenten für die Klägerin 
bis zu deren vollendeten 16. Lebensjahre monatlich 
20 Mark zu zahlen, 
3. das Urtheil für vorläufig vollſtreckbar zu erklären. 
Nach ergangenem Urtheil, worin der Beklagte 1. für den 
natürlichen Vater der Klägerin erklärt und 2. als ſolcher zur 
Zahlung von 18 Mark monatlicher Alimente bis zum voll⸗ 
endeten 16. Lebensjahre der Klägerin verurtheilt worden iſt, hat 
der Vertreter der Klägerin ſeine Anwaltsgebühren nach einem 
Objekt von 2 000 Mark berechnet, weil auch ein nichtvermogens⸗ 
rechtlicher Anſpruch den Gegenſtand des Prozeſſes gebildet habe. 
Daraufhin hat das Amtsgericht durch Beſchluß vom 28. Oktober 
1901 den Werth des Streitgegenſtandes, ſoweit er nicht⸗ 
vermögensrechtlicher Natur iſt, auf 2000 Mark feſtgeſetzt und 
die nach dieſem Objekt berechneten Gebühren der Klägerin mit 
110,65 Mark als erſtattungsfähig durch Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß 
vom 5. November 1901 zugebilligt. Das Amtsgericht geht 
dabei offenbar in Uebereinſtimmung mit einem in der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift von 1901 S. 706flg. veröffentlichten Aufſatze von 
der Anſchauung aus, der Klageantrag zu 1 enthalte eine ſelbſt⸗ 
ſtändige Feſtſtellungsklage, einen mit dem Klageantrage zu 2 
ſich nicht deckenden ſelbſtſtändigen nichtvermögensrechtlichen Anſpruch, 
und hat deſſen Werth gemäß § 10 D. G. K. G. auf 2 000 Ma 
feſtgeſetzt. | 
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Hiergegen richtet ſich die an fich zuläſſige Beſchwerde, die, 
ſoweit ſie gegen den Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß vom 5. November 
1901 gerichtet iſt, ſofortige Beſchwerde, an ſich zuläffig und 
frift- und formgerecht eingelegt iſt. Das Beſchwerdegericht hat 
ſich der Anſicht des erſten Richters nicht anzuſchließen vermocht. 
Der jetzige $ 9a des D. G. K. G. iſt eingeführt worden, um die 
Alimentenprozeſſe zu verbilligen. Man fand die Prozeß- und 
Anwaltskoſten für Alimentenanſprüche zu hoch und wollte zunächſt 
den dreifachen Betrag der jährlichen Alimente als Objekt der 
Koſtenberechnung zu Grunde legen, einigte ſich aber ſchließlich 
auf den fünffachen Betrag (of. Mugdan, Materialien zu den 
Reichsjuſtizgeſetzen, Bd. VIII, S. 186, 283, 284). Es kann 
einem Zweifel nicht unterliegen, daß man bei den Berathungen 
des § 9a von der Anſchauung ausging, der drei⸗ bezw. fünf- 
fache Betrag der Alimente würde auch wirklich für die Koften- 
berechnung maßgebend ſein. Dies würde aber in den weitaus 
meiſten Fällen nicht zutreffen, wenn man der Interpretation des 
Amtsgerichts ſich anſchließen wollte. Die Abſicht, die Koſten zu 
verbilligen, würde dann zum großen Theil illuſoriſch werden. 
Ohne wirklich überzeugende Gründe wird man daher der Inter⸗ 
pretation des Amtsgerichts nicht beitreten dürfen. Die vom 
Amtsgericht gebilligte Meinung ſtützt ſich Inhalts des oben 
citirten Aufſatzes in der Juriſtiſchen Wochenſchrift allein darauf, 
daß der Antrag auf Anerkennung der Vaterſchaft als eine ſelbſt⸗ 
ſtändige Feſtſtellungsklage anzuſehen ſei. Denn die Feſtſtellung 
der Vaterſchaft, — wenn ſie auch keine Wirkung über den Unter⸗ 
haltungsanſpruch hinaus habe, — könne doch von Wirkung 
über den in der Klage geforderten Unterhaltungsanſpruch 
hinaus ſein, und zwar inſoweit, als einmal das Kind höhere 
Alimente fordern könne, falls die Mutter eine beſſere Lebens⸗ 
ſtellung erreiche, und als zweitens das Kind bei Vorhandenſein 
körperlicher oder geiſtiger Gebrechen zur Zeit der Vollendung des 
16. Lebensjahres Alimente auch für die Folgezeit verlangen 
könne. Da nun dieſe beiden gegenwärtig nicht eingeklagten An⸗ 
ſprüche jederzeit ſtreitig werden könnten, ſo liege ein rechtliches 
Intereſſe des Kindes vor, daß der Grund derſelben, die Vater⸗ 
ſchaft, gleich jetzt präjudiziell feſtgeſtellt würde. 

Dieſen Ausführungen iſt nicht beizutreten, denn das be⸗ 
hauptete rechtliche Intereſſe an einer beſonderen präjudiziellen 
Feſtſtellung der Vaterſchaft iſt nach dem jetzigen Recht nicht vor⸗ 
handen. 

Zunächſt iſt hervorzuheben, daß, wie auch der citirte Aufſatz 
in der Juriſtiſchen Wochenſchrift (S. 707) anerkennt, die Feſt⸗ 
ſtellung der Vaterſchaft keine Wirkung über den Unterhalts- 
anſpruch hinaus hat. Weder perſonenrechtliche noch erbrechtliche 
Wirkungen ſind an die im Prozeſſe zwiſchen Vater und Kind 
getroffene Feſtſtellung der Vaterſchaft angeknüpft (cfr. Motive zu 
§ 644 C. P. O., Mugdan Materialien S. 126). Der Unter- 
haltsanſpruch ſelbſt erſchöpft ſich allerdings nicht in den im 
Antrage zu 2 eingeklagten Beträgen, er umfaßt vielmehr noch 
die beiden obenerwähnten, vorliegend nicht miteingeklagten Er⸗ 
weiterungen. Dieſe aber machen eine beſondere präjudizielle 
Feſtſtellung der Vaterſchaft nicht nothwendig. Denn auch wenn 
im Urtheilstenor eine dem Klageantrage zu 1 entſprechende 
Feſtſtellung unterblieben wäre, und lediglich die im Antrage zu 2 
geforderten Alimente zuerkannt wären, ſo würde doch jederzeit 
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auf Grund der bloßen Zuerkennung dieſer Alimente und ohne 
daß der Rechtsgrund derſelben, die Vaterſchaft, nochmals in 
Frage geſtellt werden könnte, ſowohl die nachträgliche Erhöhung 
der Alimente für den Fall der Aenderung der Lebensſtellung 
der Mutter, als auch die Verlängerung der Alimente über das 
16. Lebensjahr hinaus lediglich auf Grund des neugeſchaffenen 
§ 323 C. P. O. eingeklagt werden können. Ein rechtliches Intereſſe 
an einer beſonderen präjudiziellen Feſtſtellung der Vaterſchaft 
fehlt alſo. Demnach iſt neben der eigentlichen Alimentenklage, 
dem Antrage zu 2, eine gleichzeitige ſelbſtſtändige Feſtſtellungs⸗ 
klage auf Anerkennung der Vaterſchaft nicht gegeben. Liegt 
aber eine ſelbſtſtändige Feſtſtellungsklage in dem Antrage zu 1 
nicht, fo iſt dieſer Antrag nur als eine aus früherer Zeit ber- 
kömmliche Formulirung der Alimentationsklage anzuſehen. 
Früher hatte dieſe Formulirung guten Sinn, z. B. mit 
Rückſicht auf das dem unehelichen Kinde zuſtehende Erbrecht. 
Jetzt aber iſt der Anſpruch des Kindes gegen ſeinen Erzeuger 
auf den Alimentationsanſpruch beſchränkt und daher ſchafft das 
zwiſchen dem unehelichen Vater und dem unehelichen Kinde er- 
gehende Urtheil auch keine objektiv wirkende Feſtſtellung der 
unehelichen Vaterſchaft mehr, ſondern es wirkt nur noch aus- 
ſchließlich zwiſchen den Parteien (§ 644 C. P. O. Endemann, 
B. G. B. Bd. II S. 887). Der Klageantrag zu 1 enthält 
lediglich die Hervorhebung des Klagegrundes, der Thatſache der 
Vaterſchaft. Ihre Anerkennung hat keine Wirkungen über den 
Antrag auf Zahlung der Geldrente hinaus (cfr. Juriſt. Wochen⸗ 
ſchrift 1901, S. 416). In dem Klageantrage zu 1 iſt ein 
ſelbſtſtändiger vermögensrechtlicher Anſpruch nicht enthalten. 
Demnach kommt für die Gerichtskoſten nicht § 10, ſondern, 
da die hier fraglichen Alimente auf geſetzlicher Vorſchrift be⸗ 
ruhen, $ 9a des D. G. K. G. zur Anwendung. Folglich war 
der Werthfeſtſetzungsbeſchluß vom 28. Oktober 1901 aufzuheben. 


Perſonal⸗ Veränderungen. 
Zulafſungen. 

Rechtsanwalt Dr. Karl Eugen Arndt in Kirſchberg beim 
Landgericht Zwickau i. S.; — Rechtsanwalt Dr. Moſes Levi beim 
Landgericht Altona; — Rechtsanwalt Otto Hennig beim Amts- 
gericht Deſſau; — Rechtsanwalt Bernhard Armin Rudloff in Aue 
beim Amtsgericht Glauchau; — Rechtsanwalt Carl Heinrich Otto 
Sprenger beim Hanſeatiſchen Oberlandesgericht Hamburg; — 
Rechtsanwalt Dr. Julius Flechtheim beim Oberlandesgericht 
Cöln; — Rechtsanwalt Fritz Krüpfgantz beim Landgericht II 
Berlin; — Rechtsanwalt Albert Schmidt beim Amtsgericht 
Teterow; — Rechtsanwalt Dr. Auguft Conrad Richard Seele 
mann beim Hanſeatiſchen Oberlandesgericht, Landgericht und 
Amtsgericht Hamburg. 


Löſchungen. 

Rechtsanwalt Dr. Kempkes beim Landgericht Elberfeld 
und bei der Kammer für Handelsſachen in Barmen; — 
Rechtsanwalt Karl Bandlow beim Amtsgericht Schmiegel; — 
Rechtsanwalt Hermann Schmidt beim Amtsgericht Vierſen; — 
Rechtsanwalt Heinrich Kaſtor beim Landgericht München I. 


Für die Redaktion verantwortlich: Rechtsanwalt Dr. L. Kuhlenbeck in Jena. Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin 8. 14. 
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Geheimer Juſtizrath Hermann Mecke 7. 


Von Trauer erfüllt müſſen wir heute die ſchmerzliche Kunde bringen, daß unſer hochverehrter 
Vorſitzende, der Herr Geheime Juſtizrath Hermann Mecke, am 29. Januar dieſes Jahres nach 
kurzem Krankenlager im 68. Lebensjahre ſanft entſchlafen iſt. 

Noch in den letzten Tagen ſeines Lebens war er mit der Abfaſſung der gegenwärtigen 
Wochenſchrift beſchäftigt. Nun iſt dem aufopferungsvollen, uneigennützigen und _ eifrigen Förderer 
dieſes Blattes die Feder aus der Hand genommen. ö 

Noch ſteht ſeine markige Geſtalt und ſein kraftvolles Wort vor Gericht und auf der 
Tribüne der Anwaltstage in der lebhaften Erinnerung Vieler. Viele aber auch mußten mit 
theilnehmendem Herzen beobachten, wie in den letzten Jahren die Fülle ſeiner Geſundheit mehr 

und mehr ſchwand, und mit banger Sorge wurden die Gemüther feiner Angehörigen und aller ihm 
Näherſtehenden ſchon ſeit längerer Zeit erfüllt. 

Nun iſt einem arbeitsreichen, aber auch arbeitsfreudigen Leben das Ziel geſetzt. 

Hermann Mecke wurde am 3. Februar 1834 zu Coblenz geboren. Von dem Gymnaſium 
da ſelbſt am 18. Auguſt 1852 mit dem Zeugniß der Reife entlaſſen ſtudirte er auf den Univerſitäten 
Bonn und Heidelberg und wurde am 5. November 1855 als Auskultator vereidigt. Am 3. No⸗ 
vember 1857 erfolgte ſeine Ernennung zum Referendar. Als ſolcher arbeitete er bis zum 
April 1860 bei dem Landgerichte zu Coblenz, dem Friedeusgerichte zu Münſter⸗Maifeld im Parquet 
des Oberprokurators und wurde ſodann durch Juſtiz⸗Miniſterial⸗Reſkript am 4. Dezember 1860 
zum Landgerichtsaſſeſſor ernannt. Als ſolcher hat er bis zum März 1861 bei dem Landgerichte 
Coblenz gearbeitet und iſt dann auf ſeinen Antrag, um die altländiſche Geſetzgebung praktiſch 
kennen zu lernen, in das Departement des Kammergerichts verſetzt und dem Stadtgerichte zu 
Berlin zur unentgeltlichen Beſchäftigung mit beſchränktem Stimmrecht überwieſen. Vom 
1. Oktober 1862 ab im Königlich Preußiſchen Juſtizminiſterium beſchäftigt wurde er im Jahre 1864 
zum Rechtsanwalt bei dem Obertribunal in Berlin ernannt. In dieſer Stellung wußte er ſeine 
Vorbildung im rheiniſch⸗franzöſiſchen, wie im altpreußiſchen Rechte auf das Erfolgreichſte zu ver⸗ 
werthen und erwarb ſich ſehr ſchnell eine ausgedehnte Praxis. Am 27. März 1873 wurde ihm der 
Charakter als Juſtizrath verliehen. Vom 1. Oktober 1879 ab als Rechtsanwalt bei dem Reichs⸗ 
gerichte in Leipzig zugelaſſen entwickelte er auch dort, geſucht als Berather und Vertreter der 
Rechtſuchenden aus allen Theilen Deutſchlands, eine ſelten umfangreiche anwaltliche Thätigkeit, 
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geehrt und geliebt von ſeinen Kollegen, und durch ihr Vertrauen fortdauernd in den Vorſtand der 
Anwaltskammer, deſſen ſtändiger Schriftführer er war und blieb, berufen. 

Im Dezember 1893 erhielt er den Charakter als Geheimer Juſtizrath. 

Seine näheren Kollegen bei dem Reichsgerichte betrauern feinen Verluſt auf das Tieffſte; 
aber nicht nur ſie. 

Die geſammte Deutſche Anwaltſchaft hat denſelben zu beklagen und ein großer Kreis aus 
ihr wird in unſere Trauer einſtimmen: ſind doch die Verdienſte Meckes um die Deutſche Anwalt⸗ 
ſchaft unvergeßliche und weit über ſeinen Tod hinaus wirkende. 

Zwei Schöpfungen ſind es vor Allem, die dem Heimgegangenen zu verdanken ſind: die 
Mitbegründung des Deutſchen Anwaltvereins und die auf ſeiner eigenen Initiative beruhende 
Begründung der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 

Es war eine ſchwierige Aufgabe, in dem neugegründeten Deutſchen Reiche die verſchieden— 
artigen Elemente der Deutſchen Anwaltſchaft in den Einzelſtaaten zu ſammeln und zu gemeinſamen 
Zielen zu vereinigen. Daß es gelungen iſt, iſt zum allerweſentlichſten Theile der Umſicht, Klugheit und 
Thatkraft Meckes, mit der er die entgegenſtehenden Schwierigkeiten zu überwinden wußte, zuzurechnen. 

Andauernd in der Leitung beider Vereine ſtehend, hat er ſich jederzeit als ihr eifriger Förderer 
in Treue und Selbſtloſigkeit bewährt. Inſonderheit hat er ſich in der Gründung und Ausgeſtaltung der 
Hülfskaſſe, ſowie in der ſtets mit warmem Herzen und offener Hand erfolgten Anwendung ihrer Mittel 
ein dauerndes Denkmal geſetzt, namentlich in den Herzen der Nothleidenden unſeres Standes. 

Mit tiefer Wehmuth erfüllt es uns, daß die große Kraft dieſes vortrefflichen Mannes ſo vorzeitig 
gebrochen und uns entzogen iſt. Die Dankbarkeit der Deutſchen Anwaltſchaft für den nunmehr zur 
Ruhe gegangenen Vorkämpfer für das Wohl ſeiner Berufsgenoſſen ſoll und wird unauslöſchlich fortleben. 


Der Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins. 


Iuſtizrafh Dr. Deiß, 
Schriftführer. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 
Die Anwaltsfammern im Bezirke der Oberlandes⸗ 
gerichte zu Stettin, Breslan und München haben der Kaffe 
abermals Beihülfen und zwar Stettin 1000 Mark, Breslan 
1500 Mark und München 2000 Mark gewährt. Den 
Kammern und ihren Vorſtänden iſt für die reichen Beihülfen 
der aufrichtigſte Dauk ausgeſprochen. 


Zu § 30 Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 
Beſchluß des Reichsgerichts IJ. C. S. i. S. Böhm 
u. Co. Liqu. vom 16. Dezember 1901, B Nr. 80/1901. 
II. J. O. L. G. Jena. 


Die offene Handelsgeſellſchaft Robert Böhm u. Co. in 
Coburg befindet ſich ſeit 1898 in Liquidation. 

Liquidator iſt kraft Beſtellung der drei Geſellſchafter der 
Kaufmann Birnſtiel zu Coburg. Der Geſellſchafter Preuß hat 
mittels Eingabe vom 24. Juli 1901 beim Amtsgericht zu 
Coburg die Abberufung des Liquidators beantragt. Das Amts⸗ 


gericht hat durch Beſchluß vom 4. September 1901 dieſen An- 
trag abgelehnt. Preuß hat Beſchwerde erhoben, dieſe iſt aber 
durch Beſchluß der II. Civilkammer des Landgerichts zu Mei- 
ningen vom 3. Oktober 1901 als unbegründet abgewieſen. Auf 
die weitere Beſchwerde des Preuß hat der I. Civilſenat des ge- 
meinſchaftlichen Thüringiſchen Oberlandesgerichts zu Jena unterm 
21. November 1901 beſchloſſen, die Sache in Gemäßheit des 
§ 28 Abſ. 2 des Geſetzes über die Angelegenheiten der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit dem Reichsgerichte vorzulegen. 

Das Oberlandesgericht führt aus, daß feiner Anſicht nach 
zufolge § 30 Abſ. 1 Satz 2 des angeführten Geſetzes die 
II. Civilkammer des Landgerichts Meiningen nicht befugt ge- 
weſen ſei, über die Beſchwerde zu befinden, daß hierzu vielmehr 
ausſchließlich die beim Landgerichte Meiningen für den Bezirk 
des Herzogthums Coburg gebildete Kammer für Handelsſachen 
zu Coburg berufen geweſen ſei. Dieſer Umſtand aber müſſe 
nach § 27 des angeführten Geſetzes in Verbindung mit Eivil- 
prozeßordnung § 551 Ziffer 1 dahin führen, daß die Entſchei⸗ 
dung der II. Civilkammer, weil auf Geſetzesverletzung beruhend, 
ohne Prüfung der materiellen Rechtslage aufzuheben und die 
Sache an die Kammer für Handelsſachen zu Coburg behufs 
anderweiter Entjcheidung über die Beſchwerde zurückzuverweiſen 
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ſei. Demgemäß zu beſchließen aber ſehe ſich das Oberlandes⸗ 
gericht durch § 28 des Geſetzes über die freiwillige Gerichts- 
barkeit gehindert, weil das Königlich Württembergiſche Ober- 
landesgericht in Stuttgart am 27. April 1900 (Mugdan, 
Rechtſprechungen der Oberlandesgerichte Bd. I S. 57) den gegen- 
theiligen Standpunkt eingenommen und ausgeſprochen habe, 
daß die Beſtimmung des § 30 nur die Bedeutung einer Ge⸗ 
ſchäftsordnungsvorſchrift habe, ſo daß ihre Nichteinhaltung nur 
dann zur Aufhebung der getroffenen Beſchwerde⸗Entſcheidung 
führen koͤnne, wenn ein urſächlicher Zuſammenhang zwiſchen der 
Geſetzesverletzung und der Entſcheidung vorliege, d. h. wenn an⸗ 
zunehmen ſei, daß die Entſcheidung bei der Kammer für Handels- 
ſachen anders ausgefallen ſein würde, wie bei der Civilkammer. 
Das Reichsgericht hat den Beſchluß des Landgerichts Meiningen 
aufgehoben und die Sache an das Beſchwerdegericht zur ander⸗ 
weiten Entſcheidung durch die Kammer für Handelsſachen des 
Landgerichts zu Coburg zurückgewieſen. 


Gründe. 


Das Reichsgericht hat zu der erwähnten Streitfrage bereits 
in feinem Beſchluſſe vom 16. Februar 1901 (Bs. I 13/1901) 
auf Grund eines vom Großherzoglich Heſſiſchen Oberlandes- 
gerichte zu Darmſtadt gegen die erwähnte Entſcheidung des 
Königlich Württembergiſchen Oberlandesgerichts zu Stuttgart 
erhobenen Konflikte Stellung genommen und ſie — wenn auch 
mit einer anderen, nicht auf Civilprozeßordnung § 551 Nr. 1, 
ſondern auf § 551 Nr. 4 geſtützten Begründung — in dem 
Sinne entſchieden, den das Oberlandesgericht zu Jena für richtig 
erachtet. Der Beſchluß, der zur Zeit in den „Eutſcheidungen 
des Reichsgerichts in Civilſachen“ noch nicht veröffentlicht iſt, 
findet ſich abgedruckt in der Juriſtiſchen Wochenſchrift von 
1901 S. 200. 

Es genügt hier auf die ausführliche Begründung dieſes 
Beſchluſſes zu verweiſen. Ein Grund, von der dort angenom- 
menen Anſicht abzugehen, beſteht nicht. Der vorliegende Fall 
unterſcheidet ſich von dem damaligen nur dadurch, daß hier eine 
andere „Handelsſache“ im Sinne des 7. Abſchnittes des Geſetzes 
über die freiwillige Gerichtsbarkeit vorliegt — was gleichgültig 
iſt — und dadurch, daß damals die weitere Beſchwerde des Be⸗ 
theiligten ausdrücklich darauf gegründet war, daß über die erſte 
Beſchwerde von einem unzuſtändigen Gerichte erkannt worden 
ſei. Eine ſolche Rüge liegt hier nicht vor. Indeß ergiebt ſich 
aus der Begründung des früheren Beſchluſſes unmittelbar die 
Folgerung, daß ein Verſtoß gegen die Vorſchrift des § 30 
Abſ. 1 Satz 1 von Amtswegen zu berückſichtigen iſt. 


Zu Art. 1 7 7— 31, 170 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts I. C. S. in S. Tauſcher 
e. Beſtmann vom 13. November 1901, Nr. 228/1901 J. 


II. J. O. L. G. Dresden. 


Die Revifion des Beklagten iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 
Es handelt ſich um ein Vertragsverhältniß, das vor dem 
1. Januar 1900 und zwiſchen Parteien, von denen die eine 
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im Gebiete des früheren gemeinen Rechts, die andere im Gebiete 
des Sächſiſchen Bürgerlichen Geſetzbuchs ihren Wohnſitz hatte, 
begründet worden iſt. Aus der Beſtimmung in Artikel 170 
des Einführungsgeſetzes des Deutſchen Bürgerlichen Geſetzbuchs 
folgt, daß für dieſen Thatbeſtand die entſcheidenden Normen 
nicht dem am 1. Jauuar 1900 in Geltung getretenen neuen 
Recht zu entnehmen waren, und daß insbeſondere auch darüber 
nach bisherigem Recht zu entſcheiden war, welchem der bis⸗ 
herigen Rechte, ſoweit nicht Handelsrecht in Betracht kam, das 
ſtreitige Rechtsverhältniß unterliege. Denn wenn das Ein- 
führungsgeſetz zum Deutſchen Bürgerlichen Geſetzbuche im 
Artikel 1 beſtimmt, daß das Bürgerliche Geſetzbuch am 1. Jannar 
1900 in Kraft trete, und demnächſt ſeinerſeits in den Artikeln 7 
bis 31 neue Vorſchriften über die örtlichen Anwendungsgrenzen 
der Rechtsſätze giebt, ſo müſſen überall, wo in den ſpäter 
folgenden Uebergangsvorſchriften, „die bisherigen Geſetze“ für 
maßgebend erklärt werden, unter dieſen nicht nur die durch die 
Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs erſetzten bisherigen 
Privatrechtsnormen, ſondern auch die bisherigen örtlichen An⸗ 
wendungsnormen verſtanden werden, gleichviel, ob man der 
Meinung iſt, daß Normen der letzteren Art, von denen nicht 
zweifelhaft ſein kann, daß ſie keinenfalls zum Prozeßrecht ge⸗ 
hören, einen Beſtandtheil des Privatrechts bilden, oder nicht. 
Daß der Geſetzgeber den Vorſchriften der Artikel 7—31 rück⸗ 
wirkende Kraft hat beilegen wollen, iſt um ſo weniger anzu⸗ 
nehmen, als jede Aenderung einer örtlichen Anwendungsnorm 
mittelbar eine Aenderung des von ihr betroffenen Privatrechts 
bewirkt, ſofern nicht zufällig zwiſchen dem nach der alten und 


dem nach der neuen Anwendungsnorm maßgebenden Recht inhalt- 


liche Uebereinſtimmung beſteht, während doch bei einer Aenderung 
des Privatrechts die Vermuthung dafür ſpricht, daß früher ent⸗ 
ſtandene Rechtsverhältniſſe von ihr nicht berührt werden ſollen. 
Hinzukommt, daß von den Beſtimmungen der Artikel 7—31 
des Einführungsgeſetzes die Mehrzahl ſich ihrer Faſſung nach 
nur auf das Verhältniß des deutſchen zum ausländiſchen Recht 
bezieht, und deshalb iſt auch die Anſicht, daß ſeit dem 1. Januar 
1900 über Fälle einer örtlichen Kollifion von Rechtsſätzen ſtets 
nach dem neuen Recht zu entſcheiden ſei, nur mit der Ein⸗ 
ſchränkung vertreten worden, daß dies nur gelte für die Be⸗ 
antwortung der Frage, ob deutſches oder ausländiſches Recht 
zur Anwendung komme (Niedner in der Zeitſchrift „Das 
Recht“, Jahrgang 1900 S. 250 ff.), wogegen für die hier ver- 
tretene Anſicht ſich ausgeſprochen haben: Habicht, Einwirkung 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs auf zuvor entſtandene Rechts- 
verhältniſſe, 2. Auflage S. 37 ff., derſelbe in der genannten 
Zeitſchrift Jahrgang 1900 S. 405 ff., Zitelmann in 
Iherings Jahrbuch Bd. 43 S. 189 ff., Kipp in Windſcheid⸗ 
Kipp, Lehrbuch des Pandektenrechts, Schlußanmerkung zu § 35 
und Planck, Kommentar, Vorbemerkung 5 zum vierten Ab- 


ſchnitt des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche. 
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Zu Art. 170 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
Aufrechnung. 
Erkenntniß des Reichsgerichts III. C. S. i. S. Döppen- 


ſchmidt e. Hoſeus Nachf. vom 3. Dezember 1901, 
Nr. 411/1901 III. 


II. J. O. L. G. Frankfutt a. M. 
Die Reviſion des Beklagten iſt zurückgewieſen. 
Aus den Gründen. 


Der Beklagte hat ein Kompenſations- und Retentionsrecht 
auf Grund von Gegenforderungen geltend gemacht, die 
ihm theils bei Lebzeiten der Verſtorbenen an dieſelbe, theils nach 
deren Ableben in der Zeit bis zum Jahre 1899 an deren 
Nachlaß erwachſen ſeien. Die Vorinſtanzen haben von dieſen 
Gegenforderungen, welche in dem zweitinſtanzlichen That⸗ 
beſtande mit zuſammen 4 683,85 Mark aufgeführt ſind, 
einen vom Kläger anerkannten Betrag von 668,60 Mark an 
dem vom Beklagten herauszuzahlenden Baarbetrag in Abzug 
gebracht, im Uebrigen aber jene Gegenforderungen unberüd- 
fichtigt gelaſſen, weil der Beklagte weder damit kompenſiren noch 
darauf hin retiniren könne, denn dies ſei gegenüber dem An⸗ 
ſpruche auf die Schmuckgegenſtände wegen Uugleichartigkeit der 
Forderungen und wegen mangelnder Konnexität nach altem wie 
nach neuem Recht unzuläſſig, gegenüber dem Anſpruche auf die 
Werthpapiere und auf die Baarſumme von 1 798,54 Mark 
aber jedenfalls nach altem Recht aus dem Grunde nicht ſtatthaft, 
weil dieſe Poſten auf Grund eines Verwahrungsvertrages 
(depositum irregulare) in die Hände des Beklagten gelaugt ſeien. 
Nach dem vom Berufungsrichter hier zunächſt zur Anwendung 
gebrachten bisherigen (gemeinen) Rechte iſt dieſe Auffaſſung nicht 
zu beauſtauden. Die Reviſion macht aber geltend, daß die 
Aufrechnung, wie auch ein ſonſtiges Erfüllungsgeſchäft, welches 
an ein vor dem 1. Januar 1900 eutſtandenes Schuldverhältniß 
nach dieſer Zeit von außen herantrete, nach dem Bürgerlichen 
Geſetzbuche zu beurtheilen, nach dieſem aber jedenfalls gegen⸗ 
über dem auf das depositum irregulare gegründeten Au⸗ 
ſpruche nicht ausgeſchloſſen ſei. | 

Dieſer Angriff kann nicht als begründet anerkannt werden. 

Allerdings beſtimmt ſich, wie auch der VI. Civilſenat des 
Reichsgerichts in der von der Reviſion angeführten Entſcheidung 
vom 16. September 1901 (Juriſtiſche Wochenſchrift 1901 
S. 734) ausgeſprochen hat, die Aufrechnung ſowohl in An⸗ 
ſehung der Vorausſetzungen ihrer Zuläſſigkeit, als in Anſehung 
dei Art, wie fie erfolgt und der Wirkungen, welche ſie hat, von 
dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs ab nach deſſen 
Vorſchriften; dies aber doch nur inſoweit, als ſich nicht aus der 
allgemeinen Regel des Art. 170 des Einführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch, wonach für ein vor dem Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs eutſtandenes Schuldverhältniß die 
bisherigen Geſetze maßgebend bleiben, eine Abweichung ergiebt. 
Sin? ſolche liegt aber hier vor. Denn der fragliche Klage- 
anſpruch aus dem Verwahrungsvertrage, gegen welchen der Be— 
klagte aufrechnen will, iſt bereits im Jahre 1895 entſtanden 
und zwar nach der damaligen Geſetzesvorſchrift mit dem Rechte, 
daß ihm gegenüber die Aufrechnung ausgeſchloſſen war. Mit 
dieſem Rechte beſteht der gedachte Anſpruch nach dem ange⸗ 
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führten Art. 170 auch ferner fort und kann daher um ſo 
weniger durch Aufrechnung mit den erwähnten Gegenforderungen 
des Beklagten beſeitigt werden, als dieſe nach dem Vorbringen 
deſſelben bis zum Jahre 1899 entſtanden, alſo ſchon vor dem 
Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs dem Klageanſpruch 
gegenüber getreten ſind (vergl. § 389 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs). Die Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs, welches 
allerdings die Aufrechnung gegen einen Anſpruch aus dem Ver⸗ 
wahrungsvertrage nicht ausſchließt, kommen hiernach, wie bereits 
die Vorinſtanz unter Berufung auf Habicht, Einwirkung ꝛc. 
2. Auflage S. 187 und ebenſo der Reviſionsbeklagte angedeutet 
hat, im gegenwärtigen Falle nicht zur Anwendung. 


Zu $$ 181, 189 Einf. Gel. zum B. G. B. 
SS 985, 1004 B. G. B. 


Erkeuntniß des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Stadt- 
gemeinde Freiburg c. Grether vom 10. Dezember 1901, 
Nr. 296/1901 II. 


II. J. O. L. G. Karlsruhe. 


Das Berufungsurtheil iſt auf Koſten der beklagten Stadt 
aufgehoben und die Sache in die Vorinſtanz zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 

Der Reviſion konnte der Erfolg nicht verſagt werden. 

Der Berufungsrichter iſt bei der rechtlichen Beurtheilung 
zwar zutreffend davon ausgegangen, daß, da zur Zeit der Ver⸗ 
kündung ſeines Urtheils das Grundbuch für die Stadtgemeinde 
Freiburg noch nicht als angelegt erklärt war, nach Artikel 189 
des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch für die 
Frage des Eigenthumserwerbes das bisherige Recht maßgebend 
geblieben ſei, daß dagegen nach Artikel 181 des Einführungs- 
geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch für den Inhalt des Eigen. 
thums das Recht des Bürgerlichen Geſetzbuches zur Anwendung 
komme. Rechtsirrig ſind aber deſſen weitere Ausführungen, daß 
das von ihm entſchiedene Begehren des Klägers als uegatoriſche 
Feſtſtellungsklage aus § 1004 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu 
beurtheilen ſei. Der hier in Betracht kommende Antrag, „die 
Beklagte zu verurtheilen, das Eigenthum des Klägers an⸗ 
zuerkennen“, ſtellt ſich vielmehr als eine — bisheriger Uebung 
entſprechend — wenig korrekt gefaßte Eigenthumsfeſt⸗ 
ſtellungsklage dar. Es kann aber einem Bedenken nicht 
unterliegen, daß nach dem Rechte des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
außer der ordentlichen Eigenthumsklage aus $ 985 und der 
negatoriſchen Klage aus § 1004 noch die Eigenthumsfeſtſtellungs⸗ 
klage beſtehe, welche ihre geſetzliche Grundlage in § 256 der 
Civilprozeßordnung hat. Sie iſt zwar im Bürgerlichen Geſetz⸗ 


buch nicht ausdrücklich erwähnt; die Motive zum erſten Entwurf 


— zu § 929 (etzt § 985) Bd. III, S. 396 — ſetzen jedoch 
deren Zuläſſigkeit, wenn das Feſtſtellungsintereſſe im Sinne des 
§ 256 der Civilprozeßordnung gegeben iſt, als ſelbſtverſtändlich 
voraus. Im Uebrigen kann den Feſtſtellungen des Berufungs- 
richters in zureichender Weiſe entnommen werden, daß das 
rechtliche Intereſſe an der alsbaldigen Feſtſtellung des Eigen⸗ 
thums an der hier ſtreitigen Fläche gegeben war; es hätte daher 
die bezeichnete irrthümliche Auffaſſung des Berufungsrichters über 
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die rechtliche Natur des von ihm entſchiedenen Begehrens keinen 
Anlaß zur Aenderung oder Aufhebung ſeines Urtheils gegeben. 
— Die Aufhebung iſt aus anderen Gründen erfolgt. 


Zu den 88 131, 157, 565 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts III. C. S. i. S. Feiner 
c. Ringling vom 6. Dezember 1901, Nr. 302/1901 III. 


II. J. O. L. G. Stettin. 
Die Reviſion des Beklagten iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 

Der Berufungsrichter geht bei ſeiner Entſcheidung davon aus, 
es ſei dem Beklagten, als Vermiether, dadurch, daß der Kläger, 
als Miether, die am 1. April 1901 fällige (vorauszahlbare) 
Miethzinsrate von 166,67 Mark nicht rechtzeitig, d. h. binnen 
drei Tagen nach Fälligkeit bezahlt habe, nach 8 1 Abf. 2 des 
Miethvertrages vom 19. März 1901 das Recht, den Vertrag 
mit dreitägiger Kündigungsfriſt zu kündigen, zwar erwachſen, 
dieſes Recht aber durch nicht rechtzeitige Ausübung deſſelben 
wieder verloren gegangen. 

Dieſe letztere Annahme ſtützt die Vorinſtanz auf zwei 
Momente. 

Zunächſt auf die erwähnte Beſtimmung in § 1 Abſ. 2 des 
Vertrages. Nach dieſer habe der Beklagte nur mit dreitägiger 
Kündigungsfriſt, d. h. innerhalb drei Tagen, nachdem er 
das Kündigungsrecht erlangt hatte, alſo an ſich bis zum 
Ablauf des 7. April, wegen des mit dieſem Tage eingetretenen 
Oſterfeſtes aber bis zum Ablauf des 9. April, kündigen dürfen; 
die erſt am 13. April erfolgte Kündigung ſei mithin nach dem 
Vertrage verſpätet und unwirkſam. 

Mit Recht wendet ſich die Reviſion gegen dieſen erſten 
Grund. Denn die Vorinſtanz verkennt hier den Rechtsbegriff der 
„Kündigungsfriſt“, wie er ſich aus 58 542, 544, 545, 553, 554 
und namentlich aus § 556 des hier anwendbaren Bürgerlichen 
Geſetzbuchs ergiebt und auch in dem vorliegenden Vertrage zu 
Grunde gelegt iſt. Denn unter Kündigungsfriſt im Sinne des 
Geſetzes (zu unterſcheiden von der dem Miether nach Schluß des 
Vertragsverhältniſſes zu gewährenden Räumungsfriſt Artikel 93 
des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche) iſt die⸗ 
jenige Friſt zu verſtehen, welche zwiſchen der Erklärung der 
Kündigung und dem damit beabſichtigten Schluß des Vertrags⸗ 
verhältniſſes einzuhalten iſt, nicht aber, wie die Vorinſtanz 
meint, die Friſt zwiſchen dem Eintritt des Kündigungsgrundes 
und der Erklärung der Kündigung. 

Es kann indeſſen dieſer Rechtsirrthum zu einer Aufhebung 
des angefochtenen Urtheils nicht führen, da daſſelbe durch den 
zweiten, vom Berufungsgericht dargelegten Grund getragen 
wird, in welchem ein Rechtsverſtoß nicht zu finden und auch 
von der Reviſion nicht nachgewieſen iſt. 

Der Berufungsrichter hat nämlich den vorliegenden Vertrag 
gemäß 88 133, 157 des Bürgerlichen Geſetzbuchs nach Treu 
und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte dahin auf- 
gefaßt, daß das dem Vermiether darin eingeräumte Kündigungs⸗ 
recht nicht zu einem in die Willkür des Vermiethers geſtellten, 
unbegrenzten Schwebezuſtand führen dürfe, vielmehr innerhalb 
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eines Zeitraumes, der nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge 
zur Uebermittelung der Kündigung an den Miether ausreiche, 
auszuüben ſei, in dieſer Beziehung im gegenwärtigen Falle, wo 
beide Theile Gefchäftsleute und in demſelben Haufe wohnhaft 
ſeien, die Zeit bis zum 10. April, nach Ablauf des Oſterfeſtes, 
genügte und der Beklagte, da er dieſe Friſt nicht eingehalten, 
damit ſtillſchweigend ſich für die Fortſetzung des Mieths⸗ 
verhältniſſes entſchieden und auf ſein Kündigungsrecht ver⸗ 
zichtet habe. 

Der rechtliche Ausgangspunkt dieſer Erwägung, die Bezug⸗ 
nahme auf eine nach Treu und Glauben einzuhaltende Frift für 
die Kundgebung der Kündigung, entſpricht ebenſo der früheren 
Rechtſprechung des Preußiſchen Obertribunals, Striethorſt Archiv 
Bd. 62 S. 187, Bd. 91 S. 88 und des Reichsgerichts, Juriſtiſche 
Wochenſchrift 1897 S. 272, 1898 S. 111, wie namentlich den 
angeführten Paragraphen des Bürgerlichen Geſetzbuchs, welche 
an der früheren Rechtslage hier nichts Weſentliches geändert 
haben. Die weitere Ausführung aber, daß zur Uebermittelung 
der Kündigung im vorliegenden Falle die Zeit bis zum 10. April 
genügt und der Vermiether durch Nichteinhaltung derſelben auf 
ſein Kündigungsrecht ſtillſchweigend verzichtet habe, liegt auf dem 
der Reviſion entzogenen thatſächlichen Gebiete. | 

Die Reoiſion hat zwar im Eingang ihrer Ausführungen 
geltend gemacht, daß dem Beklagten ſein Kündigungsrecht bis 
zum 13. April gewahrt geblieben ſei, da der Beklagte erſt an 
dieſem Tage, nach Empfang des Kündigungsſchreibens, die am 
1. April fällig geweſene Miethzinsrate bezahlt, bis dahin aber 
ſich mit derſelben fortdauernd im Verzug befunden habe. 
Allein durch einen ſolchen Verzug wird, wie auch in der an⸗ 
gezogenen früheren Rechtſprechung angenommen wurde, die von 
dem Berufungsrichter feſtgeſtellte Verpflichtung des Vermiethers, 
dem Miether innerhalb angemeſſener Friſt ſeine Entſchließung 
wegen Aufhebung des Miethverhältniſſes kund zu geben und die 
an die Verſäumniß dieſer Friſt geknüpfte thatſächliche Annahme 
eines Verzichts nicht beſeitigt; insbeſondere iſt letzterer hier 
allgemein und auch für den Fall der fortdauernden Nichtzahlung 
des Miethzinſes feſtgeſtellt worden. 


Zu den SS 434, 439 B. G. B. 
Rechtliche Natur der preußiſchen Ablöſungsrenten. 
Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Steffens 
c. Kronheim vom 11. Dezember 1901, Nr. 283/1901 V. 

II. J. O. L. G. Marienwerder. 


Die Revifion des Beklagten iſt zurückgewieſen. 


Gründe. 

Der Reviſion war der Erfolg zu verſagen. 

Der Verkäufer eines Grundſtücks hat dieſes dem Käufer 
frei von allen Rechten zu verſchaffen, die gegen ihn von Dritten 
geltend gemacht werden können (Bürgerliches Geſetzbuch § 434). 
Nur für die Freiheit des Grundſtücks von öffentlichen Abgaben 
und von anderen öffentlichen Laſten, die zur Eintragung in das 
Grundbuch nicht geeignet ſind, haftet er nicht (Bürgerliches 
Geſetzbuch § 436). Dabei hat die Landesgeſetzgebung zu be⸗ 
ſtimmen, welche Abgaben oder Laſten als öffentliche anzuſehen 
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und welche öffentliche Laſten zur Eintragung in das Grundbuch 
ungeeignet ſind (Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
Artikel 55). Nun enthält das hier in Betracht kommende preu⸗ 
ßiſche Landesrecht keine Beſtimmung, durch welche die Haftbar⸗ 
keit des Verkäufers eines Grundſtücks für die auf demſelben 
laſtenden, an die Rentenbanken zu zahlenden Ablöſungsrenten 
dadurch aufgehoben iſt, daß dieſe zu öffentlichen Abgaben oder 
Laſten erklärt oder ihnen gleichgeſtellt worden find. Durch den 
ſie begründenden privatrechtlichen Vertrag zwiſchen dem Renten⸗ 
pflichtigen und der Rentenbank wird die Ablöſungsrente an ſich 
eine privatrechtliche Laſt, und zwar auch dann, wenn die durch 
fie abgelöſte Reallaſt öffentlich rechtlicher Natur war (Entſch. 
des Reichsgerichts in Civilſachen Bd. 44 S. 243). Das preu⸗ 
ßiſche Ausführungsgeſetz zur Grundbuchordnung behandelt dem⸗ 
gemäß in Artikel 12 die Rentenbankrenten gegenſätzlich zu den 
öffentlichen Laſten des Grundſtücks in Artikel 11 daſelbſt. Das 
preußiſche Ausführungsgeſetz zum Zwangsserſteigerungsgeſetze 
ſtellt allerdings die an die Rentenbankrenten abgetretene Rente 
den öffentlichen Laſten eines Grundſtücks gleich, aber nur in 
Anfehung des Rechtes auf Befriedigung aus dem Grundſtück 
im Zwangs verſteigerungdverfahren und nicht allgemein. Für den 
öffentlichen Charakter der Ablöſungsrente kann ſich auf dieſes 
Geſetz auch deshalb nicht bezogen werden, weil ſeine Aufzählung 
der öffentlichen Laſten und der gemeinen Laſten in feinen Ar⸗ 
tikeln 1 und 2 nach dem Eingange des Artikels 1 überhaupt 
nur für die Vorſchriften des Geſetzes über die Zwangsverſteige⸗ 
rung vom 24. März 1897 Bedeutung hat. Demgemäß kann 
bei dem Mangel einer landesgeſetzlichen Vorſchrift die Renten⸗ 
bankrente zu den öffentlichen Laſten auch dann nicht gerechnet 
werden, wenn fie an die Stelle einer öffentlich- rechtlichen Real- 
laſt getreten iſt. Es kann deshalb die Richtigkeit der in der 
Reviſionsbegründung aufgeſtellten Behauptung dahingeſtellt blei⸗ 
ben, daß die urſprünglich auf dem Gute Groß⸗Golmkau laſtenden 
Verpflichtungen in Weſtpreußen allgemein den Gütern der Kirchen 
und Pfarren gegenüber oblagen. 

Aber auch wenn die Rentenbankrenten landesrechtlich als 
öffentliche Laſten anzuſehen wären, ſo würden ſie nicht zu den 
nach § 436 Bürgerlichen Geſetzbuchs von der Gewährleiſtungs⸗ 
pflicht des Verkäufers ausgenommenen Laſten gehören, weil ſie 
nicht zur Eintragung in das Grundbuch ungeeignet ſind. Die 
Beſtimmung darüber, welche einer öffentlichen Anſtalt in Folge 
der Ablöſung von Reallaſten zuſtehenden Ablöſungsrenten zu 
ihrer Begründung und zur Wirkſamkeit gegenüber dem öffent⸗ 
lichen Glauben des Grundbuchs der Eintragung nicht bedürfen, 
iſt der Landesgeſetzgebung gleichfalls vorbehalten (Einführungs- 
geſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch Artikel 114). Nun ſind nach 
Artikel 11 des preußiſchen Ausführungsgeſetzes zur Grundbuch⸗ 
ordnung nur die öffentlichen Laſten des Grundſtücks, die bei der 
Zwangsverſteigerung und der Zwangsverwaltung den Rechten 
an dem Grundſtück im Range vorgehen, von der Eintragung 
in das Grundbuch ausgeſchloſſen, dagegen können die Renten⸗ 
bankrenten zufolge Artikels 12 des angezogenen Geſetzes nach 
Maßgabe des § 18 des Rentenbankgeſetzes vom 2. März 1850 
in das Grundbuch eingetragen werden. Darnach aber iſt ihre 
Eintragung allgemein zuläſſig und ſie ſollen ſogar eingetragen 
werden, wenn die Renten an die Stelle eingetragener Reallaſten 
getreten find. Sie bedürfen allerdings zur Erhaltung ihrer 
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Wirkſamkeit gegenüber dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs 
der Eintragung nicht. Aber dieſe Befreiung vom Eintragungs⸗ 
zwang iſt nicht wegen ihrer Gleichſtellung mit den Stenern, 
wie die Reviſion irrig annimmt, ſondern aus dem Grunde zu- 
gelaſſen, weil den Rentenbanken eine größere Sicherheit gewährt 
werden ſollte. Die Rentenbankrenten unterſcheiden ſich mithin 
von den im Bürgerlichen Geſetzbuche 8 436 bezeichneten Laſten 
jedenfalls dadurch, daß ſie zur Eintragung in das Grundbuch 
geeignet ſind, weshalb ſie jenen Laſten nicht gleichgeſtellt werden 
können. Dem Berufungsurtheile war daher beizutreten. 

Der Beklagte haftet dem Kläger gemäß §§ 434, 439 
Bürgerlichen Geſetzbuchs für die Ablöſungsrente, wenn dieſer 
ſie nicht gekannt hat. Die Feſtſtellung der Unkenntniß iſt durch 
die Ableiſtung des dem Kläger in dem erſtinſtanzlichen Urtheil 
auferlegten Eides bedingt. N 


Zu $ 1004 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Zucker- 
fabrik Nordgermersleben c. Helmſtorf vom 11. De⸗ 
zember 1901, Nr. 286/1901 v. 


II. J. O. L. G. Naumburg a. S. 
Die Reviſion der Beklagten iſt zurückgewieſen. 


Aus den Gründen. 


Der erkennende Senat hält an dem ſchon in feinem Urtheile 
V. 154/1901 vom 10. Juli 1901 ausgeſprochenen Rechtsſatze 
feſt, daß bei au ſich begründeter Klageſtellung wegen beläſtigender 
Zuführungen nach Herſtellung abhelfender Einrichtungen während 
des Rechtsſtreits eine Verurtheilung nur dann ausgeſchloſſen iſt, 
wenn eine Beſeitigung oder Nichtbenützung dieſer Einrichtungen 
als unmöglich erſcheint und überhaupt nicht mehr in Frage 
kommen kann. Dieſer Rechtsſatz ergiebt ſich insbeſondere auch 
aus dem § 1004 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, der die Klage 
auch wegen Beſorgniß weiterer Beeinträchtigungen zuläßt und 
aus der Erwägung, daß die Negatorienklage nicht bloß vor- 
übergehenden, ſondern dauernden Schutz namentlich auch in 
Fällen, wie der gegebene, wo ſich die Beeinträchtigungsgefahr 
von ſelbſt aus einer ſtändigen Anlage der Beklagten ergiebt, 
und wo ſchon erhebliche Eingriffe in fremde Eigenthumsrechte 
früher vorgekommen find, gewähren will. 

Daß ſolche Eingriffe künftig gänzlich ausgeſchloſſen find, 
hat jedenfalls der Beklagte zu beweiſen; in vorliegender Sache 
hat die Beklagte einen ſolchen Beweis nach den einwandfreien 
Feſtſtellungen des Berufungsrichters nicht geführt. 

In der mündlichen Verhandlung iſt noch der weitere Re- 
viſionsangriff erhoben worden, daß mit Unrecht die Beklagte zu 
Schadenserſatzleiſtung verurtheilt worden ſei, während ein ſolcher 
Ausſpruch doch nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch ohne aus— 
drückliche Feſtſtellung eines Verſchuldens nicht zuläſſig ſei und 
insbeſondere für etwaige künftige Fälle der Bachverunreinigung 
ein Verſchulden der Beklagten im Voraus unmöglich feſtgeſtellt 
werden könne. 

Dieſer Angriff erledigt ſich dadurch, daß die Vorderrichter 
dem Klageantrage 3 auf Feſtſtellung der Verpflichtung der Be— 
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klagten zum Erſatz des aus Zuwiderhandlungen erwachſenden 
Schadens ſelbſtverſtändlich nur in dem Sinne ſtattgegeben haben, 
daß ſchuldhafte Zuwiderhandlungen vorliegen müſſen. Solche 
nimmt aber der Berufungsrichter ſeit Beginn des Rechtsſtreits 
deshalb im Allgemeinen als gegeben an, weil wie er ſich aus⸗ 
drückt, „die Beklagte durch die Klage ins Unrecht verſetzt 
worden iſt“. 

In dieſem Ausſpruch kann ein Rechtsverſtoß und ind- 
beſondere auch ein unzuläſſiges Vorgreifen in etwaige künftige 
Schadenserſatzforderungsklagen nicht gefunden werden. 

Vergl. Urtheil des V. Civilſenats des Reichsgerichts 
V. 314/1893 vom 13. Januar 1894, abgedruckt bei 
Gruchot Bd. XXXVIII S. 712; 

Urtheil des VII. Civilſenats des Reichsgerichts 
VII. 266/1900 vom 18. Dezember 1900, abgedruckt 
in der Juriſtiſchen Wochenſchrift 1901 S. 18 Nr. 27. 


Zu § 1023 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts VII. C. S. i. S. Rack 
c. Dymek vom 3. Dezember 1901, Nr. 248/1901 VII. 


II. J. O. L. G. Breslau. 

Die Reviſion des Klägers iſt zurückgewieſen. 

Aus den Gründen. 

Die Klage ſtützt ſich ausſchließlich auf den § 1023 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs, welcher, wenn die jeweilige Ausübung 
einer Grunddienſtbarkeit auf einen Theil des belaſteten Grund⸗ 
ſtücks ſich beſchränkt, dem Eigenthümer des letzteren das Recht 
giebt, die Verlegung auf eine andere, für den Berechtigten ebenfo 
geeignete Stelle zu verlangen, wenn die Ausübung an der bis⸗ 
herigen Stelle für ihn beſonders beſchwerlich iſt. Es fragt ſich, 
was in dieſer Geſetzesbeſtimmung unter einer „anderen Stelle“ 
verſtanden iſt: ob nur ein anderer Theil des belaſteten Grund⸗ 
ſtücks, oder auch ein anderes, bisher mit der Dienſtbarkeit über. 
haupt nicht belaſtetes Grundſtück. Mit dem Berufungsrichter 
iſt anzunehmen, daß ſich die Verlegung der Ausübung der 
Dienſtbarkeit auf ein anderes Grundſtück aus dem § 1023 
Bürgerlichen Geſetzbuchs nicht herleiten läßt. Dieſer Sinn des 
Geſetzes ergiebt ſich mit Sicherheit aus den Verhandlungen der 
II. Kommiſſion (Protokolle S. 3912 ff.). Auch die Kommentare 
und die ſyſtematiſchen Darſtellungen des Sachenrechts des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs ſprechen ſich faſt alle in dieſem Sinne aus. 


Zu § 1568 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. K. c. K. 
vom 18. November 1901, Nr. 235/1901 IV. 


II. J. O. L. G. Naumburg a. S. 


In den Vorinſtanzen iſt die Scheidungsklage wegen Trunk⸗ 
ſucht der Beklagten zugeſprochen, ihre Widerklage wegen 
Beleidigung abgewieſen. Die Reviſion iſt zur Klage zurück⸗ 
gewieſen. Zur Widerklage iſt das Berufungsurtheil aufgehoben 
und die Sache an das Berufungsgericht zurückgewieſen. 
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Aus den Gründen. 

Zur Klage. 

Zu Unrecht macht die Reviſionsklägerin geltend, daß 
Trunkenheit vom Standpunkt des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
kein Eheſchei dungsgrund ſei. Die Scheidungsgründe des 
§ 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs begreifen nicht bloß ein 
Verhalten, welches zufolge Verletzung der in dem ehelichen 
Verhältniſſe begründeten Rechtspflichten die Zerrüttung der 
Ehe herbeizuführen geeignet iſt. Auch ehrloſes und unſitt⸗ 
liches Verhalten zählt hierher, und hierzu iſt unbedenklich 
ein Verhalten zu rechnen, welches im Widerſpruche mit den 
ſittlichen Anforderungen der Ehe gegen den anderen Ehegatten 
Rückſichtsloſigkeit an den Tag legt und in ihm phyfiſchen und 
moraliſchen Ekel hervorzurufen geeignet iſt (vergl. Motive zum 
Bürgerlichen Geſetzbuche Bd. IV S. 595). Daß die Trunkenheit 
eine unverbeſſer liche und unheilbare ſei, iſt nicht erfordert, 
wie die Reviſion vermeint. Es reicht zur Erfüllung des unfitt- 
lichen Verhaltens auch im Sinne des 8.1568 cit. aus, wenn 
die Trunkenheit ſich als beharrliche bethätigt. Die Scheidungs⸗ 
klage iſt weiterhin begründet, wenn dieſer Zuſtand als zur Zeit 
der Klage vorhanden nachgewieſen iſt. Nicht erforderlich iſt es, 
daß die Trunkſucht auch noch im Laufe des Prozeſſes an- 
dauert. Der Einwand der Beklagten, daß ſie demnächſt in der 
Borsdorfer Anſtalt Heilung gefunden, iſt ſonach zu Recht vom 
Berufungsgericht als unbeachtlich verworfen. Eine ſpätere 
Heilung würde erheblich ſein, wenn ſie geeignet wäre in Frage 
zu ſtellen, ob das frühere Verhalten ein beharrlich bethätigtes 
geweſen. Solche Geſichtspunkte ſind hier nicht in Frage 
gekommen (vergl. Eutſch. des R. G. Bd. 38 S. 219). 

Zur Widerklage. 

Anlangend die Beleidigungen, deren ſich der Kläger 
nach der Behauptung der Beklagten gegen ſie in mehrfachen 
Briefen ſchuldig gemacht haben ſoll, fo verkennt das Berufungs- 
gericht nicht, daß in den mannigfachen Briefen maßloſe 
Beſchimpfungen enthalten ſeien, welche dazu angethan 
geweſen ſeien, die Beklagte aufs Tiefſte zu verletzen, zumal 
wenn ſie meinte, von ihrem Laſter frei geworden zu ſein. In⸗ 
deſſen dürfe nicht überſehen werden, daß aus allen Briefen die 
große Gereiztheit und die Erbitterung des Mannes über die 
Zerſtörung ſeines ehelichen Lebens und beſonders über die ihm 
zurückgegebenen, jedenfalls zum Theil völlig erfundenen Vorwürfe 
hervortrete. Die Aeußerungen ſeien offenbar der Ausbruch der 
ſeeliſchen Verſtimmung des Klägers über die von der 
Beklagten herbeigeführte tiefe Zerrüttung des ehelichen 
Verhältniſſes, ſie ſeien die Folge der letzteren und könne dieſer⸗ 
halb aus ihnen nicht hergeleitet werden, daß den „Kläger“ 
eine Schuld an der gegenwärtigen Zerrüttung treffe. 

Die letzteren Ausführungen find rechtlich nicht bedenken⸗ 
frei. Nach der gegebenen Begründung geht das Berufungs⸗ 
gericht davon aus, daß an und für ſich trotz der durch die 
Beklagte herbeigeführten Zerrüttung der Ehe durch das nach— 
folgende Verhalten des Klägers die Zerrüttung weiter vertieft 
werden konnte, daß auch ſubjektio der Beklagten in Folge ſolchen 
Verhaltens des Klägers die Fortſetzung der Ehe unerträglich 
werden konnte. Das Berufungsgericht verneint nur deshalb den 
geltend gemachten Scheidungsgrund, weil das Verhalten des 
Klägers durch das ehewidrige Verhalten der Beklagten 
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hervorgerufen ſei. Die bloße Thatſache, daß der Kläger zu 
ſeinem Verhalten durch die Beklagte gereizt worden iſt, reicht 
jedoch nicht aus, um annehmen zu konnen, daß lediglich das 
beklagtiſche Verhalten als Urſache der Zerrüttung zu gelten 
habe und daß demgegenüber das Verhalten des Klägers lediglich 
als unſelbſtſtändige Folge erſcheine. Dies um ſo weniger 
als das Berufungsgericht ſelbſt annimmt, daß die Beſchimpfungen 
des Klägers maßlos geweſen ſeien. In Verfolg dieſer für die 
Entſcheidung zur Widerklage kauſalen Geſetzesverletzung war die 
über die Widerklage und die Koſten ergangene Entſcheidung 
aufzuheben und die Sache, da ſie zur Endentſcheidung nicht reif 
iſt, inſoweit zu anderweiter Verhandlung und Entſcheidung an 
das Berufungsgericht zurückzuverweiſen. Dagegen war die 
Reviſion im Uebrigen als unbegründet zurückzuweiſen. 


Zu den SS 1601 ff. B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. D. c. D. 
vom 9. Dezember 1901, Nr. 264/1901 IV. 


II. J. O. L. G. Breslau. 


Die am 24. Oktober 1879 geborene Klägerin iſt die 
Tochter des Beklagten, welcher ihr am 5. Auguſt 1898 nach 
einem von beiden Theilen verſchieden geſchilderten Auftritte das 
fernere Betreten ſeines Hauſes unterſagt hat. Die Klägerin 
hatte demnächſt, vertreten durch ihren Pfleger, gegen den Be⸗ 
klagten Klage auf Zahlung von Alimenten für die Zeit vom 
15. Auguſt bis 1. Oktober 1898 im Betrage von 300 Mark 
erhoben gehabt. Dieſe Klage wurde damals jedoch wieder 
zurückgenommen, nachdem unter dem 26. Oktober 1898 zwiſchen 
dem Pfleger und dem Beklagten ein vom Vormundſchaftsgerichte 
genehmigter Vergleich geſchloſſen worden war, welcher der Tochter 
bedingt 1 200 Mark Alimente zuſichert. 

Klägerin hat in I. Inſtanz beantragt, den Vergleich für 
unwirkſam zu erklären und Beklagten zur Zahlung von 200 Mark 
monatlicher Alimente zu verurtheilen. Der I. Richter wies die 
Klägerin wegen Rechtsgültigkeit des Vergleichs ab. Auf Be⸗ 
rufung der Klägerin iſt Beklagter zur Zahlung von 100 Mark 
monatlich verurtheilt. Reviſion und Anſchlußrevifion wird 
zurückgewieſen. 

Gründe. 


Der Berufungsrichter hat die Beſtimmungen der 88 1601 ff. 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs für anwendbar erachtet und ange⸗ 
nommen, daß der Klägerin trotz des Vergleichs vom 
26. Oktober 1898 kraft Geſetzes ein Anſpruch auf Gewäh⸗ 
rung ſtandesgemäßen Unterhalts zuſtehe, daß aber die ihr vom 
Beklagten zu zahlende Geldrente auf nur 100 Mark monatlich 
zu bemeſſen ſei. 

In letzterer Beziehung iſt vom Berufungsrichter, unter ein- 
gehender Würdigung des von beiden Theilen vorgebrachten that⸗ 
ſächlichen Materials, ausgeführt worden, daß die für die Ab⸗ 
meſſung des zu gewährenden Unterhalts nach § 1610 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs maßgebende Lebensſtellung der Kläge⸗ 
rin — obwohl ſich der Beklagte in günſtiger Vermögenslage 
befinde — nicht als eine hohe, ſondern nur als die einer ein⸗ 
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fachen Bürgerstochter angeſehen werden könne, und daß danach 
die Höhe der zugebilligten Rente — welche thatſächlich dem im 
Vergleiche feſtgeſetzten und bisher entrichteten Alimentenbetrage 
gleichkomme — als durchaus angemeſſen erſcheine. 

Die desfallſigen Erwägungen des Berufungsrichters, welche 
ſich im Weſentlichen auf thatſächlichem Gebiete bewegen, geben 
zu rechtlichen Bedenken keine Veranlaſſung. Insbeſondere lag 
für den Berufungsrichter zu einer weiteren Erörterung der 
Frage, ob die zugebilligte Rente auch dann ausreichend ſein 
möchte, wenn die Klägerin — welche zur Zeit in Berlin lebt — 
ſich nicht in Städten von der Größe Neuſtadts aufhalten 
würde, kein Grund vor, da die Klägerin nichts dafür beigebracht 
hat, daß ſie in Berlin oder in einer anderen größeren Stadt 
leben müſſe. 

Danach erweiſt ſich die Reviſion der Klägerin als un⸗ 
begründet. 

Aber auch der Anſchlußreviſion des Beklagten muß der 
Erfolg verſagt werden. 

Aus der rechtlichen Natur der geſetzlichen, auf Verwandt⸗ 
ſchaft beruhenden Unterhaltspflicht ergiebt ſich, daß für die Beur⸗ 
theilung derartiger Anſprüche, ſoweit ſie für die Zeit nach dem 
Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs geltend zu machen 
find, lediglich das neue Recht maßgebend ſein muß. 

Vergl. Entſcheidungen des Reichsgerichts in Civilſachen 
Bd. 46 S. 67, ſowie das zum Abdruck beſtimmte 
Urtheil vom 30. Oktober 1901 in Sachen Bockſtahler 
wider Bockftahler Rep. IV 221/1901. 

Dem Berufungsrichter iſt in Konſequenz dieſer Auffaſſung 
ferner darin beizutreten, daß die Beſtimmung des § 1614 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs, wonach auf den Unterhalt für die 
Zukunft nicht verzichtet werden kann, aus dem gleichen Grunde 
für die Zeit nach dem 1. Januar 1900 auch auf Fälle an⸗ 
gewendet werden darf, in welcher ein ſolcher Verzicht bereits 
vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs erklärt 
worden war. Was aber ſo von dem vollſtändigen, jeden An⸗ 
ſpruch auf Unterhalt aufgebenden Verzichte gilt, muß ebenſo 
von einem nur partiellen oder bedingten Verzichte, ſowie über⸗ 
haupt von jeder vertragsmäßigen Abmachung gelten, durch 
welche die geſetzlichen Unterhaltsanſprüche vermindert 
werden ſollen. 

Vergleiche auch die Motive zu § 1614 ($ 1495 des Ent- 
wurfs) S. 709. 

Hiernach kann ſich der Beklagte auf den Vergleich vom 
26. Oktober 1898 nicht zur Beſeitigung derjenigen Unterhalts- 
anſprüche berufen, welche der Klägerin für die Zeit nach dem 
1. Januar 1900 geſetzlich zuſtehen. Eine andere Frage würde 
die ſein, ob in dem Falle, wenn der Klägerin geſetzliche An- 
ſprüche ſolcher Art überhaupt nicht, oder nur in einem ge- 
ringeren Umfange zuſtünden, der Beklagte etwa für berechtigt 
zu erachten ſein möchte, wegen Nichterfüllung der im § 2 des 
Vergleichs bezeichneten Bedingungen, beziehungsweiſe wegen Ein⸗ 
tritts der im § 3 ebenda angegebenen Vorausſetzungen, die 
Zahlung des kontraktlich zugeſicherten Betrages ganz oder 
theilweis zu verweigern. Dieſe Frage erweiſt ſich jedoch für den 
vorliegenden Rechtsſtreit als gegenſtandslos, wenn die Annahme 
des Berufungsrichters zutreffend iſt, daß nach der jetzigen Sach- 
lage die Klägerin im Sinne des § 1602 des Bürgerlichen 
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Geſetzbuchs unterhaltsberechtigt ſei, und daß ihr deshalb auf 
Grund des Geſetzes eine Geldrente von monatlich 100 Mark 
— mithin ein den vertragsmäßig ſtipulirten Alimenten ziffern⸗ 
mäßig gleichkommender Betrag — zugebilligt werden müſſe. 

Was die desfallſigen Feſtſtellungen des Berufungsrichters 
betrifft, ſo beſteht zunächſt darüber kein Streit, daß die Klägerin, 
welche im Hauſe des Beklagten von dieſem nicht geduldet wird, 
zur Zeit kein eigenes Vermögen beſitzt. Nicht zu beanftanden 
iſt auch die weitere Annahme des Berufungsrichters, daß die 
Klägerin außer Stande ſei, ſich ihren Lebensunterhalt durch eine 
ihr nach ihren Verhältniſſen zuzumuthende eigene Thätigkeit zu 
verſchaffen. Dabei hat zwar der Berufungsrichter den von der 
Reviſion angegriffenen Satz ausgeſprochen: 

es ſei dem Herkommen durchaus entſprechend, daß Töchter 
reicher Väter nicht durch Arbeit ihren eigenen Erwerb 
ſuchten; 
aus dem Zuſammenhange geht aber hervor, daß der Berufungs- 
richter keineswegs angenommen hat, die Klägerin brauche eine 
dienende Stellung oder irgend welche Erwerbsthätigkeit überhaupt 
nicht zu übernehmen, denn es wird von ihm dabei im Einzelnen 
ausgeführt: 
Die Klägerin ſei nach ihrer Vorbildung zu keiner 
Stellung, die für ſie in Frage kommen könnte, aus⸗ 
reichend befähigt. Die Stellung einer Erzieherin ſei 
gänzlich ausgeſchloſſen; aber auch als Geſellſchafterin 
würde ſie ſich nach den eigenen Angaben des Beklagten 
nicht erhalten können; denn es würde ihr danach an 
Bildung, Selbſtbeherrſchung und Sittlichkeit fehlen. 
Daß aber der Beklagte ſeine Tochter niedrigere 
dienende Stellungen zumuthen wolle, habe er ebenſowenig 
erklärt, wie daß ſie eine auf einen beſtimmten Erwerbs⸗ 
zweck gerichtete Ausbildung erhalten hätte. 

Eine Rechtsnormverletzung iſt in dieſen Ausführungen nicht 
zu finden. 

Muß hiernach aber davon ausgegangen werden, daß die 
Klägerin im Sinne des § 1602 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
unterhaltsberechtigt iſt, fo beſtimmt ſich das Maß des zu ge- 
währenden Unterhalts zufolge der im § 1610 a. a. O. auf⸗ 
geſtellten Regel nach der Lebensſtellung der bedürftigen Klägerin. 
Gegen die auf Schätzung beruhende Annahme, daß zu dieſem 
ſtandesgemäßen Unterhalt eine Aufwendung von monatlich 
100 Mark an ſich erforderlich ſei, kann ein Reviſionsangriff 
nicht erhoben werden. Für die Annahme aber, daß die Klägerin 
den Anſpruch auf Gewährung des ſtandesmäßigen Unterhalts 
verwirkt hätte, fo daß fie in Gemäßheit des $ 1611 a. a. O. 
nur den nothdürftigen Unterhalt zu verlangen berechtigt 
wäre, fehlt jeder Anhalt. Insbeſondere iſt vom Beklagten nicht 
etwa behauptet worden, daß ſich die Klägerin einer Verfehlung 
ſchuldig gemacht habe, die ihn nach § 2333 a. a. O. berech⸗ 
tigen würde, ihr den Pflichttheil zu entziehen. Ebenſowenig 
hat der Beklagte beſtimmte thatſächliche Angaben gemacht, aus 
denen entnommen werden könnte, daß die Klägerin durch ihr 
fittliches Verſchulden bedürftig geworden ſei, und es bedurfte 
nach dieſer Richtung namentlich auch keiner näheren Darlegung, 
daß der Thatbeſtand des § 1611 Abſ. 1 a. a. O. nicht ſchon 
dann als erfüllt anzuſehen ſei, wenn die Klägerin (unter den 
Verhältniſſen, welche ihre Erziehung beeinflußt haben) nicht die⸗ 
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jenigen perſönlichen Eigenſchaften erlangt hat, welche für eine 
geeignete Erwerbsthätigkeit erforderlich ſein würden. 

Die Revifionen beider Theile müſſen daher als ungerecht⸗ 
fertigt bezeichnet werden. 


Vom Reichsgericht.“) 

Wir berichten über die vom 1. bis 11. Januar 1902 aus- 
gefertigten Erkenntniſſe. 

I. Die Reichsjnſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeßordnung. 

1. 8 29. 

Das O. L. G. hat den Antrag des Kl. abgelehnt, weil der 
gemeinſchaftliche beſondere Gerichtsſtand des § 29 der C. P. O. 
begründet ſei. Es hat angenommen: die Antragſtellerin fordere 
Schadenserſatz wegen nicht gehöriger Erfüllung der einem Organe 
des Verbandes, der Verkaufsſtelle zu Berlin, vertragsmäßig 
obliegenden Vertheilungspflicht; die Erfüllung dieſer Pflicht und 
ebenſo ihre Verletzung habe aber nur durch die genannte Ver⸗ 
kaufsſtelle, alſo in Berlin, erfolgen können; nach allgemeinen 
Grundſätzen ſei dieſe urſprüngliche Vertragserfüllungspflicht, 
nicht die aus der Verletzung hervorgegangene Geldzahlungspflicht, 
hier als die ſtreitige Verpflichtung anzuſehen, die für den 
Erfüllungsort nach § 29 der C. P. O. beſtimmend ſei; der 
abweichend zu beurtheilende Fall, daß ein vereinbartes Erfüllungs⸗ 
ſurrogat verlangt werde, liege nicht vor. Gegen dieſe 
Entſcheidung hat die Beſchwerde unter Hinweis auf ein Urtheil 
des R. G., vom 8. März 1899, mitgetheilt im Auszuge in der 
Juriſtiſchen Wochenſchrift 1899 S. 255, geltend gemacht: durch 
das Verfahren der Verkaufsſtelle ſei die Erfüllung des Vertrages 
unmöglich geworden, der erhobene Schadenserſatzanſpruch ſei 
deshalb ein ſolcher aus der Aufhebung des Vertrages in Folge 
Unmöglichkeit der Erfüllung, der Erfüllungsort für dieſen 
Anſpruch ſei nicht identiſch mit demjenigen für den Anſpruch 
auf Erfüllung des Vertrages. Der Beſchwerde konnte jedoch 
ein Erfolg nicht gegeben werden. Der Annahme des O. L. G. 
iſt beizutreten. Nach § 29 der C. P. O. iſt für Klagen auf 
Erfüllung eines Vertrages, ſowie auf Entſchädigung wegen 
Nichterfüllung oder nicht gehöriger Erfüllung das Gericht des Orts 
zuſtändig, wo die ſtreitige Verpflichtung zu erfüllen iſt. Es 
ſoll alſo an dem Orte, an welchem nach Geſetz oder Vertrag 
eine Verpflichtung zu erfüllen iſt, der Gerichtsſtand für Anſprüche, 
ſei es auf die Erfüllung oder auf Entſchädigung wegen Nicht⸗ 
erfüllung oder nicht gehöriger Erfüllung, begründet ſein. Das 
Geſetz ſtellt ſonach in Anſehung des Gerichtsſtandes den Anſpruch 
auf Erfüllung einer Verpflichtung und den Anſpruch auf 
Entſchädigung wegen Nichterfüllung dieſer, der ſtreitigen 
Verpflichtung gleich. Es greift daher der beſondere Gerichts⸗ 
ſtand des § 29 auch in dem hier vorliegenden Falle Platz, in 
welchem die Antragſtellerin Entſchädigung verlangt, weil ihr 
gegenüber die Feſtſetzungen des Vertrages wegen Vertheilung 
der Antheilsrechte nicht beobachtet ſeien, ſo daß das O. L. G. die 
Beſtimmung des zuſtändigen Gerichts gemäß § 36 Ziffer 3 
der C. P. O. mit Recht abgelehnt hat. Von derſelben Auffaffung 
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iſt das R. G. wiederholt ausgegangen. Vergl. u. A. die 
Urtheile in Gruchot, Beiträge, Bd. 29 S. 1048 und in der 
Juriſtiſchen Wochenſchrift 1886 S. 265, ſowie die Urtheile 
in den Entſcheidungen des Gerichtshofs Bd. 32 S. 430 ff. 
Bd. 40 S. 408 ff. Dem von der Beſchwerde in Bezug 
genommenen Urtheile des R. G. vom 8. März 1899 liegt ein 
von dem gegenwärtigen verſchiedener Rechtsfall zu Grunde. 
IV. C. S. i. S. Konſol. Redenhütte c. Oberſchleſiſche Eiſen⸗ 
induſtrie⸗A.⸗G. vom 16. Dezember 1901, B Nr. 310/1901 IV. 

2. 8 246. 

Im Eingange der Erwägungen des angefochtenen Urtheils 
wird im Weſentlichen Folgendes ausgeführt: Der Uebergang 
der Firma J. M. Steel & Comp. auf den Kaufmann Johann 
Sparenborg als alleinigen Inhaber ſei allerdings durch Urkunden 
nicht nachgewieſen, es könne dies aber auf ſich beruhen bleiben, 
da es für die Beurtheilung des vorliegenden Rechtsſtreits ohne 
Einfluß ſei. Denn nach den $$ 246, 239, 241 C. P. O. 
trete im Anwaltsprozeſſe im Falle des Todes, des Verluſtes der 
Prozeßfähigkeit oder des Wegfalls des geſetzlichen Vertreters einer 
Partei eine Unterbrechung des Verfahrens nicht ein, wenn dies 
nicht auf Antrag der Partei oder des Gegners angeordnet werde. 
Da der Theilhaber James M. Steel am 17. November 1899 
verſtorben ſei, der erſte Verhandlungstermin bereits am 
12. Januar 1898 angeſtanden habe, ſo ſei der Todesfall während 
des Prozeſſes eingetreten. Ein Antrag auf Unterbrechung des 
Verfahrens aus Anlaß des Todes des Theilhabers Steel ſei 
aber von keiner der Parteien geſtellt. Es könne deshalb dahin⸗ 
geſtellt bleiben, wer die Erben des Verſtorbenen geworden ſeien, 
ob der Kaufmann Sparenborg nunmehr alleiniger Inhaber der 
Firma J. M. Steel & Comp. ſei oder nicht und ebenſo, ob 
die Firma etwa durch den Tod des einen Theilhabers aufgelöſt 
ſei. Nicht zur Verweigerung weiterer Einlaſſung auf die Klage, 
ſondern nur allenfalls zum Antrage auf Anordnung der Unter⸗ 
brechung des Verfahrens ſei der Bekl. berechtigt, wenn er 
etwa Zweifel darin ſetzte, ob die Rechtsnachfolger des verſtorbenen 
Steel wirklich die Abfiht haben, den Prozeß mit ihm fort⸗ 
zuführen. Dieſe Erwägungen enthalten einen Rechtsirrthum. 
Die Vorſchrift in $ 246 der C. P. O., laut deren, wenn in 
den Fällen des Todes u. ſ. w. eine Vertretung durch einen 
Prozeßbevollmächtigten ſtattfand, eine Unterbrechung des Ver⸗ 
fahrens nicht eintritt, das Prozeßgericht jedoch auf Antrag des 
Bevollmächtigten, in den Fällen des Todes und der Nacherbfolge 
auch auf Antrag des Gegners die Ausſetzung des Verfahrens 
anzuordnen hat, gewährt in ihrem letzten Theile dem Prozeß⸗ 
bevollmächtigten und dem Gegner ein prozeſſuales Recht, hierin 
erſchöpft ſich aber inſoweit auch ihre Bedeutung. Dem Prozeß⸗ 
bevollmächtigten der Partei, welche von der Aenderung betroffen 
iſt, ſoll es ermöglicht werden, ſich über die Perſon der Rechts⸗ 
nachfolger zu unterrichten und ebenſo über ihre Abficht, den 
Prozeß durch ihn, der zwar durch die Vollmacht legitimirt 
bleibt, fortzuſetzen, und dem Gegner, ſich gleichfalls davon zu 
überzeugen, wer die Rechtsnachfolger ſind und ob ſie ihren Ein⸗ 
tritt als Partei in den Prozeß in Anſpruch nehmen oder doch 
anerkennen. Weder dem § 246 noch irgend einer andern Vor⸗ 
ſchrift der C. P. O. iſt zu entnehmen, daß die Ausſetzung des 
Verfahrens für die Zuläſſigkeit der Verhandlung über einen im 
Laufe des Rechtsſtreits durch eine Veränderung der Umſtände 
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herbeigeführten Streit über die Aktivlegitimation bedingend wäre 
und daß die dieſe beſtreitende Partei ohne einen Antrag auf 
Ausſetzung eine Entſcheidung über die Legitimationsfrage zu 
verlangen nicht befugt ſei, ſondern daß erſt, nachdem eine Aus⸗ 
ſetzung und demnächſt eine Wiederaufnahme ſtattgefunden, über 
den Streitpunkt verhandelt und erkannt werden dürfte. Sind 
die Parteien zur Verhandlung des Streites bereit und wünſchen 
fie dieſelbe, fo entſteht der Verwirklichung ihrer Abſicht durch 
§ 246 ein Hinderniß nicht. Ob aber die Verhandlung er- 
forderlich iſt, beſtimmt ſich nach der Beſchaffenheit des Streites 
und iſt von anderen Vorſchriften abhängig. Getragen wird die 
Entſcheidung auch nicht dadurch, daß, wie die Reviſion hervor⸗ 
hebt, die Veränderung in den Trägern der Parteirolle ſchon in 
I. J. eingetreten iſt, der Bekl. hier aber die Legitimation 
nicht beſtritten hat. Er wurde dadurch nicht gehindert, ſie in 
II. J. zu beanſtanden und dies hat er gethan, auch iſt vom 
gegneriſchen Anwalt eine Erklärung abgegeben. Ueber dieſen 
Streit mußte ſeiner Natur nach Entſcheidung getroffen werden, 
es bedurfte der Feſtſtellung, wer nunmehr auf klägeriſcher Seite 
die Parteiſtellung bekleidet, ſpeziell, ob etwa Sparenborg und 
neben ihm die, bisher jedoch nicht namhaft gemachten, Erben 
des James M. Steel, auch ob der klägeriſche Bevollmächtigte 
dieſe zu vertreten beabſichtigte oder Sparenborg allein kraft einer 
dem Engliſchen Recht etwa zu entnehmenden Befugniß, un⸗ 
geachtet des Todes eines der Geſellſchafter die Firma in ſeiner 
Perſon mit Wirkung für die übrigen zu vertreten. In letzterer 
Hinfiht würde auch die Frage der geſetzlichen Vertretung (§ 51 
Hiernach mußte das Urtheil 
aufgehoben werden. Bedenken erregt ferner das Verfahren des 
I. Richters hinſichtlich des Beweiſes durch Eid und die Stellung- 
nahme des B. R. zu dieſem. Nach dem Beweisbeſchluſſe vom 
13. Oktober 1899 ſollten „der oder die“ Inhaber der klägeriſchen 
Firma den Eid leiſten. Dem entſpricht das Erſuchungsſchreiben 
an das Generalkonſulat in London. Nicht nur bei Auferlegung 
eines Eides durch Urtheil, ſondern auch bei Normirung eines 
ſolchen durch Beſchluß iſt es aber die Aufgabe des Prozeß⸗ 
gerichts, die phyſiſchen Perſonen, auf deren Eid es ankommt 
und von denen er deshalb erfordert werden ſoll, feſtzuſtellen. 
Weiter entwickelt hat die Sache ſich dann ſo, daß der bis dahin 
im Verfahren nicht genannte Kaufmann Johann Sparenborg 
ſich vor dem Konſulate eingefunden, die Erklärung, daß er nach 
dem Tode des James M. Steel nunmehr alleiniger Inhaber der 
Firma J. M. Steel & Comp. ſei, abgegeben hat, ohne ſich 
jedoch in dieſer Eigenſchaft zu legitimiren, und daß ihm der 
Eid dann abgenommen iſt. Als zuläſſig kann das in der I. J 
eingehaltene Verfahren nicht angeſehen werden. Es bedarf hier 
jedoch weiterer Prüfung, ob der Verſtoß etwa durch ſpätere 
Vorgänge und durch welche geheilt iſt. VII. C. S. i. S. 
Klaaßen c. Steel & Comp. vom 13. Dezember 1901, 
Nr. 320/1901 VII. 

3. § 294. 

Die weitere Annahme des B. R., daß die als Protokoll⸗ 
anlage überreichte, von der Kl. ſelbſt ausgeſtellte eidesſtattliche 
Verſicherung als Mittel zur Glaubhaftmachung der darin an⸗ 
gegebenen Thatſachen für geeignet und zu dieſem Zwecke im 
vorliegenden Falle auch für ausreichend zu erachten ſei, kann 
mit Erfolg nicht angegriffen werden. Hierbei kommt nament- 
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lich Folgendes in Betracht: Die Frage, ob eine Behauptung im 
Sinne des $ 294 der C. P. O. ($ 266 alter Faſſung) glaub⸗ 
haft gemacht fei, gehört an ſich dem Gebiete der thatſäͤchlichen 
Beurtheilung an. Demgemäß hat der Richter darüber, ob und 
inwieweit die von der Partei zur Glaubhaftmachung bei⸗ 
gebrachten Mittel auf ſeine Ueberzeugung zu wirken geeignet 
ſeien, nach eigenem freien Ermeſſen zu entſcheiden, inſofern 
ihm in dieſer Beziehung nicht beſondere Schranken vom Geſetze 
gezogen worden find. (Vergl. Entſch. des R. G. in Civil⸗ 
ſachen, Bd 7 S. 326, Bd. 30 S. 376, Wallmann's Deutſche 
Juriſten⸗Zeitung, Bd. 9 S. 765, Juriſtiſche Wochenſchrift von 
1893, S. 59 Nr. 8, S. 541 Nr. 21 und von 1896, S. 33 
Nr. 17, ſowie Entſch. des R. G. in Strafſachen, Bd. 5 
S. 263 bis 265.) Eine derartige Beſchränkung enthielt be⸗ 
reits der §8 266 der C. P. O. alter Faſſung, indem dort — 
ebenſo wie jetzt im $ 294 a. a. O. — beſtimmt worden war, 
daß eine zum Zwecke der Glaubhaftmachung etwa erforderliche 
Beweisaufnahme nur dann vorgenommen werden dürfe, wenn 
dieſelbe ſofort erfolgen könne, und daß das Beweismittel der 
Eideszuſchiebung bei ſolchem Verfahren überhaupt unzuläſſig ſei. 
Dagegen ließ ſich aus den Vorſchriften des 8 266 alter Faſſung 
nicht entnehmen, daß eine dem Richter entgegengebrachte 
eidesſtattliche Verſicherung niemals berückſichtigt werden dürfe. 
In Uebereinſtimmung hiermit iſt auch von den vereinigten 
Strafſenaten des R. G. bezüglich der Frage, ob eine dem Ge⸗ 
richte überreichte, von einem Dritten ſchriftlich ausgeſtellte eides⸗ 
ſtattliche Verſicherung unter die Beitimmuug des 8 156 des 
Strafgeſetzbuchs fallen könne, im Beſchluſſe vom 23. Oktober 
1889 ausgeſprochen worden, daß eine ſolche eidesſtattliche Ver⸗ 
fiherung ein zuläſſiges Beweismittel für die Glaubhaft⸗ 
machung im Sinne des § 266 der C. P. O. (alter Faſſung) 
ſei. (Vergl. Entſch. des R. G. in Strafſachen, Bd. 19 
S. 414.) Im Anſchluß hieran hat überdies der IV. Straf⸗ 
ſenat des R. G. durch Urtheil vom 21. Februar 1890, Rep. 
D. 89/90, ebenſo die Anwendung des § 156 des Strafgeſetz⸗ 
buchs in einem Falle für zuläffig erklärt, in welchem eine Ehe⸗ 
frau mehrere auf Betreiben der Strafvollſtreckungsbehoͤrde gegen 
ihren Ehemann zwecks Beitreibung einer Geldſtrafe gepfändete 
Sachen als ihr Eigenthum in Anſpruch genommen und in ihrer 
desfallſigen dem Amtsgerichte überreichten Eingabe (unwahrer 
Weiſe) eidesſtattlich verſichert hatte, daß die fraglichen Gegen⸗ 
ſtände von ihr in die Ehe eingebracht worden ſeien. Dabei iſt 
in dieſem Urtheile die Zuläſſigkeit einer ſolchen von der 
Partei ſelbſt abgegebenen eidesſtattlichen Verſicherung ein⸗ 
gehend erörtert und namentlich ausgeführt worden: Es erſcheine 
nicht als geſetzlich unzuläſſig, daß der Richter, welchem 
nach Maßgabe des § 266 der C. P. O. eine Thatſache glaub» 
haft zu machen ſei, den die Thatſache Behauptenden zur 
eidesſtattlichen Verſicherung derſelben zulaſſe oder eine ſolche 
Verſicherung von ihm entgegen nehme; insbeſondere laſſe 
ſich das Gegentheil nicht etwa aus der Beſtimmung des § 266 
a. a. O. herleiten, nach welcher der Behauptende auch zur eid⸗ 
lichen Verſicherung der Wahrheit ſeiner Angabe zugelaſſen 
werden könne; denn daraus, daß der Richter den Antragſteller 
auch zur eidlichen Beſtärkung ſeiner Ausſagen zulaſſen könne, 
folge nicht, daß der Richter ſich nicht ſchon mit einer ihm 
entgegengebrachten — nach ſeiner Ueberzeugung zur Glaubhaft⸗ 
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machung ausreichenden — eidesſtattlichen Verſicherung begnügen 
dürfe. (Vergl. Entſch. des R. G. in Strafſachen, Bd. 20 
S. 242, 243.) Dieſen Ausführungen muß beigetreten werden. 
Inzwiſchen iſt nun zwar die frühere Beſtimmung des § 266 
der C. P. O. alter Faſſung inſofern abgeändert worden, als im 
erſten Abſatze die Worte „zur eidlichen Verſicherung der Wahr⸗ 
heit der Behauptung“ nunmehr (im § 294 der C. P. O. neuer 
Faſſung) durch die Worte „zur Verſicherung an Eidesſtatt“ 
erſetzt find, jo daß die fragliche Vorſchrift jetzt dahin lautet: 
Wer eine thatſächliche Behauptung glaubhaft zu machen hat, 
kann .. . auch zur Verſicherung an Eidesſtatt zugelaſſen 
werden. Hieraus iſt jedoch nicht zu folgern, daß der Richter 
eine eidesſtattliche Verſicherung des Antragſtellers fernerhin als 
Mittel zur Glaubhaftmachung nur dann berückſichtigen dürfe, 
wenn die Verſicherung auf Anordnung des Gerichts vor 
dieſem körperlich abgegeben worden ſei. Zu einer ſolchen 
Auffaſſung nöthigt weder die Entſtehungsgeſchichte (vergl. den 
Bericht der Kommiſſion des Reichstages zu § 266), noch die 
gewählte Formulirung der neuen Beſtimmung. Vielmehr iſt 
danach nur anzunehmen, daß dem Richter auch die Befugniß 
hat ertheilt werden ſollen, die Partei, der die Glaubhaftmachung 
obliegt, mittelſt entſprechender Anordnung zur Abgabe einer 
Verſicherung der bezeichneten Art zu verſtatten, falls er dies zur 
Ergänzung des beigebrachten Beweismaterials noch für erforder⸗ 
lich erachtet; während es andererſeits dem Richter — in Er- 
mangelung einer entgegenſtehenden Geſetzesvorſchrift — aber 
auch unbenommen bleibt, eine ihm entgegengebrachte, be⸗ 
reits ſchriftlich abgegebene eidesſtattliche Verſicherung nach 
wie vor zu berückſichtigen, wenn dieſelbe unter den obwaltenden 
Umſtänden von ihm für geeignet und ausreichend angeſehen 
wird, um die betreffende Thatſache als glaubhaft gemacht er⸗ 
ſcheinen zu laſſen. IV. C. S. i. S. Beßler 8. Beßler vom 
12. Dezember 1901, Nr. 355 / 1901 IV. 

4. 8 300. 

Es erſcheint die Beſchwerde des Bekl. begründet, daß ſeine 
Verurtheilung ohne Zeitbeſchränkung ausgeſprochen worden iſt. 
Das B. G. nimmt an, daß der Bekl. nur für eine angemeffene 
Zeit durch den Vertrag gebunden iſt, hat aber unentſchieden ge⸗ 
laſſen, wie dieſer Zeitraum abzumeſſen iſt. Dadurch wird der 
Bekl. beſchwert. Es kann unerörtert bleiben, ob er gegenüber 
der zeitlich unbeſchränkten Verurtheilung den Ablauf der ange⸗ 
meſſenen Zeit für die Zuläſſigkeit der Kündigung des Vertrages 
auf Grund des § 323 der C. P. O. würde geltend machen 
können. Denn auch wenn das zu bejahen ſein ſollte, hatte er 
ein Recht darauf, daß über den Umfang der ihm obliegenden 
Verpflichtung nach der hier in Rede ſtehenden Seite hin vom 
B. R. eine Entſcheidung abgegeben wurde. Das folgt aus dem, 
was auch das B. G. als Inhalt des Vertrages feſtſtellt, daß 
nämlich der Bekl. nicht zeitlich unbegrenzt, ſondern nur auf an⸗ 
gemeſſene Zeitdauer hat gebunden werden ſollen. Denn in dieſem 
Falle kann der Bekl. fordern, nicht uneingeſchränkt, ſondern nur 
auf die als angemeſſen feſtzuſetzende Zeit verurtheilt zu werden. 
Die Ablehnung der Entſcheidung über die Dauer dieſer Zeit 
benachtheiligt den Bekl. auch aus dem Grunde, weil er ohne ſie 
auf eine nach dem Ablauf angemeſſene Zeit erhebende neue Klage 
angewieſen ſein würde, deren Erfolg bei der Möglichkeit, die 
angemeſſene Zeit verſchieden abzumeſſen, völlig unſicher ſein müßte. 
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Er hat darum ein rechtliches Intereſſe daran, daß ſchon jetzt 
entſchieden wird, wie lange er, abgeſehen von dem Eintritt einer 
weſentlichen Aenderung der Verhältniſſe, durch den Vertrag ge⸗ 
bunden iſt. VI. C. S. i. S. Winters c. Rathjen vom 12. De⸗ 
zember 1901, Nr. 295/1901 VL 

5. 5 318. 

Die I. J. hat in ihrem Thatbeſtande dasjenige, was von 
dem Kl. zur Begründung ſeines Antrages auf Eheſcheidung an⸗ 
geführt iſt, und die Gegenbehauptungen der Bekl. in den Ab⸗ 
ſchnitten 1—5 (Blatt 159 b bis 163) zuſammengeſtellt, jedoch 
mit dem ausdrücklichen Zuſatz, daß das nur das Weſentliche des 
Sach- und Streitſtandes ſei; bezüglich der Einzelheiten hat fie, 
ohne ſpezielle Hinweiſung auf die einzelnen Punkte, auf die 
zwiſchen den Parteien gewechſelten Schriftſätze — einſchließlich 
der Klage acht — Bezug genommen und dann noch eine Reihe 
von Erklärungen beigefügt, die von den Parteien zu einzelnen 
in den Schriftſätzen enthaltenen Anführungen abgegeben worden 
ſind. In dem B. U. iſt bezüglich des erſtinſtanzlichen Prozeß⸗ 
ſtoffs ausſchließlich auf das landgerichtliche Urtheil und die 
darin als vorgetragen bezeichneten Schriftſtücke und Aktentheile 
und bezüglich deſſen, was in II. J. von den Parteien vor⸗ 
gebracht worden iſt, gleichfalls nur auf die zu den Akten ge⸗ 
kommenen beiden Schriftſätze der Parteien verwieſen unter Hinzu⸗ 
fügung einiger — für ſich unverſtändlicher — Ergänzungen aus 
der mündlichen Verhandlung. Die Art und Weiſe, in welcher 
hiernach die Vorinſtanz die vom Geſetz (C. P. O. § 313 Ziffer 3) 
geforderte „gedrängte Darſtellung des Sach⸗ und Streitſtandes“ 
lediglich durch Verweiſung auf Schriftſätze und auf den wiederum 
in ausgiebigſter Weiſe auf ſolche Bezug nehmenden, Thatbeſtand 
des erſten Urtheils erſetzen zu dürfen gemeint hat, genügt den 
Anforderungen, die inſoweit geſtellt werden müſſen, durchaus 
nicht. Die Schriftſätze behandeln, wie es der Verlauf des 
Rechtsſtreits mit ſich gebracht hat, die nämlichen Vorgänge an 
verſchiedenen Stellen, es ſind Ausführungen rechtlicher Natur 
und Darſtellungen deſſen, was die betreffende Partei als durch 
die Anführungen der Gegenpartei oder durch die Beweis⸗ 
aufnahme in Gewißheit geſetzt erachtet hat, mit Angaben ver⸗ 
bunden und zum Theil durchſetzt, die als neue Behauptungen 
oder doch als Ergänzungen oder Aenderungen früherer An⸗ 
führungen aufgefaßt werden können, über die einzelnen in Be⸗ 
tracht kommenden Vorgänge iſt nirgends eine klare Geſammt⸗ 
darſtellung gegeben, und bei verſchiedenen derſelben iſt auch durch 
Vergleichung der einzelnen Stellen, wo ſie behandelt worden, 
kein ſicheres erſchöͤpfendes Bild zu gewinnen. Der hiernach 
vorliegende Mangel einer gedrängten, überſichtlichen Dar⸗ 
ſtellung des Sach- und Streitſtandes iſt auch nicht etwa 
dadurch beſeitigt worden, daß in den Gründen das Streit⸗ 
material zuſammengeſtellt worden wäre; auch dort finden 
ſich vielmehr, wo bei der rechtlichen Beurtheilung auf 
die Anführungen der Parteien Bezug genommen iſt, nur 
umfängliche Anhäufungen von Citaten der verſchiedenſten Akten⸗ 
ſtellen. VI. C. S. i. S. Heßler c. Heßler vom 9. Dezember 
1901, Nr. 372/1901 VI. 

6. § 445. 

Erheblich iſt der erſte Einwand des Bekl. Die that⸗ 
ſächliche Begründung läßt erkennen, daß auch hat behauptet 
werden ſollen, daß das v. Kl.'ſche Accept mit Bezug auf eine 
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Schuld des Bekl. in Höhe von 5 000 Mark „in Zahlung“ ge⸗ 
geben worden ſei. Alsdann aber würde aus den angeblichen 
Rechtsvorgängen folgen, daß S. & Co. nicht mehr befugt 
waren, das Accept des Bekl. gegen ihn geltend zu machen, und 
gegen die Kl. die Argliſt begründet ſein, wenn ſie den Wechſel 
in Kenntniß von jenen Rechtsvorgängen erwerben ſollte. — Was 
aber den Beweis des Einwandes betrifft, ſo war zuläſſig nicht 
nur die Eideszuſchiebung über die behauptete Kenntniß der 
Kl., ſondern auch diejenige über die allerdings zunächſt zu be⸗ 
weiſenden Thatſachen ſelbſt, von denen die Kl. zur Zeit des 
Wechſelerwerbs Kenntniß gehabt haben ſoll. Es folgt dies aus 
dem von dem jetzt entſcheidenden Senat bereits in einem früheren 
Urtheil (Entſch. des R. G. Bd. 47 S. 66) anerkannten Grundſatz, 
daß der Indoſſant eines Wechſels im Sinne des § 445 der 
C. P. O. als Rechtsvorgänger des Wechſelerwerbers anzuſehen 
iſt. — Mit Recht hat das B. G. es für bedeutungslos erachtet, 
daß die Kl. in I. J. den zurückgeſchobenen Eid dem Bekl. er⸗ 
laſſen und die Ableiſtung der angenommenen Eide verweigert 
hatte. Erlaß und Eidesweigerung behielten keine Wirkſam⸗ 
keit für die Berufungsinſtanz, weil eine die Leiſtung von Eiden 
anordnende Entſcheidung vom L. G. nicht erlaſſen worden war. 
I. C. S. i. S. Lindner c. Charlottenburger Bank vom 
18. Dezember 1901, Nr. 373/1901 J. 

7. 88 482, 483, 529. 

Die von dem Bekl. erſt in der Berufungsinſtanz geltend 
gemachte Aufrechnung ſeiner Gegenforderung von 900 Mark 
aus der ſelbſtſchuldneriſchen Bürgſchaft der Erblaſſerin der Kl. für 
die Schuld der M. ſchen Eheleute erachtet das B. G., ungeachtet 
des Widerſpruchs der Kl. — § 529 Abſ. 3 der C. P. O. — 
für zuläſſig, indem es annimmt, daß Bekl. ohne Verſchulden 
außer Stande war, die Aufrechnung ſchon in I. J. geltend zu 
machen. Geſtützt wird dieſe Annahme zunächſt auf die Feſt⸗ 
ſtellung, daß die hier in Betracht kommenden Vereinbarungen 
zwiſchen dem Bekl. und der Wittwe B. bereits im Jahre 1892 
ſtattgefunden haben und erſterer ſchon damals den M. ſchen 
Schuldſchein, welcher deren Bürgſchaftserklärung trägt, aus der 
Hand gegeben, während er erſt nach dem 20. Februar 1900, 
alſo nach Verlauf von acht Jahren, wieder Einſicht von der 
Urkunde erlangt habe, ſo daß anzunehmen, daß dem Bekl. bei 
der Länge der Zeit, die ſeit der Aushändigung der Bürgſchafts⸗ 
urkunde verfloſſen, die bezügliche Verpflichtung der Erblaſſerin 
der Kl. aus dem Gedächtniß entfallen war. Dem gegenüber 
vertritt die Reviſion die Auffaſſung, daß als ein Verſchulden 
im Sinne des § 529 Abſ. 3 der C. P. O. es jedenfalls an- 
zuſehen ſei, wenn der Bekl. vergeſſen habe, daß ihm eine 
Forderung gegen den Kl. zuſtehe. Die Reviſion hat es unter⸗ 
lafſen, darzulegen, weshalb ein ſolches Vergeſſen „jedenfalls“ 
als ein Verſchulden im Sinne des gedachten $ 529 zu gelten 
habe. Wie überhaupt ſo iſt aber auch in Fällen dieſer Art 
mit der aus der natürlichen Beſchaffenheit des menſchlichen 
Erinnerungsvermögens ſich ergebenden Entſchuldbarkeit des Ver⸗ 
geſſens einer Thatſache zu rechnen und nach der Belegenheit des 
einzelnen Falles zu prüfen, ob danach das Vergeſſen einer 
Thatſache erklärlich und entſchuldbar iſt. Nach dieſer Richtung 
hin iſt aber in der Annahme des B. G. und ihrer Begründung 
ein Rechtsirrthum durch Verkennung des Begriffs des Ver⸗ 
ſchuldens nicht erſichtlich. (Vergl. Urtheile des R. G. vom 
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13. November 1894 — Juriſtiſche Wochenſchrift Bd. 9 S. 21.) 
Auf den von dem B. G. als Hülfsgrund noch herangezogenen 
Umftand, daß die M.'ſche Schuld erſt in Folge der am 9. No- 
vember 1899 ſeitens des Bekl. mit dreimonatiger Friſt geſchehene 
Kündigung, alſo erſt im Laufe der Berufungsinſtanz fällig 
geworden ſei, kann es gegenüber der Feſtſtellung, daß Bekl. ſich 
der bezüͤglichen ſelbſtſchuldneriſchen Verpflichtung der Wittwe B. 
erſt wieder nach dem 20. Februar 1900 erinnert hat, überhaupt 
nicht ankommen. „Der eventuelle Berufungsantrag“ — 
ſo führt das B. G. ſchließlich mit Bezug auf den von den Kl. 
als Berufungsbekl. geſtellten eventuellen Antrag aus — „ift 
prozeffual unzuläſſig“; es mußte deshalb feine materielle Prüfung 
unterbleiben. In der Klage waren aus der Schuldverbindlichkeit 
des Bekl., die urſprünglich 6 000 Mark betragen hatte, 900 Mark 
ausgeſondert, in Bezug auf die Bekl. — nach dem Vortrage 
der Kl. — Tilgung durch eine von der Zahlung verſchiedene 
mit der Kl. — ſoll heißen: der Erblaſſerin der Kl. — ver- 
einbarte Verrechnung behauptete. Alſo nur dieſer durch die 
Art ſeiner Bekämpfung charakteriſirte Theil der Geſammt⸗ 
forderung war zum Gegenſtande der Klage gemacht und dieſe 
lief materiell auf eine von den Kl. petirte Negation der vom 
Bekl. behaupteten Tilgung hinaus. War damit auch für den 
Bekl. eine andere Vertheidigung als die von den Kl. anticipando 
bekämpfte gegen den Beſtand der Forderung nicht ausgeſchloſſen, 
ſo konnte doch den Kl. bei dem Proteſte des Bekl. nicht geſtattet 
werden, ihr Petitum über die von ihnen ſelbſt charakteriſtrte 
Theilforderung auszudehnen, wie wohl das mehr geforderte Plus 
aus derſelben Hauptverbindlichkeit originirte. Die Kl. ſelbſt 
hatten nur einen prozeſſualen Anſpruch auf die Erörterung des 
von ihnen vorgetragenen Einwandes des Bekl. und des davon 
betroffenen Theils der Geſammtforderung. Es liegt daher in 
dem Eventualantrage eine unzuläſſige Aenderung des Klagegrundes 
und nicht bloß eine zuläſſige Erweiterung des Klageantrages 
zur Hauptſache. (§§ 527, 529, 268 Nr. 2, 3.) — Mit 
Recht greift die Revifion dieſe Annahme als rechtsirrthümlich 
mit der Begründung an, daß dadurch, daß die Kl. den Einwand 
des Bekl. gegenüber der urſprünglich eingeklagten Theilforderung 
von 900 Mark vorweg angegeben haben, die Geſammtforderung 
nicht in mehrere ſelbſtſtändige Anſprüche zerlegt iſt. Die Sache 
liegt materiell und prozeſſual nicht anders, als wenn die Kl. ſich 
der Angabe des Grundes, aus welchem Bekl. die Zahlung des 
eingeklagten Reftbetrage von 900 Mark verweigere, überhaupt 
enthalten hätten. Durch dieſe Angabe iſt die rechtliche Natur 
des geltend gemachten Anſpruchs und die prozeſſuale Lage des 
Rechtsſtreits nach keiner Richtung hin irgendwie beeinflußt 
worden, insbeſondere hat ſie den Grund des geltend gemachten 
Anſpruchs, wie er ſich aus dem Schuldſcheine des Bekl. vom 
5. Februar 1880 ergiebt, völlig unberührt gelaſſen, ſo daß nach 
wie vor lediglich danach die Begründetheit auch des urſprünglich 
mit der Klage geltend gemachten Theilanſpruchs von 900 Mark 
zu beurtheilen iſt. Es kann deshalb auch im rechtlichen Sinne 
von einem „durch die Art ſeiner Bekämpfung charakteriſirten 
Theil der Geſammtforderung“ nicht die Rede ſein, ebenſo wenig 
wie von „einer von den Kl. petirten Negation der vom Bekl. 
behaupteten Tilgung“. Gegenſtand der Klage war allein und 
ausſchließlich die Feſtſtellung des Anſpruchs der Kl., daß ihre 
Forderung aus dem Schuldſcheine vom 5. Februar 1880 noch 
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in Hoͤhe von 900 Mark zu Recht beſtehe. Aus alledem ergiebt 
ſich die Unhaltbarkeit der Annahme des B. G., daß in dem 
„Eventualantrage“ der Berufungsbekl. eine Aenderung des Klage⸗ 
grundes liege; vielmehr enthält dieſer Antrag, obwohl damit 
von der Feſtſtellungs⸗ zur Leiſtungsklage übergegangen wird, 
lediglich eine gemäß § 529 Abſ. 2 der C. P. O. auch in der 
Berufungsinſtanz zuläſſige Erweiterung des Klageantrages zur 
Hauptſache im Sinne des § 268 Nr. 2 der C. P. O. (vergl. 
Urtheil des R. G. vom 16. Januar 1889 — Entſch. Bd. 23 
S. 416, — Reincke, Civilprozeßordnung zu 88 268 — 270 
unter 1a Abſ. 4). Ein Bedenken gegen die prozeſſuale Zu⸗ 
läffigfeit des „Eventualantrags“ der Kl. als Berufungsbekl. 
könnte dagegen daraus erhoben werden, daß dieſe, deren Antrag 
in I. J. in vollem Umfange entſprochen war, ſich formell der 
Berufung des Bekl., was an ſich, obwohl es ſich dabei nur um 
eine Erweiterung des Klageantrages im Sinne des § 268 
Nr. 2 der C. P. O. handeln konnte, zuläſſig war (vergl. Urtheile 
des R. G. vom 16. März 1892 — Entſch. Bd. 29 S. 375) 
— nicht gemäß § 521 der C. P. O. angeſchloſſen haben. Das 
erſtinſtanzliche Urtheil kann von dem Berufungsbekl., ſofern er 
nicht ſeinerſeits zuläſſigerweiſe ebenfalls Berufung eingelegt hat 
nur im Wege der Anſchließung an die Berufung des Be⸗ 
rufungskl. angefochten werden, und würde daher in dem vor⸗ 
liegenden Falle, wenn eine Anſchließung der Kl. an die Berufung 
des Bekl. als geſchehen nicht angenommen werden könnte, ihr 
„Eventualantrag vom 15. Februar 1901“ allerdings prozeſſual 
unzuläſſig geweſen und das B. U. aus dieſem Grunde, un- 
geachtet der dargelegten Geſetzesverletzung, gemäß § 563 der 
C. P. O. aufrecht zu erhalten ſein. Indeſſen wie ſchon in dem 
Urtheile des R. G. vom 29. Mai 1888 — Juriſtiſche Wochen⸗ 
ſchrift S. 2707 näher dargelegt, ſchreibt die C. P. O. für die 
Anſchlußberufung — 58 521, 522 — früher 88 482, 483 
der C. P. O. — irgend eine Form nicht vor. Das Weſen der 
Anſchließung iſt in den Antrag gelegt, welchen der Be⸗ 
rufungsbekl. bei der mündlichen Verhandlung über die Berufung 
ſtellt und durch welchen die Grenzen mit beſtimmt werden, 
innerhalb deren der Rechtsſtreit von Neuem zu verhandeln iſt. 
Durch den von den Kl. und Berufsbekl. bei der mündlichen 
Verhandlung vom 15. Februar 1901 geſtellten, bei der Schluß⸗ 
verhandlung am 10. Mai 1901 aufrecht erhaltenen „Eventual- 
antrag“ auf Abänderung des landgerichtlichen Urtheils war 
daher die Anſchließung in genügender Weiſe erklärt. Formell 
richtiger vom Standpunkte des B. G. wäre es daher auch 
geweſen, wenn, ſtatt den „Eventualantrag für unzuläſſig zu er⸗ 
klären“, auf Zurückweiſung der Anſchlußberufung erkannt wurde. 
IV. C. S. i. S. Hupe und Gen. c. Keindorff vom 25. No- 
vember 1901, Nr. 247/1901 IV. 

8. 88 780, 894. 

Mit Recht hat der B. R. der Bekl. insbeſondere auch auf 
ihren Antrag die beſchränkte Erbenhaftung im Urtheilsſatze vor⸗ 
behalten. Daß die Anwendung des § 780 C. P. O. nicht auf 
Verurtheilungen zu Geldzahlungen zu beſchränken iſt, ſondern 
bei jeder Verurtheilung des Erben zur Vertragserfüllung ꝛc. an 
Stelle des Erblaſſers eintreten kann, verſteht ſich von ſelbſt. 
Die Frage, ob. ſchon der Prozeßrichter das Vorhandenſein der 
Vorausſetzungen für beſchränkte Haftung des beklagten Erben 
feſtſtellen muß, kann hier unerörtert bleiben. Denn es war von 
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dem B. G. nicht beſtritten, daß die Bekl. als Erbin ihres 
Vaters nur beſchränkt hafte und der B. R. führt aus, daß nicht 
vorliegt, daß die Bekl. für die Nachlaßverbindlichkeiten unbe⸗ 
ſchränkt haftet. Jedenfalls brauchte ſich der Vorderrichter nicht 
mit den künftigen Wirkungen des von ihm bewilligten Vor⸗ 
behalts zu beſchäftigen. Darüber, welchen Einfluß die be⸗ 
ſchränkte Haftung der Bekl. auf den Urtheilsvollzug zu äußern 
vermag, wird auf Parteianregung im Vollſtreckungsverfahren zu 
verhandeln und zu entſcheiden fein, wie dies aus den Einzel- 
beſtimmungen der 88 782 - 785 der C. P. O. deutlich hervor⸗ 
geht. Allerdings könnte es ſcheinen, daß der § 894 der 
C. P. O. und die ihm nach der Rechtſprechung gegebene Aus⸗ 
legung im vorliegenden Falle Schwierigkeiten bereiten oder gar 
den zuerkannten Vorbehalt der Erbenbeſchränkung wirkungslos 
machen könnten. Nach dieſer Geſetzesſtelle gilt, wenn der 
Schuldner zur Abgabe einer Willenserklärung verurtheilt iſt, 
die Erklärung als abgegeben, ſobald das Urtheil die Rechtskraft 
erlangt hat. Daß unter dieſes Geſetz auch eine Abtretungs⸗ 
erklärung, wie ſie hier in Frage ſteht, an ſich fallen kann, iſt 
in Rechtswiſſenſchaft und Rechtſprechung anerkannt. Der er 
kennende Senat hat ſich jedoch dafür entſcheiden müſſen, daß der 
angezogene 8 894 auf Verurtheilungen mit dem Vorbehalte 
des § 780 der C. P. O. überhaupt nicht anwendbar, daß es 
ſomit nicht moglich iſt, das B. U. ſofort nach Eintritt feiner 
Rechtskraft grundbuchamtlich durch Ueberſchreibung der Hypothek 
auf den Kl. zu vollziehen; denn dadurch könnte allerdings der der 
Bekl. zugebilligte Vorbehalt thatſächlich entkräftet werden, ein 
Ergebniß, das den §§ 780 ff. der C. P. O. und den ergänzenden 
civilrechtlichen Beſtimmungen in 88 1975 ff. des B. G. B. 
geradezu widerſprechen würde und unmöglich vom Geſetzgeber 
gewollt ſein kann. Dieſer wollte durch die Beſtimmung in 
§ 894 der C. P. O. unnöthigen und beläſtigenden Vollſtreckungs⸗ 
zwang und deſſen Koſten den Parteien erſparen; dieſer geſetz⸗ 
geberiſche Grund trifft aber nur auf unbedingte und vorbehalt⸗ 
loſe rechtskräftige Verurtheilungen des Schuldners zur Abgabe 
von Willenserklärungen, nicht aber auf ſolche Fälle zu, in denen 
noch die verſchiedenſten erbrechtlichen Fragen: was zum Nachlaß 
gehört, ob der Nachlaß zur Deckung aller Nachlaßverbindlich⸗ 
keiten ausreicht, wie verneinendenfalls zu verfahren iſt ꝛc. zur 
Erörterung gelangen können. In derartigen Fällen iſt die Ein⸗ 
leitung einer förmlichen Zwangsvollſtreckung für beide Parteien 
nothwendig, damit die Entſcheidung über die vorerwähnten erb⸗ 
rechtlichen Fragen in die richtigen Wege geleitet werden kann. 
Auch der Umſtand, daß der Geſetzgeber den gegen Empfang 
einer Gegenleiſtung, alſo gleichfalls nicht unbedingt zu einer 
Willenserklärung Verurtheilten durch Satz 2 des § 894 in 
Verbindung mit dem Abſ. 2 des § 726 gegen die Gefahren 
vorzeitigen Urtheilsvollzuges geſichert, für den Fall des $ 780 
der C. P. O. aber trotz ähnlicher Gefahr nichts Aehnliches be- 
ſtimmt hat, ſpricht dafür, daß er letzteres nicht für nöthig er- 
achtete, vielmehr der Meinung war, daß § 894 eit. überhaupt 
bei vorbehaltener Haftungsbeſchränkung keine Anwendung finden 
könne, ſondern in dieſem Falle die regelmäßige Urtheilsvollſtreckung 
eingeleitet werden müſſe. Vergl. Hahn⸗Mugdan, Materialien 
Bd. VIII S. 136 zu $ 664 der C. P. O. alter Faſſung. 
V. C. S. i. S. Köppen c». Koſſack vom 23. Oktober 1901, 
Nr. 216/1901 V. 
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Zur Konkursordnung. 

9. 8 31. 

Die Rüge verſagt. Wenn, — wie es hier der Fall war, — 
der Schuldner feinem Gläubiger nur das gewährt, worauf 
dieſem ein erzwingbarer Anſpruch zuſteht, die erfüllte Verbind⸗ 
lichkeit auch bereits vor dem kritiſchen Jahre begründet worden 
iſt, ſo wird, auch wenn die Erfüllung erſt in dieſem Jahre 
erfolgt und der befriedigte Gläubiger der Ehegatte oder ein 
naher Verwandter des Schuldners iſt, in der Regel nicht an⸗ 
genommen werden können, daß der Schuldner in rechtswidriger 
Abſicht handelt. Am nächſten liegt die Annahme, daß er 
lediglich ſeiner Verpflichtung genügen will. Es kann daher 
auch aus dem Bewußtſein des Schuldners, daß mit der Be⸗ 
friedigung des einen Gläubigers die Benachtheiligung der 
übrigen verbunden iſt, auf die Fraudationsabſicht uicht ge⸗ 
ſchloſſen werden. Die Möglichkeit, daß er, indem er den einen 
Gläubiger befriedigt, zugleich darauf ausgeht, die übrigen zu 
benachtheiligen, erſcheint allerdings auch bei einem reinen Er⸗ 
füllungsgeſchäft nicht ausgeſchloſſen; die Annahme aber, daß ein 
ſolcher Fall vorliege, wird ſich nur auf beſondere Umſtände 
ſtützen laſſen, welche darzulegen Sache des Anfechtenden iſt. Iſt 
hiernach davon auszugehen, daß der Anfechtungsgegner, welcher 
beſtreitet, daß ihm die im Geſetze, — § 31 Nr. 2 R. K. O., 
§ 3 Nr. 2 des Anf. G. — aufgeſtellte Vermuthung entgegen- 
ſtehe, ſeiner Beweispflicht durch den Nachweis genügt, daß ihm 
von dem Schuldner lediglich das gewährt worden ſei, was er 
auf Grund einer vor dem kritiſchen Jahre begründeten Ver⸗ 
pflichtung zu beanſpruchen gehabt habe, fo läßt ſich die Ent⸗ 
ſcheidung des B. R. nicht beanſtanden. VII. C. S. i. S. 
Harting Konk. c. Harting vom 22. November 1901, 
Nr. 287/1901 VI. 

II. Das Handelsrecht. 

10. § 124. 

Die Reviſion mußte für begründet erachtet werden. Das 
O. L. G. nimmt an, daß der Bekl. auch nach ſeinem Austritt 
aus der Firma Eidloth u. Co. und für das von ihm nach 
dieſem Austritt neu gegründete eigene Geſchäft an den un⸗ 
beſtritten zwiſchen der Kl. und der genannten Firma im 
Januar 1899 abgeſchloſſenen Vertrag gebunden und danach ver⸗ 
pflichtet geweſen ſei, bis zum Ende der Vertragszeit, 1. Januar 
1900, für fein eigenes Geſchäft den Bedarf an Parquetmaterial 
ausſchließlich von der Kl. zu beziehen, und folgeweiſe für den 
derſelben durch den Nichtbezug entſtandenen Schaden aufkommen 
müſſe. Dieſe Annahme beruht auf der rechtlich unzutreffenden 
Ausführung, daß nach der Natur der offenen Handelsgeſellſchaft 
das in Frage ſtehende, wenngleich im Namen der Firma ge⸗ 
troffene Abkommen Rechte und Verbindlichkeiten nur für deren 
Theilhaber, nämlich den Bekl. und ſeinen Bruder, begründet 
habe. Wenn auch der offenen Handelsgeſellſchaft die Eigen⸗ 
ſchaft einer juriſtiſchen Perſon allerdings abgeht, ſo bildet doch 
das Vermögen derſelben immerhin eine der Geſammtheit der 
Theilhaber gehörige universitas, die einen ſelbſtſtändigen 
Charakter hat und von dem perſönlichen Vermögen der Geſell⸗ 
ſchafter ſtreng getrennt iſt (Art. 111 des H. G. B. a. F., 
8 124 n. F., Eutſch. des R. G. in Civilſachen, Bd. 16 
S. 17). Aus den von der Geſellſchaft und für dieſelbe ab⸗ 
geſchloſſenen Rechtsgeſchäften wird als Vertragspartei nur 
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die Geſellſchaft als ſolche berechtigt und verpflichtet. Die 
Geſellſchafter haften allerdings für die Verpflichtungen der Ge⸗ 
ſellſchaft ſolidariſch (Art. 112 des H. G. B. a. F., § 128 
n. F.) und zwar auch, ſofern nicht nach § 59 u. F. Ver⸗ 
jährung eingetreten iſt, nach ihrem Austritt aus der Geſell⸗ 
ſchaft. Dagegen ſtehen die Geſellſchafter perſönlich nicht in 
den Vertragsverhältniſſen der Geſellſchaft; ſie haften nur per⸗ 
lich für die Vertragsverbindlichkeiten der Geſellſchaft, und 
es kann daher von einer perſönlichen Haftbarkeit ihrerſeits für 
Vertragsverletzungen nur die Rede ſein, wenn ſolche Vertrags⸗ 
verletzungen ſeitens der Geſellſchaft vorliegen. Wäre der 
einzelne Geſellſchafter auch nach feinem Austritt als Vertrags- 
partei anzuſehen und folgeweiſe aus dieſem Geſichtspunkt 
dem Gegenkontrahenten haftbar, ſo müßte konſequenter Weiſe 
ein Gleiches für ihn perſönlich auch gegenüber dem Gegen⸗ 
kontrahenten angenommen werden, und daß das unrichtig wäre, 
kann nicht zweifelhaft ſein. Auf eine Vertragsverletzung ſeitens 
der Geſellſchaft, für welche der Bekl. aufzukommen habe, iſt 
aber der zugeſprochene Anſpruch nicht gegründet worden, ſondern 
auf eine Vertragsverletzung ſeitens des Bekl. perſönlich nach 
Austritt aus der Geſellſchaft und für eine von ihm demnächſt 
für ſich allein gegründetes und betriebenes Geſchäft. 
II. C. S. i. S. Eidloth c. Gail Wittwe vom 13. Dezember 
1901, Nr. 312/1901 II. 

11. 8 361. Art. 300 a. F. 

Der Reviſion konnte der Erfolg nicht verſagt werden. 
Die Begründung des mit derſelben angefochtenen Urtheils, durch 
welches das die Klage abweiſende und nach dem Antrag der 
Widerklage anerkennende Urtheil des L. G. aufrecht erhalten 
wurde, beruht auf rechtlich unzutreffender Auffaflung der Trag⸗ 
weite und des Begriffes der kaufmänniſchen Anweiſung 
im Sinne des § 300 des H. G. B. (a. F.). Das O. L. G. 
nimmt an, es handle ſich um die Frage der Ueberweiſung 
der Kaufpreis forderung des Wilhelm E. gegen die ur- 
ſprüngliche Bekl., die Firma W. & K., „im Wege einer kauf⸗ 
männiſchen Anweiſung“ an den Kl., und es nimmt weiter an, 
daß durch dieſe Ueberweiſung im Wege der Anweiſung und 
durch die Annahme derſelben ſeitens der beklagten Firma eine 
ſelbſtſtändige Verpflichtung der Letzteren, ihre Kaufpreisſchuld an 
den Kl. zu zahlen, um deswillen nicht entſtanden ſei, weil die 
Anweiſung für Rechnung des Verkäufers E. und nicht für eigene 
Rechnung des Kl. erfolgt ſei, ſo daß die frühere Bekl. dem Kl. 
gegenüber eine Verbindlichkeit zur Zahlung nicht habe übernehmen 
wollen und nicht übernommen habe. Dieſe Ausführung iſt zu⸗ 
nächſt inſofern rechtsirrig, als, wenn es ſich in Wirklichkeit um 
eine kaufmänniſche Anweiſung gemäß Art. 300 eit. handeln 
würde, es darauf ob im Verhältniß von E. und dem Kl. die 
Zahlung für Rechnung des Einen oder Anderen erfolgen ſollte, 
und ob W. & K. dem Kl. gegenüber eine dieſem zum Vortheil 
gereichende Verpflichtung haben übernehmen wollen, überhaupt 
nicht ankommen würde. Die kaufmänniſche Anweiſung begründet, 
in ähnlicher Weiſe wie ein gezogener Wechſel, für Denjenigen, 
der dieſelbe annimmt, eine Formalobligation gegenüber dem 
Anweiſungsempfänger, deren Rechtsbeſtändigkeit als ſolche von 
dem materiellen Rechtsverhältniß der Betheiligten nicht abhängig 
ift, und für welche es auch nicht darauf ankommt, zu welchem 
Zwecke die Annahme erfolgt iſt. Weiterhin iſt aber auch die 
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Begründung des O. L. G. inſoweit fehlſam, als überhaupt das 
Vorhandenſein einer kaufmänniſchen Anweiſung im Sinne 
des Art. 300 angenommen worden iſt und damit iſt der Ent⸗ 
ſcheidung überhaupt die Grundlage entzogen. Die kaufmänniſche 
Anweiſung iſt ein von der Ueberweiſung einer konkreten 
Forderung weſentlich verſchiedenes Rechtsgeſchäft. Dieſelbe 
beſteht in dem Auftrag, Geld oder andere vertretbare Sachen 
in einem beſtimmten Betrage an einen Anderen zu leiſten und 
hat daher mit einem ſonſtigen Forderungsverhältuiß der Be⸗ 
theiligten überhaupt nichts zu thun. Wäre im vorliegenden 
Falle als klägeriſcherſeits behauptet anzunehmen, E. habe die 
Firma W. & K. einfach beauftragt, eine (abſtrakte) Summe 
von 2049 Mark an den Kl. zu zahlen, ſo läge eine Anweiſung 
vor; die Ueberweiſung der Kaufpreisforderung enthält 
dagegen eine ſolche nicht. Dieſes Rechtsverhältniß wird vielmehr, 
da eine Ceſſion nach Art. 1689 u. f. c. c. nicht in Frage zu 
ſtehen ſcheint, unter dem Geſichtspunkt einer Stipulation zu 
Gunſten eines Dritten nach Art. 1121 c. c. zu beurtheilen fein. 
II. C. S. i. S. Gieſelbach o. Rings vom 10. Dezember 1901, 
Nr. 322/1901 II. 

12. 88 416 ff. | 

Bei dem L. G. in Mannheim iſt nach dem, was vorliegt, 
für die Bekl. weder der allgemeine Gerichtsſtand, noch der 
Gerichtsſtand der Niederlaſſung, noch endlich der Gerichtsſtand 
des Vermögens (§§ 17, 21, 23 der C. P. O.) begründet. 
Fragen kann ſich vielmehr nur, wovon auch die Kl. ſelbſt aus⸗ 
geht, ob das genannte Gericht als Gericht des Erfüllungsorts 
zuſtändig iſt, was davon abhängt, ob im Bezirke dieſes Gerichts 
die ſtreitige Verpflichtung der Bekl. zu erfüllen iſt. — Für 
die Beantwortung dieſer Frage ſind maßgebend die Vorſchriften 
der SS 269, 270 des B. G. B., und aus ihnen ergiebt ſich, 
daß der Leiſtungsort für die ſtreitigen Verpflichtungen der 
Bekl. Frankfurt a. M. iſt, ſofern nicht in dem Vertrage beſtimmt 
war oder aus den Umſtänden, insbeſondere aus der Natur des 
Schuldverhältniſſes zu entnehmen iſt, daß an einem anderen. Orte 
geleiſtet werden ſollte. — Auf eine Vertragsbeſtimmung über den 
Leiſtungsort beruft die Kl. ſich nicht. Sie hat nur unter 
Bezugnahme auf eine frühere, die Frage des Erfüllungsorts 
beim Kommiſſionsgeſchäft betreffende Entſcheidung des jetzt 
erkennenden Senats (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 23 
S. 412) auszuführen verſucht, daß, was vom Kommiſſions⸗ 
geſchäft gelte, auch vom Speditionsgeſchäft gelten müſſe und 
deshalb aus der Natur des hier in Frage ſtehenden Vertrags- 
verhältniſſes abzuleiten ſei, daß die Bekl. in Mannheim zu 
leiſten habe. — Allein es handelt ſich hier weder um ein 
Kommiſſions- noch um ein Speditionsgeſchäft. Zwar wird der 
größere Theil des eingeklagten Betrages für „Uebernahme ex 
Schiff auf Lager“ gefordert. Sieht man aber auf den 
eigentlichen Zweck des behaupteten Geſchäftsabſchluſſes, ſo 
erſcheint die Lagerung und Aufbewahrung der dem Schiff 
entnommenen Waare als die das Weſen des Geſchäfts be- 
ſtimmende Hauptleiſtung der Kl. und die Beförderung der 
Waare vom Schiff nach dem Lagerraum nur als eine von ihr 
in ihrer Eigenſchaft als Lagerhalterin zwecks Ermöglichung der 
Hauptleiſtung übernommene Nebenleiſtung. Das angeblich ab- 
geſchloſſene Geſchäft war ſomit ein Lagergeſchäft im Sinne der 
85 416 ff. des H. G. B. Aus der Natur des Lagergeſchäfts 
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läßt ſich jedoch nicht ableiten, daß der Leiſtungsort für den 
Einlagerer ein anderer iſt, als der Ort, an welchem der Ein⸗ 
lagerer zur Zeit des Geſchäftsabſchluſſes ſeinen Wohnfitz oder 
ſeine Niederlaſſung hatte. Insbeſondere ſpricht dafür nicht die 
Beſtimmung im § 420 Abſ. 2 des H. G. B., wonach von 
den Auslagen abgeſehen die Lagerkoſten unter der näher 
bezeichneten Vorausſetzung „bei der Rücknahme“ zu erſtatten 
ſind, da dieſe Beſtimmung ebenſo wie die entſprechende Be⸗ 
ſtimmung des § 699 des B. G. B. und die Beſtimmung des 
Art. 342 Abſ. 3 Satz 1 des H. G. B. älterer Faſſung (vergl. 
Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 13 S. 412) ſich nur auf 
die Zeit der Leiſtung bezieht, und es ſpricht dafür, wie das B. G. 
zutreffend ausführt, auch nicht die das Pfandrecht des Lagerhalters 
betreffende Vorſchrift des 8 421 des H. G. B. (vergl. Bolze Praxis 
Bd. 22 Nr. 302). I. C. S. i. S. Geber & Mader c. Alt⸗ 
ſchüler & Co. vom 11. Dezember 1901, Nr. 250/1901 J. 

III. Das Gemeine Recht. 

13. Beſitz; nützliche Verwendung. 

Da es ſich um Erſatz von vor 1900 gemachten Verwen⸗ 
dungen handelt, kommt das vor jenem Jahre geltende (alſo das 
gemeine) Recht in Frage. Zur Sache iſt es für die Frage des 
redlichen Befitzes der Bekl. gleichgültig, ob Letztere das Eigen⸗ 
thum an dem in Rede ſtehenden Grundſtück erworben zu haben, 
irriger Weiſe glaubten; es kann daher auch dahingeſtellt bleiben, 
ob in dieſem Falle ein unentſchuldbarer Rechtsirrthum vorliegen 
würde. Denn wenn auch regelmäßig ſich der gute Glaube des 
Beſitzers als die Ueberzeugung, Eigenthümer geworden zu ſein, 
darſtellt, ſo iſt dies doch nicht überall nothwendig und kann 
jener gute Glaube auch ohne dieſe Ueberzeugung vorhanden ſein, 
dann nämlich, wenn der Beſitzer durch die Aneignung der Sache 
materiell kein Unrecht begeht (vergl. Windſcheid⸗Kipp, Pandekten, 
8. Auflage, Bd. 1, $ 176 und Anm. 6, ſowie die daſelbſt an- 
geführten Quellenſtellen, insbeſondere L. 5 pr. Dig. pro dere- 
licto 41. 7). So liegt aber im vorliegenden Falle die Sache. 
Bekl. hatten von den damaligen Eigenthümern, den Che- 
leuten T., in 1886 das jetzt von dem Kl. mit der Eigenthums⸗ 
klage verlangte Grundſtück durch mündlichen Vertrag zur Er⸗ 
bauung einer Scheuer geſchenkt erhalten, haben daraufhin das 
Grundſtück in Beſitz genommen und die Scheuer erbaut. Die 
Bekl. konnten mithin darauf rechnen, daß die Eheleute T. das 
Eigenthum durch Auflaſſung gemäß dem Preußiſchen Geſetze 
vom 5. Mai 1872 über den Eigenthumserwerb auf ſie über⸗ 
tragen würden, in welchem Falle auch die mangelnde Form des 
Schenkungsvertrags (§ 3 des preußiſchen Geſetzes vom 29. Mai 
1873 über das Grundbuchweſen im Bezirk des Appellations- 
gerichts zu Caſſel) gemäß § 10 des Geſetzes vom 5. Mai 1872 
geheilt worden ſein würde. Von einem Prekarium oder einer 
Art Miethverhältniß, wie die Reviſion meint, kann keine Rede 
ſein. Die Bekl. ſind daher redliche Beſitzer des Grundſtücks ge⸗ 
worden und haben dieſe Eigenſchaft nicht dadurch verloren, daß 
ohne ihren Willen die Auflaffung nicht auf fie, ſondern auf 
einen gewiſſen M. W. und von dieſem auf den Kl. erfolgt iſt. 
Die Bekl. haben in Folge deſſen einen Anſpruch auf Erſatz der 
nützlichen Verwendungen gegenüber der Eigenthumsklage. Dieſes 
Recht haben die Bekl. auch gegenüber dem Kl., da dieſer 
Anſpruch betreffs der nützlichen Verwendungen lediglich durch 
die Thatſache des redlichen Beſitzes (einerlei auf welche Weiſe 
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dieſer entſtanden iſt) bedingt iſt und ein vertragsmäßiges Ver⸗ 
hältniß gegenüber dem Eigenthümer oder deſſen Rechtsvorgänger 
nicht zu beſtehen braucht. Eben deshalb ſteht dem durch Ein⸗ 
rede geltend gemachten beklagtiſchen Anſpruch auch § 7 Abf. 2 
Satz 2 des Geſetzes vom 5. Mai 1872 nicht entgegen. — Die 
Frage, ob nützliche Verwendungen vorliegen und ein Anſpruch 
auf Erſatz oder lediglich auf Wegnahme beſteht, iſt allerdings 
unter Berückſichtigung der individuellen Verhältniſſe des klagenden 
Eigenthümers zu entſcheiden (L. 38 Dig. de rei vindi- 
catione 6. I, vergl. auch L. 8 Dig. de impensis in res 
dotales factis 25. 1). Allein Thatſachen, aus denen zu 
ſchließen wäre, daß dieſerhalb ein Anſpruch auf Erſatz nicht 
ſtattfinde, ſind weder in den Vorinſtanzen behauptet worden, 
noch erſichtlich. Sachlich aber ſind die Verwendungen nützlich, 
da durch die Erbauung einer Scheuer auf einem Grundſtück 
letzteres in ſeinem Werth erhöht wird. Dieſer Werth wird nicht 
dadurch bedeutungslos, daß die Scheuer nicht ausſchließlich auf 
dem klägeriſchen Grundſtück, ſondern zugleich auf einem Nachbar⸗ 
grundſtück erbaut wurde, denn in Folge deſſen werden die Eigen⸗ 
thümer der Grundſtücke Miteigenthümer der Scheuer (L. 16 
Cod. de rei vindicatione 3. 32) und hat Kl. gegen den Mit⸗ 
eigenthümer den Theilungsanſpruch, der nicht bloß auf Theilung 
in Natur geht. Betreffs der Höhe der Verwendungen aber bewegt 
ſich das B. U. auf thatſächlichem Gebiete. III. C. S. i. S. 
Katz I c. Opper vom 17. Dezember 1901, Nr. 317/1901 III. 

14. Vertrag; Perſonen der Vertragſchließenden. 

Die Begründung des Bekl. iſt rechtlich nicht zu bean⸗ 
ſtanden. Die Reviſion verweiſt allerdings ihr gegenüber auf 
den Grundſatz, daß, wenn nicht deutlich erhelle, Jemand habe 
einen Vertrag in fremdem Namen ſchließen wollen, davon 
auszugehen ſei, er habe ihn in eigenem Namen geſchloſſen, 
und ſie hält dieſen Satz durch das B. U. für verletzt. Dem 
kann jedoch nicht beigetreten werden. Jener Satz enthält immer 
nur eine thatſächliche Vermuthung, die jedoch durch die be⸗ 
gleitenden Umſtände oder andere für die Erforſchung des Willens 
der Vertragſchließenden bedeutſame Thatſachen widerlegt werden 
kann. Ein ſolcher Fall liegt aber hier nach den vom B. G. 
getroffenen Feſtſtellungen vor. III. C. S. i. S. Roſtocker 
Gewerbebank c. Ritter, und Landſchaft zu Roſtock vom 
10. Dezember 1901, Nr. 305/1901 III. 

15. Rücktrittsrecht beim Bierlieferungsvertrag. 

Das L. G. hat für erwieſen erachtet, daß das von dem 
Kl. den Bekl. gelieferte Bier trotz wiederholter Beanſtandung 
den Monat April 1900 hindurch und dann wieder im letzten 
Drittel des Monats Mai deſſelben Jahres ſchlecht, ja gefund- 
heitsgefährlich, jedenfalls nicht zum Wirthſchaftsbetriebe geeignet 
geweſen iſt. Es hat daher die Bekl. zum Rücktritt von dem 
Vertrage vom 1. Juli 1899, wodurch ſie ſich auf die Dauer 
von mindeſtens 10 Jahren unter dem Verſprechen einer Kon- 
ventionalſtrafe und allen Schadenerſatzes im Falle der Nicht- 
erfüllung verpflichtet hatten, den ganzen Bedarf ihrer Wirthſchaft 
an Bier aus der klägeriſchen Brauerei zu beziehen, für berech⸗ 
tigt erklärt und daher die von dem Kl. wegen Nichterfüllung 
des Vertrages ſeit dem 1. Juni 1900 erhobene Schadenserſatz⸗ 
klage abgewieſen. Das B. G. hat dagegen, indem es dahin⸗ 
geſtellt läßt, ob das Bier, wie vom L. G. angenommen, ſchlecht 
geweſen, die Klage dem Grunde nach für gerechtfertigt erachtet, 
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indem es Folgendes ausführt: Eine beſondere Vereinbarung eines 
Rücktrittsrechts für den Fall der Lieferung ſchlechten Bieres in 
das vorliegende Vertragsverhältniß hineinzulegen, ſei mangels 
eines Anhaltspunktes nicht zuläſſig; es könnten daher nur die 
allgemeinen Grundſätze des Rücktritts von einem Kauf- und 
Lieferungsvertrage in Betracht kommen. Einen ſolchen Rücktritt 
gewährten einmal die Beſtimmungen über Verzug und ſodann 
die über Mangelhaftigkeit der Kaufſache. Verzug liege im in 
Frage ſtehenden Falle nicht vor; wegen Mangelhaftigkeit einer 
Lieferung koͤnne aber wegen der ausſtehenden künftigen Liefe⸗ 
rungen nur dann vom Vertrage zurückgetreten werden, wenn 
anzunehmen ſei, daß auch die folgenden Lieferungen mangelhaft 
ausfallen würden, und für dieſe Annahme fehle es an einem 
ausreichenden Anhalt. — Mit Recht werden dieſe Ausführungen 
von der Reviſion als rechtsirrthümlich beanſtandet. Gleich der Aus- 
gangspunkt iſt rechtlich nicht zu billigen. Das B. G. verkennt 
damit den allgemeinen Rechtsſatz, daß Vertragsbedingungen auch 
ſtillſchweigend vereinbart und aus der Natur des Geſchäfts ge⸗ 
folgert werden können, und es verkennt die eigenthümliche Natur 
des vorliegenden Vertrages, wenn es denſelben lediglich den all⸗ 
gemeinen Grundſätzen über den Rücktritt von einem ſucceſſiv zu 
erfüllenden Kauf- oder Lieferungsgeſchäft unterſtellt. Denn im 
vorliegenden Vertrage iſt das Weſentliche die Verpflichtung der 
Bekl., auf Jahre hinaus alles Bier nur vom Kl. zu beziehen, 
womit ſein ganzes wirthſchaftliches Fortkommen von der ord⸗ 
nungsmäßigen Vertragserfüllung Seitens der Gegenſeite, der 
Lieferung guten Bieres, abhängig gemacht iſt, und dazu kommt, 
daß im Gegenſatz zu anderen ſucceſſiven Lieferungskäufen eine 
einmal erfolgte ſchlechte Lieferung durch eine nachträgliche gute 
Lieferung nicht wieder gut gemacht werden kann, weil jede ein⸗ 
zelne ſchlechte Lieferung einmal für die Zeit, in welcher der 
Wirth auf fie angewieſen iſt, einen ordnungsgemäßen erfolg⸗ 
reichen Wirthſchaftsbetrieb unwiderbringlich ausſchließt, ſodann 
denſelben aber auch durch die Einwirkung auf die Kundſchaft 
dauernd zu ſchädigen geeignet iſt. Unter ſolchen Umſtänden liegt 
in der Lieferung ſchlechten Bieres überhaupt eine Nichterfüllung 
der Vertragspflichten des Bierbrauereibeſitzers, und es muß da⸗ 
her, wie auch bereits das L. G. zutreffend angenommen hat, 
aus dem Weſen des hier vorliegenden Geſchäftes geſchloſſen 
werden, daß es unter der ſelbſtverſtändlichen ſtillſchweigenden 
Bedingung ſteht, daß der Verkäufer fortgeſetzt kaufmannsgutes 
Bier liefert und der Käufer bei Nichteinhaltung dieſer Bedingung 
an den Vertrag nicht mehr gebunden ſein ſoll. Ob eine Nicht⸗ 
erfüllung dieſer Bedingung ſchon dann anzunehmen wäre, wenn 
ein einzelnes Mal ein ſchlechtes Bier geliefert wäre und ins⸗ 
beſondere, wenn dieſes alsbald durch gutes erſetzt wäre, kann 
für den vorliegenden Fall dahingeſtellt bleiben, da darüber kein 
Zweifel möglich iſt, daß, wenn das Bier ſo, als das L. G. für 
erwieſen angenommen hat, einen Monat hindurch und dann 
trotz erfolgter Rüge nach drei Wochen ſchon wieder ſchlecht ge⸗ 
weſen iſt, die Bedingung einer fortgeſetzt guten Lieferung nicht 
erfüllt iſt. III. C. S. i. S. Röhm c. Marquardt vom 
17. Dezember 1901, Nr. 318/1901 III. 

IV. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

16. 8 156 I. 5. 

Mit der Reviſion iſt geltend gemacht, durch die Inempfang⸗ 
nahme der Darlehne habe der Ehemann der Bekl. die Er⸗ 
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füllung des in Rückſicht auf die Hingabe und Sicherſtellung 
derſelben mündlich geſchloſſenen Vertrages angenommen und ſei 
daher nach $ 156 Thl. I Tit. 5 des A. L. R. verpflichtet, den 
Vertrag bezüglich der Gewährung der Sicherheit zu erfüllen 
oder die Darlehne zurückzugeben. Indem er erſteres, nicht 
letzteres gethan, könne ſolchem nach ſeiner Handlung der Charakter 
eines Erfüllungsgeſchäfts nicht abgeſprochen werden. Zu 
der Annahme, daß dieſes vorliege, habe daher die Vorinſtanz 
auf der von ihr unterfiellten Grundlage, daß jener mündliche 
Vertrag bei Hingabe der Darlehne abgeſchloſſen, gelangen müſſen. 
Dieſer Reviſionsangriff muß für erheblich angeſehen werden. 
Es iſt davon auszugehen, daß das angefochtene Urtheil, wenn 
es auch an der betreffenden Stelle in einer Parentheſe geſagt 
hat, es konne nach der erſtinſtanzlichen Beweisaufnahme die 
Hingabe der Darlehne nicht als erwieſen angenommen werden, 
zu dem Ergebniß, daß ein Erfüllungsgeſchäft nicht in Frage 
ſtehe, unter der Suppoſition gelangt iſt, daß jener Nachweis 
erbracht worden, und daß die Behauptung der Bekl., es ſei das 
Verſprechen der Sicherſtellung der Darlehne durch Grundbuch- 
eintragung mündlich vor ihrer Hingabe erfolgt, wahr ſei. Auf 
dieſer Grundlage mußte aber das B. G. bei richtiger An⸗ 
wendung des mehrerwähnten § 156 dafür halten, daß die er⸗ 
folgte Grundbucheintragung des Charakters eines Erfüllungs⸗ 
geſchäfts, durch welches die Vermuthung der Frauduloſität auf 
Seiten der Bekl. in der Regel ausgeſchloſſen wird, nicht deshalb 
entbehrt, weil dem Ehemann der Bekl. die von ihm nicht aus- 
geübte Befugniß, ſich von der Pflicht zur Erfüllung durch Rück⸗ 
gabe des dargeliehenen Geldes zu befreien, zuſtand. Dieſe Auf⸗ 
faſſung der fraglichen Geſetzesvorſchrift ſtimmt mit dem in der 
Rechtſprechung anerkannten Satze überein, daß in dem Falle 
des § 156 der Kontrahent, von dem erfüllt worden, auf die 
Gewährung der Erfüllung von der anderen Seite klagen kann, 
und daß dieſer Klage gegenüber dem Bekl. nur eine Einwendung 
dahin zuſteht, daß er den Vertrag nicht halten wolle und ſich 
zur Rückgabe des Empfangenen erbiete. (Entſch. des R. G. 
Bd. 20, S. 246.) VII. C. S. i. S. Wittenberg c. Witten⸗ 
berg Konk. vom 13. Dezember 1901, Nr. 336/1901 VII. 

17. 88 25, 26, 74 I. 6. 

Für die Frage der Haftung und des Umfanges deſſelben 
kommt vor Allem in Betracht, ob der Bekl. ſich in der Aus- 
übung einer unerlaubten Handlung befunden, insbeſondere aber, 
ob ihm die Vernachläſſigung eines auf Schadensverhütungen 
abzielenden Polizeigeſetzes zur Laſt fällt. Treffen dieſe Voraus⸗ 
ſetzungen zu, fo treten für die Feſtſtellung des urſprünglichen 
Zuſammenhanges die Vermuthungen der 588 25 und 26 Thl. I 
Tit. 6 des A. L. R. ein und fällt im Falle der Vernachläſſigung 
eines unter § 26 Thl. I Tit. 6 des A. L. R. fallenden Polizei- 
geſetzes der Unterſchied zwiſchen unmittelbarem und mittelbarem 
Schaden weg. Letzteren Falles würden die SS 19 und 20 
Thl. I Tit. 6 des A. L. R. nicht zur Anwendung kommen, die 
Frage eines konkurrirenden Verſchuldens des Verletzten ſomit 
keine Rolle ſpielen. § 74 des A. L. R. Thl. 1 Tit. 6 erklärt 
den dem Beſchädigten zur vollen Genugthuung verpflichtet, der 
weiß, daß ein Thier, wider die Natur feiner Art ſchädlich jet, 
und dennoch die gehörigen Maßregeln zur Verhütung nach- 
theiliger Folgen verabſäumt. § 74 knüpft ſomit an einen be⸗ 
ſtimmten Thatbeſtand die civilrechtliche Folge der Verpflichtung 
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zum Schadenserſatz. Der Paragraph enthält aber keinen 
Befehl der geſetzgebenden Gewalt, der in der Form eines Ge⸗ 
botes oder Verbotes in Ausübung des ſtaatlichen Zwangsrechtes 
zum Schutz der Allgemeinheit und des Einzelnen dienen ſoll. 
Von einem Polizeigeſetz kann ſomit bezüglich des § 74 Thl. J 
Tit. 6 des A. L. R. keine Rede ſein. Das B. G. ſtellt aber 
nun die Biſſigkeit des Hundes feſt. Demgemäß hätte ſich von 
vornherein die Frage ergeben, ob damit nicht die Eigenſchaft 
der Bösartigkeit des Hundes im Sinne des § 367 Ziffer 12 
des Strafgeſetzbuchs feſtzuſtellen geweſen wäre. Dies um ſo 
mehr, als, wie der erkennende Senat ſchon ausgeſprochen hat 
(Juriſtiſche Wochenſchrift 1900 S. 513 Nr. 16), der Begriff der 
Bösartigkeit eines Thieres nicht von der unmittelbaren Ge⸗ 
fährdung von Menſchen bedingt iſt. Der Beſtimmung des 
§ 367 Ziffer 12 des Strafgzeſetzbuchs kommt aber unbedingt die 
Eigenſchaft eines Polizeigeſetzes im Sinne des § 26 Thl. Tit. 6 
des A. L. R. zu. Das im eigenen Staate geltende Recht mit 
Ausnahme der Gewohnheitsrechte und der Statuten hat das Gericht 
ſelbſt zu kennen und daher auch ohne Anregung der Parteien an⸗ 
zuwenden. § 293 der C. P. O. VI. C. S. i. S. Schönborn 
c. Weſemann vom 5. Dezember 1901, Nr. 272/1901 VI. 

18. 8 730 J. 11. 

Nach den maßgebenden Grundſätzen des preußiſchen Rechts 
hat eine Schuldurkunde, wenn die Unrichtigkeit des darin an⸗ 
gegebenen Schuldgrundes nachgewieſen wird, keine Beweiskraft 
gegen den Schuldner bezüglich eines anderweit behaupteten 
Schuldgrundes, vielmehr trifft alsdann bezüglich des letzteren 
den Gläubiger die Beweislaſt. (Gruchot Beiträge Bd. 27 
S. 945; Entſch. des Obertribunals Bd. 40 S. 138; Striet⸗ 
horſt Archiv Bd. 54 S. 172; vergl. Entſch. des R. O. H. G. 
Bd. 8 S. 148.) Daſſelbe iſt ausgeſprochen gegen den Schuldner 
für die von ihm vorgelegte Quittung über eine angebliche Baar- 
zahlung, wenn dieſe zugeſtandenermaßen nicht ſtattgefunden 
hat und eine anderweite Erledigung der Schuld behauptet wird. 
(Entſch. des R. O. H. G. Bd. 14 S. 340.) Auf einen Kom- 
penſationsvertrag angewandt, führen dieſe Sätze zu der An- 
nahme, daß wenn die Unrichtigkeit des in der Urkunde bezeich⸗ 
neten Schuldgrundes der zur Aufrechnung geſtellten Forderung 
nachgewieſen wird, die Urkunde ihre Beweiskraft für die be⸗ 
hauptete Kompenſation ſchlechthin verliert, da mit der Hin⸗ 
fälligkeit der zur Kompenſation verſtellten Forderung auch die 
Kompenſation hinfällig wird. Um dieſen Fall handelt es ſich 
hier. Nach der vom Bekl. vorgelegten Urkunde ſoll eine Auf⸗ 
rechnung der der Kl. unbeſtritten zuſtehenden Kaufgeldforderung 
mit einer angeblichen Darlehnsforderung des Bekl. ſtattgefunden 
haben. Dieſer aber giebt zu, daß Kl. ihm niemals ein Dar⸗ 
lehn ſchuldig geworden ſei, behauptet vielmehr, daß ſie ihm für 
Provifion und Auslagen den in der Urkunde angegebenen Betrag 
geſchuldet habe und daß die Bezeichnung als Darlehn nur ge⸗ 
wählt ſei, um Dritten gegenüber das wahre Verhältniß zu ver⸗ 
decken. Letztere Behauptung mag richtig und geeignet ſein, die 
geltend gemachte Kompenſation anderweit zu begründen, jedoch 
it es nunmehr auch Sache des Bekl., fie anderweit zu Le 
weiſen, denn die Urkunde iſt jetzt kein Beweismittel mehr weder 
für die Entſtehung einer Forderung des Bekl., noch für eine 
wirkſame Aufrechnung. I. C. S. i. S. Müller c. Doberſchinsky 
vom 18. November 1901, Nr. 238/1901 J. 


XXXI. Jahrgang. 


19. § 13 J. 22. 

Das Beſteh en eines dinglichen Rechtes kann, — abgeſehen 
vielleicht für das heutige Recht von der Beſtimmung im § 891 
B. G. B., deren Bedeutung gegenwärtig keiner Erörterung be⸗ 
darf, — nur durch den Nachweis ſeiner Entſtehung dargethan 
werden. Dieſer Nachweis fehlt hier. Liegt in dem zwiſchen 
den beiden Rechtsvorgängern der Bekl., dem Fiskus und Grüne⸗ 
berg, im Jahre 1881 geſchloſſenen Vertrage und zwar in der 
dortigen Beſtimmung über die Zugangswege ein Anerkenntniß, 
fo iſt es jedenfalls kein konſtitutives, die rechtsgeſchäft⸗ 
liche Beſtellung erſetzendes oder darſtellendes und 
zwar ſchon deswegen nicht, weil es nicht dem Berechtigten gegen⸗ 
über abgegeben iſt, ſo daß von einer Unterſuchung der Frage 
ganz abgeſehen werden kann, ob für das bis zum 1. Januar 1900 
in Geltung geweſene preußiſche Recht überhaupt der Satz an⸗ 
zuerkennen wäre, daß das Anerkenntniß einen ſelbſtſtändigen 
Erwerbsgrund für eine Dienſtbarkeit habe bilden können. Von 
einer Anwendung der Beſtimmungen in den 88 185 ff. Thl. I 
Tit. 5 A. L. R., namentlich des $ 189, welche von dem An⸗ 
erkenntniß als einem Mittel der „Verſtärkung der Verträge“ 
handeln, und demnach von einer Heranziehung der hierzu er- 
gangenen Entſcheidungen, insbeſondere der in der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift 1899 S. 7811 mitgetheilten Entſcheidung des 
erkennenden Senats, kann auf jeden Fall zur Zeit keine Rede 
ſein, da bisher nichts darüber vorliegt, daß von dem Fiskus 
früher einmal ein die Beſtellung der Dienſtbarkeit betreffender 
Vertrag abgeſchloſſen worden ſei, der den Gegenſtand der Be⸗ 
ſtärkung durch das in dem Vertrage mit Grüneberg zum Aus- 
druck gebrachte Anerkenntniß bilden könnte. Ferner handelt es 
ſich nicht um ein prozeſſuales Anerkenntniß, ſo daß nach der 
bisherigen Sachlage als einzige Möglichkeit übrig bleibt, das 
in Frage ſtehende Anerkenntniß als Beweismittel für die 
Exiſtenz der beanſpruchten Dienſtbarkeit zu verwerthen. Nun 
iſt aber bereits oben darauf hingewieſen, daß — abgeſehen 
höchſtens von beſonderen Ausnahmen, die hier nicht vorliegen — 
der Beweis für die Exiſtenz eines dinglichen Rechtes nur durch 
den Nachweis ſeiner Entſtehung geführt werden kann. Das 
gilt auch für das Beweismittel des Anerkenntniſſes. In ſolcher 
Eigenſchaft kann dieſes nur als Beweis dafür geltend gemacht 
und verwerthet werden, daß ein beſtimmter, konkreter Er⸗ 
werbsgrund vorhanden iſt, mag dieſer in einem rechtsgeſchäft⸗ 
lichen Akte oder in der Erſitzung beſtehen. Davon läßt jenes 
Anerkenntniß nichts erkennen und daher iſt es bei dem gegen⸗ 
wärtigen Stande der Dinge als Beweismittel werthlos. 
Daß, wenn das Anerkenntniß lediglich den Charakter eines Be⸗ 
weismittels hat, es an ſich keine bindende Wirkung für den 
Singularſucceſſor hat, nicht dinglich wirkt, nicht das Grundſtüͤck 
mit einer Laſt bebürdet, der es vorher nicht unterworfen war 
und daß der Singularſucceſſor dadurch nicht gehindert wird, die 
Exiſtenz des Rechtes zu beſtreiten und den Nachweis ſeiner 
gültigen Entſtehung zu begehren, das alles ſind Folgerungen, 


die ſich ohne Weiteres aus dieſem Weſen des Anerkenntniſſes 


ergeben. VII. C. S. i. S. Stange u. Co. c. Altdammer 
Elektrizitätswerke vom 10. Dezember 1901, Nr. 212/1901 VII. 
20. 88 766—810 II. 1. 
Das B. G. geht davon aus, daß für die Entſcheidung 
des Rechtsſtreits zufolge des Art. 170 des E. G. zum B. G. B. 


XXXI. Jahrgang. 
die Vorſchriften des Pr. A. L. R. über die Auseinanderſetzung 
geſchiedener Eheleute außerhalb des Falles der Gütergemeinſchaft 
und über die Abfindung des unſchuldigen Theiles (A. L. R. 
Thl. II Tit. 1 88 766 — 810) maßgebend ſeien. Dieſer Aus⸗ 
gangspunkt iſt zu billigen. Das B. G. gelangt dann zur Ver⸗ 
werfung beider Anſprüche der Kl. und zwar des mit der 
Klage erhobenen Anſpruches um deshalb, weil es an der geſetz⸗ 
lichen Vorausſetzung deſſelben, daß die Sonderung des Ver⸗ 
mögens der Parteien bereits im Weſentlichen thatſächlich aus⸗ 
geführt ſei, fehle, des erſt in II. J. erhobenen Anſpruches um 
deshalb, weil ſolcher prozeſſualiſch unzuläſſig ſei. Dieſe Ver⸗ 
werfungsgründe müſſen beanſtandet werden. 1. Anlangend den 
Klageanſpruch auf Gewährung einer Unterhaltungsrente, iſt 
vom R. G. allerdings in dem Urtheile vom 20. Dezember 1886 
(bei Gruchot Bd. 31 S. 408) angenommen, daß für den frag⸗ 
lichen Anſpruch im Hinblick auf die 88 799 — 801 a. a. O. 
eine Vermögensſonderung unter den geſchiedenen Eheleuten in- 
ſofern vorauszuſetzen ſei, als das Vermögen des ſchuldigen 
Theiles den Maßſtab und Fonds für die Abfindung beziehung 8- 
weiſe Verpflegung biete, und auf die letztere die Vermögens. 
einkünfte des unſchuldigen Theiles abzurechnen ſeien. Aber das 
R. G. hat in demſelben Urtheil auch ausgeführt, daß es dazu 
nicht allemal einer förmlichen Auseinanderſetzung bedürfe, viel⸗ 
mehr unter Umſtänden eine formloſe und thatſächliche Ab⸗ 
ſonderung ausreiche. Im jetzigen Rechtsſtreite liegt nun die 
Sache ſo. Was das Vermögen des Bekl. betrifft, iſt ſtreitig, 
ob dieſer zur Zeit der Scheidung einen Gehaltserwerb als 
Büreanbeamter gehabt hat, während von ſonſtigem Vermögen 
des Bekl. keine Rede iſt. Was das Vermögen der Kl. betrifft, 
herrſcht Streit darüber, welchen Reinertrag das Sattlergeſchäft, 
das zur Zeit der Scheidung von der Kl. betrieben iſt, ab⸗ 
geworfen hat, ſowie darüber, ob die Kl. in die Che 600 Mark 
baar und Wäſche eingebracht hat. Bei dieſer einfachen Sach⸗ 
lage erſcheint eine förmliche Vermögensauseinanderſetzung unter 
den Parteien entbehrlich. Vielmehr ſteht prozeſſualiſch nichts 
entgegen, im jetzigen Rechtsſtreite die obigen Streitpunkte zu⸗ 
nächſt zur Feſtſtellung zu bringen, und, ſobald die beiderſeitigen 
Vermögensverhältniſſe der Parteien ermittelt find, über den 
Unterhaltungsanſpruch ſelbſt zu entſcheiden. Dabei iſt zu be⸗ 
merken, daß die zweitinſtanzliche Behauptung über das Einge⸗ 
brachte der Kl. mit Bezug auf dieſen Anſpruch ſich nur als eine 
Klageergänzung anſehen läßt. 2. Anlangend den Anſpruch auf 
Herausgabe des Eingebrachten, geht das B. G. davon aus, daß 
derſelbe ſich als unzuläffig im Sinne des § 529 Abſ. 2 der 
C. P. O. darſtelle. Dem kann nicht beigeſtimmt werden. Dieſer 
Anſpruch iſt nach dem zu 1 Ausgeführten von dem Anſpruch 
auf Unterhalt rechtlich nicht zu trennen, wie bejomderd der 
Hinweis auf 8 801 Thl. II Tit. 1 A. L. R. ergiebt. Sonach 
handelt es ſich hier um den von der Schranke des § 529 
Abſ. 2 der C. P O. ausgenommenen Fall einer Erweiterung 
des Klageantrages. (8 268 Nr. 2.) IV. C. S. i. S. S. c. S. 
vom 2. Dezember 1901, Nr. 256/1901 IV. 

21. 8 328 II. 2. 

Was die Frage betrifft, ob die beiden Hypothekenpoſten als 
ausſtehende Kapitalien im Sinne des $ 328 A. L. R. Thl. II 
Tit. 2 zu betrachten find, fo wird dieſe von dem B. G. bejaht, 
indem es unter einem ausſtehenden Kapital eine auf eine Geld⸗ 
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ſumme ſich richtende Forderung verſteht und dieſe Vorausſetzung 
im gegenwärtigen Falle für vorliegend erachtet, weil auch bei 
der Eigenthümerhypothek die ihr zu Grunde liegende Obligation 
erhalten bleibe. Dieſer Auffaſſung iſt beizutreten. In dem 
Weſen der Eigenthümerhypothek, das auch durch das E. E. G. 
vom 5. Mai 1872 keine Aenderung erfahren hat, liegt es, wie 
bereits von dem R. G. im Anſchluß an die langjährige Rechts⸗ 
anſchauung des Preußiſchen Obertribunals dargelegt iſt, daß im 
Falle des Zuſammentreffens von Hypothekenforderung und Eigen⸗ 
thum des Pfandgrundſtücks in derſelben Hand, bei dem vom 
Geſetz ausdrücklich anerkannten Fortbeſtehen des acceſſoriſchen 
Hypothekenrechts, auch die perſönliche Schuldforderung, obſchon 
während der Fortdauer der Vereinigung ruhend, nach deren Auf- 
hebung wiederum als fortbeſtehend wirkſam wird. (Vergl. 
Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 3 S. 267, Bd. 7 S. 219 
und die daſelbſt erwähnten Entſcheidungen des Obertribunals.) 
Wird hiervon ausgegangen, ſo erweiſt ſich die Ausführung der 
Reviſion, daß, da die Bekl. durch die Ueberlaſſung der beiden 
Eigenthümerhypotheken eine Forderung an den Erblaſſer ſelbft 
erlangt habe, der Fall ähnlich liege, als wenn der Erblaſſer der 
Bekl. eine neue Hypothek beſtellt hätte, als verfehlt. Denn 
nachdem die Hypothekenforderungen durch deren Bezahlung auf 
den Erblaſſer übergegangen waren, hat er durch deren Abtretung 
an die Bekl. über ſein Forderungsrecht zu Gunſten derſelben 
verfügt, was bei der Beſtellung einer neuen Hypothek nicht 
geſchehen wäre. Wenn die Reviſion ferner unter Bezugnahme 
anf Entſcheidungen des Obertribunals darauf hinweiſt, daß auch 
der unentgeltliche Erlaß einer auf dem Grundſtück des Kindes 
zum Vortheil des Vaters eingetragenen Hypothekenforderung 
nicht als Schenkung eines ausſtehenden Kapitals anzuſehen 
ſei, ſo kann die keineswegs unbeſtrittene Richtigkeit dieſer 
Anſicht dahin geſtellt bleiben, weil der Fall des Erlaſſes 
einer Hypothekenforderung von dem Fall der Abtretung 
einer Eigenthümerhypothek rechtlich weſentlich verſchieden iſt. 
IV. C. S. i. S. Nogai c. Arndt vom 28. November 1901, 
Nr. 252/1901 IV. | 
22. 88 76 ff. II. 10. 

Das B. G. hält den Anſpruch der Kl. nicht für begründet, 
weil der Schutzmann S. bei Ausſtellung und Umtauſch der 
Quittungskarten öffentlich rechtliche, obrigkeitliche Funktionen 
ausgeübt habe und deshalb der beklagte Preußiſche Staatsfiskus 
für die Handlungen dieſes Beamten nicht haftbar gemacht werden 
könne und zwar um ſo weniger, als S. als Organ der Anſtalt 
ſelbſt, der Kl. anzuſehen ſei. Es iſt nun für das Preußiſche 
Recht vom R. G. wiederholt ausgeſprochen, daß der Fiskus für 
Verſehen ſeiner Beamten bei der Wahrnehmung der ihnen zu⸗ 
ſtehenden obrigkeitlichen oder Regierungsgewalt, abgeſehen von 
beſonderen eine ſolche Haftung ausnahmsweiſe vorſchreibenden 
geſetzlichen Beſtimmungen nicht einzuſtehen hat. Vergl. u. A. 
Entſch. des R. G. Bd. 28 S. 340. S. hat aber, wie das 
B. G. zutreffend ausführt, dadurch, daß er Funktionen, welche 
den in § 103 des Geſetzes vom 22. Juni 1889, betreffend die 
Invaliditäts- und Altersverſicherung bezeichneten Stellen über⸗ 
tragen ſind, ausübte, die dem Staate als Träger der Re⸗ 
gierungsgewalt obliegenden Pflichten erfüllt. Denn ſeine Hand⸗ 
lungen, die Ausſtellung und der Umtauſch der Quittungskarten, 
beziehen ſich nicht auf die Verwaltung oder Beaufſichtigung des 
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Staatsvermögens und auch nicht auf ſonſtige Privatangelegen- 
heiten des Staates als Fiskus. Sie erfolgten vielmehr, um 
die Vorſchriften des im allgemeinen Intereſſe gegebenen Geſetzes 
vom 22. Juni 1889 zur Ausführung zu bringen und zu über⸗ 
wachen. Entſch. Bd. 34 S. 296. Es kommt hiernach nicht 
darauf an, ob der von der Reviſion bemängelte Satz der 
Urtheilsgründe, daß der Fiskus im vorliegenden Falle „um ſo 
weniger — haftbar ſei —, als S. als Organ der Verſicherungs 
anſtalt, der Kl. ſelbſt, anzuſehen ſei“, richtig iſt. Nun iſt aller⸗ 
dings, wie die Reviſion ferner hervorhebt, vom R. G. mehrfach 
anerkannt, daß die juriſtiſche Perſon für Erfüllung der durch 
ſpezielle Geſetze auferlegten Verpflichtungen gleich den phyſiſchen 
Perſonen haftbar ſei. Damit iſt indeß nicht geſagt, daß, wenn 
in ſpeziellen Geſetzen dem Staate bezw. ſeinen Organen be⸗ 
ſtimmte Geſchäfte übertragen ſind, der Staat für die Verſehen 
der Beamten bei Wahrnehmung dieſer Geſchäfte unbedingt hafte. 
Es ergiebt vielmehr gerade die Gleichſtellung der juriſtiſchen 
Perſonen mit den phyſiſchen Perſonen, daß erſtere für Ver⸗ 
nachläſſigung ſolcher Verpflichtungen, die ganz allgemein allen 
Perſonen oder aus beſtimmten Gründen einer gewiſſen Klaſſe 
von Perſonen auferlegt ſind, ebenſo wie phyſiſche Perſonen haften 
ſollen. Es kommen deshalb nicht ſolche Verpflichtungen in 
Betracht, die dem Staate als Inhaber der Regierungsgewalt 
übertragen find, ſondern nur ſolche, welche ihm in feiner Eigen- 
ſchaft als Fiskus, namentlich als Inhaber von Vermögens- 
objekten oder bei der Ausübung eines Gewerbes obliegen. Vergl. 
Entſch. des R. G. Bd. 31 S. 248, Bd. 34 S. 296, Bd. 39 
S. 187 und Bd. 47 S. 241. Die Ausſtellung und den Um⸗ 
tauſch der Quittungskarten hat der Staat aber, wie erwähnt, 
als Inhaber der Regierungsgewalt zu bewirken. Es iſt aber 
auch die Annahme des B. G. nicht zu beanſtanden, daß S. 
nicht als ein ſelbſtſtändiges Organ der Polizeibehörde gehandelt 
und daß der beklagte Staatsfiskus auch aus dieſem Grunde die 
Handlungen deſſelben nicht zu vertreten hat. Eine Verhaftung 
für Handlungen des S. würde dem Preußiſchen Staatsfiskus 
jedenfalls nur dann obliegen, wenn S. inſtruktionsgemäß zum 
ſelbſtſtändigen Handeln innerhalb des ihm angewieſenen Ge⸗ 
ſchäftskreiſes berufen war. Entſch. Bd. 39 S. 186. Nach 
Nr. 3 Abſ. 2 der Bekanntmachung vom 26. Juni 1890 — 
Miniſterialblatt S. 118 — iſt die Ausſtellung und der Umtauſch 
der Quittungskarten in dem Falle, daß für die Verwaltung der 
Ortspolizei beſondere örtliche Bezirke eingerichtet ſind, von den 
Vorſtänden dieſer Bezirke zu beſorgen. Vorſteher eines ſolchen 
Bezirkes war nicht S., ſondern der betreffende Polizeikommiſſar. 
Mag nun auch S. thatſächlich ſelbſtſtändig die abgegebenen 
Quittungskarten aufgerechnet, die Aufrechnungsbeſcheinigungen 
ertheilt und neue Karten im Namen des 19. Polizeikommiſſariats 
zu Breslau und unter Beidrückung des amtlichen Siegels aus⸗ 
geſtellt haben, ſo folgt daraus doch nicht, daß ihm inſtruktions⸗ 
gemäß ein ſelbſtſtändiges Handeln oblag. Er hatte vielmehr 
nur gewiſſe, im weſentlichen mechaniſche Dienſtleiſtungen als 
ein Hülfsbeamter des Polizeikommiſſars auszuführen. In dem 
von der Reviſion in Bezug genommenen Urtheile des Vierten 
Civilſenats vom 9. Juli 1901 in Sachen Invaliditäts- und Alters- 
verſicherungsanſtalt c. Stadtgemeinde Luͤben, Rep. IV. 140/1901, 
„Juriſtiſche Wochenſchrift“ 665/1901, find im Weſentlichen die 
gleichen Grundſätze ausgeſprochen. Unerheblich iſt endlich, ob 


XXXI. Jahrgang. 


ein Beamter der Polizeibehörde ſeine Auffichtspflicht dem S. 
gegenüber verletzt hat, da, wie das B. G. zutreffend ausführt, 
es ſich alsdann um die Verletzung einer dem Staate, als Träger 
der Regierungsgewalt obliegenden Verpflichtung handeln würde, 
hierfür aber der beklagte Fiskus nicht haftet. VI. C. S. i. S. 
Invaliditäts- und Altersverſicherungsanſtalt der Provinz Schleſien 
c. Fiskus und Gen. vom 14. November 1901, Nr. 259/1901 VI. 

V. Sonſtige Preußiſche Landesgeſetze. 

Zur Verordnung vom 14. Juli 1797. 

23. Nr. 1. 

Auch wenn für rechtlich unbedenklich erachtet wird, daß der 
Vorderrichter bei ſeiner Würdigung dieſes thatſächlichen Her⸗ 
ganges in demſelben die Schließung eines Vertrages erblickt, 
welcher als neuer ſelbſtſtändiger Klagegrund neben die in erſter 
Linie geltend gemachte Bürgſchaft tritt, ſo wäre doch hierbei 
alsdann noch weiter zu prüfen geweſen, wie dieſer neue Vertrag 
ſich gegenüber der Preußiſchen Verordnung vom 14. Juli 1797 
gegen verſchiedene Mißbräuche bei gerichtlichen und anderen 
Öffentlichen Subhaſtationen und Verſteigerungen (Rabe Bd. 4 
S. 204) verhält. Dieſe Verordnung beſtimmt unter Nr. 1, 
daß „alle Verträge und Verabredungen, bei welchen die Abſicht 
zu Grunde liegt, bei gerichtlichen und anderen öffentlichen 
Subhaſtationen und Auktionen, ſie mögen zu den nothwendigen 
oder freiwilligen gehören, Kaufluſtige zum Vortheil eines 
Lizitanten von der Abgebung ihres Gebotes oder von weiterem 
Mitbieten zurückzuhalten, es geſchehe nun ſolches durch Be⸗ 
willigung eines gewiſſen Abſtandsgeldes oder durch Verſprechung 
oder wirkliche Einräumung anderer Vortheile“ unerlaubt und 
ftrafbar find. Wenn nun auch die unter Nr. 4 und 5 da⸗ 
ſelbſt enthaltenen Strafvorſchriften durch den noch jetzt 
geltenden 5 270 des Preußiſchen Strafgeſetzbuchs vom 
14. April 1851 beſeitigt ſind (vergl. Entſch. des R. G. in 
Strafſachen Bd. 10 S. 220, 225, Bd. 17 S. 202, 203), ſo 
beſteht doch kein Zweifel, daß die Verordnung vom 14. Juli 1797 
rückſichtlich ihrer civilrechtlichen Wirkungen in Kraft geblieben 
iſt. Ob der Vertrag, den die Parteien nach der Annahme des 
B. G. in dem Verſteigerungstermin am 1. Mai 1899 mit 
einander eingegangen ſind, gegen das in dieſer Verordnung 
enthaltene Verbotsgeſetz verſtößt und deshalb unverbindlich iſt, 
hatte das Gericht von Amtswegen zu prüfen, gleichviel ob 
der Bekl. hieraus einen Einwand entnommen hat oder nicht. 
IV. & S. i. S. Hänſel c. Fiebiger vom 2. Dezember 1901, 
Nr. 336/1901 IV. 

Zum Geſetz vom 2. März 1850. 

24. 8 2. 

Durch § 2 Nr. 2 des Geſetzes vom 2. März 1850, be⸗ 
treffend die Ablöſung der Reallaſten und die Regulirung der 
gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältniſſe, iſt das Eigenthums⸗ 
recht des Erbverpächters mit der Beſtimmung aufgehoben, daß 
der Erbpächter mit dem Tage der Rechtskraft des Geſetzes und 
lediglich auf Grund deſſelben das volle Eigenthum erlangt. 
Nach § 5 des Geſetzes hat jedoch die Aufhebung des Eigen⸗ 
thums des Erbverpächters nicht zugleich die Aufhebung der aus 
dieſem Verhältniß entſpringenden Berechtigungen auf Abgaben 
oder Leiſtungen oder ausdrücklich vorbehaltene Nutzungen zur 
Folge, vielmehr bleiben dieſe Berechtigungen, ſofern ſie nicht 
etwa in dem Geſetze beſonders für aufgehoben erklärt worden 
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find, fortbeſtehen. Auf die hier ſtreitige Berechtigung trifft 
keine der Ausnahmevorſchriften zu. Entſcheidend zu Gunſten 
der klagenden Partei iſt dies aber noch nicht, ſondern es muß 
außerdem die Frage aufgeworfen werden, ob die Fortexiſtenz der 
Verbindlichkeit nach ihrer Beſchaffenheit und nach Art der 
Leiſtung, auf welche ſie gerichtet iſt, mit dem Uebergange des 
Eigenthums auf den bisherigen Erbpächter ſich vereinigen läßt. 
Dies kann für Verbindlichkeiten zu ſolchen Leiſtungen, welche 
den wirthſchaftlichen Zuſtand des Grundſtücks zu heben, den 
Werth deſſelben zu ſteigern beſtimmt find und ſich hierin erſchöpfen, 
welche alſo lediglich dem Grundſtücke dienen ſollen, nicht an⸗ 
genommen werden. Durch ihre Erfüllung wird dem früheren 
Erbverpächter, der das Eigenthum an dem Grundſtücke verloren 
hat, daſſelbe nicht wieder au ſich ziehen kann und durch eine 
Minderung oder Erhöhung ſeines Werthes nicht weiter berührt 
wird, nichts mehr geleiſtet. Anders aber, ſo bald die Ver⸗ 
bindlichkeit zugleich von dem Zwecke beherrſcht wird, dritten Per- 
ſonen, darunter auch dem früheren Erbverpächter, abgeſehen 
von feiner Stellung als Eigenthümer des Grundſtücks, zu nützen, 
indem vermöge einer dieſem zu gebenden Geſtalt und Beſchaffenheit 
Nachtheile für die Nachbarſchaft abgewendet oder Vortheile für 
fie herbeigeführt werden ſollen, das Grundſtück alſo zu anderen 
Perſonen oder Gegenſtänden in ein dienendes Verhältniß geſetzt 
wird. Es kommt hier auf den Juhalt des Vertrages, auf den 
die Grundlage der Leiſtungspflicht bildenden Parteiwillen an. 
Die Thatſache allein, daß infolge gewiſſer bei Abſchluß des 
Erbpachtvertrages ſchon vorhanden geweſener oder jpäter ein- 
getretener Umſtände Dritte von der Leiſtung Vortheil haben, 
genügt nicht, ſondern es muß vorausgeſetzt werden, daß bei dem 
Vertragsſchluſſe die Verbindlichkeit auch von dieſem Standpunkte 
aus gewollt, die Leiſtung zugleich als Mittel für ſolche Zwecke 
ausdrücklich oder ſtillſchweigend vereinbart iſt. Im Weſentlichen 
war dies auch die Auffaſſung des vormaligen Obertribunals. 
Im Urtheile vom 26. Mai 1857, Striethorſt, Archiv, Bd. 26, 
S. 51. 60, hat daſſelbe ſich dahin ausgeſprochen, daß Dis⸗ 
poſitionsbeſchränkungen, welche nur in dem Erbpachtverhältniß 
ihren Grund haben und an deren Aufrechterhaltung der frühere 
Erbverpächter kein weiteres, rechtliches Intereſſe hat, durch die 
Uebertragung des Eigenthums auf den Erbpächter erloſchen ſind. 
Als ein ſolches rechtliches Intereſſe iſt das dem Erbverpächter 
gewöhnliche Intereſſe an der Erhaltung des Erbpachtgrundſtücks 
in dem bisherigen Zuſtande nicht anzuſehen. Weitere Voraus⸗ 
ſetzungen für den Fortbeſtand der Verbindlichkeit, als ſie hiernach 
für erforderlich zu erachten ſind, hat auch der B. R. nicht an⸗ 
genommen, er gelaugt aber nach Würdigung des Vertrages in 
ſeiner urkundlichen Geſtalt unter Berückſichtigung der bei Ab⸗ 
ſchluß deſſelben vorhanden geweſenen Verhältniſſe zur Ver⸗ 
neinung jener Vorausſetzungen. VII. C. S. i. S. Stadt Berlin 
e. Erben Maak vom 29. November 1901, Nr. 393/1901 VII. 

Zur Landgemeindeordnung vom 3. Juli 1891. 

25. 58 88, 89. 

Es kann darüber kein Zweifel ſein, daß, wie auch das 
B. G. ſchließlich angenommen hat, die in $ 88 Abſ. 4 Nr. 7 
Abſ. 2 der Landgemeindeordnung vorgeſchriebene Form für die 
eine Landgemeinde verpflichtenden Urkunden nicht als eine die 
Gültigkeit einer Wechſelerklärung bedingende Vorſchrift betrachtet 
werden darf. Die Formvorſchriften für Wechſelerklärungen find 
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in der Wechſelordnung gegeben und zwar — ſoweit nicht be⸗ 
ſtimmte Ausnahmen zugelaſſen find — ausſchließlich, ſo daß 
nicht zur Ergänzung die landesgeſetzlichen Beſtimmungen heranzu⸗ 
ziehen ſind. Vergl. die das ähnliche Verhältniß der Form⸗ 
vorſchrift des $ 15 des Gen. Geſ. zu A. L. R. Thl. J Tit. 5 
SS 771 flg. betreffende Urtheil des R. G. I 458/99 vom 
17. Februar 1900. Vorliegend kommt nur das Erforderniß 
der Schriftform in Betracht. In dieſer Richtung entſpricht 
aber das Indoſſament den Anforderungen vollkommen, welche 
die Wechſelordnung aufſtellt, es iſt daher ein formgerechtes 
Indoſſament. Daß aber die in Rede ſtehende Porſchrift der 
Landgemeindeordnung wirklich eine die Form der urkundlichen 
Verpflichtung beſtimmende und daher für die Wechſelverpflichtung 
nicht anwendbare Vorſchrift iſt, und nicht die Handlungsfähigkeit 
der Landgemeinden oder ihrer geſetzlichen Vertreter beſchränkende 
Norm ſein will, wie man es zum Theil, wenn auch nicht ohne 
Widerſpruch, für die Beſtimmungen im A. L. R. Thl. I Tit. 5 
88 171 ff. über die ſchriftlichen Verträge der Blinden, Taub⸗ 
ſtummen und Analphabeten angenommen hat. — Entſch. des 
R. O. H. G. Bd. XVII S. 281 ff., Rehbein a. a. O. Note 25 
zu Art. 4, Staub a. a. O. § 8 zu Art. 94 — iſt nach Faſſung 
und ſachlichem Inhalte der Vorſchrift, welche die mündlich ab» 
geſchloſſenen Rechtsgeſchäfte gar nicht berührt, ebenfalls unzweifel⸗ 
haft. I. C. S. i. S. Markiwitz c. Dorfgemeinde Siemianowitz 
vom 23. November 1901, Nr. 243/1901 J. M. 


Zur Reform unſeres Strafenſyſtems. 


Von Rechtsanwalt Dr. Kempner in Breslau. 


Vor kurzem durchlief die Tagesblätter die Nachricht, daß 
das Reichsjuſtizamt eine Reform des Strafgeſetzbuchs plane, daß 
jedoch noch geraume Zeit vergehen werde, bis der neue Entwurf 
zur Vorlage komme. Soll damit angedeutet werden, daß das 
Strafenſyſtems des Strafgeſetzbuches gleichzeitig mit der Neu⸗ 
ordnung des geſammten Strafrechts einer Reviſion unterzogen 
werden, vorläufig aber alles beim Alten bleiben ſolle, ſo müßte 
hiergegen im Intereſſe der Rechtspflege Einſpruch erhoben werden. 

Schon ſeit Jahren verlangt die moderne Strafrechts⸗ 
wiſſenſchaft und namentlich die internationale kriminaliſtiſche 
Vereinigung die vollkommene Durchführung einer verſchiedenen 
Behandlung der Gewohnheits⸗ und Gelegenheitsverbrecher, in 
der Art, daß für die eriteren die Strafen verſchärft, für die 
letzteren herabgeſetzt werden. Seit Jahren gilt es als ſtatiſtiſch 
erwieſen, daß die Zahl der rückfälligen Verbrecher prozentual 
viel ſtärker zunimmt, als die Zahl der Delinquenten überhaupt 
und daß die kurzzeitigen Freiheitsſtrafen faſt wirkungslos und 
häufig inſofern ſchädlich find, als fie den Verurtheilten mit 
moraliſch völlig geſunkenen Perſonen in Berührung bringen 
und ihm den letzten Reſt des Ehrgefühls rauben. Auch die 
geſetzgebenden Körperſchaften unſerer Nachbarſtaaten haben ſich 
der Nothwendigkeit einer Reform des Strafenſyſtems in dieſem 
Sinne nicht verſchließen können. 

Am 26. Mai 1884 brachte Béranger im franzöfiihen 
Senat einen Geſetzentwurf ein, welcher in drei Theilen 
verlangte: 
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1. allmählich fortſchreitende Strafverſchärfung im Falle 
des Rückfalls, 

2. Schaffung von Beſſerungsanſtalten, 

3. Milderung der Strafe im Falle der erſten Ver⸗ 
urtheilung. 

Von dieſem großen Programme iſt jedoch nur der letzte 
Theil durchgeführt worden, hauptſächlich wohl deshalb, weil es 
noch immer nicht gelungen tft, den Begriff des „Gewohnheits— 
verbrechers“ zur allgemeinen Zufriedenheit zu definiren. Die 
Milderung der Strafe im Falle der erſten Verurtheilung, die zu 
dem bekannten franzöſiſchen Geſetze vom 26. März 1891, 
betreffend den bedingten Aufſchub der Straßvollſtreckung, führte, 
war inzwiſchen bereits in anderen Ländern, ſo in Belgien, Genf, 
Portugal, Maſſachuſetts, England und Neuenburg, allerdings in 
verſchiedener Weiſe, Geſetz geworden. 

In Deutſchland dagegen iſt das Strafenſyſtem ſeit dem 
Jahre 1871, der Einführung des Strafgeſetzbuches, unverändert 
geblieben. Abgeſehen von den Mitgliedern der internationalen, 
kriminaliſtiſchen Vereinigung hat ſich die Wiſſenſchaft im All⸗ 
gemeinen der ſogenannten „bedingten Verurtheilung“ gegenüber 
ablehnend verhalten. Man befürchtete, der Strafgeſetzgebung 
ihre Schärfe und Schneidigkeit zu nehmen, dem Verletzten die 
ſtrafrechtliche Genugthuung zu entziehen, und dem Verurtheilten 
einen der Gerechtigkeit nicht entſprechenden Straferlaß zu ge 
währen. Anders die Bundesregierungen. Dieſe wollten eines 
in den Nachbarſtaaten fo bewährten Mittels zur Bekämpfung 
des Rückfalls nicht entbehren und kamen zur Einführung der 
ſogenannten „bedingten Begnadigung“. 

In Folge von Allerhöchſten Erlaſſen findet ſeit 1896 
in allen Bundesſtaaten, mit Ausnahme von Sachſen⸗Weimar 
und den beiden Reuß, eine Ueberprüfung der Strafakten 
durch die Vollzugsbehörde daraufhin ſtatt, ob Verurtheilte 
ſich zur bedingten Begnadigung eignen. Nach Befund wird 
bei dem Juſtizminiſter ein Strafaufſchub beantragt und 
bewilligt. Führt ſich der Verurtheilte alsdann in einer 
beſtimmten Friſt, der ſogenannten Bewährungsfriſt, tadellos, 
fo erfolgt ſeine definitive Begnadigung. Die Begnadigungen 
haben bereits einen großen Umfang erreicht. Nach den 
dem Reichstage alljährlich überreichten Ergebniſſen wurde 
im Jahre 1899 7 000, im Jahre 1900 7176 und ſeit Ein- 
führung der bedingten Begnadigung 32 471 Perſonen, alſo 
durchſchnittlich pro Jahr 6041 Perſonen Strafaufſchub 
bewilligt. Von dieſen waren Ende 1900 14 209 Fälle noch in 
der Schwebe; von den zur Entſcheidung gelangten 17 765 
Fällen wurden 12 653 oder 71,2 Prozent definitiv begnadigt. 

Indeß die Begnadigung ſo vieler Perſonen und noch mehr 
die allgemein angeordnete Ueberprüfung der Akten erſcheint ſchon 
an ſich im Intereſſe der Rechtspflege bedenklich. So lange das 
Recht der Gnade ein ſeltenes, nur in beſonderen Fällen aus- 
geübtes Vorrecht der Krone iſt, kann es die Rechtspflege nicht 
beeinträchtigen; anders jedoch, wenn daſſelbe im weiteſten Maße 
und nach beſtimmten Regeln gewährt wird. Gerade dadurch 
verliert die Strafrechtspflege ihre Schärfe und Schneidigkeit, und 
was gegen die ſogenannte bedingte Verurtheilung von der 
deutſchen Wiſſenſchaft vorgebracht iſt, trifft zum Theil noch im 
verſtärkten Maße auf die bedingte Begnadigung zu. Das 
angeordnete Begnadigungsverfahren ſelbſt entbehrt ferner noth⸗ 
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logiſch, wie die „Warnung“ der Disziplinargeſetze, 
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gedrungen der Publizität. Dem Verurtheilten ſelbſt iſt nirgends 
Gelegenheit gegeben, ſich über die ſeine Führung betreffenden 
Berichte zu äußern, und wenn auch nicht einen Augenblick an 
der Gewiſſenhaftigkeit der Vollzugsbehörden und der ein« 
gezogenen Erkundigungen gezweifelt werden ſoll, ſo ſind bei 
dieſem Verfahren doch Irrthümer und Ungerechtigkeiten 
unvermeidlich. Die Hauptſache aber iſt und bleibt, daß der 
Sinn und die Bedeutung der in unſeren Nachbarſtaaten ein- 
geführten ſogenannten bedingten Verurtheilung oder richtiger 
des in Belgien und Frankreich eingeführten bedingten Aufſchubs 
der Strafvollſtreckung verkannt find. 

Es handelt ſich hier nicht um einen völligen Erlaß der 
Strafe, ſondern um eine Milderung derſelben im Falle der 
ſtraffreien Führung des Verurtheilten in der Bewährungsfriſt, 
in der Weiſe, daß in dieſem Falle an Stelle der Geld⸗ oder 
Gefängnißſtrafe eine „Ehrenſtrafe“ tritt. Denn wie namentlich 
der Aufſchub der Strafvollſtreckung in Frankreich geſetzlich ge- 
ordnet iſt, hat letzterer nicht bloß keinen Einfluß auf die Prozeß⸗ 
koſten und die Schadenserſatzanſprüche der Verletzten insbeſondere 
die Buße, ſondern die geſetzlichen Nebenſtrafen, wie Verluſt 
des Wahlrechts, der Fähigkeit zur Bekleidung von Aemtern und 
Vormundſchaften bleiben beſtehen, und ſelbſt im Falle der Be— 
währung während der fünfjährigen Friſt wird die Strafe im 
Strafregiſter nicht gelöſcht, während bei Nichtbewährung dieſelbe 
ohne Zuſammenrechnung mit der neu erkannten Strafe voll⸗ 
ſtreckt und bei Feſtſtellung des Rückfalls in Berechnung ge⸗ 
zogen wird. 

Dieſe drei Gründe erwecken den Wunsch auf baldige Be⸗ 
ſeitigung der bedingten Begnadigung und gleichzeitig auf Erſatz 
derſelben durch ein Geſetz, durch welches der Strafrichter er: 
mächtigt wird, die zu erkennende Geld- oder Freiheitsſtrafe 
durch eine der bedingten Verurtheilung entſprechende Ehren⸗ 
ſtrafe zu erſetzen. Schon an ſich iſt nicht abzuſehen, warum 
der Richter, der nach dem Strafgeſetzbuch nach ſeinem Ermeſſen 
die einfache Diebſtahlsſtrafe zwiſchen 1 Tag und fünf Jahren 
feſtzuſetzen hat, nicht befugt ſein ſoll, ſtatt auf 1 Tag Gefängniß 
auf eine Ehrenſtrafe zu erkennen. 

Zudem aber wird das gänzliche Fehlen einer Ehrenſtrafe 


als Hauptſtrafe für die Vergehen der Strafmündigen im 


deutſchen Strafgeſetzbuch als eine klaffende Lücke empfunden 

In Fällen, wo noch unbeſtrafte Perſonen trotz erwieſenen 
Irrthums über die kriminelle Strafbarkeit der Handlung zur 
Verantwortung gezogen werden, aber auch wo es ſich um Fahr— 
läſſigkeitssergehen handelt, bei denen dem Thäter nur ein 
geringes Verſchulden, wie Mangel an Geiſtesgegenwart zur 
Laſt fällt, und in ähnlichen Fällen erſtmaliger Verurtheilung 
ſcheinen mechaniſch wirkende Strafmittel, wie Geld- und Ge⸗ 
fängnißſtrafen, vielfach zu hart; hier ſcheint eine rein pſycho⸗ 
wirkende 
Strafe, die ſogenannte bedingte ee unſerer Nachbar⸗ 
ſtaaten, ausreichend. 

Endlich aber konnte nur ein Reichsgeſetz die durch die 
bedingte Begnadigung bereits wieder eingeriſſene und ſich bereit⸗ 
machende Verſchiedenheit der Rechtspflege in den einzelnen 
Bundesſtaaten beſeitigen. Wie die Sache jetzt liegt, werden in 
Preußen vorzugsweiſe Perſonen unter 18 Jahren, in den Hanfa- 
ſtädten dagegen ſtrafmündige bedingt begnadigt, in Preußen 
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ſollen nur Verurtheilungen bis zu 6 Monaten, in Bayern und 
Württemberg bis zu 3 Monaten berückſichtigt werden. 

Darum erſcheint die Reform unſeres Strafenſyſtems im 
Sinne der Einführung der bedingten Verurtheilung als eine 
dringliche Sache, die den maßgebenden Perſönlichkeiten hiermit 
ans Herz gelegt ſein möge. 


Von wem kaun nach den Beſtimmungen des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs der von einer Ehefrau 
angenommene Arzt Bezahlung ſeiner Honorar⸗ 
forderung verlangen? 
Von Rechtsanwalt Dr. Wittkowsky, Berlin. 


Die vorſtehende Frage iſt meines Erachtens von erheblicher 
praktiſcher Bedeutung. Das Weſen der ärztlichen Berufspflicht 
ſchließt völlig aus, daß der Arzt von dem heilungsbedürftigen 
Patienten einen Vorſchuß erfordert oder ſich vor Beginn ſeiner 
Thätigkeit über die Kreditverhältniſſe deſſelben erkundigt. Um⸗ 
ſomehr bedarf er des erforderlichen geſetzlichen Schutzes. Daß 
ihm ein ſolcher unter der Geltung des Allg. Landrechts in hin⸗ 
teichendem Maße gewährt worden wäre, kann nicht behauptet 
werden. Nehmen wir beiſpielsweiſe an, daß der Ehemann kein 
eingebrachtes Gut der Frau hinter ſich hat und zahlungsunfähig 
iſt, während die Ehefrau Vorbehaltsgut beſitzt bezw. ein eigenes 
Gewerbe betreibt und in den beſten wirthſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſen lebt. Ju einem ſolchen — beſonders in Großſtädten keines- 
wegs ſeltenen — Falle konnte der Arzt vor dem Jahre 1900 unter 
der Geltung des A. L. R. keine Befriedigung für ſeine Honorar⸗ 
forderung erlangen: die Zwangsvollſtreckung gegen den Ehemann 
war erfolglos; eine Klage gegen die Ehefrau mußte abgewieſen 
werden, weil der Vertrag zwiſchen ihr und dem Arzte nicht 
rückſichtlich des vorbehaltenen Vermögens bezw. des von der 
Ehefrau betriebenen eigenen Gewerbes geſchloſſen war (ſ. §§ 318ff., 
II, 1 A. L. R. und für märkiſches Recht: Marker Nachlaß— 
regulirung 1892 S. 295). 

Die Beſtimmungen des B. G. B. enthalten keine zweifeld- 
freie Antwort auf die geſtellte Frage. 

Nach § 1360 B. G. B. hat der Mann feiner Chefrau Unter: 
halt zu gewähren. Ob unter den Begriff „Unterhalt“ auch die 
Kurkoſten fallen, ſagt das Geſetz nicht und giebt an anderer 
Stelle noch zu folgendem Bedenken Anlaß: In den die Unter⸗ 
haltspflicht der Verwandten regelnden Vorſchriften findet 
ſich die Beſtimmung, daß der Unterhalt den „geſammten Lebens⸗ 
bedarf“ umfaßt. ($ 1610 Abi. 2.) Während alſo hier der 
Inbegriff deſſen, was zum Unterhalt gehört, jedeufalls bezüglich 
der Pflicht zur Tragung der Kurkoſten klargeſtellt iſt, hat der 
Geſetzgeber dies im Falle des § 1360 nicht bloß unterlaſſen, 
ſondern im Abſ. 3 deſſelben hinzugefügt: „die für die Unter⸗ 
haltspflicht der Verwandten geltenden Vorſchriften der 
§§ 1605, 1613 bis 1615 finden entſprechende Anwendung“. 
Der citirte $ 1610 Abſ. 2 wird alſo nicht für anwendbar er⸗ 
klärt, und man müßte deshalb mit Rückſicht auf die präciſe 
Art der Verweiſungen im B. G. B. folgern, daß der Umfang 
des durch § 1360 gegebenen Uuterhaltsanſpruchs ein anderer 
iſt, als im Falle des §S 1610 Abſ. 2. Es mag an dieſer 
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Stelle noch darauf hingewieſen werden, daß entgegen bisherigen 
geſetzlichen Beſtimmungen (3. B. § 187, II, 1 A. L. R.) die 
Verpflichtung des Ehemanns, die die Ehefrau betreffenden 
Prozeßkoſten zu tragen (ſoweit eine ſolche nach B. G. B. noch 
beſteht), auch nicht mehr aus der Pflicht zum Unterhalte ent⸗ 
ſpringt, ſondern eine Folge des Güterſtandet iſt. 

Für die hier in Betracht kommende Frage der Kurkoſten 
bleibt indeſſen Folgendes eutſcheidend. In den Motiven zum 
erſten Entwurfe (Bd. IV S. 124) heißt es: „daß der Ehemann 
auf Grund feiner Uuterhaltspflicht die Krankheits⸗ und Kur⸗ 
fojten gegenüber der Ehefrau zu beſtreiten hat, iſt 
als ſelbſtoerſtändlich zu erachten und braucht deshalb nicht be⸗ 
ſonders hervorgehoben zu werden“. Wohl lediglich aus dieſem 
Grunde haben weder der § 1280 des erſten Entwurfes noch die 
entſprechenden Paragraphen der weiteren Eutwürfe die mit 
§ 1610 Abſ. 2 B. G. B. gleichlautende Beſtimmung aus⸗ 
drücklich für anwendbar erklärt. Da aber bei den ſpäteren Be⸗ 
rathungen eine anderweite Auffaſſung als die in den Motiven 
angegebene nicht hervorgetreten iſt, ſo darf man ohne Weiteres 
annehmen, daß der Ehemann gegenüber ſeiner Frau auch 
die durch Krankheit der letzteren entſtehenden Kurkoſten zu 
tragen hat. 

Andererſeits iſt es zweifellos, daß der § 1360 lediglich die 
Rechte und Pflichten der Ehegatten gegen einander regelt. 
Einem Dritten ſteht keine Klage aus dieſem Paragraphen zu. 

Es fragt ſich demnach: auf Grund welcher geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen kann der von der Ehefrau angenommene Arzt Be⸗ 
zahlung ſeiner Honorarforderung verlangen 

1. Gegenüber dem Ehemann? In den Motiven 
(Bd. IV S. 122) wird ausgeführt: „ob und inwieweit der Ehe⸗ 
mann auf Grund der ihm gegenüber der Ehefrau obliegenden 
Unterhaltspflicht von Dritten unmittelbar in Anſpruch ge⸗ 
nommen werden kann, richtet ſich nach den allgemeinen Grund- 
ſätzen, namentlich den Vorſchriften über die Geſchäftsführung 
ohne Auftrag“. Dieſe letzteren Beſtimmungen ($$ 677 ff. B. G. B.) 
ſind indeſſen meines Erachtens auf die Thätigkeit des Arztes 
und ſeine aus derſelben entſpringende Honorarforderung un⸗ 
anwendbar. Der § 677 begreift nach Wortlaut und Siun nur 
ein ſolches Geſchäft, welches der Geſchäftsherr ſelbſt vornehmen 
konnte, aber nicht vorgenommen hat, und welches nun ein an- 
derer für ihn ausführt. Danach beſorgt alſo der Arzt, 
welcher die Ehefrau behandelt, zweifellos kein Geſchäft „für“ 
den Ehemann; der Arzt hat überhaupt in jedem einzelnen Falle 
gar nicht die Abſicht, „für einen anderen“ thätig ſein zu wollen. 
Ebenſo fehlt das weitere Erforderniß des $ 677, daß das Ge- 
ſchäft „mit Rückſicht auf den wirklichen oder muthmaßlichen 
Willen“ des Geſchäftsherrn auszuführen iſt, denn der Arzt hat 
lediglich nach pflichtgemäßem Ermeſſen zu handeln. 

Von einer Geſchäftsführung ohne Auftrag kann alſo keine 
Rede fein; und es bedarf deshalb auch keiner weiteren Erörte⸗ 
rung der Frage, ob etwa § 679 anwendbar wäre. 

Ebenſowenig läßt ſich eine Haftbarmachung des Ehemannes 
aus den Beſtimmungen des § 1357 über die ſogenannte 
„Schlüſſelgewalt“ der Ehefrau herleiteu. Wollte man ſelbſt 
annehmen, daß die Zuziehung eines Arztes in den „häuslichen 
Wirkungskreis“ der Frau fällt, jo fehlt meines Erachtens ein 
anderes Thatbeſtandsmoment des 8 1357. Die Ehefrau, welche 
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ſich in die Behandlung eines Arztes begiebt, beſorgt nicht „ein 
Geſchäft des Mannes für ihn“, wie § 1357 vorſchreibt, ſondern 
ein eigenes. Ihr allein ſteht das Recht zu, darüber zu be- 
finden, welchem Arzte ſie ſich anvertrauen will; es iſt dies keine 
„das gemeinſchaftliche eheliche Leben betreffende Angelegen⸗ 
heit“ (§ 1354), in welcher der Mann zu entſcheiden hat; er 
kann nicht beſtimmen, daß die Frau ſich von einem beſtimmten 
Arzt behandeln laſſe. - 

Auch in dem weiter möglichen Falle, daß die Ehefrau den 
Arzt zu ihrem erkrankten minderjährigen Kinde rufen läßt, ſind 
die SS 1356, 1357 unanwendbar. Die Pflicht der Frau, den 
Arzt zu ihrem Kinde kommen zu laſſen, entſpringt nicht aus der 
ihr geſtellten Aufgabe, „das gemeinſchaftliche Hausweſen zu 
leiten“ (§ 1356), ſondern lediglich aus der Vorſchrift des 
§ 1634, laut welcher fie (neben dem Ehemann) gehalten iſt, 
für die Perſon des Kindes zu ſorgen; mit anderen Worten, 
ihre Pflicht, den Arzt rufen zu laſſen, beruht nicht auf ihrer 
Stellung als Ehefrau, ſondern als Mutter. 

Soweit ich nach alledem überſehen kann, hat der von der 
Ehefrau angenommene Arzt gegen den Ehemann lediglich die 
Klage aus den §§ 812, 818 Abſ. 2 wegen ungerechtfer⸗ 
tigter Bereicherung. Der Ehemann erlangt durch die 
Thätigkeit des Arztes dadurch etwas ohne Rechtsgrund, daß er 
Aufwendungen erſpart, zu welchen er verpflichtet iſt, und, da 
er zur Herausgabe wegen der Beſchaffenheit des Erlangten nicht 
im Stande, fo muß er den Werth der ärztlichen Leiſtung er- 
ſetzen. (§ 818 Abſ. 2.) 

2. Was den Anſpruch gegenüber der Ehefrau betrifft, 
ſo wird dieſelbe durch den mit dem Arzte geſchloſſenen Vertrag 
gemäß § 1399, Abſ. 1 B. G. B. verpflichtet. Der Arzt kann 
alſo die Forderung gegen die Ehefrau einklagen und in deren 
Vorbehaltsgut vollſtrecken. Eine Vollſtreckung in das ein⸗ 
gebrachte Gut iſt nur zuläſſig, wenn der Ehemann der An⸗ 
nahme des Arztes zugeſtimmt hat (§ 1399, Abſ. 2, 182 ff.). 

Nach den vorſtehenden Ausführungen läßt ſich der Anſpruch 
gegen beide Ehegatten mit Erfolg durchführen, ein Ergebniß, 
welches gegenüber den Beſtimmungen des A. L. R. als ein 
Fortſchritt zu bezeichnen iſt. 


Briefkaſten. 
Verantwortlich: Magen dantz. Rechtsanwalt am Landgericht I, 
Berlin, Kochſtraße 56. 

Herrn R.⸗A. Dr. K. in B. 

Iſt die Verbindung der Beſitz⸗ und der Eigenthumsklage 
als unzuläſſig zu bezeichnen, wenn die Klage vor dem 
1. Jauuar 1900 angeſtellt iſt, aber erſt nach dieſem 
Zeitpunkt zur Verhandlung gelangt? 

Die Frage iſt unſeres Erachtens zu verneinen. Das in 
Abſatz 2 des § 232 C. P. O. alter Faſſung enthaltene Verbot 
der Verbindung der Beſitz⸗ und Eigenthumsklage iſt in die 
neue Faſſung der Cioilprozeßordnung nicht übergegangen, hat 
alſo mit dem 1. Januar 1900 ſeine Gültigkeit verloren. Die 
Beſtimmung enthielt eine Vorſchrift über das Verfahren. Der- 
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artige Vorſchriften, alſo auch Aenderungen ſolcher Vorſchriften 
find regelmäßig auch auf die zur Zeit des Inkrafttretens an⸗ 
hängigen Rechtsſtreitigkeiten anzuwenden. Die Aufhebung des 
Verbots mußte deshalb auch in allen am 1. Januar 1900 an⸗ 
hängigen, derartigen Prozeſſen beachtet werden. 


Perſonal⸗ Veränderungen. 
Löſchungen. 

Rechtsanwalt Ehrenberg beim Amtsgericht Brandenburg, 
— Rechtsanwalt Georg Andres beim Amtsgericht Ebern; — 
Rechtsanwalt Heinrich Schmidt beim Landgericht Fürth; — 
Rechtsanwalt Dr. Siegfried Heidenfeld beim Landgericht I 
Berlin; — Rechtsanwalt Friedrich Krüpfgantz beim Amts- 
gericht II Berlin; — Rechtsanwalt Dr. Möhring beim Ober⸗ 
landesgericht Stettin; — Rechtsanwalt Michael Dechant beim 
Landgericht Bamberg; — Rechtsanwalt Dr. Hermann Cohen 
beim Landgericht Hof; — Rechtsanwalt Adolf Korgendorfer 
beim Landgericht München I; — Rechtsanwalt Pulſt beim 
Amtsgericht Lüchow; — Rechtsanwalt und Königl. Advokat 
Klemens Steyrer beim Amtsgericht Miesbach; — Geheimer 
Juſtizrath Dr. Hermann Weber, Rechtsanwalt beim Land- 
gericht Darmſtadt und beim Amtsgericht Offenbach a. Main; 
— Rechtsanwalt Dr. Franz Kemmer beim Amtsgericht 
Ludwigshafen a. Rh.; — Rechtsanwalt Dr. Rheinhard 
beim Amtsgericht Waiblingen und beim Landgericht Stutt— 
gart; — Rechtsanwalt Karl Hattemer beim Amtsgericht 
Arnstorf; — Rechtsanwalt Dr. Lenders beim Amtsgericht 
und beim Landgericht Aachen. 


Ernennungen. 


Zu Notaren wurden ernaunt; Rechtsanwalt Brandt in 
Luckenwalde; — Rechtsanwalt Hevendehl in Buer; — Rechts— 
anwalt Gallien in Heilsberg; — Rechtsanwalt Cohn in 
Oppeln; — Rechtsanwalt Dr. Heidenfeld zu Rotenburg a. F.; 
— Juſtizrath Avenarius in Hirſchberg; — Rechtsanwalt 
Paul Ohm in Bottrop; — Rechtsanwalt Richard Heck in 
Königsberg i.) Pr.); — Rechtsanwalt Garbe in Eiubeck; — 
Rechtsauwälte Blume, Graſſo, Kolſen und Fleiſchmann 
in Berlin. 


Todesfälle. 


Rechtsanwalt Weber in Lützen; — Rechtsanwalt Iſak 
Rein in München; — Rechtsanwalt Wilhelm Kufferath in 
Düren; — Rechtsanwalt Adolf Bohnenberger in Tübingen; 
— Juſtizrath Rudolf Maul, Rechtsanwalt in Weida; — Juſtiz⸗ 
rath Julius Friedmann, Rechtsanwalt in Gera; — Rechts— 
anwalt Eruſt Rothenbach in Naumburg a. S.; — Rechts— 
anwalt Joſef Schärringer in Straubing; — Rechtsanwalt 
Dr. Hermann Haſſelbach in Wiesbaden; — Rechtsanwalt 
und Notar Otto Rieck in Berlin; — Rechtsanwalt und Notar 
Tripmacker in Göttingen; — Rechtsanwalt Bongartz in 
Bonn; — Juſtizrath Franz Kramer, Rechtsanwalt in Düſſeldorf; 
— Juſtizrath Dr. von Plucinski in Liſſa i./P. 
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Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


Die Erben des Herrn Geheimen Inſtizrath Mecke 
haben der Hülfskaſſe im Andenken an deren verſtorbenen 
Begründer 3000 Mark geſchenkt; ihnen iſt der herzlichſte 
Dank ausgeſprochen worden. 


Die Anwaltskammern im Bezirke der Oberlandesgerichte 
zu Marienwerder und Oldenburg haben der Kaſſe abermals 
Beihülfen, und zwar Marienwerder 1500 Mark und Olden⸗ 
burg 500 Mark, gewährt. Den Kammern und ihren Vor⸗ 
ſtänden iſt für die reichen Beihülfen der aufrichtigſte Dank 
ausgeſprochen. 


Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die vom 11. bis 31. Januar 1902 aus⸗ 
gefertigten Erkenntniſſe. 

I. Die Reichsjnuſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeßordnung. 

1. 88 33, 38, 39. 

Dahingeſtellt bleiben kann es, ob hier zwiſchen Klage und 
Widerklage der in Nr. 33 Abſ. 1 der C. P. O. vorausgeſetzte 
Zuſammenhang beſteht. Denn im Anſchluſſe an die in Bd. 46 
S. 424 fg. mitgetheilte Entſcheidung des VI. C. S. nimmt der 
erkennende Senat an, daß für Widerklagen neben dem in $ 33 
Abſ. 1 der C. P. O. geordneten geſetzlichen Gerichtsſtande des 
Zuſammenhanges auch der in 88 38, 39 bezeichnete verein⸗ 
barte Gerichtsſtand eröffnet iſt, der hier dem Beklagten zu 
ſtatten kommt, weil die Kl. auf die Widerklage ſich eingelaſſen 
hat, ohne die Unzuſtändigkeit des Gerichts zu rügen. VII. C. S. 
i. S. Holzinduſtrie, G. m. b. H. c. Konkurs der Kommandit- 
geſellſchaft Kleinſchmidt & Co. vom 7. Januar 1902, 
Nr. 352/1901 VII. 

2. 88 66— 71. 

Für zuläſſig hätte das O. L. G. die ſofortige Beſchwerde 
der Südafrikaniſchen Republik nur halten dürfen, ſoweit fie 
gegen deren eigene Verurtheilung zur Koſtentragung ſich 
richtet. Die den Dr. W. betreffende Entſcheidung anzufechten, 
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war ſie nicht berechtigt. Dieſe Entſcheidung beruht auf der 
Annahme, daß Dr. W. falsus procurator ſei, der ſich über 
ſeine Berechtigung zu dem Widerſpruche gegen die einſtweilige 
Verfügung nicht gehörig habe ausweiſen können. Folgt man 
dieſer Auffaffung, jo ſtand auch nur er der Ausbringerin der 
einſtweiligen Verfügung als Streitender gegenüber und die im 
Verhältniſſe dieſer Streittheile zu einander ergangene Ent⸗ 
ſcheidung berührt formell die Republik nicht, die ihr als Dritter 
gegenüberſteht. — Nun war es freilich der Zweck ihres Rechts⸗ 
mittels, die Unrichtigkeit des vom I. R. eingenommenen Stand⸗ 
punktes darzulegen. Es ſollte nachgewieſen werden, daß eine 
gültige Vollmacht vorliege und daher die Republik ſelbſt am 
Prozeſſe betheiligt ſei. Allein wirkſam geltend machen konnte 
dies alles nur Dr. W., und zwar, weil nur gegen ihn die 
angefochtene Entſcheidung ſich richtet. Rechtsmittel einlegen 
kann aber nicht jeder Dritte, auch wenn er ein Intereſſe am 
Ausgange der Sache hat. Eine Parteibetheiligung Dritter 
am Rechtsſtreite iſt nur möglich, wenn ſie in den Formen der 
Nebenintervention (§§ 66—71 der C. P. O.) ſich vollzieht oder 
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bezeichneten Vorausſetzungen vorliegen. VII. C. S. Beſchluß 


i. S. Allianz c. Südafrikaniſche Republik vom 28. Dezember 1901, 


B Nr. 159/1901 VII. 

3. § 91. 

Das O. L. G. zu Cöln hatte durch Beſchluß vom 
4. Dezember 1901 den für die Vertretung der Kl. in 
den auswärtigen Beweisterminen feſtgeſetzten Betrag von 
164,25 Mark geſtrichen. Hierbei iſt es unter Bezugnahme 
auf Entſcheidungen des R. G. (Juriſtiſche Wochenſchrift 1895 
S. 481 und 1897 S. 78) davon ausgegangen, daß die 
Erſtattungspflicht dieſes Betrages von der Prüfung der 
Frage abhängig ſei, ob nach den gegebenen Verhältniſſen die 
Wahrnehmung der Termine zur zweckentſprechenden Rechts- 
verfolgung nothwendig geweſen ſei. Dieſe Nothwendigkeit 
ſei aber bei der Einfachheit der Beweisthemata zu verneinen. 
Der II. C. S. war geneigt, aus dem in dem Beſchluſſe des 
O. L. G. angeführten Grunde die Beſchwerde zurückzuweiſen; 
er hat ſich jedoch an einer Entſcheidung in dieſem Sinne be⸗ 
hindert geſehen, weil eine grundſätzliche Verſchiedenheit der Auf⸗ 
fafſung in der Rechtſprechung der Senate des R. G. über 
die Frage beſteht, ob in dem Falle, daß der prozeßbevoll⸗ 
mächtigte Rechtsanwalt ſich bei Wahrnehmung eines aus⸗ 
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wärtigen Beweistermins durch einen ſubſtituirten Rechtsanwalt 
vertreten läßt, für die Erſtattungspflicht der durch die Wahr⸗ 
nehmung des Termins ſeitens des ſubſtituirten Rechtsanwalts 
erwachſenen Koſten, ſoweit ſie die Reiſekoſten und Diäten des 
Prozeßbevollmächtigten nicht überſteigen, es überhaupt auf die 
Umſtände des Falles, insbeſondere auf die Einfachheit der Sache 
ankommen kann, oder ob die Koſten in jedem Falle, gleichviel 
ob die Sache einfach oder ſchwierig iſt, von dem in die Koſten 
verurtheilten Gegner erſtattet werden müſſen. Für die Auf- 
faffung, daß es auf eine Prüfung der Umſtände des Falles 
ankommt, laſſen fich folgende Entſcheidungen anführen: 1. des 
III. C. S. (Juriſt. Wochenſchr. 1889 S. 40 Nr. 2); 2. des 
II. C. S. (Juriſt. Wochenſchr. 1895 S. 481 Nr. 17); des 
VI. C. S. (Juriſt. Wochenſchr. 1895 S. 262 Nr. 3; 1897 
S. 78 Nr. 5; R. G.⸗Entſch. Bd. 21 S. 407; vergl. auch 
R. G.⸗Entſch. Bd. 26 S. 377). 4. Von derſelben Anſicht 
ſcheint auch der VII. Senat in der Entſcheidung (Juriſt. 
Wochenſchr. 1899 S. 815 Nr. 11) ausgegangen zu ſein. Für 
die gegentheilige Auffaſſung find folgende Entſcheidungen anzu⸗ 
führen: 1. des V. Senats, Juriſt. Wochenſchr. 1890 S. 116 
Nr. 17, 1893 S. 564 Nr. 27, 1895 S. 262 Nr. 2, 1895 
S. 384 Nr. 23; 2. des VI. Senats, Juriſt. Wochenſchr. 1892 
S. 235 Nr. 1; 3. des I. Senats, Juriſt. Wochenſchr. 1896 
S. 5 Nr. 2 und S. 250 Nr. 28, 1897 S. 447 Nr. 4; 
4. des IV. Senats, Juriſt. Wochenſchr. 1898 S. 659 Nr. 8. 
Ohne in Widerſtreit mit den Entſcheidungen anderer Senate zu 
gerathen, ſah ſich ſomit der II. Senat nicht in der Lage, die 
Beſchwerde zurückzuweiſen, weil eine Vertretung der Kl. mit 
Rückſicht auf die Einfachheit der Sache zur zweckentſprechenden 
Rechtsverfolgung nicht nothwendig geweſen ſei. Andererſeits iſt 
er ebenſo wenig in der Lage, der Beſchwerde mit der Be⸗ 
gründung ſtattzugeben, daß die Koſten ohne Rückſicht auf die 
Einfachheit der Sache zu erſtatten ſeien. Der II. C. S. hat 
daher auf Grund des § 137 G. V. G. beſchloſſen, über 
folgende Rechtsfrage die Entſcheidung der Vereinigten C. S. 
einzuholen: Sind die Gebühren eines ſubſtituirten Rechts- 
anwalts für Vertretung einer Partei in einem auswärtigen 
Beweistermine, inſoweit ſie die Reiſekoſten und Diäten des Prozeß⸗ 
bevollmächtigten nicht überſteigen, in jedem Falle — gleichviel 
ob die Sache einfach oder ſchwierig iſt, — von dem in die 
Prozeßkoſten verurtheilten Gegner zu erſtatten? — II. C. S. 
Beſchluß i. S. Reichſtein e. Weber vom 10. Januar 1902, 
Nr. 1/1902 Il B. 

4. 88 99, 330. 

Die Allianz erachtet ſich dadurch für beſchwert, daß das 
Rechtsmittel der Südafrikaniſchen Republik überhaupt Beachtung 
gefunden habe, weil ihr gegenüber die landgerichtliche Ent⸗ 
ſcheidung als ein Verſäumnißurtheil ſich darſtelle, das nur im 
Wege des Einſpruchs hätte beſeitigt werden können. In 
dieſer Auffaſſung kann der Beſchwerdeführerin nicht beigetreten 
werden. Vom Standpunkte des I. R. aus war das Wider⸗ 
ſpruchsverfahren von einem unlegitimirten Vertreter eingeleitet. 
Die Südafrikaniſche Republik alſo — obwohl ihr Koſten auf⸗ 
erlegt wurden, betrachtete der I. R. nicht als ausgeblieben, 
ſondern als nicht am Prozeſſe betheiligt. Dann aber 
konnte er auch nicht daran denken, ein Verſäumnißurtheil gegen 
fie zu erlaſſen, an deſſen Vorausſetzungen (8 330 der C. P. O.) 
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es ganz und gar fehlte. Man muß vielmehr annehmen, daß 
er eine endgültige Entſcheidung treffen wollte, die, weil ſie nur 
den Koſtenpunkt betrifft, der ſofortigen Beſchwerde gemäß § 99 
Abſ. 3 der C. P. O. unterlag. VII. C. S. Beſchluß i. S. Allianz 
c. Südafrikaniſche Republik vom 28. Dezember 1901, 
B Nr. 159/1901 VI. 

5. 88 99, 567, 568. 

Was die Berechnung der Beſchwerdeſumme im Sinne der 
58 567 Abſ. 2 und 568 Abſ. 3 C. P. O. betrifft, welche 
beide Beſtimmungen auch auf die gemäß § 99 Abſ. 3 C. P. O. 
über die Prozeßkoſten erlaſſenen Entſcheidungen Anwendung zu 
finden haben (Beſchluß des II. C. S. des R. G. vom 6. Juli 
1900, Juriſtiſche Wochenſchrift 1900 S. 647), jo find hierbei 
nicht nur die Koſten des Beſchwerdeverfahrens außer Berück⸗ 
fichtigung zu laſſen (vergl. die vorſtehend citirte Entſch.), ſondern 
es find auch — in Uebereinſtimmung mit der Anficht der O. L. G. 
Jena und Hamburg, Seufferts Archiv Bd. 42 Nr. 148, Bd. 43 
Nr. 295 und in Einklang mit den Gründen des angeführten 
reichsgerichtlichen Beſchluſſes, — von den Koſten der I. J. nur 
diejenigen hiebei in Anſatz zu bringen, welche bis zur Erledi⸗ 
gung der Hauptſache entſtanden find. Beſchluß des VII. C. S. 
i. S. Tſchirner e. Roſenblatt vom 28. Dezember 1901, 
Nr. 147/1901 VII B. 

6. 8 99. 

Dem O. L. G. iſt zum mindeſten darin beizutreten, daß 
in einem Beſchwerdeverfahren nach Maßgabe des § 99 Abi. 3 
C. P. O. die Auferlegung eines richterlichen Eides für ſtatthaft 
zu erachten iſt; denn dieſes Verfahren ſteht ſachlich mit dem⸗ 
jenigen, welches durch ein Urtheil abſchließt, auf völlig gleicher 
Stufe. Beſchluß des VII. C. S. i. S. Tſchirner e. Rofen- 
blatt vom 28. Dezember 1901, Nr. 147/1901 VII B. 

7. 8$ 112, 113, 275, 303, 304, 567. 

Allerdings iſt das Verfahren des L. G. darin inkorrekt, daß 
es ſeine Anordnung über Friſt und Hoͤhe der vom Kl. wegen 
Anfechtung des Beſchluſſes einer Generalverſammlung zu leiſten⸗ 
den Sicherheit in Form des Beſchluſſes erlaſſen hat. Wenn 
auch § 272 Abi. 3 des H. G. B. die Beſtimmung des alten 
Art. 1908 Abſ. 3 Satz 2, Art. 222 des Allgemeinen Deutſchen 
Handelsgeſetzbuchs nicht wiederholt, daß das Verlangen nach 
Sicherheitsleiſtung als prozeßhindernde Einrede geltend zu 
machen ſei und deshalb die nur für prozeßhindernde Einreden 
gegebenen Vorſchriften des § 275 (alt 248) der C. P. O. keine 
Anwendung zu finden haben, ſo verweiſt doch das H. G. B. 
a. a. O. für die Feſtſetzung der Friſt zur Sicherheitsleiſtung und 
für die Folgen der Verſäumung dieſer Friſt auf die entſprechen⸗ 
den Beſtimmungen der C. P. O. Dadurch wird § 113 der 
C. P. O. anwendbar und es folgt daraus, daß die Entſcheidung 
über das Sicherheitsverlangen nur auf Grund mündlicher Ver⸗ 
handlung ergehen kann und daß demgemäß, wenn es bei Streit 
der Parteien der gerichtlichen Entſcheidung überhaupt bedarf, 
dieſe als Entſcheidung über einen Zwiſchenſtreit prozeßordnungs⸗ 
mäßig in Form eines Zwiſchenurtheils erfolgen muß, während 
die Form des Beſchluſſes nur dann ausreicht, wenn beim Ein⸗ 
verſtändniß der Parteien über die Verpflichtung zur Sicherheits- 
leiſtung und über die Höhe der Sicherheit eine Entſcheidung 
des Gerichts nicht erforderlich iſt und nur die Beſtimmung der 
Friſt noch übrig bleibt (Seuffert Kommentar VIII. Aufl. zu 


XXXI. Jahrgang. 


§ 113 Note 1 [S. 185 Bd. IJ, Gaupp⸗Stein IV. Aufl. zu 
$ 112 unter I [S. 300], Peterſen⸗Anger IV. Aufl. zu § 113 
Note 1 [S. 291], Note 5 [S. 293 Bd. II). Der Umſtand, 
daß bei der Sicherheitsleiſtung aus $ 272 Abſ. 3 des H. G. B. 
das Gericht, nicht nur, wie bei der Sicherheitsleiſtung für die 
Prozeßkoſten, die Höhe der Sicherheit nach freiem Ermeſſen 
feſtſetzt (§ 112 Abſ. 1 der C. P. O.), ſondern in der An⸗ 
ordnung ſelbſt, im Gegenſatze zu der früheren Beſtimmung des 
Art. 1902 Abſ. 3 Satz 1 des Allgemeinen Deutſchen Handels⸗ 
geſetzbuchs freier geſtellt iſt („kann“ anordnen), rechtfertigt nicht 
eine Abweichung von dieſem Ergebniß, über deren Geſtaltung 
es auch an jedem ficheren Anhalte fehlen würde; denn immer 
ſteht auch ſo eine Entſcheidung des Gerichts über das von 
einer Partei geſtellte, von der anderen beſtrittene Sicherheits 
verlangen in Frage. Das Zwiſchenurtheil, welches auf Grund 
des § 272 Abi. 3 des H. G. B. über die Verpflichtung zur 
Sicherheitsleiſtung und die Höhe der zu leiſtenden Sicherheit 
ergeht, würde aber ein gewöhnliches Zwiſchenurtheil gemäß 
§ 303 der C. P. O. und als ſolches mit keinen Rechtsmitteln, 
auch nicht mit der Beſchwerde, anfechtbar ſein. Wenn bei 
korrektem Verfahren das L. G. ſeine Anordnung als Zwiſchen⸗ 
urtheil erlaſſen hätte, ſo würde daher der Kl., wie das Kammer⸗ 
gericht zutreffend angenommen hat, einer für ſich unanfechtbaren 
Entſcheidung gegenüber geſtanden haben, er würde feine Be 
ſchwerden erſt mit dem demnächſt gegen das Endurtheil ein⸗ 
zulegenden Rechtsmittel geltend machen können. Die erlaſſene 
Anordnung wird auch nicht dadurch der Beſchwerde zugänglich, 
daß ſie in Form eines Beſchluſſes ergangen iſt. Eine Be⸗ 
ſtimmung dahin, daß jeder Beſchluß ſchon aus dem Grunde 
der Beſchwerde unterliege, weil eine andere Form der Ent⸗ 
ſcheidung geboten war, enthält die C. P. O. nicht und es 
kommt auch im vorliegenden Falle, bei der Unanfechtbarkeit des 
Zwiſchenurtheils, der vom R. G. mit Bezug auf die Anfecht⸗ 
barkeit der Zwiſchenurtheile nach 88 303, 304 der C. P. O. 
verwerthete Grundſatz nicht in Frage, daß es nicht vom Belieben 
des Inſtanzrichters abhänge, durch die unrichtige Form der 
Entſcheidung die Anfechtbarkeit aus zuſchließen (vergl. 
Entſch. in Civilſachen Bd. 39 S. 389 ff.). Die Zu⸗ 
läſſigkeit der Beſchwerde beſtimmt ſich deshalb lediglich nach 
8 567 der C. P. O. und iſt, da ein in der C. P. O. vor 
geſehener beſonderer Fall nicht vorliegt, dadurch bedingt, daß 
der angefochtene Beſchluß als eine Entſcheidung anzuſehen wäre, 
welche eine vorgängige mündliche Verhandlung nicht erfordert 
und ein das Verfahren betreffendes Geſuch zurückweiſt. Mit 
Recht hat das Kammergericht das Vorhandenſein dieſer Voraus⸗ 
ſetzungen vermißt. Der Kl. meint zwar, die Zurückweiſung 
eines das Verfahren betreffenden Geſuchs ſei gegeben, weil der 
Erlaß eines Beſchluſſes die Zurückweiſung des Antrags auf 
Erlaß eines Zwiſchenurtheils enthalte und in dem Beſtreiten 
des Sicherheitsverlangens, wenn auch nicht ausdrücklich, doch 
ſtillſchweigend der Antrag auf Erlaß der Entſcheidung in der 
prozeßordnungsmäßig gebotenen Form müſſe gefunden werden. 
Das Kammergericht macht demgegenüber geltend, daß die Form 
der Entſcheidung nicht von den Parteianträgen abhänge, ſondern 
im Geſetze begründet ſei. Das kann dahingeſtellt bleiben und 
auch dahin geſtellt, ob der bloße Widerſpruch des Kl. gegen das 
Sicherheitsverlangen in dem von ihm behaupteten Sinne könnte 
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verftanden werden. Denn jedenfalls würde es an der weiteren 
Vorausſetzung fehlen, daß es ſich um ein Geſuch handelte, 
welches eine vorgängige mündliche Verhandlung nicht erforderte. 
Die beiläufige Bemerkung in dem Bd. XXXIII S. 431/432 
der Entſch. in Civilſachen veröffentlichten Beſchluſſe vom 
26. September 1894 (I B 66/94), daß bei Ablehnung des 
ausdrücklich auf Erlaſſung eines Zwiſchenurtheils gerichteten 
Antrages die Beſchwerde ſtatthaft ſein würde, hält der Senat 
nicht aufrecht. Beſchluß des I. C. S. i. S. Lindner c. Aktien ⸗ 
geſellſchaft für Grundbefitz und Hypothekenverkehr vom 28. De⸗ 
zember 1901, Nr. 92/1901 B I. 

8. 8 137. 

Für den B. R. konnte es ſich nur noch fragen, wie groß 
der Waſſerverbrauch der Waſſerkunſt in deren früherem Zuſtande 
geweſen ſei, ob ſie jetzt mehr Waſſer verbrauche und ob dadurch 
bei normalem Waſſerſtande der Betrieb der Mühle mit 3 Gängen 
beeinträchtigt werde. In dieſen Punkten iſt er zu ſolgendem 
Ergebniß gelangt. Auf Grund der Beweiserhebung ſei für 
erwieſen zu erachten, 1) daß vor der Veränderung von 1897 die 
lichte Durchflußhöhe der Schleuſe 3 cm betragen habe, 2) daß 
unmittelbar nach der Veränderung zwar die Schleuſe bis auf 
5 em, jpäter aber (nach vorgenommenen Verbeſſerungen) nur 
ganz unbedeutend höher als früher gezogen worden ſei, 3) daß 
bei 3 em Durchfluß und einem niedrigen Waſſerſtande von 
15 em im Kanal noch 22 1 in der Minute auf den Gutshof 
gepumpt würden und die Mühle Waſſer für 3 Gänge habe, 
wobei in der Sekunde 67 1 durch die Schleuſe geſtrömt ſeien, 
die ſich bei 3, 4 em Durchflußhöhe auf 72 1 und bei 5 em 
auf 85 1 erhöht hätten, ſowie 4) daß bei einer erheblichen Er- 
höhung des Durchfluſſes über 3 cm eine Beeinträchtigung des 
Mühlenbetriebs durch Rückſtau eintrete. Hiernach dürfe fo viel 
als ſicher gelten, daß bei normalem Waſſerſtand 3 em lichte 
Durchflußhöhe jetzt wie früher zum Betriebe der Waſſerkunſt 
genügten, trotz deren jetziger größerer Waſſerförderung auf den 
Gutshof. Dieſe Durchflußhöhe ſei daher bei normalem, das iſt 
mittlerem und reichlichem Waſſerſtande, als Grenze für die 
Waſſerentnahme des Ritterguts feſtzuſetzen, wobei dem Kläger 
jedoch zu geſtatten ſei, die Schleuſe dann vorübergehend höher 
zu ziehen, wenn es nöthig ſei, um die Waſſerkunſt überhaupt 
betreiben zu können. Mit dieſem Befunde deckt ſich erſichtlich 
keiner der Parteianträge, weder der der Klage noch der der 
Widerklage. Hätte der B. R. aus dieſem Grunde beide ab⸗ 
weiſen wollen, ſo würde der Streit unerledigt geblieben ſein, 
womit keiner Partei gedient geweſen wäre. Unter dieſen Um⸗ 
ſtänden kann es nur gebilligt werden, daß er ſo wie geſchehen 
feſtlegte und zuſprach, was der einen und was der anderen 
Partei an Waſſernutzungsrechten zuſtehe. Dabei mußte er ſich 
freilich innerhalb der Anträge halten, aber das iſt auch geſchehen. 
Jeder Partei iſt weniger zugeſprochen als ſie verlangt hatte. 
Daß die zugeſprochenen einzelnen Befugniſſe nicht in dem Wort⸗ 
laut der Parteianträge hervortreten, thut nichts zur Sache, 
wenn fie nur in dem, was die Parteien beantragt hatten, ent- 
halten waren, und daß dies der Fall iſt, läßt ſich nicht be⸗ 
ſtreiten. Es kann darum der Reviſion nicht zugegeben werden, 
daß dem Beklagten mehr oder etwas Anderes zugeſprochen worden 
ſei als er widerklagend beantragt hatte. V. C. S. i. S. 
v. Waldenburg e. Heiber vom 18. Dezember 1901, Nr. 296/1901 V. 
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9. §§ 138, 268. 

Das Geſtändniß ſetzt begrifflich voraus, daß die eine 
Partei eine Thatſache behauptet und die andere Partei dieſe 
Thatſache als richtig einräumt. Urtheil des Senats vom 
21. Januar 1901 in Sachen Kronfideicommiß c. Leiſt, 
Rep. VI. 412/1900, Juriſtiſche Wochenſchrift von 1901 
S. 1201. Nun hat Kl. aber nicht behauptet, daß die Ver⸗ 
einbarung über die Aufrechnung der Entſchädigung von 20 Mark 
auf den Pachtzins mündlich getroffen ſei. Er hat vielmehr die 
Behauptung des Bekl. über die Vereinbarung einer Entſchädi⸗ 
gung überhaupt beſtritten. Es liegt alſo nur die Erklärung 
einer Partei, des Bekl., über die Vereinbarung der Kompen⸗ 
fation vor. Dieſe kann er aber jeder Zeit berichtigen, $ 268 
Ziffer 1 C. P. O., und braucht er nicht zu beweiſen, daß ſeine 
Erklärung auf Irrthum beruht, ſondern nur, daß die von ihm 
ſpäter behaupteten Thatſachen, ſoweit dieſelben erheblich ſind, 
auch wahr find. VI. C. S. i. S. Moſer c. von Rohr vom 
16. Dezember 1901, Nr. 276/1900 VI. 

10. 88 139, 322. 

Wie die C. P. O. bezüglich des mit der Klage erfolgten 
Anſpruchs eine Abweiſung „in der angebrachten Art“ („ange- 
brachtermaßen“) nicht kennt, und wie es der Rechtskraft eines 
abweiſenden Urtheils keinen Eintrag thut, ob der Klageanſpruch 
als unbegründet oder als ungenügend ſubſtantiirt abgewieſen 
wird (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 6 S. 358 fg., 
Bd. 10 S. 175), ebenſo kann es auch bei einer Entſcheidung 
über das Nichtbeſtehen einer zur Aufrechnung geſtellten Gegen⸗ 
forderung des Bekl. (§ 322 Abſ. 2 der C. P. O.) nicht weiter 
darauf ankommen, ob ihr Beſtehen aus dem einen oder anderen 
dieſer beiden Gründe verneint wird. Durch die Vorſchrift des 
§ 139 (früher 130) der C. P. O. iſt dafür geſorgt worden, 
daß nicht bloß der Kl. betreffs ſeiner Klageforderung, ſondern auch 
der Bekl. in Betreff der von ihm aufzurechnenden Gegen⸗ 
forderung in dem ausgiebigſten Maße Gelegenheit erhält, ihren 
rechtlichen Urſprung und Umfang darzulegen und zu beweiſen. 
Das in Gruchot's Beiträgen u. ſ. w. Bd. 25 S. 1109 abge⸗ 
druckte Urtheil des R. G. vom 25. Mai 1880, welches von 
einer anderen Meinung ausgeht, betraf noch einen Fall des 
älteren Preußiſchen Civilprozeßrechts, und eben daſſeibe gilt von 
dem Urtheil des R. G. vom 25. Juni 1896, abgedruckt in der 
Juriſtiſchen Wochenſchrift 1896 S. 412. Für den gegen⸗ 
wärtigen deutſchen Civilprozeß folgen der hier vertretenen Auf- 
faſſung insbeſondere auch Struckmann und Koch, Auflage 6, 
Anm. 4 zu $ 293 der C. P. O. älterer Faſſung und Gaupp 
Anm. VII a 1 zu $ 222 der C. P. O. IV. C. S. 
i. S. Schimkus c. Zenthöfer vom 19. Dezember 1901, 
Nr. 280/1901 IV. 

11. 58 139, 503. 

Der § 139 der C. P. O. legt dem Vorſitzenden des 
Gerichts die Verpflichtung auf, durch Fragen darauf hinzu⸗ 
wirken, daß unklare Anträge erläutert, ungenügende An⸗ 
gaben der geltend gemachten Thatſachen ergänzt und 
die Beweismittel bezeichnet, überhaupt alle für die Feſt⸗ 
ſtellung des Sachverhältniſſes erheblichen Erklärungen 
abgegeben werden. Unter dieſe Vorſchrift fällt aber nicht, und 
jedenfalls nicht im Anwaltsprozeſſe (vergl. 8 503 der C. P. O.), 
die Pflicht des Richters, eine Partei darauf hinzuweiſen und 
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darüber zu belehren, welche Anträge ſie zur zweckentſprechenden 
Verfolgung ihrer Rechte der anderen Partei gegenüber zu ſtellen 
habe. IV. C. S. i. S. Luft 6. Luft vom 4. Januar 1902, 
Nr. 294/1901 IV. 

12. 8 268. 

Der Reviſion iſt zuzugeben, daß der B. R., inſofern er 
die Geltendmachung des Anſpruchs auf die 1200 Mark für 
eine unzuläſſige Klageänderung erklärt, gleichwohl aber über 
den Anſpruch materiell entſcheidet, gegen den vom R. G. wieder⸗ 
holt anerkannten Rechtsgrundſatz verſtoßen hat, wonach es un⸗ 
zuläſſig iſt, einen Antrag als prozeſſual unſtatthaft und zu⸗ 
gleich als materiell unbegründet zurückzuweiſen. Vergl. die 
Urtheile vom 12. Februar 1897 Juriſtiſche Wochenſchrift S. 165; 
vom 18. März 1898 Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 41 
S. 571; vom 28. November 1899 ebenda Bd. 45 S. 379; 
vom 28. Dezember 1900 Juriſtiſche Wochenſchrift Jahrgang 1901 
S. 92 und in Gruchots Beiträgen Bd. 45 S. 646. Zu einer 
Aufhebung des Urtheils kann indeſſen dieſer Verſtoß nicht 
führen. Denn wie bereits der zweite C. S. des R. G. in 
dem Urtheil vom 5. April 1898 Juriſtiſche Wochenſchrift S. 280 
angenommen hat, find, wenn das Gericht bei einer von ihm 
für unzuläſſig erachteten Klageänderung zugleich die abgeänderte 
Klage materiell geprüft hat, die den letzteren Punkt betreffenden 
Anführungen für die Rechtskraftwirkung des Urtheils als nicht 
vorhanden anzuſehen und kann demzufolge der Kl. nichts deito- 
weniger das für unzuläſſig erklärte Begehren mittels einer 
neuen, auf den zurückgewieſenen Klagegrund geſtützten Klage 
geltend machen. Vergl. auch das vorhin citirte Urtheil vom 
18. März 1898. Für dieſe Annahme ſpricht insbeſondere, daß 
durch die prozeßordnungswidrige Hinzufügung des materiellen 
Entſcheidungsgrundes der Inhalt der Urtheilsformel keine 
Aenderung erleidet, ein Rechtsmittel gegen die Begründung des 
Urtheils für ſich allein aber anerkanntermaßen ausgeſchloſſen iſt. 
V. C. S. i. S. Heinrichs e. Kortmann vom 28. Dezember 
1901, Nr. 354/1901 v. 

13. 88 286, 475. 

Wenn das Inſtanzgericht auch je nach der Sachlage 
befugt iſt, bei der Auflage eines richterlichen Eides auf die 
perſönlichen Verhältniſſe der einen oder andern Partei 
das entſcheidende Gewicht zu legen, ſo beſteht doch kein Rechts⸗ 
ſatz, welcher dem Gerichte hierbei die Berückſichtigung gerade 
dieſer Verhältniſſe zur beſonderen Pflicht machte oder die Be⸗ 
rückſichtigung der bereits vorliegenden Wahrſcheinlichkeit der 
durch den Eid zu erhärtenden Behauptung verböte. In dieſem 
Sinne hat ſich auch bereits der erkennende Senat durch Urtheile 
vom 29. März und 5. November 1895 (Furiſtiſche Zeitſchrift 
für Elſaß⸗Lothringen Bd. 21 S. 385 und 281) im Anſchluß 
an ein Urtheil des IV. C. S. des R. G. (Entſch. Bd. 21 S. 371) 
ausgeſprochen. II. C. S. i. S. Brunn c. Stockhauſen vom 
3. Januar 1902, Nr. 297/1901 II. 

14. 8 313 Nr. 3. 

Der Thatbeſtand des angefochtenen Urtheils giebt nicht zu 
erkennen, was aus den zum Gegenſtand der Verhandlung ge— 
machten Akten von den Parteien vorgetragen worden iſt. Der 
gebrauchte Ausdruck läßt nicht die Auslegung zu, daß die Akten 
vollſtändig durch Verleſung zur Kenntniß des erkennenden Ge— 
richts gebracht ſind. Ueber Anträge der Parteien, beſtimmt be⸗ 
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zeichnete Theile der Akten für den hier zu entſcheidenden Rechts⸗ 
ſtreit zu benutzen, enthält der Thatbeſtand nichts. Unter dieſen 
Umſtänden läßt ſich nicht annehmen, daß für die Verhandlung, 
auf der das angefochtene Urtheil beruht, andere Theile jener 
Akten herangezogen find, als die in den Urtheilsgründen er⸗ 
wähnt worden find. Daß dieſe unvollſtändig gewürdigt worden 
ſeien, iſt nicht erkennbar. VI. C. S. i. S. Hirſchmann und 
Kitzinger c. Gerſchel vom 30. Dezember 1901, Nr. 311/1901 VI. 

15. 8 313 Nr. 3. 

Das in dem Nebenprozeſſe erlaſſene Urtheil wird in dem 
angefochtenen Urtheile wiederholt in Bezug genommen. Aber 
es iſt irrig, wenn die Rkl. daraus die rechtliche Nothwendigkeit 
ableiten will, daß der B. R. die im Nebenprozeſſe feſtgeſtellten 
Thatſachen auch bei ſeiner hier in Frage ſtehenden Entſcheidung habe 
berückfichtigen müſſen und daß er mit ſich ſelbſt in Widerſpruch 
trete, wenn er hier die Sachlage zum Theil anders auffaſſe 
als dort. Die beiden Urtheile find auf Grund geſonderter Ver⸗ 
handlungen am ſelben Tage ergangen, mithin hat beim Erlaß 
des angefochtenen Urtheils das andere Urtheil in ſeiner jetzigen 
Faſſung noch gar nicht vorgelegen, alſo hat nicht die Möglich⸗ 
leit beſtanden, bei jenem Urtheil auf dieſes Rückſicht zu nehmen. 
Bei der Feſtſtellung der Entſcheidungsgründe für das erſtere 
Urtheil hat dieſe Möglichkeit allerdings beſtanden. Aber da⸗ 
durch ſo wenig wie durch den ausdrücklichen Hinweis auf das 
Urtheil des Nebenprozeſſes wurde die rechtliche Nothwendigkeit 
begründet, die Feſtſtellungen des letzteren in dieſem Prozeſſe 
ebenfalls zu Grunde zu legen. Die Rkl., welche für dieſe 
formelle Nothwendigkeit eintritt, verkennt die Selbſtändigkeit 
jedes einzelnen der beiden neben einander hergehenden Prozeſſe. 
Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

16. 8 321. 

Die Reviſion rügt zunächſt prozeſſualiſch, daß das B. U. 
in der Urtheilsformel lediglich über den klägeriſchen Schadens- 
erſatzanſpruch entſchieden, dagegen die vom Kl. urſprünglich in 
erſter Linie erhobenen und noch bis in die Berufungsinſtanz 
hinein verfolgten weiteren Anſprüche auf Unterlaſſung künftiger 
Eigenthumsſtörungen unerwähnt gelaſſen habe. Hinſichtlich der 
letzteren Anſprüche hätte das Urtheil die Berufung ausdrücklich 
zurückweiſen müſſen, zumal die Bekl. dem ſpäteren Fallenlaſſen 
jener Anſprüche in der Berufungsinſtanz nicht zugeſtimmt habe 
und daher eine ſachliche Entſcheidung auch über ſie geboten geweſen 
ſei. Ob dies richtig iſt, kann dahingeſtellt bleiben, denn jeden⸗ 
falls ſcheitert die Rüge daran, daß wenn wirklich die Formel 
des B. U. eine Lücke in Betreff der in der Berufungsinſtanz 
gediehenen Anſprüche und der dort geſtellten Anträge aufwies, 
die erforderliche Ergänzung nur im Verfahren nach § 321 
C. P. O., alſo nur durch Angehen des B. R. ſelbſt, herbeigeführt 
werden konnte. In gegenwärtiger Inſtanz iſt eine Nachholung 
des Verſäumten unzuläſfig. V. C. S. i. S. Stadt Paderborn 
c. Brügelmann, vom 8. Januax 1902, a 309/1901 V. 

17. § 358 Nr. 2. 
| Indem der B. R. in der Sache ſabſt entſchieden hat, iſt 
die Vorſchrift des § 538 Abſ. 1 Nr. 2 der C. P. O. verletzt, 
wonach das B. G. die Sache, inſofern eine weitere Verhandlung 
derſelben erforderlich iſt, an das Gericht I. J. zurück⸗ 
zuverweiſen hat, wenn durch die angefochtene Entſcheidung 
nur über prozeßhindernde Einreden entſchieden iſt. Der Wortlaut 


weges zurückgewieſen worden ſei. 
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der Urtheilsformel des I. R. geht zwar dahin, daß die Klage, 


inſoweit mit derſelben verlangt wird, daß das gemeinſchaftliche 


Kind der Kl. anvertraut werde, abgewieſen wird. Deſſen 
Urtheilsbegründung läßt jedoch nicht etwa die Auslegung zu, 


daß nach ſeiner Meinung der geltend gemachte privatrechtliche 


Anſpruch überhaupt nicht beſtehe und deshalb von ihm durch 
Entſcheidung in der Sache abgewieſen worden ſei, und recht⸗ 
fertigt lediglich die Annahme, daß die Klage nur wegen der 
prozeßhindernden Einrede der Unzuläſſigkeit des Rechts⸗ 
Es wurde ferner bereits in 
I. J. auch zur Sache verhandelt. Das iſt aber prozeß⸗ 
rechtlich nicht erheblich; denn in $ 538 Nr. 2 wird lediglich 
vorausgeſetzt, daß der Vorderrichter nur über prozeßhindernde 
Einreden entſchieden habe. Sodann beſteht auch darüber Ein⸗ 
verſtändniß, daß die Worte, „inſofern eine weitere Verhandlung 
erforderlich iſt“, nicht etwa ſagen wollen, „inſofern es einer 
weiteren Verhandlung noch bedarf“, ſondern lediglich aus⸗ 
ſprechen, „inſofern nicht ſchon die zweitinſtanzliche Entſcheidung 
über die in Nr. 1—5 bezeichneten Streitpunkte die Sache be⸗ 
endigt“. Nun wurde auch in der Berufungsinſtanz zur Sache 
verhandelt und hat die Reviſion nicht ausdrücklich Verletzung 
des $ 538 Nr. 2 gerügt. Allein auch dies iſt prozeſſualiſch 
unerheblich, da in der Rechtslehre und Rechtſprechung allgemein 
angenommen wird, daß die Zurückverweiſung nach $ 538 von 
Amtswegen ausgeſprochen werden muß, alſo weder durch Ver⸗ 
einbarung der Parteien ausgeſchloſſen werden kann noch der 
Vorſchrift des $ 295 Abſ. 1 der C. P. O. unterliegt. Nachdem 
aber der Bekl. in ſeinem Reviſionsantrage das Begehren aufrecht 
erhalten hat, dieſen Theil der Klage abzuweiſen, mußte das 
Reviſionsgericht wegen jenes Verſtoßes gegen § 538 Nr. 2 der 
C. P. O. das Urtheil des B. R., ſoweit es zu dieſem Theile des 
Klagebegehrens in der Sache ſelbſt erkannt hatte, aufheben und 
die Sache an das L. G. zurückverweiſen. II. C. S. i. S. 
Meurer c. geſchiedene Ehefrau vom 17. Dezember 1901, 
Nr. 294/1901 II. 

18. 5 538 Nr. 3. 

Daß das B. G. unterlaſſen hat, die Sache gemäß § 538 
Nr. 3 der C. P. O. für den Fall der Eidesweigerung an das 
Gericht I. J. zurückzuverweiſen, iſt ein Mangel, der ohne Auf⸗ 
hebung des angefochtenen Urtheils verbeſſert werden könnte. Die 
Reviſion war hiernach zurückzuweiſen. VI. C. S. i. S. Hirſch⸗ 
mann und Kitzinger c. Gerſchel vom 30. Dezember 1901, 
Nr. 311/1901 VI. 

19. § 546. 

Die von der Rbekl. wegen des Mangels einer Revifions- 
ſumme von über 1 500 Mark — 8546 Abſ. 1 der C. P. O. — 
beanſtandete Zuläſſigkeit der Reviſion ergiebt ſich daraus, daß 
der Anſpruch auf ein „ehrliches Begräbniß“ im Sinne des 
§ 188 des A. L. R. Thl. II Tit. 11 — und um ein ſolches 
handelt es ſich bei dem von der Kl. für die Leiche ihres 
Mannes verlangten Begräbniß „innerhalb der Reihe“ —, 
ſeinem Grunde nach dem Perſonenrecht angehört, gerichtet auf 
Wahrung des Andenkens des Verſtorbenen gegen die mit einem 
nicht „ehrlichen“ Begräbniß ohne weiteres verbundene Ver⸗ 


unglimpfung. Bei nicht vermögensrechtlichen Anſprüchen iſt aber die 


Reviſion unbeſchränkt zuläſſig, und kommt dabei insbeſondere nicht 
in Betracht, ob damit zugleich ein vermögensrechtlicher Anſpruch, 
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der die Reviſionsſumme nicht erreicht, geltend gemacht wird. 
IV. C. S. i. S. Katholiſche Kirchengemeinde zu Lütgendortmund 
c. Kramer vom 4. Januar 1902, Nr. 288/1901 IV. 

20. § 546. 

Der Antrag des Kl. iſt nicht auf Verurtheilung der Bekl. 
zur Zahlung eines beſtimmten Betrags, ſondern darauf gerichtet, 
daß die Bekl. zur Bewilligung der Auszahlung eines hinter⸗ 
legten Betrags verurtheilt werde. Dieſer Betrag iſt in I. J. 
und im erſten Urtheile auf 1692 Mark angegeben. Obwohl 
in der Berufungsinſtanz ſich herausſtellte, daß nur 915,23 Mark 
hinterlegt ſind, hat Kl. ſeinen Antrag nicht geändert, ſondern 
Zurückweiſung der Berufung der Bekl. beantragt. Und 
in der Reviſionsinſtanz hat Kl. dieſen Antrag wiederholt und 
damit verlangt, daß das erſte Urtheil, durch welches die Bekl. 
zur Bewilligung der Auszahlung des hinterlegten Betrages von 
1692 Mark verurtheilt iſt, wiederhergeſtellt werde. Wenn der 
Kl., um die Reviſion zuläſſig erſcheinen zu laſſen, geltend macht, 
daß er mit der Reviſion bezüglich des ganzen als hinterlegt be⸗ 
zeichneten Betrags von 1 692 Mark und nicht nur bezüglich des 
wirklich hinterlegten Betrags von 915,23 Mark durchdringen 
wolle, ſo kann dies dem Kl. nicht dazu dienen; denn nur der 
hinterlegte Betrag würde dem Kl. zugeſprochen werden dürfen, 
nicht aber der irrthümlich als hinterlegt bezeichnete höhere 
Betrag. V. C. S. i. S. Thies o. Hertz vom 18. Dezember 1901, 
Nr. 288/1901 V. 

21. 8 546. 

Das Vorhandenſein der Revifionsſumme konnte nicht als 
glaubhaft gemacht erachtet werden. Es kommt hierbei zunächſt 
in Betracht, daß nach den dem Reviſionsgerichte vorgetragenen 
Sachverhalt und vorgelegten Beweismaterial die Zeitung des Kl. 
nur von geringerem Umfang und auch die Zahl der darin ver⸗ 
öffentlichten Inſerate nicht groß iſt, was darauf ſchließen läßt, 
daß die Einnahmen aus dem Abonnement und den Inſeraten 
dieſer Zeitung nicht bedeutend find. An dieſem Ergebniß wird 
auch durch die von dem Kl. vorgelegte Kaufurkunde nichts ge⸗ 
andert, da der darin vereinbarte Kaufpreis von 39 000 Mark 
für Buchdruckerei und Zeitungsverlag zuſammen feſtgeſetzt iſt 
und daher aus deſſen Höhe ein ſicherer Anhalt für eine größere 
Bedeutung des im gegenwärtigen Prozeſſe allein in Betracht 
kommenden Zeitungsunternehmens ſich nicht ergiebt. Wenn auch 
die Möglichkeit beſteht, daß gerade die Bezeichnung der Zeitung 
des Bekl. als „Inſertionsorgan für alle Behörden“ und der 
Abdruck von Bekanntmachungen der letzteren geeignet find, 
einzelne ſeitherige Abonnenten oder Inſerenten der klägeriſchen 
Zeitung dazu zu beſtimmen, ſtatt auf dieſe auf das Blatt des Bekl. 
zu abonniren beziehungsweiſe dem letzteren ihre Inſerate zuzu⸗ 
wenden, ſo kann doch der Nachtheil, welcher dem Kl. in der 
angegebenen Weiſe vielleicht ſeither entſtanden iſt und künftig 
noch weiter dadurch entſtehen könnte, daß der Bekl. die ſtreitige 
Bezeichnung bis zur Entſcheidung der bereits anhängigen Haupt- 
ſache weiterführen kann, bei dem Umſtande daß Kl. über die 
ihm hierdurch ſeither etwa erwachſenen Verluſte keinerlei beſtimmte 
Angaben gemacht hat, in keinem Falle auf einen die Summe 
von 1 500 Mark überſteigenden Betrag angeſchlagen werden, auch 
wenn man dabei berückſichtigt, daß ein einmal eingetretener 
Verluſt an Abonnenten und Inſeraten ſeine nachtheiligen 
Wirkungen auf das klägeriſche Zeitungsunternehmen noch auf 
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längere Zeit äußern könnte. Endlich wird dieſe niedrigere 
Schätzung des Intereſſes des Kl. an dem Erlaß der beantragten 
einſtweiligen Verfügung auch dadurch gerechtfertigt, daß dieſer 
ſelbſt unbeſtrittenermaßen den Werth des Streitgegenſtands der 
Hauptſache in feiner Klage auf nur 650—900 Mark beziffert 
hat, wogegen die erſt nach Erlaß des Urtheils I. J. ſeinerſeits 
erfolgte Schätzung des Streitwerths für das gegenwärtige Ver⸗ 
fahren, das damalige Einverſtändniß des Bekl. damit und die 
demgemäß von dem L. G. beſchloſſene Feſtſetzung dieſes Werths 
auf den angegebenen Betrag im Hinblick auf die hervor⸗ 
gehobenen Umſtände nicht von ausſchlaggebender Bedeutung für 
das Reviſionsgericht ſein können, das dieſen Werth nach freiem Er⸗ 
meſſen feſtzuſetzen hat. Unter Berückſichtigung aller dieſer Ver⸗ 
hältniſſe iſt der Werth des Streitgegenſtandes für das gegen⸗ 
wärtige Verfahren durch Beſchluß des erkennenden Senats vom 
heutigen Tage auf 900 bis 1 200 Mark feſtgeſetzt worden. 
II. C. S. i. S. Lehmann c. Schulz vom 20. Dezember 1901, 
Nr. 358/1901 II. 

22. 8 562. 

Die Reviſion wendet ſich zunächſt gegen die rechtliche Grund⸗ 
lage, auf welcher die Gründe beruhen; ſie leugnet, daß ein derartiges 
Gewohnheitsrecht, wie es der B. R. für das Koͤnigreich Sachſen 
aufſtelle, ſich für dieſes Rechtsgebiet gebildet habe, und ſie meint, 
daß dasjenige, was der B. R. als Gewohnheitsrecht anſpreche, 
nur eine mißbräuchliche Anwendung des gemeinen Rechts ſei, in 


welchem eine Erfitzung von Gebrauchsrechten an fließender Welle 


nicht anerkannt werde. Hätten die ſächſiſchen Gerichte, wie der 
B. R. mittheile, das Gegentheil angenommen, ſo ſei eben von 
ihnen das gemeine Recht mißverſtanden worden; daraus aber 
könne ſich, auch wenn die Judikatur eine feſtſtehende geworden 
ſei, kein Gewohnheitsrecht bilden. — Mit dieſem Angriffe kann 
die Reviſion nicht durchdringen. Richtig iſt und vom R. G. 
wiederholt anerkannt (z. B. Entſch. in Civilſachen Bd. 5 S. 135), 
daß ſich durch bloßen Gerichtsgebrauch, wenn dieſer auf eine 
unrichtige Anwendung des beſtehenden Rechts zurückzuführen iſt, 
ein von dieſem abweichendes Gewohuheitsrecht nicht bilden kann; 
es würde in ſolchen Fällen, wo die Gerichte das beſtehende 
Recht anzuwenden meinen, es aber unrichtig anwenden, an der 
für die Entſtehung des Gewohnheitsrechts nothwendigen Rechts- 
überzeugung fehlen, die gerade darin beſteht, daß ſich Rechts⸗ 
ſätze abweichend von dem beſtehenden Recht oder wenigſtens 
unabhängig von dieſem als in Geltung befindlich in dem gemein⸗ 
ſamen Rechtsbewußtſein eines Volkes feſtſetzen (vergl. z. B. 
Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 2 S. 182; Bd. 3 
S. 150; Bd. 6 S. 226; Bd. 7 S. 155 und S. 235). 
Aber der B. R. hat dies auch nicht verkannt; er belegt das 
Beſtehen der als Gewohnheitsrecht bezeichneten Rechtsnorm 
keineswegs nur damit, daß in dieſem Sinne bisher die Judi⸗ 
katur der ſächſiſchen Gerichte ergangen ſei, ſondern er weiſt nach 
und iſt ſich deſſen bewußt, daß hier eine Abweichung vom 
gemeinen Recht vorliege, die als in Sachſen beſtehendes Recht, 
welches ſchon vor dem Inkrafttreten des ſächſiſchen B. G. B. 
gegolten habe, ſowohl in der partikularrechtlichen Litteratur an- 
erkannt werde wie auch in dauernder Anwendung von den 
Gerichtshöfen befolgt ſei. Dies tft mehr als ein bloßer Gerichts- 
gebrauch, auf den die Reviſion die Feſtſtellungen des B. R. 
hinausführen möchte: es iſt die für die Reviſion unangreifbare 
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Feſtſtellung eines partikularen Gewohnheitsrechts, die nach 
§ 562 der C. P. O. in Verbindung mit 8 12 des E. G. zur 
C. P. O. auch für das R. G. bindend ft V. C. S. i. S. 
Revierwaſſerlaufanſtalt Freiberg c. Gäbert vom 28. Dezember 
1901, Nr. 2377/1901 V. 

23. § 565. 

Nachdem das R. G. das frühere Urtheil des O. L. G. 
ohne Einſchränkung aufgehoben hatte, war der Prozeß in die⸗ 
jenige Lage zurückverſetzt, in der er ſich vor Erlaß des erſten 
B. U. befand. Demnach waren die Parteien nicht gehindert, 
neue Behauptungen und nene Beweismittel zu Angriff oder 
Vertheidigung vorzubringen. Und wenn hierdurch das Sach⸗ 
verhältniß in thatſächlicher Beziehung verſchoben wurde, ſo war 
der B. R. in deſſen Beurtheilung völlig frei“ Entſch. Bd. 6 
S. 375, Bd. 12 S. 410, Bd. 35 S. 408. Der B. R. 
würde daher gegen das Geſetz verſtoßen haben, wenn er ſich in 
der Beurtheilung des neuen Vorbringens des Klägers über 
mündliche Erklärungen, die den Abſchluß des ſchriftlichen Ver⸗ 
trages begleitet hatten, durch das Urtheil des R. G. gebunden 
erachtet hätte. I. C. S. i. S. Humpert und Müſeler c. Pfan⸗ 
kuchen vom 11. Dezember 1901, Nr. 269/1901 J. 

24. § 880. 

Was die Entſcheidung in der Sache ſelbſt betrifft, ſo 
konnte zunächſt dem Antrage der Reviſion auf Zurückweiſung 
der Berufung nicht ſtattgegeben werden. Denn in dem erſten 
Urtheil iſt zugleich über den Widerſpruch, den die Kl. gegen 
die vom Bekl. ſelbſt liquidirten Hypotheken erhoben, und zwar 
zum Nachtheil der Kl. entſchieden worden, während der B. R. 
hierüber nicht erkannt hat. Auch eine Zurückverweiſung der 
Sache an das B. G. erſchien mit Rückſicht auf die nach⸗ 
trägliche Begründung der Anſprüche der Kl. durch die von 
ihnen erwirkten Pfändungen und Ueberweiſungen und die damit 
zwiſchen beiden Kl. eingetretene Konkurrenz nicht angemeſſen. 
Vielmehr war gemäß § 880 Satz 2 der C. P. O. ein ander⸗ 
weites Vertheilungsverfahren anzuordnen. (Die für letzteres in 
Betracht kommenden Gefichtspunkte werden ausgeführt.) V. C. S. 
i. S. Würzbach . Kaufmann vom 13. November 1901, 
Nr. 250/1901 V. 

Zur Konkurs ordnung. 

25. 8 10. 

Durch die Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen 
der beklagten Geſellſchaft wurde das Verfahren nicht unter⸗ 
brochen, weil es nicht die Konkursmaſſe betrifft, § 240 
der C. P. O., eine Rechtsſtreitigkeit über das zur Konkurs⸗ 
maſſe gehörige Vermögen nicht vorliegt, deshalb auch von 
einer Aufnahme derſelben durch den Konkursverwalter nicht die 
Rede ſein kann. § 10 der R. K. O. Es handelt ſich 
lediglich darum, ob die beklagte Geſellſchaft, die nach § 60 
Abſ. 4 des Geſetzes vom 20. April 1892 durch die Eröffnung 
des Konkurſes aufgelöſt iſt und deren Geſellſchafter nur unter 
gewiſſen Vorausſetzungen die Fortſetzung der Geſellſchaft nach 
Aufhebung des Konkurſes beſchließen können, ihre Firma zu 
geſchäftlichen Reklamen und Ankündigungen in den 
Zeitungen gebrauchen darf. Dieſes Recht iſt ſo wenig 
ein ſelbſtſtändiges Vermoͤgensrecht, das zum Gegenſtand der 
Zwangsvollſtreckung oder der Veräußerung durch den Konkurs-. 
verwalter gemacht werden kann, wie das Recht der Geſellſchafter, 


ihr Geſchäft unter der Firma zu betreiben, mit der ſie in das 
Geſellſchaftsregiſter eingetragen iſt. Entſch. des R. G. Bd. 9 
S. 104. Iſt die ſtreitige Befugniß aber kein der Veräußerung 
fähiger Vermögensgegenſtand, jo kann fie auch nicht zur 
Konkursmaſſe gehoren, die zur gemeinſchaftlichen Befriedigung 
der Konkursgläubiger beſtimmt iſt und aus dieſer Zweck⸗ 
beſtimmung ihren begrifflichen Inhalt erhält. § 3 der 
R. K. O. I. C. S. i. S. Eiſen⸗ und Stahlwerk Harkorten, 
G. m. b. H. c. Joh. Kaspar Harkort G. m. b. H. vom 
14. Dezember 1901, Nr. 239/1901 I. 

26. 8 31. | 

Wenn der Bekl. unter Hinweis auf einige Entſcheidungen 
des R. G. (VI. C. S.) geltend macht, daß auch bei ſogen. 
„Deckungsgeſchäften“ die in $ 31 Nr. 2 Konkursordnung auf- 
geſtellte geſetzliche Vermuthung der Fraudulofität nicht anwendbar 
ſei und deshalb der Kl. die Frauduloſität nachzuweiſen habe, 
ſo überfieht er ein doppeltes: einmal, daß die vom VI. C. S. 
gebilligte Meinung den § 3 des Anf. G. vom 21. Juli 1879 
betrifft, während es ſich hier um den § 31 (früher 24) Nr. 2 
Konkursordnung handelt, bezüglich deſſen der erkennende Senat 
in Uebereinſtimmung mit dem Urtheile des II. C. S. vom 
7. November 1899 (Entſch. in Ciovilſachen Bd. 45 S. 23) 
annimmt, daß dem Bekl. die Widerlegung der geſetzlichen Ver⸗ 
muthung obliege; zweitens: daß es ſich im vorliegenden Streit⸗ 
falle um die mittels Eigenthumsübertragung vorgenommene 
Sicherſtellung von noch nicht fälligen, erſt künftig, unter einer 
Bedingung zur Entſtehung gelangenden Regreßforderungen des 
Bekl. gegen den Gemeinſchuldner handelt. VII. C. S. i. S. 
Thoms c. Severins Konkurs vom 17. Dezember 1901, 
Nr. 327/1901 VII. 

27. | 

Die Anfechtung darf nicht dazu führen, dem Anfechtungs⸗ 
kläger neue Befriedigungsobjekte zu beſchaffen, oder die an den 
zurückzugewährenden Objekten beſtehenden und ihm vorgehenden 
Rechte zu beſeitigen. Vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. 20 S. 157, beſ. S. 160. Gleichwie deshalb die durch 
den Erwerb der Sache untergegangenen eigenen Rechte des Er⸗ 
werbers an der Sache im Falle der Rückgewähr wieder auf⸗ 
leben, ſo kann der Erwerber die von ihm beſeitigten Rechte 
Dritter, auch wenn fie nicht wieder aufleben, in der Form der 
Erſatzforderung geltend machen. So hat das R. G. ſchon 
wiederholt ausgeſprochen, daß der Erwerber eines Grundſtücks, 
der darauf laſtende Hypotheken bezahlt hat, im Falle der An- 
fechtung das Grundſtück nur gegen Erſtattung des Betrages 
der weggefertigten Hypotheken herauszugeben braucht. Das 
Gleiche muß natürlich auch für die Beſeitigung eines Pfand⸗ 
rechts an beweglichen Sachen gelten. Vergl. Entſch. bei voriger 
Nummer. 

28. 
Hat der Anfechtungsbekl. die Verpächterin H. für 
den Pachtzinsrückſtand als Bürge befriedigt, ſo iſt zu unter⸗ 
ſcheiden, ob er die Verpflichtung hierzu vor oder nach dem 
Inkrafttreten des B. G. B. übernommen hat. Im letzteren 
Falle iſt die von ihm befriedigte Forderung der Wittwe H. 
mit ihren Vorrechten, alſo mit dem Pfandrechte am 
Inventar, kraft Geſetzes auf ihn übergegangen, 58 774, 412, 
401 B. G. B. Das ihm hiernach zuſtehende Recht auf ab⸗ 
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geſonderte Befriedigung kann er aber ſelbſtverſtändlich im Wege 
der Abrechnung an dem für das Inventar zu entrichtenden 
Preiſe ausüben. Im erſteren Falle, wenn der Bekl. die Wittwe 
H. in Folge einer für ihn ſchon vor dem 1. Januar 1900 
entſtandenen Verpflichtung befriedigt hat, wäre zu unterſuchen, 
ob etwa nach dem zur Anwendung kommenden Rechte dem 
Bürgen das Recht zuſteht, von dem befriedigten Gläubiger die 
Abtretung ſeiner Klagerechte gegen den Hauptſchuldner zu ver⸗ 
langen, und ob die Abtretung geſchehen iſt. Bejahendenfalls 
wäre wiederum die Abrechnung der 1 358 Mark 70 Pf. be- 
gründet, verneinendenfalls dagegen allerdings zur Zeit un- 
begründet. Vergl. Entſch. bei Nr. 26. 
29 


Die Annahme der Zahlungseinſtellung iſt nicht zu be 
mängeln. Der Bekl. gegenüber trat das Zahlungsunvermögen des 
Gemeinſchuldners als Grund der Nichtbefriedigung ihrer An⸗ 
ſprüche ſchon in Folge der eigenen Erklärung des Gemein⸗ 
ſchuldners hervor. Von der Reviſion wird ausgeführt, fo lange 
es ſich nur um einen einzelnen Gläubiger handele, genüge dies 
überhaupt nicht, in der Rechtſprechung des R. G. iſt aber 
bereits anerkannt, daß, ſelbſt wenn zur Zeit nur ein Gläubiger 
Zahlung verlangt und wenn zunächſt unmittelbar nur ihm 
gegenüber die Zahlungsfähigkeit als Grund der Nichtzahlung zur 
Erſcheinung gelangt, dies kein Grund iſt, die Zahlungseinſtellung 
zu verneinen, wenigſtens dann nicht, wenn es ein Hauptgläubiger 
iſt, der die Zahlung verlangt. Bolze, Praxis des R. G. Bd. 1 
Nr. 2172, Entſch. des R. G. Bd. 6 S. 95/97, Juriſtiſche 
Wochenſchrift von 1891 S. 238 Nr. 12. VII. C. S. 
i. S. Liſtner c. Tebrichs Konkurs vom 20. Dezember 1901, 
Nr. 383/1901 VII. 

II. Sonftige Reichsgeſetze. 

Handelsrecht. 

30. H. G. B. Art. 47. 

Der B. R. iſt mit Recht davon ausgegangen, daß es 
darauf ankommt, ob und wie die Bevollmächtigung 
in die äußere Erſcheinung tritt (Entſch. des R. G. bei 
Bolze 3 Nr. 436; 7 Nr. 344). Dies iſt aus dem Art. 47 
des H. G. B. (a. F.) zu folgern. Nach den hier gegebenen 
Beſtimmungen iſt, wenn ein Prinzipal es zuläßt, daß ein 
anderer ſich als Handlungsbevollmächtigter gerirt, an ſich eine 
Handlungsvollmacht, damit auch die Ermächtigung, Rechts⸗ 
geſchäfte einzugehen, als ertheilt anzuſehen. In Verſicherungs⸗ 
verhältniſſen liegt nun namentlich im Zweifel dann eine davon, 
daß ein entſprechender Auftrag gegeben, unabhängige Voll- 
macht zum Abſchluß von Verſicherungsverträgen vor, 
wenn ein Agent befugt iſt, allein die Police zu unterſchreiben 


und ſolche dem Verſicherungsnehmer auszuhändigen. Das R. G. 


hat (Entſch. Bd. 9 S. 239) ausgeſprochen: „Wer befugt iſt, 
die Police zu unterſchreiben, muß prima facie als zum Ab⸗ 
ſchluß bevollmächtigt gelten.“ Danach macht die Reviſion mit 
Unrecht geltend, daß nach dem inneren Verhältniß zwiſchen F. 
und der Bekl. jener nicht als juriſtiſcher Stellvertreter der 
letzteren habe wirken können. Die angezogene, in der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift von 1899 S. 146 Nr. 25 abgedruckte Entſcheidung 
des R. G. iſt, da ſie verſchiedene thatſächliche Verhältniſſe betrifft, 
nicht in Betracht zu ziehen. VII. C. S. i. S. Neptun c. Grün⸗ 
baum vom 7. Januar 1902, Nr. 349/1901 VII. 
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31. Art. 85. | 

Das B. G. geht davon aus, daß für die Geſellſchaft, da 
fie ihren Sitz am Orte ihrer Centralleirung in Berlin gehabt 
habe, nicht das ausländiſche Recht der Inſel Helgoland, ſondern 
das Allgemeine Deutſche H. G. B. maßgebend geweſen ſei. 
Dieſer Anſicht iſt beizutreten. Der erkennende Senat hat bereits 
früher die Auffaſſung gebilligt, daß tbe Lift Company of 
Heligoland eine unter deutſchem Rechte ſtehende offene Handels- 
geſellſchaft ſei. Die Reviſion glaubt zwar, bei dieſer Auf- 
faſſung des Geſellſchaftsverhältniſſes werde zu wenig Gewicht 
auf den Umſtand gelegt, daß die Geſellſchafter ſelbſt ihre Ver⸗ 
einigung, ſowohl im Vertrage vom 13., wie im Vertrage vom 
30. September 1884 als eine Gelegenheitsgeſellſchaft bezeichnet 
hätten. Allein wenn das geſellſchaftliche Verhältniß, wie hier 
der Fall iſt, ſachlich den Thatbeſtand der offenen Hanbels- 
geſellſchaft nach Art. 85 Abſ. 1 des Allgemeinen Deutſchen 
H. G. B. erfüllt, ſo kommt es auf die Bezeichnung nicht an, 
da dieſe den wirklichen Inhalt des Geſellſchaftsvertrages nicht 
verändern hätte können, auch wenn man annimmt, daß es ſich 
dabei nicht bloß um eine irrthümliche Bezeichnung, ſondern um 
den beabſichtigten Ausdruck eines abweichenden Willens der 
Geſellſchafter gehandelt habe. Die rechtliche Charakteriſirung 
der Geſellſchaft als offene Handelsgeſellſchaft beruht im vor- 
liegenden Falle überall auf objektiven Unterlagen, die nicht erſt 
der Ergänzung aus dem in der Benennung der Geſellſchaft 
etwa ausgedrückten Willensmomente bedürfen. I. C. S. i. S. 
Lindner c. Treitel vom 14. Dezember 1901, Nr. 276/1901 J. 

32. § 146. 

Beide Parteien haben wechſelſeitig um Beſtellung von 
Liquidatoren gebeten. Das B. U. hat dieſe Anträge abge⸗ 
wieſen. Es macht zunächſt geltend, daß in Folge des $ 145 
des R. Gef. über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts- 
barkeit vom 17/20. Mai 1898 die Ernennung von Liquidatoren 
für eine offene Handelsgeſellſchaft gemäß § 146 des (neuen) 
H. G. B. ſeit dem 1. Januar 1900 nicht mehr durch das 
Prozeßgericht im Wege der ſtreitigen Gerichtsbarkeit, ſondern 
ausſchließlich von dem für die freiwillige Gerichtsbarkeit zu- 
ſtändigen Amtsgericht erfolgen könne. Ob dieſer Begründung 
beizutreten wäre, braucht nicht unterſucht zu werden, da das 
B. G. die Zurückweiſung auch auf ſachliche Gründe geſtützt 
hat und dieſe Gründe im Weſentlichen nicht zu beanſtanden 
find. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

33. Art. 272. | 

In dem früheren Reviſionsurtheil war mit Rückſicht auf 
das anzuwendende Recht der Zweifel aufgeworfen, ob die im 
Inlande beſtehende, aber auf den Betrieb eines ausländiſchen 
Unternehmens gerichtete Geſellſchaft auch daun als eine handels 
rechtliche angeſehen werden dürfe, wenn die für den Betrieb des 
Unternehmens erheblichſten, ſeinen Ertrag beſtimmenden Geſchäfte 
— hier die auf den Perſonentransport zwiſchen Ober⸗ und 
Unterland Helgoland mittels des Fahrſtuhls abzielenden Ver— 
träge — zwar nach dem deutſchen, nicht aber nach dem örtlich 
anzuwendenden ausländiſchen Rechte die Merkmale von Handels- 
geſchäften zeigen ſollten. Es iſt aber damals für überflüſſig 
erklärt worden, die Beſtimmungen des früheren in Helgoland 
geltenden Rechts daraufhin zu prüfen, weil jedenfalls die nach 
Einführung des Allgemeinen Deutſchen H. G. B. in Helgoland 
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abgeſchloſſenen Transportverträge nach Art. 272 Abſ. 1 Ziffer 3 
daſelbſt Handelsgeſchäfte und daher mindeſtens von dieſem Zeit⸗ 
punkt ab die Lift Company eine handelsrechtliche Geſellſchaft 
im Sinne des Deutſchen Rechts geweſen ſei. Dieſer Grund 
trift auch jetzt zu und erſpart das Eingehen auf die Frage, wie 
es damit nach dem 1884 geltenden örtlichen Rechte geweſen ſein 
würde. Vergl. Entſch. bei Nr. 31. 

34. 8 355. N 

Das B. G. nimmt im Gegenſatz zum Gerichte I. J. an, 
daß zwiſchen den Parteien kein Kontokorrentverhältniß im 
engeren Sinne, ſondern nur laufende Rechnung beſtanden. Die 
Kreditſeite des vorgelegten Kontoauszugs enthält außer Kaſſa⸗ 
und Rimeſſen⸗Zahlungen nur Proviſionsanſätze, für die aber 
nicht, wie für die Belaſtungen auf der Debetſeite Zinfen be 
rechnet find. Sie erſcheinen demnach nicht in der Form von 
ſelbſtſtändigen Gläubigeranſprüchen, ſondern lediglich als Gut⸗ 
machungen. Spricht ſchon die äußerliche Erſcheinung und die 
Art der Verrechnung gegen das Beſtehen eines wirklichen Konto⸗ 
korrentverhältniſſes, jo find auch keinerlei Thatſachen behauptet, 
die ein Uebereinkommen über die Eingehung eines ſolchen Ver⸗ 
hältniſſes mit ſeinen Eigenthümlichkeiten und ſeinen Wirkungen, 
insbeſondere der des Aufgehens der einzelnen Poſten in dem 
nach Schluß der Rechnungsperiode gefundenen Saldo, entnehmen 
ließen. Das B. G. nimmt alſo — allerdings unter einer dem 
§ 355 des H. G. B. vom 10. Mai 1897 gegenüber nicht 
mehr zutreffenden Bezeichnung an, daß nur das Verhältniß 
einer laufenden Rechnung im Sinne einer offenen Rechnung 
vorliege. Zutreffend nimmt es weiter an, daß hier das An⸗ 
erkenntniß des Saldo nur die rechneriſche Zuſammenfaſſung der 
einzelnen Forderungen bedeute. Daraus ergiebt ſich aber als 
ſelbſtverſtändliche Folge, daß die für die einzelnen Forderungen 
getroffenen Vereinbarungen ihre Gültigkeit nicht dadurch ver⸗ 
lieren, daß aus dem Geſammtergebniſſe des Rechnungsabſchluſſes 
Klage erhoben wird. VI. C. S. i. S. Keßler c. Wagner vom 
16. Dezember 1901, Nr. 214/1901 VI. 

Patentrecht. 

35. 
Das B. G. geht von rechtsirrigen Anſchauungen in Betreff 
der Verantwortlichkeit aus, die ein Betriebsunternehmer für die 
in ſeinem Betriebe ſtattfindende Verletzung eines Patents gegen⸗ 
über dem verletzten Patentinhaber zu tragen hat. Zwar iſt 
dem Bekl. darin nicht beizutreten, daß der Bekl. ohne weiteres 
ſchadenserſatzpflichtig fei, wenn nur ſein Brennerei⸗Verwalter 
wiſſentlich oder grob fahrläffig das patentirte Verfahren an⸗ 
gewendet habe, denn das Allgemeine Preußiſche Landrecht ließ 
den Geſchäftsherrn nicht unmittelbar für den von ſeinen An⸗ 
geſtellten angerichteten Schaden haften, ſondern nur für den 
Mangel an Sorgfalt bei deren Auswahl. Jedoch kann der 
Bekl., gegen den feſtſteht, daß er das in ſeiner Brennerei fort⸗ 
dauernd angewendete Verfahren gekannt hat und der jetzt an⸗ 
erkennt, daß dieſes Verfahren unter das Patent des Kl. fällt, 
die fortgeſetzte Anwendung des Verfahrens, nachdem er von 
dem Patentinhaber erfahren hatte, daß dieſer das Verfahren 
als ſeinem Patent unterworfen anſehe, nicht ſchon damit ent⸗ 
ſchuldigen, daß er dem Brennereitechniker, der daſſelbe bei ihm 
eingeführt hatte, ſoweit Vertrauen geſchenkt habe, daß er ſich 
bei deſſen Erklärung, das Verfahren verletze nicht das Patent 
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und begründe keinen Anſpruch des Patentinhabers auf Zahlung 
einer Licenzgebühr, habe beruhigen können. Dem Unternehmer 
eines Betriebes, gegen den der Anſpruch auf Zahlung einer 
Licenzgebühr mit der Begründung erhoben wird, daß ſein 
Betrieb ein Patent verletze, liegt es ob, ſich die Ueberzeugung 
zu verſchaffen, ob die behauptete Patentverletzung vorliege. Setzt 
er den als patentverlegend angeſprochenen Betrieb fort, ohne ſich 
dieſe Ueberzeugung verſchafft zu haben, ſo handelt er auf eigene 
Gefahr und muß dem Patentinhaber den durch die Fortſetzung 
des Betriebes erwachſenen Schaden erſetzen, wenn ſich hinterher 
herausſtellt, daß der Betrieb patentverletzend geweſen iſt. Von 
der Haftung für dieſen Schaden wird der Betriebsunternehmer 
nur frei, wenn er ſich überzeugt hat, daß ſein Betrieb eine 
Patentverletzung nicht enthalte und wenn er bei Gewinnung 
dieſer Ueberzeugung mit demjenigen Grade von Sorgfalt zu 
Werke gegangen iſt, der eine grobe Fahrläffigkeit ausſchließt, 
d. h. wenn er dabei denjenigen Weg eingeſchlagen hat, der in 
ſolchem Falle für Jeden der gewieſene Weg war. § 35 des 
Pat. G. vom 7. April 1891. Der Bekl. kann ſich nicht dar⸗ 
auf berufen, daß es ſogar für einen Fachmann ſchwierig ſei, 
den Inhalt des H. ſchen Patents feſtzuſtellen und zu beurtheilen, 
ob das in einer Brennerei befolgte Verfahren unter das Patent 
falle. Hätte der Bekl. ſich bemüht, aus der Patentſchrift eine 
beſtimmte Anſicht darüber zu gewinnen, welches Verfahren durch 
das Patent geſchützt werde und hätte er ſich zur Hebung der in 
ihm etwa entſtandenen Zweifel an tüchtige Fachmänner gewendet 
und wäre er, deren Anſicht folgend, zu der irrigen Annahme 
gekommen, daß das in ſeiner Brennerei geübte Verfahren 
das Patent nicht verletze, fo hätte fein Irrthum für ent- 
ſchuldbar erachtet und deshalb ſeine Schadenserſatzpflicht ver⸗ 
neint werden können. Von alledem liegt aber nichts vor. 
I. C. S. i. S. Brüſtlein e. Wenzel vom 11. Dezember 1901, 
Nr. 268/1901 J. 

36. 

Der Kl. kann, ſolange er als Patentinhaber eingetragen 
iſt, ſeine Rechte als ſolcher nach Maßgabe des Pat. G. 
geltend machen ($ 19 Abi. 2 des Pat. G.). Dazu gehört 
nicht bloß ſeine Legitimation als Patentinhaber dem Patentamt 
gegeuüber und in einem eigentlichen Patentſtreit gemäß 58 28 ff. 
des Pat. G., ſondern auch die Befugniß, Verletzungen des 
Patents vor den Gerichten zu verfolgen, denn auch das Klage⸗ 
recht auf Entſchädigung wegen Verletzung eines Patents iſt 
durch das Pat. G. normirt (58 35 ff.) und gehört alſo zu 
denjenigen Rechten, die der eingetragene Patentinhaber nach 
Maßgabe jenes Geſetzes auszuüben berechtigt iſt. Daß im 
§ 12 des Geſetzes, wo von den Befugniſſen des von einem 
ausländiſchen Patentinhaber zu beſtellenden Vertreters im In⸗ 
lande die Rede iſt, neben dem „nach Maßgabe dieſes Geſetzes 
ſtattfindenden Verfahren“ (Ertheilungs-, k Nichtigkeits⸗ und 
Zurücknahme⸗Verfahren) die das Patent betreffenden bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten beſonders genannt find, beweiſt nichts dafür, 
daß auch im § 19 Abſ. 2 die von dem eingetragenen Patent⸗ 
inhaber auszuübenden Berechtigungen und Verpflichtungen ſich 
nur auf das Verfahren in Patentſachen beſchränken ſollen, denn 
von dieſem Verfahren iſt im § 19 Abſ. 2 keine Rede, 
ſondern ganz allgemein von den Rechten und Pflichten des 
Patentinhabers nach Maßgabe des Pat. G. Daraus ergiebt 
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ſich, daß der wegen Patentverletzung in Anſpruch genommene 83919 des Pat. G. der Patentinhaber gemäß Abf. 1 in die 


Bekl. den Kl. auf Grund ſeiner Eintragung als Patent⸗ 


inhaber in der Patentrolle als zur Verfolgung dieſes Anſpruchs 
legitimirt gelten laſſen muß und den Mangel eines rechts⸗ 
gültigen Erwerbstitels nicht vorſchützen darf. Das Urtheil 
des R. G. vom 14. November 1884 (Entſch. des R. G. in 
Strafſachen Bd. 11 S. 366) ſteht dieſer Auffaſſung nicht 
entgegen, da es eine andere Frage betrifft. Vergl. Entſch. 
bei voriger Nummer. 

37. 

Das Patentamt hat die Klage trotz des Einwandes, daß 
der Kl. nur Beauftragter des K. ſei, für zuläſſig erachtet, weil 
die Nichtigkeitsklage eine Popularklage ſei, deren Erhebung 
Jedem zuftehe, ohne daß es einer Prüfung der Gründe bedürfe, 
die den Kl. dabei geleitet haben. Abgeſehen davon würde auch 
der Fabrikant K. ſelbſt zur Erhebung der Klage berechtigt 
geweſen ſein, da kein Grund erfichtlich ſei, durch den ein Ge⸗ 
ſellſchafter rechtlich behindert werden konne, ein der Geſellſchaft 
gehöriges Patent im Wege der Jedermann zuſtehenden Nichtig⸗ 
keitsklage anzufechten. Dieſe Erwägung ſteht allerdings nicht 
im Einklang mit dem Grundſatze, den das R. G. in ſeiner 
Entſcheidung vom 30. April 1890 zur Sache I 299/89 aus⸗ 
geſprochen hat, daß der Patentinhaber ſelbſt nicht durch eine 
vorgeſchobene Perſon in ſeinem Auftrage und für ſeine Rechnung 
die Nichtigkeitsklage erheben laſſen könne. Denn es iſt zwar 
die Nichtigkeitsklage eine Popularklage, aber die Erhebung dieſer 
Klage ohne jedes eigene Intereſſe nur für einen Anderen gilt 
als Klage dieſes Anderen. Demgemäß iſt auch in der Ent⸗ 
ſcheidung des R. G. vom 14. November 1898 zur Sache I 
344/98 erkannt worden. Im vorliegenden Falle würde deshalb, 
da nach dem Zugeſtändniß des Kl. der Fabrikant K. es iſt, der 
den Prozeß führen läßt, die Klage als unzuläſſig abzuweiſen 
ſein, wenn der Letztere Inhaber des Patents wäre. Dies iſt 
jedoch nicht der Fall, da nach den in der gegenwärtigen Inſtanz 
erfolgten Aufklärungen der Fabrikant K. durch Vertrag bei 
Aufloſung der Geſellſchaft K. & B. im Jahre 1897 alle ſeine 
Rechte aus dem Patent an ſeinen bisherigen Geſellſchafter B. 
übertragen hatte. War er aber nicht mehr Miteigenthümer des 
Patents, ſo ſtand an und für ſich nichts im Wege, daß er die 
Klage durch eine Mittelsperſon erheben ließ. Es würde jedoch 
noch in Frage kommen, ob er trotz der Aufgabe ſeines Eigen⸗ 
thums an dem Patent noch als Patentinhaber in der Rolle 
ſtehe und ob etwa dieſer Umſtand die Erhebung der Klage als 
unſtatthaft erſcheinen laſſe, weil er nach 8 19 des Pat. G. das 
Patent vertreten müſſe. Auf die letztere Frage iſt indeß nicht 
einzugehen, weil der Fabrikant K. bei der Eintragung in die 
Rolle nicht mehr in Betracht kommt. Nach den oben mit⸗ 
getheilten Vorgängen kann es keinem Zweifel unterliegen, daß 
auf Grund des von dem Anmelder W. geſtellten Antrags nicht 
die beiden Perſonen, von denen damals die offene Handels⸗ 
geſellſchaft in Firma K. & B. gebildet wurde, alſo der Fabrikant 
K. und der Ingenieur B. in die Rolle eingetragen worden find, 
ſondern daß als Patentinhaber die Geſellſchaft ſelbſt und zwar 
unter ihrer Firma eingetragen worden iſt. Jetzt iſt die Gejell- 
ſchaft aufgelöſt und die Firma erloſchen. Die Eintragung 
beſteht jedoch noch unverändert und es fragt ſich, ob ihr noch 
eine Bedeutung beizulegen ift. Letzteres iſt zu bejahen, da nach 


Rolle eingetragen werden ſoll und nach Abſ. 2 bis zu einer 


Aenderung der Eintragung der frühere Patentinhaber, alſo der 
bisher Eingetragene, nach Maßgabe des Pat. G. berechtigt und 
verpflichtet bleibt. Für den gegenwärtigen Prozeß iſt deshalb 
feſtzuſtellen, wer zur Vertretung des Patents, alſo zu der Partei- 
rolle des Bekl. berufen iſt. Die frühere Geſellſchaft zu dieſem 
Behuf als fortbeſtehend zu betrachten, iſt nicht angängig, da 
dies dem Sachverhalt widerſprechen würde; es kann ſich deshalb 
nur darum handeln, ob die Eintragung jetzt auf die früheren 
Mitglieder der aufgelöften Geſellſchaft zu beziehen iſt, oder auf 
den letzten Inhaber der Firma. Nach Wortlaut und Zweck des 
§ 19 des Pat. G. muß die Eintragung auf den letzten Firmen ⸗ 
inhaber bezogen werden. Die Einrichtung der bei dem Patent- 
amt geführten Rolle war bereits in § 19 des Pat. G. vom 
25. Mai 1877 vorgeſchrieben, der unverändert in das Pat. G. 
vom 7. April 1891 übergegangen iſt. Ueber ihre Bedeutung 
wird in der Begründung (Reichst. Verh. 1877 Druckſachen 
Nr. 8 S. 30) bemerkt: Der Inhalt der Rolle ift beſtimmt, 
über die rechtlichen Verhältniſſe eines jeden Patents Auskunft 
zu gewähren; Eintragungen, welche eine Aenderung in der 
Perſon des Patentinhabers oder feines Vertreters bekunden, find 
jedoch nach der Abfiht des Entwurfs für die Gültigkeit oder 
Ungültigkeit des der Aenderung zu Grunde liegenden rechtlichen 
Aktes nicht entſcheidend. Dieſe Erläuterung entſpricht der Be⸗ 
deutung, die der Patentrolle auch nach dem geltenden Geſetz 
zukommt: die Rolle ſoll Auskunft über das Patent ertheilen, iſt 
jedoch nicht in der Weiſe maßgebend, wie es das Grundbuch in 
Anſehung der Grundſtücke iſt. Zur Uebertragung des Eigen⸗ 
thums an einem Grundſtück iſt neben dem entſprechenden Ver⸗ 
trag auch die Eintragung der Rechtsänderung in das Grundbuch 
erforderlich, und derjenige, der als Eigenthümer eingetragen 
ſteht, gilt zu Gunſten eines Dritten, dem er das Eigenthum 
überträgt, als der Eigenthümer, auch wenn er es in Wirklich. 
keit nicht iſt (vergl. B. G. B. 88 873, 892). Die Ab- 
tretung eines Patents iſt dagegen von der Eintragung in die 
Patentrolle unabhängig und der Grundſatz des öffentlichen 
Glaubens gilt für die Patentrolle nicht; die Beſtimmung über 
ihre Führung und die Eintragung von Anmeldungen hat viel⸗ 
mehr im weſentlichen nur den Sinn einer Ordnungsvorſchrift. 
Allerdings aber wird der Patentrolle in § 19 Abſ. 2 des 
Pat. G. beſonderer Werth beigelegt: diejenige Perſon, die als 
Inhaber eingetragen ſteht, iſt für alle Handlungen, die in An- 
ſehung des Patents von dem Patentamt oder den Gerichten 
vorzunehmen find, berechtigt und verpflichtet und zwar aus⸗ 
ſchließlich. Dieſe Beſtimmung hat zwar trotz ihrer großen 
Tragweite einen nur formalen Charakter und hindert nicht, daß 
das Eigenthum an dem Patent einer anderen Perſon zuſtehen 
kann, als derjenigen, die noch eingetragen iſt; aber der Zweck 
der erwähnten Beſtimmung iſt der: ein Mittel zu ſchaffen, um 
die Legitimation für die Vertretung zuverläffig und leicht er- 
bringen zu können; fie durfte getroffen werden, weil den Be⸗ 
theiligten überlaſſen bleiben kann, dafür zu ſorgen, daß der 
Inhalt der Patentrolle mit der Wirklichkeit in Einklang bleibt. 
Dieſe Grundſätze ſind aber auch dann zu beachten, wenn die 
Auslegung einer Eintragung in Frage ſteht. Iſt es, wie in 
dem vorliegenden Fall, eine kaufmänniſche Firma, die eingetragen 
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war, fo entſpricht es dem Zweck der Patentrolle, als den Ein- 
getragenen, jedes Mal diejenige Perſon zu betrachten, die nach 
Ausweis des Handelsregiſters zur Führung der Firma berechtigt 
ft. Dies muß auch dann gelten, wenn die Firma, die ein- 
getragen wurde, damals die einer Handelsgeſellſchaft war, die 
Geſellſchaft aber dann aufgelöft wurde und die Firma auf einen 
Einzelkaufmann überging: in ſolchem Falle iſt nunmehr der 
Letztere nach Maßgabe des 8 19 Abſ. 2 des Pat. G. berechtigt 
und verpflichtet. Unzuträglichkeiten find hieraus nicht zu beſorgen. 
Denn eine kaufmänniſche Firma durfte und darf nur zuſammen 
mit dem Handelsgeſchäfte, für das ſie bisher geführt wurde, 
übertragen werden (Art. 23, 24 des H. G. B.). Es iſt mithin, 
wenn bei Auflöſung einer Handelsgeſellſchaft die Firma auf 
einen Einzelkaufmann übergeht, von dieſem auch das Geſchäft 
übernommen; und wenn die Betheiligten nicht die Eintragung 
einer Aenderung in die Patentrolle beantragen, ſo läßt dies 
darauf ſchließen, daß mit dem Geſchäft auch das für das 
Geſchäft eingetragene Patent übertragen wurde. Endlich iſt, 
wenn die Firma gelöjcht worden iſt, der letzte aus dem Handels⸗ 
regiſter erſichtliche Inhaber diejenige Perſon, die als Ein⸗ 
getragener im Sinne des § 19 Abſ. 2 des Pat. G. angeſehen 
werden muß. I. C. S. i. S. Reichhold . Bertram vom 
14. Dezember 1901, Nr. 143/1901 J. 


Geſetz wegen Beſeitigung der Doppelbeſteuerung 
vom 13. Mai 1870. 


38. 
Der völlig klare und deutliche Wortlaut des § 3 des R. Gef. 
wegen Beſeitigung der Doppelbeſteuerung vom 13. Mai 1870 
(eder Grundbefitz und der Betrieb eines Gewerbes ſowie 
das aus dieſen Quellen herrührende Einkommen darf nur 
von demjenigen Bundesſtaat verſteuert werden, in welchem 
der Grundbeſitz liegt oder das Gewerbe betrieben wird“) 
läßt nicht den geringſten Zweifel darüber, daß es auf 
dem Standpunkt ſteht, daß das Steuerhoheitsrecht des 
einzelnen Bundesſtaats in Anſehung der Beſteuerung des 
Einkommens der dort wohnhaften Steuerpflichtigen bedingungs⸗ 
los dahin eingeſchränkt ſein ſoll, daß das Einkommen, welches 
aus dem in einem anderen Bundesſtaat belegenen Grundbeſfitz 
oder betriebenen Gewerbe herrührt, überhaupt nicht von dem 
Bundesſtaat des Wohnfitzes oder des Aufenthaltsortes (§ 2) 
des Steuerpflichtigen beſteuert werden darf, alſo ganz ohne Rück⸗ 
ficht darauf, ob der andere Bundesſtaat, in welchem der Grund⸗ 
befitz liegt oder der Gewerbetrieb ſtattfindet, von feinem Be⸗ 
ſteuerungsrecht Gebrauch macht oder nicht und ob es letzteren⸗ 
falls das Unterlaſſen der Beſteuerung darauf zurückzuführen iſt, 
daß dieſer Bundesſtaat ein die Beſteuerung jenes Einkommens 
betreffendes Geſetz nicht erlaſſen hat, oder daß das erlaſſene Ge⸗ 
ſetz im einzelnen Falle aus irgend welchen Gründen nicht zur 
Anwendung gebracht wird. VII. C. S. i. S. Bremiſcher Staat 
e. Hemelinger Aktienbrauerei vom 10. Dezember 1901, 
Nr. 316/1901 VII. 

39. 

Wie jetzt anerkannten Rechtens, vergl. Clauß im Finanzarchiv 
Bd. V S. 153, und vom R. G. ſtets, ſei es auch nur ſtill⸗ 
ſchweigend angenommen worden iſt, gilt das R. Geſ. vom 
13. Mai 1870 auch für jnriſtiſche Perſonen, wenngleich es 
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feinem Wortlaut nach nur von phyfiſchen Perſonen handelt. 
Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 
40. 


Die aliquoten Antheilsrechte, welche die Zeichner der neuen 
Aktien an dem Vermögen der Aktiengeſellſchaft erwerben, 
erſtrecken fich nicht allein auf das in deren Geſchäftsbetrieb 
und Fabrikanlagen bereits hineingeſteckte und vorhandene 
Vermögen, ſondern zu einem erheblichen Theile mit auf das⸗ 
jenige Vermögen, welches erſt durch die Ausgabe der 
neuen Aktien von der Geſellſchaft gewonnen wird. 
Schon deswegen erſcheint es nicht zutreffend, den Agiogewinn 
lediglich als einen Theil des Gegenwerthes zu betrachten, der 
durch Realiſirung der in dem Gewerbebetrieb und den 
gewerblichen Anlagen vorhandenen Subſtanz des Vermögens 
der Geſellſchaft erzielt wird. Vergl. Entſch. bei Nr. 38. 
41 


Das Einkommen aus Rechtsgeſchäften, welche die 
Subſtanz des in einem Gewerbebetriebe angelegten 
Vermögens zum Gegenſtande haben, insbeſondere diejenigen, 
durch welche Antheils rechte an dieſer Vermögens ſubſtanz be- 
gründet werden, kann im Sinne des 8 3 nicht als Einkommen 
„aus Gewerbebetrieb“ angeſehen werden; daher kann ſich die 
Beſtimmung des ſteuerberechtigten Staates in dieſem Falle 
nicht nach dem Orte richten, wo der Gewerbebetrieb und das 
darin angelegte Vermögen vorhanden find, ſondern der Regel des 
§ 1 gemäß oder nur nach dem Wohnſitz des Eigenthümers des 
Gewerbebetriebes. Vergl. Entſch. bei Nr. 38. 


Geſetz betr. die Geſellſchaften m. b. H. 
20. April 1892 (Faſſung 1898). 


42. 88 15, 22. 

Der Kl. hat auf die übernommene Stammeinlage von 
100 000 Mark den Betrag von 50 000 Mark, den er formell 
und materiell ſchuldete, unſtreitig bezahlt. Nach dem Geſetz 
blieb er der Geſellſchaft Schuldner für den Reſt der Stamm- 
einlage von 50 000 Mark. Davon hat ein Dritter, R., bis 
zum Tage der ſpäter für nichtig erklärten Abtretung vom 
8. Juli 1896 an die Geſellſchaft 25 000 Mark gezahlt. Da⸗ 
mit hat er in dieſer Höhe die Schuld des Kl. an die Geſell⸗ 
ſchaft und zugleich ſeine Schuld aus dem Auftrage an den Kl. 
bezahlt und es kann nicht die Rede davon ſein, daß er dieſen 
Betrag um deswillen von der Geſellſchaft zurückfordern 
koͤnnte, weil die Zahlung ihren Zweck, dadurch die Bedingung 
für die Ausübung des Rechts auf die Abtretung des Geſchäfts⸗ 
antheils zu erfüllen, verfehlt habe, da die Abtretung vom 
8. Juli 1896 nicht in der vom Geſetz vom 20. April 1892 durch 
515 Abſ. 3 erforderten Form erfolgt jet. Die Geſellſchaft hat 
durch die Zahlung nur das empfangen, was ſie zu fordern 
hatte, und R. hat die Schuld des Kl. nach dem feſtgeſtellten 
Sachverhalt nicht als eigene Schuld gezahlt, ſondern weil er 
dem Kl. gegenüber zur Zahlung verpflichtet war. Die Rück⸗ 
forderung gegen die Geſellſchaft iſt deshalb nach den 
58 180, 185, 178 Nr. 2 Tit. 16 Thl. I des A. L. R. 
ausgeſchloſſen. Entſch. des Obertribunals Bd. 41 S. 123, 
Bd. 64 S. 100. J. 19 5 1, I. 44, I. 65 89 D. 12, 6. R. 
koͤnnte ſich darauf, daß die Abtretungserflärung vom 8. Juli 
1896 ihm den abgetretenen Geſchäftsantheilstheil nicht verſchafft 
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hat, der Geſellſchaft gegenüber überhaupt nicht berufen, aber 
auch nicht einmal dem Kl. gegenüber. Denn der Kl. iſt aus 
dem Auftrage verpflichtet geblieben, den im Auftrage des R. 
gezeichneten und von R. bezahlten Geſchäftsantheilstheil abzu⸗ 
treten, und iſt dazu nicht bloß bereit und im Stande, ſondern 
hat auch unſtreitig die Abtretungserklärung in notarieller Form 
am 31. Dezember 1900 abgegeben. I. C. S. i. S. Silefia, 
Geſ. m. b. H. e. Mehl vom 18. Dezember 1901, 
Nr. 275/1901 J. 

43. 

Nicht anders liegt die Sache hinſichtlich des von R. nach 
der Abtretungserklärung vom 8. Juli 1896 an die Geſellſchaft 
gezahlten 25 000 Mark. Denn dieſe 25 000 Mark hat R. 
zwar gezahlt, nachdem er durch die Abtretungserklärung Gejell- 
ſchafter und Schuldner der Geſellſchaft geworden zu ſein glaubte 
und der Kl., wenn die Abtretungserklärung zu Recht beſtand, 
nur noch Eventualſchuldner der Geſellſchaft gemäß § 22 des 
Geſetzes vom 20. April 1892 war. Aber auch zu dieſer 
Zahlung war R. zugleich aus dem Auftrage und aus der 
Vereinbarung mit dem Kl. verpflichtet, und dieſe Verpflichtung 
und die durch die Zahlung bewirkte Befreiung des Kl. von 
ſeiner eigenen Verpflichtung iſt zur Zeit nicht beſeitigt, da der 
Kl. die förmliche Abtretungserklärung abzugeben nicht nur 
bereit und im Stande ift, ſondern bereits abgegeben hat, die 
Erben des R. die Erklärung nur zu acceptiren haben, wozu ſie 
verpflichtet find. Die beklagte Geſellſchaft handelte bei dieſer 
ihr bekannten Sachlage geradezu argliſtig, als ſie dem Kl. die 
Verluſtigkeitserklärung androhte und die Verluſtigkeitserklärung 
ausſprach, die unberechtigt war, weil von einem Verzuge des 
Kl. nicht die Rede fein kann. Vergl. Entſch. bei voriger 
Nummer. 

44, 

Es iſt in wirthſchaftlicher und rechtlicher Beziehung etwas 
völlig verſchiedenes, ob Jemand einer beſtehenden Geſellſchaft 
mit friſchem Kapitale beitritt, oder ob er den aufgegebenen 
Antheil eines Geſellſchafters zum Nennwerthe übernimmt. Der 
Unterſchied wird auch dadurch nicht aufgehoben, daß im zweiten 
Falle die Geſellſchaft ſelbſt als Vermittler des Rechtserwerbs 
zwiſchen dem urſprünglichen Geſellſchafter und dem neuen ein⸗ 
tritt. Beſonders einleuchtend iſt dies gerade in den durch die 
88 23, 27 und 28 des Geſetzes betreffend die Geſellſchaften 
mit beſchränkter Haftung vom 20. April 1892 (Faſſung 
von 1898) erwähnten Fällen, deren Vorliegen das B. G. hier 
zu unterſtellen ſcheint, obſchon nach dieſer Richtung hin von 
den Parteien beſtimmte Angaben nicht gemacht find. Zu den in 
dieſen Paragraphen geregelten Fällen der Kaduzirung von Geſchäfts⸗ 
antheilen zum Vortheile der Geſellſchaft wird es in der Regel 
nur bei ſolchen Unternehmungen kommen, die in wirthſchaftlicher 
Beziehung die gehegten Erwartungen nicht erfüllt haben, deren 
Antheile alſo dem Nennwerthe nicht mehr gleichſtehen. Aber 
auch abgeſehen von dieſen beſonderen Fällen bleibt immer der 
weſentliche Unterſchied beſtehen, daß dort das friſche Kapital des 
Beitretenden der Geſellſchaft ſelbſt zufließt und einen zur Zeit 
des Beitritts genau zu berechnenden Faktor in ihrem Vermögens⸗ 
beſtande bildet, während hier die Mittel des Neu⸗Eintretenden 
ganz oder zum Theil zur Abfindung des früheren Geſellſchafters 
verwandt werden müſſen und der neue Geſellſchafter einen Gegen ⸗ 
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werth für ſeine Leiſtung nur inſofern erhält, als der urſprüng⸗ 
liche Geſchäftsantheil nach dem Ergebniß des bisherigen Geſchäfts⸗ 
betriebes noch vorhanden iſt. Der Beitritt mit Einſchluß neuen 
Kapitals einerſeits und die käufliche Uebernahme eines alten 
Geſchäftsantheiles — ſei es auch aus den Händen der Geſellſchaft 
ſelbſt — andererſeits ſind demnach zwei Dinge, die nicht etwa 
nur nach der äußeren juriſtiſch⸗techniſchen Betrachtung, ſondern 
auch ihrem innern Weſen und ihrem wirthſchaftlichen Kerne nach 
völlig verſchieden von einander find. I. C. S. i. S. Schulte 
c. Verkaufsverein für Ziegelfabrikate vom 21. Dezember 1901, 
Nr. 281/1901 I. 


Bin nenſchifffahrtsgeſetz vom 15. Juni 1895. 

45. 

Die Geltung des Binnenſchifffahrtsgeſetzes für die zu 
treffende Entſcheidung iſt keineswegs zweifelfrei, und zwar auch 
dann nicht, wenn der Schleppdampfer „Cuxhaven“, wie Bekl. 
behaupten, wirklich nur im Binnengewäſſer verwendet wird. 
Denn bei dem in Rede ſtehenden Zuſammenſtoß ſchleppte er ein 
Seeſchiff und ſtand unter deſſen Kommando, ſo daß es fraglich 
iſt, ob nicht im vorliegenden Falle das Seerecht Anwendung 
findet. Es braucht jedoch hierauf nicht eingegangen zu 
werden, denn der Abſ. 3 in § 4 des Binnenſchifffahrts⸗ 
geſetzes würde jedenfalls nicht Platz greifen. I. C. S. i. S. 
Schrader und Wrede c. Robertſon vom 1. Dezember 1901, 
Nr. 267/1901 J. 

46. 

Zur Schiffsbeſatzung werden nach § 481 des H. G. B. 
gerechnet der Schiffer, die Schiffsmannſchaft ſowie alle übrigen 
auf dem Schiffe angeſtellten Perſonen. Ebenſo nach § 3 Abf. 2 
des Binnenſchifffahrtsgeſetzes, wo nur noch der Zwanglootſe aus- 
genommen wird, deſſen Verſchulden, wenn ſolches zu einem Zu⸗ 
ſammenſtoß geführt hat, auch nur im Seerecht nach § 738 des 
H. G. B. eine Haftung des Rheders nicht begründet. Vergl. 
Entſch. bei voriger Nummer. 

47. 

Ein Schleppzug wird vielfach als eine nautiſche Einheit 
bezeichnet, aber dieſe Bezeichnung darf nicht dazu dienen, um 
aus ihr die Folgerung abzuleiten, daß die Beſatzung aller zu 
dem Schleppzuge gehörigen Schiffe als Beſatzung „des Schlepp⸗ 
zuges“, d. h. ſämmtlicher zu ihm verbundener Schiffe, oder die 
Beſatzung des einen ſtets auch als zugleich die eines anderen 
zu betrachten ſei. Vergl. Entſch. bei Nr. 45. 


Geſetz zur Bekämpfung des unlauteren Wett⸗ 
bewerbs vom 27. Mai 1896. 

48. § 8. 

Die Reviſion rügt, daß das B. G. dem mit der Anſchluß⸗ 
berufung geſtellten Antrage der Kl. auf Erweiterung der einſt⸗ 
weiligen Verfügung ſtattgegeben habe, obwohl ein ſolcher 
Antrag ſowohl prozeſſualiſch als auch wegen ſeiner allgemeinen 
und unbeſtimmten Faſſung unzuläjfig geweſen ſei. Dieſe Rüge 
mußte Erfolg haben. Ob der in II. J. geſtellte Antrag auf 
Erweiterung der einſtweiligen Verfügung auf Grund von 
C. P. O. 8 268 Ziffer 2 ſtatthaft war oder doch das Vor⸗ 
liegen einer wegen Widerſpruchs der Gegenpartei nach C. P. O. 
§ 527 unzuläſſigen Klageänderung von dem O. L. G., obwohl 
ſich dieſes hierüber in den Gründen nicht beſonders ausgeſprochen 
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hat, ſtillſchweigend in nach 8 270 C. P. O. nicht anfechtbarer 
Weiſe verneint iſt, kann dahin geſtellt bleiben. Denn, wenn 
man auch Letzteres annimmt, iſt der Antrag jedenfalls materiell 
nicht gerechtfertigt. Der Unterlaſſungsanſpruch aus 8 8 
des Wettbewerbsgeſetzes ſowie auch aus 8 15 des Waaren⸗ 
zeichengeſetzes iſt gerichtet auf Nichtfortſetzung einer rechts⸗ 
widrigen Handlungsweiſe. Verboten kann nur werden, was 
bereits verübt war; insbeſondere iſt es nicht zuläſſig, durch die 
Bezeichnung „ähnlich“ im Voraus allgemein noch gar nicht 
naͤher beſtimmte Verfahrensarten zu unterſagen. II. C. S. 
i. S. Schreiter e Hilger vom 20. Dezember 190I, 
Nr. 308/1901 II. 

49. 

Die Frage, ob auch bei civilrechtlichen Vergehen im Falle 
fortgeſetzter Begehung der Begriff der „einen fortgeſetzten“ 
Handlung im ſtrafrechtlichen Sinne überhaupt anzuerkennen 
wäre, bedarf hier der Entſcheidung nicht. Denn das B. G. hat 
thatſächlich feſtgeſtellt, „daß der Bekl. ſeinen Vorſatz, durch den 
Titel feiner Zeitſchrift mit dem amtlichen Patentblatte Ber- 
wechſelungen im geſchäſtlichen Verkehre hervorzurufen, mit der 
Herausgabe jeder einzelnen Nummer ſeiner Zeitſchrift ſtets von 
Neuem bethätigt habe. Von dieſem Standpunkte aus hat es 
angenommen, daß jede wiederholte Zuwiderhandlung einen neuen 
Anſpruch erzeugt habe, der einer beſonderen Verjährung unter⸗ 
liege. Dieſe Entſcheidung, welche mit den Motiven des Geſetzes 
ſowie mit der in der Rechtslehre herrſchenden Auffaſſung im 
Einklang ſteht, iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. ef. Roeren und 
Bachem, Unlauterer Wettbew. S. 121; Müller, Unlauterer 
Wettbew. S. 170. II. C. S. i. S. Lorenz e. Deutſcher 
Reichsfiskus vom 7. Januar 1902, Nr. 320/1901 II. 


Börſengeſetz vom 22. Juni 1896. 


50. | f 

Das B. U. beruht auf der Feftſtellung, daß das zwiſchen 
den Parteien abgeſchloſſene Geſchäft ein boͤrſenmäßiges Termin⸗ 
geſchäft ſei, und der Rechtsausführung, daß dieſes Geſchäft als 
Geſchäft über Aktien, das heißt Antheilen von Bergwerks- 
unternehmungen dem Verbote im § 50 Abſ. 2 Satz 1 des 
Börſengeſetzes unterliege und deshalb nichtig ſei. Die Reviſion 
zieht in Zweifel, ob nicht ein Vorprämiengeſchäft als Kauf 
der Prämie anzuſehen ſei und deshalb rechtlich nicht als 
Termingeſchäft behandelt werden dürfe. Insbeſondere aber 
macht ſie geltend, daß der Kl. das, was er als Vorprämie ge⸗ 
zahlt, als vorausbezahlten Verluſt nach 8 762 des B. G. B. 
und 5 66 Abſ. 4 des Börfengejeßes nicht zurückfordern dürfe, 
jedenfalls aber um deswillen nicht, weil er ſich nach der feſt⸗ 
geftellten Sachlage mit der Verrechnung feines Verluſtes auf 
die gezahlte Prämie einverſtanden erklärt habe. Dieſe Angriffe 
find indeſſen nicht begründet. Nach dem feſtgeſtellten und un⸗ 
ſtreitigen Sachverhalt hat der Kl. das Geſchäft als Käufer 
geſchloſſen, mit firem Lieferungstermin (30. Juni), zu den da⸗ 
mals notirten Börfenkurfen und zu den ihm von der Bekl. auf⸗ 
gegebenen Prämienſätzen, nachdem er ſchon vor Abſchluß die 
ſtreitigen 6 000 Mark Pommerſche Hypotheken⸗Bank⸗Aktien der 
Bekl. eingeſandt hatte. Das Geſchäft iſt dann ſo abgewickelt, 
daß der Kl. am 21. Juni erklärt hat, er verzichte auf Ueber⸗ 
nahme der Stücke und bitte dementſprechend zu verfahren, und 
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daß die Bekl. den Kl. mit dem Betrage der ſtipulirten Prämie 
belaſtet, ihm dagegen den Erlös der ſofort nach der Einſendung 
erkauften 6000 Mark Pommerſche Hypotheken⸗Bank⸗Aktien gut 
gebracht hat. Demnach iſt völlig klar, daß die Prämienſätze 
als Vorprämien ſtipulirt find, die der auf das Steigen der 
Kurſe ſpekulirende Terminkäufer für den Fall verſpricht, daß er 
die gekauften Werthpapiere am Termin nicht abnehmen will, 
weil ſeine Spekulation fehl geſchlagen iſt und die Differenz 
noch größer iſt, als die Vorprämie. Was die Reviſion einem 
Gebrauch der Boͤrſenſprache entſprechend als Kauf der Vor⸗ 
prämie, der durch die Vorausbezahlung ſofort realifirt ſei, be⸗ 
zeichnet, iſt rechtlich nichts als die Abrede eines Rücktrittsrecht 
gegen Zahlung eines Reugeldes, der Prämie. Entſch. des 
Oberhandelsgerichts Bd. 19 S. 3, 6. Dieſe Nebenabrede fällt 
mit der rechtlichen Unwirkſamkeit des verbotenen Hauptgeſchäfts 
in ſich felbft zuſammen, mag man annehmen, daß die Prämie 
für die Einräumung oder für die Ausübung des Wahlrechts 
ftipulirt und bezahlt iſt. Deshalb kommt auch darauf nichts 
an, ob der Kl. den von der Bekl. vorgenommenen Verkauf der 
noch vor Abſchluß des Geſchäfts eingeſandten 6 000 Mark 
Pommerſche Hypotheken⸗Bank⸗Aktien unwiderſprochen gelaſſen 
und damit ſtillſchweigend genehmigt hat. Selbſt wenn darin 
eine Vorauszahlung der Prämie oder auf die Prämie zu finden 
wäre, ſo würde dieſe Vorauszahlung auf Schuld aus dem ver⸗ 
botenen und deshalb nichtigen Geſchäfte ſtets der Rückforderung 
unterliegen. Solche Vorauszahlung iſt weder Leiſtung im 
Sinne des von der Revifion angerufenen § 762 des B. G. B., 
und noch weniger eine Leiſtung „bei oder nach völliger Ab⸗ 
wickelung des Geſchäfts zu ſeiner Erfüllung“ im Sinne des 
§ 66 Abſ. 4 des Börſengeſetzes. Vergl. Entſch. des R. G. 
Bd. 38, S. 232, 238. I. C. S. i. S. Bruer c. Wedder⸗ 
hahn vom 7. Dezember 1901. Nr. 263/1901 J. 


Geſetz über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit vom 17. Mai 1898. 


51. 88 20, 28. 

Das O. L. G. Roſtock hat die gegen den Beſchluß des 
L. G. eingelegte weitere Beſchwerde dem R. G. vorgelegt, weil 
es dieſelbe für begründet erachtet und dem Beſchwerdeantrage 
ſachlich ſtattgeben will, ſich jedoch hieran durch einen Beſchluß 
des O. L. G. zu Colmar vom 26. Juni 1901 behindert glaubt. 
In dem letzteren Beſchluſſe iſt ausgeſprochen, daß, wenn die 
erſte Beſchwerde als unzuläſſig verworfen ſei, auf die begründete 
weitere Beſchwerde keine ſachliche Entſcheidung getroffen werden, 
ſondern nur die Aufhebung des erſten Beſchwerde⸗Entſcheides 
und die Zurückverweiſung der Sache an das erſte Beſchwerde⸗ 
gericht zwecks materieller Entſcheidung erfolgen dürfe. Dieſen 
Fall hält das O. L. G. in Roſtock auch hier für gegeben und 
iſt deshalb, weil es von der Entſcheidung des O. L. G. zu 
Colmar abweichen will, nach § 28 Abſ. 2 des R. Gel. über 
die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit verfahren, 
um eine Entſcheidung des R. G. herbeizuführen. Das R. G. 
erachtet ſich jedoch zu einer Entſcheidung auf die weitere Be⸗ 
ſchwerde nicht für berufen, weil es nicht anzuerkennen vermag, 
daß das O. L. G. zu Roſtock durch die erwähnte Entſcheidung 
des O. L. G. zu Colmar gehindert ſei, die von ihm beabſichtigte 
Entſcheidung zu treffen. Zwar lautet die von dem L. G. in 


102 

Güftrow auf die erfte Beſchwerde der Mecklenburgiſchen De⸗ 
poſitenkaſſe der Bank für Handel und Induſtrie zu Güſtrow 
erlaſſene Entſcheidung wörtlich dahin, daß die Beſchwerde als 
unzuläſſig verworfen werde. Die Begründung des landgericht⸗ 
lichen Beſchluſſes ergiebt aber, daß das L. G. die Beſchwerde 
ſachlich geprüft und derſelben deshalb nicht ſtattgegeben hat, 
weil es annimmt, daß die Beſchwerdeführerin durch die an⸗ 
gefochtene Entſcheidung des Amtsgerichts ſachlich nicht beſchwert 
ſei. Das L. G. hätte deshalb ſeine Entſcheidungsformel korrekter 
Weiſe dahin faſſen müſſen, daß die Beſchwerde als unbegründet 
zurückgewieſen werde. Es hat ſich nur im Ausdruck vergriffen, 
wenn es ſtatt deſſen geſagt hat, die Beſchwerde werde als 
unzuläffig verworfen. Zu dieſer inkorrekten Formulirung feiner 
Entſcheidung iſt das L. G. durch ein irriges Verſtändniß des 
§ 20 Abſ. 1 des R. Gef. über die Angelegenheiten der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit gelangt. Es weiſt die Beſchwerde als 
unzuläſſig zurück, weil die angefochtene Entſcheidung ein Recht 
der Beſchwerdeführerin nicht beeinträchtige. Das L. G. verſteht 
alſo den § 20 a. a. O. dahin, daß die Legitimation des Be⸗ 
ſchwerdeführers dadurch bedingt werde, daß ſeine Beſchwerde 
materiell gerechtfertigt ſei. Das iſt unhaltbar. Vielmehr iſt 
zur Beſchwerde ein Jeder legitimirt, deſſen Recht beeinträchtigt 
ſein würde, wenn die angefochtene Entſcheidung ungerechtfertigt 
wäre. Am wenigſten kann die Anſicht des L. G. gebilligt 
werden, wenn es ſich um die Beſchwerde des Antragſtellers gegen 
eine feinen Antrag zurückweiſende Verfügung handelt ($ 20 
Abſ. 2 a. a. O.), denn es liegt auf der Hand, daß in dieſem 
Falle die Legitimation des Beſchwerdeführers nicht davon ab⸗ 
hängen kann, ob der von ihm geſtellte Antrag gerechtfertigt war. 
Da es ſich im vorliegenden Falle um die Verfügung des Amts⸗ 
gerichts auf einen Antrag der Beſchwerdeführerin handelte, ſo 
konnte von einer Unzuläſſigkeit ihrer Beſchwerde wegen mangelnder 
Sachlegitimation keine Rede ſein. I. C. S. i. S. Mecklen⸗ 
burgiſche Depofitenkaſſe für Handel und Gewerbe vom 21. De⸗ 
zember 1901, B Nr. 82/1901 I. 


Geſetz über die Zwangsverſteigerung vom 
24. März 1897. 
52. 


Die Regelung des Koſtenweſens in den das unbewegliche 
Vermögen betreffenden Zwangsverſteigerungs- und Zwangs⸗ 
verwaltungsſachen iſt auch nach Erlaß des R. Geſ. über die 
Zwangsverſteigerung und die Zwangsverwaltung vom 24. März 
1897 der Landesgeſetzgebung verblieben und für Preußen durch 
die 88 124-133 des Pr. G. K. G. vom 25. Juni 1895 
in der Faſſung der Bekanntmachung des Juſtizminiſters vom 
6. Oktober 1899 erfolgt. Die Zuſtändigkeit des R. G., über 
einſchlägige Koſtenbeſchwerden in letzter Inſtanz zu entſcheiden, 
könnte hiernach nur durch eine ausdrückliche reichsgeſetzliche 
Vorſchrift, die die fraglichen Entſcheidungen ihm zuweiſt, be⸗ 
gründet werden. An ſolcher Vorſchrift fehlt es indeſſen; ins⸗ 
beſondere enthält Art. IV. des E. G. zum Geſetz, betreffend 
Aenderungen der C. P. O., vom 17. Mai 1898, der im 
Uebrigen das Deutſche G. K. G. in zahlreichen Punkten abändert 
und ergänzt, hierüber nichts. Außerdem ergeben die über das 
Pr. G. K. G. gepflogenen parlamentariſchen Verhandlungen, daß 
nach dem übereinſtimmenden Willen aller geſetzgebenden Faktoren 
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der Inſtanzenzug in landesgeſetzlichen Koſtenſtreitigkeiten bei den 
O. L. G. endigen ſollte, und dieſer Wille hat auch im Geſetze 
ſelbſt inſofern Ausdruck gefunden, als § 27, der nach §8 119 
Abſ. 1 Satz 2 auch für die Zwangsverſteigerung oder Zwangs⸗ 
verwaltung von Gegenſtänden des unbeweglichen Vermögens 
gilt, die Zuläſſigkeit der weiteren Beſchwerde nur in der Be⸗ 
ſchränkung auf den Fall, daß ſie gegen eine vom L. G. in der 
Beſchwerdeinſtanz erlaſſene Entſcheidung eingelegt wird, regelt, 
dagegen weder über die weitere Beſchwerde gegen eine auf Be⸗ 
ſchwerde ergangene Entſcheidung der O. L. G., noch über die 
Anfechtbarkeit der von den O. L. G. in I. J. (3. B. in Lehns⸗ 
oder Fideikommißangelegenheiten) erlaſſenen Koſtenentſcheidungen 
etwas enthält. Eine in letzterer Beziehung gegentheilige Be⸗ 
ſtimmung des Regierungsentwurfs iſt von der Kommiſſion des 
Abgeordnetenhauſes mit der ausdrücklichen Begründung geſtrichen 
worden, daß es unbedenklich erſcheine, den fraglichen Ent⸗ 
ſcheidungen der O. L. G. den Charakter endgültiger Ent- 
ſcheidungen beizulegen. Siehe den Kommiſſionsbericht des Ab⸗ 
geordnetenhauſes, Druckſachen 1895 Nr. 94 S. 4. Beſchluß 
des V. C. S. i. S. Wirtenſohns Beſchwerde betreffend vom 
8. Januar 1902, B 197/1901 v. 

53. 

Die Klage war inſoweit unbegründet, als der Klage⸗ 
antrag darauf abzielt, der Bekl. die abermalige Gelteudmachung 
des Vorkaufs⸗ und Bierlieferungsrechtes in der Zwangsver⸗ 
ſteigerung zu verlegen. Zwar beſteht darüber kein Zweifel, daß 
die Bekl. in einer Zwangsverſteigerung, die von einem ihr im 
Range vorgehenden Gläubiger betrieben wird, nicht berechtigt iſt, 
zu verlangen, daß ihr Vorkaufs- und Bierlieferungsrecht bei der 
Feſtſtellung des geringſten Gebots berückſichtigt werde. Eine 
ſolche Zwangsverſteigerung muß vielmehr gegen ſie die Wirkung 
haben, daß ihr Vorkaufs⸗ und Bierlieferungsrecht durch den 
Zuſchlag erliſcht, d. h. daß der Erſteher das Grundſtück frei 
von dieſen beiden Rechten erwirbt. Dieſe aus dem Geſetz 
unmittelbar hervorgehenden Rechtsfolgen ($ 45, § 52 Abi. 1 
des Zwangsverſteigerungs⸗Geſetzes vom 24. März 1897) zu 
verwirklichen, iſt Pflicht des Verſteigerungsbeamten. Er ver- 
wirklicht ſie durch richtige Feſtſtellung des geringſten Gebots. 
Denn Rechte, die er hierbei nicht berüdfichtigt, erlöſchen, wie 
das Geſetz in § 52 a. a O. ausdrücklich vorſchreibt. Wurde 
dementſprechend vom Verſteigerungskommiſſär nicht verfahren, 
ſo mußte die Kl. den Beſchwerdeweg beſchreiten. Statt deſſen 
hat fie fich durch das Verfahren des Kommiſſärs auf den 
Prozeßweg drängen laſſen. Aber es handelt ſich gar nicht um 
Feſtſtellung eines zwiſchen den Parteien ſtreitigen Rechts oder 
Rangverhältniſſes; es handelt ſich vielmehr darum, wie mit 
Rückſicht auf die zwiſchen ihnen feſtſtehende Rangordnung ein⸗ 
getragener Rechte das Subhaſtationsverfahren durchzuführen iſt, 
oder — genauer geſagt — ob bei Feſtſtellung des geringſten 
Gebotes das dem betreibenden Gläubiger nachſtehende Vorkaufs⸗ 
und Bierlieferungsrecht der Bekl. berückſichtigt werden ſoll oder 
nicht. Hierüber bedarf es keiner prozeßrichterlichen Entſcheidung. 
Verſtößt in dieſer Beziehung der Verſteigerungsbeamte gegen 
das Geſetz, ſo iſt den dadurch benachtheiligten Betheiligten der 
Beſchwerdeweg gegeben, um eine richtige Feſtſetzung des geringſten 
Gebots herbeizuführen ($ 100, 8 83 Nr. 1 des Zwangs- 
verſteigerungs⸗Geſetzes). Die Bekl. hat daher mit Recht auf 
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die Klage entgegnet, daß Kl. mit dieſem Theil ihres Klage⸗ 
antrages nicht ſowohl die Feſtſtellung eines Rechtsverhältniſſes, 
ſondern die Feſtſtellung eines Rechtsſatzes begehre, nämlich des 
Rechtsſatzes, daß bei der Feſtſtellung des geringſten Gebots ein 
dem betreibenden Gläubiger nachſtehendes Recht nicht berück⸗ 
ſichtigt werden dürfe. Eine ſolche Feſtſtellungsklage iſt dem 
Geſetz unbekannt (vergl. $ 256 der C. P. O.). V. C. S. 
Beſchluß i. S. Bauer c. Würzburger vom 21. Dezember 1901, 
B Nr. 192/1901 V. 


III. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 


54. 88 375, 150 Thl. I Tit. 16. (Aufrechnung). 

Während das gemeine Recht nach überwiegender Anſicht 
eine replica compensationis nur geſtattet, wenn ſie als Ein⸗ 
rede bereits zur Zeit der Entſtehung der eingeklagten Forderung 
begründet war, oder wenn beide Theile ſchon vor Erhebung der 
Kompenſationseinrede ſich über die fragliche Gegenaufrechnung 
geeinigt hatten (Windſcheid Paud. 7. Auflage Bd. 2 Seite 349 
a. E.; Dernburg Pand. 5. Auflage Bd. 2 8 64 Anm. 3; 
Eiſele die Kompenſation S. 365), kann nach dem Preußiſchen 
Recht der Kl. die Aufrechnung der beklagtiſchen Gegenforderung 
gegen ſeine mehreren Forderungen (die Klageforderung und die 
zur Rekompenſation geſtellten Forderungen) nach eben denſelben 
Grundſätzen verlangen, wie ſolche für die Verrechnung einer 
Zahlung beſtehen, wenn der Zahlende dem Empfänger aus 
mehreren Forderungen verhaftet iſt (§ 375 in Verbindung mit 
88 150 fg. Tit. 16 Thl. 1 des A. L. R.). Die Frage, 
auf welche Forderungen des Kl. eine Gegenforderung des 
Bekl. zu verrechnen iſt, entſcheidet ſich demnach in erſter Linie, 
ſofern ein Uebereinkommen der Parteien darüber vorliegt, nach 
dieſem Uebereinkommen (§ 150 a. a. O.) IV. C. S. 
i. S. Schimkus c. Zenthöfer vom 19. Dezember 1901, 
Nr. 280/1901 IV. 

55. 

Nach § 16 des Pachtvertrages ſoll gegen die Forderung 
fälliger Pächte keine Einrede der Kompenſation oder Retention 
ftattfinden, vielmehr ſoll der Pächter etwaige Gegenanſprüche 
durch beſondere Klage geltend machen. Pächter ſoll alſo, wenn 
der Verpächter Zahlung des fälligen Pachtzinſes verlangt, gegen 
den Willen des Letzteren etwaige Gegenforderungen nicht auf 
den Pachtzins in Anrechnung bringen dürfen, auch wenn die 
geſetzlichen Vorausſetzungen der Kompenſation vorliegen ſollten. 
Die Beſtimmung des $ 16 beſagt aber nicht, daß es den 
Parteien nicht geſtattet ſein ſolle, über die Art der Berichtigung 
der fälligen Pachtzinsraten demnächſt beſondere Vereinbarungen 
zu treffen. Es iſt daher auch keine Abänderung des Pacht⸗ 
vertrages, wenn ſich der Verpächter nach Beginn des Pacht⸗ 
verhältniſſes damit einverſtanden erklärt, daß der Pächter eine 
beſtimmte Forderung von dem Pachtzins ſolle in Abzug bringen 
dürfen. Denn dadurch wird ihm nicht die Befugniß ein- 
geräumt, im Falle des Vorliegens der geſetzlichen Erforderniſſe 
die Forderung auf den Pachtzins auch gegen den Willen des 
Verpächters durch Aufrechnung irgend einer Gegenforderung zu 
tilgen. Letzterer hat ſich vielmehr nur verpflichtet, den Pacht⸗ 
zins inſoweit nicht zu fordern, als eine beſtimmte Gegenforde 
rung reicht. Eine ſolche Vereinbarung enthält daher keine Ab 
änderung des Pachtvertrages und bedarf deshalb keinenfalls der 
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notariellen Form, ſondern wie jeder Vertrag über ein Objekt 
von mehr als 150 Mark, nur der Schriftform. Entſch. des 
R. G. Bd. 1 S. 130; Bd. 6 S. 253; Urtheil des Senats, 
Matſchke c. Eiſenbahnfiskus vom 12. Oktober 1896, Rep. 238/96. 
VI. C S. i. S. Moſer c. von Rohr vom 16. Dezember 
1901, Nr. 276/1901 VI. 


IV. Sonſtige Preußiſche Landesgeſetze. 

Geſetz betr. die Zwangsverſteigerung in das 
unbewegliche Vermögen. 

56. 88 133, 134. 3 

Nur die Legitimation des Bekl. zur Erhebung des Liquidats 
aus eignem Gläubigerrecht war beſtritten. Dieſes Beſtreiten 
beruhte auf der Vorausſetzung, daß Bekl. ſelbſt die für ihn 
eingetragene Hypothek von 2850 Mark liquidirt habe, eine 
Vorausſetzung, die mit dem Inhalt des Kaufgelderbelegungs⸗ 
protokolls nicht im Einklange ſteht. Wollte man aber auch 
mit dem B. R. annehmen, daß der Bekl. dadurch, daß er die 
Aufnahme des Liquidats in den Vertheilungsplan ohne Wider⸗ 
ſpruch geſchehen ließ, oder durch die in der Verhandlung pro⸗ 
tokollirte Erklärung, daß die Auszahlung des Kaufgeldes nach 
dem feſtgeſtellten Theilungsplan erfolgen möge, das von 
Amtswegen angeſetzte Liquidat für ſich in Anſpruch genommen 
habe, ſo würde doch immer nur ein Streit zwiſchen zwei 
Prätendenten zu derſelben Forderung vorliegen, keineswegs aber 
ein einſeitiger Widerſpruch des Mitklägers K. gegen die von 
Amtswegen auf den Namen des Bekl. liquidirte Forderung 
ſelbſt, die ja K., deren Exiſtenz dadurch anerkennend, für ſich 
in Anſpruch nahm und noch in II. J. aus einem neuen Rechts⸗ 
titel in Anſpruch genommen hat. Das an ſich berechtigte Be⸗ 
ſtreiten des Anrechts des Bekl. an der Forderung beſeitigt das 
Liquidat ſelbſt nicht, nur die Befugniß des Bekl., daſſelbe zu 
erheben; erſt durch ein Aufgebot und Ausſchlußurtheil kann der 
Wegfall des Liquidats herbeigeführt werden, wenn nicht in⸗ 
zwiſchen ein Gläubiger zu der Forderung ſich legitimirt 
hat (Geſetz vom 13. Juli 1883 88 133, 134 a. a. O.). 
V. C. S. i. S. Würzbach c. Kaufmann vom 13. November 
1901, Nr. 250/1901 V. 

57. 88 136, 137. 

§ 137 des Geſetzes vom 13. Juli 1883 regelt das Ver⸗ 
fahren für den Fall, daß durch einen gegen den Vertheilungs⸗ 
plan erhobenen Widerſpruch ein Anſpruch betroffen wird, der 
ohne den Widerſpruch vom Erſteher zu übernehmen ſein würde, 
und die Perſon oder der Aufenthalt des Gläubigers unbekannt 
iſt. Dann iſt dem Letzteren auf Antrag des Widerſprechenden 
ein Vertreter zu beſtellen, und im Fall der Gläubiger binnen 
einer Friſt von 3 Monaten nach Stellung des Antrages nicht 
ermittelt iſt, der Widerſprechende zum Aufgebot des Be⸗ 
rechtigten zu ermächtigen. Wer nach Erlaß des Ausſchluß⸗ 
urtheils zu der dadurch nothwendig werdenden weiteren Ver⸗ 
theilung zuzuziehen, beſtimmt § 136 a. a. O., der nach § 137 
Abſ. 3 auf dieſen Fall entſprechende Anwendung findet. Dazu 
gehören Gläubiger, die das Aufgebot nicht beantragt haben, 
und denen auch keine Anſprüche im Ausſchlußurtheil vorbehalten 
find, nicht, und zwar auch dann nicht, wenn ihre Anſprüche 
an ſich den Anſprüchen derjenigen vorgehen würden, die das 
Aufgebot beantragt haben. Die Vorſchrift des § 13 6 a. a. O. 
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begrenzt genau den Kreis der nach Erlaß des Ausſchlußurtheils 
zur weiteren Vertheilung zuzuziehenden Intereſſenten und ſchließt 
damit im Fall des § 137 auch ſolche Subhaſtationsgläubiger 
aus, die es verſäumt haben, durch Anſchluß an den Widerſpruch 
eines nach ihnen eingetragenen Gläubigers und Beantragung 
des Aufgebots ihr beſſeres Recht dieſem gegenüber zu nn 
Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 8. 


Perſonal⸗ Veränderungen. 
Zulafſungen. 


Rechtsanwalt Hermann Vögele beim Landgericht Karls⸗ 
ruhe i. Baden; — Rechtsanwalt Fritz Hoffmann beim Ober⸗ 
landes gericht Königsberg i./ Pr.; — Rechtsanwalt Dr. Heidenfeld 
beim Amtsgericht Rotenburg a. F.; — Rechtsanwalt und Notar 
Dr. Bernhard Vonhoff beim Amtsgericht Trarbach; — 
Rechtsanwalt Albert Schmidt zu Teterow beim Landgericht 
Güſtrow; — Gerichtsaſſeſſor Hermann Werges beim Land- 
gericht Weimar; — Rechtsanwalt und Königl. Advokat 
Klemens Steyrer beim Landgericht München II; — Rechts⸗ 
anwalt Dr. Karl Eugen Arndt in Kirchberg beim Amtsgericht 
Glauchau; — Referendar Dr. Johannes Paul Weichert 
beim Landgericht Leipzig; — Gerichtsaſſeſſor a. D. Joſeph 
Meyer beim Landgericht Paderborn; — Rechtsanwälte 
Dr. Ottokar Arwed Conrad in Limbach und Gotthelf 
Friedemann Böhringer in Burgſtädt beim Amtsgericht Annaberg; 
— Rechtsanwalt Friedrich Hans Alexander Kohlmann beim 
Amtsgericht und beim Landgericht Dresden; — Rechts⸗ 
anwalt Franz Xaver Oberbauer beim Landgericht München II; 
— Gerichtsaſſeſſor Dr. Leipziger beim Landgericht Breslau; 
— Rechtsanwalt Hermann Grimſehl beim Landgericht Cöln; 
— geprüfter Rechtspraktikant Johann Linder beim Landgericht 
München I; — Königl. Bezirksamtmann a. D. Ludwig Sitzler 
beim Amtsgericht Erlangen; — Rechtsanwalt Schlicht beim 
Amtsgericht Sögel; — Rechtsanwalt Joſef Rath beim Amts⸗ 
gericht Kelheim; — Aſſeſſor Dr. Paul Ernſt Böhme beim 
Landgericht Leipzig; — Rechtsanwalt Karl Max Beutler beim 
Amtsgericht Reichenbach und Landgericht Plauen; — Rechts⸗ 
anwalt Kopicki beim Amtsgericht Konitz; — Rechtsanwälte 
Cuno Hirſch und Dr. Friedrich Bretzfeld in Coburg beim 
Landgericht Meiningen; — Rechtsanwalt Wilhelm Schlottmann 
in Wismar beim Landgericht Schwerin i. Meckl.; — Rechts⸗ 
anwalt Wilhelm Garbe beim Amtsgericht Einbeck; — Aſſeſſor 
Dr. Georg Moritz Siebert beim Amtsgericht und Land⸗ 
gericht Dresden; — Rechtsanwalt Venn beim Amtsgericht 
Kirchberg (Hunsrück); — Rechtsanwalt Dr. jur. Alfred 
Lohmann in Steglitz beim Amtsgericht II Berlin; — Rechts- 
anwalt Walther Stempel beim Landgericht und Amtsgericht 
Dortmund; — Rechtsanwalt Hattemer beim Amtsgericht 
Regen; — Rechtsanwalt Dr. Johann Feſter beim Landgericht 
Frankfurt a./ M.; — geprüfter Rechtspraktikant Adam Rotten⸗ 
häuſer beim Amtsgericht Hammelburg; — Gerichtsaſſeſſor 
Dr. Kurt Neumann beim Landgericht Breslau; — Rechts⸗ 
anwalt Karl Thränhart beim Amtsgericht Bleicherode; — 
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Juſtizreferendär I. Klaſſe Paul von Bagnato beim Amts- 
gericht Eßlingen; — Rechtsanwalt Conſtantin Wiedemann 
beim Amtsgericht Friedland O. S.; — geprüfter Rechtspraktikant 
Hans Heß beim Landgericht Kempten; — Rechtsanwalt Guſtav 
Eßlinger beim Landgericht Stuttgart; — Rechtsanwalt 
Rudolf Knodel beim Amtsgericht Nagold; — Rechtsanwalt 
Dr. Rheinhard beim Amtsgericht Schorndorf; — Gerichts- 
aſſeſſor Dr. Arthur Oppenheimer beim Amtsgericht Düſſel⸗ 
dorf; — Juſtizreferendäre I. Klaſſe Robert Etter und 
Dr. Alfred Schweizer beim Oberlandesgericht Stuttgart; — 
Rechtsanwalt Beck beim Landgericht Um; — Amts⸗ 
richter a. D. Ferdinand Heim beim Landgericht Ulm; — 
Rechtsanwalt Dr. Heinrich Kroner beim Landgericht I Berlin; 
— Rechtsanwalt Dr. Hermann Paul Neumann beim Amts⸗ 
gericht und Landgericht Dresden. 


Löſchungen. 

Rechtsanwalt Fedor Meyer beim Amtsgericht Bag — 
Rechtsanwalt Hans Harth beim Landgericht Ansbach; — 
Rechtsanwalt Robert Hahn beim Oberlandesgericht und beim 
Landgericht Nürnberg; — Rechtsanwalt Konſtantin Wiede- 
mann beim Amtsgericht Reichenbach und Eule; — Rechts- 
anwalt Philipp Frank beim Landgericht Bamberg; — Rechts⸗ 
anwalt Wize beim Amtsgericht und beim Landgericht Liſſa i. P. 
und beim Amtsgericht Bentſchen; — Geheimer Juſtizrath 
Dr. Kirchhoff, Rechtsanwalt beim Landgericht Greifswald; 
— Rechtsanwalt Karl Fiſcher beim Amtsgericht Nagold; 
— Rechtsanwalt Heinrich Brugſch beim Landgericht I 
Berlin; — Rechtsanwalt Kahlenborn beim Amtsgericht 
Vierſen; — Rechtsanwalt Dr. Fritz Berolzheimer II beim 
Landgericht München I; — Rechtsanwalt Heinrich Sellentin 
beim Landgericht 1 Berlin; — Rechtsanwalt Otto Preußler 
beim Amtsgericht Soldin; — Rechtsanwalt Friedrich Neu- 
becker beim Landgericht Zweibrücken. 


Ernennungen. 

Zu Notaren wurden ernannt: Rechtsanwalt Sellentin 
in Schöneck; — Rechtsanwalt Geißler in Breslau; — Rechts- 
anwalt Thier in Bochum; — Rechtsanwalt Crone in 
Plettenberg; — Rechtsanwalt Nadorff in Erwitte; — Rechts- 
anwalt Juſtizrath Samuel Goldmann in Berlin; — Rechts— 
anwalt Schocken in Landsberg a. W.; — Rechtsanwalt 
Haber in Drieſen; — Rechtsanwälte Föhring und Triebel 
in Halle a. S.; — Rechtsanwalt Gumpel in Deſſau. 


Todesfälle. 


Rechtsanwalt Schütte in Halle a. / S.; — Rechtsanwalt 
Maximilian Immanuel Paul Flinzer in Chemnitz; — 
Rechtsanwalt Maaſe in Pr. Stargard; — Juſtizrath Julius 
Alexander Euchel, Rechtsanwalt und Notar in Berlin; — 
Juſtizrath Rudolph Franz Bernhardt Schmidt, Rechtsanwalt 
und Notar in Berlin; — Rechtsanwalt Hermann Albert 
Johannes Conrad in Dresden; — Juſtizrath Eugen Kall- 
mann, Rechtsanwalt und Notar in Berlin; — Rechtsanwalt 
Georg Richard Wilhelm Bader in Leipzig; — Rechtsanwalt 
Dr. Max Bernhard Mahler in Taucha. 


Für die Redaktion verantwortlich: Rechtsanwalt Dr. L. Kuhlenbeck in Jena. Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin 8. 14. 
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Vereins nachrichten. 


An Stelle des verſtorbenen Herrn Geheimen Inſtizrath 
Mecke iſt der Rechtsanwalt bei dem Reichsgerichte Herr 
Inſtizrath Lewald in Leipzig zum Mitgliede des Vor⸗ 
ſtandes gewählt. 


Ein beltiſcher und ein ſpaniſcher Nachruf für 
unſeren verſtorbenen Vorſitzenden Geh. Juſtizrath 
Rechtsanwalt Mecke. 


Das zu Brüſſel erſcheinende „Journal des Tribunaux“ 
bringt in ſeiner Nummer vom 6. Februar d. Is. folgende 
Necrologie: 

La Federation des Avocats allemands (Deutscher 
Anwaltverein) vient de perdre son Président, 
M. le Conseiller de justice Hermann Mecke, avocat 
& la Cour supr&me de Leipzig. D’un savoir pro- 
fond, d'une grande Energie, il occupait au Barreau 
de la Cour de Cassation allemande la première 
place; en mèéme temps, il dirigeait depuis de 
longues années la très vaste Fédération des Avocats 
allemands. Peu d'hommes out rendu plus de ser- 
vices à la profession. II était hautement respeeté 
et ouvert à toutes les idées du progrès. Il appuya 
en Allemagne l’adhesion de ses confrères au 
Congrès des Avocats, tenu & Bruxelles et entretint 
constamment avec ces derniers les rapports les 
les plus cordiaux. Homme de beaucoup d’actes 
et de peu de paroles, il sera profondément regrette 
dans un pays oü le Barreau n'est pas toujours 
traité en egal par la Magistrature et oü les intéréts 
professionels ont souvent besoin d’un guide aussi 
sür et d'un patron aussi puissant qu'il l’etait. II 
uura eu la consolation de laisser en état très 
prospère la Caisse de Secours mutuels du Barreau 
allemand — l’oeuvre de predilection de sa longue 
presidence. 

Ferner erhielt ich ein an mich als Redakteur der Wochen⸗ 
ſchrift gerichtetes Beileidſchreiben des ſpaniſchen Kollegen Herrn 


Bienvenudo Oliver aus Madrid, aus dem ich folgendes 

mittheile: 
Il était doué de precieuses qualités, sourtout il 
était un vrai juriste theoretique et pratique et un 
homme de grand coeur. — Je comprends par- 
faitement les hommages qui lui ont rendu les 
membres de la Deutschen Anwaltverein, 
exprimees si justement par la Secretaire du Vor- 
stand Mr. la Docteur Deiss. — Je me adhère 
d'une manière absolue à ses paroles. 


Zum Preußiſchen Geſetzentwurf über die juriſtiſchen 
Prüfungen und die Vorbereitung zum höheren 
Juſtizdieuſt. 


Die jetzt nach der erſten Berathung im Plenum des 
Preußiſchen Abgeordnetenhauſes einer Kommiſſion überwieſene 
Vorlage beabſichtigt zwei weſentliche Neuerungen für Preußen 
einzuführen, erſtens die Verlängerung des Studiums um ein 
(fiebentes) Semeſter, wogegen eine Verkürzung des praktiſchen 
Vorbereitungsdienſtes um ½ Jahr in Ausſicht genommen 
werden ſoll, zweitens die Zulaſſung der Abiturienten der Real- 
gymnaſien und Ober⸗Realſchulen zum juriſtiſchen Studium. 

Von beiden Neuerungen iſt gewiß die zweite die erheblichſte; 
ſie ſoll allerdings an die Bedingung geknüpft werden, daß die 
Realgymnaſial⸗ oder Oberrealſchul⸗Abiturienten im Lateiniſchen 
das Prädikat „genügend“ erhalten haben, oder ſich einem Er⸗ 
gänzungsexamen darauf unterwerfen. 

Der Herausgeber hat zu dieſer, ſchon lange am Horizont 
dämmernden Neuerung ſehr ausführlich im Anhang ſeines Buches 
„Von den Pandekten zum B. G. B.“ III. S. 528 —555 
Stellung genommen und möchte das dort Geſagte hier nicht 
wiederholen; ſeine der humaniſtiſchen Vorbildung günſtigeren 
Auffaſſungen find nur im Zuſammenhange feiner Geſammtauf— 
faſſung vom Weſen des Rechts und der Aufgabe der Rechts- 
wiſſenſchaft zu verſtehen und deren Darlegung würde den 
Rahmen eines Zeitſchriftaufſatzes überſchreiten müſſen. Aber 
gerade da ſeine eigene Auffaſſung ihrem Kerne nach realiſtiſch iſt, 
d. h. mehr Werth legt auf eine ſachwiſſenſchaftliche Bildung als auf 
formaliſtiſche Schulung, insbeſondere die nahen Beziehungen der 
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Rechtswiſſenſchaft zur Pſychologie einerſeits und zur National⸗ 
ökonomie, beſſer geſagt zu den Geſellſchaftswiſſenſchaften über⸗ 
haupt, ſtark betont, möchte er hier, um den ſcheinbaren Wider⸗ 
ſpruch zwiſchen ſeiner Abneigung gegen dieſe Neuerung und 
dieſer ſeiner „realiſtiſchen“ Auffaſſung der Rechtswiſſenſchaft zu 
beſeitigen, den dort angeführten Autoritäten noch eine weitere 
hinzufügen. Auch die Medizin tft als Zweig der Naturwiſſen⸗ 
ſchaft eine durchaus realiſtiſche Wiſſenſchaft und dennoch haben 
bis in die neueſte Zeit hinein hervorragende Vertreter der 
mediziniſchen Wiſſenſchaft die Gymnaſialvorbildung ungeachtet 
mancher ihr noch anhaftenden, aus dem Vowiegen philologiſcher 
Einſeitigkeiten in der heutigen Gymnafialbildung entſtandenen 
Mängel für die verhältnißmäßig beſſere erklärt. Bei meiner 
Werthſchätzung der Pſychologie für die Rechtswiſſenſchaft und 
Praxis war es mir nun von nicht geringem Intereſſe, kürzlich 
in der „Charakterologie“ des genialen Pſychologen Dr. Bahnſen 
auf folgende Bemerkung deſſelben zu dem Gedanken der 
inzwiſchen leider längſt vollzogenen Zulaſſung der Realſchüler 
zum Studium der Heilkunde — die Bemerkung ſtammt 
noch aus dem Jahre 1867 — zu ſtoßen: „Es hieße doch, allem 
was die Menſchheit an Fortſchritten aufzuweiſen hat, Hohn 
ſprechen, — ja aller Wiſſenſchaft überhaupt ins Angeſicht 
ſchlagen, wenn man vermeinen wollte — und derartige Stimmen 
ſind eben neuerdings laut geworden — gerade für den ärztlichen 


Stand genüge eine techniſche, will ſagen: banauſiſche Aus- 
bildung — Griechiſch ſei ihm entbehrlich und Latein nur 


nöthig, damit ſich der Bauer nicht nach dem Rezept die Mixtur 
ſelber zuſammenbraue — kurz in der Sprache heutiger Schul⸗ 
geſetzgebung ausgedrückt: Die Realſchulen müßten das Recht 
haben, ihre Zöglinge zum mediziniſchen Studium zu entlaſſen. 
— Dann Glück auf, Pepinière und Gute Nacht, Akademie! 
— Das Körnchen Wahrheit, das aus ſolchem Geſchwätz hervor⸗ 
blinkt, beruht auf der Ahnung, daß kein anderer wiſſenſchaft⸗ 
licher Beruf in gleichem Maße die fo unendlich ſchwere Wechſel⸗ 
durchdringung von Theorie und Praxis fordert, wie gerade der 
ärztliche. Das Wiſſen thut es freilich nicht allein, — aber das 
urtheilloſe Praktiſiren noch weniger.“ Indem Bahnſen dann 
auf die Pſychologie kommt, fährt er fort: „Wohl wiſſen wir, 


daß das Collegium psychologicum nimmer die empiriſche 


oder gar die intuitive Menſchenkenntniß erſetzen kaun — aber 
ein bischen Syſtematik fegt doch die Köpfe aus, und wie 
philoſophiſche Studien mit Medizin ſich gar wohl vertragen, 
kann man au all den Werken ſehen, welche die Philoſophie 
„gelernten“ Aerzten verdankt — ſie halten ſich gern frei vom 
Nebuloſen — und ſelbſt ein Schelling ſteht gerade um ſo viel 
höher denn ein Hegel, als er dieſen an exakten naturwiſſen⸗ 
ſchaftlichen Kenntniſſen überragt. — Nicht an die Namen 
Büchner, Moleſchott, Kolbe wollen wir erinnern, aber an die 
P. W. Jeſſen, Fechner, Carus, Schindler, Harleß, Virchow, 
Lotze und v. Ammon.“ 

Was von der Medizin gilt, gilt von der Rechtswiſſenſchaft, 
einer Medizin des ſozialen Organismus, nicht minder. Wir 
halten deshalb die, wie es ſcheint, unabwendbare Neuerung 
lediglich für eine Nachgiebigkeit an den ſogenannten Zeitgeiſt 
oder an die aus zahlloſen oberflächlichen Urtheilen ſich ſummirende 
ſogenannte öffentliche Meinung, die keineswegs immer auch die 
richtige iſt. Gleichwohl wollen wir die Neuerung nicht allzu 
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tragiſch auffaſſen, um ſo weniger als die Frage der Schulreform 
überhaupt noch lange im Fluſſe bleiben wird und uns daher alle 
zur Zeit auf dieſem Gebiete auftretenden Meinungen lediglich 
als Experimente erſcheinen, die ſchließlich nach dem großen 
Naturgeſetz der indirekten Ausleſe doch durch mancherlei Mip- 
griffe hindurch zu einem Fortſchritte, vielleicht zu einer dem 
berechtigten Kerne der realiſtiſchen Anforderungen genügenden 
Reform des höheren Schulweſens überhaupt führen. 

Die andere Neuerung, die Verlängerung der Studienzeit, 
iſt bei dem praktiſchen Zuge der Zeit auf größeren Widerſpruch 
in der Tagespreſſe geſtoßen, als die zuerſt hier erörterte. Man 
hat u. a. eine Aeußerung v. Iherings, die ſchon deshalb, weil ſie 
in deſſen „Scherz und Ernſt in der Jurisprudenz“ ſteht, nicht 
allzu ernſthaft genommen werden ſollte, dagegen ins Feld geführt. 
Die heutige Nummer bringt einen Aufſatz eines akademiſchen 
Dozenten, der fie befürwortet. Mein perſönlicher Standpunkt 
iſt der, daß ich im Intereſſe einer näheren Verbindung zwiſchen 
Theorie und Praxis es begrüßen würde, wenn ein weiteres 
Semeſter theoretiſchen Studiums an das Ende der zu ihren 
Gunſten verkürzten praktiſchen Vorbereitungszeit geſetzt, alſo 
zwiſchen dieſen und das zweite Staatsexamen eingeſchoben würde. 
Der inzwiſchen durch drei oder dreieinhalbjährigen praktiſchen 
Vorbereitungsdienſt gereifte Referendar würde durch abermalige 
Rückkehr zur Univerſität kurz vor ſeinem letzten und ſchwerſten 
Examen ſo nochmals die beſte und fruchtbarſte Gelegenheit zur 
wiſſenſchaftlichen Durchbildung und Abrundung feiner Kenntniſſe 
erhalten; auf das Univerſitätsleben ſelbſt würde die Theilnahme 
inzwiſchen gereifterer Köpfe nicht nur an den Vorleſungen und 
praktiſchen Uebungen, ſondern ſogar an dem geſelligen, ins⸗ 
beſondere dem Verbindungsleben den wohlthätigſten Einfluß 
ausüben. Unſere akademiſchen Dozenten müßten gerade die Ge⸗ 
legenheit, inzwiſchen durch dreijährige Praxis geſchulte reifere 
Köpfe nochmals wiſſenſchaftlich zu vertiefen, als eine Hebung 
ihrer Aufgabe begrüßen. 

Im Anſchluß daran möchte ich eine ähnlich verhältniß⸗ 
mäßige Betheiligung des Profeſſorenelements beim letzten 
Staatsexamen, wie beim erſten vorſchlagen. Auf dieſe Weiſe 
würde die ſchwierige Annäherung zwiſchen Theorie und Praxis 
erheblich gefördert werden. 

Dagegen glaube ich mich für das in Ausſicht genommene 
Zwiſchenzeugniß während der Univerſitätszeit ebenſo wenig 
erklären zu können, wie Herr Profeſſor Dr. Sekel in der letzten 
Nummer der Deutſchen Juriſten⸗Zeitung. Auch die von letzterem 
vorgeſchlagene Verlegung der zweiten romaniſtiſchen Uebung 
in die ſpäteren Semeſter halte ich für pädagogiſch geboten 
und verweiſe in dieſer Hinſicht auf meine Nachſchrift zu dem 
in dieſer Nummer ebenfalls veröffentlichten Aufſatz des Herrn 
Profeſſor Dr. Krückmann. 

Schließlich dürfte noch die Bemerkung intereſſiren, daß in 
den Thüringiſchen Staaten, in denen der praktiſche Vor⸗ 
bereitungsdienſt bislang nur drei Jahre beträgt, wie ich kürzlich 
von einem Weimariſchen Landtagsmitglied erfuhr, wohl die 
Verlängerung der Studienzeit, auf keinen Fall aber die 
Zulaſſung der Realgymnaſial- bezw. Realſchul⸗ 
Abiturienten zum Rechtsſtudium in Ausſicht ge- 
nommen werden dürfte; gegen die letztere wurde hier vor 
Allem auch das m. E. ſehr berechtigte Bedenken geltend gemacht, 
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daß eine ſolche „Reform“ lediglich den Zudrang zum juriſtiſchen 
Studium vermehren und ſchließlich auf eine weitere Ueber⸗ 
füllung des Anwaltsſtandes und deſſen wirthſchaftliche und 
ſoziale Beeinträchtigung hinauslaufen werde; daß die meiſten 
„Realiſten“ vom Anwaltſtand abſorbirt werden müßten, dürfte 
unzweifelhaft ſein. L. K. 


Zur Reform des Rechtsſtudiums. 
Von Profeſſor Krückmann, Greifswald. 


Einer Aufforderung von Herrn Dr. Kuhlenbeck folgend 
wende ich mich an den Leſerkreis dieſer Zeitſchrift um that ⸗ 
kräftige Unterſtützuug. Man möge verzeihen, daß ich Einzelnes 
wiederhole, was ich ſchon an anderen, minder zugänglichen 
Stellen ausgeführt habe. 

Zur Zeit wird die öffentliche Meinung beherrſcht von einem 
Schlagwort, das im Intereſſe einer gedeihlichen Entwickelung 
des Unterrichts auf das Ernſteſte bekämpft werden muß. Man 
jagt, das Römiſche Recht iſt die Grundlage unſeres B. G. B. 
und muß darum die Grundlage des Rechtsunterrichts ſein. Ich 
habe im Archiv für Bürgerliches Recht Bd. 19 in einem Auf⸗ 
ſatz: „Eignet ſich das Römiſche Recht für den Unterricht im 
erſten Semeſter?“ nachzuweiſen verſucht, daß hier ein großer päda⸗ 
gogiſcher Trugſchluß vorliegt. Es iſt ganz richtig, daß das 
R. R. eine der hiſtoriſchen Grundlagen des Unterrichtsſtoffes im 
Rechtsunterricht iſt; damit wird aber noch nicht gerechtfertigt, 
daß der Unterricht mit dem R. R. beginnen müſſe, viel weniger 
denn, daß das R. R. das erſte Semeſter vollkommen mono- 
polifiren dürfe. 

Die Erfahrung hat bewieſen, daß es höchſt undankbar ift, 
dem ſoeben von der Schule gekommenen Primaner mit rechts⸗ 
hiſtoriſchen Dingen zu kommen.) Die Erfahrung hat ferner 
bewieſen, daß gerade die romaniſtiſchen Vorleſungen von den 
Studirenden am meiſten gemieden werden, daß andere Vor⸗ 
leſungen, z. B. Handelsrecht, dagegen ſehr gerne beſucht werden. 

Auffallend ſtimmen dieſe Wahrnehmungen überein mit den 
Lehren der Pädagogik. Ich habe a. a. O. darzulegen verſucht, 
daß alle pädagogiſchen Gründe dagegen ſprechen, mit dem R. R. 
zu beginnen. Zum eiſernen Beſtande der pädagogiſchen Wiſſen⸗ 
ſchaft und Praxis gehören folgende Regeln: „Vom Leichteren 
zum Schwereren, vom Näheren zum Ferneren, vom Bekannten 
zum Unbekannten, vom Einfachen zum Zuſammengeſetzten.“ 
Dieſe Regeln find ſo einfach und innerlich ſo wahr, daß ihre 
Berechtigung gar nicht erſt nachgewieſen zu werden braucht. 
In der That, wer in praktiſcher oder theoretiſcher Pädagogik 
fie heute vernachläſfigen würde, würde ſich mit Recht den 
Vorwurf einer ganz unwiſſenſchaftlichen Rückſtändigkeit zuziehen. 

Sind nun dieſe Regeln auf den Rechtsunterricht übertragbar? 

Meines Erachtens kann dies gar nicht bezweifelt werden. 
Es läßt ſich kein innerer Grund finden und erdenken, weshalb 
dies nicht zuläſſig ſein ſollte. Was überall richtig iſt, kann 


) Hiermit ſtehe ich nicht allein. Ich verweife auf die a. a. O. 
citirten Schriftſteller Fiſcher Breslau, Stammler ⸗Halle, Nümelin⸗ 
Freiburg, v. Blume » Königsberg, Biermann - Leben Matthiaß 
Reftod, Ermaun- Lauſanne. 
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für den Rechtsunterricht nicht falſch ſein! Dies zugegeben, 
fragt es ſich, ob ein Studienplan vor den Regeln der Pädagogik 
beſtehen kann, der an den Anfang des Unterrichts das R. R. 
und nur das R. R. ſetzt? Dieſe Frage iſt entſchieden zu ver- 
neinen. Daraus ergiebt ſich, daß das R. R. an einer anderen 
Stelle gebracht werden muß. 

Bei dieſer Gelegenheit bemerke ich, um einem vielverbreiteten 
Mißverſtändniß zu begegnen, daß es ſich für mich nicht darum 
handelt, das R. R. einzuzwängen, zu beſchränken oder gar aus 
dem Unterricht herauszuverweiſen, im Gegentheil, ich wünſche 
ſelber eine beſſere Verwerthung des romaniſtiſchen Lehrſtoffes, 
als ſie bisher möglich war. Insbeſondere haben die beiden 
Fragen: „An welcher Stelle iſt das R. R. zu bringen“ und 
„wie viele Stunden ſind ihm zu bewilligen?“ nichts mit ein⸗ 
ander zu thun.) Es war eins von den vielen Vorurtheilen, 
durch das die Reformfrage verdunkelt worden iſt, wenn man 
glaubte, beide Fragen fielen oder hingen zuſammen. 

Es handelt ſich alſo für mich lediglich um eine andere 
Reihenfolge der Unterrichtsſtoffe, und dabei gehe ich genau 
von denſelben Thatſachen aus, die Bartholomäus in dieſer 
Zeitſchrift zu ſeinen Forderungen veranlaßt haben. Ich glaube, 
daß wir nicht ſo weit zu gehen brauchen, wie Bartholomäus 
will, denn ich glaube, wir können daſſelbe auf einfachere Art 
und Weiſe erreichen. Jedenfalls dürften meine Vorſchläge das 
für ſich beanſpruchen, daß fie leichter durchzuſetzen find, keine 
großen Veränderungen bedingen und als einſtweiliger Verſuch 
ſich beſſer empfehlen als die ſchwereren Eingriffe, die 
Bartholomäus befürwortet. 

Ich habe a. a. O., ferner in den Vorreden meiner ver- 


ſchiedenen Auflagen der Inſtitutionen, ferner in dem Michaelis⸗ 


heft der Kritiſchen Vierteljahrsſchrift 1901 bei Gelegenheit einer 
Kritik von Merckels Encyklopädie vorgeſchlagen, den Anfang zu 
machen mit Inſtitutionen des B. G. B. Ich habe ferner a. a. O. 
wiederholt nachzuweiſen verſucht und hoffentlich auch nachgewieſen, 
daß nur die Inſtitutionen des B. G. B. nebſt Inſtitutionen 
des deutſchen C. P. und Inſtitutionen des deutſchen Staatsrechts 
zum Unterrichtsſtoffe in dem Anfangsſemeſter geeignet find. 
Fragen wir uns, was liegt uns näher, was iſt uns 
bekannter, was iſt uns leichter verſtändlich, was enthält die 
reiner zu Ende gedachten und darum durchſichtigeren und 
klareren, von zufälligen nationalhiſtoriſchen Schlacken beſſer 
gereinigten Begriffe, das R. R. oder das B. G. B.? fo kann 
die Antwort nicht zweifelhaft ſein. Nur das B. G. B. iſt uns 
blutsverwandt, iſt Geiſt von unſerem Geiſt, geboren aus 
unſerem nationalen deutſchen Rechtsbewußtſein, anknüpfend an 
unſere heutigen modernen Einrichtungen und Zuſtände. Nur 
das B. G. B. hat der Studirende aus eigener Anſchauung 
einmal in konkreten Rechtsfällen kennen gelernt. Was weiß er 
dagegen vom R. R.? Was weiß er von römijchen Rechts ⸗ 


) Wie ich gegenüber den immer wiederkehrenden Mißverſtänd⸗ 
niffen, den ſehr mit Unrecht trotz meiner unzweideutigen Erklärungen 
immer wiederholten Vorwürfen feſtſtellen muß, beſteht auch kein 
Zuſammenhang zwiſchen der erſten Frage und der anderen: Soll das 
R. R. zum geſchichtlichen Verſtändniß des B. G. B. benutzt werden? 
Dies iſt ſelbſtverſtändlich und wird von Niemand be⸗ 
ſtritten, iſt insbeſondere von mir nie beſtritten worden. 
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einrichtungen? vom römiſchen Verkehrsleben, durch das die 
Rechtseinrichtungen bedingt werden? Im beſten Falle ſehr 
wenig, und überdies muthet ihn alles fremdartig an. Fremd⸗ 
artig iſt die Erſcheinungsform des Rechts, fremdartig die Ver⸗ 
kehrsform, fremdartig die Rechtsſätze und Rechtseinrichtungen, 
vor allen Dingen fremdartig der römiſche Civilprozeß. Es iſt 
noch niemandem gelungen, das große Bedenken zu widerlegen, 
das darin liegt, daß ohne römiſchen Civilprozeß das 
R. R. unverſtändlich iſt, daß andererſeits un- 
beſtrittener Weiſe der römiſche Civilprozeß der 
pädagogiſch ſchwierigſte Lehrgegenſtand des ganzen 
Rechtsunterrichts iſt. 

Wenn derjenige Anfängerunterricht der beſte iſt, 
der mit den einfachſten Mitteln am leichteſten und 
ſchnellſten in den Unterrichtsſtoff hineinführt, ſo 
kann das R. R. unmöglich Gegenſtand des Anfänger- 
unterrichts fein. Wenn der Unterricht mit dem R. R. be⸗ 
gonnen wird, ſo wird er begonnen mit dem ſchwierigſten, mit 
dem dunkelſten, mit dem fremdartigſten Theil des ganzen 
Unterrichtsſtoffes. Pädagogiſche Wiſſenſchaft und Erfahrung 
fordern aber das Umgekehrte. Dies wird beſtätigt durch die 
pädagogiſchen Unterſuchungen über die ſogenannte unwillkürliche 
Aufmerkſamkeit. Das Geheimniß eines jeden Lehrerfolges beſteht 
darin, daß der Lehrer verſuchen muß, ſich die unwillkürliche 
Aufmerkſamkeit feiner Hörer zu ſichern.) Darum darf er 
nichts ganz Bekanntes, aber auch nichts ganz Unbekanntes vor- 
tragen, ſondern nur eine richtige Miſchung von Beidem, ſo daß 
der Hörer für die neuen, ihm zu Ohr gebrachten Vorſtellungen 
ſchon andere verwandte, benachbarte, ähnliche u. dergl. Vor⸗ 
ſtellungen mitbringt, von denen aus er die neuen leicht begreifen 
lernt. Dagegen allbekannte Sachen ſind langweilig, völlig 
unbekannte Sachen ſtellen aber an die erzwungene, gewillfürte 
Aufmerkſamkeit ſolche Anforderungen, daß dieſe Aufmerkſamkeit 
auch bei Erwachſenen ſehr raſch erlahmt. Auch dies iſt eine 
pädagogiſche Erfahrungsthatſache, die ſich im Rechtsunterricht 
zeigt. Aus allen oben angeführten Gründen ergiebt ſich, daß 
ein Anfängerunterricht auf Grund unſeres deutſchen modernen 
Rechtsſtoffes in ganz anderem Maße die unwillkürliche Auf⸗ 
merkſamkeit auszunutzen erlaubt als ein Unterricht mit dem ſo 
fremdartigen römiſchen Rechtsſtoffe. 

Die hier vorgeſchlagene Aenderung würde aber dem 
R. R. ſelber in beſter Weiſe zu Gute kommen. Der 
Student, der mit den Inſtitutionen des B. G. B., Inſtitu⸗ 
tionen des deutſchen C. P. und Suftitutionen des deutſchen 
Staatsrechts die hauptſächlichſte juriſtiſche Technik kennen 
gelernt hat, geht mit ganz anderer Vorbereitung an das R. R. 
heran wie der ſoeben aus der Schule entlaſſene Primaner, dem 
vielleicht ein pedantiſcher Altphilologe die Freude am klaſſiſchen 
Alterthum vollſtändig verſalzen hat. Dies iſt insbeſondere 
wichtig wegen des von mir ſchon an anderer Stelle wiederholt 
betonten hiſtoriſchen, begrifflichen Differenzirungsprozeſſes, den 
jedes Recht durchmacht. Je älter das Recht, deſto undifferenzirter, 


) Der Erfolg manches Lehrers beſteht darin, daß er mit einem 
draſtiſchen Witze ſich eben die unwillkürliche Aufmerkſamkeit 
wieder verſchafft. Ein Beweis für die Nothlage, in der wir uns 
befinden. 
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je moderner, deſto differenzirter, mit anderen Worten, moderne 
Rechtseinrichtungen führen ſich immer mehr nur auf einen 
einzigen Rechtsbegriff zurück, alte Rechtseinrichtungen enthalten 
an ſich ſehr häufig ungeſchieden mehrere Begriffe. Darum iſt 
die Analyſe des modernen Rechts leichter als die des klaſſiſchen, 
und darum wird ein Student im Beſitze des differenzirten 
modernen Begriffsſchatzes die undifferenzirten römiſchen Rechts⸗ 
einrichtungen leichter verſtehen, weil er fie mit modernen Rechts- 
einrichtungen vergleichen kann. Daß dies insbeſondere für das 
Staatsrecht von größter Wichtigkeit iſt, habe ich im Archiv für 
Bürgerl. Recht a. a. O. näher begründet, worauf ich hier ver⸗ 
weiſen muß. | 

Die Sache läßt ſich auch von einem anderen Ende anfaflen. 
Wir haben eine regelmäßig zweiſtündige „Einführungs“vorleſung 
„in die Rechtswiſſenſchaft“. Ich habe nun in meiner Kritik 
von Merkels Encyklopädie im Michaelisheft der Kritiſchen 
Vierteljahrsſchrift 1901 in ausführlichſter Weiſe unter Anführung 
ganz genau beſtimmter konkreter Gründe nachzuweiſen verſucht, 
daß eine ſolche Einführung vollſtändig verfehlt iſt, die reine 
Zeit- und Kraftvergeudung. Aus folgenden Gründen: 

1. Sie iſt zu kurz und kann nur zu einer, mehr oder minder 
vollſtändigen, bloßen Aufzahlung rein abſtrakter Begriffe führen, 
die zu einem Ohr hinein und zum anderen wieder herausgehen. 

2. Sie ſoll nach herrſchender Meinung einführen in den 
geſammten Unterrichtsſtoff, während ſie ſich in pädagogiſcher 
Selbſtbeſcheidung begnügen müßte, auf die nächſte Unterrichts- 
ſtufe allein, aber auf dieſe auch vollſtändig, vorzubereiten. Sie 
leiſtet nichts von alledem. 

3. Sie zieht ſich zeitlich parallel mit denjenigen Vorleſungen 
im Semeſter hin, auf die ſie doch eigentlich vorbereiten ſoll. 
Was nützt die ganze „Einführung“, wenn die vorbereitende 
Vorleſung zum größten Theil nur ebenſo früh, ja noch ſpäter 
dem Anfänger zu Gehör gebracht wird, als die Vorleſung, auf 
die vorbereitet werden ſoll? 

Dieſe z. Z. faſt ganz wirkungsloſe Vorleſung ſoll nach 
meinem Vorſchlag erſetzt werden durch etwa 6 Stunden In⸗ 
ſtitutionen des B. G. B. mit Uebungen, mindeſtens 3 Stunden 
Inſtitutionen des deutſchen Staatsrechts mit Uebungen, 3 Stunden 
Inſtitutionen des deutſchen C. P. mit Uebungen. Der Fehler 
liegt heute darin, daß man es mit der Einführung in 
das Rechtsſtudium, wie man richtiger ſagen muß, zu 
leicht nimmt, den Studenten auf das Kommende zu 
wenig vorbereitet. Meine Vorſchläge richten ſich 
alſo offenbar garnicht gegen das R. R., wie immer 
irrigerweiſe behauptet wird, ſondern gegen die un- 
genügende „Einführung“. Die Gründe, weshalb mit 
deutſchem Staatsrecht und deutſchem C. P. angefangen werden 
muß, um nachher das fremdländiſche Recht beſſer verſtehen zu 
können, find dieſelben, aus denen es ſich rechtfertigt mit In⸗ 
ſtitutionen des B. G. B. zu beginnen. 

Man wird mir wahrſcheinlich entgegenhalten, daß damit 
zu viel Zeit verloren werde. Ich erlaube mir dagegen die 
Frage, ob nicht jetzt, wo die erſten Semeſter mit einem un⸗ 
verſtandenen R. R. hingebracht werden, noch mehr Zeit verloren 
wird. Sodann iſt es eine alte pädagogiſche Er- 
fahrungsthatſache, daß gerade auf den Anfänger⸗ 
unterricht nicht genug Zeit verwandt werden kann, 
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und daß jede richtig ausgenutzte Stunde des An- 
fängerunterrichts 2—3 Stunden des fpäteren Unter- 
richts ſpart. Es iſt auch ein altes pädagogiſches Prinzip 
im Anfangsunterricht, die Apperception zu verlangſamen, damit 
alles um ſo feſter ſitze, und nach dieſem Prinzip wird heute in 
der Pädagogik gerade die größte Krafterſparniß erzielt. 

Auch der Einwand, daß auf dieſe Weiſe den Studenten 
die Sache zu leicht gemacht würde, iſt nicht ſtichhaltig. Als 
neue beſſere Unterrichtsmethoden erfunden wurden, war die Folge 
eine Steigerung der Anſprüche, aber nicht eine ungerechtfertigte 
Erleichterung für den Schüler. Mit Nichten würden die hier 
vorgeſchlagenen Maßregeln dazu führen, daß der Student nur 
zu größerem Nichtsthun verführt wird, der einzige Erfolg wird 
nur eine beſſere Durchbildung ſein. 

Es ſteht auch nichts im Wege, im erſten Semeſter auch 
eine etwa zweiſtündige Einführungseregefe für das R. R. zu 
bringen, vorausgeſetzt, daß die Stellen richtig ausgewählt 
werden. Die Hauptſache iſt nur, daß die theoretiſchen Vor⸗ 
leſungen erſt nach einer genügenden Vorbereitung auf das 
R. R. gebracht werden. Wie man bei einiger Unbefangenheit 
ſieht, wird gerade die von mir vorgeſchlagene Neuordnung 
dem R. R. ſelber am beſten nützen, weil wir dann nämlich 
dem jungen Juriſten kein unverſtandenes R. R. mehr vor⸗ 
zutragen brauchen. Die Erſparniſſe nach meinen Vorſchlägen 
würden folgende ſein. 

1. Viel ſchnellere und ſichere Aneignung der juriſtiſchen 
Technik, in Folge deſſen die Möglichkeit, in der Vorleſung 
über B. G. B. ein höheres Niveau zu halten, aber auch Ent⸗ 
laſtung dieſer Vorleſung um viele Erklärungen, die man nach 
einem richtigen Anfängerunterricht vorausſetzen darf. 

2. Eine außerordentliche Erleichterung des Studiums im 
R. R., Ausſchaltung der größten Kraftverluſte! 

3. Ein geſteigertes Intereſſe der Hörer. Dieſen Punkt 
kann ich aus eigener Erfahrung beſtätigen, eine Erfahrung, die 
vielleicht außer mir ſo leicht noch kein Zweiter an deutſchen 
Univerfitäten gemacht haben dürfte, weil vermuthlich noch 
Niemand in der Weiſe pädagogiſche Verſuche angeſtellt hat wie 
ich. Dieſen letzten Gewinn ſehe ich als den größten an. 

Es muß aber noch ein Anderes berückfichtigt werden, und 
auch hierüber kann ich mich auf poſitive Beobachtungen be⸗ 
rufen. | 

Ein zweiter großer Uebelſtand unſeres Rechtsunterrichts ift 
das Monopol, das ſich die deduktive Darſtellungsmethode er- 
worben hat. Außer den oben ſchon angeführten giebt es noch 
eine pädagogiſche Haupt⸗ und Grundregel, die ebenfalls zum 
Rückgrat eines jeglichen pädagogiſchen Lehrſyſtems gehört. Es 
iſt die unerſchütterlich durch Praxis und Theorie gefeſtigte 
Lehre: Vom Konkreten zum Abſtrakten, die Induktion. Ich bin 
hierfür ſchon a. a. O. wiederholt eingetreten, muß aber noch 
einmal darauf zurückkommen, weil ich glaube, einen Grund 
anführen zu können, deſſen von mir früher nie geahnte Trag⸗ 
weite ſich mir erſt in letzter Zeit enthüllt hat. | 

Der Aufitieg von der Einzelerſcheinung zum allgemeinen 
Prinzip dient in erſter Linie dazu, das Verſtändniß zu 
erleichtern. Es iſt darum ein ſchwerer pädagogiſcher Mißgriff, 
wenn der Rechsunterricht mit einem ſogenannten „Allgemeinen 
Theil“ beginnt. Man kann unmöglich eine allgemeine Theorie 
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von Dingen geben, die der Student noch gar nicht kennt. Erft 
müſſen die Einzelerſcheinungen bekannt ſein und dann erſt laſſen 
ſie ſich zuſammenfaſſen zur höheren begrifflichen Einheit. Dieſe 
induktive Lehrmethode herrſcht nun auf allen Schulen und wird 
in der pädagogiſchen Wiſſenſchaft als die für den Anfänger- 
unterricht allein zuläſſige angeſehen. So gut wie die übrigen 
pädagogiſchen Regeln darf auch die Lehre von der Induktion 
im Rechtsunterrichte Anwendung fordern, d. h. der Unterricht 
muß beginnen ganz in römiſcher Weiſe mit dem konkreten 
Rechtsfall. Das dies möglich iſt, habe ich in meinen 
„Inſtitutionen des B. G. B.“ gezeigt, und daß dies nützlich 
und förderlich iſt, haben mir faſt ſämmtliche Kritiker dieſes 
Buches gejagt. Aber nicht bloß die Erleichterung des Ver 
ſtändniſſes und die Unterſtützung des Gedächtniſſes kommt für 
uns Juriſten in Betracht, ſondern noch etwas ganz Anderes 
und ſogar unendlich viel Wichtigeres. 

Die Begriffsjurisprudenz ſchlimmſter Art wird großgezogen 
durch die Alleinherrſchaft der deduktiven Darſtellungs⸗ und 
Unterrichtsmethode. Ich laſſe dahin geſtellt ſein, in welchem 
Verhältniß die deduktive wiſſenſchaftliche Unterſuchungsmethode 
und die deduktive bloße Darſtellungsmethode hiſtoriſch zu ein⸗ 
ander geſtanden haben. Eins ſteht aber feſt: die von Bartho- 
lomäus „profefſoral“ genannte Denkweiſe wird unmittelbar mit 
pſychologiſcher Nothwendigkeit großgezogen durch die Allein- 
herrſchaft der deduktiven Darſtellungsmethode. Hier kann ein 
Gegengewicht, ein fruchtbares Gegengewicht nur geſchaffen 
werden durch die induktive Lehrmethode. Sie allein eröffnet 
ſchon in der erſten Stunde dem Studenten den unverfieglichen 
Jungbrunnen jeglichen Rechts, jeder juriſtiſchen Wiſſenſchaft und 
jeder praktiſchen Kunſt. Mit derſelben pfychologiſchen Noth- 
wendigkeit, mit der die Alleinherrſchaft der deduktiven Lehr⸗ 
methode uns zu gegenſtandsloſen, unpraktiſchen Abſtraktionen 
führt, mit derſelben Nothwendigkeit führt uns, Lehrer und 
Lernende, die induktive Methode immer wieder hinein in das 
volle blühende Leben. 

Ich will damit dem bloßen Beiſpiel in der Vorleſung 
nicht allein das Wort geredet haben; es genügt eben nicht, das 
Beiſpiel gelegentlich zu verwerthen, um einmal einen beſonders 
dunklen Rechtsſatz beſſer zu beleuchten, vielmehr muß in aus- 
nahmsloſer Grundſätzlichkeit als Grundlage jeglichen Unterrichts, 
als Ausgangspunkt jeder Erörterung ſtets und ſtändig ge⸗ 
nommen werden der Rechtsfall; am beſten in mehrfacher Er⸗ 
ſcheinung (zugleich mit Anführung von anderen Rechtsfällen, 
mit denen eine Verwechſelung möglich iſt. Es iſt nämlich eine 
der wichtigſten Aufgaben, das Kauſalitätsbedürfniß der Lernenden 
reſtlos zu befriedigen und ferner der Gefahr von Verwechſelungen 
ſchon im Voraus da vorzubeugen, wo fie erfahrungsgemäß be» 
ſonders groß iſt). Die induktive Methode iſt mehr als ein 
bloßes Hülfsmittel für das logiſche Erkennen und mehr als 
ein Unterſtützungsmittel für das Gedächtniß, ſie iſt im beſten, 
vornehmſten und höchſten Sinne des Wortes ein echtes Er⸗ 
ziehungsmittel, ein Erziehungsmittel, das, wie kein anderes, 
den Studenten die Aufgaben theoretiſcher und praktiſcher 
Jurisprudenz lehrt. Sie wird, mögen die Geiſtesſtrömungen 
wechſeln wie ſie wollen, der für alle Ewigkeit aufgerichtete 
Damm gegen Begriffsjurisprudenz wie gegen Buchſtaben. 
jurisprudenz ſein. 


110 


Es iſt ein Trugſchluß, das beſſere Verſtändniß 
für die eigentliche und praktiſche Aufgabe der Juris 
prudenz in dem Aufblühen des R. R. allein zu 
ſuchen. Das Beſte hat daran die Zeitſtroͤmung ge- 
than. Die mehr dem Konkreten, dem Praktiſchen hingeneigte 
Geiſtesrichtung unſerer Zeit iſt mindeſtens ebenbürtiger Faktor 
neben dem R. R. Ja, wir haben das R. R. erſt richtig 
verſtanden, als die abſtrakt philoſophiſche Richtung, 
die das ganze nationale Leben beherrſchte, auch von 
den Juriſten überwunden wurde. Den großen 
geiſtigen Strömungen können die Juriſten ſich 
ebenſo wenig entziehen wie die übrigen Theile der 
Bevölkerung. Als die Neigung zu abſtrakter Philoſophie 
das Volk beherrſchte, hatten wir die ja nun glücklich begrabene 
Begriffsjurisprudenz, als ſich mit größerer Nüchternheit eine 
praktiſche Gefinnung und mehr Wirklichkeitsſinn einſtellten, 
überwanden auch die Juriſten die Begriffsjurisprudenz und 
lernten zugleich das R. R. richtig verſtehen. 

Nicht das R. R. hat die Zeitſtrömung überwunden, im 
Gegentheil, das R. R. hat ſich mehr als einmal widerſtands⸗ 
unfähig gegen die Zeitſtrömung gezeigt. Die eine Geiſtes⸗ 
richtung der Nation hat das R. R. wie das Recht überhaupt 
vergewaltigt, die andere hat beide R. R. und modernes Recht 
wieder aus dem Dornröschenfchlafe befreit. Dieſe unbeitreit- 
baren hiſtoriſchen Thatſachen beweiſen, daß das R. R. kein 
wirkſames Schutzmittel für ſich allein gegen Begriffjurisprudenz 
und gegen Buchſtabenjurisprudenz iſt, es hat ſich bisher oc 
von jeder großeren Geiſtesrichtung unterjochen laſſen. 

Die vornehmſte Aufgabe jedes Rechtsunterrichts muß nun 
ſein, uns von ſolchen zufälligen Zeitſtrömungen unabhängig zu 
machen und uns mit piychologijcher Nothwendigkeit ſtets in 
lebendigſter Fühlung mit den eigentlichen Aufgaben unſerer 
Wiſſenſchaft zu halten. Dies kann nur durch die induktive 
Lehrmethode geſchehen, die alle Einſeitigkeiten wieder gut macht, 
die durch die Alleinherrſchaft der deduktiven Lehrmethode ge⸗ 
ſchaffen werden. 

Sie iſt, wie ich ſchon immer bemerkt habe, die Methode 
des Anfängerunterrichts. 

Seckel, D. Juriſtenzeitg., 1902, S. 58 bemerkt: „Die 
unglückliche und dilettantiſche Idee, den Anfängerunterricht auf 
dem B. G. B. aufzubauen, haben natürlich die maßgebenden 
Inſtanzen ſtillſchweigend abgelehnt.“ 

Ich ſtelle hiermit vor aller Welt öffentlich feſt, 
daß ſeit den 4—5 Jahren, wo ich dieſe „dilettantiſche“ 
Idee vertrete, noch Niemand auch nur einen einzigen 
ſtichhaltigen Grund zur Widerlegung mir vorge— 
halten hat, ja, daß mir außer allgemein gehaltenen 
Ablehnungen, wie: Sie legen auf das pädagogiſche Moment 
zu viel Werth oder ich bin von Ihren Anſichten nicht überzeugt 
u. dergl. m., überhaupt noch niemals irgend ein Grund 
gegen meine Meinung vorgeführt worden iſt, um all 
die einzelnen konkreten, von mir geführten Beweiſe 
zu widerlegen. Die Prämiſſen Seckels unterſchreibe ich 
alle, ſie decken ſich mit meinen eigenen wiederholt ausgeſprochenen 
Behauptungen; Seckel hat aber noch nie nachgewieſen, daß ſeine 
Schlußfolgerung, es müſſe nunmehr im Rechtsunterricht alles 
pädagogiſch auf den Kopf geſtellt werden, berechtigt iſt. 
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Ich fordere Seckel hiermit auf, im Wettſtreit mit 
mir in genau kontrollirten praktiſchen Verſuchen 
feine pädagogiſchen Anſichten durch die That zu be- 
weiſen. Er möge nach feiner, ich nach meiner Art 
unterrichten, beide unter möglichſt gleichen Be— 
dingungen. Wir werden dann ja ſehen, welche Anſicht 
ydilettantiſch“ iſt. Ich wünſche nichts mehr, als daß mir 
Gelegenheit gegeben werde, vor unbefangenen, unparteiiſchen 
Richtern die Richtigkeit meiner Anfichten durch das Experiment 
zu beweiſen.) Es beſteht genügender Grund zu der Annahme, 
daß Seckel mit den einflußreichen Perſönlichkeiten in Berlin 
in recht guter Fühlung lebt; wenn er den Muth ſeiner Meinung 
hat und bereit iſt, ſie praktiſch zu erhärten, wird es ihm ein Leichtes 
ſein, uns beiden zu Parallelverſuchen ein Verſuchsfeld zu verſchaffen. 
Ich erwarte von ihm, daß er ſich mir zu dieſem Verſuche ſtellt. 

Vergleicht man meine Vorſchläge mit denen, die von 
anderer Seite gemacht worden ſind, ſo erhellt jedenfalls Eines. 
Ich will den Unterricht mit inneren Mitteln verbeſſern, die 
übrigen aber ziehen alle mehr oder minder äußere Mittel heran, 
die wegen dieſer ihrer Natur ſtets ein Moment äußerlichen 
Zwangs bedingen. Davon wiſſen meine Vorſchläge nichts; ja 
ich halte es ſogar für moglich, daß bei richtiger Durchführung 
der hier befürworteten Methode der Zwang der ſchriftlichen 
Uebungen für Anfänger fortfallen kann, weil er hoffentlich ent⸗ 
behrlich gemacht wird. 


) Ich würde fonft von meinem Experiment uicht geſprochen 
haben, und habe vor der Oeffentlichkeit bisher ſchon 4 Jahre ge- 
ſchwiegen, aber es ſei mir um der Sache willen folgende Mittheilung 
erlaubt. Das erſte Mal, wo ich durch die Verhältniſſe dazu kam, 
das Syſtem des R. R. nach der jetzigen Studienordnung vorzutragen, 
war im W. ⸗S. 97/98 in Göttingen; ich hatte 23 Beleger, darunter 
einen Einjährigen, der alſo nicht in Betracht kam; bleiben 22 Hörer. 
Ich fing mit mündlichen induktiv gehaltenen Anfängerübungen an, 
indem ich mit modernen Rechtefällen nach Möglichkeit diejenigen 
Theile des R. R. behandelte, die wegen ihrer univerſalen Natur 
unſerem heutigen Recht am verwandteſten ſind. Ich hütete mich, 
etwas Fremdartiges an Form und Inhalt zu berühren; nachzu⸗ 
ſchreiben oder ein Lehrbuch zu benutzen, war für die Studenten 
nicht moglich. Sie haben alles nur in den betreffenden Stunden 
gelernt. Nach 3—4 Wochen hielt ich in Gegenwart eines noch in G. 
lebenden Kollegen unvermuthet eine Schlußprüfung ab, die ſo gut 
ausfiel, daß der Betreffende, wie er heute auch wohl noch beſtätigen 
wird, zu mir ſagte: Ich gratulire Ihnen, ich wollte, daß unſere 
Kandidaten in Celle auch ſo ſicher wären wie Ihre Inſtitutioniſten 
nach dieſen wenigen Wochen. Als ich am Schluß des Semeſters 
nun auch die Studenten um ihre Meinung fragte, erhielt ich die 
Antwort: Wir haben in den vier erſten Wochen mehr kapirt, als 
im ganzen übrigen Semeſter. 

Nach den induktiv gehaltenen mündlichen Anfängerübungen, auf 
die ich ſämmtliche 6 Stunden wöchentlich verwandte, folgte die 
theoretiſche Vorleſung über R. R. mit durchſchnittlich 10—12 Hörern! 
Vielleicht lieſt dies Einer von ihnen und äußert ſich ſelbſt zur 
Sache. Die Beſuchsziffer war an den ungünſtigſten Tagen, den 
Menſurtagen u. ſ. w., immer mindeſtens 16, durchſchnittlich, wie ich 
genau feſtgeſtellt habe, 17—18 von 22. Dabei iſt zu berückſichtigen, 
daß Göttingen zu den Univerſitäten gehört, wo das Verbindungs- 
weſen beſonders blüht. Farbentragende Verbindungsſtudenten waren 
unter meinen Zuhörern etwa 12; die Zahl der nicht farbentragenden 
Verbindungsſtudenten entzog ſich meiner Feſtſtellung. 
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Ferner find meine Vorſchläge ohne grundſtürzende Aende⸗ 
rungen durchzuführen, ſondern erfordern nur eine, im Ver⸗ 
waltungswege erreichbare Verſchiebung der Stunden. Daher iſt 
es innerlich auch berechtigt, erſt dieſen kleinen Verſuch zu machen 
und nach dem Ausfall dieſes Verſuchs an weitere Reformen 
heranzugehen. 

Nachſchrift. Inzwiſchen haben ſich folgende intereſſante 
Begebniſſe ereignet. Zwei hochangeſehene Romaniften Wendt⸗ 
Tübingen und Lenel⸗Straßburg haben ſich, der eine in der 
„Nationalzeitung“, der andere in der „Deutſchen Juriſtenzeitung“ 
geäußert. Wendt: Der Student kommt mit einem wahren 
Wirklichkeitshunger auf die Univerfität. Beide: Die Exegeſe 
hat ſich beſonders am Ende des Studiums bewährt. Wie 
ſtimmt dies zu Seckels Lehre? Den Wirklichkeitshunger wird 
rõmiſch⸗ rechtliche Philologie nicht befriedigen, denn fie hat es 
noch nie gethan, aber eine deduktive Lehrmethode auch nicht, 
denn fie hat es ebenfalls noch nie gethan. Bleibt alſo nur 
induktive Behandlung eines modernen Unterrichts- 
ſtoffes. Ferner die auf poſitive Erfahrungen geſtützte Be⸗ 
hauptung, daß die Exegeſe pädagogiſch am erfolgreichſten in den 
letzten Semeſtern wäre! Wie will Seckel dies widerlegen, der 
dem R. R. um ſeiner ſelbſt willen nur die Anfangsſemeſter 
zuweiſen will? Ein ſo hochbedeutender und überzeugter roma⸗ 
niſtiſcher Rechtshiſtoriker wie Lenel, deſſen Sporen ſich Seckel 
erſt noch verdienen ſoll, iſt doch gewiß über den Verdacht er⸗ 
haben, daß er das R. R. verkürzen wolle. Ferner geht jetzt 
ein augenſcheinlich offiziöſer Artikel durch die Zeitungen, in dem 
die Auffaſſung abgewehrt wird, es würde nur ein ſolcher 
Studiengang als regelmäßiger angeſehen werden, bei dem die 
beiden erſten Semeſter den hiſtoriſchen Grundlagen des B. G. G. 
gewidmet würden, es ſolle vielmehr volle Freiheit des Unter⸗ 
richts gelten, und es konnten auch Diejenigen, die es wollten, 
in einem ausgedehnten Einfuͤhrungskolleg den Studirenden das 
nöthige Handwerkszeug ihrer Wiſſenſchaft liefern. Dies Letztere 
zielt offenbar auf meine Vorſchläge. Anerkennenswerth iſt, daß 
damit die Einſeitigkeiten Seckels abgeſchüttelt und 
feine Ausführungen in der „Deutſchen Juriſten⸗ 
zeitung“ desavouirt werden. Dies theoretiſche Wohlwollen 
genügt aber nicht, ſo lange nicht der Lehrplan in der Weiſe 
geregelt wird, daß auch dieſe Reformen in ihnen ein offizielles 
Bürgerrecht haben. Was nützt es mir, daß ich in Greifswald 
ein Einführungskolleg der von mir vorgeſchlagenen Art an⸗ 
kündige, wenn der Lehrplan es nicht vorſieht? Es käme kein 
einziger Student. Wer käme, wäre auch ein Thor, wenn er 
ſich von der offiziell vorgeſchriebenen Marſchroute entfernen 
wollte, kann er doch nie wiſſen, welche Unannehmlichkeiten ihm 
beim Examen erwachſen werden. „Nur wer keinerlei methodiſchen 
und regelmäßigen Studiengang nachweiſen wird, wird zur Er⸗ 
gänzung deſſelben durch ein weiteres Studienſemeſter angehalten 
werden.“ Darin liegt ja gerade die Gefahr, daß ſich die 
Meinungen über die Methodik u. ſ. w. ſcheiden werden und 
zwar auf Koſten des Kandidaten! Werthvoll iſt an dem 
Zugeſtändniß nur eines, daß nämlich die Anſicht derer, die 
dem Studenten in einer großen Einführungsvorleſung das 
nöthige Handwerkszeug liefern wollen, jetzt zum erſten Male 
in der Oeffentlichkeit von der Regierung als gleichberechtigt mit 
jener anderen behandelt wird, die die erſten Semeſter für das 
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R. R. monopolifiren will, und dies ſei mit Dank feftgeftellt. 
Iſt es der Regierung damit wirklich Ernſt, ſo muß ſie aber 
mehr als ein bloß theoretiſches Wohlwollen zeigen, in dieſer 
Weiſe iſt das endlich gemachte Zugeſtändniß ohne praktiſchen Werth. 


ANachſchrift des Herausgebers. N 
In dem „undogmatiſchen Nachtrag“ meiner „dogmatiſchen“ 
Einführung in das Studium des B. G. B. „Von den Pandekten 


zum B. G. B.“ habe ich am Schluſſe meiner Ausführungen 


über den wiſſenſchaftlichen und praktiſchen Werth der neuen 
Kodifikation und die dadurch dringlich gewordene Reform des 

Rechtsſtudiums das Wort des großen v. Savigny aus ſeiner 
berühmten Schrift über den Beruf unſerer Zeit für Geſetzgebung 
u. ſ. w. citirt: „Was uns im Großen und Ganzen am meiſten 
helfen kann, iſt allein ein wiſſenſchaftlicher Geiſt, der das 


Geſchäft des Juriſten, auch das gewöhnliche praktiſche Geſchäft, 


zu veredeln im Stande iſt.“ Der Beſorgniß, daß dieſer wiſſen⸗ 
ſchaftliche Geiſt, für den das römiſche Recht und zwar ins⸗ 
beſondere das Pandektenrecht, wie ich bereits im Geleitwort und 
ſpäter in einem ausführlicheren Vorwort zu jenem Buche hervor⸗ 
hob, ein xu Les dei bildet, durch die neue Kodifikation zu⸗ 
nlächſt bei den Praktikern gefährdet werden könue, verdankt jenes 
Buch ſeine Entſtehung und ſeine ganze, wenn man will, konſer⸗ 
vativ⸗romaniſtiſche Tendenz, ohne darum dem fog. romaniſtiſchen 
Dogmatismus zu huldigen; meine Werthſchätzung des römiſchen 
Rechts habe ich vielmehr in noch zwei weiteren Citaten vor 
einem ſolchen Mißverſtändniß zu ſichern geglaubt, von denen 
das erſte aus Ihering, Geiſt des roͤm. Rechts, § 1 lautet: 
„Es gab eine Zeit, wo man das fernere Studium des roͤmiſchen 
Rechts entbehren zu können und daſſelbe lediglich den Gelehrten 
überweiſen zu können glaubte und in den Ländern mit neuen 
Geſetzbüchern die wiſſenſchaftliche Verbindung mit dem römiſchen 
Rechte abbrach. Die Erfahrung hat die Voreiligkeit dieſer 
Annahme dargethan; die Oede und Dürre, welche die erſte 
Literaturepoche dieſer neuen Rechte kennzeichnet, hat erſt dann 
einem friſcheren Leben Platz gemacht, ſeitdem mau jene Ver⸗ 
bindung wieder aufgenommen hat.“ Das zweite Citat entnahm 
ich dem großen Philoſophen Lotze, der in ſeinen Vorleſungen 
über praktiſche Philoſophie bemerkt: „Wenn das von den 
Römern ausgebildete Recht ſich nach und nach über alle civili⸗ 
ſirten Nationen verbreitet hat, ſo liegt der dadurch erlangte 
Gewinn nicht ſo ſehr in dem Inhalt der einzelnen Rechtsſätze, 
von denen manche den neuen Verhältniſſen nicht genügen, 
ſondern in dem Geiſte der Rechtswiſſeuſchaft, welcher 
jede Entſcheidung nach Maßgabe allgemeiner Begriffe ſieht, die 
ſich, von allen fremdartigen Rückſichten abgetrennt, lediglich aus 
der Natur der behandelten Verhältniſſe ergeben.“ 

Meine Stellungnahme zum römiſchen Recht und ſeiner 
Werthſchätzung als eines juriſtiſchen Bildungsmittels kann hier⸗ 
nach keinem Zweifel unterliegen. Wenn ich nun gleichwohl 
mich mit dem Inſtitutionen⸗Reformplan des Herrn Profeſſor 
Dr. Krückmann befreundet und ihn aufgefordert habe, ſeine 
pädagogiſchen Grundſätze und Reformgedanken in dieſer Wochen⸗ 
ſchrift zu vertreten, ſo geſchieht dies ſelbſtverſtändlich unter der 
Vorausſetzung, daß einem ernſtlichen Studium des römiſchen 
Rechts, neben der Rechtsgeſchichte vor Allem als Exegeſe der 
Pandekten ſein gebührender Platz gewahrt werden muß; nur 
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meine ich, daß dieſer Platz nicht in das erſte Semeſter gehört. 
In dieſem Semeſter handelt es ſich vor Allem darum, das 
lebendige Intereſſe des Studirenden am Gegenſtand feiner Auf⸗ 
gabe, die doch ſchließlich in einer möglichſt gründlichen Erfaſſung 
des Rechts der Gegenwart gipfelt, erſt zu wecken, und daß dies 
durch eine Anknüpfung an das Bekannte und zwar mit induktiver 
Methode, vom Einzelnen zum Allgemeinen, vom Anſchaulichen 
zum Begrifflichen, vom Gegenwärtigen zum Voraufgehenden, 
Entfernteren leichter iſt, als auf dem umgekehrten Wege, iſt eine 
auf allen anderen Gebieten des Wiſſens unbeanſtandete Erfahrung. 
Auch der geologiſche Unterricht beginnt mit den oberen Schichten 
der Erdoberfläche und eröffnet das Verſtändniß der vorauf- 
liegenden Formationen durch einen zunächſt eröffneten Einblick 
in die noch gegenwärtig ſich ſtetig abſpielenden Prozeſſe. Dies 
ſchließt nicht aus, daß ſpäter wiederum aus der von oben nach 
unten gewonnenen Vertiefung erſt das volle Verſtändniß der 
zeitlich den Abſchluß bildenden oberen Formationen gewonnen 
wird. Um ein anderes Beiſpiel zu nehmen, ſo iſt zu einem 
gründlichen wiſſenſchaftlichen Verſtändniß der deutſchen 
Sprache das Studiren des Mittel- und Althochdeutſchen, ja 
ſelbſt des Gothiſchen unentbehrlich, — was aber würden wir 


zu dem Gedanken ſagen, das deutſche Sprachſtudium mit dem 


Gothiſchen zu eröffnen? 

Gerade um dem Römiſchen Recht ſeine ihm gebührende 
Würdigung zu wahren, halte ich es alſo mit dem Herrn Einſender 
vorſtehender Ausführungen für richtiger, die Inſtitutionenvor⸗ 
leſungen nicht geradezu, wie es in einem Aufſatze des Herrn 
Profeſſor Dr. Seckel in der Deutſchen Juriſten⸗Zeitung mit 
ablehnender Bezugnahme auf dieſen Reformgedanken heißt, 
„auf das B. G. B. aufzubauen“, — als Unterbau der 
bloß eine Einführung in das Studium bezweckenden Anfangs- 
vorleſungen wäre freilich das B. G. B. zu ſchwierig —, wohl 
aber, dieſelben an letzteres anzulehnen, und ſomit dem Anfänger 
von vornherein das Hauptziel ſeiner Arbeiten vor Augen zu 
führen und es ihm dadurch zum Verſtändniß zu bringen, daß 
alle ſpäteren civiliſtiſchen Zwiſchen⸗ und Nebenarbeiten der 
wahrhaft wiſſenſchaftlichen Bewältigung dieſes Hauptzieles zu 
Gute kommen ſollen. Ich bezweifle nicht, daß die Mehrheit 
der Leſer unferer Wochenſchrift den berechtigten Kern der Krück⸗ 
mannſchen Ausführungen richtig würdigen werden. 

Da dieſe hochwichtige Frage einer den veränderten Ver⸗ 
hältniſſen anzupaſſenden Reform des Rechtsſtudiums gerade 
jetzt ſozuſagen im Feuer liegt, habe ich es für dringlich erachtet, 
ihrer Erörterung einen großen Raum gerade in dieſer Nummer 
zu gewähren; vielleicht wird Herr Profeſſor Dr. Krückmann noch 
die Güte haben, eine Umfrage mittelſt Fragebogen zu veran- 
ſtalten und hoffe ich, daß für dieſen Fall die Leſer unſerer 
Wochenſchrift möglichſt bald und zahlreich ihre Stellung zu der 
Frage zum Ausdruck bringen werden. L. K. 


Noch einmal die Vorbildung der Referendare. 
Von Dr. Ludwig Beer, Gerichtsaſſeſſor und Privatdozent 
in Leipzig. 

Herr Amtsgerichtsrath Bartolomäus hat in Nr. 107 
dieſer Zeitſchrift (XXX. Jahrgang S. 882 ff.) ſich mit einer 
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Umwandlung des juriſtiſchen Vorbereitungsdienſtes befaßt und 
dahinzielende Reformbedürfniſſe bezeichnet, deren I. Theil in dem 
Vorſchlage gipfelt, daß der angehende Juriſt ſich zunächſt nach 
Abſolvirung der Schule praktiſche Kenntniß im Juſtizſubaltern⸗ 
dienſt verſchaffen müſſe, und zwar bis zu dem Grade, „daß er 
im Stande iſt, jeden Dienſt der Juſtizſubalternbeamten eines 
Amtsgerichts zu leiſten und einem Büreau eines Rechtsanwalts 
oder Amtsgerichts ſelbſtſtändig vorzuſtehen“. 

Daran ſoll ſich eine „genaue“ Kenntnißnahme von den 
Zweigen des Lebens ſchließen, mit denen der Richter „haupt- 
ſächlich“ beſchäftigt iſt. Der Rechtsbefliſſene ſoll bei Polizei- 
behörden arbeiten, tüchtigen Rechtsanwälten, Bankhäuſern, land⸗ 
wirthſchaftlichen, kaufmänniſchen Betrieben u. ſ. w. 

Dieſer Lebensunterweiſung ſoll eine ſelbſtſtändige, 
richterliche Dienſtleiſtung folgen, an die ſich wiederum theoretiſche 
Unterweiſung im geltenden Recht mit hiſtoriſchen und philo- 
ſophiſchen Ausblicken anzuſchließen hätte. 

Nach erfolgreicher Vollendung ſolchen Vorbereitungs⸗ 
dienſtes, dokumentirt durch ein Examen, könne die Fähigkeit 
zur Bekleidung eines „niederen“ Richteramtes anerkannt 
werden, für ein höheres bedürfe es noch einer weiteren 
Ausbildung. | 

Herr Amtsgerichtsrath B. rechnet 8 Jahre für ſolche Vor⸗ 
bereitungszeit, und weiſt dabei jeden Verdacht, als wenn er nur 
einer volontärhaften, oberflächlichen Handwerksausbildung das 
Wort rede, von ſich. 

Meine Rechnung iſt eine andere: Ich rechne 20 Jahre 
unter der Vorausſetzung, daß die betreffende Perfönlichkeit ge- 
wiſſenhaft und begabt iſt. Damit erledigt ſich für mich der 
erite utopiſtiſche Theil der B.'ſchen Ausführungen, zumal eine 
eingehende Widerlegung der Praktikabilität der gemachten Vor⸗ 
ſchläge zu viel Raum beanſpruchen würde. 

Der II. Theil der Ausführungen iſt gekrönt durch die 
Worte: „Die im Aſſeſſorexamen Durchgefallenen find die Opfer 
ihrer theoretiſchen Vorbereitung. Was ſie gelernt haben, können 
ſie nicht gebrauchen, was ſie gebrauchen können, haben ſie nicht 
gelernt. Die Einwirkungen des ſogenannten praktiſchen Vor⸗ 
bereitungsdienſtes ſind nicht ſtark genug, um die Schäden 
des theoretiſchen zu überwinden. Das bloße Abſchreiben, 
Nachſchreiben iſt nicht im Stande, die ganze profeſſorale 
Auſchauungsweiſe des Lebens zu vertilgen, mit der man be⸗ 
haftet iſt.“ 

An dieſen Punkt der B.'ſchen Ausführungen will ich an- 
knüpfen: Ich ſtelle gegenüber B. den Grundſatz auf: Der prak— 
tiſche Vorbereitungsdienſt iſt nicht ſtark genug, um das auf 
der Univerſität erlangte theoretiſche Wiſſen zu er- 
halten, weiter fortzubilden und zu praktiſcher An- 
wendung zu befruchten. Das Haupthinderniß zu 
ſolcher fruchtbaren Ansnützung des theoretiſchen 
Wiſſens bildet einerſeits das bloße Abſchreiben, 
Nachſchreiben und die anderen handwerksmäßigen 
Schreiberdienſte, zu denen die Referendare über— 
mäßig herangezogen wer den und andererſeits der 
Mangel einer tiefgehenden Unterweiſung in der 
Referendarzeit. 

Ich will davon abſehen, die ſchweren Vorwürfe, die Amts— 
gerichtsrath B. gegen die theoretiſche Vorbereitung der Juriſten 
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erhebt, zu widerlegen, denn fie find unſubſtanziirt') und anderer⸗ 
ſeits ſchon dadurch widerlegt, daß die meiſten Referendare im 
Affefloreramen durchfallen wegen Mangel an the oretiſchem 
Wiſſen; ich erinnere nur an den bekannten Bericht des Vorſitzenden 
der Juſtizprüfungskommiſſion. Ich ſehe auch davon ab, ein 
Wort zu erwidern auf die Einſchätzung, die Amtsgerichtsrath B. 
einem „großen Theile“ des Richterſtandes angedeihen läßt, ich 
beſchränke mich auf den — an dieſer Stelle ja nur ſkizzen⸗ 
haft möglichen — Nachweis, daß die Referendarzeit zu 
ſehr mit praktiſch⸗handwerksmäßigen Arbeiten aus- 
gefüllt wird, die eine Vertiefung juriſtiſchen 
Wiſſens verhindern. 

Die erſte Station ſeines Vorbereitungsdienſtes verbringt 
der Referendar bei einem kleineren Amtsgericht. Dort wird er 
zunächſt zu Gerichtsſchreiberdienſten herangezogen, er fungirt als 
Protokollführer in den Sitzungen des Schöffen⸗ und des 
Civilrichters. Gewiß iſt das Protokoll wichtig als die den 
Gang der Verhandlung bezeugende Urkunde; eine durch eigenes 
Protokolliren erlangte Kenntniß der Formalien eines Protokolls 
und Fähigkeit ſchnellen Auffaſſens und Fixirens der Verhandlung 
iſt deshalb unumgänglich nöthig. Aber um ſich hierin die 
nöthige Uebung zu verſchaffen, iſt nicht erforderlich, daß der 
Referendar au allen Sitzungen während der ganzen 9 Monate 
theilnimmt und als Gerichtsſchreiber fungirt. Gerade dieſe 
Funktion macht auch den ferneren Zweck, den die Anweſenheit 
des Referendars in der Sitzung hat, illuſoriſch, nämlich den, daß 
er fh ein Bild der Verhandlung und des materiellen Bor- 
bringens der Parteien geſtellte. Denn durch die Ausfüllung des 
Protokolls iſt ſeine ganze Aufmerkſamkeit lediglich auf die 
Schreiberarbeit konzentrirt, zumal die meiſten Amtsrichter nicht 
nur verlangen, daß am Schluſſe der Sitzung die Protokolle 
zur Vollziehung fertig ſind, ſondern überdies noch, daß auch die 
ſämmtlichen Verſäumnißurtheile ausgefüllt ſind. Unmöglich kann 
ſich der Referendar während der Leiſtung ſeiner Schreiberdienſte 
die rechtlichen Ausführungen der Parteien bezw. ihrer Vertreter, 
die Glaubwürdigkeit ihres thatſächlichen Vorbringens überlegt 
oder über dieſelben ein Urtheil gebildet haben. Und doch geht 
der Hauptzweck des Vorbereitungsdienſtes gerade auf dieſes Ziel 
zu, muß auf dieſes Ziel zugehen. 

Das iſt der Hauptvorwurf, den man gegen den Vor⸗ 
bereitungsdienſt in der erſten Station erheben kann. Derſelbe 
Vorwurf gilt auch für die landgerichtliche Station, namentlich 
die Thätigkeit in den Strafkammern und bei der Staats- 
anwaltſchaft. In den Strafkammern führen faſt nur Referendare 
Protokoll, trotzdem fie doch in der neunmonatlichen Amtsgerichts 
zeit genügende Kenntniß in dieſer Kunſt erlangt haben müßten. 
Und nun bei den Staatsanwaltſchaften. Man unterſuche ein⸗ 
mal, wie viel „Ueberweiſungsanklagen“ der Referendar macht, 
Arbeiten, die kaum etwas anderes ſind als Abſchriften der 
Perfonalien des Angeſchuldigten und der Worte des Straf— 
paragraphen. Soll damit ein Referendar die praktiſche Straf⸗ 
rechtspflege erlernen? Zu gleicher Zeit mit der Thätigkeit bei 


) Ich weiſe lieber hin auf Kuhlenbeck's Erörterungen über 
„das Studium der Rechtswiſſenſchaft und insbeſondere des Privat⸗ 
rechts“ in ſeinem Buche „Von den Pandekten zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch“, B. MI S. 528 ff. 
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den Strafkammern wird der Referendar gewöhnlich beim Unter⸗ 
ſuchungsrichter beſchäftigt. Was thut er dort? er ſchreibt nach 
Diktat des Unterſuchungsrichters. 

Mit ſolchen mechaniſchen, geiſttödtenden Arbeiten iſt aber 
der größte Theil des Vorbereitungsdienſtes bei den Landgerichten 
ausgefüllt und zum größten Theil vergeudet. Dann kommt der 
Referendar in die Anwaltſtation und nochmals zu mehr ſelbſt⸗ 
ſtändiger Thätigkeit an das Amtsgericht. Gegen die durch⸗ 
ſchnittliche Thätigkeit in dieſen beiden Stationen läßt ſich wohl 
am wenigſten einwenden. Im Gegentheil wäre ich für 
eine Verlängerung gerade dieſer Zeit, weil in ihr 
ſelbſtſtändige Ausübung juriſtiſcher Thätigkeit unter 
unmittelbarer Kontrolle und Verantwortlichkeit aus- 
geübt wird, für jeden Gewiſſenhaften ein Anſporn zu 
wiſſenſchaftlicher Vertiefung. Dann wird der Referendar 
dem Oberlandesgerichte überwieſen; dorten ſoll er von der that⸗ 
ſächlichen Seite der Richterthätigkeit mehr der rechtlichen zugeführt 
werden. Mir ſelbſt iſt es vergönnt geweſen, gerade in dieſer 
Station die Erfahrung zu machen, wie dieſer Zweck erreicht 
werden kann und gerade dort unter einem Senatspräſidenten zu 
arbeiten, der für meine Auffaſſung ein Muſter ſein kann für 
alle Richter, denen Referendare zur Unterweiſung zugetheilt ſind. 
In der Auffaſſung dieſer Aufgaben durch den Richter und deren 
Erfüllung liegt das Heil für die Ausbildung unferer Referendare. 
Darum will ich kurz ſchildern, wie es mein Senatspräſident 
machte. Zunächſt wählte er die Prozeßakten, die feinen 
Referendaren zur Bearbeitung übergeben wurden, immer unter 
dem Geſichtspunkte aus, daß der Referendar etwas lernen 
ſolle. Trotzdem mein Senat der Handelsſenat war, habe 
ich nur einmal eine Klage bekommen, deren Gegenſtand eine 
Mängelrüge war, die trotz ihrer Häufigkeit ja faſt alle ſich 
gleichen wie ein Ei dem andern; in jedem mir zur Bearbeitung 
übergebenen Aktenſtücke gab es für mich eine neue Rechtsfrage. 
Doch damit ließ ſich der Präſident noch lange nicht genügen. 
Alle 14 Tage verſammelte er mehrere Stunden ſeine Referendare 
um ſich, ließ ſie über die von ihnen ſchriftlich angefertigten Referate 
und Voten Vortrag halten und beſprach dann die Streitſache nach 
der thatſächlichen und rechtlichen Seite. Ich glaube, meine da⸗ 
maligen Kollegen werden mit mir unſerm Inſtruktor für ihr ganzes 
Leben Dank wiſſen. So muß der Richter ſeine Aufgaben gegen⸗ 
über den ihm unterſtellten Referendaren auffaſſen. Aber wie 
iſt meiſtens die Unterweiſung? Der Richter giebt ſeinem 
Referendar Beſchlüſſe und Urtheile zur Bearbeitung, ändert in 
den Arbeiten, was falſch iſt, und fertigt ſie lieber ganz neu 
an, als daß er ſeine beſetzte Zeit auf eindringliche Belehrung 
verwendete. Da liegt der todte Punkt, der Angriffspunkt des 
Vorbereitungsdienſtes. Ja, ſagt der Richter, „wo ſoll ich denn 
die Zeit hernehmen?“ Man entlaſte den Richter entſprechend, 
ſchaffe zu dieſem Zwecke neue Richterſtellen oder ziehe zur Ent⸗ 
laſtung der Inſtruktoren⸗Richter Hülfsrichter heran und mache 
entſprechend die Belehrung der Referendare zur Amts— 
und Ehrenſache der Richter, beſchäftige aber nicht die Referendare 
unter dem Geſichtspunkte der Gerichtsſchreiber⸗ oder Richter⸗ 
Entlaſtung. Verlangt Jemand einen Beweis dafür, daß die 
Referendare thatſächlich zur Entlaſtung ſowohl der Richter als 
der Gerichtsſchreiber verwendet werden? Bezüglich der Gerichts— 
ſchreiber iſt der Beweis ja einfach durch ein Rechenexempel zu 
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erbringen: Die zur Zuſtändigkeit der Gerichtsſchreiber gehoͤren⸗ 
den Arbeiten ſollen normalerweiſe von dieſen innerhalb ihrer 
reglementsmäßigen Dienſtzeit erledigt werden und erledigt werden 
können, bei Iniehaltung eines ordnungsmäßigen Geſchäfts⸗ 
ganges der Rechtspflege; ein großer Theil dieſer Arbeiten, jo 
namentlich das zeitraubende Protokollführen in den Haupt⸗ 
verhandlungen und den Vernehmungsterminen wird aber 
durch Referendare erledigt. (Eine Reviſion der Akten wird 
unſchwer den Beweis erbringen.) Dieſe Zeit iſt alſo den 
Gerichtsſchreibern erſpart. Wenn man nun weiter von der 
eigentlich ſelbſtverſtändlichen Vorausſetzung ausgeht, daß die 
amtlichen Dienſtſtunden der Gerichtsſchreiber ausreichen, um die 
Arbeiten, einſchließlich der von den Referendaren beſorgten, 
zu erledigen, ſo bleibt alſo für die Gerichtsſchreiber an freier 
Zeit die Differenz zwiſchen den ordnungsmäßigen Dienſtſtunden 
und den durch die Arbeit der Referendare erſparten Arbeits- 
ſtunden. Wo bleibt dieſe freie Zeit? Es wäre mehr als 
unwirthſchaftlich ſeitens der Juſtizverwaltung, wenn ſie nicht 
von ihren Gerichtsſchreibern volle Ausfüllung der geſetzlichen 
Arbeitszeit verlangte. Um dieſem Vorwurf zu entgehen, wird 
fie alſo jene durch die Arbeit der Referendare für die Gerichts- 
ſchreiber erzielte, mit geringen Abweichungen konſtant bleibenden 
Freiſtunden ſummiren und nunmehr eine dieſen Freiſtunden 
entſprechende Anzahl von gerichtsſchreiberiſchen Arbeitskräften 
entlaſſen. Macht die Juſtizverwaltung nicht dieſe Anwendung, 
ſo ſetzt ſie ſich dem Vorwurf der Verſchwendung aus. Aber 
dieſen Vorwurf wird die Verwaltung nicht auf ſich ſitzen laſſen. 
Damit iſt aber auch wieder der Beweis erbracht, daß ſie die 
Arbeitsleiſtung der Referendare zu Erſparniſſen an Gerichts- 
ſchreibergehältern benutzt. 

Und wie ſteht es mit der Entlaſtung der Richter durch die 
Referendare? Wer hat es noch nicht gehört, daß der einzelne 
Beiſitzer um einen Referendar gebeten hat, um Eutlaſtung zu 
finden. Wer hat es noch nicht erfahren, daß der Vorſitzende 
den älteren, mit Arbeit überhäuften Richtern Referendare zur 
Entlaſtung überweiſt? Entlaſtung durch Referendare. Es iſt 
ein Hohn. Belaſtet werden ſollen die Richter durch die 
Referendare, belaſtet durch die gewiß nicht leichte Aufgabe 
juriſtiſcher Unterweiſung und Erziehung. Gewiß, dieſe Be- 
laſtung der ſchon an ſich genug belaſteten Richter muß zu einer 
Ueberlaſtung führen. Darum entlaſte man fie eben durch 
neue Richter. Das iſt eine Pflicht gegen den Richter und den 
Rechtsbefliſſenen und eine heilige Pflicht für die gedeihliche 
Entwicklung unſerer geſammten Rechtspflege, die heute unter 
einem neuen, ſchwierigen Civilgeſetze mehr denn je Leute 
verlangt, die über ein gründliches theoretiſches und praktiſches 
Wiſſen verfügen. Auch jetzt noch iſt Savigny's Wort zu 
beherzigen: 

„Was uns im Großen und Ganzen am meiſten helfen 
kann, iſt allein ein wiſſenſchaftlicher Geiſt, der das Geſchäft 
der Juriſten, auch das gewöhnliche praktiſche Geſchäft zu ver⸗ 
edeln im Stande iſt.“ 
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Noch einmal der § 25 der Rechtsanwaltsordnung 
betreffend Ausbildung der Referendare beim 
Rechtsanwalt. 


Auf die Ausführungen des Herrn Kollegen Dr. Zoder, 
Hamburg, auf S. 879 de 1901 geftatte ich mir zu bemerken: 

Von den 3 hervorgehobenen Geſichtspunkten kann ich nur 
die beiden erſten als erheblich erachten, während eine „Ent⸗ 
laſtung der beſchäftigten Rechtsanwälte“ durch Referendare, die 
nicht Generalſubſtituten ſind, m. E. nicht nur nicht wünſchens⸗ 
werth, ſondern direkt zu verwerfen iſt. Zu J ſtimme ich dem 
Kollegen Dr. Zoder völlig bei, und geſtatte mir nur auf § 139 
der Str. P. O. zu verweiſen, wonach ja in jeder auch noch ſo 
minimalen Strafſache die ausdrückliche Zuſtimmung des Auftrag⸗ 
gebers zur Uebertragung des Mandats ſogar dann erfordert 
wird, wenn es einen älteren Referendar betrifft. Bei vielen 
Civilſachen handelt es ſich doch wahrlich um Dinge, die viel 
bedeutungsvoller für den Klienten ſind, wie z. B. eine Anklage 
wegen verbotenen Fahrens mit einem Automobil oder irgend 
eine der herkömmlichen Beleidigungsklagen. 

Ich lege auch bei Ausbildung der Referendare das größte 
Gewicht auf die „ſelbſtändige Bethätigung vor Gericht“; m. E. 
muß aber der Anwalt, wenn er die nicht leichte Pflicht der 
Ausbildung eines Referendars übernimmt, den Referendar zwar 
ſelbſtändig plaidiren laſſen, aber gerade dieſe Thätigkeit vor 
Gericht — nach dem heutigen mündlichen Verfahren ja doch 
gerade die Hauptſache — fortlaufend überwachen, um in An⸗ 
ſchluß daran auf Schwächen aufmerkſam zu machen, alſo wirklich 
das ihm anvertraute Juriſtenmodell künſtleriſch „auszubilden“; 
eventuell aber halte ich den Anwalt als den, dem die Sache 
vom Klienten übertragen iſt, ſogar verpflichtet, einzugreifen, um 
ſelbſtändig die Rechte der Partei wahrzunehmen. Letzteres wird 
ſelbſtverſtändlich ja nur in den äußerſten Fällen zu erfolgen 
haben, und oft durch einen hingeſchobenen Zettel mit einigen 
Worten zu erſetzen möglich ſein. 

Dazu möchte ich noch eins bemerken: 

Es dürfte doch wohl unter den Kollegen nur eine Stimme 
darüber ſein, daß vielfach die Vertretung bei Beweisaufnahmen, 
vor Allem vor dem erſuchten Richter, eine der ſchwierigſten und 
für den Ausgang des Prozeſſes häufig wichtigſten Theile iſt. 
Und dabei werden gerade dieſe ſehr häufig von Referendaren 
allein wahrgenommen; und ferner: 

Um vou vornherein einem Einwurf zu begegnen, 
möchte ich zu I und II noch darauf hinweiſen, daß gegen 
das vorſtehende Verlangen der ſtändigen Ueberwachung 
der Refereudarthätigkeit das Inſtitut der Generalſubſtituten 
nicht ſpricht, da dazu, ſoweit es nicht — jetzt meiſt — Aſſeſſoren 
ſind, doch nur ältere, ſchon beim Anwalt ausgebildete, Referendare 
und dieſe meiſt noch aus beſonderem perſönlichen Vertrauen des 
qu. Anwalts, herangezogen werden. 

Zu III: Richtig iſt, daß nur ein ziemlich beſchäftigter Anwalt 
zur Ausbildung von Referendaren geeignet iſt; ebenſo richtig iſt 
m. E. aber auch, daß ein überlaſteter nicht dazu geeignet iſt. 
Und das iſt doch wohl jeder, der der „Enutlaſtung“ bedarf. 

Nach den eigenen Ausführungen des Kollegen Dr. Zoder 
giebt es aber viele Anwälte, „welche kaum für ſich ſelbſt genug 
zu thun haben“. Hier iſt das geeignete Material zur Ent⸗ 
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laſtung durch Subſtitution gegeben, zugleich aber find bei ent⸗ 
ſprechender Auswahl der Subſtituten die Rechte des Klienten 
beftend gewahrt, und — last not least — die Konkurrenz 
durch unbezahlte Hülfskräfte vermieden. Vermieden iſt dann 
für die Anwaltſchaft auch der Vorwurf, der den Juſtiz⸗ 
verwaltungen ja ſo manches Mal — theils mit Recht, theils 
mit Unrecht — gemacht worden tft, der Vorwurf der Aus- 
nutzung unbezahlter Arbeitskräfte zu Ungunſten der Anwärter 
auf bezahlte Beſchäftigung. 

Hinzuweiſen iſt hierzu ja aber auch darauf, daß nach der 
Entſcheidung des Ehrengerichtshofes eine chroniſche Ueberlaſtung 
überhaupt nicht vorkommen darf, ſondern der Anwalt eben in 
ſolchen Fällen entweder ablehnen oder zur Aſſoziation, alſo einer 
anderen Art von Abhülfe gegen Ueberlaſtung, greifen muß. 

Bemerken darf ich auch noch, daß endlich Ueberlaſtung ja 
meiſt nur in den Großſtädten ſtattfindet, und da Aushülfe ja 
leicht in mehr wie wünſchenswerthem Umfange in ungenügend 
beſchäftigten Kollegen zu haben iſt. 

Sollte aber in einer Kleinſtadt der Fall einmal, meiſt durch 
nervöſe Ueberanſtrengung in beſtimmten Jahreszeiten, oder durch 
beſondere Umſtände, z. B. Ausbruch eines großen Konkurſes im 
Ort mit den bekannten Folgen für den Anwalt, ſei es als 
Verwalter, Mitglied des Gläubigerausſchuſſes oder Berather, 
für kürzere Zeit eintreten, ſo hilft bekanntlich die Juſtiz⸗ 
verwaltung, indem ſie dann dem Anwalt einen Generalſubſtituten 
entweder für Anwaltſchaft und Notariat, oder für die Anwalt⸗ 
ſchaft allein bewilligt und ihm im letzten Fall die eigene Aus⸗ 
übung des Notariats daneben ruhig überläßt. 

So bleibt m. E. das Reſultat der Erörterung daſſelbe; ich 
darf nur zum Schluß hervorheben, daß für Preußen — worauf 
ich inzwiſchen durch einen befreundeten Richter hingewieſen bin 
— die Sache auch in dieſem Sinne im Wege der Verfügung 
geordnet iſt. 

(S. Müller, Juſtizverwaltung in Preußen I. ©. 158/159.) 


Rendsburg, den 4. Januar 1902. Dr. A. Zieſe. 


Ein Mangel der Str. P. O. 
Von Rechtsanwalt Dr. Kaiſer, Oberlandesgericht Cöln. 


In der geltenden Str. P. O. hat ſich ein Mangel fühlbar 
gemacht, deſſen Beſeitigung bei den vielfachen Abänderungsvor⸗ 
ſchlägen unſeres Wiſſens bis jetzt nicht in Anregung gebracht 
worden iſt. Dieſer Mangel beſteht in Folgendem: 

Der Angeklagte erhält vor Ablauf der in den §8 361 und 
387 Str. P. O. beſtimmten Friſten keinerlei Nachricht, wenn die 
Staatsanwaltſchaft gegen ein ergangenes Urtheil ein Rechts⸗ 
mittel einlegt. Ebenſo wenig erhält ein Angeſchuldigter irgend 
welche Nachricht, wenn z. B. gegen einen die Eröffnung des 
Hanptverfahrens ablehnenden Beſchluß von Seiten der Staats- 
auwaltſchaft ein Rechtsmittel verſucht wird. Daß in den ge⸗ 
nannten Fällen der Angeſchuldigte bezw. der Angeklagte ein er- 
hebliches Intereſſe daran hat, ſofort nach Ablauf der Rechts- 
mittelfriſt zu erfahren, ob die ergangene Entſcheidung die Rechts⸗ 
kraft beſchritten hat oder ob dieſe durch Einlegung eines Rechts⸗ 
mittels gehemmt iſt, leuchtet ohne Weiteres ein. Irgend ein 
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anderer berechtigter ſtrafprozeſſualer Zweck würde aber durch die 
obligatoriſche Einführung einer entſprechenden Mittheilung nicht 
beeinträchtigt. N f 

Man mag einwenden: Umgekehrt erhalte ja auch die 
Staatsanwaltſchaft keine Mittheilung, wenn der Angeſchuldigte 
bezw. Angeklagte ein Rechtsmittel einlege, ohne daß bis jetzt 
ſich hieraus erhebliche Mängel ergeben hätten. Dieſem Einwand 
kann mit mehreren Gründen begegnet werden. Zunächſt hat 
die Staatsanwaltſchaft mit dem Gerichte weit beſſere Fühlung 
wie der Vertheidiger oder gar der Angeklagte ſelbſt und iſt 
demnach in der Lage, ſich in ſie intereſſirenden Fällen ſofort zu 
unterrichten. Dann hat auch regelmäßig die Staatsanwaltſchaft 
nicht das dringende Intereſſe an der Rechtskraft der ergangenen 
Entſcheidungen, wie der perſönlich betroffene Angeklagte. End⸗ 
lich hat in einem Hauptfalle, nämlich dem der Eröffnung des 
Hauptverfahrens, der Angeklagte kein Rechtsmittel, während für 
den Fall der Ablehnung der Staatsanwaltſchaft das Beſchwerde⸗ 
recht zuſteht. 

Wir ſchlagen daher vor, bei Neuregelung der Str. P. O. 
unter den allgemeinen, die Rechtsmittel behandelnden Be⸗ 
ſtimmungen einen Paragraphen folgenden Inhalts einzufügen: 

„Von der Einlegung eines Rechtsmittels iſt die 

Staatsanwaltſchaft und, wenn dieſe das Rechtsmittel 
eingelegt hat, der Angeſchuldigte bezw. Angeklagte un⸗ 
verzüglich zu benachrichtigen. Die Benachrichtigung 
erfolgt durch das Gericht, bei dem das Rechtsmittel ein⸗ 
gelegt iſt. 
Dieſe Beſtimmungen finden bei Entſcheidungen, die 
auf erhobene Privatklage ergehen, mit der Maßgabe 
Anwendung, daß an die Stelle der Staatsanwaltſchaft 
der Privatkläger tritt.“ 


— m — — 


Weitere Bemerkung zur Auslegung des § 833 


des B. G. B. (Haftung für Thiere.) 
Von Rechtsanwalt und Notar Dr. Fleiſchauer in Magdeburg. 


Der in den Ausführungen auf S. 61 enthaltene dankens⸗ 
werthe Hinweis auf die Geſchichte des Paragraphen könnte 
noch durch das, was Dernburg (das Bürgerliche Recht Bd. II, 2 
§ 396) darüber mittheilt, vervollſtändigt werden: Daß im 
Plenum des Reichstags erklärt worden iſt, Schädigungen durch 
große Luxushunde, Stiere, Hengſte und Schafböcke ſollten 
betroffen werden, ergiebt zweifellos, daß man Ausſchreitungen 
der thieriſchen Natur im Auge gehabt hat. 

Die ebenfalls zutreffende Zurückführung der Vorſchrift auf 
rheiniſches Recht, insbeſondere Artikel 1385 des Code civil 
aber, iſt noch in einer anderen Beziehung von Werth: 
Es iſt nämlich neuerdings die Anwendbarkeit des § 254 des 
B. G. B. — Ausſchluß der Haftung durch eigenes Ver⸗ 
ſchulden des Verletzten — auf die Haftung aus § 833 aus 
dem meines Erachtens vollkommen unzutreffenden, ja ſogar mit 
dem Wortlaut des § 254 in Widerſpruch tretenden, Grunde 
verneint worden, daß von konkurrirendem Verſchulden 
gegenüber einer vom Verſchulden unabhängigen Haftung nicht 
die Rede ſein könne! Zu Artikel 1385 des Code civil aber 
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hat das Reichsgericht (Bd. 14 S. 319 der Entſcheidungen) 
bereits ausgeſprochen, daß eigenes Verſchulden des 
Beſchädigten und höhere Gewalt die Thierſchadenhaftung 
ausſchließe! 

Nicht beizutreten dürfte hingegen der von v. Koenigsloew 
ausgeſprochenen Anſicht ſein, daß der „Sonntagsreiter“ 
nicht hafte: Der „Sonntagsreiter“, richtiger „Gelegenheits⸗ 
reiter“, wird vielmehr in der Regel aus § 833 haften! 

Allerdings, das „Halten“ des Thieres iſt ſicherlich nicht 
im Sinne körperlichen Feſthaltens gemeint, wie $ 834 ja klar 
ergiebt, der die Haftung des Beſitzdieners aus § 833 aus- 
ſchließt, ſondern im Rechtsſinne: Der Gelegenheitsreiter 
aber, welcher ſich ein Pferd miethet und darauf ſpazieren reitet, 
it Beſitzer, der Eigenthümer inzwiſchen mittelbarer Be- 
ſitzer (§ 868), und nicht nur das, er übernimmt auch die 
Obhut für das Thier und zwar für ſeine Zwecke. Dieſer 
Thatbeſtand dürfte den Begriff des „Halteus“ erfüllen, unab- 
hängig von der Zeitdauer. Das Gegentheil dürfte gelten, falls 
der Gelegenheitsreiter unter Aufſicht des Reitlehrers 
und Vermiethers reitet, anders auch, falls Jemand ein 
Fuhrwerk ſammt Geſpann und Kutſcher auf Zeit, z. B. für eine 
Spazierfahrt, miethet. 

(Vergl. über dieſe Fragen, theilweiſe abweichend: Kuhlen⸗ 
beck zu § 833, Neumann dazu, Planck dazu, und die dort 
citirte Litteratur, Goldmann & Lilienthal I S. 216, Scholl⸗ 
meyer, Schuldverhältniſſe S. 119.) 


Von wem kann nach den Beſtimmungen des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs der von einer Ehefrau 
angenommene Arzt Bezahlung feiner Honorar⸗ 
forderung verlangen? 
Von Arthur Brückmann, Referendar, Berlin. 


Unter dieſer Ueberſchrift veröffentlicht R. A. Dr. Witt⸗ 
kowsky (Berlin) in Nr. 9—11 dieſes Blattes einen Aufſatz, 
in dem er entgegen den Motiven (Bd. IV, .S. 122) die 
Möglichkeit, daß u. U. negotiorum gestio vorliegen könnte, 
aus begrifflichen Gründen verneint und ausführt: Die 
88 677 ff. B. G. B. können keine Anwendung finden. „Der 
§ 677 begreift nach Wortlaut und Sinn nur ein ſolches 
Geſchäft, welches der Geſchäftsherr ſelbſt vornehmen konnte, 
aber nicht vorgenommen hat, und welches nun ein anderer für 
ihn ausführt. Danach beſorgt alſo der Arzt, welcher die Che- 
frau behandelt, zweifellos kein Geſchäft „für“ den Ehemann.“ 

Dieſe Auffaſſung iſt m. E. irrig und die entgegengeſetzte 
eigentlich kaum je prinzipiell beſtritten worden. Der Herr 
Verf. irrt, wenn er meint, daß Geſchäftsführung ohne Auftrag 
nur bezüglich folder Geſchäfte möglich ſei, die der Geſchäfts— 
herr ſelbſt vornehmen könnte. Danach wäre der Kreis der in 
Betracht kommenden Geſchäfte ein ſo enger, daß es ſich kaum 
verlohnte, das Inſtitut geſetzlich zu regeln, und man, wie 
Scherer will, beſſer daran thäte, es aus praktiſchen Gründen 
ganz zu ſtreichen. Nach dieſem Satz wäre nicht Geſchäfts⸗ 
führer ohne Auftrag, wer mein Haus in meiner Abweſenheit 
reparirt; denn ich bin kein Handwerker und kein Baumeiſter; 
wäre nicht Geſchäftsführer, wer, während ich fern bin, meine 
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Villa mit Wandgemälden ſchmückt, in der Meinung, ich hätte 
nur vergeſſen, den Auftrag zu ertheilen; denn ich bin kein 
Maler, kein Künſtler u. ſ. w. u. ſ. w. Dies iſt natürlich 
irrthümlich. Vielmehr iſt das Prinzip: Geſchäftsführung ohne 
Auftrag iſt überall da möglich, wo ich Auftrag ertheilen kann, 
wo Stellvertretung zuläſſig iſt; das maßgebende Kriterium liegt 
in dem Begriff „Geſchäfte“; ſoweit ſie obligationenmäßige Be⸗ 
handlung vertragen, können ſie den Inhalt einer negotiorum 
gestio bilden. Das war ſchon nach gemeinem Recht nicht 
ſtreitig, iſt es aber auch nicht nach B. G. B., das den Aus- 
druck „Geſchäftsbeſorgung“ gleichmäßig in den 58 662, 675 
und 677°), alſo im „Auftrag“ und in der G. o. A. ver⸗ 
wendet; die meiſten Schriftſteller verweiſen überhaupt ſchlecht⸗ 
weg auf das zu § 675 Geſagte.“) Es genügt, wie allgemein 
anerkannt wird, daß das „Geſchäft überhaupt durch einen Ver⸗ 
treter bezw. ohne vorherige Einwilligung des Geſchäftsherrn 
beſorgt werden kann“, gleichgültig ob es rechtsgeſchäftlicher oder 
faktiſcher Natur.“ 

Die hier intereſſirende Frage tft bisher nur unter dem 
Geſichtspunkt, ob der Arzt für ungerufene und freiwillig ge⸗ 
leiſtete Krankenhilfe Erſatz, d. h. auch Honorar verlangen 
könnte, erörtert und theils bejaht, theils auch — m. E. zu 
Unrecht — verneint worden. Aber kein Schriftſteller hat ſie 
aus dem Grunde verneint, den der Herr Verf. maßgebend ſein 
läßt; und daß die prinzipielle Frage die gleiche iſt, iſt klar. ) 
Die wenigen Schriftſteller, die — ſoweit erſichtlich, — die Frage 
aus begrifflichen Gründen verneinen, d. h. im Falle der 
ärztlichen Thätigkeit negotiorum gestio überhaupt leugnen — 
Coſack, Heinsheimer, Iſay — bauen keineswegs auf der 
Grundlage des Herrn Verfaſſers; ſie leugnen vielmehr, daß in 
der ärztlichen Thätigkeit überhaupt ein „Geſchäft“ im Sinne 
einer „Geſchäftsbeſorgung“ gegeben ſei; ihre Gründe aber 
überzeugen nicht. ) 

Demnach muß geſagt werden, daß ſehr wohl negotiorum 
gestio, ſei es nun, daß die Hülfeleiſtung des Arztes dem 
wirklichen, vor allem aber — was praktiſch wichtiger — dem 
„muthmaßlichen“ Willen des Ehemanns entſpricht, ſei es unter 


) Vergl. Oertmann, Kommentar S. 412 sub 2. 

*) Vergl. z. B. Bunſen, Lehrbuch S. 275, Neumann, 
Komm. S. 314, Endemann, Einführung (1898) S. 805, Scholl⸗ 
meyer, Einzelne Schuldverbältniſſe (1897) S. 99, Engelmann bel 
Staudinger S. 509 Anm. IIa. 

) Neumann, Komm. S. 214, Oertmann a. a. O. S. 898 
sub da und S. 412 sub 2, Planck S. 426, Matthias (1. Auf- 
lage) S. 607, Kuhlenbeck, Komm. S. 468 ff., Eudemaun S. 805, 
Dernburg (Bürg. Recht, Schuldverh.) S. 878, Engelmann 
a. a. O., Schollmeyer a. a. O. S. 99. — Vergl. insbeſondere 
auch Philler, Vorleſungen über das B. G. B. S. 161. — Eine 
engere Anſicht haben Coſack, Lehrbuch (1898) S. 501 und im An⸗ 
ſchluß an ihn Heinsheimer (Das deutſche B. G. B.) S. 221, 
Iſay (Geſchäftsführung) S. 44 ff. 

+ Weder Ruhſtrat, noch Sturm, noch Dernburg, die der 
Frage näher getreten ſind, haben an jene Möglichkeit gedacht! 

+r) Nach Iſays Bemerkungen S. 46 Anm. 8 und S. 146 ff. iſt 
wohl zu ſchließen, daß er, wenn neg. gestio begrifflich bejaht wird, 
dem Arzt Honorar (Vergütung) zubilligen würde; S. 148 gewährt er — 
m. E. zutreffend — dem Flickſchuſter Vergütung. Was dem Flick⸗ 
ſchuſter recht iſt, muß dem Chirurgen billig ſein. 
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Anwendung des § 679 B. G. B., vorliegen kann, da der Herr 
Verf. ſelbſt nicht leugnet, daß es zu der geſetzlichen Unterhalts- 
pflicht des Mannes gehört, die Kurkoſten für feine Ehefrau zu 
beſtreiten. Das iſt eben quaestio facti; ſelbſtverſtändlich bietet 
dann auch der Satz des § 677, daß der Arzt das Geſchäft 
„mit Rückficht auf den wirklichen oder muthmaßlichen Willen“ 
des Geſchäftsherrn auszuführen habe, keine Schwierigkeit. Denn 
daß der Arzt „lediglich nach pflichtmäßigem Ermeſſen zu handeln 
hat,“ iſt kein Gegenſatz. Dies wird dem muthmaßlichen Willen 
des Ehemanns in der Regel entſprechen, andernfalls bei dem 
Vorliegen der übrigen Vorausſetzungen ebenfalls durch § 679 
gedeckt ſein. 

Schließlich iſt es noch irrthümlich, wenn der Herr Verf. 
ſagt: „Der Arzt hat überhaupt in jedem einzelnen Falle gar 
nicht die Abſicht, ‚für einen anderen“ thätig fein zu wollen.“ 
Will der Verf. damit ſagen, daß der Arzt in der Regel nicht 
an Bezahlung denke?) Dies iſt m. E. unzutreffend; es liegt 
dieſer Präſumtion jene ungeſunde Anſchauung zu Grunde, die 
noch heute weit verbreitet in den Herzen vieler Menſchen lebt, 
die empört darüber find, wenn der Arzt die Rechnung ſchickt.“) 
Im Gegentheil wird der Arzt in den meiſten Fällen den — 
wenn man fo ſagen darf — Blankett-⸗Willen haben, die 
ärztliche Hülfe zu leiſten für den, den es angeht, für den 
geſetzlich zur Zahlung Verpflichteten. — Im Vebrigen iſt dieſe 
Frage ebenfalls eine quaestio facti.“) 


Aus der Praxis des Viehgewährſchaftsrechts nach 
dem B. G. B. 
Von Rechtsanwalt Dr. Hans Stölzle, Kempten (Bayern). 


Juſichernng der Trächtigkeit des Thieres. Gewähr 


friſten. 
Ich will in Nachſtehendem einige in der Praxis häufig 
vorkommende Fälle erörtern. 


I. Der Verkäufer ſichert zu, daß die Kuh binnen 
3 Monaten kalben werde. 

In dieſem Falle beginnt die Zmonatliche Friſt mit dem auf 

den Tag der Uebergabe folgenden Tag. Dieſe 3 Monate find 


als Gewährfriſt zu erachten. +) 


) Aehnlich Planck zu $ 685. 

) Viel geſunder und natürlicher die entgegengeſetzte Anſchanung 
Kohlers, „Jahrbücher für Dogmatik“ Bd. 25 S. 110/111. 

9) Einwenden könnte man vielleicht noch, daß, wenn die Ehe 
frau den Arzt beauftragt habe, doch nicht Geſchäftsführung ohne 
Auftrag vorliegen könne. — Aber auch hier iſt ſeit jeher angenommen 
worden, daß es einzig und allein auf die Abſicht des Arztes im 
konkreten Falle ankomme: ob er lediglich den Willen hatte, ſich an 
den Mandanten, ober an den, den es angeht, zu halten. Vergl. 
zutreffend für die Pandekten Wind ſcheid S. 572 ff., Arndt S. 566, 
Brinz S. 651, Kohler a. a. O. S. 81 ff., S. 85, Iſay S. 74ff., 
für das B. G. B. Bunſen S. 267, Dernburg S. 379, Oertmann 
S. 413 sub 5, nicht ganz zutreffend mit den Motiven S. 869 
der Kommentar von Pland S. 427. — 

» Zuftimmend Meisner, Chr., Biehgewährſchaft, München 
1900 S. 106. 
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Innerhalb zweier Tage nach dem Ablauf der 3 Monate 
muß der Käufer, wenn die Kuh nicht gekalbt hat, dem Ver⸗ 
käufer Anzeige erſtatten, oder eine andere der in 8485 B. G. B. 
bezeichneten Handlungen vornehmen. Innerhalb 6 Wochen muß 
die Klage geſtellt werden. 

Eine andere Anſicht wird vertreten von Schneider, Rechts- 
regeln des Viehhandels, München 1899, S. 127, der ſagt, es liege 
in dieſem Falle keine Gewährfriſt vor, ſondern nur eine Zu⸗ 
ſicherung, die ſich in einer gewiſſen Zeit erfüllen ſoll. Ich kann 
dieſer Anſicht nicht beipflichten und zwar aus folgenden Gründen: 

Damit, daß der Verkäufer zufichert, die Kuh kalbe binnen 
3 Monaten, fihert er ein Doppeltes zu: 

1. Trächtigkeit des Thieres im Momente des Gefahr⸗ 
überganges, 

2. Ende dieſer Trächtigkeit binnen eines Zeitraumes von 
3 Monaten. 

Beides iſt für den Käufer weſentlich. Beides muß ſich 
binnen 3 Monaten zeigen d. h. die Trächtigkeit und das Ende 
derſelben. Wenn ſich aber innerhalb einer beſtimmten Friſt 
ein Mangel oder das Nichtvorhandenſein einer zugeſicherten 
Eigenſchaft zeigen muß, fo heißt man das eine Gewährfriſt. 
($ 482 B. G. B. und Meine Ausf. in der Jurist Wochen⸗ 
ſchrift XXX Jahrgang 1901 S. 739.) 


II. Verkäufer ſichert Trächtigkeit der Stute zu und 
garantirt, daß dieſelbe bis zum 1. März 1902 ein 
Fohlen werfen werde. 


In dieſer Abmachung liegt die Vereinbarung einer Gewähr⸗ 
friſt, welche mit Ablauf des 1. März 1902 endigt. 

Hier gilt daſſelbe wie vorher, daß nämlich inner alb zweier 
Tage nach dem 1. März 1902 von dem Käufer dem Verkäufer 
Anzeige zu erſtatten iſt — es genügt natürlich jede andere 
Handlung des § 485 B. G. B. —, wenn mit Ablauf des 
1. März 1902 die Stute nicht gefohlt hat und daß innerhalb 
6 Wochen nach dem 1. März 1902 Klage geſtellt werden muß. 


Zuſatz zu I und II. 


1. Schon vor Ablauf der Gewährfriſt ſtellt ſich 
heraus, daß das Thier nicht trächtig iſt. 

a) Wurde das Thier getödtet oder iſt es ſonſt verendet, 
dann läßt ſich natürlich in den meiſten Fällen die Trächtigkeit 
oder Nichtträchtigkeit mit Leichtigkeit konſtatiren. Es muß der 
Käufer in dieſem Falle die bei dem getödteten oder verendeten 
Thiere konſtatirte Nichtträchtigkeit innerhalb zweier Tage nach 
dem Tode des Thieres dem Verkäufer anzeigen oder eine andere 
der in § 485 B. G. B. bezeichneten Handlungen vornehmen. 
Innerhalb 6 Wochen vom Ende der Gewährfriſt an (alſo nach 
Ablauf des dritten Monats, nach Ablauf des 1. März) muß 
der Käufer Klage erheben. Er kann dies natürlich auch ſchon 
vorher thun, ſobald die Nichtträchtigkeit ficher konſtatirt iſt. 

b) Wurde die Nichtträchtigkeit des Thieres an dem lebenden 
Thiere konſtatirt, dann kann der Käufer ſchon vor Ablauf der 
Gewährfriſt Klage erheben. 

Thut er das nicht, dann muß er ſpäteſtens innerhalb der 
2tägigen Friſt des 8 485 B. G. B. eine der dort bezeichneten 
Handlungen vornehmen und innerhalb 6 Wochen vom Ablauf 
der Gewährfriſt an Klage ſtellen. 
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2. Schadenserſatzanſpruch in den Fällen unter I. 

a) Kalbt die Kuh nicht rechtzeitig, dann kann nur 
Wandelung verlangt werden und nicht Schadenserſatz, wenn 
die Trächtigkeit zur Zeit des Kaufabſchluſſes vorhanden war. 
Denn nur bezüglich der Trächtigkeit kann die Zeit des Kauf- 
abfchluffes in Betracht kommen, nicht auch bezüglich des u 
derſelben. ($ 463 B. G. B.) 

In der Praxis wird dieſer Rechtsgrundſatz vielfach bt 
beſeitigt, daß beſondere Trächtigkeitsſcheine ausgeſtellt 
werden, in welchen die Wandelung ausdrücklich ausgeſchloſſen 
wird.“) Ich kann dieſe Trächtigkeitsſcheine nicht empfehlen und 
zwar aus folgenden Gründen: Dieſe Trächtigkeitsſcheine werden 
hauptſächlich im Marktverkehr gebraucht. Beim ſog. Haus⸗ 
verkauf (Gegenſatz: Marktsverkauf) aber find die Trächtigkeits⸗ 
ſcheine nicht üblich. Gleichwohl ſind die Leute, wenn einmal 
ein Trächtigkeitsſchein in einer Gegend eingebürgert iſt, der 
Anſicht: Das was im Trächtigkeitsſchein ſteht, das iſt Geſetz, 
und ſie halten die Beſtimmungen des Trächtigkeitsſcheines auch 


dann für rechtsverbindlich, wenn fie gar keinen Trächtigkeitsſchein 


ausgeſtellt haben. Auf dieſe Weiſe tritt bei den Leuten eine 
gewiſſe Rechtsveränderung ein. Abgeſehen davon wird durch die 
Trächtigkeitsſcheine in vielen Fällen die Wandelung ausgeſchloſſen, 
in welchen das Intereſſe des Käufers die Wandelung abſolut 
verlangt. 

b) Kalbt die Kuh überhaupt nicht und zwar deshalb, 
weil ſie nicht trächtig iſt und ſchon zur Zeit des Kaufabſchluſſes 
nicht trächtig war, dann kann ſtatt der Wandelung Schadens- 
erſatz verlangt werden, denn in der Zuſicherung, daß die Kuh 
binnen 3 Monaten kalben werde, liegt ſelbſtverſtändlich die 
Zuſicherung der Trächtigkeit. (§ 463 B. G. B.) 


) Ich gebe nachftehend einen in verſchiedenen Bezirken des 
Allgäu eingeführten Trächtigkeitsſchein bekannt: 


Erächtigkeitsſchein. 
Unterzeichneter verkauft heute an .. . .. .. ... . . . .... ... . . 
n DON lien Farbe Jahre alt und 


nn dem Käufer dafür, daß dieſes Viehſtück trächtig iſt und bis 
eneoseresnennenen mit dem Kalbe kommt. 

Sollte das Viehſtück nicht innerhalb 21 Tagen nach Ablauf der 
Garantiezeit kalben, ſo verpflichtet ſich der unterfertigte Verkäufer, 
dem Käufer des Thieres für jeden Tag von der garantirten Kalbe⸗ 
zeit an bis zum Tage des wirklichen Kalbens eine tägliche Futter⸗ 
geldentſchädigung von 85 Pf. zu bezahlen. Der Käufer verzichtet 
für dieſen Fall auf Geltendmachung der Wandelung. 

Der Anſpruch auf Bezahlung von Futtergeld verjährt in 
6 Wochen. Die 6 wöchentliche Friſt beginnt mit dem Ablaufe des 
Tages, an welchem das Thier kalbt. Die Geltendmachung dieſes 
Anſpruches iſt von irgend elner Anzeigeerſtattung nicht abhängig. 

Iſt das Viehſtück überhaupt nicht trächtig, dann ſollen die 
geſetzlichen Beſtimmungen Anwendung finden. 
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Daß auch in dieſem Falle Wandelung verlangt werden 
kann, iſt ſelbſtverſtändlich; wird aber Wandelung verlangt, dann 
kann daneben nicht mehr Schadenserſatz geltend gemacht werden. 


III. Zuſicherung der Trächtigkeit allein ohne Angabe 
einer Zeitbeſtimmung. 


1. In der zeitlich unbeſchränkten Uebernahme 
der Garantie für Trächtigkeit iſt die Zuſicherung 
einer Eigenſchaft zu erblicken und nicht bloß die 
Setzung einer Vertragsbedingung. 

a) Dieckerhoff, Gerichtliche Thierarzneikunde, Berlin 1902 
S. 145 ſagt: „Wenn der Verkäufer verſichert, daß die Kuh 
tragend“ ſei, jo hat er keine zugeſicherte Eigenſchaft, ſondern 
eine Verkaufsbedingung, einen nach dem Vertrag vorausgeſetzten 
Gebrauch (§ 459 B. G. B.) des Thieres zu vertreten.“ Seite 432 
äußert der gleiche Autor: Der Verkäufer ſicherte ausdrücklich zu, 
für die Trächtigkeit der Stute aufzukommen. „In dieſen 
Fällen wird nach der Abſicht mehrerer juriſtiſcher Autoren der 
Kauf unter der Bedingung abgeſchloſſen, daß die Stute zu 
dem vorausgeſetzten Gebrauche als Zuchtpferd tauglich ſei (§ 459 
B. G. B.) und den Vorzug der Trächtigkeit beſitze.“ 

Dieſe Anſchauung iſt nicht zutreffend. Sie findet ihre 
treffliche Widerlegung in einer Entſcheidung des Landgerichtes 
Mainz,“) wo es heißt: 

„Dieſer Auffaſſung (sc. Dieckerhoffs) iſt nicht beizu⸗ 
pflichten: es iſt auseinander zu halten die Garantie dafür, 
daß das Thier als Zuchtthier verwendbar und die Garantie, 
daß es trächtig ſei. Soll in der Zuſage der Trächtigkeit 
eine Bedingung zu finden ſein, ſo wäre bei dem Mangel 
derſelben die Bedingung nicht eingetreten, ein Vertrag 
mithin nicht zu Stande gekommen; von Wandelung, 
Schadenerſatz, Erſatz von Futtergeld ꝛc. könnte keine 
Rede ſein, die Wandelungsklage müßte ſofort zurück⸗ 
gewieſen werden. Es iſt aber auch kein Grund abzu- 
ſehen, warum die Zuſage der Trächtigkeit anders be⸗ 
handelt werden ſoll, als beiſpielsweiſe die Zufage der 
Zugfeſtigkeit oder irgend einer andern Eigenſchaft; jeder 
Käufer, der ſich Zugfeſtigkeit oder irgend eine Eigenſchaft 
des Thieres ausdrücklich ausbedingt, will, daß das Thier 
dieſe Eigenſchaft hat; anderenfalls würde er es nicht 
gekauft haben. ö | 

Jede zugeſicherte Eigenſchaft müßte dann als Be⸗ 
dingung des Geſchäftes aufgefaßt werden, ein Ergebniß, 
das mit den Bedürfniſſen des Lebens wie mit dem 
Geſetz in Widerſpruch ſtehen würde, welches den ‚zu- 
geſicherten Eigenſchaften“ eine beſondere Behandlung zu 
Theil werden läßt, die mit ihrer Behandlung als Be⸗ 
dingung“ unvereinbar iſt.“ | 

b) Selbſtverſtändlich können aber die Parteien auch ver 
einbaren, daß die Rechtswirkſamkeit des Kaufes von dem Ein⸗ 
tritt oder dem Vorhandenſein der Bedingung der Trächtig⸗ 
keit abhängen ſoll, ſo daß Käufer und Verkäufer die 


Garantie für Trächtigkeit als Setzung einer Vertragsbedingung 
betrachten. 


) Heſſ. Rechtſprechung 1. Jahrg. 1901 Nr. 22 S. 171 urth. 
des . G. Mainz vom 27. Oktober 1900 8 114/00 F. 
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Im Zweifel iſt jedoch nicht Bedingung, ſondern Zuſicherung 
einer Eigenſchaft anzunehmen. 

2. In der zeitlich unbefhräuften Uebernahme 
der Garantie für Trächtigkeit liegt nicht die Ver⸗ 
längerung der Gewährleiſtung bis zum Ablauf der 
normalen Trächtigkeitsdauer. 

a) Hat der Verkäufer bloß für Trächtigkeit des verkauften 
Thieres garantirt ohne Angabe einer Gewährfriſt, ſo entſteht 
die Frage, ob nicht die vom Tage des Gefahrüberganges an zu 
berechnende normale Träͤchtigkeitsdauer als Gewährfriſt zu be⸗ 
trachten iſt, ſo daß die Verjährung erſt mit dem auf den letzten 
Tag der normalen Trächtigkeitsdauer folgenden Tag beginnen 
würde. 

Dieſe Frage iſt zu verneinen; es iſt vielmehr nach § 492 
B. G. B. davon auszugehen, daß in dieſem Falle die Ver⸗ 
jährung mit der Ablieferung des Thieres beginnt. Es muß 
alſo innerhalb 6 Wochen nach dem Tage der Ablieferung Klage 
geſtellt werden. 

b) In vielen Fällen wird der Käufer nicht in der Lage 
ſein, ſchon innerhalb 6 Wochen nach der Ablieferung feſtzuſtellen, 
ob das Thier trächtig iſt oder nicht. Es bleibt eben in einem 
ſolchen Falle dem Käufer nichts anderes übrig, als innerhalb 
der 6 Wochen zu klagen, wenn er einen Zweifel an der 
Trächtigkeit des Thieres hat; am allereinfachſten freilich iſt es 
und für den Käufer am zweckmäßigſten, wenn er mit dem Ver⸗ 
käufer eine Garantiezeit ausmacht. 

c) Auf dem von mir bereits in der 2. Auflage meines 
„Viehkauf“ nach dem B. G. B.“) vertretenen Standpunkte 
ſteht auch die überwiegende Praxis. 

So äußert ſich z. B. das Landgericht Mainz“) in einer 
Entſcheidung vom 27. Oktober 1900 dahin: 

„Es läuft für die Verjährung die ſechswöchentliche Friſt 
vom Tage der Ablieferung des Thieres an ($ 492 
B. G. B.). Es kann nicht verkannt werden, daß darin 
oft eine große Härte liegen wird, da die Trächtigkeit 
der Kuh 40 Wochen dauert und erſt während der letzten 
drei Monate mit Sicherheit feſtgeſtellt werden kann. 
Die Unmöglichkeit der Feſtſtellung der Trächtigkeit inner⸗ 
halb der erſten 6 Wochen nach Ablieferung des Thieres 
kann aber nicht dazu führen, mit Rückſicht auf die Vor⸗ 
ſchrift des § 198 B. G. B. die Verjährung erſt mit 
der Entſtehung des Anſpruchs, d. h. mit der Erkenn⸗ 
barkeit des Mangels beginnen zu laſſen (vergl. Planck, 
§ 198 Nr. 3). Man würde hiermit ſowohl dem Zwecke, 
wie dem Wortlaut des Geſetzes, wie endlich dem klaren 
Ausſpruch der Motive (Bd. II S. 239) zuwiderhandeln, 
welche das Intereſſe an der Sicherſtellung des Zweckes 
der kurzen Verjährung ausdrücklich höher ſtellen, als die 
Mißlichkeit, die ſich für den Käufer ergiebt, der durch 
beſondere Umſtände vielleicht auf längere Zeit verhindert 
iſt, nach Uebergabe der Sache die Unterſuchung vorzu⸗ 


) Viehkauf (Viehgewährſchaft) nach dem B. G. B. von 
Dr. Hans Stoͤlzle, 2. Aufl. 1900. J. Guttentag, Berlin. 

Y Erntſch. der II. C. K. des L. G. Mainz vom 27. Oktober 
1900 8 114/00 F, abgedruckt in der Zeitſchr. für Heſſiſche Recht⸗ 
ſprechung, 1. Jahrzang 1901 Nr. 28 ©. 171. 
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nehmen. Käufer trächtiger Thiere werden daher ſtets 
darauf bedacht ſein müſſen, daß Verkäufer ihnen Gewähr 
dafür leiſtet, daß das Thier innerhalb beſtimmter Friſt 
ein Junges zur Welt bringt, oder diejenigen Schritte 
von ſechs zu ſechs Wochen thun, von denen § 485 
B. G. B. die Wahrung der Rechte des Käufers ab- 
hängig macht.“ 


IV. Haftet der Verkäufer einer Kuh, welcher für das 
Kalben derſelben auf 1. Februar garantirt hat, 
wenn das Kalben auf den verſprochenen Zeitpunkt 
infolge eines zufälligen Ereigniſſes unmöglich wird? 

A. garantirt am 1. Oktober dem B. dafür, daß die Kuh 
auf 1. Februar kalbt. Am 25. Oktober nun hat die Kuh einen 
Abortus, oder wie der landläufige Ausdruck lautet, fie „verwirft“; 
oder: die Kuh kann das Kalb überhaupt nicht bringen, daſſelbe 
mumificirt im Uterus der Kuh, oder das Kalb muß während 
der Geburt im Mutterleib zerſtückelt werden. 

Kann in dieſem Falle der Käufer Wandelung verlangen? 

Dieſe Frage iſt zu verneinen. | 

Iſt ein Thier trächtig, jo kann der Verkäufer annehmen, 
daß daſſelbe unter normalen Verhältniſſen bis zu einem be⸗ 
ſtimmten Zeitpunkte ein lebendiges Junges zur Welt bringt. 
Wenn der Verkäufer das Thierjunge auf einen beſtimmten 
Zeitpunkt verſpricht, ſo ſetzt er dabei ſelbſtverſtändlich nur die 
normalen Verhältniſſe voraus und nur unter dieſer Voraus- 
ſetzung garantirt er. 

Der Käufer aber kann ſich nur an die für normale 
Verhältniſſe geleiſtete Garantie halten. Soll das anders ſein, 
ſoll die von dem Verkäufer geleiſtete Garantie auf alle Fälle 
ſich erſtrecken, alſo auch auf ſolche, welche lediglich dem Zufall 
ihre Entſtehung verdanken, ſo muß dies beſonders ver⸗ 
einbart ſein. 

Es iſt alſo der Verkäufer für ſolch' zufällige Ereigniſſe 
nicht haftbar.“ 

Unter Zufall verſtehe ich hier einen Umſtand, den der 
Verkäufer nicht zu vertreten hat. Wenn z. B. der Käufer die 
Kuh mit einem Prügel ſchlägt und dadurch einen Abortus 
herbeiführt, ſo iſt dieſes Ereigniß für den Verkäufer ebenfalls 
ein „zufälliges“. 

Dieſe Anficht entſpricht zweifellos den praktiſchen Bedürf⸗ 
niſſen des Verkehrs; ſie entſpricht aber auch dem Rechtsbewußtſein 
des Volkes. Wer viel mit Viehgewährſchaftsſachen zu thun hat, 
wird mir beipflichten. Es fällt bei uns keinem Bauern ein, 
in einem derartigen Falle den Verkäufer des Thieres haftbar 
machen zu wollen, gewiß der ficherſte Beweis, daß die von mir 
vertretene Anfiht im Rechtsgefühl des Volkes ihre Grund⸗ 
lage hat. ö 


) A. M. Sauer ⸗Reuter, Die Gewährleiſtung bei Viehveräuße⸗ 
rungen, 1900 S. 186. Ich kann dieſer Meinung, welche den Be- 
durfniſſen des Verkehrs nicht entfpricht, nicht zuſtimmen. Zuſtimmend: 
Hirſch und Nagel. die Gewährleiftung beim Viehhandel nach dem 
B. G. B. in den Ergänzungen zum rechtswiſſenſchaftlichen Theil, 
Stuttgart 1902 S. 559. 
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Zu 8 12 G. K. Geſ., 8 10 Geb. O. f. R. A. 


In einer Alimentenſache war auf 21 Mark Entbindungs⸗ 
koſten, 170 Mark abzüglich gezahlter 48 Mark = 122 
Mark Unterhaltsbeiträge für das uneheliche Kind der 
Mitklägerin auf die Vergangenheit, weitere Unterhalts- 
beiträge pro Monat 10 Mark für die Zukunft und zukünftige 
Beerdigungskoſten für den Fall des Todes des Kindes vor dem 
erfüllten 14. Lebensjahre geklagt. Der Bekl. erkannte den 
Klaganſpruch an fi an, wendete jedoch hinſichtlich der Unter- 
haltsbeiträge für die Vergangenheit im erſten Verhandlungs- 
termin ein, daß er nicht nur 48 Mark, ſondern außerdem 
weitere 30 Mark abgezahlt habe. In einem weiteren Ver⸗ 
handlungstermine erklärte die klägeriſche Partei, daß von den 
ſtreitigen 30 Mark, die der Bekl. außer den 48 Mark bezahlt 
habe, nur 10 Mark auf rückſtändige Alimente zu rechnen ſeien, 
die übrigen 20 Mark aber eine andere Sache beträfen. Der 
Bekl. gab dies zu. Er wurde hierauf durch Anerkenntnißurtheil 
rückfichtlich der Alimente für die Vergangenheit zur Zahlung 
von 112 Mark (170 — 48 — 10), im übrigen nach dem 
urſprünglichen Klagantrag verurtheilt. In der dem Antrage 
auf Koſtenfeſtſetzung beigegebenen Koſtenrechnung waren in 
Anſatz gebracht: 1) / Prozeßgebühr von einem Objekte von 
650—900 Mark = 24 Mark, 2. % Verhandlungsgebühr 
von einem Objekte von 20—60 Mark = 3 Mark und 3. ½1 Ver⸗ 
handlungsgebühr von einem Objekte von 650 — 900 Mark 
— 12 Mark. Das Gericht ſtrich vom zweiten Anſatze die 
Hälfte, „da die andere Hälfte bereits im dritten Anſatz ent- 
halten iſt“. Auf die gegen dieſen Abſtrich eingelegte Beſchwerde 
ſprach ſich das Landgericht folgendermaßen aus: 

Gefordert iſt die Feſtſetzung einer vollen Verhandlungs- 
gebühr des Anwaltes der Kläger von einem Theile der Streit⸗ 
gegenſtände im Betrage von 30 Mark und daneben die halbe 
Gebühr von dem Reſte, da über erſtere ſtreitig, über letztere 
nicht ſtreitig verhandelt ſei. Das Amtsgericht berechnet zunächſt 
die halbe Gebühr vom Geſammtbetrage aller Theile der 
Streitgegenſtände, die ſich vermöge der Ausdehnung der 
betreffenden Werthsklaſſe mit dem Betrage der halben Gebühr 
von den Gegenſtänden der behaupteten nichtſtreitigen Ver⸗ 
handlung deckt und billigt außerdem zur antheiligen Er⸗ 
gänzung dieſer halben auf die volle Gebühr eine weitere halbe 
Gebühr von dem Gegenſtande der von ihm ebenſo wie von den 
Klägern aufgefaßten ſtreitigen Verhandlung zu. Das ſteht mit 
der Vorſchrift im § 12 1 G. K. G., die nach § 10 R. A. Geb. O. 
auch für die Berechnung von Anwaltsgebühren Anwendung 
findet, nicht im Einklange: danach tft für jeden gebühren- 
pflichtigen Akt der betreffende Theil des Streit— 
gegenſtandes geſondert feſtzuſtellen. Wo das Geſetz 
eine Sachbehandlung in der Art will, wie ſie das Amtsgericht 
wählt, drückt es ſich anders aus (vergl. $ 17 R. A. Geb. O.). 
Die Berechnung von zwei halben Gebühren für eine ſtreitige 
Verhandlung, ſtatt einer vollen Gebühr, wie ſie das Amtsgericht 
vornimmt, kennt es nicht. Das „nur“ in §S 121 G. K. G. 
ſoll nichts weiter ausdrücken, als daß die Gebühren nicht vom 
Werthe des ganzen Streitgegenſtandes erhoben werden ſollen. 
Nicht rechtfertigt es eine möglichſt niedrige Berechnung. Uebrigens 
iſt es ein Zufall, daß die Berechnung des Amtsgerichts im vor- 
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liegenden Falle ein niedrigeres Ergebniß liefert, als die entgegen⸗ 
geſetzte. Wenn z. B. bei einem Geſammtwerthe der Ver⸗ 
handlungsgegenſtände von 210 Mark nur über einen Theil 
derſelben im Werthe von 190 Mark ſtreitig verhandelt iſt, ſo 
ergiebt die erſtere 5,00 + 3,50 = 8,50 Mark, die letztere nur 
7,00 + 1,00 = 8,00 Mark Anwaltsgebühren. Zur Ab— 
ſchneidung übermäßiger Erhöhung, die ſich aus der Trennung 
der einzelnen Streitgegenſtandstheile ergiebt, dienen allein die 
Beſtimmungen in § 12 II G. K. G. Der Beſchwerde iſt alſo 
darin beizutreten, daß von dem Gegenſtande einer ſtreitigen 
Verhandlung, neben der Gebühr für die unſtreitige Verhandlung 
über den Reſt eine volle Gebühr anzuſetzen wäre. 

(Landger. Dresden V. Civ.⸗K. B. C. V. 65/02 Nr. 2.) 


Briefkaſten. 
Verantwortlich: Magendantz, Rechtsanwalt am Landgericht I, 
Berlin, Kochſtraße 56. 


Herrn R.⸗A. B. in G. 

Gegen ein Verſäumnißurtheil iſt Einſpruch eingelegt. 
Die Einſpruchsſchrift wurde von dem Gerichtsſchreiber 
in den Formen der §§ 208 ff., alſo ohne Mitwirkung 
des Gerichtsvollziehers zugeſtellt. Der Formmangel 
wurde bei der Verhandlung über den Einſpruch nicht 
gerügt. Das Gericht erſter Inſtanz änderte auf den 
Einſpruch das Verſäumnißurtheil ab. Die hiergegen 
eingelegte Berufung rügte die mangelhafte Zuſtellung 
des Einſpruchs. Iſt die Rüge verſpätet? 

Die Zuſtellung des Einſpruchs geſchieht zur Wahrung 
einer Nothfriſt (vergl. $ 339 C. P. O.). Ob die Friſt 
gewahrt iſt, hat das Gericht von Amtswegen zu prüfen. Sie 
iſt nur dann gewahrt, wenn innerhalb der Friſt der Einſpruch 
in der geſetzlichen Form eingelegt iſt. Auf die Beobachtung 
dieſer Form können die Parteien wirkſam nicht verzichten (vergl. 
Entſcheidungen des Reichsgerichts in Civilſachen Bd. 10 S. 400, 
Bd. 14 S. 341, Bd. 37 S. 378). 

Herrn RA. P. in B. 

Auf Ihren Wunſch veröffentlichen wir folgende Frage: 
Sind gerichtliche Entſcheidungen, insbeſondere nach 
der Neuregelung des Gerichtsvollzieherweſens in 
Preußen, bekannt geworden, nach welchen der Fiskus 
für von den Gerichtsvollziehern fahrläſſig oder vor- 
ſätzlich verurſachte Schäden haftet? 

Uns ſind derartige Entſcheidungen nicht bekannt. Wir 
glauben auch nicht, daß ſolche ergangen ſind. 


Perſonal⸗ Veränderungen. 
Zulaſſungen. 

Rechtsanwalt Dr. Franz Ultſch beim Landgericht Bamberg; 
— Rechtsanwalt Dr. Wilhelm Lippelt beim Landgericht I 
Berlin; — Gerichtsaſſeſſor Dr. Paul Weber beim Landgericht 
Cöln; — Gerichtsaſſeſſor Dr. Oppenheimer beim Landgericht 
Düſſeldorf; — Gerichtsaſſeſſor Franz Froidevaux beim Land» 
gericht und Amtsgericht Kleve. 


Für die Redaktion verantwortlich: Rechtsanwalt Dr. L. Kuhlenbeck in Jena. Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin 8. 14. 
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Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 

Der Schriftführer des Vereins, Herr Geheimer Juſtiz⸗ 
rath Mecke in Leipzig, iſt verſtorben. 

In Gemäßheit des 8 9 Abi. 2 der Satzungen ift der 
Rechtsanwalt beim Reichsgericht Herr Juſtizrath Paul Herr 
zu Leipzig als Vorſtandsmitglied zugewählt und zum Schrift⸗ 
führer ernannt worden. 

Leipzig, den 1. März 1902. 


Bülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


Fenner, Dr. Deiß, Dr. Seelig, 
Geheimer Juſtizrath, Juftizrath, Juſtizrath, 
Vorſitzender. ſtellvertr. Schriftführer. Schatzmeiſter. 


Die Auwaltskammern im Bezirke der Oberlandesgerichte 
zu Nürnberg und Roſtock haben der Kaſſe abermals Bei⸗ 
hülfen und zwar Nürnberg 1500 Mark und Roſtock 
500 Mark gewährt. Den Kammern und ihren Vor⸗ 
ſtänden iſt für die reichen Beihülfen der anfridhtigfte Dank 
ausgeſprochen worden. 


Zu Art. 161, 218 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
SS 13 19 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Stadt 
Roſtock e. Voß vom 4. Januar 1902, Nr. 292/1901 IV. 


II. J. O. L. G. Roſtock. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Daß die in Gemäßheit der nicht reviſibelen Mecklenburgiſchen 
Landes konſtitution vom 8. März 1774 über den abweſenden V. 
eingeleitete, am 1. Januar 1900 noch beſtehende Kuratel ein 
zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs an- 
hängiges, nach den bisherigen Geſetzen zu erledigendes Verfahren, 
das eine Verſchollenheitserklärung oder die Einweiſung des 
muthmaßlichen Erben in den Beſitz oder Genuß des Vermögens 
des Verſchollenen zum Gegenſtande hatte, geweſen ſei, ſtellt das 
Berufungsgericht im Sinne des Artikels 161 Abſ. 1 des Ein⸗ 
führungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche unanfechtbar feſt 


und erachtet deshalb auch mit Recht hierauf den Artikel 218 

des genannten Einführungsgeſetzes für anwendbar, der beſtimmt: 
„Soweit nach den Vorſchriften dieſes Abſchnitts die 
bisherigen Landesgeſetze maßgebend bleiben, können ſie 
nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
durch Landesgeſetz auch geändert werden.“ 

Dieſe landesgeſetzliche Aenderung iſt, wie das Berufungs- 
gericht mit eingehender Begründung ausführt, durch den § 12 
der Mecklenburgiſchen Ausführungsverordnung zum Bürgerlichen 
Geſetzbuche vom 9. April 1899 erfolgt, der nachſtehenden Wort⸗ 
laut hat: 

„Die Vorſchriften der §8§ 13 bis 19 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs über die Todeserklärung eines Verſchollenen 
finden auch Anwendung, wenn zur Zeit des Inkraft⸗ 
tretens des Bürgerlichen Geſetzbuches eine Kuratel über 
das Vermögen des Verſchollenen auf Grund der bis⸗ 
herigen Geſetze beſteht.“ 

Da nun nach § 14 Bürgerlichen Geſetzbuchs die Todes⸗ 
erklärung zuläſſig iſt, wenn ſeit zehn Jahren keine Nachricht 
von dem Leben des Verſchollenen eingegangen iſt, da ferner 
nach § 18 Bürgerlichen Geſetzbuchs als Zeitpunkt des Todes 
in den Fällen des § 14 der Zeitpunkt anzunehmen iſt, in 
welchem die Todeserklärung zuläſſig geworden iſt, ſo gelangt 
das Berufungsgericht auf dem Wege der Auslegung jener 
Mecklenburgiſchen Ausführungsverordnung zu dem Ergebniſſe, 
daß im vorliegenden Falle der 31. Dezember 1878 der Zeit- 
punkt ſei, in welchem die Todeserklärung zuläſſig geworden ſei 
und welcher daher als der Todestag zu gelten habe. Die von 
der Reviſion vertretene Auffaſſung, daß die §§ 13 bis 19 
Bürgerlichen Geſetzbuchs an ſich keine rückwirkende Kraft hätten 
und eine ausdrückliche Vorſchrift, die ihnen dieſe rückwirkende 
Kraft im Falle des $ 12 der Mecklenburgiſchen Ausführungs- 
verordnung gebe, in dem § 12 nicht enthalten ſei, findet ihre 
Widerlegung durch die bereits in dem Berufungsurtheile gegen 
jene Auffaſſung geltend gemachten Gründe. Da die vom Be⸗ 
rufungsgerichte vorgenommene Auslegung des § 12 der Mecklen⸗ 
burgiſchen Ausführungsverordnung zu rechtlichen Bedenken keinen 
Anlaß giebt, ſo bedarf es eines Eingehens auf die Frage, ob 
die 88 13 bis 19 Bürgerlichen Geſetzbuchs durch ihre Aufnahme 
in die Beſtimmungen eines irreviſibelen Landesgeſetzes irreviſibele 
Landesgeſetze geworden find, nicht weiter. 
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Zu 58 97, 98, 1120, 1133, 1134, 1135 B. G. B. 
Einführungsgeſetz zum B. G. B. Art. 192. 
Einführungsgeſetz zum Geſetz über die Zwangs⸗ 
verſteigerung vom 24. März 1897 S 15. 
Königlich Sächſiſche Verordnung zur Ausführung 
der Grundbuchordnung vom 26. Juli 1899 5 1. 
Erkenntniß des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Beyer 


c. Dornbuſch vom 4. Januar 1902, Nr. 354/1901 VI. 
II. J. O. L. G. Dresden. 


Die Reviſion iſt zurückgewieſen worden. 

In Bezug auf den prozeſſualen Grund, aus welchem die 
Pfändung ungiltig ſein ſoll, iſt das jetzt geltende Recht inſofern 
entſcheidend, als nach ihm zu beurtheilen iſt, inwieweit die 
für die Klägerin eingetragene Hypothek, ihre Rechtsbeſtändigkeit 
unterſtellt, das Zubehör der verpfändeten Grundſtücke erfaßt 
(Bürgerliches Geſetzbuch §88 1120, 97, 98) und welche Befug⸗ 
niſſe der Klägerin, wenn von der Hypothek ergriffene Zubehör- 
ſtücke von den Grundſtücken entfernt werden ſollen, zuſtehen. 
(Bürgerliches Geſetzbuch § 1135.) Denn da nach § 1 der 
Sächſiſchen Verordnung zur Ausführung der Grundbuchordnung 
vom 26. Juli 1899 das Grundbuch im Königreich Sachſen 
mit dem 1. Januar 1900 als angelegt gilt, ſo iſt von dieſem 
Tage die Hypothek der Klägerin als eine Hypothek im Sinne 
des Deutſchen Bürgerlichen Geſetzbuchs und zwar als eine 
Buchhypothek anzuſehen (Einführungsgeſetz Artikel 192), und 
nach neuem Recht zu beurtheilen, was für die Hypothek als Pfand 
haftet und welche Befugniſſe ſich aus ihr für die Klägerin ergeben. 

Nach § 1135 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ſteht der Ver⸗ 
ſchlechterung des Grundſtücks im Sinne der §§ 1133, 1134 
gleich, wenn von der Hypothek erfaßte Zubehörſtücke den Regeln 
einer ordnungsmäßigen Wirthſchaft zuwider von dem Grund- 
ſtück entfernt werden; eine ſolche Maßnahme verleiht alſo dem 
Hypothekengläubiger das Recht, gegen den Eigenthümer oder 
den Dritten, welcher ſolche Zubehörſtücke zu entfernen unter: 
nimmt, nach Maßgabe der §§ 1133 und 1134 vorzugehen, 
dann, aber auch nur dann, wenn er dazu nach dieſen Be⸗ 
ſtimmungen auch bei einer anderen Verſchlechterung des Grund⸗ 
ſtücks berechtigt ſein würde. 

§ 15 des Einführungsgeſetzes zum Geſetz über die Zwangs⸗ 
verſteigerung ꝛc. vom 24. März beſagt nicht bloß, daß ein 
vor dem 1. Januar 1900 beantragtes Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahren in den durch das bisherige Recht beſtimmten 
prozeſſualen Formen durchzuführen ſei, ſondern auch, daß feine 
Wirkungen ſich nach dieſem Rechte beſtimmen. 


Zu 88 116, 119, 121, 122, 142 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Ber 
einigte Glückhilf-Friedenshoffnung c. Treutler vom 

21. Dezember 1901, Nr. 310/1901 V. 
II. J. O. L. G. Breslau. 


Zurückweiſung der Reviſion. 
Der Brief des Direktors G., des bevollmächtigten Ver⸗ 
treters der Beklagten, welcher an den Prozeßbevollmächtigten 
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des Klägers gerichtet iſt, lautet an der betreffenden Stelle: 
„Endlich treten einige Sprünge auf, die möglicherweiſe mit 
unſerem Grubenbetriebe zuſammenhängen. Dieſe find aber 
älter als 3 Jahre und deshalb gemäß § 151 des Allgemeinen 
Berggeſetzes verjährt. Letzteren Umſtand für uns geltend zu 
machen, liegt uns vollſtändig fern; wir ſind immer bereit, den 
aus 5 148 des Allgemeinen Berggeſetzes erwachſenden Ver⸗ 
pflichtungen nachzukommen, erheben jedoch nur dann Wider⸗ 
ſpruch, wenn die Forderungen, wie dies meiſtens und auch hier 
wieder der Fall iſt, in übertriebenem Maße und den that⸗ 
ſächlichen Verhältniſſen nicht entſprechend geſtellt werden.“ Das 
Berufungsgericht hat hierin die unzweideutige Erklärung der 
Beklagten gefunden, dem Klageanſpruche gegenüber die Einrede 
der Verjährung nicht erheben zu wollen und hat die unter Be⸗ 
rufung auf das Zeugniß des G. aufgeſtellte Behauptung der 
Beklagten, G. habe eine Verzichtserklärung nicht abgeben wollen, 
für unerheblich erachtet. 

In der Ablehnung der Vernehmung des Zeugen G. findet 
die Beklagte eine Verletzung der 88 122, 119 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs. Sie meint, der angebliche Verzicht auf die Ein- 
rede der Verjährung ſei anfechtbar, weil G. in dem Briefe vom 
7. Mai 1900 eine Erklärung dieſes Inhalts nicht habe abgeben 
wollen. Wenn G. dies bekunde, ſo könne Kläger von ihr 
Schadenserſatz nur gemäß § 122 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
fordern. 

Dieſer Angriff kann keinen Erfolg haben. 

Ein Fall des § 116 Satz 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
liegt nicht vor. Vielmehr ſoll G. bei Abfaſſung des Briefes 
vom 7. Mai 1900 nicht den Willen gehabt haben, einen Ver⸗ 
zicht auf die Einrede der Verjährung zu erklären. Es findet 
mithin § 119 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs Anwendung. 
Ob anzunehmen iſt, daß G. bei Kenntniß der Sachlage und 
bei verſtändiger Würdigung des Falles den Verzicht nicht 
erklärt haben würde, braucht nicht unterſucht zu werden. Denn 
es fehlt an der thatſächlichen Vorausſetzung, daß die Anfechtung 
des Verzichts, wenn ſie erfolgt ſein ſollte, ohne ſchuldhaftes 
Zögern (unverzüglich) erfolgt iſt, von deren Erfüllung die 
Unwirkſamkeit einer irrigen Erklärung abhängt (Bürgerliches 
Geſetzbuch $ 121). Solche Erklärung iſt nicht nichtig, ſondern 
fie wird erſt durch die Anfechtung nichtig (§§ 119, 142). Die 
Anfechtung wegen Irrthums muß aber ohne ſchuldhaftes Zögern 
(unverzüglich) erfolgen, nachdem der Anfechtungsberechtigte von 
dem Anfechtungsgrunde Kenntniß erlangt hat (§ 121). Die 
Beklagte mußte hiernach das Anfechtungsrecht geltend machen, 
ſobald ſie davon Kenntniß erlangte, daß ihr Vertreter G. eine 
Erklärung für ſie abgegeben habe, die er nicht habe abgeben 


wollen. Daß die Anfechtung auch im Prozeſſe von Anwalt zu 


Anwalt wirkſam erfolgen kann, hat das Reichsgericht bereits 
ausgeſprochen (Juriſtiſche Wochenſchrift 1901 S. 493, 766). 
Die Frage, ob die Anfechtungserklärung ohne ſchuldhaftes 
Zögern erfolgt ſei, muß nach den thatſächlichen Umſtänden ent⸗ 
ſchieden werden. Da die Anfechtungserklärung ſo raſch wie 
möglich abzugeben iſt, liegt objektiv eine Verzögerung ſchon 
dann vor, wenn zwiſchen der Erlangung der Kenntniß von dem 
Anfechtungsgrunde und der Anfechtungserklärung ein längerer 
Zeitraum liegt. Um in ſolchem Falle die Anfechtungserklärung 
noch wirkſamer erſcheinen zu laſſen, muß der Anfechtungs⸗ 
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berechtigte darthun, daß ihm bei der Verzögerung eine Ver⸗ 
ſchuldung nicht zur Laſt falle, ſondern daß die Verzögerung 
auch unter Beachtung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt 
unabwendbar geweſen ſei (Reichsgericht, Juriſtiſche Wochen⸗ 
ſchrift 1901 S. 766). 


Zu § 125 B. G. B. 


Erke nntniß des Reichsgerichts I. C. S. i. S. Schulte 
c. Verkaufsverein für Ziegelfabrikate G. m. b. H. vom 
21. Dezember 1901, Nr. 281/1901 J. 


II. J. O. L. G. Hamm. 


Aufhebung und Zurückoverweiſung. 

Die Stammeinlage von 7 000 Mark, womit der Beklagte 

nach dem Vertrage vom 13. Februar 1900 dem Vereine beitreten 
ſollte, war von den Betheiligten als eine Erhöhung des urſprünglichen 
Stammkapitals der Geſellſchaft aufgefaßt. Geht man von dieſen 
Thatbeſtande aus, ſo iſt mit Recht von beiden Inſtanzen aus 
§ 55 des Geſetzes betreffend die Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung (Fafſſung von 1898) in Verbindung mit Bürgerlichem 
Geſetzbuch § 125 abgeleitet worden, daß der Vertrag nichtig 
war, weil die geſetzliche Formvorſchrift, daß es zur Uebernahme 
jeder auf das erhöhte Stammkapital zu leiſtenden Stamm⸗ 
einlage einer gerichtlich oder notariell aufgenommenen oder be⸗ 
glaubigten Erklärung des Uebernehmers bedarf, nicht beobachtet 
worden iſt. Sit aber bei einem Rechtsgeſchäfte die vom Geſetze 
geforderte Form nicht beachtet, ſo giebt es aus dem formloſen 
Geſchäfte auch keine Klage auf Vollziehung der Form. Ent⸗ 
ſcheidungen des Reichsgerichts Bd. 43 S. 140. Rehbein 
Kommentar zum Bürgerlichen Geſetzbuche Bd. I S. 159. 


Zu 88 125, 126 Abs. 1 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts I. C. S. i. S. Küſter 
c. Röder vom 7. Dezember 1901, Nr. 385/1901 J. 
II. J. Kammergericht Berlin. 


Die Reviſion iſt zurückgewieſen worden. 

Die Reviſion macht geltend, daß die Form des Acceptver⸗ 
merkes der Vorſchrift in § 126 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
nicht entſpreche und das Accept daher nichtig ſei. Allein darin 
iſt der Reviſion nicht beizutreten. Zweifellos iſt freilich, daß 
das Accept, wie alle Wechſelverpflichtungserklärungen, von Ge— 
ſetzeswegen der ſchriftlichen Form bedarf, Art. 21 Abſ. 1 Wechſel⸗ 
ordnung. Der Mangel der ſchriftlichen Form führt nicht erſt 
und nicht nur nach § 125 S. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
die Nichtigkeit des rechtsgeſchäftlichen Aktes herbei. Aber in 
Uebereinſtimmung mit dem Berufungsgericht und entgegen der 
Auslegung des Landgerichts iſt der erkennende Senat der Anſicht, 
daß die Form des vom beklagten Ehemanne gegebenen Acceptes 
den beſtehenden Vorſchriften nicht widerſpricht. Das Accept 
lautet: „angenommen A. K.“, d. i. die Firma der beklagten 
Ehefrau, nicht hat der Ehemann einen ſeine Prokura andeutenden 
Zuſatz gemacht. Das Accept iſt im April 1900 gegeben. Es 
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kommt daher das neue Recht zur Anwendung. Es handelt ſich 
um die Auslegung des § 126 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs. 

Streitig iſt, ob als „Namensunterſchrift“ im Sinne des 
§ 126 Abſ. 1 immer nur der eigene Name des Ausſtellers der 
Urkunde gelten könne oder ob eine gültige Namensunterſchrift 
auch dann vorliege, wenn der Ausſteller der Urkunde, der die 
Willenserklärung in Vertretung eines Anderen abgiebt, nur mit 
dem Namen dieſes Anderen, des Vertretenen, unterzeichnet. Der 
erkennende Senat ſchließt ſich der Auslegung an, daß die Unter⸗ 
zeichnung mit dem Namen des Vertretenen zuläſſig ſei, und kann 
der Beſtimmung des § 126 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
über die geſetzlich vorgeſchriebene Schriftform nicht die Aus- 
legung geben, daß der bevollmächtigte Willensvertreter die von 
ihm ausgeſtellte Urkunde über ſeine im Namen des Vollmacht⸗ 
gebers abgegebene Willenserklärung rechtswirkſam nur mit der 
Unterſchrift ſeines eigenen Namens unterzeichnen könne, vielmehr 
verſteht er die Beſtimmung dahin, daß auch die eigenhändige 
Unterſchrift des Ausſtellers mit dem Namen des Vollmacht⸗ 
gebers allein dem Formerforderniſſe genügt. Zu einer Ent⸗ 
ſcheidung der Frage für den nichtbevollmächtigten Vertreter und 
den geſetzlichen Vertreter bietet der vorliegende Fall keinen Anlaß. 


Zu SS 244, 245, 1115 B. G. B. 
§ 28 der Grundbnchordnung. 


Beſchluß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Grawes 
Grundbuchſache betr. vom 22. Januar 1902, 
B Nr. 3/1902 V. 


Vorinſtanz: Landgericht Saarbrücken. 


Die weitere Beſchwerde iſt zurückgewieſen worden. 

Nach § 1115 Bürgerlichen Geſetzbuchs in Verbindung mit 
§ 28 Satz 2 Grundbuchordnung muß bei Eintragung der 
Hypothek der Geldbetrag der Forderung in Reichswährung an⸗ 
gegeben werden. Dieſen Vorſchriften entſpricht die Eintragung 
der Hypothek von 40 000 Mark. Durch die Vereinbarung 
Nr. 7, daß alle Baarzahlungen in deutſcher Reichswährung und 
unter allen Umſtänden in Gold erfolgen müſſen, wird der Geld⸗ 
betrag der Forderung nicht berührt. Sollte die Beſchwerde⸗ 
führerin mit der Vereinbarung Nr. 7 und deren Eintragung 
bezwecken, im Grundbuche zum Ausdrucke zu bringen und da» 
mit unter den öffentlichen Glauben des Grundbuchs zu ſtellen, 
daß nicht ein der gegenwärtigen Reichswährung entſprechender, 
ſondern ein Geldbetrag geſchuldet werde und zu zahlen ſei, 
deſſen Höhe, in Währung umgeſetzt, ſich nach dem jeweiligen 
Kurſe des von dem Schuldner anzuſchaffenden Goldes bemeſſe: 
dann würde nicht mehr ein beſtimmter Geldbetrag in Reichs⸗ 
währung, ſondern ein gegenwärtig überhaupt nicht zu beſtimmen⸗ 
der, ſpäter nach der von den Parteien an Stelle der Reichs- 
währung geſetzten Privatwillkür zu berechnender Geldbetrag vor⸗ 
liegen, deſſen Eintragung unzuläſſig wäre. 

Der § 28 Satz 2 Grundbuchordnung beſtimmt: „Ein- 
zutragende Geldbeträge ſind in Reichswährung anzugeben.“ 
Hiermit wird nur verlangt, daß ein Geldbetrag, wenn er in 
das Grundbuch einzutragen iſt, in Reichswährung angegeben 
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werde. Bei der Eintragung einer Hypothek müſſen nach 
§ 1115 Bürgerlichen Geſetzbuchs lediglich die Forderung und 
die etwa zu entrichtenden Nebenleiſtungen, die nicht Zinſen ſind, 
in ihrem Geldbetrag im Grundbuch angegeben werden. „Im 
Uebrigen“, heißt es weiter, „kann zur Bezeichnung der For» 
derung auf die Eintragungsbewilligung Bezug genommen 
werden.“ Alſo alle Beſtimmungen, welche die Forderung be- 
treffen und nach Vorſtehendem nicht im Grundbuch angegeben 
werden müſſen, gelten als eingetragen, wenn ſie in der Ein⸗ 
tragungsbewilligung enthalten ſind und wenn in dem Ein⸗ 
tragungsvermerke des Grundbuchs auf die Eintragungsbewilligung 
Bezug genommen iſt. Dazu gehören insbeſondere die Zahlungs- 
bedingungen, namentlich auch die Bezeichnung der Zahlungs⸗ 
mittel, der Geldſorten, in welchen die Zahlung zu leiſten iſt. 
„Für die Zahlungsbedingungen iſt durchweg der Inhalt der 
Eintragungsbewilligung und, ſoweit dieſe ſchweigt, das Recht 
der Schuldverhältniſſe maßgebend,“ ſagen die Motive zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch (Bd. 3 S. 645 Lit. c). Daß als 
Zahlungsmittel bei einer Geldſchuld nicht ausſchließlich gewiſſe 
inländiſche Münzſorten vereinbart ſein müſſen, ſondern daß dem 
Belieben der Parteien die Beſtimmung der Münzſorte über⸗ 
laſſen iſt, ergeben die §8§ 244, 245 Bürgerlichen Geſetzbuchs. 
Sollen die Zahlungsmittel aber grundbuchmäßig feſtgeſtellt 
werden, ſo können ſie nur dann zur Eintragung gelangen, wenn 
fie gemäß § 28 Satz 2 Grundbuchordnung in Reichswährung 
bezeichnet ſind. Das Grundbuchamt darf ſich daher nicht der 
Prüfung entziehen, ob die in der Eintragungsbewilligung be⸗ 
züglich der Zahlungsmittel enthaltenen Beſtimmungen dieſem 
Erforderniß entſprechen, und es hat die Eintragung abzulehnen, 
wenn dies nicht zutrifft. Daraus folgt aber keineswegs, daß 
es ſeine Entſcheidung gerade in dem Eintragungsvermerke kund⸗ 
geben muß. Es kann dies auch dadurch geſchehen, daß es die 
Eintragungsbewilligung unbeanftandet läßt und im Grundbuche 
darauf Bezug nimmt. 

Bedarf hiernach die Goldklauſel weder nach materiellem 
Rechte noch nach einer für das Verfahren maßgebenden Vor⸗ 
ſchrift der Aufnahme in den Eintragungsvermerk, ſo iſt damit 
die Frage noch nicht erledigt, ob das Grundbuchamt einem 
darauf gerichteten Antrage ſtattgeben muß. 

Was bei der Eintragung der Hypothek im Grundbuche 
ſelbſt angegeben werden muß, um als eingetragen zu gelten, be— 
ſtimmt § 1115 Abſ. 1 Bürgerlichen Geſetzbuchs. Dazu gehören 
die Nebenbeſtimmungen über die Zahlung des Kapitals nicht. 
Als Standpunkt des Bürgerlichen Geſetzbuchs ergiebt ſich: von 
der Eintragung in das Grundbuch ſoll fern gehalten werden, 
was durch die Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung als 
eingetragen gelten kann. Da in der Grundbuchordnung keine 
Vorſchrift enthalten iſt, welche das Grundbuchamt verpflichtete, 
auf Verlangen des Antragsberechtigten hiervon abzuweichen, ſo 
folgt, daß das Grundbuchamt befugt iſt, nach ſeinem Ermeſſen 
bei Faſſung des Eintragungsvermerks zu beſtimmen, was in den 
Vermerk ſelbſt aufzunehmen und was durch die Bezugnahme 
auf die Eintragungsbewilligung mittelbar zur Eintragung zu 
bringen ſei. Es folgt weiter, daß der Antragſteller im Be— 
ſchwerdewege eine Vervollſtändigung des Eintragungsvermerks 
durch Aufnahme einer Beſtimmung die bisher nur durch Be— 
zugnahme auf die Eintragungsbewilligung berückſichtigt iſt, nicht 
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aus dem Grunde, weil er es beantragt habe, ſondern nur dann 
durchſetzen kann, wenn eine nothwendig durch das Grundbuch 
ſelbſt kund zu gebende Beſtimmung in Frage ſteht. Ein ſolcher 
Fall liegt nicht vor. Die Goldklauſel, welche die Parteien ver⸗ 
einbart haben, muß nicht im Grundbuche ſelbſt eingetragen 
ſein, um als eingetragen zu gelten, und ſie braucht nicht ein⸗ 
getragen zu ſein, damit einer Ordnungsvorſchrift genügt werde. 


Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die vom 1. bis 8. Februar 1902 aus- 
gefertigten Urtheile. 

I. Die Reichsjnſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeßordnung. 

1. 8 3. 

In Erwägung, daß nicht das Eigenthum oder der Beſitz 
des Grundſtücks Berlin Hollmannſtraße Nr. 16 jtreitig, viel— 
mehr nur auf Beſeitigung einer Vormerkung, daß das Eigen— 
thum der Kl. angefochten ſei, geklagt iſt, und in Erwägung, 
daß demnach das Intereſſe der Kl. nur darin beſteht, daß die 
Verfügungsbeſchränkung gelöſcht werde, kann dieſes Intereſſe 
hoͤchſtens auf den nach Abzug der Hypothekenſchulden verbleibenden 
Werth des Grundſtücks bemeſſen werden (§ 3 C. P. O.). 
Beſchluß des V. C. S. i. S. Sanden c. Sanden vom 1. Februar 
1902, B Nr. 20/1902 V. 

2. 88 3, 6. 

Klage und Widerklage betreffen einen notariellen Vertrag 
vom 22. Mai 1900, durch den Kl. ſein Grundſtück an den 
Bekl. für 26 500 Mark mit der Beſtimmung verkauft hat, 
daß von dem nicht durch Hypothekenübernahme zu berichtigenden 
Theil des Kaufpreiſes 1000 Mark nach Vertragsſchluß, 
3 000 Mark bei der Auflaſſung baar gezahlt werden ſollten, 
während für den Reſt von 13 380 Mark Kreditirung und 
Sicherſtellung durch hypothekariſche Eintragung vereinbart wurde. 
Kl., der die Anzahlung von 1000 Mark ſowie von der bei der 
Auflaſſung fälligen Rate einen Theilbetrag von 900 Mark er- 
halten hat, verlangt mit ſeiner Klage Verurtheilung des Bekl.: 
1. zur Zahlung von noch 2 100 Mark gegen Eutgegennahme 
der Auflaſſung, 2. zur Bewilligung der Eintragung einer Kauf— 
gelderreſt⸗ Hypothek von 13 380 Mark. Der Widerklageautrag 
des Bekl. dagegen, der den Kaufvertrag vom 22. Mai 1900 
wegen Betrugs anficht, geht dahin: 1. dieſen Vertrag für auf— 
gehoben zu erklären, 2. den Kl. zur Rückzahlung der empfangenen 
Zahlungen von 1000 Mark und 900 Mark ſowie zur Er— 
ſtattung von 301 Mark bezahlter Stempel» und Notariatskoſten 
zu verurtheilen. Einen Antrag, den Kl. auch zur Rücknahme 
des Grundſtücks, deſſen Uebergabe an den Bekl. nach dem 
Vertragſchluß erfolgt iſt, zu verurtheilen, hat Bekl. nicht geſtellt. 
Hiernach kann der Beſitz des Grundſtücks nicht als Streit— 
gegenſtand angeſehen und demzufolge auch nicht auf Grund des 
§ 6 der C. P. O. der Streitwert) nach dem Kaufpreiſe (in 
der Annahme, daß dieſer dem objektiven Sachwerth entſpricht) 
bemeſſen werden. Vielmehr kommt im vorliegenden Falle § 6 
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nur inſofern zur Anwendung, als dem Antrage des Kl. zu 2 
ein Streit über die Sicherſtellung der Kaufgelderreſtforderung 
von 13 380 Mark zu Grunde liegt und daher der Streitwerth 
bezüglich dieſes Antrages auf Höhe des angegebenen Forderungs⸗ 
betrages feſtzuſetzen iſt. Dazu treten die Beträge der Geld⸗ 
leiſtungen, die mit der Klage und mit der Widerklage gefordert 
werden und endlich iſt der Werth des Widerklageantrages zu 1 
gemäß dem in dieſer Beziehung vom R. G. wiederholt aus⸗ 
geſprochenen Grundſatz, vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. 40 S. 407, ſowie die Entſcheidungen vom 2. November 
1894, 15. Dezember 1898, 24. Januar, 29. März, 27. Juni 
1899 und 29. Januar 1900, abgedruckt in der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift Jahrg. 1894 S. 572, Jahrg. 1899 S. 27, 87, 
276, 482, Jahrg. 1900 S. 179, nach § 3 der C. P. O. frei 
zu ſchätzen. Beſchluß des V. C. S. i. S. Henniges c. Klee⸗ 
mann vom 22. Januar 1902, B 21/1902 V. 

3. § 22. 

Die Einrede der Unzuſtändigkeit iſt mit Recht verworfen. 
Die Klage iſt auf Grund des Geſellſchaftsvertrages mit der 
Behauptung erhoben, daß die Bekl. der Geſellſchaft beigetreten 
und deshalb dem Gerichtsſtande von Berka unterworfen ſei, 
und die Bekl. leugnet nur, daß ſie der Geſellſchaft beigetreten ſei, 
nicht, daß der § 3 Abſ. 4 des Geſellſchaftsvertrages gegen ſie 
nicht gelten würde, wenn ſie der Geſellſchaft beigetreten wäre. 
Danach fällt der Nachweis der für die Zuſtändigkeit des Gerichts 
entſcheidenden Thatſache vollſtändig mit dem Nachweiſe des 
Thatbeſtandes der Klage zuſammen. Bei ſolcher Sachlage genügt 
rechtsgrundſätzlich die Behauptung der Thatſache, welche die 
Zuſtändigkeit begründet, weil mit dieſer Thatſache die Klage 
ſelbſt beſteht oder fällt. Vergl. Entſch. des R. G. Bd. 29 
S. 371. I. C. S. i. S. Stern c. Wulckow vom 8. Januar 
1902, Nr. 328/1901 I. 

4. § 109. 

Der § 109 der C. P. O. betrifft alle Fälle einer prozeſſualen 
Sicherheit. Allen dieſen Fällen iſt gemeinſam, daß Vorkehrung 
getroffen werden ſoll, den durch die in Frage gebrachten 
prozeſſualen Maßregeln möglicherweife drohenden widerrechtlichen 
Nachtheilen dadurch zu begegnen, daß für den moͤglicherweiſe 
entſtehenden Schadenserſatzanſpruch eine Deckung vorhanden 
iſt. Unter „Veranlaſſung zur Sicherheitsleiſtung“ kann daher 
nur die Möglichkeit, die Gefahr, daß durch die prozeſſuale 
Maßregel dem Betroffenen ein widerrechtlicher Nachtheil entſtehe, 
verſtanden werden. Daraus ergiebt ſich, daß die Veranlaſſung 
zur Sicherheitsleiſtung auch nicht ſchon durch die Beſeitigung 
oder Wiederaufhebung der fraglichen Prozeßmaßregel, die einen 
Schaden vielleicht längſt verurſacht hat oder in ihren Nach- 
wirkungen noch verurſachen kann, weggefallen iſt, ſondern nur 
dann, wenn dieſe Möglichkeit eines Schadens ihre Erledigung 
gefunden hat. Beſchluß des III. C. S. i. S. Schmid 
c. Bernasconi vom 10. Januar 190%, B Nr. 254/1901 III. 

5. § 114. 

Partei — Kl. — ſind im vorliegenden Falle die Erben 
des Hermann G., für welche auch das Armenrecht erbeten worden 
iſt. Daß den von einem Nachlaßpfleger in Anſehung des Nach⸗ 
laſſes vertretenen, wenn auch noch unbekannten oder ungewiſſen 
Erben bei Zutreffen der in §8 114 der C. P. O. aufgeſtellten 
Vorausſetzungen das Armenrecht bewilligt werden könne, darf 
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unbedenklich angenommen werden. Die Entſch. des V. C. S. 
(Bd. 33 S. 367) ſteht nicht entgegen. Der Fall einer prozeß⸗ 
führenden Konkursmaſſe iſt ein von dem gegenwärtigen weſentlich 
verſchiedener; der Gemeinſchuldner iſt nicht ſelbſt Prozeßpartei, 
und der Konkursverwalter vertritt noch anderweite Intereſſen, 
namentlich das öffentliche Intereſſe an der gleichmäßigen Ver⸗ 
theilung der Maſſe. Der nach jenen Vorſchriften zu erbringende 
Nachweis eines Mangels an Mitteln, die Prozeßkoſten ohne 
Beeinträchtigung des für den Nachſuchenden und ſeiner Familie 
nothwendigen Unterhalts zu beſtreiten, kann hier, wo die Erben 
noch unbekannt find, allerdings nicht buchſtäblich und völlig fo, 
wie im Geſetze beſtimmt iſt, erbracht werden. Das iſt aber 
auch nicht zu verlangen. Es genügt in ſolchem Falle der 
Nachweis, daß der Nachlaß, deſſen Mittel allein dem Nachlaß⸗ 
pfleger zur Beſtreitung von Prozeßkoſten zu Gebot ſtehen 
würden, arm iſt, ein reines Nachlaßvermögen (außer dem 
ſtreitigen Anſpruche) überhaupt nicht vorhanden iſt. Wollte 
man den Erben hier das Armenrecht verſagen, ſo wäre dem ſie 
vertretenden Nachlaßpfleger die Rechtsverfolgung ſchlechthin un⸗ 
möglich gemacht, was nicht in der Abſicht des Geſetzes liegen 
kann. Beſchluß des VI. C. S. i. S. Glüſes Nachlaßpfleger 
c. Haſſe u. Gen. vom 25. Januar 1902, Nr. 11/1902 VI. 

6. 88 130, 139, 253, 519. 

Der in der Reviſionsinſtanz aufrechterhaltene Berufungs- 
antrag der Kl. entſpricht nicht den Erforderniſſen eines „An⸗ 
trages im prozeßtechniſchen Sinn“ (§ 130 Nr. 2, 253 Nr. 2, 
519 der C. P. O.). Da es ſich nicht um einen Feſtſtellungs⸗ 
anſpruch oder um eine Vorabentſcheidung über den Grund des 
Anſpruchs handelte, ſondern eine Leiſtungsklage auf Zahlung 
einer Geldſumme vorliegt, ſo mußte, um dem Erforderniß der 
Beſtimmtheit des Klage⸗ und Berufungsantrages zu genügen 
($ 253 Abſ. 2, 519 a. a. O.), die höhere Geldſumme, die die 
Kl. an Stelle des ihnen in I. J. zuerkannten Betrages ver⸗ 
langten, in den Antrag aufgenommen werden. Das Bedenken, 
das aus dieſem Mangel zunächſt in Betreff der Zuläffigkeit der 
Reviſion ſich ergiebt, konnte für durchgreifend nicht erachtet 
werden, weil aus der Gegenüberſtellung des Werthes, den das 
fragliche Grundſtück nach der Behauptung der Kl. im un⸗ 
beſchädigten Zuſtande gegenwärtig haben würde (14 000 Mark), 
mit dem der Berechnung des Schadens zu Grunde gelegten 
Werth des beſchädigten Grundſtückes erſichtlich iſt, daß das 
von den Kl. durch Einlegung der Berufung und Revifion ver⸗ 
folgte Vermögensintereſſe den Betrag von 1 500 Mark bei 
weitem überſteigt. — Nach § 139 der C. P. O. wäre es 
Sache des Vorſitzenden des B. G. geweſen, durch Ausübung 
des. Fragerechts auf Erläuterung und Richtigſtellung des Be. 
rufungsantrages hinzuwirken. V. C. S. i. S. Dworatzek 
c. Kattowitzer Aktiengeſellſchaft für Bergbau vom 15. Januar 
1902, Nr. 322/1901 V. 

7. 88 139, 287. 

Es iſt darin ein Rechtsverſtoß zu erblicken, wenn das 
B. G. die Kaufs und Betrugsklage darum nicht für erhoben 
erachtet, weil es an einer Begründung des Schadens bezw. 
Intereſſes fehle. Daß die Klage von Anfang an auf ein arg⸗ 
liſtiges Handeln, auf die „wider beſſeres Wiſſen“ falſch ange⸗ 
fertigten Aufſtellungen des Bekl. geſtützt war, unterſtellt auch 
das B. G. Der Kl. hat aber weiter hieraus die Schluß⸗ 
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folgerung gezogen, daß er durch dieſe unrichtigen Angaben ver⸗ 
anlaßt worden ſei, den Kaufpreis von 76 000 Mark zu zahlen, 
den er nicht gezahlt hätte, wenn er nicht der Richtigkeit der ihm 
übergebenen Aufſtellungen vertraut hätte, das iſt nicht anders 
zu verſtehen als dahin, er habe nach dem Ertrage den Kauf⸗ 
preis beſtimmt und dieſer ſei ihm argliſtig zu hoch angegeben 
worden. Darin liegt die Geltendmachung eines Schadens. 
Allerdings hat Kl. den Schaden nicht im Einzelnen näher be⸗ 
rechnet, allein gemäß § 287 der C. P. O. war das Gericht 
in der Lage, auch ohne eine ſolche Darlegung ſowohl die 
Exiſtenz, als die Höhe des Schadens eventuell unter Ausübung 
des Fragerechtes ($ 139 der C. P. O.) zu prüfen und feit- 
zuſtellen. III. C. S. i. S. Dietrich e. Lehmpfuhl vom 
10. Januar 1902, Nr. 203/1901 III. 

8. 88 139, 1039, 1041. 

Der B. R. geht davon aus, daß die Entſcheidungen des 
Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes des Kreiſes Teltow den Parteien 
nicht, wie nach § 1039 der C. P. O. erforderlich, in einer von 
dem Schiedsrichter unterſchriebenen Ausfertigung, ſondern nur 
in beglaubigter Abſchrift zugeſtellt ſeien. Er zieht hieraus den 
an ſich berechtigten Schluß, daß deshalb das Verfahren noch 
nicht zum Abſchluß gelangt und die Bedingungen der in 
§ 1041 geregelten Aufhebungsklage noch nicht gegeben feien. 
Die zu Grunde liegende Annahme beruht aber auf einem 
prozeſſualen Verſtoß. In den Gründen des Urtheils der I. J. 
iſt bemerkt, daß im Verlauf des Rechtsſtreits eine den Vor⸗ 
ſchriften der C. P. O. entſprechende Zuſtellung beider Schieds⸗ 
ſprüche ſtattgefunden habe. In der Berufungsinſtanz iſt dies, 
ſoviel der Thatbeſtand des B. U. ergiebt, von der Bekl. nicht 
wieder in Zweifel gezogen. Wenn nun der B. R. die vorge⸗ 
legten Akten betreffend die Niederlegung der Schiedsſprüche auf 
der Gerichtsſchreiberei eingeſehen hat und wenn die bei dieſen 
vorhandenen Zuſtellungsurkunden dahin lauten, daß den Parteien 
beglaubigte Abſchriften zugeſtellt ſeien, ſo hätte der B. R. dies 
nicht ohne Weiteres als feſtſtehende Thatſache behandeln dürfen, 
ſondern nach den Grundſätzen der C. P. O. über die Gewährung 
des rechtlichen Gehörs den Parteien Gelegenheit gewähren 
müſſen, ſich über die wirkliche Begründetheit der beurkundeten 
Thatſache zu äußern. Durch den Verſtoß iſt der Kl. auch be⸗ 
ſchwert. Er behauptet, daß die Beurkundung unrichtig, und 
daß in Wahrheit nicht Abſchriften, ſondern Ausfertigungen in 
der von der C. P. O. verlangten Geſtalt zugeſtellt ſeien, hat ſo⸗ 
gar geltend gemacht, daß die in feine Hände gelangten Aus- 
fertigungen im Verhandlungstermine vorgelegt ſeien, wenngleich 
ein von ihm geſtellter Autrag auf Berichtigung des Thatbe⸗ 
ſtandes mit der Begründung, daß der B. R. ſich des Vorganges 
nicht erinnere, abgelehnt worden iſt. Das Urtheil mußte des⸗ 
halb aufgehoben werden. VII. C. S. i. S. Schober c. gemeinſame 
Ortskrankenkaſſe zu Schöneberg und Friedenau vom 7. Jannar 
1902, Nr. 431/1901 VII. 

9. 88 139, 287. 

In zweiter Linie wird die Abweiſung des vom Bekl. er- 
hobenen Schadenserſatzanſpruchs darauf gegründet, daß derjenige 
Schaden, deſſen Erſatz Bekl. fordere, nämlich die Unmöglichkeit, 
das Haus vom 1. Oktober ab vollſtändig zu vermiethen, auch 
eingetreten ſein würde, wenn der Kl. zur vereinbarten Zeit 
fertig geworden wäre. Iſt dieſe Erwägung auch in ſich ſchlüſſig, 


XXXI. Jahrgang. 
ſo trifft ſie doch nur die vom Bekl. aufgeſtellte Berechnung des 
Schadens, nicht den Schadenserſatzanſpruch überhaupt; denn es 
wird nicht etwa feſtgeſtellt, daß der Bekl. durch die verſpätete 
Fertigſtellung des Baus einen Schaden überhaupt nicht er⸗ 
litten habe. Die Verwerfung des Anſpruchs ſteht alſo einer 
Abweiſung angebrachtenermaßen gleich, zu deren Verhütung das 
Geſetz in 8 287 der C. P. O. den Prozeßrichter mit einem 
beſonders freien Ermeſſen ausrüſtet. Genügten die Angaben 
des Bekl. in thatſächlicher Beziehung nicht, ſo war zunächſt 
gemäß § 139 der C. P. O. auf Ergänzung hinzuwirken. 
VII. C. S. i. S. Heintze c. Patzwald vom 21. Januar 1902, 
Nr. 346/1901 VII. 

10. $ 139. 

Eine andere Frage iſt es, ob das B. G. nach Lage der 
Sache verpflichtet war, dem Kl. die Stellung eines beſchränkteren, 
dem eigentlichen Streitſtand entſprechenden Antrags anheim— 
zugeben. Dies hat es aber auch gethan. Denn aus der am 
Schluſſe des Thatbeſtandes des B. U. wiedergegebenen Erklärung 
des Kl. auf eine vom B. G. an ihn gerichtete Frage, der 
Umſtand, daß dem H., falls er den Tod der verwittwet ge- 
weſenen F. erleben ſollte, ein Anſpruch auf einen verhältniß⸗ 
mäßigen Theil des Nachlaßvermögens zuſtehe, veranlaſſe ihn 
nicht von der gewählten Formulirung ſeines Antrags abzugehen, 
ergiebt, daß ihm das B. G. im Hinblick auf die nachmals in den 
Entſcheidungsgründen vertretene Auffaſſung die Stellung eines ſolchen 
beſchränkteren und ſachgemäßen Antrags nahelegt hat. Da er 
dieſen Hinweis nicht befolgt hat, ſo iſt es lediglich ſeinem 
eigenen Verhalten zuzuſchreiben, daß die Klage ohne Weiteres 
abgewieſen werden mußte und die zwiſchen den Parteien ſtreitige 
Frage nicht zur Austragung gelangte. VI. C. S. i. S. Feik's 
Teſtamentsvollſtrecker e. Schülermann vom 20. Januar 1902, 
Nr. 368/1901 VI. 

11. 88 232, 233, 241. 

Wenn man auf Seite der Kl. von der einmonatlichen 
Reviſionsfriſt 26 Tage ungenützt verſtreichen ließ und erſt am 
2. September 1901 das Geſuch um Bewilligung des Armen⸗ 
rechts für die Reviſionsinſtanz bei dem Ferienſenat des R. G. 
eingereicht hat, jo kann im vorneherein nach § 233 der C. P. O. 
und der Rechtſprechung von einem die Einhaltung der Nothfriſt 
verhindernden unabwendbaren Zufall nicht geſprochen werden. 
Freilich wird zur Unterſtützung des Wiedereinſetzungsgeſuches 
geltend gemacht, daß der Prozeßpfleger Dr. A., der ſeinerſeits 
die Reviſion gegen das B. U. für ausſichtslos gehalten habe, 
dem Vormund P. erſt mit Brief vom 30. Auguſt 1901 ſeine 
gerichtliche Enthebung von der Pflegſchaft mitgetheilt und daß 
genannter Vormund unverzüglich nach Empfang dieſes Schreibens 
das erwähnte Armenrechtsgeſuch geſtellt habe. Allein abgeſehen 
von der Frage, ob der Vormund und Ehemann nicht ſchon 
zuvor Anlaß und Befugniß zu dieſer Geſuchſtellung gehabt und 
durch deren Unterlaſſung oder durch Nichtvornahme entſprechender 
Schritte beim Pfleger oder Vormundſchaftsgericht ſeinerſeits die 
Friſtverſäumung mit verurſacht hat, könnte die Verſäumung 
auch dann, wenn ſie in einer etwaigen Verſchuldung des Pflegers 
allein ihren Grund gehabt haben ſollte, nach ausdrücklicher 
Vorſchrift des § 232 Abſ. II der C. P. O. als eine unver⸗ 
ſchuldete und durch Wiedereinſetzung heilbare nicht angeſehen 
werden. Daß die Kl. während des Laufs der Nothfriſt niemals 
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unvertreten geweſen iſt, ein Unterbrechungsfall des § 241 der 
C. P. O. daher nicht vorliegt, ſteht feſt. V. C. S. i. S. Priebe 
c. Chmielewski vom 25. Januar 1902, Nr. 337/1901 V. 

12. § 256. 

Die Revifion macht geltend: in dem Klageantrag ſei auch 
als das Mindere der Antrag enthalten: feſtzuſtellen, daß dem 
Bekl. auf Grund der Pfändungen und Ueberweiſungen ein 
Anſpruch gegen die F. ſchen Erben zur Zeit, mithin der von 
ihm auf § 22 des Teſtaments geſtützte Anſpruch nicht zuſtehe; 
deshalb ſei das B. G. verpflichtet geweſen, hierüber eine Ent⸗ 
ſcheidung zu treffen. Allein bei der negativen Feſtſtellungsklage 
iſt es unzuläſſig, dem unbegründeten allgemeinen Ausſpruche einen 
für begründet erachteten, aber nicht geforderten engeren Ausſpruch 
zu ſubſtituiren. (Vergl. Eutſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 14 
S. 104.) VI. C. S. i. S. Feik's Teſtamentsvollſtrecker c. Schüler⸗ 
mann vom 20. Januar 1902, Nr. 368/1901 VI. 

13. § 268. 

Das B. G. erkennt ſelbſt an, daß der auf Befreiung von 
übernommenen Verpflichtungen gerichtete Antrag der Kl. auf 
den nämlichen Klaggrund — Betrug des Bekl. — geſtützt iſt, 
aus dem auch der in erſter Reihe geſtellte, anf Bezahlung von 
10 000 Mark gerichtete Antrag abgeleitet wird, und auch der 
Bekl. hat das nicht in Zweifel gezogen. In Frage kommt alſo 
nur, ob eine unzuläſſige Klageänderung um des willen vorliegt, 
weil ſtatt einer Geldleiſtung Befreiung von Verpflichtungen ge⸗ 
fordert wird, alſo der Gegenſtand des Klagantrags eine 
Aenderung erfahren hat. Dieſe Aenderung geht indeß über 
dasjenige nicht hinaus, was nach § 268 Ziff. 2 der C. P. O. 
als eine Klagänderung nicht angeſehen werden ſoll. Der erſte 
von der Kl. geſtellte Klageantrag bezweckte Ausgleichung des 
Nachtheils, der ihr durch den mit dem Bekl. über das Neu⸗ 
grunaer Haus geſchloſſenen Kaufvertrag erwachſen ſei, und es 
ſollte dieſe Ausgleichung durch Zahlung einer Geldſumme 
erfolgen. Auch ihr Eventualantrag zielt dahin ab, den Nachtheil 
abzuwenden, der ihr nach ihrer Behauptung durch den Abſchluß 
jenes Vertrages erwachſen ſein ſoll, nur wird jetzt dem Bekl. 
anheimgegeben, nicht die Summe, deren es zur Abwendung des 
Nachtheils, nämlich zur Tilgung der von ihr übernommenen 
Schulden bedürfen ſoll, an ſie zu bezahlen, ſondern ihre Befreiung 
von denſelben auf irgend einem Wege, auf dem ſie erreicht werden 
kann, herbeizuführen. Nun iſt aber, wie das R. G. ſchon wiederholt 
ausgeſprochen hat (vergl. Entſch. deſſelben in Civilſachen Bd. 14 
S. 429, ebenda S. 209, Gruchots Beiträge Bd. 32 S. 413) 
die Beſtimmung in $ 268 Ziffer 2 der C. P. O. nicht aus⸗ 
ſchließlich auf Aenderungen im Quantum des Geforderten zu 
beziehen. Danach und nach dem, was über das Verhältniß der 
beiden in Frage ſtehenden Anträge zu einander ſoeben bemerkt 
worden iſt, ſteht nichts entgegen, den Eventualantrag nach Lage 
der Sache als eine Beſchränkung des Prinzipalantrages aufzu⸗ 
faflen und danach gemäß der angezogenen Vorſchrift in Ver⸗ 
bindung mit derjenigen in § 268 Ziffer 1 den neuen Antrag 
und die Verbeſſerung und Ergänzung des erſtinſtanzlichen Vor⸗ 
bringens als zuläſſig anzuſehen. VI. C. S. i. S. Pfütze c. 
Tannert vom 2. Januar 1901, Nr. 315/1901 VI. 

14. § 271. 

Nach dem ohne Entſcheidung in der Sache ſelbſt ge- 
ſchloſſenen Termin vom 24. Februar 1899 haben Bekl. durch 
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Schriftſatz eine Widerklage angekündigt und nunmehr fidh aller- 
dings die Begründung der Klage zur Begründung der Wider⸗ 
klage angeeignet. Aber bevor dieſe erhoben und bevor ihre Be⸗ 
gründung vorgetragen wurde, nahm Kl. ſeine Klage zurück, und 
bei ſeiner nächſten Verhandlung erklärte er, daß er den in ſeiner 
Klage eingenommenen Standpunkt verlaſſe. Hiernach ſind die 
von dem Kl. in der Klage gemachten Angaben zurückgezogen, 
bevor dieſelben von den Bekl. zur Grundlage ihres eigenen 
Gegenanſpruchs gemacht waren und daher war die Zurückziehung 
ſtatthaft, da jene Angaben bis zu ihrer Preisgabe einſeitige 
Parteibehauptungen geblieben waren (vergl. Planck, Lehrbuch des 
Deutſchen Civilprozeßrechts Bd. 1 S. 250 ff.). I. C. S. i. S. 
Joski's Teſtamentsvollſtrecker e. Cohn vom 8. Januar 1902, 
Nr. 302/1901 J. N 

15. 8 2886. 

Das B. G. erachtet den vom Kl. geltend gemachten 
Anſpruch für nicht begründet, weil nach § 6 der gemeinſamen 
Beſtimmungen für die Arbeiter aller Dienſtzweige der Preußiſchen 
Staatseiſenbahnverwaltung der Arbeiter nur von den Ver⸗ 
letzungen, Beſchädigungen oder ſonſtigen Nachtheilen, die er 
beim Eiſenbahubetriebe oder bei Ausübung ſeiner Arbeit erlitten 
habe oder von denen er betroffen zu ſein glaube, dem Dienſt⸗ 
vorgeſetzten oder deſſen Vertreter ohne Verzug Mittheilung zu 
machen habe. Kl. habe ſich jedoch die Verletzung, wegen welcher 
er Schadenserſatz verlange, außerhalb des Dienſtes zugezogen 
und ſei deshalb Bekl., auch wenn er als Vertreter des Werk⸗ 
meiſters Dienſtvorgeſetzter des Kl. geweſen wäre, nicht verpflichtet 
geweſen, die Meldung entgegen zu nehmen, oder, wenn ſie ihm 
gemacht worden, dieſelbe weiter zu befördern oder zu erkennen 
zu geben, daß er dies nicht thun werde. Es fehle alſo an dem 
Nachweiſe eines Verſchuldens des Bekl. Nun hat aber Kl. nach 
dem vom B. G. in Bezug genommenen Thatbeſtande des erſten 
Urtheils ausdrücklich behauptet, daß die weitere Behandlung der 
von ihm außerhalb des Dienſtes erlittenen Verletzung dem 
zuſtändigen Arzt der Betriebskrankenkaſſe für den Bezirk des 
Betriebsamtes Breslau —Halbſtadt obgelegen habe und daß er 
nach den erlaſſenen Vorſchriften ſeine Verletzung dem vorgeſetzten 
Oberputzer habe melden müſſen, welcher das Weitere zu veran- 
laſſen verpflichtet geweſen ſei. Dieſe Behauptungen ſind vom Bekl. 
nicht beſtritten worden. Jedenfalls hat er nicht geltend gemacht, 
daß Meldungen von Arbeitern über außerhalb des Dienſtes er⸗ 
littene Verletzungen von dem Vorgeſetzten derſelben nicht entgegen zu 
nehmen und weiter zu befördern ſeien. Das B. G. hat ſeiner 
Entſcheidung hiernach eine Thatſache zu Grunde gelegt, die von 
den Parteien nicht vorgebracht worden iſt. Dies iſt nach den 
Grundſätzen der C. P. O. nicht zuläſſig. Vergl. das Urtheil 
des Senats in Sachen Bieneck gegen Georgi vom 19. Juni 
1899 Rep. VI 125/1899 — Juriſtiſche Wochenſchrift von 1898 
pag. 485 11. Aus der Vorſchrift des citirten § 6 folgt auch nicht, 
daß die Arbeiter nur die dort bezeichneten Beſchädigungen dem 
Dienſtvorgeſetzten zu melden haben. Im 5 3 des mit dem 
Kaſſenarzte geſchloſſenen Vertrags iſt beſtimmt, daß der Kaſſen⸗ 
arzt ſich der Behandlung der ihm unbekannten Kaſſenmitglieder 
auf Grund der Vorzeigung des Aufnahmeſcheines oder einer 
von dem Dienſtvorgeſetzten des Mitgliedes ausgehenden ſchrift⸗ 
lichen oder telegraphiſchen Aufforderung zu unterziehen habe und 
erachtet es deshalb der I. R. für naturgemäß, daß die Anzeige 
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von der Erkrankung eines Kaſſenmitgliedes dem Kaſſenarzt durch 
den Dienſtvorgeſetzten zu übermitteln ſei. Auch in dem in 
Bezug genommenen Urtheil des Oberverwaltungsgerichts vom 
27. März 1900 in Sachen Speer gegen Münde iſt aus⸗ 
geſprochenen, daß der Vorgeſetzte das Erſuchen des Dienſtunter⸗ 
gebenen, den Kaſſenarzt herbeirufen zu laſſen, nicht unberück⸗ 
ſichtigt laſſen dürfe, ſondern demſelben entweder Folge zu geben 
habe oder den Dienſtuntergebenen ſofort benachrichtigen müſſe, 
daß ihm die Herbeirufung des Arztes überlaſſen bleibe. Laſſe 
dagegen der Dienſtvorgeſetzte ein ſolches Erſuchen ganz un- 
berückſichtigt, jo würde ihm der Vorwurf zu machen fein, eine 
ihm obliegende Amtshandlung unterlaſſen zu haben. VI. C. S. 
i. S. Speer c. Schätzel vom 4. Januar 1902, Nr. 320/1901 VI. 

16. 88 286, 419. 

Es verſtößt gegen SS 286, 419 C. P. O., wenn der 
Vorderrichter der Urkunde vom Oktober 1900, obwohl fie im 
zerriſſenen Zuſtande vorgelegt iſt, volle Beweiskraft für den 
erklärten Willen der Parteien, die Geſellſchaft aufzulöſen, bei- 
mißt, ohne zu würdigen, ob nicht die Thatſache ihrer alsbald 
erfolgten Vernichtung dafür ſpricht, daß die Urkunde die Verein⸗ 
barung nicht zutreffend wiedergegeben hat, oder daß dieſe 
alsbald wieder aufgehoben worden iſt. I. C. S. i. S. Schid⸗ 
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17. 8 288. | 

Es iſt nicht völlig zweifelfrei, ob in den Angaben der Klage 
überhaupt ein gerichtliches Geſtändniß im Sinne des § 261 
der C. P. O. a. F. (jetzt §S 288) gefunden werden darf, da 
ein ſolches nach der vom R. G. befolgten und wiederholt aus⸗ 
geſprochenen Anſicht (vergl. Entſch. Bd. 10 S. 364, Bd. 32 
S. 409, Bd. 35 S. 411) Thatſachen zum Gegenſtande haben 
muß und Rechtsverhältniſſe oder Rechtsbegriffe nur dann durch 
gerichtliches Geſtändniß feſtgeſtellt werden können, wenn ſie ſo ein⸗ 
facher Art ſind, daß ſich aus ihnen die als zugeſtanden anzuſehenden 
Thatſachen ohne weiteres ergeben. I. C. S. i. S. Joski's Teſtaments⸗ 
vollſtrecker e. Cohn vom 8. Januar 1902, Nr. 302/1901 1. 

18. § 295. 

Was die erhobene Wechſelklage gegen die Ehefrau K. be⸗ 
trifft, fo enthielt ſchon die urſprüngliche Klagſchrift alle nach 
der erwähnten Geſetzesvorſchrift weſentlichen Beſtandtheile. Der 
Nachtrag hat nur an Stelle des urſprünglichen Paſſivrubrums „die 
Firma A. K. in Steglitz, Eliſenſtraße“ die Benennung der ein⸗ 
zigen Inhaberin dieſer Firma, der jetzt beklagten „Kauffrau Amalie 
K. geborenen L. in Steglitz“ geſetzt. Darin iſt keine Aenderung 
in der Parteibezeichnung, ſondern die zuläſſige Subſtitution einer 
gleichwerthigen Bezeichnung der identiſch bleibenden Partei zu 
erblicken. In Bezug auf den mitbeklagten Ehemann, der erſt 
im Klagnachtrage als beklagte Partei mitaufgenommen und dem 
die urſprüngliche Klagſchrift erſt nachträglich zugeſtellt worden 
iſt, kann man zwar, da der Klagnachtrag keine Angabe über 
den Klaggrund enthält, bezweifeln, ob auf dieſe Weiſe die Klage 
ordnungsmäßig erhoben worden ſei, allein dieſer Mangel, der 
von dem beklagten Ehemann niemals gerügt worden iſt, iſt nach 
8 295 der C. P. O. als geheilt anzuſehen. I. C. S. i. S. 
Küſter c. Röder vom 7. Dezember 1901, Nr. 385/1901 J. 

19. 88 303, 304, 538, 880. 

Darüber kann kein Zweifel beſtehen, daß das B. G. das 
von ihm als Zwiſchenurtheil bezeichnete Urtheil nicht als Vor⸗ 
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abentſcheidung hat erlaſſen wollen. Abgeſehen davon, daß es 
daſſelbe ausdrücklich gemäß § 303 der C. P. O. erlaſſen hat, 
ergiebt ſich aus der gleichzeitig mit dem Zwiſchenurtheile be- 
ſchloſſenen Beweisaufnahme, zu deren Erledigung Termin vor 
dem B. G. anberaumt iſt, daß es durch das Zwiſchenurtheil 
die Berufungsinſtanz nicht hat beendigen wollen. Dies iſt auch 
dadurch ausgedrückt, daß das B. G. nicht die Sache zur Aus- 
mittelung des ſtreitigen Betrags an das Gericht I. J. zurück⸗ 
verwieſen hat, wozu es nach § 538 Nr. 3 der C. P. O. ver- 
pflichtet geweſen wäre, wenn es eine Vorabentſcheidung über den 
Grund des Anſpruchs hätte treffen wollen. Das vom B. G. 
erlaſſene Urtheil würde aber trotzdem, daß es als Zwiſchenurtheil 
nach § 303 der C. P. O. gewollt und bezeichnet iſt, dennoch 
in Anſehung der Rechtsmittel nach $ 304 Abſ. 3 daſelbſt zu 
behandeln ſein, wenn es ſich inhaltlich als eine Vorabent⸗ 
ſcheidung über den Grund des Anſpruchs darſtellte (vergl. 
R. G. Entſch. in Civilſachen Bd. 39 S. 389). Dies trifft 
indeß nicht zu. Es kommt zunächſt in Betracht, daß ſtreitige 
Beträge nicht mehr feſtzuſtellen ſind. Das B. G. erachtet eine 
weitere Feſtellung nur deshalb erforderlich, um dem § 880 der 
C. P. O., welchen der I. R. unbeachtet gelaſſen, genügen, um 
mit Sicherheit beſtimmen zu können, an welche Gläubiger und 
in welchen Beträgen der ſtreitige Theil der Maſſe auszuzahlen 
ſei. Ferner ſetzt der 8 304 der C. P. O. voraus, daß 
ein Anſpruch nach Grund und Betrag ſtreitig und 
daß über den Grund vorab entſchieden ſei. Das B. G. 
hat durch ſein Zwiſchenurtheil nicht über einen Anſpruch, 
der mit Klage oder Widerklage verfolgt iſt, ſondern lediglich 
über ein ſelbſtſtändiges Vertheidigungsmittel des Bekl., 
nämlich darüber entſchieden, ob dem Klageanſpruche vom Bekl. 
wirkſam entgegengehalten werden könne, daß der Hypothek des 
Bekl. der Vorrang vor der Hypothek der Kl. gebühre. Mag 
dieſe Entſcheidung auch die Abweiſung der Klage zur Folge haben, 
ſo iſt in ihr doch dieſe Folge nicht ausgeſprochen, indem nicht die 
Klage abgewieſen, ſondern nur ein Element feitgeftellt iſt, welches 
erſt in dem vorbehaltenen Endurtheile zur Abweiſung der Klage 
führen kann. V. C. S. i. S. Viktoria⸗Brauerei, Aftiengefell- 
ſchaft e. Brune vom 11. Januar 1902, Nr. 313/1901 V. 

20. 8 313 3. 3. 

Das angefochtene Urtheil entbehrt eines der Anforderung 
des § 313 Ziffer 3 der C. P. O. entſprechenden Thatbeſtandes, 
da es eine gedrängte Darſtellung des Sach- und Streitſtandes 
auf Grundlage der mündlichen Vorträge der Parteien unter 
Hervorhebung der geſtellten Anträge nicht enthält. Von dem 
geſammten Prozeßſtoffe der II. J. wird nur ein Eventualantrag 
des Kl. hervorgehoben, im Uebrigen auf Schriftſätze und Vor⸗ 
urtheil Bezug genommen. Eine ſoweit gehende Aus- 
dehnung der in § 313 Abſ. 2 C. P. O. für Einzelheiten 
geſtatteten Bezugnahme auf Schriftſätze widerſpricht dem Geſetze 
und iſt im vorliegenden Falle umſomehr zu beanſtanden, als 
auch der Thatbeſtand des erſten Urtheils kein klares Bild des 
Sachverhältniſſes ergiebt, insbeſondere eine erſchöpfende Aus⸗ 
laſſung des Bekl. vermiſſen läßt. I. C. S. i. S. Schidwigowski 
c. Schulte⸗Abſtede vom 4. Januar 1902, Nr. 295/1901 J. 

21. 8 325. 

War aber das Urtheil P. e. B., wie das O. L. G. mit 
Recht angenommen hat, über einen dinglichen Anſpruch erlaſſen, 
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jo wirkt es gemäß § 325 Abſ. I der C. P., O. auch gegen 
den jetzigen Kl. als Rechtsnachfolger des B. Daß derartige 
Rechtsnachfolge auch durch Subhaſtation vermittelt ſein kann, 
iſt unzweifelhaft. V. C. S. i. S. Meiſterverein o. Pauſon vom 
8. Januar 1902, Nr. 353/1901 V. 

22. § 330 ff. 

Die Rechtſprechung des R. G. (deſſen Entſch. in Civil⸗ 
ſachen Bd. 28 Nr. 92, Bd. 35 Nr. 87, Bd. 39 Nr. 110) hat 
ſich dahin feſtgeſtellt, daß es nicht darauf ankommt, ob das 
Gericht ein Verſäumnißurtheil oder ein kontradiktoriſches Urtheil 
erlaſſen wollte, daher es auch einerlei iſt, ob das Gericht das 
von ihm erlaſſene Urtheil als ein Verſäumnißurtheil oder ein 
kontradiktoriſches Urtheil bezeichnet hat, ſondern daß der In⸗ 
halt des Urtheils maßgebend iſt. Es iſt demnach ein Urtheil 
dann ein Verſäumnißurtheil, wenn das Urtheil auf der totalen 
Verſäumniß einer Partei beruht und deren Folgen — Zu⸗ 
geſtändniß und Ausſchließung der Rechtsbehelfe der ſäumigen 
Partei — zur Verwirklichung bringt, während ein kontra⸗ 
diktoriſches Urtheil dann erlaſſen worden iſt, wenn eine Partei 
als vertreten angeſehen worden iſt. Ob das Gericht, welches 
das Urtheil erlaſſen hat, zu Recht oder zu Unrecht die totale 
Verſäumniß oder das Vertretenſein einer Partei angenommen 
hat, iſt für die Frage der rechtlichen Natur des erlaſſenen 
Urtheils gleichgültig, daher ein Verſäumnißurtheil vorliegt, auch 
wenn die totale Säumniß von dem Gericht zu Unrecht an⸗ 
genommen worden iſt und ſtatt deſſelben ein kontradiktoriſches 
Urtheil hätte erlaſſen werden ſollen, und umgekehrt ein kontra⸗ 
diktoriſches Urtheil erlaſſen iſt, auch wenn das von dem Gericht 
für vorliegend erachtete Vertretenſein der Partei in Wirklichkeit 
nicht gegeben war und wegen der totalen Säumniß der Partei 
ein Verſäumnißurtheil hätte erlaſſen werden ſollen. Ob Be⸗ 
rufungsbekl. ſpeziell (wie nach dem Sitzungsprotokoll anzunehmen 
iſt) den Erlaß eines Verſäumnißurtheils beantragt hat oder 
nicht (wie die Faſſung des Urtheils beſagt), iſt unerheblich, da, 
wenn das Gericht die totale Verſäumniß einer Partei als vor⸗ 
liegend annimmt und deren Folgen zur Verwirklichung bringt, 
immer (auch ohne ſpeziellen Antrag auf Erlaß eines Ver⸗ 
ſäumnißurtheils) ein Verſäumnißurtheil vorliegt. (Entſch. des 
R. G. in Civilſachen Bd. 28 Nr. 92 S. 395.) III. C. S. 
i. S. Schallmann c. Homeyer vom 21. Januar 1902, 
Nr. 426/1901 III. 

23. 88 331, 557. 

Trotz dem Mangel eines Antrags des nicht erſchienenen 
Rbekl. war auf Zurückweiſung der unbegründeten Revifion zu 
erkennen, vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. III S. 196. 
Bei dieſem Ergebniß iſt es nicht von entſcheidender Bedeutung, 
daß die Rkl. neben ihrem Sachantrage nicht ausdrücklich auch 
die Erlaſſung des Verſäumnißurtheils gegen den ausgebliebenen 
Rbekl. beantragt haben. I. C. S. i. S. Küſter c. Röder vom 
7. Dezember 1901, Nr. 385/1901 J. 

24. § 459. 

Mit Recht rügt die Bekl. die dem Eide im Urtheile ge⸗ 
gebene Faſſung, durch welche den Geſellſchaftern aufgegeben wird, 
in der Ueberzeugungsform die Wahrheit der eigenen Behauptung 
zu beſchwören, während, da die Kl. der beweispflichtige Theil, 
ihnen nur aufgegeben werden kann, in der Ueberzeugungs⸗ 
form die Unwahrheit der klägeriſchen Behauptung, daß feſte 
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Lieferung vereinbart worden ſei, zu beſchwören. Es war 
deshalb auf die Reviſion der Bekl. die Eidesnorm, wie 
geſchehen, zu ändern. VII. C. S. i. S. Thiele & Holzhauſe 
c. G. m. b. H. Herrmann Brauermeiſter vom 19. Januar 1902, 
Nr. 356/1901 VII. 

25. 88 462, 472,474. 

Der von der Reviſion erhobene Einwand, es hätten die 
Folgen auch für den Fall, wenn nur einer der beide Teſtaments⸗ 
vollſtrecker den Eid leiſten bezw. verweigern würde, vorgeſehen 
werden ſollen, erſcheint im Hinblick auf 88 462 (Abi. 1), 
472, 474 der C. P. O. als unberechtigt. VI. C. S. i. S. 
Flügge c. Sieveking und Binder vom 20. Januar 1902, 
Nr. 337/1901 VI. 

26. § 535. 

Die Frage, ob das B. G. bei dem Nichterſcheinen des Be⸗ 
rufungsklägers eine Berufung, welche an ſich nicht ſtatthaft oder 
nicht in der geſetzlichen Form oder Friſt eingelegt iſt, durch Ver⸗ 
ſaͤumnißurtheil oder durch kontradiktoriſches Urtheil als un⸗ 
zuläffig zu verwerfen hat (§ 535 der C. P. O.), hangt davon 
ab, ob ein Verſäumnißurtheil nur über die materielle Sachlage 
oder auch über eine prozeſſuale Thatſache zu ergehen hat. Dieſe 
Frage iſt eine in der Literatur ſehr beſtrittene. Nach der Recht⸗ 
ſprechung des R. G. iſt indeſſen in jedem Falle (einerlei ob die 
Sache ſelbſt oder eine Prozeßvorausſetzung in Rede ſteht) ein 
Verſäumnißurtheil zu erlaſſen. Entſch. des R. G. in 
Civilſachen Bd. 6 Nr. 110, Bd. 31 Nr. 100 und Nr. 113, 
Bd. 24 Nr. 97, Bd. 46 Nr. 104 (Bolze, Praxis des 
Reichsgerichts in Civilſachen Bd. 1 Nr. 1978). III. C. ©. 
i. S. Schallmann c. Homeyer vom 21. Januar 1902, 
Nr. 426/1901 III. 

27. 8 536. 

Begründet iſt der Angriff der Reviſion, daß das Urtheil 
entgegen dem $ 536 C. P. O. auf die Berufung des Kl. eine 
Abändernng der landgerichtlichen Entſcheidung zu deſſen Nach⸗ 
theile verfügt habe, indem der dem Bekl. auferlegte Eid ge⸗ 
ſtrichen ſei. Ohne Zweifel wird die Prozeßlage des Kl. ver⸗ 
ſchlechtert, wenn ſeine Klage bedingungslos abgewieſen wird, 
während er vorher die Ausſicht hatte, obzuſiegen, nämlich falls 
Bekl. den ihm auferlegten Eid nicht leiſtete. Ob die Eides⸗ 
auflage dem Bekl. gegenüber gerechtfertigt war, war in Er⸗ 
mangelung einer Anſchlußberufung deſſelben nicht zu prüfen. 
Zu prüfen war nur, ob die vom Kl. beantragte Abänderung 
der Eidesnorm gerechtfertigt war. Wurde dieſe Frage verneint, 
ſo hatte es bei der urſprünglichen Eidesauflage zu verbleiben. 
I. C. S. i. S. Schidwigowski c. Schulte⸗Abſtede vom 4. Ja- 
nuar 1902, Nr. 295/1901 J. 

28. 8 538. 

Der Ausſpruch des B. G., daß der Anſpruch der Kl. dem 
Grunde nach gerechtfertigt ſei, enthält keinen Rechts irrthum. 
Streitig bleibt noch die Höhe des Schadens, für welchen der 
Bekl. aufzukommen hat. In dieſer Richtung die Sache zur 
weiteren Verhandlung und Entſcheidung an das Gericht I. J., 
welches die Klage abgewieſen hat, zurückzuverweiſen, war das 
B. G., welches ſeine Entſcheidung am 29. März 1901 erließ, 
durch die Beſtimmung in $ 538 Abſ. 1 Ziffer 3 der C. P. O. 
veranlaßt und verpflichtet. Eine Sachlage, wie ſie in den Ur⸗ 
theilen des Senats in Sachen Alt wider Holz I, 161/1900 
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vom 11. Juli 1900 und in Sachen Weidenhammer wider 
Doebert I, 99/1901 vom 27. April 1901 der Beurtheilung 
unterſtellt war, iſt hier nicht gegeben. I. C. S. i. S. Moritz 
c. Preßler vom 23. Januar 1902, Nr. 227/1901 J. 

29. 8 546. 

Der Klageautrag iſt auf Bezahlung von 154 Mark 29 Pf. 
und Abtretung eines Siebentels der Leibrente oder Zahlung 
weiterer 1 429 Mark 29 Pf. gerichtet. In der Berufungs- 
inſtanz iſt der Eveutualantrag geſtellt, die der Bekl. beſtellte 
Leibrente an den Nachlaß beziehungsweiſe die Erben des Vaters 
zurückzugewähren. Der ECventualantrag betrifft bloß das 
Siebentel des Leibrentenkapitals und erreicht ſomit die 
Reviſionsſumme nicht. Es iſt jedoch anerkannt, daß, wenn die 
Reviſion ſich auf einen prinzipalen und einen eventuellen An⸗ 
ſpruch erſtreckt, die Revifionsfähigkeit des Erſteren genüge. 
Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 16 S. 3, 342. Der 
prinzipale Antrag iſt in ſeinem zweiten Theile alternativ und 
zwar derart, daß die Bekl. ſich auch durch Abtretung eines 
Siebentels der Rente befreien kann. Inſoweit der Antrag auf 
Abtretung eines Siebentels der Rente gerichtet iſt, erſcheint für 
die Berechnung des Werthes der Rente die Beſtimmung des 
§ 9 der C. P. O. maßgebend. Die Rente beträgt 477 Mark 
60 Pf., das Siebentel des zwölfeinhalbfachen Betrags berechnet 
ſich auf 852 Mark 85 Pf. Auch mit Hinzurechnung des Be⸗ 
trags von 154 Mark 29 Pf. ergiebt ſich ſomit für die erſte 
Alternative kein die Reviſionsſumme erreichender Betrag. Der 
Werth des Beſchwerdegegenſtandes fällt hier mit dem des Streit- 
gegenſtandes zuſammen. Iſt eine in die Wahl des Schuldners 
geſtellte Leiſtung gegenüber der anderen alternativen minder ⸗ 
werthig, ſo iſt für die Feſtſtellung des Werthes der Antrag, 
deſſen Gegenſtand der geringere iſt, jedenfalls dann entſcheidend, 
wenn der Wegfall der geringeren Leiſtung nach Lage der Sache 
oder nach der Art der Leiſtung ausgeſchloſſen iſt. Entſch. des 
R. G. in Civilſachen Bd. 20 S. 200, Juriſtiſche Wochen⸗ 
ſchrift 1899 S. 711, Gaupp⸗Stein, Civilprozeßordnung IV. Auf- 
lage S. 28. VI. C. S. i. S. Schroeder c. Levy vom 23. De⸗ 
zember 1901, Nr. 308/1901 VI. 

30. § 546. 

Die Klage iſt auf Eintragung einer angeblich unter den 
Parteien beſtehenden offenen Handelsgeſellſchaft gerichtet. Es 
ſteht feſt, daß ein Geſellſchaftsverhältniß unter den Parteien 
beſtanden und daß Kl. ſich dabei mit einer Einlage von 
10 000 Mark betheiligt hat. Auf dieſes Verhältniß bezieht ſich der 
Klageantrag, welcher ſomit bezweckt, den Kl. als Theilhaber an einer 
offenen Handelsgeſellſchaft, in welche er 10 000 Mark ein⸗ 
geſchoſſen hat, dem Bekl. und Dritten gegenüber zu legitimiren. 
Das Reviſionsgericht hat nach feinem Ermeſſen das Intereſſe 
des Kl. an dieſer Legitimation mit 2 000 Mark bewerthet und 
demnach, da Streit- und Beſchwerdegegenſtand ſich decken, die 
Revifion gemäß C. P. O. § 546 für zuläſſig erachtet. I. C. S. 
i. S. Schidwigowski c. Schulte⸗Abſtede vom 4. Januar 1902, 
Nr. 295/1901 J. 

31. 8 546. 

Der Antrag der Klage ging 1. auf Beſeitigung der für 
den Bekl. in Hamburg beſtehenden Häuſerinſchriften „Echtes 
F. Weber's Carlsbader Kaffeegewürz“ und „Echter F. Weber's 
Feigenkaffee“, 2. auf Unterlaſſung der Bezeichnung der Kaffee⸗ 
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zuſatzwaaren des Bekl. als „Carlsbader Kaffeegewürz“ 
überhaupt und 3. auf Unterlaffung des Gebrauchs der Aus- 
ſtattung der klägeriſchen Waaren für die Fabrikate des Bekl. 
Das L. G. hat durch Theilurtheil über den Klageanſpruch zu 
1. erkannt, indem es die Beſeitigung der fraglichen Häufer- 
inſchriften verfügte. Auf die Berufung des Bekl. hat das 
O. L. G. durch das mit der Revifion angefochtene Urtheil 
wiederum nur zum Theil über den Klageanſpruch, ſoweit er 
Gegenſtand der landgerichtlichen Entſcheidung geweſen iſt, er- 
kannt. Daſſelbe hat den Antrag auf Beſeitigung des Wortes 
„Feigenkaffee“ aus den Häuſerinſchriften abgewieſen und die 
Entſcheidung über die Beſeitigung der Worte „Carlsbader 
Kaffeegewürz“ vorbehalten. Seitens der Kl. ſelbſt war der 
Werth des Streitgegenſtandes für den geſammten Klage⸗ 
inhalt, alſo für die Unterſagung des geſammten, nach ihrer 
Behauptung unſtatthaften Verfahrens des Bekl. auf 2 000 Mark 
angegeben. Wenn dieſe Angabe auch nicht präjudiziell für die 
Werthbeſtimmung iſt, jo bietet fie doch immerhin einen An⸗ 
haltspunkt für die richterliche Schätzung, und wenn man auch 
den Werth des Geſammtintereſſes erheblich höher als 2000 Mark 
annehmen wollte, ſo würde doch das Intereſſe für den allein in 
Frage ſtehenden, verhältnißmäßig geringen Theil des Klage⸗ 
anſpruchs, nämlich die Beſeitigung des Wortes „Feigen; 
kaffee“ aus den Häuſerinſchriften, keinenfalls als den Betrag 
von 1500 Mark erreichend angenommen werden können. II. C. S. 
i. S. Otto E. Weber, Gef. m. b. H. e. Weber vom 14. Januar 
1902, Nr. 355/1901 II. 

32. § 546. 

Die Kl. iſt Eigenthümerin des Kirchengebäudes in Alt⸗ 
Strunz. Dieſes Gebäude iſt von einem Kirchhofe umgeben. 
Letzterer iſt im Jahre 1845 erweitert worden; in das Grund— 
buch iſt er nicht aufgenommen. Dieſen Kirchhof in dem Um- 
fange, den er vor der Erweiterung hatte, nimmt die Kl. in 
Anſpruch mit dem Antrage, die Bekl. zur Anerkennung ihres 
Eigenthums und zur Bewilligung der Anlegung eines Grund— 
buchblattes für die Kl. zu verurtheilen. In der I. J. war dem 
Klageantrage gemäß erkannt; der B. R. hat dagegen die Klage 
abgewieſen. Die Kl. hat Reviſion eingelegt mit dem Antrag 
auf Wiederherſtellung des erſten Urtheils. Die Bekl. begehren 
Verwerfung. Die Reviſion wurde wegen Nichtvorhandenſeins 
der Reviſionsſumme als unzuläſſig verworfen. In I. J. hat 
die Kl. auf Befragen des Richters den Werth des Gtreit- 
gegenſtandes auf 500 Mark angegeben und dabei bemerkt, daß 
die Streitfläche 52,80 a groß ſei. Die Bekl. haben ſich auf 
Befragen dieſer Werthangabe angeſchloſſen. Der Reviſion iſt 
zuzugeben, daß ſolche Parteiangaben für die Bemeſſung des 
Werths nicht unter allen Umſtänden maßgebend ſind; immerhin 
aber ſind die Parteien der Regel nach am beſten in der Lage, 
den Werth einer zwiſchen ihnen ſtreitigen Sache zu beurtheilen, 
und daher bedarf es, wenn die unterliegende Partei hinterher 
andere Angaben macht, um ſich das Rechtsmittel der Reviſion 
zugänglich zu machen, der Beibringung von Gutachten, aus 
denen ſich überzeugend ergiebt, daß die Partei den Werth aus 
Irrthum zu niedrig angegeben hatte. Das im vorliegenden 
Falle von der Kl. beigebrachte und vorgetragene Gutachten hat 
nicht dieſe Eigenſchaft, läßt vielmehr klar erkennen, daß der 
Werth in ihm künſtlich emporgeſchraubt iſt, um den Anſchein 
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des Vorhandenſeins der Reviſionsſumme zu erwecken. Das er- 
giebt ſich aus der maßloſen Ueberſchätzung des Werthes der 
Reſte einer alten, aus Feldſteinen beſtehenden Mauer, aus dem 
Rechnen mit der Vergrößerung des Kirchengebäudes, obgleich 
für die abſehbare Möglichkeit einer ſolchen nicht das Mindeſte 
vorliegt, aus der gänzlich verfehlten Ertragsberechnung, bei 
welcher die Ausgaben für die Beſoldung des Todtengräbers und 
für die Unterhaltung des Kirchhofs überdies außer Betracht 
nelaſſen find, und aus der Berückfichtigung des ſogen. idealen 
Werthes, welcher für die Werthberechnungen der C. P. O. un- 
maßgeblich iſt. Der Werth des Beſchwerdegegenſtandes wurde 
nach freiem Ermeſſen auf 450 —650 Mark feſtgeſetzt. V. C. S. 
i. S. kath. Kirchengemeinde Alt⸗Strunz c. politiſche Gemeinde 
vom 22. Januar 1901, Nr. 357/1901 V. 

33. § 546. 

Unerheblich für die Frage, auf wie hoch der Werth des 
Beſchwerdegegenſtandes zu bemeſſen ſei, iſt es nicht, wenn die 
Partei ſelbſt in den Vorinſtanzen den Werth des Streitgegen⸗ 
ſtandes auf weniger als 1 500 Mark angegeben hat. Im vor- 
liegenden Falle kommt hinzu, daß die Parteiangabe mit der 
Schätzung des Gerichtsvollziehers übereinſtimmt. Dieſen un⸗ 
ſtreitigen Thatſachen gegenüber kann durch das beigebrachte Gut⸗ 
achten des Taxators S. nicht für glaubhaft gemacht erachtet 
werden, daß der Werth der Pfandſtücke, ſoweit fie jetzt noch in 
Anſpruch genommen werden, mehr als 1 500 Mark beträgt. 
V. C. S. i. S. Schrader c. Preuß. Juſtizfiskus vom 18. Januar 
1902, Nr. 356/1901 V. 

34. § 546. 

Für die Feſtſetzung des Streitwerths bei Popularklagen des 
Patentrechts und des Gebrauchsmuſterſchutzes kann nicht das 
oͤkonomiſche Intereſſe des Kl. beſtimmend ſein, da der Nachweis 
eines Intereſſes für die Erhebung der Klage nicht verlangt 
wird; dies muß dazu führen, daß als Streitwerth derjenige 
Werth zu betrachten iſt, den das Patent oder Muſter in der 
Hand eines Gewerbetreibenden hat. I. C. S. i. S. Götz 
c. Krüger & Co. vom 15. Januar 1902, Nr. 203/1901 J. 

35. 8 550. 

Es kann nicht zweifelhaft ſein, daß die Beſtimmungen in 
dem Statute der klagenden Geſellſchaft keine Rechtsnormen im 
Sinne des § 550 der C. P. O. find, und daß deshalb eine 
rechtsirrthümliche Auslegung des Statuts die Reviſion 
nicht zu begründen vermöchte. IV. C. S. i. S. Meyer 
c. Prometheus vom 20. Januar 1902, Nr. 425/1901 IV. 

36. $ 550. 

Der Kl. hat durch Pachtvertrag vom 3. März 1890 das 
ihm gehörige Rittergut Haſeleu auf die Zeit bis 1. Juli 1905 
an ſeinen Bruder Gerhard v. A. verpachtet. Der letztere hat 
hierbei laut § 17 des Vertrages zur Sicherheit für alle aus 
dem Pachtverhältniß hervorgehenden Anſprüche des Verpächters 
dieſem eine ihm zuſtehende, auf dem Gut Haſeleu eingetragene 
Forderung von 28 040 Mark in Höhe von 18 000 Mark ver⸗ 
pfändet und ſich außerdem verpflichtet, für die Zeit bis zum 
1. Januar 1905 ſeine ganze genannte Forderung nicht zu kün⸗ 
digen, auch andere auf Haſeleu eingetragene Hypotheken, welche 
ihm während der Pachtzeit durch Erbgang etwa zufallen ſollten, 
ebenfalls nicht zu kündigen. Durch „Pachtceſſionsvertrag“ vom 
28. Oktober 1893 hat Gerhard v. A. mit Einwilligung des 
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Kl. ſeine Rechte aus dem Pachtvertrag vom 3. März 1890 
an den Bekl. abgetreten und der Bekl. „die aus dem Pacht— 
vertrag für den bisherigen Pächter entſpringenden Pflichten über⸗ 
nommen“. In 5 5 des letzteren Vertrages find im Einzelnen 
zwiſchen dem Verpächter und dem neuen Pächter zu „Ergänzung 
und theilweiſer Modifizirung des alten Pachtvertrages“ Beſtim⸗ 
mungen getroffen, darunter sub Ziffer 1 die folgende: „Der 
neue Pächter haftet für die ordnungsmäßige Erfüllung ſeiner 
ſämmtlichen Verbindlichkeiten ans dem Pachtverhältniſſe wie der 
bisherige Pächter. Letzterer hat ſeine dem Verpächter verpfändete 
Hypothek von 18 000 Mark mit beſonderer Ceſſion vom heutigen 
Tag an den neuen Pächter abgetreten, ſodaß letzterer das Ver⸗ 
fügungsrecht über dieſe 18 000 Mark erworben hat. Der neue 
Pächter verpfändet gleichfalls die ihm abgetretenen 18 000 Mark 
zur Sicherheit des Verpächters für alle ihm, dem Pächter aus 
dem Pachtverhältniſſe obliegenden Verpflichtungen. Auch ver⸗ 
pflichtet ſich der neue Pächter, die ihm abgetretenen 18 000 Mark 
für die Zeit bis zum 1. Januar 1898 dem Beſitzer des Pfand⸗ 
grundſtückes nicht zu kündigen.“ — Im Jahre 1896 hat Ger⸗ 
hard v. A. den ihm an der vorgenannten Hypothek verbliebenen 
Reſt von 10 040 Mark, ſowie eine weitere auf Haſeleu ein⸗ 
getragene Hypothek von 28 040 Mark, welche ihm inzwiſchen 
durch Erbgang von einer Schweſter zugefallen war, zuſammen 
alſo 38 080 Mark, gleichfalls an den Bekl. abgetreten. Der 
Bekl. hat die Hypotheken cedirt, ſie wurden dem Kl. zum 
1. Januar 1901 gekündigt und er demnächſt auf Zahlung ver⸗ 
klagt. Der Bekl. hatte bei Abtretung der Hypotheken dem 
Ceſſionar von etwaigen Kündigungsbeſchränkungen keine Mit⸗ 
theilung gemacht. Der Kl. hat gezahlt und mit der Be⸗ 
hauptung, daß der Bekl. vertragswidrig und ſchuldhaft unter⸗ 
laffen habe, dem Ceſſionar von der bezüglich der Hypotheken 
beſtehenden Kündigungsbeſchränkung Mittheilung zu machen, 
Klage erhoben, mit dem Antrag auf Verurtheilung des Bekl. 
und Erſatz des dem Kl. entſtandenen und noch entſtehenden 
Schadens. Das B. G. hat in Abänderung des erſtinſtanzlichen 
Urtheils den Bekl. verurtheilt. Das R. G. hat aufgehoben und 
die klägeriſche Berufung zurückgewieſen. Aus den Gründen: 
Das B. G. hat, um zu ſeiner Auffaſſung des Vertrages 
zu gelangen, in denſelben den Sinn hineintragen müſſen, daß 
auch der Bekl. ſeinerſeits die von Gerhard v. A. eingegangenen 
Kündigungsbeſchränkungen für den Fall zu beachten ſich ver- 
pflichte, wenn er während der Pachtzeit die Hypotheken erwerben 
ſollte. Für dieſe Unterſtellung fehlt es aber an jedem Anhalt, 
und mit Recht weiſt die Reviſion darauf hin, daß man damals, 
im Jahre 1893, noch gar nicht habe in Rechnung nehmen 
können, es werde der Bekl. während der Pachtzeit in den Beſitz 
der Hypotheken gelangen, von denen die eine (zum Reſtbetrag) 
in Händen des Gerhard v. A. verblieben war, die andere ihm 
durch Erbgang zufallen ſollte. Thatſächlich ſind dieſe Hypo⸗ 
theken erſt drei Jahre ſpäter an den Bekl. abgetreten worden. 
Die Verpflichtung, welche nach Annahme des B. G. der Bekl. 
in dem Pachtceſſionsvertrag bezüglich der Hypotheken über⸗ 
nommen hätte, wäre von weiteren Eventualitäten abhängig und 
damit auch inhaltlich eine andere geweſen, als die in dem Pacht⸗ 
vertrag dem früheren Pächter auferlegte. Und auch für die 
Annahme, der Bekl. habe ſich verpflichtet, dafür einzuſtehen, 
daß Gerhard v. A. die Kündigungsbeſchränkung als eine dem 
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letzteren fortdauernd obliegende künftighin einhalten werde, 
mangelt es durchaus an einer thatſächlichen Grundlage. — Iſt 
aber jene Beſchränkung durch den Pachtceffionsvertrag auch für 
Gerhard v. A. außer Kraft getreten, ſo kann von einer Haft⸗ 
barkeit des Bekl. in ſeiner Eigenſchaft als Ceſſionar der 
Hypothek gleichfalls nicht die Rede ſein. Das B. U. verſtößt 
gegen geltende Rechtsnormen, indem es über die Grenze zu⸗ 
läſſiger Vertrags auslegung hinausgehend, in den Vertrag eine 
Willensmeinung hineinlegt, welche weder in dem Wortlaut des⸗ 
ſelben zum Ausdruck gekommen, noch mit dem aus den Um⸗ 
ſtänden erkennbaren Willen der Vertragstheile ſich in verſtändiger 
Weiſe vereinigen läßt. Es war alſo der, hiernach für begründet 
zu erachtenden Reviſion ſtattzugeben und das angefochtene Urtheil 
aufzuheben. VI. C. S. i. S. Siebenbürger c. v. Alten vom 
13. Januar 1902, Nr. 326/1901 VI. 

37. 8 568 Abſ. 2. 

Das von der verklagten Ehefrau geſtellte Begehren, ihrem 
Ehemanne im Wege der einſtweiligen Verfügung die Zahlung 
eines Gebührenvorſchuſſes von 140 Mark für die zur Zeit noch 
nicht beendete I. J. des vom Manne anhängig gemachten Che- 
ſcheidungsprozeſſes aufzugeben, iſt vom Königlichen L. G. zu 
Breslau durch Beſchluß vom 7. November 1901 zurückgewieſen 
worden, weil gar nicht behauptet und noch weniger glaubhaft 
gemacht ſei, daß die Bekl. ein zur Deckung des verlangten 
Koſtenvorſchuſſes ausreichendes Vermögen in die Ehe ein⸗ 
gebracht habe. Demgegenüber hat das Königl. O. L. G. die 
von der Bekl. erhobene Beſchwerde mit der Begründung zurück⸗ 
gewieſen, daß im geſetzlichen Güterſtande für Cheſcheidungs⸗ 
prozeſſe eine Koſtenvorſchußpflicht des Mannes der Frau gegen⸗ 
über nicht beſtehe. Obwohl hiernach die beiden Vorinſtanzen 
im Ergebniſſe der Zurückweiſung übereinſtimmen, iſt doch die 
Zuläſſigkeit der von der Bekl. nunmehr erhobenen weiteren Be⸗ 
ſchwerde nicht in Zweifel zu ziehen, da nach der Entſcheidung 
des L. G. das Geſuch der Bekl., bei Nachholung der vermißten 
Glaubhaftmachung, mit Erfolg hätte wiederholt werden können, 
während ihr nach der Entſcheidung des O. L. G. das Recht, 
einen Koſtenvorſchuß zu verlangen, unter allen Umſtänden ab⸗ 
geſprochen wird. In dieſer für die Beſchwerdeführerin un⸗ 
günſtigeren Rechtswirkung des zweiten Beſchluſſes iſt ein neuer 
ſelbſtſtändiger Beſchwerdegrund im Sinne des § 568 Abſ. 2 
der C. P. O. zu finden. Beſchluß des IV. C. S. i. S. Sand⸗ 
mann c. Sandmann vom 20. Januar 1902, Nr. 10/1902 IV. 

38. 88 592, 602. 

Die bloße Duldung der Zwangsvollſtreckung in das Ver⸗ 
mögen feiner Ehefrau, welche von dem beklagten Ehemann ver⸗ 
langt wird, ſtellt nur eine acceſſoriſche Ergänzung der gegen 
die Ehefrau angeſtrengten Wechſelklage dar, ohne welche dieſe 
ſelbſt ihren vollen Erfolg nicht haben könnte. Für dieſes acceſ⸗ 
ſoriſche Verhältniß muß es genügen, wenn der Gegenſtand der 
Hauptklage ſich für den Wechſelprozeß eignet. Wenn auch das 
Geſetz dies nicht ausdrücklich beſtimmt, ſo iſt doch nicht anzu⸗ 
nehmen, daß es ſeine Vorſchriften in 88 602, 592 über die 
Qualifikation der im Wechſelprozeſſe verfolgbaren Anſprüche auch 
auf dieſes von ihm nicht berührte Verhältniß habe beziehen und 
damit den Wechſelprozeß gegen Ehefrauen, welche nicht felbit- 
ſtändig ein Erwerbsgeſchäft betreiben, in allen den Fällen habe 
unpraktiſch machen wollen, wo die Zwangsvollſtreckung auf das 
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eingebrachte Gut der Ehefrau oder auf das Geſammtgut ange⸗ 
wieſen iſt; denn hier mußte vorerſt noch die Verurtheilung des 
Chemannes auf Duldung der Zwangsvollſtreckung im ordent⸗ 
lichen Verfahren herbeigeführt werden. I. C. S. i. S. Küſter c. 
Röder vom 7. Dezember 1901, Nr. 385/1901 J. 

39. § 595. 

Nach den ſpäter geänderten Klagbehauptungen traten als 
anſpruchbegründende Thatſachen hinzu die Prokura des beklagten 
Ehemannes und deſſen Vollziehung des Wechſelacceptes für die 
Firma ſeiner Ehefrau. Soweit dieſe letztere Thatſache der ur⸗ 
kundlichen Unterlage bedurfte, war ſie bereits in der der Klage 
beigefügten Wechſelſchrift prozeßordnungsmäßig enthalten. Für 
den Beweis wäre nach § 595 Abſ. 2 daſelbſt auch der Eid 
zuläſſig geweſen, er kam aber nicht in Frage, ebenſowenig wie 
die vom Kl. vorgelegten verſchiedenen Schriftſtücke, welche die 
Unterſchrift als Firmenunterſchrift darthun ſollten, weil das B. G. 
dieſen Beweis ſonſt für erbracht anſah. Uebrig bleibt daher 
nur die Behauptung, daß der beklagte Ehemann Prokuriſt 
feiner Ehefrau geweſen ſei. Den darüber lautenden Handels⸗ 
regiſterauszug hat der Kl. erſt in der mündlichen Verhandlung 
ohne vorher bewirkte Zuſtellung vorgelegt. Ob man über dieſen 
Mangel aus dem vom B. G. mitangeführten Grunde hinweg ⸗ 
kommen könnte, daß die Thatſache ſelbſt von den Bekl. zuge⸗ 
ſtanden und daher nicht beweisbedürftig geworden iſt, welche 
Auffaſſung in dem Bd. XII S. 131 der Entſch. des R. G. in 
Civilſachen veröffentlichten Urtheile des erkennenden Senats vom 
11. Juli 1884 eine Unterſtützung finden würde, kann wegen 
der Ausführungen in dem Urtheil des erkennenden Senats vom 
14. Januar 1895 — Entſch. Bd. XXX S. 405 — dahin⸗ 
geſtellt bleiben. (Wird weiter ausgeführt.) I. C. S. i. S. Küſter 
c. Röder vom 7. Dezember 1901, Nr. 385/1901 J. 

40. 8 622. 

Ausweislich der Vorprozeßakten des L. G. zu Dortmund 
hatte die Kl. bereits einmal eine Eheſcheidungsklage zur Termins⸗ 
beſtimmung eingereicht und es war damals der Verhandlungs- 
termin anf den 10. Januar 1899 beſtimmt worden. In dieſem 
Termin waren aber beide Theile ausgeblieben. Etwas Weiteres 
ergeben jene Akten nicht; namentlich ſind darin außer der Klage 
andere vorbereitende Schriftſätze oder irgend welche Erklärungen 
der Parteien nicht enthalten. In dem vorliegenden, durch Zu- 
ſtellung einer neuen Klage ſeit dem 3. Juni 1899 anhängig 
gewordenen Prozeſſe hat der Bekl. jenes Vorprozeſſes lediglich 
in Verbindung mit der Behauptung Erwähnung gethan, daß 
ihm ſeine Ehefrau damals verziehen habe. Die Einrede der 
Rechtshängigkeit iſt aber vom Bekl. in den beiden Vor⸗ 
inſtanzen nicht erhoben; vielmehr hat der Bekl. nach dem That⸗ 
beſtande des erſten Urtheils ſelbſt die Behauptung aufgeſtellt, 
daß jene frühere Eheſcheidungsklage von der Kl. zurückgenommen 
ſei. Bei ſolcher Sachlage kann die Einrede der Rechtshängig⸗ 
keit in der Revifionsinſtanz nicht mehr geltend gemacht werden. 
Ebenſowenig iſt anzuerkennen, daß die Frage einer etwaigen 
Rechtshängigkeit immer von Amtswegen zu erörtern fei- 
(Vergl. Juriſtiſche Wochenſchrift von 1893 S. 425 Nr. 8.) Ob 
aber unter Umſtänden in Eheſcheidungs ſachen eine ſolche 
Erörterung mit Rückſicht auf die Vorſchrift des § 622 der 
C. P. O. geboten ſein möchte, bedarf hier keiner Prüfung, da im 
vorliegenden Falle nicht abzuſehen iſt, inwiefern eine darauf ge- 
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richtete Unterſuchung, ob jene Klage des Vorprozeſſes zugeſtellt 
geweſen ſei, und ob dieſelbe durch Zurücknahme ihre Erledigung 
noch nicht gefunden habe, zur Aufrechterhaltung der Ehe 
hätte dienen können. IV. C. S. i. S. Bürger c. Bürger vom 
23. Januar 1902, Nr. 357/1901 IV. 

41. 88 732, 767, 768. 

Es mag im Allgemeinen zugegeben werden, daß die von 
der C. P. O. für Streitigkeiten in Zwangsvollſtreckungsſachen 
gegebenen Vorſchriften über Verfahren und Zuſtändigkeiten in 
der Regel im Sinne der Ausſchließlichkeit der beſtimmten 
Gerichte und des angeordneten Verfahrens auszulegen ſind. 
Allein an geſetzlicher Zulaſſung einzelner Ausnahmefälle kann 
nicht gezweifelt werden und namentlich geht aus § 768 der 
C. P. O. deutlich hervor, daß zur Bekämpfung der Zwangs- 
vollſtreckung gegen den angeblichen Rechtsnachfolger der Klage⸗ 
weg, daneben aber der im § 732 daſelbſt beſchriebene Be⸗ 
ſchwerdeweg gegeben fein fol. Durch Anbringung der Ein- 
wendungen nach § 732 der C. P. O. wird ſpätere Klage⸗ 
erhebung nach 88 767, 768 nicht gehindert und durch die 
Beſchlußfaſſung im Einwendungsverfahren dem ſpäteren Urtheile 
im Klageverfahren nicht vorgegriffen wird. Motive zur C. P. O. 
vom 30. Januar 1877 S. 407. Durch den $ 732 wird nur 
ein vorläufiges ſummariſches, durch § 768 aber das ordentliche 
endgiltige Verfahren im Streit über Rechts. und Beſitznachfolge 
und Zuläſſigkeit der Vollſtreckungsklauſel eröffnet, durch das erſtere 
und die darin zu Ungunſten des Nachfolgers getroffene Ent- 
ſcheidung wird der Erhebung der Klage nach § 768 fowie einer 
über dieſe zu treffenden abweichenden Entſcheidung nicht vor⸗ 
gegriffen; auf einen dem Schuldner ungünſtigen im Vorverfahren 
ergangenen Beſchluß kann daher von dem nach § 768 ver- 
klagten Gläubiger nicht die Einrede der rechtskräftig entſchiedenen 
Sache gegründet werden. V. C. S. i. S. Meiſterverein c. 
Pauſon vom 8. Januar 1902, Nr. 353/1901 V. 

42. 8 1025. 

Lag ein Schiedsvertrag im Sinne des § 1025 der C. P. O. 
vor, ſo durfte der Schiedsrichter ſeine Entſcheidung, ſolange eine 
dem Geſetz entſprechende Zuſtellung nicht ſtattgefunden hatte, 
einer Aenderung unterwerfen. VII. C. S. i. S. Schober c. ge⸗ 
meinſame Ortskrankenkaſſe zu Schöneberg und Friedenau vom 
7. Januar 1902, Nr. 431/1901 VII. 

II. Sonſtiges Reichsrecht. 

Einführungsgeſetz zur Civilprozeßordnung. 

43. 58 7, 8. | 

Rechtsanwalt D. hatte gegen Beſchluß des L. G. Be⸗ 
ſchwerde eingelegt und dieſe war durch Beſchluß des II. Senats 
des Königl. O. L. G. zurückgewieſen worden. Rechtsanwalt D. 
hatte hiergegen weitere Beſchwerde erhoben, die vom Koͤnigl. 
Bayeriſchen Oberſten Landesgericht an das R. G. abge— 
geben, aber vom jetzt entſcheidenden Senat durch Beſchluß vom 
28. Dezember 1901 wegen Nichtunterzeichnung durch einen beim 
Oberſten Landesgericht oder O. L. G. München zuge⸗ 
laſſenen Anwalt als unzuläſſig verworfen worden iſt. Nunmehr 
hat Rechtsanwalt O. Namens des Rechtsanwalts D. weitere 
Beſchwerde gegen den bezeichneten oberlaudesgerichtlichen Beſchluß 
eingelegt und das Königl. Bayeriſche Oberſte Landesgericht 
München hat ſich abermals für unzuſtändig in dieſer Sache er- 
klärt. Dieſe weitere Beſchwerde wurde als unzuläſſig und koſten⸗ 
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fällig gemäß 88 568 Abſ. II, 574, 97 der C. P. O. 
verworfen. (Die Gründe intereſſiren nicht.) Es iſt in 
ihr ſchließlich noch um Niederſchlagung der Koſten des 
vorigen reichsgerichtlichen Verwerfungsbeſchluſſes vom 28. De⸗ 
zember 1901 gebeten worden. Beſchwerdeführer glaubt, daß für 
ſeine beim Oberſten Landesgericht München eingereichte erſte 
weitere Beſchwerde nach 58 7 und 8 des E. G. zur C. P. O. 
Anwaltszwang nicht beſtand, er überſieht aber dabei, daß die 
betreffenden Vorſchriften nur für die Reviſionseinreichung ge⸗ 
geben, auf das anders geartete Beſchwerdeverfahren auch nicht 
entſprechend angewendet werden können und daß aus dieſem 
Grunde auch der Bayeriſche Oberſte Gerichtshof, falls er ſeine 
Zuſtändigkeit angenommen hätte, jene erſte weitere Beſchwerde 
als unzuläſſig verworfen haben würde. Vergl. Sammlung der 
Entſch. des Bayeriſchen Oberſten Gerichtshofes in Civilſachen 
Bd. XIII S. 1, 433. Das Verlangen, jene Koſten niederzu« 
ſchlagen, iſt daher gänzlich unbegründet. Beſchl. des V. C. S. 
i. S. Wegele c. Mayer vom 25. Januar 1901, B Nr. 19/1902 V. 

Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 

44. § 70 Abſ. 3. C. P. O. § 547 Abſ. 2. 

Die Reviſion iſt, ſoweit es ſich um die Klage gegen den 
Bürgermeiſter K. handelt, ohne Rückſicht auf den Werth des 
Streitgegenſtandes zuläſſig; denn für den mit ihr verfolgten An- 
ſpruch war nach § 39 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum 
Deutſchen G. V. G. vom 24. April 1878 in I. J. das L. G. 
ausſchließlich zuſtändig. Aber die durch §8 70 Abſ. 3 des 
G. V. G. und § 547 Abſ. 2 der C. P. O. zugelaſſene Er⸗ 
weiterung der Zuſtändigkeit des R. G. iſt zwar auf Anſprüche 
gegen den Landesfiskus, nicht jedoch auf Anſprüche gegen ein- 
zelne Gemeinden ausgedehnt. Für die Klage gegen die Stadt 
Preetz iſt deswegen nach dem Werth des Streitgegenſtandes das 
Amtsgericht, und nicht ausſchließlich das L. G. zuſtändig ger 
weſen, und folgeweiſe war die Resilion bezüglich dieſer Klage 
wegen Mangels der geſetzlichen Beſchwerdeſumme als unzuläſſig 
zu verwerfen. Die Reviſion gegen die Eutſch. über den Anſpruch 
des Kl. gegen den Bekl. K. iſt unbegründet. Die Klage ſtützt 
ſich in dieſem Theile auf die Behauptung, der Bekl. habe unter 
ſchuldvoller Ueberſchreitung ſeiner amtlichen Zuſtändigkeit die 
Polizeivererdnung vom 22. November 1875 abgeändert, und 
der Kl. habe, indem er ſich gutgläubig auf die Zuläſſigkeit dieſer 
Aenderung verlaſſen habe, die Strafverfolgung ſich zugezogen, 
deren Koſten mit dieſer Klage zurückgefordert werden. Aber 
dieſe Behauptung iſt nach der zutreffenden Auslegung, die der 
B. R. der Eröffnung des Bekl. vom 15. Februar 1900 giebt, 
thatſächlich unrichtig. Darnach hat der Bekl. nicht die erwähnte 
Verordnung abgeändert und die Polizeiſtunde verlängert, ſondern 
nur den Wirthen eine Warnung vor dem Mißbrauch einer bisher 
geübten Nachſicht zukommen laſſen. VI. C. S. i. S. Kretzer 
c. Klinger und Stadt Preetz vom 20. Januar 1902. 
Nr. 340/1901 VI. 

Gerichtskoſtengeſetz. 

45. 8 16 Abſ. 1. 

Die Beſchwerde muß gemäß § 16 Abſ. 2 des G. K. G. 
und § 567 Abſ. 2 der C. P. O. als zuläſſig erachtet werden, 
da in Folge der Erhöhung des Streitgegenſtandes von 3000 Mark 
auf 5 475 Mark die dem Bekl. B. zur Laſt fallenden Koiten an 
Gerichts und Anwaltsgebühren ſich um mehr als 100 Mark 
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erhöhen würden. Dieſelbe ift auch begründet. Die Erhöhung 
durch das O. L. G. iſt erfolgt auf eine Beſchwerde, mittels 
welcher die Bekl. B. und H. die Herabſetzung des Werthes 
des Streitgegenſtandes beantragt hatten, ohne daß im Uebrigen 
in der Hauptſache oder bezüglich der Koften ein Verfahren an⸗ 
hängig geweſen wäre. Das O. L. G. beruft ſich für die Zu⸗ 
läſſigkeit der von ihm angeordneten, von keiner Seite beantragten 
Erhöhung auf $ 16 Abſ. 1 des G. K. G., wonach die Feſt— 
ſetzung auch vom Gerichte der höheren Juſtanz, „im Laufe des 
Verfahrens“ von Amtswegen geändert werden kann. Dieſe 
Beſtimmung iſt aber im vorliegenden Falle um deswillen nicht 
anwendbar, weil ein ſolches Verfahren, wie es im § 16 cit. 
gemeint iſt, und das ein anderes ſein muß als das lediglich 
die Beſchwerde über die Werthfeſtſetzung ſelbſt betreffende Ver⸗ 
fahren, zur Zeit des Erlaſſes des angefochtenen Beſchluſſes nicht 
anhängig war. Beſchl. des II. C. S. i. S. Schattſchneider 
c. Buſſe vom 24. Januar 1902, B Nr. 15/1902 II. 

Handelsrecht. 

46. §§ 346, 354, 377 ff. 

Die Gründe des B. R. beſchränken ſich auf die Aus— 
führungen: „Bekl. war berechtigt, die 2 000 Kilo Zehnfilo- 
bunde zurückzuweiſen, und fie hat dies, da fie die Bunde am 
15. Juli erhalten hat, mit Brief vom 17. Juli ganz rechtzeitig 
gethan. Darin, daß die Bekl. bei Empfang der Rechnung, die 
etwas früher erfolgt ſein ſoll, nicht alsbald remonſtrirt hat, 
kann die Erklärung eines Einverſtändniſſes mit der bereits ab— 
gegangenen Lieferung unmöglich gefunden werden.“ Die Reviſion 
hat gegen dieſen Theil der Urtheilsgründe die Rüge eines 
Mangels in der Begründung erhoben, indem ſie ausführte: der 
B. R. habe danach das Vorbringen ganz übergangen, daß die 
durch die Faktura von dem Inhalt der Sendung unterrichtete 
Bekl. trotzdem, ohne Einwendung zu erheben, die geſammte 
Ladung habe aus laden und nach Sonnefeld verbringen laſſen; 
dieſes Vorbringen hätte aber inſoweit erheblich ſein können, als 
in jenem Verhalten der Bekl. für ſich allein oder in Verbindung 
mit ihrem Schweigen bei Empfang der Faktura eine Ver— 
fügung über die Waare zu finden wäre, welche eine nach— 
trägliche Beanſtandung nach §§ 377 und 378 des H. G. B. 
ausgeſchloſſen hätte; jedenfalls ſei daſſelbe nicht durch das in 
den Gründen des B. U. auch nicht bezogene Vorbringen der 
Bekl. ausgeräumt, daß ſie die beanſtandete Waare nur deshalb 
nach Sonnefeld verbracht habe, weil ſie für deren Aufbewahrung 
habe ſorgen müſſen; denn es fehle in jenem Vorbringen an 
jedem Anhalte dafür, daß in Ebersdorf kein zur Aufbewahrung 
geeigneter Raum vorhanden geweſen und aus dieſem Grunde die 
beanſtandete Waare nach dem von der Bahu entfernt gelegenen 
Sonnefeld habe verbracht werden müſſen. Dieſer Rüge war der 
Erfolg nicht zu verſagen. Der B. R. hatte nach jenem Bor: 
bringen der Kl. die zwei Fragen zu prüfen, einmal ob nicht nach 
den Vorſchriften der 88 378 und 377 des H. G. B. die 
Bekl. das Präjudiz des § 377 Abſ. 2 a. o. St. treffe und 
deshalb der hier ſtreitige Theil der Sendung als genehmigt 
gelte, und ſodann ob nicht aus dem geſammten Verhalten der 
Bekl. nach den im Handelsverkehr geltenden Gewohnheiten und 
Gebräuchen ($ 346 H. G. B.) und nach dem, was Treue und 
Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte gebietet (§S 157 
B. G. B.), eine ſtillſchweigende Genehmigung abgeleitet werden 
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könnte. Die Gründe des B. R., welche eine Bezugnahme auf 
die anzuwendenden Geſetzesvorſchriften vermiſſen laſſen, könnten 
ſchon das Bedenken erregen, ob bei der Annahme, daß die 
Zurückweiſung der 2000 Kilo Zehnkilobunde mit dem nach dem 
Vorbringen der Bekl. jedeufalls zwei Tage nach Abladung der 
Sendung datirten Briefe vom 17. Juli noch „ganz rechtzeitig“ 
geweſen ſei, überhaupt in Erwägung gezogen wurde, daß die 
Vorſchrift des 8 378 des H. G. B. in Betracht kommen könne; 
denn, da der Bekl. aus der ihr zugekommenen Faktura ſchon bei 
Beginn des Abladens bekannt war, daß die Sendung inſoweit 
nicht dem Vertrage entſpreche, hätte es, wenn § 378 des 
H. G. B. zu berückſichtigen war, immerhin einer Darlegung der 
Gründe bedurft, aus denen die Beanſtandung in einem früheſtens 
2 Tage nachher abgeſendeten Briefe als rechtzeitig angenommen 
wurde. Jedenfalls läßt aber die bezogene Begründung des 
B. U., — die bei ihrer Knappheit überdies jede Möglichkeit 
einer Nachprüfung ausſchließt, ob die Vorſchriften des § 346 
des H. G. B. und des § 157 des B. G. B. überhaupt in 
Betracht gezogen und richtig angewendet worden ſeien, — was 
die Prüfung der zweiten Frage anlangt, nur erkennen, daß das 
Schweigen der Bekl. nach Einkunft der Faktura gewürdigt 
wurde, und rechtfertigt nicht den Schluß, daß der B. R. das 
geſammte Verhalten der Bekl. vom Empfang der Faktura 
an bis zur Abſendung des Briefes vom 17. Juli zum Gegen— 
ſtand ſeiner Erwägungen gemacht habe. Der Umſtand, daß in 
dem Theil des B. U., der ſich auf die Widerklage bezieht, der 
Rechtsgrund für das Begehren auf Lagerkoſten in einer „Ge— 
ſchäftsführung ohne Auftrag“ gefunden wird, läßt nicht den 
Rückſchluß zu, daß nach Annahme des B. R. der Transport der 
ſpäter beanſtandeten Waare nach Sonnefeld dadurch gerecht— 
fertigt war, weil Bekl. für deren Aufbewahrung habe ſorgen 
müſſen. Anſtatt nämlich die rechtliche Grundlage jenes Be— 
gehreus in den Vorſchriften der §§ 379 Abſ. 1 und 354 des 
H. G. B. zu ſuchen, hat der B. R. auf den Rechtsgrund einer 
außerkontraktlichen Geſchäftsführung ohne Auftrag zurückgegriffen; 
dadurch legt er aber das Bedenken nahe, ob er überhaupt die 
Vorſchrift des §S 397 Abſ. 1 a. o. St. in Erwägung gezogen 
habe; es enthält ferner jener Theil der Urtheilsgründe keine 
Angaben der thatſächlichen und rechtlichen Erwägungen, auf 
Grund deren nach Annahme des B. R. in der Lagerung der 
beanſtandeten Waaren die Vorausſetzungen einer Geſchäfts— 
führung ohne Auftrag nach $ 677 des B. G. B. zu finden ſeien, 
und bietet deshalb auch in dieſer Beziehung keinen Anhalt für 
einen Rückſchluß des oben bezeichneten Inhalts. II. C. S. i. S. 
Hackenſchmidt c. Heinrichs vom 21. Januar 1902, Nr. 349/1901 II. 

47. Art. 310. 

Die Kl. konnte als Pfandgläubigerin gemäß Art. 310 des 
Allgemeinen Deutſchen H. G. B. verfahren, oder der Konkurs— 
verwalter konnte die Verwerthung des Pfandes gemäß § 117 
der Konkursordnung fordern. Der Konkursverwalter hat an 
Stelle deſſen, was ihm nicht verſagt war, die Kl. zum Ver— 
kaufe des Pfandes ermächtigt. Der Konkursverwalter rügt mit 
Grund, daß die Kl. das Pfand nicht, wie ſie dies nach ihrem 
Schreiben vom 9. Auguſt gethan, einfach übernehmen durfte. 
Es iſt auch völlig durchſichtig, daß die Kl. die beiden Kuxe, 
die ſie nach der in I. J. eingetragenen eidlichen Ausſage ihres 
Prokuriſten und nach der zu den Akten gebrachten Mäkler⸗ 
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urkunde bereits am 25. Juli 1898 ohne Recht verkauft hatte, 
zur Zeit des Verkaufsauftrags vom 8. Auguſt trotz des Normirens 
des Verkaufs vom 25. Juli 1898 nicht mehr beſaß. Aber 
daraus folgt nicht, daß ſie ihre Kaufpreisforderung verloren 
hat, ſondern uur, daß fie ſich entweder den früher erzielten Er- 
los abziehen laſſen muß, oder den Erlös, den das Pfand ge- 
bracht hätte, wenn es am 9. Auguſt verkauft worden wäre. 
Jener Erlös betrug weniger, als was die Kl. ſich jetzt ab- 
rechnen laſſen will, und nach der Feſtſtellung des B. R. ſtanden 
Kuxe Glückauf am 9. Auguſt zu 8475 Mark. Dieſen Kurs 
zu Grunde zu legen, erſcheint um ſo weniger bedenklich, als 
beide Bekl. nach dem Thatbeſtand des erſten Urtheils ſich 
eventuell mit dem Abzuge von 17 041,80 Mark als Pfand⸗ 
erlös zufrieden gegeben, einen höheren weder behauptet, noch 
unter Beweis geſtellt haben. I. C. S. i. S. Zielenziger c. Kon⸗ 
kursmaſſe Merckel & Co. vom 4. Dezember 1901, Nr. 259/1901 J. 

Wechſelrecht. 6 

48. Art. 49, 81. | 

Es iſt davon auszugehen, daß der hier in Betracht kommende, 

in der Bürgſchaftsurkunde näher bezeichnete eigene Wechſel 
zwei Ausſteller, G. und H., hatte. Nach den Grundſätzen 
der Deutſchen W. O. — Art. 81 und 49 — begründet nun 
jede Wechſelunterſchrift eine ſelbſtſtändige Wechſelverpflichtung; 
es beſtehen daher jo viele ſelbſtſtändige Wechſelverpflichtungen 
als wechſelmäßige Skripturakte und Wechſelſchulden beſtehen. 
II. C. S. i. S. Deuchler c. Wertheimer vom 20. Dezember 1901, 
Nr. 316/1901 II. 

Gewerbeordnung. 

49. 5 133 d. 

Unter welchen Vorausſetzungen eine Berechtigung des Bekl. 
zur Löſung des Vertrages gegeben ſei, iſt im Vertrage nicht De» 
ſtimmt. Mit Recht hat daher das O. L. G. die Beſtimmungen 
der R. Gew. O. über das Recht der Angeſtellten zur Auf: 
bebung des Dienſtverhältniſſes vor Ablauf der vertragsmäßigen 
Zeit, welchen Beſtimmungen der Bekl. als Techniker unterliegt, 
für maßgebend erachtet. Die Vorſchrift des §S 133d Ziffer 2 
der Gew. O., nach welcher die betreffenden Augeſtellten die Auf⸗ 
hebung des Dienſtverhältniſſes insbeſondere verlangen können, 
wenn der Arbeitgeber die vertragsmäßigen Leiſtungen 
nicht gewährt, iſt deshalb nicht zu Gunſten des Bekl. ange⸗ 
wendet worden, weil die Kl. mit Rückſicht darauf, daß der Bekl. 
ſich entſchloſſen gehabt habe, vertragsbrüchig zu werden, ſich gegen 
den ihr drohenden Vertragsbruch deſſelben durch Einhaltung 
der für die Monate Juni und Juli 1899 thatſächlich geſchuldeten 
Gehaltsbeträge zu ſchützen. Dies muß dahin verſtanden werden, 
daß Kl. ſich im Voraus durch Zurückbehaltung des Gehaltes die 
Möglichkeit habe ſichern dürfen, gegen die fälligen Gehalts 
forderungen des Bekl. die Gegenforderung auf Zahlung der Ver⸗ 
tragsſtrafe, die ihr in Folge des zu befürchtenden Vertragsbruches 
des Bekl. erwachſen könne, ſpäter aufzurechnen. Ein Zurück— 
behaltungsrecht beſteht aber, wegen eines erſt drohenden Vertrags- 
bruches rechtlich nicht. Ein ſolches kaun nach den Grundſätzen 
des hier in Betracht kommenden c. c. nur auf Grund einer 
bereits vorhandenen Vertragsverletzung und eines daraus bereits 
entſtandenen Anſpruchs, nicht wegen einer künftigen, der Exiſtenz 
nach noch ungewiſſen Forderung ausgeübt werden. Die Be— 
gründung, mit welcher das O. L. G. die Annahme rechtfertigt, 
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daß der § 133d Ziffer 2 der Gew. O. nicht anwendbar ſei, 


iſt demnach rechtlich nicht haltbar. II. C. S. i. S. Wilhelmi 
c. A.⸗G. Farbenfabriken vorm. Friedr. Bayer & Co. vom 
21. Januar 1902, Nr. 359/1901 II. 

50. 

Die von dem O. L. G. feſtgeſtellte und unſtreitige That⸗ 
ſache, daß die Kl. dem Bekl. das vertragsmäßige Gehalt für die 
Monate Juni und Juli 1899 nicht gezahlt hat, zwingt für ſich 
allein anch dann nicht zur Anwendung des bezogenen §S 133d 
Ziffer 2, wenn, wie von dem O. L. G. angenommen wird, die 
Forderung des Bekl. auf Zahlung dieſes Gehaltes zu Recht 
beſtand. Es bedürfte dazu noch der Feſtſtellung, daß die Nicht⸗ 
zahlung der geſchuldeten Gehaltsbeträge Seitens der Kl. ſich 
unter den obwaltenden Umſtänden als Nichtgewäh rung 
der vertragsmäßigen Leiſtungen im Sinne des § 133 d Ziffer 2 
der Gew. O. darſtellt. Denn zum richtigen Verſtändniß dieſer 
Geſetzesvorſchrift iſt der §S 133 b a. a. O. heranzuziehen, in 
welchem beſtimmt iſt, daß jeder Theil die Aufhebung des Dienſt⸗ 
verhältniſſes verlangen kann, wenn ein wichtiger, nach den 
Umſtänden des Falles die Aufhebung rechtfertigender Grund 
vorliegt. Dieſer oberſte Grundſatz, daß die Umſtände des Falles 
für die Beantwortung der Frage, ob die Aufhebung des Ver⸗ 
tragsverhältniſſes gerechtfertigt ſei, maßgebend fein ſoll, bleibt 
auch für die Entſcheidung darüber maßgebend, ob im gegebenen 
Fall eine Nichtgewährung der vertragsmäßigen Leiſtungen vor⸗ 
liege, welche nach §S 133d Ziffer 2 zu Gunſten der Angeftellten 
Unbedenklich 
wird dies verneint werden können, wenn der Arbeitgeber nur 
einen im Verhältniß zu dem geſchuldeten Gehalte ganz geringen 
Betrag nicht gezahlt oder wegen einer vorübergehenden Ver⸗ 
legenheit das Gehalt nicht pünktlich entrichtet hat. Ein Gleiches 
kann aber auch angenommen werden, wenn der Angeſtellte durch 
ſein Geſammtverhalten dem Arbeitgeber einen begründeten 
Anlaß gegeben hat, die Gehaltszahlung hinauszuſchieben, wenn 
insbeſondere der Angeſtellte die ihm nach dem Dienſtvertrage 
obliegenden Pflichten nicht erfüllt. In ſolchen Fällen hat die 
Nichtzahlung nicht den Charakter einer Vertragsverletzung Seitens 
des Arbeitgebers, ſondern den einer Abwehr gegenüber der Ver⸗ 
letzung der Vertragspflichten Seitens des Angeſtellten und eines 
Mittels, dieſen zur Erfüllung ſeiner Pflicht zu veranlaſſen. In 
den Vorinſtanzen ſind von der Kl. Umſtände geltend gemacht 
worden, welche in dieſer Beziehung erheblich ſind. Insbeſondere 
iſt behauptet worden, der Bekl. habe keine genügenden Be⸗ 
ſcheinigungen über ſeine angebliche Krankheit beigebracht und die 
deshalb ihm gemachten Auflagen nicht befolgt. Das O. L. G. 
hat dieſe Behauptungen nur inſoweit berückſichtigt, als ſie die 
Beſorgniß rechtfertigten, daß der Bekl. ſpäter vertragsbrüchig 
werde. Die Behauptungen ſind aber auch in der Richtung zu 
prüfen, ob der Bekl. durch ſein Verhalten bereits ſeine Vertrags- 
pflichten verletzt gehabt habe, und ob die Kl., aus dem Geſammt⸗ 
verhalten des Bekl. daſſelbe objektiv betrachtet, einen genügenden 
Grund entnehmen durfte, ihrerſeits jo zu handeln, wie fie ge— 
handelt hat, insbeſondere dem Bekl. die fälligen Gehaltsbeträge 
vorzuenthalten. Dies würde die Ausſchließung der Anwendung 
des angezogenen $ 133 d Ziffer 2 rechtfertigen können, wenn 
auch, wie von dem O. L. G. nachträglich feſtgeſtellt worden iſt, 
der Bekl. wirklich durch Krankheit verhindert war, während der 
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Monate Juni und Juli 1899 feinen Dienft zu verſehen. Denn 
der Nichtzahlung der Gehaltsbeträge für dieſe Zeit konnte ſchon 
dann der Charakter der Nichtgewährung der vertragsmäßigen 
Leiſtungen abgeſprochen werden, wenn die Kl. nach dem geſammten 
Verhalten des Bekl. annehmen durfte, daß derſelbe fälſchlich 
behaupte krank zu ſein, oder ſo krank zu ſein, daß er keinen Dienſt 
verſehen könne, oder wenn das von der Kl. dem Bekl. gegenüber 
wiederholt ohne Erfolg kund gegebene Verlangen, ſeinen angeblichen 
Krankheitszuſtand näher darzulegen und durch ärztliche Gutachten 
glaubhaft zu machen, nach den thatſächlichen Verhältniſſen und nach 
den ſich aus dem Dienſtvertrage ergebenden Rechten und Pflichten 
für berechtigt erachtet würde. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

Reichshaftpflichtgeſetz vom 7. Juni 1871. 

51. § 1. 


Das B. G. hat feſtgeſtellt, daß, was auch allgemein bekannt 
ſei, in Berlin trotz des polizeilichen Verbotes aus Neubauten 
leichtſinniger und unbeſonnener Weiſe häufig Wagen heraus⸗ 
geſchoben werden. Mag auch in einem einzelnen, beſonders 
gearteten Falle, der Zuſammenſtoß eines rückwärts auf die Straße 
geſchobenen Wagens mit einem anderen Wagen nicht vermeidbar ſein, 
jo iſt die Gefahr bei einem ſchnell auf Schienen fahrenden Motor- 
wagen eine erheblich größere und dem Eiſenbahnbetriebe eigen⸗ 
thümliche. VI. C. S. i. S. Große Berliner Straßenbahn, Aktien⸗ 
geſellſchaft e. v. Nolte vom 9. Januar 1902, Nr. 357/1901 VI. 

52. 8 1. 

Unrichtig iſt die Anſicht der Reviſion, daß ein zurechnungs⸗ 
fähiger Menſch auch dann ſchuldhaft handele, wenn er im 
Momente der Gefahr etwas Sachwidriges thut. Auch kann in 
dem angeblich ſachwidrigen Verhalten des Kl. — dem Verſuche 
des Abſpringens im Momente der Gefahr — nicht höhere Gewalt 
gefunden werden. Denn die Beſtürzung des Kl. iſt dadurch 
verurſacht worden, daß er einen Zuſammenſtoß für unvermeidlich 
hielt, weil der auf Schienen laufende Motorwagen nicht aus⸗ 
weichen und auch nicht rechtzeitig zum Stehen gebracht werden 
konnte. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

53. 8 1. 

Es giebt Fälle, in denen eine Handlung, welche unter ge⸗ 
wöhnlichen Umſtänden als ſchuldhaft, namentlich als ſchuldbare 
Gefährdung des eigenen Lebens, erſcheint, um deswillen nicht 
für ſchuldhaft zu erachten und alſo auch nicht geeignet iſt, die 
Haftung des Betriebsunternehmers nach § 1 des Haftpflicht- 
geſetzes auszuſchließen, weil ſie vorgenommen wurde, um einer 
ſittlichen Verpflichtung zu genügen, ſo insbeſondere, wenn der 
Verletzte ſich der Gefahr ausgeſetzt hat um ein anderes 
Menſchenleben zu retten. Vergl. das Urtheil des R. O. H. G. vom 
4. September 1878 bei Eger, Reichs⸗Haftpflichtgeſetz, 5. Auflage 
S. 152. Wenn jemand mit eigener Lebensgefahr etwa eine 
Perſon, die nur auf dieſe Weiſe zu retten iſt, vor der heran⸗ 
nahenden Lokomotive wegreißt oder ein auf den Schienen 
liegendes Hinderniß noch im letzten Augenblick entfernt und da⸗ 
durch den Eiſenbahnzug vor dem Entgleiſen bewahrt (ohne daß 
der alſo Handelnde die gefährliche Situation ſchuldhaft ſelbſt 
herbeigeführt hatte), jo wird man dem bei folder Rettungs- 
thätigkeit Verletzten ſeine unter Einſetzung von Leib und Leben 
unternommene That nicht zum Verſchulden anrechnen dürfen; 
und es würde in einem derartigen Falle die Annahme eines 
eigenen Verſchuldens auch nicht aus dem Geſichtspunkte gerecht⸗ 
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fertigt erſcheinen, weil der Unfall durch eine (objektiv vor- 
liegende) Uebertretung eines bahnpolizeilichen Verbotes, durch 
verbotswidriges Betreten des Bahnkörpers ꝛc. herbei⸗ 
geführt worden ſei. Es mag ferner anzuerkennen ſein, daß 
unter Umſtänden ſelbſt dann, wenn der Verletzte nur irrthümlich 
eine Sachlage als gegeben angenommen hat, welche ein Ein⸗ 
greifen ohne Rückſicht auf die eigene Gefahr zur Pflicht machen 
würde, ein Verſchulden für ausgeſchloſſen gelten kann, und daß 
für die Frage der Entſchuldbarkeit eines ſolchen Irrthums über 
das Beſtehen oder die Größe der Gefahr, über das Verhältniß 
des Wagniſſes zu derſelben, oder auch eines Irrthums über die 
Wahrſcheinlichkeit des Gelingens eines Rettungsverſuches 
möglicherweiſe die gegenüber den Gefahren des Bahnbetriebes 
in erhöhtem Maße ſich einſtellende, zu raſchem Entſchluſſe 
drängende Aufregung in Betracht zu ziehen iſt, welche eine kalt⸗ 
blütige Beurtheilung, eine vernünftige Abwägung aller Ver⸗ 
hältniſſe (vergl. Entſch. des R. G. Bd. 29 S. 123) dem 
Handelnden nicht ermöglicht oder erſchwert hat. Allein um die 
Annahme zu rechtfertigen, der Verletzte, welcher ſich bewußter 
Weiſe in die Gefahr begeben hat, habe das gethan, um eine 
ſittliche Pflicht zu erfüllen, um unter Daranſetzen von Leib und 
Leben Andere zu rettten, müfjen doch thatſächliche, aus der Sach⸗ 
lage des Falles ſich ergebende Anhaltspunkte vorliegen. Hat 
die Bekl. einen ſolchen lhatſächlichen Hergang des Unfalles dar⸗ 
gethan, welcher nach dem äußeren Verlauf und nach der Regel 
des gewöhnlichen Lebens das eigene Handeln des Verletzten als 
die Urſache des Unfalls und dieſes Handeln als ſchuldhafte 
— ſogar in Uebertretung eines polizeilichen Verbotes ge⸗ 
ſchehene — Gefährdung des eigenen Lebens erſcheinen läßt, ſo 
iſt es Sache des Kl., beſondere Umſtände darzuthun, woraus 
gleichwohl eine Exculpation für den Verunglückten ſich ergeben 
würde. Mag es ſich hier auch nicht um eine eigentliche Replik 
gegen die Einrede des eigenen Verſchuldens handeln (vergl. 
Entſch. des R. G. Bd. 38 S. 164 f.), ſo kann doch nicht dem 
beklagten Betriebsunternehmer zugemuthet werden, den Nachweis 
zu erbringen, daß bei einem Verhalten des Verunglückten, das 
nur unter ganz beſonderen Umſtänden, etwa wegen des zu 
Grunde liegenden, aber äußerlich nicht erkennbaren ſittlichen 
Beweggrundes, ſich als gerechtfertigt und vernünftig erweiſen 
könnte, derartige Momente ausgeſchloſſen ſeien. Jedenfalls aber 
mußte, wenn ein ſolcher Geſichtspunkt ſich für das Gericht aus 
dem Sachverhalt oder dem Ergebniſſe der Beweisaufnahme 
herausſtellte, hierüber verhandelt und auch der Gegenpartei Ge⸗ 
legenheit, ſich darüber auszuſprechen, gegeben werden. Das 
gegentheilige Verfahren des B. G. widerſtreitet dem Grundſatze 
des beiderſeitigen Gehörs. Und die Annahme eines an dem 
Getödteten unternommenen Rettungsverſuches in dem B. U. 
entbehrt auch einer zureichenden thatſächlichen Begründung; das⸗ 
ſelbe verſtößt gegen die Vorſchriften in $ 286 Abſ. 1 mit 
§ 139 der C. P. O. VI. C. S. i. S. A.⸗G. Weſtfäliſche 
Landeseiſenbahn e. Wolff vom 16. Januar 1902, Nr. 331/1901 VI. 

54. 

Militärpenſionsgeſetz vom 27. Juni 1871 $ 107. 
(Geſetz vom 22. Mai 1893 Art. 12.) Reichs beamten⸗ 
geſetz vom 31. März 1873 8 48ff. 

Die entſcheidende Rechtslage für die Frage der An⸗ 
rechuung der Militärzeit der ſtädtiſchen Gemeindebeamten bei 
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Feſtſetzung ihrer Penſion iſt materiell dieſelbe im Rheiniſchen 
Rechtsgebiete wie in demjenigen der Städteordnung für die 
öͤſtlichen Provinzen. Es iſt davon auszugehen, daß nach §107 
des Militärpenfionsgeſetzes vom 27. Juni 1871 in der demſelben 
durch Art. 12 des Geſetzes vom 22. Mai 1893 gegebenen 
Saflung den im Kommunaldienſt angeſtellten Militäranwärtern, 
zu denen der Kl. unbeſtritten gehörte, die Militärdienſtzeit als 
penfionsfähige Dienſtzeit in Anrechnung zu bringen iſt, wenn 
und inſoweit nach Landesrecht eine Anrechnung der Zeit 
ſtattfindet, welche im Civildienſt vor Erlangung einer feiten, 
mit Anſpruch oder Ausſicht auf Penſion verbundenen Anſtellung 
verbracht wurde. In dem Urtheil des R. G., Entſch. Bd. 37 
S. 235 ff., wird dieſe Frage bejaht, indem zunächſt verwieſen 
wird auf § 65 Abſ. 2 der Städteordnung vom 30. Mai 1853, 
wonach die auf Lebenszeit angeſtellten Gemeindebeamten, 
ſofern nicht ein Anderes verabredet iſt, bei eintretender Dienſt⸗ 
unfähigkeit Penſion nach denſelben Grundſätzen erhalten, welche 
bei den unmittelbaren Staatsbeamten zur Anwendung 
kommen. Dieſelbe Beſtimmung enthält für die Rheinprovinz 
der § 59 Abſ. 2 der mehrbezogenen Rheiniſchen Städteordnung. 
In Betracht kommt § 13 des für die ganze Monarchie 
geltenden Geſetzes vom 27. März 1872, betreffend die 
Penſionirung der unmittelbazen Staatsbeamten, welcher be⸗ 
ſtimmt, daß für die Penſion die Dienſtzeit vom Tage der 
Ableiſtung des Dienſteides gerechnet wird, ſowie ferner der 
allgemeine für die Preußiſchen Beamten maßgebende — nicht 
etwa, wie die Reviſion meint, dem 8 3 Thl. II Tit. 10 des 
Pr. A. L. R. entnommene, und nicht auf deſſen Geltungsbereich 
beſchränkte — Grundſatz, daß ſchon bei dem Eintritt in den 
Vorbereitungsdienſt, ſofern mit demſelben die Berechtigung 
und Verpflichtung zur Ausübung amtlicher Funktionen ver⸗ 
bunden iſt, die Vereidigung zu erfolgen hat. (Zu vergl. Aller- 
hoͤchſte Verordnung vom 6. Mai 1867, Reſkr. des Juftiz⸗ 
miniſters vom 29. Mai 1843, Juſtizminiſterialblatt 1843 
S. 143 Reſkr. des Miniſters des Innern vom 21. März 1882, 
Miniſterialblatt für innere Verwaltung 1882 S. 139; v. Rönne 
Staatsrecht für die preußiſchen Staaten 4. Auflage Bd. 3 
S. 415.) Danach unterliegt es keinem Bedenken, daß die auf 
Lebenszeit angeſtellten ſtädtiſchen Kommunalbeamten, welche 
Militäranwärter ſind, im Geltungsbereiche der Rheiniſchen 
Städteordnung, ebenſo wie nach der auch im Uebrigen für 
zutreffend zu erachtenden vorbezogenen Entſcheidung des 
IV. Senats im Geltungsbereiche der Städteordnung für die 
öſtlichen Provinzen (zu vergl. auch Juriſt. Wochenſchr. 1897 
S. 194 Nr. 30, Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 40 
S. 106), den Anſpruch auf Anrechnung der Militärdienſtzeit 
bei Feſtſetzung ihrer Penſionsanſprüche nach Maßgabe der Be⸗ 
ſtimmungen in den §§ 48 ff. des Reichsbeamtengeſetzes vom 
31. März 1873 haben. II. C. S. i. S. Stadtgemeinde 
Solingen c. Nordmann vom 23. Dezember 1901, Nr. 338/1901 II. 

Geſetz über das Telegraphenweſen vom 6. April 
1892. 

55. 5§ 12. 

Der § 12 des R. Gef. über das Telegraphenweſen des 
Deutſchen Reichs vom 6. April 1892 enthält hinſichtlich der 
darin normirten Schutzpflicht kein zwingendes und abſolutes 
Recht; vielmehr kommen ſeine Vorſchriften nur inſoweit zur 
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Anwendung, als nicht die betheiligten Unternehmungen ſich in 
anderer Weiſe über das Verhältniß ihrer Leitungen vereinigen. 
Der ſchutzpflichtige Unternehmer hat der ihm geſetzlich obliegenden 
Pflicht genügt, wenn auf feine Koſten die Anlage nach Mög- 
lichkeit fo ausgeführt worden iſt, daß eine ſtörende Beein⸗ 
fluſſung der anderen Leitung derzeit verhütet wurde und das iſt 
‚nah Möglichkeit” im Sinne des Geſetzes dann geſchehen, 
wenn ſolche Einrichtungen getroffen wurden, welche nach dem 
derzeitigen Stand der Technik den wirkſamſten Schutz gegen 
Störungen oder Gefahr derſelben zu bieten geeignet ſind. VI. C. S. 
i. S. Straßeneiſenbahngeſellſchaft in Hamburg c. Reichspoſt⸗ 
fiskus vom 9. Januar 1902, Nr. 319/1901 VI. 

Patentrecht. 

56. 

Die Entſcheidung des B. G. beruht auf der Annahme, 
daß der Gegenſtand der Anmeldung des Bekl. und Rkl. dem 
Gebrauchsmuſterſchutz nicht zugänglich ſei, wogegen er auszu⸗ 
führen verſucht hat, daß als Gegenſtand des Schutzes nur die 
in Form der Sohlen ausgeſchnittenen Schieneneinſätze und die 
wagenförmige Einſpannvorrichtung der hier in Frage ſtehenden, 
in ihren ſonſtigen Einrichtungen nach dem Gutachten der ge⸗ 
hörten Sachverſtändigen eine gewöhnliche Hobelmaſchine dar⸗ 
ſtellenden Maſchine in Betracht kommen könnten, und daß des⸗ 
halb in entſprechendem Umfange der Muſterſchutz aufrecht zu 
erhalten ſei. — Dieſer Ausführung würde vielleicht beizupflichten 
ſein, wenn in der Anmeldung die Schieneneinſätze und die Ein⸗ 
ſpannvorrichtung als Vorrichtungen gekennzeichnet worden wären, 
durch deren Anbringung an einer bekannten Hobelmaſchine es 
ermöglicht werde, mit der Maſchine Holzſohlen herzuſtellen. So 
lautet aber die vorliegende Anmeldung nicht. Der ganze In⸗ 
halt der Anmeldung läßt vielmehr nicht darüber im Zweifel, 
daß der Muſterſchutz beanſprucht wurde für eine für den Zweck 
der Herſtellung von Holzſohlen beſonders konſtruirte Maſchine, 
die nicht nur in den erwähnten beiden Einrichtungen, ſondern 
auch in mehreren anderen Beſtandtheilen und in der Kom⸗ 
bination ihrer verſchiedenen Beſtandtheile neu ſein ſollte. 
Gegenſtand der Anmeldung iſt ſomit eine Maſchine, und zwar 
eine Maſchine, die, wie ſich aus der Beſchreibung und den bei⸗ 
gefügten Zeichnungen ergiebt, kein einfaches Werkzeug, ſondern 
ein aus einer Reihe von Arbeitsmitteln zuſammengeſetzter und 
mit Hilfe einer Naturkraft in Thätigkeit zu ſetzender Apparat 
iſt. Daraus folgt dann aber, daß etwas angemeldet worden 
iſt, wofür nur der Patent-, nicht der Gebrauchsmuſterſchutz be⸗ 
ſtimmt iſt. (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 36 S. 16, 
Bd. 39 S. 115, Bd. 41 S. 74, Urtheil des jetzt erkennenden 
Senats in Sachen Honer c. Schatz, Rep. I 419/1899.) Und 
deshalb erſcheint es auch nicht als angängig, aus der in der 
Anmeldung dargeſtellten Kombination den einen oder anderen 
Beſtandtheil als etwas Selbſtändiges auszuſcheiden und als ge⸗ 
ſchütztes Modell gelten zu laſſen; denn damit würde nicht jo- 
wohl ein durch die Anmeldung beanfpruchter Muſterſchutz zum 
Theil anerkannt, als vielmehr ein Muſterſchutz gewährt werden, 
der nicht beanſprucht worden war. Was der Bekl. angemeldet 
hat, war für den Gebrauchsmuſterſchutz nicht geeignet, und was 
etwa zum Gegenſtand einer Gebrauchsmuſteranmeldung hätte 
gemacht werden können, iſt nicht angemeldet worden. I. C. S. 
i. S. Thomas c. Baentſch vom 18. Januar 1902, Nr. 298/1901 J. 
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Gebrauchsmuſtergeſetz vom 1. Juni 1891. 

57. 8 5. 

Aus dem Geſetz ſelbſt darf nicht gefolgert werden, daß 
der Inhaber eines geſchützten Modells, deſſen Recht in ein früher 
angemeldetes Pateut eingreift, überhaupt kein Recht geltend zu 
machen habe, alſo auch kein Verbietungsrecht und keinen An⸗ 
ſpruch auf Schadenerſatz wegen unbefugter Nachbildung ſeines 
Modells. Wäre dies richtig, ſo könnte Jedermann ein derartiges 
Modell ohne Rückſicht auf deſſen Eintragung in die Rolle für 
Gebrauchsmuſter ſtraflos nachbilden. Vor allen Dingen dürfte 
der Patentinhaber ſolches thun und es würde ſich der Rechtsſatz 
ergeben, daß jeder Patentinhaber jede in die ſeinige eingreifende 
und dieſe verbeſſernde fremde Erfindung, mag die letztere durch 
Gebrauchsmuſterſchutz oder durch Patent geſchützt ſein — denn 
auf dem Gebiete des Patentrechts würde das nämliche gelten — 
in Benutzung nehmen dürfte, ohne dem Inhaber des Gebrauchs— 
muſters oder des Patents zu irgendwelcher Entſchädigung ver— 
pflichtet zu ſein. Ein ſolcher Rechtsſatz beſteht jedoch nicht und 
folgt nicht aus § 5 Abſ. 1 des Gebrauchsmuſtergeſetzes. Es 
wird dort der Fall der ſogenannten Abhängigkeit eines Modells 
von einem Patent behandelt und, ebenſo wie in § 5 Abſ. 2 der 
Fall, daß ein Patent von einem Gebrauchsmuſter abhängig iſt, 
unter Anwendung des nämlichen Grundſatzes entſchieden, der 
auf dem Gebiete des Patentrechts gilt und ſchwerlich bezweifelt 
wird. Der Inhaber des von einem Patent abhängigen Ge⸗ 
brauchsmuſters darf fein Recht nicht ohne Erlaubniß des Patent⸗ 
inhabers „ausüben“, d. h. gewerblich nachbilden, und die durch 
Nachbildung hervorgebrachten Geräthſchaften und Gegenſtände 
in Verkehr bringen, feilhalten oder gebrauchen, worin nach § 4 
Abf. 1 die Ausübung beſteht. Im nebrigen aber iſt ſein Recht 
ein wirkliches Recht und fein Modell darf nicht ohne feine Er⸗ 
laubniß von Jedermann in Benutzung genommen werden. 
I. C. S. i. S. Budde & Göde c. Tangerhütte vom 11. Januar 
1902, Nr. 303/1901 J. | 

58. 

Die unbefugte Nachbildung eines geſchützten Modells iſt 
ſtets ein Eingriff in das Vermögen des Berechtigten und hat 
die Folge, daß der Letztere nach feiner Wahl entweder Erjak 
des Schadens fordern darf, den er durch die Benutzung ſeines 
Modells unmittelbar erleidet, oder eine Lizenzgebühr oder endlich 
den von dem Gegner ſelbſt erzielten Gewinn. Dies ergiebt ſich 
aus den Gründen, die im Fall der Verletzung eines Patents 
maßgebend und von dem anerkennenden Senat bereits in dem 
Urtheil vom 31. Dezember 1898 zur Sache 1360/1898 (Entſch. 
in Civilſachen Bd. 43 S. 56) erörtert worden ſind, weshalb 
hierauf verwieſen werden kann. I. C. S. i. S. Budde & Göde 
c. Tangerhütte vom 11. Januar 1902, Nr. 303/1901 J. 

Waarenzeichengeſetz vom 12. Mai 1894. 

59. 

Zutreffend, geht das B. G. davon aus, daß die Löſchung 
eines Waarenzeichens nicht nur aus den im 8 9 des Geſetzes 
zum Schutze der Waarenbezeichnungen vom 12. Mai 1894 an⸗ 
geführten zeichenrechtlichen Gründen, ſondern auch wegen 
jeder Verletzung eines Rechts des Antragsſtellers, insbeſondere 
dann beantragt werden könne, wenn die Eintragung des Waaren— 
zeichens einem Vertrage zuwiderlaufe. II. C. S. i. S. Lieberich 
c. Siegel vom 21. Januar 1902, Nr. 385/1901 II. 


XXXI. Jahrgang. 

60. § 8. 

Dem B. G. iſt darin beizutreten, daß die Vorausſetzungen 
des § 8 des Geſetzes zur Bekämpfung des unlauteren Wett⸗ 
bewerbes vom 27. Mai 1896 nicht vorliegen. Nach ihrem 
klaren Wortlaute unterſagt dieſe Geſetzesbeſtimmung die auf 
Verwechſelung berechnete Benutzung eines Namens, einer Firma 
oder der beſonderen Bezeichnung eines Erwerbsgeſchäfts, eines 
gewerblichen Unternehmens oder einer Druckſchrift. Schon dieſe 
Zuſammenſtellung läßt erkennen, daß der Ausdruck „Namen“ 
nur von der Perſon des Geſchäftsinhabers zu verſtehen iſt. 
Auf die Bezeichnung von Waaren bezieht ſich der § 8 a. a. O. 
nicht. Ein Antrag, den § 8 auch auf die Bezeichnung von 
Waaren auszudehnen, iſt zwar in der Reichstagskommiſſion 
geſtellt, aber abgelehnt worden, weil dadurch eine neue Art des 
Markenſchutzes geſchaffen werde, die zu dem Schutze des Waaren⸗ 
zeichengeſetzes in unverſöhnlichem Gegenſatze ſtehe. Vergl. Kom⸗ 
miſſionsbericht des Reichstages IV. Seſſ. 1895/1896 Nr. 192 
S. 20. II. C. S. i. S. Lieberich e. Siegel vom 21. Januar 
1902, Nr. 385/1901 II. 

Geſetz zur Bekämpfung des unlauteren Mett- 
bewerbes vom 27. Mai 1896. 

61. 8 1. 

Die angefochtene Entſcheidung beruht auf zutreffender 
Anwendung des § 1 Abſ. 1 des Geſetzes, namentlich läßt die 
Feſtſtellung, daß die in den Mittheilungen des Bekl. enthaltene 
thatſächliche Angabe, deren fernere Verbreitung dem Bekl. unter⸗ 
ſagt worden iſt, unrichtig geweſen ſei, eine Geſetzesverletzung 
nicht erſehen. Wie der Satz in den Urtheilsgründen, daß es 
nicht darauf ankomme, was der Bekl. ankündigen gewollt, 
ſondern was er dem Publikum gegenüber in nicht anders zu 
deutender Weiſe thatſächlich angekündigt habe, ergiebt, iſt 
das Kammergericht bei Feſtſtellung des Inhalts der ſtreitigen 
Mittheilung von der richtigen Anſicht ausgegangen, daß dafür 
die Auffaſſung des betheiligten Publikums maßgebend ſei, und 
hat demnach den fraglichen Theil der Mittheilung dahin feſt— 
geſtellt, daß der Bekl. darin angekündigt habe, er habe ſehr 
große Kapitalien auf 2 bis 3 Jahre im Voraus zu vergeben 
zu 3%, bis 4 Prozent, das heißt von 4 Prozent abwärts bis 
zu 3% Prozent. Daß aber dieſe Angabe unrichtig geweſen, 
und der Bekl. damals nicht in der Lage geweſen iſt, für größere 
Hypothekenkapitalien zu dieſem Ziusfuße auf 2 bis 3 Jahre im 
Voraus abzuſchließen, hat das Kammergericht auf Grund der 
ſtattgefundenen Beweisaufnahme als erwieſen erachtet. II. C. S. 
i. S. Schröter e. Verein der Berliner Grundſtücks- und Hypo⸗ 
thekenmakler vom 14. Januar 1902, Nr. 351/1901 JI. 

62. § 6. 


Der Auffaſſung des B. R. war darin beizutreten, daß die 


Anwendbarkeit des § 6 des Geſetzes vom 27. Mai 1896 nicht 
vorausſetzt, daß der unlautere Wettbewerb zu Gunſten eines be⸗ 
ſtimmten Geſchäfts oder mehrerer beſtimmter Geſchäfte 
ſtattfindet, daß vielmehr der § 6 auch in dem vorliegenden 
Falle, indem es ſich um den Wettbewerb zweier großen 
Intereſſentengruppen, nämlich der Fabrikanten künſtlicher 
Mineralwäſſer nnd der Beſitzer von Mineralquellen handelt, 
anwendbar ſei. Die gegentheilige, von den Bekl. in 
der Berufungsiuſtanz vertretene Anfiht hat auch in der 
Rechtslehre Vertretung gefunden. ck. Finger, Unlauterer 


XXXI. Jahrgang. 
Wettbewerb S. 139. Zuzugeben iſt, daß in der Regel der 
unlautere Wettbewerb entweder zu eigenem Vortheile oder zu 
Gunſten eines oder mehrerer beſtimmter Gewerbetreibenden 
ſich bethätigen wird. Allein weder in dem allgemeinen Mort- 
laute, noch in der Zweckbeſtimmung des Geſetzes, welches im 
Intereſſe des ehrlichen und friedlichen Wettbewerbs und um eine 
Schädigung der Gewerbetreibenden zu verhüten, jedweder 
üblen Nachrede der im § 6 bezeichneten Art entgegenwirken will, 
iſt ein Grund dafür erſichtlich, daß die Anwendbarkeit des Ge— 
ſetzes auf den Regelfall zu beſchränken ſei. Vielmehr iſt das 
Bedürfniß des geſetzlichen Schutzes in einem Falle der vor- 
liegenden Art nicht minder anzuerkennen, da die Schädigung 
eines Gewerbetreibenden durch eine im Intereſſe einer ganzen 
Gruppe von Konkurrenten mittels der Preſſe ſtattgefundenen 
Anſchwärzung unter Umſtänden noch größer ſein kann als der 
Nachtheil, der durch einen blos für einzelne beſtimmte Ge⸗— 
werbetreibende verübten unlauteren Wettbewerb entſteht. II. C. S. 
i. S. Brand c. Aktien⸗Geſellſchaft Kaiſer Friedrich⸗Quelle vom 
10. Januar 1902, Nr. 307/1901 II. 

63. 88 3, 7. 

Die Reviſion rügt, daß den Bekl. der Schutz des § 6 
Abſ. 2 a. a. O. verſagt worden ſei. Mit Recht und in Ueber⸗ 
einſtimmung mit den Motiven zu §§ 6 und 7 hat jedoch das 
B. G. den Einwand aus 86 Abſ. 2 a. a. O. für unbegründet 
erklärt, in der Erwägung, daß in dem Falle eine unwahre Be- 
hauptung mit Kenntniß ihrer Unwahrheit aufgeſtellt oder 
verbreitet werde, ein berechtigtes Intereſſe an der Aufſtellung 
oder Verbreitung der Behauptung nicht anzuerkennen ſei. Vergl- 
Entſch. bei voriger Nummer. 

64. 8 6. 

Die Reviſion rügt Verletzung der Beſtimmungen des 
Preßgeſetzes inſoweit das Urtheil den Mitbekl. B. betrifft 
Die Rüge wird mit der Behauptung begründet, daß für die 
Frage der ſubjektiven Verantwortlichkeit einer durch die Preſſe 
begangenen Zuwiderhandlung gegen den § 6 des Geſetzes vom 
27. April 1896] die Beſtimmungen der §§ 20 und 21 des 
Preßgeſetzes vom 7. Mai 1874 ſinngemäße Anwendung finden 
müßten, und daß deshalb der Mitbekl. B. als Verleger der 
Zeitſchrift, abgeſehen von beſonderen Gründen, welche auch ſeine 
Verantwortlichkeit als Verleger begründen könnten, für die ge⸗ 
ſetzlichen Folgen der Zuwiderhandlung gegen § 6 nicht ver- 
antwortlich ſei, da der Herausgeber und verautwortliche Re⸗ 
dakteur W. zur Rechenſchaft gezogen werden könne. Dieſer 
Angriff iſt nicht gerechtfertigt. Hierbei wird zunächſt überſehen, 
daß ausweislich des Thatbeſtandes des B. U. am Schluſſe der 
betreffenden Nummer der Zeitſchrift ſich der Vermerk befindet, 
„Für den Inhalt verantwortlich: Max B.“ und daß in Er: 
gänzung des Thatbeſtandes in den Gründen des B. U. der 
Bekl. B. als Verleger und verantwortlicher Redakteur 
bezeichnet iſt, ferner, daß in II. J. nicht der Bekl. B., ſondern 
nur der Bekl. W. ſeine Haftbarkeit für den fraglichen Artikel 
beſtritten hat. Die §§S 20 und 21 des Preßgeſetzes regeln 
übrigens nur die ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit für die 
durch die Preſſe begangenen Handlungen. Die Frage, ob und 
inwieweit für eine durch die Preſſe begangene Zuwiderhandlung 
gegen § 6 a. a. O., abgeſehen vom Einſender oder Verfaſſer, 
auch die an der Anfertigung und Verbreitung der Druckſchrift 
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betheiligten Perſonen — Verleger, Herausgeber, Redakteur, 
Drucker, Verbreiter — in civilrechtlicher Hinſicht als Thäter 
oder Theilnehmer, insbeſondere als Mitthäter anzuſehen und 
civilrechtlich haftbar ſind, beſtimmt ſich nach den allgemeinen 
Grundſätzen. Vergl. Entſch. bei Nr. 62. 

65. 88 6, 7. 

Zutreffend iſt das B. G. von der Erwägung ausgegangen, 
daß der Anwendungsbereich der SS 6 und 7 des Wettbewerbs— 
geſetzes keineswegs auf das Verhältniß zwiſchen Kaufleuten be— 
ſchränkt ſei, daß vielmehr die Auſchwärzung eines Erwerbs— 
geſchäfts zur Verantwortung gezogen werden ſolle, auch wenn 
ſie von einer außerhalb des geſchäftlichen oder gewerblichen 
Verkehrs ſtehenden Privatperſon verübt würde. Von dieſem 
Standpunkte aus, der in der allgemeinen Faſſung des Geſetzes 
„wer“ ſeine Begründung findet und in den Motiven zu den 
§§ 6 und 7 a. a. O. ausdrücklich anerkannt worden iſt, 
liegt kein Grund zu Bedenken vor, den § 6 a. a. O. 
auch auf die an der Herſtellung und Verbreitung einer 
Druckſchrift betheiligten Perſonen auzuwenden, vorausgeſetzt, 
daß ihre Thätigkeit zu Zwecken des Wettbewerbs geſchehen 
iſt. In der Regel der Fälle wird allerdings dieſes 
Thatbeſtandsmerkmal des § 6 bei dem Redakteur oder Ver⸗ 
leger einer Druckſchrift nicht vorhanden, zumeiſt auch ſchwer 
feſtzuſtellen ſein. Allein grundſätzlich ausgeſchloſſen iſt dies bei 
den an einer Druckſchrift insbeſondere einer gewerblichen Fach- 
zeitſchrift betheiligten Perſonen nicht; vielmehr hängt die 
Frage von den Umſtänden des Falles ab. Vergl. Entſch. 
bei Nr. 62. 

66. 88 6, 7. 

Die ſolidariſche Haftbarkeit beider Bekl., welche das B. G. 
allerdings nicht beſonders begründet hat, iſt von dem Geſichts— 
punkte aus, daß die in Berlin herausgegebene Zeitſchrift 
ſowohl im Gebiete des Pr. A. L. R. als auch in dem 


des gemeinen Rechts Verbreitung gefunden hat, gerechtfertigt, 


gleichviel, ob das A. L. R. Thl. I Tit. 6 § 29 oder das 
gemeine Recht (ef. Windſcheid Pandekten $ 298 Note 15) 
zur Anwendung kommt. Vergl. Entſch. bei Nr. 62. 

Börſengeſetz vom 22. Juni 1896. 

67. 

Die Klage aus den Geſchäften vom 7. und 9. Mai 1898 
iſt abgewieſen, weil dieſe Geſchäfte börſenmäßige Termin⸗ 
geſchäfte über Kuxe und als ſolche nach § 50 Abſ. 2 Satz 1 
des Börſengeſetzes nichtig ſeien. Nach dem unſtreitigen Sach⸗ 
verhalte find beide Geſchäfte auf fixen Termin oder früher in 
Käufers Wahl geſchloſſen. Die Reviſion zieht rechtlich weder 
die Natur dieſer Geſchäfte als Termingeſchäfte noch daß Kuxe 
die rechtliche Natur von Antheilen von Bergwerkseigenthum 
haben, in Zweifel. Sie wendet ſich nur dagegen, daß dieſe 
Geſchäfte als Geſchäfte des Börſenterminhandels oder als 
börſenmäßige Termingeſchäfte aufzufaſſen ſeien, und bekämpft 
den vom R. G. in ſeinem Urtheil vom 1. Dezember 1900, 
Eutſch. Bd. 41 S. 104, aufgeſtellten Rechtsſatz, daß Börſen⸗ 
termingeſchäfte in Kuren nichtig find, weil der $ 50 Abſ. 2 
Satz 1 des Börſengeſetzes den Börſenterminhandel in Antheilen 
au Bergwerksunternehmungen unterſagt. An dieſer Rechtsauf— 
faſſung hält das R. G. aber feſt. Der Börſenterminhandel, 
mit dem der ganze vierte Abſchnitt des Börſengeſetzes nach ſeiner 
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Ueberſchrift ſich beſchäftigt, und den der $ 50 Abſ. 2 Satz 1 
in Antheilen von Bergwerks- und Fabrikunternehmungen unter- 
ſagt, iſt ebenſo wie der börſenmäßige Terminhandel in Abſ. 3 
des § 50 nach dem gemeinen Wortverſtand, dem Sinne und 
Zweck des Geſetzes nichts als die Summe der Geſchäftsformen, 
in denen ſich der Börſenterminhandel bewegt und umfaßt noth⸗ 
wendig in der Geſammtheit dieſer Geſchäfte das einzelne Börfen- 
termingeſchäft, mit deſſen Definition der Abſchnitt im § 48 
ſeine Vorſchriften beginnt. Es hätte keinen verſtändigen Sinn, 
den Handel beſtimmter Art in Antheilen von Bergwerks- und 
Fabrikunternehmungen, in Getreide und Mühlenfabrikaten zu 
unterſagen, die einzelnen Geſchäfte aber, die dieſen Handel 
ausmachen, zuzulaſſen. Gerade gegen dieſe einzelnen Geſchäfte 
richtet ſich das Geſetz. Darüber ſchließt, wenn Zweifel über⸗ 
haupt beſtehen könnten, die Vorſchrift in dem Schlußparagraphen 
des Geſetzes jeden Zweifel aus. Der § 82 Abſ. 4 geſtattet 
den Abſchluß von börſenmäßigen Termingeſchäften (§ 50 Abſ. 3) 
nur bis zum 1. Januar 1897 mit der Maßgabe, daß die bis 
zu dieſem Tage abgeſchloſſenen Geſchäfte auch bis zu dieſem 
Tage abgewickelt ſein mußten. Daraus folgt, daß alle nach 
dieſem Termine abgeſchlofſenen Geſchäfte dieſer Art unterſagt 
ſind. Das Allegat des den börſenmäßigen Terminhandel in 
Getreide und Mühlenfabrikaten betreffenden Abſ. 3 
§ 50 läßt einen Schluß dahin, daß zwar das börſenmäßige 
Termingeſchäft in Getreide und Mühlenfabrikaten nach dem 
1. Januar 1897 verboten, nicht aber in den im Abſ. 2 Satz 1 
des § 50 bezeichneten Antheilen an Bergwerks- und Fabrik⸗ 
unternehmungen um ſo weniger zu, als das börſenmäßige 
Termingeſchäft dem Sinne nach nichts anderes iſt, als das 
Boörſentermingeſchäft und wie dieſes eine Geſchäftsform iſt, in 
der ſich der Börſenterminhandel bewegt. Sind die Geſchäfte 
vom 7. und 9. Mai börſenmäßige Termingeſchäfte oder Boͤrſen— 
termingeſchäfte, ſo ſind ſie als verbotene Geſchäfte nach dem zur 
Zeit ihres Abſchluſſes geltenden, hier maßgebenden § 6 Thl. I 
Tit. 4, § 68 Thl. I Tit. 5 des A. L. R. ebenſo nichtig, wie 
fie nach dem $ 134 des B. G. B. nichtig fein würden, wenn 
ſie unter der Herrſchaft deſſelben abgeſchloſſeun wären, denn das 
Börſengeſetz bietet keinerlei Anhalt dafür, daß es die Folge der 
Nichtigkeit mit ſeinem Verbote nicht hätte verknüpfen wollen. 
Aus der Vorſchrift des § 51 des Börſengeſetzes folgt dafür 
nichts. Danach iſt ausdrücklich allerdings nur beſtimmt, daß 
Börſentermingeſchäfte in ſolchen Waaren und Werthpapieren, 
in denen der Börſenterminhandel durch das Geſetz oder 
vom Bundesrath unterſagt oder von den Börſenorganen 
endgültig verweigert iſt, von der Benutzung der Börſenein— 
richtungen ausgeſchloſſen find, von den Kursmaklern nicht ver- 
mittelt werden und für ſie Kurszettel nicht veröffentlicht oder 
verbreitet werden dürfen. Und nach § 52 kann ein that- 
ſächlich ſtattfindender Termin handel in nicht zuge— 
laſſenen Waareı und Werthpapieren nur mit den in 
§ 51 bezeichneten Folgen unterſagt werden. Für die 
durch das Geſetz verbotenen Börſentermingeſchäfte und börſen— 
mäßigen Termingeſchäfte läßt ſich die Einſchränkung des Ver— 
bots auf dieſe Folgen aus § 52 ſicherlich nicht und ebenſo 
wenig aus § 51 herleiten, der ſich ohne Unterſchied auf die 
durch das Geſetz und durch den Bundesrath verbotenen und die 
nicht zugelaſſenen Geſchäfte bezieht und in keiner Weiſe er— 
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keunen läßt, daß für die durch das Geſetz verbotenen Ge— 
ſchäfte die rechtlichen Folgen nicht eintreten ſollen, die nach dem 
neben dem Börfengejeß geltenden bürgerlichen Rechte grund- 
ſätzlich mit dem geſetzlichen Verbot eines Rechtsgeſchäfts ver- 
bunden ſind. Aus dem Geſetz ſelbſt und ſeinem Zwecke folgt 
vielmehr das Gegentheil. In ſeinem Urtheil vom 28. Ok. 
tober 1899, Entſch. Bd. 44 S. 103, hat das R. G. aus der 
Entſtehungsgeſchichte des Börſengeſetzes den Grund und Zweck 
des Geſetzes eingehend dargelegt. Der Börfenterminhandel ijt 
als ſolcher nicht verboten, weil er ein wirthſchaftlich berechtigtes 
Mittel zur Erleichterung und Sicherung geſchäftlicher Unter— 
nehmungen ſein kann. Aber das große Privatpublikum und 
ſolche Kaufleute, die des Börſenterminhandels für ihren Ge— 
ſchäftsbetrieb nicht bedürfen, ſollten von dem ihnen erfahrungs- 
mäßig verhängnißvollen, weil nicht berechtigten wirthſchaftlichen 
Zwecke, ſondern dem reinen Spielbedürfniß dienenden böͤrſen⸗ 
mäßen Terminhandel fern gehalten werden. Zu dieſem Zweck 
ſchuf das Geſetz das Börjenregijter in der Erwartung, daß ſich 
in daſſelbe alle die Klaſſen von Perſonen eintragen laſſen 
würden, die des Börſenterminhandels zu ihren Geſchäftszwecken 
bedürfen. Im Zuſammenhang damit ſteht, daß der § 66 des 
Börſengeſetzes aus Böͤrſentermingeſchäften in einem Geſchäfts— 
zweige, für den nicht beide Theile in einem Vörſenregiſter ein- 
getragen, ein Schuldverhältniß nicht entſtehen läßt, und auderer— 
ſeits, daß der $ 69 des Geſetzes zum Vortheil eingetragener 
Perſonen die Einrede des reinen Differenzgeſchäfts ohne Be— 
denken verſagt. Der Börſenterminhandel, der börſeumäßige Termin⸗ 
handel, das Börſentermingeſchäft, das börſenmäßige Termingeſchäft 
in den Werthpapieren und Waaren des 8 50 Abſ. 2 Satz 1 Abſ. 3 
iſt nicht unter Vorausſetzungen zugelaſſen, ſondern einfach unter— 
ſagt. Zu den Gründen, welche zu der Einſchränkung des 
Börſenterminhandels in anderen Werthpapieren und Waaren 
durch den Zwang zur Eintragung in das Börſenregiſter und 
die Vorſchrift des § 66 führten, treten hier weitergehende 
Gründe des öffentlichen Intereſſes. Man nahm an, daß der 
damals ſchon ſchwunghaft betriebene Börſenterminhandel in 
Antheilen von Bergwerks- und Fabrikunternehmungen und in 
Getreide und Mühlenfabrikaten nicht bloß deu einzelnen un— 
erfahrenen und ungewandten Betheiligten, ſondern durch die 
damit verbundenen ſtarken und plötzlichen Preisſchwankungen die 
ruhige und ſichere Entwicklung der betheiligten Unternehmungen 
in Landwirthſchaft, Bergbau und Induſtrie ſelbſt gefährde. 
Darauf beruht das Verbot, das nicht bloß einzelne Klaſſen von 
Perſonen von dem Börſenterminhandel in dieſen Werthpapieren 
und Waaren ausſchließt, ſondern dieſen Börſenterminhaudel 
überhaupt nicht will. Das Börfenterminregijter, das ein 
Korrektiv für die Betheiligung an dem an ſich erlaubten 
Börſenterminhandel ſchaffen ſoll, iſt ſelbſtverſtändlich auf dieſen 
verbotenen Börſenterminhandel nicht berechnet; es iſt aus— 
geſchloſſen, daß der Geſetzgeber dieſen verbotenen Handel durch 
Verſagung der Einrede des Differenzgeſchäftes bei Eintragung 
der Betheiligten hat privilegiren wollen. Und ebenſo iſt das 
völlig ausgeſchloſſen, daß der Geſetzgeber hätte auf den wider— 
ſinnigen Gedanken kommen können, die Entſtehung eines 
Schuldverhältniſſes aus au ſich erlaubtem Börſentermin- 
handel an die Eintragung der Betheiligten in ein Börſenregiſter 
zu knüpfen, aus verbotenem Börſenterminhandel aber ein 
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Schuldverhältniß entſtehen zu laſſen und an das Verbot nur 
die Folgen des § 51 zu knüpfen. Der Zuſammenhang der 
Beſtimmungen des Geſetzes und der Zweck des Geſetzes führen 
vielmehr mit Nothwendigkeit zu dem Schluß, daß die verbotenen 
Geſchäfte nichtig find. Es iſt nicht richtig, daß das Gegentheil 
aus den Verhandlungen bei der Berathung des Geſetzes im 
Reichstage folge. Bei der dritten Leſung wurde in der Sitzung 
vom 6. Juni 1896 ein Zuſatz zu dem § 50 dahin beantragt: 
Venn börſenmäßige Termingeſchäfte, die auf Grund dieſes 
Geſetzes verboten ſind, im Auslande abgeſchloſſen ſind, ſo ſind 
die Rechtsanſprüche aus dieſen Geſchäften unklagbar und findet 
eine Zwangsvollſtreckung aus Urtheilen ausländiſcher Gerichte, 
welche ſolche Geſchäfte betreffen, nicht ſtatt. Etwas ſchon 
Geleiſtetes kann nicht zurückgefordert werden. Dieſer Antrag 
iſt vom Reichstage abgelehnt und mit Recht abgelehnt, weil er 
in ſeiner Faſſung viel zu weit ging, inſofern er ohne Unter⸗ 
hie alle im Auslande geſchloſſenen Geſchäfte der verbotenen 
Art traf, auch wenn es ſich nicht um Antheile an inländiſchen 
Bergwerks⸗ und Fabrikunternehmungen und Waaren der in⸗ 
ländiſchen Landwirthſchaft und Induſtrie handelte, auch weil er 
zum Theil dem $ 661 der C. P. O. (alte Faſſung) gegenüber 
überfluͤſſig war oder der Reviſion deſſelben vorgriff. Aus der 
Ablehnung dieſes Antrages iſt danach keinerlei Schlußfolgerung 
dahin zu ziehen, daß für die im Inlande geſchloſſenen ver- 
botenen Geſchäfte der Reichstag die Nichtigkeit habe ausſchließen 
wollen. I. C. S. i. S. Zielenziger c. Merckels Konkurs vom 
4. Dezember 1901, Nr. 259/1901 I. 
68. 
Das Börſengeſetz giebt im § 48 eine Begriffsbeſtimmung 
des Börſentermingeſchäfts. Weſentlich iſt dem Begriff danach 
der Abſchluß von Kaufe oder ſonſtigen Anſchaffungsgeſchäften 
1. auf feſtbeſtimmte Lieferungszeit oder mit feſtbeſtimmter 
Lieferungsfriſt, 2. nach Geſchäftsbedingungen, die für den 
Terminhandel vom Börſeuvorſtande feſtgeſetzt, 3. amtliche Feſt⸗ 
ſtellung von Terminpreiſen für die an der Börſe geſchloſſenen 
Geſchäfte ſolcher Art. Entnommen iſt dieſe Begriffsbeſtimmung 
aus der Geſtaltung, die der börſenmäßige Terminhandel in 
ſeiner Entwickelung aus dem fixen Lieferungsgeſchäft im Sinne 
des Art. 357 des alten H. G. B. damals angenommen hatte. 
Daß dieſe Begriffsbeſtimmung nicht uneingeſchränkt maßgebend 
ſein kann für nach dem 1. Januar 1897 abgeſchloſſene ver⸗ 
botene börſenmäßige Termingeſchäfte, für die es nach § 51 
weder eine Börſe, noch vom Börſenvorſtande feſtgeſetzte Ge— 
ſchäftsbedingungen, noch amtliche Terminspreiſe giebt, liegt auf 
der Hand, wenn man das Geſetz nicht völlig inhaltsleer machen 
will. In dieſer Beziehung kann auf die Ausführungen des 
R. G. in den Urtheilen vom 28. Oktober 1899 und 2. De⸗ 
zember 1900 verwieſen werden. Es kommt vielmehr, wie dort 
nıchgewieten, darauf an, ob dieſe Geſchäfte nach ihrem all 
gemeinen Inhalt und ihrer wirthſchaftlichen Natur den Charakter 
von Börſentermingeſchäften haben, wie ſie vor dem 1. Januar 
1897 abgeſchloſſen ſind, bevor das Verbot beſtand, und nach 
dieſem Charakter geeignet ſind, auf die Entwickelung der Unter⸗ 
nehmungen in Bergbau, Induſtrie und Landwirthſchaft den nach⸗ 
theiligen Einfluß in dem oben entwickelten Sinne zu üben, den 
das Geſetz hat abſchneiden wollen. Solchen nachtheiligen Ein: 
fluß übten die vor dem Börſengeſetz nicht verbotenen Geſchäfte 
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der fraglichen Art dadurch, daß ſie von zahlreichen Perſonen 
ohne wirthſchaftliches Bedürfniß und ohne reellen wirthſchaft⸗ 
lichen Zweck in großen Mengen ohne Rückſicht auf das Intereſſe 
der Unternehmungen lediglich zu dem Zwecke geſchloſſen wurden, 
auf das Steigen oder Fallen der boͤrſenmäßigen Kurſe einzu⸗ 
wirken und aus der ſo beeinflußten Preisbildung Gewinn zu 
ziehen. Dazu iſt natürlich nicht erforderlich, daß die Geſchäfte 
an der Börſe geſchloſſen werden. Auch die außerhalb der 
Börfe geſchloſſenen Geſchäfte, wenn fie nur mit Rückſicht auf 
die Börſenpreiſe geſchloſſen werden, welche durch die an der 
Börſe geſchloſſenen Geſchäfte beſtimmt werden, üben erfahrungs- 
mäßig bei Abſchluß und Löͤſung der Engagements wie durch 
ihren Beſtand in der Zwiſchenzeit eine Einwirkung auf die 
boͤrſenmäßige Preisbeſtimmung ebenſo wie fie durch die an der 
Börſe geſchloſſenen Geſchäfte beeinflußt werden. Auch der § 48 
des Börſengeſetzes fordert nicht, daß das einzelne Geſchäft an 
der Börfe gefchloffen wird, nur daß ſie nach von dem Börſen⸗ 
vorſtande feſtgeſetzten Geſchäftsbedingungen geſchloſſen werden 
und daß für an der Börje geſchloſſene Geſchäfte 
ſolcher Art eine amtliche Feſtſtellung von Terminpreiſen ſtatt⸗ 
findet. Einen Zuſammenhang dieſer Art mit an der Börſe 
geſchloſſenen Geſchäften muß das außerhalb der Börſe ge 
ſchloſſene Geſchäft ſtets haben, um als börſenmäßiges 
Termingeſchäft und in ſeiner Verbindung mit mehreren ſolcher 
Geſchäfte als Geſchäft eines börſenmäßigen Termin- 
handels zu erſcheinen. Möglich iſt ein ſolcher Zuſammenhang 
auch bei den verbotenen Termingeſchäften des § 50 des Börſen⸗ 
geſetzes, wenn die dort bezeichneten Werthpapiere und Waaren 
an der Börſe auch nur per cassa gehandelt werden 
und einen Börſenkurs haben. Aber wenn Werthpapiere 
dieſer Art an einer Börſe überhaupt nicht gehandelt 
werden, d. h. alſo nicht Gegenſtand eines Verkehrs mit An⸗ 
gebot und Nachfrage ſind, durch den allein die Preisbeſtimmung 
in einer die ruhige und ſichere Entwickelung gefährdenden Art 
beeinflußt werden kann, iſt von einem börſenmäßigen Termin⸗ 
geſchäft und börſenmäßigen Terminhandel nicht zu reden. Vergl. 
Eutſch. bei voriger Nummer. 

Reichsſtempelgeſetz vom 27. April 1894. 

69. 88 1, 22, 24, 26. 

Durch § 1 des Reichsſtempelgeſetzes vom 27. April 1894 
find die in dem Stempeltarif unter 1, 2, 3 und 5 bezeichneten 
Urkunden und die unter 4 bezeichneten Geſchäfte der daſelbſt 
bezeichneten Abgabe „nach Maßgabe der nachſtehenden Beſtim⸗ 
mungen“ unterworfen. Nach der Tarifnummer 5 unterliegen 
der daſelbſt angebenen Abgabe Looſe öffentlicher Lotterien, ſowie 
Ausweiſe über Spieleinlagen bei öffentlich veranſtalteten Aus- 
ſpielungen von Geld- oder anderen Gewinnen; nach Abſ. 2 
ſtehen den Spieleinlagen gleich die Wetteinſätze bei öffentlich 
veranſtalteten Pferderennen und ähnlichen öffentlichen Veranſtal⸗ 
tungen. Auf die Tarifnummer 5 beziehen ſich die §§ 22 flgd. 
des Geſetzes. § 22 beſtimmt: „Wer im Bundesgebiete Lotte⸗ 
rien oder Ausſpielungen veranſtalten will, hat die Stempel⸗ 
abgabe für die geſammte planmäßige Anzahl der Looſe oder 
Ausweiſe über Spieleinlagen im Voraus zu entrichten,“ § 24: 
„Wer ausländiſche Looſe oder Ausweiſe über Spieleinlagen 
in das Bundesgebiet einführt oder daſelbſt empfängt, hat die⸗ 
ſelben, bevor mit dem Betriebe begonnen wird, ſpäteſteus binnen 


drei Tagen nach dem Tage der Einführung oder des Empfanges 
der zuſtändigen Behörde anzumelden und davon die Stempel— 
abgabe zu entrichten.“ Dieſe Beſtimmungen laſſen nur die An⸗ 
nahme zu, daß das Geſetz nicht die Verauſtaltung öffentlicher 
Lotterien, Anspielungen und Pferderennen und ähuliche oͤffent— 
liche Veranſtaltungen, ſondern nur die bezeichneten, bei denſelben 
auszuſtellenden Urkunden — Looſe und Ausweiſe über Spiel— 
einlagen und Wetteinſätze —, als ſtempelpflichtig anſieht. Eine 
andere Auffaſſung findet aber auch in der vom Bekl. in Bezug 
genommenen Beſtimmung des § 26 Abſ. 2 des Geſetzes keine 
Stütze. Dieſe Vorſchrift enthält, wie der B. R. zutreffend 
ausgeführt hat, nur eine Strafbeſtimmung. Während Abſ. 1 
des § 26 die Hinterziehung der Stempelabgabe trifft, wird hier 
die Umgehung des Geſetzes, die Unterlaſſung der Ausſtellung 
von Ausweiſen über Wetteinſätze, unter Strafe geſtellt. Iſt aber, 
wie auch in dem Urtheile des IV. Strafſenats des R. G. vom 
2. Dezember 1898 hervorgehoben ift, Abſ. 2 des $ 26 dem 
Geſetze eingefügt, um der Umgehung des Geſetzes durch Uuter— 
laſſung der Ausſtellung von Ausweiſen vorzubeugen, fo kaun 
hierin nach Anſicht des jetzt erkennenden Senats gegenüber der 
ſonſt klar erhellenden Tendenz des Geſetzes, die Urkunde zu be— 
ſteuern, ein ausreichender Grund für die Annahme, daß im 
Falle der Unterlaſſung der Ausſtellung der Ausweiſe ſtatt der 
Urkunde das Geſchäft ſelbſt, — die Veranſtaltung von öffent— 
lichen Pferderennen bezw. im Falle des § 24 die Vermittelung 
von Wettgeſchäften, — ſteuerpflichtig ſein ſolle, nicht gefunden 
werden. Dem angegebenen Zwecke genügt es, daß eine Straf— 
beſtimmung, wie fie ſich im Abſ. 2 des § 26 darſtellt, erlaſſen 
wurde. 
Urkunde das Geſchäft ſelbſt beſteuert wiſſen wollen, ſo hätte es 
nahe gelegen, dies kurz durch eine beſondere Beſtimmung aus» 
zuſprechen. Mangels einer ſolchen iſt vielmehr auch aus jener 
Strafvorſchrift, da durch dieſelbe das Unterlaſſen der Ausſtellung 
der Urkunde verhindert werden ſoll, zu entnehmen, daß das 
Geſetz die Stempelpflicht nur an die letztere ſelbſt, nicht aber 
an das betreffende Geſchäft knüpft. Wenn ſomit der hier erkennende 
Senat von einer anderen Auffaſſung ausgeht, als der IV. Straf. 
ſenat in dem erwähnten Urtheile vom 2. Dezember 1898, ſo 
liegt gleichwohl keine Veranlaſſung vor, eine Entſcheidung des 
Plenums des Reichsgerichts gemäß $ 137 des G. V. G. her- 
beizuführen, da der eigentliche Grund der Eutſcheidung des 
Strafſenats nicht in der Annahme, daß im Falle der Unter: 
laſſung der Ausſtellung von Ausweiſen über Wetteinſätze ſtatt 
der Urkunde das Geſchäft ſelbſt die Unterlage der Stempelpflicht 
bilde, ſomit insbeſondere in dem im § 24 des Reichsſtempel— 
geſetzes vom 27. April 1894 bezeichneten Falle der Vermittelung 
dieſe ſelbſt ſteuerpflichtig ſei, ſondern vielmehr in der Erwägung 
zu finden iſt, daß die damaligen Angeklagten das Geſetz um— 
gangen und deshalb Strafe verwirkt hätten. VII. C. S. i. S. 
Preuß. Fiskus c. Jerzynek vom 13. Dezember 1901 
Nr. 399/1901 VII. 

70. Zu Tarifnummer 5. 

Unbegründet iſt die Rüge, der B. R. habe zu Unrecht von 
der Entſcheidung der Frage abgeſehen, ob die vom Kläger ab— 
geſchloſſenen Geſchäfte ihrer wirklichen Bedeutung nach Wett— 
verträge zwiſchen dem Kläger und ſeinen Kunden oder Aufträge 
zur Abſchließung von Wetten mit den Totaliſatorunternehmern 
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für Rechnung der Kunden darſtellen. Es handelt ſich um die 
Frage, ob die vom Kläger ausgeſtellten Quittungen als Aus- 
weiſe über Wetteinſätze im Sinne der Tarifnummer 5 des 
Reichsſtempelgeſetzes vom 27. April 1894 angeſehen werden 
können. Der B. R. hat die Frage verneint. Er nimmt auf 
Grund einer eingehenden, nicht zu beanſtandenden Auslegung 
an, daß die Quittungen Ausweiſe über Aufträge zum Abſchluſſe 
von Wettverträgen und zur Abführung der gezahlten Beträge 
an Unternehmer von Wettveranſtaltungen darſtellen, und daß 
insbeſondere die beigefügten Bedingungen nicht ergeben, daß ein 
anderes Rechtsgeſchäft beurkundet ſei. Die von dem Bekl. be- 
haupteten Thatſachen, aus denen dieſer folgert, daß es ſich bei 
den in Rede ſtehenden Geſchäften in Wirklichkeit um Wettver- 
träge zwiſchen dem Kl. und ſeinen Kunden gehandelt habe und 
daß demgemäß die ausgeſtellten Quittungen ihrer wahren Be— 
deutung nach Ausweiſe über Wetteiuſätze ſeien, hält er für un⸗ 
erheblich, da für die Stempelfrage der Inhalt der Urkunde 
maßgebend ſei. Der Bekl. hat ſich hiergegen auf das Urtheil 
des jetzt erkennenden Senats vom 27. November 1900 Rep. VII 
234/1900 berufen, in welchem ausgeſprochen iſt, der Umſtand, 
daß in den von dem (damaligen) Kl. ausgeſtellten Quittungen 
von einem dieſem ertheilten Auftrage die Rede ſei, ſtehe dem 
Kl. nicht zur Seite, wenn in Wirklichkeit keine Vermittelung 
übernommen ſei, insbeſondere ſchließe er den Anſpruch des (da— 
maligen) Bekl. auf den erhobenen Stempel, — der ein Ur- 
kundenſtempel ſei, da Gegenſtand der Beſteuerung die Ausweiſe 
über die Wetteinſätze ſeien, — nicht aus, wenn der erwähnte 
Ausdruck zur Verſchleierung des wahren Sachverhältniſſes ge— 
wählt ſei. Die hiermit geäußerte Anſicht kann indeſſen nicht 
aufrecht erhalten werden. Die Stempelpflichtigkeit einer Urkunde 
richtet ſich nach ihrem Inhalt. Umſtände, welche aus der Ur— 
kunde ſelbſt nicht erhellen, müſſen daher, — ſofern nicht etwa 
das Geſetz ſelbſt etwas Anderes beſtimmt, was hier nicht der 
Fall iſt, — bei der Beurtheilung der Stempelfrage außer Be— 
tracht bleiben, es ſei denn, daß ſie nur zur Auslegung der 
Urkunde, inſoweit deren Sinn zweifelhaft erſcheint, dienen follen. 
Im vorliegenden Falle waltet bezüglich der vom Kl. ausgeſtellten 
Quittungen nach der zutreffenden Auslegung des B. R. ein 
ſolcher Zweifel nicht ob. VII. C. S. i. S. Preuß. Fiskus 
c. Jerzynek vom 13. Dezember 1901, Nr. 399/1901 VII. 

Reichsſtempelgeſetz vom 14. Juni 1900. 

71.85. 

Das R. G. erwog: Die Annahme des B. R., daß es 
eine weſentliche Aenderung des urſprünglichen Rechtsverhältniſſes 
im Sinne des § 5 Abſ. 2 des Reichsſtempelgeſetzes vom 
14. Juni 1900 bedeute, wenn bei dem Umtauſche die Indi— 
vidualität der Aktiengeſellſchaft, als des Rechtsſubjektes, an deſſen 
Vermögen durch die gegen einander umzutauſchenden Aktien 
Autheilsrechte begründet werden, ſich ändert, iſt unwiderleglich 
(vergl. in Bezug auf die mit jener übereinſtimmende Be— 
ſtimmung im § 6 Abſ. 2 des früheren Reichsſtempelgeſetzes 
vom 27. April 1894, Entſch. des R. G. Bd. 40 S. 131, 
Bd. 45 S. 91). Dieſer Fall liegt hier vor; denn die um— 
zutauſchenden alten Aktien find von der aufgelöſten Speicher— 
Aktien⸗Geſellſchaft, die neuen von der Kl. ausgegeben worden, 
die mit jener Geſellſchaft durch die Fuſion nicht etwa identiſch 
geworden iſt, ſondern die ihre bisherige Individualität völlig 
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unverſehrt bewahrt hat. Der durch Urtheil des erkennenden 
Senats vom 1. November 1899 in Sachen der Deputation für 
indirekte Steuern in Hamburg c. die Aktiengeſellſchaft, Ber- 
einigte Bugſir⸗ und Dampfſchifffahrtsgeſellſchaft entſchiedene 
Rechts fall unterſcheidet ſich von dem gegenwärtigen durch den 
weſentlichen und entſcheidenden Punkt, daß es ſich in jenem 
Falle um den Umtauſch von Aktien deſſelben Rechtsſubjektes, 
nämlich der aufnehmenden Geſellſchaft handelte, der lediglich zu 
dem Zweck erfolgte, damit in die Aktienurkunden der von dieſer 
Geſellſchaft angenommene neue Name eingefügt werde. VII. C. S. 
i. S. Stettiner Speicher ⸗Verein, Aktiengeſellſchaft o. Preußiſcher 
Fiskus vom 3. Januar 1902, Nr. 345/1901 VII. 

III. Das gemeine Recht. 

72. Auslegung. | 

Mit Recht hat das B. G. eine Beweisantretung über den 

Sinn des Vertrags nicht beachtet, da deſſen Wortlaut klar und 
unzweideutig iſt. Denn eine richterliche Auslegung darf nur da 
eintreten, wo der eine verſchiedene Deutung zulaſſende Vertrags- 
inbalt Raum giebt für eine den Willen feſtſtellende Auslegung 
(Eutſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 9 Nr. 61 S. 232. L. 25 
$ 1 D. de legatis et fideicommissis. III. — 32. —9). 
III. C. S. i. S. Müller e. Scheydecker vom 10. Jauuar 1902, 
Nr. 342/1901 III. 

73. Unſittlicher Vertrag. 

Daß ein Vertrag, durch welchen ein Ehegatte ſich das 
Betreiben einer Eheſcheidung abkaufen läßt, ein unſtttlicher iſt, 
gleichgültig, welches Recht zur Anwendung zu bringen iſt 
(vergl. die Entſch. des R. G. vom 1. Juni 1900 i. S. Flicken⸗ 
ſchildt wider Flickenſchildt, vom 1. Dezember 1890, Juriſtiſche 
Wochenſchrift von 1891 S. 204, ſ. auch Gruchot, Beiträge 
Bd. 32 S. 917), vermag auch die Resiſion nicht zu beſtreiten. 
Die Feſtſtellung aber, daß der Vertrag vom 29. Februar 1892 
ein ſolcher Vertrag ſei, enthält keinen Rechtsirrthum. Ins⸗ 
beſondere iſt mit dem B. G. davon auszugehen, daß auch nach 
gemeinem Rechte — das Hamburger Recht iſt ohnehin irreviſibel 
— der geſchiedenen Ehefrau keinerlei Alimentationsanſpruch 
gegen ihren Ehemann zuſteht. (Entſch. des R. G. Bd. 8 S. 184, 
Bd. 12 S. 193, Bd. 26 S. 193, Bd. 41 S. 176.) III. C. S. 
i. S. Holle c. Holle vom 27. Dezember 1901, Nr. 326/1901 III. 

74. Ceſſion. 

Die Reviſion bemängelt den Satz der Entſcheidungsgründe 
des B. U.: „Dieſer Anſpruch ſchloß daher zugleich den Anſpruch 
auf Zahlung der von S. im Intereſſe des P. zur Fertigſtellung 
des Baues gemachten Leiſtungen in ſich ein.“ Allein wie der 
folgende Satz der Entſcheidungsgründe „deshalb war die 
lleberweiſung des Anſpruchs an den Kl. rechtlich zuläſſig 
(vergl. die Entſch. dieſes Gerichts vom 19. Juni 1896, Rund⸗ 
ſchau 1896 S. 247)“ ergiebt, ſollte damit nicht nur die 
Fälligkeit des Anſpruchs in Folge der Fertigſtellung des Baues, 
ſondern weſentlich die rechtliche Zuläſſigkeit der Pfändung und 
Ueberweiſung der dem S. wider den P. aus dem verſprochenen 
Baugelddarlehn zuſtehenden Anſprüche auf Auszahlung der 
Reſtvaluta begründet werden. In dieſer Beziehung iſt nun 
Folgendes hervorzuheben: Zwar hat die C. P. O. a. F. eine 
dem § 951 der C. P. O. n. F. entſprechende Beſtimmung 
nicht enthalten, doch war auch nach jener nur eine ſolche 
Forderung, welche cedirt werden konnte, der Pfändung unter⸗ 
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worfen (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 6 Nr. 116 
S. 379). Es fragt ſich daher, ob im vorliegenden Falle eine 
CEeſſion gemeinrechtlich zuläſſig war. In dieſer Beziehung hat 
nun das R. G. (deſſen Entſch. in Cibilſachen Bd. 32 Nr. 90) 
für das franzöſiſche Recht, welches das Darlehn wie das 
Gemeine Recht als Realvertrag auffaßt, entſchieden, daß zwar 
aus einem eiuſeitigen Darlehnsverſprechen eine Ceſſion rechtlich 
nicht möglich ſei, daß aber aus einem förmlichen Darlehns- 
vertrage, der nicht nur dem Darleiher, ſondern auch den 
Darlehnsſchuldner bezüglich Annahme und Rückzahlung des 
Darlehns verpflichte, als einem gültigen Konſenſualvertrage eine 
Ceſſion möglich ſei in der Weiſe, unter Belaſſung des 
urſprünglichen Schuldners bloß deſſen Recht auf Auszahlung 
der Darlehnsvaluta durch den Gläubiger zum Gegenſtand der 
Ceſſion zu machen. Ebenſo hat das R. G. (deſſen Entſch. in 
Civilſachen Bd. 38 Nr. 83 S. 311, vergl. auch Bd. 40 Nr. 77) 
für das Gebiet des Pr. A. L. R., welches das Darlehn eben⸗ 
falls als Realkontrakt anſieht (Deruburg Preußiſches Privatrecht 
5. Auflage Bd. 2 8 176 Nr. 1), ausgeführt: Wird ein Baugeld⸗ 
darlehn in der Weiſe zugeſagt, daß es je nach dem Fortſchreiten 
des Baus ratenweiſe ausbezahlt werden ſolle, ſo iſt die Zuläſſigkeit 
einer Ceſſion der einzelnen Raten nicht zu beanſtanden, da in der 
Abtretung der Erklärung des Darlehnsnehmers zu finden iſt, daß 
er den Betrag, den der Darlehnsgeber an den Ceſſionar zahle, 
ſich anrechnen laſſen wolle, ſo daß er, der Cedent, Schuldner 
des Darlehnsgebers werde. Auch gemeinrechtlich ſteht in 
einem derartigen Falle der Zuläſſigkeit der Ceſſiou nichts ent- 
gegen (vergl. auch Urtheil des R. G. vom 15. Mai 1891 
III. 42/1891 i. S. der Schleswig⸗-Holſteiniſchen Hypotheken- 
bank in Itzehoe wider die Spar- und Leihkaſſe in Nordſtrand: 
im Auszug bei Bolze Praxis des R. G. in Civilſachen Bd. 12 
Nr. 80). Die Unterſcheidung zwiſchen Konſenſual⸗ und Real⸗ 
verträgen iſt jedenfalls im Sinne des Römiſchen Rechts nicht in 
das Gemeine Recht übergegangen, ſondern hat höchſtens noch 
Bedeutung für die Vertragsperfektion nach dem Parteiwillen 
und es hängt lediglich von dem letzteren ab, ob ein Vertrag 
als Konſenſual⸗ oder Realvertrag geſchloſſen wird, es kann 
daher ein Darlehnsvertrag auch als Konſenſualvertrag geſchloſſen 
werden (Windſcheid Pandekten, 8. Auflage von Kipp Bd. 2 
§ 312 Anm. 5, 8371 Anm. 6, Deruburg Pandekten 5. Auf 
lage Bd. 2 8 8 Nr. 3). III. C. S. i. S. Pudenz c. Weck 
vom 10. Dezember 1901, Nr. 307/1901 III. 

75. Schadenserſatz. 

Aus der Rechtslage des gegenwärtigen Falles iſt wohl ver- 
ſtändlich, daß der B. R. nicht, wie die Reviſion will, den Sach— 
verhalt auf das Vorliegen eines Verſchuldens des einen und 
des anderen Theiles hin unterſucht und alsdann ein etwaiges 
beiderſeitiges Verſchulden gegen einander abgewogen hat. Die 
Haftung des Bekl. für den noch unter der Herrſchaft des alten 
Rechtes geſchehenen Unfall beſtimmte ſich nach den Grundſätzen 
des aquiliſchen Geſetzes, beziehungsweiſe in Verbindung damit 
nach den Beſtimmungen in § 3, § 4 Abſ. 1 Ziffer 3 und 
Abſ. 2 des Binnenſchifffahrtsgeſetzes vom 15. Juni 1895. Als 
ein kontraktlicher Schadenserſatzanſpruch — aus dem abge— 
geſchloſſenen Transportvertrag — hätte ſich die von der Wittwe 
des Getödteten erhobene Klage nicht begründen laſſen. Vergl. 
Entſch. des R. G. Bd. 21 S. 170 ff. — Wenn nun zwar 
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gegenüber der aquiliſchen Klage einem eigenen Verſchulden des 
Verletzten die Bedeutung zukäme, daß dadurch die Schadens- 
erſatzpflicht des Schädigers ausgeſchloſſen würde (I. 203 Dig. 
de R. J. 50, 17) oder doch aufgehoben ſein könnte, ſo waren 
die Grundſätze über konkurrirendes Verſchulden doch nicht in 
gleicher Weiſe anwendbar in dem Fall, wo unter dem ſeitherigen 
Rechtszuſtand — ſiehe dagegen jetzt §8§ 846, 254 des 
Deutſchen B. G. B. — von den Hinterbliebenen des unmittelbar 
Verletzten ein ihnen ſelbſtſtändig (nicht als Erben des Ge— 
tödteten) zuſtehender Schadenserſatzanſpruch erhoben wurde. 
Vergl. Entſch. des R. G. Bd. 14 S. 254 ff. und für ge⸗ 
meines Recht Urtheil des erkennenden Senats vom 4. März 1901 
VI 426/1900. — Allerdings kommt auch in einem ſolchen Fall 
das eigene Verhalten des Getödteten inſofern in Betracht, als 
es bei der Feſtſtellung des urſächlichen Zuſammenhanges zwiſchen 
der Handlung des Dritten und dem Unfall von Einfluß ſein 
kann. Was nun die Frage des Kauſalzuſammenhanges zwiſchen 
dem Tod des Ehemanns der Kl. und einem etwaigen Ver⸗ 
ſchulden der Schiffsbeſatzung oder des Bekl. ſelbſt anlangt, ſo 
wäre ein ſolcher Zuſammenhang freilich dann gegeben, wenn 
die offenſtehende Barriere in dem Verunglückten den Irrthum 
hervorgerufen hätte, das Schiff liege noch am Stege an und 
er könne deshalb das Schiff noch ungefährdet verlaſſen. Darauf⸗ 
hin iſt denn auch der Sachverhalt von dem B. G. geprüft, 
welches jedoch zu der thatſächlichen und deshalb unanfechtbaren 
Feſtſtellung gelangt, daß E. nicht in jener irrigen Voraus- 
ſetzung befangen, ſondern ſich deſſen wohl bewußt geweſen ſei, 
das Dampfboot habe die Anlegeſtelle bereits verlaſſen. Auch 
die Annahme, daß der Verunglückte durch Schlaftrunkenheit 
oder die herrſchende Dunkelheit in Verbindung mit dem Offen- 
ſtehen der Barriere in eine Täuſchung über die Sachlage oder 
über die Gefährlichkeit ſeines Unterfangens verſetzt worden ſein 
möchte, erſcheint durch die Feſtſtellungen des B. U. als aus- 
geſchloſſen. — Von dieſem thatſächlichen Standpunkt aus iſt 
aber die Entſch. des B. G. für gerechtfertigt zu erachten. Es 
mag jein, daß durch das Offenſtehen der Barriere eine der Be- 
dingungen für den unglücklichen Verlauf geſetzt worden iſt, 
vielleicht ſogar eine Bedingung, ohne welche dieſer Erfolg nicht 
eingetreten wäre; aber dieſes Bedingungsverhältniß iſt nicht 
immer ſchon hinreichend, um den Kauſalzuſammenhang herzu⸗ 
ſtellen. Ein ſolcher war ſelbſt dann nicht nothwendig gegeben, 
wenn die offenſtehende Barriere für den Verunglückten (nur) 
die Veranlaſſung geboten hat, den Entſchluß zum Abſpringen 
von dem Schiff zu faſſen und auszuführen, und es iſt, in 
dieſem Sinne verſtanden, der Satz des B. U., E. habe ſein 
Vorhaben gerade deshalb zur Ausführung gebracht, weil er die 
Barriere offen ſtehend fand, nicht unvereinbar mit der übrigen 
Urtheils begründung. Denn es war vorliegend nach dem feit- 
geſtellten Hergang die ſelbſtſtändige, aus freier Entſchließung ber- 
vorgegangene Handlung eines zurechnungsfähigen Mannes, 
welcher im Bewußtſein der beſtehenden Gefahr die von ihm 
vorgefundene Sachlage zu ſeinem gefährlichen Thun benutzt und 
ſo den Unfall ſelbſt herbeigeführt hat, ohne daß derſelbe eine 
begründete Veranlaſſung gehabt hätte, einer ſolchen Gefahr ſich 
zu unterziehen (Entſch. des R. G. Bd. 29 S. 120 ff.) Da- 
mit, daß die Barriere offen gelaſſen wurde, während ſchon das 
Schiff ſich wieder in Bewegung ſetzte, war allerdings ſeitens 
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der Schiffsbeſatzung eine möͤglicherweiſe gefahrdrohende Situation 
geſchaffen, welche bei Unterſtellung eines Verſchuldens eine 
Haftung begründen konnte; jo falls ein Fahrgaſt etwa aus Ver⸗ 
ſehen oder im Dunkeln der Oeffnung zu nahe kam und hinaus- 
fiel. Aber es iſt im gegenwärtigen Fall zwiſchen jene vielleicht 
ſchuldhafte Unterlaſſung des Schiffsperſonals und die weitere 
Kauſalitätsreihe die ſelbſtſtändig wirkſame freie Handlung des 
Verunglückten getreten und iſt durch dieſes Eingreifen eines 
eigenen Handelns der urſächliche Zuſammenhang des etwaigen 
Verſchuldens der Schiffsleute mit dem eingetretenen Unfall 
„unterbrochen“ oder richtiger eine ſolche Kauſalität ausge- 
ſchloſſen. Die Reviſion hat unter Bezugnahme auf das vom 
I. R. angezogene Beiſpiel von einem Fahrgaſt, der aus einem 
ſchon weiterfahrenden Eiſenbahnzug durch die noch offenſtehende 
Wagenthüre hinausſpringt, eingewendet, daß mit den allgemein 
gebotenen Schutzeinrichtungen ſeitens der Verkehrsanſtalten 
gerade auch Rückſicht auf ſolche Fälle eines Mangels von Ueber⸗ 
legung bei dem Fahrgaſt genommen, dieſen „Schutz gegen ſich 
ſelbſt“ gewährt werden müſſe. Ob dieſer Geſichtspunkt an ſich 
und auch für Verhältniſſe der vorliegenden Art als zutreffend 
gelten könnte, mag dahingeſtellt bleiben; er würde keinenfalls 
der Auffaſſung des Kauſalzuſammenhangs im Wege ſtehen, 
welche bei einem willkürlichen oder unvernünftigen im Verkehr 
gar nicht in Rechnung zu nehmenden Eingreifen des Fahrgaſtes 
deſſen Handlung als die ſelbſtſtändige Urſache des Unfalles be⸗ 
trachtet. VI. C. S. i. S. Eins c. Wichmann vom 30. De⸗ 
zember 1901, Nr. 309/1901 VI. 

76. Verſchulden. 

Das B. U. unterliegt wegen Verkennens des Begriffs der 
Verſchuldung und der Kauſalität der Aufhebung. Denn es iſt 
feſtgeſtellt, daß Bekl., während er das auf ſeinem Hofe befindliche 
Göpelwerk zum Betriebe der Dreſchmaſchine durch eingeſpannte 
Pferde im Gange hielt, geduldet hat, daß Kinder, darunter der 
ſechsjährige Kl., auf feinem Hofe in der Nähe des Göpelwerks 
ſpielten, und daß er dann, als er das Göpelwerk auf kurze Zeit 
verließ, den Weiterbetrieb, beſonders den Antrieb der Pferde, 
einem zehnjährigen Kinde ohne beſondere Warnungen überlaſſen 
hat. Unter den obwaltenden Umſtänden und bei der bekannten 
Gefährlichkeit eines Göpelwerks iſt hierin eine um ſo größere 
Fahrläſſigkeit zu finden, als das Göpelwerk ſich derart in einer 
Vertiefung des Bodens befand, daß die Bedeckung deſſelben ſich 
mit der Bodenfläche des Hofes in einer Ebene befand, ſo daß 
ein Betreten der Bedeckung ſeitens der Kinder um ſo näher lag. 
Und ſo iſt denn auch, wie weiter feſtgeſtellt iſt, der Kl., als eins 
der mitſpielenden Kinder ſeine Mütze auf die Bedeckung des 
Göpelwerks warf, dieſer nachgelaufen, hat die Bedeckung betreten 
und iſt dabei, indem er durch die Bedeckung durchgetreten iſt, 
mit ſeinem einen Bein in die Räder des Göpels gerathen, wo— 
durch er ſchwere Verletzungen erlitten hat. Wenn nun bei dieſem 
Sachverhalt das B. G. die Haftung des Bekl. deshalb verneint, 
weil er doch nicht habe vorausſehen koͤnnen, daß die Kinder eine 
Mütze des Kl. auf die Bedeckung des Göpelwerks werfen würden, 
und daß dieſer, ſtatt ſie mit einer Stange herabzuholen, die 
Bedeckung dieſerhalb betreten würde, weil ferner auch nicht feit- 
ſtehe, daß ein Erwachſener, wenn er ihn zum Betriebe des 
Göpelwerks angeſtellt hätte, den Unfall vermieden haben würde, 
ſo verkennt es in erſter Beziehung den Begriff des Verſchuldens, 
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indem es verlangt, daß gerade der Schaden ſo, wie er in eonereto 
ſich geftaltet hat, hätte vorausgeſehen werden müſſen, und nicht 
für genügend erachtet, daß die Gefährlichkeit überhaupt zu er⸗ 
kennen war, und in zweiter Beziehung den Begriff der Kaufalität, 
wenn es nicht für genügend erachtet, daß nach allen Regeln der 
Wahrſcheinlichkeit ein Erwachſener den Kl. vom Betreten des 
Goͤpelwerks abgehalten haben würde. III. C. S. i. S. Schnuck 
e. Petzold vom 17. Januar 1902, Nr. 350/1901 III. 

77. Preisminderungsklage. 

Es iſt in zahlreichen Entſcheidungen (Entſch. vom 5. Oktober 

1897 i. S. Dr. Heſſe Erben e. Dr. Fülles Nr. 115/1897 ILL, 
Juriſtiſche Wochenſchrift von 1897 S. 581 Nr. 56, vergl. 
Entſch. in Seuffertss Archiv Bd. 40 Nr. 102, in der 
Juriſtiſchen Wochenſchrift von 1896 S. 323, von 1897 S. 353, 
Nr. 36 u. a.) ausgeſprochen und zwar im Anſchluſſe an die 
Quellenſtelle J. 19 $ 1D. de aed. ed. 20, 1. insbeſondere 
das Beispiel servum ad statuam nunquam confugisse, daß 
ſowohl bei den Klagen aus dem äbilizijchen Edikt, als bei der 
Kaufsklage als beachtenswerthe Zuſicherungen nicht nur die Zu⸗ 
ficherung beftimmter Eigenſchaften (für die Gegenwart und 
Zukunft), ſondern auch einſeitige Angaben des Verkäufers über 
Thatſachen und Umſtände (aus der Vergangenheit) in Betracht 
kommen, wenn fie auf die Bemeſſung des Werths der ver⸗ 
kauften Sache und auf den Entſchluß des Käufers, dieſelbe um 
einen beſtimmten Preis zu erſtehen, nachweisbar einzuwirken 
geeignet waren. Es iſt dies auch dann der Fall, wenn die 
Zuſagen keinen nothwendigen Rückſchluß auf die äußere 
Beſchaffenheit des Kaufobjekts ſelbſt, beſtimmte Eigenſchaften 
deſſelben begründen. In dieſer Weiſe find die Angaben des 
Verkäufers eines Wohnhauſes über die von ihm erzielten Mieth- 
preije, einer Reſtauration über den Bierumſatz, einer Brauerei 
über deren Abſatz, einer Mühle über deren Beſchäftigung, des 
Verkäufers einer Apotheke über die Zahl der gefertigten Rezepte, 
ſowie einer Heilanſtalt über deren Frequenz für erheblich erachtet 
worden, obwohl dieſelben keinen nothwendigen Rückſchluß auf 
die Beſchaffenheit des Kaufobjektes bedingten. Hievon abzu⸗ 
gehen liegt kein Grund vor. III. C. S. i. S. Dietrich c. 
Lehmpfuhl vom 10. Januar 1902, Nr. 203/1901 III. 

78. Konkurrenzverbot. 

Durch den zwiſchen den Parteien abgeſchloſſenen Vertrag hat 
Bekl. ſich verpflichtet, in Arolſen keinerlei Wirthſchaft zu be⸗ 
treiben. Dieſe zwiſchen zwei ſelbſtſtändigen Gewerbetreibenden 
getroffene Uebereinkunkt, die einerſeits zwar zeitlich unbegrenzt, 
andererfeit3 aber auf die gedachte Gemeinde beſchränkt iſt, 
enthält keine übermäßige Einengung der gewerblichen Thätigkeit 
des Bekl., da dieſe nicht als auch nur theilweiſe vernichtet an⸗ 
geſehen werden kann (vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. 31 Nr. 18). III. C. S. i. S. Müller c. Scheydecker vom 
10. Januar 1902, Nr. 342/1901 III. 

79. Verſicherungsrecht. 

Die Revifion rügt, der B. R. verkenne, daß grundſätzlich 
davon ausgegangen werden müſſe, daß der Verſicherungsnehmer 
ohne Nachweis eines beſonderen Verſchuldens für die Folgen 
einer unrichtigen Beantwortung der im Formulare zum Ver⸗ 
ſicherungsantrage geſtellten Fragen hafte und daß dies auch dann 
gelte, wenn nicht er ſelbſt, ſondern der Agent die Antworten 
abgefaßt und niedergeſchrieben habe. Dieſer Grundſatz iſt zwar 
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als richtig anzuerkennen. Gleichwohl wird das angefochtene 
Urtheil durch die Annahme des B. R., der Kl. habe ſeine An⸗ 
gaben ſo gewiſſenhaft gemacht, wie es den Umſtänden nach von 
ihm habe verlangt werden können, gehalten; hiermit iſt feſt⸗ 
geſtellt, daß der Kl. der ihm durch § 5 der allgemeinen Ver⸗ 
ſicherungsbedingungen der Bekl. auferlegten Pflicht zur gewiſſen⸗ 
haften Angabe der auf die Feuergefährlichkeit einwirkenden Um⸗ 
ſtände genügt habe. Es gereicht daher der Reviſion nicht zur 
Stütze, daß der B. R. in ſeinen Entſcheidungsgründen die von 
der Reviſion bekämpfte Anſicht geäußert hat, daß die Verwirkung 
des Verſicherungsanſpruchs ein Verſchulden des Verſicherungs⸗ 
nehmers bei Beantwortung der von der Verſicherungsgeſellſchaft 
geſtellten Fragen zur Vorausſetzung habe, — eine Anſicht, die 
im Allgemeinen allerdings nicht zu billigen ſein würde. Im 
vorliegenden Falle hat der B. R. die beſondere Beſtimmung 
des § 5 der allgemeinen Verſicherungsbedingungen der Bekl. 
berücjichtigt, deren Verletzung, inſoweit es fi um die Ver⸗ 
pflichtung zu gewiſſenhafter Angabe der in Rede ſtehenden 
Umſtände handelt, allerdings nicht ohne ein Verſchulden des 
Verſicherungsnehmers gedacht werden kann. VII. C. S. i. S. 
Vereinigte landſchaftliche Brandkaſſe zu Hannover c. Eilers 
vom 3. Dezember 1901, Nr. 307/1901 VII. 

80. 

Die Reviſion führt aus, der Kl. habe ſich nicht damit be⸗ 
gnügen dürfen, dem Agenten Auskunft zu ertheilen, ſondern 
auch Sorge tragen müſſen, daß die Verſicherungspapiere über 
den feuergefährlichen Betrieb, die Verwendung bed Deitillir- 
apparates zur Reinigung ſchmutzigen Benzins Aufſchluß geben. 
Es iſt jedoch in dem von der Reviſion in Bezug genommenen 
Urtheile des erkennenden Senats — Entſch. des R. G. in 
Civilſachen Bd. 46 S. 184 — hervorgehoben, daß der Ver⸗ 
ſicherungsnehmer welcher die Beantwortung der geſtellten Fragen 
dem Agenten überläßt, unter beſonderen Umſtänden von der 
Verantwortlichkeit für die unrichtige Beantwortung befreit wird, 
daß dahin der Fall gehöre, daß es ſich um Fragen handelt, 
die nicht aus den perſönlichen Verhältniſſen und dem eigenen 
beſonderen Wiſſen des Verſicherungsnehmers zu beantworten 
ſind, ſondern von dem Agenten ebenſo gut beantwortet werden 
können, und daß dies insbeſondere für Fragen hinſichtlich der 
Oertlichkeit gelte. Der B. R. hat nun erwogen, daß nach den 
Angaben, welche der Kl. dem Agenten bei der Beſichtigung der 
Räumlichkeiten und Betriebseinrichtungen gemacht, nichts näher 
gelegen habe, als die Annahme, daß der Deſtillationsapparat 
zum Deſtilliren von Benzin diente, und daß der Kl. ſich auf 
die Sachkunde des Agenten habe verlaffen dürfen. Damit iſt 
ausreichend dargelegt, daß es dem Kl. zur Entſchuldigung ge⸗ 
reicht, wenn der Agent die nähere Angabe über die Verwendung 
des Deſtillirapparates unterlaſſen und der Kl. die von dem 
Agenten aufgeſetzten Antworten nicht nachgeprüft hat. Vergl. 
Entſch. bei voriger Nummer. 

81. Unfallverſicherung. 

Der vom B. G. vorgenommenen Auslegung des § 2 Satz 2 
der Allgemeinen Verſicherungsbedingungen tritt die Rkl. inſofern 
nicht entgegen, als nach derſelben hier die äußere Verletzung — 
Stich durch ein Inſekt in die Naſe und Aufkratzen der Puſtel — 
an Stelle der in $ 1 erwähnten „äußeren Gewalt“ tritt; da⸗ 
dagegen ſoll es nach Anſicht der Rkl. der Tendenz und dem 
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Weſen des ganzen Vertrags widerſprechen, den §S 2 Satz 2 dahin 
zu verſtehen, daß jede Verletzung, auch eine ſolche, die ein Ver— 
ſicherter durch Kratzeu oder Aufdrücken von Puſtelu ſich ſelbſt 
beibringt, einen verſicherungspflichtigen Unfall darſtelle. Dem 
kaun jedoch nicht beigetreten werden. Es iſt zunächſt völlig be— 
denkenfrei, weun das B. G. einer Verletzung der Haut nicht 
deshalb die Eigenſchaft einer äußeren Verletzung abſpricht, 
weil ſie vom Verletzten mit eigener Hand bewirkt worden iſt; 
denn eine Verletzung der Anßenſeite des Körpers wird dadurch 
nicht zu einer inneren, weil ſie auf eine Entſchließung des 
Verletzten zurückzuführen iſt. Es kam alſo nur darauf an, ob 
der Abſ. 2 des § 1 hier Platz greift, wonach die Leiſtung der 
Bekl. von der Bedingung abhängig gemacht iſt, daß die ver— 
ſicherte Perſon die äußere Gewalt nicht abſichtlich oder durch 
grobe Fahrläſſigkeit herbeigeführt hat. Abſichtliches Haudeln ſetzt 
voraus, daß der Thäter ſein Thun als ein körperverletzendes 
erkennt; ein ſolches Erkennen verneint aber der B. R., wenn er 
von der Annahme ausgeht, daß B. durch das Jucken der Haut 
oder um den Eiter abzuwiſchen, zum Kratzen veranlaßt worden 
ſei, und hierin kann ein Irrthum nicht gefunden werden, da 
derartige Handlungen mit einem Erkennen der daraus folgenden 
Hantverletzung nicht verbunden zu ſein pflegen. Aus demſelben 
Grunde iſt auch das Vorliegen einer groben Fahrläſſigkeit mit 
Recht verneint worden. VII. C. S. i. S. Providentia e. Bauer 
vom 21. Januar 1902, Nr. 378/1901 VII. 

82. Erbrecht. 

Wäre das jogenannte Familienfideikommiß als eine Stiftung 
zu erachten, ſo wären die Teſtamentsvollſtrecker die geſetzlichen 
Vertreter. Iſt es als ein ſpezifiſch Hamburgiſches Teſtament 
gemäß der Belegung auf Teſtaments⸗Namen anzuſehen (vergl. 
Niemeyer, Hamburger Privatrecht S. 572 Nr. 5) ſo ſind die 
Teſtamentsexekutoren gemäß der nach der herrſchenden, vom R. G. 
als partikularer Rechtsſatz anerkannten Anſicht dem Teſtament 
zuerkannten Rechtsſubjektivität die Vertreter dieſes Rechtsſubjekts. 
Aber auch nach Anſicht der Schriftſteller, welche die Eigenſchaft 
des Teſtaments als eines ſelbſtſtändigen Rechtsſubjektes beſtreiten, 
erſcheinen wiederum die Teſtamentsvollſtrecker als die richtigen 
Bekl. Ritter hält in den Fällen, in welchen Belegungen auf 
Teſtamentsnamen ſtattgefunden, ohne daß eine Stiftung au⸗ 
geordnet iſt, für die Berechtigten die Teſtamentsvollſtrecker in 
dieſer ihrer Eigenſchaft. (Ritter, die Rechtsſubjektivität des 
Hamburgiſchen Teſtaments S. 119.) Goldfeld dagegen hält 
für das Rechtsſubjekt die durch die Teſtamentsvollſtrecker als 
geſetzliche Vertreter vertretenen Erben. (Goldfeld, Streitfrage 
aus dem deutſchen Erbrecht 1893 S. 61 —65.) Tritt man 
der wohl der Sachlage entſprechendſten Auffaſſung des B. G. 
bei, wonach es ſich überhaupt nur um einen unvertheilten Nach: 
laß handelt, ſo erſcheint die Vertretungsbefugniß der Teſtaments⸗ 
exekutoren erſt recht durch das Teſtament feſtgeſtellt. Die Paſſiv⸗ 
legitimation der Bekl. iſt ſomit nach keiner Richtung zu bean⸗ 
ſtanden. VI. C. S. i. S. Vertreter von Dreyers Teſtament 
c. Dreyer vom 23. Dezember 1901, Nr. 374/1901 VI. 

83. Kirchenrecht. 

Das B. G. geht zutreffend davon aus, daß in der Regel 
dem Kirchenregiment die freie Berufung der Kirchendiener zu— 
ſteht, und daß Derjenige, welcher in Bezug hierauf ein Sonder— 
recht, insbeſondere ein Präſentationsrecht, in Anſpruch nimmt, 
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daſſelbe nach Grund und Umfang zu erweiſen hat. Hiefür 
genügte im vorliegenden Falle, wo es ſich um eine ſpäter nen 
errichtete Pfarrſtelle handelt, keineswegs der Umſtand, daß der 
Kl. überhaupt ein Patronatrecht an der Gartenkirche verliehen 
iſt, da der Verleihungswille ſowohl auf die urſprünglich be- 
ſtehenden Kircheuſtellen beſchränkt fein konnte, wie er ſpätere 
Erweiterungen der kirchlichen Einrichtung zu umfaſſen vermechte. 
Die Kl. konnte daher mit dem Klageanſpruch nur durchdringen, 
wenn ſie nachwies, daß die an ſie erfolgte Verleihung im 
weitergehenden Sinne zu verſtehen ſei. III. C. S. i. S. 
Stadtgemeinde Hannover c. Königl. Konſiſtorium daſelbſt vom 
3. Januar 1902, Nr. 433/1901 III. 

IV. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

84. Zu 8105 Thl. IJ Tit. 4 A. L. R. 

Es iſt richtig, daß Kl. nicht ohne Weiteres zur Unzeit von 
dem Kommiſſiousvertrage zurücktreten durfte, aber fie war zur 
ſofortigen Löſung berechtigt, ſobald wichtige Gründe hierfür 
eintraten. Und letzteres war im Oktober 1898 der Fall, denn 
Bekl. kam in den Verdacht der Brandſtiftung und wurde unter 
Umſtäuden verhaftet, die ihn ſchuldig erſcheinen ließen. Hier— 
durch wurden die von der Kl. damals ergriffenen Maßregeln, in 
denen ihr Rücktritt vom Vertrage zu finden iſt, gerechtfertigt. 
Nach Erwirkung und Vollziehung des Arreſtbefehls trat dann 
allerdings eine Aenderung inſofern ein, als einige der thatſäch— 
lichen Annahmen, die für den Erlaß des Arreſtbefehls geltend 
gemacht waren, ſich als unrichtig herausſtellten. Aber Bekl. 
blieb in Haft, und dieſe Thatſache rechtfertigt es, daß Kl. das 
Kommiſſionsverhältniß gelöſt ließ. Bekl. hat zwar geltend ge— 
macht und unter Beweis geſtellt, daß er für Fortbetrieb ſeines 
Geſchäfts geſorgt gehabt und it der Anſicht, daß Kl. ſich an 
ſeine Vertreter hätte wenden müſſen, um mit dieſen den Vertrag 
fortzuſetzen. Hierin kann jedoch dem Bekl. nicht beigetreten 
werden, denn Kl. hatte ihre Waaren dem Bekl. perſönlich an- 
vertraut und brauchte ſich nicht mit Vertretern deſſelben ein— 
zulaſſen. Endlich ſtellte ſich am Schluß des gegen den Bekl. 
eingeleiteten Strafverfahrens heraus, daß derſelbe unſchuldig in 
Haft genommen worden ſei. Aber auch dieſer Umſtand kann 
die lauge vorher erfolgte, damals gerechtfertigte Löſung des 
Vertrages nicht zu einer grundloſen machen, es muß vielmehr 
dabei bleiben, daß Kl. mit Fug zurückgetreten iſt. I. C. S. i. S. 
Schulze c. Reiners vom 28. Dezember 1901, Nr. 290/1901 J. 

85. 88 54, 57 Thl. I Tit. 5. 

Die Frage, wem der Beſchluß, wodurch der Anſpruch des 
Hypothekengläubigers auf den Subhaſtationserlös nach Erlaß 
des Zuſchlagsurtheils gepfändet wird, zugeſtellt werden müſſe, 
— ob in einem ſolchen Fall ein Drittſchuldner im Sinne des 
8730 C. P. O. vorhanden und wer dies ſei — wurden in dem 
reichsgerichtlichen Urtheil vom 22. Dezember 1897 (Entſch. Bd. 40 
S. 395 ff.) als eine in der Praxis und Litteratur ſehr umſtrittene 
Frage bezeichnet, aber dahin beantwortet, daß die Zuſtellung an 
den Subhaſtaten nicht an den Erſteher zu erfolgen habe. Als 
nun der damalige Kläger, jetzige Beklagte, gegen feinen Prozeß 
bevollmächtigten wegen der nicht richtig geſchehenen Zuſtellung 
einen Schädenanſpruch wegen Verſchuldens geltend machte, wurde 
dieſer nicht für gerechtfertigt erklärt und vom Reichsgericht aus— 
geführt: Es ſoll keineswegs in Abrede gezogen werden, daß 
der Rechtsanwalt bei Zweifelhaftigkeit einer materiellrechtlichen 
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oder prozeſſualen Frage, wenn die Rechtsgültigkeit des von ihm 
für ſeinen Mandanten zu bewirkenden Aktes von Einhaltung 
der geſetzlich richtigen Form abhängig iſt, die Verpflichtung hat, 
ſorgſam in Erwägung zu ziehen, in welcher Weiſe das Jutereſſe 
des Auftraggebers am beiten und wirkſamſten gewahrt ſei, und 
darnach ſeine Maßnahmen zu treffen. Um dieſer Verpflichtung 
zu genügen, wird der Rechtsanwalt unter Umſtänden allerdings 
auch, in Berückſichtigung widerſtreitender Rechtsanſichten, vor— 
ſerglich den fraglichen Rechtsakt in mehrfacher Weiſe, auch noch 
in der anderen Form, die möglicherweiſe von den Gerichten als 
die richtige erkannt werden könnte, vornehmen müſſen. Allein 
darin geht im vorliegenden Falle der I. R. mit ſeinen An⸗ 
forderungen an die Sorgfalt des Rechtsanwalts doch zu weit, 
daß er demſelben ſchlechthin zumuthet, an alle diejenigen die 
Zuſtellung zu bewirken, welche überhaupt möͤglicherweiſe als 
ſolche, denen zuzuſtellen iſt, — hier als Drittſchulduer — in 
VBettacht kommen. Eine allgemeine Regel hierüber läßt ſich 
nicht aufſtellen; es werden immer die beſonderen Umſtände des 
Einzelfalles und die beſondere Art der bezüglichen, mehr oder 
weniger zweifelhaften Rechtsfrage in Rückſicht zu ziehen ſein; 
und es wird darauf ankommen, ob im gegebenen Fall der 
Rechtsanwalt bei pflichtmäßiger Prüfung der Sachlage den von 
ihm gewählten Weg als den geſetzmäßigen und genügend ſicheren 
hat erachten dürfen. Im gegenwärtigen Fall kommt zu Guunſten 
des Klägers in Betracht, daß es ſich um eine Kontroverſe 
handelte, bei der die Anſichten weit auseinandergingen. Hätte 
die Zuſtellung in der Art, um jeder der verſchiedenen Ans 
ſichten eventuell gerecht zu werden, bewerkſtelligt werden wollen, 
jo bedurfte es wohl einer längeren Ueberlegung und einer ein— 
gebenderen Prüfung des Standes der Streitfrage, als fie dem 
Al., wenigſtens für die Pfändungsanwendung bei der hiebei 
draͤungenden Eile, verſtattet geweſen fein möge. Dem Kl. 
kommt der Entſchuldigungsgrund zu gut, daß er durch Nach— 
leſen zu der Ueberzeugung gelangt ſei, der Auſicht, wonach dem 
Erſteher als dem Drittſchuldner zugeſtellt werden müſſe, ſtehe 
die Autorität des betreffenden Schriftſtellers und die Recht— 
frrechung zur Seite. Thatſächlich hat ſpäterhin das O. L. G. 
zu Breslau in ſeinem Urtheil vom 20. März 1897, obſchon 
mit Unrecht, unter Bezugnahme auf Jäckel, Preußiſche Sub— 
haſtations⸗Ordnung a. a. O., für den gegenwärtigen Fall den 
Erſteher als den Drittſchuldner des dinglichen Anſpruches 
angeſehen. Ein nach dem maßgebenden bürgerlichen Recht 
(88 54, 57 A. L. R. Thl. I Tit. 13) zu vertretendes Ver- 
ſehen bei Ausführung des übernommenen Auftrages iſt alſo 
nach den Umſtänden des Falles dem Kl. nicht zur Laſt zu legen. 
VI. C. S. i. S. Lachmann c. Schmeidler vom 23. Januar 1902, 
Nr. 375/1901 VI. 

86. 58 285, 286, 288, 289, Thl. I Tit. 5. 

Der Bekl. hatte Beſchwerde erhoben über die Berechnung 
der Entſchädigung, die ihm dafür zugeſprochen worden iſt, daß 
in dem Neubau durch ein vom Kl. zu vertretendes Verſehen die 
Balken eine ſchiefe Lage erhalten haben und das B. G. hatte 
ibm eine Entſchädigung von 1 000 Mark zuerkannt. In den 
Gründen des die Reviſion des Bekl. zurückweiſenden Urtheils 
heißt es: Die Minderung des vom Bekl. dem Kl. geſchuldeten 
Preiſes iſt nach dem vollen Jutereſſe des Bekl. zu bemeſſen. 
(S 285, 286, 289, A. L. R. Thl. 1 Tit. 5.) Juſofern 
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iſt es mißverſtändlich, wenn in dem angefochtenen Urtheile 
geſagt wird, der Bekl. könne nur den Erſatz des wirklichen 
Schadens fordern; denn hier, wo es ſich um die Verletzung der 
Vertragspflicht durch den ſachverſtändigen Kl. handelt, iſt ſchon 
aus dieſem Grunde die einjchränfende Beſtimmung des § 288 
a. a. O. nicht anwendbar. Allein der Zuſammenhang der 
Urtheilsgründe ergiebt, daß der B. R. nicht rechtsirrthümlich 
dem Bekl. das Recht hat abſprechen wollen, auch den Erſatz 
eines entgangenen Gewinnes zu fordern. Der Hinweis auf das 
(allerdings für das Gebiet des franzöſiſchen Rechts ergaugene) 
Urtheil des R. G. vom 29. April 1887 (Entſch. Bd. 18 
S. 338) läßt erſehen, daß ebenfalls grundſätzlich nicht für aus 
geſchloſſen erachtet iſt, als Schaden diejenigen Koſten anzuſehen, 
die zur Herſtellung des dem Bekl. vertragsmäßig zukommenden 
Zuſtandes erfordert werden und noch nicht verwendet ſind. 
Allein es iſt angenommen, daß nach der Lage des Falles das 
Intereſſe des Bekl. nicht die Herſtellung dieſes Zuſtandes, alſo 
den Umbau fordert. Denn das Gebäude läßt auch in der 
jetzigen, mangelhaften Ausführung den vom Bekl. beabſichtigten 
Gebrauch, die Vermiethung an Andere zu und ſogar ohne 
Minderung der Mietherträge. Deswegen iſt mit Recht auf die 
Frage eingegangen, inwiefern nach anderer Richtung hin ein 
Schaden für den Bekl. entſtanden ſei, und da lediglich eine 
Minderung des Verkaufswerths vom Sachverſtändigen feſtgeſtellt 
worden iſt, ſo hat das B. G. ohne Rechtsirrthum den ge— 
ſchätzten Betrag dieſes Minderwerths dem Bekl. zugeſprochen. 
VI. C. S. i. S. Prinz c. Simon vom 4. Januar 1902, 
Nr. 321/1901 VI. 

87. Thl. I Tit. 5 §§ 319, 329, 330. 

Der B. R. nimmt für erwieſen an, daß die Keller in un⸗ 
gewöhnlichem Maße feucht find. Seine fernere Annahme, daß 
die Trockenheit der Keller eines Villengrundſtücks gewöhnlich 
vorausgeſetzt werde (§§ 319, 329 des A. L. R. Thl. J Tit. 5), 
entjpricht den regelmäßigen Verhältniſſen, und das Vorliegen 
von Ausnahmezuſtänden in der in Betracht kommenden Gegend 
iſt nicht erſichtlich. Nach § 330 a. a. O. kann der Empfänger 
einer Sache, wenn dieſe mit einem in die Augen fallenden 
Fehler behaftet iſt und er fie trotzdem, ohne dieſen Fehler aus 
drücklich zu rügen, übernimmt, weder vom Vertrage zurück— 
treten, noch Vergütung fordern. Der B. R. ſagt, daß der 
Mangel, „ſoviel erſichtlich“, bei der Uebernahme nicht gerügt 
ſei. Er läßt mithin das Vorhandenſein dieſer Vorausſetzung 
des § 330 dahingeſtellt. Die Offenſichtlichkeit des Fehlers ver- 
neint er mit der Begründung, daß der Bekl. die Keller beim 
Tauſchabſchluſſe nicht geſehen habe und daß in der Nichtbeſich— 
tigung bei jener Gelegenheit oder bei der Uebergabe ein Verſehen 
des Bekl. nicht gefunden werden könne. Dieſe Ausführung 
beruht auf Rechtsirrthum. Es kommt für den Begriff der 
Offenſichtlichkeit lediglich darauf an, ob der Empfänger der 
Sache den Fehler bei Anwendung der gewöhnlichen Aufmerk— 
ſamkeit hätte ſehen können oder müſſen (vergl. Juriſtiſche 
Wochenſchrift 1896 S. 346 Nr. 75). Die allergewöhnlichſte 
Aufmerkſamkeit erfordert aber, daß der Empfänger die Sache 
beſichtigt, und dazu genügt bei einem Wohngebäude nicht, daß 
er es ſich von außen anſieht, vielmehr hat er alle Räumlich— 
keiten des Hauſes zu beſichtigen, widrigenfalls er Anſprüche 
aus Mängeln, die er bei der Beſichtigung hätte ſehen müſſen, 
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nicht herleiten kann. Eine Feſtſtellung, daß der Bekl. den 
Fehler auch bei Beſichtigung der Keller bei Anwendung gewöhn⸗ 
licher Aufmerkſamkeit nicht hätte entdecken können, findet ſich 
in dem B. U. nicht; es mußte daher aufgehoben werden. 
V. C. S. i. S. Regenbrecht c. Klinge vom 4. Januar 1902, 
Nr. 306/1901 V. 

88. 55 349 ff. Thl. I Tit. 5. 

Der Bekl. hatte behauptet, daß er zum Abſchluß des Ver⸗ 
ſicherungsvertrages durch den bei der Kl. angeſtellten (inzwiſchen 
verſtorbenen) Inſpektor S. betrüglich verleitet und durch die 
Aufſtellung und Veröffentlichung unrichtiger Bilanzen über die 
Vermögenslage der Kl. getäuſcht und durch letzteren Umſtand 
auch verhindert worden ſei, „mindeſtens ſchon im Jahre 1889 
den Rückkauf ſeiner Police zu beantragen oder den Verſicherungs⸗ 
vertrag wegen des von S. verübten Betruges aufzuheben“ und 
die ſeitdem gezahlten Prämien zu ſparen. Das B. G. führt 
dem gegenüber aus, daß der Bekl. ſelbſt hervorgehoben habe, 
„wegen des angeblich von dem Inſpektor S. verübten Betruges 
ſchon 1889 das Recht zum Austritt aus der Geſellſchaft ge- 
habt zu haben“. Wenn er damals nicht ausgetreten“ ſei, 
„ſondern noch 10 Jahre lang die Prämien weiter bezahlt“ 
habe, ſo habe er „das durch den angeblichen Betrug veranlaßte 
Geſchäft genehmigt.“ Hierbei wird jedoch überſehen, daß der 
Thatbeſtand des B. U. gar nichts darüber ergiebt, daß der 
Bekl. bereits ſeit dem Jahre 1889 von jenen Thatſachen, in 
denen er den Betrug findet, auch Kenntniß erlangt hat. 
Ohne die Feſtſtellung dieſer ſchon damals erlangten Kenntniß 
aber erſcheint der aus dem vermeintlich konkludenten Verhalten 
des Bekl., der Weiterzahlung der Prämien, gezogene Schluß 
nicht gerechtfertigt. Hat der Bekl., wie er mit ſeinem Betrugs⸗ 
einwand behauptet, ſich bei Eingehung des Verſicherungsvertrages 
und demnächſt auch noch in der Folge über die Vermögenslage 
der Kl. im Irrthum befunden, ſo erſcheint auch nicht aus⸗ 
geſchloſſen, daß dieſer Irrthum für das ſtreitige Rechtsverhältniß 
von Bedeutung iſt. Es bedarf keiner Ausführung, daß es für 
denjenigen, der einer Geſellſchaft auf Gegenſeitigkeit beitritt, ſehr 
erheblich darauf ankommt, wie die Vermögensverhältniſſe dieſer 
Geſellſchaft beſchaffen ſind, und daß eine wahrheitswidrige Aus⸗ 
kunft hierüber auf feine Beitrittsentſchließung entſcheidend ein⸗ 
wirken kann. Sind die gedachten Vermögensverhältniſſe un⸗ 
günſtig, ſo läuft er durch ſeinen Beitritt Gefahr, an ſeinem 
eigenen Vermögen Schaden zu leiden. Darum kommt es im 
vorliegenden Falle unter Umſtänden auch noch darauf an, welche 
rechtliche Stellung der Inſpektor S. ſeiner Zeit gegenüber der 
Kl. einnahm, und ob und in wie weit für ſein Verhalten dem 
Bekl. gegenüber auch die Kl. ſelbſt haftet. IV. C. S. i. S. 
Meyer c. Prometheus vom 20. Januar 1902, Nr. 425/1901 IV. 

89. Thl. 1 Tit. 6 § 9. 

Der Pflicht zur Beleuchtung der Treppe iſt, ſoweit ſie be⸗ 
ſteht, jedenfalls genügt, wenn ſie innerhalb der üblichen Ge⸗ 
ſchäftszeit erfolgt. Damit, daß ein mit den Räumlichkeiten 
Unbekannter nach Oeffnung der nach außen ſchlagenden Thüre 
blindlings in den dunklen Raum tritt und in ihm vorwärts 
ſchreitet, war wohl nicht zu rechnen. Das B. G. geht in ſeinen 
Ausführungen von einer allgemeinen Pflicht des Hauseigen— 
thümers zur Beleuchtung des Hofes aus, die mit der Eröffnung 
des Verkehrs eintrete. In einer Entſcheidung des II. Straf⸗ 
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ſenats des R. G. vom 19. Oktober 1886, Rep. 2277/86 (Entſch. 
des R. G. in Strafſachen Bd. 14 S. 362) iſt ausgeſprochen, 
wenn ein Hauseigenthümer Mitbewohner aufnehme und dadurch 
oder auf andere Weiſe einen Verkehr in dem Hauſe herſtelle, 
ſo habe er die Pflicht, dafür Sorge zu tragen, daß bei dem 
von ihm hergeſtellten Verkehre andere durch die Anlagen des 
Hauſes an ihrem Körper nicht Schaden erleiden. Auch der er⸗ 
kennende Senat hat in einer Entſcheidung vom 12. Februar 1894 
Rep. VI 290/93 (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 33 
S. 223, 228) anerkannt, daß, wenn ein Verkehr in einem 
Hauſe eröffnet ſei, ſich für den Hauswirth aus den Umſtänden 
eine Zwangspflicht zur Beleuchtung im Sinne des § 9 Thl. I 
Tit. 6 des A. L. R. ergeben könne, deren Vernachläſſigung ihn 
für den dadurch entſtandenen Schaden haftbar mache. Dieſe 
civilrechtliche Verantwortlichkeit wird insbeſondere dann als ke 
gründet zu erachten ſein, wenn, wie in Berlin, die Beleuchtung 
dem Eigenthümer durch Anordnung der Polizei auferlegt iſt 
und die Uebernahme der Beleuchtungspflicht von Seite des 
Vermiethers auch der Ortsſitte entſpricht. (Vergl. Niendorff, 
Miethrecht nach dem B. G. B. VI. Auflage S. 84.) Der 
Bekl. beſtreitet auch ſeine Beleuchtungspflicht nicht; er will ſie 
nur auf die Zeit des in ſeinem Haufe üblichen Verkehrs be- 
ſchränkt wiſſen. Die hierfür übernommene Verpflichtung er- 
weitert ſich nicht von ſelbſt dadurch, daß ein Miether zum Zweck 
ſeines Geſchäftsbetriebs den Verkehr für ſeinen Betrieb vor den 
Stunden des gewöhnlichen Betriebs eröffnet. Jedenfalls muß 
eine Vereinbarung für zuläſſig erachtet werden, durch die der 
Miether für dieſen Fall die Beleuchtung übernimmt. Eine 
ſolche Vereinbarung mit der Poſtverwaltung iſt aber ausdrückiich 
behauptet und unter Beweis geſtellt. Es iſt ferner auerkannt 
und muß als ſelbſtverſtändliche Erſcheinung großer Betriebe 
anerkannt werden, daß die Ausführung derartiger Verpflich— 
tungen nicht vom Hauseigenthümer ſelbſt vorgenommen werden 
kann, ſondern einem Anderen übertragen werden darf, und in 
ſolchem Falle erſt zu prüfen wäre, ob jenem in der Auswahl 
oder in der Kontrolle ein Verſehen zur Laſt fällt. Der Bell. 
hat ſich auch auf die an ſeinen Hausverwalter erlaſſenen An- 
weiſungen berufen. Auch nach dieſer Richtung mangelt es an 
ausreichender Prüfung der Sachlage. Erſchienen die Aus— 
führungen der Partei ungenügend, ſo wäre vom Fragerecht 
Gebrauch zu machen geweſen. VI. C. S. i. S. Schäfer 
c. Renſch vom 5. Dezember 1901, Nr. 288/1901 VI. 

90. § 12 Thl. J Tit. 6. 

Es kommt in Frage, ob Kl. den Arreſt und die in Folge 
des Arreſtes vollzogene Pfändung beſtehen laſſen dürfte. That— 
ſächlich hat ihr die bei Beantragung des Arreſtes geltend ge— 
machte Forderung nicht zugeſtanden, ſondern ſie hat bei der 
damaligen Sachlage nur den Anſpruch auf Rückgabe der Gi. 
garren — die derzeit noch nicht verſteigert waren — und auf 
Abtretung der zu erwartenden Brandentſchädigung, ſowie eine 
Geldforderung auf Auskehrung des Erlöſes für verkaufte 
Kommiſſionswaaren und Zurückzahlung des Zuſchuſſes von 
500 Mark gehabt. Ob ſie wegen dieſer Geldforderung den 
Arreſt beſtehen laſſen durfte, hing davon ab, ob jetzt noch ein 
Arreſtgrund vorlag. Einen ſolchen durfte ſie aus der ſchlechten 
Vermögenslage des Bekl. allein nicht entnehmen (vergl. Entſch. 
des R. G. in Civilſachen Bd. 3 S. 416 und Juriſtiſche Wochen- 
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ſchrift 1890 S. 113) und ſonſtige Arreſtgründe find bis jetzt 
nicht geltend gemacht. Es wird deshalb noch zu entſcheiden 
ſein, ob nicht Kl., wenn ſie trotz Kenntniß der wirklichen Sach⸗ 
lage den Arreſt beſtehen ließ, ſich mindeſtens eines mäßigen 
Verſehens ſchuldig machte, das nach § 12 Thl. I Tit. 6 des 
A. L. R. genügen würde, ſie zum Erſatz des hierdurch dem 
Bekl. verurſachten Schadens zu verpflichten. Kl. hat hiergegen 
jetzt eingewandt, daß Bekl. ſich den Schaden ſelbſt zuſchreiben 
müſſe, weil er unterlaſſen habe, gegen den Arreſt Widerſpruch 
zu erheben und ſo deſſen Aufhebung herbeizuführen. Sie be⸗ 
ruft ſich darauf, daß der Widerſpruch erſt ſehr jpat — im 
Oktober 1899 — erhoben worden ſei. Durch den Hinweis 
hierauf kann jedoch gegenwärtig die Sache keinesfalls ihre Er⸗ 
ledigung finden, denn die Unterlaſſung des Widerſpruchs würde 
die Forderung des Bekl. auf Schadenserſatz nur dann beſeitigen, 
wenn durch die Erhebung die Herbeiführung der Zurücknahme 
des Arreſtes vor dem Tage der Verſteigerung, dem 10. Januar 
1899, überall moglich geweſen wäre, wenn die Unterlaſſung dem 
Bekl. als Verſchuldung angerechnet werden könnte, und wenn 
8 2 a. a. O. Platz zu greifen hätte. I. C. S. i. S. Schulze 
c. Reiners vom 28. Dezember 1901, Nr. 290/1901 J. 

91. 5 18 ff. Thl. I Tit. 6. 

Die Reviſion zieht zur Beſchwerde, daß das B. G. ein 
Verſchulden des Bekl. verneint hat. Dieſe Rüge geht 
fehl. Die Kl. haben dem Bekl. zum Vorwurf gemacht, daß an 
dem Uebergang ſich keine Bahnſchranken befinden. Das B. G. 
ſtellt aber nicht bloß feſt, daß die Aufſichtsbehörde die Errichtung 
von ſolchen nicht angeordnet hatte, ſondern es iſt auch bei eigener 
Prüfung auf Grund des Gutachtens des Sachverſtändigen zu 
der Anſicht gelangt, daß die Errichtung von Bahnſchranken an 
dem betreffenden Uebergang nicht nothwendig iſt. An einer 
ſolchen Beweiswürdigung war es nicht dadurch gehindert, daß 
der Landrath und der Regierungspräſident — nach dem Unfall — 
die Errichtung von Schranken als nothwendig bezeichnet hatten, dies 
um ſo weniger als auch demgegenüber die Eiſenbahnbehörde bei 
ihrer ablehnenden Haltung verblieben iſt. VI. C. S. i. S. 
Handtke c. Preußiſcher Eiſenbahnfiskus vom 13. Januar 1902, 
Nr. 330/1901 VI. 

92. 8 18 Thl. 1 Tit. 6. 

War, wie das B. G. einwandsfrei annimmt, im vor⸗ 
liegenden Falle aus den von ihm angeführten Gründen das 
Aufhängen der Tafel — durch deren Herabfallen der Kl. be⸗ 
ſchädigt worden iſt — an der fraglichen Stelle beſonders ge⸗ 
fährlich, war deshalb ein beſonderer Schutz geboten und mußten 
größere Vorſichtsmaßregeln, als gewöhnlich getroffen werden, ſo 
kann auch nicht maßgebend ſein, in welcher Weiſe eine 23 Pfund 
ſchwere Tafel gewöhnlich aufgehängt wird. Ebenſo kann es nicht 
darauf ankommen, ob eine beſondere Revifion und Kontrolle nicht 
erforderlich geweſen, weil anzunehmen war, daß das Gebäude 
in der erſten Zeit ſeines Beſtehens gegen Erderſchütterungen 
widerſtandsfähiger ſein würde, als ein altes. Es mußte viel⸗ 
mehr ſchon bei dem Aufhängen der Tafel über die Eingangs⸗ 
thür zum Warteraum mit beſonderer Vorſicht verfahren werden. 
Die Gefahr konnte, was das B. G. als einleuchtend anſieht, 
auf leichte Weiſe dadurch vermindert oder aufgehoben werden, 
daß ein dem Zuwerfen der Thür vorbeugender Selbſtverſchluß 
oder Dämpfer angebracht oder beſonders feſt eingelegte Haken 
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zum Aufhängen der Tafel verwendet wurden. Der zuſtändige 
Beamte des Bekl. konnte hiernach bei einiger Aufmerkſamkeit, 
ohne Anſtrengung derſelben, und bei gewöhnlichen Fähigkeiten 
erkennen, daß ſogleich beim Aufhängen der Tafel eine der be⸗ 
zeichneten Vorſichtsmaßregeln anzuwenden war und trifft ihn 
deshalb ein den Bekl. verpflichtendes grobes Verſchulden — 
§ 18 Thl. I Tit. 6 des A. L. R. — da er jede Vorſichts⸗ 
maßregel unterlaſſen hat. VI. C. S. i. S. Krüger c. Preußi⸗ 
ſcher Eiſenbahnfiskus vom 2. Januar 1902, Nr. 314/1901 VI. 

93. § 18 Thl. 1 Tit. 6. 

Der Kl. iſt, als er am 16. Dezember 1899 in Ausübung 
ſeiner gewerblichen Thätigkeit eine der Zugangsſtraßen (Lade⸗ 
ſtraßen) des Güterbahnhofs zu Poſen beging, auf der Schnee⸗ 
glätte zu Fall gekommen und hat hierbei einen Beinbruch er⸗ 
litten. Er nimmt mit der Behauptung, daß der Unfall durch 
Verwahrloſung der Straße ſeitens der Bahnverwaltung ſchuld⸗ 
haft herbeigeführt ſei, den Eiſenbahnfiskus auf Schadenserſatz 
in Anſpruch, iſt aber damit abgewieſen worden. Es iſt 
keinesfalls rechtsirrig, daß das Maß der Unterhaltungspflicht 
ſich nicht an den Zuſtänden, welche auf öffentlichen ſtädtiſchen 
Straßen zu herrſchen pflegen, beſtimmen laſſe. In der 
That wird bezüglich der Fürſorge insbeſondere gegen Ein⸗ 
flüſſe der Witterung, von Regen, Schnee oder Eis nicht 
der gleiche Maßſtab wie bei ſtädtiſchen Verkehrsſtraßen ſo bei 
Ladewegen eines Güterbahnhofes anzulegen ſein, wenn letztere 
nur dem ſchweren Frachtverkehr der betheiligten Geſchäftsleute 
und inſofern nur beſchränkt dem öffentlichen Gebrauche dienen, 
wobei nach der Natur dieſes Verkehrs und der Beſchaffenheit 
der Fuhrwerke eine dauernde Inſtandhaltung des Weges mit 
beſonderen Schwierigkeiten verknüpft ſein mag und kaum in 
derſelben Weiſe wie bei anderen Straßen zu bewerkſtelligen ſein 
wird. Wenn ſchon bei Landſtraßen und ſelbſt bei ſtädtiſchen 
Verkehrswegen eine Obliegenheit des Unterhaltungspflichtigen, 
die Straße bei Glatteis der Schneeglätte durch Beſtreuen und 
dergleichen jeweils gangbar zu erhalten, ſich mangels ſpezieller 
polizeilicher Vorſchriften nicht allgemein und abſolut, ſondern 
nur nach Maßgabe der konkreten Verhältniſſe aufſtellen läßt 
(vergl. Urtheile dieſes Senats vom 18. Januar 1900, 
VI, 346/1989 Juriſtiſche Wochenſchrift 1900, S. 164, 
Nr. 38, vom 25. November 1901, R. N. 275/1901), ſo trifft 


um ſo mehr für einen Fall der vorliegenden Art der Geſichts⸗ 


punkt zu, daß von dem Unterhaltungspflichtigen doch nur das 
verlangt werden kann, was nach vernünftiger Einſicht und nach 
Maßgabe der örtlichen Verhältniſſe des Einzelfalles erforderlich 
iſt, um eine Gefahr für das Publikum zu verhüten. VI. C. S. 
i. S. Markowski c. Preußiſcher Eiſenbahnfiskus vom 4. Januar 
1902, Nr. 364/1901 VI. 

94. 

Von der Reviſion wird zu der Frage einer Vernachläſſigung 
der Aufſichtspflicht ſeitens des Bekl. geltend gemacht, die frag⸗ 
liche Straße liege inmitten des Bahnhofes, daher müßten die 
betreffenden Organe des Bekl. den Zuſtand der Straße täglich 
überſchauen können und es ſei ihre Pflicht, eine genaue Kontrolle 
zu üben. Allein wenn im Allgemeinen die zur Juſtandhaltung 
der Straße erforderlichen Maßnahmen ſeitens der Bahnver⸗ 
waltung, wie das B. G. annimmt, in genügender Weiſe ge⸗ 
troffen waren, ſo würde eine Verabſäumung der daneben auch 
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beſtehenden Kontrollpflicht doch noch nicht darin erblickt werden 
müſſen, daß die Straße nicht täglich und ſtündlich von den 
Aufſichtsbeamten des Bekl. inſpizirt wurde. Um einen 
dauernden mangelhaften Zuſtand handelte es ſich hier nicht. 
Wegen der bei eintretendem Glatteis jeweils zu treffenden Vor⸗ 
kehrungen hätte aber nach den Feſtſtellungen des B. U. im ge⸗ 
gebenen Fall auch eine weitgehende Bethätigung der Kontrolle 
der Gefahr nicht vorbeugen können, eben wegen der Beſonder⸗ 
heit des fraglichen Weges und des auf demſelben herrſchenden 
Verkehrs, namentlich aber auch wegen der damaligen Witterungs⸗ 
verhältniſſe. Es habe in der Nacht und am Morgen, bei ge⸗ 
lindem Wetter, geſchneit, die Wagen haben breite, glatte Spuren 
hinterlaſſen. Das B. G. glaubt ſogar, hier liege ficher höhere 
Gewalt vor, denn um völlige Sicherheit zu ſchaffen, hätte die 
Straße fortgeſetzt in kurzen Zwiſchenräumen beſtreut werden 
müffen, was bei den Aufgaben, welche die Verwaltung ſonſt zu 
erledigen habe, unmöglich ſei. Ob diesfalls von einer höheren 
Gewalt im rechtlichen Sinne die Rede fein konnte, was die 
Reviſion beſtreitet, mag auf ſich beruhen. Es bedarf im vor⸗ 
liegenden (nicht unter dem R. H. G. ſtehenden) Falle nicht der 
höheren Gewalt, um den Bekl. der Verantwortung zu entheben; 
um ein Verſchulden ſeinerſeits auszuſchließen, genügt es, wenn 
die Beſeitigung der Glatteisgefahr auf der Ladeſtraße unter den 
obwaltenden Umſtänden nur etwa durch außergewöhnliche, nach 
verſtändiger Verkehrsanſchauung nicht zu verlangende Maß⸗ 
nahmen auszuführen geweſen wäre. Vergl. Entſch. bei voriger 
Nummer. | 

95. 88 18 ff. Thl. 1 Tit 6. 

Das B. G. ſtellt feſt, daß der Bekl., indem er den Wagen 
unbeleuchtet ließ, nicht, wie die Kl. annimmt, gegen ein Orts- 
polizeigeſetz verſtoßen hat, und führt folgendes aus: Eine all⸗ 
gemeine Rechtspflicht, im Freien ſtehende Sachen bei Dunkel⸗ 
heit zu beleuchten, beſtehe nicht; ob eine Beleuchtung ſolcher 
Sachen erforderlich ſei, laſſe ſich nur von Fall zu Fall unter 
Berückfichtigung der örtlichen Verhältniſſe entſcheiden. Der 
Wagen ſei auf dem Platze vor einem Hauſe aufgeſtellt ge- 
weſen, das von wenigen Leuten bewohnt geweſen, denen eine 
volle Kenntniß der örtlichen Verhältniſſe beigewohnt habe. Die 
Aufſtellung des Wagens an dem Unfalltage ſei auch nichts 
Neues geweſen; der Platz ſei zur Aufſtellung von Wagen be⸗ 
ſtimmt geweſen. Nach den allgemeinen Verkehrsverhältniſſen 
in einem Dorfe ſei auch nicht anzunehmen, daß in vorgerückter 
Nachmittagsſtunde oder zur Abendzeit außer den Hausgenoſſen 
noch Fremde das Haus aufſuchen würden, ſodaß mit der 
Möglichkeit eines irgendwie nennenswerthen Verkehrs nicht zu 
rechnen ſei. Der Bekl. habe im Vertrauen auf die Lage des 
Platzes, der dem öffentlichen Verkehr nicht gedient habe, auf 
die Bekanntſchaft der Hausgenoſſen mit den örtlichen Ver⸗ 
hältniſſen den Wagen unbeleuchtet laſſen dürfen, ohne den Ein- 
tritt eines Unfalls befürchten zu müſſen. Hierzu komme, daß 
der Bekl. den Ehemann der Kl. beim Miethen darauf aufmerk⸗ 
ſam gemacht habe, daß er den Vorplatz zum Aufſtellen von 
Wagen benutze. Dieſe durchaus zutreffenden Erwägungen 
genügen, um jedes Verſchulden des Bekl. zu verneinen, ſelbſt 
wenn es zur Zeit des Unfalls ſo dunkel geweſen ſein ſollte, daß 
der vor dem Hauſe ſtehende Wagen auch in unmittelbarer Nähe 
nicht zu erkennen war. Der Bekl. durfte ſich der Erwartung 
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hingeben, daß die mit den örtlichen Verhältniſſen, insbeſondere 
mit der Benutzung des Platzes zur Aufſtellung von Wagen be⸗ 
kannten Dorfbewohner, vorzugsweiſe aber ſeine Abmiether beim 
Betreten des Platzes die nöthige Vorſicht beobachten und nament- 
lich nicht ſchnell gehen würden, und deswegen bei noch ſo ſtarker 
Dunkelheit den Platz unbeleuchtet laſſen. Es war für ihn in 
keiner Weiſe vorherſehbar, daß, wenn jene Vorſicht beobachtet 
würde, ein Unfall ſich ereignen könne. VI. C. S. i. S. Manthe 
c. Kemp vom 19. Dezember 1901, Nr. 325/1901 VI. 

96. § 99 Thl. 1 Tit. 6. 

Wilhelm R., der Ehemann der Kl., iſt am 31. Dezember 
1899 über die Treppe eines im zweiten Hofe des Hauſes des 
Bekl. — Neue Friedrichſtraße 38/40 — befindlichen Kellers 
hinabgeſtürzt und am 1. Januar 1900 in Folge des durch den 
Sturz erlittenen Schädelbruchs geſtorben. Ein Theil der 
Parterreräume des Hauſes war an die Poſt vermiethet. Wilhelm 
R. war für den 31. Dezember und den 2. Januar als Aus⸗ 
helfer aufgenommen. Die Kl. legt den Unfall dem Bekl. zur 
Laſt, da er als Eigenthümer und Vermiether des Hauſes die 
zum Keller führende Thüre hätte verſchloſſen halten oder für 
deren Beleuchtung hätte ſorgen müſſen. Sie erhob demgemäß 
gegen den Bekl. Klage auf Bezahlung einer vom 1. Januar 1900 
an in vierteljährigen Raten bis zu ihrem Hinſcheiden zu ent⸗ 
richtenden monatlichen Rate von 36 Mark 50 Pf. — Gemäß 
§ 99 Thl. I Tit. 6 des A. L. R. iſt, wenn die Entleibung aus 
grobem Verſehen erfolgt iſt, der Beſchädiger verbunden, der 
Wittwe ſtandesgemäßen Unterhalt zu gewähren. Die Kl. fordert 
dieſen Unterhalt auf Lebenszeit. Auch für das Preußiſche Recht 
iſt jedoch anerkannt, daß der Unterhalt nur auf die muthmaß⸗ 
liche Lebensdauer des Getödteten zu gewähren iſt. (Entſch. 
des R. G. in Civilſachen Bd. 23 S. 217. Vergl. § 844 
Abſ. 2 des B. G. B.) VI. C. S. i. S. Schäfer c. Renſch 
v. 5. Dezember 1901, Nr. 288/1901 VI. 

97. 

Das B. G. ſtellt weder die Beſchaffenheit der Treppe, 
noch den Gegenſtand der Miethe der Poſtverwaltung und die 
Art des dadurch hervorgerufenen Verkehrs feſt. Die Be- 
ſchaffenheit der Kellertreppe erſcheint aber ſowohl für die Art 
und den Umfang der Verwahrungspflicht, als auch für die 
Frage des eigenen Verſchuldens des Verſtorbenen, die Art der 
Miethe der Poſt und des dadurch bedingten Verkehrs für 
die Beleuchtungspflicht von entſcheidender Bedeutung. Hinſicht⸗ 
lich der Kellertreppe führt das B. G. außer der Feſtſtellung, 
daß der Kellereingang durch eine zweiflügelige, nach außen 
aufſchlagende Thüre abgeſchloſſen geweſen, an einer Stelle an, 
nach Oeffnung der Thüre möge das Hinausſetzen vielleicht ſchon 
des einen Fußes in dieſen Raum für den Abſturz in den Keller 
genügt haben, an einer anderen Stelle, der Bekl. habe auch die 
Gefährlichkeit der aus 22 Stufen beſtehenden Treppe gekannt. 
Der Bekl. hatte dagegen unter Anerbieten zum Beweiſe be⸗ 
hauptet, ſchon zur Zeit des Unfalls ſei ein bis oben reichendes 
Geländer an der Treppe vorhanden geweſen, die Treppe ſei 
auch nicht ſteil, ſondern ordnungsmäßig konſtruirt und im 
Intereſſe der Sicherheit der Anlage ſei Alles geſchehen, was 
bautechniſch nothwendig und möglich ſei. Die Thüre ſei regel⸗ 
mäßig geſchloſſen. Das B. G. verwerthet ſomit ohne irgend 
welche Ermittlung der Beſchaffenheit der Treppe und ohne 
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Berückſichtigung der Beweisanträge des Bekl. Vermuthungen, 
für die es an der thatſächlichen Grundlage fehlt. Ob das erſt 
nach dem durch die Oeffnung der Thür gebotenen Zurückſchreiten 
mögliche Vorwärtsſchreiten ſofort mit der Gefahr des Abſturzes 
verbunden war, läßt fich nur nach der Anlage der Treppe be⸗ 
urtheilen. Die Zahl der Stufen gewinnt erſt Bedeutung, wenn 
das Ausgleiten durch die Art der Anlage an ſich ſchon be⸗ 
günſtigt iſt. Gerade mit Rückſicht auf die Art der Anlage 
bedarf es der Prüfung, ob das dem Hausverwalter zur Pflicht 
gemachte Geſchloſſenhalten der Thüre nicht als ausreichende 
Verwahrung gegenüber Perſonen, die im Keller nichts zu thun 
hatten, zu erachten wäre. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

98. 820 Thl. 1 Tit. 6. 

Neuerlicher Prüfung bedurfte insbeſondere die Frage des 
eigenen Verſchuldens des Verunglückten, wenn er etwa vor- 
fihtig vorwärtsgehend, ohne ſofort zu Fall kommen zu müſſen, 
hätte wahrnehmen können, daß er ſich an oder auf einer Treppe 
befinde, oder an der Wand taſtend das Geländer hätte erfaſſen 
können, vorausgeſetzt, daß nicht das Vorwärtsgehen in einem 
nach Oeffnung der Thür völlig dunkel bleibenden Raume an ſich 
ſchon als grobes Verſehen zu erachten wäre. Freilich dürfte 
dieſes Verſchulden nur als ausſchließliches und nicht als kon⸗ 
kurrirendes in Betracht kommen, da § 20 Thl. I Tit. 6 auf 
den Fall der Tödtung keine Anwendung findet. (Entſch. des R. G. 
in Civilſachen, Bd. 14 S. 254.) Vergl. Entſch. bei Nr. 96. 

99. 8 222 Thl. I Tit. 9. 

In dem Vertrage von 1828, durch welchen der Fiskus das 
Bad Driburg dem Rechtsvorgänger der Bekl. zu Erbzinsrechten 
übertragen bezw. eine ſchon früher geſchehene Uebertragung ein⸗ 
zelner Theile zu ſolchen Rechten anerkannt hat, und auch die 
von anderen Vorbefitzern des Erwerbers erworbenen Grundſtücke 
den nach dem Vertrage dem Beſitzer obliegenden Laſten und 
Pflichten unterworfen find, tft den Einwohnern der Stadt Dri- 
burg die freie Benutzung der Mineralquellen vorbehalten worden. 
Fünf Jahre nachher, im Jahre 1835, erwarb der damalige 
Rechtsvorgänger der Bekl. nicht vom Fiskus, ſondern von anderer 
Seite, ein Grundſtück zu Eigenthum, welches bis in die neueſte 
Zeit zuſammen mit dem Rittergut, nicht mit dem Bade, 
Driburg verpachtet wurde. Eine ſchon früher auf dieſem Grund⸗ 
ſtück vorhanden geweſene Mineralquelle iſt neuerdings gefaßt 
und den Badegäſten zur Benutzung eröffnet worden. Der von 
der Kl. erhobene, von den Vorinſtanzen abgewieſene Anſpruch 
auf unentgeltliche Benutzung auch dieſer Quelle ſeitens ihrer 
Einwohner kann nicht darauf geſtützt werden, daß in § 1 des 
Vertrages auch „alle künftigen Zuwüchſe und Verbeſſerungen als 
Zubehör des Bades“ den dem Befitzer obliegenden Laſten und 
Pflichten mit verhaftet fein ſollen; denn das Geſetz kennt keine 
beſonderen Beſtimmungen über „Zuwüchſe“ eines „Bades“, und 
zutreffend führt das B. G. aus, daß nach der allgemeinen 
Beſtimmung im § 222 Thl. I Tit. 9 des A. L. R. als geſetz⸗ 
liche Zuwüchſe und Verbeſſerungen einer Sache durch Kauf 
hinzuerworbene Grundſtücke nicht angeſehen werden können. 
VII. C. S. i. S. Stadtgemeinde Driburg c. Gräfin v. Oeyn⸗ 
hauſen vom 17. Januar 1902, Nr. 368/1901 VII. 

100. 5 551 Thl. I Tit. 9. 

Es handelt ſich um die Frage, ob durch die vor dem 
1. Januar 1900 erhobene, demgemäß hier nach dem A. Pr. L. 
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und der C. P. O. früherer Faſſung zu beurtheilende Aufrech⸗ 
nungseinrede die Verjährung der zur Aufrechnung verſtellten 
Gegenforderung unterbrochen wurde. Der B. R. verneint dies mit 
Unrecht. Er geht von der als unſtreitig hingeſtellten Annahme 
aus, daß die Unterbrechung der Verjährung eine Folge der mit 
der Klageerhebung eintretenden Rechtshängigkeit ſei. Gerade 
dieſe Annahme iſt aber von der Rechtſprechung des R. G. als 
unzutreffend abgelehnt. Es genügt, in dieſer Beziehung auf die 
Urtheile des II. C. S. vom 2. März 1894 und des V. C. S. 
vom 4. April 1894 (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 32 
S. 354, Bd. 33 S. 394) zu verweiſen. Der § 551 Thl. I 
Tit. 9 beſtimmt: „Mit dem Augenblick, da Jemand ſeine Klage 
bei dem zugehörigen Richter anmeldet, wird die Verjährung 
durch Nichtgebrauch unterbrochen.“ Dieſe Geſetzesſtelle wird 
gegen Eccius, Preußiſches Privat⸗Recht Bd. IS 57 Anm. 59, 
mit Dernburg, Lehrbuch des Preußiſchen Privat ⸗Rechts Bd. I 
S. 383 (Anm. 15), ſowie anderen hervorragenden Vertretern der 
Rechtswifſenſchaft in Einklang mit der Rechtſprechung des Preu⸗ 
ßiſchen Obertribunals und des R. O. H. G. (Entſch. des Ober⸗ 
tribnnals Bd. 49 S. 115, des R. O. H. G. Bd. 12 S. 232), 
von dem erkennenden Senat dahin ausgelegt, daß nicht nur 
der förmlichen Klage, ſondern auch der einredeweiſen Geltend⸗ 
machung eines Anſpruchs unterbrechende Wirkung zukommt. Nach 
Begriff, Grund und Vorausſetzung der erlöſchenden Verjährung 
wird durch die Ausübung eines Anſpruchs deſſen Verjährung 
gehemmt und unterbrochen. Als Ausübung kommt aber nicht 
jede, der Beſtimmtheit und des Nachdrucks entbehrende Be⸗ 
hauptung des Anſpruchs in Betracht, ſondern, außer dem Aner⸗ 
kenntniſſe ($ 562 A. L. R. Thl. I Tit. 9), nur die gericht⸗ 
liche Geltendmachung. Wenn das Geſetz (§ 551) nur von der 
Anmeldung der Klage ſpricht, ſo iſt hiebei nicht auf die pro⸗ 
zeſſuale Form der Anſpruchsverfolgung mittels Klage im Gegen⸗ 
ſatze zur Einrede, ſondern auf die ſachliche Bedeutung der 
gerichtlichen Rechtsverfolgung im Gegenſatze zu der bloßen 
außergerichtlichen Erinnerung das Hauptgewicht zu legen. 
(Wird weiter ausgeführt.) VII. C. S. i. S. Stöveſands Konk. 
c. Henning vom 3. Januar 1902, Nr. 391/1901. VII. 

101. Thl. I Tit. 14 88 310, 330, 338, 339. 

Vorausgeſetzt, daß die Bewilligung von Ratenzahlungen 
in der That nur dem Hauptſchuldner für deſſen Perſon 
zugeſtanden ſein ſollte, kann in Frage kommen, ob eine 
derartige, ohne Zuziehung der Bürgin getroffene Abmachung 
nicht im Sinne des § 330 Thl. I Tit. 14 des Pr. A. L. R. 
der Bürgin gegenüber ohne rechtliche Wirkung bleiben müßte. 
Mit Grund macht die Revifion, unter Hinweis auf die in 
Koch's Kommentar zum Allgemeinen Landrecht Thl. I Tit. 14 
§ 310 gemachte Note 23 geltend, daß in Folge einer ſolchen 
Abmachung die Lage der ſelbſtſchuldneriſchen Bürgin als 
erſchwert gelten könnte, inſofern die Gläubigerin dann außer 
Stande wäre, der Bürgin, falls ſie von dieſer befriedigt würde, 
gemäß 58 338, 339 a. a. O. ihre Rechte aus dem urſprüng⸗ 
lichen Darlehnsvertrage gegen den Hauptſchuldner ungeſchmälert 
abzutreten. IV. C. S. i. S. Rohde c. Waitz vom 12. De⸗ 
zember 1901, Nr. 329/1901 IV. 

102. Thl. I Tit. 17 88 170, 171. 

Das B. G. überſieht, daß das von ihm berückſichtigte 
mündliche Abkommen der Parteien wegen gemeinſchaftlicher Aus- 
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führung des Baues für einen Dritten nach § 170 Tit. 17 
Theil IA. L. R. nicht bloß unverbindlich und darum bis zu 
ſeiner Ausführung einſeitig widerruflich, ſondern ſchlechterdings 
nichtig war. Wenn die Parteien den übernommenen Bau 
trotzdem gemeinſchaftlich ausführten, ſo vermag ſich 
für die daraus entſprungenen rechtlichen Anſprüche darum doch 
keine von ihnen auf dieſe vertragliche Grundlage zu berufen, 
und es iſt daher auch gleichgültig, wie ihre Beredung gelautet 
hat und ob ihre darüber gemachten Angaben in dem von dem 
Vorderrichter hervorgehobenen Punkte übereinſtimmen. Greift 
aber hiernach als Klagegrund nur der $ 171 a. a. O. Platz, 
ſo durfte der B. R. trotz der von den Parteien unſtreitig ge⸗ 
meinſchaftlich bewirkten Ausführung des Baues auf das Ver- 
trags fundament überhaupt nicht zurückgehen. Der § 171 
a. a. O. ſchreibt vor: „Iſt dies (d. i. die ſchriftliche 
Schließung des Vertrages) nicht geſchehen, gleichwohl aber 
durch die gemeinſchaftlichen Verwendungen der Ge— 
ſellſchafter bereits etwas erworben worden, ſo wird ein 
ſolcher Erwerb als gemeinſchaftliches Eigenthum, welches aus 
einer zufälligen Begebenheit entſtanden iſt, nach den Regeln des 
erſten Abſchnittes beurtheilt.“ Den Grund für die Ent— 
ſtehung der Gemeinſchaft bildet alſo in dieſem Falle ganz 
unabhängig von dem mündlich geſchloſſenen Vertrage, der als 
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der gemeinſchaftlichen Verwendungen und der dadurch 
vollzogene Erwerb. Was hierbei unter den gemeinſchaft⸗ 
lichen „Verwendungen“ der Geſellſchafter verſtanden ſein 
ſoll, ſagt das Geſetz nicht. In der Natur der Sache aber 
liegt es und iſt auch von der Rechtſprechung ſowohl des vor- 
maligen Preußiſchen Obertribunals als des R. G. anerkannt, 
daß dieſer Rechtsbegriff nicht bloß die Hingabe von Geld und 
Sachen, ſondern auch Leiſtungen anderer Art und insbeſondere 
auch perſönliche Bemühungen und Arbeiten umfaßt 
(ef. Striethorſt Archiv Bd. 37 S. 157 Nr. 40 und Entſch. 
des R. G. in Civilſachen Bd. 27 S. 206). Unter dem Aus- 
drucke „gemeinſchaftliche“ Verwendungen aber ſind alle 
diejenigen Verwendungen begriffen, welche von dem einen oder 
anderen Geſellſchafter im gemeinſchaftlichen Intereſſe, 
weil in Ausführung und auf der von ihm gewollten Grundlage 
des (nichtigen) Geſellſchaftsvertrages, vorgenommen worden ſind 
(ef. Striethorſt Archiv Bd. 63 S. 81 Nr. 21). Hiernach 
beſteht kein Zweifel, daß zu den gemeinſchaftlichen Verwendungen 
der Geſellſchafter vorliegenden Falles auch diejenigen Arbeits⸗ 
leiſtungen gehören, welche jeder einzelne von ihnen für den 
gemeinſchaftlich übernommenen Zweck (die Herſtellung des 
Baues), alſo im Intereſſe der Gemeinſchaft und für dieſelbe, 
beigetragen hat. Insbeſondere kommt alſo in dieſer Hinſicht 
auch in Betracht, wie viele Leute (Maurer, Zimmerleute, Hand⸗ 
langer u. ſ. w.) jeder Sozius bei dem Bau beſchäftigt und in 
welchem Umfange er ſelbſt eine techniſche Thätigkeit, Aufſicht 
und dergleichen zu dieſem Behufe ausgeübt hat. Nicht dazu 
gehörig ſind aber bloße Vorſchüſſe, welche durch Löhnung 
der Arbeiter, Bezahlung von Material u. ſ. w. entſtanden und 
für welche hier nach dem unſtreitigen Parteivorbringen beide 
Geſellſchafter aus den gezahlten Baugeldern bereits befriedigt 
ſind. IV. C. S. i. S. Nieſtrath c. Ehrich vom 12. Dezember 
1901, Nr. 275/1901 IV. 
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103. Thl. I Tit. 17 88 2, 171, 251. 

Was das Verhältniß betrifft, in welchem die Parteien an 
dem durch die gemeinſchaftliche Bauausführung erzielten Gewinn, 
als dem für ſie gemeinſchaftlich gewordenen Eigenthum, Theil 
zu nehmen haben, fo verweiſt der §S 171 J. 17 A. L. R. auf 
die Vorſchriften des erſten Abſchnittes des Tit. 17, alſo auch 
auf § 2 daſelbſt. Dieſer Beſtimmung zufolge wird bei der 
Gemeinſchaft des Eigenthums vermuthet, daß jeder Mit⸗ 
eigenthümer gleiches Recht und ebenſoviel Recht als der andere 
an der gemeinſchaftlichen Sache habe. Dieſe Vermuthung iſt 
jedoch keine praesumtio juris et de jure und daher durch 
Beweis widerlegbar (vergl. Entſch. des Obertribunals Bd. 26 
S. 296). Der § 2 a. a. O. ſetzt der Natur der Sache nach 
voraus, daß die mehreren nur durch mündlichen Vertrag ver⸗ 
bundenen Mitglieder in dem vorliegenden Falle zur Erreichung 
des gemeinſam vorgeſetzten Zweckes mit gleichen Kräften 
hinwirken, und er muß mithin außer Anwendung bleiben, 
wenn das Verhältniß, in welchem die einzelnen Geſellſchafter zu 
der Erreichung des ſchließlichen Ergebniſſes beigetragen haben, 
ein ungleiches iſt. Der Ausgleich muß in einem ſolchen Falle 
und wenn, wie hier, auch ein gemeinſchaftlicher Fonds, zu dem 
in verſchiedener Weiſe beigeſteuert worden, nicht gebildet iſt, 
durch dasjenige näher zu ermittelnde Verhältniß gefunden werden, 
welches ſich für den Werth der von jedem Theilnehmer bei⸗ 
getragenen Arbeitsleiſtungen ergiebt. Von dem gleichen Ge⸗ 
danken geht das einen ähnlichen Fall behandelnde Urtheil des 
vormaligen Preußiſchen Obertribunals vom 10. März 1857 
(Striethorſt Archiv Bd. 24 S. 94 ff.) aus. Eine analoge 
Anwendung des in erſter Linie nur für Vertragsgemeinſchaften 
geltenden §S 251 a. a. O., wie fie dort für zuläſſig erachtet 
wird, kann jedoch vorliegenden Falles, da es an einem gemein⸗ 
ſchaftlichen Fonds überhaupt gefehlt hat, nicht ſtattfinden. Als 
der gemeinſchaftliche Fonds iſt hier gewiſſermaßen die Summe 
der Arbeitsleiſtungen der beiden Theilnehmer anzuſehen, auf 
deren Umfang und Maß es daher für ihre Betheiligung an 
dem erworbenen Gewinn ankommt. Vergl. Entſch. bei voriger 
Nummer. 

104. Verſicherungsvertrag, Verſchulden. 

Von der Vorinſtanz iſt feſtgeſtellt, daß die Kl., ohne daß 
ſie ein Verſchulden treffe, erſt mit dem Ablauf des 30. Juni 
1899 Kenntniß davon erlangt hätten, daß ihr Erblaſſer ver- 
ſichert geweſen. Erſt mit dem Beginn des 1. Juli 1899 habe 
demnach die bedinguugsmäßige 48 ſtündige Anzeigefriſt vom 
Todesfall zu laufen begonnen. Die vorliegende Nichtinne⸗ 
haltung dieſer Friſt habe aber, wie nach den Grundſätzen von 
Treue und Glauben anzunehmen, die Verwirkung des Anſpruchs 
dann nicht zur Folge, wenn die Verſäumung eine zu ent⸗ 
ſchuldigende ſei. Zu erheblichen Bedenken giebt dieſe An⸗ 
ſchauung des angefochtenen Urtheils Veranlaſſung, daß eine 
entſchuldigte Nichtinnehaltung der Friſt von 48 Stunden, 
über deren nothwendige Beachtung die Kl. nach der getroffenen 
Feſtſtellung nicht zweifelhaft waren, hier vorliege. Iſt nämlich 
H., welchen die Kl. mit der Abſendung der Depeſche an 
die Direktion der Bekl. betrauten, und der durch die Nicht- 
ausführung des Auftrags die Verſäumung der Friſt herbei⸗ 
geführt hat, als Stellvertreter der Kl., nicht als bloßer 
Bote derſelben, anzuſehen, ſo fallen den Kl. die Folgen des 
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Verſchuldens ihres Beauftragten ohne weiteres zur Laſt. Muß 
jedoch dem H. in Rückſicht auf die ihm aufgetragene Thätigkeit 
der Charakter eines Boten beigelegt werden, ſo trifft doch die 
Kl., wenn ſie auch nach den Feſtſtellungen der Vorinſtanz in 
der Auswahl des Dritten die erforderliche Sorgfalt bewieſen 
haben, auf alle Fälle deshalb ein Verſchulden, weil von 
ihnen, wie zufolge der Darlegungen des B. U. feſtſteht, die bei 
der hohen Wichtigkeit, welche der Innehaltung der in Frage 
ſtehenden Friſten für den Verſicherer beiwohnt, den zu Ent⸗ 
ſchädigenden obligende Pflicht eine Kontrolle wegen der 
Erledigung des Auftrages durch den Beauftragten auszuüben, 
nicht beobachtet iſt. Die Kl. können von dieſer Verpflichtung 
auch nicht deshalb, weil die Vorinſtanz annimmt, als befreit 
gelten, weil ihnen in dem H. eine fo beſonders vertrauend- 
würdige Perſon gegenüber geſtanden habe. VII. C. S. 
i S. Allianz c. Hanf'ſche Erben vom 30. Dezember 1901, 
Nr. 405/1901 VII. 

105. Thl. II Tit. 1. 88 25, 40, 41, 973, 974. Thl. II 
Tit. 2. 8$ 56— 57, 596, 597. 

Der B. R. iſt davon ausgegangen, daß dem Bekl. nicht 
ſchlechthin die Eigenſchaft eines ehelichen Kindes beiwohne. Nach 
jeiner Annahme hat jedoch Bekl. durch Eingehung der Ehe feiner 
Eltern nach der Zeugung die Rechte eines ehelichen Kindes im 
Wege der Legitimation erlangt. Es kann ſich deshalb bei 
der gegenwärtigen Entſcheidung nur darum handeln, ob die Auf⸗ 
faflung des B. R., daß der Bekl. dieſe Rechte durch die ſpätere 
Anfechtung und Ungültigkeitserklärung der Ehe nicht wiederum 
verloren habe, ſich der Anfechtung entzieht. Die Reviſion hat 
zur Rechtfertigung ihres entgegenſtehenden Standpunktes auf das 
Urtheil des Preußiſchen Obertribunals vom 10. Juli 1837 
(Centralblatt für preußiſche Juriſten 1837 S. 1163), ſowie auf 
die Vorſchrift des § 974 Thl. II Tit. 1 des A. L. R. hin⸗ 
gewieſen. Der Angriff muß jedoch verſagen. Die Entſcheidung 
des Obertribunals betrifft, wie ſchon der B. R. hervorgehoben 
hat, nur den Fall einer nichtigen Ehe (85 25, 937 Thl. II 
Tit. 1 des A. L. R.), hinfichtlich deren ausgeſprochen iſt, daß fie 
auf die von den ungeſetzlich Verbundenen vorher erzeugten Kinder 
nicht die Wirkung einer Legitimation äußere. Inwieweit dieſer 
Rechtsanſchauung beizutreten wäre, kann unerörtert bleiben, 
weil es ſich hier nicht um eine nichtige, ſondern um eine un⸗ 
gültige und als ſolche nur anfechtbare Ehe (§§ 40, 41, 973 
Thl. II Tit. 1 des A. L. R.) handelt. Nun hat zwar Dernburg 
(Pr. Privatrecht Bd. III Auflage 4 $ 59 unter d und § 72, 
S. 198, 231) die Anſicht vertreten, daß nur eine gültige Ehe 
die Wirkung der Legitimation habe, nicht auch eine nichtige 
oder für ungültig erklärte Ehe. Er begründet jedoch ſeine 
Anficht nicht näher, ſondern beſchränkt ſich darauf, das vor⸗ 
erwähnte Urtheil des Obertribunals zu allegiren. Der B. R. 
iſt aber Dernburg mit Recht entgegengetreten. Zutreffend iſt er 
von dem anerkannten Rechtsſatze ausgegangen, daß die Wirkung 

der Legitimation durch nachfolgende Ehe kraft Geſetzes von 
Rechtswegen eintritt, ſodaß das Kind vom Tage der Ehe⸗ 
ſchließung, bezw. vom Tage ſeiner ſpäteren Geburt ab, ſofern 
nicht das Geſetz Ausnahmen beſtimmt, die hier nicht vorliegen, 
ohne Weiteres und ohne daß es einer Zuſtimmung von irgend 
einer Seite bedarf, die Eigenſchaft eines ehelichen Kindes in 
voller Wirkung erhält. Vergl. §88 596, 598 Ih. II Tit 2 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


153 


des A. L. R.; Dernburg a. a. O. S. 198; Föͤrſter⸗Eccius, Pr. 
Privatrecht; Auflage 7 Bd. IV, § 219, S. 138; Rehbein, 
Entſch. des Pr. Obertribunals Bd. IV S. 413. Das Kind 
hat darnach durch die Cheſchließung der Eltern von dem be- 
zeichneten Zeitpunkte ab die Rechte eines ehelichen Kindes er- 
worben und dieſer wohlerworbenen Rechte kann daſſelbe nicht 
hinterher durch einen einſeitigen Rechtsakt ſeitens des einen oder 
des anderen Ehegatten wiederum verluſtig werden. Als ein ſolcher 
Rechtsakt iſt aber die Klage eines der Ehegatten auf Ungültigkeits⸗ 
erkärung der Ehe, deren Erhebung lediglich in fein Ermeffen 
geſtellt war, anzuſehen. — Der von der Reviſion als verletzt 
bezeichnete § 974 Thl. II Tit. 1 des A. L. R. ſteht dieſer Auf⸗ 
fafſung nicht entgegen. Derſelbe beſtimmt: Erfolgt dergleichen 
Nichtigkeitserklärung (nämlich: einer ungültigen Ehe), ſo findet 
bei ungültigen Ehen alles das Anwendung, was von den abſolut 
nichtigen vorſtehend 88 952 bis 965, 985 (ſoll heißen: 967) 
verordnet iſt. Dieſe Vorſchrift bezieht ſich jedoch, worüber der 
Inhalt der SS 952 bis 965, 967 keinen Zweifel läßt, nur 
auf das Verhältniß der beiden geweſenen Eheleute unter ein- 
ander. Die Rechte der aus nichtigen oder ungültigen Ehen her⸗ 
vorgegangenen Kinder den Eltern gegenüber find beſonders in 
den 88 50 bis 57 Thl. II Tit. 2 des A. L. R. geregelt. 
IV. C. S. i. S. Glaſchke c. Glaſchke vom 13. Januar 1902, 
Nr. 358/1901 IV. 

106. 85 189, 190 Thl. II Tit. 6. 

Das B. G. ſelbſt geht ausweislich ſeines Urtheils von 
der Annahme aus, daß die Auflöſung der klagenden Geſellſchaft 
weder von zwei Drittheilen der Mitglieder verlangt, noch von der 
Staatsregierung auf Grund der beſtehenden Geſetze (ek. 58 189, 
190 Tit. 6 Thl. II des A. L. R., § 43 flg. des B. G. B.) 
angeordnet worden iſt. Hiermit wird anerkannt, daß objektiv 
keine der beiden Bedingungen gegeben war, deren Eintritt nach 
dem Statut alternativ nothwendig iſt, um eine Auflöſung der 
Geſellſchaft herbeizuführen und auf Grund derſelben die General⸗ 
verſammlung befugt erſcheinen zu laſſen, Liquidatoren für die 
Abwickelung der Geſchäfte zu ernennen. Wenn das B. G. 
deſſenungeachtet den mit einer Mehrheit von weniger als ) 
zu Stande gekommenen Beſchluß, der über die Liquidation der 
Geſellſchaft beſtimmt, für ſeine Entſcheidung (daß die damals 
erwählten Liquidatoren die geſetzlichen Vertreter der Kl. 
ſeien) als maßgebend erachtet und den § 3 des Statutes darauf 
für anwendbar erklärt, weil die Generalverſammlung das Fort- 
beſtehen der Geſellſchaft nach der Erlaſſung des oberverwaltungs⸗ 
gerichtlichen Urtheils für „thatſächlich zwecklos“ gehalten habe 
jo wird hierdurch nicht das (irreviſible) Statut der Kl. aus⸗ 
gelegt, ſondern in rechtsirrthümlicher Weiſe der Grundſatz 
gebilligt, daß es für die Anwendbarkeit des § 3 des Statutes 
nicht darauf ankomme, ob die eine oder andere der dort be⸗ 
ſtimmten beiden Vorausſetzungen objektiv vorhanden ſei oder 
nicht. Es kann keinem Zweifel unterliegen, und wird auch von 
dem Vorderrichter nicht bezweifelt, daß die durch verwaltungs⸗ 
gerichtliches Urtheil im Verwaltungsſtreitverfahren ausgeſprochene 
Zurücknahme der Konzeſſion der Kl. ($ 120 Nr. 2 des Zu- 
ſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguft 1883) einer Aufhebung der 
klagenden Verſicherungsgeſellſchaft durch ſtaatlichen Verwaltungs ⸗ 
akt, wie fie nach § 189 flg. Tit. 6 Thl. II des A. L. R. 
und ebenſo durch § 43 flg. des B. G. B. erfolgen kann, 
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keineswegs gleichſteht. Um den Nachweis für geführt zu er⸗ 
achten, daß die in dem Eingang des B. U. bezeichneten 
Liquidatoren die geſetzlichen Vertreter der Kl. in dem gegen⸗ 
wärtigen Prozeſſe ſeien, mußte der Vorderrichter auf Grund 
ſeiner eigenen Auslegung des Status feſtſtellen 1., daß die 
klagende Geſellſchaft, ſei es durch einen gemäß § 3 Abſ. 1 des 
Statuts (alſo mit einer Mehrheit von ½ der Mitglieder) ge⸗ 
faßten Beſchluß der ordnungsmäßig einberufenen Generalver⸗ 
ſammlung oder durch einen Staatsverwaltungsakt aufgelöſt 
worden ſei, und 2., daß hierauf die Generalverſammlung die 
betreffenden Perſonen zu Liquidatoren beſtellt habe, was mittels 
einfacher Majorität nach den Statuten geſchehen konnte. Anſtatt 
deſſen ſtellt er nur die Faſſung eines Beſchluſſes nach Nr. 2 
feſt und erachtet das Erforderniß unter Nr. 1 für entbehrlich, 
weil die Kl., vertreten durch ihre Generalverſammlung, davon 
ausgegangen ſei; die in dem Urtheil des Oberverwaltungsgerichts 
ausgeſprochene Konzeſſionsentziehung komme thatſächlich der 
ſtaatlichen Aufhebung der Geſellſchaft gleich. Wiewohl die 
Entſcheidungsgründe hiernach auf der einen Seite zugeben, daß 
der Geueralverſammlungsbeſchluß vom 29. Dezember 1900, 
welcher Liquidatoren berief, in einer objekt iv ſtatuten⸗ 
widrigen Weiſe gefaßt worden iſt, gelangen ſie auf der 
anderen Seite zu dem Schluß, daß denſelben, weil ihm eine 
rechtsirrthümliche Anffaflung der beſchließenden Verſammlung zu 
Grunde liege, dennoch Rechtswirkung zukomme. Es liegt 
hiermit ein innerer Widerſpruch in der Begründung des Urtheils 
vor, welcher zur Aufhebung deſſelben führen muß. VI. C. S. 
i. S. Meyer c. Prometheus vom 20. Januar 1902, 
Nr. 425/1901 IV. 


V. Sonſtige Preußiſche Landesgeſetze. 
Allgemeine Gerichtsordnung. 


107. 88 28, 29 Thl. I Tit. 22. 

Geſtuͤtzt iſt die Verurtheilung auf die 88 28 und 29° 
Thl. J Tit. 22 der Allgemeinen Gerichtsordnung, die verordnen: 
8 28. Der Manifeſtationseid kann gefordert werden, wenn Je⸗ 
mand einen Inbegriff von Sachen oder Rechten ganz oder zu 
einem beſtimmten Antheile (pars quota) anzeigen oder heraus⸗ 
geben ſoll, oder auch über den Betrag eines gewiſſen Gegen⸗ 
ſtandes Auskunft zu ertheilen verbunden iſt. § 29 Nr. 3: 
Vornehmlich find zur Ableiſtung dieſes Eides verbunden Erben, 
die bei dem Ableben des Erblaſſers im Sterbehauſe ſich be⸗ 
funden oder auch nachher in den Beſitz der Erbſchaft geſetzt 
worden, wenn Miterben oder erbſchaftliche Gläubiger darauf 
dringen und entweder kein gerichtliches Inventarium vorgelegt 
werden kann oder die Siegelung nicht zu rechter Zeit erfolgt iſt. 
Nach der Feſtſtellung des B. G. hat aber der Bekl. als Mit⸗ 
erbe ſeiner Mutter bei deren Ableben in dem Sterbehauſe ſich 
befunden. Damit iſt die Vorausſetzung für das Recht der Kl., 
die gleichfalls Miterben der Mutter ſind, von ihm den Mani⸗ 
feſtationseid bezüglich des Nachlaſſes der Mutter zu fordern, 
erfüllt, ohne daß es darauf ankommt, ob der Beweis erbracht 
iſt, daß er ſich auch in den Beſitz des Nachlaſſes der Mutter 
geſetzt habe. Dieſe Auslegung der genannten geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften iſt bereits von dem jetzt erkennenden Senat in Sachen 
Michael wider Kähler IV. 159/89 in dem Urtheile vom 
11. Juli 1889 (Gruchot, Beiträge Bd. 34 S. 1061-1063) 
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für zutreffend erklärt, und ein Grund zur Aufhebung dieſer 
Rechtsanſicht liegt nicht vor. IV. C. S. i. S. Buſchmann 
c. Ortmann vom 20. Januar 1902, Nr. 310/1901 IV. 

Verordnung vom 30. Juni 1834. 

108. 

Der Rechtsſtreit betrifft nur obligatoriſche Verbindlichkeiten, 
die aus dem Kaufvertrage der Parteien über neue Planſtücke 
hergeleitet werden. Er berührt ſonach die Ausführung der 
Auseinanderſetzung in keiner Weiſe und gehört eben deshalb, 
wie das B. G. in Anlehnung an die im Juſtizminiſterialblatte, 
Jahrgang 1862 S. 20 ff. und 154 ff. mitgetheilten Entſchei⸗ 
dungen des Königlich Preußiſchen Gerichtshofes zur Entſcheidung 
der Kompetenzkonflikte zutreffend ausgeführt hat, nicht vor die 
Auseinanderſetzungsbehörden, ſondern vor die ordentlichen Ge- 
richte. — Auf § 7 Abſ. 4 der Verordnung vom 30. Juni 1834 
können ſich die Rkl. für ihre gegentheilige Auffaſſung mit Er⸗ 
folg nicht berufen. Denn zunächſt bezieht ſich dieſe Vorſchrift, 
wie auch die darin enthaltenen Verweiſungen erkennen laſſen, 
überhaupt nur auf Verträge, welche außerhalb des Auseinander⸗ 
ſetzungsverfahrens ſtattfinden. Sodann aber hat auch die 
Königliche Generalkommiſſion in ihrem Urtheile vom 6. Oktober 
1899 nicht ausgeſprochen, daß fie von dem in § 8 ihr ein⸗ 
geräumten Ermeſſen ſich habe leiten laſſen. Und wenn daher 
nunmehr das B. G. aus Erwägungen thatſächlicher Natur zu 
der Entſchließung gelangt iſt, die Streitſache nicht für die 
Auseinanderſetzungsbehörden in Anſpruch zu nehmen, ſo hat das 
R. G. keine Veranlaſſung, dieſer Entſchließung. entgegenzu⸗ 
treten. VII. C. S. i. S. Separatiousſache von Adelnau betr. 
vom 21. Januar 1902, Nr. 373/1901 VII. 

Eiſenbahngeſetz vom 3. November 1838. 

109. 8 25. 

Wie im Thatbeſtand der I. J. als unſtreitig feſtgeſtellt 
worden iſt, ſind bei der Anlage der Bahn die Vertragſchließenden 
darüber einig geweſen, daß der Wildpark aus Zuchtrückſichten 
ſeinen einheitlichen Charakter nicht verlieren und darum der 
Bahnkörper nicht eingefriedigt werden dürfe. Daraus iſt zu 
erſehen, daß ohne den Ausſchluß des Rechts der Erwerberin, 
den Bahnkörper einzufriedigen, die Veräußerung des dafür er⸗ 
forderlichen Landſtreifens einen Minderwerth des dem Eigen⸗ 
thümer verbleibenden Reſtgrundſtücks verurſacht haben würde. 
Die Bahngeſellſchaft hätte deswegen, wenn fie das für fie er⸗ 
forderliche Grundſtück im Wege der Enteignung hätte erwerben 
müſſen, gemäß § 8 Abſ. 2 des Preußiſchen Enteignungsgeſetzes 
vom 11. Juni 1884 eine Entſchädigung für die Zerſtückelung 
des Wildparks zahlen müſſen. Beim freihändigen Erwerb hat 
hierauf in gleicher Weiſe Rückſicht genommen werden müſſen, 
und darum iſt davon auszugehen, daß das Fortbleiben der 
Einfriedigung und damit das Fortbeſtehen des thatſächlichen 
Zuſammenhangs zwiſchen den Theilen des Wildparks zu beiden 
Seiten der Bahn zugleich im Intereſſe der Eiſenbahngeſellſchaft 
vereinbart worden iſt, um dieſer die höheren Grunderwerbskoſten 
zu ſparen. Iſt hiernach die Einfriedigung des Bahnkörpers 
mit dem Willen des Eiſenbahnunternehmers unterblieben, ſo iſt 
dem B. G. darin beizutreten, daß die Vorausſetzungen für die 
Anweudung des § 25 des Geſetzes vom 3. November 1838 gegeben 
find. Die Reviſion hat dawider eingewendet, das Uebertreten des 
Wildes auf den Bahnkörper, das ſich, wie feſtgeſtellt worden, 
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durch keine Mittel hindern laſſe, deren Anwendung dem Bekl. 

vernünftiger Weiſe zugemuthet werden könne, müſſe aus dieſem 

Grunde als ein unabwendbarer Zufall angeſehen werden. Das iſt 

unrichtig. VI. C. S. i. S. Preuß. Eiſenbahnfiskus c. Graf 

Henckel zu Donnersmarck vom 9. Januar 1902, Nr. 217/1901 VI. 
110. 


Der Gaſthausbefitzer L., deſſen an dem Bahndamm der ö 


Eiſenbahnſtrecke Tarnowitz⸗Beuthen gelegene, bei der Kl. gegen 
Feuersgefahr verſicherte Gebäude am 18. März 1900 durch die 
Funken aus der Lokomotive eines vorbeifahrenden Zuges in 
Brand geſetzt und theilweiſe eingeäſchert find, hat den Schaden 
von der Kl. in Höhe von 4057 Mark 40 Pf. erſetzt erhalten. 
Auf Erſtattung dieſer Summe nimmt die Kl. im gegenwärtigen 
Prozeß den Bekl. in Anſpruch, indem ſie behauptet, letzterer 
hafte auf Grund des § 25 des Geſetzes vom 3. November 1838, 
betreffend die Eiſenbahnunternehmungen, dem L. für den ent⸗ 
jtandenen Brandſchaden und dieſer Anſpruch ſei nach § 44 des 
in der Preußiſchen Geſetzſammlung publizirten revidirten 
Reglements für die Feuer⸗Societät des platten Landes der 
Provinz Schleſien vom 28. Dezember 1864 auf fie, die Kl., 
übergegangen. Die von dem in I. J. verurtheilten Bekl. ein ⸗ 
gelegte Berufung ſowie ſeine Reviſion find zurückgewieſen worden. 
Aus den Entſcheidungsgründen des R. G.: Die Reviſion legt 
ihren gegen das B. U. erhobenen Angriffen den Satz zu Grunde, 
daß Kl., weil ſie nicht Eigenthümerin der durch den 
Bahnbetrieb beſchädigten Gegenſtände ſei, den ein- 
geklagten Anſpruch nicht auf $ 25 des Eiſenbahngeſetzes jtüßen 
dürfe, ſondern ein Verſchulden (Vorſatz oder Fahrläſfigkeit) als 
Schadensurſache nachweiſen müſſe. Wenn von dieſer Grundlage 
aus die Reviſion ſich zunächſt über die von beiden Vorinſtanzen 
übereinſtimmend ausgeſprochene Zurückweiſung des Einwandes 
der mangelnden Aktivlegitimation beſchwert, ſo erſcheint dies 
nicht ſchlüſſig. Darauf, ob die durch den Brand vernichteten 
oder beſchädigten Gebäude der Kl. gehört haben, käme es nur 
dann an, wenn der aus § 25 hergeleitete Schadenserſatzanſpruch 
nicht ceffibel wäre und in Folge deſſen Jeder, der den Anſpruch 
erhebt, das Vorhandenſein der geſetzlichen Erforderniſſe in 
ſeiner eigenen Perſon nachzuweiſen hätte. Davon iſt in⸗ 
deſſen keine Rede, da Entſchädigungsforderungen aus dem 
Bahnbetrieb binfichtlih ihrer Abtretbarkeit den allgemeinen 
Grundſätzen unterliegen. Fraglich könnte nur ſein, ob im vor⸗ 
liegenden Falle ein rechtsgültiger Uebergang der dem Gaſtwirth 
L. erwachſenen Schadenserſatzforderung auf die Kl. ſtattgefunden 
hat, der die letztere zur Geltendmachung der Forderung als 
Ceſſionarin legitimirt. Wenn der I. R. und mit ihm an⸗ 
ſcheinend der B. R. dieſe Legitimation daraus herleiten, daß 
das Reglement vom 28. Dezember 1864 vermöge feines über⸗ 
wiegend das öffentliche Intereſſe berührenden Inhalts den 
Charakter einer objektiven Rechtsnorm habe, der in § 44 da⸗ 
ſelbſt angeordnete Forderungsübergang mithin als geſetzliche 
Ceſſion aufzufaſſen ſei, ſo iſt dies freilich nicht richtig. Regle⸗ 
ments der in Rede ſtehenden Art haben, wie das R. G. bereits 
wiederholt ausgeſprochen hat (Entſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. 16 S. 370; Bd. 28 S. 303), keine Geſetzes kraft, ſondern 
ſind lediglich Verwaltungsanordnungen, die den Vertretern der 
Feuerſocietäten, für die fie erlaſſen find, als Richtſchnur dafür 
dienen ſollen, welcher Inhalt den einzelnen Verficherungsverträgen 
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zu geben iſt. Dadurch, daß bei dem jedesmaligen Abſchluß der 
Verſicherung auf fie Bezug genommen wird, werden fie Beſtand⸗ 
theil des Vertrages und unter dieſem Gefichtspunkt für die 
Parteien verbindlich. Daß in ſolcher Weiſe auch der § 44 des 
gegenwärtig in Frage kommenden Reglements zum Gegenſtand 
einer Vertragsberedung gemacht werden kann, unterliegt keinem 
Zweifel. Beide Theile einigten ſich, indem ſie den bezeichneten 
Paragraphen gleichfalls in den Vertragsſchluß hineinbezogen, 
darüber, daß die verſichernde Societät durch Zahlung einer 
Brandentſchädigung die etwaigen, dem Verſicherten aus dem 
Brande gegen dritte Perſonen zuſtehenden Schadeuserſatzanſprüche 
als Ceſfionarin erwerben ſollte, und demgemäß wurde die 
Kl. durch die Zahlungsleiſtung Gläubigerin der gegen den Bekl. 
aus 8 25 des Eiſenbahngeſetzes dem L. entſtandenen Forderung, 
ohne daß es dazu eines erneuten Uebertragungsaktes bedurfte. 
Vergl. das reichsgerichtliche Urtheil vom 2. Februar 1889, 
Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 22 S. 148 und das 
weſentlich auf demſelben Standpunkt ſtehende Urtheil des jetzt 
erkennenden Senats vom 18. März 1885, abgedruckt bei Eger, 
Eiſenbahneechtliche Entſcheidungen Bd. 3 S. 452. Auch den 
zweiten bereits in den Vorinſtanzen geltend gemachten Einwand 
der unzuläſſigen Bereicherung hält Bekl. für die Reviſionsinſtanz 
aufrecht, freilich in etwas veränderter, jedoch nicht minder ver⸗ 
fehlter Ausgeſtaltung. Er meint, eine Verſicherungsgeſellſchaft 
dürfe nach der Natur ihres Geſchäftsbetriebes einen Gewinn 
nur durch gewagte Geſchäfte, als Entgelt für das dadurch über⸗ 
nommene Rifiko erzielen. Deshalb dürfe ſie Erſatz der ge⸗ 
zahlten Verſicherungsſumme nur von Demjenigen fordern, der 
vorſätzlich oder fahrläſſig den Brand verurſacht habe. Andern⸗ 
falls werde die Geſellſchaft inſofern bereichert, als ſie außer dem 
vollen Schadenserſatz noch die „wegen größerer Brandgefahr zu 
zahlende höhere Verſicherungsprämie“ erhalte. Allein der Ge⸗ 
ſichtspunkt der ungerechtfertigten Bereicherung iſt ſchon deshalb 
ausgeſchloſſen, weil er nach $ 812 B. G. B. nur demjenigen 
gegenüber zur Anwendung gelangt, der etwas auf Koſten eines 
Anderen ohne rechtlichen Grund erlangt hat. An dieſer 
Vorausſetzung fehlt es im vorliegenden Falle. Denn nach der 
gemäß 85 561, 549 C. P. O. unanfechtbaren Auslegung, die 
der B. R. dem in Rede ſtehenden Feuerſocietät⸗Reglement giebt, 
bezieht ſich der dort verordnete Forderungsübergang unterſchieds⸗ 
los auf alle dem Verſicherten gegen Dritte zuſtehenden Schadeus⸗ 
erſatzanſprüche, gleichviel ob ſie ein eigenes Verſchulden des 
Dritten vorausſetzen oder letzterer auch für fremdes Ver⸗ 
ſchulden oder ſelbſt für Zufall haftet. V. C. S. i. S. Fiskus 
c. Provinzial» Land ⸗Feuerſocietäſt vom 15. Januar 1902, 
Nr. 346/1901 V. 

Städteordnung vom 30. Mai 1853. 

111. 8 56“. 

Gemäß 5 56° der Städteordnung vom 30. Mai 1853 
bildet die lebenslängliche Anſtellung der Gemeindebeamten 
kraft offentlichen zwingenden Rechts die Regel. Nur bei hier 
nicht in Frage ſtehenden vorübergehenden Dienſtleiſtungen 
und ſofern es ſich um Unterbeamte haudelt, welche nur 
zu mechauiſchen Dienſtleiſtungen beſtimmt find, darf 
davon abgewichen werden. Daß der Begriff techniſch nicht 
mit dem Begriffe mechaniſch zuſammenfalle, iſt vom Reviſions⸗ 
gerichte bereits in ſeinem Urtheile vom 28. Januar 1901 in 
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für die rechtliche Beurtheilung des vorliegenden Falles maß⸗ 
gebender Weiſe feſtgeſtellt. Auch handwerks mäßige Leiſtungen 
find nicht nothwendig „mechaniſche“. Hiernach vermag die durch 
das B. G. geſchehene Bezeichnung der Dienſte als „unter⸗ 
geordnet techniſche“ und „handwerkmäßige“ nicht die Feſtſtellung 
zu begründen, daß es ih um „mechaniſche“ Leiſtungen im 
Sinne des $ 56° der Städteordnung handelt; und zwar um 
ſo weniger, als das B. G. Blatt 200 v ausdrücklich anerkennt, 
daß die hier fragliche Thätigkeit nicht als eine rein mecha⸗ 
niſche Thätigkeit aufgefaßt werden könne. IV. C. S. i. S. 
Großhennig c. Stadtgemeinde Berlin vom 5. Dezember 1901, 
Nr. 222/1901 IV. 

112. 

Das B. G. verneint, daß es ſich um einen durch das 
öffentliche Recht begrenzten Kreis von Geſchäften, um ein 
Gewaltverhältniß auf der einen Seite und um ein Ge— 
horſams⸗, Treue- und Dienſtverhältniß auf der anderen 
Seite gehandelt habe. Der Kreis der Geſchäfte des klägeriſchen 
Erblaſſers ſei nur durch eine interne Inſtruktion des Stadt⸗ 
raths M. und des L. begrenzt geweſen. Es ſei kein öffentlich 
rechtlicher Dienſtvertrag geſchloſſen, der Erblaſſer vielmehr nur 
engagirt worden. Der Wille der Anſtellung habe 
ſowohl auf Seiten des Erblaſſers, wie der Bekl. gefehlt. 
Alle dieſe Ausführungen entbehren der näheren Begründung. 
Es läuft auf eine petitio principii hinaus, wenn das B. G. 
der Inſtruktion ohne Weiteres den publiziſtiſchen Charakter 
abſpricht. Ebenſo ermangelte jede ſelbſtſtändige Begründung für 
die Annahme, daß es ſich nicht um ein Gewalt-, Treue⸗ und Dienſt⸗ 
verhältniß handle. Momente, welche bei Prüfung dieſer Frage 
von Gewicht ſein könnten, wie der Umſtand, daß der klägeriſche 
Erblaſſer beſtimmte Dienſtſtunden einzuhalten hatte, ſeine 
disziplinaren Verhältniſſe u. ſ. w., ſind nicht in den Bereich der 
Erörterung gezogen. Endlich iſt nicht ausreichend dargelegt, 
warum auf beiden Seiten der Anſtellungswille gefehlt haben 


ſoll, insbeſondere gilt dies auch von der Annahme, daß ein 


ſolcher Wille dem klägeriſchen Erblaſſer bei ſeiner 19 jährigen 
Thätigkeit im Dienſte der Kommune von Anfang an oder 
demnächſt im Laufe ſeiner Dienſtzeit nicht innegewohnt habe, 
daß er vielmehr erſt durch die ſeit 1894 entſtandene 
„Gährung“ ſich veranlaßt geſehen habe, ſich für einen 
angeſtellten Beamten auszugeben. Der vom B. G. hin⸗ 
geſtellte Gegenſatz von Engagiren und Anſtellen iſt in 
ſeiner Bedeutung nicht klar erſichtlich. Vergl. Eutſch. bei 
voriger Nummer. 

Rheiniſche Städteordnung vom 15. Mai 1856. 

113. 88 53, 59. 

Die Reviſion hat die Annahme des O. L. G., daß der 
Kl. als Beamter des Bekl. auf Lebenszeit angeſtellt geweſen ſei, 
und folgeweiſe der $ 59 Abſ. 2 der Rheiniſchen Städteordnung 
vom 15. Mai 1856 Anwendung finde, um deswillen bemängelt, 
weil das O. L. G. zu dieſer Annahme unter Verletzung der 
Grundſätze über die Beweislaſt gelangt ſei. Dieſer Angriff 
iſt indeſſen unbegründet. Es iſt von dem Berufungsgericht 
angenommen worden, daß auch nach der Rheiniſchen 
Städteordnung vom 15. Mai 1856 5 53 Ziffer 6 die 
Anſtellung der Gemeindebeamten, ſoweit es ſich nicht um vor⸗ 
übergehende Dienſtleiſtungen handelt, der Regel nach als auf 
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Lebenszeit erfolgt anzuſeben ſei, und die Anſtellung auf 
Kündigung nur die Ausnahme bilde. Dieſe Annahme unter⸗ 
liegt, da die bezogene Städteordnung keine reviſibele Rechtsnorm 
iſt, nicht der Nachprüfung in der Reviſionsinſtanz. Die weitere 
Ausführung aber, daß von jenem Standpunkte aus eine, wie 
im vorliegenden Falle, der Zeit nach unbeſchränkte Anſtellung 
als auf Lebenszeit erfolgt anzuſehen ſei, ſofern nicht greif- 
bare und ſchlüſſige Anhaltspunkte für die gegentheilige Annahme 
geltend gemacht und im Beſtreitungsfalle nachgewieſen werden, 
entſpricht rechtlich der gegebenen Sachlage und beruht keines- 
wegs auf einer Verkennung der Grundſätze über die Beweislaſt. 
II. C. S. i. S. Stadtgemeinde Solingen e. Nordmann vom 
23. Dezember 1901, Nr. 338/1901 II. 

Allgemeines Berggeſetz. 

114. 

Das B. G. geht im Auſchluß an die reichsgerichtliche 
Rechtſprechung davon aus, daß der Bergwerksbeſitzer den Grund⸗ 
eigenthümer in der Regel in Kapital entſchädigen muſſe, und 
daß nur bei vorübergehenden Schäden die Entſchädigung in 
einer jährlichen Rente zu leiſten ſei, und daß deshalb die Bekl. 
zu beweiſen habe, das Grundſtück des Kl. habe nur vorüber⸗ 
gehend die Bebauungsfähigkeit verloren. V. C. S. i. S. Ver⸗ 
einigte Königs⸗ und Laurahütte c. Schüttenberg vom 22. Ja- 
nuar 1902, Nr. 330/1901 V. 

115. $ 52. ö 

Der von der Reviſion erhobene Angriff muß daran ſcheitern, 
daß gegen die auf nicht reviſibles und überdies im Oberlandes⸗ 
gerichtsbezirk Hamm nicht geltendes Naſſauiſches Recht ge⸗ 
ſtützte Begründung des angefochtenen Urtheils gemäß § 549 
der C. P. O. und § 1 der Kaiſerlichen Verordnung hierzu vom 
28. September 1879 vor dem R. G. Beſchwerde nicht geführt 
werden kann. Durch Verordnung vom 22. Februar 1867 iſt 
das Preußiſche Allgemeine Berggeſetz mit einigen Abänderungen 
in dem Gebiete des vormaligen Herzogthums Naſſau, zu dem 
die Amtsgerichte Herborn und Dillenburg gehören, eingeführt 
worden. Im § 52 dieſes Geſetzes ift beitimmt, daß auf das 
Bergwerkseigenthum hinſichtlich der Veräußerung u. ſ. w. die 
allgemeinen geſetzlichen. Vorſchriften Anwendung finden, die in 
dieſer Beziehung für das Grundeigenthum gelten. Mit Unrecht 
rügt der Bekl., daß das B. G. nicht geprüft habe, ob als ſolche 
allgemeine geſetzliche Vorſchriften das von ihm angezogene 
Naſſauiſche Stockbuchgeſetz vom 15. Mai 1851 mit Nachtrag 
vom 5. Juni 1852 oder die Formvorſchriften des in Naſſau in 
zweiter Reihe giltig geweſenen gemeinen Rechts für die hier 
ſtreitigen Verträge Platz greifen. Abgeſehen davon, daß der 
Vorderrichter die Frage des auf die beſtrittenen Grubenver⸗ 
äußerungsverträge anzuwendenden Geſetzes allerdings geprüft 
und ſich eben für Anwendung der Naſſauiſchen Stockbuchgeſetze 
entſchieden hat, war für ihn keinerlei Anlaß gegeben, aus⸗ 
drücklich zu unterſuchen, ob nicht etwa gemeines Recht in 
Frage komme. Denn es liegt auf der Hand, daß der an⸗ 
gezogene § 52 des Allgemeinen Berggeſetzes unter „allgemeinen 
geſetzlichen Vorſchriften“ nicht etwa ſubſidiäre Beſtimmungen 
des gemeinen Rechts verſtanden hat, ſondern nur allenfalls 
beſtehende Sondervorſchriften für die Veräußerung von Berg- 
werkseigenthum abſchaffen und an deren Stelle die für 


Veräußerungen von Grundbeſitz überhaupt beſtehenden Geſetze 
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einführen wollte. Von dieſer dem Wortlaut und ſelbſt⸗ 
verſtändlichen Sinne des § 52 des Allgemeinen Berg- 
geſetzes entſprechenden Anſchauung ausgehend, hat das 
B. G., da unzweifelhaft das Pr. E. E. G. und die 
Pr. Grdb. O. in den ehemals Naſſauiſchen Gebietstheilen 
nicht eingeführt worden find, die beitrittenen Gruben- 
verfäufe nach den erwähnten Stockbuchgeſetzen beurtheilt. 
V. C. S. i. S. Meurer c. Giebeler vom 8. Januar 1902, 
Nr. 311/1901 V. 

116. $ 148. 

Naturgemäß kaun für die Bemeſſung der Werths minderung, die 
eine Sache durch eine ſchädigende Handlung oder ein ſolches Ereigniß 
erlitten, uur der Werth maßgebend ſein, den ſie zur Zeit des Eintritts 
des Schadens hatte. Eingetreten iſt aber im vorliegenden Fall, 
wie der B. R. in Einklang mit der Entſcheidung des R. G. 
vom 21. Dezember 1892 (Entſch. Bd. 30 S. 252) annimmt, 
der Schade nicht erſt mit dem Zeitpunkt, wo die Einwirkung 
des Bergbaues au der Erdoberfläche durch Senkungen und der- 
gleichen zu Tage trat, ſondern ſchon zu der Zeit, wo bei 
äußerlicher Integrität in Folge der durch den unterirdiſchen 
Bergbau drohenden Gefahr die Parzelle zur Errichtung von 
Gebäuden ungeeignet wurde und dadurch in der allgemeinen 
Meinung die Eigenſchaft als Bauſtelle, die ſie vorher hatte, 
verlor. V. C. S. i. S. Dworatzek c. Kattowitzer Aktiengeſell⸗ 
ſchaft für Bergbau vom 15. Januar 1902, Nr. 322/1901 V. 

Enteignungsgeſetz vom 11. Juni 1874. 

117. 

Mit zutreffender Begründung hat das B. G. den Anſpruch 
der Bekl. auf die ſtreitigen 69 459 Mark 78 Pf. abgewieſen, 
ſoweit verſucht worden iſt, dieſen Anſpruch aus dem Geſichts⸗ 
punkte einer der Kapitalabfindung hinzutretenden „Nutzungs- 
entſchädigung“ zu rechtfertigen. Die dauernden Nutzungen, 
welche ein Grundſtück dem Eigenthümer abwirft, bilden die 
natürlichen Rechnungsfaktoren der Kapitalabfindung, die ihm 
gewährt wird, wenn er in Folge Auferlegung einer Bau⸗ 
beſchränkung an der beſtmoͤglichen Ausnützung ſeines Areals 
gehindert wird. Auch im vorliegenden Falle hat man daher 
anzunehmen, daß durch Zubilligung der 77 385 Mark, welche 
in dem Urtheile des B. G. vom 10. Februar 1900 eingeſtellt 
ſind, „um den Schaden zu erſetzen, welcher den Eigenthümern 
durch das Verbot der Bebauung zugefügt wurde“, die Bekl. 
voll entſchädigt find für ihre Einbuße an dauernden Nutzungen, 
die nach dem Stande der Dinge im Zeitpunkte des Eintritts 
der Baubeſchränkung bei intenſivſter Ausnutzung der Baufläche 
zu erwarten waren. Zur Rechtfertigung einer darüber 

hinausgehenden Abfindung eignet ſich daher keinesfalls der 
von den Bekl. verſuchte Nachweis, daß ihr Grundſtück, wenn 
ſie es zweckmäßig hätten ausbauen dürfen, vom Jahre 1873 
an bis zum Jahre 1895 einen fortdauernd zunehmenden 
Ertrag geliefert haben würde, der die thatſächlich erzielten 
Einnahmen um 184 290 Mark überſteige. VII. C. S. i. S. 
Steinthal und Genoſſen e. Stadtgemeinde Berlin vom 30. De⸗ 
zember 1901, Nr. 389/1901 VII. 
118. 
Der B. R. gründet ſeine Entſcheidung auf die Annahme, 
duß eine von dem Enteignungsverfahreu losgelöſte Beurtheilung 
des Verzinſungsanſpruches der RE. weder in der Sachlage 
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noch nach dem Vorbringen der RE. gerechtfertigt erſcheine, 
daß vielmehr nach Beidem der von den Rkl. geltend gemachte 
Verzinſungsanſpruch der Enteignungsſumme lediglich einen ſolchen 
Entſchädigungsanſpruch bilde, der aus den durch das Ent- 
eignung verfahren begründeten Verpflichtungen des Rbekl. 
herzuleiten ſei und hergeleitet werde. Dem kann nur bei⸗ 
getreten werden. Iſt das aber der Fall, jo war der Verzinſungs⸗ 
anſpruch von den RE. in der Friſt des § 30 des Enteignungs⸗ 
geſetzes oder ſpäteſtens bei der Berufung gegen das ihre Ent⸗ 
ſchädigung herabſetzende erſtinſtanzliche Urtheil in dem gericht⸗ 
lichen Entſchädigungsfeſtſtellungsverfahren geltend zu machen. 
Das iſt nicht geſchehen und ſomit iſt, wie der B. R. mit Recht 
erklärt hat, für die gerichtliche Geltendmachung des Verzinſungs⸗ 
anſpruches eine geſetzliche Handhabe nicht mehr gegeben. 
VII. C. S. i. S. Mehrmann c. Preußiſchen Eiſenbahnfiskus 
vom 20. Dezember 1901, Nr. 328/1901 VII. 

119. 

Nach dem § 30 in Verbindung mit dem § 29 des Ent⸗ 
eignungsgeſetzes findet der Rechtsweg gegen die Entſcheidung 
des Bezirksausſchuſſes über die Entſchädigung ſtatt, alſo ſo⸗ 
weit es ſich um den Eigenthümer handelt, abgeſehen vom Falle 
des § 9, gegen die Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes über 
diejenige Entſchädigung, die dem Eigenthümer für das in der 
Entſcheidung als Gegenſtand der Enteignung bezeichnete, genau 
individuell beſtimmte Grundſtück zu gewähren iſt. Maßgeblich 
für die Frage, für welches Grundſtück dem Eigenthümer Eut⸗ 
ſchädigung zu gewähren iſt, iſt hiernach lediglich der In- 
halt des Eutſchädigungsfeſtſtellungsbeſchluſſes, nicht 
der Inhalt der Verhandlungen in den Terminen zur Feſtſtellung 
der Entſchädigung. Dieſe können höchſtens zur Erläuterung des 
Inhaltes des Entſchädigungsfeſtſtellungsbeſchluſſes verwendet 
werden, ſofern letzterer ſeiner Natur nach überhaupt einer Er⸗ 
läuterung zugänglich iſt. Die gerichtliche Eutſcheidung kann 
und darf ſich hiernach, abgeſehen vom Falle des § 9, niemals 
auf ein anderes Grundſtück beziehen, als welches in dem Ent» 
ſchädigungsfeſtſtellungsbeſchluß als das zu enteignende bezeichnet 
iſt. VII. C. S. i. S. Stadtgemeinde Eſſen c. Lindemann 
vom 17. Dezember 1901, Nr. 324/1901 VII. 

120. 

Sit im Entſchädigungsfeſtſtellungsbeſchluß das Grundſtück, 
für welches Entſchädigung zu gewähren iſt, nach dem Kataſter 
bezeichnet, ſo kann ſich alſo die gerichtliche Entſcheidung (ab- 
geſehen ſtets von § 9) nicht auf eine außerhalb der Grenzen 
der angegebenen Kataſterparzellen belegene Fläche erſtrecken; die 
Enteignung kann im gerichtlichen Verfahren hierüber hinaus 
nicht erweitert werden. Stimmt der Beſchluß in der kataſter⸗ 
mäßigen Bezeichnung des Gegenſtandes der Enteignung nicht 
mit dem Antrage des Unternehmers überein, oder iſt dieſer nicht 
ſo weit ausgedehnt, wie es nach der Meinung der Betheiligten 
hätte geſchehen ſollen, ſo müſſen die Betheiligten mit den ſonſt 
ihnen gegebenen Rechtsbehelfen dagegen Abhülfe ſuchen; im 
gerichtlichen Entſchädigungsfeſtſtellungsverfahren iſt hierfür kein 
Raum. Dagegen bildet die Größe der innerhalb der Grenzen 
der Kataſterparzelle gelegenen Fläche lediglich einen Faktor für 
die Berechnung der Entſchädigung wie jeder andere. Hat der 
Bezirksausſchuß ſich bei der Entſchädigungsfeſtſtellung in einem 
Irrthum über dieſe Größe befunden, ſei es ſelbſt auf Grund 
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unrichtiger Angaben des Kataſters, jo ftellt dies einen Mangel 
dar, der im gerichtlichen Verfahren durch Einſtellung der richtigen 
Größe und anderweitige Feſtſtellung der danach zu berechnenden 
Entſchädigungsſumme gehoben werden kann. Vergl. Entſch. bei 
voriger Nummer. 

121. 

Unter IV der Gründe des angefochtenen Urtheils heißt es: 
„Endlich iſt mit den vernommenen Sachverſtändigen anzu⸗ 
erkennen, daß das klägeriſche Kolonat durch die Enteignung im 
Ganzen einen nicht unerheblichen Minderwerth erfahren hat. 
Die Lage der Grundſtücke zum Wirthſchaftshofe iſt gegen früher 
eine ungünſtige; das Kolonat iſt auch durch den Verluſt des 
nicht zu erſetzenden Hausgartens im Werthe nicht unweſentlich 
gefunden. Das Gericht billigt dem Kl. den von R. ange⸗ 
nommenen Satz in Höhe von 1 500 Mark zu.“ Unter III der 
Urtheilsgründe ſind dem Kl. an Entſchädigung 600 Mark da⸗ 
für, daß der Kl. zu dem rechts des Bahndammes liegenden 
Grundſtück an Stelle des früheren kürzeren und bequemeren 
Zugangs einen um 150 m längeren Zufuhrweg nehmen muß 
und 180 Mark für den dem Kl. verurſachten Umweg zu ſeiner 
Viehtränke zugeſprochen worden. Es iſt nicht zu verkennen, 
daß die Poſten von 600 Mark und 180 Mark eine beſondere 
Entſchädigung für die gegen früher ungünſtiger geſtaltete Lage 
der Grundſtücke zum Wirthſchaftshof darſtellen. Iſt aber der 
Kl. für dieſe ungünſtigere Lage, ſowie für den Verluſt des 
Hausgartens bereits durch die unter III der Urtheilsgründe ge⸗ 
troffenen Feſtſetzungen entſchädigt, dann iſt nicht wohl zu ver⸗ 
ſtehen, inwiefern dem Kl. gerade für dieſe Nachtheile eine 
weitere Entſchädigung von 1500 Mark gebühren ſoll. Die 
Zubilligung dieſes Poſtens hätte einer näheren Begründung be⸗ 
durft, da es dermalen dem Bekl. ſo wenig wie dem R. G. 
möglich ſein wird zu erkennen, für welche weiteren Nachtheile 
der Kl. dieſe 1 500 Mark erhalten ſoll. VII. C. S. i. S. 
Preußiſcher Eiſenbahnfiskus e. Willmann vom 20. Dezember 1901, 
Nr. 332/1901 VII. 

Zuſtändigkeitsgeſetz vom 1. Auguſt 1883. 

122. § 20 Abi. 4. f 

Nachdem durch Beſchluß des Bezirksausſchuſſes zu Düſſel⸗ 
dorf vom 2. Oktober 1894 dem Autrag des Kl. auf Feſtſetzung 
ſeines Penſionsanſpruches gegen die beklagte Stadtgemeinde nur 
von ſeinem Dienſteinkommen als Hülfspolizeidiener, nicht aber 
auch von ſeinem Dienſteinkommen als Gefangenenauf— 
ſeher ftattgegeben war, die darauf von ihm im Verwaltungs- 
ſtreitverfahren erhobene Klage auf Einziehung dieſes Beſchluſſes 
und Feſtſetzung der Penſion auch von dem letzteren Dienſtein⸗ 
kommen von dem Bezirksausſchuß mit der Begründung abge⸗ 
wieſen worden war, daß nach § 20 Abſ. 4 des Zuſtändigkeits⸗ 
geſetzes vom 1. Auguſt 1883 in dem Verwaltungsſtreitver⸗ 
fahren nur darüber zu entſcheiden ſei, welcher Theil eines 
Dienſteinkommens als penſionsfähiges Gehalt anzuſehen ſei, 
dieſe Frage aber nicht den Gegenſtand des Streites der 
Parteien bilde, auch die Berufung des Kl. gegen dieſe Ent- 
ſcheidung vom Oberverwaltungsgericht durch Urtheil vom 
23. November 1895 unter Billigung der Gründe der Vorinſtanz 
zurückgewieſen worden war, hatte das in §S 20 Abſ. 4 cit. für 
Feſtſetzung der Penſion der Gemeindebeamten vorgeſehene Ver⸗ 
waltungs⸗ bezw. Verwaltungsſtreitverfahren, ſoweit ſich nicht 
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noch Streit darüber ergeben ſollte, welcher Theil des Dienſt⸗ 
einkommens als Gefangenenaufſeher als penſionsfähig zu 
erachten ſei, ſeine endgültige Erledigung gefunden, und es 
greift nunmehr die Beſtimmung der vorbezogenen Geſetzes⸗ 
vorſchrift Platz, wonach der Feſtſetzungsbeſchluß des Bezirksaus⸗ 
ſchuſſes im Uebrigen vorbehaltlich des ordentlichen Rechts- 
weges ergangen iſt. Danach waren nunmehr — mit Aus⸗ 
nahme der vorerwähnten Frage — über alle anderen, den 
ſtreitigen Penſionsanſpruch betreffenden Fragen die ordentlichen 
Gerichte zu entſcheiden berufen und befugt, und zu dieſen 
Fragen gehört auch die nach der Zahl der für die Berechnung 
der Peuſion in Anſatz zu bringenden Jahre. Und zwar haben 
die Gerichte dieſe Frage auch dann zu entſcheiden, wenn dieſelbe 
nicht ſpeziell den Gegenſtand des Streites und der Entſcheidung 
im Verwaltungsverfahren, insbeſondere des Beſchluſſes des Be⸗ 
zirksausſchuſſes gebildet hat. Daß es auch der Standpunkt 
des Oberverwaltungsgerichts iſt, ergiebt insbeſondere die vor⸗ 
erwähnte Entſcheidung deſſelben in der vorliegenden Sache, in 
der unter Verweiſung auf frühere Entſcheidungen (Entſch. des 
Oberverwaltungsgerichts Bd. XIII S. 174, Preußiſches Ver⸗ 
waltungs⸗Blatt Jahrg. XIII S. 479) ausgeſprochen iſt, daß, 
ſoweit es ſich darum handele, welcher Theil des Dienft- 
einkommens bei Feſtſtellung der Penſionsanſprüche als 
Gehalt anzuſehen ſei, der weitere Streit der Entſcheidung 
im Verwaltungsſtreitver fahren unterliege, in allen 
anderen Fragen dagegen die Parteien auf den ordent— 
lichen Rechtsweg angewieſen ſeien. II. C. S. i. S. Stadt⸗ 
gemeinde Solingen . Nordmann vom 23. Dezember 1901, 
Nr. 338/1901 II. 

Kleinbahngeſetz vom 28. Juli 1892. 

123. 88 3, 13, 17. 

Das B. G. führt aus: Da die Kl. an ſich zur Duldung 
der Kreuzung ihrer Drähte bereit ſei, beſtehe Streit nur darüber, 
in welcher Weiſe und unter welchen Bedingungen die Kreuzungen 
auszuführen ſeien. Hierüber könne nur durch den gemäß 88 3, 
17 des Kleinbahngeſetzes vom 28. Juli 1892 von der Ver⸗ 
waltungsbehörde feſtzuſtellenden Bauplan entſchieden werden und, 
wenn die Parteien darüber ſtreiten, ob durch den feſtgeſtellten 
Bauplan bereits eine ſolche Entſcheidung getroffen ſei, ſo liege 
die maßgebende Auslegung der Verwaltungsbehörde ob. Stelle 
dieſe feſt, daß eine ſolche Entſcheidung noch nicht getroffen ſei, 
ſo werde es einer Ergänzung des Bauplans bedürfen. In der 
vorliegenden Genehmigungsurkunde ſei beſtimmt, daß von den 
Feſtſetzungen der Genehmigungsbehörden ohne deren Genehmigung 
bei ſpäteren Erneuerungen oder Ergänzungen des Oberbaues, 
der Leitungen nicht abgewichen werden dürfe. Dies laſſe er⸗ 
kennen, daß eine Vereinbarung der Parteien über die Art der 
Ausführung der Genehmigung der Behörde bedürfe. Hieraus er- 
gebe ſich, daß auch die Frage, ob auf Grund der ſchon vorliegenden 
Feſtſtellungsbeſchlüſſe die Bekl. die Kreuzungen gegenden Willen 
der Kl. anzubringen berechtigt ſei, nur von der zuſtändigen Ver— 
waltungsbehörde entſchieden werden könne. Das Gericht könne 
dieſer Entſcheidung durch eine einſtweilige Verfügung nicht vor- 
greifen. — Dieſe Begründung leidet an zwei Fehlern. Unrichtig 
iſt zunächſt die Annahme, daß die Kl. zur Duldung der Kreuzung 
ihrer Drähte bereit ſei; vielmehr verweigert die Kl. dieſe Duldung, 
falls nicht eine Einigung der Parteien unter den von ihr vor» 
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geſchriebenen oder vorzuſchreibenden Bedingungen zu Stande 
komme. Unrichtig iſt aber auch die Annahme, daß die ordent⸗ 
lichen Gerichte nicht zuſtändig ſeien, die Kl. gegen den von der 
Bekl. beabſichtigten Eingriff in ihr Eigenthum (durch Einbauen 
von Kreuzungsſtücken in die Leitungsdrähte der Kl.) zu ſchützen, 
wenn die etwa zuſtändige Verwaltungsbehörde den Eingriff ge⸗ 
nehmigen könne, aber noch nicht genehmigt habe; vielmehr liegt 
der Streit bis zur Einholung der Entſcheidung der Verwal⸗ 
tungsbehörde lediglich auf dem Gebiete des bürgerlichen Rechtes 
(G. V. G. § 13). Mit der den vorläufigen Schutz der Kl. 
bezweckenden einſtweiligen Verfügung iſt der Entſcheidung der 
Verwaltungsbehörde nicht vorgegriffen, vielmehr nur der einſt⸗ 
weilige Zuſtand bis zum Erlaſſe jener Verfügung geregelt. Die 
einſtweilige Verfügung fällt alſo zuſammen, ſobald die Ver⸗ 
waltungsbehörde innerhalb ihrer Zuſtändigkeit den Zuſtand 
anderweitig regelt. Da das B. U. im Weſentlichen auf den 
bezeichneten beiden Irrthümern beruht, mußte es aufgehoben 
werden. Freilich erfolgt die Genehmigung von Kleinbahnunter⸗ 
nehmungen und von weſentlichen Aenderungen ſolcher unter 
dem Vorbehalte der Rechte Dritter (§§ 3 und 13 des Klein⸗ 
bahngeſetzes vom 28. Juli 1892); aber damit ſind im Weſent⸗ 
lichen nur Priva trechte gemeint. Hier handelt es ſich um den 
Streit zweier Kleinbahnen unter einander, welche der Beauf⸗ 
ſichtigung und der weitgreifenden Einwirkung derſelben Ver⸗ 
waltungs behörde unterſtehen und deren Verhältniſſe durch öffent⸗ 
lich rechtliche Normen geregelt find (§8 2 ff., 9 ff., 14, 17 bis 
24, 28). In ſolchen Fällen iſt die Verwaltungsbehörde be- 
rufen, Kollifionen, die durch die Genehmigung konkurrirender 
Unternehmungen entſtehen, durch ihre Entſcheidung zu löſen. 
V. C. S. i. S. elektriſche Straßenbahn Breslau A.⸗G. c. Bres⸗ 
lauer Straßen⸗Eiſenbahngeſellſchaft vom 21. Dezember 1901, 
Nr. 299/1901 V. 

Stempelſteuergeſetz vom 28. Juli 1892. 

124. Tarifſtelle 58 II. 

Die Stempelpflicht iſt an die einſeitigen Verpflichtungs⸗ 
erklärungen der Ausſteller der Schuldverſchreibungen geknüpft. 
Ob die Verpflichtung in Erwartung der Zuſtimmung des 
Gläubigers übernommen iſt oder auf Abmachungen beruht, die 
der Ausſtellung der Urkunde vorausgegangen ſind, iſt für die 
Stempelfrage unetheblich. Im Uebrigen kann auch hier die auf 
Auslegung beruhende Auffaſſung des B. R., daß die unter II 
erwähnten Schreiben kaufmänniſche Verpflichtungsſcheine im 
Sinne der Tarifſtelle 58 II darſtellen, und insbeſondere ſeine 
Erwägung, daß darin, daß die in den Schreiben bezeichneten 
Beträge aus dem zwiſchen der Klägerin und den Adreſſaten be⸗ 
ſtehenden Kontokorrent ausgeſchieden und behufs beſonderer 
Verzinſung auf Separatkonto geſchrieben worden ſeien, die 
Konſtituirung einer für ſich beſtehenden Geldſchuld liege, 
nicht beanſtandet werden. Vergl. Entſch. des R. G. vom 
20. Februar 1888, Rep. IV 311/87 (Bolze, Praxis des 
Reichsgerichts Bd. 5 Nr. 913), vom 13. November 1893, 
Rep. IV 194/93 (Juriſtiſche Wochenſchrift 1894 S. 33), 
vom 17. Januar 1895, Rep. IV 229/94 (Entſch. in Civil⸗ 
ſachen Bd. 34 S. 137) und vom 5. Januar 1899, 
Rep. IV 215/98. VII. C. S. i. S. Berliner Handels⸗ 
geſellſchaft e. Preußiſcher Fiskus vom 17. Dezember 1901, 
Nr. 321/1901 VII. 
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VI. Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 

125. L. R. S. 1139, 1146, 1230. 

Die Reviſion hat geltend gemacht, der B. R. nehme in 
Verletzung der in Betracht kommenden Vorſchriften des Badiſchen 
Landrechts — insbeſondere des L. R. S. 1139 an, daß im 
vorliegenden Falle eine förmliche Inverzugſetzung erforderlich 
geweſen ſei, und zur Rechtfertigung dieſes Angriffs ausgeführt: 
Wenn ein beſtimmter Tag vereinbart ſei, an welchem geliefert 
werden müſſe, mit der „Bedingung“, daß für jeden Tag der 
Verzögerung eine beſtimmte Summe als Konventionalſtrafe zu 
zahlen ſei, ſo liege darin rechtsnothwendig die Vereinbarung, 
daß durch bloßes Erſcheinen des Tages der Schuldner in Verzug 
ſein müſſe. Dieſe Rüge iſt nicht gerechtfertigt. Zunächſt kann 
für das Recht des c. c. dem Ausgangspunkte dieſer Aus⸗ 
führungen nicht beigetreten werden, wonach die den Rechts⸗ 
grundſatz „dies interpellat pro homine“ ausſchließende Vor⸗ 
ſchrift des Art. 1139, welche in Art. 1230 lediglich wieder⸗ 
holt iſt, nur auf der Annahme beruhe, daß eine Lieferungsfriſt 
in der Regel im Intereſſe des Schuldners vereinbart ſei, und 
deshalb jene Vorſchrift ſchon dann nicht Platz greife, wenn ſich 
aus dem übrigen Inhalte der Vertragsgedinge, wie hier, ergebe, 
daß zur Wahrung des Intereſſes des Gläubigers die Lieferung 
an einem beſtimmten Tag vereinbart worden ſei. Dieſe Rechts⸗ 
auffaſſung wird widerlegt durch die Anwendung der Vorſchrift 
des Art. 1139 in Art. 1230 auch auf den Fall, daß für die 
durch Konventionalſtrafe geſicherte Verbindlichkeit eine Erfüllungs⸗ 
zeit vereinbart iſt; ſie ſteht auch im Widerſpruch mit der Ent⸗ 
wickelung der Vorſchriften über die Inverzugſetzung im franzö⸗ 
ſiſchen Rechte und mit der hierin übereinſtimmenden Rechtslehre 
und Rechtsſprechung zum c. c. Wenn die Revifion glaubt, 
ſich für dieſe Auffaſſung auf die Darlegungen bei Laurent, 
Principes de droit civil Bd. XVI Nr. 236 und 237 berufen 
zu können, ſo bieten die bezogenen Stellen für eine ſolche An⸗ 
nahme keinen Anhalt. Für das Badiſche Landrecht kann es 
aber trotz der abweichenden Auffaſſung von Brauer in ſeinen 
Erläuterungen zu Satz 1230 Bd. III S. 168 — keinen 
Zweifel erleiden, daß in L. R. S. 1230 ebenſo wie in 
L. R. S. 1146 die Anwendung des L. R. S. 1139 voraus- 
geſetzt wird, und das Badiſche Landrecht ſich in dieſer Beziehung 
von anerkannten Prinzipien des c. c. nicht entfernen wollte. 
Dieſe Annahme entſpricht der älteren Praxis der Badiſchen 
Gerichte — Entſch. des Badiſchen Oberhofgerichts vom 9. Januar 
1866, Annalen Bd. 35 S. 249 — und iſt auch von dem er- 
kennenden Senate in dem Urtheil vom 18. April 1884 — 
Annalen der Badiſchen Gerichte Bd. 50 S. 199 — gebilligt 
worden. Indem aber L. R. S. 1230 für die Verwirkung der 
Konventionalſtrafe eine Inverzugſetzung vorſchreibt, auch wenn 
der Hauptverbindlichkeit eine Erfüllungszeit vorgeſchrieben iſt, 
und L. R. S. 1139 unter Ablehnung des Satzes „dies inter- 
pellat pro homine“ beſtimmt, daß der Schuldner durch den 
Inhalt des Vertrages allein nur dann in Verzug geſetzt werde, 
wenn darin enthalten iſt, daß durch das bloße Erſcheinen des 
Tages, ohne daß es weiterer Handlungen bedürfe, der Schuldner 
in Verzug ſein ſoll, ſo ergiebt ſich aus dieſen Geſetzesvorſchriften, 
daß der Schuldner durch das bloße Erſcheinen des Fälligkeits⸗ 
tages nur dann in Verzug geſetzt wird, wenn dies in dem 
Vertrage ausdrücklich ausgeſprochen iſt oder doch ſich als Wille 
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der Vertragstheile deutlich und unzweifelhaft aus dem Juhalt 
des Vertrages ergiebt. II. C. S. i. S. Betriebsgeſellſchaft für 
den Rheinauhafen (m. b. H.) c. Mannheimer Maſchinenfabrik 
vom 10. Januar 1902, Nr. 331/1901 II. 

126. Art. 1445. 

Das der Klage einer Ehefrau auf Vermöͤgensabſonderung 
(Art. 1443 c. c.) jtattgebende Urtheil iſt ſeiner Natur nach 
nicht deklaratoriſch und äußert ſeine Wirkung rückwärts bis 
zum Tage der Klageerhebung nur kraft der geſetzlichen Aus⸗ 
nahmebeſtimmung des Art. 1445 Abſ. 2 e. c., welche ver- 
hindern ſoll, daß der der Ehefrau bei beſtehender Gefahr für 
ihr Einbringen durch die Klage auf Gütertrennung gewährte 
Schutz durch Prozeßverſchleppung und andere Mittel vereitelt 
werden könne. Die Klage auf Scheidung der Ehe jteht nicht 
bloß der Ehefrau, ſondern auch dem Ehemanne zu, ſetzt nicht 
Unordnung in den ökonomiſchen Verhältniſſen des letzteren vor⸗ 
aus, ſondern Verfehlungen der verklagten Partei gegen die durch 
die Ehe begründeten Pflichten, verfolgt auch nicht die Zuerken⸗ 
nung eines Anſpruchs, durch deſſen Anerkennung ſeitens des 
Gegners die begehrte Auflöſung der Ehe herbeigeführt würde, 
und das auf dieſelbe ergehende Scheidungsurtheil führt un⸗ 
zweifelhaft die Auflöſung der Ehe erſt für die Zukunft herbei. 
Die lediglich als Folge der Auflöſung der ehelichen Gemeinſchaft 
eintretende Gütertrennung kann daher nicht auf den Zeit- 
punkt der Scheidungsklage zurückgeführt werden. II. C. S. i. S. 
Dalfoſſe e. Dalfoſſe vom 14. Januar 1902, Nr. 357/1901 II. 
| | S. 


BVerjonal- Veränderungen. 
Zulaſſungen. 


Gerichtsaſſeſſor Kopicki beim Landgericht Konitz; — 
Rechtsanwalt Leopold Meyer beim Landgericht II Berlin; — 
Gerichtsaſſeſſor James Pollack beim Landgericht Breslau; — 
Rechtsanwalt Dormann in Wetzlar beim Landgericht Limburg; 
— Rechtsanwalt Dr. Martin Paul Scheuffler beim Land— 
gericht Plauen (Vogtl.)) — Rechtsanwalt Preußler beim 
Amtsgericht Sagan; — Juſtizreferendare I. Kl. Böhringer 
und Dr. Wilhelm Kiefe beim Oberlandesgericht Stuttgart; 
— Rechtsanwalt Kurt Schimmelpfeng beim Oberlandesgericht 
Darmſtadt; — Rechtsanwalt Dr. Hermann Walter Näſer beim 
Oberlandesgericht Dresden; — Rechtsanwalt Leo Hartmann 
beim Landgericht Mülhauſen i./ Elf; — Geprüfter Rechts⸗ 
praktikant Theodor Schneider beim Landgericht München I; 
— Rechtsanwalt Dr. jur. Guſtav Döhring beim Amtsgericht 
Nakel; — Rechtsanwalt Fritz Groß beim Amtsgericht Ober⸗ 
glogau; — Geprüfter Rechtspraktikant Friedrich Neubecker 
beim Landgericht Schweinfurt; — Rechtsanwalt Ignaz Groß 
beim Landgericht München II; — Rechtsanwalt Adolf Lentz 
beim Amtsgericht Oberhauſen; — Rechtsanwalt Heinrich 
Sellentin beim Amtsgericht Schöneck, Weſtpr.; — Rechts— 
anwalt Friedrich Bacher beim Landgericht Tübingen; — 
Rechtsanwalt Neugebauer beim Amtsgericht Wegberg; — 
Rechtsanwalt Wilhelm Schlottmann beim Amtsgericht 
Wismar; — Rechtsanwalt Hermann Adolf Raabe beim Amts— 
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gericht Rantzau; — Rechtsanwalt Franz Heucke beim Land— 
gericht 1 Berlin; — Gerichtsaſſeſſor Dr. Felix Sobtzick 
beim Amtsgericht Beuthen O.-S.; — Rechtsanwalt Wilhelm 
Hennecke beim Amtsgericht Eſſen; — Rechtsanwalt Franz 
Roebel beim Amtsgericht Ludwigshafen a.)/Rh.; — Gerichts- 
aſſeſſor Paul Huber beim Amts- und Landgericht Bielefeld; 
— Rechtsanwalt Dr. Wilhelm Spethmann beim Hanſeatiſchen 
Oberlandesgericht, Landgericht und Amtsgericht Hamburg; 
— Rechtsanwalt Dr. Georg Nützel beim Landgericht 
München I; — Rechtsanwalt Dr. Karl Liebling beim 
Landgericht 1 Berlin; — Aſſeſſor Karl Gottlieb Theodor 
Fuchs beim Landgericht Leipzig; — Rechtsanwalt Siegfried 
Meyer in Schöneberg beim Amtsgericht II Berlin; — Gerichts 
aſſeſſor Dr. Guſtav Koch beim Amtsgericht Düſſeldorf; — 
Geprüfter Rechtspraktikant Dr. Georg Gaubatz beim Land— 
gericht Landau (Pfalz); — Rechtsanwalt Dr. Wilhelm Kraemer 
beim Landgericht II Berlin; — Rechtsanwalt Carl Heinrich 
Otto Sprenger beim Amtsgericht Bremen; — Rechtsanwalt 
Wilhelm Hennecke beim Landgericht Eſſen; — Rechtsanwalt 
Wilhelm Klarenaar beim Landgericht Gießen; — Königl. 
Notar Dr. Sendler beim Amtsgericht Malmedy; — Rechts- 
anwalt Dr. Philipp Straus beim Landgericht Nürnberg; — 
Rechtsanwalt Auguſt Holzer beim Landgericht Augsburg; — 
Rechtsanwalt Georg Schneidemühl beim Landgericht I 
Berlin; — Gerichtsaſſeſſor Dr. Guſtav Koch beim Landgericht 
Düſſeldorf; — Rechtsanwalt Eduard Frank beim Landgericht 
Konſtanz; — Rechtsanwalt Dr. Georg Hertzberg beim Amts- 
gericht Spandau; — Rechtsanwalt Hermann Schmidt beim 
Amtsgericht Eſſen; — Rechtsanwalt Alfred Stockmayer beim 
Amtsgericht Göppingen; — Gerichtsaſſeſſor Friedrich Scholz 
beim Amtsgericht Liebau i. Schl.; — Referendar Benno Reiche 
beim Amtsgericht Braunſchweig; — Rechtsanwalt Heinrich Pabſt 
beim Oberlandesgericht Caſſel. 


Löſchungen. 

Rechtsanwalt Adolf Trümmer beim Amtsgericht Kötzting; 
— Rechtsanwalt Kurt Schimmelpfeng beim Landgericht 
Darmſtadt; — Rechtsanwalt Nicolai in Wetzlar beim Land⸗ 
gericht Limburg; — Rechtsanwalt Friedrich Conradi beim 
Landgericht Mainz und beim Oberlandes gericht Darmſtadt; — 
Juſtizrath Rechtsanwalt Stroever beim Landgericht Metz; — 
Rechtsanwalt Auguſt Holzer beim Landgericht München II; 
Rechtsanwalt Beck beim Amtsgericht Schorndorf; — geprüfter 
Rechtspraktikant Dr. Philipp Straus beim Landgericht 
Schweinfurt; — Rechtsanwalt Auguſt Eſchenbach beim Land— 
gericht Memmingen; — Rechtsanwalt Bernhard Konrad Walter 
Schulze beim Amtsgericht Zittau; — Rechtsanwalt Fritz 
Leiprecht beim Landgericht Fürth; — Rechtsanwalt Albert 
Frank beim Landgericht München II; — Rechtsanwalt Mohr 
beim Oberlandesgericht Stuttgart; — Juſtizrath Rechtsanwalt 
Bauer zu Höchſt a. M. beim Landgericht Wiesbaden; — 
Rechtsanwalt Georg Schneidemühl beim Landgericht II 
Berlin; — Rechtsanwalt Dr. Georg Nützel beim Oberlandes— 
gericht München; — Rechtsanwalt Carl Friedrich Felix 
Schoenermarck beim Amtsgericht Perleberg; — Rechtsanwalt 
Max Mayer beim Landgericht Hof. 


Für die Redaktion verantwortlich: Rechtsauwalt Dr. L. Kuhlenbeck in Jena. Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin 8. 14. 
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Hͤͤlfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 

Der Schriftführer des Vereins, Herr Geheimer Juſtiz⸗ 
rath Mecke in Leipzig, iſt verſtorben. 

In Gemäßzheit des 8 9 Abi. 2 der Satzungen ift der 
Rechtsanwalt beim Reichsgericht Herr Juſtizrath Paul Herr 
zu Leipzig als Vorſtandsmitglied zugewählt und zum Schrift⸗ 
führer ernannt worden. 

Leipzig, den 1. März 1902. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


Fenner, Dr. Deiß, Dr. Seelig, 
Geheimer Juſtizrath, Juftizrath, Juftizrath, 
Vorſitzender. ſtellvertr. Schriftführer. Schatzmeiſter. 


Die Auwaltskammern im Bezirke der Oberlandesgerichte 
zu Nürnberg und Roſtock haben der Kaſſe abermals Bei⸗ 
külfen und zwar Nürnberg 1 500 Mark und Roſtock 
500 Mark gewährt. Den Kammern und ihren Vor⸗ 
ſtinden iſt für die reichen Beihülfen der aufrichtigſte Dank 
ausgeſprochen worden. 


Zu Art. 161, 218 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
ss 13— 19 B. G. B. 


Ertenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Stadt 
Roſtock e. Voß vom 4. Januar 1902, Nr. 292/1901 IV. 


II. J. O. L. G. Roſtock. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Daß die in Gemäßheit der nicht reviſibelen Mecklenburgiſchen 
Landes konſtitution vom 8. März 1774 über den abweſenden V. 
eingeleitete, am 1. Januar 1900 noch beſtehende Kuratel ein 
zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs an⸗ 
hängiges, nach den bisherigen Geſetzen zu erledigendes Verfahren, 
das eine Verſchollenheitserklärung oder die Einweiſung des 
muthmaßlichen Erben in den Befitz oder Genuß des Vermögens 
des Verſchollenen zum Gegenſtande hatte, geweſen ſei, ſtellt das 
Berufungsgericht im Sinne des Artikels 161 Abſ. 1 des Ein- 
führungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche unanfechtbar feſt 


und erachtet deshalb auch mit Recht hierauf den Artikel 218 

des genannten Einführungsgeſetzes für anwendbar, der beſtimmt: 
„Soweit nach den Vorſchriften dieſes Abſchnitts die 
bisherigen Landesgeſetze maßgebend bleiben, können ſie 
nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
durch Landesgeſetz auch geändert werden.“ 

Dieſe landesgeſetzliche Aenderung iſt, wie das Berufungs⸗ 
gericht mit eingehender Begründung ausführt, durch den § 12 
der Mecklenburgiſchen Ausführungsverordnung zum Bürgerlichen 
Geſetzbuche vom 9. April 1899 erfolgt, der nachſtehenden Wort⸗ 
laut hat: 

„Die Vorſchriften der 88 13 bis 19 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs über die Todeserklärung eines Verſchollenen 
finden auch Anwendung, wenn zur Zeit des Inkraft⸗ 
tretens des Bürgerlichen Geſetzbuches eine Kuratel über 
das Vermögen des Verſchollenen auf Grund der bis⸗ 
herigen Geſetze beſteht.“ 

Da nun nach § 14 Bürgerlichen Geſetzbuchs die Todes⸗ 
erklärung zuläffig iſt, wenn ſeit zehn Jahren keine Nachricht 
von dem Leben des Verſchollenen eingegangen iſt, da ferner 
nach § 18 Bürgerlichen Geſetzbuchs als Zeitpunkt des Todes 
in den Fällen des § 14 der Zeitpunkt anzunehmen iſt, in 
welchem die Todeserklärung zuläſſig geworden iſt, ſo gelangt 
das Berufungsgericht auf dem Wege der Auslegung jener 
Mecklenburgiſchen Ausführungsverordnung zu dem Ergebniſſe, 
daß im vorliegenden Falle der 31. Dezember 1878 der Zeit⸗ 
punkt ſei, in welchem die Todeserklärung zuläſſig geworden ſei 
und welcher daher als der Todestag zu gelten habe. Die von 
der Reviſion vertretene Auffaſſung, daß die §§ 13 bis 19 
Bürgerlichen Geſetzbuchs an ſich keine rückwirkende Kraft hätten 
und eine ausdrückliche Vorſchrift, die ihnen dieſe rückwirkende 
Kraft im Falle des $ 12 der Mecklenburgiſchen Ausführungs- 
verordnung gebe, in dem § 12 nicht enthalten ſei, findet ihre 
Widerlegung durch die bereits in dem Berufungsurtheile gegen 
jene Auffaſſung geltend gemachten Gründe. Da die vom Be⸗ 
rufungsgerichte vorgenommene Auslegung des § 12 der Mecklen⸗ 
burgiſchen Ausführungsverordnung zu rechtlichen Bedenken keinen 
Anlaß giebt, ſo bedarf es eines Eingehens auf die Frage, ob 
die 58 13 bis 19 Bürgerlichen Geſetzbuchs durch ihre Aufnahme 
in die Beſtimmungen eines irreviſibelen Landesgeſetzes irreviſibele 
Landesgeſetze geworden ſind, nicht weiter. 
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Zu SS 97, 98, 1120, 1133, 1134, 1135 B. G. B. 
Einführungsgeſetz zum B. G. B. Art. 192. 
Einführungsgeſetz zum Geſetz über die Zwangs⸗ 
verſteigerung vom 24. März 1897 § 15. 
Königlich Sächſiſche Verordnung zur Ausführung 
der Grundbuchordnung vom 26. Juli 1899 $ 1. 
Erkenntniß des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Beyer 


c. Dornbuſch vom 4. Januar 1902, Nr. 354/1901 VI. 
II. J. O. L. G. Dresden. 


Die Reviſion iſt zurückgewieſen worden. 

In Bezug auf den prozeſſualen Grund, aus welchem die 
Pfändung ungiltig ſein ſoll, iſt das jetzt geltende Recht inſofern 
entſcheidend, als nach ihm zu beurtheilen iſt, inwieweit die 
für die Klägerin eingetragene Hypothek, ihre Rechtsbeſtändigkeit 
unterſtellt, das Zubehör der verpfändeten Grundſtücke erfaßt 
(Bürgerliches Geſetzbuch SS 1120, 97, 98) und welche Befug⸗ 
niſſe der Klägerin, wenn von der Hypothek ergriffene Zubehör⸗ 
ſtücke von den Grundſtücken entfernt werden ſollen, zuſtehen. 
(Bürgerliches Geſetzbuch § 1135.) Denn da nach § 1 der 
Sächſiſchen Verordnung zur Ausführung der Grundbuchordnung 
vom 26. Juli 1899 das Grundbuch im Königreich Sachſen 
mit dem 1. Januar 1900 als angelegt gilt, ſo iſt von dieſem 
Tage die Hypothek der Klägerin als eine Hypothek im Sinne 
des Deutſchen Bürgerlichen Geſetzbuchs und zwar als eine 
Buchhypothek anzuſehen (Einführungsgeſetz Artikel 192), und 
nach neuem Recht zu beurtheilen, was für die Hypothek als Pfand 
haftet und welche Befugniſſe ſich aus ihr für die Klägerin ergeben. 

Nach § 1135 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ſteht der Ver⸗ 
ſchlechterung des Grundſtücks im Sinne der §§ 1133, 1134 
gleich, wenn von der Hypothek erfaßte Zubehörftüde den Regeln 
einer ordnungsmäßigen Wirthſchaft zuwider von dem Grund⸗ 
ſtück entfernt werden; eine ſolche Maßnahme verleiht alſo dem 
Hypothekengläubiger das Recht, gegen den Eigenthümer oder 
den Dritten, welcher ſolche Zubehörftüde zu entfernen unter- 
nimmt, nach Maßgabe der §§ 1133 und 1134 vorzugehen, 
dann, aber auch nur dann, wenn er dazu nach dieſen Be⸗ 
ſtimmungen auch bei einer anderen Verſchlechterung des Grund⸗ 
ſtücks berechtigt ſein würde. 

§ 15 des Einführungsgeſetzes zum Geſetz über die Zwangs⸗ 
verſteigerung ꝛc. vom 24. März beſagt nicht bloß, daß ein 
vor dem 1. Januar 1900 beantragtes Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahren in den durch das bisherige Recht beſtimmten 
prozeſſualen Formen durchzuführen ſei, ſondern auch, daß ſeine 
Wirkungen ſich nach dieſem Rechte beſtimmen. 


Zu 88 116, 119, 121, 122, 142 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Ver⸗ 
einigte Glückhilf-Friedenshoffnung 6. Treutler vom 

21. Dezember 1901, Nr. 310/1901 V. 
II. J. O. L. G. Breslau. 

Zurückweiſung der Reviſion. 

Der Brief des Direktors G., des bevollmächtigten Ver⸗ 
treters der Beklagten, welcher an den Prozeßbevollmächtigten 
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des Klägers gerichtet iſt, lautet an der betreffenden Stelle: 
„Endlich treten einige Sprünge auf, die moͤglicherweiſe mit 
unſerem Grubenbetriebe zuſammenhängen. Dieſe ſind aber 
älter als 3 Jahre und deshalb gemäß § 151 des Allgemeinen 
Berggeſetzes verjährt. Letzteren Umſtand für uns geltend zu 
machen, liegt uns vollſtändig fern; wir find immer bereit, den 
aus § 148 des Allgemeinen Berggeſetzes erwachſenden Ver⸗ 
pflichtungen nachzukommen, erheben jedoch nur dann Wider⸗ 
ſpruch, wenn die Forderungen, wie dies meiſtens und auch hier 
wieder der Fall iſt, in übertriebenem Maße und den that⸗ 
ſächlichen Verhältniſſen nicht entſprechend geſtellt werden.“ Das 
Berufungsgericht hat hierin die unzweideutige Erklärung der 
Beklagten gefunden, dem Klageanſpruche gegenüber die Einrede 
der Verjährung nicht erheben zu wollen und hat die unter Be⸗ 
rufung auf das Zeugniß des G. aufgeſtellte Behauptung der 
Beklagten, G. habe eine Verzichtserklärung nicht abgeben wollen, 
für unerheblich erachtet. 

In der Ablehnung der Vernehmung des Zeugen G. findet 
die Beklagte eine Verletzung der §8 122, 119 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs. Sie meint, der angebliche Verzicht auf die Ein⸗ 
rede der Verjährung ſei anfechtbar, weil G. in dem Briefe vom 
7. Mai 1900 eine Erklärung dieſes Inhalts nicht habe abgeben 
wollen. Wenn G. dies bekunde, ſo könne Kläger von ihr 
Schadenserſatz nur gemäß § 122 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
fordern. 

Dieſer Angriff kann keinen Erfolg haben. 

Ein Fall des § 116 Satz 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
liegt nicht vor. Vielmehr ſoll G. bei Abfaſſung des Briefes 
vom 7. Mai 1900 nicht den Willen gehabt haben, einen Ver⸗ 
zicht auf die Einrede der Verjährung zu erklären. Es findet 
mithin § 119 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs Anwendung. 
Ob anzunehmen iſt, daß G. bei Kenntniß der Sachlage und 
bei verſtändiger Würdigung des Falles den Verzicht nicht 
erklärt haben würde, braucht nicht unterſucht zu werden. Denn 
es fehlt an der thatſächlichen Vorausſetzung, daß die Anfechtung 
des Verzichts, wenn ſie erfolgt ſein ſollte, ohne ſchuldhaftes 
Zögern (unverzüglich) erfolgt iſt, von deren Erfüllung die 
Unwirkſamkeit einer irrigen Erklärung abhängt (Bürgerliches 
Geſetzbuch § 121). Solche Erklärung iſt nicht nichtig, ſondern 
fie wird erſt durch die Anfechtung nichtig (§5§ 119, 142). Die 
Anfechtung wegen Irrthums muß aber ohne ſchuldhaftes Zögern 
(unverzüglich) erfolgen, nachdem der Anfechtungsberechtigte von 
dem Anfechtungsgrunde Kenntniß erlangt hat (§ 121). Die 
Beklagte mußte hiernach das Anfechtungsrecht geltend machen, 
ſobald ſie davon Kenntniß erlangte, daß ihr Vertreter G. eine 
Erklärung für ſie abgegeben habe, die er nicht habe abgeben 
wollen. Daß die Anfechtung auch im Prozeſſe von Anwalt zu 
Anwalt wirkſam erfolgen kann, hat das Reichsgericht bereits 
ausgeſprochen (Juriſtiſche Wochenſchrift 1901 S. 493, 766). 
Die Frage, ob die Anfechtungserklärung ohne ſchuldhaftes 
Zögern erfolgt ſei, muß nach den thatſächlichen Umſtänden ent⸗ 
ſchieden werden. Da die Anfechtungserklärung ſo raſch wie 
möglich abzugeben iſt, liegt objektiv eine Verzögerung ſchon 
dann vor, wenn zwiſchen der Erlangung der Kenntniß von dem 
Anfechtungsgrunde und der Anfechtungserklärung ein längerer 
Zeitraum liegt. Um in ſolchem Falle die Anfechtungserklärung 
noch wirkſamer erſcheinen zu laſſen, muß der Anfehtungs- 
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berechtigte darthun, daß ihm bei der Verzögerung eine Ver⸗ 
ſchuldung nicht zur Laſt falle, ſondern daß die Verzögerung 
auch unter Beachtung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt 
unabwendbar geweſen ſei (Reichsgericht, Juriſtiſche Wochen⸗ 
ſchrift 1901 S. 766). 


Zu § 125 B. G. B. 


Erke untniß des Reichsgerichts I. C. S. i. S. Schulte 
c. Verkaufsverein für Ziegelfabrikate G. m. b. H. vom 
21. Dezember 1901, Nr. 281/1901 J. 


II. J. O. L. G. Hamm. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Die Stammeinlage von 7 000 Mark, womit der Beklagte 
nach dem Vertrage vom 13. Februar 1900 dem Vereine beitreten 
ſollte, war von den Betheiligten als eine Erhöhung des urſprünglichen 
Stammkapitals der Geſellſchaft aufgefaßt. Geht man von dieſen 
Thatbeſtande aus, ſo iſt mit Recht von beiden Inſtanzen aus 
§ 55 des Geſetzes betreffend die Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung (Fafſung von 1898) in Verbindung mit Bürgerlichem 
Geſetzbuch § 125 abgeleitet worden, daß der Vertrag nichtig 
war, weil die geſetzliche Formvorſchrift, daß es zur Uebernahme 
jeder auf das erhöhte Stammkapital zu leiſtenden Stamm⸗ 
einlage einer gerichtlich oder notariell aufgenommenen oder be⸗ 
glaubigten Erklärung des Uebernehmers bedarf, nicht beobachtet 
worden iſt. Sit aber bei einem Rechtsgeſchäfte die vom Geſetze 
geforderte Form nicht beachtet, ſo giebt es aus dem formloſen 
Geſchäfte auch keine Klage auf Vollziehung der Form. Ent⸗ 
ſcheidungen des Reichsgerichts Bd. 43 S. 140. Rehbein 
Kommentar zum Bürgerlichen Geſetzbuche Bd. I S. 159. 


Zu §§ 125, 126 Abſ. 1 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts I. C. S. i. S. Küſter 
c. Röder vom 7. Dezember 1901, Nr. 385/1901 J. 
II. J. Kammergericht Berlin. 


Die Reviſion iſt zurückgewieſen worden. 

Die Reviſion macht geltend, daß die Form des Acceptver⸗ 
merkes der Vorſchrift in § 126 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
nicht entſpreche und das Accept daher nichtig ſei. Allein darin 
iſt der Reviſion nicht beizutreten. Zweifellos iſt freilich, daß 
das Accept, wie alle Wechſelverpflichtungserklärungen, von Ge⸗ 
ſetzeswegen der ſchriftlichen Form bedarf, Art. 21 Abſ. 1 Wechſel⸗ 
ordnung. Der Mangel der ſchriftlichen Form führt nicht erſt 
und nicht nur nach § 125 S. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
die Nichtigkeit des rechtsgeſchäftlichen Aktes herbei. Aber in 


Uebereinſtimmung mit dem Berufungsgericht und entgegen der 


Auslegung des Landgerichts iſt der erkennende Senat der Anſicht, 
daß die Form des vom beklagten Ehemanne gegebenen Acceptes 
den beſtehenden Vorſchriften nicht widerſpricht. Das Accept 
lautet: „angenommen A. K.“, d. i. die Firma der beklagten 
Ehefrau, nicht hat der Ehemann einen ſeine Prokura andeutenden 
Zuſatz gemacht. Das Accept iſt im April 1900 gegeben. Es 
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kommt daher das neue Recht zur Anwendung. Es handelt ſich 
um die Auslegung des § 126 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs. 

Streitig iſt, ob als „Namensunterſchrift“ im Sinne des 
8 126 Abſ. 1 immer nur der eigene Name des Ausſtellers der 
Urkunde gelten könne oder ob eine gültige Namensunterſchrift 
auch dann vorliege, wenn der Ausſteller der Urkunde, der die 
Willenserklärung in Vertretung eines Anderen abgiebt, nur mit 
dem Namen dieſes Anderen, des Vertretenen, unterzeichnet. Der 
erkennende Senat ſchließt ſich der Auslegung an, daß die Unter⸗ 
zeichnung mit dem Namen des Vertretenen zuläſſig ſei, und kann 
der Beſtimmung des § 126 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
über die geſetzlich vorgeſchriebene Schriftform nicht die Aus- 
legung geben, daß der bevollmächtigte Willensvertreter die von 
ihm ausgeſtellte Urkunde über ſeine im Namen des Vollmacht⸗ 
gebers abgegebene Willenserklärung rechtswirkſam nur mit der 
Unterſchrift ſeines eigenen Namens unterzeichnen könne, vielmehr 
verſteht er die Beſtimmung dahin, daß auch die eigenhändige 
Unterſchrift des Ausſtellers mit dem Namen des Vollmacht 
gebers allein dem Formerforderniſſe genügt. Zu einer Ent⸗ 
ſcheidung der Frage für den nichtbevollmächtigten Vertreter und 
den geſetzlichen Vertreter bietet der vorliegende Fall keinen Anlaß. 


Zu 88 244, 245, 1115 B. G. B. 
§ 28 der Grundbuchordnung. 


Beſchluß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Grawes 
Grundbuchſache betr. vom 22. Januar 1902, 
B Nr. 3/1902 V. 


Vorinſtanz: Landgericht Saarbrücken. 


Die weitere Beſchwerde iſt zurückgewieſen worden. 

Nach § 1115 Bürgerlichen Geſetzbuchs in Verbindung mit 
§ 28 Satz 2 Grundbuchordnung muß bei Eintragung der 
Hypothek der Geldbetrag der Forderung in Reichswährung an⸗ 
gegeben werden. Dieſen Vorſchriften entſpricht die Eintragung 
der Hypothek von 40 000 Mark. Durch die Vereinbarung 
Nr. 7, daß alle Baarzahlungen in deutſcher Reichswährung und 
unter allen Umſtänden in Gold erfolgen müſſen, wird der Geld⸗ 
betrag der Forderung nicht berührt. Sollte die Beſchwerde⸗ 
führerin mit der Vereinbarung Nr. 7 und deren Eintragung 
bezwecken, im Grundbuche zum Ausdrucke zu bringen und da⸗ 
mit unter den öffentlichen Glauben des Grundbuchs zu ſtellen, 
daß nicht ein der gegenwärtigen Reichswährung entſprechender, 
ſondern ein Geldbetrag geſchuldet werde und zu zahlen ſei, 
deſſen Höhe, in Währung umgeſetzt, ſich nach dem jeweiligen 
Kurſe des von dem Schuldner anzuſchaffenden Goldes bemeſſe: 
dann würde nicht mehr ein beſtimmter Geldbetrag in Reichs⸗ 
währung, ſondern ein gegenwärtig überhaupt nicht zu beſtimmen⸗ 
der, jpäter nach der von den Parteien an Stelle der Reichs 
währung geſetzten Privatwillkür zu berechnender Geldbetrag vor⸗ 
liegen, deſſen Eintragung unzuläſſig wäre. 

Der § 28 Satz 2 Grundbuchordnung beſtimmt: „Ein- 
zutragende Geldbeträge ſind in Reichswährung anzugeben.“ 
Hiermit wird nur verlangt, daß ein Geldbetrag, wenn er in 
das Grundbuch einzutragen iſt, in Reichswährung angegeben 
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werde. Bei der Eintragung einer Hypothek müſſen nach 
§ 1115 Bürgerlichen Geſetzbuchs lediglich die Forderung und 
die etwa zu entrichtenden Nebenleiſtungen, die nicht Zinſen find, 
in ihrem Geldbetrag im Grundbuch angegeben werden. „Im 
Uebrigen“, heißt es weiter, „kann zur Bezeichnung der For⸗ 
derung auf die Eintragungsbewilligung Bezug genommen 
werden.“ Alſo alle Beſtimmungen, welche die Forderung be⸗ 
treffen und nach Vorſtehendem nicht im Grundbuch angegeben 
werden müſſen, gelten als eingetragen, wenn ſie in der Ein⸗ 
tragungsbewilligung enthalten find und wenn in dem Ein⸗ 
tragungsvermerke des Grundbuchs auf die Eintragungsbewilligung 
Bezug genommen iſt. Dazu gehören insbeſondere die Zahlungs⸗ 
bedingungen, namentlich auch die Bezeichnung der Zahlungs- 
mittel, der Geldſorten, in welchen die Zahlung zu leiſten iſt. 
„Für die Zahlungsbedingungen iſt durchweg der Inhalt der 
Eintragungsbewilligung und, ſoweit dieſe ſchweigt, das Recht 
der Schuldverhältniſſe maßgebend,“ ſagen die Motive zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch (Bd. 3 S. 645 Lit. c). Daß als 
Zahlungsmittel bei einer Geldſchuld nicht ausſchließlich gewiſſe 
inländiſche Münzſorten vereinbart ſein müſſen, ſondern daß dem 
Belieben der Parteien die Beſtimmung der Münzſoite über⸗ 
laſſen iſt, ergeben die 88 244, 245 Bürgerlichen Geſetzbuchs. 
Sollen die Zahlungsmittel aber grundbuchmäßig feſtgeſtellt 
werden, ſo können ſie nur dann zur Eintragung gelangen, wenn 
ſie gemäß § 28 Satz 2 Grundbuchordnung in Reichswährung 
bezeichnet ſind. Das Grundbuchamt darf ſich daher nicht der 
Prüfung entziehen, ob die in der Eintragungsbewilligung be⸗ 
züglich der Zahlungsmittel enthaltenen Beſtimmungen dieſem 
Erforderniß entſprechen, und es hat die Eintragung abzulehnen, 
wenn dies nicht zutrifft. Daraus folgt aber keineswegs, daß 
es ſeine Entſcheidung gerade in dem Eintragungsvermerke kund⸗ 
geben muß. Es kann dies auch dadurch geſchehen, daß es die 
Eintragungsbewilligung unbeanftandet läßt und im Grundbuche 
darauf Bezug nimmt. 

Bedarf hiernach die Goldklauſel weder nach materiellem 
Rechte noch nach einer für das Verfahren maßgebenden Vor⸗ 
ſchrift der Aufnahme in den Eintragungsvermerk, ſo iſt damit 
die Frage noch nicht erledigt, ob das Grundbuchamt einem 
darauf gerichteten Antrage ſtattgeben muß. 

Was bei der Eintragung der Hypothek im Grundbuche 
ſelbſt angegeben werden muß, um als eingetragen zu gelten, be- 
ſtimmt § 1115 Abſ. 1 Bürgerlichen Geſetzbuchs. Dazu gehören 
die Nebenbeſtimmungen über die Zahlung des Kapitals nicht. 
Als Standpunkt des Bürgerlichen Geſetzbuchs ergiebt ſich: von 
der Eintragung in das Grundbuch ſoll fern gehalten werden, 
was durch die Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung als 
eingetragen gelten kann. Da in der Grundbuchordnung keine 
Vorſchrift enthalten iſt, welche das Grundbuchamt verpflichtete, 
auf Verlangen des Antragsberechtigten hiervon abzuweichen, fo 
folgt, daß das Grundbuchamt befugt iſt, nach ſeinem Ermeſſen 
bei Faſſung des Eintragungsvermerks zu beſtimmen, was in den 
Vermerk ſelbſt aufzunehmen und was durch die Bezugnahme 
auf die Eintragungsbewilligung mittelbar zur Eintragung zu 
bringen ſei. Es folgt weiter, daß der Antragſteller im Be- 
ſchwerdewege eine Vervollſtändigung des Eintragungsvermerks 
durch Aufnahme einer Beſtimmung die bisher nur durch Be— 
zugnahme auf die Eintragungsbewilligung berückſichtigt iſt, nicht 
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aus dem Grunde, weil er es beantragt habe, ſondern nur dann 
durchſetzen kann, wenn eine nothwendig durch das Grundbuch 
ſelbſt kund zu gebende Beſtimmung in Frage ſteht. Ein ſolcher 
Fall liegt nicht vor. Die Goldklauſel, welche die Parteien ver- 
einbart haben, muß nicht im Grundbuche ſelbſt eingetragen 
fein, um als eingetragen zu gelten, und ſie braucht nicht ein- 
getragen zu ſein, damit einer Ordnungsvorſchrift genügt werde. 


Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die vom 1. bis 8. Februar 1902 aus- 
gefertigten Urtheile. 

I. Die Reichsjnſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeßordnung. 

1. 8 3. 

In Erwägung, daß nicht das Eigenthum oder der Beſitz 
des Grundſtücks Berlin Hollmannſtraße Nr. 16 ſtreitig, viel⸗ 
mehr nur auf Beſeitigung einer Vormerkung, daß das Eigen⸗ 
thum der Kl. angefochten ſei, geklagt iſt, und in Erwägung, 
daß demnach das Intereſſe der Kl. nur darin beſteht, daß die 
Verfügungsbeſchränkung gelöſcht werde, kann dieſes Intereſſe 
höchſtens auf den nach Abzug der Hypothekenſchulden verbleibenden 
Werth des Grundſtücks bemeſſen werden ($ 3 C. P. O.). 
Beſchluß des V. C. S. i. S. Sanden c. Sanden vom 1. Februar 
1902, B Nr. 20/1902 V. 

2. 88 3, 6. 

Klage und Widerklage betreffen einen notariellen Vertrag 
vom 22. Mai 1900, durch deu Kl. ſein Grundſtück an den 
Bekl. für 26 500 Mark mit der Beſtimmung verkauft hat, 
daß von dem nicht durch Hypothekenübernahme zu berichtigenden 
Theil des Kaufpreiſes 1000 Mark nach Vertragsſchluß, 
3 000 Mark bei der Auflaſſung baar gezahlt werden ſollten, 
während für den Reſt von 13 380 Mark Kreditirung und 
Sicherſtellung durch hypothekariſche Eintragung vereinbart wurde. 
Kl., der die Anzahlung von 1 000 Mark ſowie von der bei der 
Auflaſſung fälligen Rate einen Theilbetrag von 900 Mark er- 
halten hat, verlangt mit feiner Klage Verurtheilung des Bekl.: 
1. zur Zahlung von noch 2 100 Mark gegen Entgegennahme 
der Auflaſſung, 2. zur Bewilligung der Eintragung einer Kauf- 
gelderreſt⸗Hypothek von 13 380 Mark. Der Widerklageantrag 
des Bekl. dagegen, der den Kaufvertrag vom 22. Mai 1900 
wegen Betrugs anficht, geht dahin: 1. dieſen Vertrag für auf⸗ 
gehoben zu erklären, 2. den Kl. zur Rückzahlung der empfangenen 
Zahlungen von 1000 Mark und 900 Mark ſowie zur Er⸗ 
ſtattung von 301 Mark bezahlter Stempel und Notariatskoſten 
zu verurtheilen. Einen Antrag, den Kl. auch zur Rücknahme 
des Grundſtücks, deſſen Uebergabe an den Bekl. nach dem 
Vertragſchluß erfolgt iſt, zu verurtheilen, hat Bekl. nicht geſtellt. 
Hiernach kann der Beſitz des Grundſtücks nicht als Streit— 
gegenſtand angeſehen und demzufolge auch nicht auf Grund des 
§ 6 der C. P. O. der Streitwerth nach dem Kaufpreiſe (in 
der Annahme, daß dieſer dem objektiven Sachwerth entſpricht) 
bemeſſen werden. Vielmehr kommt im vorliegenden Falle § 6 
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nur inſofern zur Anwendung, als dem Antrage des Kl. zu 2 
ein Streit über die Sicherſtellung der Kaufgelderreſtforderung 
von 13 380 Mark zu Grunde liegt und daher der Streitwerth 
bezüglich dieſes Antrages auf Höhe des angegebenen Forderungs⸗ 
betrages feſtzuſetzen iſt. Dazu treten die Beträge der Geld- 
leiſtungen, die mit der Klage und mit der Widerklage gefordert 
werden und endlich iſt der Werth des Widerklageantrages zu 1 
gemäß dem in dieſer Beziehung vom R. G. wiederholt aus- 
geſprochenen Grundſatz, vergl. Eutſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. 40 S. 407, ſowie die Entſcheidungen vom 2. November 
1894, 15. Dezember 1898, 24. Januar, 29. März, 27. Juni 
1899 und 29. Januar 1900, abgedruckt in der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift Jahrg. 1894 S. 572, Jahrg. 1899 S. 27, 87, 
276, 482, Jahrg. 1900 S. 179, nach § 3 der C. P. O. frei 
zu ſchätzen. Beſchluß des V. C. S. i. S. Henniges c. Klee⸗ 
mann vom 22. Januar 1902, B 21/1902 V. 

3. 8 22. 

Die Einrede der Unzuſtändigkeit iſt mit Recht verworfen. 
Die Klage iſt auf Grund des Geſellſchaftsvertrages mit der 
Behauptung erhoben, daß die Bekl. der Geſellſchaft beigetreten 
und deshalb dem Gerichtsſtande von Berka unterworfen ſei, 
und die Bekl. leugnet nur, daß ſie der Geſellſchaft beigetreten ſei, 
nicht, daß der § 3 Abſ. 4 des Geſellſchaftsvertrages gegen ſie 
nicht gelten würde, wenn ſie der Geſellſchaft beigetreten wäre. 
Danach fällt der Nachweis der für die Zuſtändigkeit des Gerichts 
entſcheidenden Thatſache vollſtändig mit dem Nachweiſe des 
Thatbeſtandes der Klage zuſammen. Bei ſolcher Sachlage genügt 
rechtsgrundſätzlich die Behauptung der Thatſache, welche die 
Zuſtändigkeit begründet, weil mit dieſer Thatſache die Klage 
ſelbſt beſteht oder fällt. Vergl. Entſch. des R. G. Bd. 29 
S. 371. I. C. S. i. S. Stern c. Wulckow vom 8. Januar 
1902, Nr. 328/1901 J. 

4. 8 109. 

Der 8109 der C. P. O. betrifft alle Fälle einer prozeſſualen 
Sicherheit. Allen dieſen Fällen iſt gemeinſam, daß Vorkehrung 
getroffen werden ſoll, den durch die in Frage gebrachten 
prozeſſualen Maßregeln möglicherweije drohenden widerrechtlichen 
Nachtheilen dadurch zu begegnen, daß für den möglicherweije 
entſtehenden Schadenserſatzanſpruch eine Deckung vorhanden 
iſt. Unter „Veranlaſſung zur Sicherheitsleiſtung“ kann daher 
nur die Möglichkeit, die Gefahr, daß durch die prozeſſuale 
Maßregel dem Betroffenen ein widerrechtlicher Nachtheil entſtehe, 
verſtanden werden. Daraus ergiebt fih, daß die Veranlaffung 
zur Sicherheitsleiſtung auch nicht ſchon durch die Beſeitigung 
oder Wiederaufhebung der fraglichen Prozeßmaßregel, die einen 
Schaden vielleicht längſt verurſacht hat oder in ihren Nach⸗ 
wirkungen noch verurſachen kann, weggefallen iſt, ſondern nur 
dann, wenn dieſe Möglichkeit eines Schadens ihre Erledigung 
gefunden hat. Beſchluß des III. C. S. i. S. Schmid 
c. Bernasconi vom 10. Januar 1902, B Nr. 254/1901 III. 

5. 8 114. 

Partei — Kl. — find im vorliegenden Falle die Erben 
des Hermann G., für welche auch das Armenrecht erbeten worden 
iſt. Daß den von einem Nachlaßpfleger in Anſehung des Nach⸗ 
laſſes vertretenen, wenn auch noch unbekannten oder ungewiſſen 
Erben bei Zutreffen der in 8 114 der C. P. O. aufgeſtellten 
Vorausſetzungen das Armenrecht bewilligt werden könne, darf 
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unbedenklich angenommen werden. Die Entſch. des V. C. S. 
(Bd. 33 S. 367) ſteht nicht entgegen. Der Fall einer prozeß⸗ 
führenden Konkursmaſſe iſt ein von dem gegenwärtigen weſentlich 
verſchiedener; der Gemeinſchuldner iſt nicht ſelbſt Prozeßpartei, 
und der Konkursverwalter vertritt noch anderweite Intereſſen, 
namentlich das öffentliche Intereſſe an der gleichmäßigen Ver⸗ 
theilung der Maſſe. Der nach jenen Vorſchriften zu erbringende 
Nachweis eines Mangels an Mitteln, die Prozeßkoſten ohne 
Beeinträchtigung des für den Nachſuchenden und ſeiner Familie 
nothwendigen Unterhalts zu beſtreiten, kann hier, wo die Erben 
noch unbekannt ſind, allerdings nicht buchſtäblich und völlig ſo, 
wie im Geſetze beſtimmt iſt, erbracht werden. Das iſt aber 
auch nicht zu verlangen. Es genügt in ſolchem Falle der 
Nachweis, daß der Nachlaß, deſſen Mittel allein dem Nachlaß⸗ 
pfleger zur Beſtreitung von Prozeßkoſten zu Gebot ſtehen 
würden, arm iſt, ein reines Nachlaßvermögen (außer dem 
ſtreitigen Anſpruche) überhaupt nicht vorhanden iſt. Wollte 
man den Erben hier das Armenrecht verſagen, ſo wäre dem ſie 
vertretenden Nachlaßpfleger die Rechtsverfolgung ſchlechthin un⸗ 
möglich gemacht, was nicht in der Abſicht des Geſetzes liegen 
kann. Beſchluß des VI. C. S. i. S. Glüſes Nachlaßpfleger 
c. Haſſe u. Gen. vom 25. Januar 1902, Nr. 11/1902 VI. 

6. 88 130, 139, 253, 519. 

Der in der Reviſionsinſtanz aufrechterhaltene Berufungs⸗ 
antrag der Kl. entſpricht nicht den Erforderniſſen eines „An⸗ 
trages im prozeßtechniſchen Sinn“ ($ 130 Nr. 2, 253 Nr. 2, 
519 der C. P. O.). Da es ſich nicht um einen Feſtſtellungs⸗ 
anſpruch oder um eine Vorabentſcheidung über den Grund des 
Anſpruchs handelte, ſondern eine Leiſtungsklage auf Zahlung 
einer Geldſumme vorliegt, ſo mußte, um dem Erforderniß der 
Beſtimmtheit des Klage- und Berufungsantrages zu genügen 
(8 253 Abſ. 2, 519 a. a. O.), die höhere Geldſumme, die die 
Kl. an Stelle des ihnen in I. J. zuerkannten Betrages ver⸗ 
langten, in den Antrag aufgenommen werden. Das Bedenken, 
das aus dieſem Mangel zunächſt in Betreff der Zuläſſigkeit der 
Reviſion ſich ergiebt, konnte für durchgreifend nicht erachtet 
werden, weil aus der Gegenüberſtellung des Werthes, den das 
fragliche Grundſtück nach der Behauptung der Kl. im un⸗ 
beſchädigten Zuſtande gegenwärtig haben würde (14 000 Mark), 
mit dem der Berechnung des Schadens zu Grunde gelegten 
Werth des beſchädigten Grundſtückes erfichtlich iſt, daß das 
von den Kl. durch Einlegung der Berufung und Reviſion ver- 
folgte Vermögensintereſſe den Betrag von 1 500 Mark bei 
weitem überſteigt. — Nach § 139 der C. P. O. wäre es 
Sache des Vorſitzenden des B. G. geweſen, durch Ausübung 
des Fragerechts auf Erläuterung und Richtigſtellung des Be. 
rufungsantrages hinzuwirken. V. C. S. i. S. Dworatzek 
c. Kattowitzer Aktiengeſellſchaft für Bergbau vom 15. Januar 
1902, Nr. 322/1901 v. 

7. 88 139, 287. 

Es iſt darin ein Rechtsverſtoß zu erblicken, wenn das 
B. G. die Kaufs- und Betrugsklage darum nicht für erhoben 
erachtet, weil es an einer Begründung des Schadens bezw. 
Intereſſes fehle. Daß die Klage von Anfang an auf ein arg⸗ 
liſtiges Handeln, auf die „wider beſſeres Wiſſen“ falſch ange⸗ 
fertigten Aufſtellungen des Bekl. geſtützt war, unterſtellt auch 
das B. G. Der Kl. hat aber weiter hieraus die Schluß— 
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folgerung gezogen, daß er durch dieſe unrichtigen Angaben ver⸗ 
anlaßt worden ſei, den Kaufpreis von 76 000 Mark zu zahlen, 
den er nicht gezahlt hätte, wenn er nicht der Richtigkeit der ihm 
übergebenen Aufſtellungen vertraut hätte, das iſt nicht anders 
zu verſtehen als dahin, er habe nach dem Ertrage den Kauf⸗ 
preis beſtimmt und dieſer ſei ihm argliſtig zu hoch angegeben 
worden. Darin liegt die Geltendmachung eines Schadens. 
Allerdings hat Kl. den Schaden nicht im Einzelnen näher be⸗ 
rechnet, allein gemäß § 287 der C. P. O. war das Gericht 
in der Lage, auch ohne eine ſolche Darlegung ſowohl die 
Exiſtenz, als die Höhe des Schadens eventuell unter Ausübung 
des Fragerechtes ($ 139 der C. P. O.) zu prüfen und feſt⸗ 
zuſtellen. III. C. S. i. S. Dietrich e. Lehmpfuhl vom 
10. Januar 1902, Nr. 203/1901 III. 

8. 88 139, 1039, 1041. 

Der B. R. geht davon aus, daß die Entſcheidungen des 
Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes des Kreiſes Teltow den Parteien 
nicht, wie nach 8 1039 der C. P. O. erforderlich, in einer von 
dem Schiedsrichter unterſchriebenen Ausfertigung, ſondern nur 
in beglaubigter Abſchrift zugeſtellt ſeien. Er zieht hieraus den 
an ſich berechtigten Schluß, daß deshalb das Verfahren noch 
nicht zum Abſchluß gelangt und die Bedingungen der in 
§ 1041 geregelten Aufhebungsklage noch nicht gegeben ſeien. 
Die zu Grunde liegende Annahme beruht aber auf einem 
prozeſſualen Verſtoß. In den Gründen des Urtheils der I. J. 
iſt bemerkt, daß im Verlauf des Rechtsſtreits eine den Vor⸗ 
ſchriften der C. P. O. entſprechende Zuftellung beider Schieds⸗ 
ſprüche ſtattgefunden habe. In der Berufungsinſtanz iſt dies, 
ſoviel der Thatbeſtand des B. U. ergiebt, von der Bekl. nicht 
wieder in Zweifel gezogen. Wenn nun der B. R. die vorge⸗ 
legten Akten betreffend die Niederlegung der Schiedsſprüche auf 
der Gerichtsſchreiberei eingeſehen hat und wenn die bei dieſen 
vorhandenen Zuſtellungsurkunden dahin lauten, daß den Parteien 
beglaubigte Abſchriften zugeſtellt ſeien, ſo hätte der B. R. dies 
nicht ohne Weiteres als feſtſtehende Thatſache behandeln dürfen, 
ſondern nach den Grundſätzen der C. P. O. über die Gewährung 
des rechtlichen Gehoͤrs den Parteien Gelegenheit gewähren 
müſſen, ſich über die wirkliche Begründetheit der beurkundeten 
Thatſache zu äußern. Durch den Verſtoß iſt der Kl. auch be⸗ 
ſchwert. Er behauptet, daß die Beurkundung unrichtig, und 
daß in Wahrheit nicht Abſchriften, ſondern Ausfertigungen in 
der von der C. P. O. verlangten Geſtalt zugeſtellt ſeien, hat ſo⸗ 
gar geltend gemacht, daß die in feine Hände gelangten Aus⸗ 
fertigungen im Verhandlungstermine vorgelegt ſeien, wenngleich 
ein von ihm geſtellter Antrag auf Berichtigung des Thatbe⸗ 
ſtandes mit der Begründung, daß der B. R. ſich des Vorganges 
nicht erinnere, abgelehnt worden iſt. Das Urtheil mußte des⸗ 
halb aufgehoben werden. VII. C. S. i. S. Schober c. gemeinſame 
Ortskrankenkaſſe zu Schöneberg und Friedenau vom 7. Januar 
1902, Nr. 431/1901 VII. 

9. 88 139, 287. 

In zweiter Linie wird die Abweiſung des vom Bekl. er- 
hobenen Schadenserſatzanſpruchs darauf gegründet, daß derjenige 
Schaden, deſſen Erſatz Bekl. fordere, nämlich die Unmöglichkeit, 
das Haus vom 1. Oktober ab vollſtändig zu vermiethen, auch 
eingetreten ſein würde, wenn der Kl. zur vereinbarten Zeit 
fertig geworden wäre. Iſt dieſe Erwägung auch in ſich ſchlüſſig, 
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ſo trifft ſie doch nur die vom Bekl. aufgeſtellte Berechnung des 
Schadens, nicht den Schadenserſatzanſpruch überhaupt; denn es 
wird nicht etwa feſtgeſtellt, daß der Bekl. durch die verſpätete 
Fertigſtellung des Baus einen Schaden überhaupt nicht er⸗ 
litten habe. Die Verwerfung des Anſpruchs ſteht alſo einer 
Abweiſung angebrachtenermaßen gleich, zu deren Verhütung das 
Geſetz in 8 287 der C. P. O. den Prozeßrichter mit einem 
beſonders freien Ermeſſen ausrüſtet. Genügten die Angaben 
des Bekl. in thatſächlicher Beziehung nicht, ſo war zunächſt 
gemäß § 139 der C. P. O. auf Ergänzung hinzuwirken. 
VII. C. S. i. S. Heintze c. Patzwald vom 21. Januar 1902, 
Nr. 346/1901 VII. 

10. § 139. 

Eine andere Frage iſt es, ob das B. G. nach Lage der 
Sache verpflichtet war, dem Kl. die Stellung eines beſchränkteren, 
dem eigentlichen Streitſtand entſprechenden Antrags anheim⸗ 
zugeben. Dies hat es aber auch gethan. Denn aus der am 
Schluſſe des Thatbeſtandes des B. U. wiedergegebenen Erklärung 
des Kl. auf eine vom B. G. an ihn gerichtete Frage, der 
Umſtand, daß dem H., falls er den Tod der verwittwet ge- 
weſenen F. erleben ſollte, ein Anſpruch auf einen verhältniß— 
mäßigen Theil des Nachlaßvermögens zuſtehe, veranlaſſe ihn 
nicht von der gewählten Formulirung ſeines Antrags abzugehen, 
ergiebt, daß ihm das B. G. im Hinblick auf die nachmals in den 
Entſcheidungsgründen vertretene Auffaſſung die Stellung eines ſolchen 
beſchränkteren und ſachgemäßen Antrags nahelegt hat. Da er 
dieſen Hinweis nicht befolgt hat, ſo iſt es lediglich ſeinem 
eigenen Verhalten zuzuſchreiben, daß die Klage ohne Weiteres 
abgewieſen werden mußte und die zwiſchen den Parteien ſtreitige 
Frage nicht zur Austragung gelangte. VI. C. S. i. S. Feik's 
Teſtamentsvollſtrecker e. Schülermann vom 20. Januar 1902, 
Nr. 368/1901 VI. 

11. 88 232, 233, 241. 

Wenn man auf Seite der Kl. von der einmonatlichen 
Reviſionsfriſt 26 Tage ungenützt verſtreichen ließ und erſt am 
2. September 1901 das Geſuch um Bewilligung des Armen» 
rechts für die Reviſionsinſtanz bei dem Ferienſenat des R. G. 
eingereicht hat, ſo kann im vorneherein nach § 233 der C. P. O. 
und der Rechtſprechung von einem die Einhaltung der Nothfriſt 
verhindernden unabwendbaren Zufall nicht geſprochen werden. 
Freilich wird zur Unterſtützung des Wiedereinſetzungsgeſuches 
geltend gemacht, daß der Prozeßpfleger Dr. A., der ſeinerſeits 
die Reviſion gegen das B. U. für ausſichtslos gehalten habe, 
dem Vormund P. erſt mit Brief vom 30. Auguſt 1901 ſeine 
gerichtliche Enthebung von der Pflegſchaft mitgetheilt und daß 
genannter Vormund unverzüglich nach Empfaug dieſes Schreibens 
das erwähnte Armenrechtsgeſuch geſtellt habe. Allein abgeſehen 
von der Frage, ob der Vormund und Ehemann nicht ſchon 
zuvor Anlaß und Befugniß zu dieſer Geſuchſtellung gehabt und 
durch deren Unterlaſſung oder durch Nichtvornahme entſprechender 
Schritte beim Pfleger oder Vormundſchaftsgericht ſeinerſeits die 
Friſtverſäumung mit verurſacht hat, könnte die Verſäumung 
auch dann, wenn ſie in einer etwaigen Verſchuldung des Pflegers 
allein ihren Grund gehabt haben ſollte, nach ausdrücklicher 
Vorſchrift des §S 232 Abſ. II der C. P. O. als eine unver— 
ſchuldete und durch Wiedereinſetzung heilbare nicht angeſehen 
werden. Daß die Kl. während des Laufs der Nothfriſt niemals 
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unvertreten geweſen iſt, ein Unterbrechungsfall des $ 241 der 
C. P. O. daher nicht vorliegt, ſteht feſt. V. C. S. i. S. Priebe 
c. Chmielewski vom 25. Januar 1902, Nr. 337/1901 V. 

12. 8 256. 

Die Revifion macht geltend: in dem Klageantrag fei auch 
als das Mindere der Antrag enthalten: feſtzuſtellen, daß dem 
Bekl. auf Grund der Pfändungen und Ueberweiſungen ein 
Anſpruch gegen die F. ſchen Erben zur Zeit, mithin der von 
ihm auf § 22 des Teſtaments geſtützte Anſpruch nicht zuſtehe; 
deshalb ſei das B. G. verpflichtet geweſen, hierüber eine Ent⸗ 
ſcheidung zu treffen. Allein bei der negativen Feſtſtellungsklage 
iſt es unzuläſſig, dem unbegründeten allgemeinen Ausſpruche einen 
für begründet erachteten, aber nicht geforderten engeren Ausſpruch 
zu ſubſtituiren. (Vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 14 
S. 104.) VI. C. S. i. S. Feik's Teſtamentsvollſtrecker c. Schüler- 
mann vom 20. Januar 1902, Nr. 368/1901 VI. 

13. 8 268. 

Das B. G. erkennt ſelbſt an, daß der auf Befreiung von 

übernommenen Verpflichtungen gerichtete Antrag der Kl. auf 
den nämlichen Klaggrund — Betrug des Bekl. — geſtützt iſt, 
aus dem auch der in erſter Reihe geftellte, anf Bezahlung von 
10 000 Mark gerichtete Antrag abgeleitet wird, und auch der 
Bekl. hat das nicht in Zweifel gezogen. In Frage kommt alſo 
nur, ob eine unzuläſſige Klageänderung um des willen vorliegt, 
weil ftatt einer Geldleiſtung Befreiung von Verpflichtungen ge⸗ 
fordert wird, alſo der Gegenſtand des Klagantrags eine 
Aenderung erfahren hat. Dieſe Aenderung geht indeß über 
dasjenige nicht hinaus, was nach § 268 Ziff. 2 der C. P. O. 
als eine Klagänderung nicht angeſehen werden ſoll. Der erſte 
von der Kl. geſtellte Klageantrag bezweckte Ausgleichung des 
Nachtheils, der ihr durch den mit dem Bekl. über das Neu⸗ 
grunaer Haus geſchloſſenen Kaufvertrag erwachſen ſei, und es 
ſollte dieſe Ausgleichung durch Zahlung einer Geldſumme 
erfolgen. Auch ihr Eventualantrag zielt dahin ab, den Nachtheil 
abzuwenden, der ihr nach ihrer Behauptung durch den Abſchluß 
jenes Vertrages erwachſen ſein ſoll, nur wird jetzt dem Bekl. 
anheimgegeben, nicht die Summe, deren es zur Abwendung des 
Nachtheils, nämlich zur Tilgung der von ihr übernommenen 
Schulden bedürfen ſoll, an ſie zu bezahlen, ſondern ihre Befreiung 
von denſelben auf irgend einem Wege, auf dem ſie erreicht werden 
kann, herbeizuführen. Nun iſt aber, wie das R. G. ſchon wiederholt 
ausgeſprochen hat (vergl. Entſch. deſſelben in Civilſachen Bd. 14 
S. 429, ebenda S. 209, Gruchots Beiträge Bd. 32 S. 413) 
die Beſtimmung in § 268 Ziffer 2 der C. P. O. nicht aus⸗ 
ſchließlich auf Aenderungen im Quantum des Geforderten zu 
beziehen. Danach und nach dem, was über das Verhältniß der 
beiden in Frage ſtehenden Anträge zu einander ſoeben bemerkt 
worden iſt, ſteht nichts entgegen, den Eventualantrag nach Lage 
der Sache als eine Beſchränkung des Prinzipalantrages aufzu- 
faſſen und danach gemäß der angezogenen Vorſchrift in Ver⸗ 
bindung mit derjenigen in § 268 Ziffer 1 den neuen Antrag 
und die Verbeſſerung und Ergänzung des erſtinſtanzlichen Vor⸗ 
bringens als zuläſſig anzuſehen. VI. C. S. i. S. Pfütze c. 
Tannert vom 2. Januar 1901, Nr. 315/1901 VI. 

14. 8 271. 

Nach dem ohne Entſcheidung in der Sache ſelbſt ge 
ſchloſſenen Termin vom 24. Februar 1899 haben Bekl. durch 
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Schriftſatz eine Widerklage angekündigt und nunmehr ſich aller⸗ 
dings die Begründung der Klage zur Begründung der Wider⸗ 
klage angeeignet. Aber bevor dieſe erhoben und bevor ihre Be⸗ 
gründung vorgetragen wurde, nahm Kl. ſeine Klage zurück, und 
bei ſeiner nächſten Verhandlung erklärte er, daß er den in ſeiner 
Klage eingenommenen Standpunkt verlaſſe. Hiernach find die 
von dem Kl. in der Klage gemachten Angaben zurückgezogen, 
bevor dieſelben von den Bekl. zur Grundlage ihres eigenen 
Gegenanſpruchs gemacht waren und daher war die Zurückziehung 
ſtatthaft, da jene Angaben bis zu ihrer Preisgabe einſeitige 
Parteibehauptungen geblieben waren (vergl. Planck, Lehrbuch des 
Deutſchen Civilprozeßrechts Bd. 1 S. 250ff.). I. C. S. i. S. 
Joski's Teſtamentsvollſtrecker e. Cohn vom 8. Januar 1902, 
Nr. 302/1901 J. 
15. § 286. Ä 
Das B. G. erachtet den vom Kl. geltend gemachten 
Anſpruch für nicht begründet, weil nach § 6 der gemeinſamen 
Beſtimmungen für die Arbeiter aller Dienſtzweige der Preußiſchen 
Staatseiſenbahnverwaltung der Arbeiter nur von den Ver⸗ 
letzungen, Beſchädigungen oder ſonſtigen Nachtheilen, die er 
beim Eiſenbahnbetriebe oder bei Ausübung ſeiner Arbeit erlitten 
habe oder von denen er betroffen zu ſein glaube, dem Dienſt⸗ 
vorgeſetzten oder deſſen Vertreter ohne Verzug Mittheilung zu 
machen habe. Kl. habe ſich jedoch die Verletzung, wegen welcher 
er Schadenserſatz verlange, außerhalb des Dienſtes zugezogen 
und ſei deshalb Bekl., auch wenn er als Vertreter des Werk⸗ 
meiſters Dienſtvorgeſetzter des Kl. geweſen wäre, nicht verpflichtet 
geweſen, die Meldung entgegen zu nehmen, oder, wenn ſie ihm 
gemacht worden, dieſelbe weiter zu befördern oder zu erkennen 
zu geben, daß er dies nicht thun werde. Es fehle alſo an dem 
Nachweiſe eines Verſchuldens des Bekl. Nun hat aber Kl. nach 
dem vom B. G. in Bezug genommenen Thatbeſtande des erſten 
Urtheils ausdrücklich behauptet, daß die weitere Behandlung der 
von ihm außerhalb des Dienſtes erlittenen Verletzung dem 
zuſtändigen Arzt der Betriebskrankenkaſſe für den Bezirk des 
Betriebsamtes Breslau —Halbſtadt obgelegen habe und daß er 
nach den erlaſſenen Vorſchriften ſeine Verletzung dem vorgeſetzten 
Oberputzer habe melden müſſen, welcher das Weitere zu veran- 
laſſen verpflichtet geweſen ſei. Dieſe Behauptungen find vom Bell. 
nicht beſtritten worden. Jedenfalls hat er nicht geltend gemacht, 
daß Meldungen von Arbeitern über außerhalb des Dienſtes er⸗ 
littene Verletzungen von dem Vorgeſetzten derſelben nicht entgegen zu 
nehmen und weiter zu befördern ſeien. Das B. G. hat ſeiner 


Entſcheidung hiernach eine Thatſache zu Grunde gelegt, die von 


den Parteien nicht vorgebracht worden iſt. Dies iſt nach den 
Grundſätzen der C. P. O. nicht zuläſſig. Vergl. das Urtheil 
des Senats in Sachen Bieneck gegen Georgi vom 19. Juni 
1899 Rep. VI 125/1899 — Juriſtiſche Wochenſchrift von 1898 
pag. 48511. Aus der Vorſchrift des citirten $ 6 folgt auch nicht, 
daß die Arbeiter nur die dort bezeichneten Beſchädigungen dem 
Dienſtvorgeſetzten zu melden haben. Im § 3 des mit dem 
Kaſſenarzte geſchloſſenen Vertrags iſt beſtimmt, daß der Kaſſen⸗ 
arzt ſich der Behandlung der ihm unbekannten Kaſſenmitglieder 
auf Grund der Vorzeigung des Aufnahmeſcheines oder einer 
von dem Dienſtvorgeſetzten des Mitgliedes ausgehenden ſchrift 
lichen oder telegraphiſchen Aufforderung zu unterziehen habe und 
erachtet es deshalb der I. R. für naturgemäß, daß die Anzeige 
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von der Erkrankung eines Kaſſenmitgliedes dem Kaſſenarzt durch 
den Dienſtvorgeſetzten zu übermitteln ſei. Auch in dem in 
Bezug genommenen Urtheil des Oberverwaltungsgerichts vom 
27. März 1900 in Sachen Speer gegen Münde iſt aus⸗ 
geſprochenen, daß der Vorgeſetzte das Erſuchen des Dienſtunter⸗ 
gebenen, den Kaſſenarzt herbeirufen zu laſſen, nicht unberück⸗ 
ſichtigt laſſen dürfe, ſondern demſelben entweder Folge zu geben 
habe oder den Dienſtuntergebenen ſofort benachrichtigen müſſe, 
daß ihm die Herbeirufung des Arztes überlaſſen bleibe. Laſſe 
dagegen der Dienſtvorgeſetzte ein ſolches Erſuchen ganz un⸗ 
berückſichtigt, ſo würde ihm der Vorwurf zu machen ſein, eine 
ihm obliegende Amtshandlung unterlaſſen zu haben. VI. C. S. 
i. S. Speer c. Schätzel vom 4. Januar 1902, Nr. 320/1901 VI. 

16. 88 286, 419. 

Es verſtößt gegen 88 286, 419 C. P. O., wenn der 
Vorderrichter der Urkunde vom Oktober 1900, obwohl ſie im 
zerriſſenen Zuſtande vorgelegt iſt, volle Beweiskraft für den 
erklärten Willen der Parteien, die Geſellſchaft aufzulöſen, bei⸗ 
mißt, ohne zu würdigen, ob nicht die Thatſache ihrer alsbald 
erfolgten Vernichtung dafür ſpricht, daß die Urkunde die Verein⸗ 
barung nicht zutreffend wiedergegeben hat, oder daß dieſe 
alsbald wieder aufgehoben worden iſt. I. C. S. i. S. Schid⸗ 
wigowski c. Schulte⸗Abſtede vom 4. Januar 1902, Nr. 295/1901 J. 

17. § 288. 

Es iſt nicht völlig zweifelfrei, ob in den Angaben der Klage 
überhaupt ein gerichtliches Geſtändniß im Sinne des § 261 
der C. P. O. a. F. (jetzt § 288) gefunden werden darf, da 
ein ſolches nach der vom R. G. befolgten und wiederholt aus⸗ 
geſprochenen Anſicht (vergl. Entſch. Bd. 10 S. 364, Bd. 32 
S. 409, Bd. 35 S. 411) Thatſachen zum Gegenſtande haben 
muß und Rechtsverhältniſſe oder Rechtsbegriffe nur dann durch 
gerichtliches Geſtändniß feſtgeſtellt werden können, wenn ſie ſo ein⸗ 
facher Art ſind, daß ſich aus ihnen die als zugeſtanden anzuſehenden 
Thatſachen ohne weiteres ergeben. I. C. S. i. S. Joski's Teſtaments⸗ 
vollſtrecker e. Cohn vom 8. Januar 1902, Nr. 302/1901 J. 

18. 8 295. | 

Was die erhobene Wechſelklage gegen die Ehefrau K. be- 
trifft, ſo enthielt ſchon die urſprüngliche Klagſchrift alle nach 
der erwähnten Geſetzesvorſchrift weſentlichen Beſtandtheile. Der 
Nachtrag hat nur an Stelle des urſprünglichen Paſſivrubrums „die 
Firma A. K. in Steglitz, Eliſenſtraße“ die Benennung der ein⸗ 
zigen Inhaberin dieſer Firma, der jetzt beklagten „Kauffrau Amalie 
K. geborenen L. in Steglitz“ geſetzt. Darin iſt keine Aenderung 
in der Parteibezeichnung, ſondern die zuläſſige Subſtitution einer 
gleichwerthigen Bezeichnung der identiſch bleibenden Partei zu 
erblicken. In Bezug auf den mitbeklagten Ehemann, der erſt 
im Klagnachtrage als beklagte Partei mitaufgenommen und dem 
die urſprüngliche Klagſchrift erſt nachträglich zugeſtellt worden 
iſt, kann man zwar, da der Klagnachtrag keine Angabe über 
den Klaggrund enthält, bezweifeln, ob auf dieſe Weiſe die Klage 
ordnungsmäßig erhoben worden ſei, allein dieſer Mangel, der 
von dem beklagten Ehemann niemals gerügt worden iſt, iſt nach 
§ 295 der C. P. O. als geheilt anzuſehen. I. C. S. i. S. 
Küſter c. Röder vom 7. Dezember 1901, Nr. 385/1901 J. 

19. 88 303, 304, 538, 880. 

Darüber kann kein Zweifel beſtehen, daß das B. G. das 
von ihm als Zwijchenurtheil bezeichnete Urtheil nicht als Vor⸗ 
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abentſcheidung hat erlaſſen wollen. Abgeſehen davon, daß es 
dafſelbe ausdrücklich gemäß § 303 der C. P. O. erlaſſen hat, 
ergiebt ſich aus der gleichzeitig mit dem Zwiſchenurtheile be⸗ 
ſchloſſenen Beweisaufnahme, zu deren Erledigung Termin vor 
dem B. G. anberaumt iſt, daß es durch das Zwiſchenurtheil 
die Berufungsinſtanz nicht hat beendigen wollen. Dies iſt auch 
dadurch ausgedrückt, daß das B. G. nicht die Sache zur Aus- 
mittelung des ſtreitigen Betrags an das Gericht I. J. zurüd- 
verwieſen hat, wozu es nach 8 538 Nr. 3 der C. P. O. ver⸗ 
pflichtet geweſen wäre, wenn es eine Vorabentſcheidung über den 
Grund des Anſpruchs hätte treffen wollen. Das vom B. G. 
erlaſſene Urtheil würde aber trotzdem, daß es als Zwiſchenurtheil 
nach 8 303 der C. P. O. gewollt und bezeichnet iſt, dennoch 
in Anſehung der Rechtsmittel nach §S 304 Abſ. 3 daſelbſt zu 
behandeln ſein, wenn es ſich inhaltlich als eine Vorabent⸗ 
ſcheidung über den Grund des Anſpruchs darſtellte (vergl. 
R. G. Entſch. in Civilſachen Bd. 39 S. 389). Dies trifft 
indeß nicht zu. Es kommt zunächſt in Betracht, daß ſtreitige 
Beträge nicht mehr feſtzuſtellen find. Das B. G. erachtet eine 
weitere Feſtellung nur deshalb erforderlich, um dem § 880 der 
C. P. O., welchen der I. R. unbeachtet gelaſſen, genügen, um 
mit Sicherheit beſtimmen zu können, an welche Gläubiger und 
in welchen Beträgen der ſtreitige Theil der Maſſe auszuzahlen 
ſei. Ferner ſetzt der 8 304 der C. P. O. voraus, daß 
ein Anſpruch nach Grund und Betrag ſtreitig und 
daß über den Grund vorab entſchieden ſei. Das B. G. 
hat durch ſein Zwiſchenurtheil nicht über einen Anſpruch, 
der mit Klage oder Widerklage verfolgt iſt, ſondern lediglich 
über ein ſelbſtſtändiges Vertheidigungsmittel des Bekl., 
nämlich darüber entſchieden, ob dem Klageanſpruche vom Bekl. 
wirkſam entgegengehalten werden könne, daß der Hypothek des 
Bekl. der Vorrang vor der Hypothek der Kl. gebühre. Mag 
dieſe Entſcheidung auch die Abweiſung der Klage zur Folge haben, 
ſo iſt in ihr doch dieſe Folge nicht ausgeſprochen, indem nicht die 
Klage abgewieſen, ſondern nur ein Element feſtgeſtellt iſt, welches 
erſt in dem vorbehaltenen Endurtheile zur Abweiſung der Klage 
führen kann. V. C. S. i. S. Viktoria⸗Brauerei, Aktiengeſell⸗ 
ſchaft e. Brune vom 11. Januar 1902, Nr. 313/1901 V. 

20. 8 313 3. 3. 

Das angefochtene Urtheil entbehrt eines der Anforderung 
des § 313 Ziffer 3 der C. P. O. entſprechenden Thatbeſtandes, 
da es eine gedrängte Darſtellung des Sach- und Streitſtandes 
auf Grundlage der mündlichen Vorträge der Parteien unter 
Hervorhebung der geſtellten Anträge nicht enthält. Von dem 
geſammten Prozeßſtoffe der II. J. wird nur ein Eventualantrag 
des Kl. hervorgehoben, im Uebrigen auf Schriftſätze und Vor⸗ 
urtheil Bezug genommen. Eine ſoweit gehende Aus⸗ 
dehnung der in 8 313 Abſ. 2 C. P. O. für Einzelheiten 
geſtatteten Bezugnahme auf Schriftſätze widerſpricht dem Geſetze 
und iſt im vorliegenden Falle umſomehr zu beanſtanden, als 
auch der Thatbeſtand des erſten Urtheils kein klares Bild des 
Sachverhältniſſes ergiebt, insbeſondere eine erſchöpfende Aus⸗ 
lafjung des Bekl. vermiſſen läßt. I. C. S. i. S. Schidwigowski 
c. Schulte⸗Abſtede vom 4. Januar 1902, Nr. 295/1901 J. 

21. $ 325. 

War aber das Urtheil P. e. B., wie das O. L. G. mit 
Recht angenommen hat, über einen dinglichen Anſpruch erlaſſen, 
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jo wirkt es gemäß § 325 Abſ. I der C. P. O. auch gegen 
den jetzigen Kl. als Rechtsnachfolger des B. Daß derartige 
Rechtsnachfolge auch durch Subhaſtation vermittelt ſein kann, 
iſt unzweifelhaft. V. C. S. i. S. Meiſterverein c. Pauſon vom 
8. Januar 1902, Nr. 353/1901 V. 

22. 8 330 ff. 

Die Rechtſprechung des R. G. (deſſen Entſch. in Civil⸗ 
ſachen Bd. 28 Nr. 92, Bd. 35 Nr. 87, Bd. 39 Nr. 110) hat 
ſich dahin feſtgeſtellt, daß es nicht darauf ankommt, ob das 
Gericht ein Verſäumnißurtheil oder ein kontradiktoriſches Urtheil 
erlaſſen wollte, daher es auch einerlei iſt, ob das Gericht das 
von ihm erlaſſene Urtheil als ein Verſäumnißurtheil oder ein 
kontradiktoriſches Urtheil bezeichnet hat, ſondern daß der In⸗ 
halt des Urtheils maßgebend iſt. Es iſt demnach ein Urtheil 
dann ein Verſäumnißurtheil, wenn das Urtheil auf der totalen 
Verſäumniß einer Partei beruht und deren Folgen — Zu⸗ 
geſtändniß und Ausſchließung der Rechtsbehelfe der ſäumigen 
Partei — zur Verwirklichung bringt, während ein kontra⸗ 
diktoriſches Urtheil dann erlaffen worden iſt, wenn eine Partei 
als vertreten angeſehen worden iſt. Ob das Gericht, welches 
das Urtheil erlaſſen hat, zu Recht oder zu Unrecht die totale 
Verſäumniß oder das Vertretenſein einer Partei angenommen 
hat, iſt für die Frage der rechtlichen Natur des erlaſſenen 
Urtheils gleichgültig, daher ein Verſäumnißurtheil vorliegt, auch 
wenn die totale Säumniß von dem Gericht zu Unrecht an⸗ 
genommen worden iſt und ſtatt deſſelben ein kontradiktoriſches 
Urtheil hätte erlaſſen werden ſollen, und umgekehrt ein kontra⸗ 
diktoriſches Urtheil erlaſſen iſt, auch wenn das von dem Gericht 
für vorliegend erachtete Vertretenſein der Partei in Wirklichkeit 
nicht gegeben war und wegen der totalen Säumniß der Partei 
ein Verſäumnißurtheil hätte erlaſſen werden ſollen. Ob Be⸗ 
rufungsbekl. ſpeziell (wie nach dem Sitzungsprotokoll anzunehmen 
iſt) den Erlaß eines Ver ſäumnißurtheils beantragt hat oder 
nicht (wie die Faſſung des Urtheils beſagt), iſt unerheblich, da, 
wenn das Gericht die totale Verſäumniß einer Partei als vor⸗ 
liegend annimmt und deren Folgen zur Verwirklichung bringt, 
immer (auch ohne ſpeziellen Antrag auf Erlaß eines Ver⸗ 
ſäumnißurtheils) ein Verſäumnißurtheil vorliegt. (Entſch. des 
R. G. in Civilſachen Bd. 28 Nr. 92 S. 395.) III. C. S. 
i. S. Schallmann c. Homeyer vom 21. Januar 1902, 
Nr. 426/1901 III. 

23. 88 331, 557. 

Trotz dem Mangel eines Antrags des nicht erſchienenen 
Rbekl. war auf Zurückweiſung der unbegründeten Reviſion zu 
erkennen, vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. III S. 196. 
Bei dieſem Ergebniß iſt es nicht von entſcheidender Bedeutung, 
daß die Rkl. neben ihrem Sachantrage nicht ausdrücklich auch 
die Erlaſſung des Verſäumnißurtheils gegen den ausgebliebenen 
Rbekl. beantragt haben. I. C. S. i. S. Küſter c. Röder vom 
7. Dezember 1901, Nr. 385/1901 J. 

24. 8 459. 

Mit Recht rügt die Bekl. die dem Eide im Urtheile ge⸗ 
gebene Faſſung, durch welche den Geſellſchaftern aufgegeben wird, 
in der Ueberzeugungsform die Wahrheit der eigenen Behauptung 
zu beſchwören, während, da die Kl. der beweispflichtige Theil, 
ihnen nur aufgegeben werden kann, in der Ueberzeugungs⸗ 
form die Unwahrheit der klägeriſchen Behauptung, daß feſte 
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Lieferung vereinbart worden ſei, zu beſchwören. Es war 
deshalb auf die Reviſion der Bekl. die Eidesnorm, wie 
geſchehen, zu ändern. VII. C. S. i. S. Thiele & Holzhauſe 
c. G. m. b. H. Herrmann Brauermeiſter vom 19. Januar 1902, 
Nr. 356/1901 VII. 

25. 88 462, 472, 474. | 

Der von der Reviſion erhobene Einwand, es hätten die 
Folgen auch für den Fall, wenn nur einer der beide Teſtaments⸗ 
vollſtrecker den Eid leiſten bezw. verweigern würde, vorgeſehen 
werden ſollen, erſcheint im Hinblick auf 88 462 (Abi. 1), 
472, 474 der C. P. O. als unberechtigt. VI. C. S. i. S. 
Flügge . Sieveking und Binder vom 20. Januar 1902, 
Nr. 337/1901 VI. 

26. 8 535. 

Die Frage, ob das B. G. bei dem Nichterſcheinen des Be⸗ 
rufungsklägers eine Berufung, welche an ſich nicht ſtatthaft oder 
nicht in der geſetzlichen Form oder Friſt eingelegt iſt, durch Ver⸗ 
ſäumnißurtheil oder durch kontradiktoriſches Urtheil als un- 
zuläſſig zu verwerfen hat ($ 535 der C. P. O.), hängt davon 
ab, ob ein Verſäumnißurtheil nur über die materielle Sachlage 
oder auch über eine prozeſſuale Thatſache zu ergehen hat. Diefe 
Frage iſt eine in der Literatur ſehr beſtrittene. Nach der Recht⸗ 
ſprechung des R. G. iſt indeſſen in jedem Falle (einerlei ob die 
Sache ſelbſt oder eine Prozeßvorausſetzung in Rede ſteht) ein 
Verſäumnißurtheil zu erlaſſen. Entſch. des R. G. in 
Civilſachen Bd. 6 Nr. 110, Bd. 31 Nr. 100 und Nr. 113, 
Bd. 24 Nr. 97, Bd. 46 Nr. 104 (Bolze, Praxis des 
Reichsgerichts in Civilſachen Bd. 1 Nr. 1978). III. C. S. 
i. S. Schallmann c. Homeyer vom 21. Januar 1902, 
Nr. 426/1901 III. 

27. 9 536. 

Begründet iſt der Angriff der Reviſion, daß das Urtheil 
entgegen dem § 536 C. P. O. auf die Berufung des Kl. eine 
Abänderung der landgerichtlichen Entſcheidung zu deſſen Nach⸗ 
theile verfügt habe, indem der dem Bekl. auferlegte Eid ge⸗ 
ſtrichen ſei. Ohne Zweifel wird die Prozeßlage des Kl. ver⸗ 
ſchlechtert, wenn ſeine Klage bedingungslos abgewieſen wird, 
während er vorher die Ausficht hatte, obzufiegen, nämlich falls 
Bekl. den ihm auferlegten Eid nicht leiſtete. Ob die Eides- 
auflage dem Bekl. gegenüber gerechtfertigt war, war in Er⸗ 
mangelung einer Anſchlußberufung deſſelben nicht zu prüfen. 
Zu prüfen war nur, ob die vom Kl. beantragte Abänderung 
der Eidesnorm gerechtfertigt war. Wurde dieſe Frage verneint, 
ſo hatte es bei der urſprünglichen Eidesauflage zu verbleiben. 
I. C. S. i. S. Schidwigowski c. Schulte⸗Abſtede vom 4. Ja⸗ 
nuar 1902, Nr. 295/1901 J. 

28. 8 538. 

Der Ausſpruch des B. G., daß der Anſpruch der Kl. dem 
Grunde nach gerechtfertigt ſei, enthält keinen Rechtsirrthum. 
Streitig bleibt noch die Höhe des Schadens, für welchen der 
Bekl. aufzukommen hat. In dieſer Richtung die Sache zur 
weiteren Verhandlung und Entſcheidung an das Gericht I. J., 
welches die Klage abgewieſen hat, zurückzuverweiſen, war das 
B. G., welches ſeine Entſcheidung am 29. März 1901 erließ, 
durch die Beſtimmung in § 538 Abſ. 1 Ziffer 3 der C. P. O. 
veranlaßt und verpflichtet. Eine Sachlage, wie ſie in den Ur⸗ 
theilen des Senats in Sachen Alt wider Holz I, 161/1900 
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vom 11. Juli 1900 und in Sachen Weidenhammer wider 
Doebert I, 99/1901 vom 27. April 1901 der Beurtheilung 
unterſtellt war, iſt hier nicht gegeben. I. C. S. i. S. Moritz 
c. Preßler vom 23. Januar 1902, Nr. 227/1901 J. 

29. 8 546. 

Der Klageantrag iſt auf Bezahlung von 154 Mark 29 Pf. 
und Abtretung eines Siebentels der Leibrente oder Zahlung 
weiterer 1429 Mark 29 Pf. gerichtet. 
inſtanz iſt der Eventualantrag geſtellt, die der Bekl. beſtellte 
Leibrente an den Nachlaß beziehungsweiſe die Erben des Vaters 
zurückzugewähren. Der Cventualantrag betrifft bloß das 
Siebentel des Leibrentenkapitals und erreicht ſomit die 
Reviſionsſumme nicht. Es iſt jedoch anerkannt, daß, wenn die 
Reviſion ſich auf einen prinzipalen und einen eventuellen An⸗ 
ſpruch erftreckt, die Reviſionsfähigkeit des Erſteren genüge. 
Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 16 S. 3, 342. Der 
prinzipale Antrag ift in feinem zweiten Theile alternativ und 
zwar derart, daß die Bekl. ſich auch durch Abtretung eines 
Siebentels der Rente befreien kann. Inſoweit der Antrag auf 
Abtretung eines Siebentels der Rente gerichtet iſt, erſcheint für 
die Berechnung des Werthes der Rente die Beſtimmung des 
§ 9 der C. P. O. maßgebend. Die Rente beträgt 477 Mark 
60 Pf., das Siebentel des zwölfeinhalbfachen Betrags berechnet 
ſich auf 852 Mark 85 Pf. Auch mit Hinzurechnung des Be⸗ 
trags von 154 Mark 29 Pf. ergiebt ſich ſomit für die erſte 
Alternative kein die Reviſionsſumme erreichender Betrag. Der 
Werth des Beſchwerdegegenſtandes fällt hier mit dem des Streit⸗ 
gegenſtandes zuſammen. Iſt eine in die Wahl des Schuldners 
geſtellte Leiſtung gegenüber der anderen alternativen minder ⸗ 
werthig, ſo iſt für die Feſtſtellung des Werthes der Antrag, 
deſſen Gegenſtand der geringere iſt, jedenfalls dann entſcheidend, 
wenn der Wegfall der geringeren Leiſtung nach Lage der Sache 
oder nach der Art der Leiſtung ausgeſchloſſen iſt. Entſch. des 
R. G. in Civilſachen Bd. 20 S. 200, Juriſtiſche Wochen⸗ 
ſchrift 1899 S. 711, Gaupp⸗Stein, Civilprozeßordnung IV. Auf- 
lage S. 28. VI. C. S. i. S. Schroeder c. Levy vom 23. De⸗ 
zember 1901, Nr. 308/1901 VI. 

30. 5 546. 

Die Klage iſt auf Eintragung einer angeblich unter den 
Parteien beſtehenden offenen Handelsgeſellſchaft gerichtet. Es 
ſteht feſt, daß ein Geſellſchaftsverhältniß unter den Parteien 
beſtanden und daß Kl. ſich dabei mit einer Einlage von 
10 000 Mark betheiligt hat. Auf dieſes Verhältniß bezieht ſich der 
Klageantrag, welcher ſomit bezweckt, den Kl. als Theilhaber an einer 
offenen Handelsgeſellſchaft, in welche er 10 000 Mark ein- 
geſchoſſen hat, dem Bekl. und Dritten gegenüber zu legitimiren. 
Das Revifionsgericht hat nach ſeinem Ermeſſen das Intereſſe 
des Kl. an dieſer Legitimation mit 2 000 Mark bewerthet und 
demnach, da Streit- und Beſchwerdegegenſtand ſich decken, die 
Reviſion gemäß C. P. O. § 546 für zuläſſig erachtet. I. C. S. 
i. S. Schidwigowski c. Schulte⸗Abſtede vom 4. Januar 1902, 
Nr. 295/1901 J. 

31. 8 546. 

Der Antrag der Klage ging 1. auf Beſeitigung der für 
den Bekl. in Hamburg beſtehenden Häuſerinſchriften „Echtes 
F. Weber's Carlsbader Kaffeegewürz“ und „Echter F. Weber's 
Feigenkaffee“, 2. auf Unterlafjung der Bezeichnung der Kaffee⸗ 
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In der Berufungs- 
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zuſatzwaaren des Bekl. als „Carlsbader Kaffeegewürz“ 
überhaupt und 3. auf Unterlaſſung des Gebrauchs der Aus- 
ſtattung der klägeriſchen Waaren für die Fabrikate des Bekl. 
Das L. G. hat durch Theilurtheil über den Klageanſpruch zu 
1. erkannt, indem es die Beſeitigung der fraglichen Häuſer⸗ 
inſchriften verfügte. Auf die Berufung des Bekl. hat das 
O. L. G. durch das mit der Reviſion angefochtene Urtheil 
wiederum nur zum Theil über den Klageanſpruch, ſoweit er 
Gegenſtand der landgerichtlichen Entſcheidung geweſen iſt, er⸗ 
kannt. Daſſelbe hat den Antrag auf Beſeitigung des Wortes 
„Feigenkaffee“ aus den Häuſerinſchriften abgewieſen und die 
Entſcheidung über die Beſeitigung der Worte „Carlsbader 
Kaffeegewürz“ vorbehalten. Seitens der Kl. ſelbſt war der 
Werth des Streitgegenſtandes für den geſammten Klage⸗ 
inhalt, alſo für die Unterſagung des geſammten, nach ihrer 
Behauptung unſtatthaften Verfahrens des Bekl. auf 2 000 Mark 
angegeben. Wenn dieſe Angabe auch nicht präjudiziell für die 
Werthbeſtimmung iſt, jo bietet fie doch immerhin einen An- 
haltspunkt für die richterliche Schätzung, und wenn man auch 
den Werth des Geſammtintereſſes erheblich höher als 2000 Mark 
annehmen wollte, ſo würde doch das Intereſſe für den allein in 
Frage ſtehenden, verhältnißmäßig geringen Theil des Klage⸗ 
anſpruchs, nämlich die Beſeitigung des Wortes „Feigen⸗ 
kaffee“ aus den Häuſerinſchriften, keinenfalls als den Betrag 
von 1 500 Mark erreichend angenommen werden können. II. C. ©. 
i. S. Otto E. Weber, Geſ. m. b. H. c. Weber vom 14. Januar 
1902, Nr. 355/1901 II. 

32. § 546. 

Die Kl. iſt Eigenthümerin des Kirchengebäudes in Alt— 
Strunz. Dieſes Gebäude iſt von einem Kirchhofe umgeben. 
Letzterer iſt im Jahre 1845 erweitert worden; in das Grund⸗ 
buch iſt er nicht aufgenommen. Dieſen Kirchhof in dem Um- 
fange, den er vor der Erweiterung hatte, nimmt die Kl. in 
Anſpruch mit dem Antrage, die Bekl. zur Anerkennung ihres 
Eigenthums und zur Bewilligung der Anlegung eines Grund— 
buchblattes für die Kl. zu verurtheilen. In der I. J. war dem 
Klageautrage gemäß erkannt; der B. R. hat dagegen die Klage 
abgewieſen. Die Kl. hat Reviſion eingelegt mit dem Antrag 
auf Wiederherſtellung des erſten Urtheils. Die Bekl. begehren 
Verwerfung. Die Reviſion wurde wegen Nichtvorhandenſeins 
der Reviſionsſumme als unzuläſſig verworfen. In I. J. hat 
die Kl. auf Befragen des Richters den Werth des Streit— 
gegenſtandes auf 500 Mark angegeben und dabei bemerkt, daß 
die Streitfläche 52,80 a groß ſei. Die Bekl. haben ſich auf 
Befragen dieſer Werthangabe angeſchloſſen. Der Resifion iſt 
zuzugeben, daß ſolche Parteiangaben für die Bemeſſung des 
Werths nicht unter allen Umſtänden maßgebend ſind; immerhin 
aber ſind die Parteien der Regel nach am beſten in der Lage, 
den Werth einer zwiſchen ihnen ſtreitigen Sache zu beurtheilen, 
und daher bedarf es, wenn die unterliegende Partei hinterher 
andere Angaben macht, um ſich das Rechtsmittel der Reviſion 
zugänglich zu machen, der Beibringung von Gutachten, aus 
denen ſich überzeugend ergiebt, daß die Partei den Werth aus 
Irrthum zu niedrig angegeben hatte. Das im vorliegenden 
Falle von der Kl. beigebrachte und vorgetragene Gutachten hat 
nicht dieſe Eigenſchaft, läßt vielmehr klar erkennen, daß der 
Werth in ihm künſtlich emporgeſchraubt iſt, um den Anſchein 
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Das er⸗ Kl. ſeine Rechte aus dem Pachtvertrag vom 3. März 1890 
an den Bekl. abgetreten und der Bekl. „die aus dem Pacht⸗ 
vertrag für den bisherigen Pächter entſpringenden Pflichten über⸗ 
nommen“. In § 5 des letzteren Vertrages find im Einzelnen 
zwiſchen dem Verpächter und dem neuen Pächter zu „Ergänzung 
und theilweiſer Modifizirung des alten Pachtvertrages“ Beſtim⸗ 


des Vorhandenſeins der Reviſiousſumme zu erwecken. 
giebt ſich aus der maßloſen Ueberſchätzung des Werthes der 
Reſte einer alten, aus Feldſteinen beſtehenden Mauer, aus dem 
Rechnen mit der Vergrößerung des Kirchengebäudes, obgleich 
für die abſehbare Möglichkeit einer ſolchen nicht das Mindeſte 
vorliegt, aus der gänzlich verfehlten Ertragsberechnung, bei 


welcher die Ausgaben für die Beſoldung des Todtengräbers und 
für die Unterhaltung des Kirchhofs überdies außer Betracht 
gelaſſen find, und aus der Berückfichtigung des ſogen. idealen 
Werthes, welcher für die Werthberechnungen der C. P. O. un⸗ 
maßgeblich iſt. Der Werth des Beſchwerdegegenſtandes wurde 
nach freiem Ermeſſen auf 450 —650 Mark feſtgeſetzt. V. C. S. 
i. S. kath. Kirchengemeinde Alt⸗Strunz e. politiſche Gemeinde 
vom 22. Januar 1901, Nr. 357/1901 V. 

33. 8 546. 

Unerheblich für die Frage, auf wie hoch der Werth des 
Beſchwerdegegenſtandes zu bemeſſen ſei, iſt es nicht, wenn die 
Partei ſelbſt in den Vorinſtanzen den Werth des Streitgegen⸗ 
ſtandes auf weniger als 1 500 Mark angegeben hat. Im vor⸗ 
liegenden Falle kommt hinzu, daß die Parteiangabe mit der 
Schätzung des Gerichtsvollziehers übereinſtimmt. Dieſen un⸗ 
ſtreitigen Thatſachen gegenüber kann durch das beigebrachte Gut⸗ 
achten des Taxators S. nicht für glaubhaft gemacht erachtet 
werden, daß der Werth der Pfandſtücke, ſoweit ſie jetzt noch in 
Anſpruch genommen werden, mehr als 1 500 Mark beträgt. 
V. C. S. i. S. Schrader c. Preuß. Juſtizfiskus vom 18. Januar 
1902, Nr. 356/1901 V. 

34. § 546. 

Für die Feſtſetzung des Streitwerths bei Popularklagen des 
Patentrechts und des Gebrauchsmuſterſchutzes kann nicht das 
ökonomiſche Intereſſe des Kl. beſtimmend ſein, da der Nachweis 
eines Intereſſes für die Erhebung der Klage nicht verlangt 

wird; dies muß dazu führen, daß als Streitwerth derjenige 
Werth zu betrachten iſt, den das Patent oder Muſter in der 
Hand eines Gewerbetreibenden hat. I. C. S. i. S. Götz 
c. Krüger & Co. vom 15. Januar 1902, Nr. 203/1901 J. 

35. 8 550. 

Es kann nicht zweifelhaft ſein, daß die Beſtimmungen in 
dem Statute der klagenden Geſellſchaft keine Rechtsnormen im 
Sinne des § 550 der C. P. O. find, und daß deshalb eine 
rechtsirrthümliche Auslegung des Statuts die Revifion 
nicht zu begründen vermöchte. IV. C. S. i. S. Meyer 
c. Prometheus vom 20. Januar 1902, Nr. 425/1901 IV. 

36. § 550. 

Der Kl. hat durch Pachtvertrag vom 3. März 1890 das 
ihm gehörige Rittergut Haſeleu auf die Zeit bis 1. Juli 1905 
an ſeinen Bruder Gerhard v. A. verpachtet. Der letztere hat 
hierbei laut § 17 des Vertrages zur Sicherheit für alle aus 
dem Pachtverhältniß hervorgehenden Anſprüche des Verpächters 
dieſem eine ihm zuſtehende, auf dem Gut Haſeleu eingetragene 
Forderung von 28 040 Mark in Höhe von 18 000 Mark ver⸗ 
pfändet und ſich außerdem verpflichtet, für die Zeit bis zum 
1. Januar 1905 ſeine ganze genannte Forderung nicht zu kün⸗ 
digen, auch andere auf Haſeleu eingetragene Hypotheken, welche 
ihm während der Pachtzeit durch Erbgang etwa zufallen ſollten, 
ebenfalls nicht zu kündigen. Durch „Pachtceeſſionsvertrag“ vom 
28. Oktober 1893 hat Gerhard v. A. mit Einwilligung des 


mungen getroffen, darunter sub Ziffer 1 die folgende: „Der 
neue Pächter haftet für die ordnungsmäßige Erfüllung ſeiner 
ſämmtlichen Verbindlichkeiten aus dem Pachtverhältniſſe wie der 
bisherige Pächter. Letzterer hat ſeine dem Verpächter verpfändete 
Hypothek von 18 000 Mark mit beſonderer Ceſſion vom heutigen 
Tag an den neuen Pächter abgetreten, ſodaß letzterer das Ver⸗ 
fügungsrecht über dieſe 18 000 Mark erworben hat. Der nene 
Pächter verpfändet gleichfalls die ihm abgetretenen 18 000 Mark 
zur Sicherheit des Verpächters für alle ihm, dem Pächter aus 
dem Pachtverhältniſſe obliegenden Verpflichtungen. Auch ver⸗ 
pflichtet ſich der neue Pächter, die ihm abgetretenen 18 000 Mark 
für die Zeit bis zum 1. Januar 1898 dem Beſitzer des Pfand⸗ 
grundſtückes nicht zu kündigen.“ — Im Jahre 1896 hat Ger⸗ 
hard v. A. den ihm an der vorgenannten Hypothek verbliebenen 
Reſt von 10 040 Mark, ſowie eine weitere auf Haſeleu ein⸗ 
getragene Hypothek von 28 040 Mark, welche ihm inzwiſchen 
durch Erbgang von einer Schweſter zugefallen war, zuſammen 
alſo 38 080 Mark, gleichfalls an den Bekl. abgetreten. Der 
Bekl. hat die Hypotheken cedirt, ſie wurden dem Kl. zum 
1. Januar 1901 gekündigt und er demnächſt auf Zahlung ver⸗ 
klagt. Der Bekl. hatte bei Abtretung der Hypotheken dem 
Ceſſionar von etwaigen Kündigungsbeſchränkungen keine Mit⸗ 
theilung gemacht. Der Kl. hat gezahlt und mit der Be- 
hauptung, daß der Bekl. vertragswidrig und ſchuldhaft unter⸗ 
laſſen habe, dem Ceſſionar von der bezüglich der Hypotheken 
beſtehenden Kündigungsbeſchränkung Mittheilung zu machen, 
Klage erhoben, mit dem Antrag auf Verurtheilung des Bekl. 
und Erſatz des dem Kl. entſtandenen und noch entſtehenden 
Schadens. Das B. G. hat in Abänderung des erſtinſtanzlichen 
Urtheils den Bekl. verurtheilt. Das R. G. hat aufgehoben und 
die klägeriſche Berufung zurückgewieſen. Aus den Gründen: 
Das B. G. hat, um zu feiner Auffaſſung des Vertrages 
zu gelangen, in denſelben den Sinn hineintragen müſſen, daß 
auch der Bekl. ſeinerſeits die von Gerhard v. A. eingegangenen 
Kündigungsbeſchränkungen für den Fall zu beachten ſich ver- 
pflichte, wenn er während der Pachtzeit die Hypotheken erwerben 
ſollte. Für dieſe Unterſtellung fehlt es aber an jedem Anhalt, 
und mit Recht weiſt die Reviſion darauf hin, daß man damals, 
im Jahre 1893, noch gar nicht habe in Rechnung nehmen 
können, es werde der Bekl. während der Pachtzeit in den Beſitz 
der Hypotheken gelangen, von denen die eine (zum Reſtbetrag) 
in Händen des Gerhard v. A. verblieben war, die andere ihm 
durch Erbgang zufallen ſollte. Thatſächlich ſind dieſe Hypo⸗ 
theken erſt drei Jahre ſpäter an den Bekl. abgetreten worden. 
Die Verpflichtung, welche nach Annahme des B. G. der Bekl. 
in dem Pachteeſſionsvertrag bezüglich der Hypotheken über: 
nommen hätte, wäre von weiteren Eventualitäten abhängig und 
damit auch inhaltlich eine andere geweſen, als die in dem Pacht⸗ 
vertrag dem früheren Pächter auferlegte. Und auch für die 
Annahme, der Bekl. habe ſich verpflichtet, dafür einzuſtehen, 
daß Gerhard v. A. die Kündigungsbeſchränkung als eine dem 
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letzteren fortdauernd obliegende künftighin einhalten werde, 
mangelt es durchaus an einer thatſächlichen Grundlage. — Iſt 
aber jene Beſchränkung durch den Pachteeſſionsvertrag auch für 
Gerhard v. A. außer Kraft getreten, jo kann von einer Haft- 
barkeit des Bekl. in ſeiner Eigenſchaft als Ceſſionar der 
Hypothek gleichfalls nicht die Rede ſein. Das B. U. verſtößt 
gegen geltende Rechtsnormen, indem es über die Grenze zu⸗ 
läſſiger Vertrags auslegung hinausgehend, in den Vertrag eine 
Willensmeinung hineinlegt, welche weder in dem Wortlaut des⸗ 
ſelben zum Ausdruck gekommen, noch mit dem aus den Um⸗ 
ſtänden erkennbaren Willen der Vertragstheile ſich in verſtändiger 
Weiſe vereinigen läßt. Es war alſo der, hiernach für begründet 
zu erachtenden Reviſion ſtattzugeben und das angefochtene Urtheil 
aufzuheben. VI. C. S. i. S. Siebenbürger e. v. Alten vom 
13. Januar 1902, Nr. 326/1901 VI. 

37. 8 568 Abſ. 2. 

Das von der verklagten Ehefrau geſtellte Begehren, ihrem 
Ehemanne im Wege der einſtweiligen Verfügung die Zahlung 
eines Gebührenvorſchuſſes von 140 Mark für die zur Zeit noch 
nicht beendete I. J. des vom Manne anhängig gemachten Che- 
ſcheidungsprozeſſes aufzugeben, iſt vom Königlichen L. G. zu 
Breslau durch Beſchluß vom 7. November 1901 zurückgewieſen 
worden, weil gar nicht behauptet und noch weniger glaubhaft 
gemacht ſei, daß die Bekl. ein zur Deckung des verlangten 
Koſtenvorſchuſſes ausreichendes Vermögen in die Ehe ein⸗ 
gebracht habe. Demgegenüber hat das Königl. O. L. G. die 
von der Bekl. erhobene Beſchwerde mit der Begründung zurück⸗ 
gewieſen, daß im geſetzlichen Güterſtande für Eheſcheidungs⸗ 
prozeſſe eine Koſtenvorſchußpflicht des Mannes der Frau gegen⸗ 
über nicht beſtehe. Obwohl hiernach die beiden Vorinſtanzen 
im Ergebniſſe der Zurückweiſung übereinſtimmen, iſt doch die 
Zuläſſigkeit der von der Bekl. nunmehr erhobenen weiteren Be⸗ 
ſchwerde nicht in Zweifel zu ziehen, da nach der Entſcheidung 
des L. G. das Geſuch der Bekl., bei Nachholung der vermißten 
Glaubhaftmachung, mit Erfolg hätte wiederholt werden können, 
während ihr nach der Entſcheidung des O. L. G. das Recht, 
einen Koſtenvorſchuß zu verlangen, unter allen Umſtänden ab- 
geſprochen wird. In dieſer für die Beſchwerdeführerin un⸗ 
günſtigeren Rechtswirkung des zweiten Beſchluſſes iſt ein neuer 
ſelbſtſtändiger Beſchwerdegrund im Sinne des § 568 Abſ. 2 
der C. P. O. zu finden. Beſchluß des IV. C. S. i. S. Sand⸗ 
mann c. Sandmann vom 20. Januar 1902, Nr. 10/1902 IV. 

38. 88 592, 602. 

Die bloße Duldung der Zwangsvollſtreckung in das Ver⸗ 
mögen feiner Ehefrau, welche von dem beklagten Ehemann ver- 
langt wird, ſtellt nur eine acceſſoriſche Ergänzung der gegen 
die Ehefrau angeſtrengten Wechſelklage dar, ohne welche dieſe 
ſelbſt ihren vollen Erfolg nicht haben könnte. Für dieſes acceſ⸗ 
ſoriſche Verhältniß muß es genügen, wenn der Gegenſtand der 
Hauptklage ſich für den Wechſelprozeß eignet. Wenn auch das 
Geſetz dies nicht ausdrücklich beſtimmt, fo iſt doch nicht anzu- 
nehmen, daß es feine Vorſchriften in 88 602, 592 über die 
Qualifikation der im Wechſelprozeſſe verfolgbaren Anſprüche auch 
auf dieſes von ihm nicht berührte Verhältniß habe beziehen und 
damit den Wechſelprozeß gegen Ehefrauen, welche nicht felbit- 
ſtändig ein Erwerbsgeſchäft betreiben, in allen den Fällen habe 
unpraktiſch machen wollen, wo die Zwangsvollſtreckung auf das 
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eingebrachte Gut der Ehefrau oder auf das Geſammtgut ange⸗ 
wieſen iſt; denn hier mußte vorerſt noch die Verurtheilung des 
Chemannes auf Duldung der Zwangsvollſtreckung im ordent⸗ 
lichen Verfahren herbeigeführt werden. I. C. S. i. S. Küſter c. 
Röder vom 7. Dezember 1901, Nr. 385/1901 J. 

39. § 595. 

Nach den ſpäter geänderten Klagbehauptungen traten als 
anſpruchbegründende Thatſachen hinzu die Prokura des beklagten 
Ehemannes und deſſen Vollziehung des Wechſelacceptes für die 
Firma feiner Ehefrau. Soweit dieſe letztere Thatſache der ur- 
kundlichen Unterlage bedurfte, war ſie bereits in der der Klage 
beigefügten Wechſelſchrift prozeßordnungsmäßig enthalten. Für 
den Beweis wäre nach 8 595 Abſ. 2 daſelbſt auch der Eid 
zuläſſig geweſen, er kam aber nicht in Frage, ebenſowenig wie 
die vom Kl. vorgelegten verſchiedenen Schriftſtücke, welche die 
Unterſchrift als Firmenunterſchrift darthun ſollten, weil das B. G. 
dieſen Beweis ſonſt für erbracht anſah. Uebrig bleibt daher 
nur die Behauptung, daß der beklagte Ehemann Prokuriſt 
feiner Ehefrau geweſen ſei. Den darüber lautenden Handels- 
regiſterauszug hat der Kl. erſt in der mündlichen Verhandlung 
ohne vorher bewirkte Zuſtellung vorgelegt. Ob man über dieſen 
Mangel aus dem vom B. G. mitangeführten Grunde hinweg— 
kommen könnte, daß die Thatſache ſelbſt von den Bekl. zuge⸗ 
ſtanden und daher nicht beweisbedürftig geworden iſt, welche 
Auffaſſung in dem Bd. XII S. 131 der Entſch. des R. G. in 
Civilſachen veröffentlichten Urtheile des erkennenden Senats vom 
11. Juli 1884 eine Unterſtützung finden würde, kann wegen 
der Ausführungen in dem Urtheil des erkennenden Senats vom 
14. Januar 1895 — Entſch. Bd. XXX S. 405 — dahin⸗ 
geſtellt bleiben. (Wird weiter ausgeführt.) I. C. S. i. S. Kuͤſter 
c. Röder vom 7. Dezember 1901, Nr. 385/1901 J. 

40. § 622. 

Ausweislich der Vorprozeßakten des L. G. zu Dortmund 
hatte die Kl. bereits einmal eine Eheſcheidungsklage zur Termins 
beſtimmung eingereicht und es war damals der Verhandlungs- 
termin auf den 10. Januar 1899 beſtimmt worden. In dieſem 
Termin waren aber beide Theile ausgeblieben. Etwas Weiteres 
ergeben jene Akten nicht; namentlich ſind darin außer der Klage 
andere vorbereitende Schriftſätze oder irgend welche Erklärungen 
der Parteien nicht enthalten. In dem vorliegenden, durch Zu— 
ſtellung einer neuen Klage ſeit dem 3. Juni 1899 anhängig 
gewordenen Prozeſſe hat der Bekl. jenes Vorprozeſſes lediglich 
in Verbindung mit der Behauptung Erwähnung gethan, daß 
ihm ſeine Ehefrau damals verziehen habe. Die Einrede der 
Rechtshängigkeit iſt aber vom Bekl. in den beiden Vor⸗ 
inſtanzen nicht erhoben; vielmehr hat der Bekl. nach dem That— 
beſtande des erſten Urtheils ſelbſt die Behauptung aufgeſtellt, 
daß jene frühere Eheſcheidungsklage von der Kl. zurückgenommen 
ſei. Bei folder Sachlage kann die Einrede der Rechtshängig⸗ 
keit in der Reviſionsinſtanz nicht mehr geltend gemacht werden. 
Ebenſowenig iſt anzuerkennen, daß die Frage einer etwaigen 
Rechtshängigkeit immer von Amtswegen zu erörtern fei- 
(Vergl. Juriſtiſche Wochenſchrift von 1893 S. 425 Nr. 8.) Ob 
aber unter Umſtänden in Eheſcheidungs ſachen eine ſolche 
Erörterung mit Rückſicht auf die Vorſchrift des § 622 der 
C. P. O. geboten ſein möchte, bedarf hier keiner Prüfung, da im 
vorliegenden Falle nicht abzuſehen iſt, inwiefern eine darauf ge— 
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richtete Unterſuchung, ob jene Klage des Vorprozeſſes zugeſtellt 
geweſen ſei, und ob dieſelbe durch Zurücknahme ihre Erledigung 
noch nicht gefunden habe, zur Aufrechterhaltung der Ehe 
hätte dienen können. IV. C. S. i. S. Bürger c. Bürger vom 
23. Januar 1902, Nr. 357/1901 IV. | 

41. 55 732, 767, 768. 

Es mag im Allgemeinen zugegeben werden, daß die von 
der C. P. O. für Streitigkeiten in Zwangsvollſtreckungsſachen 
gegebenen Vorſchriften über Verfahren und Zuſtändigkeiten in 
der Regel im Sinne der Ausſchließlichkeit der beſtimmten 
Gerichte und des angeordneten Verfahrens auszulegen ſind. 
Allein an geſetzlicher Zulaſſung einzelner Ausnahmefälle kann 
nicht gezweifelt werden und namentlich geht aus § 768 der 
C. P. O. deutlich hervor, daß zur Bekämpfung der Zwangs⸗ 

vollſtreckung gegen den angeblichen Rechtsnachfolger der Klage- 
weg, daneben aber der im § 732 daſelbſt beſchriebene Be⸗ 

ſchwerdeweg gegeben fein fol. Durch Anbringung der Ein- 
wendungen nach 8 732 der C. P. O. wird ſpätere Klage⸗ 
erhebung nach §88 767, 768 nicht gehindert und durch die 
Beſchlußfaſſung im Einwendungsverfahren dem ſpäteren Urtheile 
im Klageverfahren nicht vorgegriffen wird. Motive zur C. P. O. 
vom 30. Januar 1877 S. 407. Durch den § 732 wird nur 
ein vorläufiges ſummariſches, durch § 768 aber das ordentliche 
endgiltige Verfahren im Streit über Rechts- und Beſitznachfolge 
und Zuläſſigkeit der Vollſtreckungsklauſel eröffnet, durch das erſtere 
und die darin zu Ungunſten des Nachfolgers getroffene Ent- 
ſcheidung wird der Erhebung der Klage nach § 768 ſowie einer 
über dieſe zu treffenden abweichenden Entſcheidung nicht vor- 
gegriffen; auf einen dem Schuldner ungünftigen im Vorverfahren 
ergangenen Beſchluß kann daher von dem nach § 768 ver- 
klagten Gläubiger nicht die Einrede der rechtskräftig entſchiedenen 
Sache gegründet werden. V. C. S. i. S. Meiſterverein c. 
Pauſon vom 8. Januar 1902, Nr. 353/1901 V. 

42. 5 1025. 

Lag ein Schiedsvertrag im Sinne des § 1025 der C. P. O. 
vor, ſo durfte der Schiedsrichter ſeine Entſcheidung, ſolange eine 
dem Geſetz entſprechende Zuſtellung nicht ſtattgefunden hatte, 
einer Aenderung unterwerfen. VII. C. S. i. S. Schober c. ge- 
meinſame Ortskrankenkaſſe zu Schöneberg und Friedenau vom 
7. Januar 1902, Nr. 431/1901 VII. | 

II. Sonſtiges Reichsrecht. 

Einführungsgeſetz zur Civilprozeßordnung. 

43. 88 7, 8. | | 

Rechtsanwalt D. hatte gegen Beſchluß des L. G. Be⸗ 
ſchwerde eingelegt und dieſe war durch Beſchluß des II. Senats 
des Königl. O. L. G. zurüͤckgewieſen worden. Rechtsanwalt D. 
hatte hiergegen weitere Beſchwerde erhoben, die vom Königl. 
Bayeriſchen Oberſten Landesgericht an das R. G. abge⸗ 
geben, aber vom jetzt entſcheidenden Senat durch Beſchluß vom 
28. Dezember 1901 wegen Nichtunterzeichnung durch einen beim 
Oberſten Landesgericht oder O. L. G. München zuge⸗ 
lafſenen Anwalt als unzuläſſig verworfen worden iſt. Nunmehr 
hat Rechtsanwalt O. Namens des Rechtsanwalts D. weitere 
Beſchwerde gegen den bezeichneten oberlandesgerichtlichen Beſchluß 
eingelegt und das Königl. Bayeriſche Oberſte Landesgericht 
München hat ſich abermals für unzuſtändig in dieſer Sache er- 
klärt. Dieſe weitere Beſchwerde wurde als unzuläſſig und koſten⸗ 
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fällig gemäß 88 568 Abſ. II, 574, 97 der C. P. O. 
verworfen. (Die Gründe intereſſiren nicht.) Es iſt in 
ihr ſchließlich noch um Niederſchlagung der Koſten des 
vorigen reichsgerichtlichen Verwerfungsbeſchluſſes vom 28. De⸗ 
zember 1901 gebeten worden. Beſchwerdeführer glaubt, daß für 
ſeine beim Oberſten Landesgericht München eingereichte erſte 
weitere Beſchwerde nach §8§ 7 und 8 des E. G. zur C. P. O. 
Anwaltszwang nicht beſtand, er überſieht aber dabei, daß die 
betreffenden Vorſchriften nur für die Reviſionseinreichung ge⸗ 
geben, auf das anders geartete Beſchwerdeverfahren auch nicht 
entſprechend angewendet werden können und daß aus dieſem 
Grunde auch der Bayeriſche Oberſte Gerichtshof, falls er ſeine 
Zuſtändigkeit angenommen hätte, jene erſte weitere Beſchwerde 
als unzuläſſig verworfen haben würde. Vergl. Sammlung der 
Eutſch. des Bayeriſchen Oberſten Gerichtshofes in Civilſachen 
Bd. XIII S. 1, 433. Das Verlangen, jene Koſten niederzu⸗ 
ſchlagen, iſt daher gänzlich unbegründet. Beſchl. des V. C. S. 
i. S. Wegele c. Mayer vom 25. Januar 1901, B Nr. 19/1902 V. 

Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 

44. 8 70 Abſ. 3. C. P. O. 8 547 Abi. 2. 

Die Reviſion iſt, ſoweit es ſich um die Klage gegen den 
Bürgermeiſter K. handelt, ohne Rückſicht auf den Werth des 
Streitgegenſtandes zuläſſig; denn für den mit ihr verfolgten An- 
ſpruch war nach § 39 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum 
Deutſchen G. V. G. vom 24. April 1878 in I. J. das L. G. 
ausſchließlich zuſtändig. Aber die durch § 70 Abſ. 3 des 
G. V. G. und $ 547 Abſ. 2 der C. P. O. zugelaſſene Er⸗ 
weiterung der Zuſtändigkeit des R. G. iſt zwar auf Anſprüche 
gegen den Landesfiskus, nicht jedoch auf Anſprüche gegen ein⸗ 
zelne Gemeinden ausgedehnt. Für die Klage gegen die Stadt 
Preetz iſt deswegen nach dem Werth des Streitgegenſtandes das 
Amtsgericht, und nicht ausſchließlich das L. G. zuſtändig ge⸗ 
weſen, und folgeweiſe war die Reviſion bezüglich dieſer Klage 
wegen Mangels der geſetzlichen Beſchwerdeſumme als unzuläſſig 
zu verwerfen. Die Reviſion gegen die Entſch. über den Anſpruch 
des Kl. gegen den Bekl. K. iſt unbegründet. Die Klage ſtützt 
ſich in dieſem Theile auf die Behauptung, der Bekl. habe unter 
ſchuldvoller Ueberſchreitung feiner amtlichen Zuſtändigkeit die 
Polizeiverordnung vom 22. November 1875 abgeändert, und 
der Kl. habe, indem er ſich gutgläubig auf die Zuläſſigkeit dieſer 
Aenderung verlaſſen habe, die Strafverfolgung ſich zugezogen, 
deren Koſten mit dieſer Klage zurückgefordert werden. Aber 
dieſe Behauptung iſt nach der zutreffenden Auslegung, die der 
B. R. der Eröffnung des Bekl. vom 15. Februar 1900 giebt, 
thatſächlich unrichtig. Darnach hat der Bekl. nicht die erwähnte 
Verordnung abgeändert und die Polizeiſtunde verlängert, ſondern 
nur den Wirthen eine Warnung vor dem Mißbrauch einer bisher 
geübten Nachſicht zukommen laſſen. VI. C. S. i. S. Kretzer 
c. Klinger und Stadt Preetz vom 20. Januar 1902. 
Nr. 340/1901 VI. | | 

Gerichtskoſtengeſetz. 

45. § 16 Abi. 1. 

Die Beſchwerde muß gemäß § 16 Abſ. 2 des G. K. G. 
und § 567 Abſ. 2 der C. P. O. als zuläſſig erachtet werden, 
da in Folge der Erhöhung des Streitgegenſtandes von 3000 Mark 
auf 5 475 Mark die dem Bekl. B. zur Laſt fallenden Koſten an 
Gerichts- und Anwaltsgebühren ſich um mehr als 100 Mark 
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erhöhen würden. Dieſelbe ift auch begründet. Die Erhöhung 
durch das O. L. G. iſt erfolgt auf eine Beſchwerde, mittels 
welcher die Bekl. B. und H. die Herabſetzung des Werthes 
des Streitgegenſtandes beantragt hatten, ohne daß im Uebrigen 
in der Hauptſache oder bezüglich der Koſten ein Verfahren an⸗ 
hängig geweſen wäre. Das O. L. G. beruft ſich für die Zu⸗ 
läſſigkeit der von ihm angeordneten, von keiner Seite beantragten 
Erhöhung auf § 16 Abſ. 1 des G. K. G., wonach die Feſt⸗ 
ſetzung auch vom Gerichte der höheren Inſtanz, „im Laufe des 
Verfahrens“ von Amtswegen geändert werden kann. Dieſe 
Beſtimmung iſt aber im vorliegenden Falle um deswillen nicht 
anwendbar, weil ein ſolches Verfahren, wie es im § 16 eit. 
gemeint iſt, und das ein anderes ſein muß als das lediglich 
die Beſchwerde über die Werthfeſtſetzung ſelbſt betreffende Ver⸗ 
fahren, zur Zeit des Erlaſſes des angefochtenen Beſchluſſes nicht 
anhängig war. Beſchl. des II. C. S. i. S. Schattſchneider 
c. Buſſe vom 24. Januar 1902, B Nr. 15/1902 II 

Handelsrecht. 

46. 88 346, 354, 377 ff. 

Die Gründe des B. R. beſchränken ſich auf die Aus- 
führungen: „Bekl. war berechtigt, die 2000 Kilo Zehnkilo⸗ 
bunde zurückzuweiſen, und ſie hat dies, da ſie die Bunde am 
15. Juli erhalten hat, mit Brief vom 17. Juli ganz rechtzeitig 
gethan. Darin, daß die Bekl. bei Empfang der Rechnung, die 
etwas früher erfolgt ſein ſoll, nicht alsbald remonſtrirt hat, 
kann die Erklärung eines Einverſtändniſſes mit der bereits ab⸗ 
gegangenen Lieferung unmöglich gefunden werden.“ Die Reviſion 
hat gegen dieſen Theil der Urtheilsgründe die Rüge eines 
Mangels in der Begründung erhoben, indem ſie ausführte: der 
B. R. habe danach das Vorbringen ganz übergangen, daß die 
durch die Faktura von dem Inhalt der Sendung unterrichtete 
Bekl. trotzdem, ohne Einwendung zu erheben, die geſammte 
Ladung habe ausladen und nach Sonnefeld verbringen laſſen; 
dieſes Vorbringen hätte aber inſoweit erheblich fein können, als 
in jenem Verhalten der Bekl. für ſich allein oder in Verbindung 
mit ihrem Schweigen bei Empfang der Faktura eine Ver⸗ 
fügung über die Waare zu finden wäre, welche eine nach⸗ 
trägliche Beanſtandung nach 88 377 und 378 des H. G. B. 
ausgeſchloſſen hätte; jedenfalls ſei daſſelbe nicht durch das in 
den Gründen des B. U. auch nicht bezogene Vorbringen der 
Bekl. ausgeräumt, daß fie die beanſtandete Waare nur deshalb 
nach Sonnefeld verbracht habe, weil ſie für deren Aufbewahrung 
habe ſorgen müſſen; denn es fehle in jenem Vorbringen au 
jedem Anhalte dafür, daß in Ebersdorf kein zur Aufbewahrung 
geeigneter Raum vorhanden geweſen und aus dieſem Grunde die 
beanſtandete Waare nach dem von der Bahn entfernt gelegenen 
Sonnefeld habe verbracht werden müſſen. Dieſer Rüge war der 
Erfolg nicht zu verſagen. Der B. R. hatte nach jenem Vor⸗ 
bringen der Kl. die zwei Fragen zu prüfen, einmal ob nicht nach 
den Vorſchriften der 88 378 und 377 des H. G. B. die 
Bekl. das Präjudiz des § 377 Abſ. 2 a. o. St. treffe und 
deshalb der hier ſtreitige Theil der Sendung als genehmigt 
gelte, und ſodann ob nicht aus dem geſammten Verhalten der 
Bekl. nach den im Handelsverkehr geltenden Gewohnheiten und 
Gebräuchen ($ 346 H. G. B.) und nach dem, was Treue und 
Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte gebietet ($ 157 
B. G. B.), eine ſtillſchweigende Genehmigung abgeleitet werden 
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könnte. Die Gründe des B. R., welche eine Bezugnahme auf 
die anzuwendenden Geſetzesvorſchriften vermiſſen laſſen, könnten 
ſchon das Bedenken erregen, ob bei der Annahme, daß die 
Zurückweiſung der 2 000 Kilo Zehnkilobunde mit dem nach dem 
Vorbringen der Bekl. jedenfalls zwei Tage nach Abladung der 
Sendung datirten Briefe vom 17. Juli noch „ganz rechtzeitig“ 
geweſen ſei, überhaupt in Erwägung gezogen wurde, daß die 
Vorſchrift des §S 378 des H. G. B. in Betracht kommen könne; 
denn, da der Bekl. aus der ihr zugekommenen Faktura ſchon bei 
Beginn des Abladens bekannt war, daß die Sendung inſoweit 
nicht dem Vertrage entſpreche, hätte es, wenn § 378 des 
H. G. B. zu berückſichtigen war, immerhin einer Darlegung der 
Gründe bedurft, aus denen die Beanſtandung in einem früheſtens 
2 Tage nachher abgeſendeten Briefe als rechtzeitig angenommen 
wurde. Jedenfalls läßt aber die bezogene Begründung des 
B. U., — die bei ihrer Knappheit überdies jede Möglichkeit 
einer Nachprüfung ausſchließt, ob die Vorſchriften des $ 346 
des H. G. B. und des § 157 des B. G. B. überhaupt in 
Betracht gezogen und richtig angewendet worden ſeien, — was 
die Prüfung der zweiten Frage anlangt, nur erkennen, daß das 
Schweigen der Bekl. nach Einkunft der Faktura gewürdigt 
wurde, und rechtfertigt nicht den Schluß, daß der B. R. das 
geſammte Verhalten der Bekl. vom Empfang der Faktura 
an bis zur Abſendung des Briefes vom 17. Juli zum Gegen⸗ 
ſtand ſeiner Erwägungen gemacht habe. Der Umſtand, daß in 
dem Theil des B. U., der ſich auf die Widerklage bezieht, der 
Rechtsgrund für das Begehren auf Lagerkoſten in einer „Ge⸗ 
ſchäftsführung ohne Auftrag“ gefunden wird, läßt nicht den 
Rückſchluß zu, daß nach Annahme des B. R. der Transport der 
ſpäter beanſtandeten Waare nach Sonnefeld dadurch gerecht— 
fertigt war, weil Bekl. für deren Aufbewahrung habe forgen 
müſſen. Auſtatt nämlich die rechtliche Grundlage jenes Be- 
gehrens in den Vorſchriften der SS 379 Abf. 1 und 354 des 
H. G. B. zu ſuchen, hat der B. R. auf den Rechtsgrund einer 
außerkontraktlichen Geſchäftsführung ohne Auftrag zurückgegriffen; 
dadurch legt er aber das Bedenken nahe, ob er überhaupt die 
Vorſchrift des $ 397 Abſ. 1 a. o. St. in Erwägung gezogen 
habe; es enthält ferner jener Theil der Urtheilsgründe keine 
Angaben der thatſächlichen und rechtlichen Erwägungen, auf 
Grund deren nach Annahme des B. R. in der Lagerung der 
beanſtandeten Waaren die Vorausſetzungen einer Geſchäfts⸗ 
führung ohne Auftrag nach $ 677 des B. G. B. zu finden feien, 
und bietet deshalb auch in dieſer Beziehung keinen Anhalt für 
einen Rückſchluß des oben bezeichneten Inhalts. II. C. S. i. S. 
Hackenſchmidt c. Heinrichs vom 21. Januar 1902, Nr. 349/1901 II. 

47. Art. 310. 

Die Kl. konnte als Pfandgläubigerin gemäß Art. 310 des 
Allgemeinen Deutſchen H. G. B. verfahren, oder der Konkurs- 
verwalter konnte die Verwerthung des Pfandes gemäß § 117 
der Konkursordnung fordern. Der Konkursverwalter hat an 
Stelle deſſen, was ihm nicht verſagt war, die Kl. zum Ver⸗ 
kaufe des Pfandes ermächtigt. Der Konkursverwalter rügt mit 
Grund, daß die Kl. das Pfand nicht, wie ſie dies nach ihrem 
Schreiben vom 9. Auguſt gethan, einfach übernehmen durfte. 
Es iſt auch völlig durchſichtig, daß die Kl. die beiden Kure, 
die ſie nach der in I. J. eingetragenen eidlichen Ausſage ihres 
Prokuriſten und nach der zu den Akten gebrachten Mäkler⸗ 
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urkunde bereits am 25. Juli 1898 ohne Recht verkauft hatte, 
zur Zeit des Verkaufsauftrags vom 8. Auguſt trotz des Normirens 
des Verkaufs vom 25. Juli 1898 nicht mehr beſaß. Aber 
daraus folgt nicht, daß fie ihre Kaufpreisforderung verloren 
bat, ſondern nur, daß fie ſich entweder den früher erzielten Er⸗ 
lös abziehen laſſen muß, oder den Erlös, den das Pfand ge⸗ 
bracht hätte, wenn es am 9. Auguſt verkauft worden wäre. 
Jener Erlös betrug weniger, als was die Kl. ſich jetzt ab⸗ 
rechnen laſſen will, und nach der Feſtſtellung des B. R. ſtanden 
Kuxe Glückauf am 9. Auguſt zu 8 475 Mark. Dieſen Kurs 
zu Grunde zu legen, erſcheint um ſo weniger bedenklich, als 
beide Bekl. nach dem Thatbeſtand des erſten Urtheils ſich 
eventuell mit dem Abzuge von 17 041,80 Mark als Pfand⸗ 
erlös zufrieden gegeben, einen höheren weder behauptet, noch 
unter Beweis geſtellt haben. I. C. S. i. S. Zielenziger c. Kon⸗ 
kursmaſſe Merckel & Co. vom 4. Dezember 1901, Nr. 259/1901 J. 

Wechſelrecht. 

48. Art. 49, 81. 

Es iſt davon auszugehen, daß der hier in Betracht kommende, 
in der Bürgſchaftsurkunde näher bezeichnete eigene Wechſel 
zwei Ausſteller, G. und H., hatte. Nach den Grundſätzen 
der Deutſchen W. O. — Art. 81 und 49 — begründet nun 
jede Wechſelunterſchrift eine ſelbſtſtändige Wechſelverpflichtung; 
es beſtehen daher ſo viele ſelbſtſtändige Wechſelverpflichtungen 
als wechſelmäßige Skripturakte und Wechſelſchulden beſtehen. 
II. C. S. i. S. Deuchler c. Wertheimer vom 20. Dezember 1901, 
Nr. 316/1901 II. 

Gewerbeordnung. 

49. § 133 d. 

Unter welchen Vorausſetzungen eine Berechtigung des Bekl. 
zur Löſung des Vertrages gegeben ſei, iſt im Vertrage nicht be⸗ 
ſtimmt. Mit Recht hat daher das O. L. G. die Beſtimmungen 
der R. Gew. O. über das Recht der Angeſtellten zur Auf⸗ 
hebung des Dienſtverhältniſſes vor Ablauf der vertragsmäßigen 
Zeit, welchen Beſtimmungen der Bekl. als Techniker unterliegt, 
für maßgebend erachtet. Die Vorſchrift des § 133d Ziffer 2 
der Gew. O., nach welcher die betreffenden Angeſtellten die Auf- 
hebung des Dienſtverhältniſſes insbeſondere verlangen konnen, 
wenn der Arbeitgeber die vertragsmäßigen Leiſtungen 
nicht gewährt, iſt deshalb nicht zu Gunſten des Bekl. ange⸗ 
wendet worden, weil die Kl. mit Rückſicht darauf, daß der Bekl. 
ſich entſchloſſen gehabt habe, vertragsbrüchig zu werden, fich gegen 
den ihr drohenden Vertragsbruch deſſelben durch Einhaltung 
der für die Monate Juni und Juli 1899 thatſächlich geſchuldeten 
Gehaltsbeträge zu ſchützen. Dies muß dahin verſtanden werden, 
daß Kl. ſich im Voraus durch Zurückbehaltung des Gehaltes die 
Möglichkeit habe fichern dürfen, gegen die fälligen Gehalts⸗ 
forderungen des Bekl. die Gegenforderung auf Zahlung der Ver⸗ 
tragsſtrafe, die ihr in Folge des zu befürchtenden Vertragsbruches 
des Bekl. erwachſen könne, ſpäter aufzurechnen. Ein Zurück⸗ 
behaltungsrecht beſteht aber, wegen eines erſt drohenden Vertrags⸗ 
bruches rechtlich nicht. Ein ſolches kann nach den Grundſätzen 
des hier in Betracht kommenden c. c. nur auf Grund einer 
bereits vorhandenen Vertragsverletzung und eines daraus bereits 
entſtandenen Anſpruchs, nicht wegen einer künftigen, der Exiſtenz 
nach noch ungewiſſen Forderung ausgeübt werden. Die Be⸗ 
gründung, mit welcher das O. L. G. die Annahme rechtfertigt, 
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daß der $ 133d Ziffer 2 der Gew. O. nicht anwendbar jet, 
iſt demnach rechtlich nicht haltbar. II. C. S. i. S. Wilhelmi 
c. A.-G. Farbenfabriken vorm. Friedr. Bayer & Co. vom 
21. Januar 1902, Nr. 359/1901 I. 

50. 

Die von dem O. L. G. feſtgeſtellte und unſtreitige That⸗ 
ſache, daß die Kl. dem Bekl. das vertragsmäßige Gehalt für die 
Monate Juni und Juli 1899 nicht gezahlt hat, zwingt für ſich 
allein auch dann nicht zur Anwendung des bezogenen $ 133d 
Ziffer 2, wenn, wie von dem O. L. G. angenommen wird, die 
Forderung des Bekl. auf Zahlung dieſes Gehaltes zu Recht 
beſtand. Es bedürfte dazu noch der Feſtſtellung, daß die Nicht⸗ 
zahlung der geſchuldeten Gehaltsbeträge Seitens der Kl. ſich 
unter den obwaltenden Umſtänden als Nichtgewäh rung 
der vertragsmäßigen Leiſtungen im Sinne des § 133 d Ziffer 2 
der Gew. O. darſtellt. Denn zum richtigen Verſtändniß dieſer 
Geſetzesvorſchrift iſt der §S 133 b a. a. O. heranzuziehen, in 
welchem beſtimmt iſt, daß jeder Theil die Aufhebung des Dienſt⸗ 
verhältniſſes verlangen kann, wenn ein wichtiger, nach den 
Umſtänden des Falles die Aufhebung rechtfertigender Grund 
vorliegt. Dieſer oberſte Grundſatz, daß die Umftände des Falles 
für die Beantwortung der Frage, ob die Aufhebung des Ver⸗ 
tragsverhältniſſes gerechtfertigt ſei, maßgebend fein ſoll, bleibt 
auch für die Entſcheidung darüber maßgebend, ob im gegebenen 
Fall eine Nichtgewährung der vertragsmäßigen Leiſtungen vor⸗ 
liege, welche nach 8 133d Ziffer 2 zu Gunſten der Angeſtellten 
als wichtiger Aufhebungsgrund zu gelten hat. Unbedenklich 
wird dies verneint werden können, wenn der Arbeitgeber nur 
einen im Verhältniß zu dem geſchuldeten Gehalte ganz geringen 
Betrag nicht gezahlt oder wegen einer vorübergehenden Ver⸗ 
legenheit das Gehalt nicht pünktlich entrichtet hat. Ein Gleiches 
kann aber auch angenommen werden, wenn der Angeſtellte durch 
ſein Geſammtverhalten dem Arbeitgeber einen begründeten 
Anlaß gegeben hat, die Gehaltszahlung hinauszuſchieben, wenn 
insbeſondere der Angeſtellte die ihm nach dem Dienſtvertrage 
obliegenden Pflichten nicht erfüllt. In ſolchen Fällen hat die 
Nichtzahlung nicht den Charakter einer Vertragsverletzung Seitens 
des Arbeitgebers, ſondern den einer Abwehr gegenüber der Ver- 
letzung der Vertragspflichten Seitens des Angeſtellten und eines 
Mittels, dieſen zur Erfüllung ſeiner Pflicht zu veranlaſſen. In 
den Vorinſtanzen find von der Kl. Umſtände geltend gemacht 
worden, welche in dieſer Beziehung erheblich find. Insbeſondere 
iſt behauptet worden, der Bekl. habe keine genügenden Be⸗ 
ſcheinigungen über ſeine angebliche Krankheit beigebracht und die 
deshalb ihm gemachten Auflagen nicht befolgt. Das O. L. G. 
hat dieſe Behauptungen nur inſoweit berückſichtigt, als fie die 
Beſorgniß rechtfertigten, daß der Bekl. ſpäter vertragsbrüchig 
werde. Die Behauptungen find aber auch in der Richtung zu 
prüfen, ob der Bekl. durch ſein Verhalten bereits ſeine Vertrags- 
pflichten verletzt gehabt habe, und ob die Kl., aus dem Geſammt⸗ 
verhalten des Bekl. daſſelbe objektiv betrachtet, einen genügenden 
Grund entnehmen durfte, ihrerſeits ſo zu handeln, wie ſie ge⸗ 
handelt hat, insbeſondere dem Bekl. die fälligen Gehaltsbeträge 
vorzuenthalten. Dies würde die Ausſchließung der Anwendung 
des angezogenen § 133 d Ziffer 2 rechtfertigen können, wenn 
auch, wie von dem O. L. G. nachträglich feſtgeſtellt worden iſt, 
der Bekl. wirklich durch Krankheit verhindert war, während der 


136 


Monate Juni und Juli 1899 feinen Dienſt zu verſehen. Denn 
der Nichtzahlung der Gehaltsbeträge für dieſe Zeit könnte ſchon 
dann der Charakter der Nichtgewährung der vertragsmäßigen 
Leiſtungen abgeſprochen werden, wenn die Kl. nach dem geſammten 
Verhalten des Bekl. annehmen durfte, daß derſelbe fälſchlich 
behaupte krank zu ſein, oder ſo krank zu ſein, daß er keinen Dienſt 
verſehen könne, oder wenn das von der Kl. dem Bekl. gegenüber 
wiederholt ohne Erfolg kund gegebene Verlangen, ſeinen angeblichen 
Krankheitszuſtand näher darzulegen und durch ärztliche Gutachten 
glaubhaft zu machen, nach den thatſächlichen Verhältniſſen und nach 
den ſich aus dem Dienſtvertrage ergebenden Rechten und Pflichten 
für berechtigt erachtet würde. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

Reichshaftpflichtgeſetz vom 7. Juni 1871. 

51. $ 1. 


Das B. G. hat feſtgeſtellt, daß, was auch allgemein bekannt 
ſei, in Berlin trotz des polizeilichen Verbotes aus Neubauten 
leichtſinniger und unbeſonnener Weiſe häufig Wagen heraus⸗ 
geſchoben werden. Mag auch in einem einzelnen, beſonders 
gearteten Falle, der Zuſammenſtoß eines rückwärts auf die Straße 
geſchobenen Wagens mit einem anderen Wagen nicht vermeidbar ſein, 
ſo iſt die Gefahr bei einem ſchnell auf Schienen fahrenden Motor⸗ 
wagen eine erheblich größere und dem Eiſenbahnbetriebe eigen- 
thümliche. VI. C. S. i. S. Große Berliner Straßenbahn, Aktien⸗ 
geſellſchaft o. v. Nolte vom 9. Januar 1902, Nr. 357/1901 VI. 

52. § 1. 

Unrichtig iſt die Anſicht der Reviſion, daß ein zurechnungs⸗ 
fähiger Menſch auch dann ſchuldhaft handele, wenn er im 
Momente der Gefahr etwas Sachwidriges thut. Auch kann in 
dem angeblich ſachwidrigen Verhalten des Kl. — dem Verſuche 
des Abſpringens im Momente der Gefahr — nicht höhere Gewalt 
gefunden werden. Denn die Beſtürzung des Kl. iſt dadurch 
verurſacht worden, daß er einen Zuſammenſtoß für unvermeidlich 
hielt, weil der auf Schienen laufende Motorwagen nicht aus⸗ 
weichen und auch nicht rechtzeitig zum Stehen gebracht werden 
konnte. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

53. 8 1. | 

Es giebt Fälle, in denen eine Handlung, welche unter ge⸗ 
wöhnlichen Umſtänden als ſchuldhaft, namentlich als ſchuldbare 
Gefährdung des eigenen Lebens, erſcheint, um deswillen nicht 
für ſchuldhaft zu erachten und alſo auch nicht geeignet iſt, die 
Haftung des Betriebsunternehmers nach § 1 des Haftpflicht- 
geſetzes auszuſchließen, weil ſie vorgenommen wurde, um einer 
fittlihen Verpflichtung zu genügen, fo insbeſondere, wenn der 
Verletzte ſich der Gefahr ausgeſetzt hat um ein anderes 
Menſchenleben zu retten. Vergl. das Urtheil des R. O. H. G. vom 
4. September 1878 bei Eger, Reichs⸗Haftpflichtgeſetz, 5. Auflage 
S. 152. Wenn jemand mit eigener Lebensgefahr etwa eine 
Perſon, die nur auf dieſe Weiſe zu retten iſt, vor der heran- 
nahenden Lokomotive wegreißt oder ein auf den Schienen 
liegendes Hinderniß noch im letzten Augenblick entfernt und da- 
durch den Eiſenbahnzug vor dem Entgleijen bewahrt (ohne daß 
der alſo Handelnde die gefährliche Situation ſchuldhaft ſelbſt 
herbeigeführt hatte), jo wird man dem bei ſolcher Rettungs- 
thätigkeit Verletzten ſeine unter Einſetzung von Leib und Leben 
unternommene That nicht zum Verſchulden anrechnen dürfen; 
und es wuͤrde in einem derartigen Falle die Annahme eines 
eigenen Verſchuldens auch nicht aus dem Geſichtspunkte gerecht⸗ 
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fertigt erſcheinen, weil der Unfall durch eine (objektiv vor⸗ 
liegende) Uebertretung eines bahnpolizeilichen Verbotes, durch 
verbotswidriges Betreten des Bahnkörpers ꝛc. herbei⸗ 
geführt worden ſei. Es mag ferner anzuerkennen ſein, daß 
unter Umſtänden ſelbſt dann, wenn der Verletzte nur irrthümlich 
eine Sachlage als gegeben angenommen hat, welche ein Ein⸗ 
greifen ohne Rückſicht auf die eigene Gefahr zur Pflicht machen 
würde, ein Verſchulden für ausgeſchloſſen gelten kann, und daß 
für die Frage der Eutſchuldbarkeit eines ſolchen Irrthums über 
das Beſtehen oder die Größe der Gefahr, über das Verhältniß 
des Wagniſſes zu derſelben, oder auch eines Irrthums über die 
Wahrſcheinlichkeit des Gelingens eines Rettungssverſuches 
möglicherweiſe die gegenüber den Gefahren des Bahnbetriebes 
in erhöhten Maße ſich einſtellende, zu raſchem Entſchluſſe 
drängende Aufregung in Betracht zu ziehen iſt, welche eine kalt⸗ 
blütige Beurtheilung, eine vernünftige Abwägung aller Ver⸗ 
hältuiſſe (vergl. Eutſch. des R. G. Bd. 29 S. 123) dem 
Handelnden nicht ermöglicht oder erſchwert hat. Allein um die 
Annahme zu rechtfertigen, der Verletzte, welcher ſich bewußter 
Weiſe in die Gefahr begeben hat, habe das gethan, um eine 
ſittliche Pflicht zu erfüllen, um unter Daranſetzen von Leib und 
Leben Andere zu rettten, müſſen doch thatſächliche, aus der Sach- 
lage des Falles ſich ergebende Anhaltspunkte vorliegen. Hat 
die Bekl. einen ſolchen thatſächlichen Hergang des Unfalles dar⸗ 
gethan, welcher nach dem äußeren Verlauf und nach der Regel 
des gewöhnlichen Lebens das eigene Handeln des Verletzten als 
die Urſache des Unfalls und dieſes Handeln als ſchuldhafte 
— ſogar in Uebertretung eines polizeilichen Verbotes ge— 
ſchehene — Gefährdung des eigenen Lebens erſcheinen läßt, ſo 
iſt es Sache des Kl., beſondere Umſtände darzuthun, woraus 
gleichwohl eine Exculpation für den Verunglückten ſich ergeben 
würde. Mag es ſich hier auch nicht um eine eigentliche Replik 
gegen die Einrede des eigenen Verſchuldens handeln (vergl. 
Entſch. des R. G. Bd. 38 S. 164 f.), ſo kann doch nicht dem 
beklagten Betriebsunternehmer zugemuthet werden, den Nachweis 
zu erbringen, daß bei einem Verhalten des Verunglückten, das 
nur unter ganz beſonderen Umſtänden, etwa wegen des zu 
Grunde liegenden, aber äußerlich nicht erkennbaren ſittlichen 
Beweggrundes, ſich als gerechtfertigt und vernünftig erweiſen 
könnte, derartige Momente ausgeſchloſſen ſeien. Jedenfalls aber 
mußte, wenn ein ſolcher Geſichtspunkt ſich für das Gericht aus 
dem Sachverhalt oder dem Ergebniſſe der Beweisaufnahme 
herausſtellte, hierüber verhandelt und auch der Gegenpartei Ge- 
legenheit, ſich darüber auszuſprechen, gegeben werden. Das 
gegentheilige Verfahren des B. G. widerſtreitet dem Grundſatze 
des beiderſeitigen Gehörs. Und die Annahme eines an dem 
Getödteten unternommenen Rettungsverſuches in dem B. U. 
entbehrt auch einer zureichenden thatſächlichen Begründung; das⸗ 
ſelbe verſtößt gegen die Vorſchriften in $ 286 Abſ. 1 mit 
8 139 der C. P. O. VI. C. S. i. S. A.⸗G. Weſtfäliſche 
Landeseiſeubahn c. Wolff vom 16. Januar 1902, Nr. 331/1901 VI. 
54 


Militärpenſionsgeſetz vom 27. Juni 1871 5 107. 
(Geſetz vom 22. Mai 1893 Art. 12.) Reichsbeamten⸗ 
geſetz vom 31. März 1873 § 48 ff. 

Die entſcheidende Rechtslage für die Frage der An⸗ 
rechnung der Militärzeit der ſtädtiſchen Gemeindebeamten bei 
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Feſtſetzung ihrer Penſion iſt materiell dieſelbe im Rheiniſchen 
Rechtsgebiete wie in demjenigen der Städteordnung für die 
öſtlichen Provinzen. Es ijf davon auszugehen, daß nach $ 107 
des Militärpenſionsgeſetzes vom 27. Juni 1871 in der demſelben 
durch Art. 12 des Geſetzes vom 22. Mai 1893 gegebenen 
Faſſung den im Kommunaldienſt angeſtellten Militäranwärtern, 
zu denen der Kl. unbeſtritten gehörte, die Militärdienſtzeit als 
penſionsfähige Dienſtzeit in Anrechnung zu bringen iſt, wenn 
und inſoweit nach Landesrecht eine Anrechnung der Zeit 
ſtattfindet, welche im Civildienſt vor Erlangung einer feſten, 
mit Anfprud oder Ausſicht auf Penſion verbundenen Anſtellung 
verbracht wurde. In dem Urtheil des R. G., Entſch. Bd. 37 
S. 235 ff., wird dieſe Frage bejaht, indem zunächſt verwieſen 
wird auf § 65 Abſ. 2 der Städteordnung vom 30. Mai 1853, 
wonach die auf Lebenszeit angeſtellten Gemeindebeamten, 
ſofern nicht ein Anderes verabredet iſt, bei eintretender Dienſt⸗ 
unfähigkeit Penſion nach denſelben Grundſätzen erhalten, welche 
bei den unmittelbaren Staatsbeamten zur Anwendung 
kommen. Dieſelbe Beſtimmung enthält für die Rheinprovinz 
der § 59 Abſ. 2 der mehrbezogenen Rheiniſchen Städteordnung. 
In Betracht kommt § 13 des für die ganze Monarchie 
geltenden Geſetzes vom 27. März 1872, betreffend die 
Penfionirung der unmittelbazen Staatsbeamten, welcher be- 
ſtimmt, daß für die Penſion die Dienſtzeit vom Tage der 
Ableiſtung des Dienſteides gerechnet wird, ſowie ferner der 
allgemeine für die Preußiſchen Beamten maßgebende — nicht 
etwa, wie die Reviſion meint, dem $ 3 Thl. II Tit. 10 des 
Pr. A. L. R. entnommene, und nicht auf deſſen Geltungsbereich 
beſchränkte — Grundſatz, daß ſchon bei dem Eintritt in den 
Vorbereitungsdienſt, ſofern mit demſelben die Berechtigung 
und Verpflichtung zur Ausübung amtlicher Funktionen ver⸗ 
bunden iſt, die Vereidigung zu erfolgen hat. (Zu vergl. Aller- 
böchite Verordnung vom 6. Mai 1867, Reſkr. des Juſtiz⸗ 
miniſters vom 29. Mai 1843, Juſtizminiſterialblatt 1843 
S. 143 Reſkr. des Miniſters des Innern vom 21. März 1882, 
Miniſterialblatt für innere Verwaltung 1882 S. 139; v. Rönne 
Staatsrecht für die preußiſchen Staaten 4. Auflage Bd. 3 
S. 415.) Danach unterliegt es keinem Bedenken, daß die auf 
Lebenszeit angeſtellten ſtädtiſchen Kommunalbeamten, welche 
Militäranwärter find, im Geltungsbereiche der Rheiniſchen 
Städteorduung, ebenſo wie nach der auch im Uebrigen für 
zutreffend zu erachtenden vorbezogenen Entſcheidung des 
IV. Senats im Geltungsbereiche der Städteordnung für die 
öſtlichen Provinzen (zu vergl. auch Juriſt. Wochenſchr. 1897 
S. 194 Nr. 30, Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 40 
S. 106), den Anſpruch auf Anrechnung der Militärdienſtzeit 
bei Feſtſetzung ihrer Penſionsanſprüche nach Maßgabe der Be⸗ 
ſtimmungen in den §§ 48 ff. des Reichsbeamtengeſetzes vom 
31. März 1873 haben. II. C. S. i. S. Stadtgemeinde 
Solingen c. Nordmann vom 23. Dezember 1901, Nr. 338/1901 II. 

Geſetz über das Telegraphenweſen vom 6. April 
1892. 

55. 8 12. 

Der § 12 des R. Gef. über das Telegraphenweſen des 
Deutſchen Reichs vom 6. April 1892 enthält hinfichtlich der 
darin normirten Schutzpflicht kein zwingendes und abſolutes 
Recht; vielmehr kommen ſeine Vorſchriften nur inſoweit zur 
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Anwendung, als nicht die betheiligten Unternehmungen ſich in 
anderer Weiſe über das Verhältniß ihrer Leitungen vereinigen. 
Der ſchutzpflichtige Unternehmer hat der ihm geſetzlich obliegenden 
Pflicht genügt, wenn auf feine Koften die Anlage nach Moͤg⸗ 
lichkeit ſo ausgeführt worden iſt, daß eine ſtörende Beein⸗ 
fluſſung der anderen Leitung derzeit verhütet wurde und das iſt 
„nach Möglichkeit“ im Sinne des Geſetzes dann geſchehen, 
wenn ſolche Einrichtungen getroffen wurden, welche nach dem 
derzeitigen Stand der Technik den wirkſamſten Schutz gegen 
Störungen oder Gefahr derſelben zu bieten geeignet ſind. VI. C. S. 
i. S. Straßeneiſenbahngeſellſchaft in Hamburg c. Reichspoſt⸗ 
fiskus vom 9. Januar 1902, Nr. 319/1901 VI. 

Patentrecht. 

56. 

Die Entſcheidung des B. G. beruht auf der Annahme, 
daß der Gegenſtand der Anmeldung des Bekl. und Rkl. dem 
Gebrauchsmuſterſchutz nicht zugänglich ſei, wogegen er auszu⸗ 
führen verſucht hat, daß als Gegenſtand des Schutzes nur die 
in Form der Sohlen ausgeſchnittenen Schieneneinſätze und die 
wagenförmige Einſpannvorrichtung der hier in Frage ſtehenden, 
in ihren ſonſtigen Einrichtungen nach dem Gutachten der ge⸗ 
hörten Sachverſtändigen eine gewöhnliche Hobelmaſchine dar⸗ 
ſtellenden Maſchine in Betracht kommen könnten, und daß des- 
halb in entſprechendem Umfange der Muſterſchutz aufrecht zu 
erhalten ſei. — Dieſer Ausführung würde vielleicht beizupflichten 
ſein, wenn in der Anmeldung die Schieneneinſätze und die Ein⸗ 
ſpannvorrichtung als Vorrichtungen gekennzeichnet worden wären, 
durch deren Anbringung an einer bekannten Hobelmaſchine es 
ermöglicht werde, mit der Maſchine Holzſohlen herzuſtellen. So 
lautet aber die vorliegende Anmeldung nicht. Der ganze In⸗ 
halt der Anmeldung läßt vielmehr nicht darüber im Zweifel, 
daß der Muſterſchutz beanſprucht wurde für eine für den Zweck 
der Herſtellung von Holzſohlen beſonders konſtruirte Maſchine, 
die nicht nur in den erwähnten beiden Einrichtungen, ſondern 
auch in mehreren anderen Beſtandtheilen und in der Kom- 
bination ihrer verſchiedenen Beſtandtheile neu ſein ſollte. 
Gegenſtand der Anmeldung iſt ſomit eine Maſchine, und zwar 
eine Maſchine, die, wie ſich aus der Beſchreibung und den bei- 
gefügten Zeichnungen ergiebt, kein einfaches Werkzeug, ſondern 
ein aus einer Reihe von Arbeitsmitteln zuſammengeſetzter und 
mit Hilfe einer Naturkraft in Thätigkeit zu ſetzender Apparat 
iſt. Daraus folgt dann aber, daß etwas angemeldet worden 
iſt, wofür nur der Patent-, nicht der Gebrauchsmuſterſchutz be— 
ſtimmt iſt. (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 36 S. 16, 
Bd. 39 S. 115, Bd. 41 S. 74, Urtheil des jetzt erkennenden 
Senats in Sachen Honer c. Schatz, Rep. I 419/1899.) Und 
deshalb erſcheint es auch nicht als angängig, aus der in der 
Anmeldung dargeſtellten Kombination den einen oder anderen 
Beſtandtheil als etwas Selbſtändiges auszuſcheiden und als ge⸗ 
ſchütztes Modell gelten zu laſſen; denn damit würde nicht ſo⸗ 
wohl ein durch die Anmeldung beanſpruchter Muſterſchutz zum 
Theil anerkannt, als vielmehr ein Muſterſchutz gewährt werden, 
der nicht beanſprucht worden war. Was der Bekl. angemeldet 
hat, war für den Gebrauchsmuſterſchutz nicht geeignet, und was 
etwa zum Gegenſtand einer Gebrauchsmuſteranmeldung hätte 
gemacht werden können, iſt nicht angemeldet worden. I. C. S. 
i. S. Thomas c. Baentſch vom 18. Januar 1902, Nr. 298/1901 J. 
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Gebrauchsmuſtergeſetz vom 1. Juni 1891. 

57. § 5. 

Aus dem Geſetz ſelbſt darf nicht gefolgert werden, daß 
der Inhaber eines geſchützten Modells, deſſen Recht in ein früher 
angemeldetes Patent eingreift, überhaupt kein Recht geltend zu 
machen habe, alſo auch kein Verbietungsrecht und keinen An⸗ 
ſpruch auf Schadenerſatz wegen unbefugter Nachbildung ſeines 
Modells. Wäre dies richtig, ſo könnte Jedermann ein derartiges 
Modell ohne Rückſicht auf deſſen Eintragung in die Rolle für 
Gebrauchsmuſter ſtraflos nachbilden. Vor allen Dingen dürfte 
der Patentinhaber ſolches thun und es würde ſich der Rechtsſatz 
ergeben, daß jeder Patentinhaber jede in die ſeinige eingreifende 
und dieſe verbeſſernde fremde Erfindung, mag die letztere durch 
Gebrauchsmuſterſchutz oder durch Patent geſchützt ſein — denn 
auf dem Gebiete des Patentrechts würde das nämliche gelten — 
in Benutzung nehmen dürfte, ohne dem Inhaber des Gebrauchs⸗ 
muſters oder des Patents zu irgendwelcher Entſchädigung ver- 
pflichtet zu ſein. Ein ſolcher Rechtsſatz beſteht jedoch nicht und 
folgt nicht aus § 5 Abſ. 1 des Gebrauchsmuſtergeſetzes. Es 
wird dort der Fall der ſogenannten Abhängigkeit eines Modells 
von einem Patent behandelt und, ebenſo wie in § 5 Abſ. 2 der 
Fall, daß ein Patent von einem Gebrauchsmuſter abhängig iſt, 
unter Anwendung des nämlichen Grundſatzes entſchieden, der 
auf dem Gebiete des Patentrechts gilt und ſchwerlich bezweifelt 
wird. Der Inhaber des von einem Patent abhängigen Ge⸗ 
brauchsmuſters darf ſein Recht nicht ohne Erlaubniß des Patent- 
inhabers „ausüben“, d. h. gewerblich nachbilden, und die durch 
Nachbildung hervorgebrachten Geräthſchaften und Gegenſtände 
in Verkehr bringen, feilhalten oder gebrauchen, worin nach § 4 
Abſ. 1 die Ausübung beſteht. Im Uebrigen aber iſt ſein Recht 
ein wirkliches Recht und fein Modell darf nicht ohne feine Er- 
laubniß von Jedermann in Benutzung genommen werden. 
I. C. S. i. S. Budde & Göde c. Tangerhütte vom 11. Januar 
1902, Nr. 303/1901 J. 

58. 

Die unbefugte Nachbildung eines geſchützten Modells iſt 
ſtets ein Eingriff in das Vermögen des Berechtigten und hat 
die Folge, daß der Letztere nach ſeiner Wahl entweder Erſatz 
des Schadens fordern darf, den er durch die Benutzung ſeines 
Modells unmittelbar erleidet, oder eine Lizenzgebühr oder endlich 
den von dem Gegner ſelbſt erzielten Gewinn. Dies ergiebt ſich 
aus den Gründen, die im Fall der Verletzung eines Patents 
maßgebend und von dem anerkennenden Senat bereits in dem 
Urtheil vom 31. Dezember 1898 zur Sache I 360/1898 (Entſch. 
in Civilſachen Bd. 43 S. 56) erörtert worden ſind, weshalb 
hierauf verwieſen werden kann. I. C. S. i. S. Budde & Göde 
c. Tangerhütte vom 11. Januar 1902, Nr. 303/1901 J. 

Waarenzeichengeſetz vom 12. Mai 1894. 

59. 

Zutreffend geht das B. G. davon aus, daß die Löſchung 
eines Waarenzeichens nicht nur aus den im § 9 des Geſetzes 
zum Schutze der Waarenbezeichnungen vom 12. Mai 1894 an- 
geführten zeichenrechtlichen Gründen, ſondern auch wegen 
jeder Verletzung eines Rechts des Antragsſtellers, insbeſondere 
dann beantragt werden könne, wenn die Eintragung des Waaren— 
zeichens einem Vertrage zuwiderlaufe. II. C. S. i. S. Lieberich 
c. Siegel vom 21. Januar 1902, Nr. 385/1901 II. 
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60. 8 8. 

Dem B. G. iſt darin beizutreten, daß die Vorausſetzungen 
des § 8 des Geſetzes zur Bekämpfung des unlauteren Wett⸗ 
bewerbes vom 27. Mai 1896 nicht vorliegen. Nach ihrem 
klaren Wortlaute unterſagt dieſe Geſetzesbeſtimmung die auf 
Verwechſelung berechnete Benutzung eines Namens, einer Firma 
oder der beſonderen Bezeichnung eines Erwerbsgeſchäfts, eines 
gewerblichen Unternehmens oder einer Druckſchrift. Schon dieſe 
Zuſammenſtellung läßt erkennen, daß der Ausdruck „Namen“ 
nur von der Perſon des Geſchäftsinhabers zu verſtehen iſt. 
Auf die Bezeichnung von Waaren bezieht ſich der § 8 a. a. O- 
nicht. Ein Antrag, den $ 8 auch auf die Bezeichnung von 
Waaren auszudehnen, iſt zwar in der Reichstagskommiſſion 
geſtellt, aber abgelehnt worden, weil dadurch eine neue Art des 
Markenſchutzes geſchaffen werde, die zu dem Schutze des Waaren⸗ 
zeichengeſetzes in unverſöhnlichem Gegenſatze ſtehe. Vergl. Kom⸗ 
miſſionsbericht des Reichstages IV. Seſſ. 1895/1896 Nr. 192 
S. 20. II. C. S. i. S. Lieberich o. Siegel vom 21. Januar 
1902, Nr. 385/1901 II. 

Geſetz zur Bekämpfung des unlauteren Wett. 
bewerbes vom 27. Mai 1896. 

61. § 1. 

Die angefochtene Entſcheidung beruht auf zutreffender 
Anwendung des § 1 Abſ. 1 des Geſetzes, namentlich läßt die 
Feſtſtellung, daß die in den Mittheilungen des Bekl. enthaltene 
thatſächliche Angabe, deren fernere Verbreitung dem Bekl. unter⸗ 
ſagt worden iſt, unrichtig geweſen ſei, eine Geſetzesverletzung 
nicht erſehen. Wie der Satz in den Urtheilsgründen, daß es 
nicht darauf ankomme, was der Bekl. ankündigen gewollt, 
ſondern was er dem Publikum gegenüber in nicht anders zu 
deutender Weiſe thatſächlich angekündigt habe, ergiebt, iſt 
das Kammergericht bei Feſtſtellung des Inhalts der ſtreitigen 
Mittheilung von der richtigen Anſicht ausgegangen, daß dafür 
die Auffaſſung des betheiligten Publikums maßgebend ſei, und 
hat demnach den fraglichen Theil der Mittheilung dahin feſt⸗ 
geſtellt, daß der Bekl. darin angekündigt habe, er habe ſehr 
große Kapitalien auf 2 bis 3 Jahre im Voraus zu vergeben 
zu 3% bis 4 Prozent, das heißt von 4 Prozent abwärts bis 
zu 3%, Prozent. Daß aber dieſe Angabe unrichtig geweſen, 
und der Bekl. damals nicht in der Lage geweſen iſt, für größere 
Hypothekenkapitalien zu dieſem Zinsfuße auf 2 bis 3 Jahre im 
Voraus abzuſchließen, hat das Kammergericht auf Grund der 
ſtattgefundenen Beweisaufnahme als erwieſen erachtet. II. C. S. 
i. S. Schröter c. Verein der Berliner Grundſtücks- und Hypo⸗ 
thekenmakler vom 14. Januar 1902, Nr. 351/1901 II. 

62. 8 6. 

Der Auffaſſung des B. R. war darin beizutreten, daß die 
Anwendbarkeit des § 6 des Geſetzes vom 27. Mai 1896 nicht 
vorausſetzt, daß der unlautere Wettbewerb zu Gunſten eines be- 
ſtimmten Geſchäfts oder mehrerer beſtimmter Geſchäfte 
ſtattfindet, daß vielmehr der § 6 auch in dem vorliegenden 
Falle, indem es ſich um den Wettbewerb zweier großen 
Intereſſentengruppen, nämlich der Fabrikanten künſtlicher 
Mineralwäſſer und der Beſitzer von Mineralquellen handelt, 
anwendbar ſei. Die gegentheilige, von den Bekl. in 
der Berufungsinſtanz vertretene Anſicht hat auch in der 
Rechtslehre Vertretung gefunden. ef. Finger, Unlauterer 
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Wettbewerb S. 139. Zuzugeben iſt, daß in der Regel der 
unlautere Wettbewerb entweder zu eigenem Vortheile oder zu 
Gunſten eines oder mehrerer beſtimmter Gewerbetreibenden 
ſich bethätigen wird. Allein weder in dem allgemeinen Wort⸗ 
laute, noch in der Zweckbeſtimmung des Geſetzes, welches im 
Intereſſe des ehrlichen und friedlichen Wettbewerbs und um eine 
Schädigung der Gewerbetreibenden zu verhüten, jedweder 
üblen Nachrede der im § 6 bezeichneten Art entgegenwirken will, 
iſt ein Grund dafür erſichtlich, daß die Anwendbarkeit des Ge⸗ 
ſetzes auf den Regelfall zu beſchränken ſei. Vielmehr iſt das 
Bedürfniß des geſetzlichen Schutzes in einem Falle der vor⸗ 
liegenden Art nicht minder anzuerkennen, da die Schädigung 
eines Gewerbetreibenden durch eine im Intereſſe einer ganzeu 
Gruppe von Konkurrenten mittels der Preſſe ſtattgefundenen 
Anſchwärzung unter Umſtänden noch größer ſein kann als der 
Nachtheil, der durch einen blos für einzelne beſtimmte Ge⸗ 
werbetreibende verübten unlauteren Wettbewerb entſteht. II. C. S. 
i. S. Brand c. Aktien⸗Geſellſchaft Kaiſer Friedrich⸗Quelle vom 
10. Januar 1902, Nr. 307/1901 II. 

63. 88 3, 7. 

Die Reviſion rügt, daß den Bekl. der Schutz des § 6 
Abſ. 2 a. a. O. verſagt worden ſei. Mit Recht und in Ueber⸗ 
einſtimmung mit den Motiven zu 85 6 und 7 hat jedoch das 
B. G. den Einwand aus § 6 Abſ. 2 a. a. O. für unbegründet 
erklärt, in der Erwägung, daß in dem Falle eine unwahre Be⸗ 
hauptung mit Kenntniß ihrer Unwahrheit aufgeſtellt oder 
verbreitet werde, ein berechtigtes Intereſſe an der Aufitellung 
oder Verbreitung der Behauptung nicht anzuerkennen ſei. Vergl 
Entſch. bei voriger Nummer. 

64. 8 6. 

Die Reviſion rügt Verletzung der Beſtimmungen des 
Preßgeſetzes inſoweit das Urtheil den Mitbekl. B. betrifft 
Die Rüge wird mit der Behauptung begründet, daß für die 
Frage der ſubjektiven Verantwortlichkeit einer durch die Preſſe 
begangenen Zuwiderhandlung gegen den § 6 des Geſetzes vom 
27. April 1896 die Beſtimmungen der 88 20 und 21 des 
Preßgeſetzes vom 7. Mai 1874 ſinngemäße Anwendung finden 
müßten, und daß deshalb der Mitbekl. B. als Verleger der 
Zeitſchrift, abgeſehen von beſonderen Gründen, welche auch ſeine 
Verantwortlichkeit als Verleger begründen könnten, für die ge⸗ 
ſetzlichen Folgen der Zuwiderhandlung gegen § 6 nicht ver- 
antwortlich ſei, da der Herausgeber und verantwortliche Re⸗ 
dalteur W. zur Rechenſchaft gezogen werden könne. Dieſer 
Angriff iſt nicht gerechtfertigt. Hierbei wird zunächſt überſehen, 
daß ausweislich des Thatbeſtandes des B. U. am Schluſſe der 
betreffenden Nummer der Zeitſchrift ſich der Vermerk befindet, 
„Für den Inhalt verantwortlich: Max B.“ und daß in Er⸗ 
gänzung des Thatbeſtandes in den Gründen des B. U. der 


Bekl. B. als Verleger und verantwortlicher Redakteur 


bezeichnet iſt, ferner, daß in II. J. nicht der Bekl. B., ſondern 
nur der Bekl. W. ſeine Haftbarkeit für den fraglichen Artikel 
beſtritten hat. Die 88 20 und 21 des Preßgeſetzes regeln 
übrigens nur die ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit für die 
durch die Preſſe begangenen Handlungen. Die Frage, ob und 
inwieweit für eine durch die Preſſe begangene Zuwiderhandlung 
gegen § 6 a. a. O., abgeſehen vom Einſender oder Verfaſſer, 
auch die an der Anfertigung und Verbreitung der Druckſchrift 
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betheiligten Perſonen — Verleger, Herausgeber, Redakteur, 
Drucker, Verbreiter — in civilrechtlicher Hinſicht als Thäter 
oder Theilnehmer, insbeſondere als Mitthäter anzuſehen und 
civilrechtlich haftbar ſind, beſtimmt ſich nach den allgemeinen 
Grundſätzen. Vergl. Entſch. bei Nr. 62. 

65. 88 6, 7. 

Zutreffend iſt das B. G. von der Erwägung ausgegangen, 
daß der Anwendungsbereich der 88 6 und 7 des Wettbewerbs⸗ 
geſetzes keineswegs auf das Verhältniß zwiſchen Kaufleuten be⸗ 
ſchränkt ſei, daß vielmehr die Anſchwärzung eines Erwerbs⸗ 
geſchäfts zur Verantwortung gezogen werden ſolle, auch wenn 
fie von einer außerhalb des geſchäftlichen oder gewerblichen 
Verkehrs ſtehenden Privatperſon verübt würde. Von dieſem 
Standpunkte aus, der in der allgemeinen Faſſung des Geſetzes 
„wer“ ſeine Begründung findet und in den Motiven zu den 
§§ 6 und 7 a. a. O. ausdrücklich anerkannt worden iſt, 
liegt kein Grund zu Bedenken vor, den § 6 a. a. O. 
auch auf die an der Herſtellung und Verbreitung einer 
Druckſchrift betheiligten Perſonen auzuwenden, vorausgeſetzt, 
daß ihre Thätigkeit zu Zwecken des Wettbewerbs geſchehen 
iſt. In der Regel der Fälle wird allerdings dieſes 
Thatbeſtandsmerkmal des § 6 bei dem Redakteur oder Ver⸗ 
leger einer Druckſchrift nicht vorhanden, zumeiſt auch ſchwer 
feſtzuſtellen ſein. Allein grundſätzlich ausgeſchloſſen iſt dies bei 
den an einer Druckſchrift insbeſondere einer gewerblichen Fach⸗ 
zeitſchrift betheiligten Perſonen nicht; vielmehr hängt die 
Frage von den Umſtänden des Falles ab. Vergl. Entſch. 
bei Nr. 62. 

66. 88 6, 7. 

Die ſolidariſche Haftbarkeit beider Bekl., welche das B. G. 
allerdings nicht beſonders begründet hat, iſt von dem Geſichts⸗ 
punkte aus, daß die in Berlin herausgegebene Zeitſchrift 
ſowohl im Gebiete des Pr. A. L. R. als auch in dem 
des gemeinen Rechts Verbreitung gefunden hat, gerechtfertigt, 
gleichviel, ob das A. L. R. Thl. I Tit. 6 8 29 oder das 
gemeine Recht (ef. Windſcheid Pandekten § 298 Note 15) 
zur Anwendung kommt. Vergl. Entſch. bei Nr. 62. 

Börſengeſetz vom 23. Juni 1896. 

67 


Die Klage aus den Geſchäften vom 7. und 9. Mai 1898 
iſt abgewieſen, weil dieſe Geſchäfte börſenmäßige Termin⸗ 
geſchäfte über Kuxe und als ſolche nach $ 50 Abſ. 2 Satz 1 
des Börſengeſetzes nichtig ſeien. Nach dem unſtreitigen Sach- 
verhalte find beide Geſchäfte auf fixen Termin oder früher in 
Käufers Wahl geſchloſſen. Die Reviſion zieht rechtlich weder 
die Natur dieſer Geſchäfte als Termingeſchäfte noch daß Kure 
die rechtliche Natur von Antheilen von Bergwerkseigenthum 
haben, in Zweifel. Sie wendet ſich nur dagegen, daß dieſe 
Geſchäfte als Geſchäfte des Börſenterminhandels oder als 
börſenmäßige Termingeſchäfte aufzufaſſen ſeien, und bekämpft 
den vom R. G. in ſeinem Urtheil vom 1. Dezember 1900, 
Entſch. Bd. 41 S. 104, aufgeſtellten Rechtsſatz, daß Börſen⸗ 
termingeſchäfte in Kuren nichtig find, weil der § 50 Abſ. 2 
Satz 1 des Börſengeſetzes den Börſenterminhandel in Antheilen 
an Bergwerksunternehmungen unterſagt. An dieſer Rechtsauf⸗ 
faſſung hält das R. G. aber feſt. Der Börſenterminhandel, 
mit dem der ganze vierte Abſchnitt des Boͤrſengeſetzes nach feiner 
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Ueberſchrift ſich beſchäftigt, und den der § 50 Abi. 2 Satz 1 
in Antheilen von Bergwerks- und Fabrikunternehmungen unter⸗ 
ſagt, iſt ebenſo wie der börſenmäßige Terminhandel in Abſ. 3 
des 8 50 nach dem gemeinen Wortverſtand, dem Sinne und 
Zweck des Geſetzes nichts als die Summe der Geſchäftsformen, 
in denen ſich der Börſenterminhandel bewegt und umfaßt noth- 
wendig in der Geſammtheit dieſer Geſchäfte das einzelne Börfen- 
termingeſchäft, mit deſſen Definition der Abſchnitt im § 48 
ſeine Vorſchriften beginnt. Es hätte keinen verſtändigen Sinn, 
den Handel beſtimmter Art in Antheilen von Bergwerks- und 
Fabrikunternehmungen, in Getreide und Mühlenfabrikaten zu 
unterſagen, die einzelnen Geſchäfte aber, die dieſen Handel 
ausmachen, zuzulaſſen. Gerade gegen dieſe einzelnen Geſchäfte 
richtet ſich das Geſetz. Darüber ſchließt, wenn Zweifel über⸗ 
haupt beſtehen könnten, die Vorſchrift in dem Schlußparagraphen 
des Geſetzes jeden Zweifel aus. Der § 82 Abſ. 4 geſtattet 
den Abſchluß von börſenmäßigen Termingeſchäften (§ 50 Abſ. 3) 
nur bis zum 1. Januar 1897 mit der Maßgabe, daß die bis 
zu dieſem Tage abgeſchloſſenen Geſchäfte auch bis zu dieſem 
Tage abgewickelt ſein mußten. Daraus folgt, daß alle nach 
dieſem Termine abgeſchloſſenen Geſchäfte dieſer Art unterſagt 
ſind. Das Allegat des den börſenmäßigen Terminhandel in 
Getreide und Mühlenfabrikaten betreffenden Abſ. 3 
§ 50 läßt einen Schluß dahin, daß zwar das börſenmäßige 
Termingeſchäft in Getreide und Mühlenfabrikaten nach dem 
1. Januar 1897 verboten, nicht aber in den im Abſ. 2 Satz 1 
des § 50 bezeichneten Antheilen an Bergwerks⸗ und Fabrik⸗ 
unternehmungen um jo weniger zu, als das börſenmäßige 
Termingeſchäft dem Sinne nach nichts anderes iſt, als das 
Börſentermingeſchäft und wie dieſes eine Geſchaͤftsform iſt, in 
der ſich der Börſenterminhandel bewegt. Sind die Geſchäfte 
vom 7. und 9. Mai börſenmäßige Termingeſchäfte oder Börjen- 
termingeſchäfte, fo find fie als verbotene Geſchäfte nach dem zur 
Zeit ihres Abſchluſſes geltenden, hier maßgebenden § 6 Thl. I 
Tit. 4, 8 68 Thl. I Tit. 5 des A. L. R. ebenſo nichtig, wie 
fie nach dem $ 134 des B. G. B. nichtig fein würden, wenn 
ſie unter der Herrſchaft deſſelben abgeſchloſſen wären, denn das 
Börſengeſetz bietet keinerlei Anhalt dafür, daß es die Folge der 
Nichtigkeit mit ſeinem Verbote nicht hätte verknüpfen wollen. 
Aus der Vorſchrift des § 51 des Börſengeſetzes folgt dafür 
nichts. Danach iſt ausdrücklich allerdings nur beſtimmt, daß 
Börſentermingeſchäfte in ſolchen Waaren und Werthpapieren, 
in denen der Börſenterminhandel durch das Geſetz oder 
vom Bundesrath unterſagt oder von den Börſenorganen 
endgültig verweigert iſt, von der Benutzung der Börſenein— 
richtungen ausgeſchloſſen find, von den Kursmaklern nicht ver- 
mittelt werden und für ſie Kurszettel nicht veröffentlicht oder 
verbreitet werden dürfen. Und nach § 52 kann ein that⸗ 
ſächlich ſtattfindender Terminhandel in nicht zuge— 
laſſenen Waaren und Werthpapieren nur mit den in 
§ 51 bezeichneten Folgen unterſagt werden. Für die 
durch das Geſetz verbotenen Börſentermingeſchäfte und börjen- 
mäßigen Termingeſchäfte läßt ſich die Einſchränkung des Ber: 
bots auf dieſe Folgen aus § 52 ſicherlich nicht und ebenſo 
wenig aus § 51 herleiten, der ſich ohne Unterſchied auf die 
durch das Geſetz und durch den Bundesrath verbotenen und die 
nicht zugelaſſenen Geſchäfte bezieht und in keiner Weiſe er: 
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kennen läßt, daß für die durch das Geſetz verbotenen Ge— 
ſchäfte die rechtlichen Folgen nicht eintreten ſollen, die nach dem 
neben dem Börſengeſetz geltenden bürgerlichen Rechte grund- 
ſätzlich mit dem geſetzlichen Verbot eines Rechtsgeſchäfts ver- 
bunden ſind. Aus dem Geſetz ſelbſt und ſeinem Zwecke folgt 
vielmehr das Gegentheil. In ſeinem Urtheil vom 28. Ok- 
tober 1899, Entſch. Bd. 44 S. 103, hat das R. G. aus der 
Entſtehungsgeſchichte des Börſengeſetzes den Grund und Zweck 
des Geſetzes eingehend dargelegt. Der Börſenterminhandel iſt 
als ſolcher nicht verboten, weil er ein wirthſchaftlich berechtigtes 
Mittel zur Erleichterung und Sicherung geſchäftlicher Unter- 
nehmungen ſein kann. Aber das große Privatpublikum und 
ſolche Kaufleute, die des Börſenterminhandels für ihren Ge- 
ſchäftsbetrieb nicht bedürfen, ſollten von dem ihnen erfahrungs⸗ 
mäßig verhängnißvollen, weil nicht berechtigten wirthſchaftlichen 
Zwecke, ſondern dem reinen Spielbedürfniß dienenden börſen⸗ 
mäßen Terminhandel fern gehalten werden. Zu dieſem Zweck 
ſchuf das Geſetz das Börſenregiſter in der Erwartung, daß ſich 
in daſſelbe alle die Klaſſen von Perſonen eintragen laſſen 
würden, die des Boͤrſenterminhandels zu ihren Geſchäftszwecken 
bedürfen. Im Zuſammenhang damit ſteht, daß der § 66 des 
Börſengeſetzes aus Börſentermingeſchäften in einem Geſchäfts— 
zweige, für den nicht beide Theile in einem Börjenregijter ein: 
getragen, ein Schuldverhältniß nicht entſtehen läßt, und anderer⸗ 
ſeits, daß der § 69 des Geſetzes zum Vortheil eingetragener 
Perſonen die Einrede des reinen Differenzgeſchäfts ohne Be— 
denken verſagt. Der Börſenterminhandel, der börſenmäßige Termin⸗ 
handel, das Börſentermingeſchäft, das börſenmäßige Termingeſchäft 
in den Werthpapieren und Waaren des § 50 Abſ. 2 Satz 1 Abſ. 3 
iſt nicht unter Vorausſetzungen zugelaſſen, ſondern einfach unter» 
ſagt. Zu den Gründen, welche zu der Einſchränkung des 
Börſenterminhandels in anderen Werthpapieren und Waaren 
durch den Zwang zur Eintragung in das Börſenregiſter und 
die Vorſchrift des § 66 führten, treten hier weitergehende 
Gründe des öffentlichen Intereſſes. Man nahm an, daß der 
damals ſchon ſchwunghaft betriebene Börſenterminhandel in 
Antheilen von Bergwerks- und Fabrikunternehmungen und in 
Getreide und Mühlenfabrikaten nicht bloß den einzelnen un⸗ 
erfahrenen und ungewandten Betheiligten, ſondern durch die 
damit verbundenen ſtarken und plötzlichen Preisſchwankungen die 
ruhige und ſichere Entwicklung der betheiligten Unternehmungen 
in Landwirthſchaft, Bergbau und Induſtrie ſelbſt gefährde. 
Darauf beruht das Verbot, das nicht bloß einzelne Klaſſen von . 
Perſonen von dem Böͤrſenterminhandel in dieſen Werthpapieren 
und Waaren ausſchließt, ſondern dieſen Börſenterminhandel 
überhaupt nicht will. Das Börſenterminregiſter, das ein 
Korrektiv für die Betheiligung an dem an ſich erlaubten 
Börſenterminhandel ſchaffen ſoll, iſt ſelbſtverſtändlich auf dieſen 
verbotenen Böͤrſenterminhandel nicht berechnet; es iſt aus— 
geſchloſſen, daß der Geſetzgeber dieſen verbotenen Handel durch 
Verſagung der Einrede des Differenzgeſchäftes bei Eintragung 
der Betheiligten hat privilegiren wollen. Und ebenſo iſt das 
völlig ausgeſchloſſen, daß der Geſetzgeber hätte auf deu wider— 
ſinnigen Gedanken kommen können, die Entſtehung eines 
Schuldverhältniſſes aus an ſich erlaubtem Boͤrſentermin— 
handel an die Eintragung der Betheiligten in ein Börſenregiſter 
zu knüpfen, aus verbotenem Börſenterminhandel aber ein 
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Schuldverhältniß entſtehen zu laſſen und an das Verbot nur 
die Folgen des § 51 zu knüpfen. Der Zuſammenhang der 
Beſtimmungen des Geſetzes und der Zweck des Geſetzes führen 
vielmehr mit Nothwendigkeit zu dem Schluß, daß die verbotenen 
Geſchäfte nichtig ſind. Es iſt nicht richtig, daß das Gegentheil 
aus den Verhandlungen bei der Berathung des Geſetzes im 
Reichstage folge. Bei der dritten Leſung wurde in der Sitzung 
som 6. Juni 1896 ein Zuſatz zu dem § 50 dahin beantragt: 
Wenn börſenmäßige Termingeſchäfte, die auf Grund dieſes 
Geſetzes verboten ſind, im Auslande abgeſchloſſen ſind, ſo ſind 
die Rechtsanſprüche aus dieſen Geſchäften unklagbar und findet 
eine Zwangsvollſtreckung aus Urtheilen ausländischer Gerichte, 
welche ſolche Geſchäfte betreffen, nicht ſtatt. Etwas ſchon 
Geleiſtetes kann nicht zurückgefordert werden. Dieſer Antrag 
iſt vom Reichstage abgelehnt und mit Recht abgelehnt, weil er 
in ſeiner Faſſung viel zu weit ging, inſofern er ohne Unter 
ſchied alle im Auslande geſchloſſenen Geſchäfte der verbotenen 
Art traf, auch wenn es ſich nicht um Antheile an inländiſchen 
Bergwerks⸗ und Fabrikunternehmungen und Waaren der in« 
ländiſchen Landwirthſchaft und Induſtrie handelte, auch weil er 
zum Theil dem $ 661 der C. P. O. (alte Faſſung) gegenüber 
überflüfſig war oder der Resviſion deſſelben vorgriff. Aus der 
Ablehnung dieſes Antrages iſt danach keinerlei Schlußfolgerung 
dahin zu ziehen, daß für die im Inlande geſchloſſenen ver⸗ 
botenen Geſchäfte der Reichstag die Nichtigkeit habe ausſchließen 
wollen. I. C. S. i. S. Zielenziger c. Merckels Konkurs vom 
4. Dezember 1901, Nr. 259/1901 J. 

68. 

Das Börſengeſetz giebt im § 48 eine Begriffsbeſtimmung 
des Börſentermingeſchäfts. Weſentlich iſt dem Begriff danach 
der Abſchluß von Kauf- oder ſonſtigen Anſchaffungsgeſchäften 
1. auf feſtbeſtimmte Lieferungszeit oder mit feſtbeſtimmter 
Lieferungsfriſt, 2. nach Geſchäftsbedingungen, die für den 
Terminhandel vom Börſenvorſtande feſtgeſetzt, 3. amtliche Feſt⸗ 
ſtelliung von Terminpreiſen für die an der Börſe geſchloſſenen 
Geſchäfte ſolcher Art. Entnommen iſt dieſe Begriffsbeſtimmung 
aus der Geſtaltung, die der börſenmäßige Terminhandel in 
ſeiner Entwickelung aus dem fixen Lieferungsgeſchäft im Sinne 
des Art. 357 des alten H. G. B. damals angenommen hatte. 
Daß dieſe Begriffsbeſtimmung nicht uneingeſchränkt maßgebend 
fein kann für nach dem 1. Januar 1897 abgeſchloſſene ver - 
botene börſenmäßige Termingeſchäfte, für die es nach § 51 
weder eine Börſe, noch vom Börſenvorſtande feſtgeſetzte Ge- 
ſchäftsbedingungen, noch amtliche Terminspreiſe giebt, liegt auf 
der Hand, wenn man das Geſetz nicht völlig inhaltsleer machen 
will. In dieſer Beziehung kann auf die Ausführungen des 
R. G. in den Urtheilen vom 28. Oktober 1899 und 2. De⸗ 
zember 1900 verwieſen werden. Es kommt vielmehr, wie dort 
nachgewieſen, darauf an, ob dieſe Geſchäfte nach ihrem all⸗ 
gemeinen Inhalt und ihrer wirthſchaftlichen Natur den Charakter 
von Börſentermingeſchäften haben, wie ſie vor dem 1. Januar 
1897 abgeſchloſſen ſind, bevor das Verbot beſtand, und nach 
dieſem Charakter geeignet ſind, auf die Entwickelung der Unter⸗ 
nehmungen in Bergbau, Induſtrie und Landwirthſchaft den nach⸗ 
theiligen Einfluß in dem oben entwickelten Sinne zu üben, den 
das Geſetz hat abſchneiden wollen. Solchen nachtheiligen Ein- 
fluß übten die vor dem Börſengeſetz nicht verbotenen Geſchäfte 
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der fraglichen Art dadurch, daß fie von zahlreichen Perſonen 
ohne wirthſchaftliches Bedürfniß und ohne reellen wirthſchaft⸗ 
lichen Zweck in großen Mengen ohne Rückſicht auf das Intereſſe 
der Unternehmungen lediglich zu dem Zwecke geſchloſſen wurden, 
auf das Steigen oder Fallen der börſenmäßigen Kurſe einzu⸗ 
wirken und aus der ſo beeinflußten Preisbildung Gewinn zu 
ziehen. Dazu iſt natürlich nicht erforderlich, daß die Geſchäfte 
an der Börſe geſchloſſen werden. Auch die außerhalb der 
Börſe geſchloſſenen Geſchäfte, wenn fie nur mit Rückſicht auf 
die Börſenpreiſe geſchloſſen werden, welche durch die an der 
Börſe geſchloſſenen Geſchäfte beſtimmt werden, üben erfahrungs⸗ 
mäßig bei Abſchluß und Löſung der Eugagements wie durch 
ihren Beſtand in der Zwiſchenzeit eine Einwirkung auf die 
börſenmäßige Preisbeſtimmung ebenſo wie ſie durch die an der 
Börſe geſchloſſenen Geſchäfte beeinflußt werden. Auch der $ 48 
des Börſengeſetzes fordert nicht, daß das einzelne Geſchäft an 
der Börſe geſchloſſen wird, nur daß fie nach von dem Börfen- 
vorſtande feſtgeſetzten Geſchäftsbedingungen geſchloſſen werden 
und daß für an der Börſe geſchloſſene Geſchäfte 
ſolcher Art eine amtliche Feſtſtellung von Terminpreiſen ftatt- 
findet. Einen Zuſammenhang dieſer Art mit an der Börfe 
geſchloſſenen Geſchäften muß das au ßerhalb der Börſe ge 
ſchloſſene Geſchäft ſtets haben, um als börſen mäßiges 
Termingeſchäft und in ſeiner Verbindung mit mehreren ſolcher 
Geſchäfte als Geſchäft eines börſenmäßigen Termin⸗ 
handels zu erſcheinen. Möglich iſt ein ſolcher Zuſammenhang 
auch bei den verbotenen Termingeſchäften des § 50 des Börſen⸗ 
geſetzes, wenn die dort bezeichneten Werthpapiere und Waaren 
an der Börfe auch nur per cassa gehandelt werden 
und einen Börſenkurs haben. Aber wenn Werrhpapiere 
dieſer Art an einer Börſe überhaupt nicht gehandelt 
werden, d. h. alſo nicht Gegenſtand eines Verkehrs mit An⸗ 
gebot und Nachfrage find, durch den allein die Preisbeſtimmung 
in einer die ruhige und ſichere Entwickelung gefährdenden Art 
beeinflußt werden kann, iſt von einem börſenmäßigen Termin⸗ 
geſchäft und börſenmäßigen Terminhandel nicht zu reden. Vergl. 
Entſch. bei voriger Nummer. 

Reichsſtempelgeſetz vom 27. April 1894. 

69. 88 1, 22, 24, 26. ö 

Durch § 1 des Reichsſtempelgeſetzes vom 27. April 1894 
find die in dem Stempeltarif unter 1, 2, 3 und 5 bezeichneten 
Urkunden und die unter 4 bezeichneten Geſchäfte der daſelbſt 
bezeichneten Abgabe „nach Maßgabe der nachſtehenden Beſtim- 
mungen“ unterworfen. Nach der Tarifnummer 5 unterliegen 
der daſelbſt angebenen Abgabe Looſe öffentlicher Lotterien, ſowie 
Ausweiſe über Spieleinlagen bei öffentlich veranſtalteten Aus⸗ 
ſpielungen von Geld⸗ oder anderen Gewinnen; nach Abſ. 2 
ſtehen den Spieleinlagen gleich die Wetteinſätze bei öffentlich 
veranſtalteten Pferderennen und ähnlichen öffentlichen Veranſtal⸗ 
tungen. Auf die Tarifnummer 5 beziehen ſich die §§ 22 flgd. 
des Geſetzes. § 22 beſtimmt: „Wer im Bundesgebiete Lotte- 
rien oder Ausſpielungen veranftalten will, hat die Stempel⸗ 
abgabe für die geſammte planmäßige Anzahl der Looſe oder 
Ausweiſe über Spieleinlagen im Voraus zu entrichten,“ 8 24: 
„Wer ausländiſche Looſe oder Ausweiſe über Spieleinlagen 
in das Bundesgebiet einführt oder daſelbſt empfängt, hat die⸗ 
ſelben, bevor mit dem Betriebe begonnen wird, ſpäteſtens binnen 
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drei Tagen nach dem Tage der Einführung oder des Empfanges 
der zuſtändigen Behörde anzumelden und davon die Stempel⸗ 
abgabe zu entrichten.“ Dieſe Beſtimmungen laſſen nur die An⸗ 
nahme zu, daß das Geſetz nicht die Veranſtaltung öffentlicher 
Lotterien, Ausſpielungen und Pferderennen und ähnliche öffent- 
liche Veranſtaltungen, ſondern nur die bezeichneten, bei denſelben 
auszuſtellenden Urkunden — Looſe und Ausweiſe über Spiel⸗ 
einlagen und Wetteinſätze —, als ſtempelpflichtig anſieht. Eine 
andere Auffaſſung findet aber auch in der vom Bekl. in Bezug 
genommenen Beſtimmung des § 26 Abſ. 2 des Geſetzes keine 
Stütze. Dieſe Vorſchrift enthält, wie der B. R. zutreffend 
ausgeführt hat, nur eine Strafbeſtimmung. Während Abſ. 1 
des § 26 die Hinterziehung der Stempelabgabe trifft, wird hier 
die Umgehung des Geſetzes, die Unterlaſſung der Ausſtellung 
von Ausweiſen über Wetteinſätze, unter Strafe geſtellt. Sit aber, 
wie auch in dem Urtheile des IV. Strafſenats des R. G. vom 
2. Dezember 1898 hervorgehoben iſt, Abſ. 2 des $ 26 dem 
Geſetze eingefügt, um der Umgehung des Geſetzes durch Unter⸗ 
laſſung der Ausſtellung von Ausweiſen vorzubeugen, ſo kann 
hierin nach Anſicht des jetzt erkennenden Senats gegenüber der 
ſonſt klar erhellenden Tendenz des Geſetzes, die Urkunde zu be⸗ 
ſteuern, ein ausreichender Grund für die Annahme, daß im 
Falle der Unterlaſſung der Ausſtellung der Ausweiſe ſtatt der 
Urkunde das Geſchäft ſelbſt, — die Veranſtaltung von öffent⸗ 
lichen Pferderennen bezw. im Falle des § 24 die Vermittelung 
von Wettgeſchäften, — ſteuerpflichtig ſein ſolle, nicht gefunden 
werden. Dem angegebenen Zwecke genügt es, daß eine Straf⸗ 
beſtimmung, wie ſie ſich im Abſ. 2 des § 26 darſtellt, erlaſſen 


wurde. Hätte der Geſetzgeber im Falle der Nichtausſtellung der 


Urkunde das Geſchäft ſelbſt beſteuert wiſſen wollen, ſo hätte es 
nahe gelegen, dies kurz durch eine beſondere Beſtimmung aus⸗ 
zuſprechen. Mangels einer ſolchen iſt vielmehr auch aus jener 
Strafvorſchrift, da durch dieſelbe das Unterlaſſen der Ausſtellung 
der Urkunde verhindert werden ſoll, zu entnehmen, daß das 
Geſetz die Stempelpflicht nur an die letztere ſelbſt, nicht aber 
an das betreffende Geſchäft knüpft. Wenn ſomit der hier erkennende 
Senat von einer anderen Auffaſſung ausgeht, als der IV. Straf⸗ 
ſenat in dem erwähnten Urtheile vom 2. Dezember 1898, ſo 
liegt gleichwohl keine Veranlaſſung vor, eine Entſcheidung des 
Plenums des Reichsgerichts gemäß $ 137 des G. V. G. her⸗ 
beizuführen, da der eigentliche Grund der Entſcheidung des 
Strafſenats nicht in der Annahme, daß im Falle der Unter⸗ 
laſſung der Ausſtellung von Ausweiſen über Wetteinſätze ſtatt 
der Urkunde das Geſchäft ſelbſt die Unterlage der Stempelpflicht 
bilde, ſomit insbeſondere in dem im § 24 des Reichsſtempel⸗ 
geſetzes vom 27. April 1894 bezeichneten Falle der Vermittelung 
dieſe ſelbſt ſteuerpflichtig ſei, ſondern vielmehr in der Erwägung 
zu finden iſt, daß die damaligen Angeklagten das Geſetz um- 
gangen und deshalb Strafe verwirkt hätten. VII. C. S. i. S. 
Preuß. Fiskus c. Jerzynek vom 13. Dezember 1901 
Nr. 399/1901 VII. 

70. Zu Tarifnummer 5. 

Unbegründet iſt die Rüge, der B. R. habe zu Unrecht von 
der Entſcheidung der Frage abgeſehen, ob die vom Kläger ab- 
geſchloſſenen Geſchäfte ihrer wirklichen Bedeutung nach Wett— 
verträge zwiſchen dem Kläger und ſeinen Kunden oder Aufträge 
zur Abſchließung von Wetten mit den Totaliſatorunternehmern 
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für Rechnung der Kunden darſtellen. Es handelt ſich um die 
Frage, ob die vom Kläger ausgeſtellten Quittungen als Aus⸗ 
weiſe über Wetteinſätze im Sinne der Tarifnummer 5 des 
Reichsſtempelgeſetzes vom 27. April 1894 angeſehen werden 
können. Der B. R. hat die Frage verneint. Er nimmt auf 
Grund einer eingehenden, nicht zu beanſtandenden Auslegung 
an, daß die Quittungen Ausweiſe über Aufträge zum Abſchluſſe 
von Wettverträgen und zur Abführung der gezahlten Beträge 
an Unternehmer von Wettveranſtaltungen darſtellen, und daß 
insbeſondere die beigefügten Bedingungen nicht ergeben, daß ein 
anderes Rechtsgeſchäft beurkundet ſei. Die von dem Bekl. be⸗ 
haupteten Thatſachen, aus denen dieſer folgert, daß es ſich bei 
den in Rede ſtehenden Geſchäften in Wirklichkeit um Wettver⸗ 
träge zwiſchen dem Kl. und ſeinen Kunden gehandelt habe und 
daß demgemäß die ausgeſtellten Quittungen ihrer wahren Be⸗ 
deutung nach Ausweiſe über Wetteinſätze ſeien, hält er für un⸗ 
erheblich, da für die Stempelfrage der Inhalt der Urkunde 
maßgebend ſei. Der Bekl. hat ſich hiergegen auf das Urtheil 
des jetzt erkennenden Senats vom 27. November 1900 Rep. VII 
234/1900 berufen, in welchem ausgeſprochen iſt, der Umſtand, 
daß in den von dem (damaligen) Kl. ausgeſtellten Quittungen 
von einem dieſem ertheilten Auftrage die Rede ſei, ſtehe dem 
Kl. nicht zur Seite, wenn in Wirklichkeit keine Vermittelung 
übernommen ſei, insbeſondere ſchließe er den Anſpruch des (da⸗ 
maligen) Bekl. auf den erhobenen Stempel, — der ein Ur. 
kundenſtempel ſei, da Gegenſtand der Beſteuerung die Ausweiſe 
über die Wetteinſätze ſeien, — nicht aus, wenn der erwähnte 
Ausdruck zur Verſchleierung des wahren Sachverhältniſſes ge⸗ 
wählt ſei. Die hiermit geäußerte Anſicht kann indeſſen nicht 
aufrecht erhalten werden. Die Stempelpflichtigkeit einer Urkunde 
richtet ſich nach ihrem Inhalt. Umſtände, welche aus der Ur— 
kunde ſelbſt nicht erhellen, müſſen daher, — ſofern nicht etwa 
das Geſetz ſelbſt etwas Anderes beſtimmt, was hier nicht der 
Fall iſt, — bei der Beurtheilung der Stempelfrage außer Be⸗ 
tracht bleiben, es ſei denn, daß ſie nur zur Auslegung der 
Urkunde, inſoweit deren Sinn zweifelhaft erſcheint, dienen ſollen. 
Im vorliegenden Falle waltet bezüglich der vom Kl. ausgeſtellten 
Quittungen nach der zutreffenden Auslegung des B. R. ein 
ſolcher Zweifel nicht ob. VII. C. S. i. S. Preuß. Fiskus 
c. Jerzynek vom 13. Dezember 1901, Nr. 399/1901 VII. 

Reichsſtempelgeſetz vom 14. Juni 1900. 

71.85. 

Das R. G. erwog: Die Annahme des B. R., daß es 
eine weſentliche Aenderung des urſprünglichen Rechtsverhältniſſes 
im Sinne des § 5 Abſ. 2 des Reichsſtempelgeſetzes vom 
14. Juni 1900 bedeute, wenn bei dem Umtauſche die Indi⸗ 
vidualität der Aktiengeſellſchaft, als des Rechtsſubjektes, an deſſen 
Vermögen durch die gegen einander umzutauſchenden Aktien 
Antheilsrechte begründet werden, ſich ändert, iſt unwiderleglich 
(vergl. in Bezug auf die mit jener übereinſtimmende Be⸗ 
ſtimmung im § 6 Abſ. 2 des früheren Reichsſtempelgeſetzes 
vom 27. April 1894, Entſch. des R. G. Bd. 40 S. 131, 
Bd. 45 S. 91). Dieſer Fall liegt hier vor; denn die um⸗ 
zutauſchenden alten Aktien find von der aufgelöſten Speicher⸗ 
Aktien⸗Geſellſchaft, die neuen von der Kl. ausgegeben worden, 
die mit jener Geſellſchaft durch die Fuſion nicht etwa identiſch 
geworden iſt, ſondern die ihre bisherige Individualität völlig 
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unverſehrt bewahrt hat. Der durch Urtheil des erkennenden 
Senats vom 1. November 1899 in Sachen der Deputation für 
indirekte Steuern in Hamburg c. die Aktiengeſellſchaft, Ver⸗ 
einigte Bugfir⸗ und Dampfſchifffahrtsgeſellſchaft entſchiedene 
Rechtsfall unterſcheidet ſich von dem gegenwärtigen durch den 
weſentlichen und entſcheidenden Punkt, daß es ſich in jenem 
Falle um den Umtauſch von Aktien deſſelben Rechtsſubjektes, 
nämlich der aufnehmenden Geſellſchaft handelte, der lediglich zu 
dem Zweck erfolgte, damit in die Aktienurkunden der von dieſer 
Geſellſchaft angenommene neue Name eingefügt werde. VII. C. S. 
i. S. Stettiner Speicher ⸗Verein, Aktiengeſellſchaft c. Preußiſcher 
Fiskus vom 3. Januar 1902, Nr. 345/1901 VII. 

III. Das gemeine Recht. 

72. Auslegung. 

Mit Recht hat das B. G. eine Beweisantretung über den 
Siun des Vertrags nicht beachtet, da deſſen Wortlaut klar und 
unzweideutig iſt. Denn eine richterliche Auslegung darf nur da 
eintreten, wo der eine verſchiedene Deutung zulaſſende Vertrags⸗ 
inhalt Raum giebt für eine den Willen feſtſtellende Auslegung 
(Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 9 Nr. 61 S. 232. L. 25 
$ 1 D. de legatis et fideicommissis. III. — 32. —). 
III. C. S. i. S. Müller c. Scheydecker vom 10. Januar 1902, 
Nr. 342/1901 III. 

73. Unſittlicher Vertrag. 

Daß ein Vertrag, durch welchen ein Ehegatte ſich das 
Betreiben einer Eheſcheidung abkaufen läßt, ein unſtttlicher iſt, 
gleichgültig, welches Recht zur Anwendung zu bringen iſt 
(vergl. die Eutſch. des R. G. vom 1. Juni 1900 i. S. Flicken ⸗ 
ſchildt wider Flickenſchildt, vom 1. Dezember 1890, Juriſtiſche 
Wochenſchrift von 1891 S. 204, ſ. anch Gruchot, Beiträge 
Bd. 32 S. 917), vermag auch die Reviſion nicht zu beſtreiten. 
Die Feſtſtellung aber, daß der Vertrag vom 29. Februar 1892 
ein ſolcher Vertrag ſei, enthält keinen Rechtsirrthum. Ins⸗ 
beſondere iſt mit dem B. G. davon auszugehen, daß auch nach 
gemeinem Rechte — das Hamburger Recht iſt ohnehin irreviſibel 
— der geſchiedenen Ehefrau keinerlei Alimentationsanſpruch 
gegen ihren Ehemann zuſteht. (Entſch. des R. G. Bd. 8 S. 184, 
Bd. 12 S. 193, Bd. 26 S. 193, Bd. 41 S. 176.) III. C. S. 
i. S. Holle c. Holle vom 27. Dezember 1901, Nr. 326/1901 III. 

74. Ceſſion. 

Die Reviſion bemängelt den Satz der Entſcheidungsgründe 
des B. U.: „Dieſer Anſpruch ſchloß daher zugleich den Anſpruch 
auf Zahlung der von S. im Intereſſe des P. zur Fertigſtellung 
des Baues gemachten Leiſtungen in ſich ein.“ Allein wie der 
folgende Satz der Entſcheidungsgründe „deshalb war die 
Ueberweiſung des Anſpruchs an den Kl. rechtlich zuläſſig 
(vergl. die Entſch. dieſes Gerichts vom 19. Inni 1896, Rund» 
ſchau 1896 S. 247)“ ergiebt, ſollte damit nicht nur die 
Fälligkeit des Anſpruchs in Folge der Fertigſtellung des Baues, 
ſondern weſentlich die rechtliche Zuläſſigkeit der Pfändung und 
Ueberweiſung der dem S. wider den P. aus dem verſprochenen 
Baugelddarlehn zuſtehenden Anſprüche auf Auszahlung der 
Reſtvaluta begründet werden. In dieſer Beziehung iſt nun 
Folgendes hervorzuheben: Zwar hat die C. P. O. a. F. eine 
dem 5 951 der C. P. O. n. F. entſprechende Beſtimmung 
nicht enthalten, doch war auch nach jener nur eine ſolche 
Forderung, welche cedirt werden konnte, der Pfändung unter⸗ 
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worfen (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 6 Nr. 116 
S. 379). Es fragt ſich daher, ob im vorliegenden Falle eine 
Ceſſion gemeinrechtlich zuläſſig war. In dieſer Beziehung hat 
nun das R. G. (deſſen Entſch. in Civilſachen Bd. 32 Nr. 90) 
für das franzöſiſche Recht, welches das Darlehn wie das 
Gemeine Recht als Realvertrag auffaßt, entſchieden, daß zwar 
aus einem einſeitigen Darlehnsverſprechen eine Ceſſion rechtlich 
nicht möglich ſei, daß aber aus einem förmlichen Darlehns⸗ 
vertrage, der nicht nur dem Darleiher, ſondern auch den 
Darlehnsſchuldner bezüglich Annahme und Rückzahlung des 
Darlehns verpflichte, als einem gültigen Konſenſualvertrage eine 
Ceſſion möglich jet in der Weiſe, unter Belaſſung des 
urſprünglichen Schuldners bloß deſſen Recht auf Auszahlung 
der Darlehnsvaluta durch den Glaͤubiger zum Gegenſtand der 
Ceſſion zu machen. Ebenſo hat das R. G. (deſſen Entſch. in 
Civilſachen Bd. 38 Nr. 83 S. 311, vergl. auch Bd. 40 Nr. 77) 
für das Gebiet des Pr. A. L. R., welches das Darlehn eben⸗ 
falls als Realkontrakt anſieht (Dernburg Preußiſches Privatrecht 
5. Auflage Bd. 2 8 176 Nr. 1), ausgeführt: Wird ein Baugeld⸗ 
darlehn in der Weiſe zugeſagt, daß es je nach dem Fortſchreiten 
des Baus ratenweiſe ausbezahlt werden ſolle, ſo iſt die Zuläſſigkeit 
einer Ceſſion der einzelnen Raten nicht zu beanſtanden, da in der 
Abtretung der Erklärung des Darlehns nehmers zu finden iſt, daß 
er den Betrag, den der Darlehnsgeber an den Ceſſionar zahle, 
ſich anrechnen laſſen wolle, ſo daß er, der Cedent, Schuldner 
des Darlehnsgebers werde. Auch gemeinrechtlich ſteht in 
einem derartigen Falle der Zuläſſigkeit der Ceſſion nichts ent⸗ 
gegen (vergl. auch Urtheil des R. G. vom 15. Mai 1891 
III. 42/1891 i. S. der Schleswig⸗Holſteiniſchen Hypotheken⸗ 
bank in Itzehoe wider die Spar- und Leihkaſſe in Nordſtrand: 
im Auszug bei Bolze Praxis des R. G. in Civilſachen Bd. 12 
Nr. 80). Die Unterſcheidung zwiſchen Konſenſual⸗ und Real- 
verträgen iſt jedenfalls im Sinne des Römiſchen Rechts nicht in 
das Gemeine Recht übergegangen, ſondern hat höchſtens noch 
Bedeutung für die Vertragsperfektion nach dem Parteiwillen 
und es hängt lediglich von dem letzteren ab, ob ein Vertrag 
als Konſenſual⸗ oder Realvertrag geſchloſſen wird, es kann 
daher ein Darlehnsvertrag auch als Konſenſualvertrag geſchloſſen 
werden (Windſcheid Pandekten, 8. Auflage von Kipp Bd. 2 
§ 312 Anm. 5, § 371 Anm. 6, Dernburg Pandekten 5. Auf- 
lage Bd. 2 8 8 Nr. 3). III. C. S. i. S. Pudenz c. Weck 
vom 10. Dezember 1901, Nr. 307/1901 III. 

75. Schadenserſatz. 

Aus der Rechtslage des gegenwärtigen Falles iſt wohl ver⸗ 
ſtändlich, daß der B. R. nicht, wie die Reviſion will, den Sach- 
verhalt auf das Vorliegen eines Verſchuldens des einen und 
des anderen Theiles hin unterſucht und alsdann ein etwaiges 
beiderſeitiges Verſchulden gegen einander abgewogen hat. Die 
Haftung des Bekl. für den noch unter der Herrſchaft des alten 
Rechtes geſchehenen Unfall beſtimmte ſich nach den Grundſätzen 
des aquiliſchen Geſetzes, beziehungsweiſe in Verbindung damit 


nach den Beſtimmungen in 8 3, § 4 Abſ. 1 Ziffer 3 und 


Abſ. 2 des Binnenſchifffahrtsgeſetzes vom 15. Juni 1895. Als 
ein kontraktlicher Schadenserſatzanſpruch — aus dem abge⸗ 
geſchloſſenen Transportvertrag — hätte ſich die von der Wittwe 
des Getödteten erhobene Klage nicht begründen laſſen. Vergl. 
Entſch. des R. G. Bd. 21 S. 170 ff. — Wenn nun zwar 
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gegenüber der aquiliſchen Klage einem eigenen Verſchulden des 
Verletzten die Bedeutung zukäme, daß dadurch die Schadens⸗ 
erſatzpflicht des Schädigers ausgeſchloſſen würde (1. 203 Dig. 
de R. J. 50, 17) oder doch aufgehoben ſein könnte, ſo waren 
die Grundſätze über konkurrirendes Verſchulden doch nicht in 
gleicher Weiſe anwendbar in dem Fall, wo unter dem ſeitherigen 
Rechtszuſtand — ſiehe dagegen jetzt 88 846, 254 des 
Deutſchen B. G. B. — von den Hinterbliebenen des unmittelbar 
Verletzten ein ihnen ſelbſtſtändig (nicht als Erben des Ge— 
tödteten) zuſtehender Schadenserſatzanſpruch erhoben wurde. 
Vergl. Entſch. des R. G. Bd. 14 S. 254 ff. und für ge⸗ 
meines Recht Urtheil des erkennenden Senats vom 4. März 1901 
VI 426/1900. — Allerdings kommt auch in einem ſolchen Fall 
das eigene Verhalten des Getödteten inſofern in Betracht, als 
es bei der Feſtſtellung des urſächlichen Zuſammenhanges zwiſchen 
der Handlung des Dritten und dem Unfall von Einfluß ſein 
kann. Was nun die Frage des Kauſalzuſammenhanges zwiſchen 
dem Tod des Ehemanns der Kl. und einem etwaigen Ver⸗ 
ſchulden der Schiffsbeſatzung oder des Bekl. ſelbſt anlangt, ſo 
wäre ein ſolcher Zuſammenhang freilich dann gegeben, wenn 
die offenſtehende Barriere in dem Verunglückten den Irrthum 
hervorgerufen hätte, das Schiff liege noch am Stege an und 
er könne deshalb das Schiff noch ungefährdet verlaſſen. Darauf⸗ 
hin iſt denn auch der Sachverhalt von dem B. G. geprüft, 
welches jedoch zu der thatſächlichen und deshalb unanfechtbaren 
Feſtſtellung gelangt, daß E. nicht in jener irrigen Voraus⸗ 
ſetzung befangen, ſondern ſich deſſen wohl bewußt geweſen ſei, 
das Dampfboot habe die Anlegeſtelle bereits verlaſſen. Auch 
die Annahme, daß der Verunglückte durch Schlaftrunkenheit 
oder die herrſchende Dunkelheit in Verbindung mit dem Offen⸗ 
ſtehen der Barriere in eine Täuſchung über die Sachlage oder 
über die Gefährlichkeit ſeines Unterfangens verſetzt worden ſein 
möchte, erſcheint durch die Feſtſtellungen des B. U. als aus⸗ 
geſchloſſen. — Von dieſem thatſächlichen Standpunkt aus iſt 
aber die Entſch. des B. G. für gerechtfertigt zu erachten. Es 
mag ſein, daß durch das Offenſtehen der Barriere eine der Be⸗ 
dingungen für den unglücklichen Verlauf geſetzt worden iſt, 
vielleicht ſogar eine Bedingung, ohne welche dieſer Erfolg nicht 
eingetreten wäre; aber dieſes Bedingungsverhältniß iſt nicht 
immer ſchon hinreichend, um den Kauſalzuſammenhang herzu- 
ſtellen. Ein ſolcher war ſelbſt dann nicht nothwendig gegeben, 
wenn die offenſtehende Barriere für den Verunglückten (nur) 
die Veranlaſſung geboten hat, den Entſchluß zum Abſpringen 
von dem Schiff zu faſſen und auszuführen, und es iſt, in 
dieſem Sinne verſtanden, der Satz des B. U., E. habe ſein 
Vorhaben gerade deshalb zur Ausführung gebracht, weil er die 
Barriere offen ſtehend fand, nicht unvereinbar mit der übrigen 
Urtheilsbegründung. Denn es war vorliegend nach dem feſt— 
geſtellten Hergang die ſelbſtſtändige, aus freier Entſchließung her- 
vorgegangene Handlung eines zurechnungsfähigen Mannes, 
welcher im Bewußtſein der beſtehenden Gefahr die von ihm 
vorgefundene Sachlage zu ſeinem gefährlichen Thun benutzt und 
ſo den Unfall ſelbſt herbeigeführt hat, ohne daß derſelbe eine 
begründete Veranlaſſung gehabt hätte, einer ſolchen Gefahr ſich 
zu unterziehen (Entſch. des R. G. Bd. 29 S. 120 ff.) Da⸗ 
mit, daß die Barriere offen gelaſſen wurde, während ſchon das 
Schiff ſich wieder in Bewegung ſetzte, war allerdings ſeitens 
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der Schiffsbeſatzung eine möglicherweiſe gefahrdrohende Situation 
geſchaffen, welche bei Unterſtellung eines Verſchuldens eine 
Haftung begründen konnte; ſo falls ein Fahrgaſt etwa aus Ver⸗ 
ſehen oder im Dunkeln der Oeffnung zu nahe kam und hinaus⸗ 
fiel. Aber es iſt im gegenwärtigen Fall zwiſchen jene vielleicht 
ſchuldhafte Unterlaſſung des Schiffsperſonals und die weitere 
Kauſalitätsreihe die ſelbſtſtändig wirkſame freie Handlung des 
Verunglückten getreten und iſt durch dieſes Eingreifen eines 
eigenen Handelns der urſächliche Zuſammenhang des etwaigen 
Verſchuldens der Schiffsleute mit dem eingetretenen Unfall 
„unterbrochen“ oder richtiger eine ſolche Kauſalität ausge⸗ 
ſchloſſen. Die Reviſion hat unter Bezugnahme auf das vom 
I. R. angezogene Beiſpiel von einem Fahrgaſt, der aus einem 
ſchon weiterfahrenden Eiſenbahnzug durch die noch offenſtehende 
Wagenthüre hinausſpringt, eingewendet, daß mit den allgemein 
gebotenen Schutzeinrichtungen ſeitens der Verkehrsanſtalten 
gerade auch Rückſicht auf ſolche Fälle eines Mangels von Ueber⸗ 
legung bei dem Fahrgaſt genommen, dieſen „Schutz gegen ſich 
ſelbſt“ gewährt werden müſſe. Ob dieſer Geſichtspunkt an ſich 
und auch für Verhältniſſe der vorliegenden Art als zutreffend 
gelten könnte, mag dahingeſtellt bleiben; er würde keinenfalls 
der Auffaſſung des Kauſalzuſammenhangs im Wege ſtehen, 
welche bei einem willkürlichen oder unvernünftigen im Verkehr 
gar nicht in Rechnung zu nehmenden Eingreifen des Fahrgaſtes 
deſſen Handlung als die ſelbſtſtändige Urſache des Unfalles be⸗ 
trachtet. VI. C. S. i. S. Eins c. Wichmann vom 30. De⸗ 
zember 1901, Nr. 309/1901 VI. 

76. Verſchulden. 

Das B. U. unterliegt wegen Verkennens des Begriffs der 
Verſchuldung und der Kauſalität der Aufhebung. Denn es iſt 
feſtgeſtellt, daß Bekl., während er das auf ſeinem Hofe befindliche 
Göpelwerk zum Betriebe der Dreſchmaſchine durch eingeſpannte 
Pferde im Gange hielt, geduldet hat, daß Kinder, darunter der 
ſechsjährige Kl., auf ſeinem Hofe in der Nähe des Göͤpelwerks 
ſpielten, und daß er dann, als er das Göpelwerk auf kurze Zeit 
verließ, den Weiterbetrieb, beſonders den Antrieb der Pferde, 
einem zehnjährigen Kinde ohne beſondere Warnungen überlaſſen 
hat. Unter den obwaltenden Umſtänden und bei der bekannten 
Gefährlichkeit eines Göpelwerks iſt hierin eine um ſo größere 
Fahrläſſigkeit zu finden, als das Göpelwerk ſich derart in einer 
Vertiefung des Bodens befand, daß die Bedeckung deſſelben ſich 
mit der Bodenfläche des Hofes in einer Ebene befand, ſo daß 
ein Betreten der Bedeckung ſeitens der Kinder um ſo näher lag. 
Und ſo iſt denn auch, wie weiter feſtgeſtellt iſt, der Kl., als eins 
der mitſpielenden Kinder ſeine Mütze auf die Bedeckung des 
Goͤpelwerks warf, dieſer nachgelaufen, hat die Bedeckung betreten 
und iſt dabei, indem er durch die Bedeckung durchgetreten iſt, 
mit ſeinem einen Bein in die Räder des Göpels gerathen, wo— 
durch er ſchwere Verletzungen erlitten hat. Wenn nun bei dieſem 
Sachverhalt das B. G. die Haftung des Bekl. deshalb verneint, 
weil er doch nicht habe vorausſehen können, daß die Kinder eine 
Mütze des Kl. auf die Bedeckung des Göpelwerks werfen würden, 
und daß dieſer, ſtatt ſie mit einer Stange herabzuholen, die 
Bedeckung dieſerhalb betreten würde, weil ferner auch nicht feit- 
ſtehe, daß ein Erwachſener, wenn er ihn zum Betriebe des 
Göpelwerks angeſtellt hätte, den Unfall vermieden haben würde, 
ſo verkennt es in erſter Beziehung den Begriff des Verſchuldens, 
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indem es verlangt, daß gerade der Schaden fo, wie er in concreto 
ſich geſtaltet hat, hätte vorausgeſehen werden müſſen, und nicht 
für genügend erachtet, daß die Gefährlichkeit überhaupt zu er⸗ 
kennen war, und in zweiter Beziehung den Begriff der Kauſalität, 
wenn es nicht für genügend erachtet, daß nach allen Regeln der 
Wahrſcheinlichkeit ein Erwachſener den Kl. vom Betreten des 
Goͤpelwerks abgehalten haben würde. III. C. S. i. S. Schnuck 
c. Petzold vom 17. Januar 1902, Nr. 350/1901 III. 

77. Preisminderungsklage. 

Eeas iſt in zahlreichen Entſcheidungen (Entſch. vom 5. Oktober 
1897 i. S. Dr. Heſſe Erben c. Dr. Fülles Nr. 115/1897 III., 
Juriſtiſche Wochenſchrift von 1897 S. 581 Nr. 56, vergl. 
Entſch. in Seuffertss Archiv Bd. 40 Nr. 102, in der 
Juriſtiſchen Wochenſchrift von 1896 S. 323, von 1897 S. 353, 
Nr. 36 u. a.) ausgeſprochen und zwar im Anſchluſſe an die 
OQuellenſtelle 1. 19 8 1 D. de aed. ed. 20, 1. insbeſondere 
das Beispiel servum ad statuam nunquam confugisse, daß 
ſowohl bei den Klagen aus dem ädiliziſchen Edikt, als bei der 
Kaufsklage als beachtenswerthe Zuſicherungen nicht nur die Zu⸗ 
ſicherung beſtimmter Eigenſchaften (für die Gegenwart und 
Zukunft), ſondern auch einſeitige Angaben des Verkäufers über 
Thatſachen und Umſtände (aus der Vergangenheit) in Betracht 
kommen, wenn fie auf die Bemeſſung des Werths der ver- 
kauften Sache und auf den Entſchluß des Käufers, dieſelbe um 
einen beſtimmten Preis zu erſtehen, nachweisbar einzuwirken 
geeignet waren. Es iſt dies auch dann der Fall, wenn die 
Zuſagen keinen nothwendigen Rückſchluß auf die äußere 
Beſchaffenheit des Kaufobjekts ſelbſt, beſtimmte Eigenſchaften 
befielben begründen. In dieſer Weiſe find die Angaben des 
Verkäufers eines Wohnhauſes über die von ihm erzielten Mieth- 
preiſe, einer Reſtauration über den Bierumſatz, einer Brauerei 
über deren Abſatz, einer Mühle über deren Beſchäftigung, des 
Verkäufers einer Apotheke über die Zahl der gefertigten Rezepte, 
ſowie einer Heilanſtalt über deren Frequenz für erheblich erachtet 
worden, obwohl dieſelben keinen nothwendigen Rückſchluß auf 
die Beſchaffenheit des Kaufobjektes bedingten. Hievon abzu⸗ 
gehen liegt kein Grund vor. III. C. S. i. S. Dietrich e. 
Lehmpfuhl vom 10. Januar 1902, Nr. 203/1901 III. 

78. Konkurrenzverbot. 

Durch den zwiſchen den Parteien abgeſchloſſenen Vertrag hat 
Bekl. ſich verpflichtet, in Arolſen keinerlei Wirthſchaft zu be⸗ 
treiben. Dieſe zwiſchen zwei ſelbſtſtändigen Gewerbetreibenden 
getroffene Uebereinkunkt, die einerſeits zwar zeitlich unbegrenzt, 
andererſeits aber auf die gedachte Gemeinde beſchränkt iſt, 
enthält keine übermäßige Einengung der gewerblichen Thätigkeit 
des Bekl., da dieſe nicht als auch nur theilweiſe vernichtet an⸗ 
geſehen werden kann (vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. 31 Nr. 18). III. C. S. i. S. Müller c. Scheydecker vom 
10. Januar 1902, Nr. 342/1901 III. 

79. Verſicherungsrecht. 

Die Reviſion rügt, der B. R. verkenne, daß grundſätzlich 
davon ausgegangen werden müſſe, daß der Verſicherungsnehmer 
ohne Nachweis eines beſonderen Verſchuldens für die Folgen 
einer unrichtigen Beantwortung der im Formulare zum Ver⸗ 
ſicherungsantrage geſtellten Fragen hafte und daß dies auch dann 
gelte, wenn nicht er ſelbſt, ſondern der Agent die Antworten 
abgefaßt und niedergeſchrieben habe. Dieſer Grundſatz iſt zwar 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


145 


als richtig anzuerkennen. Gleichwohl wird das angefochtene 
Urtheil durch die Annahme des B. R., der Kl. habe ſeine An⸗ 
gaben ſo gewiſſenhaft gemacht, wie es den Umſtänden nach von 
ihm habe verlangt werden können, gehalten; hiermit iſt feſt⸗ 
geſtellt, daß der Kl. der ihm durch § 5 der allgemeinen Ver⸗ 
ſicherungsbedingungen der Bekl. auferlegten Pflicht zur gewiſſen⸗ 
haften Angabe der auf die Feuergefährlichkeit einwirkenden Um⸗ 
ſtände genügt habe. Es gereicht daher der Reviſion nicht zur 
Stütze, daß der B. R. in ſeinen Entſcheidungsgründen die von 
der Reviſion bekämpfte Anſicht geäußert hat, daß die Verwirkung 
des Verſicherungsanſpruchs ein Verſchulden des Verſicherungs⸗ 
nehmers bei Beantwortung der von der Verſicherungsgeſellſchaft 

geſtellten Fragen zur Vorausſetzung habe, — eine Anſicht, die 
im Allgemeinen allerdings nicht zu billigen ſein würde. Im 
vorliegenden Falle hat der B. R. die beſondere Beſtimmung 
des § 5 der allgemeinen Verſicherungsbedingungen der Bekl. 
berückſichtigt, deren Verletzung, inſoweit es ſich um die Ver⸗ 
pflichtung zu gewiſſenhafter Angabe der in Rede ſtehenden 
Umſtände handelt, allerdings nicht ohne ein Verſchulden des 
Verſicherungsnehmers gedacht werden kann. VII. C. S. i. S. 
Vereinigte landſchaftliche Brandkaſſe zu Hannover c. Eilers 
vom 3. Dezember 1901, Nr. 307/1901 VII. | 

80. 

Die Reviſion führt aus, der Kl. habe ſich nicht damit be⸗ 
gnügen dürfen, dem Agenten Auskunft zu ertheilen, ſondern 
auch Sorge tragen müſſen, daß die Verſicherungspapiere über 
den feuergefährlichen Betrieb, die Verwendung des Deitillir- 
apparates zur Reinigung ſchmutzigen Benzins Aufſchluß geben. 
Es iſt jedoch in dem von der Reviſion in Bezug genommenen 
Urtheile des erkennenden Senats — Entſch. des R. G. in 
Civilſachen Bd. 46 S. 184 — hervorgehoben, daß der Ver⸗ 
ſicherungsnehmer welcher die Beantwortung der geſtellten Fragen 
dem Agenten überläßt, unter beſonderen Umſtänden von der 
Verantwortlichkeit für die unrichtige Beantwortung befreit wird, 
daß dahin der Fall gehöre, daß es ſich um Fragen handelt, 
die nicht aus den perſönlichen Verhältniſſen und dem eigenen 
beſonderen Wiſſen des Verſicherungsnehmers zu beantworten 
ſind, ſondern von dem Agenten ebenſo gut beautwortet werden 
können, und daß dies insbeſondere für Fragen hinſichtlich der 
Oertlichkeit gelte. Der B. R. hat nun erwogen, daß nach den 
Angaben, welche der Kl. dem Agenten bei der Beſichtigung der 
Räumlichkeiten und Betriebseinrichtungen gemacht, nichts näher 
gelegen habe, als die Annahme, daß der Deſtillationsapparat 
zum Deſtilliren von Benzin diente, und daß der Kl. ſich auf 
die Sachkunde des Agenten habe verlaſſen dürfen. Damit iſt 
ausreichend dargelegt, daß es dem Kl. zur Entſchuldigung ge⸗ 
reicht, wenn der Agent die nähere Angabe über die Verwendung 
des Deſtillirapparates unterlaſſen und der Kl. die von dem 
Agenten aufgeſetzten Antworten nicht nachgeprüft hat. Vergl. 
Entſch. bei voriger Nummer. 

81. Unfallverſicherung. 

Der vom B. G. vorgenommenen Auslegung des § 2 Satz 2 
der Allgemeinen Verſicherungsbedingungen tritt die Rkl. inſofern 
nicht entgegen, als nach derſelben hier die äußere Verletzung — 
Stich durch ein Inſekt in die Naſe und Aufkratzen der Puſtel — 
an Stelle der in $ 1 erwähnten „äußeren Gewalt“ tritt; da⸗ 
dagegen ſoll es nach Anſicht der Rkl. der Tendenz und dem 
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Weſen des ganzen Vertrags widerſprechen, den §8 2 Satz 2 dahin 
zu verſtehen, daß jede Verletzung, auch eine ſolche, die ein Ver⸗ 
ſicherter durch Kratzen oder Aufdrücken von Puſteln ſich ſelbſt 
beibringt, einen verſicherungspflichtigen Unfall darſtelle. Dem 
kann jedoch nicht beigetreten werden. Es iſt zunächſt völlig be⸗ 
denkenfrei, wenn das B. G. einer Verletzung der Haut nicht 
deshalb die Eigenſchaft einer äußeren Verletzung abſpricht, 
weil ſie vom Verletzten mit eigener Hand bewirkt worden iſt; 
denn eine Verletzung der Außenſeite des Körpers wird dadurch 
nicht zu einer inneren, weil ſie auf eine Entſchließung des 
Verletzten zurückzuführen iſt. Es kam alſo nur darauf an, ob 
der Abſ. 2 des § 1 hier Platz greift, wonach die Leiſtung der 
Bekl. von der Bedingung abhängig gemacht iſt, daß die ver⸗ 
ſicherte Perſon die äußere Gewalt nicht abſichtlich oder durch 
grobe Fahrläſſigkeit herbeigeführt hat. Abſichtliches Handeln ſetzt 
voraus, daß der Thäter ſein Thun als ein koörperverletzendes 
erkennt; ein ſolches Erkennen verneint aber der B. R., wenn er 
von der Annahme ausgeht, daß B. durch das Jucken der Haut 
oder um den Eiter abzuwiſchen, zum Kratzen veranlaßt worden 
ſei, und hierin kann ein Irrthum nicht gefunden werden, da 
derartige Handlungen mit einem Erkennen der daraus folgenden 
Hautverletzung nicht verbunden zu ſein pflegen. Aus demſelben 
Grunde iſt auch das Vorliegen einer groben Fahrläſſigkeit mit 
Recht verneint worden. VII. C. S. i. S. Providentia c. Bauer 
vom 21. Januar 1902, Nr. 378/1901 VII. 

82. Erbrecht. 

Wäre das ſogenannte Familienfideikommiß als eine Stiftung 
zu erachten, fo wären die Teſtamentsvollſtrecker die geſetzlichen 
Vertreter. Iſt es als ein ſpezifiſch Hamburgiſches Teſtament 
gemäß der Belegung auf Teſtaments⸗Namen anzuſehen (vergl. 
Niemeyer, Hamburger Privatrecht S. 572 Nr. 5) ſo ſind die 
Teſtamentsexekutoren gemäß der nach der herrſchenden, vom R. G. 
als partikularer Rechtsſatz anerkannten Anſicht dem Teſtament 
zuerkannten Rechtsſubjektivität die Vertreter dieſes Rechtsſubjekts. 
Aber auch nach Anſicht der Schriftſteller, welche die Eigenſchaft 
des Teſtaments als eines ſelbſtſtändigen Rechtsſubjektes beſtreiten, 
erſcheinen wiederum die Teſtamentsvollſtrecker als die richtigen 
Bekl. Ritter hält in den Fällen, in welchen Belegungen auf 
Teſtamentsnamen ſtattgefunden, ohne daß eine Stiftung an⸗ 
geordnet iſt, für die Berechtigten die Teſtamentsvollſtrecker in 
dieſer ihrer Eigenſchaft. (Ritter, die Rechtsſubjektivität des 
Hamburgiſchen Teſtaments S. 119.) Goldfeld dagegen hält 
für das Rechtsſubjekt die durch die Teſtamentsvollſtrecker als 
geſetzliche Vertreter vertretenen Erben. (Goldfeld, Streitfrage 
aus dem deutſchen Erbrecht 1893 S. 61 —65.) Tritt man 
der wohl der Sachlage entſprechendſten Auffaſſung des B. G. 
bei, wonach es ſich überhaupt nur um einen unvertheilten Nach⸗ 
laß handelt, ſo erſcheint die Vertretungsbefugniß der Teſtaments⸗ 
exekutoren erſt recht durch das Teſtament feſtgeſtellt. Die Paffiv- 
legitimation der Bekl. iſt ſomit nach keiner Richtung zu bean⸗ 
ſtanden. VI. C. S. i. S. Vertreter von Dreyers Teſtament 
c. Dreyer vom 23. Dezember 1901, Nr. 374/1901 VI. 

83. Kirchenrecht. 

Das B. G. geht zutreffend davon aus, daß in der Regel 
dem Kirchenregiment die freie Berufung der Kirchendiener zu⸗ 
ſteht, und daß Derjenige, welcher in Bezug hierauf ein Sonder⸗ 
recht, insbeſondere ein Präſentationsrecht, in Anſpruch nimmt, 
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daſſelbe nach Grund und Umfang zu erweiſen hat. Hiefür 
genügte im vorliegenden Falle, wo es ſich um eine fpäter neu 
errichtete Pfarrſtelle handelt, keineswegs der Umſtand, daß der 
Kl. überhaupt ein Patronatrecht an der Gartenkirche verliehen 
iſt, da der Verleihungswille ſowohl auf die urſprünglich be⸗ 
ſtehenden Kirchenſtellen beſchränkt ſein konnte, wie er ſpätere 
Erweiterungen der kirchlichen Einrichtung zu umfaſſen vermochte. 
Die Kl. konnte daher mit dem Klageanſpruch nur durchdringen, 
wenn ſie nachwies, daß die an ſie erfolgte Verleihung im 
weitergehenden Sinne zu verſtehen ſei. III. C. S. i. S. 
Stadtgemeinde Hannover c. Königl. Konſiſtorium daſelbſt vom 
3. Januar 1902, Nr. 433/1901 III. 

IV. Das Preuſtiſche Allgemeine Landrecht. 

84. Zu § 105 Thl. I Tit. 4 A. L. R. 

Es iſt richtig, daß Kl. nicht ohne Weiteres zur Unzeit von 
dem Kommiſſionsvertrage zurücktreten durfte, aber ſie war zur 
ſofortigen Löſung berechtigt, ſobald wichtige Gründe hierfür 
eintraten. Und letzteres war im Oktober 1898 der Fall, denn 
Bekl. kam in den Verdacht der Brandſtiftung und wurde unter 
Umſtänden verhaftet, die ihn ſchuldig erſcheinen ließen. Hier⸗ 
durch wurden die von der Kl. damals ergriffenen Maßregeln, in 
denen ihr Rücktritt vom Vertrage zu finden iſt, gerechtfertigt. 
Nach Erwirkung und Vollziehung des Arreſtbefehls trat dann 
allerdings eine Aenderung inſofern ein, als einige der thatſäch⸗ 
lichen Annahmen, die für den Erlaß des Arreſtbefehls geltend 
gemacht waren, ſich als unrichtig herausſtellten. Aber Bekl. 
blieb in Haft, und dieſe Thatſache rechtfertigt es, daß Kl. das 
Kommiſſionsverhältniß gelöſt ließ. Bekl. hat zwar geltend ge⸗ 
macht und unter Beweis geſtellt, daß er für Fortbetrieb ſeines 
Geſchäfts geſorgt gehabt und iſt der Anſicht, daß Kl. ſich an 
ſeine Vertreter hätte wenden müſſen, um mit dieſen den Vertrag 
fortzuſetzen. Hierin kann jedoch dem Bekl. nicht beigetreten 
werden, denn Kl. hatte ihre Waaren dem Bekl. perſönlich an- 
vertraut und brauchte ſich nicht mit Vertretern deſſelben ein⸗ 
zulaſſen. Endlich ſtellte ſich am Schluß des gegen den Bekl. 
eingeleiteten Strafverfahrens heraus, daß derſelbe unſchuldig in 
Haft genommen worden ſei. Aber auch dieſer Umſtand kann 
die lange vorher erfolgte, damals gerechtfertigte Löſung des 
Vertrages nicht zu einer grundloſen machen, es muß vielmehr 
dabei bleiben, daß Kl. mit Fug zurückgetreten iſt. I. C. S. i. S. 
Schulze c. Reiners vom 28. Dezember 1901, Nr. 290/1901 J. 

85. 88 54, 57 Thl. I Tit. 5. 

Die Frage, wem der Beſchluß, wodurch der Anſpruch des 
Hypothekengläubigers auf den Subhaſtationserlös nach Erlaß 
des Zuſchlagsurtheils gepfändet wird, zugeſtellt werden müſſe, 
— ob in einem ſolchen Fall ein Drittſchuldner im Sinne des 
§ 730 C. P. O. vorhanden und wer dies ſei — wurden in dem 
reichsgerichtlichen Urtheil vom 22. Dezember 1897 (Entſch. Bd. 40 
S. 395 ff.) als eine in der Praxis und Litteratur ſehr umſtrittene 
Frage bezeichnet, aber dahin beantwortet, daß die Zuſtellung an 
den Subhaſtaten nicht an den Erſteher zu erfolgen habe. Als 
nun der damalige Kläger, jetzige Beklagte, gegen ſeinen Prozeß⸗ 
bevollmächtigten wegen der nicht richtig geſchehenen Zuſtellung 
einen Schädenanſpruch wegen Verſchuldens geltend machte, wurde 
dieſer nicht für gerechtfertigt erklärt und vom Reichsgericht aus. 
geführt: Es ſoll keineswegs in Abrede gezogen werden, daß 
der Rechtsanwalt bei Zweifelhaftigkeit einer materiellrechtlichen 
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oder prozeſſualen Frage, wenn die Rechtsgültigkeit des von ihm 
für ſeinen Mandanten zu bewirkenden Aktes von Einhaltung 
der geſetzlich richtigen Form abhängig iſt, die Verpflichtung hat, 
ſorgſam in Erwägung zu ziehen, in welcher Weiſe das Intereſſe 
des Auftraggebers am beſten und wirkſamſten gewahrt ſei, und 
darnach ſeine Maßnahmen zu treffen. Um dieſer Verpflichtung 
zu genügen, wird der Rechtsanwalt unter Umſtänden allerdings 
auch, in Berückſichtigung widerſtreitender Rechtsanſichten, vor⸗ 
ſorglich den fraglichen Rechtsakt in mehrfacher Weiſe, auch noch 
in der anderen Form, die möglicherweiſe von den Gerichten als 
die richtige erkannt werden könnte, vornehmen müſſen. Allein 
darin geht im vorliegenden Falle der I. R. mit ſeinen An⸗ 
forderungen an die Sorgfalt des Rechtsanwalts doch zu weit, 
daß er demſelben ſchlechthin zumuthet, an alle diejenigen die 
Zuſtellung zu bewirken, welche überhaupt möglicherweije als 
ſolche, denen zuzuſtellen iſt, — hier als Drittſchuldner — in 
Betracht kommen. Eine allgemeine Regel hierüber läßt ſich 
nicht aufſtellen; es werden immer die beſonderen Umſtände des 
Einzelfalles und die beſondere Art der bezüglichen, mehr oder 
weniger zweifelhaften Rechtsfrage in Rückſicht zu ziehen ſein; 
und es wird darauf ankommen, ob im gegebenen Fall der 
Rechtsanwalt bei pflichtmäßiger Prüfung der Sachlage den von 
ihm gewählten Weg als den geſetzmäßigen und genügend ſicheren 
hat erachten dürfen. Im gegenwärtigen Fall kommt zu Gunſten 
des Klägers in Betracht, daß es ſich um eine Kontroverſe 
handelte, bei der die Anſichten weit auseinandergingen. Hätte 
die Zuſtellung in der Art, um jeder der verſchiedenen An⸗ 
ſichten eventuell gerecht zu werden, bewerkſtelligt werden wollen, 
ſo bedurfte es wohl einer längeren Ueberlegung und einer ein⸗ 
gehenderen Prüfung des Standes der Streitfrage, als ſie dem 
Kl., wenigſtens für die Pfändungsanwendung bei der hiebei 
draͤugenden Eile, verſtattet geweſen fein moͤge. Dem Kl. 
kommt der Entſchuldigungsgrund zu gut, daß er durch Nach- 
leſen zu der Ueberzeugung gelangt ſei, der Anſicht, wonach dem 
Erſteher als dem Drittſchuldner zugeſtellt werden müſſe, ſtehe 
die Autorität des betreffenden Schriftſtellers und die Recht⸗ 
ſprechung zur Seite. Thatſächlich hat ſpäterhin das O. L. G. 
zu Breslau in ſeinem Urtheil vom 20. März 1897, obſchon 
mit Unrecht, unter Bezugnahme auf Jäckel, Preußiſche Sub⸗ 
haſtations⸗Ordnung a. a. O., für den gegenwärtigen Fall den 
Erſteher als den Drittſchuldner des dinglichen Anſpruches 
angeſehen. Ein nach dem maßgebenden bürgerlichen Recht 
( 54, 57 A. L. R. Thl. I Tit. 13) zu vertretendes Ver⸗ 
ſehen bei Ausführung des übernommenen Auftrages iſt alſo 
nach den Umſtänden des Falles dem Kl. nicht zur Laſt zu legen. 
VI. C. S. i. S. Lachmann c. Schmeidler vom 23. Januar 1902, 
Nr. 375/1901 VI. 

86. 58 285, 286, 288, 289, Thl. I Tit. 5. 

Der Bekl. hatte Beſchwerde erhoben über die Berechnung 
der Entſchädigung, die ihm dafür zugeſprochen worden iſt, daß 
in dem Neubau durch ein vom Kl. zu vertretendes Verſehen die 
Balken eine ſchiefe Lage erhalten haben und das B. G. hatte 
ihm eine Entſchädigung von 1 000 Mark zuerkannt. In den 
Gründen des die Reviſion des Bekl. zurückweiſenden Urtheils 
heißt es: Die Minderung des vom Bekl. dem Kl. geſchuldeten 
Preiſes iſt nach dem vollen Intereſſe des Bekl. zu bemeſſen. 
(88 285, 286, 289, A. L. R. Th. I Tit. 5.) Inſofern 
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iſt es mißverſtändlich, wenn in dem angefochtenen Urtheile 
geſagt wird, der Bekl. könne nur den Erſatz des wirklichen 
Schadens fordern; denn hier, wo es ſich um die Verletzung der 
Vertragspflicht durch den ſachverſtändigen Kl. handelt, iſt ſchon 
aus dieſem Grunde die einſchränkende Beſtimmung des $ 288 
a. a. O. nicht anwendbar. Allein der Zuſammenhang der 
Urtheilsgründe ergiebt, daß der B. R. nicht rechtsirrthümlich 
dem Bekl. das Recht hat abſprechen wollen, auch den Erſatz 
eines entgangenen Gewinnes zu fordern. Der Hinweis auf das 
(allerdings für das Gebiet des frauzöſiſchen Rechts ergangene) 
Urtheil des R. G. vom 29. April 1887 (Entſch. Bd. 18 
S. 338) läßt erſehen, daß ebenfalls grundſätzlich nicht für aus⸗ 
geſchloſſen erachtet iſt, als Schaden diejenigen Koſten anzuſehen, 
die zur Herſtellung des dem Bekl. vertragsmäßig zukommenden 
Zuſtandes erfordert werden und noch nicht verwendet ſind. 
Allein es iſt angenommen, daß nach der Lage des Falles das 
Intereſſe des Bekl. nicht die Herſtellung dieſes Zuſtandes, alſo 
den Umbau fordert. Denn das Gebäude läßt auch in der 
jetzigen, mangelhaften Ausführung den vom Bekl. beabſichtigten 
Gebrauch, die Vermiethung an Andere zu und ſogar ohne 
Minderung der Mietherträge. Deswegen iſt mit Recht auf die 
Frage eingegangen, inwiefern nach auderer Richtung hin ein 
Schaden für den Bekl. entſtanden ſei, und da lediglich eine 
Minderung des Verkaufswerths vom Sachverſtändigen feſtgeſtellt 
worden iſt, jo hat das B. G. ohne Rechtsirrthum den ge- 
ſchätzten Betrag dieſes Minderwerths dem Bekl. zugeſprochen. 
VI. C. S. i. S. Prinz c Simon vom 4. Januar 1902, 
Nr. 321/1901 VI. 

87. Thl. I Tit. 5 58 319, 329, 330. 

Der B. R. nimmt für erwieſen an, daß die Keller in un⸗ 
gewöhnlichem Maße feucht ſind. Seine fernere Annahme, daß 
die Trockenheit der Keller eines Villengrundſtücks gewöhnlich 
vorausgeſetzt werde (58 319, 329 des A. L. R. Thl. J Tit. 5), 
entſpricht den regelmäßigen Verhältniſſen, und das Vorliegen 
von Ausnahmezuſtänden in der in Betracht kommenden Gegend 
iſt nicht erſichtlich. Nach § 330 a. a. O. kann der Empfänger 
einer Sache, wenn dieſe mit einem in die Augen fallenden 
Fehler behaftet iſt und er ſie trotzdem, ohne dieſen Fehler aus⸗ 
drücklich zu rügen, übernimmt, weder vom Vertrage zurück⸗ 
treten, noch Vergütung fordern. Der B. R. ſagt, daß der 
Mangel, „ſoviel erfichtlich“, bei der Uebernahme nicht gerügt 
ſei. Er läßt mithin das Vorhandenſein dieſer Vorausſetzung 
des § 330 dahingeſtellt. Die Offenſichtlichkeit des Fehlers ver⸗ 
neint er mit der Begründung, daß der Bekl. die Keller beim 
Tauſchabſchluſſe nicht geſehen habe und daß in der Nichtbeſich⸗ 
tigung bei jener Gelegenheit oder bei der Uebergabe ein Verſehen 
des Bekl. nicht gefunden werden könne. Dieſe Ausführung 
beruht auf Rechtsirrthum. Es kommt für den Begriff der 
Offenſichtlichkeit lediglich darauf an, ob der Empfänger der 
Sache den Fehler bei Anwendung der gewöhnlichen Aufmerf- - 
ſamkeit hätte ſehen können oder müſſen (vergl. Juriſtiſche 
Wochenſchrift 1896 S. 346 Nr. 75). Die allergewöhnlichſte 
Aufmerkſamkeit erfordert aber, daß der Empfänger die Sache 
beſichtigt, und dazu genügt bei einem Wohngebäude nicht, daß 
er es ſich von außen anſieht, vielmehr hat er alle Raäͤumlich⸗ 
keiten des Hauſes zu beſichtigen, widrigenfalls er Anſprüche 
aus Mängeln, die er bei der Beſichtigung hätte ſehen muͤſſen, 


148 


nicht herleiten kann. Eine Feſtſtellung, daß der Bekl. den 
Fehler auch bei Beſichtigung der Keller bei Anwendung gewöhn⸗ 
licher Aufmerkſamkeit nicht hätte entdecken können, findet ſich 
in dem B. U. nicht; es mußte daher aufgehoben werden. 
V. C. S. i. S. Regenbrecht e. Klinge vom 4. Januar 1902, 
Nr. 306/1901 V. f 

88. 58 349 ff. Thl. I Tit. 5. 

Der Bekl. hatte behauptet, daß er zum Abſchluß des Ver⸗ 
ſicherungsvertrages durch den bei der Kl. angeſtellten (inzwiſchen 
verſtorbenen) Inſpektor S. betrüglich verleitet und durch die 
Aufſtellung und Veröffentlichung unrichtiger Bilanzen über die 
Vermögenslage der Kl. getäuſcht und durch letzteren Umſtand 
auch verhindert worden ſei, „mindeſteus ſchon im Jahre 1889 
den Rückkauf feiner Police zu beantragen oder den Verſicherungs⸗ 
vertrag wegen des von S. verübten Betruges aufzuheben“ und 
die ſeitdem gezahlten Prämien zu ſparen. Das B. G. führt 
dem gegenüber aus, daß der Bekl. ſelbſt hervorgehoben habe, 
„wegen des angeblich von dem Inſpektor S. verübten Betruges 
ſchon 1889 das Recht zum Austritt aus der Geſellſchaft ge⸗ 
habt zu haben“. Wenn er damals nicht ausgetreten“ ſei, 
„ſondern noch 10 Jahre lang die Prämien weiter bezahlt“ 
habe, ſo habe er „das durch den angeblichen Betrug veranlaßte 
Geſchäft genehmigt.“ Hierbei wird jedoch überſehen, daß der 
Thatbeſtand des B. U. gar nichts darüber ergiebt, daß der 
Bekl. bereits ſeit dem Jahre 1889 von jenen Thatſachen, in 
denen er den Betrug findet, auch Kenutniß erlangt hat. 
Ohne die Feſtſtellung dieſer ſchon damals erlangten Kenntniß 
aber erſcheint der aus dem vermeintlich konkludenten Verhalten 
des Bekl., der Weiterzahlung der Prämien, gezogene Schluß 
nicht gerechtfertigt. Hat der Bekl., wie er mit ſeinem Betrugs⸗ 
einwand behauptet, ſich bei Eingehung des Verſicherungsvertrages 
und demnächſt auch noch in der Folge über die Vermögenslage 
der Kl. im Irrthum befunden, ſo erſcheint auch nicht aus⸗ 
geſchloſſen, daß dieſer Irrthum für das ſtreitige Rechtsverhältniß 
von Bedeutung iſt. Es bedarf keiner Ausführung, daß es für 
denjenigen, der einer Geſellſchaft auf Gegenſeitigkeit beitritt, ſehr 
erheblich darauf ankommt, wie die Vermögensverhältniſſe dieſer 
Geſellſchaft beſchaffen find, und daß eine wahrheitswidrige Aus⸗ 
kunft hierüber auf ſeine Beitrittsentſchließung entſcheidend ein⸗ 
wirken kann. Sind die gedachten Vermögensverhältniſſe un⸗ 
günſtig, ſo läuft er durch ſeinen Beitritt Gefahr, an ſeinem 
eigenen Vermögen Schaden zu leiden. Darum kommt es im 
vorliegenden Falle unter Umſtänden auch noch darauf an, welche 
rechtliche Stellung der Inſpektor S. ſeiner Zeit gegenüber der 
Kl. einnahm, und ob und in wie weit für ſein Verhalten dem 
Bekl. gegenüber auch die Kl. ſelbſt haftet. IV. C. S. i. S. 
Meyer c. Prometheus vom 20. Januar 1902, Nr. 425/1901 IV. 

89. Thl. J Tit. 6 89. 

Der Pflicht zur Beleuchtung der Treppe iſt, ſoweit fie be- 
ſteht, jedenfalls genügt, wenn fie innerhalb der üblichen Ge— 
ſchäftszeit erfolgt. Damit, daß ein mit den Räumlichkeiten 
Unbekannter nach Oeffnung der nach außen ſchlagenden Thüre 
blindlings in den dunklen Raum tritt und in ihm vorwärts 
ſchreitet, war wohl nicht zu rechnen. Das B. G. geht in ſeinen 
Ausführungen von einer allgemeinen Pflicht des Hauseigen⸗ 
thümers zur Beleuchtung des Hofes aus, die mit der Eröffnung 
des Verkehrs eintrete. In einer Entſcheidung des II. Straf⸗ 
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ſenats des R. G. vom 19. Oktober 1886, Rep. 2277/86 (Entſch. 
des R. G. in Strafſachen Bd. 14 S. 362) iſt ausgeſprochen, 
wenn ein Hauseigenthümer Mitbewohner aufnehme und dadurch 
oder auf andere Weiſe einen Verkehr in dem Hauſe herſtelle, 
ſo habe er die Pflicht, dafür Sorge zu tragen, daß bei dem 
von ihm hergeſtellten Verkehre andere durch die Anlagen des 
Hauſes an ihrem Körper uicht Schaden erleiden. Auch der er— 
kennende Senat hat in einer Entſcheidung vom 12. Februar 1894 
Rep. VI 290/93 (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 33 
S. 223, 228) anerkannt, daß, wenn ein Verkehr in einem 
Hauſe eröffnet ſei, ſich für den Hauswirth aus den Umſtänden 
eine Zwangspflicht zur Beleuchtung im Sinne des § 9 Thl. I 
Tit. 6 des A. L. R. ergeben könne, deren Vernachläſſigung ihn 
für den dadurch entſtandenen Schaden haftbar mache. Dieſe 
civilrechtliche Verantwortlichkeit wird insbeſondere dann als be⸗ 
gründet zu erachten ſein, wenn, wie in Berlin, die Beleuchtung 
dem Eigenthümer durch Anordnung der Polizei auferlegt iſt 
und die Uebernahme der Beleuchtungspflicht von Seite des 
Vermiethers auch der Ortsſitte entſpricht. (Vergl. Niendorff, 
Miethrecht nach dem B. G. B. VI. Auflage S. 84.) Der 
Bekl. beſtreitet auch ſeine Beleuchtungspflicht nicht; er will ſie 
nur auf die Zeit des in ſeinem Hauſe üblichen Verkehrs be- 
ſchränkt willen. Die hierfür übernommene Verpflichtung er- 
weitert ſich nicht von ſelbſt dadurch, daß ein Miether zum Zweck 
ſeines Geſchäftsbetriebs den Verkehr für ſeinen Betrieb vor den 
Stunden des gewöhnlichen Betriebs eröffnet. Jedenfalls muß 
eine Vereinbarung für zuläſſig erachtet werden, durch die der 
Miether für dieſen Fall die Beleuchtung übernimmt. Eine 
ſolche Vereinbarung mit der Poſtverwaltung iſt aber ausdrücklich 
behauptet und unter Beweis geſtellt. Es iſt ferner anerkannt 
und muß als ſelbſtverſtändliche Erſcheinung großer Betriebe 
anerkannt werden, daß die Ausführung derartiger Verpflich— 
tungen nicht vom Hauseigenthümer ſelbſt vorgenommen werden 
kann, ſondern einem Anderen übertragen werden darf, und in 
ſolchem Falle erſt zu prüfen wäre, ob jenem in der Auswahl 
oder in der Kontrolle ein Verſehen zur Laſt fällt. Der Bekl. 
hat ſich auch auf die an ſeinen Hausverwalter erlaſſenen An⸗ 
weiſungen berufen. Auch nach dieſer Richtung mangelt es an 
ausreichender Prüfung der Sachlage. Erſchienen die Aus- 
führungen der Partei ungenügend, ſo wäre vom Fragerecht 
Gebrauch zu machen geweſen. VI. C. S. i. S. Schäfer 
c. Renſch vom 5. Dezember 1901, Nr. 288/1901 VI. 

90. § 12 Thl. J Tit. 6. 

Es kommt in Frage, ob Kl. den Arreſt und die in Folge 
des Arreſtes vollzogene Pfändung beſtehen laſſen dürfte. That— 
ſächlich hat ihr die bei Beantragung des Arreſtes geltend ge— 
machte Forderung nicht zugeſtauden, ſondern ſie hat bei der 
damaligen Sachlage nur den Anſpruch auf Rückgabe der Ci— 
garren — die derzeit noch nicht verſteigert waren — und auf 
Abtretung der zu erwartenden Brandentſchädigung, ſowie eine 
Geldforderung auf Auskehrung des Erlöſes für verkaufte 
Kommiſſionswaaren und Zurückzahlung des Zuſchuſſes von 
500 Mark gehabt. Ob ſie wegen dieſer Geldforderung den 
Arreſt beſtehen laſſen durfte, hing davon ab, ob jetzt noch ein 
Arreſtgrund vorlag. Einen ſolchen durfte ſie aus der ſchlechten 
Vermögenslage des Bekl. allein nicht entnehmen (vergl. Entſch. 
des R. G. in Cioilſachen Bd. 3 S. 416 und Juriſtiſche Wochen: 
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ſchrift 1890 S. 113) und ſonſtige Arreſtgründe ſind bis jetzt 
nicht geltend gemacht. Es wird deshalb noch zu entſcheiden 
ſein, ob nicht Kl., wenn ſie trotz Kenntniß der wirklichen Sach⸗ 
lage den Arreſt beſtehen ließ, ſich mindeſtens eines mäßigen 
Verſehens ſchuldig machte, das nach § 12 Thl. I Tit. 6 des 
A. L. R. genügen würde, ſie zum Erſatz des hierdurch dem 
Bekl. verurſachten Schadens zu verpflichten. Kl. hat hiergegen 
jetzt eingewandt, daß Bekl. ſich den Schaden ſelbſt zuſchreiben 
müſſe, weil er unterlaſſen habe, gegen den Arreſt Widerſpruch 
zu erheben und ſo deſſen Aufhebung herbeizuführen. Sie be⸗ 
ruft ſich darauf, daß der Widerſpruch erſt ſehr jpat — im 
Oktober 1899 — erhoben worden ſei. Durch den Hinweis 
hierauf kann jedoch gegenwärtig die Sache keinesfalls ihre Er⸗ 
ledigung finden, denn die Unterlaſſung des Widerſpruchs würde 
die Forderung des Bekl. auf Schadenserſatz nur dann beſeitigen, 
wenn durch die Erhebung die Herbeiführung der Zurücknahme 
des Arreſtes vor dem Tage der Verſteigerung, dem 10. Januar 
1899, überall möglich geweſen wäre, wenn die Unterlaſſung dem 
Bekl. als Verſchuldung angerechnet werden könnte, und wenn 
8 2 a. a. O. Platz zu greifen hätte. I. C. S. i. S. Schulze 
c. Reiners vom 28. Dezember 1901, Nr. 290/1901 J. 

91. 5 18 ff. Thl. I Tit. 6. 

Die Reviſion zieht zur Beſchwerde, daß das B. G. ein 
Verſchulden des Bekl. verneint hat. Dieſe Rüge geht 
fehl. Die Kl. haben dem Bekl. zum Vorwurf gemacht, daß an 
dem Uebergang ſich keine Bahnſchranken befinden. Das B. G. 
ſtellt aber nicht bloß feſt, daß die Aufſichtsbehörde die Errichtung 
von ſolchen nicht angeordnet hatte, ſondern es iſt auch bei eigener 
Prüfung auf Grund des Gutachtens des Sachverſtändigen zu 
der Anſicht gelangt, daß die Errichtung von Bahnſchranken an 
dem betreffenden Uebergang nicht nothwendig iſt. An einer 
ſolchen Beweiswürdigung war es nicht dadurch gehindert, daß 
der Landrath und der Regierungspräſident — nach dem Unfall — 
die Errichtung von Schranken als nothwendig bezeichnet hatten, dies 
um fo weniger als auch demgegenüber die Eiſenbahnbehörde bei 
ihrer ablehnenden Haltung verblieben iſt. VI. C. S. i. S. 
Handtke c. Preußiſcher Eiſenbahnfiskus vom 13. Januar 1902, 
Nr. 330/1901 VI. 

92. § 18 Thl. 1 Tit. 6. 

War, wie das B. G. einwandsfrei annimmt, im vor⸗ 
liegenden Falle aus den von ihm angeführten Gründen das 
Aufhängen der Tafel — durch deren Herabfallen der Kl. be⸗ 
ſchädigt worden iſt — an der fraglichen Stelle beſonders ge⸗ 
fährlich, war deshalb ein beſonderer Schutz geboten und mußten 

größere Vorſichtsmaßregeln, als gewöhnlich getroffen werden, jo 
kann auch nicht maßgebend ſein, in welcher Weiſe eine 23 Pfund 
ſchwere Tafel gewöhnlich aufgehängt wird. Ebenſo kann es nicht 
darauf ankommen, ob eine beſondere Revifion und Kontrolle nicht 
erforderlich geweſen, weil anzunehmen war, daß das Gebäude 
in der erſten Zeit ſeines Beſtehens gegen Erderſchütterungen 
widerſtands fähiger fein würde, als ein altes. Es mußte viel⸗ 
mehr ſchon bei dem Aufhängen der Tafel über die Eingangs⸗ 
thuür zum Warteraum mit beſonderer Vorſicht verfahren werden. 
Die Gefahr konnte, was das B. G. als einleuchtend anſieht, 
auf leichte Weiſe dadurch vermindert oder aufgehoben werden, 
daß ein dem Zuwerfen der Thür vorbeugender Selbſtverſchluß 
oder Dämpfer angebracht oder beſonders feſt eingelegte Haken 
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zum Aufhängen der Tafel verwendet wurden. Der zuſtändige 
Beamte des Bekl. konnte hiernach bei einiger Aufmerkſamkeit, 
ohne Anſtrengung derſelben, und bei gewöhnlichen Fähigkeiten 
erkennen, daß ſogleich beim Aufhängen der Tafel eine der be⸗ 
zeichneten Vorſichtsmaßregeln anzuwenden war und trifft ihn 
deshalb ein den Bekl. verpflichtendes grobes Verſchulden — 
§ 18 Thl. I Tit. 6 des A. L. R. — da er jede Vorſichts⸗ 
maßregel unterlaſſen hat. VI. C. S. i. S. Krüger c. Preußi⸗ 
ſcher Eiſenbahnfiskus vom 2. Januar 1902, Nr. 314/1901 VI. 

93. § 18 Thl. 1 Tit. 6. 

Der Kl. iſt, als er am 16. Dezember 1899 in Ausübung 
ſeiner gewerblichen Thätigkeit eine der Zugangsſtraßen (Lade⸗ 
ſtraßen) des Güterbahnhofs zu Poſen beging, auf der Schnee⸗ 
glätte zu Fall gekommen und hat hierbei einen Beinbruch er⸗ 
litten. Er nimmt mit der Behauptung, daß der Unfall durch 
Verwahrloſung der Straße ſeitens der Bahnverwaltung ſchuld⸗ 
haft herbeigeführt ſei, den Eiſenbahnfiskus auf Schadenserſatz 
in Anſpruch, iſt aber damit abgewieſen worden. Es iſt 
keinesfalls rechtsirrig, daß das Maß der Unterhaltungspflicht 
ſich nicht an den Zuſtänden, welche auf öffentlichen ſtädtiſchen 
Straßen zu herrſchen pflegen, beſtimmen laſſe. In der 
That wird bezüglich der Fürſorge insbeſondere gegen Ein⸗ 
flüſſe der Witterung, von Regen, Schnee oder Eis nicht 
der gleiche Maßſtab wie bei ſtädtiſchen Verkehrsſtraßen ſo bei 
Ladewegen eines Güterbahnhofes anzulegen fein, wenn letztere 
nur dem ſchweren Frachtverkehr der betheiligten Geſchäftsleute 
und inſofern nur beſchränkt dem öffentlichen Gebrauche dienen, 
wobei nach der Natur dieſes Verkehrs und der Beſchaffenheit 
der Fuhrwerke eine dauernde Inſtandhaltung des Weges mit 
beſonderen Schwierigkeiten verknüpft ſein mag und kaum in 
derſelben Weiſe wie bei anderen Straßen zu bewerkſtelligen ſein 
wird. Wenn ſchon bei Landſtraßen und ſelbſt bei ſtädtiſchen 
Verkehrswegen eine Obliegenheit des Unterhaltungspflichtigen, 
die Straße bei Glatteis der Schneeglätte durch Beſtreuen und 
dergleichen jeweils gangbar zu erhalten, ſich mangels ſpezieller 
polizeilicher Vorſchriften nicht allgemein und abſolut, ſondern 
nur nach Maßgabe der konkreten Verhältniſſe aufſtellen läßt 
(vergl. Urtheile dieſes Senats vom 18. Januar 1900, 
VI, 346/1989 Juriſtiſche Wochenſchrift 1900, S. 164, 
Nr. 38, vom 25. November 1901, R. N. 275/1901), ſo trifft 
um ſo mehr für einen Fall der vorliegenden Art der Geſichts⸗ 
punkt zu, daß von dem Unterhaltungspflichtigen doch nur das 
verlangt werden kann, was nach vernünftiger Einſicht und nach 
Maßgabe der örtlichen Verhältniſſe des Einzelfalles erforderlich 
iſt, um eine Gefahr für das Publikum zu verhüten. VI. C. S. 
i. S. Markowski c. Preußiſcher Eiſenbahnfiskus vom 4. Januar 
1902, Nr. 364/1901 VI. 

94. 

Von der Reviſion wird zu der Frage einer Vernachläſſigung 
der Auffichtspflicht ſeitens des Bekl. geltend gemacht, die frag⸗ 
liche Straße liege inmitten des Bahnhofes, daher müßten die 
betreffenden Organe des Bekl. den Zuſtand der Straße täglich 
überſchauen können und es ſei ihre Pflicht, eine genaue Kontrolle 
zu üben. Allein wenn im Allgemeinen die zur Juſtandhaltung 
der Straße erforderlichen Maßnahmen ſeitens der Bahnver⸗ 
waltung, wie das B. G. annimmt, in genügender Weiſe ge⸗ 
troffen waren, ſo würde eine Verabſäumung der daneben auch 
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beſtehenden Kontrollpflicht doch noch nicht darin erblickt werden 
müſſen, daß die Straße nicht täglich und ſtündlich von den 
Aufſichtsbeamten des Bekl. inſpizirt wurde. Um einen 
dauernden mangelhaften Zuſtand handelte es ſich hier nicht. 
Wegen der bei eintretendem Glatteis jeweils zu treffenden Vor⸗ 
kehrungen hätte aber nach den Feſtſtellungen des B. U. im ge⸗ 
gebenen Fall auch eine weitgehende Bethätigung der Kontrolle 
der Gefahr nicht vorbeugen können, eben wegen der Beſonder⸗ 
heit des fraglichen Weges und des auf demſelben herrſchenden 
Verkehrs, namentlich aber auch wegen der damaligen Witterungs- 
verhältniſſe. Es habe in der Nacht und am Morgen, bei ge- 
lindem Wetter, geſchneit, die Wagen haben breite, glatte Spuren 
hinterlaſſen. Das B. G. glaubt ſogar, hier liege ſicher höhere 
Gewalt vor, denn um völlige Sicherheit zu ſchaffen, hätte die 
Straße fortgeſetzt in kurzen Zwiſchenräumen beſtreut werden 
müſſen, was bei den Aufgaben, welche die Verwaltung ſonſt zu 
erledigen habe, unmöglich ſei. Ob diesfalls von einer höheren 
Gewalt im rechtlichen Sinne die Rede ſein koͤnnte, was die 
Reviſion beſtreitet, mag auf ſich beruhen. Es bedarf im vor⸗ 
liegenden (nicht unter dem R. H. G. ſtehenden) Falle nicht der 
höheren Gewalt, um den Bekl. der Verantwortung zu entheben; 
um ein Verſchulden ſeinerſeits auszuſchließen, genügt es, wenn 
die Beſeitigung der Glatteisgefahr auf der Ladeſtraße unter den 
obwaltenden Umſtänden nur etwa durch außergewöhnliche, nach 
verſtändiger Verkehrsanſchauung nicht zu verlangende Maß⸗ 
nahmen auszuführen geweſen wäre. Vergl. Entſch. bei voriger 
Nummer. 

95. §§ 18 ff. Thl. 1 Tit 6. 

Das B. G. ſtellt feſt, daß der Bekl., indem er den Wagen 
unbeleuchtet ließ, nicht, wie die Kl. annimmt, gegen ein Orts- 
polizeigeſetz verſtoßen hat, und führt folgendes aus: Eine all⸗ 
gemeine Rechtspflicht, im Freien ſtehende Sachen bei Dunkel- 
heit zu beleuchten, beſtehe nicht; ob eine Beleuchtung ſolcher 
Sachen erforderlich ſei, laſſe ſich nur von Fall zu Fall unter 
Berückſichtigung der örtlichen Verhältniſſe entſcheiden. Der 
Wagen jet auf dem Platze vor einem Hauſe aufgeſtellt ge⸗ 
weſen, das von wenigen Leuten bewohnt geweſen, denen eine 
volle Kenntniß der örtlichen Verhältniſſe beigewohnt habe. Die 
Aufſtellung des Wagens an dem Unfalltage ſei auch nichts 
Neues geweſen; der Platz ſei zur Aufſtellung von Wagen be⸗ 
ſtimmt geweſen. Nach den allgemeinen Verkehrsverhältniſſen 
in einem Dorfe ſei auch nicht anzunehmen, daß in vorgerückter 
Nachmittagsſtunde oder zur Abendzeit außer den Hausgenoſſen 
noch Fremde das Haus aufſuchen würden, ſodaß mit der 
Möglichkeit eines irgendwie nennenswerthen Verkehrs nicht zu 
rechnen ſei. Der Bekl. habe im Vertrauen auf die Lage des 
Platzes, der dem öffentlichen Verkehr nicht gedient habe, auf 
die Bekanntſchaft der Hausgenoſſen mit den örtlichen Ver⸗ 
hältniſſen den Wagen unbeleuchtet laſſen dürfen, ohne den Ein⸗ 
tritt eines Unfalls befürchten zu müſſen. Hierzu komme, daß 
der Bekl. den Chemann der Kl. beim Miethen darauf aufmerk⸗ 
ſam gemacht habe, daß er den Vorplatz zum Aufſtellen von 
Wagen benutze. Dieſe durchaus zutreffenden Erwägungen 
genügen, um jedes Verſchulden des Bekl. zu verneinen, ſelbft 
wenn es zur Zeit des Unfalls ſo dunkel geweſen ſein ſollte, daß 
der vor dem Haufe ſtehende Wagen auch in unmittelbarer Nähe 
nicht zu erkennen war. Der Bekl. durfte ſich der Erwartung 
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hingeben, daß die mit den örtlichen Verhältnifien, insbeſondere 
mit der Benutzung des Platzes zur Aufſtellung von Wagen be⸗ 
kannten Dorfbewohner, vorzugsweiſe aber ſeine Abmiether beim 
Betreten des Platzes die nöthige Vorſicht beobachten und nament⸗ 
lich nicht ſchnell gehen würden, und deswegen bei noch ſo ſtarker 
Dunkelheit den Platz unbeleuchtet laſſen. Es war für ihn in 
keiner Weiſe vorherſehbar, daß, wenn jene Vorſicht beobachtet 
würde, ein Unfall ſich ereignen könne. VI. C. S. i. S. Manthe 
c. Kemp vom 19. Dezember 1901, Nr. 325/1901 VI. 

96. 5 99 Thl. 1 Tit. 6. 

Wilhelm R., der Ehemann der Kl., iſt am 31. Dezember 
1899 über die Treppe eines im zweiten Hofe des Hauſes des 
Bekl. — Neue Friedrichſtraße 38/40 — befindlichen Kellers 
hinabgeſtürzt und am 1. Januar 1900 in Folge des durch den 
Sturz erlittenen Schädelbruchs geſtorben. Ein Theil der 
Parterreräume des Hauſes war an die Poſt vermiethet. Wilhelm 
R. war für den 31. Dezember und den 2. Januar als Aus⸗ 
helfer aufgenommen. Die Kl. legt den Unfall dem Bekl. zur 
Laſt, da er als Eigenthümer und Vermiether des Hauſes die 
zum Keller führende Thüre hätte verſchloſſen halten oder für 
deren Beleuchtung hätte ſorgen müſſen. Sie erhob demgemäß 
gegen den Bekl. Klage auf Bezahlung einer vom 1. Januar 1900 
an in vierteljährigen Raten bis zu ihrem Hinſcheiden zu ent⸗ 
richtenden monatlichen Rate von 36 Mark 50 Pf. — Gemäß 
§ 99 Thl. I Tit. 6 des A. L. R. iſt, wenn die Entleibung aus 
grobem Verſehen erfolgt iſt, der Beſchädiger verbunden, der 
Wittwe ſtandesgemäßen Unterhalt zu gewähren. Die Kl. fordert 
dieſen Unterhalt auf Lebenszeit. Auch für das Preußiſche Recht 
iſt jedoch anerkannt, daß der Unterhalt nur auf die muthmaß⸗ 
liche Lebensdauer des Getödteten zu gewähren iſt. (Entſch. 
des R. G. in Civilſachen Bd. 23 S. 217. Vergl. $ 844 
Abſ. 2 des B. G. B.) VI. C. S. i. S. Schäfer c. Renſch 
v. 5. Dezember 1901, Nr. 288/1901 VI. 

97. 

Das B. G. ſtellt weder die Beſchaffenheit der Treppe, 
noch den Gegenſtand der Miethe der Poſtverwaltung und die 
Art des dadurch hervorgerufenen Verkehrs feſt. Die Be⸗ 
ſchaffenheit der Kellertreppe erſcheint aber ſowohl für die Art 
und den Umfang der Verwahrungspflicht, als auch für die 
Frage des eigenen Verſchuldens des Verſtorbenen, die Art der 
Miethe der Poſt und des dadurch bedingten Verkehrs für 
die Beleuchtungspflicht von entſcheidender Bedeutung. Hinficht⸗ 
lich der Kellertreppe führt das B. G. außer der Feſtſtellung, 
daß der Kellereingang durch eine zweiflügelige, nach außen 
aufſchlagende Thüre abgeſchloſſen geweſen, an einer Stelle an, 
nach Oeffnung der Thüre möge das Hinausſetzen vielleicht ſchon 
des einen Fußes in dieſen Raum für den Abſturz in den Keller 
genügt haben, an einer anderen Stelle, der Bekl. habe auch die 
Gefährlichkeit der aus 22 Stufen beſtehenden Treppe gekannt. 
Der Bekl. hatte dagegen unter Anerbieten zum Beweiſe be⸗ 
hauptet, ſchon zur Zeit des Unfalls ſei ein bis oben reichendes 
Geländer an der Treppe vorhanden geweſen, die Treppe ſei 
auch nicht ſteil, ſondern ordnungsmäßig konſtruirt und im 
Intereſſe der Sicherheit der Anlage ſei Alles geſchehen, was 
bautechniſch nothwendig und möglich ſei. Die Thüre ſei regel⸗ 
mäßig geſchloſſen. Das B. G. verwerthet ſomit ohne irgend 
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Berückſichtigung der Beweisanträge des Bekl. Vermuthungen, 
für die es an der thatſächlichen Grundlage fehlt. Ob das erſt 
nach dem durch die Oeffnung der Thür gebotenen Zurückſchreiten 
mögliche Vorwärtsſchreiten ſofort mit der Gefahr des Abſturzes 
verbunden war, läßt ſich nur nach der Anlage der Treppe be⸗ 
urtheilen. Die Zahl der Stufen gewinnt erſt Bedeutung, wenn 
das Ausgleiten durch die Art der Anlage an ſich ſchon be- 
günſtigt iſt. Gerade mit Rückſicht auf die Art der Anlage 
bedarf es der Prüfung, ob das dem Hausverwalter zur Pflicht 
gemachte Geſchloſſenhalten der Thüre nicht als ausreichende 
Verwahrung gegenüber Perſonen, die im Keller nichts zu thun 
hatten, zu erachten wäre. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

98. § 20 Thl. 1 Tit. 6. 

Neuerlicher Prüfung bedurfte insbeſondere die Frage des 
eigenen Verſchuldens des Verunglückten, wenn er etwa vor⸗ 
fichtig vorwärtsgehend, ohne ſofort zu Fall kommen zu müſſen, 
hätte wahrnehmen können, daß er ſich an oder auf einer Treppe 
befinde, oder an der Wand taſtend das Geländer hätte erfaſſen 
können, vorausgeſetzt, daß nicht das Vorwärtsgehen in einem 
nach Oeffnung der Thür völlig dunkel bleibenden Raume an ſich 
ſchon als grobes Verſehen zu erachten wäre. Freilich dürfte 
dieſes Verſchulden nur als ausſchließliches und nicht als kon⸗ 
kurrirendes in Betracht kommen, da § 20 Thl. I Tit. 6 auf 
den Fall der Tödtung keine Anwendung findet. (Entſch. des R. G. 
in Civilſachen, Bd. 14 S. 254.) Vergl. Entſch. bei Nr. 96. 

99. § 222 Thl. I Tit. 9. 

In dem Vertrage von 1828, durch welchen der Fiskus das 
Bad Driburg dem Rechtsvorgänger der Bekl. zu Erbzinsrechten 

übertragen bezw. eine ſchon früher geſchehene Uebertragung ein⸗ 
zelner Theile zu ſolchen Rechten anerkannt hat, und auch die 
von anderen Borbefigern des Erwerbers erworbenen Grundſtücke 
den nach dem Vertrage dem Beſitzer obliegenden Laſten und 
Pflichten unterworfen ſind, iſt den Einwohnern der Stadt Dri⸗ 
burg die freie Benutzung der Mineralquellen vorbehalten worden. 
Fünf Jahre nachher, im Jahre 1835, erwarb der damalige 
Rechtsvorgänger der Bekl. nicht vom Fiskus, ſondern von anderer 
Seite, ein Grundſtück zu Eigenthum, welches bis in die neueſte 
Zeit zuſammen mit dem Rittergut, nicht mit dem Bade, 
Driburg verpachtet wurde. Eine ſchon früher auf dieſem Grund⸗ 
ſtück vorhanden geweſene Mineralquelle iſt neuerdings gefaßt 
und den Badegäſten zur Benutzung eröffnet worden. Der von 
der Kl. erhobene, von den Vorinſtanzen abgewieſene Anſpruch 
auf unentgeltliche Benutzung auch dieſer Quelle ſeitens ihrer 
Einwohner kann nicht darauf geſtützt werden, daß in § 1 des 
Vertrages auch „alle künftigen Zuwüchſe und Verbeſſerungen als 
Zubehör des Bades“ den dem Beſitzer obliegenden Laſten und 
Pflichten mit verhaftet ſein ſollen; denn das Geſetz kennt keine 
beſonderen Beſtimmungen über „Zuwüchſe“ eines „Bades“, und 
zutreffend führt das B. G. aus, daß nach der allgemeinen 
Beſtimmung im $ 222 Thl. I Tit. 9 des A. L. R. als geſetz⸗ 
liche Zuwüchſe und Verbeſſerungen einer Sache durch Kauf 
hinzuerworbene Grundſtücke nicht angeſehen werden können. 
VII. C. S. i. S. Stadtgemeinde Driburg c. Gräfin v. Oeyn⸗ 
hauſen vom 17. Januar 1902, Nr. 368/1901 VII. 

100. & 551 Thl. I Tit. 9. 

Es handelt ſich um die Frage, ob durch die vor dem 
1. Januar 1900 erhobene, demgemäß hier nach dem A. Pr. L. 
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und der C. P. O. früherer Faſſung zu beurtheilende Aufrech⸗ 
nungseinrede die Verjährung der zur Aufrechnung verſtellten 
Gegenforderung unterbrochen wurde. Der B. R. verneint dies mit 
Unrecht. Er geht von der als unſtreitig hingeſtellten Annahme 
aus, daß die Unterbrechung der Verjährung eine Folge der mit 
der Klageerhebung eintretenden Rechtshängigkeit ſei. Gerade 
dieſe Annahme iſt aber von der Rechtſprechung des R. G. als 
unzutreffend abgelehnt. Es genügt, in dieſer Beziehung auf die 
Urtheile des II. C. S. vom 2. März 1894 und des V. C. S. 
vom 4. April 1894 (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 32 
S. 354, Bd. 33 S. 394) zu verweiſen. Der § 551 Thl. I 
Tit. 9 beſtimmt: „Mit dem Augenblick, da Jemand ſeine Klage 
bei dem zugehörigen Richter anmeldet, wird die Verjährung 
durch Nichtgebrauch unterbrochen.“ Dieſe Geſetzesſtelle wird 
gegen Eccius, Preußiſches Privat⸗Recht Bd. 1 § 57 Anm. 59, 
mit Dernburg, Lehrbuch des Preußiſchen Privat⸗Rechts Bd. I 
S. 383 (Anm. 15), ſowie anderen hervorragenden Vertretern der 
Rechtswiſſenſchaft in Einklang mit der Rechtſprechung des Preu- 
ßiſchen Obertribunals und des R. O. H. G. (Entſch. des Ober⸗ 
tribunals Bd. 49 S. 115, des R. O. H. G. Bd. 12 S. 232), 
von dem erkennenden Senat dahin ausgelegt, daß nicht nur 
der förmlichen Klage, ſondern auch der einredeweiſen Geltend⸗ 
machung eines Anſpruchs unterbrechende Wirkung zukommt. Nach 
Begriff, Grund und Vorausſetzung der erlöfchenden Verjährung 
wird durch die Ausübung eines Anſpruchs deſſen Verjährung 
gehemmt und unterbrochen. Als Ausübung kommt aber nicht 
jede, der Beſtimmtheit und des Nachdrucks entbehrende Be⸗ 
hauptung des Anſpruchs in Betracht, ſondern, außer dem Aner⸗ 
kenntniſſe ($ 562 A. L. R. Thl. I Tit. 9), nur die gericht⸗ 
liche Geltendmachung. Wenn das Geſetz (§ 551) nur von der 
Anmeldung der Klage ſpricht, ſo iſt hiebei nicht auf die pro⸗ 
zeffuale Form der Anſpruchsverfolgung mittels Klage im Gegen⸗ 
ſatze zur Einrede, ſondern auf die ſachliche Bedeutung der 
gerichtlichen Rechtsverfolgung im Gegenſatze zu der bloßen 
außergerichtlichen Erinnerung das Hauptgewicht zu legen. 
(Wird weiter ausgeführt.) VII. C. S. i. S. Stöveſands Konk. 
c. Henning vom 3. Januar 1902, Nr. 391/1901. VII. 

101. Thl. I Tit. 14 58 310, 330, 338, 339. 

Vorausgeſetzt, daß die Bewilligung von Ratenzahlungen 
in der That nur dem Hauptſchuldner für deſſen Perſon 
zugeſtanden ſein ſollte, kann in Frage kommen, ob eine 
derartige, ohne Zuziehung der Bürgin getroffene Abmachung 
nicht im Sinne des $ 330 Thl. I Tit. 14 des Pr. A. L. R. 
der Bürgin gegenüber ohne rechtliche Wirkung bleiben müßte. 
Mit Grund macht die Reviſion, unter Hinweis auf die in 
Koch's Kommentar zum Allgemeinen Landrecht Thl. I Tit. 14 
§ 310 gemachte Note 23 geltend, daß in Folge einer ſolchen 
Abmachung die Lage der ſelbſtſchuldneriſchen Bürgin als 
erſchwert gelten könnte, inſofern die Gläubigerin dann außer 
Stande wäre, der Bürgin, falls ſie von dieſer befriedigt würde, 
gemäß §§ 338, 339 a. a. O. ihre Rechte aus dem urſprüng⸗ 
lichen Darlehnsvertrage gegen den Hauptſchuldner ungeſchmälert 
abzutreten. IV. C. S. i. S. Rohde c. Waitz vom 12. De⸗ 
zember 1901, Nr. 329/1901 IV. 

102. Thl. I Tit. 17 88 170, 171. 

Das B. ©. überſieht, daß das von ihm berückſichtigte 
mündliche Abkommen der Parteien wegen gemeinſchaftlicher Aus- 
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führung des Baues für einen Dritten nach $ 170 Tit. 17 
Theil TA. L. R. nicht bloß unverbindlich und darum bis zu 
ſeiner Ausführung einſeitig widerruflich, ſondern ſchlechterdings 
nichtig war. Wenn die Parteien den übernommenen Bau 
trotzdem gemeinſchaftlich ausführten, ſo vermag ſich 
für die daraus entſprungenen rechtlichen Anſprüche darum doch 
keine von ihnen auf dieſe vertragliche Grundlage zu berufen, 
und es iſt daher auch gleichgültig, wie ihre Beredung gelautet 
hat und ob ihre darüber gemachten Angaben in dem von dem 
Vorderrichter hervorgehobenen Punkte übereinſtimmen. Greift 
aber hiernach als Klagegrund nur der $ 171 a. a. O. Platz, 
jo durfte der B. R. trotz der von den Parteien unſtreitig ge- 
meinſchaftlich bewirkten Ausführung des Baues auf das Ver- 
trags fundament überhaupt nicht zurückgehen. Der § 171 
a. a. O. ſchreibt vor: 
Schließung des Vertrages) nicht geſchehen, gleichwohl aber 
durch die gemeinſchaftlichen Verwendungen der Ge— 
ſellſchafter bereits etwas erworben worden, ſo wird ein 
ſolcher Erwerb als gemeinſchaftliches Eigenthum, welches aus 
einer zufälligen Begebenheit entſtanden iſt, nach den Regeln des 
erſten Abſchnittes beurtheilt.“ Den Grund für die Ent- 
ſtehung der Gemeinſchaft bildet alſo in dieſem Falle ganz 
unabhängig von dem mündlich geſchloſſenen Vertrage, der als 
nichtig keinerlei Rechtswirkung äußert, lediglich die Thatſache 
der gemeinſchaftlichen Verwendungen und der dadurch 
vollzogene Erwerb. Was hierbei unter den gemeinſchaft⸗ 
lichen „Verwendungen“ der Geſellſchafter verſtanden fein 
ſoll, ſagt das Geſetz nicht. In der Natur der Sache aber 
liegt es und iſt auch von der Rechtſprechung ſowohl des vor- 
maligen Preußiſchen Obertribunals als des R. G. anerkannt, 
daß dieſer Rechtsbegriff nicht bloß die Hingabe von Geld und 
Sachen, ſondern auch Leiſtungen anderer Art und insbeſondere 
auch perſönliche Bemühungen und Arbeiten umfaßt 
(ef. Striethorſt Archiv Bd. 37 S. 157 Nr. 40 und Entſch. 
des R. G. in Civilſachen Bd. 27 S. 206). Unter dem Aus- 
drucke „gemeinſchaftliche“ Verwendungen aber ſind alle 
diejenigen Verwendungen begriffen, welche von dem einen oder 
anderen Geſellſchafter im gemeinſchaftlichen Intereſſe, 
weil in Ausführung und auf der von ihm gewollten Grundlage 
des (nichtigen) Geſellſchaftsvertrages, vorgenommen worden ſind 
(ef. Striethorſt Archiv Bd. 63 S. 81 Nr. 21). Hiernach 
beſteht kein Zweifel, daß zu den gemeinſchaftlichen Verwendungen 
der Geſellſchafter vorliegenden Falles auch diejenigen Arbeits- 
leiſtungen gehören, welche jeder einzelne von ihnen für den 
gemeinſchaftlich übernommenen Zweck (die Herſtellung des 
Baues), alſo im Intereſſe der Gemeinſchaft und für dieſelbe, 
beigetragen hat. Insbeſondere kommt alſo in dieſer Hinſicht 
auch in Betracht, wie viele Leute (Maurer, Zimmerleute, Hand⸗ 
langer u. ſ. w.) jeder Sozius bei dem Bau beſchäftigt und in 
welchem Umfange er ſelbſt eine techniſche Thätigkeit, Aufſicht 
und dergleichen zu dieſem Behufe ausgeübt hat. Nicht dazu 
gehörig ſind aber bloße Vorſchüſſe, welche durch Löhnung 
der Arbeiter, Bezahlung von Material u. ſ. w. entſtanden und 
für welche hier nach dem unſtreitigen Parteivorbringen beide 
Geſellſchafter aus den gezahlten Baugeldern bereits befriedigt 
find. IV. C. S. i. S. Nieſtrath e. Ehrich vom 12. Dezember 
1901, Nr. 275/1901 IV. 
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103. Thl. J Tit. 17 §§ 2, 171, 251. 

Was das Verhältniß betrifft, in welchem die Parteien an 
dem durch die gemeinſchaftliche Bauausführung erzielten Gewinn, 
als dem für ſie gemeinſchaftlich gewordenen Eigenthum, Theil 
zu nehmen haben, jo verweiſt der §S 171 J. 17 A. L. R. auf 
die Vorſchriften des erſten Abſchnittes des Tit. 17, alſo auch 
auf § 2 daſelbſt. Dieſer Beſtimmung zufolge wird bei der 
Gemeinſchaft des Eigenthums vermuthet, daß jeder Mit⸗ 
eigenthümer gleiches Recht und ebenſoviel Recht als der andere 
an der gemeinſchaftlichen Sache habe. Dieſe Vermuthung iſt 
jedoch keine praesumtio juris et de jure und daher durch 
Beweis widerlegbar (vergl. Entſch. des Obertribunals Bd. 26 
S. 296). Der § 2 a. a. O. ſetzt der Natur der Sache nach 
voraus, daß die mehreren nur durch mündlichen Vertrag ver⸗ 
bundenen Mitglieder in dem vorliegenden Falle zur Erreichung 
des gemeinſam vorgeſetzten Zweckes mit gleichen Kräften 
hinwirken, und er muß mithin außer Anwendung bleiben, 
wenn das Verhältniß, in welchem die einzelnen Geſellſchafter zu 
der Erreichung des ſchließlichen Ergebniſſes beigetragen haben, 
ein ungleiches iſt. Der Ausgleich muß in einem ſolchen Falle 
und wenn, wie hier, auch ein gemeinſchaftlicher Fonds, zu dem 
in verſchiedener Weiſe beigeſteuert worden, nicht gebildet iſt, 
durch dasjenige näher zu ermittelnde Verhältniß gefunden werden, 
welches ſich für den Werth der von jedem Theilnehmer bei⸗ 
getragenen Arbeitsleiſtungen ergiebt. Von dem gleichen Ge- 
danken geht das einen ähnlichen Fall behandelnde Urtheil des 
vormaligen Preußiſchen Obertribunals vom 10. März 1857 
(Striethorſt Archiv Bd. 24 S. 94ff.) aus. Eine analoge 
Anwendung des in erſter Linie nur für Vertragsgemeinſchaften 
geltenden 8 251 a. a. O., wie fie dort für zuläſſig erachtet 
wird, kann jedoch vorliegenden Falles, da es an einem gemein⸗ 
ſchaftlichen Fonds überhaupt gefehlt hat, nicht ſtattfinden. Als 
der gemeinſchaftliche Fonds iſt hier gewiſſermaßen die Summe 
der Arbeitsleiſtungen der beiden Theilnehmer anzuſehen, auf 
deren Umfang und Maß es daher für ihre Betheiligung an 
dem erworbenen Gewinn ankommt. Vergl. Entſch. bei voriger 
Nummer. 

104. Verſicherungsvertrag, Verſchulden. 

Von der Vorinſtanz iſt feſtgeſtellt, daß die Kl., ohne daß 
ſie ein Verſchulden treffe, erſt mit dem Ablauf des 30. Juni 
1899 Kenntniß davon erlangt hätten, daß ihr Erblaſſer ver- 
ſichert geweſen. Erſt mit dem Beginn des 1. Juli 1899 habe 
demnach die bedingungsmäßige 48 ſtündige Anzeigefriſt vom 
Todesfall zu laufen begonnen. Die vorliegende Nichtinne⸗ 
haltung dieſer Friſt habe aber, wie nach den Grundſätzen von 
Treue und Glauben anzunehmen, die Verwirkung des Anſpruchs 
dann nicht zur Folge, wenn die Verſäumung eine zu ent- 
ſchuldigende ſei. Zu erheblichen Bedenken giebt dieſe An⸗ 
ſchauung des angefochtenen Urtheils Veranlaſſung, daß eine 
entſchuldigte Nichtinnehaltung der Friſt von 48 Stunden, 
über deren nothwendige Beachtung die Kl. nach der getroffenen 
Feſtſtellung nicht zweifelhaft waren, hier vorliege. Iſt nämlich 
H., welchen die Kl. mit der Abſendung der Depeſche an 
die Direktion der Bekl. betrauten, und der durch die Nicht- 
ausführung des Auftrags die Verſäumung der Friſt herbei- 
geführt hat, als Stellvertreter der Kl., nicht als bloßer 
Bote derſelben, anzuſehen, ſo fallen den Kl. die Folgen des 
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Verſchuldens ihres Beauftragten ohne weiteres zur Laſt. Muß 
jedoch dem H. in Rückſicht auf die ihm aufgetragene Thätigkeit 
der Charakter eines Boten beigelegt werden, ſo trifft doch die 
Kl., wenn ſie auch nach den Feſtſtellungen der Vorinſtanz in 


der Auswahl des Dritten die erforderliche Sorgfalt bewieſen 


haben, auf alle Fälle deshalb ein Verſchulden, weil von 
ihnen, wie zufolge der Darlegungen des B. U. feſtſteht, die bei 
der hohen Wichtigkeit, welche der Innehaltung der in Frage 
ſtehenden Friſten für den Verſicherer beiwohnt, den zu Ent⸗ 
ſchädigenden obligende Pflicht eine Kontrolle wegen der 
Erledigung des Auftrages durch den Beauftragten auszuüben, 
nicht beobachtet iſt. Die Kl. können von dieſer Verpflichtung 
auch nicht deshalb, weil die Vorinſtanz annimmt, als befreit 
gelten, weil ihnen in dem H. eine jo beſonders vertrauend- 
würdige Perſon gegenüber geſtanden habe. VII. C. S. 
i. S. Allianz c. Hanf'ſche Erben vom 30. Dezember 1901, 
Nr. 405/1901 VII. | 

105. Thl. II Tit. 1. 88 25, 40, 41, 973, 974. Thl. II 
Tit. 2. $$ 56— 57, 596, 597. 

Der B. R. iſt davon ausgegangen, daß dem Bekl. nicht 
ſchlechthin die Eigenſchaft eines ehelichen Kindes beiwohne. Nach 
ſeiner Annahme hat jedoch Bekl. durch Eingehung der Ehe ſeiner 
Eltern nach der Zeugung die Rechte eines ehelichen Kindes im 
Wege der Legitimation erlangt. Es kann ſich deshalb bei 
der gegenwärtigen Entſcheidung nur darum handeln, ob die Auf⸗ 
faſſung des B. R., daß der Bekl. dieſe Rechte durch die ſpätere 
Anfechtung und Ungültigkeitserklärung der Ehe nicht wiederum 
verloren habe, ſich der Anfechtung entzieht. Die Reviſion hat 
zur Rechtfertigung ihres entgegenſtehenden Standpunktes auf das 
Urtheil des Preußiſchen Obertribunals vom 10. Juli 1837 
(Centralblatt für preußiſche Juriſten 1837 S. 1163), ſowie auf 
die Vorſchrift des § 974 Thl. II Tit. 1 des A. L. R. hin⸗ 
gewieſen. Der Angriff muß jedoch verſagen. Die Entſcheidung 
des Obertribunals betrifft, wie ſchon der B. R. hervorgehoben 
hat, nur den Fall einer nichtigen Ehe (§§8 25, 937 Thl. II 
Tit. 1 des A. L. R.), hinſichtlich deren ausgeſprochen iſt, daß fie 
auf die von den ungeſetzlich Verbundenen vorher erzeugten Kinder 
nicht die Wirkung einer Legitimation äußere. Inwieweit dieſer 
Rechtsanſchauung beizutreten wäre, kann unerörtert bleiben, 
weil es ſich hier nicht um eine nichtige, ſondern um eine un⸗ 
gültige und als ſolche nur anfechtbare Ehe (88 40, 41, 973 
Thl. II Tit. 1 des A. L. R.) handelt. Nun hat zwar Dernburg 

(Pr. Privatrecht Bd. III Auflage 4 § 59 unter d und 8 72, 
S. 198, 231) die Anſicht vertreten, daß nur eine gültige Ehe 
die Wirkung der Legitimation habe, nicht auch eine nichtige 
oder für ungültig erklärte Ehe. Er begründet jedoch ſeine 
Anficht nicht näher, ſondern beſchränkt ſich darauf, das vor⸗ 
erwähnte Urtheil des Obertribunals zu allegiren. Der B. R. 
iſt aber Dernburg mit Recht entgegengetreten. Zutreffend iſt er 
von dem anerkannten Rechtsſatze ausgegangen, daß die Wirkung 
der Legitimation durch nachfolgende Ehe kraft Geſetzes von 
Rechtswegen eintritt, ſodaß das Kind vom Tage der Che- 
ſchließung, bezw. vom Tage ſeiner ſpäteren Geburt ab, ſofern 
nicht das Geſetz Ausnahmen beſtimmt, die hier nicht vorliegen, 
ohne Weiteres und ohne daß es einer Zuſtimmung von irgend 
einer Seite bedarf, die Eigenſchaft eines ehelichen Kindes in 
voller Wirkung erhält. Vergl. 88 596, 598 Thl. II Tit 2 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


— — — äAEüwũ2k — • 3— 


des A. L. R.; Dernburg a. a. O. S. 198; Foͤrſter⸗Eccius, Pr. 
Privatrecht; Auflage 7 Bd. IV, § 219, S. 138; Rehbein, 
Entſch. des Pr. Obertribunals Bd. IV S. 413. Das Kind 
hat darnach durch die Cheſchließung der Eltern von dem be⸗ 
zeichneten Zeitpunkte ab die Rechte eines ehelichen Kindes er- 
worben und dieſer wohlerworbenen Rechte kann daſſelbe nicht 
hinterher durch einen einſeitigen Rechtsakt ſeitens des einen oder 
des anderen Ehegatten wiederum verluſtig werden. Als ein ſolcher 
Rechtsakt iſt aber die Klage eines der Ehegatten auf Ungültigkeits⸗ 
erkärung der Ehe, deren Erhebung lediglich in ſein Ermeſſen 
geſtellt war, anzuſehen. — Der von der Reviſion als verletzt 
bezeichnete $ 974 Thl. II Tit. 1 des A. L. R. ſteht dieſer Auf- 
faſſung nicht entgegen. Derſelbe beſtimmt: Erfolgt dergleichen 
Nichtigkeitserklärung (nämlich: einer ungültigen Ehe), ſo findet 
bei ungültigen Ehen alles das Anwendung, was von den abſolut 
nichtigen vorſtehend 88 952 bis 965, 985 (ſoll heißen: 967) 
verordnet iſt. Dieſe Vorſchrift bezieht ſich jedoch, worüber der 
Inhalt der 88 952 bis 965, 967 keinen Zweifel läßt, nur 
auf das Verhältniß der beiden geweſenen Eheleute unter ein- 
ander. Die Rechte der aus nichtigen oder ungültigen Ehen her⸗ 
vorgegaugenen Kinder den Eltern gegenüber ſind beſonders in 
den 88 50 bis 57 Thl. II Tit. 2 des A. L. R. geregelt. 
IV. C. S. i. S. Glaſchke c. Glaſchke vom 13. Januar 1902, 
Nr. 358/1901 IV. 

106. 88 189, 190 Th. II Tit. 6. 

Das B. G. ſelbſt geht ausweislich ſeines Urtheils von 
der Annahme aus, daß die Auflöſung der klagenden Geſellſchaft 
weder von zwei Drittheilen der Mitglieder verlangt, noch von der 
Staatsregierung auf Grund der beſtehenden Geſetze (cf. 88 189, 
190 Tit. 6 Thl. II des A. L. R., § 43 flg. des B. G. B.) 
angeordnet worden iſt. Hiermit wird anerkannt, daß objektiv 
keine der beiden Bedingungen gegeben war, deren Eintritt nach 
dem Statut alternativ nothwendig iſt, um eine Auflöfung der 
Geſellſchaft herbeizuführen und auf Grund derſelben die General⸗ 
verſammlung befugt erſcheinen zu laſſen, Liquidatoren für die 
Abwickelung der Geſchäfte zu ernennen. Wenn das B. G. 
deſſenungeachtet den mit einer Mehrheit von weniger als 
zu Stande gekommenen Beſchluß, der über die Liquidation der 
Geſellſchaft beſtimmt, für ſeine Entſcheidung (daß die damals 
erwählten Liquidatoren die geſetzlichen Vertreter der Kl. 
ſeien) als maßgebend erachtet und den § 3 des Statutes darauf 
für anwendbar erklärt, weil die Generalverſammlung das Fort⸗ 
beſtehen der Geſellſchaft nach der Erlaſſung des oberverwaltungs⸗ 
gerichtlichen Urtheils für „thatſächlich zwecklos“ gehalten habe 
jo wird hierdurch nicht das (irrevifible) Statut der Kl. aus⸗ 
gelegt, ſondern in rechtsirrthümlicher Weiſe der Grundſatz 
gebilligt, daß es für die Anwendbarkeit des § 3 des Statutes 
nicht darauf ankomme, ob die eine oder andere der dort be⸗ 
ſtimmten beiden Vorausſetzungen objektiv vorhanden ſei oder 
nicht. Es kann keinem Zweifel unterliegen, und wird auch von 
dem Vorderrichter nicht bezweifelt, daß die durch verwaltungs⸗ 
gerichtliches Urtheil im Verwaltungsſtreitverfahren ausgeſprochene 
Zurücknahme der Konzeſſion der Kl. (§ 120 Nr. 2 des Zu- 
ſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 1883) einer Aufhebung der 
klagenden Verficherungsgeſellſchaft durch ſtaatlichen Verwaltuugs⸗ 
akt, wie ſie nach § 189 flg. Tit. 6 Thl. II des A. L. R. 
und ebenſo durch § 43 flg. des B. G. B. erfolgen kann, 
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keineswegs gleichſteht. Um den Nachweis für geführt zu er⸗ 
achten, daß die in dem Eingang des B. U. bezeichneten 
Liquidatoren die geſetzlichen Vertreter der Kl. in dem gegen⸗ 
wärtigen Prozeſſe ſeien, mußte der Vorderrichter auf Grund 
ſeiner eigenen Auslegung des Status feſtſtellen 1., daß die 
klagende Geſellſchaft, ſei es durch einen gemäß § 3 Abſ. 1 des 
Statuts (alſo mit einer Mehrheit von %/ der Mitglieder) ge⸗ 
faßten Beſchluß der ordnungsmäßig einberufenen Generalver⸗ 
ſammlung oder durch einen Staatsverwaltungsakt aufgelöſt 
worden ſei, und 2., daß hierauf die Generalverſammlung die 
betreffenden Perſonen zu Liquidatoren beſtellt habe, was mittels 
einfacher Majorität nach den Statuten geſchehen konnte. Anſtatt 
deſſen ſtellt er nur die Faſſung eines Beſchluſſes nach Nr. 2 
feſt und erachtet das Erforderniß unter Nr. 1 für entbehrlich, 
weil die Kl., vertreten durch ihre Generalverſammlung, davon 
ausgegangen ſei; die in dem Urtheil des Oberverwaltungsgerichts 
ausgeſprochene Konzeſſionsentziehung komme thatſächlich der 
ſtaatlichen Aufhebung der Geſellſchaft gleich. Wiewohl die 
Entſcheidungsgründe hiernach auf der einen Seite zugeben, daß 
der Geueralverſammlungsbeſchluß vom 29. Dezember 1900, 
welcher Liquidatoren berief, in einer objektiv ſtatuten⸗ 
widrigen Weiſe gefaßt worden iſt, gelangen ſie auf der 
anderen Seite zu dem Schluß, daß denſelben, weil ihm eine 
rechtsirrthümliche Anffafſung der beſchließenden Verſammlung zu 
Grunde liege, dennoch Rechtswirkung zukomme. Es liegt 
hiermit ein innerer Widerſpruch in der Begründung des Urtheils 
vor, welcher zur Aufhebung deſſelben führen muß. VI. C. S. 
i. S. Meyer ce. Prometheus vom 20. Januar 1902, 
Nr. 425/1901 IV. 


V. Sonſtige Preußiſche Landesgeſetze. 
Allgemeine Gerichtsordnung. 


107. 58 28, 29 Thl. I Tit. 22. 

Geſtützt iſt die Verurtheilung auf die 88 28 und 293 
Thl. J Tit. 22 der Allgemeinen Gerichtsordnung, die verordnen: 
§ 28. Der Manifeſtationseid kann gefordert werden, wenn Je⸗ 
mand einen Inbegriff von Sachen oder Rechten ganz oder zu 
einem beſtimmten Antheile (pars quota) anzeigen oder heraus⸗ 
geben ſoll, oder auch über den Betrag eines gewiſſen Gegen⸗ 
ſtandes Auskunft zu ertheilen verbunden iſt. § 29 Nr. 3: 
Vornehmlich find zur Ableiſtung dieſes Eides verbunden Erben, 
die bei dem Ableben des Erblaſſers im Sterbehauſe ſich be⸗ 
funden oder auch nachher in den Beſitz der Erbſchaft geſetzt 
worden, wenn Miterben oder erbſchaftliche Gläubiger darauf 
dringen und entweder kein gerichtliches Inventarium vorgelegt 
werden kann oder die Siegelung nicht zu rechter Zeit erfolgt iſt. 
Nach der Feſtſtellung des B. G. hat aber der Bekl. als Mit⸗ 
erbe ſeiner Mutter bei deren Ableben in dem Sterbehauſe ſich 
befunden. Damit iſt die Vorausſetzung für das Recht der Kl., 
die gleichfalls Miterben der Mutter ſind, von ihm den Mani⸗ 
feſtationseid bezüglich des Nachlaſſes der Mutter zu fordern, 
erfüllt, ohne daß es darauf ankommt, ob der Beweis erbracht 
iſt, daß er ſich auch in den Beſitz des Nachlaſſes der Mutter 
geſetzt habe. Dieſe Auslegung der genannten geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften iſt bereits von dem jetzt erkennenden Senat in Sachen 
Michael wider Kähler IV. 159/89 in dem Urtheile vom 
11. Juli 1889 (Gruchot, Beiträge Bd. 34 S. 1061-1063) 


für zutreffend erklärt, und ein Grund zur Aufhebung dieſer 
Rechtsanſicht liegt nicht vor. IV. C. S. i. S. Buſchmann 
c. Ortmann vom 20. Januar 1902, Nr. 310/1901 IV. 

Verordnung vom 30. Juni 1834. 

108. 

Der Rechtsſtreit betrifft nur obligatoriſche Verbindlichkeiten, 
die aus dem Kaufvertrage der Parteien über neue Planſtücke 
hergeleitet werden. Er berührt ſonach die Ausführung der 
Auseinanderſetzung in keiner Weiſe und gehört eben deshalb, 
wie das B. G. in Anlehnung an die im Juſtizminiſterialblatte, 
Jahrgang 1862 S. 20 ff. und 154 ff. mitgetheilten Entſchei⸗ 
dungen des Königlich Preußiſchen Gerichtshofes zur Entſcheidung 
der Kompetenzkonflikte zutreffend ausgeführt hat, nicht vor die 
Auseinanderjegungsbehörden, ſondern vor die ordentlichen Ge- 
richte. — Auf §7 Abſ. 4 der Verordnung vom 30. Juni 1834 
können ſich die Rkl. für ihre gegentheilige Auffaſſung mit Er⸗ 
folg nicht berufen. Denn zunächſt bezieht ſich dieſe Vorſchrift, 
wie auch die darin enthaltenen Verweiſungen erkennen laſſen, 
überhaupt nur auf Verträge, welche außerhalb des Auseinander- 
ſetzungsverfahrens ſtattfinden. Sodann aber hat auch die 
Königliche Generalkommiſſion in ihrem Urtheile vom 6. Oktober 
1899 nicht ausgeſprochen, daß fie von dem in § 8 ihr ein- 
geräumten Ermeſſen ſich habe leiten laſſen. Und wenn daher 
nunmehr das B. G. aus Erwägungen thatſächlicher Natur zu 
der Entſchließung gelangt iſt, die Streitſache nicht für die 
Auseinanderſetzungsbehörden in Anſpruch zu nehmen, ſo hat das 
R. G. keine Veranlaſſung, dieſer Entſchließung entgegenzu⸗ 
treten. VII. C. S. i. S. Separationsſache von Adelpau betr. 
vom 21. Januar 1902, Nr. 373/1901 VII. 

Eiſenbahngeſetz vom 3. November 1838. 

109. § 25. 

Wie im Thatbeſtand der I. J. als unſtreitig feſtgeſtellt 
worden iſt, ſind bei der Anlage der Bahn die Vertragſchließenden 
darüber einig geweſen, daß der Wildpark aus Zuchtrückſichten 
ſeinen einheitlichen Charakter nicht verlieren und darum der 
Bahnkörper nicht eingefriedigt werden dürfe. Daraus iſt zu 
erſehen, daß ohne den Ausſchluß des Rechts der Erwerberin, 
den Bahnkörper einzufriedigen, die Veräußerung des dafür er⸗ 
forderlichen Landſtreifens einen Minderwerth des dem Eigen- 
thümer verbleibenden Reſtgrundſtücks verurſacht haben würde. 
Die Bahngeſellſchaft hätte deswegen, wenn fie das für fie er- 
forderliche Grundſtück im Wege der Enteignung hätte erwerben 
müſſen, gemäß § 8 Abſ. 2 des Preußiſchen Enteignungsgeſetzes 
vom 11. Juni 1884 eine Entſchädigung für die Zerſtückelung 
des Wildparks zahlen müſſen. Beim freihändigen Erwerb hat 
hierauf in gleicher Weiſe Rückſicht genommen werden müſſen, 
und darum iſt davon auszugehen, daß das Fortbleiben der 
Einfriedigung und damit das Fortbeſtehen des thatſächlichen 
Zuſammenhangs zwiſchen den Theilen des Wildparks zu beiden 
Seiten der Bahn zugleich im Intereſſe der Eiſenbahngeſellſchaft 
vereinbart worden iſt, um dieſer die höheren Grunderwerbskoſten 
zu ſparen. Iſt hiernach die Einfriedigung des Bahnkörpers 
mit dem Willen des Eiſenbahnunternehmers unterblieben, ſo iſt 
dem B. G. darin beizutreten, daß die Vorausſetzungen für die 
Anweudung des § 25 des Geſetzes vom 3. November 1838 gegeben 
ſind. Die Reviſion hat dawider eingewendet, das Uebertreten des 
Wildes auf den Bahnkörper, das ſich, wie feſtgeſtellt worden, 
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durch keine Mittel hindern laſſe, deren Anwendung dem Bekl. 
vernünftiger Weiſe zugemuthet werden könne, müſſe aus dieſem 
Grunde als ein unabwendbarer Zufall angeſehen werden. Das iſt 
unrichtig. VI. C. S. i. S. Preuß. Eiſenbahnfiskus c. Graf 
Henckel zu Donnersmarck vom 9. Januar 1902, Nr. 217/1901 VI. 

110. 

Der Gaſthausbefitzer L., deſſen an dem Bahndamm der 
Eiſenbahnſtrecke Tarnowitz⸗Beuthen gelegene, bei der Kl. gegen 
Feuers gefahr verſicherte Gebäude am 18. Marz 1900 durch die 
Funken aus der Lokomotive eines vorbeifahrenden Zuges in 
Brand geſetzt und theilweiſe eingeäjchert ſind, hat den Schaden 
von der Kl. in Höhe von 4057 Mark 40 Pf. erſetzt erhalten. 
Auf Erſtattung dieſer Summe nimmt die Kl. im gegenwärtigen 
Prozeß den Bekl. in Anſpruch, indem ſie behauptet, letzterer 
vafte auf Grund des § 25 des Geſetzes vom 3. November 1838, 
dertefſend die Eiſenbahnunternehmungen, dem L. für den ent⸗ 
ſtandenen Brandſchaden und dieſer Anſpruch ſei nach § 44 des 
in der Preußiſchen Geſetzſammlung publizirten revidirten 
Reglemente für die Feuer⸗Societät des platten Landes der 
Provinz Schleſien vom 28. Dezember 1864 auf ſie, die Kl., 
übergegangen. Die von dem in I. J. verurtheilten Bekl. ein ⸗ 
gelegte Berufung ſowie feine Revifion find zurückgewieſen worden. 
Aus den Entſcheidungsgründen des R. G.: Die Reviſion legt 
ihren gegen das B. U. erhobenen Angriffen den Satz zu Grunde, 
daß Kl., weil ſie nicht Eigenthümerin der durch den 
Bahnbetrieb beſchädigten Gegenſtände ſei, den ein⸗ 
geklagten Anſpruch nicht auf § 25 des Eiſenbahngeſetzes ſtützen 
dürfe, ſondern ein Verſchulden (Vorſatz oder Fahrläſſigkeit) als 
Schadensurſache nachweiſen müſſe. Wenn von dieſer Grundlage 
aus die Reviſion ſich zunächſt über die von beiden Vorinſtanzen 
übereinſtimmend ausgeſprochene Zurückweiſung des Einwandes 
der mangelnden Aktivlegitimation beſchwert, ſo erſcheint dies 
nicht ſchlüſſig. Darauf, ob die durch den Brand vernichteten 
oder beſchädigten Gebäude der Kl. gehoͤrt haben, käme es nur 
dann an, wenn der aus § 25 hergeleitete Schadenserſatzanſpruch 
nicht ceſſibel wäre und in Folge deſſen Jeder, der den Anſpruch 
erhebt, das Vorhandenſein der geſetzlichen Erforderniſſe in 
ſeiner eigenen Perſon nachzuweiſen hätte. Davon iſt in⸗ 
deſſen keine Rede, da Entſchädigungsforderungen aus dem 
Bahnbetrieb hinſichtlich ihrer Abtretbarkeit den allgemeinen 
Grundſätzen unterliegen. Fraglich könnte nur fein, ob im vor⸗ 
liegenden Falle ein rechtsgültiger Uebergang der dem Gaſtwirth 
L. erwachſenen Schadenserſatzforderung auf die Kl. ſtattgefunden 
hat, der die letztere zur Geltendmachung der Forderung als 
Ceſſionarin legitimirt. Wenn der I. R. und mit ihm an- 
ſcheinend der B. R. dieſe Legitimation daraus herleiten, daß 
das Reglement vom 28. Dezember 1864 vermöge ſeines über⸗ 

wiegend das öffentliche Intereſſe berührenden Inhalts den 
Charakter einer objektiven Rechtsnorm habe, der in § 44 da⸗ 
ſelbſt angeordnete Forderungsübergang mithin als geſetzliche 
Ceſſion aufzufaffen ſei, fo iſt dies freilich nicht richtig. Regle⸗ 
ments der in Rede ſtehenden Art haben, wie das R. G. bereits 
wiederholt ausgeſprochen hat (Entſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. 16 S. 370; Bd. 28 S. 303), keine Geſetzes kraft, ſondern 
find lediglich Verwaltungsanordnungen, die den Vertretern der 
Zeuerſocietäten, für die ſie erlaſſen find, als Richtſchnur dafür 
dienen ſollen, welcher Inhalt den einzelnen Verſicherungsverträgen 
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zu geben iſt. Dadurch, daß bei dem jedesmaligen Abſchluß der 
Verſicherung auf fie Bezug genommen wird, werden fie Beſtand⸗ 
theil des Vertrages und unter dieſem Geſichtspunkt für die 
Parteien verbindlich. Daß in ſolcher Weiſe auch der § 44 des 
gegenwärtig in Frage kommenden Reglements zum Gegenſtand 
einer Vertragsberedung gemacht werden kann, unterliegt keinem 
Zweifel. Beide Theile einigten ſich, indem ſie den bezeichneten 
Paragraphen gleichfalls in den Vertragsſchluß hineinbezogen, 
darüber, daß die verſichernde Societät durch Zahlung einer 
Brandentſchädigung die etwaigen, dem Verſicherten aus dem 
Brande gegen dritte Perſonen zuſtehenden Schadenserſatzanſprüche 
als Ceſſionarin erwerben ſollte, und demgemäß wurde die 
Kl. durch die Zahlungsleiſtung Gläubigerin der gegen den Bekl. 
aus § 25 des Eiſenbahngeſetzes dem L. entſtandenen Forderung, 
ohne daß es dazu eines erneuten Uebertragungsaktes bedurfte. 
Vergl. das reichsgerichtliche Urtheil vom 2. Februar 1889, 
Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 22 S. 148 und das 
weſentlich auf demſelben Standpunkt ſtehende Urtheil des jetzt 
erkennenden Senats vom 18. März 1885, abgedruckt bei Eger, 
Eiſenbahnrechtliche Entſcheidungen Bd. 3 S. 452. Auch den 
zweiten bereits in den Vorinſtanzen geltend gemachten Einwand 
der unzuläſſigen Bereicherung hält Bekl. für die Reoiſionsinſtanz 
aufrecht, freilich in etwas veränderter, jedoch nicht minder ver⸗ 
fehlter Ausgeſtaltung. Er meint, eine Verſicherungsgeſellſchaft 
dürfe nach der Natur ihres Geſchäftsbetriebes einen Gewinn 
nur durch gewagte Geſchäfte, als Entgelt für das dadurch über⸗ 
nommene Rifiko erzielen. Deshalb dürfe ſie Erſatz der ge⸗ 
zahlten Verficherungsſumme nur von Demjenigen fordern, der 
vorſätzlich oder fahrläſſig den Brand verurſacht habe. Andern⸗ 
falls werde die Geſellſchaft inſofern bereichert, als ſie außer dem 
vollen Schadenserſatz noch die „wegen größerer Brandgefahr zu 
zahlende höhere Verſicherungsprämie“ erhalte. Allein der Ge⸗ 
ſichtspunkt der ungerechtfertigten Bereicherung iſt ſchon deshalb 
ausgeſchloſſen, weil er nach $ 812 B. G. B. nur demjenigen 
gegenüber zur Anwendung gelangt, der etwas auf Koſten eines 
Anderen ohne rechtlichen Grund erlangt hat. An dieſer 
Vorausſetzung fehlt es im vorliegenden Falle. Denn nach der 
gemäß SS 561, 549 C. P. O. unanfechtbaren Auslegung, die 
der B. R. dem in Rede ſtehenden Feuerſocietät⸗Reglement giebt, 
bezieht ſich der dort verordnete Forderungsübergang unterſchieds⸗ 
los auf alle dem Verſicherten gegen Dritte zuſtehenden Schadens⸗ 
erſatzanſprüche, gleichviel ob ſie ein eigenes Verſchulden des 
Dritten vorausſetzen oder letzterer auch für fremdes Ver⸗ 
ſchulden oder ſelbſt für Zufall haftet. V. C. S. i. S. Fiskus 
c. Provinzial - Land » Feuerjocietät vom 15. Januar 1902, 
Nr. 346/1901 V. 

Städteordnung vom 30. Mai 1853. 

111. 5 56“. 

Gemäß 5 56“ der Städteordnung vom 30. Mai 1853 
bildet die lebenslängliche Anſtellung der Gemeindebeamten 
kraft öffentlichen zwingenden Rechts die Regel. Nur bei hier 
nicht in Frage ſtehenden vorübergehenden Dienſtleiftungen 
und ſofern es ſich um Unterbeamte handelt, welche nur 
zu mechaniſchen Dienſtleiſtungen beſtimmt find, darf 
davon abgewichen werden. Daß der Begriff techniſch nicht 
mit dem Begriffe mechaniſch zuſammenfalle, iſt vom Reviſions⸗ 
gerichte bereits in ſeinem Urtheile vom 28. Januar 1901 in 
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für die rechtliche Beurtheilung des vorliegenden Falles maß⸗ 
gebender Weiſe feſtgeſtellt. Auch handwerks mäßige Leiſtungen 
find nicht nothwendig „mechaniſche“. Hiernach vermag die durch 
das B. G. geſchehene Bezeichnung der Dienſte als „unter⸗ 
geordnet techniſche“ und „handwerkmäßige“ nicht die Feſtſtellung 
zu begründen, daß es ſich um „mechaniſche“ Leiſtungen im 
Sinne des § 56° der Städteordnung handelt; und zwar um 
jo weniger, als das B. G. Blatt 200 v ausdrücklich anerkennt, 
daß die hier fragliche Thätigkeit nicht als eine rein mecha— 
niſche Thätigkeit aufgefaßt werden könne. IV. C. S. i. S. 
Großhennig e. Stadtgemeinde Berlin vom 5. Dezember 1901, 
Nr. 222/1901 IV. 

112. 

Das B. G. verneint, daß es ſich um einen durch das 
öffentliche Recht begrenzten Kreis von Geſchäften, um ein 
Gewaltverhältniß auf der einen Seite und um ein Ge— 
horſams-, Treue⸗ und Dienſtverhältniß auf der anderen 
Seite gehandelt habe. Der Kreis der Geſchäfte des klägeriſchen 
Erblaſſers ſei nur durch eine interne Inſtruktion des Stadt⸗ 
raths M. und des L. begrenzt geweſen. Es ſei kein öffentlich 
rechtlicher Dienſtvertrag geſchloſſen, der Erblaſſer vielmehr nur 
engagirt worden. Der Wille der Anſtellung habe 
ſowohl auf Seiten des Erblaſſers, wie der Bekl. gefehlt. 
Alle dieſe Ausführungen entbehren der näheren Begründung. 
Es läuft auf eine petitio principii hinaus, wenn das B. G. 
der Juſtruktion ohne Weiteres den publiziſtiſchen Charakter 
abſpricht. Ebenſo ermangelte jede ſelbſtſtändige Begründung für 
die Annahme, daß es ſich nicht um ein Gewalt-, Treue⸗ und Dienſt⸗ 
verhältniß handle. Momente, welche bei Prüfung dieſer Frage 
von Gewicht ſein könnten, wie der Umſtand, daß der klägeriſche 
Erblaſſer beſtimmte Dienſtſtunden einzuhalten hatte, ſeine 
disziplinaren Verhältniſſe u. ſ. w., find nicht in den Bereich der 
Erörterung gezogen. Endlich iſt nicht ausreichend dargelegt, 
warum auf beiden Seiten der Auſtellungswille gefehlt haben 
ſoll, insbeſondere gilt dies auch von der Annahme, daß ein 
ſolcher Wille dem klägeriſchen Erblaſſer bei ſeiner 19 jährigen 
Thätigkeit im Dienſte der Kommune von Anfang an oder 
demnächſt im Laufe ſeiner Dienſtzeit nicht innegewohnt habe, 


daß er vielmehr erſt durch die ſeit 1894 entitandene 
„Gährung“ ſich veranlaßt geſehen habe, ſich für einen 
angeſtellten Beamten auszugeben. Der vom B. G. hin- 


Anſtellen iſt in 
Vergl. Entſch. bei 


geſtellte Gegenſatz von Engagiren und 
ſeiner Bedeutung nicht klar erſichtlich. 
voriger Nummer. 

Rheiniſche Städteordnung vom 15. Mai 1856. 

113. 88 53, 59. 

Die Reviſion hat die Annahme des O. L. G., daß der 
Kl. als Beamter des Bekl. auf Lebenszeit angeſtellt geweſen ſei, 
und folgeweiſe der $ 59 Abſ. 2 der Rheiniſchen Städteordnung 
vom 15. Mai 1856 Anwendung finde, um deswillen bemängelt, 
weil das O. L. G. zu dieſer Annahme unter Verletzung der 
Grundſätze über die Beweislaſt gelangt ſei. Dieſer Angriff 
iſt indeſſen unbegründet. Es iſt von dem Berufungsgericht 
angenommen worden, daß auch nach der Rheiniſchen 
Städteordnung vom 15. Mai 1856 § 53 Ziffer 6 die 
Anſtellung der Gemeindebeamten, ſoweit es ſich nicht um vor⸗ 
übergehende Dienſtleiſtungen handelt, der Regel nach als auf 
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Lebenszeit erfolgt anzuſeben ſei, und die Anſtellung auf 
Kündigung nur die Ausnahme bilde. Dieſe Annahme unter⸗ 
liegt, da die bezogene Städteordnung keine reviſibele Rechtsnorm 
iſt, nicht der Nachprüfung in der Reviſionsinſtanz. Die weitere 
Ausführung aber, daß von jenem Standpunkte aus eine, wie 
im vorliegenden Falle, der Zeit nach unbeſchränkte Anſtellung 
als auf Lebenszeit erfolgt anzuſehen ſei, ſofern nicht greif⸗ 
bare und ſchlüſſige Anhaltspunkte für die gegentheilige Annahme 
geltend gemacht und im Beſtreitungsfalle nachgewieſen werden, 
entſpricht rechtlich der gegebenen Sachlage und beruht keines- 
wegs auf einer Verkennung der Grundſätze über die Beweislaſt. 
II. C. S. i. S. Stadtgemeinde Solingen c. Nordmann vom 
23. Dezember 1901, Nr. 338/1901 II. 

Allgemeines Berggeſetz. 

114. 

Das B. G. geht im Anſchluß an die reichsgerichtliche 
Rechtſprechung davon aus, daß der Bergwerksbeſitzer den Grund⸗ 
eigenthümer in der Regel in Kapital entſchädigen müſſe, und 
daß nur bei vorübergehenden Schäden die Entſchädigung in 
einer jährlichen Rente zu leiſten ſei, und daß deshalb die Bekl. 
zu beweiſen habe, das Grundſtück des Kl. habe nur vorüber⸗ 
gehend die Bebauungsfähigkeit verloren. V. C. S. i. S. Ver⸗ 
einigte Königs⸗ und Laurahütte c. Schüttenberg vom 22. Ja⸗ 
nuar 1902, Nr. 330/1901 V. 

115. $ 52. 

Der von der Reviſion erhobene Angriff muß daran ſcheitern, 
daß gegen die auf nicht reviſibles und überdies im Oberlandes⸗ 
gerichtsbezirk Hamm nicht geltendes Naſſauiſches Recht ge⸗ 
ſtützte Begründung des angefochtenen Urtheils gemäß § 549 
der C. P. O. und § 1 der Kaiſerlichen Verordnung hierzu vom 
28. September 1879 vor dem R. G. Beſchwerde nicht geführt 
werden kann. Durch Verordnung vom 22. Februar 1867 iſt 
das Preußiſche Allgemeine Berggeſetz mit einigen Abänderungen 
in dem Gebiete des vormaligen Herzogthums Naſſau, zu dem 
die Amtsgerichte Herborn und Dillenburg gehören, eingeführt 
worden. Im $ 52 dieſes Geſetzes iſt beſtimmt, daß auf das 
Bergwerkseigenthum hinſichtlich der Veräußerung u. ſ. w. die 
allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften Anwendung finden, die in 
dieſer Beziehung für das Grundeigenthum gelten. Mit Unrecht 
rügt der Bekl., daß das B. G. nicht geprüft habe, ob als ſolche 
allgemeine geſetzliche Vorſchriften das von ihm angezogene 
Naſſauiſche Stockbuchgeſetz vom 15. Mai 1851 mit Nachtrag 
vom 5. Juni 1852 oder die Formvorſchriften des in Naſſau in 
zweiter Reihe giltig geweſenen gemeinen Rechts für die hier 
ſtreitigen Verträge Platz greifen. Abgeſehen davon, daß der 
Vorderrichter die Frage des auf die beſtrittenen Grubenver- 
äußerungsverträge anzuwendenden Geſetzes allerdings geprüft 
und ſich eben für Anwendung der Naſſauiſchen Stockbuchgeſetze 
entſchieden hat, war für ihn keinerlei Anlaß gegeben, aus- 
drücklich zu unterſuchen, ob nicht etwa gemeines Recht in 
Frage komme. Denn es liegt auf der Hand, daß der an- 
gezogene § 52 des Allgemeinen Berggeſetzes unter „allgemeinen 
geſetzlichen Vorſchriften“ nicht etwa ſubſidiäre Beſtimmungen 
des gemeinen Rechts verſtanden hat, ſondern nur allenfalls 
beſtehende Sondervorſchriften für die Veräußerung von Berg- 
werkseigenthum abſchaffen und an deren Stelle die für 
Veräußerungen von Grundbeſitz überhaupt beſtehenden Geſetze 
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einführen wollte. Von dieſer dem Wortlaut und ſelbſt⸗ 
verſtändlichen Sinne des § 52 des Allgemeinen Berg- 
geſetzes entſprechenden Anſchauung ausgehend, hat das 
B. G., da unzweifelhaft das Pr. E. E. G. und die 
Pr. Grdb. O. in den ehemals Naſſauiſchen Gebietstheilen 
nicht eingeführt worden find, die beſtrittenen Gruben- 
verfäufe nach den erwähnten Stockbuchgeſetzen beurtheilt. 
V. C. S. i. S. Meurer c. Giebeler vom 8. Januar 1902, 
Nr. 311/1901 V. 

116. § 148. 

Naturgemäß kann für die Bemeſſung der Werthsminderung, die 
eine Sache durch eine ſchädigende Handlung oder ein ſolches Ereigniß 
erlitten, nur der Werth maßgebend ſein, den ſie zur Zeit des Eintritts 
des Schadens hatte. Eingetreten iſt aber im vorliegenden Fall, 
wie der B. R. in Einklang mit der Entſcheidung des R. G. 
vom 21. Dezember 1892 (Entſch. Bd. 30 S. 252) annimmt, 
der Schade nicht erſt mit dem Zeitpunkt, wo die Einwirkung 
des Bergbaues an der Erdoberfläche durch Senkungen und der- 
gleichen zu Tage trat, ſondern ſchon zu der Zeit, wo bei 
äußerlicher Integrität in Folge der durch den unterirdiſchen 
Bergbau drohenden Gefahr die Parzelle zur Errichtung von 
Gebäuden ungeeignet wurde und dadurch in der allgemeinen 
Meinung die Eigenſchaft als Bauſtelle, die ſie vorher hatte, 
verlor. V. C. S. i. S. Dworatzek c. Kattowitzer Aktiengeſell⸗ 
ſchaft für Bergbau vom 15. Januar 1902, Nr. 322/1901 V. 

Enteignungsgeſetz vom 11. Juni 1874. 

117 


Mit zutreffender Begründung hat das B. G. den Anſpruch 
der Bekl. auf die ſtreitigen 69 459 Mark 78 Pf. abgewieſen, 
ſoweit verſucht worden iſt, dieſen Anſpruch aus dem Geſichts⸗ 
punkte einer der Kapitalabfindung hinzutretenden „Nutzungs⸗ 
entſchädigung“ zu rechtfertigen. Die dauernden Nutzungen, 
welche ein Grundſtück dem Eigenthümer abwirft, bilden die 
natürlichen Rechnungsfaktoren der Kapitalabfindung, die ihm 
gewährt wird, wenn er in Folge Auferlegung einer Bau⸗ 
beſchränkung an der beſtmöglichen Ausnützung ſeines Areals 
gehindert wird. Auch im vorliegenden Falle hat man daher 
anzunehmen, daß durch Zubilligung der 77 385 Mark, welche 
in dem Urtheile des B. G. vom 10. Februar 1900 eingeſtellt 
ſind, „um den Schaden zu erſetzen, welcher den Eigenthümern 
durch das Verbot der Bebauung zugefügt wurde“, die Bell. 
voll entſchädigt ſind für ihre Einbuße an dauernden Nutzungen, 
die nach dem Stande der Dinge im Zeitpunkte des Eintritts 
der Baubeſchränkung bei intenſivſter Ausnutzung der Baufläche 

zu erwarten waren. Zur Rechtfertigung einer darüber 
hinausgehenden Abfindung eignet ſich daher keinesfalls der 
von den Bekl. verſuchte Nachweis, daß ihr Grundſtüͤck, wenn 
ſie es zweckmäßig hätten ausbauen dürfen, vom Jahre 1873 
an bis zum Jahre 1895 einen fortdauernd zunehmenden 
Ertrag geliefert haben würde, der die thatſächlich erzielten 
Einnahmen um 184 290 Mark überſteige. VII. C. S. i. S. 
Steinthal und Genoſſen 6. Stadtgemeinde Berlin vom 30. De⸗ 
zember 1901, Nr. 389/1901 VII. 

118. 

Der B. R. gründet ſeine Entſcheidung auf die Annahme, 
daß eine von dem Enteignungsverfahren losgelöſte Beurtheilung 
des Verzinſungsanſpruches der Rkl. weder in der Sachlage 
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noch nach dem Vorbringen der RE. gerechtfertigt erſcheine, 
daß vielmehr nach Beidem der von den Rkl. geltend gemachte 
Verzinſungsanſpruch der Enteignungsſumme lediglich einen ſolchen 
Entſchädigungsanſpruch bilde, der aus den durch das Ent- 
eignung s verfahren begründeten Verpflichtungen des Rbekl. 
herzuleiten ſei und hergeleitet werde. Dem kann nur bei- 
getreten werden. Iſt das aber der Fall, ſo war der Verzinſungs⸗ 
anſpruch von den RE. in der Friſt des § 30 des Enteignungs⸗ 
geſetzes oder ſpäteſtens bei der Berufung gegen das ihre Ent⸗ 
ſchädigung herabſetzende erſtinſtanzliche Urtheil in dem gericht- 
lichen Entſchädigungsfeſtſtellungsverfahren geltend zu machen. 
Das iſt nicht geſchehen und ſomit iſt, wie der B. R. mit Recht 
erklärt hat, für die gerichtliche Geltendmachung des Verzinſungs⸗ 
anſpruches eine geſetzliche Handhabe nicht mehr gegeben. 
VII. C. S. i. S. Mehrmann c. Preußiſchen Eiſenbahnfiskus 
vom 20. Dezember 1901, Nr. 328/1901 VII. 

119. 

Nach dem § 30 in Verbindung mit dem § 29 des Ent⸗ 
eignungsgeſetzes findet der Rechtsweg gegen die Entſcheidung 
des Bezirksausſchuſſes über die Entſchädigung ſtatt, alſo jo- 
weit es ſich um den Eigenthümer handelt, abgeſehen vom Falle 
des § 9, gegen die Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes über 
diejenige Entſchädigung, die dem Eigenthümer für das in der 
Entſcheidung als Gegenſtand der Enteignung bezeichnete, genau 
individuell beſtimmte Grundſtück zu gewähren iſt. Maßgeblich 
für die Frage, für welches Grundſtück dem Eigenthümer Ent⸗ 
ſchädigung zu gewähren iſt, iſt hiernach lediglich der In- 
halt des Entſchädigungsfeſtſtellungsbeſchluſſes, nicht 
der Inhalt der Verhandlungen in den Terminen zur Feſtſtellung 
der Entſchädigung. Dieſe können höchſtens zur Erläuterung des 
Inhaltes des Entſchädigungsfeſtſtellungsbeſchluſſes verwendet 
werden, ſofern letzterer ſeiner Natur nach überhaupt einer Er⸗ 
läuterung zugänglich iſt. Die gerichtliche Entſcheidung kann 
und darf ſich hiernach, abgeſehen vom Falle des § 9, niemals 
auf ein anderes Grundſtück beziehen, als welches in dem Ent⸗ 
ſchädigungsfeſtſtellungsbeſchluß als das zu enteignende bezeichnet 
it. VII. C. S. i. S. Stadtgemeinde Eſſen c. Lindemann 
vom 17. Dezember 1901, Nr. 324/1901 VII. 

120. | 

Sit im Entſchädigungsfeſtſtellungsbeſchluß das Grundſtück, 
für welches Entſchädigung zu gewähren iſt, nach dem Kataſter 
bezeichnet, ſo kann ſich alſo die gerichtliche Entſcheidung (ab⸗ 
geſehen ſtets von § 9) nicht auf eine außerhalb der Grenzen 
der angegebenen Kataſterparzellen belegene Fläche erſtrecken; die 
Enteignung kann im gerichtlichen Verfahren hierüber hinaus 
nicht erweitert werden. Stimmt der Beſchluß in der kataſter⸗ 
mäßigen Bezeichnung des Gegenſtandes der Enteignung nicht 
mit dem Antrage des Unternehmers überein, oder iſt dieſer nicht 
ſo weit ausgedehnt, wie es nach der Meinung der Betheiligten 
hätte geſchehen ſollen, ſo müſſen die Betheiligten mit den ſonſt 
ihnen gegebenen Rechtsbehelfen dagegen Abhülfe ſuchen; im 
gerichtlichen Entſchädigungsfeſtſtellungsverfahren iſt hierfür kein 
Raum. Dagegen bildet die Größe der innerhalb der Grenzen 
der Kataſterparzelle gelegenen Fläche lediglich einen Faktor für 
die Berechnung der Entſchädigung wie jeder andere. Hat der 
Bezirksausſchuß ſich bei der Entſchädigungsfeſtſtellung in einem 
Irrthum über dieſe Größe befunden, ſei es ſelbſt auf Grund 
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unrichtiger Angaben des Kataſters, fo ftellt dies einen Mangel 
dar, der im gerichtlichen Verfahren durch Einſtellung der richtigen 
Größe und anderweitige Feſtſtellung der danach zu berechnenden 
Entſchädigungsſumme gehoben werden kann. Vergl. Entſch. bei 
voriger Nummer. 

121. 

Unter IV der Gründe des angefochtenen Urtheils heißt es: 
„Endlich iſt mit den vernommenen Sachverſtändigen anzu⸗ 
erkennen, daß das klägeriſche Kolonat durch die Enteignung im 
Ganzen einen nicht unerheblichen Minderwerth erfahren hat. 
Die Lage der Grundſtücke zum Wirthſchaftshofe iſt gegen früher 
eine ungünſtige; das Kolonat iſt auch durch den Verluſt des 
nicht zu erſetzenden Hausgartens im Werthe nicht unweſentlich 
gefunden. Das Gericht billigt dem Kl. den von R. ange⸗ 
nommenen Satz in Höhe von 1 500 Mark zu.“ Unter III der 
Urtheilsgründe ſind dem Kl. an Entſchädigung 600 Mark da⸗ 
für, daß der Kl. zu dem rechts des Bahndammes liegenden 
Grundſtück an Stelle des früheren kürzeren und bequemeren 
Zugangs einen um 150 m längeren Zufuhrweg nehmen muß 
und 180 Mark für den dem Kl. verurſachten Umweg zu ſeiner 
Viehtränke zugeſprochen worden. Es iſt nicht zu verkennen, 
daß die Poſten von 600 Mark und 180 Mark eine beſondere 
Entſchädigung für die gegen früher ungünſtiger geſtaltete Lage 
der Grundſtücke zum Wirthſchaftshof darſtellen. Iſt aber der 
Kl. für dieſe ungünſtigere Lage, ſowie für den Verluſt des 
Hausgartens bereits durch die unter III der Urtheilsgründe ge⸗ 
troffenen Feſtſetzungen entſchädigt, dann iſt nicht wohl zu ver⸗ 
ſtehen, inwiefern dem Kl. gerade für dieſe Nachtheile eine 
weitere Entſchädigung von 1 500 Mark gebühren fol. Die 
Zubilligung dieſes Poſtens hätte einer näheren Begründung be⸗ 
durft, da es dermalen dem Bekl. ſo wenig wie dem R. G. 
möglich ſein wird zu erkennen, für welche weiteren Nachtheile 
der Kl. dieſe 1 500 Mark erhalten fol. VII. C. S. i. S. 
Preußiſcher Eiſenbahnfiskus c. Willmann vom 20. Dezember 1901, 
Nr. 332/1901 VII. 

Zuſtändigkeitsgeſetz vom 1. Auguſt 1883. 

122. § 20 Abſ. 4. 

Nachdem durch Beſchluß des Bezirksausſchuſſes zu Düfjel- 
dorf vom 2. Oktober 1894 dem Antrag des Kl. auf Feſtſetzung 
ſeines Penſionsanſpruches gegen die beklagte Stadtgemeinde nur 
von ſeinem Dienſteinkommen als Hülfspolizeidiener, nicht aber 
auch von feinem Dienſteinkommen als Gefangenenauf- 
ſeher ſtattgegeben war, die darauf von ihm im Verwaltungs- 
ſtreitverfahren erhobene Klage auf Einziehung dieſes Beſchluſſes 
und Feſtſetzung der Penſion auch von dem letzteren Dienftein- 
kommen von dem Bezirksausſchuß mit der Begründung abge⸗ 
wieſen worden war, daß nach § 20 Abſ. 4 des Zuſtändigkeits⸗ 
geſetzes vom 1. Auguſt 1883 in dem Verwaltungsſtreitver⸗ 
fahren nur darüber zu entſcheiden ſei, welcher Theil eines 
Dienſteinkommens als penfionsfähiges Gehalt anzuſehen ſei, 
dieſe Frage aber nicht den Gegenſtand des Streites der 
Parteien bilde, auch die Berufung des Kl. gegen dieſe Ent⸗ 
ſcheidung vom Oberverwaltungsgericht durch Urtheil vom 
23. November 1895 unter Billigung der Gründe der Vorinſtanz 
zurückgewieſen worden war, hatte das in § 20 Abſ. 4 eit. für 
Feſtſetzung der Penſion der Gemeindebeamten vorgeſehene Ver⸗ 
waltungs⸗ bezw. Verwaltungsſtreitverfahren, ſoweit ſich nicht 
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noch Streit darüber ergeben ſollte, welcher Theil des Dienſt⸗ 
einkommens als Gefangenenaufſeher als penſionsfähig zu 
erachten ſei, ſeine endgültige Erledigung gefunden, und es 
greift nunmehr die Beſtimmung der vorbezogenen Geſetzes⸗ 
vorſchrift Platz, wonach der Feſtſetzungsbeſchluß des Bezirksaus⸗ 
ſchuſſes im Uebrigen vorbehaltlich des ordentlichen Rechts 
weges ergangen iſt. Danach waren nunmehr — mit Aus- 
nahme der vorerwähnten Frage — über alle anderen, den 
ſtreitigen Penſionsanſpruch betreffenden Fragen die ordentlichen 
Gerichte zu entſcheiden berufen und befugt, und zu dieſen 
Fragen gehört auch die nach der Zahl der für die Berechnung 
der Penſion in Anſatz zu bringenden Jahre. Und zwar haben 
die Gerichte dieſe Frage auch dann zu entſcheiden, wenn dieſelbe 
nicht ſpeziell den Gegenſtand des Streites und der Entſcheidung 
im Verwaltungsverfahren, insbeſondere des Beſchluſſes des Be⸗ 
zirksausſchuſſes gebildet hat. Daß es auch der Standpunkt 
des Oberverwaltungsgerichts iſt, ergiebt insbeſondere die vor⸗ 
erwähnte Entſcheidung deſſelben in der vorliegenden Sache, in 
der unter Verweiſung. auf frühere Entſcheidungen (Entſch. des 
Oberverwaltungsgerichts Bd. XIII S. 174, Preußiſches Ver⸗ 
waltungs⸗Blatt Jahrg. XIII S. 479) ausgeſprochen iſt, daß, 
ſoweit es ſich darum handele, welcher Theil des Dienit- 
einkommens bei Feſtſtellung der Penſionsanſprüche als 
Gehalt anzuſehen ſei, der weitere Streit der Entſcheidung 
im Verwaltungsſtreitverfahren unterliege, in allen 
anderen Fragen dagegen die Parteien auf den ordent⸗ 
lichen Rechtsweg angewieſen ſeien. II. C. S. i. S. Stadt- 
gemeinde Solingen e. Nordmann vom 23. Dezember 1901, 
Nr. 338/1901 II. 

Kleinbahngeſetz vom 28. Juli 1892. 

123. 88 3, 13, 17. 

Das B. G. führt aus: Da die Kl. an ſich zur Duldung 
der Kreuzung ihrer Drähte bereit ſei, beſtehe Streit nur darüber, 
in welcher Weiſe und unter welchen Bedingungen die Kreuzungen 
auszuführen ſeien. Hierüber könne nur durch den gemäß 88 3, 
17 des Kleinbahngeſetzes vom 28. Juli 1892 von der Ver⸗ 
waltungsbehörde feſtzuſtellenden Bauplan entſchieden werden und, 
wenn die Parteien darüber ſtreiten, ob durch den feſtgeſtellten 
Bauplan bereits eine ſolche Entſcheidung getroffen ſei, ſo liege 
die maßgebende Auslegung der Verwaltungsbehörde ob. Stelle 
dieſe feſt, daß eine ſolche Entſcheidung noch nicht getroffen ſei, 
ſo werde es einer Ergänzung des Bauplans bedürfen. In der 
vorliegenden Genehmigungsurkunde ſei beſtimmt, daß von den 
Feſtſetzungen der Genehmigungsbehörden ohne deren Genehmigung 
bei ſpäteren Erneuerungen oder Ergänzungen des Oberbaues, 
der Leitungen nicht abgewichen werden dürfe. Dies laſſe er⸗ 
kennen, daß eine Vereinbarung der Parteien über die Art der 
Ausführung der Genehmigung der Behörde bedürfe. Hieraus er- 
gebe ſich, daß auch die Frage, ob auf Grund der ſchon vorliegenden 
Feſtſtellungsbeſchlüſſe die Bekl. die Kreuzungen gegenden Willen 
der Kl. anzubringen berechtigt ſei, nur von der zuſtändigen Ver⸗ 
waltungsbehörde entſchieden werden könne. Das Gericht könne 
dieſer Entſcheidung durch eine einſtweilige Verfügung nicht vor— 
greifen. — Dieſe Begründung leidet an zwei Fehlern. Unrichtig 
iſt zunächſt die Annahme, daß die Kl. zur Duldung der Kreuzung 
ihrer Drähte bereit ſei; vielmehr verweigert die Kl. dieſe Duldung, 
falls nicht eine Einigung der Parteien unter den von ihr vor— 
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geſchriebenen oder vorzuſchreibenden Bedingungen zu Stande 
komme. Unrichtig iſt aber auch die Annahme, daß die ordent⸗ 
lichen Gerichte nicht zuſtändig ſeien, die Kl. gegen den von der 
Bekl. beabfichtigten Eingriff in ihr Eigenthum (durch Einbauen 
von Kreuzungsſtücken in die Leitungsdrähte der Kl.) zu ſchützen, 
wenn die etwa zuſtändige Verwaltungsbehörde den Eingriff ge⸗ 
nehmigen könne, aber noch nicht genehmigt habe; vielmehr liegt 
der Streit bis zur Einholung der Entſcheidung der Verwal⸗ 
tungsbehörde lediglich auf dem Gebiete des bürgerlichen Rechtes 
(G. V. G. $ 13). Mit der den vorläufigen Schutz der Kl. 
bezweckenden einſtweiligen Verfügung iſt der Entſcheidung der 
Verwaltungsbehörde nicht vorgegriffen, vielmehr nur der einft- 
weilige Zuſtand bis zum Erlaſſe jener Verfügung geregelt. Die 
einſtweilige Verfügung fällt alſo zuſammen, ſobald die Ver⸗ 
waltungs behörde innerhalb ihrer Zuſtändigkeit den Zuſtand 
anderweitig regelt. Da das B. U. im Weſentlichen auf den 
bezeichneten beiden Irrthümern beruht, mußte es aufgehoben 
werden. Freilich erfolgt die Genehmigung von Kleinbahnunter⸗ 
nehmungen und von weſentlichen Aenderungen ſolcher unter 
dem Vorbehalte der Rechte Dritter (§§ 3 und 13 des Klein- 
bahngeſetzes vom 28. Juli 1892); aber damit find im Weſent⸗ 
lichen nur Privatrechte gemeint. Hier handelt es ſich um den 
Streit zweier Kleinbahnen unter einander, welche der Beauf⸗ 
ſichtigung und der weitgreifenden Einwirkung derſelben Ver⸗ 
waltungsbehörde unterſtehen und deren Verhältniſſe durch öffent⸗ 
lich rechtliche Normen geregelt find (88 2 ff., 9 ff., 14, 17 bis 
24, 28). In ſolchen Fällen iſt die Verwaltungsbehörde be- 
rufen, Kolliſionen, die durch die Genehmigung konkurrirender 
Unternehmungen entſtehen, durch ihre Entſcheidung zu löſen. 
V. C. S. i. S. elektriſche Straßenbahn Breslau A.⸗G. c. Bres⸗ 
lauer Straßen⸗Eiſenbahngeſellſchaft vom 21. Dezember 1901, 
Nr. 299/1901 V. 

Stempelſteuergeſetz vom 28. Juli 1892. 

124. Tarifſtelle 58 II. 

Die Stempelpflicht iſt an die einſeitigen Verpflichtungs⸗ 
erklärungen der Ausſteller der Schuldverſchreibungen geknüpft. 
Ob die Verpflichtung in Erwartung der Zuſtimmung des 
Gläubigers übernommen iſt oder auf Abmachungen beruht, die 
der Ausſtellung der Urkunde vorausgegangen find, iſt für die 
Stempelfrage unerheblich. Im Uebrigen kann auch hier die auf 
Auslegung beruhende Auffaſſung des B. R., daß die unter II 
erwähnten Schreiben kaufmänniſche Verpflichtungsſcheine im 
Sinne der Tarifſtelle 58 II darſtellen, und insbeſondere ſeine 
Erwägung, daß darin, daß die in den Schreiben bezeichneten 
Beträge aus dem zwiſchen der Klägerin und den Adreſſaten be⸗ 
ſtehenden Kontokorrent ausgeſchieden und behufs beſonderer 
Verzinſung auf Separatkonto geſchrieben worden ſeien, die 
Konſtituirung einer für ſich beſtehenden Geldſchuld liege, 
nicht beanſtandet werden. Vergl. Entſch. des R. G. vom 
20. Februar 1888, Rep. IV 311/87 (Bolze, Praxis des 
Reichsgerichts Bd. 5 Nr. 913), vom 13. November 1893, 
Rep. IV 194/93 (Juriſtiſche Wochenſchrift 1894 S. 33), 
vom 17. Januar 1895, Rep. IV 229/94 (Entſch. in Civil⸗ 
ſachen Bd. 34 S. 137) und vom 5. Januar 1899, 
Rep. IV 215/98. VII. C. S. i. S. Berliner Handels- 
geſellſchaft e. Preußiſcher Fiskus vom 17. Dezember 1901, 
Nr. 321/1901 VII. 
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VI. Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 

125. L. R. S. 1139, 1146, 1230. 

Die Reviſion hat geltend gemacht, der B. R. nehme in 
Verletzung der in Betracht kommenden Vorſchriften des Badiſchen 
Landrechts — insbeſondere des L. R. S. 1139 an, daß im 
vorliegenden Falle eine förmliche Inverzugſetzung erforderlich 
geweſen ſei, und zur Rechtfertigung dieſes Angriffs ausgeführt: 
Wenn ein beſtimmter Tag vereinbart ſei, an welchem geliefert 
werden müſſe, mit der „Bedingung“, daß für jeden Tag der 
Verzögerung eine beſtimmte Summe als Konventionalſtrafe zu 
zahlen ſei, ſo liege darin rechtsnothwendig die Vereinbarung, 
daß durch bloßes Erſcheinen des Tages der Schuldner in Verzug 
fein müſſe. Dieſe Rüge iſt nicht gerechtfertigt. Zunächſt kann 
für das Recht des c. c. dem Ausgangspunkte dieſer Aus- 
führungen nicht beigetreten werden, wonach die den Rechts⸗ 
grundſatz „dies interpellat pro homine“ ausſchließende Vor⸗ 
ſchrift des Art. 1139, welche in Art. 1230 lediglich wieder⸗ 
holt iſt, nur auf der Annahme beruhe, daß eine Lieferungsfriſt 
in der Regel im Intereſſe des Schuldners vereinbart ſei, und 
deshalb jene Vorſchrift ſchon dann nicht Platz greife, wenn ſich 
aus dem übrigen Inhalte der Vertragsgedinge, wie hier, ergebe, 
daß zur Wahrung des Intereſſes des Gläubigers die Lieferung 


an einem beſtimmten Tag vereinbart worden ſei. Dieſe Rechts⸗ 


auffaſſung wird widerlegt durch die Anwendung der Vorſchrift 
des Art. 1139 in Art. 1230 auch auf den Fall, daß für die 
durch Konventionalſtrafe geſicherte Verbindlichkeit eine Erfüllungs⸗ 
zeit vereinbart iſt; ſie ſteht auch im Widerſpruch mit der Ent⸗ 
wickelung der Vorſchriften über die Inverzugſetzung im franzö⸗ 
ſiſchen Rechte und mit der hierin übereinſtimmenden Rechtslehre 
und Rechtsſprechung zum e. o. Wenn die Reviſion glaubt, 
ſich für dieſe Auffaſſung auf die Darlegungen bei Laurent, 
Principes de droit civil Bd. XVI Nr. 236 und 237 berufen 
zu können, ſo bieten die bezogenen Stellen für eine ſolche An⸗ 
nahme keinen Anhalt. Für das Badiſche Landrecht kann es 
aber trotz der abweichenden Auffaſſung von Brauer in ſeinen 
Erläuterungen zu Satz 1230 Bd. III S. 168 — keinen 
Zweifel erleiden, daß in L. R. S. 1230 ebenſo wie in 
L. R. S. 1146 die Anwendung des L. R. S. 1139 voraus- 
geſetzt wird, und das Badiſche Landrecht ſich in dieſer Beziehung 
von anerkannten Prinzipien des c. c. nicht entfernen wollte. 
Dieſe Annahme entſpricht der älteren Praxis der Badiſchen 
Gerichte — Entſch. des Badiſchen Oberhofgerichts vom 9. Januar 
1866, Annalen Bd. 35 S. 249 — und iſt auch von dem er⸗ 
kennenden Senate in dem Urtheil vom 18. April 1884 — 
Annalen der Badiſchen Gerichte Bd. 50 S. 199 — gebilligt 
worden. Indem aber L. R. S. 1230 für die Verwirkung der 
Konventionalſtrafe eine Inverzugſetzung vorſchreibt, auch wenn 
der Hauptverbindlichkeit eine Erfüllungszeit vorgeſchrieben iſt, 
und L. R. S. 1139 unter Ablehnung des Satzes „dies inter- 
pellat pro homine“ beſtimmt, daß der Schuldner durch den 
Inhalt des Vertrages allein nur dann in Verzug geſetzt werde, 
wenn darin enthalten iſt, daß durch das bloße Erſcheinen des 
Tages, ohne daß es weiterer Handlungen bedürfe, der Schuldner 
in Verzug ſein ſoll, ſo ergiebt ſich aus dieſen Geſetzesvorſchriften, 
daß der Schuldner durch das bloße Erſcheinen des Fälligkeits⸗ 
tages nur dann in Verzug geſetzt wird, wenn dies in dem 
Vertrage ausdrücklich ausgeſprochen iſt oder doch ſich als Wille 
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der Vertragstheile deutlich und unzweifelhaft aus dem Inhalt 
des Vertrages ergiebt. II. C. S. i. S. Betriebsgeſellſchaft für 
den Rheinauhafen (m. b. H.) c. Mannheimer Maſchinenfabrik 
vom 10. Januar 1902, Nr. 331/1901 II. 

126. Art. 1445. ' 

Das der Klage einer Ehefrau auf Vermögensabſonderung 
(Art. 1443 c. c.) ſtattgebende Urtheil iſt feiner Natur nach 
nicht deklaratoriſch und äußert ſeine Wirkung rückwärts bis 
zum Tage der Klageerhebung nur kraft der geſetzlichen Aus⸗ 
nahmebeſtimmung des Art. 1445 Abſ. 2 c. c., welche ver⸗ 
hindern ſoll, daß der der Ehefrau bei beſtehender Gefahr für 
ihr Einbringen durch die Klage auf Gütertrennung gewährte 
Schutz durch Prozeßverſchleppung und andere Mittel vereitelt 
werden könne. Die Klage auf Scheidung der Ehe ſteht nicht 
bloß der Ehefrau, ſondern auch dem Ehemanne zu, ſetzt nicht 
Unordnung in den ökonomiſchen Verhältniſſen des letzteren vor⸗ 
aus, ſondern Verfehlungen der verklagten Partei gegen die durch 
die Ehe begründeten Pflichten, verfolgt auch nicht die Zuerken⸗ 
nung eines Anſpruchs, durch deſſen Anerkennung ſeitens des 
Gegners die begehrte Auflöſung der Ehe herbeigeführt würde, 
und das auf dieſelbe ergehende Scheidungsurtheil führt un⸗ 
zweifelhaft die Auflöſung der Ehe erſt für die Zukunft herbei. 
Die lediglich als Folge der Auflöſung der ehelichen Gemeinſchaft 
eintretende Gütertrennung kann daher nicht auf den Zeit⸗ 
punkt der Scheidungsklage zurückgeführt werden. II. C. S. i. S. 
Dalfoſſe o. Dalfoſſe vom 14. Januar 1902, Nr. 357/1901 II. 

8. 


Perſonal⸗ Veränderungen. 


Zulaſſungen. 

Gerichtsaſſeſſor Kopicki beim Landgericht Konitz; 
Rechtsanwalt Leopold Meyer beim Landgericht II Berlin; — 
Gerichtsaſſeſſor James Pollack beim Landgericht Breslau; — 
Rechtsanwalt Dormann in Wetzlar beim Landgericht Limburg; 
— Rechtsanwalt Dr. Martin Paul Scheuffler beim Land⸗ 
gericht Plauen (Vogtl.); — Rechtsanwalt Preußler beim 
Amtsgericht Sagan; — Juſtizreferendare I. Kl. Böhringer 
und Dr. Wilhelm Kiefe beim Oberlandesgericht Stuttgart; 
— Rechtsanwalt Kurt Schimmelpfeng beim Oberlandesgericht 
Darmſtadt; — Rechtsanwalt Dr. Hermann Walter Näſer beim 
Oberlandesgericht Dresden; — Rechtsanwalt Leo Hartmann 
beim Landgericht Mülhauſen i. / Elf; — Geprüfter Rechts- 
praktikant Theodor Schneider beim Landgericht München I; 
— Rechtsanwalt Dr. jur. Guſtav Döhring beim Amtsgericht 
Nakel; — Rechtsanwalt Fritz Groß beim Amtsgericht Ober- 
glogau; — Geprüfter Rechtspraktikant Friedrich Neubecker 
beim Landgericht Schweinfurt; — Rechtsanwalt Ignaz Groß 
beim Landgericht München II; — Rechtsanwalt Adolf Lentz 
beim Amtsgericht Oberhauſen; — Rechtsanwalt Heinrich 
Sellentin beim Amtsgericht Schöneck, Weſtpr.; — Rechts⸗ 
anwalt Friedrich Bacher beim Landgericht Tübingen; — 
Rechtsanwalt Neugebauer beim Amtsgericht Wegberg; — 
Rechtsanwalt Wilhelm Schlottmann beim Amtsgericht 
Wismar; — Rechtsanwalt Hermann Adolf Raabe beim Amts— 
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gericht Rantzau; — Rechtsanwalt Franz Heucke beim Land⸗ 
gericht I Berlin; — Gerichtsaſſeſſor Dr. Felix Sobtzick 
beim Amtsgericht Beuthen O.⸗S.; — Rechtsanwalt Wilhelm 
Hennecke beim Amtsgericht Eſſen; — Rechtsanwalt Franz 
Roebel beim Amtsgericht Ludwigshafen a. / Rh.; — Gerichts⸗ 
aſſeſſor Paul Huber beim Amts- und Landgericht Bielefeld; 
— Rechtsanwalt Dr. Wilhelm Spethmann beim Hanſeatiſchen 
Oberlandesgericht, Landgericht und Amtsgericht Hamburg; 
Rechtsanwalt Dr. Georg Nützel beim Landgericht 
München I; — Rechtsanwalt Dr. Karl Liebling beim 
Landgericht 1 Berlin; — Aſſeſſor Karl Gottlieb Theodor 
Fuchs beim Landgericht Leipzig; — Rechtsanwalt Siegfried 
Meyer in Schöneberg beim Amtsgericht II Berlin; — Gerichts- 
aſſeſſor Dr. Guſtav Koch beim Amtsgericht Düſſeldorf; — 
Geprüfter Rechtspraktikant Dr. Georg Gaubatz beim Land⸗ 
gericht Landau (Pfalz); — Rechtsanwalt Dr. Wilhelm Kraemer 
beim Landgericht II Berlin; — Rechtsanwalt Carl Heinrich 
Otto Sprenger beim Amtsgericht Bremen; — Rechtsanwalt 
Wilhelm Hennecke beim Landgericht Eſſen; — Rechtsanwalt 
Wilhelm Klarenaar beim Landgericht Gießen; — Königl. 
Notar Dr. Sendler beim Amtsgericht Malmedy; — Rechts⸗ 
anwalt Dr. Philipp Straus beim Landgericht Nürnberg; — 
Rechtsanwalt Auguſt Holzer beim Landgericht Augsburg; — 
Rechtsanwalt Georg Schneidemühl beim Landgericht I 
Berlin; — Gerichtsaſſeſſor Dr. Guſtav Koch beim Landgericht 
Düſſeldorf; — Rechtsanwalt Eduard Frank beim Landgericht 
Konſtanz; — Rechtsanwalt Dr. Georg Hertzberg beim Amts- 
gericht Spandau; — Rechtsanwalt Hermann Schmidt beim 
Amtsgericht Eſſen; — Rechtsanwalt Alfred Stockmayer beim 
Amtsgericht Göppingen; — Gerichtsaſſeſſor Friedrich Scholz 
beim Amtsgericht Liebau i. Schl.; — Referendar Benno Reiche 
beim Amtsgericht Braunſchweig; — Rechtsanwalt Heinrich Pa b ft 
beim Oberlandesgericht Caſſel. 


Löſchungen. 

Rechtsanwalt Adolf Trümmer beim Amtsgericht Kötzting; 
— Rechtsanwalt Kurt Schimmelpfeng beim Landgericht 
Darmſtadt; — Rechtsanwalt Nicolai in Wetzlar beim Land⸗ 
gericht Limburg; — Rechtsanwalt Friedrich Conradi beim 
Landgericht Mainz und beim Oberlandesgericht Darmſtadt; — 
Juſtizrafh Rechtsanwalt Stroever beim Landgericht Metz; — 
Rechtsanwalt Auguſt Holzer beim Landgericht München II; 
Rechtsanwalt Beck beim Amtsgericht Schorndorf; — geprüfter 
Rechtspraktikant Dr. Philipp Straus beim Landgericht 
Schweinfurt; — Rechtsanwalt Auguſt Eſchenbach beim Land⸗ 
gericht Memmingen; — Rechtsanwalt Bernhard Konrad Walter 
Schulze beim Amtsgericht Zittau; — Rechtsanwalt Fritz 
Leiprecht beim Landgericht Fürth; — Rechtsanwalt Albert 
Frank beim Landgericht München II; — Rechtsanwalt Mohr 
beim Oberlandesgericht Stuttgart; — Juſtizrath Rechtsanwalt 
Bauer zu Höchſt a. M. beim Landgericht Wiesbaden; — 
Rechtsanwalt Georg Schneidemühl beim Landgericht II 
Berlin; — Rechtsanwalt Dr. Georg Nützel beim Oberlandes⸗ 
gericht München; Rechtsanwalt Carl Friedrich Felix 
Schoenermarck beim Amtsgericht Perleberg; — Rechtsanwalt 
Max Mayer beim Landgericht Hof. 
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Vereins nachrichten. 


Wegen der vergrößerten Zahl der Urtheile zum Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuch muß von jetzt an ein doppelter Abdruck 
in der Juriſtiſchen Wochenſchrift unterbleiben; ſie erfolgen 
bis anf Weiteres in der beſonderen, mit fortlaufenden 
Nummern verſehenen Beilage. 


Hülfskaſſe für dentſche Rechtsanwälte. 
Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandes⸗ 
gerichts zu Bamberg hat der Kaſſe abermals eine Bei- 
hülfe von 1000 Mark gewährt. Der Kammer und ihrem 
Vorſtande iſt für die reiche Beihülfe der anfrichtigſte Dank 
ansgeſprochen worden. 


Nachruf für Juſtizrath Dr. jur. Kloeppel, Rechts⸗ 

anwalt beim Reichsgericht Leipzig. 
Am 5. März d. J. iſt der Rechtsanwalt beim Reichs- 
gericht Dr. jur. Kloeppel in Folge eines Herzſchlages im 
62. Lebensjahre geſtorben. 

Nicht nur ſeine langjährige Mitarbeiterſchaft an der 
Juriſtiſchen Wochenſchrift, für welche er insbeſondere die Literatur⸗ 
beſprechungen lieferte, ſondern ſeine Perſönlichkeit an ſich recht⸗ 
fertigt einige Worte ehrenden Andenkens. 

Der Verſtorbene vereinigte mit einer gediegenen wiſſen⸗ 
ſchaftlichen und praktiſchen Fachbildung eine in unſeren Zeiten 
außerſt ſeltene Vielſeitigkeit des Wiſſens, die Frucht eines nicht 
auf das gewöhnliche Geleiſe einſeitiger Berufsthätigkeit be⸗ 
ſchränkt gebliebenen Lebenslaufs. Am 1. Juli 1840 zu Cöln 
geboren, widmete ſich Dr. Kloeppel zwar nach beſtandenem 
Aſſeſſoreramen in der Zeit von 1868—1871 in Coblenz zunächſt 
der Rechtsanwaltſchaft, übernahm aber dann die Redaktion der 
»Rheiniſchen Zeitung“, wurde für die Legislaturperiode 1872 
bis 1875 als Vertreter des Solinger Wahlkreiſes Mitglied des 
Reichstages und ſiedelte als ſolcher dauernd nach Berlin über. 
Auch hier widmete er ſich neben der Politik zunächſt vorwiegend 
der Publiziſtik; er gehörte mehrere Jahre lang der Redaktion 
der „Nationalzeitung“ an. Erſt im Jahre 1879 wandte er ſich 
unter Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft beim Kammergericht 
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wieder der juriſtiſchen Praxis zu. Er ſiedelte 1881 nach Jena 
über, wo er gleichzeitig als Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht 
und als Dozent an der Univerſität thätig war. Im Jahre 1887 
wurde er zur Rechtsanwaltſchaft beim Reichsgericht zugelaſſen. 
Auch in Leipzig war er zugleich als Dozent an der Univerſität 
thätig. 

Unter ſeinen zahlreichen literariſchen Arbeiten verdienen vor 
allem ſein „Preßrecht“, ſowie ſeine Monographien über „Staat 
und Geſellſchaft“, über „Geſetz und Obrigkeit“, ſowie 
ſeine leider unvollendet gebliebenen „Dreißig Jahre deutſcher 
Verfaſſungsgeſchichte“ (I. Bd. N dauernde Beachtung. 

L. K. 


Vom Reichsgericht.) 

Wir berichten über die vom 9. Februar bis 8. März 1902 
ausgefertigten Urtheile. 

I. Die Reichs jnſtizgeſetze. 

Zur Civilprozeßordnung. 

1. 88 3, 6, 9. 

Die vom beklagten Knappſchaftsverein eingelegte Beſchwerde 
will nur einen Streitwerth von 808,50 Mark feſtgeſetzt wiſſen, 
indem ſie ausführt, daß vom zwölfeinhalbfachen Jahresbetrag der 
eingeklagten Rente die gemäß § 8 des Unfall⸗Verſicherungsgeſetzes 
vom 6. Juli 1884 aufzurechnende Leiſtung aus der Knappſchafts⸗ 
Berufsgenoſſenſchaft abzuziehen ſei. Allein das Geſetz 
gewährt namentlich in den 88 3, 6, 9 der C. P. O. keinen 
Anhalt dafür, daß bei Bewerthung von Rentenforderungsklagen 
jene Beträge, die der Bekl. allenfalls ſei es in Folge geſetzlicher 
Ceſſion oder ſei es wegen ihm ſonſt gegebener Regreßforderung 
von einem Dritten erſetzt verlangen kann, in Abzug gebracht 
werden dürfen. Beſchluß des V. C. S. i. S. Bracht c. All⸗ 
gemeiner Knappſchaftsverein zu Bochum vom 15. Februar 1902, 
B Nr. 33/1902 V. i 

2. 88 17, 21. 

Zwar hatten in der Vorſchrift des $ 17 Abſ. 1 Satz 2 
der C. P. O., wonach als Sitz im Sinne des erſten Satzes, 
wenn nicht ein anderes erhellt, der Ort gelte, wo die Verwaltung 
geführt wird, die Worte, „wenn nicht ein anderes erhellt“, 
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urſprünglich nur die Bedeutung, daß damit die Berückſichtigung 
thatſächlich abweichender Verhältniſſe offen gelaſſen werden ſollte, 
fo daß eine der wirklichen Sachlage widerſtreitende Statuten 
beſtimmung unbeachtlich geweſen wäre. Dieſe Tragweite jener 
Vorſchrift iſt jedoch für die eingetragenen Genoſſenſchaften durch 
die Beſtimmungen der 88 6 Nr. 1 und 10 Abſ. 1 des Gen. Gef. 
ausgeſchloſſen. Danach muß das Statut den Sitz der Ge⸗ 
noſſenſchaft beſtimmen und muß es bei dem Gerichte eingetragen 
werden, in deſſen Bezirk die Genoſſenſchaft nach dem Statut 
ihren Sitz hat. Durch das Statut und die Eintragung in das 
Genoſſenſchaftsregiſter wird deshalb der Sitz der Genoſſenſchaft 
bindend feſtgeſtellt und hängt nicht davon ab, ob er zugleich der 
Ort ſei, an welchem die Verwaltung geführt wird. Die gleiche 
rechtliche Auffaſſung liegt auch den Vorſchriften der §§ 24 und 
80 Satz 3 des B. G. B. zu Grunde, wonach die dort 
fakultative Beſtimmung des Sitzes in der Satzung auch dann 
gilt, wenn thatſächlich die Verwaltung an einem anderen Orte 
geführt wird. Daraus ergiebt ſich für ſolche Genoſſenſchaften, 
deren Sitz nicht mit dem Orte ihrer Verwaltung zuſammenfällt, 
daß fie „die“ gewerbliche Niederlaſſung oder eine gewerb- 
liche Niederlaſſung im Sinne des § 21 der C. P. O. an einem 
anderen Orte als an ihrem Sitze haben können; daß dieſelben 
auch Zweigniederlaſſungen haben können, unterliegt nach §S 14 
Gen. Geſ. keinem Bedenken. Wenn der B. R. anſcheinend 
dahingeſtellt laſſen wollte, ob jene danach in Mitwitz beſtehende 
Niederlaſſung als „die“ Niederlaſſung etwa im Sinne des 
§ 269 Abſ. 2 des B. G. B. und nur als eine der Nieder⸗ 
laſſungen zu beurtheilen ſei, ſo ſind dieſe Ausführungen für die 
Annahme, ob eine Niederlaſſung im Sinne des § 21 der 
C. P. O. vorliege, unerheblich. II. C. S. i. S. Palmkorb⸗ 
arbeitergenoſſenſchaft Steinachgrund c. Bamberger vom 28. Ja⸗ 
nuar 1902, Nr. 420/1901 II. 

3. § 21. 

Eine Niederlaſſung im Sinne des § 21 der C. P. O. er- 
fordert eine Geſchäftsſtelle, der dem Hauptetabliſſement gegenüber 
Selbſtſtändigkeit zuſteht, und die nicht bloß in Ausnahmefällen 
und in Sachen von untergeordneter Bedeutung ſelbſtſtändig 
handeln kann. Urtheil des I. C. S. vom 24. Mai 1897; 
Juriſtiſche Wochenſchrift S. 3811. Eine ſolche Niederlaſſung 
bilden die Betriebsinſpektionen der Preußiſchen Eiſenbahn⸗ 
verwaltung nicht. Sie haben den örtlichen Dienft nach den 
Anordnungen der Königlichen Eiſenbahn⸗Direktionen auszuführen 
und zu überwachen. Es kann ihnen allerdings die Befugniß 
zu vorläufigen Kaſſenanweiſungen, zur Beurlaubung der unter- 
ſtellten Beamten und zur ſelbſtſtändigen Vergebung von Ar 
beiten und Lieferungen übertragen werden. §§ 9 und 10 der 
Verwaltungsordnung für die Staatseiſenbahnen vom 15. De⸗ 
zember 1894 — Geſetzſamml. 1895 S. 11 —. Aber auch, wenn 
dies geſchehen iſt, haben fie die Anordnungen der Eiſenbahn— 
direktionen zu befolgen. Es iſt die Anſicht aufgeſtellt worden 
— vergl. Gaupp 4. Auflage Bd. II zu § 32 der C. P. O. —, 
daß in den Fällen, in welchen die neben dem B. G. B. geltenden 
Geſetze eine Verpflichtung zum Schadeuserſatze ohne den Nach 
weis eines ſubjektiven Verſchuldens des Thäters, aber aus 
ähnlichen Gründen, wie das in den 88 833, 835 des B. G. B. 
geſchehen tft, feſtſetzen, z. B. im Falle des §S 1 des R. H. G., 
ſeit dem 1. Januar 1900 das Gericht zuſtändig ſei, in deſſen 
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Bezirke die zum Schadenserſatze verpflichtende Handlung begangen 
iſt. Dieſe Anſicht iſt indeß nicht begründet. VI. C. S. i. S. 
Reichel c. Preußiſcher Eiſenbahnfiskus vom 30. Januar 1902, 
Nr. 396/1901 VL 

4. 8 62. 

Nach der Beſtimmung des $ 62 der C. P. O. werden im 
Falle der nothwendigen Streitgenoſſenſchaft, und eine ſolche 
liegt, wie mit dem B. R. anzunehmen iſt, hier vor, Streit- 
genoſſen, die einen Termin oder eine Friſt verſäumt haben, als 
durch die nicht ſäumigen Streitgenoſſen vertreten angeſehen, 
ſodaß Verſäumnißfolgen gegen ſie nicht eintreten, die Handlungen 
der nicht ſäumigen Streitgenoſſen vielmehr auch für ſie wirkſam 
ſind. Es beſteht nun aber Streit über die Tragweite dieſer 
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der Nichtſäumigen, alſo auch auf Dispoſitionsakte über 
den Klagegegenſtand, wie Anerkenntniſſe, Verzichte, Ver 
gleiche u. ſ. w. erſtrecke, oder ob durch ſie letztere nicht betroffen 
werden und insbeſondere Rechtsakte dieſer Art, ſobald die 
Säumigen in den Prozeß aktiv eintreten, durch deren Wider 
ſpruch die prozeſſuale Wirkſamkeit ihnen gegenüber verlieren. 
Der B. R. iſt, wie er angedeutet, von der erſteren Annahme 
ausgegangen. Dieſe Auffaſſung kann jedoch in der Allgemein⸗ 
heit, wie ſie aufgeſtellt iſt, nicht als begründet anerkannt werden. 
Wenn das Geſetz beſtimmt, daß die ſäumigen Streitgenoſſen 
als durch die nicht ſäumigen vertreten angeſehen werden, ſo 
hat es damit eine Fiktion der Vertretung ſtatuirt. Dieſe 
Fiktion kann aber, ſoweit es ſich nicht um Prozeßhandlungen, 
die lediglich die Fortführung des Rechtsſtreits betroffen haben, 
ſondern um materiellrechtliche Dispoſitionsakte über den Klage⸗ 
gegenſtand handelt, wenn demnächſt der ſäumige Streitgenoſſe 
ſelbſt in den Prozeß eintritt und den von den Nichtſäumigen 
getroffenen Dispoſitionen widerſpricht, für ſich allein keine recht⸗ 
liche Wirkſamkeit äußern. Denn die Frage, inwieweit eine über 
den gemeinſchaftlichen Streitgegenſtand von einzelnen Streit⸗ 
genoſſen angenommene Verfügung für die anderen Streitgenoſſen 
rechtsverbindlich ſei, iſt nicht nach dem Prozeßgeſetze, ſondern 
allein nach dem materiellen Rechte zu beurtheilen. Dem⸗ 
entſprechend liegt der vorliegende Fall. Der Beklagte zu 3 ift- 
in der Berufungsinſtanz in den Prozeß aktiv eingetreten und 
hat, entgegen dem Anerkenntniſſe der Beklagten zu 1 und 2, 
den Klageanſpruch beſtritten. IV. C. S. i. S. Beuther- 
c. Degebrodt vom 25. Januar 1902, Nr. 321/1901 IV. 

5. 88 81, 86. 

Der Angriff, daß der Kl. zur Zeit der Zurücknahme der 
Berufung wegen Geiſteskrankheit nicht prozeßfähig geweſen ſei, 
iſt ſchon von dem B. G. aus dem zutreffenden Grunde zurück- 
gewieſen daß ein ſpäter erfolgter Verluſt der Prozeßfähigkeit auf 
die dem Prozeß bevollmächtigten ertheilte Vollmacht, wonach er- 
gemäß § 81 C. P. O. zu allen den Rechtsſtreit betreffenden 
Prozeßhandlungen ermächtigt iſt, nach $ 86 daſ. ohne Einfluß 
iſt. III. C. S. i. S. Merten c. Merten vom 7. Februar 1902, 
Nr. 391/1901 III. 

6. 8 99. 

Die ſofortige Beſchwerde war als unzuläſſig zu verwerfen, 
weil die Vorausſetzung des § 99 Abſ. 3 der C. P. O., daß 
eine Entſcheidung in der Hauptſache nicht ergangen fei, nach 
Sachlage nicht gegeben iſt. Die Parteien haben in der— 
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mündlichen Verhandlung vor dem B. G., auf Grund deren 
deſſen Entſcheidung ergangen iſt, nach ihrem Vorbringen 
entgegenſtehende Anträge auch in der Hauptſache aufrecht 
erhalten, indem Kl. den Standpunkt vertreten hat, daß ihr an 
ſich gerechtfertigt geweſenes Auflöſungsbegehren erſt durch die 
noch in der Berufungsinſtanz zuläſſige Nachholung der Er⸗ 
füllungshandlung erledigt worden ſei, dagegen der Bekl. aus- 
geführt hat, daß eine Nichterfüllung von ſeiner Seite nie in 
Frage geſtanden habe, deshalb das Auflöſungsbegehren von 
Anfang an ungerechtfertigt geweſen und die Klage ſchlechthin 
abzuweiſen ſei. Ueber dieſe nach der erklärten Abſicht der 
Parteien nicht übereinſtimmenden und danach ſich, wenn auch 
nur formell, inſoweit entgegenſtehenden Anträge hat der B. R. 
dahin erkannt, daß die Sache für erledigt erklärt werde. Darin 
liegt eine Entſcheidung in der Hauptſache im Sinne der 
Negative des 8 99 Abſ. 3 der C. P. O. Ob die Begründung 
des B. U. auf zutreffenden rechtlichen Erwägungen beruht, 
bedarf hier nicht der Entſcheidung. Jedenfalls ergeben Urtheils⸗ 
formel und Urtheilsbegründung, daß der B. R. formell über 
jene, wie dargelegt, entgegenſtehenden Anträge, ſoweit dies zur 
Entſcheidung in der Hauptſache erforderlich war, entſcheiden 
wollte und entſchieden hat. Die den Entſcheidungen des 
V. C. S. vom 16. Mai 1901 — B v. 53/1900 Juriſtiſche 
Wochenſchrift 1900 S. 4931 und des I. C. S. vom 16. Juni 
1900 — BI. 42/1900 Juriſtiſche Wochenſchrift 1900 S. 5861 
zu Grunde liegende Annahme, daß, — wenn auf überein⸗ 
ſtimmende Erklärungen beider Parteien der Ausſpruch des 
B. R. erfolgt ſei, „unter Abänderung des erſten Urtheils werde 
der Rechtsſtreit in der Hauptſache für erledigt erklärt“, dieſer 
Ausſpruch keine Entſcheidung des Gerichts in der Haupt⸗ 
ſache enthalte, trifft nach den obigen Darlegungen für den 
gegebenen Fall nicht zu. Beſchluß des II. C. S. i. S. 
Nieninger c. Nieninger vom 28. Jauuar 1902, B Nr. 164/1901 II. 

7. 88 102, 568. Ä 

Da die weitere Beſchwerde, welche von dem Kaufmann 
C., vertreten durch den Rechtsanwalt P., eingelegt iſt, durch 
eine ausdrückliche Beſtimmung der C. P. O., welche bereits am 
1. Januar 1900 in Kraft getreten iſt, ausgeſchloſſen wird, ſo 
iſt der Rechtsanwalt P. gemäß § 102 der C. P. O. zur Er⸗ 
klärung darüber aufgefordert, auf welche Geſetzesbeſtimmung 
die Zuläſſigkeit der weiteren Beſchwerde an das R. G. geändert 
werde. Die Erklärung des Rechtsanwalts P. vom 28. Januar 
1902 iſt nicht geeignet, ſeine Verurtheilung zur Tragung der 
Koſten der weiteren Beſchwerde abzuwenden. Denn es ſteht 
nicht die Auslegung einer zweifelhaften Geſetzesbeſtimmung oder 
die Anwendung eines ganz neuen Geſetzes in Frage, ſondern 
die Einlegung der weiteren Beſchwerde hat ihren Grund lediglich 
in der Nichtbeachtung wortdentlicher, jedes Mißverſtändniß aus⸗ 
ſchließender Vorſchriften, die bei einem Rechtsanwalte nur durch 
ein grobes Verſchulden verurſacht fein kann. Nach § 568 
Abſ. 4 der C. P. O. findet eine noch weitere Beſchwerde gegen 
Entſcheidungen der Oberlandesgerichte über das Rechtsmittel der 
weiteren Beſchwerde nicht ſtatt, während im Abſ. 3 $ 568 
in Verbindung mit § 567 Abſ. 2 die Zuläſſigkeit der weiteren 
Beſchwerde gegen die Entſcheidungen der O. L. G. über Prozeß 
koſten in der erſten Beſchwerdeinſtanz von dem Vorhandenſein 
einer 100 Mark überſteigenden Beſchwerdeſumme abhängig 
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gemacht wird. Ein Zweifel darüber, daß eine Rechtsſache, über 
welche das Amtsgericht in I. J. entſchieden hat, nicht an das 
R. G. gelangen ſoll, kann nicht aufkommen. V. C. S. vom 
5. Februar 1902, B Nr. 13/1902 V. 

8. 88 109, 717. 

Die im Wechſelprozeß erhobene Klage war vom L. G. J in 
Berlin abgewieſen worden. Vom Kammergericht wurde durch 
Vorbehaltsurtheil der Bekl. zur Zahlung verurtheilt und dies 
Urtheil für vorläufig vollſtreckbar erklärt, ihm jedoch nachgelaſſen, 
durch Sicherheitsleiſtung die Zwangsvollſtreckung abzuwenden. 
Dieſe Sicherheitsleiſtung hat der Bekl. durch Hinterlegung bewirkt. 
Vom L. G. J in Berlin wurde im Nachverfahren auf Aufhebung 
des kammergerichtlichen Urtheils und auf Abweiſung der Klage 
erkannt, und nach Berufungseinlegung der Kl. erklärte das 
Kammergericht auf die Anſchlußberufung des Bekl. durch Theil⸗ 
urtheil das landgerichtliche Urtheil für vorläufig vollſtreckbar 
gegen Sicherheitsleiſtung in Höhe von 3 700 Mark. Die Ver⸗ 
handlung über die Berufung wurde vertagt. Durch Urtheil des 
R. G. vom 18. Dezember 1901 iſt dann auf die Reviſion des 
Bekl. gegen das kammergerichtliche Urtheil vom 11. März 1901 
dieſes Urtheil aufgehoben und die Sache zur Verhandlung und 
Entſcheidung an das B. G. zurückverwieſen worden. Nach Erlaß 
des landgerichtlichen Urtheils vom 17. Juni 1901 ſtellte der Bekl. 
unter Bezugnahme auf die von ihm bewirkte Sicherheitsleiſtung 
einen Antrag auf Friſtbeſtimmung in Gemäßheit des § 109 
Abſ. 1 der C. P. O., und nachdem die Friſtbeſtimmung erfolgt 
war, und die Kl. ſich darauf beſchränkt hatte, der Rückgabe der 
Sicherheit zu widerſprechen, nach Ablauf der Friſt den weiteren 
Antrag, nunmehr die Rückgabe der Sicherheit anzuordnen. 
Dieſem Antrag gab das Kammergericht durch den jetzt angefochtenen 
Beſchluß ſtatt und zwar mit der Begründung, daß das im 
Wechſelprozeß ergangene B. U. durch das reichsgerichtliche Urtheil 
vom 18. Dezember 1901 aufgehoben worden ſei. Die hiergegen ge- 
richtete Befchwerde iſt ungerechtfertigt. Ob die vom Kammergericht 
getroffene Anordnung ſo, wie geſchehen, begründet werden durfte, 
kann zweifelhaft ſein, weil zur Zeit die Friſtbeſtimmung in 
Gemäßheit des 8 109 Abſ. 1 der C. P. O. (12. November 1901) 
das erwähnte Urtheil des R. G. noch nicht erlaſſen war. Es 
kommt aber darauf nichts an, da die vom Kammergericht 
getroffene Anordnung ſelbſt eine durch die Sachlage gebotene 
war. Die Veranlaſſung zu der vom Bekl. bewirkten Sicherheits- 
leiſtung fiel bereits weg mit der Verkündung des auf Aufhebung 
des im Wechſelprozeß ergangenen B. U. lautenden landgerichtlichen 
Urtheils vom 17. Juni 1901. Dies ergiebt ſich aus der Vorſchrift 
des § 717 Abſ. 1 (früher § 655 Abſ. 1) der C. P. O. Vergl. 
die Kommentare zur Civilprozeßordnung von v. Wilmowski und 
Levy 7. Auflage Anm. 2 zu § 293, Peterfen-Kleinfeller, 4. Auf⸗ 
lage Bem. 3 zu § 599 und Bem. 2 zu $ 717, Gaupp-⸗Stein 
4. Auflage Bem. III zu $ 109, Bem. III zu $ 599 und 
Bem. I Abſ. 2 zu § 717. In einem Beſchluß des jetzt 
entſcheidenden Senats vom 4. Oktober 1893 (Juriſtiſche Wochen- 
ſchrift 1893 S. 486 Nr. 5) iſt nur ausgeſprochen, daß gegen— 
über einem im Wechſelprozeß ergangenen und rechtskräftig 
gewordenen Vorbehaltsurtheil für die Anwendung der §§ 651, 
652, 655-659 der C. P. O. kein Raum ſei. Um ein 
ſolches Vorbehaltsurtheil handelte es ſich hier aber nicht, da das 
kammergerichtliche Vorbehaltsurtheil vom 11. März 1901 kein 
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rechtskräftiges war und auch nicht rechtskräftig geworden ijt, 
Beſchluß des I. C. S. i. S. Charlottenburger Bank c. Lindner 
vom 12. Februar 1902, B Nr. 4/1902 J. 

9. 8 139. 

Aus § 139 der C. P. O. iſt eine Verpflichtung des 
Gerichts nicht zu entnehmen, im Anwaltsprozeß auf eine 
andere Begründung des erhobenen Anſpruchs und auf das 
Vorbringen der dazu erforderlichen neuen thatſächlichen und 
rechtlichen Anführungen hinzuwirken, wenn der geltend gemachte 
Klagegrund beſtimmt angegeben iſt. Fragerecht und Fragepflicht 
erſtrecken ſich nur auf Ergänzung, Erläuterung, Klarſtellung der 
erhobenen Klage, nicht auf Aenderung des Klagegrundes; C. P. O. 
88 139, 253, 264, 268, 503, 527, oder auf Vorbringen 
eines neuen Klagegrundes. I. C. S. i. S. Luckows Konkurs 
c. A.⸗G. Moskauer Internationale Handelsbank vom 1. Februar 
1902, Nr. 336/1901 J. 

10. 8 170. 

Dem Antrage des Bekl., die Reviſion als unzuläffig zu 
verwerfen, weil ſeinem Anwalte nicht eine beglaubigte Abſchrift 
der Reviſionsſchrift zugeſtellt ſei, war nicht ſtattzugeben. Die 
von dem Bekl. vorgelegte ſeinem Anwalte zugeſtellte Reviſions⸗ 
ſchrift iſt in folgender Weiſe hergeſtellt. Am Kopfe des Schrift⸗ 
ſtücks, zu welchem ein gedrucktes Formular verwendet iſt 
und welches an der linken Seite gedruckt den Namen des 
Juſtizraths B. aufweiſt, befindet ſich der geſchriebene Vermerk 
„Beglaubigte Abſchrift für Herrn Rechtsanwalt S. in St.“ 
Die Anberaumung des Termins zur mündlichen Verhandlung 
iſt vom Gerichtsvollzieher beglaubigt. Am Schluſſe iſt das 
Schriftſtück, welches inhaltlich fi) als eine Reviſionsſchrift, wie 
ſie üblich iſt, darſtellt, eigenhändig von dem Juſtizrath B. 
unterſchrieben, allerdings ohne Beifügung des Vermerks „Be⸗ 
glaubigt“. Auch ohne dieſen Beglaubigungsvermerk muß das 
Schriftſtück als eine beglaubigte Abſchrift im Sinne des Ge- 
ſetzes, welches eine beſondere Form für die Beglaubigung pro⸗ 
zeſſualer Schriftſtücke nicht vorſchreibt, genügen. Denn durch 
feine Unterſchrift hat der Juſtizrath B. die Verantwortung für 
den Inhalt der Revifionsſchrift einſchließlich ihrer Bezeichnung 
als beglaubigte Abſchrift erfichtlich übernommen. Und der 
Rechtsanwalt S. konnte, zumal ihm, wie nicht beſtritten, die 
Unterſchrift des Juſtizraths B. bekannt iſt, nicht im Zweifel 
darüber fein, daß die ihm zugeſtellte Reviſionsſchrift eine be⸗ 
glaubigte Abſchrift nicht nur darſtellen ſollte ſondern auch 
darſtellte. V. C. S. i. S. Böhme e. Barſch vom 29. Ja⸗ 
nuar 1902, Nr. 361/1901 V. 

11. 88 263, 704 ff. 

Joſeph K. sen. betrieb in B. ſeit einer Reihe von Jahren 
ein Woll⸗, Kurz-, Galanterie-, Spiel- und Porzellanwaaren⸗ 
geſchäft, ſowie eine Kohlenhandlung. Die Kohlen bezog er von 
der Beklagten. Im Jahre 1897 oder 1898 überließ er den 
Kohlenhandel feinem den gleichen Vornamen Joſeph tragenden 
Sohne zum Betriebe in eigenem Namen und für eigene 
Rechnung. Eine Anzeige von dieſer Aenderung wurde der Bekl. 
nicht überſandt. Joſeph K. jun. machte Kohlenbeſtellungen bei 
der Bekl., welche dieſe in der Meinung ausführte, daß Joſeph 
K. sen. der Beſteller ſei. Joſeph K. jun. acceptirte drei ihm 
für ſolche Kohlenlieferungen überſandte Accepte für ſich und in 
ſeinem Namen, allerdings ohne den Zuſatz „jun.“ nur mit dem 
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Namen Joſeph K. Alle drei Wechſel, von denen zwei domizilirt 
waren, wurden mangels Zahlung proteſtirt, der nicht domizilirte 
bei Joſeph K. jun. ſelbſt. Die Bekl. erhob aus dieſen Wechſeln 
die Wechſelklage gegen „Joſeph K. in B.“, wobei ſie den Vater 
im Auge hatte, die Klage wurde aber dem Sohne zugeſtellt, 
ebenſo wie das auf „Joſeph K. in B.“ lautende Verſäumniß⸗ 
urtheil. Auch die Zwangsvollſtreckung fand gegen dieſen ſtatt. 
Erſt als die Bekl. aus dem Protokoll über den fruchtloſen 
Ausfall erſah, daß gegen den Sohn vollſtreckt ſei, und ſie weiter 
erfuhr, daß auch das Urtheil dieſem zugeſtellt ſei, ließ ſie nach⸗ 
träglich letzteres dem Joſeph K. sen. zuſtellen und die Zwangs⸗ 
vollſtreckung gegen dieſen ausführen, die zu der den Gegenſtand 
des vorliegenden Rechtsſtreits bildenden Pfändung geführt hat. 
Wenn unter dieſen Umſtänden der B. R. angenommen hat, daß 
dieſe gegen Joſeph K. sen. ausgeführte Pfändung ungültig ſei, 
ſo kann ihm trotz der Angriffe der Reviſion hierin nur bei⸗ 
geſtimmt werden. Wie es ſich mit der Richtigkeit des von dem 
B. R. aufgeſtellten allgemeinen Satzes verhält, daß das Urtheil 
nur gegen denjenigen ergehen könne, gegen den die Sache 
gemäß § 263 der C. P. O. rechtshängig geworden ſei, und 
daß letzteres ſich danach beſtimme, wem die Klage zugeſtellt ſei, 
kann auf ſich beruhen bleiben und es braucht daher auch nicht 
unterſucht zu werden, wie die Rechtslage in dem von der 
Reviſion unterſtellten Falle zu beurtheilen wäre, daß die gegen 
einen Joſeph Schulz gerichtete Klage einem Joſeph Müller für 
ſeine Perſon zugeſtellt wäre, das gegen Joſeph Schulz lautende 
Urtheil demnächſt aber dieſem ſelbſt zugeſtellt würde; denn nach 
der Lage des gegenwärtigen Falles erſcheint die obige Annahme 
des B. R. unangreifbar. Es kann nicht darauf ankommen, 
wen die Bekl. bei Anſtellung der Klage im Sinne hatten und 
wen ſie ſich unter der durch das Verſäumnißurtheil verurtheilten 
Perſon vorſtellten, ſondern lediglich die objektive Sachlage kann 
hier maßgebend ſein. Nun iſt es gewiß, daß Joſeph K. sen. 
keinenfalls Wechſelſchuldner der Bekl. war; denn er hatte weder 
ſelbſt die Wechſel unterſchrieben noch waren fie für ihn unter: 
ſchrieben. An der Rechtsgültigkeit der Uebertragung des Kohlen: 
handels auf den Sohn kann nicht gezweifelt werden, auch trotz 
des Mangels der Anzeige und der von der Reviſion hieraus 
hergeleiteten Bedenken gegen die Ernſtlichkeit oder Wirkſamkeit 
der Uebertragung. Demgemäß war allein Joſeph K. jun. der 
Wechſelſchuldner und konnte es nur ſein. Mochte ſelbſt, wie 
die Reviſion auszuführen verſucht hat, wegen des Mangels der 
Anzeige für jene Wechſelſchuld eine Haftung des Vaters be- 
ſtehen, ſo war es jedenfalls nur eine civilrechtliche, nicht eine 
wechſelrechtliche aus jenen Wechſeln. Die Wechſelklage konnte 
ſich daher ſachlich richtig nur gegen Joſeph K. jun. als den 
Wechſelſchuldner richten, ſie iſt auch dieſem richtigen Schuldner 
zugeſtellt worden, und wenn nun das Wechſelurtheil erging gegen 
„Joſeph K. in B.“, fo konnte dies wiederum nur den Wechſel⸗ 
ſchuldner Joſeph K. jun. betreffen, an den auch dementſprechend 
die Zuſtellung erfolgt iſt. Das Wechſelurtheil iſt daher nicht 
gegen Joſeph K. sen. erlaſſen, woran auch nichts dadurch ge— 
ändert wird, daß ſpäterhin die Bekl. es dieſem ebenfalls hat 
zuſtellen laſſen; demgemäß fehlte es für die ſtreitige Pfändung, 
die an den dem Joſeph K. sen. gehörigen Sachen vollzogen iſt, 
an einem vollſtreckbaren Titel. VII. C. S. i. S. Didam 
c. Kortüm's Konkurs vom 31. Januar 1902, Nr. 456/1901 VII. 
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12. 8 268. 270. 

Die Reviſion rügt Verletzung der $$ 868,870 des B. G. B. 
durch den B. R., weil die Erſteherin, Frau B., keineswegs Eigen⸗ 
beſitzerin ſondern nur Verwahrerin der Maſchine geweſen ſei, das 
angefochtene Urtheil daher mit Unrecht ausgeſprochen habe, daß 
durch die in II. J. beigebrachte Ceſſionsurkunde des Sohnes 
des Kl. Befitz auf dieſen nicht habe übertragen werden können. 
Allerdings iſt dieſer Ausſpruch des B. R. inſofern geeignet, 
Bedenken zu erregen, als nirgends mit Sicherheit zu erſehen 
it, ob die Erſteherin, der die Lokomobile nicht mitzugeſchlagen 
worden war, wirklich als deren Eigenbefitzerin bis zuletzt auf⸗ 
getreten iſt, allein dies Bedenken iſt deshalb unerheblich, weil 
das O. L. G. ausdrücklich die Frage dahingeſtellt gelaſſen hat, 
ob denn die Heranziehung der Ceſſion vom 1. September 1891 
in dieſer Richtung nicht eine Klageänderung bedeute. Dieſe 
som Vorderrichter nicht entſchiedene Frage muß, da ein Nicht⸗ 
entiheiden über Klageänderung der Verneinung der Klageänderung 
nicht gleichgeſtellt werden kann, $ 270 der C. P. O. daher 
nicht anwendbar iſt, nunmehr vom Reviſionsgericht und zwar 
bejahend beantwortet werden. Zur Begründung der Klage 
genügen nicht bloß allgemeine Angaben des Rechtsverhältniſſes, 
woraus ſie abgeleitet wird, ſondern es iſt dazu die Bezeichnung 
der beſtimmten äußerlichen Thatſachen, aus denen das Recht 
des Kl. hervorgehen ſoll, nothwendig. So hat ſich denn auch 
die urſprüngliche Klage nicht einfach auf Befitz und Eigenthum 
fügen können und geſtützt, ſondern auf eine beſtimmte Beſitz⸗ 
übergabe oder doch auf ein in dieſer Zeit geſchehenes Constitutum 
possessorium. Wenn nun ſtatt dieſer Erwerbsthatſachen im 
zweiten Rechtszug unter Widerſpruch der Bekl. die ſchriftliche 
Befitzübertragung vom 1. September 1901 eingeführt wurde, 
ſo bedarf es keiner weiteren Ausführung, daß darin eine unzu⸗ 
laͤſſige Klageaͤnderung gefunden werden muß. V. C. S. i. S. 
Heyſer c. Oſtpreußiſche Landſchaft und Burchard vom 8. Februar 
1902, Nr. 378/1901 V. 

13. 8 274. 

Wenn das Gericht findet, daß der Rechtsweg für den von 
dem Kl. erhobenen Anſpruch unzuläſſig ſei, und damit feſtſtellt, 
daß es im gegebenen Falle an einer der allgemeinen 
Prozeßvorausſetzungen mangele, ſo hat es ſich jeder 
Entſcheidung in der Sache ſelbſt zu enthalten, weil es 
damit die vom Geſetze ſeiner richterlichen Thätigkeit gezogenen 
Grenzen überſchreiten würde. Allein der Inhalt des angefochtenen 
Urtheils zwingt nicht zu einer ſolchen Auffaſſung. Zwar 
könnte die allgemeine Faſſung der Urtheilsformel: „der Kl. 
werde mit der Klage abgewieſen“, ſtatt des Ausdrucks: „der 
Rechtsweg werde in der vorliegenden Sache zur Zeit für 
unzuläſſig erklärt“ oder: „die Klage werde wegen Unzuläffigfeit 
des Rechtsweges abgewieſen“ in Verbindung mit der in dem 
zweiten Theile der Entſcheidungsgründe enthaltenen Prüfung 
des erhobenen Anſpruchs ſelbſt zu der Annahme führen, das 
B. G. habe die Klage nicht nur wegen Mangels einer Prozeß- 
vorausſetzung als unſtatthaft, ſondern auch wegen Hinfälligkeit 
des Anſpruchs ſelbſt als unbegründet abweiſen wollen. Indeſſen 
muß davon ausgegangen werden, daß das B. G. ſich der 
Unvereinbarkeit zweier ſolcher Entſcheidungen bewußt geweſen 
iſt, und es darf deshalb angenommen werden, daß den wirklichen 
Entſcheidungsgrund nur die an erſter Stelle gegebene Aus- 
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führung enthalten fol, jo daß die Urtheilsformel dahin aus⸗ 
zulegen iſt, die erhobene Klage werde wegen Unzuläſſigkeit 
des Rechtsweges abgewieſen, und daß der zweite Theil der 
Enkſcheidungsgründe nur Erwägungen enthalten ſoll, die Platz 
greifen würden, wenn die Klage nicht wegen Unzuläffigfeit 
des Rechtsweges abzuweiſen wäre. Sie nehmen damit den 
Charakter von Ausführungen an, die nur den Kläger über die 
Hinfälligkeit auch des von ihm verfolgten Anſpruchs ſelbſt 
belehren, nicht aber zugleich auch die Abweiſung der Klage 
wegen Hinfälligkeit des geltend gemachten Rechts begründen 
ſollen. Es liegt demnach nur ein den Mangel einer Prozeß— 
vorausſetzung ausſprechendes, kein den erhobenen 
Anſpruch ſelbſt aberkennendes Urtheil — vergl. C. P. O. 
§ 274 ff. —, keine „absolutio ab actione“, ſondern nur 
eine „absolutio ab instantia“ im Sinne des früheren 
gemeinen Civilprozeßrechts — vergl. Renaud, gemeines Deutſches 
Civilprozeßrecht §S 200 S. 649 ff. — vor. Ueber den Klage- 
anſpruch ſelbſt iſt demnach bisher überhaupt noch nicht 
entſchieden. III. C. S. i. S. Pfeiffer c. Preuß. Juſtiz⸗ 
fiskus vom 4. Februar 1902, Nr. 380/1901 III. 

14. 8 275. 

Nach § 275 der C. P. O. und der Auslegung, welche 
dieſer Vorſchrift in ſtändiger Judikatur des R. G. gegeben 
worden iſt (vergl. u. A. Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 15 
S. 398, Gruchots Beiträge Bd. 33 S. 1165), iſt ein Urtheil, 
durch welches die prozeßhindernde Einrede verworfen wird, in 
Betreff der Rechtsmittel als Endurtheil nur dann anzuſehen, 
wenn die Vorausſetzungen des § 275 Abſ. 1 vorliegen, wenn 
alſo entweder die Partei auf Grund der Einrede die Ver⸗ 
handlung zur Hauptſache verweigert oder das Gericht die ab⸗ 
geſonderte Verhandlung augeordnet hat. Keines von Beiden 
iſt im vorliegenden Falle geſchehen. Der Thatbeſtand des 
Zwiſchenurtheils ergiebt ſogar, daß die Bekl. ſchon zur Haupt- 
ſache verhandelt hatten, als es erlaſſen wurde. Freilich iſt nach 
Verkündung des Zwiſchenurtheils ein Gerichtsbeſchluß dahin 
ergangen, daß auf Antrag der Parteien zur Hauptſache ver⸗ 
handelt werden ſoll; aber dieſer Beſchluß kann an der That⸗ 
ſache nichts ändern, daß die prozeßhindernde Einrede durch Urtheil 
verworfen worden iſt, ohne daß die Partei die Verhandlung 
zur Hauptſache verweigert oder das Gericht die abgeſonderte 
Verhandlung angeordnet hätte. Das Zwiſchenurtheil war daher 
einer ſelbſtſtändigen Rechtskraft nicht fähig und unterliegt jetzt 
noch der Nachprüfung durch das Reviſionsgericht. V. C. S. 
i. S. Müller und Gen. c. Preußiſcher . und Gen. 
vom 25. Januar 1902, Nr. 333/1901 V. 

15. 8 282. 

Die Kl. hat nachzuweiſen, daß ein Vertrag mit dem Bekl. 
zum Abſchluß gelangt iſt; ſie hat daher diejenigen Thatſachen 
zu beweiſen, aus denen ſich ein Vertragsabſchluß ergiebt. 
Einen unmittelbaren Beweis dafür hat ſie nicht angetreten. 
Die Vorinſtanzen folgern aber daraus, daß der Bekl. auf das 
Schreiben vom 7. Dezember geſchwiegen habe, daß dieſem 
Schreiben ein Kaufsabſchluß vorangegangen ſein müſſe. Hier⸗ 


nach hat die Kl. zu beweiſen, daß der Bekl. gegen dieſes 


Schreiben nicht proteſtirt hat. Wenn die Vorinſtanzen etwa 
annehmen ſollten, daß, weil der Bekl. nicht ſchriftlich gegen 
das Beſtätigungsſchreiben proteſtirt hat, eine Rechtsvermuthung 
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für den vorher erfolgten Abſchluß des Vertrages ſpreche, jo daß 
der Bekl. beweiſen müſſe, daß er gegen das Schreiben mündlich 
proteſtirt habe, ſo würde dies rechtsirrig ſein. Die Kl. hat 
nun für ihre Behauptung, daß Bekl. auf das Schreiben 
geſchwiegen habe, einen Beweis nicht angetreten. Andererſeits 
übernahm auch der Bekl. dadurch, daß er den Eid zuſchob, 
nicht die Beweispflicht (C. P. O. 8 447). Es iſt daher rechts- 
irrthümlich, daß die Vorinſtanzen auf dieſen Eid erkannt haben. 
Das B. U. iſt mithin aufzuheben. VI. C. S. i. S. Metel⸗ 
mann c. Jürgens & Martens vom 30. Januar 1902, 
Nr. 249/1901 VI. ' 

16. 8 290. 

Der Vertreter der Nichtigkeitsbekl. hat bei der münd⸗ 
lichen Verhandlung zugeſtanden 1. daß die S. ' ſchen Maſchinen 
ſchon vor der Anmeldung des angefochtenen Patentes im Ver⸗ 
kehr geweſen find, 2. daß die in den Verkehr gebrachten S.“ ſchen 
Druckerpreſſen der Maſchine entſprechen, welche in der von der 
Kl. überreichten Pauſezeichnung abgebildet iſt. An dieſes 
Geſtändniß ihres durch Vollmacht legitimirten Vertreters, des 
Regierungsbaumeiſters und Patentanwaltes M. zu Berlin, 
iſt die Nichtigkeitsbekl. gebunden. Sie hat das Geſtändniß 
zu 2, in der Berufungsinſtanz widerrufen. Allein nach dem 
hier zur Anwendung zu bringenden § 290 der C. P. O. würde 
dieſer Widerruf auf die Wirkſamkeit des Geſtändniſſes nur dann 
Einfluß haben, wenn die Bekl. bewieſe, daß das Geſtändniß 
der Wahrheit nicht entſpreche und durch einen Irrthum ihres 
Vertreters veranlaßt ſei. Was die Nichtigkeitsbekl. in der 
mündlichen Verhandlung vorgebracht hat, reicht nicht aus, um 
einen ſolchen Beweis zu erbringen. Wenn Patentanwalt M. 
das Geſtändniß en hat, ohne ſich die Maſchinen, welche 
S. vor der Anmeldung der patentirten Erfindung an die von 
der Nichtigkeitskl. kund gegebenen Firmen geliefert hat, überhaupt 
oder bezüglich der in Frage kommenden Theile anzuſehen, ſo 
würde die Unkenntniß des wahren Sachverhalts nicht dem 
Irrthum gleichſtehen. Um den Irrthum zu beweiſen, iſt er- 
forderlich, die Entſtehung der irrigen Meinung aus äußeren 
ſcheinbaren Thatſachen, welche geeignet ſind, einen Irrthum 
zu erwecken, nachzuweiſen. Savigny Syſtem Bd. 7 § 306 
Anm. d, Wach im Archiv für civ. Praxis Bd. 64 S. 249, 
Struckmann und Koch, Kommentar zur Civilprozeßordnung 
§ 263 Anm. 2, Peterſen, Kommentar zur Civilprozeßordnung 
8 290 Anm. 3 a. E., Urtheil des R. G. vom 27. November 
1886 V. 209/86 Juriſtiſche Wochenſchrift 1887 S. 12 Nr. 3. 
I. C. S. i. S. Schelter & Gieſecke c. Rockſtroh & Schneider 
Nachf., A. G., vom 11. Januar 1902, Nr. 301/1901 J. 

17. 8 313. 

Das O. L. G. giebt keine Darſtellung des Sach- und 
Streitſtandes. Es verweiſt wegen der Verhandlung der I. J. 
auf das Urtheil des L. G. Dieſes giebt eine an ſich 
brauchbare Darſtellung, entwerthet ſie aber dadurch, daß es am 
Schluſſe zur Ergänzung auf alle gewechſelten Schriftſätze ver- 
weiſt, die im Ganzen 83 Seiten umfaſſen. Für die Berufungs- 
verhandlungen ſelbſt verweiſt das O. L. G. auf weitere fünf 
Schriftſätze, die 31 Seiten enthalten, und auf den Inhalt von 
drei anderen Prozeßakten, die nach dem Sitzungsprotokoll bei der 
mündlichen Verhandlung vorgelegen haben und laut That⸗ 
beſtand „zum Gegenſtande der mündlichen Verhandlung gemacht 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


XXXCI. Jahrgang. 


worden ſind“. I. C. S. i. S. Reinecke c. Ruthe & Jahrand 
vom 8. Januar 1902, Nr. 297/1901 I. 

18. § 322. 

Rechtskräftig abgewieſen iſt im Vorprozeſſe der Anſpruch, 
der ſich auf das angebliche Eigenthum der Firma B. an die 
Stein'ſche Forderung gründete. Gegenwärtig wird jedoch der 
von Stein ertheilte Auftrag geltend gemacht und es ſteht zur 
Frage, ob auch der hieraus folgende Anſpruch ſchon aberkannt 
ſei. Das B. G. hat dieſe Frage bejaht, weil im Vorprozeß 
die Klage auf dieſen Grund ebenfalls geſtützt geweſen ſei, der 
Umſtand aber, daß nicht ſachlich über denſelben erkannt ſei, 
nicht in Betracht komme, weil es ſeit Einführung der C. P. O. 
und der Fragepflicht des Gerichts eine Abweiſung mangels aus⸗ 
reichender Subſtanziirung nicht mehr gebe, vielmehr, wenn die 
Partei trotz vom Gericht geübter Befragung die erforderlichen 
Angaben nicht machen könne oder wolle, die Klage als unbe⸗ 
gründet abzuweiſen ſei, und zwar endgültig, mit voller Rechts- 
kraftwirkung. Dieſe Anfiht würde dahin führen, daß jedes 
Urtheil, das eine Klage wegen ungenügender Begründung ab- 
weiſt, ſchlechthin in jedem Falle der Erhebung einer beſſer 
begründeten Klage im Wege ſtände, alſo auch dann, wenn das 
Gericht feiner Fragepflicht nur ungenügend oder gar nicht ent- 
ſprochen haben ſollte. Ob dies wirklich von der C. P. O. 
beabſichtigt ſei und aus der Fragepflicht des Gerichts gefolgert 
werden müſſe, kann indeß dahingeſtellt bleiben, denn auf alle 
Fälle kann von der rechtskräftigen Abweiſung eines Anſpruchs 
doch nur dann die Rede ſein, wenn über denſelben wirklich 
erkannt worden iſt. Letzteres iſt aber in Anſehung des jetzt 
erhobenen Anſpruchs nicht geſchehen. I. C. S. i. S. Bräuer 
c. Stein und Gen. vom 18. Januar 1902, Nr. 376/1901 J. 

19. 8 373. 

Der Nachprüfung unterliegt hinſichtlich der Würdigung des 
Parteivorbringens und der Beweisergebniſſe I. J. lediglich die 
Frage, ob der in II. J. angebotene Zeugenbeweis übergangen 
werden durfte. Nach dem Thatbeſtande des B. U. hat der 
Anwalt des Kl. auf Befragen des Gerichts, was die vorge⸗ 
ſchlagenen Zeugen bekunden ſollten, erklärt, die Zeugen wüßten, 
daß L. dem Kl. den geforderten Betrag geſchuldet habe, im 
Einzelnen könne er nicht angeben, welche Wahrnehmungen die 
Zeugen gemacht haben ſollten. Das B. G. hält dieſe allgemeine 
Behauptung für zu unbeſtimmt, um als Unterlage für einen 
Beweisſchluß zu dienen. Läßt ſich auch ein „Urtheilen“ weder 
aus dem Gegenſtand einer Zeugenausſage, noch aus dem einer 
Eidesleiſtung völlig und unter allen Umſtänden ausſchließen, ſo 
muß die Beweisthatſache doch in der Weiſe aufgeſtellt werden, 
werden, daß aus derſelben erſichtlich wird, ob ſie auf beſtimmten 
Wahrnehmungen beruhe, oder ſich als eine Schlußfolgerung aus 
nicht kontrollirbaren Thatſachen darſtelle. Dies zu ermitteln, iſt 
nicht Sache des den Beweis aufnehmenden Richters, da er eben 
keine inquiſitoriſche Thätigkeit zu entfalten hat. Die Beweis⸗ 
erhebung ſoll nicht erſt zur Sammlung von Beweismaterial 
dienen. (Wilmowski-Levy Civilprozeß ordnung VII. Auflage 
Bd. I S. 378 Abſ. 3.) Die bloße Behauptung, der Vater 
des Bekl. habe den geforderten Betrag geſchuldet, läßt in keiner 
Weiſe erſehen, auf welchen Wahrnehmungen dieſe Behauptung 
beruht; ſie erſcheint als eine Folgerung, deren Richtigkeit zu 
prüfen, der Richter außer Stande iſt, da er aus dem Beweis⸗ 
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antrage nicht erfährt, worauf die Annahme des Zeugen beruht. 
Mehr als durch Ausübung des Fragerechts eine Ermittelung 
der eigentlichen Wiſſenſchaft des Zeugen zu verſuchen, liegt dem 
Gericht nicht ob. Den Mangel ausreichender Information des 
Prozeß bevollmächtigten zu erſetzen, iſt nicht Sache des Gerichts. 
VI. C. S. i. S. Hettenhauſen c. Löhner vom 20. Januar 1902, 
Nr. 343/1901 VI. 
20. 88 383, 412, 576, 585. 
Das O. L. G. hat angenommen, daß weder der 
8 57s noch der 8585 Abſ. 1 Nr. 5 der C. P. O. die Ver⸗ 
weigerung des Zeugniſſes durch den Konſul G. begründen 
konne. Inſofern es die Anwendbarkeit auch der letzteren Vor⸗ 
ſchrift auf den vorliegenden Fall in Abrede ſtellt, kann ihm 
nicht beigetreten werden. Zuvoͤrderſt unterliegt es keinem Be⸗ 
denken, daß die Vorſteher der Korporation der Kaufmannſchaft 
zu Stettin in dieſer ihrer Eigenſchaft als öffentliche Beamte im 
Sinne des § 383 Abſ. 1 Nr. 5 der C. P. O. anzuſehen ſind. 
Die geſetzliche Grundlage für die Geltung der ſtaatlich 
genehmigten Verfaſſungen der kaufmänniſchen Körperſchaften zu 
Berlin, Stettin, Danzig, Memel, Tilſit, Königsberg, Elbing 
und Magdeburg bilden die 88 22 ff. des A. L. R. Thl. II 
Tit. 6. Hiernach find „die Rechte und Verhältniſſe einer vom 
Staate ausdrücklich genehmigten oder privilegirten Geſell⸗ 
ſchaft“ — — yhauptſächlich nach dem Inhalte des ihr ertheilten 
Privilegii“ zu beurtheilen. Insbeſondere find nach § 26 dort 
die Verhältniſſe und Rechte der Körperſchaften „hauptſächlich 
nach den bei ihrer Errichtung geſchloſſenen Verträgen, oder 
ergangenen Stiftungsbriefen, nach den vom Staate erhaltenen 
Privilegien und Konzeſſionen und nach den auch in der Folge 
unter Genehmigung des Staats abgefaßten Schlüſſen“ zu 
beſtimmen. Und der § 27 bezeichnet „die ſolchergeſtalt be⸗ 
ſtimmten Rechte und Pflichten der Geſellſchaft und ihrer Mit- 
glieder ſowie die wegen des Betriebes der gemeinſchaftlichen 
Angelegenheiten getroffenen Einrichtungen“ als „die Ver⸗ 
faſſung“ einer ſolchen Körperſchaft. Den mit ſtaatlicher 
Genehmigung ins Leben gerufenen kaufmänniſchen Körperſchaften 
jener Städte war demnach für ihren Rechtskreis Autonomie 
gewährt; und eben deshalb find die von ihnen mit ſtaatlicher 
Genehmigung erlaſſenen Verfaſſungen oder Satzungen Quellen 
objektiven, nicht ſubjektiven Rechts. Dies erhellt namentlich 
auch aus Art. 3 § 4 des preußiſchen E. G. zum Deutſchen 
H. G. B. vom 24. Juni 1861. Denn indem dieſer- ausdrücklich 
beſtimmt, daß die privat rechtlichen Vorſchriften der Statuten 
jener kaufmänniſchen Körperſchaften außer Kraft träten, und 
daß dies namentlich von den Vorſchriften dieſer Statuten gälte, 
durch welche die kaufmänniſchen Rechte von dem Beitritte zu 
der kaufmänniſchen Körperſchaft des Ortes abhängig gemacht 
wären, wollte er, wie hieraus vermöge des ſogenannten Beweis- 
grundes aus dem Gegenſatze folgt, die öffentlich rechtlichen 
Beſtimmungen jener Statuten unberührt laſſen. Damit 
erkannte er aber zugleich an, daß ſie ſolche auch wirklich 
enthielten. Auch durch das Geſetz über die Handelskammern 
vom 24. Februar 1870 und das über die Abänderung dieſes 
Geſetzes vom 19. Auguſt 1897 iſt keine Aenderung dieſes 
Rechtszuſtandes eingetreten. Denn nach § 36 in der Faſſung 
des älteren und § 44 in der des neueren Geſetzes findet dieſes 
auf jene kaufmänniſchen Körperſchaften grundſätzlich keine An⸗ 
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wendung. Aber gerade der Umſtand, daß das neuere Geſetz 
hiervon eine Ausnahme in Bezug auf die 88 33, 38 und 42 
macht, die von der Oeffentlichkeit der Sitzungen der Handels- 
kammern, ihrem Geſchäftskreiſe und der Befugniß handeln, 
Dispacheure und ſolche Gewerbetreibende der im § 36 der 
R. Gew. O. bezeichneten Art, deren Thätigkeit in das Gebiet 
des Handels fällt, öffentlich anzuſtellen und zu beeidigen ſowie 
Urſprungszeugniſſe und andere dem Handelsverkehre dienende 
Beſcheinigungen auszuſtellen, läßt erkennen, daß das Geſetz ſelbſt 
jenen bereits beſtehenden kaufmänniſchen Körperſchaften 
in Öffentlich rechtlicher Beziehung eine ähnliche Stellung zu⸗ 
erkennt, wie den unzweifelhaft zugleich im öffentlichen 
Intereſſe (vergl. § 1 des Geſetzes vom 18. Augst 1857 

ins Leben gerufenen Handelskammern. Iſt aber hiernach 
die rechtliche Grundlage unanfechtbar, auf der die Befugniß 
der Korporation der Kaufmannſchaft zu Stettin beruht, für 
ihren Rechts- und Geſchaͤftskreis autonome Satzungen 
oͤffentlich⸗rechtlichen Inhalts mit ſtaatlicher Genehmigung zu 
erlaſſen, ſo kann es weiter nach Inhalt ihrer durch den 
Königlichen Erlaß vom 1. Juli 1899 genehmigten neuen 
„Verfaſſung“ vom 24. Mai 1899 keinem Zweifel unterworfen 
ſein, daß ſie von dieſem Rechte auch Gebrauch gemacht hat. 
Die Verfaſſung der Korporation der Kaufmannſchaft zu Stettin 
enthält in der That eine ganze Reihevon Beſtimmungen öffent⸗ 
lich-rechtlichen Inhalts mit allgemein verbindlicher Wirkung 
für die davon betroffenen Perſonenkreiſe. Sie läßt aber zugleich 
erkennen, daß den Vorſtehern der Körperſchaft insbeſondere die 
Eigenſchaft öffentlicher Beamten hat beigelegt werden 
ſollen und beigelegt iſt. Denn nur bei dieſer Annahme laſſen 
ſich die hervorgehobenen weitreichenden Befugniſſe, die ihnen 
durch den § 26 der Verfaſſung übertragen find, erklären. 
Insbeſondere läßt die Berechtigung zur Ernennung zur offentlichen 
Anſtellung und zur Vereidigung der in § 26 Ziffer 7 
bezeichneten Perſonen ſowie die Verpflichtung zur Erſtattung 
von Gutachten und Berichten an die Provinzial⸗ und Central⸗ 
behörden, die als im Verhältniſſe von „vorgeſetzten“ Behörden 
zu den Vorſtehern der Körperſchaft ſtehend erwähnt werden, 
dieſe geradezu zugleich als Organe der zur Förderung des 
Handels, der Gewerbe und der Schifffahrt berufenen Staats- 
behörden erſcheinen. Den Vorſtehern kommt daher in dieſer 
ihrer Stellung unbedenklich die Eigenſchaft von Staatsbeamten 
zu, wenn auch nur der im unvollkommenen Sinne des Worts, 
weil ihre amtliche Thätigkeit nicht ihren Lebensberuf ausmacht. 
Vergl. v. Rönne, das Staatsrecht der preußiſchen Monarchie, 
4. Auflage Bd. III 8 253 ©. 402. Es iſt demnach rechts- 
irrthümlich, wenn das O. L. G. meint, es fehle für die Annahme, 
daß die Vorſteher der Kaufmannſchaft zu Stettin öffentliche Beamte 
ſeien, an allen Anhaltspunkten. Mit Unrecht hat es aber auch weiter 
verneint, daß, wenn jenes dennoch der Fall ſein ſollte, die Ertheilung 
einer Auskunft darüber, ob im Stettiner Eishandel unter einem 
Eiſenbahnwaggon Eis, wenn nichts Anderes beſtimmt ſei, ſolche 
von 200 oder von 300 Centnern verſtanden würden, in den 
Kreis ihrer amtlichen Thätigkeit falle. Allerdings iſt 
die Erſtattung von Gutachten in Rechtsſtreitigkeiten in § 26 
der Verfaſſung nicht ausdrücklich unter den zum Geſchäftskreiſe 
der Vorſteher gehörigen Obliegenheiten aufgeführt. Mit Recht 
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hat aber der Beſchwerdeführer darauf hingewieſen, daß dieſer 
Paragraph, wie ſich ſchon aus den Eingangsworten: „Zum 
Geſchäftskreiſe der Vorſteher gehört insbeſondere“ ergebe, die 
amtlichen Rechte und Pflichten der Vorſteher nicht erſchöp fend 
aufzähle. In der That folgt ſchon aus der oben mitgetheilten 
Beſtimmung des § 1 der Verfaſſung über den Zweck der 
Korporation, „die Geſammtintereſſen des Handels, der 
Induſtrie und der Schifffahrt ihres Bezirks wahrzunehmen und 
zu fördern“ und der Bedeutung dieſer Satzung, daß auch die 
Erſtattung von Gutachten in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten 
zu den amtlichen Obliegenheiten der Vorſteheher gehört. 
Denn wenn es richtig iſt, daß an der ſachgemäßen Ent⸗ 
ſcheidung auch ſolcher Rechtsſtreitigkeiten zugleich ein hohes 
öffentliches Intereſſe beſteht und daß andererſeits eine 
Rechtſprechung, die den beſtehenden beſonderen Verhältniſſen 
des Handels, der Gewerbe und der Schifffahrt nach Mög⸗ 
lichkeit Rechnung trägt, mittelbar auch ihrerſeits dieſe 
Zweige des wirthſchaftlichen Lebens zu fördern geeignet iſt, ſo 
haben ſowohl dieſe ſelbſt wie auch der Staat ein hervorragendes 
Intereſſe, daß in Rechtsſtreitigkeiten, welche den Handel, die 
Induſtrie oder die Schifffahrt betreffen, die Gutachten von 
einer auf dieſen Gebieten möglichſt erfahrenen Seite erſtattet 
werden. Gerade vermöge ihrer Stellung an der Spitze der 
zuſammenfaſſenden Organiſation des gewerblichen Lebens ihres 
Bezirks ſind aber die Vorſteher der kaufmänniſchen Korporationen 
ebenſo wie die Handelskammern in erſter Reihe befähigt, 
ſolche Gutachten zu erſtatten und eben deshalb auch vermöge 
der ihnen geſtellten Aufgabe hierzu berufen und verpflichtet. 
Indem daher die Vorſteher das von dem L. G. zu Schwerin 
von ihnen erforderte Gutachten über den oben angegebenen 
Beweisſatz erſtatteten, handelten ſie durchaus innerhalb des 
Geſchäftskreiſes, der ihnen von der Verfaſſung der durch ſie 
vertretenen Körperſchaft zugewieſen iſt. Es fragt ſich daher nur 
noch, ob es ſich bei dem in dem Beweisbeſchluſſe vom 21. Mai 1901 
zu 1) bezeichneten Beweisſatze, über den der Konſul G. als 
Zeuge vernommen werden ſoll, um ſolche Thatſachen handelt, 
die ihm einerſeits kraft ſeines Amtes als Vorſteher der 
Korporation der Kaufmannſchaft zu Stettin anvertraut ſind 
und deren Geheimhaltung andererſeits durch ihre Natur oder 
durch geſetzliche Vorſchrift geboten iſt. Daß die erſte dieſer 
beiden Vorausſetzungen zutrifft, daß insbeſondere unter den 
„anvertrauten“ Thatſachen im Sinne des § 383 Abſ. 1 Nr. 5 
der C. P. O. auch ſolche zu verſtehen ſind, die Gegenſtand der 
eigenen Wahrnehmung des Zeugen geweſen find oder in ſeinen 
eigenen Handlungen beſtehen, kann keinem Zweifel unterliegen. 
Vergl. Beſchluß des R. G. vom 2. November 1893 bei 
Raſſow und Küntzel, Beiträge Bd. 38 S. 497. Bei Erörterung 
der Frage aber, ob die Geheimhaltung jener Thatſachen durch 
ihre Natur geboten iſt, muß von dem Zuſammenhange aus⸗ 
gegangen werden, in welchem die beſchloſſene Vernehmung des 
Konſuls G. über dieſe Thatſachen ausgeſprochenermaßen 
mit dem von den Vorſtehern der Korporation der Kaufmannſchaft 
zu Stettin über das Beſtehen des oben erwähnten Handels- 
gebrauches erſtatteten Gutachten ſteht. Dieſes Gutachten war 
von den Vorſtehern als einem Kollegium, als einer Fach- 
behörde, erfordert und erſtattet worden. Gab es zu Be⸗ 
mängelungen Anlaß, jo konnte das Gericht gemäß $ 412 der 
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C. P. O. die Hebung der Mängel anordnen, insbeſondere auch 
die Vorſteher zur Begründung des erſtatteten Gutachtens 
auffordern, wie dies alles das O. L. G. auch gethan hat, und 
worauf hin insbeſondere die Vorſteher in ihrem Schreiben vom 
4. April 1901 ſich auch dahin geäußert haben: die Begründung 
eines Handelsgebrauchs ſei ſein Beſtehen; dieſes hätten ſie 
im vorliegenden Falle, wie ſich von ſelbſt verſtehe, ſorgfältig und 
wiederholt feſtgeſtellt. Genügte auch dieſe Erklärung dem 
Prozeßgerichte nicht, jo hätte es gemäß § 412 der C. P. O. 
auch noch die Begutachtung durch andere Sachverſtändige an⸗ 
ordnen können. Dagegen durfte nicht ein einzelnes Mitglied 
des Kollegiums, welches das bemängelte Gutachten erſtattet hatte, 
wider ſeinen Willen als Zeuge über Vorgänge vernommen 
werden, die ſich innerhalb des Gebietes der geſchäftlichen Thätigkeit 
der Vorſteherſchaft zugetragen und die Anſtellung von Er⸗ 
mittelungen zur Feſtſtellung der Unterlagen für das zu erſtattende 
Gutachten zum Gegenſtande gehabt hatten. Denn da dieſes 
nur von dem Kollegium als ſolchem erfordert und erſtattet 
war, ſo hatten alle Maßregeln, die dieſes zur Vorbereitung 
des Gutachtens für nothwendig oder zweckmäßig erachtete, den 
Charakter innerer Vorgänge, die ihrer Natur nach durch ein 
einzelnes Mitglied nicht offenbart werden durften. Jedes 
Mitglied des Kollegiums befand ſich mit Bezug auf ſolche 
Maßregeln dieſem als Ganzem gegenüber in einer Vertrauens ⸗ 
ſtellung, die verbot, daß der Einzelne durch Mittheilungen 
hierüber nach irgend einer Richtung dazu beitrüge, das Anſehen 
des Kollegiums zu erſchüttern. Wie die deutſche Prozeßgeſetz⸗ 
gebung das Verhältniß des einzelnen Mitgliedes einer zur 
Erſtattung eines Gutachtens berufenen Fachbehörde zu dieſer 
ſelbſt auffaßt, läßt auch der 8 255 der Str. P. O. erkennen. 
Indem dieſer, wenn das Gutachten einer kollegialen Fachbehörde 
eingeholt worden iſt, dem Gerichte die Befugniß gewährt, die 
Behörde zu erſuchen, eines ihrer Mitglieder mit der Vertretung 
des Gutachtens in der Hauptverhandlung zu beauftragen und 
dem Gerichte zu bezeichnen, bringt er deutlich zum Ausdrucke, 
daß nach Erſtattung des Gutachtens durch das Kollegium ein 
einzelnes Mitglied auch nur als Sachverſtändiger, und zwar 
auch nur in der Richtung der Vertretung des Gutachtens 
der Fachbehörden vor dem erkennenden Gerichte, ſoll ver⸗ 
nommen werden dürfen. Damit iſt von ſelbſt ausgeſchloſſen, 
daß das Geſetz ſeine bloß zeugenſchaftliche Vernehmung 
über angebliche Vorgänge, die der Erſtattung des Gutachtens 
der Fachbehörde voraufgegangen ſind und mit der Vorbereitung 
dieſes Gutachtens im Zuſammenhange ſtehen, wider ſeinen Willen 
hätte geſtatten wollen. Beſchluß des III. C. S. i. S. Poll 
c. Hummer vom 14. Januar 1902, B Nr. 257/1901 III. 

21. 8 384. 

Wie das O. L. G. zutreffend angenommen hat, erfordert der 
§ 384 Ziffer 2 der C. P. O. zu ſeiner Anwendung nicht, daß 
der Beantwortung der betreffenden Frage ohne Weiteres und 
mit Beſtimmtheit auch die wirkliche Beſtrafung des Zeugen nach 
ſich ziehen würde, vielmehr genügt die Gefahr, daß der Zeuge 
ſich durch die Beantwortung der Frage in dem einen oder dem 
anderen Sinne einer ſtrafgerichtlichen Verfolgung ausſetze (vergl. 
Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 23 S. 133, 134). 
Beſchluß des IV. C. S. i. S. Bahr c. Günther vom 6. Fe⸗ 
bruar 1902, B Nr. 26/1902 IV. 
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22. § 407. 

Auch wer im Verkehrsleben als Gewerbetreibender im Dienſte 
eines Anderen auftritt, kann als Sachverſtändiger ernannt 
werden. Wenn hiergegen eingewendet wird, es ſei unbillig für den 
Dienſtherrn des unſelbſtſtändigen Gewerbetreibenden, jenen werde 
die Arbeitsleiſtung des letzteren ohne Entgelt entzogen; denn die 
Sachverſtändigen⸗Gebühr falle dieſem zu. Allein dieſe Un⸗ 
billigkeit iſt nicht erheblich. In den meiſten Fällen wird die 
Erſtattung eines Gutachtens möglich ſein, ohne daß der Arbeit⸗ 
geber des Sachverſtändigen eine merkliche Einbuße an der, nach 
dem Dienſtvertrage ihm geſchuldeten Leiſtung erleidet. Und je 
größer der Kreis der Perſonen iſt, die zu Sachverſtändigen er⸗ 
nannt werden können, deſto geringer iſt die Belaſtung des 
Einzelnen. Uebrigens können auch andere, aus öffentlichem 
Intereſſe der einzelnen Perſon auferlegte Verpflichtungen, z. B. die, 
als Zeuge ſich vernehmen zu laſſen, als Schöffe thätig zu ſein, 
militäriſche Dienſtleiſtungen und dergleichen nach der Vorſchrift 
des § 616 des B. G. B. den Arbeitgeber als Pflichtigen ohne 
Entgelt belaſten. Beſchluß des VI. C. S. i. S. Brünning⸗ 
haus c. Baroper Maſchinenbau⸗A.⸗G. vom 25. Januar 1902, 
B Nr. 7/1902 VI. 

23. § 414. 

Es kann nicht ohne Angabe beſonderer Gründe angenommen 
werden, daß die vom Kl. benannten Zeugen nicht die nöthige 
Sachkunde haben, um darüber Auskunft geben zu können, ob 
ein Fuhrmann in einer verkehrsreichen Stadt mit engen 
Straßen zu ſchnell fahre. Es iſt aber nach § 414 der 
C. P. O. zuläſſig, Zeugen über Thatſachen, zu deren Wahr⸗ 
nehmung eine bejondere Sachkunde erforderlich iſt, zu vernehmen. 
VI. C. S. i. S. Agten c. Kayſer vom 6. Februar 1902, 
Nr. 383/1901 VI. 

24. 88 459, 475. 

Das B. G. hat dem Bekl. den richterlichen Eid auferlegt 
in der Erwägung, daß Direktor K. geſtorben ſei, daß deshalb 
die Eidesauflage nur an den Bekl. erfolgen könne und daß 
deshalb eine Würdigung der gegen die Perſönlichkeit des Bekl. 
gerichteten Angriffe belanglos erſcheine. Die Art der Be⸗ 
gründung der Entſcheidung rechtfertigt den Schluß, daß das 
B. G. von der Annahme ausgegangen iſt, daß der richterliche 
Eid trotz der gegen ſeine Perſönlichkeit gerichteten Angriffe nur 
dem Bekl. auferlegt werden könne, weil in Folge des Todes des 
Direktors K. nicht die Kl., ſondern nur der Bekl. den Wahr⸗ 
heitseid zu leiſten im Stande ſei. Hiernach liegt aber Grund 
zu der Annahme vor, daß das B. G. ſich ſeiner Befugniß nicht 
bewußt geweſen iſt, bei Auferlegung eines richterlichen Eides 
zwiſchen dem Wahrheitseide der einen Partei und dem Ueber- 
zeugungseide der andern Partei (C. P. O. § 459) zu 
wählen, je nachdem es den einen oder den andern Eid für die 
Gewinnung der richterlichen Ueberzeugung für zweckdienlicher 
erachtet, und daß es in Folge deſſen die Frage nicht geprüft 
hat, ob die Auferlegung des richterlichen Eides in Form des 
Ueberzeugungseides der gegenwärtigen Vertreter der Kl. nach 
Beſchaffenheit der Umſtände nicht dem Wahrheitseide des Bekl. 
vorzuziehen ſei. Das angefochtene Urtheil unterliegt daher 
wegen Verletzung des $ 475 der C. P. O. der Aufhebung. 
II. C. S. i. S. Ludwigshafener Walzmühle c. Herrmann vom 
11. Februar 1902, Nr. 367/1901 II. 
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25. 88 462, 474, 472. 

Soweit das B. G. den Einwand der ausdrücklichen 
Erlaubniß einer ſofortigen Niederlaſſung in Halberſtadt und des 
Betriebes der Eigengeſchäfte des Bekl. von den den Inhabern 
der klägeriſchen Firma zugeſchobenen Eiden abhängig gemacht 
hat, beruht die Entſcheidung, wonach, wenn nur einer der 
Inhaber den Eid nicht leiſtet, die Entſcheidung ausgeſetzt iſt, 
auf Rechtsirrthum. Denn da Kl. eine offene Handelsgeſellſchaft 
bildet, ſo iſt nach Art. 114 des H. G. B. (a. F.) das Handeln 
jedes der beiden Inhaber der Kl. für dieſe verbindlich. Bekl. 
hat nun jedem der beiden Inhaber die Eide zugeſchoben, daß 
ſie ihm das Konkurrenzverbot erlaſſen und den Betrieb der 
Eigengeſchäfte geſtattet hätten. Auf dieſe Eide iſt erkannt, und 
es liegt auf der Hand, daß wenn auch nur einer der Inhaber 
den dahin formulirten Eid, daß er dem Bekl. die fragliche 
Handlung erlaubt habe, nicht leiſtet, für Kl. feſtſteht, daß ſie 
dieſe Erlaubniß ertheilt hat, und die Klage daher abzuweiſen 
iſt. Gleichwohl und in fernerem Widerſpruch mit § 462 der 
C. P. O., wonach die Folge der Leiſtung und Nichtleiſtung eines 
Eides ſo genau als die Lage der Sache es geſtattet, feſtzuſtellen iſt, 
hat das B. G. für den Fall der Nichtleiſtung der Eide Seitens 
nur eines der Geſellſchafter die Klage nicht abgewieſen, ſondern 
die Entſcheidung vorbehalten, und zwar dies unter dem ferneren 
Rechtsirrthum der Berufung auf die 88 474, 472 der C. P. O. 
Denn da es in dieſen Paragraphen ſich nur um einen den 
Streitgenoſſen oder den geſetzlichen Vertretern zugeſchobenen Eid 
handelt, im vorliegenden Falle aber um zwei Eide über zwei 
verſchiedene Handlungen, nämlich eine Handlung des einen 
Mitinhabers und eine zweite Handlung des zweiten Mitinhabers, 
ſo können auch die angezogenen Paragraphen, ſoweit nicht etwa 
eine Eides zuſchiebung über die Handlung des einen Mitinhabers 
auch an den anderen Mitinhaber zuläſſig war, auf die vor- 
liegend aber nicht erkannt iſt, hier überhaupt nicht in Betracht 
kommen. Auch aus dieſem Grunde war daher die Aufhebung 
des Urtheils und die Zurückverweiſung der Sache an das B. G. 
geboten. III. C. S. i. S. Cohen c. Cohnheim vom 24. Januar 
1902, Nr. 357/1901 III. 

26. 8 546. 

Wenn man auch mit der Reviſion davon ausgeht, daß der 
klagende Verein durch gegenwärtige Klage das Intereſſe der 
ſämmtlichen Gewerbetreibenden, deren Betrieb durch die unrichtige 
Bezeichnung berührt wird, alſo hauptſächlich der in München 
und Umgegend derartige Stoffe feil haltenden Detailhändler 
wahrnimmt und daß der Abſatz ſolcher Waaren in dem bezeichneten 
Bezirke ein bedeutender iſt, ſo kann doch auch bei Berückſichtigung 
dieſer Umſtände das geſammte Intereſſe dieſer Gewerbetreibenden 
an der beantragten Unterlaſſung im Hinblick auf die von den 
Vorinſtanzen feſtgeſtellten beſondern Umſtände des gegenwärtigen 
Falls nur auf einen die Summe von 1 500 Mark nicht 
erreichenden Betrag veranſchlagt werden; denn ganz abgeſehen 
davon, daß der Bekl. ſchon lange vor Erhebung der gegen- 
wärtigen Klage die fragliche unrichtige Waarenbezeichnung be: 
ſeitigt hatte und deren Wiederherſtellung oder Wiederholung im 
Hinblick auf das von dem B. G. feſtgeſtellte Verhalten des Bekl. 
bei Entdeckung der fraglichen Unrichtigkeit überhaupt nicht wahr- 
ſcheinlich war, würde ſelbſt der geſchäftliche Erfolg einer allein 
in Frage kommenden wiederholten Anbringung der Bezeichnung 
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„Satin Auguſta“ an einem in den Schaufenſtern der Münchener 
Verkaufsgeſchäfte des Bekl. ausgeſtellten anderen Stoffe vor⸗ 
ausſichtlich kein bedeutender fein. Es iſt nämlich, entgegen der 
von dem Kl. beigebrachten, die feſtgeſtellten Thatſachen nicht 
genügend würdigenden Beſcheinigung, nicht anzunehmen, daß in 
dem unterſtellten Falle zahlreiche Perſonen, die wegen der vielen 
andern, in den nämlichen Schaufenſtern ansgeſtellten Waaren 
wenig auffallende ſtreitige Waarenbezeichnung wahrnehmen 
und ſich gerade durch dieſe Bezeichnung zum Ankauf der be⸗ 
treffenden Stoffe bei dem Bekl. beſtimmen laſſen würden, ſo 
daß der den Münchener Detailhändlern hierdurch entgehende 
Gewinn nicht ſehr hoch zu ſchätzen fein würde. Unter Berück⸗ 
ſichtigung aller dieſer Umſtände iſt durch dieſſeitigen Beſchluß 
der Werth des Streitgegenſtands auf die Werthklaſſe von 900 
bis 1200 Mark feſtgeſetzt worden. II. C. S. i. S. Schutz ⸗ 
verein für Handel und Gewerbe in München c. Tietz vom 
24. Januar 1902, Nr. 384/1901 II. 

27. 8 568 Abſ. 2. 

Nach der feſtſtehenden Praxis des R. G. (vergl. die Nach⸗ 
weiſungen bei Gaupp-Stein, 4. Auflage, Note 12 zu § 568 
der C. P. O.) kommt es nicht darauf an, ob die für die weitere 
Beſchwerde in Betracht kommenden Beſchlüſſe der Vorinſtanzen 
in der Begründung, ſondern darauf, ob ſie in der Sach— 
entſcheidung mit einander übereinſtimmen. Daß dies hier der 
Fall iſt, kann nicht zweifelhaft ſein, denn das L. G. ſowohl, 
wie das O. L. G. entſcheiden dahin, daß dem Sachverſtaͤndigen 
die von ihm liquidirten Gebühren in Höhe von 980 Mark 
zuzubilligen ſeien. Ob das L. G. Veranlaſſung nehmen wollte, 
die Entſcheidung noch beſonders zu begründen, blieb ſeinem 
Ermeſſen überlaſſen; iſt es nicht geſchehen, fo tragen derartige 
Entſcheidungen die Begründung in ſich ſelbſt, denn aus ihnen 
ergiebt ſich zugleich, daß das Gericht denjenigen Betrag, den es 
feſtſetzt, für angemeſſen und den Anſpruch des Sachverſtändigen 
durch die an ihn bereits gezahlten Gebühren nicht für erledigt 
erachtet. Dies iſt aber auch die Begründung der Beſchwerde— 
entſcheidung, fo daß auch inſoweit — wofern es hierauf über— 
haupt ankäme — eine Differenz zwiſchen den beiden Vor⸗ 
entſcheidungen nicht anzuerkennen wäre. Beſchluß des V. C. S. 
i. S. Allgemeine Häuſerbau⸗A.⸗G. und Gen. c. Riedel vom 
15. Februar 1902, B Nr. 36/1902 V. 

28. 88 769 ff., 935 ff. 

Das O. L. G. begründet die von ihm ausgeſprochene 
Zurückweiſung des Geſuchs um Erlaß einer einſtweiligen Ver⸗ 
fügung in derſelben Weiſe, wie es ſeine an demſelben Tage 
abgegebene Entſcheidung auf Abweiſung der Klage in der 
Hauptſache begründet. Da dieſes in der Hauptſache abgegebene 
Urtheil heute vom R. G. aufgehoben worden iſt, ergiebt ſich 
ohne weiteres, daß auch das vorliegende Urtheil nicht aufrecht 
erhalten werden kann. Es genügt in dieſer Hinſicht hier eine 
Verweiſung auf die in jener Sache abgegebene Entſcheidung. 
Während aber in der Hauptſache noch weitere Verhandlungen 
erforderlich find und daher eine Zurücverweifung an das B. G. 
erfolgen mußte, konnte in der vorliegenden Sache ohne weiteres 
auf Wiederherſtellung des erſtinſtanzlichen Urtheils erkannt 
werden. Denn die Fortdauer des Streites in der Hauptſache 
reicht aus, um bis zu deſſen Erledigung die einſtweilige Ein» 
ſtellung des Zwangsverſteigerungsverfahrens zu rechtfertigen. 
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Was aber die Koſten des gegenwärtigen Verfahrens anlangt, 
ſo empfahl es ſich, die Entſcheidung hierüber dem Endurtheile 
in der Hauptſache vorzubehalten. Dabei wird das B. G. auch 
folgendes in Betracht zu ziehen haben. Die zur Hauptſache 
erhobene Klage iſt die in $ 771 der C. P. O. geregelte 
Widerſpruchsklage gegen die Zwangsvollſtreckung. (Vergl. Denk- 
ſchrift zu dem Geſetzentwurfe über die Zwangsverſteigerung und 
Zwangsverwaltung S. 71.) Nach Abſ. 3 dieſes Paragraphen ſollen 
aber bei dieſer Klage auf die Einſtellung der Zwangsvollſtreckung 
und die Aufhebung der bereits erfolgten Vollſtreckungsmaßregeln 
die Vorſchriften der 88 769, 770 entſprechende Anwendung 
finden. Dieſe Vorſchriften aber laſſen zu, daß das Prozeß- 
gericht auf Antrag anordnen kann, daß bis zur Erlaſſung 
des Urtheils die Zwangsvollſtreckung gegen oder ohne Sicherheits- 
leiſtung eingeſtellt oder nur gegen Sicherheitsleiſtung fortgeſetzt 
werde und daß die erfolgten Vollſtreckungsmaßregeln gegen 
Sicherheitsleiſtung aufzuheben ſeien. Eine „Anordnung“ dieſer 
Art iſt nach der Technik des Geſetzes verſchieden von der 
„einſtweiligen Verfügung“ der 88 935, 940. Vergl. Beſchluß 
des erkennenden Senats vom 13. Mai 1901 in der Sache 
Bs. I. 48/1901. (Juriſtiſche Wochenſchrift S. 514.) Das B. G. 
wird demnach auch im Falle des Obſiegens des Kl. zu erwägen 
haben, ob ihm die Koſten des gegenwärtigen Verfahrens nicht 
doch aus dem Grunde zur Laſt zu legen find, weil es eines 
derartigen beſonderen Verfahrens überhaupt nicht bedurfte, viel⸗ 
mehr ein in den Formen der 88 769, 770 ſich haltendes und 
mit der Hauptſache zu verbindendes Geſuch um Einſtellung der 
Zwangsvollſtreckung völlig ausgereicht haben würde. I. C. S. 
i. S. Paßmann c. Pollmann vom 25. Februar 1902, 
Nr. 326/1901 J. 

29. § 771. 

Die noch während des Subhaſtationsverfahrens und bei 
beſtehender Beſchlagnahme der Lokomobile erhobene Klage kann 
als nichts anderes als die Widerſpruchsklage nach §S 771 der 
C. P. O. aufgefaßt werden. Als ſolche hat ſie ſich auf Beſitz 
und Eigenthum des Kl. geſtützt; der Kauf der Maſchine iſt nur 
nebenbei zur Erläuterung vorgebracht, als Klagegrund konnte 
er überhaupt nicht dienen. Denn wenn auch einzelne obli— 
gatoriſche Rechte, die zum Befitze einer Sache die Befugniß 
geben, wie z. B. die des Verwahrers oder Rechte auf Rückgabe 
der Sache wie die des Deponenten, Kommodanten den Wider⸗ 
ſpruch gegen Zwangsvollſtreckung in die Sache begründen können, 
darüber ſind Rechtslehre und Rechtſprechung einig, daß rein 
obligatoriſche Rechte auf Herausgabe einer Sache, insbeſondere 
bloße Rechte aus einem Kaufvertrag hierzu nicht geeignet ſind. 
(Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. XVIII S. 365; Gaupp 
Civilprozeßordnung $ 771 Note II Ie; Peterſen⸗Anger Civil⸗ 
prozeßordnung $ 771 Note 6e.) V. C. S. i. S. Heyſer 
c. Oſtpreußiſche Landſchaft und Burchard vom 8. Februar 1902, 
Nr. 378/1901 V. 

30. § 872, 878. 

Die Kl. ſtützt ihren Anſpruch erſichtlich auf folgende Er- 
wägungen: Der Bekl. habe dadurch, daß er die Kl. mit der 
Pfändung ſolange hinzuhalten gewußt habe, bis er ſelbſt ein 
beſſeres Pfändungspfandrecht erlangt hatte, in treuloſer Weiſe 
das zwiſchen der Kl. und ihm als deren Agenten beſtehende 
Vertragsverhältniß verletzt und ſei der Kl. ſchadenserſatzpflichtig, 
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falls dieſe ihre Befriedigung vom Schuldner G. nicht erlangen 
köune. Infolge dieſes perſönlichen Verhältniſſes zwiſchen ihnen 
ſetzte der Bekl. feine Treulofigkeit fort, er handle argliſtig, 
wenn er von ſeinem an ſich zu Recht beſtehenden beſſeren 
Pfandrechte der Kl. gegenüber Gebrauch mache, ſie könne 
deshalb von ihm fordern, daß er ihr gegenüber die Geltend⸗ 
machung ſeines Vorrechtes unterlaſſe. Dieſen perſoͤnlichen 
Anſpruch, nicht ein dingliches Vorrecht verfolgt die Kl. Was 
zunächſt die Frage betrifft, ob in einem gemäß § 872 ff. 
C. P. O. eingeleiteten Vertheilungsverfahren derartige perſönliche 
Anſprüche der Betheiligten gegeneinander Berückſichtigung finden 
können, ſo enthält die C. P. O. jedenfalls keine dies aus⸗ 
ſchließende Vorſchrift. Aus der Entſtehungsgeſchichte des 
8 764, jetzt 8 878 C. P. O. ergiebt ſich, daß nur die Ein⸗ 
wendungen des Schuldners von den Vertheilungsſtreitigkeiten 
ausgeſchloſſen ſein ſollten, während für die Streitigkeiten der 
Gläubiger unter einander das Geſetz eine Schranke nicht gezogen 
bat. Der widerſprechende Gläubiger ſucht Befriedigung für 
ſeine durch ein Pfändungspfandrecht oder ſonſtiges dingliches 
Recht an der Sache, an deren Stelle der Erlös getreten, 
geſicherte Forderung; gegen die Beeinträchtigung dieſes Be⸗ 
friedigungsrechtes durch einen an beſſerer Stelle angewieſenen 
Gläubiger richtet ſich ſein Widerſpruch. Wenn ihn das Geſetz 
6 878 ff.) verpflichtet, das Verlangen nach Beſeitigung der 
Beeinträchtigung im Wege der Klage zu verfolgen, ſo muß es 
ibm auch geſtatten, jeden rechtlichen Grund, auf den ſich dieſes 
Verlangen ftügen läßt, als Klagegrund geltend zu machen. 
Dementſprechend ſind in der Praxis von jeher Widerſpruchsklagen, 
die ſich auf die Anfechtbarkeit des beſtrittenen Pfandrechts, oder 
auf das Verſprechen des Bekl., hinter den Widerſprechenden 
zurückzutreten, ſtützen, unbeanſtandet zugelaſſen worden. Er⸗ 
kennt man aber die Heranziehung perfönlicher, obligatoriſcher 
Beziehungen zur Begründung der Widerſpruchsklage grundſätzlich 
als zuläſfig an, dann läßt ſich auch gegen die prozeſſuale Zu⸗ 
läſſigkeit der vorliegenden Klage nichts einwenden. Der Bekl. 
hat die Vermögensbeſchädigung der Kl. nicht ſchon dadurch 
bewirkt, daß er ſie argliſtiger Weiſe abgehalten hat, früher mit 
der Pfändung gegen G. vorzugehen. Damit hat die ſchädigende 
Handlungsweiſe ihren Anfang genommen; der Bekl. hat fie 
fortgeſetzt durch Erwirkung der eigenen Pfändung und durch 
Anmeldung ſeiner Forderung im Vertheilungsverfahren, zur 
Vollendung gelangt ſie, falls der derzeitige Vertheilungsplan 
rechtskräftig wird. Wenn der Anfang dieſer Handlungsweiſe 
des Bekl. der Kl. gegenüber rechtswidrig, weil vertragswidrig 
war, dann muß es auch die Fortſetzung ſein; inſofern bemerkt 
die Reviſion zutreffend, der Bekl. ſetze durch Geltendmachung 
ſeines Vorrechtes die Untreue gegen die Kl. fort. Trifft dies 
zu, dann iſt die Kl. auch berechtigt, die Unterlaſſung der rechts. 
widrigen, ſchädigenden Handlung zu fordern; ſie braucht nicht 
zuzuwarten, bis die Schädigung vollendet iſt, um dann 
zuzuſehen, ob und wie ſie von dem Bekl. Erſatz erlangen kann. 
VI. C. S. i. S. Merckens c. Deigendeſch vom 7. Januar 1902, 
Nr. 395/1901 VII. 
31. 8 945. 
Der erhobene Anſpruch auf Rückzahlung des geleiſteten 
Kapitals und Verzinſung deſſelben konnte in dem über die 
einſtweilige Verfügung ſchwebenden Verfahren nicht 
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geltend gemacht werden. Der fragliche Anſpruch ſtellt ſich als 
Schadenserſatzanſpruch dar. Nun hat zwar die Novelle 
zur C. P. O. unabhängig vom Verſchulden einen ſolchen An- 
ſpruch nicht bloß in den Fällen der 88 302, 717, fondern 
auch bei Arreſten und einſtweiligen Verfügungen im § 945 
materiell anerkannt. Die beiden erſteren Fälle der §§ 302, 
717 find aber nach den poſitiven Beſtimmungen des Geſetzes 
prozeſſualiſch anders geſtaltet, als der Schadenserſatzanſpruch 
aus § 945. Im Arreſtprozeſſe — und alles dies gilt auch 
vom Verfahren über einſtweilige Verfügungen — werden nur 
Mittel der Glaubhaftmachung aus § 294 der C. P. O. zu⸗ 
gelaſſen. Dementſprechend iſt das Ergebniß des nur auf 
proviſoriſche Feſtſtellungen angelegten Arreſtprozeſſes kein definitives. 
(Wird weiter ausgeführt.) IV. C. S. i. S. Leiſtner c. Leiſtner 
vom 10. Februar 1902, Nr. 305/1901 IV. 

32. 8 1029. 

Beide Vorinſtanzen gehen mit Recht davon aus, daß nach 
dem Inhalt der hier in Betracht kommenden Schiedsvertrags⸗ 
klauſel die Kontrahenten bei deren Feſtſtellung nicht beabſichtigt 
haben, dem Schiedsgerichte auch die Entſcheidung der Frage zu 
überweiſen, ob der die Anſprüche ſelbſt begründende Vertrag 
rechtsgültig zu Stande gekommen iſt. Bei dieſer Sachlage 
muß die Anſicht des O. L. G. beſtreitbar erſcheinen, wonach der 
zur Ernennung eines Schiedsrichters aufgeforderte Vertragstheil, 
wenn er jene Rechtsgültigkeit dadurch in Frage ſtellt, daß er 
den Hauptvertrag wegen Täuſchung anfechtet und daher beim 
Nachweiſe des Anfechtungsgrundes auch der Schiedsgerichts⸗ 
klauſel die Grundlage entzieht, jene Ernennung nicht ſoll 
weigern dürfen. Es liegt nahe, in ſolchem Falle dem Gerichte, 
welches angerufen iſt, an Stelle des weigernden Vertragstheils 
den Schiedsrichter zu ernennen, die Pflicht aufzuerlegen, zunächſt 
darüber, ob der Anfechtungsgrund vorliegt, eine Prüfung anzu⸗ 
ſtellen, deren Ausfall dann für die Entſcheidung der Frage, ob 
die gerichtsſeitige Ernennung des Schiedsrichters ſtattzufinden 
hat, ſich als maßgebend darſtellt. Beſchluß des VII. C. S. i. S. 
Atlantic⸗Export⸗Company c. Reuter vom 31. Januar 1902, 
B Nr. 7/1902 VII. 

Zur Konkursordnung. 

33. Anfechtung. § 29 ff. 

Eine unentgeltliche Verfügung des Gemeinſchuldners liegt 
nicht vor. Zahlung einer fremden Schuld iſt nicht gleich 
bedeutend mit Tilgung dieſer Schuld. Schon nach Civilrecht wird in 
gewiſſen Fällen vermuthet, daß der Zahlende die Schuld nicht 
tilgen, ſondern die Forderung für ſich erwerben will; das iſt 
der geſetzgeberiſche Grund dafür, daß die Forderung — vergl. 
§§ 774, 1143 des B. G. B. — kraft Geſetzes auf den 
Zahlenden übergeht. Das Gleiche muß angenommen werden, 
wenn der Ausſteller oder Indoſſant eines Wechſels dieſen vor 
Verfall von ſeinem Nachmanne zurückerwirbt, ſofern nicht das 
Gegentheil klar beſtimmt iſt. Eine unentgeltliche Verfügnng 
des Gemeinſchuldners liegt nicht vor, auch wenn man mit dem 
B. R. annimmt, die Zickmantel'ſchen Accepte ſeien durch die 
angefochtenen Leiſtungen des Gemeinſchuldners getilgt worden, 
denn die Zahlung einer fremden Schuld iſt jedenfalls dann 
keine unentgeltliche Verfügung, wenn der Zahlende dem Schuldner 
gegenüber zur Zahlung verpflichtet iſt. Das Entgelt liegt hier 
in der Befreiuung von der eigenen Schuld. Wenn ſich das 
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B. G. für feine entgegengeſetze Meinung auf Peterſen und 
Kleinfeller, Kommentar zur Konkursordnuung S. 179, und 
Coſack, Anfechtungsrecht S. 139, beruft, ſo beruht dies auf 
einem offenbaren Mißverſtändniſſe. Coſack erörtert a. a. O. 
den Fall, daß der Aufechtungsbekl. ein Geſchenk empfangen 
hat, zu dem der Schenkende einen Dritten gegenüber verpflichtet 
war. Er hält es für eine Art Einrede aus dem Rechte eines 
Dritten, wenn der Beſchenkte die Unentgeltlichkeit der Leiſtung 
aus dem Grunde beſtreiten wollte, weil der Schuldner (des 
Anfechtungskl., bezw. der Gemeinſchulduer) einem Dritten gegen- 
über zu der Schenkung verpflichtet war. Ob ihm hierin bei⸗ 
zutreten, iſt hier nicht zu unterſuchen. Grundverſchieden von 
dieſem Fall iſt der hier vorliegende, daß der Leiſtungsempfänger 
nicht ein Geſchenk, ſondern Zahlung, Befriedigung für eine 
Forderung erhält. Dieſen Fall entſcheidet Coſack am nämlichen 
Orte gerade umgekehrt wie der B. R., indem er ausführt: 
„Der zu einer Zuwendung Verpflichtete befreit ſich eben durch 
die Leiſtung ſeiner Schuld von der Verpflichtung, und die 
Annahme ſeitens des Gläubigers, als Quittung aufgefaßt, ſteht 
einer Gegenleiſtung deſſelben virtuell gleich“. Und die allerdings 
etwas unklare Aeußerung von Peterſen und Kleinfeller a. a. O. 
iſt offenbar dahin zu verſtehen, daß die Unentgeltlichkeit nicht 
ausgeſchloſſen ſei, wenn zwar der Geber einem Dritten gegenüber 
zur Leiſtung verpflichtet war, der Empfänger ſie aber weder 
vom Einen noch vom Andern zu fordern hatte, oder wenn 
zwar der Empfänger ſie von einem Dritten zu fordern hatte, 
der Geber aber weder dem Empfänger noch dem Dritten gegen⸗ 
über dazu verpflichtet war. VII. C. S. i. S. Peniger Bank 
c. Wagner Konkurs vom 17. Januar 1902, Nr. 366/1901 VII. 

34. § 43. 

Rechtsirrthümlich iſt die Anſicht des B. R., daß die gemäß 
§ 43 der R. K. O. erhobene Ausſonderungsklage überhaupt oder 
doch im gegebenen Falle ſich nur auf vorläufige Sicherung gegen 
Verwerthung der auszuſondernden Sache für die Konkursmaſſe 
richte unter Vorbehalt ſpäterer endgiltiger Entſcheidung über das 
Recht auf die Sache und über die Gegenforderungen. Nach 
ihrem Wortlaut und ihrem Sinne begründet die bezeichnete 
Geſetzesbeſtimmung nicht eine Art von einſtweiliger Verfügung, 
ſondern eine auf „ein dingliches oder perſönliches Recht“ geſtützte 
ordentliche Klage. Nur eine ſolche entſpricht dem Bedürfniſſe 
deſſen ſowohl, der Anſprüche auf die Sache erhebt, als des 
Konkursverwalters, der auf thunlichſt beſchleunigte Feſtſtellung 
und Verwerthung der Maſſe und Befriedigung der Konkurs— 
gläubiger bedacht ſein muß. Neben dieſer Hauptklage kann 
ſelbſtverſtändlich wie neben jeder andern ein Antrag auf einſt⸗ 
weilige Sicherung des auszuſondernden Gegenſtandes geſtellt 
und genehmigt werden, wie es auch in der That in der vor— 
liegenden Streitſache geſchehen iſt. Schon aus letzterem Umſtand 
allein ergiebt ſich nebenbei, daß für die Auffaſſung der Aus— 
ſonderungsklage als eines bloß vorläufigen Rechtsbehelfes kein 
Raum gegeben iſt und kein Bedürfniß beſteht. So wird denn 
auch von Rechtſprechung und Rechtswiſſenſchaft die Klage aus 
§ 35 alt, 43 neu der R. K. O. für nichts anderes, als 
eine wirkliche dingliche oder perſönliche Klage auf endgiltige 
Ausſcheidung und Herausgabe der Sache aus der Konkursmaſſe 
angeſehen. Vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. XIII 
S. 5, Bd. XLV S. 80 (82), Bd. XLVI S. 98; Peterſen⸗ 
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Kleinfellner, Konkursordnung, Vorbem. 1 zu §§ 43—46, ferner 
Note 1 und 2 zu § 43. V. C. S. i. S. Tromm's Konkurs⸗ 
maſſe c. Lanz vom 1. Februar 1902, Nr. 366/1901 V. 

II. Sonſtiges Reichsrecht. 

Das Handelsrecht. 

35. §§ 5, 105, 123. 

Nach 8 5 des jetzt geltenden H. G. B. kann, wenn die 
Firma im Handelsregiſter eingetragen iſt, gegenüber demjenigen, 
welcher ſich auf die Eintragung beruft, nicht geltend gemacht 
werden, daß das unter der Firma betriebene Gewerbe kein 
Handelsgewerbe ſei. Dieſe Beſtimmung gilt auch für Ein⸗ 
tragungen, die aus der Zeit vor Inkrafttreten des neuen Rechts 
ſtammen, wie mit Lehmann (Zeitfehrift für das geſammte 
Handelsrecht Bd. 48 S. 43) und Staub (zu §8 5 Anm. 8 
und zu § 105 Anm. 32) gegen Coſack (S. 767 Nr. 4) 
unbedenklich anzunehmen iſt. Auch iſt nicht zu bezweifeln, daß 
die Beſtimmung des § 5 nicht nur von Dritten, die mit einer 
eingetragenen Firma in ein Vertragsverhältniß getreten ſind, 
angerufen werden kann, ſondern im Falle der Eintragung einer 
Geſellſchaft auch von den eingetragenen Geſellſchaftern ſelbſt in 
ihrem Verhältniſſe zu einander. Hierfür ſpricht ſchon der Wort— 
laut des Geſetzes, das nicht etwa bloß von „dem Verhältniſſe 
zu Dritten“ redet (vergl. §S 123 Abſ. 1), ſondern in dieſem 
Punkte keine Unterſcheidung aufſtellt. Weiter aber auch der 
Umſtand, daß jetzt nach § 2 ein gewerbliches Unternehmen, das 
nach Art und Umfang einen in kaufmänniſcher Weiſe ein- 
gerichteten Geſchäftsbetrieb erfordert, im Falle der Eintragung 
der Firma auch dann als Handelsgewerbe im Sinne des 
H. G. B. gilt, wenn der Geſchäftsbetrieb keine der in § 1 
aufgeführten Arten der ſogenannten reinen Handelsgeſchäfte zum 
Gegenſtande hat. I. C. S. i. S. Paßmann c. Pollmann vom 
25. Januar 1902, Nr. 325/1901 J. 

36. 88 15, 123, 143. 

Die Löſchungsklage war gemäß Art. 27 Abſ. 1 des 
H. G. B. a. F. an ſich begründet, nur 2 nicht 3 Theilhaber 
waren im Handelsregiſter eingetragen. Daraus ergiebt ſich, 
daß die Kl. ſich mit einer bloßen Berichtigung der Eintragung 
nicht begnügen mußten, zumal da dieſelbe nach Außen hin 
nur für die Zukunft und nicht auch rückwärts wirkſam geweſen 
ſein würde. Auch die Annahme des O. L. G. iſt nicht zu 
mißbilligen, daß durch die inzwiſchen eingetretene Liquidation 
der thatſächlich zwiſchen den Parteien vorhandenen offenen Handels— 
geſellſchaft die Klage nicht gegenſtaudslos geworden, derſelben die 
Grundlage nicht entzogen ſei, vielmehr auch jetzt noch ein 
Intereſſe der Kl. beſtehe, die unrichtige Eintragung zu beſeitigen. 
Denn zu dieſer iſt im Handelsregiſter die Liquidation vermerkt 
worden. Formell und ſcheinbar wird alſo eine thatſächlich 
nicht beſtehende offene Handelsgeſellſchaft liquidirt, während in 
Wirklichkeit die vorhandene offene Handelsgeſellſchaft liquidirt 
werden ſoll, die Liquidation dieſer Geſellſchaft jedoch im 
Haudelsregiſter nicht vermerkt iſt. Dieſer Zuſtand läuft nicht 
nur der wirklichen Sachlage, ſondern auch dem § 143 Abſ. 1 
des H. G. B. n. F. zuwider, nach welchem die Auflöſung der 
Geſellſchaft in das Handelsregiſter eingetragen werden ſoll. 
Selbſtverſtändlich hat jeder Theilhaber der offenen Handels- 
geſellſchaft ein Recht und ein Intereſſe, daß die Auflöjung der 
Geſellſchaft dem Geſetze gemäß in das Handelsregiſter eingetragen 
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werde, und hierzu iſt im gegenwärtigen Falle als vorbereitender 
Schritt die Löſchung der unrichtigen Eintragung dienlich und 
erforderlich. Zudem ergiebt ſich das Intereſſe der Kl. an der 
Beſeitigung der letzteren Eintragung aus den Vorſchriften des 
§ 15 Abſ. 1 und 2 des H. G. B. n. F., nach welchen eine 
in das Handelsregiſter einzutragende Thatſache, ſo lange ſie 
nicht eingetragen iſt, von demjenigen, in deſſen Angelegenheiten 
ſie einzutragen war, einem Dritten nicht entgegengeſetzt werden 
kann, der Dritte aber die eingetragene Thatſache gegen ſich 
gelten laſſen muß. Danach iſt die Möglichkeit zu Verwickelungen 
und Benachtheiligungen der Kl. als Folge der unrichtigen Ein⸗ 
tragung gegeben, welche letztere nach rückwärts wirkſam bleibt, 
zumal da nach § 156 des H. G. B. n. F. bis zur Be⸗ 
endigung der Liquidation in Bezug auf das Rechtsverhältniß 
der Geſellſchaft zu Dritten die Vorſchriften der §§ 123 flg. des 
H. G. B. n. F. zur Anwendung kommen. Daß ein Verzicht 
der Kl. auf die Klage nicht vorliege, hat das B. G. ohne 
prozefualen Verſtoß angenommen. II. C. S. i. S. Weber c. Weber 
vom 11. Februar 1902, Nr. 324/1901 II. 

37. § 25. 

Laut ſchriftlichen Vertrags vom 30. Dezember 1899 ver⸗ 
kaufte der Pflaſterermeiſter Johann Strobl jun. ſein unter der 
Firma Joh. Strobl & Sohn in München betriebenes Pflaſterer⸗ 
und Straßenbaugeſchäft vom 1. Januar 1900 ab mit dem 
Rechte der Fortführung der bisherigen Firma an den Bekl. 
Karl Ellersdorfer. In dem Vertrage iſt beſtimmt, daß der 
Verkäufer das Inventar am 2. Januar 1900 zu übergeben 
habe, der Käufer aber keinerlei Aktiven und Paſſiven über⸗ 
nehme. Gemäß einem Vertragsnachtrag ſolle der Kaufvertrag 
nur dann Gültigkeit haben, wenn die zu übertragende Firma 
„Joh. Strobl & Sohn, Pflaſterer⸗ und Straßenbaugeſchäft“ 
im Handelsregiſter mit der vom Bekl. ebenfalls gekauften Firma 
Martin Eſſig, Asphalt- und Betongeſchäft, eingetragen werden 
könne. Das geſchah. Die Klage eines Gläubigers der Firma 
Joh. Strobl & Sohn gegen Ellersdorfer wurde abgewieſen und 
das die Reviſion zurückweiſende Urtheil dahin begründet: § 25 
des H. G. B. knüpft im Falle des Erwerbes eines Handels⸗ 
geihäfts unter Lebenden die Haftung für die im Betriebe des 
Geſchäfts begründeten Verbindlichkeiten des früheren Inhabers 
an die Fortführung des Geſchäftes unter der bisherigen 
Jirma. Dieſer geſetzliche Uebergang der Verbindlichkeiten erſcheint 
als eine Einräumung an die Verkehrsanſchauung, wonach die 
Firma als die Trägerin der durch den Handelsbetrieb begrün⸗ 
deten Rechte und Pflichten erachtet wird (Denkſchrift zu dem 
Entwurfe eines H. G. B. ꝛc. S. 50). Wird dieſe Folge an 
eine äußerliche Erſcheinungsthatſache geknüpft, ſo muß dieſe 
Voraus ſetzung auch als eine rein formale erachtet, und demnach 
Identität der Firma verlangt werden. Dieſe liegt aber nicht 
vor, wenn auch die beiden erworbenen Firmen in der aus 
beiden gebildeten einheitlich gewollten Firma hervortreten. 
Ob eine ſolche Bildung aus den Firmen zweier Geſchäfte bei 
der Vereinigung in eines überhaupt zuläſſig erſcheint, (vergl. 
Behrend, Lehrbuch des Handelsrechts Bd. 1 S. 267 Note 69, 
Zeitſchrift für das geſammte Handelsrecht Bd. 42 S. 500) 
mag dahin geſtellt bleiben. Sie iſt aber mit der Jirma Joh. 
Strobl & Sohn weder gleichlautend, noch gleichbedeutend. 
Von das Nachfolgeverhältniß andeutenden Zuſätzen kann aber 
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nur einer identiſchen Firma gegenüber die Rede ſein. VI. C. S. 
i. S. Korhammer c. Ellersdorfer vom 13. Januar 1902, 
Nr. 359/1901 VI. 

38. § 59. 

Nach § 59 des H. G. B. iſt Handlungsgehülfe derjenige, 
der in einem Handelsgewerbe zur Leiſtung kaufmänniſcher Dienſte 
gegen Entgelt angeſtellt iſt. Unbeſtrittenermaßen, und wie auch 
das O. L. G. ſelbſt annimmt, hatte die Bekl. in Düſſeldorf 
zum Zwecke des Vertriebes amerikaniſcher Cithern eine unter 
ihrer Firma geführte Filiale errichtet, zu dieſem Zwecke die 
nothwendigen Verkaufsräume gemiethet und eingerichtet und als 
Vorſteher dieſer Filiale den Kl. beſtellt, welcher ſeinerſeits 
außerdem einen Kaffirer und einen Stimmer engagirte, die aber 
von der Bekl., der auch die übrigen Koſten der Filiale zur Laſt 
fielen, beſoldet wurden. Damit ſind aber, da hieraus ein 
Anſtellungsverhältniß für kaufmänniſche Dienſte ſich 
ergiebt, die Vorausſetzungen für die Annahme der Stellung des 
Kl. als Handlungsgehülfe gegeben. Die Anſtellung als 
Vorſteher der Filiale bedingt als ſolche ein Abhängigkeits⸗ und 
Dienſtverhältniß, und folgeweiſe war der Kl. als ſolcher nicht 
ſelbſtſtändiger Kaufmann und nicht Agent, ſondern Handlungs- 
gehülfe. II. C. S. i. S. Rolff c. Menzenhauſen & Cie. vom 
17. Januar 1902, Nr. 338/1901 II. 5 

39. § 377. 

Nicht jede von den Käufern an den Verkäufer gerichtete 
Mittheilung, daß die gelieferte Waare Mängel habe, iſt als 
eine Mängelanzeige im Sinne des im gegebenen Falle maß 
gebenden §8 377 des H. G. B. neuer Faſſung anzuſehen. 
Vielmehr gehört dazu, daß der Käufer dem Verkäufer kund 
giebt, daß er, der Käufer, ſelbſt das Vorhandenſein dieſer 
Mängel behaupte und daß er deshalb die Waare nicht ge⸗ 
nehmige. Es genügt daher nicht die bloße von dem Käufer 
an den Verkäufer gerichtete Mittheilung, daß ein Dritter, dem 
er die Waare weiter verkauft habe, die Waare beanſtande, 
ſofern nicht aus dieſer Mittheilung des erſten Käufers zu ent- 
nehmen iſt, daß er ſelbſt ſeinem Verkäufer gegenüber das 
Vorhandenſein jener Mängel behaupte. II. C. S. i. S. Katzen⸗ 
ſtein o. Krüger vom 4. Februar 1902, Nr. 396/1901 II. 

40. Schadenserſatz. 

Da das H. G. B. allgemeine Beſtimmungen darüber nicht 
enthält, ob und inwieweit der Beſchädigte auch bei eigenem 
Verſchulden an dem eingetretenen Schaden dieſen erſetzt ver⸗ 
langen kann, ſo entſcheidet hierüber die Natur der Sache, und 
und dieſe kann in Ermangelung einer Regelung, wie ſie beiſpiels⸗ 
weiſe jetzt in § 254 des B. G. B. getroffen iſt, nur zu dem 
Ergebniſſe gelangen, daß der Schaden, den den Verletzte bei An⸗ 
wendung der von ihm zu erwartenden Sorgfalt hätte verhüten 
können, nicht erſetzt verlangt werden kann. Dieſe natürliche 
Anſchauung, vermöge deren dem an ſich Schadenserſatzberechtigten 
die Einrede eigenen Verſchuldens entgegengehalten werden kann, 
liegt dem Römiſchen Rechte (L. 203 D. de R. I. 50, 17), 
wie auch den Beſtimmungen des alten H. G. B. über den Zu- 
ſammenſtoß von Schiffen (Art. 237) zu Grunde und iſt auch 
vom ehemaligen R. O. H. G. für einen handelsrechtlichen Fall 
im Gebiete des Pr. A. L. R. als maßgebend erachtet worden 
(ſ. die citirte Entſch. Bd. 22 S. 411). Nur dann würde 
die Einrede verſagen, wenn der Verpflichtete den Schaden vor⸗ 
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ſätzlich herbeigeführt hat, weil die Entſtehung deſſelben alsdann 
ſeinem Willen entſprach und er ſomit ſich durch ſchuldhaft vom 
Verletzten unterlaſſene Abwendung des Schadens nicht beſchwert 
fühlen kann. I. C. S. i. S. Matzdorff e. Dampfſchiffsrhederei 
Friedländer & Co. vom 25. Januar 1902, Nr. 320/1901 J. 

Das Seerecht. 

41. Schleppvertrag. 

Die Klage iſt aus dem Schleppvertrage erhoben, aus 
welchem der Schleppunternehmer wie der Werkmeiſter aus dem 
Werkvertrage für ſeine Leute wie für alle zur Ausführung des 
Unternehmens erforderliche Sorgfalt haftet. Geht das Unter⸗ 
nehmen fehl, leiſtet der Unternehmer nicht das, was er durch 
den Schleppvertrag zugeſagt hat, hier das Schleppen von 
Harburg bis in den Hanſahafen, geht das zu ſchleppende Schiff 
vielmehr während des Schleppens durch eine äußere Veranlaſſung 
unter, die wie hier das Kentern nach dem normalen Verlaufe 
der Dinge beim Schleppen nicht vorkommen darf, ſo trifft nicht 
den Eigenthümer des geſchleppten Schiffs die Beweislaſt dafür, 
daß der Schlepper den Untergang verſchuldet hat, ſondern 
den Schleppunternehmer die Beweislaſt dafür, daß er den Unfall 
und das Fehlſchlagen des Unternehmens nicht verſchuldet hat. 
Die Rüge der Reviſion, daß der B. R. die Beweislaſt verkannt, 
indem er von der Kl. nicht den Beweis des Verſchuldens 
des Schleppers gefordert habe, iſt demnach nicht gerecht⸗ 
fertigt. Richtig iſt nur, daß bei der beſonderen Natur des 
Schleppvertrages, der das zu ſchleppende Schiff nicht einfach in 
die Hände und die Obhut des Schleppers giebt, ſondern eine 
Mitthätigkeit des Führers des geſchleppten Schiffes übrig läßt, 
regelmäßig von dem Schlepper kein anderer Beweis zu verlangen 
iſt, als daß er alle von einem ordentlichen Schlepper zur Ver⸗ 
meidung von Unfällen anzuwendende Sorgfalt wirklich angewendet 
hat, und daß ſich ein abſtrakter Rechtsſatz dahin nicht aufſtellen 
läßt, der Schlepper hafte für jeden äußeren Unfall, auch wenn 
derſelbe völlig unaufgeklärt bleibt. Aber das verkennt der 
B. R. auch nach dem Zuſammenhang ſeiner Gründe nicht. 
Denn er ſtellt feſt, und dieſe Feſtſtellung greift die Reviſion 
nicht an, daß der Führer des Schleppers darin gefehlt hat, 
daß er nicht für eine ordnungsmäßige Vertauung der geſchleppten 
Schute mit dem großen leeren Kahn geſorgt hat, den er ohne 
Auftrag der Kl. aus eigenem Antriebe neben die Schute an⸗ 
gehängt hat. Das Verlangen der Reviſion, es ſei zu erweiſen 
geweſen, daß dieſer Fehler für den Unfall kauſal geweſen ſei, 
iſt ungerechtfertigt, die Sache liegt vielmehr ſo, daß der 
Schlepper den ihm obliegenden Beweis, daß er alle Sorgfalt 
angewendet, nicht geführt hat. Es genügt, daß die Handlung 
des Schleppers die Urſache des Kenterns ſein geweſen kann. 
I. C. S. i. S. Weſtedt c. Dormien & Paap vom 22. Jannar 
1902, Nr. 319/1901 J. 

42. § 738. 

Nach § 738 des H. G. B. iſt zwar der Rheder eines 
Schiffes, das ſich unter der Führung eines Zwangslootſen 
befunden hat, von der Verantwortung für den Schaden, welcher 
durch einen vom Lootſen verſchuldeten Zuſammenſtoß entſtanden 
iſt, frei, wenn die zur Schiffsbeſatzung gehörigen Perſonen die 
ihnen obliegenden Pflichten erfüllt haben. In keiner Weiſe 


aber iſt damit gejagt, daß jeder Perſon der Schiffsbeſatzung 


nur die Pflicht obliege, die Anordnungen des Lootſen zu befolgen, 
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und eine Perſon der Schiffsbeſatzung daher in anderer Weiſe 
als durch Verabſäumung dieſer Pflicht nicht ſchuldhaft handeln 
könne; und ebenſowenig beſtimmt etwas derartiges der die Leitung 
der Fahrt dem Lootſen zuweiſende § 2 der Polizei-Verordnung vom 
28. Dezember 1898, deren etwaige Verletzung durch die Entſcheidung 
des B. G. übrigens keine Geſetzesverletzung ſein würde, auf welche 
das Rechtsmittel der Reviſion geſtützt werden könnte. Wenn daher 
im gegebenen Fall der Lootſe die Fahrt zu leiten und die hierzu 
erforderlichen Anordnungen zu treffen hatte, und es andrerſeits, 
wie feſtgeſtellt iſt, nothwendig war, einen Schleppdampfer an⸗ 
zunehmen, fo folgt daraus allerdings, daß der Lootſe ſchuldhaft 
handelte, indem er ſich die Führung des O. übertragen ließ, 
ohne auf der Annahme eines Schleppdampfers zu beſtehen, nicht 
aber auch, daß die Pflichtverſäumniß des Lootſen den Kapitän B. 
von eigener Verantwortlichkeit in dieſer Beziehung befreite. In 
ſeiner Eigenſchaft als Kapitän des Schiffes hatte vielmehr auch 
er, ſobiel an ihm lag, für die Sicherheit der bevorſtehenden 
Fahrt auf der Mottlau und die Verhütung von Unfällen Sorge 
zu tragen. Mit Recht erblickt deshalb das B. G. ein ihm zur 
Laſt fallendes Verſchulden darin, daß er, obwohl ihm die Ver⸗ 
hältniſſe des Fahrwaſſers der Mottlau bekannt waren, und er, 
wie einwandsfrei feſtgeſtellt iſt, aus Aeußerungen des Lootſen 
erkannt hatte, daß dieſer die Annahme eines Schleppdampfers 
für eine gebotene Maßregel hielt, dennoch davon abſah, die 
Maßregel zu treffen. I. C. S. i. S. Dampfer ⸗Compagnie 
in Stettin e. Schmidt u. Gen. vom 25. Januar 1902, 
Nr. 324/1901 J. 

Zur Gewerbeordnung. 

43. § 133. 

Wenn die Reviſion behauptet, daß §S 133 Abſ. 1 Nr. 4 
der Gewerbeordnung, wonach dieſe Aufhebung des Dienſt⸗ 
verhältniſſes gegenüber den in § 133a genannten Perſonen 
verlangt werden kann, wenn ſie durch anhaltende Krankheit 
oder durch eine längere Freiheitsſtrafe oder Abweſenheit an der 
Verrichtung ihrer Dienſte verhindert werden, durch unrichtige 
Anwendung inſofern verletzt ſei, als nicht die konkrete Sachlage 
ſondern ſein abſtrakter Maßſtab angelegt werden müſſe, ob 
durch eine ſolche Krankheit die Verhinderung der Dienſte herbei⸗ 
geführt werde, ſo iſt dies nicht richtig. Wenn dies beabſichtigt 
geweſen wäre, wäre ſtatt des dehnbaren Begriffs der „anhaltenden“ 
Krankheit fiher ein feſter Zeitraum der Krankheit (vergl. z. B. 
die feſte Zeitgrenze in §8 1336 Abſ. 2 der Gewerbeordnung 
betreffs des Anſpruchs auf die vertragsmäßigen Leiſtungen im 
Falle des Abſ. 1 Nr. 4) als Entlaſſungsgrund beſtimmt worden. 
Auch würde eine ſolche mechaniſche Beurtheilung den Intereſſen 
der Betheiligten, deren Wahrung Zweck der Geſetzesbeſtimmung 
iſt, nicht gerecht werden. Was den von dem Kl. angeblich 
begangenen Vertrauensbruch anlangt, der darin beſtanden haben 
ſoll, daß er Abſchriften von Verträgen mit dem Magiſtrat und 
und der Eiſenbahndirektion in Poſen an ſich genommen und die 
Herausgabe verweigert habe, ſo hat das B. G. erwogen, daß 
der Kl. zur Zeit der ihm vorgeworfenen Handlung bereits ent- 
laſſen geweſen ſei und von einem gegen ſeinen Dienſtherrn 
begangenen Vertrauensbruch daher nicht die Rede geweſen ſein 
könne. In dieſer Hinſicht iſt nun zunächſt der rechtliche Geſichts⸗ 
punkt hervorzuheben, daß die §§ 408, 409 A. L. R. Thl. 1 
Tit. 5 auch auf die Fälle Anwendung leiden, welche in den 
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§§ 133 a bis 133 e der Gewerbeordnung geregelt find (Entſch. 
des R. G. in Civilſachen Bd. 38 Nr. 32 S. 118/90). Be⸗ 
züglich dieſer SS 408 ff. A. L. R. Thl. I Tit. 5 aber hat das 
Gericht bei Unterſuchung der Frage, ob der Rücktritt gerecht⸗ 
fertigt war oder nicht, oder ob letzteren Falls der Rücktretende 
entſchädigungspflichtig iſt, prinzipiell auch Thatſachen zu 
berückſichtigen, welche nach der Rücktrittserklärung ſich ereignet 
haben (Entſch. der R. G. in Civilſachen Bd. 32 Nr. 62). 
III. C. S. i. S. Decker c. Meyer vom 4. Februar 1902, 
Nr. 440/1901 III. 

Zum Anfechtungsgeſetz vom 21. Juli 1879. 

44. 

Wenn auch der Wille der Kontrahenten auf den Uebergang 
des materiellen Eigenthums nicht gerichtet war, im Gegentheil 
dieſes bei dem bisherigen Eigenthümer bleiben ſollte, ſo 
charakteriſiren ſich doch ſchon die thatſächlich gewollten Wirkungen, 
die Eigenſchaft der Auflaſſung als Grundlage der Eintragung 
und deren Konſequenzen, als Rechtswirkungen, und deshalb 
haben die Handlungen des Gemeinſchuldners auch den Charakter 
von Rechtshandlungen im Sinne des Anfechtungsgeſetzes. Durch 
fie werden die Gläubiger auch benachtheiligt, denn der Zugriff 
gegen das Grundſtück, der ihnen bis dahin frei ſtand, iſt ihnen 
durch die Eintragung des Ueberganges des Eigenthums auf den 
Erwerber, mochte dieſer materieller Eigenthümer werden oder 
nicht, entzogen worden. Hat er zugleich das Eigenthumsrecht 
erlangt, ſo kann er es nicht geltend machen, weil dann auch 
inſoweit die Anfechtung durchgreifen würde. Befindet ſich aber 
das Eigenthum noch bei dem Veräußerer, dem Schuldner, ſo 
würde das Grundſtück materiell zum Gegenſtande des Zugriffs 
der Gläubiger geeignet ſein, und insbeſondere kann der inſoweit 
nur zum Schein erwerbende Käufer nichts daraus zu ſeinen 
Gunſten herleiten. 
der Anfechtung vor, ſo kann die Auflaſſung, welche zur 
Eintragung geführt hat, als den Gläubigern gegenüber 
unwirkſam angefochten werden. Die Vorſchrift in §8 7 des 
Anf. G., laut deren der Gläubiger beanſpruchen kann, daß das 
durch die anfechtbare Handlung aus dem Vermoͤgen des 
Schuldners Veräußerte, Weggegebene oder Aufgegebene als noch 
zu demſelben gehörig von dem Eigenthümer zurückgewährt 
werde, führt hier zu dem Ergebniſſe, daß die Bekl., deren 
Stellung nach allen übrigen Richtungen hin, insbeſondere auch 
dem Veräußerer gegenüber unberührt bleibt, ſich die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das Grundſtück in der Weiſe gefallen laſſen 
muß, wie wenn das Rechtsgeſchäft nicht vorgenommen wäre und 
der Schuldner noch als Eigenthümer im Grundbuche eingetragen 
ſtände. VII. C. S. i. S. Lemke c. Horn vom 14. Januar 
1902, Nr. 363/1901 VII. 

45. 

Daß der Ehemann der Bekl. ſeinen Anſpruch, für ſich zu 
kaufen, nicht geltend gemacht hat, ſondern ſeine Ehefrau den 
Kauf abſchließen ließ, begründete, ſelbſt wenn der Ehemann, 
von dem nicht angenommen wird, daß er ſich zum Ankauf 
verpflichtet habe, ſein Kaufrecht auf die Bekl. übertragen hat, 
kein von der Kl. anfechtbares Rechtsgeſchäft. Von dem regel⸗ 
mäßigen Falle ausgehend, daß der vereinbarte Kaufpreis dem 
Werth der Objekte gleichgekommen ſei, wird von dem O. L. G. 
eine Verminderung des Vermögens des Schuldners deshalb nicht 
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angenommen, weil dem Erwerber der Grundſtücke auch die 
Pflicht zur Bewirkung der Gegenleiſtung durch Zahlung des ein 
geſetzliches Vorzugsrecht genießenden Kaufſchillings obgelegen 
habe. Wenn aber der ſchuldneriſche Ehemann weder Eigenthümer 
der Geländeſtücke geworden iſt noch ein als Befriedigungsmittel 
für die Gläubiger in Betracht kommendes Recht auf die Bekl. 
übertragen hat, fehlt es an einer der Anfechtung unterliegenden 
Rechtshandlung des Schuldners, welche zur Zulaſſung der 
Zwangsvollſtreckung aus der der Bekl. gehörigen Liegenſchaft zu 
Gunſten der klägeriſchen Forderungen an deren Ehemann be⸗ 
rechtigen könnte. Der Fall iſt weſentlich verſchieden von dem 
zur Unterſtützung der Klage beigezogenen, welcher in der Entſch. 
des R. G. in Civilſachen Bd. 43 S. 83 veröffentlicht iſt, denn 
in letzterem hatte ein Dritter, gegen welchen dem Schuldner aus 
einem Tauſchvertrage ein Anſpruch auf Auflaſſung zweier 
Grundſtücke zuſtand, auf Verlangen des Schuldners die Grund⸗ 
ſtücke deſſen Ehefrau aufgelaſſen. Der Werth der gekauften 
Geländeſtücke wurde allerdings erheblich dadurch erhöht, daß der 
Ehemann mit Erlaubniß der Eigenthümer ein Bauwerk darauf 
errichtete, und wäre derſelbe, wenn er das Ankaufsrecht für ſich 
ausgeübt hätte, in den Beſitz dieſes werthvolleren Objekts gelangt. 
Allein nach den Feſtſtellungen des O. L. G. hatte der Chemann 
auf das Gebäude keinen Rechtsanſpruch. Derſelbe war nicht 
Eigenthümer des Bauplatzes und hat den Bau im Auftrage der 
Bekl. aufgeführt. Ob dem Publikum erſichtlich war, daß er im 
Auftrage ſeiner Frau baute, oder ob man annahm, er baue für 
ſich, iſt für die vorliegende Frage gleichgültig. Da ſowohl das 
Eigenthum am Bodeu als auch dasjenige an dem Gebäude 
unmittelbar auf die Bekl. überging, konnte ohne Rechtsirrthum 
verneint werden, daß ein anfechtbares, die Gläubiger des Che- 
mannes benachtheiligendes Rechtsgeſchäft vorliege, welches das 
Klagebegehren zu rechtfertigen geeignet wäre. II. C. S. i. S. 
Pfeifer & Kohler e. Kühn vom 24. Januar 1902, Nr. 348/1901 I. 

III. Das Gemeine Recht. 

46. Eigenthumsbeſchränkung durch Polizeiverordnungen; 
Entſchädigung? 

Maßgebend ſind die Vorſchriften des gemeinen Rechts, nach 
welchen, wie das B. G. zutreffend angenommen hat, für Säle, 
wie den vorliegenden, ein Entſchädigungsanſpruch nicht gegeben 
iſt. Zunächſt kann auf die Verfügung vom 8. Juni 1899 ein 
Entſchädigungsanſpruch nicht geſtützt werden, da dieſe lediglich 
die durch die Polizeiverordnung vom 17. März 1898 geſetzte 
Eigenthumseinſchränkung zur Geltung bringt, ſich daher nicht 
als Urſache einer beſonderen das Privateigenthum treffenden 
Beſchränkung darſtellt, und in zahlreichen Entſcheidungen des 
R. G. bereits ausgeſprochen hat, daß, ſoweit das Eigenthum 
geſetzlichen Beſchränkungen unterliegt, die polizeiliche Durch⸗ 
führung ſolcher Beſchränkungen einen Erſtattungsanſpruch nicht 
begründet; vergl. die Entſch. Preußiſches Juſtiz⸗Miniſterial⸗ 
Blatt 1891 S. 4, Juriſtiſche Wochenſchrift 1887 S. 333 
Nr. 22, 1890 S. 335 Nr. 10, S. 260 Nr. 14, 1891 S. 403 
Nr. 49, 1892 S. 320 Nr. 37, 1895 S. 151 Nr. 24. In 
Frage kann daher nur kommen, ob durch die Polizeiverordnung 
vom 17. März 1898 ein ſolcher Entſchädigungsanſpruch ent⸗ 
ſtanden iſt. Das aber iſt mit dem B. G. zu verneinen, weil 
die hierdurch geſchaffene Beſchränkung des Eigenthums un⸗ 
mittelbar in einer für alle durch ſie Betroffenen gleichmäßigen 
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Weiſe herbeigeführt wird. Denn da auch die Polizeiverordnung 
ihrem Inhalt nach Geſetz iſt, und ihre Normen Rechtsſaͤtze 
darſtellen, fo ſteht fie auch hinſichtlich der Entſchädigungsfrage 
den formellen Geſetzen gleich, und muß ebenſo wie bei dieſen 
der Grundſatz Platz greifen, daß die durch das objektive Recht 
beſtimmte Privatberechtigung von ſelbſt den Einwirkungen unter⸗ 
liegt, welche die Aufſtellung neuer Rechtsſätze auf ſie ausübt. 
Ebenſo wie von einer Entſchädigungspflicht keine Rede ſein 
kann, wenn durch die Geſetzgebung die Privatrechtsnormen 
geändert, z. B. neue Legalſervituten eingeführt und dadurch 
bisher beſtandene Rechtsbefugniſſe beſeitigt werden, ſondern, 
abgeſehen von dem Fall einer ausdrücklich im Geſetz vorgeſehenen 
Entſchädigung, nur dann, wenn durch den Geſetzgebungsakt ein 
konkretes ſubjektives Recht eines Einzelnen zum Beſten 
der Geſammtheit aufgehoben wird, gilt auch für Polizeiverord⸗ 
nungen Entſprechendes, und kann daher auch bei Polizeiverorb- 
nungen nur dann eine Entſchädigung in Frage kommen, wenn, 
wie Roſin, Polizeiverordnungsrecht S. 150, zutreffend ausführt, 
„die polizeiliche Norm die Beſchränkung nicht unmittelbar durch 
den von ihn aufgeſtellten Rechtsſatz herbeiführt, ſondern den 
Eintritt derſelben von einem im konkreten Fall ergehenden 
freien Willensentſchluſſe der Verwaltung abhängig macht, welcher 
ſich als die Urſache jener den beſtimmten Einzelnen treffenden 
Beſchränkung darſtellt“. Daß allgemeine Anordnungen, 
mögen fie nun durch den Geſetzgeber oder die Verwaltungs— 
behörden erlaſſen werden, wonach Sachen nur ſo zu benutzen 
ſind, daß Gefährdungen des Gemeinwohls ansgeſchloſſen ſind, 
rechtsverbindlich find, ohne daß ein Entſchädigungsanſpruch ftatt- 
findet, iſt auch ſchon in dem Urtheil des R. G. vom 20. Sep⸗ 
tember 1890 (Entſch. Bd. 26 S. 337 ff.) ausgeführt. Der 
Umſtand, daß im vorliegenden Falle die Anlage der Brunnen 
und ſonſtigen Eingrabungen unter die Erdoberfläche nur dann 
verboten iſt, wenn nach ſachverſtändigem Ermeſſen die Anlage 
den Heilquellen gefährlich iſt, iſt nur eine objektive Einſchränkung 
der allgemeinen Beſchränkung und läßt dem freien Willens⸗ 
entſchluß der Verwaltungsbehörden in keiner Weiſe freien Raum, 
ſo daß auch hierdurch, wie das B. G. mit Recht ausführt, an 
dem allgemeinen Charakter der Verordnung Nichts geändert 
wird. 
zuerkennende Rechtsſatz, auf den der Kl. ſich ſtützt, daß wenn, 
ſei es durch die Geſetzgebung, ſei es durch Verwaltungsmaßregeln 
ein wohlerworbenes Recht eines Einzelnen im öffentlichen Intereſſe 
beſeitigt wird, Entſchädigung gewährt werden muß, trifft daher 
im vorliegenden Falle überhaupt nicht zu. Da ſchon hiernach 
die Entſcheidung des B. G. als gerechtfertigt ſich darſtellt, ſo kann 
der zweite vom B. G. zur Begründung ſeiner Entſcheidung noch 
angeführte Grund, daß im vorliegenden Falle auch von der 
Verletzung eines wohlerworbenen Rechts nicht die Rede ſein 
könne, für den vorliegenden Rechtsſtreit dahin geſtellt bleiben. 
Die Reviſion war zurückzuweiſen. III. C. S. i. S. Voſſen 
c. Staatsfiskus und Stadtgemeinde Homburg vom 24. Jauuar 
1902, Nr. 412/1901 III. | 

47. Pfandrecht. 

Durch die Verpfändung einer Geldforderung wird von dem 
Gläubiger der Pfandgläubiger legitimirt, die ihm verpfändete 
Forderung behufs Befriedigung ſeines Anſpruchs gegen den 
Gläubiger dem Schuldner gegenüber geltend zu machen und 
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zwar in ihrem vollen Betrag, auch ſoweit dieſer den Betrag 
ſeines Anſpruchs überſteigt; nur darf der Pfandgläubiger nicht 
einen ſeinen Anſpruch überſteigenden Betrag von der verpfändeten 
Forderung einziehen. Der Schuldner kann ſich daher nach der 
Anzeige von der Verpfändung durch Zahlung an ſeinen Gläubiger 
nicht mehr befreien, ſo daß von da ab dieſer zur Klage auf 
Leiſtung an ſich nicht einmal mehr im Umfange des ſeine Schuld 
an den Pfandgläubiger überſteigenden Betrags der verpfändeten 
Forderung berechtigt iſt. Seine Klage auf dieſen Betrag würde 
nur mit Zuſtimmung des Pfandgläubigers oder unter deſſen 
Verzicht auf ſein Pfandrecht an dieſem Theile der Forderung 
zuzulaſſen fein (Dernburg, Pandekten Bd. 1 §S 292 a; Wind⸗ 
ſcheid, Pandekten Bd. 1 8 2395). In dem vorliegenden Falle 
hat die Mitkl. S. dadurch, daß ihre Forderung von 15 000 Mark 
mit ihrem Pfandrecht in vollem Umfange für die Schuld von 
12 000 Mark verpfändet und daß dieſe Verpfändung den Bekl. 
angezeigt worden iſt, das Recht verloren, vor Befriedigung der 
Rkl. zu 2 für ſich den die Schuld von 12 000 Mark über⸗ 
ſteigenden Theil der 15 000 Mark mit 3 000 Mark einzuklagen. 
Die Aktivlegitimation der S. würde daher nicht begründet fein, 
wenn ſie allein als Kl. aufgetreten wäre. Es kann ſich deshalb 
nur fragen, ob die Klage zuzulaſſen iſt, weil gemeinſam mit 
ihr die F. ſchen Erben auf Zahlung der 3 000 Mark und 
Herausgabe des Grundſtücks an ſie geklagt haben. Dieſe Frage 
iſt mit dem B. G. zu verneinen, denn dieſe Erben haben nur 
ſich in einem Vorprozeſſe die Moͤglichkeit offen halten wollen, ihr 
Pfandrecht an den 15 000 Mark in vollem Umfange geltend zu 
machen. Infolgedeſſen ſind ſie verhindert, auf die Zahlung des 
ihren Anſpruch überſteigenden Betrags und auf die Herausgabe 
des für ihren Anſpruch verpfändeten Anſpruchs in einem zweiten 
Prozeſſe zu klagen, gleichgiltig ob die Leiſtung an ſie oder einen 
anderen geſchehen ſoll. Der Ausſchluß ihres eigenen Klagerechts 
entzieht aber auch ihrer Zuſtimmung zu der Klage eines anderen 
jede Wirkſamkeit. Dieſe Zuſtimmung könnte wirkſam nur 
erklärt werden, wenn von den Rkl. zu 2 entweder in dem noch 
ſchwebenden Vorprozeſſe zwiſchen ihnen und den Bekl. der dort 
erhobene Anſpruch in Höhe von 3 000 Mark zurückgenommen 
oder wenn von ihnen auf ihr Pfandrecht in dieſer Höhe ver- 
zichtet worden wäre, was beides nicht geſchehen iſt. V. C. S. 
i. S. Schaaff u. Gen. c. Ludloff u. Gen. vom 29. Januar 
1902, Nr. 362/1901 v. 

48. Verſchulden. 

Es iſt davon auszugehen, daß der Platz an und um das 
Leiterhäuschen der Dorfjugend als Spielplatz diente und dies 
dem Gemeindevorſtand bekannt war, daß der Gemeindevorſtand 


gleichwohl das Anlehnen des Stegs an die Freipfoſten des 


Leiterhäuschens anordnete und die Aufſtellung ſchon etwa zwei 
Monate vor dem Unfall erfolgte, daß die Aufſtellung darum 
eine Gefahr für die auf dem Platze ſpielende Jugend zu bilden 
geeignet war, weil der Steg um ihn möglichſt trocken, d. h. 
unter dem Dachvorſprung unterzubringen, ſo ſteil geſtellt war, 
daß der 12 jährige Knabe ihn, wobei er verunglückte, durch 
Ziehen an der Kante deſſelben zum Umfallen bringen konnte 
und dieſer Mangel in der Aufſtellung von Anfang an vorlag. 
Hat man aber auch hiervon auszugehen, ſo iſt doch die 
Schlußfolgerung des B. G. die, insbeſondere ſoweit die Rechts⸗ 
pflicht des Gemeindevorſtandes zur Ueberwachung in Betracht 


XXXI. Jahrgang. 


kommt, der freien Nachprüfung in der Revifionsinſtanz unter⸗ 
liegt, und die dahin geht, daß den Gemeindevorſtand ein 
Verſchulden treffe, nicht gerechtfertigt. Die Vorinſtanzen machen 
dem Gemeindevorſtand aber zum Vorwurfe, daß er die Aus— 
führung ſeiner Anordnung nicht genügend überwachte und die 
gefährliche Aufſtellung mehrere Monat hindurch geduldet hat. 
Allein die Aufſtellung bezw. das Anlehnen des Stegs an die 
Freipfoſten war kein ſchwieriges techniſches Unternehmen, ſondern 
eine höchſt einfache, von jedem erfahrenen Manne, insbeſondere 
von Arbeitern, die mit Unterbringen und Aufſtellen ſchwerer 
Gegenſtände in ihren landwirthſchaftlichen Betrieben vielfach zu 
thun haben, recht wohl ausführbare und zu beurtheilende 
Manipulation. Es kann daher eine Verpflichtung des Orts— 
vorſtehers, die Aufſtellung zu leiten oder alsbald zu kontroliren, 
nicht augenommen werden. Hiezu verpflichtete ihn auch nicht 
der Umſtand, daß der Platz von der Jugend als Spielplatz 
benutzt wurde, denn er konnte die ordnungsmäßige, eine Gefahr 
für die ſpielende Jugend vermeidende Ausführung ſeines Auf— 
trags vorausſetzen und kann es nicht als Pflicht des Gemeinde⸗ 
vorſtands auch in einer kleinen Gemeinde anerkannt werden, 
jede auch noch ſo einfache und geringfügige Dienſtleiſtung ſeiner 
Untergebenen zu überwachen und nachzuprüfen. Allerdings liegt 
dem Gemeindevorſtand ob, über die Sicherheit des Verkehrs auf 
den öffentlichen Plätzen, zumal wenn ſolche der Jugend zum 
Spielen überlaſſen werden, zu wachen und würde ihm ein Ver— 
ſchulden zur Laſt fallen, wenn er die Gefährlichkeit der Aufſtellung 
erkannte oder bei ordnungsmäßiger Sorgfalt erkennen mußte. 
Daß er die Gefährlichkeit wahrgenommen habe, ſtellt auch das 
B. G. nicht feſt. Daß er ſie aber auch ohne eingehende Unter- 
ſuchung, zu der er, wie ausgeführt, nicht verpflichtet war, nicht 
wahrnehmen mußte, ergiebt ſich aus der Sachlage. Es hat 
ſich darum gehandelt, ob der Steg ſteiler oder weniger ſteil 
aufgeſtellt war, alſo um eine jedenfalls nicht bedeutende Differenz 
im Neigungswinkel. Es liegt auf der Hand, daß ein ſolch 
geringfügiger Unterſchied auch von einem achtſamen Paſſanten 
nicht ohne Weiteres wahrgenommen werden mußte und ändert 
hieran auch nichts, daß einzelne Zeugen die Gefährlichkeit wahr- 
genommen haben wollen. Daß auch dieſe derſelben ein erhebliches 
Gewicht nicht beilegten, ergiebt ſich daraus, daß fie eine Mit⸗ 
theilung über ihre angeblichen Wahrnehmungen an zuſtändiger 
Stelle nicht gemacht haben. III. C. S. i. S. Gemeinde Maua 
c. Herrmann vom 7. Februar 1902, Nr. 382/1901 III. 

49. Zur lex Anastasiana. 

Die lex Anastasiana regelt aus vermeintlichen Zweck⸗ 
mäßigkeitsgründen die rechtlichen Folgen einer Forderungs⸗ 
abtretung, wenn dieſe auf einem entgeltlichen Rechtsgeſchäft 
beruht, in einer von den allgemeinen Rechtsgrundſätzen ganz 
weſentlich abweichenden Weiſe; ſie ſtellt ſich, und zwar in 
eminentem Sinne, als eine Ausnahmevorſchrift dar, die ſelbſt 
von einem Schriftſteller, der ſie im Gegenſatze zu anderen 
(vergl. z. B. Mühlenbruch, die Lehre von der Ceſſion, 
III. Auflage $ 53 Note 53 S. 534) als heilſam anſah, als 
„an ſich exorbitant“ bezeichnet worden iſt. (Glück, Erläuterung 
der Pandekten, Bd. 16 § 1024, vergl. auch Seufferts Archiv, 
Bd. 19 Nr. 146.) Sie iſt dann auch in keine der deutſchen 
Kredifikationen des Bürgerlichen Rechts aufgenommen, für den 
Bereich des Haudelsrechts durch das allgemeine deutſche H. G. B. 
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beſeitigt, und für den größten Theil desjenigen Gebietes, in 
welchem bisher das gemeine Recht galt, ſchon während der 
Herrſchaft deſſelben auch für das allgemeine bürgerliche Recht 
aufgehoben worden. (Vergl. die Nachweiſungen in Stobbes 
Deutſches Privatrecht, III. Auflage Bd. 3 § 226 Note 66 
S. 261.) Auch iſt man ſchon lange in Theorie und Praxis 
beſtrebt geweſen, die Giltigkeit der lex für das gemeine Recht, 
wenn nicht ganz zu verneinen, fo doch möglichit einzuſchränken. 
Vergl. die Nachweiſungen bei von Holzſchuher, Theorie und 
Caſuiſtik, III. Auflage Bd. 3 § 226 S. 174 Note, bei Glück 
a. a. O., ferner Striethorſt, Archiv Bd. 30 Nr. 84, Pfeiffer, 
praktiſche Ausführungen ꝛc. S. 47, 48. Sit nun auch zu⸗ 
zugeben, daß hierbei öfter zu weit gegangen worden iſt, ſo iſt 
doch andererſeits nicht zu verkennen, daß der Charakter der lex 
als einer ſingulären Ausnahmevorſchrift dazu berechtigt und 
nöthigt, ihre Anwendung auf die Fälle zu beſchränken, die ſie 
erkennbar hat treffen wollen. Mit gutem Grunde iſt nun von 
verſchiedenen namhaften Lehrern des gemeinen Rechts aus der 
Tendenz des Geſetzes, die in dieſem ſelbſt beſonderen Ausdruck 
gefunden hat, und auch aus den Ausnahmen, die es ſelbſt 
ſtatuirt, die Folgerung abgeleitet worden, daß es ſich nur auf 
„Privatkäufe“, auf den „Privathandel mit Forderungen“ beziehen, 
nicht aber Platz greifen ſolle, wo der Verkauf einer Forderung 
die Folge beſonderer, von dem Erwerber unabhängiger Umſtände 
iſt, welche die Abtretung der Forderung erheiſchen, insbeſondere 
wenn der Verkauf in Folge eines behördlichen Zwangsverfahrens 
ſtattfindet. Vergl. von Holſchuher a. a. O. S. 178, Mühlen⸗ 
bruch a. a. O. S. 544, Puchta in Weiskes Rechtslexikon unter 
Ceſſion, Bd. 2 S. 649, Sintenis, gemeines Recht, III. Auflage 
S. 818, bei und in Note 51, Unterholzner, Lehre von den 
Schuldverhältniſſen Bd. 1 S. 603, Windſcheid Pandekten, 
VII. Auflage $ 333. Wenn die Vorinſtanz die von Wind⸗ 
ſcheid und ebenſo von Sintenis gemachte Bemerkung, daß dieſe 
Meinung allgemein angenommen ſei, durch einen Hinweis auf 
Dernburg, Pandekten Bd. 2 8 51 widerlegen zu können meint, 
ſo entbehrt dieſer Hinweis der Beweiskraft. Gemeint iſt mit 
jener Bemerkung, daß die dort erwähnte Auffaſſung von keiner 
beachtlichen Seite Widerſpruch erfahren habe; Dernburg aber 
hat nichts bemerkt, was ihr entgegenſtände, ſondern nur nichts 
darüber geſagt. Daraus aber folgt, bei der Kürze, mit welcher 
dieſer Rechtslehrer die ſchon längſt für den größten Theil des 
bisher gemeinrechtlichen deutſchen Gebietes unpraktiſche lex 
Anastasiana behandelt hat, keineswegs, daß er die von Wind- 
ſcheid und zahlreichen anderen Rechtslehrern vertretene Meinung 
nicht getheilt habe; er hat auch andere in dem Geſetz nicht 
beſonders hervorgehobene Ausnahmen unerwähnt gelaſſen, z. B. 
die, daß die lex nicht auf den Verkauf von Staatsſchuldſcheinen, 
von in das Reichs- beziehungsweiſe Staatsſchuldbuch ein⸗ 
getragenen und ähnlichen Forderungen zu beziehen ſei, ohne daß 
mit irgend welcher Berechtigung unterſtellt werden könnte, er 
billige auch inſoweit die herrſchende Meinung nicht. Als ein 
Forderungsverkauf, auf den nach dem ſoeben Bemerkten die lex 
Anastasiana nicht anwendbar erſcheint, iſt aber auch der Ver⸗ 
kauf anzuſehen, der bezüglich der zu einer Konkursmaſſe gehörigen 
Forderungen von dem Konkursverwalter vorgenommen wird, mag es 
freihändig oder im Wege der Verſteigerung geſchehen. VI. C. S. 
i. S. Uhlig e. Rimann vom 16. Januar 1902, Nr. 329/1901 VI. 
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IV. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

50. Einl. z. A. L. R. § 77. Wegerecht; Eigenmacht; 
Rechtsweg. 

Der Einwand der Unzuläſſigkeit des Rechtsweges iſt mit 
Recht verworfen worden. Wäre lediglich darüber zu entſcheiden, 
ob den Bekl. als Anliegern an einer öffentlichen Straße die 
Befugniß zuſteht, einen Anſchluß für ihr Grundſtück an dieſelbe 
zu verlangen oder darüber, ob ein hergeſtellter Anſchluß zu 
kaſſiren ſei, weil ihnen eine ſolche Befugniß nicht zuſtehe, ſo 
würde, wofern das Recht zum Anſchluß nur auf die Anlieger⸗ 
eigenſchaft und nicht auf einen beſonderen privatrechtlichen Titel 
gegründet wird, die Zuläſſigkeit des Rechtsweges zu verneinen 
ſein. (Vergl. das Urtheil des erkennenden Senats vom 23. Juni 
1900 im Preußiſchen Verwaltungsblatt Jahrgang XXII S. 242.) 
Ebenſo wäre der Rechtsweg ausgeſchloſſen, wenn die Bekl. den 
Anſchluß, ſo wie er hergeſtellt worden iſt, in Ausführung einer 
wegepolizeilichen Verfügung angelegt hätten (vergl. das in Sachen 
Korn wider Raſchke ergangene Urtheil deſſelben Senats vom 
23. Oktober 1901, V. 218/1901). Aber auf den vorliegenden 
Fall trifft beides nicht zu. Eine wegepolizeiliche Verfügung, 
welche die Bekl. zu ihrem Vorgehen ermächtigt hätte, liegt nicht 
vor; die Bekl. wollen zwar als ſolche den Beſcheid des Landraths vom 
21. Mai 1898 verwerthen, aber der B. R. nimmt ohne Rechts⸗ 
irrthum an, daß dieſer Beſcheid nur eine vorläufige Belehrung 
der Bekl. über die einſchlagenden Rechtsvorſchriften enthält. 
Keinesfalls ſind durch dieſen Beſcheid die Bekl. zu ihrem Vor⸗ 
gehen ermächtigt worden; denn der Beſcheid enthält am Schluſſe 
den Satz: „Wenn Sie ſich über die Bedingungen nicht einigen 
ſollten, iſt die Sache zur Entſcheidung mir vorzulegen.“ Die Bekl. 
haben ſich aber weder mit den Kl. „über die Bedingungen“, d. h. 
über die Art und Weiſe, wie der Anſchluß hergeſtellt werden ſollte, 
geeinigt, noch haben ſie hierüber eine Entſcheidung der Wege⸗ 
polizeibehörde herbeigeführt. Sie haben vielmehr ohne Weiteres 
die Böſchung abgegraben, die die Straße abſchließeude Stein- 
mauer an zwei Stellen weggeriſſen und ſo eine Verbindung 
ihrer Grundſtücke mit der Straße hergeſtellt. Sie haben alſo 
eigenmächtig gehandelt und durch Zerſtörung der zur Straße 
gehörigen Mauer und Böſchung in den Beſitz derjenigen ein⸗ 
gegriffen, in deren Beſitz ſich die Straße befand. V. C. S. 
i. S. Müller und Gen. c. Preußiſcher Forſtfiskus und Gen. 
vom 25. Januar 1902, Nr. 333/1901 V. 

51. Thl. 1 Tit. 21 § 258. 

Die Bekl. hatte das dem Kl. gehörige Hotelgrundſtück 
gemiethet. Sie zahlte die Miethe für das erſte Halbjahr 1896 
nicht rechtzeitig und wurde deshalb auf Antrag des Kl., nachdem 
ſie durch Urtheil vom 29. Mai 1896 zur Räumung des Hotels 
verurtheilt war, im Wege der Zwangssvollſtreckung aus dem 
Beſitze des Hotels entfernt. Kl. hat zur Abwendung eines 
größeren Schadens den Betrieb des Hotels übernommen und 
macht jetzt verſchiedene Anſprüche geltend. — — Aus den 
Gründen: Der Kl. kann ſchon nach allgemeinen Grnundſätzen 
und nach § 3 des Miethvertrages wegen ſchuldhafter Nicht- 
erfüllung der der Beklagten in dem Vertrage auferlegten Ver⸗ 
pflichtung zur Vorausbezahlung des halbjährlichen Miethzinſes 
und der dadurch herbeigeführten vorzeitigen Beendigung des 
Miethverhältniſſes Erſatz deſſen verlangen, was er in Folge 
deſſen weniger erlangt hat, als er bei Fortſetzung des Mieth⸗ 
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verhältniſſes bis zum 1. Oktober 1898 erlangt haben würde. 
Zu dieſen Nachtheilen gehört an ſich der Betrag des Mieth- 
zinſes, den Bekl. für die fragliche Zeit hätte zahlen müſſen, 
da Kl. unſtreitig Miethzins von anderer Seite für dieſe Zeit 
nicht gezahlt erhalten hat. Der Miethzins iſt nach § 258 des 
A. L. R. Thl. I Tit. 21 aber das Entgelt, welches der Miether 
dem Eigenthümer oder dem ſonſt zum Gebrauche der Sache 
Berechtigten für den ihm überlaſſenen Gebrauch derſelben zu 
zahlen hat. Der Berechtigte kann deshalb auch nur inſoweit 
Miethzins fordern, als er dem Anderen den Gebrauch gewährt, 
§ 272 a. a. O., ſelbſt alſo den Gebrauch entbehrt hat. Für 
die Zeit vom 8. Juni 1896 bis 1. Oktober 1898 hat aber Kl. 
ſelbſt die Sache gebraucht. Miethzins wurde er deshalb nicht 
verlangen können und würde ihm ein Nachtheil nur erwachſen 
ſein, weun ihm der Gebrauch weniger Vortheile gebracht hat, 
als ihm durch die Zahlung des mit der Bekl. vereinbarten 
Miethzinſes erwachſen ſein würde. Daß und in welchem 
Umfange dies der Fall iſt, muß daher Kl. zur Begründung 
ſeines Schadenserſatzanſpruches darthun und im Falle des Be⸗ 
ſtreitens Seitens der Bekl. beweiſen. Es iſt deshalb die An⸗ 
nahme des B. G. rechtsirrig, daß bei der Entſcheidung über 
den Grund des Auſpruchs dahin geſtellt bleiben könne, wie ſich 
das Ergebniß der Bewirthſchaftung des Hotels durch den Kl. 
geſtaltet hat. Denn Kl. hat Schaden nur erlitten, wenn er 
aus dieſem Betriebe nicht ſoviel Nutzen erzielt hat, wie der 
erwähnte Miethzins beträgt. Das B. G. hat nun den Anſpruch 
des Kl. betreffend deſſen geſammtes Intereſſe aus vorzeitiger 
Räumung, nämlich a. Miethzins vom 8. Juni 1896 bis 
1. Oktober 1898 dem Grunde nach ohne Einſchränkung für 
gerechtfertigt erklärt. Kl. würde demnach, wenn dieſes Urtheil 
die Rechtskraft erlangt, die Zahlung dieſes Miethzinſes ohne 
weiteres verlangen können, da in dem ſpäteren Verfahren nur 
noch über den Betrag des Anſpruchs zu entſcheiden iſt, Ein⸗ 
wendungen gegen den Auſpruch aber nicht mehr zu berückſichtigen 
ſind, vergl. die Urtheile des V. Senats vom 21. Februar 1891 
und des I. Senats vom 17. September 1900 in Seuffert's 
Archiv Bd. 46 Nr. 228 und Bd. 56 Nr. 135. Bekl. würde 
namentlich nicht mehr berechtigt ſein, einen vom Kl. beim 
Betriebe des Hotels etwa erzielten Ueberſchuß von dem Betrage 
des Miethzinſes in Abzug zu bringen, da dies in der Urtheils- 
formel nicht ausgeſprochen iſt. Es iſt dies auch aus den Ent- 
ſcheidungsgründen nicht zu entnehmen, da dieſelben in dieſer 
Beziehung nur den Satz enthalten „die Beweislaſt aber für 
einen etwaigen Gewinn des Kl. hat nach Annahme des B. G. 
die Bekl. nicht aber der Kl. für die Negative“. Der Betrag 
des Miethzinſes von jährlich 5 200 Mark iſt überdies unter den 
Parteien nicht ſtreitig und auch nicht ſtreitig geweſen. Es würde 
deshalb, wenn die Ausführungen des B. G. zutreffend wären, 


auch kein Grund zum Erlaß eines Zwiſchenurtheils nach $ 538 


Ziffer 3 der C. P. O. vorgelegen haben, zumal Kl. überhaupt 
nur die Zahlung von 10 000 Mark verlangt, der Miethzins 
für die fragliche Zeitperiode dieſen Betrag aber überſteigt. 
Urtheile des II. C. S. vom 6. April 1897 in der Zeitſchrift für 
Elſaß⸗Lothringen Bd. 22 S. 481; Peterſen Bem. 6 bei Note 2 
zu § 538 Ziffer 3. Die Vertheilung der Beweislaſt iſt eben- 
falls eine unrichtige. Derjenige, welcher einen Anſpruch erhebt, 
muß die demſelben zu Grunde liegenden Thatſachen beweiſen. 
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Da dem Kl. nun nur inſoweit ein Schaden erwachſen iſt, als 
er aus dem Betriebe des Hotels weniger, als den vereinbarten 
Miethzins erzielt hat, muß er auch darthun, auf wie hoch ſich 
die Differenz zwiſchen dem Miethpreiſe und der Reineinnahme 
aus dem Hotelbetriebe beläuft, bezw. daß dieſer keine ſolche 
ergeben hat. Das B. G. erklärt ſodann die Anſprüche des Kl. 
für ſeine und ſeiner Ehefrau Thätigkeit und auf Entſchädigung 
wegen des durch vorzeitige Anſchaffung des Hotelinventars ent⸗ 
ſtandenen Zinsverluſtes und Inventarsabnutzung in der Urtheils⸗ 
formel ebenfalls uneingeſchränkt dem Grunde nach für gerecht⸗ 
fertigt, ſo daß Kl. dieſelben inſoweit würde verlangen können, 
als ihre Höhe ſich bei der Verhandlung über den Betrag als 
richtig herausſtellt. Denn die Bemerkung in den Gründen, daß 
Kl. für feine und feiner Ehefrau Thätigkeit nicht Erſatz ver⸗ 
langen kann, ſo weit dieſer Anſpruch durch einen vom Kl. 
erzielten Gewinn oder den Werth der erhaltenen Penfion gedeckt 
werde, hat in der Urtheilsformel keinen Ausdruck gefunden. 
Nach dieſer Ausführung iſt es außerdem völlig unſicher, ob Kl. 
für die erwähnte Thätigkeit überhaupt etwas zu beanſpruchen 
haben wird und konnte ſchon wegen dieſes Umſtandes der Grund 
des fraglichen Anſpruchs nicht für gerechtfertigt erklärt werden. 
Ueberdies würde Kl. dieſen Anſpruch und den wegen der vor⸗ 
zeitigen Anſchaffung des Inventar nur geltend machen konnen, 
wenn die Leiſtungen zur Abwendung eines größeren Schadens 
erforderlich waren oder wenigſtens bei gehöriger Sorgfalt für 
erforderlich erachtet werden konnten. Daß dies zutrifft, hat das 
B. G. nicht feſtgeſtellt, ſondern nur ausgeſprochen, daß Kl. 
einen in ungemeſſener Höhe drohenden Schaden durch fein Ein- 
greifen ſo viel als möglich abwenden mußte und zu dieſem 
Zwecke die eigene Bewirthſchaftung des Hotels für erforderlich 
erachten konnte. Auf wie hoch dieſer Schaden zu ſchätzen war 
und ob es deshalb angemeſſen war oder für angemeſſen gehalten 
werden konnte, ſolche Aufwendungen zu machen, wie Kl. gethan, 
hat das B. G. nicht erörtert. Kl. hat allerdings im Ganzen 
bisher nur 10 000 Mark verlangt. Es iſt aber nicht aus⸗ 
geſchloſſen, daß er dieſen Anſpruch bei der Verhandlung über 
den Betrag erhöht. Das angefochtene Urtheil war deshalb zu 3 
der Urtheilsformel aufzuheben, und war inſoweit die Sache zur 
anderweiten Verhandlung und Entſcheidung an das B. G. 
zurückzuverweiſen. VI. C. S. i. S. Dammann & Cordes 
6. Gruszezynski vom 30. Januar 1902, Nr. 363 / 1901 VI. 

V. Sonſtige Preußiſche Landesgeſetze. 

Zum Enteignungsgeſetz vom 11. Juni 1874. 

52. | 

Mit dem Enteignungsverfahren hat der wegen Auferlegung 
der Servitut der Unbebaubarkeit erhobene Entſchädigungsanſpruch 
nichts zu thun. Er iſt nicht erſt durch die jetzige Enteignung 
oder mit ihr oder in Zuſammenhang mit ihr entſtanden, ſondern 
längſt vorher im Jahre 1865 ſelbſtſtändig und endgültig 
zur Entſtehung gelangt und auch ſeit dieſer Zeit einklagbar 
geweſen; er gründet ſich nicht auf die im gegenwärtigen Ent⸗ 
eignungsserfahren zur Anwendung zu bringenden Beſtimmungen 
des Enteignungsgeſetzes vom 11. Juni 1874 ſondern auf die 
85 75 der Einleitung zum A. L. R., 29 Ih. I Tit. 8 
A. L. R., und die Vorſchriften des Geſetzes vom 11. Mai 1842, 
insbeſondere des § 4; er iſt nicht mit dem Eigenthum an dem 
Grund und Boden der 404 qm verbunden, ſondern ein hiervon 
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Iosgelöfter perſönlicher und zwar in der Perſon des Vor⸗ 
beſitzers der Bekl. erwachſener Anſpruch und daher ein Anſpruch, 
der den Bekl. als jetzigen Eigenthümern der zu enteignenden 
404 qm und mithin auch dem gegen ſie in dieſer ihrer 
Eigenſchaft gerichteten Enteignungsverfahren völlig fremd iſt. 
Wenn die Bekl. ihn jetzt geltend machen, ſo geſchieht das nur 
auf Grund der Ceſſion; dadurch wird die Thatſache nicht 
geändert, daß es ſachlich der Anſpruch eines Anderen iſt, den 
fie verfolgen. VII. C. S. i. S. Stadtgemeinde Berlin c. Herz 
vom 21. Januar 1902, Nr. 367/1901 VII. 

Zum Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 

53. § 4e. 

Wenn es darauf ankommt, nachzuweiſen, daß ein beſtimmtes 
Terrain dem Enteignungsrechte des Unternehmers unterworfen 
geweſen wäre, wenn der Verkäufer es ihm nicht freiwillig über⸗ 
laſſen hätte, jo kann dieſer Nachweis nicht, wie hier die Kl. 
es verſucht hat, durch die bloße Bezugnahme auf den Inhalt 
der Konzeſſionsurkunde oder des Statutes in Verbindung 
mit der Behauptung geführt werden, ihr Unternehmen ſei als 
ein integrirender Beſtandtheil der Hauptanlage aufzufafſen und 
falle daher noch unter die landesherrliche Konzeſſion. Denn bei 
der Verleihung des Enteignungsrechtes zum Zwecke der Her⸗ 
ſtellung einer Bahnanlage kann der Natur der Sache nach dieſe 
Anlage nur erſt in allgemeinen Umriſſen bezeichnet werden. 
Die einzelnen Grundſtücke, welche zur Ausführung erforderlich 
find, werden in der Konzeſſionsurkunde noch nicht erfichtlich 
gemacht. Das geſchieht erſt durch die zuſtändige Verwaltungs- 
behörde im Wege der vorläufigen Planfeſtſtellung (§ 15 des 
Enteignungsgeſetzes vom 11. Juni 1874), an deren Stelle bei 
Eiſenbahnunternehmungen gemäß 5 4 des Geſetzes vom 3. No- 
vember 1838 (Geſetzſaamml. S. 505) in Verbindung mit 
Art. II des Geſetzes vom 13. März 1879 (Geſetzſamml. S. 25) 
die Prüfung und Enſcheidung des Miniſters für öffentliche 
Arbeiten tritt. Dieſe landespolizeiliche Vorprüfung (vorläufige 
Planfeſtſtellung) bildet dann nach allen Richtungen hin die 
maßgebende Grundlage der Ausführung, und ſie iſt es daher 
auch, die bei freiwilligen Veräußerungsgeſchäften über Grund⸗ 
eigenthum den allein maßgebenden Anhalt für die Frage bietet, 
ob die Betheiligten den dadurch herbeigeführten Beſitzveränderungen 
aus Gründen des öffentlichen Wohles ſich zu unterwerfen geſetzlich 
verpflichtet geweſen wären (§ 4 des Stempelſteuergeſetzes vom 
31. Juli 1895). Im vollen Einklange damit bezeichnet es 
daher $ 43 Abſ. 4 des Enteignungsgeſetzes als weſentliches 
Erforderniß der Stempelfreiheit ſolcher freiwilliger Veräußerungs- 
geſchäfte, daß die davon betroffenen Grundſtücke „innerhalb des 
vorgelegten Planes liegen“. Und durch das Stempelſteuergeſetz 
iſt, wie aus deſſen Entſtehungsgeſchichte ſich ergiebt und auch 
die bei Heinitz, Kommentar, 2. Auflage S. 4 mitgetheilten 
Stellen der Motive, welche die Aufgabe des Geſetzes beſprechen, 
erkennen laſſen, an dem bezeichneten Erforderniſſe nichts geändert. 
VII. C S. i. S. Dortmund - Gronau ⸗Enſcheder Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft e. Preußiſcher Steuerfiskus vom 28. Januar 1902, 
Nr. 416/1901 VII. 

VI. Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 

54. Art. 1134, 1135. 

Der Reviſion konnte der Erfolg nicht verſagt werden. Die 
Klage iſt an erſter Stelle darauf geſtützt, daß die Bekl. durch 
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die Umwandelung der von ihnen unter der Firma J. Str. 
Söhne betriebenen offenen Handelsgeſellſchaft in die Aktiengeſell⸗ 
ſchaft vormals J. Str. Söhne ſich außer Stand geſetzt 
hätten, den mit dem Kl. vorher abgeſchloſſenen Dienſtvertrag zu 
erfüllen, und deshalb ſchadenserſatzpflichtig ſeien, Art. 1142 c. c. 
Das O. L. G. hat dieſe Klagebegründung zurückgewieſen, weil 
dieſe Umwandelung, wobei die Aktiengeſellſchaft die Aktiven und 
Paſſiven der Firma J. Str. Söhne übernommen hat, die Er⸗ 
füllung des Vertrages ſeitens der Bekl. nicht unmöglich gemacht 
habe, vielmehr die unberechtigte Weigerung des Kl., in den 
Dienſt der Aktiengeſellſchaft zu treten. Da nämlich eine 
weſentliche Aenderung des Vertragsverhältniſſes in Folge der 
Umwandelung des Geſchäfts nicht eingetreten, auch der Kl. nicht 
in der Lage ſei, begründete Einwendungen gegen die Aktien ⸗ 
geſellſchaft als nunmehrige Inhaberin des Geſchäftes vor⸗ 
zubringen, habe er ſeine Dienſte der Aktiengeſellſchaft nicht 
vorenthalten dürfen. Das O. L. G. iſt alſo rechtlich davon 
ausgegangen, daß der Bedienſtete ohne weiteres verpflichtet ſei, 
ſich einen neuen Dienstherren gefallen zu laſſen, ſofern nur nicht 
durch den Wechſel in der Perſon des Dienſtherren eine wejent- 
liche Veränderung des urſprünglichen Vertrags verhältniſſes ein⸗ 
getreten iſt. Ein folder Rechtsſatz beſteht aber für das rheiniſch⸗ 
franzöſiſche Civilrecht, — und Mangels beſonderer Vorſchriften 
in der Gewerbeordnung findet daſſelbe im vorliegenden Falle 
Anwendung, — nicht. Wenn der B. R. für ſeine Anſicht auf 
die Entſcheidung in Bd. 18 S. 370 der Entſch. des R. O. H. G. 
Bezug genommen hat, ſo iſt dabei überſehen, daß es ſich dort 
um einen nach dem Pr. A. L. R. und dem Handelsrechte zu 
beurtheilenden Fall handelte, vergl. auch Eutſch. des R. G. 
Bd. 36 S. 52. Art. 1134 c. c. beſtimmt aber, daß Verträge 
als Geſetze für diejenigen gelten, die ſie eingegangen haben, und 
daß ſie nur mit gegenſeitiger Einwilligung der Vertragſchließenden 
oder aus geſetzlichen Gründen widerrufen werden können. An 
ſich iſt alſo geſetzlich der Kl. nicht verpflichtet, in den Dienſt 
der Aktiengeſellſchaft überzutreten, und daß er etwa eine in dem 
Gründungsvertrage zu ſeinen Gunſten enthaltene Stipulation 
angenommen und ſich hierdurch verpflichtet habe, iſt von dem 
O. L. G. nicht feſtgeſtellt. Demnach kann es ſich nur fragen, 
ob nicht der Kl. nach Inhalt des zwiſchen den Parteien be⸗ 
ſtandenen Dienſtvertrages, alſo vertraglich, ſich gefallen 
laſſen mußte, daß feine Dienſte der Aktiengeſellſchaft übertragen 
wurden, ſo daß er ſie dieſer an Stelle ſeiner früheren Dienſt⸗ 
herren, der beiden Verklagten, die bezüglich ihrer Verpflichtungen 
gebunden bleiben, zu leiſten hatte. Eine Prüfung in dieſer 
Hinſicht und zwar an der Hand der Vorſchriften der Art. 1134 
und 1135 c. c. läßt das B. U. vermiſſen und unterliegt daher 
wegen Mangels in der Begründung der Aufhebung ſowohl in 
der Hauptklage als auch in der Widerklage, da die Entſcheidung 
auch über die Widerklage von dem Reſultate jener Prüfung 
abhängig iſt. Hierbei iſt unerheblich, daß, wie das O. L. G. 
feſtgeſtellt hat, der eigentliche Grund, welcher den Kl. beſtimmt 
habe, der Aktiengeſellſchaft gegenüber die Fortſetzung ſeiner 
vertragsmäßigen Dienſtleiſtungen abzulehnen, allein darin zu 
finden ſei, daß er gehofft habe, auf dieſe Weiſe für ſich größere 
geldliche Vortheile zu erzielen. Denn entſcheidend iſt nicht, aus 
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welchem Grunde der Kl. nicht in den Dienſt der Aktiengeſell⸗ 
ſchaft getreten iſt, ſondern ob er den Bekl. gegenüber berechtigt 
war, ſeinen Eintritt in den Dienſt der Aktiengeſellſchaft zu ver⸗ 
weigern; iſt letzteres der Fall, jo handelte er weder chikanöds 
noch unſittlich, wenn er für feinen Eintritt in den Dienſt der 
Aktiengeſellſchaft größere Vortheile für ſich zu erlangen ſuchte. 
II. C S. i. S. Grunwald c. Strecke vom 28. Januar 1902, 
Nr. 347/1901 II. 8. 


Perſonal⸗Veränderungen. 
Zulaſſungen. 


Rechtsanwalt Fedor Meyer beim Kammergericht Berlin; 
— Rechtsanwalt Kühnemann beim Landgericht Duisburg; — 
Rechtsanwalt Hermann Schmidt beim Landgericht Eſſen; — 
Rechtsanwalt Hans Harth beim Landgericht Memmingen; — 
Rechtsanwälte Dr. Felix Behrend, Bruno Saenger beim 
Landgericht 1 Berlin; — Rechtsanwalt Hans Häfner beim 
Landgericht Kempten; — Rechtsanwalt Dr. Freiherr 
v. Ruepprecht beim Landgericht Stuttgart; — Rechtsanwalt 
Dr. jur. Friedrich Karl Kortſcher beim Landgericht Altenburg; 
— Rechtsanwalt Ludwig Rohde beim Landgericht Darmſtadt; 
— Rechtsanwalt Alfred Zippel beim Amtsgericht und Landgericht 
Frankfurt a. O.; — Rechtsanwalt Friedrich Wiebold beim Ober⸗ 
landesgericht Celle; — Rechtsanwalt Rudolf Knodel in Nagold 
beim Landgericht Tübingen; — bisheriger Landrichter Dr. Eduard 
Guſtav Kulenkamp in Lübeck beim Landgericht dortſelbſt und 
beim Hanſeatiſchen Oberlandesgericht Hamburg; — Gerichts- 
aſſeſſor Dr. Weinand beim Landgericht Cöln; — Gerichts- 
aſſeſſor Eduard Weſthoff beim Amtsgericht Düſſeldorf; — 
Gerichtsaſſeſſor Paul Beiersdorf beim Amtsgericht Hirſch⸗ 
berg; — Referendar Erich Lieſenberg beim Landgericht Braun⸗ 
ſchweig; — Gerichtsaſſeſſor Eduard Weſthoff beim Land- 
gericht Düſſeldorf; — Gerichtsaſſeſſor Franz Löwiſohn beim 
Landgericht Breslau; — Rechtsanwalt Dr. Loeb beim Ober⸗ 
landesgericht Darmſtadt; — Gerichtsaſſeſſor Friedrich Reinach 
beim Oberlandesgericht Frankfurt a. Main; — Rechtsanwalt 
Maximilian Silberberg beim Amtsgericht Nauen; — Rechts⸗ 
anwalt Dr. Martin Paul Scheuffler beim Amtsgericht 
Plauen; — Rechtsanwalt Karl Rudolf Nitze beim Landgericht 
Bautzen. 

Ernennungen. 

Zu Notaren wurden ernannt: Rechtsanwalt Juſtizrath 
Dr. Poeppel in Bromberg; — Rechtsanwalt Dr. Koltze in 
Göttingen; — Rechtsanwalt Dr. Schreiber⸗Lobbes in 
Ruhrort; — Gerichtsaſſeſſor Georg Roth in Coͤln; — Rechts 
anwalt Wiesmann in Recklinghauſen; — Rechtsanwalt 
Triebel in Königsberg i. Pr.; — Rechtsanwalt Skopnik in 
Berent. 

Todesfälle. 

Geheimer Juſtizrath Mecke in Leipzig; — Rechtsanwalt 
Dr. Joſeph Kugler in Landau (Pfalz); — Königlicher Advokat 
und Rechtsanwalt Ludwig Andreas Koob in Würzburg; — 
Rechtsanwalt Edgar Leinhos if Weimar. 


Für die Redaktion verantwortlich: Rechtsanwalt Dr. L. Kuhlenbeck in Jena. Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin S. 14. 
Dieſer Nummer liegen für die 5 des Deutſchen Anwaltvereins bei: Bogen 23, 24 des Sonderabdrucks der 
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Beilage 1 der Zuriſtiſchen Wochenſchrift 


N? 21 und 22 vom 29. März 1902. 


— 


Urtheile des Reichsgerichts zum Bürgerlichen Geſetzbuch und zum 
Einführungsgeſetz betreffend. 


Zu Art. 181 Einf. Geſ. zum B. G. B. und den 
88 93, 94, 946 des B. G. B. 

Urtheil des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Tromm's 
Konkurs maſſe c. Lanz vom 1. Februar 1902, 
Nr. 366/1901 V. 

Vorinſtanz: O. L. G. Breslau. 


Aus Artikel 181 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuche ergiebt ſich, iſt auch vom Reichsgericht ſchon aus⸗ 
geſprochen worden, daß der Eigenthums erwerb an Sachen 
nach den zur Zeit ſeines angeblichen Eintritts herrſchenden 
Geſetzen zu beurtheilen iſt, und, da die Lokomobile ſchon im 
Jahre 1897 geliefert wurde und vermuthlich nach Meinung der 
Beklagten ſchon von dort an als Grundſtücksbeſtandtheil gelten 
ſoll, ſo käme zunächſt Preußiſches Recht in Frage. Immerhin 
wäre es aber denkbar, daß nach deſſen Beſtimmungen die 
Immobiliſirung der Maſchine nicht, daß ſie dagegen, ſei es 
wegen der ihr vielleicht günſtigern neuen Geſetzgebung oder ſei 
es wegen erſt ſpäterer Erfüllung der thatſächlichen Voraus- 
ſetzungen, erſt mit oder nach Herrſchaftsbeginn des Bürgerlichen 
Geſetzbuches eingetreten wäre und inſofern wäre an ſich eine 
Prüfung der Frage auch nach neuem Rechte nicht ausgeſchloſſen. 

Vergl. Urtheile des erkennenden Senats V 76/1900 
vom 16. Juni 1900, V 154/1900 vom 29. September 
1900, V 231/1900 vom 1. Dezember 1900. 

Es iſt aber thatſächlich feſtgeſtellt, daß die Lokomobile 
weder mit Grund und Boden noch mit dem darauf errichteten 
Schuppen feſt verbunden war, und daß durch ihre Trennung 
d. h. Fortſchaffung weder bei ihr ſelbſt eine Zerſtörung oder 
Veränderung ihres Weſens herbeigeführt noch das Grundſtück 
als ſolches in ſeinem Weſen irgendwie berührt wird. Hienach 
kann aber die Maſchine weder nach 88 3, 4 Thl. I Tit. 2 des 
Allgemeinen Landrechts noch nach §§ 93, 94, 946 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuches als Beſtandtheil des Grundſtücks ſelbſt 
erachtet werden. 


Zu den SS 111, 182, 183, 1395, 1398 des B. G. B. 

Beſchluß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Reinwage 

c. Reinwage vom 25. Februar 1902, B Nr. 38/1902 V. 
Vorinſtanz: O. L. G. Naumburg. 

Verwerfung der Beſchwerde. 

Nach § 1395 Bürgerlichen Geſetzbuches bedarf die Frau 
zur Verfügung über eingebrachtes Gut der Einwilligung des 
Mannes und nach 5 1398 iſt ein einſeitiges Rechtsgeſchäft, 
durch das die Frau ohne Einwilligung des Mannes über 
eingebrachtes Gut verfügt, unwirkſam. Zu den einſeitigen 


Verfügungen gehören auch Kündigungen (vergl. Planck An⸗ 
merkung 1 zu $ 1398). Zur Rechtswirkſamkeit der Kündigung 
der Frau iſt alſo nicht, wie die Beſchwerdeführerin meint, die 
unmittelbare Mitwirkung des Mannes, ſondern nur ſeine 
Einwilligung, das heißt die vorher erklärte Zuſtimmung er⸗ 
forderlich (Bürgerliches Geſetzbuch § 183). Die Ertheilung der 
Zuſtimmung kann ſowohl der Frau als auch deren Schuldner 
gegenüber erklärt werden (§ 182 Abſatz 1). Nach § 111 
Satz 2 iſt das einſeitige Rechtsgeſchäft, welches ein Minder- 
jähriger mit Einwilligung ſeines geſetzlichen Vertreters einem 
Anderen gegenüber vornimmt, unwirkſam, wenn der Minder⸗ 
jährige die Einwilligung nicht in ſchriftlicher Form vorlegt 
und der Andere das Rechtsgeſchäft aus dieſem Grunde unver- 
züglich zurückweiſt. Im vorliegenden Falle hat der Kündigung 
die Zuſtimmungserklärung des Mannes der Frau K. nicht bei⸗ 
gelegen, die Beklagte aber die Kündigung nicht zurückgewieſen. 
Die Beſchwerdeführerin iſt der Anſicht, der § 111 Satz 2 
finde nicht Anwendung, weil in dem Kündigungsſchreiben nichts 
davon enthalten ſei, daß Frau K. mit Einwilligung ihres 
Mannes handle. Es wäre ihre Sache, wenn ſie die Wirkſamkeit 
der Kündigung hindern wollte, die Kündigung wegen Nicht⸗ 
vorlegung der ſchriftlichen Einwilligung des Mannes der Mit⸗ 
klägerin K. zurückzuweiſen. § 111 Satz 2 des Bürgerlichen 
Geſetzbuches, der entſprechend anzuwenden iſt, ſetzt nicht voraus, 
daß der Kündigende bei der Kündigung ausdrücklich erklärt, er 
handle mit der erforderlichen Einwilligung. 


Zu den SS 130, 125, 126 des B. G. B. 
Zeitpunkt des Zuſtandekommens eines Vertrags. 
Nachtrag zu einem unter altem Rechte abgeſchloſſenen 

Verſicherungsvertrage. 

Erkenntniß des Reichsgerichts VII C. S. i. S. Spetz 
c. Feuerverſicherungs-Aktiengeſellſchaft Rhein und 
Moſel vom 28. Januar 1902, Nr. 409/1901 VII. 
Vorinſtanz: O. L. G. Colmar. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Die Klägerin hatte durch Polize vom 23. Juni 1899 ein 
in J. gelegenes Anweſen, beſtehend aus Wohnhaus, Stall, 
Scheune u. ſ. w. bei der Beklagten auf zehn Jahre vom 
9. Dezember 1899 ab gegen Brandſchaden verſichert. Durch 
ſchriftlichen von beiden Seiten vollzogenen Nachtrag vom 
9. November 1900 wurde die Verſicherung der Scheune wieder 
aufgehoben. In einem Briefe vom 14. Dezember 1900 
beantragte die Klägerin bei dem Generalagenten der Beklagten, 


die Scheune von Neuem zu verſichern. Der Generalagent 
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ſtellte eine Nachtragspolize (Avenant) über die Verſicherung 
der Scheune in drei Exemplaren auf, datirte ſie vom 
17. Dezember, unterſchrieb das für die Klägerin beſtimmte 
Exemplar und überſandte die drei Urkunden mit dem Erſuchen, 
zwei unterzeichnet zurückzuſenden, an die Klägerin mittelſt Brief 
vom 20. Dezember 1900, der am 21. Dezember in deren 
Hände gelangte. Dieſe unterzeichnete den Nachtrag am 
21. Dezember. 

In der Nacht vom 20. auf den 21. Dezember 1900 iſt 
die Scheune, die den Gegenſtand des Verſicherungsnachtrages 
bildet, abgebrannt. Die Klägerin begehrt mit der gegenwärtigen 
Klage auf Grund des Verſicherungsnachtrages Zahlung einer 
Brandentſchädigung von 8 924,22 Mark von der Beklagten. 
Dieſe lehnt ſolche ab, weil der Brand vor Abſchluß des Vertrages 
über die erneute Verſicherung der Scheune ſtattgefunden habe. 

Beide Vorinſtanzen ſind der Auffaſſung der Beklagten 
beigetreten und haben die Klage abgewieſen. 


Entſcheidungsgründe. 


Da die frühere Verſicherung der Scheune durch den 
Nachtrag vom 9. November 1900 außer Kraft geſetzt war, 
konnte ſie von Neuem nur durch einen neuen Vertrag wieder 
ins Leben treten. Es giebt drei Möglichkeiten, wie dieſer 
zu Stande gekommen ſein könnte. Nimmt man an, es ſei dies 
durch Briefwechſel geſcheheu, nämlich durch das Vertrags- 
anerbieten der Klägerin vom 14. Dezember und die Vertrags⸗ 
annahme ſeitens des Generalagenten der Beklagten vom 
20. Dezember 1900, ſo iſt der Vertragsabſchluß erſt am 
21. Dezember 1900 erfolgt, da die Annahme eines Vertrags- 
anerbietens eine empfangsbedürftige Willenserklärung im Sinne 
des § 130 des Bürgerlichen Geſetzbuchs iſt und ſie demnach, 
wenn ſie, wie hier, einem Abweſenden gegenüber abzugeben iſt, 
erſt wirkſam wird in dem Zeitpunkt, in welchem ſie dieſem 
zugeht, das war hier der 21. Dezember. 

War, wie das der Berufungsrichter feſtſtellt, ſchriftliche 
Form von den Parteien übereinſtimmend gewollt, und zwar als 
Vorausſetzung für die Gültigkeit des Abſchluſſes, was letzteres 
mangels entgegenſtehender Umſtände, ſchon nach § 125 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs anzunehmen war, ſo liegt die Sache 
nicht anders; denn der Vertrag wird in ſolchem Fall erſt in 
dem Augenblick wirkſam, in welchem, wenn es ſich um eine 
Vertragsurkunde handelt, die letzte Unterſchrift abgegeben wird, 
das war hier der 21. Dezember, an welchem die Klägerin den 
Nachtrag unterzeichnet hat. 

Zieht man endlich den § 126 Abſ. 2 Satz 2 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs (Aufnahme mehrerer gleichlautender 
Urkunden) heran, ſo ſtellt ſich die Sachlage noch ungünſtiger 
für die Klägerin; denn in dieſem Falle kommt der Vertrag, 
jedenfalls bei Abweſenden, nicht ſchon dadurch zu Stande, daß 
jeder Vertragstheil die für den anderen beſtimmte Urkunde 
unterzeichnet, ſondern erſt dadurch, daß jede Partei die für die 
andere Partei beſtimmte und unterzeichnete Urkunde dieſer 
zugehen läßt, alſo erſt durch den Austauſch der beiderſeitigen 
Urkunden (Rehbein Bürgerliches Geſetzbuch Bd. 1 S. 222 b); 
im gegenwärtigen Fall iſt die von dem Generalagenten der 
Beklagten anſcheinend am 17. Dezember unterzeichnete Vertrags- 
urkunde der Klägerin erſt am 21. Dezember zugegangen und 


die von ihr erſt am 21. Dezember unterzeichnete Urkunde der 
Beklagten jedenfalls nicht vor dem 21. Dezember. 

Den Ausführungen der Reviſion, mit denen ſie die 
Berufungsentſcheidung zu erſchüttern verſuchte, konnte nicht 
gefolgt werden. | 

Zuuächſt kann der von der Reviſion angeregte Zweifel, ob 
nicht etwa noch das alte Recht anwendbar ſei, nicht getheilt 
werden. Der Vertrag über die erneute Verſicherung der Scheune 
iſt im Jahre 1900, alſo unter der Herrſchaft des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs abgeſchloſſen; die Vorſchriften des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs über die Vorausſetzungen, die Erforderniſſe und den 
Zeitpunkt des Abſchluſſes von Verträgen müſſen daher auch auf 
dieſen Vertragsabſchluß Anwendung finden und es iſt weder 
aus den poſitiven Beſtimmungen des Einführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch noch aus irgend welchen ſonſtigen 
Vorſchriften ein Grund für die Annahme erſichtlich, daß der im 
Jahre 1900 erfolgte Vertrags abſchluß deshalb nach den 
Regeln des alten Rechts zu beurtheilen ſei, weil der Inhalt 
dieſes Vertrages einen Nachtrag zu einem vor dem Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs geſchloſſenen Vertrage bilde bezw. 
dieſen wieder in Kraft ſetze. 

Daß der Verſicherungsvertrag den vor ſeinem rechtswirkſamen 
Abſchluß geſchehenen Brand nicht betreffen kann, beruht eben- 
ſowohl auf dem im Weſen der Binnenverſicherung gelegenen 
Grundſatz, daß der Verſicherungsvertrag nur einen durch 
zukünftige Gefahr drohenden, nicht aber einen ſchon 
vorhandenen Schaden zum Gegenſtande haben kann, als auch 
auf dem allgemeinen Grundſatz, daß regelmäßig die Verträge 
vor ihrem Abſchluſſe keine Wirkung haben. Es iſt nicht 
erkennbar, wie hieran etwas durch den Wechſel der Geſetzgebung 
hinſichtlich des Zeitpunktes, in welchem die Verträge als ab⸗ 
geſchloſſen gelten, ſollte geändert ſein. Es kann auch nicht 
der Anſicht beigetreten werden, daß bei Verſicherungsverträgen 
hinſichtlich des Zeitpunktes des Abſchluſſes etwas Beſonderes 
zu gelten habe, daß nämlich als ſolcher bei ihnen ſchon der 
„Moment der gegenſeitigen Willensübereinſtimmung“ anzuſehen 
ſei. In der Natur des Verſicherungsvertrages iſt Nichts 
enthalten, was eine ſolche Auffaſſung zu begründen vermöchte. 
War, wie die Reviſion ausführte, nach früherem Recht der eben 
angegebene Zeitpunkt als der des Abſchluſſes anzuſehen, und iſt 
durch das neue Recht zu Ungunſten der Verſicherten eine 
Hinausſchiebung des Beginns der Wirkſamkeit des Vertrages 
herbeigeführt, ſo iſt dies eine Folge der neuen Geſetzgebung, 
die höchſtens durch beſondere Vertragsberedungen, wenn ſolche 
denkbar wären, geändert werden könnte. Im Uebrigen kann es 
füglich auch bezweifelt werden, ob die Verhältniſſe ſich in Folge 
der neuen Geſetzgebung wirklich zu Ungunſten der Verſicherungs⸗ 
nehmer in der angegebenen Weiſe verſchoben haben; denn in 
zahlreichen Fällen iſt in den Polizen und ſo auch hier (vergl. 
Art. 9 Nr. 2 der Polize) beſtimmt, daß die Verſicherung zu 
Gunſten der Verſicherungsnehmer nicht ſchon mit dem 
Abſchluſſe des Vertrages, ſondern erſt mit der Bezahlung 
der erſten Jahresprämie in Kraft treten ſoll. 

Wenn endlich die Reviſion noch etwas daraus zu Gunſten 
der Klägerin herleiten zu können glaubte, daß das Verſicherungs⸗ 
jahr bereits mit dem 9. Dezember 1900 begonnen habe, ſo 
erſcheint auch das nicht zutreffend. Wie es mit dem Beginn 
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des Verſicherungsjahres hinſichtlich des Nachtrages beſtellt fit, 
und ob die Sache in Wahrheit nicht ſo gelegen iſt, daß in 
Anſehung des Nachtrages das Verſicherungsjahr erſt mit dem 
21. Dezember 1900 begann und nur bis zum 9. Dezember 1901 
(reſpektive 1909) lief, kann auf ſich beruhen bleiben; denn auch 
wenn die Annahme der Reviſion richtig wäre, würde ſich es um 
eine bloße rechneriſche Behandlung handeln. Der Grundſatz, 
daß die Feuerverſicherung einen vor Abſchluß des Verſicherungs⸗ 
vertrages bereits durch Feuer zerſtorten Gegenſtand nicht betreffen 
kann, wird dadurch keinesfalls geändert; man braucht ſich nur 
den Fall zu vergegenwärtigen, daß der Brand am 10. Dezember 
ſtattgefunden hätte, um die Folgerung abzuweiſen, die die Reviſion 
an den Beginn des Verſicherungsjahrs geknüpft hat. 


Zu $ 133 des B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts VII. C. ©. i. S. Schill 
c. Nickel vom 4. Februar 1902, Nr. 450/1901 VII. 
Vorinſtanz: O. L. G. Königsberg. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Es fehlt der Anſicht, daß die Urkunde vom 3. September 
1900 ein den Kläger legitimirendes Rechtsgeſchäft nicht enthalte, 
an einer, der Auslegungsvorſchrift des § 133 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs Rechnung tragenden Begründung. W. tritt in 
dieſer Urkunde ſeine Rechte aus dem Werkvertrage „ſoweit S. 
dabei intereſſirt“ an dieſen ab; nach dem Geſellſchafts vertrage 
aber ſoll der erzielte Verdienſt zwiſchen den Vertragſchließenden 
zu gleichen Theilen getheilt werden. Die Worte, „ſoweit S. 
dabei intereſſirt“ laſſen daher ohne Zwang die Auffaſſung zu, 
daß die Forderung aus dem Werkvertrage dem Kläger zur 
Hälfte überlaſſen werden ſoll; und wenn auch W. von einer 
Abtretung ſeiner Rechte ſpricht, während nach der Auffaſſung 
des Berufungsgerichts die Werklohnforderung auch dem Kläger 
als Mitunternehmer zuſtand, ſo hindert dieſe, auf abweichender 
Auffaſſung des Rechtsverhältniſſes beruhende Ausdrucksweiſe 
eines Schiffers doch keineswegs, als den wahren Willen der 
Vertragſchließenden anzuerkennen, daß das zwiſchen ihnen be⸗ 
züglich der Werklohnforderung beſtehende Geſammthandsverhältniß 
aufgehoben und jeder Theil hinſichtlich des rückſtändigen Werk⸗ 
lohns fortan Gläubiger zur Hälfte und demnach zur ſelbſtändigen 
Geltendmachung der Hälfte befugt ſein ſoll. Auf Zahlung der 
Hälfte des rückſtändigen Werklohnes aber iſt die Klage gerichtet. 


Zu den SS 141, 143, 163 des B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Möller 
c. Kacholdt vom 3. Februar 1902, Nr. 377/1901 VL 
Vorinſtanz: O. L. G. Kiel. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Der einem Rechtsgeſchäfte beigefügte Anfangstermin, von 
welchem ungewiß iſt, ob und wann er eintreten wird, kann eine 
verſchiedene Bedeutung haben. Es kann damit gemeint ſein, 
daß das Recht mit dem Eintritt des Termins überhaupt erſt 
in Wirkſamkeit treten ſoll. Es kann die Abſicht der Vertrag⸗ 
ſchließenden aber auch dahin gehen, daß das Recht ſofort 


endgültig entſtehen und nur die Ausübung deſſelben bis zu dem 
Eintritte des Termins aufgeſchoben ſein ſoll. Im erſteren 
Falle liegt eine wirkliche Bedingung vor, im letzteren Falle eine 
Befriſtung, und iſt es eine Frage der Auslegung, in welchem 
Sinne die Beifügung des Termins von den Betheiligten gewollt 
iſt. Hiervon geht auch das Bürgerliche Geſetzbuch aus. In 
dem erſten Entwurfe war im § 141 beſtimmt, daß, wenn einem 
Rechtsgeſchäfte ein beſtimmter Termin, deſſen Eintritt gewiß iſt, 
als Anſangstermin beigefügt iſt, die rechtliche Wirkung des 
Rechtsgeſchäfts ſofort eintritt und nur die Geltendmachung auf 
den Anfangstermin hinausgeſchoben iſt, wenn nicht aus dem 
Inhalte des Rechtsgeſchäfts erhellt, daß die rechtliche Wirkung 
erſt mit dem Anfangstermin eintreten ſoll, und daß nur in 
letzterem Falle die Vorſchriften über die Bedingungen Anwendung 
finden ſollen. Dagegen ſollte nach § 143 der einem Rechts⸗ 
geſchäfte beigefügte Termin, deſſen Eintritt ungewiß iſt, als 
Bedingung angeſehen werden. Die Motive zu dem erſten 
Entwurfe heben denn auch ausdrücklich hervor, daß die Beifügung 
eines Anfangstermins die vorerwähnte zweifache Bedeutung haben 
könne. Die Kommiſſion zur Berathung des erſten Entwurfs 
war aber der Anſicht, daß die theoretiſche Unterſcheidung des 
Entwurfs zwiſchen denjenigen Rechtsgeſchäften, deren Wirkung 
durch die Beifügung des Anfangstermins hinausgeſchoben werde 
und denjenigen, bei welchen die Wirkung ſofort eintrete und nur 
die Geltendmachung ausgeſetzt ſei, im Bürgerlichen Geſetzbuche 
nicht gemacht zu werden brauche, daß es vielmehr genüge, nur 
der erſterwähnten Rechtsgeſchäfte zu gedenken, ſetzte deshalb an 
die Stelle der §8 141, 142 des Entwurfs den jetzigen § 163 
und ſtrich den § 143, weil es nicht gerathen ſei, die daſelbſt 
aufgeſtellte, nicht in allen Fällen zutreffende Regel im Geſetze 
auszuſprechen. — Kommiſſionsprotokolle S. 375. — Die Faſſung 
des § 163 iſt in den weiteren Berathungen über den Geſetz⸗ 
entwurf nicht bemängelt. 

Im $ 163 iſt nun nur ausgeſprochen und hat auch nur 
ausgeſprochen werden ſollen, welche Vorſchriften anzuwenden 
ſind, wenn die Wirkung eines Rechtsgeſchäfts von dem Eintritte 
eines Anfangstermins abhängig gemacht iſt. Dagegen iſt auch 
nach dem Bürgerlichen Geſetzbuche zu prüfen, ob die Beifügung 
eines Termins nach dem Willen der Betheiligten dieſe Bedeutung 
haben ſoll und welche Rechtsfolgen nach allgemeinen Grundſätzen 
eintreten, wenn nur die Geltendmachung des Rechts hinausgeſchoben 
iſt. Cfr. die Kommentare von Planck Anmerkung I zu $ 163 
und Rehbein Anmerkung I, 5 und III zu den §8 158 —163 
und für das frühere Recht Striethorſt's Archiv Bd. 85 S. 112; 
Entſcheidungen des Reichsgerichts Bd. 2 S. 143 und Bd. 8 
S. 141. 


Zu den $S 167, 168, 313, 344 des B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Lehmann 
c. Neumann vom 5. Februar 1902, Nr. 282/1901, V. 
Vorinſtanz: O. L. G. Königsberg. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Seinem Wortlaute nach betrifft der $ 313 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs nicht nur Verträge, wodurch der eine Theil ſich 
unmittelbar dem anderen Theile gegenüber verpflichtet, ihm das 
Eigenthum an einem Grundſtücke zu übertragen, alſo Verträge 
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zwiſchen dem Veräußerer und dem Erwerber, ſondern es unter- 
fallen ihm auch ſolche Verträge, wodurch der eine Theil ſich 
gegenüber dem anderen verpflichtet, die von dieſem durch 
Beſchaffung der Käufer und Vereinbarung der Kaufbedingungen 
vorbereiteten Verträge über die Uebertragung des Eigenthums 
an Grundſtücken mit den Käufern formgültig abzuſchließen. 
Denn im 5 313 wird nicht ein Vertrag vorausgeſetzt, wodurch 
ſich der eine Theil zur Uebertragung des Eigenthums an den 
anderen Theil verpflichtet, ſondern ganz allgemein ein Vertrag, 
durch den ſich der eine Theil verpflichtet, das Eigenthum an 
einem Grundſtücke zu übertragen, ohne Unterſchied, ob die 
Uebertragung an den anderen Vertragſchließenden oder an einen 
Dritten erfolgen ſoll, und ohne Unterſchied, ob die Perſon des 
Erwerbers bereits bekannt und beſtimmt iſt oder ob ſie von dem 
anderen Theile erſt noch ausgemittelt und beſtimmt werden 
fol, auch ohne Umerſchied, ob zunächſt nur der andere Theil 
oder gemäß 5 328 des Bürgerlichen Geſetzbuchs auch der Dritte 
unmittelbar das Recht erwirbt, die Erfüllung des Vertrags zu 
fordern. (Wird weiter ausgeführt.) 

Es muß dem erſten Richter darin gefolgt werden, daß die 
Formfreiheit der Vollmachtserklärung dann nicht eintritt, wenn 
die Vollmacht als Theil eines einheitlichen Rechtsgeſchäfts 
erſcheint, welches der durch § 313 vorgeſchriebenen Form bedarf. 

Beide Vorderrichter faſſen den Vertrag nach ſeinem Inhalte 
ſo auf, daß die Vollmacht lediglich zur Ausführung des Vertrags 
ertheilt iſt, daß alſo die Bevollmächtigung nicht ohne den Vertrag 
erfolgt ſein würde. Es tritt daher die Beſtimmung des § 139 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs ein: Iſt ein Theil des Rechtsgeſchäfts 
nichtig, ſo iſt das ganze Rechtsgeſchäft nichtig, wenn nicht an⸗ 
zunehmen iſt, daß es auch ohne den nichtigen Theil vorgenommen 
ſein würde. 

Auch aus einem anderen Grunde iſt der Vertrag nicht dem 
Formzwange des § 313 entzogen. Wie ſich aus § 168 ergiebt, 
ſetzt $ 167 Abſ. 2 eine Vollmacht voraus, welche frei, d. h. ohne 
Rechtsnachtheil für den Vollmachtgeber, widerruflich iſt. Hier 
ſind aber die Beklagten, bis zum 1. Oktober 1900 ihr Eigenthum 
an den Grundſtücken zu übertragen, unbedingt verpflichtet worden, 
und die Widerruflichkeit der Vollmacht iſt dadurch eingeengt, 
daß die Beklagten 2000 Mark Strafe zahlen müſſen, falls fie 
die Erfüllung dieſer Verpflichtung verweigern und die Vollmacht 
vorzeitig widerrufen. 

Kann hiernach auf Grund des nichtigen Vertrags die 
Leiſtung, die notarielle Abſchließung der vom Kläger vorbereiteten 
Kaufverträge, von den Beklagten nicht verlangt werden, ſo iſt 
damit auch die für den Fall der Nichterfüllung des Vertrags 
getroffene Vereinbarung der Vertragſtrafe unwirkſam. (Bürger- 
lichen Geſetzbuch § 344.) 


Zu den SS 174, 185 des B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts I. C. S. i. S. Paßmann 
c. Pollmann vom 25. Januar 1902, Nr. 325/1901 J. 
Vorinſtanz: O. L. G. Hamm. 

Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Die Annahme des Berufungsgerichts, daß der Beklagte 
durch den Brief ſeines Rechtsanwalts die zwiſchen den Parteien 
beſtehende Geſellſchaft rechtswirkſam aufgekündigt habe, giebt zu 


rechtlichen Bedenken keinen Anlaß. Was inſonderheit die Ans 
zweifelung der Legitimation des Briefſchreibers anlangt, ſo 
erledigt ſich dieſer Streitpunkt ſchon durch das Bürgerliche 
Geſetzbuch §S 174. Danach hätte der Kläger den angeblichen 
Mangel der Vollmacht des Rechtsanwalts „unverzüglich“ rügen 
und die Kündigung aus dieſem Grunde zurückweiſen müſſen. 
Das hat er nicht gethan, ſondern er hat dem Vertreter ſachlich 
erwidert. Nachdem daher die Kündigung des Rechtsanwalts 
nunmehr jedenfalls vom Beklagten — was in der Prozeß⸗ 
führung liegt — genehmigt iſt, kann deren Wirkſamkeit nicht 
mehr in Zweifel gezogen werden. Bürgerliches Geſetzbuch 
§ 185 Abſ. 2. 


Zu den SS 227, 823 ff. des B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Kröner 
c. Ruf vom 13. Februar 1902, Nr. 392/1901 VI. 
Vorinſtanz: O. L. G. Karlsruhe. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Das Bürgerliche Geſetzbuch enthält im § 227 keine der Vor⸗ 
ſchrift in § 53 Abſ. 3 Reichsſtrafgeſetzbuchs entſprechende Be⸗ 
ſtimmung; auch derjenige, der in Beſtürzung, Furcht oder Schrecken 
über die Grenzen der Vertheidigung hinausgeht, handelt daher wider⸗ 
rechtlich. Ob er aber für den durch dieſe widerrechtliche Handlung 
zugefügten Schaden haftet, richtet ſich nach den Vorſchriften in 
88 823 ff. Bürgerlichen Geſetzbuchs; es iſt alſo erforderlich, daß 
ihn bei der Ueberſchreitung der Nothwehr ein Verſchulden trifft. 


Zu 88 249, 571, 823, 854, 858862 B. G. B. 
Erkeunntniß des Reichsgericht II. C. S. i. S. Seibel 
c. Hebben und Schmalſcheidt vom 7. Januar 1902, 
Nr. 377/8/1901 II. 
II. J. O. L. G. Cöln. 


Aufgehoben und Urtheil des Landgerichts wiederhergeſtellt. 

Der Berufungsrichter hat zwar gelegentlich ausgeführt, 
daß aus der von ihm angenommenen Vertragsverletzung 
des S. auch ein Anſpruch auf Schadenserſatz abgeleitet 
werden könnte; er kommt aber in der Folge auf dieſen 
rechtlichen Geſichtspunkt nicht zurück, was nur zu billigen iſt, 
da für dieſen Anſpruch auf Schadenserſatz nach Artikel 170 
Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche das Recht des 
Code civil anzuwenden wäre und der Code civil nur einen 
Schadeuserſatz in Geld, nicht im Wege einer dem § 249 Satz 1 
Bürgerliches Geſetzbuchs entſprechenden Naturalreſtitution kennt. 
Es bedarf daher keiner Erörterung, ob bei Anwendbarkeit des § 249 
a. o. St. die Ausführungen des Berufungsrichters haltbar wären. 

Nach dem Bürgerlichen Geſetzbuche begründet die Miethe 
nicht ein dingliches oder quasi dingliches Recht mit 
konfeſſoriſcher Klage des Miethers gegen jeden dritten Verletzer 


ſeines Miethrechtes. Wenn in der Literatur im Zuſammenhange 


mit den Vorſchriften der SS 571 ff. Bürgerlichen Geſetzbuches 
der Miethe zum Theil wenigjtend ein dinglicher Charakter zu- 
erkannt wird, ſo haben die vereinzelten Schriftſteller, welche dieſe 
Auffaſſung vertreten, den von ihnen vorgenommenen dinglichen 
Charakter auf das Anwendungsgebiet jener Vorſchriften beſchränkt, 


aber nicht aus jener Annahme die weitere Folgerung gezogen, 
daß dem Miether gegen jeden dritten Verletzer ein konfeſſoriſcher 
Anſpruch zuſtehe. Es bedarf danach hier nicht der Entſcheidung, 
ob jene Annahme in dem dargelegten beſchränkten Umfange dem 
Geſetze entſpreche. Dagegen hat der Miether nach Ueberlaſſung 
der Miethſache, wie die Vorſchrift des § 868 Bürgerlichen Ge— 
ſetzbuchs beſtätigt, den unmittelbaren Beſitz derſelben im 
Sinne der §§ 854 ff. Bügerlihen Geſetzbuchs und genießt 
deshalb auch gegen Eingriffe Dritter, welche eine Verletzung des 
Beſitzes durch verbotene Eigenmacht enthalten, den Be- 
ſitzesſchutz — §§ 858, 859, 861 und 862 Bürgerlichen Geſetz— 
buchs —. Die von S. geltend gemachten Eingriffe Dritter 
beſtehen in dem gegebenen Falle aber darin, daß der Gerichts- 
vollzieher durch Vornahme einer Vollſtreckungshaudlung 
gegen den Beſitzer S. als Vollſtreckungsſchuldner letzteren aus 
dem Beſitze geſetzt und die Vollſtreckungsgläubiger — die Be⸗ 
klagten in dieſer Sache — H. und Sch. in den Beſitz ein⸗ 
gewieſen hat und daß der durch jene Vollſtreckung geſchaffene 
Zuſtand noch fortdauert. Hätten H. und Sch. jene Befigent- 
ſetzung ſelbſt vorgenommen, ſo könnte es einem Bedenken nicht 
unterliegen, daß die Vorausſetzungen einer verbotenen Eigen⸗ 
macht im Sinne der oben bezeichneten Geſetzesvorſchriften vor⸗ 
lägen und danach der Anwendung des nach Sachlage wohl in 
erſter Reihe in Betrachtung kommenden § 861 Bürgerlichen 
Geſetzbuchs ein Hinderniß nicht entgegenſtände. Dem Kläger 
S. ſteht aber jener Beſitzſchutz im gegebenen Falle um des⸗ 
willen nicht zu, weil die Beſitzentſetzung durch den Gerichts- 
vollzieher auf Grund einer gegen den Beſitzer als Vollſtreckungs⸗ 
ſchuldner vollzogenen Vollſtreckung erfolgt iſt und der Vor⸗ 
ſchrift in § 766 Abſ. 1 Civilprozeßordnung entnommen werden 
muß, daß der Vollſtreckungsſchuldner wegen angeblich rechts- 
widriger Beſitzentziehungen oder Beſitzſtörungen des gegen ihn 
vollſtreckenden Gerichtsvollziehers auch gegen die Vollſtreckungs⸗ 
gläubiger nicht die Beſitzklagen habe, vielmehr auf den dort 
vorgeſehenen Rechtsbehelf beſchränkt ſei, ſoweit nicht wegen der 
beſonderen thatſächlichen Geſtaltung der rechtliche Geſichtspunkt 
einer unerlaubten Handlung nach §§ 823 ff. Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs oder einer ungerechtfertigten Bereicherung in Betracht 
käme oder die Vorausſetzungen einer Klage aus § 767 Abſ. 1 
Civilprozeßordnung gegeben wären. Iſt aber aus jener Voll⸗ 
ſtreckungshandlung nicht eine Beſitzklage gegen die hier beklagten 
Vollſtreckungsgläubiger gerechtfertigt, ſo könnte auch aus der 
bloßen Thatſache des Fortbeſtehens des durch jene Vollſtreckung 
begründeten Zuſtandes nicht die ſelbſtändige Grundlage einer zur 
Klage aus § 861 oder 862 Bürgerlichen Geſetzbuchs recht- 
fertigenden Beſitzverletzung abgeleitet werden. 


Zu § 254 B. G. B. 

Erkenntniß des Reichsgerichts VII. C. S. i. S. Heintze 
c. Patzwald vom 21. Jannar 1902, Nr. 346/1901 VII. 
II. J. K. G. Berlin. 

Aufhebung des Urtheils. 


Mit Recht richtet der Reviſionskläger ſeine Angriffe gegen 
die Verwerfung ſeiner Gegenforderung. Der Entſcheidungs— 


grund des Berufungsgerichts geht dahin: der Kläger habe die 
ihm zur Laſt gelegte Verzögerung der Arbeiten damit entſchuldigt, 
daß der Beklagte mangelhaftes Ziegelmaterial geliefert habe; 


zwar habe dieſer unter Beweis geſtellt, daß Kläger zu wenig 


Arbeiter beſchäftigt habe, allein auch wenn dies erwieſen werden 
ſollte, ſo ſei doch anzunehmen daß die Parteien gleiches Ver⸗ 
ſchulden treffe. Es iſt zunächſt als prozeſſualer Verſtoß zu 
rügen, daß die erwähnte Feſtſtellung über die Beſchaffenheit des 
Ziegelmaterials einer Begründung durch nähere Bezeichnung der 
erhobenen Beweiſe entbehrt, ſodann aber iſt bei Abmeſſung des 
beiderſeitigen Verſchuldens nach § 254 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs der Behauptung des Beklagten keine Berückſichtigung ge⸗ 
ſchenkt, daß dem Kläger die Beſchaffenheit des aus der ſtädtiſchen 
Ziegelei zu liefernden Materials bei Abſchluß des Vertrags 
bekannt und mit Rückſicht hierauf von vornherein die An⸗ 
ſtellung einer größeren Zahl von Arbeitern erforderlich ge— 
weſen ſei. 


Zu den SS 260, 261 des B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Schünemann 
c. Friedländer vom 10. Februar 1902, Nr. 413/1902 IV. 


Vorinſtanz: Kammergericht Berlin. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Mit Recht hat das Berufungsgericht die Norm des von 
dem Beklagten zur Erhärtung des von ihm gelegten Nachlaß⸗ 
inventars zu leiſtenden Offenbarungseides feſtgeſetzt. Denn es 
handelt ſich im vorliegenden Falle nicht um einen Offenbarungs- 
eid, der in der in § 807 bezw. § 883 der Civilprozeßordnung 
feſtgeſetzten Norm nach Maßgabe der SS 899 flg. der Civil⸗ 
prozeßordnung zu leiſten iſt, ſondern um einen Offenbarungs⸗ 
eid, zu deſſen Leiſtung der Schwurpflichtige nach den Vor⸗ 
ſchriften des bürgerlichen Rechts verbunden und deſſen Abnahme, 
da die Vorſchriften für den Fall des freiwilligen Erbietens zur 
Leiſtung dieſes Eides hier nicht plaßgreifen (§ 163 Geſetz vom 
17. Mai 1898 über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts- 
barkeit — Reichsgeſetzblatt S. 189 —) in $ 889 der Civil⸗ 
prozeßordnung geregelt iſt. Die Norm eines ſolchen Eides 
muß der dem Prozeßgerichte zuſtehenden vorgängigen Entſcheidung 
in der Sache ſelbſt angepaßt und ſchon deshalb durch das 
Prozeßgericht feſtgeſtellt werden. Der Nothwendigkeit der An⸗ 
paſſung der Eidesnorm an die Lage des einzelnen Falles trägt 
auch die Beſtimmung in § 261 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs Rechnung, wonach das Gericht eine den Umſtänden 
entſprechende Aenderung der in § 260 Abſ. 2 a. a. O. vor 
geſehenen Norm des das Verzeichniß eines Inbegriffs von 
Gegenſtaͤnden betreffenden Offenbarungseides beſchließen kann 
(vergl. Beſchluß des Reichsgerichts vom 2. Mai 1884 und 
8. Dezember 1894 — Entſcheidungen in Civilſachen Bd. 11 
S. 395 und Bd. 34 S. 406, Reincke, Civilprozeßorduung 
4. Aufl., zu § 889 Abſ. 2 unter b, c). 
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Zu $ 267 Abſ. 3 des B. G. B. 


Urheil des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Vohwinkel 
und Gen. c. Preußiſchen Eiſenbahnfiskus vom 
17. Februar 1902, Nr. 394/1901 VI. 


Vo rinſtanz: O. L. G. Naumburg. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Sowohl nach den Vorſchriften des zur Zeit des Abſchluſſes 
des Vertrages vom 28./30. März 1899 in Kraft geweſenen 
Preußiſchen Allgemeinen Landrechts, als auch nach den bei der 
Entſtehung des Schadens geltenden Vorſchriften des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuches iſt es nicht unzuläffig, die Haftung für 
grobes Verſehen im Voraus auszuſchließen. Das Bürgerliche 
Geſetzbuch ſchreibt im Gegentheil im § 276 Abſatz 3 ausdrücklich 
vor, daß nur die Haftung für Vorſatz dem Schuldner im Voraus 
nicht erlaſſen werden könne. 


Zu Art. 192, 193 Einf. Geſ. zum B. G. B., 
Art. 33 § 1 Preuß. Ausf. Geſ., 
88 313, 873, 894, 899, 1017, 1163, 1177, 1180 
| B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Michallik 
c. Königshütter Diskontobank vom 8. Januar 1902, 
Nr. 315/1901 V. 


II. J. O. L. G. Breslau. 


Die Reviſion iſt zurückgewieſen worden. 

Der Hypothekeneintrag zu 20 000 Mark, ausdrücklich für 
ein verzinsliches Darlehen erfolgt, hat ſich mit dem 1. Januar 
1900 gemäß Artikel 192, 193 des Einführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch, Artikel 33 $ 1 des Preußiſchen Aus- 
führungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch wenigſtens äußer⸗ 
lich in eine Briefhypothek des neuen Rechts für ein Darlehen 
von 20 000 Mark umgewandelt. Der Umſtand, daß ſie nur 
bis zu 9 000 Mark ausgefüllt (valutirt) und in Wirklichkeit 
allenfalls nur als Sicherungshypothek ganz oder theilweiſe 
gedacht war, ſtand dem nicht im Wege. 

Denn, ſelbſt wenn man eine vor dem 1. Januar 1900 
erfolgte Heilung des Valutamangels durch giltige anderweite 
Vereinbarung nicht annehmen und die urſprüngliche Hypothek 
wenigſtens zu ihrem Ueberſchuſſe über 9 000 Mark als nach 
preußiſchem Rechte nicht vollgiltig betrachten wollte, ſo 
konnte ſie doch immerhin noch nachträglich durch Unterlegung 
einer Forderung zu ihrem Ueberſchuſſe Beſtand gewinnen. 

— Vergl. §8 12, 13 Theil I Titel 20 des Allgemeinen 
Landrechts. Entſch. des Reichsgerichts in Civilſachen 
Bd. XLIV S. 294. Urtheil V. Civilſenats des 
Reichsgerichts V 176/1901 vom 25. September 1901 — 

Deshalb hat das Reichsgericht angenommen, daß auch eine 
nicht valutirte Hypothek, wenn ſie nur zu ihrem ganzen Betrage 
formell gültig im Grundbuche eingetragen war und ſich deshalb 
äußerlich als endgültige Hypothek darſtellte, als beſtehendes 
Pfandrecht im Sinne des Artikel 192 des Einführungsgeſetzes 


zum Bürgerlichen Geſetzbuch und als beſtehende Hypothek im 
Sinne des Artikel 33 § 1 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes 
zum Bürgerlichen Geſetzbuch anzuſehen iſt und deshalb ſeit dem 
1. Januar 1900 gemäß §§ 1163, 1177 des Bürgerlichen 
Geſetzbuches in Folge kraft Geſetzes eingetretener Verwandlung 
als Grundſchuld dem Eigenthümer zuſteht, der ſie dann wieder 
durch Unterlegung einer Forderung in eine Hypothek umwandeln 
kann. Es ſtand daher nichts entgegen, daß der Kläger durch 
den Revers vom 15. Auguſt 1900 ſich obligatoriſch verpflichtete, 
die Grundſchuld für die Forderung der 77 320,15 Mark 
haften zu laſſen und fie dadurch zu einer Hypothek zu machen. 
Vergl. Urtheil des V. Civilſenats des Reichsgerichts 
V 352/1900 vom 2. März 1901 (Juriſtiſche Wochen⸗ 
ſchrift 1901 S. 239). 

Der Kläger konnte allerdings, wenn ihn nicht die ſchon 
urſprünglich getroffenen Abmachungen über Weſen und Zweck 
des Eintrags hinderten, das Berichtigungs⸗ oder Widerſpruchs⸗ 
verfahren nach SS 894, 899 des Bürgerlichen Geſetzbuchs an- 
wenden, er hat dies aber nicht gethan, vielmehr freiwillig mit 
der Beklagten am 15. Auguſt 1900 die fernere Haftung der 
20 000 Mark für den Abrechnungsbetrag von 77 320,15 Mark 
vereinbart und Urkunde hierüber ausgeſtellt. Auf deren angeb⸗ 
liche Formbedürftigkeit gründet ſich der Hauptreviſionsangriff. 
Zwar giebt der Reviſionskläger ſelbſt zu, daß unter Umſtänden 
aus den in Rede ſtehenden Abmachungen eine Einrede der 
Argliſt gegenüber der jetzigen Löſchungsklage hätte abgeleitet 
werden können; er meint jedoch, weil in dieſer Beziehung nichts 
behauptet und feſtgeſtellt worden ſei, müſſe nach den zwingenden 
Formvorſchriften der §§ 1180 und 873 des Bürgerlichen 
Geſetzbuches jene ganze Vereinbarung wegen nicht erfolgten 
Eintrags im Grundbuch als ungültig erklärt und dem Kläger 
jetzt, da inzwiſchen auch die mehrerwähnten 9 000 Mark längſt 
bezahlt ſeien, das Löſchungs⸗ oder Berichtigungsverlangen hin⸗ 
ſichtlich der ganzen 20 000 Mark zugeſtanden werden. 

Dieſen Ausführungen vermag nicht beigepflichtet zu werden. 

Allerdings beſtimmt § 873 des Bürgerlichen Geſetzbuches 
allgemein, daß zur Aenderung von dinglichen Rechten neben der 
Einigung der Betheiligten, die Eintragung im Grundbuch 
erforderlich iſt und daß vor ſolchem Eintrage die Betheiligten 
nur gebunden ſein ſollen, wenn die Erklärungen gerichtlich 
oder notariell beurkundet oder vor dem Grundbuchamt abgegeben 
oder bei dieſem eingereicht ſind oder wenn der Berechtigte dem 
anderen Theile eine den Vorſchriften der Grundbuchordnung 
entſprechende Eintragungsbewilligung ausgehändigt hat. Der 
§ 1180 des Bürgerlichen Geſetzbuches aber will ausdrücklich 
letztere Beſtimmungen dann angewendet wiſſen, wenn an die 
Stelle der Forderung, für welche die Hypothek beſteht, eine 
andere Forderung geſetzt werden ſoll. 

Indeſſen würden dieſe Beſtimmungen in keinem Fall dann 
Anwendung finden können, wenn der Hypothek ſchon unter der 
Herrſchaft des alten Rechts durch gültige urjprüngliche oder 
nachfolgende Vereinbarung beſtimmter Zweck und Inhalt 
gegeben worden wäre. Es kann jedoch, wie ſchon oben erwähnt, 
dahin geſtellt bleiben, ob dies in Wirklichkeit geſchehen iſt, weil, 
wie der erkennende Senat bereits in ſeinem Urtheile V 58/1901 
vom 24. April 1901 (abgedruckt Juriſtiſche Wochenſchrift 
S. 382) ausgeſprochen hat, der zu Grunde liegende § 873 nur 
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das unmittelbar auf Eintritt der dinglichen Wirkung insbeſondere 
auch gegenüber Dritten gerichtete Abkommen, den ſogenannten 
dinglichen Vertrag, nicht aber den obligatoriſchen Vorvertrag 
zum ſogenannten dinglichen Vertrag treffen will. Auch den 
Vorvertrag ſo ſtrengen Formvorſchriften ganz allgemein zu 
unterwerfen, dafür lag ein geſetzgeberiſcher Grund nicht vor. 
Soweit man dies, um Uebereilungen bei Vertragsſchlüſſen zu 
vermeiden und die Sicherheit des Grundeigenthums zu wahren, 
für nöthig hielt, nämlich in Bezug auf die Grundſtück— 
veräußerung und Erbbaurechtsbeſtellung iſt es durch die §§ 313, 
1017 des Bürgerlichen Geſetzbuches geſchehen und es muß 
gerade aus dieſen ausdrücklichen Beſtimmungen gefolgert werden, 
daß man für andere weniger wichtige Fälle von obligatoriſchen, 
auf Rechte an Grundſtücken bezüglichen Verträgen ähnlich ſtrenge 
Formvorſchriften nicht aufſtellen wollte. Solche würden dem 
Verkehre kaum erträgliche Feſſeln auferlegt und ſich in unerklär⸗ 
lichen Widerſpruch mit der vom Geſetz angenommenen nur, wo 
dringend nöthig, durchbrochenen Regel des formfreien Vertrags⸗ 
ſchluſſes geſetzt haben. Wie ſollte es ſich z. B. rechtfertigen 
laſſen, daß zwar über die größten Werthe und Beträge beweg- 
lichen Vermögens formfreie Verträge geſchloſſen werden können, 
daß aber eine dabei mit beabſichtigte mehr oder minder gering⸗ 
fügige und nebenſächliche Vereinbarung deshalb formbedürftig 
ift, weil fie als Rangrücktritt, Löſchungsverſprechen ꝛe. Immo⸗ 
bilien berührt? 

So wurden denn auch bei Berathung des Geſetzes ver- 
ſchiedene auf Ausdehnung der in Rede ſtehenden Formvorſchriften 
geſtellte Anträge abgelehnt. 

Vergl. Motive zum Bürgerlichen Geſetzbuche Bd. I 
S. 190, Bd. III S. 158 f. 170 f. Mugdan, 
Materialien zum Bürgerlichen Geſetzbuch Bd. II 
S. 620 f. 623. 

Es kann nicht eingewendet werden, daß der Abſ. 2 des 
§ 873 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, der, wie oben angegeben, 
eine Bindung der Betheiligten vor der Erfüllung der vor« 
geſchriebenen Formen verneint, dem Ausgeführten entgegenſteht. 

Denn dieſe Beſtimmung bezieht ſich unzweifelhaft nur auf 
den dinglichen Vertrag und hat eine zum ſofortigen Voll- 
zug im Grundbuch nach §8 13, 19, 20 der Grundbud- 
ordnung geeignete Bindung im Auge. Daß eine ſolche 
der formloſe obligatoriſche Vorvertrag nicht begründen, daß 
dieſer vielmehr nur die Verpflichtung zur Herbeiführung 
eintragsfähiger Bindung bewirken ſoll und kann, verſteht ſich 
von ſelbſt. | 

Vergl. Recht 1901 S. 579. 

Nach alledem war das Abkommen vom 15. Auguſt 1900 
auch ohne Wahrung beſtimmter Formen gültig und klagbar, 
mag man es als bloße Berechnung und Feſtſtellung der ſchon 
von allem Anfang an durch die Hypothek geſicherten Forderungen, 
oder als Vereinbarung der Abtretung der Eigenthümer⸗Grund⸗ 
ſchuld oder als Abänderung des Sicherungszwecks der Hypothek 
auffaſſen. Es kann daher darauf auch eine die Löſchungsklage 
und den Berichtigungsanſpruch zerſtörende Einrede gegründet 
werden. 


Zu den SS 326, 325, 454 des B. G. B. 
Rücktrittsrecht des nichtſäumigen Verkäufers bei 
theilweiſer Nichterfüllung des Käufers. 


Urtheil des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Lehmann 
c. Reimers vom 22. Januar 1902, Nr. 426/1901 V. 


Vorinſtanz: O. L. G. Kiel. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Nach § 326 des Bürgerlichen Geſetzbuchs hat bei einem 
gegenſeitigen Vertrag im Falle des Verzugs des einen Theiles 
der andere ein Rücktrittsrecht. 

Für den Kaufvertrag giebt § 454 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs die beſondere Beſtimmung, daß dem Verkäufer, welcher 
den Vertrag erfüllt und den Kaufpreis geſtundet hat, das im 
§ 326 beſtimmte Rücktrittsrecht nicht zuſteht. Die Reviſion 
meint im Gegenſatze zum Berufungsrichter, daß beide Voraus- 
ſetzungen des § 454 vorlägen und deshalb die Klage unbegründet 
ſei. In Wahrheit fehlt es jedoch an beiden Vorausſetzungen. 
Der Vertrag iſt ſeitens des Klägers noch nicht erfüllt. Er hat 
das Grundſtück zwar den Beklagten übergeben, aber noch nicht 
aufgelaſſen und die Auflaſſung iſt bei Grundſtücksverkäufen der 
weſentlichſte Theil der dem Verkäufer nach den §§ 433 ff. 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs obliegenden Erfüllung, denn erſt 
durch fie tritt die dingliche Bedingung ein ($$ 873, 925 
Bürgerlichen Geſetzbuchs). (Wird ausgeführt.) Es liegt auch 
keine Stundung des Kaufpreiſes vor. Ein Theil iſt vor 
oder bei Abſchluß des Kaufvertrags gezahlt; der Reſt ſollte am 
Tage der Auflaſſung vor dieſer entrichtet werden. Eine Stundung 
liegt nur vor, wenn der Kaufpreis erſt nach (im Weſentlichen) 
vollendeter Erfüllung ſeitens des Verkäufers fällig ſein ſoll; ſie 
liegt nicht vor, wenn der Zahlungstermin und der weſentliche 
Theil der dem Verkäufer obliegenden Leiſtungen hinausgeſchoben 
ſind und entweder beide Leiſtungen Zug um Zug erfüllt werden 
ſollen oder die Zahlung vor der Leiſtung des Verkäufers fällig 
ſein ſoll (vergl. Planck Anm. 2b zu § 454 und Staub a. a. O. 
Anm. 102). 

Iſt ſonach das Rücktrittsrecht des Klägers durch § 454 
nicht ausgeſchloſſen, ſo bleibt zu unterſuchen, ob ein ſolches nach 
§ 326 begründet iſt, was der Berufungsrichter bejaht, die 
Reviſion dagegen verneint. Es mußte dem Berufungsrichter 
beigetreten werden. Nach § 326 Abſ. 1 Satz 1 kann bei einem 
gegenſeitigen Vertrage der Nichtſäumige dem Säumigen eine 
angemeſſene Friſt mit der Erklärung beſtimmen, daß er die 
Annahme der Leiſtung nach dem Ablaufe der Friſt ablehne. 
Nach Satz 2 daſelbſt iſt der Nichtſäumige nach dem Ablaufe 
der Friſt berechtigt, von dem Vertrage zurückzutreten, wenn nicht 
die Leiſtung rechtzeitig erfolgt iſt. Satz 3 daſ. lautet: 

„Wird die Leiſtung bis zum Ablaufe der Friſt theil⸗ 

weiſe nicht bewirkt, ſo findet die Vorſchrift des § 325 

Abſ. 1 Satz 2 entſprechende Anwendung.“ 
Nach § 325 Abſ. 1 Satz 2 iſt, wenn die dem einen Theile 
obliegende Leiſtung in Folge eines Umſtandes, den er zu vertreten 
hat, theilweiſe unmöglich wird, der andere Theil, wenn die 
theilweiſe Erfüllung des Vertrags für ihn kein Intereſſe 
hat, berechtigt, von dem ganzen Vertrage zurückzutreten. Der 
Berufungsrichter hält den Fall des § 326 Abſ. 1 Satz 3 im 
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Einklange mit Schollmeyer (Anm. 5 zu § 326) und Staub 
(a. a. O. Anm. 113 und 119) ſowohl dann für gegeben, wenn 
die Theilleiſtung vor der Friſtbeſtimmung, als auch dann, wenn 
ſie innerhalb der Friſt bewirkt wird. Auch dieſer Annahme des 
Berufungsrichters war beizutreten. (Wird eingehend begründet.) 

Die Vorausſetzungen des ſonach vom Berufungsrichter richtig 
angewendeten § 326 Abſ. 1 Satz 3 ſind, daß der Kläger an 
der theilweiſen Erfüllung des Vertrags kein Intereſſe hat 
($ 325 Abſ. 1 Satz 2) und daß er den Rücktritt gegenüber 
den Beklagten erklärt hat (§§ 327 Satz 1, 349). Beide 
Vorausſetzungen ſind gegeben. (Wird begründet.) 

Der Berufungsrichter hat die Räumungspflicht der Be⸗ 
klagten von der Zug um Zug zu leiſtenden Rückzahlung der 
Anzahlung und Erlaß von Forderungen des Klägers, welche 
dieſer dadurch erworben hat, daß er im Auftrage der beklagten 
Ehefran Verwendungen in das Grundſtück ausgeführt hat, al» 
hängig gemacht. Die Beklagten haben aber noch eine andere 
Verwendung zur Begründung des Rententionseinwandes geltend 
gemacht. Sie behaupten nämlich, daß ſie mit Zuſtimmung des 
Klägers eine Centralheizung angelegt hätten und daß die Koſten 
dafür 4000 Mark betrügen. Der Berufungsrichter verneint 
hier einen Erſatzanſpruch der Beklagten, weil, wie aus deren 
Vortrage entnommen werden müſſe, dieſe Verwendung erſt nach 
dem Empfange des Kaufgegenſtandes, alſo im Sinne des § 347 
B. G. B. nach dem Eintritte der Rechtshängigkeit gemacht ſei, 
für Verwendungen nach dieſem Zeitpunkte gemäß §§ 994, 996 
B. G. B. nur dann Erſatz beanſprucht werden könne, wenn ſie 
nothwendig geweſeu ſeien, weil die Verwendung aber nicht noth⸗ 
wendig geweſen ſei, da, wie ebenfalls aus dem Vortrage der 
Beklagten, insbeſondere aus dem Kaufvertrage nebſt Anlage 
entnommen werden müſſe, das Kaufobjekt vor Anlage der 
Centralheizung mit Oefen verſehen geweſen ſei. Dieſe Aus⸗ 
führung, ſoweit fie thatſächlicher Natur iſt, entbehrt einer prozeß— 
ordnungsmäßigen Grundlage. 


Zu § 326 des B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Hollaender 
c. Vereinigte Riegel- und Schloßfabriken A.⸗G. zu 
Velbert vom 31. Januar 1902, Nr. 328/1901 II. 
Vorinſtanz: O. L. G. Hamm. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Abgeſehen von dem hier nicht in Betracht kommenden 
Abſ. 2 des § 326 des Bürgerlichen Geſetzbuchs knuͤpft der 
§ 326 in dem Falle, daß bei einem gegenſeitigen Vertrage der 
eine Theil mit der Leiſtung im Verzuge iſt, das Recht des 
anderen Theils, ſtatt Erfüllung Schadenserſatz wegen Nicht: 
erfüllung zu verlangen oder vom Vertrage zurückzutreten, aus— 
drücklich an die Bedingung, daß er dem ſäumigen Theile zur 
Bewirkung der Leiſtung eine angemeſſene Friſt mit der Erklärung 
beſtimmt, daß er die Annahme der Leiſtung nach dem Ablaufe 


der Friſt ablehne. Erfolgt dann die Leiſtung nicht rechtzeitig, 
ſo iſt der Anſpruch des nicht ſäumigen Theils auf Erfüllung 
ausgeſchloſſen. Dieſer hat alsdann nur die Wahl zwiſchen 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung und dem Rücktritte vom 
Vortrage. Dagegen wird der Anſpruch des nicht ſäumigen 
Theils auf Erfüllung nicht ausgeſchloſſen, vielmehr bleibt 
der Vertrag unverändert fortbeſtehen, wenn der nicht ſäumige 
Theil ohne vorherige Friſtbeſtimmung Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung verlangt, da ein ſolches Verlangen wegen Mangels 
der geſetzlichen Vorausſetzungen rechtlich unwirkſam iſt. 


Zu SS 339— 342 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Blob 
c. Catenhuſen vom 14. Januar 1902, Nr. 309/1901 II. 


II. J. K. G. Berlin. 


Die Reviſion iſt zurückgewieſen worden. 

Die Reviſion rügt Verletzung der §§ 339—342 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs mit der Begründung, daß die Ver⸗ 
tragsſtrafe als Erfüllung diene, der Gläubiger aber nur dann 
Erfüllung begehren könne, wenn er ſelbſt erfüllt habe und daß 
deshalb die Einreden des Beklagten vom Berufungsgerichte zu 
Unrecht verworfen worden ſeien. Dieſe Rüge ift nicht gerecht⸗ 
fertigt. 

Nach dem von dem Berufungsgerichte thatſächlich feſtgeſtellten 
Juhalte des Vertrages der Parteien hatte Beklagter für den ihm 
verkauften Antheil am Gewinn aus der Verwerthung des 
Elektrizitätszählers 10 000 Mark in 3 Raten zu zahlen; für 
den Fall jedoch, daß die 3. Rate von 4 000 Mark nicht 
binnen 3 Tagen nach dem Fälligfeitstermin — den 31. De⸗ 
zember 1900 — gezahlt würde, ſollte Beklagter zu deren 
Zahlung vom Kläger nicht angehalten werden dürfen, vielmehr 
zum Rücktritte vom Vertrage mit der Maßgabe berechtigt ſein, 
daß alsdann die beiden erſten Raten dem Kläger als Reugeld 
verfallen ſein ſollten und daß der Beklagte jedes Anſpruchs auf 
Gewinn verluſtig ſein ſollte. Nach dem Juhalte dieſes Ver⸗ 
trags kann von einer Vertragsſtrafe überhaupt nicht die 
Rede ſein. Die Vereinbarung einer Strafe für den Fall der 
Nichterfüllung bezw. nicht gehöriger Erfüllung einer Verbind⸗ 
lichkeit hat die Folge, daß der Gläubiger im Falle des § 340 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs wahlweiſe Strafe oder Erfüllung, 
und im Falle des § 341 des Bürgerlichen Geſetzbuchs Strafe 
neben der Erfüllung verlangen kann. Weſentlich verſchieden 
hiervon iſt der vorliegende Fall, in dem der Beklagte zur 
Zahlung der letzten Rate von 4000 Mark nicht angehalten 
werden, ſondern gegen Zahlung eines Reugeldes vom Ver— 
trage zurücktreten, und der Kläger im Falle des Rücktritts 
nur noch den Anſpruch auf das Reugeld in Höhe der beiden 
erſten Raten ſowie die aus der Verwirkungsklauſel ſich ergebenden 
Rechte geltend machen konnte. 


23 und 24. 


Berlin, 8. April 1902. 
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Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 

Der Beitrag von 20 Mark für das Geſchäftsjahr 

1. Juli 1901 bis 30. Juni 1902 iſt ſatzungsmäßig im 
April 1902 fällig, 

Die Mitglieder werden daher erſucht, dieſen Jahres- 
beitrag an den für jeden Landgerichtsbezirk beſtellten Ver⸗ 
tranensmann zu zahlen; die Vertrauensmänner werden 
gebeten, die eingegangenen Zahlungen und Abrechunng bis 
zum 5. Mai 1902 an mich gelaugen zu laſſen. 

Nach dieſer Zeit werden die Beiträge zufolge der 
Satzungen durch Nachnahme erhoben. 

Leipzig, Schreberſtraße 13. 

Dr. Seelig, Juſtizrath. 


Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die bis zum 8. März 1902 ausgefertigten 
Urtheile und Beſchlüſſe. 

I. Reichsrecht. 

Zur Civilprozeßordnung. 

1. 88 3—9, 99, 546. 

Der Senat hat wiederholt entſchieden, daß bei Beſchwerden 
gegen Entſcheidungen über den Koſtenpunkt allein gemäß § 99 
Abſ. 3 der C. P. O. hinſichtlich der Berechnung der Beſchwerde⸗ 
ſumme die Koſtenfeſtſetzungsgebühren des Anwalts als Neben- 
forderungen im Sinne des $4 der C. P. O. nicht mit in Anſatz 
zu bringen ſind. (Juriſtiſche Wochenſchrift 1900 S. 647 Nr. 2, 
1901 S. 329 Nr. 10.) Das Gleiche muß aber angenommen 
werden bei Beſchwerden gegen Koſtenfeſtſetzungsbeſchlüſſe insbe⸗ 
ſondere bezüglich der Höhe der feſtgeſetzten Koſten. Es iſt davon 
auszugehen, daß die Beſchwerdeſumme als einheitlicher pro- 
zefſualer Begriff in $ 567 Abf. 2 dieſelbe Bedeutung hat wie 
in $ 546 Abſ. 1. Der Beſchwerdegegenſtand, ſoweit er für 
die Zuläſſigkeit der Reviſion in Frage kommt, und daß da⸗ 
nach vor Allem die in den 88 3—9 der C. P. O. für den 
Werth des Streitgegenſtandes gegebenen Beſtimmungen, namentlich 
alfo der § 4 eit. auch für die Beſtimmung des Beſchwerde⸗ 
gegenſtandes maßgebend ſind. Beſchluß des II. C. S. i. S. 
Steegmanns c. Klever vom 18. Februar 1902, B Nr. 25/1902 II. 


) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 


2. § 3. 

Der Beſchwerdeführer ſucht auszuführen, daß die Widerklage 
nur im Sinne einer Vertheidigung gegen den Klageanſpruch 
erhoben ſei, daß für den Bekl. lediglich das Intereſſe an der 
Beſchaffung eines neuen Gläubigers für die Hypothek von 
15 000 Mark in Betracht komme und daß dieſes Intereſſe 
keinenfalls den Betrag der eingeklagten Theilforderung von 
2 000 Mark überſteige. Allein für die Beſtimmung des Streit⸗ 
werths der Widerklage iſt lediglich der geſtellte Widerklage⸗ 
antrag maßgebend. Er geht dahin, feſtzuſtellen, daß der Bekl. 
und Widerkl. zur Zahlung der Hypothek nur unter einer be⸗ 
ſtimmten, gegenwärtig unſtreitig noch nicht eingetretenen Be⸗ 
dingung verpflichtet iſt. Darnach iſt, wie das O. L. G. zu⸗ 
treffend hervorhebt, Gegenſtand der vom Widerkl. erhobenen 
negativen Feſtſtellungsklage die ganze Poſt von 15 000 Mark 
und bemißt ſich demzufolge der Streitwerth der Klage und 
Widerklage nach dieſem ziffermäßigen Betrage, ohne daß dabei 
etwas darauf ankommt, aus welchen Gründen der Widerkl. fich 
veranlaßt geſehen hat, die von ihm beantragte Feſtſtellung zu 
begehren. Beſchluß des V. C. S. i. S. Niewöhner c. Imker vom 
27. Februar 1902, B Nr. 50/1902 V. 

3. 88 3, 6. 

Es handelt ſich bei Ausübung eines Vorkaufsrechtes um 
den Beſitz der Sache und iſt in dieſem Falle die Werthsfeſt⸗ 
ſetzung nach $ 6, nicht nach §S 3 der C. P. O. zu treffen. Wenn 
im Urtheil des O. L. G. ausgeführt iſt, daß der wirkliche Werth 
jedes Hektars der ſtreitigen Waldfläche nach eigenen Angaben 
des Fiskus 160 Mark beträgt, daß es aber bei Feſtſetzung der 
Vergütung zu nominell 40 Mark für den Fall der Rück⸗ 
überlaſſung den Parteien auf die Einſtellung des wahren Werthes 
des Hektars gar nicht angekommen iſt, ſo kann es nur gebilligt 
werden, daß der Vorderrichter bei ſeiner Feſtſetzung des Streit⸗ 
werths den wahren Werth der Sache, über deren Beſitz ge⸗ 
ſtritten wurde, d. i. den Betrag von 160 Mark für den Hektar 
zu Grund gelegt hat. Beſchluß des V. C. S. i. S. Preuß. Fiskus 
c. v. Dziembowski vom 27. Februar 1902, B Nr. 51/1902 V. 

4. § 32. 

Die Klage iſt geſtützt auf den § 1 des R. H. G. vom 
7. Juni 1871 und iſt erhoben nicht im Gerichtsſtande des Sitzes 
der den verklagten Fiskus vertretenden Behörde, ſondern im 
Gerichtsſtande des Ortes, wo der fragliche Eiſenbahnunfall ſich 
ereignet hat, unter Berufung darauf, daß es ſich um die Klage 
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aus einer unerlaubten Handlung im Sinne des § 32 der C. P. O. 
handle. Das R. G. hat die Einrede der örtlichen Unzuſtändig⸗ 
keit beachtet. Zwar iſt davon auszugehen, daß der Begriff der 
unerlaubten Handlung im Sinne des § 32 der C. P. O. min- 
deſtens ſo weit reicht, wie das jeweilige materielle Recht ihn 
beſtimmt, ſo daß er ſehr wohl durch die Einführung des B. G. B. 
eine Erweiterung erfahren haben kann. Auch läßt ſich nicht 
leugnen, daß für die Annahme, daß Letzteres geſchehen ſei, die 
Umſtände ſprechen, daß in den 25 ſten Titel des zweiten Buches 
des B. G. B., der die Ueberſchrift „Unerlaubte Handlungen“ 
trägt, verſchiedene Thatbeſtände Aufnahme gefunden haben, die 
nach der bis dahin ausnahmslos geltenden Auffaſſung nicht, 
oder wenigſtens nicht unmittelbar unter dieſen Begriff gefallen 
ſein würden, und daß andrerſeits eine beſondere Begriffs- 
beſtimmung der unerlaubten Handlung ſich in der neuen Geſetz— 
gebung nirgends findet. Zu den erwähnten Thatbeſtänden ge- 
hört der Anſpruch aus § 1 des Haftpflichtgeſetzes nicht, da die 
bloße Einrede, daß den verklagten Eiſenbahnunternehmer kein 
Verſchulden treffe, hier nicht zugelaſſen wird. (Wird weiter 
ausgeführt.) Der erkennende Senat hat i. S. Reichel w. Preuß. 
Eiſenbahnfiskus (Rep. VI. 396/1901)“) das forum delicti 
commissi für eine Klage aus dem dem § 1 des Haftpflicht- 
geſetzes inſoweit völlig analogen § 25 des Preußiſchen Eiſen⸗ 
bahngeſetzes von 1838 verſagt. VI. C. S. i. S. Schweitzer c. 
Preuß. Eiſenbahnfiskus vom 13. Februar 1902, Nr. 402/1901 VI. 

5. §§ 91, 304 Abſ. 2, 538. 

Das Urtheil des B. R. hat auf Berufung der Kl. das 
klageabweiſende Urtheil des I. R. dahin abgeändert, daß es den 
in der Urtheilsformel näher bezeichneten Anſpruch der Kl. 
als dem Grunde nach gerechtfertigt erklärt und nach $ 538 
Nr. 3 der C. P. O. die Sache zur Verhandlung über die 
Höhe des Anſpruchs an die I. J. zurückverwieſen hat. Es 
ſtellt ſich alſo, ſoweit es in der Sache entſchieden hat, als 
Zwiſchenurtheil nach §S 304 der C. P. O. dar, das nur in 
betreff der Rechtsmittel — § 304 Abſ. 2 der C. P. O. — 
als Endurtheil anzuſehen iſt. Indem der B. R. der Bekl. die 
Koſten der Berufungsinſtanz auferlegte, hat er nach § 91 der 
C. P. O., der in den Urtheilsgründen noch ausdrücklich be— 
zogen iſt, über dieſe Koſten entſchieden. Ueber die Verpflichtung 
zur Koſtentragung iſt aber regelmäßig erſt im Endurtheile zu 
erkennen; deshalb wird der Rechtſprechung und Rechtslehre all— 
gemein — vergl. Peterjen-Anger Civilprozeßordnung §S 304 Bem. 2 
zu Note 4 S. 649, Gaupp⸗Stein (4. Auflage) Bd. 18911 
zu Note 15 S. 250 — angenommen, daß in einem Urtheil 
nach § 304 der C. P. O. über die Prozeßkoſten nicht zu ent⸗ 
ſcheiden ſei. Letzteres trifft auch dann zu, wenn, wie hier, ein 
Urtheil nach § 304 der C. P. O. ergeht und die Sache nach 
§ 538 Nr. 3 der C. P. O. in die untere Inſtanz zurüdver- 
weiſt; denn auch hier läßt das Urtheil noch nicht erſehen, wer 
im Rechtsſtreit als Ganzem unterliegt — vergl. hierher Gaupp— 
Stein a. a. St. §8 91 IV zu Note 18. Der Fall, daß ein 
gegen ein Zwiſchenurtheil nach $ 304 der C. P. O. eingelegtes 
Rechtsmittel zurückgewieſen wird, liegt um deswillen anders, 
weil in dieſem Falle die Entſcheidung der höheren Inſtanz nicht 
ein Zwiſchenurtheil in Beziehung auf den ganzen Rechtsſtreit, 


) Vergl. oben S. 162 Nr. 3. 
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ſondern ein Endurtheil über dieſes Rechtsmittel iſt. II. C. S. 
i. S. Klehe c. Heede vom 11. Februar 1902, Nr. 365/1901 II. 

6. SS 166 ff., 170, 190, 191. 

Die auf Juſtanz der Staatsauwaltſchaft am 22./23. Juni 
1900 bewirkte Zuſtellung des erſtinſtanzlichen Urtheils entſprach 
nicht den geſetzlichen Vorſchriften. Es war der Fall einer Zu⸗ 
ſtellung auf Betreiben einer Partei im Anwaltsprozeſſe gegeben. 
Demnach hatte die Zuſtellung durch einen Gerichtsvollzieher 
in den Formen der §§ 166 ff., insbeſondere unter Beachtung 
der §§ 170 Abſ. 2, 190, 191, gegebenenfalls der SS 193, 
194 zu erfolgen. Statt deſſen geſchah die Zuſtellung derart, 
daß der Gerichtsſchreiber unter den Formen der Zuſtellung von 
Amtswegen das Urtheil durch den Landgerichtsboten zur Poſt 
geben ließ. Iſt die im Geſetze beſtimmt angeordnete Zuftellungs- 
art nicht beobachtet, ſo muß an und für ſich die ſo geſchehene 
Zuſtellung als wirkungslos gelten (vergl. Entſch. des R. G. 
Bd. 14 S. 339, 340). Es konnte auch dieſer weſentliche 
Mangel nicht dadurch geheilt werden, daß der Berufungskl. 
eine bezügliche Rüge unterließ. Denn die Prüfung, ob 
die Zuſtellung des angefochtenen Urtheils geſetzmäßig erfolgt iſt, 
hat von Amtswegen zu erfolgen. (Entſch. des R. G. Bd. 7 
S. 373; Bd. 30 S. 391, 392.) Die vor einer weiteren Zu⸗ 
ſtellung am 23. Juli 1900 eingelegte Berufung war daher ge- 
mäß § 516 Abſ. 2 der C. P. O. als verfrüht ohne rechtliche 
Bedeutung. IV. C. S. i. S. Sternberger c. Staatsanwalt⸗ 
ſchaft u. Sternberger vom 17. Februar 1902, Nr. 363/1901 IV. 

7. 8 271. 

Den Hauptgegenſtand des Rechtsſtreits bildete in der Be⸗ 
rufungsinſtanz die von den Bekl. erhobene Widerklage, 
deren Zuläſſigkeit nicht zu beanſtanden iſt, da die Klage nicht 
zurückgenommen, fondern nur in der Hauptſache durch Zahlungs— 
leiſtung erledigt, alſo immer noch anhängig geblieben war. 
II. C. S. i. S. Bouché c. Minninger vom 4. Februar 1902, 
Nr. 387/1901 II. 

8. § 282. 

Der Bekl. hat u. A. gerügt, daß das B. G. die von ihm 
beantragte Einholung einer amtlichen Auskunft des Laudraths⸗ 
amtes oder der Regierung unterlaſſen habe. Zunächſt würde 
hier die Frage entſtehen, aus welchem Grunde denn das Gericht 
dieſem Antrage zu entſprechen verpflichtet geweſen ſein ſollte, da 
doch die C. P. O. nirgends den Parteien das Recht beilegt, die 
Einholung einer amtlichen Auskunft zu beantragen. Aber wenn 
man auch dieſen Punkt dahin geſtellt läßt, ſo iſt doch der jetzige 
Angriff ſchon deshalb grundlos, weil bereits das L. G. eine 
amtliche Auskunft über die Frequenz des fraglichen Bahnüber- 
ganges vom Landrathsamte Stallupönen eingeholt hatte, und 
dieſe dem B. G. vorlag und von ihm als Beweisgrund ge— 
würdigt worden iſt. VI. C. S. i. S. Preuß. Eiſenbahnfiskus 
c. Noruſchat vom 17. Februar 1902, Nr. 397/1901 VI. 

9. 88 291, 313, 551, 554. 

Der Kl. hat in der Reviſionsverhandlung beſtritten, daß 
die beklagte Geſellſchaft ſich aufgelöſt habe und in Liquidation 
getreten ſei, und daß die als Liquidatoren bezeichneten Perſonen 
ſie zu vertreten befugt ſeien. Das angefochtene Urtheil enthält 
über dieſen Punkt überhaupt kein Wort; es iſt nicht erſichtlich, 
auf welche Thatſachen oder Behauptungen ſich die Annahme des 
B. G. ſtützt, daß die Geſellſchaft in Liquidation befindlich ſei, 
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und es kann deshalb auch nicht nachgeprüft werden, ob das 
B. U. für und gegen die nach Vorſchrift der Geſetze vertretene 
Bekl. ergangen ſei. Dieſes Bedenken läßt ſich nicht durch den 
Hinweis darauf beſeitigen, daß die betreffenden Thatſachen 
offenbar beim B. G. amtsbekannt und deshalb als feſtſtehend 
anzuſehen ſeien; denn zutreffend wird vom Kl. hierauf entgegnet, 
daß mit gleichem oder noch beſſerem Rechte das Gegentheil als 
beim R. G. offenkundig angenommen werden könnte, nachdem 
der IV. C. S. in der Sache IV. 425/1901 durch Urtheil vom 
20. Januar 1902 die Legitimation der bezeichneten Liquidatoren 
zur Vertretung der Bekl. verneint oder mindeſtens nicht aner⸗ 
kannt hat. Der jetzt erkennende Senat iſt Mangels jeder that⸗ 
ſächlichen Unterlage nicht in der Lage, ſich in dieſer Beziehung 
ein pofitives Urtheil zu bilden; zur Aufhebung des B. U. genügt 
indeſſen ſchon der Umſtand, daß der Zweifel an der Vertretungs⸗ 
befugniß der angeblichen Liquidatoren nicht beſeitigt zu werden 
vermag. VII. C. S. i. S. Frohberger e. Prometheus vom 
14. Februar 1902, Nr. 436/1901 VII. 

10. 8 300. 

Der im Tenor des Urtheils enthaltene Ausſpruch „der 
Rechtsſtreit iſt in der Hauptſache erledigt“ kann als bedeutungslos 
nicht angeſehen werden, giebt vielmehr eine Entſcheidung zur 
Hauptſache; denn er iſt ergangen, obwohl bei der mündlichen 
Verhandlung der Berufungskl. Abweiſung der Klage, der Be- 
rufungsbekl. Zurückweiſung der Berufung beantragt hatte, und 
kann daher nur als eine Entſcheidung dahin aufgefaßt werden, 
daß keiner dieſer Anträge gerechtfertigt ſei, andrerſeits aber auch 
der Prozeß bezüglich der Hauptſache nicht etwa ruhe, ſondern 
beendigt ſei. Hieran kann weder dadurch etwas geändert werden, 
daß die Gründe des Urtheils ſich nur mit dem Koſtenpunkte 
beſchäftigen, noch dadurch, daß die Anwälte der Parteien 
nachträglich vor dem B. G. erklärt haben, es habe eine Ver⸗ 
handlung zur Hauptſache nicht ſtattgefunden. Beſchluß des 
VII. C. S. i. S. Franke c. Gehlmann vom 25. Februar 1902, 
B Nr. 26/1902 VII. 

11. 8 301. 

Der Erlaß eines Theilurtheils ſetzt voraus, daß an der 
ergangenen Entſcheidung durch die noch zu erörternden Streit⸗ 
punkte nichts mehr geändert wird. Jedenfalls muß auch durch 
das Theilurtheil der Theil des Anſpruchs, über welchen ent- 
ſchieden iſt, ſoweit erkennbar gemacht ſein, um eine Nachprüfung 
des höheren Gerichts zu ermöglichen. Cf. Eutſch. des R. G. 
Bd. 16 S. 423, Peterjen-Anger, Civilprozeßordnung Bd. I 
S. 640 Bem. 3, Sächſ. Arch. Bd. J S. 271. II. C. S. i. S. 
Ludwigshafener Walzmühle c. Herrmaun vom 11. Februar 1902, 
Nr. 368/1901 II. 

12. § 303. 

Das L. G. hat, indem es den Feſtſtellungsantrag des Kl. 
über die durch das Zwiſchenurtheil bereits entſchiedene Frage 
zuließ, gegen zwingende prozeſſuale Vorſchriften verſtoßen, und 
das ganze Verfahren der I. J. leidet in Folge davon ſeit dem 
Erlaß des Zwiſchenurtheils an einem weſentlichen Mangel. 
Auf die gegen das landgerichtliche Theilurtheil eingelegte Be⸗ 
rufung hätte deshalb die Vorinſtanz nicht in eine ſachliche 
Prüfung und Entſcheidung des Streitſtoffes eintreten, ſondern 
die prozeſſualen Folgerungen aus dem mangelhaften Verfahren 
des erſten Rechtszuges ziehen ſollen. Man kann darüber zweifel⸗ 
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haft ſein, ob die gebotene Abhülfe in der Zurückweiſung des 
unzuläſſigen Feſtſtellungsantrages zu beſtehen hatte. Zu dieſer 
Maßnahme würde man haben gelangen müſſen, wenn in dem 
Feſtſtellungsantrage des Kl. eine zwar prozeßordnungswidrige 
Erhebung des neuen Anſpruchs zu erblicken wäre, aber immerhin 
mit der Folge, daß dadurch, wie etwa bei fehlerhafter Klag- 
erhebung, ein formelles Streitverhältniß zur richterlichen Ent- 
ſcheidung hätte gebracht werden können. Dieſe Auffaſſung würde 
aber der Rechtslage nicht entſprechen. Das Begehren des Kl., 
das nicht in Form der ſelbſtſtändigen Klage angebracht war, 
noch im Laufe des anhängigen Rechtsſtreits als Ineident⸗ 
feſtſtellungsklage einen bereits entſchiedenen Streitpunkt wieder 
in Streit ziehen konnte, begründet den Auſpruch auf richterliche 
Entſcheidung überhaupt nicht, ſondern durfte einfach abgelehnt 
werden. Von dieſem Standpunkt aus ergiebt ſich auch jetzt, 
daß nicht die Abweiſung des unzuläſſigen Antrags auszuſprechen, 
ſondern daß nur das durch die Zulaffung dieſes Antrages 
mangelhaft gewordene Verfahren der I. J. aufzuheben iſt. Dem⸗ 
gemäß iſt, unter Aufhebung des angefochtenen Urtheils, erkannt 
worden. Die Zurückverweiſung in die I. J. ergiebt fich daraus, 
daß nach eingetretener Erledigung des den Feſtſtellungsantrag 
betreffenden Verfahrens, die der Erledigung erſt noch bedürfende 
Klage in dieſer Suftanz anhängig geblieben iſt. I. C. S. i. S. 
Schnarr und Co. c. Schwartz und Gen. vom 1. Februar 1902, 
Nr. 337/1901 J. ö 

13. § 304. 

Bei einem alternativ geſtellten Klageantrage hat bis zur 
Zwangsvollſtreckung der Bekl. die Wahl, ob er der einen oder 
der anderen Alternative entjprechend leiſten und damit nach er⸗ 
folgter Verurtheilung feiner judikatmäßigen Verpflichtung genügen 
will (vergl. für das bisherige Recht Entſch. des R. G. in Civil⸗ 
ſachen Bd. 27 S. 382 und für das gegenwärtige Recht 88 262, 
264 B. G. B.). Die Bekl. köunte fi daher mit Recht be⸗ 
ſchweren, wenn ihr durch eine der Zwangsvollſtreckung zugängliche 
Verurtheilung nach der einen Alternative dieſes Wahlrecht ent— 
zogen würde. Aber in dieſem Sinne iſt das ergangene Urtheil 
nicht zu verſtehen. Es verurtheilt die Bekl. nicht ſchlechthin, 
den Widerſpruch der Niederlauſitzer Kohlenwerke gegen die Weg⸗ 
nahme des Holzes und der Streu zu beſeitigen, ſondern es ver- 
urtheilt fie hierzu alternativ, nämlich entweder den Wider⸗ 
ſpruch zu beſeitigen oder dem Kl. ſein dem Betrage nach noch 
feſtzuſtellendes Intereſſe an dieſer Beſeitigung zu erſetzen. 
Daraus ergiebt ſich, daß das Urtheil jetzt überhaupt noch 
nicht vollſtreckbar iſt, namentlich nicht etwa dahin, daß die 
Bekl. ſchon jetzt durch Zwangsmaßregeln zur Erwirkung von 
Handlungen (§§ 887 ff. C. P. O.) gezwungen werden könnte, 
den Widerſpruch zu beſeitigen. V. C. S. i. S. Nürnberg 
c. Clettwitz vom 27. Februar 1902, Nr. 407/1901 V. 

14. 88 313, 554. 

Der Bekl. hat ſeinen Rückforderungsanſpruch auf die Be⸗ 
hauptung eines thatſächlichen Irrthums geſtützt, auf die Be⸗ 
hauptung, er ſei bei der Ueberſendung der Meinung geweſen, 
die Frachtbonifikation ſei ihm von der Eiſenbahnverwaltung für 
Güter gewährt, die zur Erfüllung des Vertrages vom Juni 
1899 geſandt geweſen ſeien; auf die rechtsirrige Meinung, 
daß auch die Bonifikation für die Sendungen auf den Vertrag 
vom November 1898 der Kl. gebührte, hat er ſich während des 
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ganzen Rechtsſtreites nicht berufen, einen ſolchen Irrthum als 
Klage- beziehungsweiſe Anſpruchsgrund nicht geltend gemacht. 
Der B. R. verſtößt deshalb gegen einen Fundamentalſatz der 
C. P. O., die Verhandlungsmaxime, indem er an die Stelle 
des behaupteten Anſpruchsgrundes einen anderen, nicht behaup⸗ 
teten, ſetzt, ohne darzulegen, daß und inwiefern auch dieſer 
Grund in dem Vorbringen des Bekl. mitenthalten iſt. VII. C. S. 
i. S. Ruthe c. Schütze vom 14. Februar 1902, Nr. 434/1901 VII. 

15. § 313 Nr. 3. 

Wie ſchon in dem reichsgerichtlichen Urtheil vom 28. Mai 
1881 (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 4 S. 431) aus- 
geführt worden iſt, kann es nicht die unabweisbare Aufgabe 
des B. G. ſein, ſtets eine ſelbſtändige Darſtellung des ganzen 
Streit. und Sachverhältniſſes in fein Urtheil aufzunehmen. 
Es genügt, wenn daſſelbe, zumal bei einem beſonders umfang⸗ 
reichen Prozeßmaterial, ſeine Darſtellung auf den Thatbeſtand 
des Berufungs verfahrens als ſolchen beſchränkt und im 
Uebrigen auf den Thatbeſtand des erſten Urtheils, vorausgeſetzt, 
daß ein ſolcher in gehöriger Weiſe vorhanden iſt, Bezug nimmt. 
Auf dieſen letzteren Thatbeſtand, welchem der Vorwurf der Un⸗ 
vollſtändigkeit nicht zu machen iſt, durfte daher vorliegenden 
Falles auch das angefochtene Urtheil verweiſen, und wenn es 
daneben für ſeinen eigenen Thatbeſtand dieſe Verweiſung zu⸗ 
gleich auf den Inhalt vorgetragener Schriftſätze und die von 
dieſen angezogenen und ſomit als deren integrirender Beſtand⸗ 
theil anzuſehenden Rechtsgutachten erſtreckt, welche von den 
Profeſſoren Dr. Zorn und Dr. Löning erſtattet und in gedruckter 
Form zu den Akten überreicht ſind, ſo leidet die Verſtändlichkeit 
hierdurch nicht, und es kann eine unrichtige, mißbräuchliche 
Anwendung des § 313 Nr. 3 der C. P. O. darin nicht gefunden 
werden. Der auf dieſe Weiſe gewonnene Thatbeſtand reicht 
aus, um dem R. G. eine zuverläſſige thatſächliche Grundlage 
für die ſeiner Prüfung unterbreiteten Rechtsfragen darzubieten. 
IV. C. S. i. S. Fürſt zu Stolberg⸗Roßla c. Paulus und Ge⸗ 
noſſen vom 3. Februar 1902, Nr. 176/1901 IV. 

16. § 445. 

Der Beweis der gerichtlichen Inſinuation einer Schenkung 
durch Eideszuſchiebung über die thatſächlichen Elemente, in die 
fie zerfällt, ſämmtlich ſinnlich wahrnehmbare Vorgänge, iſt an 
fich nicht zu beanſtanden, und die im § 445 der C. P. O. 
vorgeſehenen Zuläſſigkeitsbedingungen find im vorliegenden Fall 
vorhanden. In erſterer Beziehung iſt hervorzuheben, daß die 
formelle Beweisführung nur da vom Beweis von Thatſachen 
ausgeſchloſſen iſt, wo der Beweis der Thatſache durch die richter⸗ 
liche Ueberzeugung von der Wahrheit der betreffenden That⸗ 
behauptung bedingt iſt, und daß dieſes nur da der Fall iſt, wo 
die Prüfung der feſtzuſtellenden Umſtände von Amtswegen vor⸗ 
geſchrieben iſt und der Streitgegenſtand der freien Dispoſition 
der Parteien nicht unterliegt. In der zweiten Beziehung kommt 
in Betracht, daß Bekl. die Rechtsnachfolgerin des Rentiers 
Meyer als Erbin iſt, ſodaß die die Inſinuation einſchließenden 
Thatſachen ſämmtlich Handlungen ihres Rechtsvorgängers oder 
Gegenſtand ſeiner Wahrnehmung geweſen ſind. III. C. S. 
i. S. Ernſt c. Meyer vom 14. Februar 1902, Nr. 402/1901 III. 

17. § 539. 

Das B. G. hat die Frage, ob ein Kontokorrentverhältniß 
zwiſchen den Parteien beſtehe, erörtert, aber nicht entſchieden. 
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Mit Rückſicht auf die Möglichkeit, daß ein Kontokorrentverhältniß 
von zehnjähriger Dauer zwiſchen den Parteien beſtehe, hat es 
geglaubt, in der Sache ſelbſt nicht entſcheiden zu konnen. Hierbei 
iſt es von der Erwägung ausgegangen, daß, wenn ein Konto⸗ 
korrentvertrag auf 10 Jahre abgeſchloſſen ſei, der mit der 
Widerklage geltend gemachte Saldo vor Ablauf oder Aufhebung 
des Vertrages nicht einklagbar und daß mithin die Widerklage 
voreilig ſei, da der Kontokorrentvertrag einen Stundungsvertrag 
bilde. Andererſeits hat das B. G. erwogen, daß es mit Rüd- 
ficht auf die noch in I. J. anhängige Widerklage auf Auflöſung 
des Vertrages vom 23. April 1898 ebenſowenig in der Lage 
ſei, die Widerklage abzuweiſen. Hierbei hat es angenommen, 
daß, wenn der Klage auf Vertragsauflöſung in I. J. ftatt- 
gegeben werde, das Auflöfungsurtheil gemäß feiner rückwirkenden 
Kraft die Fälligkeit des Saldos und damit die Begründetheit 
der Widerklage in dem außer Streit geſtellten Umfange um 
deswillen zur Folge habe, weil nach dem Vertrage der Saldo 
3 Monate nach Auflöfung des Verhältniſſes zahlbar ſei. Von 
dieſem Standpunkte aus hat das B. G. in dem Erlaß des 
landgerichtlichen Theilurtheils einen weſentlichen Mangel des 
Verfahrens erblickt, von der Erwägung ausgehend, daß ein 
Theilurtheil nur erlaſſen werden dürfe, wenn ein Anſpruch zur 
Eudentſcheidung reif ſei, die Entſcheidung über den der Widerkl. 
zuerkannten Betrag des Saldos aber noch nicht zur Endentſchei⸗ 
dung reif, vielmehr noch von der Entſcheidung über die in I. J. 
anhängige Widerklage auf Vertragsauflöſung abhängig 
ſei. Die Ausführungen des B. G. ſind nicht zu billigen. 
Denn wenn auch die Streitfrage, wie der Vertrag der Parteien 
auszulegen ſei, in der Berufungsinſtanz zu entſcheiden war, ſo 
war doch das B. G. in keiner Weiſe behindert, ſelbſtändig dieſe 
Frage zu entſcheiden und die hieraus ſich ergebenden rechtlichen 
Folgerungen zu ziehen. Unterſtellt nämlich, daß ein Konto⸗ 
korrentverhältniß mit der von dem B. G. angenommenen Wir⸗ 
kung beſtehe, ſo daß der Saldo vor Ablauf oder Aufhebung 
des auf 10 Jahre abgeſchloſſenen Vertrages nicht einklagbar ſei, 
jo hätte hieraus ſich die Folge ergeben, daß die vor Ablauf öder 
Auflöſung des Vertrages erhobene Widerklage als voreilig hätte 
abgewieſen werden müſſen. Hieran konnte auch der Umſtand 
nichts ändern, daß die Widerklage auf Vertragsauflöſung noch 
in I. J. anhängig war. Denn das B. G. hatte über die Wider⸗ 
klage nach den zur Zeit ſeiner Entſcheidung vorliegenden Ver⸗ 
hältniſſen zu entſcheiden. Zur Zeit dieſer Entſcheidung war 
aber der Vertrag noch nicht aufgelöſt. Die bloße Möglichkeit 
einer ſpäteren gerichtlichen Auflöſung des Vertrages ſtand dem⸗ 
nach der Entſcheidung über die Widerklage in der Berufungs- 
inſtanz nicht entgegen. Uebrigens hat das B. G. die Frage 
nicht in den Kreis ſeiner Erörterungen gezogen, ob die vom 
Zeitpunkte des Ablaufs oder der Auflöſung des Vertrages ab 
laufende dreimonatige Friſt für die Fälligkeit des Saldos in 
dem Falle, daß die Vertragsauflöſung im Klagewege durch 
Urtheil herbeigeführt werde, auch nach dem Vertragswillen 
der Parteien ſchon vom Tage der Klage oder nicht vielmehr 
erſt vom Tage der Rechtskraft des Urtheils ab zu berechnen 
ſei. Hiernach iſt der Grund, den das B. G. für die Unzuläſſig⸗ 
keit des erlaſſenen Theilurtheils angeführt hat, rechtsirrthümlich 
und kann die Aufhebung des Urtheils I. J. auf Grund des 
9 539 der C. P. O. nicht rechtfertigen; vielmehr leidet das 
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Berufungsurtheil an einem weſentlichen Mangel des Verfahrens. 
II. C. S. i. S. Ludwigshafener Walzmühle c. Herrmann vom 
11. Februar 1902, Nr. 368/1901 II. 

18. 8 546. 

Der nach § 546 der C. P. O. erforderliche Werth des 
Beſchwerdegegenſtandes iſt glaubhaft gemacht. Wenn auch der 
Rückkaufswerth der Lebensverſicherungspolice zur Zeit der Re⸗ 
viſionseinlegung nur 514,30 Mark betrug, ſo ſchließt dies ein 
weſentlich höher zu bewerthendes Intereſſe des Rkl. nicht aus, 
da er im Falle des Obſiegens die Wahl hätte, ob er die Police 
der Geſellſchaft zum Rückkauf anbieten, oder die Verſicherung 
fortſetzen und dadurch den künftigen Anſpruch auf die verſicherte 
Summe erwerben wollte. VII. C. S. i. S. Haniſch c. Günthers 
Konkursmaſſe vom 17. Februar 1902, Nr. 415/1901 VII. 

19. 88 556, 515. 

Das Urtheil vom 17. September 1901, welches gegen den 
im Termine ausgebliebenen Rkl. ergangen iſt, war ein Ver⸗ 
faumnißurtheil. Durch den gegen daſſelbe erhobenen Einſpruch 
wurde gemäß 8 342 der C. P. O. der Rechtsſtreit wieder in 
die Lage verſetzt, in welcher er ſich vor dem Erlaſſe des Ver⸗ 
ſäumnißurtheils befand und iſt ſonach die Beſchränkung des An- 
trages der Rbekl. auf die durch den Termin vom 17. Sep⸗ 
tember verurſachten Koſten nicht zu beanſtanden. Dieſelben ſind 
dem RE. aufzuerlegen. Der RE. hat die Revifion zurüd- 
genommen und iſt hierdurch dieſes Rechtsmittels verluſtig ge⸗ 
gaugen. C. P. O. §§ 566, 515. Inſoweit wäre auch eine 
gegentheilige Vereinbarung der Parteien unzuläſſig. Dagegen 
iſt eine Vereinbarung darüber, ob die Gegenpartei den Antrag 
auf Verluſtigkeitserklärung erwirken ſolle und dürfe, da die 
Stellung des Antrages der Parteidispoſition unterliegt, alſo 
verzichtbar iſt, an ſich nicht ausgeſchloſſen (vergl. Entſch. des 
I. C. S. vom 3. März 1900 L 408/99, Juriſtiſche Wochen⸗ 
ſchrift von 1900 S. 342 Nr. 10). Hiernach iſt erheblich, ob 
ſich aus dem Abkommen vom 12. September ein Verzicht der 
Rbekl. auf die Stellung des Antrags, den Gegner des Rechts⸗ 
mittels der Reviſion für verluſtig zu erklären, beziehungsweiſe 
eine Verpflichtung, den Antrag zu unterlaſſen, entnehmen läßt. 
Aus dem ſchriftlichen Vergleich vom 12. September, der übrigens, 
wie ſich aus den Angaben der vernommenen Zeugen ergiebt, 
ſofort von ſämmtlichen Betheiligten unterzeichnet wurde, erhellt 
ein ſolcher Verzicht nicht, denn er enthält über das geſetzliche 
Recht der Rbekl., den Rechtsſtreit durch den Antrag auf Ver⸗ 
luſtigkeitserklärung zum formellen Abſchluß zu bringen, keinerlei 
Beſtimmung, zudem war der Vergleich am 17. September noch 
nicht rechtswirkſam, da deſſen Rechtswirkſamkeit im Schlußſatze 
von der Zahlung der Koſten abhängig gemacht und dieſe, wie 
Rkl. ſelbſt vorträgt, erſt am 23. September erfolgte. Es wurde 
danach erkannt: Das Verſäumnißurtheil des III. C. S. des 
R. G. vom 17. September 1901 wird inſoweit aufrecht er⸗ 
halten, als es dem Rkl. die Koſten des Verſäumnißverfahrens 
auferlegt hat; im Uebrigen wird die Sache für erledigt erklärt; 
die weiteren Koſten der Reviſionsinſtanz werden dem Rkl. auf⸗ 
erlegt. III. C. S. i. S. Lenz o. Hämmerling vom 7. Februar 
1902, Nr. 409/1901 III. 

20. § 945. 

Das Verfahren auf Grund des § 942 Abſ. 1 der C. P. O. 
beſchränkt ſich auf die Prüfung der Rechtmäßigkeit der vom 
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Amtsgericht erlaſſenen einſtweiligen Verfügung. Dieſe Aufgabe 
iſt erſchöpft, wenn das Gericht der Hauptſache zur Aufhebung 
der einſtweiligen Verfügung gelangt. Wohl können daher im 
Verfahren gemäß § 942 von dem in dieſem Verfahren Bekl. 
Anträge auf Abänderung bezw. Beſchränkung der einſtweiligen 
Verfügung geſtellt werden, nicht aber abgeſehen von Anträgen 
bezüglich der Rechtsfolgen im Koſtenpunkte Gegenanträge, welche 
über die Aufhebung derſelben hinausgehen. Zu den letzteren 
gehört der Antrag der Bekl. auf Wiederherſtellung des früheren 
Zuſtandes, wie ihn die Bekl. geſtellt haben, ſei es nun, daß 
derſelbe auf allgemeine Grundſätze (vergl. B. G. B. § 561 Abſ. 2) 
oder auf die Schadenserſatzpflicht des Antragſtellers ($ 945 
C. P. O.) geſtützt wird. Die Reviſion der Bekl. hat ausgeführt, 
daß jedenfalls der letztere Anſpruch im gegenwärtigen Verfahren 
durchgeführt werden könne. Es iſt auch zutreffend, daß die 
85 717 Abſ. 2 und 302 Abſ. 4 der C. P. O., welche ähnliche 
Schadenserſatzanſprüche ſtatuiren, wie § 945, die ausdrückliche 
Beſtimmung enthalten, daß die Verfolgung derſelben in dem 
jeweils anhängigen Verfahren ſtattfinden könne, allein gerade 
eine ſolche Beſtimmung fehlt in $ 945 und hat das B. G. 
hieraus mit Recht den Schluß gezogen, daß dieſe Beſtimmung 
mit Abſicht weggeblieben iſt und ſomit die Verfolgung des 
Schadenserſatzanſpruchs im Verfahren über die einſtweilige 
Verfügung unzuläſſig ſei. Die Nichtaufnahme einer den § 717 
Abſ. 2 Satz 2 und § 302 Abſ. 4 analogen Beſtimmung er- 
ſcheint auch wohl begründet, da das Verfahren über die einſt⸗ 
weilige Verfügung ſeiner Natur nach ein vorläufiges und 
ſummariſches iſt und ſich zur Feſtſetzung von Schadenserſatz⸗ 
anſprüchen nicht eignet. III. C. S. i. S. Haaſe c. Schilling 
vom 21. Februar 1902, Nr. 421/1901 III. 

Zur Konkursordnung. 

21. 8 30 Nr. 1. 

Einer Verpfändung hat das B. G. mit Recht die Wirk⸗ 
ſamkeit verſagt, da das dingliche Pfandrecht nach dem klaren 
Wortlaute des § 1280 des B. G. B. erſt durch die Be⸗ 
nachrichtigung des Schuldners ſeitens des Gläubigers, und erſt 
vom Zeitpunkte dieſer Benachrichtigung an entſteht, die Benach⸗ 
richtigung aber unſtreitig erſt erfolgt iſt, nachdem der Bekl. von 
der Zahlungseinſtellung Kenntniß erlangt hatte. Dieſer Zeit⸗ 
punkt iſt maßgebend; erſt durch die Benachrichtigung iſt das die 
Gläubiger benachtheiligende Rechtsgeſchäft zu Stande gekommen, 
hat der Gläubiger eine anfechtbare Sicherung erlangt. Was in 
dem Urtheile des R. G., III. C. S., vom 20. April 1883 — 
Entſch. in Civilſachen Bd. 9 S. 69 — in Bezug auf die An⸗ 
fechtung einer erſt durch die Eintragung im Grundbuche wirkſam 
werdenden Ceſſion oder Verpfändung ausgeführt iſt, läßt ſich 
entſprechend auch auf die, erſt durch die Anzeige nach § 1280 
des B. G. B. wirkſam werdende, Verpfändung einer Forderung 
anwenden. Es iſt ſonach gleichgültig, wenn der Verpfändungs⸗ 
vertrag verabredet wurde; die Pfandbeſtellung iſt erſt nach 
der Zahlungseinſtellung erfolgt, und deshalb nach § 30 Nr. 1 
der R. K. O. anfechtbar. VII. C. S. i. S. Haniſch c. Günthers 
Konkursmaſſe vom 17. Februar 1902, Nr. 415/1901 VII. 

22. 88 144, 145, 149. 

Zwar gilt nach 8 144 Abſ. 1 R. K. O. die Forderung eines 
Konkursgläubigers als feſtgeſtellt, ſoweit gegen ſie im Prüfungs⸗ 
termin ein Widerſpruch weder von dem Verwalter, noch von 
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einem Konkursgläubiger erhoben wird oder ſoweit ein erhobener 
Widerſpruch beſeitigt iſt. Der Gemeinſchuldner kann mithin die 
Feſtſtellung einer zum Konkurs angemeldeten Forderung nicht 
hindern. Hieraus darf jedoch nicht der Schluß gezogen werden, 
daß in dem Konkursverfahren über das Vermögen einer 
Kommanditgeſellſchaft für die Beantwortung der Frage, ob die 
noch rückſtändigen Einlagen der Kommanditiſten zur Deckung 
der Geſellſchaftsſchulden erforderlich ſeien, ſchon die Feſtſtellung 
der Forderungen im Prüfungstermin entſcheide. Wäre dies der 
Fall, ſo würde dem Kommanditiſten die Möglichkeit, Ein⸗ 
wendungen gegen die Forderungen zu erheben, abgeſchnitten ſein, 
da beſondere Prozeſſe, auf die das B. G. verweiſt, kaum zum 
Ziele führen könnten. Der Abſ. 1 des § 144 R. K. O. bedingt 
aber jenen Schluß nicht, denn er trifft nur Beſtimmung darüber, 
wann eine Forderung als feſtgeſtellt zu gelten habe und die 
Feſtſtellung einer Forderung hat nur zur Folge, daß der Gläubiger 
ein Recht auf antheilmäßige Befriedigung aus dem in der Maſſe 
befindlichen Vermögen erhält (vergl. 88 145 Abſ. 2, 149 ff. 
R. K. O.), während ſie für die Entſcheidung darüber, was zur 
Maſſe gehöre oder zu derſelben einzuzahlen ſei, nicht maßgebend 
fein kann. I. C. S. i. S. Zweifel u. Gen. c. Kleinſchmidts 
Konkurs vom 29. Januar 1902, Nr. 333/1901 J. 

23. § 146. 

Vor der Eröffnung des Konkursverfahrens über das Ver⸗ 
mögen des urſprünglichen Bekl. Emil Z. war gegen dieſen ein 
Verſäumnißurtheil ergangen. Gegen dieſes Urtheil war zwar 
ebenfalls noch vor der Eröffnung des Konkursverfahrens inner⸗ 
halb der geſetzlichen Friſt Einſpruch eingelegt worden. Da indeß, 
wie ſich aus $ 343 der C. P. O. ergiebt, ein Verſäumnißurtheil 
nicht ſchon durch die Einſpruchseinlegung, ſondern erſt durch ein 
es aufhebendes Urtheil beſeitigt wird, ſo hatte die Kl. zur Zeit 
der Eröffnung des Konkursverfahrens einen Titel für ihren An⸗ 
ſpruch, der ſie der Nothwendigkeit überhob, nach erfolgter An⸗ 
meldung dieſes Anſpruchs im Konkurſe deſſen Feſtſtellung zu 
betreiben. Ihr Anſpruch galt als feſtgeſtellt, ſo lange das er⸗ 
gangene Verſäumnißurtheil nicht aufgehoben war. Nach § 146 
Abſ. 6 der R. K. O. hatte deshalb der Konkursverwalter feinen 
Widerſpruch gegen die von der Kl. angemeldete Forderung zu 
verfolgen, mithin auf die Beſeitigung des Verſäumnißurtheils 
hinzuwirken, und der zu dem Behuf von ihm einzuſchlagende 
prozeßordnungsmäßige Weg war der, daß er, der Konkurs- 
verwalter, wie er auch gethan hat, den anhängigen Rechtsſtreit 
aufnahm. I. C. S. i. S. Brendel e. Zaums Konkurs vom 
22. Februar 1902, Nr. 367/1901 J. 

24. Konkursrecht; Zinſen. 

Ueber den zugeſprochenen Zinsſatz beſchwert ſich die Reviſion 
mit Unrecht. Es handelt ſich um geſetzliche Zinſen aus Forde⸗ 
rungen, deren Fälligkeit erſt zu einer Zeit eingetreten iſt, wo die 
Gemeinſchuldnerin in Folge der Konkurseröffnung ihre 
Kaufmannseigenſchaft verloren hatte. Wenn unter dieſen 
Umſtänden das B. G. zwar für die Zeit vor dem 1. Januar 1900 
die Zinſen aus den zugeſprochenen Beträgen in der vom Bekl. 
ſelbſt beantragten Höhe von 6 und 5 Prozent, für die ſpätere Zeit 
aber nicht mehr in der beantragten Höhe von 5 Prozent, welches 
nach §§ 352, 353 des H. G. B. der Zinsfuß aus beider— 
ſeitigen Handelsgeſchäften für Kaufleute iſt, ſondern nach § 246, 
bezw. 288 des B. G. B. nur in Höhe von 4 Prozent zu— 
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weiſt, ſo ſteht dies im Einklange mit der in der Rechtſprechung 
des R. G. gebilligten Anficht, daß für die Bemeſſung der gejeß- 
lichen Zinſen nach dem Inkrafttreten des neuen Rechts die 
Vorſchriften des letzteren maßgebend ſind (vergl. Entſch. des 
R. G. in Civilſachen Bd. 46 S. 74, 82). I. C. S. i. S. 
Filiale zu Frankfurt a. M. der Bank für Handel und Induſtrie 
A.⸗G. zu Darmſtadt c. Kerſten Konkurs vom 29. Januar 1902, 
Nr. 329/1901 J. 

Zum Handelsrecht. 

25. § 22. 

Daß wer ein Geſchäft mit der Firma erworben hat mangels 
beſonderer Parteiabreden dieſes Geſchäft mit der Firma auch 
wieder auf einen Dritten übertragen kann, iſt zweifellos (Bolze, 
Praxis Bd. 6 Nr. 170). Auch geſtattet § 4 des Geſetzes betr. 
die Geſellſchaften m. b. H. ausdrücklich die Beibehaltung der 
Firma eines auf die Geſellſchaft übergegangenen Geſchäfts, falls 
die Vorausſetzungen des $ 22 des H. G. B. vorliegen. Nach 
dieſer (in den hier in Betracht zu ziehenden Punkten ſachlich mit 
dem Art. 22 des allgemeinen deutſchen H. G. B. übereinſtimmenden) 
Vorſchrift aber iſt die Führung des fremden Namens als Firma 
gebunden an die Zuſtimmung des Geſchäftsinhabers bei der Ver⸗ 
äußerung und an die Fortführung des Geſchäfts. Der Erwerber 
darf alſo nicht etwa das Geſchäft aufgeben und für ein neues 
Geſchäft die Firma annehmen, bezw. fortführen. (Entſch. des 
R. G. Bd. 1 S. 261, Bd. 46 S. 151.) Daraus folgt aber 
nicht, daß der Betrieb des Geſchäfts unverändert bleiben muß; 
vielmehr iſt Ausdehnung oder Einſchränkung des Betriebes ge⸗ 
ſtattet, falls nur die Grundlagen des Geſchäfts im Weſentlichen 
dieſelben bleiben oder — wie man ſich auszudrücken pflegt — 
die Kontinuität des Unternehmens gewahrt wird. (Bolze, Praxis 
Bd. 3 Nr. 234, Bd. 6 Nr. 169, Bd. 8 Nr. 161.) I. C. S. 
i. S. Thümecke e. Auguſt Thümecke Nachf. Geſ. m. b. H. vom 
8. Februar 1902, Nr. 350/1901 J. 

26. Art. 122. (R. K. O. § 212, Art. 170 des E. G. 
zum B. G. B., E. G. zum Geſetz Abänderung der R. K. O. 
betreffend vom 17. Mai 1898 Art. VI.) 

Das B. G. ſetzt ſich in Widerſpruch mit dem ſchon vom 
R. O. H. G. ausgeſprochenen und vom R. G. feſtgehaltenen 
Rechtsſatz, daß nach Art. 122 des Allgemeinen deutſchen 
Handelsgeſetzbuchs im Falle des Konkurſes der Geſellſchaft die 
Gläubiger aus dem Privatvermögen der Geſellſchafter nur ſub— 
ſidiär, inſoweit als ſie im Geſellſchaftskonkurs einen Ausfall 
erlitten, Befriedigung erlangen könnten, ſowie mit dem weiteren 
von den beiden höchſten Gerichtshofen ebenfalls anerkannten 
Grundſatz, daß jener Rechtsſatz auch auf ausgeſchiedene 
Geſellſchafter Anwendung finde. Die Begründung der vom 
B. G. vertretenen gegentheiligen Anſicht beſteht in der Bezug⸗ 
nahme auf ein von ihm in Sachen Gablenz wider Breier er⸗ 
laſſenes und in der Hanſeatiſchen Gerichtszeitung 1898 Nr. 9 
abgedrucktes Urtheil, das ſich im Weſentlichen den Ausführungen 
Hinsberg's in der Zeitſchrift für das geſammte Handelsrecht 
Bd. 46 S. 70 ff. anſchließt. Das erkennende Gericht hat zu⸗ 
nächſt keinen Anlaß gefunden, dem erſten der erwähnten Rechts- 
ſätze entgegenzutreten. Der von Schultze in Raſſow⸗Küntzel 
Beiträge zur Erläuterung des deutſchen Rechts Bd. 31 S. 185 ff. 
unternommene, von Staub, Kommentar zum Handelsgeſetzbuch 
4. und 5. Auflage S. 212 § 2, gebilligte und von Hinsberg 
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a. a. O. aufgenommene Verſuch, aus der Entſtehungsgeſchichte 
des Artikels die mit ſeiner Faſſung nicht in Einklang ſtehende 
Deutung nachzuweiſen, daß eine Beſchränkung der Solidarhaft 
bei konkursfreien Geſellſchaftern, über deren Privatvermögen 
alſo der Konkurs nicht eröffnet iſt, nicht beabſichtigt geweſen, 
beruht auf der Vermuthung eines Mißverſtändniſſes der Re⸗ 
daktionskommiſſion, die weder im Wortlaute des Artikels, noch 
in einer Aeußerung der Kommiſſionsmitglieder, noch in einer 
Feſtſtellung der Protokolle eine Unterlage findet. (Vergl. Hahn, 
Kommentar zum Allgemeinen deutſchen Handelsgeſetzbuch 4. Auf⸗ 
lage Bd. 1 S. 514 ff.) Das erkennende Gericht ſchließt ſich 
ſomit der herrſchenden, vom R. O. H. G. und R. G. anerkannten 
Anſicht an. (Vergl. Entſch. des R. O. H. G. Bd. 15 S. 207, 
Bd. 17 S. 284, Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 5 S. 52.) 
Das R. O. H. G. erachtet die Anwendung dieſer Beſchränkung 
des Geſellſchaftsgläubigers im Falle des Konkurſes der Geſell⸗ 
ſchaft auch dem ausgeſchiedenen Geſellſchafter gegenüber für 
zweifellos. (Entſch. des R. O. H. G. Bd. 15 S. 204.) Der 
1. C. S. des R. G. hat die Anwendbarkeit in einer Entſchei⸗ 
dung vom 2. März 1895 eingehend begründet. Die Meinungen 
in der Litteratur find getheilt. (Vergl. Hinsberg a. a. O. S. 82 
Note 37a.) Die gegen die Anwendbarkeit geltend gemachten 
und insbeſondere von Hinsberg a. a. O. ausgeführten Gründe 
erſcheinen aber nicht ſo überzeugend, daß der erkennende Senat 
ſich veranlaßt ſähe, die Entſcheidung der vereinigten Civilſenate 
anzurufen. Verändert ſich auch die Stellung des ausgeſchiedenen 
Geſellſchafters gegenüber der Geſellſchaft, ſo erleidet doch das 
Forderungsrecht der Geſellſchaftsgläubiger gegen den ausgeſchie⸗ 
denen Geſellſchafter keine Veränderung und iſt dieſer hinſichtlich 
der Abwicklung der Geſchäfte der Verfügung der verbleibenden 
Geſellſchafter unterworfen. Nennt auch Art. 122 des alten 
H. G. B. im Gegenſatz zu den Art. 130 und 131 nur den 
Geſellſchafter und nicht den ausgeſchiedenen Geſellſchafter, ſo 
ſpricht doch für die Anwendbarkeit des Art. 122 auf den aus⸗ 
geſchiedenen der Umſtand, daß nicht abzuſehen iſt, warum der 
Geſellſchafter, der, ſo lange er der Geſellſchaft angehört, im 
Falle des Konkurſes für die Verbindlichkeit der Geſellſchaft mit 
ſeinem Privatvermögen nur bedingt haftete, in Folge ſeines 
Austrittes aus der Geſellſchaft einer erweiterten Haftung unter⸗ 
liegen ſollte. Der Prozeßbevollmächtigte der Rbekl. hat darauf 
hingewieſen, daß der Konkurs im November 1900 eröffnet 
worden ſei. Seiner Anſicht nach müßte alſo die Beſtimmung 
des § 212 der R. K. O. neuer Faſſung in Anwendung kommen, 
wonach die Beſchränkung der Haftung nur eintrete, wenn über 
das Privatvermögen der Geſellſchafter der Konkurs eröffnet ſei. 
Das Schuldverhältniß iſt durch den Abſchluß des Lieferungs⸗ 
kaufs vom Oktober 1898 begründet worden. Gemäß Art. 170 
des E. G. zum B. G. B. bleiben alſo die bisherigen Geſetze 
maßgebend. Die Frage der Subſidiarität der Haftung iſt aber 
eine Frage des materiellen Rechts. Im Einklang hiermit be⸗ 
ſtimmt Art. VI des E. G. zu dem Geſetz, betreffend Aenderungen 
der R. K. O. vom 17. Mai 1898, daß in einem am Tage des 
Inkrafttretens des Geſetzes, betreffend Aenderungen der R. K. O. 
oder nach dieſem Tage eröffneten Konkursverfahren, ſoweit für 
ein Rechtsverhältniß die Vorſchriften des bisherigen bürgerlichen 
Rechts maßgebend ſeien, für das Rechtsverhältniß auch die 
Vorſchriften des bisherigen Konkursrechts maßgebend bleiben. 
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(Vergl. Lehmann, „Zeitliche Anwendbarkeit des neuen Handels⸗ 
geſetzbuchs“ in der Zeitſchrift für das geſammte Handelsrecht 
Bd. 48 S. 105 und 106.) Iſt auch gegen den ausgeſchie⸗ 
denen Geſellſchafter das Recht des Geſellſchaftsgläubigers im 
Konkurſe der Geſellſchafter auf den Ausfall im Konkurſe be 
ſchränkt, ſo ergiebt ſich als nothwendige Folge, daß auch gegen 
den ausgeſchiedenen Geſellſchafter vom Geſellſchaftsgläubiger 
nicht vor Beendigung des Konkurſes auf Befriedigung aus 
ſeinem Privatvermögen geklagt werden kann. Der Ausfall, für 
den allein der Geſellſchafter mit ſeinem Vermögen haftet, kann 
eben erſt dann berechnet und feſtgeſtellt werden. (Vergl. Entſch. 
des R. G. in Civilſachen Bd. 5 Seite 54, Bd. 35 S. 10.) Es 
iſt auch darauf hingewieſen worden, daß der Bekl. die Schuld 
anerkannt habe. Was in dieſer Beziehung aus dem That⸗ 
beſtande des B. U. zu entnehmen iſt, läßt höchſtens ein Nicht⸗ 
beſtreiten der Forderung erſehen. Von einer Anerkennung im 
Sinne eines beſonderen Schuldgrundes iſt nirgends die Rede. 
Die Subſidiarität der Haftung für die Schuld wird aber da⸗ 
durch nicht beſeitigt, daß die Geſellſchaftsſchuld nicht beſtritten 
wird. Das Urtheil hat die Frage zu löſen, ob die Klage ſo, 
wie ſie geſtellt iſt, nach Zeit und Umſtänden, wie nach dem 
geltend gemachten Klagegrunde gerechtfertigt erſcheine oder nicht. 
Iſt dieſe Frage zu verneinen, ſo iſt die Klage abzuweiſen. 
(Vergl. Planck, Lehrbuch des deutſchen Civilprozeſſes Bd. I 
S. 265.) Demgemäß giebt auch der Grund der Abweiſung 
Maß und Ziel für die Tragweite derſelben. Die Abweiſung 
dieſer Klage ſteht daher auch der ſeinerzeitigen Klageſtellung auf 
Deckung des Ausfalls in keiner Weiſe im Wege. VI. C. S. 
i. S. Auer c. Spinnerei⸗Aktiengeſellſchaft vormals Klauſer vom 
13. Februar 1902, Nr. 331/1901 VI. 

27. 88 171, 172. 

Die Hergabe der einzubringenden Liegenſchaften wird nicht 
von dem perſönlich haftenden Geſellſchafter K. oder dem Konkurs⸗ 
verwalter verlangt, ſondern es wird das auf Zahlung gerichtete 
Gläubigerrecht geltend gemacht, das den Gläubiger nach §S 171 
Abſ. 1 H. G. B. zuſteht und nach Abſ. 2 daſelbſt während der 
Dauer eines Konkursverfahrens über das Vermögen der Gejell- 
ſchaft durch den Konkursverwalter ausgeübt wird. In § 172 
Abſ. 1 H. G. B. iſt ausgeſprochen, daß im Verhältniß zu den 
Gläubigern der Geſellſchaft die Einlage des Kommanditiſten 
nach der Eintragung in das Handelsregiſter durch den in der 
Eintragung angegebenen Betrag beſtimmt wird. Und hierin 
erſchöpft ſich die Wirkung der Eintragung nicht; es greift viel⸗ 
mehr der von jeher geltende und (vergl. Entſch. des R. O. H. G. 
Bd. 13 S. 375; des R. G. in Civilſachen Bd. 40 S. 146) 
wiederholt ausgeſprochene Grundſatz ein, daß die Eintragungen 
im Handelsregiſter als öffentlich im Rechtsverkehr abgegebene 
verantwortliche Erklärungen zu gelten haben. Wenn der Konkurs- 
verwalter durch das Geſetz, $ 171 Abſ. 2 H. G. B., berufen 
iſt, das den Geſellſchaftsgläubigern zuſtehende Recht auszuüben, 
ſo muß ihm auch der Einwand entgegengeſetzt werden können, 
daß ein ſolches Recht nicht vorhanden ſei. Der Konkurs⸗ 
verwalter ſoll das zur Maſſe gehörige Vermögen heranziehen 
und deshalb auch die rückſtändigen Einlagen der Kommanditiſten 
einfordern. Letzteres hat jedoch nur ſo weit zu geſchehen, als 
es für den Zweck des Konkurſes, die Befriedigung der Gläubiger, 
erforderlich iſt, während eine darüber hinausgehende Anſammlung 
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von Kapital für die Gläubiger ohne Intereſſe ſein und deshalb 
nicht mehr zu dem Bereich der Aufgabe gehören würde, die 
dem Konkursverwalter in §8 171 Abſ. 2 cit. zugewieſen iſt. 
Wenn und ſo weit daher die Rkl. nachweiſen könnten, daß die 
von ihnen geforderten Einlagen zur Tilgung von Schulden, 
für die ſie haften müßten, nicht erforderlich ſeien, ſo 
müßten ſie hiermit in dem gegenwärtigen Rechtsſtreit gehört 
werden. Sie müſſen bis zum Belauf der angegebenen und 
noch nicht geleiſteten Einlage für ſämmtliche Schulden auf⸗ 
kommen, die nach der Eintragung vom 3. März 1900, 
als Schulden der Geſellſchaft entſtanden find. Und zu den 
Geſellſchaftsſchulden gehören ſämmtliche unter der Firma 
K. & Co. oder für dieſelbe eingegangenen Verbindlichkeiten, 
mögen dieſe für den im Geſellſchaftsvertrage bezeichneten Zweck 
der Geſellſchaft erwachſen fein oder nicht, insbeſondere, unter 
der angegebenen Vorausſetzung, alſo auch diejenigen, die K. in 
Anlaß ſeines eigenen Geſchäfts eingegangen ſein ſollte. Wenn 
und ſoweit die Einlagen der Rkl. zur Deckung ſolcher Schulden 
erforderlich ſind, können ſie mithin die Einzahlung nicht ab⸗ 
lehnen. I. C. S. i. S. Zweifel u. Gen. c. Kleinſchmidts Konkurs 
vom 29. Januar 1902, Nr. 333/1901 J. 

28. Art. 274. 

Gegen die Annahme des B. R., daß ein Handelsgeſchäft 
vorliege, richtet ſich der erſte Angriff der Reviſion. Die Reviſion 
meint, daß die mit dem Verkauf des Grundſtücks zuſammen⸗ 
hängenden Hypothekengeſchäfte fo wenig zum Betriebe des 
Handelsgewerbes eines Gaſtwirths, wie Verabredungen über 
eventuelle Vorrangseinräumungen zum Handelsbetriebe eines 
Brennereibeſitzers gehörten. Der Zweifelfall des Art. 274 des 
alten H. G. B. ſei alſo nicht gegeben. Die hiermit gerügte 
Verletzung des citirten Geſetzes liegt nicht vor. Der gedachte 
Artikel Abſ. 1 ſtellt eine Rechtsvermuthung auf, die durch Gegen⸗ 
beweis widerlegt werden kann, die aber auch dann nicht gilt, 
wenn, auch ohne daß ein Gegenbeweis angetreten und geführt 
wird, aus den obwaltenden Umſtänden ſich als zweifellos er- 
giebt, daß das fragliche Geſchäft nicht zum Handelsbetriebe 
der betheiligten Kaufleute, und zwar keines von ihnen gehört. 
Es genügt alſo, um die Vermuthung auszuſchließen, noch nicht, 
daß eine Beziehung des Geſchäfts zum Handelsgewerbe nicht 
erſichtlich iſt, vielmehr muß klar erſichtlich ſein, daß es keine 
ſolche Beziehung hat, die Präſumtion muß ihre ſchlüſſige Wider⸗ 
legung in den obwaltenden Umſtänden finden. (Vergl. Staub, 
Kommentar $ 3 zu Art. 274, Entſch. des R. G. Bd. 28 S. 315, 
Bd. 29 S. 13.) V. C. S. i. S. Radermacher 6. Niehoff vom 
15. Februar 1902, Nr. 390/1901 V. 

29. Art. 324. 

Eine ſpezielle Vereinbarung war über den Erfüllungsort 
nicht getroffen worden. Es hatte daher an ſich Kl. am Orte 
ſeiner Handelsniederlaſſung in Großalmerode und Bekl. am Orte 
ihrer Handelsniederlaſſung in Colombo gemäß der für den vor⸗ 
liegenden Fall noch anwendbaren Beſtimmungen des Allgem. 
Deutſch. H. G. B. zu erfüllen. Die Beſtimmung, daß der 
Kaufpreis durch ein Accept eines Bankiers in London zu be⸗ 
richtigen war, ändert hieran nichts, denn dieſe Vereinbarung war 
nur ein Erſatz für die dem Kl. geſetzlich obliegende Verpflichtung 
auf ſeine Gefahr und Koſten die Zahlung der Bekl. an den 
Ort zu übermachen, an welchem die letztere zur Zeit der Ent— 
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ſtehung der Forderung ihre Handeldniederlaffung hatte: eine Be⸗ 
ſtimmung, durch welche der geſetzliche Erfüllungsort des Kl. 
nicht geändert wird (Bolze, Praxis des Reichsgerichts in Civil⸗ 
ſachen Bd. 15 Nr. 568, Juriſtiſche Wochenſchrift 1895 S. 162 
Ziff. 2. Der Umſtand, daß die Uebergabe der Konoſſemente in 
London erfolgte, iſt in dieſer Hinſicht ebenfalls von keiner Be⸗ 
deutung (Juriſtiſche Wochenſchrift 1892 S. 152 Ziff. 11). 


III. C. S. i. S. Freudenberg c. Gundlach vom 18. Februar 


1902, Nr. 397/1901 III. 

30. Unfallverſicherung. 

Daß die Frage der Mitverſicherung der Beſchäftigung als 
Radfahrlehrer von Bedeutung iſt nicht nur für den Fall, daß 
der Kl. in Ausübung dieſer Beſchäftigung verunglücken ſollte, 
ſondern auch dann, wenn er, wie im vorliegenden Falle, in 
einer anderen, verſicherten Beſchäftigung einen Unfall erleidet, 
ergiebt § 12 B vorletzter Abſatz der allgemeinen Verſicherungs⸗ 
bedingungen, wonach bei einer Verletzung der in Frage ſtehenden 
Art die Feſtſtellung des Invaliditätsgrades davon abhängt, ob 
und inwieweit die Erwerbsfähigkeit des Verletzten unter Berück⸗ 
ſichtigung ſeines Berufes, ſeiner Lebensſtellung, Kenntniſſe 
und Fähigkeiten durch den Unfall vermindert worden iſt. Bildet 
die Nebenbeſchäftigung des Kl. als Radfahrlehrer eine er- 
werbende Beſchäftigung — und der Kl. behauptet dieſes —, 
ſo iſt ſie alſo bei der Feſtſetzung der Höhe der Entſchädigung 
mit in Betracht zu ziehen und vergrößert die von der Bekl. in 
dem Verſicherungsvertrag übernommene Gefahr. In dieſer Hin⸗ 
ſicht hat denn auch der B. R. auf Grund des Schreibens der 
Bekl. vom 8. Januar 1900 feſtgeſtellt, daß, wenn der Kl. auch 
als Fahrradlehrer hätte verſichert ſein wollen, er eine bedeutend 
hohere Verſicherungsprämie hätte zahlen müſſen, als er in Wirk⸗ 
lichkeit gezahlt habe. Demnach erweiſt ſich die von dem Kl. 
zur Rechtfertigung der Reviſion gemachte Ausführung, es könne 
für die Bemeſſung der Höhe der Entſchädigung nicht darauf 
ankommen, ob er auch als Radfahrlehrer verſichert ſei, 
da er nicht beim Radfahrunterricht, ſondern auf einer mit dem 
Velociped unternommenen Geſchäftstour verunglückt ſei, und es 
könne ſich höchſtens darum handeln, ob er die Frage nach ſeiner 
Beſchäftigung in dem Verſicherungsantrage ſchuldhafter Weiſe 
unrichtig beantwortet habe, als unbegründet. II. C. S. i. S. 
Vietinghoff c. Unfallverſicherungsgeſellſchaft Rhenania vom 
18. Februat 1902, Nr. 373/1901 II. 

Zum Haftpflichtgeſetz. 

31. § 1. 

Das B. G. nimmt die Moͤglichkeit an, daß T. auf dem 
Trittbrett des Wagens bereits feſten Fuß gefaßt habe. Für 
dieſen Fall ſtellt es aber nicht feſt, ſondern es unterſtellt nur, 
daß T. freiwillig und abſichtlich heruntergeſprungen ſei. Auf 
dieſer Unterſtellung beruht dann die Annahme, daß die 
That als Ausfluß vollſtändiger Geiſtes verwirrung anzu⸗ 
ſehen und weiterhin, daß der Unfall auf höhere Gewalt 
zurückzuführen ſei. Nun hatten aber die Kl. behauptet, daß 
der Kutſcher des Wagens, auf den der Junge geſprungen ſei, 
dieſem in heftigem Tone „Junge paß auf“ zugerufen und da⸗ 
durch den Jungen, weil dieſer darin eine Drohung habe erblicken 
müſſen, gezwungen habe, abzuſpringen; denn anders ſei das 
Verfahren des Knaben nicht zu erklären. Mit dieſem Vorbringen 
hat nicht bloß ein eigenes Verſchulden des Knaben ſowie das 
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Vorliegen höherer Gewalt beſtritten, ſondern ſogar ein Verſchulden 
der Bekl. behauptet werden ſollen. In der Behauptung, daß 


der Knabe in dem Zurufe des Kutſchers „Junge paß auf“ eine 


Drohung und einen Zwang, abzuſpringen, habe erblicken 
müſſen, liegt ſelbſtverſtändlich als das minus die Behauptung, 
daß der Knabe den Zuruf des Kutſchers in dieſem Sinne habe 
auffaſſen können oder wenigſtens aufgefaßt habe. Wäre aber 
der Knabe in Folge des Zurufs und des hierin liegenden wirk⸗ 
lichen oder auch nur vermeintlichen Zwanges von dem Tritt⸗ 
brette abgeſprungen, jo wäre die Unterſtellung des B. G., 
daß der Knabe freiwillig abgeſprungen ſei, unhaltbar. Mit 
dem Wegfalle der Vorausſetzung müßten dann aber auch die 
hieraus gezogenen Schlußfolgerungen — vollſtändige Geiſtes⸗ 
verwirrung und weiterhin höhere Gewalt — fallen. Das 
B. G. hätte daher nicht ohne Weiteres von der angegebenen 
- Unterftellung ausgehen und hierauf die Entſcheidung gründen 
dürfen, ſondern es hätte das Vorbringen der Kl. prüfen 
müſſen. Von dieſem Geſichtspunkte hat aber das B. G. das 
Vorbringen der Kl. überhaupt nicht geprüft und wie aus ſeinen 
weiteren Ausführungen bezüglich der Frage des Verſchuldens der 
Pferdebahnkutſcher ſich ergiebt, in ſeiner wahren Bedeutung auch 
nicht erkannt. Denn wenn es auch richtig iſt, daß die Kl. ihre 
in I. J. aufgeſtellte Behauptung, der Kutſcher habe dem Knaben 
zugerufen, „Beſetzt herunter“, in der Berufungs⸗Inſtanz nicht 
wiederholt haben, ſo war doch das Vorbringen der Kl. in der 
Berufungs⸗Inſtanz nur dem Wortlaute, nicht dem Sinne nach 
von ihrer urſprünglichen Behauptung verſchieden. In Anſehung 
der Frage, ob den Pferdebahnkutſchern ein Verſchulden zur Laſt 
falle, iſt das B. G. „den zutreffenden Ausführungen des I. R. 
durchaus beigetreten“. In dieſer Beziehung hat der I. R. er⸗ 
wogen: Nach den Bekundungen der Zeugen O. und B. hat 
der Kutſcher dieſes Wagens dem T. nur zugerufen: „Junge 
paß auf“, womit er denſelben offenbar pflichtgemäß auf die 
Gefahr ſeiner Situation aufmerkſam machen und ihn zur Vorſich⸗ 
mahnen wollte. Daß die Mahnung die Wirkung hatte, 
daß T., — wie nach den Bekundungen der Zeugen J. und W. 
angenommen werden konnte, — in die Fahrbahn des entgegen⸗ 
kommenden Wagens zurückgeſprungen iſt, kann dem Kutſcher 
nicht zugerechnet werden u. ſ. w. Hiernach nimmt der I. R. 
und mithin in Uebereinſtimmung mit ihm auch der B. R. an, 
daß T., wenn er abgeſprungen ſei, in Folge des Zurufs des 
Kutſchers abgeſprungen ſei. Die Frage des Verſchuldens des 
Kutſchers konnte verneint, demungeachtet aber dem Zurufe für 
die Frage, ob höhere Gewalt vorliege, Bedeutung beige⸗ 
meſſen werden. Unter dieſem Geſichtspunkte, welcher für die 
Beurtheilung der Frage, ob höhere Gewalt vorliege, von ent⸗ 
ſcheidender Bedeutung war, hat das B. G. das Vorbringen der 
Kl. nicht geprüft; vielmehr hat es ſeine Entſcheidung ohne 
Weiteres auf eine Unterſtellung geſtützt, die mit ſeiner 
eigenen thatſächlichen Annahme im Widerſpruche ſteht. II. C. S. 
i. S. Thuar c. Société anonyme des tramways de Cologne 
vom 18. Februar 1902, Nr. 442/1901 II. 

Zum Börſengeſetz vom 22. Juni 1896. 

32. 8 66. 

Daß es für die Wirkſamkeit der Saldirung im Konto- 
korrentverkehre nicht ankomme auf die wirthſchaftliche Erledigung 
der Börſenſpekulation, ſondern daß die in der Saldoziehung 
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ſich vollziehende Verrechnung den Moment firire, in welchem die 
Parteien das Ergebniß des Geſchäfts feſtſtellen, nimmt die 
Vorinſtanz an. Mit Recht aber legt dieſe die Wirkung einer 
Erfüllung im Sinne des § 66 Abſ. 4 des Börſengeſetzes vom 
22. Juni 1896 nicht ſchon der Einſtellung der Poſten in das 
Kontokorrent, ſondern erſt der in der Anerkennung der Saldo⸗ 
ziehung ſich bethätigenden vertragsmäßigen Aufrechnung bei. 
Die gegentheilige Annahme der Reviſion verkennt das Weſen 
des Kontokorrentverhältniſſes und die Bedeutung der Vorſchrift 
des Börſengeſetzes a. a. O., daß die Erfüllung einer Schuld 
aus unwirkſamem Börſentermingeſchäft nur dann die Rück⸗ 
forderung ausſchließt, wenn ſie bei oder nach völliger Abwicke⸗ 
lung der Geſchäfts vorgenommen iſt. Unzweifelhaft beſtand 
zwiſchen der Kl. und der Gemeinſchuldnerin ein echtes Konto- 
korrentverhältniß. Dann aber ſtanden fi die während der 
Rechnungsperiode gebuchten Kredit⸗ und Debetpoſten zunächſt 
unabhängig gegenüber; die einzelnen Leiſtungen bewixkten nicht 
die Tilgung der entſprechenden einzelnen Schuldpoſten, die 
einzelnen Schuldpoſten waren nicht durch Aufrechnung mit den 
ſie deckenden Aktivpoſten ausgeglichen. Erſt der Abſchluß am 
Ende der Rechnungsperiode ergab, unter entſprechender Aufhebung 
der gegenüberſtehenden Aktiv- und Paſſivpoſten, in dem Ueber⸗ 
ſchuſſe, dem Saldo, zu welchem Betrage der eine Theil 
Gläubiger, der andere Schuldner geworden war. Unrichtig 
wäre es daher jedenfalls, in den einzelnen Leiſtungen der Ge⸗ 
meinſchuldnerin ſchon deshalb, weil ſie ihr in den Kontokorrent 
gutgebracht worden ſind, eine Erfüllung ihrer im Kontokorrent 
ſchon eingetragenen Schulden aus ihren inſoweit bereits ab- 
gewickelten Börſentermingeſchäften zu erblicken. Die vertrags⸗ 
mäßige Verpflichtung, die Einſtellung der einzelnen Rechnungs⸗ 
poſten in das Kontokorrent ſich gefallen zu laſſen, kann ſich 
nicht auf ſolche Poſten beziehen, welche aus unwirkſamen Börjen- 
termingeſchäften herrühren, jo wenig wie auf Poſten, welche aus 
ſonſtigem Grunde rechtsunverbindlich ſind. Andererſeits würde 
die Erfüllungswirkung der einſeitigen Saldoziehung, ſoweit ſie 
darin überhaupt könnte gefunden werden, in ihrer weſentlichen 
und zwingenden Grundlage immer auf die Verpflichtung aus 
dem Kontokorrentvertrage zurückzuführen fein und es würde des ⸗ 
halb nicht von einer bei oder nach völliger Abwickelung des 
Geſchäfts vorgenommenen Erfüllung die Rede ſein können. 
Ohne Rechtsgrund und im Widerſpruche mit den deutlichen 
Beſtimmungen des § 66 Börjengefeges meint daher die Reviſion, 
daß ein auf ungültigen Börſentermingeſchäften beruhender Konto⸗ 
korrentpoſten bei der Saldirung des Kontokorrents von der 
Verrechnung nicht ausgeſchloſſen werden dürfe. I. C. S. i. S. 
Filiale zu Frankfurt a. M. der Bank für Handel und Induſtrie 
A.⸗G. zu Darmſtadt c. Kerſten Konkurs vom 29. Januar 1902, 
Nr. 329/1901 J. 

33. 

Es ſteht feſt, daß die Kontokorrentabſchlüſſe bis zum 
1. Januar 1899 der Gemeinſchuldnerin mitgetheilt und von 
ihr anerkannt worden ſind. Wenn das B. G. annimmt, daß 
in der hiermit gegebenen vertragsmäßigen Verrechnung der beider⸗ 
ſeitigen Anſprüche und Leiſtungen eine Leiſtung zur Erfüllung 
der einzelnen Kontokorrentpoſten liege, welche die Anſprüͤche 
wechſelſeitig begleiche und wie eine Baarzahlung wirke, ſo iſt 
dagegen, ſoweit im Einzelfalle die Kompenſationswirkung ſich 
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erſtreckt, nichts einzuwenden. Dieſe Auffaſſung rechtfertigt ſich 
aus der rechtlichen Bedeutung des Kontokorrentverhältniſſes und 


des Kompenſationsvertrages und hat, in Bezug auf die Behand⸗ 


lung der Kompenſation als Erfüllung von Spiel- (Differenz-) 
Schulden die Rechtſprechung des R. G. für ſich (Juriſtiſche 
Wochenſchrift 1897 S. 60826). Auch darin iſt dem B. G. 
beizutreten, daß die durch beiderſeitiges Einverſtändniß zu Stande 
gekommene Feſtſtellung des Kontokorrentſaldos eine völlige Ab- 
wicklung der von dem Kontoforrente der betreffenden Rechnungs⸗ 
periode umfaßten Geſchäfte enthalte, daß es daher für die in 
die Rechnungsperiode fallenden Börſentermingeſchäfte nicht darauf 
ankomme, ob auch die ſogenannten Gegengeſchäfte ſchon erledigt 
ſeien, da vielmehr die Saldoziehung den der Entſchließung der 
Parteien unterliegenden Moment fixire, in welchem ſie das Gr: 
gebuiß ihres Geſchäfts feſtſtellten. Nach den vorgelegten Zu- 
ſammenſtellungen handelte es ſich allerdings bei den verſchiedenen 
Kontokorrentabſchlüſſen und insbeſondere bei denjenigen vom 
1. Januar 1899 nur um einzelne wenige ſolche Geſchäfte, die 
in der vorangehenden Rechnungsperiode zu ihrem endgültigen 
Abſchluſſe gelangt waren, die weitaus größere Zahl der Ultimo— 
geſchäfte reichte durch Prolongationen in die folgende Periode 
hinüber. Allein entſcheidend iſt nicht die etwa vorhandene Ein⸗ 
heit der Spekulation in ihrem wirthſchaftlichen Zuſammenhange, 
ſondern die Rechtsform, in welcher ſie durchgeführt wird, und 
vom rechtlichen Standpunkt aus ſtellt ſich die Prolongation auf 
den folgenden Ultimo als ein neues ſelbſtändiges Geſchäft bei 
Abwicklung des früheren dar. (Vergl. Entſch. des R. G. in 
Civilſachen Bd. 44 S. 54.) Mit Recht durfte daher die Vor— 
inſtanz davon ausgehen, daß für die bei der Saldirung berück— 
ſichtigten Börſentermingeſchäfte völlige Abwicklung im Sinne 
des Abſ. 4 § 66 des Börſengeſetzes vorliege, und deshalb die 
in der vertragsmäßigen Kompenſation enthaltene Tilgung der 
aus dieſen Geſchäften ſtammenden Schuldpoſten der Gemein— 
ſchuldnerin als eine die Rückforderung ausſchließende Erfüllung 
anſehen. Vergl. Urtheil bei voriger Nummer. 

II. Das gemeine Recht. 

34. Kaufwandlungsklage; Erfüllungsort. 

Nach gemeinem Rechte iſt der Käufer, der von ſeinem 
Wandelungsrechte Gebrauch macht, ſeinerſeits verpflichtet, den 
Kaufgegenſtand dem Verkäufer zurückzugeben und es braucht der 
Verkäufer ſeinerſeits, wenn der Käufer ſein Redhibitionsrecht im 
Wege der Klage geltend macht und mittels der letzteren die 
Rückgabe des gezahlten Preiſes verlangt, nur gegen gleichzeitigen 
Rückempfang des Kaufgegenſtandes den Kaufpreis zurückzuzahlen. 
Ebenſowenig hat aber der Verkäufer ein Recht darauf, daß der 
Käufer ſeinerſeits mit der Rückgabe vorangeht, und der klagende 
Käufer hat ſich nicht zur Rückgabe zu erbieten, vielmehr hat der 
Verkäufer, der auch ſeinerſeits nicht vorzuleiſten braucht, nur ein 
Zurückbehaltungsrecht. Die Verurtheilung des verklagten Ver— 
käufers erfolgt daher in einem ſolchen Falle nur auf Zug-um⸗ 
Zug⸗Leiſtung (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 26 Nr. 33 
S. 186/7, Bd. 29 Nr. 81 S. 89/90). Hieraus folgt mit 
Rechtsnothwendigkeit, daß der zur Rückzahlung des Kaufpreiſes 
verpflichtete Verkäufer an dem Orte, an welchem die Waare mit 
Willen beider Theile ſich befindet, den Kaufpreis zurückzugeben 
verpflichtet iſt. III. C. S. i. S. Freudenberg e. Gundlach vom 
18. Februar 1902, Nr. 397/1901 III. 
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35. Aufrechnung. 

Das B. G. geht von dem richtigen Satze aus, daß nach 
gemeinem Rechte bei der Ceſſion künftiger Forderungen für die 
Frage nach der Zuläſſigkeit der Kompenſation gegenüber dem 
Ceſſionar mit einer dem debitor cessus gegen den Cedenten 
zuſtehenden Gegenforderung dann, wenn die Denunciation vor 
der Exiſtenz der cedirten Forderung erfolgt iſt, der Zeitpunkt 
der Entſtehung dieſer letzteren maßgebend iſt. III. C. S. i. S. 
Röck c. Schmidt vom 18. Februar 1902, Nr. 405/1901 III. 

III. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

36. §§ 18, 20 1. 3. 

Erwägt man, daß der auf der Straße Verkehrende und 
damit auf einen Uebergang über den Bahnkörper Angewieſene 
zunächſt damit rechnet, daß die zum Schutze der Verkehrenden 
durch Geſetz oder Verordnung angeordnete Schutzvorrichtungen 
vom Bahnperſonal auch vorſchriftsmäßig gehandhabt werden, ſo 
kann die Unterlaſſung der bei der Möglichkeit einer Nachläſſig⸗ 
keit des Perſonals, einer Störung oder des Verſagens mecha⸗ 
niſcher Vorrichtungen gebotenen Vorſicht eigener Umſchau doch 
nur als ein mäßiges Verſehen im Sinne des § 20 Thl. I 
Tit. 3 des A. L. R. erachtet werden, während die Unterlaſſung 
der einzigen Sicherheitsvorkehrung eine ſchwere Pflichtverletzung 
und ſomit ein grobes Verſehen im Sinne des § 18 Thl. I 
Tit. 3 des A. L. R. begründet. Mit Recht führt in dieſer Be⸗ 
ziehung das B. G. aus, daß den Lokomotivführer nicht ent- 
ſchuldige, wenn er, wie er behaupte, wegen der herrſchenden 
Finſterniß die Läutetafel nicht geſehen habe. Daß ein Ueber⸗ 
gang die Bahn durchſchneide, wußte er. So konnte ihm nicht 
entgehen, daß die Gefahr ſich ſteigere, wenn er das Läutewerk 
nicht rechtzeitig in Thätigkeit ſetze und nicht dauernd in Thätig⸗ 
keit halte. VI. C. S. i. S. Preuß. Eiſenbahnfiskus e. Majchrzak 
vom 6. Februar 1902, Nr. 382/1901 VI. 

37. Ih. J Tit. 5 § 29 ff., Thl. I Tit. 11 § 192. 

Das R. G. hat es ſowohl für zuläſſig erachtet, bei der 
Berechnung des Minderwerths wegen Hausſchwamms neben den 
zur Vertilgung des Schwammes und zur Beſeitigung der durch 
den Schwamm erzeugten Schäden erforderlichen Reparaturkoſten 
auch die nach der Aufwendung dieſer Koſten infolge des 
Schwammverdachts eingetretene Verminderung des Kaufwerths 
des Grundſtücks zu berücjichtigen, als auch ferner, auf Grund 
der richterlichen Erfahrung feſtzuſtellen, daß durch das Vor— 
handenjein des Schwamms der Verkaufswerth eines Grundſtücks 
dauernd leide, ſelbſt wenn es gelungen ſei, den Schwamm zur 
Zeit zu beſeitigen. Die Reviſion irrt in der Annahme, daß 
das B. G. in den Minderwerth die Reparaturkoſten hineinge⸗ 
zogen habe, dies iſt nicht geſchehen; es iſt nur daraus, daß 
dieſe Koſten ſich auf eine beſtimmte Summe belaufen haben, 
der Schluß gezogen worden, ſie würden beim Wiederauftreten 
des Schwamms eine ähnliche Summe erreichen. Wenn ſich 
das B. G. für ſachkundig genug erachtet hat, den Minderwerth 
des Grundſtücks aus ſich feſtzuſetzen, jo bedurfte es einer Ver⸗ 
nehmung von Sachverſtändigen nicht darüber, daß der Verkaufs- 
werth des Grundſtücks durch den Schwamm nicht gedrückt 
worden ſei. Iſt von dem B. G. das Vorhandenſein des 
Minderwerths durch die Schwammgefahr ohne Rechtsirrthum 
feſtgeſtellt, ſo liegt die Schädigung des Kl. bei dem Erwerbe 
des Grundſtücks vor. Die einmal eingetretene Schädigung, die 
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darin liegt, daß der Kl. bei Keuntniß des Schwamms einen 
geringeren wie den bewilligten Kaufpreis bewilligt haben würde, 
kann dadurch nicht wieder beſeitigt werden, daß das Grundſtück 
zu einem höheren wie dem Erwerbspreiſe weiter veräußert wird. 
Deshalb lag für das B. G. kein Anlaß zu der Feſtſtellung vor, 
ob der Kl. das Grundſtück thatſächlich und zu welchem Preiſe 
er es verkauft hat und ob bei dieſem Verkaufe der Kl. wegen 
ſeiner Kenntniß der Schwammgefahr einen geringeren Preis ge⸗ 
fordert hat oder in Unkenntniß der Schwammgefahr einen 
höheren Preis als den gezahlten gefordert haben würde, wenn 
er ſich des Mangels bewußt geweſen wäre. V. C. S. i. S. 
Dittmar c. Lanzſch vom 12. Dezember 1902, Nr. 385/1901 V. 

38. 88 271 Thl. 1 Tit. 5, 222 Thl. 1 Tit. 11. 

Nach der Annahme des B. R. hat der Bekl. ſich im ſchuld⸗ 
baren Verzuge befunden, deſſen Folgen er zu vertreten hat. 
Dieſe Annahme iſt begründet, wenn der Bekl. nicht darthun 
kann, daß er berechtigt war, die ſchuldige Leiſtung nach ein⸗ 

getretener Fälligkeit und überdies erfolgter Mahnung zurückzu⸗ 
halten. Aus § 271 Tit. 5 Thl. I des A. L. R. kann der 
Bekl. ein ſolches Recht nicht herleiten, da der Vertrag ſeitens 
des Kl. ohne Rückſtand erfüllt war. Es kann alſo nur der 
$ 222 Tit. 11 a. a. O. in Betracht kommen, der, falls Ge⸗ 
währsmängel oder Anſprüche eines Dritten in die Sache vor 
erfolgter Bezahlung des Kaufgeldes zum Vorſchein kommen, den 
Käufer berechtigt, einen Theil des Kaufgeldes zurückzuhalten 
und gerichtlich niederzulegen. Eine entſprechende Anwendung 
dieſes Grundſatzes auf andere Vertragsleiſtungen des Käufers 
erſcheint an ſich nicht ausgeſchloſſen, würde aber voraus- 
ſetzen, daß dem andern Theil eine entſprechende Sicher⸗ 
heit geboten wird, wie ſie nach § 222 a. a. O. dem Ver⸗ 
käufer durch Hinterlegung eines verhältnißmäßigen Theiles 
des Kaufpreiſes zu Theil wird. Zu einer ſolchen Sicher⸗ 
ſtellung hatte ſich der Bekl. dem Kl. nicht erboten. Es liegen 
aber überhaupt die Vorausſetzungen des 8 222 a. a. O. und 
der dieſer Vorſchrift entſprechenden Einreden (exceptio non rite 
ad inpleti contractus, exceptio imminentis evietionis) nicht 
vor. Gegen den Bekl. ſelbſt war die Klage nicht erhoben, auch 
ein Regreß nicht angekündigt. Die bloße Furcht vor einem 
Eviktions⸗ oder Regreßanſpruch begründet den Rechtsbehelf des 
§ 222 a. a. O. nicht. (Vergl. Entſch. des Ober⸗Tribunals 
Bd. 10 S. 366.) V. C. S. i. S. Knack c. Mahnkopf vom 
12. Februar 1902, Nr. 381/1901 V. 

39. Thl. I Tit. 9 8 562. 

Ein zur Unterbrechung der Verjährung geeignetes Aner⸗ 
kenntniß im Sinne des § 562 A. L. R. Thl. I Tit. 9 liegt 
nur dann vor, wenn der Schuldner ſeine Schuld als beſtehend 
anerkennt. Entſch. des Obertribunals Bd. 17 S. 120; Cccius 
Bd. 1 5 57 bei Note 50, 51. Haben die Vertreter des 
Fiskus in der Oeffentlichkeit wohlwollende Prüfung der Ent⸗ 
ſchädigungsanſprüche und völlige Befriedigung zugeſagt, ſo iſt 
dies doch für die Frage, ob der Anſpruch des Kl. gegen den 
Fiskus verjährt ſei, unerheblich. Denn dieſe Zuſage würde kein 
gegenſeitiges Anerkenntniß, durch welches die Verjährung unter⸗ 
brochen wäre, enthalten, da ebenfalls nicht die Schuld als eine 
beftehende anerkannt iſt. Noch weniger kann fie eine ſelbſtändige 
Verpflichtung begründen. VI. C. S. i. S. Hentig c. Röͤſe 
vom 10. Februar 1902, Nr. 385/1901 VI. 
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40. 5 180 Thl. I Tit. 11, § 15 des Straßenbauflucht⸗ 
geſetzes vom 2. Juli 1875. 

Wenn das B. G. davon ausgegangen iſt, daß bei dem 
Hausverkaufe nach Lage des Falles der Kl. den Anliegerbeitrag 
als ungewöhnliche Laſt des Grundſtücks habe anſehen dürfen, 
welche der Verkäufer zu tragen habe, fo befand es ſich in Ueber⸗— 
einſtimmung mit der Rechtſprechung des R. G., nach der es 
nicht als rechtsirrthümlich anzuſehen iſt, wenn auf die Gewähr⸗ 
leiſtungspflicht des Verkäufers für den Straßenkoſtenbeitrag der 
§ 180 Thl. I Tit. 11 Pr. A. L. R. angewendet wird (vergl. 
Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 30 S. 238). Nach 
deſſen Vorſchrift hat der Verkäufer eines Grundſtücks die 
auf dieſem ruhende außerordentliche Laſt zu tragen, auch wenn 
ſie erſt nach geſchloſſenem Kaufe auf das verkaufte Grundſtück 
vertheilt worden iſt, ſofern nur die Verbindlichkeit zu ihrer Ent⸗ 
richtung ſchon vor der Uebergabe vorhanden war. Damit iſt die 
Annahme ausgeſchloſſen, daß die Verpflichtung zur Entrichtung 
der Anliegerbeiträge erſt entſtehe, wenn der Anſpruch der Ge⸗ 
meinde auf Erſtattung ihrer Aufwendungen für die Straßen: 
anlage fällig geworden iſt. Die Auslegung der landrechtlichen 
Vorſchrift durch das B. G. dahin, die Verbindlichkeit zur Ent⸗ 
richtung der Straßenbaubeiträge ſei im Verhältniſſe des Ver⸗ 
käufers zum Käufer und in Bezug auf die Gewährleiſtungs⸗ 
pflicht jenes als entſtanden anzuſehen, wenn zur Zeit des Ver⸗ 
kaufs eines vollſtändig bebauten Grundſtücks die Regulirung 
der vorüberführenden Straße in Angriff genommen war, läßt 
ſich als rechtsirrthümlich nicht bezeichnen. Der Kl. durfte, als 
er das Haus kaufte und ſah, daß die Anlegung der Liebigſtraße 
begonnen war, darauf ſchließen, daß der Anliegerbeitrag für den 
Bekl. bereits erwachſen war. Ob der Beitrag zu dieſer Zeit 
bereits ertheilt war oder von der Stadt gefordert werden konnte, 
war für ihn gleichgiltig. Auch darauf kommt es nicht an, ob 
damals der Kl. die Sicherſtellung des Anliegerbeitrags durch 
Kaution vorausſehen durfte. Wenn das B. G. als einen der 
Gründe ſeiner Entſcheidung auch den anführt, daß nach dem 
Berliner Ortsſtatut mit dem Beginn der Bebauung von der 
Stadtgemeinde eine Kaution erfordert werden könne, ſodaß der 
Kl. die Verpflichtung zur Entrichtung des Anliegerbeitrags als 
durch Kaution gedeckt hätte anſehen dürfen, ſo mag richtig ſein, 
daß eine ſolche Kautionsforderung nach öffentlichem Rechte un⸗ 
zuläſſig iſt und nur vertragsmäßig begründet werden kann, fo- 
daß dieſer Grund Bedenken erregen kann. Läge aber auch in⸗ 
ſoweit ein Irrthum vor, ſo wird doch dadurch die Entſcheidung 
ſelbſt nicht berührt, weil ſie nicht auf ihm beruht. War, wie 
das B. G. ohne Rechtsirrthum feſtgeſtellt hat, die Verbindlich: 
keit zur Entrichtung des Anliegerbeitrags bereits zur Zeit des 
Eigenthumswechſels vorhanden, ſo hat der Kl. auf Grund der 
dem Bekl. obliegenden Gewährleiſtungspflicht den Anſpruch auf 
ſeinen Erſatz. V. C. S. i. S. Landré c. Grell vom 14. Fe⸗ 
bruar 1902, Nr. 334/1901. V. 

41. § 871 Thl. J Tit. 11. 

Gemäß § 871 Thl. J Tit. 11 des A. L. R. ſoll die an⸗ 
gemeſſene Vergütung beim Mangel einer vertragsmäßigen Be- 
ſtimmung nach dem Gutachten der Sachverſtändigen beſtimmt 
werden. Eine Gebundenheit des Richters iſt aber durch den 
Grundſatz des $ 286 der C. P. O. ausgeſchloſſen. Demgemäß 
konnte das B. G. in der Feſtſetzung des Betrages der Vergütung 
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auch über den Anſchlag der Sachverſtändigen hinausgehen. 
VI. C. S. i. S. Ornaß c. Ornaß vom 23. Januar 1902, 
Nr. 334/1901 VI. 

42. Thl. I Tit. 12 $ 261. 

Das B. G. nimmt auf Grund des § 261 des A. L. R. 
Thl. I Tit. 12 an, daß die Bekl. und ihr Bruder das ihnen 
angefallene Nießbrauchrecht zu gleichen Antheilen, alſo jeder zu 
einem ideellen Drittel, erworben haben. Das iſt durchaus zu⸗ 
treffend, da ein und daſſelbe Nießbrauchrecht an einer Sache 
mehreren Perſonen zum gemeinſchaftlichen Eigenthum zu gleichen 
oder verſchiedenen ideellen Antheilen zugewendet werden kann 
und das Nießbrauchsrecht inſoweit ein theilbares Recht iſt 
(vergl. § 1 des A. L. R. Thl. 1 Tit. 17, Förſter⸗Eccius, Preußiſches 
Privatrecht Bd. III § 186 bei Anm. 10, Dernburg, Lehrbuch 
des Preußiſchen Privatrechts Bd. I § 223 unter 1, $ 280 bei 
Anm. 17). Von einer Beſchränkung des einzelnen Nießbrauchs⸗ 
berechtigten mit ſeinem ideellen Antheile am Nießbrauche auf 
einen entſprechenden ideellen Antheil an dem belaſteten Grund⸗ 
ſtücke iſt in dem B. U. nirgends die Rede, und kann insbeſondere 
auch nicht in der Ausführung gefunden werden, daß beim Ab⸗ 
leben eines Kindes deſſen Nießbrauchsrecht erlöſchen und auf die 
Enkel übergehen, daß alſo inſoweit deren Subſtanzeigenthum 
von der Beſchränkung frei werden ſoll. Damit wird nur zum 
Ausdruck gebracht, daß das Nießbrauchsrecht ſelbſt nach dem Ab- 
leben des einen oder des anderen Berechtigten nur noch zu dem 
Antheile der oder des überlebenden beſteht und inſoweit das 
Subſtanzeigenthum überhaupt und nicht bloß zu einem oder 
zwei Dritteln von der Beſchränkung frei geworden iſt. Daß 
das Nießbrauchsrecht an ſich die ganze Sache ergreift, iſt mit 
der Reviſion unbedenklich anzunehmen, und zwar iſt dies, der 
rechtlichen Natur des Miteigenthums als eines die ganze Sache 
beherrſchenden — nur durch die Gleichberechtigung der übrigen 
beſchränkten — Rechts des einzelnen Miteigenthümers ſelbſt 
dann der Fall, wenn, was an ſich zuläſſig, der Nießbrauch nur 
an dem ideellen Antheile eines Miteigenthümers oder an einem 
ideellen Antheile vom Alleineigenthümer eingeräumt iſt; die Ver⸗ 
waltung und die Auseinanderſetzung wegen der Erträgniſſe 
zwiſchen den Berechtigten — Nießbrauchern, Miteigenthümern, 
Alleineigenthümer — muß dann nach den Grundſätzen der 
communio incidens — 5 44 des A. L. R. Thl. I Tit. 17 — 
erfolgen (vergl. Rehbein, Entſcheidungen des Preußiſchen Ober⸗ 
Tribunals, Bd. III S. 772 in der Note, Föͤrſter⸗Eccius, a. a. O. 
bei und in Anm. 11). IV. C. S. i. S. Wilcke c. Wilcke 
vom 13. Februar 1902, Nr. 346/1901 IV. 

43. Thl. I Tit. 12 $ 281 ff. 

Es iſt zutreffend, wie auch vom R. G. in dem Urtheile 
vom 13. November 1879 ausgeſprochen iſt (Gruchot's Beiträge, 
Bd. 24 S. 443), daß das Anwachſungsrecht durch die Thatſache 
des Erbanfalls und Erbantheils abſorbirt wird, ſo daß nach 
endgültigem Erwerb des Erbantheils oder Legats ſeitens des 
berufenen Erben oder Legatars beim ſpäteren Fortfall eines 
derſelben von einer Akkretion nach Preußiſchem Recht nicht die 
Rede ſein kann (vergl. Förſter⸗Eccius, a. a. O. Bd IV § 272 
bei Anm. 4 und 5 und in Anm. 12, Dernburg, a. a. O. Bd. III 
§ 130 unter 3). Der gegentheiligen Auffaſſung der Reviſion 
läßt ſich nicht beitreten, und insbeſondere kann daraus, daß das 
Recht jedes einzelnen von mehreren Nießbrauchern die ganze 
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mit dem Nießbrauche belaſtete Sache umfaßt, nichts für eine 
Akkreszenz zu Gunſten der übrigen, beim Erlöſchen des Rechts 
einer der Theilnehmer, hergeleitet werden. Zuzugeben iſt hier 
der Reviſion, daß es zur Herbeiführung des Erfolgs der 
Akkreszenz in Fällen der vorliegenden Art nicht unbedingt, wie 
das B. G. annimmt, der fideikommiſſariſchen Subſtitution be⸗ 
darf. Denn es iſt unbedenklich zuläſſig, den Nießbrauch 
mehreren Perſonen zu gemeinſchaftlichem Eigenthum in dem 
Sinne zuzuwenden, daß jeder von ihnen zu vollem Nießbrauch 
berufen iſt und nur durch die Theilnahme der übrigen Be⸗ 
ſchränkung auf Theilgenuß eintritt. In ſolchem Falle wächſt 
der Antheil des Wegfallenden, mag dieſer den Nießbrauch ſchon 
erworben gehabt haben oder nicht, dem Anrechte der übrigen zu, 
ſo daß ſchließlich dem letzten der volle Nießbrauch zuſteht (vergl. 
Dernburg, a. a. O. Bd. IJ § 279 unter 3). Indeſſen hierzu 
gehört die nachweisbare, auf dieſen Zweck gerichtete Abficht des 
Beſtellers. Vergl. Urtheil bei voriger Nummer. 

44. § 177 Thl. II Tit. 5. 

Die Annahme des B. G., daß die Kl. in keinem Dienſt⸗ 
oder Hausoffiziantenverhältniſſe, ſondern in einer fie der Diener- 
ſchaft entrückenden Vertrauensſtellung ſich befunden, läßt gemäß 
den feſtgeſtellten thatſächlichen Unterlagen einen Rechts irrthum 
nicht erkennen. Der der Kl. eingeräumte, ſich nicht bloß auf 
die Hauswirthſchaft erſtreckende, ſondern in die ganze Guts⸗ 
verwaltung eingreifende Wirkungskreis, wie er in feiner Aus⸗ 
dehnung in leitenden Anordnungen bei der Neuaufführung des 
Wohnhauſes, der Neuanlage oder Vergrößerung des Parkes und 
bei der Bewirthſchaftung des Waldes zur Geltung kam, in Ver⸗ 
bindung mit der dem Anſehen der Hausfrau gleichkommenden 
repräſentativen Stellung im Hauſe, laſſen es gerechtfertigt er⸗ 
ſcheinen, die Kl. nicht unter die Kategorie der Hausoffizianten 
anzureihen. Ueberdies hat auch ſchon das Preußiſche Ober⸗ 
Tribunal anerkannt, daß die Vorſteherin eines Haushalts nicht 
hierunter gehöre (vergl. Striethorſt Archiv Bd. 23 S. 316, 
Rehbein u. Reincke, Allgemeines Landrecht für die Preußiſchen 
Staaten V. Aufl. Bd. IV S. 271 zu § 177 Thl. II Tit. 5 
Note 38). VI. C. S. i. S. Ornaß c. Ornaß vom 23. Januar 
1902, Nr. 334/1901 VI. 

45. Straßenrecht. 

Die Reviſion glaubt dem B. R. den Vorwurf machen zu 
können, daß er die Rechtſprechung des R. G. in Bezug auf die 
Grundlage des Rechts der an einer öffentlichen Straße Ge- 
bäude errichtenden Anlieger mißverſtehe, indem er einen Vertrag 
zwiſchen dem Anlieger und der Gemeinde, alſo den geeinten 
rechtsgeſchäftlichen Willen beider Theile erfordert. In Wahrheit 
iſt der B. R. von der Auffaſſung, welche das R. G. ſchon in 
dem Urtheile vom 7. März 1882, Entſch. Bd. 7 S. 213, im 
Anſchluß an die Rechtſprechung des Obertribunals dargelegt, 
und an welcher es ſeitdem feſtgehalten hat, nicht abgewichen. 
Schon dort iſt das Recht der anbauenden Anlieger aus einem 
vertraglichen Fundament hergeleitet, namentlich findet ſich dort 
bemerkt, die Gemeinde, welche ein gewiſſes Terrain zur Straße 
erkläre, fordere damit zur Bebauung der anliegenden Grund⸗ 
ſtücke unter gewiſſen, durch Geſetz oder polizeiliche Anordnungen 
regulirten Bedingungen und Beſchränkungen auf und biete als 
Gegenleiſtung die Vortheile, welche den Häuſern aus dem Ge— 
brauche der Straßen erwachſen; freilich müßten die Befugniſſe 
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der Adjazenten an der Straße ſtets der Hauptbeſtimmung der 
letzteren untergeordnet bleiben; hieraus folge aber nur, daß die 
Adjazenten einer im Intereſſe des offentlichen Verkehrs vor⸗ 
genommenen Veränderung der Straße nicht widerſprechen können, 
nicht aber, daß die fraglichen Befugniſſe ihnen nur widerruflich 
und nicht als ein dauerndes nur gegen Entſchädigung aufzu⸗ 
opferndes Recht eingeräumt worden ſeien. Ferner iſt dort her⸗ 
vorgehoben, in dieſer Weiſe, nämlich als durch ſtillſchweigenden 
Vertrag begründete Servitut, habe ſowohl die franzoͤſiſche 
Jurisprudenz, als auch zum Theil die gemeinrechtliche Recht. 
ſprechung das Recht der Hauseigenthümer an der vorüber⸗ 
führenden Straße aufgefaßt, und dieſe juriſtiſche Konſtruktion 
müſſe auch für das preußiſche Recht als maßgebend betrachtet 
werden. Von eben dieſer Auffaſſung geht auch der B. R. aus. 
Es würde auch rechtlich nicht haltbar ſein, wollte man die Ent⸗ 
ſtehung des Rechtes der Hauseigenthümer in ausſchließlich ob⸗ 
jektive Momente verlegen und namentlich den Umſtand, daß die 
Gemeinde den mit dem Bau beginnenden Anlieger an der Aus- 
führung deſſelben nicht hindert und vielleicht nicht hindern kann, 
auch die Ortspolizei nicht einſchreitet, im Gegentheil die Bau⸗ 
erlaubniß ertheilt, ſchon für ſich allein genügen laſſen. Noth⸗ 
wendig bleibt der den konkreten Umſtänden zu entnehmende 
Aufforderungswille der Gemeinde; die Verhältniſſe müſſen ſo 
liegen, daß der Bau, den der Anlieger kraft feines Eigenthums⸗ 
rechts und in ſeinem Intereſſe ausführt, zugleich auch als im 
Intereſſe der Gemeinde als Inhaberin des Straßennetzes und 
Vertreterin des öffentlichen Wohles liegt und in dieſem Sinne 
als eine Leiſtung an ſie erſcheinen kann, der gegenüber ſie 
ihrerſeits wiederum rechtliche, auf die Benutzung der Straße 
bezügliche Vortheile bietet. Die äußeren Umſtände kommen in⸗ 
ſoweit in Betracht, als aus ihnen auf den Willen zu ſchließen 
iſt und als ſie die Verkörperung des Willens bilden. Nach 
Maßgabe der Sachlage im einzelnen Fall muß geprüft werden, 
was als das Wünſchen und Wollen der Gemeinde, entſprechend 
dem von ihr wahrzunehmenden öffentlichen Intereſſe anzunehmen 
ift und von dem Bauenden vorausgeſetzt werden durfte. Auch 
für den Umfang der den Anliegern zu gewährenden Rechte gilt 
dies. Handelt es ſich um eine Straße, deren Lage und Rich- 
tung bereits feſtſteht, die aber noch nicht fertig ausgebaut iſt, 
ſo mag der Beginn der Bebauung unter Umſtänden ſchon der 
Gemeinde nicht unerwünſcht ſein können, als ihr Wille aber iſt 
nicht zu vermuthen, daß den Bauenden ein gleiches Recht wie 
bezüglich einer fertigen Straße und eine weitere Gewähr als 
dafür, daß die Straße nicht wieder aufgehoben und ihre Zu⸗ 
gäͤnglichkeit von dem Gebäude aus nicht völlig beſeitigt werde, 
gegeben werden ſoll. Beſchaffenheit und Niveau der Straße 
bleiben in ſolchen Fällen der Zukunft vorbehalten, wenn nicht 
ſchon nach der erklärten oder ſonſt erfichtlichen Abſicht der Ge⸗ 
meindeorgane nicht wieder abzuändernde Pläne vorliegen, welche 
dann entſcheidend ſein müſſen. Durchgreifend iſt unter allen 
Umſtänden, daß die Straße noch der Regulirung bedurfte, und 
daß die Gemeinde die Kenntniß dieſes Umſtandes bei einem 
jeden, der bauen wollte, vorausſetzen durfte. Auch für den 
vorliegenden Fall find daher die Vorausſetzungen der Anwend⸗ 
barkeit des im Urtheile des R. G. vom 16. Oktober 1900 in 
Sachen Eberswalde gegen Rohde als zutreffend anerkannten 
Grundſatzes gegeben, daß, wer an einer noch nicht regulirten 
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Straße ein Haus errichtet oder erwirbt, nicht auf die Fortdauer 
des beſtehenden Zuſtandes rechnen kann, ſondern im Gegentheil 
auf Veränderungen im Niveau gefaßt ſein muß, welche auf die 
Benutzung ſeines Grundſtücks nachtheilig einwirken. VII. C. S. 
i. S. Haffner 6. Stadtgemeinde Schöneberg vom 21. Januar 
1902, Nr. 377/1901 VII. 


IV. Sonſtige Preußiſche Geſetze. 

Zum Eiſenbahngeſetz vom 3. November 1838. 

46. § 25. 

Wenn der Bekl. die Meinung vertritt, die durch beſondere 
Vereinbarung erfolgte Uebertragung des der Firma S. erwachſenen 
Entſchädigungsanſpruch auf die klagende Verſicherungsgeſellſchaft 
entbehre der rechtlichen Wirkung, ſo iſt dies ganz unzutreffend. 
In den Vorinſtanzen iſt inſoweit geltend gemacht worden, es 
ſei illoyal und verſtoße gegen die guten Sitten, wenn der Ver⸗ 
ſicherer ſich für Uebernahme einer Gefahr hohe Prämien zahlen 
laſſe, und andererſeits den wegen dieſer Uebernahme von ihm dem 
Verſicherten gezahlten Betrag von einem Dritten ſich wieder ver⸗ 
güten laſſe; wie wenig eine ſolche Auffaſſung berechtigt erſcheint, 
ergiebt die Thatſache, daß in verſchiedenen Fällen das Geſetz 
direkt den Uebergang des dem Verſicherten an Dritte zuſtehenden 
Entſchädigungsanſpruchs auf den Verſicherer angeordnet hat, ſo 
in 88 804, 805 des H. G. B. (vergl. dazu A. L. R. Thl. II 
Tit. 8 § 2215), ſowie mehrfach bei dem öffentlichen Rechte 
angehörenden Verſicherungen (vergl. Dreyer im Sächſ. Archiv 
Bd. I S. 425 fg.), und daß vielfach die Meinung Vertretung 
gefunden hat, daß ein ſolcher Uebergang immer ſtattfinde (vergl. 
Dreyer a. a. O. S. 433 fg., auch Entſch. des R. G. in Civil⸗ 
ſachen, Bd. 31 S. 158) oder. doch vom Verſicherer erzwungen 
werden könne. IV. C. S. i. S. Preuß. Eiſenbahnfiskus 
c. Gladbacher Feuerverſicherungsgeſellſchaft vom 10. Februar 
1902, Nr. 406/1901 VI. 


Zum Allgemeinen Berggeſetz vom 24. Juni 1865. 

47. 58 148 ff. 

Nach § 150 Abſ. 1 des Allgemeinen Berggeſetzes iſt der 
Bergwerksbeſitzer nicht zum Erſatze des Schadens verpflichtet, 
welcher an Gebäuden oder anderen Anlagen durch den Betrieb 
des Bergwerks entſteht, wenn ſolche Anlagen zu einer Zeit er⸗ 
richtet worden ſind, wo die denſelben durch den Bergbau drohende 
Gefahr dem Grundbeſitzer bei Anwendung gewöhnlicher Auf⸗ 
merkſamkeit nicht unbekannt bleiben konnte. Vorausſetzungen 
des $ 150 Abſ. 1 find: a) daß ein Schade an Anlagen durch 
den Bergwerksbetrieb entſtanden find, b) daß die Anlagen zu 
einer Zeit errichtet ſind, wo der Grundeigenthümer die Schäden 
als wahrſcheinlich vorausſah oder bei gewöhnlicher Aufmerkſamkeit 
als wahrſcheinlich vorausſehen mußte (vergl. Daubenſpeck berg⸗ 
rechtl. Entſch. Bd. 1 S. 376, Bd. 2 S. 120). Die erſte Vor⸗ 
ausſetzung iſt unſtreitig vorhanden. Bezüglich der zweiten Vor⸗ 
ausſetzung nimmt der B. R. für erwieſen an, daß vor Errichtung 
der Anlage (1880 oder 1883 bis 1890) ſich der Erdboden auf 
der ſtreitigen Strecke alljährlich geſenkt hat und wieder ange⸗ 
hoben worden iſt, daß ſich auch 1886 unmittelbar am Eiſen⸗ 
bahndamme Riſſe und Mulden im Erdboden gebildet haben. 
Verneint wird, daß der Kl. dieſe Bodenveränderungen auf den 
Bergbaubetrieb der Bekl. habe zurückführen müſſen. Es wird 
angenommen, daß ein Verſchulden des Grundbeſitzers im Sinne 
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des 8 150 Abſ. 2 dann nicht vorliege, wenn er zwar davon 
überzeugt ſei, die Bodenbewegung rühre von dem Bergbaubetriebe 
her, aber eine richterliche Feſtſtellung in dieſer Beziehung noch 
nicht getroffen ſei. Damit wird ein Moment in den Begriff 
des Verſchuldens hineingetragen, welches den Geſetzen völlig un⸗ 
bekannt iſt. Hat der Grundeigenthümer die Ueberzeugung, daß 
die ihm bekannte Unſicherheit des Erdbodens mit dem Bergbau⸗ 
betrieb in urſächlichem Zuſammenhange ſteht, und errichtet er 
trotzdem eine Anlage, dann hat er nicht die gewöhnliche Auf⸗ 
merkſamkeit angewendet. Der Mangel dieſer Aufmerkſamkeit iſt 
freilich im Streitfalle nur durch Richterſpruch feſtſtellbar, aber es 
iſt gänzlich unbegründet, daß von einem Verſchulden nur dann 
die Rede ſein könne, wenn dem Grundeigenthümer bereits nach⸗ 
gewieſen iſt, daß ſeine Ueberzeugung richtig geweſen ſei. Es iſt 
auch nicht erſichtlich, welches Intereſſe der Grundeigenthümer an 
einem ſolchen Nachweiſe haben könnte, denn wenn erwieſen würde, 
daß die Ueberzeugung von dem urſächlichen Zuſammenhange der 
Bodenbewegung mit dem Bergbaubetrieb irrig geweſen ſei, ſo 
hat er erſt recht keinen Entſchädigungsanſpruch, weil es dann 
an der Vorausſetzung des §S 148 des Allgemeinen Berggeſetzes 
fehlt. Für die Anwendung des § 150 genügt es unter allen 
Umſtänden, wenn nachgewieſen wird, daß die ſchädlichen Boden⸗ 
bewegungen durch den Bergbau herbeigeführt worden und daß 
dem Grundeigenthümer dies bekannt war oder bekannt ſein mußte. 
Nach den vom B. R. getroffenen Feſtſtellungen liegen die Voraus⸗ 
ſetzungen des groben Verſchuldens des Kl. vor. Seit Jahren 
war die Strecke in Bewegung, fie ſenkte ſich und mußte all- 
jährlich angehoben werden. Der Kl. hat bereits in dem Schreiben 
vom 3. April 1886 die Bekl. darauf hingewieſen, daß die den 
Bahndamm gefährdenden Bodenverſchiebungen, Senkungen und 
Riſſe von ihrem Bergbaubetriebe herrührten, er hat den Vor— 
prozeß auf Grund der gleichen Behauptung geführt und er hat 
am 29. April 1891 das Gutachten eines Bergſachverſtändigen 
empfangen, welches zu demſelben Ergebniſſe gelangte. Trotzdem 
hat er im Sommer 1892 die Neuanlagen errichtet. Bedenken 
ergeben ſich gegen die Anwendung des § 150 das Allgemeinen 
Berggeſetzes daraus, daß die beſchädigten Anlagen dem öffent⸗ 
lichen Verkehre dienen. Nach den §§ 153 bis 155 daſelbſt iſt 
das Recht der öffentlichen Verkehrsanſtalten ſtärker als das Recht 
des Bergbaubetreibenden. „Von dieſem Geſichtspunkt erweiſt 
ſich jede Beſchädigung einer öffentlichen Verkehrsanſtalt durch 
den nach deren Genehmigung und Errichtung fort— 
geſetzten Bergbau, auch wenn ein Verſchulden des Bergbau⸗ 
betreibenden nicht vorliegt, als eine Rechtsüberſchreitung, durch 
welche die allgemeine Entſchädigungspflicht des Bergwerksbeſitzers 
für Beſchädigung des Grundeigenthums ($ 148) dergeſtalt 
modifizirt wird, daß für die Annahme eines konkurrirenden Ver⸗ 
ſehens des Beſchädigten im Sinne des § 150 kein Raum bleibt. 
Denn der das Bergbaurecht beſchränkende geſetzliche Schutz der 
öffentlichen Verkehrsanſtalten deckt die letzteren, ſowie ſie errichtet 
worden find, ſchlechthin gegen den künftigen Bergbau; und 
die hypothetiſche Erkennbarkeit der Gefahr zur Zeit der Er— 
richtung liegt ſonach außerhalb der zwiſchen dem Schaden und 
dem nach Errichtung der Anlage fortgeſetzten Bergbau be— 
ſtehenden Kauſalität.“ (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 28 
S. 341 ff.; vergl. auch Daubenſpeck bergrechtl. Entſch. Bd. 2 
S. 223 ff. und Entſch. des Obertribunals Bd. 61 S. 317.) 


E 


XXXI. Jahrgang. 


Demuach würde der Kl. Anſpruch auf Erſatz des Schadens 
haben, der durch den nach Errichtung der Gleiſe und der Brücke 
fortgeſetzten Grubenbetrieb an dieſen Anlagen herbeigeführt iſt, 
dagegen nicht auf Erſatz des Schadens, welcher als Folge des 
früheren Grubenbetriebs erſcheint. Dieſe Unterſcheidung iſt ſo⸗ 
wohl bezüglich des bereits entſtandenen und in beziffertem 
Betrage geforderten, als auch bezüglich des künftig entſtehenden 
Schadens zu machen. V. C. S. i. S. Bergwerksgeſellſchaft Georg 
v. Gieſche's Erben c. Preuß. Eiſenbahnfiskus vom 15. Februar 
1902, Nr. 392/1901, Nr. 2/1902 V. 

Zum Kleinbahnengeſetz vom 28. Juli 1892. 

48. 8 21. 

Die klagende Dorfgemeinde hat mittels Vertrages der Rechts⸗ 
vorgängerin der Bekl., der deutſchen Kleinbahnbetriebsgeſell⸗ 
ſchaft, das Recht zur Anlage und zum Betrieb einer zunächſt 
mit Dampf, ſpäter elektriſch zu betreibenden Straßenbahn er⸗ 
theilt. Dagegen hat die gedachte Geſellſchaft die Verpflichtung 
übernommen, den der Gemeinde gehörigen Weg zu chaufſiren, 
ſowie für die Unterhaltung und Beleuchtung der Strecke zu 
ſorgen. Im § 7 des Vertrages iſt weiterhin beſtimmt: „Den 
etatsmäßigen Gemeindebeamten ſind anf ihre Perſon 
lautende Freifahrtſcheine für die Benutzung der ge⸗ 
nannten Strecke zu ertheilen.“ Die Bekl. macht geltend, 
daß der § 7 des Abkommens der zwingenden Vorſchrift des § 21 
des Geſetzes über Kleinbahnen vom 28. Juli 1892 zuwider⸗ 
laufe und daher ungültig ſei. Nach der gedachten Vorſchrift 
haben die angeſetzten öffentlich bekannt zu machenden Beförde- 
rungspreiſe gleichmäßig für alle Perſonen oder Güter An⸗ 
wendung zu finden und find Ermäßigungen der Beförderungs- 
preiſe, welche nicht unter Erfüllung der gleichen Bedingungen 
Jedermann zu Gute kommen, unzuläſſig. Hiernach darf kraft 
öffentlichen zwingenden Rechts das für die Beförderung von 
Perſonen oder Gütern von der Kl. der Bahn zu leiſtende Ent⸗ 
gelt nicht in ſeiner Höhe zurückbleiben hinter den allgemein 
geltenden Tarifſätzen. Daß das für die Beförderung zu leiſtende 
Aequivalent in Geld beſtehe, iſt nicht erfordert. Es kann recht 
wohl durch Hingabe an Zahlungsſtatt Aufrechnung und ſonſt 
geleiſtet werden. Auch in der Erlaubniß zur Anlegung der 
Bahn kann das entſprechende Aequivalent gefunden werden, 
ſofern nur hier wie ſonſt wirklich Leiſtung und Gegenleiſtung 
als gleichwerthig gelten. Bei den zu berüdjichtigenden viel⸗ 
fachen, finanziellen und ſonſtigen auf einen objektiven Maßſtab 
ſchwer reduzirbaren Intereſſen der Wegeunterhaltungspflichten 
wird allerdings für die objektive Gleichwerthigkeit in erſter Linie 
die Beſtimmung der Parteien ſelbſt maßgebend bleiben müſſen. 
Immerhin kann es gegebenen Falls Gegenſtand der konkreten 
Ausmittelung werden, ob etwa die Parteifeſtſetzungen zur Um⸗ 
gehung des Geſetzes geſchehen ſind. Aus den Ausführungen des 
B. G. iſt zu entnehmen, daß daſſelbe nach Maßgabe dieſer 
Geſichtspunkte in der Ertheilung von Freifahrtsſcheinen und den 
ſonſtigen Leiſtungen der Bahn ein gleichwerthiges Entgelt für die 
Erlaubniß zur Anlegung und zum Betriebe der Bahn geſehen 
und eine Abſicht der Umgehung dieſes Geſetzes für ausgefchloffen 
erachtet hat. Die Vorſchrift des §S 21 des Kleinbahn- 
geſetzes iſt demnach im vorliegenden Falle mit dem B. G. nicht 
dadurch als verletzt anzuſehen, daß für die etatsmäßigen Ge— 
meindebeamten freie Fahrt ausgemacht iſt. IV. C. S. i. S. 


XXXI. Jahrgang. 
Oberſchleſiſche Dampfſtraßenbahn G. m. b. H. c. Dorfgemeinde 
Laurahütte vom 6. Februar 1902, Nr. 421/1901 IV. 

Zum Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 

49. § 6 Abſ. 2. 

Unerheblich iſt der Umſtand, daß bei Errichtung der Ur⸗ 
kunde uoch nicht feſtſtand, bis zu welchem Betrage die Kredit⸗ 
nehmer das ihnen nicht in einer feſten Summe, ſondern nur 
bis zu einem gewiſſen Höchſtbetrage zugeſagte Darlehen dem⸗ 
nächſt wirklich in Anſpruch nehmen würden. Den mit dieſer 
Ungewißheit verknüpften berechtigten Intereſſen, einerſeits des 
Steuerfiskus, andrerſeits der Steuerpflichtigen, trägt der § 6 
Abſ. 2 des Stempelſteuergeſetzes Rechnung. Darnach wird die 
Steuer nach dem höchſtmöglichen Werthe des Gegenſtandes des 
Geſchäftes berechnet, dem Pflichtigen aber das Recht vorbehalten, 
nach Ausführung des Geſchäfts die Erſtattung des Gezahlten 
bis auf den der wirklichen Leiſtung entſprechenden Betrag zu 
verlangen. VII. C. S. i. S. Preuß. Fiskus e. Hoyermann 
und Gen. vom 24. Januar 1902, Nr. 422/1901 VII. 

50. 8 16. 

Nach dem Vertrage hat die Bank den Kaufpreis von 
1000 000 Mark erſt zu zahlen, wenn ſie ſich endgültig dafür 
entſchieden hat, die Kuxe zu behalten. Gewiß hätten nun die 
Betheiligten das Kreditbedürfniß der Verkäufer auch dadurch 
befriedigen können, daß die Käuferin den Kaufpreis vorſchuß⸗ 
weiſe nach Bedarf der Verkäufer zu dem angegebenen Zwecke 
gezahlt hätte; allein die Vertragſchließenden haben eben dieſen 
Weg nicht eingeſchlagen, ſondern die Verkäufer haben ſich ein 
Darlehen verſprechen laſſen, und deſſen Rückzahlung in Baar, 
falls die Bank die Kuxe nicht behält, andernfalls die Aufrech⸗ 
nung ihrer Darlehnsſchuld gegen ihre Kaufpreisforderung ihrer⸗ 
ſeits verſprochen beziehungsweiſe geſtattet. Kaufpreis und Dar⸗ 
lehen ſtehen auch nicht etwa in einem ſolchen Zuſammenhange, 
daß der § 10 Abſ. 3 des Stempelſteuergeſetzes anwendbar 
wäre, vielmehr trifft § 10 Abſ. 2 zu. Richtig iſt zwar, daß 
im vorliegenden Falle Kauf und Darlehen derart mit einander 
verbunden und von einander abhängig find, daß beide mit ein⸗ 
ander ſtehen und fallen müßten; keines der Geſchäfte würde für 
ſich allein für die Kontrahenten verbindlich ſein. Allein das 
genügt nicht zur Anwendung des § 10 Abſ. 3, entſcheidend iſt 
vielmehr, ob verſchiedene nach Rechtsbegriffen ſelbſtändige Ge⸗ 
ſchäfte vorliegen, oder ob die mehreren Verhandlungen zuſammen 
nur ein, nach civilrechtlichen Begriffen einheitliches Rechtsgeſchäft 
darſtellen. Vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 42 
S. 180 ff., beſonders S. 191, 192. Da Kauf und Darlehen 
unbeſtreitbar zwei verſchiedene, nach civilrechtlichen Begriffen 
ſelbſtändige, in ſich geſchloſſene Rechtsgeſchäfte ſind, ſo ſind ſie 
auch gemäß § 10 Abſ. 2 des Stempelſteuergeſetzes als ſolche 
zu verſteuern. Vergl. Urtheil bei voriger Nummer. 

51. Tarifſtelle 34, 8. 

Wie bei der Veräußerung beweglicher oder unbeweglicher 
Sachen, ſo iſt auch bei der Abtretung von Rechten zu unter⸗ 
ſcheiden zwiſchen dem dinglichen Uebereignungsvertrag und dem 
obligatoriſchen, die Verpflichtung des einen Theils zur Ueber: 
tragung der Sache oder des Rechtes auf den andern Theil 
begründenden Veräußerungsvertrage. Selbſtverſtändlich bean» 
ſprucht dieſe Unterſcheidung auch bei der Veräußerung von Kuxen 
des neueren Rechtes Geltung, zumal dieſe Kuxe gleich körper— 


Jurifiſge Wagenſchift. 


195 


lichen Sachen Gegenſtand eines Kaufvertrags ſein können. 
Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 28 S. 251 ff. Nun iſt 
es zweifellos zuläſſig, die nach § 105 des Allgemeinen Berg⸗ 
geſetzes für Preußen an die Schriftform gebundene dingliche 
Uebertragung von Kuren mit dem Kaufvertrag in einer Urkunde 
zu verbinden, und ebenſo zweifellos iſt in dieſem Falle der Ab⸗ 
tretungsſtempel (Tarifſtelle 34) nur einmal zu entrichten. Allein 
wenn die Parteien aus irgend einem Grunde es vorziehen, über 
den Kauf und über die Uebertragung je eine beſondere Urkunde 
zu errichten, dann iſt auch jede der beiden Urkunden für ſich 
nach Maßgabe ihres Inhaltes ſtempelpflichtig. Zu Unrecht be⸗ 
ſtreiten dies die Kl. mit der Bemerkung, nach dem Geiſte des 
Stempelſteuergeſetzes ſolle ein und daſſelbe Geſchäft nur einmal 
verſteuert werden. Es handelt ſich nicht um ein und daſſelbe 
Geſchäft, ſondern um zwei verſchiedene Geſchäfte. Wenn das 
Geſetz (Tarifſtelle 8 Abſ. 3) bei der Veräußerung unbeweglicher 
Sachen die Auflaſſung ſtempelfrei läßt, falls binnen beſtimmter 
Friſt der in ſtempelpflichtiger Form errichtete Veräußerungs⸗ 
vertrag vorgelegt wird, ſo beweiſt dieſe Beſtimmung gerade das 
Gegentheil deſſen, was die Kl. daraus folgern. Denn zweifellos 
würden ohne die poſitive Vorſchrift in Tarifſtelle 8 Abſ. 3 ſo⸗ 
wohl der Kaufvertrag nach Tarifſtelle 32, als auch die Auf⸗ 
laſſung nach Tarifſtelle 8 ſtempelpflichtig ſein. Vergl. Urtheil 
bei Nr. 49. 

V. Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 

52. Art. 1235, 1376, 1637. 

Die Bekl. haben nicht eine auf Art. 1637 c. c. geſtützte 
Gewährleiſtungs⸗ oder Entſchädigungsforderung als ſelbſtändige 
Gegenforderung aufgeſtellt, ſondern nur ein ihnen zuſtehendes 
Recht auf eine der Nichterfüllung ſeitens des Verkäufers ent⸗ 
ſprechende Minderung des vereinbarten Kaufpreifes geltend 
gemacht, welcher Einwand ihnen auch gegenüber dem Ceſſionar 
der Kaufpreisreſtforderung zuſteht, da dieſer in Beziehung auf 
die cedirte Forderung, alſo auch in Beziehung auf deren Exiſtenz 
und Höhe ganz an die Stelle des Cedenten getreten iſt. Die 
Bekl. konnten daher, wenn ihre Aufſtellung ſich als thatſächlich 
richtig erweiſt, der Klage des Ceſſionars ſowohl mit der Ein⸗ 
rede des nicht erfüllten Vertrages begegnen, als auch ihr den 


erwähnten Minderungsanſpruch entgegenhalten, und ergiebt 


ſich auf Grund des letzteren auch die Berechtigung, das irr⸗ 
thümlich Gezahlte zurückzufordern. Art. 1235, 1376 ce. e. 
II. C. S. i. S. Bouché c. Minninger vom 4. Februar 1902, 
Nr. 387/1901 II. 

53. Art. 1794. 

Die Rüge iſt gegen die Auwendung des Art. 1794 c. c. 
gerichtet, weil hier ein marché à la pièce — Werkverding nach 
dem Stücke — in Frage ſtehe, Art. 179 4 aber nur beim Werk⸗ 
verdingungsvertrag in Bauſch und Bogen — marche à forfait 
— Anwendung finde. Dieſe Rüge iſt nicht gerechtfertigt. Selbſt 
wenn der Annahme der Reviſion beizutreten wäre, daß Art. 1794 
eine Ausnahmebeſtimmung ſei und daher nur auf den aus⸗ 
drücklich in ihm benannten Werkverdingungsvertrag in Bauſch 
und Bogen angewendet werden dürfe, ſo käme Art. 1794 dennoch 
zur Anwendung, weil im gegebenen Falle ein Werkverdingungs⸗ 
vertrag in Bauſch und Bogen — marché a forfait — vor- 
liegt. Denn in dem Vertrage über Herſtellung eines Muſter⸗ 
buchs für ein beſtimmtes Geſchäft in einer beſtimmten Anzahl 
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von Exemplaren liegt, auch wenn der Preis durch die verein- 
barte Zahl der zu fertigenden Exemplare beſtimmt iſt, die Ver⸗ 
einbarung nur eines Werkes, bei welchem die Zahl der Exem⸗ 
plare lediglich eine nebenſächliche, in Wirklichkeit nur für den 
Preis des Werkes erhebliche Bedeutung hat. Der Unterſchied 
zwiſchen dem marché à forfait und dem marché à la pièce 
im techniſchen Sinne der franzöſiſchen Rechtsſprache liegt aber 
gerade darin, daß bei letzterem jedes einzelne Stück im Weſent⸗ 
lichen die gleiche, ſelbſtſtändige und nach den Geſchäftserfahrungen 
zum Voraus beſtimmte Arbeit erfordert. Uebrigens könnte der 
in der franzöſiſchen Literatur von Laurent, Principe de droit 
civil Bd. 26 Nr. 18 und Baudry - Lacantinerie et Wahl 
Louage Bd. II Nr. 2035 vertretenen Auſicht, daß Art. 1794 
nur auf den Werkverdingungsvertrag in Bauſch und Bogen 
angewendet werden dürfe, nicht beigetreten werden, da die Vor⸗ 
ſchrift in Art. 1794 nicht eine Ausnahmebeſtimmung, ſondern 
ein allgemeines Prinzip enthält und deshalb auf jede Art der 
Werkverdingung anwendbar iſt. II. C. S. i. S. Klehe c. Heede 
vom 11. Februar 1902, Nr. 365/1901 II. 

54. Art. 1794, 1787. 

Der Angriff der Reviſion konnte keinen Erfolg haben, daß 
Art. 1794 um deswillen nicht anwendbar ſei, weil ein Handels⸗ 
kauf vorliege, und danach hier nur die Vorſchriften der 
Art. 354 ff. des H. G. B. hätten in Betracht kommen können. 
Zunächſt bedarf das Vorbringen der Reviſion, daß Gegenſtand 
des hier in Frage ſtehenden Geſchäftes die Lieferung einer 
Quantität vertretbarer Sachen ſei, nach Lage der Sache keiner 
ausdrücklichen Zurückweiſung. Lag aber danach ein Werkver⸗ 
dingungsvertrag vor, ſo bedarf es im Weiteren einer Erörterung 
darüber nicht, ob auf einen Werkverdingungsvertrag des hier in 
Frage ſtehenden Inhaltes die Annahme anwendbar wäre, daß 
auch nach rheiniſch⸗franzöſiſchem Rechte Werkverdingungsverträge, 
bei denen der Unternehmer den Stoff ſelbſt liefert, ihrem Weſen 
nach als Kaufverträge anzuſehen ſind; denn der erkennende Senat 
hat bereits in ſeinem Urtheile vom 19. Mai 1891 II. 85/91 
ausgeſprochen, daß auf Werkoerdingungsverträge jener Art, wenn 
es ſich um Handelsgeſchäfte handelt, die Vorſchriften des H. G. B. 
über den Kauf inſoweit zur Anwendung kommen, als die 
Art. 1787 ff. c. c. nicht beſondere Beſtimmungen ent⸗ 
halten; es liegt aber kein Anlaß vor, von jener früheren Auf⸗ 
faſſung abzugehen. Vergl. Urtheil bei voriger Nummer. 8. 


Perſonal⸗ Veränderungen. 
Zulaſſungen. 

Rechtsanwalt Paul Beiersdorf beim Landgericht Hirſch⸗ 
berg i. Schl.; — Aſſeſſor Dr. Paul Walter Hans 
Breymann und Aſſeſſor Dr. Bruno Alexander Zinkeiſen 
beim Landgericht Leipzig; — Rechtsanwalt Dr. Schneider 
beim Oberlandesgericht Stuttgart; — Gerichtsaſſeſſor Hermann 
Joeck beim Landgericht Weimar; — Rechtsanwalt Dr. Brunne⸗ 
mann beim Amtsgericht Wilhelmshaven; — Rechtsanwalt 
Max Weiß beim Landgericht Bamberg; — Gerichtsaſſeſſor 
Dr. Schreier beim Landgericht Cöln; — Rechtsanwalt Ernſt 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


XXXI. Jahrgang. 


Albert v. Oldenburg beim Amtsgericht Leck; — Rechtsanwalt 
Auguſt Lober beim Landgericht München II; — Rechtsanwalt 
v. Bagnato in Eſſingen beim Landgericht Stuttgart; — 
Rechtsanwalt Doinet beim Landgericht Mülhauſen; — 
Rechtsanwalt Carl Rudolf Nitze beim Amtsgericht Bautzen 
und bei der Kammer für Handelsſachen Zittau; — Gerichts- 
aſſeſſor Hans Voigt beim Amtsgericht Lübben i. L.; — 
Bürgermeiſter Simon Kotitſchke in Neudeck beim Amtsgericht 
Tarnowitz; — geprüfter Rechtspraktikant Hermann Ebner 
beim Amtsgericht Traunſtein; — Referendar Karl Neuburger 
in Baden⸗Baden beim Amtsgericht Baden; — Rechtsanwalt 
Johannes Teuſcher beim Amtsgericht Belzig; — Referendar 
Max Strümpell beim Landgericht Braunſchweig; — Rechts- 
anwalt Dr. Ernſt Hennings beim Landgericht Kiel; — 
geprüfter Rechtspraktikant Dr. Sigmund Adolf Nordſchild 
beim Landgericht Schweinfurt; — Rechtsanwalt Hermann Karl 
Wilhelm Vollhering beim Landgericht und Amtsgericht 
Bautzen und bei der Kammer für Handelsſachen Zittau; — 
Rechtsanwalt Siegfried Margolinski beim Landgericht II 
Berlin; — Rechtsanwalt Carl Diebels beim Landgericht 
Colmar; — Gerichtsaſſeſſor Dr. Arthur Löwenſtein beim 
Amtsgericht und Landgericht Düſſeldorf; — Rechtsanwalt 
Bruno Springer beim Landgericht I Berlin; — Rechts- 
anwalt Wilhelm Joßmann in Groß⸗Lichterfelde beim Amts⸗ 
gericht II Berlin; — Rechtsanwalt Paul Deimling beim 
Amtsgericht Durlach und beim Landgericht Karlsruhe. 


Löſchungen. 

Rechtsanwalt Johann La mpl beim Landgericht München II; 
— Rechtsanwalt Arthur Kulen ka mp in Lübeck beim Hanſeatiſchen 
Oberlandesgericht Hamburg, beim Landgericht und Amtsgericht 
Lübeck; — Rechtsanwalt Kühnemann beim Amtsgericht Mett⸗ 
mann; — Rechtsanwalt Dr. Hermann Martin Popert beim 
Hanſeatiſchen Oberlandesgericht, Landgericht und Amtsgericht Ham⸗ 
burg; — Rechtsanwalt Hermann Brachmann beim Landgericht 
Nürnberg; — Rechtsanwalt Beck in Schorndorf beim Landgericht 
Ellwangen; — Rechtsanwalt v. Oldenburg beim Landgericht 
und Amtsgericht Altona; — Rechtsanwalt Theodor Aub beim 
Landgericht München II; — Rechtsanwalt und Notar Guſtav 
Flatow beim Landgericht 1 Berlin; — Rechtsanwalt Haus 
Aehnelt beim Landgericht II Berlin; — Rechtsanwalt 
Dr. Erich Brunnemann beim Amtsgericht Jaſtrow; — 
Rechtsanwalt Oskar Gick beim Landgericht Fürth; — Rechts⸗ 
anwalt Rudolf Hämmerle beim Landgericht Memmingen; — 
Rechtsanwalt Fritz Nicolai beim Amtsgericht Wetzlar; — 
Rechtsanwalt Dr. Balke beim Amtsgericht Wilhelmshaven; — 
Rechtsanwalt Karl Bruſt beim Landgericht Würzburg; — 
Rechtsanwalt Dr. Johann Nikolaus Heintz beim Amtsgericht 
Berneck (Oberfranken); — Rechtsanwalt Dr. Schneider beim 
Landgericht Stuttgart; — Rechtsanwalt Johannes Teuſcher 
beim Amtsgericht Treuenbrietzen; — Rechtsanwalt Wilhelm 
Sparrer beim Landgericht Weiden; — Rechtsanwalt Springer 
beim Landgericht II Berlin; — Rechtsanwalt Karl Rudolf 
Nitze beim Landgericht Leipzig; — Rechtsanwalt Wilhelm 
Joßmann beim Landgericht I Berlin; — Rechtsanwalt Franz 
Xaver Oberbauer beim Landgericht München II. 
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Beilage 2 der Zuriſtiſchen Wochenſchrift 


N 23 und 24 vom 8. April 1902. 


Urtheile des Reichsgerichts zum Bürgerlichen Geſetzbuch und zum 
Einführungsgeſetz betreffend. 


Zu Art. 170, 213 Einf. Geſ. zum B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Baſſompierre 
c. Choné vom 7. Februar 1902, Nr. 428/1901 II. 


Vorinſtanz: O. L. G. Colmar. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Es handelt ſich in gegenwärtiger Sache im Weſentlichen 
um die Auslegung und Anwendung der Artikel 214 und 170 
des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch, namentlich 
um die Abgrenzung des Geltungsgebiets dieſer Beſtimmungen, 
wobei aber die Frage eingreift, ob der auf Artikel 747 des 
code civil beruhende retour legal der Aſcendenten ein wirkliches 
Erbrecht iſt. Um für die Anwendung der einen oder anderen 
der erwähnten Beſtimmungen des Einführungsgeſetzes eine feſte 
Grundlage zu gewinnen, iſt zuerſt die rechtliche Natur des 
in Frage ſtehenden retour légal zu erörtern. 

Nachdem ausgeführt war, daß der klägeriſche Anſpruch ein 
erbrechtliches Verhältniß im Sinne des Artikel 213 be— 
treffe, fahren die Entſcheidnngsgründe fort: Es ergiebt ſich ohne 
Weiteres, daß es ſich hierbei nicht um ein Schuldverhältniß 
im Sinne des Artikels 170 des Einführungsgeſetzes handelt; 
denn da die Frage, ob das alte oder das neue Recht anzuwenden 
iſt, verſchieden zu beantworten iſt, je nachdem ein erbrechtliches 
Verhältniß oder ein Schuldverhältniß vorliegt, ſo kann ein unter 
die Vorſchrift des Artikels 213 fallender Anſpruch nicht zugleich 
als ein Schuldverhältniß im Sinne des Artikels 170 angeſehen 
werden und iſt ſomit die letztere Beſtimmung auf erbrechtliche 
Schuldverhältniſſe überhaupt nicht zu beziehen, wie denn auch 
in den Motiven zu Artikel 170 (Artikel 103 des Entwurfs J 
bezüglich der erbrechtlichen Schuldverhältniſſe ausdrücklich auf 
Artikel 213 (219 des Entwurfs I) verwieſen worden iſt. 

Ein Grund gegen die Richtigkeit der ſeitherigen Aus- 
führungen kann mit der Reviſion auch nicht daraus hergeleitet 
werden, daß hiernach für die in Rede ſtehende Schenkung 
inſoweit, als durch Uebernahme einer Verpflichtung der Be⸗ 
ſchenkten zur Zahlung einer Rente an den Schenkgeber ein 
wirkliches Schuldverhältniß im Sinne des Artikels 170 eit. 
begründet worden iſt, nach dem 1. Januar 1900 das bisherige 
Geſetz maßgebend blieb, während nach obiger Erörterung von 


da an die Schenkung inſoweit keine rechtliche Wirkung mehr. 


äußerte, als auf Grund derſelben eine geſetzliche Erbfolge 
des Schenkgebers in die geſchenkten Liegenſchaften gemäß 
Artikel 213 eit. nicht mehr ſtattfand; denn es ſteht im Prinzip 
nichts entgegen, die rechtlichen Folgen eines Rechtsgeſchäfts, je 
nachdem dadurch ein Schuldverhältniß begründet iſt oder erb- 
rechtliche Folgerungen daraus hergeleitet werden ſollen, nach 
verſchiedenen Geſetzen zu beſtimmen. Dies unterliegt namentlich 


bei einer Schenkung keinem Bedenken, da die rechtlichen Wirkungen 
dieſes Rechtsgeſchäfts nach der einen und der anderen Richtung 
hin vollſtändig ſelbſtſtändig und von einander unabhängig ſind. 
Unzweifelhaft iſt der Geſetzgeber ſich beim Erlaß der Vorſchriften 
der Artikel 170 und 213 cit. deſſen auch bewußt geweſen, daß 
ſich aus denſelben dieſe von der Reviſion beanſtandete Folge 
ergeben kann, wie ſchon aus den Motiven zu Artikel 213 erhellt, 
worin das Verhältniß des Pflichttheilsberechtigten zu dem 
pflichtwidrig Beſchenkten als unter die letztere Beſtimmung 
fallend erwähnt iſt. | 

Daß die ſeither entwickelte Auffaſſung über die Nichtgeltung 
des alten Geſetzes für den klägeriſchen Anſpruch den Anſchauungen 
über die Anwendung des alten und neuen Rechts entſpricht 
von welchen man beim Erlaß des Bürgerlichen Geſetzbuchs und 
des Einführungsgeſetzes hierzu ausgegangen iſt, erhellt endlich 
auch aus den ſchon vom Berufungsgerichte wiedergegebenen 
allgemeinen Ausführungen der Motive zum Bürgerlichen Ge— 
ſetzbuch 1 S. 21 über die zeitliche Herrſchaft der Rechtsnormen, 
wenn man hierbei die oben erörterte rechtliche Natur des fraglichen 
Anſpruchs berückſichtigt. Hiernach ſtellt es ſich nämlich nicht als 
Rückwirkung dar, daß das neue Recht vor bloßen Möglichkeiten 
oder Erwartungen, welche nach dem früheren Rechte beſtanden, 
ſich nicht zurückzieht, und gehört ein Thatbeſtand, der aus 
mehreren zeitlich aufeinander folgenden einzelnen Thatſachen ſich 
zuſammenſetzt, dem Rechte der Zeit an, in welchem der That- 
beſtand ſich vollendet, vorausgeſetzt, daß die während der 
Geltung des früheren Geſetzes eingetretenen Thatſachen nur die 
Ausſicht auf künftigen Rechtserwerb, nicht aber eine dieſe Aus» 
ſicht ſchützende Willensgebundenheit erzeugt haben, was alles 
nach obigen Ausführungen bei dem klägeriſchen Anſpruche zutrifft. 


Zu SS 293 ff. des B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Kaſtan 
c. Sonnenmoſer vom 4. Februar 1902, Nr. 408/1901 II. 


Vorinſtanz: O. L. G. Breslau. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Nach § 293 des Bürgerlichen Geſetzbuchs wird zur Be— 
gründung des Verzuges des Gläubigers erfordert, daß demſelben 
die Leiſtung vom Schuldner angeboten wird, und er die ſo 
angebotene Leiſtung nicht annimmt und nach § 294 daſelbſt 
muß die Leiſtung ſo thatſächlich angeboten werden, wie ſie nach 
dem Vertrage zu bewirken iſt, insbeſondere an dem Orte, wo 
der Schuldner zu überliefern und der Gläubiger zu empfangen 
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verpflichtet iſt (§ 269). Es muß alſo der Regel nach Real⸗ 
oblation am Erfüllungsorte erfolgen. 
(Zu vergl. Planck, zu §S 294 Anmerkung 2; Oertmann, 
Recht der Schuldverhältniſſe zu §S 294 Anmerkung 2, 3; 
Schollmeyer, Recht der Schuldverhältniſſe zu §§ 294 
bis 296 Anmerkung b, e, Motive II S. 69.) 
Nun iſt eine Realablation der Waaren ſeitens des Klägers 
an den Beklagten bisher überhaupt nicht, weder vor, noch nach 
der Klage, und insbeſondere nicht in Breslau, wohin die Waare 
zu überſenden war, erfolgt. Daß die bloße Ueberſendung der 
Faktura in dieſer Hinſicht nicht in Betracht kommen kann, 
bedarf keiner Ausführung. 

Wenn das Oberlandesgericht den Annahmeverzug des Be— 
klagten ſchon vor der Klage aus § 295 des Bürgerlichen Ge— 
ſetzbuchs herleiten will, jo iſt das um deswillen nicht zutreffend, 
weil nach dieſer Beſtimmung das wörtliche Angebot des 
Schuldners genügen ſoll, nachdem der Gläubiger die Leiſtung 
nicht annehmen zu wollen erklärt hat, und im vorliegenden 
Falle nach der ablehnenden Erklärung des Beklagten auf die 
Ueberſendung der Faktura bis zur Klageerhebung überhaupt 
kein Angebot ſeitens des Klägers, auch kein bloß wörtliches er— 
folgt iſt. Die verſchiedenen Entſcheidungen des Reichsgerichts. 
wonach, falls ein Vertragstheil die beſtimmte Erklärung, nicht 
erfüllen zu wollen, abgiebt, es einer weiteren Mahnung nicht 
bedürfe, um den Eintritt des Verzuges und deſſen Folgen zu 
bewirken, können der vorerörterten Annahme mit Erfolg nicht 
entgegengeſetzt werden, weil jene Entſcheidungen ſich nur auf 
den Schuldnerverzug beziehen, und der in denſelben aus— 
geſprochene Grundſatz gegenüber den mehrbezogenen poſitiven 
Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs beim Annahme⸗ 
verzug nicht gelten kann. 


Zu den §§ 346, 353, 467 des B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Albes 
c. Thien vom 8. Februar 1902, Nr. 375/1901 V. 


Vorinſtanz: O. L. G. Hamburg. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Nach den 85 467, 346 Bürgerlichen Geſetzbuchs hat der 
Wandelungskläger dem Beklagten die empfangene Leiſtung zurück— 
zugewähren. Der Umſtand, daß der Kläger zur Zeit des 
Rücktritts (der Wandelung) hierzu nicht in der Lage iſt, weil 
er den gekauften Gegenſtand weiter veräußert hat oder weil er 
ihm im Wege der Zwangsverſteigerung entzogen iſt, ſchließt 
den Rücktritt an ſich nicht aus (Bürgerliches Geſetzbuch § 353), 
weil mit der Möglichkeit gerechnet werden muß, daß er ſich zu 
der Zeit, in welchem er die Rückgewähr zu vollziehen hat, den 
Gegenſtand wiederverſchafft (Protokolle Bd. 6 S. 161). Der 
Rücktritt wird jedoch nach §S 354 Bürgerlichen Geſetzbuches 
unwirkſam, wenn der Wandelungsberechtigte mit der Rückgewähr 
in Verzug kommt, oder erklärt, daß er die gekaufte und ihm 
zwangsverſteigerte Sache nicht zurückerwerben könne. 


Zu SS 388, 389 B. G. B. 
Beſchluß des Reichsgerichts VII. C. S. i. S. vereinigte 
Cichorienfabriken A.-G. A. F. C. Kallmeyer c. Preuß. 
Fiskus vom 24. Januar 1902, B Nr. 1/1902 VII. 


II. J. O. L. G. Breslau. 


Die weitere Beſchwerde iſt zurückgewieſen worden. 

Wenn in einem Rechtsſtreit rechtzeitig eine Aufrechnungs— 
erklärung abgegeben wird, auf Grund deren die klagende 
Partei unterliegt, iſt letztere dann koſtenfällig, wenn ſchon vor 
dem Beginn des Prozeſſes die beiden Forderungen einander gegen- 
über gejtanden haben. Es iſt dies, wenngleich in ſolchem Falle 
die Beſeitigung des Klageanſpruchs erſt durch die Erklärung 
erfolgt (§ 388 des Bürgerlichen Geſetzbuchs), anzunehmen, da 
nach § 389 a. a. O. eine Rückwirkung der Aufrechnungserklärung 
auf den erwähnten Zeitpunkt des Gegenüberſtehens der Forde— 
rungen eintritt. (Vergl. die Kommentare zur Civilprozeß— 
ordnung von Gaupp-Stein und Peterſen-Anger, neueſte Auf 
lagen, in den Bemerkungen zu § 91.) Das Vorſtehende trifft 
auf den vorliegenden Fall zu, in dem zwar ein urtheilsmäßiges 
Unterliegen der die Klage zurücknehmenden Partei in der Haupt- 
ſache auf Grund des Aufrechnungseinwandes nicht ſtattgefunden 
hat die Koſtenentſcheidung aber ſo zu treffen iſt, als wenn die 
Sachlage die gleiche wäre. 


Zu 88 431, 1113 des B. G. B. 
8127 Tyl. 1 Tit. 17 des A. L. R. 


Urtheil des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Walter 
c. Liebert vom 19. Februar 1902, Nr. 396/1901 V. 


Vorinſtanz: Kammergericht Berlin. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Die Reviſion richtet ihren Hauptangriff gegen die Verur— 
theilung der Beklagten als Geſammtſchuldner und führt aus, 
daß es ſich nicht um eine untheilbare Leiſtung, wie der vom 
Berufungsrichter angewendete § 431 Bürgerlichen Geſetzbuches 
vorausſetzt, handle, vielmehr um eine theilbare Leiſtung, da eine 
Geldſumme immer theilbar ſei. Dieſe Ausführung geht fehl. 
Die Reviſion überſieht, daß die beklagten Erben nicht aus einer 
perſönlichen (nach § 127 Theil I Titel 17 Allgemeinen Land» 
rechts gemeinſchaftlichen) Verpflichtung in Anſpruch genommen 
und zur Zahlung verurtheilt ſind, daß vielmehr die Zahlung 
der eingeklagten Summe gemäß § 1113 a. a. O. nur aus 
dem Grundſtück zu erfolgen hat, ſonſt alſo die Verpflichtung 
der Beklagten als Miteigenthümer des Pfandgrundſtücks wefent- 
lich in der Duldung, daß die Klägerin ihre Befriedigung aus 
dem Grundſtück entnehme, beſteht. Anders iſt auch die Verur— 
theilung zur Zahlung aus dem Grundſtück nicht aufzufaſſen. 
Dieſe Duldungspflicht der mehreren Miteigenthümer iſt aber 
unzweifelhaft eine untheilbare Leiſtung. 
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Zu $ 762 B. G. B. 

Erkenntniß des Reichsgerichts I. C. S. i. S. Kunau 
c. A. G. Wechſelbank zu Hamburg vom 11. Januar 
1902, Nr. 408/1901 I. 

II. J. O. L. G. Hamburg. 

Die Reviſion iſt zurückgewieſen worden. 

Selbſt wenn Differenzgeſchäfte vorliegen, würde der Kläger 
das, was er baar und durch die der Zahlung gleich wirkende 
vertragsmäßige Aufrechnung bezahlt hat, nach den zur Anwendung 
kommenden Grundſätzen des gemeinen Rechts, Entſcheidungen des 
Reichsgerichts Bd. 39 S. 163, fo wenig zurückfordern konnen, 
wie nach dem Satz 2 Abſ. 1 des § 762 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs. 

Zu § 764 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts I. C. S. i. S. v. Gim- 
born c. Niederrheiniſche Kreditanſtalt vom 
4. Januar 1902, Nr. 292/1901 J. 
II. J. O. L. G. Cöln. 

Zurückweiſung der Reviſion. | 

Die Beklagten haben, nachdem die Klägerin den ge⸗ 
ſammten Geſchäftsverkehr mit den Beklagten aufgedeckt hat, 
nicht einmal behauptet, daß auch nur eines der zahlloſen Ge⸗ 
ſchäfte auf Termine geſchloſſen ſei. Ueberall handelt es ſich um 
Aufträge zum An- und Verkauf zu Tageskurſen, limitirt oder 
unlimitirt. Danach fehlt es auch für den Thatbeſtand des 
Differenzgeſchäfts im Sinne des § 764 des Bürgerlichen Ge⸗ 
ſetzbuchs und des durch ihn formulirten früheren Rechts an An⸗ 
halt. Als Spiel wird danach angeſehen ein Vertrag über 
Lieferung von Werthpapieren, der nach der ausdrücklichen oder 
ſtillſchweigenden Abſicht beider Theile oder nach der dem Anderen 
erkennbaren Abfiht auch nur des einen Theils nur dahin 
führen ſoll, daß der Unterſchied zwiſchen dem verein⸗ 
barten Preiſe und dem Börfen- oder Marktpreife 
der Lieferungszeit von dem verlierenden an den gewinnen⸗ 
den Theil gezahlt wird. Die von dem Tage des Vertrags- 
ſchluſſes verſchiedene Lieferzeit mit ihrem nicht vorausſehbaren 
Preiſe iſt der für jedes Spiel ſeiner Natur nach erforderliche 
Faktor, der über Gewinn oder Verluſt entſcheidet. An einem 
ſolchen Faktor fehlt es an ſich bei dem Kaſſageſchäft und Tages⸗ 
kauf. Der Käufer ſpekulirt, wenn er zu niedrigem Kurſe 
kauft, um bei ſteigendem Kurſe theuer verkaufen zu können, 
oder bei hohem Kurſe verkauft, um bei fallendem Kurſe das⸗ 
ſelbe Papier billiger kaufen zu können und in beiden Fällen zu 
gewinnen. Solche Spekulation kann fehl gehen und auch Ver⸗ 
luft bringen. Aber fpielen mit einem Anderen kann der 
Kaſſakäufer oder Kaſſaverkäufer nur, wenn er mit ſeinem Ab⸗ 
nehmer oder Verkäufer darüber einig iſt, daß nicht geliefert 
und ein Kaufpreis nicht geſchuldet und nicht gezahlt werden, 
ſondern irgend ein von vornherein beſtimmter oder von einem 
der beiden Theile zu beſtimmender Umſtand, Tag oder Friſt, 
darüber entſcheiden ſoll, was und von wem zu zahlen. So 
kann ſicherlich auch der Kommittent mit dem Kommiſſionär 
ſpielen, mag derſelbe als Selbſtkontrahent eintreten oder nicht. 
Aber Derartiges haben die Beklagten nicht behauptet, und der 
feſtgeſtellte Geſchäftsgang zwiſchen den beiden Parteien ſchließt 


eine ſolche Annahme aus, es müßte denn alles fimulirt ſein, 
was die Parteien nach dem Inhalt ihrer Korreſpondenz ver · 
handelt haben. 


Zu § 766, 778 des B. G. B. 

Urtheil des Reichsgerichts III. C. S. i. S. Höh— 
mann c. Geſing vom 31. Januar 1902, Nr. 374/1901 III. 
Vorinſtanz: O. L. G. Caſſel. 

Zurückweiſung der Reviſion. | 

Aus den Gründen. 

Die Frage, ob § 766 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, wo⸗ 
nach zur Gültigkeit des Bürgſchaftsvertrages ſchriftliche Er⸗ 
theilung der Bürgſchaftserklärung erforderlich iſt, der Mangel 
der Form aber geheilt wird, ſoweit der Bürge die Hauptver- 
bindlichkeit erfüllt, auch auf den in § 778 — ebenfalls in 
Buch 2 Abſchnitt 7 Titel 18 — geordneten Kreditauftrag An⸗ 
wendung zu finden hat, iſt verneinend zu beantworten. 
(Wird eingehend begründet.) | 


Zu $ 812 B. G. B. 

§ 38 des Preußiſchen Zwangsvollſtreckungsgeſetzes 
vom 13. Juli 1883. 

Erkenntniß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Lemke 


c. Gley vom 14. Dezember 1901, Nr. 291/1901 V. 
II. J. K. G. Berlin. 


Theilweiſe Aufhebung. 

Wie der Berufungsrichter zutreffend darlegt, hat der Zwangs 
vollſtreckungsrichter bei der Feſtſtellung des geringſten Geſammt⸗ 
gebots in zwiefacher Hinfiht geirrt. Er hat ſich in einem that⸗ 
ſächlichen Irrthume befunden, indem er annahm, daß der Kläger 
die Subhaſtation des Grundſtücks Meyenburg Nr. 1200 nicht 
wegen der Zinſen ſeiner zur erſten, ſondern wegen der Zinſen 
feiner zur dritten Stelle eingetragenen (Geſammt⸗) Hypothek be⸗ 
antragt habe. In Folge dieſes thatſächlichen Irrthums tft der 
in das geringſte Geſammtgebot eingeſetzte Betrag des geringſten 
Gebots für dieſes Grundſtück viel zu hoch gegriffen. Der 
Zwangsvollſtreckungsrichter hat aber auch rechtlich geirrt, indem 
er bei Berechnung des geringſten Geſammtgebots den $ 38 Abſ. 2 
des Zwangsvollſtreckungsgeſetzes vom 13. Juli 1883 außer Acht 
gelaſſen hat, nach welchem der einzuſtellende Betrag des geringſten 
Gebots für das werthvollere Grundſtück Meyenburg Nr. 1221 
dem Werthverhältniſſe der Grundſtücke entſprechend höher be⸗ 
ſtimmt werden mußte, als der für Meyenburg Nr. 1200 ein⸗ 
zuſtellende Betrag. Bei richtigem Verfahren würde keine Hypo⸗ 
thek in Anrechnung auf den Kaufpreis zu übernehmen geweſen 
fein und der Kläger würde bei richtiger Vertheilung des Ge- 
ſammterlöſes aus dem auf Nr. 1200 entfallenden Autheile volle 
Baarbefriedigung wegen ſeiner Geſammthypothek von 10 000 Mark 
erhalten haben. Statt deſſen wurden die beiden auf Nr. 1200 
an erſter Stelle für den Kläger und an zweiter Stelle für den 
Beklagten haftenden Hypotheken in das geringfte Gebot aufge: 
nommen und es wurde die Uebernahme dieſer beiden Hypotheken 
in Anrechnung auf den Kaufpreis zur Verſteigerungsbedingung 
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gemacht. In Folge deſſen mußten dieſe Hypotheken auf den 
Antheil des minder werthvollen Grundſtücks Nr. 1200 verrechnet 
werden und daraus ergab ſich dann, daß der Kläger mit einem 
großen Theil ſeiner auf Nr. 1221 zur erſten Stelle haftenden 
10 000 Mark ausfiel. 

Der Berufungsrichter hat ſich beſtrebt, eine Rechtslage ber- 
zuſtellen, welche möglichſt derjenigen entſpricht, die vorhanden 
ſein würde, wenn jene Irrthümer nicht vorgekommen wären. 
Es kann ihm aber inſoweit nicht gefolgt werden, als er die auf 
Nr. 1200 an zweiter Stelle für den Beklagten eingetragene und 
nach den Kaufbedingungen zu übernehmende Hypothek von 
5 000 Mark oder ihren Geldbetrag dem Kläger zuweiſt, weil 
der Beklagte inſoweit ungerechtfertigt bereichert ſei (Bürgerliches 
Geſetzbuch 88 812 ff.) und weil der Kläger ſich der Tragweite 
der in feiner Gegenwart und ohne feinen Widerſpruch feitge- 
ſtellten Kaufbedingungen nicht bewußt geweſen ſei. Allein es 
kommt doch auch das Recht und das Intereſſe des Beklagten 
in Betracht. Dieſer hatte nach den unanfechtbar gewordenen 
Kaufbedingungen ein Recht darauf, daß ſeine Hypothek von 
5 000 Mark auf Nr. 1200 in Anrechnung auf den Kaufpreis 
übernommen würde und er hatte keine Veranlaſſung oder Ver⸗ 
pflichtung, ſoweit zu bieten, daß auch der Kläger aus dem 
Grundſtücke Nr. 1221 volle Befriedigung erhielt. Es fehlt da- 
her an der Vorausſetzung des § 812 des Bürgerlichen Geſetz— 
buche, daß der Beklagte auf Koſten des Klägers ohne recht 
lichen Grund etwas erlangt hat. 

Anders liegt die Sache hinſichtlich der Zinſen der Hypothek 
des Beklagten auf Nr. 1200, welche dieſer aus dem Baarerlös 
empfangen hat. Es iſt nicht zur Kaufbedingung gemacht, daß 
der Beklagte dieſe Zinſen erhalten ſolle, insbeſondere hat der 
Kläger nach der thatſächlichen Feſtſtellung des Berufungsrichters 
nicht den Willen gehabt, hinſichtlich dieſer Zinſen in eine vom 
§ 38 Abſ. 2 des Zwangsverſteigerungsgeſetzes vom 13. Juli 1883 
abweichende Vertheilung des Zwangsverſteigerungserlöſes zu 
willigen. Bei Anwendung dieſer Vorſchrift ergiebt ſich bei Be⸗ 
rückſichtigung des feſtſtehenden Werthverhältniſſes der beiden 
Grundſtücke, daß der ganze Baarerlös auf das Grundſtück 
Nr. 1221 entfiel und daher dem Kläger zukam. Demgemäß 
hat der Berufungsrichter mit Recht den Beklagten zur Zahlung 
des den empfangenen Zinſen gleichkommenden Betrags von 
536 Mark 11 Pf. verurtheilt. 


Zu $ 828 des B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Kuhne 
c. Herfurth vom 3. Februar 1902, Nr. 370/1901 VI. 
Vorinſtanz: O. L. G. Dresden. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Die eigenen Ausführungen des Berufungsgerichts in Ver⸗ 
bindung mit den von ihm gebilligten Darlegungen der erſten 
Inſtanz ſind dahin zu verſtehen: Ein Knabe von 13 Jahren 
beſitze regelmäßig genügende geiſtige Reife und Erfahrung, um 
bei einer Ueberlegung, wie ſie auch bei einem Spiele der in 
Rede ſtehenden Art von Knaben ſolchen Alters erfordert werden 
müſſe, erkennen zu können, daß, wenn er mit einem ſtarken 
langen Stabe Stöße führe zur Abwehr von Spielgefährten, 


von denen er wiſſe, daß ſie ſich in ihm erreichbarer Nähe be⸗ 
fänden, deren augenblicklichen Standort er aber nicht ſehen 
könne, er dieſe in Gefahr bringe, ernſtliche Verletzungen zu 
erleiden. Ein ſolcher Knabe habe aber auch regelmäßig Einſicht 
genug, zu willen, daß er feine Spielkameraden einer ſolchen 
Gefahr nicht ausſetzen dürfe, und daß er ein Unrecht begehe, 
wenn er es thue. 

Dieſe Ausführungen ſind nicht rechtsirrthümlich oder un- 
genügend. Es iſt weder die Annahme, daß ein Knabe von 
13 Jahren regelmäßig die bezeichnete Einſicht habe, noch die, 
daß einem ſolchen auch bei einem Spiele der hier in Frage 
ſtehenden Art das vom Berufungsgericht verlangte Maß von 
Ueberlegung und Vorſicht anzuſinnen ſei, zu beanjtanden. Das 
Berufungsgericht hat aber auch mit dieſen ſeinen Ausführungen 
das Vorhandenſein der geſetzlichen Vorausſetzungen für die 
civilrechtliche Haftung des Beklagten ausreichend feſtgeſtellt. 
Dieſer hätte danach bei gehöriger Ueberlegung die Gefährlichkeit 
ſeines Vorgehens erkennen müſſen, er hat alſo, indem er die 
gefährliche Handlung vornahm, fahrläſſig gehandelt, er hat aber 
auch Einſicht genug gehabt, um zu wiſſen, daß er, wenn er 
feine Spielgenoſſen der Gefahr ſchwerer Verletzung ausſetze, 
gegen dieſe unrecht handele. Damit iſt dasjenige ſubjektive 
Erforderniß gedeckt, welches in $ 828 Abſ. 2 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs als „die zur Erkenntniß der Verantwortlichkeit er⸗ 
forderliche Einſicht“ bezeichnet iſt. Mit Recht hat auch das 
Berufungsgericht angenommen, es ſei weder für das Vorhanden⸗ 
ſein dieſer Einſicht, noch für die Annahme einer Fahrläſſigkeit 
erforderlich, daß für den Beklagten gerade die Folgen, welche 
ſein Gebahren thatſächlich gehabt hat, vorausſehbar geweſen ſeien. 

Auch dieſe Beweislaſt der Frage, ob der Beklagte die 
erwähnte Einſicht beſeſſen habe, iſt von der Vorinſtanz nicht 
verkannt worden. Sie hat, wie es bereits die erſte Inſtanz 
gethan hatte, geprüft, ob nach dem, was bei der Verhandlung 
der Sache, bezüglich der Geſtaltung des gegebenen Falles hervor- 
getreten iſt, Grund zu der Annahme vorliege, daß der Beklagte 
die bei einem dreizehnjährigen Knaben nach der allgemeinen 
Erfahrung anzunehmende Einſicht nicht gehabt habe, dies aber 
verneint und dann ausgeſprochen, daß für beſondere Umſtände, 
aus denen gleichwohl der Mangel jener Einſicht abgeleitet werden 
ſollte, der Beklagte behauptungs⸗ und beweispflichtig geweſen 
ſein würde. Dieſe Auffaſſung iſt zutreffend; ſie wird auch von 
Rechtslehrern getheilt, die dem Gebrauche der in den Protokollen 
der Kommiſſion für die zweite Leſung des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs Band VI S. 384 (Protokoll 431 Nr. 8) bezeichneten 
Wortfaſſungen für die Regelung der Beweislaſt eine unbedingt 
maßgebende Bedeutung nicht beimeſſen (vergl. z. B. Wach, die 
Beweislaſt nach dem Bürgerlichen Geſetzbuche S. 44). 


Zu 88 831, 832, 1627, 1631, 1634 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Struck 
c. Salmanzig vom 2. Dezember 1901, Nr. 285/1901 VI. 
II. J. O. L. G. Stettin. 
Aufhebung und Zurückweiſung. 
Am 24. Juni 1900 ſchoß auf der Straße zu Bredow der 
10 jährige Sohn des Beklagten mit einem Flitzbogen. Er traf 


201 


mit einem abgeſchoſſenen Pfeile das rechte Auge des ebenfalls 
10 Jahre alten Klägers. Das Auge mußte auf operativem 
Wege entfernt werden. Klägers Vater verlangte Erſatz des 
entſtandenen Schadens von den Eltern, weil dieſe die ihnen 
obliegende Auffichtspflicht über ihren Sohn gröblich vernachläſſigt 
hätten und Beklagte ſind in den Vorinſtanzen verurtheilt, das 
Urtheil iſt aber vom Reichsgericht aufgehoben worden. 

Die Eltern haben allerdings nach den §§ 1627, 1634 
Bürgerlichen Geſetzbuchs das Recht und die Pflicht, für die 
Perſon des Kindes zu ſorgen. Dieſe Sorge umfaßt nach $ 1631 
daſelbſt das Recht und die Pflicht, das Kind zu erziehen, 
zu beaufſichtigen und ſeinen Aufenthalt zu beſtimmen. 
Sie haften nach § 832 daſelbſt für einen von ihren minber- 
jährigen Kindern einem Dritten widerrechtlich zugefügten Schaden, 
wenn ſie nicht nachweiſen, daß ſie ihrer Aufſichtspflicht genügt, 
oder daß der Schaden auch bei gehöriger Aufſichtsführung ent⸗ 
ſtanden ſein würde. Die Eltern haben hiernach nicht dafür 
einzuſtehen, daß die Erziehung und Beauffihtigung des Kindes 
auch einen günſtigen Erfolg herbeigeführt hat, ſondern nur, daß 
ſie das Kind thatſächlich genügend beauffichtigt haben. 

Aber ſelbſt wenn ſie dieſen Nachweis nicht erbringen 
können, ſind ſie auch dann nicht zum Schadenserſatze verpflichtet, 
wenn fie darthun, daß der Schaden auch bei gehöriger Auf- 
fihtsführung entſtanden fein würde, alſo auch dann, wenn die 
erforderliche Anfſicht beziehungsweiſe Erziehung nicht den Erfolg 
gehabt hat, die ſchädigende Handlung zu verhüten. 

Zutreffend iſt die Annahme des Berufungsgerichts, daß 
Rudolf St. dem Kläger durch die Zerſtörung eines Auges 
widerrechtlich Schaden zugefügt hat. Denn die Körperverletzung 
eines Menſchen iſt eine objektio widerrechtliche Handlung, wenn 
fie nicht aus einem beſonderen Grunde, wie Nothwehr, Noth⸗ 
ſtand ꝛc. zu einer rechtmäßigen wird. Daß der Thäter in den 
Fällen der $$ 831 und 832 Bürgerlichen Geſetzbuchs anßerdem 
ſchuldhaft gehandelt habe, iſt aber nicht erforderlich. (Wird 
weiter ausgeführt.) 


Zu 88 833, 831 des B. G. B. 


Urtheildes Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Agten c. Kayſer 
vom 6. Februar 1902, Nr. 383/1901 VI. 


Vo rinſtanz: O. L. G. Cöln. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Nach § 833 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ift der Thierhalter 
zum Erſatze des Schadens verpflichtet, wenn durch das von ihm 
gehaltene Thier ein Menſch getödtet oder verletzt oder eine Sache 
beſchädigt iſt. Es iſt alſo nicht, wie die Reviſion meint, kein 
Gewicht auf den Grund des Unfalls gelegt. Die Haftung ſoll 
vielmehr nur dann eintreten, wenn der Schaden durch das Thier 
verurſacht iſt. Das trifft aber nur dann zu, wenn eine will- 
kürliche Handlung des Thieres den ſchädigenden Erfolg herbei- 
geführt hat. Der Thatbeſtand des § 833 iſt dagegen nicht 
gegeben, wenn das vor einen Wagen geſpannte Thier lediglich 
dem Willen des Kutſchers folgt. Denn es iſt alsdann nur das 
Werkzeug in der Hand des Kutſchers und dieſer der Urheber des 
durch eine unvorſichtige Lenkung entſtandenen Schadens. 


Die Entſtehungsgeſchichte des § 833 ſpricht auch durchaus 
nicht für die Auffaſſung der Reviſion. (Wird weiter ausgeführt.) 

Der Kläger wirft der Beklagten vor, daß ſie einer 
ungeeigneten Perſon die Führung des Wagens anvertraut hat. 
Iſt dies richtig, fo kann Kläger auf Grund des 8 831 a. a. O. 
Schadenerſatz verlangen. 

Das Berufungsgericht mußte die erbotenen Beweiſe er⸗ 
heben und alsdann prüfen, ob und wie weit die vom Kläger 
behaupteten Thatſachen als wahr zu erachten ſind, ob und wie 
weit ſie dem oder den Inhabern der beklagten Firma bekannt 
waren oder bei Anwendung der erforderlichen Sorgfalt bekannt 
ſein mußten und ob dieſe dann dem S., obwohl er ein 
erfahrener Fuhrmann war, zur Zeit des Unfalls noch die 
felbſtſtändige Leitung ihres Fuhrwerks anvertrauen durfte. Wäre 
letzteres zu verneinen, ſo würde Beklagte dem Kläger für 
den entſtandenen Schaden haften, auch wenn dem S. kein 
Verſchulden zur Laſt fällt. — Urtheil des erkennenden Senats 
vom 30. Dezember 1901 in Sachen Struck c. Salamanzig, 
Rep. VI Nr. 285/1901. 


Zu § 868 des B. G. B. Mittelbarer Beſitz. 


Urtheil des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Hecht 
c. Wille vom 29. Januar 1902, Nr. 363 / 1901 V. 


Vorinſtanz: O. L. G. Kiel. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Beide Parteien nehmen das vertragsmäßige Recht für ſich 
in Anſpruch, auf einem dem Landmann Johannes M. zu W. 
gehörigen Kiesberg Kies zu graben und abzufahren. 

Auf Antrag des Klägers iſt durch Beſchluß des Amts⸗ 
gerichts Kiel vom 6. Juli 1901 eine durch Stellung einer 
Sicherheit von 2000 Mark Seitens des Klägers bedingte 
einſtweilige Verfügung dahin ergangen, daß dem Beklagten 
verboten wird, aus dem gedachten Kiesberge Kies zu entnehmen. 

Kläger hat hierauf der ihm geſtellten Auflage gemäß 
Klage erhoben mit dem Antrage, die Rechtmäßigkeit der einſt⸗ 
weiligen Verfügung auszuſprechen. 

Der Beklagte widerſprach, das Gericht erſter Inſtanz hob 
die einſtweilige Verfügung auf; dagegen hat das Berufungs- 
gericht auf Aufrechthaltung derſelben erkannt. Die Revifion 
wurde zurückgewieſen. 


Entſcheidungsgründe. 

Der Reviſion konnte Erfolg nicht gewährt werden. 

Der Berufungsrichter hält durch die vom Kläger bei⸗ 
gebrachten Beſcheinigungen für glaubhaft gemacht, daß am 
29. Juni 1901 der Eigenthümer des fraglichen Kiesberges 
Johann M. den Beſitz deſſelben auf den Kläger übertragen hat, 
und zwar dadurch, daß das Grundſtück mit Einwilligung des 
Eigenthümers zu Gunſten des Klägers eingezäunt wurde und 
der letztere im Beiſein des Eigenthümers den Arbeitern des 
Beklagten das Weiterarbeiten verbot. Mit dem ſonach glaubhaft 
gemachten Beſitz des Klägers und der feſtſtehenden Thatſache, 
daß der Beklagte mit dem Graben des Kieſes fortfahren läßt, 
ſeien die Vorausſetzungen einer einſtweiligen Verfügung, wie ſie 
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erlaſſen worden, ſowohl nach § 935 als nach § 940 der 
Civilprozeßordnung gegeben. 

Der Beklagte hatte eingewendet: 
7. November 1897 habe der damalige Eigenthümer Fritz M. 
das Recht zur Gewinnung des Kieſes der Firma A. K. in 
H. „verkauft“. Dieſe habe ihre Rechte ihm, dem Beklagten, ab- 
getreten, und der gegenwärtige Eigenthümer Johannes M. habe 
ſich mit dieſer Uebertragung einverſtanden erklärt und ihm, dem 
Beklagten, eine benachbarte Wieſe zum Zweck der Verarbeitung 
des Kieſes verpachtet. Seitdem habe er ſtäudig Kies graben 
laſſen; er ſei alſo im Beſitze des Kiesberges geweſen. 

Der Berufungsrichter hat, ohne auf den vom Beklagten durch 
gegenwärtige Zeugen angetretenen Beweis einzugehen, den Ein⸗ 
wand verworfen, da Beklagter nur Kauf des zu grabenden 
Kieſes, nicht Pachtung des Kiesberges und Pachtbeſitz be⸗ 
hauptet habe, daher anzunehmen, daß der Eigenthümer im 
Juli 1901 noch im unmittelbaren Beſitz des Kiesberges ſich 
befunden habe, der dadurch nicht ausgeſchloſſen ſei, wenn der 
Beklagte, wie er behauptet, ſeit dem Juli 1900 in Ausübung 
des beanſpruchten Vertragsrechts mit Einwilligung des Eigen- 
thümers Kies habe graben laſſen. Darnach habe damals der 
Eigenthümer M. den Beſitz des Kiesberges in der angegebenen 
Art übertragen können. | 

Die Reviſion hält dieſe Auslegung für rechtsirrthümlich. 
Nach § 868 des Bürgerlichen Geſetzbuchs erlange nicht allein 
der Pächter durch Einräumung des Pachtobjekts unmittelbaren 
Beſitz, ſondern ein jeder, der in ein Verhältniß zum Eigenthümer 
geſetzt ſei, das dem dort aufgeführten ähnlich iſt und auf Zeit 
zum Beſitze berechtigt oder verpflichtet. Ein ſolches Verhältniß 
(Einräumung des Beſitzes des Kiesberges behufs Gewinnung 
des Kieſes gegen Entgelt) ſei aber vom Beklagten behauptet 
worden. 

Der Angriff iſt nicht begründet. Es iſt nicht erſichtlich und 
nicht anzunehmen, daß der Berufungsrichter dem § 868 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs eine ſo beſchränkte Deutung gegeben, 
wie die Reviſion unterſtellt. Gewiß kann das auf Zeit gegen 
Entgelt eingeräumte Recht auf Gewinnung von Mineralien in 
einem fremden Grundſtück mit Uebertragung des Beſitzes am 
Grundſtücke ſelbſt oder einem Theil davon verbunden fein. Es 
iſt dies aber nicht nöthig. Der zwiſchen Fritz M. und dem 
Rechtsvorgänger des Beklagten geſchloſſene Vertrag bezeichnet 
das Rechtsgeſchäft als Kauf und erwähnt nichts von einer 
Beſitzeinräumung des den Kies enthaltenden Geländes. Ein 
beſonderer Beſitzergreifungsakt, wodurch Beklagter die thatſächliche 
Gewalt über den Kiesberg ſelbſt im Sinne des § 854 des 
B. G. B. erlangt habe, iſt auch vom Beklagten nicht behauptet 
worden, und der Berufungsrichter irrt rechtlich nicht, wenn er 
der bloßen Einwilligung des Eigenthümers zum Brechen des 
Kieſes die Bedeutung einer Einräumung des Beſitzes an dem 
den Kies enthaltenden Grundſtück nicht beimißt, und ebenſowenig 
darin, daß er umgekehrt in den vom Kläger glaubhaft gemachten 
Thatſachen eine Uebertragung des unmittelbaren Beſitzes am 
Kiesberg Seitens des Eigenthümers an den Kläger findet. 


Durch Vertrag en 


Zu 88 894 ff. des B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Przygodzki 
c. Srejkowski vom 25. Januar 1902, Nr. 245/1901 V. 


Vorinſtanz: O. L. G. Poſen. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Mit Recht weiſt die Reviſion darauf hin, daß Be⸗ 
klagter nicht zur Rückauflaſſung an den Kläger allein 
hätte verurtheilt werden dürfen. In dieſer Beziehung iſt 
Folgendes zu bemerken. Schon von vornherein erſcheint es 
fehlerhaft, wenn ſowohl der Klageantrag wie das ihm ſtatt⸗ 
gebende Berufungsurtheil von einer Auflaſſung, die Be⸗ 
klagter zu bewirken ſchuldig ſein ſoll, reden. Sind, wie der 
Berufungsrichter feſtgeſtellt hat, der Vertrag vom 24. April 1894 
und die daraufhin von Seiten des Klägers und deſſen Ehefrau 
dem Beklagten ertheilte Auflaſſung als Scheingeſchäfte nichtig, 
ſo hat die Auflaſſung und die ſich daran ſchließende Eintragung 
des Beklagten als Eigenthümers keinen Uebergang des Eigen⸗ 
thums auf den letzteren zur Folge gehabt, ſondern ſind der 
Kläger und deſſen Ehefrau nach wie vor die Eigenthümer 
des Grundſtücks geblieben. Demzufolge handelt es ſich bei 
gegenwärtiger Sachlage nicht um eine durch Auflaſſung zu 
bewirkende Rückübertragung von Eigenthum, ſondern um eine 
Berichtigung des Grundbuchs im Sinne der §8 894 ff. Bürger- 
lichen Geſetzbuches, die auf Grund des Nachweiſes der Nichtigkeit 
der Auflaſſung vom Jahre 1894 durch Wiederherſtelluug der 
früheren Eigenthumseintragung zu erfolgen hat und wobei der 
Beklagte inſofern mitzuwirken verpflichtet iſt, als er ſeine Zu⸗ 
ſtimmung zur Wiedereintragung der früheren Eigenthümer zu 
geben hat. Daß vordem Kläger allein als Eigenthümer 
im Grundbuch eingetragen geweſen iſt, hat der Berufungsrichter 
nicht feſtgeſtellt. War aber das Miteigenthum der Ehefrau des 
Klägers aus der Gütergemeinſchaft ebenfalls eingetragen, ſo 
kann auch die Berichtigung des Grundbuchs nicht anders als 
in der Weiſe erfolgen, daß die Ehefrau wiederum als Mit⸗ 
eigenthüinerin eingetragen wird. 


Zu § 906 des B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Fahrzeug- 
fabrik Eiſenach e. Wrede u. Gen. vom 12. Februar 1902, 
Nr. 383/1901 V. 


Vorinſtanz: O. L. G. Jena. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Daß das Berufungsgericht die Beklagte als beweispflichtig 
für die Uebermäßigkeit und Nichtortsüblichkeit des von den 
nächtlichen Schlägen ihrer Fallhämmer ausgehenden Lärms 
erklärt hat, entſpricht, wie der erkennende Senat ſchon früher 
angenommen hat, dem bei Berathung des jetzigen § 906 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs zum Ausdruck gekommenen Willen des 
Geſetzgebers. 

Vergl. Urtheil des Reichsgerichts V. 154/1901 vom 
10. Juli 1901 (Juriſtiſche Wochenſchrift S. 640). 

Mit Unrecht rügt die Reviſion auch eine Verletzung des 

§ 906 des Bürgerlichen Geſetzbuchs inſofern, als der Berufungs⸗ 
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richter den Begriff von Orts- und Gemeinüblichkeit von Fabrik⸗ 
geräuſchen verkannt, den Fallhammerbetrieb bei Tag zwar un⸗ 
beanſtandet zugelaſſen, ihn aber für die Nachtſtunden als unzu⸗ 
läſſig erklärt habe. Die Beklagte meint, daß, wenn einmal 
ein Stadttheil, wie der in Frage ſtehende, von zahlreichen 
Fabriken beſetzt ſei, unweſentliche Betriebsänderung z. B. der 
Uebergang zur Nachtarbeit nicht unterſagt werden könnte. In⸗ 
deſſen kann es nicht beanſtandet werden, daß im angefochtenen 
Urtheil die von § 906 des Bürgerlichen Geſetzbuchs gezogene 
Grenze der Ortsüblichkeit als eine im Allgemeinen feſte und 
nicht nach Privatbelieben verrückbare erachtet, die Ueberzeugung 
von deren Ueberſchreitung gegebenen Fall gewonnen und ins⸗ 
beſondere ein Unterſchied zwiſchen Tages⸗ und Nachtbetrieb mit 
Fallhämmern gemacht worden iſt. Der Verſuch der Reviſion, 
dieſe beiden letzteren in Weſen und Wirkung einander völlig 
gleichzuſtellen, iſt gänzlich verfehlt. Zutreffend hat ſchon der 
erſte Richter den von ſelbſt einleuchtenden Unterſchied zwiſchen 
Tages- und Nachtlärm dargelegt. 

Wenn endlich die Reviſion noch andeutete, daß auch der 
§ 26 der Gewerbeordnung einer gänzlichen Unterſagung der 
Nachtarbeit mit Fallhämmern entgegenſtehe, ſo kann auch dem 
nicht beigepflichtet werden. Denn erſtlich iſt die Beklagte 
keineswegs zur gänzlichen Einſtellung dieſes Nachtbetriebs, viel⸗ 
mehr nur zur Abſtellung und Unterlaffung des dadurch verur- 
ſachten übermäßigen Lärms verurtheilt, ſodaun aber hindert 
der § 26 cit. auch eine gänzliche Betriebseinſtellung für gewiſſe 
Stunden dann nicht, wenn ſie thunlich und mit einem gehörigen 
Betriebe des Gewerbes vereinbar iſt. Das Nichtvorliegen dieſer 
Vorausſetzungen hat die Beklagte aber nirgends behauptet 
geſchweige denn erwieſen. 


— — ([ —œ—ᷓ—ᷓ—ᷓ—y— — 


Zu $ 907 des B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Lorch & Co. 
c. Spiering vom 8. Februar 1902, Nr. 379/1901 V. 


Vorinſtanz: Kammergericht Berlin. 


Theilweiſe Aufhebung. 

Wie die zur Auslegung der Urtheilsformel heranzuziehenden 
Eutſcheidungsgründe ergeben, hat der Vorbehalt die Bedeutung, 
daß es der Beklagten nachgelaſſen ſein ſoll, geeignete Vor⸗ 
kehrungen, z. B. mittels Legens von Matratzen oder Stroh, 
zu treffen, die das durch das Werfen der Fäſſer entſtehende 
Geräuſch auf ein erträgliches Maß herabmindern. Daß dieſe 
Vorkehrungen nicht als ſolche in der Urtheilsformel angegeben 
find, entſpricht der feſtſtehenden Praxis des Reichsgerichts, wo⸗ 
nach bei Immiſſionsprozeſſen nach der Eigenart der hier in Frage 
ſtehenden Verhältniſſe die Unbeſtimmtheit der Verurtheilung eine 
nicht zu vermeidende Nothwendigkeit iſt, da die Frage, was zur 
wirkſamen Verhütung unzuläſſiger Immiſſion geſchehen muß, 
nur von Fall zu Fall in der Zwangsvollſtreckungsinſtanz 
entſchieden werden kann. 

Vergl. die Urtheile vom 19. November 1897, Entſch. 
des R. G. in Civilſachen Bd. 40 S. 184, und vom 
2. November 1897, Juriſtiſche Wochenſchrift S. 636 
Nr. 26. 


Der Berufungsrichter nimmt an, daß die Behauptung der 
Beklagten durch den Inhalt des Courtois'ſchen Gutachtens 
widerlegt ſei. Dieſe Feſtſtellung enthält, obwohl Courtois nur 
als Sachverſtändiger, nicht auch als Zeuge vereidigt iſt, nichts 
Prozeßordnungswidriges, da, wie in der reichsgerichtlichen Recht⸗ 
ſprechung feſtſteht, der Sachverſtändigeneid auch diejenigen that⸗ 
ſächlichen Wahrnehmungen des Gutachters deckt, die dieſer bei 
Gelegenheit der zur Vorbereitung ſeines Gutachtens vor- 
genommenen Unterſuchungen gemacht hat. 

Das Reichsgericht hat wiederholt ausgeſprochen, daß bei 
Immiſſionsprozeſſen der Klageanſpruch nicht ſchon durch Vor⸗ 
kehrungen erledigt wird, die der Beklagte zur Verhütung der 
Immiſſion im Laufe des Prozeſſes trifft, da Kläger ein Recht 
auf dauernden Schutz hat und dieſer ihm nur durch ein Urtheil, 
das bei künftigen Wiederholungen der Immiſſion ein ſofortiges 
Vorgehen im Zwangsvollſtreckungswege ermöglicht, gewährt wird. 

Vergl. das Urtheil vom 28. September 1898, Juriſtiſche 
Wochenſchrift S. 610 Nr. 41 und die dortigen Zitate. 

Dabei iſt indeſſen vorausgeſetzt, daß entſprechend den all⸗ 
gemeinen Grundſätzen über Nativität der Klagen vor der Klage⸗ 
erhebung eine Rechtsverletzung in Bezug auf den geltend gemachten 
Klageanſpruch ſtattgefunden hat, die das Beſchreiten des Prozeß⸗ 
wegs rechtfertigt. An dieſer Vorausſetzung fehlt es im vor⸗ 
liegenden Falle, da, wie der Berufungsrichter feſtſtellt, in den 
letzten ſechs Monaten vor Erhebung der Klage in Folge der 
von der Beklagten getroffenen Anordnung Eingriffe der Be⸗ 
klagten in die Rechtsſphäre der Klägerin beim Betriebe der 
Luftpumpe und des Ventilators in keiner Weiſe ſtattgefunden 
haben. Daß vor Erlaß der einſtweiligen Verfügung 
vom Juni 1899 ſolche Eingriffe vorgekommen find und daß 
die Beklagte die den Betrieb der bezeichneten Maſchinentheile 
einſchränkende Anordnung nicht aus freier Entſchließung ſondern 
unter dem Drucke richterlichen Zwanges erlaſſen hat, iſt angeſichts 
der Länge der Zeit, während deren der zufolge jener Anordnung 
hergeſtellte Zuſtand nunmehr beſteht, ohne Belang. Nur dann 
käme es darauf, ob ſchon vor der Klageerhebung unzuläſſige 
Einwirkungen hervorgetreten find, nicht an, wenn es ſich um den 
Fall des § 907 Bürgerlichen Geſetzetzbuchs d. h. um eine Anlage 
handelte, von der die Einwirkung mit Sicherheit vorauszuſehen 
iſt. In dieſer Weiſe iſt aber die Klage nicht begründet und eben⸗ 
ſowenig hat der Berufungsrichter, der nur eine Beſorgniß 
künftiger Einwirkungen annimmt, das Vorliegen jener Voraus ⸗ 
ſetzung feſtgeſtellt, wie er auch beſtimmte Umſtände, aus denen 
auch nur eine Beſorgniß hergeleitet werden konnte, nicht an⸗ 
gegeben hat. | 


2 ne En Bu a ie 


Zu $ 1190 B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Feldgen 
c. Stadt Barmen vom 10. Januar 1902, Nr. 305/1901 II. 


II. J. O. L. G. Köln. 


Die Reviſion iſt zurückgewieſen worden. 

Es handelt ſich um eine Kautionshypothek gemäß 
§ 24 des Preußiſchen Eigenthumserwerbsgeſetzes vom 5. Mai 1872 
(jetzt 5 1190 des Bürgerlichen Geſetzbuchs). Derartige Hypo- 
theken gehen erſt unter, und es kann folgeweiſe die Löſchung 
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ihrer Eintragung erſt verlangt werden, wenn aus dem Ver⸗ 
hältniß, für welches dieſelben als Sicherung beſtellt find, eine 
Forderung des Berechtigten nicht mehr beſteht und nicht 
mehr entſtehen kann. Die nach den bezogenen Beſtimmungen 
für die Begründung des Hypothekenrechts weſentlich erforderliche 
Angabe des Höchſtbetrages, bis zu welchem das verpfändete 
Grundſtück für Forderungen aus dem in Frage ſtehenden Ver⸗ 
hältniß haften fol, hat, wie das Oberlandesgericht mit Recht 
ausführt, die Bedeutung, die Grenze zu beſtimmen, bis zu welcher 
dem hypothekenberechtigten Dritten gegenüber das Vorrecht aus 
der Hypothek zuſteht. Dagegen bedeutet dieſer Höchſtbetrag 
nicht, daß nur für ihn das Hypothekeurecht beſteht. Deshalb 
geht die Hypothek nicht durch Zahlungen in dem angegebenen 
Betrage und darüber unter, ſofern das in Frage ſtehende Rechts- 
verhältniß fortdauert, und Forderungen aus demſelben entweder 
noch beſtehen oder noch entſtehen können. Zu demſelben Ergebniß 
gelangt man, wenn auf Grund von Artikel 192 des Ein- 
führungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch angenommen wird, 
daß § 1190 des Bürgerlichen Geſetzbuchs anzuwenden ſei. 


— — —— 


SS 1353, 1361, 1568 B. G. B. 
Art. 199 des Einf. G. zum B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Heiſe 
c. Bleicher vom 20. Januar 1902, Nr. 311/1901 IV. 


II. J. O. L. G. Hamm. 


Die Reviſion iſt zurückgewieſen worden. 

Die Klägerin hat am 2. April 1900 die häusliche Ge— 
meinſchaft mit dem Beklagten aufgegeben. Sie hält ſich hierzu 
für berechtigt, weil der Beklagte ſeit April 1899 bis zum Auf— 
geben der ehelichen Gemeinſchaft ſie wiederholt bedroht und 
gemißhandelt habe. Mittelſt Klage hat ſie Zahlung einer Geld— 
rente von monatlich 75 Mark ſeit dem 4. April 1900 verlangt. 
Das angefochtene Urtheil hat ihr monatlich 60 Mark ſeit dem 
14. April 1900 zugeſprochen. 

Das Berufungsgericht hält für erwieſen, daß der Beklagte, 
der ſeit Jahren dem Trunke ergeben ſei, wiederholt namentlich 
auch ſeit April 1899 die Klägerin im Zuſtande der Trunken⸗ 
heit in roher Weiſe mißhandelt habe. Es könne indeſſen davon 
abgeſehen werden, ob auch die Mißhandlungen des Jahres 1899 
einen Scheidungsgrund und damit für die Klägerin einen ge» 
rechtfertigten Anlaß zum Verlaſſen der Ehewohnung abgegeben 
hätten, weil unbedenklich die erwieſenermaßen im Jahre 1900 
vorgekommenen groben Mißhandlungen einen Scheidungsgrund 
herſtellten. Solche ſeien in zwei Fällen nachgewieſen, indem 
einmal der Beklagte der Klägerin die Füße unter dem Leibe 
weggezogen, ſo daß ſie mit dem Kopfe auf dem Boden auf— 
geſchlagen ſei und ſich eine Beule am Hinterkopfe zugezogen 
habe, und er das andere Mal die Klägerin an den Haaren 
gezogen und geſchlagen habe. Durch dieſe fortgeſetzten groben, 
im Zuſtande der Trunkenheit begangenen Mißhandlungen habe 
der Beklagte die Ehe zerrüttet und könne der Klägerin die 
Fortſetzung der Ehe nicht zugemuthet werden. Die Feſtſtellung, 
daß der Beklagte dem Trunke ergeben ſei, gründe ſich auf die 
Ausſagen einer Reihe von Zeugen, die mit den Parteien ſeit 


längerer Zeit in näherer Beziehung geſtanden, und würde dieſes 
Beweisergebniß nicht geändert, wenn auch weiterhin vom Be⸗ 
klagten benannte Zeugen bekunden würden, daß nach ihren 
Wahrnehmungen der Beklagte kein Trunkenbold geweſen ſei. 
Das gewonnene Ergebniß würde auch nicht alterirt, wenn nach⸗ 
gewieſen werden könnte, daß die Klägerin in vereinzelten Fällen 
in ihrer Erregung den Streit und Thätlichkeiten fortgeſetzt habe, 
nachdem der Beklagte davon abgelaſſen. Es bliebe dennoch be— 
ſtehen, daß der Beklagte weſentlich der angreifende Theil ge- 
weſen und die Klägerin ſich nur abwehrend verhalten. Auch 
darauf käme es nicht an, ob die Klägerin anderweit ihrerſeits 
ſich habe Eheverfehlungen zu Schulden kommen laſſen, nament⸗ 
lich ob ſie unverträglich geweſen, nicht die Mahlzeiten beſorgt, 
dem Kläger die eheliche Pflicht verſagt und die eheliche Treue 
nicht bewahrt habe. Möchte hierdurch auch dem Beklagten das 
Recht gegeben, ſeinerſeits Scheidung zu verlangen, ſo würde 
dadurch nicht die Annahme widerlegt, daß durch die fortgeſetzten 
Mißhandlungen der Klägerin die Fortſetzung der Ehe unerträg⸗ 
lich geworden. Das Berufungsgericht hat unter dieſer Begrün⸗ 
dung die vom Beklagten in den angegebenen Richtungen an⸗ 
gebotenen Beweiſe als unerheblich abgelehnt. 

Alle dieſe Ausführungen ſind rechtlich nicht zu beanſtanden. 
Sie begründen in Gemäßheit der §§ 1353, 1361, 1568 des 
Bürgerlichen Geſetzbuches, und des Art. 199 des Einführungs- 
geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch für die Klägerin das Recht 
zum Getrenntleben und auf Gewährung einer Geldrente. 


— — — 


Zu §§ 1360 ff. des B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Höchheimer 
c. Höchheimer vom 17. Februar 1902, Nr. 362/1901 IV. 


Vorinſtanz: O. L. G. Stuttgart. 


Theilweiſe Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Das Berufungsgericht hat, wie feine Gründe ergeben, ausdrück⸗ 
lich ausgeſprochen, daß durch das Uebereinkommen der Eheleute 
vom Jahre 1882, getrennt zu leben, ein Recht, die eheliche 
Lebensgemeinſchaft zu verweigern, überhaupt nicht begründet 
werden könne, und damit offenſichtlich zum Ausdruck gebracht, 
was auch die weiteren Ausführungen ergeben, daß Klägerin 
zur Begründung des Klageanſpruchs auf Erhöhung der Uuter⸗ 
haltsrente ſich auf die Vereinbarung wegen des Getrenntlebens 
vom Beklagten nicht berufen könne. Dem entſprechend trifft 
das Berufungsgericht auch die Feſtſtellung, daß es beiden 
Parteien an der rechten ehelichen Geſiunung fehle und es des⸗ 
halb, falls von einem von ihnen das Verlangen auf Herſtellung 
der ehelichen Lebensgemeinſchaft geſtellt würde, dies als ein 
Mißbrauch des Rechts auf Herſtellung der Gemeinſchaft zu be— 
zeichnen wäre. Das Berufungsgericht nimmt alſo an, daß nad 
Lage der Sache beide Parteien, ganz ohne Rückſicht auf die 
vertragsmäßige Vereinbarung über das Getrenntleben, zur Ber- 
weigerung der Herſtellung des ehelichen Lebens berechtigt ſeien 
und dieſe auch, da keiner von ihnen thatſächlich fie wolle, ver- 
weigern. 

Bon entjcheidender Bedeutung für das Berufungsgericht iſt 
die Annahme, daß unter den obwaltenden Umſtänden vom 
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Standpunkte der Sittlichkeit aus der Fortbeſtand des gegen⸗ 
wärtigen Verhältniſſes zwiſchen den Parteien einem Zuſtande 
vorzuziehen ſei, wie er ſich aus der Vereinigung der Ehegatten 
ergeben müßte. Indeſſen der hier betonte Unterſchied würde 
doch erſt erkennbar hervortreten, wenn die eheliche Gemeinſchaft 
zunächſt wieder hergeſtellt würde. Es iſt keineswegs von vorn⸗ 
herein völlig ausgeſchloſſen, daß die Eheleute bei beiderſeitigem, 
den aus ihrer Ehe ſich für ſie ergebenden ſittlichen Pflichten 
gegen einander entſprechendem, ernſtem Beſtreben wieder zu einer 
dem Weſen der Ehe entſprechenden Lebensgemeinſchaft gelangen. 
Abgeſehen hiervon kommt es aber auf den hervorgehobenen 
Unterſchied für die Anwendbarkeit des § 1361 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs allein entſcheidend gar nicht an, ſondern nur darauf, 
ob einer oder der andere von den Ehegatten die Herſtellung des 
ehelichen Lebens nicht bloß verweigert, ſondern ob er ſie auch 
verweigern darf. Letzteres aber läßt ſich, ohne Kenntniß der 
Gründe, die zur Trennung thatſächlich geführt haben, im vor⸗ 
liegenden Falle, wo das nachträgliche Verhalten der Parteien, 
wie es den Gegenſtand der Verhandlung im Rechtsſtreit ge⸗ 
bildet hat, nur Folgeerſcheinungen der Trennung darſtellt, die 
an ſich nicht ſchlechthin die Verweigerung der Herſtellung des 
ehelichen Lebens zu rechtfertigen vermögen, nicht beurtheilen. 
Hiernach iſt es rechtsirrthümlich, wenn das Berufungsgericht es 
für unerheblich erachtet, aus welchem Grunde und durch weſſen 
Verſchulden die thatſächliche Trennung der Ehegatten einſt ver⸗ 
anlaßt worden iſt. 


Zu § 1565, 1568, 1574 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Meene 
c. Meene vom 9. Dezember 1901, Nr. 356/1901 IV. 
Vorinſtanz: Kammergericht Berlin. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Verfehlt iſt das Verlangen der Reviſion, keine der Parteien 
für ſchuldig zu erklären. Wird die Ehe aus einem der in den 
§§ 1565 —1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtimmten 
Gründe, und das trifft im vorliegenden Falle zu, geſchieden, ſo 
muß nach § 1574 des Bürgerlichen Geſetzbuchs in dem Urtheile 
ausgeſprochen werden, daß der Beklagte, oder wenn auch auf 
die etwa erhobene Widerklage geſchieden wird, daß beide Ehe⸗ 
gatten die Schuld an der Scheidung tragen. In Abſ. 3 
dieſes Paragraphen iſt unr beſtimmt, daß in den dort vorge⸗ 
ſehenen Fällen ohne Erhebung einer Widerklage auf Antrag des 
Beklagten auch der Kläger für ſchuldig zu erklären iſt. 


Zu $ 1568 B. G. B. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Graben⸗ 
horſt c. Grabenhorſt vom 23. Dezember 1901, 
Nr. 287/1901 IV. 
II. J. Kammergericht Berlin. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Die Revifion hält es für unzuläſſig, bei der Bemeſſung 
der Tragweite der Beleidigungen der Beklagten gegen den 
Kläger auf den bloß körperlich kranken Zuſtand der Beklagten 


Rückſicht zu nehmen, da aus demſelben doch noch nicht die 
völlige Unzurechnungsfähigkeit folge. Der Reviſion ſteht ent⸗ 
gegen, daß es ſich hier gar nicht um die Zurechnungsfähigkeit 
oder Unzurechnungsfähigkeit der Beklagten bei den ihr zur Laſt 
fallenden Beleidigungen, ſondern um die Schwere derſelben in 
der Richtung handelt, ob danach dem Kläger noch die Fort⸗ 
ſetzung der Ehe mit der Beklagten zugemuthet werden kann. 
Nach allgemeiner Erfahrung iſt aber der körperlich kranke Zuſtand 
des Menſchen auch auf das ſeeliſche Leben, namentlich die 
geiſtige Erregung und Reizbarkeit von Einfluß, und iſt es daher 
nur folgerichtig, bei der Bemeſſung der Schwere der Verfehlung 
eines Menſchen geeignetenfalls auch deſſen körperlich kranken 
Zuſtand in Betracht zu ziehen. Die Bemeſſung ſelbſt iſt that⸗ 
ſächlicher Natur und der Nachprüfung in der Reviſionsinſtanz 
entzogen, ſo daß auch die darauf beruhende vorſtehend wieder⸗ 
gegebene weitere Annahme des Berufungsgerichts nicht zu 
beanſtanden iſt. Mit der Verneinung des Vorliegens einer von 
der Beklagten verſchuldeten Zerrüttung der Ehe entfällt ein 
für die Erfüllung des Thatbeſtandes des bedingten Scheidungs⸗ 
grundes aus § 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuches weſentlicher 
Umſtand: daß die thatſächlich beſtehende Zerrüttung der Ehe 
von dem Ehegatten, gegen den deshalb die Scheidung geſucht 
wird, verſchuldet ſein muß. Wenn das Berufungsgericht dabei 
eine von dem eigenen Verſchulden des anderen Ehegatten unab- 
hängige Verſchuldung verlangt, ſo wird damit zum Ausdruck 
gebracht, daß dieſer nicht eine Zerrüttung geltend machen darf, 
die, ungeachtet des gleichfalls ehewidrigen Verhaltens des anderen 
Ehegatten, in Wirklichkeit doch nicht von letzterem, ſondern von 
ihm ſelbſt verſchuldet iſt. Der Beklagten fällt ſomit die ihr 
vom Kläger vorgeworfene, im § 1568 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches vorgeſehen Verfehlung nicht zur Laſt. 


— —— — — 


Zu 8 1568 B. G. B. C. P. O. 8 617. 
Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. vom 
13. Januar 1902, Nr. 300/1901 IV. 

II. J. O. L. G. Köln. 

Theilweiſe Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Das Berufungsgericht hat, insbeſondere vom Standpunkte 
des § 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, das Vorhandenſein 
eines Scheidungsgrundes verneint. Anlangend die durch ge⸗ 
ſchlechtlichen Mißbrauch herbeigeführte Schädigung 
der Geſundheit, ſo ergebe ſich aus den brieflichen Aeußerungen 
der Klägerin nur, daß ihr die Ausübung des Beiſchlafes Qualen 
bereitete und aus dem Gutachten des Dr. R. nur, daß die 
Klägerin im Anfang des Frühjahrs 1900 krankhafte, wahr⸗ 
ſcheinlich auf Blutarmuth, Schwäche und Nervoſität beruhende 
Symptome an den Geſchlechtsorganen aufgewieſen habe. Ein 
ſicherer Schluß aber, daß der leidende Zuſtand der Klägerin auf 
geſchlechtlichen Mißbrauch durch den Beklagten zurückzuführen 
ſei, laſſe ſich nicht gewinnen. In den bloßen ehelichen Bei- 
ſchlafsausübungen, ohne daß eine Schädigung der Geſundheit 
der Klägerin eingetreten, könne eine ſchwere Verletzung der ehelichen 
Pflichten im Sinne des § 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
nicht gefunden werden. Eine zur Aufhebung des angefochtenen 
Urtheils führende Rechtsnormverletzung iſt in dieſen Ausführungen 
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nicht zu finden. Fehlſam verweiſt ſich diejenige Ausführung des 
Berufungsgerichts, welche ſich auf den Vorwurf der Klägerin 
bezieht: Beklagter habe ſie im vorliegenden Prozeſſe durch feine 


Behauptung, daß fie ſich ihm ſchon vor der Ehe 


wiederholt hingegeben, ſchwer beleidigt. Das Berufungs⸗ 
gericht führt aus: Wenn Klägerin darin eine neue ſchwere Be⸗ 
leidigung erblicke, fo konne jedenfalls darin jo lange keine 
Beleidigung gefunden werden, als nicht die Unwahrheit 
dieſer Behauptung erwieſen ſei. Der Beklagte habe 
zwar über dieſe Thatſache der Klägerin den von ihr ange⸗ 
nommenen Eid zugeſchoben. Dieſe Eideszuſchiebung ſei aber 
nach § 617 Abſatz 2 der Civilprozeßordnung unzuläſſig, weil 
die Klägerin auf die in den Eid geſtellte Thatſache ihren Ehe⸗ 
ſcheidungsantrag, der Beklagte ſeine Widerklage ſtütze. Selbſt 
wenn der Klägerin die Beweislaſt dafür zufiele, daß jene 
Beſchuldigung objektiv unwahr ſei, hätte das Berufungsgericht 
erörtern müſſen, warum es auf die zum Erweiſe der Unwahr- 
heit unter das Zeugniß des S. aufgeſtellte Behauptung der 
Klägerin nicht ankomme. Aber jene Annahme des Berufungs- 
gerichts, daß die Klägerin zur Herſtellung des Scheidungs⸗ 
grundes die Unwahrheit der beklagtiſchen Behauptung darthun 


müſſe, iſt nicht zutreffend. Vielmehr liegt es der beklagten 


Partei ob, nachzuweiſen, daß die von ihr behaupteten That⸗ 
ſachen der Wahrheit entſprechen. Für dieſen Erweis ſtehen 
dem Beklagten die allgemein zuläſſigen Beweismittel, ins⸗ 
beſondere auch die Eideszuſchiebung offen (vergl. Entſch. 
des Reichsgerichts Bd. 34 S. 351 ff.). In Betracht kommt 
freilich weiterhin bei dieſer Prüfung, daß die Aufſtellung 
unrichtiger Prozeßbehauptungen dann einen Scheidungsgrund 
nicht herſtellt, wenn ſie ſubjektiv und objektiv in Wahrnehmung 
berechtigter Intereſſen geſchah, was konkreter Prüfung bedarf. 


Zu § 1568 des B. G. B. Art. 201 Abſ. 2 des 
Einf. G. zum B. G. B. 


Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Gentes 
c. Gentes vom 9. Januar 1902, Nr. 297/1901 IV. 


II. J. O. L. G. Stettin. 


Die Reviſion iſt zurückgewieſen worden. | 

Wenn die Revifion bemängelt, daß die Verfehlungen zu 
I 1 und 3 der Urtheilsgründe vor dem 1. Januar 1900 be⸗ 
gangen find, und daß nach dieſer Zeit ſelbſtſtändige Verſchul⸗ 
dungen des Beklagten, welche die Auwendung des § 1568 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs zu rechtfertigen vermögen, von dem 
Vorderrichter nicht feſtgeſtellt worden ſeien, ſo erſcheint dieſer 
Vorwurf hinfällig. 

Der aus § 1568 a. a. O. ſelbſtſtändig entſpringende 
Scheidungsgrund ſetzt voraus, daß ein Ehegatte durch ſchwere 
Verletzung der durch die Ehe begründeten Pflichten 
eine ſo tiefe Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes verſchuldet 
hat, daß dem anderen Theile die Fortſetzung der Ehe nicht zu⸗ 
gemuthet werden kann. Hat dieſe ſchuldhafte Verletzung der 
Ehepflicht aber ſchon vor dem 1. Januar 1900 ſtattgefunden, 
ſo bedarf es nach der Uebergangsvorſchrift des Art. 201 Abſ. 2 
des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch für die 


Scheidung aus § 1568 der ferneren Feſtſtellung, daß die Ver⸗ 
fehlung auch nach den bisherigen Geſetzen ein Scheidungs⸗ 
grund war. 

In dem vorliegenden Falle, wo die als ehezerrüttende Ur⸗ 
ſache feſtgeſtellte Pflichtverletzung des Beklagten Handlungen um⸗ 
faßt, welche theilweiſe vor, theilweiſe nach dem Inkraft⸗ 
treten des Bürgerlichen Geſetzbuchs geſchehen ſind, fragt es ſich, 
ob dieſe Handlungen ſämmtlich Eheſcheidungsgründe im Sinne 
des alten Rechtes ſein müſſen, oder ob es für ausreichend zu 
erachten iſt, daß dieſes Kennzeichen für die eine oder die 
andere derſelben, ſoweit ſie vor dem Inkrafttreten des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs liegen, zutrifft. 

Der erkennende Senat trägt kein Bedenken, ſich in dem 
Sinne der letzteren Alternative zu entſcheiden. Da für die Zeit 
nach dem 31. Dezember 1899 die Scheidung aus § 1568 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs zweifellos auch in dem Falle nachgeſucht 
werden kann, wenn die für die Chezerrüttung urſächlich gewor- 
denen Ehevergehungen, für ſich allein und ſelbſtſtändig betrachtet, 
früher einen Scheidungsgrund überhaupt nicht gebildet haben 
würden, ſo iſt rechtlich in keiner Weiſe abzuſehen, warum in 
dem Falle eines ſchon vor dem 1. Januar 1900 erfüllten That⸗ 
beſtandes des § 1568 im Hinblick auf die Beſtimmung des 
Art. 201 Abſ. 2 des vorerwähnten Einführungsgeſetzes zur Be⸗ 
gründung der Scheidung ſeit dem 1. Januar 1900 mehr er- 
forderlich ſein ſoll, als daß innerhalb der Geſammtheit der hier- 
bei konkurrirenden Verfehlungen auch nur die eine oder die 
andere der vor dieſem Zeitpunkt begangenen Verfehlungen ſich 
als altrechtlicher Scheidungsgrund darſtellt. 

Es iſt ſomit auch nicht rechtsirrthümlich, wenn der Vorder⸗ 
richter in Zuſammenfaſſung aller Verfehlungen, welche er gegen 
den Beklagten für die Zeit vor und nach dem dem Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs feſtgeſtellt hat und von denen nur 
die beiden vorerwähnten, auch nach dem Preußiſchen Allgemeinen 
Landrecht die Scheidung begründen, den dadurch gewonnenen 
Thatbeſtand dahin würdigt: „Dieſe Handlungen des Beklagten 
(alſo die vor und nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs begangenen zuſammengenommen) enthalten aber ſo 
ſchwere Verletzungen der durch die Ehe begründeten Pflichten, 
und haben eine fo tiefe Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes 
durch die Schuld des Beklagten herbeigeführt, daß der Klägerin 
die Fortſetzung der Ehe nicht zugemuthet werden kann.“ 

Die Entſcheidungsgründe des Berufungsrichters fahren 
ſodann fort: „Zwar hat auch die Klägerin ſich kurz nach Eingehung 
der Ehe lieblos über den Beklagten geäußert und ſoll auch nach der 
Behauptung des Beklagten noch 1899 und 1900 ſolche liebloſe 
Aeußerungen wiederholt haben. Klägerin ſoll endlich auch zänkiſchen 
Weſens ſein. Sollte ſich dies aber auch als richtig erweiſen, ſo 
würde hieraus doch nicht zu ſchließen ſein, daß die der Klägerin ge⸗ 
wordene Behandlung, von ihrem ſubjektiven Standpunkte 
aus aufgefaßt, nicht geeignet geweſen wäre, ihre eheliche Ge⸗ 
ſinnung zu zerſtören und ihr die Fortſetzung der Ehe unerträg⸗ 
lich zu machen.“ 

Die Reviſion weudet gegen dieſe Ausführungen ein, daß 
das Berufungsgericht nicht von dem ſubjektiven Standpunkte 
der Klägerin, ſondern von dem objektiven Standpunkte einer 
pflichtgetreuen Ehefrau habe ausgehen müſſen, um ſeine hier 
getroffene Feſtſtellung zu begründen. 
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Dem Beſchwerdeführer kann zugegeben werden, daß die 
durch die Schuld des Beklagten herbeigeführte Zerrüttung der 
Ehe zunächſt objektiv, d. h. unter Berückſichtigung der all- 
gemeinen ſittlichen Natur des Ehebündniſſes, feſtſtehen muß. 
Dies verkennen aber auch die Urtheilsgründe nicht, indem 
ſie der Subjektivität der Klägerin für die Anwendung des 
§ 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs nur inſoweit einen Ein- 
fluß einräumen, als es ſich um eine Entſcheidung darüber han— 
delt, ob Klägerin nach ihrer individuellen, perſönlichen Auf- 
faſſung, ihrem Stand, Bildungsgrad und dem innerhalb des 
Ehelebens kundgegebenen eigenen Verhalten die dem Beklagten 
zur Laſt fallende Ehezerrüttung als eine ſo tiefe empfindet, daß 
auf die Zerſtörung ihrer ehelichen Geſinnung und auf die für 
ſie entſtandene Unmöglichkeit einer erſprießlichen Fortſetzung der 
Ebe mit dem Beklagten geſchloſſen werden muß. Nur dieſe 
letztere Frage hat das Berufungsgericht durch feine obige Dar- 
legung bejaht. 


Zu § 1568 des B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Wiengreen 
c. Wiengreen vom 16. Januar 1902, Nr. 332/1901 VI. 


Vorinſtanz: O. L. G. Hamburg. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Das Berufungsgericht verletzt den § 1568 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs, wenn es bei Unterſtellung, daß zwiſchen B. und 
der Beklagten noch weiterhin ein wenn auch nicht geſchlechtlicher, 
ſo doch intimer Verkehr ſtattgefunden habe, annimmt, es werde 
dem Kläger nicht zuviel angeſonnen mit der Zumuthung, daß 
er auch über eine etwa zu zaudernde Löſung des Verhältniſſes 
hinwegſehe, wie er den Ehebruch ſelbſt verziehen habe. Nad)- 
dem der Kläger in liebevoller Weiſe der Beklagten den Fehltritt 
verziehen hatte, war für dieſe doppelte Veranlaſſung, die ehe- 
lichen Pflichten in keiner Weiſe zu verletzen und namentlich jedweden 
Verkehr mit B. ſofort abzubrechen, wie dies der Kläger auch 
in den zum Vortrag gelangten Briefen verlangt hat; eine Fort- 
ſetzung des Verkehrs mußte nothwendig den Verdacht erwecken, 
daß auch der Geſchlechtsverkehr fortgeſetzt werde. Es iſt durch⸗ 
aus irrig, daraus, daß der Kläger das ſchwerere Vergehen, den 
Ehebruch ſelbſt, verziehen hat, ohne Weiteres zu folgern, daß 
er den ferneren, wenn auch nicht geſchlechtlichen Verkehr der 
Beklagten mit B. nicht als eine ſchwere Verletzung der ehelichen 
Pflichten, ſo daß ihm die Fortſetzung der Ehe nicht zugemuthet 
werden könne, empfunden habe, es liegt im Gegentheil die 
Annahme viel näher, daß er gerade wegen jener Verzeihung den 
ſpäteren Verkehr mit dem — wie die Briefe ergeben — ihm 
verhaßten B. beſonders ſchwer empfunden hat. Unter dieſen 
Umſtänden war es geboten, um eine ſichere Beurtheilung für 
das Verhalten der Beklagten und für die Einwirkung dieſes 
Verhaltens auf den Kläger zu gewinnen, die von dieſem an⸗ 
gebotenen Beweiſe zu erheben; in jener Beziehung wird es bei 
Prüfung der Frage, ob eine ſchwere Verletzung der ehelichen 
Pflichten im Sinne von § 1568 vorliegt, weſentlich darauf 
ankommen, wie häufig und unter welchen Umſtänden der Verkehr 
mit B. ſtattgefunden hat. 


—— . —P— 


Zu den SS 1634, 1631, 1636, 1630 — 32 B. G. B 


Erkenntniß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Tempel 
c. Tempel vom 23. Dezember 1901, Nr. 286/1901 IV. 


II. J. Kammergericht Berlin. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Nach § 1634 des Bürgerlichen Geſetzbuchs hat die Mutter 
während der Dauer der Ehe neben dem Vater das Recht und 
die Pflicht, für die Perſon des Kindes zu ſorgen, mithin nament⸗ 
lich auch bei der Einziehung und Beaufſichtigung des Kindes 
mitzuwirken (vergl. $ 1631 a. a. O.). Daraus ergiebt ſich ohne 
Weiteres, daß der Ehemann — obwohl ſeine Meinung bei einer 
Meinungsverſchiedenheit vorgehen ſoll — doch nicht befugt ſein 
kann, ſeine Ehefrau von dem Verkehre mit ihrem Kinde voll— 
ſtändig auszuſchließen. Einer beſonderen geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmung bedurfte es in dieſer Beziehung nicht, zumal nach 
§ 1636 a. a. O. ſogar dann, wenn die Ehe geſchieden und in 
Folge deſſen die Sorge für die Perſon des Kindes dem einen 
Elterntheile allein zugefallen iſt, der andere Elterntheil immer 
noch die Befugniß behält, mit dem Kinde perſönlich zu ver— 
kehren. Für ſolchen Fall — wo die Eheleute geſchieden ſind — 
iſt (im § 1636) allerdings vorgeſehen, daß das Vormund— 
ſchaftsgericht den Verkehr näher regeln kann. Auch mag 
zugegeben ſein, daß ſchon während des Beſtehens der Ehe ein 
Einſchreiten des Vormundſchaftsgerichts unter Umſtänden auf 
Grund des § 1666 des Bürgerlichen Geſetzbuches im Inter— 
eſſe des Kindes, zum Zwecke der Regelung des Verkehrs 
zwiſchen Mutter und Kind, erfolgen darf. Andererſeits wird 
aber auch der vom Ehemann in ihren desfallſigen Rechten 
verletzten Ehefrau die Beſchreitung des Prozeßweges wohl 
nicht ſchlechthin zu verſagen ſein. Einer Entſcheidung dieſer 
Fragen bedarf es jedoch im vorliegenden Falle nicht. Denn es 
handelt ſich hier um eine auf Grund der §§ 627 und 940 der 
Civilprozeßordnung erlaſſene einſtweilige Verfügung, durch welche 
der Verkehr der Mutter mit ihrem Kinde für die Dauer des 
zwiſchen den Parteien ſchwebenden Eheſcheidungsprozeſſes geregelt 
worden iſt. Daß aber dieſe interimiſtiſche Regelung vom 
Prozeßgerichte in Gemäßheit des § 627 der Civilprozeßordnung 
vorgenommen werden durfte, unterliegt keinem Bedenken, da die 
fragliche Regelung — mit Rückſicht auf die Beſtimmungen der 
88 1630 bis 32 des Bürgerlichen Geſetzbuchs — ſich unzweifel⸗ 
haft als eine „wegen der Sorge für die Perſon“ des gemein⸗ 
ſchaftlichen minderjährigen Kindes getroffene Anordnung darſtellt. 


Zu $ 1635 B. G. B. 

Erkenntniß des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Meurer 
c. geſchiedene Ehefrau vom 17. Dezember 1901, 
Nr. 294/1901 II. 

II. J. O. L. G. Köln 


Theilweiſe Aufhebung und Zurückverweiſung an das Land⸗ 
gericht. 

Mit Recht hat der Berufungsrichter angenommen, daß für 
das auf Artikel 302 des rheiniſchen bürgerlichen Geſetzbuches 
geſtützte Begehren der Klägerin, ihr das Kind aus der ge— 
ſchiedenen Ehe der Parteien anzuvertrauen, der Rechtsweg vor 
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den Prozeßgerichten zuläſſig geblieben ſei. Die in Satz 2 des 
Artikels 206 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buch enthaltene Bezugnahme auf § 1635 Abſ. 1 Satz 2 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs hat nämlich, wie ſich aus deren Wort⸗ 
laute und dem Zuſammenhange mit der Vorſchrift in Satz 1 
jenes Artikels ſowie aus der Begründung für die Aufnahme 
jener Bezugnahme in den Motiven zu dem Entwurfe des Ein⸗ 
führungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche — zu Artikel 124 
S. 294/95 — ergiebt, wonach dieſelbe nur deshalb aufge⸗ 
nommen wurde, weil kein Grund vorliege, die Anwendung des 
§ 1635 Abſ. 1 Satz 2 aus zuſchließen, lediglich den Zweck, 
zum Ausdruck zu bringen, daß neben dem nach Satz 1 des 
Artikels 206 fortgeltenden bisherigen Rechte auch § 1635 
Abſ. 1 Satz 2 Anwendung finde; dieſelbe hat ſonach nicht die 
weitergehende Bedeutung, daß die durch die Webergangd- 
beſtimmung in Satz 1 zugelaſſene Anwendung des bisherigen 
Rechts überall ausgeſchloſſen fein ſolle, wenn auch die Ans 
wendung des § 1635 Abſ. 1 Satz 2 in Betracht kommen 
könnte. Danach iſt für den gegebenen Fall die durch Artikel 206 
Satz 1 a. o. St. aufrecht erhaltene Vorſchrift in Artikel 302 
des rheiniſchen bürgerlichen Geſetzbuchs, wonach über das De- 
gehren des Ehegatten, welcher die Scheidung erlangt hat, ihm die 
Sorge für die Perſon des gemeinſchaftlichen Kindes anzuver⸗ 
trauen, die Prozeßgerichte zu entſcheiden haben, durch die Be- 
zugnahme in Satz 2 des Artikels 206 a. o. St. auf § 1635 
Abſ. 1 Satz 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs nicht beſeitigt und 
konnte auch durch eine Einlaſſung des Beklagten in dem 
Prozeſſe dahin, daß das Intereſſe des Kindes deſſen Unter⸗ 
bringung bei dem Beklagten erfordere, nicht beſeitigt werden. 
Der Berufungsrichter hat danach mit Recht die von dem erſten 
Richter zugelaſſene prozeßhindernde Einrede der Unzuläſſigkeit 
des Rechtsweges als unbegründet zurückgewieſen. 


Zu deu SS 1967, 2032, 2033, 2038, 2040, 


2058, 2059 des B. G. B. 

Urtheil des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Beuther 
c. Degebrodt vom 25. Januar 1902, Nr. 321/1901 IV. 
Vorinſtanz: Kammergericht Berlin. 

Zurückweiſung der Reviſion. 

Der Nachlaß wird, wenn mehrere Erben vorhanden ſind, 
gemeinſchaftliches Vermögen der Erben (§ 2032 Bürgerlichen 
Geſetzbuchs). Die Nachlaßverbindlichkeiten, und zu dieſen ge⸗ 
hören auch Verbindlichkeiten aus Pflichttheilsrechten, ruhen auf 
dem gemeinſchaftlichen Nachlaſſe, ſind alſo gemeinſchaftliche 
Laſten der Erben (§ 1967 ebenda). Für die gemeinſchaftlichen 
Laſten haften die Erben als Geſammtſchuldner; bis zur Theilung 
des Nachlaſſes kann jedoch jeder Miterbe die Berichtigung der 
Nachlaßverbindlichkeiten aus dem Vermögen, das er außer 
ſeinem Antheile am Nachlaſſe hat, verweigern, unbeſchadet des 
Rechts der Nachlaßgläubiger, die Befriedigung aus dem un- 
getheilten Nachlaſſe von ſämmtlichen Erben zu verlangen 
(§§ 2058, 2059 ebenda). Dieſes Recht, das Recht, Be— 
friedigung aus dem noch ungetheilten Nachlaſſe zu verlangen, 
hat, wie der Berufungsrichter hervorgehoben, die Klägerin geltend 


gemacht. Die Verwaltung ſteht nun aber den Miterben gemein⸗ 
ſchaftlich zu ($ 2038 a. a. O.) und die Miterben können über 
einen Nachlaßgegenſtand nur gemeinſchaftlich verfügen ($ 2040 
ebenda). Daraus ergiebt ſich, daß einzelne Miterben vor der 
Theilung nicht Verfügungen treffen können, durch die der ganze 
Nachlaß verpflichtet wird (vergl. § 2033 daſelbſt). Sonach 
ſtellt aber nach der Ausführung des Berufungsrichters das 
Anerkenntniß der Beklagten zu 1 und 2 fo, wie es abgegeben, 
eine Verfügung über den Nachlaß in feiner Geſammtheit dar 
und daher iſt daſſelbe, ſofern die Zuſtimmung des Beklagten 
zu 3 fehlt, nicht geeignet, eine dem Klageantrage entſprechende 
Verbindlichkeit zu erzeugen. 
Dieſe Annahmen find rechtlich nicht zu beauſtanden. 


Zu § 2270 B. G. B. 
§ 10 Abſ. 2 und 3 des Preußiſchen Stempel⸗ 


ſteuergeſetzes vom 31. Juli 1895. 
Erkenntuiß des Reichsgerichts VII. C. S. i. S. Hedde 
c. Preußiſcher Fiskus vom 14. Januar 1902, 
Nr. 406/1901 VII. 

II. J. O. L. G. Kiel. 

Die Reviſion iſt zurückgewieſen worden. 

Es handelt ſich um die Frage, ob ein korreſpektives 
Teſtament ($ 2270 des Bürgerlichen Geſetzbuches) in den beiden 
letztwilligen Verfügungen der Ehegatten zwei verſchiedene ſteuer— 
pflichtige Geſchäfte enthält, in welchem Falle nach der Vorſchrift 
des § 10 Abſ. 2 des Stempelſteuergeſetzes vom 31. Juli 1895 
der Betrag für jedes Geſchäft beſonders, nämlich mit 1 Mark 
50 Pf. nach der Tarifſtelle 65 (66), zu berechnen und die 
Teſtamentsurkunde mit der Summe der beiden Stempelbeträge 
(3 Mark) zu belegen iſt, oder ob die beiden darin enthaltenen 
letztwilligen Verfügungen der Ehegatten ſich als Beſtandtheile 
eines einheitlichen, nach dem Tarif des Stempel— 
ſteuergeſetzes ſteuerpflichtigen Rechtsgeſchäftes darſtellen 
($ 10 Abſ. 3 des Stempelſteuergeſetzes), in welchem Falle nach 
der Vorſchrift dieſer Beſtimmung nur der für das eine ein— 
heitliche Rechtsgeſchäft vorgeſehene Stempelbetrag zu entrichten 
iſt, das wäre hier der Stempel für ein Teſtament, für eine 
letztwillige Verfügung mit 1 Mark 50 Pf. 

Das Reichsgericht bejaht dieſe Frage im Sinne der erſten 
Alternative. 

Die Thatſache bleibt unberührt ſtehen, daß bei dem forre- 
ſpektiven Teſtament in den beiden letztwilligen Verfügungen 
zwei einſeitige, ſelbſtſtändige, rechtsgeſchäftliche Willensakte 
der zwei Erblaſſer vorliegen, die durch nichts Anderes als 
lediglich durch den eigenen, von dem Geſetzgeber als wirkſam 
anerkannten Willen der beiden Erblaſſer in ihrer Wirkſamkeit 
dergeſtalt von einander abhängig gemacht worden ſind, daß die 
eine Verfügung mit der anderen ſteht und fällt. Dieſe zwei 
Rechtsgeſchäfte werden weder durch dieſe gewillkürte Abhängigkeit 
noch durch die Gemeinſchaft des Errichtungsaktes noch auch 
durch „die Gemeinſchaft des Teſtirzweckes“ zu einem nach dem 
Stempelſteuergeſetz ſteuerpflichtigen Rechtsgeſchäft, zu einer 
letztwilligen Verfügung. 


RE 25 bis 28. 


Berlin, 17. April 1902. 
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Bälfskafle für deutſche Rechtsanwälte. 

Der Beitrag von 20 Mark für das Geſchäftsjahr 
1. Juli 1901 bis 30. Juni 1902 iſt ſatzungsmüßig im 
April 1902 fällig. 

Die Mitglieder werden daher erſucht, dieſen Jahres- 
beitrag au den für jeden Landgerichtsbezirk beſtellten Ver⸗ 
tranensmaun zu zahlen; die Vertrauensmänner werden 
gebeten, die eingegangenen Zahlungen und Abrechnung bis 
zum 5. Mai 1902 an mich gelaugen zu laſſen. 

Nach dieſer Zeit werden die Beiträge zufolge der 
Satzungen durch Nachnahme erhoben. 

Leipzig, Schreberſtraße 13. 

Dr. Seelig, Juſtizrath. 


Geheimer Juſtizrath Fenner f. 

Die Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte beklagt mit dem 
Anwaltsſtande einen neuen Verluſt. 

Gottfried Ludwig Fenner iſt am 5. April ſeinem treuen 
Freunde und langjährigen Mitarbeiter Hermann Mecke in die 
Ewigkeit gefolgt. 

Geboren am 2. Dezember 1829 in einem kurheſſiſchen 
Pfarrhauſe hat er in ſeinem engeren Vaterlande feinen Bildungs- 
gang vollendet und iſt dort bis gegen die Mitte ſeines Lebens 
richterlich thätig geweſen. 

Als die Stürme von 1866 und 1870 ſein Geburtsland 
dem Preußiſchen Staate und weiter dem Deutſchen Reiche an- 
gliederten, iſt er dem Gange der Entwickelung gefolgt, hat dem 
Reichstage angehört und iſt über 34 Jahre an den höchſten 
Gerichtshöͤfen, dem Oberappellationsgerichte zu Berlin, dem 
Preußiſchen Obertribunale und dem eee als hoch⸗ 
geachteter Anwalt thätig geweſen. 

Die Hülfskaffe zählt ihn zu ihren Mitbegründern, er hat 
lange Jahre ihrem Vorſtand angehört, ſeit 1899 das Amt des 
Vorfitzenden bekleidet und iſt öffentlich wie in der Stille in 
reichem Maße für ihre Zwecke thätig geweſen. 


Seine kollegiale Thätigkeit, ſeine reichen Geiſtesgaben und 
ſeine gleichmäßige Freundlichkeit und Heiterkeit werden ihm über 
unſere Kreiſe hinaus in der deutſchen Anwaltſchaft ein dauerndes 
Andenken ſichern. 


Leipzig, 8. April 1902. 
Der Vorſtand der Hülfskaſſe für dentſehr Rechtsanwälte. 


Auſchütz, Herr, Dr. Seelig, 
Juſtizrath, Juſtizrath, Juftizrath, 
ſtellvertr. Vorſitzender. Schriftführer. Schatzmeiſter. 


Gericht und Anwalt im Civilprozeßverfahren. | 
Bon Landgerichtsrath Schiffer zu Magdeburg. 


In der Entſcheidung des Reichsgerichts vom 4. November 
1901 (Juriſtiſche Wochenſchrift S. 838 Nr. 11) findet ſich 
folgende Ausführung: 

Eine Verpflichtung des Gerichts, die Parteien auf die 
Möglichkeit einer anderen rechtlichen Auffaſſung auf- 
merkſam zu machen, exiſtirt nach den Vorſchriften der 
C. P. O. nicht und ergiebt ſich auch nicht aus all⸗ 
gemeinen Grundſätzen über das Verfahren in bürger⸗ 
lichen Rechtsſtreitigkeiten. 


Das Reichsgericht will mit dieſen Worten wohl nur zum Aus- 


druck bringen, daß ein Reviſionsgrund nicht gegeben iſt, 
wenn das Gericht ſeine Entſcheidung auf eine in der münd⸗ 
lichen Verhandlung nicht zur Sprache gekommene Rechtsauf⸗ 
faſſung ſtützt; wenigſtens hatte es keinen Anlaß, etwas Weiteres 
zu ſagen. Dieſelbe Anſicht hat es bereits früher vertreten, und 
ſie muß als die herrſchende bezeichnet werden. Aber die ſcharfe, 
jeder Einſchränkung entbehrende Faſſung ſeines neuerlichen Aus⸗ 
ſpruchs läßt auch eine andere, weitergehende Auslegung, eine 
Deutung dahin zu, daß es nach der Meinung des Reichsgerichts 
überhaupt nicht Sache des Gerichts ſei, rechtliche Geſichtspunkte, 
die von ihm für erheblich erachtet werden, von den Parteien 
aber nicht vorgebracht worden ſind, ihnen erkennbar zu machen 
und Gelegenheit zu bieten, ſich zu ihnen zu äußern. Hiermit 
würde denjenigen, welche eine derartige Handhabung und Ge— 
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ftaltung des Verfahrens für richtig halten,) eine willkommene 
Waffe in die Hand gegeben werden. Demgegenüber kann gar 
nicht entſchieden genug betont werden, daß, wenn ſich die Pflicht 
des Gerichtes nicht in der Vermeidung von Reviſionsgründen 
erſchöpft, es allerdings zu ſeinen erſten und wichtigſten Pflichten 
gehört, von einem abſeits der Parteianträge liegenden 
weſentlichen Rechtsſtandpunkte aus eine Ertſchei⸗ 
dung nicht zu erlaſſen, ohne zuvor dieſen neuen 
Rechtsſtandpunkt zur Kenntnißnahme, Würdigung 
und Erörterung der Parteien geſtellt zu haben. 

In erſter Reihe und ausnahmslos muß dieſer Grundſatz 
für den Anwaltsprozeß gelten; ergiebt er ſich doch geradezu als 
Folgerung aus der Einrichtung des Anwaltszwanges. Kraft 
ihrer ſteht der Rechtsanwalt nicht als bloßer Vertreter der 
einzelnen Partei dem Richter gegenüber, ſondern als nothwendiges 
Organ der Rechtſprechung neben ihm; denn obligatoriſch gemacht 
iſt ſeine Mitwirkung nicht ſowohl um der erſteren, der einzelnen 
Partei, als um der letzteren, der Rechtſprechung willen. Wenn 
man geglaubt hat, dem Volke die ſchweren Opfer auferlegen zu 
ſollen, die mit einem Anwaltszwange von der Ausdehnung des 
unſerigen verbunden find, ſo iſt dies mit der Rückſicht auf das 
Intereſſe der Privatbetheiligten allein nicht zu begründen, ſondern 
zum Verſtändniß und zur Rechtfertigung muß die Anſchauung 
herangezogen werden, daß es auch das Intereſſe der Rechtspflege 
ſelbſt iſt, das eine ſtändige und umfaſſende Theilnahme der 
Rechtsanwälte an ihr erheiſcht. Der Anwaltszwang bedeutet in 
gewiſſem Sinne eine Erweiterung des Richterkollegiums um zwei 
berathende, aber nicht ſtimmberechtigte Mitglieder. Gewiß darf 
dieſe Vorſtellung nicht dazu führen, daß auch formell die münd⸗ 
liche Verhandlung in eine gemeinſame Beſprechung ausartet und 
ſich in zwangloſe Unterhaltungen auflöſt; der Vorfitzende, der 
dies zuließe, würde ſich ſeiner Stellung und den ihm durch 
§ 136 C. P. O. zugewieſenen Aufgaben nicht gewachſen zeigen. 
Aber die Sorge für die „erſchöpfende Erörterung“ der Sache 
umfaßt ſchließlich auch alle zur Sache gehörigen rechtlichen Be⸗ 
trachtungsweiſen; auch ſie ſind deshalb zum Gegenſtand der 
Verhandlung zu machen; und wenn ſie erſt während der Be⸗ 
rathung des Gerichtshofes auftauchen, ſo wird es ſich durchaus 
empfehlen, noch einmal in die Verhandlung einzutreten, um 
dieſe auf die vorher noch nicht berührten Rechtsgebiete zu er⸗ 
ſtrecken. Eine Bindung des Gerichts aber an die von ihm zur 
Sprache gebrachte neue Konſtruktion oder auch nur der Anſchein 
einer ſolchen Bindung find nicht zu befürchten; gerade die Heran- 
ziehung der Parteien zur Erörterung über ſie zeigt am beſten, 
daß ſich das Gericht noch nicht auf ſie feſtgelegt hat. 

Indeß wird durch ein ſolches Verfahren in Wahrheit nicht 
allein der Stellung des Anwalts im Allgemeinen gebührend 
Rechnung getragen, ſondern auch die einzelne Sache gefordert. 
Zunächſt vermindert ſich die Möglichkeit eines Rechtsirrthums 
des Gerichts, wenn die Rechtsfrage auch noch von zwei anderen 
Rechtskundigen geprüft wird. Vor allen Dingen aber wird 
Gelegenheit geſchaffen, thatſächliches Material beizubringen, das 
erſt durch die neue Stellungnahme des Gerichts ſich als bedeut⸗ 
ſam und unter Umſtänden als geeignet erweiſt, dieſe Stellung 


) Vergl. Landsberg, Zur Natur des Civilprozeſſes, in der 
D. J. Z. 1900 S. 189 ff. 
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wieder zu erſchüttern und unhaltbar zu machen. Auf dieſe 
Weiſe wird manchem Fehlſpruche vorgebeugt, manches Rechts- 
mittel erübrigt, und jene wüſte Anhäufung von thatſächlichen 
Anführungen vermieden, die der Anwalt achſelzuckend damit 
begründet, daß er im Voraus nicht wiſſen könne, was das 
Gericht für erheblich halten werde, daß er mit allen juriſtiſchen 
Möglichkeiten und Unmoͤglichkeiten rechnen müſſe und deshalb 
ſeiner Partei gegenüber verpflichtet ſei, Alles vorzubringen, was 
auch nur im entfernteſten Zuſammenhange mit der Sache ſtehe. 

Nun wird man zwar in manchen anderen Beziehungen den 
Anwälten eine allzu große Abhängigkeit von der Partei zum 
Vorwurf machen dürfen — in dieſer darf man es nicht. Die 
Partei, die ſich eines Rechtsanwalts bedient und kraft Geſetzes 
bedienen muß, glaubt dadurch zum Mindeſten vor juriſtiſchen 
Ueberraſchungen geſichert zu ſein und iſt, wenn ſie trotzdem ein⸗ 
treten, eher geneigt, ſie einem Mangel des Anwalts an Umſicht 
und Sorgfalt als einem Mangel des Gerichts an Rückſicht⸗ 
nahme zuzuſchreiben. Der Anwalt wird alſo vor ſeiner Partei 
bloßgeſtellt. Unter der hieraus entſtehenden Mißſtimmung 
leiden die allgemeinen Beziehungen zwiſchen Gericht und Rechts⸗ 
anwaltſchaft. Letztere meint nunmehr auch ihrerſeits ſich der 
Rückſichtnahme auf das Gericht eutſchlagen zu können. Die 
Entfremdung tritt ein, die ſich bis zur Gegenſätzlichkeit ſteigert. 
Vielfach vorhanden, oft beklagt, kann ſie vielleicht erheblich ver⸗ 
mindert werden, wenn auch in dieſem Punkte das Gericht den 
Rechtsanwälten mit Achtung und Vertrauen entgegenkommt; 
denn dieſes Entgegenkommen wird regelmäßig ſeinen Eindruck 
bei den Rechtsanwälten nicht verfehlen und dazu führen, daß fie 
auch ihrerſeits ſich mehr als Organe der Rechtspflege denn als 
bloße Parteivertreter fühlen und verhalten werden. — 

In einem Urtheil vom 14. Januar 1893 — Bl. f. Rpfl. 
im Bez. d. K. G. 1893 S. 24 — ſagt das Kammergericht: 

. . . . wenn ausdrücklich und zwar, wie im vorliegenden 
Falle, von beiden Parteien übereinſtimmend ein be⸗ 
ſtimmtes Rechtsgeſchäft behauptet, und gegen den auf 
Grund deſſelben erhobenen Anſpruch mit beſtimmten 
Einwendungen angekämpft wird, erſcheint es nicht 
angängig, mindeſtens nicht angemeſſen, richter⸗ 
licherſeits eine abweichende rechtliche Charakteriſirung 
des Anſpruchs vorzunehmen und daraufhin ein ver⸗ 
urtheilendes Erkenntniß zu fällen, ohne zuvor den 
Parteien Gelegenheit zu geben, die Klage und ihre 
Begründung unter dieſem neuen Geſichtspunkt einer 
Erörterung zu unterziehen und die gegen die neue Be⸗ 
gründung etwa vorzubringenden neuen oder anderweit 
zu rechtfertigenden Einreden geltend zu machen. 

Das Kammergericht weiſt allerdings in derſelben Ent⸗ 
ſcheidung darauf hin, daß es einer rechtlichen Charakteriſtik eines 
erhobenen Klageanſpruchs nach Deutſchem Prozeßrecht nicht 
bedürfe, und der Richter befugt und verpflichtet ſei, aus dem 
vorgetragenen Thatſachenmaterial die rechtliche Natur der ihm 
zur Entſcheidung vorgelegten Klage zu konſtruiren; und ganz 
allgemein betont das Reichsgericht, daß von den Parteien die 
Geſetze, auf die ſie ihre Anträge gründen, nicht anzugeben ſeien, 
ſondern nur die den Anträgen zu Grunde liegenden Thatſachen 
und erklärt deshalb eine analoge Anwendung des § 264 Str. P. O., 
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ſtehe, auf das Civilprozeßverfahren für ausgeſchloſſen. Das iſt 
richtig, und eine Uebernahme dieſer ſtrafprozeſſualen Normen 
in den Civilprozeß durch die Geſetzgebung nach deſſen Natur 
kaum denkbar. Wohl aber iſt zu wünſchen und zu hoffen, daß 
der geſunde Sinn der Gerichte aus ſich heraus ein Verfahren 
im Civilprozeß ſchaffen und feſthalten werde, das den Grund⸗ 
gedanken jener Normen entſpricht, ohne mit der Eigenart des 
Civilprozeſſes in Widerſpruch zu treten. 


Ein Nachtrag zur Reform des Rechtsnunterrichts. 
Von Profeſſor Krückmann, Greifswald. 


Zu meiner großen Freude hat jetzt endlich auch ein Vertreter 
der Pädagogik in der Frage der Reform des Rechtsunterrichts 
das Wort ergriffen. Der als Rechtsphiloſoph und tüchtiger 
Kenner des Rechts weitbekannte und hochangeſehene Geheimrath 
Schuppe, Profeſſor der Philoſophie und Pädagogik an hieſiger 
Univerfität, hat auf meine Bitte meine juriſtiſch⸗pädagogiſchen 
Ausführungen in den Vorreden zu den verſchiedenen Auflagen 
meiner Inſtitutioneu, ſowie im Archiv f. bürgerl. Recht Bd. 19 
S. 1 ff. und in der Kritiſchen Vierteljahrsſchrift Bd. 43 
S. 347 ff. nachgeprüft und mir erlaubt, ſein Urtheil darüber 
zu veröffentlichen, das ich hiermit wörtlich allen, die es angeht, 
insbeſondere Seckel, vorlege mit der Bitte, auch nur irgend 
etwas Gleichwerthiges entgegenzuſetzen: 

„Ihrem Wunſche, meine Auſicht über Ihre Vorſchläge in 
Betreff des juriſtiſchen Anfängerunterrichts zu hören, entſpreche 
ich ſehr gern. Ich kann ſie von meinem pädagogiſchen Stand⸗ 
punkte aus nur billigen und habe Ihren Darlegungen 
nichts hinzuzufügen.“) 

Daß dem hiſtoriſchen Unterricht, um ihn intereſſant und 
verſtändlicher“ zu machen, eine Einführung in die Grund⸗ 
begriffe des geltenden Rechts der Gegenwart vorangehen müſſe 
und daß dieſe aus zahlreichen Beiſpielen, die dem Leben der 
Gegenwart entnommen find, gewonnen werden müſſen, um dem 
abſtrakten Begriffe anſchaulich klaren Inhalt zu geben, haben 
Sie in für mich überzeugender Weiſe dargethan. Eigentlich 
verſteht es ſich von ſelbſt'), und daß die Praxis bisher 
eine andere war, iſt nur aus der Eigenthümlichkeit der Ent⸗ 
wicklung der Sache in Deutſchland zu erklaren.“ 

Nachdem jetzt auch die pädagogiſche Wiſſenſchaft durch den 
berufenſten Mund eines Gelehrten, der ſowohl die Rechts⸗ 
wiſſenſchaft wie die Pädagogik beherrſcht, geſprochen hat, wird 
man wohl erwarten dürfen, daß meine Vorſchläge doch überhaupt 
wenigſtens einmal einer Prüfung gewürdigt werden. Das Ganze, 
was ich wünſche, iſt gar nicht einmal unbeſehene Durchführung 
meiner Vorſchläge, ſondern nur unbefangene Prüfung und 
zwar an den Lehren der Pädagogik. Bisher hat man 
mir ſogar das Recht der bloßen Prüfung verweigert. Da ich 
eine Prüfung und eine praktiſche Probe nicht im Mindeſten zu 
ſcheuen brauche, zweifle ich auch nicht, daß jede Prüfung ſofort 
die Richtigkeit meiner Vorſchläge und meiner Begründungen 
erweiſen würde. 


) Sperrdruck rührt von mir her Prof. Kr. 
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Die Zukunft der jnriſtiſchen Vorbildung. 
Eine Entgegnung von Juſtizreferendar O. Bülow in Stuttgart. 


Im 30. Jahrgang (1901) der Juriſtiſchen Wochenſchrift 
(S. 882 ff.) beklagt Amtsgerichtsrath Bartolomäus, daß „der 
junge Juriſt oft nicht die praktiſchen Kenntniſſe wie der Unter- 
gebene habe“. 

Dies ſei die ſchädliche Folge der heutigen Ausbildungsart. 
In erſter Linie treffe dieſer Vorwurf die theoretiſche Vor⸗ 
bildung. „Das Beſte an dem heutigen praktiſchen Vorbereitungs⸗ 
dienſt jet oft jedenfalls das, daß der junge Mann die Kenntniſſe 
aus der Studienzeit meiſt mit Gottes Hülfe gänzlich vergeſſe.“ 
Doch ſind auch die Einwirkungen der praktiſchen Vor⸗ 
bereitung „nicht ſtark genug, um die Schäden der theoretiſchen 
zu überwinden“. 

Dieſe Ausführungen entſprechen leider weitverbreiteten An⸗ 
ſchauungen von Fachleuten und beſonders Laien über den Werth 
unſerer Vorbildung. Doch iſt dieſe Anſicht wohl kaum jemals 
ſo abſolut und mit ſolcher Offenherzigkeit ausgeſprochen worden, 
wie es hier geſchehen iſt, und wohl noch nie find jo weitgehende 
Reformvorſchläge, wie der Verfaſſer des Aufſatzes ſie giebt, 
gewagt worden. 

Da ſich die Schäden jener Strömungen, welche die Be⸗ 
deutung der theoretiſchen Vorbildung verkennen und das Haupt⸗ 
gewicht auf die praktiſche Vorbereitung legen wollen, hier in 
beſonders klarer Weiſe zu Tage treten, dürfte es ſich lohnen, 
auf die Ideen des Verfaſſers näher einzugehen. 

Bartolomäus führt aus: 

„Es muß eine andere Vorbildungsart geſchaffen werden, 
und dieſe andere Art muß ſich die Ausbildung des jungen 
Offiziers zum Muſter nehmen.“ „Es müßte der künftige 
Richter nach Vollendung des Schulunterrichts in den 
Juſtizdienſt, und zwar in den Juſtizſubalterndienſt ein⸗ 
treten.“ „Er müßte Juſtizſubalternbeamter ſein, wie jeder 
andere auch. Dieſen Dienſt müßte er ſo lange fortſetzen, bis 
er durch jeine praktiſche Leiſtungen und ein Examen nad) 
gewieſen hat, daß er im Stande iſt, jeden Dienſt der Sub⸗ 
alternbeamten eines Amtsgerichts zu leiſten und einem Bureau 
eines Rechtsanwalts oder Amtsgerichts ſelbſtſtändig vor⸗ 
zuſtehen.“ 

„Nun wird er gelernt haben, worauf es in dem 
Zweige des Staatsdienſtes, der Juſtizdienſt heißt, 
überhaupt ankommt.“ (ö) 

Hieran müßte ſich, wenigſtens für den, „der nicht im 
Hauſe eines Vaters aufgewachſen iſt, der mit dieſen Lebens⸗ 
zweigen unmittelbar befaßt war“ (), eine Stellung ſchließen, 
in welcher er „die Zweige des Lebens genau kennen lernt, mit 
denen der Richter hauptſächlich beſchäftigt iſt“ — und zwar 
„nicht als Volontär, ſondern mit eigener angemeſſener Selbſt⸗ 
ſtändigkeit.“ | 

Sodann würde eine „ſelbſtſtändige richterliche 
Thätigkeit“ folgen — NB. ohne jegliche theoretiſche Vor⸗ 
bildung — und hierauf theoretiſcher Unterricht! 

„Dieſer theoretiſche Dienſt müßte das geltende Recht mit 
den nöthigen hiſtoriſchen und philoſophiſchen Ausblicken lehren, 
von Juriſten — der bloße Gelehrte iſt keineswegs immer auch 
ein Lehrer — die im praktiſchen Leben geſtanden haben.“ 
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Im Ganzen nimmt der Verfaſſer für dieſe Vorbereitung 
nicht mehr als acht Jahre in Ausſicht. 

Am Bezeichnendſten für den Standpunkt, welchen der Ver⸗ 
faſſer einnimmt, iſt aber, was nun folgt: 

Für Erreichung höherer Richterämter könne dann noch 
ein weiteres Studium, „vielleicht von mehr theoretiſchem 
Charakter“ (Parallele der kriegsakademiſchen Ausbildung!) ein⸗ 
geführt oder der Nachweis entſprechender Kenntniſſe verlangt 
werden. Dies gilt für „ſolche Richterämter, deren Auf- 
gabe .. . das eingehende Beurtheilen der Rechtsfälle zu fein 


pflegt, die alſo die Fähigkeit wiſſenſchaftlich umfaſſenden 


Denkens voraus ſetzt.“ 

Und dieſe Ausführungen — übrigens in anziehender Form 
geſchrieben — find dem Verfaſſer bitterer Eruſt!! Er wagt 
ſogar den prophetiſchen Ausruf: „Kommen wird ſie, dieſe Art 
Vorbereitung.“ 

Ob wohl nicht bei Anhängern von Reformideen, die ſich in 
ähnlicher Richtung bewegen, beim Leſen dieſes Aufſatzes, der 
alle Konſequenzen dieſer Anſchauung in ſo dankenswerth klaren 
und offenen Worten zieht, ernſte Bedenken an der Berechtigung 
ihres Strebens aufſteigen? 

Es kann ja zugegeben werden, daß der junge akademiſch 
gebildete Juriſt unſerer Tage in mancher Hinſicht häufig, ſogar 
ſehr häufig, nicht die praktiſchen Kenntniſſe hat, die ein lang 
gedienter Untergebener beſitzt, d. h. aber nur auf ganz beſtimmten 
Gebieten der Geſchäftsbehandlung, im Weſentlichen ſolchen, deren 
Beſorgung entweder allein oder doch in erſter Linie — nicht 
dem Richter oder Staatsanwalt — ſondern dem Subaltern⸗ 
beamten obliegt; ich denke hierbei hauptſächlich an das Expeditions⸗ 
und Kaſſenweſen, an einen Theil der Regiſterführungen, und an 
Theile des Konkursverfahrens. Auch auf dem Gebiet des 
Koftenweſens an ſich wird ein geübter Gerichtsſchreiber häufig 
dem beginnenden praktiſchen Juriſten überlegen ſein. Nie 
wird aber der Gerichtsſchreiber als ſolcher vermöge ſeiner 
Ausbildung auf dem Gebiete der Prozeßleitung, der Recht⸗ 
ſprechung im weiteften Sinne, insbeſondere auch der Erledigung 
von Beweisaufnahmen, die ja im Leben der Einzelrichter eine 
bedeutende Rolle ſpielen, ein Uebergewicht über den Richter 
haben.) Des Verfaſſers Vorſchläge aber zielen dahin ab, eine 
Vorbereitungsart einzuführen, die die kommenden Juriſten⸗ 
generationen zwar — nach ſeiner Anſicht — für den oben be⸗ 
ſchriebenen Spezialkreis mehr befähigen ſoll, dagegen, wie der 
Verfaſſer auch offenbar ſelbſt einſieht, würde das auf Koſten der 
Fahigkeit zum Rechtſprechen und derjenigen Funktionen, welche 
hiermit zuſammenhängen, geſchehen. 


) Selbſtverſtaͤndlich ſoll damit nicht geſagt werden, daß ſich 
nicht in Einzelfällen Gerichtsſchreiber beſſer zum Richter eignen würden 
als die ihnen übergeordneten Richter. Dies iſt aber dann nicht auf 
Grund ihrer Vorbereitung der Fall. ſondern vermöge ihrer beſonderen 
Beanlagung und beſonderer Studien, die ſie außerhalb der ihnen 
gezogenen Grenzen getrieben haben. Wenn aber Bartolomäus 
nach einem Mittel ſucht, das dafür ſorgen ſoll, daß auch zum Juriſten 
untaugliche Leute ihren Schreibern in juriſtiſcher Fähigkeit nie nach⸗ 
ſtehen, ſo ſind ſeine Bemühungen vergebens. Dumme Leute eignen 
ſich überhaupt nicht für die juriſtiſche Carriere, für ſie iſt jegliche 
Art Vorbereitung nutzlos. 
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Aber iſt es denn wirklich ſehr ſchlimm, wenn der angehende 
Richter auf manchen nebenſächlichen, nicht wiſſenſchaftlichen Ge⸗ 
bieten des Büreaudienſtes zunächſt nicht ſolche praktiſchen Kenntniſſe 
hat wie ein altgedienter Gerichtsſchreiber? In der Regel läßt 
ſich dieſe Differenz im Laufe der Jahre leicht ausgleichen. 
Theilweiſe iſt aber eine ſolche großere praktiſche Kenntniß kaum 
zu vermeiden. Oder glaubt Bartolomäus etwa — um bei 
ſeiner Parallele mit der Offiziersausbildung zu bleiben —, daß 
der junge Offizier auf Grund ſeiner praktiſchen Vorbildung in 
der That auf ſämmtlichen Gebieten der militäriſchen Praxis 
ſeinen Unteroffizieren überlegen iſt? Er wird nicht entfernt 
Feldwebel und Wachtmeiſter oder einen geübten Kammer 
unteroffizier erſetzen können. Und auch im äußeren Dienſt 
haben anfänglich in mancher Hinſicht ältere Unteroffiziere 
größere praktiſche Kenntniſſe. Das iſt aber, wie geſagt, nicht 
zu vermeiden. Und jeder erfahrene Offizier wird dies zugeben. 

Der Grundfehler des vorliegenden Aufſatzes iſt aber der, 
daß ſich der Verfaſſer auf das Niveau derjenigen — glücklicher 
Weiſe nicht allzu zahlreichen — praktiſchen Juriſten ſtellt, die 
die Hauptaufgabe ihres Berufs nicht in erſter Linie in der 
Rechtsanwendung und Rechtſprechung erblicken, ſondern in der 
glatten Erledigung des Handwerks mäßigen, das ja aller- 
dings einen gewiſſen Prozentſatz in der Tagesbeſchäftigung jedes 
Juriſten bildet. 

Von dieſem Standpunkt aus iſt es allerdings verſtändlich, 
wenn der Verfaſſer als richtige Grundlagen der juriſtiſchen 
Ausbildung nicht das Studium der Theorie, ſondern die Vor⸗ 
bildung als Subalternbeamter anſieht. Von dieſem Stand⸗ 
punkt aus allein iſt aber auch die Behauptung verſtändlich, 
daß man mit Zurücklegung des Subalterndienſtes „gelernt habe, 
worauf es in dem Zweige des Staatsdienſtes, der Juſtizdienſt 
heißt, ankommt.“ „Die Grundlage des Wiſſens des 
zukünftigen Beamten iſt“, nach den Worten des Verfaſſers, 
hiermit „gelegt“! Wiſſenſchaftlich wird nach Bartolo⸗ 
mäus die Thätigkeit des Juriſten nur in Ausnahmefällen: 
bei den höchiten Gerichtshöfen. Hier kann dann durch ein 
nachträgliches Studium nachgeholfen werden. 

Unmdglih kann man ruhigen Bluts eine ſolche Grund⸗ 
auffaſſung des juriſtiſchen Berufs entgegennehmen. Und wer 
wollte es ernſtlich wagen, eine derartige Anſchauung an die 
Stelle der bisherigen, wonach die juriſtiſche Thätigkeit in der 
Hauptſache eine wiſſenſchaftliche iſt, zu ſetzen? 

Glücklicher Weiſe find die Ausſichten der Bartolomäus- 
ſchen Ideen nicht gerade die beſten. Man pflegt noch allgemein 
den Beruf des Juriſten in erſter Linie als einen wiſſenſchaft⸗ 
lichen anzuſehen. Das Handwerksmäßige ſpielt nur eine geringe 
Rolle, auch für den Amtsrichter. Demnach bilden auch die 
Grundlage der juriſtiſchen Ausbildung nicht die praktiſche 
Kenntniß des Kanzleidienſtes, ſondern die Rechtskenntniß und 
die Fähigkeit, juriſtiſch zu denken. Daß man dieſe Fähigkeit 
leichter im Subalterndienſt erwirbt als durch Beſchäftigung 
mit der juriſtiſchen Theorie, wird doch auch Bartolomäus 
nicht behaupten wollen. 

Da aber die Thätigkeit des Juriſten vorwiegend eine 
wiſſenſchaftliche iſt und keine handwerksmäßige, iſt auch der 
Vergleich, den der Verfaſſer mit dem Militärberuf zieht, voll» 
ſtändig quer. Denn letzterer iſt in der That ein hand⸗ 
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werksmäßiger. Die wiſſenſchaftlichen Seiten deſſelben kommen 
ſogar für die Mehrzahl derer, die im Kriegshandwerk berufs⸗ 
mäßig thätig find, gar nicht in Betracht. Daher iſt es natürlich 
ſehr am Platz, wenn man das Hauptgewicht bei der militäriſchen 
Ausbildung auf das Haudwerksmäßige legt und demgemäß auch 
die Vorbildung in dieſer Richtung beginnen läßt. 

Wenn überhaupt ein Vergleich der beiden Berufe möglich 
iſt, fo führt er durch argumentum e contrario zu dem 
zwingenden Schluß: der Beruf des Militärs iſt in erſter Linie 
ein handwerksmäßiger; daher beginnt die Vorbildung mit dem 
Frontdienſt. Der Beruf des Juriſten iſt in erſter Linie ein 
wiſſenſchaftlicher, und da die Wiſſenſchaft hiernach Grundlage 
der juriſtiſchen Thätigkeit fein muß, beginnt die Ausbildung 
mit dem Unterricht in der Wiſſenſchaft. 

Uebrigens giebt ſich der Verfaſſer keine Mühe, irgend einen 

der „Schäden der theoretiſchen Vorbildung“ genau anzuführen.“ 
Et begnügt ſich mit der Bemerkung: „Was ſie gelernt haben, 
können ſie nicht gebrauchen; was ſie gebrauchen können, haben 
ſie nicht gelernt.“ Dieſes Diktum erklärt und richtet ſich 
zugleich mit der Anſchauung, die der Verfaſſer vom juriſtiſchen 
Beruf überhaupt hat. Denn, ich wiederhole das bereits früher 
Bemerkte, auch Bartolomäus wird doch nicht etwa behaupten, 
man lerne die Wiſſenſchaft als Subalternbeamter beſſer 
kennen als durch theoretiſches Studium. Weiterhin belehrt uns 
Bartolomäus: „Es iſt eine vielleicht unbeſtrittene Erfahrung (1), 
daß nicht ſelten diejenigen, welche das Aſſeſſorexamen nicht be⸗ 
ſtehen, diejenigen ſind, welche am allerfleißigſten gearbeitet und 
ſtudirt haben“ ... „Sie find Opfer der theo retiſchen Vor⸗ 
bereitung...“ Das wäre in der That eine höͤchſt merk⸗ 
würdige Erfahrung! Doch müſſen Zweifel an der Richtigkeit 
dieſer Theſe — auch für preußiſche Verhältniſſe — geſtattet 
ſein, da jedenfalls in Süddeutſchland eine derartige Erfahrung 
nicht gemacht worden iſt. Im Gegentheil: Es zeigt ſich 
zum Beiſpiel in Württemberg“) in den Noten beider Examina 
eine auffallende Uebereinſtimmung. Wer das zweite Examen 
nicht beſteht, hat ſchon das erſte nur knapp beſtanden. Und 
ähnlich iſt es auch in Bayern. 

Jedoch, ſtellen wir uns einmal auf den Standpunkt 
des Amtsgerichtsraths Bartolomäus und prüfen von dieſem 
aus die Vorſchläge, die er zur Reform der bisherigen ſeiner 
Anſicht nach „unpraktiſchen“ Vorbereitung macht. Wir kommen 
hierbei zu dem verblüffenden Reſultat, daß kein einziger Theil 
ſeines Planes praktiſch durchführbar iſt. 

Wie denkt ſich z. B. der Verfaſſer die Beſchäftigung des⸗ 
jenigen, der beim Amtsgericht unmittelbar nach dem Abiturienten- 
examen als Subalternbeamter „wie jeder andere auch“ eintritt? 
Sollte er etwa — bar jeder Ahnung von der Jurisprudenz — 
ſofort als Gerichtsſchreiber in der Sitzung fungiren, ſich mit 
dem Studium der rechtsanwaltlichen Koſtenrechnungen abgeben, 
gerichtliche Koſtenrechnungen entwerfen oder Einträge in das 
Handelsregiſter machen? Es iſt klar, hierzu würde er noch 


) Man vergleiche über die Vorwürfe in dieſer Hinſicht die be⸗ 
herzigenswerthen Ausführungen Leonhard's in der Deutſchen 
Juriſteu⸗Zeitung, Jahrgang 1900 S. 327 ff. 

*) Obwohl im erften Examen Theoretiker und im zweiten 
Praktiker prüfen! 
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nicht befähigt ſein. Auch die Subalternbeamten bedürfen ja 
hierzu einer theoretiſchen Vorbildung. Eigentlicher Gerichts⸗ 
ſchreiber kann demnach der Abiturient noch nicht werden. Es 
bliebe alſo nur die Möglichkeit übrig, ihn zunächſt als Gerichts⸗ 
diener, Gefängnißwärter oder Kopiſten zu verwenden. Da die 
erſteren beiden Poſten wahrſcheinlich nach der Anſicht des Ver⸗ 
faſſers nicht ernſthaft in Betracht kommen dürften, würde er alſo 
offenbar nach Bartolomäus wirklich als Kopiſt, nämlich zum 
Aktenſtechen, Abſchreiben („diktirt ſchreiben“ duldet der Verfaſſer 
ſelbſt nicht) Adreſſiren der Couverte, Ausfüllung der Ladungs⸗ 
formulare ꝛc. verwendet werden. Die Sache dürfte nur in der 
Regel den Haken haben, daß die Handſchrift des jungen Mannes 
dieſen Anforderungen nicht genügt! Doch konnte dem ja durch 
Einſchaltung eines Schönſchreibkurſes nach der Maturitätsprüfung 
abgeholfen werden. Wie ſich dann der Uebergang von dem 
Poſten eines Kopiſten zu dem eines wirklichen Gerichtsſchreibers 
vollziehen wird — der junge Mann hat natürlich als Kopiſt 
noch keine „praktiſchen Kenntniſſe“ vom juriſtiſchen Hand⸗ 
werk erworben —, überläßt der Verfaſſer der Phantafie des 
Leſers. 

Aber gehen wir darüber hinweg, nehmen wir an, der 
junge Mann habe die Fähigkeiten eines Gerichtsſchreibers er- 
worben. Er weiß alſo nunmehr, „worauf es im Juſtizdienſt 
ankommt“. Er würde ſich nunmehr darüber orientiren müſſen, 
ob er einen Vater hat, der „mit den Lebenszweigen, mit welchen 
der Juriſt hauptſächlich in Berührung kommt, unmittelbar zu 
thun hat“. Es darf hier als bekannt vorausgeſetzt werden, 
daß der Richter heutzutage eigentlich mit allen Lebenszweigen 
in Berührung kommt. Es fragt ſich daher vor allem, welchen 
Beziehungen das Prädikat „hauptſächlich“ zukommt. Nach den 
Andeutungen des Verfaſſers würden hierzu beiſpielsweiſe Kauf- 
leute, Bankinhaber und Landwirthe, auch Polizeibehörden und 
Rechtsanwälte, von letzteren aber nur die „tüchtigen“, gehören. 
Es entwickeln ſich aber ſofort eine Menge von Zweifeln. Iſt 
es wohl gleichgültig, welche Ausdehnung der väterliche Lebens⸗ 
zweig hat: Gehören z. B. zu den „Landwirthen“ auch die Klein⸗ 
bauern, zu den „Polizeibehörden“ auch die Schutzleute? 
Natürlich find aber auch Söhne gewerbsmäßiger Verbrecher zu 
bevorzugen, denn dieſe befaſſen ſich doch in erſter Linie mit 
„Lebenszweigen, mit denen der Richter heutzutage hauptſächlich 
beſchäftigt“ iſt. Sei dem aber, wie ihm wolle, es genügt 
feſtzuſtellen, daß die Wahl ſolches Vaters auf alle Fälle einen 
bedeutenden Vorſprung gewährt — ich glaube Adoptionen werden 
in ungeahnter Menge zu erwarten ſein. — Söhne ohne ſolche 
Väter mit den bezeichneten Beziehungen zum Gericht müſſen 
nämlich nun, um den Fehler ihrer Abſtammung wieder gut zu 
machen, zu ſolchen Vätern in die Lehre gehen — d. h. nicht 
in die Lehre, Gott bewahre, nicht einmal als Volontäre ſollen 
fie dieſe Lebenszweige kennen lernen, ſondern in einer „ſelbſt⸗ 
ſtändigen Stellung“. Die Kaufleute, Bankiers und Landwirthe, 
die ſonſt nur Gelegenheit haben, langjährig eingeſchulte Leute 
in ſolchen verantwortungsvollen, ſelbſtſtändigen Stellungen zu 
verwenden, werden ſich ſelbſtverſtändlich ungemein freuen und 
den hoffnungsvollen jungen Mann mit offenen Armen auf 
nehmen. Der hat zwar noch keine Ahnung von dem Betrieb, 
in welchem er von nun an eine ſelbſtſtändige Stellung einnehmen 
wird, auch Handels- und Wechſelrecht kennt er noch nicht, aber 
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er „weiß, worauf es im Juſtizdienſt ankommt“, d. h. er iſt ein 
gelernter Schreiber — und an intereſſanten Effekten wird es 
jedenfalls in den betreffenden Reſſorts nicht fehlen. | 

Nachdem fo zunächſt die Privaten einige Zeit als Verſuchs⸗ 
karnickel gedient haben, kommt der Staat ſelbſt an die Reihe: 
die jungen Herren übernehmen nunmehr — ſie ſind jetzt 
nicht mehr blos gelernte“ Schreiber ſondern auch ‚gelernte‘ 
„Commis“ oder Gutsverwalter, aber ſelbſtverſtändlich beſitzen 
ſie immer noch keine rechtswiſſenſchaftliche Kenntniſſe —, ſie 
übernehmen nun — es klingt etwas ſonderbar, es iſt aber 
wahr — eine „ſelbſtſtändige richterliche Thätigkeit“. 

Und nachdem ſie ſo — alſo auch in dieſer Beziehung 
abſolute Autodidakten — einige Jahre ſegensreich gewirkt 
haben — von den acht Jahren kann nun nicht mehr viel übrig 
ſein —, bekommen ſie — Ende gut, Alles gut, — auch noch 
einen kleinen theoretiſchen Anſtrich: d. h. einige Praktiker werden 
ihnen nun noch etwas Theorie, ſoweit ſie für den täglichen Ge⸗ 
brauch „nöͤthig“ iſt, beibringen. 

Die ſo ausgebildeten Juriſten haben nun vor der jetzigen 
bedauernswerthen Generation zweifellos den unbeſtreitbaren 
Vorzug voraus, daß fie keine weitere praktiſche Vorbereitungszeit 
mehr brauchen, um das zu verlernen, was ſie von der Juris⸗ 
prudenz gelernt haben. — 

Wir können ruhig ſein: Kommen wird ſie nicht, 
dieſe Art Vorbereitung! Die Unmöglichkeit der Durch⸗ 
führung liegt zu deutlich auf der Hand. 

Indeſſen ſchon die geringſte Reform in dieſer Richtung 
würde zur „Subalternifirung der Rechtspflege“ beitragen, vor 
der Leonhard“) mit Recht warnt; Bartolomäus erklärt 
zwar, bei anderen „Völkern“, die eine andere Vorbereitung 
befitzen, jet keine Subalterniſirung eingetreten. Ich weiß 
nicht, auf welche „Völker“ der Verfaſſer hier anſpielt. Aber 
ſo viel iſt ſicher, daß kein Kulturvolk einen ſolchen Vor⸗ 
bereitungsdienſt beſitzt, wie der Verfaſſer ihn ſchildert, auch 
England nicht, deſſen Ausbildung ſich in manchen Beziehungen 
dem Ideal des Verfaſſers etwas nähert. Uebrigens berichtet uns 
der ſelige Dickens über die Früchte dieſes Syſtems nicht gerade 
Erbauliches. Räthſelhaft iſt, welche „früheren Zeiten“ der Ver⸗ 
faffer außerdem zum Beweis dafür benennt, daß feine Methode 
nicht zur Subalterniſirung führt. — 


Es ſoll übrigens ausdrücklich hervorgehoben werden, daß 
mit dieſer Entgegnung nicht geſagt wird, unſer heutiger 
juriſtiſcher Vorbereitungsdienſt ſei nicht verbeſſerungsfähig. Nur 
müßten Reformen in einer ganz anderen Richtung ſtattfinden. 

Nicht unbegründet iſt vor allem die Klage des Verfaſſers, 
die Beſchäftigung des Referendars ſei zu unſelbſtſtändig. Ohne 
Aenderung der Reichsjuſtizgeſetze wäre aber hier kaum eine Ab⸗ 
hülfe zu treffen, beſonders würde in den meiſten Beziehungen 
eine Vermehrung der Selbſtſtändigkeit auf Koſten der Rechts- 
ſicherheit erfolgen müſſen. Auch würde in manchen deutſchen 
Staaten eine andere Eintheilung der Vorbereitungszeit, als die 
bisherige, empfehlenswerth ſein. Aber ſtets müßte mit dem 
theoretiſchen Unterricht begonnen werden. Wohl könnte jedoch 
in Frage kommen, ob nicht vielleicht die praktiſche Vorbildung 


*) d. a. O. S. 329. 
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in die Mitte des theoretiſchen gelegt werden ſolle, jo daß fich 
an das Ende des praktiſchen Vorbereitungsdienſtes eine zweite 
kurze theoretiſche Ausbildung auf einigen Spezialgebieten an⸗ 
ſchließen würde. 

Sonſtige Fehler der heutigen Vorbereitung find nicht Mängel 
des Syſtems, ſondern der Ausführung deſſelben. Daß ſich 
z. B. „Repetitorenparademärſche“ leicht vermeiden laſſen, beweiſen 
die Verhältniſſe in Bayern und Württemberg: Hier wirkt ein 
ſehr eingehendes erſtes Examen in dieſer Richtung ſehr ſegens⸗ 
reich. Hierdurch wird auch der Beweis für die Richtigkeit des 
Leonhardſchen Vorſchlags erbracht, die Prüfung — nicht zu 
verſchärfen — aber zu vertiefen.“) Die Pflege des Präfudizien- 
kultus ſchon im erſten Examen wird hingegen das Uebel eher 
verſchärfen als mindern. 

Richtig iſt die Behauptung des Verfaſſers, daß der Referendar 
häufig zu Dingen verwendet wird, bei welchen er nichts lernt. 
Zu derartigen Thätigkeiten zählt aber gerade in erſter Linie die 
häufig zu große Ausnützung zu Gerichtsſchreiberdienſten, ins⸗ 
beſondere zum Sitzungsdienſt als Schreiber. Doch auch hieran 
iſt nicht das heutige Vorbildungs ſyſtem ſchuldig. Es iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich Gewiſſenspflicht jedes Amtsrichters, insbeſondere des 
dienſtaufſichtsführenden, dafür zu ſorgen, daß nicht der un⸗ 
beſoldete Referendar, der ihm zur richterlichen Ausbildung über⸗ 
wieſen iſt, dazu verwendet wird, dem Staat die Beſoldung eines 
Schreibers zu erſparen. Und auch für die Juſtizverwaltungen 
iſt es eine Ehrenpflicht, in dieſer Beziehung Vorkehrungen zu 
treffen. 

Wiederholt aber iſt nachdrücklich zu betonen, daß jeder 
Schritt auf der von Bartolomäus gewieſenen Bahn ein Rüd- 
ſchritt iſt. Höchft bedauerlich iſt, daß in einer Zeit, in welcher 
andere Berufsarten mit aller Macht die wiſſenſchaftliche 
Vorbildung verſtärken — man beachte nur das Aufblühen der 
Handels hochſchulen und Kunſtgewerbeſchulen —, gerade für den 
Juriſtenberuf derartige rückſchrittliche Ideen laut werden. 


Weiteres zur Auslegung von § 833 B. G. B. 
(Haftung für Beſchädigung durch Thiere). 
I. 
Von Rechtsanwalt Dr. Wm. Altſchul (Dresden). 


Im Anſchluſſe an die Ausführungen S. 880, 1901 und 
S. 2, 1902 d. Bl. ſeien mir die folgenden Bemerkungen ge⸗ 
ſtattet. 

§ 833 B. G. B. iſt hervorgegangen aus § 734 des Ent- 
wurfs 1. Leſung: „Wer ein Thier hält, iſt verpflichtet —— — 
diejenigen Vorſichtsmaßregeln zu treffen, welche erforderlich ſind, 
um das Thier an der Zufügung von Beſchädigungen 
zu hindern. Wird dieſe Pflicht verletzt, ſo iſt der Halter des 
Thieres zum Erſatze des daraus einem Dritten entſtehenden 
Schadens — — — verpflichtet.“ 

Die Motive ſagen dazu: „es kann nicht zweifelhaft ſein, 
daß das B. G. B. beſondere Beſtimmungen darüber aufzunehmen 


) a. a. O. S. 329. 
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hat, inwiefern derjenige, welcher ein Thier hält, zum Erſatze 
des durch das Letztere verurſachten Schadens verpflichtet iſt. 

Ebenſo ſpricht die „Denkſchrift“ S. 99 von der Haftung 
für den durch Thiere verurſachten Schaden. 

Schließlich that der Abgeordnete Gamp in der Plenar⸗ 
berathung des Reichstages vom 30. Juni 1896 die unbeſtritten 
gebliebene Aeußerung: „Der § 817°) enthält die Beſtimmung, 
daß wenn ein Thier einen Menſchen tödtet oder ver- 
letzt, derjenige, der das Thier hält, ſchadenserſatzpflichtig iſt. 

Es iſt alſo von Anbeginn an und durch alle Stadien der 
Entſtehung des Geſetzes hindurch nie daran ein Zweifel gelaſſen 
worden, daß es ſich bei der Haftung des Thierhalters als ſolchen 
nur um ſolche Schäden handeln ſolle, welche von Thieren 
zugefügt, verurſacht, oder (wie Kuhlenbeck in ſeinem 
Commentar zu 8833 B. G. B. ſagt) angerichtet worden find. 

Der nämliche Ausdruck „anrichten“ findet ſich bereits in 
den entſprechenden Beſtimmungen des B. G. B. für das König⸗ 
reich Sachſen: ($ 1560) „Wer ihrer Gattung nach wilde 
Thiere hält, haftet für den Schaden, welchen dieſelben an⸗ 
richten“) — — — und ($ 1561) „Haben Hausthiere 
Schaden angerichtet, ſo haftet derjenige, welcher zur Zeit des 
Schadens deren Eigenthümer geweſen iſt, für Schadens⸗ 

a u ). — ENE BEE 

Die Vorausſetzung für die Schadenserſatzpflicht des Thier⸗ 
halters als ſolchen nach dem B. G. B., daß durch ein Thier 
eine Perſon getödtet oder verletzt, eine Sache beſchädigt worden, 
iſt hiernach keine andere, als diejenige des Sächſ. B. G. B., 
daß nämlich ein Thier den Schaden angerichtet hat. 

Bei dieſer Uebereinſtimmung wird auch zur Interpretation 
des § 833 B. G. B. die Rechtſprechung zu den §8 1560, 1561 
des Sächſ. B. G. B. verwerthet werden dürfen. 

In letzterer Beziehung iſt in Folge ſeiner eingehenden Be⸗ 
gründung beſonders lehrreich ein Urtheil des Kgl. Sächſ. Ober⸗ 
landesgerichts zu Dresden (I. Civ. Sen.) vom 22. Oktober 1884 
(Annalen jenes Gerichts Bd. 6, S. 355 flg.), aus deſſen Ent- 
ſcheidungsgründen hier Folgendes mitgetheilt ſei. 

„Die Ausnahme, welche in jener Vorſchrift (nämlich in der⸗ 
jenigen des § 1561 B. G. B. für das Königreich Sachſen) 
übereinſtimmend mit dem gemeinen Rechte von der Regel, daß 
der Eigenthümer einer Sache für den durch dieſelbe ohne ſein 
Verſchulden herbeigeführten Schaden nicht aufzukommen habe, 
bezüglich des durch Hausthiere angerichteten Schadens gemacht 
wird, läßt ſich nur auf die Berückſichtigung der beſonderen Be⸗ 
ſchaffenheit der Thiere im Verhältniſſe zu den anderen Sachen 
ſeitens des Geſetzgebers, mithin darauf zurückführen, daß die 
Hausthiere eine auf ihrer eigenen Willensbeſtimmung beruhende 
Thätigkeit zu entwickeln vermögen. 

Vergl. 1. 93 Dig. de V. S. 50, 16. 
Siebenhaar, in den Annalen des vorm. Kgl. O. ⸗A.⸗G., 
N. F. Bd. 3 S. 185, Bd. 5 S. 312. 

Schon hiernach iſt davon auszugehen, daß die Haftung 

des Eigenthümers auf den Schaden ſich beſchränkt, den die 


5) (seil. der Reichstagsvorlage), der in feinem erſten Satze mit 
5 838 B. G. B. übereinſtimmte. 

) Die Ausnahmen von der regelmäßigen Haftung intereſſiren 
hier nicht. 
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Hausthiere in Ausübung jener beſonderen Befähigung, nicht 
unter der Einwirkung fremden Willens oder ſelbſtthätiger Natur⸗ 
kräfte, angeſtiftet haben. 

Dieſe Auffaſſung hat für das gemeine Recht unter der 
Beſchränkung auf ſolche Handlungen des Thieres, welche von 
dem gewöhnlichen Verhalten eines zahmen Hausthieres ab- 
weichen, ſowohl in den Quellen, wie in der Wiſſenſchaft ihren 
klaren Ausdruck gefunden. Die römiſchrechtlichen Noralklagen 
finden ihre gemeinſame Grundlage in der Erwägung, daß der⸗ 
jenige, der mit freier Selbſtbeſtimmung begabter Weſen zu 
ſeinem wirthſchaftlichen Vortheile als ſeinem Willen unbedingt 
unterworfener Mittel ſich bediene, auch für den durch dieſelben 
in Ausübung jener Selbſtbeſtimmung veranlaßten Schaden auf⸗ 
zukommen habe, dafern er ihrer ſich ferner bedienen will. 

Vergl. Müller, Lehrbuch der Inſtitutionen, § 137 
S. 445 flg. 

Wie daher die Haftung des Eigenthümers aus Handlungen 
ſeines Sklaven nur eintrat, ſoweit für dieſelben als Delicte dem 
Sklaven, wäre er frei, die eigene Verantwortlichkeit obgelegen 
haben würde, 

l. 4 pr., 1. 14 pr., 1. 17 pr., 1.43 D. IX. 4 verb. 
l. 14 Dig. XLIV. 7, 
ſo ſoll auch der Eigenthümer zahmer Thiere nur für Hand⸗ 
lungen derſelben haften, welche aus einer freien ſeeliſchen Er⸗ 
regung des Thieres, 
pr. Instit. IV. 9, 
1. 18 4 Dig. IX. 1. 
1. 52 8 2 Dig. IX. 2, 
mithin aus deſſen freiem Willen hervorgegangen find. 
Sintenis, Civilrecht, 2. Aufl. Bd. II. S. 780. 
Etwas Anderes hat, gegenüber der Thatſache und ausdrücklichen 
Feſtſtellung, daß Thiere ein Unrecht nicht begehen können, 
Instit. I. I, 
I. 18 3 Dig. IX. 1, 
jelbitverftändlih nicht mit der Bezeichnung dieſer haftbar 
machenden Handlungen der Thiere als Delicte, 
l. 15 1 Dig. tit. I., 
1.238 8 3 Dig. L. 16, 
und mit der Darlegung 
Geſterding's in der Zeitſchr. für Civilrecht und Prozeß, 
Bd. 4 S. 266 flg. und S. 269, 
Zimmermann's Syſtem der römifchen Noxalklagen, § 3flg., 
von Wangerow's Pandekten, 6. Aufl., 2. Abdruck, § 689, 
Anm. S. 619 flg., 
Unterholzner's Schuldverhältniſſe, Bd. 2 S. 709, S. 710 
unter 4, 
geſagt werden ſollen, woraus folgt, daß der Eigenthümer nur 
für die Handlungen des Hausthieres einzuſtehen habe, welche 
dem letzteren in ähnlicher Weiſe, wie das Delikt einem Menſchen, 
als eine Art Schuld beizumeſſen ſeien. 

In dieſer Richtung enthält weder das ältere, noch das 
jetzige Sächſiſche Recht eine Abweichung. Namentlich wird auch 
in der für das Erſtere vor dem gemeinen Rechte maßgebenden 
Vorſchrift des 

Sachſenſpiegels, Buch II Abſchn. 40, 
vergl. Haubold, Lehrbuch des Sächſ. Privatrechts, 3. Aufl. 
Bd. 1 5 304 a unter F und Anm. h S. 486 flg., 
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für die Haftung des Eigenthümers vorausgeſetzt, daß deſſen 
Thier einen Menſchen oder ein anderes Thier „gelähmt oder 
getödtet“ habe. In das Bürgerliche Geſetzbuch aber find die 
Beſtimmungen des römiſchen Rechtes mit den aus dem alten 
Sachſenrechte ſich ergebenden Abänderungen übernommen, 
vergl. Siebenhaar, a. a. O. Bd. 5 S. 313, 
derſelbe, Kommentar zum Bgl. Geſ.⸗Buch zu § 1560 
u. § 1561, 
angezog. Annalen, 2. F. Bd. 1 S. 146 Bd. 5 S. 48flg., 
und es iſt insbeſondere bei der Beſtimmung, daß der Eigen⸗ 
thümer für den Schaden hafte, den das Thier angerichtet habe, 
durch die Wahl des Ausdrucks, welcher mit den von den Lehrern 
des gemeinen Rechts gebrauchten im Weſentlichen, zum Theil 
ſogar wörtlich, übereinſtimmt, 
vergl. außer dem Citirten z. B. 
Windſcheid, Pandekten, 4. Aufl. Bd. II §. 457 unter 3 
S. 712, 
Arnds, Lehrbuch der Pandekten, 3. Aufl. 8 327 
S. 521, 
zum Ausdrucke gebracht, daß die Erſatzverbindlichkeit nur ein⸗ 
trete, wenn die Einwirkung des Thieres auf deſſen eigner Willens⸗ 
beſtimmung beruht habe, mithin eine „Thätigkeit des Thieres“ 
vorliege. Dieſe Auslegung hat für das Sächſiſche Recht nicht 
nur in der früheren Rechtſprechung Anwendung gefunden, 
vergl. angez. Annalen, 2. Folge Bd. 5 S. 49 flg., 
Wochenblatt für merkw. Rechtsfälle, Jahrg. 1867 S. 503, 
ſondern fie iſt auch bereits von dem III. Senate des Köͤnig⸗ 
lichen Oberlandesgerichts dem in der Sache der Opitz C. Dörrer, 
O. III. 125/82 geſprochenen Urtheile zu Grunde gelegt werden. 
Lediglich Folgeſätze aus dem im Vorſtehenden entwickelten 
Principe, welche letzteres bekräftigen, find es, wenn die Haftung 
des Eigenthümers ausgeſchloſſen wird, falls das 
Thier zur Zeit der Schädigung unter der Leitung einer 
Perſon ſtand, mithin bloßes Werkzeug eines fremden 
Willens war,“ 
l. 1 5 5, 5 6 Dig. IX. 1 verb. 1. 8 5 1, 1. 52 8 3 
Dig. IX. 2, 
angez. Annalen, a. F. Bd. 4 S. 501 vgl. mit 2. 8. Bd. 1 
S. 144 flg., Bd. 5 S. 48 flg., 
angez. Wochenblatt a. a. O., 
oder falls es, durch einen Menſchen oder. durch ein 
Thier gereizt, alſo ebenfalls in Folge der Einwirkung eines 
fremden Willens, ſchädigte, 
l. 18 7 8 11 vergl. mit J. 5 Dig. IX. 1, $ 1562, 
1563 des B. G. B. 
oder falls es ohne Bethätigung ſeines Willens ſchädigte, weil 
es ſtrauchelte, ſtolperte, fiel oder von einer Natur⸗ 
kraft überwältigt wurde, 
1. 52 8 2 Dig. IX. 2. 
Glück, Erl. der Pandekten, Bd. 10 S. 282 unter 2, 
Unterholzner, a. a. O., S. 711 Anm. 
Sintenis, a. a. O., S. 781, 
Curtius, Handbuch des Sächſiſchen Civilrechts, Bd. 3 
8 1162, Note aa S. 142.“ 


) Vergl. hierzu die S. 2, 1902 d. Bl. mitgetheilte Ent⸗ 
ſcheidung des O. L. G. Hamburg. 
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II. 
Von Referendar Arthur Brückmann, Berlin. 


Die „Juriſtiſche Wochenſchrift“ hat ſich das Verdienſt er⸗ 
worben, einer vernunftwidrigen Ausdehnung des § 833 B. G. B. 
über ſeine ſichtbaren Grenzen hinaus, die ſich in der neueren 
Praxis bemerkbar macht, entgegenzuarbeiten.‘) Bei der Wichtig⸗ 
keit des hier in Frage kommenden Prinzips erſcheint es angezeigt, 
auf gewichtige Stimmen aufmerkſam zu machen, die ſich zu dem 
Kapitel äußern, um der Praxis auch das geeignete theoretiſche 
Material an die Hand zu geben. Heute ſei darauf hingewieſen, 
daß ſchon im Jahre 1898 Profeſſor Guſt. Rümelin (Frei- 
burg) die finngemäße allein richtige Beſchränkung des § 833 auf 
willkürliche Bewegungen des Thiers in folgender Weiſe ver⸗ 
treten hat:“) 

i „Damit tft auch eine auf den Straßenverkehr 
bezügliche Beſtimmung gegeben, indem beiſpielsweiſe eine 
Haftpflicht beſteht, wenn ein Schaden durch durchgehende 
Pferde herbeigeführt wird. Aber wenn das Pferd 
richtig den Einwirkungen des Leitenden folgt, 
wird man nicht ſagen können, daß ein 
etwaiger Schaden durch das Thier herbei 
geführt wird“. 

Bei dieſer Gelegenheit mochte ich darauf aufmerkſam machen, 
daß durchaus nicht alle Fälle ſo liegen, daß ſie ſich nach den hier 
feftgeſtellten Prinzipien einfach und glatt entſcheiden laſſen. 
Vor allem giebt es Grenzfälle, in denen eine Verbindung 
der ſchuldhaften willkürlichen Handlung des Menſchen mit der 
willkürlichen Bewegung des Thieres zu dem Schaden führt, 
deſſen Erſatz verlangt wird, in denen die menſchliche Handlung 
bedingend und präjudiziell für die thieriſche Bewegung wirkt. 
In Anknüpfung an das Rümelinſche Beiſpiel ſei daran gedacht, 
daß der angetrunkene Kutſcher die Zügel locker läßt und die 
jungen feurigen Pferde infolgedeſſen durchgehen; der Fall 


bleibt für das Prinzip derſelbe, wenn wir uns den Kutſcher 


nicht angetrunken, ſondern grob fahrläſſig denken. 

Ich glaube, daß die Haftpflicht hier zu bejahen iſt und 
immer zu bejahen fein wird, ſobald die willkürliche Be⸗ 
wegung des Thieres auch nur ein Glied in der Kette 
des Kauſalzuſammenhanges bildet.“ 

Daß übrigens auch nach der anderen Seite in dieſer 
Lehre geirrt wird, zeigt folgender Fall: „Der Kutſcher eines 
Fleiſchers hatte den ihm anvertrauten Wagen an einer ſehr 
verkehrsreichen Stelle Berlins ohne Auffiht ſtehen laſſen; durch 
einen vorüberſauſenden Straßenbahnwagen ſcheu gemacht, gingen 
die Pferde durch, und der von ihnen gezogene Wagen zer⸗ 
trümmerte eine Droſchke. Das Amtsgericht erhob umfängliche 
Beweiſe über die culpa in eligendo des Fleiſchers aus § 831 
B. G. B. und verurtheilte ſchließlich mit künſtlicher Begründung. 
Obwohl doch ein Schuldfall nach § 833 vorlag, fand ſich weder 
in den Schriftſätzen der Anwälte noch in dem Urtheil ein Hin⸗ 


) Vergl. 1901 S. 880/81; 1902 S. 2, S. 61, S. 115/116; 
ſ. auch Gumbinner in der „Deutſchen Juriſten⸗Zeitung“ 1902, ©. 97. 
*) „Culpahaftung und Cauſalzuſammenhang“ im „Archiv für 
die civiliſtiſche Praxis“ (1898) S. 305. 
%) Doch kenne ich Richter, die die Haftpflicht hier verneinen. 
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weis auf ihn. Zu Grunde lag offenbar die Anſicht, daß die 
Droſchke nicht „durch“ die Pferde, nicht durch eine körperliche 
Einwirkung von ihrer Seite, ſondern „durch“ den Schlächter 
wagen beſchädigt worden ſei. Es liegt auf der Hand, daß 
ſolche Auslegung ebenſo ſehr hinter dem erkennbaren Willen des 
Geſetzgebers zurückbleibt, wie die an dieſer Stelle mehrfach 
bekämpfte das Prinzip überſpannt. | 


II. 
Nachtrag des Herausgebers. 


Ich glaube mit dieſen Aufſätzen die Erörterung des § 833 
B. G. B. umſomehr abſchließen zu dürfen, als inzwiſchen auch 
das Reichsgericht Stellung zu den hier erörterten Auslegungs⸗ 
fragen genommen hat und zwar im Sinne der von uns ver⸗ 
tretenen beſchränkenden Richtung. Vergl. Urtheil des VI. Civil⸗ 
ſenats vom 10. Februar 1902 i. S. A. in Krefeld gegen Firma 
K. in Bochum. L. G. Krefeld, O. L. G. Cöln (VI 383/01). 
Aus den Gründen: 

„Nach § 833 des Bürgerlichen Geſetzbuchs iſt der 
Thierhalter zum Erſatze des Schadens verpflichtet, wenn 
durch das von ihm gehaltene Thier ein Menſch getödtet 
oder verletzt oder eine Sache beſchädigt iſt. Es iſt alſo 
nicht, wie die Reviſion meint, kein Gewicht auf den 
Grund des Unfalls gelegt. Die Haftung ſoll vielmehr 
nur dann eintreten, wenn der Schaden durch das Thier 
verurſacht iſt. Das trifft aber nur dann zu, wenn eine 
willkürliche Handlung des Thieres den ſchädigenden 
Erfolg herbeigeführt hat. Der Thatbeſtand des § 833 
iſt dagegen nicht gegeben, wenn das vor einen Wagen 
geſpannte Thier lediglich dem Willen des Kutſchers folgt. 
Denn es iſt alsdann nur das Werkzeug in der Hand 
des Kutſchers und dieſer der Urheber des durch eine 
unvorſichtige Lenkung entſtandenen Schadens. 

Die Entſtehungsgeſchichte des § 833 ſpricht auch 
durchaus nicht für die Auffaffung der Reviſion. Denn 
bei den Verhandlungen über den Geſetzentwurf wurde 
ſtets davon ausgegangen, daß der Thierhalter nur für 
einen durch das Thier verurſachten Schaden zu haften 
habe und wurde nur dieſe Haftung im Gegenſatze zu 
dem erſten Entwurfe dahin ausgedehnt, daß ſie un⸗ 
abhängig von einem Verſchulden des Thierhalters ein⸗ 
treten ſoll. 

Das Oberlandesgericht Naumburg hat allerdings in 
einem Urtheile vom 19. November 1901 — Seuffert, 
Archiv, Bd. 56 Nr. 223 — für unerheblich erklärt, ob 
das Thier aus eigenem Antriebe thätig geworden oder 
ob es zu ſeiner Thätigkeit durch einen Anderen veranlaßt 
worden iſt, wie beim ungeſchickten und unvorſichtigen 
Lenken eines Pferdes. Dabei find indeß die Grundſätze 
vom Kauſalzuſammenhange verkannt. Denn nicht das 
als Werkzeug gebrauchte Thier iſt der Urheber des ent- 
ſtandenen Schadens, ſondern derjenige, der ſich des 
Werkzeugs zu ſeinem Handeln bedient. 

In der Litteratur iſt, ſoweit bekannt, die Anſicht der 
Reviſion nicht vertreten.“ 
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Die Zuläſſigkeit der vorläufigen Aufhebung des 
Güterſtandes der Verwaltung und Nutznießung 
durch einſtweilige Verfügung. 

Von Rechtsanwalt Ullmann, Magdeburg. 


I. Nach § 14181 B. G. B. kann die Frau auf Aufhebung 
der Verwaltung und Nutznießung klagen, wenn die Voraus⸗ 
ſetzungen vorliegen, unter denen die Frau nach § 1391 Sicher⸗ 
heitsleiſtung verlangen kann, und nach § 14182, wenn der 
Mann ſeine Alimentationspflicht verletzt hat und für die Zu⸗ 
kunft eine erhebliche Gefährdung des Unterhalts zu beſorgen iſt. 
Aehnliche Beſtimmungen trifft beim Güterſtande der Guͤter⸗ 
gemeinſchaft der § 1468 B. G. B., beim Güterſtande der 
Errungenſchaftsgemeinſchaft der § 1542 B. G. B., während für 
den Güterſtand der Fahrnißgemeinſchaft in Anſehung der Fahr⸗ 
nißgemeinſchaft die Grundſätze des Güterſtandes der Güter⸗ 
gemeinſchaft nach § 1549 B. G. B. Anwendung finden. Für 
die Zwecke der nachſtehenden Erörterung genügt es, die Be⸗ 
ſtimmung des § 14181 B. G. B. zum Ausgangspunkt zu 
nehmen. Wenn danach die thatſächlichen Vorausſetzungen der 
Exiſtenz eines Anſpruches der Frau auf Sicherheitsleiſtung vor⸗ 
liegen, iſt damit ohne Weiteres ein Anſpruch der Frau auf 
Aufhebung der Verwaltungsgemeinſchaft gegeben, welcher mit 
Klage verfolgbar iſt. Der Anſpruch geht auf Anerkennung des 
Rechtes der Frau, den Güterſtand der Gütertrennung, welcher 
nach § 1426 B. G. B. im Falle der Beendigung des Güter- 
ſtandes der Verwaltung und Nutznießung auf Grund des § 1418 
eintritt, in ihrer Ehe zu haben und nicht mehr im Güterſtande 
der Verwaltung und Nutznießung zu leben. Der Ehemann hat 
durch die Thatſachen, welche den Anſpruch der Frau erzeugen, 
das Recht auf Verwaltung und Nutznießung nach Maßgabe der 
Vorſchriften über den Güterſtand der Verwaltungsgemeinſchaft 
verwirkt. Zwiſchen den Ehegatten iſt alſo bei einem zur 
Geltendmachung des Anſpruchs der Frau anhängig gemachten 
Rechtsſtreit das Rechtsverhältniß ſtreitig, welcher Güterſtand in 
Zukunft in ihrer Ehe herrſchen ſoll, und zwar kann es wohl 
nicht zweifelhaft ſein, daß es ſich hierbei um ein dauerndes 
Rechtsverhältniß im Sinne des § 940 C. P. O. handelt. Nun 
hat die Frau das Recht, Erfüllung ihres Anſpruches ſofort 
zu verlangen, ſobald die ihren Anſpruch erzeugenden Thatſachen 
vorhanden find, während andererſeits die Aufhebung des Güter- 
ſtandes der Verwaltung und Nutznießung nach § 1418 Abſ. 2 
B. G. B. erſt mit der Rechtskraft des Urtheils eintritt, das 
ſonach konftitutive Kraft hat,“) vorbehaltlich des ſich aus § 1422 
B. G. B. ergebenden Rechtes der Frau, die obligatoriſchen 
Wirkungen des Urtheils unter den Ehegatten auf den Zeitpunkt 
der Erhebung der Klage zurückdatirt zu ſehen. Es beſteht alſo 
ein Zeitraum, für welchen eine vorläufige Regelung prozeſſual 
an ſich möglich iſt, abgeſehen von etwaigen materiellrechtlichen, 
noch zu erörternden Bedenken, dergeſtalt, daß in Anſehung des 
hier ſtreitigen Verhältniſſes ein Proviſorium geſchaffen wird, 
welches die Ausübung der an ſich dem Manne kraft ſeines 
Verwaltungs- und Nutznießungsrechtes zuſtehenden Rechte für 
diejenige Zeit regelt, während welcher der ſchon beſtehende An- 


) Mot IV S. 802. 


206 1 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


ſpruch der Frau nicht realiſirt wird. Prozeſſual liegen alſo 
dann, wenn ſonſt die Anordnung des Proviſoriums nöthig er⸗ 
ſcheint, alle Vorausſetzungen der Anwendbarkeit des § 940 
C. P. O. auf unſeren Fall vor. Daß aber eine Frau das 
allerlebhafteſte Intereſſe daran haben kann, daß ein ſolches 
Proviſorium möglichſt ſchleunigſt geſchaffen wird, wenn ſie nicht 
weſentlichen Nachtheilen ausgeſetzt ſein ſoll, wird keiner näheren 
Erörterung bedürfen, wenn man berückſichtigt, daß beim Güter⸗ 
ſtande der Verwaltung und Nutznießung der Mann das aus⸗ 
ſchließliche Recht der Verwaltung mit weitgehenden Verfügungs⸗ 
befugniſſen hat und ſowohl durch Handlungen, wie namentlich 
durch Unterlaſſungen das Vermögen der Frau ſchädigen kann. 
Aehnlich liegen die Verhältniſſe bei der Gütergemeinſchaft und 
bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft, bei letzterem Güterſtande 
nur noch mit dem weiteren Nachtheile für die Frau, daß durch 
das Verhalten des Mannes eine Belaſtung der Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft mit Schulden des Mannes eintreten kann, die im 
Verhältniß der Ehegatten zu einander dem Manne allein zur 
Laſt fallen, ſo daß alſo der ſich nach der Auseinanderſetzung 
ergebende Anſpruch der Frau in Mitleidenſchaft gezogen iſt. 
Man kann auch nicht gegen die Nothwendigkeit einer einſt⸗ 
weiligen Verfügung zum Zwecke der Abwendung weſentlicher 
Nachtheile darauf hinweiſen, daß ja die Frau ſtatt des An⸗ 
ſpruches auf Aufhebung der Verwaltung und Nutznießung den 
Anſpruch auf Sicherung geltend machen kann, der. ja auch nicht 
bloß in Bezug auf begangene Pflichtverletzungen des Mannes, 
ſondern auch bei drohender Gefährdung der Rechte der Frau 
Schutz gewährt. Denn iſt einmal der Frau der Anſpruch auf 
Aufhebung der Verwaltung und Nutzunießung gegeben, und zwar 
derartig, daß es in ihrer Wahl liegt, ob ſie dieſen Anſpruch 
oder den aus § 1391 B. G. B. geltend machen will, dann 
kann ein Grund gegen die Nothwendigkeit eines Proviſoriums 
zum Schutze des von ihr gewählten Rechts nicht daraus her⸗ 
geleitet werden, daß ſie ja in der Lage war, ein anderes Recht 
geltend zu machen. Vielmehr muß ihr der ſonſt nach den Ge⸗ 
ſetzen zuläſſige Schutz auch in Anſehung des von ihr gewählten 
Rechtes gewährt werden. Abgeſehen aber hiervon, iſt der An⸗ 
ſpruch auf Sicherheitsleiſtung ein in Anſehung ſeines Werthes 
überaus problematiſcher, weil die Möglichkeit feiner Realiſirung 
von der Solvenz des Mannes abhängt. 

II. Iſt ſonach prozeſſual die Möglichkeit einer einſtweiligen 
Verfügung nach § 940 C. P. O. gegeben, ſo fragt es ſich, ob 
materiellrechtliche Beſtimmungen der Anwendbarkeit des § 940 
C. P. O. entgegenſtehen. Dieſe Frage wird aber erſt entſchieden 
werden können, wenn feſtſteht, welchen Inhalt eine einſtweilige 
Verfügung, wie ſie zum Schutze der Frau erforderlich iſt, haben 
kann und muß. 

Gegen ſchädigende Ausübung der dem Manne zuſtehenden 
Verwaltungsbefugniß würde eine einſtweilige Aufhebung dieſer 
Befugniß ausreichen. Dies würde aber zur Wahrung des 
Rechtes der Frau nicht genügen. Denn die Nutznießungsbefug— 
niß des Ehemannes kann ebenfalls, wie bereits erwähnt, zu 
einer erheblichen Beeinträchtigung der Rechte der Frau führen. 
Der Mann wird Eigenthümer der Nutzungen des eingebrachten 
Gutes. Das Recht der Frau aus § 1422 B. G. B. giebt ihr 
nur obligatoriſche Anſprüche gegen den Mann, deren Verwirk— 
lichung unter Umſtänden thatſächlich unmöglich ſein kann. Aehulich 
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liegt es bei den anderen Güterſtänden. Es muß alſo unter 
Umſtänden wenigſtens eine vorläufige Aufhebung auch der Nutz⸗ 
nießungsbefugniß erfolgen, um der Frau einen wirkſamen Schutz 
während der Dauer des Prozeſſes zu gewähren. 

Nun beſtimmt § 1418 Abſ. 2 B. G. B., daß die Auf- 
hebung der Verwaltung und Nutznießung erſt mit der Rechts- 
kraft des Urtheils eintritt. Das Urtheil alſo iſt es, welches die 
Aufhebung bewirkt. Wenn auch der Anſpruch auf Aufhebung 
der Verwaltung und Nutznießung ſchon mit dem Eintritt der 
Vorausſetzungen des § 1418 gegeben ſein mag, und wenn auch 
das Urtheil dieſem Anſpruche Geltung verſchafft, ſo tritt doch 
die Verwirklichung dieſes Anſpruches erſt mit der Rechtskraft 
des Urtheils ein, welches Urtheil alſo nicht, wie in der Regel 
die Urtheile, deklaratoriſche, ſondern rein konſtitutive Kraft hat. 


»Dies kann nach dem Wortlaut des Geſetzes nicht zweifelhaft 


ſein, und es entſpricht dies auch vollſtändig der ratio des Ge⸗ 
ſetzes, wie ſich aus der oben angezogenen Stelle der Motive 
ohne weiteres ergiebt. Gegen Nachtheile aus dieſer Ordnung 
ſoll die Frau durch die Beſtimmung des § 1422 B. G. B., wie 
bereits erwähnt, geſchützt werden, ein Schutz, welcher, wie eben⸗ 
falls ſchon dargelegt, von zweifelhaftem Werthe iſt. Aus der 
Beſtimmung des § 1422 ergiebt ſich aber auch die Richtigkeit 
der hier vertretenen Auffaſſung von der konſtitutiven Kraft des 
Urtheils; denn andernfalls hätte es der Beſtimmung des § 1422 
überhaupt nicht bedurft. 

Es fragt ſich nun, ob die, wenn auch nur vorläufige 
Schaffung eines Zuſtandes im Wege der einſtweiligen Ver⸗ 
fügung nach den Beſtimmungen der C. P. O. zuläſſig iſt, welcher, 
ſoweit es ſich um die Rechte des Mannes handelt, genau dem 
Zuſtande entſpricht, wie er mit Rechtskraft des Urtheils ſein 
würde, m. a. W., ob es zuläſſig iſt, die wenn auch nur 
vorläufige Aufhebung der Verwaltung und Nutznießung im 
Wege der einſtweiligen Verfügung anzuordnen, obwohl nach 
ausdrücklicher Vorſchrift des Geſetzes die Aufhebung erſt mit 
der Rechtskraft des Urtheils eintritt. M. E. iſt die Frage zu 
bejahen. Die C. P. O. enthält keine Vorſchrift, welche etwas 
Abweichendes beſtimmt. Insbeſondere iſt bei einſtweiligen Ver⸗ 
fügungen auf Grund des § 940 C. P. O. das Gericht auf 
Grund der ihm durch § 938 C. P. O. gewährten Befugniß be⸗ 
rechtigt, auch Anordnungen zu treffen, die im Ergebniß den 
Anſpruch des Gläubigers verwirklichen, wenn auch nur vor- 


läufig.“ 


) Vergl. Reincke, Kom. zur C. P. O., Note 2 zu $ 940, 
v. Willmowsky und Levy, Kom. zur C. P. O., Note 1 Abſ. 2 zu 
§ 814; Entſch. des R. G. Bd. 9 S. 334, Bd 30 S. 319. Letztere 
Entſcheidung iſt von beſonderer Wichtigkeit. Es handelt ſich um 
die Abberufung eines Liquidators einer offenen Handelsgeſellſchaft im 
Wege der einſtweiligen Verfügung. Das R. G. führt aus: „Daß 
dieſe Anordnung thatſächlich einer vorläufigen Vollſtreckung gleich⸗ 
kommt. und daß die vom übrigbleibenden und neuernannten Liqui⸗ 
dator bis zur etwaigen Wiedereinſetzung des abberufenen Liquidators 
vorgenommenen Rechtshandlungen nicht wieder rückgängig ge⸗ 
macht werden können, widerſpricht dem Weſen einer einſtweiligen 
Verfügung nach § 819 C. P. O. (jetzt 940) nicht“ .... Alſo auch 
Anordnungen, die in ihren Wirkungen irreparabel find, find zuläflig. 
Ob bei einer einſtweiligen Verfügung aus § 935 C. P. O. zum 
Schutze einer Individualleiſtung fo weitgehende Anordnungen zuläffig 
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Das iſt wohl als herrſchende Anſicht anzuſehen. 

Das Reichsgericht hat denn auch vor dem Inkrafttreten 
des B. G. B. weitgehende Eingriffe in das ehemännliche Nieß⸗ 
brauchs⸗ und Verwaltungsrecht für zuläſſig erklärt. So hat es 
eine Anordnung gutgeheißen, durch welche die Frau ermächtigt 
wurde, über eine dem Nießbrauchs⸗ und Verwaltungsrechte des 
Mannes unterliegende Sache zum Zwecke der Bezahlung von 
Koſten zu verfügen, freilich im Anſchluß an die landrechtliche 
Koſtenvorſchußpflicht des Ehemannes.) Und in einer anderen 
Entſcheidung iſt eine einſtweilige Verfügung für zuläſſig erklärt, 
durch welche der Frau geſtattet wurde, das von ihr betriebene 
Haudelsgeſchäft auch ohne Genehmigung des Mannes bis zur 
rechtskräftigen Entſcheidung des Eheſcheidungsprozeſſes als 
Handelsfrau weiter zu führen. Der Mann hatte aus Chikane 
die von ihm früher ertheilte Genehmigung widerrufen. (Art. 7 
des alten H. G. B.)“) 

III. Stehen ſonach irgend welche Beſtimmungen des B. G. B. 
dem Erlaß einer ſolchen Verfügung nicht entgegen, jo iſt zu er⸗ 

örtern, welche Rechtswirkungen ſich an die einſtweilige Ver⸗ 
fügung knüpfen, wobei zunächſt die Frage der Wirkſamkeit einer 
vorläufigen Aufhebung des Güterſtandes Dritten gegenüber un⸗ 
berüͤckſichtigt bleiben mag. 

Würde der Güterftand der Verwaltung und Nutznießung 
durch Vertrag aufgehoben, ohne daß ein anderer Güterjtand an 
ſeine Stelle geſetzt wird, ſo tritt Gütertrennung ein. § 1436 

B. G. B. Daſſelbe iſt der Fall, wenn die Verwaltung und 
Nutznießung auf Grund der §§ 1418, 1420 B. G. B. aufge⸗ 
hoben wird. § 1426 B. G. B. Das Weſen der Gütertrennung 
beſteht darin, daß die Wirkungen, welche ſonſt die Ehe kraft 
Geſetzes auf das Vermögen der Ehefrau ausübt, wegfallen, ſodaß 
die Ehefrau in Anſehung ihres Vermögens die Stellung einer 
unverheiratheten Frau hat.“) Die an ſich beſchränkte Geſchäfts⸗ 
fähigkeit der Frau wird alfo beim Güterſtand der Gütertrennung 
vollwirkſam, und die Beſchränkungen, welche die Ehe kraft Ge- 
ſetzes in Auſehung der Verfügungsfähigkeit ſonſt zur Folge hat, 
treten beim Güterſtande der Gütertrennung nicht ein. Das 
Geſetz kennt auch eine zeitweilige Aufhebung des Güterſtandes 
der Verwaltung und Nutznießung, wie ſich aus § 1425 B. G. B. 


ſind, mag hier dabingeſtellt bleiben. Nach dieſſeitiger Auffaſſung 
ſind fie zuläſſig, weil eine geſetzliche Beſtimmung nicht entgegenſteht. 
— Die Anſicht von Plathner bei Gruchot Bd. 37 S. 86, daß die 
vorläufige Ausſchließung eines Geſellſchafters durch einſtweilige Ver⸗ 
fügung nicht erfolgen könne, erſcheint nickt zutreffend. Daß die Ge⸗ 
ſchäftsführungsbefugniß und Vertretungsbefugniß der Geſellſchafter 
einer offenen Handelsgeſellſchaft durch einſtweilige Verfügung einſt⸗ 
weilen entzogen werden können, iſt nicht zweifelhaft. Vergl. Staub, 
Kom. z. H. G. B. Anm. 7 zu § 127, Anm. 6 zu § 117, Anm. 7 zu 
§ 140. Warum die einſtweilige Verfügung nicht auch einen weiteren 
Inhalt haben kann, namentlich nicht auch bis zur vorläufigen Auf- 
löſung gehen kann, iſt nicht erfindlich. Freilich wird eine ſo weit⸗ 
gehende Maßregel wohl niemals erforderlich ſein, und aus dieſem 
Grunde eine einſtweilige Verfügung dieſes Inhalts kaum jemals 
erge hen. 

) Vergl. R. G. bei Gruchot Bd. 33 S. 1207. 

) R. G. Bd. 35 S. 32. 

) Vergl. der Verf., das gefepliche eheliche Güterrecht in Deutſch⸗ 
land, S. 187. 
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ergiebt. Es iſt nun kein Grund erſichtlich, warum nicht auch 
im Falle der zeitweiligen Aufhebung der Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung durch einſtweilige Verfügung der Güterſtand der Güter⸗ 
trennung eintreten ſollte. Der § 1426 B. G. B. ſteht nicht 
nur nicht entgegen, ſondern ordnet gerade den Eintritt des Güter⸗ 
ſtandes der Gütertreunung auch für unſeren Fall an. Denn 
auch in unſerem Falle erfolgt die Beendigung des Güterſtandes 
der Verwaltung und Nutznießung auf Grund des § 1418 
B. G. B., weil ja dieſe Beſtimmung den Rechtsgrund für die 
einſtweilige Verfügung, welche die Beendigung des Güterjtundes 
anordnet, bildet. 

Hieraus ergiebt ſich, daß, wenn die Klage aus § 1418 
B. G. B. abgewieſen wird, die einſtweilige Verfügung ihre 
Wirkung verliert; die Verwaltung und Nutzuießung des Mannes 
tritt wieder unbeſchränkt ein. Verwaltungsakte, welche in⸗ 
zwiſchen die Fran vorgenommen hat, behalten natürlich ihre 
Wirkung, auch danu, wenn es ſich um Verwaltung nicht bloß 
thatſächlicher, ſondern auch rechtsgeſchäftlicher Art handelt. Letz⸗ 
teres deshalb, weil mit der, wenn auch nur vorläufigen Auf: 
hebung des ehemännlichen Nutznießungs⸗ und Verwaltungsrechts 
die an ſich unbeſchränkte Geſchäftsfähigkeit der Frau vollwirkſam 
geworden war und dieſe Wirkungen nicht mit Aufhebung der 
Wirkungen der einſtweiligen Verfügung ex tune erlöſchen 
können. Die Frage, ob etwa die Frau eine Schadenserſatzpflicht 
trifft, regelt ſich nach § 945 C. P. O. Die in der Zbwiſchen⸗ 
zeit von der Frau gezogenen Früchte ſind ihr Eigenthum ge⸗ 
worden, weil ja das Nutznießungsrecht des Mannes nicht be⸗ 
ſtand. Selbſtverſtändlich beſteht ein obligatoriſcher Anſpruch 
des Mannes gegen die Frau auf Rückgewähr und unter Um⸗ 
ſtänden ein Schadenserſatzanſpruch nach § 945 C. P. O. Folgt 
dagegen der einſtweiligen Verfügung ein für die Frau günſtiges 
Urtheil, ſo tritt mit der Rechtskraft dieſes Urtheils die Auf⸗ 
hebung der Verwaltung und Nutznießung endgültig ein. Die 
ſich an die durch einſtweilige Verfügung angeordnete Aufhebung 
knüpfenden Wirkungen bleiben beſtehen. Eine materielle Rechts⸗ 
verletzung entſteht in dieſem letzteren Falle nicht, weil ja hier 
die Frau nur das erhält, was ſie nach § 1422 B. G. B. zu 
beanſpruchen hatte. 

Das braucht hier nicht hervorgehoben zu werden, daß das 
Gericht in jedem Einzelfalle ſorgfältig zu prüfen haben wird, 
ob eine immerhin ſo ſchwerwiegende Maßregel erforderlich iſt, 
ob nicht vielmehr weniger umfaſſende Maßregeln zur Erreichung 
des erſtrebten Erfolges ausreichen. 

Von den Kommentatoren des B. G. B. läßt ſich, ſoviel 
ich habe ſehen können, keiner über dieſe Frage aus. Nur Unzner 
im Planck'ſchen Kommentar ſtreift die Frage. Er führt aus”), 
daß das Gericht, wenn die Nichtigkeits-, Anfechtungs⸗ oder 
Scheidungsklage erhoben ſei, eine einſtweilige Verfügung treffen 
könne, um den künftigen Anſpruch auf Herausgabe des Frauen— 
vermögens zu ſichern, und zu dieſem Zwecke z. B. anordnen 
könne, daß der Mann gewiſſe Beſtandtheile des Vermögens der 
Frau zu hinterlegen habe. „Damit wird dem Manne unter Uns 
ſtänden thatſächlich die Verwaltung genommen werden können. 
Das Gericht darf aber durch die einſtweilige Verfügung die 
Nutznießung des Mannes nicht ſchmälern. ..“ Inwieweit dies 


*) Vergl. Vorbemerkung zu §§ 1418 ff. 1a. 
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im Falle der Nichtigkeits- oder Anfechtungsklage zutreffend ift, 
mag dahingeſtellt bleiben. Was die Scheidungsklage anlangt, 
jo beſteht bis zur Rechtskraft des Scheiduungsurtheils Ver— 
waltung und Nutznießung des Mannes fort, und ſeine Heraus- 
gabepflicht beſtimmt ſich ihrem Umfange nach nach dem Zeit⸗ 
punkt der Rechtskraft des Scheidungsurtheils und der damit 
ipso jure eintretenden Beendigung des Verwaltungs- und Nutz⸗ 
nießungsrechtes. Vorher hat die Frau keinen Anſpruch auf Auf⸗ 
hebung des Güterſtandes. Der Fall liegt alſo weſentlich anders 
wie bei der Geltendmachung eines Anſpruches auf Aufhebung 
der Verwaltung und Nutznießung aus § 1418 B. G. B. 

IV. Nach § 1431 Abſ. 1 B. G. B. iſt die Gütertrennung 
Dritten gegenüber nur nach Maßgabe des § 1435 wirkſam, 
alſo bei Kenntuiß des Dritten oder wenn die Gütertrennung in 
das Güterrechtsregiſter eingetragen wird. Um eine wirkſame 
Durchführung der einſtweiligen Verfügung herbeizuführen, muß 
demnach die Eintragung der einſtweiligen Verfügung in das 
Güterrechtsregiſter erfolgen. 

Nach der Regel des $ 1560 B. G. B. ſoll eine Eintragung 
in das Güterrechtsregiſter nur auf Antrag erfolgen. Zwar hat, 
wie ſich aus der Faſſung („ſoll“) ergiebt, eine Verletzung dieſer 
Vorſchrift nicht die Ungültigkeit der Eintragung zur Folge; 
aber eine ohne Autrag erfolgte Eintragung kann von Amtswegen 
gelöſcht werden. §§ 161, 142 G. über freiw. Gerichtsbarkeit. 
Damit entfällt die Möglichkeit der Eintragung auf Grund 
Erſuchens des Gerichts, welches die einſtweilige Verfügung er⸗ 
laſſen hat. 

Es könnte vielleicht in Frage kommen, ob nicht das Gericht, 
welches ja nach § 938 C. P. O. nach freiem Ermeſſen beſtimmen 
kann, welche Anordnungen zur Erreichung des Zweckes der einft⸗ 
weiligen Verfügung erforderlich find, befugt iſt, in der einft- 
weiligen Verfügung anzuordnen, daß der Mann den zur Ein- 
tragung erforderlichen Antrag gemeinſchaftlich mit ſeiner Ehefrau 
— 9 1561 Abſ. 2 — ſtellt. Das würde die Anordnung der 
Abgabe einer Willenserklärung ſein, bezüglich welcher § 894 
C. P. O. die Vollſtreckung regelt, und zwar derart, daß eine 
Zwangsvollſtreckung in anderer, als dort beſtimmter Weiſe nicht 
zuläſſig iſt, insbeſondere nicht durch Ausübung irgend eines 
Zwanges. Es ergiebt ſich aber aus § 894 J. c., daß, abgeſehen 
von dem hier nicht intereſſirenden Fall des § 895 C. P. O., ein 
rechtskräftiges Urtheil zur Abgabe einer Willenserklärung er- 
forderlich iſt, um überhaupt eine Realiſirung des Anſpruches 
auf Abgabe einer Willenserklärung zu ermöglichen. Eine einſt⸗ 
weilige Verfügung, aus welcher eine Vollſtreckung nicht zuläſſig 
iſt, weil es keine Mittel zur Vollſtreckung giebt, würde alſo 
keinerlei Nutzen gewähren und muß deshalb als unzuläſſig be- 
zeichnet werden. 

Es kann daher nur in Frage kommen, ob der Antrag der 
Ehefrau genügt, wenn ſie die mit Zuſtellungsurkunde verſehene 
einſtweilige Verfügung des Gerichts vorlegt, wonach die Ver⸗ 
waltungsgemeinſchaft vorläufig aufgehoben wird. Das kann 
nicht zweifelhaft ſein, daß die Motive den Fall, um welchen es 
ſich hier haudelt, überhaupt nicht berückſichtigt haben, vielmehr 
davon ausgegangen find, daß es ſich, abgeſehen von den Fällen 
des § 1357 Abſ. 2 (Beſchränkung der Schlüſſelgewalt) und des 
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§ 1405 Abſ. 3 (Widerruf der Einwilligung zum ſelbſtſtändigen 
Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts) nur um Urtheile auf Auf⸗ 
hebung des Güterſtandes handelt. Es ſollte vermieden werden, 
die Frau zu nöthigen, auf Grund eines ſolchen Urtheils noch 
einmal gegen den Mann Klage auf Stellung des Antrages zum 
Güterrechtsregiſter zu erheben (vergl. Mot. IV S. 558), welches 
zweite Urtheil dann gemäß § 779 C. P. O. (alte Faſſung), 
wenn es rechtskräftig wurde, die Willenserklärung des Mannes 
erſetzte. Trotzdem giebt es einen Fall, in welchem ſicherlich der 
Antrag auf Eintragung ins Güterrechtsregiſter von der Frau 
allein ohne Vorlegung einer mit dem Zeugniß der Rechtskraft 
verſehenen Entſcheidung geſtellt werden kann. Hat nämlich der 
Ehemann gemäß § 1357 Abſ. 2 Satz. 1 die Schlüſſelgewalt 
der Frau beſchränkt oder ausgeſchloſſen und die Eintragung dieſer 
Beſchränkung oder Ausſchließung ins Güterrechtsregiſter gemäß 
8 1561 Abſ. 1 erwirkt, jo kann die Frau nach § 1357 Abſ. 2 Satz 2 
unter Umſtänden die Aufhebung der Beſchränkung oder Aus⸗ 
ſchließung durch den Vormundſchaftsrichter herbeiführen. Nach 
§ 53 Geſ. über die fr. Ger. tritt ein dahingehender Beſchluß 
erſt mit der Rechtskraft in Wirkſamkeit, und die Frau kann 
unter Vorlegung eines mit dem Zeugniß der Rechtskraft ver- 
ſehenen Beſchluſſes des Vormundſchaftsrichters die Löſchung der 
Eintragung herbeiführen,) an welcher Löſchung die Frau das 
erheblichſte Intereſſe haben kann. Nach § 53 Abſ. 2 Geſ. über 
die fr. Ger. kann das Gericht aber auch die ſofortige Wirkſam⸗ 
keit ſeiner Verfügung anordnen. Der Beſchluß, durch welchen 
die ſofortige Wirkſamkeit angeordnet wird, iſt zwar wirkſam, 
aber nicht rechtskräftig, und ein Zeugniß über die Rechtskraft 
kann nicht ertheilt werden. Dennoch wird man nicht zweifeln 
koͤnnen, daß die Frau auf Grund eines die ſofortige Wirkſam⸗ 
keit ſeiner Verfügung anordnenden Beſchluſſes des Gerichts, 
welche nur mit dem Zeugniß der Wirkſamkeit, nicht aber mit 
dem der Rechtskraft verſehen werden kann, die Löſchung der 
Beſchränkung oder Ausſchließung der Schlüſſelgewalt gemäß 
§ 1561 beantragen kann. Denn andernfalls würde die An⸗ 
ordnung der ſofortigen Wirkſamkeit illuſoriſch ſein, weil die 
volle Wirkung eines gerichtlichen Beſchluſſes über Aufhebung 
der Beſchränkung oder Ausſchließung der Schlüſſelgewalt erſt 
mit der Löſchung der auf Antrag des Ehemannes erfolgten 
Eintragung der Beſchränkung oder Ausſchließung erreicht wird. 
Deshalb anſcheinend ſagt auch Planck, Note 4 zu § 1561, daß 
man unter dem Zeugniß der Rechtskraft, mit welchem die vor- 
gelegte gerichtliche Entſcheidung verſehen ſein muß, bei denjenigen 
Entſcheidungen, welche im techniſchen Sinne nicht als rechts- 
kräftig bezeichnet zu werden pflegen, das Zeugniß zu verſtehen 
haben wird, daß die Entſcheidung wirkſam geworden iſt. 

Iſt ſonach in einem Falle die Regel des Geſetzes, wenn 
man ſie im wörtlichen Sinne verſtehen wollte, nicht durchführbar, 
weiſt vielmehr das Geſetz ſelbſt in dieſem einen Falle auf eine 
Anwendung, die dem Wortſinne widerſpricht, hin, jo wird man 
dieſen Wortſinn auch in andern Fällen unbeachtet laſſen können, 
wenn ſonſt eine völlige Durchführung geſetzlicher Beſtimmungen 
unmöglich wäre. Und das trifft in unſerem Falle zu: Giebt 
das Geſetz der Frau das Recht auf einen Schutz im Wege der 
einſtweiligen Verfügung — und das dies der Fall iſt, glaube 
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ich nachgewieſen zu haben —, dann muß es auch möglich ſein, 
dieſen Schutz zu einem vollwirkſamen zu machen. Das kann 
aber nur geſchehen, wenn man die Zuläſſigkeit der Eintragung 
der durch einſtweilige Verfügung angeordneten Aenderung des 
Güterſtandes auf Antrag allein der Frau annimmt. 

Man kann hiergegen auch nicht einwenden, daß dauach 
mehrfache Aenderungen der Eintragungen, je nach der Ent⸗ 
ſcheidung im Inſtanzenzuge, möglich ſeien. Unzuträglichkeiten 
irgend welcher Art können hieraus durchaus nicht entſtehen.“) 


Das Berliner Hausbau⸗Reccept und die Entwürfe 
eines Reichsgeſetzes betr. die Sicherung der Bau⸗ 
forderungen. Amtliche Ausgabe 1901. 

Von Dr. Scherer, Rechtsanwalt beim Reichsgericht Leipzig. 


Die amtliche Ausgabe der fraglichen Entwürfe iſt durch 
das Preuß. Juſtizminiſterium verſandt worden, unter anderem 
auch an den Verfaſſer dieſer Zeilen, und zwar zur Kritik. Die 
beiden Entwürfe ſind von allgemeinem Intereſſe, daher dieſe 
Beſprechung. 

Sl. 


Welches iſt die Urſache dieſer beiden Öejeß- Entwürfe? 

Beide Entwürfe verdanken ihre Eutſtehungen einzig und 
allein dem ſogenannten Berliner Hausbau-Reccept, deſſen Inhalt 
im weſentlichen folgender iſt: 

Ein vermögender Bauſtellenbeſitzer bezweckt möglichſt billig 
und möͤglichſt ohne eigenes Riſiko einen neuen Bau daſelbſt 
aufzuführen. Zu dieſem Zwecke verkauft er die Bauſtelle zu 
ihrem wahren Werthe (3. B. 100 000 Mark) an eine vermögens⸗ 
loſe Perſon (meiſtens einen ſog. Maurerpolir, richtiger Parlier 
Wortführer), welcher ſein etwaiges Vermögen (3. B. 2000 Mark) 
als Anzahlung hingiebt, aber mit folgender Bedingung: Der 
Käufer (welcher mittellos iſt) muß einen genau vorgeſchriebenen 
Bau aufführen im Werth von z. B. 300 000 Mark. Da der 
Käufer mittellos iſt, verpflichtet ſich der Verkäufer, ihm eine 
Baugelderhypothek in gleicher Höhe (300 000 Mark) bei einem 
Bankhauſe zu beſchaffen, indem er (der Verkäufer) perſönlich für 
die Hypothek Bürgſchaft leiſtet. Der Käufer behält ſich vor, 
den Bau zu kontrolliren und alle Anweiſungen und Beſtellungen 
der Bauhandwerker, die ihm ſachdienlich erſcheinen, zu bethätigen, 
aber alles als Beauftragter des Käufers. Zu einzelnen Fällen 
hat ſich der Verkäufer für dieſe Kontrolle eine Bezahlung in 
Höhe von 5 Prozent der Bauſumme ausbedungen und direkt 
beim Bankhaus abgehoben. 

Der Bau wird begonnen, und die Bank zahlt den Bau- 
handwerkern nach Maßgabe des Fortſchreitens des Baues aus, 
aber ſelbſtredend erſt, wenn der betreffende Bauhandwerker fertig 
iſt. — Die Bauhandwerker, welche zuletzt in den Bau kommen, 
gehen aber regelmäßig mit ihren Forderungen (40 000 - 60 000 
Mark) leer aus, und zwar aus folgenden Gründen: 

Der Käufer⸗Bauherr hat ſeine Zinſen bei dem Bankhaus 
nicht pünktlich bezahlt und kraft einer Vertragsklauſel, laut 

) Abweichender Anſicht iſt ein Beſchluß des O. L. G. Darmſtadt 
vom 22. November 1901. 
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welcher ſich der Käufer (Bauherr) gelegentlich der Hypotheken⸗ 
aufnahme der ſofortigen Zwangsvollſtreckung bei der geringſten 
Nichterfüllung ſeiner Pflichten unterworfen hat, ſchreitet das 
Bankhaus zur Subhaſtation des Hausgrundſtückes, ſo bald das 
Haus im weſentlichen fertig iſt. Bei der Zwangssverſteigerung 
werden ſelbſtredend die Hypotheken für das kreditirte Kaufgeld 
und die Baugelderhypothek nicht gedeckt. — Die Bauhandwerker 
fallen mit ihren etwa eingetragenen Vormerkungen vollſtändig 
aus. Bei der Zwangsverſteigerung ſteigert entweder der 
urſprüngliche Verkäufer ſelbſt an, oder er erwirbt das Haus⸗ 
grundſtück von dem Erſteher, der offenbar als Strohmann vor⸗ 
geſchoben wird, zurück. 

Die Bauhandwerker, welche zuletzt in den Bau gekommen 
ſind, erhalten von der Baugelderhypothek nichts, weil dieſelbe 
durch die Subhaſtation nicht gedeckt iſt; ſie erhalten nichts vom 
Bauherrn, weil derſelbe nichts hat. Nach der konſtanten Recht⸗ 
ſprechung des Reichsgerichts erhalten ſie aber auch nichts von 
dem urſprünglichen Verkäufer; denn dieſer hat bei allen ſeinen 
Beſtellungen ſtets hervorgehoben, er ſei nicht der Bauherr, 
ſondern nur Beauftragter deſſelben. 

Der Verfaſſer hat ſelbſt einen derartigen Prozeß für einen 
Banhandwerker am Reichsgericht geführt; der Vertreter des 
Reviſionsbeklagten erhob wörtlich den Einwand des Berliner 
Hausbaurecceptes, welches durch eine konſtante Rechtſprechung 
des Reichsgerichts gebilligt ſei. Die Reviſion wurde zurück: 
gewieſen. Der Bauhandwerker hat 21000 Mark Hauptſumme 
verloren. Dieſes Urtheil des R.⸗G. VI 204/99 vom 
16. Oktober 1899, welches beredter ſpricht als alle Aus- 
führungen, lautet: 

„Thatbeſtand.“ 

Durch Vertrag vom 24. Juni 1895 hatten die Maurer⸗ 
meiſter Tietz und Siegert das der beklagten Ehefrau gehörige, 
zu Charlottenburg, Paſſauerſtraße 4, belegene Grundſtück für 
den Preis von 202 500 Mark gekauft. Am 14. Auguſt 1895 
wurden ſie als Eigenthümer deſſelben eingetragen. Auf den 
Kaufpreis hatten fie 5 000 Mark angezahlt, während der 
Reit von 197 500 Mark als Hypothek für die beklagte Ehe— 
frau eingetragen wurde. In dem Kaufvertrage hatten ſich 
Tietz und Siegert ferner verpflichtet, das Grundſtück nach 
einer dem Vertrage zu Grunde liegenden Baubeſchreibung zu 
bebauen. Das Baugeld erhielten ſie durch Vermittelung des 
beklagten Ehemannes von der Norddeutſchen Grundkreditbank, 
zu deren Sicherheit eine Hypothek von 440 000 Mark auf 
dem fraglichen Grundſtücke eingetragen wurde und zwar an 
erſter Stelle, nachdem die beklagte Ehefrau derſelben die 
Priorität vor der ihr zuſtehenden Hypothek bewilligt hatte. 
Das Baugeld wurde nach dem Vertrage zwiſchen der Bank 
und Tietz und Siegert an den beklagten Ehemann gezahlt, 
welchem Letztere die Befugniß einräumten, 15 Prozent des 
Baugeldes zur Tilgung der Reſthypothek ſeiner Ehefrau 
zu verwenden. 

Tietz und Siegert ließen den Bau aufführen und über⸗ 
trugen dem Kläger durch Vertrag vom 21. November 1895 
die Herſtellung der Töͤpferarbeiten für den Preis von 
19 600 Mark. Kläger hat die Arbeiten gefertigt und berechnet 
die ihm dadurch entſtandene Forderung, weil mehrere Ab- 
änderungen verlangt ſeien, auf 23 699 Mark, auf welche ihm 
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abſchläglich 1500 Mark bezahlt worden ſind. Für ſeine 
Reſtforderung ſind in Höhe von 20 584 Mark und Zinſen 
zwei Vormerkungen auf dem in Rede ſtehenden Grundſtücke 
eingetragen worden. 

Im März; 1896 gerieth, da Tietz und Siegert die 
Handwerker nicht mehr bezahlen konnten, der Bau ins 
Stocken. Auf Autrag der Bank wurde die Zwangs— 
verſteigernng des Grundſtücks eingeleitet. Die beklagte Ehe— 
frau ſchloß ſich dieſem Verfahren an. Das Grundſtück wurde 
am 14. Juli 1896 dem Maurermeiſter Wichert, der Handels— 
geſellſchaft Schwarze & Braetz und dem Ingenieur Hirſch 
für das Meiſtgebot von 347 300 Mark zugeſchlagen. Die 
Bank kam mit ihrer in Höhe von 340 000 Mark validirenden 
Hypothek zur Hebung. Außerdem fielen 413,03 Mark auf 
die der Beklagten urſprünglich zuſtehende Reſtbaugeldhypothek, 
welche von dem Miterſteher Wichert erworben war. Alle 
anderen Poſten, darunter auch die vorgemerkte Forderung des 
Klägers fielen aus. 

Der Kläger meint nun, da Tietz und Siegert ganz 
vermögenslos ſeien, von den Beklagten die Bezahlung ſeiner 
Forderung verlangen zu können und zwar 

1. von beiden Beklagten aus dem Geſichtspunkte der Argliſt 
weil ſie von vornherein darauf ausgegangen ſeien, auf 
dem verkauften Grundſtücke durch vorgeſchobene Perſonen 
einen ihren Wünſchen entſprechenden Bau herſtellen zu 
laſſen und, ſobald die Bauhandwerker die Arbeiten zu 
dem Baue geliefert hätten, bei der Mittelloſigkeit von 
Tietz und Siegert die Zwangsverſteigerung deſſelben 
herbeizuführen und dann das erheblich im Werthe 
geſtiegene Grundſtück mit Rückſicht auf das übermäßig 
hohe Reſtkaufgeld wieder billig zu erwerben, 

2. von der beklagten Ehefrau aus dem Geſichtspunkte der 
vertragsmäßigen Haftung, weil der von ihr mit General⸗ 
vollmacht verſehene Ehemann während der Bauausführung 
als der eigentliche Bauherr und Empfänger der gelieferten 
Arbeiten aufgetreten ſei, insbeſondere eine andere Aus⸗ 
führung der Arbeiten, als die mit Tietz und Siegert 
vereinbarte angeordnet habe, 

3. aus dem Geſichtspunkte der Bereicherung, weil die 
Arbeiten des Klägers, da Tietz und Siegert nur Stroh— 
männer geweſen ſeien, in das Vermoͤgen der Beklagten 
übergegangen ſeien, durch dieſelben auch der Werth des 
Pfandgrundſtücks erhöht und die Hypothek der beklagten 
Ehefrau vor dem Ausfalle bewahrt, ferner die Leiſtung 
von Abſchlagszahlungen aus den Baugeldern auf dieſelbe 
ermöglicht worden ſei. 

Kläger hat beantragt, die Beklagten zur Zahlung von 

20 584 Mark nebſt Zinſen zu verurtheilen. 

Der erſte Richter hat die Klage abgewieſen. 

Die Berufung des Klägers iſt durch Urtheil des Königlich 
Preußiſchen Kammergerichts zu Berlin vom 14. April 1899 
zurückgewieſen. Gegen dies Urtheil hat Kläger Reviſion ein— 
gelegt und beantragt, unter Aufhebung deſſelben nach ſeinem 
in der Berufungsinſtanz geſtellten Antrage — Verurtheilung 
der Beklagten nach dem Klageantrage — zu erkennen. 

Die Beklagten haben gebeten, die Reviſion zurück— 
zuweiſen. 
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Entſcheidungsgründe. 

Mit Unrecht meint die Reviſion, daß der geltend gemachte 
Anſpruch nach den Feſtſtellungen des Berufungsgerichts 
jedenfalls auf Grund der Vorſchriften über Bereicherung 
beziehungsweiſe nützliche Verwendung begründet ſei. 

Nach den §§ 230 ff., 262 ff. des Allgemeinen Landrechts 
Theil I Titel 13 kann derjenige, aus deſſen Vermögen 


Sachen in das Vermögen eines Anderen gelangt find, ſowie 


derjenige, welcher Handlungen geleiſtet hat, die einem Anderen 
Vortheile gewährt haben, die Sachen entweder zurück oder 
deren Werth, ebenſo für den Werth der geleiſteten Handlungen 
Vergütung fordern. Es iſt nun zwar nicht erforderlich, daß 
die Sachen unmittelbar aus dem Vermögen des Verſions⸗ 
klägers in das des Verſionsbeklagten übergegangen oder daß 
die Vortheile aus den geleiſteten Handlungen dem Letzteren 
unmittelbar zu Gute gekommen ſind. Es genügt vielmehr, 
daß dies durch eine Mittelsperſon geſchehen iſt. Die Mittels 
perſon muß aber, wenn der Dritte haften ſoll, von vorn— 
herein in deſſen Intereſſe, als deſſen Geſchäftsführer gehandelt, 
das Erwerbsgeſchäft ſo abgeſchloſſen haben, daß die Vortheile 
aus dem Geſchäfte in das Vermögen des Verſionsbeklagten 
gelangen mußten. Sind dagegen die Vortheile dem Letzteren 
nur deshalb zu Gute gekommen, weil derjenige, welcher das 
Geſchäft mit dem Verſionskläger abgeſchloſſen hat, ſich vor 
oder nach Abſchluß deſſelben durch einen beſonderen Vertrag 
zur Ueberlaſſung an den Dritten gegen einen vereinbarten 
Gegenwerth verpflichtet hat, ſo kann von einer Bereicherung 
oder Verwendung in den Nutzen des Dritten nicht die Rede 
ſein, wie dies auch vom Reichsgericht in konſtanter Recht— 
ſprechung ausgeſprochen worden iſt. — Vergl. Entſcheidungen, 
Band 1 S. 143 ff.; Band 21 S. 236; Band 40 S. 260. 

Die Arbeiten und Lieferungen des Klägers ſind nun 
überhaupt nicht in das Vermögen der Beklagten gelangt. 
Wie das Berufungsgericht einwandsfrei feſtſtellt, haben die 
Maurermeiſter Tietz und Siegert das demnächſt bebaute 
Grundſtück ernſtlich von der mitbeklagten Ehefrau gekauft, 
ſind durch die auf Grund der Auflaſſung erfolgte Eintragung 
Eigenthümer deſſelben geworden und haben es für ſich und 
auf eigene Rechnung bebaut. Das Grundſtück iſt bei der 
Zwangsverſteigerung von Anderen erſtanden. Beklagte ſind 
alſo nie Eigenthümer des Neubaues geweſen und daher auch 
nicht Eigenthümer oder auch nur Beſitzer der zu dieſem 
Neubaue gelieferten Arbeiten. Das Verhältniß zwiſchen ihnen 
und Tietz und Siegert war keine Stellvertretung, auch nicht 
eine verdeckte, wenn Beklagte auch gewußt haben ſollten, daß 
Tietz und Siegert mit den ihnen zu Gebote ſtehenden Mitteln 
den Bau nicht würden herſtellen können oder wenn die 
Genannten in ihren Anordnungen von dem beklagten Ehemann 
abhängig waren, wenn ſie ſich nicht Nachtheilen ausſetzen 
wollten. Denn in dieſer Lage kann ein Schuldner ſein, ohne 
daß er bei ſeinen Geſchäften als Vertreter ſeines Gläubigers 
handeln und deſſen Geſchäfte beſorgen will. 

Der Umſtand, daß durch die Arbeiten des Klägers das 
der beklagten Ehefrau verpfändete Grundſtück werthvoller 
geworden iſt und ihre Hypothek ſicherer wurde, iſt, wie das 
Berufungsgericht zutreffend ausführt, unerheblich, da dadurch 
eine Vermehrung des Vermögens der Beklagten nicht bewirkt 
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worden iſt. Auch giebt nach den vorſtehenden Ausführungen 
die Thatſache, daß Tietz und Siegert in Folge der Arbeiten 
der Handwerker Baugeld von der Bank erhalten und in 
Folge deſſen ihre Verpflichtung, auf das der beklagten Ehefrau 
geſchuldete Kaufgeld Abſchlagszahlungen zu leiſten, erfüllen 
konnten und erfüllt haben, den Handwerkern nicht das Recht, 
Anſprüche auf Grund der Bereicherung gegen die Beklagten 
geltend zu machen. 

Ueberdies würde es dem Klageanſpruche in dieſer 
Richtung auch an der nöthigen thatſächlichen Unterlage fehlen. 
Die zur Zeit der Zwangsverſteigerung noch beſtehende Hypothek 
der beklagten Ehefrau iſt von dem einen Miterſteher Wichert 
erworben. Daß dieſer aber der Beklagten einen höheren 
Betrag für die Hypothek gezahlt habe, weil die Töpferarbeiten 
zu dem Baue geliefert waren, hat Kläger nicht behauptet. 
Ebenſo fehlt es an jedem Nachweiſe, welcher Betrag des 
Baugeldes in Folge der vom Kläger gelieferten Arbeiten aus⸗ 
gezahlt worden iſt, beziehungsweiſe welche Abſchlagszahlungen 
Beklagte in Folge der Lieferungen des Klägers erhalten hat. 

Weitere Angriffe hat die Reviſion nicht erhoben. Das 
angefochtene Urtheil läßt aber auch im übrigen die Verletzung 
einer Rechtsnorm nicht erkennen. 

Die Reviſion war deshalb zurückzuweiſen.“ 

Das Berliner Hausbau⸗Reccept hatte im gemeinen Recht 
und im rheiniſch⸗franz. Recht keinen Eingang gefunden; im 
rheiniſchen Recht wäre es auch ohne Zweifel von den Gerichten 
zurückgewieſen worden, weil der Art. 1382 cod. eiv. eine 
allgemeine actio culpae gewährte. Auch im gemeinen Recht 
hätte es jedenfalls an dem Einwand des Betrugs ſcheitern 
konnen. Denn das Berliner Hausbau⸗Reccept hat regelmäßig, 
wenn es angewandt wurde, den Erfolg gehabt, daß die Bau⸗ 
handwerker, die zuletzt in den Bau kamen, nichts erhielten. 
Mit dieſer Erwartung hat der Verkäufer von Anfang an 
gerechnet. Seine Abſicht war, möglichſt billig zu bauen, obſchon 
nach dem gewöhnlichen Verlauf der Dinge dies nur dadurch 
möglich war, daß die letzten Bauhandwerker leer ausgingen. 

Die zwei Geſetzentwürfe tragen der Thatſache, daß das 
Berliner Hausban⸗Reccept außerhalb Berlins noch keinen 
Eingang gefunden hat, in § 1 Rechnung, welcher die auf⸗ 
fallende Beſtimmung enthält: „Durch landesherrliche Ber: 
ordnung kann angeordnet werden, daß für einzelne Gemeinden 
im Falle der Errichtung eines Neubaues eine Sicherung der 
Bauforderungen nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes ſtattfindet“. 


82. 

Iſt einer der beiden Entwürfe zu billigen? 

Prinzipiell unterſcheiden ſich die beiden Entwürfe nicht 
erheblich. Im zweiten Entwurf find die wenigen Abänderungen 
durch Sperrdruck hervorgehoben. Unzweifelhaft iſt auch die 
Tendenz der beiden Entwürfe, die Bauhandwerker vor Schaden 
zu ſchützen, zu begrüßen. Auch darüber dürfte Einſtimmigkeit 
herrſchen, daß das Berliner Hausbau⸗Reccept, obſchon es vom 
Reichsgericht für das Gebiet des Preußiſchen Landrechts gebilligt 
wurde, der Billigkeit und dem allgemeinen Rechtsbewußtſein 
nicht entſpricht. Der Umſtand, daß inzwiſchen das B. G. B. 
in Kraft getreten iſt und auf Grund deſſelben das Berliner 
Hausbau⸗Reccept noch nicht die Billigung des Reichsgerichts 


gefunden hat, dürfte den beiden Entwürfen nicht entgegen- 
ſtehen. An ſich gehört zwar ein ſolcher Hausverkäufer verurtheilt, 
aber es wäre immerhin unbillig, die Bauhandwerker zunächſt 
auf eine unſichere Entſcheidung des Reichsgerichts zu verweiſen; 
vergl. Scherer Kommentar z. B. G. B. Buch 2 S. 1242 Nr. 2. 

Allein es ergiebt ſich die weitere Frage, ob die beiden 
Entwürfe nicht geeignet ſind, die Bauluſt zu hemmen oder zu 
untergraben; denn wenn dieſe Frage bejaht werden muß, ſind 
die Entwürfe für die Bauhandwerker kein Glück; ſie würden 
alsdann gewiſſermaßen die Henne ſchlachten, welche ihnen die 
Eier legt. Wenn nämlich nicht gebaut wird, verdienen die 
Bauhandwerker überhaupt nichts. Das dringendſte Intereſſe 
der Bauhandwerker iſt: die Bauluſt zu fördern. — Die hier 
geſtellte Frage dürfte aber zu bejahen ſein, weil ſich über dem 
Haupte des Bauenden 39 Geſetzesparagraphen zuſammenziehen, 
welche die Sicherung der Bezahlung des Bauhandwerkers auf 
Koſten des Bauenden bezwecken. Eine ſolche Anzahl von 
Geſetzesparagraphen iſt aber mindeſtens geeignet, jeden vom 
Bauen abzuſchrecken. 

Da anderſeits der jetzige Stand bezüglich des Berliner 
Hausbau⸗Reccepts unhaltbar iſt, bleibt nichts übrig, als die 
Prinzipien eines Gegenentwurfs aufzuſtellen, was der Zweck 
dieſer Zeilen iſt. 


8 3. 
Die Prinzipien des Gegenentwurfs. 

§ I. Im Falle des Berliner Hausbau⸗Reccepis (Verkauf 
eines Grundſtücks mit der Verpflichtung des Käufers zur Auf: 
führung eines Baues) haftet der Verkäufer den Bauhandwerkern 
für den Ausfall. 

Begründung. 

Das richtige Prinzip iſt: nemo alterius jactura locu 
pletari potest. Ein Verkäufer, der ſich einen mittelloſen 
Käufer ausſucht und denſelben zu einem Hausbau verpflichtet, 
rechnet von Anfang an mit dem Gedanken, daß einzelne Bau⸗ 
handwerker mit ihren Forderungen leer ausgehen, und er ſich 
mit deren Arbeiten bereichert. — Am praktiſchſten wäre es, die 
actio culpae im direkten Anſchluß an Artikel 1382 Code civil 
einzuführen, weil hierdurch ähnlichen Manövern, wie dem 
Berliner Hausbau-Reccept überhaupt der Boden entzogen wäre. 

§ II. Die Bauhandwerker erhalten für den durch ihre 
Arbeiten herbeigeführten Mehrwerth eine privilegirte Hypothek 
an erſter Stelle, wenn vor Beginn des Baues oder der 
Reparatur das Grundſtück durch gerichtlich ernannte Sach— 
verſtändige abgeſchätzt wird, und ebenſo ſechs Monate nach 
Vollendung des Baues. Die Sachverſtändigen ernennt das 
Amtsgericht der belegenen Sache. 


Gründe. 


Mit dem römiſchen Rechte muß hier gebrochen werden, 
ebenſo wie es bei den ſogenannten Meliorationsdarlehen (vergl. 
Einführungsgeſetz zum B. G. B. Art. 118) bereits geſchehen 
iſt. Auch der Code eivil, Artikel 2103 Nr. 4 hat in gleicher 
Weiſe verfahren. Das römiſche Recht iſt verbeſſerungsfähig, 
das römiſche Recht enthält ſogar irrationelle Beſtimmungen; 
vergl. das Urtheil des Reichsgerichts in den ſchleswig⸗holſteiniſchen 
Anzeigen 1894 S. 257. In dem hier fraglichen Punkt iſt das 
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römische Recht mindeſtens unbillig und jedenfalls verbeſſerungs⸗ 
fähig. Der I. Entwurf ſtimmte im Prinzip mit dieſem Vor⸗ 
ſchlag überein. Der II. Entwurf iſt hiervon abgegangen, weil 
der Vorſchlag namentlich in Juriſtenkreiſen lebhaften Anſtoß 
erregt hat, vergl. amtliche Ausgabe S. 12. Wir haben es 
hier offenbar mit Juriſten zu thun, welche au der Anſchauung 
des römiſchen Rechts kleben. Warum ſollen die voreingetragenen 
Hypotheken, wenn fie an ſich werthlos find, den Bauhandwerkern 
den Werth ihrer Arbeit wegnehmen? 

Man hat geltend gemacht, die Beſtimmung des Code civil 
Art. 2103 Nr. 4 habe in der Praxis keinen Eingang gefunden. 
Das iſt nicht richtig. Ich habe ſelbſt in Mainz die Ein- 
tragung einer ſolchen Hypothek im Auftrage eines Bauhand⸗ 
werkers erwirkt. Die älteren Rechtsanwälte in Mainz hatten 
für die Anträge beſtimmte Formulare, fo z. B. Dr. Levita; 
aber ſolche Fälle kommen überhaupt nur ſehr ſelten vor; denn 
verſchuldete Grundeigenthümer führen in der Regel keine Bauten 
auf, vielmehr wird in der Regel vor einer Bauaufführung die 
Bauſumme berechnet, und für die einzelnen Bauhandwerker 
ausgeworfen, überdies auch zur Zahlung bereit geſtellt. In 
Sirey, Codes annotes findet ſich eine ganze Schaar von 
diesbezüglichen Urtheilen. 

Die fragliche Hypothek iſt aber eine Nothwendigkeit, weil 
in Deutſchland bei der Zwangsverſteigerung ein Mindeſtgebot 
eingeführt iſt; deshalb kann ein Chirographargläubiger auch 
ganz werthloſen Hypotheken mittels der Zwangsverſteigerung 
nicht beikommen. 

§ III. Hat ein Bauhandwerker oder Bauunternehmer 
die Aufführung eines Gebäudes auf Grund eines Voranſchlages 
übernommen, ſo haftet der Bauherr, in ſoweit die Bauſumme 
nicht reicht oder der Bauplan abgeändert wird, nicht; es ſei 
denn, daß er die Veränderung ſchriftlich genehmigt und ſich zur 
Zahlung der Mehrkoſten verpflichtet hat. — Wenn man die 
Bauluſt heben will, müſſen auch die Bauherren gegen eine 
Ueberſchreitung der berechneten Bauſumme geſichert werden. Bei 
den Bauhandwerkern iſt es üblich, ſtets mit Nachrechnungen zu 
kommen oder auch mit Verbeſſerungs⸗Vorſchlägen während des 
Baues. Hierdurch kommen die Bauherren in nicht ſeltenen 
Fällen in eine mißliche Lage. Der Vorſchlag lehnt ſich an 
Art. 1793 Code civil an. Im römifchen Rechte ſteht 
derſelbe ebenfalls nicht, aber er trägt den praktiſchen Bedürfniſſen 
Rechnung. 


Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die vom 8. bis 22. März 1902 aus: 
gefertigten Entſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Civilprozeßordnung. 

1.88 3 ff., 9. Gerichtskoſtengeſetz § 11. 

Das B. G. geht mit Recht davon aus, daß hinſichtlich des 
Werthes des Streitgegenſtandes die Beſtimmungen der C. P. O. 
ohne Rückſicht auf den Inhalt des preußiſchen Erbſchaftsſteuer⸗ 
geſetzes vom 19. Mai 1891 maßgebend find. Bei der MWider- 
klage als negativer Feſtſtellungsklage iſt der Werth des 
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Juriſtiſche Wochenſchrift. 


XXXI. Jahrgang. 
Streitgegenſtandes nach der Höhe des Anſpruchs, deſſen Nicht- 
beſtehen feſtgeſtellt werden ſoll, zu bemeſſen (Entſch. des R. G. 
in Civilſachen Bd. 12 Nr. 99). Dieſer Anſpruch iſt das 
Succeſſionsrecht in das Familienfideikommiß, welches durch das 
ergehende Urtheil (mag dieſes nun die Widerklage zuſprechen 
oder abweiſen) endgültig zwiſchen den Parteien feſtgeſtellt wird 
(Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 29 Nr. 90). Es handelt 
ſich bei dieſem Succeſſionsrechte um die Frage, welche der 
Parteien nach Gemeinem Rechte als Fideikommißbeſitzer 
Eigenthümer der den Gegenſtand des Familienfideikommiſſes 
bildenden Vermögensobjekte iſt. Es kommen alſo nicht etwa 
bloß die Revenuen des Familienfideikommiſſes gemäß § 9 der 
C. P. O. in Betracht, ſondern es iſt der Werth jener Vermoͤgens⸗ 
objekte der Streitwerth der Widerklage (vergl. Beſchuß des R. G. 
in Juriſtiſcher Wochenſchrift von 1894 S. 260 Ziffer 3). 
Hierbei iſt es ohne Bedeutung, daß der Fideikommißbeſitzer nicht 
freies, ſondern durch die Rechte der Anwärter beſchränktes 
Eigenthum hat, da Rechte Dritter an einer Sache bei Be- 
meſſung des Werths des Streitgegenſtandes außer Betracht zu 
bleiben haben (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 22 Nr. 76); 
aus dieſem Grunde waren auch die Fideikommißſchulden außer 
Anſatz zu laſſen. Endlich kann auch § 11 Abſ. 1 Satz 1 des 
G. K. G. nicht zur Anwendung kommen, weil die Klage einen 
Theil der Früchte nebſt eventuellem Werthserſatz, die Widerklage 
aber die Subſtanz des Familienfideikommiſſes als Hauptſache 
umfaßt, beide alſo nicht denſelben Streitgegenſtand im Sinne 
der erwähnten Geſetzesbeſtimmung betreffen. Beſchluß des 
III. C. S. i. S. v. Behr c. Fürſtin zu Inn⸗ und Knyphauſen 
vom 18. März 1902, B Nr. 59/1902 III. 

2. §§ 59, 253 und 323 C. P. O. 

Der Schiffszuſammenſtoß, bei welchem der Kapitän P., der 
Ehemann der Kl. das Leben verlor, fand am 27. November 1899 
ſtatt und iſt, wie unter den Parteien unbeſtritten iſt, durch ein 
Verſchulden der Schiffsleitung des der Bekl. gehörigen Dampfers 
„Eide Siebs“ herbeigeführt worden. Gemäß Art. 170 des 
E. G. zum B. G. B. iſt demnach der N 
welchen die Kl. auf Grund des Art. 451 des H. G. B. 
gegen die Rhederei erhoben hat, nach dem bis zum 1. e 
1900 in Geltung geweſenen Rechte zu beurtheilen. Die Bekl. 
ſtellt auch nicht mehr in Abrede, daß ſie auf Grund der Art. 451, 
452 Abi. 1 Ziff. 3 und 777 des H. G. B. a. F. den Hinter- 
bliebenen des umgekommenen Kapitäns P., ſeiner Wittwe und 
ſeinen 4 Kindern gegenüber, inſoweit ſchadenserſatzpflichtig iſt, 
als ihnen durch das Verſchulden der Beſatzung des Dampfers 
der Bekl. der Ernährer entzogen worden iſt; ſie beſtreitet jedoch, 
daß die Wittwe dieſen Schadenserſatzanſpruch für ſich und die 
Kinder zugleich in einer Summe habe geltend machen können 
und behauptet, daß ſowohl ihre drei Töchter aus der Ehe mit 
Kapitän P., welche zur Zeit des Unfalles 16, 13 und 10 Jahre 
alt geweſen find, als auch der Sohn Olav, geboren den 18. De- 
zember 1880, aus der erſten Ehe des Kapitäus P., in dieſem 
Rechtsſtreit neben der Wittwe als Partei mit einem ihrem Recht 
entſpringenden ſelbſtſtändigen Klageantrag hätten auftreten müſſen. 
Dadurch, daß dies nicht geſchehen und der Wittwe mit den 
4 Kindern zuſammen für die vorausſichtliche Lebenszeit des 
Kapitäns P. eine einheitliche Geldrente von 1 200 Mark zu- 
geſprochen worden iſt, erachtet die Bekl. die 8§8 59 und 253 
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Ziff. 2 der C. P. O. für verletzt. Dieſe Rüge iſt indeſſen nicht 
begründet. Zwar iſt es richtig, daß die Wittwe P. in der Klage 
für ſich und die 4 Kinder eine einheitliche Schadenserſatzforderung 
geltend gemacht und unter Berufung darauf, daß ſie mit den 
vier minderjährigen Kindern durch das Verſchulden der Beſatzung 
des Dampfers den alimentationspflichtigen Verſorger verloren 
habe, die Zuerkennung einer einheitlichen Geldrente beanſprucht 
hat, welche auch den Schaden miteinſchließt, den die Kinder 
durch den Verluſt des Vaters erlitten haben. Die Vorinſtanzen 
haben aber dadurch, daß ſie, wie beantragt war, den Schaden 
für Wittwe und Kinder zuſammen einheitlich bemeſſen und auf 
die Klage der Wittwe allein die dieſer mit den Kindern zuſammen 
gebührende Geldrente feſtgeſtellt haben, das Geſetz nicht verletzt. 
Die Wittwe, die als Hausmutter die Unterhaltsmittel für ſich 
und ihre Kinder vom Manne zu beziehen hatte und den Kindern 
gegenüber ſelbſtſtändig alimentationspflichtig iſt, ſtützt ſich auch 
dann auf ein ihr zuſtehendes eigenes Recht, wenn ſie den Schaden, 
den die Kinder durch den Verluſt des Vaters und Ernährers 
erlitten haben, als ihren eigenen Schaden geltend macht, weil 
beim Wegfall des alimentationspflichtigen Vaters ihre eigene 
Alimentationspflicht den Kindern gegenüber in Kraft getreten iſt. 
Es beſteht deshalb keine Veranlaſſung, von dem Standpunkte 
abzugehen, welcher in der Entſch. des R. G. vom 18. Sep⸗ 
tember 1883, Seuffert's Archiv Bd. 39 S. 160, zum Ausdruck 
gelangt iſt. Hiernach iſt es nicht rechtsirrig, wenn der Wittwe 
für den in einer Geſammtſumme erhobenen Erſatzanſpruch eine 
einheitliche Geldrente, welche ſich auf die wahrſcheinliche fernere 
Lebenszeit des Kapitäns P., wenn er nicht durch den Unfall das 
Leben verloren hätte, erſtreckt, von den Vorinſtanzen zugeſprochen 
worden iſt. Es iſt aber auch der weitere Reviſionsangriff nicht 
begründet, daß ſchon jetzt im Urtheile habe feſtgeſtellt werden 
müſſen, welchen Einfluß der Tod oder die Wiederverheirathung 
der Wittwe auf das Maß der von der Bekl. zu gewährenden 
Geldrente habe, welche Wirkung der etwa eintretende Tod eines 
Kindes haben würde und in welchem Zeitpunkt der Anſpruch 
jedes einzelnen Kindes wegfalle. Die Reviſion verkennt hier 
durchaus, daß es ſich bei dem von der Kl. erhobenen Anſpruch 
nicht um die Geltendmachung einer Alimentationsverbindlichkeit 
handelt, ſondern um einen Schadenserſatzanſpruch, eine Erſatz⸗ 
forderung für dasjenige, was die klagende Wittwe an Unterhalts- 
mitteln für ſich und die Kinder thatſächlich bezogen haben würde, 
wenn ihr Ehegatte am Leben geblieben wäre. Dieſe Erſatzpflicht 
iſt, wie ſchon das R. O. H. G. in den Urtheilen Bd. 13 S. 24, 
Bd. 14 S. 411, Bd. 22 S. 347, Bd. 24 S. 366 in verſchiedenen 
Beziehungen dargelegt hat, von dem Eintritt in die Alimentations⸗ 
verbindlichkeit des verſtorbenen Gatten und Vaters weſentlich 
verſchieden und unterſcheidet ſich von derſelben beſonders dadurch, 
daß fie von den Vermögensverhältniſſen der Berechtigten nicht 
abhängig iſt und ſich nicht nur ſoweit erſtreckt, als der Ver⸗ 
ſtorbene hätte leiſten müſſen, ſondern auch ſoweit, als er that- 
ſächlich geleiſtet hat. Es iſt auch rechtsirrig, wenn die Reviſion 
meint, daß bei der Wiederverheirathung der Wittwe die Rente 
für dieſe gänzlich wegfallen müſſe. Wie das R. G. in einer 
Reihe von Entſcheidungen, die es aus Anlaß der Anwendung 
des R. H. G. getroffen hat, dargelegt hat, geht auch in den 
durch dieſes Geſetz getroffenen Fällen durch die Wiederverheirathung 
der Wittwe ihr Rentenanſpruch nicht ohne Weiteres verloren und 
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wurde es als unzuläſſig erachtet, die Gewährung der Rente von 
vorneherein an die Beſchränkung zu knüpfen, daß die Wittwe 
im Wittwenſtande verbleibe. I. C. S. i. S. Firma Eide Siebs 
c. Peterſen vom 12. Februar 1902, Nr. 351/1901 J. 

3. § 66. Nebenintervention. 

Der Anſpruch des Nebenintervenienten auf Zulaſſung iſt 
für begründet erklärt. Zwar iſt dem O. L. G. darin beizutreten, 
daß B., ſoweit er als Theilhaber der in Konkurs befindlichen 
Geſellſchaft B. & Co. und deshalb als Gemeinſchuldner an- 
zuſehen iſt, in einem Rechtsſtreite, welcher wegen einer Maſſe⸗ 
forderung gegen den Konkursverwalter geführt wird, dem Letzteren 
nicht als Nebenintervenient beitreten könne, wie dies des Näheren 
in dem Beſchluſſe des R. G. vom 16. September 1891 — 
Entſch. Bd. 28 S. 422 ff. — ausgeführt iſt. Dagegen hat B. 
mit Rückſicht darauf, daß er als früherer Theilhaber der Gejell- 
ſchaft B. & Co. mit feinem Privatvermögen für die Geſellſchafts⸗ 
ſchulden haftet, ein rechtliches Intereſſe an dem Ausgange des 
gegenwärtigen Rechtsſtreites. Nach der feſtſtehenden Recht⸗ 
ſprechung des R. G. — vergl. Entſch. Bd. 34 S. 365 und die 
dortigen Citate — erwachſen die der Geſellſchaft gegenüber er- 
gangenen Urtheile den einzelnen Geſellſchaftern gegenüber inſoweit 
in Rechtskraft, als ſie beim Vorliegen eines die Geſellſchaft 
verurtheilenden Erkenntniſſes in einem gegen ſie ſelbſt anhängig 
gemachten Rechtsſtreite nicht mehr ſolche Einwendungen vor- 
bringen können, welche das Beſtehen der Geſellſchaftsſchuld be— 
treffen. Das Gleiche gilt, wenn die Forderung eines Konkurs- 
gläubigers in dem Konkurſe über das Vermögen der Geſellſchaft 
feſtgeſtellt iſt. In dem Konkurſe über das Vermögen der Ge- 
ſellſchaft B. & Co. iſt eine Forderung des S. in Höhe von 
3 000 Mark feſtgeſtellt. Erlangt nun G. in dem gegenwärtigen 
Rechtsſtreite ein ſeinem Klageantrage entſprechendes Urtheil, ſo 
ſteht dem Franz B. gegenüber feſt, daß ſowohl S. als auch 
G. eine Forderung von je 3 000 Mark an die Geſellſchaft 
haben. B. hat hiernach wohl ein rechtliches Intereſſe daran, 
daß in dem gegenwärtigen Rechtsſtreite die beklagte Konkurs 
maſſe ſiege. Beſchluß des VI. C. S. i. S. Geßler c. Burkhardt 
vom 24. Februar 1902, B Nr. 34/1902 VI. 

4. § 70 Abſ. 1. Erforderniß einer Interventionsſchrift. 

Der B. R. hat zutreffend angenommen, daß der Vorſchrift 
des 8 70 Abſ. 1 Ziffer 2 der C. P. O., nach welcher die Inter— 
ventionsſchrift die beſtimmte Angabe des Intereſſes des Neben⸗ 
intervenienten enthalten muß, im vorliegenden Falle nicht ent⸗ 
ſprochen iſt. Dieſe Vorſchrift iſt obligatoriſcher Natur und ihre 
Nichtbeobachtung hat die Rechtsunwirkſamkeit der erhobenen 
Intervention zur Folge. Der Schriftſatz vom 25. Auguſt 1900 
enthält nun aber nur die Erklärung, daß der Nebenintervenient 
dem Kl., der ihm den Streit verkündet hat, „beitrete“. In 
dieſer Erklärung kann die vom Geſetze verlangte beſtimmte 
Angabe des Intereſſes des Intervenienten nicht gefunden werden. 
Ob das Intereſſe anderweit aus den Verhandlungen des Rechts 
ſtreits klargelegt werden kann, iſt unerheblich. Der den Beitritt 
des Intervenienten ausſprechende Schriftſatz hat die Bedeutung 
der Klage für den im Haupfprozeſſe vom Dritten erhobenen 
Anſpruch, als Beiſtand für eine Partei zugelaſſen zu werden, 
und deshalb muß derſelbe als Grundlage für die Verhandlung 
nach § 71 der C. P. O. auch die Thatſachen enthalten, auf 
Grund deren dieſer Anſpruch erhoben wird. (Vergl. das Urtheil 


214 


des R. G. vom 22. April 1897, mitgetheilt in dem Sächſiſchen 
Archiv für Bürgerliches Recht und Prozeß, Bd. 8 S. 559.) 
Beſchluß des IV. C. S. in der Beſchwerdeſache Binder e. Riege 
vom 10. März 1902, B Nr. 58/1902 IV. 

5. 88 80, 88, 89. 

Die Partei wird durch die mittelſt einer unbeglaubigten 
ſchriftlichen Vollmacht bevollmächtigte Perſou an ſich ordnungs— 
mäßig vertreten. Ihr Intereſſe wird dadurch berührt, daß der 
von einem ſolchen Vertreter für ſie geſtellte ſachliche Antrag 
wegen Mangels der Erfüllung des von der Gegenſeite ver⸗ 
langten weiteren Erforderniſſes der Beglaubigung der Boll: 
macht zurückgewieſen wird. Der mit ſchriftlicher Vollmacht 
verſehene Vertreter muß daher für befugt erachtet werden, in 
der weiteren Inſtanz Namens ſeiner Partei geltend zu machen, 
daß bei der Anforderung aus der Vorſchrift des Abſ. 2 des 
8 80 der C. P. O. und der daraufhin gefällten Entſcheidung 
prozeſſualiſch nicht richtig verfahren ſei. (Wird weiter aus⸗ 
geführt.) Beſchluß des VII. C. S. i. S. Poppendieck o. Jacoby 
vom 18. März 1902, B Nr. 45/1902 VII. 

6. § 81. Legitimation des Prozeßbevollmächtigten zur 
Abgabe und Annahme einer Aufrechnungserklärung. 

Der Prozeßbevollmächtigte des Bekl. hat, wie bereits in 
I. J. jo auch in der Berufungsinſtanz in mündlicher Ver⸗ 
handlung erklärt, er rechne eine ſeinem Mandanten wider den 
Cedenten des Kl. zuſtehende Entſchädigungsforderung gegen die 
Klagforderung auf, und das B. G. hat mit der Ausführung, 
daß zur Abgabe wie zur Empfangnahme der Aufrechnungs⸗ 
erklärung eine Spezialvollmacht erforderlich ſei, den Rechtsſtreit 
unter Ausſchluß der Aufrechnungserklärung durch Verurtheilung 
des Bekl. zu der vom Kl. beanſpruchten Leiſtung entſchieden. 
Dies Verfahren iſt rechtlich fehlſam; die vom B. G. vertretene, 
allerdings mehrfach, namentlich in der Litteratur getheilte Anſicht, 
daß die Prozeßvollmacht jo wenig zur Abgabe als zur Empfang⸗ 
nahme der Aufrechnungserklärung ermächtige, kaun als berechtigt 
nicht erachtet werden. Es wird dies unter Bezugnahme auf 
Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 48 S. 221, Juriſtiſche 
Wochenſchrift von 1900 S. 766 weiter ausgeführt. III. C. S. i. S. 
Wegener c. Frohme vom 18. Februar 1902, Nr. 424/1901 III. 

7. 88 89, 567. 

Die Koſten, von denen § 89 der C. P. O. handelt, tragen 
den Charakter von Prozeßkoſten und die bezüglich ihrer getroffene 
Entſcheidung iſt daher eine „in Betreff der Prozeßkoſten erlaſſene 
Entſcheidung“ nach dem Wortlaut und dem Sinne des § 567 
Abſ. 2 der C. P. O. Daß die Entſcheidung nicht gegen eine 
Partei, ſondern gegen einen Vertreter derſelben ergeht, kann, 
wie auch Gaupp⸗Stein, Civilprozeßordnung, 4. Auflage, Bd. II, 
S. 114 (zu 8 567 Abſ. 2 Nr. III!) darlegt, dieſer Ent- 
ſcheidung den Charakter einer Prozeßkoſtenentſcheidung nicht 
rauben. Die Beſtimmung im § 567 Abſ. 2 iſt getroffen im 
Intereſſe der Entlaſtung des R. G. von Entſcheidungen, die in 
keinem Verhältniſſe ſtehen zu der geringen Bedeutung, welche 
den betreffenden Sachen in der Regel beiwohnt. Beſchluß 
des VII. C. S. i. S. Poppendieck . Jacoby vom 18. März 
1902, B Nr. 45/1902 VII. 

8. 88 91, 93. 

Die Entſcheidung hängt davon ab, ob die Bekl. nicht durch 
ihr Verhalten zur Erhebung der Klage Veranlaſſung gegeben 
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hat, § 93 der C. P. O. Aus dem Pfändungsakte vom 
22. Juni 1901 ergiebt ſich, daß die Kl. der Pfändung ſofort mit 
der Erklärung widerſprochen hat, ſie ſei Eigenthümerin der Pfand⸗ 
gegenſtände; ferner ſteht feſt, daß ſie am 5. Juli 1901 einen 
Beſchluß des L. G. erwirkte, wodurch die Zwangsvollſtreckung 
hinſichtlich der Pfandſtücke eingeſtellt und ihr aufgegeben wurde, 
bis zum 20. deſſelben Monats die Erhebung der Widerſpruchs⸗ 
klage nachzuweiſen, und daß dieſer Beſchluß bereits am 8. Juli 
der Bekl. zugeſtellt worden iſt. Die Bekl. konnte alſo darüber 
nicht im Zweifel ſein, daß die Kl. das Eigenthum an den gepfändeten 
Gegenſtänden für ſich in Anſpruch nahm und dieſen Anſpruch 
eiforderlichenfalls gerichtlich geltend machen werde, fie hatte 
genügende Kenntniß von dem klägeriſchen Anſpruche erlangt 
und hatte auch Zeit genug, um durch Aufhebung der Pfändung 
der Erhebung der Klage vorzubeugen. Eine Verpflichtung der 
Kl., ſchon vor der Klage dem Pfändenden die Thatſachen im 
Einzelnen zu bezeichnen, auf die ſie ihren Eigenthumsanſpruch 
ſtütze, iſt geſetzlich nicht begründet. Hiernach hat das O. L. G. 
mit Recht angenommen, daß der Fall des § 93 der C. P. O., 
daß die Bekl. nicht durch ihr Verhalten zur Erhebung der 
Klage Beranlaffung gegeben habe, nicht vorliege, und hat 
zutreffend gemäß § 91 der C. P. O. der Bekl. die Koſten auf⸗ 
erlegt. Beſchluß des II. C. S. i. S. Riebel c. Billeter & Klunz 
vom 21. März 1902, B Nr. 51/1902 II. 

9. § 139. 

Der Kl. hat die Behauptung aufgeſtellt, daß er der Bekl. 
innerhalb der ganzen Empfängnißzeit des jüngſten von ihr ge⸗ 
borenen Kindes nicht beigewohnt habe und hierüber durch die 
Berufung auf Zeugen und amtliche Auskunft verſchiedener Be⸗ 
hörden einen Indizienbeweis angetreten. Das B. G. hat dieſen 
Beweis erhoben und zur Ergänzung deſſelben dem Kl. den 
Eid auferlegt. Es iſt hierbei, übereinſtimmend mit den Partei- 
vertretern, davon ausgegangen, daß das jüngſte Kind der beklagten 
Chefrau am 3. Auguſt 1899 geboren ſei, und hiernach deſſen 
Empfängnißzeit auf die Zeit vom 5. Oktober 1898 bis zum 
5. Februar (richtiger 3. Februar) 1899 berechnet worden. Die 
Beſchwerdeführerin macht geltend, daß dieſe Annahme unrichtig 
und der Vorderrichter durch fehlerhafte Geſetzesanwendung zu ihr 
gelangt ſei. Ihr jüngſtes Kind ſei in Wahrheit nicht am 
3. Auguſt 1899, ſondern bereits am 5. April 1899 geboren, 
wie durch den von ihr vorgelegten beglaubigten Auszug aus dem 
Geburtsregiſter des Standesamtes zu Inſterburg bewieſen werden 
könne. Würde Letzteres zutreffen und die der Norm des Urtheils⸗ 
eides zu Grunde gelegte Empfängnißzeit, welche in Wahrheit 
alsdann den Zeitraum vom 7. Juni bis zum 6. Oktober 
1898 umfaßt, falſch berechnet ſein, ſo würde aus der Leiſtung 
(oder Nichtleiſtung) des Eides ein Beweis für den Ehebruch 
der Bekl., auf den es für die Entſcheidung allein ankommt, 
auch nicht entnommen werden können. Ausbweislich des Urtheils⸗ 
thatbeſtandes hat die Bekl. (welche den Irrthum dadurch erklärt, 
daß fie mit ihrem Anwalte in der Berufungsinſtanz nicht per: 
ſönlich, ſondern durch einen Dritten korreſpondirt habe und hierbei 
dem letzteren ein Schreibfehler untergelaufen ſein müſſe) in der 
Berufungsverhandlung zur Abwehr des klägeriſchen Angriffes 
eingewendet, daß der Kl. ſich nicht nur, wie er ſelber angiebt, 
bis Ende Juli 1898, ſondern auch noch am 13. Augnuſt 1898 
in Inſterburg aufgehalten und ſomit Gelegenheit gehabt habe, 
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damals noch den Beiſchlaf mit ihr zu vollziehen. Nimmt man 
den Geburtstag des Kindes mit dem B. R. auf den 3. Auguſt 
1899 an, fo würde der 13. Auguſt 1898 noch vor dem 5. Ok— 
tober 1898, dem Anfangstage der danach berechneten Konzeptions⸗ 
zeit des Kindes liegen, und der Einwand der Bekl., daß Kl. 
noch damals mit ihr geſchlechtlich verkehrt habe, keinen Sinn 
gehabt haben. Das B. G. hätte mithin Aulaß gehabt, die 
Bekl. auf dieſen Umſtand und die hieraus folgende auſcheinende 
Nutzloſigkeit ihrer Vertheidigung hinzuweiſen. Da es immerhin 
möglich iſt, daß durch eine ſolche Ausübung der Fragepflicht ein 
in dieſer Hinſicht beſtehender Irrthum aufgeklärt und der richtige 
Geburtstag des Kindes ermittelt worden wäre, ſo erſcheint auch 
nicht ausgeſchloſſen, daß das angefochtene Urtheil auf dieſer Ver⸗ 
letzung des $ 139 C. P. O. beruht. IV. C. S. i. S. Kempa 
c. Kempa vom 3. März 1902, Nr. 387/1901 IV. 

10. § 174. 

Nach § 174 Ziffer 1 der C. P. O. ä. F. muß die Zu⸗ 
ſtellungsurkunde die Zeit der Zuſtellung enthalten. Damit iſt 
indeß nicht ausgeſprochen, daß auch die Stunde, in welcher die 
Zuſtellung erfolgt iſt, in der Zuſtellungsurkunde anzugeben iſt. 
Auch bei den Verhandlungen über den Entwurf der C. P. O. 
iſt nirgends zum Ausdrucke gekommen, daß die Angabe der 
Stunde erforderlich ſei. Die der Preußiſchen Geſchäftsanweiſung 
für Gerichtsvollzieher beigefügten Formulare enthalten auch nur 
den Vordruck „„. „ den len 18 
Aus ihnen iſt alſo zu entnehmen, daß der Gerichtsvollzieher 
nur den Ort, Tag, Monat und Jahr in der Zuſtellungsurkunde 
anzugeben hat, vergl. auch die Kommentare von Peterſen, Anm. 3; 
Gaupp, Bem. II 1; Struckmann und Koch, Anm. 2; Seuffert, 

Anm. 1 zu § 191 der C. P. O. n. F. VI. C. S. i. S. Horſt 
c. Müfcher vom 6. März 1902, Nr. 424/1901 VI. 

11. 5 241, 246, 268, 269 und 529 Abſ. 2. 

Es iſt zwar nicht richtig, daß, wie die Reviſion in der 
mündlichen Verhandlung behauptet hat, in Folge des Wegfalls 
der väterlichen Gewalt des Kl. über ſeine großjährige Tochter 
gemäß § 1626 des B. G. B. und Art. 203 des E. G. zum 
B. G. B. am 1. Januar 1900 das Prozeßverfahren unterbrochen 
worden ſei. Denn die Vorausſetzungen der 88 241, 246 der 
C. P. O. liegen nicht vor. Auch iſt es richtig, daß, da der Kl. 
den urſprünglichen Klageanſpruch auf ſein Verwaltungs- und 
Nießbrauchsrecht an dem Vermögen ſeiner Tochter kraft väter⸗ 
licher Gewalt und auf Ceſſion, den neu erhobenen Anſpruch 
dagegen auf einen durch die Verletzung ſeiner Tochter ein⸗ 
getretenen Schaden an ſeinem eigenen Vermögen geſtützt hat, 
nicht nur ein neuer Anſpruch, ſondern auch eine Aenderung des 
Klagegrundes vorliegt und in Folge deſſen der in §S 529 Abſ. 2 
angezogene 8 268 Nr. 2 der C. P. O. nicht anwendbar iſt. Es 
kommt ſonach allerdings darauf an, ob in der Berufungsinſtanz 
der neue Anſpruch mit Einwilligung des Gegners im 
Sinne des § 529 Abſ. 2 der C. P. O. erhoben worden iſt. 
Das B. G. verneint dies, weil § 269 der C. P. O. (deſſen 
Vorausſetzungen find gegeben) auf den Fall des § 529 Abſ. 2 
der C. P. O. nicht anzuwenden ſei. Dieſe Rechtsanſicht kann 
aber nicht gebilligt werden. Denn wie das R. G. bereits mehr- 
mals (vergl. z. B. Urtheil des erkennenden Senats vom 29. Juni 
1900 in Sachen Oberfeld wider Nagel III 124/1900 und 
Urtheil des II. C. S. vom 5. März 1901 in Sachen Reiche» 
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fiskus wider Münzer II 366/1900, letzteres in Juriſtiſcher 
Wochenſchrift 1901 S. 248 Ziffer 2) entſchieden hat, findet 
§ 269 der C. P. O. nicht nur im Falle des & 527, ſondern 
auch im Falle des § 529 Abi. 2 der C. P. O. Au 
wendung. Es iſt daher die aus dieſem prozeſſualen Grunde 
erfolgte Abweiſung des neuen Anſpruchs nicht gerechtfertigt. 
III. C. S. i. S. Küchler c. Scherer vom 21. Februar 1902, 
Nr. 406/1901 III. 

12. 88 270 und 529 II. 

Vergeblich greift die Reviſion zunächſt die Zulaſſung der 
Klageerweiterung au, weil nach ihrer Meinung ein in unſtatt— 
hafter Weiſe im zweiten Rechtszuge vorgebrachter neuer Anſpruch 
im Sinne des § 529 Abſ. II der C. P. O. vorliege. Nach 
§ 270 der C. P. O. iſt eine Aufechtung der Entſcheidung, daß 
eine Klageänderung nicht vorliege, ausgeſchloſſen. Unzweifelhaft 
muß dies auch auf einen derartigen Ausſpruch des B. G. An⸗ 
wendung finden. Es iſt insbeſondere kein Grund erſichtlich, 
dieſe Vorſchrift dann außer Acht zu laſſen, wenn die Frage, ob 
Klageänderung gegeben iſt, mit der Frage, ob ein neuer An⸗ 
ſpruch im Sinne des angezogenen § 529 II vorliegt, zuſammen⸗ 
fällt, was nicht immer, aber häufig und gerade auch in gegen- 
wärtiger Sache der Fall iſt. Vergl. Entſch. des R. G. in 
Civilſachen Bd. XLVII S. 390. Wenn ſomit das B. G. in 
der Ausdehnung des Klageantrags auf eine größere, als im 
landgerichtlichen Verfahren beanſpruchte Fläche keinen neuen 
Anſpruch, ſondern nur eine nach 8 268 Nr. 2 der C. P. O. 
zuläſſige Klageerweiterung gefunden hat, fo iſt dieſer fein Aus⸗ 
ſpruch gemäß §§ 270, 523 der C. P. O. unanfechtbar. 
V. C. S. i. S. Marcoll c. Wienczierz vom 8. März 1902, 
Nr. 419/1901 V. 

13. 8 286. 

Der Reviſion iſt die Prüfung der Beweiswürdigung im 
Rahmen des § 286 der C. P. O., ſomit inſoweit nicht ent- 
zogen, als ein Verſtoß gegen die Vorſchrift der Berückſichtigung 
des geſammten Juhaltes der Verhandlungen und des Ergebniſſes 
der Beweisaufnahme, alſo eine Lücke in der Würdigung des 
geſammten, zur thatſächlichen Feſtſtellung vorliegenden Materials 
wahrgenommen wird. Iſt aber eine thatſächliche Feſtſtellung 
der Ausdruck der Vorſtellung, die der Inſtanzrichter von einem 
Vorgang auf Grund allſeitiger Berückſichtigung des gebotenen 
Materials gewonnen hat, ſo kann an ihr von Reviſionswegen 
nicht gemäkelt werden, ſelbſt wenn die Möglichkeit beſteht, daß 
auf Grund derſelben realen Unterlagen ſich eine andere Vor⸗ 
ſtellung bilden könnte. Stellt alſo der B. R. feſt, daß der Kl. 
nach der Kanonierſtraße ausgeſchaut und ſich überzeugt habe, 
daß die Straße frei und daß kein Straßenbahnwagen in Sicht 
ſei, ſo iſt dieſe thatſächliche Feſtſtellung in der Reviſionsinſtanz 
nicht anzugreifen, da auch nicht der mindeſte Anlaß zu der 
Annahme vorliegt, daß fie nicht auf der vollſtändigen Würdigung 
der vorhandenen thatſächlichen Unterlagen beruhe. Stellt das 
B. G. feſt, daß der Kl. ſich davon überzeugt habe, die Straße 
ſei frei und ein Wagen nicht in Sicht, jo iſt die nothwendige 
Vorausſetzung dieſer Feſtſtellung die Annahme, daß der Kl. ſich 
hiervon auch habe überzeugen können. Einer bejonderen Aus⸗ 
ſprache hierüber bedurfte es nicht. VI. C. S. i. S. Große 
Berliner Straßenbahn e. Koltermann vom 3. März 1902, 
Nr. 23/1902 VI. 
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14. § 322. 

Nach der C. P. O. § 322 Abi. 1 find Urtheile der Rechts- 
kraft inſoweit fähig, als über den durch die Widerklage er⸗ 
hobenen Anſpruch entſchieden iſt. Seit der Entſcheidung des 
IV. C. S. vom 4. Januar 1892 (Entſch. Bd. 29 S. 345) 
hat das R. Gü in konſtanter Praxis und unter faſt allſeitiger 
Zuſtimmung der juriſtiſchen Schriftſteller dieſen Satz dahin 
ausgelegt, daß es nicht einer Erhebung des Anſpruchs im 
eigentlichen Wortſinne bedarf, ſondern daß es auch genügt, 
wenn darüber auf Grund eines Beſtreitens mittels der negativen 
Feſtſtellungsklage erkannt iſt. Der Vorderrichter geht zu weit, 
indem er ausſpricht: die Rechtskraft äußert ihre Wirkung auch 
daun, wenn „das früher Entſchiedene“ — wobei auch 
die Begründung herangezogen werden ſoll — als Vorausſetzung 
eines neuen Auſpruchs geltend gemacht wird. Einen ähnlichen 
Standpunkt nahm allerdings die vom Vorderrichter citirte 
Entſcheidung des jetzt erkennenden Senats vom 11. Dezember 
1897 (Juriſtiſche Wochenſchrift 1898 S. 70 Nr. 12) ein. 
Er iſt aber ausdrücklich aufgegeben in der Eutſcheidung vom 
3. Juli 1901 I. 141/1901 (Juriſtiſche Wochenſchrift S. 651 
Nr. 5) unter Feſthaltung des Grundſatzes, „daß wenn ein 
rechtskräftig zuerkannter Anſpruch die Vorausſetzung eines 
anderen bildet, er auch für dieſen rechtskräftig feſtgeſtellt iſt“. 
Es genügt alſo nicht, daß bei der früheren Entſcheidung that- 
ſächliche Vorausſetzungen des erhobenen Anſpruchs als beſtehend 
oder nicht beſtehend anerkannt wurden, und auch nicht, daß ein 
Anſpruch, welcher die Vorausſetzung eines früher erhobenen 
Anſpruchs bildete, bei der Entſcheidung über letzteren als be- 
ſtehend oder nicht beſtehend erachtet wurde, denn in dieſem 
Falle war der die Vorausſetzung bildende Anſpruch nicht ſelbſt 
Gegenſtand einer Klage oder Widerklage (vergl. Entſch. Bd. 46 
S. 8). Kl. kann ſich nicht darauf berufen, daß er mit der 
Einrede der Rechtshängigkeit in dem Zwiſchenprozeſſe enthört 
iſt. Allerdings iſt in einer älteren Eutſcheidung des R. G. 
(Gruchot Beiträge Bd. 28 S. 1136) einmal nebenbei aus⸗ 
geſprochen, die Einrede der Rechtshängigkeit habe denſelben 
Umfang, wie die Einrede der rechtskräftig entſchiedenen Sache. 
Dieſer Satz kann aber in ſeiner Allgemeinheit nicht für richtig 
erachtet werden, und iſt auch in ſpäteren Entſcheidungen nicht 
feſtgehalten worden. (Wird weiter ausgeführt.) I. C. S. i. S. 
Hundertmark c. Buſchendorf vom 24. Februar 1902, Nr. 3/1902 J. 

15. § 398. 

Die Reviſion macht geltend, daß das O. L. G. bei der 
erneuten Vernehmung der in I. J. abgehörten Zeuginnen gegen 
die Vorſchrift des §S 398 Abi. 3 der C. P. O. inſofern gefehlt 
habe, als es die Zeugen ihre neue Ausſage auf den früher ge— 
leiſteten Eid habe verſichern laſſen, während ihre nochmalige 
Beeidigung geboten geweſen ſei. Die Rüge trifft indeß nicht zu. 
Allerdings hat das R. G. in dem von der Reviſion heran⸗ 
gezogenen Urtheile vom 11. März 1901 (Entſch. in Civil 
ſachen Bd. 48 S. 386) angenommen, daß der § 398 Abſ. 3 
der C. P. O. nicht anwendbar ſei, ſofern es ſich bei der erneuten 
Vernehmung eines Zeugen um eine andere Thatfrage, als bei 
der früheren Vernehmung, handle. Aber dieſe Vorausſetzung 
liegt hier nicht vor. Denn ausweislich der Beweisbeſchlüſſe 
I. und II. J. waren die drei Zeuginnen vom L. G. bereits 
über die geſammten Zwiſtigkeiten der Parteien und die dabei 


vorgekommenen gegenſeitigen Mißhandlungen und Beleidigungen 
vernommen, und ſie ſind vom B. G. über die gleichen Her⸗ 
gänge nur noch ergänzend, namentlich mit Bezug auf die Frage, 
welche Partei die Streitigkeiten veranlaßt habe, abgehört worden. 
IV. C. S. i. S. Bock e. Bock vom 27. Februar 1902, 
Nr. 374/1901 IV. 

16. § 406. 

In der Regel wird die Thatſache, daß der Sachverſtändige 
der Gegenpartei in deren Auftrage gegen Entgelt bereits ein 
Gutachten über diejenigen Fragen erſtattet hat, auf die ſich das 
im Prozeſſe von ihm abzugebende Gutachten bezieht, geeignet 
fein, Bedenken gegen ſeine Unbefangenheit wachzurufen. Auf 
Fälle dieſer Art beziehen ſich die in der Beſchwerdeſchrift in 
Bezug genommenen Entſcheidungen des R. G. Hier liegt ein 
gleicher Fall nicht vor. Es iſt nicht erſichtlich, daß Dr. B. 
ſich bisher gutachtlich darüber geäußert habe, ob die fehlerhafte 
Beſchaffenheit der in der fraglichen Zeit hergeſtellten Kohlen- 
ſäure auf ein Verſchulden der Bekl. zurückzuführen ſei. Daß 
er zunächſt die Entſtehung des üblen Geruchs, mit dem die 
Kohlenſäure behaftet war, irrthümlich aus einem Grunde her⸗ 
leiten zu können geglaubt hat, der, wenn er der wahre Grund 
geweſen wäre, ein Verſchulden der Bekl. nicht ergeben haben 
würde, rechtfertigt noch nicht die Beſorgniß, daß der Sach— 
verſtändige die Frage, ob der inzwiſchen entdeckte wahre Grund 
der Bekl. zum Verſchulden gereiche, befangen beurtheilt werde. 
Ebenſowenig genügt hierzu der Umſtand, daß Dr. B. dauernd 
damit beauftragt iſt, die von der Bekl. hergeſtellte Kohlenſäure 


von Zeit zu Zeit auf ihre Beſchaffenheit zu unterſuchen und dafür 


honorirt wird. In dieſer Beziehung fällt das öffentliche Anſehen, 
das der Sachverſtändige in feiner langjährigen Thätigkeit ſich 
erworben hat, hinreichend ins Gewicht, um den Verdacht, derſelbe 
könne ſich durch die Rückſicht auf die Erhaltung dieſer verhältniß⸗ 
mäßig geringen Einnahme bei der Erſtattung ſeines Gutachtens 
beeinfluſſen laſſen, von der Hand zu weiſen. Kommt hierzu noch, 
daß der Sachverſtändige, wie in dem Beſchluſſe des Kammer— 
gerichts mit Recht hervorgehoben wird, den Prozeßparteien 
gegenüber das Beſtreben, ſich objektiv und unparteiiſch zu ver⸗ 
halten, bereits an den Tag gelegt hat, ſo iſt nach der Lage 
des vorliegenden Falles die Zurückweiſung des Ablehnungs⸗ 
geſuchs gerechtfertigt. Beſchluß des I. C. S. i. S. Heyl & Co. 
c. Berliner Kohlenſäurewerke vom 3. März 1902, B Nr. 6/1902 I. 

17. Umfang des Gegenbeweiſes gegen eine öffentliche 
Urkunde nach § 415 C. P. O. 

Die Ausführungen der Rkl., daß das B. G. durch ſeine 
Feſtſtellung des $ 415 der C. P. O. über die Beweiskraft 
öffentlicher Urkunden verletzt und die Grenzen zwiſchen dem 
Gegenbeweis gegen öffentliche Urkunden und der Anfechtung 


von Willenserklärungen wegen Irrthums verkannt habe, können 


nicht für zutreffend erachtet werden. Der Abſ. 2 des § 415 
der C. P. O. läßt, abweichend von den Grundſätzen anderer 
Prozeßgeſetze, den Beweis, daß der Vorgang in der öffentlichen 
Urkunde unrichtig beurkundet worden ſei, ohne Beſchränkung 
zu, und dem richterlichen Ermeſſen ſind bezüglich der Beweis— 
würdigung in dieſer Beziehung keine anderen Schranken geſetzt, 
als ſich aus § 286 ergeben. Eingehend begründet. VII. C. S. 
i. S. Herz, Clemm & Co. c. Lippitz vom 21. Februar 1902, 
Nr. 457/1901 VII. 
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18. § 538. 

Die Kl. verlangt mit der Klage die Bezahlung von 
1588 Mark 80 Pfg., dieſe Forderung iſt an ſich nicht beſtritten. 
Die Bekl. behauptet aber wegen Nichterfüllung gegen die Kl. 
einen Schadenserſatzanſpruch von 1650 Mark zu haben, rechnet 
mit demſelben gegen die Klageforderung auf und beantragt 
widerklagend die Kl. zur Zahlung des Reſtbetrages zu verur- 
theilen. Der I. R. hat den Grund des Schadenserſatzanſpruchs 
verneint und deshalb unter Abweiſung der Widerklage die Bekl. 
nach dem Klageantrage verurtheilt. Auf ihre Berufung hat 
dagegen der B. R. die Gegenforderung der Bekl. dem Grunde 
nach für gerechtfertigt erklärt und die Sache zur Verhandlung 
über Klage und Widerklage auf Grund des § 538 Nr. 3 der 
C. P. O. an das Gericht I. J. zurüdverwiefen. Daß der B. R. 
ſich auf die Entſcheidung über den Grund des Anſpruchs zu 
beſchränken, im Uebrigen aber unter Aufhebung des angefochtenen 
Urtheils die Sache an das Gericht I. J. zurückzuverweiſen hatte 
folgt, ſoweit wegen des Schadenserſatzanſpruchs der Bekl. 
Widerklage erhoben iſt, ohne Weiteres aus § 538 Nr. 3 der 
C. P. O. Allein die Zurückverweiſung iſt ohne Verletzung des 
Geſetzes auch bezüglich der Klage ausgeſprochen worden, da die 
Bekl. mit einem der Klageſumme entſprechenden Theilbetrag 
ihrer Schadenserſatzforderung aufgerechnet hatte und die Ent- 
ſcheidung über die an ſich unbeſtrittene Klageforderung lediglich 
davon abhängt, ob die aufgerechnete Schadenserſatzforderung in 
Höhe der Klageſumme beſteht. Wie bereits der V. C. S. in 
dem Urtheile vom 5. Mai 1900, Rep. V. 55/1900, in dem Falle, 
wo in I. J. die Klage abgewieſen und nach der Widerklage 
erkannt war, der B. R. aber zur Klage den Anſpruch dem 
Grunde nach für gerechtfertigt erklärt und die Sache zur Klage 
und Widerklage, deren Erfolg davon abhing, zu welchem 
Betrag der Klageanſpruch gerechtfertigt ſei, an das Gericht I. J. 
zurückverwieſen hatte, und in dem Urtheile vom 9. Januar 1901 
Rep. V. 269/1900, Eutſch. in Civilſachen Bd. 47 S. 418/419, 
für einen Fall, der dem hier gegebenen gleich lag, ausgeſprochen 
hat, iſt dies zuläſſig und folgt aus dem jener Beſtimmung des 
§ 538 Nr. 3 der C. P. O. zu Grunde liegenden Prinzipe, 
wonach über den ganzen Prozeßſtoff zunächſt in I. J. ent- 
ſchieden werden ſolle. Es kann nicht in der Abſicht des 
Geſetzgebers liegen, daß über den einen Theil des Prozeß— 
ſtoffes, der die Widerklage betrifft, von dem Gerichte I. J. 
und über den anderen, der den gegen die Klageſumme 
aufgerechneten Betrag deſſelben Anſpruchs betrifft, von dem 
B. G. entſchieden werden ſolle. II. C. S. i. S. Wie⸗ 
mann Sohn c. Luhde, Schulte & Co. vom 4. März 1902, 
Nr. 410/1901 II. 

19. § 599. Bedeutung des Nachverfahrens im Urkunden⸗ 
prozeß. 

Das in § 599 der C. P. O. geregelte Nachverfahren im 
ordentlichen Prozeß iſt eine Folge der Beſtimmungen in § 598, 
daß Einwendungen des Bekl. als im Urkundenprozeß unſtatt⸗ 
haft zurückzuweiſen ſind, wenn der dem Bekl. obliegende Beweis 
nicht mit den im Urkundenprozeß zuläſſigen Beweismitteln an⸗ 
geboten oder mit ſolchen Beweismitteln nicht vollſtändig geführt 
iſt. Hiernach iſt das im Urkundenprozeß ergehende Urtheil für 
das Nachverfahren inſoweit unapfechtbar, als es nicht auf der 
eigenthümlichen Beſchränkung des Verfahrens im Urkundenprozeß 
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beruht. Mithin iſt das Urtheil bindend, insbeſondere auch 
bezüglich der rechtlichen Beurtheilung der Schlüſſigkeit des Klag⸗ 
anſpruchs. Der Kl. hat diejenigen Thatſachen, aus denen ſich 
der Klaganſpruch mit Nebenanſprüchen ergiebt, zu behaupten 
und urkundlich zu beweiſen. Es kann nun dahingeſtellt bleiben, 
ob er nach Lage der Sache verpflichtet war, den Zinſenanſpruch 
mit einer erfolgten Präſentation der Orderpapiere zu begründen 
und ſolche urkundlich nachzuweiſen, ferner ob auch eine Prä- 
ſentation bei der National⸗Unionbank in B. genügte und ob 
ſolche in genügender Weiſe urkundlich dargethau iſt. Alle dieſe 
Fragen waren bereits im Urkundenprozeß zu beantworten, da 
ſie auf der eigenthümlichen Beſchränkung des Verfahrens im 
Urkundenprozeſſe nicht beruhen. Es wäre Sache des Bekl. ge⸗ 
weſen, wenn er zur Zahlung von Zinſen in dem zuerfannten 
Maße ſich um deswillen nicht für verpflichtet hielt, weil eine 
Präjentation zur Zahlung an ihn an und für ſich nöthig ge⸗ 
weſen ſei, das im Urkundenprozeß ergangene Urtheil im ganzen 
Umfang oder doch wegen ſeiner Verurtheilung zur Zahlung von 
Zinſen durch Berufung anzufechten. Im ordentlichen Verfahren 
ſich mit jenen Fragen zu beſchäftigen, hatte das B. G. keine 
Veranlaſſung, da der Bekl. beſtimmte, von ihm zu erweiſende 
Thatſachen nicht behauptet hat, aus denen ſich ergebe, daß Kl. 
Zinſen vom Verfalltag ab zu fordern nicht berechtigt ſei. 
VI. C. S. i. S. Meyers c. Walker vom 13. März 1902, 
Nr. 435/1901 VI. 

20. 8 620. 

Der § 620 Abſ. 1 Satz 2 a. a. O., welcher zuerſt aus⸗ 
ſpricht, daß auf den Antrag des klagenden Theils die Ausſetzung 
des Verfahrens über eine Scheidungsklage unbedingt erfolgen 
müſſe, beſtimmt: die Ausſetzung ſei von Amtswegen anzuordnen, 
wenn die Scheidung auf Grund des $ 1568 des B. G. B.. 
beantragt ſei und die Ausſicht auf Ausſöhnung der Parteien 
nicht ausgeſchloſſen erſcheine. Mit dieſer Beſtimmung iſt be⸗ 
zweckt, für den Fall, daß die Klage nicht auf einen ſogenannten 
abſoluten Scheidungsgrund geſtützt, ſondern auf Grund des 
§ 1568 des B. G. B. beantragt iſt, die Entſcheidung alſo 
weſentlich von dem freien Ermeſſen des Richters abhängt, die 
Vorſchrift des § 580 der C. P. O. ält. Faſſung, nach welcher, 
abgeſehen von dem Fall des Ehebruchs, der Richter ermächtigt 
war, nach ſeinem Ermeſſen die Ausſetzung anzuordnen, 
wenn er die Ausſöhnung der Parteien für nicht unwahrſchein⸗ 
lich erachtete, im Jutereſſe der Aufrechterhaltung der Ehe zu 
verſchärfen. Der Sinn des Geſetzes geht, wie aus dem Wort— 
laute und auch aus der Entſtehungsgeſchichte deſſelben ſich 
ergiebt (vergl. Hahn⸗Mugdan, Materialien zu den Reichsjuſtiz⸗ 
geſetzen, Bd. 8, betreffend die Materialien zum Geſetze über 
Abänderung der C. P. O. ꝛc., S. 33 Entwurf, S. 122 Be⸗ 
gründung zu $ 580, S. 381 bis 383, Bericht der Reichs⸗ 
tagskommiſſion § 580 zu 1 und 2) dahin, daß in dem be⸗ 
zeichneten Falle als Regel dem Richter die Ausſetzung des 
Verfahrens zur Pflicht gemacht iſt („die Ausſetzung iſt von 
Amtswegen anzuordnen“), und daß nur ausnahmsweiſe, 
wenn nach Bewandtniß der Umſtände jede Ausſicht auf 
Ausſöhnung der Parteien ausgeſchloſſen erſcheint, von 
einer Ausſetzung Abſtand zu nehmen iſt. Beſchluß des 
IV. C. S. i. S. Rolle e. Rolle vom 10. März 1902, 
B Nr. 61/1902 IV. 
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Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 

21. § 13. Unzuläſſigkeit des Rechtsweges. 

Die Reviſion iſt begründet. Das Urtheil des B. G. 
ſteht mit der Entſcheidung des erkennenden Senats des R. G. 
vom 23. Juni 1900 und den in ihr angenommenen Rechts⸗ 
grundſätzen — vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 46 
S. 296; auch mitgetheilt im Preußiſchen Verwaltungsblatt 
Jahrgang XXII S. 242 — im Widerſpruch. Dort iſt aus⸗ 
geführt, daß das Eigenthum an öffentlichen Straßen, ins— 
beſondere an „Land⸗ und Heerſtraßen“ im Sinne des 15. Titels 
Thl. II des A. L. R., durch die Beſtimmung der Straße zum 
Gemeingebrauch und die daraus ſich ergebenden, im öffentlichen 
Recht begründeten Befugniſſe beſchränkt ſei. Wie weit dieſe 
Befugniſſe reichen, ſei eine Frage des offentlichen Rechts; dies 
gelte namentlich auch von der Frage, ob dem Anlieger an einer 


öffentlichen Straße (Landſtraße) ſchon in dieſer feiner Eigenſchaft 


das Recht zuſtehe, ſeine Beſitzung durch private Zugänge an die 
öffentliche Straße anzuſchließen; denn es handle ſich hierbei um 
ein Recht, welches aus dem Gemeingebrauch des öffentlichen 
Weges hergeleitet werden ſolle und ausſchließlich in ihm ſeine 
Begründung ſuche, nicht um ein privatrechtliches Verhältniß, 
wie es in Anſehung der Kommunikation durch die Bebauung 
zwiſchen ſtädtiſchen Straßen und den daran belegenen Grund— 
ſtücken nach der Rechtſprechung des R. G. zur Entſtehung ge 
lange. Was aber den Gemeingebrauch und die aus ihm ent- 
fließenden Befugniſſe anlange, ſo ſeien die öffentlichen Wege 
der Wegepolizeibehörde unterſtellt; denn dieſer ſei in § 55 des 
Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Augnſt 1883 die Aufſicht über 
die öffentlichen Wege und deren Zubehörungen, ſowie die Sorge 
dafür, daß den Bedürfniſſen des öffentlichen Verkehrs Genüge 
geſchehe, übertragen. Daraus ergebe ſich im Hinblick auf § 13 
des G. V. G. die Unzuläſſigkeit des Rechtsweges. Von dieſen 
Grundſätzen abzugehen, dazu liegt keine Veranlaſſung vor, im 
vorliegenden Falle um ſo weniger, als die Bekl. ihr Recht, die 
Uebergangsbrücke beizubehalten, auch auf Geſichtspunkte ſtützt 
— z. B. auf feuerpolizeiliche Rückſichten —, über welche 
gerichtsſeitig nicht zu entſcheiden ſein würde. Hierauf kommt 
es aber nicht an; denn nach dem Vorſtehenden iſt der Rechtsweg 
überhaupt nicht gegeben, um eine Entſcheidung über die Frage 
herbeizuführen, auf deren Entſcheidung ſich das B. U. beſchränkt, 
die Frage nämlich, ob der Gemeingebrauch an einem öffentlichen 
Wege, der als Landſtraße anzuſprechen iſt, auch die Befugniß 
in ſich ſchließt, die anliegenden Grundſtücke durch Ueberbrückung 
des Chauſſeegrabens mit der Straße zu verbinden. V. C. S. 
i. S. Suchland c. Stadtgemeinde Berlin vom 19. Februar 1902, 
Nr. 398/1901 V. 

Konkursordnung. 

22. Unentgeltliche Verfügung im Sinne des § 32. 

Mit Recht hat der B. R. die Hingabe der 10 000 Mark 
als eine unentgeltliche Verfügung des Erblaſſers angeſehen. Die 
Unentgeltlichkeit einer Verfügung im Sinne des § 32 R. K. O. 
iſt dann ausgeſchloſſen, wenn entweder für die Leiſtung ein 
anderer Vermögeusgegenſtand als Entgelt in das Vermögen des 
Leiſtenden gelangt, oder wenn der Leiſtende zur Leiſtung ver 
pflichtet war, ſich alſo durch die Leiſtung von einer Verbindlichkeit 
befreit. Der beklagte Ehemann hat unbeſtritten die 10 000 Mark 
als Mitgift ſeiner Ehefrau erhalten; er hat weder ein Entgelt 
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dafür gegeben, noch war der Erblaſſer ihm oder der Ehefrau 
gegenüber zur Hingabe einer Mitgift verpflichtet. Dies kann 
angeſichts der klaren Vorſchrift in §S 243 Thl. II Tit. 2 des 
hier noch maßgebenden Pr. A. L. R. nicht dem geringſten Zweifel 
unterliegen. Daß ihm etwa ſchon vor der Hochzeit eine Mitgift 
verſprochen worden ſei, hat der Bekl. ſelbſt nicht behauptet. 
Unerheblich iſt, ob der Erblaſſer bei der Hingabe der 10 000 Mark 
bereits überſchuldet war oder nicht, denn auch ein vermögender 
Mann hat keine Verpflichtung, ſeiner Tochter außer der Aus— 
ſtattung noch eine Mitgift zu geben. Ebenſowenig kann dem 
Bekl. die Bezugnahme auf § 1047 des A. L. R. Thl. I Tit. 11 
etwas helfen; denn abgeſehen davon, daß dieſe Beſtimmung ſich 
nur auf das vor der Ehe gegebene Mitgiftverſprechen bezieht, ſo 
iſt dort nur geſagt, daß das Verſprechen als ein läſtiger Vertrag 
anzuſehen ſei, was nicht ausſchließt, daß auch ein ſolcher Ver— 
trag im Sinne des 8 32 der R. K. O. als eine unentgeltliche 
Verfügung anfechtbar wäre. Ganz unzuläſſig iſt es, die Mitgift 
der Tochter unter den Begriff eines „gebräuchlichen Gelegenheits- 
geſchenkes“ bringen zu wollen; die grundſätzliche Verſchiedenheit 
der Mitgift von einem ſolchen ergiebt ſich beiſpielsweiſe aus der 
Ausgleichungspflicht bei der Erbtheilung, die wohl für die Mit- 
gift, nicht aber für ein Gelegenheitsgeſchenk beſteht. Daß auch 
der 58 1053 des A. L. R. Thl. I Tit. 11 an der vorſtehenden 
Beurtheilung der angefochtenen Handlung nichts ändern kann, 
bedarf nur der Erwähnung. VII. C. S. i. S. Schmidt c. Konkurs⸗ 
verwalter Schwahne vom 17. Februar 1902, Nr. 445/1901 VII. 

Reichs verfaſſung Art. 18. Reichsbeamtengeſetz 
vom 31. März 1875 8 4. 

23. 

Schon der Wortlaut des Art. 18 Abſ. 2 der Reichsver⸗ 
faſſung: „ſofern nicht vor ihrem (der Beamten) Eintritt in 
den Reichsdienſt im Wege der Reichsgeſetzgebung etwas 
Anderes beſtimmt wird,“ ergiebt klar, daß dieſer Abſ. 2 lediglich 
bis zur geſetzlichen Regelung des Reichsbeamtenrechts gelten ſolle, 
und dies wird auch, wie das B. G. bereits zutreffend ausgeführt 
hat, durch die Entſtehungsgeſchichte des Abſ. 2 des Art. 18 
beſtätigt. Es wäre ja auch ein geradezu undenkbarer Mißgriff 
der Reichsgeſetzgebung und würde zu den haltloſeſten Zuſtänden 
führen, wenn für alle Reichsbeamte, welche, wie das ja bei der 
weit überwiegenden Mehrzahl der Fall iſt, aus dem Bundes⸗ 
ſtaatendienſt übernommen find, die verſchiedenartigſten heimath- 
ſtaatlichen Beamteurechte fortdauern ſollten, und würde damit 
der weſentliche Zweck des Reichsbeamtengeſetzes, eine einheitliche 
Regelung der Rechte der Reichsbeamten herbeizuführen, völlig 
illuſoriſch gemacht fein. Wenn die Revifion beſonders betont, 
daß doch das Reichsbeamtengeſetz mit keinem Worte die Auf- 
hebung jenes Abſ. 2 des Art. 18 ausgeſprochen habe, ſo war 
dies überflüſſig, weil der Abſ. 2 ſich ſelbſt als bloßes Proviſorium 
bis zum Erlaß des Reichsbeamtengeſetzes zu erkennen gegeben 
hatte, und wenn die Reviſion ferner darauf Gewicht legen will, 
daß das Reichsbeamtengeſetz über die Höhe des Gehaltes nichts 
beſtimme, daher wenigſtens inſoweit der Abſ. 2 des Art. 18 
noch Geltung beanſpruchen könne, ſo iſt das unrichtig, da nach 
§ 4 des Reichsbeamtengeſetzes vom 31. März 1873 das mit 
der Stelle verbundene Einkommen gewährt wird, letzteres 
aber verfaſſungsmäßig durch den Etat beſtimmt wird, und 
ſomit auch inſoweit dem Reichsbeamtengeſetz, wie die Reviſion 
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beſtreiten will, der kodifikatoriſche Charakter nicht abgeht. 
III. C. S. i. S. Kunow c. Reichsfiskus vom 11. März 1902, 
Nr. 449/1901 III. 

Handelsgeſetzbuch. 

24. §§ 5 und 15. Geltung der Abgabe öffentlicher Er⸗ 
klärungen der Kaufleute. 

Die beklagte Kommanditgeſellſchaft, deren Sitz München 
iſt, beſitzt eine Fabrik in Beierfeld im Bezirke des Sächſiſchen 
Amtsgerichts Schwarzenberg und betreibt dort die Fabrikation 
von Lampen und Laternen. Seit dem 12. Dezember 1898 iſt 
in dem Handelsregiſter dieſes Gerichts die Fabrik in Beierfeld 
als Zweigniederlaſſung der Bekl. eingetragen. Im Sommer 
1899 hat die Kl. auf Grund eines mit dem perſönlich haftenden 
Theilhaber der beklagten Geſellſchaft Ferdinand F. geſchloſſenen 
Vertrages Maſchinen zum Betriebe jener Fabrik geliefert. Sie 
hat wegen Bezahlung des Kaufpreiſes bei dem L. G. zu Zwickau, 
in deſſen Bezirk Beierfeld liegt, im Jahre 1900 Klage erhoben, 
von der Bekl. iſt aber die Einrede der Unzuſtändigkeit dieſes 
Gerichts erhoben worden, weil die Fabrik in Beierfeld keine 
Niederlaſſung im Sinne von § 21 der C. P. O. ſei. Die I. J. 
hat die Klage in Beachtung der Einrede abgewieſen, dagegen 
iſt dieſe in dem jetzt angefochtenen Urtheile des O. L. G. ver⸗ 
worfen worden. Das B. G. führt aus, eine Zweigniederlaſſung 
liege vor, wenn das Geſchäft, welches der Inhaber des Haupt⸗ 
geſchäfts neben dieſem an einem andern Orte betreibe, eine 
ſelbſtſtändige, den Mittelpunkt eines für ſich abgeſonderten 
Handelsbetriebes bildende, in ihrem Beſtande nicht unbedingt 
von dem Beſtande des Hauptgeſchäft abhängige Niederlaſſung 
ſei. Danach laufe, wenn die Bekl. jetzt behaupte, ihre Fabrik 
in Beierfeld ſei keine Niederlaſſung im Sinne von § 21 der 
C. P. O., dies darauf hinaus, die von ihr veraulaßte, un- 
beſtrittenermaßen in vorſchriftsmäßiger Weiſe bekannt gemachte 
Eintragung der Beierfelder Fabrik als Zweigniederlaſſung ent⸗ 
ſpreche dem wirklichen Sachverhalte nicht. Ein ſolcher Einwand 
ſei unbeachtlich. Nach dem auch in den §§ 5 und 15 des 
H. G. B. zum Ausdruck gelangten Grundſatze, daß ein Kauf— 
mann, der eine Erklärung öffentlich abgebe, dieſe im Verkehre 
gegen ſich gelten laſſen müſſe, ſei die Bekl. an dasjenige ge 
bunden, was fie durch den Antrag auf Eintragung der Handels- 
niederlaſſung in Beierfeld und durch Veröffentlichung der Ein- 
tragung bezüglich des Charakters ihrer Beierfelder Niederlaſſung 
öffentlich erklärt habe. Dieſer Auffaſſung der Vorinſtanz iſt 
beizutreten geweſen und zwar ſowohl für die Geltungszeit des 
alten, als auch des neuen H. G. B. (Wird näher begründet.) 
VI. C. S. i. S. Frank c. Aktiengeſellſchaft Dresdener Gas⸗ 
motorenfabrik vormals Hille vom 3. März 1902, Nr. 10/1902 VI. 

25. Art. 339 des alten H. G. B. Kauf auf Probe. 

Die Bekl. kaufte im November 1899 vom Kl. eine Farb⸗ 
maſchine mit der Beſtimmung, daß, wenn ihr die Maſchine 
aus irgend einem Grunde nicht konveniren ſollte, ihr das Recht 
zuſtehen ſollte, ſie innerhalb 6 Wochen nach Ablieferung zu 
„retourniren“. Die Maſchine wurde von dem Kl. am 27. Fe⸗ 
bruar 1900 abgeſendet und traf bei der Bekl. am 5. März ein. 
Die Bekl. hat die Maſchiue nicht zurückgeſchickt, aber am 26. 
und 29. Mai 1900 Briefe an den Kl. geſchrieben, in denen 
ſie eine Verweigerung der Genehmigung erblickt. — Das 
B. G. führt aus, daß ein Kauf auf Probe im Sinne von 
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Art. 339 des H. G. B. nicht vorliege, ſondern „ein unter 
der auflöfenden Bedingung eines äußeren Handelns der Bekl. 
geſchloſſener Kaufvertrag, der allerdings von ihrer Willkür 
abgehangen habe“; dabei läßt es dahingeſtellt, ob unter dem 
„Retourniren“ eine Zurückſendung der Maſchine oder nicht 
vielmehr ein bloßes „Refüſiren“, eine Zurückweiſung der 
Maſchine zu verſtehen ſei. Im Hinblick auf jene Auffaſſung 
des zwiſchen den Parteien abgeſchloſſenen Vertrags beurtheilt 
es die geſammten rechtlichen Beziehungen der Parteien zu ein⸗ 
ander nach dem ſächſiſchen B. G. B. und gelangt in dieſer Weiſe, 
nachdem es feſtgeſtellt hat, daß die zweite, im April 1900 erbetene 
und bewilligte 6 woͤchige Probefriſt mit dem 17. dieſes Monats 
zu laufen begonnen hatte, zu der Annahme, daß dieſe Friſt mit 
dem 29. Mai abgelaufen ſei und daß eine Erklärung der Bekl., 
ſie lehne es ab, die Maſchine zu behalten, nur dann wirkſam 
hätte ſein können, wenn ſie ſpäteſtens an jenem Tage bei dem 
Kl. eingetroffen wäre. Von den beiden in Betracht kommenden 
Erklärungen enthalte aber der Brief vom 26. Mai 1900 nicht 
eine ſolche Ablehnung, während der Brief vom 29. Mai 
zeitigſtens erſt am folgenden Tage in den Beſitz des Kl. gelaugt 
ſein könne, mithin verſpätet ſei. Dieſen rechtlichen Ausführungen 
des B. G. kann nicht beigetreten werden, weil die Annahme, 
daß der zwiſchen den Parteien abgeſchloſſene Vertrag ein Kauf 
auf Probe im Sinne. von Art. 339 des H. G. B. nicht ſei, 
rechtsirrthümlich iſt. (Wird näher begründet.) Das B. U. iſt 
aufrecht erhalten, weil eine Verweigerung der Genehmigung nicht 
vorliege. VI. C. S. i. S. Hoffmann c. Krückels vom 10. März 
1902, Nr. 430/1901 VI. 

26. Art. 324 a. H. G. B. Erfüllungsort der Ver⸗ 
pflichtung eines Bürgen. 

Es kommt auf die Frage an, ob der Bekl., der als Agent 
der Kl. für deren Handelsgewerbe Geſchäfte vermittelt und 
durch ſchriftliche Urkunde vom 26. Oktober 1899 für alle bis⸗ 
herigen und zukünftigen Geſchäfte zwiſchen den Firmen D., N. 
und K. in Leipzig und der Kl. dieſer gegenüber das Delkredere 
übernommen hat, an dem zwiſchen der Kl. und den Haupt⸗ 
ſchuldnern vereinbarten Erfüllungsort Pferſee⸗Augsburg zu er- 
füllen verpflichtet iſt. Der Reviſion kann darin nicht beigetreten 
werden, daß der Bekl., weil er als Agent Delkredere übernommen 
hat, an dem für ihn als Agenten maßgebenden Erfüllungsort 
zu leiſten habe. Durch Uebernahme des Delkredere ſchloß der 
Bekl. einen beſonderen Vertrag ab, und der Erfüllungsort für 
die aus dieſem Bürgſchaftsvertrag entſpringenden Verpflichtungen 
kann von dem Erfüllungsort des Agenten verjchieden fein. 
Andererſeits kann nicht ſchon lediglich aus der acceſſoriſchen 
Natur des Bürgſchaftsvertrages die Unterwerfung deſſelben unter 
das für die Hauptſchuld maßgebende örtliche Recht und die 
Verpflichtung des Bürgen, am Wohnſitze des Hauptſchuldners 
zu erfüllen, gefolgert werden. Neben dem Entſtehungsgrunde 
der Hauptobligation ſteht der Bürgſchaftsvertrag als ein ſelbſt⸗ 
ſtändiges Rechtsgeſchäft. Der Rechtsſatz, daß der Bürge in 
demſelben Umfange haftet, wie der Hauptſchuldner, betrifft 
den Gegenſtand und Inhalt der geſchuldeten Leiſtung, recht- 
fertigt aber für ſich allein nicht den Schluß, auch für die 
ſubjektiven Beziehungen die Bürgſchaft dem für die Hauptſchuld 
maßgebenden örtlichen Rechte, insbeſondere dem Erfüllungsort 
des Hauptſchuldners zu unterwerfen (vergl. Entſch. des R. G. 
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in Civilſachen Bd. 34 S. 15 ff., Urtheil des IV. C. S. vom 
28. November 1892, Juriſtiſche Wochenſchrift 1893 S. 99 Nr. 22). 
Der Bekl. iſt Kaufmann. Die von ihm am 26. Oktober 1899 
übernommene, nach altem Recht zu beurtheilende Bürgſchaft iſt 
Handelsgeſchäft. Es greift daher der Art. 324 des Allgem. 
Deutſch. H. G. B. Platz, deſſen Abſatz 1 vorſchreibt, daß die 
Erfüllung des Handelsgeſchäfts an dem Orte geſchehen muß, 
welcher im Vertrage beſtimmt oder nach der Natur des Ge— 
ſchäfts oder der Abſicht der Kontrahenten als Ort der Erfüllung 
anzuſehen iſt. Nach Abſ. 2 hat der Verpflichtete, wenn es an 
dieſen Vorausſetzungen fehlt, an dem Orte zu erfüllen, an 
welchem er zur Zeit des Vertragsabſchluſſes ſeine Handels- 
niederlaſſung oder in deren Ermangelung ſeinen Wohnort hatte. 
In der Urkunde vom 26. Oktober 1899, in welcher der Bekl. 
die Bürgſchaft übernommen hat, iſt eine Vereinbarung über den 
Erfüllungsort des Bürgen nicht enthalten. Daß die Natur des 
Geſchäfts auf einen beſonderen Erfüllungsort hinweiſen ſollte, 
iſt nicht anzunehmen, da es ſich lediglich um eine Zahlungs- 
verpflichtung handelt, der Bekl. daher verpflichtet iſt, auf ſeine 
Gefahr und Koſten die Zahlung der Kl. nach Pferſee⸗Augsburg 
zu übermachen. (Art. 325 des H. G. B.) Es wird ſich daher, 
wenn die Kl. nicht geltend macht, eine mündliche Verabredung 
über den Erfüllungsort der Bürgſchaft mit dem Bekl. getroffen 
zu haben, nur darum handeln, feſtzuſtellen, ob nach der Abſicht 
der Parteien beim Vertragsabſchluß Pferſee⸗Augsburg als Ort 
der Erfüllung anzuſehen iſt. III. C. S. i. S. Gerhardt 
c. Bemberg vom 14. Februar 1902, Nr. 401/1901 III. 

27. Art. 343. Unzuläſſigkeit des Selbſthilfeverkaufs durch 
die Bahnverwaltung. 

Die Ausführung der Reviſion, daß ein durch die Eifen- 
bahnverwaltung bewirkter Verkauf, auch wenn er öffentlich 
erfolgt iſt, nicht als ein ordnungsmäßiger Selbſthilfeverkauf im 
Sinne des Art. 343 des H. G. B. anzuſehen ſei, iſt zutreffend. 
Unter dieſem kann nur ein ſolcher verjtauden werden, welcher 
durch einen Handelsmakler oder einen zu Verſteigerungen befugten 
Beamten bewirkt wird. (Entſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. 5 S. 94 flgd.) Der öffentliche Verkauf gewährt nur dann 
die vom Geſetz im Intereſſe des Käufers für erforderlich erachtete 
Sicherheit, wenn in Bezug auf Sachkunde und Unparteilichkeit 
der den Verkauf leitenden Perſönlichkeit die nöthigen Garantien 
geboten find. Der den Verkauf leitende Beamte muß deshalb 
insbeſondere ein unparteiiſcher Dritter ſein. Dies trifft nicht 
zu, wenn der Verkauf durch einen Augeſtellten der Eiſenbahn⸗ 
verwaltung bewirkt iſt, welche die ihr als Frachtführerin zu⸗ 
ſtehenden Rechte wahrnimmt. (Urtheil des R. G. vom 
18. Mai 1895, Rpt. I 56/95.) Hiermit iſt indeſſen die Frage, 
ob der ſtreitige Anſpruch des Kl. für begründet zu erachten iſt, 
noch nicht entſchieden. Im Falle des Art. 343 des H. G. B. 
bildet der Selbſthilfeverkauf für den Verkäufer ein Mittel zur 
Befreiung von der Aufbewahrungspflicht, nicht aber die Vor- 
bedingung für die Erhaltung der Rechte, welche dem Verkäufer 
aus dem Annahmeverzuge des Käufers und dem zwiſchen beiden 
beſtehenden Vertragsverhältniſſe erwachſen. Jene Frage iſt 
vielmehr nach den hier maßgebenden Grundſätzen des Preußiſchen 
Landrechts, insbeſondere in Anwendung des § 271 Thl. 1 Tit. 5 
in Verbindung mit den §§ 98, 102, 103, 104 Thl. 1 Tit. 11 
des A. L. R. zu entſcheiden. Dabei iſt zu berückſichtigen, daß 
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für das Maß der Sorgfalt, welche der Kl. bei der ihm 
obliegenden Aufbewahrung der Waare anzuwenden hatte, — da 
das in Rede ſtehende Geſchäft der Parteien (auch) auf ſeiner 
Seite ein Handelsgeſchäft war, — nach Art. 282 des H. G. B. 
zu beſtimmen iſt. Hiernach wird, — indem zugleich zu 
erörtern ſein wird, ob der Verkauf des Eiſes in der That auf 
Betreiben des Kl. ſtattgefunden hat oder nicht vielmehr, weil 
das Eis nicht abgenommen wurde, durch die Bahnverwaltung 
veranlaßt worden iſt, — zu prüfen ſein, ob der Verluſt der 
Waare unter den obwaltenden Umſtänden auf ſchuldhaften 
Annahmeverzug des Bekl. oder auf ein Verſchulden des Kl. im 
Sinne des § 98 Thl. I Tit. 11 des A. L. R. zurückzuführen 
iſt. VII. C. S. i. S. Brandt c. Poll vom 28. Jauuar 1902, 
Nr. 418/1901 VII. 

Gerichtskoſtengeſetz. 

28. § 98. 

Aus der Entwicklung der Rechtsverhältniſſe am Fürſtlich 
Waldeck'ſchen Domanialvermögen ſeit 1849 (vergl. Böttcher, 
Staatsrecht des Fürſtenthums Waldeck in Marquardſens Hand— 
buch Bd. III 2. Halbbd., Abtheilung 1 S. 155) insbeſondere 
aus dem Rezeſſe vom 16. Juli 1853 zu § 26 der Waldeck'ſchen 
Verfaſſungsurkunde (Regierungsblatt von 1856 S. 127 ff.), 
ergiebt ſich, daß das Domanium in erſter Linie zur Beſchaffung 
des ſtandesgemäßen Unterhalts Seiner Durchlaucht des Fürſten 
als Landesherrn dient, daß hierzu nicht erforderliche Ueberſchüſſe 
zu allgemeinen Staatszwecken zu verwenden find, daß zu be- 
ſtimmten Verwaltungsakten die Zuſtimmung der Stände des 
Fürſtenthums erforderlich iſt und dieſe auch bei der Verwendung 
der Ueberſchüſſe mitzuwirken haben. Hiernach erſcheint das 
Domanialvermögen als ſolches nicht als Privatvermögen des 
Fürſten und des Fürſtlichen Hauſes, ſondern mit der gegebenen 
Beſchränkung als Staatsgut. Hieran haben auch die ſogenannten 
Acceſſionsverträge, insbeſondere der letzte derſelben vom 2. März 
1887 (Regierungsblatt S. 21) nichts geändert. Dieſelben 
wahren ebenſo die Selbſtſtändigkeit Waldecks als Deutſcher 
Bundesſtaat (vergl. auch Art. 1 und 6 der Verfaſſung des 
Deutſchen Reichs), als die beſtehenden Rechtsverhältniſſe an dem 
Domanialvermögen, wenn die Erträgniſſe deſſelben auch zeitweiſe 
in ihrem ganzen Umfange zur Beſchaffung des ſtandesgemäßen 
Unterhalts des Landesherrn Verwendung finden. Art. 1 und 9 
des genannten Acceſſionsvertrags. (Vergl. hierzu auch die 
Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 3 S. 411. Entſch. des 
IV. Strafſenats in der Strafſache Reichelt vom 25. Februar 
1898.) Mit Recht macht daher RE. geltend, daß in dem vor⸗ 
liegenden Rechtsſteite gemäß § 98 des G. K. G., wonach die 
Bundesſtaaten in dem Verfahren vor dem R. G. von Zahlung 
von Gebühren befreit find, Gerichtsgebühren für die Reviſions⸗ 
inſtanz nicht anzuſetzen waren und iſt der Gerichtsgebühren⸗ 
anſatz in Höhe von 600 Mark aufzuheben. Zu den Gerichts 
gebühren im Sinne des § 98 des G. K. G. gehören aber nicht 
auch die Auslagen einſchließlich der Schreibgebühren, wie in 
der diesſeitigen Entſcheidung vom 8. April 1885 (abgedruckt 
in Blum's Annalen Bd. 2 S. 35) unter Bezugnahme auf 
den Sprachgebrauch des G. K. G. und die Motive zu § 98 
dieſes Geſetzes ausgeführt iſt. Beſchluß des III. C. S. i. S. 
Fürſtlich Waldeckſches Domanium c. Waiſenhaus in Nieder- 
wildungen vom 11. März 1902, Nr. 214/1901 III. 
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Militärpenſionsgeſetz in der Faſſung des Art. 12 
des Reichsgeſetzes vom 22. Mai 1873. 

29. 5 107. 

Seit Geltung des vorerwähnten Reichsgeſetzes muß den als 
Büreauaſſiſtenten im Kommunaldienſt angeſtellten Militär- 
anwärtern die Militärdienſtzeit in gleicher Weiſe bei der 
Erm ittelung der Penfion, alſo auch bei der Feſtſtellung der 
Mindeſtdienſtzeit für die Erwerbung des Anſpruchs auf 
Ruhegehalt, als penſionsfähige Dienſtzeit in Anrechnung gebracht 
werden. Wenn dem gegenüber in einem von der Kommune er⸗ 
laſſenen Statute beſtimmt iſt, daß den als Sekretären oder als 
Büreauaſſiſtenten zur Anſtellung gelangenden Militäranwärtern 
die Militärdienſtzeit „mit der Maßgabe“ auf die penfionsfähige 
Dienſtzeit in Anrechnung gebracht werde, daß ſie erſt, nach⸗ 
dem fie ſich zehn Jahre im Gemeindedienſte be- 
funden, Anſpruch auf Gewährung von Ruhegehalt 
haben, ſo ſteht dieſe „Maßgabe“ mit dem § 107 des 

Wlitärpenſionsgeſetzes neuer Faſſung im Widerſpruche und iſt 
deshalb nach Art. 2 der Verfaſſungsurkunde für das Deutſche 
Reich rechts ungültig. Dem Ehemanne der Kl. hätte daher 
bei ſeinem Tode, da er eine mehr als dreizehnjährige Militär⸗ 
dienſtzeit zurückgelegt hatte, ein Recht auf Ruhegehalt gegen die 
Bekl. zugeſtanden, wenn er in dieſem Zeitpunkte wegen Dienit- 
unfähigkeit in den Ruheſtand verſetzt worden wäre. Deshalb iſt 
auch ſeine Wittwe, die Kl., zum Bezuge von Wittwengeld be⸗ 
rechtigt. Das angefochtene Urtheil iſt demgemäß deshalb auf⸗ 
zuheben, weil es den § 107 des Militärpenſionsgeſetzes neuer 
Faſſung durch Nichtanwendung verletzt. Der vorſtehend aus⸗ 
geſprochene Rechtsſatz iſt ausführlich begründet. III. C. S. 
i. S. Wittwe Büreauaſſiſtent Rademacher c. Stadtgemeinde 
Rixdorf vom 4. Februar 1902, Nr. 379/1901 III. 

Geſetz, betreffend die Anfechtung von Rechts- 
handlungen eines Schuldners außerhalb des Konkurs⸗ 
verfahrens vom 21. Juli 1879. 

30. 8 3. 

Die Anfechtung, wie fie durch das Anf. G. geſtaltet worden 
iſt, verfolgt lediglich den Zweck, für den Gläubiger das rechtliche 
Hinderniß zu beſeitigen, welches der von ihm zu betreibenden 
Zwangsvollſtreckung in das durch die angefochtene Rechtshandlung 
des Schuldners aus deſſen Vermögen ausgeſchiedene Vermögens⸗ 
ſtück eben dadurch erwächſt, daß dieſes Vermoͤgensſtück rechtlich 
nicht mehr zum Vermögen des Schuldners, ſondern einer anderen 
Perſon gehört und dadurch dem Zugriff des Gläubigers rechtlich 
entzogen iſt. Um dieſen Zweck zu erreichen, iſt nicht erforderlich, 
daß die Rechtshandlung (das Rechtsgeſchäft) abſolut beſeitigt, 
das heißt auch im Verhältniß zwiſchen dem Schuldner und dem 
Anfechtungsgegner und in feiner Beziehung zu anderen Perſonen 
aufgehoben werde, vielmehr genügt es, wenn ihm dem an⸗ 
fechtenden Gläubiger gegenüber ſeine Wirkung entzogen wird, 
nämlich diejenige Wirkung, welche darin beſteht, daß der 
Gegenſtand der Rechtshandlung aus dem Vermögen des 
Schuldners in das des Anfechtungsgegners übergegangen iſt. 
Die Rückgewähr des Empfangenen, welche der Anfechtungs⸗ 
gegner nach § 7 des Anf. G. zu bewirken hat, erſchoͤpft oder 
erledigt ſich daher in der Regel oder doch jedenfalls ſehr oft mit 
dem Ausſpruch des Richters, daß der Anfechtungsgegner die 
Zwangsvollſtreckung wegen der dem Anfechtenden zuſtehenden 
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Forderung in das durch die angefochtene Rechtshandlung aus 
dem Vermögen des Schuldners weggegebene Vermögensſtück zu 
dulden habe. Ueber dieſen Rahmen hinaus reicht das An⸗ 
fechtungsverfahren nicht; die Maßnahmen der Zwangsvollſtreckung 
ſind nicht in dieſem Verfahren, ſondern in dem regel⸗ und 
ordnungsmäßigen Zwangsvollſtreckungsverfahren zu beantragen, 
anzuordnen und auszuführen. Das Anfechtungsverfahren ebnet 
nur den Weg hierzu in Geſtalt des im Vorſtehenden bezeichneten 
richterlichen Ausſpruchs. Auf dieſem Standpunkt hat die 
Rechtſprechung des R. G. von jeher geſtanden (vergl. Entſch. 
des R. G. Bd. 9 S. 71 ff., Bd. 10 S. 10) und nur in Bezug 
auf den Fall, daß der weggegebene Vermögensgegenſtand von 
Anfang an in Geld beſtanden hat oder daß an ſeine Stelle in 
der Hand des Anfechtungsgegners durch Veräußerung oder 
ſonſtige Rechtshandlungen ein Geldbetrag getreten iſt, iſt es für 
zuläffig erachtet worden, daß anſtatt der Verurtheilung des 
Anfechtungsgegners zur Duldung der Zwangsvollſtreckung in 
das Geld dieſer unmittelbar zur Zahlung des Geldes an den 
anfechtenden Gläubiger verurtheilt werde. Wendet man dieſe 
Grundſätze auf den vorliegenden Fall an, jo ergiebt ſich, daß 
der Klageantrag unter Ziffer 2, mit dem begehrt wird, die 
Bekl. zu verurtheilen, den Grundſchuldbrief über die Grund⸗ 
ſchuld von 30 000 Mark an die Kl. herauszugeben und in deren 
Umſchreibung auf den Namen der Kl. bei dem Grundbuchamt 
zu willigen, über das hinausgeht, was der anfechtende Gläubiger 
im Anfechtungsverfahren von dem Anfechtungsgegner fordern 
kann. Der Klageantrag unter Ziffer 2 war daher unzuläſſig 
und die Vorderrichter durften ihm nicht ſtattgeben. VII. C. S. 
i. S. Krüger c. Handelsgeſellſchaft Meyer Cohn vom 28. Fe⸗ 
bruar 1902, Nr. 1/1902 VII. 

Unfallverſicherungsgeſetz vom 6. Juli 1884 $ 8. 
Gewerbeunfallverſicherungsgeſetz vom 30. Juni 1900 
§§ 25 — 27, ſog. Mantelgeſetz vom 30. Juni 1900. 
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Nach den Unfallverſicherungsgeſetzen wird die Verpflichtung 
der eingeſchriebenen Hülfskaſſen ſowie der ſonſtigen Kranken ⸗, 
Sterbe-, Invaliden⸗ und anderen Unterſtützungskaſſen, den von 
Unfällen betroffenen Arbeitern ſowie deren Angehörigen und Hinter⸗ 
bliebenen Unterſtützungen zu gewähren, ſowie die Verpflichtung 
von Gemeinden oder Armenverbänden zur Unterſtützung hülfs⸗ 
bedürftiger Perſonen durch einen gleichzeitig gegen eine Berufs⸗ 
genoſſenſchaft begründeten gleichartigen Unterſtützungsanſpruch 
nicht berührt. Zur Vermeidung mehrfacher Entſchädigungs⸗ 
zahlungen für denſelben Unfall tritt jedoch die Unterſtützung 
durch die Kaſſen, Gemeinden und Armenverbände nur vorläufig 
ein, während endgültig die Unfallentſchädigung von der Berufs ⸗ 
genofſenſchaft getragen wird (Entſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. 25 S. 123 ff.). Die Kaſſen haben demgemäß den Verletzten 
die ihnen obliegenden Leiſtungen zu gewähren, es ſteht ihnen 
aber ein Anſpruch auf Erſtattung der verauslagten Unter- 
ſtützungen aus den Unfallrenten zu. ($ 8 des Unfallverſicherungs⸗ 
geſetzes Abſ. 1 Satz 2.) Das Gewerbeunfallverſicherungsgeſetz 
vom 30. Juni 1900 hat nun in feinen $$ 25 — 27, welche 
für die dieſem Geſetz unterworfenen Betriebe nach § 25 Abſ. 2 
des ſog. Mantelgeſetzes vom 30. Juni 1900 (R. Geſ. Bl. S. 345) 
am 1. Januar 1902 an die Stelle des § 8 des Unfallverfiherungs- 
geſetzes getreten find, den Anſpruch der Kaſſen, Gemeinden und 
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Armenverbände auf den Erſatz ihrer Aufwendungen anderweitig 
geregelt. Die Kafſen haben von nun ab den Berechtigten die 
dieſen ihnen gegenüber zuſtehenden Anſprüche unverkürzt zu 
erfüllen, ſo daß ein Streit über die Aufrechnung von Kaſſen⸗ 
leiſtungen auf die Unfallrente wegen der nach dem 1. Januar 1902 
fällig gewordenen Leiſtungen zwiſchen dem Entſchädigungs⸗ 
berechtigten und den Kaſſen nicht mehr möglich iſt. Die Frage, 
welcher Erſatz den Kaſſen für die von ihnen geleiſteten Unter⸗ 
ſtützungen zu gewähren iſt, kann allerdings zwiſchen der Kaſſe 
und der Berufsgenoſſenſchaft ſtreitig werden. Streitigkeiten 
zwiſchen dieſen über den Anſpruch auf Ueberweiſung von Renten⸗ 
beträgen werden aber nach § 26 Abſ. 2 des Gewerbeunfall⸗ 
verſicherungsgeſetzes nicht von den ordentlichen Gerichten, ſondern 
im Verwaltungsſtreitverfahren entſchieden. V. C. S. i. S. 
Allgemeiner Knappſchaftsverband zu Bochum c. Tontara vom 
1. März 1902, Nr. 410/1901 V. 

Patentgeſetz vom 7. April 1891. 

32. Weder im Patentgeſetze noch in ſonſtigen Rechts- 
vorſchriften iſt der Satz begründet, daß der Inhaber eines 
Patents, wenn und ſoweit er ein anderes Patent als nichtig 
anfechten könnte, auf die Erhebung der Nichtigkeitsklage an⸗ 
gewieſen ſei und den Schutz ſeines Patentes nicht auch auf 
dem Wege anſtreben dürfe, daß er die Nichtigkeit des entgegen⸗ 
ſtehenden Patents auf ſich beruhen läßt und ſich mit der 
Geltendmachung ſeiner Abhängigkeit begnügt. Rechtsirrthümlich 
iſt es auch, wenn das B. G. der Entſcheidung des Patentamts 
im Einſpruchverfahren Rechtskraftwirkung außerhalb dieſes Ver⸗ 
fahrens zuſchreibt. Das Patentamt hat in dieſem Verfahren 
nur darüber zu entſcheiden, ob und in welchem Umfange das 
nachgeſuchte Patent zu ertheilen oder zu verweigern ſei. Für 
Begründung und Inhalt des ertheilten Pateuts iſt allerdings 
der Ausſpruch des Patentamts ausſchließlich maßgebend, über 
das Verhältniß aber, in welchem verſchiedene Patente zu ein⸗ 
ander ſtehen, und die Frage, ob und inwieweit die Ausnutzung 
eines Patentes in das beſtehende Recht aus einem älteren Patent 
eingreife, iſt nicht das Patentamt, ſondern ſind allein die ordent⸗ 
lichen Gerichte zu entſcheiden berufen (Entſch. des R. G. in 
Civilſachen Bd. 33 S. 161). Wenn daher der den Einſpruch 
gegen das Patent 108 715 zurückweiſende Beſchluß der Be⸗ 
ſchwerdeabtheilung des Patentamts auch in dem von der Vor⸗ 
inſtanz angenommenen Sinne ausgelegt werden müßte, ſo würde 
doch der mit der Prüfung der Abhängigkeitsfrage befaßte ordent- 
liche Richter dadurch nicht verhindert, vielmehr trotzdem verpflichtet 
ſein, ſelbſtſtändig darüber zu befinden, ob zwiſchen den im 
Patente der Bekl. verwendeten und den im klägeriſchen 
Patente geſchützten Mitteln das Verhältniß der Aequivalenz 
beſtehe. I. C. S. i. S. Deutſche Mutoſkop⸗ und Biograph⸗ 
Geſellſchaft e. Kosmoſkop⸗ e vom 19. Februar 1902, 
Nr. 358/1901 J. 

33. 88 20, 23. 

Das Pat. G. beſtimmt in § 20 Abf. 3, daß bis zu dem 
Beſchluſſe über die Bekanntmachung der Anmeldung Abände⸗ 
rungen der darin enthaltenen Angaben zuläſſig find. Damit 
iſt mittelbar ausgeſprochen, daß ſolche Abänderungen in einem 
ſpäteren Zeitpunkte nicht mehr zuläſſig ſind. Mag man nun 
dieſe Beſtimmung (mit Kohler, Handbuch des Patentrechts 
S. 290) an ſich nur als eine bloße Ordnungsvorſchrift auf- 


faſſen, die das Patentamt zwar befugt, eine ſpätere Aenderung 
zurückzuweiſen, die aber, wenn dies nicht geſchehen iſt, weitere 
Nachtheile für den Patentſucher nicht zur Folge hat, ſo bleibt 
doch immer eine zweite geſetzliche Norm zu beachten (worauf 
auch Kohler an der angeführten Stelle, ſowie auf S. 755 in 
dieſem Zuſammenhange hinweiſt). Es iſt die in § 23 gegebene 
Vorſchrift, daß jeder Patentertheilung ein Aufgebotsverfahren 
vorhergehen muß, wodurch jedermann Gelegenheit gegeben werden 
ſoll, der Ertheilung zu widerſprechen. Liegt eine Nichtüberein⸗ 
ſtimmung zwiſchen der veröffentlichten Anmeldung und dem 
Ertheilungsbeſchluſſe vor, die den ganzen Patentgegenſtand 
erfaßt, ſo kann ein Patent überhaupt nicht als ertheilt gelten, 
„weil, was gewährt, nicht öffentlich begehrt, und was öffentlich 
begehrt, nicht gewährt worden war“. I. C. S. i. S. Thomas 
und Prévoſt und Gen. c. Durſt und Krey und Gen. vom 
12. Februar 1902, Nr. 343/1901 J. 

34. 8 10. 

Sowohl für den von den ordentlichen Gerichten zu ent⸗ 
ſcheidenden Patentverletzungsſtreit, wie für das in den 88.28 ff. 
des Pat. G. geregelte Verfahren wegen Erklarung der Nichtigkeit 
oder wegen Zurücknahme eines Patents bildet es eine von Amts⸗ 


wegen zu prüfende Vorfrage, ob ein von der zuſtändigen Be⸗ 


hörde in den geſetzlich vorgeſchriebenen Formen ertheiltes Patent 
vorhanden iſt. Mag dieſe Vorfrage auch in vielen Fällen wegen 
des öffentlichen Glaubens, den die Behörden genießen, und 
wegen der für die Geſetzmäßigkeit ihres Handelns ſprechenden 
Vermuthung lediglich auf Grund der gedruckten Patentſchrift 
als im bejahenden Sinne erledigt betrachtet werden, ſo ändert 
das doch nichts daran, daß, wenn in einem gegebenen Falle 
Bedenken nach dieſer Richtung hin durch die Parteiangaben 
oder den Akteninhalt nahe gelegt werden, die Vorfrage beſonders 
geprüft und entſchieden werden muß. Wird ſie verneint, ſo wird 
im Patentverletzungsprozeſſe die Klage auf Unterſagung oder 
Schadeuserſatz abzuweiſen, im Nichtigkeitsverfahren aber wird 
auf Vernichtung des Scheinpatents zu erkennen ſein, obſchon 
§ 10 des Pat. G. dieſen Fall nicht vorſieht. Vergl. Urtheil bei 
voriger Nummer. 

35. 8 4. 

Daß Licenzverträge mit dem Inhalte geſchloſſen werden 
können, daß fie, auch wenn das Patent ſich als nichtig heraus⸗ 
ſtellen und ſomit ein Erfinderrecht des Licenzgebers in Wirk⸗ 
lichkeit nicht beſtehen würde, doch ganz oder zum Theil aufrecht 
erhalten bleiben ſollten, kann einem gegründeten Zweifel nicht 
unterliegen; vergl. Kohler, Handbuch des Patentrechts, S. 592. 
I. C. S. i. S. Blumer c. Hagenau & Co. vom 19. Februar 
1902, Nr. 360/1901 J. 

36. $$ 10, 28. 

Wäre es der Bekl. vor der Anmeldung gelungen, ein be⸗ 
ſtimmtes — dann aber auch genau zu beſchreibendes — Ver⸗ 
fahren zur Herſtellung von matten Walzen anzugeben, wie ſie 
es jetzt vor mehreren Monaten gefunden haben will, ſo hätte 
hierin eine patentfähige Erfindung gelegen ſein können. Das 
aber enthält die Anmeldung nicht; ſie beſagt nichts weiter, als 
was ſchon bekannt war, daß man, um den Hochglanz zu ver⸗ 
meiden, Metallwalzen mit mattirter Oberfläche verwenden müſſe. 
Die Patentanmeldung enthielt alſo lediglich die Stellung der 
Aufgabe, um deren Löſung es ſich handelte; die Löſung ſelbſt 
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enthielt fie nicht, weil die Bekl. die Mittel, welche zur Löſung 
dienten, damals noch nicht kannte, ſondern ſie erſt nachträglich, 
vor einigen Monaten nach ihrer Behauptung, gefunden hat, 
während die Anmeldung der angeblichen Erfindung bereits im 
Juli 1899 erfolgt iſt. Somit war das, was der Gegenſtand 
des Patentes geweſen iſt, zur Zeit der Anmeldung von 
der Beklagten noch gar nicht gefunden; es konnte deshalb auch 
nicht bekannt gegeben und unter Schutz geſtellt werden. Nach 
der Löſung der Aufgabe wurde geſucht; gefunden wurde fie 
nach der Angabe des Vorſtands der Bekl. erſt in jüngſter 
Zeit. Das Patent iſt deshalb mit Recht vernichtet worden. 
IJ. C. S. i. S. Bunt und Luxuspapierfabrik Goldbach 
c. Kleinewefer vom 24. Februar 1902, Nr. 356/1901 J. 

Geſetz zum Schutz der Waarenbezeichnungen vom 
13. Mai 1894. 

37. 88 12, 14. 

Die Reviſion rügt Verletzung der 88 12 und 14 des 
Geſetzes zum Schutz der Waarenbezeichnungen vom 12. Mai 1894 
mit der Behauptung, daß das B. G. den § 12 a. a. O. rechts⸗ 
irrthümlich nicht für anwendbar erachtet habe, ſoweit der Bekl. 
das von der Kl. mit ihrem Waarenzeichen verſehene und ver⸗ 
kaufte Cölniſche Waſſer unter dem Colner Ladenpreiſe ver⸗ 
kaufe, deſſen Einhaltung die Kl. allen ihren Abnehmern zur 
Pflicht und zur Bedingung des Weiterverkaufs mache. Dieſe 
Rüge, die allerdings in Kent's Kommentar zum Schutz der 
Waarenbezeichnungen S. 259 o, 388 und S. 255 o, 382 eine 
Stütze findet, kann als gerechtfertigt nicht angeſehen werden. 
Vielmehr iſt der Auffaſſung des B. G. darin beizutreten, daß 
eine Verletzung des Zeichenrechts der Kl. darin nicht gefunden 
werden kann, wenn der Bekl. das von der Kl. mit ihrem Zeichen 
verſehene und ſo in den Verkehr geſetzte Cölniſche Waſſer unter 
dem für den Weiterverkauf den Abnehmern vorgeſchriebenen 
Cölner Ladenpreiſe verkauft. Zweck und Bedeutung der Waaren⸗ 
zeichen ergeben ſich klar aus dem Wortlaute des § 1 a. a. O. 

Hiernach dient das Waarenzeichen nur zur Unterſcheidung 
der Waaren des Zeicheninhabers von den Waaren Anderer; es 
iſt lediglich ein Urſprungs⸗ oder Unterſcheidungsmerkmal, das 
nur den Zweck hat, Verwechſelungen der Waaren des Zeichen⸗ 
inhabers mit den Waaren Anderer zu verhüten, aber nicht dazu 
beſtimmt iſt, rechtswidrige Verfügungen über die durch das 
Zeichen geſchützte Waare zu verhindern. Dafür, daß das Waaren- 
zeichen noch einem anderen Zwecke, als dem der Unter: 
ſcheidung dienen ſoll, und daß der Eingetragene kraft des 
Zeichenrechts berechtigt ſei, den Abnehmern der von ihm mit 
dem Zeichen verſehenen und ſo in Verkehr geſetzten Waare Be⸗ 
ſchränkungen hinfichtlich des weiteren Vertriebes der Waare, 
insbeſondere durch Fixirung des Verkaufspreiſes aufzuerlegen, 
enthält das Geſetz keinen Anhaltspunkt. Nach $ 12 a. a. O. 
hat die Eintragung eines Waarenzeichens die Wirkung, daß dem 
Eingetragenen ausſchließ lich das Recht zuſteht, Waaren der 
angemeldeten Art oder deren Verpackung oder Umhüllung mit 
dem Waarenzeichen zu verſehen, die ſo bezeichneten Waaren in 
Verkehr zu ſetzen, ſowie auf Ankündigungen u. |. w. das Zeichen 
anzubringen. Von dem Belieben des Eingetragenen hängt 
es ab, ob und inwieweit er von dieſen Rechten Gebrauch machen, 
insbeſondere ob er ſeinerſeits Waaren mit dem Zeichen verſehen 
und in Verkehr ſetzen und Anderen den Gebrauch des Zeichens 
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unterſagen will oder nicht. Er kann auf feine Unterſagungs⸗ 
befugniß zu Gunſten eines Anderen gänzlich verzichten; er hat 
aber auch unbedenklich das Recht, die Einräumung der Befugniß, 
Waaren mit ſeinem Zeichen zu verſehen und in Verkehr zu 
ſetzen, von Bedingungen und Vorausſetzungen abhängig zu 
machen. Ueberſchreitet dann der Dritte die ihm gezogenen 
Schranken dieſes Rechts, ſo gebraucht er das Zeichen unbefugt 
und verſtößt gleich demjenigen, der ohne jede Befugniß Waaren 
mit einem fremden Zeichen verſieht und in Verkehr ſetzt, gegen 
8 12 a. a. O., da in dem einen wie in dem anderen Falle die 
Waare objektiv rechtswidrig mit dem Zeichen verſehen und 
in Verkehr geſetzt wird. Iſt dagegen eine Waare, ſei es von 
dem Eingetragenen ſelbſt oder von einem hierzu ermächtigten 
Dritten, objektio rechtmäßig mit dem Zeichen verſehen und 
ſo in Verkehr geſetzt, ſo iſt damit die Wirkung des Zeichen⸗ 
rechts erſchöͤpft. Das Zeichenrecht gewährt dem Zeicheninhaber 
weder ein Verkaufsmonopol bezüglich der durch das Zeichen ge⸗ 
ſchützten Waaren noch einen beſonderen Schutz in Anſehung 
derjenigen Verträge, welche er bezüglich des weiteren Vertriebes 
der von ihm mit dem Zeichen verſehenen und ſo in Verkehr 
geſetzten Waaren mit ſeinen Abnehmern abſchließt. Vielmehr 
beſtimmen ſich die Wirkungen ſolcher Verträge ſowie die Rechts⸗ 
folgen ihrer Verletzung nach den allgemeinen Grundſätzen. Nach 
dieſen erzeugen aber Verträge keine Wirkung gegen Dritte. 
II. C. S. i. S. Johann Maria Farina c. Tietz vom 14. Fe⸗ 
bruar 1902, Nr. 406/1901 II. 

Geſetz, betreffend den unlauteren Wettbewerb, 
vom 27. Mai 1896. 

38. 8 20. 

Bei der Würdigung des Gebrauches des Wortes „Original“ 
vom Geſichtspunkt einer Verletzung des Geſetzes zum Schutze 
der Waarenbezeichnungen, vom 12. Mai 1894, geht das 
O. L. G. zutreffend davon aus, daß nur die in die Zeichenrolle 
des Patentamtes eingetragenen Worte Original Bullrich 
ohne figürlichen Schmuck als Wortzeichen und nicht etwa das 
ganze, ſich als Bild darſtellende Etikett der Kl. als ihr Waaren⸗ 
zeichen zu gelten habe. Die fernere Ausführung, daß dieſes 
Wortzeichen nur als verletzt angeſehen werden könne, wenn es 
in derſelben Kombination, durch Ausdruck der beiden Worte 
unmittelbar hintereinander „Original⸗Bullrich“ verwendet 
werde, erſcheint bedenklich. Nach dem Waarenzeichengeſetz iſt 
jedes eingetragene Waarenzeichen in gleicher Weiſe zu ſchützen 
und kann insbeſondere der Eintragung auch dann nicht die volle 
Wirkung verſagt werden, wenn, wie im vorliegenden Falle, das 
eingetragene Waarenzeichen in ſeinen einzelnen Theilen aus 
Freizeichen beſteht. Demgemäß würde an ſich eine Störung 
des durch die Eintragung begründeten Rechtes der Kl. auf den 
ausſchließlichen Gebrauch ihres Waarenzeichens nicht nur in dem 
Falle, daß ein Anderer genau das gleiche Waarenzeichen zur 
Bezeichnung der Herkunft derſelben Waaren benutzt, ſondern, 
wie Seitens der Rkl. mit Recht hervorgehoben wurde, auch 
dann vorliegen können, wenn ein Anderer das Waarenzeichen in 
ſolcher Weiſe benutzt, daß trotz vorhandener Abweichungen die 
Möglichkeit einer Verwechſelung im Verkehr und damit die 
Gefahr einer Täuſchung des Publikums über die Herkunft der 
Waare beſteht (§ 20 des Wettbewerbsgeſetzes). Vorausgeſetzt 
wird jedoch hierbei, daß ein Anderer die Worte, aus denen das 
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eingetragene Wortzeichen beſteht, ebenfalls als Waarenzeichen, 
insbeſondere als Wortzeichen benutzt. Hierzu iſt erforderlich, 
daß die einzelnen Worte des Zeichens bei deren Gebrauche 


Seitens eines Andern in einem erkennbaren Zuſammenhange 


unter einander ſtehen und in ihrem Zuſammenhange dieſelbe 
oder eine ähnliche Wortverbindung bilden, wie es bei dem ein⸗ 
getragenen Wortzeichen der Fall iſt. Dies wird für den gegen⸗ 
wärtigen Fall verneint. II. C. S. i. S. Bullrich c. Bullrich 
vom 28. Februar 1902, Nr. 417/1901 II. 

39. § 8. 

Mit Unrecht wird Seitens der Rkl. in der Begründung 
des angefochtenen Urtheils die Prüfung vermißt, ob nicht 
die Bekl. durch den Gebrauch des Wortes „Original“ 
gegen § 8 des Wettbewerbsgeſetzes verſtoße. In der Urtheils⸗ 
begründung iſt dargelegt, daß die Bekl. durch die Bezeichnung 
des von ihr hergeſtellten und vertriebenen Reinigungsſalzes als 
des echten oder allein echten Bullrichſalzes weder unwahre An- 
gaben vorbringe, noch eine Täuſchungsabſicht befolge, noch das 
Publikum irreleite, ſowie daß der Gebrauch der Bezeichnung 
des Salzes als des echten Bullrichſalzes nicht geeignet ſei, den 
Irrthum hervorzurufen, als ob das von ihr angebotene Salz 
das Erzeugniß desjenigen Bullrich ſei, der das Reinigungsſalz 
zuerſt hergeſtellt und in den Handel gebracht habe. Dieſe 
Ausführungen, durch welche das Vorhandenſein der Voraus⸗ 
ſetzungen für die Anwendung des Wettbewerbsgeſetzes und 
namentlich auch das Berechnet⸗ und Geeignetſein der Bezeich⸗ 
nung zu Verwechſelungen ($ 8 des Geſetzes) ohne Rechtsirrthum 
verneint wird, umfaſſen im Sinne des O. L. G. ſowohl die Be⸗ 
zeichnungen „das echte“ und „das allein echte“ Bullrichſalz als 
auch den Gebrauch des Wortes Original. Denn an anderer 
Stelle der Urtheilsbegründung iſt ausgeführt, daß das Wort 
Original nur zum Ausdruck bringe und bringen ſolle, daß das 
damit bezeichnete Reinigungs ſalz Originalwaare, nämlich eigenes 
Erzeugniß der gleichfalls auf ihren Etiketten angegebenen Firma 
der Bekl. C. W. Bullrich ſei. Hiernach hat das O. L. G. dem 
Worte „Original“ die gleiche Bedeutung wie dem Worte „echt“ 
beigemeſſen, was rechtlich nicht zu beanftanden iſt, und ohne 
Verſtoß rechtlicher Art entſchieden, daß die Bekl. durch den Ge⸗ 
brauch des Wortes „Original“ ebenſowenig wie durch den des 
Wortes „echt“ mit Beziehung auf die Bezeichnung Bullrichſalz 
die Beſtimmungen des Geſetzes zur Bekämpfung des unlauteren 
Wettbewerbes, vom 27. Mai 1896, verletzt. Siehe Urtheil 
bei voriger Nummer. 

II. Gemeines Recht. 

40. Irreviſibilität dieſes Rechtes im Bezirk des Kammer- 
gerichts. 

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß der Pachtvertrag, 
den die Wiesbadener Regierung vor dem Jahre 1900 über im 
Regierungsbezirke Wiesbaden belegene Mineralquellen mit einem 
in Dresden wohnhaften Pächter abgeſchloſſen hat, keinenfalls 
nach dem Pr. A. L. R., in Wirklichkeit aber nach dem damals 
im Regierungsbezirke Wiesbaden geltenden gemeinen Deutſchen 
Rechte zu beurtheilen iſt; wie denn auch das L. G. ſeiner Ent⸗ 
ſcheidung ausdrücklich dieſes Recht zu Grunde gelegt, und das 
Kammergericht in dieſer Beziehung keine abweichende Auffaſſung 
zu erkennen gegeben hat. Nun hat aber das gemeine Recht im 
Bezirke des Kammergerichts auch vor 1900 nirgends Geltung 
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gehabt, und iſt folglich nach der feſtſtehenden Rechtſprechung 
des R. G. für den vorliegenden Fall nicht revifibel. VI. C. S. 
i. S. Klauer c. Königl. Mineralbrunnen Siemens u. Co. vom 
6. März 1902, Nr. 423/1901 VI. 

41. Befugniß eines Teſtamentsvollſtreckers. 

Es ſteht in der Rechtſprechung des R. G. feſt, daß Mecklen⸗ 
burgiſche Hypothekenſcheine durch eine Blankoceſſion nicht zu 
Inhaberpapieren werden. Es kommt daher lediglich darauf an, 
ob am 17. Dezember 1894 der damalige Teſtamentsvollſtrecker K. 
berechtigt war, den klagend beanſpruchten, zur Nachlaßmaſſe des 
Rentners Ferdinand B. bezw. zum Erbtheil deſſen Sohnes 
Ferdinand B. gehörigen Hypothekenſchein dem Bekl. als Sicher⸗ 
heit zu cediren für ein von ihm ſelbſt für ſich aufgenommenes 
Darlehn. Das B. G. beantwortet dieſe Frage verneinend auf 
Grund des Inhalts des Teſtaments des Erblaſſers B. Dies 
entſpricht durchaus der Sachlage, da nach Gemeinem Recht die 
Rechte und Pflichten des Teſtamentsvollſtreckers ſich zunächſt nach 
dem Inhalt des Teſtaments, auf Grund deſſen der Teſtaments⸗ 
vollſtrecker ſeine Funktionen ausübt, richten (Entſch. des R. G. 
in Civilſachen Bd. 32 Nr. 39 S. 1526). Gemeinrechtlich iſt 
es zuläſſig, dieſe Befugniſſe derart zu beſchränken, daß ein Miß- 
brauch derſelben durch den Teſtamentsvollſtrecker nach Außen 
gegenüber Dritten unmöglich gemacht wird. So hat auch nach 
Gemeinem Recht (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 34 Nr. 47 
S. 225/6) ein Vater die Befugniß (insbeſondere auch zur Ab⸗ 
tragung von Schulden des Kindes) adventiliſche Forderungen 
des Kindes einzuziehen und zu cediren, indeſſen iſt die Ver⸗ 
pfändung einer zum Vermögen des Kindes gehörigen Hypothek 
durch den Vater für eine eigene Schuld des Letzteren und die 
Ceſſion einer ſolchen Forderung durch den Vater zur Tilgung 
einer eigenen Schuld des Letzteren ungültig. Ebenſo iſt es 
gemeinrechtlich zuläſſig (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 46 
Nr. 52 S. 211), daß eine ertheilte Vollmacht nach dem aus⸗ 
drücklich oder ſtillſchweigend erklärten Willen des Machtgebers 
nicht auch für ſolche Fälle Geltung haben ſoll, wo das Intereſſe 
des Bevollmächtigten demjenigen des Machtgebers widerſtreitet. 
Es iſt daher auch die dem Teſtamentsvollſtrecker durch das 
Teſtament nach der Feſtſtellung des B. G. auferlegte Verfügungs⸗ 
beſchränkung für gültig und demgemäß die Verfügung des 
Teſtamentsvollſtreckers K. über den fraglichen Hypothekenſchein 
zu eigenem Nutzen für ungültig zu erachten. — Dieſe Ent⸗ 
ſcheidung widerſtreitet nicht dem Urtheil des erkennenden Senats 
vom 19. Oktober 1897 III 143/97 in Sachen Knitſchki's Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker wider Vorſchußverein Roſtock (Jur. Wochenſchrift 
1897 S. 614 Ziff. 34), da der letzteren Sache ein anderer 
Thatbeſtand unterlag. III. C. S. i. S. Vorſchußverein Roſtock 
c. Burchard vom 11. März 1902, Nr. 446/1901 III. 

42. Pfandrecht. 

Die Reviſion beanſtandet die Möglichkeit der vertrags⸗ 
mäßigen Ausdehnung des geſetzlichen Retentions⸗ und Pfand⸗ 
rechts des Verpächters auf die Illaten. Allein dieſelbe unter⸗ 
liegt keinem Bedenken. Sie ift ſchon im römiſchen Rechte 
vorgeſehen (vergl. lex 5 code de loc. et eond. 4, 65 [voluntate 
dominorum) Windſcheid Pandekten § 231 Nr. 8), fie iſt aber 
auch für das zur Anwendung zu bringende Gemeine Recht bei 
der Gleichartigkeit des Pfandrechts des Verpächters und des 
Vermiethers, — ſelbſtverſtändlich in Beſchränkung auf die that⸗ 
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ſächlich auf dem Grundſtück befindlichen Sachen des Verpächters 
— anzuerkennen. (Vergl. R. K. O. alte Faſſung 8 21 Nr. 4.) 
III. C. S. i. S. Haaſe e. Schilling vom 21. Februar 1902, 
Nr. 421/1901 III. 

III. Preußiſches Allgemeines Landrecht. 

43. § 7 Tit. 4 Thl. I. Gültigkeit der unter preußiſchem 
Landrecht geſchloſſenen Ehevermittelungsverträge. 

Die Anwendbarkeit des 8 656 des B. G. B. auf Ehe⸗ 
vermittelungsverträge, welche, wie der vorliegende, vor dem 
1. Januar 1900 abgeſchloſſen wurden, iſt in Uebereinſtimmung 
mit den von dem B. G. angezogenen Entſcheidungen des I. und 
VI. C. S. (Entſch. des R. G. Bd. 46 S. 153 und 178) zu 
verneinen. Ebenſo iſt mit dem B. G. im Anſchluſſe an die 
feſtſtehende Rechtſprechung des vormaligen Koͤniglich Preußiſchen 
Obertribunals und des R. G. davon auszugehen, daß nach 
dem auch hier zur Anwendung gelangenden Pr. A. L. R. 
($ 7 Thl. I Tit. 4) Heirathsvermittelungsverträge nicht als 
ſolche als unzuläſſig, „die Ehrbarkeit beleidigend“ anzuſehen 
find, wenn auch im Einzelfalle nachzuprüfen iſt, ob nicht der 
vorliegende Vertrag die Ehrbarkeit verletzt. Ob und wie weit 
für die Frage, ob ein Vertrag unter 8 7 eit. fällt, die An- 
ſchauungen einzelner Bevölkerungskreiſe von Erheblichkeit find, 
kann unerörtert bleiben, denn das B. G. ſtellt feſt, daß auch in 
den Kreiſen der pommerſchen Gutsbeſitzer und Offiziere, auf 
deren Anſchauungen ſich Bekl. berufen hat, Heirathsvermittelungs⸗ 
verträge zwar nicht als „anſtändig“ ſtandesgemäß, aber keines⸗ 
wegs als wider die guten Sitten verſtoßend, als unehrbar, 
gelten. Die Unterſcheidung, die das B. G. macht, iſt auch 
wohlbegründet. Nicht alles, was nach den ſubjektiven An- 
ſchauungen eines beſtimmten Bevoͤlkerungskreiſes nicht als 
ſtandesgemäß gilt, läuft darum der maßgebenden allgemeinen 
ethiſchen Anſchauung zuwider, verletzt die Ehrbarkeit. Dies 
wird näher ausgeführt. III. C. S. i. S. Donner c. Löͤwen⸗ 
thal vom 4. März 1902, Nr. 437/1901 III. 

44. 88 75 Tit. 4, 417, 436, 438 Tit. 16 Thl. I. 

Die Ausführungen, mit denen die Anfechtung des Erb⸗ 
vergleichs vom 24. November 1898 wegen Irrthums des Kl. 
in dem Hauptgegenſtande dieſes Vergleichs für begründet er- 
achtet wird, geben in rechtlicher wie in thatſächlicher Beziehung 
zu Bedenken keine Veranlaſſung. Insbeſondere gilt dies auch 
von der gegen die gegentheilige, auf die Rechtſprechung des 
Preußiſchen Obertribunals geſtützte, aber mit der des R. G. 
(vergl. Urtheil vom 20. Februar 1893 — Erntſch. Bd. 31 
S. 294 — und vom 16./23. Februar 1893 — Gruchot's 
Beiträge Bd. 37 S. 975 —) im Widerſpruch ſtehende Auf⸗ 
faffung der Bekl. gerichtete Annahme, daß bei Erbrezeſſen als 
Irrthum im Hauptgegenſtande der Willenserklärung im Sinne 
des § 75 Tit. 4 beziehungsweiſe § 417 Tit. 16 Thl. I des 
A. L. R. nicht bloß ein Irrthum über den Inbegriff des Nach⸗ 
laſſes als ſolchen, ſondern auch ein Irrthum über den Umfang 
des Nachlaſſes dann anzuſehen iſt, wenn, wie im vorliegenden 
Falle, der Erbvergleich unter Zugrundelegung eines Verzeichniſſes 
geſchloſſen iſt. Die Beſtimmungen in §§ 436 und 438 des 
A. L. R. Thl. I Tit. 16, wonach der Vergleich über einen In⸗ 
begriff von Sachen, wenn ein Verzeichniß zu Grunde gelegt iſt, 
ſich nur auf die darin aufgeführten Stücke bezieht, andernfalls 
aber keine weiteren Berechnungen oder Nachforderungen ſtatt⸗ 
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finden —, rechtfertigen in Fällen der vorliegenden Art die Zu⸗ 
läſſigkeit der Anfechtung. IV. C. S. i. S. At c. Aſt vom 
27. Februar 1902, Nr. 378/1901 IV. 

45. § 277 Tit. 5 Thl. I. 

Dem beklagten Gerichtsvollzieher M. iſt die Klage im Vor⸗ 
prozeſſe am 25. Juli 1898 kurz vor 7 Uhr Abends, als er nach 
Hauſe zurückkehrte, mit dem ausdrücklichen Bemerken übergeben 
worden, daß dieſelbe nach dem Auftrage des Rechtsanwalts K. 
wegen Ablauf der Verjährungsfriſt noch unbedingt an demſelben 
Abend zugeſtellt werden müſſe. Ein Vorſtandsmitglied der be⸗ 
klagten Union war ihm nicht namhaft gemacht. Das B. G. 
konnte deshalb ohne Rechtsirrthum annehmen, daß der Bekl. 
pflichtgemäß handelte, wenn er ſich ſofort in das Geſchäfts⸗ 
lokal der Union begab und, nachdem ihm von dem dienſt⸗ 
thuenden Portier geſagt war, daß die Geſchäfts räume noch offen 
ſeien, die Zuſtellung der Klage dort verſuchte. Obwohl ihm 
nun von dem in dem Büreau anweſenden Bürenugehülfen K. 
mitgetheilt wurde, daß die Dienſtſtunden um 7 Uhr abgelaufen 
ſeien und er die Sache deshalb nicht mehr annehme, ſo konnte 
das B. G. ein Verſchulden des Bekl. doch deshalb verneinen, 
weil K. ſich ſchließlich zur Annahme der Klage bereit erklärt 
und verſprochen hatte, ſie an den Vorſtand gelangen zu laſſen, 
Bekl. aber keine Sicherheit dafür hatte, daß er in der kurzen 
Zeit bis 9 Uhr Abends ein Vorſtandsmitglied ausfindig machen 
und auch wirklich perſoͤnlich zu Hauſe antreffen würde. Nur 
unter dieſen Vorausſetzungen konnte nach 8 169 Abſ. 2 der 
C. P. O. älterer Faſſung in Verbindung mit § 8 der Preußiſchen 
Geſchäftsanweiſung für Gerichtsvollzieher vom 24. Juli 1879 — 
Juſtizminiſterialblatt S. 206 — eine Zuſtellung in anderer 
Weiſe, als durch Uebergabe des zuzuſtellenden Schriftſtücks an 
K. in dem Geſchäftslokale noch am 25. Juli 1895 in wirkſamer 
Weiſe erfolgen. Ob ſie zu ermöglichen war, war ganz ungewiß. 
Auf der anderen Seite war es aber moͤglich, daß die Zuſtellung 
an K. vom Gericht für wirkſam erachtet werden würde, wenn 
dieſer das zuzuſtellende Schriftſtück alsbald an den Vorſtand 
gelangen ließ, wie denn auch das B. G. dieſe Zuſtellung für 
wirkſam erachtet hat, weil die Klage noch rechtzeitig in die 
Hände des Vorſtandes gekommen iſt, da die Verjährung in 
Wirklichkeit erſt am 27. Juli 1898 ablief. Unter dieſen Um⸗ 
ſtänden kann dem Bekl. kein Verſchulden zur Laſt gelegt werden, 
wenn er annahm, daß das von ihm beobachtete Verhalten am 
meiſten dem Intereſſe ſeines Auftraggebers entſprach. VI. C. S. 
i. S. Horſt c. Müſcher vom 6. März 1902, Nr. 424/1901 VI. 

46. § 211 Tit. 1 SH. II. 

Das B. G. geht zutreffend davon aus, daß der Frau 
bis zur Abſonderung auch die Befugniß zuſteht, über den 
Reingewinn ihres Geſchäftes zu ihren Gunſten durch deſſen 
Anlegung als Kapital auf ihren Namen zu verfügen. Damit 
wird zugleich unzweideutig zum Ausdruck gebracht, daß keines⸗ 
wegs die einzelnen Einnahmen oder die Aktiva des Geſchäfts 
der Frau dem Manne ohne Weiteres zufallen oder zugewieſen 
werden dürfen. Wenn der Reviſion auch zuzugeben iſt, daß die 
ausdrückliche Behauptung, es ſeien die hier fraglichen Kapitale 
als Reingewinn zu betrachten, nicht aufgeſtellt iſt, ſo iſt doch 
deshalb die von ihr bemängelte thatſächliche Folgerung, die das 
B. G. aus der durch den Erblaſſer bewirkten Anlegung der 
Gelder auf ſeinen Namen dahin zieht, daß Bekl. das ihrem 
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Manne aus dem Geſchäfte gegebene Geld nur als Reingewinn 
ihm überlaſſen haben könne, in ihrer Schlüſſigkeit nicht zu be⸗ 
auftanden. Eine Uebergabe als Reingewinn ſetzt allerdings eine 
Gegenüberſtellung der Aktiva und Paſſiva des Geſchäfts vor⸗ 
aus; dies kaun für den hier in Rede ſtehenden Zweck auch durch 
einen allgemeinen Ueberſchlag geſchehen, und jedenfalls iſt in 
dem Verhältniſſe zwiſchen den Cheleuten die Auffaſſung der zur 
Verfügung über die Einnahmen aus dem von ihr ſelbſtſtändig 
betriebenen Erwerbsgeſchäft allein berechtigten Frau maßgebend. 
IV. C. S. i. S. Aſt c. Aſt vom 27. Februar 1902, Nr. 378/1901 IV. 

47. 88 501 ff. und 743 ff. Tit. 1 Thl. II. Vermögens- 
auseinanderſetzung geſchiedener Eheleute. 

Im Hinblick auf die Vorſchriften der Art. 3, 200 und 
218 des E. G. zum B. G. B., ſowie Art. 44 und 59 8 6 
Abſ. 2 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum B. G. B. würden 
für eine Vermögensauseinanderſetzung der Parteien die Be⸗ 
ſtimmungen der 88 743 folg. Thl. II Tit. 1 des A. L. R. 
in Verbindung mit 88 501 folg. ebenda maßgebend fein. 
Unrichtig aber iſt, daß die Kl. vor Herbeiführung eines ander⸗ 
weiten Auseinanderſetzungsverfahreus zur prozeſſualen Geltend⸗ 
machung des hier in Rede ſtehenden Anſpruchs nicht berechtigt 
ſei. Eine beſondere Form, namentlich ein Verfahren nach Art 
der im Tit. 46 Thl. I der Preußiſchen Allgemeinen Gerichts⸗ 
ordnung vorgeſehenen Auseinanderſetzungen iſt für die Ver⸗ 
mögensauseinanderſetzung geſchiedener Eheleute nicht ausdrücklich 
vorgeſchrieben, und es muß deshalb den Betheiligten unbenommen 
bleiben, ihre desfallſigen gegenſeitigen Anſprüche ohne Weiteres 
im gewöhnlichen Prozeßverfahren zur Geltung zu bringen. 
Vergl. Striethorſt Archiv Bd. 67 S. 128, Juriſtiſche Wocheu⸗ 
ſchrift von 1897 S. 277 Nr. 38 und von 1901 S. 762 
Nr. 28. Die vom I. R. ausgeſprochene Abweiſung der Kl. 
wird daher durch die von ihm angegebenen Gründe nicht gerecht⸗ 
fertigt. Andererſeits iſt aber auch dem B. R. darin nicht bei⸗ 
zutreten, daß es ſich im vorliegenden Falle überhaupt nicht um 
eine Vermögensauseinanderſetzung, ſondern nur um einen von 
der Kl. erhobenen Feſtſtellungsanſpruch handele, gegen welchen 
die vom Bekl. in Rechnung geſtellten Gegenanſprüche überhaupt 
nicht geltend gemacht werden könnten. — B. U. iſt aufgehoben 
wegen unzuläſſiger Nichtberückfichtigung der gegen die Klage 
erhobenen Gegenforderungen. IV. C. S. i. S. Böttcher 
o. Böttcher vom 13. März 1902, Nr. 405/1901 IV. 

48. Tit. 10 Thl. II. Haftung des Staates für den 
Beamten. 

Die Reviſion macht geltend, es habe ſich bei dem Durch⸗ 
ſtich der Warthe, der im Intereſſe der Schiffahrt vorgenommen 
ſei, um eine Angelegenheit des öffentlichen Rechts gehandelt. 
Für Pflichtverletzungen der Beamten aber, die nur das öffent⸗ 
liche Recht berühren und nur hierin ihre Wurzel haben, habe 
der Fiskus nicht einzuſtehen. Das reichsgerichtliche Urtheil, das 
die Reviſion zur Begründung dieſes Rechtsſatzes anführt, Entſch. 
des R. G. in Civilſachen Bd. 28 S. 335, kann für den vor⸗ 
liegenden Fall keinenfalls verwerthet werden. Denn wenn dort 
die Nichthaftung eines landſchaftlichen Creditverbandes für das 
von feiner Direktion bei Ausſtellung eines ſog. Unſchädlich⸗ 
keitszeugniſſes begangene Verfahren auf den obrigkeitlichen 
Charakter der in Frage kommenden Handlung geſtützt wird, 
jo geſchieht dies nur in dem Sinne, daß ausgeführt wird, 
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eine ſolche obrigkeitliche Thätigkeit liege außerhalb der 
Zweckbeſtimmung der landſchaftlichen Korporation und deshalb 
könne die Direktion, inſofern ſie jene Thätigkeit ausübe, nicht 
als Vertreterin der Landſchaft angeſehen werden. Dagegen iſt 
allerdings auch ſonſt in beſonderer Beziehung auf die Beamten 
des Staates mehrfach zwiſchen obrigkeitlichen Amtshandlungen 
und ſolchen Handlungen, die in Vertretung des Staatsvermögens 
vorgenommen werden, unterſchieden und für Verſehen der Be⸗ 
amten im erſteren Falle die ſtaatliche Haftung verneint worden. 
(Vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 32 S. 146: Juriſtiſche 
Wochenſchr. Jahrg. 1902 S. 83 Nr. 22; auch das von der Re⸗ 
viſion citirte Erkenntniß des vormaligen Obertribunals, Entſch. 
Bd. 61 S. 1.) Es kaun indeſſen darin, daß im vorliegenden 
Falle der B. R. die Thätigkeit des M. und ſeiner Vorgeſetzten 
bei Leitung der Durchſticharbeiten als eine ſolche der zweiten 
Art aufgefaßt hat, ein Rechtsirrthum nicht gefunden werden. 
Für das Staatsvermögen wird ein ſtaatlicher Beamter uicht 
blos inſofern, als er privatrechtliche Verträge im Namen des 
Fiskus abſchließt oder einen Akt fiskaliſcher Vermögensverwaltung 
vornimmt, ſondern überall da thätig, wo er durch feine Amts⸗ 
handlungen in privatrechtliche Beziehungen zu einzelnen Be⸗ 
theiligten tritt. Dahin gehört bei Stromregulirungen die Be⸗ 
nutzung der Ufergrundſtücke zu den Regulirungsarbeiten. Dieſer 
Geſichtspunkt liegt auch den Beſtimmungen des Strombau⸗ 
verwaltungsgeſetzes vom 20. Auguſt 1883, G. S. S. 333, 
über die den Uferbefigeru gegenüber beſtehende Haftpflicht des 
Staates zu Grunde; vergl. insbeſondere § 11 daſelbſt, der 
inſoweit keine finguläre Vorſchrift enthält, ſondern ſich als An⸗ 
wendung eines allgemeinen Prinzips darſtellt. Daß die Haftung 
des Staates und der korporativen Verbände des öffentlichen 
Rechts für die Amtsverſehen ihrer Beamten ſich nicht ſchlechthin 
auf diejenigen Beamten beſchränkt, die den Staat oder die 
Korporation rechtsgeſchäftlich zu vertreten berufen find, 
ſondern daß auch andere Beamte, deren Dienſtverrichtungen 
freien Spielraum für ſelbſtſtändige Willensentſchließungen laſſen, 
in der fraglichen Beziehung jenen erſterwähnten Beamten gleich⸗ 
ſtehen, hat das R. G. bereits wiederholt ausgeſprochen. Vergl. 
die Urtheile vom 10. November 1887, Entſch. des R. G. in 
Civilſachen Bd. 19 S. 351, vom 29. September 1897, Entſch. 
Bd. 39 S. 183; vom 27. Februar 1900 in Gruchots Beiträgen 
Bd. 44 S. 715. Wie weit aber der letztere Grundſatz reicht, 
läßt ſich nicht nach abſtrakten Begriffsmerkmalen, ſondern nur 
unter Berückſichtigung der Umſtände des Einzelfalles entſcheiden. 
Ins Gewicht fällt dabei namentlich, von welcher Art die Amts⸗ 
thätigkeit geweſen iſt, in deren Veranlaſſung der Beamte das 
Verſehen begangen hat. Vergl. Entſch. des R. G. in Eivil- 
ſachen Bd. 19 S. 350, Bd. 47 S. 243. V. C. S. i. S. 
Preußiſcher Landesfiskus e. v. Badkowski vom 1. März 1902, 
Nr. 411/1901 V. 

IV. Preußiſche Landesgeſetze. 

Geſindeorduung vom 8. November 1810. 

49. 

Nach der Geſindeordnung vom 8. November 1810, die in 
§ 187 des A. L. R. Thl. II Tit. 5 in dieſer Beziehung auch 
für Hausoffizianten gilt, kann der Dienftbote, wenn ihn die 
Herrſchaft berechtigter Weiſe während der Dienſtzeit entlaſſen hat, 
Lohn und Koſt für die Zeit fordern, während welcher er gedient 
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hat, wie dies auch im § 7 Abſ. 2 des Vertrages vom 11. Januar 
1873 zwiſchen den Betheiligten vereinbart iſt. Hat der Be⸗ 
dienſtete nun die ganze vereinbarte Zeit gedient, ſo kann er 
mithin die ganze Gegenleiſtung fordern. Ebenſo erliſcht die 
Penfion der Beamten nicht, wenn ſich nach ihrer Penfionirung 
ergiebt, daß ſie ſich vor derſelben einer unredlichen Handlung 
ſchuldig gemacht haben, ſelbſt wenn ſie wegen derſelben zu einer 
Strafe verurtheilt ſind, die den Verluſt des Amtes und damit 
den Anſpruch auf Penſion nach ſich ziehen würde. Entſch. des 
des R. G. Bd. 32 S. 240. Mit vorſtehenden Ausführungen 
ſteht das Urtheil des L. C. S. vom 11. Oktober 1893, Entſch. 
Bd. 32 S. 249, nicht im Widerſpruch. Denn dort iſt nur aus⸗ 
geſprochen, daß, wenn ſich ein Agent nach dem von dem anderen 
Theile erklärten Rücktritt einer Handlung ſchuldig gemacht hat, 
die ſeine Entlaſſung rechtfertigen würde, er die Fortſetzung des 
Vertragsverhältniſſes und deshalb auch nicht Entſchädigung für 
den Reſt der Vertragszeit verlangen könne. Im vorliegenden 
Falle aber handelt es ſich aber um eine Gegenleiſtung, die für 
die während der ganzen Dienſtzeit wirklich geleiſteten Dienſte 
verlangt wird. VI. C. S. i. S. v. Kleiſt c. Kornmeſſer vom 
3. März 1902, Nr. 420/1901 VI. 
Euteignungsgeſetz vom 11. Juni 1874. 
50. 


Den Anſpruch auf eine höhere Bewerthung der enteigneten 
Fläche ſtützt Kl. auf die Behauptung, daß dieſe Fläche die 
Eigenſchaft von Bauland gehabt habe. Der B. R. hat dieſe 
Annahme der Kl. für nicht begründet erklärt. Die rechtliche 
Möglichkeit, d. h. die nach den baupolizeilichen Vorſchriften 
gegebene Zuläſſigkeit einer Bebauung der Streitfläche kann 
hieran nichts ändern. Es kann daher der von der Kl. in 
II. J. aufgeſtellte Plan, nach dem fie, wie fie glaubte, das 
enteignete Stück durch einen von der Chauſſee Soeſt Hamm 
aus durch den vorderen Theil anzulegenden Weg von 3 m 
Breite zur Bebauung hätte aufſchließen können, völlig auf ſich 
beruhen bleiben. Es kann unterſtellt werden, daß dieſem Plan 
der Kl. von der Polizeibehörde oder von der Stadt Soeſt die 
Genehmigung nicht hätte verſagt werden dürfen, oder daß es, 
wie die Reviſion darzuthun verſuchte, einer ſolchen Wegeanlage 
zur Bebauung des Hinterlandes nach den beſtehenden polizeilichen 
Beſtimmungen überhaupt nicht bedurft hätte. Alles dies iſt 
für die Baulandeigenſchaft der enteigneten Fläche nicht ent⸗ 
ſcheidend, ſondern lediglich die Beantwortung der Frage, ob 
nach den zur Zeit des Erlaſſes des Entſchädigungsfeſtſtellungs⸗ 
beſchluſſes obwaltenden Verhältniſſen das Bedürfniß nach Bau⸗ 
plätzen in der Gegend, in welcher das Grundſtück der Kl. liegt, 
in dem Maße geſtiegen war, daß auch derartiges Hinterland 
mit in den Kreis der als Bauland begehrten Grundſtücke 
hineingezogen wurde, oder ob nach den damaligen Verhältniſſen 
wenigſtens anzunehmen war, daß in abſehbarer Zeit in jener 
Gegend derartiges Hinterland von der Bauthätigkeit und dem 
Baubedürfniß mit werde ergriffen werden, ob alſo, mit anderen 
Worten, das Hinterland des klägeriſchen Grundſtücks, wenn es 
im freien Verkehr veräußert worden wäre, als gegenwärtiges 
oder zukünftiges Bauland gehandelt und bewerthet worden wäre. 
Dieſe entſcheidende Frage verneint der B. R. in unanfechtbarer 
Weiſe. VO. C. S. i. S. Bewer c. Kreis Soeſt vom 
4. März 1902, Nr. 3/1902 VII. 
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V. Franzöſiſches Recht (das Badiſche Landrecht). 

51. Art. 2148 c. c. 

Die Kl. behaupten die formelle Ungültigkeit der beklagtiſchen 
Hypothek auf Grund der notariellen Schuld. und Pfand- 
verſchreibung vom 4. Oktober 1890 und der bezüglichen Inskription 
vom 9. Oktober 1890, letzteres um deswillen, weil dieſe Inſkription 
der Vorſchrift des Art. 2148 Nr. 3 c. c., wonach dieſelbe außer 
dem Datum des Titels auch die Natur deſſelben angeben müſſe, 
nicht entſpreche. Nun iſt zunächſt der Notarialakt vom 4. Oktober 
1890, in welchem der gemeinſchaftliche Schuldner der Parteien 
Karl Cron zu Gunſten des Erblaſſers der Bekl. Otto Stein 
ein Schuldbekenntniß über 30 000 Mark ausſtellte, wogegen 
Stein es übernahm, eine Bürgſchaftsſchuld des ꝛc. Cron bei 
dem Bankhauſe A. & L. Camphauſen zu Cöln in gleicher Höhe 
zu decken, zur Begründung der von den Bekl. beanſpruchten 
Hypothekarrechte inſoweit geeignet, als die Deckung der Schuld 
bei Camphauſen für Cron Seitens Stein aus deſſen Mitteln 
in Wirklichkeit erfolgt iſt. Nach den bezüglichen Feſtſtellungen 
des O. L. G. über die gegenſeitigen Rechte und Pflichten aus 
jenem Akte hatte Stein die bindende Verpflichtung zur 
Abſtoßung jener Bürgſchaftsſchuld übernommen, und zwar Cron 
gleichfalls an den durch den Akt gegebenen Auftrag gebunden. 
Es handelte ſich um ein der Kredithypothek analoges Verhältniß, 
und die ſämmtlichen Erforderniſſe, welche nach feſtſtehender 
Rechtſprechung für die Rechtsgültigkeit einer ſolchen gemäß 
Art. 2132 c. c. für erforderlich aber auch für genügend erachtet 
werden, liegen hier vor. Insbeſondere ſteht der Gültigkeit der 
Hypothek nach der Auslegung des Aktes durch die Inſtanzgerichte 
nicht die Beſtimmung des Art. 1174 c. c. entgegen. Was die 
Inſkription anlangt, ſo iſt dieſelbe eingetragen, wie aus⸗ 
drücklich gejagt wird, auf Grund der Schuld- und Pfand» 
verſchreibung vom 4. Oktober 1890. Damit genügt dieſelbe 
aber der Vorſchrift des Art. 2148 Nr. 3. Mit der Angabe, 
daß es ſich um eine Schuldverſchreibung handele, iſt die Natur 
des Titels genügend bezeichnet. Einer Angabe, welcher Art 
das Schuldverhältniß iſt, ob es auf einem Darlehn oder auf 
welchem anderen Rechtsverhältuniß beruht, bedarf es in der 
Inſkription nicht. II. C. S. i. S. Stein c. Dietzmann vom 
4. März 1902, Nr. 271/1901 II. 8. 8. 


Aus den Orts⸗Auwaltsvereinen. 


A. Der Fraukfurter Anwaltsverein gedachte in feiner 
letzten Verſammlung zunächſt der außerordentlichen Verdienſte des 
verſtorbenen Geheimen Juſtizraths Mecke um den deutſchen Anwalts⸗ 
ſtand; ein beſonderer Bericht über dieſe Ehrung des hervorragenden 
Anwalts und hochverdienten Kollegen wird den Leſern der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift an anderer Stelle noch zur Kenntniß gebracht werden. 

Sodann beſchäftigte ſich der Verein mit einer anderen Frage 
von höchſtem allgemeinen Intereſſe, von der zu wünſchen iſt, daß ihr 
auch anderwärts mit Entſchiedenheit näher getreten werden möge: 
mit der Prüfung des ſeitens des preußiſchen Juſtizminiſters in ſeinem 
an Seine Majeſtät den Kaiſer erſtatteten Immediatberichte gegen 
den preußiſchen Anwaltsſtand allgemein erhobenen Vor⸗ 
wurfs der Herbeiführung von Prozeßverſchleppungen. 
Als Ergebniß der durch ein ausführliches und ſtreng ſachlich ge⸗ 
haltenes Referat des Herrn Kollegen Wertheim eingeleiteten Debatte, 
aus der eine völlige Einmüthigkeit der Frankfurter Kollegen zu er⸗ 
kennen en ift das Nachfolgende a 

ie Frankfurter Kollegen vermögen elbſtverſtändlich nicht die 
Frage zu beurtheilen, ob die ſeitens des Herrn Juſtizminiſters gegen 
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die Anwälte erhobenen ſchweren Vorwürfe durch die an anderen 
Orten beſtehenden Verhältniſſe gerechtfertigt ſind. Doch wurde dies 
chon mit Rückſicht darauf bezweifelt, daß es im eigenſten Lebens⸗ 

tereſſe jedes Anwalts liegt, zur Erhaltung ſeiner Praxis, wie auch 
zur Erſparung von Zeit Prozeßverſchleppungen möglichſt zu ver⸗ 
meiden; dazu kommt, daß die wirklichen Urſachen der oft aus beſten 
und wohlerwogenen Gründen eintretenden Vertagungen dem Gericht 
gar nicht zur Kenntniß kommen können, daß jede Statiſtik darüber 
werthlos iſt, und daß ferner auch hierorts reiche Erfahrungen über 
die an anderen Orten durch Schuld der Juſtizverwaltung oder der 
Gerichte eingetretenen unnöthigen Vertagungen gemacht worden ſind. 
Ganz beſonders aber wurde dem Bedauern darüber Ausdruck gegeben, 
daß die preußiſche Juſtizverwaltung in einer ſo wichtigen, das höchſte 
Intereſſe des durch die Anwälte vertretenen rechtſuchenden Publikums 
berührenden Frage ſchwere Vorwürfe gegen einen Faktor der Rechts⸗ 
pflege erhebt, auf die einſeitigen Berichte von Vorſtands⸗ 
beamten der Gerichte hin, ohne es auch nur für nöthig 
zu erachten, die Vorſtände der Anwaltskammern zu 
hören oder dieſelben aufzufordern, etwaiges Material der Juſtiz⸗ 
verwaltung einzureichen. Da ſeitens eines Mitgliedes des Vor⸗ 
ſtandes der Anwaltskammer berichtet wurde, daß mit Rückſicht auf die 
allgemeine Bedeutung des Miniſterialberichtes ein gemeinſchaftliches 
Vorgehen der preußiſchen Kammervorſtände in Ausſicht ſtehe, ſo 
beſchränkte man ſich auf die Beſprechung lediglich der Verhältniſſe 
des Frankfurter Bezirks. 

Ob die allgemeinen Bemerkungen des Immediatberichtes ſich 
auch auf die Frankfurter Anwälte beziehen ſollen, iſt nicht feſt⸗ 
zuſtellen; nach dem Wortlaut der bekannt gewordenen Stellen und der 
Aeußerungen des Herrn Juſtizminiſters im preußiſchen Abgeordneten⸗ 
hauſe kann aber günſtigſten Falles der Frankfurter Bezirk zur 
Kategorie derjenigen Bezirke gehören, in denen ſich die hervorgehobenen 
Uebelſtände „weniger fühlbar“ gemacht haben, d. h. alſo immerhin 
doch beſtehen. Demgegenüber wurde in der Verſammlung einmüthig 
konſtatirt, daß in dem diesſeitigen Bezirke allgemeine Klagen über 
übermäßige Prozeßverſchleppungen bei den Landgerichten kaum laut 
geworden ſind, daß aber, wenn ſolche Verſchleppungen bei den 
Berufungsgerichten oder überhaupt vorkamen, die Schuld weniger 
oder faſt gar nicht in dem Verhalten der betreffenden Anwälte, als 
vielmehr in anderweiten, von deren Einfluß ganz unabhängigen 
Umſtänden zu finden ſei. Der Referent führte insbeſondere eine 
Reihe durch die Akten jederzeit zu belegender Beifpiele an, bei denen 
zum Leidweſen der betheiligten Anwälte, und ohne daß denſelben die 
Möglichkeit einer Einwirkung zuſtand, eine ſolche übermäßige Ver⸗ 
tagung zum Nachtheile der Parteien herbeigeführt wurde. Als 
Gründe für derartige unliebſame Prozeßverlängerungen wurden 
ſowohl ſolche feſtgeſtellt, die auch an anderen preußiſchen Gerichten 
utreffen mögen, als auch ſolche rein örtlichen Charakters. Bezüglich 
er letzteren wurde beſchloſſen, bei dem Oberlandesgerichtspräſidenten 
durch Vermittlung des Vorſtandes der Anwaltskammer mit der Bitte 
um Abhülfe vorſtellig zu werden. Von den allgemein gültigen, nach 
Erfahrung der hieſigen Anwälte zweifellos beſtehenden Urſachen der 
übermäßigen Prozeßdauer ſind die folgenden beſonders anzuführen: 

1. Mangel an genügender Anzahl von Richtern; die Senate und 
Kammern, ſowie die einzelnen Mitglieder derſelben ſind ſo überlaſtet, 
daß die Termine ſchon an und für ſich auf lange hinaus angeſetzt 
werden müſſen. A 

2. Die übergroße Beſchäftigung von Hülfskräften und der 
beſtändige Wechſel der betreffenden Perſonen. Namentlich in größeren 
Prozeſſen iſt der ſich oft wiederholende Wechſel des Nichterperfonals, 
zumal mit Rückſicht auf die erforderliche Wiederaufnahme der Ver⸗ 
bandlungen, ungemein ſtörend; dazu kommt aber weiter, daß dieſe 
Hülfsrichter des Oberlandesgerichts meiſt beſchäftigten Kammern der 
Landgerichte entnommen werden, und daß deren Wegfall alſo auch 
dort eine für den Fortgang der Prozeſſe in erſter Inſtanz ſehr 
empfindliche Lücke bewirkt. 

3. Die, durch die Arbeitsüberlaſtung der einzelnen Richter 
naturgemäß herbeigeführte, völlige Außerachtlaſſung der Vorſchrift 
des § 315, Abſ. 2 C. P. O. Es dauert bei manchen Gerichten 
4—6 Wochen, bis nur das Urtheil zur Gerichtsſchreiberei gelangt. 

4. Die durch den Mangel an Schreibkräften verurſachte Ver⸗ 
zögerung in der Ertheilung von Abſchriften und Ausfertigungen der 
Urtheile; 2—3 Monate vergehen regelmäßig bis zur Zuſtellung, oft 
ſogar 4 oder 5 Monate. 

5. An einzelnen Gerichten des hieſigen Bezirks iſt es üblich, 
nicht nur in größeren Sachen die Verkündung der Entſcheidung 
auszuſetzen, ſondern grundſätzlich in allen Sachen die Berathung 
nicht fofort nach der Verhandlung vorzunehmen, vielmehr erſt ſpäter 
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und ſogar grundſätzlich die Verkündung der Entſcheidung auf 
8—14 Tage, zuweilen auch auf 3 Wochen oder länger zu vertagen. 
Ein ſolches Verfahren widerſpricht ja offenbar, zum Schadenkder richtigen 
Rechtsfindung, dem Geiſte und den Vorſchriften der Civilprozeßordnung 
und man verkennt bei ſeiner Handhabung den Werth, die Bedeutung und 
den Zweck der mündlichen Verhandlung. Abgeſehen hiervon aber werden 
dadurch, insbeſondere wenn — was außerordentlich häufig geſchieht 
— Wiederaufnahme der Verhandlung erfolgen muß, beſonders 
unliebſame Verzögerungen, manchmal auf 4—5 Monate hinaus 
verurſacht. Dies auch ſchon um deswillen, weil meiſtens am Tage 
der Verkündung kaum der Tenor des Urtheils niedergeſchrieben, 
geſchweige denn die Begründung abgefaßt iſt. Wenn aber gar in⸗ 
zwiſchen das Richterperſonal wiederholt gewechſelt hat, fo iſt ein Ende 
des Prozeſſes manchmal nicht abzuſehen, ohne daß hierbei den An⸗ 
wälten auch nur die allergeringſte Schuld beigemeſſen werden kann. 

Es dürfte von großem Intereſſe ſein, wenn über dieſe ſeitens 
der Frankfurter Anwaltſchaft konſtatirten Thatſachen auch die 
Erfahrungen der Anwälte anderer Bezirke mitgetheilt würden. 

Der Frankfurter Anwaltsverein hat, um wenigſtens für die 
Zukunft dem irrigen Glauben möglichſt vorzubeugen, daß die Anwälte 
die uld an den unbegründeten Vertagungen der Prozeſſe treffe, 
befchloffen, feine Mitglieder zu erſuchen, in allen den zahlreichen und 
täglich vorkommenden Fällen, wo gegen den Willen beider Anwälte 
(wegen mangelnder Vorbereitung des Gerichtes, wegen Fehlens von 
ſchriftlichen Erklärungen u. ſ. w.) von Amtswegen vertagt wird, den 
Widerſpruch der Anwälte gegen ſolche Vertagung und ihre vielmehr 
beſtehende Verhandlungsbereitſchaft zu Protokoll feſtſtellen zu laſſen. 


Berfonal- Veränderungen. 


Zulafſungen. 


Rechtsanwalt Dr. Friedrich Wuſſow beim Landgericht I 
Berlin; — Rechtsanwalt Leo Glücksmann beim Landgericht I 
Berlin; — Rechtsanwalt Rudolf Hämmerle beim Landgericht 
1 0 — Rechtsanwalt Dr. jur. Karl Meng beim Land- 
Nen che einingen; — Rechtsanwalt Friedrich Nicolai beim 

mtsgericht Treuenbrietzen; — Rechtsanwalt Thomas Thomſen 
beim Landgericht Flensburg; — Rechtsanwalt Dr. Friedrich 
Wilhelm Heinrich Geert Seelig beim Hanſeatiſchen Ober⸗ 
landes gericht, Landgericht und Amtsgericht Hamburg; — 
Gerichtsaſſeſſor Max Edinger beim Amtsgericht Strausberg; 
— geprüfter Rechtspraktikant Ludwig Reinhard beim Land- 
gericht Weiden; — Rechtsanwalt Eduard Deeſen beim Land⸗ 
gericht Halberſtadt; — Rechtsanwalt Dr. Hugo Steudener 
ordes und Rechtsanwalt Dr. Carl Egmont Holſte beim 
Hanſeatiſchen Oberlandesgericht, Landgericht und Amtsgericht 
Hamburg; — Rechtsanwalt Scheurlen beim Landgericht 
Ulm; — Gerichtsaſſeſſor Dr. Hans Blatzheim beim Land⸗ 
gericht Cöln; — Gerichtsaſſeſſor Georg Luckey beim Amts⸗ 
gen t und Landgericht Düſſeldorf; — Rechtsanwalt Nehring 
eim Amtsgericht und Landgericht Halle a. S.; — Gerichts⸗ 
aſſeſſor Dr. Ludwig Werner beim Landgericht Breslau; — 
Rechtsanwalt Dr. Paul Miethke beim Landgericht II Berlin; 
— Gerichtsaſſeſſor Ely Bochner beim Amtsgericht Fürſten⸗ 
walde; — Rechtsanwalt Siegfried Lehmann beim Amtsgericht 
Potsdam; — Rechtsanwalt Heinrich Schröder beim Amts— 
gericht Soldin. 
Löſchungen. 

Rechtsanwalt Dr. Hans Rieſe beim Landgericht I Berlin; — 
Rechtsanwalt Franz Lipman⸗Wulf beim Landgericht I Berlin; 
— Rechtsanwalt Gottfried Hartung beim Landgericht Nürn⸗ 


berg; — Rechtsanwalt Dr. jur. Max Graßhoff beim Amts⸗ 
gericht Belzig; — Rechtsanwalt Friedrich Knapp beim Land⸗ 


gericht Fürth; — Rechtsanwalt Schröder beim Landgericht 
u a. W.; — Rechtsanwalt Auguſt Lober beim Yand- 
Yard ugsburg; — Rechtsanwalt Guſtav Kreißle beim 
andgericht Augsburg. c | 
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Ne 25 bis 28 vom 17. April 1902. 


Urtheile und Beſchlüſſe des Reichsgerichts zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
und zum Einführungsgeſetz. 


45. 


Zu Art. 75 des Einf. Geſ. zum B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts VII. C. S. i. S. Berliniſche 
Feuerverſicherungsanſtalt c. Ziſette vom 25. Februar 

1902, Nr. 462/1901 VII. 
Vorinſtanz: O. L. G. Colmar. 


Die Reviſion erblickt eine Geſetzesverletzung darin, daß die 
Auslegung des Verſicherungsvertrages unter Anwendung der 
Auslegungsgrundſätze des Code civil erfolgt iſt, während der 
Verſicherungsvertrag durch Polize vom 20. März 1900, alſo 
unter der Herrſchaft des Bürgerlichen Geſetzbuches abgeſchloſſen iſt. 
An ſich muß der Vorwurf als begründet erſcheinen. Die Vor⸗ 
ſchrift im Artikel 1162 des Code civil, laut deren im Zweifel 
ein Vertrag wider denjenigen, der ſich etwas ausbedungen hat 
und zum Vortheile deſſen, der die Verbindlichkeit übernommen 
hat, ausgelegt werden ſoll, iſt als geſetzlicher Interpretations⸗ 
grundſatz mit Eintritt der Geltung des Bürgerlichen Gefep- 
buchs außer Kraft geſetzt. Sie gilt ſpeziell auch nicht mehr 
für das Gebiet des Verſicherungsrechts, denn wenn für dieſes 
auch nach Artikel 75 des Einführungsgeſetzes zum Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuche die landesgeſetzlichen Vorſchriften maßgebend 
geblieben ſind, ſo iſt dies doch ſchon deshalb ohne Belang, weil 
die Vorſchrift nicht dem Verſicherungsrecht, ſondern dem all⸗ 
gemeinen Vertragsrecht angehört und für die Verſicherungen 
nur deshalb, weil dieſe eine Kategorie der Verträge bilden, 
von Bedeutung war. 


46. 


Zu Art. 124 Einf. Geſ. zum B. G. B. und 
Art. 89 Preuß. Ausf. Geſ. zum B. G. B., 
betreffend Fortdauer der Geltung des § 247 
Tit. 15 Thl. II A. L. R. 
Urtheil des Reichsgerichts V. C. S. i. S. von Schwerin 
c. Schulze vom 1. März 1902, Nr. 409/1901 v. 
Vorinſtanz: Kammergericht Berlin. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Es handelt ſich zu nächſt um die Frage, ob der erwähnte 
§ 247 noch geltendes Recht enthält. Er verfügt eine Eigen⸗ 
thumsbeſchränkung zu Gunſten der Windmühlen, denen der 
nöthige Wind durch hohe Baumpflanzungen fortan nicht ſoll 
genommen werden dürfen, was dann durch Verordnung vom 
18. November 1819 zwar für die Zukunft wieder aufgehoben, 


aber für die damals ſchon vorhandenen Windmühlen in Kraft 
gelaffen wurde. Das Bürgerliche Geſetzbuch enthält eine ſolche 
Eigenthumsbeſchränkung nicht, und da nach Artikel 181 des 
Einführungsgeſetzes dazu auf das zur Zeit des Inkrafttretens 
des Bürgerlichen Geſetzbuches beſtehende Eigenthum von dieſer 
Zeit an die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches An⸗ 
wendung finden ſollen, würde der Kläger den Windſchutz für 
ſeine ſchon 1797 erbaute Mühle auf Grund des § 247 Theil II 
Titel 15 des Allgemeinen Landrechts nur dann auch für die 
Zeit nach dem 1. Januar 1900 in Anſpruch nehmen dürfen, 
wenn die in dieſer landrechtlichen Vorſchrift enthaltene Eigen⸗ 
thumsbeſchränkung neben dem Bürgerlichen Geſetzbuche in Kraft 
geblieben iſt, was ſich aus dem Einführungsgeſetze ergeben muß. 

Der Berufungsrichter nimmt den Fortbeſtand dieſer Eigen⸗ 
thumsbeſchränkung an und zwar auf Grund des Artikels 124 
des Einführungsgeſetzes, der die landesgeſetzlichen Vorſchriften 
aufrecht erhält, welche das Eigenthum an Grundſtücken zu 
Gunſten der Nachbarn noch anderen als den im Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuche beſtimmten Beſchränkungen unterwerfen. 

Die fortdauernde Geltung des § 274 Titel 15 Theil II 
Allgemeinen Landrechts muß mit dem Berufungsrichter gegen- 
über den entgegenſtehenden Ausführungen der Reviſion an⸗ 
genommen werden. Dies wird eingehend begründet. 


47. 


Zu Art. 213 des Eiuf. Geſ. zum B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Aſt c. Aſt 
vom 27. Februar 1902, Nr. 378/1901 IV. 
Vorinſtanz: O. L. G. Poſen. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Die Entſcheidung des Rechtsſtreits hängt in erſter Reihe 
von der Anfechtbarkeit des zwiſchen den Parteien zu Stande 
gekommenen „Erbauseinanderſetzungsvertrags“ vom 24. No⸗ 
vember 1898 ab, durch welchen ihre Erbesgemeinſchaft in An⸗ 
ſehung des Nachlaſſes des am 18. November 1898 verſtorbenen 
Hermann A. geregelt und beendet werden ſollte. Es handelt 
ſich alſo bei der Anfechtung, mit welcher die Wiederherſtellung 
der früheren Erbesgemeinſchaft erſtrebt wird, um erbrechtliche 
Verhältniſſe, und kommt daher, bei deren engem Zuſammen⸗ 
hange mit den Anfechtungsgründen, gemäß Artikel 213 Ein⸗ 
führungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche hier das bisherige 
Recht, das Allgemeine Landrecht zur Anwendung. 
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48. 
Art. 214 des Einf. Geſ. Zu § 2271 des B. G. B. 


und 8 485 THU Tit. 1 des A. L. R. 
Urtheil des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Papke 
c. Zobel vom 17. Februar 1902, Nr. 364/1901 IV. 
Vorinſtanz: Kammergericht Berlin. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Errichtet iſt das gemeinſchaftliche Teſtament vor dem In⸗ 
krafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs, nämlich am 2. Juni 
1875 unter der Herrſchaft des Preußiſchen Allgemeinen Land⸗ 
rechts. Nach Preußiſchem Allgemeinen Landrecht iſt daher auch 
die Bindung des Erblaſſers zu beurtheilen. Zu der Frage der 
Bindung gehört aber, wie das Berufungsgericht zutreffend aus⸗ 
führt, auch die Frage der Widerruflichkeit. Denn während nach 
Preußiſchem Allgemeinen Landrechte ein Ehegatte die von ihm 
iu einem korreſpektiven Teſtamente, das er mit dem anderen 
Ehegatten errichtet hatte, getroffene letztwillige Verfügung bei 
Lebzeiten des anderen Ehegatten einſeitig durch eine Ver⸗ 
fügung von Todeswegen aufheben konnte, § 485 Thl. II Tit. 1 
Allgemeinen Landrechts, iſt ihm dieſe einſeitige Aufhebung bei 
einem wechſelſeitigen nach Bürgerlichem Geſetzbuch zu be 
urtheilenden Teſtamente durch die Beſtimmung des § 2271 
unterſagt und nur ſein Rücktritt in der Form einer dem 
anderen Ehegatten gegenüber gerichtlich oder notariell 
beurkundeten Erklärung geſtattet worden. Da hierdurch zweifellos 
die Widerruflichkeit korreſpektiver Teſtamente der Eheleute den 
Vorſchriften des Preußiſchen Allgemeinen Landrechts gegenüber 
erſchwert worden iſt, hat das Berufungsgericht auf Grund des 
oben genannten Art. 214 des Einführungsgeſetzes zum Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuch Abſ. 2 mit Recht den Widerruf auf Grund 
der Vorſchriften des Preußiſchen Allgemeinen Landrechts für zu⸗ 
läſſig erachtet. 
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Zu § 6 Nr. 1 B. G. B. Unterſchied von Geiſtes⸗ 
krankheit und Geiſtesſchwäche. 

Urtheil des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Marg 
c. Staatsanwaltſchaft und Höbbel vom 13. Februar 
1902, Nr. 344/1901 IV. 

Vorinſtanz: Kammergericht Berlin. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Der Vorderrichter hatte zu prüfen, ob der amtsgerichtliche 
Entmündigungsbeſchluß, welcher den Kläger für „geiſteskrank“ 
(blödſinnig im Sinne des Preußiſchen Allgemeinen Landrechts) 
erklärt, zur Zeit feines Erlaſſes gerechtfertigt war ($ 669 der 
Civilprozeßordnung). 

Da jedoch inzwiſchen das Bürgerliche Geſetzbuch in Kraft 
getreten iſt, deſſen Vorſchriften für die Feſtſtellung von Zuſtands⸗ 
rechten ſeit dem 1. Januar 1900 ſofort wirkſam geworden ſind 
(vergl. Urtheil des erkennenden Senats vom 29. Oktober 1900 
— IV. Nr. 244/1900 — und vom 3. Januar 1901 — IV. 
Nr. 277/1900 —), ſo konnte dieſe Frage nur bejaht werden, 
wenn bereits am 13. Auguſt 1898, dem Tage der Erlaſſung 
des angefochtenen Beſchluſſes, in der Perſon des Klägers die⸗ 


jenigen Erforderniſſe vorlagen, von deren Vorhandenſein das 
neue Recht in § 6 Nr. 1 die Entmündigung einer Perſon ab⸗ 
hängig macht. f 

Hiernach kam es auf eine Nachprüfung darüber an, 

1. ob der Kläger am 13. Auguſt 1898 geiſteskrank oder 
geiſtesſchwach im Sinne der gedachten Vorſchrift war 
und 

2. ob er in Folge deſſen ſeine Angelegenheiten nicht zu 
beſorgen vermochte. 

In dem erſteren Falle muß die Entmündigung des Klägers 
ſeine Geſchäftsunfähigkeit (§ 104 Nr. 3), in dem zweiten aber 
die Beſchränkung feiner Geſchäftsfähigkeit (§5§ 114, 106) nach 
ſich ziehen. 

Das Berufungsgericht ſtellt nun zunächſt auf Grund der 
erhobenen Beweiſe, insbeſondere des Gutachtens des ſach— 
verſtändigen Arztes Profeſſors Dr. Mendel feſt, daß der auch 
heute noch bei Kläger vorhandene krankhafte Geiſteszuſtand in 
gleicher Weiſe bereits am 13. Auguſt 1898 beſtanden hat, und 
zwar in einem ſolchen Maße, daß er ihn ſchon damals unfähig 
machte, ſeine Angelegenheiten zu beſorgen. Hiernach aber tritt 
es in eine Beurtheilung darüber ein, ob dieſer Zuſtand im 
Sinne des Geſetzes Geiſteskrankheit oder Geiſtesſchwäche iſt. 

Das Reichsgericht führt unter näherer Darlegung der 
vom Geſetzgeber angenommenen Kriterien für den Unterſchied 
beider Formen der fehlerhaften Geiſtesbildung aus, daß der 
Vorderrichter den geſetzlichen Begriff nicht verkannt habe. 
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Zu SS 130 und 823 B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts I. C. S. i. S. Ra dack 
c. Lünsmann vom 8. Februar 1902, Nr. 347/1901 1. 


Vorinſtanz: O. L. G. Hamburg. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Im Allgemeinen iſt es richtig, daß das Angebot eines noch 
nicht gezogenen Lotterielooſes durch Ziehung des Looſes vor er⸗ 
folgter Annahme des Angebots hinfällig wird. 

Vergl. G. Cohn, die Lotterie ꝛc. in Endemann, Hand- 

buch des Deutſchen Handelsrechts, Bd. 3 S. 56; Bender, 

Das Lotterierecht, S. 66. 
Stets muß aber doch in erſter Linie darauf geſehen werden, 
wie im gegebenen einzelnen Fall das Loosangebot gemeint 
war. — Nach der Mittheilung, die das Schreiben des Beklagten 
vom 1. November 1900 enthielt, hatte die Ziehung begonnen 
und dauerte ſie noch bis zum 22. November. Wenn nun ferner 
der Beklagte erklärte, daß er nur in dem Falle den Kläger als 
rechtmäßigen Eigenthümer des beifolgenden Looſes betrachten 
und ſein (des Klägers) Anrecht auf einen eventuellen Gewinn 
wahren könne, wenn Kläger ihm ſofort bei Empfang des 
Schreibens das vorher geſpielte Loos zuſende, ſo war damit in 
ganz unzweideutiger Weiſe geſagt, daß zwar nur in dem be= 
zeichneten Fall, aber doch unter allen Umſtänden in dieſem Fall, 
alſo auch wenn inzwiſchen ein Gewinn auf das Loos gefallen 
fein würde, der Kläger Eigenthümer des Looſes und der auf 
den Gewinn Berechtigte ſein ſolle. Wollte der Beklagte das 
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nicht, fo mußte er einen entſprechenden ausdrücklichen Vorbehalt 
machen, und an einem ſolchen fehlt es. — 

Die von dem Reviſionsbeklagten vertretene Anſicht, es liege 
ein dem Kläger noch nicht zugegangenes, deshalb den Beklagten 
nicht bindendes Angebot vor, iſt irrig. 

Wählt Jemand für die Mittheilung eines Vertragsangebots 
das Mittel eines verſchloſſenen Briefes, ſo iſt richtiger Anſicht 
nach das Angebot dem Adreſſaten ſchon „zugegangen“ im Sinne 
des § 130 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, ſobald der Brief in 
verkehrsüblicher Art in die thatſächliche Verfügungsgewalt des 
Adreſſaten oder eines Anderen, der ihn in der Empfangnahme 
von Briefen vertreten konnte, gelangt und ihm in dieſer Weiſe 
die Möglichkeit der Kenntnißnahme verſchafft iſt. 

Vergl. Coſack, Lehrbuch des Deutſchen bürgerlichen 
Rechts, Bd. 1 N 59 II 1a; Rehbein, Das Bürger⸗ 
liche Geſetzbuch, Bem. 13 zu den 88 116-124. 

(Wird mit Rückſicht auf § 130 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 

buchs näher begründet.) 


51. 


Zu 88 139, 177, 1643, 1822 Ziff. 3 des B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts I. C. S. i. S. Zweifel und 
Gen. c. Kleinſchmidts Konkurs vom 29. Januar 1902, 
Nr. 333/1901 J. 

Vorinſtanz: O. L. G. Hamm. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Da Minderjährige an dem Vertrage betheiligt waren, ſo 
bedurfte dieſer jedenfalls nach § 1643 in Verbindung mit 
§ 1822 Ziffer 3 Bürgerlichen Geſetzbuchs der Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts. Dieſe iſt, und zwar, wie jetzt nach⸗ 
gewieſen iſt, von dem zuſtändigen Vormundſchaftsgericht, verſagt 
worden und deshalb iſt in Anſehung der Minderjährigen der 
Vertrag nach § 177 Bürgerlichen Geſetzbuchs nichtig. Zufolge 
§ 139 Bürgerlichen Geſetzbuchs iſt derſelbe aber auch in An⸗ 
ſehung der anderen Kommanditiſten nichtig, da dieſe ohne die 
Minderjährigen nicht in der Lage waren, ihn zu ſchließen und 
ohne Mitwirkung der Letzteren nicht im Stande ſind, ihn zu 
erfüllen. 
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Zu SS 168, 175 und 183 B. G. B. 
Rückgabe einer Vollmacht. 

Urtheil des Reichsgerichts III. C. S. i. S. Wulff 
c. Bodenheim und Gen. vom 28. Februar 1902, 
Nr. 435/1901 III. 

Vorinſtanz: O. L. H. Hamm. 


Zurückweiſung der Resifion. 

Die Vollmacht, die durch Rechtsgeſchäft ertheilte Ver⸗ 
tretungsmacht, iſt gemäß § 168 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
frei widerruflich, es ſei denn, daß ſich aus dem ihrer Ertheilung 
zu Grunde liegenden Rechtsverhältniß ein Anderes ergiebt. Dieſe 
Ausnahme iſt im vorliegenden Fall nicht gegeben. Es kann 
dahin geſtellt bleiben, wie das Verhältniß, in welches Parteien 


durch Aushändigung und Annahme der Urkunde vom 28. April 
1900, Inhalts deren die Kläger den Beklagten mit dem Verkauf 
ihrer Brauereibeſitzung nebſt zugehöriger Wirthſchaft beziehungs⸗ 
weiſe mit deren Umwandlung in eine Aktiengeſellſchaft gegen 
Entgelt beauftragen, zu einander getreten ſind, rechtlich zu 
qualifiziren iſt. Zur Verneinung des Vorhandenſeins obgedachter 
Ausnahme genügt, daß in der Urkunde eine Willenserklärung 
der Kläger, durch die ſie verpflichtet worden ſind, den Verkauf 
beziehungsweiſe die Umwandlung wider ihren Willen vollziehen 
zu laſſen, nicht enthalten iſt, ſowie weiter, daß die Behauptung 
in der Folge getroffener Vereinbarung, die Ausführung bis zum 
Frühjahr 1901 ruhen zu laſſen, ſolche Verpflichtung nicht zu 
begründen vermag. 

Die vorerwähnte Urkunde, laut welcher der Beklagte über- 
dies ermächtigt wird, den Verkauf beziehungsweiſe die Um⸗ 
wandlung nach ſeiner Wahl im eigenen oder der Kläger Namen 
zur Ausführung zu bringen, kennzeichnet ſich in Rückſicht auf 
die letzte Alternative als Vollmachtsurkunde. Die Verpflichtung 
zur Zurückgabe der Vollmachtsurkunde iſt gemäß § 175 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs mit dem Erlöfhen der Vollmacht 
unbedingt gegeben, und die unbeſtritten erfolgte „Aufkündigung 
des Auftrags“ enthält den Widerruf der Vollmacht. Der Be⸗ 
klagte iſt daher zur Zurückgabe der Urkunde verpflichtet. Der 
Einwand der Reviſion, der ſich darauf gründet, daß in der 
Urkunde neben der Vollmacht das unterliegende Rechtsverhältniß 
wie auch die Einwilligung in den Vertragsſchluß auf des Be⸗ 
klagten Namen erklärt iſt, erſcheint nicht beachtlich. Unerörtert 
kann bleiben, ob nach zuläſſigem Widerruf erklärter Einwilligung 
zur Vornahme eines Rechtsgeſchäftes — § 183 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs — die über ſolche Einwilligung ausgeſtellte Urkunde 
in analoger Anwendung des § 175 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
zurückzugeben iſt; jedenfalls iſt die Rückgabepflicht der Vollmachts⸗ 
urkunde nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß fie neben der Vollmachts⸗ 
ertheilung noch Erklärungen vorgedachter Art enthält. In dieſer 
Hinſicht genügt der Hinweis auf die zutreffende, der Entſcheidung 
des erkennenden Senats vom 21. Januar 1881 — Entſcheidungen 
des Reichsgerichts Bd. 3 S. 188 — entſprechende Ausführung 
des angefochtenen Urtheils. 
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Zu 88 226, 826, 906, 1004, 1007 B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Weißhaar 
c. Elſäſſiſche Petroleumgeſellſchaft vom 27. Februar 
1902, Nr. 403/1901 V. 


Vorinſtanz: O. L. G. Colmar. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Die Beklagte hat in den Jahren 1897 bis 1899 mit 
Genehmigung der Verwaltungsbehörde eine Petroleum Raffinerie 
errichtet. Der Kläger, deſſen Grundſtück 110 m von der Grenze 
der Anlage und 230 m vom Fabrikſchornſtein entfernt liegt, 
behauptet, daß ihm durch den Betrieb der Anlage der Beklagten 
ein erheblicher Schade entſtanden ſei und fortgeſetzt entſtehe. 
Er beziffert den Schaden auf 10 000 Mark, der ihm zum Theil 
zugebilligt wurde. 
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Aus den Gründen. 

Daß dem Kläger ein beſonderes Recht zuſtehe, vermöge 
deſſen er der Beklagten die Benutzung ihres Grundſtücks zum 
Betriebe der Petroleum⸗Raffinerie unterſagen könnte, iſt nicht 
behauptet. Es ſteht ihm aber auch kein Geſetz zur Seite. 
Die Schranken, welche dem Eigenthümer im Intereſſe eines 
geordneten nachbarlichen Zuſammenlebens in den bürgerlichen 
Geſetzen gezogen find, gehen nicht ſo weit, daß er eine erlaubte 
Art der Benutzung ſeines Grundſtücks unterlaſſen müßte, welche, 
ohne über die Grenzen ſeines Grundſtücks hinaus⸗ 
zuwirken, den Werth der Nachbargrundſtücke zu beeinträchtigen 
geeignet iſt, es ſei denn, daß die Beuutzungsart nur den Zweck 
haben kann, einem Anderen Schaden zuzufügen (Bürgerliches 
Geſetzbuch §S 226). Daß die Vorausſetzungen dieſer Ausnahme 
hier nicht vorliegen, iſt zweifellos. Die Regel wird noch durch⸗ 
brochen durch den § 826 Bürgerlichen Geſetzbuchs, nach welchem 
der Eigenthümer ſein Recht nicht in einer gegen die guten 
Sitten verſtoßenden Weiſe zum Schaden Anderer mißbrauchen 
darf (Prot. Bd. 3 S. 120). Ferner beſchränkt das öffentliche 
Recht den Grundeigenthümer in mannigfacher Art. So bedarf 
er z. B. zu gewiſſen gewerblichen Anlagen, zu denen auch die 
Anſtalten zur Deſtillation von Erdöl gehören (Reichsgewerbe⸗ 
ordnung § 16), der Genehmigung der Verwaltungsbehöͤrden, 
weil ſolche Anlagen für die Eigenthümer oder Bewohner der 
benachbarten Grundſtücke oder für das Publikum überhaupt 
erhebliche Nachtheile, Gefahren oder Beläſtigungen herbeiführen 
können. Wirkt eine in den allgemeinen Geſetzen erlaubte und 
von der örtlich zuſtändigen Verwaltungsbehörde genehmigte 
Benutzungsart nicht über die Grenzen des Grundſtücks hinaus, 
ſo fehlt es an den Grundlagen einer Entſchädigungspflicht, 
wenn auch die Benutzungsart (z. B. wegen ihrer Gefährlichkeit) 
auf den Werth der Nachbargrundſtücke nachtheilig einwirkt. 

Die Bezugnahme des Klägers auf die SS 826, 906, 1004 
und 907 wurde für unbegründet erklärt. | 
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Zu SS 254, 823, 846 B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Beikirch 
c. Hartmann vom 27. Februar 1902, Nr. 416/1901 VI. 


Vorinſtanz: O. L. G. Karlsruhe. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Die Reviſion rügt, der Berufungsrichter habe die Vorſchrift 
des § 823 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs nicht beachtet, 
wonach eine den Schadenserſatz begründende unerlaubte Handlung 
vorliege, wenn gegen ein den Schutz eines Anderen bezweckendes 
Geſetz verſtoßen ſei. 

Das Bürgerliche Geſetzbuch knüpft aber an die Verletzung 
eines Schutzgeſetzes keine Vermuthung für das Vorhandenſein 
des Kauſalzuſammenhangs zwiſchen dem Verſtoße gegen das 
Geſetz und dem eingetretenen Schaden. Vielmehr muß im 
einzelnen Falle ſtets der Beweis dieſes Kauſalzuſammenhangs 
erbracht werden. (Vergl. Planck, Bürgerliches Geſetzbuch Bd. II 
S. 612 L. b.) 


Der Kauſalzuſammenhang kann aus einer Kette zufammen- 
hängender, mitwirkender, urſächlicher Thatſachen beſtehen, in der 
auch das Verhalten und Verſchulden des Verletzten ſelbſt ein 
Glied bildet. Iſt dies der Fall, dann iſt gemäß § 846 die 
Frage des Abwägens des Verſchuldens beider Theile im Sinne 
des § 254 des Bürgerlichen Geſetzbuchs gegeben. 
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55. 
Zu SS 254, 827 B. G. B. 
§1 des Haftpflichtgeſetzes vom 7. Juni 1871. 
Urtheil des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Bochum⸗ 


Gelſenkirchener Straßenbahn e. Siems vom 
27. Februar 1902, Nr. 413/1901 VI. 


Vorinſtanz: O. L. G. Hamm. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Die Beklagte muß, wenn ſie die Verpflichtung zum Erſatze 
des durch den Betrieb ihrer Eiſenbahn dem Kläger entſtandenen 
Schadens beſtreitet, den Nachweis führen, daß der Unfall durch 
das eigene Verſchulden des Klägers verurſacht iſt. Daß 
zu dieſem Nachweiſe die Thatſache genüge, daß Kläger zur Zeit 
des Unfalls betrunken geweſen ſei, iſt nicht richtig. Hat Kläger 
in der Trunkenheit nichts gethan, was einem nüchternen Menſchen 
als fahrläſſige Handlung anzurechnen ſein würde, ſo iſt die 
Trunkenheit auch nicht die Urſache oder Miturſache des Unfalls. 
Beklagte mußte deshalb nachweiſen, daß das Verhalten des 
Klägers in ſeiner Trunkenheit zu dem Unfalle beigetragen hat. 
Erſt wenn dieſer Nachweis von ihr erbracht war, konnte in 
Frage kommen, ob ihre Verpflichtung zum Erſatze des dem 
Kläger entſtandenen Schadeus wegen ſchuldhaften Verhaltens 
deſſelben nach § 254 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ganz oder 
theilweiſe als aufgehoben zu erachten ſei und ob in analoger 
Anwendung des § 827 des Bürgerlichen Geſetzbuchs keine Rüd- 
ſicht darauf zu nehmen jet, daß Kläger ſich vielleicht wegen der 
Trunkenheit in einem ſeine freie Willensbeſtimmung ausſchließenden 
Zuſtande befunden hat. 

Das Berufungsgericht hat nun angenommen, daß bei der 
mangelhaften Beleuchtung der Unfallſtelle auch ein nüchterner 
Menſch unter die Räder des ſich auf der Straße bewegenden 
Motorwagens habe gerathen können. Es hat deshalb mit Recht 
den Beweis nicht für geführt erachtet, daß der Unfall durch ein 
Verſchulden des Klägers verurſacht ſei. Wollte Beklagte aber 
behaupten, daß dies der Fall ſei, weil die Straße an der Unfall» 
ſtelle gehörig beleuchtet geweſen ſei, ſo hätte ſie die Richtigkeit 
dieſes Umſtandes nachweiſen müſſen. Ob die Beleuchtung ihr 
oder einem Anderen obgelegen hat, iſt unerheblich, da es ſich 
nicht darum handelt, ob ihr ein Verſchulden zur Laſt fällt, viel- 
mehr ob aus der thatſächlich vorhanden geweſenen Sachlage zu 
entnehmen iſt, daß Kläger ſchuldhaft gehandelt hat. 

Die Ausführungen des Berufungsgerichts ſtehen auch nicht 
im Widerſpruch mit den von der Reviſion bezeichneten Urtheilen 
des Reichsgerichts. Denn in dem dem Urtheile des Reichsgerichts 
vom 3. März 1886 — Eiſenbahnrechts-Entſcheidungen Bd. 5 
S. 146 — zu Grunde liegenden Falle hatte das Berufungs- 
gericht feſtgeſtellt, daß die Trunkenheit des Verunglückten zu 
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einem Verhalten auf dem Bahnkörper geführt hat, das er in 
nicht trunkenem Zuſtande bei Anwendung gewöhnlicher Auf⸗ 
merkſamkeit hätte vermeiden können und müſſen. Das Reichs- 
gericht hat es für nicht rechtsirrthümlich erklärt, daß das Be⸗ 
rufungsgericht unter dieſen Umſtänden den Unfall als durch 
eigenes Verſchulden des Verunglückten verurſacht angeſehen hat. 
In Sachen Keſſelberg e. Mindener Straßenbahngeſellſchaft 
— Rep. VI Nr. 390/99 — hatte der Verunglückte ſich nach den 
Feſtſtellungen des Berufungsgerichts in das Geleiſe begeben, war 
in dieſem dem herannahenden Zuge entgegen gegangen und hatte 
ſich in einer Entfernung von 20—30 Schritt vor der Lokomotive 
und im Lichte derſelben aufgeſtellt. Der erkennende Senat 
billigte in dem Urtheile vom 8. Februar 1900 die Annahme des 
Berufungsgerichts, daß bei dieſer Sachlage entweder ein grobes 
Verſchulden des Verunglückten vorliege oder ſeine freie Willens: 
beſtimmung durch einen plötzlichen unverſchuldeten Krankheits⸗ 
zuſtand ausgeſchloſſen worden ſei. Sei das Letztere nicht an⸗ 
zunehmen, ſo ſei ſeine Handlungsweiſe eine äußerſt unvorſichtige, 
eine fahrläſſige geweſen und komme es deshalb nicht darauf an, 
ob er ſich in angetrunkenem Zuſtande befunden habe, da ein 
plötzlicher unverſchuldeter Krankheitszuſtand ſich als höhere Ge- 
walt darſtelle und die Beklagte ebenfalls von ihrer Haftpflicht 
befreie. 


— 


56. 


Zu SS 459, 462 und 440, 325 B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Nachtwey 
c. Schöttler vom 7. Februar 1902, Nr. 414/1901 II. 


Borinftanz: O. L. G. Hamm. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Das Oberlandesgericht erachtet für den Fall der Aus⸗ 
ſchwörung des der Klägerin auferlegten Eides den Klageanſpruch 
auf Wandelung und Rückzahlung des Kaufpreiſes für das 
von Klägerin an Beklagte verkaufte Panorama in erſter Linie 
gemäß den 88 459 und 462 des Bürgerlichen Geſetzbuchs für 
begründet, weil die garantirte Bezugsmöglichkeit der Bilder für 
das Panorama von der Firma F. eine zugeſicherte Eigenſchaft 
der verkauften Sache bilde. Dieſe Annahme iſt ſowohl nach 
der Begründung der Klage, wie nach der des angefochtenen 
Urtheils rechtlich verfehlt. Weder in dem Vorbringen der 
Klägerin, noch in den Entſcheidungsgründen des Oberlandes- 
gerichts iſt das in Frage kommende Rechtsverhältniß völlig klar 
geſtellt. Es können zwei Auffaſſungen in Frage kommen, ein⸗ 
mal, daß der Beklagte bei dem Verkaufe des Panoramas der 
Klägerin gegenüber die Garantie übernommen habe, daß ein 
Dritter (F.) für das Panorama die erforderlichen Bilder auch 
für das Großherzogthum Oldenburg, Oſtfriesland und die 
Nordſeeinſeln liefern werde, oder, daß der Beklagte bei dem 
Verkaufe des Panoramas ein — nach ſeiner Behauptung ihm 
zuſtehendes — Recht auf den betreffenden Bilderbezug gegen F. 
der Klägerin übertragen und dabei für die Exiſtenz dieſes Rechtes 
die Garantie übernommen habe. Mag nun die eine oder die 
andere Auffaſſung Platz greifen, ſo handelt es ſich in keinem 
Falle um eine zugeſicherte Eigenſchaft der verkauften Sache. 
Es würde das angenommen werden können, wenn für eine 


gewiſſe Ertragsfähigkeit mit Rückſicht auf beſtehende Bilder⸗ 
bezugsverhältniſſe garantirt wäre, alſo eine gewiſſe Bonität des 
Kaufobjekts zugeſichert wäre; allein ſo liegt die Sache bei keiner 
der vorerörterten Annahmen. Entfällt hiernach die Anwend⸗ 
barkeit des § 459 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, ſo iſt unter 
allen Umſtänden der auch vom Oberlandesgericht durch Zurück⸗ 
weiſung der Berufung für den Fall der Leiſtung des Eides 
aufrecht erhaltene Anſpruch auf Wandelung Ziffer 1 des 
landgerichtlichen Urtheils, unbegründet, und es kann ſich nur 
noch fragen, ob der unter 2 bedingt zugeſprochene Anſpruch auf 
Rückzahlung des Kaufpreiſes eventuell auf ein Rücktrittsrecht 
der Klägerin vom Vertrage gegründet werden kann. 

In dieſer Hinſicht können aber die eventuellen Ausführungen 
des Oberlandesgerichts nicht als genügend erachtet werden. Es 
wird angenommen, daß, wenn die Bezugsmöglichkeit der Bilder 
nicht eine Eigenſchaft des verkauften Panoramas bilde, dieſelbe 
als ein Recht aufzufaſſen ſei, welches mit den Gegenſtand des 
einheitlichen Kaufvertrags gebildet habe; da der Beklagte für 
den rechtlichen Beſtand dieſes übertragenen Rechtes hafte, und 
die Erfüllung dieſer Verpflichtung in Folge eines Umſtandes, 
den er zu vertreten habe, unmöglich geworden ſei, ſo ſei Klägerin 
gemäß 88 440 und 325 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zum 
Rücktritt berechtigt geweſen. Dieſe Argumentation ſteht zunächſt 


nicht im Einklang mit der getroffenen Entſcheidung, da dieſe 


auf den zuerkannten Wandel ungs anſpruch gegründet iſt, und, 
wenn auch das Rücktrittsrecht materiell zu demſelben Ergebniß 
führt, ſo iſt doch inſofern die rechtliche Konſtruktion für den 
Anſpruch nicht zutreffend. Aber auch abgeſehen hiervon iſt den 
vorgängigen Ausführungen des Oberlandesgerichts nicht zu ent⸗ 
nehmen, daß die Ceſſion eines Bilderbezugsrechts des Be⸗ 
klagten gleichzeitig mit dem Verkaufe des Panoramas hinlänglich 
feſtgeſtellt iſt. Im Gegentheil ſcheinen die Gründe im Uebrigen 
darauf hinzuweiſen, daß das Oberlandesgericht das Rechts- 
verhältniß nicht im Sinne dieſer zweiten der beiden vorerörterten 
Alternativen, ſondern vielmehr im Sinne der erſten Alternative 
dahin aufgefaßt hat, daß lediglich eine Garantie für die 
Bilderlieferung Seitens des F. übernommen worden ſei. Das 
wäre aber unvereinbar mit der Anwendung des § 325 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs; und es iſt daher in dieſer Hinſicht, 
ſelbſt abgeſehen von der Frage, ob dieſe Beſtimmung nicht bloß 
den Fall einer nachträglich eintretenden Unmöglichkeit im 
Auge habe, jedenfalls eine genügende Begründung für die ge⸗ 
troffene Entſcheidung nicht gegeben. 

Bei der Auffaſſung, daß nicht die Ceſſion eines Rechtes, 
ſondern vielmehr eine Garantie für die Bilderlieferung an⸗ 
zunehmen ſei, würde in Frage kommen, ob der § 326 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs zur Anwendung zu bringen ſei. Be⸗ 
züglich des Abſ. 1 dieſes Paragraphen würde es zwar an der 
dort vorgeſehenen Friſtbeſtimmung für die Vertragserfüllung 
fehlen. Das wäre aber mit Rückſicht auf den Abſ. 2 daſelbſt 
dann nicht zu Ungunſten der Klägerin entſcheidend, wein, wie 
das Oberlandesgericht allerdings in einem anderen Zuſammen⸗ 
hang annimmt, das Panorama für die Klägerin ohne die mehr⸗ 
erörterte Bezugsmöͤglichkeit der Bilder für den erweiterten Bezirk 
in Folge des Verzugs kein Intereſſe mehr hätte. 


214 


57. 


Zu SS 823 und 839 B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Hermann 
und Gen. c. Krieger vom 20. Februar 1902, 
Nr. 407/1901 VI. 
Vorinſtanz: O. L. G. Poſen. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Der Kläger, der an einen ruſſiſchen Käufer Hafer verkauft 
hatte und dieſen über das preußiſche Grenzzollamt Robakow 
gegen Einfuhrſchein auszuführen beabſichtigte, hat am 13. No- 
vember 1900 von feinem Wohnorte Pleſchen aus an das Haupt- 
zollamt in Pogorzelice unter Bezahlung telegraphiſcher Rück— 
antwort die Depeſche gerichtet: „Kann man Hafer durch Robakow 
gegen Einfuhrſchein ausführen?“ und darauf die Drahtantwort 
erhalten: „Getreideausfuhr gegen Einfuhrſchein durch Robakow 
geſtattet“. 

Die Frage nun, ob es zu den Amtspflichten der Beklagten 
(Zollbeamten) gehört, eine Anfrage, wie die vom Kläger ge— 
ſtellte, zu beantworten, wäre an ſich nach den Vorſchriften 
des öffentlichen Rechtes beziehungsweiſe nach den beſtehenden 
Dienſtvorſchriften zu entſcheiden. Der von dem Landgericht in 
dieſer Richtung um eine amtliche Aeußerung erſuchte Provinzial⸗ 
ſteuerdirektor hat eine ſolche dahin abgegeben: für das Haupt⸗ 
zollamt zu Pogorzelice oder die drei Mitglieder deſſelben habe 
keine Amtspflicht beſtanden, die geſtellte Anfrage zu beantworten 
und darauf Auskunft zu ertheilen, da es nicht zu den Aufgaben 
der Zoll⸗ und Steuerbeamten gehöre, über die beſtehenden Ab- 
gaben und deren Rückgewähr Belehrungen zu ertheilen. Die 
Vorſchriften darüber ſeien durch Geſetze und andere veröffentlichte 


rechtsverbindliche Beſtimmungen feſtgeſetzt, aus denen die Inter⸗ 


eſſenten ſelbſt, auf eigene Verantwortung, ſich die erforderliche 
Auskunft zu verſchaffen hätten. — Dieſe Aeußerung beſagt 
jedoch nur ſoviel, daß keine amtliche Verpflichtung, die An- 
frage zu beantworten, für das Hauptzollamt und die Beklagten 
beſtanden habe, nicht aber auch, daß es jener Behörde und den 
Beklagten unterſagt geweſen ſei, die erbetene amtliche Auskunft 
zu ertheilen; es iſt auch undenkbar, daß es den preußiſchen 
Zollbehoͤrden verboten ſein ſollte, die an ſie von Intereſſenten 
in Zollſachen gerichteten Anfragen zu beantworten. Sicherlich 
war das Hauptzollamt, wenn gleich nicht verpflichtet, ſo doch 
befugt, einem Privaten auf deſſen Anfrage Beſcheid zu 
geben — über einen Gegenſtand zumal, bezüglich deſſen die 
Behörde ohne Weiteres das Erforderliche aus den ihr zur Hand 
liegenden Vorſchriften konſtatiren konnte —. 


Das iſt aber zum Begriff der Amtshandlung nicht unbedingt 


erforderlich, daß der Beamte zur Vornahme der Handlung ver⸗ 
pflichtet war; die Amtspflicht kann verletzt werden, auch wenn 
der Beamte vermöge feiner Dienſtſtellung nur befugt war, nach 
freiem oder pflichtgemäßem Ermeſſen in der fraglichen Richtung 
amtlich zu handeln. Er mag alsdann die ihm angeſonnene 
Handlung ablehnen; wenn er ſich aber dafür entſchließt, die 
Handlung vorzunehmen, ſo wird dieſe Thätigkeit von ſeiner 
Amtspflicht mit ergriffen und beherrſcht, welche ihm die bei 
Ausübung des Amtes überhaupt gebotene Sorgfalt auch für die 
Ausübung derartiger Befugniſſe auferlegt. Eine ſolchenfalls 
von dem Beamten unter amtlicher Autorität erlaffene Kund⸗ 


gebung begründet deſſen Verantwortlichkeit gegenüber der Dienſt⸗ 
behörde und auch gegenüber dem betheiligten Dritten. Das 
ſtaatliche Intereſſe und der öffentliche Dienſt verlangen, daß 
nicht ein unrichtiger Beſcheid amtlich ertheilt wird und dem um 
Auskunft erſuchenden Privaten gegenüber, — im Sinne des 
§ 839 des Bürgerlichen Geſetzbuchs dem Dritten gegenüber, iſt 
der Beamte verpflichtet, zwar nicht dazu, Antwort zu geben, 
aber wenn er ſolche, als amtliche Auskunft giebt, ihn richtig zu 
beſcheiden. Eine Erweiterung der Grenzen von Amtspflicht 
oder Zuſtändigkeit, wie die Reviſion meint, durch Willkür der 
Partei, ſteht hier nicht in Frage. Die ſubjektive Meinung des 
Klägers hätte freilich keine Amtspflicht ſchaffen können, wo eine 
ſolche nicht beſtand. Ein Handeln außerhalb der geſetzlichen 
Kompetenzgrenzen des Beamten liegt hier nicht vor, und es 
bedarf eines Eingehens darauf nicht weiter, ob die unter dem 
bisherigen Rechtszuſtand befolgten Rechtsgrundſätze über die 
mögliche Amtspflichtverletzung ſeitens eines ſachlich oder örtlich 
unzuſtändigen Beamten (vergl. z. B. Bolze, Praxis des Reichs 
gerichts 13 Nr. 217, 23 Nr. 264, Urtheil dieſes Senats VI 369/93 
bei Seuffert 50 Nr. 248) für die Anwendung des § 839 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs unverändert gelten. 


58. 


Zu 8 833 B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Becker 
c. Mahler und Weich vom 20. Februar 1902, 
Nr. 399/1901 VI. 


Vorinſtanz: Kammergericht. 


Aufhebung des Berufungsurtheils. 

Am 9. März 1900 hat der Beklagte W. im Auftrag ſeines 
Dienſtherrn M. eine Fuhre Strauchholz dem Kläger auf deſſen 
Gehöft geführt; dabei ließ derſelbe die Pferde mit dem Wagen 
auf der Straße ſtehen, während er ſich für kurze Zeit davon 
entfernte. In dieſer Zeit gingen die Pferde davon, der Kläger 
lief ihnen nach und verſuchte ſie durch Ergreifen der Leine zum 
Stillſtehen zu bringen, war hierbei aber zu Fall gekommen. 
Der Kläger behauptet, er ſei von den durchgehenden Pferden 
zu Boden geriſſen worden, die Beklagten haben vorgebracht, der 
Kläger ſei durch eigene Ungeſchicklichkeit gefallen, gegen einen 
Zaun geprallt und habe ſich ſo die Verletzung zugezogen. Der 
Kläger will nach ſeiner Erklärung in der Berufungsinſtanz den 
Klageanſpruch gegen den Beklagten M. auf § 833 des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs, gegen den Beklagten W. auf § 834 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs — oder wenigſtens in erſter Linie auf 
dieſe Geſetzesbeſtimmungen — geſtützt haben. Das Reichsgericht 
hat unter Aufhebung des Berufungsurtheils angenommen, daß 
es für die Anwendung des § 833 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
gleichgültig ſei, ob die Verletzung durch eine direkte Einwirkung 
des Thieres oder mittelbar durch einen von dem Thier in 
Bewegung geſetzten Gegenſtand erfolgt ſei. (Dies iſt näher 
begründet.) 
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59. 


Zu § 1361 B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Mantei 
c. Mantei vom 6. März 1902, Nr. 41/1902 IV. 
Vorinſtanz: O. L. G. Jena. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. | 

Die Klägerin hat gegen ihren Ehemann, der bis Anfang 
April 1900 mit ihr zuſammen gewohnt, dann die Ehewohnung 
verlaſſen und ihr bis zum 6. Oktober 1900 wöchentlich 7 Mark 
Alimente gezahlt hat, mit dem Antrage geklagt, denſelben zur 
Zahlung einer Unterhaltsrente von 12 Mark wöchentlich ſeit 
dem 6. Oktober 1900 zu verurtheilen. Dieſer Klage iſt ſtatt⸗ 
gegeben worden. Der Beklagte iſt ſeinem Anerkenntniß ent⸗ 
ſprechend durch laudgerichtliches Theilurtheil verurtheilt worden, 
an die Klägerin für die Dauer des zwiſchen den Parteien 
ſchwebenden Eheprozeſſes wöchentlich 7 Mark zu zahlen. Dem⸗ 
nächſt iſt er, entgegen ſeinem Antrage, die Mehrforderung der 
Klägerin abzuweiſen, vom Landgericht verurtheilt, an die Klägerin 
während der Dauer des thatſächlichen Getrenntlebens der Parteien 
vom 6. Oktober 1900 ab eine wöcheutliche Unterhaltsrente 
von 12 Mark, jedoch abzüglich der ſeitdem gezahlten Beträge, 
zu gewähren. Er hat die Berufung eingelegt mit dem Antrage, 
den Klageanſpruch, ſoweit er durch ein Theilurtheil zur Be— 
zahlung von 7 Mark verurtheilt worden war, abzuweiſen, und 
das Oberlandesgericht hat dieſer Formel ſtattgegeben. 

Das Berufungsurtheil beruht auf der Annahme: es fehle 
für den Klageanſpruch an der Vorausſetzung des § 1361 
Abſatz 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, daß einer der Ehegatten 
die Herſtellung des ehelichen Lebens verweigere und verweigern 
dürfe, indem die Klägerin, wenn der Beklagte ſie verlaſſen 
haben und ihr die Aufnahme in ſeiner neuen Wohnung ver⸗ 
weigern ſollte, zunächſt nur zur Klage auf Herftellung des ehe⸗ 
lichen Lebens, bezw. zur Beanſpruchung des Unterhalts gemäß 
§ 1360 a. a. O. berechtigt ſein würde. 

Dieſer Standpunkt wird der Vorſchrift des § 1361 Abſatz 1 
dort nicht gerecht. Sofern der vorbezeichnete Sachverhalt zu- 
trifft, muß die vom Berufungsgericht vermißte Vorausſetzung 
als gegeben gelten. Auf den gleichen Boden hat das Reichs- 
gericht ſich bereits in dem Urtheile vom 24. Oktober 1901 in 
Sachen Koopmann wider Koopmann (IV. 203/1901) geitellt. 
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Zu $ 1565 B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Schiller 
c. Schiller vom 6. März 1902, Nr. 389/1901 IV. 
Vorinſtanz: Kammergericht Berlin. 


Zuruͤckweiſung der Reviſion. 

Es hat nach der getroffenen Feſtſtellung eine vollſtändige 
Vereinigung der Geſchlechtstheile des Beklagten und der Zeugin 
ſtattgefunden und in ſolcher Vereinigung beſteht eine geſchlechtliche 
Beiwohnung, die ſich, wenn ſie zwiſchen einem Ehegatten und 
einer dritten Perſon ſtattfindet, als vollendeter Ehebruch dar⸗ 
ſtellt, ohne Rückſicht darauf, ob ein Samenerguß erfolgt iſt 


oder nicht. In ſolchem Sinne hat ſich das Reichsgericht in 
den Urtheilen vom 2. Juni 1883 und 24. September 1896 
(Entſch. in Civilſachen Bd. 9 S. 189 ff., Bd. 38 S. 181 ff.) 
ausgeſprochen. Die dort aufgeſtellten Grundſätze finden auch 
nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs unverändert 
Anwendung. 


61. 


Zu 88 1565, 1571, 1574, 1333 B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Wißhoff 
c. Wißhoff vom 13. Mai 1902, Nr. 402/1901 IV. 


Vorinſtanz: Kammergericht. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Angeſichts der Beſtimmung in Artikel 201 Einführungs- 
geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch, der 88 1571 und 1574 
Bürgerlichen Geſetzbuchs, in Verbindung mit § 721 Allgemeinen 
Landrechts Theil II Titel 1, hat das Berufungsgericht zunächſt 
mit Recht angenommen, daß die der Beklagten vorgeworfenen 
Ehebrüche mit F., Sch., Schw. weder als ſelbſtſtändige 
Scheidungsgründe, noch für die Schuldfrage in Betracht 
kommen können, da in Folge der Kenntniß des Klägers von 
dieſen Verfehlungen der Beklagten die für deren Geltendmachung 
gemäß Artikel 201 Abſatz 1 a. a. O. in erſter Reihe maß⸗ 
gebenden Friſten des § 1571 beziehungsweiſe § 1574 Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs nicht gewahrt ſind. Der vor der Schließung 
der Ehe der: Parteien ſeitens der Beklagten mit dem Schw. 
begangene Ehebruch kann überdem als ein ſolcher in Anſehung 
der Ehe der Parteien überhaupt nicht gelten, da ſelbſtverſtändlich 
der § 1565 Bürgerlichen Geſetzbuchs einen Ehebruch voraus- 
ſetzt, durch welchen der eine Ehegatte feine beſtehende Ehe, 
deren Trennung deshalb der andere Ehegatte verlangt, gebrochen 
hat. Ein vorehelicher Ehebruch des einen Ehegatten könnte 
nur die Anfechtung der Ehe ſeitens des anderen Ehegatten 
wegen Irrthums gemäß $ 1333 Bürgerlichen Geſetzbuchs 
begründen. 


62. 


Zu 88 2078, 2079, 2303 B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Kerfack 
c. Kerfack vom 3. März 1902, Nr. 385/1901 IV. 


Vorinſtanz: O. L. G. Roſtock. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Da die Beklagte als Ehefrau des Erblaſſers geſetzlich nach 
§ 2303 des Bürgerlichen Geſetzbuchs den Anſpruch auf den 
Pflichttheil zur Zeit des Erbfalles hatte, pflichttheilsberechtigt 
aber erſt nach der Errichtung der letztwilligen Verfügung des 
Erblaſſers wurde, jo hängt das Anfechtungsrecht der Beklagten 
aus § 2079 des Bürgerlichen Geſetzbuchs allein von der Be⸗ 
antwortung der Frage ab, ob fie der Erblaſſer in feiner letzt- 
willigen Verfügung übergangen hat. Ohne Rechtsirrthum hat 
das Berufungsgericht dieſe Frage verneint, indem es ausführt, 
daß begrifflich von einem Uebergehen nur die Rede ſein könne, 
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wenn dem Betreffenden in der letztwilligen Verfügung des Erb⸗ 
laſſers keinerlei Zuwendung gemacht worden ſei, dieſe Vorausſetzung 
aber hier fehle, da der Beklagten 3 000 Mark und Mobiliar⸗ 
gegenſtände vermacht worden ſeien und bei dem geſetzlichen 
Erforderniß, daß der Betreffende erſt nach der Errichtung der 
letztwilligen Verfügung des Erblaſſers pflichttheilsberechtigt ge⸗ 
worden ſei, dieſe Zuwendung nicht deshalb bedeutungslos ſein 
könne, weil fie ihm nicht in Beziehung auf fein Pflichttheils⸗ 
verhältniß gemacht worden ſei. 

Der für die Beklagte zu entnehmende Anfechtungsgrund 
aus 8 2078 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, daß der Erblaſſer 
die Kläger nicht zu Erben eingeſetzt und die Beklagte nicht mit 
einem Vermächtniſſe abgefunden haben würde, wenn er voraus- 
geſehen hätte, daß er die Beklagte demnächſt heirathen werde, 
würde, wie das Berufungsgericht mit Recht hervorhebt, nicht 
einfach auf den Hinweis geſtützt werden können, daß der Erb- 
laſſer zur Zeit der Errichtung ſeiner letztwilligen Verfügung ſich 
über die Geſtaltung ſeiner Zukunft in Unkenntniß befunden 
habe, ſondern es wäre die Angabe beſtimmter Thatſachen noth⸗ 
wendig geweſen, aus denen geſchloſſen werden könnte, daß er die 
Verfügung nicht getroffen haben würde, wenn er gewußt hätte, 
wie ſich fein Verhältniß zur Beklagten geſtalten werde. 
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Zn SS 2087, 2304, 2314 B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Bergmann 
c. Bergmann vom 25. Januar 1902, Nr. 351/1901 IV. 

Vorinſtanz: Kammergericht Berlin. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Der Anſpruch der Klage wird daraus hergeleitet, daß die 
Kläger Teſtamentserben der Erblaſſerin geworden ſeien. 
Letzteres verneint das Berufungsgericht. Von ausſchlaggebender 
Bedeutung ſei gemäß § 2087 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, ob 
ihnen ein Bruchtheil des Vermögens habe zugewendet werden ſollen. 
Dies ſei nach den Beſtimmungen des Teſtaments mindeſteus 
zweifelhaft und greife deshalb die Vorſchrift des § 2304 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs Platz, wonach die Zuwendung des 
Pflichttheils im Zweifel nicht als Erbeinſetzung anzu⸗ 
ſehen ſei. Dieſe Ausführung iſt rechtlich zu beanſtanden. Für 
die Auslegung älterer Rechtsgeſchäfte iſt grundſätzlich das ältere 
Recht maßgebend. Giebt dieſes keine beſonderen Auslegungs⸗ 
regeln, ſo konnen ſolche nicht ohne Weiteres aus dem neuen 
Rechte entnommen werden. Mangels ſpezieller für das Preußiſche 
Recht gegebener Regeln war durch konkrete Würdigung des 
Teſtamentsinhalts zu ermitteln, ob die Kläger zu Bruchtheilen 
des Nachlaſſes bedacht worden. Nach dieſem Kriterium war 
über die Erbenqualität für den vorliegenden Fall Feſtſtellung 
zu treffen. 

Die Anſicht des Berufungsgerichts, daß das Recht auf 
Auskunftsertheilung (§ 2314 des Bürgerlichen Geſetzbuchs) dem 
Pflichttheilsberechtigten, der nicht Erbe iſt, auch gegenüber dem 
Teſtamentsvollſtrecker zukomme, iſt gegenüber der klaren 
Vorſchrift des § 2314 nicht zu billigen. (Wird weiter aus- 
geführt.) 
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Weſentliche Beſtandtheile des Protokolls im Sinne 


der SS 2241 und 2242 B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Donny 
c. Schockmel und Gen. vom 20. Februar 1902, 
tr. 370/1901 IV. 

Vorinſtanz: O. L. G. Colmar. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Das Teſtament vom 20. März 1900 iſt für nichtig erklärt, 
weil in dem betreffenden notariellen Protokolle eine genügende Feſt⸗ 
ſtellung der Thatſache, daß die Erblaſſerin die ſich auf den Ort und 
Tag der Verhandlung beziehenden Theile des Protokolles genehmigt 
hat, nicht zu finden ſei. Das Reichsgericht hat näher ausgeführt, 
daß und weshalb bei Strafe der Nichtigkeit des Teſtaments die 
Vorleſung und Genehmigung dieſer Theile des Protokolls nach 
§§ 2241 und 2242 Bürgerlichen Geſetzbuches nothwendig ſei. 


65. 


Zu § 2249 B. G. B. 

Urtheil des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Wolter 
c. Voll vom 27. Februar 1902, Nr. 414/1901 IV. 
Vorinſtanz: O. L. G. Stettin. 

Zurückweiſung der Reviſion. 

Der § 2249 des Bürgerlichen Geſetzbuchs geſtattet, daß die 
Aufnahme eines Teſtaments durch den Gemeindevorſteher unter 
Zuziehung zweier Zeugen erfolgen kann, wenn zu beſorgen iſt, 
daß der Erblaſſer früher ſterben werde, als die Errichtung eines 
Teſtaments vor einem Richter oder vor einem Notar möglich 
ſein würde. Dabei ſoll zwar die Gültigkeit des Teſtaments (wie 
im zweiten Satze des Abſ. 2 daſelbſt ausdrücklich vorgeſehen iſt) 
nicht dadurch bedingt ſein, daß die Beſorgniß objektiv begründet 
war, wohl aber muß (nach Abſ. 2 Satz 1 a. a. O.) 

die Beſorgniß, daß die Errichtung eines Teſtaments vor einem 

Richter oder vor einem Notar nicht mehr möglich ſein werde, 
im Protokolle feſtgeſtellt werden. Dieſe Vorſchrift iſt 
zwingender Natur. Daraus darf jedoch ſelbſtverſtändlich nicht 
gefolgert werden, daß der Geſetzgeber für die in Rede ſtehende 
Feſtſtellung den Gebrauch beſtimmter Worte habe vorſchreiben 
wollen; vielmehr muß es genügen, wenn ſich aus dem Inhalte 
des Protokolles ergiebt, daß bei Aufnahme deſſelben die (jub- 
jektive) Beſorgniß der bezeichneten Art beſtanden hat. 

Allerdings iſt in dem Protokolle nur der Beſorgniß Er— 
wähnung gethan, daß der Tod des Teſtators eintreten könne, 
bevor der Amtsrichter herbeizukommen im Stande ſei; 
unſtreitig aber hatte der dem Orte Dünnow (wo die Tejtaments- 
errichtung ſtattfand) am nächſten wohnende Notar, ebenſo wie 
das in Betracht kommende Amtsgericht ſeinen Amtsſitz in 
Stolp. Hieraus und da alſo ein Notar nicht früher als ein 
Richter hätte herbeigeholt werden können, wird vom Berufungs- 
richter entnommen, daß in der Feſtſtellung der Beſorgniß, die 
Errichtung eines Teſtamentes werde vor einem Richter nicht 
mehr möglich ſein, zugleich auch die Feſtſtellung der Be— 
ſorgniß enthalten ſei, daß die Errichtung des Teſtamentes vor 
einem Notar ebenfalls nicht mehr möglich ſein werde. 
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Berlin, 6. Mai 1902. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


[XXXT. Jahrgang.] 229 


Organ des deufſchen Anwalt: Vereins. 
Herausgegeben von 


Dr. jur. T. Ruhlenbeck, 
Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht Jena. 


verlag und Expedition: W. Moeſer Buchhandlung, Berlin S. 14, Stallſchreiberſtraße 34. 35. 
Preis für den Jahrgang 25 Mark. — Inſerate die Zeile 50 Pfg. — Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt. 
| —— ä .. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


Der Beitrag von 20 Mark für das Geſchäftsjahr 
1. Juli 1901 bis 30. Juni 1902 iſt ſatzuugzmüßig im 
April 1902 fällig. 

Die Mitglieder werden daher erſucht, dieſen Jahres- 
beitrag an den für jeden Landgerichtsbezirk beſtellten Ver⸗ 
traneunsmaun zu zahlen; die Vertrauensmänner werden 
gebeten, die eingegangenen Zahlungen und Abrechnung bis 
zum 10. Mai 1902 an mich gelangen zu laſſen. 

Nach dieſer Zeit werden die Beiträge zufolge der 
Satzungen durch Nachnahme erhoben. 

Leipzig, Schreberſtraße 13. 


Dr. Seelig, Juſtizrath. 


Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die in der Zeit vom 22. März bis 
7. April 1902 ausgefertigten Urtheile und Beſchlüſſe. 

I. Reichsrecht. 

Zwangsverſteigerungsgeſetz vom 24. März 1897. 

1. 

Der Reviſion iſt darin beizutreten, daß derjenige Theil 
der Entſcheidung des B. G., der zu dem Ergebniſſe gelangt, 
daß, trotzdem die Maſchine ein weſentlicher Beſtandtheil des 
Fabrikgrundſtücks im Sinne des § 93 des B. G. B. geweſen 
ſei, doch in Folge der einſtweiligen Anordnung des Prozeßgerichts, 
daß die Maſchine von der Zwangsverfteigerung ausgeſchloſſen 
werde, der Bekl. als Erſteher des Grundſtücks jene nicht mit⸗ 
erworben habe, auf rechtlich unhaltbarer Grundlage ruht. Nach 
§ 90 Abſ. 1 des Zwangsverſteigerungsgeſetzes vom 24. März 
1897 erwirbt der Erſteher durch den Zuſchlag, ſofern nicht im 
Beſchwerdewege der Beſchluß rechtskräftig aufgehoben wird, vor 
Allem das Eigenthum an dem Grundſtücke. Mit dieſem 
erwirbt er aber begrifflich und kraft rechtlicher Noth- 
wendigkeit gemäß § 93 des B. G. B. alle feine weſent⸗ 
lichen Beſtandtheile, ohne daß dieſer Erfolg durch irgend 
welche Anordnungen des Vollſtreckungs⸗ oder eines Prozeßgerichts 
gehindert werden könnte. Zu einer Anwendung des § 90 
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Abſ. 2 des Zwangsverſteigerungsgeſetzes, auf den fi das B. G. 
für ſeine Auffaſſung bezieht, war bei dieſer Sachlage überhaupt 
kein Raum, da dieſer, wie ſchon die Gegenüberſtellung des 
„Grundſtücks“ und der „Gegenſtände, auf welche ſich die Ver⸗ 
ſteigerung erſtreckt hat“, ergiebt, nur die neben dem Grund- 
ſtücke und damit auch neben deſſen weſentlichen Beſtandtheilen 
der Verſteigerung unterworfen geweſenen Gegenſtände betrifft, 
die an ſich eine ſelbſtſtändige rechtliche Exiſtenz führen, 
wie Zubehörſtücke und die Erzeugniſſe des Grundſtücks, ſoweit 
dieſe ſich nicht als Zubehörftüde darſtellen. Vergl. die 88 55 
und 20 des Zwangsverſteigerungsgeſetzes und $ 1120 des 
B. G. B. Dieſer klaren Rechtslage gegenüber können Er⸗ 
wägungen, die aus der Aufgabe des Zwangsverſteigerungsver⸗ 
fahrens, ein angemeſſenes Ergebniß zu liefern, entnommen 
ſind, und aus ſonſtigen Zweckmäßigkeitsgründen, wie ſie das 
B. G. geltend macht, keine ausſchlaggebende Bedeutung bean⸗ 
ſpruchen. Wäre daher das B. U. nur auf dieſen Theil der 
Entſcheidungsgründe geſtützt, ſo würde es wegen Nichtanwendung 
des § 93 des B. G. B. und unrichtiger Anwendung des § 90 
Abſ. 2 des Zwangsverſteigerungsgeſetzes der Aufhebung unter- 
liegen. Das B. U. wird beſtätigt auf Grund der Annahme 
einer Vertragspflicht des Rkl. III. C. S. i. S. Tretrop 
c. Aktiengeſellſchaft de Fries & Co. vom 18. Februar 1902, 
Nr. 399/1901 III. 

II. Gemeines Recht. 

2. Haftbarkeit des Vertretenen für Argliſt des Ver⸗ 
treters. 

Wenn das B. G. den Rechtsgrundſatz ausſpricht, daß nach 
Gemeinem Recht der Vertretene für die Argliſt des Vertreters 
haftet, ſo entſpricht dies der Rechtſprechung des R. G. (vergl. 
z. B. Juriſtiſche Wochenſchrift von 1885 S. 29 Ziffer 19, 
Seuffert Archiv Bd. 54 Nr. 169 und Urtheil des erkennenden 
Senats vom 10. Oktober / 3. November 1899 III. 134/1899 in 
Sachen Nördlinger wider Biſchof und Lick), des R. O. H. G. 
(deſſen Entſch. Bd. 6 Nr. 91) und des Bayeriſchen Oberſten 
Landesgerichts (Seuffert Archiv Bd. 54 Nr. 139). Auch das Lehr⸗ 
buch des Pandektenrechts von Windſcheid ſagt Bd. 1 § 73 nicht 
nur in der 7. und 8. (von Kipp), ſondern auch ſchon in der 4. Auf⸗ 
lage, daß bei der Beurtheilung der Gültigkeit und Wirkſamkeit 
des Rechtsgeſchäfts die Perſon des Vertreters und nicht die des 
Vertretenen in Betracht kommt, ſoweit es ſich um Regeln 
handelt, die einen gewiſſen Zuſtaud des Inneren des Urhebers 
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des Rechtsgeſchäfts zur Vorausſetzung haben; demgemäß ſagt 
Windſcheid in der 7. und 8. Auflage Bd. 1 § 73 Anm. 18 
weiter ausdrücklich: Der Vertretene haftet, wenn der Vertreter 
beim Verkaufe einen Fehler der verkauften Sache arglijtigerweije 
verſchwiegen hat. III. C. S. i. S. Molter c. Harniſch vom 
28. Februar 1902, Nr. 432/1901 III. 

III. Allgemeines Landrecht. 

3. 88 16, 17, 20, Tit. 3, § 278 Tit. 5, §§ 869 ff. 
Tit. 11 Thl. I. ö 

Das B. G. geht von dem richtigen Satze aus, daß der 
Dienſtherr aus dem Dienſtvertrage auch ſchon nach den 88 869 ff. 
des A. L. R. Thl. J Tit. 11, 8 278 Thl. J Tit. 5 und Thl. 1 
Tit. 3 § 20 verpflichtet geweſen iſt, die Geräthſchaften, die 
der zur Dienſtleiſtung Verpflichtete zur Ausführung feiner 
Dienſtverrichtungen gebrauchen muß, in einem ſolchen Zuſtande 
zu erhalten, daß dieſer dabei gegen Gefahr für Geſundheit und 
Leben ſoweit geſchützt iſt, wie es die Natur der Dienſtleiſtung 
geſtattet, und daß er für ein dabei begangenes mäßiges Verſehen 
einzuſtehen hat. Es iſt zur Abweiſung der Klage nur deshalb 
gelangt, weil es für erwieſen erachtet, daß der Bekl. die von 
ihm verſtändiger Weiſe zu verlangende Sorgfalt angewandt, daß 
er ſich ſomit keiner Vernachläſſigung der bei ihm voraus- 
zuſetzenden Aufmerkſamkeit (§§ 16, 17 des A. L. R. Thl. 1 
Tit. 3) ſchuldig gemacht habe. Dieſe Feſtſtellung hat es jedoch 
erſichtlich unter dem Einfluſſe eines Rechtsirrthums, nämlich in 
Folge einer unrichtigen Auffaſſung des Begriffes „Sorgfalt“ 
oder „Aufmerkſamkeit“ getroffen, in deren Nichtbethätigung die 
Fahrläſſigkeit überhaupt, insbeſondere auch das mäßige Verſehen 
im Sinne des § 20 des A. L. R. Thl. 1 Tit. 3 beſteht. Die 
erforderliche Sorgfalt oder Aufmerkſamkeit, für die Jemand 
einzuſtehen hat, beſteht nämlich zu einem nicht geringen Theile 
in der Beachtung der Lehren, welche die Erfahrung — fremde 
oder eigene — an die Hand giebt, wie denn das R. G. ſchon 
in der Entſch. Bd. 8 S. 151 insbeſondere von dem Gewerbe⸗ 
unternehmer gerade in der hier in Frage ſtehenden Beziehung 
die Bethätigung der erforderlichen Umſicht und „geſchäftlichen 
Erfahrung“ verlangt, die es in der Entſch. Bd. 19 S. 191 
auch als die Bethätigung der erforderlichen „Sachkunde“ 
bezeichnet hat. Hiernach müſſen Erfahrungen, die der Dienſt⸗ 
berechtigte ſelbſt bereits mit der Einrichtung eines Geräthes 
gemacht hat, bei Beurtheilung der Anforderungen mit heran⸗ 
gezogen werden, welche die Bethätigung der ſchuldigen Auf- 
merkſamkeit in Bezug auf die Einrichtung des Geräthes von 
ihm verlangte. Ein ſolcher Fall liegt aber hier vor. Das B. G. 
ſieht als erwieſen an, daß der Zeuge Schmidt mit derſelben 
Leiter, mit welcher der Kl. verunglückt iſt, einmal ausgerutjcht 
iſt, ohne ſich indeſſen dabei zu verletzen; ferner, daß ein Lauf⸗ 
burſche des Bekl. gleichfalls mit dieſer Leiter ausgeglitten iſt 
und ſich dabei ſchwer verletzt hat, daß auch der Bekl. von dieſem 
Unfalle alsbald Kenntniß erhalten hat. Es verwerthet aber 
dieſe Unfälle, auch den letzten feſtſtehendermaßen dem Bekl. 
bekannt gewordenen, nicht in der Richtung, ob dieſer hierdurch 
vermöge jener ihm obliegenden Pflicht zur Sorgfalt Veranlaſſung 
gehabt habe, eine Aenderung in der Einrichtung der Vor— 
ſichtsmaßregeln gegen das Ausgleiten der Leiter vorzunehmen, 
etwa ſo, wie dies ſpäter, nach dem Unfalle des Kl., durch die 
mit Leichtigkeit bewerkſtelligte Anbringung von Haken an der 
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Spitze der Leiter, die in zwei an dem Hängeboden angebrachte 
Oeſen eingreifen, geſchehen iſt, alſo die ſelbſt gemachte 
Erfahrung zu benutzen. Es prüft vielmehr nur, ob der 
Meinung des Sachverſtändigen R. beizutreten ſei, daß dieſe 
Vorfälle auf ein muthmaßlich unvorſichtiges Handhaben 
der Leiter zurückzuführen ſeien, und hält dies auf Grund der 
Zeugenausſagen für erwieſen. Hätte jedoch das B. G. den von 
dem Bekl. zu erfordernden gewöhnlichen Grad von Aufmerkſamkeit 
nach dem Maßſtabe der in jedem Falle gemachten Erfahrung 
gemeſſen, ſo hätte es den zweiten Unfall auch nach jener 
Richtung einer Beurtheilung unterziehen müſſen. Es hätte 
demnach prüfen müſſen, ob nicht der Unfall, mochte auch der 
Verletzte ſelbſt unvorſichtig mit der Leiter umgegangen ſein, doch 
auf alle Fälle eine Verſtärkung der Schutzvorrichtungen 
erheiſchte oder warum eine ſolche trotzdem nicht erforderlich war. 
Hierbei tritt aber noch ein weiterer Rechtsirrthum hervor. Das 
B. G. führt aus, daß die Leiter dann ſicher geſtanden habe, 
wenn fie jo geſtellt geweſen ſei, daß die Stufen ſich in wage⸗ 
rechter Lage befunden hätten, und daß die früheren Unfälle 
darauf zurückzuführen ſeien, daß die Leiter „zu ſchräg“ angeſtellt 
worden ſei. Dies in Verbindung mit den an den unteren 
Enden der Leiter angebrachten kleinen Dornen von 7½ mm 
Länge erachtet es augenſcheinlich für genügend, um eine Ver⸗ 
pflichtung des Bekl. zur Anbringung beſſerer Schutzvorrichtungen 
gegen das Ausgleiten der Leiter auszuſchließen. Allein dabei iſt 
uͤberſehen, daß der Begriff der thunlichſten Sicherung des 
Dienſtverpflichteten gegen die Gefährdung ſeines Lebens und 
ſeiner Geſundheit, wie der erkennende Senat ſchon in dem an⸗ 
gezogenen Urtheile vom 21. Oktober 1887, Entſch. Bd. 19 
S. 191, dargelegt hat, verlangt, daß der Dienſtberechtigte damit 
rechne, daß die Dienſtverpflichteten nicht immer mit der an ſich 
erforderlichen Aufmerkſamkeit verfahren und verfahren 
können. III. C. S. i. S. Krauſe c. Auerbach vom 4. März 1902, 
Nr. 436/1901 III. 

4. 88 154 Tit. 4 und 1053 Tit. 11 TEL I. 

Wenn lediglich eine Schenkung unter einer Auflage 
in Gemäßheit der 88 1053 Thl. I Tit. 11, 154 
Thl. J Tit. 4 A. L. R. vorliegt, fo durfte das B. G. an- 
nehmen, daß die Erben des Schenkers bei ungetheiltem Nachlaſſe 
von der beklagten Miterbin nur Einwerfung der ſchenkungsweiſen 
Leiſtung bei der Nachlaßtheilung verlangen dürfen. In ſtändiger 
Praxis iſt mit Recht davon ausgegangen, daß, ſofern einzelne 
Erben bei ungetheilter Erbſchaft Nachlaßforderungen gegen 
einen anderen Miterben geltend machen, von Letzterem nicht 
Zahlung, auch nicht ad depositum verlangt werden könne, 
weil möglicherweiſe der Bekl. bei der definitiven Regulirung des 
Nachlaſſes feine Schuld ganz oder zum Theil auf feinen Erb⸗ 
theil anrechnen laſſen dürfe (vergl. insbeſondere die Rechtſprechung 
des Preußiſchen Obertribunals bei Rehbein, Entſcheidungen Bd. III 
S. 291 ff.). Inſoweit iſt demnach die Rüge der Reviſion, 
es hätte bei Annahme einer Schenkung aus § 1053 Thl. I 
Tit. 11 A. L. R. auf Zahlung zur Nachlaßmaſſe oder zum De- 
poſitum erkannt werden müſſen, nicht begründet. Auch iſt es 
nicht zutreffend, wenn die Reviſion ausführt, daß gegenüber 
dem Klageantrage auf Zahlung an den Kl. in dem Ver⸗ 
langen der Zahlung an die Nachlaßmaſſe (oder der Einwerfung) 
lediglich ein minus, nicht ein aliud zu finden ſei. Dagegen 
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iſt zu Unrecht vom B. G. in dem Anheimſtellen des Kl., daß 
die Bekl. an Stelle der verlangten Zahlung von 2700 Mark 
nach ihrer Wahl das Grundſtück 141 Poremba zurückgeben könne, 
ein prozeſſual unzuläffiger und materiell unbegründeter Anſpruch 
gefunden und derſelbe zurückgewieſen worden. Denn dadurch, 
daß der Kl. in das freie Belieben der Bekl. ſtellt, an Stelle 
der beanſpruchten Zahlung etwas Anderes zu gewähren, wird 
die Rechtslage der Bekl. in keiner Weiſe erſchwert und kein 
neuer Anſpruch eingeführt. Das B. U. iſt aufgehoben, weil 
nicht hinreichend geprüft, ob nicht ein Anſpruch auf Er⸗ 
füllung einer Leiſtung und keine Schenkung vorliege. 
IV. C. S. i. S. Pordzik c. Pordzik vom 24. Februar 1902, 
Nr. 416/1901 IV. 

5. §§ 471, 476, 487 Tit. 9 Thl. I und 58 639, 660 
Tit. 2 Thl. II. 

Bei der Entſcheidung der Sache ſelbſt find beide Inſtanz ⸗ 
richter zutreffend davon ausgegangen, daß für die Regelung der 
geſetzlichen Erbfolge das Recht des Orts maßgebend iſt, an dem 
der Erblaſſer feinen letzten Wohnſitz gehabt hat. Dies iſt hier 
das A. L. R., welches — 88 639, 660 Thl. II Tit. 2 — 
beſtimmt, daß uneheliche Kinder weder in die Familie des 
Vaters noch die der Mutter eintreten und zwiſchen ſolchen und 
den Verwandten der Eltern in der Regel keine geſetzliche Erb⸗ 
folge ſtattfindet, wogegen nach dem Märkiſchen Provinzialrechte, 
in deſſen Geltungsbereich der Erblaſſer geboren iſt und die 
Mutter damals ihren Wohnfitz gehabt hat, uneheliche Kinder 
in die Familie der Mutter eintreten und als Blutsverwandte 
der mütterlichen Verwandten angeſehen werden. Parteien ſtreiten 
darüber, ob bei dieſer Rechtslage die Fragen nach der Ver⸗ 
wandtſchaft und nach der Erbesqualität von einander zu trennen 
oder einheitlich nach dem Rechte des letzten Wohnſitzes des Erb⸗ 
laſſers zu beurtheilen find. Das L. G. hat erſteres angenommen. 
Das B. G. iſt dagegen der letzteren Auffaſſung gefolgt und ihm 
iſt beizutreten, ſodaß der bezügliche Angriff der Reviſion ver- 
fügen muß. Die Frage iſt zwar nicht unbeſtritten. Dern- 
burg Greußiſches Privatrecht Bd. III Auflage IV S. 297, 541) 
nimmt im Gegenſatze zu Förſter⸗Eccius (Preußiſches Privat- 
recht Auflage 7 Bd. IV S. 490) an, daß die durch die Ge⸗ 
burt begründete verwandtſchaftliche Beziehung ſich als ein wohl- 
erworbenes Statusrecht darſtelle, das als ſolches allgemeine 
Geltung habe und daher nicht dadurch eine Aenderung erfahren 
könne, daß der Erblaſſer demnächſt ſeinen Wohnſitz in ein anderes 
Rechtsgebiet verlegt. Dieſe Auffaſſung führt jedoch zu einer 
Loslöſung der Verwandtſchaft von der Erbesqualität. Eine 
ſolche iſt aber rechtlich unzuläſſig, wenn die Anwendung eines 
Geſetzes in Frage kommt, das, wie das A. L. R., das Erbrecht 
auf ein beſt immtes verwandtſchaftliches Verhältniß 
gründet. In dieſem Falle kann die Beurtheilung, ob ein 
derartiges verwandtſchaftliches Verhältniß beſteht, nur nach 
Maßgabe dieſes Geſetzes erfolgen. Von denſelben Grundſätzen 
iſt das R. G. mehrfach, insbeſondere in dem Urtheile vom 
27. November 1899, mitgetheilt in der Juriſtiſchen Wochenſchrift 
Jahrgang 1900 S. 57 Nr. 28 (vergl. ferner Eutſch. in Civil⸗ 
ſachen Bd. 2 S. 355 ff.), ausgegangen. Darnach finden hier 
die allegirten Vorſchriften des A. L. R., 98 639, 660 Thl. II 
Tit. 2, Anwendung, ſodaß der Bekl. ein Erbrecht in den 
Nachlaß des B. nicht zuſteht. Die Reviſion war unbegründet. 
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IV. C. S. i. S. Wolf c. Nachlaßpfleger des M. Butz vom 
24. Februar 1902, Nr. 373/1901 IV. 

6. Tit. 14 Thl. I. Bürgſchaft. 

Es entſtehen rechtliche Bedenken, inſoweit das B. G. 
annimmt, daß auch die Kapitalſchuld ſchon gegenwärtig 
dem beklagten Bürgen gegenüber fällig ſei. Daß beſondere 
geſetzliche Gründe dieſe Fälligkeit herbeigeführt, verneint das 
B. G. ebenſo zutreffend, wie daß die bloße Kenntniß des 
Bürgen von den nachträglichen Auflaſſungsverhand- 
lungen noch nicht deſſen Zuſtimmung enthalte. Das 
B. G. führt aber weiterhin aus: Die Klauſel, daß bei betagten 
Forderungen im Falle nicht pünktlicher Zinszahlung 
die Fälligkeit früher eintreten ſolle, ſei ſo üblich und 
gewöhnlich, daß der Bekl. habe annehmen müſſen, daß bei 
der künftigen Eintragung der Hypothek dem Kl. für 
ſolchen Fall das Recht früherer Kündigung werde 
gewährt werden. Aus dieſem Grunde ſei auch anzunehmen, 
daß der Bekl. die Bürgſchaft in dieſem Umfange habe übernehmen 
wollen. Gerade der Umſtand, daß der Bekl. ſich ſchlechthin für 
die eingetragene Schuld verbürgt, obwohl dieſe doch, wie 
ihm bekannt, erſt noch eingetragen werden ſollte, 
laſſe dies erkennen. Letzterer vom B. G. als weſentlich 
hervorgehobener Entſcheidungsgrund iſt ſchon deshalb hinfällig, 
weil die Annahme des B. G., es ſei dem Bekl. nach ſeinem 
eigenen Vortrage bei der Bürgſchaftsübernahme bekannt geweſen, 
es handle ſich um erſt einzutragende Hypotheken, thatbeſtands⸗ 
widrig iſt. Aber ſelbſt, wenn anzunehmen wäre, daß dem Bekl. 
damals bekannt geweſen, daß die Hypothek für die Kaufgelder erſt 
demnächſt zur Eintragung gelangen ſolle, fo erſcheint damit 
keineswegs der Schluß begründet, daß der Bekl. angenommen habe, 
daß eine weitere Ausgeſtaltung der Forderung in der angege⸗ 
benen Hinſicht noch für den Zeitpunkt der Eintragung in 
Ausſicht genommen ſei. Der Bekl. wäre an und für ſich zu 
der Annahme berechtigt geweſen, daß die obligatoriſchen Feſt⸗ 
ſetzungen der Kaufkontrahenten über die Frage der Fälligkeit 
definitiv ſchon zur Zeit der Bürgſchaftsübernahme in demjenigen 
Sinne getroffen waren, der der Formulirung des Bürgſchafts⸗ 
ſcheins entſprach, und daß die Eintragung im Grundbuche nur die 
abſchließend bereits firirten Modalitäten der Kündigung dinglich 
ſichern ſollte. IV. C. S. i. S. Krauſe &. Matthies vom 
10. März 1902, Nr. 397/1901 IV. 

7. 88 11, 14, 26 Tit. 6 IH. II A. L. R. und 8 705 
B. G. B. | 

Es iſt unter den Parteien unftreitig, daß der beklagte 
Verein bereits vor dem 1. Januar 1900 als erlaubte Geſellſchaft 
im Sinne des Tit. 6 Thl. II des Pr. A. L. R. beſtanden hat, 
und der Bekl. ſelbſt behauptet auch nicht, daß er ſeitdem in 
das Vereinsregiſter ($ 21 des B. G. B.) eingetragen ſei. Es 
kann jedoch dahingeſtellt bleiben, ob mit Rückſicht hierauf, ent⸗ 
ſprechend der Annahme des B. G., auf das Streitverhältniß 
noch immer die Vorſchriften des Pr. A. L. R. oder gemäß 
§ 54 des B. G. B. deſſen Grundſätze über die Geſellſchaft 
(88 705 bis 740) Anwendung leiden. Denn in dem einen 
wie in dem anderen Falle iſt die Reviſion, welche die Aus⸗ 
ſchließung des Kl. aus dem Verein aufgehoben wiſſen will, 
unbegründet. Dieſelbe rügt zunächſt, daß der Vorſtand des 
Bekl. unterlaſſen habe, den Kl., den der Vereinsbote feſtgeſtellter⸗ 
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maßen am 26. Auguſt 1900 mit dem die Einladung zur 
Hauptverſammlung enthaltenden Umlaufsſchreiben in ſeiner 
Wohnung nicht angetroffen hat, noch rechtzeitig beſonders 
einzuladen, und, da es ſich um ſeine Ausſchließung handelte, 
mit ſeiner Vertheidigung zu hören. Das Bedenken iſt 
nicht gerechtfertigt. Eine analoge Anwendung des § 133 der 
Str. P. O., wie ſie dem Kl. vorzuſchweben ſcheint, greift hier 
nicht Platz, und eine beſondere Vorſorge in dieſer Richtung 
iſt weder in den Satzungen des Vereins, noch in den Geſetzen 
getroffen worden. Es muß demnach davon ausgegangen werden, 
daß man bei Feſtſtellung der Satzungen die Beſtimmungen in 
816 und 17 Abſ.! derſelben für ausreichend erachtet hat, um auch 
für den Ausſchließungsfall ($ 20) dem auszuſchließenden 
Mitgliede die Wahrnehmung ſeiner Intereſſen zu ſichern. Die 
Reviſion behauptet nun aber noch weiter, daß entgegen der 
Vorſchrift in $ 17 Abſ. 1 der Satzungen in dem als Einladung 
für die Hauptverſammlung vom 28. Auguſt 1900 erlaſſenen 
Umlaufsſchreiben, die ordnungsmäßige Angabe des Be- 
rathungsgegenſtandes fehle. Es komme darin nicht 
„präziſe“ zum Ausdruck, daß es ſich für die Perſon des Kl. 
um deſſen Ausſchließung handelte. Ju dieſer Beziehung iſt 
nun zwar richtig, daß in dem Umlaufſchreiben die Bezeichnung 
nur dahin erfolgt war: „Antrag des Mitgliedes A. betreffs 
des Dirigenten Herrn G.“ Der gerügte Verſtoß gegen die 
Satzungen liegt aber deſſen ungeachtet nicht vor, weil der 
Vorderrichter auf Grund thatſächlicher, einen Reviſionsangriff 
nicht zulaſſender Erwägungen feſtſtellt, daß in dem konkreten 
Falle ſämmtliche eingeladene Mitglieder aus dieſer Faſſung mit 
Sicherheit haben entnehmen können und in Wirklichkeit auch 
entnommen haben, daß über die „Ausſchließung“ des Kl. 
berathen werden ſollte. Die angefochtene Entſcheidung iſt dem⸗ 
nach auf Grund der §§ 11, 14, 26 flg. Tit 6 Thl. II des 
A. L. R. gerechtfertigt. Aber auch wenn man den beklagten 
Verein als Geſellſchaft im Sinne der §8§ 705 flg. des 
B. G. B. auffaſſen müßte, würde an dieſem Ergebniß nichts 
geändert werden, weil die in § 44 Tit. 6 Thl. II des A. L. R. 
vorgeſehene richterliche Nachprüfung alsdann ausgeſchloſſen und 
der Kl. demnach gar nicht in der Lage wäre, den auf autonomer 
Grundlage wider ihn ergangenen Ausſchließungsbeſchluß durch 
Klage jo, wie geſchehen, anzufechten. IV. C. S. i. S. Grünberg 
c. Männergeſangverein zu Rackwitz vom 20. Februar 1902, 
Nr. 367/1901 IV. 

IV. Sonſtige Preußiſche Landesgeſetze. 

8. Nichtanwendung der Rheinſchifffahrtsakte vom 17. Ok. 
tober 1868 auf den Königshafen bei Rotterdam. 

Die von dem Bekl. erhobene Einrede der Unzuſtändigkeit 
des von der Kl. angerufenen Gerichts würde begründet ſein, 
wenn die Waſſerſtraße, auf der ſich die Schiffskolliſion der 
Schiffe der Parteien ereignete, zu dem Stromgebiete gehörte, 
auf das die revidirte Rheinſchifffahrtsakte vom 17. Oktober 1868 
Anwendung findet und wenn gemäß Art. 33 dieſer Akte für 
jene Straße von der Königlich Niederländiſchen Regierung ein 
Rheinſchifffahrtsgericht beſtellt worden wäre. Denn dann würde 
nach Art. 34 Ile in Verbindung mit Art. 35 der Akte das 
letztere Gericht zuſtändig fein und die Einlaſſung bei einem 
andern Gericht nicht erzwungen werden können. Das G. V. G. 
hat in $ 14 Ziffer 1 die Rheinſchifffahrtsgerichte als beſondere 
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Gerichte zugelaſſen, während aus § 13 hervorgeht, daß Rechts- 
ſtreitigkeiten, die vor dieſe Gerichte gehören, ohne Zuſtimmung 
des Bekl. nicht vor den ordentlichen Gerichten verfolgt werden 
können. Und dieſe Beſtimmung würde, da die Rheinſchifffahrts⸗ 
gerichte auf einem internationalen Staatsvertrage beruhen, auch 
dann zur Anwendung gelangen müſſen, wenn, wie im vor⸗ 
liegenden Fall, der Bekl. im Inlande ſeinen allgemeinen 
Gerichtsſtand hat, die Klage aber im Auslande erhoben werden 
müßte. Für den vorliegenden Fall kann jedoch die Zuſtändigkeit 
eines Rheinſchifffahrtsgerichts nicht in Frage kommen. Der 
Zuſammenſtoß, der die Klage veranlaßte, fand ſtatt auf dem 
ſogenannten „Königshafen“, einem Theile des Stroms, der 
unter der Benennung Neue Maas („Nieuve Maas“) bei 
Rotterdam vorbeiführt. Das L. G. iſt zu ſeiner Entſcheidung 
gelangt, weil die Neue Maas als Theil des Rheins zu be⸗ 
trachten ſei und weil deshalb die Rheinſchifffahrtsakte auch auf 
ſie Anwendung finde, während das B. G. der Anſicht iſt, daß 
die Akte auf die Neue Maas nicht angewendet werden könne. 
Die hiergegen gerichteten Angriffe der Reviſion find nicht be- 
gründet. Ob der Leck und die Waal und ob die Ströme, 
durch die das Waſſer dieſer Flüſſe dem Meere zugeführt wird, 
nach der natürlichen Anſchauung als Theile des Rheins zu be- 
trachten ſind, iſt für die Auslegung der Rheinſchifffahrtsakte 
nicht entſcheidend und ebenſowenig dürfen bei Auslegung der 
Akte alle diejenigen Maßnahmen als vereinbart gelten, die für 
die Durchführung des aus ihrem Art. 1 erſichtlichen Grund⸗ 
ſatzes am zweckmäßigſten erſcheinen möchten. Auszugehen iſt 
vielmehr davon, daß jeder Staat innerhalb ſeiner Grenzen 
ſouverän iſt und daß Beſchränkungen nur inſoweit angenommen 
werden dürfen, als er ſelbſt ſolche zugeſtanden hat. Die Rhein⸗ 
ſchifffahrtsakte aber ergiebt, daß die Niederländiſche Regierung 
die Neue Maas nicht zu den Waſſerſtraßen gerechnet hat, die 
den Beſtimmungen der Akte unterliegen ſollten, denn es wird 
in Art. 1 Abſ. 3 geſagt, daß der Leck und die Waal als zum 
Rhein gehörig betrachtet würden, dagegen werden in Art. 2 
Abſ. 1, 2, Art. 3 Abſ. 1 ſowie in Art. 28 Abſ. 1 die weiter⸗ 
gehenden Waſſerſtraßen dem Rhein gegenübergeſtellt und das 
Schlußprotokoll giebt unter Ziffer 7 in Abſ. 1 eine Erklärung 
des Bevollmächtigten für Niederland wieder, aus der hervorgeht, 
daß ſeine Regierung die Beſtimmungen des Art. 30 nicht für 
Vorſchriften erachtete, die ſie auch für die im Art. 2 genannten 
Waſſerſtraßen befolgen müßte, während nach Abſ. 3 die übrigen 
Bevollmächtigten mit dieſer Erklärung eiuverſtanden geweſen 
ſind. Endlich wird die Auffaſſung jener Regierung dadurch 
beſtätigt, daß in den Niederlanden durch Königliche Verordnung 
vom 24. Juni 1869 (Staatsblad Nr. 106) das für die Rhein⸗ 
ſchifffahrt von den Rheinuferſtaaten vereinbarte Polizeireglement 
nicht nur für den Rhein, ſondern auch für die Merwede, den 
Noord und die Neue Maas in Kraft geſetzt worden iſt. Hiernach 
iſt darüber, daß die Rheinſchifffahrtsakte und mit dieſer die in 
ihr enthaltenen Beſtimmungen über die Rheinſchifffahrtsgerichte 
für die Neue Maas Geltung haben ſollten, eine Vereinbarung 
bisher nicht getroffen worden, und daher ſteht der Ver⸗ 
folgung des erhobenen Anſpruchs vor dem ordentlichen Gericht 
ein Hinderniß nicht im Wege. I. C. S. i. S. Bütefür 
c. Dampfſchifffahrtsgeſellſchaft „Hamburg“ vom 19. Februar 
1902, Nr. 5/1902 J. 
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Der § 31 des E. E. G. vom 5. Mai 1872 erklärt die 
Abtretung der Pacht: und Miethzinſen auf mehr als ein 
Vierteljahr für unwirkſam, ſoweit fie zum Nachtheile der ein- 
getragenen Gläubiger gereicht. Das Geſetz unterſcheidet nicht 
zwiſchen eingetragenen Subſtanzgläubigern und eingetragenen 
Revenüengläubigern, es kann daher auch nicht auf die erſteren 
eingeſchränkt werden, nachdem in der Rechtſprechuug die 
Zuläſſigkeit der Revenüenhypotheken anerkannt iſt (Entſch. in 
Civilſachen Bd. 13 S. 233). Ob der $ 97 Thl. II Tit. 4 
des A. L. R. mit dem § 31 des E. E. G. nicht im Einklange 
ſtehen würde, braucht nicht unterſucht zu werden, da hier für die 
Anwendung des § 97 überhaupt kein Raum iſt. V. C. S. 
i. S. Speer c. Schrader und Gen. vom 22. Februar 1902, 
Nr. 401/1901 V. 

Enteignungsgeſetz vom 11. Juni 1874. 

10. 


Die Reviſion konnte keinen Erfolg haben. Die Reviſion 
erkennt an, daß das B. G. in Uebereinſtimmung mit 
beiden Parteien der Werthsbemeſſung den Zuſtellungstag des 
Eutſchädigungsfeſtſetzungsbeſchluſſes — 30. September 1897 — 
zu Grunde gelegt hat. Sie rügt aber, daß hierbei aus Rechts⸗ 
irrthum überſehen worden ſei, daß die Enteignung, wie aus der 
Klageſchrift und aus dem zu den Akten überreichten Fluchtlinien⸗ 
plane erhelle, in Ausführung der Feſtſetzung der Baufluchtlinie 
vom 2. Oktober 1893 geſchehen ſei und daß deshalb das abge⸗ 
tretene Grundſtück, da die Grundfläche ſeitdem mit dem Bau⸗ 
verbote belaſtet geweſen ſei und das Gebäude nur Abbruchswerth 
gehabt habe, nicht noch an der erheblichen Werthſteigerung habe 
theilnehmen können, welche in der Zeit vom 2. Oktober 
1893 bis 30. September 1897 ſtattgefunden habe. Von der 
Reviſion wird behauptet, daß die Sachverſtändigen eine erhebliche 
Werthſteigerung ſeit 1888 feſtgeſtellt und nicht verneint hätten, 
daß dies Steigen auch nach dem 2. Oktober 1893 fortgedauert 
habe, wie dies nach dem wirthſchaftlichen Aufſchwunge ſeit jenem 
Jahre bis zum Beginne des Umſchwungs im Jahre 1900 für 
Bauſtellen im Mittelpunkte einer großen Handelsſtadt auch 
ſelbſtverſtändlich ſei. Die Rüge kann ſchon deshalb nicht als 
gerechtfertigt anerkannt werden, weil die Bekl. mit der zu ihrer 
Begründung erforderlichen neuen Behauptung in der Revifions- 
inſtanz nicht gehört werden kann. Denn die Bekl. hat in den 
Vorinſtanzen nicht behauptet, daß in der angegebenen Zwiſchen⸗ 
zeit eine Preisſteigerung ſtattgefunden habe. Nun haben zwar 
die Sachverſtändigen bei Anführung des Vergleichskaufs Hotel 
St. Paul aus dem Jahre 1888 bemerkt, daß inzwiſchen die 
Grundſtückspreiſe ſehr bedeutend geſtiegen ſeien. Allein dieſe 
Bemerkung der Sachverſtändigen ſpeziell bei dem Vergleichskaufe 
Hotel St. Paul findet ihre Erklärung ſchon dadurch, daß der 
Preis von 1 074 Mark pro qm bei dieſem Kaufe im Vergleiche 
zu dem Preiſe von 2 270 Mark pro qm bei dem Vergleichs 
kaufe des Engliſchen Hofes im Jahre 1892 ſehr gering iſt. 
Daß die Sachverſtändigen eine weitere Werthſteigerung auch für 
die Zwiſchenzeit vom 2. Oktober 1893 bis 30. September 1897 
angenommen haben, erhellt aus dem Gutachten nicht. Die 
Bekl. hat aber in dem gemäß dem Thatbeſtande des B. U. 
vorgetragenen Schriftſatze mit Entſchiedenheit verlangt, daß 
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der 30. September 1897 der Werthbemeſſung zu Grunde 
gelegt werde; ſie hat gegen die Verwerthung der Ver⸗ 
gleichskäufe aus den Jahren 1888, 1892 und 1895 Verwahrung 
eingelegt, ferner das erſtattete Gutachten bemängelt, weil ein 
Vergleichskauf aus der Zeit vom 30. September 1897 nicht 
vorliege, und ein neues Gutachten beantragt. Dieſe Einlaſſung 
der Bekl. enthält keinenfalls die Behauptung, daß in der 
Zwiſchenzeit vom 2. Oktober 1893 bis 30. September 1897 eine 
Werthſteigerung ſtattgefunden habe; vielmehr läßt ſie auf das 
Gegentheil ſchließen. Die diesbezügliche, in der Reviſionsinſtanz 
neu aufgeſtellte Behauptung kann der Reviſion nicht zur Stütze 
dienen. II. C. S. i. S. Stadtgemeinde Cöln c. Hohe Dom⸗ 
kirche Cöln vom 21. Februar 1902, Nr. 415/1901 II. 

11. 

Weder die Reviſion noch die Anſchließung konnte Erfolg 
haben. 1. Zutreffend geht das B. G. davon aus, daß die An⸗ 
wendbarkeit des § 10 des Euteignungsgeſetzes, welcher allerdings 
einerſeits die Grenze und andererſeits den nächſtliegenden Maß⸗ 
ſtab für die Ermittelung des individuellen Werthes bietet, vor⸗ 
ausſetzt, daß es überhaupt möglich iſt, ein entſprechendes 
Erſatzgrundſtück zu erwerben, d. h. ein Grundſtück, welches der 
Eigenthümer in derſelben Weiſe und mit gleichem Ertrage 
benutzen kann. Die Möglichkeit der Erwerbung eines ent⸗ 
ſprechenden Erſatzgrundſtücks hat aber das O. L. G. verneint. Es 
hat nämlich feſtgeſtellt, daß das Hotel F. ſeine feſte Kundſchaft 
der ſtillen Lage auf der Burgmauer in der Nähe des Ver⸗ 
kehrscentrums verdankt habe, die durch die dortigen niedrigen 
Grundſtückswerthe es ermöglicht habe, die Preiſe mäßig 
zu ſtellen, und daß die Kundſchaft dem Hotel nur habe erhalten 
bleiben können, wenn es auf ein benachbartes Grundſtück habe 
verlegt werden können. Das O. L. G. hat aber weiter feſt⸗ 
geſtellt, daß auf der Burgmauer ſelbſt ein geeignetes Erſatz⸗ 
grundſtück überhaupt nicht vorhanden ſei, daß in allen anderen 
Straßen in gleicher Nähe des Verkehrscentrums der Grund⸗ 
ſtückswerth ein ganz unverhältnißmäßig höherer ſei und 
daß es in einem anderen Stadttheile überhaupt nicht möglich 
ſei, ein Hotel mit gleichem Erfolge zu betreiben. Damit iſt 
einwandsfrei feſtgeſtellt, daß ein Erſatzgrundſtück im Sinne 
des § 10 a. a. O. überhaupt nicht vorhanden iſt. 2. Die An⸗ 
ſchließung rügt, daß das B. G. den Tag der Zuſtellung des 
Entſchädigungsfeſtſetzungsbeſchluſſes — 29. Mai 1896 — der 
der Werthbemeſſung zu Grunde gelegt, hierbei aber rechts⸗ 
irrthümlich nicht berückſichtigt habe, daß die Enteignung in 
Ausführung des Fluchtlinienplanes vom 8. Januar 1891 erfolgt 
ſei und daß daher das zu enteignende Grundſtück zufolge der 
ihm anhaftenden Beſchränkung der Baufreiheit an der erheblichen 
Wertherhöhung, welche ſeit dem 8. Januar 1891 bis 29. Mai 
1896 ſtattgefunden habe, nicht mehr habe theilnehmen können. 
Dieſe Rüge iſt verfehlt. Denn das B. G. hat die von der 
Stadt C. beantragte Werthbemeſſung nach Maßgabe des Boden⸗ 
und Bauwerthes des Hotels F. als nicht zutreffend abgelehnt 
und die Entſchädigung auf Grund des durchſchnittlichen Rein⸗ 
ertrages des Hotels feſtgeſetzt. Hierbei hat es einestheils unter 
Berückſichtigung des Gutachtens der Sachverſtändigen im Ver⸗ 


waltungsverfahren den Reinertrag der letzten 10 Jahre ſeit 


1884 und anderntheils auf Grund des Strafbeſcheides der 
Steuerbehörde den Reinertrag der Jahre 1892 bis 1896 in 
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Rechnung gezogen. Bei dieſer Berechnungsart kommt es aber 
auf eine etwa in den Jahren 1891 bis 1896 ſtattgefundene 
Preisſteigerung der Grundſtücks werthe nicht an. Daß der 
nach dem durchſchnittlichen Rei nertrage bemeſſene Werth des 
Hotels im Jahre 1891 ein anderer geweſen ſei, als im 
Jahre 1896, iſt von der Stadt C. in den Vorinſtanzen nicht 
behauptet worden. Dafür liegt auch kein Anhaltspunkt vor. 
II. C. S i. S. Fiſcher e. Stadtgemeinde Cöln vom 21. Februar 
1902, Nr. 418/1901 II. 

Geſetz, betr. die Beſetzung der Subaltern- und 
Unterbeamtenftellen in der Verwaltung der Kommu- 
nalverbände mit Militäranwärtern vom 21. Juli 1892. 

12. § 13. 

Das B. G. erachtet zwar die von den Kl. geltend gemachten 
Forderungen nicht für Gehalts-, ſondern für Schadens- 
erſatzanſprüche, die dadurch begründet ſeien, daß die Gemeinde⸗ 
behoͤrde der Beſtimmung des § 13 des Geſetzes, betreffend die 
Beſetzung der Subaltern⸗ und Unterbeamtenſtellen in der Ver⸗ 
waltung der Kommunalverbände mit Militäranwärtern vom 
21. Juli 1892, entgegen die Probedienſtzeit der Kl. über die 
vorgeſehene Höchſtdauer von ſechs Monaten hinaus ohne ſtich— 
haltigen Grund verzögert habe. Es berechnet den Schaden 
aber, da die Kl. die Dienſte von Steuererhebern geleiſtet hätten 
auch ſpäter als ſolche angeſtellt ſeien, auf den Betrag des 
Unterſchiedes zwiſchen dem Gehalte der feſtangeſtellten Beamten 
und der Remuneration der nur zur Probedienſtleiſtung in dem Amte 
beſchäftigten Militäranwärter. Es geht hiernach zwar zutreffend 
von dem Grundſatz aus, den der erkennende Senat bereits in 
mehreren Entſcheidungen — vom 14. und 17. Mai und 
18. Juni 1901, Rep. III 82/1901, 102/1901 und 142/1901 
— ausgeſprochen und den auch der IV. C. S. des R. G. in 
dem Urtheile vom 9. November 1899, IV. 200/1899, anerkannt 
hat, daß ein Beamter Anſpruch auf Gehalt im Rechtswege 
nur geltend machen kann aus dem ihm wirklich verliehenen 
Amte, nicht aus einem ſolchen, das ihm vermoͤge feiner Be- 
ſchäftigung oder der Art ſeiner Dienſtleiſtungen hätte verliehen 
werden können oder ſollen. Gerade weil in der Sache 
Rep. III 26/1901 (Entſch. Bd. 48 S. 84) die dortigen Kl. 
nach den Feſtſtellungen des B. G. wirklich in Poſt- und Tele⸗ 
graphenaſſiſtentenſtellen zur Probedienſtleiſtung einberufen und 
ihnen damit dieſe Aemter widerruflich verliehen waren, iſt dort der 
Auſpruch der Kl. auf eine Remuneration, welche die vollen 
drei Viertheile des Gehaltes eines etatsmäßigen Poft- oder 
Telegraphenaſſiſtenten betrug, gemäß dem § 21 der im Jahre 1882 
vom Bundesrathe beſchloſſenen „Grundſätze für die Beſetzung 
der Subaltern⸗ und Unterbeamtenſtellen bei den Reichs- und 
Staatsbehörden mit Militäranwärtern“ und nicht bloß der ihnen 
von dem Reichspoſtfiskus gezahlte geringere Betrag für gerecht: 
fertigt erachtet worden. Jener aus ſtaatsrechtlichen Grundſätzen 
abgeleitete Satz ergiebt aber die nothwendige Folge, daß an 
ſich auch kein im Rechtswege verfolgbarer Schadenerſatz— 
anſpruch gegeben iſt, der ſich auf die Verletzung des Rechtes 
auf Verleihung einer beſtimmten Stelle ſtützen ließe, weil eben 
ein ſolches auf dieſem Wege geltend zu machendes Recht nicht 
anzuerkennen iſt. Allerdings hat der IV. C. S. des R. G. 
in dem bereits erwähnten Urtheile vom 9. November 1899 aus— 
geſprochen, daß ein Militäranwärter, deſſen Civilverſorgungs— 
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anſpruch darin beſteht, daß ihm Gelegenheit verſchafft werde, 
ſeine Arbeitskraft entſprechend zu verwerthen, wenn ihm eine 
ſolche Gelegenheit widerrechtlich vorenthalten werde, 
unter Umſtänden einen Schadenserſatzanſpruch erheben könne. 
Allein es muß ſich dann, wie ſchon hieraus hervorgeht, um eine 
dem Militäranwärter im einzelnen Falle wirklich gegebene 
Gelegenheit handeln, feine Arbeitskraft entſprechend zu ver- 
werthen, es muß ſich, wie der weitere Inhalt jenes Urtheils 
zeigt, um die widerrechtliche Vorenthaltung einer beſtimmten, 
bereits vorhandenen Stelle handeln, deren Einkünfte der 
Militäranwärter bei ordnungsmäßigem Verfahren in Folge ihrer 
Verleihung an ihn hätte beziehen ſollen. Ein ſolcher Fall liegt 
jedoch hier nicht vor. Wie das B. G. feſtſtellt, waren etats⸗ 
mäßige Steuererheberſtellen, in welche die Kl. hätten ein⸗ 
berufen werden köunen, zur Zeit ihrer Einberufung nicht 
erledigt. Ihre Probedienſtleiſtung konnte daher auch nicht in 
etatsmäßigen, ſondern nur in anderen, zeitweiſe be⸗ 
ſtehenden Stellen (vergl. § 12 Abſ. 1 des Geſetzes vom 
21. Juli 1892) erfolgen. Damit fällt aber nach dem vorher 
Ausgeführten ſchon die erſte Vorausſetzung für einen Schadens- 
erſatzanſpruch der Kl., ohne daß es der Erörterung, der ſonſtigen 
zwiſchen den Parteien ſtreitigen Punkte bedürfte. III. C. S. 
i. S. Stadtgemeinde Berlin e. Rogge und Gen. vom 14. März 
1902, Nr. 345/1901 III. 

Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 

13. Tarifſtelle 73. 

Vollmachten unterliegen gemäß Tarifſtelle 73 des Preußiſchen 
Stempelſteuergeſetzes einer nach dem Werthe des Gegenſtandes 
der Vollmacht abgeſtuften Stempelſteuer. Als „Gegenſtand der 
Vollmacht“ iſt bei Prozeßvollmachten nach dem in Literatur 
und Rechtſprechung feſtſtehenden Sinne der erwähnten Tarif. 
ſtelle der Gegenſtand des Prozeſſes anzuſehen; für die Berechnung 
des Werthes dieſes Gegenſtandes find aber nicht etwa die 
Vorſchriften der C. P. O. oder anderer Geſetze, ſondern nur 
die des Stempelſteuergeſetzes ſelbſt maßgebend. Bei Geld— 
forderungen iſt nach § 6 Abſ. 3 des Stempelſteuergeſetzes der 
aus der ſtempelpflichtigen Urkunde erſichtliche Geld— 
betrag als Werth anzuſehen. Da nun im vorliegenden Falle 
in der ſtempelpflichtigen Urkunde „1000 Mark“ als Gegenſtand 
des Rechtsſtreits bezeichnet, Zinſen aber nicht erwähnt ſind, ſo 
hat das B. G. mit Recht lediglich den Betrag von 1 000 Mark 
als Gegenſtand der Vollmacht angeſehen. Su dieſem Sinne 
hat ſich der erkennende Senat bereits in der Sache Juſtizfiskus 
wider Schenk VIa 446/1899 in feinem Urtheile vom 23. Mär; 
1900 ausgeprochen, und die neuerlichen Ausführungen des Rkl. 
haben dem Senate keinen Anlaß gegeben, von ſeiner bisherigen 
Anſicht abzugehen. Jusbeſondere kann nicht zugegeben werden, 
daß die mangelnde Individualiſirung des Anſpruchs nach dem 
Rechtsgrunde eine abweichende Beurtheilung rechtfertige. Sofern 
ein Intereſſe der Steuerbehörde an dem Rechtsgrunde des 
Anſpruchs, den die Vollmacht betrifft, überhaupt beſteht, kann 
immerhin, die Klageſchrift gleich jedem anderen zu Gebote 
ſtehenden Beweisbehelfe zur Aufklärung herangezogen werden; 
ſobald aber hiedurch, wie dies hier der Fall, ermittelt iſt, daß 
unter den „1000 Mark“ eine Geldforderung verſtanden iſt, 
bleibt für die anderweitige Feſtſtellung des Werthes oder Betrages 
der Forderung kein Raum, da eben die nach § 6 Abſ. 3 des 
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Stempelſteuergeſetzes maßgebende ſtempelpflichtige Urkunde den 
Geldbetrag der Forderung genau und beſtimmt bezeichnet. 
VII. C. S. i. S. Preußiſcher Juſtizfiskus 6. Böhme vom 
14. März 1902, Nr. 17/1902 VII. 

V. Das franzöſiſche Recht (Das badiſche Landrecht). 

14. L. R. S. 1351, 2028, 2032. 

Die Rüge wegen Zurückweiſung der Einrede der rechtskräftig 
entſchiedenen Sache konnte keinen Erfolg haben. Nach dem 
Inhalte der in den Inſtanzen zum Gegenſtand der Verhandlung 
gemachten Anmeldung und Feſtſtellung zur Konkurstabelle im 
Konkurſe über das Vermögen der Brüder R., die demgemäß 
ein Theil des in den Inſtanzen feſtgeſtellten Sachverhältniſſes 
find, war nur ein vor der Zahlung der verbürgten Schuld gegen 
die Gemeinſchuldner zuſtehender Sicherungsanſpruch aus 
L. R. S. 2032 Gegenſtand der Anmeldung und Feſtſtellung. 
Mit gegenwärtiger Klage wird dagegen aus L. R. S. 2028 
der Erſatz des auf Grund der Bürgſchaft Geleiſteten begehrt. 
Dieſer Anſpruch aus L. R. S. 2028 iſt ein anderer wie der 
Anſpruch aus L. R. S. 2032. Danach fehlt die in 
L. R. S. 1351, der hier zur Anwendung käme, geforderte 
Identität des „Grundes“, „la m&me cause“, und iſt ſchon 
aus dieſem Grunde die aus jener Feſtſtellung in der Konkurs- 
tabelle entnommene Einrede der rechtskräftig entſchiedenen 
Sache nicht gerechtfertigt. II. C. S. i. S. Horandt⸗Müller 
c. Reſch vom 11. März 1902, Nr. 441/1901 II. 

15. Art. 1583. 

Weun bei einem Kaufvertrage, wie im gegebenen Falle, 
von vornherein feſtſteht, daß die Parteien über Sache und Preis 
einig geworden ſind, ſo ergiebt ſich aus der Regel des 
Art. 1583 des c. c. für die Beweislaſt der Satz, daß diejenige 
Partei, welche trotzdem das Nichtzuſtandekommen des Kaufs 
wegen mangelnder Einigung über andere Punkte behauptet, 
dafür beweispflichtig iſt, daß mindeſtens eine der Parteien vor 
oder bei der Einigung über Sache und Preis, alſo vor ihrer 
vertraglichen Bindung eine weitere Vereinbarung über noch 
andere Punkte als Vorbedingung des Kaufabſchluſſes verlangt 
und hierdurch den Abſchluß verhindert hat. Ob ſich das B. G. 
. über dieſe Vertheilung der Beweislaſt im gegebenen Falle klar 
geweſen iſt, iſt allerdings zweifelhaft, indem daſſelbe erwogen 
hat, die betreffenden Behauptungen des Kl. (d. h. daß der Kauf 
„bedingungslos, d. h. ohne Vereinbarung über Anzahlung und 
Verzinſung“ abgeſchloſſen worden ſei), ſeien durch die vorgelegte 
Korreſpondenz nicht bewieſen, während es ſich doch um einen 
von den Bekl. für ihre Behauptung, — daß fie den Kauf⸗ 
abſchluß von einer vorherigen Vereinbarung über Anzahlung und 
Verzinſung abhängig gemacht haben — zu erbringenden Beweis 
handelte. Doch beruht die Entſcheidung des B. G. nicht auf 
dieſem möglicherweiſe vorliegenden Irrthum über die Beweislaſt, 
da daſſelbe in ſeinen ſich hieran anſchließenden Erwägungen als 
bewieſen erachtet hat, daß der Vertrag „nicht bedingungslos“ 
abgeſchloſſen worden ſei, d. h. daß die Bekl. deſſen Abſchluß von 
der Einigung nicht nur über Gegenſtand und Preis, ſondern 
auch über die Höhe der Verzinſung des geſtundeten Theils des 
Kaufpreiſes haben abhängig machen wollen. II. C. S. i. S. 
Hertzog e. Bourgeois vom 25. Februar 1902, Nr. 401/1901 II. 

S. S. 
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Gedenkrede auf Hermann Mecke. 


In der Sitzung des Frankfurter Anwaltvereins vom 
13. März d. 38. hielt zu Eingang der Tagesordnung der Rechts⸗ 
anwalt am Oberlandesgericht Dr. Carl Theodor Wolff eine 
Gedenkrede auf Hermann Mecke, den verſtorbenen Vorſitzenden 
des Deutſchen Anwaltvereins. 

Der Vortragende erwähnte zu Beginn, daß beim Eintreffen der 
Nachricht von dem Dahinſcheiden des Kollegen Mecke in den Kreiſen 
der Frankfurter Anwaltſchaft mehrfach der Wunſch rege geworden 
ſei, der Frankfurter Anwaltverein möge bei erſter Gelegenheit des 
hervorragenden Kollegen gebührend gedenken. Dieſer Anregung 
habe der Verein alsbald und von Herzen Folge zu leiſten be⸗ 
ſchloſſen. 

Habe doch mit dem Dahinſcheiden Hermann Mecke's, des Mit: 
gründers des Deutſchen Anwaltvereins und Gründers der Hülfskaſſe 
für deutſche Rechtsanwälte, die deutſche Anwaltſchaft einen geradezu 
unerſetzlichen Verluſt erlitten. 

Selbſtloſigkeit und Uneigennützigkeit hätten ſein Wirken allezeit 
ausgezeichnet. | 

Vom erften Tage feiner anwaltlichen Thätigkeit bis zu feinem 
Dahinſcheiden fei fein Streben unabläffig den Intereſſen und dem 
Wohle des deutſchen Anwaltſtandes gewidmet geweſen. 

Nachdem der Vortragende die wichtigſten Daten aus dem Lebens⸗ 
gange Mecke's unter gleichzeitigem Hinweis auf die in dem Nachrufe 
des Deutſchen Anwaltvereins bereits gegebene Ueberſicht vorgeführt, 
dabei auch der verdienſtvollen Wirkſamkeit Mecke's als Mitheraus⸗ 
gebers der Sammlung gemeinrechtlicher Entſcheidungen des Ober⸗ 
tribunals (Fenner und Mecke) gedacht hatte, berührte er die frühere 
umfangreiche berufliche Thätigkeit Mecke's als Rechtsanwalts der 
Reviſionsinſtanz, ſpeziell für die gemeinrechtlichen Gebiete, eine 
Thätigkeit, die fpäter mit der Schwächung des geſundheitlichen Zus 
ſtandes des Kollegen eine Einſchränkung nothwendig erfahren habe. 
Aber zu keiner Zeit habe Mecke nachgelaſſen in ſeiner Wirkſamkeit 
für die beiden großen Inſtitute, deren Mitbegründer und Schöpfer 
er geweſen: Anwaltverein und Hülfskaſſe. 

Ueber die Thätigkeit Mecke's für die beiden Inſtitute einiger⸗ 
maßen erſchöpfend ſich zu verbreiten, bezeichnete der Vortragende als 
im Rahmen der Aufgabe des Abends nicht ausführbar. 

Demgemäß beſchränkte ſich der Vortragende darauf, nur Ein⸗ 
zelnes von Intereſſe hervorzuheben. 

Insbeſondere die Thätigkeit Mecke's bei Herausgabe der 
Juriſtiſchen Wochenſchrift betrachtend, gab Redner an der Hand 
einzelner erwähnenswerther Fakta und theilweiſe auf Grund eigener 
Mittheilungen des Verſtorbenen Kenntniß über die Art und den 
Umfang der Thätigkeit Mecke's bei Herausgabe der Zeitſchrift. 

Für die beſchleunigte Bekanntgabe der neueſten reichsgerichtlichen 
Judikatur in der Zeitſchrift ſei Mecke ſtets beſonders beſorgt ge: 
weſen; ſein Wirken hiefür verdiene höchſtes Lob. 

Es könne andererſeits nicht Wunder nehmen, wenn der Ver⸗ 
ſtorbene, unter deſſen Aegide die Zeitſchrift geſchaffen worden und 
wohl gediehen ſei, nur zögernd ſich zur Frage einer Veränderung 
des Organs verhalten habe. 

Als ein erfreuliches Ergebniß ſei jedenfalls zu begrüßen ge⸗ 
weſen, daß man bei den Verhandlungen des Mainzer Anwaltstages 
auf einer Mittellinie ſich geeinigt habe, wobei der bisherigen außer⸗ 
ordentlichen Verdienſte Mecke's um das angeſehene Organ volle 
Anerkennung geworden ſei. 

Der Vortragende beſprach dann noch in kurzen Zügen die 
rühmliche Thätigkeit Mecke's für die Hülfskaſſe. Was er in den 
großen Fragen: Gründung einer freiwilligen Penſionskaſſe oder 
Gründung einer Zwangskaſſe an intenſiver Arbeit geleiſtet, an Be⸗ 
rechnungen, Zuſammenſtellungen, Gutachten bis zuletzt, bis zum 
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Danziger Anwaltstag und noch nachher veranlaßt und publizirt 
habe, das ſei der Kollegenſchaft ja aus der Juriſtiſchen Wochenſchrift 
zur Genüge bekannt. 

Wie immer aber ſpäter einmal die ſchwebenden Fragen über 
die anderweite Geſtaltung der Hülfskaſſe entſchieden werden ſollten, 
das könne man getroſt ſchon heute ausſprechen: Das, was heute 
geſchaffen ſei und was etwa an deſſen Stelle ſpäter einmal noch 
geſchaffen werden ſollte, ſei in letzter Linie immer Hermann 
Mecke zu verdanken, inſofern er es geweſen, der das Inſtitut 
für die Anwaltſchaft in's Leben gerufen habe. Es ſei ſein 
eigenſtes Werk. 

Es wird wohl noch an anderer Stelle zu erwägen ſein — ſo 
etwa fuhr der Vortragende dann fort — ob nicht die deutſche An⸗ 
waltſchaft das Andenken an ihren hervorragenden Kollegen durch ein 
bleibendes äußeres Zeichen ehren ſolle, ſei es durch ſinnige Aus⸗ 
geſtaltung des Grabdenkmals, ſei es in anderer Weiſe, etwa durch 
Errichtung einer Büſte und Aufſtellung an einem beſonders ehren⸗ 
vollen Platze. Darüber werde wohl noch an anderer Stelle Be⸗ 
rathung erfolgen. Sollte aber der Gedanke greifbare Geſtalt ge⸗ 
winnen, ſo werde die Frankfurter Anwaltſchaft es gewiß nicht an 
hervorragender Betheiligung fehlen laſſen, wie ſie ja auch bei der 
Beſtattung des lieben Kollegen ihre hohe Verehrung gebührend 
bezeugt habe. 

Freilich, das ſei andererſeits richtig: Eines Denkmals, einer 
äußeren Ehrung, bedürfe Hermann Mecke nicht. Sein Wirken, 
ſein Name werde in der Geſchichte der deutſchen Anwaltſchaft auch 
ohnedies unvergeßlich, unſterblich ſein. Als ein leuchtendes Vorbild 
echter, wahrhafter Kollegialität habe er vor den Blicken der ganzen 
deutſchen Anwaltſchaft allezeit dageſtanden. 

Und nicht nur dies. Auch über Deutſchland hinaus ſei Mecke's 
rühmliches Wirken gedrungen. Noch letzter Tage habe die Juriſtiſche 
Wochenſchrift Ehrungen für Mecke aus dem Auslande übermittelt. 

Faſſen wir Alles in Allem zuſammen — ſo etwa ſchloß der 
Vortragende ſeine Anſprache — ſo können wir ſagen: 

Die deutſche Anwaltſchaft beſitzt gewiß noch hochverdiente 
Mitglieder, die unſerem großen Kollegen an kollegialem 
Sinne nahekommen und ihn wohl auch erreichen; aber 
einen Kollegen, der den Verſtorbenen an echter Kollegialität 
übertroffen hat, hat es wohl nicht gegeben. 

Der Vortragende bat dann die Verſammelten, ſich von ihren 
Sitzen zu erheben, um noch einmal dem tiefen Danke Ausdruck zu 
geben, den die deutſche Anwaltſchaft dem unvergeßlichen Kollegen 
allezeit ſchulde. 

Nachdem die Verſammelten ſich erhoben hatten, erſtattete der 
Vorſitzende des Vereins, Juſtizrath Dr. Geiger, dem Vortragenden 
den Dank der Verſammlung für die erhebenden Gedenkworte; er 
könne es ſich nicht verſagen, auch noch ſeinerſeits aus der Zeit, da 
er und der in der Vereins verſammlung mitanweſende Geheime Juſtiz⸗ 
rath Humſer mit Mecke zuſammen für die Ziele des Deutſchen An⸗ 
waltvereins thätig geweſen, beſonders auf das beſcheidene Weſen 
des Verſtorbenen hinzuweiſen, der ſeine Perſönlichkeit habe ſtets 
zurücktreten laſſen, trotzdem er faſt Überall der Schöpfer geweſen ſei. 

Mecke habe es verſtanden, ſeinen Schöpfungen eine ſolche Ge⸗ 
ſtaltung zu geben, daß ihr Fortbeſtand unabhängig von ſeiner eigenen 
Perſon für alle Zeiten geſichert erſcheine. 

Die Anregung, den Verſtorbenen durch ein äußeres bleibendes 
Zeichen Seitens der deutſchen Anwaltſchaft zu ehren, fand in der 
Verſammlung ſofort lebhafte Zuſtimmung. 
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Perſonal⸗ Veränderungen. 
Zulafſungen. 

Rechtsanwalt Dr. jur. Alfred Strauß beim Kammer⸗ 
gericht Berlin; — Rechtsanwalt Max Falkenfeld beim Land⸗ 
gericht Frankfurt a./O.; — Rechtsanwalt Nehring beim Land⸗ 
gericht Halle a./ S.; — Rechtsanwalt Dr. jur. Alfred Haertel 
beim Oberlandesgericht Jena; — Gerichtsaſſeſſor Siegfried 
Lehmann beim Landgericht Potsdam; — Rechtsanwalt Pabſt 
beim Landgericht Caſſel; — Rechtsanwalt Joſef Gentil beim 
Landgericht Mannheim; — Garniſionauditeur a. D. Paul 
Knoblauch beim Amtsgericht Wettin a. S.; — Gerichtsaſſeſſor 
Siegfried Kaſſel beim Landgericht Breslau; — Rechtsanwalt 
Dr. Max Oechelhaeuſer beim Landgericht I Berlin; — 
Rechtsanwalt Dr. Lipman⸗Wulf beim Landgericht II Berlin; 
— Geprüfter Rechtspraktikant Alexander Kohlmüller beim 
Landgericht Würzburg; — Rechtsanwalt Richard Kühne beim 
Amtsgericht Wiesbaden; — Rechtsanwalt Dr. Karl Beheim- 
Schwarzbach beim Landgericht II Berlin; — Gerichtsaſſeſſor 
Max Kaupiſch beim Amtsgericht Bernburg; — Gerichtsaſſeſſor 
Max Neumann beim Landgericht Rudolſtadt; — Rechtsanwalt 
Friedrich Lagoni beim Amtsgericht Ueterſen; — Rechtsanwalt 
Richard Kühne beim Landgericht Wiesbaden; — Rechtsanwalt 
Heinrich Felten beim Amtsgericht Waren und beim Landgericht 
Güſtrow; — Gerichtsaſſeſſor a. D. Emil Prym beim Land⸗ 
gericht Düſſeldorf. 

Löſchungen. 

Rechtsanwalt Dr. Wilhelm Libert Weſtphalen beim 
Hanſeatiſchen Oberlandesgericht, Landgericht und Amtsgericht 
Hamburg; — Rechtsanwalt Joſeph Neuburger beim Ober- 
landesgericht München; — Rechtsanwalt Paul Deimling 
beim Landgericht Mannheim; — Rechtsanwalt Homborg beim 
Amtsgericht und Landgericht Bielefeld; — Rechtsanwalt Fridolin 
Sahm beim Landgericht Aſchaffenburg; — Rechtsanwalt Max 
Falkenfeld beim Amtsgericht Fürſtenwalde; — Rechtsanwalt 
Dr. Oskar Michel beim Amtsgericht Ludwigshafen a. Rh. 


Ernennungen. 
Zu Notaren wurden ernannt: Gerichts⸗Aſſeſſor Otto 
Dumont in Wiehl; — Rechtsanwalt Rausnik in Berlin; — 
Rechtsanwalt v. Oldenburg in Leck. 


Todesfälle. 

Rechtsanwalt Juſtizrath Schleiper in Duͤſſeldorf; — 
Rechtsanwalt Juſtizrath Dr. Siebert in Frankfurt a. M. — 
Juſtizrath Dr. Kloeppel in Leipzig; — Rechtsanwalt Kozubski 
in Schroda; — Rechtsanwalt Juſtizrath Eichholtz in Cöln; 
— Rechtsanwalt Juſtizrath Kochaun in Landeck in Schleſ.; — 
Rechtsanwalt Geheimer Juſtizrath Albert Lezius in Cöthen; 
— Rechtsanwalt und Notar Dr. Guſtav Adolf Tettenborn 
in Berlin; — Rechtsanwalt Juſtizrath Franz Freyberg in 
Deſſau; — Rechtsanwälte Karl Franz Lederer und Edmund 
Schanz in Dresden; — Rechtsanwalt Juſtizrath Dr. Hugo 
Beck in Gotha; — Rechtsanwalt und Advokat Klemens Steyrer 
in München; — Rechtsanwalt Juſtizrath Dr. Kius in Hannover; 
— Rechtsanwalt Juſtizrath Krah in Segeberg. | 


Für die Redaktion verantwortlich: Rechtsanwalt Dr. L. Kuhlenbeck in Jena. Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin S. 14. 
Diefer Nummer liegt bei: Beilage 4 der Juriſtiſchen Wochenſchrift. 
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Beilage 4 der Zuriſtiſchen Wochenſchrift 


29 vom 6. Mai 1902. 


Urtheile und Beſchlüſſe des Reichsgerichts zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
und zum Einführungsgeſetz. 


66. 


Art. 186, 189, 192 des Einf. Geſ. zum B. G. B. 
88 97, 98, 1120 des B. G. B. 
Badiſche Verordnung vom 4. Mai 1901 $ 1 Abſ. 1. 
L. R. S. 2114, 2118. 

Art. 40 des Badiſchen Ausf. Gef. zum B. G. B. 
vom 17. Juni 1899. 

C. P. O. 88 766, 771, 865. 

88 73, 74, 79, 80, 89 des Bad. Einf. Gef. zu 
den Reichsjuſtizgeſetzen vom 3. März 1879. 
Bad. Geſ. vom 5. Juni 1860 über die Bereinigung 
der Pfandbücher. 


Urtheil des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Seefels 
c. Pflüger vom 4. März 1902, Nr. 421/1901 II. 


Vorinſtanz: O. L. G. Karlsruhe. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Was das anzuwendende Recht betrifft, ſo kommt in Betracht, 
daß nach § 1 Abſ. 1 der landesherrlichen Verordnung vom 
4. Mai 1901 „die Inkraftſetzung des reichsgeſetzlichen Grund⸗ 
buchrechtes betreffend“ auf Grund des Artikel 186 des Einführungs⸗ 
geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch das Grundbuch unter 
Anderen auch für den Grund buchbezirk Eberſteinburg, in welchem 
die gedachten Grundſtücke liegen, auf 1. Juni 1901 als an- 
gelegt erklärt wurde, — alſo jedenfalls nach den Fahrniß⸗ 
pfändungen und nach Einleitung der Zwangsvollſtreckung in 
die Grundſtücke, aber vor dem Urtheil des Berufungsrichters. 

Nach den Grundſätzen des badiſchen Rechts erſtreckte ſich 
das Unterpfandrecht an Grundſtücken kraft Geſetzes — Land- 
rechts ſätze 2118 Nr. 1, 21144 — auch auf das bewegliche 
Zubehör des Grundſtücks, aber nur weil es bewegliches Zubehör 
war und folgeweiſe nur, ſolange es dieſe Eigenſchaft beibehielt. 
Es war deshalb nicht beſchränkt auf die bei Beſtellung des 
Unterpfandrechts vorhandenen Zubehöoͤrſtücke, ſondern erſtreckte 
ſich auch auf die ſpäter hinzutretenden; es erfaßte dieſelben aber 
auch nur ſolange, als dieſelben Zubehör des Grundſtücks waren. 
Da das Unterpfandrecht an dem Grundſtücke deren bewegliches 
Zubehör nur in Folge der Erſtreckung des dinglichen Rechts 
am Grundſtücke auf jenes Zubehör erfaßte, begründete es kein 
von dem dinglichen Pfandrechte am Grundſtücke ſelbſtſtändiges 
und von deſſen Fortbeſtand unabhängiges Pfandrecht an den 
beweglichen Zubehörſtücken als ſelbſtſtändigen beweglichen Sachen. 

Nach badiſchem Rechte war nur allgemein das bewegliche 
Zubehör des Grundſtücks dem Unterpfandrecht unterworfen. An 


ſich beſtimmt ſich ferner der Begriff des Zubehörs vom 
1. Januar 1900 an nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch, weil 
die Vorſchriften des Allgemeinen Theils des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs auch ſchon in der Zwiſchenzeit, bis das Grundbuch als 
angelegt anzuſehen iſt, gelten. Deshalb könnte die Meinung 
vertreten werden, daß — obgleich nach Artikel 186 und 189 
des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch bis zum 
1. Juni 1901 als dem Tag, auf welchen das Grundbuch als 
angelegt erklärt wurde, das Hyporhekarrecht des Klägers nach 
altem Recht zu beurtheilen war, dennoch für die Frage, was 
Zubehör der Grundſtücke ſei, ſchon ſeit dem 1. Sanuar 1900 
die Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs in 88 97 und 
98 maßgebend ſeien; dabei müßten allerdings die Vorſchriften 
des vor dem 1. Januar 1900 darüber geltenden Rechtes 
— Landrechtsſatzes 524 —, was bewegliches Zubehör ſei, noch 
inſoweit in Betracht kommen, als das durch die Pfändung 
vom 7. Juli 1899 erworbene Pfändungspfandrecht nur dann 
dem Hypothekarrechte des Klägers gegenüber unwirkſam wäre, 
wenn auch zur Zeit feiner Entſtehung die gepfändeten Gegen⸗ 
ſtände Zubehör des Grundſtückes waren — vergl. Entſch. des 
R. G. in Civilſachen Bd. 46 S. 174 —. 

Nun iſt die Klage als eine ſolche aus § 771 der Civil⸗ 
prozeßordnung erhoben und fällt deren Erhebung auch bezüglich 
der erſten Fahrnißpfändung in die Zeit nach dem 1. Januar 1900. 
In § 865 Abſ. 2 der Civilprozeßordnung nach der Faſſung 
auf Grund des am 1. Januar 1900 in Kraft getretenen Geſetzes 
vom 17. Mai 1898 „betreffend Aenderungen der Civilprozeß⸗ 
ordnung“ — iſt aber beſtimmt, das bewegliches Zubehör eines 
Grundſtückes, auf welches ſich die Hypothek erſtreckt, nicht ge⸗ 
pfändet werden darf. Dieſe Vorſchrift kann jedoch im gegebenen 
Falle nicht zur Anwendung kommen, ſo daß es einer Erörterung 
darüber überhaupt nicht bedarf, ob im Falle des $ 865 Abſ. 2 
a. a. O. der Hypothekargläubiger nur den Rechtsbehelf des 
§ 766 der Civilprozeßordnung habe oder ob ihm auch derjenige 
des § 771 der Civilprozeßordnung zuſtehe. Denn auch die 
Pfändung vom 19. Oktober 1900 fällt in die Zeit, bevor das 
Grundbuch als angelegt erklärt war, und es waren die Klage⸗ 
anſprüche bezüglich beider Pfändungen vor jenem Zeitpunkt 
erhoben. Die Vorſchrift des § 865 Abſ. 2 der Civilprozeß⸗ 
ordnung hat aber das Grundbuch des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
zur Vorausſetzung und kann deshalb erſt von deſſen Anlegung 
an gebraucht werden — Gaupp⸗Stein zu Artikel 1 des Ein⸗ 
führungsgeſetzes zu dem bezogenen Geſetze betreffend Aenderungen 
der Civilprozeßordnung, zu II S. 41 und IV Nr. 45 S. 53, 
Peterſen⸗Anger Bd. II Anhang I S. XVII, XVIII. Die 
Zuläſſigkeit eines Rechtsbehelfes kann ferner nur nach den 
zur Zeit ſeiner Erhebung geltenden Geſetzen beurtheilt werden 
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— Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 46 S. 173. — Zur 
Zeit der Vornahme der Pfändungen und zur Zeit der Klage- 
erhebung war aber jedenfalls Widerſpruch im Wege der Klage 
nach §8 771 der Civilprozeßordnung ſtatthaft. Da zur 
materiellen Begründung dieſer Klage das Beſtehen des 
Hypothekarrechts des Klägers und die Zubehöreigenſchaft der 
gepfändeten Fahrniſſe gehört, jo müſſen dieſe beiden Erforderniſſe 
noch im Zeitpunkt des Urtheils vorhanden ſein. Dagegen wäre 
es keine Abweichung von den dargelegten Rechtsgrundſätzen, 
wenn man, was 85 65 des Reichsgeſetzes über die Zwangs⸗ 
verſteigerung und Zwangsverwaltung ausdrücklich geſtattet, auch 
für das bisher in Baden geltende Recht der Zwangssvollſtreckung 
in das unbewegliche Vermögen, das für die hier vom Konkurs- 
verwalter betriebene Zwangsvollſtreckung nach 88 1 und 15 
des Einführungsgeſetzes zu dem bezogenen Reichsgeſetze allein 
in Betracht käme, anwenden und deshalb eine getrennte 
Verſteigerung der Grundſtücke und des beweglichen Zubehörs 
derſelben zulaſſen wollte. Denn das Fortbeſtehen der rechtlichen 
Wirkungen der Hypothekarrechte und der Zubehöreigenſchaft — 
ſelbſt im Falle einer Trennung des Zubehörs von dem Grund⸗ 
ſtücke wegen getrennter Verſteigerung letzterer — hätte hier 
feinen Grund in der Beſchlagnahmewirkung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung und käme daher ſolange, aber auch nur ſolange, in 
Betracht, als jene Beſchlagnahmewirkung fortdauerte. 

Der Konkursverwalter kann mit der gleichen Wirkung gegenüber 
Dritten, wie der Eigenthümer, über das bewegliche Zubehör 
verfügen und es kommen für das badiſche Hypothekenrecht die 
gleichen Grundſätze zur Anwendung, die in einem nach 
preußiſchem Hypothekenrechte zu beurtheilenden Falle in der 
Entſcheidung des V. Civilſenats — Entſch. des R. G. in Civil⸗ 
ſachen Bd. 25 S. 22 — entwickelt find und in der Entſcheidung 
deſſelben Senats — Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 42 
S. 15 — eine hier nicht weiter erhebliche Ergänzung erhalten 
haben. Wenn der Berufungsrichter ausführt, das bewegliche 
Zubehör hätte ſeine Zubehöreigenſchaft (auch gegenüber be⸗ 
ſtehenden Hypothekenrechten) dadurch verloren, wenn das Grund⸗ 
ſtück, welchem ſie gewidmet waren, allein verſteigert wurde, ſo 
läßt er ganz außer Betracht, daß der Konkursverwalter jene 
Verfügung nicht durch einen rechtsgeſchäftlichen Akt getroffen 
hatte, ſondern daß die Verſteigerung ohne Inventar in einer 
Zwangsvollſtreckung erfolgt iſt und daß überhaupt noch nicht 
feſtſteht, ob jene Zwangsvollſtreckung bezüglich des beweglichen 
Zubehörs lediglich ausgeſetzt ſei. Dieſe zuletzt hervorgehobene 
Ungewißheit reicht aber für ſich allein zu, — arg. Landrechts⸗ 
ſatz 2114, der, wenn die Zwangsvollſtreckung noch nicht be⸗ 
endet wäre, zur Anwendung käme, — um die Annahme des 
Wegfalles der Zubehöreigenſchaft in Folge der Verſteigerung 
der Grundſtücke ohne Inventar auszuſchließen. 

Das badiſche Recht kannte in ſeinen Normen über die 
Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen das ſo⸗ 
genannte Deckungsprinzip nicht; die durchgeführte Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in ein Grundſtück erfaßte alle auf demſelben ruhenden 
Hypotheken. Im Hinblick auf die Wirkungen, die danach auf 
Grund der Vorſchriften in Artikel 5 des badiſchen Geſetzes vom 
5. Juni 1860 über die Bereinigung der Pfandbücher verbunden 
mit den 88 73, 74, 79, 80 und 89 des badiſchen Einführungs- 
geſetzes zu den Reichsjuſtizgeſetzen vom 3. März 1879 die 


durchgeführte Zwangsvollſtreckung in die Grundſtücke auf den 
rechtlichen Beſtand und den formalen Eintrag des Hypothekar⸗ 
rechtes der Kläger hätte haben können, hätte der Berufungs- 
richter in Erwägung ziehen müſſen, ob die Beklagte mit jenem 
Vorbringen nicht geltend machen wollte, daß wegen jener durch⸗ 
geführten Zwangsvollſtreckung eine rechtlich wirkſame Hypothek 
des Klägers und ein rechtlich wirkſamer Eintrag derſelben nicht 
mehr beſtehe und deshalb nunmehr, nachdem das Grundbuch 
als angelegt erklärt iſt, eine aus Artikel 40 des badiſchen Aus- 
führungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch vom 17. Juni 1899 
abzuleitende Sicherungshypothek im Sinne des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs an jenen Grundſtücken, welche auch deren bewegliches 
Zubehör nach Maßgabe der 55 1120 ff. des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs umfaſſen könnte, dem Kläger nicht zuſtehe. 

Indem der Berufungsrichter, der übrigens die nach 
Artikel 192 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
dadurch eingetretene Wirkung, daß das Grundbuch ſeit 1. Juni 
1901 als angelegt anzuſehen iſt, überhaupt nicht zum Gegen- 
ſtand ſeiner Erörterung machte, unterlaſſen hat, jenes Vorbringen 
nach dieſer Richtung zu prüfen, beruht deſſen Entſcheidung ent⸗ 
weder auf einem Mangel in der Begründung oder zum Mindeſten, 
ſoweit er unterlaſſen hätte, ſein Fragerecht auszuüben, auf einem 
prozeſſualiſchem Verſtoße, der gleichfalls zu deren Aufhebung 
führen müßte. 


67. 
Art. 192 des Einf. Geſ. zum B. G. B. 
§ 822 Thl. I Tit. 11 des Preuß. Allg. Landrechts. 


Urtheil des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Krauſe 
c. Matthies vom 10. März 1902, Nr. 397/1901 IV. 


Vorinſtanz: Kammergericht. 


Nicht jede Angabe eines Kontrahenten über eine Eigenſchaft, 
eine rechtliche dauernde Beziehung der Sache macht dieſe 
Eigenſchaft im Sinne des § 77 Thl. I Tit. 4 des Allgemeinen 
Landrechts zu einer ſolchen, daß ein Irrthum über das Vor⸗ 
handenſein derſelben allemal die Willenserklärung vereitelte. 
Vielmehr begründet ein ſolcher Irrthum nur dann die Anfechtung 
des Rechtsgeſchäfts, wenn aus den Umſtänden erhellt, daß 
ohne dieſen Irrthum die Willenserklärung folder- 
geſtalt nicht erfolgt wäre. (Entſch. des R. G. Bd. 21 
S. 308 ff.) 

Anlangend die Frage, ob die Bürgſchaftsver⸗ 
pflichtung des Beklagten bereits fällig geworden, ſo 
führt das Berufungsgericht aus, daß dieſe Frage zum Mindeſten 
bezüglich der ſeit dem 1. Oktober 1900 nicht ent- 
richteten Zinſen zu bejahen ſei, da die Unkündbarkeit ſich 
nur auf das Kapital, nicht aber auf die an beſtimmten Ter⸗ 
minen ohne Kündigung zu zahlenden Zinſen erſtrecke. Der 
Zinsanſpruch des Klägers erſcheine ſomit ohne Weiteres be⸗ 
gründet, als die Zinſen nach den geſetzlichen Vorſchriften bei 
Ablauf eines jeden Jahres zu zahlen find (§ 822 Thl. 1 Tit. 11 
des Allgemeinen Landrechts). Dieſe Ausführung iſt rechtlich 
bedenkeufrei. Insbeſondere kann auch nicht die Anwendbarkeit 
neuen Rechts in Frage kommen. Trotz Artikel 192 des Ein⸗ 
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führungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche iſt das perſönliche 
Schuldverhältniß nach altem Recht zu beurtheilen. (Planck, 
Kommentar zum Einführungsgeſetze S. 343 Note 9.) 


68. 


Zu 88 93, 94, 98 B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Reichen⸗ 
bach c. Kirchner & Co. vom 5. März 1902, Nr. 413/1901 V. 


Vorinſtanz: O. L. G. Breslau. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Die Entſcheidung hängt davon ab, ob die von der Klägerin 
vindicirten Maſchinen als (weſentliche) Beſtandtheile — wie der 
erſte Richter annimmt, — oder mit dem Berufungsrichter nur 
als Zubehör des ſubhaſtirten Grundſtücks anzuſehen find. 
Im erſteren Falle hat mit der Verbindung der Maſchinen mit 
dem Gebäude zu einem Ganzen das Eigenthum der Klägerin 
aufgehört (§ 93 Bürgerlichen Geſetzbuches), wogegen im zweiten 
Falle (8 98 Nr. 1 a. a. O.) der Eigenthumsvorbehalt der 
Klägerin von der Einbringung der Maſchinen in das Fabrik⸗ 
gebäude nicht berührt worden und gemäß § 55 Abſ. 2 8 37 
Nr. 5 des Zwangsverſteigerungsgeſetzes durch die einſtweilige 
Einſtellung des Verfahrens auch gegenüber der Beſchlagnahme 
im Vollſtreckungsverfahren wirkſam geblieben iſt. 

Für die Beantwortung dieſer Frage im Sinne des Be⸗ 
rufungsrichters kann aus § 98 Nr. 1 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches ein Grund nicht entnommen werden; die Entſcheidung 
hierüber hat vielmehr nur auf Grund der §§ 93 und 94 des 
Bürgerlichen Geſetzbuches zu erfolgen. — Dies wird näher be⸗ 
gründet und nachgewieſen, daß der Berufungsrichter die 88 93 
und 94 Bürgerlichen Geſetzbuchs unzutreffend ausgelegt habe. 


69. 
Zu 88 94, 104, 105, 946, 951, 812, 818, 1017 
des B. G. B. 
Art. 63, 155 des Einf. Geſ. zum B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Joſeph 
& Ahrens c. Chambeau vom 13. März 1902, 


Nr. 432/1901 VI. 
Vorinſtanz: Kammergericht. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Aus den Entſcheidungsgründen. 

Das Kaufgeſchäft der Klägerin mit dem Pächter des Gutes 
des Beklagten iſt wegen Geiſtes krankheit des Pächters H. nichtig 
geweſen. ($ 104, 105 Bürgerlichen Geſetzbuchs, Artikel 155 Ein- 
führungsgeſetz.) Die Klägerin erwarb dadurch keine Forderung 
gegen H. und die dieſem übergebenen Düngerſtoffe und Sämereien 
blieben ihr Eigenthum bis zu dem Zeitpunkt, wo ſie durch 
Ausſtreuen auf dem Grundſtücke des Beklagten nach §§ 946, 94 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs in Verbindung mit Artikel 63 des 
Einführungsgeſetzes und § 1017 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
in deſſen Eigenthum überging. Die Klägerin hat alſo in Folge 
der Vorſchrift des § 946 durch den Untergang ihres Eigenthums 


einen Rechtsverluſt erlitten, der den Beklagten, zu deſſen Gunſten 
die Rechtsänderung eingetreten iſt, nach Maßgabe der Vor⸗ 
ſchriften der $$ 951, 812, 818 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
zur Vergütung der ohne Rechtsgrund von ihm erlangten Be⸗ 
reicherung verpflichtete. Der Umſtand, daß das Ausſtreuen der 
Saaten und Düngerſtoffe ohne Wiſſen des Beklagten erfolgt iſt, 
hat die Rechtsänderung und ſeine darin liegende Bereicherung 
nicht gehindert. Das Berufungsgericht nimmt an, dieſe ſei ſo 
lange nicht eingetreten, als der vermeintliche Gutspächter H. und 
nach ihm der Konkursverwalter thatſächlich und rechtlich den 
Fruchtgenuß gehabt hätten, allein das iſt unrichtig. (Wird 


weiter ausgeführt.) 


70. 


Zu $ 648 B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts VII. C. S. i. S. Dünkel⸗ 
berg e. Deilmann vom 11. März 1902, Nr. 12/1902 VII. 


Vorinſtanz: O. L. G. Hamm. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Das Berufungsgericht faßt den zwiſchen den Parteien ge⸗ 
ſchloſſenen Vertrag als einen Werkvertrag über Herſtellung einer 
Ziegelpreſſe auf, bei dem der Kläger ſich zugleich zur Stellung 
eines Monteurs auf ſeine Koſten verpflichtete, d. h. unter Bei⸗ 
hilfe der vom Beklagten zu ſtellenden Hilfsmannſchaften und 
Geräthe die Montirung der Maſchine übernahm. Das Be⸗ 
rufungsgericht geht ferner davon aus, daß die Ziegelpreſſe mit 
dem auf dem Grundſtück Flur 11 Nr. 19 ſtehenden Maſchinen⸗ 
hauſe feſt verbunden und weſentlicher Beſtandtheil deſſelben ge⸗ 
worden ſei. Wenn das Berufungsgericht trotz alledem den 
Kläger nicht als den Unternehmer eines Theils von einem 
Bauwerke im Sinne des § 648 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
anfieht, jo kann hierin nicht ein Rechtsirrthum gefunden werden. 
Was zur Montirung einer Maſchine gehört, beſtimmt ſich nach 
den im Geſchaͤftsverkehr üblichen Auffaſſungen und etwaigen 
beſonderen Vereinbarungen der Vertragsparteien; und nach dem 
geſammten Inhalte des Berufungsurtheils geht das Gericht 
hiervon aus, wenn es annimmt, daß der vom Kläger geſtellte 
Monteur zwar für Zuſammenſetzung der Maſchine, Verbindung 
derſelben mit den Fundamenten und Anbringung der Trans⸗ 
miſſionen und Säulen an den zum Betrieb der Maſchine 
erforderlichen Stellen zu ſorgen hatte, daß aber die Herſtellung 
der Fundamente für die Maſchine und der nöthigen Stützpunkte 
für die Transmiſſionen, des Unterzugs, Sache des Beklagten 
war. Der Berufungsrichter legt mit Recht das Hauptgewicht 
darauf, daß das Einbauen der Maſchine nicht zu den Obliegen⸗ 
heiten des Klägers gehörte, wenn der Monteur deſſelben auch 
mit der Hilfsmannſchaft des Beklagten die Verbindung der 
Maſchine mit dem Boden herſtellte; das Einbauen beſorgte viel- 
mehr der Beklagte, deſſen Sache es war, die für die Maſchine 
geeigneten Fundamente ſowie die Stützpunkte der Transmiſſionen 
herzuſtellen. Die Verpflichtungen des Klägers beſtanden, mag 
man ihn als Unternehmer eines Werks (der Maſchine) oder, 
wie er ſich ſelbſt im Briefe vom 20. Mai 1901 bezeichnet, als 
Verkäufer anſehen, trotz der übernommenen Stellung eines 
Monteurs, immer nur in der Lieferung einer ſelbſtſtändigen 
beweglichen Sache, die zum Beſtandtheil einer unbeweglichen 
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Sache erſt durch die Thätigkeit des Beſtellers oder Käufers 
wurde, wenn derſelbe ſich hierbei auch der Hilfe des klägeriſchen 
Monteurs mit bediente. Dem Kläger iſt ſonach der in § 648 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs dem Unternehmer eines Bauwerks 
oder eines Theils von einem Bauwerk eingeräumte Anſpruch 
auf Einräumung einer Sicherungshypothek an dem Baugrundſtück 
mit Recht verſagt worden. 
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Zu 8 812 B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Schaurer 
c. Lamy vom 12. März 1902, Nr. 424/1901 V. 


Vorinſtanz: O. L. G. Caſſel. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Beide Vorderrichter halten die Klage nach § 812 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs für begründet, wonach eine Leiſtung 
zurückgegeben werden muß, wenn der nach dem Inhalt des 
Rechtsgeſchäfts mit ihr bezweckte Erfolg nicht eintritt. Sie 
nehmen an, daß der vom Kläger bezweckte und der Beklagten 
gegenüber zum Beſtandtheil des Rechtsgeſchäfts gemachte Erfolg 
darin beſtehen ſollte, daß die Beklagte über die angeblichen 
Veruntreuungen des Bruders des Klägers ſchwieg und ſie uicht 
zur Anzeige brachte; ſie nehmen weiter an, daß die Beklagte 
dieſen Zweck durch Erſtattung der Strafanzeige vereitelt habe. 

Die Reviſion beſtreitet die Anwendbarkeit des § 812 in 
rechtlicher Beziehung nur inſofern, als ſie behauptet: jener 
Erfolg würde von vorn herein unmöglich geweſen ſein, weil die 
Veruntreuungen damals ſchon ſoweit bekannt geweſen ſeien, daß 
von einem Verheimlichen nicht mehr die Rede habe fein können. 
Es braucht jedoch nicht erſt erörtert zu werden, welche Folge 
eine ſolche Unmöglichkeit nach ſich gezogen haben würde; der 
Einwand ſcheitert ſchon daran, daß unter den von der Be⸗ 
klagten behaupteten Umſtänden keineswegs ſchon die Unmoͤglichkeit 
vorlag, die ſtrafrechtliche Verfolgung zu vermeiden, daß aber 
thatſächlich dieſer bezweckte Erfolg durch die Strafanzeige der 
Beklagten vereitelt worden und damit die Anwendbarkeit der 
in Frage ſtehenden geſetzlichen Beſtimmung eingetreten iſt. 
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Zu $ 823 des B. G. B. 
§ 3678 des Strafgeſetzbuchs. 
Urtheil des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Türcke 
c. Morgenſtern vom 13. März 1902, Nr. 419/1901 VI. 
Vorinſtanz: O. L. G. Dresden. 


Zurückweiſung der Revifion. 

Der Kläger, deſſen Sohn durch einen Schuß des Sohnes 
des Beklagten am Auge verletzt worden iſt, hat den erhobenen 
Anſpruch nicht bloß auf die Beſtimmung in 8 823 Abſ. 1 des 
Bürgerlichen Geſetzbuch geſtützt, ſondern zugleich auf § 3678 
des Strafgeſetzbuchs in Verbindung mit § 823 Abſ. 2 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs. Das Berufungsgericht hat auch feit- 
geſtellt, daß der Sohn des Beklagten an einem von Menſchen 


bewohnten Orte mit einem Schießwerkzeuge geſchoſſen hat. Daß 
aber das von ihm benutzte Gewehr ein Schießwerkzeug im 
Sinne der angezogenen ſtrafrechtlichen Vorſchrift iſt, kann nach 
dem Gutachten des Sachverſtändigen G. einem Zweifel nicht 
unterliegen. Hiernach hat der Sohn des Beklagten dieſe Vor⸗ 
ſchrift verletzt und daraus, daß der Beklagte ein ſolches Ver⸗ 
halten duldete, ergiebt ſich ohne Weiteres, daß er ſeiner Auf⸗ 


ſichtspflicht nicht genügt hat. 


73. 
Zu 88 1610, 1614 B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Laaſer 


c. Laaſer vom 20. März 1902, Nr. 412/1901 IV. 
Vorinſtanz: O. L. G. Jena. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Durch Vergleich vom 25. November 1895 hatte ſich Be⸗ 
klagter verpflichtet, ſeiner Mutter, der Klägerin, monatlich 
20 Mark Unterhaltsgeld zu gewähren Klägerin verlangt jetzt 
Erhöhung dieſes Betrages. Wie beide Vorderrichter mit Recht 
ausführen, handelt es ſich nicht um die Anfechtung des Ver⸗ 
gleichs vom 25. November 1895, ſondern um die Frage, in 
welchem Umfange dieſer Vergleich Wirkſamkeit hat, wenn wie 
hier Unterhaltsanſprüche für die Zeit nach dem 6. Auguſt 1900 
zu einem höheren Betrage, als fie der Vergleich feſtſetzt, geltend 
gemacht werden. Daß für die Beurtheilung von den durch 
Verwandtſchaft begründeten Unterhaltsanſprüchen aus der Zeit 
nach dem 1. Januar 1900, da dieſe Unterhaltsanſprüche be- 
ſtändig neu entſtehen, die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs in den 88 1601 ff. maßgebend find, hat das Reichsgericht 
in ſeiner Rechtſprechung wiederholt zum Ausdruck gebracht. 
(Entſch. des R. G. Bd. 46 S. 65 ff., Beſchluß des VII. Senats 
vom 24. April 1900, Urtheile des IV. C. S. in Sachen 
Bockſtahler c. Bockſtahler, IV 221/1901 vom 30. Oktober 1901 
und in Sachen Diebitſch 6. Diebiſch IV 264/1901 vom 
9. Dezember 1901). Von dieſer Auffaſſung aus, die auch im 
vorliegenden Falle feſtgehalten wird, ſtellt ſich für die Beur⸗ 
theilung des Umfangs der Wirkſamkeit des Vergleichs vom 
25. November 1895 gegenüber dem Klageanſpruche das gleiche 
Ergebniß heraus, wie in der vorgenannten Streitſache 
Diebitſch c. Diebitſch, daß nämlich, weil nach § 1614 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs für die Zukunft auf den Unterhalt 
nicht verzichtet werden kann, auch die in einem Vergleiche über 
Feſtſetzung der Höhe des Unterhaltsbetrags liegende Erklärung 
des Unterhaltsberechtigten, für die Zukunft auf den Theil des 
Unterhalts, in welchen der geſetzliche Betrag des Unterhalts den 
vergleichsweiſe feſtgeſetzten Betrag des Unterhalts überſteige, 
verzichten zu wollen, rechtsunwirkſam iſt. Hiernach iſt die 
Klägerin durch den Vergleich vom 25. November 1895 nicht 
gehindert, ihren Anſpruch auf Gewährung des ſtandesmäßigen 
Unterhalts für die Zeit vom 6. Auguſt 1900 auf Grund des 
Geſetzes, § 1610 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, geltend zu 
machen, und es erledigt ſich damit der aus dem Vergleiche ab- 
geleitete Hauptangriff der Reviſion, der ſich gegen die Zuläſſigkeit 
der Klage richtet. 
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Vereins nachrichten. 


An Stelle des aus der Anwaltſchaft ausgeſchiedenen 


Herrn Geheimen Inſtizrath Dr. Leſſe in Berlin iſt der 
Rechtsanwalt bei dem Königlichen Landgericht I a Berlin 
Herr Inſtizrath Dr. Paul Kranfe daſelbſt zum Mitgliede 
des Vorſtandes gewählt. 


Vom jnriſtiſchen Cauſalzuſammenhang, mit 
beſonderer Bezugnahme auf $ 833 B. G. B. 
(Haftung für Schaden durch Thiere). 


Su Nr. 25—28 S. 205 der Juriſt. Wochenſchr. hatte ich 
zwar die Erörterung des §S 833 B. G. B. zunächſt unter Be⸗ 
zugnahme auf die dort mitgetheilte Entſcheidung des Reichs⸗ 
gerichts „abgeſchloſſen“. Dieſe Bemerkung war jedoch nicht in 
dem Sinne gemeint, daß ich etwa alle an dem fraglichen, die 
Praxis ſo lebhaft intereſſirenden Paragraphen anknüpfenden 
Fragen für endgültig durch jene Entſcheidung geklärt gehalten 
hätte; meine in jener kurzen Bemerkung nicht deutlich genug 
zum Ausdruck gekommene Meinung war vielmehr die, daß die 
mitgetheilte Entſcheidung die Hauptſchwierigkeit, die dieſer 
Paragraph einer verſtändigen Rechtſprechung bereiten muß, auf das 
richtige Gebiet verweiſt, wo die Entſcheidung zu ſuchen iſt, nämlich 
auf dasjenige der Lehre vom juriſtiſchen Cauſalzuſammenhang. 

Die Gefahr einer falſchen Anwendung dieſes Begriffes iſt 
eben bei dieſem Paragraphen in beſonders auffälliger Weiſe zu 
Tage getreten, und die in der erwähnten Nr. a. a. O. mit⸗ 
getheilte Entſcheidung des Reichsgerichts beanſprucht, obwohl ſie 
ſich über den juriſtiſchen Begriff des Cauſalzuſammenhangs 
nicht weiter verbreitet — fie klärt lediglich, daß die Grund⸗ 
ſätze vom Cauſalzuſammenhang von dem reformirten Urtheile 
verkannt find —, eine große Bedeutung für die richtige Be⸗ 
grenzung dieſes Begriffes überhaupt. Ich habe nicht ohne be⸗ 
wußte Abſicht die Ueberſchrift nicht „vom Cauſalzuſammenhang“ 
ſchlechthin, ſondern „vom juriſtiſchen Cauſalzuſammenhang“ 
gefaßt. Der bedenklichſte Irrthum, der ſich in die Lehre vom 
Cauſalzuſammenhang einſchleichen kann, iſt nämlich der, daß es 
einen objektiven Cauſalzuſammenhang gebe, eine Verknüpfung 
von Urſache und Wirkung im rein philoſophiſchen (logiſchen 
Sinne), die mit dem juriſtiſchen Cauſalzuſammenhang zuſammen⸗ 
falle, ſo daß ſich für jedes beliebige Ereigniß, das als Wirkung 
juriſtiſch intereſſant geworden iſt, weil das Geſetz daran gewiſſe, 


ſei es ſtrafrechtliche oder civilrechtliche Folgen knüpft, allemal 
durch ein rein logiſches Kalkül eine beſtimmte Urſache finden 
laſſen müſſe, die nicht nur dem Juriſten, ſondern die allgemein und 
nothwendig nach dem ſog. Cauſalitätsprinzip als ſolche imponirt. 

Jedes Ereigniß hat vielmehr als Urſache eine unüberſehbare, 
ja geradezu unendliche Verkettung von Bedingungen, genau ge⸗ 
nommen iſt es ſtets nur die Wirkung des geſammten bis zu 
ſeinem Eintritt zeitlich abgelaufenen Weltprozeſſes, der mit un⸗ 
zähligen, für uns unüberſehbaren Vorbedingungen zu ihm hin⸗ 
geleitet hat, und wenn wir eine dieſer Vorbedingungen zu ſeiner 
Urſache ſtempeln, ſo laſſen wir uns dabei ſtets von einem ganz 
beſonderen Intereſſe leiten, von dem aus wir das Ereigniß be⸗ 
trachten. Ich verweiſe in dieſer Hiuſicht auf meine Analyſe des Be⸗ 
griffs der Urſache in § 2 meiner Monographie „Der Schulbdbegriff 
als Einheit von Wille und Vorſtellung“ (Leipzig 1892.) S. 60 ff. 

„Philoſophiſch genau iſt jede Bedingung gleich unent- 
behrlich, wenn ſie eine wahre Bedingung iſt; denn die 
Wirkung kann noch nicht nothwendig eintreten, ſolange noch 
eine einzige Bedingung ihres Eintritts mangelt, ſolange 
letzterer noch nicht „unbedingt“ iſt d. h. von weiteren 
Bedingungen als den gegebenen abhängt.“ — 

„Jemand bezeichnet z. B. Blauſäure als die Urſache eines 
Vergiftungstodes; — allein dieſelbe thätige Rolle, welche 
die Blauſäure bei dem Vergiftungstode ſpielt, iſt auch 
den von ihr zu ſelbſtthätiger naturgeſetzlicher Reaction 
angeregten organiſchen und chemiſchen Elementen im 
Geſammt⸗Organismus des Vergifteten zuzuerkennen.“ — 

„Jemand findet die Urſache vom Tode eines Menſchen 
darin, daß ſein Fuß beim Erſteigen einer Leiter aus⸗ 
glitt. — Aber vielleicht wäre er doch nicht zu Tode 
gefallen, wenn nicht unter der Leiter ein harter Stein 
gelegen hätte, auf den ſein Schädel zerſchmetterte.“ 

Dies letztere Beiſpiel zeigt uns, daß es ſogar nichts un⸗ 
gewöhnliches iſt, eine negative Thatſache, eine Nicht⸗Thatſache 
im Sinne des gewöhnlichen Lebens und im ju riſtiſchen Sinne 
als Urſache zu bezeichnen. Nach dem Sprachgebrauche des 
Lebens bleibt es dabei, „daß wir als Urſache jegliche ſei es 
pofitive, ſei es negative Vorbedingung (Prämiſſe) irgend eines ſelbſt 
wieder entweder poſitiv oder negativ gefaßten Urtheils bezeichnen 
können, und daß es kein anderes logiſches Kriterium dieſes 
Begriffes giebt, als dasjenige einer unentbehrlichen Prämiſſe eines 
Schlußurtheils, deren beſondere Qualifikation als Urſache 
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lediglich abhängt vom jeweiligen Intereſſen⸗ Standpunkt der 
Unterſuchung.“ (Mein Schuldbegriff, a. a. O. S. 67.) 

Bei einem und demſelben Faktum wird den Naturforſcher 
etwas anderes als den gewöhnlichen Zuſchauer, und den Juriſten 
wieder etwas anderes, als den Naturforſcher als Urſache intereſſiren. 
Was iſt nun der leitende Geſichtspunkt des Juriſten, wenn er 
im Knäuel der Bedingungen, deren Geſammtheit allein im 
philoſophiſchen Sinne die zureichende Urſache bildet (vergl. 
Stuart Mill, Logik, I. Cap. 5 § 3), eine Bedingung ſucht, die 
er mit dem Namen Urſache auszeichnen kann? Offenbar in 
der Regel der Geſichtspunkt der Verantwortlichkeit. Alle 
diejenigen Bedingungen, für die er keinen Menſchen verant⸗ 
wortlich machen kann, intereſſiren ihn nicht, aber auch nicht 


diejenigen, ſür die er keinen verantwortlichen Menſchen finden 


kann. Der juriſtiſche Urſachenbegriff iſt, wie ich dies auch in 
meinem Buche: Von den Pandekten zum B. G. B. II. S. 121 
betont habe und hoffentlich in einer Fortſetzung meines Schuld⸗ 
begriffs — hier würde der vollkommene wiſſenſchaftliche Nachweis 
zu weit führen — noch gelegentlich weiter ausführen werde, 
niemals rein objektiv, ſondern ſtets relativ und vom Schuld⸗ 
begriff ſubjektiv geleitet. 

Jeder Verſuch, ihn auf eine andere rein objektive Baſis zu 
ſtellen, muß zu den bedenklichſten Konſequenzen führen. Definitions⸗ 
verſuchen, wie z. B. derjenigen Birkmeyers (Urfachenbegriff und 
Cauſalzuſammenhang), dem auch Oertmann, Comm. S. 11 bei⸗ 
tritt: „Urſache ſei die entſcheidendſte, wirkſamſte Bedingung“, 
kommt offenbar gar kein logiſcher Werth zu; darauf kommt es 
eben an, feſtzuſtellen, welche Bedingung juriſtiſch als die er⸗ 
heblichſte gelten ſoll. Dem Juriſten erſcheint allemal diejenige 
Bedingung als erheblichſte, die auf ein veranwortliches Ver- 
halten eines Menſchen zurückgeführt werden kann. Die Ver⸗ 
antwortlichkeit wird aber theils ausdrücklich durch das Geſetz, 
theils, unter ſtillſchweigender geſetzlicher Verweiſung auf die 
Anſchauung des Verkehrs, richtiger das vernünftige Ermeſſen des 
Richters, theils durch das fittliche Urtheil beſtimmt und abgemeſſen. 
Hier liegt der eigentliche Sinn der von v. Bar für den Cauſal⸗ 
zuſammenhang als Norm geſetzten ſog. „Regel des Lebens“. 

Das ſittliche und geſetzliche Urtheil, welches letztere wiederum 
nur ein Ausdruck der herrſchenden fittlichen Anſchauung des Geſetz⸗ 
gebers iſt, iſt nun zweifellos wandelbar. Die moderne Anſchauung 
neigt zweifellos zu einer immer weiteren Ausdehnung der Ver⸗ 
antwortlichkeit oder Haftung. Ein hervorragendes Beiſpiel 
dafür bildet der $ 833 B. G. B. Das „Halten eines Thieres“ 
ſoll an und für ſich eine Verantwortlichkeit für alle Schaden 
begründen, der durch das Thier angerichtet wird. Das legis- 
lative Prinzip dieſes Paragraphen iſt die Gefährlichkeit des 
Thieres (Gefährdungshaftung). Die Cauſalität des § 833 iſt 
alſo aus dieſem Prinzip zu begrenzen, und damit ſcheiden alle 
Fälle aus dem Cauſalzuſammenhang des § 833 aus, die ſich 
nicht aus der einem beſtimmten Thiere an und für ſich zu- 
kommenden Gefährlichkeit für die Rechtsgüter, ſondern aus dem 
ſchuldhaften Verhalten eines Menſchen ableiten laſſen, der ohne 
Hinſicht auf die beſondere Gefährlichkeit des Thieres durch bloße 
Benutzung des Thieres in vorſätzlich oder fahrläſſiger Weiſe das 
ſchädigende Ereigniß herbeigeführt hat. Ein ſolches ſchuldhaftes 
Verhalten unterbricht den Cauſalzuſammenhang im Sinne des 
8833. Dies halte ich im Gegenſatz zu der in dem in dieſer Nr. noch 
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veröffentlichten Aufſatz vertretenen des Collegen Dr. Israel, der m. E. 
den Fehler begeht, einen rein philoſophiſchen Cauſalitätsbegriff 
entſcheiden zu laſſen, für die in der Entſcheidung des R. G. v. 
19. II. 1902 S. 204 der Nr. 25—28 zu Grunde liegende 
richtige Erwägung. Allerdings iſt dieſe Erwägung nicht deut- 
licher zum Ausdruck gekommen, als es eben der Zweck einer 
richterlichen Entſcheidung, die ſelbſtverſtändlich nicht ſtets auf 
eine ausführliche wiſſenſchaftliche Begriffserörterung hinaus⸗ 
zulaufen braucht, erforderte. 

Wenn demnach die Hauptſchwierigkait der Anwendung des 
8 833 in der richtigen Handhabung des juriſtiſchen Cauſalitäts⸗ 
prinzips liegt, ſo bleibt für die ſpecielle Auslegung des frag⸗ 
lichen § 833 lediglich die richtige Begrenzung des Begriffs 
„Thierhaltung“ von Intereſſe, bezüglich deren ich mich der im 
Folgenden veröffentlichten Erörterung des Herrn Aſſeſſor Königslöw 
anſchließe. | TR. 


Schädigung durch Thiere. ($ 833 B. G. B.) 
Von Rechtsanwalt Dr. S. Israel, Hamburg. 


Der erſte Entwurf des Bürgerlichen Geſetzbuchs hat den 
Thierhalter verpflichtet, unter Anwendung der Sorgfalt eines 
ordentlichen Familienvaters diejenigen Vorſichtsmaßregeln zu 
treffen, die erforderlich find, um das Thier an der Zufügung 
von Beſchädigungen zu hindern, und hat ihn bei Verletzung 
dieſer Pflicht zum Erſatz des daraus einem Dritten entſtandenen 
Schadens verbindlich erachtet. 

Der zweite Entwurf beſtimmt, daß, wenn durch ein Thier 
ein Menſch getödtet oder der Körper oder die Geſundheit eines 
Menſchen verletzt oder eine Sache beſchädigt werde, derjenige, 
welcher das Thier hält, verpflichtet ſei, den entſtandenen Schaden 
zu erſetzen, die Erſatzpflicht trete aber nicht ein, wenn der 
Schaden durch ein Hausthier entſtanden ſei und derjenige, 
welcher das Thier hält, bei deſſen Beauffichtigung die im Ver⸗ 
kehr erforderliche Sorgfalt beobachtet hat, oder der Schaden auch 
bei Anwendung dieſer Sorgfalt entſtanden ſein würde. 

In der Begründung der Beſchlüſſe der zweiten Kommiſſion 
wird das Prinzip aufgeſtellt, daß, wer ein Thier halte, in 
feinem Intereſſe!) feine Mitmenſchen den Gefahren ausſetze, mit 
denen das Thier die erſteren bedrohe. 

Mit dem Halten wilder oder gefährlicher Thiere ſeien 
außergewöhnliche Gefahren verbunden und die daraus entſtehenden 
Schäden ſeien aus dem Unternehmen zu decken ohne Unterſchied, 
ob dem Unternehmer ein Verſchulden zur Laſt falle oder nicht. 
Bei den Hausthieren treffe des nicht zu. Hier verlange man 
nur das nöthige Maß von Sorgfalt; die Beweislaſt ſei aber 
umzukehren, um den Beſchädigten nicht an den Schwierigkeiten 
des Beweiſes ſcheitern zu laſſen.“) 


) Das braucht freilich nicht immer der Fall zu ſein. Wer 
z. B. ein Lebeweſen, wie Bacillen, züchtet, thut das im Intereſſe 
ſeiner Mitmenſchen. Das „Prinzip“ wird dadurch nicht verändert. 
S. Kuhlenbeck, Das Bürgerliche Geſetzbuch, zu § 833 Note 3. 

) Der Entwurf II ($ 756) die Bundesrathsvorlage ($ 818) 
ſowie der dem Reichstage vorgelegte Entwurf (§ 817) hatten den 
gleichen Wortlaut, den wir der Ueberſicht wegen wiedergeben: 

„Wird durch ein Thier ein Menſch getödtet oder der Körper 
oder die Geſundheit eines Menſchen verletzt oder eine Sache 
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In dem Bericht der Reichstags⸗Kommiſſion über den Ent⸗ 
wurf eines Bürgerlichen Geſetzbuchs heißt es, daß der Antrag, 
den zweiten Satz des § 817 zu ſtreichen, alſo auch denjenigen, 
welcher ein Hausthier hält, für den von demſelben angerichteten 
Schaden unbedingt haften zu laſſen, von dem Antragſteller und 
anderen Mitgliedern unter dem Hinweis begründet wurde, daß die 
oͤffentliche Sicherheit dies erfordere, wie ſich denn auch die gleiche 
Beſtimmung des franzöſiſchen Rechts durchaus bewährt habe.“) 

Von Seiten der Vertreter der verbündeten Regierungen 
wurde der Antrag der Reichstags⸗Kommiſſion darauf hin be⸗ 
kämpft, daß eine ſoweit gehende, insbeſondere dem preußiſchen 
Recht“) fremde Haftung in unbilliger Weiſe diejenigen belaſte, 
welche vermöge ihres Berufs genöthigt ſeien, Hausthiere zu halten. 

Im Reichstage erlitt die fragliche Beſtimmung ein eigen⸗ 
artiges Schickſal. 

Der § 817 behielt bei der dritten Berathung am 30. Juni 
1896 im übrigen ſeine bisherige Faſſung, nur wurden auf 
Antrag des Abgeordneten Schmidt (Warburg) dem zweiten 
Satze die Worte „zur Ausübung ſeines Berufs nothwendiges“ 
hinzugefügt, ſo daß der zweite Satz folgendermaßen lautete: 

„Der Erſatz tritt nicht ein, wenn der Schaden durch 
ein zur Ausübung ſeines Gewerbes oder Berufs noth⸗ 
wendiges Hausthier verurſacht wird“ u. ſ. w. 

In der Sitzung vom 1. Juli 1896 machte der Präſident 
darauf aufmerkſam, daß über Anträge, die nicht gedruckt vor⸗ 
lägen, am anderen „Tage“ (ſoll heißen in der nächſten Sitzung) 
nach der Drucklegung nochmals abgeſtimmt werden müſſe 
und daß, da der Antrag des Abgeordneten v. Kardorff (nämlich: 
den 8 817 in der Faſſung der Reichstags⸗Kommiſſion abzu⸗ 
lehnen und an deſſen Stelle die Regierungsvorlage wieder her⸗ 
zuſtellen) nicht ſchriftlich, noch weniger gedruckt vorläge, über 
die Faſſung des § 817 nochmals abgeſtimmt werden müſſe. 
Das geſchah, und bei der nunmehr erfolgenden nochmaligen 
Abſtimmung wurde der Kardorff ſche Antrag abgelehnt und 
die Faſſung der Reichstags⸗Kommiſſion wieder hergeſtellt, wodurch 


beſchädigt, ſo iſt derjenige, welcher das Thier hält, verpflichtet, 
dem Verletzten den daraus entſtehenden Schaden zu erſetzen. 
Die Erſatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Schaden durch ein 
Hausthier verurſacht wird und derjenige, welcher das Thier 
hält, bei deſſen Beaufſichtigung die im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt beobachtet oder wenn der Schaden auch bei An⸗ 
wendung dieſer Sorgfalt entſtanden ſein würde.“ 

) Das Strafgeſetzbuch § 360, 11 beſtimmt, daß zu beſtrafen 
ſei, wer ohne polizeiliche Erlaubniß „gefährliche“ wilde Thiere hält, 
oder wilde oder bösartige Thiere frei umherlaufen läßt oder in 
Anſehung ihrer die erforderlichen Vorſichtsmaßregeln zur Verhütung 
von Beſchädigungen unterläßt. Nach einem Urtheile des Reichs⸗ 
gerichts vom 20. April 1894 verlangt der $ 360, 11 nicht, daß 
die bösartigen Thiere wilde ſein müßten, ſondern das Geſetz deutet, 
indem es beide Arten von Thieren unterſcheidet, darauf hin, daß 
unter den bösartigen Thieren auch zahme oder gezähmte zu verſtehen 
ſind. Es fallen deshalb auch Hunde unter die Vorſchrift. Sie 
können als „bösartig“ angeſehen werden, wenn ſie wider die Natur 
ihrer Art ſchädlich find (Jur. Wochenſchrift 1894 S. 349, 34). — Es 
zeigt das, daß der Wegfall zwiſchen wilden und gefährlichen Thieren, ſo 
wie Hausthieren in unſerem jetzigen Geſetz ein durchaus berechtigter iſt. 

) Das allgemeine Preußiſche Landrecht I, 6 88 70— 78 hat in 
ſehr unzweckmäßiger und verwirrender Weiſe die Sache geordnet. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


239 


der 8 833 B. G. B. ſeine jetzige Geſtalt erhielt; — ein merk⸗ 
würdiges Beiſpiel, von welchen Zufälligkeiten die Entſtehung 
einer geſetzlichen Vorſchrift zuweilen abhängt! 

Aus der Judikatur hebe ich drei Fälle hervor: 

Das Reichsgericht (ſiehe Jur. Wochenſchrift 1902 S. 61) 
erkannte bezüglich Art. 1385 des früher im Rheinlande gültig 
geweſenen Code civil, aus dem die Beſtimmung des § 833 
hervorgegangen iſt, daß der erwähnte Paragraph vorausſetze, 
daß es ſich um eine ſelbſt beſtimmte Thätigkeit des Thieres handle. 

Gleichmäßig drückt ſich ein Urtheil des Hanſeatiſchen Ober⸗ 
landesgerichts (abgedruckt in dem Beiblatt Nr. 156 der Hanſea⸗ 
tiſchen Gerichtszeitung 1901) aus. Es ſagt: 

„Nothwendig iſt es aber, daß das Thun des Thieres ſelbſt 
den ſchädigenden Erfolg herbeigeführt hat. Gehorcht es bei 
ſeinem Thun nur dem von einem Menſchen ausgeübten 
Zwange, iſt es dabei alſo lediglich ein Werkzeug in deſſen 
Hand, dann iſt der daraus entſtehende Schaden nicht mehr durch 
das Thier, ſondern durch den ſich des Thieres als bloßen Werk⸗ 
zeuges bedienenden Menſchen verurſacht. Das iſt z. B. der 
Fall, wenn der Reiter eines Pferdes daſſelbe ſo leiten und an⸗ 
treiben würde, daß es in die auf dem Topfmarkte ausſtehende 
Waare hineinſprengt und dort Schaden anrichtet. Und ſo lag 
die Sache auch hier, da der Fuhrknecht die Pferde an den 
Zügeln derart zurückgeriſſen hat, daß ſie dem Zwange folgen, 
den Wagen zurückdrängen mußten und lediglich dadurch die 
Zertrümmerung des Schaufenſters eingetreten iſt.“ 

Dagegen erkannte das Hamburger Landgericht am 10. Oktober 
1901, daß die Anwendbarkeit des § 833 auch dann vorhanden 
ſei, wenn das Thier bei der Verurſachung des ſchädigenden Er- 
folges durch die Leitung eines Menſchen in ſeiner Bewegungs⸗ 
freiheit behindert worden ſei. 

Endlich iſt eines Aufſatzes des Landrichters Dr. Ewald 
zu erwähnen, (abgedruckt im Beiblatt zur Hanſeatiſchen Gerichts⸗ 
zeitung 1902 Fall 20) der ebenfalls der Auffaſſung entgegen⸗ 
tritt, daß von der Frage eines etwaigen Verſchuldens eines 
Dritten bei der Herbeiführung des Unfalls gänzlich abzuſehen 
und der Thierhalter dann ſtets haftbar ſei, wenn das Thier die 
äußere Urſache der Schadensſtiftung war, da dieſe Auffaſſung 
in dem Geſetze keine genügende Stütze finde. Es handele ſich 
lediglich um die Frage des Kauſalzuſammenhangs, ob nämlich 
das Thier als der Verurſacher des Schadens anzuſehen ſei. 

Bei der Wichtigkeit der Frage und bei der Divergenz in 
der Rechtsſprechung und Literatur erſcheint es angebracht, die 
Sachlage nochmals kurz zu prüfen. 

Die Beſtimmung des § 833 des B. G. B. iſt aus dem 
Grundſatze hervorgegangen, daß, wer ein Thier hält, ſeine 
Mitmenſchen den Gefahren ausſetze, die das Halten des Thieres 
mit ſich bringt. Das Prinzip iſt daſſelbe, wie das des Haft⸗ 
pflichtgeſetzes vom 7. Juni 1871. Daher kommt es jetzt nicht 
mehr darauf an, ob das Thier contra oder secundum na- 
turam sui generis den Schaden angerichtet hat. Nur das 
eigene Verſchulden des Beſchädigten hebt (wie im Haftpflicht⸗ 
geſetz) den Anſpruch auf Schadenserſatz gegen den Thierhalter 
auf (5 254 B. G. B.). Ein Verſchulden des Thierhalters iſt zur 
Erhebung des Schadenserſatzanſpruchs gegen ihn nicht erforderlich. 

Der Streitpunkt dreht ſich nur um die Frage, wann ein 
Schaden „durch“ das Thier hervorgerufen worden iſt, ob ſchon 
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dann, wenn es objectiv die Veranlaſſung zur Schadenſtiftung 
gab oder ob der Schaden vom Thierhalter dann nicht zu erſetzen 
iſt, wenn nicht das Thier, ſondern ein Dritter der eigentliche 
Urheber war. 

In dieſer Beziehung ſagt Planck in ſeinem Kommentar II 
S. 629 Note 2b: 

„Selbſtverſtändlich beſteht eine Erſatzpflicht aber nur, wenn 
der Schaden nach den Grundſätzen über Kauſalzuſammen⸗ 
hang als durch das Thier verurſacht anzuſehen iſt.“ 

Wie heißt denn nun aber das Geſetz der Kauſalität? 

Nach Kant:s) daß alle Veränderungen nach dem 
Geſetze der Verknüpfung von Urſache und Wirkung 
geſchehen. 

Prüft man an der Hand dieſes für alle menſchliche Er⸗ 
kenntniß wichtigſten Satzes das angeführte Beiſpiel des Ober⸗ 
landesgerichts, ſo muß man zu dem unabweislichen Schluß 
kommen, daß, wenn das Pferd eines Reiters in einen Topfmarkt 
ſprengt und daſelbſt Waaren beſchädigt, dieſe Wirkung zunächſt 
durch das Pferd, als Urſache der Beſchädigung hervorgerufen 
worden iſt, ſonſt übergeht man ein Glied des urſächlichen Zu⸗ 
ſammenhangs, denn die erſte Urſache des hier in Frage ſtehenden 
Schadens iſt das Thier, nicht der Menſch. Ob der Reiter 
das Pferd dazu getrieben hat, kommt erſt in zweiter Linie in 
Betracht; für die Erſatzpflicht des Thierhalters iſt es gleichgültig.“) 

Dies entſpricht auch ganz und gar der ratio, dem Grunde 
und Zwecke des Geſetzes, denn der Thierhalter ſoll mit den 
Thatſachen rechnen, die durch das Halten des Thiers hervor⸗ 
gerufen werden können, er muß ſogar in erſter Linie damit 
rechnen, daß das Thier ein Werkzeug in der Hand eines Dritten 
ſein und ihm ſeine Selbſtbeſtimmung (wenn von einer ſolchen 
überhaupt die Rede ſein kann) genommen werden könne, denn 
das iſt nun einmal die Beſtimmung des Thieres. Es wuͤrde 
der praktiſche Zweck des Geſetzes ganz und gar verfehlt ſein, 
wenn der Thierhalter ſeiner Verantwortlichkeit dadurch enthoben 
werden könnte, daß einem Dritten — wenn es nicht der Beſchädigte 
ſelbſt iſt — ein Verſchulden bei Leitung des Thieres trifft. 
Wenn man bei Handhabung der fraglichen Beſtimmung den 
inneren Urſachen nachgeht, weshalb das Thier das Eine oder 
das Andere thut, ſo kommt man auch zu der der Komik nicht 
entbehrenden Unterſuchung, ob der Menſch oder das Thier (?) der 
ſchuldige Theil ſei. Damit würde man aber ganz unleidliche Zu⸗ 
ſtände ſchaffen, die dem Sinne des Geſetzes (wie das auch aus ſeiner 
Entſtehungsgeſchichte klar hervorgeht) geradezu entgegenſtehen. 


Nochmals zur Auslegung des § 833 B. G. B. 
(Haftung ans Thierhaltung). 

Von Gerichtsaſſeſſor a. D. v. Königslöw, ſtellv. Direktions⸗ 
mitglied des „Nordſtern“ (Berlin). 


Herr Rechtsanwalt und Notar Dr. Fleiſchauer vertritt 
in ſeinen Ausführungen auf S. 115 und 116 die Anſicht, der 
Begriff des „Haltens“ werde durch den Thatbeſtand erfüllt, daß 

e) Kritik der reinen Vernunft, herausgegeben von G. Harten⸗ 
ſtein, S. 185. 

) Vergl. dagegen meine Ausführung S. 237, 238. L. K. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 
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der Gelegenheitsreiter während des Gebrauches das Pferd befitzt, 
daß er die Obhut für das Pferd übernommen habe und zwar 
für ſeine Zwecke. Dieſe Anſicht halte ich nicht für zutreffend; 
der Begriff des „Haltens“ iſt dem täglichen Leben entnommen 
und iſt daher auch nach dem allgemeinen Sprachgebrauche aus⸗ 
zulegen. 

Nach dem Deutſchen Wörterbuche von J. und W. Grimm, 
Aufl. 1877, IV. Band, 2. Abtheilung zum Worte „Halten“ iſt 
zwar richtig, daß „Halten“ urſprünglich bedeutete: „hüten, Acht 
haben“; auf Spalte 287 heißt es ſodann unter II: 

„Beſonders häufig hat ſich „halten“ in tranſitiver 
Fügung und in der mehr oder weniger ſcharf hervor⸗ 
tretenden Bedeutung: „feſthalten, längere Zeit führen 
oder haben“ entwickelt.“ 

Auf Spalte 295 heißt es unter Nr. 9: 

„halten“ geht über in die Bedeutung: längere Zeit 
führen oder haben,“ es berührt ſich hier mit „haben“, 
nur daß bei Haltung die Führung des Eigenthums (das 
Haben des Beſitzes, wie ſinngemäß ergänzt werden kann) 
zu beſtimmten Zwecken oder beſtimmter Verwendung 
vorausgeſetzt wird.“ 
Kurz darauf iſt geſagt: 

„Steht „halten“ in Bezug auf lebende Weſen, ſo tritt 
die Bedeutung „unterhalten, ernähren“ beſondens dentlich 
hervor.“ 

Als Beiſpiele werden hierzu angeführt: 

Der Orden ſoll ſchuldig fein, zu halten einen Stier, 
einen Eber ꝛc.; ferner: Der Mann hält ſich ein Reitpferd. 

Hiernach gehört zum Begriffe des „Haltens“ zweifellos 
auch das Thatbeſtandsmerkmal des Beſitzes und zwar zu dem 
vom Beſitzer beabfichtigten Zwecke; aber es darf kein kurz vorüber⸗ 
gehender Beſitz ſein. Gebrüder Grimm gehen noch weiter als 
ich, indem ſie definiren: „längere Zeit“ führen oder haben. 
Ob man das Thier bereits ſeit längerer Zeit beſitzt, oder ob 
man es auf längere Zeit beſitzen will, iſt unerheblich; beides iſt 
ſprachlich in dem Begriffe enthalten. Nebenbei ſpielt noch der 
Begriff des Unterhaltens hinein. Dagegen iſt nach dem jetzigen 
Sprachgebrauch der Begriff der Aufſichtsführung im Begriffe 
„halten“ gar nicht mehr enthalten; die Verpflichtung hierzu iſt 


erſt eine auf rechtliche Beſtimmungen gegründete Folge des Haltens. 


Der Gelegenheitsreiter, der ein Pferd nur zu einem kurzen 
Gebrauche miethet, hält alſo das Thier nicht; § 833 B. G. B. 
findet auf ihn keine Anwendung. 

Die Thatſache, daß ſich das Pferd unter feiner Obhut be- 
findet, kommt aber in anderer Beziehung in Betracht. 

Wenn nämlich der Gelegenheitsreiter vertraglich die 
Führung der Aufſicht über das Pferd übernommen hat, haftet 
er gemäß § 834 B. G. B. Bei dieſer Beſtimmung iſt 
urſprünglich auch wohl an ſolche Perſonen gedacht, welche wie 
z. B. das Kutfcher- und Stallperſonal die Aufſichtsführung eben⸗ 
falls für eine nicht kurz vorübergehende Zeitdauer übernehmen; 
aber da der Wortlaut des Paragraphen keinerlei Einſchränkung 
enthält, wird man ihn auch auf ſolche Fälle anwenden müſſen, 
in welchen jemand vertraglich die Aufſicht über ein Thier über⸗ 
nimmt, ſei es auch nur für ganz kurze Zeit. 

Eine andere Frage iſt es, ob der Gelegenheitsreiter allein 
dadurch, daß er das Pferd miethet, eine ſolche Verpflichtung 
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vertraglich übernimmt; durch den Miethsvertrag übernimmt er 
an ſich nur die vertragliche Verpflichtung zu einem vertrags⸗ 
mäßigen Gebrauch. Liegen keine beſonderen Umſtände vor, aus 
welchen auf eine derartige vertragliche Uebernahme der Auffichts- 
führung zu ſchließen iſt, ſo muß die Frage meines Erachtens 
verneint werden, und dann haftet der Gelegenheitsreiter 
nur aus 8 823 f. B. G. B. 


Die Rechtſprechung des Reichsgerichts in Beziehung 
auf die wichtigſten Begriffe und Inſtitute des 
Civilrechts 
in ſyſtematiſcher Folge dargeſtellt und kritiſch beſprochen von 
Dr. jur. L. Kuhlenbeck, Rechtsanwalt beim Ober⸗ 
landesgericht Jena. 

LV. 

Die Schenkung. | Ä 

Jedem halbwegs ſyſtematiſchen Kopfe muß es auffallen, 
daß unſer B. G. B. die Schenkung in den ſpeziellen Theil des 
Obligationenrechts eingeſtellt hat. Offenbar kann dies nicht 
aus wiſſenſchaftlichen Erwägungen, ſondern nur aus rein 
techniſchen Gründen geſchehen ſein, und in der That iſt es nur 
aus Gründen jener vielleicht zum erſten Mal im B. G. B. 
hervorgetretenen geſetzgeberifchen Technik geſchehen, der ich 
Th. III S. 515 ff. meines Buches: Von den Pandekten zum 
B. G. B. des ihr von Prof. Dr. Sohm vindizirte Prädikat 
„römiſche Technik“ mit aller Entſchiedenheit beſtreite, ohne 
ſie darum zu einer deutſchen Technik ſtempeln zu wollen. 
Unzweifelhaft iſt die Schenkung kein Schuldverhältniß. Richtig 
iſt nur, daß ausnahmsweiſe auch aus einer Schenkung gewiſſe 
obligatoriſche Verpflichtungen, z. B. eine ſolche zur Gewähr⸗ 
leiſtung erwachſen können. Syſtematiſch gehört die Schenkung, 
wie ſie in den meiſten Pandektenlehrbüchern auch eingeſtellt wurde, 
in den allgemeinen Theil; ſie iſt ein abſtraktes Rechtsgeſchäft 


in dem Sinne, daß fie ſich durch verſchiedenſten beſonderen 


Vertragstypen, z. B. durch Eigenthumsübertragung, oder 
Beſtellung eines ſonſtigen dinglichen Rechts (dando) oder durch 
Konſtituirung eines Schuldverhältniſſes (promittendo, obli- 
gando) vollziehen kann. 

Ihr allgemeines Begriffsmerkmal iſt die ſog. Liberalität des 
Motivs d. h. die Unentgeltlichkeit der rechtsgeſchäftlichen 
Abſicht. Aber dieſes allgemeine Begriffsmerkmal theilt ſie 
mit den Gefälligkeitsverträgen überhaupt, insbeſonders mit dem 
Commodat, der unentgeltlichen Leihe, dem unverzinslichen 
Darlehn, dem Mandat (Auftrag), dem Depoſitum (der unent⸗ 
geltlichen Leiſtung des Depofitas), der unbeauftragten Geſchäfts⸗ 
führung. Vergl. v. Ihering, Zweck im Recht I S. 101 ff. 

Das ſpezifiſche Begriffsmerkmal der Schenkung innerhalb 
dieſer Gattung der ſog. wohlwollenden Verkehrsgeſchäfte iſt die 
Bereicherung des Vermögens des Beſchenkten auf Koſten des 
Schenkers, es muß eine Vermögensminderung des 
Schenkers vorliegen. In der Begriffsbeſtimmung des B. G. B. 
88 516, 517 tritt auch dieſes wichtige Merkmal deutlich 
hervor. „Eine Zuwendung, durch die Jemand aus ſeinem 
Vermögen einen Anderen bereichert, iſt Schenkung.“ „Eine 


eee Bogenfärift. 
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Schenkung liegt nicht vor, wenn Jemand zum Vortheil eines 
Anderen einen Vermögenserwerb unterläßt oder auf ein an⸗ 
gefallenes, noch nicht endgültig erworbenes Recht verzichtet 
oder eine Erbſchaft oder ein Vermächtniß ausſchlägt“. 

Ein Verzicht auf ein dem Schenker zuſtehendes Recht 
iſt dagegen Schenkung, wenn durch dieſen Verzicht eben die 
Bereicherung des Beſchenkten aus dem Vermögen des Schenkers 
erzielt wird. 

Vergl. hierzu die Entſch. des R. G. XI Nr. 82 S. 349 
(Schultze I Nr. 594): 

„Wenn der Kläger dem Beklagten ſein Wohnungsrecht 
unentgeltlich abgetreten hat, ſo liegen die Merkmale 
einer Schenkung unter Lebenden vor, inſofern ſich der 
Kläger ſofort und unwiderruflich eines Rechtes zum Vor⸗ 
theile des Beklagten begeben hat und dieſe es an⸗ 
genommen haben. Zur Wirkſamkeit dieſes Geſchäftes 
waren die für Schenkungen unter Lebenden vor⸗ 
geſchriebenen Formen geboten, die nicht beobachtet ſind. 
Die Reviſion rügt ohne Erfolg, daß in Wirklichkeit ein 
Verzicht vorliege, ein ſolcher aber von den Formen 
unter Lebenden befreit ſei. Zwar iſt durch die Ueber⸗ 
laſſung des dinglichen Rechtes die gleiche Wirkung 
hervorgebracht worden, welche auch eingetreten wäre, 
wenn der Nutznießer auf ſein Recht verzichtet hätte und 
dieſes mit dem Eigenthum konſolidirt wäre. Allein 
nicht dieſe Wirkung iſt dafür entſcheidend, ob eine 
Schenkung unter Lebenden vorliegt oder nicht, ſondern 
der rechtliche Vorgang, durch welchen jener herbeigeführt 
worden iſt, und wenngleich beim Verzichte, jedenfalls 
beim eigentlichen Verzichte, welcher nicht auf dem Willen, 
das Recht zu übertragen, beruht, von den Formen 
der Schenkung keine Rede ſein kann, obgleich ein 
Anderer das aufgehobene Recht erwirbt, fo ſteht dies 
nicht entgegen, daß in dem Falle eine Schenkung 
angenommen werde, wenn dieſe Erwerbung 
durch eine Willenserklärung bewirkt wird, 
durch welche der Berechtigte dem Anderen ſein 
Recht unentgeltlich überträgt.“ 
Es handelt ſich um einen ſolchen Verzicht, der lediglich von 
der Abſicht getragen wird, die Uebertragung des Rechts auf 
den zu Beſchenkenden zu umgehen, der alſo gewiſſermaßen den 
zweiſeitigen Akt der Uebertragung in zwei einſeitige Akte, 
den Verzicht und die Aneignung des Anderen zerlegt. 

Gerade bei Schenkungen iſt deren Verſchleierung durch 
ein ſimulirtes Rechtsgeſchäft, z. B. einen Kauf, ein Darlehen 
nichts ſeltenes. Das Motiv, das früher, im gemeinen und 
franzöſiſchen Recht, beſonders oft zu ſolcher Verſchleierung des 
Schenkungsvertrags führte, die Formvorſchriften, ſind mit dem 
B. G. B. in Wegfall gekommen. Denn an ſich iſt die 
Schenkung jetzt ein formloſes Rechtsgeſchäft. Nur der Vor⸗ 
vertrag, das pactum de donando, und die Schenkung durch 
Konſtituirung einer Obligation (obligando) d. h. ſchenkungs⸗ 
weiſes Verſprechen einer Leiſtung iſt an eine Form, gericht⸗ 
liche oder notarielle Beurkundung des Verſprechens gebunden. 
Vergl. 8 518 B. G. B.: 

„Der Mangel der Form wird durch Bewirkung der 
verſprochenen Leiſtung geheilt.“ 
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Daß hier eigentlich nicht von Convaleszenz die Rede ſein 
ſollte, ſondern daß jetzt ſich mit der Hingabe erſt ein an und für 
ſich gültiger Real⸗Schenkungsvertrag vollzieht, habe ich in 
„Von den Pand. z. B. G. B. II S. 231 Not. 1“ dargethan. 
Es kann aber im einzelnen Falle zweifelhaft ſein, ob und wann 
ein Schenkungsverſprechen in eine erfüllte (bewirkte) Leiſtung 
übergegangen iſt, z. B. bei Uebergabe eines Sparkaſſenbuchs 
zum Zwecke der Abhebung des geſchenkten Betrags. Das Reichs⸗ 
gericht hat dieſe Frage auf dem Boden des früheren eine 
analoge Beſtimmung bietenden Preußiſchen Rechts dahin ent⸗ 
ſchieden, daß die Uebergabe erſt als vollzogen gilt, wenn der 
Geſchenknehmer das Geld abgehoben hat. Vergl. z. B. 
R. G. IX. Nr. 66 S. 245 (Schultze I Nr. 613): 

„Zur rechtsgiltigen Schenkung eines Sparkaſſengut⸗ 
habens iſt eine ſchriftliche Ceſſion erforderlich und die 
bloße Uebergabe des Sparkaſſenbuches ſtellt keine den 
Mangel der Schenkungsform heilende Uebergabe des 
Sparkaſſenguthabens (d. h. der Forderung an der 
Sparkaſſe) dar. Die Uebergabe wird aber vollzogen, 
wenn der Geſchenknehmer gemäß dem Willen des 
Schenkenden das Guthaben einzieht, und mit dieſem 
Momente wird die Schenkung rechtsgültig und die 
Rückforderung abgeſchloſſen. Im vorliegenden Falle 
hat der Geſchenknehmer das Guthaben auf das Spar⸗ 
kaſſenbuch erſt nach dem Tode des Schenkenden er⸗ 
hoben. Die Forderung gehörte alſo noch zu ſeinem 
Nachlaſſe und, wie der Erblaſſer ſelbſt, waren nunmehr 
bis zur Erhebung des Geldes ſeine Erben berechtigt, 
das noch nicht rechtsgültige Geſchenk (§ 1065, I 11 
A. L. R.) zurückzunehmen und damit die Vollziehung 
der Uebergabe zu verhindern. Das Recht des Erb⸗ 
laſſers an dem Sparkaſſenkapitale war aber vor ſeinem 
Tode, und fo iſt es auf die Erben übergegangen, mit 
der Beſchränkung behaftet, daß er, wenn der Beſchenkte 
das Sparkaſſenkapital vor erklärter Zurücknahme der 
Schenkung oder vor erhobenem Proteſte erhob, die 
Schenkung nicht mehr zurücknehmen konnte, natürlich 
abgeſehen von dem hier nicht in Betracht kommenden 
8 1090, I. 11 A. L. R. Für die Erben liegt die 
Beſchränkung des Rechts darin, daß ſie, wenn der 
' Beſchenkte das Sparkaſſenkapital zwar vor dem Tode 
des Erblaſſers, aber vor der Zurücknahmeerklärung 
oder dem Proteſte der Erben erhebt, die Schenkung 
nicht mehr zurückfordern können. Die mündliche 
Willenserklärung des Erblaſſers wirkte gegen ſeine 
Erben ganz ebenſo fort, wie gegen ihn ſelbſt. Wenn 
die Vorausſetzungen der SS 50, 58, I. 7 A. L. R. vor: 
liegen, ſo iſt bei Erhebung des Geldes deſſen Uebergabe 
als gültig vollzogen anzuſehen. Die Erledigung des 
Beſitzes liegt in der (nach $ 59 a. a. O.) hinreichenden 
mündlichen Erklärung des Erblaſſers, ſich des Beſitzes 
des Sparkaſſenbuches und der Forderung an die Spar⸗ 
kaſſe zum Vortheile des Beſchenkten zu entſchlagen, die 
Ergreifung des Beſitzes an den Geldern in der Uebergabe 
des Sparkaſſenbuches in Verbindung mit der unter der 
fortdauernden und nicht widerrufenen Erledigung des 
Beſitzes erfolgten Erhebung des Sparkaſſenguthabens; 
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denn dadurch gelangte das erhobene Geld in die Gewalt 
des Beſchenkten.“ | 


Vergl. ferner R. G. XVII. Nr. 66, S. 297 (Schultze I 


Nr. 618): | 
„Bei Sparkaſſenbüchern, welche entſprechend der Nr. 1 
des Sparkaſſenreglements vom 12. Dezember 1838 die 
Klauſel enthalten, daß jedem Inhaber des Buches der 
Betrag ohne weitere Legitimation ausbezahlt werden 
kann, ſofern nicht vor der Auszahlung ein Proteſt 
dagegen eingelegt iſt, ſtellt die auf Grund eines münd⸗ 
lichen Schenkungsverſprechens und der Aushändigung 
des Buches geſchehene Erhebung des Kapitals die 
Beſitzergreifung des Geldes dar und ſchließt daher 
gemäß § 1065, I 11 A. L. R. die Rückforderung aus 
(Nr. 613). Die Frage, ob in der Ergreifung der von 
der Sparkaſſe an den Beſchenkten gezahlten Gelder 
unter Zuſtimmung des Berechtigten die Uebergabe dieſer 
Gelder zu finden ſei, iſt beim Vorhandenſein der Vor⸗ 
ausſetzungen der 88 50, 58 ff. J 7 A. L. R. zu bejahen, 
dagegen aber nach 88 96, 69, 70 a. a. O. zu ber: 
neinen, falls die Genehmigung des Berechtigten mangelt. 
Daſſelbe gilt auch bei einem einfachen Schuldſcheine. 
Die Erleichterung der Legitimationsprüfung beim Spar⸗ 
kaſſenbuche iſt ein für die Frage der Ergreifung des 
Beſitzes an den erhobenen Geldern durch den Be⸗ 
ſchenkten unerheblicher Umſtand. Im vorliegenden Falle 
liegen in den Behauptungen des Beklagten (Beſchenkten) 
die Vorausſetzungen der SS 50, 58 ff. a. a. O. vor. 
Der Kläger hat den Beklagten beauftragt, das Geld 
bei dem Schuldner zu erheben und für ſich zu behalten. 
Vermöge der Fortdauer des Willens des Klägers trafen 
mit der Erhebung des Geldes unter Vorlegung des 
dem Beklagten zu dieſem Zwecke übergebenen Schuld⸗ 
ſcheins beide Vorausſetzungen der SS 58, 59 17 A. L. R. 
zuſammen.“ 

Auch die Ausſtellung und Hingabe eines Wechſels 
„heilt“, wenn ſie zur Erfüllung eines Schenkungsverſprechens 
geſchieht, den Mangel der Form. So entſchied wenigſtens 
auf Grund des analogen preußiſchen Rechts das Reichsgericht 
in R. G. II Nr. 3 S. 5 Schultze Nr. 614): 

„Ein Wechſel, in der Regel auf Grund eines Bor 
vertrags, pactum de cambiando, von dem Geber 
ausgeſtellt, begründet in der Hand des Ausſtellers, alfo 
vor ſeiner Aushändigung an den Nehmer, zwar noch 
keine Wechſelobligation, noch kein wechſelmäßiges 
Forderungsrecht; allein er ſtellt in ſeiner objektiven, 
realen Aeußerlichkeit mit dem Akte der Kaution, und 
ſomit noch vor der Aushändigung an den Nehmer, 
eine „bewegliche körperliche Sache“ der, die an ſich 
und nach dem Willen der Wechſelintereſſenten geeignet 
iſt, Gegenſtand eines Rechtsverhältniſſes zu ſein. Ein 
ſolches Wechſelpapier kann als eine bewegliche körper⸗ 
liche Sache animo donandi dem Nehmer übergeben 
werden, und ſomit als Erfüllung eines Schenkungs⸗ 
verſprechens, des Vorvertrages dienen.“ | 

Wie das allgemeine Recht (vergl. Dernburg Pand. II. 
8 107), fo gewährt auch das B. G. B. in § 519 dem Schenker 


— — . — — 


XXXI. Jahrgang. 


ein einredeweiſe geltend zu machendes beneficium competentiae 
gegen den Anſpruch aus dem Schenkungsverſprechen. Die 
Vorausſetzungen dieſer Einrede ſind: 

a) Gefährdung des eigenen ſtandesmäßigen Unterhalts. 
Was zum ſtandesmäßigen Unterhalt gehört, iſt aus der 
Kenntniß der Lebens haltung derjenigen zu beſtimmen, die 
einen den Verhältniſſen des Schenkers entſprechenden 
Geburts⸗ und Berufsſtand einnehmen. 

b) Gefährdung der dem Schenker geſetzlich obliegenden 
Unterhaltungspflichten. Die wichtigſten hier in Betracht 
kommenden Unterhaltspflichten finden ſich in den 
88 1360 — 1361 (Ehegatten), 1578, 1588 (geſchiedener 
Gatte), 1601 (Verwandte), 1705, 1708 (uneheliche 
Kinder.) 

Ueber dieſe Einrede hinaus aber gewährt das B. G. B. 
in 8 528 eine Kondiktion auch der ſchon vollzogenen 
Schenkung, wenn und ſoweit der Schenker nach Vollziehung 
der Schenkung a) außer Stande iſt, ſeinen ſtandesgemäßen 
Unterhalt zu beſtreiten „und“ (nicht oder) b) die ihm ſeinen 
Verwandten, ſeinem Ehegatten oder ſeinem früheren Ehegatten 
gegenüber geſetzlich obliegende Unterhaltspflicht zu erfüllen. 
Wegen der Kritik dieſer auf einem Beſchluſſe des Reichstags 
beruhenden Beſtimmung verweiſe ich auf mein Buch „Von 
d. Band. z. B. G. B.“ II S. 238 ff.; allerdings bin ich noch 
nicht in der Lage, ein Beiſpiel aus der Praxis aufzuweiſen, 
daß die dort geltend gemachten Bedenken bezüglich der Prakti⸗ 
cabilität dieſer Vorſchrift beſtätigt. Immerhin tritt die außer⸗ 
ordentliche komplizirte und dem richterlichen Ermeſſen einen großen 
Spielraum laſſende Faffung des Paragraphen, der ſein Vorbild, 
des Pr. A. L. R. 1 11 8 1123 an Unbeſtimmtheit noch übertrifft, 
bei genaueren Analyſe ſofort zu Tage. Ich habe oben aus⸗ 
drücklich auf die Kopulation zwiſchen a und b hingewieſen. 
Mit v. Staudinger, Komm. II S. 276 und Oertmann, Komm. 
S. 249 nehme auch ich an, daß der Reichstag jenes „und“ 
nicht kumulativ gemeint hat, ſondern daß hier nur ein echt 
parlamentariſches Redaktionsverſehen vorliegt. Der Schenker 
kann ſeinen Unterhalt nicht mehr beſtreiten und die fragliche 
Unterhaltspflichten erfüllen, ſobald auch nur in einer der 
fraglichen Richtungen ſeine Mittel ihn in Stich laſſen. Die 
Kondiktion regelt ſich nach den Vorſchriften über ungerechtfertigte 
Bereicherung, fällt alſo weg, wenn der Beſchenkte nicht mehr 
bereichert iſt. Der Klageanſpruch iſt zunächſt auf Heraus⸗ 
gabe des Geſchenks (ganz oder theilweiſe) zu richten. Der 
Beſchenkte aber hat eine facultas alternativa, er kann dem 
Klageanſpruch ſtattgeben, er kann aber auch die Herausgabe 
des Geſchenks durch Zahlung des für den Unterhalt erforder⸗ 
lichen Betrags abwenden. Da der Paragraph für dieſen Fall auf 
§ 760 verweiſt, muß alſo der Bekl. die Verpflichtung über⸗ 
nehmen, den erforderlichen Betrag als vierteljährlich im 
Voraus fällige Rente zu zahlen. 

Zweifelhaft iſt, ob dieſe Verpflichtung mit dem Tode des 
Schenkers erliſcht, wie Planck Nr. 3 Abſ. 2 annimmt, oder 
nur mit dem Tode des Beſchenkten. Mit Oertmann dürfte 
wohl letzteres als dem Willen des Geſetzgebers entſprechend 
anzunehmen ſein. Zweifelhaft iſt auch, welchen Einfluß die 
Säumniß in Zahlung einer Rente hat; lebt in dieſem Fall 
der Anſpruch auf Rückforderung wieder auf? Oertmann verneint 
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es. In dieſer Frage dagegen ſtelle ich mich auf die Seite Plancks, 
der dieſe Frage bejaht. Oertmanns Anſicht führt zu der 
zweifellos unbilligen Konſequenz, den Pflichtigen auch dann 
von feiner Nentenzahlungspflicht nicht zu befreien, wenn der 
Geſammtbetrag der von ihm geleiſteten Renten die Höhe des 
ſchenkweiſe Empfangenen erreicht hat. Vergl. Oertmann a. a. O. 
N. 3 Abſ. 4. Allerdings ſchließt ſich v. Staudinger a. a. O. 
Note 7e auch hier der Anſicht Oertmanns an. 

Die rechtliche Natur dieſes Kondiktionsanſpruchs, der 
ebenſo wie die Einrede der Kompetenz bei mehreren Beſchenkten 
gegen den zuletzt Beſchenkten unbedingt und gegen früher Be⸗ 
ſchenkte ordine temporis nur ſoweit geht, als der ſpäter Be⸗ 
ſchenkte nicht verpflichtet iſt, iſt in der That äußerſt komplizirt. 
Denn neben der erwähnten facultas alternativa hat der Be⸗ 
ſchenkte noch folgende Einreden: a) der Schenker habe ſeine 
Bedürftigkeit vorſätzlich oder grob fahrläſſig ſelbſt verſchuldet, 
b) ſeit Leiſtung des geſchenkten Gegenſtandes bis zum Eintritt 
der Bedürftigkeit ſeien zehn Jahre verſtrichen, e) der Beſchenkte 
ſei bei Berückſichtigung feiner ſonſtigen Verpflichtungen außer 
Stande das Geſchenk herauszugeben, ohne daß ſein ſtandes⸗ 
gemäßer Unterhalt oder (hier alſo nicht „und“) die Erfüllung 
der ihm kraft Geſetzes obliegenden Unterhaltspflichten gefährdet 
werde. 

Nicht behandelt finde ich in der bisherigen Litteratur die 
Frage, ob gegenüber dem vom Beſchenkten übernommenen 
Unterhaltsanſpruch die Aufrechnung mit etwaigen anderen 
Forderungen zuläſſig bezw. ob dieſer Anſpruch pfänd⸗ 
bar iſt (8894 B. G. B., C. P. O. § 850). Bei dem Vorbilde 
des hier fraglichen Rechtsgebildes, nämlich bei dem Renten: 
anſpruch des Pr. A. L. R. 8 1123 1 11 hat das Reichsgericht 
die Kompenſation bezw. Pfändbarkeit bejaht. Vergl. 
R. R. XXXV Nr. 63 S. 243 ff. (Schultze Nr. 628): 

„Der Kläger iſt in Vorprozeſſen rechtskräftig auf Grund 
des 8 1123 111 A. L. R. verurtheilt, dem Beklagten 
eine jährliche Rente von 45 871,78 Mark zu zahlen. 
Der Kläger hat aus dieſen Vorprozeſſen gegen den 
Beklagten vollſtreckbare Anſprüche auf Erſtattung von 
Koſten im Geſammtbetrage von 14 454,73 Mark er⸗ 
ſtritten und erlangt die Verurtheilung des Beklagten, 
anzuerkennen, daß der Kläger berechtigt ſei, gegen die 
Forderung des Beklagten auf die Rente die gedachten 
14 454,73 Mark aufzurechnen, und daß die Forderung 
des Beklagten auf Zahlung der Rente in Höhe von 
14 454,78 Mark erloſchen ſei. Die Feſtſtellungsklage iſt 
zwar von den beiden Vorinſtanzen für an ſich zuläſſig 
erachtet, aber auf Grund des 8 366 1 16 A. L. R. als 
unbegründet abgewieſen. Auf die Reviſion des Klägers 
iſt das Berufungsurtheil aufgehoben und nach dem 
Klagantrage erkannt. Das Geſetz bezeichnet den dem 
verarmten Schenker in den 88 1123 ff. 111 A. L. R. 
gegebenen Anſpruch auf eine jährliche Rente von ſechs vom 
Hundert der geſchenkten Summe oder des Werths der 
geſchenkten Sache als eine Kompetenz. Damit hat 
der Anſpruch eine Bezeichnung erhalten, wonach der in 
der geſetzgeberiſchen Geſtaltung des Anſpruchs zu er⸗ 
kennende Rechtsgedanke auf das dem Schenker gegen⸗ 
über der Klage auf Erfüllung des Schenkungsverſprechens 
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im römiſchen Recht gegebene beneficium competentiae 
zurückzuführen iſt. Dieſe Rechtswohlthat, mit der ſich 
der Schenker gegenüber der Schenkungsforderung darauf 
berufen kann, daß ihm der Beſchenkte laſſen müſſe, 
was ihm zum Leben nöthig ſei, wurde von gemein⸗ 
rechtlichen Praktikern zu einem Klagerecht auf Alimente 
erweitert. Aus dieſem Klagrecht machten die Redaktoren 
des preußiſchen A. L. R. den in den 88 1123 ff. a. a. O. 
näher beſtimmten Anſpruch auf eine jährliche Rente 
von ſechs vom Hundert des Werths der Schenkung. 
Dies landrechtliche Klagrecht iſt alſo rechtsgeſchichtlich auf 
einen Urſprung zurückzuführen, vermöge deſſen es einem 
ähnlichen Rechtsgedanken ſeine Entſtehung verdankt wie 
das römiſchrechtliche beneficium competentiae des 
Schenkers und die gemeinrechtliche Alimentenklage des 
Schenkers. Vergl. auch die 88 1125 — 1128 a. a. O. 
Trotzdem kann dem fraglichen Anſpruche auf die ſechs 
vom Hundert die rechtliche Natur von Unterhaltsgeldern 
im Sinne des 8 366 I 16 A. L. R. nicht beigelegt 
werden. Die Rechtseinrichtung der ſogenannten Kom⸗ 
petenz von jährlich ſechs vom Hundert iſt von den 
Redaktoren des A. L. R. ſo ausgeſtaltet worden, daß 
fie nur äußerlich an das römiſche beneficium com- 
petentiae und die daraus ins Leben gerufene Alimenten⸗ 
klage ſich anſchließt, während der inneren Natur nach 
eine andere Rechtseinrichtung ins Leben gerufen iſt. 
In dem für die Beſtimmung des Betrages der dem 
Beklagten zugeſprochenen Rente grundlegenden Urtheile 
im Falle Nr. 620 wird ausgeführt, daß der Betrag 
der dem Schenker gebührenden Rente ſich nicht durch 
das Unterhaltsbedürfniß des Geſchenkgebers in der Art 


begrenzt, daß die ſechs vom Hundert nur den höchſten 


Betrag der Kompetenz darſtellen, alſo bei geringerem 
Bedürfniſſe eine geringere Rente zuzuſprechen ſei. In 
den ſechs vom Hundert ſei vielmehr das geſetzlich ein 
für allemal feſtgeſtellte Maß des Unterhalts gegeben. 
Dies Maß ſei nicht dahin beſtimmt, daß mit der Abhilfe, 
die das Geſetz der Lage des Geſchenkgebers verſchaffen 
wolle, nur der Zuſtand der Dürftigkeit beſeitigt werden 
ſolle. Das Geſetz erkläre vielmehr den Anſpruch auf 
die ſechs vom Hundert für die Abhülfe, die der Be⸗ 
ſchenkte in allen Fällen dem in Armuth gerathenen 
Schenker gewähren ſolle, ohne daß es weitere Unter⸗ 
ſcheidungen mache. Die Abſicht des Geſetzgebers gehe 
dahin, durch klare nicht mißverſtändliche Normen der 
richterlichen Thätigkeit den Weg möglichſt deutlich vor⸗ 
zuzeichnen und dem freien richterlichen Ermeſſen möglichſt 
wenig Raum zu gewähren, auf die Gefahr hin, daß 
die Rente von ſechs vom Hundert das Unterhalts⸗ 
bedürfniß weſentlich überſteigt, nicht dahin hat führen 
können, den Betrag der ſogenannten Kompetenz auf 
das Maß des Unterhaltsbedürfniſſes herabzuſetzen, 
ebenſo würde, wenn die Sachlage die wäre, daß die 
Rente von ſechs vom Hundert das Unterhaltsbedürfniß 
nicht zu decken vermöchte, während der Werth der 
Schenkung eine Alimentirung des verarmten Schenkers 
an ſich möglich machen würde, immer nur die Rente 
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von ſechs vom Hundert, nicht aber ein höherer Ali⸗ 
mentenbetrag gefordert werden können. Hiernach hat 
ſich die geſetzgeberiſche Ausgeſtaltung der Rechtsſtellung 
des verarmten Schenkers im A. L. R. von dem auf 
das beneficium competentiae hinausgehenden rechts⸗ 
geſchichtlichen Urſprunge des in Frage ſtehenden Klag⸗ 
rechts dem Weſen nach ſo entfernt, daß die Beſtimmung 
im 8 366 116 A. L. R., die dem Unterhalts berechtigten 
Schutz dagegen gewähren ſoll, daß ihm die Gewährung 
des Unterhalts durch eine zur Aufrechnung geſtellte 
Gegenforderung entzogen wird, auf den Anſpruch nicht 
zur Anwendung kommen kann. In dem erwähnten 
Urtheil iſt allerdings noch ausgeführt, daß die in Frage 
ſtehende Anwendung des 8 1123 a. a. O., auch wenn 
fie dahin führe, daß die Kompetenz des § 1123 das 
Maß des Unterhaltsbedürfniſſes überſchreite, doch mit 
dem rechtsgeſchichtlichen Grunde des Anſpruchs ſich 
immerhin vereinigen laſſe. Denn wenn eine Perſon, 
deren Vermögenslage und Geſchäftsbetrieb es geſtatte, 
eine Schenkung von dem Umfange der vorliegenden zu 
machen, in Vermögensverfall gerathe, fo ſei dieſer Zu⸗ 
ſtand anders zu beurtheilen als der Zuſtand der 
Dürftigkeit einer Perſon, deren geſchäftlichen Wirkungs⸗ 
kreiſe immer nur enge Grenzen gezogen geweſen feien. 
Hierauf ſchließt ſich die Erwägung, daß der Zuſtand 
der Dürftigkeit ſo lange beſtehe, als der Betreffende 
nicht imſtande ſei, fällige Forderungen zu tilgen. Aber 
dieſe Erwägung kann, wenn ſie auch geeignet ſein mag, 
den Anſpruch auf die ſechs vom Hundert, wie er dem 
Beklagten in dem Vorprozeſſe zuerkannt iſt, nicht als 
von aller Rechtskonſequenz losgelöſt erſcheinen zu laſſen, 
doch nicht dahin führen, den Anſpruch wie einen Ali⸗ 
mentenanſpruch unter die Beſtimmung des 8 366116 
A. L. R. zu ſtellen. Iſt aber der Anſpruch des Be⸗ 
klagten, gegen den der Kläger ſeine vollſtreck⸗ 
bare Koſtenforderung aufrechnen will, kein 
Alimentenanſpruch im Sinne des 8366 a. a. O., 
ſo ergiebt ſich die Zuläſſigkeit der Aufrechnung.“ 


Zur Frage nach der ſelbſtändigen Bedeutung der 
Feſtſtellung der außerehelichen Vaterſchaft. 


In Sachen W. wider M. 4 C. 161/01 hatte die vor dem 
1. Januar 1900 geborene Klägerin vor dem Kgl. Amtsgerichte 
zu Görlitz gegen den Beklagten, welcher ſich unter Beſtreitung 
der Vaterſchaft in gerichtlicher vollſtreckbarer Form zur Zahlung 
von Alimenten verpflichtet hatte, lediglich mit dem Antrage geklagt, 
ihn für ihren natürlichen Vater zu erklären. Das Amtsgericht 
hatte die Klage abgewieſen, weil es eine ſelbſtändige Klage 
auf Feſtſtellung des natürlichen Vaters für rechtlich unzuläſſig 
anſah. Die Klägerin legte Berufung ein. 4 8. 185/01. Der 
Beklagte erbot ſich in der Berufungsinſtanz, in gerichtlicher 
vollſtreckbarer Form weitergehende Alimentationspflichten für den 
Fall zu übernehmen, daß die Klägerin nach Vollendung des 
14. Lebensjahres infolge von Krankheit außer Stande ſein ſollte, 
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ſich ſelbſt zu erhalten. Das Landgericht zu Görlitz erkannte am 
18. März 1902 nach dem Berufungs- und Klagantrage aus 
folgenden 

Gründen. 

Das Amtsgericht nimmt, da das uneheliche Kind in keinerlei 
Verwandtſchaft zu dem unehelichen Vater tritt und das durch 
8 652 II. 2. A. L. R. vorgeſehene Erbrecht durch die Beſtimmungen 
des B. G. B. auch für die vor dem 1. Januar 1900 geborenen 
Kinder weggefallen iſt (vergl. Johow, Entſch. Bd. XXII S. 273), 
mit Recht an, daß die angeſtrengte Klage keine Statusklage im 
Sinne der 58 640 ff. C. P. O., ſondern lediglich eine Feſtſtellungs⸗ 
klage im Sinne des $ 256 C. P. O. iſt. Daraus folgt, daß 
ſie nur dann zuläſſig iſt, wenn Klägerin ein rechtliches Intereſſe 
an der alsbaldigen Feſtſtellung des von ihr behaupteten Rechts⸗ 
verhältniſſes hat. Dieſe letztere Frage hat das Amtsgericht verneint 
und iſt dadurch zur Klagabweiſung gekommen. Es geht davon 
aus, daß ſich die rechtlichen Beziehungen zwiſchen dem unehelichen 
Kinde und ſeinem Vater mit dem Alimentationsanſpruche des 
erſteren nach dem hier maßgebenden B. G. B. erſchöpfen, daß 
insbeſondere ſolche durch $ 17132 B. G. B. nicht gegeben werden 
und für Legitimation, Ehelichkeitserklärung und das Cheverbot 
des 8 1310 B. G. B. die Feſtſtellung der Vaterſchaft unerheblich 
ſei. Der Unterhaltspflicht aber habe der Beklagte durch die 
gerichtliche Erklärung d. d. Görlitz, den 26. Januar 1901, 
ausreichend genügt. 

Nach Art. 208 E. G. z. B. G. B. beſtimmt ſich die rechtliche 
Stellung eines vor dem Inkrafttreten des B. G. B. geborenen 
unehelichen Kindes von dem Inkrafttreten des B. G. B. an nach 
deſſen Vorſchriften; für die Erforſchung der Vaterſchaft ſowie für 
die Unterhaltspflicht des Vaters bleiben jedoch die bisherigen 
Geſetze maßgebend. Daraus folgt, daß für die Beurtheilung 
des Rechtsverhältniſſes zwiſchen der Klägerin und ihrem natürlichen 
Vater prinzipiell das B. G. B. maßgebend iſt und nur für die 
beiden ausdrücklich vorbehaltenen Fragen noch das preußiſche 
Recht zur Anwendung kommt. Soweit alſo die Klägerin ein 
rechtliches Intereſſe an Ermittlung ihres natürlichen Vaters 
behauptet, müßte daſſelbe prinzipiell im B. G. B. begründet 
ſein. Es kann aber hier vollſtändig dahingeſtellt bleiben, ob 
ſolche Intereſſen durch das B. G. B. gegeben ſind, da man ſelbſt 
dann dem Antrage der Klägerin ſtattgeben müßte, wenn man mit 
der Vorinſtanz annehmen wollte, daß ſich die Rechtsbeziehungen 
zwiſchen dem unehelichen Kinde und ſeinem natürlichen Vater 
mit der Unterhaltspflicht des letzteren erſchöpften. 

Aber auch den umfaſſendſten gerichtlichen Verpflichtungs⸗ 
erklärungen des Beklagten zum Trotz erſcheint das von der Vor⸗ 
inſtanz vermißte rechtliche Intereſſe als gegeben. Der Beklagte 
beſtreitet ſeine Vaterſchaft, will aber Alimente zahlen. Er giebt 
darüber eine gerichtliche Erklärung ab und unterwirft ſich ſo⸗ 
fortiger Zwangsvollſtreckung. Ein Rechtsanſpruch auf die ver⸗ 
ſprochenen 25 Mark für den Monat iſt allerdings durch die 
Urkunde allein gegeben. Sie läßt aber den Verpflichtungs⸗ 
grund nicht erkennen. Gerade an deſſen Feſtſtellung 
hat die Klägerin jedoch ein ganz erhebliches rechtliches 
Intereſſe. Sie fordert die Alimente kraft Rechtsſatzes. 
Der Beklagte leiſtet, was er leiſten muß, und zwar nicht 
um der durch die Urkunde begründeten Verpflichtung 
willen, ſondern um der ihm aus dem außerehelichen Beiſchlafe 
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entſtandenen geſetzlichen Pflicht zu genügen. Dieſer Umſtand 
iſt von erheblicher Bedeutung für die Klägerin, weil ſeine Klar⸗ 
ſtellung ſie dagegen ſchützt, daß etwa Beklagter ihr wegen des 
Rechtsgrundes der abſtrakten Verpflichtung rechtliche Schwierig⸗ 
keiten macht. Insbeſondere wird ausgeſchloſſen, daß der Beklagte 
einmal eine Schenkung als Rechtsgrund vorgiebt und für ſich 
deren im B. G. B. ſtatuirte Privilegien, z. B. das Widerrufsrecht, 
beanſprucht. Andrerſeits iſt der Unterhaltsanſpruch des unehelichen 
Kindes gegen ſeinen Vater privilegirt. Nach § 4a des Reichsgeſetzes 
vom 21. Juni 1869 (vergl. R. G. Bl. 97 S. 159) betreffend 
die Beſchlagnahme des Dienſtlohnes und nach § 850 Abſ. 4 
C. P. O. find für den Fall der Zwangsvollſtreckung wegen Unter- 
haltsbeiträgen beſondere Normen aufgeſtellt worden, welche die 
allgemein gegebenen Pfändungsbeſchränkungen wiederum zu Gunſten 
des unehelichen Kindes modifiziren. Es befteht jeden Augenblick 
die Möglichkeit, daß die Klägerin von dieſen Privilegien Gebrauch 
machen muß, und zu dieſem Zwecke muß ſie die rechtliche Natur 
der ihr zu leiſtenden Beträge klar ſtellen. Nach alledem ſind 
keine formalen Bedenken gegen den Klagantrag vorhanden. 


Die Schadenserſatzanſprüche aus dem kaufmänniſchen 
Lehrvertrage. 
Von Rechtsanwalt Lewinſohn in Elbing. 


Zu den ſozialen, zum Schutze des wirthſchaftlich Schwachen 
gegebenen Beſtimmungen des neuen Handelsgeſetzbuchs gehört 
auch der § 79; derſelbe ſchreibt vor: 

„Anſprüche wegen unbefugten Austritts aus der Lehre 
kann der Lehrherr gegen den Lehrling nur geltend 
machen, wenn der Lehrvertrag ſchriftlich geſchloſſen iſt.“ 

Bei oberflächlicher Betrachtung ſcheint es, als ob die 
Geſchäftswelt durch dieſe Beſtimmung gezwungen iſt, nur 
ſchriftliche Lehrverträge abzuſchließen; denn ſchein bar können 
nur Anſprüche aus einem ſchriftlichen Lehrvertrage ber- 
geleitet werden. Dies iſt jedoch nicht der Fall. 

Vor allem wird ein ſchriftlicher Lehrvertrag nur verlangt, 
wenn der Lehrherr gegen den Lehrling einen Erſatzanſpruch 
geltend machen will, dagegen haben die Anſprüche des Lehrlings 
gegen ſeinen Chef nicht die ſchriftliche Abfaſſung des Lehrvertrages 
zur Vorausſetzung. Und mit Recht! Der wirthſchaftlich unab⸗ 
hängige Prinzipal bedarf nicht dieſes ſozialen Schutzes, er iſt ja 
bei der Seltenheit guter Lehrſtellen jeder Zeit in der Lage, einen 
neuen Lehrling für ſeinen Betrieb zu erhalten. 

Die Schriftform iſt nur vorgeſchrieben für Anſprüche des 
Lehrherrn wegen unbefugten Austritts des Lehrlings aus 
der Lehre. Unter dem Ausdruck: „Unbefugter Austritt aus der 
Lehre“ iſt nicht etwa auch der unfreiwillige Austritt des 
Lehrlings zu verſtehen, den der Chef aus einem wichtigen Grunde 
($ 77, 72) ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt erzwingen darf. 
Die Auslegung iſt dahin einzuſchränken, daß lediglich die Fälle, 
in denen der Lehrling unerlaubt oder gar heimlich die Lehre 
verlaſſen hat, zu berückſichtigen find. Sollte z. B. der Lehrling 
von ſeinem Chef beim „heimlichen Rücken“ ertappt werden, ſo 
kommt im Falle der ſofortigen Entlaſſung des Lehrlinge wegen 
ſeines Vertrauensmißbrauches ($ 72 Nr. 1) nicht der § 79 in 
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Anwendung, ſondern zur Geltendmachung eines Anſpruches gegen 
den Lehrling genügt ein formloſer Vertrag. 

Schließlich iſt die Schriftlichkeit des Lehrvertrages Bedingung 
für Anſprüche gegen den Lehrling. Ein gültiger Lehrvertrag 
kann ſowohl von dem volljährigen Lehrling, dem minderjährigen, 
dem deſſen geſetzlicher Vertreter die allgemeine Erlaubniß aus 
§ 113 B. G. B. oder die beſondere Einwilligung dazu ertheilt 
hat, und dem geſetzlichen Vertreter (Vater beziehungsweiſe Mutter 
oder Vormund) des Lehrlings für dieſen als auch von dem 
Vater (beziehungsweiſe der Mutter) des minderjährigen Lehrlings 
in eigenem Namen abgeſchloſſen werden; hierbei ſei bemerkt, 
daß mit dem Wegfall des Inſtituts der Hauskindſchaft dem Vater 
die Macht genommen iſt, dem von feinem, großjährigen Haus⸗ 
ſohne geſchloſſenen Lehrvertrag den Stempel der Genehmigung 
aufzudrücken. Sofern beim Abſchluß des Lehrvertrages der 
geſchäftsfähige Lehrling als Partei aufgetreten iſt oder der Vater 
beziehungsweiſe der Vormund für den Lehrling kontrahirt 
hat, kann der Lehrling nur auf Grund eines ſchriftlichen Vertrages 
regreßpflichtig gemacht werden. Anders dagegen, wenn der Vater 
in eigenem Namen den Lehrvertrag geſchloſſen hat, alſo 
Selbſtkontrahent geweſen iſt. Während der Vormund im 
Zweifel den Lehrvertrag ſtets für den Lehrling abſchließt, 
wird bei der Mitwirkung des Vaters angenommen werden 
müſſen, daß er für ſich abſchließt. Denn der Vater iſt kraft 
ſeines Erziehungsrechts befugt, für die Ausbildung ſeines Sohnes 
in einem kaufmänniſchen Berufe Sorge zu tragen, er beſorgt 
ſeinem Sohne die Lehrſtelle, er ſchließt den Lehrvertrag. Der 
Vater wird aus einem Lehrvertrage, auch ohne daß derſelbe 
ſchriftlich geſchloſſen iſt, im Falle des unbefugten Austritts 
ſeines Sohnes aus der Lehre ſchadenerſatzpflichtig gemacht werden 
können. Die mündliche Vereinbarung iſt auch dann für den 
Vater bindend, wenn ſowohl ſein Sohn als auch er ſelbſt mit 
dem Lehrherrn kontrahirt hat; dies iſt der Fall des ſogenannten 
gemiſchten Lehrvertrages, aus dem unter den ſonſtigen 
Vorausſetzungen des § 79 H. G. B. eine Regreßpflicht des Vaters 
entſpringt, ohne daß auch der Lehrling von dieſer Regreßpflicht 
betroffen wird. 

Die Berechnung des Schadens, der dem Lehrherrn durch 
den unbefugten Austritt ſeines Lehrlings aus der Lehre erwächſt, 
wird ſtets Schwierigkeiten machen. Man wird einerſeits berück⸗ 
ſichtigen müſſen, welchen Theil ſeiner Lehrzeit der Lehrling 
zur Zeit ſeines unbefugten Austritts zurückgelegt hatte, 
andererſeits, ob der Lehrling gegen freie Station (Koft und 
Logis) oder gegen monatliche Vergütung angeſtellt iſt oder 
gar unter Ausſchluß beider Emolumente noch Lehrgeld an den 
Chef zu zahlen hat. 

Was den zurückgelegten Theil der Lehrzeit an- 
betrifft, ſo dürfte folgender Grundſatz aufzuſtellen ſein. Das 
erſte Jahr einer dreijährigen Lehrzeit legt nur dem Chef ab- 
geſehen von den durch die Ausbildung hervorgerufenen Mühen 
Laſten und Ausgaben auf, ohne daß er dafür durch nennens⸗ 
werthe Leiſtungen ſeines Lehrlings entſchädigt wird, im zweiten 
Lehrjahre find die Leiſtungen des Lehrlings das Aequivalent für 
die von dem Chef auf ihn während dieſes Jahres gemachten 
Aufwendungen, während im dritten Jahre die Leiſtungen des 
Lehrlings nicht nur die Gegenleiſtungen des Chefs in dieſem 
Jahre, ſondern auch diejenigen des erſten Lehrjahres aufwiegen. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 
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Demgemäß dürfte der Schadenserſatzanſpruch des Chefs am 
Schluſſe des erſten Lehrjahres ſeinen Höhepunkt erreichen, 
während des zweiten Jahres ungefähr in gleicher Höhe bleiben 
und vom dritten Jahre allmählich abnehmen. 

Bei der Feſtſtellung der Höhe des Schadenserſatzanſpruches 
wird man die Art der Vergütung für die Dienſte des Lehrlings 
berückſichtigen müſſen. Urſprünglich wurde der Lehrling üblicher⸗ 
weiſe in die Hausgemeinſchaft ſeines Lehrherrn aufgenommen 
und erhielt dort Wohnung, Eſſen und Kleidung. Deshalb wird 
der Chef als Mindeſtanſpruch gegen den Lehrling im Falle 
deſſen unbefugten Austritts aus der Lehre den Betrag verlangen 
dürfen, der ſich als Entgelt für Wohnung und Beköſtigung des 
Lehrlings darſtellt. 

Mit dem Wachsthum des Großbetriebes hörte die Haus⸗ 
gemeinſchaft des Chefs mit ſeinem Lehrling auf, und an die 
Stelle der freien Station trat die monatliche Vergütung; dieſe 
letztere wurde durch den Zug nach der Großſtadt und das hier⸗ 
durch ſteigende Angebot von Lehrlingen allmählich geringer 
bemeſſen, ſodaß ſich dieſe Vergütung kaum noch als ein 
Aequivalent für die freie Station auffaſſen läßt. Selbſt wenn 
man davon ausgeht, daß die Lehrthätigkeit des Chefs im Groß⸗ 
betriebe eine größere Aufmerkſamkeit erfordert, wird man den 
Erſatzanſpruch des Lehrherrn wegen des unbefugten Austritts 
ſeines Lehrlings gegen dieſen ſchwerlich höher bemeſſen dürfen, 
als die dem Lehrling während ſeiner Dienſtzeit gezahlte Ver⸗ 
gütung beträgt. 

Die Frage, welchen Anſpruch der Lehrherr gegen den 
Lehrling beim Fehlen jeglicher Vergütung hat, wird ſich in der 
Praxis damit erledigen, daß derartige Anſprüche bei der 
Schwierigkeit der Subſtantiierung überhaupt nicht erhoben 
werden; indeſſen wird auch hier der zurückgelegte Theil der Lehr⸗ 
zeit und die Mühe, die der Lehrherr auf die Ausbildung während 
dieſer Zeit verwendet hat, zur Richtſchnur zu nehmen ſein. 

Wie verhält es ſich, wenn der Lehrherr gemäß dem Lehr⸗ 
vertrage vom Lehrling ein beſtimmtes Lehrgeld erhalten hat, 
ohne ſeinerſeits demſelben irgend eine materielle Vergütung zu 
gewähren, und der Lehrling unbefugt ſeinen Dienſt aufgiebt? 
Hier darf der Lehrherr keineswegs das volle Lehrgeld einbehalten, 
ſondern ihm wird nur derjenige Betrag zuzubilligen ſein, der 
als eine Entſchädigung für die aufgewendeten Mühen unter 
Berückſichtigung des zurückgelegten Theils der Lehrzeit zu er⸗ 
achten iſt; ſollte etwa das Verfallen des Lehrgeldes beim 
unbefugten Austritt des Lehrlings aus der Lehre als Kouventional⸗ 
ſtrafe vereinbart ſein, ſo würde der Lehrling gemäß § 343 
B. G. B. das Recht haben, die Herabſetzung der verwirkten 
Strafe auf den angemeſſenen Betrag zu verlangen, und dadurch 
einen Theil des Lehrgeldes zurückerhalten. 

Dies die allgemeinen Grundſätze. Wenn der Lehrherr im 
beſonderen Falle durch den Austritt des Lehrlings einen er⸗ 
heblicheren Schaden erlitten hat z. B. dadurch, daß ein kurz 
vor der Beendigung feiner Lehrzeit ſtehender Lehrling plotzlich 
ſeinen Dienſt aufgiebt und der Chef mangels eines paſſenden 
Lehrlings einen Handlungsgehülfen anzuſtellen ſich genöthigt 
ſieht, ſo werden dem Lehrling auch die durch die Anſtellung des 
Handlungsgehülfen dem Chef erwachſenen Mehrkoſten zur Laſt 
zu legen jein. 
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Kann ein Ehevertrag derartig abgeſchloſſen werden, 
daß darin der Ehemann ſich zu Gunſten ſeiner 


Frau der Erwerbsfähigkeit begiebt? 
Von Amtsgerichtsrath Bartolomäus, Krotoſchin. 


Mittels Chevertrages hatten Eheleute beſtimmt, daß das 
geſammte, bisher (güter-) gemeinſchaftliche Vermögen künftig 
alleiniges Eigenthum der Ehefrau ſein und dieſe auch die 
alleinige Verwaltung und Nutznießung des ganzen Vermögens 
unter Ausſchluß des Verwaltungs- und Nießbrauchrechts des 
Ehemannes haben ſolle; auch was Eheleute künftig durch 
ihre Thätigkeit oder durch Erbſchaften, Geſchenke, andere Glücks- 
fälle erwerben würden, ſolle ausſchließlich dem Vermögen der 
Frau zuwachſen und die Natur des Vorbehaltsguts haben. 

Um Eintragung in das Güterregiſter erſucht, lehnte das 
Amtsgericht den Antrag ab, weil der Vertrag ein Rechtsgeſchäft 
erſcheine, das gegen die guten Sitten verſtieße, da durch ihn der 
Ehemann ſeiner Erwerbsfähigkeit entſage, ſich alſo, vermögens⸗ 
rechtlich, dem Stande eines Unfreien ergebe. 

Antragſteller erhoben Beſchwerde. Das Landgericht erachtete 
die Beſchwerde für begründet, weil nach 88 1432 ff. B. G. B. 
Eheleute ihre güterrechtlichen Verhältniſſe durch Vertrag jederzeit 
regeln könnten, insbeſondere auch ihren früheren Güterſtand 
aufheben oder ändern können, alſo auf dieſem Gebiete voll⸗ 
ſtändige Vertragsfreiheit herrſche; das Bedenken des Amtsgerichts 
ſei nicht gerechtfertigt, da Chemann nach wie vor erwerbsfähig 
bleibe, und nur das, was er erwerbe, der Frau zufalle. 

Dieſe Entſcheidung erſcheint nicht zutreffend. 

Abgeſehen von dem Inhalt des §8§ 1432 ff. B. G. B. und 
der mit ihm gegebenen „vollſtändigen Vertragsfreiheit“, wobei 
doch die Beſtimmungen der §8 305 ff., namentlich § 309, dieſe 
Vollſtändigkeit erheblich einſchränken; abgeſehen ferner davon, 
ob der fr. Vertrag nicht nach § 310 a. a. O.: 

„Ein Vertrag, durch den ſich der eine Theil verpflichtet, 

ſein künftiges Vermögen oder einen Bruchtheil ſeines 

künftigen Vermögens zu übertragen — iſt nichtig“, 
rechtsunwirkſam ſei, iſt der Begriff der Erwerbsfähigkeit verkannt. 

Nach dem fr. Vertrage ſoll alles, was der Ehemann 
„erwirbt“, nicht ihm erworben ſein, ſondern ſeiner Frau, es 
alſo keines Rechtsaktes bedürfen, daß das von ihm „erworbene“ 
auf ſie übergehe. In dieſem Sinne beſaßen auch die Sklaven 
des Alterthums und die Leibeigenen der Neuzeit „Erwerbs⸗ 
fähigkeit“; dieſe Leute ſtanden oft den größten Handelsgeſchäften 
vor und leiteten fie ganz wie der Geſchäftsherr, aber alles, was 
fie rechtlich erklärten und handelten, war (nach außen) nicht ihre 
Erklärung oder Handlung, ſondern die ihres Herrn. Sie 
„erwarben“ auch, aber für ihren Herrn, nicht für ſich; ſie 
konnten überhaupt kein Eigenthum haben, ganz, wie nach dem 
fr. Vertrage der Ehemann. 

Die Abſicht des fr. Vertrages iſt auch die, daß zwiſchen 
dem ſog. Erwerb durch den Ehemann und den der Frau kein 
Zeitpunkt hineinfalle, indem der Gegenſtand dieſes ſog. Er⸗ 
werbes ſich in der Hand ſeines ſog. Erwerbers befindet, denn 
dieſer Zeitpunkt würde durch den ſofortigen Angriff eines 
Gläubigers des Ehemanns die ganze Abſicht des Vertrages 
vereiteln, nämlich, daß der Ehemann nichts beſitze, was zur 
Befriedigung feiner Gläubiger dienen konnte. 
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Durch den Vertrag wird dem Ehemann alſo ein weſent⸗ 
licher Theil ſeiner Rechtsfähigkeit entzogen, nämlich die Fähig⸗ 
keit, aus ſeinen Rechtsakten für ſich zu erwerben. 

Demgegenüber kann die Betrachtung der Gemeingefährlich⸗ 
keit ſolcher Verträge, auf Grund deren man alle Berechtigungen 
für einen Andern zu Wege bringt, hingegen alle Verpflichtungen 
für ſich behält, unterbleiben. 


Zu § 18 Geb. O. f. R. A. 
Wann iſt ein Vergleich vor dem Richter 
abgeſchloſſen? 

Die Motive ſagen ausdrücklich, daß die Herabminderung 
der Vergleichsgebühr des Anwaltes im Falle des § 18 Geb. O. 
f. R. A. ihren Grund in dem hier vorliegenden geringeren Auf⸗ 
wand von Mühe und Zeit des Rechtsanwalts habe. Die 
Motive erwägen, daß vielleicht ſchon dann, wenn nur eine 
kontradiktoriſche Verhandlung ſtattgefunden hat, die Herab- 
minderung begründet wäre, weil dann die dem Vergleiche 
vorangehenden Erörterungen ſchon gepflogen, dadurch der Ver⸗ 
gleich weſentlich erleichtert und ein Theil der ſonſt zum Ab⸗ 
ſchluſſe eines Vergleichs erforderlichen Thätigkeit des Anwaltes 
durch die Verhandlungsgebühr honorirt iſt. Um den Vergleichs⸗ 
abſchluß zu befördern und den Anwalt auch nach kontradiktoriſcher 
Verhandlung zum Abſchluſſe eines ſolchen anzuſpornen, will die 
Geb. O. f. R. A. deshalb allein, weil kontradiktoriſch verhandelt 
worden iſt, die Vergleichsgebühr des Rechtsanwalts nicht 
ſchmälern. Nur wenn noch hinzukommt, daß der Vergleich 
vor dem Richter abgeſchloſſen iſt, ſoll die Vergleichs- 
gebühr unter den normalen Betrag fixirt werden, weil dann der 
Regel nach anzunehmen ſei, „daß die richterliche Thätigkeit auf 
das Zuſtandekommen des Vergleichs von Einfluß 
geweſen iſt“. Die Motive ſtehen in dieſem Falle mit Recht 
auf dem Standpunkte, daß dann aus dieſem weiteren Grunde 
in jedem Falle Zeit und Mühe nicht in dem Umfange auf⸗ 
gewendet worden ſind, wie ſie der Rechtsanwalt für einen außer⸗ 
gerichtlichen Vergleich aufwenden muß. Angeſichts dieſer klaren 
Sachlage iſt ſchwer zu begreifen, wie das Reichsgericht, und 
ihm folgend die Inſtanzgerichte, auf dem Standpunkte ſtehen 
können, daß ein außergerichtlich abgeſchloſſener, aber zu gericht- 
lichem Protokoll gegebener Vergleich nur mit der halben Ver⸗ 
gleichsgebühr zu honoriren ſei. Die Verwirrung iſt herbei⸗ 
geführt durch das Quidproquo, welches der erſten dahingehenden 
Entſcheidung des Oberlandesgerichts Jena vom 16. Juni 1881, 
mitgetheilt von Walter, Gebührenordnung für Rechtsanwälte, 
§ 18, II (3. Aufl. S. 255), zu Grunde liegt. Das Ober- 
landesgericht Jena und ihm folgend das Reichsgericht und die 
ganze ſpätere Judikatur operiren mit dem Begriffe des „gericht⸗ 
lichen“ Vergleichs, welcher mit dem Wortlaute, dem Sinne 
und dem Zwecke des § 18 Geb. O. f. R. A. nicht das Mindeſte 
zu thun hat. Die Darlegung Walters a. a. O. iſt ſo klar 
und überzeugend, daß ihr Nichts beizufügen iſt. Die abweichende 
Rechtſprechung iſt nur aus dem Clairobscur zu verſtehen, 
welches leicht bei allen Fragen der Gebührenordnung für Rechts⸗ 
anwälte um deswillen entſteht, weil hier Empfindungen, 
Gefühle in beſonderem Grade mitſprechen, und dieſe in der 
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Regel nicht zu der interpretatio benignior führen. Trotzdem 
die herrſchende Auslegung unter Führung des Reichsgerichts 
ſteht, iſt es ſchwer, ihr auch nur ſo viel zu konzediren, daß ein 
Dubium vorliegt. Wäre die Frage zweifelhaft, ſo müßte auch 
dann die Entſcheidung für die ganze Gebühr fallen, gemäß 
der oberſten Auslegungsregel der Gebührenordnung für Rechts- 
anwälte: in dubio in favorem. Vergl. Badiſche Rechtspraxis 
1901 S. 78 und Walter, 3. Aufl. S. 19, Joachim⸗Walter 
S. 22/23. Sie iſt aber nach dem Geſetze nicht zweifelhaft, erſt 
eine „abwegige“ Rechtſprechung hat ſie dazu gemacht. 

Auf welche Abwege der Auslegung die Gebührenfragen 
führen, zeigt die Thatſache, daß jetzt ſogar ſolche Vergleiche im 
Sinne des § 18 Geb. O. f. R. A. als vor dem Richter ab- 
geſchloſſen angeſehen werden ſollen, welche auf Grund eines zu 
gerichtlichem Protokoll genommenen Vergleichs vorſchlages 
ſpäterhin außergerichtlich perfekt werden. In einem Falle 
Foerſter und Barth gegen Jourdan und Schölch (Oberlandes- 
gericht Karlsruhe 1900), hatten wiederholte außergerichtliche 
Vergleichsverhandlungen zu keinem Reſultate geführt. Das 
Oberlandesgericht erließ Beweisbeſchluß, in dem Beweistermine 
wurde mit der ausdrücklichen Bezeichnung als ſolcher, ein 
„Vergleichsvorſchlag“ protokollariſch feſtgeſtellt. In dieſem 
Termine war die Klagpartei und der eine von den zwei Be⸗ 
klagten vertreten. Auf Vergleichsvorſchlag des Richters „weigerte 
ſich der anweſende Beklagte Jourdan auf einen Vergleich ein⸗ 
zugehen, gleich, wie er geartet ſein möge, ſo lange nicht auch 
(der nicht anweſende) Schölch zuſtimme“ wie das Protokoll ver- 
merkt. Daſſelbe fährt fort: „Man hat gerichtsſeitig auſ Wunſch 
der Sachverſtändigen den Parteien folgenden Vergleichs- 
vorſchlag gemacht“. Dieſen Vergleichsvorſchlag nahm die 
Klagpartei ſofort an; der eine anweſende Beklagte erklärte, er 
wolle den Vergleichsvorſchlag ſeinem Streitgenoſſen mittheilen; 
er behalte ſich die Erklärung vor. Neun Tage nach dem 
Termine erklärten die Prozeßbevollmächtigten der beiden Be⸗ 
klagten durch Zuſtellung von Schriftſätzen an den Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten der Klagpartei und Einreichung von Abſchriften an 
das Prozeßgericht, daß die Beklagten den Vergleichsvorſchlag 
des beauftragten Richters annehmen. 

Auf Grund dieſes Vergleiches ſetzte das Landgericht Karls⸗ 
ruhe nach Maßgabe der im Vergleichsvorſchlage enthaltenen 
Koſtenbeſtimmung die Koſten feſt: es erachtete einen gericht 
lichen (vollſtreckbaren) Vergleich als vorliegend. Die drei be- 
theiligten Prozeßbevollmächtigten des Oberlandesgerichts gingen 
davon aus, daß ein nicht vor dem Richter abgeſchloſſener Ver⸗ 
gleich vorliege und berechneten die volle Vergleichsgebühr. Dieſe 
wurde vom Landgericht gemäß § 18 Geb. O. f. R. A. zur Hälfte 
geſtrichen. Durch eine Beſchwerde einer Partei gelangte die 
Sache an den Vorſtand der Anwaltskammer: dieſer war in 
ſeiner Mehrheit der Anficht, daß für denjenigen Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten, deſſen Partei den Vorſchlag ſofort angenommen 
hatte, ein vor dem Richter abgeſchloſſener Vergleich vorliege, 
für die Prozeßbevollmächtigten der beiden Beklagten aber ein 
außergerichtlicher Vergleich. 

Dieſe Beurtheilung einer Anwaltskammer zeigt, daß ſeltſame 
Auffaſſungen in Gebührenfragen et intra muros hervortreten. 

Es muß als evident bezeichnet werden, daß in einem 
ſolchen Falle ſelbſt nach dem unzutreffenden Standpunkte der 
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herrſchenden Rechtſprechung zu § 18 Geb. O. f. R. A. von einem 
„gerichtlichen“ Vergleiche keine Rede ſein kann. 

Der Vergleich wird (wie jeder Vertrag) abgeſchloſſen, durch 
die Willenseinigung der Parteien. Dieſe liegt erſt vor, wenn 
beide Theile übereinſtimmende Willenserklärungen abgegeben 
haben, und zwar der eine Theil gegenüber dem 
anderen. Wird ein vor dem oder vom Richter vorgeſchlagener 
Vergleich ſofort von beiden Parteien angenommen, ſo kann kein 
Zweifel beſtehen, daß der Vergleich vor dem Richter geſchloſſen 
iſt. Ebenſo wenig kann der Abſchluß vor dem Richter zweifel- 
haft ſein, wenn eine Partei ſofort zuſtimmt, ſich aber das 
Rücktrittsrecht vorbehält und davon keinen Gebrauch macht. 
Stimmt ein Prozeßbevollmächtigter unter dem Vorbehalte der 
Genehmigung ſeiner Partei oder der Nachbringung der Ver⸗ 
gleichsvollmacht zu, ſo liegt immerhin ſofortige Zuſtimmung 
vor, wenn ſie auch der Konvalescirung durch nachfolgende Ge- 
nehmigung oder Vollmacht bedarf. Auch hier iſt Abſchluß vor 
dem Richter als vorliegend zu erachten, die rechtsgeſchäftliche, 
dem anderen Vertragstheil gegenüber abgegebene Willenserklärung 
iſt die ſofort abgegebene des Prozeß bevollmächtigten. Dagegen 
iſt nicht zu begründen, daß dann ein vor dem Richter ab- 
geſchloſſener Vergleich vorliegt, wenn ein Theil einem vom 
Richter protokollirten Vergleich nicht ſofort zuſtimmt, viel⸗ 
mehr ſpäter binnen bewilligter Friſt durch Anzeige an die 
Gegenſeite (und das Prozeßgericht) den Vergleich annimmt. Ein 
gerichtlicher Vergleich liegt nicht vor, weil der Vergleichsabſchluß 
hier in dem Momente erfolgt, in welchem die Annahmeerklärung 
der Gegenſeite zugeht (B. G. B. § 130), alſo außergerichtlich. 
Die Anzeige an das Gericht iſt rechtlich bedeutungslos, wenn 
nicht etwa eine Verabredung vorliegt, daß die Annahme durch 
Anzeige an das Gericht erfolgen ſoll. Liegt eine ſolche Ver⸗ 
einbarung vor, ſo wird auch dadurch der Vergleich nicht zu 
einem vor dem Prozeßgerichte oder dem beauftragten Richter 
abgeſchloſſenen. Es bedarf nicht der Unterſuchung, ob die 
Annahmeerklärung in dieſem Falle an den beauftragten Richter 
oder das Prozeßgericht gerichtet wird: beide könnten eine ſolche 
Erklärung nur als Vertreter der Gegenſeite in Empfang nehmen. 
Vor ihnen abgeſchloſſen wäre der Vergleich nicht: das Prozeß⸗ 
gericht tritt in Folge der Anzeige ebenſo wenig in Funktion, 
wie der beauftragte Richter. Daß die Anſicht unhaltbar iſt 
einen und denſelben Vergleich für den einen Rechtsanwalt als 
einen gerichtlichen, für den anderen als einen außergerichtlichen 
zu betrachten, ergiebt die Einheitlichkeit des Rechtsaktes. 

Rechtsanwalt van Aken, Karlsruhe. 


Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die vom 8. bis 21. April 1902 aus- 
gefertigten Urtheile. 

I. Reichsrecht. 

Civilprozeßordnung. 

1. 88 3, 6. 

Mit Recht hat das B. G. den die Frage der Aufhebung 
oder Nichtaufhebung eines Kaufvertrags betreffenden Rechtsſtreit 
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nicht nach der Ausnahmebeſtimmung des § 6 der C. P. O., 
fondern nach der Regel des $ 3 daſelbſt bewerthet und ſomit 
ſeiner Feſtſetzung nicht den Werth des Vertragsgegenſtandes 
ſondern das Intereſſe der Streitstheile zu Grunde gelegt. Es 
entſpricht dies der ſtändigen Rechtſprechung des R. G. Das 
erwähnte Intereſſe kommt aber dem Werth des Vertragsgegen⸗ 
ſtandes in der Regel keineswegs gleich, da bei Aufrechterhaltung 
des Vertrags der Streittheil, der ſie beantragt, ſeinerſeits mehr 
oder minder entſprechenden Gegenwerth geben muß und umge⸗ 
kehrt der die Vertragsauflöſung auſtrebende Theil den ihm an 
ſich gebührenden Gegenwerth aufgeben, den ſchon erhaltenen 
zurückgeben muß. Das trifft im vorliegenden Falle auch auf 
die Widerklage zu, wenn ſie im Allgemeinen Erfüllung des 
Vertrages und daneben Entgegennahme der Auflaſſung durch 
die Klägerinnen fordert. Ihr zu bewerthendes greifbares Be⸗ 
gehren iſt immerhin nur auf Zahlung von 5 000 Mark gerichtet 
und im Verlangen der Entgegennahme der Auflaſſung kann die 
Erhebung eines Streits über den Beſitz der Sache im Sinne 
des § 6 der C. P. O. nicht gefunden wesden. Beſchluß des 
V. C. S. i. S. Guzik c. Mader vom 9. April 1902, 
B Nr. 86/1902 V. 

2. 88 47, 568, 572. 

Der Bekl. hatte in mehreren bei dem Amtsgericht zu 
Frankfurt a. M. gegen ihn anhängigen Rechtsſtreiten den Amts⸗ 
gerichtsrath T. wegen Beſorgniß der Befangenheit abgelehnt 
und gegen die dieſes Ablehnungsgeſuch als unbegründet zurück⸗ 
weiſenden Beſchlüſſe des L. G. zu Frankfurt a. M. ſofortige 
Beſchwerde eingelegt. In den Beſchwerdeſchriften hatte er 
zugleich erklärt, daß er, falls die Beſchwerden demjenigen 
Senate des O. L. G. vorgelegt würden, welcher den Beſchluß 
vom 29. Oktober 1901 in einer anderen Sache erlaſſen hatte, 
er dieſen Senat wegen Beſorgniß der Befangenheit ablehne. 
Dieſe letztere Erklärung wurde dahin verſtanden, daß der Bekl. 
damit diejenigen Mitglieder des II. C. S. des O. L. G., in 
deſſen Geſchäftskreis die Erledigung obiger Beſchwerden fiel, 
ablehnen wollte, die ſeiner Zeit bei dem bezogenen Beſchluſſe 
vom 29. Oktober 1901 mitgewirkt hatten, und das O. L. G. 
zu Frankfurt a. M. hat zunächſt dieſe letztgenannten Ablehnungs⸗ 
geſuche als unbegründet zurückgewieſen; die von dem Bekl. hier⸗ 
gegen eingelegten ſofortigen Beſchwerden find durch die Beſchlüſſe 
des R. G. vom 21. und 25. März 1902 als unbegründet 
zurückgewieſen worden. Damit waren die Ablehnungsgeſuche 
des Bekl., ſoweit ſie ſich auf Mitglieder des O. L. G. bezogen 
hatten, rechtskräftig erledigt. Inzwiſchen hatte der II. C. S. 
des O. L. G. unter theilweiſer Mitwirkung ſolcher Mitglieder, 
auf welche ſich das durch die Beſchlüſſe des R. G. vom 
21. März 1902 rechtskräftig als unbegründet erledigte Ab⸗ 
lehnungsgeſuch des Bekl. bezogen hatte, durch den jetzt ange⸗ 
fochtenen Beſchluß, die ſofortige Beſchwerde des Bekl. gegen den 
ſein Ablehnungsgeſuch zurückweiſenden Beſchluß des L. G. zu 
Frankfurt a. M. als unbegründet zurückgewieſen. Mit der gegen 
dieſe Entſcheidung eingelegten weiteren ſofortigen Beſchwerde hat 
der Bekl. Verletzung des § 47 der C. P. O. wegen Mitwirkung 
abgelehnter Richter vor Erledigung des Ablehnungsgeſuches 
gerügt und darauf den Antrag geſtützt, die angefochtene 
Entſcheidung aufzuheben. Dieſe weitere ſofortige Beſchwerde 
wäre zwar zuläſſig, wenn die angefochtene Entſcheidung des 


Beſchwerdegerichts auf einer Verletzung der Rechtsnormen über 
das Verfahren beruhen würde, da ein neuer ſelbſtändiger Be⸗ 
ſchwerdegrund im Sinne des § 568 Abf. 2 der C. P. O. in 
einer ſolchen Verletzung der Rechtsnormen über das Verfahren 
gefunden wird. Es war jedoch zu verneinen, daß die angefochtene 
Entſcheidung des Beſchwerdegerichts auf einer Verletzung von 
Rechtsnormen über das Verfahren beruhe. Zwar iſt die Be⸗ 
ſtimmung des § 47 der C. P. O., wonach ein abgelehnter 
Richter vor Erledigung des Ablehnungsgeſuchs nur ſolche 
Handlungen vorzunehmen habe, welche keinen Aufſchub geſtatten, 
als eine Rechtsnorm über das Verfahren zu beurtheilen und, 
was die Frage des Zeitpunkts anlangt, in dem die Erledigung 
des Ablehnungsgeſuchs vorliege, dahin auszulegen, daß dieſe 
Erledigung ungeachtet des §8 572 der C. P. O. erſt dann vor⸗ 
liege, wenn der über das Ablehnungsgeſuch ergangene Beſchluß 
in Rechtskraft erwachſen iſt — Peterſen⸗Anger C. P. O. 
§ 47 Bemerkung 2 S. 118. In Rechtskraft war aber der 
über das Ablehnungsgeſuch ergangene Beſchluß noch nicht 
erwachſen, als die abgelehnten Richter bei dem hier angefochtenen 
Beſchluſſe mitwirkten. Der angefochtene Beſchluß bietet ferner 
keinen Anhalt dafür, daß dieſe Mitwirkung vor Erledigung des 
Ablehnungsgeſuchs um desdwillen geſchehen ſei, weil die Handlung 
nach Maßgabe des § 47 der C. P. O. keinen Aufſchub geſtattet 
habe. Im Uebrigen iſt aber ausgeſchloſſen, daß durch einen 
Verſtoß gegen $ 47 der C. P. O. eine formale Nichtigkeit be⸗ 
gründet werde, und wenn auch der Annahme beizutreten wäre, 
daß ein Verſtoß gegen § 47 der C. P. O. mit den zuläſſigen 
Rechtsmitteln gegen die vorgenommene Prozeßhandlung anzu⸗ 
fechten ſei, fo iſt ſchon dadurch allein, daß nunmehr jenes Ab⸗ 
lehnungsgeſuch rechtskräftig als unbegründet zurückgewieſen iſt 
und damit feſtſteht, daß zu keiner Zeit eine Beſorgniß der 
Befangenheit gerechtfertigt war, jede Möglichkeit der Annahme 
einer für die Entſcheidung kauſalen Geſetzes verletzung ausge⸗ 
ſchloſſen. Beſchluß des II. C. S. i. S. Meizenzahl c. Böhler 
vom 8. April 1902, B Nr. 57/1902 IL 

3. § 66. 

Es handelt ſich darum, ob der Nebenintervenient, der auf 
die Streitverkündung des Kl. dieſem beigetreten iſt, ein recht⸗ 
liches Intereſſe an dem Obſiegen dieſer Partei hat ($ 66 
der C. P. O.). Dieſe Frage iſt vom L. G. verneint, vom 
O. L. G. aber mit Recht bejaht worden. Die Klage geht auf 
Löſchung einer auf dem Grundſtück des Kl. zu Gunſten des 
Bekl. zum Höchſtbetrage von 60 000 Mark eingetragenen 
Sicherungshypothek. Der Grund der Klage liegt in der Be⸗ 
hauptung, daß die Anſprüche, zu deren Sicherung die Hypothek 
beſtellt iſt, nicht zur Entſtehung gelangt ſind oder nicht mehr 
oder doch nur in geringſtem Umfange beſtehen. Für die durch 
die Sicherungshypothek geſicherten Anſprüche der Bekl. auf⸗ 
zukommen, hat der Nebenintervenient den Bekl. ſich verpflichtet. 
Er hat alſo mit dem Kl. das gemeinſame Intereſſe, daß den 
für die Entſtehung der unter die Hypothek fallenden Forderungen 
beweispflichtigen Bekl. dieſer Beweis nicht oder in möglichſt 
geringem Umfange gelingt. Allerdings hat er ja als Bürge 
auch ein Intereſſe an der Hypothek, aber doch nur für den Fall 
und inſoweit, als die fraglichen Forderungen beſtehen. Sein 
Intereſſe an dem Nichtbeſtehen dieſer Forderungen wird alſo 
hierdurch nicht berührt. Wenn nun auch eine dem Kl. günſtige 
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Entſcheidung des gegenwärtigen Prozeſſes dem Nebenintervenienten 
gegen eine Inanſpruchnahme durch den Kl. unmittelbar einen 
Rechtseinwand nicht gewähren würde, ſo würde ſie doch, wie der 
angefochtene Beſchluß mit Recht hervorhebt, feiner Rechts⸗ 
vertheidigung in einem etwaigen Regreßprozeß förderlich ſein 
und vorausſichtlich bewirken, daß die Bekl. die Erhebung einer 
materiell ausſichtsloſen Klage gegen den Nebenintervenienten 
unterlaſſen werden. Damit iſt das rechtliche Intereſſe des Neben⸗ 
intervenienten an dem Obſiegen der von ihm unterſtützten Partei 
für dargethan zu erachten. Beſchluß des II. C. S. i. S. Müller 
c. Zieſel vom 26. März 1902, B Nr. 72/1902 V. 

4. 8 114. 

Durch den angefochtenen Beſchluß iſt der Bekl. das für 
die Berufungsinſtanz nachgeſuchte Armenrecht verſagt worden, 
„weil die C. P. O. das Armenrecht nur phyſiſchen Per- 
ſonen zugeſteht, im vorliegenden Fall aber lediglich die Hand⸗ 
lungsgeſellſchaft als ſolche verklagt und verurtheilt worden iſt“. 
Die hiergegen gerichtete Beſchwerde kann keinen Erfolg haben. 
Der vom O. L. G. angewendete Grundſatz ſelbſt unterliegt 
keinem Bedenken und iſt ſchon in mehreren Entſcheidungen des 
R. G. (vergl. Entſch. Bd. 16 S. 151) ausgeſprochen worden. 
Aber auch ſeine Anwendung auf den vorliegenden Fall kann 
nicht beanſtandet werden. Bewilligt wird das Armenrecht der 
Partei. Partei aber ſind im vorliegenden Fall nicht die Per⸗ 
ſonen, auf die die beigebrachten Armuthszeugniſſe lauten, ſondern 
die Handelsgeſellſchaft, ein von jenen verſchiedenes Rechtsſubjekt. 
Beſchluß des V. C. S. i. S. Katzer c. Lucas & Co. vom 5. April 
1902, B Nr. 81/1902 V. 

5. §§ 68, 286, 367, 374, 385 Nr. 4, 393 Nr. 4. 

1. Die Erhebung der in der Schlußverhandlung ſeitens der 
Kl. neu angetretenen Beweiſe hat der B. R. mit der Be⸗ 
gründung abgelehnt, daß die Ueberzeugung des B. G. auch dann 
nicht erſchüttert werden würde, wenn die unter Beweis geſtellten 
Thatſachen erwieſen werden ſollten. Nach der feſtſtehenden 
Rechtſprechung des R. G. hält ſich eine ſo begründete Ablehnung 
innerhalb der Grenzen des § 286 der C. P. O. 2. Der B. R. 
hat zwar den früheren Vormund der beklagten Ehefrauen Sch., 
welchem von den Kl. der Streit verkündet worden war, zunächſt 
uneidlich vernommen, dann ſeine Beeidigung beſchloſſen, ſchließlich 
aber von dieſer Abſtand genommen, als Sch. die Leiſtung des 
Zeugeneides verweigerte. Die Unterlaſſung der Beeidigung iſt 
damit begründet, daß es ihrer zur Bildung der Ueberzeugung 
des B. G. nicht bedürfe und daß es im Intereſſe der endlichen 
Erledigung des lange hingeſchleppten Rechtsſtreits gelegen habe, 
von Zwangsmaßregeln gegen den beim Ausgange des Rechts— 
ſtreits unmittelbar betheiligten Zeugen Abſtand zu nehmen. 
Es iſt richtig, daß der Zeuge, wenn bloß der Fall des $ 385 
Nr. 4 vorläge, hätte beeidigt werden müſſen. Iſt der Zeuge 
aber bei dem Ausgange des Rechtsſtreits unmittelbar betheiligt, 
fo iſt er gemäß § 39 3 Abſ. 1 Nr. 4 unbeeidigt zu vernehmen, 
gleichviel ob nach ſonſtigen Beſtimmungen der C. P. O. ſeine 
Beeidigung nothwendig wäre. Der B. R. nimmt an, daß dieſe 
Vorausſetzung vorliege. Dieſe Annahme iſt richtig. Nach § 74 
der C. P. O. komme gegen den Streitverkündeten, auch 
wenn er — wie im vorliegenden Falle — ſich über den Beitritt 
nicht erklärt hat, die Vorſchriften des § 68 mit einer hier nicht 
intereſſirenden Abweichung zur Anwendung. Nach § 68 aber 
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wirkt das Urtheil inſoweit unmittelbar gegen den Neben- 
intervenienten, als er in dem ſpäter von der ſtreitverkün⸗ 
denden Partei gegen ihn anzuſtellenden Prozeſſe die Unrichtigkeit 
jenes Urtheils nicht geltend machen kann; er wird in dem neuen 
Prozeſſe mit allen Anführungen thatſächlicher und rechtlicher 
Art enthört, die im Vorprozeſſe geltend gemacht worden ſind 
oder geltend gemacht werden konnten (vergl. Juriſtiſche Wochen⸗ 
ſchrift 1899 S. 826 Nr. 4). Demnach findet auf den Streit⸗ 
verkündeten ebenſo, wie auf den Nebenintervenienten (vergl. 
Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 20 S. 394) die Be⸗ 
ſtimmung des §S 393 Abſ. 1 Nr. 4 allerdings Anwendung 
(vergl. die Kommentare zur C. P. O. von Gaupp⸗Stein S. 481 
und von Struckmann⸗Koch 8. Aufl. S. 529). Ob die nach⸗ 
trägliche Beeidigung des Zeugen erfolgen ſollte ($ 393 Abſ. 2), 
lag ganz in dem freien Ermeſſen des B. G. (vergl. Entſch. des 
R. G. in Civilſachen Bd. 34 S. 360, Juriſtiſche Wochenſchrift 
1896 S. 230 Nr. 6). Dieſes Ermeſſen iſt nicht derart un⸗ 
abänderlich, daß der Richter von dem Beſchluſſe, die Beeidigung 
vorzunehmen, nicht abgehen könnte; maßgebend iſt nur der End⸗ 
entſchluß, zu welchem das freie Ermeſſen geführt hat. V. C. S. 
i. S. Neumann c. Lemhoefer vom 15. März 1902, Nr. 360/1901 V. 

6. § 264. 

Nachdem der Hauptentſcheidungsgrund des B. G., daß eine 
unſtatthafte Klageänderung vorliege, ſich als unrichtig erwieſen 
hat, kann auf die Ausführung des B. G., daß der Berufungs⸗ 
antrag auch materiell unbegründet ſei, nicht eingegangen werden. 
Denn es erſcheint nicht zuläſſig, in demſelben Urtheile Anträge 
einer Partei als prozeſſualiſch unſtatthaft und zugleich als 
unbegründet zurückzuweiſen, da im erſteren Falle die Partei dieſe 
Anträge von neuem geltend machen kann, in letzterem Falle 
aber materiell über die Anträge entſchieden wird (Vergl. Entſch. 
des R. G. in der Juriſtiſchen Wochenſchrift Jahrgang 1893 
S. 540 Nr. 17, Jahrgang 1895 S. 184 Nr. 11, Jahr⸗ 
gaug 1897 S. 165 Nr. 3 und des erkennenden Senats in der 
Sache 354/1901). Die Zurückweiſuug der Reviſion aus fachlichen 
Gründen würde deshalb eine unzuläſſige Entſcheidung zum 
Nachtheile des Rkl. in ſich ſchließen. V. C. S. i. S. Tſcheike 
c. Konkursmaſſe Gieſemann vom 19. März 1902, Nr. 436/1901 V. 

7. 88 286, 313, 437, 475. 

Von der Rerifion iſt zunächſt die Frage angeregt worden, 
ob nicht der Entſcheidung der Vorinſtanz das Bedenken ent⸗ 
gegenſtehe, daß, wie ſie ſelbſt anerkenne, dem Bekl. die Beweis⸗ 
laſt obliege, und die Beweisaufnahme doch zu deren Gunſten 
gar nichts ergeben habe, vielmehr nur die dem Kl. günſtige 
Ausſage des L. vorliege. Wenn dieſe nach der Meinung des 
O. L. G. keine oder nur eine ſehr geringe Beweiskraft beſitze, ſo 
biete das doch nach den in den Entſch. des R. G. in Civil⸗ 
ſachen Bd. 21 S. 374 ausgeſprochenen Grundſätzen keine Unter- 
lage für einen dem Bekl. J. aufzuerlegenden Eid. Der Angriff 
iſt unbegründet, auch dann, wenn man der am angeführten 
Orte vertretenen, anderwärts reprobirten (Entſch. Bd. 35 
S. 110 ff.) Meinung folgen wollte. Denn dieſe geht doch 
höchſtens dahin, es müſſe, wenn dem Beweispflichtigen ein 
richterlicher Eid auferlegt werden ſolle, einige Wahrſcheinlichkeit 
für die Richtigkeit ſeiner Behauptungen vorliegen, der Umſtand 
allein, daß der vom Gegner verſuchte Gegenbeweis nicht geglückt 
ſei, genüge nicht; dagegen iſt in der von der Reviſion bezogenen 
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Entſcheidung keineswegs ausgeſprochen worden, es müfle die zu 
erfordernde Wahrſcheinlichkeit durch die Ergebniſſe einer Beweis 
aufnahme gewonnen ſein. Hier hat nun die Vorinſtanz auf 
Grund thatſächlicher Erwägungen, die von der Reviſion nicht 
angegriffen worden find und zu in der jetzigen Inſtanz beachtlichen 
Bedenken auch nicht Anlaß bieten, angenommen, daß ſich aus 
der ganzen Sachlage für die Richtigkeit der Behauptung der 
Bekl. eine Wahrſcheinlichkeit ergebe, die durch das Zeugniß des 
L. nicht beſeitigt werde. Das rechtfertigt auch bei der in dem 
vom Kl. angezogenen Urtheile vertretenen Auslegung des 
§ 437/475 der C. P. O. die Auferlegung eines richterlichen Eides. 
Begründet iſt dagegen der zweite Angriff der Reviſion, durch 
den gerügt wird, daß das im letzten Abſchnitte des erſten That⸗ 
beſtandes wiedergegebene Vorbringen des Kl. von der Vorinſtanz 
ganz unbeachtet gelaſſen ſei. Darin, daß die Gründe des an⸗ 
gefochtenen Urtheils dieſes Anführen des Kl. mit keinem Worte 
erwähnen, muß ein die Aufhebung nöthig machender prozeſſualer 
Verſtoß gefunden werden. Entweder iſt das Vorbringen über⸗ 
ſehen und bei der Entſcheidung nicht erwogen worden, dann 
beruht dieſe auf unvollſtändiger Würdigung des Streitmaterials 
und liegt ein Verſtoß gegen 8 286 Abſ. 1 Satz 1 der C. P. O. 
vor; oder das Vorbringen iſt gewürdigt worden, dann iſt die 
Vorſchrift in § 313 Ziffer 4 und § 286 Abi. 1 Schlußſatz 
verletzt, da die Sache nicht ſo liegt, daß ſich die Vorinſtanz 
jeder Begründung, warum nach ihrer Meinung jenes Vorbringen 
für die Entſcheidung unerheblich ſei, überhoben erachten durfte. 
VI. C. S. i. S. Niemeyer c. Fiſcher & Janſen vom 24. März 1902, 
Nr. 3/1902 VI. 

8. 8 287. 

Bedenklich find die Erwägungen des B. R. über die Höhe 
des Schadens. Wollte man den Schaden, deſſen Erſatz die 
Bekl. verlangen kann, auf diejenige Summe bemeſſen, welche die 
Bekl. zur Herſtellung der neuen Klärungsanlagen hat aufwenden 
müſſen, fo wäre das Ergebniß dieſes, daß fie für den Kaufpreis, 
den ſie für die Zuckerfabrik mit mangelhaften Klärungsanlagen be⸗ 
willigt hat, die Fabrik mit neuen und vorſchriftsmäßigen Anlagen 
erhielte. Hiergegen könnte die Kl. mit Recht geltend machen, 
daß der Bekl. der thatſächliche Zuſtand der Ableitungsanlagen 
zur Zeit des Kaufabſchluſſes bekannt geweſen ſei und daß ſie 
daher nicht die Koften, welche für den Erſatz dieſer mangelhaften 
Anlagen durch neue Klärungsanlagen entſtanden find, auf die 
Kl. allein abſchieben dürfe. Der Schaden der Bekl. kann viel⸗ 
mehr nur in demjenigen Betrage beſtehen, den ſie als Kaufpreis 
weniger bewilligt haben würde, wenn ſie gewußt hätte, daß der 
Regierungspräſident ſchon in der angegebenen Weiſe gegen den 
Fortbeſtand der bisherigen Ableitungsanlagen eingeſchritten war. 
Daß dieſer Betrag aber mehr als 1 600 Mark beträgt und auch 
vom B. R. auf mehr als 1 600 Mark bewerthet wird, kann aus 
der dem B. U. gegebenen Begründung entnommen werden. Und dies 
muß genügen (§ 287 der C. P. O.). Denn es ergiebt ſich daraus, 
daß der Schaden, welchen die Bekl. erlitten hat, zum Mindeſten 
dem eingeklagten Betrage gleichkommt, ſodaß jedenfalls dieſer 
durch die Gegenforderung der Bekl. kompenſirt wird. Eine 
Entſcheidung darüber, auf wie hoch ſich letztere überhaupt beläuft, 
bedarf es bei dieſer Sachlage nicht. V. C. S. i. S. A.⸗G. Zucker⸗ 
fabrik Marienwerder i. Liqu. c. A.⸗G. Zuckerfabrik Bahnhof 
Marienburg vom 22. März 1902, Nr. 439/1901 V. 
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9. § 301. 

Die Reviſion hat gegen das B. U. die das Verfahren 
betreffende Rüge erhoben, es hätte über die von dem Kl. in 
erſter und in zweiter Reihe geſtellten Anträge, nicht, wie 
geſchehen, in einem Theil⸗ und einem Schlußurtheile entſchieden 
werden, ſondern es hätte nur ein einheitliches Urtheil ergehen 
dürfen, weil, wenn nach dem in erſter Linie geſtellten Klage⸗ 
antrage — feſtzuſtellen, daß der Beklagte nicht berechtigt ſei, 
von dem Kl. die Leiſtung weiterer gewerblicher Thätigkeit 
zu verlangen —, erkannt worden wäre, der in zweiter Reihe 
geſtellte — feſtzuſtellen, daß der Bekl. nicht berechtigt ſei: 
1. von dem Kl. eine andere Thätigkeit zu beanſpruchen, als 
er bis zum Februar 1899 für den Bekl. geleiſtet habe; 
2. von dem Kl. den Aufenthalt in feinen Geſchäftsräumen 
zu verlangen, ſofern keine ſolche Thätigkeit des Kl. ſtatt⸗ 
finde — ſich ohne Weiteres erledigt hätte. Dieſer Angriff geht 
fehl. Beide Anträge beruhen auf thatſächlich und rechtlich 
verſchiedener Grundlage, jener auf der Behauptung, daß 
zwiſchen den Parteien kein Dienſtvertrag, auch kein nach Auf⸗ 
hebung des urſprünglichen vom 14. November 1894 neu 
geſchloſſener, beſtehe, dieſer auf der Unterſtellung, daß ein 
ſolcher neuer Vertrag zu Stande gekommen ſei, und auch ihr 
Inhalt iſt dem entſprechend verſchieden. Sie ſtellen daher in 
der That mehrere in einer Klage geltend gemachten Anſprüche 
des Kl. im Sinne des § 301 der C. P. O. dar. Und 
wenn ſie auch unter einander in dem Verhältniſſe ſtehen, daß, 
wenn dem in erſter Reihe geſtellten Antrage ſtattgegeben wäre, 
der in zweiter Linie ſtehende ſich erledigt hätte, ſo iſt doch 
dieſer Fall in Wirklichkeit nicht eingetreten. Gerade bei der 
Abweiſung des erſten Anſpruchs aber, wie ſie thatſächlich 
ausgeſprochen ift, erlangte der zweite die Bedeutung, daß nun⸗ 
mehr über ihn als den eben für dieſen Fall geltend gemachten 
eine weitere Entſcheidung zu treffen war. Das B. G. hat bei 
dieſer Sachlage völlig ſachgemäß gemäß § 301 der C. P. O. 
über den in erſter Reihe erhobenen, zuerſt zur Endentſcheidung 
reifen Anſpruch durch Theilurtheil, und erſt nach Erhebung der 
Beweiſe, von deren Ausfall die Entſcheidung über den in zweiter 
Linie geltend gemachten Anſpruch abhängig war, dieſe durch 
Schlußurtheil erlaſſen. III. C. S. i. S. Stock c. Müller 
vom 18. März 1902, Nr. 88/1902 III. 

10. S 313. 

Der B. R. ſtützt ſeine Anſicht, daß es auf das im Jahre 
1897 zwiſchen dem Vertreter des Kl. und dem Bekl. getroffene 
Abkommen nicht ankomme, auf die Annahme, der Bekl. gehe 
ſelbſt davon, daß jenes Abkommen durch eine neue, im Jahre 
1898 zwiſchen dem Kl. ſelbſt und dem Bekl. zu Stande 
gekommene Vereinbarung erſetzt worden ſei. Dieſe Annahme 
ſteht mit dem feſtgeſtellten Sachverhalt nicht in Einklang. Der 
Bekl. hat, wie in I., fo auch in II. J. behauptet, der Kl. 
habe ſowohl durch feinen Vertreter S. bei Abſchluß des Kauf⸗ 
vertrages, als auch bei der Verhandlung zu Anfang des 
Jahres 1898 perſönlich die in Frage ſtehenden Verpflichtungen 
übernommen. Eine Behauptung, daß die zwiſchen S. und 
dem Bekl. getroffene Abmachung durch ein neues Abkommen 
der Parteien aufgehoben worden ſei, iſt von keiner Seite auf⸗ 
geſtellt. Der B. R. durfte daher, da die Beweisaufnahme, wie 
er ausgeführt hat, eine hinreichende Aufklärung über den an 
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ſich auch von ihm für erheblich erachteten Streitpunkt nicht 
gewährt, nicht von der Erörterung der Frage abſehen, ob nicht 
der einen oder anderen Partei der Eid auch darüber auf⸗ 
zuerlegen ſei, daß S. durch das von ihm als Vertreter des 
Kl. mit dem Bekl. im Jahre 1897 getroffene Abkommen die 
Verpflichtung, durch Inſerate oder auf andere Weiſe Reklame 
für den Sägeſpanner zu machen, übernommen bezw. nicht 
übernommen habe. Falls der Kl. den durch das angefochtene 
Urtheil von ihm erforderten Eid leiſtet, findet der Einwand 
des Bekl. inſofern keine Erledigung, als behauptet iſt, daß die 
fragliche Verpflichtung bereits von S. für den Kl. übernommen 
ſei. VII. C. S. i. S. Frieſecke c. Nelles vom 25. März 1902, 
Nr. 446/1901 VII. 

11. § 313 Nr. 3. 

Es kann dem Kl. zugegeben werden, daß es zweifelhaft 
erſcheint, ob der Thatbeſtand des B. U., der neben einer Mit— 
theilung der verleſenen Berufungsanträge faſt nur in einer 
Bezugnahme auf den Thatbeſtand des Urtheils I. J. und auf 
den Inhalt der vorbereitenden Schriftſätze beſteht, eine gedrängte 
Darſtellung des Sach- und Streitſtandes auf Grundlage der 
mündlichen Vorträge der Parteien im Sinne der 88 313, 543 
der C. P. O. enthält, und daß insbeſondere der Satz jenes 
Thatbeſtandes „die im erſten Urtheile erwähnten Beiakten haben 
vorgelegen und ſind in der Verhandlung in oben vermerkter 
Weiſe verwerthet“ Bedenken bezüglich Wahrung des Prinzips 
der mündlichen Verhandlung im Sinne des § 128 der C. P. O. 
entſtehen läßt. Indeſſen ſind dieſe Zweifel dadurch beſeitigt, 
daß aus den in der Reviſionsverhandlung vorgetragenen Ent⸗ 
ſcheidungsgründen des B. U. ſich entnehmen läßt, welche Be- 
hauptungen und Aktentheile Seitens der Parteien in der 
mündlichen Verhandlung vor dem B. G. vorgetragen worden 
ſind und daher über den Sach- und Streitſtand der Berufungs⸗ 
verhandlung im Sinne des § 313 Abi. 1 Nr. 3 der C. P. O. 
eine Ungewißheit für das Revifionsgericht nicht entſtanden iſt. 
III. C. S. i. S. Decker c. Pilzecker vom 25. März 1902, 
Nr. 466/1901 III. 

12. 8 313 Ziffer 3. 

Der Reviſion kann zugegeben werden, daß bie Faſſung des 
Thatbeſtandes des Urtheils des O. L. G. vom 21. Dezember 1899 
dafür ſpricht, es ſei das Gutachten der Sachverſtändigeu in der 
Berufungsverhandlung, auf welche jenes Urtheil ergangen iſt, 
nicht zum Vortrag gelangt; dagegen erſcheint nach dem Inhalt 
des vorgetragenen Schriftſatzes, in dem das Gutachten aus— 
drücklich angezogen iſt, und mit Rückſicht auf die Thatſache, 
daß das B. G. in den Gründen darauf Bezug genommen hat, 
die Annahme berechtigt, es ſei das Gutachten jedenfalls in der 
zweiten Berufungsverhandlung Gegenſtand der mündlichen Ver- 
handlung geweſen und vorgetragen worden. Nicht unerwähnt 
mag aber bleiben, daß die oben erwähnte Bemerkung, durch 
welche die Vorinſtanz der Sache nach den Tadel ausſprechen 
zu dürfen gemeint hat, daß R. G. habe in ſeinem Urtheil vom 
6. Mai 1901 das Streitmaterial nicht ſo, wie ihm obgelegen 
hätte, in Betracht gezogen, auch ſachlich völlig unberechtigt iſt. 
Das Reviſionsgericht hatte nach den bekannten feine Aufgabe 
begrenzenden Beſtimmungen der C. P. O. nicht zu beurtheilen, 
ob die in Rede ſtehende Behauptung des Bekl. nach dem ge— 
ſammten Aktenmateriale als widerlegt gelten dürfe oder nicht, 
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ſondern allein, ob die Bejahung dieſer Frage durch das Urtheil 
vom 21. Dezember 1899 prozeſſual einwandfrei ſei. Bedenken, 
die ſich nach dieſer Richtung ergaben, insbeſondere Mängel der 
Begründung, konnten nicht deshalb unbeachtet gelaſſen werden, 
weil nach gewiſſen Beweisergebniſſen, die das B. G. nach ſeiner 
Urtheilsbegründung nicht verwerthet hatte, deſſen thatſächliche 
Feſtſtellung berechtigt erſcheine. Eine derartige Argumentation, 
bei welcher das Reviſionsgericht eine ſelbſtſtändige Würdigung 
der Beweisergebniſſe vorgenommen haben würde, war völlig 
ausgeſchloſſen, auch wenn unterſtellt würde, daß das Gutachten 
dem damaligen B. G. vorgetragen geweſen ſei. VI. C. S. 
i. S. Reißner c. Fontheim vom 24. März 1902, Nr. 2/1902 VI. 

13. 8 313 Ziffer 4. 

Das O. L. G. hat im Eingange der Gründe des jetzt an⸗ 
gefochtenen Urtheils darzulegen geſucht, das reichsgerichtliche 
Urtheil vom 6. Mai 1901 ſei unrichtig, inſoweit es annehme, 
der Bekl. habe in der Verhandlung über ſeine Berufung gegen 
das erſtinſtanzliche Urtheil vom 10. Juli 1900 geltend gemacht, 
daß er nach den im Reisfuttermehlhandel beſtehenden Gewohn⸗ 
heiten nicht verpflichtet geweſen ſei, das ihm am 13. Inli 
1898 zugegangene Mehl durch einen Chemiker unterſuchen zu 
laſſen. Ob das angefochtene Urtheil aufgehoben werden müßte, 
wenn es auf dieſen Ausführungen beruhte, kann dahin geſtellt 
bleiben (vergl. die Kommentare zur C. P. O. von Gaupp- Stein 
Anm. IIIe [IV. Auflage], von Peterjen-Anger Anm. 4 [IV. Auf- 
lage] zu § 549, Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 13 
S. 404); denn der Bekl. hat bei der nochmaligen Verhandlung 
in der Berufungsinſtanz den in Rede ftehenden Einwand aus⸗ 
drücklich erhoben. Die erwähnten Ausführungen ſollen deshalb 
nicht die jetzt ergangene Entſcheidung rechtfertigen, es handelt 
ſich vielmehr um eine für dieſe ganz unerhebliche, ganz außer: 
halb des Rahmens der Entſcheidungsgründe (C. P. O. § 313 
Ziffer 4) fallende Kritik, die das O. L. G. an dem früheren 
Reviſiousurtheil üben zu ſollen gemeint hat; auf dieſe ſachlich 
einzugehen liegt keinerlei Anlaß vor. Vergl. Urtheil bei voriger 
Nummer. 

14. 5 338. 

Das L. G. hat die Klage abgewieſen und die Berufung 
der Kl. iſt durch Urtheil vom 14. November 1901 zurückge⸗ 
wieſen worden. Auf den Antrag des Nebenintervenienten iſt 
das B. U. durch das Verſäumnißurtheil vom 7. Januar 1902 
dahin ergänzt worden, daß auch die dem Nebenintervenienten in 
der Berufungsinſtanz entſtandenen Koſten der Kl. auferlegt find. 
Gegen das Ergänzungsurtheil vom 7. Januar 1902 iſt die 
Reviſion von der Kl. nicht eingelegt und ſie hätte auch nicht 
eingelegt werden können, da gegen das Verſäumnißurtheil nur 
der Einſpruch zuläſſig war. Der Antrag der Rkl., dieſes Urtheil 
aufzuheben, iſt darum in dieſem Verfahren nicht berechtigt. 
VI. C. S. i. S. Landgemeinde Peſtlin c. Kuaak vom 
3. April 1902, Nr. 9/1902 VI. 

15. § 551 Nr. 7. 

Die Reviſion findet einen Mangel an Entſcheidungs⸗ 
gründen darin, daß das B. G. nicht dargelegt habe, warum 
es der Ausführung des L. G. entgegentrete, das „Verlangen“ 
des Bekl. in dem Briefe vom 16. November 1900, daß der 
Kl. für die Dauer des Vertrages bei ihm wieder in Stellung 
trete, ſei mit einem Vertragsantrage nicht vereinbar. Allein 
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das B. G. war überhaupt nicht verpflichtet, wenn es von der 
Auslegung, die das L. G. den zwiſchen den Parteien gewechſelten 
Erklärungen gegeben hatte, abwich, auf jede einzelne Erwägung 
dieſes Gerichts ausdrücklich einzugehen, wenn es nur ſeine eigene 
Auslegung genügend begründete und die Begründung entnehmen 
ließ, daß es die entgegenſtehenden Erwägungen des L. G. nicht 
unbeachtet gelafſen hatte. Dies ergeben aber feine Ausführungen 
in der That. (Wird näher dargelegt.) III. C. S. i. S. Müller 
e. Stock vom 18. März 1902, Nr. 419/1901 III. 

16. § 565 Abſ. 2. 

Das Revifiondgericht hatte das frühere B. U. ohne Ein⸗ 
ſchränkung aufgehoben. Das B. G. war demnach bei der ander⸗ 
weitigen Verhandlung an ſeine frühere rechtliche und thatſächliche 
Auffaffung und Beurtheilung nicht gebunden, konnte vielmehr, 
namentlich wenn es in den neuen Ergebniſſen der Beweis⸗ 
aufnahme dazu Veranlaſſung fand, aus einem andern rechtlichen 
Geſichtspunkte den neuerdings feſtgeſtellten Sachverhalt beur⸗ 
theilen, mochte dieſer ſich auch aus einer Beweisaufnahme 
ergeben, die in Anlaß eines Beweisbeſchluſſes vorgenommen war, 
welcher ſich an die frühere thatſächliche Auffaſſung und wegen 
ungenügender Begründung vom Reviſionsgericht mißbilligte Feſt⸗ 
ſtellung des B. G. anſchloß. Darin liegt keinesfalls ein Verſtoß 
gegen § 565 Abſ. 2 der C. P. O. Denn eine rechtliche Be⸗ 
urtheilung, welche das B. G. ſeiner Entſcheidung hätte zu 
Grunde legen müſſen, war vom Reviſionsgericht bei der Auf- 
hebung nicht vorgeſchrieben, die Aufhebung war vielmehr aus⸗ 
drücklich und ausſchließlich wegen einer Lücke in der Beweis⸗ 
würdigung erfolgt, ohne daß dabei angeordnet wäre, das B. G. 
müſſe an ſeiner bisherigen rechtlichen Beurtheilung feſthalten 
und dürfe in ſeiner zu erwartenden Entſcheidung nur die Lücke 
in der Beweiswürdigung ausfüllen. V. C. S. i. S. Bartſch 
c. Voß vom 26. März 1902, Nr. 442/1901 V. 

17. 88 6, 567. Gerichtskoſtengeſetz $ 4 Abſ. 2. 

Die Königlich Preußiſche Staatskaſſe, vertreten durch den 
Oberſtaatsanwalt bei dem Königlich Preußiſchen Kammergericht 
in Berlin hat Beſchwerde mit dem Antrage eingelegt, die in 
dem Beſchluſſe in Sachen H. e. K. in Höhe von 200 000 Mark 
getroffene Streitwerthfeſtſetzung auf 1 250 000 Mark zu erhöhen. 
Die Beſchwerde iſt nach § 4 Abſ. 2 des G. K. G. in Ver⸗ 
bindung mit § 567 Abſ. 2 C. P. O. zuläſſig und auch Te 
gründet. Es handelt ſich um eine negative Feſtſtellungsklage 
betreffend den Nichtabſchluß oder die durch rechtmäßigen Rücktritt 
bewirkte Aufhebung eines Grundſtückskaufvertrages. Nach der 
Natur negativer Feſtſtellungsklagen läßt ſich deren Streitwerth 
nicht anders als nach demjenigen beſtimmen, was der Bekl. 
poſitiv als als Recht für ſich beanſprucht. Demzufolge iſt in 
der Rechtſprechung des R. G. anerkannt, daß bei Klagen auf 
Feſtſtellung des Nichtbeſtehens einer Schuldverbindlichkeit des 
Kl. von beſtimmtem ziffernmäßigem Betrage der Streitwerth 
ohne Weiteres durch dieſen Betrag gegeben iſt. Vergl. Entſch. 
des R. G. in Civilſachen Bd. 12 S. 361, ferner die Beſchlüſſe 
vom 21. Januar 1885, Juriſtiſche Wochenſchrift S. 121; 
vom 21. September 1886, Juriſtiſche Wochenſchrift S. 313: 
vom 24. September 1887, Juriſtiſche Wochenſchrift S. 415; 
vom 18. September 1889, Juriſtiſche Wochenſchrift S. 401; 
vom 27. November 1891, Juriſtiſche Wochenſchrift Jahr⸗ 
gang 1892 S. 11. Andererſeits hat freilich das R. G. auch 
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wiederholt ausgeſprochen, daß in Fällen, in denen nicht eine 
beſtimmte Summe als der Betrag des feſtzuſtellenden Anſpruchs 
angegeben iſt, der Werth des Anſpruchs nach freiem Ermeſſen 
zu ſchätzen ſei; vergl. die Beſchlüſſe vom 1. März 1898, 
Juriſtiſche Wochenſchrift S. 197; vom 22. Januar 1900, 
Juriſtiſche Wochenſchrift S. 179; vom 3. Januar 1901, 
Juriſtiſche Wochenſchrift S. 57; vom 3. April 1901, VB 51/01; 
ferner daß Klagen wegen Rücktritts von einem Vertrage eben⸗ 
falls dem § 3 C. P. O. unterliegen, ſelbſt wenn der Vertrag 
eine Sache zum Gegenſtande hat. Vergl. außer dem citirten 
Beſchluß vom 29. Januar 1900 noch Entſch. des R. G. in Civil⸗ 
ſachen Bd. 40 S. 407 ſowie die Beſchlüſſe vom 2. November 
1894, Juriſtiſche Wochenſchrift S. 572; vom 15. Dezember 
1898 und 24. Januar, 29. März, 27. Juni 1899, Juriſtiſche 
Wochenſchrift Jahrgang 1899 S. 27, 87, 276, 482. Keine 
dieſer Entſcheidungen betraf jedoch einen Fall wie den vor⸗ 
liegenden, in dem der Kl. eine ihm angeſonnene Verpflichtung 
zur Auflaſſung beſtreitet und ſein hierauf bezügliches negatives 
Feſtſtellungsverlangen in dem Antrage der Feſtſtellungsklage be⸗ 
ſonders zum Ausdruck gebracht hat. Dadurch iſt die Auflafſung 
Streitgegenſtand geworden und daher gemäß 86 C. P. O. der 
Werth des aufzulaffenden Grundſtücks, der unſtreitig durch den 
Kaufpreis von 1 250 000 Mark dargeſtellt wird, der Streit- 
werthfeſtſetzung zu Grunde zu legen. Denn die erwähnte 
Geſetzesvorſchrift unterſcheidet nicht, ob der die Sache betreffende 
Rechtsſtreit durch eine Leiſtungs⸗ oder durch eine Feſtſtellungs⸗ 
klage veranlaßt iſt und ob letzterenfalls der Kl. eine poſitive 
oder eine negative Feſtſtellung begehrt. Wenn der angefochtene 
Beſchluß zur Begründung ſeines abweichenden Standpunktes 
auszuführen verſucht, daß der Streit im vorliegenden Prozeß 
ſich nur um die Frage gedreht habe, ob zwiſchen den Parteien 
ein Kaufvertrag zu Stande gekommen ſei und noch zu Recht 
beſtehe, und daß bei Verneinung dieſer Frage der Wegfall der 
Auflaſſungsverpflichtung von den Parteien als eine ſelbſtver⸗ 
ſtändliche Konſequenz hiervon angeſehen worden ſei, ſo kann 
dem nicht beigetreten werden. Maßgebend für die Beſtimmung 
deſſen, was als Streitgegenſtand zu gelten hat, iſt der Inhalt 
der formellen Klageanträge. Inwieweit deren Stellung zur 
Erreichung des von der Partei erſtrebten Zieles erforderlich oder 
entbehrlich war, läßt ſich nicht immer in jedem Einzelfalle mit 
Sicherheit beſtimmen. Deshalb erſcheint es nicht angängig, den 
Umfang des Streitgegenſtandes nach jenem Geſichtspunkt abzu⸗ 
grenzen und einen formellen ausdrücklichen Klageantrag bei der 
Feſtſetzung des Streitwerthes lediglich deshalb unberückſichtigt 
zu laſſen, weil ihm nach der materiellen Klagebegründung keine 
ſelbſtſtändige Bedeutung zukomme. Beſchluß des V. C. S. i. S. 
Heeſe und Gen. e. Krüger und Lauffer vom 2. April 1902, 
B Nr. 74/1902 V. 

18. 8 576. 

Der Beſchwerdeführer glaubt die Zuläſſigkeit der gegen die Ent⸗ 
ſcheidung des L. G. eingelegte Beſchwerde darauf ſtützen zu können, 
daß ein Fall vorliege, in dem durch die C. P. O. die Beſchwerde 
ausdrücklich als zuläſſig erklärt worden ſei, inſofern durch § 576 
Abſ. 2 dieſes Rechtsmittel ſchlechthin gegen jede Entſcheidung des 
Gerichts gegeben ſei, die gegenüber einer Entſcheidung des Gerichts⸗ 
ſchreibers nachgeſucht worden. Dieſe Anſicht tft völlig abwegig. 
Jene Beſtimmung beſagt nur, daß die Beſchwerde nicht gegen 
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die Entſcheidung des Gerichtsſchreibers, des beauftragten, bezw. 
erſuchten Richters, ſondern gegen die des Prozeßgerichts ſtatt⸗ 
zufinden hat. Ob ſie zuläſſig iſt, richtet ſich nach den Vorſchriften 
in 588 567 ff. Beſchluß des VI. C. S. i. S. Falck c. Schuſter 
& Baer vom 10. März 1902, B Nr. 59/1902 VI. 

19. 88 655, 717, 775, 776. 

Das B. G. ſtützt feine Entſcheidung auf §717 der C. P. O. 
neuer Faſſung. Da jedoch die Beitreibung des mit der Klage 
zurückgeforderten Betrages ebenſo wie die Aufhebung des vorläufig 
vollſtreckbaren Urtheils, auf deſſen Grund die Beitreibung jtatt- 
gehabt hat, in die Zeit vor dem 1. Januar 1900 fallen, ſo 
beſtimmen ſich Vorausſetzung und Inhalt des Rückforderungs⸗ 
anſpruchs nach dem § 655 der C. P. O. alter Faſſung. Denn 
inſoweit an dieſen Stellen die C. P. O. die Folgen der Geltend- 
machung eines nachher wieder aufgehobenen oder abgeänderten 
Vollſtreckungstitels regelt, giebt ſie Vorſchriften des materiellen 
Rechts und für die Anwendung dieſer materiellrechtlichen Be⸗ 
ſtimmungen iſt, entſprechend dem Art. 170 des E. G. zum B. G. B. 
entſcheidend, ob der Thatbeſtand dem alten oder dem neuen Recht 
angehört (vergl. Urtheil des R. G. in Juriſtiſche Wochenſchrift 
1900 S. 315 Nr. 10). Indeſſen kommt es in dem vorliegenden 
Falle auf den Unterſchied zwiſchen dem alten und dem neuen 
Recht nicht an. Da der Kl. nur die Rückgabe des Gezahlten, 
nicht auch Schadenerſatz verlangt, ſo war nach dem in I. J. 
gegebenen Thatbeſtande feine Klage auch nach (alt) 8 655 Abſ. 2 
in der Hauptſache begründet und nur in Bezug auf die Zinſen 
wäre nach der Auslegung, welche dieſe Vorſchrift in der Praxis 
erfahren hat, der Anſpruch nicht ohne Zuhülfenahme der er- 
gänzenden landrechtlichen Norm (A. L. R. Thl. I Tit. 16 $ 208) 
zu rechtfertigen geweſen. Daß aber auch ſchon der Rückgabe⸗ 
anſpruch aus § 655 Abſ. 2 (alt), wie jetzt unzweifelhaft der 
Entſchädigungsanſpruch aus § 717 Abſ. 2 (neu), nicht auf 
Erhebung im anhängigen Hauptprozeſſe beſchränkt iſt, ſondern 
daneben mit beſonderer Klage geltend gemacht werden kann, iſt 
nicht zu bezweifeln. Ebenſo ergiebt ſich, daß nach dem veränderten 
Thatbeſtand in der Berufungsinſtanz der Klageanſpruch auch 
dann für erloſchen angeſehen werden muß, wenn man ihn nach 
der alten Vorſchrift beurtheilt, und daß daher in jedem Falle 
die Entſcheidung der Vorinſtanz gerechtfertigt erſcheint. Allerdings 
liegt der Rechtsgrund für den Rückforderungsanſpruch in der 
prozeſſualen Thatſache, daß das vorläufig vollſtreckbare Urtheil 
aufgehoben oder abgeändert iſt, daß ſomit der Vollſtreckungstitel 
nicht mehr oder nicht mehr im früheren Umfange beſteht. Es 
ſoll damit in einem beſonders dringenden Falle der Benachtheiligung 
abgeholfen werden, welche dem Schuldner aus dem Inſtitut der 
vorläufigen Vollſtreckbarkeit erwachſen kann. Nicht ſchon der ganze 
oder theilweiſe Wegfall der Vollſtreckbarkeit — wofür die Vor⸗ 
ſchriften in 8 775 (69 1) Ziffer 1 und § 776 (692) der C. P. O. 
die Einſtellung oder Beſchränkung der Zwangsvollſtreckung vor— 
ſehen — ſondern erſt der Wegfall oder die Abänderung des 
Titels ſelbſt iſt für das Geſetz die Veranlaſſung, den Gläubiger 
zur Rückgabe deſſen zu verpflichten, was er unter Geltendmachung 
des vorläufig vollſtreckbaren Titels erlangt hat. Das Gezahlte 
oder Geleiſtete beſitzt er von dann an jedenfalls ohne Rechtsgrund, 
causa finita. Nach bloßer Logik könnte man daraus den Schluß 
ziehen, daß der einmal begründete Rückforderungsanſpruch beſtehen 
bleibe, wenn der Gläubiger für ſeine Forderung ſpäter wieder 
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einen vollſtreckbaren Titel erhalten hat, da dieſe neue causa die 
rechtliche Mangelhaftigkeit des früheren Erwerbs, bei welchem 
ſie nicht mitgewirkt hat, nicht rückwärts heilen könne (vergl. 
Gaupp⸗Stein, Kommentar zur Civilprozeßordnung, IV. Auflage 
Bd. II zu $ 717 Note I unter 2 (S. 372/73) und 4 a. E. 
(S. 374). Wie man zu entſcheiden hätte, wenn der neue Titel 
wiederum ein blos vorläufig vollſtreckbarer wäre, ſteht nicht in 
Frage. Vielmehr liegt in der Berufungsinſtanz der Thatbeſtand 
vor, daß dem Bekl. im gegenwärtigen Prozeſſe der Anſpruch, 
wegen deſſen er die vorläufige Zwangsvollſtreckung vorgenommen 
hat, im Hauptprozeſſe nunmehr rechtskräftig zuerkannt iſt. In 
diefein Falle wäre es ein Verkennnen der wirklichen Abſicht des 
Geſetzes, wenn man annehmen wollte, daß trotzdem der Kl. die 
Rückgabe des Beigetriebenen weiter verlangen könne und daß 
der Bekl. darauf angewieſen ſei, ſeinen rechtskräftig erſtrittenen 
Anſpruch indirekt durch Aufrechnung oder dadurch zur Geltung 
zu bringen, daß er eine neue Zwangsvollſtreckung veranlaßt. 
Vom Standpunkte des § 717 Abſ. 2 (neu) der C. P. O. wäre 
dies ohne Weiteres klar, da im Umfange der ſpäteren rechts⸗ 
kräftigen Verurtheilung ein zu erſetzender Schaden des Schuldners 
nicht mehr vorliegen würde. Aber auch die Vorſchrift des § 655 
Abſ. 2 der alten C. P. O. muß in dem gleichen Sinne verſtanden 
werden. Es wäre eine durch den Rechtsgrund der Vorſchrift 
gar nicht gerechtfertigte Ueberſpannung der Reaktion gegen die 
Ausnutzung der vorläufigen Vollſtreckbarkeit, wenn das Gebot 
der Rückgabe als ein unbedingtes aufgefaßt werden müßte. In 
dem angeführten §8 655 Abſ. 2 iſt die Rückgabepflicht aus- 
geſprochen in Beziehung auf den vom Bekl. im Prozeſſe ſelbſt 
geſtellten Antrag. Ihre Faſſung hat danach die Vorſchrift mit 
Rückſicht auf einen Fall erhalten, wo die Verurtheilung zur 
Rückgabe alsbald erfolgt und Verwicklungen, wie im gegenwärtigen 
Prozeſſe, ausgeſchloſſen ſind. Es rechtfertigt ſich deshalb, der 
Vorſchrift eine proviſoriſche Bedeutung beizulegen und die Ruͤck⸗ 
gabepflicht jedenfalls dann aufhören zu laſſen, wenn durch rechts- 
kräftige Entſcheidung in der Sache ſelbſt feſtgeſtellt iſt, daß dem 
Gläubiger dasjenige, was er durch die verfrühte Beitreibung 
erlangt hat, von Rechtswegen zukommt. Dies hat das B. G. 
richtig erkannt und es iſt nicht unzutreffend, wenn es mit 
Rückſicht darauf von dem Kl. ſagt, daß er die Erſtattung des 
Gezahlten auf ſeine eigene Gefahr gefordert habe. Ob die 
analogiſche Verwerthung der in $ 302 der C. P. O. — noch 
nicht in (alt) § 274 — gegebenen Vorſchriften über den Fall 
der im Urtheile vorbehaltenen Aufrechnungseinrede gerechtfertigt 
war, kann dahin geſtellt bleiben. Die Zwangsvollſtreckung 
gegen den Kl. hat auch zur Zahlung der Koſten des Gerichts 
vollziehers geführt. Dieſe Zahlung iſt durch ſeine ſpätere, 
rechtskräftige Verurtheilung nicht gedeckt. Inſoweit kommt aber 
in Betracht — was eventuell auch dem ganzen Rückforderungs⸗ 
anſpruch entgegenſtehen würde — daß der Kl. ſelbſt in der 
Berufungsinſtanz behauptet hat, der Rechtsſtreit ſei erledigt, 
weil die Parteien nach Erlaß des Erxläuterungsurtheils im 
Hauptprozeſſe kompenſirt hätten. Das der Kl. Näheres über dieſe 
Kompenſation nicht hat angeben können, iſt unerheblich, ebenſo 
wie es hier nichts verſchlägt, daß gegen den Rückgabeanſpruch 
aus § 655 Abſ. 2 der C. P. O. (a. F.) Kompenſations⸗ 
einreden nicht erhoben werden dürfen (Entſch. d. R. G. in Civil⸗ 
ſachen Bd. 34 S. 354, Seuffert, Archiv Bd. 54 Nr. 196). 
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Denn es wird nicht eine Kompenſationseinrede erhoben. Von 
Bedeutung iſt das Vorbringen hier nur als die Thatſache, daß 
der Kl. ſelbſt das Nichtmehrbeſtehen ſeines Anſpruchs behauptet 
hat. Er kann nicht im Widerſpruche mit dieſer Behauptung 
den Anſpruch trotzdem noch geltend machen. I. C. S. i. S. 
Lindner c. Töpke vom 19. März 1902, Nr. 396/1901 J. 

20. 88 929, 936. 

Es kommt im gegenwärtigen Falle darauf an, ob und 
inwieweit die Vorſchrift des §8 929 Abſ. 2 der C. P. O., — 
wonach die Vollziehung des Arreſtbefehls unſtatthaft iſt, 
wenn ſeit dem Tage, an welchem der Befehl verkündet oder der 
Partei, auf deren Geſuch derſelbe erging, zugeſtellt iſt, zwei 
Wochen verſtrichen find, — auch auf einſtweilige Ver⸗ 
fügungen, namentlich auf ſolche, welche ein Verbot enthalten, 
anzuwenden iſt (§ 936 der C. P. O.) und es iſt als dem 
Willen des Geſetzes entſprechend zu erachten, daß dieſe kurze 
Friſt, ſoweit thunlich, auch bei der Vollziehung dereinſtweiligen 
Verfügungen eingehalten werde, und daß anderen Falls der in 
§ 929 Abſ. 2 an deren Verſäumung geknüpfte Rechtsnachtheil 
auch bei einſtweiligen Verfügungen eintrete. Was die Art und 
Weiſe der bei der Anwendung des § 929 Abſ. 2 allein in 
Frage kommenden Vollziehung einer einſtweiligen Verfügung 
betrifft, ſo begründet zunächſt die Form, in welcher die Ver⸗ 
fügung erlaſſen iſt, alſo der Umſtand, ob dieſelbe in einem 
Beſchluſſe oder in einem Urtheile enthalten iſt, in dieſer 
Hinſicht keinen Unterſchied; es iſt eine genügende Voll⸗ 
ziehung einer ein Verbot enthaltenden einſtweiligen Verfügung 
im Sinne des § 929 Abſ. 2 darin zu finden, daß derjenige, 
welcher dieſelbe erwirkt hat, demjenigen, gegen den fie erlafſen 
iſt, durch Zuſtellung derſelben ſeinen Willen kund giebt, daß 
er auf der Befolgung des von dem Gerichte erlaſſenen Verbots 
beſtehe und ſomit die Verfügung, inſoweit, als es bei den 
gegebenen Verhältniſſen von ihm abhängt, in Vollziehung ſetze. 
Eine ſolche Zuſtellung iſt aber auch in jedem einzelnen Falle 
binnen der in $ 929 Abſ. 2 der C. P. O. beſtimmten Friſt 
ausführbar. II. C. S. i. S. Hahn c. Regner vom 7. März 
1902, Nr. 424/1901 II. 

Handelsgeſetzbuch. 

21. § 84. 

Wenn der Agent keine Abſchlußvollmacht hat, alſo bloß 
ſogenannter Vermittelungsagent iſt, ſo kann und darf er 
allerdings den Vertrag nicht endgiltig abſchließen; immerhin 
aber handelt er bei ſeiner den Vertragsabſchluß vorbereitenden 
Thätigkeit in Vertretung des Geſchäftsherrn. Aus der, 
wenn auch beſchränkten, dem Agenten zukommenden Vertretungs- 
macht, welche durch die Beſtellung des Agenten nach außen 
bekannt gegeben iſt, folgt ſodann, daß der Geſchäftsherr das 
von dem Agenten (in dem Rahmen der demſelben zugewieſenen 
Handelsthätigkeit) vermittelte Geſchäft, wenn er daraus Rechte 
ableiten will, ſo gegen ſich gelten laſſen muß, wie es der Agent 
mit dem Kunden beredet hat. Wenn ſich die bisher in dieſer 
Frage ergangenen Entſcheidungen zumeiſt auf Fälle von durch 
Agenten vermittelten Verſicherungsverträgen oder Börfen- (Dif- 
ferenz⸗) geſchäften bezogen haben, fo wäre es doch nicht gerecht⸗ 
fertigt, die dort grundſätzlich vertretene Anſchauung auf Geſchäfte 
der angeführten Art zu beſchränken und hierin einen prinzipiellen 
Unterſchied zwiſchen den von Agenten vermittelten Handels⸗ 
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geſchäften zu machen. Eine Einſchränkung allerdings ergiebt ſich 
aus der Natur der Sache wie aus dem Grundſatz von Treu 
und Glauben im Rechtsverkehr. Die Sache darf nicht ſo liegen, 
daß der dritte Kontrahent gewußt hat oder darüber nicht im 
Zweifel ſein konnte, das von dem Agenten Erklärte ſtehe mit 
dem Willen des Geſchäftsherrn im Widerſpruch. (Vergl. Entſch. 
des R. G. Bd. 36 S. 42 ff.) VI. C. S. i. S. Wohl c. Salmon 
vom 3. April 1902, Nr. 391/1901 VI. 

22. 88 237, 245, 247. 

Seitens der Reviſion iſt geltend gemacht worden, daß der 
angefochtene Beſchluß der Generalverſammlung gegen § 237 
des H. G. B. verſtoße. Es wird behauptet, daß die 9 000 Mark 
— vertragsmäßige Tantieme — zunächſt von dem Fabrikations- 
gewinn hätten abgezogen werden müſſen, um danach aus dem 
verbleibenden Reſte die vertragsmäßige Tantieme des Direktors 
R. zu berechnen. Ebenſo hätten aber auch nach Anſicht der 
Kl. vor Berechnung dieſer Tantieme die 2 500 Mark Ab⸗ 
ſchreibung auf die Wolſegger Aktien, mochte darin die Buchung 
eines entſtandenen Verluſtes oder eine ſtille Rücklage zu finden 
ſein, von dem Fabrikationsgewinn abgezogen werden ſollen. 
Was den erſteren Punkt anlangt, ſo iſt nicht erfichtlich, wie die 
verlangte Ermäßigung des der Berechnung der Tantieme zu 
Grunde zu legenden Jahres gewinnes aus §S 237 folgen ſoll. 
Dieſe Beſtimmung ſetzt voraus, daß den Mitgliedern des Vor⸗ 
ſtandes ein Antheil am Jahresgewinne gewahrt wird, d. h. ſie 
behandelt dieſe ſogenannte Tantieme als eine Zahlung aus dem 
Jahresgewinn. Danach wird alſo mit Nichten vorgeſchrieben, 
die Tantieme etwa nach der Formel Xx = Y, (a — X), wo x 
die Tantieme und a den nach Vornahme ſämmtlicher Ab- 
ſchreibungen und Rücklagen verbleibenden Reingewinn bezeichnet, 
in der Weiſe zu berechnen, daß dabei der ſich nach Abzug der 
Tantieme ſelbſt ergebende Reingewinn zu Grunde gelegt wird. 
Anders verhält es ſich allerdings mit dem zweiten Poſten, Ab- 
ſchreibung auf die Wolſegger Aktien, denn nach dem klaren 
Wortlaute des § 237 hätten dieſe 2 500 Mark bei Anwendung 
dieſer Beſtimmung, mochte es ſich dabei um einen Verluſt, oder 
um eine ſtille Rücklage handeln, von dem Jahresgewinn ab⸗ 
gezogen und die Tantieme des Direktors aus dem Reſtbetrage 
berechnet werden müſſen. Die Tantieme des Direktors iſt aber 
im vorliegenden Falle berechnet worden in Gemäßheit der Ver⸗ 
träge vom 27. Auguſt 1894 und 3. Februar 1899, und die 
Reviſion hat nicht beſtritten, daß ſie hiernach richtig berechnet 
worden iſt. Sie behauptet vielmehr nur, daß die Verträge dem 
§ 237 H. G. B. inſoweit zu weichen hätten, als ſich ein Wider⸗ 
ſpruch herausſtelle. Dem kann jedoch nicht gefolgt werden. 
Allerdings iſt $ 237 des H. G. B. in dem Sinne eine Vor⸗ 
ſchrift zwingender Natur, daß fie der Dispoſition der Vertrags- 
parteien keinen Raum giebt, ſondern die in ihren Herrſchafts⸗ 
bereich fallenden Verträge und Generalverſammlungsbeſchlüſſe, 
die mit ihr in Widerſpruch treten, inſoweit außer Kraft ſetzt. 
Dies ergiebt ſich aus der Faſſung der Vorſchrift unmittelbar 
und iſt bezüglich der die Mitglieder des Aufſichtsraths be⸗ 
treffenden Parallelvorſchrift des § 245 des H. G. B. bei der 
Berathung im Reichstage allſeitig anerkannt worden. (Mugdan 
Materialien zum H. G. B. S. 757 und 759.) Immerhin iſt 
§ 327 des H. G. B. aber nur eine wirthſchaftspolitiſche Zweck⸗ 
mäßigkeitsmaßnahme, nicht eine Rechtsnorm, die einem ſittlichen 
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Empfinden Ausdruck giebt. Es liegt daher kein Grund vor, 
anzunehmen, daß der Geſetzgeber bezüglich dieſer Vorſchrift von 
der in Art. 170, 171 des E. G. zum B. G. B. gegebenen 
zeitlichen Anwendungsregel ebenſo hat abgeſehen wiſſen wollen, 
wie dies beiſpielsweiſe bezüglich des 8 138 Abſ. 2 des B. G. B. 
mit Recht als in ſeiner Abſicht liegend erachtet worden iſt. 
(Entſch. des R. G. Bd. 47 S. 103.) Mit anderen Worten es 
kann der Beſtimmung rückwirkende Kraft auf bereits entſtandene 
Schuldverhältniſſe nicht beigemeſſen werden. Um ein bereits 
entſtandenes Schuldverhältniß handelt es ſich aber im vor— 
liegenden Falle. Die dem Direktor R. nach dem Vertrage zu⸗ 
ſtehenden Anſprüche auf Tantieme werden ſomit durch § 237 
des H. G. B. nicht berührt. Nicht zu billigen iſt die Aus⸗ 
führung des Vorderrichters, daß der Antrag des Auſſichtsraths 
vom 1. September 1900, ſoweit dabei Rechte des Direktors R. 
in Frage kamen, der Beſchlußfaſſung der Generalverſammlung 
überhaupt nicht unterlag und daß aus dieſem Grunde inſoweit 
eine Anfechtung ausgeſchloſſen ſei. Denn inſofern unterſtand 
auch die Anerkennung von Gehalts- und Tantiemeanſprüchen 
des Direktors der Zuſtändigkeit der Generalverſammlung, als 
dieſe nach § 9 des Statuts (cfr. § 260 des H. G. B.) über 
die Genehmigung der Jahresrechnung und die Gewinnvertheilung, 
ſowie über die Entlaſtung des Vorſtandes und des Auflichts- 
rathes zu beſchließen hatte. Sie hätte z. B. dem Standpunkte 
der Kl. entſprechend beſchließen koͤnnen, daß der Tantiemeanſpruch 
nur unter Abzug von 1 150 Mark anzuerkennen ſei, und dem⸗ 
gemäßedie geforderte Entlaſtung bis zur Aufſtellung einer be⸗ 
richtigten Rechnung verweigern können. Sie hätte zugleich 
gemäß H. G. B. § 247 Abſ. 1 die Anſtellung einer ent⸗ 
ſprechenden Feſtſtellungsklage gegen R. anordnen können. Even⸗ 
tuell hätte ſie mit der Behauptung, daß der Aufſichtsrath den 
Rechten der Geſellſchaft R. gegenüber ſchuldhaft präjudizirt habe, 
gemäß H. G. B. §§ 249, 268 die Anſtellung einer Ent⸗ 
ſchädigungsklage gegen die Mitglieder des Aufſichtsraths verfügen 
können. Hiernach würde der Genehmigungsbeſchluß der An- 
fechtung aus 8 271 des H. G. B. unterliegen, wenn es 
offenbar wäre, daß der erhobene Gehaltsanſpruch in einem 
vor dem 1. Januar 1900 entſtandenen Schuldverhältniß keine 
Grundlage hätte und zugleich mit §8 237 des H. G. B. in 
Widerſpruch träte. Allerdings bezweckt 8 271 des H. G. B. 
an ſich nicht, die Geſellſchaft in ihren Rechten Dritten gegen- 
über zu ſchützen, ſondern die Mitgliedsrechte als ſolche gegenüber 
ſtatuten⸗ und geſetzwidrige Verfügungen der Geſellſchaftsorgane 
zu vertheidigen. Es würde ſomit nicht anfechtbar ſein, wenn 
die Generalverſammlung beim Vorliegen von thatſächlichen oder 
rechtlichen Zweifeln über den Inhalt eines vor dem 1. Januar 
1900 entſtandenen Dienſtverhältniſſes mit einem Vorſtands⸗ 
mitgliede die Anerkennung der von demſelben erhobenen Gehalts⸗ 
und Tantiemeanſprüche als nach dem Dienſtverhäͤltniſſe gerecht- 
fertigt beſchloſſen hätte, obſchon ſie unter der Herrſchaft des 
§ 237 des H. G. B. nicht hätten zugeſtanden werden können, 
wohl aber wenn dieſe Anerkennung ohne die Unterlage eines 
vorher entſtandenen Dienſtverhälturſſes oder bei einer Sachlage 
erfolgt wäre, welche die Berufung darauf als offenbar un⸗ 
begründet erſcheinen ließe, denn alsdann würde der angefochtene 
Beſchluß auf Verletzung des §S 237 des H. G. B. beruhen. 
Da ein ſolcher Thatbeſtand aber im vorliegenden Falle nicht 
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gegeben iſt, kommt die rechtsirrthümliche Auffaſſung der Vor⸗ 
inſtanz für die Reviſion nicht in Betracht. I. C. S. i. S. Näf 
c. A. G. Papierfabrik Baienfurt vom 22. März 1902, 
Nr. 401/1901 J. 

23. Kauf nach Probe. 

Nach den zuletzt vom Kl. aufgeſtellten Behauptungen iſt 
die jetzt in Frage ſtehende Partie Reisfuttermehl zwar nicht 
unmittelbar nach einer Probe beſtellt und verkauft worden. Wohl 
aber hat der Kl. bei Verhandlungen, die er im Marz 1898 
mit dem Bekl. gepflogen, dieſem drei Typenmuſter überſendet, 
darunter eins mit der Bezeichnung F 3, und der Bekl. hat 
damals Mehl nach dieſem Muſter bezogen, und bei dem jetzt 
in Rede ſtehenden Geſchäfte iſt die Vereinbarung dahin gegangen 
daß Reisfuttermehl von derſelben Qualität, wie das „letzt— 
gehabte“ zu liefern ſei. Dieſe Darſtellung iſt vom Bekl. nicht 
beſtritten worden; vielmehr hat ſich der Streit darauf beſchränkt, 
welches den von beiden Parteien dem Gerichte überreichten 
Muſter dasjenige ſei, nach welchem das frühere — an ſich er- 
ledigte — Geſchäft abgeſchloſſen ſei, und welches daher mittelbar 
auch als Probe für die jetzt in Streit befangene Lieferung zu 
gelten habe. Zur Klarſtellung dieſer Frage hat die I. J. dem 
Kl. einen Eid auferlegt, durch den in Gewißheit geſetzt werden 
ſoll, daß das von ihm überreichte Muſter dasjenige ſei, das 
dem bei dem früheren Geſchäfte dem Bekl. überſendeten, mit 
F 3 bezeichneten entſpreche; ſie hat angenommen, daß dieſer Eid 


entſcheidend ſei, weil die am 13. Juli 1898 dem Bekl. zu⸗ 


gegangene Waare bezüglich ihres Protein- und Fettgehalts zwar 
dem vom Kl., nicht aber dem vom Bekl. dem Gerichte über- 
reichten Muſter entſpreche. Das O. L. G. aber nimmt an, daß 
die vom Bekl. gegen die Auferlegung dieſes Eides gerichteten 
Angriffe ſchon deshalb unerheblich ſeien, weil auf dieſen Eid 
gar nicht hätte erkannt, vielmehr die unbedingte Verurtheilung 
des Bekl. hätte ausgeſprochen werden ſollen. Zu dieſer Auf- 
faſſung gelangt die Vorinſtanz, indem ſie annimmt, die bei 
dem früheren Geſchäfte vom Kl. abgegebene Erklärung, daß er 
eine Gehaltsgarantie für Protein und Fett nicht übernehme, 
gelte auch für das jetzt in Frage ſtehende Geſchäft, und durch 
dieſelbe ſei die Haftung des Kl. für einen Mangel an Protein 
und Fett vertragsmäßig ausgeſchloſſen. Sie legt ſomit, und 
zwar ohne dafür beſondere Gründe anzuführen, jene Erklärung 
des Kl. dahin aus, er lehne es nicht bloß ab, dafür einzu- 
ſtehen, daß das von ihm nach dem Muſter F 3 zu liefernde 
Mehl einen ziffermäßig beſtimmten Gehalt an Protein und Fett 
habe, insbeſondere den ſchätzungsweiſe angegebenen von 15—16 
Prozent, ſondern er ſchließe auch ſeine Haftung dafür aus, daß 
die zu liefernde Waare bezüglich ihres Gehalts an jenen Stoffen 
der dem Briefe vom 19. März 1898 beigelegten Probe 
F 3 entſpreche. Dieſe Auffaſſung hat weder in dem Urtheil 
vom 13. Juli 1899, noch in dem vom 21. Dezember 1900 
Ausdruck gefunden und iſt auch, ſoviel erſichtlich, vom Kl. ſelbſt 
erſt in der durch das Reviſionsurtheil vom 6. Mai 1900 ver⸗ 
anlaßten Berufungsverhandlung vertreten worden, weshalb ſie 
zu berühren für das R. G. früher kein Anlaß vorgelegen hat. 
Sie kann auch in ihrem zweiten Theile, der hier allein aus⸗ 
ſchlaggebend iſt, nicht gebilligt werden. Aus den Schlußſcheinen 
vom 22. April und 6. Mai 1898 ergiebt ſich die übrigens 
auch ſonſt bekannte Thatſache, daß im Handel mit Futtermehl 
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der Verkäufer einen Mindeſtgehalt der Waare au Protein und 
Fette zu gewährleiſten pflegt und insbeſondere dies auch im 
Geſchäfte des Kl. geſchieht. Wenn dieſer nun in dem Vertrags⸗ 
angebot vom 19. März 1898 bezüglich der einen darin unter 
Beilegung eines Muſters — F. 3 — offerirten Mehlſorte er⸗ 
klärt hat, er übernehme für dieſes billige Mehl keine Garantie 
für den Gehalt an Protein und Fett, doch tarire er das Mehl 
auf ¼6 Prozent Gehalt, fo kann dies, fo lange nicht beſondere, 
bisher gar nicht behauptete Umſtände eine andere Auslegung 
ergeben, nach Art. 278, 279 des H. G. B. älterer Faſſung 
nur dahin verſtanden werden, der Kl. lehne es ab, eine bindende, 
ziffermäßige Angabe über den Gehalt der Probe und der 
nach ihr zu liefernden Waare zu machen, insbeſondere für 
die Richtigkeit der Schätzung auf 1/16 Prozent einzuſtehen, nicht 
aber iſt dadurch mit zureichender Deutlichkeit zum Ausdruck 
gelangt, der Kl. wolle auch dafür nicht aufkommen, daß die 
von ihm zu liefernde Waare bezüglich des Protein- und Fett⸗ 
gehalts der Probe, nach der er liefern wolle, entſpreche. Eben⸗ 
ſowenig ſpricht für eine ſolche Auslegung der Schlußſchein vom 
22. April 1898, in welchem ausdrücklich geſagt iſt: Qualität 
wie Ihnen übergebenes Typenmuſter, und nur in dem 
nachfolgenden, an ſich zur Angabe des garantirten Prozentſatzes 
an Protein und Fett beſtimmten Satze die Prozentziffer weg⸗ 
gelaſſen iſt, oder die in dem Briefe des Bekl. vom 15. Auguſt 
1898 enthaltene Bemerkung, daß der Kl. ohne Gehaltsgarantie 
verkauft habe. Hiernach iſt der Grund, der von der Vorinſtanz 
allein gegen die Beachtlichkeit des Einwands des Bekl., daß die 
ihm gelieferte Waare der Probe, nach welcher gehandelt worden, 
nicht entſpreche, geltend gemacht worden iſt, nach dem, was 
bisher vorliegt, nicht als zutreffend anzuerkennen. VI. C. S. 
i. S. Reißner c. Fontheim vom 24. März 1902, Nr. 2/1902 VI. 

24. Differenzgeſchäft. 

Die Vorinſtanzen ſind davon ausgegangen, daß je nach 
der Abſchlußzeit der einzelnen Geſchäfte die Frage, ob es ſich 
dabei um unflagbare Differenzgeſchäfte gehandelt habe, nach 
dem alten oder dem neuen Rechte zu beantworten ſei, daß es 
aber ſachlich auf dieſen Unterſchied nicht ankomme, da nach 
beiden Rechten — A. L. R. Thl. I Tit. 11 8 577, B. G. B. 
SS 764, 762 — der Begriff der Differenzgeſchäfte in weſentlich 
gleicher Weiſe zu faſſen ſei. Hiergegen iſt kein Einwand zu 
erheben. Rechtsirrthümlich iſt aber die Anſicht, daß die von 
den Parteien geſchloſſenen Geſchäfte, zu deren Sicherung die 
jetzt zurückgeforderten Pfänder gegeben worden ſind, ſei es nach 
dem alten, ſei es nach dem neuen Rechte, ſolche Differenzgeſchäfte 
geweſen ſeien. Der Geſchäftsverkehr zwiſchen den Parteien hat 
fih, inſoweit unbeſtritten, in folgender Weiſe abgeſpielt. Im 
Auftrage des Kl. oder ſeiner für ihn handelnden Ehefrau hat 
die Bekl., ſei es mit oder ohne Eintritt als Selbſtkontrahentin, 
den An- und Verkauf von Werthpapieren zu Tageskurſen aus- 
geführt. Für die angekauften Papiere iſt dem Kl. der jedes⸗ 
malige Kaufpreis unter dem Anſchaffungstage im Kontokorrente 
zur Laſt geſetzt und die Zinſen von dieſem Tage ab berechnet 
worden. Ebenſo iſt ihm für die verkauften Papiere der Ver⸗ 
kaufspreis unter dem Tage des Verkaufs im Kredit gut 
geſchrieben. Zwiſchen dem An- und Verkaufe der Papiere liegt 
eine bald kürzere, bald längere Friſt. Einzelne der erſt nach 
Abbruch der Geſchäftsverbindung von der Bekl. im Wege der 
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Zwangsvollſtreckung veräußerte Kommiffionspapiere find ſchon 
im Jahre 1899, zum Theil ſchon im Anfange des Geſchäfts⸗ 
verkehrs angekauft worden. Für die angekauften, noch nicht 
wieder verkauften Papiere find dem Kl. auf der Kreditſeite 
Dividendenbeträge von zuſammen mehr als 6 000 Mark gut 
gebracht. In ihrer äußeren Erſcheinung ſind demnach alle dieſe 
Geſchäfte nicht Zeit» oder Lieferungsgeſchäfte, ſondern Kaſſa⸗ 
und Tagesgeſchäfte. Das iſt auch gar nicht beſtritten und das 
B. G. nimmt es ſelbſt an. Es meint aber, daß darauf nichts 
ankomme, da ſich daraus beſondere Bedenken gegen die An⸗ 
nahme nicht rechtfertigen ließen, daß die Verträge nicht auf 
effektive Erfüllung. ſondern lediglich auf die Ausgleichung der 
Kursdifferenzen abgezielt hätten. Die Ausführungen des B. G. 
zu dieſem Punkte beruhen auf einer Verkennung des Weſens 
der Differenzgeſchäfte. Spekuliren kann man ſowohl beim 
Tages- wie beim Zeitgeſchäft, indem man nicht in der Abſicht 
feſter Vermögensanlage handelt, ſondern in der Abſicht des Gewinns 
bei niedrigem Kurſe kauft oder bei hohem Kurſe verkauft, um das⸗ 
ſelbe Papier im erſten Falle bei ſteigendem Kurſe theurer verkaufen, 
im zweiten Falle bei weichendem Kurſe wohlfeiler einkaufen zu 
können. Die Spekulation kann natürlich auch fehlgehen und Verluſt 
bringen. Aber mit dem Differenzgeſchäft hat dieſe Spekulations⸗ 
abſicht an ſich nichts zu ſchaffen. Für das Differenzgeſchäft iſt 
weſentlich, daß geſpielt werde. Als Spiel iſt nach § 764 
des B. G. B., der inſoweit nur das bereits geltende Recht 
wiedergegeben hat, anzuſehen ein Vertrag über Lieferung von 
Waaren und Werthpapieren, der nach der ausdrücklichen oder 
ſtillſchweigenden Abſicht beider Theile oder, wie das B. G. B. 
beſtimmt, der erkenubaren Abſicht auch nur des einen Theils 
lediglich dahin führen ſoll, daß der Unterſchied zwiſchen dem 
vereinbarten Preiſe und den Börſen⸗ oder Marktpreiſen der 
Lieferungszeit von dem verlierenden an den gewinnenden Theil 
gezahlt werde. Die von dem Tage des Vertragsſchluſſes 
verſchiedene Lieferungszeit mit ihrem nicht vorausſehbaren 
Börſen⸗ oder Marktpreiſe iſt für dieſes Spiel ſeiner Natur 
nach weſentliche Vorausſetzung, wonach ſich entſcheidet, welcher 
Theil gewinnt und welcher verliert. Ganz anders iſt es beim 
Tages- und Kaſſageſchäft. Wenn hier auch dem Kaufe ſpäter 
ein Verkauf folgt, ſo kann zwar zwiſchen dem Kauf- und dem 
Verkaufspreiſe zu Gunſten oder zum Nachtheile des Spekulanten 
ein Unterſchied beſtehen, aber ein Spiel liegt den beiden nur 
wirthſchaftlich verbundenen Spekulations- und Realiſations⸗ 
Geſchäften nicht zu Grunde. Die Tages⸗ und Kaſſageſchäfte 
ſtehen daher der Regel nach im Gegenſatze zu den Differenz⸗ 
geſchäften. Die Frage, ob ſie nicht unter beſonderen Umſtänden 
doch zur Verkleidung von Differenzgeſchäften benutzt werden 
können, hat den erkennenden Senat bereits in der Reviſions⸗ 
ſache von Gimborn c. Niederrheiniſche Kreditanſtalt Rep. I 
292/1901 beſchäftigt. In dem Urtheile vom 4. Januar 1902 
iſt die Frage dahin beantwortet worden: „ſpielen mit einem 
Anderen kann der Kaſſakäufer oder Kaſſaverkäufer nur, wenn er 
mit ſeinem Abnehmer oder Verkäufer darüber einig iſt, daß 
nicht geliefert und ein Kaufpreis nicht geſchuldet und nicht 
gezahlt werden, ſondern irgend ein von vorn herein beſtimmter 
oder von einem der beiden Theile zu beſtimmender Umſtand, 
Tag der Friſt, darüber entſcheiden ſolle, was und an wen zu 
zahlen ſei.“ An dieſer Auffafſung hält der Senat feſt. Dann 
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aber ergiebt ſich ohne Weiteres, daß gegenüber dem feſtgeſtellten 
Sachverhalt die Behauptungen des Kl. nicht genügen, um für 
die Kommiſſionsgeſchäfte der Bekl. die Eigenſchaft von Differenz⸗ 
geſchäften zu begründen. Zu behaupten und darzulegen war, 
daß der ganze Geſchäftsverkehr, wie er ſich aus den an ſich 
nicht bemängelten Kontokorrentauszügen ergiebt, nur ſimulirt 
geweſen ſei, daß in Wirklichkeit nicht Papiere gekauft und ſpäter 
verkauft worden ſeien. Dazu reicht die Behauptung des Kl. 
nicht hin, daß ihm die angekauften Papiere niemals übergeben 
worden ſeien, was gar nicht beſtritten iſt. An der Ernſtlichkeit 
des abgeſchloſſenen Kaufgeſchäfts läßt ſich kein Zweifel daraus 
ableiten, daß die Bekl., die ſich in Nr. 6 ihrer Bedingungen 
ein Pfandrecht an allem Kommiſſionsgute vorbehalten hatte, die 
angeſchafften Stücke in ihren Händen behielt. Der Kl. hat 
allerdings im Laufe der Verhandlungen auch die Behauptung 
aufgeſtellt, daß die Bekl. gar keine Papiere gekauft habe. Es 
bedarf nicht der Prüfung, ob unter dieſer Vorausſetzung eine 
genügende Grundlage für die Annahme der Simulation gegeben 
wäre; denn entgegen dieſer Behauptung des Kl., die mit feiner 
Anerkennung des Kontokorrentauszugs im Schreiben vom 
11. Januar 1900 und ebenſo mit ſeiner Erklärung vom 
6. März deſſelben Jahres unvereinbar wäre, iſt in der Vor⸗ 
inſtanz für thatſächlich feſtſtehend erachtet worden, daß die Bekl. 
die Ankäufe ausgeführt habe, daß dabei freilich von den zahl⸗ 
reichen Papieren kein einziges in die Hände des Kl. gelangt, 
ſondern die Papiere größtentheils bei den Verkäufern zur Ver⸗ 
fügung der Bekl. in Verwahrung geblieben ſeien. Dieſe that⸗ 
ſächliche Annahme findet ihre Rechtfertigung in den Zeugen⸗ 
ausſagen des Prokuriſten R. Nach den Entſcheidungsgründen 
der Vorinſtanz muß aber auch angenommen werden, der B. R. 
habe als erwieſen angeſehen, daß für einzelne in ihren eigenen 
Gewahrſam gelangte Papiere die Bekl. durch Aufgabe der 
Nummern an den Kl. dieſem nach § 7 des Geſetzes vom 
5. Juli 1896 Beſitz und Eigenthum erworben habe. Der 
Eigenthumserwerb an den Papieren berührt an ſich nur die 
Frage nach der Erfüllung, nicht die Frage nach dem Abſchluſſe 
des Kaufgeſchäfts. Der Umſtand, daß der Kl. nicht an allen 
und ſelbſt nicht an der Mehrzahl der Papiere das Eigenthum 
erworben hat, rechtfertigt weder für dieſe noch weniger für alle 
Papiere die Annahme, daß die zu Grunde liegenden in Form 
von Tageskäufen abgeſchloſſenen Kaufgeſchäfte nur ein Schein 
geweſen ſeien. Ob die gekaufte Waare in den Beſitz des 
Kommittenten gelangt, oder ob ſie für ihn in der Hand des 
Kommiſſionars bleiben ſoll oder ob ſie für dieſen weiter ein 
Unterkommiſſionar in Depot nimmt und ſie dann zum Verkaufe 
kommt, ohne daß der Komittent Eigenthümer geworden iſt, 


ändert nichts daran, daß ein effektives Kaufgeſchäft abgeſchloſſen 


iſt. Die Ausführungen des B. G. ſind in ihrer Anlage 
verfehlt. Das B. G. unterſucht zunächſt, ob die von den 
Parteien geſchloſſenen Geſchäfte, wenn ſie nicht Tages⸗ und 
Kaſſageſchäfte wären, Differenzgeſchäfte ſein würden und gelangt, 
nachdem es dieſe Frage bejaht hat, in nachträglicher Prüfung 
zu dem Ergebniſſe, daß auch aus der Eigenſchaft der Geſchäfte 
als Tages- und Kaſſageſchäfte keine beſonderen Bedenken gegen 
die Bejahung zu entnehmen ſeien. Statt deſſen wäre in erſter 
Linie auf die Schwierigkeiten einzugehen geweſen, welche der 
Annahme von Differenzgeſchäften aus dem letzteren Grunde 
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entgegenſtanden. Das B. G. hätte dann nicht das entſcheidende 
Gewicht auf Argumente gelegt — Mißverhältniß zwiſchen dem 
Vermögen des Kl. und dem Werthe der Papiere, unzureichende 
Sicherheit, fehlendes Intereſſe des Kl. am Behalten der Papiere 
und Abſicht, lediglich durch Kursdifferenz zu gewinnen, Eigen⸗ 
ſchaft der Papiere als bekannter Spielpapiere — welche bei 
Zeitgeſchäften von der erheblichſten Bedeutung für die Be⸗ 
antwortung der Frage ſind, ob die Abſicht des Spielenden auf 
effektive Erfüllung oder nur auf den Unterſchied zwiſchen dem 
Vertrags- und dem Lieferungspreiſe gegangen ſei, deren Schluß⸗ 
kraft aber im Weſentlichen verſagt, wenn es ſich, wie hier, um 
Geſchäfte handelt, die ſo wie ſie geſchloſſen ſind, zwar für je 
zwei formell ſelbſtſtändige Geſchäfte einen Unterſchied zwiſchen 
zwei Vertragspreiſen, dem Ankaufspreis und dem ſpäteren 
Verkaufspreiſe ergeben können, nicht aber für ein einheitliches 
Geſchäft den Unterſchied zwiſchen dem Vertragspreis und dem 
Lieferungspreiſe, da es keine Zeitgeſchäfte ſind, und die, eben 
weil dieſer Unterſchied ihrem Weſen fremd iſt, an ſich nur 
Effektivgeſchäfte ſein können. Für die Annahme der Simulation, 
welche hier erforderlich wäre, um den Thatbeſtand von Differenz- 
geſchäften zu begründen, reichen die erwähnten Argumente offen⸗ 
bar nicht aus. Ebenſowenig erheblich ſind dafür die verſchiedenen 
Parteiäußerungen, auf welche der Kl. und mit ihm die beiden 
Vorinſtanzen Gewicht gelegt haben. Daraus ergiebt ſich nur, 
was ohnedies keinem Zweifel unterliegt, daß der Kl. und ſeine 
Ehefrau bei dem Geſchäftsverkehre mit der Bekl. von Anfang 
an lediglich Spekulationsabſichten verfolgt haben. Darüber, 
daß die mit der Bekl. zum Zwecke der Spekulation abgeſchloſſenen 
Geſchäfte nicht ſo, wie ſie abgeſchloſſen worden ſind, reelle 
Geſchäfte, ſondern im Gegenſatze zu der gewählten Abſchluß— 
form, Spielgeſchäfte ſein ſollten, iſt aus dieſen Aeußerungen 
nichts zu entnehmen. I. C. S. i. S. Schauſeil c. Hippmaier 
vom 8. März 1902, Nr. 393/1901 J. 

25. Verſicherungsrecht. 

Wenn auch grundſätzlich davon auszugehen iſt, daß der 
Verſicherungsnehmer auch ohne den Nachweis eines beſonderen 
Verſchuldens für die unrichtige Beantwortung der von der 
Verſicherungsgeſellſchaft geſtellten Fragen haftet, ſo iſt doch, — 
vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 46 S. 189, — 
andererſeits anzuerkennen, daß ausnahmsweiſe beſondere That⸗ 
ſachen und Verhältniſſe geeignet ſind, den Verſicherungsnehmer 
von der Verantwortlichkeit für die unrichtige Beantwortung der 
geſtellten Fragen zu befreien, und daß insbeſondere ein entſchuld⸗ 
barer Irrthum über den Sinn und die Tragweite einzelner 
Verſicherungsbedingungen bei unrichtiger Ertheilung der Antwort 
ihm zur Entlaſtung dienen kann. Hier handelt es fih um 
einen Fall der letzteren Art. Die Ausführungen des B. R. 
können im Zuſammenhange mit ſeinen thatſächlichen Feſtſtellungen 
nur dahin verſtanden werden, daß der Kl. infolge des Ver⸗ 
haltens des Agenten P. bei der Entgegennahme der Verſicherungs⸗ 
anträge zu der Auffaſſung gelangt oder doch in derſelben beſtärkt 
worden iſt, daß eine Verneinung der Frage 10a des Ver⸗ 
ſicherungsantrages nach der Bedeutung, die der Frage von der 
Verſicherungsgeſellſchaft beigemeſſen werde, als eine unrichtige 
Beantwortung nicht anzuſehen ſei, wenn ſogleich der kurz vorher 
bei der Unfallverſicherungsgeſellſchaft V. geſtellte Verſicherungs⸗ 
antrag zurückgenommen werde, und daß ſomit der Kl. als ent- 
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ſchuldigt anzuſehen fei, das Verſchulden an der unrichtigen Be⸗ 
antwortung vielmehr den Agenten treffe. VII. C. S. i. S. Ver⸗ 
ſicherungs⸗A.-G. Rhenania c. Koch vom 11. März 1902, 
Nr. 14/1902 VII. 

Haftpflichtgeſetz vom 7. Juni 1871. 

26. § 1. 

Nicht gewürdigt wird die Behauptung des Kl., der Motor- 
wagen ſei an der Unfallſtelle ohne Strom gefahren, das Fahren 
mit Strom ſei aber zweckmäßiger, weil dann mit der elektriſchen 
Bremſe ſofort angehalten werden könne. Dieſe Behauptung 
nöthigt dazu, nicht bloß zu prüfen, ob der Wagenführer zu 
ſchnell gefahren ſei, ſondern auch, ob die vorhandenen 
Bremsvorrichtungen, die Handbremſe und die elektriſche Bremſe, 
in der richtigen Weiſe gebraucht ſind und durch das Ausſchalten 
des Stromes der Gebrauch der zweiten Bremſe und damit die 
Möglichkeit rechtzeitigen Anhaltens des Wagens gehindert worden 
iſt. Der Rkl. hat nicht ohne Grund die Frage aufgeworfen, 
ob nicht, wie vom Kl. gefordert werde, daß er an der fraglichen 
Stelle ſeinen Wagen nach wenigen Schritten mußte zum Stehen 
bringen können, in gleicher Weiſe auch dem Führer des Motor- 
wagens obgelegen habe, die vorhandenen Einrichtungen, ins⸗ 
beſondere die elektriſche Bremſe und den Sandkaſten zum fo- 
fortigen Anhalten des Wagens zu benutzen. Hiernach muß die 
Erörterung der Frage vermißt werden, ob das Ausſchalten des 
Stroms und der Nichtgebrauch der elektriſchen Bremſe ſich 
als ein Verſehen darſtellt, das mit dem Unfall in urſächlichem 
Zuſammenhang ſteht. Wird die Frage bejaht und hat der 
Wagenführer nur eine ihm ertheilte Inſtruktion befolgt, ſo 
liegt eigenes Verſchulden des Bekl. vor. Hat der Wageuführer 
ohne oder gegen die Anweiſung der Betriebsleitung gehandelt, 
und fällt ihm deswegen ein Verſehen zur Laſt, ſo hat die Bekl. 
dies zu vertreten. Die entgegenſtehende Annahme des B. G. 
iſt irrig. Der Wagenführer hat nicht bloß eine durch ſeine 
Inſtruktion ihm genau vorgeſchriebene Thätigkeit auszuüben. 
Er hat zugleich, gerade bei der Handhabung der Bremſe, ſelbſt⸗ 
ſtändige, auf einer Beurtheilung der Sachlage beruhende und 
für die Betriebsleitung wichtige Entſchlüſſe zu faſſen. Ein dabei 
vorkommendes Verſehen iſt nicht nur, wie die Urtheilsgründe 
ſagen, bei Gelegenheit der ihm zugewieſenen Thätigkeit be- 
gangen. Seine Entſchließung iſt vielmehr ein Theil der Willens⸗ 
ausübung, die ihm von der Bekl. durch die Anſtellung über⸗ 
tragen iſt und die einen Theil der Betriebsleitung überhaupt 
ausmacht. VI. C. S. i. S. Reichel c. Nürnberg ⸗ Fürther 
Straßenbahngeſellſchaft vom 26. März 1902, Nr. 5/1902 VI. 

Anfechtungsgeſetz vom 21. Juli 1879. 

27. 88 1 und 3. 

Aus dem Vorbringen der Parteien erhellt, daß der Cedent 
die in Rede ſtehenden Verſicherungen nur für ſich, nicht zu 
Gunſten dritter Perſonen genommen hat. Wenn der Ver⸗ 
ſicherungsnehmer die Perſonen, zu deren Gunſten er fein Leben 
verſichern will, in dem Verſicherungsvertrage beſtimmt hat, ſo 
erwerben dieſe Perſonen mit ſeinem Tode das Recht zum Bezuge 
der Verſicherungsſumme nicht aus dem Nachlaß, ſondern un⸗ 
mittelbar auf Grund jener Beſtimmung des Vertrages. Wenn 
der Verficherungsnehmer aber dritte Perſonen, denen die Ver⸗ 
ſicherungsſumme zufallen ſoll, nicht bezeichnet hat, jo vereinigen 
ſich bei ſeinem Tode ſein eigenes Forderungsrecht und das in 
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ſeiner Perſon überhaupt nicht zur Entſtehung gekommene Recht 
auf den Bezug der Verſicherungsſumme in der Perſon ſeiner 
Erben als Beſtandtheile ſeines Nachlaſſes, indem erſteres als 
Theil ſeines bisherigen Vermögens, letzteres aber deshalb dem 
Nachlaſſe zufällt, weil es in Ermangelung einer beſonderen Be⸗ 
ſtimmung zu Gunſten Dritter lediglich als unmittelbare Wirkung 
und als ein Ausfluß des erſteren ſich darſtellt. (Vergl. Urtheil 
des R. G. vom 18. Mai 1887, Gruchot Bd. 31 S. 1119.) 
Im vorliegenden Falle würde ſomit das Recht des Verſicherungs⸗ 
nehmers und der Anſpruch auf die Verſicherungsſumme ohne die 
Ceſſion an ſeinen Nachlaß gefallen ſein. Durch die Ceſſſon iſt 
die Verſicherungsſumme daher dem Nachlaſſe und demgemäß dem 
Zugriffe der Nachlaßgläubiger entzogen. Unerheblich iſt dem⸗ 
gegenüber der Einwand des Bekl. — des Ceſſiouars —, daß 
der Geldwerth der vou ihm übernommenen Verpflichtung der 
Verſicherungsſumme gleichſtehe. Sollte der Vertrag vom 2. Mai 
1898 auch für den Bekl. nicht vortheilhaft ſein, ſo ſind 
immerhin die Gläubiger des Cedenten benachtheiligt, da ihnen 
ein Exekutionsobjekt entzogen wurde, ohne daß ein anderes, 
welches zu ihrer Befriedigung dienen könnte, an deſſen Stelle 
getreten iſt. VII. C. S. i. S. Richter c. Hirtz vom 28. Februar 
1902, Nr. 464/1901 VII. 

Genoſſenſchaftsgeſetz vom 1. Mai 1889 (Neue 
Faſſung vom 17./20. Mai 1898.) 

28. 

Wird der zum Zwecke der Ausſchließung eines Mitgliedes 
berufenen Generalverſammlung einer Genoſſenſchaft m. b. H. ein 
beſtimmter Thatbeſtand unterbreitet, welcher nach Behauptung 
des Antragſtellers das Recht zur Ausſchließung eines Genoſſen 
begründen ſoll, und erklärt darauf die Geueralverſammlung mit 
Stimmenmehrheit, daß fie den Genoſſen nicht ausſchließen will, 
ſo wird dadurch von dem dafür zuſtändigen Organ der Genoſſen⸗ 
ſchaft dem Genoſſen in rechtsverbindlicher Weiſe erklärt, daß er 
trotz des in jenem Thatbeſtande ſich verkörpernden Vorkommniſſes 
das Recht habe, in der Genoſſenſchaft als Mitglied zu ver⸗ 
bleiben, ſein Mitgliedsrecht wird daher auf dieſem Vorkommniſſe 
gegenüber anerkannt und neu beſtätigt. Von dieſer rechts⸗ 
verbindlichen Erklärung kann die Genoſſenſchaft nicht einſeitig 
wieder zurücktreten. I. C. S. i. S. Dampfmolkerei Roſſau 
G. m. b. H. c. Schenk vom 15. März 1902, Nr. 495/1901 J. 

Geſetz, betreffend die Geſellſchaften mit be— 
ſchränkter Haftung vom 20. April 1892. 

29. 8 19. 

Nach dem Geſellſchaftsvertrage ſollte die Stammeinlage 
des Bekl. 77 000 Mark betragen, und ſie ſollte als eingezahlt 
gelten durch einen entſprechend hohen Ueberſchuß des von ihm 
eingebrachten Aktivvermögens, beſtehend in der bisher von ihm 
betriebenen Bierbrauerei (Immobilien und Mobilien) über die, 
wie es heißt, von ihm „eingebrachten“ Paſſiva. Anzunehmen 
iſt, daß unter dieſen „eingebrachten“ (richtiger: von der Geſell⸗ 
ſchaft übernommenen) Paſſiven die Geſchäftsſchulden und die 
zur Zeit des Vertragsſchluſſes auf den eingebrachten Grundſtücken 
ruhenden Schulden verſtanden wurden. Der Betrag der über⸗ 
nommenen Schulden war auf 113 000 Mark beziffert; war er in 
Wahrheit höher, ſo war in Höhe des Mehrbetrages die Stamm⸗ 
einlage nicht beſchafft und deshalb in Höhe deſſelben Betrages 
ein Einzahlungsanſpruch der Geſellſchaft gegen den Bekl. be⸗ 
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gründet, und dieſer Auſpruch blieb auch als ſolcher begründet, wenn 
die Geſellſchaft den Mehrbetrag der übernommenen Schulden be— 
zahlte. — Zu den übernommenen Schulden gehörte nicht die 
Schuld des Bekl. von 3 000 Mark an die Aktienbrauerei Eſſen, 
wenn es wahr iſt, daß fie keine Geſchäfts-, ſondern eine Privat: 
ſchuld des Bekl. war. Da aber wegen dieſer Schuld die 
Brauereigrundſtücke des Bekl. nach Abſchluß des Geſellſchafts— 
vertrages, bevor es zur Auflaſſung gekommen war, mit einer 
Hypothek belaſtet wurden, ſo erwuchs damit der Geſellſchaft ein 
Gewährleiſtungsanſpruch und, wenn ſie die Hypothek ausbezahlt 
hat, ein Erſtattungsanſpruch, vor deſſen Befriedigung die 
Stammeinlage des Bekl. als volleingezahlt nicht gelten kann. — 
Mit Recht hat deshalb das B. G. die vom Bekl. verlangte 
Aufrechnung gegen die eingeklagte Forderung auf Grund des 
§ 19 Abſ. 2 des Geſetzes betreffend die Geſellſchaften mit be- 
ſchränkter Haftung für unzuläſſig erachtet. I. C. S. i. S. 
Scheullen c. Rheiniſch⸗Weſtfäliſche Wirthe⸗Brauerei⸗Geſellſchaft 
m. b. H. vom 22. Mär; 1902, Nr. 402/1901 J. 

II. Gemeines Recht. 

30. Auslegung. 

Mit Recht hat das B. G. eine Beweisantretung über den 
Sinn des Vergleichs nicht beachtet, deſſen Wortlaut klar und 
unzweideutig iſt. Denn eine richterliche Auslegung darf nur 
da eintreten, wo der eine verſchiedene Deutung zulaſſende Ver⸗ 
tragsinhalt Raum giebt für eine den Willen feſtſtellende Aus⸗ 
legung (L. 25 $ 1 Dig. de legatis et fideicomissis III. — 
32 —, Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 9 Nr. 61 S. 232, 
Reichsgerichtsurtheil vom 10. Januar 1902 in Sachen Müller 
wider Scheydecker III 342/01 in Jur. Wochenſchrift 1902 
S. 143 Ziffer 72). III. C. S. i. S. Müller c. Schneider 
vom 21. März 1902, Nr. 490/1901 III. 

III. Preußiſches Allgemeines Landrecht. 

31. $ 151 Tit. 17 Thl. I. 

Das R. G. hat vielfach anerkannt, daß gegenüber der 
Beſtimmung des § 151 Thl. I Tit. 17 des A. L. R., jedem 
Miterben gemäß § 4 a. a. O. ein Individualrecht zuſteht, kraft 
deſſen er vor der Theilung des Nachlaſſes bezüglich der Erb- 
ſchaftsforderungen zur Vornahme von Handlungen, welche die 
Feſtſtellung, Erhaltung und Sicherung des Nachlaſſes bezwecken, 
ohne Zuziehung der übrigen Erben befugt iſt, wenn durch ſein 
desfallſiges Vorgehen weder die Rechtslage der Miterben noch 
die des Schuldners benachtheiligt wird. Insbeſondere hat das 
R. G. wiederholt ausgeſprochen, daß die Berechtigung des 
einzelnen Miterben, eine Nachlaßforderung zu kündigen und 
zur Zahlung an die gemeinſchaftliche Erbſchaftsmaſſe 
einzuklagen, nicht in Zweifel zu ziehen ſei, da durch ſolches 
Vorgehen das Recht der Gemeinſchaft nicht gefährdet, ſondern 
im Gegentheil gerade wahrgenommen und der Schuldner dadurch 
auch in keine ſchlimmere Lage verſetzt werde, als wenn ſämmtliche 
Erben gegen ihn vorgegangen wären. Vergl. Gruchot's Beiträge 
Bd. 26 S. 104, Juriſtiſche Wochenſchrift von 1890 S. 287, 
von 1895 S. 54953 und von 1896 S. 216% (im Gegenſatz zu 
theilweis abweichenden Entſcheidungen des früheren Obertribunals). 
Die Anwendung dieſer Grundſätze erſcheint auch dann nicht 
ſchlechthin ausgeſchloſſen, wenn der zu verklagende Nachlaß— 
ſchuldner mit zum Kreiſe der berechtigten Erben gehört. Wird 
in ſolchem Falle nicht blos auf Feſtſtellung und rechnungs⸗ 
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mäßige Einwerfung des betreffenden Schuldbetrages, ſondern 
auf Zahlung zur Nachlaßmaſſe geklagt, ſo kann hierdurch eine 
Schlechterſtellung des an der Gemeinſchaft der Erben mit Theil 
nehmenden Schuldners unter Umſtänden allerdings eintreten, 
und es mag dann von dem Schuldner gegen das Verlangen 
einer Naturalzahlung mit Erfolg Widerſpruch erhoben werden 
können. Dies wird namentlich dann zutreffen, wenn der in 
ſolcher Weiſe in Anſpruch genommene Schuldner und Miterbe, 
mit Rückſicht auf die Größe der Nachlaßmaſſe, bei der demnächſt 
vorzunehmenden Theilung mindeſtens ebenſoviel zu erhalten hat, 
wie er nach der Klage ſchon vorher zur Deckung ſeiner Schuld 
an die Maſſe abführen ſoll. Andererſeits kann aber auch die 
wirkliche Einzahlung zur Vermeidung einer Benachtheiligung 
oder wenigſtens Gefährdung der übrigen Erben insbeſondere 
dann als geboten erſcheinen, wenn der betreffende, am Nachlaſſe 
als Miterbe participirende Schuldner bei der Theilung überhaupt 
nichts mehr oder doch nur einen ſeine Schuld nicht erreichenden 
Betrag zu empfangen haben wird und Umſtände vorliegen, 
welche eine Sicherſtellung im Intereſſe der übrigen Erben als 
erforderlich erſcheinen laſſen. In Fällen der letzteren Art muß 
die Zulaſſung einer auf Zahlung zur Nachlaßmaſſe gerichteten 
Klage des einzelnen Miterben, trotz eines vom Schuldner da- 
gegen erhobenen Widerſpruches, als ſtatthaft erſcheinen. Vergl. 
Gruchot's Beiträge Bd. 36 S. 112. Das frühere Obertribunal 
hat die Anſicht vertreten, daß der auf Zahlung ad. dep. klagende 
Miterbe dem verklagten Miterben gegenüber nicht ohne Weiteres 
zu ſolchem Verlangen befugt ſei, ſondern dasſelbe noch beſonders 
zu begründen habe. Vergl. namentlich Striethorſt Archiv Bd. 31 
S. 123 und Enutſcheidungen des Obertribunals Bd. 39 S. 101 
Dieſer Satz iſt jedoch in ſolcher Allgemeinheit nicht als richtig 
anzuerkennen. Die Urtheile des R. G. vom 16. April 1896 
Rep. IV. 373/95 und vom 12. Oktober 1893 Rep. 134/93 
(Juriſtiſche Wochenſchrift von 1896 S. 326 Nr. 34) ſtehen der 
vorſtehend entwickelten Auffaſſung keineswegs entgegen, zumal 
es ſich dort um Fälle handelte, in denen umgekehrt ein Miterbe 
als Gläubiger des Nachlaſſes gegen die übrigen (mit ihm für 
die Nachlaßſchulden gemeinſchaftlich haftenden Miterben auf 
Zahlung ſeiner Forderung geklagt hatte. IV. C. S. i. S. 
Kickbuſch c. Kickbuſch vom 20. März 1902, Nr. 418/1901 IV. 

32. Beamte. Kündigung. 

Dem Kl., welcher als Polizeidiener des Amtes Roxel an⸗ 
geſtellt war, iſt durch Verfügung des vorgeſetzten Landraths vom 
21. April 1898 die Dienſtſtellung zum 1. Auguſt 1898 ge- 
kündigt worden und ihm von dieſem Zeitpunkt ab Gehalt nicht 
mehr gezahlt. Es handelt ſich um die Frage, ob eine ordnungs⸗ 
mäßige Kündigung des Kl. vorliegt. In dieſer Beziehung hat 
das B. G. ausgeführt, daß nach § 25 Abſ. 3 der Kreis- 
ordnung für Weſtfalen vom 31. Juli 1886 dem Landrath, 
auch ſoweit früher ihm die Ernennung der Beamten zugeſtanden 
habe, jetzt nur noch ein Beſtätigungsrecht zuſtehe, daß gemäß 
§ 75 der Landgemeindeordnung jetzt die Amtsverſammlung die 
Anſtellungsbehörde ſei, und daß daher auch die Kündigung nur 
dieſer zuſtehe, da in dem den Landrath zuſtehenden Recht der 
Aufſicht, wie das Preußiſche Oberverwaltungsgericht wiederholt 
ausgeſprochen habe, nicht auch das Recht der Verwaltung und 
nicht die Befugniß (von hier nicht vorliegenden Einzelfällen ab- 
geſehen) enthalten ſei, die der unteren Inſtanz zuſtehenden 
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Maßregeln jelbit zu treffen. Die vom Landrath vorgenommene 
Kündigung ſei daher, weil von nicht befugter Stelle ausgehend, 
an ſich bedeutungslos geweſen. Dieſen Ausführungen kann nur 
zugeſtimmt werden. Das B. G. fährt dann aber fort, daß es 
ſich hiernach nur noch um die weitere Frage handeln könne, ob 
die vom Landrath ausgeſprochene Kündigung vom Amtsverbande 
genehmigt und dieſe Genehmigung dem Kl. mitgetheilt ſei, und 
es findet dieſe dem Kl. mitgetheilte Genehmigung in dem dem 
Kl. ſpäteſtens am 15. Oktober 1898 zugegangenen Beſchluß der 
Amtsverſammlung vom 30. September 1893, durch den ſie 
„den Antrag des früheren Polizeidieners H. auf Penſion“ ab⸗ 
gelehnt hat, weil fie „ihn für völlig arbeits- und erwerbsfähig 
hielt.“ „Durch dieſe dem Kl. gegenüber gemachte Willens- 
außerung des Amtes“, fährt das B. U. dann wörtlich fort, 
„ei daher die von der vorgeſetzten Behörde für fie nach 
55 228 ff. Thl. I Tit. 13 des A. L. R. ohne Widerſpruch des 
Kl. gegen die Legitimation der handelnden Behörde vorgenommene 
Rechtshandlung am 15. Oktober 1898 mit rückwirkender Kraft 
genehmigt und gelte das Amt des Kl. demnach mit dieſem Tage 
als beendigt.“ Da der Anſpruch des Kl. ſonach für die Zeit 
vom 1. Auguſt bis 15. Oktober 1898, nicht aber für die 
ſpätere Zeit begründet ſei, fo ſei für die erſtgenannte Zeit ihm 
das Gehalt mit 187 Mark 50 Pf. noch zu zahlen, im Uebrigen 
die Klage aber abzuweiſen. Dieſe letzteren Ausführungen find 
in mehrfacher Beziehung nicht bedenkenfrei. Zunächſt iſt nicht 
klar, weshalb das B. G. Werth darauf legt, daß Kl. gegen die 
Legitimation der handelnden Behörde keinen Widerſpruch erhoben 
habe. Eine dem § 180 Abſ. 2 des B. G. B. entſprechende 
Vorſchrift iſt im Preußiſchen Recht nicht gegeben. Des Weiteren 
ſchreibt das B. G. der Genehmigung rückwirkende Kraft zu; 
hätte aber die erfolgte Genehmigung rückwirkende Kraft, wäre 
alſo danach die Kündigung vom 21. April 1898 als jetzt zu 
Recht beſtehend anzunehmen, ſo iſt nicht abzuſehen, da auch die 
dreimonatliche Kündigungsfriſt am 1. Auguſt 1898 abgelaufen 
war und bis dahin das Gehalt bezahlt iſt, weshalb gleichwohl 
noch das Gehalt bis zum 15. Oktober 1898 gezahlt werden 
ſoll und die Klage nicht gänzlich abgewieſen iſt. Nach der 
Auffaſſung des B. G. würde alſo die Rückwirkung der Ge⸗ 
nehmigung nur darin beſtehen, daß die Kündigungsfriſt nicht 
mehr innegehalten werden brauche, eine Auffaſſung, für welche 
eine rechtliche Grundlage nicht erfindlich iſt. Aber die ganze 
Annahme einer Rückwirkung der in dem Beſchluſſe vom 
30. September 1898 gefundenen Genehmigung der Kündigung 
iſt rechtsirrig. Denn die Verabredung einer Kündigungsfriſt 
gewährt dem zu Kündigenden ein Recht auf Gewährung dieſer 
Frift. Andererſeits iſt eine von einem Nichtberechtigten aus⸗ 
gehende Kündigung an ſich bedeutungslos und von dem Ge⸗ 
kündigten nicht zu beachten. Könnte nun hinterher der 
Kündigungsberechtigte durch Genehmigung dieſer Kündigung 
dieſe mit rückwirkender Kraft gültig machen, dann wäre damit 
das ganze Recht des zu Kündigenden auf Innehaltung der 
Friſt illuſoriſch gemacht. In dem Sinne, wie bei Verträgen, 
wo die Genehmigung des von dem Geſchäftsführer geſchloſſenen 
Vertrages von ſelbſt mit rückwirkender Kraft ausgeſtattet fit, 
kann bei Kündigungen überhaupt keine Rede ſein. Sie hat 
hier überhaupt nur Bedeutung, wenn ihr ſelbſt das Weſen einer 
Kündigung innewohnt, wenn der zu Kündigende aus der Er⸗ 
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klärung des Kündigungsberechtigten erkennt, daß dieſer die 
Kündigung will und mit der erfolgten Kündigung einverſtanden 
iſt. Da aber dieſe Erklärung, daß die erfolgte Kündigung als 
geltend angeſehen werden ſoll, erſt die Kündigung ſelbſt darſtellt, 
ſo kann auch eine Kündigungsfriſt erſt von dieſem Zeitpunkt an 
laufen. Da von dieſen Geſichtspunkten aus das B. G. das 
Sachverhältniß und insbeſondere auch den Beſchluß vom 
30. September 1898 noch nicht ausreichend geprüft hat, ſo war 
die Sache zu anderweiter Verhandlung und Entſcheidung in die 
Inſtanz zurückzuverweiſen. III. C. S. i. S. Humpohl 
c. Amtsverband Roxel vom 1. April 1902, Nr. 473/1901 III. 

33. 58 78 ff. Tit. 14 Thl. II. Patronat; Rechtsweg. 

Das R. G. hat wiederholt ausgeſprochen, daß im Falle 
eines zwiſchen den Betheiligten über die Nothwendigkeit und 
Art der Ausführung kirchlicher Bauten entſtandenen Streites 
die Entſcheidung hierüber nicht vom Prozeßgerichte, ſondern 
nur von der zuſtändigen Verwaltungsbehörde zu treffen ſei. 
Vergl. insbeſondere Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 5 
S. 242, Bd. 34 S. 307, Juriſtiſche Wochenſchrift von 1897 
S. 179 Nr. 53, S. 279 Nr. 43, 44, S. 491 Nr. 99, ſowie das 
zum Abdruck beſtimmte Urtheil vom 16. Januar 1902 in Sachen 
Fiskus wider Söoͤllichau und Gen., Rep. IV 306/01. Im vor⸗ 
liegenden Falle beſteht aber ein ſolcher Streit überhaupt nicht. 
Es handelt ſich vielmehr nur um Entſcheidung der Frage, ob 
in Hönigern — wie ſeitens der Bekl. behauptet wird — der 
jeweilige Geiſtliche, abweichend von der geſetzlichen Regel, in 
Folge einer Obſervanz von der Tragung der in den 88 784, 
785, 786 Thl. II Tit. 11 des A. L. R. bezeichneten Unter⸗ 
haltungskoſten entbunden iſt und ob bei Aufbringung derſelben 
auch der Patron — ſelbſtverſtändlich immer nur wenn und 
ſoweit die Aufwendung ſolcher Koſten nothwendig wird — mit 
beizutragen hat. Der Kl. beſtreitet dies und ſeine dieſerhalb 
erhobene negative Feſtſtellungsklage kann bei ſolcher Sachlage 
nicht aus dem Grunde zurückgewieſen werden, weil der Rechts 
weg noch nicht zuläffig ſei. Dieſer Auffaſſung ſteht auch das 
vom B. R. in Bezug genommene, einen durchaus anders 
gearteten Fall betreffende Urtheil des R. G. vom 7. Dezember 
1896, Rep. IV 175/96 (Gruchots Beiträge Bd. 41 S. 404) 
nicht entgegen. Verſchieden hiervon würde die Frage ſein, ob 
die im 8 256 der C. P. O. vorgeſehenen Vorausſetzungen (das 
Vorhandenſein eines rechtlichen Intereſſes an der alsbaldigen 
Feſtſtellung betreffend) für den Kl. mit Rückſicht darauf ohne 
Weiteres als gegeben anzuſehen find, weil der Kl. wegen Leiſtung 
von Beiträgen zu Unterhaltungen der fraglichen Art bereits in 
zwei Fällen in Anſpruch genommen iſt und auch die Möglichkeit 
vorliegt, daß ſolche Reparaturen in jedem Augenblicke von Neuem 
erforderlich werden können. Eine ausdrückliche Entſcheidung in 
dieſer Beziehung iſt jedoch gegenwärtig, wo nur die Zuläſſigkeit 
des Rechtsweges zur Erörterung ſteht, überhaupt noch nicht zu 
treffen. Im Anſchluß an die Vorſchriften der 88 78 und 79 
des A. L. R. Thl. II Tit. 14 war im § 36 der Verordnung 
vom 26. Dezember 1808 (Geſetzſamml. von 1817 S. 282) 
beſtimmt worden, daß der Rechtsweg nicht ſtattfinde „über die 
Verbindlichkeit zur Errichtung allgemeiner Anlagen und Ab⸗ 
gaben, denen ſämmtliche Einwohner des Staates oder alle 
Mitglieder einer gewiſſen Klaſſe derſelben nach der beſtehenden 
Landesverfaſſung unterworfen find.. .“. Durch die Kabinets⸗ 
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erdre vom 19. Juni 1836 (Geſetzſamml. S. 198) wurde ſodann 
angeordnet: „1. Alle beſtändige dingliche oder perſönliche Ab- 
gaben und Leiſtungen, welche an Kirchen und jffentliche 
Schulen, oder an deren Beamte, vermoͤge einer allgemeinen 
geſetzlichen, oder auf notoriſcher Orts- oder Bezirks- 
verfaſſung beruhenden Verbindlichkeiten zu entrichten find. 
unterliegen ... der exekutiviſchen Beitreibung durch die be⸗ 
treffende Verwaltungsbehoͤrde. 3. Das rechtliche Gehör bleibt 
nach Vorſchrift des § 79 u. f. Tit. 14 Thl. II des A. L. R. 

. einem jeden verſtattet, der aus beſondern Gründen die 
Befreiung von einer ſolchen Abgabe oder Leiſtung geltend machen 
will, oder in der Beſtimmung ſeines Antheils über die 
Gebühr belaſtet zu ſein behauptet.“ Dieſe letzten Be⸗ 
ſtimmungen unter Nr. 3 wurden wieder aufgehoben durch 8 16 
des die Erweiterung des Rechtsweges betreffenden Geſetzes vom 
24. Mai 1861 (Geſetzſamml. S. 241), deſſen jetzt noch in Wirk⸗ 
ſamkeit beſtehender 8 15 lautet: „Das rechtliche Gehör iſt in 
Beziehung auf die in Nr. 1 der Allerhöchſten Ordre vom 
19. Juni 1836 aufgeführten Abgaben und Leiſtungen, welche 
für Kirchen oder öffentliche Schulen oder für deren Beamte auf 
Grund einer notoriſchen Orts- oder Bezirksverfaſſung 
erhoben werden,. .. fortan unbedingt geſtattet. In Be⸗ 
ziehung auf ſolche Abgaben und Leiſtungen, welche auf einer 
allgemeinen gefetzlichen Verbindlichkeit, bezüglich auf einer, 
von der aufſichtführenden Regierung in Gemäßheit geſetz⸗ 
licher Beſtimmung angeordneten oder exekutoriſch erklärten 
Umlage beruhen, findet der Rechtsweg aber nur inſoweit ſtatt, 
als dies bei öffentlichen Abgaben der Fall iſt.“ Die Kirchen⸗ 
gemeinde⸗ und Synodalordnung vom 10. September 1873 
(Geſetzſamml. S. 418) — nach deren § 1 die Kirchengemeinden 
ihre Angelegenheiten innerhalb der geſetzlichen Grenzen ſelbſt zu 
verwalten haben — beſtimmt ferner im § 31: „In folgenden 
Angelegenheiten bedarf der Gemeindekirchenrath der beſchließenden 
Mitwirkung der Gemeindevertretung: 6. Bei der Beſchaffung 
der zu den kirchlichen Bedürfniffen erforderlichen Geldmittel und 
Leiſtungen, ſoweit ſolche nicht nach beſtehendem Rechte aus 
dem Kirchen vermögen oder vom Patrone oder von ſonſt 
ſpeziell Verpflichteten zu gewähren ſind, insbeſondere bei 
Feſtſetzung der auf die Gemeinde zu repartirenden 
Umlagen und bei Beſtimmung des Repartionsfußes, welcher 
nach Maßgabe direkter Staatsſteuern oder am Orte erhobener 
Kommunalſteuern feſtgeſetzt werden muß“. Im Art. 3 Abſ. 3 
des Geſetzes vom 25. Mai 1874 (Geſetzſamml. S. 147) endlich 
iſt noch vorgeſchrieben: „Beſchlüſſe über Umlagen auf die 
Gemeindeglieder konnen erſt dann vollſtreckt werden, wenn 
ſie von der Staatsbehörde für vollſtreckbar erklärt worden 
find“. Im Streitfalle konſtirt nicht, ob der Umlagebeſchluß 
vom 8. Januar 1899 für vollſtreckbar (oder, wie der § 15 des 
Geſetzes vom 24. Mai 1861 ſich ausdrückt, „exekutoriſch“) 
erklärt worden iſt. Wäre aber auch davon auszugehen, daß 


dieſer Umlagebeſchluß ſeitens des Regierungspräfidenten nicht 


nur — wie der B. R. feſtſtellt — in vollem Umfange ge- 
nehmigt, ſondern ebenfalls ohne jede Einſchränkung für voll⸗ 
ſtreckbar erklärt worden ſei, fo würde der Rechtsweg dadurch 
für die vom Kl. mit dem Antrage zu a erhobene negative 
Feſtſtellungsklage doch nicht ſchlechthin unzuläſſig geworden ſein. 
Soweit der hier in Rede ſtehende Antrag nach ſeiner allgemeinen 


Faſſung ſich auch auf die vom Umlagebeſchluſſe mit betroffenen 
Beiträge zu kirchlichen Bauten bezieht, hätte der in dieſem 
Umfange nach § 709 Thl. II Tit. 11 des A. L. R. unbedingt 
zuläffige Rechtsweg durch jenen Beſchluß ſelbſt dann nicht 
ungangbar gemacht werden konnen, wenn es richtig wäre, daß 
der Kl. dem Kreiſe der durch dieſen Beſchluß betroffenen Per- 
ſonen zuzuzählen ſei. Vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. 1 S. 140, Juriftiſche Wochenſchrift von 1885 S. 38 Nr. 54, 
von 1887 S. 442 Nr. 30, von 1895 S. 29 Nr. 91, ſowie 
auch die im Preußiſchen Verwaltungsblatte Bd. 21 S. 91 mit- 
getheilten Entſcheidungen des Gerichtshofes zur Entſcheidung der 
Kompetenzkonflikte Nr. 2451 und 2464, wonach der von dieſem 
Gerichtshofe früher eingenommene Standpunkt jetzt aufgegeben 
worden iſt. Hat aber der Kl. im Kirchſpiele Hönigern keinen 
Wohnſitz und gehört er — wie von ihm behauptet wird — 
überhaupt nicht zu den Gemeindegenoſſen, auf welche nach § 31 
der Kirchengemeinde⸗ und Synodalordnung und Art. 3 Abſ. 3 
des Geſetzes vom 25. Mai 1874 die für kirchliche Bedürfniſſe 
aufzubringenden Beträge durch eine Umlage vertheilt werden 
dürfen, ſo konnte der am 8. Januar 1899 von den Gemeinde⸗ 
organen lediglich kraft der ihnen beigelegten Autonomie gefaßte 
Umlagebeſchluß für den außerhalb des kirchlichen Gemeinde⸗ 
verbandes ſtehenden Kl. eine bindende Kraft überhaupt nicht 
haben. Trotz jenes Beſchluſſes muß es daher dem Kl. un⸗ 
benommen bleiben, geſtützt auf die Behauptung, daß er in dem 
Gebiete der Parochie keinen Wohnſitz habe und daß er der 
Kirchengemeinde nicht angehöre, den Prozeßweg zum Zwecke der 
Feſtſtellung feiner Kirchenabgabefreiheit zu beſchreiten. Vergl. 
Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 5 S. 300, Bd. 6 S. 233 
und auch die Entſcheidung des Kompetenz⸗Gerichtshofes Nr. 2459 
vom 14. Oktober 1899 im Preußiſchen Verwaltungsblatte 
Bd. 21 S. 92. IV. C. S. i. S. Herzog Nikolaus von Württemberg 
c. evangeliſche Kirchengemeinde Hönigern vom 24. März 1902, 
Nr. 426/1901 IV. 8 | 


IV. Preußiſche Landesgeſetze. 

Zwangsvollſtreckungsgeſetz vom 13. Juli 1883. 

34. 

Der B. R. geht davon aus, daß ein Beſtandtheil des 
verſteigerten Grundſtückes im Zuſchlagsurtheile mit der Wirkung, 
daß er nicht in das Eigenthum des Erſtehers übergehen ſolle, 
überhaupt nicht ausgenommen werden konne; er meint alſo, die 
Brennereieinrichtung ſei in das Eigenthum der Bekl. als der 
Erſteherin übergegangen, wenngleich ihr Ausſchluß von der 
Verſteigerung ausdrücklich feſtgeſetzt und im Zuſchlagsurtheil 
wiederholt worden ſei. Ob dies richtig iſt, kann dahingeſtellt 
bleiben. Iſt es unrichtig, wäre alſo im Gegentheil anzunehmen, 
daß auch Beſtandtheile vom Zuſchlage ausgenommen werden 
können und daß ſich der Eigenthumserwerb des Erſtehers auf 
ſolche ausdrücklich ausgenommene Beſtandtheile nicht erſtreckt, ſo 
wäre die Klage erſt recht begründet. Denn die Bekl. wäre 
dann nicht Eigenthümerin der Brennereieinrichtung geworden, 
letztere würde nach wie vor der Kl. oder den K. ſchen Eheleuten 
(den Subhaſtaten) gehören und ihre Herausgabe würde von der 
Kl. entweder aus eigenem Recht oder auf Grund der ihr ertheilten 
Abtretung des Anſpruchs auf Herausgabe ſeitens der K. ſchen 
Cheleute mit Erfolg verlangt werden können. Iſt aber der 


XXXI. Jahrgang. 


XXXI. Jahrgang. 


Standpunkt, von welchem der B. R. ausgeht, richtig, ſo iſt zwar 
die Bekl. Eigenthümerin der Brennereieinrichtung durch den 
Zuſchlag geworden, aber unter der ihr auferlegten perſönlichen 
Verpflichtung, trotz des Eigenthumsüberganges die Trennung 
und Wegnahme derſelben ſeitens der Kl. zu dulden. Der B. R. 
ſpricht ausdrücklich aus, daß in dieſem Sinne die obengedachte, 


in das Zuſchlagsurtheil aufgenommene Kaufbedingung zu verſtehen 


ſei. Daß dies eine Auslegung der Bedingung iſt, kann an 
ſich nicht zweifelhaft ſein, wird aber noch deutlicher dadurch, 
daß der B. R. hinzufügt, eine ſolche Bedingung wäre auch bei 
einem freiwilligen Verkaufe möglich und würde dann ebenſo zu 
verſtehen ſein. Nun hat das R. G. bereits in anderem Zuſammen⸗ 
hange ausgeſprochen, daß die Auslegung, welche einem Zuſchlags⸗ 
urtheil von den Inſtanzgerichten gegeben wird, nicht ebenſo der 
Nachprüfung ſeitens des Reviſionsgerichts unterliegt, wie die 
Auslegung anderer d. h. im Prozeß ergangener Urtheile (Entſch. 
in Civilſachen Bd. 45 S. 331). Denn ſachlich komme dem 
Zuſchlage die Bedeutung eines Urtheils überhaupt nicht zu; es 
ſei dies vielmehr nur die Form, in die das Geſetz den Ausſpruch 
des Gerichts, daß ein Kaufvertrag mit dem Erſteher zu Stande 
gekommen ſei, eingekleidet habe. Auch der erkennende Senat 
hat auf dieſen nur formalen Charakter des Zuſchlags, ſoweit er 
als Urtheil gelten ſoll, bereits hingewieſen (ebenda Bd. 46 S. 307) 
und hervorgehoben, daß ſich hieraus zur Genüge erkläre, weshalb 
nicht alle Wirkungen, die einem rechtskräftigen im Prozeſſe 
ergangenen Urtheile zukommen moͤgen, ohne Weiteres auf das 
Zuſchlagsurtheil übertragen werden dürfen. Was insbeſondere 
die Auslegung anlangt, ſo kommt weiter in Betracht, daß das 
R. G. für das Zwangssollſtreckungsgeſetz vom 13. Juli 1883, 
unter deſſen Herrſchaft das hier fragliche Zuſchlagsurtheil ergangen 
iſt, an dem ſogenannten Vertragsſtandpunkt d. h. an der Annahme 
feſtgehalten hat, daß mit dem Erſteher ein Kaufvertrag in 
privatrechtlichem Sinne — wenn auch unter Mitwirkung des 
Gerichts — zu Stande komme, der ſich mit der Abgabe des 
Meiſtgebots unter den für die Gebote aufgeſtellten Bedingungen 
vollzogen habe und für den dem Zuſchlage nur deklaratoriſche 
Bedeutung beigemeſſen werden könne (vergl. hierüber die Urtheile 
des R. G. a. a. O. Bd. 7 S. 270 fgl., Bd. 19 S. 325 
Gruchots Beiträge Bd. 32 S. 395). Daraus ergiebt ſich, daß 
auch in Anſehung der inneren rechtlichen Natur des Zuſchlags 
und des durch ihn betroffenen Rechtsgeſchäfts die Auslegung 
einer ihm beigefügten und der Verſteigerung zu Grunde gelegten 
Bedingung in Wahrheit die Auslegung einer Vertrags- 
feſtſetzung iſt oder wenigſtens rechtlich — und namentlich für 
die Frage ihrer Nachprüfung durch das Reviſionsgericht — der 
Auslegung einer Vertragsbeſtimmung gleichſteht. Iſt dies richtig, 
ſo muß die Reviſion die Auslegung des B. R. gelten laſſen. 
V. C. S. i. S. Herz & Baruch c. Aktienmaſchinenbauanſtalt 
vormals Vennleth & Ellenberger vom 12. März 1902, 
Nr. 427/1901 V. 

Landgemeindeordnung vom 3. Juli 1891. 

35. 8 88 Abi. 1. 

Der Gemeindevorſteher führt nach § 88 Abi. 1 der 
Landgemeindeordnung für die ſieben öſtlichen Provinzen Preußens 
vom 3. Juli 1891 (Geſetzſamml. S. 233) die Verwaltung 
der Gemeinde und er hat nach Abſ. 4 Nr. 3 daſelbſt insbeſondere 
die Beſchlüſſe der Gemeindeverſammlung zur Ausführung zu 
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bringen und demgemäß — alſo dieſen Beſchlüſſen entſprechend — 
die laufende Verwaltung bezüglich des Vermögens und der Ein⸗ 
künfte der Gemeinde zu führen. Innerhalb dieſes Geſchäftskreiſes 
hat die Vereinnahmung der 5 000 Mark gelegen, von denen die 
eingeklagten 1864 Mark einen Theil ausmachen. Denn die 
Gemeinde hatte vorher beſchloſſen, einen Straßenbau auszu⸗ 
führen und dazu einen Beitrag des Kreiſes Stuhm anzunehmen. 
Es gehörte zur Ausführung dieſes Beſchluſſes, daß der fällige 
Beitrag für die Gemeindekaſſe vom Amtsvorſteher vereinnahmt 
wurde. Darum bedurfte es nicht, wie die Kl. annimmt, dazu 
einer beſonderen Ermächtigung des Bekl. durch einen Gemeinde⸗ 
beſchluß. Als nun der Bekl. aus dem Amte als Gemeinde⸗ 
vorſteher ausſchied, hatte er die von ihm verwaltete Gemeindekafſe 
und den darin noch befindlichen Reſt der 5 000 Mark der 
Kl. zurückzugeben, da er an der Weiterführung der Geſchäfte 
behindert war. Nach 8 74 Abſ. 2 a. a. O. wird der Gemeinde⸗ 
vorſteher in Behinderungsfällen durch die Schöffen vertreten. 
Dieſe Vorſchrift wird von der Revifion dahin ausgelegt, daß 
der Vorſteher durch die beiden Schöffen gemeinſam vertreten 
werde, und daraus gefolgert, der Bekl. habe den Kaflenbeftand 
nicht an den älteſten Schöffen, B., allein abliefern dürfen, 
ſondern nur an ihn und den andern Schoͤffen gemeinſam. Die 
Ablieferung an B. ſei ohne Ermächtigung durch einen beſonderen 
Gemeindebeſchluß nicht zuläſſig geweſen, ſie ſei alſo nicht an 
einen berechtigten Vertreter der Kl. erfolgt. Dieſe Auslegung 
des § 74 Abſ. 2 hat an deſſen Faſſung einen äußeren Anhalt, 
aber der Zuſammenhang des Geſetzes ergiebt, daß damit lediglich 
hat geſagt ſein ſollen, jeder der beiden Schoͤffen ſei zur Ver⸗ 
tretung des behinderten Gemeindevorſtehers verpflichtet, in gleicher 
Weiſe wie er ihn in den Amtsgeſchäften zu unterſtützen habe, 
nicht aber daß die Vertretung nur durch gemeinſames Handeln 
der mehreren Schoͤffen zuläſſig ſei. Die in Frage ſtehende Be⸗ 
ſtimmung über die Vertretung iſt mit unerheblichen Aenderungen 
des ſprachlichen Ausdrucks aus 88 77, 78 des A. L. R. Thl. II 
Tit. 7 in § 22 der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 
(Geſetzſamml. S. 661) und aus dieſer in die Landgemeinde⸗ 
ordnung übernommen. In allen dieſen Geſetzen iſt aber grund⸗ 
ſätzlich daran feſtgehalten, daß das Amt des Gemeindevorſtehers 
(im A. L. R. Schulzen) von einer Einzelperſon bekleidet wird, 
der die Schöffen nur für einzelne, beſonders bezeichnete Amts⸗ 
handlungen als mitwirkende Organe der Gemeinde, ſonſt nur 
berathend und überwachend zur Seite ſtehen. Die Landgemeinde⸗ 
ordnung hat das noch ausdrücklich ausgeſprochen, indem ſie in 
§ 74 Abſ. 6 die Ausnahme zuläßt, daß in größeren Orts- 
gemeinden durch Ortsſtatut ein kollegialiſcher Gemeindevorſtand 
eingeführt werden kann. Alſo wo ein ſolches Ortsſtatut nicht 
beſteht, können die Geſchäfte des Ortsvorſtehers nur von einer 
Einzelperſon wahrgenommen werden. Daraus ergiebt ſich der 
Schluß, daß der Bekl. nur einen der beiden Schöffen zu ſeinem 
Vertreter beſtellen konnte, und wenn er dazu den dienſtälteſten 
von ihnen wählte, ſo iſt auch das nur ſachgemäß. Die Reviſion 
beſtreitet hiernach zu Unrecht, daß der Bekl. den Beſtand der 
Gemeindekaſſe an einen berufenen Vertreter der Kl. abgeliefert 
hat. Mit der vorſtehenden Auslegung des § 74 ſtimmt 
überein die zur Ausführung der Landgemeindeordnung vom 
Miniſter des Innern am 29. Dezember 1891 erlaſſene An⸗ 
weiſung III, in der es unter A III 2 Abſ. 2 heißt: „Die 
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Vertretung des Gemeindevorſtehers erfolgt in der Regel durch 
den dem Dienſtalter, bei gleichem Dienſtalter durch den dem 
Lebensalter nach älteſten Schöffen.” Bezüglich des, wie erwähnt, 
ſachlich übereinſtimmenden § 22 der Kreisordnung vom 
13. Dezember 1872 hat das Preußiſche Oberverwaltungsgericht 
ebenfalls in gleichem Sinne entſchieden. (Entſch. des Ober⸗ 
verwaltungsgerichts Bd. 6 S. 265). Hat aus dieſen Gründen 
der Bekl. bei der Vereinnahmung und der Ablieferung der 
Gelder den geſetzlichen Vorſchriften gemäß gehandelt, ſo kann er 
für das Thun ſeines Amtsnachfolgers nicht verantwortlich ſein. 
VI. C. S. i. S. Landgemeinde Peſtlin c. Knaak vom 
3. April 1902, Nr. 9/1902 VI. 

Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 

36. Tarifſtelle 32a. 

Es liegt in der Natur der Sache, daß der Geſetzgeber bei 
Beſteuerung von Rechtsgeſchäften für die Feſtſtellung ihrer 
begrifflichen Merkmale auf das Obligationenrecht verweiſt, in 
welchem dieſe ihre Regelung für das privatrechtliche Gebiet 
bereits gefunden haben. Erſtreckt ein Stempelgeſetz ſich über 
Theile des Staatsgebiets mit verſchiedenen Rechtsſyſtemen, ſo 
können ſich bei einem ſolchen Verfahren freilich Ungleichheiten 
ergeben, aber nicht leicht von ſolcher Art, daß ſie den Vorzügen 
des Verfahrens gegenüber ins Gewicht fallen. Iſt die Steuer 
für ein Rechtsgeſchäft je nach den Gegenſtänden deſſelben ab⸗ 
geſtuft, fo greifen dieſelben Geſichtspunkte Platz, auch hier kann 
es ſich empfehlen, das öffentliche Recht mit dem Privatrecht in 
Begriffsübereinſtimmung zu bringen und die im Sachenrecht 
oder in den allgemeinen Vorſchriften geordneten Kategorien in 
das Stempelrecht zu übernehmen. Zu den geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften, welche zu ihrer Ergänzung einen ſtillſchweigenden 
Hinweis auf andere Beſtimmungen enthalten, gehört nun auch 
die Tarifſtelle 32 a zum Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 
Anerkannt ift in der Rechtſprechung bereits, daß für die Frage, 
welches die Grenzen einer unbeweglichen Sache, was als Be⸗ 
ſtandtheil und was nur als Pertinenz anzuſehen, das örtlich 
anwendbare Privatrecht maßgebend iſt. Wenn das Geſetz in 
Tarifſtelle 32a an Stelle des Ausdrucks „Grundſtücke“ den 
Ausdruck „unbewegliche Sachen“ ſetzt, ſo erhellt genügend, daß 
es denſelben über den Kreis der Grundſtücke hinaus ſo ver⸗ 
ſtanden wiſſen will, wie es den örtlich geltenden privatrechtlichen 
Syſtemen entſpricht. Die Frage kann jedoch aufgeworfen 
werden, ob der Wahl des Ausdrucks „Sachen“ anſtatt etwa 
„Gegenſtände“ eine Einſchränkung zu entnehmen iſt. Dies 
möchte zu bejahen ſein, wenn mit Sicherheit anzunehmen wäre, 
daß das Geſetz ſchon auf die Rechtsſprache des B. G. B., nach 
deſſen & 90 „Sachen“ im Sinne des Geſetzes nur körperliche 
Gegenſtände find, Rückſicht nehmen und ſeine begrifflichen Aus⸗ 
drücke mit demſelben in Einklang hätte bringen wollen, dies 
aber läßt ſich nicht begründen, der Schwerpunkt der Tarifſtelle 
fällt auch in das Erforderniß der „Eigenſchaft“ der Un⸗ 
beweglichkeit. Die Rüge, ob die Bahneinheit in dem Geſetze 
betreffend das Pfandrecht an Privateiſenbahnen und Klein⸗ 
bahnen ꝛc. vom 19. Auguſt 1895 als eine unbewegliche Sache 
im Sinne der Tarifſtelle 32a anzuſehen, iſt zu bejahen. (Wird 
weiter ausgeführt.) VII. C. S. i. S. Stadtgemeinde 
Frankfurt a. M. c. Preuß. Fiskus vom 18. März 1902, 
Nr. 22/1902 VII. 
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37. Tarifſtelle 59. C. P. O. § 4. 

Der VII. Senat des R. G. hat an der in der Entſcheidung 
vom 15. Mai 1900 (VII. 45. 1900 in Sachen Königlich 
Preußiſcher Steuerfiskus . Spar⸗ und Leihkaſſe der Stadt 
Schleswig vergl. juriſtiſche Wochenſchrift 1900 S. 542 Nr. 52) 
für die Berechnung des Bürgſchaftsſtempels ausgeſprochenen 
Anſicht über die Frage der Berückſichtigung oder Nichtberück⸗ 
ſichtigung der nach der Ausſtellung der Urkunde entſtehenden 
Zinſen nicht feſtgehalten, ſondern unter eingehender Begründung 
der Tarifſtelle 59, eine gegentheilige Auffaſſung gegeben. 
VII. C. S. i. S. Preuß. Fiskus c. Altonaer Bank vom 
21. März 1902, Nr. 6/1902 VII. 

Gerichtsvollzieherordnung vom 31. März 1900. 
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Die am 1. Oktober 1900 ins Leben getretene Neuerung 
des Gerichtsvollzieherweſens in Preußen zu der, ſoweit ſie die 
Gebühren für die Dienſtgeſchäfte der Gerichtsvollzieher und 
deren Dienftbezüge betraf, durch den an die Stelle des § 39 
des Geſetzes vom 10. März 1879 getretene Art. 23 des 
Preußiſchen Geſetzes vom 27. September 1899, enthaltend die 
landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Gebühren der Rechts⸗ 
anwälte und der Gerichtsvollzieher, der Juſtizminiſter ermächtigt 
war, hatte, ſoweit die unter der Herrſchaft der Gerichtsvollzieher⸗ 
ordnungen vom 14. Juli 1879 und vom 23. Februar 1885 
angeſtellten Gerichtsvollzieher durch ihre Anſtellung beſtimmte 
Vermögensrechte dem Staate gegenüber erlangt hatten, dieſe 
wohl erworbenen Rechte voll zu berlückſichtigen. 
Daraus allein ſchon ergab ſich, daß die durch die früheren 
Gerichtsvollzieherordnungen geſchaffene Einrichtung der Gewähr⸗ 
leiſtung eines Mindeſteinkommens an die bisher bereits ange⸗ 
ſtellt geweſenen Gerichtsvollzieher trotz des Inkrafttretens der 
neuen Gerichtsvollzieherordnung vom 31. März 1900 für alle 
dieſe Gerichtsvollzieher aufrecht erhalten werden mußte, aber 
allerdings auch mit allen den näheren Beſtimmungen, die dafür 
in den früheren Gerichtsvollzieherordnungen getroffen waren. 
Insbeſondere mußte nach wie vor die Vorſchrift gelten, daß auf 
das gewährleiſtete Mindeſteinkommen, das ſich ſeit dem 
Rechnungsjahre 1890/91 um den Betrag des geſetzlichen 
Wohnungsgeldzuſchuſſes erhöht hatte, alſo ſeitdem ſich auf 
1800 Mark und dieſen Zuſchuß belief — vergl. Müller, 
Preußiſche Juſtizverwaltung, 4. Aufl. Bd. 1 S. 647 — auch 
das geſammte Dienſteinkommen, mit Ausnahme der Vergütung 
für die Auslagen, angerechnet würde. Daß das Dienſteinkommen 
ſich ſeit dem 1. Oktober 1900 in Folge der Neuordnung auch 
der Dienſtbezüge der Gerichtsvollzieher anders zufammenjeßte, 
konnte der Anwendung dieſer Beſtimmung nicht entgegenſtehen. 
Denn als Dienſteinkommen ſtellt ſich unzweifelhaft auch das 
feſte Gehalt dar, das die Gerichtsvollzieher ſeitdem nach 
§ 22 der Gerichtsvollzieherordnung vom 31. März 1900 neben 
dem geſetzlichen Wohnungsgeldzuſchuſſe beziehen. Im Uebrigen 
erhalten auch jetzt noch nach § 23 Abſ. 3 dort die Gerichts- 
vollzieher außer dieſen feſten aus der Staatskaſſe ihnen 
zufließenden Bezügen noch einen beſtimmten, auf 24 v. H. der 
Gebühren aus Parteiaufträgen bemeſſenen Gebührenantheil, 
wie ſie früher außer den Gebühren für ſolche Aufträge auch 
noch die oben erörterten Bezüge aus der Staatskaſſe 
erhalten hatten. Wie aber demgemäß den ſchon vor dem 
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1. Oktober 1900 angeſtellten Gerichtsvollziehern der einmal 
erworbene Anſpruch auf Gewährung des Mindeſteinkommens 
für jedes Rechnungsjahr gewahrt blieb, ſo mußte hierauf 
auch das geſammte Dienſteinkommen des ganzen jeweiligen 
Rechnungsjahres, weil nur für dieſe Zeitabſchnitte, nicht für 
kleinere Zeiträume innerhalb eines Jahres die Gewährleiſtung 
des Mindeſteinkommens ausgeſprochen war (vergl. Entſch. des 
R. G. Bd. 13 S. 33), hierauf zur Anrechnung komme, ohne 
Rückſicht auf die am 1. Oktober 1900 eingetretene Aenderung 
in der Regelung der Dienſtbezüge. Indem daher die Allge⸗ 
meine Verfügung des Juſtizminiſters vom 31. März 1900, 
über die Feſtſetzung und Anweiſung der den Gerichtsvollziehern 
zu gewährenden Gebührenantheile und Entſchädigungen ꝛc., in 
Ziff. 11 beſtimmt: „Den zu einem früheren Zeitpunkte als dem 
1. Oktober 1900 etatsmäßig angeſtellten Gerichtsvollziehern iſt 
außer dem Wohnungsgeldzuſchuß ein Mindeſteinkommen von 
jährlich 1800 Mark gewährleiſtet. Sofern hiernach für das 
Etatsjahr das künftige Gehalt, die vollen Gebührenantheile 
(G. V. O. § 23 Abſ. 3) und die Entſchädigungen für die 
erfolgreiche Einziehung von Koſten und Geldſtrafen ꝛc. dieſen 
Betrag nicht erreichen, iſt die fehlende Summe am Jahresſchluß 
als Ergänzungsbetrag aus dem Fonds Kap. 74 Tit. 16 zu 
gewähren“, hat ſie keine Anordnung getroffen, die ſich nicht 
ſchon aus den früheren Gerichtsvollzieherordnungen, 
ſoweit dieſe das Mindeſteinkommen der Gerichtsvollzieher und 
die Frage, welche Bezüge auf dieſes anzurechnen ſeien, geregelt 
hatten, mit rechtlicher Nothwendigkeit ergaben. Die 
ganze Beſtimmung hat demnach überhaupt nicht die Bedeutung 
einer ſelbſtſtändigen Anordnung, ſondern nur die einer 
Erklärung über den beſtehenden Rechtszuſtand und einer An⸗ 
weiſung über das danach einzuſchlagende Verfahren, wie dies 
auch der lediglich referirende Eingang der Beſtimmung und 
die Verbindung des folgenden Satzes mit dieſem durch das 
Wort „hiernach“ erkennen läßt. III. C. S. i. S. Oſt c. Preuß. 
Juſtizfiskus vom 21. März 1902, Nr. 462/1901 III. 


Literaturbeſprechungen. 


1. Heinrich v. Sybel, Die Begründung des Deutſchen 
Reiches durch Wilhelm L Volksausgabe, 7 Bde. 
R. Oldenbourg, München und Berlin. 1901. Preis 
24,50 M. 

Wenn die Jurisprudenz als Wiſſenſchaft in erſter Linie 
auf der Geſchichte ruht, jo daß die Geſchichtswiſſenſchaft als 
ihre Zwillingsſchweſter bezeichnet werden darf, wenn ferner der 
im öffentlichen Leben ſtehende Juriſt ſeine politiſche Anſchauung, 
nach welcher Parteirichtung ſie auch neige, gewiſſenhafter Weiſe 
nicht aus Vorurtheilen, ſondern aus Urtheilen über die Politik 
der Vergangenheit ſchöpfen ſoll, ſo dürfen wir die Herausgabe 
einer billigen Volksausgabe des Werkes von v. Sybel über die 
Begründung des Deutſchen Reichs in dieſer Fachzeitſchrift nicht 
unerwähnt laſſen. 

Zweifellos iſt dieſem Geſchichtswerk, was Reichhaltigkeit 
des benutzten urkundlichen Materials betrifft, kein zweites, 
dieſelbe Periode behandelndes zu vergleichen. Haben doch dem 
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Verfaſſer die ganzen Beſtände der preußiſchen Staatsarchive 
ſowie die Regiſtratur des auswärtigen Amts, die Akten des 
Staatsminiſteriums, des Großen Generalſtabs ſowie die alten 
Archive von Hannover, Kurheſſen und Naſſau zu Gebote ge⸗ 
ſtanden und konnte er überdies ſich zahlreiche Ergänzungen durch 
mündliche Mittheilungen hervorragend an den Ereigniſſen be⸗ 
theiligter Perjönlichkeiten beſchaffen. Mit Recht rühmt der Ver⸗ 
faſſer ſelbſt in der Vorrede von 1889 von ſeinem Werke, daß 
es uns jede Wendung der preußiſchen Politik im 19. Jahr- 
hundert bis zur Begründung des Reichs in den entſcheidenden 
Kriſen oft Tag für Tag, ja Stunde für Stunde zu verfolgen 
ermöglicht. Andrerſeits giebt er freilich auch ſelber zu, daß er 
ſeine preußiſchen und nationalliberalen Ueberzeugungen an 
keiner Stelle des Buches zu verleugnen geſucht hat. Völlige 
Objektivität wird man alſo von dem, im übrigen mit allen 
Mitteln moderner Geſchichtsforſchung und mit echt deutſcher 
Gelehrtengründlichkeit geſchriebenen Werke nicht vorausſetzen 
dürfen. In der That aber ſtehen uns die Ereigniſſe auch wohl 
noch zu nah, um eine ſolche Objektivität, wenn fie überall in 
Anſehung der modernen Geſchichte möglich ſein ſollte, von einem 
deutſchen Geſchichtsſchreiber zu verlangen. Mögen auch die 
Zeiten des alten Bundestags als ein abgeſchloſſenes Stück 
unſerer geſchichtlichen Vergangenheit hinter uns liegen und wir 
über Koͤniggrätz ebenſo unbefangen reden konnen, wie über 
Kollin und Leuthen, ſo dürfte doch noch der Zweifel beſtehen, 
ob beiſpielsweiſe über Langenſalza ein Gleiches der Fall iſt. 
Am meiſten nähern ſich wohl die beiden erſten Bände, die 
bis zum Beginn des letzten däniſchen Krieges führen, dem 
Ideale unbefangener hiſtoriſcher Kritik. Immerhin bildet auch 
in ſeinen übrigen Theilen das Werk für den ſelbſtſtändig politiſch 
denkenden Leſer gegenüber zahlloſen anderen unvollſtändigen und 
oberflächlichen Darſtellungen die beſte und vornehmſte Quelle 
der Belehrung, die deshalb in der Bibliothek jedes gebildeten 
Deutſchen einen Ehrenplatz verdient. 

Um auch noch ein Wort von der Darſtellungsform zu 
ſagen, fo erinnert v. Sybels jeden redneriſchen Schmuck ver ⸗ 
ſchmähende Diktion an Cicero's Wort (Brutus, 75): „Nichts 
iſt in der Geſchichte angenehmer als eine korrekte und licht⸗ 
volle Kürze.“ 

Die neue Ausgabe iſt durch ein Bildniß des Verfaſſers 
mit Facſimile⸗Unterſchrift und ein gut bearbeitetes Namens ⸗ und 
Sachregiſter ausgezeichnet. Letzteres wird allen denen, die im 
öffentlichen Leben ſtehen und die häufig in die Lage kommen, 
über die eine oder andere Frage der Politik und Geſchichte nach⸗ 
ſchlagen zu müſſen, beſonders willkommen fein. Das Namens 
und Sachregiſter wird namentlich den Befitzern der Bismarck ſchen 
Memoiren das Sybel ' ſche Werk, das gewiſſermaßen einen 
authentiſchen Kommentar zu erſterem Werke darſtellt, beſonders 
werthvoll machen. 


2. Laband, Dr. Paul, ord. Profeſſor des deutſchen Rechts an der 
Univerſität Straßburg, Das Staatsrecht des Deutſchen 
Reiches. IV. neubearbeitete Aufl. in 4 Bd. Preis 45 M., 
geb. 55 M. Mohr, Tübingen und Leipzig. 1901. 


An unſeren Hinweis auf die bedeutendſte geſchichtliche 
Darſtellung der Begründung des Deutſchen Reichs ſchließen 
wir die Beſprechung einiger Werke über die Reichsverfaſſung. 
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An erſter Stelle ſteht hier die neue Ausgabe des Laband'ſchen 
Staatsrechts. Es war keine leichte Aufgabe, eine ſo eigenartig 
gewordene und ſo wenig nach allgemeinen Muſtern und Be⸗ 
griffen gemachte Verfaſſung, wie unſere Reichsverfaſſung, dem 
juriſtiſchen Konſtruktionsbedürfniß anzupaſſen, einem Bedürfniß, 
das auch nicht jeder, insbeſondere am wenigſten der praktiſche 
Staatsmann in dem Maße haben dürfte, wie ein deutſcher 
Univerſitätsprofeſſor. Dogmatiſche Kontroverſen nehmen einen 
außerordentlich großen Raum in dem Werke ein, das aus dieſem 
Grunde in unſerer für begriffliche Konſtruktion nicht beſonders 
veranlagten Zeit allerdings vielfach angegriffen worden iſt; ins⸗ 
beſondere hat man dem Verfaſſer eine „civiliſtiſche“ Behandlung 
des Staatsrechts vorgeworfen. Der Verfaſſer ſelbſt aber ver- 
wahrt ſich dagegen mit folgenden Worten: „Die einfache Ueber⸗ 
tragung civilrechtlicher Begriffe und Regeln auf die ſtaatsrecht⸗ 
lichen Verhältniſſe iſt der richtigen Erkenntniß der letzteren 
gewiß nicht förderlich; die „civiliſtiſche“ Behandlung des 
Staatsrechts iſt eine verkehrte. Aber unter der Verurtheilung 
der civiliſtiſchen Methode verſteckt ſich oft die Abneigung gegen 
die juriſtiſche Behandlung des Staatsrechts, — — und bei 
dem heutigen Zuſtand der ſtaatsrechtlichen und insbeſondere der 
reichs rechtlichen Literatur iſt weit weniger zu fürchten, daß ſie 
zu civiliftiſch, als daß ſie unjuriſtiſch wird und auf das 
Niveau der politiſchen Tagesliteratur hinabſinkt“. (Vorwort 
zur 1. Aufl.) | 

Rezenſent, der im Vorwort zu ſeinem hiermit in Erinnerung 
gebrachten Buche „Otto v. Bismarck, Reden und Aus- 
ſprüche zur Reichsverfaſſung, nach der Legalordnung 
zuſammengeſtellt, Carl Heymann, Berlin 1901“ ausdrücklich 
betont hat, daß der Werth einer Verfaſſung nicht nach ihrer 
ſozuſagen papiernen Logik, ſondern nach ihrer geſchichtlichen 
Organiſationskraft abzumeſſen iſt, und der ſelbſt der Rechts⸗ 
dogmatik zumal auf ſtaatsrechtlichem Gebiet wenig Geſchmack 
abgewinnen kann, iſt jedoch weit davon entfernt, der Methode 
des Verfaſſers jedes Verdienſt abzuſprechen. Denn mit Recht 
ſchreibt ſelbſt v. Ihering, ebenfalls kein Freund einer rein 
logiſchen Auffaſſung des Rechts: „Das Intereſſe der richtigen 
ſyſtematiſchen Stellung eines Inſtituts iſt kein anderes als das 
der richtigen materiellen Erkenntniß und Darſtellung deſſelben. 
Wer irgend einen Gegenſtand falſch Haffifizirt, z. B. einen 
Vogel zu den Säugethieren ſtellt, jagt damit von dem Gegen⸗ 
ſtand etwas materiell falſches aus, und dieſer eine Irrthum 
kann die Quelle von unzähligen anderen werden. Syſtematiſche 
Verſehen find daher nicht harmloſe, unſchuldige Irrthümer, 
ſondern gehören zu den gefährlichſten, die es giebt, und die 
Sorgfalt, welche die Theorie auf die ſyſtematiſche Frage ver⸗ 
wendet, iſt im höchſten Grade gerechtfertigt“ (Geiſt des R. R. 
III S. 331). Daß z. B. die Stellung, die man zur Frage 
des bundesſtaatlichen Charakters der Verfaſſung nimmt, von 
politiſch ganz erheblicher Tragweite werden kann, vergl. Laband, 
I S. 52—121, muß ſich jedem Einſichtigen aufdrängen. Als 
ſyſtematiſch bedeutſamſte Verarbeitung unſerer Reichsverfaſſung 
ſteht aber diejenige Labands an erſter Stelle und ohne 
Berückſichtigung ſeiner Autorität, die ſelbſt v. Bismarck häufig 
zitirte, (vergl. z. B. mein Buch, S. 24, 116) wird ſich nicht leicht 
Jemand mit einer ſchwierigen Frage unſeres Verfaſſungslebens 
abfinden dürfen. 
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3. Dr. Edgar Loening, ord. Prof. zu Halle. Leipzig, Teubner. 
1901. 1 M. (geb. 1,25 M.). Grundzüge der Ver⸗ 
faſſung des Deutſchen Reichs. 

Im Gegenſatz zu vorſtehendem, tiefe wiſſenſchaftliche Vor⸗ 
bildung vorausſetzendem Syſtem des Staatsrechts, bietet hier 
ein Staatsrechtslehrer eine wiſſenſchaftlich⸗gemeinverſtändliche 
Darſtellung als 34. Bändchen der Sammlung wiſſenſchaftlich⸗ 
gemeinverſtändlicher Darſtellungen aus allen Gebieten des 
Wiſſens: „Aus Natur und Geiſteswelt“. 


4. Die Verfaſſung und Verwaltung des Deutſchen 
Reiches und des Preußiſchen Staates von Dr. jur. 
P. Schubert, Geh. Seehandlungsrath a. D. 16. Aufl. 
(Geb. 1,60 M.) Verl. v. M. G. Korn, Breslau. 1901. 


Die für Laien und Rechtskandidaten zweifellos au⸗ 
zuerkennende Brauchbarkeit dieſes kurzen Handbuchs wird zur 
Genüge durch die erreichte Auflagenzahl beſtätigt. 


5. Gareis, Inſtitutionen des Voͤlkerrechts. 2. Aufl. 
Verl. v. E. Roth, Gießen. 1901. (Preis broſch. 5 M., 
Leinenband 6 M.) 

Ueber Sein, Werden und Wirken des Voͤlkerrechts herrſcht 
nicht bloß unter den Nichtjuriſten, fondern auch unter den 
Jüngern der Themis ſelbſt noch weithin oft bedauerliche Un- 
klarheit. Unter letzteren mag es wohl zumeiſt die Unterſchätzung 
der Poſitivität und der praktiſchen Bedeutug des Völkerrechts 
für unſere Lebensverhältniſſe ſein, aus der eine gewiſſe Abneigung 
vieler praktiſchen Juriſten gegen die Beſchäftigung mit völker⸗ 
rechtlichen Dingen entſpringt. Das vorliegende Werk iſt durch 
ſeine klare und leicht faßliche Darſtellung vortrefflich geeignet 
dieſes Vorurtheil zu zerſtreuen. 


6. Lectures on Slavonic law by Feodor Sigel, 
Prof. in the university of Warsaw, London, H. Frowde. 
1902. f 

Der Verfaſſer, ein Univerſitätsprofeſſor in Warſchau, hat 

im Jahre 1900 in Oxford Vorleſungen über jlawifche Rechts 

geſchichte gehalten, welche hier im Druck geboten werden. Be⸗ 

handelt werden: Bulgarien, Serbien, Rußland, Böhmen, Polen 
und Croatien. Es wird aber mehr eine Geſchichte der Geſetz⸗ 
gebung als der (materiellen) Rechtsentwicklung geboten, über das 

Weſen und den Inhalt des flawifchen Rechts bietet das Buch 

nur geringe Belehrung. Intereſſant iſt die am Schluß der 

letzten Vorleſung gegebene Charakteriſtik des engliſchen, franzö⸗ 
ſchen und deutſchen Rechts durch einen ſlawiſchen Juriſten. Die 
engliſche Rechtswiſſenſchaft arbeite induktiv, beruhe vornehmlich 
auf dem Studium der einzelnen Fälle und Entſcheidungen. Der 

Engländer lege geringen Werth darauf, die Rechtsregeln in 

einem logiſchen Syſtem zu vereinigen; ungeachtet dieſer Kaſuiſtik 

hält der Verfaſſer das Studium des engliſchen Rechts für werth⸗ 
voller als des deutſchen, deſſen Charakter ein vorwiegend logiſcher 
und ſyſtematiſcher ſei, ſich aber nicht ſelten mehr von den realen 

Anforderungen des Verkehrs ablöje, als das engliſche. Die 

franzöſiſche Kodifikation und Geſetzgebung überhaupt ſtrebe nach 

Aufſtellung weniger, möglichſt allgemeiner Grundſätze und unter⸗ 

ſcheide ſich durch ihre der Deduktion freieren Spielraum ge⸗ 

währende abſtrakte Faſſung ſowohl von der engliſchen als auch 
von der deutſchen Methode, welche letztere allzuſehr nach detaillirter 
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welche er ſich geſtellt hat, ſehr gut gelöit. Er giebt im erſten 


geſetzlicher Kaſuiſtik ſtrebe und dem richterlichen Deduktions⸗ 
vermögen möglichſt wenig Freiheit laſſe. Der Verfaſſer giebt 
der engliſchen Methode den Vorzug. Ich erkenne darin nicht 
nur ein feinen Hörern gemachtes Kompliment, ſondern auch ein 
Körnchen Wahrheit. | | 


7. Codex des Civilrechts (Ruſſiſches Civilgeſetzbuch) 
aus dem Ruſſiſchen übertragen und mit Einleitung ver⸗ 
ſehen von Klibanski, Rechtsanwalt in Berlin. Berlin, 
Gottheiner. 1902. Preis 10 M. | 

Die Lücke, die das vorſtehend angezeigte Buch empfinden 
laͤßt, kann man am beſten, wenigſtens ſoweit das ruffifche Recht 
in Frage kommt, durch das Studium des ruſſiſchen Civilgeſetz⸗ 
buchs ausfüllen, durch deſſen Ueberſetzung ſich der Kollege 

Klibanski ein großes Verdienſt erworben hat. Bei der zu⸗ 

nehmenden Bedeutung des Verkehrs und des internationalen 

Privatrechts, bei dem nach den Beſtimmungen unſeres Ein⸗ 

führungsgeſetzes zum B. G. B. in zahlreichen Fragen die 

Staatsangehörigkeit entſcheidet, wird der Befitz dieſer Ueber⸗ 

ſetzung desjenigen Civilgeſetzbuchs, das räumlich das größte 

Geltungsgebiet beherrſcht, dem Praktiker in vielen Fällen eine 

läſtige und unter Umſtänden koſtſpielige Erkundigung bei 

ruſſiſchen Rechtsgelehrten erſparen. 


8. Geſetze über das Urheberrecht in allen Ländern nebſt 
den darauf bezüglichen internationalen Verträgen 
und den Beſtimmungen über das Verlagsrecht. 
II. Aufl. Durchgeſehen von Prof. Ernſt Röthlisberger, 

Bern. Leipzig, G. Gedeler. 1902. Preis 10 M. 

Wohl auf keinem Rechtsgebiete wird die Kenntnißnahme 
der einſchlägigen ausländiſchen Rechtsnormen häufiger praktiſch, 
als auf dem des Urheber- und Verlagsrechts. Die vorliegende 
Sammlung ſämmtlicher auf dieſe Rechtsmaterie bezüglicher 
Geſetze, Verträge und Ausführungsverordnungen iſt unter Leitung 
des auf dem Urheberrechtsgebiet als Autorität anerkannten 
Sekretärs des Berner internationalen Amts für geiſtiges Eigen⸗ 
thum bis auf die neueſte Zeit ergänzt. Die Benutzung iſt durch 
eine ſtreng alphabetiſche Reihenfolge nach Ländern und durch 
die ſonſtige überſichtliche Anordnung des Stoffes weſentlich 
erleichtert. 


9. Paul Schmid, Rechtsanwalt b. L. G. I zu Berlin. Das 
Waarenzeichenrecht nebſt einem Ueberblick über die 
Beſtimmungen wider den unlauteren Wettbewerb nach 
den Geſetzgebungen aller Länder. Leipzig, C. L. Hirſchfeld, 
388 S. 8,80 M. 

Durch das vorliegende Werk des durch ſeine früheren 
Arbeiten auf dem Gebiet des gewerblichen Rechtsſchutzes wohl- 
bekannten Verfaſſers iſt eine fühlbare Lücke in der Literatur der 
gewerblichen Urheberrechte ausgefüllt worden. Bei der erheblichen, 
mehr und mehr zunehmenden Bedeutung, welche den auf den 
Schutz der Waarenbezeichnungen und die Bekämpfung des 
unlauteren Wettbewerbes bezüglichen Rechtsvorſchriften zukommt, 
war eine vollſtändige Darſtellung des Inhalts der betreffenden 
Geſetzgebungen ein zweifelloſes Bedürfniß. Dieſem Bedürfniß 
ſoll die vorliegende ſyſtematiſche Darſtellung abhelfen, in der die 
Geſetzgebung aller für den Welthandel in Betracht kommenden 
Länder berückfichtigt werden. Der Verfaſſer hat die Aufgabe, 
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Buch zunächſt in überſichtlicher Form eine Darſtellung der 


deutſchen Verhällniſſe. In ſechs Kapiteln werden die materiellen 


und formellen Vorausſetzungen, der Inhalt und Umfang, der 
Uebergang und Untergang des Zeichenrechtes, ſowie die Rechte 
der Ausländer behandelt. Daran ſchließt ſich eine Darſtellung 
derjenigen Vorſchriften des Geſetzes zum Schutze der Waaren⸗ 
bezeichnungen, welche, wie die auf den Schutz der Waaren⸗ 
verpackungen, auf den Gebrauch falſcher Herkunftsbezeichnungen ıc. 
bezüglichen Beſtimmungen, das Vorhandenſein eines ein ⸗ 
getragenen Waarenzeichens nicht zur Vorausſetzung haben, 
ſowie endlich das wichtige Kapitel: Unlauterer Wettbewerb. 
Der Verfaſſer hat in dieſer Darſtellung der deutſchen Rechts⸗ 
verhältniſſe die Rechtsſprechung des Reichsgerichts und des 
Patentamts in ſorgfältigſter Weiſe berückſichtigt und die von 
ihm entwickelten Rechtsſätze auf Grund dieſer Rechtſprechung, 
ſoweit erforderlich, mit inſtruktiven Beiſpielen erläutert. Im 
zweiten Buch (S. 117—288) behandelt der Verfaſſer dann die 
Rechtsverhältniſſe der übrigen europäiſchen Länder. Hierbei 
nehmen natürlich Oeſterreich⸗Uingarn, die romaniſchen Staaten 
und England den breiteſten Raum ein. — Im dritten Buch 
werden endlich die außereuropäiſchen Länder behandelt. Eine 
eingehendere Darſtellung iſt hier beſonders den Vereinigten 
Staaten von Amerika, Braſilien und Indien gewidmet. Auch 
für alle ſonſtigen, für den Welthandel in Betracht kommenden 
Länder werden in einer, ihrer jeweiligen Bedeutung angepaßten 
Darſtellung die wichtigſten geſetzlichen Beſtimmungen hervor⸗ 
gehoben und erläutert. 

Als beſonderer Vorzug des vorliegenden Buches ſei noch 
die ſehr anſprechende und klare ſprachliche Darſtellung hervor⸗ 
gehoben. Das Buch kann allen denjenigen, die ihr Beruf mit 
Fragen des Waarenzeichenrechts oder des Schutzes gegen den 
unlauteren Wettbewerb in Berührung bringt, warm empfohlen 
werden. 


10. Die Reichsgeſetze zum Schutz des geiſtigen und gewerb- 
lichen Eigenthums, nebſt einem Anhange, enthaltend 
das Börſen⸗ und das Bankdepotgeſetz. Erläutert von 
Dr. M. Stenglein, Reichsgerichtsrath a. D. 2. Aufl. 
Berlin, Otto Liebmann. Pr. kart. 5,80 M. 


In dem vorliegenden Kommentar werden folgende Geſetze 
erläutert: Die Geſetze betr. das literariſche Urheberrecht (von 
1870), das Urheberrecht an Werken der bildenden Künſte und 
den Schutz der Photographien, das Geſetz betr. das Urheber⸗ 
recht an Muſtern und Modellen, das Patentgeſetz, das Gebrauchs ⸗ 
muſtergeſetz, ſowie die Geſetze zum Schutze der Waaren⸗ 
bezeichnungen und zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs. 
In einem Anhang wird das Boörſengeſetz vom 22. Juni 1896 
und daß ſog. Bankdepotgeſetz vom 5. Juli 1896 behandelt. 
Der Kommentar war in erſter Auflage als Sonderabdruck aus 
dem größerem Werke des Verf. „Die ſtrafrechtlichen Neben- 
geſetze des Deutſchen Reichs“ erſchienen. Bei der Erläuterung 
der Geſetze werden daher mit beſonderer Ausführlichkeit die 
ſtrafrechtlichen Geſichtspunkte erörtert. In dieſer Beziehung iſt 
der Kommentar von großem Werth. In der vorliegenden 
zweiten Auflage erſcheint das Buch nicht mehr als Theil des 
Hauptwerkes, ſondern als ſelbſtſtändiger Kommentar unter dem 
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oben angegebenen Titel. Für den praktiſchen Gebrauch auch 
ſeitens nicht juriſtiſcher Kreiſe, für welchen der Verf. das 
Buch in erſter Linie beſtimmt hat, iſt die Aufnahme der Er⸗ 
läuterung des Börſen⸗ und Bankdepotgeſetzes ſehr werthvoll. 
Gerade für dieſen praktiſchen Gebrauch würde es aber er⸗ 
wüuſcht ſein, auch die nicht ſtrafrechtlichen Theile der Geſetze 
3. T. noch genauer zu behandeln. Dies dürfte ſich beſonders 
für das Patentgeſetz empfehlen, bei deſſen Beſprechung der, für 
die Praxis ſehr wichtige Abſchnitt über das „Verfahren in 
Patentſachen“ nur kurz behandelt iſt. Da mit Rückſicht auf 
die im vorigen Jahr erfolgte neue geſetzliche Regelung des 
literariſchen Urheberrechts jedenfalls bald eine neue Auflage 
erſcheinen wird, ſo nimmt der Verfaſſer hierbei vielleicht Gelegen⸗ 
heit, ſeinen Kommentar in dieſer Beziehung noch zu ergänzen. 


Briefkaſten. 


Verantwortlich: Magendantz, Rechtsanwalt am Landgericht I, | 
Berlin, Kochſtraße 56. 


Herrn R.⸗A. G. in Kr. 

Der Kläger hat auf Grund eines von ihm geleiſteten 
Parteieides ein objiegendes Urtheil erſtritten. In dem 
gegen ihn wegen Meineides eingeleiteten Strafverfahren 
muß er die Unrichtigkeit der beſchworenen Thatſachen 
zugeben, wird aber, obgleich noch ein Zeuge die Unrichtig⸗ 
keit beſtätigt, von den Geſchworenen für nichtſchuldig 
erklärt und darauf freigeſprochen. Aus dem auf dem 
Parteieide beruhenden Urtheil wird vollſtreckt. Kann 
der Schuldner die Vollſtreckung hindern? 

Die Frage iſt zu verneinen. Die Reſtitutionsklage, welche 
allein in Frage kommt, iſt nur gegeben, wenn wegen der Ver⸗ 
letzung der Eidespflicht eine rechtskräftige Verurtheilung ergangen 
iſt. Da eine Freiſprechung erfolgt iſt, liegt ein Fall der 
Reſtitutionsklage nicht vor. Die Gründe des ſtrafgerichtlichen 
Urtheils hat der Civilrichter in dieſem Fall nicht nachzuprüfen. 


Herrn N.⸗A. Dr. L. in D. 


1. Der Eigenthümer eines Grundſtücks iſt verſtorben und 
von mehreren Perſonen beerbt worden. Der Gläubiger 
eines Miterben pfändet wegen eines Anſpruchs unter 
300 Mark den Antheil an der Erbgemeinſchaft und 
betreibt die Zwangsverſteigerung des zum Nachlaß 
gehörigen Grundſtücks zum Zweck der Auseinander- 
ſetzung. Kann ſich der Gläubiger dagegen ſchützen, 
daß das Grundſtück inzwiſchen überlaſtet wird? 

Da die Auseinanderſetzung unter den Miterben noch nicht 
erfolgt iſt, müſſen entweder noch der Erblaſſer oder die Erben 
gemeinſchaftlich als Eigenthümer des Grundſtücks eingetragen 
ſein. Eine Belaſtung des Grundſtücks iſt deshalb nur in der 
Weiſe moͤglich, daß die Miterben gemeinſchaftlich die Eintragung 
einer Hypothek oder Grundſchuld bewilligen. Da der Pfändungs⸗ 
und Ueberweiſungsbeſchluß den Miterben, als den Drittſchuldnern, 
zugeſtellt ſein muß, würden dieſe dem pfändenden Gläubiger 
ſchadenserſatzpflichtig fein, wenn fie durch die Aufnahme der 
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Hypothek deſſen Befriedigung vereitelten. Eine dingliche 
Sicherung iſt allerdings, auch ohne Rückſicht auf die Höhe der 
Forderung, nicht zu erreichen, weil, ſolange das Nachlaß⸗ 
grundſtück nicht nach Bruchtheilen getheilt iſt, die Eintragung 
einer Zwangshypothek auf Grund des nur gegen einen der 
mehreren Erben gerichteten Schuldtitels unthunlich erſcheint. 
Die dingliche Sicherung tritt erſt mit der Beſchlagnahme, alſo 
mit dem Beſchluß, durch welchen die Zwangsverſteigerung an⸗ 
geordnet wird, ein (55 20 ff. des Zwangsverſteigerungsgeſetzes 
vom 24. März 1897). 

2. It eine bedingte Kündigung nach B. G. B. zuläffig, 
oder läßt die Kündigung ihrer Natur nach keine Be⸗ 
dingung zu? 

Bei der Kündigung folgt die Unzuläſſigkeit einer Bedingung 
aus der Natur des Rechtsgeſchäfts (vergl. Mugdan, Materialien 
zum Bürgerlichen Geſetzbuch, Band I S. 490; Planck, Kom⸗ 
mentar, Vorbemerkung zu § 158; Haidlen, Kommentar, Vor⸗ 
bemerkung zu § 158). 


Perſonal⸗ Veränderungen. 


Zulaffungen. 

Rechtsanwalt Otto Schütte beim Landgericht Hannover; 
— Rechtsanwalt Karl Krechel beim Kammergericht Berlin; 
— Rechtsanwalt Karl Wichmann beim Amtsgericht und Land⸗ 
gericht Eſſen; — Gerichtsaſſeſſor Paul Krauſe beim Land- 
gericht und Amtsgericht Neiße; — Rechtsanwalt Dr. Julius 
Jonas beim Landgericht Altona; — Gerichtsaſſeſſor Walther 
Schmoldt beim Landgericht Stade; — Referendar Dr Leopold 
Salomon beim Amtsgericht und Landgericht Dresden; 
— Rechtsanwalt Arthur Prager beim Landgericht J Berlin; 
— Rechtsanwalt Dr. jur. Hermann Richard Neſtler beim 
Amtsgericht Penig und bei der Kammer in Handelsſachen in 
Annaberg; — Rechtsanwalt Fritz Leiprecht beim Oberlandes⸗ 
gericht München; — Rechtsanwalt Leopold Is raelski beim 
Landgericht I Berlin; — Bürgermeiſter a. D. Eugen Ottomar 
Kretzſchmar beim Landgericht Leipzig; — Rechtsanwalt Jacob 
Keil beim Amtsgericht Langen, Heſſen; — Rechtsanwalt 
Johannes Süß beim Amtsgericht Dippoldiswalde; — Geprüfte 
Rechtspraktikanten Dr. Eduard Sieber und Ludwig Butter⸗ 
faß beim Landgericht München; — Rechtsanwalt Eduard 
Schümann beim Landgericht Hannover; — Rechtsanwalt 
Ludwig Breitling beim Amtsgericht Ludwigshafen a. /Rh. 


ESEböſchungen. 

Rechtsanwalt Spichern Heiliger beim Amtsgericht und 
Landgericht Bremen, beim Hanſeatiſchen Oberlandesgericht 
Hamburg und bei der Kammer für Handelsſachen Bremerhaven; 
— Rechtsanwalt Pabſt beim Oberlandesgericht Caſſel; — 
Rechtsanwalt Alfred Ferling beim Landgericht Traunſtein; — 
Rechtsanwalt Dr. Billeb beim Amtsgericht Dannenberg; — 
Rechtsanwalt Dr. Karl Schad beim Landgericht München I; 
— Rechtsanwalt Karl Börg er beim Amtsgericht Wortingen; — 
Rechtsanwalt Fügart beim Amtsgericht Kyritz; — Rechtsanwalt 
und Notar Mann beim Amtsgericht Oppenheim. 


Für die Redaktion verantwortlich: Rechtsanwalt Dr. L. Kuhlenbeck in Jena. Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin S. 14. 
Dieſer Nummer liegt bei: Beilage 5 der Juriſtiſchen Wochenſchrift. 
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Beilage 5 der Juriſtiſchen Wochenſchrift 


S230 bis 33 vom 16. Mai 1902. 


Urtheile und Veſchlüſſe des Reichsgerichts zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
und zum Einführungsgeſetz. 
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Zu SS 766 B. G. B. 

Urtheil des Reichsgerichts VI C. S. i. S. Seelecke 
c. Pfälziſche Nähmaſchinen⸗ und Fahrräder ⸗Fabrik 
vom 24. Februar 1902, Nr. 409/1901 VI. 
Vorinſtanz: O. L. G. Braunſchweig. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Die ſogenannte cumulative Schuldübernahme iſt ein Gefchäft, 
das ſeiner materiellen Wirkung nach die größte Aehnlichkeit mit 
der ſelbſtſchuldneriſchen Bürgſchaft hat, ſo daß die legislativen 
Erwägungen, welche zur Vorſchrift der Schriftform für die 
Bürgſchaft in § 766 des Bürgerlichen Geſetzbuchs geführt haben, 
auch für die ſogenannte cumulative Schuldübernahme völlig 
zutreffen. Wollte man dieſe auch bei bloß mündlichem Ab- 
ſchluſſe als bindend anerkennen, ſo wäre die Umgehung der 
Vorſchrift des § 766 die leichteſte Sache von der Welt. Es muß 
daher als dem Sinne des Bürgerlichen Geſetzbuchs entſprechend 
gelten, auch für die ſogenannte cumulative Schuldübernahme 
die ſchriftliche Form zu verlangen. Wird näher begründet. 
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Zu § 823 des B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Lange 
c. Puchmüller vom 20. März 1902, Nr. 312/1901 VI. 


Vorinſtanz: Kammergericht Berlin. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Die zum Schutz der Geſammtheit, wie des Einzelnen von 
der Polizeidirektion Charlottenburg auf Grund der §§ 5, 6 
und 11 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 
1850 nach Berathung mit dem Gemeindevorſtande unter Zu⸗ 
ſtimmung des Königlichen Oberpräfidenten der Provinz Branden- 
burg erlaſſene Verordnung vom 29. September 1877 erſcheint 
als Schutzgeſetz im Sinne des § 823 Abſ. 2 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs. Gemäß Satz 2 des Abſ. 2 des § 823 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs tritt die Erſatzpflicht für den durch den 
Verſtoß gegen ein ſolches Schutzgeſetz verurſachten Schaden, 
wenn nach dem Inhalte des Geſetzes ein Verſtoß gegen dieſes 
auch ohne Verſchulden möglich iſt, nur im Falle des Ver⸗ 
ſchuldens ein. 

Die Thatſache des Verſtoßes und des hiermit in urſäch⸗ 
lichem Zuſammenhange ſtehenden Schadens genügt ſomit nicht, 
um eine Erſatzpflicht zu begründen. Vertretbares Verſchulden 


ſetzt aber Vorſatz oder Fahrläſſigkeit voraus. Fahrläſſig handelt, 
wer die im Verkehr erforderliche Sorgfalt außer acht läßt 
($ 267 des Bürgerlichen Geſetzbuchs). 

Als nach den ſozialen Verhältniſſen ſelbſtverſtändlich zu 
erachten iſt, daß derartige im Intereſſe der Sicherheit des 
Verkehrs vorgeſchriebene Verrichtungen nicht von dem Ver⸗ 
pflichteten ſelbſt ausgeführt werden müſſen, ſondern daß er ſich 
hierzu eines Anderen bedienen darf unter Umſtänden ſogar muß. 

Da aber das Schutzgeſetz dem Geſchäftsherrn ſelbſt die 
Verpflichtung auferlegt, und ihn für die richtige Ausführung 
der vorgeſchriebenen Verrichtungen perſönlich haftbar macht, ſo 
beſtimmt ſich ſeine Haftung nicht ausſchließlich nach den Be⸗ 
ſtimmungen der Haftung des Geſchäftsherrn für das Thun und 
Laſſen des zur Verrichtung Beſtellten. Er kann alſo je nach 
den Umſtänden ſich durch den bloßen Nachweis der Wahrung 
der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt bei der Auswahl der 
beſtellten Perſon allein nicht befreien, ſondern darf ſich vielmehr, 
um ſich von dem Vorwurfe einer Vernachläſſigung der im Ver⸗ 
kehr erforderlichen Sorgfalt zu wahren, auch einer Kontrolle 
nicht entſchlagen. In wie weit eine ſolche Kontrollpflicht geboten 
erſcheint, iſt allerdings je nach den konkreten Umſtänden zu 
entſcheiden (vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 41 S. 211). 

Das Berufungsgericht geht aber in ſeinen Anforderungen 
über das im Verkehr nach billigem Ermeſſen zu Erfordernde 
und Erforderliche hinaus. Es kann nicht vom Hausbefitzer 
gefordert werden, daß er zu derartigen Verrichtungen eine eigene 
Perſon aufſtelle und unterhalte, deren Arbeitskraft in keiner 
Weiſe ausgenutzt wäre. Es kann ebenſo wenig verlangt werden, 
daß er ſein Dienſtperſonal nicht zu einer Verrichtung verwende, 
die jeder Menſch mit geſunden Armen und Beinen verrichten 
kann. 

Hat der Beklagte die im Thatbeſtande des Berufungs- 
urtheils dargeſtellten Anordnungen getroffen, und find ſie auch 
regelmäßig in ineinander greifender Weiſe ſo gehandhabt worden, 
daß ſich bis zu dem Unfalle nie ein Anſtand ergeben, ſo läßt 
ſich nicht bezweifeln, daß der Beklagte die im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt nicht außer acht zu laſſen habe. Deshalb durfte die 
Erhebung des angebotenen Beweiſes nicht abgelehnt werden. 
Erſt auf Grund des Ergebniſſes der Beweiserhebung wird ſich 
feſtſtellen laſſen, ob die getroffenen Anordnungen und der regel⸗ 
mäßige Vollzug derſelben dem Beklagten die Beruhigung ge- 
währen konnten, daß die polizeilichen Vorſchriften von ſeinem 
Perſonal auch richtig und verläſſig vollzogen würden. 
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Zu 88 823, 826, 1166 des B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts III. C. S. i. S. Kording 
c. Lamp vom 25. März 1902, Nr. 470/1901 III. 
Vorinſtanz: O. L. G. Kiel. 


Zurückweiſung der Revifion. 

Mit Recht hat das Berufungsgericht den Einwand des 
Beklagten, daß ihm die eingeklagte Forderung nicht gekündigt 
ſei, verworfen. Die Zuſtellung der Klage, welche am 28. No- 
vember 1900 erfolgt iſt, hatte die Wirkung der Kündigung, 
und die halbjährliche Kündigungsfriſt war zur Zeit des Ver⸗ 
handlungstermins vom 21. Oktober 1901, auf welche das an⸗ 
gefochtene Urtheil ergangen iſt, verſtrichen. Durch Eintritt des 
Fälligkeitstermins im Lauf des Prozeſſes jwird, wie in Ueber⸗ 
einſtimmung mit der vorherrſchenden Rechtſprechung vom Reichs⸗ 
gericht wiederholt ausgeſprochen iſt, die Einrede der Zufrüh⸗ 
forderung wirkungslos, es ſei denn, daß die verfrühte Klage⸗ 
erhebung erkennbarer Weiſe Beſchränkung in der Vertheidigung 
zur Folge hat, eine Ausnahme, welche im vorliegenden Fall, 
wenngleich die Fälligkeit erſt während des Verfahrens in der 
Berufungsinſtanz eingetreten iſt, nicht gegeben, auch vom Be⸗ 
klagten ſelbſt nicht behauptet iſt. Die Wirkungsloſigkeit der 
Einrede erſtreckt ſich in gleicher Weiſe auf die Koſtenentſcheidung 
wie auf die Entſcheidung über die Hauptſache; beantragt der 
Beklagte nach eingetretener Fälligkeit Sachentſcheidung durch 
Klagabweiſung, jo läßt ſich die Vorſchrift des § 93 der Civil. 
prozeßordnung, welche die Partei trotz ihres Unterliegens der 
Koſtenpflicht enthebt, auf ihn nicht weiter anwenden. Verfehlt 
iſt ferner die Rüge der Reviſion, der § 1166 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs wie auch der § 270 des alten Preußiſchen Straf⸗ 
geſetzbuchs in Verbindung mit § 8232 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs, eventuell auch der § 826 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
ſeien durch Nichtanwendung verletzt. Der § 1166 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs findet ſchon aus dem Grunde keine Anwendung, 
weil die Benachrichtigungspflicht ſich auf den die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung des Grundſtücks betreibenden Gläubiger beſchränkt, und 
Beklagter in der Vorinſtanz lediglich behauptet hat, daß Kläger 
von der Einleitung der Zwangsverſteigerung Kenntniß gehabt 
habe. Ebenſowenig ſind die Vorausſetzungen für Anwendung 
der anderen Rechtsvorſchriften in den vom Beklagten behaupteteen 
Thatſachen zu finden. Letzterer hat ſich auf die Behauptung 
beſchränkt, Kläger habe das Grundſtück in der Zwangsver⸗ 
ſteigerung unter Werth erſtanden, nachdem er mit der Wittwe St. 
vereinbart habe, ſie ſolle kein Gebot abgeben. Der § 823 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs findet keine Anwendung, weil gegen 
das Strafgeſetz, welches Abhaltung vom Bieten durch Gewalt 
oder Drohung, beziehungsweiſe durch Zuſicherung oder Ge— 
währung eines Vortheils zur Vorausſetzung hat, nicht verſtoßen 
iſt, und der § 826 des Bürgerlichen Geſetzbuchs deshalb nicht, 
weil nicht erhellt, daß die Vereinbarung mit der Wittwe St. 
den Ausfall der Hypothek bezweckt und zum Erfolg gehabt hat. 
Zur Ausübung des richterlichen Fragerechts nach Maßgabe des 
§ 139 der Civilprozeßordnung hat das Vorbringen des Beklagten 
den erforderlchen Anlaß nicht gegeben. 
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Zu § 833, 834 B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Sander 
o. Jacob vom 6. März 1902, Nr. 428/1901 VI. 
Vorinſtanz: O. L. G. Naumburg. 


Zurückweiſung der Revifion. 

Es ſteht die Frage zur Entſcheidung, ob die Anwendbarkeit 
des § 833 Bürgerlichen Geſetzbuchs durch das zwiſchen den 
Parteien abgeſehen von dem § 834 Bürgerlichen Geſetzbuchs 
beſtehende Vertrags verhältniß, den Dienſtvertrag, beziehungs⸗ 
weiſe das Geſindeverhältniß, ausgeſchloſſen werde. Dem Wort⸗ 
laut der Geſetzesvorſchrift, dem Zuſammenhang derſelben mit 
ſonſtigen Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuches und dem 
Rechtsſyſtem deſſelben iſt ein Grund für Bejahung jener Frage 
nicht zu entnehmen. Der ganz allgemein lautende § 833 erklärt 
den Halter des Thieres ſchlechthin als haftpflichtig für die durch 
das Thier einem Menſchen zugefügte Verletzung. Dieſe in dem 
Titel über „unerlaubte Handlungen“ eingeſtellte Vorſchrift hat 
in der ſchließlichen Geſtaltung, in der ſie durch die Beſchlüſſe 
des Reichstages (vergl. Bericht der Reichstagskommiſſion von 
1896 zu $ 817 des Entwurfs S. 1988) zum Geſetz geworden 
iſt, eine unbedingte, von dem Erforderniß einer Verſchuldung 
losgelöſte, geſetzliche Haftung geſchaffen, welche auf dem Ge⸗ 
danken beruht, daß derjenige, welcher ein Thier hält, das Riſiko 
wegen der durch das Thier für die Allgemeinheit herbeigeführten 
Gefahren zu tragen habe. Die Anwendung des § 833 Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs zu Gunſten des verletzten Dienſtknechtes iſt 
weder durch die Beſtimmungen in den §§ 611 ff. Bürgerlichen 
Geſetzbuchs über den Dienſtvertrag noch durch die landesgeſetzlich 
beſtehende Regelung des Geſindeverhältniſſes ausgeſchloſſen. 
(Dies wird eingehend begründet.) 
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Zu § 894 des B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Schmitz 
c. Kühl vom 26. März 1902, Nr. 443/1901 V. 


Vorinſtanz: O. L. G. Cöln. 


Aufhebung des Urtheils und theilweiſe Zurücverweifung. 

Mit Recht bemängelt die Reviſion die Aktivlegimation des 
Klägers. Es ſteht feſt, daß für eine Forderung von 4 900 Mark 
in Höhe von 3 500 Mark dem Beklagten eine doppelte hypo⸗ 
thekariſche Sicherheit gewährt und daß die hypothekariſche 
Sicherheit in Höhe dieſer 3 500 Mark nur unter auflöſenden 
(eingetretenen) Bedingung gewährt iſt, daß die Zwiſchenpoſten 
gelöſcht würden und der Beklagte die erſte Hypthekenſtelle erhalte. 
Bei dieſer Sachlage iſt die Annahme der Reviſion, daß lediglich 
dem Wilhelm K. ein perſönlicher Anſpruch auf Nachzahlung 
der Valuta zuſtehe, völlig ausgeſchloſſen, vielmehr hat Wilhelm K. 
auf Grund des Vertrags nur einen perſönlichen Anſpruch auf 
Herabminderung der hypothekariſchen Sicherheiten auf den Betrag 
der Forderung des Beklagten (vergl. Gruchot, Beiträge, Bd. 35 
S. 1011 ff.). Daneben ſteht dem Kläger, als dem Eigenthümer 
des Pfandgrundſtücks, ein dinglicher Anſpruch auf Beſeitigung 
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des infolge Eintretens der auflöſenden Bedingung hinfällig 
gewordenen Theiles der hypothekariſchen Belaſtung zu. Es 
handelt ſich nicht um eine Hypothek für eine auflöſend bedingte 
Forderung, ſondern um eine unter einer auflöſenden Be⸗ 
dingung beſtellte hypothekariſche Sicherheit. Der Grund 
für letztere iſt fortgefallen und infolge davon das Grundbuch 
unrichtig. Durch ihre Scheinexiſtenz beläſtigt die Hypothek den 
Kläger, erſchwert ihm die Veräußerung und Belaſtung des 
Grundſtücks und daher ſteht ihm die Eigenthumsfreiheitsklage 
auf Beſeitigung zu (vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. 18 S. 266 ff., Bd. 38 S. 250), und zwar in der be⸗ 
ſonderen Ausgeſtaltung, welche dieſe Klage durch § 894 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs für den vorliegenden Fall erhalten hat, 
daß der Inhalt des Grundbuchs mit der wirklichen Rechtslage 
nicht im Einklange ſteht (vergl. Entſch. des R. G. in Civil⸗ 
ſachen Bd. 48 S. 51). Ä 
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Zu 88 952, 985, 986 des B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Kerſting 
c. Manz vom 14. März 1902, Nr. 416/1901 II. 
Vorinſtanz: O. L. G. Frankfurt. 

Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Mit der Klage wird auf Grund des 8 985 des Bürgerlichen 
Geſetzbuches die Herausgabe einer Lebenverſicherungspolice über 
2000 Mark von den Klägerinnen begehrt, zu deren Gunſten der 
am 6. Mai 1900 verſtorbene Verſicherungsnehmer K. fein Leben 
verſichert hatte. Die Beklagte verweigert die Herausgabe, indem 
fie geltend macht, der Verſicherungsnehmer habe ihr vor dem 
Tode in zuverläffiger Weiſe die Anſprüche aus der Verficherung 
zur Sicherung einer auf 1 251,69 Mark berechneten Forderung 
übertragen oder an denſelben ein Pfandrecht beſtellt oder doch ein 
„vertragsmäßiges Rückbehaltungsrecht“ mit der Beklagten ver- 
einbart, wonach Beklagte nur gegen Zahlung ihrer Geſchäfts⸗ 
forderung die Police herauszugeben habe. — 

Es kann einem Bedenken nicht unterliegen, daß die 
hier ſtreitige Lebensverſicherungspoliſe zu den in 8 952 
Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuches bezeichneten Urkunden 
gehört und daß folgeweiſe nach § 952 Abſ. 1 Satz 1 
bei der hier unterſtellten Sachlage an ſich das Eigenthum 
an derſelben den Klägerinnen zuſtände. Bei Prüfung 
der Frage, welches Rechtsverhältniß einmal durch die 
Erklärung des Verſicherungsnehmers K. bei Uebergabe der 
Police, „es ſolle damit der Beklagten eine Sicherheit für ihr 
Guthaben beſtellt ſein“, und durch die Annahme dieſer Erklärung 
mit der Police von Seiten der Beklagten — begründet wurde 
und welche rechtliche Tragweite dasſelbe gegenüber jenem Eigen⸗ 
thumserwerbe der Klägerinnen aus § 952 des Bürgerlichen 
Geſetzbuches oder gegen deren Klage auf Herausgabe nach § 985 
des Bürgerlichen Geſetzbuches in Gemäßheit des § 986 Abſ. 1 
oder Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs habe, iſt davon aus⸗ 
zugehen, daß ein Pfandrecht der Beklagten an dem Verſicherungs⸗ 
anſpruch, an das die in § 952 Abſ. 1 Satz 2 des Bürgerlichen 
Geſetzbuches bezeichnete Rechtsfolge ſich knüpfen würde, nicht 
beſteht, daß eine Lebensverſicheruungspolice Gegenſtand eines 


Fauſtpfandrechtes nicht ſein kann und daß ein dingliches Re⸗ 
tentionsrecht an Sachen dem Bürgerlichen Geſetzbuch unbekannt 
und deshalb auch durch Vertrag unter Geltung des Bürgerlichen 
Geſetzbuches nicht begründet werden kann. Wird näher aus⸗ 
geführt. — | 
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Zu 88 1113, 1163, 1177 des B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts VII. C. S. i. S. Wojtezyk 
c. Krebs vom 11. Februar 1902, Nr. 442/1901 VII. 
Vorinſtanz: O. L. G. Breslau. 

Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Aus den Beſtimmungen der 88 1113 Abſ. 1 und 1163 
Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs erhellt, daß die Hypothek 
des Gläubigers (in der Hand des erſten Gläubigers) das Beſtehen 
einer dieſem zuſtehenden Forderung zur Vorausſetzung hat. 
Entſteht die Forderung nicht, ſo iſt das Grundſtück, mit welchem 
die Hypothek beſtellt iſt, zwar gleichwohl belaſtet, das dingliche 
Recht ſteht aber — und zwar gemäß § 1177 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs als Grundſchuld — dem Eigenthümer zu. Kann 
die Hypothek auch nach § 1113 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs für eine künftige Forderung beſtellt werden, ſo erlangt der 
eingetragene Gläubiger ein materielles Hypothekenrecht doch erſt 
mit der Entſtehung der Forderung. 

Wurde eine Hypothek abredewidrig auf den Namen des 
Ehemannes ſtatt auf den Namen der Ehefrau ausgeſtellt, fo 
erwuchs letzterer nicht blos gegen den Grundſtückseigenthümer, 
ſondern auch gegen ihren Ehemann der Anſpruch auf Herſtellung 
einer der Abrede entſprechenden Rechtslage. 
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Zu SS 1568, 1570, 1573 des B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Hebeler 
c. Hebeler vom 3. April 1902, Nr. 429/1901 IV. 
Vorinſtanz: O. L. G. Cöln. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Die der Klage entgegengeſetzte Einwendung der Verzeihung, 
ſoweit ſie ſich auf den vom Beklagten behaupteten Beiſchlaf 
mit der Klägerin am Morgen des 10. September 1900 ſtützt, 
verwirft das Berufungsgericht als unerheblich, weil der Beklagte 
bereits am Nachmittage deſſelben Tages ſich wieder dem Trunke 
ergeben und den aufregenden und beängſtigenden Vorfall ver- 
urſacht habe. Die Reviſion findet hierin eine Verletzung der 
88 1570 und 1573 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, jedoch zu 
Unrecht. Gewiß verlieren durch die Verzeihung alle voraus⸗ 
gegangenen Vorkommniſſe, auf welche die Verzeihung ſich bezieht, 
ihre ſelſtſtändige Bedeutung und können nur noch zur Unter⸗ 
ſtützung einer auf andere Thatſachen gegründeten Scheidungs⸗ 
klage geltend gemacht werden. Unzutreffend iſt aber die Auf- 
faſſung der Reviſion, das Berufungsgericht meine, daß infolge 
des Hergangs vom Nachmittage des 10. September die Be⸗ 
urtheilung ſo vorgenommen werden dürfe, als ob eine Verzeihung 
gar nicht eingetreten ſei. Der Zuſammenhang der Gründe des 
Berufungsurtheils läßt keinen Zweifel darüber, daß das aus⸗ 
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ſchlaggebende Gewicht für die Erfüllung des Thatbeſtandes der 
dem Beklagten vorgeworfenen Verfehlung aus § 1568 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs auf deſſen Trunkſucht und den auf⸗ 
regenden Vorgang am Nachmittage des 10. September gelegt 
wird. Dieſer Vorgang war aber gerade eine erneute Bethätigung 
der Trunkſucht des Beklagten, und wenn damit die angebliche 
Verzeihung als unerheblich erachtet wird, ſo iſt doch nicht ab⸗ 
zuſehen, wie daraus gefolgert werden könnte, das Berufungs⸗ 
gericht ſei ſich nicht bewußt geweſen, daß die verziehenen Vor⸗ 
gänge nur noch zur Unterſtützung der auf das letztere Verhalten 
des Beklagten beruhenden Scheidungsklage herangezogen werden 
durften. Nach dieſer Richtung in eine beſondere Erörterung 
einzutreten, lag kein ausreichender Anlaß für das Berufungs- 
gericht vor. Von einer Verletzung der 88 1570 und 1573 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs kann daher nicht die Rede ſein. 
Bezüglich der dem Beklagten vorgeworfenen Bedrohung 
der Klägerin bei dem Vorgange am 10. September 1900 mit 
dem Revolver führt das Berufungsgericht aus: „Ob der Be⸗ 
klagte ſeine Frau mit dem Revolver bedroht hat oder nicht, 
darauf kommt es nicht an, da ſchon ſein unbeſtrittenes und 
durch den Polizeikommiſſar Schulz bewieſenes Hantieren mit 
dem Revolver in betrunkenem Zuſtande an und für ſich für die 
Umgebung und ſpeziell für die Klägerin aufregend, beängſtigend 
und gefährlich wirken mußte, zumal er auch beim Weggehen 
des Polizeikommiſſars die Bemerkung machte, er werde ſich ſchon 
wieder einen Revolver verſchaffen.“ Mit Rückficht auf den von 
dem Beklagten dafür angetretenen Beweis, daß er die Klägerin 
am 10. September 1900 mit dem Revolver nicht bedroht habe 
und daß auch die Klägerin ſelbſt ſich in dieſem Sinne dritten 
Perſonen gegenüber geäußert habe, macht die Reviſion hiergegen 
geltend, einerſeits, daß nicht abzuſehen ſei, wie das Verhalten 
des Beklagten, wenn es an dem Momente der Bedrohung fehle, 
einen Eheſcheidungsgrund abgeben ſolle, und andererſeits, daß 
das Berufungsgericht überſehe, daß die Beweisantretung ſich 
auch darauf beziehe, wie die Klägerin das Verhalten des Be⸗ 
klagten aufgefaßt habe. Dieſer Angriff der Reviſion muß ohne 
weiteres verſagen gegenüber der bedenkenfreien Würdigung der 
Wirkung des Hantierens des betrunkenen Beklagten mit dem 
Revolver auf den Gemüthszuſtand der Klägerin, auch wenn 
dieſe das Verhalten des Beklagten als eine Bedrohung nicht 
empfunden und von letzterem eine ſolche auch nicht beabſichtigt 
war. Daß auch eine derartige Verfehlung zur Erfüllung des 
bedingten Scheidungsgrundes aus § 1568 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs herangezogen werden kann — nur als eine ſolche 
kommt fie inbetracht, nicht als ſelbſtſtändiger Scheidungsgrund —, 
unterliegt keinem Bedenken. Es ergiebt ſich dies insbeſondere 
auch aus der Erwägung, mit der das Berufungsgericht das 
Vorbringen des Beklagten als unerheblich verwirft, daß er 
nunmehr dem Trunke nicht mehr ergeben ſei. „Denn es iſt 
eine bekannte Erfahrungsthatſache,“ fo führt das Berufungs- 
gericht aus, „daß Trunkſüchtige nach vorübergehender Heilung 
leicht wieder rückfällig werden, und das Zugeſtändniß des Be⸗ 
klagten beweiſt, daß er ſich wieder dem Trunke ergeben hat, 
nachdem er bereits eine Zeitlang nach der Entziehungskur in 
Lintorf geheilt geweſen war. Die vorübergehende Beſſerung 
des Beklagten, welche ſehr wohl auf den Einfluß der Ehe 


ſcheidungsprozedur, zum Zwecke der Einwendung gegen die 
Klage zurückgeführt werden kann, bietet der Klägerin nicht für 
die Zukunft die hinreichende Gewähr dafür, daß der Beklagte 
über kurz oder lang nicht wieder dem Trunke ſich ergiebt und 
daß die Klägerin nicht wieder dem unerträglichen Zuſammen⸗ 
leben mit dem trunkſüchtigen Beklagten unter all den unangenehmen 
Verhältniſſen ausgeſetzt iſt, welche aus der Trunkſucht gewöhnlich 
entſtehen und nach dem Ergebniſſe des Zeugenbeweiſes in für 
die Klägerin ſogar Gefahr drohender Weiſe hervorgetreten find.“ 


8² 


Zu SS 1568, 1573 des B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Eberhardt 
c. Eberhardt vom 17. März 1902, Nr. 406/1901 IV. 
Vorinſtanz: Kammergericht Berlin. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Ein Bedenken gegen den Inhalt der angefochtenen Ent⸗ 
ſcheidung könnte nur daraus entſtehen, daß in dem Eingange 
derſelben erklärt wird, die von dem Kläger behaupteten Vorgänge 
aus den Jahren 1888, 1889, 1893 und 1897 brauchten nicht 
erörtert zu werden, weil der § 721 Titel 1 Theil II des 
Allgemeinen Landrechts auf die Anwendung leide. Es könnte 
hiernach die Vermuthung Raum gewinnen, als ob das Berufungs- 
gericht unter Verletzung der Rechtsnorm des § 1573 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs davon ausgehe, daß jene Vorgänge, auf welche 
allerdings eine ſelbſtändige Scheidungsklage nicht mehr gegründet 
werden konnte, auch zur Unterſtützung der in der Hauptſache auf 
andere Thatſachen gegründeten Scheidungsklage nicht mehr geltend 
gemacht werden dürften. 

Ein ſolcher Rechtsirrthum fällt jedoch dem Vorderrichter 
nicht zur Laſt. | 

Schon aus dem in dem Berufungsurtheil in Bezug 
genommenen Thatbeſtand des landgerichtlichen Urtheils geht 
hervor, daß der Kläger ſelbſt auf die Geſchehniſſe vor dem 
Jahre 1898 kein erhebliches Gewicht legt. Er gedenkt ihrer 
daſelbſt nur beiläufig und im Allgemeinen. Allerdings ſtellt er 
in zweiter Inſtanz beſtimmtere Behauptungen in dieſer Richtung 
auf. Rückſichtlich ihrer aber ergiebt der Inhalt und Zuſammen⸗ 
hang des Berufungsurtheils, daß auch abgeſehen von der 
Bedeutung der fraglichen Vorfälle als ſelbſtändige Scheidungs⸗ 
gründe der Vorderrichter ihnen einen Werth im Sinne des 
§ 1573 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zur Unterſtützung des mit 
der Klage erhobenen Scheidungsanſpruches nicht beilegt. Derſelbe 
erachtet, wie aus ſeinen Entſcheidungsgründen zu entnehmen iſt, 
die eigenen Verfehlungen des Klägers, insbeſondere ſeinen ſittlich 
anſtößigen Verkehr mit der Emma L., für eine dergeſtalt ſchwere 
und überwiegende Verſchuldung, daß demgegenüber die der 
Beklagten zur Laſt gelegten Pflichtverletzungen, einſchließlich 
derjenigen aus der Zeit vor dem Jahre 1898, auch wenn dieſe 
letzteren erwieſen würden, als für die Ehezerrüttung urſächliche 
Verfehlungen im Sinne des § 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, 
welche es dem Kläger unmöglich machten, die Ehe mit der 
Beklagten fortzuſetzen, von dieſem Standpunkte aus nach den 
getroffenen Feſtſtellungen nicht zu betrachten ſind. 


M 34. 


Berlin, 31. Mai 1902. 
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Vereins nachrichten. 

Herr Inſtizrath Julins Erythropel, Rechtsanwalt bei 
dem Reichsgerichte in Leipzig, iſt in der Borftandsfisung 
vom 25. Mai 1902 zum Vorſttzenden des Vorſtandes des 
dentſchen Anwaltvereins an Stelle des verſtorbenen Herrn 
Geheimen Inſtizrath Mecke erwählt. 

Herr Geheimer Inſtizrath Dr. Leſſe in Berlin, bisher 
Mitglied des Borftandes, iſt nach feinem Ausſcheiden aus 
der Auwaltſchaft zum Ehrenmitgliede des Vereins ernannt. 


Leipzig, den 25. Mai 1902. 


Der Vorſtand des deutſchen Anwaltvereins. 
Juſtizrath Dr. Deiß, 
Schriftführer. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 

Herr Inſtizrath Erythropel, Rechtsanwalt beim Reichs⸗ 
gericht zu Leipzig, iſt au Stelle des verſtorbenen Geheimen 
Jnſtizraths Fenner in Leipzig als Vorſitzender des Vorſtandes 
der Hülfskaſſe für dentſche Rechtsanwälte gewählt und Herr 
Juſtizrath Carl Scheele, Rechtsanwalt beim Reichsgericht 
zu Leipzig, als Mitglied des Vorſtandes der Hülfskaſſe für 
dentſche Rechtsanwälte kooptirt. 

Leipzig, den 20. Mai 1902. 


Bülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


Anſchütz, Herr, Dr. Seelig, 
Juſtizrath, Juſtizrath, Juſtizrath, 
ſtellvertr. Vorſitzender. Schatzmeiſter. 


Schriftführer. 


Geh. Juſtizrath Orgler in Poſen f. 

Am 26. April d. J. iſt der Geheime Juſtizrath Orgler in 
Poſen, der Vorfigende der Poſener Anwaltskammer, über deſſen 
Lebensgang wir aus Anlaß ſeines fünfzigjährigen Berufs⸗ 
jubiläums in den Nummern 46 — 50 der Juriſtiſchen Wochen⸗ 
ſchrift berichtet haben, geſtorben. | 

Der Verſchiedene war eine Zierde des deutſchen Anwalt⸗ 
ſtandes, für deſſen Anſehen und Würde er ſtets mit Wort und 
That eingetreten iſt. Ehre ſeinem Andenken! 


. Vom Reichsgericht.“ 
Wir berichten über die vom 21. April bis 3. Mai 1902 
ausgefertigten Urtheile. 


I. Reichsgeſetze. 

Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 

1. 870 Abi. 3. 

Der Bekl. iſt als Gerichtsvollzieher zweifellos Be⸗ 
amter. Unter den in § 70 Abſ. 3 des G. V. G. be⸗ 
zeichneten Anſprüchen gegen Beamte ſind, wie das R. G. laut 
der Entſcheidungen in Civilſachen Bd. 40 S. 202 f. ausge⸗ 
ſprochen hat, alle Anſprüche wegen Verſchuldens im amtlichen 
Verhalten zu verſtehen. Der Kl. iſt allerdings Auftraggeber 
des Bekl. und klagt aus dem Auftrage, jo daß die privatrecht- 
lichen Grundſätze dieſes Vertrages hier Anwendung finden, und 
insbeſondere nach der Rechtſprechung des R. G. die Subſidiari⸗ 
tät der Haftung, wie ſie in § 91 des Pr. A. L. R. Thl. II 
Tit. 10 beſtimmt iſt, hiermit Platz greift; vergl. Entſch. in 
Civilſachen Bd. 16 S. 397 ff. und Bd. 18 S. 390 f. Aber 
das würde an ſich nicht hindern, die Reviſion trotz der geringen 
Beſchwerdeſumme für zuläſſig zu erklären, wenn hier Schaden⸗ 
erſatz wegen Verſchuldens im amtlichen Verhalten verlangt 
würde; vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 17 S. 332 ff. 
und Bd. 18 S. 389 ff., und Beiträge zur Erläuterung des 
Deutſchen Rechts, Bd. 31 S. 1166 und Bd. 41 S. 1192 f. 
Dies wird verneint und deshalb die Reviſion mangels eines 
Objektes über 1 500 Mark für unzuläſſig erklärt. — VI. C. S. 
in S. Pagel o. Schulze vom 17. März 1902, Nr. 443/1901 VII. 

Civilprozeßordnung. 

2. 88 3 und 6. 

Das O. L. G. iſt bei Erlaß des angefochtenen Beſchluſſes 
im Einklang mit der reichsgerichtlichen, noch neuerdings, vergl. 
die Beſchlüſſe in der Juriſtiſchen Wochenſchrift Jahrgang 1899 
S. 739 Nr. 1 und Jahrgang 1901 S. 718 Nr. 4, zur Gel⸗ 
tung gebrachten Auffaſſung davon ausgegangen, daß auf Klagen 
wegen Entgegennahme einer Auflaſſung § 6 der C. P. O. keine 
Anwendung findet, ſondern der Streitwerth gemäß § 3 der 
C. P. O. frei zu ſchätzen iſt. Bei dieſer Schätzung kommt, da 
Rechtsmittelkl. nicht die Kl., ſondern der Bekl. iſt, für die 
Bemeſſung des Streitwerths der Berufungsinſtanz in erſter 
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Linie aber das Intereſſe des Bekl. und nur daneben auch 
das klägeriſche Intereſſe inſofern in Betracht, als letzteres die 
Grenze nach oben hin bildet, über die hinaus das Intereſſe des 
Bekl. ungeachtet ſeiner Stellung als Rechtsmittel kl. keinen⸗ 
falls berückſichtigt werden darf. Vergl. Entſch. des R. G. in 
Civilſachen Bd. 47 S. 420. — Beſchluß des R. G. V. C. S. 
i. S. Klehr c. Pyttlik vom 24. März 1902, B Nr. 82/1902 V. 

3. 88 3, 6—9. 

Nach der rechtlichen Natur der Klage als Anfechtung der 
Rechtmäßigkeit einer Vollſtreckungshandlung durch die Voll⸗ 
ſtreckungsſchuldnerin und nach dem Klageantrage findet auf die 
Beſtimmung des Werthes des Streitgegenſtandes keine der be⸗ 
ſonderen Vorſchriften der 88 6—9 der C. P. O. Anwendung, 
insbeſondere nicht die des 8 6, da nicht der Beſitz der Sache 
Gegenſtand des Streites iſt; vielmehr iſt § 3 der C. P. O. 
allein maßgebend. Als Unterlage für das Ermeſſen des Gerichts 
muß das Intereſſe der Kl. an der Aufhebung des Zuſchlages 
dienen. Beſchluß des II. C. S. i. S. Rommel c. Schmitt 
und Gen. vom 18. April 1902, B Nr. 63/1902 II. 

4. 8 23. 

Ein dem Bekl. gehöriges, im Beſitze des Kl. befindliches 
Haupt- bzw. Kontokurrentbuch iſt als Vermögen im Sinne des 
§ 23 der C. P. O. anzuſehen. VI. C. S. i. S. Parnes 
c. Rüdiger vom 7. April 1902, Nr. 20/1902 VI. 

5. § 109. 

Widerkl. hatte, um die Rückgabe einer für die Vollſtreck⸗ 
barkeitserklärnng eines Urtheils hinterlegten Sicherheit zu er⸗ 
langen, auf Grund des § 109 C. P. O. beantragt, den ver- 
urtheilten Widerbekl, zur Erklärung der Einwilligung in die 
Rückgabe oder zum Nachweis der erfolgten Klageerhebung mit 
einwöchiger Friſt aufzufordern. Das L. G. lehnte den Antrag 
ab. Auf die ſofortige Beſchwerde des Widerkl. hat das O. L. G. 
durch den angefochtenen Beſchluß die erbetene Friſtſetzung an⸗ 
geordnet. Die von dem Widerbekl. hiergegen eingelegte weitere 
ſofortige Beſchwerde konnte für zuläſſig nicht erachtet werden. 
Hätte bereits das L. G. dem Antrage des Bekl. ſtattgegeben, 
ſo wäre eine Beſchwerde hiegegen nach dem klaren Wortlaut 
des 8 109 Abſ. 4 C. P. O., der nur bei Ablehnung eines 
Antrages der in Rede ſtehenden Art Beſchwerde zuläßt, un⸗ 
zweifelhaft ausgeſchloſſen geweſen. Es fehlt an jedem innern 
Grunde und an jedem Anhalt im poſitiven Geſetz für die Zu⸗ 
laſſung eines Beſchwerderechts, wenn es ſich um eine in zweiter 
Inſtanz ergangene Entſcheidung gleichen Inhalts handelt. Der 
Fall des § 109 C. P. O. liegt in dieſer Beziehung nicht 
anders wie die Fälle der 88 46, 127, 174, 406 C. P. O. 
Rückſichtlich des zuletzt citirten Paragraphen aber hat bereits 
der I. C. S. des R. G. in dem Beſchluſſe vom 22. Juni 1895, 
Entſch. d. R. G. in Civilſachen Bd. 35 S. 420, ausgeſprochen, 
daß es für die Unzuläſſigkeit der Anfechtung einer Entſcheidung, 
durch welche die Ablehnung eines Sachverſtändigen für begründet 
erklärt wird, keinen Unterſchied macht, ob die Entſcheidung in 
erſter oder in höherer Inſtanz ergangen iſt. — Näher dargelegt. 
Beſchluß des V. C. S. i. S. Bornträger c. Böning vom 
14. März 1902, B Nr. 76/1902 V. 

6. § 198. 

Bei der Zuſtellung von Anwalt zu Anwalt wird dadurch, 
daß die Angabe des Datums mit dem wahren Sachverhalt nicht 
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übereinftimmt, das in dem Empfangsbekenntniß enthaltene 
Zeugniß des Zuſtellungsempfängers alſo ſachlich unrichtig iſt, 
z. B. auf einem Verſehen beruht, die Giltigkeit der Zuſtellung 
nicht ausgeſchloſſen, dafern nur der wirkliche Tag der Uebergabe 
des zuzuſtellenden Schriftſtücks an den Zuſtellungsempfänger 
nachgewieſen wird. VI. C. S. i. S. Parnes c. Rüdiger vom 
7. April 1902, Nr. 20/1902 VI. 

7. § 240. 

Nach § 240 C. P. O. wird im Falle der Eröffnung des 
Konkurſes über das Vermögen einer Partei das Prozeßverfahren, 
wenn es die Konkurs maſſe betrifft, unterbrochen, bis das⸗ 
ſelbe nach den für den Konkurs geltenden Beſtim⸗ 
mungen aufgenommen oder das Konkursverfahren aufgehoben 
wird. Der über das Vermögen der beklagten Handelsgeſell⸗ 
ſchaft eröffnete noch ſchwebende Konkurs bewirkte daher eine 
Unterbrechung des Verfahrens für die Zeit bis zur Aufnahme 
des Prozeßverfahrens. Eine rechtswirkſame Aufnahme des 
Prozeſſes konnte erſt auf Grund und nach der Prüfung 
der zum Konkurſe angemeldeten Forderung ſtattfinden. Zu 
einer ſolchen Aufnahme waren alsdann aber ſowohl die Kl. als 
die widerſprechende Partei berechtigt. Die Kl. war auch be⸗ 
rechtigt, den Prozeß nur gegen den beſtreitenden Kon⸗ 
kursverwalter aufzunehmen. — Hinſichtlich der Form der 
Aufnahme genügt es, wenn auch ohne Zuſtellung eines 
Schriftſatzes der Wille, den Prozeß fortzuſetzen, beſtimmt und 
unzweideutig im weiteren Verfahren zum Ausdruck gekommen 
iſt. Wird näher begründet. IV. C. S. i. S. Thiem c. Streit 
u. Gen. vom 17. März 1902, Nr. 401/1901 IV. 

8. 8 265 Abſ. 2. 

Wie aus C. P. O. § 265 Abſ. 2 ſich ergiebt, kann nach 
Auflöſung einer Handelsgeſellſchaft derjenige Geſellſchafter, der 
die Aktiven und Paſſiven mit dem Recht zur Fortführung der 
Firma übernommen hat, als Inhaber des Geſchäfts den Prozeß 
allein fortſetzen, wenn der Gegner ſeine Zuſtimmung hierzu er⸗ 
theilt, und es können ſolchenfalls auch die ausgeſchiedenen Geſell⸗ 
ſchafter als Zeugen abgehört werden. S. auch Entſch. in Civil⸗ 
ſachen Bd. 35 S. 388 ff. — VI. C. S. i. S. Haalcke 
c. Menzel & Co. vom 7. April 1902, Nr. 15/1902 VI. 

9. § 286. 

Die Erheblichkeit des Inhalts des Kopirbuches war vom 
B. G. durch den erlaſſenen Beweisbeſchluß anerkannt; fie liegt 
auch klar vor. Fehlt der Brief vom 31. Auguſt in dem Buche, 
ſo liegt darin ein Umſtand, der die Angaben des Zeugen G. 
über die Abfafjung und Abſendung zweifelhaft machen kann. 
Da nun deſſen Zeugniß ohnehin nicht einwandfrei iſt, inſofern 
er von ſeiner erſten Ausſage theilweiſe abgewichen iſt und ſeine 
Angaben mit denen des Zeugen B. nicht überall zuſammen⸗ 
ſtimmen, ſo läßt ſich die Möglichkeit nicht leugnen, daß das 
B. G. Bedenken getragen haben würde, in der alleinſtehenden 
Ausſage G. 's vollen Beweis zu finden, ſobald ein weiteres Be⸗ 
denken gegen die Richtigkeit ſeiner letzten Ausſage hinzugekommen 
wäre. Darum iſt der Bekl. durch die Nichtberückſichtigung ſeines 
Antrags auch inſoweit benachtheiligt, als es ſich um die Ver⸗ 
handlungen zwiſchen dem Bekl. und dem Zeugen am 30. Auguſt 
1899 handelt, deren Inhalt auf die Ausſage des Zeugen hin 
feſtgeſtellt worden iſt. Das B. G. gründet die weitere Feſt⸗ 
ſtellung, daß der Bekl. den Brief der Kl. vom 31. Auguſt ald- 
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bald erhalten habe, ebenfalls auf die Ausſage des Zeugen G.; 
darum ſteht auch dieſer Feſtſtellung das vorſtehend erörterte Be⸗ 
denken entgegen, daß nicht alle Thatſachen berückſichtigt ſind, die 
für die Beurtheilung der Glaubwürdigkeit G.'s erheblich ſind. 
Hier iſt nun, wie die Berichtigung des Thatbeſtandes ergiebt, 
noch ein zweiter Beweisantrag vom Bekl. geſtellt worden, näm⸗ 
lich der, den Zeugen B. zur Vorlegung eines Briefes der Kl. 
anzuhalten und ihn darüber zu reeraminiren. Auch dieſer An- 
trag zielte darauf ab, die Unzuverläſſigkeit des Zeugen G. dar⸗ 
zuthun und darum mußte er bei der Begründung der Feſt⸗ 
ſtellungen, die ſich auf ſein Zeugniß ſtützen, gewürdigt werden. 
Es beſchwert den Bekl., daß dieſe Würdigung unterblieben iſt. 
Die Feſtſtellungen, die in dem angefochtenen Urtheil enthalten 
ſind, beruhen auf den gerügten Prozeßverſtößen. Das Urtheil 
mußte darum aufgehoben und eine erneute Verhandlung an⸗ 
geordnet werden. VI. C. S. i. S. Biele o. Haſchet vom 
17. April 1901, Nr. 32/1902 VI. 

10. 8 307. 

Ein Antrag der Kl., den Bekl. feinem Anerkenntniſſe gemäß 
zu verurtheilen, iſt nicht geſtellt worden. Ein ſolcher Antrag 
iſt erſt in II. J. geſtellt und zwar als eventueller Berufungs- 
antrag. Will man nun auch (abweichend von dem Urtheil des 
erkennenden Senats vom 2. Juli 1888, Juriſtiſche Wochenſchrift 
1888 S. 328 Nr. 4, aber in Uebereinſtimmung mit der faſt 
einſtimmigen Meinung der Kommentatoren, vergl. v. Wilmowski⸗ 
Levy Note 1 zu 278 [a. F.]; Reincke Note 2 zu § 307; 
Peterſen⸗Anger unter 3 zu 88 306, 307; Struckmann⸗Koch 
Note 2 zu 8 306 und jetzt auch Gaupp⸗Stein I S. 686) 
es nicht für geboten erachten, daß der in $ 307 der C. P. O. 
erwähnte Antrag, der nicht durch den Klageantrag erſetzt wird 
(Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 3 S. 200), in der⸗ 
jenigen mündlichen Verhandlung geſtellt werden muß, in welcher 
das Anerkenntniß abgegeben worden iſt, ſo wird man doch 
keinesfalls den Antrag auch noch dann zulaſſen dürfen, wenn 
inzwiſchen die Parteien über denjenigen Theil des Rechtsſtreits, 
der durch das Anerkenntniß betroffen wurde, anderweitig — und 
zwar kontradiktoriſch — verhandelt haben, auf Grund dieſer 
Verhandlung Beweisaufnahme beſchloſſen und ausgeführt worden 
iſt und das Gericht demnächſt auf dieſer Grundlage erkannt hat. 
Der B. R. hat daher mit Recht angenommen, daß bei ſolcher 
Sachlage der Antrag, den Bekl. ſeinem Anerkenntniſſe gemäß zu 
verurtheilen, nicht mehr und jedenfalls nicht in II. J. wirkſam 
geſtellt werden konnte, ſelbſt wenn in dem von dem Anwalt des 
Bekl. zur Verhandlung vom 18. Mai 1900 verleſenen Antrage 
ein Anerkenntniß im Sinne des § 307 zu finden wäre. Dies 
ſcheint nun auch die Reviſton nicht zu bezweifeln; fie meint aber, 
das Anerkenntniß enthalte doch zugleich das Zugeſtändniß der 
Behauptung, daß dem Grundſtück der Kl. die Eigenſchaft von 
Bauland zugekommen ſei, und wenn dies der Bekl. einmal zu⸗ 
geſtanden habe, jo könne es darauf, daß er ſpäter die Bauplatz⸗ 
qualität beſtritten habe, nicht ankommen. Aber auch dies iſt 
unrichtig. Eine Partei, welche den Klageanſpruch anerkennt, 
braucht damit noch keineswegs die thatſächlichen Behauptungen, 
auf die er ſich gründet, als richtig einzuräumen. Das An⸗ 
erkenntniß iſt vielmehr ein dispoſitiver Rechtsakt, bei dem es 
gleichgültig iſt, wie ſich die Partei dem thatſächlichen Vorbringen 
des Kl. gegenüber verhält. Wirkt daher das Anerkenntniß — 
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wie hier — nicht als ſolches, alſo nicht als dispoſitiver Rechtsakt, 
ſo bleibt für die Beantwortung der Frage, wie ſich die Partei, 
die das Anerkenntniß abgegeben haben ſoll, den thatſächlichen 
Behauptungen des Gegners gegenüber geſtellt, ob ſie dieſe ein⸗ 
geräumt oder beſtritten habe, nur die gewöhnliche Erkenntniß⸗ 
quelle für mündliches Parteivorbringen übrig, nämlich der That⸗ 
beſtand des Urtheils, welcher nach $ 314 der C. P. O. hierfür 
Beweis liefert. Ergiebt der Thatbeſtand kein Zugeſtändniß, er⸗ 
giebt er — wie hier — gerade im Gegentheil, daß diejenige 
Behauptung, auf die es nach dem Anerkenntniß nicht mehr an- 
gekommen wäre, beſtritten worden iſt und daß ſie auf Grund 
dieſes Beſtreitens den Gegenſtand der Beweisaufnahme gebildet 
hat, ſo kann davon keine Rede ſein, daß das angebliche An⸗ 
erkenntniß als Zugeſtändniß dieſer Parteibehauptung verwerthet 
werden könnte. VII. C. S. i. S. Styletz c. Preuß. Bergfiskus 
vom 12. April 1902, Nr. 21/1902 V. 

11. $ 328 Abſ. 1 Nr. 1. 

Das B. G. iſt der Anfiht, daß einem ausländiſchen Ur⸗ 
theile deshalb, weil der von dem ausländiſchen Gericht ange- 
nommene Gerichtsſtand nach deutſchem Recht nicht begründet 
ſein würde, die Anerkennung dann nicht verſagt werden dürfe, 
wenn ſich die Zuſtändigkeit des ausländiſchen Gerichts nach 
deutſchem Recht anderweit begründen laſſe. Der B. R. ſtützt 
ſich für dieſe, vom Rkl. bekämpfte Anſicht auf den Wortlaut des 
§ 328, welcher dahin geht: „Die Anerkennung eines auslän⸗ 
diſchen Urtheils iſt ausgeſchloſſen, 1. wenn die Gerichte des 
Staates, dem das ausländiſche Gericht angehört, nach den 
deutſchen Geſetzen nicht zuſtändig ſind“. Die Anſicht des B. G. 
wird für den jetzt geltenden $ 328 C. P. O. im Gegenſatz zu 
der auf den früheren §8 661 Abſ. 2 Nr. 3 gegründeten Ent⸗ 
ſcheidung Bd. 27 S. 409 ff. gebilligt und dies eingehend be⸗ 
gründet. VII. C. S. i. S. Kohn e. Spitzer vom 21. März 
1902, Nr. 29/1902 VII. 

12. $ 529. 

8 529 Abſ. 2 C. P. O. verbietet die Geltendmachung 
neuer Anſprüche in der Berufungsinſtanz nur vorbehaltlich der 
Vorſchriften in 8 268 Ziff. 2, 3 und nach letzteren iſt jede 
„Erweiterung des Klageantrages in der Hauptſache“ zuläſſig, 
wenn ſie ohne Aenderung des Klagegrundes erfolgt. 
Daß unter der Klageerweiterung im Sinne der Ziff. 2 nicht 
etwa ausſchließlich quantitative Erweiterungen zu verſtehen find, 
ſondern daß darunter auch Erweiterungen qualitativer Natur 
fallen können, iſt vom R. G. wiederholt ausgeſprochen worden. 
Vergl. die Urtheile vom 16. Januar 1889 in Gruchot's Beitr. 
Bd. 33 S. 1162, 1163; vom 16. Oktober 1897, Entſch. des 
R. G. in Civilſachen Bd. 40 S. 7; vom 3. November 1897 
Juriſtiſche Wochenſchr. S. 630. Die vom Kl. in II. J. vor- 
genommene Erweiterung ſeines Antrages beſteht in nichts 
Weiterem als darin, daß er neben der urſprünglich allein be- 
rückſichtigten, ihn verpflichtenden Seite des der Klage zu 
Grunde gelegten Rechtsverhältniſſes nunmehr auch die andere, 
ihm Rechte gewährende Seite deſſelben Rechtsverhältniſſes in 
ſein Feſtſtellungsverlangen hineingezogen hat. Das über⸗ 
ſchreitet nicht die Grenzen einer die Anwendbarkeit des 
§ 529 Abſ. 2 C. P. O. ausſchließenden bloßen Klage⸗ 
erweiterung. V. C. S. i. S. Flock c. Käſtner vom 22. März 
1902, Nr. 32/1902 V. 


13. § 551 Ziffer 7. 

Die Auskunft der Handelskammer zu Duisburg vom 
19. März 1901 bezieht ſich nur auf den niederrheiniſch⸗weſt⸗ 
fäliſchen Induſtriebezirk. Für die Annahme, daß die Handels⸗ 
kammer unter dem Bezirk von Rheinpreußen eben nur den 
niederrheiniſchen Bezirk verſtehe, fehlt es an jedem greifbaren 
Anhalt. Es kann aber auch ferner die Auslegung, welche der 
angefochtene Beſchluß der Auskunft der Aelteſten der Kaufmann⸗ 
ſchaft von Berlin vom 4. Dezember 1901 zu Theil werden läßt, 
nicht gebilligt werden. In dieſer Auskunft wird geſagt: Früher 
habe man unter den Induſtriebezirken von Rheinland und Weſt⸗ 
falen weſentlich diejenigen Bezirke verſtanden, in welchen die 
Kohlen⸗ und Eiſen⸗Induſtrie vorherrſche, alſo die Bezirke von 
Duisburg, Düffeldorf, Eſſen, Dortmund, Oberhauſen, Hagen, 
Gelſenkirchen, Bochum, Witten, Saarbrücken, das Siegerland; 
jedoch habe ſich neuerdings die Induſtrie auch in den meiſten 
anderen Gegenden der Provinz erheblich ausgebreitet. Wenn 
der angefochtene Beſchluß annimmt, daß die „neuerdings“ er⸗ 
folgte Ausbreitung der Induſtrie erſt in den letzten Jahren ein⸗ 
getreten ſei, die Parteien aber bei dem Abſchluß ihres 
Vertrages im Mai 1899 mit der gewählten Bezeichnung 
— Induſtriebezirk von Rheinpreußen — nur die engere Be⸗ 
deutung verbunden hätten, fo ſteht dieſe Ausführung im Wider⸗ 
ſpruch mit der bekanuten Thatſache, daß die erwähnte Aus⸗ 
breitung der Induſtrie in den anderen Gegenden — wenigſtens 
in einem großen Theil der in der Auskunft bezeichneten Be⸗ 
zirke — ſchon weit früher ſtattgefunden hat. Daß die Aelteſten 
der Kaufmannſchaft unter der neuerdings erfolgten Ausbreitung 
eine erſt nach Abſchluß des Vertrages vom 1. Mai 1899 ein- 


getretene verſtanden hätten, kann auch um deswillen nicht an⸗ 


genommen werden, weil ſie von dem Inhalt der Akten und dem 
Zeitpunkt des Vertragsabſchluſſes Kenntniß genommen und unter 
Berückſichtigung des Sach- und Streitſtandes die Auskunft fo 
wie angegeben ertheilt und zum Schluß ſich dahin ausgeſprochen 
haben, es erſcheine nicht mehr möglich, die Induſtriebezirke der 
bezeichneten Provinzen geographiſch feſt zu umgrenzen. Beſchluß 
des III. C. S. i. S. Levy & Dannenberg e. Behrend vom 
11. April 1902, B Nr. 31/1902 III. 

14. § 554 Nr. 2 und 561 Satz 1. 

Bei der Entſcheidung über die auf die Verletzung von 
Prozeßnormen geſtützte Reviſion iſt das Revifionsgericht keines⸗ 
wegs, wie der Kl. auszuführen geſucht hat, an die Auslegung 
der Klageſchrift ſeitens des B. G. gebunden, ſondern, wie aus 
dem § 561 Satz 2 in Verbindung mit 8 554 Nr. 2 der 
C. P. O. erhellt, ſelbſtſtändig zu der Nachprüfung berechtigt, 
welcher Sinn und welche Bedeutung den in der Klageſchrift 
aufgeſtellten Behauptungen für die Beurtheilung der Zuſtändig⸗ 
keitsfrage beizulegen iſt. (Siehe Gaupp C. P. O. Auflage 2 
zu § 524 der C. P. O.) II. C. S. i. S. Niederrheiniſche 
Schleppſchifffahrtsgeſellſchaft e. Berthold vom 18. März 1902, 
Nr. 7/1902 II. 

15. §§ 863, 805, 808, 809, 818. 

Dem Bekl. wird eine ſchuldhafte Verletzung der Amtspflicht 
nicht wegen ſeines Verfahrens bei der Pfändung, ſondern um 
deswillen zur Laſt gelegt: er hat anſcheinend bewußterweiſe 
die Verſteigerung weiter, als es für die Deckung der zu 
exequirenden Forderung urſprünglich geboten war, ausgedehnt 
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und zwar mit Rückſicht auf ein während der Zwangsvollſtreckung 
von dritter Seite, nämlich von den Vermiethern des Kl., 
geltend gemachtes Recht. Dieſe hatten vor der von D. be⸗ 
wirkten Pfändung ihr geſetzliches Pfand⸗ bezw. Retentionsrecht 
nicht durch Inbefitznahme der von dem Miether eingebrachten 
Gegenſtände ausgeübt; fie befanden ſich nicht „im Beſitz“ der 
Sachen, konnten alſo der Pfändung nicht nach 88 808, 809 
der C. P. O. widerſprechen, ſondern gemäß § 805 der C. P. O. 
nur ihren Anſpruch auf vorzugsweiſe Befriedigung aus dem 
Erloͤſe im Wege der Klage geltend machen. Auf das bloße 
Anerkenntniß des Gläubigers hin ohne Zuſtimmung des 
Schuldners durfte Bekl. die vorzugsweiſe Befriedigung der 
Vermiether aus dem Erlöſe von ſich aus nicht ins Werk ſetzen, 
er hatte ſich an die Vorſchriften in $ 803 Abſ. 1 Satz 2 und 
§ 818 der C. P. O. mit 8 65 Nr. 12 der Geſchäftsanweiſung 
zu halten. VI. C. S. i. S. Exner c. Kappus vom 14. April 
1902, Nr. 30/1902 VI. 

16. 8 888. 

Die Entſcheidung des L. G. läßt, obwohl ſie in der äußeren 
Form eines Urtheils abgefaßt iſt, ihrem Inhalt nach keinen 
Zweifel darüber, daß fie eine auf Grund des § 888 der C. P. O. 
ergangene Entſcheidung iſt. Materiell liegt daher ein Beſchluß 
vor, weshalb das zuläſſige Rechtsmittel die Beſchwerde, nicht die 
Berufung iſt. (Entſch. des I. C. S. vom 18. Januar 1890 
in der Juriſtiſchen Wochenſchrift von 1890 S. 49 Nr. 13 und 
Urtheil des II. C. S. vom 7. November 1893, Entſch. des 
R. G. in Civilſachen Bd. 32 S. 379.) Durch das Urtheil 
vom 27. Februar 1901 iſt der Bekl. ſchuldig erkannt, der Kl. 
einen vollſtändigen Proviſions auszug über die von ihm in 
den Induſtrie⸗Bezirken von Rheinpreußen und Weſtfalen in der 
Zeit vom 1. Mai 1899 bis 1. April 1900 gemachten Ge⸗ 
ſchäftsabſchlüſſe, für welche er eine Proviſion oder eine andere 
Vergütung von der Firma F. bezogen hat, auszuhändigen, der 
Kl. auch ... ſeine Handelsbücher, ſoweit ſolche zur Prüfung des 
Proviſionsauszuges erforderlich find, vorzulegen. Schon der 
Wortlaut dieſer Entſcheidung ſpricht dafür, daß lediglich ein 
Auszug aus den Handelsbüchern auszuhändigen iſt. Jeder 
Zweifel in dieſer Beziehung wird aber durch die Urtheils. 
begründung beſeitigt, welche den Anſpruch der Kl. anerkannt, 
zur Vorbereitung und Durchführung ihrer Proviſionsforderung 
die Ertheilung eines Auszuges und behufs Prüfung dieſes Aus⸗ 
zuges auch die Vorlegung der Handelsbücher des Beklagten zu 
verlangen. Dieſe Verurtheilung entſpricht der bisherigen Praxis, 
nach welcher der Agent für befugt erachtet wurde, einen Buch⸗ 
auszug und Vorlegung der Bücher zu fordern (ef. Staub, 
Handelsgeſetzbuch, 6. Auflage, Anm. 3 zu § 91). Unter dem 
Proviſionsauszug iſt alſo ein Buch auszug zu verſtehen, und die 
Anfertigung eines ſolchen kann durch Dritte geſchehen. Die 
Mitwirkung des Bekl. zur Vervollſtändigung des Buchauszuges 
würde nicht mehr zu der die Aufſtellung des Buchauszuges be⸗ 
treffenden Thätigkeit gehören, ſondern als Auskunftsertheilung 
oder Rechnungslegung ſich darſtellen. Dieſe hat das Urtheil 
vom 27. Februar 1901 nicht zum Gegenſtand. Hieraus ergiebt 
ſich zugleich, daß der Kl. die von ihr angeführte Entſcheidung 
des R. G. Bd. 8 S. 336, die ſich auf Fälle der Auskunfts- 
ertheilung und Rechnungslegung bezieht, nicht zur Seite ſteht, 
und daß es andererſeits zutreffend iſt, wenn der angefochtene 
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Beſchluß zur Begründung der Entſcheidung, daß der Buchauszug 
durch einen Dritten angefertigt werden könne, darauf hinweiſt, 
daß es ſich ähnlich verhalte wie bei der Verurtheilung zur Mit- 
theilung einer Bilanz. Die landgerichtliche Entſcheidung, welche 
den § 888 der C. P. O. für anwendbar erachtet und eine Geld⸗ 
ſtrafe androht, war demnach ungerechtfertigt und iſt durch den 
angefochtenen Beſchluß mit Recht beſeitigt worden. Beſchluß 
des III. C. S. i. S. Levy & Dannenberg c. Behrend vom 
11. April 1902, B Nr. 31/1902 III. 

Konkursordnung. 

17. § 30. 

Das B. G. geht davon aus, daß der Anfechtung nur die 
Befriedigung von Konkursgläubigern unterliege, d. h. von 
Gläubigern, welche im Falle des zur Zeit der Zahlung bereits 
eröffneten Konkurſes nur als Konkursgläubiger erſcheinen würden. 
Nicht anfechtbar ſei daher die Abſonderungsberechtigten 
zu Theil gewordene Befriedigung, welche dieſen als ſolchen, 
alſo aus dem dinglichen Subſtrat, gewährt wurde. Solcher 
Fall treffe hier zu, da die Zahlung, wie als erwieſen vorliege, 
aus den von dem Gemeinſchuldner erhaltenen Kaufgeldern an 
die Bekl. geleiſtet worden, und erſterer den Grundſchuldbrief 
zurückerhalten habe. Sodann rechtfertige ſich die Klage aber 
auch deshalb, weil es vorliegend an der Vorausſetzung zu der 
Anfechtung fehle, nämlich an der Benachtheiligung der 
Gläubiger. Dieſe hätten, wenn der Verkauf der belaſteten 
Grundſtücke nicht erfolgt wäre, unter allen Umſtänden den jetzt 
geforderten Betrag aufwenden müſſen, um das Pfandrecht ein- 
zulöſen. Dieſen beiden Gründen kann nur beigetreten werden. 
Wird unter Bezugnahme auf die nicht entgegenſtehende Ent⸗ 
ſcheidung des R. G. in der Juriſtiſchen Wochenſchrift 1896, 
S. 75 Nr. 33, von 1897 S. 386 Nr. 10 und von 1899 
S. 540 Nr. 28 näher ausgeführt. VII. C. S. i. S. Sprenger 
c. Knappe vom 8. April 1902, Nr. 35/1902 VII. 

18. 8 31. 

Die Bekl. haben über die Behauptung, daß dem Konkurs- 


verwalter bei Vornahme der von ihm ſelbſt in ſeiner Eigenſchaft 


als Gerichtsvollzieher vollzogenen Arreſtpfändungen die Zahlungs- 
einſtellung nicht bekannt war, dem Konkursverwalter den Eid 
zugeſchoben, den dieſer als unzuläſſig bezeichnete eventuell aber 
annahm. Das B. G. hätte ſich deshalb darüber ausſprechen 
ſollen, ob und warum es dieſen Eid für unzuläſſig oder für 
unerheblich erachte. Es kann indeſſen nicht angenommen 
werden, daß das angefochtene Urtheil auf dieſem Mangel beruhe. 
Maßgebend für die Entſcheidung iſt nicht die Unkenntniß des 
Gerichtsvollziehers, ſondern die der Bekl. ſelbſt. Würde die Un⸗ 
kenntniß des erſteren von der Zahlungseinſtellung durch Leiſtung 
oder Verweigerung des zugeſchobenen Eides erwieſen, ſo ſtünde 
dieſe Thatſache keineswegs in Widerſpruch mit der feſtgeſtellten 
Kenntniß der Bekl. ſelbſt; ſie wäre in dem für die Bekl. 
günftigften Falle höchſtens geeignet, die pofitive Feſtſtellung, daß 
die Bekl. die Zahlungseinftellung gekannt haben, etwas ab⸗ 
zuſchwächen, keinesfalls dagegen die negative gegentheilige Feſt⸗ 
ſtellung zu begründen. Es iſt unbedenklich anzunehmen, daß 
der B. R. dieſe offenfichtliche Unerheblichkeit der mit Beweis durch 
Eid vertretenen Behauptung gerade wegen ihrer Augenfälligkeit 
nicht näher erörtert hat. VII. C. S. i. S. Hofmann und Gen. 
c. Kürzels Konkurs vom 15. April 1902, Nr. 44/1902 VII. 
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19. § 37. 

Unter Nr. 1 des Urtheils der I. J. find dem Kl. Zinſen 
in Höhe von 5 Prozent zuerkannt. Ein Anſpruch auf einen 
höheren Zinsfuß als vier vom Hundert für das Jahr (§§ 246, 
288 des B. G. B.) läßt ſich jedoch nicht begründen, die Vor⸗ 
ſchrift im § 352 des H. G. B., nach welcher die Höhe der ge⸗ 
ſetzlichen Zinſen, mit Einſchluß der Verzugszinſen, bei beider ⸗ 
ſeitigen Handelsgeſchäften fünf vom Hundert für das Jahr 
beträgt, findet auf Zinſen einer aus den Beſtimmungen der 


Konkursordnung über die Anfechtung herzuleitenden Erſatz⸗ 


forderung auch dann keine Anwendung, wenn die angefochtene 
Rechtshandlung ſich als ein beiderſeitiges Handelsgeſchäft darſtellt, 
vergl. Juriſtiſche Wochenſchrift von 1894 S. 316 Nr. 13. 
Mit den über 4 Prozent hinaus verlangten Zinſen war der Kl. 
mithin abzuweiſen. VII. C. S. i. S. Klippel c. Lex Konkurs 
vom 15. April 1902, Nr. 47/1902 VI. 

Gerichtskoſtengeſetz. 

20. 8 16. 

Das O. L. G. hat durch Beſchluß den Werth des Streit⸗ 
gegenſtandes auf die Werthklaſſe von 1 200 —1 600 Mark „im 
Koſtenintereſſe“ feſtgeſetzt und den Antrag der Kl., dieſen Werth 
unter Abänderung des Beſchluſſes vom 3. April 1902 auf 
1 600 Mark feſtzuſetzen, durch den jetzt angefochtenen Beſchluß 
abgelehnt. Ihm ſtand über die Zuläſſigkeit einer etwaigen 
Reviſion keine Entſcheidung zu, wie denn auch das Reviſions⸗ 
gericht in dieſer Beziehung an die Werthfeſtſetzung des O. L. G. 
nicht gebunden ſein würde. Der Antrag auf Werthfeſtſetzung 
konnte ſich daher nur auf § 16 des G. K. G. ſtützen, und 
demgemäß hat das O. L. G. mit Recht eine Werthfeſtſetzung 
lediglich „im Koſtenintereſſe“ getroffen. Beſchluß des I. C. S. i. S. 
Hünersdorff Nachf. c. Steiner und Gen. vom 26. April 1902, 
B Nr. 19/1902 J. 

Handelsgeſetzbuch. 

21. Art. 275 alte Faſſung. 

Gemäß Art. 275 des H. G. B. wäre ein Miethver⸗ 
trag über ein Grundſtück, ſelbſt wenn er zum Zweck des Be⸗ 
triebs von Handelsgeſchäften abgeſchloſſen würde, nicht als 
Handelsgeſchäft zu erachten. (Entſch. des R. O. H. G. Bd. 23 
S. 131, Striethorſt, Archiv Bd. 56 S. 54.) Die Platzmiethe 
müßte aber, um den Vertrag den Beſtimmungen des Art. 273 
und 274 des H. G. B. zu entziehen, den Hauptgegenſtand des 
Vertrags bilden. Die Hauptleiſtungen, um die es ſich bei 
einem Ausſtellungsunternehmen handelt, find aber auf Seite 
des Ausſtellers die Zurverfügungſtellung des Ausſtellungsgegen⸗ 
ſtandes für das Unternehmen, auf Seite des Ausſtellungs⸗ 
unternehmers die Unterbringung und Aufſtellung des Aus⸗ 
ſtellungsgegenſtandes im Ausftellungsraum. Den Ausfteller 
wird zur Betheiligung an der Ausſtellung das Streben be⸗ 
ſtimmen, die Erzeugniſſe ſeines Geſchäfts einem weiteren Kreiſe 
bekannt und zugänglich zu machen. Dient der mit dem Aus⸗ 
ſtellungsunternehmer abgeſchloſſene Vertrag zur Förderung des 
Geſchäftsbetriebs und iſt der Ausſteller Kaufmann, ſo iſt auch 
dieſes Geſchäft als Handelsgeſchäft anzuſehen. (Vergl. Entſch. 
des R. G. in Civilſachen, Bd. 19 S. 123.) VI. C. S. i. S. 
Allgemeiner Gewerbeverein zu München c. Reichling & Co. 
vom 10. März 1902, Nr 429/1901 VI. 


274 Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Wuchergeſetz vom 20. Mai 1880. 
22 | 


Das B. G. hat die vom Kl. uuter Eideszuſchiebung 
behauptete Thatſache zu Unrecht unberückſichtigt gelaſſen, daß 
der Bekl. am 7. April 1894 dem Kl. erklärt habe, er ſei mit 
5 Prozent Zinſen nicht zufrieden, er müſſe bei dem Geſchäfte 
mindeſtens 6 000 Mark jährlich verdienen und daß er, als Kl. 
auf den Geſellſchaftsvertrag nicht habe eingehen wollen, die 
bereits hergegebenen 16 000 Mark gekündigt und die Hergabe 
der weiteren 14000 Mark abgelehnt habe. Nach dem That⸗ 
beſtande des landesgerichtlichen Urtheils hat ſich Bekl. nach den 
Behauptungen des Kl. zunächſt mit der Hergabe eines zu 
5 Prozent zu verzinſenden und durch Abtretung einer Hypothek 
ſicher zu ſtellenden Darlehns von 30 000 Mark bereit erklärt 
und iſt die Sicherſtellung des Bekl. in dieſer Weiſe auch erfolgt. 
Hat nun Bekl. erſt ſpäter und nachdem ihm die Hypothek der 
Frau G. bereits abgetreten war, die Eingehung des Geſellſchafts⸗ 
vertrages verlangt und dem Kl., der darauf nicht eingehen 
wollte, mit der Kündigung dieſer Hypothek und Nichthergabe der 
weiteren 14 000 Mark gedroht, um den Kl. zum Abſchluß des 
Geſellſchaftsvertrages zu veranlaſſen, ſo ſprechen dieſe Thatſachen 
in ſehr erheblicher Weiſe dafür, daß er annahm, Kl. ſei in einer 
ſo bedrängten Lage, daß er auch auf ſo unverhältnißmäßig un⸗ 
günſtige Bedingungen für Erlangung des Darlehns eingehen müſſe, 
um ſich überhaupt vor dem Bankerutt zu ſchützen. VI. C. S. 
i. S. Gieſe c. Roſenthal vom 10. April 1902, Nr. 450/1901 VI. 

23. 

Die Erforderniſſe des Wuchers in Anſehung des Vertrages 
vom 26. Mai 1897 ſind ausreichend feſtgeſtellt. Das B. G. 
hat ausdrücklich ausgeführt, die Vermögendvortheile, die der 
Kl. ſich für die Gewährung des Wechſelkredits habe verſprechen 
laſſen, überſchritten den üblichen Zinsfuß dergeſtalt, daß fie nach 
den Umſtänden, d. h. auch unter Berückſichtigung des 
vom Gläubiger eingegangenen Riſikos, in einem auf⸗ 
fälligen Mißverhältniſſe zu der Leiſtung ſtänden. Es ſtellt ins⸗ 
beſondere feſt, daß die Vergütung für die Kreditgewährung 
darin beſtanden habe, daß der Bekl. von dem Baarbetrag, den 
er auf ſein Wechſelaccept mit dreimonatiger Umlaufsſchrift er⸗ 
halten habe, ſich den Bankdiskont, d. i. 7—8 v. H., habe 
kürzen laſſen müſſen und daß er außerdem 20 v. H. des bei 
dem Betriebe des Reſidenztheaters ſich ergebenden Reingewinns, 
mindeſtens aber jährlich 2 500 Mark habe zahlen müſſen. Ob 
die Folgerung, die das B. G. hieraus zieht, daß die Ver⸗ 
gütung, nach dem Zins fuße ausgedrückt, gerade 32 oder 
33 v. H. jährlich betragen habe, eine Folgerung, welche die 
Reviſion noch beſonders angegriffen hat, ſchlechterdings als zu- 
treffend anzuerkennen iſt, kann auf ſich beruhen. Jedenfalls iſt 
das auffällige Mißverhältniß zwiſchen den bedungenen Ver⸗ 
mögensvortheilen des Kl. und ſeinen Leiſtungen, gemeſſen an 
der Ueberſchreitung des üblichen Zinsfußes, nach den vorher 
wiedergegebenen Feſtſtellungen über die entſcheidenden Ver⸗ 
tragsbeſtimmungen, ohne Rechtsirrthum angenommen. 
Zu einer beſtimmten Angabe darüber aber, wieviel es ſelbſt 
als Vergütung für den Kl. in dem gegebenen Falle für an- 
gemeſſen erachte, war das B. G. überhaupt nicht verpflichtet. 
III. C. S. i. S. Hirſchberger e. Koeſtlin vom 15. April 1902, 
Nr. 496/1901 III. 
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Anfechtungsgeſetz vom 21. Juli 1879. 

24. § 3. 

Dem B. R. iſt darin beizutreten, daß die zum Zweck der 
Tilgung einer Zahlungsverbindlichkeit von dem Schuldner ge⸗ 
leiſtete und zu ſolchem Zwecke von dem Gläubiger angenommene 
Zahlung einen entgeltlichen Vertrag im Sinne des § 3 Nr. 2 
des Anf. G. darſtellt; denn, wenn, wie in einer Entſcheidung 
des III. C. S. des R. G. (Entſch. Bd. 27 S. 134 ff.) 
näher dargelegt und in ſtändiger Rechtſprechung des R. G. all⸗ 
gemein anerkannt iſt, überhaupt die Erfüllung von Ver⸗ 
pflichtungen ſich, abgeſehen von etwaigen beſonderen Ausnahme⸗ 
fällen, als ein entgeltlicher Vertrag im Sinne der in Frage 
ſtehenden Geſetzesbeſtimmung kennzeichnet, ſo iſt nicht einzu⸗ 
ſehen, weshalb dasjenige Erfüllungsgeſchäft, welches in der Er⸗ 
füllung einer fälligen Zahlungsverbindlichkeit durch Leiſtung und 
Annahme der geſchuldeten Zahlung beſteht, anders beurtheilt 
und behandelt werden ſollte. Was ſodann die Bedeutung be⸗ 
trifft, welche der im § 3 Nr. 2 a. a. O. ausgeſprochenen ge⸗ 
ſetzlichen Vermuthung der Benachtheiligungsabſicht des Schuldners 
und deren Kenntniß ſeitens des Anfechtungsgegners gegenüber 
dem Nachweiſe beizumeſſen iſt, daß ein Erfüllungsgeſchäft vor⸗ 
liegt, fo theilt der erkennende Senat, wie bereits in dem Ur⸗ 
theile vom 22. November 1901 (in Sachen Brockmann c. Haſſel⸗ 
bach VII 286 1901) zum Ausdruck gebracht iſt, die von dem 
zweiten C. S. des R. G. in dem Urtheil vom 7. November 1899 
(Entſch. Bd. 45 S. 25) in dieſer Beziehung vertretene Anſicht. 
Eine geſetzliche Beſtimmung des Inhaltes, daß durch den Nach- 
weis des Vorhandenſeins eines Erfüllungsgeſchäftes die an⸗ 
gegebene geſetzliche Vermuthung des § 3 Nr. 2 a. a. O. wiber- 
legt werde, beſteht nicht. Wird näher begründet. 
i. S. Wehmeyer c. Windmeyer vom 11. 
Nr. 13/1902 VII. 

25. § 3 Nr. 1. 

Der Hinweis der Reviſion auf das geſetzliche Vorrecht, 
welches dem Kl. wegen ſeines (hypothekariſch ſichergeſtellten) 
väterlichen Erbtheils, ſowie wegen des Dienſtlohnes des letzten 
Jahres in einem etwaigen Konkurſe ſeines Stiefvaters zuſtehen 
würde, trifft nicht direkt die Feſtſtellung der frauduloſen Abſicht, 
richtet ſich vielmehr in erſter Linie gegen die Annahme einer 
Benachtheiligung des Bekl., iſt aber auch in dieſer Beziehung 
nicht von Erheblichkeit, weil, ſolange der Konkurs nicht eröffnet 
iſt, das betreffende Vorrecht nicht wirkſam wird, daher den 
Zugriff anderer Gläubiger nicht ausſchließt. V. C. S. i. S. 
Bittner e. Pohls Konkursmaſſe vom 16. April 1902, 
Nr. 27/1902 V. 


März 1902, 


Patentgeſetz vom 7. April 1891. 

26. 8 4. 

Nach § 4 des Pat. G. hat ein Patent die Wirkung, daß 
der Patentinhaber ausſchließlich befugt iſt, gewerbsmäßig den 
Gegenſtand der Erfindung herzuſtellen, in Verkehr zu bringen, 
feilzuhalten oder zu gebrauchen. Dieſe Wirkung erſtreckt ſich, 
wenn ein Verfahren patentirt iſt, auch auf die durch das Ver⸗ 
fahren unmittelbar hergeſtellten Erzeugniſſe. Wegen der 
territorialen Natur des Patentſchutzes iſt dieſe Wirkung auf das 
Inland beſchränkt. Das Patent ſchützt alſo die Ausnutzung 
der Erfindung durch den Patentinhaber in ſeinem inländiſchen 
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Gewerbebetriebe. Das Patent räumt dem Patentinhaber aber 
nicht die Befugniß ein, Bedingungen vorzuſchreiben, unter denen 
ein Verkehr mit ſeinem Produkt ſtattfinden ſoll. Hieraus folgt, 
daß Verletzung ſolcher Bedingungen, welche die Kl. ihren Ab⸗ 
nehmern bezüglich des weiteren Abſatzes ihres Produkts auf⸗ 
erlegt hat, nicht vermoͤge ihrer aus dem Patent fließenden 
abſoluten Rechte von ihr geltend gemacht werden können. Eine 
Patentverletzung liegt auch dann nicht vor, wenn die Kl. das 
von ihr hergeſtellte Produkt von der inländiſchen Produktions⸗ 
ſtätte aus nach dem Auslande verſandt hat, damit es dort be⸗ 
nützt oder weiter veräußert werden könne, und dies nunmehr 
vom Ausland in das Inland eingeführt wird. Näher darge⸗ 
legt. I. C. S. i. S. Chemiſche Fabrik v. Heyden c. Krewel 
& Co. vom 26. März 1902, Nr. 403/1901 I. 

27. | 

Bei der auf § 2 des Pat. G. geſtützten Nichtigkeitsklage ift 
Klagegrund der Mangel der Neuheit überhaupt, nicht im Gegen⸗ 
ſatze zu einander der Mangel der Neuheit wegen Veröffent⸗ 
lichung und der Mangel der Neuheit wegen Vorbenutzung und 
noch weniger die einzeluen Thatſachen, welche beweiſen ſollten, 
daß die Erfindung z. Z. der Anmeldung ſchon bekannt war, 
vergl. Urtheile des R. G. vom 12. Mai 1880 (Patentblatt 1880 
S. 105), am 12. November 1887 (Patentblatt 1887 S. 425), 
vom 17. Oktober 1898 (Juriſtiſche Wochenſchrift 1898 S. 646 
Nr. 19), Kohler Handbuch des Patentrechts $ 151 S. 388, 
Seligſohn, Pat. G. II. Auflage zu § 28 Note 5 unter E 
(S. 292/93). Die von dem Patentamt entgegengehaltenen 
Vorveröffentlichungen ergeben daher nicht einen anderen, vom 
Kl. nicht geltend gemachten Nichtigkeitsgrund, ſondern betreffen 
nur Thatſachen, welche zum Nachweiſe dieſes unveränderten 
Nichtigkeitsgrundes dienen ſollen. Daß das Patentamt, inner⸗ 
halb des eingeklagten Nichtigkeitsgrundes, ſolche Beweisthat⸗ 
ſachen, welche nicht von den Parteien vorgebracht, ſondern ihm 
aus eigener Wiſſenſchaft bekannt geworden ſind, von Amtswegen 
berücfichtigen darf und muß, ergiebt ſich aus der Vorſchrift in 
8 30 des Pat. G., daß das Patentamt die zur Aufklärung der 
Sache erforderlichen Verfügungen zu treffen habe, und iſt in 
vielfachen Entſcheidungen anerkannt. Vorausſetzung dabei iſt, 
daß den Parteien in angemeſſener Weiſe Gelegenheit zur In⸗ 
formation und Aeußerung über dieſe neuen Thatſachen gegeben 
werde, was im vorliegenden Falle unzweifelhaft geſchehen iſt. 
(Vergl. Urtheil des R. G. vom 8. Dezember 1886 — bei 
Bolze, Praxis Bd. 4 Nr. 1504 — das ſchon citirte Urtheil 
vom 12. Mai 1880, Urtheil vom 28. Juni 1884 (Patent- 
blatt 1884 S. 294.) In der Verbindung von Einrichtungen, 
die an fich und einzeln ſchon bekannt find, an einem einzigen 
Apparate kann ſich eine patentirbare Erfindung darſtellen, wenn 
die Kombination zu einem neuen, über die Wirkung der 
einzelnen Elemente hinausreichenden techniſchen Erfolge führt. 
I. C. S. i. S. Pertſch e. Wedel vom 2. April 1902, 
Nr. 410/1901 J. 


Geſetz betreffend den Schutz von Gebrauchs- 
muſtern vom 1. Juni 1891. 

28. 8 1. 

Nach § 1 des Geſetzes vom 1. Juni 1891 ſollen als Ge⸗ 
brauchsmuſter geſchützt werden: Modelle von Arbeitsgeräth⸗ 
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ſchaften oder Gebrauchsgegenſtänden oder von Theilen derſelben, 
inſoweit fie dem Arbeits- oder Gebrauchszwecke durch eine neue 
Geſtaltung, Anordnung oder Vorrichtung dienen. Bei einem 
Bierdruckapparate kann der Manometer mit Skala und Zeiger 
als „Theil einer Arbeitsgeräthſchaft“ gelten, deſſen „Arbeits⸗ 
oder Gebrauchszweck“ die Erkennbarkeit des jeweilig vor⸗ 
handenen Druckes der Kohlenſäure iſt. Dieſe Erkennbarkeit iſt 
für den Gebrauchszweck von Bedeutung, weil der den Bier⸗ 
druckapparat bedienende Wirth aus dem Stande des Drucks 
entnimmt, ob ſich die Anlage in normalem Zuſtande befindet 
oder ob er für Einſtellung einer friſchen Flaſche oder für 
größere Kühlung ſorgen muß u. ſ. w. Die Bedienung des 
Apparates ſetzt daher ein gewiſſes Maß von Kenntniſſen voraus. 
Sie erfordert eine Gebrauchsanweiſung, die dem Wirthe 
oder ſeinem Gehülfen dieſe Kenntniß beibringt, indem ſie ihm 
ſagt, welcher Druck als der normale anzuſehen iſt, bei welchem 
ſich der Aggregatzuſtand der Kohlenſäure ändert, wenn eine 
Ueberladung vorliegt u. |. w. Eine derartige Gebrauchsan⸗ 
weiſung kann durch mündliche Mittheilungen oder durch ein 
Schriftwerk oder durch graphiſche Zeichen beſchafft werden, ſie 
kann in den letzteren Fällen von dem Apparate getrennt oder 
auch räumlich mit ihm verbunden ſein: niemals aber iſt die 
Gebrauchsanweiſung ſelber ein „Gebrauchsgegenſtand“ oder der 
„Theil eines Gebrauchsgegenſtandes“ im Sinne des Geſetzes. 
I. C. S. i. S. Dräger c. Heuſer vom 26. März 1902, 
Nr. 411/1901 J. 


Reichsgeſetz zum Schutz der Waarenbezeichnungen 
vom 12. Mai 1894. 5 


29. 

Es kann einem Bedenken nicht unterliegen, daß auf den 
gegebenen Fall die in Betracht kommenden Vorſchriften des Ge⸗ 
ſetzes vom 12. Mai 1894 zum Schutz der Waarenbezeichnungen 
ſchlechthin anwendbar ſind. Jenes Geſetz war mit ſeinen hier 
in Betracht kommenden Vorſchriften nach Maßgabe der §§ 3 
und 47 des Geſetzes über die Konſulargerichtsbarkeit vom 
10. Juli 1879 bereits vor Einführung des Geſetzes über die 
Konſulargerichtsbarkeit vom 7. April 1900 in den Konfular- 
bezirken mit Konſulargerichtsbarkeit für die dort wohnenden 
deutſchen Reichsangehöͤrigen in Kraft getreten. An dieſem 
Rechtszuſtande wurde mit Einführung des bezogenen Geſetzes 
vom 7. April 1900, in deſſen $ 19 Nr. 1 die Beſtimmungen 
des § 3 des Geſetzes vom 10. Juli 1879, ſoweit hier erheblich, 
wiederholt find, nichts geändert. Es iſt daher nicht nothwendig, 
auf den weiteren, hier übrigens gleichfalls einſchlagenden Grund 
zurückzugreifen, daß das „Waarenzeichenrecht nicht an die 
Grenzen Deutſchlands gebunden ſei, ſondern ſich auf das Aus⸗ 
land erſtrecke, wo nur immer die betreffende Waare abgeſetzt 
wird“. — Entſch. in Civilſachen Bd. 45 S. 145. I. C. S. 
i. S. Oſtaſiatiſche Handelsgeſellſchaſt zu Shanghai c. Krönke 
& Levy vom 21. März 1902, Nr. 389/1901 II. 


Reichsgeſetz zur Bekämpfung des unlauteren 
Wettbewerbes vom 27. Mai 1896. 


30. 81. 
Nicht jede Reklame mit unrichtigen Angaben fällt unter 
das Wettbewerbsgeſetz. Durch daſſelbe ſoll der Wettbewerb nur 
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inſoweit als er unlauter ift, die Reklame nur inſoweit, als fie 
ſich als Auswuchs darſtellt, getroffen werden. Insbeſondere fällt 
auch die der Angabe unwahrer Thatſachen ſich bedienende Re- 
klame nicht unbedingt, ſondern nur in dem Fall unter den 8 1 
des Wettbewerbsgeſetzes, daß ſie objektiv geeignet iſt, den An⸗ 
ſchein eines beſonders günſtigen Angebots a II. C. S. 
i. S. Franzius, Henſchen & Co. c. Ripke vom 25. März 1902, 
Nr. 431/1901 II. 

31. 

Die De Firma veranftaltete aus Anlaß der Verlegung 
ihres Geſchäftsbetriebes einen Ausverkauf „wegen Umzuges“ und 
machte dies durch zwei Kundgebungen bekannt. Sie erließ im 
September und Oktober 1900 in mehreren Blättern Ankündi⸗ 
gungen, in welchen es hieß, daß die Firma 3 ſämmtliche 

inkäufe 10 Prozent Rabatt gewähre, nachdem bereits faſt 
alle Preiſe bedeutend ermäßigt worden ſeien, ausgenommen 
ſeien nur die echt Meißener und Berndorfer Fabrikate ſowie die 
Gegenſtände des echt engliſchen Kryſtallſchliffs. In den Schau⸗ 
feuſtern ihres Ladens brachte fie um dieſelbe Zeit ein Plakat des 
Inhalts an, daß — mit den eben erwähnten Ausnahmen — 
10 Prozent Rabatt auf alle Einkäufe auf die ſchon 
bedeutend ermäßigten Preiſe gewährt würden. egen 
dieſer Kundgebungen und mit der Behauptung, daß die darin 
enthaltenen Anga en unrichtig und geeignet ſeien, den Anſchein 
eines beſonders günſtigen Angebotes hervorzurufen, erhob der 
Verein zum Schutze für Handel und Gewerbe in N. Klage, 
die in II. J. abgewieſen wurde. Die mit der Rüge un- 
zureichender Begründung eingelegte Reviſion hatte Erfolg. Aus 
den Entſcheidungsgründen: Das O. L. G. geht bei der Feſt⸗ 
ſtellung des Inhaltes der Kundgebungen des Bekl. zutreffend 
davon aus, daß es darauf ankomme, wie das Publikum die⸗ 
ſelben verſtanden habe, und hinſichtlich des Inhaltes des Plakates, 
wie insbeſondere auch diejenigen den Inhalt verſtanden hätten, 
welche die Zeitungsannoncen nicht geleſen hatten. Hinſichtlich 
dieſer Perſonen wird geſagt, ſie hätten aus dem Inhalte des 
Plakates, welcher lautet „10 Prozent Rabatt auf alle Einkäufe 
auf die ſchon ermäßigten Preiſe“, geleſen, daß es ermäßigte 
Preiſe und überdies 10 Prozent Rabatt gebe; daß aber alle 
Preiſe ermäßigt ſeien, habe das Publikum nicht herausleſen 
können, weil es nicht darin geſtanden habe. Der erſtere, 
poſitive, Ausſpruch iſt ſchon deshalb bedenklich, weil er die 
Reihenfolge der in dem Plakate enthaltenen beiden Angaben 
über Rabatt und Preisermäßigung umkehrt und dadurch den 
Eindruck verwiſcht, welcher auf das leſende Publikum dadurch 
„ werden konnte, daß in dem Plakat auf die An- 
ündigung von 10 Prozent Rabatt auf alle Einkäufe un⸗ 
mittelbar folgt, auf die ſchon ermäßigten Preiſe. Die Faſſung 
des Satzes und die Wahl und Stellung der Worte „alle“ und 
„die“ = die Möglichkeit der Yuffaflung des Publikums, daß 
hier das Wort „die“ mit „alle“ gleichbedeutend ſei, ſo nahe, 
daß jedenfalls die Begründung für den Ausſpruch, daß dies 
das Publikum nicht habe herausleſen können, lediglich durch den 
Hinweis darauf, daß es im Plakate nicht ausdrücklich geſtanden 
habe, als ungenügend angeſehen werden muß. Bei der An- 
nahme ferner, daß die Rabattgewährung in Höhe von 10 Prozent 
auf ermäßigte Preiſe auch für diejenigen Waaren zutreffe, welche 
unmittelbar vor dem in Rede ſtehenden Ausverkaufe im Preiſe 
erhöht waren, überſieht das O. L. G., daß das Publikum, 
welches ſich beim Leſen der Ankündigungen die Frage vorlegte, 
ob in denſelben ein beſonders günſtiges Angebot gegenüber dem 
bisherigen Angebote des Geſchäftes der Bekl. enthalten ſei, mög⸗ 
licher Weiſe nach der Art der Ankündigungen der Meinung ſein 
konnte, daß bei keiner Waare eine Preiserhöhung ſtattgefunden 
habe und der Rabatt von 10 Prozent mindeſtens auf die 
bisher notirten Preiſe en werde. Von diefem, für die 
Entſcheidung der Frage, ob unrichtige Angaben gemacht worden 
ſind, erheblichen Geſichtspunkte hätte das O. L. G. die Sachlage 
prüfen ſollen, wobei es möglicher Weiſe zu einer andern Ent- 
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ſcheidung gelangt ſein würde. II. C. S. i. S. des Vereins zum 
Schutze für Handel und Gewerbe in Nürnberg c. Oſtermayr 
vom 15. April 1902, Nr. 28/1902 II. 


32. 

Die Vorausſetzungen für die Anwendung des § 6 Abſ. 1 
des Wettbewerbgeſetzes find ohne Geſetzesverletzung feſtgeſtellt. 
Dennoch konnte die Entſcheidung nicht aufrecht erhalten, viel- 
mehr mußte ſie aufgehoben und die Sache zu anderweiter Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung an das B. G. zurückgewieſen werden, 
weil das von dem O. L. G. beſtätigte Verbot, Aeußerungen zu 
thun, durch welche die geſchäftliche Leiſtungsfähigkeit und Kon⸗ 
kurrenzfähigkeit der Kl. als Keſſelfabrik herabgeſetzt wird, gegen- 
über der einen, nach dem Urtheile des O. L. G. dem Bekl. zur 
Laſt fallenden Aeußerung — die Kl. habe wegen ihrer mangelhaften 
Leiſtungen verſchiedene Prozefſe — zu weitgehend, für eine etwaige 
Zwangsvollſtreckung zu unbeſtimmt und dem Geſetze nicht ent- 
ſprechend iſt, das dem Verletzten das Recht giebt, nur zu ver⸗ 
langen, daß die Wiederholung oder Verbreitung der on 
Behauptungen unterbleibe. II. C. S. i. S. Moll c. Wein- 
brenner vom 11. April 1902, Nr. 25/1902 II. 


II. Gemeines Recht. 

33. Klageverjährung. 

Die Kl. macht geltend, daß nach 1. 3 C. de ann. exc. 7,40 
die Erhebung irgend einer Klage auf den gleichen Betrag 
zur Unterbrechung der Verjährung genügt habe. Dieſe Codex⸗ 
ſtelle enthält jedoch einen ſo weitgehenden Rechtsſatz keineswegs. 
Freilich ſcheint Dernburg, Pandekten (Aufl. 6), Bd. 1 8148, 
S. 344, ſie ſo aufzufaſſen, wenn er ſagt, die ee 
einer Klage unterbreche die Verjährung aller dem Ziele nach 
gleichen Klagen des Kl. gegen den Bekl.; aber mit Recht be⸗ 
Bar Kipp, bei Windſcheid, Pandektenrecht (Aufl. 8), 

d. 1 8 108 Anm. 4, S. 485, ob dieſer Satz nicht zu weit 
geht. Allerdings verſteht le Sintenis, gemeines Civil - 
recht (Aufl. 3), Bd. 1 § 31 Anm. 52, S. 291, die J. 3 cit. 
zu end: wenn er fie nur auf den Fall mehrerer konkurrirende r 
denſelben Gegenſtand betreffender Klagen bezieht. Das fraglich e 
Geſetz ſpricht vielmehr deutlich zwei Rechtsſätze aus, al dem 
bier nicht in Betracht kommenden, daß durch die Anſtellung der 
perſönlichen Klage auch die Verjährung der hypothekariſchen 
unterbrochen werde, und umgekehrt, und ſodann daß durch eine 
Klageerhebung ohne Angabe irgend eines beſtimmten Klag⸗ 
grundes — die nach Fuſtintaniſchem Prozeßrechte nicht völlig 
ausgeſchloſſen war — die Verjährung aller dem Kl. gegen den 
Bekl. zuſtehenden Anſprüche gleichen Klageobjektes unterbrochen 
werde. Auch iſt nach gemeinem Recht anzunehmen, daß eine 
als unzuläſſige Klagänderung zurückgewieſene gerichtliche Geltend⸗ 
machung eines Anſpruches als eine die Verjährung unterbrechende 
Klageerhebung gelten kann. Insbeſondere hat ſich die Recht⸗ 
Iprehung des R. G. in dieſem Sinne entſchieden, nicht nur für 

ie Abweiſung angebrachtermaßen, ſondern ſogar auch für die 
Abweiſung wegen Unzuſtändigkeit des Gerichtes; vergl. Entſch. 
des R. G. in e Bd. 5 S. 123 und Bd. 24 S. 199 ff.; 
vergl. auch Dernburg, Pandekten (Aufl. 6), Bd. 1 5 148, 
S. 344. Hieran iſt auch jetzt feſtzuhalten, und zwar auch für 
den Fall der Abweiſung wegen unzuläſſiger Klagänderung. — 
VI. C. S. i. S. Kalkbrenner c. Kaiſer vom 13. März 1902, 
Nr. 437/1901 VI. 

34. Verſchulden. 

Die Rüge gegen die Annahme eines außerkontraktlichen 
Verſchuldens iſt unbegründet. Wer Kaninchen ausſetzt und die⸗ 
ſelben ſich derart vermehren läßt, daß fie die Felder der Nachbarn 
verwüſten, der trägt an dieſer Verwüſtung die Schuld, und die 
Annahme des B. G., daß die jetzt vorhandenen Kaninchen auf 
die vom Beklagten ausgeſetzten zurückzuführen ſind, iſt rein that⸗ 
ſächlicher Natur, nach Lage der Sache übrigens auch ſachlich 
nicht zu beanſtanden. III. C. S. i. S. Fürſt zu Putbus 
c. Pflugradt vom 14. März 1902, Nr. 2/1902 III. S. S. 
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NE 34 vom 31. Mai 1902. 


Urtheile und Beſchlüſſe des Reichsgerichts zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
und zum Einführungsgeſetz. 


— ——— 


83. 


Zu Art. 163, 170 des Einf. Geſ., SS 54, 705 — 740 
des B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Landwehr⸗ 
verein in Preſter c. Ruſche vom 17. April 1902, 
Nr. 19/1902 IV. 


Vorinſtanz: O. L. G. Naumburg. 


Zurückweiſung der Revifion. 

Der vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuches 
gegründete Landwehrverein ſtellt ſich als erlaubte Privatgeſell⸗ 
ſchaft im Sinne der §§ 1, 2, 11 flg. des Allgemeinen Land⸗ 
rechts Theil II Titel 6 dar, welche zwar im Verhältniß zu 
Dritten nicht als juriſtiſche Perſon gilt, dennoch aber die inneren 
Rechte der Korporationen und Gemeinden beſitzt. Dergleichen 
Vereine kennt das Bürgerliche Geſetzbnch nicht. Es unterſcheidet 
zwiſchen rechtsfähigen und nicht rechtsfähigen Vereinen ($$ 21 
flg. 54) ohne Zulaſſung einer Zwiſchenſtufe von der Art der 
erlaubten Privatgeſellſchaften des Preußiſchen Allgemeinen Land⸗ 
rechts. Wenn die Reviſion, wie aus der Rüge, daß das Be⸗ 
rufungsurtheil auf einer Verletzung des § 54 in Verbindung 
mit den $ 705— 740 des Bürgerlichen Geſetzbuches beruhe, zu 
entnehmen iſt, den beklagten Landwehrverein zu den nicht rechts⸗ 
fähigen Vereinen im Sinn des Bürgerlichen Geſetzbuches rechnet, 
ſo entbehrt dieſe Auffaſſung der rechtlichen Unterlage. Das 
Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch enthält keine die 
erlaubte Privatgeſellſchaft berührende Uebergangsbeſtimmung, und 
die grundſätzlich geltende, auch in Artikel 170 des Einführungs⸗ 
geſetzes hervortretende und für die vorliegende Frage auch auf 
Grund des Artikels 55 a. a. O. keineswegs, wie die Reviſion 
annimmt, einzuſchränkende Rechtsanſchauung, wonach neues 
Recht in der Regel auf früher begründete Rechtsverhältniſſe 
keine Rückwirkung ausüben kann, führt dahin, daß erlaubte 
Privatgeſellſchaften des alten Rechts, ſofern ſie nicht die Rechts⸗ 
fähigkeit nach Maßgabe des Bürgerlichen Geſetzbuchs erworben 
haben, nach den Beſtimmungen des alten Rechts, vorliegend 
alſo des Preußiſchen Allgemeinen Landrechts, zu beurtheilen find. 
Dafür ſpricht auch die Vorſchrift des Artikels 163 des Ein⸗ 
führungsgeſetzes, nach welcher nur auf die zur Zeit des In⸗ 
krafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtehenden juriſtiſchen 
Perſonen die näher bezeichneten Vorſchriften des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs anzuwenden ſind. 


84. 


Art. 169 des Einf. Geſ. § 208 B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts I. C. S. i. S. Vogemann 

c. Hamburg ⸗Amerikaniſche Packetfahrt-Aktiengeſell⸗ 

ſchaft in Hamburg vom 16. April 1902, Nr. 433/1901 J. 
Vorinſtanz: O. L. G. Hamburg. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Das Schreiben der Klägerin vom 29. November 1900 iſt 
von der Vorinſtanz mit Recht für unerheblich erklärt worden. 
In dem für die Klägerin günſtigſten Falle kann darin höchſtens 
eine Mahnung gefunden werden und durch bloße Mahnung wird 
nach dem gemäß Art. 169 des Einführungsgeſetzes zum Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuch zur Anwendung zu bringenden neuen Rechte — 
§ 208 des Bürgerlichen Geſetzbuchs — fo wenig wie nach dem 
früheren Rechte, die Verjährung unterbrochen. In Frage kann 
nur kommen, ob das Berufungsgericht den Beginn der Ver- 
jährung richtig angeſetzt habe. 

Der Schaden, den die Klägerin durch den Unfall der 
Florence Pile erlitt, beſtand darin, daß ſie dieſes von ihr 
gecharterte Schiff für eine gewiſſe Zeit nicht für ihre Zwecke 
verwenden konnte. Die Kenntniß dieſes Schadens fällt mit der 
Kenntniß des Unfalls zuſammen, wenigſtens in dem Sinne, daß 
ſie vorhanden war, als das Schiff am 15. Dezember 1899 nach 
vollendeter Reparatur die Unfallſtätte wieder erreicht hatte. 
Allerdings konnte ſich der durch die Verzögerung der Reiſe ver⸗ 
urſachte Schaden im Einzelnen nach verſchiedenen Richtungen 
zeigen, aber es iſt nicht gerechtfertigt, dieſe einzelnen Schadens ⸗ 
beträge als ſelbſtändige Forderungen zu behandeln. Sie beruhen 
alle auf derſelben, bereits gegebenen Grundlage, und es beſtand 
auch ſchon von Anfang an die Möglichkeit, ſie im Wege der 
Klage geltend zu machen. Es fehlt hier an dem Rechtsgrunde, 
noch einen beſonderen, ſpäteren Zeitpunkt zu unterſcheiden, in 
dem erſt die Kenntniß von dem Schaden vollendet geweſen 
wäre. Ob es damit bei ſolchen Schäden anders beſtellt ſein 
müßte, welche im Anfang noch gar nicht vorausſehbare Folgen 
des Unfalls waren, bedarf hier nicht der Prüfung, denn auch 
von dieſem Geſichtspunkt aus würde ſich die Anſicht der Reviſion 
nicht halten laſſen. Für das Schiffsfrachtgeld, welches auf die 
Zeit der Unterbrechung der Reiſe entfiel, konnte nach Maßgabe 
des unterliegenden Chartervertrags offenbar nur die Alternative 
beſtehen, daß es dem Rheder oder daß es der Klägerin zur Laſt 
ſtand. In beiden Fällen war von Anfang an entſchieden, 
daß die Klägerin durch den Unfall der Florence Pile dieſen 
Schaden erlitten hatte oder daß ſie dieſen Schaden nicht er⸗ 
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litten hatte. Es iſt nicht abzuſehen, welche weitere Kenntniß 
die Klägerin hier noch bedurft hätte, um Kenntniß von dem 
Schaden zu erlangen. Die Ausführungen der Reviſion find 
nur verſtändlich, wenn man das Verhältniß ſo auffaßt, daß 
zwar nach Inhalt der Chartepartie die Klägerin das Schiffs⸗ 
frachtgeld für die entſprechende Zeit nicht ſchuldete, alſo zunächſt 
in dieſer Richtung keinen Schaden hatte, daß aber trotzdem das 
Schiedsgericht ſie im Widerſpruche mit den vertraglichen Be⸗ 
ſtimmungen zur Zahlung des Frachtgeldes verurtheilt habe. 
Dann würde allerdings ein Schaden vorliegen, den die Klägerin 
zur Zeit des Unfalls noch nicht vorausſehen konnte. Die 
Revifion beachtet aber nicht, daß es dann auch nur ein Schaden 
ſein würde, der in ſeinem urſächlichen Zuſammenhange nicht 
mehr auf den Unfall der Florence Pile, ſondern allein auf den 
Fehlſpruch des Schiedsgerichts zurückgeführt werden könnte. Aus 
dieſem letzteren Grunde folgt auch, daß die Klägerin nicht die 
Koſten dieſes Schiedsgerichts, von denen ſie freilich erſt durch 
den Schiedsſpruch Kenntniß erhalten konnte, auf die Beklagte 
abwälzen darf. Für dieſe Koſten kommt aber auch noch in 
Betracht, daß ſie neben den beiden Poſten, auf die ſie ſich be⸗ 
ziehen, nur als ein davon abhängiges Acceſſorium erſcheinen 
und darum, nachdem jene weggefallen ſind, nicht als ſelbſtändiger 


Anſpruch für ſich aufrecht zu erhalten find. 


85. 
Zu Art. 170 und 201 Abſ. 1 Einf. Gef. zum 


B. G. B. und § 241 B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Wahlfeld 
c. Wahlfeld vom 13. Januar 1902, Nr. 299/1901 IV. 
Vorinſtanz: O. L. G. Stettin. 


Zurückweiſung der Revifion. 

Die zu treffende Entſcheidung hängt von der Frage ab, 
ob der mit der Klage erhobene Unterhaltsanſpruch nach dem 
bis zum 1. Januar 1900 in Geltung geweſenen Allgemeinen 
Preußiſchen Landrecht oder nach den ſeitdem in Kraft getretenen 
Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuches zu beurtheilen iſt. 

Hätte das feſtgeſtelltermaßen ſchon vor dem 1. Januar 1900 
gefällte und verkündete Scheidungsurtheil auch noch vor dieſem 
Tage die Rechtskraft beſchritten, ſo verſtände ſich von ſelbſt, daß 
die Beantwortung im Sinne der erſteren Alternative ausfallen 
müßte, wie denn auch umgekehrt neues Recht Anwendung leiden 
würde, wenn Beides, Erlaſſung und Rechtskraft des Urtheils, 
erſt nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuches er- 
folgt wäre. 

Das in der vorliegenden Sache entſtehende Bedenken ent- 
ſpringt nur daraus, daß das Scheidungsurtheil des Landgerichts 
noch unter der Herrſchaft des Preußiſchen Landrechts erlaſſen, 
aber erſt nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuches 
rechtskräftig geworden iſt. 

Beide Vorderrichter haben ſich für die Anwendung des 
älteren Rechtes entſchieden, und ihrer Auffaſſung iſt beizupflichten. 
Dies wird mit Rückſicht auf die vor dem 1./1. 1900 ausge- 
ſprochene Erklärung des Beklagten für den ſchuldigen Theil ein- 
gehend begründet. ö 


— — — — 


86. 
Zu Art. 200 Abf. 1, 170 Einf. Gef. zum B. G. B. 
in Verbindung mit Art. 45 des preuß. Ausf. Geſ. 
3. B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Lauenſtein 
c. Lauenſtein vom 13. März 1902, Nr. 403/1901 IV. 


Vorinſtanz: O. L. G. Dresden. 


Aufhebung des Berufungsurtheils. 

1. Was die begehrte Verurtheilung der Beklagten, ſich in 
Anſehung ihres Vermögens nach Maßgabe der 85 743, 766 fig. 
Theil II Titel 1 des Allgemeinen Landrechts mit dem Kläger 
auseinanderzuſetzen, anbelangt, ſo folgert das Berufungsgericht 
daraus, daß nach dem Vorſtehenden die Ehe der Parteien erſt 
am 17. Mai 1900, dem Tage der Verkündung des Reoviſions⸗ 
urtheils, zur Aufloͤſung gelangte, die Unanwendbarkeit der Vor⸗ 
ſchriften des Preußiſchen Allgemeinen Landrechts für die Aus- 
einanderſetzung der Parteien, weil für den Güterftand der Par- 
teien ſchon am 1. Januar 1900, alſo vor Trennung der Ehe, 
die Vorſchriften des Deutſchen Bürgerlichen Geſetzbuches maß⸗ 
gebend geworden ſeien. Zur Begründung dieſer Annahme ver⸗ 
weiſt das Berufungsgericht gegenüber der Vorſchrift in Abſ. 1 
Artikel 200 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buche, wonach für den Güterſtand einer zur Zeit des Inkraft⸗ 
tretens des Bürgerlichen Geſetzbuches beſtehenden Ehe die bis- 
herigen Geſetze maßgebend bleiben, unter Bezugnahme auf Ar⸗ 
tikel 3 und 218 deſſelben Geſetzes, auf Artikel 45 des Preu⸗ 
ßiſchen Ausführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche, wo⸗ 
nach an die Stelle der anderenfalls weiter giltig geweſenen Be⸗ 
ſtimmungen des Preußiſchen Landrechts in Theil II Titel 1 
Abſchnitt 5 die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches ge⸗ 
treten ſeien. 

Dieſer Auffaſſung iſt nicht beizutreten. Nach Artikel 45 
Abſ. 2 des § 1 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Bür⸗ 
gerlichen Geſetzbuche war für die Ehe der Parteien vom 1. Sa- 
nuar 1900 an bis zu ihrer Trennung allerdings das geſetzliche 
Güterrecht des Bürgerlichen Geſetzbuches in Geltung, da ſie, 
ohne einen Ehevertrag geſchloſſen zu haben, ihren erſten ehe⸗ 
lichen Wohnſitz in einem Landestheile genommen hatten, in 
welchem der geſetzliche Güterſtand der Eheleute den Vorſchriften 
des Allgemeinen Landrechts Theil II Titel 1 Abſchnitt 5 unter- 
lag. Der hieraus von dem Berufungsgericht hergeleiteten Fol- 
gerung, daß auch für die Auseinanderſetzung der Parteien nach 
erfolgter Trennung der Ehe die Beſtimmungen des Bürgerlichen 
Geſetzbuches maßgebend ſeien, ſteht aber die Vorſchrift des Ar⸗ 
tikel 59 8 6 des erwähnten Preußiſchen Ausführungsgeſetzes 
entgegen, deſſen Abſ. 2 die Anwendung des alten Rechts 
bedingt. | 

2. Das Berufungsgericht erachtet gegenüber den Anträgen 
des Klägers, die Beklagte zu verurtheilen 

ihm eine vollſtändige und mit Werthangabe verſehene 
Aufſtellung ihres geſammten Vermoͤgens nach deſſen 
Stande vom 16. Dezember 1899 zu geben 

ihm den ſechsten Theil ihres geſammten Vermögens 
nach Maßgabe der aufzuſtellenden Vermögensüberſicht 
auszuantworten, 


227 


den Umſtand für entſcheidend, daß die Thatſache der Ehe- 
ſcheidung erſt nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches eingetreten und wirkſam geworden ſei. Daher ſeien, 
— ſo wird ausgeführt —, die vermögensrechtlichen Folgen der 
Scheidung, abgeſehen vom Güterſtande, nur nach dem Bürger- 
lichen Geſetzbuche zu beurtheilen, welches die Abfindung des 
einen Ehegatten durch den allein für ſchuldig erklärten anderen 
Gatten nicht kenne. Im Hinblick auf die verbietende Eigenſchaft 
des neuen Rechts würde nach Annahme des Berufungsgerichts 
dem von dem Kläger erhobenen Abfindungsanſpruche gemäß 
ſelbſt in dem Falle nicht anerkannt werden können, wenn das 
Eheſcheidungsurtheil vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuches rechtskräftig geworden wäre. 

Der erkennende Senat hat einen dieſer Begründung des 
Berufungsurtheils entgegengeſetzten Standpunkt bereits in dem 
in Sachen Wahlfeld o. Wahlfeld IV. 299/1901 am 13. Januar 
1902 verkündeten Urtheil eingenommen. Allerdings hatte in jenem 
Falle das vor dem 1. Januar 1900 ergangene Scheidungsurtheil nach 
dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuches lediglich durch 
Ablauf der Rechtsmittelfriſt, alſo ohne daß ein weiteres Urtheil 
erlaſſen war, die Rechtskraft erlangt, während im vorliegenden 
Fall die Rechtskraft des Scheidungsurtheils vom 16. Dezember 
1899 erſt durch das Revifionsurtheil vom 17. Mai 1900 
eingetreten iſt, und zwar nicht bloß hinſichtlich der Schuld⸗ 
frage, auf welche allein ſich die Reviſion erſtreckt hatte, ſondern 
mit Rückſicht auf das dem Reviſionsbeklagten zuſtehende An- 
ſchließungsrecht auch hinfichtlich des Ausſpruchs der Scheidung. 
Hierdurch wird indeſſen ein rechtlich erheblicher Unterſchied 
zwiſchen beiden Fällen nicht begründet. Wird näher begründet; 
ſ. das vorſtehend abgedruckte Urtheil in Sachen Wahlfeld c. 
Wahlfeld. 
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Zu Art. 208 Abſ. 1 des Einf. Gef. zum B. G. B. 
Art. 240, 3 des Code civil. (Preuß. Geſetz vom 
24. April 1854.) 

Urtheil des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Wambach 
c. Tebeck vom 8. April 1902, Nr. 41/1902 II. 
Vorinſtanz: O. L. G. Cöln. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Von ſeiner Auslegung des Artikels 208 Abſ. 1 des Ein- 
führungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch in dem Urtheile 
vom 10. Mai 1901 — Rep. II 87/1901 — abgedruckt in den 
Entſcheidungen des Reichsgerichts in Civilſachen Bd. 48 S. 168ff. 
Juriſtiſche Wochenſchrift 1901 S. 477 Sonderabdruck S. 123 — 
abzugehen, hat der erkennende Senat keinen Anlaß. In dem ge⸗ 
dachten Urtheile vom 10. Mai 1901 war ferner, wie ſchon aus der 
Art der Bezugnahme auf Artikel 3 Abſ. 3 Code civil un- 
zweideutig hervorgeht und durch die lediglich hypothetiſche Er⸗ 
wähnung der Kolliſionsnormen des ſächfiſchen Bürgerlichen 
Geſetzbuches beſtätigt, nicht in Zweifel geſtellt wird, davon 
ausgegangen worden, daß bei der Konkurrenz örtlicher und 
zeitlicher Kolliſionsnormen zuerſt die zeitliche Kolliſionsfrage auf 
Grund der Uebergangsvorſchriften des Einführungsgeſetzes zum 


Bürgerlichen Geſetzbuche zu löſen ſei und daß erſt, wenn dieſe 
Vorfrage entſchieden iſt, an die Löſung der örtlichen Kollifion 
heranzutreten ſei. Dieſe damals von Habicht (Recht 1900 
S. 405 ff. und Einwirkung des Bürgerlichen Geſetzbuchs auf 
zuvor entſtandene Rechtsverhältniſſe III. Auflage S. 39/41) 
gegen Niedner (Recht 1900 S. 253 ff. und Einführungsgeſetz 
zum Bürgerlichen Geſetzbuche II. Auflage S. 295 ff.) vertretene 
und von Zitelmann, Jahrbücher für Dogmatik Bd. 43 S. 189 ff. 
näher ausgeführte Annahme iſt auch in der Entſcheidung des 
I. Civilſenates vom 13. November 1901 Rep. I 228/1901 
vergl. Juriſtiſche Wochenſchrift 1901 S. 67, Sonderabdruck 
S. 178 gebilligt worden. Davon ausgehend war nach Löſung 
der zeitlichen Kolliſionsfrage im Weiteren zu prüfen, welches 
Recht auf den gegebenen Fall im Uebrigen nach den örtlichen 
Kollifionsnormen des Code civil zur Anwendung komme. Die 
Frage war mit dem Berufungsrichter im Hinblick auf die recht⸗ 
liche Natur des Alimentenanſpruchs aus dem Geſetze vom 
24. April 1854 betreffend die Abänderungen des Abſchnitts 11 
Theil II Titel 1 und Abſchnitt 9 Theil II Titel 1 des Preußi⸗ 
ſchen Allgemeinen Landrechts, wonach derſelbe ſich weder auf ein 
Statutsverhältniß, noch auf eine Verwandtſchaft gründet, dahin 
zu entſcheiden, daß danach das am Wohnfitze der Mutter und 
damit des Kindes zur Zeit der Geburt geltende Recht maß⸗ 
gebend ſei. Es könnte ſomit Artikel 340 Code civil, wenn 
er im gegebenen Falle zur Anwendung kommen ſollte, nur als 
Exkluſivſatz der lex fori in Betracht kommen; als ſolcher gilt 
er aber nach den obigen Darlegungen über die Tragweite des 
Artikels 208 Abſ. 1 Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Ge⸗ 
ſetzbuch ſeit dem 1. Januar 1900 nicht mehr. Da jener An- 
ſpruch aus dem Geſetze vom 24. April 1854 erſt nach dem 
1. Januar 1900 in dieſem Rechtsſtreite geltend gemacht wurde 
und das Klagebegehren, ſoweit es auf die bezogene Anerkennung 
einer Alimentenſchuld als ſelbſtändigem Verpflichtungsgrund ge⸗ 
ſtützt war, aus zutreffenden Gründen des materiellen Rechtes 
als unbegründet zurückgewieſen iſt, bedurfte die Frage keiner Er⸗ 
örterung, wie zu entſcheiden wäre, wenn der Anſpruch aus dem 
Geſetze vom 24. April 1854 ſchon vor dem 1. Januar 1900 
erhoben geweſen wäre und der Prozeß über dieſen ſchon an⸗ 
hängigen Anſpruch ſich nur in die Zeit nach dem 1. Januar 1900 
hinausgezogen hätte. 
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Zu den 88 25—53 und zu § 823 B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. des Arztes 
Dr. Reche c. Aerzteverein zu Kiel vom 6. März 1902, 
Nr. 393/1901 IV. 


Vorinſtanz: O. L. G. Kiel. 


Theilweiſe Aufhebung und Zurückverweiſung, 

1. Es handelt ſich um einen unter der Herrſchaft des ge⸗ 
meinen Rechtes begründeten Aerzteverein und mithin nur um 
die Frage, ob der vom Kläger angefochtene ihn als Mitglied 
ausſchließende Generalverſammlungsbeſchluß formell zu Recht 
ergangen iſt oder nicht. 

81° 
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Die Vereinsſatzungen mit der dazu gehörigen ſogenannten 
Standesordnung vom 20. Dezember 1898 bilden die autonome 
Grundlage, auf welcher das Rechtsverhältniß des beklagten Ver⸗ 
eins zu ſeinen Mitgliedern in erſter Linie beruht. Ihr Inhalt 
verſtößt nicht gegen die zwingenden Vorſchriften in 58 25—53 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs, ſofern letztere hier anwendbar ſein 
würden. Durch die gemäß § 12 der Satzungen geſchehene Auf⸗ 
nahme wird der Aufgenommene Mitglied des Vereins und hier⸗ 
durch vermoͤge freier Willensentſchließung deſſen Satzungen 
unterworfen. Dieſes Rechtsverhältniß dauert, jo lange die 
Mitgliedſchaft dauert. Die Beendigung der letzteren aber löft 
auch das Band wieder, welches die Mitglieder mit dem Vereine 
verknüpft. 

Hieraus folgt, daß ein ausgeſchiedenes Mitglied von dem 
Augenblicke an, wo es ausſcheidet, unbeſchadet ſeiner aus dem 
Geſellſchaftsverhältniß entſprungenen etwa noch unerledigten ver⸗ 
mögensrechtlichen Verpflichtungen, auch dem Machtbereich der 
Satzungen entrückt wird. Auch das auf § 3 der Standes⸗ 
ordnung ſich gründende Ausſchließungsrecht des Vereins iſt ihm 
gegenüber hierdurch erloſchen. Ausgeſchloſſen werden können nur 
Mitglieder des Vereins. 

In dem vorliegenden Falle iſt thatſächlich feſtgeſtellt, daß 
der Kläger bei dem Vorſfitzenden des beklagten Vereins ſchon 
am 1. Februar 1901, alſo 14 Tage vor der Faſſung des Aus⸗ 
ſchließungsbeſchluſſes, ſeinen Austritt angemeldet hat. Nach 
dem Inhalte der Satzungen insbeſondere des § 12 Abſ. 5 der⸗ 
jelben, iſt es zweifellos, daß er ſeitdem aufgehört hat, Vereins- 
mitglied zu ſein. | 

Hiernach aber war auch die Generalverſammlung des 
Beklagten am 14. Februar 1901 nicht mehr befugt, auf Grund 
des § 3 der Standesordnung den Ausſchluß des Klägers zu be⸗ 
ſchließen. 

Abzuweiſen iſt der von dem Beklagten angerufene Ver⸗ 
gleich zwiſchen dem Ausſchließungsverfahren nach § 3 der 
Standesordnung und dem gegen einen Rechtsanwalt anhängigen 
ehrengerichtlichen Verfahren. Es liegt auf der Hand, daß für 
die Frage, ob durch die Löſchung des Anwalts in der Rechts⸗ 
anwaltsliſte ein Verfahren erledigt wird, welches auf Grund von 
Staatsgeſetzen und im öffentlichen Intereſſe ſtattfindet, andere 
Grundſätze maßgebend ſein müſſen, als in dem gegenwärtigen 
Fall, wo nur die Anwendung einer privatſtatutariſchen Maß⸗ 
regel gegen ein Vereinsmitglied den Gegenſtand bildet (vergl. 
Erkenntniß des Ehrengerichtshofes vom 29. Januar 1886, 
Preußiſches Juſtizminiſterialblatt S. 69). Auch das gegen 
einen Beamten eingeleitete förmliche Disziplinarverfahren duldet 
einen Vergleich hiermit nicht, und zwar ganz abgeſehen davon, 
daß in der Praxis ſogar ſtreitig iſt, ob nicht auch in Fällen 
dieſer Art das Verfahren durch die Entlafjung des Beſchuldigten 
aus dem Amte ohne Weiteres ſich erledigt (vergl. Urtheil des 
Preußiſchen Obertribunals vom 1. Dezember 1871, Juſtiz— 
miniſterialblatt 1872 S. 14 und Erkenntniß des großen Dis⸗ 
ziplinarſenats des Kammergerichts vom 17. September 1883, 
mitgetheilt bei Müller „die Preußiſche Juſtizverwaltung“ 
S. 385). — 

2. Kläger verlangt ſeinerſeits die Verurtheilung des Be⸗ 
klagten zur Aufhebung des an ſeine Mitglieder erlaſſenen Ver⸗ 
botes, mit dem Kläger zu konſultiren. 


Rechtsirrthümlich erſcheint die Ausführung des Vorder⸗ 
richters, daß eine widerrechtliche Verletzung der Rechte des 
Klägers, von welchen der § 823 Bürgerlichen Geſetzbuchs handelt, 
hier nicht vorliege. N 

Es braucht zu dieſem Behufe nicht erörtert zu werden, ob, 
was in der Doktrin beſtritten iſt, der § 823 Abſ. 1, abgeſehen 
von der Verletzung des Lebens, des Körpers, der Geſundheit 
und der Freiheit, ſich auch noch auf andere bloße Perſönlichkeits⸗ 
rechte (Lebensgüter), bezieht, oder ob der Begriff des darin er⸗ 
wähnten „ſonſtigen Rechts“ wegen der Wortverbindung „das 
Eigenthum oder ein ſonſtiges Recht eines Andern“ aus⸗ 
ſchließlich wirkliche ſubjektive Rechte im Auge hat. Denn in 
dem einen wie in dem andern Falle nöthigt die Bedeutung der 
Vorſchrift zu der Annahme, daß dadurch, worauf es vorliegenden 
Falles nur ankommt, auch das Recht auf Ausübung des 
Gewerbebetriebes geſchützt werden ſoll. Richtig iſt aller- 
dings, daß der ärztliche Beruf als ſolcher ungeachtet der Be⸗ 
ſtimmungen in §8 6, 29, 53, 80 Abſ. 2 der Reichsgewerbe⸗ 
ordnung kein Gewerbe im Sinne der letzteren iſt, wohl aber 
wird er dazu, wenn ſich mit ihm, wie feſtgeſtelltermaßen bei 
dem Kläger, der Betrieb einer Privatkrankenanſtalt (Klinik) ver⸗ 
bindet (§ 30 der Reichsgewerbeordnung; Entſcheidungen des 
Preußiſchen Oberverwaltungsgerichts Bd. 24 S. 321). Die 
Anwendbarkeit des § 823 Bürgerlichen Geſetzbuchs wird näher 
begründet. 


89. 


Zu SS 125, 313 und 652 des B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts III. C. S. i. S. Siegel 
c. Bodenſtedt vom 21. März 1902, Nr. 464/1901 III. 


Vorinſtanz: Kammergericht Berlin. 


Zurückweiſung der Revifion. 

Der von Widerklägerin mit dem ihr als Kaufreflektanten 
vom Kläger zugeführten S. ſchriftlich geſchloſſene Kaufvertrag 
über das Bauterrain iſt Mangels gerichtlicher oder notarieller 
Beurkundung gemäß §§ 125 und 313 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs nichtig, und der Anſpruch auf die für die Vermittelung 
des in Ausſicht genommenen Rechtsgeſchäfts zugeſagte Proviſion 
iſt, ſoweit nicht Gegentheiliges ausdrücklich vereinbart worden, 
wie nach dem gegenwärtig geltenden Recht, ſo auch nach 
preußiſchem Landrecht nur begründet, wenn das Rechtsgeſchäft, 
um deſſen Vermittelung es ſich handelt, rechtlich zur Exiſtenz 
gelangt iſt, und zwar ohne Unterſchied, ob Seitens des mit der 
Vermittelung Beauftragten Alles gethan iſt, was ihm nach der 
Vertragsberedung oblag und das Rechtsgeſchäft lediglich deshalb, 
weil der Auftraggeber ſeine anfängliche Abſicht willkürlich änderte, 
nicht zu Stande gekommen iſt. Der Einwand der Revifion, 
die Mäklergebühr ſei verdient, weil Widerklägerin mit dem zu⸗ 
geführten Kaufreflektanten handelseinig geworden und der ſchrift⸗ 
lich vollzogene Vertrag nicht Formmangels halber aufgerufen, 
ſondern allein deshalb, weil Widerklägerin nachträglich weiter- 
gehende Anforderungen geſtellt habe, zum rechtswirkſamen Ab- 
ſchluß nicht gelangt ſei, iſt daher in gleicher Weiſe verfehlt, wie 
die Bezugnahme auf die Entſcheidung des Reichsgerichts vom 
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6. Februar 1890 — Entſch. des R. G. Bd. 25 S. 319 fig. — 
die einen Rechtsfall betrifft, in welchem der Auftraggeber an 


den vom Makler zu Stande gebrachten Vertrag in rechts⸗ 


wirkſamer Weiſe gebunden war und der Mitkontrahent den 
Vertrag gegen Empfang eines Abſtandsgeldes ſeinerſeits wieder 
aufgehoben hatte. Daß Gegentheiliges unter Parteien bedungen, 
Zahlung der Proviſion auch für den Fall zugeſagt iſt, daß 
Beklagte das Zuſtandekommen des Verkaufs ihrerſeits vereiteln 
werde, hat das Berufungsgericht ohne Rechtsverſtoß verneint. 


90. 
Zu den 88 142, 143, 812, 818, 823 und 307 
B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts I. C. S. i. S. Thomann 
c. Stein becher vom 15. März 1902, Nr. 392/1901 J. 


Vorinſtanz: O. L. G. Naumburg. 


Zurückweiſung der Revifion. 

Die Anfechtung eines anfechtbaren Geſchäftes bewirkt deſſen 
Nichtigkeit von Anfang an — $ 142 Abſ. 1 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs — die Anfechtung erfolgt durch Erklärung gegen⸗ 
über dem Anfechtungsgegner § 143 Abſ. 1 daſ. — durch dieſe 
Erklärung, nicht erſt durch das Urtheil, wird die Nichtigkeit be⸗ 
gründet. Vorgänge, die nach der Anfechtung liegen, machen 
dieſe nicht rückgängig. Insbeſondere iſt einſeitige Rücknahme 
der Nichtigkeitserklärung begrifflich ausgeſchloſſen. Allerdings 
kann nach § 141 Abſ. 1 daſ. ein nichtiges Rechtsgeſchäft be- 
ſtätigt werden, aber dies ſetzt voraus, daß die Beſtätigung ſich 
als erneute Vornahme darſtelle. Ein ſolcher Thatbeſtand iſt 
aber von der Beklagten zweifellos nicht behauptet; denn ſie hat 
nur vorgebracht, daß während des laufenden Prozeſſes, alſo 
nach der im Briefe vom 6. Juni 1900 erklärten Anfechtung, 
der Kläger Platten der in Rede ſtehenden Art in den Stadt⸗ 
kreis Magdeburg geliefert habe. Wenn aber in Folge der An⸗ 
fechtung der Licenzvertrag nichtig geworden iſt und dieſe Nichtig⸗ 
jeit fortdauert, ſo iſt auch nicht abzuſehen, warum dem Kläger, 
wenn er trotzdem, und nunmehr ohne Recht, das patentirte 
Verfahren benutzt hat, die Berufung auf die Nichtigkeit des 
Vertrages verwehrt ſein ſollte. Selbſtverſtändlich würde der 
Beklagten freiſtehen, ihn gegebenen Falles wegen Patentver⸗ 
letzung in Anſpruch zu nehmen. — 

Aus der Nichtigkeit des Licenzvertrages folgert das Be⸗ 
rufungsgericht, daß jede Partei dasjenige herausgeben müſſe, 
was ſie in Folge des Vertrages erlangt habe. Nach den Be⸗ 
ſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs über die Herausgabe⸗ 
pflicht bei ungerechtfertigter Bereicherung — §§ 812, 818 — 
iſt dieſer Schluß nicht zu beanſtanden. Wenn der Vorderrichter 
aber ſeinerſeits glaubt, in § 823 daf. eine geeignete Stütze für 
geltend gemachten Erſatzanſpruch gefunden zu haben, ſo muß 
der Reviſion zugegeben werden, daß dieſe Auslegung des § 823 
auf Rechtsirrthum beruht. Dies wird näher dargelegt, der Au⸗— 
ſpruch aber aus $ 307 B. G. B. für begründet erklärt. 


91. 


Zu § 254 des B. G. B. 

Urtheil des Reichsgerichts VI C. S. i. S. Exner 
c. Kappus vom 14. April 1902, Nr. 30/1902 VI. 
Vorinſtanz: Kammergericht Berlin. 

Zurückweiſung der Reviſion. 

Der beklagte Gerichtsvollzieher hatte wegen des geſetzlichen 
Pfand⸗ bezw. Retentionsrechtes eines Vermiethers mehr Gegen⸗ 
ſtände verſteigert, als zur Befriedigung eines klagenden Gläu⸗ 
bigers erforderlich war. 


Aus den Entſcheidungs gründen: 

Der von der Reviſion erhobene Vorwurf, daß die Beſtim⸗ 
mung des § 254 des Bürgerlichen Geſetzbuchs unbeachtet ge⸗ 
blieben ſei, iſt nicht als berechtigt anzuerkennen. In dieſer 
Richtung wäre es Sache des Beklagten geweſen, ein etwaiges 
eigenes Verſchulden des Klägers, ſofern ſich nicht ein ſolches 
aus der Sachlage ergab, ſeinerſeits darzuthun; er hat bisher 
dieſerhalb nicht einmal eine Behauptung aufgeſtellt. Wenn 
jetzt geltend gemacht wird, der Kläger hätte ſich ſelbſt um die 
Verſteigerung ſeiner Sachen kümmern und Einſtellung bean⸗ 
tragen ſollen, falls er glaubte, daß mit der Fortſetzung derſelben 
zu weit gegangen werde, jo fehlt dieſem Einwand thatſächlich 
und rechtlich jeder Anhalt. Der Kläger durfte darauf vertrauen, 
daß der Beklagte geſetzmäßig verfahren werde. Daß derſelbe 
den Schaden durch Gebrauch eines Rechtsmittels hätte abwenden 
können ($ 839 Abſ. 3 des Bürgerlichen Geſetzbuchs); daß er 
etwa in der Lage geweſen wäre, durch eine Beſchwerde den Fort⸗ 
gang der begonnenen Verſteigerung zu hemmen, iſt weder be⸗ 


hauptet noch auch erſichtlich. 
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Zu SS 295, 279 des B. G. B. 

Urtheil des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Böſing 
c. Barth vom 15. April 1902, Nr. 57/1902 II. 
Vorinſtanz: O. L. G. Hamburg. 

Zurückweiſung der Revifion. 

In ihrem Zuſammenhange rechtfertigen die Urtheilsgrüude 
des Berufungsrichters die Annahme, daß der Berufungsrichter 
dem ſtreitigen Lieferungsvertrage mit der Klauſel „September⸗ 
abladung eif Weſer ab Galveſton“ zu Gunſten des Verkäufers die 
Auslegung gegeben habe, wonach der Verkäufer nur zur Leiſtung 
einer Waare der vereinbarten Art, deren Septemberabladung 
eif Weſer ab Galveſton objektiv möglich war, verpflichtet ge⸗ 
weſen ſei. Von dieſer der Nachprüfung des Reviſionsgerichts 
entzogenen Vertragsauslegung ausgehend hat der Berufungs⸗ 
richter den § 279 des Bürgerlichen Geſetzbuchs nicht verletzt, 
ſondern zutreffend angewendet; wenn er ausgeführt hat, daß der 
beklagte Verkäufer von ſeiner Verpflichtung zur Leiſtung auf 
Grund der Beſtimmungen in den §§ 275 und 279 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs dadurch frei geworden ſei, daß eine September⸗ 
abladung der vereinbarten Waare cif Weſer ab Galveſton 
durch von ihm nicht zu vertretende Umſtände ſchlechthin unmög- 
lich wurden. 
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93. 
Zu den SS 321, 610, 248 und 326 Abſ. 1 


B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Henningers 
Nachfolger e. Mai vom 11. April 1902, Nr. 407/1901 II. 
Vorinſtanz: O. L. G. Hamburg. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

1. Die Ausführungen des Berufungsrichters, daß nach 
dem Rechte des Bürgerlichen Geſetzbuchs einer Veränderung in 
der Vermögenslage des einen Kontrahenten an ſich kein Einfluß 
auf die Verpflichtung des anderen Kontrahenten eingeräumt ſei, 
wenn nicht einer der Ausnahmefälle der 88 321 und 610 
Bürgerlichen Geſetzbuchs vorliege, laſſen eine Verletzung des 
Geſetzes nicht erkennen. Das Bürgerliche Geſetzbuch hat einen 
Satz des Juhaltes, daß jeder Vertrag oder doch das Termin⸗ 
geſchäft als mit der clausula rebus sic stantibus abgeſchloſſen 
ſei, nicht aufgenommen. Wird näher begründet. — 

2. Nach dem Wortlaute des § 284 Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs wird zum Inverzugſetzen des Schuldners eine Mahnung 
verlangt, die nach dem Eintritt der Fälligkeit erfolgt; es darf 
jedoch dieſe Vorſchrift nicht dahin verſtanden werden, daß der 
die Mahnung enthaltende Rechtsakt auch zeitlich von dem die 
Fälligkeit begründenden Rechtsakte zu unterſcheiden ſein müſſe; 
es iſt vielmehr durchaus zuläſſig, die Handlungen, welche die 
Fälligkeit begründen, und die Mahnung zu verbinden. Daher 
könnte es keinem Bedenken unterliegen, wenn etwa zur Fälligkeit 
des Kaufpreiſes erforderlich wäre, daß der Käufer mit Annahme 
der Waare im Verzug ſei, daß die Waare angeboten und 
gleichzeitig der Käufer durch Mahnung auf Zahlung des Kauf- 
preiſes in Verzug geſetzt werde. Die Mahnung braucht ferner 
keine ausdrückliche zu ſein; deshalb kann in den die Fallig- 
keit begründenden Handlungen eine Mahnung mit ent⸗ 
halten ſein. 

3. Der erkennende Senat nimmt an, daß, wenn der in 
Zahlungsverzug befindliche Käufer innerhalb der nach § 326 
Abſ. 1 beſtimmten Friſt nicht erfüllt und der Verkäufer Schadens⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung wählt, Fralt der Vorſchrift des Ge⸗ 
ſetzes in § 326 Abſ. 1 Satz 2 an Stelle der urſprünglichen 
Vertragspflichten beider Parteien ein Anſpruch des Verkäufers 
gegen den Käufer auf Erſatz des Schadens dafür tritt, daß 
der Vertrag, ſo wie vereinbart, in Folge des Verzuges des 
Käufers nicht zur Erfüllung gelangt. Wird näher begründet. — 


94. 
Zu den SS 364, 422 B. G. B. in Verbindung 
mit $ 130 des preuß. Berggeſ. vom 24. Juni 1865. 
Urtheil des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Gewerkſchaft 
Hermann II c. Nationalbank für Deutſchland vom 

8. März 1902, Nr. 422/1901 V. 
Vorinſtanz: O. L. G. Celle. 

Zurückweiſung der Reviſion. 
Die der Beklagten auch nach Abtretung ihrer Kure ver- 
bliebene Verpflichtung zur Zahlung der vor Veräußerung und 
Umſchreibung ihrer Kuxe beſchloſſenen Zubußen erachtet der Be⸗ 


rufungsrichter für getilgt dadurch, daß die Erwerber der Kuxe 
letztere gemäß § 130 des Allgemeinen Berggeſetzes der Ge⸗ 
werkſchaft zur Verfügung geſtellt haben. Er ſieht die genannten 
Erwerber und die Vorbeſitzerin — die Beklagte als Geſammt⸗ 
ſchuldner der auf dieſe Kuxe geſchuldeten Zubußen an und erblickt 
in der Zurverfügungſtellung der Kuxe einen Akt der Erfüllung, 
der nach § 422 des Bürgerlichen Geſetzbuchs auch für die übrigen 
Schuldner wirke. 

Die Reviſion beſtreitet die Anwendbarkeit dieſer Vorſchrift 
aus doppeltem Grunde: erſtens weil kein Geſammtſchuldner⸗ 
verhältniß vorliege, ſodann: weil die Ueberreichung der Kuxe 
behufs Befriedigung der Gewerkſchaft ($ 130 a. a. O.) nicht als 
Erfüllung oder Leiſtung an Erfüllungsſtatt angeſehen werden 
könne. 

Nach beiden Richtungen geht die Reviſion fehl. Dies wird 
eingehend begründet. 


95. 


Zu 88 398, 413, 320 ff. des B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Levy 
c. Reuter vom 8. April 1902, Nr. 23/1902 II. 
Vorinſtanz: O. L G. Cöln. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Die durch einen gegenſeitigen Vertrag begründeten beider- 
ſeitigen Schuldverhältniſſe ſtehen in einem rechtlichen Zuſammen⸗ 
hange mit der Wirkung, daß der auf Leiſtung in Anſpruch 
genommene Theil berechtigt iſt, ſeine Leiſtung außer im Falle 
der Zuſage der Vorleiſtung bis zur Bewirkung der Gegen- 
leiftung zu verweigern. §§ 320 Abſ. 1 und 322 Abſ. 1 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs. Der zur Vorleiſtung Verpflichtete 
kann aber die Leiſtung bis zur Gewährung der Gegenleiſtung 
oder Sicherheitsleiſtung verweigern, wenn Vermoͤgensver⸗ 
ſchlechterung des zur Gegenleiſtung Verpflichteten entſteht, und 
dieſer nicht Sicherheit für die Gegenleiſtung gewährt. Er hat das 
Recht, ſeine Leiſtung bis zur Bewirkung der Gegenleiſtung zu 
verweigern, und kann dieſes Recht gegenüber der auf Leiſtung 
gerichteten Klage durch Einrede des nicht erfüllten Vertrages 
zur Geltung bringen. Die Einrede hat, wenn der Nachweis 
der Vermögensverſchlechterung des andern Theiles erbracht wird, 
die Wirkung, daß die Verurtheilung nur bedingt, nämlich auf 
Erfüllung Zug um Zug ausgeſprochen werden kann. § 322 
Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs. Das gilt auch dem 
Ceſſionar gegenüber. 
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Zu § 494 des B. G. B. 

Urtheil des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Melhardt 
c. Voß vom 8. April 1902, Nr. 15/1902 II. 
Vorinſtanz: O. L. G. Naumburg. 

Zurückweiſung der Reviſion. 

Läge ein Kauf nach Probe oder Muſter vor, und wäre ein 
ſolcher vom Oberlandesgericht angenommen, ſo wären nach § 494 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs die Eigenſchaften der Probe oder 
des Muſters als zugeſichert anzuſehen, und damit würde die 
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vertragliche Ausſchließung der Garantie für dieſe Eigenſchaften 
rechtlich unvereinbar ſein. Es würde dann nur in Frage 
kommen können, ob der urſprüngliche Kauf nach Probe durch 
das nachträgliche Eingehen des Beklagten auf die Bedingungen 
des Beſtätigungsſchreibens dieſes Charakters entkleidet worden 
wäre; eine ſolche Annahme ergiebt ſich aber aus den Aus⸗ 
führungen des Oberlandesgerichts nicht. Es erledigt ſich indeſſen 
das in Rede ſtehende Bedenken dadurch, daß die Entſcheidungs⸗ 
gründe des Berufungsrichters dahin ausgelegt werden können, 
daß ein eigentlicher Kauf nach Muſter oder Probe im Sinne 
des § 494 cit. überhaupt nicht angenommen wird. Anhalts⸗ 
punkte für dieſe Annahme bieten die Entſcheidungsgründe in⸗ 
ſoweit als nicht geſagt iſt, es ſei „nach Muſter“ gekauft worden, 
ſondern „unter Zugrundelegung eines Muſters“ und ferner, 
daß die Coking⸗Kohle dem Beklagten durch das Muſter ver⸗ 
anſchaulicht worden ſei. Das kann dahin ausgelegt werden, daß 
ausgeſprochen wird, daß das Muſter weſentlich nur zur 
Orientirung des Beklagten bezüglich der ihm angebotenen 
Waare dienen ſollte und gedient hat. 
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Zu $ 766 Mi. 1 B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts I. C. S. i. S. Leſſer 
c. Seifert vom 19. März 1902, Nr. 397/1901 J. 
Vorinſtanz: O. L. G. Dresden. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Die Beſtimmung des § 766 Satz 1 Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs will gegen Uebereilungen ſchützen, ſie beſchränkt ſich aber 
darauf, zu dem Ende die ſchrifliche Ertheilung der Bürgſchafts⸗ 
erklärung vorzuſchreiben. Der Mangel dieſer Form kann nur 
die bürgſchaftliche Haftung ausſchließen, nicht aber auch die 
Haftung aus dem ſei es auf Grund formloſer Bürgſchafts⸗ 
übernahme erfolgten oder nur eine Verbürgung in Wechſelform 
bezielenden Wechſelverſprechen als ſolchem, weil inſoweit die 
fehlende ſchriftliche Bürgſchaftsform einen hinſichtlich ihrer vom 
Geſetzgeber erwarteten Wirkung mindeſtens gleichwerthigen Erſatz 
findet in der Schriftform des Wechſels ſelber. 

Vergl Dernburg, Lehrbuch des Preußiſchen Privatrechts, 
Bd. 2 Anmerkung 20, das auszugsweiſe in Bolze 
Praxis Bd. 1 Nr. 694 abgedruckte Urtheil des Reichs⸗ 
gerichts Rep. IV 407/84. — 
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Zu 88 823 Abſ. 2 und 909 des B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Heide c. Rien 
vom 12. April 1902, Nr. 23/1902 V. 
Vorinſtanz: O. L. G. Stettin. 


Zurückweiſung der Revifion. 

Das Berufungsurtheil beruht auf dem § 823 des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs, nach dem Jedermann zum Erſatze desjenigen 
Schadens verpflichtet iſt, den er durch den verſchuldeten Verſtoß 
gegen ein den Schutz eines Anderen bezweckendes Geſetz deſſen 
Eigenthum zufügt, indem das Berufungsgericht angenommen 


hat, daß ſowohl der § 367 Nr. 14 Strafgeſetzbuchs wie der 
§ 909 Bürgerlichen Geſetzbuchs im Sinne des § 823 Abſ. 2 
Bürgerlichen Geſetzbuchs Geſetze ſeien, welche den Schutz eines 
Anderen bezweckten, und indem es auf Grund der Beweis⸗ 
aufnahme für erwieſen erachtet hat, daß der Reviſionskläger 
bei der Ausführung des Baues auf dem Dopke'ſchen Grund⸗ 
ſtücke gegen beide Geſetze fahrläſſig verſtoßen und dadurch eine 
Beſchädigung des kkägeriſchen Hauſes verurſacht hat. Dieſer 
Auffaſſung iſt beizutreten. 

Die Strafvorſchrift des § 367 Ziffer 14 Strafgeſetzbuchs 
iſt im Intereſſe des Gemeinwohls getroffen (Entſch. des 
R. G. in Civilſachen Bd. 38 S. 183); indem dieſelben den 
allgemeinen Intereſſen dient, dient ſie auch dazu, die 
Intereſſen der Einzelnen zu ſchützen. Da ſie nicht auf 
die Sicherung von Menſchen beſchränkt iſt, ſo umfaßt ſie 
auch den Schutz des Eigenthums gegen Baugefahren; ſie dient 
mithin nicht minder zum Schutze von Privatgebäuden wie zum 
Schutze des öffentlichen und privaten Verkehrs des Publikums. 
Die Vorſchrift iſt alſo im Sinne des § 823 Abſ. 2 Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs als ein den Schutz eines Anderen bezweckendes 
Geſetz anzuſehen. Ein Verſtoß gegen fie liegt vor, ſobald 
ein Bau ohne die erforderlichen Sicherungsmaßregeln vor⸗ 
genommen wird. 

Dem Berufungsgericht iſt auch darin beizutreten, daß der 
§ 909 Bürgerlichen Geſetzbuchs im Sinne des $ 823 Abſ. 2 
Bürgerlichen Geſetzbuchs ein den Schutz eines Anderen be⸗ 
zweckendes Geſetz iſt und daß der Verſtoß gegen dieſes Geſetz 
unter der Vorausſetzung des Verſchuldens den Reviſionskläger 
ſchadenerſatzpflichtig macht. Die Wahl des Wortes „Geſetz“ 
in § 823 Abſ. 2 cit. zeigt, daß in ſeinem Sinne als Geſetz 
auch die privatrechtlichen Geſetze und mit ihnen das Bürgerliche 
Geſetzbuch ſelbſt zu verſtehen find. Es kann dahingeſtellt 
bleiben, ob der Kläger auf Grund des § 909 Bürgerlichen 
Geſetzbuchs eine einſtweilige Verfügung auf Unterlaſſen der 
Vertiefung gegen den Reviſionskläger hätte erwirken können, 
weil dieſer nicht zugleich der Grundſtückseigenthümer iſt; denn 
für deſſen Haftung wegen der Schadenszufügung kommt es 
nicht auf die Frage, ſondern nur darauf an, ob ſein Handeln 
gegen das Verbot der das Nachbargrundſtück gefährdenden 
Grundſtücksvertiefung verſtößt und ob dieſer Verſtoß ihm zum 
Verſchulden anzurechnen iſt. 


99. 
§ 823 Abſ. 2 B. G. B. in Verbindung mit 
$ 367 Ziffer 12 Strafgeſetzbuch. 

Urtheil des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Auders 
c. Landkreis Schweidnitz vom 3. April 1902, 
Nr. 12/1902 VI. 

Vorinſtanz: O. L. G. Breslau. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Unſtreitig läuft das Bögenwaſſer im Dorfe Ober⸗Bögendorf 
auf einer größeren Strecke dergeſtalt hart neben der Chauſſee, 
daß dieſe nach der Bachſeite durch eine annähernd ſenkrechte 
Mauer begrenzt wird. Letztere hat da, wo die Brücke abzweigt, 
eine Höhe von 2½ Metern, vom Waſſerſpiegel bis zum Niveau 
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der Straße gerechnet. Danach liegt an dieſer Stelle unzweifelhaft 
eine Sachgeſtaltung vor, wie fie § 367 Ziffer 12 des Straf⸗ 
geſetzbuchs im Auge hat, mag man die Ufermauer als einen 
„Abhang“, oder das Waſſerbett im Verhältniß zur Straße als 
eine „Oeffnung“ anſehen; Menſchen, welche zu Fuß oder in 
Wagen die Straße paſſiren, ſind dort der Gefahr ausgeſetzt, in 
den Bach herab zu ſtürzen und dadurch ihr Leben zu verlieren 
oder doch ſchwere Verletzungen zu erleiden. Es mußten daher 
nach der angezogenen Geſetzesvorſchrift, die ſich als eine ſolche 
im Sinne von $ 823 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
darſtellt, Vorkehrungen getroffen werden, welche jene Gefahr ab⸗ 
zuwenden geeignet waren und zwar auch für Fußgänger. 
Denn nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen hat der Wegebau⸗ 
pflichtige überhaupt für die Sicherheit des Verkehrs auf dem 
betreffenden Wege zu ſorgen, ebenſowohl für den der Fußgänger, 
als für den Wagenverkehr (vergl. das Erkenntniß des Ober⸗ 
verwaltungsgerichts vom 13. Februar 1886 im Preußiſchen 
Verwaltungsblatt Bd. 7 S. 228 fg., Germershauſen, das 
Wegerecht, II. Auflage Bd. 1 S. 44, 86), und er iſt deshalb 
auch verpflichtet, ſoweit die in § 367 Ziffer 12 des Strafgeſetz⸗ 
buchs vorgeſehenen Verhältniſſe vorliegen, die erforderlichen Maß⸗ 
nahmen auch zum Schutze der Fußgänger zu treffen. — Es 
wird verneint, daß dies ausreichend geſchehen ſei. 
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88 839, 840 B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Bode 
c. Ziegenſpeck vom 1. Mai 1902, Nr. 452/1901 VI. 


Vorinſtanz: Kammergericht Berlin. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

§ 839 des Bürgerlichen Geſetzbuchs greift nicht Platz, wenn 
mehrere Beamte die ihnen obliegende Amtspflicht verletzt haben 
und die Pflichtverletzung eines Jeden für den entſtandenen 
Schaden kauſal geweſen iſt. In dieſem Falle haften vielmehr 
beide Beamte neben einander und deshalb nach § 840 Abſ. 1 
als Geſammtſchuldner. 
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Zu SS 1163 und 1190 des B. G. B. 


Urtheil des Reichsgericht V. C. S. i. S. Hannoverſche 
Spar- und Leihbank e. Hannoverſcher Hypotheken— 
verein vom 19. März 1902, Nr. 432/1901 V. 


Vorinſtanz: O. L. G. Celle. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Der Berufungsrichter führt zutreffend aus, daß die Höchſt— 
betragshypothek (§ 1190 des Bürgerlichen Geſetzbuchs) nicht, 
wie nach § 1163 Abſ. 2 im Regelfall die Briefhypothek, zunächſt 
Eigenthümerhppothek iſt, ſondern dies nur werden kann und 


zwar erſt dann, wenn es ſich nach Maßgabe des ihr zu Grunde 
liegenden Rechtsgeſchäfts entſchieden hat, daß und in welchem 
Betrage die Forderungen, zu deren Sicherung fie eingetragen 
iſt, unter dem eingetragenen Höchſtbetrage bleiben. Erſt dann 
hat ſich herausgeſtellt, daß die Forderungen, für welche ſie beſtellt 
it, inſoweit nicht zur Entſtehung gelangt find (§ 1163 Abſ. 1 
Satz 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs). Bis dahin bleibt die 
Hypothek das, als was ſie im Grundbuch eingetragen iſt: eine 
zu einem Höchſtbetrage eingetragene Sicherungshypothek für einen 
beſtimmten Gläubiger, bei der die Feſtſtellung der Forderung, 
für die fie haftet, vorbehalten bleibt (§ 1190 Abſ. 1). (Wird 
eingehend begründet.) 
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Zu SS 1944 Abi. 2 und 2306 B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Wernicke 
e. Baumann vom 3. April 1902, 
Nr. 427/1901 IV. 


Vorinſtanz: Kammergericht. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Das Berufungsgericht geht rechtlich davon aus, daß der 
Friſtbeginn im Sinne der §§ 2306, 1944 Abſ. 2 Bürgerlichen 
Geſetzbuchs eine beſtimmte und überzeugende Kenntniß voraus- 
ſetze, und ſolche überhaupt nicht vor der Verkündung der teſta— 
mentariſchen Theilungsanordnung, vielmehr erſt durch Einſicht 
oder Vorleſung derſelben (abgeſehen von dem Falle, daß der 
Erbe abſichtlich ſich der Kenntnißnahme entziehe) verlangt werde. 
Dieſe Auffaſſung erſcheint im Hinblick auf den § 1944 a. a. O. 
und auf die Natur der Sache zutreffend. 
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Zu § 2231 Nr. 2 des B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Höfer 
c. Groth vom 3. März 1902, 
Nr. 383/1901 IV. 


Vorinſtanz: O. L. G. Kiel. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Hinſichtlich der Frage, welche Tragweite dem in § 2231 
Nr 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs vorgeſchriebenen Erforder— 
niſſe des eigenhändigen Teſtaments „unter Angabe des Ortes 
und Tages“ zukommt, insbeſondere nach der Richtung, ob dieſe 
Angabe (Datirung) im Verhältniß zu dem Texte und zu der 
Unterſchrift der Wahrheit entſprechen muß, und inwieweit ein 
etwaiger Mangel hierin gemäß § 125 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs das Teſtament nichtig macht — vergl. Planck, Borbe- 
merkung zu Buch V Abſchnitt 3 Titel 7 Bürgerlichen Geſetz— 
buchs (unter VI) —, hat ſich das Reichsgericht der ſtreugen Aus— 
legung des § 2231 Nr. 2 a. a. O. angeſchloſſen, die es früher 
bezüglich des Franzöſiſchen Rechts vertreten hat. 
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Bülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandes⸗ 
gerichts zu Stuttgart hat der Kaſſe abermals eine Bei⸗ 
hülfe von 1200 Mark gewährt. Der Kammer und ihrem 
Vorſtande iſt für die reiche Beihülfe der anfrichtigſte Dank 
ansgeſprochen worden. 


Prozeßwerſchleppung und Parteibetrieb. 
Von Rechtsanwalt Dr. R. Fürſt in Heidelberg. 


Für den im Herbſte d. Is. zu Berlin ſich verſammelnden 
Juriſtentag hat Herr Oberlandesgerichtsrath Dr. Neukamp in 
Cöln ein Gutachten über die Frage „der Abgrenzung von 
Richterrecht und Parteibetrieb im Civilprozeſſe“ erſtattet. Daſſelbe 
iſt in dem kürzlich erſchienenen Bande der Verhandlungen des 
26. deutſchen Juriſtentages unter Ziffer VIII S. 125—258 ab⸗ 
gedruckt. Der Verfaſſer kommt dabei zu dem Schluſſe, es 
müſſe durch eine Abänderung der C. P. O. das Recht der 
Parteien, den Prozeß zu betreiben, beſeitigt oder doch weſentlich 
eingeſchränkt werden. Er hält dieſe Aenderung für theoretiſch 
richtiger; er fieht aber für dieſelbe zugleich eine praktiſche Noth⸗ 
wendigkeit als vorliegend an; denn er erblickt in ihr das Mittel 
— anſcheinend das einzige Mittel —, um der Prozeßverſchleppung, 
welche ſich zu einem nationalen Uebel ausgewachſen habe, zu ſteuern. 

Die theoretiſche Begründung Neukamp's kaun unerörtert 
bleiben, ſoweit ſie nicht direkt. praktiſche Konſequenzen zeitigt; 
Neukamp erkennt ſelbſt an, daß nur das Vorliegen einer 
praktiſchen Nothwendigkeit ein geſetzgeberiſches Eingreifen zu 
rechtfertigen vermöge. Allein fo wenig ſeiner Auffaſſung, daß 
nicht die prozeßbetheiligten Parteien, ſondern der Staat allein 
das Recht habe, den Gang des einzelnen Prozeſſes vorzu⸗ 
ſchreiben, ſo wenig kann ſeiner Beweisführung, daß ein praktiſches 
Bedürfniß nach einer Geſetzesänderung vorliege, beigetreten 
werden. In erſterer Hinſicht iſt doch davon auszugehen, daß im 
Civilrechtsſtreite — ganz anders als im Strafprozeſſe, wo die 
dem Staate ureigenſte und allein zuſtehende Strafgewalt an⸗ 
gerufen wird — der Staat ſeinen Arm nur den Parteien leiht, 
um den Civilrechtsbeſtimmungen für den Einzelfall Geltung zu 
verſchaffen; er ſchützt hierbei lediglich Privatintereſſen, er hat nur 
das eigene Intereſſe, daß dieſer Schutz erfolge, aber kein über 
dieſen Zweck und mithin kein über die Privatintereſſen der Parteien 


hinausgehendes Intereſſe, ſo daß lediglich das Intereſſe und alſo der 
Wille der Parteien für den Civilprozeß maßgebend ſein kann und 
dieſen das dominium litis in weitem Umfange anzuvertrauen iſt. 

Was aber das praktiſche Bedürfniß nach einer Geſetzes⸗ 
änderung anlangt, jo ſei von vornherein zugegeben, daß eine 
allgemeine oder weit verbreitete Prozeßverſchleppung ein Unglück 
für einen Staat bedeutet. Aber zunächſt liegt noch nicht in 
jeder etwas längeren Dauer eines Rechtsſtreites eine Prozeß⸗ 
verſchleppung. Es darf insbeſondere nicht überſehen werden, 
daß die Parteien (und namentlich auch, was eine Partei leicht 
außer Acht läßt, die Gegenpartei) ein Recht darauf haben, ihre 
Prozeßerklärungen nur nach ſorgfältiger Prüfung abgeben zu 
müſſen, und daß deswegen die kürzeſte Prozeßführung noch nicht 
die beſte iſt. Zudem können beſondere fachliche oder auch per⸗ 
ſönliche Gründe die längere Dauer eines Prozeſſes rechtfertigen, 
ja nothwendig machen. Neukamp erkennt ſelbſt an, daß es un⸗ 
vermeidlich und nicht zu beanſtanden iſt, wenn 3, 4, 5 Prozent der 
durch kontradiktoriſches Urtheil erledigten Rechtsſtreite die Zeitdauer 
von einem Jahre für die Beendigung einer Inſtanz überſchreiten, 
oder nach dem von ihm hierfür gewählten Ausdrucke „krank“ find. 

Es frägt fi) nun zunächſt: Iſt der Prozentſatz der „kranken“ 
Sachen in Deutſchland ein ſolcher, daß er ein geſetzgeberiſches 
Einſchreiten erheiſcht? Neukamp bejaht dieſe Frage unbedingt 
und begründet dies, wie überhaupt ſeine Beweisführung, durch 
ein reiches ſtatiſtiſches Material, welches er ſeinem Gutachten 
beifügt. Bei Prüfung deſſelben fällt aber ſofort ins Auge, daß 
in den einzelnen Gerichtsbezirken eine außerordentliche Ver⸗ 
ſchiedenheit herrſcht. Bekannt iſt ja, auch von Neukamp hervor⸗ 
gehoben, der, ſelbſt ein rheiniſcher Juriſt, auf die Länder des 
früheren franzöſiſchen Verfahrens hauptſächlich abhebt, daß gerade 
in dieſen Gebieten die Klagen über die lange Dauer der Prozeſſe 
überaus ſtark auftreten. So beſtätigt auch die Statiſtik, daß 
bei der Mehrzahl der rheiniſchen Kollegialgerichte die Zahl der 
„kranken“ Sachen eine ſehr große iſt. Für die anderen Bezirke 
iſt ihr Ergebniß vielfach ein durchaus abweichendes. So weiſen 
von den 28 Oberlandesgerichten des Deutſchen Reiches unter 
den im Jahre 1900 durch kontradiktoriſches Urtheil erledigten 
Rechtsſtreiten 3, nämlich Stuttgart, Kiel und Hamburg, weniger 
als 5 Prozent kranke Sachen auf, 5 weitere, nämlich Olden⸗ 
burg. Colmar, Marienwerder, München und Caſſel, 5— 10 Prozent, 
ſodann 12, nämlich Braunſchweig, Nürnberg, Roſtock, Dresden, 
Karlsruhe, Naumburg, Jena, Breslau, Celle, Augsburg, Berlin 
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(Kammergericht) und Zweibrücken, zwiſchen 10 und 20 Prozent, 
während dieſen Prozentſatz 8 überſteigen, nämlich Stettin mit 22, 
Darmſtadt mit 25, Hamm mit 27, Bamberg mit 29, Frankfurt a. M., 
Koͤnigsberg und Poſen je mit 30, endlich Coͤln mit 60 Prozent. 

Bezüglich der Landgerichte giebt das Material Neukamp's 
nur über die preußiſchen und heſſiſchen Bezirke Auskunft. Von 
den insgeſammt 93 preußiſchen Landgerichten weiſen unter den 
im Jahre 1900 durch kontradiktoriſches Urtheil erledigten Sachen 
13 Bezirke weniger als 5 Prozent „kranke“ Sachen auf, 
34 zwiſchen 5 und 10 Prozent, 31 zwiſchen 10 und 20 Prozent, 
endlich 15 mehr als 20 Prozent. Es hatte alſo genau die 
Hälfte der preußiſchen Landgerichte weniger als 10 Prozent kranker 
Sachen zu verzeichnen. Unter den 15 die höchſten Ziffern auf⸗ 
weiſenden Landgerichten gehören 8 dem Oberlandesgerichtsbezirke 
Coͤln an, 3 gehören zu Hamm, die reſtlichen 4 zu anderen Be⸗ 
zirken. Von den heſſiſchen Landgerichten ergaben ſich bei Darm⸗ 
ſtadt 9,1 Prozent, bei Gießen 30,9 Prozent, bei dem im 
rheiniſchen Rechte und Verfahren aufgewachſenen Mainz 
52 Prozent „kranker“ Sachen. Für die Landgerichte der außer⸗ 
preußiſchen Staaten braucht ein ungünſtigeres Verhältniß als 
für die preußiſchen Bezirke nicht angenommen zu werden. Im 
Gegentheil, es liegt der Schluß nahe, daß wie in der Statiſtik 
der Oberlandesgerichte die preußiſchen durchſchnittlich ein 
ſchlechteres Ergebniß aufwieſen als die außerpreußiſchen, dies 
auch bei den Landgerichten der Fall ſein wird. Nahezu das 
gleiche Reſultat wie dieſe Berechnung für das Jahr 1900 weiſen 
auch die Zahlen der Vorjahre auf ſeit 1896. 

Hiernach iſt als Ergebniß dieſer Statiſtik feſtzuſtellen, daß 
eine allgemeine Prozeßverzögerung nicht beſteht, daß wohl eine 
ſolche in weiten Gebieten des ehemaligen franzöſiſchen Ver⸗ 
fahrens in beträchtlichem Umfange herrſcht, daneben in einer 
Reihe anderer zerſtreuter Gebiete, daß aber in einer Anzahl 
anderer Bezirke ſehr prompt gearbeitet wird, und daß wohl bei 
der Hälfte der Kollegialgerichte die Zahl der lange Dauer 
beanſpruchenden Prozeſſe keine übermäßig große iſt, endlich aber, 
daß die Erledigung der Rechtsſtreite bei den Oberlandesgerichten 
faſt durchweg längere Zeit beanſprucht als bei den Landgerichten, 
aber auch hierbei die einzelnen Bezirke außerordentlich ver⸗ 
ſchiedene Ergebniſſe zeigen. 

Dieſe große Verſchiedenheit der Reſultate für die einzelnen 
Bezirke ſchließt aus, daß alle Erſcheinungen von Prozeßverzöge⸗ 
rungen auf einen einheitlichen Grund zurückzuführen find. Ins⸗ 
beſondere iſt es unmöglich, den Grund alles Uebels mit Neu- 
kamp in dem Parteibetriebe zu ſuchen. Denn der Parteibetrieb 
der Rechtsſtreite gilt im Bezirke des Oberlandesgerichts Stutt⸗ 
gart nicht minder als in Cöln, und wenn er ſich in erſterem 
mit 2 Prozent „kranker“ Sachen begnügt, während er in Coͤln 
60 Prozent ſolcher zuläßt, wenn er beim Landgericht Hirſchberg 
1 Prozent kranker Sachen zeitigt, in Mainz 52 Prozent, ſo 
kann doch ſeine für alle dieſe Bezirke ganz gleichermaßen gel⸗ 
tende Herrſchaft nicht gerade an der langſamen Arbeit einzelner 
Gerichte die Schuld tragen. Neukamp geht deshalb weiter und 
ſagt, er laſſe aber eine ſolche Verſchleppung zu und deshalb 
müſſe er beſeitigt werden, auf daß eine Verſchleppung nicht 
mehr möglich ſei. Daß aber richterlicher Prozeßbetrieb jede 
Verſchleppung nahezu ausſchließe, ſoll nach Neukamp die in 
Oeſterreich gemachte Erfahrung beweiſen, wo die ſeit 1898 gel⸗ 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


XXXI. Jahrgang. 


tende C. P. O. in Folge ſtrammer richterlicher Prozeßleitung die 
glänzendſten Triumphe raſcher Prozeßerledigung herbeigeführt 


habe, während umgekehrt in Frankreich und Belgien der 


ſchrankenloſe Parteibetrieb völligen Juſtizbankrott gezeitigt habe. 
Nun iſt zuzugeben, daß nach den vorliegenden ſtatiſtiſchen 
Zahlen in Oeſterreich die bei Kollegialgerichten anhängigen 
Sachen außerordentlich raſch zu Ende geführt werden, wobei 
allerdings gerade für die allerglänzendſten Ergebniſſe des erſten 
Jahres offenbar auch die Beſtimmungen der früheren Geſetze 
mitverantwortlich ſind. Es mag dahingeſtellt bleiben, welche 
andere Urſachen dabei mitſpielen; Neukamp erwähnt ſelbſt den 
Ausſchluß des Vorbringens neuer Thatſachen in der Berufungs- 
inſtanz, einen Fortſchritt gewiß recht zweifelhafter Güte; es mag 
auch eine Unterſuchung darüber unterbleiben, ob die Güte der 
Urtheile gleichen Schritt mit der Raſchheit hält; der Schluß, 
welchen Neukamp zieht, iſt ſchon deshalb nicht zwingend, weil 
die Verhältniſſe in der Rechtspflege Deutſchlands und Oeſter⸗ 
reichs grundverſchiedene ſind. 

Dies lehrt wieder ein Blick in die von Neukamp mit- 
getheilten ſtatiſtiſchen Tafeln. Nach dieſen haben die 74 in 
Oeſterreich beſtehenden Landes- und Kreisgerichte im Jahre 1900 
nur 8 753 erſtinſtanzliche Sachen durch kontradiktoriſches Urtheil 
und 13 320 Berufungsſachen überhaupt erledigt, während die 
93 preußiſchen Landgerichte im gleichen Jahre nicht weniger als 
41 374 erſtinſtanzliche und 25 655 Berufungsſachen durch 
kontradiktoriſches Urtheil zu Ende führten. Ebenſo haben die 
9 öſterreichiſchen Oberlandesgerichte in 1900 3 638 Berufungs- 
fälle erledigt, die 28 deutſchen Oberlandesgerichte dagegen 
15 475 durch kontradiktoriſches Urtheil, darunter das Kammer⸗ 
gericht allein 3309. Welches auch die Gründe für dieſe Er- 
ſcheinung ſein mögen — ſie liegen theilweiſe in der Bemeſſung 
der Zuſtändigkeitsgrenze für die Einzelgerichte auf 500 fl. in 
Oeſterreich, nicht minder aber in den ganz anderen Lebens-, 
Verkehrs-, Vermögens- und Freizügigkeitsverhältniſſen — fo viel iſt 
ſicher, daß Gerichte, welche unter ſo grundverſchiedenen Bedingungen 
arbeiten, nicht hinſichtlich ihrer Leiſtungen und ihrer Leiſtungsfähigkeit 
nach denſelben Geſichtspunkten beurtheilt werden dürfen. Deshalb 
wäre es auch durchaus möglich, daß auch bei Einführung von 
Beſtimmungen, ähnlich denen der öſterreichiſchen C. P. O., ſich 
in Deutſchland ein ganz anderes Ergebniß zeigen würde als in 
Oeſterreich, und daß mit dieſer Aenderung ſich ein Wandel in 
der Raſchheit der Prozeßbeendigung nicht vollziehen würde. 

Welches find nun aber in der That die erkennbaren 
Urſachen der Prozeßverzögerungen? | 

In den Gebieten des Rheiniſchen Rechts hängt die außer⸗ 
ordentlich ſtarke Verzögerung zweifellos, wie auch allgemein an⸗ 
erkannt, zuſammen mit dem Feſthalten an dem reinen Münd⸗ 
lichkeitsverfahren; auch der von Neukamp mitgetheilte Erlaß des 
Herrn Oberlandesgerichtspräfidenten ſteht erſichtlich auf dem 
gleichen Boden. Daher erklärt ſich auch die ähnliche, noch 
ſchlimmer auftretende Prozeßverſchleppung in Frankreich und 
in Belgien. Denn in dieſen Ländern herrſcht nicht nur der 
Parteibetrieb, ſondern auch das Mündlichkeitsverfahren in 
reinſter Geſtalt. Es iſt einmal mit Sicherheit anzunehmen, 
daß ſich bei der im Rheinland üblichen abſoluten Mündlichkeit 
weniger Sachen in einer Sitzung erledigen laſſen, als bei ein- 
gehender ſchriftlicher Vorbereitung; es kennt jeder Rechtsanwalt, 
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welcher im Gebiete des Rheiniſchen Rechts einen Prozeß führen 
ließ, die längere Zeit regelmäßig wiederkehrende Mittheilung, 
daß die Sache „wegen Veberfüllung der Rolle“ auf einige 
Monate vertagt wurde, in der neuen Sitzung aber der Mög⸗ 
lichkeit der Verhandlung ſchon näher gerückt ſei. Es wäre auch 
weiterhin vielleicht durch ſtatiſtiſche Aufſtellungen zu unterſuchen, 
ob und in welchem Umfange die abſolute Mündlichkeit und ge⸗ 
ringere ſchriftliche Vorbereitung den Abbruch und die Vertagung 
begonnener Verhandlungen oder die Erlaſſung mehrfacher Be⸗ 
weisbeſchlüſſe zur Folge hat. — Dieſes reine Mündlichkeitsver⸗ 
fahren, welchem ein Theil der Schuld beizumeſſen iſt, hat aber, 
entgegen Neukamp's Anficht, der beide Inſtitute als gleich- 
bedeutend behandelt, an ſich mit dem Parteibetriebe gar nichts 
zu thun. Es iſt reine Mündlichkeit mit richterlichem Prozeß⸗ 
betriebe wohl vereinbar, wobei ſie unzweifelhaft auch dieſelben 
Folgen zeitigen würde, wie jetzt im Rheinlande, wie e 
ſchriftliches Verfahren mit Parteiberrieb. | 

Für einen Theil der hierher gehörigen Gebiete kommt an- 
ſcheinend als zweiter Faktor hinzu, daß die Juſtizverwaltungen 
längere Zeit den Beſonderheiten des dort üblichen Prozedirens 
keine Rechnung trugen. Deshalb haben trotz Fleißes die Richter 
in vielen Bezirken nicht nur die einmal entſtandenen Rückſtände 
nicht zu bewältigen vermocht, ſondern auch nicht eine dem Ein⸗ 
laufe neuer kontradiktoriſchen Sachen entſprechende Anzahl von 
Prozeſſen erledigen können. Neukamp rechnet aus, daß die 
Richter des Oberlandesgerichtbezirks Cöln zwar ein großes, aber 
normales Arbeitspenſum bewältigen. Aber gerade die von ihm 
mitgetheilten Zahlen beweiſen, daß die vorhandenen Richterkräfte 
zwar ausreichten zu dem, was wirklich geleiſtet wurde, nicht 
aber zu dem, was geleiftet werden mußte, wenn die Rückſtände 
nicht weiter anwachſen ſollten. So erließ das Oberlandesgericht 
Cöln in den Jahren 1896—1900 985, 910, 1 000, 1 071, 
1103 kontradiktoriſche Urtheile, jo. daß auf jeden der 23 Urtheils⸗ 
verfaſſer 42, 39%, 43½, 46%, 47½½2 kontradiktoriſche 
Urtheile pro Jahr entfielen. Nun ließen aber die gedachten 
Jahre 145 bezw. 311, 113, 129, 529 kontradiktoriſche Rechts- 
ftrette mehr in das folgende Jahr übergehen, als fie jeweils 
vom Vorjahre übernommen hatten. Es hätten demgemäß, ſollte 
nur ein weiteres Anwachſen der Rückſtände vermieden werden, 
in den genannten Jahren 1 130, 1 221, 1113, 1 300, 1 632 
kontradiktoriſche Urtheile erlaſſen werden müſſen, d. h. 49 %è, 
53 ½8, 485, 56 ½83, 70 ½ auf jeden Urtheilsverfaſſer (oder 
es wären bei der von Neukamp angenommenen Normalzahl von 
50 Urtheilen kontradiktoriſcher Art pro Urtheilsverfaſſer für 1899 
26, für 1900 32 ſtatt der vorhandenen 23 Urtheilsverfaſſer 
nothwevdig geweſen. Dieſe Belaſtungsziffern wären zu hoch, 
namentlich wenn man bedenkt, daß die reine Mündlichkeit den 
Richter ſehr in Anſpruch nimmt; es kann alſo eine gewiſſe Ab⸗ 
hülfe ficherlich durch Vermehrung des Richterpetſonals geſchaffen 
‚werden, wie ſie nach dem angeführten Erlaſſe des Oberlandes⸗ 
gerichtspräſidenten auch für 1901 erfolgt zu ſein ſcheint und 
wie ſie zweifellos ganz unumgänglich iſt, will man daran 
denken, die vorhandenen Rückſtände allmählich aufzuarbeiten. 

Es erſcheinen überhaupt die von Neukamp für Preußen 
mitgetheilten Belaſtungsziffern der Richter hoch; ſie dürften in 
außerpreußiſchen Ländern vielfach weſentlich geringer ſein. Sie iſt 
3. B. in Baden erheblich niederer, ſowohl bei den Landgerichten als 
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bei dem Oberlamdesgerichte. Bei letzterem Gerichtshofe entfielen 
auf einen Urtheilsverfaſſer nur 30—40 Urtheile pro Jahr; 
gleichwohl iſt jetzt, da fich Rückſtände ergaben, eine Vermehrung 
des Richterperſonals beſchloſſen worden. 

Bei den Oberlandesgerichten muß offenbar der langſamere 
Gang der Prozeſſe weſentlich auch dem Umſtande zugeſchrieben 
werden, daß es ſich hier zumeiſt um ſchwierige, umfangreiche 
Sachen handelt, die nach thatſächlicher wie rechtlicher Seite hin 
eingehende Vorbereitung erheiſchen. 

Neben dieſen mehr allgemeinen Urſachen wirken ſicherlich in 
vielen Bezirken beſondere Verhältuiffe mit: zufällige oder durch 
die Verhältniſſe gebotene häufig von zeitraubenden Rechtsſtreiten, 
ferner perſönliche, ſei es, daß dieſe in den Perſonen von An⸗ 
wälten oder Richtern ihren Grund haben. Allein eine ganze 
Reihe von Vertagungen, in vielen Bezirken die ganz erdrückende 
Mehrzahl, laſſen ſich einfach nicht umgehen. Unſer Prozeß⸗ 
verfahren iſt, namentlich in der Faſſung der C. P. O. vom 
17. Mai 1898, darauf zugeſchnitten, daß der einfache Prozeß 
raſch erledigt werden kann. In dieſe Form kann aber der 
ſchwierige Prozeß nicht gepreßt werden; dieſer erfordert mehr- 


fachen Schriftenwechſel, Kurrefpondenz der Parteien mit ihren 


Vertretern, und zwar müſſen hierbei nicht nur die Geſichtspunkte 
erörtert werden, welche der Prozeßrichter ſchließlich für weſent⸗ 
lich erachtet, ſondern überhaupt alle Momente, welche irgend als 
erheblich betrachtet werden könnten. So wird denn ein etwas 
verwickelter Rechtsſtreit leicht mehrere Vertagungen nicht ent⸗ 
behren können, wenn die mündliche Verhandlung ſo eingehend 
als nöthig vorbereitet werden ſoll; dafür wird dieſe dann ſich 
um ſo glatter abſpielen und überhaupt der ganze Prozeß ſich 
ſchneller und müheloſer erledigen. Ob aber die einzelne Ver⸗ 
tagung nothwendig iſt, ob ſie nicht vielleicht der Gegner, der 
doch gleiche Rechte wie man ſelbſt beanſpruchen kann, billiger 
Weiſe verlangen darf, ob eine Vertagung nicht im Einzelfalle 
ein geringerer Nachtheil für den Klienten iſt als ein überhaſteter 
Eintritt in die Verhandlung oder eine Verhandlung, bei welcher 
— zumal in ſchwierigen Sachen — eine Partei den Anwalt 
ihres Vertrauens wegen Kollifion oder ſonſtiger Verhinderung 
entbehren mußte: dies alles abzuwägen, werden die Parteien 
und deren Vertreter am beſten in der Lage ſein, beſſer als der 
Richter, welcher häufig den Umfang des Materiales noch gar 
nicht kennt und dem jedenfalls nicht ſo das Intereſſe beider 


Parteien am Herzen liegen kann, wie dieſem ſelbſt und ihren 


Vertretern. Die zur Zeit ja vielfach verbreitete Anſicht, daß 


immer der verhandlungsbereite Richter den vertagungsſüchtigen 
Anwälten gegenüberſtehe, iſt durchaus nicht zutreffend; oft genug 


haben ſich die Anwälte dagegen zu wehren, daß nicht das 


Intereſſe ihres Mandanten verletzt werde dadurch, daß das Ge⸗ 


richt, ſei es von Amtswegen, ſei es auf Antrag des Gegners, 
eine Vertagung beſchließt. Man ſuche alſo zwar nach Mitteln 
und Wegen, um unnöthige Vertagungen möglichſt aus der 
Welt zu ſchaffen, man laſſe aber die nöthigen Vertagungen un⸗ 
angetaſtet beſtehen; man überlaſſe es auch, wie bisher, dem 
Entſchluſſe der Parteien, der Gewiſſenhaftigkeit der Rechts- 
anwälte und ihrer Verantwortlichkeit für die richtige Wahrung 
der ihnen anvertrauten Intereſſen, im Einzelfalle zu beſtimmen, 


ob eine Vertagung nothwendig iſt. Der Richter aber trete dem 


Wunſche, die gründlichfte Verbreitung einer Sache zu ernög- 
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lichen, nicht entgegen; aber er vermehre die bei einer Vertagung 
unvermeidliche Verzögerung nicht dadurch, daß er, wie vielfach 
üblich, alsdann in allen Fällen ſofort den Termin um Monate 
hinaus verſchiebt; eine Vertagung auf 2— 4 Wochen, wie fie z. B. 
hier wie bei benachbarten Gerichten meiſt üblich iſt, geſtattet freieſte 
Bewegung und beugt einer wirklichen Prozeßverſchleppung vor. 

Um endlich kurz auf die einzelnen Reformvorſchläge einzugehen, 
welche Neukamp vorträgt, ſo müßten dieſelben, ſelbſt wenn man 
dem Grundgedanken ſeiner Ausführungen zuſtimmen würde, zum 
großen Theile als unwirkſam oder direkt ſchädlich erachtet werden: 

1. Die Frage, ob die Parteien die Aufhebung eines Termins 
vereinbaren dürfen, bildet den Kern des Streites hinſichtlich des 
Parteibetriebes, iſt alſo vorſtehend ausführlich behandelt. Es 
mag nur angeführt werden, daß der Ausſchluß dieſes Rechtes 
vorausfichtlich eine Menge Vertagungsanträge zeitigen dürfte, 
bei deren Ablehnung Beſchwerde erfolgen würde. Damit würde 
aber erſt recht eine Verſchleppung eintreten, wie überhaupt Zu⸗ 
laſſung von Rechtsmitteln gegen einzelne Zwiſchenentſcheidungen 
nur verzögerlich wirken kann. Ein Ausſchluß der Zuläſſigkeit 
vereinbarter Friſterſtreckung wäre wohl ohne große praktiſche Be⸗ 
deutung; dieſe Vereinbarung kommt nur ſelten und im Falle 
wirklichen Bedürfniſſes vor. 

2. Die Einführung eines Vor⸗ oder Sammeltermins iſt 
wohl unnöthig, würde vielleicht ſogar eine Verſchlechterung 
gegenüber dem jetzigen Zuſtande bedeuten. Denn die nicht 
kontradiktoriſchen Rechtsſtreite werden bei einigermaßen richtiger 
Geſchäftsführung auch jetzt alle im erſten Termine erledigt, der 
zudem nicht weiter hinausgeſetzt iſt, als es der Vortermin 
werden ſoll und kann. Heute kann aber in dieſem erften 
Termine ſchon verhandelt und möglicher Weiſe eine ſachliche 
Entſcheidung (Beweisbeſchluß oder Endurtheil) erzielt werden, 
was insbeſondere von Vortheil iſt, wenn der Schuldner zweifel⸗ 
haft ſteht und faule Einreden, z. B. die jedem Anwalte wohl- 
bekannte Einrede der Stundung vorbringt. Nach dem Vor⸗ 
ſchlage Neukamp's hätte dieſer Schuldner ein geſetzliches Recht 
auf dieſe Friſterſtreckung: es wäre alſo Verzögerung des Prozeſſes 
ſtatt Beſchleunigung des Ergebniſſes. — Zudem ſteht nicht feſt, 
ob nicht der Prozeß doch verwickelter iſt, nicht eingehender Vor⸗ 
bereitung bedarf, als man bei dieſer flüchtigen Vorbeſprechung 
annehmen kann; die ſonſtigen Gründe einer Vertagung (Er⸗ 
krankung, ſonſtige Behinderung, Kolliſion, Ueberfuͤllung der 
Rolle) kämen nicht in Wegfall, ſo daß auch der Vortermin 
keinerlei Garantie dafür bieten könnte, daß die Sache in dem 
zu beſtimmenden Termine verhandelt werden kann, durchaus 
nicht mehr als heute eine vom Vorſitzenden nach Anhörung der 
beiderſeitigen Vertreter auf ein Vertagungsgeſuch ausgeſprochene 
Terminsbeſtimmung. Es müßte dann gar ſehr oft die von 
Neukamp zugelaſſene „Vertagung aus wichtigen Gründen von 
Amtswegen“ (vgl. auch $ 134 Ziffer 4 der öſterreichiſchen 
C. P. O.) eintreten. 

3. Die von Neukamp vorgeſchlagene Aenderung, daß die 
Zuſtellung der verkündeten Urtheile von Amtswegen erfolgen 
ſolle, iſt annehmbar; ihre praktiſche Bedeutung wohl aber 
gering. Unannehmbar wäre aber der in erſter Linie geſtellte 
Antrag, daß die Rechtsmittelfriſten, ſtatt von der Zuſtellung, 
von der Verkündung der anzufechtenden Entſcheidungen an laufen 
ſollten. Denn es iſt zweifellos richtiger, daß eine Berufung 
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nur nach Kenntnißnahme, ja gründlicher Prüfung der Urtheils⸗ 
begründung erfolgt, als daß ſie raſcheſtens eingelegt werde, 
damit nur der Abſchluß des Prozeſſes in manchen Fällen einige 
Tage früher erfolgen kann. 

4. Unannehmbar iſt auch der Vorſchlag, daß bei Aus⸗ 
bleiben der klägeriſchen bezw. berufungsklägeriſchen Vertreters 
die Klage oder Berufung als zurückgenommen gelten ſolle. 
Ein Vergleich mit dem Privatklageverfahren iſt der Natur 
beider Inſtitute nach völlig ausgeſchloſſen. Es könnte alsdann 
ein gewiſſenhafter Anwalt, wenn er eine Klage erhoben hat, 
kaum ein weiteres Mandat annehmen, da ſchon das zweite 
Mandat die Gefahr der Kollifion und damit der Fiktion der 
Klagzurücknahme bringen könnte — oder aber es müßten un ⸗ 
endliche Maſſen von Vertagungsanträgen eingebracht werden, 
welchen dann ſtets, als wohl begründet, ſtattgegeben werden müßte. 

5. Endlich die vorgeſchlagenen Koſtenſtrafen würden meiſt 
den Redlichen belaſten — ſo will Neukamp ſogar wegen der 
Gefahr unlauterer Benutzung den Rücktritt von einem proto⸗ 
kollirten Vergleich mit Koſtenſtrafe belegen, mag derſelbe auch 
vollig gerechtfertigt ſein — und das ohnehin nicht billige 
Prozeffiren noch etwas vertheuern. Denjenigen aber, welcher ſich 
zu Unrecht Vertagungen verſchaffen will, ſchreckt auch eine 
Koſtenſtrafe nicht, jo wenig als ihn jetzt die Gerichts und 
Anwaltskoſten einer kontradiktoriſchen Verhandlung abhielten, 
behufs Friſterlangung unbegründete Einreden vortragen zu laſſen. 

Von den Neukamp'ſchen Vorſchlägen iſt ſomit eine 
Beſſerung nicht zu erwarten. Für die rheiniſchen Bezirke, die 
am meiſten zu Klagen Anlaß geben, iſt wohl von dem Vor⸗ 
gehen der Juſtizverwaltungen eine Aenderung zu erhoffen. So⸗ 
weit aber ſonſt noch Uebelſtände als vorhanden angenommen 
werden, bedarf es weit gründlicherer Unterſuchung, ehe man 
mit geſetzgeberiſchen Aenderungen vorgehen kann. Es genügt 
nicht die Feſtſtellung, wie viel Prozent der Rechtsſtreite lange oder 
abnorm lange Zeit bis zu ihrer Erledigung brauchen, ſondern 
es müßte durch Prüfung der Einzelfälle erſt erforſcht werden, 
ob wirklich ein „Krankſein“ der Juſtizpflege anzunehmen iſt 
und nicht nur unvermeidbare Verzögerungen, und wenn erſteres 
der Fall iſt, welches der Grund der Krankheit iſt. Erſt daun 
kann man zu Schlüſſen gelangen, daß die Juſtizverwaltung 
oder auch die Geſetzgebung Wandel ſchaffen ſowohl müſſe als 
könne und zwar durch die Einführung von Maßregeln, welche 
die etwaigen Mißſtände beſeitigen, ohne ihrerſeits andere und 
vielleicht höhere Intereſſen zu ſchädigen. 


Bedarf es, wenn ein zum Nachlaſſe gehöriges 
Grundſtück bei der Erbtheilung einem Miterben 
überlaſſen wird, zur Eintragung deſſelben als 
Alleineigenthümer auch nach jetzigem Rechte der 
Auflaſſung? 
Von Landrichter Dr. Salinger in Konitz. 


Es iſt bekanntlich unter der Herrſchaft des alten Rechts, 
beſonders in der erſten Zeit nach dem Inkrafttreten des Eigen⸗ 
thumserwerbsgeſetzes vom 5. Mai 1872, vielfach darüber ge⸗ 
ſtritten worden, ob, wenn bei der Theilung eines Nachlaſſes ein 
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dazu gehöriges Grundſtück durch den Erbtheilungsvertrag einem 
Miterben überlaſſen wird, der Uebergang des Eigenthums auf 
denſelben noch die Auflaſſung erfordert oder ſeine Eintragung 
als Alleineigenthümer im Grundbuche auch ohne eine ſolche er- 
folgen kann. Die Entſcheidung dieſer Streitfrage ſpitzte ſich, 
wenn man von der Anſicht, daß das Miteigenthum an einem 
Grundſtücke kein der Auflaſſung fähiges Eigenthum, ſondern 
nur ein ceſfibles Recht ſei (Gruchot Bd. 18 S. 574), abfieht, 
hauptſächlich auf die Beantwortung der Frage zu: Liegt in dem 
Akte der Nachlaßtheilung eine freiwillige Veräußerung oder 
nicht? Nahm man das an, jo war die Auflaſſung nach & 1 
des Eigenthumserwerbsgeſetzes ohne Bedenken geboten; im ent⸗ 
gegengeſetzten Falle durfte man von ihr mit Rückſicht auf die 
nur für die freiwillige Veräußerung getroffene Vorſchrift des 
§ 1a. a. O. abſehen. 

Die einen hielten den Fall der freiwilligen Veräußerung 
nicht für vorliegend. Sie argumentirten, daß der Miterbe das 
Alleineigenthum des ihm bei der Theilung überlaſſenen Grund⸗ 
ſtücks nicht erſt durch die Uebereignung der den übrigen Mit- 
erben zuſtehenden Antheile, ſondern dadurch erwerbe, daß die 
übrigen Erben ihr Miteigenthum an dem Grundſtücke auf⸗ 
gäben. Mit anderen Worten, ſie nahmen an, daß der be⸗ 
treffende Miterbe von vornherein ſchon Eigenthümer des ihm 
zugetheilten Nachlaßgrundſtückes ſei und ſein bis dahin durch die 
Konkurrenz der anderen beengtes Eigenthum ſich bei der Ueber⸗ 
laſſung des Grundſtückes an ihn allein kraft Zuwachſes bloß 
erweitere. Dabei wurde im Prinzip kein erhebliches Gewicht 
darauf gelegt, ob das den Erben an dem Nachlaſſe zuſtehende 
Miteigenthum dem einzelnen Miterben auch einen quotenmäßig 
beſtimmten Antheil an den einzelnen Nachlaßgegenſtänden ge⸗ 
währe oder aber mit dem Plenarbeſchluſſe des Obertribunals 
vom 16. März 1857 (Entſch. Bd. 35 S. 352) davon auszu⸗ 
gehen ſei, daß dem einzelnen Erben eine beſtimmte Quote an 
jeder einzelnen Erbſchaftsſache nicht zuſtehe (Gruchot Bd. 17 
S. 459 flg.; Johow, Bd. 3 S. 255. Dernburg, Preußiſches 
Privatrecht Bd. 3 § 245). Die überwiegende Meinung ſtellte 
ſich nicht auf den Boden dieſer ſog. Accrescenztheorie. In 
der Mehrzahl feſthaltend an dem auch vom Reichsgerichte 
(Entſch. Bd. 9 S. 272; Gruchot Bd. 26 S. 438; Juriſten- 
Zeitung 1902 S. 37 flg.) gebilligten Grundſatze, daß die 
einzelnen Nachlaßgegenſtände ohne beſtimmten ideellen Autheil 
der einzelnen Miterben lediglich im Eigenthume der Erben 
insgeſammt ſtehen, vertraten die weitaus meiſten die Anſicht, 
daß der Miterbe, welcher ein bis dahin von der Geſammtheit 
der Erben beſeſſenes Grundſtück zum Alleineigenthum überlaſſen 
erhalte, nicht ein altes Recht ausdehne, ſondern ein neues er⸗ 
werbe. Und zwar ein Eigenthumsrecht am Grundſtücke, das 
zum mindeſten inſoweit für ihn neu iſt, als die — ſei es nun 
unbeſtimmten, ſei es beſtimmten — Antheile der anderen Miterben 
ihm übertragen werden. 

Auf Grund deſſen iſt denn auch für das frühere Recht in 
den fraglichen Fällen an dem Erforderniſſe der Auflaſſung über⸗ 
wiegend feſtgehalten worden (vergl. Turnau „Grundbuchordnung“ 
Bd. 2 S. 177 und die dort Note 13 angezogene Litteratur). 
Ihre Nothwendigkeit iſt auch für das jetzige Recht zu bejahen. 
Auch nach jetzigem Rechte iſt zur Uebertragung des Eigenthums 
an einem Grundſtücke, wie ſich aus §8 873, 925 B. G. B. 
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ergiebt, die Auflaſſung erforderlich. Fraglich kann daher nur 
fein, ob in der Ueberlaſſung eines Nachlaßgrundſtückes an einen 
Miterben in Wirklichkeit eine Uebertragung des Eigenthums 
auf denſelben gefunden werden kann. Das aber iſt, wie früher, 
auch für das geltende Recht anzunehmen. Es beſteht, ſoweit 
bekannt, darüber kein Streit, daß nach den Grundſätzen des 
Bürgerlichen Geſetzbuches die Miterben quotenmäßig beſtimmte 
Antheile an den einzelnen Nachlaßgegenſtänden nicht haben. Die 
Miterben beſitzen die einzelnen Nachlaßgegenſtände als Eigen⸗ 
thümer zur geſammten Hand und können daher nach § 2040 
Abſ. 1 B. G. B. auch nur gemeinſchaftlich über einen Nachlaß ⸗ 
gegenſtand verfügen. Daraus ergiebt ſich, daß auch nur die 
Geſammtheit der Erben Eigenthümerin der zum Nachlaſſe 
gehörigen Grundſtücke iſt. Ueberläßt dieſe Geſammtheit ein 
ihr gehöriges Grundſtück einem einzelnen Miterben, ſo wird 
damit ein Wechſel in der Perſon des Eigenthümers bewirkt. 
Dieſer kann ſich dann aber nur in der Form einer Ueber⸗ 
tragung des Eigenthums vollziehen. Zum wenigſten werden 
auf den betreffenden Miterben die allerdings nicht in die Er⸗ 
ſcheinung tretenden, geſammteigneriſchen Antheile der anderen 
Erben übertragen. An der Vorſchrift des § 2033 Abſ. 2 
B. G. B. ſcheitert die Möglichkeit der letztgedachten Ueber⸗ 
tragung nicht. Denn thatſächlich verfügen auch ſolchenfalls 
nicht die einzelnen Miterben über ihre Antheile an dem 
Grundſtücke, ſondern die Geſammtheit der Erben über das 
ganze Grundſtück, fo daß eigentlich auch der erwerbende Mit⸗ 
erbe die Uebertragung mitausſprechen müßte (vergl. auch Turnau 
„Grundbuchordnung“ Bd. 2 S. 178 Note 13). Dieſe Ver⸗ 
fügung hat dann aber öͤkonomiſch die Folge, daß zum mindeſten die 
Antheile der anderen Miterben dem Erwerber neu zufließen und 
übertragen werden. 

In dem Erbtheilungsvertrage ſelbſt liegt die Ueber⸗ 
tragung eines zum Nachlaffe gehörigen Grundſtücks von der 
Geſammtheit an den einzelnen Miterben nicht. Denn die 
Auseinanderſetzung iſt im Allgemeinen nur ein obligatoriſches 
Rechtsgeſchäft ohne unmittelbare dinglicher Wirkung bezüglich 
der dem einzelnen Erben zugewieſenen Nachlaßgegenſtände (vergl. 
Planck Note 2 zu 8 2047; Turnau „Grundbuchordnung“ Bd. 2 
S. 177). Es bedarf deshalb trotz des Erbtheilungsvertrages zur 
Uebertragung des Eigenthums an den einzelnen Nachlaßgegen⸗ 
ſtänden jedesmal noch der Rechtsakte, an die ſonſt der Eigen⸗ 
thumserwerb geknüpft iſt. Dazu gehoͤrt aber bei Grundſtücken 
die Auflaſſung. Das Gegentheil iſt auch nicht aus dem in 
Ausführung des § 99 der Reichsgrundbuchordnung ergangenen 
Art. 10 des preuß. Ausführungsgeſetzes dazu vom 26. Sep⸗ 
tember 1899 zu entnehmen. Wenn es dort heißt, daß die 
Vorſchriften der 88 37, 38 R. G. B. O. entſprechende An- 
wendung finden, falls bei einem zum Nachlaſſe gehörenden 
Grundſtücke einer von den Betheiligten als Eigenthümer einge⸗ 
tragen werden ſoll, ſo könnte man allerdings zu der Annahme 
verſucht ſein, daß zur Eintragung des einem Miterben über⸗ 
laſſenen Alleineigenthums an einem Nachlaßgrundſtücke ein 
Zeugniß des Nachlaßgerichts darüber genüge, daß die Geſammt⸗ 
heit der Erben dem betreffenden Miterben das Grundſtück bei 
der Erbtheilung zum Alleineigenthume überlaſſen habe. Aber 
dahin geht in Wirklichkeit nicht der Sinn des prima facie 
allerdings zu manchen Zweifeln Anlaß gebenden Art. 10 a. a. O. 
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Er will nur fagen, daß dem Grundbuchrichter zur Eintragung 
des Alleineigenthums des in Frage kommenden Miterben ohne 
Beibringung eines Erbſcheins ein bloßes Zeugniß des Nach⸗ 
laßgerichts über die Erbfolge und, vorausgeſetzt, daß das 
Nachlaßgericht es auszuſtellen vermag, auch ein Zeugniß 
deſſelben darüber genügen müſſe, daß dem bezeichneten Miterben 
das in Rede ftehende Grundſtück zum Alleineigenthume über- 
laſſen worden ſei. Dabei überhebt die Vorſchrift des Art. 10 
a. a. O., wie auch von dem Juſtizminiſter bei der Berathung 
des preußiſchen Ausführungsgeſetzes zur Reichsgrundbuchorduung 
ausdrückrich hervorgehoben worden ift, aber keinesfalls der Noth⸗ 
wendigkeit der zur Uebertragung des Eigenthums erforderlichen 
Formerforderniſſe, alſo der Auflaſſung (vergl. Stegemann 
„Materialien“ S. 744). Das Nachlaßgericht wird daher auch 
nur dann die Ueberlaſſung des Alleineigenthums auf den 
betreffenden Miterben in Anſehung eines Nachlaßgrundſtückes 
bezeugen können, wenn wirklich auch die Auflaſſung des be⸗ 
treffenden Grundſtücks an den Miterben ſtattgefunden hat. 
Angeſichts des im Art. 10 a. a. O. in Bezug ge⸗ 
nommenen 5 37 Abſ. 2 der Reichsgrundbuchordnung könnte 
man vielleicht zu der Anſicht neigen, daß dieſe Auflaſſung auch 
vor dem Nachlaßgerichte ſelbſt erfolgen kann. Aber das iſt 
für den größten Theil Preußens nicht richtig. Es ergiebt ſich 
das ſchon aus dem Abſ. 2 des mehrerwähnten Art. 10, wo aus⸗ 
drücklich beſtimmt wird, daß die Vorſchriften über die Zuftän- 
digkeit zur Beurkundung der Auflaſſung unberührt bleiben, 
eine Vorſchrift, aus der übrigens auch ſchon erhellt, daß zur 
Eintragung des Eigenthums eines der Miterben an ſich die Auf- 
laſſung für erforderlich erachtet wird. Zur Beurkundung der 
Auflaſſung iſt nach §8 925 B. G. B. in der Regel das Grund⸗ 
buchamt zuſtändig und dieſes iſt nach Art. 1 des preuß. Ausf. 
Geſ. zur R. G. B. O. für Preußen das Amtsgericht, in deſſen 


Bezirk das Grundſtück liegt. Iſt dieſes Amtsgericht zugleich 
auch das Nachlaßgericht, dann könnte allerdings die Auflaſſung 


auch vor dem Nachlaßgerichte verlautbart werden. Die bezüg- 
lichen Erklärungen würden mit Rückſicht auf § 23 Abſ. 2 des 
Ausführungsgeſetzes zum Gerichtsverfaſſungsgeſetze nicht ungültig 
ſein, wenn der Nachlaßrichter geſchäftsordnungsmäßig auch nicht 
zuſtändig wäre. Doch wird derſelbe die feſtgelegte Vertheilung 
der Geſchäfte nicht ohne Grund außer Acht laſſen dürfen und 
ſich der Beurkundung der Auflaſſung zweckmäßig auch ſchon des⸗ 
halb enthalten, weil nach Art. 4 des preuß. Ausf. Geſ. zur 
R. G. B. O., ebenſo wie früher nach § 31 Abſ. 2 des Ausf. 
Geſ. zum G. V. G. lediglich das Präſentatum der Grundbuch ⸗ 
abtheilung den Eingang beſtimmende Wirkung hat und dieſes 
mit Rückſicht auf § 17 R. G. B. O. in gleicher Weiſe, wie nach 
§ 17 des preuß. Eigenthumserwerbsgeſetzes, nicht ohne materiell; 
rechtlichen Einfluß ſein dürfte (Entſch. des Reichsg. Bd. 28 
S. 350; anders O. L. G. Dresdener Centralblatt für freiw. Ge⸗ 
richtsb. II S. 655). 

Wenn auf dieſe Weiſe nun aber die Auflaſſung vor 
dem Grundbuchamte zur Eintragung des dem Miterben über- 
laſſenen Alleineigenthums an einem Nachlaßgrundſtücke immer 
für erforderlich erachtet werden muß, ſo hat der Art. 10 
a. a. O. in der That nur geringe Bedeutung. Er intereſſirt 
in der Hauptſache nur inſofern, als er von der Beibringung 
eines Erbſcheins, und damit dann auch von der oft nicht un ⸗ 
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erheblichen Erbſcheinsgebühr befreit. Gerade hierin wurde 
auch bei der Berathung ſeine weſentliche Bedeutung gefunden 
(vergl. Stegemann „Materialien“ S. 744, 745) und nur inſo⸗ 
weit intereſſirt denn in der Hauptſache auch nur die ent- 
ſprechende Anwendung des § 37 R. G. B. O. Die Erthei⸗ 
lung eines Zeugniſſes darüber, daß dem betreffenden Miterben 
das fragliche Grundſtück zum Alleineigenthum überlaſſen ſei, wird 
in der Regel nicht praktiſch werden, weil die Betheiligten doch 
vor dem Grundbuchamte zur Auflaſſung erſcheinen müſſen. Ein 
ſolches Zeugniß könnte jedenfalls auch nur dann von dem 
Nachlaßgerichte ausgeſtellt werden, wenn vor ihm ſelbſt die ding⸗ 
liche Ueberlaſſung (Auflaſſung) verlautbart iſt. Das iſt aber 
nur beſchränkt zuläſſig. Durch Art. 143 Abi. 1 des Einf. Gef. 
zum B. G. B. in Verbindung mit Art. 218 daſelbſt iſt den 
Landesgeſetzen allerdings nachgelaſſen, zu beſtimmen, daß außer 
vor dem Grundbuchamte auch vor jedem Amtsgerichte die Auf⸗ 
laſſung erklärt werden kann. Preußen hat im Art. 26 des Ausf. 
Geſ. zum B. G. B. davon jedoch nur für den früheren Geltungs · 
bereich des rheiniſchen Rechts Gebrauch gemacht. Praktiſche Be⸗ 
deutung hat daher der Art. 10 des Ausf. Geſ. zur R. G. B. O. 
hinſichtlich des Zeugniſſes über die Ueberlaſſung eines Nachlaß⸗ 
grundſtückes an einen Miterben nur für diefes Geltungsgebiet. 
Dabei mag bemerkt ſein, daß, ſoweit das Nachlaßgericht zur 
Entgegennahme der Auflaſſungserklärungen zuſtändig iſt, für die 
bezüglichen Erklärungen auch die in den SS 91 Abi. 3, 93 
Abſ. 2 des Reichsgeſetzes über die freiw. Gerichtsb. beſtimmten 
Verſäumnißfolgen Platz greifen werden. (Komm. Ber. zum 
R. F. G. G. S. 1357; Planck Note 2 zu § 2047). 

Im weſentlichen iſt es ſonach hinſichtlich der hier erörterten 
Frage bei dem bisherigen Rechtszuſtande geblieben und die Auf ⸗ 
laſſung des einem Miterben überlaſſenen Nachlaßgrundſtücks 
vor dem Grundbuchrichter (Grundbuchamte) nach wie vor er⸗ 
forderlich (vergl. auch Johow⸗Ring, Bd. 22 A S. 301; Central⸗ 
blatt für freiw. Gerichtsb. Bd. II S. 536, 628, 629, 676). 
Sie kann allerdings dadurch überflüffig werden, daß die ſämmt⸗ 
lichen Miterben durch gleichartige Verfügungen über ihre An⸗ 
theile am Nachlaſſe, die nach § 2033 Abſ. 2 B. G. B. zu- 
läſſig ſind, die ganze Erbſchaft auf einen Miterben übertragen. 
Denn dadurch wird mittelbar mit dinglicher Wirkung das Cigen⸗ 
thum an dem ganzen Nachlaſſe und fo auch das am Grundſtücke 
auf den Miterben übertragen, der alsdann ſchlechthin die Be⸗ 
richtigung des Grundbuchs veranlaſſen kann (vergl. auch Planck 
Note 1 zu § 2033, Note 2 zu § 2040). Der Erbtheilungs⸗ 
vertrag enthält aber nicht ohne weiteres dergleichen dingliche 
Verfügungen der Miterben über ihre Erbantheile. Weſentlich 
neu iſt übrigens die Möglichkeit, auf dieſe Weiſe die Auflaffung 
zu umgehen, nicht. Durch Erbſchaftsverkauf, vermittelſt deſſen 
die Miterbeu nach Allgem. Landrecht ihr Erbrecht an einen der 
Miterben veräußern konnten, war unter der Herrſchaft des alten 
Rechts daſſelbe zu erzielen (vergl. Dernburg „Preuß. Privatr.“ 
Bd. 3 8 234). Da der Erbſchaftskauf nach bisherigem Rechte 
an die gerichtliche oder notarielle Form nichk gebunden war, das 
aber nach $ 2033 Abſ. 1 B. G. B. der Vertrag iſt, durch den 
ein Miterbe über ſeinen Erbantheil verfügt, ſo beſtand in der 
fraglichen Beziehung früher ſogar eine Erleichterung. 
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Iſt die Pfändung der Mieth⸗ (Pacht⸗) Zinsforderung 
nach § 573 B. G. B. dem Erwerber des Zing- 


grundſtücks gegenüber wirkſam? 
Von A. Kuhn, Juſtizrath in Braunſchweig. 

In Nr. 7 und 8 der Juriſtiſchen Wochenſchrift hat Herr 
Kollege Bendix die Anſicht vertreten, daß die obige Frage zu 
verneinen ſei. Dieſer Anſicht kann nicht beigetreten werden. 

Begründet wird dieſelbe hauptſächlich dadurch, daß die 
Pfändung keine Verfügung im Sinne des 8 573 B. G. B. ſei, 
daher auch dem nach § 571 vom Erwerber an ſich erworbenen 
Rechte nicht entgegenſtehen könne, während — und mit Recht — 
anerkannt wird, daß eine gleiche Pfändung, ſelbſtverſtändlich 
ſoweit ſie nicht über das zur Zeit der Beſchlagnahme laufende 
und das folgende Kalendervierteljahr hinausgeht, dem Pfand- 
rechte des Hypothekengläubigers unter der vom Geſetze angegebenen 
Bedingung vorgehe, weil hier eine Verfügung im Sinne des 
§ 1124 B. G. B. vorliege. 

Der Unterſchied zwiſchen den beiden Fällen iſt in der That 
nicht erſichtlich. Namentlich ergiebt er ſich nicht aus wirth⸗ 
ſchaftlichen Erwägungen, die den Geſetzgeber nach den Aus⸗ 
führungen des Herrn Kollegen Bendix veranlaßt haben ſollen, 
dem Vermiether das Recht einzuräumen, über den Miethzins 
auf längere Zeit im Voraus zu verfügen. Dies Recht ſoll alſo 
der Geſetzgeber nur dem Vermiether eingeräumt haben nur zu 
deſſen Gunſten, ſodaß es dem Zugriffe ſeiner Gläubiger ent⸗ 
zogen ſein ſollte, wohlverſtanden jedoch nur in dem Falle, daß 
der Vermiether das Grundſtück veräußerte. Die mit der 
Pfändung verbundene Ueberweiſung, die richterliche Verfügung, 
welche an Stelle der Verfügung des Schuldners tritt (Struck⸗ 
mann und Koch zu § 836 C. P. O. Note 1) würde alſo un⸗ 
wirkſam werden, wenn nur der Schuldner und Vermiether 
nach der Pfändung und Ueberweiſung der Miethforderuug das 
vermiethete Grundſtück veräußert; die Verfügung, die bis 
dahin der Verfügung des Schuldners gleichſtand, dieſelbe Kraft 
hatte, als wäre ſie von ihm ſelbſt abgegeben, würde dadurch 
aufhören, ſolche Verfügung zu ſein, während eine vom Schuldner 
und Vermiether ſelbſt ausgegangene Verfügung völlig zu Recht 
beſtehen bleiben, mithin jene durch das Gericht ſupplirte Ver⸗ 
fügung in ihrer Wirkung und begrifflich eine ganz andere und 
minderwerthige ſein würde, als dieſe, obwohl das Geſetz ſie 
einander mindeſtens gleichſtellt. 

In Folge dieſer Auffaſſung würde dem boͤswilligen Schuldn 
und Vermiether — es ſoll ſolche Schuldner geben — durch 
das Geſetz ſelbſt das beſte Mittel in die Hand gegeben ſein, 
das gute, durch Pfändung erworbene Recht ſeines Gläubigers 
illuſoriſch zu machen. Er brauchte nur das vermiethete oder 
verpachtete Grundſtück auf unanfechtbare Weiſe zu veräußern. 
Dann wäre das Pfandrecht an den gepfändeten Mieth- (Pacht-) 
geldern dem Untergange geweiht. Alles dies kann der Geſetz⸗ 
geber nicht gewollt haben. Auch das kann er nicht gewollt 
haben, den Pfandglähbiger, der ein dingliches Recht durch 
die Pfändung erworben hatte, um dieſes Recht zur Geltung zu 
bringen, auf den im Erfolge immerhin ſehr zweifelhaften Weg 
der Anfechtung des Veräußerungsgeſchäfts zu verweiſen, wenn 
dieſe überhaupt möglich fein ſollte. Sie würde, wenn auch alle 
anderen Vorausſetzungen vorliegen ſollten, dann z. B. nicht 
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möglich ſein, wenn die Miethforderung nicht nur zur Einziehung 
ſondern an Zahlungsſtatt dem Gläubiger überwieſen iſt, da 
in dieſem Falle die Forderung nicht mehr im Vermögen des 
Schuldners war, der Gläubiger rechtmäßiger Gläubiger der 
überwieſenen Forderung wurde, darüber beliebig verfügen konnte 
(Struckmann und Koch zu § 835 C. P. O. Note 4 und 5) 
daher auch bei der Veräußerung des Grundſtücks aus dem Ver⸗ 
mögen des Schuldners nicht weggegeben wurde und nicht als 
noch zu demſelben gehörig zurückgewährt werden kann (& 7 
des Anfechtungsgeſetzes). 

Die an ſich mit ſtärkerer Wirkung ausgeſtattete Ueber⸗ 
weiſung an Zahlungsſtatt würde alſo minderkräftig ſein, als 
diejenige zur Einziehung, da dieſe doch möglicherweiſe zur An⸗ 
fechtung des fraglichen Veräußerungsgeſchäfts berechtigen könnte. 

Nun gewährt aber die Pfändung ein dingliches, alſo 
gegen Jedermann geſchütztes Recht an der gepfändeten 
Forderung, ſoweit daſſelbe nach den 88 573, 1124 B. G. B. 
Dritten gegenüber überhaupt entſtehen konnte, ſo daß es zu 
ſeiner Geltendmachung der Anfechtung einer verletzenden 
Rechtshandlung nicht bedarf. Dieſe iſt an ſich wirkungslos, 
das Recht wird gegen jeden Dritten auf Grund eigener Kraft 
geltend gemacht. Zweifellos — das wird auch Herr Kollege Bendix 
zugeben — entſteht dies dingliche Recht durch eine vor der 
Veräußerung regelrecht durchgeführte Pfändung, und von einer 
ſolchen iſt hier nur die Rede. Das Recht beſteht alſo als 
dingliches bei der Veräußerung und zwar an einer Forderung, 
über die der Veräußerer vor der Pfändung und vor der Ver⸗ 
äußerung unbeſchränkt und den Erwerber verbindend verfügen 
konnte. Ein Grund, weshalb dies Recht durch die Veräußerung 
des vermietheten Grundſtücks ſeine dingliche Natur verlieren 
ſollte, von dem Erwerber nicht zu reſpektiren ſei, iſt in keiner 
Weiſe erſichtlich. Es verliert dieſe Natur und feine Kraft noch 
nicht einmal, wenn der Erwerber bei dem Erwerbe die Pfändung 
nicht kannte, alſo in dieſer Beziehung in gutem Glauben war, 
da ihn dieſer auch nicht ſchützt, wenn der Veräußerer über die 
fragliche Miethforderung, ohne daß der Erwerber es bei dem 
Erwerbe weiß, verfügt, fie z. B. eingezogen oder abgetreten hat. 

Der Anſpruch des Vermiethers reſp. Verpächters auf den 
Mieth- reſp. Pachtzins ift pfändbar, weil Jener darüber ver- 
fügen, ihn übertragen kann und er vom Geſetze nirgends als zu 
den unpfändbaren Gegenſtänden gehörig gerechnet wird. Das 
iſt auch, ſoviel mir erſichtlich, unbeſtritten. 

Der Herr Kollege Bendix konſtruirt aber einen Unterſchied 
zwiſchen den Verfügungen nach den 88 573 und 1124 B. G. B. 
fo zwar, daß die dem Vermiether zuſteheude Verfügung des 
§ 573 an ſeiner Stelle von dem Richter als rechtsgültig ge⸗ 
troffen nicht erachtet werden könne, wenn der Vermiether das 
bezügliche Grundſtück ſpäter veräußert; richtiger, daß es vom 


Vermiether abhänge, von der durch den Richter für ihn — 


urſprünglich rechtsverbindlich — getroffenen Verfügung zurück⸗ 
zutreten, während ihm ſolcher Rücktritt, auch wenn er gern 
wollte, z. B. von einer Ceſſion, nicht zuſtehen wurde. 

Danach wäre die richterliche Pfändung von Mieth⸗ reſp. 
Pachtgeldern ſtets eine reſolutiv bedingte, ſo zwar, daß die 
Erfüllung der Reſolutiv⸗Bedingung (Veräußerung des betreffenden 
Grundſtücks) lediglich von dem Willen des Schuldners, an 
deſſen Stelle die bezügliche Verfügung vorgenommen iſt, ab⸗ 
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hängen würde. Dadurch wäre dann der Fall einer nach § 137 
Str. G. B. (unter den Ausdruck „Sachen“ daſelbſt fallen auch 
Forderungen) ſtrafbaren Hinterziehung einer Forderung konſtruirt, 
während bis jetzt allgemein angenommen iſt, daß dieſelbe 
unmöglich ſei, wenn nur die Forderung bei dem Drittſchuldner 
ordnungsmäßig beſchlagnahmt iſt, was hier vorausgeſetzt wird. 

Was aber hier wichtiger iſt: die dem Vermiether nach 
§ 573 eingeräumte Befugniß wird durch die Veräußerung qu. 
nach der bekämpften Auficht zu einem unpfändbaren Vermögens ⸗ 
rechte gemacht, während daſſelbe Vermögensrecht bis zur Ver⸗ 
äußerung pfändbar war. 

Der Widerſinn leuchtet ohne Weiteres ein, und iſt es aus 
den angeführten Gründen nicht anzuerkennen, daß die hier be- 
kämpfte Auslegung des Begriffes „Verfügung“ eine ſinn⸗ 
gemäße ſei, wie denn überhaupt das Wort „Verfügung“ 
— abgeſehen von den Fällen, wo es ſich um gerichtliche Ver⸗ 
fügungen und Verfügungen von Todes wegen handelt — im 
B. G. B. nicht in verſchiedenem Sinne gebraucht wird. (Planck, 
B. G. B. I Einleitung zum dritten Abſchnitte sub IX. 4.) 

Es ſcheint nun auch Gewicht darauf gelegt zu ſein, daß 
im § 573 die Zuläſſigkeit der Pfändung nicht ausdrücklich er⸗ 
wähnt ſei. Dies iſt indeß auch nicht im § 1124 und in zahl⸗ 
loſen anderen Fällen geſchehen, wo die Zuläſſigkeit der Pfändung 
des bezüglichen Anſpruchs unzweifelhaft iſt. 

Die Erwähnung iſt nur dort erfolgt, wo die Zuläſſigkeit 
der Pfändung zweifelhaft ſein könnte oder wo ſie ausgeſchloſſen 
werden ſollte. Die Nichterwähnung ſpricht alſo mehr für als 
gegen die Zuläſſigkeit. 

Beſonderes Gewicht wird darauf gelegt, daß im § 573 
die aktive, im § 1124 die paſſive Form gebraucht iſt. Dieſer 
Unterſchied, der von dem Geſetzgeber wohl kaum empfunden iſt, 
weil in der That dadurch ein Unterſchied im Sinne nicht herbei⸗ 
geführt wird, erklärt fi einfach dadurch, daß im § 1124 wegen 
der dort vorgeſehenen mehreren Fälle die paſſive, im § 573, 
da hier nur ein Fall in Frage ſtand, die aktive Form eine 
beſſere Faſſung ermöglichte. Oder ſollte es in der That einen 
Unterſchied machen, wenn § 573 lautete: 

Iſt von dem Vermiether eine Verfügung . . . getroffen? 

Aus allen dieſen Gründen halte ich dafür, daß die zu 
Eingang geſtellte Frage zu bejahen iſt. 


Schenkungen des Gewalthabers an die ſeiner 
Gewalt Unterworfenen. Zur Auslegung des 
§ 181 B. G. B. 

Von Rechtsanwalt Wunderlich, Oppeln. 


Das B. G. B. hat im § 181 das prinzipielle Verbot des 
Kontrahirens mit ſich ſelbſt als Regel aufgeſtellt. Der Ver⸗ 
treter darf ausnahmsweiſe nur dann für den Vertretenen mit 
ih ſelbſt kontrahiren, wenn ihm dies beſonders geſtattet iſt. 
Dieſer Fall könnte bei dem geſetzlichen Vertreter nur durch das 
Geſetz für zuläſſig erklärt werden; das B. G. B. kennt aber 
eine derartige Vorſchrift nicht (zu vergl. Planck, Anm. 1 a. E. zu 
§ 181). Im Gegentheil weiſen die SS 1795 Abſ. 2, 1630 Abf. 2 
ausdrücklich auf die Unzuläſſigkeit der Vertretung hin. Würde 
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der geſetzliche Vertreter, z. B. der Gewalthaber, alſo mit ſich 
namens des Vertretenen kontrahiren, ſo wäre das Geſchäft nichtig 
(zu vergl. Rehbein, Komment. z. B. G. B. Bd. J S. 255). An 
ſich beſteht kein Grund, dieſe Nichtigkeit für die Schenkung, die 
nach B. G. B. ein Vertrag iſt, abzulehnen, da das Geſetz ſelbſt 
zwwiſchen den einzelnen Verträgen keinen Unterſchied macht; be⸗ 
denkenfrei erſcheint auch die Annahme, daß der Gewalthaber ein 
gemäß 5 518 ertheiltes formelles Schenkungsverſprechen nicht 
namens des ſeiner Gewalt Unterworfenen annehmen kann. Anders 
dürfte es ſich aber mit der Realſchenkung verhalten. Von der 
auf der geſetzlichen Unterhaltspflicht ſowie der auf Sitte und 
Anſtand beruhenden Schenkung iſt abzuſehen, da hier andere 
Vorſchriften in Betracht kommen. 

Es würde das Rechtsbewußtſein befremden, wenn es dem Vater 
nicht möglich ſein ſollte, ſeinem Kinde eine größere Geldſumme 
rechtsgültig zu ſchenken, ohne daß er zu dieſem Zweck erſt einen 
Pfleger als Vertreter des Kindes beſtellen laſſen müßte. Der 
Fall iſt auch nicht etwa unpraktiſch und kann ſehr wohl Be⸗ 
deutung erlangen, z. B. wenn der Vater ſeinem minderjährigen 
Kinde eine Summe ſchenkt, darauf ſtirbt und nun das Geld 
als auf Grund eines nichtigen Rechtsgeſchäftes hingegeben, zum 
Nachlaß genommen wird, oder wenn der Gewalthaber ſpäterhin 
in Konkurs geräth und der Verwalter dies Geld in die Maſſe 
nimmt. Ihre geſetzliche Stütze findet aber die Gültigkeit einer 
derartigen Realſchenkung mangels ſonſtiger Beſtimmungen nur 
im § 181, wenn ſie als ein Rechtsgeſchäft angeſehen wird, das 
ausſchließlich in der Erfüllung einer Verbindlichkeit beſteht. 

Das Weſen der Realſchenkung beſteht darin, daß ſie ohne 
weiteres durch die Vollziehung entſteht und in dieſer Vollziehung 
ſich verwirklicht (tradere donandi causa). Die Verbindlichkeit 
fällt alſo mit ihrer Erfüllung zuſammen, die auch der wirth⸗ 
ſchaftliche Zweck der Schenkung iſt. Iſt dies aber der Fall, fo 
iſt die Realſchenkung ein ausſchließlich in der Erfüllung einer 
Verbindlichkeit beſtehendes Rechtsgeſchäft, denn in und mit der 
Erfüllung erſchöpft ſich ihr Inhalt. Dem kann auch nicht ent- 
gegengehalten werden, daß hierbei die Vertragsnatur der Schenkung 
verkannt wird. Denn abgeſehen davon, daß überhaupt jede 
Erfüllung einer Verbindlichkeit juriſtiſch ein Vertrag iſt — z. B. 
die Zahlung, die Aufrechnung, insbeſondere aber die Erfüllungs⸗ 
geſchäfte des Sachenrechtes, Uebergabe und Auflaſſung — läßt 
ſich eben bei der Realſchenkung die Verbindlichkeit von der Er⸗ 
füllung nicht treunen, weil ſie ein Akt ſind und weil dieſer Akt 
gerade in der Erfüllung ſeine Erledigung findet. 

Die Realſchenkung iſt ſomit Erfüllungsgeſchäft im Sinne 
des § 181. Sie kann, darüber herrſcht kein Zwelfel, auch 
mittels constitutum possessorium ausgeführt werden (zu vergl. 
Leske, vergl. Darſt. Bd. I S. 218 Anm. 1). Für die Aus⸗ 
führung eines Rechtsgeſchäftes gemäß § 181 iſt eine Form nicht 
vorgeſchrieben, und auch hier erſcheint die Annahme bedenkenfrei, 
das constitutum possessorium als zuläffigen Erſatz der Ueber⸗ 
gabe anzuſehen (zu vergl. Neumann, Handausgabe des B. G. B. 
Anm. I 2 zu § 181). Erforderlich iſt nur, daß dies Geſchäft 
irgendwie nach außen kenntlich gemacht wird, ſo daß es in die 
äußere Erſcheinung tritt, z. B. durch Buchung, Einzahlung auf 
ein Sparkaſſenbuch (zu vergl. Planck a. a. O., Rehbein a. a. O.). 
Da hier lediglich die Frage erörtert iſt, ob der Gewalthaber der ſeiner 
Gewalt unterworfenen Perſon etwas rechtsgültig ſchenken kann, 
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wenn er mit ſich ſelbſt kontrahirt, fo bedarf es keiner Erörterung, 
welchen Einfluß § 107 B. G. B. auf Schenkungen des Gewalt⸗ 
hebers unmittelbar an die ſeiner Gewalt Unterworfenen hat. 


Ueber berathende Thätigkeit des Anwalts, welche 
den Beginn oder die Fortſetzung eines bürgerlichen 
Rechtsſtreits betrifft (§ 1 der Dentſchen Gebühren⸗ 
Ordnung für Rechtsanwälte). 
Von Rechtsanwalt Hugo Türk in Berlin. 


Die Frage, inwieweit die Deutſche Gebührenordnung für 
Rechtsanwälte vom 7. Juli 1879 die berathende Berufsthätigkeit 
des Rechtsanwals umfaßt, hat vom 1. Januar 1900 ab für 
den Preußiſchen Juriſten erhöhte Bedeutung gewonnen. Das 
bis dahin in Preußen geltende Ausführungsgeſetz zur Deutſchen 
Gebührenordnung vom 2. Febrnar 1880 ordnete in 5 2 die 
entſprechende Anwendung auch des § 47 der Deutſchen Gebühren. 
ordnung auf die Berufsthätigkeit des Rechtsanwalts in den⸗ 
jenigen Angelegenheiten an, auf welche die Deutſchen Prozeß⸗ 
ordnungen nicht Anwendung finden. Die Gebühr für Rath⸗ 
ertheilung der Rechtsanwälte war damit reichs und landes⸗ 
geſetzlich einheitlich auf /e einer Prozeßgebühr der Deutſchen Ge⸗ 
bührenordnung feſtgeſetzt. Das mit dem 1. Januar 1900 in 
Kraft getretene, die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Ge⸗ 
bühren der Rechtsanwälte enthaltene Geſetz vom 27. September 
1899 billigt dagegen dem Rechtsanwalt in Artikel 11 für Er- 
theilung eines Rathes nur / der vollen Gebühr des Artikel 
3 des Geſetzes zu. Die Gebühr des Artikel 3 ſtimmt über⸗ 
dies in den höheren Werthklaſſen mit der in & 9 der Deutſchen 
Gebührenordnung beſtimmten Gebühr nicht überein, ſondern iſt 
niedriger als dieſe. In doppelter Hinſicht iſt daher die landes⸗ 
geſetz liche Gebühr für Rathertheilungen der Rechtsanwälte 
heruntergefetzt. Da nach Artikel 1 a. a. O. die Vergütung für 
die Berufsthätigkeit der Rechtsanwälte ſich nach dieſem Geſetze 
beſtimmt, ſoweit ſie nicht reichsgeſetzlich geregelt iſt, ſo bedarf 
es, anders wie bisher, jetzt in einem jeden Falle berathender 
Berufsthätigkeit der Rechtsanwälte der beſonderen Prüfung, ob 
dieſelbe unter $ 1 der Deutſchen Gebührenordnung fällt. Nur 
wo dies zutrifft, wird dem Rechtsanwalte die bisher allgemein 
für Rathertheilungen geltende hohere Vergütung gewährt. 

Die Beantwortung dieſer jetzt in erhöhtem Maße praktiſch 
gewordenen Frage giebt der § 1 der Deutſchen Gebührenordnung. 
Derſelbe erklärt zunächſt, daß ſich die Vergütung für die Be⸗ 
rufsthätigkeit des Rechtsanwalts in einem den Deutſchen 
Prozeßordnungen unterliegenden Verfahren vor den ordentlichen 
Gerichten nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes beſtimmt. Es 
fällt hierunter auch die berathende Berufsthätigkeit, welche der 
Anwalt als Vertreter der Partei in dem Verfahren ausübt. 
Die feſten Bauſchgebühren der Deutſchen Gebührenordnung in 
bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten umfaſſen indeſſen die geſammte 
Thätigkeit des mit der Führung des Prozeſſes beauftragten 
Anwalts, alſo auch den im Rahmen dieſer Vertretung von ihm 
ertheilten Rath (88 13, 25 und 29 Abi. 1 a. a. O.). Es 
ſteht deshalb dem als Prozeßbevollmächtigten beſtellten Anwalte 
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neben den Bauſchgebühren eine beſondere Vergütung für Rath: 
ertheilung nicht zu. 

In feinem zweiten Theile dehnt der § 1 a. a. O. das 
Anwendungsgebiet der Deutſchen Gebühren⸗Ordnung auch auf 
diejenige berathende Berufsthätigkeit des Rechtsanwalts aus, 
welche den Beginn oder die Fortſetzung eines der in § 1 be⸗ 
bezeichneten Verfahren betrifft. Die Motive zum Entwurfe 
(Stenographiſche Berichte des Reichstages: 4. Legislaturperiode, 
II. Seſſion 1879, Bd. 4 Seite 124 folgd.) weiſen in der Be⸗ 
gründung zu 5 1 darauf hin, daß in einer großen Zahl von 
Fällen die Thätigkeit des Anwalts vor dem Zeitpunkte beginnt, 
in welchem das Gericht mit der Sache befaßt iſt. Dieſe vor⸗ 
bereitende Thätigkeit des Anwalts laſſe ſich von der Thätigkeit 
im gerichtlichen Verfahren nicht trennen, fie bilde einen integri⸗ 
renden Theil ſeiner Geſammtthätigkeit, und es würde der Natur 
der Sache widerſtreiten, wenn mit der Anbringung der Sache 
bei Gericht die Thätigkeit des Anwalts in zwei Theile zerfiele, 
deren einer nach Reichsrecht, der andere nach Landesrecht zu 
vergüten wäre. (Motive a. a. O. S. 126.) Für die in 8 1 
erwähnte berathende Thatigkeit ergiebt ſich hieraus als allgemeines 
Kennzeichen, daß ſie als eine das Verfahren vorbereitende be⸗ 
rathende Thätigkeit gedacht iſt. Da die Thätigkeit des Anwalts 
nach § 29 Abſatz 1 a. a. O. mit der Extheilung des Auftrags 
beginnt und von da ab ohnedies den Borfchriften der Deutſchen 
Gebührenordnung unterliegt, ſo folgt hieraus, daß die Aus⸗ 
dehnungsvorſchrift zunächſt Fälle der berathenden Thätigkeit des 
Anwalts im Auge hat, in welchen das Verfahren noch nicht bis 
zu dem Auftrage an den Anwalt, ein Verfahren anhängig zu 
machen und die Parteien in demſelben zu vertreten, gediehen iſt. 
Die Ausdehnung der Beſtimmungen der Gebührenordnung auf 
dieſe Fälle führt zur Anwendung des § 49 der Deutſchen 
Gebührenordnung. Die berathende Thätigkeit im Vorbereitungs- 
ſtadium des Verfahrens iſt alſo nicht beſonders zu honoriren, 
wenn es demnächſt zu einem Verfahren kommt, in welchem der 
Anwalt die Partei vertritt. Die wichtigere Bedeutung der Aus⸗ 
dehnungsvorſchrift zeigt ſich indeſſen in der Anwendung des 
8 47 a. a. O. Derſelbe beſtimmt für bürgerliche Rechts- 
ſtreitigkeiten (zweiter Abſchnitt der Deutſchen Gebührenordnung) 
in ſeinem hier hauptſächlich in Betracht kommenden Abſatz 1, 
daß der nicht zum Prozeß bevollmächtigten beſtellte Rechtsanwalt 
für einen ertheilten Rath eine Gebühr in Höhe von 1 der 
Prozeßgebühr erhält. Gemeint iſt hierbei ein Rath, welcher den 
Beginn oder die Fortſetzung eines der Deutſchen Civilprozeß⸗ 
ordnung unterliegenden Verfahrens vor den ordentlichen Gerichten 
betrifft. Daß § 47 Abſatz 1 a. a. O. nur einen ſolchen Rath 
im Sinne hat, ergeben die Motive (a. a. O. S. 141) und hat 
die Reichstagskommiſſion zur Vorberathung der Gebühren⸗ 
ordnung zu Protokoll am 11. März 1879 feſtgeſtellt. Ein 
Rath, welcher eine andere Angelegenheit betrifft, iſt nach den 
landesgeſetzlichen Taxbeſtimmungen zu honoriren (vergl. die dem 
Berichte dieſer Kommiſſion beigefügte Zuſammenſtellung unter 
Nr. 3, Stenographiſche Berichte des Reichstages a. a. O., 
Bd. 5. Seite 1214/1215). Es greift dieſe Gebühr aus § 47 
Abſatz 1 a. a. O. für die unter § 1 fallende Rathertheilung 
Platz, ſo lange dem Anwalt ein Auftrag zur Vertretung im 
Prozeſſe noch nicht ertheilt iſt und von einer Anrechnung gemäß 
§ 49 a. a. O. daher nicht die Rede ſein kann. Weiter ſteht 
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fie dem Anwalt auch dann zu, wenn das Gericht ſpäter über« 
haupt nicht mit der Sache befaßt wird, weil der Anwalt hier⸗ 
von abräth (Motive a. a. O. S. 126). Endlich beſchränkt ſich 
die Ausdehnungsvorſchrift des § 1 und die Anwendung des 
947 a. a. O. nicht auf die Fälle der Rathertheilung vor 
Beginn eines Verfahrens. Es kann ein Prozeß bereits an⸗ 
hängig ſein, ohne daß der den Rath ertheilende Anwalt zum 
Prozeß bevollmächtigten beſtellt iſt, indem die Partei einen anderen 
Prozeß bevollmächtigten hat oder ſich eines Vertreters im Ver⸗ 
fahren überhaupt nicht bedient. In dieſen Fällen kann die 
Rathertheilung nicht den Beginn, ſondern nur die Fortſetzung 
des Prozeſſes vorbereiten. Auch ein ſolcher unter 8 1 a. a. O. 
fallender Rath hat Anſpruch auf die reichsgeſetzliche Vergütung 
des § 47 Abſatz 1 a. a. O. 

Damit iſt die ſyſtematiſche Bedeutung klargeſtellt, welche 
die Ausdehnungsvorſchrift des 8 1 für die berathende Thätigkeit 
des Anwalts im Vorbereitungsſtadium eines bürgerlichen Rechts. 
ſtreites oder in einem begonnenen Rechtsſtreite hat, wenn der 
Rechtsanwalt nicht zum Prozeßbevollmächtigten beſtellt iſt. In 
welchem Umfange indeſſen die Ausdehnungsvorſchrift dieſe be⸗ 
rathende Thätigkeit umfaßt und damit der Vergütung nach 
Reichsrecht unterwirft, hängt von der begrifflichen Beſtimmung 
ab, was unter dem Beginn oder der Fortſetzung eines Verfahrens 
und was unter einer dieſe betreffenden Rathertheilung zu ver⸗ 
ſtehen ift. 

Der Beginn des Verfahrens iſt gleichbedeutend mit der 
Anhängigmachung bei Gericht. Allerdings beginnt es für den 
Anwalt bereits mit der Ertheilung des Auftrages, der § 1 hat 
indeſſen unzweifelhaft den Beginn bei Gericht im Auge. 

Von einer Fortſetzung des Verfahrens kann nur nach einem 
bereits erfolgten Beginne die Rede ſein. Zu denken iſt hierbei 
nicht nur an eine Fortſetzung nach Abſchluß des Verfahrens 
oder nach beendeter Inſtanz (ſo Pfafferoth, die Gebührenordnung 
für Rechtsanwälte, Anm. 8 zu § 1) oder nach einem infolge 
Unterbrechung, Ausſetzung oder Ruhens des Verfahrens ein⸗ 
getretenen Stillſtande deſſelben, ſondern im Gegenſatz zum Be⸗ 
ginn an die Fortführung des Verfahrens überhaupt, alſo auch 
eines im Fortgange begriffenen Verfahrens. 

Einen ſolchen Beginn oder eine ſolche Fortſetzung des 
Verfahrens muß der Rath des Anwalts betreffen, wenn auf 
ihn die reichsgeſetzliche Gebührenvorſchrift, alſo insbeſondere 
§ 47 Abſatz 1 der Deutſchen Gebührenordnung, Anwendung 
finden ſoll. Der Ausdruck „betreffen“ iſt ein unbeſtimmter, er 
kann in engerem oder weiterem Sinne gedeutet werden. Nach 
dem Sprachgebrauch hat er die gleiche Bedeutung wie das 
ebenfalls unbeſtimmte und dehnbare „Beziehung haben“ (Heyne, 
Deutſches Wörterbuch, Leipzig 1890, Bd. 1 S. 403). Un⸗ 
zweifelhaft hat zunächſt ein Rath dann auf den Beginn oder 
die Fortſetzung des Verfahrens Bezug, wenn er eine der Fragen 
zum Gegenſtande hat, ob oder wie ein Verfahren begonnen oder 
fortgeſetzt werden ſoll oder, ob oder wie der Rathſuchende ſich 
auf ein ſolches, falls es ſich gegen ihn richtet, einlaſſen ſoll 
oder, wenn ſich der Rath auf dieſes Ob und Wie zugleich 
bezieht (Motive a. a. O. S 141, Kaufmann in der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift 1900 S. 503). In ſolchen Fällen iſt die Be⸗ 
ziehung eine unmittelbare, und der Rath wird von dem Auf- 
traggeber in aggreſſivem oder defenſivem Sinne direkt zum 
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Zwecke des Beginnes oder der Fortſetzung eines Verfahrens in 
Anspruch genommen (vergl. Joachim, die Gebühren der Rechts⸗ 
anwälte und Gerichtsvollzieher in Preußen, Anm. 49 zu Art. 1 
des Geſetzes vom 27. September 1899 und Walter⸗Joachim, 
die Gebührenordnung für Rechtsanwälte vom 7. Juli 1879, 
Anm. 65 zu 5 1 der Deutſchen Gebührenordnung). Der 
Rahmen iſt indeſſen unbedenklich weiter zu ziehen; denn der 
§ a. a. O. ſpricht nicht von unmittelbarem „Betreffen“ 
und zwingt daher nicht zur engſten Auslegung dieſes Wortes. 
Die Rathertheilung braucht nicht unmittelbar dem Beginn oder 
der Fortſetzung des Verfahrens zu dienen. Es genügt vielmehr, 
wenn ſie hierauf auch nur mittelbar und zwar dadurch Bezug 
hat, daß ſie den Beginn oder die Fortſetzung des Verfahrens in 
Betracht zu ziehen hat. Die an ſich den ordentlichen Gerichten 
und der Deutſchen Civilprozeßordnung unterliegenden Angelegen⸗ 
heiten weiſen zahlreiche Fälle ſolcher, wenn auch nicht direkten 
Beziehung der Rathertheilung auf, welche unter die Ausdehnungs⸗ 
vorſchrift des § 1 a. a. O. fallen. Allerdings iſt hierbei eine 
Vorausſetzung unerläßlich. Die Angelegenheit, in welcher der 


Rath ertheilt wird, muß bereits einen ſtreitigen Charakter 


gewonnen haben oder doch mindeſtens dem Rathſuchenden als 
ſtreitig erſcheinen. Was hierunter zu verſtehen iſt, bedarf zunächſt 
der Klarſtellung. 

Hat das Verfahren bereits begonnen, ſo ſtellt ſich die den 
Gegenſtand deſſelben bildende Angelegenheit ſtets als eine 
ſtreitige dar. Ob eine Angelegenheit auch ſchon vor begonnenem 
Verfahren einen ſtreitigen Charakter hat, muß dagegen von Fall 
zu Fall unterſucht werden. Wird über ein Recht oder einen 
Anſpruch zwiſchen den Betheiligten bereits geſtritten, ſo iſt 
hierüber kein Zweifel. Es giebt indeſſen ſtreitige Angelegenheiten 
ohne dieſen ausgeſprochenen kontradiktoriſchen Charakter. Der 
Verzug des Schuldners in der Leiſtung, des Gläubigers in der 
Annahme ſchaffen bereits einen Streitfall. Wer in einem Recht, 
das er ſich beimißt, verletzt iſt, wem Beſitz entzogen oder geſtört 
wird, für den liegt hierin ebenfalls ein Streitfall. Das that- 
ſächliche Eingreifen oder Zuwiderhandeln des anderen Theils 
erſetzen hier die Stelle wörtlichen Beſtreitens. Nicht minder 
handelt es ſich für den anderen Theil um eine ſtreitige An⸗ 
gelegenheit, wenn Rechte oder Anſprüche gegen ihn geltend 
gemacht werden, die er nicht anerkennt. Für die Anwendung 
der Ausdehnungsvorſchrift des 8 1 a. a. O. reicht es indeſſen 
aus, wenn eine Angelegenheit auch nur in dem weiteren Sinne 
einen ſtreitigen Charakter gewonnen hat, daß fie in der Aus- 
geſtaltung zu einem Streitfalle begriffen iſt, d. h. mindeſtens 
Streit als bevorſtehend in Ausficht ſtellt. Einen ſolchen Streit⸗ 
anſatz zeigen Angelegenheiten beſonders häufig als Folge der 
eingetretenen oder auch nur geplanten Aenderung ihres bisherigen 
Rechtszuſtandes. Eine Reihe von Rechtsbehelfen, welche die 
Aufhebung eines beſtehenden Rechtsverhältniſſes oder Aenderungen 
in demſelben herbeiführen oder die Vorausſetzungen hierfür 
ſchaffen, vermitteln, wenn fie ergriffen find oder ergriffen werden 
ſollen, der betreffenden Angelegenheit einen ſtreitigen Charakter, 
weil ſie Streit in Ausſicht ſtellen. Als Beiſpiele ſeien hier zu⸗ 
nächſt nur genannt die Anfechtung eines Vertrages wegen 
Irrthums, die Geltendmachung des Rechts aus § 321 B. G. B., 
die Mängelrüge aus § 377 H. G. B. als Vorausſetzung des 
Anſpruchs auf Wandlung oder Minderung des Kaufpreiſes. 


Zar oben 


Allerdings ſtellen nicht jede Rechtsänderung und nicht jeder ſolche 
Rechtsbehelf einen Streit in Ausſicht, auch dies muß vielmehr 
von Fall zu Fall unterſucht werden. So wird z. B. dem 
Widerrufe des mit einem Minderjährigen geſchloſſenen Vertrages 
aus § 109 Abſatz 1 B. G. B., weil er vom Geſetze freigeſtellt 
iſt, und der Beſtätigung eines nichtigen Rechtsgeſchäfts aus 
§ 141 a. a. O., weil fie eine von beiden Theilen gebilligte 
Rechts veränderung herbeigeführt, zunächſt kein ſtreitſchaffender 
Charakter beizumeſſen ſein. 

Die Phaſen, welche eine Angelegenheit von dem Beginn 
des Streites in dieſem engeren oder weiteren Sinne bis zum 
Beginn des eigentlichen Verfahrens oder bei bereits anhängigem 
Verfahren in demſelben durchmacht, gewähren einen breiten 
Spielraum für die berathende Thätigkeit des Anwalts, ohne 
daß hierbei ſtets der Beginn oder die Fortſetzung des Prozeſſes 
unmittelbar in Frage ſtehen. Trotzdem betrifft der in dieſem 
Stadium des Streites ertheilte Rath des Anwalts, von Auß- 
nahmefällen abgeſehen, den Beginn oder die Fortſetzung des 
Verfahrens. Es ergiebt ſich dies aus folgenden Erwägungen. 
Die Partei, welche den Anwalt unter ſolchen Umſtänden zu 
Rathe zieht, will ihr Recht nicht theoretiſch ergründen, ſondern 
praktiſch wirkſam verfolgt oder vertheidigt wiſſen. Ob aus⸗ 
geſprochen oder unausgeſprochen ſteht daher auch die gerichtliche 
Geltendmachung des Rechts jedenfalls eventuell bereits in Frage 
und muß bei der Rathertheilung in Betracht gezogen werden. 
Daß die Entſchließung zum Begiun oder zur Fortſetzung des 
Prozeſſes hierbei häufig noch eine ungewiſſe iſt, ändert hieran 
nichts. Im Stadium der Ungewißheit befindet ſich dieſe Ent⸗ 
ſchließung auch dann, wenn die Frage an den Anwalt geſtellt 
wird, ob er zur Beſchreitung des Klageweges rathe, und ſehr 
haufig iſt dies ſogar noch der Fall, wenn bereits die Art und 
Weiſe der gerichtlichen Geltendmachung des Anſpruchs mit ihm 
erörtert wird. Mag auch der Entſchließung in dieſen Fällen 
um einen Schritt näher getreten ſein, ſo iſt doch mit der Be⸗ 
fragung des Anwalts in ſtreitig gewordenen Angelegenheiten 
erfahrungsgemäß der erſte Schritt zu einem Verfahren vor den 
ordentlichen Gerichten gethan. Die Betrachtung der ſtreitigen 
Angelegenheit Seitens des Anwalts und ſeine Rathertheilung 
müſſen daher den eventuellen Beginn des Verfahrens in's Auge 
faſſen und den Rath danach einrichten. Es wird dies auch der 
muthmaßlichen Intention des Auftraggebers entſprechen; denn 
eine Rathertheilung, die in dem bereits ſtreitigen oder doch 
mindeſtens Streit in Ausſicht ſtellenden Stadium der Sache 
hiervon abſehen wollte, würde für ihn werthlos ſein. Hierdurch 
hat die Rathertheilung Bezug auf den Beginn des Verfahrens 
und inſofern betrifft ſie ihn. Noch mehr muß der Anwalt bei 
ſchon begonnenem Verfahren die Fortſetzung deſſelben im Auge 
behalten und ſeinen Rath danach einrichten. Nur diejenigen 
Fälle find auszunehmen und der Betrachtung vom Standpunkte 
der Anhängigmachung oder Fortſetzung eines Verfahrens nicht 
unterworfen, in denen der Rathſuchende erklärt oder es ſonſt 
erkennbar iſt, daß die Befragung des Anwalts ausſchließlich 
anderen Zwecken oder einer anderen Regelung der ſtreitigen An⸗ 
gelegenheit dienen ſoll, als der Erledigung im Wege des Beginns 
oder der Fortſetzung eines Verfahrens. Dies würde bei der 
Erklärung des Rathſuchenden zutreffen, daß er es in keinem 
Falle zu einem Prozeſſe kommen laſſen wolle. Seine Erklärung 
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dagegen, daß er zunächſt den Klageweg noch nicht zu beſchreiten 
gedenke, würde nicht ausſchließen, daß der Rath den Beginn 
des Verfahrens betrifft; denn damit wird die Entſchließung zum 
Prozeſſe zwar vorbehalten, aber die Betrachtung und Rath⸗ 
ertheilung vom Standpunkte des eventuell zu beginnenden 
Prozeſſes nicht erlaſſen. 

Mit dem Wortlaute des 8 1 iſt die vertretene Auffaſſung 
jedenfalls vereinbar. Sie widerſpricht auch nicht der legis⸗ 
latoriſchen Begründung der Ausdehnungsvorſchrift des § 1. 
Sit dieſelbe dazu beſtimmt, thunlichſt auch die den Prozeß vor- 
bereitende Thätigkeit des Anwalts zu umfaſſen und für dieſe 
und das ſpätere Verfahren die Zwieſpältigkeit reichs⸗ und landes⸗ 
geſetzlicher Honorirung zu vermeiden, ſo liegt kein Grund vor, 
die in einer bereits ſtreitigen Sache entwickelte berathende 
Thätigkeit des Anwalts anders zu behandeln, je nachdem der 
Beginn oder die Fortſetzung des Prozeſſes unmittelbar in Frage 
ſtehen oder nur als Endpunkt der Erwägung in Betracht gezogen 
werden ſollen. Als eine das Verfahren vorbereitende Thätigkeit 
harakterifirt ſich die Rathertheilung auch in letzterem Falle; 
wenn die Motive (a. a. O. S. 126) von einer vorbereitenden 
Thätigkeit ſprechen, ſo iſt hierbei keineswegs nothwendig an eine 
Vorbereitung im engften Sinne zu denken. Auch der Art nach 
liegt keine Verſchiedenheit der Thätigkeit vor, mag der Anwalt 
nun bei ſeinem Rathe den Beginn oder die Fortſetzung eines 
Prozeſſes als nähere oder weitere Eventualität in Betracht ziehen. 

Braucht die Rathertheilung ſich nicht unmittelbar auf den 
Beginn oder die Fortſetzung des Prozeſſes zu beziehen, ſo erweitert 
ſich damit auch ihr Gegenſtand. Es wird alsdann Gegen⸗ 
ſtand der berathenden Thätigkeit im Sinne der Ausdehnungs⸗ 
vorſchrift des 9 1 a. a. O. auch der Rath über die Frage fein, 
ob ein ſtreitiger Anſpruch begründet iſt oder, auf welchem Wege 
er geltend gemacht oder ihm begegnet werben ſoll. Für die An⸗ 
wendung des & 1 a. a. O. wird es danach auch genügen, wenn 
der Rath nur die Frage betrifft, wie die Rechtsverfolgung oder 
Rechtsvertheidigung in demjenigen Stadium des Streites, in 
welchem ſich der Anſpruch derzeit befindet, einzurichten iſt. 

Fälle ſolcher Rathertheilung, auf welche § 1 der Deutfchen 
Gebührenordnung und nicht die landesgeſetzliche Gebührenvorſchrift 
Anwendung findet, ereignen ſich zahlreich im Vorbereitungs⸗ 
ſtadium eines jeden Verfahrens, wie auch nach deſſen Beginn. 
Hier wird nur näher auf bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten ein ⸗ 
gegangen und die Rathertheilung zunächſt für ſich allein be⸗ 
trachtet, alſo ohne Hinzutreten einer dem Anwalte aufgetragenen 
weiteren Thätigkeit. So kommt es häufig vor, daß der Gläubiger 
erſt den Rath des Anwalts über die Berechtigung ſeines An⸗ 
ſpruches einholt oder darüber, welche Mittel für die Geltend⸗ 
machung deſſelben gegeben find, welche Wege die Rechtsverfolgung 
gehen muß oder welche ſie zweckmäßigerweiſe geht, ehe der 
Gläubiger, meiftens als Ergebniß der Rathertheilung, den oder 
jenen, den Beginn oder die Fortſetzung des Prozeſſes vor⸗ 
bereitenden Schritt ergreift, z. B. ehe er den faumigen Schuldner 
nochmals zur Leiſtung auffordert, mit ihm in Vergleichsver⸗ 
handlungen tritt oder durch Mahnung oder Kündigung die noch 
fehlenden Grundlagen für die Geltendmachung des bereits 
ſtreitigen Anſpruchs ſchafft oder klarſtellt. Ebenſo hänfig kon⸗ 
ferirt der Schuldner in dieſem Stadium mit dem Anwalt über 
den ſtreitigen Anſpruch, die Berechtigung ſeiner Einwendungen 
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oder die Mittel und Wege ſeiner Vertheidigung, z. B. ehe er 
auf eine Mahnung des Gläubigers antwortet, eine ſonſtige 
Gegenmaßregel ergreift oder in Vergleichsverhandlungen eintritt. 
Mitunter hat die Partei den oder jenen dieſer Schritte bereits 
gethan und ſucht nur nachträglich ſich bei dem Anwalt über ihr 
Recht oder die Richtigkeit ihres Vorgehens zu vergewiſſern oder 
eine Richtſchnur für weiteres Vorgehen zu erhalten. Noch 
häufiger ſtehen in ſolchem Zuſammenhange mit einer Rath- 
ertheilung andere Akte ausgeſprochen ſtreitigen Charakters, ſei 
es, daß ſie bereits im Plan einer Partei liegen, aber ihr vor 
der Entſchließung und Ausführung noch Anlaß zur Einholung 
eines Rathes geben oder, wie es zumeiſt der Fall ſein wird, 
daß erſt der Amvalt nach Darlegung des Streitfalls die Vor⸗ 
nahme eines dieſer Akte anräth. Ohne die Zahl der Fälle zu 
erſchöpfen, werden als Akte ſtreitigen Charakters, welche in 
dieſer Weiſe Rathertheilung aus § 1 a. a. O. veranlaſſen, 
beiſpielsweiſe genannt die Erklärung der Anfechtung eines ‚Ber 
trages wegen Irrthums, die Erklärung und Friſtſetzung aus 
§ 250 oder § 326 B. G. B., die Verweigerung der Leiſtung 
aus § 321 B. G. B., die Androhung des Selbſthülfeverkaufs 
aus § 373 H. G. B., die Mängelanzeige aus 8 377 H. G. B., 
die Spezifikationsbeſtimmung des Verkäufers aus § 375 H. G. B., 
die Anfechtung einer Rechtshandlung des Schuldners durch den 
Gläubiger oder den Konkursverwalter u. ſ. w., oder die Stellung ⸗ 
nahme des anderen Theils gegen dieſe bereits ergriffenen oder 
angedrohten Maßregeln. Die Beziehung der Rathertheilung auf 
den Beginn des Verfahrens iſt hierbei vorhanden, auch ohne 
daß der Gläubiger feine Abſicht, den Schuldner zu verklagen 
oder mit Klage bedrohen zu wollen, erklärt hat, und ohne daß 
dem Schuldner Klageandrohung bereits zugegangen zu ſein 
brancht. Nicht erforderlich für die Anwendung des § 1 a. a. O. 
iſt auch hier, daß es demnächſt überhaupt zu einem Prozeſſe kommt. 

Nach den gegebenen Beiſpielen, die ſich vielfach vermehren 
laſſen, iſt der § 1 a. a. O. auf eine große Zahl von Fällen 
der Rathertheilung anwendbar, welche bei einer engeren Aus- 
legung deſſelben der landesgeſetzlichen Gebührenvorſchrift unter- 
liegen würden. Doch darf andererſeits die Grenze nicht zu 
weit gezogen werden. Es iſt ſtets daran feſtzuhalten, daß es 
ſich um Rathertheilung in einer in dem dargelegten Sinne 
bereits ſtreitigen Angelegenheit handeln muß. Deshalb kann 
Kaufmann (a. a. O. S. 504) darin nicht beigetreten werden, 
den § 1 a. a. O. auch auf ſolche Rathertheilungen anzuwenden, 
welche eine noch nicht ſtreitige Angelegenheit betreffen, ſofern 
ſie nur gegebenen Falles die Möglichkeit eines ſpäteren Ver⸗ 
fahrens bietet. Nicht nur nach ſeinem Wortlaut und Sinn, 
ſondern auch nach feiner Stellung im Syſtem eines die ſtreitige 
Gerichtsbarkeit betreffenden Gebührengeſetzes ſetzt der § 1 a. a. O. 
als Gegenſtand des zu beginnenden oder fortzuſetzenden Ver⸗ 
fahrens und der hierauf bezüglichen Rathertheilung einen vor⸗ 
handenen oder dem Rathſuchenden doch als ſolchen erſcheinenden 
Streitfall voraus. Eine Angelegenheit, die in der Ausgeſtaltung 
zu einem Steitfalle bereits ſoweit begriffen iſt, daß fie einen 
Streit als bevorſtehend in Ausſicht ſtellt, genügt dieſem Er⸗ 
forderniſſe, dagegen nicht eine Angelegenheit, die nur vielleicht 
einmal ſtreitig werden kann. Die Rathertheilung in nicht 
ſtreitigen Angelegenheiten iſt auch ſchon durch ihre Ziele eine 
ganz andere. Wenn ſie darauf bedacht ſein ſoll, die Entſtehung 
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ſpäteren Streites zu verhindern, ſo muß ſie die Angelegenheit 
allerdings auch unter der Perſpektive, daß ſie ſpäter ſtreitig 
werden könnte, betrachten. Aber ſie thut das nicht, wie die 
unter § 1 a. a. O. fallende Rathertheilung, in Vorbereitung 
eines ſtreitigen Verfahrens, ſondern in der gegentheiligen Tendenz 
der Verhütung eines ſolchen. 

Doch wird nur die berathende Thätigkeit im Vor⸗ 
bereitungsſtadium eines Verfahrens durch die Ausdehnungs⸗ 
vorſchrift des § 1 a. a. O. von der Deutſchen Gebührenordnung 
mitumfaßt. Die ſonſtige Thätigkeit des Anwalts in dieſem 
Stadium, welche außerhalb der berathenden Thätigkeit liegt, 
fällt daher nicht unter § 1 a. a. O. Zahlungsaufforderungen, 
Mahnungen, Kündigungen und die ſonſtigen Akte ſtreitigen 
Charakters, von denen einige aufgeführt wurden, unterliegen 
daher, wenn ſie dem Anwalt aufgetragen werden, für ſich allein 
betrachtet lediglich der landesgeſetzlichen Gebührenvorſchrift, ob⸗ 
wohl fie in bereits ſtreitiger Sache meiſtens intenfiven Bezug 
auf den Beginn oder die Fortſetzung eines Prozeſſes haben. 
Für Mahnungen, Kündigungen und ähnliche Schreiben, z. B. 
die Ankündigung der Geltendmachung des Exmiſſions⸗Anſpruches 
für den Fall nochmaliger Zuwiderhandlung (im Anſchluß an 
ein beſtimmtes Formular der Berliner Miethsverträge), welche 
der Einleitung eines Prozeſſes vorausgehen, kommt hierbei noch 
die beſchränkende Beſtimmung des Artikel 9 Abſatz 1 der Preußiſchen 
Gebührenordnung in Betracht, wonach der Rechtsanwalt, dem 
die Prozeßgebühr zuſteht, für die Akte eine beſondere Gebühr 
überhaupt nicht zu beanſpruchen hat. Cbenſo find bei bereits 
ſchwebenden Verfahren dieſe Thätigkeiten eines Anwaltes, wenn 
derſelbe nicht zum Prozeß bevollmächtigt iſt, lediglich landes ⸗ 
geſetzlich zu honoriren. Es iſt mit ſolchen Akten eine Rath⸗ 
ertheilung gemäß $ 1 a. a. O. nicht nothwendig verbunden, die 
Partei kann dem Anwalt ihre Ausführung auftragen, ohne fi 
über ihre Ergreifung mit ihm berathen zu haben. Soweit 
aber die Thätigkeit des Anwalts der Ausführung ſelbſt dient, 
iſt fie trotz der hierauf verwendeten Rechtskenntniß und Er⸗ 
fahrung keine berathende im eigentlichen Sinne (vergl. noch 
unten über den Inhalt der berathenden Thätigkeit). Auch der 
bedingte Klageauftrag, wie er z. B. mit dem Auftrage zu 
Zahlungsaufforderungen oder Vergleichsverhandlungen, falls die⸗ 
ſelben keinen Erfolg haben ſollten, häufig verbunden wird, rückt 
die ſonſtige, nicht rathertheilende Thätigkeit des Anwalts nicht 
in die Sphäre reichsgeſetzlicher Vergütung. Das Verfahren 
beginnt zwar für den Anwalt nach § 29 Abſatz 1 a. a. O. mit 
dem Auftrage. Hiermit kann indeſſen nur ein unbedingter 
Auftrag gemeint ſein, während der ſo bedingte Klageauftrag 
eine ſuspenſive Bedingung enthält, mit deren Eintritt er erſt 
als Klageauftrag wirkſam wird. Ein Gleiches iſt auch der 
Fall, wenn der Klageauftrag nach ſeinem Wortlaut zwar unbe⸗ 
dingt, aber mit der Einſchränkung ertheilt wird, daß der Anwalt 
vor Erhebung der Klage den Schuldner unter Androhung der⸗ 
ſelben erſt noch einmal zur Leiſtung auffordern ſolle. Auch ein 
jo ertheilter Auftrag iſt nach dem wirklichen Willen des Auftrag⸗ 
gebers (§ 133 B. G. B.) ein ſuspenſiv bedingter, auch wenn hierbei 
dem Auwalte bereits ſofort Prozeßvollmacht ausgeſtellt wird. Eine 
auf Grund ſolchen Auftrages erlaſſene Zahlungsaufforderung iſt 
daher ebenfalls nur landesgeſetzlich, nicht etwa gemäß § 14 
Abſatz 1 der Deutſchen Gebührenordnung zu honoriren. 
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Praktiſch am häufigſten zeigt ſich die bisher nur für fi 
allein betrachtete Rathertheilung aus § 1 a. a. O. in Verbin⸗ 
dung mit einer dem Anwalt aufgetragenen weiteren Einzel⸗ 
thätigkeit. Es iſt ſogar der typiſche Fall anwaltlicher Berufs⸗ 
thätigkeit, daß der Anwalt in einer ſtreitigen Angelegenheit um 
Rath gefragt, und daß auch die Ausführung des von ihm an⸗ 
gerathenen Vorgehens ihm im Verfolg der Rathertheilung auf⸗ 
getragen wird. Demgegenüber find die Fälle, in denen nur der 
Rath des Anwalts eingeholt oder ihm ohne Befragung und 
Rathertheilung allein eine andere Thätigkeit aufgetragen wird, 
die verhältnißmäßig ſelteneren. Entwickelt ſich der Auftrag zu 
einem weiteren Geſchäft in dieſer Weiſe aus der Rathertheilung, 
ſo gehört der Rath zu dem aufgetragenen Geſchäft und iſt mit 
dieſem zuſammen zu honoriren. Willenbücher (Das Koſteufeſt⸗ 
ſetzungsverfahren, Anm. 4 zu 8 47 der Deuntſchen Gebühren ⸗ 
ordnung) ſieht in ſolchem Rathe regelmäßig nur eine Vor⸗ 
beſprechung, bei welcher die Gebühr aus § 47 a. a. O. aus⸗ 
geſchloſſen ſei, Meyer⸗Irmler (Die Gebührenordnung für Rechts- 
anwälte, Anm. 3 Abſatz 5 zu § 47 der Deutſchen Gebühren 
ordnung) wendet in dieſem Falle den § 49 a. a. O. analog an 
und rechnet die Gebühr des § 47 Abſatz 1 auf die Gebühr für 
die weitere Thätigkeit an. Auch das Reichsgericht äußert ſich 
dahin, daß der Anwalt in der Regel durch die Gebühr für ein 
ausgeführtes Geſchäft für ſeine ganze Thätigkeit in Bezug 
auf dieſes Geſchäft, die vorbereitende, berathende und 
ausführende abgefunden wird. (Entſcheidung des Reichsgerichts 
in Strafſachen Bd. 14. S. 371.) Ein ſolcher innerer Zu⸗ 
ſammenhang der Rathertheilung mit einem nachfolgenden 
weiteren Geſchäft iſt jedoch nicht auf den obigen Fall zu be⸗ 
ſchränken. Auch ohne daß die weitere Thätigkeit von dem An⸗ 
walte direkt angerathen zu ſein braucht, gehort die vorangegangene 
Rathertheilung zu ihr, ſobald der weitere Auftrag als Folge 
der Rathertheilung erſcheint. Dies wird meiſtens ſchon dann 
der Fall ſein, wenn das nach Lage der Sache zuläſſige oder 
zweckmäßige Vorgehen den Gegenſtand der Rathertheilung bildet 
und nicht minder, wenn der Rath des Anwalts die Frage betrifft, 
ob einem von der Partei beabfichtigten Vorgehen ein begründeter 
Auſpruch oder begründete Einwendungen zur Seite ſtehen. Es 
macht ferner für die Zugehörigkeit der Rathertheilung zu dem 
weiteren, dem Anwalte aufgetragenen Geſchäfte keinen Unter⸗ 
ſchied, ob die Uebertragung weiterer Thätigkeit von der Rath 
ſuchenden Partei bereits vorher in's Auge gefaßt iſt oder ſich 
ausſchließlich erſt aus der Rathertheilung ergiebt, und ob die 
Thätigkeit des Anwalts zunächft nur auf die Rathertheilung be- 
ſchränkt bleibt und der Auftrag erſt demnächſt, aber als Folge 
der Rathertheilung, erweitert wird. Das Entſcheidende in allen 
dieſen Fällen iſt, ob der Rath die Entſchließung zu dem Ge⸗ 
ſchäft vermittelt; denn hierauf beruht feine Zugehörigkeit zu 
demſelben. Wo der Rath danach den Theil eines anderen Ge⸗ 
ſchäftes bildet, iſt er mit dieſem, nicht neben ihm noch beſonders 
zu honoriren. Der Anwalt, dem auf Grund einer Rathertheilung 
zunächft die Erwirkung eines Zahlungsbefehls oder die Anfer⸗ 
tigung eines Schriftſatzes aufgetragen wird, hat daher nur die 
Gebühr von ½ bezw. von ½ aus den 58 38 Nr. 1 bezw. 46 
der Deutſchen Gebührenordnung, nicht auch noch daneben die 
Gebühr aus § 47 Abſatz 1 a. a. O. zu beanſpruchen. Trotz ⸗ 
dem betrifft die Rathertheilung auch in ſolchem Zuſammenhange, 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


289 


wenn ihr Gegenſtand der oben dargelegte iſt, den Beginn oder 
die Fortſetzung eines Prozeſſes und es bleibt ihr hierdurch für 
alle Fälle der Anſpruch auf Vergütung gemäß 8 47 Abſatz 1 
a. a. O. geſichert. Geht dieſe Gebühr auch in der höheren 
oder gleich hohen Gebühr für das mit der Rathertheilung zu⸗ 
ſammenhängende Geſchäft auf, ſo kommt ſie doch andrerſeits zur 
Geltung, ſobald die Gebühr für die aufgetragene weitere 
Thätigkeit nicht die Höhe der Gebühr aus § 47 Abſatz 1 
a. a. O. erreicht. Holt ſich z. B. eine Partei, gegen welche 
ein Zahlungsbefehl erlaſſen iſt, von dem Anwalte Rath über 
die Berechtigung des Anſpruchs und die gegen denſelben von ihr 
vorzubringenden Einwendungen und ertheilt ſie daraufhin dem 
Anwalt Auftrag zur Erhebung des Widerſpruchs gegen den 
Zahlungsbefehl, jo würde dem Anwalte für letztere Thätigkeit 
nach § 38 Nr. 2 der Deutſchen Gebührenorduung nur eine 
Gebühr von /e der Prozeßgebühr zuſtehen. Unter Feſthaltung 
des einheitlichen Charakters der ganzen Thaͤtigkeit muß dem 
Anwalt jedoch in ſolchem Falle die höhere / Gebühr des 8 47 
a. a. O. zugebilligt werden, weil ein Theil der Thätigkeit, die 
berathende, hierunter fällt. Daß bei konkurrirender weiterer 
Thätigkeit dieſe und die Rathertheilung unter Umſtänden zu⸗ 
ſammen nur die gleiche Vergütung finden, wie die allein ge⸗ 
währte Rathertheilung kann grundfägli zu keiner anderen Be⸗ 
handlung ſolcher konkurirenden Thätigkeit führen. 

Das Reſultat iſt das gleiche, wenn eine weitere Thätigkeit 
des Anwalts, welche an ſich landesgeſetzlich zu honoriren ſein 
würde, mit einer Rathertheilung aus $ 1 a. a. O. in der dar⸗ 
gelegten Verbindung ſteht. Der Auftrag zu Zahlungsauffor- 
derungen, Mahnungen, Kündigungen oder ſonſtigen Akten ftrei- 
tigen Inhalts, wie ſie zahlreich im Vorbereitungsſtadium eines 
Prozeſſes wie auch bei bereits ſchwebendem Verfahren vorkommen, 
hängt beſonders häufig mit einer Rathertheilung aus § 1 a. a. O. 
zuſammen, als deren Ergebuiß er ſich darſtellt. Nach Artikel 11 
der Preußiſchen Landesgebührenordnung werden eine Beſprechung 
ſowie die Ertheilung eines Rathes neben den in den Artikeln 8 
bis 10 a. a. O. beſtimmten Gebühren nicht beſonders honorirt. 
Die Beſprechung, welche die Information vermittelt, und die 
berathende Thätigkeit, welche einem der in den Artikeln 8 bis 10 
behandelten Akte dient, werden damit von der Landesgebühren⸗ 
ordnung offenbar nur als Theile der betreffenden Akte angeſehen, 
deren Gebühr fie mitumfaßt. Demzufolge würde in der Mehr- 
zahl der Fälle hier nur die landesgeſetzliche / Gebühr des 
Artikel 9 a. a. O. Platz greifen. So iſt auch in der Kommiſſion 
des Herrenhauſes zu Artikel 11 a. a. O. ausdrücklich bemerkt 
worden, daß, wenn eine Beſprechung zu dem Ergebniß führt, 
daß der Rechtsanwalt auf Grund derſelben ein Schreiben der 
im Artikel 8 oder im Artikel 9 bezeichneten Art anfertigt, nur 
die Gebühr für das Schreiben zur Anwendung komme. Für 
einen Rath gilt zweifellos daſſelbe, jedoch nicht, wenn er unter 
§ 1 der Deutſchen Gebührenordnung fällt. Ein Rath ſolchen 
Inhaltes läßt ſich, auch wenn er mit landesgeſetzlich zu 
honorirenden Akten Hand in Hand geht, der Deutſchen Gebühren⸗ 
ordnung nicht entziehen. Nur ſoweit ſie nicht reichsgeſetzlich 
geregelt iſt, beſtimmt ſich die Vergütung für die Berufsthätigkeit 
der Rechtsanwälte nach der Preußiſchen Gebührenordnung 
(Artikel 1 a. a. O.). Würde danach an ſich die Rathertheilung 
gemäß 5 47 Abſatz 1 a. a. O. mit ½ einer Prozeßgebühr, die 
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mit ihr verbundene andere Thätigkeit landesgeſetzlich mit "/ıo 
zu honoriren ſein, ſo iſt der Anwendungsfall des § 92 der 
Deutſchen Gebührenordnung gegeben. Es liegt auch hier eine 
einheitlich zu behandelnde Thätigkeit des Anwalts vor, deren 
berathenden Theil unter die reichsgeſetzlichen Gebührenvorſchriften 
fällt, während die Vergütung der übrigen Thätigkeit, ins⸗ 
beſondere des die Ausführung des angerathenen Vorgehens be- 
treffenden Theils, durch landesgeſetzliche Vorſchrift geregelt iſt. 
In ſolchem Falle kommt zur Vermeidung einer zweifachen Ver ⸗ 
gütung derſelben Thätigkeit nur die dem Anwalte günſtigere 
Gebührenvorſchrift zur Anwendung, hier alſo die durch § 47 
Abſatz 1 a. a. O. beſtimmte Vergütung von ½ einer Prozeß ⸗ 
gebühr. Alle erwähnten, von dem Anwalte vorgenommenen 
Akte ftreitigen Inhaltes haben auf dieſe Vergütung Anſpruch, 
wenn ſie mit einer Rathertheilung aus § 1 verbunden ſind, und 
es genügt in ſtreitiger Sache, wie dargelegt worden iſt, wenn 
auch nur die Frage nach der Berechtigung des geltend zu 
machenden oder zu bekämpfenden Anſpruches oder nach den 
Mitteln und Wegen der Rechtsverfolgung oder Rechtsvertheidi⸗ 
gung den Gegenſtand der Rathertheilung bildet. So würde 
z. B. die gewöhnliche Zahlungsaufforderung allein nur landes. 
geſetzlich mit ½ zu vergüten fein, in Verbindung mit einer 
Rathertheilung dagegen mit ½¼ der reichsgeſetzlichen Prozeß- 
ebühr. | 

j Der im weiteren Sinne verftandene Gegenftand der Rath. 
ertheilung erfordert um ſo mehr eine ſcharfe Abgrenzung ihres 
Inhaltes. Zumähft iſt von der Rathertheilung die Vor⸗ 
beſprechung zu unterſcheiden, welche nur der Einziehung oder 
Entgegennahme der Information für eine andere Thaͤtigkeit 
dient, aber an fich nicht berathend ift. Unter Rathertheilung 
im Sinne des § 47 a. a. O. iſt ferner nicht jede Beſprechung 
über nebenſächliche Punkte, ſondern nur eine ſolche Rathertheilung 
zu verſtehen, welche für die Beurtheilung und Auffaffung einer 
Rechtsangelegenheit und demnächſt für die Art und Weiſe ihrer 
Behandlung von Einfluß und Bedeutung ift (Entſcheidungen 
des Ehrengerichtshofes für Deutſche Rechtsanwälte Bd. 3 S. 9, 
Bd. 4 S. 63, Bd. 8 S. 247). Auch ein Rath im land- 
läufigen Sinne, wenn er ſelbſt auf das Verfahren Bezug hat, 
ſtellt nicht ohne Weiteres eine Rathertheilung im Sinne der 
88 1 und 47 a. a. O. dar. Der Rath darf ſich alſo z. B. 
nicht auf die Beantwortung der Frage beſchränken, ob der 
Gläubiger gut thue, den bereits ſäumigen Schuldner vor 
Beſchreitung des Klageweges erſt noch einmal unter Klage⸗ 
androhung zu mahnen oder mahnen zu laſſen. Bei einem 
Anwalt appellirt man an die bei demſelben vorausgeſetzten 
juriſtiſchen Kenntniſſe oder ſeine beſſere allgemeine Einſicht. 
Dieſe Richtung muß die Frage und einen ihr entſprechen⸗ 
den Inhalt auch die Antwort haben, wenn von einer 
Rathertheilung des Anwalts geſprochen werden ſoll. Einen 
ſolchen Charakter können beſondere Umſtände, z. B. drohende 
Verjährung, allerdings auch der Rathertheilung auf obige Frage 
verleihen. Aeußerungen anderer Art über Fragen, deren Beant⸗ 
wortung an jene Vorausſetzungen nicht geknüpft iſt, ſtellen keine 
Rathertheilung, ſondern höchſtens eine gemäß Artikel 11 der 
Preußiſchen Gebührenordnung zu honorirende Beſprechung dar. 
Von der unter die 88 1 und 47 a. a. O. fallenden Rather. 
theilung bleiben ferner diejenigen Fälle ausgeſchloſſen, in denen 
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der Anwalt eine berathende Thätigkeit nur inſofern entfaltet, 
als er ſeiner Partei auch bei der Ausführung eines ihm auf⸗ 
getragenen Aktes mit ſeiner Rechtskenntniß und Erfahrung dient. 
Eine in dieſem Sinne berathende Thätigkeit, wenn man fie 
überhaupt ſo nennen will, bildet nur einen integrirenden Theil 
der Ausführung, fie hat anders wie der die Entſchließung zu 
einem Geſchäfte vermittelnde Rath, nur durch den Akt, zu dem 
ſie gehört, Bezug auf den Beginn oder die Fortſetzung des 
Prozeſſes. Hierunter fallen Schreiben an Dritte und Be⸗ 
ſprechungen mit Dritten auch dann, wenn fie rechtliche Aus⸗ 
führungen oder ſachliche Auseinanderſetzungen enthalten. Doch 
werden ſolche Thätigkeiten, insbeſondere das Schreiben mit 
ſog. materiellem Inhalte, meiſtens das Ergebniß einer Rath⸗ 
ertheilung ſein. Folgerecht findet die Ausdehnungsvorſchrift 
des § 1 a. a. O. auch nicht auf einen Rath Anwendung, bei 
welchem die Thätigkeit des Anwalts überhaupt nur auf einen 
der Ausführungsthätigkeit angehörigen Rath beſchränkt bleibt. 
Man denke z. B. an den Fall, daß der Anwalt, wenn auch in 
ſtreitiger Sache, nur Rath über die Form oder den Inhalt 
einer Kündigung ertheilt. Ein ſolcher Rath hat ebenfalls nicht 
ſelbſtſtändig auf den Beginn oder die Fortſetzung eines Prozeſſes 
Bezug, er ſtellt auch für ſich allein nur den Theil einer Ans- 
führungsthätigkeit dar und iſt lediglich gemäß Artikel 11 der 
Landesgebührenordnung zu honoriren. 

Es muß ferner der unter die 88 1 und 47 a. a. O. fallende 
Rath als ſolcher von der Partei erbeten ſein. Der Rath, den 
der Anwalt bei einer ihm aufgetragenen Thätigkeit unaufgefordert 
ertheilt, indem er ſich über die Berechtigung des Auſpruchs oder 
die Mittel und Wege der Rechtsverfolgung aus freien Stücken 
äußert, iſt eine nicht erbetene Belehrung, welche die Partei nicht 
als Rath zu honoriren braucht (vergl. Meyer⸗Irmler Anm. 1 
Abſatz 2 zu § 47 a. a. O.). Eine Rathertheilung ift nur 
dann gebührenpflichtig, wenn der auf ſie gerichtete Wille des 
Auftraggebers erkennbar iſt. Dies feitzuftellen, bereitet allerdings 
mitunter Schwierigkeiten. So erhalten die der Information für 
einen andern Auftrag dienenden Beſprechungen häufig unwillkürlich 
im Laufe des Geſprächs einen berathenden Inhalt, und es läßt 
ſich hinterher nicht mehr ermitteln, ob der Anſtoß hierzu von 
der Partei oder dem Anwalte gegeben wurde. Iſt nicht zweifellos 
erkennbar, daß die Partei auch den Rath des Anwalts einholen 
wollte, jo wird jedenfalls dem Zweifel Rechnmig getragen und 
von der Anſetzung einer Gebühr gemäß § 47 Abſatz 1 a. a. O. 
hierfür abgeſehen werden müſſen. Andererſeits muß die Rath⸗ 
ertheilung als ſolche honorirt werden, wenn die Partei ſie genehmigt 
z. B. daraufhin von dem Auftrage abſieht oder ihn ändert. 
Dem aufgedrängten Rathe ähnlich liegt der Fall, wenn ein 
Anwalt bei Ertheilung des Auftrages zu einer Thätigkeit gegen 
den Anſpruch, den er vertreten, oder gegen die Eimvendungen, 
die er geltend machen ſoll, oder gegen die Zuläſſigkeit oder Zweck⸗ 
mäßigkeit des ihm aufgetragenen Vorgehens Bedenken hegt und 
ſich hierüber äußert. Solche Aeußerungen geſchehen zunächſt 
nicht zum Zwecke einer Rathertheilung, ſondern dienen in erſter 
Reihe der Ablehnung des Auftrages oder der Gewiſſensvertretung 
des Anwaltes nach deſſen pflichtmäßigem Ermeſſen. Bei Ab- 
lehnung des Auftrages ſteht ihm eine Gebühr überhaupt nicht 
zu (vergl. Meyer⸗Irmler a. a. O.). Sieht dagegen die Partei 
auf Grund der wenn auch nur zur Gewiſſens vertretung des 
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Anwalts geäußerten Zweifel von der Ertheilung des Auftrages 
ab oder ändert ſie ihn dem Hinweiſe des Anwalts entſprechend, 
jo genehmigt fie damit ſeine Aeußerung als einen ihr ertheilten 
Rath und muß ſie auch hier als ſolchen honoriren. 


Ueber die neuere Litteratur zur Konkursordunng 
und zum Anufechtungsgeſetze. 
Von Landgerichtsrath Karl Meyer in München. 


Das Konkurs- und Anfechtungsrecht iſt für das Rechts- 
leben und vor allem für den Anwaltſtand, der in der Haupt⸗ 
ſache die Konkursverwaltung zu tragen hat, von ſolcher Be⸗ 
deutung, daß es ſich wohl empfehlen dürfte, hier eine kurze 
Ueberſicht über die neuere Litteratur zum Konkurs- und An⸗ 
fechtungsrechte, wie ſie ſeit der Einführung der Konkursnovelle 
erſchienen iſt, für die Praxis zu geben. Der Umſtand, daß ich 
bei Schweitzer — München 1899 — eine größere Handaus⸗ 
gabe zur Konkursordnung und zum Anfechtungsgeſetze heraus- 
gegeben habe, wird mir die Legitimation hiezu vielleicht 
erbringen. Selbſtverſtändlich hat mein Buch hier außerhalb 
der Beſprechung zu bleiben. oo 

Von größeren Kommentaren zur Konkursordnung liegen 
dermalen vier Werke vollendet vor: Die Kommentare von 
Jaeger, Berlin, Heine 1902; Kleinfeller, IV. Auflage der 
Konkursordnung von Peterſen⸗Kleinfeller, Lahr, Schauenburg 
1901; Wolff, Berlin, Guttentag 1900 und von Boſſert, 
IV. Auflage der Konkursordnung von v. Sarwey-Boffert, 
Berlin, Heymann 1901. Von dieſen Kommentaren zieht Land⸗ 
gerichtsraih Dr Boſſert⸗Stuttgart mit Rüdfiht auf die 
Uebergangszeit das Recht des B. G. B. noch nicht in ſo aus⸗ 
gedehntem Maße in den Bereich ſeiner Erörterungen wie die 
anderen Kommentatoren. Im Uebrigen hat der v. Sarwey⸗ 
Boſſert'ſche Kommentar feine alte Vortrefflichkeit bewahrt. Der 
Kommentar von Oberlandesgerichtsrath Dr Wolff⸗ 
Hamm iſt von mäßigerem Umfange und zeichnet ſich durch eine 
beſonders ſcharfe Durcharbeitung des neuen Rechtes und Dar- 
legung der Wechſelbeziehungen zwiſchen dem Rechte der Konkurs⸗ 
ordnung und dem des B. G B. aus. Die Praxis wird vielleicht 
nicht allen Schlußfolgerungen beiſtimmen z. B. daß die An- 
fechtung jetzt nicht mehr obligatoriſch wirken ſoll wie früher, 
ſondern dinglich in Anwendung des § 142 B. G. B. S. 129, 
oder daß Erfüllungsgeſchäfte im Sinne des § 31 Nr. 2 
Konk.⸗Ord. jetzt mit Rückſicht auf die Beſtimmung in § 305 
B. G. B. in der Regel nicht als Verträge aufzufaſſen fein 
werden; allein dieſe ſelbſtſtändigen, mit der bisherigen Litteratur 
und Judikatur brechenden Darlegungen werden für die Rechts⸗ 
anwendung immer von Nutzen ſein. Wahre standard works 
für das theoretiſche Studium wie die Rechtsanwendung in der 
Praxis find Kleinfeller's und Jaeger's Kommentare. 
Univerſitätsprofeſſor Dr. Kleinfeller⸗Kiel hat die den 
Kommentar auszeichnende Verwebung von Theorie und Praxis 
und die erſchöpfende geradezu minutiöſe Berückſichtigung der 
konkurs- und anfechtungsrechtlichen Litteratur und Rechtſprechung 
aufrecht erhalten und die Einwirkungen des neuen bürgerlichen 
Rechtes auf Konkurs- und Anfechtungsrecht in eingehendſter 
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Weiſe dargelegt. Univerſitätsprofeſſor Dr. Ernſt Jaeger ⸗ 
Würzburg war in der neueren konkursrechtlichen Litteratur 
durch ſeine Vorausſetzungen des Nachlaßkonkurſes, Erlangen 1893, 
dann durch ſeinen Konkurs der offenen Handelsgeſellſchaft, 
Freiburg 1897 und durch ſeine Darſtellung der Erbenhaftung 
und des Nachkaßkonkurſes im neuen Reichsrechte, Berlin, Heine 
1898, bereits bekannt geworden. Jaeger's Kommentar hat von 
den neueren konkursrechtlichen Werken wohl den größten buch⸗ 
händleriſchen Erfolg gehabt. Das Erſcheinen des Werkes hat 
ſich auf über 2 Jahre erſtreckt; in einem Anhange iſt aber die 
in der Zwiſchenzeit erſchienene Geſetzgebung, Litteratur und 
Judikatur nachgetragen, ſo daß das Werk vollſtändig evident 
iſt. Der Kommentar entwickelt nach der vorbildlich gewordenen 
Methode Staub's die Erläuterungen im Rahmen der einzelnen 
Paragraphen ſyſtematiſch. Die Berückſichtigung des bürgerlichen 
Rechtes und des Handelsrechtes iſt mit beſonderer Sorgfalt 
erfolgt. Scharf umriſſene, plaſtiſche Darſtellung, die Darlegung 
der wirthſchaftlichen Momente und die Berüdfichtigung des aus⸗ 
ländiſchen Konkursrechtes geben dem Kommentare, der ſelbſt⸗ 
verſtändlich auch die Rechtſprechung in erſchöpfender Weiſe ver⸗ 
werthet, das Zeichen beſonderer Vollendung. Man wird der⸗ 
malen eine diffizile konkursrechtliche Frage nicht entſcheiden 


konnen, ohne zu Kleinfeller's oder Jaeger's Kommentar 


oder am beſten zu beiden Kommentaren zu greifen. Es wäre 
für die Rechtsanwendung bedauerlich, wenn der Kommentar des 
verſtorbenen von Wilmowsky zur Konkursordnung nicht mehr 
herauskommen würde. Die letzte — V. Auflage — iſt 1896 
erſchienen. Das Buch war für die Praxis von größtem Werthe, 
und wäre die Neuherausgabe durch einen anderen Verfaſſer 
wohl zu wünſchen. Auch die in der Praxis ſo brauchbare 
Konkursordnung von Willenbüder, deren 2. Auflage 1896 
erſchien, ift bisher nicht neu herausgekommen. 

Einem Uebergangszweck dient an ſich die Darſtellung der 
Konkursordnung in alter und neuer Geſtalt von Univerfitäts- 
profeſſor Dr. Oetker, früher in Würzburg, nun in Marburg 
in dem Werke: Civilprozeßordnung, Konkursordnung und 
Handelsgeſetzbuch in alter und neuer Geſtalt. Liebmann, 
Berlin 1899. Allein durch ſeine grundlegenden Erörterungen, 


insbeſondere durch die eingehende Darſtellung des Konkurſes 


über das Geſammtvermögen der Erben — S. 185 fg. — wird 
das Buch immer einen bleibenden Werth behalten. 

Von ſyſtematiſchen Werken — Lehrbüchern — iſt ſeit 
der Erlaſſung der Konkursnovelle meines Wiſſens lediglich das 
Werk von Univerſitätsprofeſſor Dr. Lothar von 


Seuffert in München, Deutſches Konkursprozeßrecht, Leipzig, 


Duncker & Humblot 1899, erſchienen. L. v. Seuffert legt 
dem ganzen konkursrechtlichen Verfahren civilprozeſſualen Charakter 
Er konſtruirt das Verhältniß der Konkursgläubiger als 
eine Gemeinſchaft zur geſammten Hand, der ein Pfandrecht an 
der im Vermögen des Gemeinſchulduers verbleibenden Konkurs⸗ 
maſſe zuſteht und die ihre Geſchäfte durch ihre Organe führt. 
Das Buch iſt in ſeiner glänzenden Darſtellung und Syſtema⸗ 
tifirung dermalen unter den Lehrbüchern des Konkursrechts ebenſo 
das standard work, wie die Kommentare von Kleinfeller und 
Jaeger unter den Kommentaren. Von den Lehrbüchern von 
Fitting — 2. Auflage 1881 — und von Kohler — 1891 —, 
die beide ſich eines großen Anſehens und beträchtlicher Ver⸗ 
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breitung erfreuen, find bisher leider neue Auflagen nicht erſchienen. 
Univerſitätsprofeſſor Dr. Hellmann⸗München hat in 
Birkmeyers Encyklopädie der Rechtswiſſenſchaft — 1901 — 
S. 711 fg. eine kurze Darſtellung des deutſchen Reichskonkurs⸗ 
rechtes gegeben. Das Buch, Konkursrecht und Konkursverfahren 
von Eckart Frh. von Aufſeß, Leipzig, Hirſchfeld 1899, enthält 
in ſyſtematiſcher Darſtellung eine Einführung in das Konfurs- 
recht, berückſichtigt aber das neue bürgerliche Recht faſt gar 
nicht. Einen praktiſchen Zweck verfolgen Senſt, Verwaltung 
von Konkurſen, 4. Auflage, und Handbuch für Konkurscrichter, 
2. Auflage, je 1900, Berlin bei Siemenroth und Troſchel. Ich 
95 in meiner Thätigkeit als Konkursrichter den Nutzen dieſer 
eiden Außerft praktiſchen und zweckentſprechenden Bücher wohl 
erfahren, und insbeſondere das Handbuch des Konkursrichters hat 
mir vorzügliche Dienſte gethan. Dagegen wendet ſich Gott⸗ 
ſchalk, Deutſche Reichskon nn für den praktiſchen Ver⸗ 
kehr, Berlin, Cronbach, 1900, an die Nichtjuriſten und bezweckt, 
ihnen das Verſtändniß der Konkursordnung klar zu machen. 

An Einzelabhandlungen ſind mir bekannt geworden: 
Burchhardt, über die Feſtſtellung im Konkurſe der offenen 
Handelsgeſellſchaft, Leipzig, Dieterich 1900, Goltz, das fidu- 
iariſche Rechtsgeſchäft mit beſonderer Berückſichtigung des 
Wechſel. und Konkursrechtes, Marburg, Elwert, 1901, und 
Goldſtein, der Konkurs der offenen Handelsgeſellſchaft in den 
Analen des deutſchen Reiches 1901, S. 721 fg. 

Zur Konkursordnung find auch eine Reihe von Hand⸗ 
ausgaben mit Erläuterungen erſchienen, ſo von: Francke, 
Düfleldorf, Schwann; Mannsfeld, eipaig, Berger; Har- 
burger, München, Beck; von Aufſeß, Leipzig, Hirſchfeld, 
Sydow⸗Buſch, Berlin, Guttentag. Dieſe letztere Ausgabe iſt 
in der Praxis ſehr beliebt, enthält beſonders reichhaltig die reichs⸗ 
gerichtliche Judikatur und iſt bereits in 9. Auflage — 1902 — 
erſchienen. 

Eine Sonderkommentirung des Aufechtungsgeſetzes 

liegt bisher nicht vor. Kleinfeller hat es in ſeinem Kommen⸗ 
tare mit der Konkursorduung kommentirt. Jaeger hat ſich 
eine Kommentirung des Anfechtungsgeſetzes elle Die 
Handausgaben von Francke, Harburger, Sydow⸗Buſch 
enthalten auch das Anfechtungsgeſetz mit Erläuterungen. Ein 
kleines, ſehr praktiſches Kompendium des Anfechtungsrechtes ſtellt 
das kleine Werk von Luks, das Anfechtungsgeſetz vom 21. Juli 
1879 und die 88 29 fg. der Konk.⸗Ord. vom 10. Februar 1877, 
2. Auflage Berlin, Müller, 1902 dar. Es erläutert den Geſetzes⸗ 
tert durch die Entſcheidungen des Reichsgerichts. Die Einzel- 
abhandlung von Linsmayer, Grund und Umfang der Haftung 
wegen Benachtheiligung der Gläubiger, München, Beck, 1900, 
beſchäftigt ſich eingehend mit dieſer Frage und ſieht 3 einen 
Fall der beſchränkten reſtitutoriſchen 92155 Von dem in der 
Praxis ſo beliebt geweſenen Kommentare zum Anfechtungs⸗ 
eſetze von Hartmann⸗Frankenburger, 4. Auflage 1892, 
Berlin, iſt A eine neue Auflage nicht se Sie 
wäre ſehr zu begrüßen, ebenſo wie eine neue Ausgabe von 
Coſaks grundlegendem Werke über das Anfechtungsrecht der 
Gläubiger eines zahlungsfähigen Schuldners inner⸗ und außer⸗ 
halb des Konkurſes nach deutſchem Reichsrecht, 1884. Denn 
die Frage, ob und inwieweit das Recht des B. G. B. auf das 
Anfechtungsrecht, das ein in ſich abgeſchloſſenes Ganze bildet, 
insbeſondere auf die Rückgewährsverbindlichkeit — § 37 
Konk.⸗Ord., § 7 Auf.⸗Geſ. — Anwendung findet, wird noch 
manche Erörterung und Unterſuchung erfahren. — 


Briefkaſten. 
Verantwortlich: Magendantz, Rechtsanwalt am Landgericht I, 
Berlin, Kochſtraße 56. 
Herrn RM. A. in H. . 
Nach Zuſtellung der Klage ordnet das Gericht vor dem 
Eintritt in die mündliche Verhandlung auf Grund des 
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§ 296 C. P. O. die Vornahme eines Sühneverſuchs 
durch einen beauftragten Richter an. Beide Anwälte 
werden zu dem Termin geladen und erſcheinen. Ein 
Vergleich kommt nicht zu Stande. Welche Gebühr 
ſteht den Anwälten für die Vertretung im Sühne⸗ 
verfahren zu? 

Die * kennt nur eine Gebühr für das der 
Klage vorausgehende Sühneverfahren ($ 37 Geb.⸗Ordn.). In 
allen anderen Fällen eutſteht die Vergleichsgebühr nur, wenn ein 
Vergleich zu Stande kommt. Sie iſt alſo im Gegenſatz zu den 
anderen Gebühren von dem Erfolge der zum Abſchluß des 
Vergleichs aufgewendeten Thätigkeit abhängig. Eine beſondere 
Gebühr iſt deshalb für das innerhalb des Prozeſſes ſtatt⸗ 
gefundene Sühueverfahren nicht anzuſetzen. Die in dem Suͤhne⸗ 
verfahren aufgewendete Thätigkeit iſt vielmehr durch die Prozeß⸗ 
gebühr abgegolten. Die Motive zu § 13 der Gebühren⸗Ordnung 
ſagen: Die Prozeßgebühr umfaßt die geſammte Thätig⸗ 
keit des Rechtsanwalts außerhalb der mündlichen Verhandlung, 
insbeſondere die Information, die Aufertigung aller vorkom⸗ 
menden Schriftſätze oder ſchriftlichen Auträge, die Wahrnehmung 
von Terminen, ſoweit ſolche neben der mündlichen Verhandlung 
etwa vorkommen, und den zur Prozeßführung erforderlichen 
Verkehr mit den Parteien, dem Gericht und den Gerichts 
vollziehern. 


Perſonal⸗ Veränderungen. 


Zulaſſungen. 

Referendar Otto Schorer beim Landgericht und Amts- 
gericht Lübeck! — Gerichtsaſſeſſor Dr. Leo Brauer beim 
Landgericht Ratibor; — Gerichtsaſſeſſor Dr. jur. Karl Andrä 
beim Landgericht Weimar; — Amtsrichter a. D. Heinrich 
Schneider beim Amtsgericht und Landgericht Worms; — 
Rechtsanwalt Leo Lewin beim Amtsgericht Gollub; — 
Rechtsanwalt Dr. Walther Stengel beim Landgericht und Amts- 

ericht Plauen i. V.; — Rechtsanwalt Otto Schorer beim 
anſeatiſchen „ ee — Referendar 
Dr. Hermann Richard Neſtler in Penig beim Landgericht 
Chemnitz; — Rechtsanwalt Berg beim Amtsgericht Solingen; 
— Rechtsanwalt Ernſt Looff beim Amtsgericht Salzwedel; — 
Rechtsanwalt Dr. Rudolph Stoß beim Amtsgericht und Land⸗ 
ericht Zwickau i. S. und bei der Kammer für Handelsſachen 
n Glauchau; — Rechtsanwalt Chriſtoph Kern beim 
Amtsgericht Garmiſch; — Rechtsanwalt Karl Stephanus 
Möller beim Landgericht Kiel; — Rechtsanwalt Alfred Story 
beim Landgericht II Berlin; — Rechtsanwalt Dr. Neuhaus 
in Langendreer beim Amtsgericht Bochum; — Notar Roth beim 
Amtsgericht Neumagen; — Rechtsanwalt Karl Fügart beim 
Landgericht Neu⸗Ruppin; — Rechtsanwalt Dekowski beim 
Amtsgericht Königshütte; — Rechtsanwalt Heinrich Schuell 
beim Landgericht Landau i. Pfalz; — Rechtsanwalt Ernſt 
Friedrich Adam Hofinger beim Amtsgericht Taucha und 
beim Landgericht in Leipzig; — echtsanwälte Hans 
Aehnelt, Dr. Ludwig Lehmkühler, Dr. Carl Loewen⸗ 
thal und Ernſt Caro beim Landgericht 1 Berlin; — 
Rechtsanwalt Kurt Lortz beim Amtsgericht Lübben; — Rechts- 
anwalt Dr. Hermann Teubieg beim Amtsgericht Weſel; — 
Rechtsanwalt Dr. Guſtav Spier beim Landgericht Frankfurt a. M; 
— Rechtsanwalt Johannes Süß in Dippoldiswalde beim Land⸗ 
End Freiberg; — Gerichts-Afleffor Hugo Danziger beim 
Amtsgericht und Landgericht Gneſen; — Rechtsanwalt Niels 
Schmidt beim Amtsgericht Toftlund. 


Todesfälle. 

Rechtsanwalt, Geheimer Juſtizrath Albert Lezius in 
Cöthen i. A.; — Rechtsanwalt Juſtizrath Dr. Guſtav Adolf 
Barth in Leipzig; — Rechtsanwalt, Königlicher Advokat, 
Juſtizrath Michael Braun in Paſſau; — Rechtsanwalt Juſtiz⸗ 
rath Johann Glück in Memmingen. 


Für die Redaktion verantwortlich: Rechtsanwalt Dr. L. Kuhlenbeck in Jena. Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin 8. 14. 
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Hülfskaſſe für dentſche Rechtsanwälte. 


Die achtzehnte ordentliche Generalverſammlung wird auf 
den 5. Oktober 1902 Mittags 12 Uhr 
nach Leipzig, Reichsgerichtsgebände, Hauptzimmer der Rechts⸗ 
anwaltſchaft bei dem Reichsgericht, berufen. 
Die Tagesordnung iſt: 

1. der vom Vorſtande zu erſtattende Geſchäftsbericht 
für das mit dem 30. Juni 1902 abgelaufene 
Geſchäftsjahr, 

2. Prüfung der Jahresrechnung und Eutlaſtung des 
Vorſtandes, 

3. die Wahl von Vorſtaudsmitgliedern in Gemäßheit 
des § 9 der Satzungen, 

4. die Wahl von Rechunngsreviſoren, 

5. die Wahl des nächſten Verſammlungsortes. 


Leipzig, den 5. Juni 1902. 
Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 


Erythropel, 
Juſtizrath, Vorſitzender. 


Die Auwaltskammern im Bezirke der Oberlandes⸗ 
gerichte zu Naumburg a. / S. und Augsburg haben der Kaſſe 
abermals Beihülfen und zwar Naumburg 500 Mark und 
Augsburg 600 Mark gewährt. Den Kammern und ihren 
Vorſtänden ift für die reichen Beihülfen der aufrichtigſte Dank 
ausgeſprochen. 


Reichsgerichtsrath Dr. Krantz. 

Durch Allerhöchſte Entſchließung Seiner Majeſtät des 
Kaiſers iſt der Rechtsanwalt bei dem Reichsgericht Dr. Ernſt 
Ludwig Krantz als Richter in das Reichsgericht berufen. Jeder 
deutſche Rechtsanwalt wird mit Freude und Genugthuung von 
dieſer Ernennung Kenntniß nehmen. Iſt es doch das erſte Mal 
ſeit Beſtehen des Gerichtshofes, daß einem Mitgliede unſeres 
Standes dieſe Auszeichnung zu Theil wird. Wir freuen uns 
der Thatſache, weil ſie für die ganze Rechtsanwaltſchaft von 
hoher Bedeutung iſt. Sie iſt ein Beweis dafür, daß an den 


leitenden Stellen der Juſtizverwaltung das ernſte Beſtreben 
beſteht, richtige Männer für den höchſten Gerichtshof nicht nur dem 
Kreiſe der Beamten zu entnehmen. Sie enthält vor allem die An⸗ 
erkennung, daß bei hervorragenden Leiſtungen auch die Ausübung 
des Rechtsanwaltsberufs die Vorſtufe für die höchſte Richter⸗ 
ſtelle ſein kann. Dieſe Ehrung wird dazu beitragen, das Anſehen 
unſeres Standes zu mehren und das kollegiale Verhältniß 
zwiſchen Richtern und Auwälten, wie ſolches zur Erreichung der 
Ziele jeder Rechtſprechung durchaus erforderlich iſt, immer mehr 
zu kräftigen und zu befeſtigen. 

Dr. Ernſt Ludwig Krantz, am 21. Dezember 1851 in 
Werdenberg in Oſtpreußen geboren, iſt am 6. Inni 1873 
beim Kreisgericht in Tilſit als Referendar eidlich verpflichtet, 
Gerichtsaſſeſſor mit dem Dienſtalter ſeit 21. Dezember 1877, 
ſeit 1. April 1878 Rechtsanwalt und Notar in Mohrungen, 
ſeit Oktober 1879 in Braundberg, ſeit 1883 Rechtsanwalt beim 
Landgericht in Königsberg, ſeit 1885 zugleich Notar, ſeit dem 
21. Januar 1895 Rechtsanwalt bei dem Reichsgericht in Leipzig. 


Aus der Praxis der Straſſenate des Reichsgerichts. 
(Entſcheidungen bis Ende 1901.) 
A. Zum Strafgeſetzbuch. 

1. 5 7. 

Es erſcheint unzuläſſig, dem Angeklagten, wenn die Be⸗ 
ſtrafung im Auslande zugleich wegen anderer Strafthaten er⸗ 
folgt iſt, die ganze im Auslande erkannte und vollzogene Strafe 
anzurechnen. Iſt in dem ausländiſchen Urtheil nur eine die 
ſaͤmmtlichen Handlungen umfaſſende Strafe ausgeſprochen, jo 
kann der inländiſche Richter der ihm nach § 7 obliegenden Auf- 
gabe nur dadurch genügen, daß er die im Auslande erkannte 
Strafe auf die damals abgeurtheilten Straffälle, ſoweit nöthig, 
vertheilt. Soweit das ausländiſche Urtheil bezw. das von dem⸗ 
ſelben angewandte Recht Anhaltspunkte enthält, müſſen dieſe be⸗ 
achtet werden; ſoweit dergleichen fehlen, wird dem ſubſidiären 
Ermeſſen des inländiſchen Richters ein entſprechender Spielraum 
nicht zu verſagen ſein. Beſteht zwiſchen der im Auslande voll⸗ 
zogenen und einer dem inländiſchen Strafſyſtem angehörigen 
Strafe ein Verhältniß, bei welchem zwiſchen beiden kein oder 
kein über die Verſchiedenheit der Bezeichnung hinausgehender 
Unterſchied vorhanden iſt, ſo iſt damit die Art der Anrechnung 
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vorgezeichnet. Fehlt es hieran, ſo iſt der in der Doktrin über⸗ 
wiegenden Anſicht, daß der inländiſche Richter die Art der An⸗ 
rechnung nach ſeinem Ermeſſen zu beſtimmen habe, mit der Ein⸗ 
ſchränkung beizutreten, daß der Richter bei der Schätzung des 
im Auslande erlittenen Strafübels und bei Umſetzung desſelben 
in ein dem inländiſchen Strafſyſtem zu entnehmendes Aequivalent 
den aus der Vergleichung des ausländiſchen mit dem inländiſchen 
Strafſyſteme ſich ergebenden Maßſtab nicht außer Acht zu 
laſſen hat. Urth. des IV. Sen. vom 17. Dezember 1901. 
4697. 1901. 

2. § 42. 

Daß die Freiſprechung eines Angeklagten nicht ſchlechtweg 
die Anwendung des § 42 des Str. G. B. ausſchließt, erkennt 
die Reviſion unter Bezugnahme auf die Entſcheidungen des 
Reichsgerichts Bd. 4 S. 87, Bd. 32 S. 53 und Bd. 33 S. 17 
an; während aber bei allen dieſen Entſcheidungen die Frei⸗ 
ſprechung nur wegen Mangels der ſubjektiven Vorausſetzungen 
der Verurtheilung erfolgt geweſen ſei, ſei im Schwurgerichts- 
verfahren nicht erkennbar, aus welchen Gründen die Schuld- 
frage verneint worden iſt, ſo daß bei Zulaſſung des objektiven 
Verfahrens nach einer ſolchen Freiſprechung die Gefahr einer 
Verletzung des Grundſatzes ne bis in idem beſtehe. Das 
Reichsgericht iſt in den Entſcheidungen des I. Strafſenats vom 
12. Juli 1880 (Entſch. Bd. 2 S. 220) und vom 4. Juli 1889 
(Entſch. Bd. 19 S. 371) von der Anſicht ausgegangen, der in 
§ 42 vorausgeſetzte Fall, daß die Verfolgung oder die Ver⸗ 
urtheilung einer beſtimmten Perſon nicht ausführbar ſei, liege 
auch dann vor, wenn ſubjektive oder objektive Gründe die 
Freiſprechung einer angeklagten Perſon veranlaſſen. Die ganz 
allgemeine Ausdrucksweiſe des § 42 rechtfertigt dieſe umfaſſende 
Auslegung, wenngleich die Motive zu § 42 ($ 40 des Entwurfs) 
nur Tod, Abweſenheit, Unbekanntſchaft des Thäters als Bei- 
ſpiele der Undurchführbarkeit der Verfolgung oder Verurtheilung 
aus thatſächlichen Gründen anführen. Hieraus läßt ſich umfo- 
weniger folgern, daß materiellrechtliche Hinderniſſe der Ver⸗ 
urtheilung im § 42 nicht gemeint ſeien, als der Gebrauch 
dieſes Wortes in offenem Gegenſatze zu der Verfolgung, 
wozu auch die „Aburtheilung“ gehört, ſteht. In allen jenen 
Beiſpielen wird aber nicht ſowohl die Verurtheilung, als viel- 
mehr die Durchführung der Verfolgung unmöglich gemacht, und 
erfolgt der Abſchluß des Verfahrens nicht durch Freiſprechung, 
ſondern durch thatſächliche oder förmliche Einſtellung der Ber- 
folgung. Hier aber war die Verurtheilung durch das er- 
kennende Gericht unmöglich. Mag man nun die Maßregel des 
§ 42 unter dem Geſichtspunkte einer polizeilichen, den Gerichten 
übertragenen Präventivmaßregel bringen oder (mit Entſch. des 
Reichsgerichts Bd. 11 S. 119) als eine Form der GStrafver- 
folgung, (sic) ſo ergiebt ſich aus der erwähnten Faſſung in Ver⸗ 
bindung mit der Hinweiſung auf § 41 des Str. G. B., wo 
nur von der Strafbarkeit des Inhaltes einer Schrift u. ſ. w. 
die Rede iſt, daß eine Prüfung dieſer Art etwas Anderes iſt, 
als die Prüfung der Strafbarkeit einer Perſon. Ausſchließlich 
die erſtere, ohne jede Rückſicht auf letztere wird für die Maß⸗ 
regeln des § 41 und 42 gefordert; es kommt daher grundſätzlich 
auf die Gründe der Freiſprechung nicht an. Freilich erleidet 
dies dort eine Ausnahme, wo über die Strafbarkeit des Inhalts 
eine der Rechtskraft fähige Entſcheidung vorliegt, wie z. B. in 
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Strafkammerurtheilen. Im vorliegenden Falle haben die Ge⸗ 
ſchworenen die Frage, ob der Angeklagte ſchuldig ſei, die unter 
Anklage geſtellte That begangen zu haben, verneint, aber hier⸗ 
durch dem Richter die Prüfung des Inhalts der betreffenden 
Preßerzeugniſſe nicht abgeſchnitten. Die Möglichkeit einer Ver. 
ſchiedenheit ihrer und der richterlichen Auffaſſung in dieſem 
Punkte iſt rechtlich ohne Bedeutung, denn keinenfalls entſteht 
daraus ein Widerſpruch in der Entſcheidung des Gerichts und 
dem Spruch der Geſchworenen. Die Reviſion iſt daher un- 
begründet. Urth. des I. Sen. vom 14. Oktober 1901. 
3284. 1901. 

3. 8 61. 

Die Reviſion bekämpft zu Unrecht die Annahme, daß 
bezüglich der beiden Beleidigungsdelikte ein rechtswirkſamer 
Strafverfolgungsantrag vorliege. Die Frage, ob ein ſolcher 
Antrag vorliege, unterſteht wegen ihrer weſentlich prozeſſualen 
Natur der ſelbſtſtändigen Prüfung und Entſcheidung des Re⸗ 
viſionsgerichts. Der Entſcheidung der Strafkammer über dieſen 
Punkt war beizutreten. Der Antrag vom 5. November 1900 
war auch bezüglich der durch den Brief vom 15. April 1899 
begangenen Beleidigung als rechtzeitig geſtellt zu erachten. Zwar 
hat die Beleidigte in dem Schriftſtück vom 4. März 1900 er⸗ 
klärt, ſie habe gleich nach der Einſicht der beiden Briefe vom 
15. April 1899 und 4. November 1900 wegen der Aehnlichkeit 
der Handſchrift in denſelben mit der ihr bekannten des An⸗ 
geklagten den letzteren für den Schreiber der Briefe gehalten; 
ſie hat dies aber nach der Bekundung des Urtheils bei ihrer 
Vernehmung als Zeugin dahin erläutert, daß in ihr bei der — 
am 1. Mai 1899 erfolgten — Kenntnißnahme des erſten Briefes 
nur die Vermuthung beziehungsweiſe der Verdacht entſtanden 
ſei, daß der Angeklagte der Schreiber des Briefes ſein könne, 
während ſie erſt nach Kenntnißnahme von dem zweiten Briefe 
mit Gewißheit auf die Thäterſchaft des Angeklagten geſchloſſen 
habe. Die Angabe der Beleidigten, daß fie vor dem 5. No- 
vember 1900 beſtimmte Kenntniß davon, daß der Angeklagte 
der Verfaſſer des Briefes vom 15. April 1899 war, nicht ge» 
habt habe, erſcheint glaubhaft. Ihr ſteht nicht entgegen, daß 
in dem Eingang des den Strafantrag enthaltenden Schriftſtückes 
vom 5. November 1900 die beiden Briefe als offenbar von der 
Hand des Angeklagten herrührend bezeichnet werden. Nach dem 
Zuſammenhange des Schriftſtückes giebt dieſe, in einem Relativ- 
ſatze enthaltene, Bemerkung lediglich die Auffaſſung des proto- 
kollirenden Amtsvorſtehers wieder, während der Antrag der pp. W. 
auf Unterſuchung der Sache und eventuell Beſtrafung des Verfaſſers 
der Briefe darauf hindeutet, daß die Antragſtellerin auch im 


Augenblick dieſer Erklärung ſich ein ſicheres Urtheil über die 


Herkunft der Briefe beziehungsweiſe die Urheberſchaft des An- 
geklagten nicht zutraue. Die bloße Vermuthung, daß eine be— 
ſtimmte Perſon der Thäter des Delikts ſei, begründet nicht den 
Beginn der geſetzlichen Antragsfriſt und zwar auch dann nicht, 
wenn die Möglichkeit beſtand, bei ſofortiger Anzeige der That 
durch das Eingreifen der Strafverfolgungsbehörde ſich alsbald 
Gewißheit über die Perſon des Thäters zu verſchaffen. Urth. 
des III. Sen. vom 16. September 1901. 2429. 1901. 

4. 8 133. 

Mit Vollendung der Zuſtellung hört die zugeſtellte Urkunde 
auf „amtlich übergeben“ zu ſein. Von der Erſatzzuſtellung gilt 
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nichts Abweichendes. Derjenige, der die Urkunde durch Erſatz⸗ 
zuſtellung erhalten hat und, ftatt fie an den Adreſſaten weiter⸗ 
zugeben, fie vernichtet, iſt nicht nach §8 133 Str. G. B. 
ſtrafbar. Urth. des III. Sen. vom 12. Dezember 1901. 
3357. 1901. 

5. § 136. 

Die Strafbarkeit der Erbrechung eines amtlichen Siegels 
iſt nur durch die allgemeine Befugniß des Beamten zur An- 
legung deſſelben, nicht aber dadurch bedingt, ob die Anlegung 
im einzelnen Falle gerechtfertigt war. Urth. des IV. Sen. vom 
18. Oktober 1901. 2853. 1901. 

6. § 140. 

1. Keinem Bedenken unterliegt, daß $ 140 Nr. 1 Str. G. B. 
auf Wehrpflichtige aller Art Anwendung leidet. Zwar wurde 
bei Erlaſſung des Str. G. B. das Begriffsmerkmal des „Wehr⸗ 
pflichtigen“ ausſchließlich durch Art. 57 der Reichsverfaſſungs⸗ 
urkunde beſtimmt und war hiernach nur „jeder Deutſche“ wehr⸗ 
pflichtig. Doch haben indeſſen das Reichsmilitärgeſetz vom 
2. Mai 1874 $ 11 und die inſoweit gleichlautende Wehrord- 
nung vom 22. November 1888 § 21 Nr. 2 die Wehrpflicht 
unter beſtimmten Vorausſetzungen auf Nichtdeutſche ausgedehnt, 
und dies kann unmöglich ohne Beachtung der daraus ſich für 
das Strafrecht ergebenden Folgerungen geſchehen ſein, weshalb 
ſeitdem der Begriff des „Wehrpflichtigen“ eine entſprechende Er⸗ 
weiterung erfahren hat. 2. Bei dem Angeklagten, der nach 
dem feſtgeſtellten Sachverhalt unter keinen Umſtänden als 
Deutſcher betrachtet werden kann, trifft die erſte der in § 11 
Abſ. 2 des Reichsmilitärgeſetzes und § 21 Nr. 2 Abi. 2 der 
Wehrordnung aufgeſtellten Vorausſetzungen der Wehrpflicht zu, 
daß er der Sohn einer ausgewanderten und wieder in das 
Deutſche Reich zurückgekehrten Perſon iſt. Dagegen würde es, 
wenn zur Zeit ſeiner Geburt ſein Vater nordamerikaniſcher 
Bürger geweſen wäre, an der zweiten (negativen) Vorausſetzung 
einer Wehrpflicht auf ſeiner Seite fehlen, ſofern er dann die 
nordamerikaniſche, alſo „eine audere“ Staatsangehörigkeit er- 
worben hätte und weder der Wortlaut noch die Entſtehungs— 
geſchichte jener geſetzlichen Beſtimmungen eine Handhabe für die 
Auslegung giebt, daß die Söhne ausgewanderter und wieder 
zurückgekehrter Perſonen nur dann von der Wehrpflicht frei ſein 
ſollen, wenn fie von ſich aus, ſelbſtändig (nicht durch Ab- 
ſtammung) eine andere Staatsangehörigkeit erworben haben. 
Urth. des I. Sen. vom 7/1. Oktober 1901. 2498. 1901. 

7. § 163. f 

In dem Fehlen der Worte „nach beſtem Wiſſen“, iſt eine 
nach § 261 Abſ. 2 B. G. B. zuläſſige Aenderung der geſetzlichen 
Eidesnorm nicht zu finden. Dieſer Mangel konnte unn zwar nicht 
dahin führen, daß der erfolgten Eidesleiſtung die dem § 153 
Str. G. B. entſprechende Wirkſamkeit abgeſprochen wurde. Wohl 
aber nimmt der Senat an, daß durch die Weglaſſung der be- 
zeichneten Worte dem Eide kein über die Anforderung des Geſetz⸗ 
gebers hinausgehender, die Verantwortung des Schwörenden 
ſchärfender Inhalt gegeben, mithin zu Gunſten der Angeklagten 
ſowohl in objektiver wie in ſubjektiver Hinſicht davon auszu⸗ 
gehen iſt, daß dieſelbe die Vollſtändigkeit des Nachlaßverzeichniſſes 
nur „nach beſtem Wiſſen“ beſchworen hat. Die ſich anſchließende 
Frage, ob bei dieſem Inhalte des Offenbarungseides die Mög⸗ 
lichkeit eines fahrläſſigen Falſcheides überhaupt vorhanden iſt, 


muß in gleicher Weiſe bejaht werden, wie vom Reichsgericht die 
rechtliche Möglichkeit eines fahrläſſig⸗falſchen Offenbarungseides 
unter der Herrſchaft der Civilprozeßordnung von 1877 ange⸗ 
nommen iſt. Urth. des IV. Sen. vom 8. Oktober 1901. 
2657. 1901. 

8. § 163 Abſ. 2. 

Der Zweck der gewährten Strafloſigkeit geht dahin, die 
Beſeitigung der Folgen einer falſchen Ausſage zu befördern. 
Deshalb darf dem Strafausſchließungsgrunde die umfaſſendſte 
Geltung eingeräumt werden, die ſich überhaupt mit dem Wort⸗ 
laut vereinigen läßt. Es genügt daher ein von dem Gendarm 
erklärter und von dieſem an die Staatsanwaltſchaft weiter ge⸗ 
gebener Widerruf einer vor dem von der Staatsanwaltſchaft 
erſuchten Amtsgerichte erſtatteten falſchen Ausſage. Urth. des 
I. Sen. vom 7. November 1901. 3027. 1901. 

9. § 168. | 

Wie die Strafkammer feſtſtellt, hat der Angeklagte von 
dem Grabe die kleine darauf befindliche, einen Eugel darſtellende 
Figur herabgenommen, und den K. aufgefordert, dieſen Engel, 
da es ein Deutſcher Engel ſei, zu beſudeln. K. weigerte ſich, 
der Angeklagte ſtellte den Engel auf das Grab zurück und machte 
mit ſeinem Peitſchenſtiele ein kleines Loch in das Grab. Die 
Strafkammer gründet Freiſprechung des Angeklagten auf den. 
Satz: „Darin, daß der Angeklagte den Engel vorübergehend 
von dem Grabe entfernt hat, und daß er mit dem Peitſchen⸗ 
ſtiele ein kleines Loch in den Grabhügel gemacht hat, liegt 
weder eine Beſchädigung des Grabes noch ein an ihm verübter 
beſchimpfender Unfug“. Ein Entſcheidungsgrund wird hieraus 
überhaupt nicht erſichtlich. Ob das Geſagte ausreichen mag, die 
Verneinung einer Beſchädigung des Grabes zu rechtfertigen, 
iſt dahinzuſtellen. Jedenfalls iſt die Beſchwerde der Staats⸗— 
anwaltſchaft darüber begründet, daß die Verneinung einer Ver- 
übung beſchimpfenden Unfugs au dem Grabe durch den 
Urtheilsinhalt nicht getragen wird. Die Strafkammer unter 
zieht nur einen Theil des feſtgeſtellten Sachverhalts — die 
Wegnahme der Grabfigur — ihrer rechtlichen Würdigung, nicht 
aber die Aeußerung des Augeklagten, die Aufforderung deſſelben 
an K., und den Zweck, den Erſterer mit der Herabnahme der 
Figur verfolgte. Vorausgeſetzt, daß die Handlung des Ange⸗ 
klagten ſich als Kundgebung der Mißachtung gegen die Ruhe— 
ſtätte des Todten darſtellte (vergl. Rechtſprechung des R. G. in 
Strafſachen Bd. 9 S. 399, Entſch. des R. G. in Strafſachen 
Bd. 21 S. 178) — und dies ſchließen die Urtheilsfeſtſtellungen 
keineswegs aus — ſo iſt kein Rechtsgrund erſichtlich, weshalb 
in der Handlung kein beſchimpfender Unfug an dem Grabe zu 
erblicken ſein ſollte. Denn daß nicht nur die Beſudelung eines 
Beſtandtheiles oder Zubehörſtückes des Grabes in der bezeichneten 
Weiſe — mochte das auch zu dem Zwecke vorübergehend davon 
herabgehoben werden — ſondern ſchon die Aufforderung an 
einen Anderen, ſolche Beſudelung vorzunehmen, unter den Be— 
griff des beſchimpfenden Unfugs fällt, leidet keinen Zweifel. 
Urth. des IV. Sen. vom 17. Dezember 1901. 3961. 1901. 

10. § 169. 

Die Anerkennung der Vaterſchaft an einem außerehelichen 
Kinde ſeitens Desjenigen, der mit der Mutter keinen Verkehr 
gehabt hat, bildet ein Vergehen gegen den Perſonenſtand. Die 
Mutter, welche die Herbeiziehung dieſes Anerkenntniſſes bei der 
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Vormundſchaftsbehörde veranlaßt hat, iſt als Mitthäterin zu 
beſtrafen. Urth. des I. Sen. vom 11. November 1901. 3670. 1901. 

11. 55 180, 181 a. 

Geſetzeskonkurrenz liegt dann vor, wenn entweder der 
nämliche Thatbeſtand die Anwendung der mehreren Strafgeſetze 
ermöglichen oder wenn durch das Hinzutreten eines oder des 
anderen Thatbeſtandmerkmals zu dem einfachen Thatbeſtand des 
Reats ein ſpeziellerer Thatbeſtand entſtehen würde (Entſch. Bd. IX 
S. 261/2) oder wenn, wie es in einem weiteren Urtheile des 
Reichsgerichts (Entſch. Bd. XXIX S. 11/12) heißt: „die 
in Betracht kommenden Strafgeſetze fi) in den begrifflichen 
Merkmalen der ihren Gegenſtand bildenden Strafthaten voll⸗ 
ſtändig decken, — Entſch. Bd. 19 S. 252 — ſodaß das eine 
Delikt ſich nur als das ſpeziellere, das andere als das all⸗ 
gemeinere darſtellt.“ Dies ift bei dem gegenſeitigen Verhäͤltniſſe 
der 88 181 (mit 180) und 181 a des Str. G. B. nicht durchweg 
der Fall. Die letztere Vorſchrift enthält in ihren verſchiedenen 
Alternativen verſchiedene Thatbeſtände, die eine gemeinſame 
Grundlage uur darin haben, daß als Objekt der mit Strafe 
bedrohten Handlungen einer Frauensperſon, die gewerbsmäßig 
Unzucht treibt und als Thäter eine Mannsperſon verlangt wird, 
welch letzterer die Vornahme der dort normirten Ausbeutung 
oder Förderung der Unzucht, ſowie die Nöthigung zu derſelben 
das Prädikat „Zuhälter“ verleiht. Im Uebrigen find die That⸗ 
beſtände verſchieden und ſtehen auch zu den Strafvorſchriften 
über Kuppelei in einem verſchiedenen Verhältniſſe. Die erſte 
Alternative bedroht mit Strafe: „eine männliche Perſon, welche 
von einer Frauensperſon, die gewerbsmäßig Unzucht treibt unter 
Ausbeutung ihres unzüchtigen Gewerbes ganz oder theilweiſe 
den Lebensunterhalt bezieht.“ Sie fett das allgemeine That⸗ 
beſtandsmerkmal der Kuppelei (Vorſchubleiſten zur Unzucht durch 
Gewährung oder Verſchaffung von Gelegenheit) nicht nothwendig 
voraus. Wenn es auch thatſächlich nur ſelten vorkommen wird, 
ſo iſt es doch nach der Faſſung des Geſetzes thatbeſtandlich 
möglich, daß der Zuhälter von dem unzüchtigen Gewerbe feiner 
Zuhälterin ganz oder theilweiſe lebt, in „bewußter Ausnützung 
der Proſtituirten als einer Erwerbsquelle für den Lebens⸗ 
unterhalt“ (Entſch. Bd. XXXIV S. 74/77) handelt, gleich 
wohl aber den Betrieb ihres unſittlichen Gewerbes aus⸗ 
ſchließlich der Proſtituirten überläßt und ihr hierbei in keiner 
Weiſe „Vorſchub leiſtet“. In dieſem Fall kann von einer 
Geſetzeskonkurrenz mit Kuppelei nicht die Rede ſein; der That⸗ 
beſtand der Kuppelei liegt überhaupt nicht vor; es handelt ſich 
vielmehr (bei der ſogenannten Zuhälterei im engeren Sinne) 
lediglich um eine Spezialbeſtimmung des § 181 a, die einen 
ganz ſelbſtändigen Thatbeſtand ſchafft und mit der Kuppelei 
im eigentlichen Sinne nichts zu thun hat. Anders wird es ſich 
allerdings in der Regel bei den übrigen Alternativen des $ 181 a 
verhalten, wenn der Zuhälter der Proſtituirten gewohnbeits- 
mäßig oder aus Eigennutz in Bezug auf die Ausübung ihres 
unzüchtigen Gewerbes Schutz gewährt oder ſonſt forderlich 
iſt oder wenn er die Frauensperſon unter Anwendung von 
Gewalt oder Drohung zur Ausübung ihres unzüchtigen Ge⸗ 
werbes anhält (nothigt): denn hier werden der Unzucht günſtigere 
Bedingungen oder Impulſe zu geſteigertem Betriebe gegeben; 
es wird ihr durch Verſchaffuug oder Gewährung von Gelegenheit 
„Vorſchub geleiſtet“. Im Verhältniſſe zu § 180 des Str. G. B. 
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liegt alſo Geſetzeskonkurrenz inſofern vor, als die Thatbeſtände 
des § 180 und 181 a in den Erforderniſſen des Vorſchubleiſtens 
zur Unzucht, ſowie der Gewohnheitsmäßigkeit oder des Eigen⸗ 
nutzes ſich decken. Dabei iſt jedoch der Thatbeſtand des § 180, 
der das Vorſchubleiſten von und gegen Jedermann, ſowie jede 
Art von Verſchaffung oder Gewährung von Gelegenheit mit 
Strafe bedroht, der allgemeinere, während § 181 a, der lediglich 
die Förderung der Unzucht oder Nöthigung zu derſelben von 
Seite eines Mannes und gegenüber einer gewerbsmäßig 
Unzucht treibenden Frauensperſon unter ſeine Strafnorm 
ſtellt, als der engere und ſpeziellere erſcheint und deshalb in 
ſolchen Fällen, in denen nur die Vorausſetzungen des § 1812 
gegeben ſind, als das ſpeziellere Geſetz ausſchließlich 
zur Anwendung zu kommen hat (vergl. Entſch. Bd. XXXIV 
S. 79.) Dasſelbe gilt im Verhältniß des § 181 à und 181 Abſ. 1 
Ziffer 2 des Str. G. B., wenn der Thäter ein Chemann iſt. 
Zwar find, wenn es ſich bezüglich des §8 181 und 181 a um 
einen Ehemann handelt, die Unterſchiede im Thatbeſtand 
andere als in dem Verhältniſſe von 180 und 181 a; denn 
Subjekt und Objekt können hier nach beiden Geſetzesſtellen nur 
Ehemann und Ehefrau ſein. Gleichwohl beſtehen erhebliche 
Unterſchiede, weil der § 181 jede Art der Kuppelei umfaßt und 
nicht auf die in § 181 a normirten beſonderen Vorausſetzungen 
beſchränkt iſt, insbeſondere keine gewerbsmäßige Unzucht treibende 
Ehefrau vorausſetzt, auch von den Thatbeſtandsmerkmalen des 
Eigennutzes und der Gewohnheitsmäßigkeit völlig abſieht und 
inſofern einen weiteren und allgemeineren Thatbeſtand hat, als 
der § 181 a, bei dem dieſe beſonderen Merkmale noch hinzu⸗ 
treten. War nun hier der Ehemann von vornherein ein Zu⸗ 
hälter und die Ehefrau eine Gewerbsunzucht treibende Frauens⸗ 
perſon und vollzog ſich das in den 88 180, 181 vorausgeſetzte 
„Vorſchubleiſten“ zur Unzucht nur in den ſpeziell normirten 
Formen der Zuhälterei im Sinne des § 181 a, jo liegt Geſetzes⸗ 
konkurrenz vor, wobei der § 181 a als das ſpeziellere Geſetz 
erſcheint und deshalb allein und ausſchließlich zur Anwendung 
zu kommen hat. Anders verhält ſich die Sache, wenn außer 
der Zuhälterei noch eine Art der Verkuppelung durch den Ehe⸗ 
mann ſtattgefunden hat, die unter keine der verſchiedenen Alter ⸗ 
nativen des § 181 a fällt, die er insbeſondere noch nicht als 
Zuhälter und nicht gegenüber der Gewerbsunzucht treibenden 
Ehefrau vorgenommen hat. Dies wird beſonders dann vor⸗ 
kommen, wenn der Ehemann, wie hier, ſeine bisher unbeſcholtene 
Ehefrau erſt zur Unzucht verleitet und der letzteren hierdurch 
Vorſchub leiſtet, was nicht unter § 1812, wohl aber unter 
§ 181 Abſ. 1 Ziffer 2 fällt, demnächſt aber der zur Dirne ge⸗ 
wordenen Frau als Zuhälter zur Ausübung ihres unzüchtigen 
Gewerbes förderlich iſt oder ſonſt eine der Modalitäten des § 1812 
erfüllt. Hier kann unter beſonderen Umſtänden ſogar reale 
Konkurrenz zwiſchen $ 181 und 181 a vorliegen, wenn der Ehe ⸗ 
mann zunächſt ſeine unbeſcholtene Frau an einen Dritten ver⸗ 
kuppelt (in einer der Schuldformen des § 180), alsdann aber, 
wenn ſie zur gewerbsmäßigen Ausübung der Unzucht übergeht, 
mittels eines neuen Vorſatzes ſie im Sinne der Zuhälterei in 
ihrem unſauberen Gewerbe fördert. — § 181 a des Str. G. B. — 
Es kann aber auch ideale Konkurrenz gegeben ſein, wenn, wie 
hier vom erſten Richter feſtgeſtellt iſt, durch intellektuelle Be⸗ 
einfluſſung (Ueberredung), der bisher unbeſcholtenen Ehefrau 
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und ſonſtige Herbeiführung günſtigerer Bedingungen an Stelle 
der pflichtgemäßen Verhinderung der Unzucht Vorſchub geleiſtet 
wird und im unmittelbaren Anſchluſſe hieran die Frau zur Aus⸗ 
übung der gewerbsmäßigen Unzucht ſchreitet, der Ehemann die 
Thätigkeit des Zuhälters erfüllt und ſein ganzes Verhalten fich 
als eine ſowohl der äußeren Erſcheinung nach zuſammenhängende, 
wie von demſelben ſtrafbaren Willen getragene Thätigkeit 
charakterifirt, welche rechtlich als eine Handlung erſcheint. 
Eine ſolche Handlung verletzt durch den außerhalb des Rahmens 
des § 181 fallenden Theil ihrer Wirkſamkeit den § 181 Abſ. 1 
Ziffer 2 und mit dem als Zuhälterei ſich darſtellenden anderen 
rechtlichen Geſichtspunkte den § 181 2, alſo mehrere Strafgeſetze, 
von denen gemäß § 73 des Str. G. B. das die ſchwerſte Strafe 
androhende zur Anwendung zu kommen hat. Urth. des I. Sen. 
vom 5. Dezember 1901. 4469. 1901. 

12. 5 182. 

Die wiederholte Verführung deſſelben Mädchens kann nicht 
dem § 182 Str. G. B. unterliegen, inſofern nicht der Fort⸗ 
beſtand der Unbeſcholtenheit trotz der erſtmaligen Verführung 
angenommen werden kann. Da die Strafkammer beide Ver⸗ 
führungen als einem einheitlichen Vorſatz entſpringend als fort- 
geſetzte Handlung angeſehen hat, muß das Urtheil in ſeinem 
ganzen Umfange mit den zu Grunde liegenden Feſt⸗ 
ſtellungen aufgehoben werden. Urth. des I. Sen. vom 
23. Dezember 1901. 4145. 1901. 

13. 8 184. 

Der Angeklagte hat feſtgeſtelltermaßen in feinem Schau⸗ 
fenſter drei Schriftſtücke ausgehängt, in denen er „ärztlich 
empfohlene, antiſeptiſche, leicht lösliche Sicherheitsovale“ an⸗ 
kündigte und iſt freigeſprochen in der Erwägung, daß „nur 
ſolche Gegenſtände angekündigt worden ſeien, welche die Be⸗ 
ſtimmung haben, im Cheleben Verwendung zu finden.“ Dies 
muß rechtlich beanſtandet werden. Für das Anwendungs⸗ 
gebiet von § 184 Nr. 3 kann es im Hinblick auf ſeine Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte und die amtliche Begründung (Druckſache des 
Reichstags 1898/99 III. Bd. Nr 112 S. 8) nicht auf die 
Zwecke ankommen, denen der angekündigte Gegenſtand nach der 
Abſicht der Verfertiger oder der Weiterveräußerer dienen ſoll, 
ſondern nur auf die Zwecke, zu deren Erreichung oder Ver⸗ 
folgung er nach ſeiner beſonderen Beſchaffenheit ſich eignet und 
nach der allgemeinen Verkehrs anſchauung auch in Wirklichkeit 
dient. Inwiefern aber das Weſen und die verkehrsmäßige Be⸗ 
urtheilung eines Gegenſtandes ſich in der Zweckbeſtimmung 
ſollte erſchöpfen können, als Mittel gegen die Empfängniß aus- 
ſchließlich im ehelichen Geſchlechtsverkehr gebraucht zu werden, 
iſt unverſtändlich, da erfahrungsgemäß beim außerehelichen Ver⸗ 
kehr noch mehr als beim ehelichen die Empfängniß für eine 
unerwünſchte Folgeerſcheinung des Geſchlechtsgenuſſes gilt und 
mit wirkſamen oder vermeintlichen Vorbeugungsmitteln bekämpft 
zu werden pflegt. Die landgerichtliche Feſtſtellung, daß den 
„Sicherheitsovalen“ und den „Pariſer Gummiartikeln“ eine be⸗ 
ſchränkte Gebrauchsbeſtimmung, nämlich die für das „Eheleben“, 
anhafte, iſt mithin ſo, wie getroffen, in ſich widerſpruchsvoll 
und beſagt offenbar nichts anderes, als daß jene Gegenſtände 
zum Gebrauch bei der geſchlechtlichen Vereinigung überhaupt, 
d. h. je nach den perſönlichen Verhältniſſen der Betheiligten, 
bald bei ehelichem, bald bei außerehelichem und deshalb 
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zweifellos unzüchtigem Geſchlechtsverkehr beſtimmt ſind. Nun 
wird in § 184 Nr. 3 nicht vorausgeſetzt, daß die angekündigten 
Gegenſtände einzig und allein zu unzüchtigem Gebrauch beſtimmt 
ſeien, vielmehr reicht zur Anwendung der Strafbeſtimmung aus, 
wenn fie nach ihrer Beſchaffenheit und nach Auffaffung des 
Verkehrs auch blos unter gewiſſen Vorausſetzungen, neben 
anderen Zwecken, zu einer unzüchtigen Benutzung ſich eignen 
und einer ſolchen unterliegen. Urth. des I. Sen. vom 30. Sep- 
tember 1901. 2104. 1901. 

14. 8 184. 

Die Feſtſtellung, daß die angekündigten Schutzmittel zur 
Vorbeugung von Empfängniß im ehelichen Geſchlechtsverkehr 
beſtimmt waren, ſchließt ganz von ſelbſt den Nachweis 
der Beſtimmung zu gleichem Gebrauch im außerehelichen 
Verkehr in ſich. Urth. des I. Sen. vom 23. September 1901. 
2103. 1901. | 

15. 8 193. 

Zutreffend führt die Strafkammer aus, daß der Befchwerde- 
führer ein berechtigtes Intereſſe mit den beleidigenden 
Aeußerungen nicht wahrgenommen habe. Sie achtet als er⸗ 
wieſen, daß es dem Angeklagten lediglich darauf ankam, den 
Direktor 8. zur Anerkennung des Einfluffes der Arbeiter⸗ 
organiſation zu zwingen, ihm deren Willen aufzuzwingen, d. h. 
wie ſich aus der Sachlage ergiebt, in der Richtung, die 
Wiederannahme des von 8. berechtigter Weiſe entlaſſenen 
Arbeiters Sch. durchzuſetzen. Es bedarf keiner weiteren Aus⸗ 
führung, daß ſolches Vorgehen im Recht keine Billigung und 
Anerkennung als berechtigtes finden kann. Weiterhin beſchäftigt 
ſich die Strafkammer mit der Frage, ob Beſchwerdeführer ein 
Recht gehabt habe, die Intereſſen der Arbeiter des 8. dieſem 
gegenüber wahrzunehmen, und verneint dies, weil er von keiner 
„irgendwie zuſtändigen Stelle“ dazu berufen geweſen ſei, ſeine 
Einmiſchung in die Entlafſungsangelegenheit vielmehr ſich als 
unbefugte dargeſtellt habe. Auch dieſe Erwägung erſcheint nicht 
rechtsirrig. Ueber die Organiſation und die Ziele des Fabrik⸗ 
arbeiter-Gau⸗Verbands, deſſen Vorfitzender der Beſchwerdeführer 
war, iſt im angefochtenen Urtheile Nichts feſtgeſtellt; die Re⸗ 
viſionsausführungen bringen darüber auch nur Andeutungen, 
die als neue Thatſachen in gegenwärtiger Inſtanz nicht zu ver⸗ 
werthen find. Daß die Intereſſen dieſes Verbandes vom 
Beſchwerdeführer hätten wahrgenommen werden ſollen, iſt, fo- 
weit erſichtlich, in erſter Inſtanz nicht geltend gemacht. Dies- 
ſeits kann ebenſowenig geprüft werden, ob die Intereſſen des 
Verbandes ſich als berechtigte darſtellen, wie die Frage, ob ſie 
verletzt waren. Die Revifionsbehauptung, daß Direktor 8. 
Angriffe gegen dieſen Verband unternommen habe, deren Ab⸗ 
wehr durch das Flugblatt bezweckt worden ſei, ſetzt ſich mit den 
Feſtſtellungen des Urtheils in Widerſpruch: denn davon, daß 
im feſtgeſtellten Verhalten des 8. ein derartiger Angriff er⸗ 
blickt zu werden vermöchte, kann keine Rede ſein. Urth. des 
IV. Sen. vom 12. November 1901. 3445. 1901. 

16. § 267. 

Oeffentliche Urkunden ſind die beglaubigten Abſchriften der 
Notariatsakte, welche der Notar zu ſeinen Akten zu bringen hat 
auch inſofern fie der Beaufſichtigung des notariellen Geſchäfts⸗ 
betriebes dienen. Der Gebrauch einer derartigen verfälſchten 
Urkunde zum Zwecke der Täuſchung kann darin gefunden werden, 
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daß die Urkunde nach bewirkter Fälſchung wieder an den Platz 
gelegt wird, an dem ſie ordnungsmäßig aufzubewahren und 
von den Reviſionsbeamten zum Zwecke der Beſichtigung auf⸗ 
zuſuchen iſt. Urth. des IV. Sen. vom 17. September 1901. 
2349. 1901. 

17. § 267. 

Der rechtliche Begriff der Urkundenfälſchung iſt vom erſten 
Richter nicht verkannt, ſondern dem Willen des Geſetzgebers und 
dem Sinne der Vorſchrift in § 267 des Str. G. B. entſprechend, 
ſowie in Uebereinſtimmung mit Wiſſenſchaft und Praxis auf- 
gefaßt und angewendet worden. Die Angeklagte verehelichte L. 
geb. K. erhielt durch ihre Verheirathung mit dem L. nach den 
einſchlagenden Grundſätzen des bürgerlichen Rechts (vergl. All- 
gemeines Preußiſches Landrecht Theil II Titel 1 § 192) den 
Familiennamen ihres Ehemannes. Dieſer Name war vom Zeit- 
punkte ihrer Verheirathung ab auch ihr Familienname, und 
zwar nach dem klar kundgegebenen Willen des Geſetzgebers 
allein ihr Familienname, und eben damit war der von ihr 
bis zu ihrer Verheirathung als ihr Familienname geführte 
Name ihrer Eltern nicht weiter ihr bürgerlicher Familienname: 
ſie konnte ſich vielmehr des Namens ihrer Eltern nur noch 
neben dem durch die Verheirathung erworbenen Familiennamen 
ihres Ehemannes — in der üblichen Form eines Hinweiſes auf 
ihre Abſtammung — bedienen. Ganz das Gleiche gilt nach 
dem Rechte des Bürgerlichen Geſetzbuchs. Denn dieſes beſtimmt 
in § 1355, daß die Frau den Familiennamen des Mannes er- 
hält. Der Name des Mannes iſt daher der Name der Frau 
und zwar, wie in der Natur des Verhältniſſes von ſelbſt liegt, 
und aus der Faſſung des § 1355 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
zu folgern iſt, ihr ausſchließlicher Name. Rechtsirrig iſt 
nach dem Geſagten die Meinung der Beſchwerdeführerin, daß 
die Mitangeklagte verehelichte L. durch ihre Verheirathung zu 
ihrem bisherigen Familiennamen — den Namen ihrer Eltern — 
noch einen zweiten Familiennamen — den ihres Ehemannes — 
hinzuerworben habe, dergeſtalt, daß jeder dieſer beiden Namen 
ſelbſtändig ihren Namen bilde und ihre Perſon beſtimme und 
individualiſire. Die Zeichnung ihres Mädchennamens, ohne jed⸗ 
wede Hindeutung auf ihre Verheirathung, wies daher, wie der 
vorige Richter mit Recht angenommen hat, auf eine andere Per- 
ſon hin, als die Angeklagte verehelichte L., und zwar auf eine 
unverheirathete Frauensperſon, mit dem Vornamen I. und dem 
Elternnamen K. als Familiennamen. Sie war ebendeshalb 
geeignet über die Identität der Perſon, welche die in Frage 
kommende Urkunde unterzeichnet hatte, zu täuſchen, und es finden 
in dieſer Hinſicht allerdings die rechtlichen Grundſätze entſprechende 
Anwendung, die in dem vom Vorderrichter angezogenen reichs⸗ 
gerichtlichen Urtheile (Entſch. Bd. 30 S. 93) dargelegt worden 
find. Urth. des III. Sen. vom 16. September 1901. 2263. 1901. 

18. 8 286. 

Für die Strafbarkeit des ſogenannten Schneeballvertriebs 
(Hydra, Gella) in verſchiedenen Ausgeſtaltungen ſprechen ſich 
unter Zurückweiſung der dagegen erhobenen Bedenken aus die 
Urtheile des I. Sen. vom 17. Oktober 1901. 3559. 1901, 
7. November 1901. 3747. 1901 und 23. Dezember 1901. 
4131. 1901; des II. Sen. vom 11. Oktober 1901. 2374. 
1901; des IV. Sen. vom 15. Oktober 1901. 2679. 1901, 
und vom 17. Dezember 1901. 3948. 1901. 
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19. § 292. 

Wie die Strafkammer feſtſtellt, hat der Angeklagte an einem 
Orte, an dem zu jagen er nicht berechtigt war, einen Haſen, 
welcher, bereits verendet, in eine von jenem nicht gelegte Schlinge 
durch einen Jagdaufſeher geſteckt worden war, in der Abſicht, 
ſich denſelben zuzueignen, ſowie in der Meinung weggenommen, 
einen Haſen zu erlangen, welcher in eine von einem unberech⸗ 
tigten Dritten aufgeſtellte Schlinge gerathen ſei. In dieſem 
Thatbeſtande hat der erſte Richter ein Vergehen gemäß § 292 
des Str. G. B. nicht als gegeben erachtet, weil der Angeklagte 
durch die Aneignung eines von einem Anderen bereits okkupirt 
geweſenen Hafen das Beſitzergreifungsrecht des Jagdberechtigten 
nicht verletzt habe, während ein Vergehen des Diebſtahls aus 
dem Grunde nicht angenommen wurde, weil der Angeklagte nicht 
gewußt habe, daß der Haſe durch die Okkupation eine fremde 
Sache bereits geworden war, und ſohin dieſer Umſtand im Hin⸗ 
blick auf § 59 des Str. G. B. ihm nicht zuzurechnen ſei. Der 
gegen das freiſprechende Urtheil eingelegten Reviſion der König⸗ 
lichen Staatsanwaltſchaft konnte ein Erfolg nicht zu Theil 
werden. Der Begriff des Jagens wird einerſeits durch die bloße 
Nachſtellung erfüllt, kann aber andererſeits auch unter Umſtänden 
durch die unmittelbare Inbeſitznahme erfüllt werden. Urtheil 
des Reichsgerichts vom 19. November 1885 (Entſch. Bd. 13 
S. 84 (85). Erforderlich iſt indeß immer, daß das Wild, 
welchem zum Zwecke der Beſitzergreifung nachgeſtellt oder das 
in Beſitz genommen wird, noch unmittelbar in Beſitz ge- 
nommen werden kann, wie dies die in dem vorerwähnten Ur⸗ 
theile angeführten Beiſpiele nachweiſen. Eine derartige un⸗ 
mittelbare Inbeſitznahme eines dem Okkupationsrechte des Jagd- 
berechtigten noch unterworfenen Wildſtückes trifft indeß vor- 
liegend ebenſowenig zu, wie ein erfolgtes Nachſtellen oder Auf⸗ 
ſuchen des Wildes. Nach dem angefochtenen Urtheile hat ſich 
vielmehr die Thätigkeit des Angeklagten auf die Inbeſitznahme 
eines früher bereits okkupirten Hafen beſchränkt. Dieſe Hand⸗ 
lungsweiſe würde, wenn in der Abſicht rechtswidriger Zueignung 
erfolgt, an ſich objektiv als ein Vergehen des Diebſtahls zu 
erachten fein, da der bereits offupirte Haſe als fremde bewegliche 
Sache in Betracht kommt. Eine Verurtheilung des Angeklagten 
auf Grund des § 242 des Str. G. B. unterblieb jedoch aus 
dem Grunde, weil der Angeklagte nach Anſchauung des Land⸗ 
gerichts die Meinung hatte, einen Haſen an ſich zu nehmen, 
welcher in einer von einem unberechtigten Dritten aufgeſtellten 
Schlinge ſich gefangen habe. Es iſt deshalb zu unterſuchen, ob 
dann, wenn jene Meinung bhatſächlich in Richtigkeit ſich ver- 
hielte, der Haſe für den Angeklagten noch als fremde Sache in 
Betracht kommen könnte. Nach § 958 Abſ. 2 des Bürgerlichen 
Geſetzbuches, deſſen Anwendbarkeit durch den die landesgeſetzlichen 
Vorſchriften über Jagd aufrechterhaltenden Art. 69 des Ein— 
führungsgeſetzes zu jenem Geſetzbuche ausdrücklich vorbehalten 
iſt, erwirbt derjenige, welcher eine herrenloſe bewegliche Sache 
in Eigenbeſitz nimmt, das nach der Regel des vorausgehenden 


Abſ.! ſonſt erworbene Eigenthum unter anderem in dem Falle nicht, 


wenn durch die Beſitzergreifung das Aneignungsrecht eines Anderen 
verletzt wird. Es kann demnach ein Wilderer durch die Inbeſitznahme 
eines jagdbaren Thieres das Eigenthum hieran nicht erlangen. Aber 
auch der Jagdberechtigte wird durch die Okkupationshandlung 
des Wilderers nicht zum Eigenthümer. Nun wäre es allerdings 
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an ſich denkbar, daß die Beſitzergreifung durch einen unberech⸗ 
tigten Dritten, wenn ſie auch nicht zum Eigenthumserwerbe 
führen, dennoch wegen der mit der Inbeſitznahme erlangten that⸗ 
ſächlichen Verfügungsgewalt wenigſtens dem bisherigen Zuſtande 
der Herrenloſigkeit ein Ende bereiten könnte. Dieſe Frage wurde 
bei den Berathungen der für die zweite Leſung des Entwurfs 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtellten Kommiſſion einer ein⸗ 
gehenden Erörterung unterzogen. Hierbei gelangte dieſe Kom⸗ 
miſſion zu dem Beſchluſſe, es ſei $ 903 Abſ. 2 des erſten Ent⸗ 
wurfes (jetzt § 958 Abſ. 2 des Geſetzes) in dem Sinne anzu- 
nehmen, daß im Falle der Aneignung durch einen unberechtigten 
Dritten die betreffende Sache herrenlos bleibe. — Protokolle 
der bezeichneten Kommiſſion, im Auftrage des Reichsjuſtizamts 
herausgegeben, Bd. III S. 250 ff. — Die Verhandlungen jener 
Kommiſſion laſſen keinen Zweifel übrig, daß dieſelbe mit der 
bisherigen ſtrafrechtlichen Auffaſſung, insbeſondere mit der vom 
Reichsgerichte (Entſch. in Strafſachen Bd. 23 S. 89) vertretenen 
im Einklange bleiben wollte (Protokolle S. 252). In dem 
letzteren Urtheile iſt aber angenommen, daß die vom Wilderer 
erlangte Beute inſolange herrenlos bleibe, bis ſie an den Jagd⸗ 
berechtigten oder einen gutgläubigen Erwerber komme. Dem⸗ 
gemäß hat der erſte Richter den rechtlichen Begriff „fremde 
Sache“ nicht verkannt und in Folge der obenerwähnten Meinung 
des Angeklagten die Anwendbarkeit des § 242 des Str. G. B. 
mit gutem Grunde verneinen können. Urth. des I. Sen. vom 
3. Oktober 1901. 2479. 1901. 

20. § 316. 

Unter den Begriff der Eiſenbahn fallen auch Drahtſeil— 
bahnen, bei denen die elementare Betriebskraft in der Schwer⸗ 
kraftwirkung des in den thalwärts laufenden Wagen an der 
oberen Endſtation eingelaſſenen Waſſers, wodurch gleichzeitig der 
am andern Ende des Drahtſeils auf der untern Station 
ftehende Wagen aufwärts gezogen wird, beſteht. Urth. des 
I. Sen. vom 2. Dezember 1901. 3549. 1901. 

21. 8 316. 

Die Fahrläſſigkeit des Angeklagten ift darin gefunden worden, 
daß er auf den Geleiſen der elektriſchen Straßenbahn mit dem 
von ihm geführten Geſchirr gefahren iſt, obwohl neben den Ge⸗ 
leiſen völlig genügender freier Raum und er bei feiner Bekannt⸗ 
ſchaft mit den ortlichen und Verkehrsverhältniſſen der Unfall⸗ 
ſtelle verpflichtet war, auf das Herankommen eines Motorwagens 
Rückſicht zu nehmen, auch bei nur einiger Aufmerkſamkeit ſich 
hätte ſagen müſſen, daß ſein Fahren auf dem Schienengeleiſe 
nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge den eingetretenen Er⸗ 
folg einer Transportgefährdung herbeiführen könne. Damit iſt 
ſowohl die Pflichtwidrigkeit ſeines Handelns, als die Vorher⸗ 
ſehbarkeit des eingetretenen Erfolgs, die zur Annahme der Fahr⸗ 
läſſigkeit erforderlich ſind, ausreichend dargethan. Urth. des 
IV. Sen. vom 24. September 1901. 2567. 1901. 

22. § 327. 

Das Charakteriſtiſche eines ſogenannten Blankettſtrafgeſetzes 
iſt, daß der Geſetzgeber hierin Zuwiderhandlungen gegen Gebote 
oder Verbote, die von einer anderen Stelle ausgehen, mit Strafe 
bedroht. Dadurch iſt es ermöglicht, die Befolgung von An- 
ordnungen, welche dem Erlaſſe des Blankeitgeſetzes erſt nach⸗ 
folgen, zum voraus ſtrafrechtlich zu fichern. Andererſeits iſt 
es aber nicht ausgeſchloſſen, daß auch Zuwiderhandlungen gegen 
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Anordnungen, welche hinter dem Erlaſſe des Blankettgeſetzes 
zurückliegen, von der Strafbeſtimmung getroffen werden. 
Und ſowohl nach dem Wortlaute, als nach der Intention des 
§ 327 cit. kann es nicht zweifelhaft fein, daß Zuwiderhand⸗ 
lungen gegen Maßregeln, welche zur Verhütung des Einführens 
oder Verbreitens anſteckender Krankheiten bei Emanation des 
Str. G. B. ſchon angeordnet waren, gleichfalls der bezüglichen 
Strafbeſtimmung unterliegen ſollen. Urth. des IV. Sen. vom 
15. Oktober 1901. 2801. 1901. 

23. § 328. 

Es iſt nicht rechtsirrthümlich, eine die Einfuhr friſchen 
Rindfleiſches verbietende Vorſchrift auch auf die weichen 
Innentheile des Rindes, insbeſondere die Leber, an⸗ 
zuwenden. Urth. des I. Sen. vom 3. Oktober 1901. 
2573. 1901. 

24. 8 360 Ziff. 11. 

Um in einem Angriffe, der unmittelbar nur gegen einen 
Einzelnen gerichtet iſt, eine Beläſtigung oder Gefährdung des 
Publikums finden zu können, iſt es nicht nöthig, daß die der 
öffentlichen Ordnung widerſtreitende Handlung auch von anderen 
Perſonen außer der direkt angegriffenen wahrgenommen worden 
iſt. Erfordert muß aber werden, daß nach den Verhältniſſen 
das gegebenen Falles — in concreto — die Möglichkeit der 
Wahrnehmung gegeben war, daß alſo außer der direkt ange⸗ 
griffenen Perſon noch andere, nicht mit dem Angreifer zuſammen 
einen geſchloſſenen Perſonenkreis bildende Perſonen ſich in ſolcher 
Nähe bei dem Vorgange befanden, daß ſie denſelben wahrnehmen 
und durch dieſe Wahrnehmung im Gefühle der eigenen Sicher⸗ 
heit beeinträchtigt werden konnten. Die bloß abſtrakte Mög⸗ 
lichkeit der Wahrnehmbarkeit genügt nicht. Urth. des IV. Sen. 
vom 17. September 1901. 2317. 1901. 


B. Zur Strafprozeß ordnung. 


1. 8 45. 

Ausweislich der Gerichtsakten iſt ſchriftliche Reviflons⸗ 
begründung, die der Vertheidiger als eingeſchriebenen Brief in 
A. zur Poſt gegeben hatte, am 30. Auguſt zwiſchen 3 und 
4 Uhr vormittags auf dem Poſtamt zu M. eingetroffen. Ob⸗ 
gleich der Poſtablieferungsſchein noch am gleichen Tage dem 
Landgerichtspräfidenten vorgelegt und von ihm unterzeichnet 
wurde, erfolgte die Abholung des Briefs durch den Gerichts- 
boten erſt am 31. Auguſt. So gelangte die Reviſionsbegründung 
nicht mehr innerhalb der geſetzlichen Friſt zum Einlauf beim 
Landgericht, weshalb die Reviſion als unzuläſſig verworfen 
worden iſt. Bei dieſem Sachverhalt mußte dem Geſuch um 
Wiedereinſetzung ſtattgegeben werden. Denn die Revifions- 
anträge ſind bei der Poſtanſtalt des Beſtimmungsorts zwar am 
letzten Tage der Friſt, aber doch ſo frühzeitig angelangt, daß ſie 
unzweifelhaft noch innerhalb der Friſt bei Gericht eingelaufen 
wären, wenn nicht ein von der Regel abweichender, beſonders 
ſchleppender Geſchäftsgang beſtanden hätte. Inſofern iſt der 
Angeklagte, genauer an ſeiner Stelle der Vertheidiger, durch 
einen unabwendbaren Zufall an Einhaltung der Friſt zum An⸗ 
bringen der Reviſionsanträge verhindert worden. Soweit die 
Reviſion den § 187 des Gerichtsverfafſungsgeſetzes als verletzt 
bezeichnet, ſteht ihr der Umſtand nicht entgegen, daß dieſer An⸗ 
griff in den erſten Reviſionsanträgen nicht erhoben war. Die 
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Wiedereinſetzung in den vorigen Stand verleiht dem nach Ab⸗ 
lauf der Friſt nachgeholten Prozeßhandlungen grundſätzlich und 
ohne Ausnahme die gleiche Wirkſamkeit, wie wenn ſie innerhalb 
der Friſt erfolgt wären. Urth. des I. Sen. vom 12. Dezember 
1901. 4070. 1901. 

2. § 56. 

Zufolge verkündeten Gerichtsbeſchluſſes wurde gemäß § 56 
Nr. 3 der Str. P. O. von der Beeidigung des Zeugen P. Abſtand 
genommen. Nach dem Urtheil haben die ſämmtlichen Ange⸗ 
klagten gemeinſchaftlich zu wiederholten Malen den Zeugen P. 
mündlich aufgefordert, in einem Strafverfahren gegen die Ehe⸗ 
frau K. bei ſeiner zeugſchaftlichen Vernehmung zu Gunſten der da⸗ 
maligen Angeklagten eine wiſſentlich falſche eidliche Ausſage ab- 
zugeben, und dieſe Aufforderung an die Gewährung von 
Vortheilen geknüpft. Das Urtheil hat den Zeugen P. für ver- 
dächtig erachtet, die von den Beſchwerdeführern an ihn gerichtete 
Aufforderung zur Begehung eines Meineidsverbrechens ange⸗ 
nommen und dadurch ſich ſelbſt eines Vergehens nach § 49 a 
Abſ. 1 und 3 des Str. G. B. ſchuldig gemacht zu haben. Ledig⸗ 
lich wegen dieſes Verdachts hat das Urtheil die Vorausſetzungen des 
§ 56 Nr. 3 der Str. P. O. als vorliegend angeſehen. Allein 
dadurch allein, daß Zeuge P. bei Gelegenheit der Begehung des 
Verbrechens der unternommenen Verleitung zum Meineid durch 
die Beſchwerdeführer und im Anſchluſſe hieran ſelbſt eine ſtraf⸗ 
bare Handlung verübt hat, welche ſich jenem Verbrechen gegen⸗ 
über als ein völlig ſelbſtändiges Delikt darſtellt und zu dem⸗ 
ſelben keineswegs in einem Theilnahmeverhältniß ſteht, recht⸗ 
fertigt ſich noch keineswegs die Anwendung des § 56 Nr. 3 der 
Str. P. O. Dies konnte den Zeugen allenfalls im Hinblick auf 
§ 54 der Str. P. O. zur Auskunftsverweigerung berechtigen, 
von einer Beeidigung konnte indeſſen nur dann abgeſehen werden, 
wenn jene eigene Thätigkeit des P. ſich zugleich als eine ſtraf⸗ 
bare Mitwirkung zu der im vollſten Umfange gedachten 
Strafthat der Beſchwerdeführer qualifizirte, ohne daß ſie des⸗ 
wegen nothwendig eine Theilnahme im Sinne der 88 47—49 
des Str. G. B. zu ſein brauchte (Rechtſprechung des Reichs⸗ 
gerichts in Strafſachen Bd. IX S. 234, 312, Bd. X S. 18, 
126, 587). Inwiefern aber im vorliegenden Falle die Annahme 
der an ihn durch die Beſchwerdeführer ergangenen Aufforderung 
zur Begehung eines Meineidsverbrechens von Seite des Zeugen 
P. ſich als eine ſtrafbare Mitwirkung zu denjenigen Vorgängen 
ſoll auffaffen laſſen können, deren Feſtſtellung zur Verurtheilung 
der Beſchwerdeführer geführt hat, iſt unerfindlich. Der Umſtand 
allein, daß Aufforderung zur Verübung eines Verbrechens und 
Annahme der Aufforderung im Zuſammenhange ſtehen, genügt 
noch nicht zur Annahme einer ſtrafbaren Mitwirkung, wie ſie 
§ 56 Nr. 3 der Str. P. O. in einem Falle der hier vor- 
liegenden Art vorausſetzt. Die ſtrafbare Annahme einer ſolchen 
Aufforderung wird durch den beſtehenden Zuſammenhang nicht 
ihres Charakters als einer ſelbſtändigen Strafthat entkleidet und 
kann eine ſtrafbare Mitwirkung zu der Aufforderung in deren 
Annahme um fo weniger in der Regel wenigſtens gefunden 
werden, als die Aufforderung zur Begehung eines Verbrechens, 
mag dabei § 49a oder § 159, der nur einen Spezialfall des 
§ 49a des Str. G. B. im Auge hat, in Frage kommen, der 
Annahme der Aufforderung voranzugehen hat, die Strafbarkeit 
der Aufforderung auch keineswegs von deren Annahme irgendwie 
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abhängig iſt und deren Vollendung ſchon durch die einſeitige 
Thätigkeit des Auffordernden herbeigeführt wird, ohne daß es 
irgend einer Mitwirkung des Aufgeforderten bedarf (Entſch. des 
R. G. in Strafſachen Bd. XXX S. 142). Im vorliegenden 
Falle iſt zwar ein fortgeſetztes Verbrechen der unternommenen 
Verleitung zum Meineid gegen die Beſchwerdeführer feſtgeſtellt 
worden und haben ſich die Aufforderungen derſelben an P., 
falſch zu ſchwören, insbeſondere am 13. Januar 1900 nach 
bereits erfolgter Annahme der früheren im November 1899 er- 
folgten gleichen Aufforderungen wiederholt. Die Annahme, daß 
wenigſtens vielleicht dieſen letzteren Aufforderungen gegenüber 
eine ſtrafbare Mitwirkung des P. in Betracht komme, erſcheint 
aber auch im gegenwärtigen Falle ausgeſchloſſen, da nach den 
ausdrücklichen Feſtſtellungen des vorigen Urtheils die letzten Auf- 
forderungen der Beſchwerdeführer an P. lediglich dadurch hervor⸗ 
gerufen wurden, daß dieſer ſich hartnäckig weigerte, ſeine frühere 
Zuſage, falſch unter Eid auszuſagen, zu erfüllen. Das in den 
Entſcheidungen des Reichsgerichts Bd. XXXII S. 31 abge⸗ 
druckte Urtheil des oberſten Gerichtshofes ſteht der hier ver⸗ 
tretenen Auffaſſung nicht entgegen. Denn in dem damals ab⸗ 
geurtheilten Falle war die Beeidigung derjenigen Zeugin, an 
welche die Aufforderung zur Begehung eines Verbrechens ge⸗ 
richtet war, in Folge der allgemeinen Erwägung unterblieben, 
daß ſie der Theilnahme an der den Gegenſtand der Anklage 
bildenden That verdächtig erſcheine, und dieſer Verdacht ließ ſich 
aus der Möglichkeit herleiten, mit der damals gerechnet werden 
konute, daß dasjenige Verbrechen, zu welchem aufgefordert 
worden war, wirklich begangen würde. Im vorliegenden Falle 
iſt es aber in Folge der eingetretenen Sinnesänderung des 
P. und ſeiner entſchiedenen Weigerung, falſch auszuſagen, 
gar nicht zu einer zeugſchaftlichen Vernehmung deſſelben ge⸗ 
kommen und außerdem hat eben das angefochtene Urtheil 
den Verdacht der Theilnahme ausſchließlich aus der anfäng⸗ 
lichen Annahme der Aufforderung hergeleitet, was zu 
beanſtanden war. Urth. des III. Sen. vom 21. November 1901. 
4210. 1901. 

3. § 127. 

Die Befugniß zur vorläufigen Feſtnahme ſchließt nothwendig, 
ihrem Weſen nach, das Recht zur Vornahme von Handlungen 
in fi, die — wenn die öffentlich rechtliche Befugniß nicht ge- 
geben wäre — als Freiheitsberaubung und Nöthigung anzu⸗ 
ſehen ſein würden. Ebenſo kann auch die Erregung eines 
körperlichen Mißbehagens, welche die natürliche Folge eines nach 
Lage der Sache erforderlichen feſten Anfaſſens oder Anpackens 
der feſtzunehmenden Perſon iſt, nicht als ſtrafbare Körper⸗ 
verletzung aufgefaßt werden, auch wenn damit das im § 223 
des Str. G. B. bezeichnete Moment einer körperlichen „Miß⸗ 
handlung“ gegeben ſein ſollte. Das Gleiche gilt jedoch nicht 
von jeder ſonſtigen Handlung, durch die rechtlich geſchützte In⸗ 
tereſſen des Feſtzunehmenden verletzt werden, und zwar auch 
dann nicht, wenn ohne ſolche Verletzung die Ausführung oder 
Aufrechthaltung der Feſtnahme nicht zu ermöglichen iſt. Zwar 
wird der Feſtnehmende unberechtigten thätlichen Angriffen des 
auf friſcher That Betroffenen, durch die dieſer die Feſtnahme 
verhindern will, nach den Grundſätzen der Nothwehr entgegen- 
treten dürfen. Dagegen kann nicht anerkannt werden, daß der 
zur Feſtnahme Berechtigte den auf friſcher That betroffenen 
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Delinquenten, der zu fliehen ſucht, an der Flucht durch 
Handlungen hindern dürfe, die ihn an Leib oder Leben verletzen. 
Eine andere Frage iſt es, ob der Feſtnehmende ſtrafbar iſt, 
wenn er geglaubt hat, das Recht zur Feſtnahme ſchließe das 
Recht in ſich, Körperverletzungen zuzufügen, ſofern ohne ſolche 
der Delinquent nicht an der Flucht verhindert werden könne. 
Dieſe Frage iſt nach allgemeinen Grundſätzen dahin zu beant⸗ 
worten, daß der gedachte Irrthum nicht als ein ſtrafrechtlicher, 
ſondern als ein anderweiter Irrthum anzuſehen iſt, der nach 
§ 59 des Str. G. B. die Beſtrafung wegen vorſätzlicher 
Körperverletzung ausſchließt, dagegen der Beſtrafung wegen fahr ⸗ 
läſſiger Körperverletzung nur dann entgegenſteht, wenn er nicht 
ſelbſt durch Fahrläſſigkeit verurſacht iſt. Urth. des II. Sen. 
vom 5. November 1901. 2090. 1901. Ebeuſo Urtheil des⸗ 
ſelben Sen. vom gleichen Tage. 1959. 1901. 

4. 88 199 Abſ. 3, 181. 

Wie die Akten ergeben, hat der Vertheidiger des F. die 
Einleitung einer Vorunterſuchung beantragt, und am Schluß 
der betreffenden Schrift erklärt, es werde, falls der Antrag ab⸗ 
gelehnt werden ſollte, gebeten, denſelben dem Königlichen Ober⸗ 
landesgericht als Beſchwerde vorzulegen. Der Anficht, daß die 
Einlegung der Beſchwerde gegen eine noch gar nicht ergangene 
gerichtliche Entſcheidung der rechtlichen Wirkſamkeit entbehre, iſt 
ſachlich unbedenklich beizutreten. Von dieſem Standpunkte aus 
ergiebt ſich von ſelbſt, daß der die Einleitung der Vorunter⸗ 
ſuchung ablehnende Beſchluß mit Ablauf der in § 353 Str. P. O. 
für die Einlegung der ſofortigen Beſchwerde vorgeſchriebenen 
Friſt unanfechtbar geworden ift, und daß von dieſem Zeitpunkte 
an ohne Verletzung des Geſetzes zur Hauptverhandlung ge⸗ 
ſchritten werden konnte. Urth. des IV. Sen. vom 22. No⸗ 
vember 1901. 3569. 1901. 

5. 8 250. 

Richtig iſt, daß das in der Hauptverhandlung verleſene 
Protokoll über die nach $ 222 der Str. P. O. erfolgte kom⸗ 
miſſariſche Vernehmung die Unterſchrift des Zeugen oder die 
Angabe, weshalb deſſen Unterſchrift unterblieben, vermiſſen läßt, 
mithin der Vorſchrift des § 186 Abſ. 3 der Str. P. O. nicht 
entſpricht. Allein dieſer Verſtoß vermag den Beſtand des Ur⸗ 
theils nicht zu erſchüttern. § 250 der Str. P. O. verlangt nur, 
daß das Protokoll ein gerichtliches ſei. Dieſem Erforderniſſe 
ift aber genügt, ſobald Richter und der Gerichts ſchreiber mit- 
gewirkt und unterſchrieben haben. Nach § 260 der Str. P. O. 
iſt der pflichtmäßigen Würdigung des erkennenden Richters über⸗ 
laſſen, welche Bedeutung etwaigen Verſtößen und Mängeln bei- 
zumeffen iſt und ob und inwieweit fie die Beweiskraft des Pro⸗ 
tokolls beeinträchtigen oder aufheben. Urth. des IV. Sen. vom 
18. Oktober 1901. 3094. 1901. 

6. 8 251. 

Das Verbot, die frühere Ausſage eines Zeugen, der nach⸗ 
mals von feinem Zeugnißverweigerungs rechte Gebrauch gemacht 
hat, in der Hauptverhandlung zu verleſen, hindert zwar nicht 
die zeugenſchaftliche Vernehmung des Beamten, vor dem die 
frühere Ausſage erſtattet iſt, über deren Inhalt. Es darf jedoch 
das Verbot der Verleſung nicht dadurch umgangen werden, daß 
dem Zeugen bei oder unmittelbar vor ſeiner Vernehmung 
das Protokoll über die Ausſage zu ſeiner Orientirung hingegeben 
wird. Urth. des I. Sen. vom 21. November 1901. 4486. 1901. 
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7. § 255. 

Der Vorſtand einer Berufsgenoſſenſchaft kann als oͤffentliche 
Behörde nicht angeſehen werden. Urth. des IV. Sen. vom 
1. Oktober 1901. 2609. 1901. 

8. § 266. 

Ausweislich des Protokolls hat der Vertheidiger beantragt, 
wegen der Unterſchlagung nur auf eine Geldſtrafe zu erkennen. 
Dieſer Antrag konnte, da beim Vergehen der Unterſchlagung 
nur beim Vorhandenſein mildernder Umſtände auf Geldſtrafe 
erkannt werden darf, auch nur in dem Sinne verſtanden werden, 
daß die Annahme mildernder Umſtände verlangt werde. Gemäß 
§ 266 Abſ. 3 Satz 2 der Str. P. O. war ſonach die Straf⸗ 
kammer verpflichtet, in den Urtheilsgründen eine ausdrückliche 
Entſcheidung über das Vorhandenſein oder Nichtvorhandenſein 
mildernder Umſtände abzugeben. An einer ſolchen Entſcheidung 
fehlt es, da die Bemerkung, K. habe (aus näher angegebenen 
Gründen) eine „empfindlichere Strafe“ verdient, nicht mit 
Sicherheit erkennen läßt, ob der Vorderrichter ſich der ihm nach 
§ 266 a. a. O. obliegenden Verpflichtung bewußt geweſen iſt 
und dieſer Verpflichtung durch jene Bemerkung genügen wollte. 
Die Reviſion rügt deshalb mit Recht Verletzung des 8 266 
der Str. P. O. Urth. des II. Sen. vom 29. November 1901. 
2999. 1901. 

9. § 294. (Gerichtsverfaſſung § 197.) 

Die Revifion des Staatsanwalts rügt Verletzung der 58 197 
des Gerichtsverfafſungs⸗Geſetzes mit 294 der Str. P. O., weil 
der Vorſchrift, daß zuerſt über den höheren Schuldgrad, und, 
falls fi hierfür eine geſetzliche Majorität nicht ergebe, über den 
minderen Schuldgrad abgeſtimmt werden müfle, — wobel ſich 
die mit der Annahme eines Diebſtahls abgeſtimmten Mitglieder 
der Strafkammer denjenigen Mitgliedern hätten anſchließen 
müſſen, welche nur Hehlerei annahmen — offenbar nicht ent- 
ſprochen worden ſei. — Auf dieſem Wege vermag jedoch das 
Reviſionsgericht den Reviſionsausführungen nicht zu folgen. — 
Zwar ſpricht eine hohe Wahrſcheinlichkeit dafür, daß die Ab⸗ 
ſtimmung eine unrichtige, den vom Staatsanwalt richtig be- 
zeichneten Anforderungen nicht entſprechende war. Denn erwägt 
man, daß das angefochtene Urtheil feſtſtellt, daß die Handlung 
des Angeklagten „mag dieſelbe ſich nun rechtlich als Diebſtahl 
oder als Hehlerei darſtellen, jedenfalls den Thatbeſtand 
eines dieſer beiden Reate erfülle“, ſo iſt ſchwer abzuſehen, wie 
die Strafkammer im Falle richtiger Abſtimmung zu einer Frei⸗ 
ſprechnng gelangen konnte, wenn ihre Mitglieder ſich bewußt 
waren, daß ſie neben der Pflicht, ihrer eigenen gewiſſenhaften 
Ueberzeugung zu folgen, auch die weitere Pflicht hatten, zu er- 
wägen, wie ein Kollegialbeſchluß herbeigeführt werden könne, 
welcher der materiellen Gerechtigkeit entſpricht, was hier ſicher 
nicht der Fall iſt. — efr. Rechtſprechung Bd. 4 S. 198 ff. 
(insbeſondere S. 203 ff.) Immerhin iſt nicht ausgeſchlofſen, 
daß einzelne Mitglieder der Kammer auch bei ſucceſſiver Ab- 
ſtimmung über die einzelnen Schuldgrade an ihrer urſprünglichen 
Meinung feſthielten und ſich zu einem Uebergange auf die 
andere Strafnorm nicht bequemten, und da dies durch das Geſetz 
nicht ausgeſchloſſen iſt und Urtheil und Sitzungsprotokoll irgend 
welche Anhaltspunkte über die Art der Abſtimmung nicht liefern, 
jo entbehrt die Annahme einer Geſetzes verletzung in dieſer 
Richtung der erforderlichen Grundlage. — Rechtsirrig iſt es 
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aber, wenn die Strafkammer feſtſtellt, daß entweder Diebſtahl 
oder Hehlerei vorliegen müſſe, und weiter ausführt, daß hier ⸗ 
durch eine. Verurtheilung wegen widerrechtlicher Zueignung 
durch Inbeſitznahme, alſo wegen Unterſchlagung, ausgeſchloſſen 
ſei. Bei richtigem formellen Verfahren, wie es nach dem Aus⸗ 
geführten unterſtellt werden muß, konnte das Gericht zur Frei⸗ 
ſprechung nur gelangen, wenn ſowohl Diebſtahl als Hehlerei 
mit der nöthigen Stimmenzahl verneint waren. Mit dieſer 
Verneinung der Schuldfrage fielen aber dieſe beiden Reate 
außerhalb des Rahmens der richterlichen Beurtheilung und es 
war die Frage, ob aus dem ſonſt vorhandenen Sachverhalt, 
ſoweit er weder Diebſtahl, noch Hehlerei ergab, ein ſtraf⸗ 
rechtlicher Thatbeſtand konſtruirt werden konnte. Es iſt ein 
innerer Widerſpruch, wenn das Landgericht von der Anklage 
des Diebſtahls und der Hehlerei freiſpricht, dieſelben alſo im 
entſcheidenden Theile als nicht vom Angeklagten verübt erklärt 
und gleichwohl dieſe beiden Thatbeſtände als Hinderniß dafür 
anfieht, zu prüfen, ob der Beſitzer der weder geſtohlenen, noch 
verhehlten Sache ſich dieſelbe rechtswidrig zugeeignet habe. 
Hiernach war das Urtheil aufzuheben. Urth. des I. Sen. vom 
19. September 1901. 2320. 1901. 

10. 58 310-312. . 

Während die Antwort auf Frage II ausweislich des Frage⸗ 
bogens nunmehr wortlich beſagt „Nein mit mehr als ſechs 
Stimmen“ und die Durchſtreichung des Wortes „ſieben“ be⸗ 
ſonders beurkundet iſt, berichtet das Sitzungsprotokoll: Nach 
Verkündung und Unterzeichnung des Spruchs, der zu Frage II 
„Nein mit mehr als fieben Stimmen“ lautete, habe der Vor⸗ 
fitzende mit der Bekanntgabe, daß das Gericht dieſen Spruch 
für nicht vorſchriftsmäßig erachte, und unter Hinweiſung auf 
§ 307 Abſ. 2 der Str. P. O. die Geſchworenen aufgefordert, 
ſich in das Berathungszimmer zurückzubegeben und dem ge⸗ 
rügten Mangel abzuhelfen, welcher Aufforderung die Geſchworenen 
ſofort Folge leiſteten. Sodann ſei nach Rückkehr der Ge⸗ 
ſchworenen in das Sitzungszimmer der Spruch, der nunmehr 
zu Frage II „Nein mit mehr als ſechs Stimmen“ lautete, 
neuerdings kundgegeben worden. Gegen dieſe Behandlungs- 
weiſe beſtehen keinerlei Bedenken; namentlich irrt die Reviſion 
mit der Annahme, daß ein Berichtigungsverfahren im Sinne 
von § 311 der Str. P. O. einzuleiten geweſen wäre. Allerdings 
wird in § 307 Abſ. 2 der Str. PY. O. einerſeits bei Verneinung 
der mildernden Umſtände die Angabe, daß die Entſcheidung mit 
mehr als ſechs Stimmen gefaßt ſei, vorgeſchrieben, andererſeits 
allgemein verboten, im Uebrigen das Stimmenverhältniß aus⸗ 
zudrücken. Allein jene erſte Vorſchrift verlangt ausweislich ihrer 
Entſtehungsgeſchichte nur die ausdrückliche, eine Nachprüfung 
geſtattende Feſtſtellung der geſetzlichen Mehrheit, wogegen durch 
das erwähnte allgemeine Verbot die Aufdeckung der thatſächlich 
vorhandenen Mehrheit ausgeſchloſſen werden will. Da „mehr 
als ſieben Stimmen“ immer und nothwendig auch „mehr als 
ſechs Stimmen“ ſind, ſo erhellt vorliegend aus dem erſten Spruch 
der Geſchworenen ohne weiteres mit aller Gewißheit, daß die 
zur Verneinung der mildernden Umſtände erforderliche geſetzliche 
Mehrheit von mindeſtens ſieben Stimmen (zu vergl. § 198 
Abſ. 1 der Str. P. O.) gewahrt iſt. Dabei giebt der Spruch 
über die thatſächlich erzielte Mehrheit, über deren Verhältniß 
zur Minderheit, keinen ficheren Aufſchluß. Letzteres wäre nur 
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dann der Fall, wenn der Spruch die Zahl der verneinenden 
Stimmen ziffermäßig hervorgehoben oder ſonſt, beiſpielsweiſe 
durch die Wendung „mit allen Stimmen“, „mit mehr als 
11 Stimmen“ beſtimmt klargelegt hätte. Folgerichtig handelte 
es ſich bloß um einen den ſprachlichen Ausdruck, d. i. die äußere 
Form betreffenden Mangel, deſſen Berichtigung, wenn ja ge⸗ 
boten, (Entſch. des R. G. in Strafſachen Bd. 32 S. 372 
[373 f.) ein anderes Verfahren, als das eingeſchlagene, nicht 
erheiſchte. Da lediglich ein Mangel in der Form zu berichtigen 
war, durfte nach 8 310 der Str. P. O. eine fachliche Aenderung 


nicht vorgenommen werden. Urth. des I. Sen. vom 28. Ok- 


tober 1901. 4104. 1901. 

11. 8 477. 

Wird gegen beſtimmte Angeklagte das Hauptverfahren er- 
öffnet und unter Freiſprechung derſelben nur auf Unbrauchbar⸗ 
machung der Platten u. ſ. w. gemäß 88 42, 41 Str. G. B. 
erkannt, ſo macht der objektive Charakter dieſer Entſcheidung 
das Verfahren ſelbſt nicht zum objektiven. Eine Befugniß des 
Einziehungsintereſſenten, ſich am Verfahren zu betheiligen, findet 
daher in ſolchen Fällen nicht ſtatt. Urth. des IV. Sen. vom 
11. Oktober 1901. 2493. 1901. 


C. Andere Reichs- und Landesgeſetze. 


1. Preußiſcher Auslieferungsvertrag mit Frankreich vom 
21. Juni 1845, Zuſatzconvention vom 11. Dezember 1871. 

Der Grundſatz der Spezialität hindert, mindeſtens im 
Auslieferungsverkehr mit Frankreich, nicht die Beſtrafung wegen 
Verſuchs, auch wenn die Auslieferung nur wegen des vollendeten 
Vergehens erfolgt iſt. Urth. des I. Sen. vom 30. September 
1901. 2995. 1901. 

2. Vereinszollgeſetz § 153. 

Es iſt unter Nr. 2 in Abſ. 1 beſtimmt, daß „Eiſen⸗ 
bahnverwaltungen“ für ihre Angeſtellten nnd Bevollmäch⸗ 
tigten unbedingt haften ſollen. Schon die in Nr. 2 
aufgeführte Gleichſtellung der Eiſenbahnverwaltungen und 
der Dampfſchifffahrtsgeſellſchaften deutet darauf hin, daß 
jede dieſer Vereinigungen als ein Ganzes aufzufaſſen iſt, daß 
die Beſtimmung das ganze Unternehmen, mit letzterem auch 
diejenigen Perſonen im Auge hat, welche zur Vertretung des 
Unternehmens in ſeinem Geſammtumfange berufen find. Da 
die Eiſenbahnen ferner in der hier in Frage kommenden Rich⸗ 
tung Verkehrsanſtalten find, die vom Staate, von Korporationen 
oder von Privaten errichtet werden, ſo gehört zum Begriffe der 
Verwaltung einer Eiſenbahn jedenfalls nothwendig die Leitung 
ihres Betriebes. Dieſer aber hat zum Inhalte die techniſche 
und wirthſchaftliche Ausnützung ihrer geſammten Anlagen zu 
den von der Eiſenbahn bezweckten Transportleiſtungen. Nur 
von denjenigen Organen alſo, denen der Betrieb in ſeiner Ge⸗ 
ſammtheit unterſtellt iſt, kann geſagt werden, daß in ihren 
Händen die Verwaltung ruht. Nur dieſer oberen Leitung ſteht 
daher auch zu, unter Beachtung der vorhandenen Geſetze die⸗ 
jenigen Wege zu beſtimmen, die ihr für die Erreichung ihrer 
Zwecke dienlich erſcheinen. Werden demnach für dieſen oder 
jenen einzelnen Zweig der Transportleiſtungen der Eiſenbahn 
beſondere Einrichtungen nöthig, wie z. B. für den Perſonen⸗ 
transport die Errichtung von Reſtaurationen, und werden dieſe 
an beſondere Unternehmer verpachtet, fo wird ſelbſtverſtändlich 
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hierdurch ein ſolcher Unternehmer noch keineswegs Verwalter der 
Eiſenbahn im Allgemeinen. Der Unternehmer dieſer ſpeziellen 
Seite des Betriebes wird vielmehr nur eine acceſſoriſche Hülfs⸗ 
kraft der geſammten Leitung des Eiſenbahnunternehmens. Von 
vorſtehenden Geſichtspunkten ausgehend kann den Gründen, die 
die Staatsanwaltſchaft dafür angiebt, daß die Internationale 
Eiſenbahn⸗Schlafwagengeſellſchaft zu B. als eine Eiſenbahnver⸗ 
waltung im Sinne des allegirten Geſetzes anzuſehen iſt, nicht 
gefolgt werden. Das Urtheil hat in Bezug auf jene Geſellſchaft 
feftgeſtellt, „daß ſie eine juriſtiſche Perſon ſei, die gemäß den 
Beſtimmungen eines von ihr mit einer Reihe von Eiſenbahn⸗ 
verwaltungen geſchloſſenen Vertrages in beſonderen, ſchnelle Ver⸗ 
bindung herſtellenden Perſonenzügen ihr, der Geſellſchaft, ge⸗ 
hörige, den Reiſenden während der Fahrt jede mögliche Bequem⸗ 
lichkeit bietende Wagen laufen läßt.“ Nicht zufolge eigenen 
Rechts auf Grund geſetzlicher Beſtimmung erfolgt die Einftellung 
der Schlafwagen, ſondern nach Maßgabe eines erſt von der 
Eiſenbahnverwaltung mit der Schlafwagengeſellſchaft geſchloſſenen 
und dadurch von jener genehmigten Kontrakts, in welchem die 
Einſtellung der Wagen nur geſtattet wird, der aber die techniſche 
Seite des Betriebs überhaupt nicht berührt. Mit Unrecht folgert 
die Revifion aus jener Urtheilsfeſtſtellung, daß jene Geſellſchaft 
allgemein eine Beförderung von Perſonen bezweckt. Aus ihr 
geht vielmehr nur hervor, daß die — wie die Reviſion ſelbſt 
zugiebt — auf „fremder Eiſenbahn“ beförderten Perſonen Wagen 
erhalten, die der Geſellſchaft gehören, von ihr eingeſtellt find 
und beſondere Bequemlichkeiten bieten. Die Beförderung dieſer 
Wagen und der dieſelben benutzenden Perſonen erfolgt lediglich 
durch den Betrieb der Eiſenbahn. Der Revifion kann zugegeben 
werden, daß der Betrieb der Schlafwagengeſellſchaft eine Ver⸗ 
waltung auf der Eiſenbahn darſtellt; hiermit iſt aber nahe⸗ 
liegend noch nicht nachgewieſen, daß er eine Verwaltung der 
Eiſenbahn bildet. Urth. des I. Sen. vom 4. November 1901. 
3024. 1901. e 

3. Geſetz über das Urheberrecht an Schriftwerken u. ſ. w. 
vom 11. Juni 1870 8 43. 

Der den Schriftwerken als ſolchen zuſtehende Schutz 
(88 1, 4 des Geſetzes) iſt den Abbildungen wiſſenſchaftlicher 
und techniſcher Art als ſolchen gewährt und nur von der 
negativen Vorausſetzung abhängig gemacht, daß dieſelben 
ſich ihrem Hauptzwecke nach nicht als Kunſtwerke darſtellen. 
Die Behauptung der Reviſion, daß „Preisverzeichniſſe“ — ſoll 
heißen Abbildungen in Preisverzeichniſſen — überhaupt nicht 
geſchützt ſeien, weil ihr Zweck nur der ſei, die Kaufluſt anzuregen 
und hierdurch als Hülfsmittel beim Handel zu dienen, findet 
ſonach im Geſetze keine Stütze. Der Umſtand, daß die ab⸗ 
gebildeten Maſchinen keinen Patentſchutz genießen, vermag den 
Abbildungen den Schutz des Geſetzes nicht zu entziehen, 
ſofern dieſe ſich als Produkte eigener individueller geiſtiger 
Thätigkeit des Urhebers darſtellen. Urth. des II. Sen. vom 
15. November 1901. 1507. 1901. | | 

4. Seemannsordnung vom 27. Dezember 1872 f 96. 

Die Auffaffung des Vorderrichters, daß die Disziplinar- 
gewalt, deren Mißbrauch § 96 der Seemannsordnung beſtraft 
wiſſen will, ſtets und unter allen Umſtänden identiſch ſei mit 
der im vierten Abſchnitte daſelbſt geregelten, nur dem Schiffer 
zuſtehenden Disziplinargewalt, welche ſich als Disziplinargewalt 
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im engeren Sinne bezeichnen läßt, iſt rechtsirrthümlich. § 96 
a. a. O. bedroht feinem klaren Wortlaute nach nicht nur den 
Schiffer mit Strafe, welcher die ihm nach Maßgabe des 8 72 u. ff. 
zuſtehende Disziplinargewalt mißbraucht, ſondern auch den 
ſonſtigen Vorgeſetzten des Schiffsmannes, welcher dieſem 
gegenüber ſeine Disziplinargewalt mißbraucht. § 96 hat mit⸗ 
hin die Exiſtenz einer dem ſonſtigen Vorgeſetzten des Schiffs⸗ 
mannes zuſtehenden eigenen Disziplinargewalt zur nothwendigen 
Vorausſetzung. Hieraus folgt, daß diejenige Disziplinargewalt, 
welche der Vorgeſetzte des Schiffsmannes als Stellvertreter des 
Schiffers oder vermöge beſonderer Uebertragung durch den 
Schiffer, deren Zuläſſigkeit vorausgeſetzt, für dieſen ausübt, 
nicht oder doch wenigſtens nicht ausſchließlich unter der Dis⸗ 
ziplinargewalt begriffen fein kann, von welcher in § 96 die 
Rede iſt, da es ſich in allen dieſen Fällen um die ſtellver⸗ 
tretende Ausübung einer fremden Disziplinargewalt, diejenige 
des Schiffers, handelt, bezüglich deren es, um eine Beſtrafung 
ihres Mißbrauches durch den Stellvertreter zu ermöglichen, einer 
beſonderen Strafnorm nicht bedurfte, da hierzu ſchon die auf 
den Schiffer fih beziehende Vorſchrift vollſtändig ausreichte. 
Damit widerlegt ſich zugleich die in der Theorie wenn auch nur 
vereinzelt vertretene Anſicht, daß unter dem ſonſtigen Vorgeſetzten, 
deſſen $ 96 der Seemannsordnung erwähnt, nur der Vertreter 
des Schiffers verſtanden werden könne, auf den ja, ſoweit ſeine 
Stellvertretung reicht, alle Rechte und Pflichten ohne Weiteres 
von ſelbſt übergehen und hinſichtlich deſſen die Nichterfüllung 
der dem Schiffer obliegenden Verpflichtungen die nämlichen 
Nachtheile nach ſich zieht, wie ſie dem Schiffer ſelbſt für den 
gleichen Fall angedroht ſind. Wollte man unter der Disziplinar⸗ 
gewalt des § 96 die Disziplinargewalt erblicken, welche ihre Regelung 
durch den vierten Abſchnitt der Seemannsordnung erfahren hat, 
fo hätte der § 96, inſoweit er ſich auf den Mißbrauch der 
Disziplinargewalt der ſonſtigen Vorgeſetzten des Schiffsmannes 
bezieht, keinen Sinn und keinen Zweck, da eine Disziplinar- 
gewalt dieſer Art dem ſonſtigen Vorgeſetzten nicht zuſteht. 
Unter der Disziplinargewalt des ſonſtigen Vorgeſetzten muß 
daher im Sinne des § 96 der Seemannsordnung nothwendig 
etwas Anderes verſtanden werden und dies nöthigt zu der Aus- 
legung, daß unter der Disziplinargewalt, deren Mißbrauch durch 
den Vorgeſetzten, welcher nicht zugleich der Schiffer iſt, § 96 
mit Strafe bedroht, nur die dem betreffenden Vorgeſetzten 
refjortmäßig zuſtehende Kontrol« und Befehlsbefugniß, die Dienft- 
gewalt innerhalb des ihm zur Beſorgung überwieſenen Dienit- 
zweiges gegenüber denjenigen Schiffsleuten gemeint ſein kann, 
welche dieſer Dienſt⸗ und Befehlsgewalt unterworfen find. Die 
Richtigkeit der Auffaſſung, daß unter der Disziplinargewalt des 
§ 96 der Seemannsordnung nur eine ſolche in dem weiteren 
Sinne der Dienſtgewalt verſtanden ſein kann, wird indirekt 
durch den Entwurf der neuen Seemannsordnung und deſſen 
Motive beſtätigt, durch welche abgeſehen von einer Erhöhung 
der Geldſtrafe und der ſpeziellen Aufführung der Schiffsoffiziere 
neben dem Schiffer und den ſonſtigen Vorgeſetzten als moͤglicher 
Thäter im Uebrigen § 96 der jetzigen Seemannsordnung, 
welchem § 105 des Entwurfes entſpricht, völlig unverändert 
gelaſſen wurde, obwohl letzterer neben dem Schiffer und den 
ausdrücklich hervorgehobenen Schiffsoffizieren gemäß § 3 und 
der Motive hierzu auch noch andere Vorgeſetzte der Schiffs⸗ 
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manufchaft, denen der Offiziercharakter nicht zukommt, kennt, 
gemäß § 79 eine Uebertragung der dem Schiffer zuſtehenden 
engeren Disziplinargewalt nur auf die Schiffsoffiziere, nicht 
aber die ſonſtigen Vorgeſetzten der Schiffsmannſchaft zuläßt 
und dieſe Vorgeſetzten auch ſonſt nicht weiter mit einer beſon⸗ 
deren Disziplinargewalt außer der ihnen reſſortmäßig zuſtehenden 
Dienſt⸗ und Befehlsgewalt ausgeſtattet hat. Wollte man mit 
dem vorigen Richter den § 96 der Seemannsordnung in einem 
Falle wie in dem vorliegenden nicht für anwendbar erachten, ſo 
würde man zu dem kaum annehmbaren Ergebniß gelangen, daß, 
wenn der Schiffer ſelbſt einen Schiffsmann körperlich züchtigt, 
regelmäßig auch ohne Antrag des Gezüchtigten eine Beſtrafung 
des Schiffers auf Grund des § 96 einzutreten hätte, während 
der ſonſtige Vorgeſetzte, welcher in Ausübung ſeiner Dienſtgewalt 
einen dieſer unterworfenen Schiffsmann mißhandelt, ſtets nur, 
ſofern nicht beſondere Erſchwerungsgründe hinzutreten, auf 
Autrag des Verletzten verfolgt werden könnte, ein Zuſtand, der 
kaum verträglich wäre mit dem Verhältniß, in welchem die 
Schiffsmaunſchaft mit Einſchluß der Offiziere und ſonſtigen 
Vorgeſetzten zu dem Schiffer ſteht. Urth. des III. Sen. vom 
9./10. Dezember 1901. 3990. 1901. 

5. Nahrungsmittelgeſetz § 10. 

Nach den Feſtſtellungen hat der Angeklagte einen Schiuken⸗ 
reſt, welcher verdorben war, unter Verſchweigung des letzteren 
Umſtaudes aus Fahrläſſigkeit an den Polizeikommiſſar G. ver⸗ 
kauft. Gleichwohl hat der erſte Richter Anwendung des 
§ 10 Nr. 2 des Nahrungsmittelgeſetzes abgelehnt, weil der 
Schinken nicht als Nahrungsmittel, ſondern zum Zwecke 
der Unterſuchung gekauft wurde und dies dem Angeklagten be⸗ 
kannt geweſen ſein mußte. Die Unrichtigkeit der von dem erſten 
Richter vertretenen Rechtsauffaſſung ergiebt ſich ſchon aus dem 
an ſich klaren Wortlaut des § 10 Nr. 2, welcher das Feilhalten 
und den Verkauf verdorbener, nachgemachter oder verfälſchter 
Nahrungs- und Genußmittel ohne jede Rückſicht auf die dabei 
von dem Feilhaltenden, dem Verkäufer oder Käufer in Bezug 
auf die Verwendung der betreffenden Nahrungsmittel verfolgten 
Zwecke ſchlechthin verbietet, ſofern nur das Feilhalten unter 
einer zur Täuſchung geeigneten Bezeichnung oder der Verkauf 
unter Verſchweigung des Umſtandes des Verdorbenſeins der 
verkauften Waare ſtattfindet. Wenn bei der Schaffung der 
Geſetzesbeſtimmung zum Theile auch ſanitäre Rückſichten und 
Erwägungen inſofern beſtimmend mitgewirkt haben mögen, als 
dadurch der Zuführung von Nahrungsmitteln mit verminderter 
Nährkraft an das Publikum entgegengewirkt werden ſollte, ſo 
ſteht doch andererſeits außer Zweifel, daß § 10 Nr. 2 des 
Nahrungsmittelgeſetzes hauptſächlich bezweckt, Täuſchungen des 
Publikums über die Beſchaffenheit der feilgebotenen oder ver⸗ 
kauften Nahrungsmittel thunlichſt fernzuhalten und in dieſer 
Hinſicht eine mit Rückſicht auf die Verkehrsverhältniſſe von der 
Geſetzgebung für erforderlich erachtete Ergänzung des in Fällen 
der hier vorliegenden Art nicht immer anwendbaren § 263 des 
Str. G. B. zu bilden. Von dieſem Geſichtspunkte aus muß 
es, ſo lange wenigſtens die Möglichkeit einer Täuſchung des 
kaufenden Publikums beſteht und mit derſelben gerechnet werden 
muß, als rechtlich belanglos erachtet werden, von welchen Ab⸗ 
ſichten im Uebrigen die bei dem Feilhalten, Verkauf und Ankauf 
betheiligten Perſonen geleitet werden und welche Zwecke ſie dabei 
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verfolgen. Daß aber die Moͤglichkeit einer Täuſchung des 
Käufers über die Eigenſchaft der gekauften Waare ausgeſchloſſen 
und dies dem Verkäufer bereits im Zeitpunkte des Verkaufes 
bekannt geweſen wäre, in welchem Falle §8 10 Nr. 2 des 
Nahrungsgmittelgeſetzes allerdings keine Anwendung hätte finden 
können, erſcheint in dem angefochtenen Urtheile nicht feſtgeſtellt. 
Gegen die Rechtsmeinung des vorigen Richters ſpricht endlich 
auch ein Vergleich des § 10 Nr. 2 mit § 12 Nr. 1 des 
Nahrungsmittelgeſetzes. Während die letztere Vorſchrift, welche 
abweichend von § 10 Nr. 2 nicht der Gefahr einer Täuſchung 
des Publikums, ſondern den Nachtheilen begegnen will, welche 
dieſem aus dem Verkaufe und Inverkehrbringen ſowie dem 
Genuſſe geſundheitſchädlicher Nahrungsmittel drohen, mit Rückſicht 
hierauf den Verkauf, das Feilhalten und das ſonſtige Inverkehr⸗ 
bringen von Gegenſtänden, deren Genuß die meunſchliche Ge⸗ 
ſundheit zu beſchädigen geeignet iſt, nur unter der Vorausſetzung 
verbietet und unter Strafe ſtellt, daß dieſe Gegenſtände als 
Nahrungsmittel oder Genußmittel verkauft werden u. ſ. w., 
it eine ſolche Beſtimmung in den § 10 Nr. 2 nicht auf⸗ 
genommen worden. Die Judikatur des Reichsgerichts hat ſich 
denn auch bereits (Rechtſprechung des Reichsgerichts in Straf⸗ 
ſachen Bd. VI S. 795) in dem Sinne ausgeſprochen, daß die 
Abſicht der Verwendung eines Nahrungs- oder Genußmittels zu 
Nahrungs- und Genußzwecken kein Thatbeſtandsmerkmal des 
§ 10 des Nahrungsmittelgeſetzes bildet, und der gegenwärtige 
Fall, bezüglich deſſen nur noch bemerkt werden mag, daß die 
Abſicht, ein gekauftes Nahrungsmittel zunächſt auf ſeine Be⸗ 
ſchaffenheit unterſuchen zu laſſen, je nach dem künftigen Ergebniß 
dieſer Unterſuchung deſſen Verwendung zu Genußzwecken keines⸗ 
wegs unbedingt ausſchließt, bietet keinen Anlaß, von dieſer 
Judikatur abzugehen. Was von der Abſicht des Käufers gilt, 
trifft auch auf die von dem Verkäufer verfolgten Zwecke zu und 
begründet keinen Unterſchied in der rechtlichen Beurtheilung. 
Urth. des III. Sen. vom 5. Dezember 1901. 4195. 1901. 

6. Krankenverſicherungsgeſetz 58 82 a, b, Invalidenverſiche⸗ 
rungsgeſetz § 182. 

Die Strafbeſtimmung des § 82b kann nach 8 822 auch 
gegen ſolche Perſonen Platz greifen, welche von den Arbeit⸗ 
gebern als Betriebsleiter beſtellt find, vorausgeſetzt, daß ihnen 
auch die Auszahlung der Löhne an die Arbeiter, die Ein⸗ 
behaltung der dieſen nach § 53 des Geſetzes zu kürzenden Be⸗ 
träge, und deren Abführung an die Kaffe übertragen iſt. & 182 
iſt in das neue Invalidenverſicherungsgeſetz vom 13. Juli 1899 
aufgenommen, um dem auch auf dem Gebiete der Alters- und 
Juvalidenverſicherung hervorgetretenen Bedürfniſſe einer dem 
§ 82b des Krankenverſicherungsgeſetzes entſprechenden Straf- 
beſtimmung zu genügen. In dem Geſetze vom 13. Juli 1899 
findet ſich jedoch keine Beſtimmung, vermöge deren die An⸗ 
wendung der bezeichneten Vorſchrift auf die von den Arbeit⸗ 
gebern beſtellten Betriebsleiter in ähnlicher Weiſe ausgedehnt 
werden könnte, wie dies im Bereich der Krankenverſicherung in 
Anſehung des § 82b des Geſetzes vom 10. April 1892 gemäß 
§ 82a daſelbſt anzunehmen iſt. Urth. des IV. Sen. vom 
10. Dezember 1901. 3900. 1901. 

7. Invalidenverſicherungsgeſetz § 182. 

Hinſichtlich des § 82 b des Krankenverſicherungsgeſetzes hat 
das Reichsgericht wiederholt entſchieden, daß, wenn das Geſetz 
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den Arbeitgeber beſtrafe, der „den von ihm beſchäftigten Per⸗ 
ſonen auf Grund des § 53 Lohnbeträge in Abzug bringt und 
dieſe Beträge ... der Krankenkaſſe vorenthält“, die Strafbar- 
keit nicht an die Vorausſetzung geknüpft ſei, daß der Arbeit⸗ 
geber die für den Arbeiter zu entrichtenden Beiträge thatſächlich 
aus den hingezählten Lohnbeträgen an ſich genommen und ein⸗ 
behalten oder fie überhaupt als Kaſſengelder für die berechtigte 
Kaſſe beſonders beſeſſen und bereitgehalten habe, daß es viel⸗ 
mehr genüge, wenn der Arbeitgeber thatſächlich, ſei es auch ſtill⸗ 
ſchweigend, von ſeinem Abzugsrechte Gebrauch gemacht habe. 
Das Gleiche hat hinſichtlich der Strafbeſtimmung des § 182 des 
Invalidenverſicherungsgeſetzes zu gelten, die von derjenigen im 
§ 82b des Krankenverſicherungsgeſetzes nur inſofern abweicht, 
als fie das Unterlaſſen der Verwendung zu Verſficherungszwecken 
auch dann unter Strafe ſtellt, wenn eine auf Vermöͤgens⸗ 
vortheile oder Schädigung gerichtete Abſicht nicht obgewaltet 
hat. Urth. des II. Sen. vom 22. Oktober 1901. 2690. 1901. 

8. Sprengſtoffgeſetz § 9. 

Der Begriff „Verkehr mit Sprengſtoffen“ umfaßt nicht die 
eigentliche beſtimmungsgemäße Verwendung von Sprengſtoffen 
und die hierfür gegebenen Sicherheitsvorſchriften, ſondern nur 
die außerhalb dieſer Verwendung erfolgende Behandlung, d. i. 
die Herſtellung, Einführung, Vertrieb und Beſitz von ſolchen. 
Urth. des I. Sen. vom 18. November 1901. 3463. 1901. 

9. Viehſeuchengeſetz vom 23. Juni 1880 88 18 — 20. 

Der Regierungs⸗Präſident zu Coblenz hat unterm 3. April 
1900 eine landespolizeiliche Anordnung „zur Bekämpfung der 
Maul- und Klauenſeuche“ erlaſſen, in der hierauf bezüglich ver⸗ 
ſchiedene Maßregeln getroffen worden find. Die Anordnung 
ſollte nach 8 7 derſelben am 1. Juni 1900 in Kraft treten. 
Dieſelbe iſt in Nr. 17 des Amtsblattes des Regierungsbezirks 
Coblenz, ausgegeben am 12. April 1900, bekannt gemacht. In 
Nr. 23 deſſelben Amtsblatts, ausgegeben am 25. Mai 1900, iſt 
weiter von dem Regierungspräfidenten unterm 18. Mai 1900 
bekannt gegeben, daß zu jener Anordnung der Miniſter für 
Landwirthſchaft, Domänen und Forſten unterm 3. Mai 1900 
ſeine Genehmigung ertheilt hat. Die Rechtsgültigkeit dieſer 
Anordnung des Regierungs⸗Präfidenten wird im erſtinſtanzlichen 
Urtheile aus materiellen und formellen Gründen angegriffen. 
Der hiergegen gerichteten Reviſion der Staatsanwaltſchaft mußte 
Folge gegeben werden. In der Anordnung wird die Kundgabe 
der nach §§ 18, 66 Nr. 4 des Viehſeuchengeſetzes vom 
on Reichsgeſetzblatt 1894 S. 410 nothwendigen 
Feſtſtellung einer vorhandenen Seuchengefahr vermißt. Es läßt 
ſich indeß nicht behaupten, daß die erfolgte Konſtatirung der 
Seuchengefahr mit ausdrücklichen Worten in die Polizeianord⸗ 
nung aufgenommen werden müſſe. Die Konſtatirung ſelbſt 
gebührt, wie auch das Urtheil annimmt, ausſchließlich den mit 
der Ausführung der im Falle des Beſtehens der Gefahr noth⸗ 
wendigen Maßregeln betrauten Polizeibehörden. Es muß daher 
für die Beſtrafung auf Grund der Bekanntmachung genügen, 
daß die fragliche Anordnung objektiv dazu beſtimmt iſt, der 
Verbreitung einer Seuche vorzubeugen oder ſolche zu verhindern, 
und daß ſubjektiv nach der konkreten Sachlage der Thäter ſich 
bewußt iſt, dieſer Zweckbeſtimmung entgegen zu handeln — 
Urtheil des Reichsgerichts vom 18. Oktober 1890, Entſch. 
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Bd. 21 S. 121, vom 24. Januar 1888, Entſch. Bd. 17 
S. 72 (74) —. Die vom erſten Richter citirten Urtheile des 
Reichsgerichts Rechtſprechung Bd. 10 S. 60 (62) und Entſch. 
Bd. 27 S. 357 (358) ſtehen dieſer Auffaſſung nicht entgegen. 
In der dem erſten Urtheile zu Grunde liegenden Anordnung 
war eine Seuche beftimmt überhaupt nicht genannt; es iſt dort 
auch angenommen, daß die Anordnung als Zweck gar nicht die 
Abwehr einer konſtatirten Seuchengefahr, ſondern nur die Ab- 
ſtellung von Unzuträglichkeiten bezeichnete, daß ſie auch nur eine 
Anweiſung an beſtimmte Beamte, nicht aber ein Gebot oder 
Verbot an das Publikum enthalte. Das zweitgenannte Urtheil 
ſtellt zwar das Erforderniß der Bezeichnung einer beſtimmten 
Seuchengefahr auf, erörtert aber nicht, ob dieſe Bezeichnung 
eine ausdrückliche fein muß oder auch aus den konkreten Um⸗ 
ſtänden entnommen werden kann. Es wird demgemäß ander⸗ 
weit zu prüfen ſein, ob nicht aus der Hervorhebung, daß die 
Anordnung einerſeits „zur Bekämpfung der Maul- und Klauen⸗ 
ſeuche“ und zwar auf Grund der 88 18 bis 20 des Viehſeuchen⸗ 
geſetzes, andererſeits für die in ihr genannten acht Kreiſe, die 
ſämmtlich übrigens zu dem Regierungsbezirk Coblenz gehören, 
gegeben worden, zu entnehmen iſt, daß nach der allein maß⸗ 
gebenden Auffaſſung des Regierungs⸗Präſidenten für dieſe Kreiſe 
eine beſtimmte Seuchengefahr vorhanden geweſen, ſodaun weiter, 
ob die Angeklagten ſich deſſen bei ihrem Handeln bewußt ge⸗ 
weſen. Das Urtheil leitet die Ungültigkeit der Anordnung ferner 
daraus her, daß letztere in § 1 der veterinärpolizeilichen Ueber⸗ 
wachung alles Rindvieh, das Schlachtvieh ausgenommen, unter⸗ 
wirft, welches a) in den Beſitz eines Viehhändlers gelangt und 
nicht unmittelbar auf einen Markt gebracht wird, b) auf öffent⸗ 
lichen Märkten und Vormärkten gekauft iſt, e) aus einem außer⸗ 
halb des Geltungsbereichs dieſer Verordnung belegenen Orte be⸗ 
zogen iſt, während nach §§ 19 flg. des Viehſeuchengeſetzes die 
dort aufgeführten Maßregeln nur bei 4 Thiergruppen zuläſſig 
ſeien, nämlich 1. bei den ſeuchenkranken, 2. bei den ſeuchenver⸗ 
dächtigen, 3. bei den der Seuchengefahr ausgeſetzten, 4. bei den⸗ 
jenigen Thieren, welche geeignet ſind, die Seuche zu verſchleppen. 
Hier vermiſcht das Urtheil die Thiergruppen ſelbſt mit den⸗ 
jenigen Maßregeln, die gegen die einzelnen Gruppen zuläſſig 
find. Die Anordnung iſt erlaſſen auf Grund der §§ 18 bis 20 
des Viehſeuchengeſetzes. Der § 19 1. c. geſtattet die Abſonde⸗ 
rung, Bewachung oder polizeiliche Beobachtung „der der Seuchen⸗ 
gefahr ausgeſetzten Thiere“. Der § 20 1. c. ertheilt die Be⸗ 
fugniß zu „Beſchränkungen im Transporte der der Seuchen⸗ 
gefahr ausgeſetzten Thiere“. Muß man nun annehmen, daß 
unter den der Seuchengefahr ausgeſetzten Thieren diejenigen 
Thiere zu verſtehen ſind, die ſich innerhalb der Kreiſe, für welche 
die Seuchengefahr vorhanden und für die um deshalb die An⸗ 
ordnung gegeben iſt, befinden, alſo auch für die, die in dieſe 
Kreiſe eintreten, ſo wird nur noch zu prüfen ſein, ob die ange⸗ 
ordneten Maßnahmen im Uebrigen ſich im Rahmen der in 
85 19 und 20 geſtatteten Maßregeln bewegen. Dafür, daß 
die Anordnung nach ihrem Inhalte auf andere Thiere als ſolche, 
die zu der einen oder anderen der vier in §§ 19 fig. 1. c. ber 
zeichneten Gruppen gehören, ſich erſtreckt, liegt keinerlei Anhalt 
vor. Warum aber der Regierungs⸗Präſident nicht habe an⸗ 
nehmen ſollen, daß auch die von außerhalb der ſeinem Bezirke 
angehörigen Kreiſe bezogenen Thiere, wenn dieſelben in die 
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Kreiſe des Regierungsbezirks gelangen, ebenfalls der Seuchen⸗ 
gefahr ausgeſetzt ſeien, iſt nicht erfindlich. In formeller Hinſicht 
ſucht das Urtheil auszuführen, daß nach $ 1 der am 27. Juni 
1895 erlaſſenen Inſtruktion des Bundesraths zur Ausführung 
der 88 19 bis 28 des Viehſeuchengeſetzes (Reichsgeſetzblatt 1895 
S. 357 flg.) lediglich diejenigen Schutzmaßregeln maßgebend 
ſeien, die in der Inſtruktion aufgeführt werden. Daß dieſe 
Auffaſſung unrichtig iſt, daß vielmehr neben jenen in der In⸗ 
ſtruktion bezeichneten Maßnahmen auch das Viehſeuchengeſetz 
ſelbſt die Grundlage für zu treffende Maßregeln bilden kann, 
iſt bereits in dem Urtheile dieſes Senats vom 12. Juli 1897 
Entſch. Bd. 30 S. 220 in ausführlicher Begründung, auf 
welche hier Bezug genommen werden kann, nachgewieſen. Ge⸗ 
rade auf die §8 18 bis 20 des Viehſeuchengeſetzes ſtützt ſich 
aber die Anordnung vom 3. April 1900. Da ferner dieſe 
Polizeiverordnung den § 59a der bezeichneten Inſtruktion gar 
nicht erwähnt, ſo erübrigt ſich vorliegend eine Erörterung dar⸗ 
über, ob in die Bekanytmachung die erfolgte Feſtſtellung einer 
„größeren Seuchengefahr“ aufzunehmen geweſen, und ob „der 
Seuchenort“, für welchen jene Gefahr als vorhanden angeſehen 
worden, ausdrücklich hätte benannt werden müſſen. Nur ſoviel 
mag hier bemerkt werden, daß die Meinung des Urtheils, die 
Verwendung der Vorſchrift des § 592 der Inſtruktion hätte 
„nach 692“ — näher iſt dieſe Vorſchrift nicht bezeichnet — ein 
Verbot aller Viehmärkte zur nothwendigen Folge haben müſſen, 
keinesfalls in 69“ — wenn damit § 69 Abſ. 2 der Inſtruktion 
gemeint ſein ſoll — eine Stütze erhält. Nach § 64 Abſ. 1 
der Inſtruktion iſt im Falle des Ausbruchs der Seuche die 
Abhaltung von Viehmärkten, mit Ausnahme der Pferdemärkte, 
in dem Seuchenorte zu verbieten. Und nach § 18 und 8 28 
des Viehſeuchengeſetzes kann von der Polizeibehörde die Ein⸗ 
ſtellung von Viehmärkten angeordnet werden. Das angegriffene 
Urtheil hält endlich den Regierungs⸗Präſidenten zwar für befugt, 
die getroffenen Maßnahmen auf Grund des § 1 der mehr er- 
wähnten Inſtruktion mit Genehmigung des Miniſters anzuordnen, 
erklärt auch, daß dieſe Genehmigung des Miniſters für Land⸗ 
wirthſchaft, Domänen und Forſten nach einer Bekanntmachung 
des Regierungd-Präfidenten vom 18. Mai 1900 ertheilt worden, 
erachtet aber dieſe Bekanntmachung für ungenügend, „denn dieſe 
Anordnung“ — nämlich die hier in Rede ſtehende des Regie⸗ 
rungd-Präfidenten vom 3. April 1900 — „hätte unter Erwähnung 
der Genehmigung von Neuem verkündet werden müſſen“. Auch 
dieſer Auffaſſung kann nicht beigetreten werden. Die Anordnung 
des Regierungspräſidenten, zu der der Miniſter ſeine Genehmigung 
ertheilt hat, iſt in der Bekanntmachung vom 18. Mai 1900 
deutlich bezeichnet; es iſt hervorgehoben, daß ſie die Bekämpfung 
der Maul- und Klauenſeuche betreffe und es iſt auch auf deren 
erfolgte Bekanntmachung im Amtsblatte für 1900 S. 120 hin⸗ 
gewieſen. Dieſelbe konnte daher dort von Jedermann eingeſehen 
werden. Es iſt nicht abzuſehen, auf Grund welcher Vorſchrift 
ein wiederholter Abdruck unumgänglich nothwendig geweſen 
wäre. Urth. des I. Sen. vom 7. November 1901. 3285. 1901. 

10. Geſetz zum Schutze der Waarenbezeichnungen vom 
12. Mai 1894 8 14. 

Die Reviſion beſtreitet, daß ein Kennzeichnen mit fremden 
geſchützten Waarenzeichen ſtattgefunden habe. Die Angeklagten 
haben Bier in Flaſchen gefüllt, die mit Zeichen verſehen waren, 
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deren Gebrauch ihnen wegen des von Anderen dafür erwirkten 
Zeichenſchutzes nicht zuſtand, und verabfolgten die gefüllten 
Flaſchen an die Arbeiter einer Fabrik, denen es bekannt war, 
daß das Bier nicht aus der Bezugsquelle ſtammte, auf die das 
Zeichen hinwies. Aus dieſer Kenntniß der Arbeiter folgert die 
Reviſion, es ſei unrichtig, von einer Kennzeichnung des Bieres 
zu reden. Da aber der $ 14 des Markenſchutzgeſetzes in der 
erſten Alternative nicht von Kennzeichnen ſpricht, ſondern den mit 
Strafe bedroht, der wiſſentlich Waaren u. ſ. w. mit einem ge⸗ 
ſchützten Waarenzeichen verſieht, ſo ergiebt ſich die Unrichtigkeit 
obiger Folgerung. Die Worte des Geſetzes laſſen keine Rückficht 
darauf zu, ob das „Verſehen“ mit dem Zeichen Andere wirklich 
täuſcht oder nicht; die gleiche Strafdrohung gegen den, der der⸗ 
gleichen widerrechtlich gekennzeichnete Waaren in den Verkehr 
bringt oder feilhält, beweiſt einerſeits, daß unter dem wider⸗ 
rechtlich Kennzeichnen nichts Anderes verſtanden iſt, als das 
Verſehen mit einem Zeichen, und andererſeits, daß für die erſte 
Alternative das Inverkehrbringen ohne Bedeutung iſt. Urth. des 
I. Sen. vom 14. Oktober 1901. 3066. 1901. 

11. Bürgerliches Geſetzbuch § 228. 

Ende vorigen Jahres hatte ſich ein Marder wiederholt in 
das Anweſen des Angeklagten B. eingeſchlichen, dort mehrere 
Tauben und Hühner todtgebiſſen und die Bruteier ausgeleert. 
Als B. am 2. Januar l. 38. abermals die Anweſenheit des 
Marders in der bei ſeinem Wohnhauſe gelegenen Schupfe, wo 
dieſer ſich unter dem Wied verſteckt hielt, bemerkte, rief er die 
Mitangeklagten herbei und trieb den Marder aus der Schupfe, 
indem fie den Wied aus räumten. Der Marder lief daraufhin 
in den Hof, die Mitangeklagten, die ſich hier ſchußbereit auf⸗ 
geſtellt hatten, feuerten auf das Thier; auf den dritten Schuß 
blieb daſſelbe todt liegen. Als demnächſt von dem im Dienſte 
des Jagdberechtigten ſtehenden Förſter die Herausgabe des 
Marders gefordert wurde, erklärte ſich B. nur gegen Erſatz des 
von dem Marder in ſeinem Hühnerhof angerichteten Schadens 
bereit, und als dieſen zu leiſten von dem Jagdberechtigten ab⸗ 
gelehnt wurde, behielt B. den Marder und ſchaffte ſich aus dem 
Erlös des Pelzes Erſatz für ſeinen Schaden. Zu ihrer Ver⸗ 
theidigung haben die Angeklagten ſich auf Nothwehr berufen und 
geltend gemacht, nicht gewußt zu haben, verbotswidrig zu 
handeln, vielmehr geglaubt zu haben, B. ſei befugt, die durch 
den Marder erlittenen Schädigungen durch Selbſthülfe „abzu⸗ 
wenden“. Zutreffend geht die Strafkammer davon aus, daß 
der Marder in Bayern zum jagdbaren Wilde gehört. Recht- 
lichen Bedenken kann auch die Feſtſtellung nicht begegnen, daß 
dies den Angeklagten bekannt war. Ein Jagdausübungsrecht 
konnte dem Angeklagten B. nicht zugeſtanden werden, da, wenn 
ſchon der Marder in ſeinem Hofraum erlegt wurde, dieſer 
letztere, weil nicht durch eine Umfriedung begrenzt oder ſonſt 
vollſtändig abgeſchloſſen, die geſetzliche Vorausſetzung zu jener 
Berechtigung nicht darbot. Dagegen verkennt der erſte Richter 
den Rechtsſchutz, den der § 228 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
demjenigen gewährt, dem Gefahr durch fremde Sachen, alſo 
auch Thiere, droht. Dazu gehört an ſich, wennſchon es noch 
nicht im fremden Eigenthum ſteht, ſinngemäß auch jagdbares 
Wild. Allerdings find hierbei die nach dem Einführungsgejek 
zum Bürgerlichen Geſetzbuch Artikel 69 unberührt gebliebenen 
landesgeſetzlichen Vorſchriften über Jagdrecht zu beachten, welche 
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das Tödten von Wild (z. B. zur Abwehr von Wildſchaden) ver⸗ 
bieten oder beſchränken. Die Strafkammer führt nun gegen⸗ 
über der Berufung der Angeklagten auf das Selbſtvertheidigungs⸗ 
recht des B. zur Abwendung ferneren Schadens, wie er ihn 
bereits durch frühere Ueberfälle des Thieres in ſeinem Hühner⸗ 
hofe erlitten, aus: B. und die Mitangeklagten hätten gewußt, 
daß ſie den Marder micht ſelbſt fangen und erlegen, bezw. 
dem B. hierbei behülflich ſein durften, B. ſelbſt habe geltend 
gemacht, daß der frühere Förſter die Erlaubniß ertheilt gehabt 
habe, das Raubzeug zu ſchießen, da er ſelbſt nicht immer „da 
fein könne“, es müſſe aber abgeliefert werden. Daß Foöͤrſter L. 
nicht rechtzeitig habe eintreffen können, ſei eine Ausrede, die 
ſich von ſelbſt widerlege, wenn erwogen werde, daß B. keinen 
Verſuch gemacht habe, ihn beizuziehen, ein „gegenwärtiger 
Angriff“ des Marders ſtehe nicht in Frage, weil der Marder 
den Hof des B. ſchon in früheren Fällen heimgeſucht habe und 
B. darum den L. rechtzeitig habe angehen, auch ſeinen Hühner⸗ 
hof beſſer verwahren oder den Marder „verſcheuchen“ oder eine 
Anzeige bei der Polizeibehörde habe erſtatten können. Der 
Vorwurf ungenügender Verwahrung des Hühnerhofs iſt ſchon 
darum unzureichend, weil er jeder Begründung durch Darlegung 
der thatſächlichen Verhältniſſe ermangelt, alſo auf ſeine Be⸗ 
rechtigung nicht geprüft werden kann. Nachdem thatſächlich der 
Marder am 2. Januar wiederholt in das Anweſen gedrungen 
war, drohte dem Geflügel des B. von Neuem Gefahr, und es 
kann nicht befremden, wenn dieſer in der Tödtung des Thieres 
das allein wirkſame Mittel zur Abwendung ferneren Schadens 
erblickte. Daß dieſe jedoch nur durch den Jagdberechtigten oder 
deſſen Perſonal oder Polizeibeamte unter den geſchilderten Ver⸗ 
hältniſſen habe bewerkſtelligt werden dürfen, iſt eine nicht zu 
billigende Annahme des erſten Richters und es könnten die An⸗ 
geklagten, wenn ſie — was ſie ausdrücklich beſtritten hatten — 
die Strafkammer aber feſtgeſtellt hat — „gewußt hätten, 
daß ſie den Marder nicht ſelbſt erlegen durften“, wegen dieſes 
Bewußtſeins, weil es einen Irrthum über das Recht zur 
Selbſtvertheidigung enthalten würde, nicht ſtrafbar ſein. Denn 
war die Tödtung des Marders als Mittel zur Abwendung 
der Gefahr erforderlich, ſo ſtand dem Angeklagten B. und den 
Mitangeklagten kraft § 228 des Bürgerlichen Geſetzbuchs das 
Recht zur Anwendung dieſes Mittels zu, unbeſchadet der 
gleichen Befugniß des Jagdberechtigten kraft feines Jagdrechts. 
Der Hinweis aber der Strafkammer auf die Möglichkeit, das 
Raubthier zu „verſcheuchen“, erweckt im Hinblick auf die im 
Urtheil ſelbſt feſtgeſtellte Wiederholung ſeiner Einbrüche in das 
Beſitzthum des B. den Verdacht, daß der erſte Richter den Be⸗ 
griffen der „drohenden Gefahr“ und ihrer „Abwendung“ zu 
enge Grenzen gezogen hat. Eine unzuläſſige Abwendung von 
„Wildſchaden“, wie unter Berufung auf die reichsgerichtlichen 
Erkenntniſſe in Bd. XIV S. 419 und XXII S. 115 der Ent⸗ 
ſcheidungen in heutiger Verhandlung geltend gemacht wurde, 
ſteht nicht in Frage. Das Bayeriſche Geſetz vom 15. Juni 
1850, betreffend den Erſatz des Wildſchadens und Artikel 144 
des Bayeriſchen Ausführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buche vom 9. Juni 1899 legen, wie das Bürgerliche Geſetzbuch 
& 835, eine Erſatzpflicht dem Jagdberechtigten lediglich für an 
Grundſtücken und deren Erzeugniſſen vom Wilde angerichteten 
Schaden auf. Inwiefern nun gegenüber dem in § 228 des 
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Bürgerlichen Geſetzbuchs Jedermann gewährten Recht, ein fremdes 
Thier zu tödten, wenn dies zur Abwendung der von dieſem 
drohenden Gefahr erforderlich iſt und der Schaden nicht außer 
Verhältniß zu der Gefahr ſteht, Vorſchriften des Bayeriſchen 
Jagdrechtes der Ausübung dieſes Rechtes im Fragefall entgegen ⸗ 
ſtehen ſollen, iſt im Urtheil nirgends nachgewieſen und ſind ſolche 
auch nicht nachweisbar. Die erneute Verhandlung wird Anlaß 
zur Prüfung des Sachverhaltes nach der Richtung geben, ob 
der § 292 des Strafgeſetzbuchs gegen den Angeklagten B. zur 
Anwendung zu bringen iſt, weil er nach Erlegung des Marders, 
dieſen ſich angeeignet und verwerthet, ſtatt an den Jagd⸗ 
berechtigten herausgegeben hat. Aus § 293 des Strafgeſetzbuchs 
war er unter dieſem Geſichtspunkt nicht ſtrafbar, nachdem eine 
Mitwirkung der Mitangeklagten zu dieſer That, der An⸗ 
eignung des erlegten Thieres (vergl. Bayeriſches Ausführungs⸗ 
geſetz Artikel 143. I.) im Urtheil nicht feſtgeſtellt iſt. (Vergl. 
Entſcheidungen Bd. 17 S. 413.) Urth. des I. Sen. vom 
7. Oktober 1901. 2463. 1901. 

12. Handelsgeſetzbuch § 312. 

Die ſtrafrechtliche Haftung bezieht ſich auch auf die vor 
Eintrag der Aktiengeſellſchaft abfichtlich zu deren Nachtheil be⸗ 
gangenen Handlungen eines zum Vorſtandsmitgliede Beſtellten. 
Urth. des II. Sen. vom 29. Oktober 1901. 3717. 1901. 

13. Konkursordnung § 240. 

Nach den Feſtſtellungen hat der Angeklagte bei Eröffnung 
ſeines Geſchäftes im Februar 1895 nur eine ungenügende und 
im Jahre 1897 überhaupt keine Bilanz ſeines Vermögens ge⸗ 
zogen. Gleichwohl iſt der Angeklagte des Vergehens gegen 
§ 240 Nr. 4 der Konkursordnung nicht ſchuldig erklärt, weil 
beide Mängel durch die in den Jahren 1896, 1898 und 1899 
gezogenen Bilanzen und die einwandfreie Buchführung des An⸗ 
geklagten, wodurch eine genaue Ueberſicht des Vermögens er- 
möglicht werde, beſeitigt worden ſeien und zur Zeit der Konkurs⸗ 
eröffnung im Oktober 1899 nicht fortgewirkt hätten. Dieſe 
Begründung findet in den dafür in Bezug genommenen Urtheilen 
des Reichsgerichts keine Stütze. In dem in der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift 1889 S. 61 Nr. 13 ungenau wiedergegebenen 
Urtheile des I. Strafſenats vom 8. November 1888 D. 2152/88 
wird lediglich ausgeſprochen, daß die Annahme eines früheren 
reichsgerichtlichen Urtheils vom 17. Januar 1882, wonach eine 
längere Zeit vor der Konkurseröffnung unterlaſſene Bilanzziehung 
die Strafbarkeit ausſchließen könne, wenn inzwiſchen wieder 
Bilanzen gezogen worden ſeien, auf die unordentliche Buch⸗ 
führung nicht unbedingte Anwendung finde, und ebenſo ver⸗ 
halten ſich auch die in den Entſch. Bd. 29 S. 222 ff. und 
Bd. 30 S. 170 bis 171 zum Abdruck gelangten Urtheile, ſoweit 
ſie hier in Betracht kommen, nur über die Nothwendigkeit eines 
zeitlichen Zuſammentreffens der unordentlichen Buchführung 
mit der Konkurseröffnung (vergl. auch Entſch. Bd. 5 S. 415 
bis 416). Ein derartiges zeitliches Zuſammentreffen mit der 
Konkurseröffnung verlangt das Geſetz in Anſehung der unter⸗ 
bliebenen Bilanzziehung nicht (§ 240 Nr. 4 — früher § 210 
Nr. 3 — im Gegenſatz zu § 240 Nr. 3 — früher $ 210 
Nr. 2 — der Konkursordnung) und es kann mithin auch nicht 
darauf ankommen, ob die frühere Unterlaſſung zur Zeit der 
Konkurseröffnung noch „fortgewirkt“ hat (vergl. Rechtſprechung 
des R. G. Bd. 4 S. 49 bis 50, Entſch. Bd. 7 S. 393). 
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Ein Zuſammenhang zwiſchen der unterbliebenen Bilanzziehung 
und der Konkurseröffnung iſt vielmehr nur inſoweit erforderlich, 
als erſtere nicht außer Beziehung zu demjenigen Vermögen 
ſtehen darf, welches den Gegenſtand der ſpäteren Konkurs- 
eröffnung bildet (vergl. Entſch. des R. G. Bd. 29 S. 226 oben). 
In Uebereinſtimmung hiermit iſt auch bereits in dem vom 
I. Straffenat in der Entſch. vom 8. November 1888 er⸗ 
wähnten Urtheile des erkennenden Senats vom 17. Januar 
1882 (Rechtſprechung des R. G. Bd. 4 S. 48 ff.) aus⸗ 
geſprochen, daß ein Zuſammenhang zwiſchen der Unterlaſſung der 
Bilanzziehung und der Zahlungseinſtellung nur inſoweit er⸗ 
forderlich ſei, als beides fih auf daſſelbe kaufmänniſche Geſchäft 
beziehen müſſe. Dieſer Zuſammenhang würde dann unterbrochen 
worden ſein, wenn die unterlaſſene Bilanzziehung in einem dem⸗ 
nächſt wirklich aufgegebenen, die Konkurseröffnung aber in einem 
neuen Geſchäftsbetriebe erfolgt wäre (vergl. Rechtſprechung des 
R. G. Bd. 4 S. 50 oben, Entſch. Bd. 4 S. 43 oben). Die 
Möglichkeit einer derartigen Sachlage iſt im vorliegenden Falle 
gegeben, da feſtgeſtellt wird, der Angeklagte habe (im Jahre 
1898 oder 1899) das Dirſchauer Geſchäft „aufgelöſt“ und 
am 15. Februar 1899 ein Geſchäft in Heilsberg eröffnet, in 
deſſen Betriebe es demnächſt zur Konkurseröffnung kam. Die 
bisherigen Feſtſtellungen find hiernach nicht geeignet, die Frei⸗ 
ſprechung des Angeklagten zu tragen, die Sachlage bedarf viel- 
mehr nach der vorſtehend angegebenen Richtung hin anderweiter 
Prüfung. Urth. des II. Sen. vom 17. Dezember 1901. 
3339. 1901. 

14. Konkursordnung § 241. 

Zu Bedenken geben die Darlegungen bezüglich des That⸗ 
beſtandsmoments, daß M. in der Abſicht, die Firma R. & G. 
vor den übrigen Gläubigern zu begünſtigen, gehandelt habe, 
Veranlaſſung. In dieſer Richtung hat der Vorderrichter aus⸗ 
geführt: „Bei Abſchluß des Geſchäfts mit R. war es dem An⸗ 
geklagten M. darum zu thun, den Zuſammenbruch ſeines Ge⸗ 
ſchäfts dadurch abzuwenden. Er wußte zwar, daß der Betrag, 
den er von R. & G. erhalten werde, nur zur Befriedigung der 
dringendſten Schulden ausreiche, er hoffte aber, daß es ihm ge⸗ 
lingen werde, auch hinſichtlich ſeiner ſpäter fällig werdenden 
Schulden wieder Rath ſchaffen und ſo ſich aufrecht erhalten zu 
können. Immerhin war er ſich aber darüber im Klaren, daß 
dieſe Hoffnung fehlſchlagen könne und daß dann in Kürze der Aus⸗ 
bruch ſeines Konkurſes unabwendbar ſein werde. Daß in dieſem 
Falle das Geſchäft eine Begünſtigung der Firma R. & G. vor 
ſeinen übrigen Gläubigern zum Nachtheil dieſer zur nothwen⸗ 
digen Folge haben werde, deſſen war ſich M. bei dem Vertrags⸗ 
abſchluſſe mit R. und ſpätere bewußt.“ Dies erſcheint zur Feſt⸗ 
ſtellung der erforderlichen Abſicht im Sinne des § 241 (211) 
der Konkursordnung nicht ausreichend. Wie das Reichsgericht 
wiederholt (z. B. Entſch. des R. G. Bd. 24 S. 235, Bd. 27 
S. 241, beſonders 242) ausgeſprochen hat, iſt es in Anſehung 
dieſes Thatbeſtandsmerkmals nicht nöthig, daß die Begünſtigung 
eines Gläubigers vor den übrigen gerade den Endzweck des 
Schuldners, die Vorſtellung dieſes Erfolgs das Motiv für die 
vorgenommene Handlung gebildet hat, vielmehr erſcheint als 
direkt und beſtimmt gewollt ein Erfolg ſchon dann, wenn der 
Thäter ſeinen Eintritt als nothwendige, unvermeidliche Folge 
ſeines Handelns vorausſieht und mit dieſem Bewußtſein zur 
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Ausführung ſchreitet, mag es auch nicht dieſe, ſondern eine an⸗ 
dere neben- oder vorangehende Vorſtellung fein, aus welchen der 
Antrieb zur That entſprungen iſt. Dagegen wird der bloße 
Eventualdolus vom Begriffe der Abſicht im Sinne dieſer Vor⸗ 
ſchriften nicht getroffen. Nur der Eventualdolus des Angeklagten 
aber iſt vom Urtheil feſtgeſtellt. Denn war, wie dieſes an⸗ 
nimmt, es ihm bei Abſchluß des Geſchäfts darum zu thun, den 
Zuſammenbruch ſeines Geſchäfts zu verhindern, hoffte er, nahm 
er alſo an, daß es ihm gelingen werde, auch hinſichtlich ſeiner 
ſpäter fällig werdenden Schulden wieder Rath zu ſchaffen und 
fo ſich aufrecht erhalten zu konnen, jo ſtellte er, auch wenn er 
ſich bewußt war, daß dieſe Hoffnung fehlſchlagen könne, 
dann in Kürze der Ausbruch des Konkurſes unabwendbar ſein 
und in dieſem Falle das Geſchäft mit R. eine Begünſtigung 
der Firma R. & G. vor ſeinen übrigen Gläubigern zu deren 
Nachtheil zur nothwendigen Folge haben werde, dieſen Erfolg 
ſich nur als eine unter gewiſſen Umſtänden bedingte nothwen⸗ 
dige, alſo nur mögliche Folge ſeines Handelns vor, und nahm 
ſie nur für dieſen Fall, alſo eventuell in ſeinem Willen auf. 
Unter dieſen Umſtänden kann nicht geſagt werden, daß er den 
Erfolg als nothwendige und unvermeidliche Folge feines Han⸗ 
delns vorhergeſehen, ihn alſo direkt und beſtimmt gewollt habe. 
Urth. des IV. Sen. vom 15. November 1901. 3446. 1901. 

15. Reichsſtempelgeſetz vom 14. Juni 1900 5 25. 

Von den Reviſionsbeſchwerden, die der Angeklagte B. gel- 
tend macht, greift diejenige durch, die dem Urtheile vorwirft, es 
beruhe auf der Vorausſetzung, daß der Angeklagte den Beweis 
feiner Nich tſchuld zu führen habe. Nachdem im Urtheil der 
Sachverhalt dargeſtellt iſt, wird die Beurtheilung mit folgendem 
Satze eingeleitet: „Es war zunächſt Sache der Angeklagten, ihre 
Behauptung, daß ſie nur Vermittler, nicht Buchmacher, geweſen, 
glaubhaft zu machen, da die ermittelten Thatſachen durchweg ge⸗ 
gen die Vermittlung ſprechen; der ihm obliegende Gegenbeweis 
iſt dem Angeklagten B. nicht gelungen“. Hier iſt allerdings in 
nicht mißzuverſtehender Weiſe der rechtsirrthümlichen Anſicht 
Ausdruck gegeben, es liege dem Angeklagten ob, die vorliegen⸗ 
den Verdachtsgründe durch Führung des Gegenbeweiſes zu ent⸗ 
kräften. Von der gegentheiligen Anſchauung — daß dem An⸗ 
geklagten überhaupt kein Beweis obliege und daß er überführt 
werden müſſe — iſt die Deutſche Strafprozeßordnung durchweg 
beherrſcht; hat dieſe Rechtsanſchauung auch nicht in einer be⸗ 
ſonderen Vorſchrift Ausdruck gefunden, ſo tritt ſie doch als eine 
ſtillſchweigend vorausgeſetzte in mannigfachen Beſtimmungen, wie 
namentlich den 88 263, 266 hervor. Eine Verletzung des 
Grundſatzes muß zur Aufhebung des Urtheils führen, das auf 
ihr beruht. Nun hat freilich der erſte Richter dem obengedachten 
Satze eine Reihe von Erwägungen folgen laſſen, denen er die 
Ueberzeugung entnommen hat, daß die Thatbeſtandsmerkmale der 
dem Angeklagten B. zur Laſt gelegten Strafthaten erwieſen ſeien: 
es iſt aber, nachdem einmal jener falſche Grundſatz zum Aus⸗ 
gangspunkt der Beurtheilung des Beweisergebniſſes genommen 
iſt, keine Bürgſchaft dafür gegegen, daß er nicht auch bei der 
Beweiswürdigung im Einzelnen feſtgehalten iſt. Freigeſprochen 
iſt der Angeklagte W. weil er bezüglich der ausländiſchen 
Wetten durch Vorlegung von Ausweiſen dargethan hat, daß er 
„ihm gewordene Aufträge, den Aufträgen entſprechend, an die 
ausländiſchen Wettunternehmungen unter Innehaltung der bis 
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zum 1. Juli 1900 geltenden Stempelbeſtimmungen weiterbegeben 
hat“ und weil „ebendaſſelbe gilt von den einheimischen Wetten, 
die in ſtempelfiskaliſcher Hinſicht nach § 28 des Geſetzes in der 
Faſſung vom 14. Juni 1900 erſt am 1. Jannar 1901 den 
neueren Beſtimmungen unterworfen find“. Dieſe Begründung 
beruht auf rechtsirrthümlicher Auslegung des Geſetzes. Das Reichs⸗ 
ſtempelgeſetz ſpricht in § 25 Abſ. 2 den Grundſatz ausdrücklich 
aus, daß auch den ausländiſchen Looſen oder Ausweiſen über 
Spieleinlagen die Einſätze bei ausländiſchen Wettunternehmungen 
für öffentlich veranſtaltete Rennen ... gleichſtehen und daß 
auch Derjenige, der ohne ſolche Ausweiſe vom Ausland einzu⸗ 
führen, Wetten der bezeichneten Art vermittelt, ſofern er dieſe 
Vermittlung gewerbsmäßig betreibt, verpflichtet iſt, verſteuerte 
Ausweiſe über die Wetteinſätze auszuſtellen. Damit iſt nur in 
zweifelsfreier Weiſe zum Ausdruck gebracht, was ſchon bis zum 
1. Juli 1900 — und nur um die Zeit vor dem Inkrafttreten 
des neuen Geſetzes ſcheint es im vorliegenden Falle ſich zu han⸗ 
deln — Rechtens war. Das Reichsgericht hat im Urtheil vom 
2. Dezember 1898 (Entſch. in Strafſachen Bd. 31 S. 364) 
eingehend dargelegt, daß, ſoweit ausländiſche Wettunterneh⸗ 
mungen in Frage kommen, ſchon nach Inhalt des Reichsſtempel⸗ 
geſetzes vom 27. April 1894 (88 24, 26 Abſ. 2) auch Diejenigen 
ſich ſtrafbar machen, die ohne Ausweiſe einzuführen oder zu 
empfangen, unter Umgehung der Verſteuerung Wettverträge mit 
ausländiſchen Unternehmungen vermitteln. Hat alſo der An⸗ 
geklagte W. gewerbsmäßig Wettaufträge „an die ausländiſchen 
Wettunternehmungen weiterbegeben,“ ſo hat er Wettverträge 
vermittelt und ſich ſtrafbar gemacht, falls er die desfallſigen 
Stempelabgaben nicht entrichtet hat. Daß ſolches geſchehen ſei, 
ſtellt das Urtheil nicht feſt: insbeſondere iſt nicht anzunehmen, 
daß mit der Wendung, Angeklagter habe „ihm gewordene Auf- 
träge ... unter Innehaltung der bis zum 1. Juli 1900 gel- 
tenden Stempelbeſtimmungen weiterbegeben“ die jedesmal erfolgte 
Verſtempelung der vom Angeklagten für das Ausland vermittelten 
Wettverträge hat feſtgeſtellt werden ſollen. Bezüglich der für 
das Inland von W. entgegengenommenen Wettaufträge hält 
das Urtheil gleichfalls den Umſtand für entſcheidend, daß „Fälle 
von Nicht⸗Weitergabe der Wettaufträge nicht nachgewieſen 
werden konnten“. Auch hier tritt nicht klar hervor, ob damit 
geſagt ſein ſollte, es habe in den zur Sprache gekommenen Fällen 
ſich herausgeſtellt, daß W. die eingegangenen Wetten nicht als 
ſelbſtändiger Gegenkontrahent für eigene Rechnung, ſondern nur 
als Vermittler ohne eigenes Rifiko zur Belegung am Totali⸗ 
ſator abgeſchloſſen habe, — und ebenſowenig erhellt, in welchem 
Sinne darauf hingewieſen iſt, daß jene Wetten „in ſtempel⸗ 
fiskaliſcher Hinſicht nach § 28 des Geſetzes in der Faſſung vom 
14. Juni 1900 (— gemeint iſt anſcheinend der § 30 Abſ. 3 —) 
erſt vom 1. Januar 1901 den neueren Beſtimmungen unter 
worfen ſind.“ Urth. des II. Sen. vom 19. November 1901. 
3662. 1901. | 

16. Gewerbeordnung § 120e. (eichsgeſetz 
1. Juni 1901.) 

Die Entſcheidung der Frage über die Form der Bekannt⸗ 
machung von Polizeiverordnungen im Sinne des § 120 e der 
Gewerbeordnung iſt nach den geſetzlichen Beſtimmungen über die 
Bekanntmachung polizeilicher Vorſchriften überhaupt in Verbin⸗ 
dung mit etwaigen hierauf bezüglichen Beſtimmungen der 
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Gewerbeordnung zu treffen. Die letztere enthält keine 
Anordnung, daß mit ausdrücklichen Worten geſagt ſein 
müſſe, es ſei vor ihrem Erlaſſe den Vorſtänden Gelegenheit zu 
einer gutachtlichen Aeußerung gegeben worden. Die Straf⸗ 
kammer behauptet, die wörtliche Bekauntmachung ſei erforderlich, 
damit dem Publikum Kenntniß davon gegeben werde, auf Grund 
welchen Geſetzes im einzelnen Falle unter Mitwirkung oder nach 
Anhörung welcher Behörden oder Körperſchaften die Verordnung 
erlaſſen ſei. Allein dieſem Erforderniß wird durch die An⸗ 
führung des § 120 e Abſ. 2 der Gewerbeordnung in genügender 


Weiſe entſprochen. Urth. des I. Sen. vom 30. September 1901. 


2977. 1901. 
17. Gewerbeordnung (Faſſung vom 26. Juli 1900) 
§ 139 c. a 

Auch die Leiter ſelbſtändiger Filialen eines Kleinverkaufs⸗ 
geſchäfts find Gehilfen nach § 139 0. Es iſt ihnen alſo eine 
Mittagspauſe zu gewähren. Ueber die Dauer derſelben iſt 
zwar eine Vereinbarung zuläſſig, dieſelbe darf jedoch nicht dahin 
gehen, daß die Gehilfen auf die Pauſe ganz verzichten. Urth. 
des III. Sen. vom 21. November 1901. 4046. 1901. 


Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die in der Zeit vom 3. bis zum 
17. Mai 1902 ausgefertigten Urtheile. 

I. Reichsgeſetze. 

Civilprozeßordnung. 

1. § 3. 

Die Klage iſt auf Löſchung eines Gebrauchsmuſters ge⸗ 
richtet, das für den Bekl. eingetragen iſt. Für die Bemeſſung 
des Werthes des Streitgegenſtandes iſt das Intereſſe der Kl. 
daran maßgebend, daß ihr durch das Gebrauchsmuſter des Bekl. 
ihr Geſchäftsbetrieb und der Vertrieb eigener Fabrikate nicht 
geſtört oder beeinträchtigt wird. Von dieſem Geſichtspunkte aus 
beurtheilt und prüft der Sachverſtändige, den das O. L. G. 
über den Werth des Streitgegenſtandes hat vernehmen laſſen, 
ganz richtig. Das abweichende Gutachten, das mit der weiteren 
Beſchwerde überreicht iſt und zu einem Werth von 40 000 Mark 
gelangt, beurtheilt die Frage von dem ganz unzutreffenden 
Werth der Maſchine aus. Darauf kommt es nicht an. Be⸗ 
ſchluß des I. C. S. i. S. A.⸗G. Voigtländiſche Maſchinenfabrik 
c. Hilſcher vom 23. April 1902, Bs Nr. 21/1902 J. 

2. 83. 

Geklagt war auf Löſchung des Gebrauchsmuſters Nr. 101655; 
die Klage iſt in beiden Vorinſtanzen abgewieſen worden; maß⸗ 
gebend iſt demnach für die Bemeſſung des Beſchwerdegegen⸗ 
ſtandes der Reviſion das Intereſſe, welches die Kl. daran haben, 
daß nach ihrem Antrag das Gebrauchsmuſter gelöſcht werde. 
Der Kl. B., welcher ſelbſt Blechſpulenfabrikant iſt, hatte ſeiner 
Zeit bei dem L. G. den Antrag geſtellt, den Werth des Streit⸗ 
gegenſtandes auf die 7. Werthſtufe, zwiſchen 450 bis 650 Mark, 
feſtzuſetzen. Wenn nun auch damals die Verlängerung der 
Schutzfriſt von dem Bekl. noch nicht nachgeſucht war, ſo iſt 
doch anzunehmen, daß der Kl. B., welcher ſein Intereſſe am 
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beften kennen muß, die ihm befaunte Möglichkeit der Verlänge⸗ 
rung des Gebrauchsmuſterſchutzes auch ſchon mit in Rechnung 


gezogen hatte, als er fein Intereſſe an der Löſchung dos Muſters 


auf hoͤchſtens 650 Mark ſchätzte. Der Mitkl. N., welcher Rei- 
ſender des Fabrikanten B. iſt, hat an der Löſchung des Muſters 
jedenfalls ein weit geringeres Intereſſe, ſoweit es ſelbſtändig 
neben demjenigen, das ſein Prinzipal hat, in Betracht kommen 
kann. I. C. S. i. S. Börner und Neumann C. Leichſenring 
vom 19. April 1902, Nr. 293/1901 J. 

3. § 23. 

Beim Streit zweier Forderungsprätendenten über einen 
hinterlegten Betrag will die Kl. feſtgeſtellt wiſſen, daß dieſer 
Anſpruch ihr zuſtehe, daß Bekl. in Bezug auf ihn eine Willens⸗ 
erklärung obgebe, und deswegen bildet dieſer Anſpruch den 
Klagegegenſtand. In einem ſolchen Falle beſtimmt ſich die Lage 
des Klagegegenſtandes nach dem Wohnort bez. Wohnſitz des 
Schuldners, und § 23 der C. P. O. iſt anzuwenden auch ſoweit 
es ſich um Forderungen handelt. VI. C. S. i. S. Rhine 
c. Rhine vom 1. Mai 1902, Nr. 56/1902 VI. 

4. § 24. 

Bei dem Streite darüber, ob ein Pfandrecht an einer 
Hypothek zu Recht beſteht oder nicht, iſt die Eintragung im 
Grundbuche, bezw. der Antrag auf Löſchung der Eintragung 
ohne Einfluß auf die Entſcheidung über die Anwendbarkeit des 
§ 24 der C. P. O. Im vorliegenden Rechtsſtreite bildet nicht 
ſowohl die Löſchung des Pfändungseintrags im Grundbuche, als 
vielmehr die im Klageantrage gleichfalls begehrte Aufhebung des 
vom L. G. erlaſſenen Pfändungsbeſchluſſes den Kernpunkt. 
Die Hypothek iſt wohl Klagegrund, aber nicht Klagegegenſtand; 
dies iſt vielmehr nur die Frage, ob die Hypothek mit dem 
Pfändungspfandrechte belaſtet iſt, alſo die Freiheit der Hypo⸗ 
thek von einer dinglichen Belaſtung. Dieſe Klage würde unter 
den § 24 der C. P. O. nur fallen, wenn die Hypothek eine 
unbewegliche Sache wäre. Daß dies nicht der Fall, bedarf 
keiner weiteren Erörteruug. Aus § 1551 des B. G. B. ergiebt 
ſich, daß das Geſetzbuch die Hypotheken nicht einmal zum un⸗ 
beweglichen Vermögen rechnet, geſchweige denn als unbeweg⸗ 
liche Sachen anfieht. VII. C. S. i. S. Callmanns Konkurs 
c. Miltſch vom 25. April 1902, Nr. 67/1902 VII. 

5. 88 51, 56, 313. 

In den Urtheilen der Vorinſtanzen wird als Vertreter der 
Bekl. deren Generalbevollmächtigter H. in H. benannt. Dies 
iſt unrichtig und widerſpricht den Vorſchriften in 88 56, 313 
Ziffer 1 der C. P. O., denn danach ſoll das Gericht die gefeß- 
lichen Vertreter einer nicht prozeßfähigen Partei ermitteln und 
im Urtheil bezeichnen. Unter den geſetzlichen Vertretern im 
Sinne des § 51 der C. P. O. ſind aber diejenigen Perſonen 
zu verſtehen, die in ihrer Vertretungsmacht und in ihren hierauf 
bezüglichen Entſchließungen von dem Willen des vertretenen 
Rechtsſubjektes unabhängig, alſo ſelbſtändig ſind (vergl. Planck 
Handbuch des deutſchen Civilprozeßrechts Bd. 1 S. 221). 
I. C. S. i. S. Weide c. Oeſterr. Nordweſt Dampfſchiffahrts⸗ 
Geſellſchaft in Wien vom 2. April 1902, Nr. 413/1901 J. 

6. 88 56, 313. 

Entgegen den Beſtimmungen in 88 56 und 313 Ziffer 1 
der C. P. O. haben beide Inſtanzgerichte es verabſäumt, den 
geſetzlichen Vertreter der Kl. zu ermitteln und im Urtheil zu 
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bezeichnen. Dieſer Mangel iſt jetzt von dem Reviſiongsgericht 
ergänzt worden. I. C. S. i. S. Maſchinenbau⸗Aktiengeſellſchaft 
vormals Beck & Henkel c. Kaiſer und Gen. vom 21. April 
1902, Nr. 288/1901 J. 

7. 8 139. 

Die Klage iſt auf die in der Quittung vom 8. September 
1900 ausgeſprochenen Verpflichtung des Bekl. geſtützt, die von 
den Kl. für die geſetzlich geſchützten Preisräthſel⸗Poſtkarten er⸗ 
haltenen 3 000 Mark ohne weitere Einrede zurückzubezahlen, 
wenn ſeitens der Behoͤrden dem Vertriebe der Karten Schwierig⸗ 
keiten bereitet oder der Vertrieb überhaupt beanſtandet werden 
ſollte, ſowie auf die Behauptung, daß letzteres eingetreten ſei, 
da der Reiſende K., an welchen die Kl. die Karten weiter ver- 
kauft haben, von der Hamburger Polizeibehörde die Auskunft 
erhalten habe, daß der Vertrieb der Karten im Wege des Haufir⸗ 
handels nach den Beſtimmungen der Gewerbeordnung nicht ge⸗ 
ſtattet ſei. Die Entſcheidungsgründe in dem B. U. laſſen nicht 
mit genügender Deutlichkeit erſehen, aus welchem Grunde das 
O. L. G. die Klage abgewieſen hat. Allerdings laſſen die 
Sätze: „Damit war ihrerſeits die Veräußerung der Karten un⸗ 
behindert und rechtsgültig bewerkſtelligt worden“, und „denn er 
hat nur garantirt, daß die Karten für die Kl. ſelber verkäuflich 
ſind“, vermuthen, daß das O. L. G. den Vorbehalt in der 
Quittung in dem Sinne verſtanden hat, daß die Kl. nur be⸗ 
rechtigt fein ſollen, die 3 000 Mark zurückzufordern, wenn 
ihrem Verkaufe ein behöoͤrdliches Hinderniß entgegentreten 
ſollte. Eine ſolche Auslegung könnte die Handhabe zu einer 
Abweiſung der Klage abgeben. Allein für ſie iſt eine Begrün⸗ 
dung nicht angegeben, der Thatbeſtand in dem landgerichtlichen 
und in dem B. U. giebt keinen Anhalt dafür, daß die Parteien 
ſelbſt, oder doch eine von ihnen den Vorbehalt ſo aufgefaßt 
haben. Bei Vertragsauslegung kommt es aber vor Allem auf 
den Willen der Vertragſchließenden an. Das O. L. G. mußte 
daher, wenn es glaubte, Anlaß für die von ihm beliebte Aus- 
legung zu haben, die Parteien in der mündlichen Verhandlung 
darauf aufmerkſam machen und ihnen Gelegenheit geben, ſich 
darüber zu äußern. Die angegriffene Entſcheidung konnte 
ſonach, auch wenn man annehmen wollte, daß ſie auf der ge⸗ 
dachten Auslegung beruhe, wegen Verletzung des § 139 der 
C. P. O. nicht aufrecht erhalten werden. II. C. S. i. S. 
Kap⸗herr c. Peters vom 25. April 1902, Nr. 70/1902 II. 

8. § 142. Haftung des Preußiſchen Juſtizfiskus für in 
Prozeſſen überreichte Urkunden. 

Da nach preußiſchem Recht der Staat für die Verſehen 
feiner Beamten bei der Vornahme von Handlungen der Staats- 
gewalt nicht haftet (Entſch. des R. G. Bd. 28 S. 340), jo 
iſt die Klage nur haltbar, wenn durch die Hingabe und 
Empfangnahme der Gutskarte unmittelbar zwiſchen dem Kl. 
und dem Staat ein derartiges Rechtsverhältniß entſtanden iſt, 
daß auf Grund deſſen der Staat nach privatrechtlichen Grund. 
ſätzen dem Kl. für die Zurückgabe und eintretenden Falles für 
den Verluſt der Karte haftbar iſt. Der erkennende Senat 
nimmt an, daß ein ſolches Rechtsverhältniß zwiſchen den Par⸗ 
teien entſtanden iſt. Die auf Grund des § 142 der C. P. O. 
erlaſſene Anordnung des mit der Beweisaufnahme beauftragten 
Richters, daß der Kl. ſeine Gutskarte dem Gerichtsſchreiber (zur 
Aufbewahrung) übergeben ſolle, trägt, wie der B. R. zutreffend 
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dargelegt hat, den Charakter einer Handlung der Staatsgewalt, 
für die der Staat dem Kl. nicht verantwortlich iſt. Was da⸗ 
dagegen die Ausführung dieſer Maßnahme anlangt, ſo bewegt 
ſich dieſe allerdings inſofern auf öffentlich rechtlichem Gebiet, 
als die Hingabe der Karte durch den Kl. und deren Empfang⸗ 
nahme durch den den Staat in dieſer Beziehung vertretenden 
Gerichtsſchreiber im Intereſſe der Rechtspflege erfolgt iſt und 
der Zeitpunkt der Rückgabe ſich daher auch nach den Rückſichten 
der Rechtspflege beſtimmen muß. Allein daneben zeigt die Aus⸗ 
führung jener Anordnung auch eine privatrechtliche Seite. Wird 
näher begründet. VII. C. S. i. S. Preußiſcher Juſtizfiskus 
c. Dentler vom 22. April 1902, Nr. 51/1902 VII. 

9. 88 166, 234. 

Der § 166 der C. P. O. verordnet: „In dem Verfahren 
vor den Amtsgerichten kann die Partei den Gerichtsvollzieher 
unter Vermittelung des Gerichtsſchreibers des Prozeßgerichts 
mit der Zuſtellung beauftragen. Das Gleiche gilt für Anwalts⸗ 
prozeſſe in Anſehung der Zuſtellungen, durch welche eine 
Nothfriſt gewahrt werden ſoll.“ Da im vorliegenden Falle, 
nachdem die Reviſionsfriſt von einem Monat mit dem 24. April 
1902 abgelaufen war, die Vermittelung des Gerichtsſchreibers für 
die Zuftellung der mit einem Wiedereinſetzungsgeſuche verbundenen 
Reviſionsſchrift nachgeſucht, jedoch ſeitens des Gerichtsſchreibers 
ſeine Vermittelung unter Hinweis auf die oben genannte Ge⸗ 
ſetzesvorſchrift abgelehnt iſt, da dieſe Ablehnung hiernach auch 
begründet erſcheint, für unbegründet aber die vom Rkl. vertretene 
Anſicht, daß die Wiedereinſetzung nur ein Acceſſorium der Re⸗ 
viſionsfriſt ſei und es ſich daher im vorliegenden Falle um eine 
Zuſtellung zur Wahrung einer Nothfriſt handle, zu erachten iſt, 
indem die eine Nothfriſt bildende Reviſionsfriſt abgelaufen war 
und die Wiedereinſetzungsfriſt keine Nothfriſt bildet, § 234 der 
C. P. O., wird die beantragte Aenderung der Entſcheidung des 
Gerichtsſchreibers abgelehnt. Beſchluß des IV. C. S. i. S. 
Rehbach c. Rehbach vom 1. Mai 1902, B Nr. 118/1902 IV. 

10. 8 170. 

Die zuzuſtellende Klage enthielt den XTermindvermerk, die 
für den Gegner beſtimmte Abſchrift aber nicht. Das B. G. 
konnte deshalb annehmen, daß der beklagte Gerichtsvollzieher die 
ihm obliegende Prüfung in grob fahrläffiger Weiſe unterlaſſen 
habe. Es brauchte unter dieſen Umſtänden auch nicht beſonders 
auszuſprechen, daß der Beklagte fahrläſſig gehandelt habe, weil 
er die im Verkehr erforderliche Sorgfalt außer Acht gelaſſen 
habe, da aus den Ausführungen des Urtheils zu entnehmen iſt, 
daß es den Begriff der Fahrläſſigkeit nicht verkannt hat. Die 
Vorſchriften der preußiſchen Geſchäftsanweiſung für Gerichtsvoll⸗ 
zieher vom 1. Dezember 1899 (Juſtizminiſterial⸗Blatt S. 257 ff.) 
ſind für die Gerichtsvollzieher ebenſo maßgebend, wie das Geſetz 
ſelbſt. Mögen auch in Dienſtinſtruktionen mehrfach Vorſchriften 
enthalten ſein, durch welche dem Beamten nur eine Verpflichtung 
ſeiner Dienſtbehörde gegenüber auferlegt wird, ſo ergeben doch 
die Beſtimmungen der 88 21 Ziffer 3 und 22 Ziffer 2 der 
erwähnten Geſchäftsanweiſung ganz klar, daß fie im Intereſſe 
der Parteien gegeben ſind, um dieſen eine gültige und wirkſame 
Zuſtellung zu ſichern. Namentlich beſtimmt § 22 Ziffer 2 in 
eingehender Weiſe, was der Gerichtsvollzieher in Gemäßheit des 
§ 170 C. P. O. zu prüfen hat. VI. C. S. i. S. Bode 
c. Ziegenſpeck vom 1. Mai 1902, Nr. 452/1901 VI. 
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11. 8 256. : 

Beim Schießen von Unteroffizieren auf Befehl ihres Kom- 
pagnie⸗Chefs und unter Auſſicht eines Unteroffiziers D., welcher 
die Schußergebniſſe aufzeichnete und die Gewehre der Schießenden 
nach jedem Schuſſe zu laden hatte, ſchaute der damals neun⸗ 
jährige Stiefſohn des Kl. zu. Als dieſer ſich auf wiederholte 
Aufforderung hin nicht entfernte, erhob ſich der Unteroffizier P., 
das von dem Unteroffizier D. friſch geladene Gewehr in der 
Hand, wandte ſich nach der rechten Seite, um den Knaben H. 
wegzujagen, und hierbei berührte er unabſichtlich den Abzug des 
Gewehrs, das ſich alsbald entlud. Das runde, ungefähr erbſen⸗ 
große Geſchoß traf den Knaben H. in den Unterleib und durch⸗ 
Löcherte den Dünndarm an einer Stelle. Nach vierwöchentlicher 
ärztlicher Behandlung in einem Hoſpital, wobei jedoch das 
Geſchoß aus dem Körper des Knaben nicht entfernt werden 
konnte, wurde dieſer als geheilt entlaſſen. Die Vormünder 
des Knaben haben gegen die Garniſonverwaltung Mainz in 
ihrer Eigenſchaft als Vertreterin des Königlich Preußiſchen 
Militärfiskus und gegen den Unteroffizier P. Klage erhoben 
mit dem Antrage, feſtzuſtellen, daß die Bekl. verpflichtet 
ſeien, den Verletzten für jeden unmittelbaren oder mittelbaren, 
durch deſſen Verwundung entſtandenen und noch entſtehenden 
Nachtheil unter Solidarität zu entſchädigen. Bekl. wurden ver⸗ 
urtheilt; ihre Berufung wurde ebenſo wie die Reviſion des 
Militärfiskus zurückgewieſen. Was die beſtrittene Zuläſſigkeit 
der Feſtſtellungsklage anlangt, ſo betrifft dieſelbe zunächſt 
ein zwiſchen dem Verletzten und den beiden Bekl. beſtehendes 
Rechts verhältniß; denn ein ſolches entſteht in Folge einer 
ſchuldhaften Körperverletzung zwiſchen dem Thäter und den für dieſen 
verantwortlichen Perſonen einerſeits und dem Verletzten anderer⸗ 
ſeits in der Regel ſofort mit der Verletzung, ſofern auch nur 
die Möglichkeit einer hierdurch bewirkten Vermͤgensbeſchädigung 
des Verletzten vorliegt, und daſſelbe dauert fo lange fort, als 
nicht die Möglichkeit des künftigen Eintritts eines hierdurch ver- 
urſachten Schadens ausgeſchloſſen iſt; denn die hauptſaͤchlichſte 
Vorausſetzung für einen Schadenserſatzanſpruch des Verletzten, 
nämlich eine durch die Schuld des Thäters herbeigeführte Ver⸗ 
letzung ſeines Körpers, liegt in einem ſolchen Falle von Anfang 
an vor. Daß in Folge einer derartigen Körperverletzung auch 
eine Beſchädigung des Vermögens des Verletzten entſteht, ent⸗ 
ſpricht dem gewöhnlichen Verlauf der Dinge und iſt daher mit 
dieſer möglichen künftigen Wirkung der Verletzuug vom Zeit⸗ 
punkt der letzteren an zu rechnen. Allerdings iſt ein derartiger 
Schadenserſatzanſpruch des Verletzten ſo lange nur bedingt, als 
dem letzteren nicht in Folge der Verletzung ein wirklicher Schaden 
entſtanden iſt. Dieſer Umſtand ſteht aber uur einer Klage auf 
Leiſtung, nicht aber einer Klage auf Feſtſtellung eines ſolchen 
bedingten Anſpruchs entgegen; denn, wie der erkennende Senat 
bereits in einem Urtheile vom 17. Dezember 1897 (Juriſtiſche 
Zeitſchrift für Elſaß⸗ Lothringen Bd. 23 S. 293, namentlich 
S. 301) ausgeſprochen hat, iſt auch bezüglich eines bedingten 
Anſpruchs eine Feſtſtellungsklage zuläſſig. Auf die größere oder 
geringere Wahrſcheinlichkeit des künftigen Eintritts eines ſolchen 
Schadens kann es dabei nicht ankommen. Daher genügt für 
die Annahme eines von dem Zeitpunkte der Verletzung an und 
noch gegenwärtig zwiſchen den Prozeßparteien beſtehenden Rechts⸗ 
verhältniſſes die von dem B. G. getroffene Feſtſtellung, daß die 
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aus dem Gewehre des Unteroffizier P. in den Körper des H. 
eingedrungene Kugel ſich noch gegenwärtig in demſelben befindet 
und daß das ſpätere Auftreten ſchädlicher Folgen des Vorhanden⸗ 
ſeins dieſer Kugel im Körper oder des wegen der Verletzung 
nothwendig geweſenen chirurgiſchen Eingriffs nicht ausgeſchloſſen 
iſt. (Vergl. auch Entſch. des R. G. Bd. 13 S. 372 ff.) Es 
iſt aber ferner auch ein Intereſſe des Kl. an der alsbal⸗ 
digen Feſtſtellung des ſtreitigen Rechtsverhältniſſes dargethan. 
Zunächſt erſcheint in dieſer Hinſicht die offenbar vom B. G. 
gebilligte Annahme des L. G. als zutreffend, daß durch die er- 
hobene Feſtſtellungsklage das Verfahren vereinfacht und erheb⸗ 
liche Koſten vermieden würden; denn die Feſtſtellung einer 
Schadenserſatzpflicht kann erfahrungsgemäß in der dem ſchädi⸗ 
genden Ereigniſſe unmittelbar folgenden Zeit in zuverläſſigerer 
und minder koſtſpieliger und ſomit für den beweispflichtigen Kl. 
vortheilhafterer Weiſe erfolgen, als dies in einer ſpäteren, im 
gegebenen Falle vorerſt noch gar nicht abſehbaren Zeit, ſelbſt 
unter Benutzung der Ergebniſſe eines etwaigen Beweisſicherungs⸗ 
verfahrens, der Fall ſein würde. Ueberdies bietet eine ſchon 
jetzt dem Grunde nach erfolgende Feſtſtellung der Schadens- 
erſatzpflicht der Bekl. dem Kl. den weiteren Vortheil einer 
ſchnelleren Verwirklichung eines ihm etwa künftig erwachſenden 
Schadenserſatzanſpruchs. Ein Verfahren zur Sicherung des Be⸗ 
weiſes, auf welches die Reviſion den Kl. beſchränken will, würde 
für dieſen in den hervorgehobenen Beziehungen minder vortheil⸗ 
haft fein. Deshalb wird durch die Zuläſſigkeit dieſes Verfah⸗ 
rens das Intereſſe des Kl. an der von ihm beantragten als⸗ 
baldigen Feſtſtellung der Schadenserſatzpflicht der Bekl. in ihrer 
Geſammtheit und ſomit auch die Zuläſſigkeit der erhobenen 
Feſtſtellungsklage nicht ausgeſchloſſen. II. C. S. i. S. Preuß. 
Militärfiskus c. Heinz vom 25. April 1902, Nr. 42/1902 II. 

12. 8 259. 

Auch die mitverklagte Ehefrau unterliegt der in dem Ver⸗ 
trage feſtgeſetzten Verpflichtung, da von ihr der Kontrakt mit 
unterſchrieben worden, und ſie auch als Käuferin in demſelben 
aufgeführt iſt. Es unterliegt auch keinem Bedenken, daß die⸗ 
felbe nur für den Fall in Anſpruch genommen und verurtheilt 
iſt, daß der Ehemann der von ihm übernommenen Verpflichtung, 
die Hypothek auf den nur ihm gehörigen Grundſtücken eintragen 
zu laſſen, nicht nachkomme. Die Vorinſtanz durfte dieſerhalb 
auf den der Civilprozeßnovelle vom 17. Mai 1898 entſprungenen 
§ 259 der C. P. O. Bezug nehmen, wonach das Erheben einer 
Klage auf eine „künftige“ Leiſtung unter der dort beſtimmten, 
hier in nicht zu beanſtandender Weiſe als vorliegend erachteten 
Vorausſetzung zugelaſſen iſt. Eine Leiſtung der gedachten Art 
kann auch bei bedingten Anſprüchen angenommen werden, da 
auch bei ihnen eine in der Bedingung enthaltene Befriſtung be- 
ſteht (Gaupp⸗Stein, Kommentar zur Civilprozeßordnung 4. Aufl. 
Note I zu 8 259). VII. C. S. i. S. Büſchler c. Klein vom 
29. April 1902, Nr. 66/1902 VII. 

13. 8 282. | 

In der Rechtſprechung des R. G. iſt hinſichtlich der Be⸗ 
weislaſt anerkannt, daß, wenn der Kl. den unbedingten, der 
Bekl. den bedingten Abſchluß des Rechtsgeſchäfts behauptet, der 
Kl. den unbedingten Abſchluß und zwar nur einen Vorgang zu 
beweiſen habe, der an und für ſich von einem gemachten Vor⸗ 
behalt nichts erkennen läßt. (Vergl. Entſch. des R. G. in Civil⸗ 
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ſachen Bd. 18 S. 157, Bd. 29 S. 119, Juriſtiſche Wochenſchrift 
1901 S. 863.) Daraus folgt aber nicht, daß der die Bedin⸗ 
gung Behauptende entgegen der an ihn erfolgten Eideszuſchiebung 
den Beweis der Bedingtheit durch Eideszuſchiebung an den Kl. 
führen könnte und müßte. VI. C. S. i. S. Bergmann c. Brüg⸗ 
mann vom 10. April 1902, Nr. 22/1902 VI. 

14. 8 301. 

Die Reviſion iſt der Anſicht, daß ein Theilurtheil gegen 
einen von mehreren Solidarſchuldnern unzuläſſig ſei, weil es an 
einer der Vorausſetzungen des § 301 C. P. O., nämlich an 
einer Mehrheit von Anſprüchen fehle, und daß dem Grunde 
nach nur über den ganzen geltend gemachten Anſpruch erkannt 
werden könne. Beides hält das R. G. für unrichtig. V. C. S. 
i. S. Wiersdorf e. Bohndorf vom 30. April 1902, 
Nr. 53/1902 V. 

15. 8 313 Nr. 3. 

Die Reviſion rügt Verletzung des § 313 C. P. O. wegen 
Mangelhaftigkeit des Thatbeſtandes des B. U. Dieſe Rüge iſt 
begründet, da der B. R. ſich in dem Thatbeſtande feines 
Urtheils hinſichtlich des neuen Vorbringens der Parteien in der 
Berufungsinſtanz auf die Bezugnahme auf die weitläufigen 
vorbereitenden Schriftſätze vom 14. September und 12. DH. 
tober 1901 nebſt angezogenen Schriftſtücken und auf die 
Bemerkung beſchränkt hat, daß das gerichtliche Protokoll zur 
Sicherung des Beweiſes vom 19. Dezember 1898 vorgetragen 
ſei und daß die Bekl. die Reeramination des Gutachters 
Kaufmann über die Vertragswidrigkeit der Waare verlangt 
habe. Nach § 313 Nr. 3 C. P. O. ſoll das Urtheil „eine 
gedrängte Darſtellung des Sach- und Streitſtandes auf Grund⸗ 
lage der mündlichen Verträge der Parteien unter Hervorhebung 
der geſtellten Anträge (Thatbeſtand)“ enthalten. Wenn auch 
nach Abſ. 2 des § 313 a. a. O. bei der Darſtellung des 
Thatbeſtandes eine Bezugnahme auf den Inhalt der vor- 
bereitenden Schriftſätze nicht ausgeſchloſſen iſt, ſo läßt ſchon 
der Wortlaut dieſer Beſtimmung erkennen, daß jene Bezugnahme 
nur ausnahmsweiſe zuläſſig ſein ſoll. Mag hierbei dem 
richterlichen Ermeſſen im Einzelfalle ein gewiſſer Spielraum 
offen gelaſſen ſein, ſo iſt doch immer zu beachten, daß nach der 
Vorſchrift der Nummer 3 des erſten Abſatzes des § 313 der 
Thatbeſtand in einer gedrängten Darſtellung des Sach— 
und Streitſtandes zu beſtehen hat und daß daher die Bezug⸗ 
nahme auf die vorbereitenden Schriftſätze in denjenigen Inſtanzen, 
in denen der Thatbeſtand des Urtheils für die Feſtſtellung des von 
den Parteien dem Gerichte vorgetragenen thatſächlichen Stoffes 
maßgeblich iſt, nur dann anzuwenden iſt, wenn und inſoweit die 
Ausführungen der vorbereitenden Schriftſätze dem angegebenen Er⸗ 
forderniß entſprechen, ſich alſo auf eine Darſtellung der weſentlichen 
Thatſachen beſchränken und dieſelben mit der gehörigen Präziſion 
kennzeichnen. (Vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 2 
S. 421 folgende.) Dieſe Vorausſetzung trifft im vorliegenden 
Falle nicht zu. VII. C. G. i. S. Böker und Hennig 
c. Trautmann vom 15. April 1902, Nr. 43/1902 VII. 

16. 88 459 bis 462. 

Ob über eine vom Gegner behauptete Thatſache dem 
Schwurpflichtigen die Leiſtung des Eides in der Form des 
neberzeugungseides geſtattet wird, ſteht gemäß § 459 der 
C. P. O. im Ermeſſen des Gerichts. Auch die Normirung des 
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Eides ſteht gemäß § 462 der C. P. O. dem Gericht zu. An 
die Zuſchiebung des Eides müſſen aber hinſichtlich der Beſtimmt ⸗ 
heit der Beweisthatſache im weſentlichen dieſelben Anforderungen 
geſtellt werden, wie an die Klagebegründung. VI. C. S. i. S. 
Bergmann c. Brügmann vom 10. April 1902, Nr. 22/1902 VI. 

17. 8 475. 

Das B. G. durfte die Eidesleiſtung durch Beweisbeſchluß 
nicht anordnen. Der Bekl. hatte beantragt, ihm auf Grund 
der erhobenen Beweiſe einen richterlichen Eid über die von ihm 
behauptete Mittheilung aufzulegen und hatte nur eventuell dem 
B. über dieſe Thatſache den Eid zugeſchoben. Das B. G. 
mußte deshalb zunächſt prüfen, ob genügender Anlaß vorlag, 
dem Bekl. einen richterlichen Eid aufzulegen. Dieſe Prüfung 
war im Urtheil vorzunehmen und in dieſem näher zu be⸗ 
gründen. Es durfte deshalb auch nicht ſchon vorher die Leiſtung 
des Eides Seitens der Gegenpartei durch Beweisbeſchluß an⸗ 
geordnet werden. Dies iſt vom erkennenden Senat auch bereits 
in den Urtheilen in Sachen Adler e. Vaas Rep. VI. 161/99 
vom 29. Juni 1899 und in Sachen Jungmann c. Mailinger 
Rep. VI. 109/00 vom 14. Mai 1900 — letzteres theilweiſe 
abgedruckt in der Juriſtiſchen Wochenſchrift von 1900 
S. 509° — ausgeſprochen. Dieſer prozeſſuale Verſtoß führt 
aber nicht zur Aufhebung des angefochtenen Urtheils. Denn 
das B. G. hat in dem Urtheile ausgeſprochen und dies auch 
gehörig begründet, daß das Beweisergebniß keinen Anlaß biete, 
dem Bekl. einen richterlichen Eid in Beziehung auf die vor- 
erwähnte Thatſache anzuvertrauen. Es hätte hiernach bei einem 
prozeſſnal richtigen Verfahren nunmehr dem B. denſelben Eid, 
deſſen Leiſtung es durch Beweisbeſchluß angeordnet hatte, im 
Urtheil auferlegen und im Falle der Leiſtung des Eides ebenſo 
erkennen müſſen, wie es auf Grund der bereits durch B. er⸗ 
folgten Eidesleiſtung erkannt hat. Es würde aber nicht der 
Heiligkeit des Eides entſprechen, die nochmalige Leiftung deſſelben 
zu verlangen und die bereits erfolgte Leiſtung unberückſichtigt zu 
laſſen. Es mußte letztere vielmehr in Betracht gezogen werden 
und iſt deshalb das angefochtene Urtheil trotz des prozeſſualen 
Verſtoßes gerechtfertigt. — Vergl. das vorher citirte Urtheil 
vom 29. Juni 1899 und Eutſch. des R. G. Bd. 9 S. 343 ff. 
In dem letzteren Urtheile iſt die gleiche Anſicht ſogar für den 
Fall ausgeſprochen, daß es ſich nicht um ein ſelbſtändiges 
Angriffs- oder Vertheidigungsmittel handelt. VI. C. S. i. S. 
Moſer e. ſtädtiſche Sparkaſſe in Havelberg vom 24. April 1902, 
Nr. 43/1902 VI. 

18. & 475. 

Das B. G. hat nur von der ihm durch § 475 der C. V. O. 
gewährten Befugniß Gebrauch gemacht, wonach, wenn das Er⸗ 
gebniß der Verhandlungen und einer etwaigen Beweisauf⸗ 
nahme nicht ausreicht, um die Ueberzeugung des Gerichts von 
der Wahrheit oder Uuwahrheit einer zu erweiſenden Thatſache 
zu begründen, das Gericht der einen oder anderen Partei über 
eine ſtreitige Thatſache einen Eid auferlegen kann. Da die 
Ausübung dieſer Befugniß, wie das R. G. in feſtſtehender 
Rechtſprechung angenommen hat — vergl. Juriſt. Wochenſchrift 
von 1898 S. 348 Nr. 22, von 1894 S. 425, 426 von 1897 
S. 605 Nr. 16, von 1899 S. 434 —, nicht davon abhängig 
iſt, daß die von der einen oder andern Partei angetretenen 
Beweiſe erhoben find, fo durfte das B. G. von der Erhebung 
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der angebotenen Beweiſe Abſtand nehmen und ohne Weiteres 
einen richterlichen Eid derjenigen Partei auferlegen, durch deren 
eidliche Erklärung es die ihm noch fehlende volle Ueberzeugung 
von der Wahrheit des ſtreitigen Vorganges gewinnen zu können 
meinte. III. C. S. i. S. Berkowitz c. Heyne vom 25. April 1902, 
Nr. 323/1901 III. 

19. 5 513. 

Ueber die Zuläſſigkeit der Berufung im Fall des § 513 
Abſ. 2 entſcheidet nicht deren Erfolg, die Berufung iſt viel ⸗ 
mehr als unbegründet zurückzuweiſen — und nicht als unzu⸗ 
läſſig zu verwerfen — wenn die Verhandlung ergiebt, daß das 
Verſäumnißurtheil mit Recht ergangen iſt. (Vergl. Gaupp, 
Kommentar zur C. P. O. 3. Aufl. zu § 474 falt! Anm. III, 
Peterſen⸗Anger, desgl. 4. Aufl. zu § 513 Note 4, Wilmowski, 
desgl. 7. Aufl. zu $ 474 [alt] Note 3 und Planck, Lehrbuch 
des Deutſchen Civilprozeßrechts Bd. II S. 445 sub C., welche 
ſaͤmmtlich ausführen, daß die Berufung, wenn fie nicht darauf 
geſtützt iſt, daß der Fall der Verſäumung nicht vorgelegen habe, 
als unzuläſſig zu verwerfen; daß fie dagegen, wenn dies be⸗ 
hauptet worden und darüber geſtritten wird, ob der Fall der 
Verſäumung wirklich vorgelegen habe, bei Bejahung dieſer Frage 
als unbegründet zurückzuweiſen iſt; ferner Trou, Das Ver ⸗ 
ſäumnißurtheil, S. 230; Stein in der 4. Auflage des Gaupp'ſchen 
Kommentar zu § 513 Anm. II. 2 geht ſogar fo weit, anzu⸗ 
nehmen, daß die Berufung in jedem Falle, in dem eine Ver⸗ 
ſäumung vorgelegen hat, und zwar auch dann, wenn fie auf die 
Behauptung des Gegentheils nicht geſtützt war, als unbegründet 
zurückgewieſen — und nicht als unzuläſſig verworfen — werden 
müfle.) VI. C. S. i. S. Kirſchberg e. Meyer vom 17. April 
1902, Nr. 33/1902 VI. 

20. § 546. 

Ob ein den Betrag von fünfzehnhundert Mark über ⸗ 
ſteigender Werth des Beſchwerdegegenſtandes vorliegt, iſt von 
Amtswegen zu prüfen, da durch dieſen Werth die Zuläſſigkeit 
des Rechtsmittels der Reviſion bedingt wird (8 546 der C. P. O.). 
Der Rkl. hat dieſen Werth glaubhaft zu machen (Abſ. 3 a. a. O.). 
Hierzu kann der Hinweis darauf, daß in den Vorinſtanzen ein 
Werth des Streitgegenſtandes von 50 000 Mark angenommen 
worden iſt, in keiner Weiſe genügen, vor Allem deshalb nicht, 
weil der Werth des Gegenſtandes der von dem Bekl. erhobenen 
Revifionsbeſchwerde ein ganz anderer fein kann, als derjenige 
des durch Erhebung der Klage anhängig gewordenen Rechts- 
ſtreits. Der Werth des Beſchwerdegegenſtandes bemißt ſich nicht 
nach dem Intereſſe, welches der Kl. zur Zeit der Klage⸗ 
erhebung an der beantragten Feſtſtellung hatte, ſondern nach der 
Höhe des Intereſſes, welches der Bekl. zur Zeit der Einlegung 
der Revifion daran hatte, daß das B. U. aufgehoben und nach 
ſeinem Antrage auf Abweiſung der Klage erkannt werde. Falls 
dieſer Antrag durchgedrungen wäre, ſo würde durch Abweiſung 
der negativen Feſtſtellungsklage poſitiv feſtgeſtellt worden ſein, 
daß die Herſtellung der Bierfilter des Kl. eine objektive Ver⸗ 
letzung des Patents des Bekl. enthielt. An dieſer Feſtſtellung 
hatte der Bekl. zur Zeit der Einlegung der Reviſion für die 
Zukunft ein Intereſſe nicht mehr, da in jenem Zeitpunkte ſein 
Patent bereits abgelaufen war, ein ausſchließliches Recht des 
Bekl. an der geſchützten Erfindung alſo nicht mehr beſtand. 
Sein Intereſſe beſchränkte ſich alſo auf die Vergangenheit und 
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konnte fih nur auf die Bedeutung der von ihm begehrten 
Entſcheidung für einen von ihm gegen den Kl. wegen Patent- 
verletzung zu erhebenden Schadensanſpruch gründen. Zur Be⸗ 
gründung eines ſolchen Schadensanſpruches reicht aber die bloße 
Feſtſtellung der objektiven Patentverletzung nicht aus. Der 
Bekl. hat nicht glaubhaft gemacht, daß der Kl., der nicht nur 
das im Strafverfahren erforderte Gutachten des Patentamts, 
ſondern auch das Gutachten des im jetzigen Prozeſſe ver⸗ 
nommenen Sachverſtändigen und die Entſcheidungen der beiden 
Vorinſtanzen für ſich hat, dennoch bei der gewerblichen Her⸗ 
ſtellung ſeiner Filter gewußt habe oder ohne grobe Fahrläſſigkeit 
hätte wiſſen müſſen, daß er dadurch die Patentrechte des Bekl. 
verletze. Es iſt auch nicht erſichtlich und von dem Bekl. nicht 
behauptet, daß er durch Erhebung einer Widerklage oder durch 
den Antrag auf Erlaſſung einer einftweiligen Verfügung mit 
einem Verbote gegen die gewerbliche Herſtellung der Filter durch 
den Bekl. vorgegangen ſei. Unter dieſen Umſtänden iſt nicht 
abzuſehen, daß der Bekl. mit Hülfe der durch die Revifion er- 
ſtrebten Entſcheidung einen Schadensanſpruch gegen den Kl., ſei 
es aus 5 35 des Pat. G., ſei es aus irgend einem anderen 
Rechtsgrunde, zu begründen vermöchte. I. C. S. i. S. Stockheim 
c. Fromme vom 16. April 1902, Nr. 429/1901 J. 

21. 8 549 in Verbindung mit § 6 Ziff. 6 des E. G. 
zur C. P. O. und 5 1 der Kaiſerlichen Verordnung vom 
28. September 1879. Irrevifibilttät des Publikandums vom 
29. April 1772. 

Nach 8 549 C. P. O. in Verbindung mit 5 6 Ziff. 1 des 
E. G. zur C. P. O. und § 1 der Kaiſerlichen Verordnung vom 
28. September 1879, R. Geſ. Bl. S. 299, iſt Vorausſetzung 
für die Reviſibilität, daß das in Frage kommende Geſetz Geltung 
hat: 1. im Bezirk des B. G., wenn auch nur in einem Theile 
davon, ſ. in letzterer Hinſicht die bei v. Wilmowski⸗Levy 
Kommentar Anm. 5 zu § 511 C. P. O. (a. F.) citirten 
reichsgerichtlichen Urtheile; 2. für den ganzen Umfang min⸗ 
deſtens zweier Preußiſcher Provinzen (oder einer Preußiſchen 
Provinz und eines Deutſchen Bundes ſtaates oder zweier Deutſchen 
Bundesſtaaten), wobei, wenn die Geltung des Geſetzes im 
Bezirk des B. G. deſſen ganzen Bezirk umfaßt, letzterer mit- 
gezählt wird. Vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 36 
S. 424. Dieſen Erforderniſſen wird das Publikandum vom 
29. April 1772 nicht gerecht. Es iſt mit Geſetzeskraft 
lediglich für die „Kurmark“ d. h. für den größeren Theil der 
heutigen Provinz Brandenburg und für Theile der heutigen 
Provinz Sachſen erlaſſen worden. In anderen Provinzen des 
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gebungsakt als formelles Recht eingeführt worden, vergl. Entſch. 
des R. G. in Civilſachen Bd. 5 S. 358, 361, ſondern es hat 
dort nur ſeinem materiellen Inhalt nach auf Grund von An⸗ 
ordnungen, die im Verwaltungswege erlaſſen wurden, Geltung 
erlangt. So insbeſondere in Dit- und Weſtpreußen. Vergl. 
das Miniſterialreſkript vom 31. März 1828, abgedruckt bei 
Rönne und Simon Medizinalweſen des Preußiſchen Staates 
(1844) Bd. 1 S. 768, 769. Das Gleiche ſcheint für Vommern 
geſchehen zu ſein. Ob hier eine vorſchriftsmäßige Verkündung 
des Publikandums vor der Einführung der Geſetzſammlung, 
Verordnung vom 28. März 1811, G. S. S. 165, ſtatt⸗ 
gefunden hat, braucht nicht unterſucht zu werden. Denn ſelbſt 
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wenn dies der Fall wäre, würde damit den Vorausſetzungen des 
§ 1 der Kaiſerlichen Verordnung vom 28. September 1879 
nicht genügt fein, da der ehemals ſchwediſche Theil von Vor⸗ 
pommern, der im Jahre 1815 an die Krone Preußens ge⸗ 
kommen iſt, erſt von dieſem Zeitpunkt ab einen Beſtandtheil der 
Provinz Pommern bildet, die Einführung des Publikandums in 
dieſen Provinztheil alſo nur mittels Bekanntmachung durch die 
Geſetzſammlung hätte erfolgen können, was nicht geſchehen iſt. 
Hat aber das Publikandum keinenfalls für die ganze Provinz 
Pommern Geſetzeskraft erlangt, und gilt es auch in der Provinz 
Brandenburg nur mit Ausſchluß derjenigen Gebietstheile, die 
erſt ſeit 1815 zu Preußen gehoͤren und bezüglich deren daher 
daſſelbe Verhältniß obwaltet, wie bei dem ehemals ſchwediſchen 
Theil von Pommern, ſo mangelt es für das Publikandum eben 
an einem den vollen räumlichen Bezirk von zwei Preußiſchen 
Provinzen umfaſſenden Geltungsbereich. V. C. S. i. S. Reichs⸗ 
militärfiskus o. Pfeil vom 19. April 1902, Nr. 86/1902 V. 

22. § 579. 

Der Reviſion war der Erfolg zu verſagen, weil der Anficht 
des B. R., daß der Kreisſchuß zur Vertretung des beklagten 
Staates nicht befugt iſt, zuzuſtimmen iſt. Dagegen muß, wie 
vorweg zu bemerken iſt, dahin geſtellt bleiben, ob der Rechtsweg 
zuläffig iſt. Es ftehen hier mehrere Prozeßvorausſetzungen in 
Frage. Darüber, in welcher Reihenfolge, wenn ein ſolcher Fall 
vorliegt, über das Vorhandenſein der einzelnen Prozeßvoraus⸗ 
ſetzungen zu entſcheiden iſt, enthält die C. P. O. keine Beitim- 
mung. Es iſt daher das Verhältniß derſelben zu einander zu 
prüfen und danach zunächſt über diejenige Prozeßvorausſetzung 
zu erkennen, die als bedingend für jede weitere Entſcheidung 
anzuſehen iſt. Vergl. Wetzell, Syſtem des ordentlichen Civil⸗ 
prozeſſes S. 937, 938; Planck, Lehrbuch des Deutſchen Civil⸗ 
prozeßrechts Bd. 2 S. 68; Entſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. 34 S. 396. Im vorliegenden Rechtsſtreite kam es daher 
in erſter Linie darauf an, zu entſcheiden, ob der Kreisausſchuß 
zur Vertretung des Bekl. im Prozeſſe berufen iſt, da nur, wenn 
dies der Fall iſt, mit demſelben, wie überhaupt, ſo insbeſondere 
auch über die weiteren in Frage ſtehenden Prozeßvorausſetzungen 
verhandelt werden konnte, im anderen Falle aber jede weitere 
Verhandlung und Entſcheidung ohne rechtlichen Beſtand ſein 
würde. Vergl. § 579 Nr. 4 C. P. O., auch Entſch. des R. G. 
in Civilſachen Bd. 11 Nr. 14 (am Schluß S. 96). Die Ver⸗ 
tretungsbefugniß des Kreisausſchuſſes wird verneint. VII. C. S. 
i. S. Wendt c. preußiſchen Staat, vertreten durch den Kreis- 
ausſchuß zu Reichenbach vom 8. April 1902, Nr. 33/1902 VII. 

23. 

Der $ 603 Abſ. 2 der C. P. O. läßt zu, daß mehrere 
Wechſelverpflichtete bei dem Gericht gemeinſchaftlich verklagt 
werden, bei welchem einer der Bekl. ſeinen allgemeinen Gerichts⸗ 
ſtand hat. Das Geſetz ermöglicht dem Kl. die nach Art. 81 
der W. O. und den §§ 59, 60 der C. P. O. zuläſſige ſubjek⸗ 
tive Klagehäufung in einem gemeinſchaftlichen beſonderen Ge⸗ 
richtsſtand ohne die nach §S 36 Nr. 1 der C. P. O. erforderliche 
Beſtimmung des zuſtändigen Gerichts durch das im Inſtanzen⸗ 
zug angeordnete höhere Gericht. Aber die Klage muß gegen 
die mehreren Wechſelverpflichteten nicht bloß gerichtet, ſondern 
erhoben werden, damit über die eine Klage gleichzeitig verhandelt 
und entſchieden werden kann, ſoweit das Geſetz nicht Theilurtheil 
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zuläßt. In casu iſt anzunehmen, daß die Klage dem T. nur 
zum Schein und um den Bekl. Z. vor das Hamburger Gericht 
ziehen zu können, zugeſtellt iſt; in dieſem Falle liegt eine ge⸗ 
meinſchaftliche Klage im Sinne des § 603 Abſ. 2 der C. P. O. 
nicht vor und die Reviſion erhebt mit Recht die Einrede der 
Argliſt, wie fie der Bekl. ſchon in den Inſtanzen vorgebracht 
hat. Dazu iſt die erleichternde Vorſchrift des § 603 Abſ. 2 
der C. P. O. nicht beſtimmt, unter der Form der gemeinſchaft⸗ 
lichen Klage dem Kl. das Mittel zu geben, einen Wechſel⸗ 
verpflichteten vor ein Gericht zu ziehen, bei dem derſelbe ohne 
die Vorausſetzung der gemeinſchaftlichen Klage keinen Gerichts. 
ſtand hat. Demnach iſt die Einrede der Unzuſtändigkeit be⸗ 
gründet. I. C. S. i. S. Zimmermann c. Mewes vom 21. April 
1902, Nr. 427/1902 I. 

24. 8 726, 730, 767. 

Die durch die Vorſchriften der 588 726, 730 C. P. O. 
dem Vorfitzenden auferlegte Prüfungspflicht erſtreckt fich lediglich 
auf den formalen Punkt, ob der Beweis für die urtheilsmäßig 
vom Gläubiger zu bewirkende Vorleiſtung oder Zug-um-Zug- 
Leiſtung durch öffentliche oder öffentlich beglaubigte Urkunden 
geführt iſt, es bedarf aber nach Abſ. 2 des § 726 bei einer 
Zug- um⸗Zug⸗Leiſtung des Nachweiſes der Erfüllung als Voraus⸗ 
ſetzung für die Vollſtreckbarkeit des Urtheils dann überhaupt 
nicht, wenn dasjenige, wozu der Schuldner verurtheilt iſt, in 
etwas Anderem, als in der Abgabe einer Willenserklärung be⸗ 
ſteht. § 767 C. P. O. bietet dem Beklagten die geeignete und 
vollſtändig ausreichende Handhabe, um ſeine Gegenforderung 
gegenüber etwaigen unrechtmäßigen Beitreibungsverſuchen des 
Kl. in wirkſamer Weiſe zur Geltung zu bringen. Das in 
Abſ. 2 daſelbſt für die Zuläſſigkeit der Widerſpruchsklage des 
Schuldners aufgeſtellte Erforderniß, daß der Grund der Ein- 
wendung erſt nach Schluß derjenigen mündlichen Verhandlung, 
in der die Einwendung noch hätte geltend gemacht werden können, 
entſtanden ſein muß, trifft zweifellos bei den nicht ſchon durch 
das B. U. zur Aufrechnung gebrachten Theilen der Gegenforde⸗ 
rung des Bekl. inſofern zu, als dieſe Forderungsbeträge zufolge 
ihrer ſucceſſive eintretenden Fälligkeit erſt nach Erlaß des B. U. 
die Aufrechnungsfähigkeit und damit die Kraft, Grundlage für 
eine dem Klageanſpruch entgegenzuſetzende Tilgungseinrede zu 
werden, erlangt haben. V. C. S. i. S. Termeer c. Lohberg 
vom 24. April 1902, Nr. 41/1902 V. 

25. § 888. 

In einem von dem Ehemann auf Wiederherſtellung der häus⸗ 
lichen Gemeinſchaft erhobenen Prozeſſe hatte der Sachverſtändige ſich 
in ſeinem Gutachten unter Anderem dahin geäußert: Ein Belaſſen 
der Ehefrau in ihren gegenwärtigen Verhältniſſen bei ihren Eltern 
werde einer Geneſung hinderlich ſein. Er halte die Unterbringung 
in einer Heilanſtalt für erforderlich. Der Kl. erklärte ſich darauf 
bereit, die Bekl. auf ſeine Koſten in einer Heilanſtalt unterzu⸗ 
bringen und der B. R. hat die Bekl. zur Herſtellung des ehe⸗ 
lichen Lebens verurtheilt. Das R. G. ſprach bei Zurückweiſung 
der Reviſion Folgendes aus: Die Annahme, daß die Klage 
„auf Herſtellung des ehelichen Lebens“ nicht bloß zur Beſeiti⸗ 
gung eines räumlichen Getrenntlebens, ſondern in der Regel 
wegen jeder Verletzung der aus dem perjönlichen Verhältniſſe 
der Ehegatten ſich ergebenden Pflichten, und zwar zum Zwecke 
der Herbeiführung eines dem Weſen der Ehe entſprechenden Ver⸗ 
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haltens des anderen Theiles, erhoben werden kann, ſtimmt voll⸗ 
ſtändig mit derjenigen Auffaſſung überein, welche in den Mo⸗ 
tiven (Bd. 4 S. 108, 109) zu $ 1276 des erſten Entwurfes 
eines B. G. B. näher entwickelt worden iſt und an welcher un⸗ 
zweifelhaft auch ſpäter nach den Protokollen der Kommiſſion für 
die zweite Leſung (S. 5061 bis 5063) grundſätzlich hat feſtge⸗ 
halten werden ſollen. Das Verlangen des Ehemannes, daß die 
Bekl. ſich auf feine Koſten in eine Heilanftalt begeben möge, iſt 
durchaus berechtigt. Die Bekl. hat deshalb die Pflicht, der des⸗ 
fallfigen Anordnung ihres Gatten Folge zu leiſten. Allerdings 
kann fie (nach $ 888 Abſ. 2 der C. P. O.) nicht durch Zwangs ⸗ 
vollſtreckungsmaßregeln dazu angehalten werden, einen ent- 
ſprechenden Entſchluß zu faſſen und ihr weiteres Verhalten dem⸗ 
gemäß zu regeln; trotzdem iſt der Kl. aber für befugt zu er⸗ 
achten, einen die Berechtigung ſeines Verlangens anerkennenden 
richterlichen Ausſpruch herbeizuführen. IV. C. S. i. S. 
Lehmann c. Lehmann vom 14. April 1902, Nr. 14/1902 IV. 

Handelsgeſetzbuch. 

26. Art. 278. 

Die H. ſchen Erben verkauften im Jahre 1872 ihr Adreß⸗ 
und Geſchaͤftshandbuch für Berlin, um den Wettbewerb mit 
einem anderen Unternehmen zu beſeitigen, an B. & C., und 
ſollten eine jährliche Entſchädigung nach der Zahl der abgeſetzten 
Exemplare erhalten. An Stelle von B. & C. trat die beklagte 
Firma in den Vertrag ein, die der Kl. im Jahre 1896 mit- 
theilte, daß fie „bei der geradezu ruindjen Konkurrenz von S.“ 
den Verlag des Adreßbuchs mit dem Jahrgang 1896 einſtellen 
müſſe. Die erhobene Schädenklage der H. ſchen Erben wurde 
für begründet anerkannt. Bekl. war allerdings nicht verpflichtet, 
ſein Adreßbuch weiter erſcheinen zu laſſen, er konnte den Verlag 
vielmehr jederzeit einſtellen. That er dies, weil er ſein Unter⸗ 
nehmen preisgeben wollte, ſo bedurfte er einer Genehmigung der 
Kl. nicht. Ebenſo handelte er in keiner Weiſe vertragswidrig, 
wenn er es gegen Entgelt aufgab. Schadenserſatz, der im vor⸗ 
liegenden Falle unrechte That vorausſetzen würde, kann deshalb 
überhaupt nicht in Frage kommen. Dagegen hat Bekl. den er⸗ 
zielten Preis mit der Kl. zu theilen, weil dies dem Vertrage 
vom Jahre 1872 entſpricht. Bedungen war ſolches zwar nicht 
ausdrücklich, aber es verſteht ſich von ſelbſt und hat in einzelnen 
Beſtimmungen des Vertrags auch eine äußere Anerkennung ge⸗ 
funden. Das Verhältniß, daß zwiſchen Kl. und Bekl. auf Grund 
des Vertrages von 1872 beſtand, war allerdings nicht das einer 
Geſellſchaft, denn es war, wie ſchon erwähnt, von dem freien 
Belieben des Bekl. abhängig, ob das Unternehmen fortgeſetzt 
oder preisgegeben werden ſolle. Aber Kl. war an dem Unter⸗ 
nehmen betheiligt und zwar in Folge einer von ihr gemachten 
vermögensrechtlichen Leiſtung: ſie hatte ſich zu einer Unterlaſſung 
neben Herausgabe ihrer Materialien verpflichtet, beides Leiſtungen, 
die auf vermögensrechtlichem Gebiet liegen und das Unternehmen 
des Bekl. werthvoller machten. Mit Rüdfiht hierauf darf der 
Vertrag nicht dahin ausgelegt werden, daß Bekl. lediglich ſo 
lange, als er ſelbſt ſein Adreßbuch herausgeben werde, zur Zah⸗ 
lung einer Abgabe verpflichtet, dagegen nach Einſtellung des 
Betriebes unter allen Umſtänden jeder Verbindlichkeit ledig ſein 
ſolle. Wie ſehr eine ſolche Auffaſſung den vertragſchließenden 
Parteien fern gelegen hat, zeigt die Beſtimmung in $ 2 des 
Vertrages, wonach die bedungene Abgabe fortgezahlt werden 
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ſollte „jo lange als ... die Herren B. & C., wenn von ihnen 
die Herausgabe des Adreßbuchs eingeſtellt werden ſollte, bei 
einem anderen gleichen Unternehmen fich direkt oder indirekt be- 
theiligen“. Mit vollem Recht weiſt die Reviſion auf dieſe Ver⸗ 
tragsbeſtimmung hin und zutreffend folgert ſie hieraus, daß bei 
Einſtellung der Herausgabe in Folge eines Verkaufs des 
Unternehmens eine Verpflichtung des Verkäufers zur Entſchädi⸗ 
gung der H. ſchen Erben ebenfalls als bedungen gelten müſſe. 
Im vorliegenden Fall hat zwar ein Verkauf nicht ſtattgefunden, 
Bekl. hat vielmehr ſein Unternehmen eingeſtellt, ohne an S. 
etwas übertragen zu haben. Aber er hat ſich zur Einſtellung 
verpflichtet gegen Zahlung, und im wirthſchaftlichen Erfolg hat 
dies ganz die nämliche Wirkung, als ob Bekl. ſein Unternehmen 
an S. verkauft oder als ob er die nach dem Vertrage von 1872 
ihm gegen die Kl. zuſtehenden Rechte an S. übertragen hätte, 
da Kl. jetzt, wenn auch vielleicht rechtlich, jo doch thatſächlich 
nicht in der Lage iſt, ſelbſt das Unternehmen eines Adreßbuchs 
zu beginnen. Eine Auslegung des Vertrags von 1872 unter 
Beachtung des im Art. 278 des H. G. B. ausgeſprochenen 
Grundſatzes führt deshalb zu dem Ergebniß, daß Bekl. zwar 
nicht mehr eine fortlaufende Abgabe an Kl. zu leiſten, wohl 
aber dieſelbe an dem erzielten Preiſe theilnehmen zu laſſen hat. 
Hieraus laſſen ſich zugleich die Grundſätze entnehmen, nach denen 
der Antheil, den Bekl. abgeben muß, feſtzuſtellen iſt. I. C. S. 
Hayn's Erben c. Löwenthal vom 16. April 1902, Nr. 434/1901 J. 

27. Art. 355. . 

Die rechtlichen Folgen eines der Kl. als Käuferin etwa zur 
Laft fallenden Verzuges ergeben ſich nicht ausſchließlich aus dem 
Rechte des Ortes, wo ſie zu erfüllen hat. Man hat vielmehr 
zu unterſcheiden zwiſchen den Wirkungen, die der Verzug der 
Käuferin für deren Leiſtungspflicht hat, und der Rückwirkung 
des Verzuges auf die Leiſtungspflicht der Verkäuferin. Nach 
dem Rechte der Käuferin iſt zu entſcheiden, inwiefern deren 
Leiſtungspflicht ſich durch den Verzug ändert oder erweitert, ob 
ſie zu Schadenserſatz, zur Zinszahlung und dergleichen verpflichtet 
iſt. Aber für die Abmeſſung der Verpflichtungen der Ver⸗ 
käuferin bleibt nach wie vor das heimiſche Recht der Verkäufer, 
in casu das däniſche, maßgebend; nach ihm iſt darum die 
Frage zu beantworten, inwiefern ihre Erfüllungspflicht durch den 
Verzug der Käuferin eingeſchränkt oder erloſchen iſt. VI. C. S. 
i. S. Slagelſe Andels⸗Swineſlagteri zu Slagalſe in Dänemark 
e. Mockrauer & Simons vom 24. April 1902, Nr. 40/1902 VI. 
| Wechſelordnung. 

28. Art. 88 Abſ. 3. 

Im Proteſt wird konſtatirt, daß der Proteſtbeamte ſich in 
die Wohnung des als Zahlſtelle benannten Ausſtellers E. be⸗ 
geben, den E. nicht, ſondern nur deſſen Dienſtmädchen ange⸗ 
troffen und auf ſein Begehren der Zahlung unter Vorlegung 
des Wechſels die Antwort erhalten hat, E. ſei nicht zu Hauſe. 
Der Verſuch des I. R., aus diefer Faſſung herzuleiten, daß der 
Proteſtbeamte, weil er nur das Dienſtmädchen angetroffen, auch 
den Acceptanten aufgeſucht, das Zahlungsbegehren an dieſen habe 
richten wollen und daran dadurch gehindert worden ſei, daß er 
denſelben nicht angetroffen habe, ſcheitert nach der Auffaſſung 
des B. R. daran, daß in dem vorgedruckten Paſſus der Proteit- 
urkunde: „Es wurde daſelbſt der Acceptant ange⸗ 
troffen“ die Worte der „Acceptant“ durchſtrichen ſind. Das iſt 
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nicht rechtsirrthümlich. Aus dem Durchſtreichen der Worte 
„der Acceptant“ kann entnommen werden, daß der Proteſt⸗ 
beamte es nicht für erforderlich gehalten, nach dem Acceptanten 
zu forſchen, ſondern angenommen hat, das Zahlungsbegehren ſei 
nur an die für die Zahlſtelle benannte Perſon zu richten. 
Jedenfalls fehlt der deutliche Ausdruck deſſen, was Art. 88 Abſ. 3 
der W. O. fordert. Die Revifion legt Gewicht darauf, daß 
der Schlußſatz der Proteſturkunde den Vermerk euthält, es ſei 
wegen mangelnder Zahlung gegen den Acceptanten Proteſt 
erhoben. Das bedeute, es ſei mit dem Acceptanten verhandelt 
worden. Das iſt indeſſen offenſichtlich verfehlt. Der Vermerk 
iſt der übliche überflüffige und bedeutungsloſe Vermerk, der das, 
was in der erforderlichen Konſtatirung des Herganges fehlt, 
nicht erſetzen kann. I. C. S. i. S. Adam u. Gen. c. Elich 
vom 19. April 1902, Nr. 437/1901 J. 

Reichs haftpflichtgeſetz vom 7. Juni 1871. 

29. 81. 

Das Haftpflichtgeſetz enthält ſelbſt keine Beſtimmung dar⸗ 
über, was unter einer Eiſenbahn zu verſtehen ſei. Der 
I. C. S. hat nun unter eingehender Begründung in dem 
Urtheile vom 17. März 1880 — Eutſch. Bd. 1 S. 247 fl. 
ausgeſprochen, daß nach dem Wortlaute und dem Zwecke des 
Geſetzes als Eiſenbahn anzuſehen fei: „Ein Unternehmen, 
gerichtet auf wiederholte Fortbewegung von Perſonen oder Sachen 
über nicht ganz unbedeutende Raumſtrecken auf metallener Grund⸗ 
lage, welche durch ihre Konſiſtenz, Konſtruktion und Glätte den 
Transport großer Gewichtsmaſſen bezw. die Erzielung einer 
verhältnißmäßig bedeutenden Schnelligkeit der Transport⸗ 
bewegung zu ermöglichen beſtimmt iſt, und durch dieſe Eigenart 
in Verbindung mit der außerdem zur Erzeugung der Transport- 
bewegung benutzten Naturkräfte (Dampf, Elektricität, thieriſcher 
oder menſchlicher Muskelthätigkeit, bei geneigter Ebene der Bahn 
auch ſchon der eigenen Schwere der Trausportgefäße und deren 
Ladung ꝛc.) bei dem Betriebe des Unternehmens auf derſelben 
eine verhältnißmäßig gewaltige Wirkung zu erzeugen fähig iſt.“ 
Dieſer Begriffsbeſtimmung ſind der II., III., V. und VI. C. S. 
im weſentlichen beigetreten, und iſt noch hervorgehoben, daß das 
Haftpflichtgefeg auch auf Eiſenbahnen Anwendung findet, die 
nicht dem allgemeinen Verkehr dienen, wenn ſie in Anſehung der 
Gefährlichkeit des Betriebes einer zum allgemeinen Verkehr be⸗ 
ſtimmten Eiſenbahn gleichſtehen. Vergl. Entſch. Bd. 2 S. 38; 
Bd. 7 S. 40; Annalen des Reichsgerichts Bd. 2 S. 185; 
Gruchot, Beiträge Bd. 38 S. 484; Grünewald, Rechtsgrundſätze 
Bd. 8 S. 22. Insbeſondere iſt vom R. G. auch anerkannt, 
daß es keinen Unterſchied mache, ob die Eiſenbahn ſich über 
oder unter der Erde befindet, und daß auch eine in einem 
Bergwerk vorhandene Eiſenbahn unter den § 1 des Geſetzes 
vom 7. Juni 1871 fällt, wenn die in dem Urtheile vom 
17. März 1880 aufgeſtellten Kriterien vorliegen. Urtheil des 
II. Senats vom 18. November 1886 — Braſſert, Zeitſchrift 
Bd. 28 S. 96; des III. Senats vom 8. April 1885 — 
Entſch. Bd. 13 S. 17ff. — Nach den Feſtſtellungen des B. G. 
hat nun die in dem Bergwerke der Bekl. befindliche Bahn den 
Zweck, die an den Arbeitsſtellen gewonnenen Kohlen auf Wagen, 
die mit etwa 600 kg beladen werden, zu dem Förderſchachte zu 
ſchaffen. Im Bremsberg beträgt die Geſchwindigkeit der be⸗ 
förderten Wagen etwa 3 m in der Sekunde, alſo 10,8 km in 
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der Stunde. Der von der Bahn durchlaufene Bremsberg hat 
eine Länge von 122 m, die ganze Bahn bis zum Foͤrderſchacht 
eine ſolche von ca. 3 km. Die Anlage fällt unter den obigen 
Begriff „Eiſenbahn im Sinne des Haftpflichtgeſetzes“. VI. C. S. 
i. S. Zeche Ewald c. Schafrinski vom 24. April 1902, 
Nr. 47/1902 VI. 

„ vom 29. Juli 1890. 

30. 81 

§ 1 Abi. 1 des Gewerbegerichtsgeſetzes vom 29. Juli 1890 
beſtimmt: Für die Entſcheidung gewerblicher Streitigkeiten zwiſchen 
Arbeitern einerſeits und ihren Arbeitgebern andererſeits 
können Gewerbegerichte errichtet werden. Bis in die Gegenwart 
iſt in Theorie und Praxis die Auſicht vertreten worden, daß die 
Zuſtändigkeit des Gewerbegerichts entfällt, wenn die Forderung, 
welche ein Arbeiter gegen ſeinen Arbeitgeber oder dieſer gegen 
jenen hat, ſei es durch Abtretung oder durch zwangsweiſe Ueber⸗ 
weiſung oder durch Erbgang, auf eine dritte Perſon übergeht. 
(Wird weiter ausgeführt.) III. C. S. i. S. Gerber c. Lorenz 
vom 15. April 1892, Nr. 494/1901 III. 

Geſetz, betreffend den Schutz von Gebrauchs- 
muftern vom 1. Juni 1891. 

31. 

Allerdings wird durch die Eintragung eines Modells die 
darin zu Tage tretende neue Formgebung, nicht ſowohl die 
dieſer Formgebung zu Grunde liegende Erfindung als ſolche 
geſchützt; ſchutzfähig iſt jedoch das Modell nur dann, wenn es 
die im Raume verkörperte Darſtellung eines dem Arbeits- oder 
Gebrauchszweck dienenden Erfindungsgedankens iſt und deshalb 
fällt in ſeinen Schutzbereich auch eine Nachbildung, die nur in 
unweſentlichen Einzelheiten eine Abweichung zeigt. Dies trifft 
in dem vorliegenden Fall zu; die hier in Rede ſtehende Nach⸗ 
bildung des Gebrauchsmuſters Nr. 86057 weicht von dem 
letzteren nur darin ab, daß ſtatt einer feſten Kappe eine in 
Scharnieren bewegliche Klappe angeordnet iſt, hierdurch aber, 
wie von dem Sachverſtändigen S., dem das B. G. folgt, zu- 
treffend angenommen wird, der Gebrauchszweck nicht gefördert, 
insbeſondere die Handlichkeit nicht erleichtert wird. I. C. S. 
i. S. Maſchinenbau⸗Aktiengeſellſchaft vormals Beck & Henkel 
c. Kaiſer und Gen. vom 21. April 1902, Nr. 288/1902 J. 

32. 

Der Anſicht der Vorinſtanzen, daß das ſtreitige Gebrauchs 
muſter und die Anmeldung, auch wenn von der Frage der Nen- 
heit abgeſehen wird, nicht den Anforderungen der 88 1 und 2 
des Geſetzes vom 1. Juni 1891 entſprechen, konnte nicht bei⸗ 
getreten werden. Unterſtellt man die Neuheit des Muſters, ſo 
hat der Erfinder die bisher gebräuchliche Säulenlampe in ihrem 
dem Gebrauchszwecke dienenden Organismus weſentlich verändert, 
indem er den bisher für nothwendig gehaltenen beſonderen Oel⸗ 
behälter zwiſchen Säule und Brenner ausſchaltete und deſſen 
Funktion der zu dieſem Zwecke als Oelbehälter eingerichteten, 
bisher nur als Träger benutzten Säule mitübertrug. Er hat 
durch dieſe neue Geſtaltung und Anordnung den techniſchen Or⸗ 
ganismus vereinfacht und darin iſt allein ſchon ein techniſcher 
Fortſchritt in beſtimmter Richtung zu erblicken. Wenn damit 
Nachtheile in anderer Richtung — z. B. Erforderniß einer 
größeren Dochtlänge — verbunden ſein ſollten, ſo wird dadurch 
der bezeichnete techniſche Fortſchritt nicht aufgehoben, denn es 
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kann nicht behauptet werden, daß die Nachtheile ſo ins Gewicht 
fallen, daß dadurch die neue Lampe für alle Gebrauchszwecke 
unpraktiſch und unverwerthbar wird. Es wird nicht gefordert, 
daß der erzielte Fortſchritt ſich auf alle Gebrauchsgebiete des 
betreffenden Gegenſtandes erſtrecke. I. C. S. i. S. Simon 
c. Jacobs & Koßmehl vom 16. April 1902, Nr. 432/1901 J. 
Reichsgeſetz, betreffend die Geſellſchaften m. b. H. 
20. April 1892 

20. Mai 1898. 

33. § 11 Abſ. 2. 

Die Reviſion ſtützt ſich in erſter Linie auf die von dem 
Bekl. ſchon in den Vorinſtanzen vertheidigte Auslegung, wonach 
der 8 11 Abſ. 2 des Geſetzes, betreffend die Geſellſchaften mit 
beſchränkter Haftung vom 20. April 1892 / 20. Mai 1898 nur 
als beſondere Anwendung des allgemeinen Grundſatzes gelten 
ſoll, daß der Vertreter ohne Vertretungsmacht — der falsus 
procurator — perſönlich zur Erfüllung des abgeſchloſſenen Ver⸗ 
trages oder zum Schadenserſatz verpflichtet iſt, und daß deshalb 
auch im Falle des § 11 Abſ. 2 die Ausnahmen Platz greifen 
müßten, daß die Haftung nicht eintritt oder hinterher wegfällt, 
wenn der Vertragsgegner den Mangel der Vertretungsmacht 
kennt oder der Vertreter den Vertragsabſchluß nachträglich ge⸗ 
nehmigt. Mit Recht aber hat der B. R. in Uebereinſtimmung mit 
der I. J. dieſe Auslegung des §S 11 Abſ. 2 abgelehnt. Wird 
ausführlich begründet. I. C. S. i. S. Winter e. Kur vom 
22. März 1902, Nr. 400/1901 J. 

Reichs ſtempelgeſetz vom 27. April 1894. 

34. § 1. 

Das Reichsſtempelgeſetz vom 27. April 1894 hat in § 1 
ausdrücklich die in der Tarifſtelle 5 bezeichneten Urkunden 
dem Stempel unterworfen und in Gegenſatz hierzu die in der 
Tarifſtelle 4 bezeichneten Geſchäfte geſtellt, die als ſolche 
ſtempelpflichtig ſein ſollen. Es iſt damit im § 1 des Geſetzes 
ſo beſtimmt und deutlich, wie denkbar, ausgeſprochen, daß die 
Geſchäfte, die den in der Tarifſtelle 5 bezeichneten Urkunden zu 
Grunde liegen, als ſolche, alſo ohne Beurkundung, der Stempel⸗ 
pflicht nicht unterliegen ſollen und es kann nicht angenommen 
werden, daß hieran durch die Worte im 8 1 „nach Maßgabe 
der nachſtehenden Beſtimmungen“ etwas geändert iſt; denn dieſe 
Worte beſagen im Zuſammenhange des § 1 nur, daß die Art 
und Weiſe der Beſteuerung der in der Tarifſtelle 5 bezeichneten 
Urkunden ſich nach den ſpäteren Beſtimmungen richten ſoll, nicht 
aber, daß in dieſen Beſtimmungen maßgebliche von dem all⸗ 
gemeinen Inhalt des § 1 abweichende Vorſchriften darüber ent⸗ 
halten ſeien, ob das Geſchäft oder die Urkunde zu beſteuern ſei. 
Sit dies der Sinn des § 1, fo würde es eine höoͤchſt eigen- 
thümliche und ohne einen genügenden Nachweis nicht annehm⸗ 
bare geſetzgeberiſche Technik bedeuten, wenn der Geſetzgeber im 
weiteren Verlauf deſſelben Geſetzes ſeinen im § 1 gegebenen 
ausdrücklichen Ausſpruch über die Beſteuerung der Urkunden 
geändert und im Gegenſatz dazu in den 88 22 ff. die Be⸗ 
ſteuerung der in der Tarifſtelle 5 behandelten Geſchäfte ein⸗ 
geführt haben ſollte und zwar lediglich unter der verbergenden 
Hülle einer Strafvorſchrift. Die Annahme, daß in dieſer ganz 
außergewöhnlichen Weiſe die Belaſtung der Geſchäfte mit einer 
Stempelabgabe indirekt angeordnet ſein ſollte, wird weder durch 
den Zweck noch durch den Inhalt der 58 22 ff. gerechtfertigt. 


vom 


318 


VII. C. S. i. S. Preuß. Fiskus c. Hüttenrauch vom 25. April 
1902, Nr. 58/1902 VII. 

Reichsgeſetz über die Zwangsverſteigerung und 
Zwangsverwaltung vom 24. März 1897. 

35. § 161. 

Da die Kl. die Herausgabe der Sachen, welche dem Hotel- 
betriebe des in Zwangsverwaltung befindlichen Grundſtücks 
dienten, auf Grund ihres Eigenthums verlangte, ſo war die 
Klage mit Recht gegen den Zwangsverwalter als den unmittel- 
baren und vertretungsberechtigten Beſitzer des Grundſtücks er- 
hoben worden. Sache des Zwangsverwalters war es, zu prüfen, 
ob die den Gegenſtand der Klage bildenden Sachen zur Maſſe 
gehörten und ob deren Herausgabe mit Recht verlangt wurde. 
Der Zwangsverwalter muß aber, wie vom R. G. bereits mehr⸗ 
fach entſchieden worden iſt, für legitimirt erachtet werden, auch 
nach Aufhebung der Zwangsverwaltung einen in Sachen der 
Zwangsverwaltung anhängigen Prozeß fortzuführen. Denn die 
Abwickelung der von ihm begonnenen und noch nicht beendigten 
Geſchäfte, welche noch der Abwickelung bedürfen, liegt noch im 
Amte des Verwalters, wenn dieſes auch erloſchen iſt. Da der 
anhängige Rechtsſtreit lediglich zwiſchen dem Verwalter und der 
Kl. verhandelt werden konnte und nicht für immer unentſchieden 
bleiben durfte, ſo mußte der Zwangsverwalter ihn zu Ende 
führen. Vergl. Entſch. des R. G. Bd. 24 S. 306 und Juri⸗ 
ſtiſche Wochenſchrift 1892 S. 333 Nr. 13. Beſchluß des 
II. C. S. i. S. Stoltz c. Weſternhagenſche Zwangsverwaltungs⸗ 
maſſe vom 29. April 1902, B Nr. 60/1902 II. 

II. Gemeines Recht. 

36. Beginn der Verjährung des Prekariums. 

Die Frage des Beginnes der Verjährung der einzelnen An- 
ſprüche war von jeher eine ſehr beſtrittene. Während insbeſon⸗ 
dere bei unverzinslichen Darlehen und Prekarien einzelne Rechts- 
lehrer, vor allen Savigny, die Klageverjährung erſt mit Eintritt 
einer Verletzung des Rechts des Hingebers anfangen laſſen 
wollten, ſetzten andere dabei den Verjährungsbeginn ſogleich in 
die Zeit des Geſchäftsabſchluſſes. Das R. G. hat für die Ver⸗ 
jährung des unverzinslichen Darlehens die ſogenannte Ver⸗ 
letzungs⸗Lehre in ſeiner in Bd. XV S. 178 abgedruckten Ent⸗ 
ſcheidung verworfen und ſich in ähnlichem Sinne betreffs der 
Verjährung des Prekariums nach Badiſchem Landrechte aus⸗ 
geſprochen. (Vergl. Juriſtiſche Wochenſchrift 1866 S. 207 
Nr. 53.) Dieſe Urtheile treffen aber den hier vorliegenden Fall 
des Prekariums nach gemeinem Rechte, das für eine etwa vor 
1900 vollendete Verjährung der Negatoria in vorliegender Sache 
anzuwenden iſt, keineswegs. Selbſt wenn man zugeben wollte, 
daß die Verjährung der Klage auf Rückgabe einer bittweiſe zu 
vollem Beſitz hingegebenen ganzen Sache ſofort mit der Hin- 
gabe zu laufen beginnt, ſo müßte doch nicht das Gleiche dann 
gelten, wenn die Sache als Ganzes uach wie vor im aus— 
ſchließlichen Alleinbeſitz des Eigenthümers geblieben iſt und nur 
einzelne Benutzungsrechte daran eingeränmt wurden, wie in ge— 
gebener Sache. Wie allgemein, auch von Gegnern der Ver— 
letzungstheorie, anerkannt wird, beginnt die Verjährung ding: 
licher Anſprüche erſt dann, ſobald in Folge des Dazwiſchen— 
tretens eines Dritten der thatſächliche Zuſtand der in dem Recht 
liegenden Herrſchaft über die Sache nicht mehr entſpricht. (Vergl. 
Motive zum B. G. B. Bd. I $ 158 S. 309, Dernburg 
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Pandekten I S. 340.) Dieſe Vorausſetzung muß aber für Fälle, 
wie der vorliegende, in denen die Herrſchaft des Eigenthümers 
nach wie vor im Weſentlichen unverändert fortbeſteht, in Abrede 
geſtellt werden. So haben denn auch frühere preußiſche höchſte 
Gerichtshöfe die Nichtverjährbarkeit des Prekariums vor erwie— 
ſener Zuwiderhandlung des Prekariſten und zwar aus dem 
weiteren, als zutreffend zu erachtenden Grunde ausgeſprochen, 
daß die Vermuthung für Fortdauer des einmal begründeten 
bittweiſen Verhältniſſes bis zum Beweiſe des Gegentheils 
anzunehmen ſei. (Striethorſt Archiv 60 S. 104, Seuff. Archiv 
XXII Nr. 188.) Der erkennende Senat hat kein Bedenken, 
ſich wenigſtens in Bezug auf bittweiſe Uebung von Benützungs⸗ 
befugniſſen dieſer Rechtsanſicht anzuſchließen, die überdies auch 
einem hohen praktiſchen Bedürfniſſe entſpricht. Es kann dem, 
der im Vollbeſitz einer Sache bleibt, der nur gewiſſe Benutzungs⸗ 
rechte dem Anderen in widerruflicher Weiſe einräumt und der 
vorſichtiger Weiſe, allenfalls ſogar mittels öffentlicher Urkunde, 
die bittweiſe Natur des Verhältniſſes ausdrücklich feſtſtellen läßt, 
ohne unbillige Beläſtigung nicht wohl zugemuthet werden, ängſt— 
lich vor Ablauf der Verjährungszeit auf Erneuerung dieſes 
Auerkenntniſſes bedacht zu ſein. Dies war auch einer der Gründe 
für das in den römiſchen Quellen enthaltene Geſetz, das ent— 
ſchieden für die hier vertretene Rechtsanſchauung ſpricht. Siehe 
§ 2 Tit. XXXIX lib. VII Cod. de praeser. V. C. S. i. S. 
Kaltenthaler o. Düring vom 12. April 1902, Nr. 22/1902 V. 

37. 

Ungeachtet der Unwirkſamkeit der Hauptſchuld iſt die Bürgin 
nach gemeinem Recht verpflichtet, wenn ſie mit Kenntniß der 
Ungültigkeit der Hauptſchuld ſich verbürgt hat. Denn als— 
dann iſt ihre Bürgſchaft als ein Verſprechen der Schadloshaltung 
des Gläubigers für den Fall aufzufaſſen, daß der Hauptſchuldner 
die ihm rechtlich nicht obliegende Leiſtung nicht freiwillig 
machen ſollte. III. C. S. i. S. Boß Konkurs c. Molling vom 
2. Mai 1902, Nr. 136/1902 III. 

38. Kauf zur Sicherheit. 

Das B. G. nimmt zwar mit Recht an, daß der Kauf 
und Beſitzübertragungsvertrag, obgleich er nur die Sicherheit 
des Kl. bezweckt, zu Recht beſteht, rechtsirrthümlich aber erſcheint 
die Annahme, daß der Vertrag nur nach außen, nicht aber nach 
innen, im Rechtsverhältniß zwiſchen den Parteien, den Eigen⸗ 
thumsübergang bewirke. Dieſe Anſicht wird allerdings von 
Dernburg, Pand. Bd. I S. 236 Ziff. 3 vertreten, dieſelbe kann 
aber nicht für richtig erachtet werden. Daß dieſelbe aus den 
römiſchen Rechtsquellen nicht abgeleitet werden kann, giebt auch 
Dernburg (Anm. 9) zu, es kann aber auch nicht anerkannt 
werden, daß inſoweit eine neue Rechtsbildung ſich entwickelt 
habe. In der Litteratur iſt dieſelbe außer von Dernburg nicht 
oder kaum vertreten und das R. G. hat die Zuläſſigkeit der 
Eigenthumsklage des Erwerbers gegen den Verkäufer und Befik- 
übertragenden auch bei ſogenannten Sicherungskäufen nicht bean⸗ 
ſtandet. (Entſch. Bd. 13 S. 201 f.) III. C. S. i. S. Hey 
c. Wille vom 25. April 1902, Nr. 353/1901 III. 

39. Rath. 

Das B. G. hat den Klageanſpruch dann für begründet 
erachtet, wenn der Bekl. vor der Ertheilung des Auftrages 
zum Ankaufe der Aktien der Realkreditbank namentlich ge 
äußert hat: es ſei kein Verluſt zu gewärtigen, es ſei 
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nichts riskirt. Es iſt der Anſicht, daß der Kl. berechtigt ge⸗ 
weſen ſei, hierin ein ſachverſtändiges Urtheil zu erblicken, das 
auf einer ſorgfältigen Prüfung der Umſtände und Verhältniſſe 
desjenigen Papiers beruhe, wegen deſſen Anſchaffung er den 
Rath des Bekl. eingeholt habe. Es legt weiter dar: da dies 
dann nicht der Fall geweſen ſei, ſo habe der Bekl. durch ſeinen 
Rath, der nicht mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns 
abgegeben ſei, den Kl. zu dem Ankaufe der Aktien fahrläſſig 
beſtimmt und hafte deshalb für den eingetretenen Schaden. 
Dagegen findet es in den von dem Bekl. allein zugeſtandenen 
Worten: „bei dem niedrigen Kursſtande könne wohl von 
einem großem Riſiko keine Rede ſein,“ nur eine ganz allgemein 
gehaltene Aeußerung, die, im Grunde genommen, nichts 
weiter als eine bloße Redensart, etwas an ſich Selbſtverſtänd⸗ 
liches geweſen ſei. Dieſen Theil der Ausführungen des B. G. 
bekämpft die Reviſion insbeſondere mit der Darlegung, der Kl. 
habe auch der von dem Bekl. zugeſtandenen Aeußerung gegen⸗ 
über annehmen müſſen, dieſer kenne den Werth der Aktien aus 
eigener Sachkunde. Eine Verkennung der Rechtsgrund- 
ſätze aber, die in den Entſch. des R. G. Bd. 42 S. 125 und 
Bd. 43 S. 111 ausgeſprochen ſind, tritt in dem angefochtenen 
Urtheile nicht zu Tage. Namentlich iſt nicht verkannt, daß der 
Bankier auch bei den Vorbereitungen zu den Geſchäften, die er 
mit ſeinen Kunden ſchließt, zu deren ſachkundiger Berathung 
verpflichtet iſt und daß er deshalb auch dafür einzuſtehen hat, 
daß er hierbei nicht die Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns 
außer Acht läßt, daß alſo namentlich ſeine poſitiven Aeuße⸗ 
rungen auf einer ſorgfältigen Prüfung der Umſtände und Ver⸗ 
hältniſſe beruhen, auf die ein ſachverſtändiger Beurtheiler Werth 
legen wird. Allein gerade dieſe Natur jener Aeußerung des 
Bekl. hat das B. G. ohne Rechtsirrthum geleugnet, wenn 
es in ihr eine bloße Redensart, etwas an ſich Selbſtver— 
ſtändliches gefunden hat, woraus ſich von ſelbſt ergiebt, daß 
es angenommen hat, dieſer Charakter der Aeußerung ſei auch 
ohne Weiteres für den Kl. erkennbar geweſen, dieſer 
habe alſo wiſſen müſſen und gewußt, daß der Bekl. ihm einen 
wirklichen, auf eigener Sachkunde beruhenden Rath zum 
Ankaufe der Papiere weder geben wolle noch könne. III. C. S. 
i. S. Günther c. Schwarzſchild vom 22. April 1902, 
Nr. 469/1901 III. 

40. Subſtanztheil. 

Die von der Reviſion gerügte Verletzung der von dem R. G. 
in den Urtheilen vom 22. Oktober 1890 und vom 1. April 1896 
(Entſch. Bd. 26 S. 343 und Gruchot, Beiträge, Bd. 40 S. 898) 
aufgeſtellten Rechtsſätze iſt nicht anzuerkennen. Jenes betrifft 
einen nach dem Preußiſchen Landrechte entſchiedenen Fall, 
während dieſes überhaupt nur die Frage der Eigenſchaft einer 
Sache als Zubehör behandelt. Gerade in der hier in Frage 
ſtehenden Lehre aber weicht das Preußiſche Landrecht von dem 
gemeinen Rechte ab. Während der § 4 des A. L. R. Thl. 1 
Tit. 2 für die Frage, ob ein Gegenſtand Beſtandtheil — 
„Subſtanztheil“ — einer Sache geworden iſt, das entſcheidende 
Gewicht darauf legt, ob ohne ihn die Sache noch das ſein 
könne, „was ſie vorſtellen ſolle oder wozu ſie beſtimmt 
ſei“, alſo der Abſicht, die bei Herſtellung der Verbindung 
obgewaltet hat, maßgebende Bedeutung beimißt, findet das 
gemeine Recht das entſcheidende Merkmal lediglich objektiv in 


Juriſtiſche Wochenſchriſt. 


319 


dem Grade der Feſtigkeit der Verbindung dergeſtalt, daß es 
darauf ankommt, ob thatſächlich eine Trennng der verbundenen 
Sachen nur mit Zerſtörung der einen oder andern oder beider 
oder wenigſtens nur mit einer erheblichen Beſchädigung ihrer 
möglich iſt oder nicht. Demgemäß iſt in jener Eutſcheidung für das 
A. L. R. die Annahme, daß eine in ein Gebäude eingebrachte 
Maſchine einen Subſtanztheil jenes bilde, für unabhängig 
davon erklärt worden, daß ihre Herausnahme ohne weſentliche 
Verletzung des Gebäudes möglich ſei und daß die heraus⸗ 
genommene durch eine andere erſetzt werden könne. Die Auf⸗ 
faſſung des gemeinen Rechts dagegen iſt mit voller Schärfe 
ſchon in dem Urtheile des III. Hilfsſenats vom 7. Februar 1880 
(Eniſch. Bd. 1 S. 178) und ſodann in dem des jetzt erkennenden 
Senats vom 24. April 1883 (Entſch. Bd. 9 S. 169) dargelegt, 
in jenem auch unter ausdrücklicher Gegenüberſtellung der ab- 
weichenden Geſtaltung der Lehre im A. L. R. III. C. S. 

S. Zarges c. Schimmel & Co. vom 2. Mai 1902, 
Nr. 89/1902 III. 

41. Straßenanliegerecht. 

Es iſt zuzugeben, daß nach preußiſchen und franzöſiſchem 
Recht ein ſervitutariſches Straßenanliegerecht anerkannt wird, 
wobei auf die nach preußiſchem Recht ergangenen Urtheile des 
erkennenden Senats V. 324/98 vom 18. April 1899 und 
V. 325/98 vom gleichen Tage, letzteres abgedruckt in Bd. 44 
S. 282 der Entſcheidungen, und namentlich darauf hinzuweiſen 
iſt, daß darin auch verſchiedene erhebliche Abſchwächungen und 
Einſchränkungen des gedachten Rechtes dargelegt find. Was da⸗ 
gegen die neuere Rechtſprechung des gemeinen Rechts anlangt, 
ſo hat der III. C. S. des R. G. ſchon in ſeinem in Bd. III 
S. 171 der reichsgerichtlichen Entſcheidungen abgedruckten Urtheile 
unter ausführlicher Begründung dem Straßenanlieger jeden 
Schadenserſatzanſpruch ſogar bei gänzlicher Aufhebung der 
Straße deswegen abgeſprochen, weil ihm ein ſolcher weder nach 
nachbarrechtlichen Grundſätzen, noch nach einem ſogenannten 
ſtillſchweigenden Vertrage mit der Gemeinde, noch nach öffentlich 
rechtlichen Beſtimmungen des römiſchen Rechts zuſtehe. Aehnlich 
hat der genannte Senat in der Entſcheidung Bd. VI S. 159 
erkannt. Der VI. C. S. des R. G. hat ſich dem in ſeinem 
Urtheile VI. 10/89 vom 21. März 1889 durchaus in Bezug 
ſowohl auf Straßenaufhebung als auf Straßenveränderung an⸗ 
geſchloſſen und in demſelben Sinne ſpricht ſich auch wieder das 
Urtheil des III. C. S. III. 327/98 vom 24. Februar 1899 aus. 
Der erkennende Senat hat keinen Anlaß, von dieſer feſtſtehenden 
Rechtsſprechung des R. G. abzugehen. V. C. S. i. S. Möller 
c. Stadt Lübeck vom 30. April 1902, Nr. 52/1902 V. 

III. Das Prenßiſche Allgemeine Landrecht. 

42. 88 127 ff. Tit. 5 Thl. I. 

Die Ausführung des B. G. enthält nur eine Anwendung 
des allgemeinen Rechtsgrundſatzes, daß bei ſchriftlich abgefaßten 
Verträgen der Inhalt der Vertragsurkunde die Vermuthung für 
ſich hat, daß ſie den letzten und entſcheidenden Willen der 
Parteien richtig und vollſtändig wiedergiebt, und daß daher 
die bloße Behauptung einer Partei, es ſei neben dem ſchrift⸗ 
lichen Vertrage etwas davon Abweichendes oder ein 
Mehreres mündlich verabredet, nur dann berückſichtigt werden 
kann, wenn zugleich dargelegt wird, warum die angebliche 
mündliche Abrede nicht in den ſchriftlichen Vertrag aufgenommen 
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worden ſei. Vergl. Urtheile des R. G. bei Raſſow und Küngel, 
Beiträge, Bd. 26 S. 902, Bd. 36 S. 935, bei Bolze, Praxis, 
Bd. 21 Nr. 286. Dieſer Grundſatz, daß der ſchriftliche Ver⸗ 
trag die Vermuthung für ſich hat, den letzten und entſcheidenden 
Willen der Parteien richtig und vollſtändig wiederzugeben, gilt 
ohne Unterſchied, ob die Schriftform, die thatſächlich vorliegt, 
deshalb beobachtet iſt, weil das Geſetz die Gültigkeit des Ver⸗ 
trages von ihrer Innehaltung abhängig macht, oder weil die 
Parteien im gegebenen Falle den Vertrag, den ſie nach Lage 
des Geſetzes gültig auch mündlich hätten abſchließen können, 
aus irgend welchen Gründen in Schriftform abzufaſſen ſich 
entſchloſſen haben. III. C. S. i. S. Hirſchberger c. Koeftlin 
vom 15. April 1902, Nr. 496/1901 III. 

43. 88 443— 449 Tit. 5 Thl. I. 

Die Klage hat Bezug auf einen Wechſel, der folgender⸗ 
maßen lautet: „Schrimm, den 7. September 1895. 6 000 Mark. 
Den 7. September 1898 zahlen wir gegen dieſen Wechſel der 
Volksbank, eingetr. Gen. m. unbeſchr. Haftpfl. in Schrimm, 
Mark 6 000 ohne Präſentation und ohne Proteſt des Wechſels. 
Paul Anton Rybock, Auguſt Borgiel, Eduard Gans.“ Die 
3 Unterzeichner find Mitausſteller eines trockenen Wechſels. 
Jeder haftete mithin nach der Wechſelordnung Art. 98 Ziffer 10 
in Verbindung mit Art. 81 dem Wechſelgläubiger aufs Ganze. 
Wie ſie aber unter einander ſtehen, darüber entſcheidet das 
bürgerliche Recht. Mit Unrecht lehnt das B. G. die Anwendung 
der in den 88 443—4 49 des A. L. R. Thl. 1 Tit. 5 enthaltenen 
Vorſchriften wegen des bei Korrealverträgen ſtattfindenden Re⸗ 
greſſes mehrerer Verpflichteter unter einander auf den vorliegenden 
Fall ab. Die Anwendbarkeit der 88 443 — 449 l. c. wird ein ⸗ 
gehend begründet. — I. C. S. i. S. Borgiel c. Gans vom 
8. März 1902, Nr. 435/1901 J. 

44. 88 31, 32, Tit. 6, Thl. I. 

Nach § 31 A. L. R. I 6 haftet, wenn Mehrere bei 
einer Schadenszufügung aus geringem oder mäßigem Verſehen 
mitgewirkt haben, jeder nur für ſein eigenes Verſehen. 
Nach § 32 daſ. haften fie jedoch einer für alle und alle 
für einen, wenn nicht ausgemittelt werden kann, welchen 
Theil des Schadens ein jeder durch ſein beſonderes Ver⸗ 
ſehen angerichtet hat. Schon aus dieſen Beſtimmungen ergiebt 
fich die Pflicht des Richters, Ermittelungen über den Schadens- 
antheil jedes der mehreren Mitbeſchädiger anzuſtellen. Der 
B. R. iſt aber auch der Vorſchrift des § 287 C. P. O. 
nicht gerecht geworden und es iſt nicht einmal erſichtlich, ob er 
ſich der aus dieſer Vorſchrift folgenden Pflicht bewußt geworden 
iſt, über den Schaden, alſo auch über den Autheil eines jeden 
der beiden als Mitbeſchädiger in Anſpruch Genommenen nach 
freiem Ermeſſen zu entſcheiden. V. C. S. i. S. Wiersdorf 
c. Bohndorf vom 30. April 1902, Nr. 53/1902 V. 

45. § 54 Tit. 7 Thl. I. 

Ueber den Begriff des „wirklichen Beſitzes“ im Sinne 
des § 54 a. a. O. wird geſtritten. Nach einem Urtheil des 
II. Senats des vormaligen Preußiſchen Obertribunals vom 
25. Mai 1852 (Entſch. des Obertribunals Bd. 23 S. 69) ſoll 
der Ausdruck in dem engeren Sinne vom „vollſtändigen Beſitz“ 
genommen werden, und eben daſſelbe nehmen auch die Entſchei⸗ 
dungen des gedachten Senats vom 16. Oktober 1851 und 
13. November 1860 (Striethorſt Archiv Bd. 3 S. 298 und 
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Bd. 40 S. 40) an. Dahingegen wird in dem Urtheil des 
III. Senats des Obertribunals vom 17. Juni 1867 (Striet⸗ 
horſt Archiv Bd. 67 S. 278) je nach dem Unterſchied der Fälle, 
der gedachte Begriff ebenſowohl auf vollſtändigen wie auf un⸗ 
vollſtändigen Beſitz bezogen. Mag man nun der einen oder der 
anderen Meinung beipflichten, in jedem Falle kann von dem 
„wirklichen Befitz eines Dritten“ im Sinne des § 54 a. a. O. 
nur aldann die Rede fein, wenn mit dieſem (vollſtändigen oder 
unvollſtändigen) Beſitz zugleich ein Gewahrſam des Dritten 
verbunden iſt. Einen Gewahrſam an den für die Bekl. ge⸗ 
pfändeten Sachen hatte dieſe jedoch unſtreitig nicht. IV. C. S. 
i. S. Schultze o. Rauchhaupt vom 7. April 1902, Nr. 430/1901 IV. 

46. § 100 Tit. 8 Thl. I A. L. R. und § 7 des Privat- 
flußgeſetzes vom 28. Februar 1843. 

Der B. R. geht davon aus, daß der Streit ſich lediglich 
um die aus 8 100 A. L. R. 18 und 5 7 des Privatfluß⸗ 
geſetzes vom 28. Februar 1843 folgende Ränmungspflicht drehe. 
Wäre dies richtig, dann würde der Rechtsweg ansgeſchloſſen 
ſein. Der B. R. beruft ſich für ſeine abweichende Anſicht auf 
zwei Urtheile des R. G. (Entſch. in Civilſachen Bd. 36 S. 234 
und Bd. 37 S. 332), welche völlig anders geartete und einer 
anderen rechtlichen Beurtheilung unterliegende Fälle betreffen. 
Die maßgebenden Grundſätze find in dem Urtheile des jetzt 
erkennenden Senats vom 20. Oktober 1888 (abgedruckt im 
J. M. Bl. 1889 S. 41) enthalten, wo des weiteren ausgeführt 
wird, daß die ſich aus 8 100 A. L. R. 18 und aus 8 7 
Privatflußgeſetz ergebende Grabenräumungspflicht im öffentlichen 
Rechte wurzelt, und daß daher Streitigkeiten darüber gemäß 
§ 66 Abſ. 3 des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 1883 
auch dann dem ordentlichen Rechtsweg entzogen find, wenn die 
klagende Partei durch Vernachläſſigung der Grabenräumungs⸗ 
pflicht in ihren Rechten beeinträchtigt iſt. V. C. S. i. S. 
Gemeinde Deutſch⸗Wilmersdorf c. Vogeler und Genoſſen vom 
7. Mai 1902, Nr. 62/1902 V. 

47. 8 947 Tit. 11 Thl. I. 

Das Preußiſche Landrecht geſtattet dem Beſteller nicht, ein 
untüchtiges Werk zurückzuweiſen und an Stelle deſſelben ein anderes 
als Erfüllung zu verlangen. § 947 Thl. I Tit. 11 gewährt 
vielmehr dem Beſteller nur die Wahl, unter Verweigerung der 
Annahme vom Kontrakte abzugehen oder Schadloshaltung wegen 
der Fehler zu fordern. (Raſſow⸗Küntzel, Beiträge, Entſch. des 
I. C. S. des R. G. Bd. 36 S. 98. Rehbein, Entſch. des Ober⸗ 
tribunals Bd. II S. 375 Note.) Der Bekl. hat nun ein Werk 
geliefert, das er durch die Ablieferung als Erfüllung anbietet. 
Durch den Vorbehalt hinſichtlich der Annahme hat der Kl. die 
Abnahme oder Uebernahme im Sinne des § 932 Thl. I 
Tit. 11 des A. L. R. abgelehnt und damit auch deren Kon- 
ſequenzen ausgeſchloſſen. Damit iſt die Situation des § 947 
Thl. I Tit. 11, aber auch nur dieſe, gewahrt. Die Klage 
auf Erfüllung durch Lieferung eines anderen Werkes erſcheint 
daher unzuläſſig, da der Kl. nicht einmal Nachbeſſerung fordern 
kann. VI. C. S. i. S. v. Ollech c. Kuhnert vom 17. April 
1902, Nr. 35/1902 VI. 

48. 88 954, 955 Tit. 11 Thl. I. 

Es wäre zu erörtern geweſen, ob, wenn Bekl. die Maße 
vorgeſchrieben hätte, der Kl. nicht deshalb ein Verſehen zur Laſt 
falle, weil ſie als die werkverſtändige Unternehmerin es unter⸗ 
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laſſen hat, die Bekl. darauf aufmerkſam zu machen, daß bei den 
angegebenen Größen ein Keſſel nicht ordnungsmäßig herzuſtellen 
ſei. 88 954, 955 des A. L. R. Thl. I Tit. 11; Eccius 
Bd. II § 138 Not. 73. Zwar iſt der Beſteller, wenn auch 
auf den Werkverdingungsvertrag der Art. 347 des H. G. B. ä. F. 
nicht Anwendung findet, nach den den Handelsverkehr beherr- 
ſchenden Grundſätzen von Treu und Glauben verpflichtet, das 
ihm überlieferte Werk ſofort zu unterſuchen und etwaige Mängel 
dem Unternehmer anzuzeigen und kann in der Unterlaſſung dieſer 
Anzeige und dem Gebrauche bezw. der Weiterveräußerung des 
Werks nach der konkreten Sachlage eine Genehmigung deſſelben 
gefunden werdeu. Urtheil des Senats in Sachen Fleißner wider 
Summa Söhne vom 6. Dezember 1900, Rep. VI. 282/1900, 
Juriſtiſche Wochenſchrift von 1901 S. 3916. Das B. ©. 
ſtellt aber feſt, daß die Undichtigkeit des Keſſels erſt bei der In⸗ 
betriebnahme deſſelben entdeckt werden konnte. Bekl. war des⸗ 
halb nicht in der Lage, die Mängel früher zu rügen. Das 
Gleiche würde auch zu gelten haben, wenn zwiſchen den Parteien 
vereinbart worden wäre, daß Reklamationen nur bei ſofortiger 
Mittheilung nach Empfaug der Waare Berückſichtigung finden 
könnten. Eine ſolche Vereinbarung iſt übrigens durch den vor⸗ 
gelegten Briefwechſel nicht zu Stande gekommen. VI. C. S. 
i. S. Suerther Maſchinenfabrik c. Hoerder Dampfkeſſelfabrik 
vom 14. April 1902, Nr. 29/1902 VI. 

49. § 207 bis 218 Tit. 13 Thl. I. 

Die Reviſion bekämpft die Auslegung, die der B. R. den 
Vorſchriften des A. L. R. giebt und meint, daß nach ihnen ein 
den Bekl. zum Erſatz verpflichtender Thatbeſtand nicht vorliege. 
Der § 218 Thl. 1 Tit. 13 ſetze die Regel, daß nur eine wiſſent⸗ 
lich unrichtige Empfehlung erſatzpflichtig mache. Die Haftung 
nach § 209 Thl. 1 Tit. 14 beſchränke ſich auf den Fall, wo die 
Empfehlung den im § 207 daſelbſt vorgeſehenen Inhalt habe, 
wo alſo geſagt ſei, daß der Kreditſuchende ein ehrlicher Mann 
und bei gutem Vermögen ſei. Nach dieſen beiden Richtungen 
hin nehme das B. G. ſelbſt an, daß der Bekl. gutgläubig und 
nicht fahrläſſig gehandelt habe, darum ſei es irrig, wenn es ihn 
wegen Fahrläſſigkeit für haftbar anſehe. Allein dieſe Ausführung 
iſt nicht zu billigen. Der § 207 a. a. O. ſagt vielmehr, daß 
eine bloße Empfehlung des angegebenen Inhalts die aus der 
Bürgſchaft entſtehenden Verbindlichkeiten in der Regel nicht 
nach ſich ziehe. Die Steigerung der Haftung tritt nach $ 209 
erſt ein, wenn dem Empfohlenen über die allgemeine Empfehlung 
hinaus ein unrichtiges Zeugniß in beſtimmten Ausdrücken ſchrift⸗ 
lich wider beſſeres Wiſſen oder aus grobem Verſehen ertheilt iſt. 
Was damit gemeint iſt, wird noch näher beſtimmt im § 211, 
wo geſagt iſt, daß aus der Empfehlung Bewegungsgründe, ſich 
mit dem Schuldner einzulaſſen, vernünftiger Weiſe zu entnehmen 
ſein müſſen. Die von der Reviſion vertretene Beſchränkung der 
Haftung auf eine Empfehlung des im § 207 erwähnten In⸗ 
halts ſteht alſo im Widerſpruch mit dem klaren Wortlaut des 
Geſetzes. VI. C. S. i. S. Gerſchel c. Bank für Handel und 
Induſtrie zu Darmitadt vom 24. April 1902, Nr. 17/1902 VI. 

50. 58 150—159 und 375 Tit. 16 Thl. I. 

Das B. G. läßt unentſchieden, ob zwiſchen dem Kl. und St. 
eigentliches Kontok urrentverhältniß beitanden habe. In 
dieſem Falle würden allerdings die darin begriffenen Forde⸗ 
rungen, Zahlungen und Gegenforderungen ihre rechtliche Selbſt⸗ 
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ſtäudigkeit einbüßen und in dem Saldo völlig aufgehen. Folge⸗ 
recht würde alsdann die Mithaftung der Bekl. aus der alten 
Schuld von 9 548,18 Mark erloſchen ſein. (Entſch. des R. G. 
in Civilſachen Bd. 10 S. 53, Bd. 18 S. 246.) Für den Fall 
des Nichtbeſtehens eines eigentlichen Kontokurrentverhältniſſes aber 
verlieren die einzelnen Poſten des Kontos, möchte auch periodiſch 
durch Gegenüberſtellung der Debet- und Kreditſummen und 
Saldoziehung eine Abrechnung ſtattfinden, an und für ſich nicht 
ihre Selbſtſtändigkeit. Durch eine ſolche Abrechnung werden, wie 
das R. G. in Bd. 22 S. 152 ausführt, die einzelnen Leiſtungen 
nicht nothwendig ihres Charakters als Forderungen und 
Gegenforderungen bezw. als Zahlungen entkleidet. Die 
Abrechnung vollzieht ſich in ſolchem Falle nach den Grund⸗ 
ſätzen der Kompenſation bezw. der Zahlung auf 
mehrere Forderungen gemäß der Vorſchriften in den 
88 150—159 und 375 Tit. 16 Thl. I A. L. R. — IV. C. S. 
i. S. Behrendt c. Strauß vom 7. April 1902, Nr. 3/1902 IV. 

51. § 2, 45, 47 Tit. 6 Thl. II. 

Die vor dem am 1. Januar 1900 erfolgten Inkrafttreten 
des B. G. B. im Gebiete des A. L. R. mit dem Statute vom 
26. Februar 1851 beſtehende beklagte Schützengilde iſt in das 
Vereinsregiſter (§8 21, 55 flgde. des B. G. B.) inzwiſchen nicht 
eingetragen und auch ſonſt mit juriſtiſcher Perſönlichkeit nicht 
ausgeſtattet. Sie iſt eine erlaubte Privatgeſellſchaft im Sinne 
der SS 2, 11 flgde. des A. L. R. Thl. II Tit. 6, die nur nach 
Innen korporativ geſtaltet iſt, der Korporationsrechte nach Außen 
aber ermangelt. Dieſes Rechtsgebilde, ſtehend zwiſchen der juri⸗ 
ſtiſchen Perſon und der Geſellſchaft, iſt dem B. G. B. fremd. 
Bei der Frage, welches Recht anzuwenden iſt, iſt von dem all⸗ 
gemein anerkannten Rechtsgrundſatze, daß neue Geſetze in der 
Regel auf die beſtehenden Privatrechte keine rückwirkende Kraft 
haben, ausgegangen worden. Das B. G. B. hat zwar dieſen 
Grundſatz nicht ausdrücklich ausgeſprochen; die Beſtimmung des 
vierten Abſchnitts, des E. G. „Uebergangsvorſchriften“ — Art. 135 
bis 218 — beruhen aber auf ihm, wenn ſie auch zum Theil 
bezwecken, die Ueberleitung der beſtehenden Rechtsverhältaiſſe in 
die durch das B. G. B. geſchaffene neue Rechtsordnung zu be⸗ 
ſchleunigen und zu erleichtern (vergl. Motive zum Entwurfe des 
B. G. B. — Erſte Leſung — Bd. I S. 19 flgde.). Die Auf⸗ 
faffung der Bekl. iſt unhaltbar und vom B. G. mit Recht ver⸗ 
worfen, daß die Straffeſtſetzung des Schützenraths materiell nicht 
der Nachprüfung durch das Gericht unterliege. Denn wenn es 
ſich dabei auch nicht um eine öffentlichrechtliche Strafe, ſondern 
um eine durch das, die Mitglieder gemäß 85 14, 26 des 
A. L. R. Thl. II Tit. 6 bindende Statut vereinbarte Privatſtrafe, 
alſo um eine Vertragsſtrafe handelt, ſo unterliegt doch in der 
Regel, und in Ermangelung abweichender Beſtimmungen des 
Statuts, nach dem hier ebenfalls anwendbaren $ 47 a. a. O. 
auch die Verhängung derartiger Strafen der richterlichen Nach⸗ 
prüfung. Der § 45 macht nur die Ausübung eines „eigent- 
lichen Strafrechts“ von der ausdrücklichen Verleihung des Staates 
abhängig; unter dem „eigentlichen Strafrecht“ kann aber nur 
das öffentlichrechtliche Strafrecht verſtanden werden, im Gegen⸗ 
ſatze zu der privatrechtlichen Vertragsſtrafe, der Konventional⸗ 
ſtrafe. Die Mitglieder der beklagten Schützengilde unterliegen 
daher den ſtatutmäßigen Geldſtrafen, ohne daß es der Verleihung 
eines dahin gehenden Strafrechts ſeitens des Staates bedarf. 
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IV. C. S. i. S. Müller c. Schützengilde zu Meſeritz vom 
7. April 1902, Nr. 7/1902 IV. 

IV. Sonſtige Preußſiche Landesgeſetze. 

§ 148 Allgemeines Berggeſetz vom 24. Juni 1865 
und §1 Nr. 5 der Berggeſetznovelle vom 14. Juli 1895. 

52. 

Der B. R. verwirft die beiden rechtlichen Einwendungen 
der Bekl., indem er die Ausführungen des erſten Urtheils, wo— 
nach auch ſchon die vorbereitende bergbauliche Maßregel des 
Niederbringens eines Schachtes unter § 148 des Berggeſetzes 

fällt, billigt und gegenüber dem zweiten Einwande bemerkt: 
Soweit Kl. den an ihren Maſchinen durch Keſſelſteinbildung 
oder auf ſonſtige Weiſe entſtandenen Schaden erſetzt verlange, 
liege zweifellos eine Beſchädigung des Grundſtücks als ſolchen 
vor, da jene Maſchinen (unbewegliche) Zubehörungen der Fabrik 
ſeien. 
der Beeke gehobene und von der Pumpſtation durch das Rohr 
nach der Fabrik geführte Waſſer erlitten habe, müſſe das Gleiche 
gelten, da die hierdurch veranlaßte Störung des Fabrikbetriebes 
zugleich das Grundſtück entwerthet habe. Dieſe Entwerthung 
ſei ebenfalls Beſchädigung des Grundſtücks; denn daß letzteres 
in ſeiner (körperlichen) Integrität Einbuße unter den Ein⸗ 
flüſſen des Bergbaues erleide, ſei zur Anwendung des § 148 
des Berggeſ. nicht erforderlich. Dieſe Ausführungen des B. U. 
bewegen ſich im Rahmen der reichsgerichtlichen Praxis, ſ. das 
Urtheil V. C. S. vom 1. Juli 1899, abgedruckt in Braſſerts 
Zeitſchr. f. Bergr. Bd. 40 S. 479, und außerdem die Urtheile 
vom 24. Juni 1885, Daubenſpeck bergrechtliche Entſchei⸗ 
dungen Bd. 1 S. 243 und vom 21. Dezember 1892 Entſch. 
des R. G. in Eivilſachen Bd. 30 S. 253. — V. C. S. i. S. 
Aktiengeſellſchaft Ronnenberg c. Aktengeſellſchaft Linden⸗Hannover 
vom 15. März 1902, Nr. 430/1901 V. 

Zuſtändigkeitsgeſetz vom 1. Auguſt 1883. 

53. § 18. 

Es handelt ſich darum, ob für die Klage der ordentliche 
Rechtsweg eröffnet iſt, was die Bekl. auf Grund des § 18 des 
Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 1883 beſtreitet, wonach, 
falls Anſprüche auf Theilnahme an den Nutzungen und Erträgen 
des Gemeindevermögens von dem Gemeindevorſtande nicht an⸗ 
erkannt werden, im Verwaltungsſtreitverfahren die Entſcheidung 
zu erfolgen hat. Die Zuläſſigkeit des ordentlichen Rechtswegs 
muß nach der Sachlage als vorliegend erachtet werden. Wie 
nach dem §S 160 Abſ. 2 des angezogenen Geſetzes anzunehmen 
iſt, auch in der Rechtſprechung Anerkennung gefunden hat, greift 
die in dem cit. $ 18 beſtimmte Zuſtändigkeit der Verwaltungs⸗ 
gerichte Platz, falls das fragliche Nutzungsrecht, inſonderheit auch 
der Umfang der Betheiligung an den Erträgen des Gemeinde⸗ 
vermögens, auf einen öffentlich rechtlichen Titel, nämlich die 
Gemeindeverfaſſung, geſtützt wird. Daraus ergiebt ſich, daß, 
falls wie hier vorgetragen wird, es handle ſich um auf privat- 
rechtlicher Grundlage beruhende Anſprüche, der ordent- 
liche Rechtsweg gegeben iſt, in welchem auch darüber zu ent- 
ſcheiden, ob dies zutrifft, oder ob die beanſpruchten Nutzungs- 
rechte, bezw. die Art und das Maß derſelben, in dem öffent⸗ 
lichen Recht ihre Beſtimmung finden. Dies erſcheint nur dann 
ausgeſchloſſen, wenn von vornherein klar iſt, daß das be— 
anſpruchte Recht durchaus dem Bereich der öffentlich- rechtlichen 
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Gemeindeberechtigungen angehört. In ſolchem Falle wird der 
ordentliche Richter ſeine Zuſtändigkeit zu verneinen haben. 
(Vergl. die Entſch. des erkennenden Senats vom 28. Dezember 
1900, VII. 275/1900, welche abgedruckt iſt bei Gruchot, Jahr- 
gang 1901, S. 643.) Dieſer Fall liegt hier nicht vor, wie 
näher dargelegt wird. VII. C. S. i. S. Stadt Neuhaldensleben 
c. Meyer u. Gen. vom 6. Mai 1902, Nr. 75/1902 VII. 

Schlachthausgeſetz vom 18. März 1868 und No- 
velle vom 9. März 1881. 

54. 

Beide Inſtanzen wollen den in Entſch. des R. G. in 
Civilſachen Bd. 38 S. 342 ausgeſprochenen Grundſätzen ge⸗ 
recht werden. Aber auch das B. G. verſtößt gegen dieſelben, 
indem es ſeine Eutſcheidung auf die Gutachten zweier Sach⸗ 
verſtändigen gründet, die eben nicht nach dieſen Grundjägen 
verfahren find. Gemäß § 7 des Geſetzes vom 18. März 1868 
findet allerdings eine Entſchädigung für Nachtheile, welche in 
Folge der Einſtellung der Privatſchlachtanſtalten aus Erſchwe⸗ 
rungen und Störungen des Geſchäftsbetriebs hergeleitet werden 
möchten, nicht ſtatt. Dagegen iſt den Eigenthümern und Nutzungs⸗ 
berechtigten der vorhandenen Privatſchlachtanſtalten für den er⸗ 
weislichen wirklichen Schaden, den ſie dadurch erleiden, daß die 
zum Schlachtbetriebe dienenden Gebäude und Einrichtungen 
ihrer Beſtimmung entzogen werden, von der Gemeinde Erſatz 
zu leiſten. Gemäß Art. 2 des Geſetzes vom 9. März 1881 iſt 
aber der Ertrag, der von den Grundſtücken und Einrichtungen 
bei anderweiter Benutzung erzielt werden kann, von dem bis— 
herigen Ertrage in Abzug zu bringen. Hiernach ſoll, wie ind- 
beſondere in einer Entſcheidung des erkennenden Senats vom 
25. Januar 1897, Rep. VI 290/96, auch aus der Entſtehungs⸗ 
geſchichte des Geſetzes nachgewieſen iſt, Entſchädigung für den 
Minderwerth der ganzen, zum Gewerbebetriebe dienenden 
Anlage gewährt werden. Zum Betriebe des Gewerbes des 
Schlächters können aber in einem Grundſtücke nicht bloß 
Schlachthaus und Viehſtall, ſondern auch noch andere Räume, 
Laden, Geſellenſtube u. ſ. w. dienen, nach Umſtänden kann ſogar 
das ganze, im Beſitze des Schlächters befindliche Grundſtüͤck 
gerade zum Betriebe ſeines Gewerbes beſtimmt geweſen ſein. 
VI. C. S. i. S. Pitt c. Stadtgemeinde Poſen vom 14. April 
1902, Nr. 27/1902 VI. 

8 8 des Enteignungsgeſetzes vom 11. Juni 1874 
und Fluchtliniengeſetz vom 2. Juli 1875. 

55. 

Das B. G. tritt durch ſeine Entſcheidung in Widerſpruch 
mit deu vom R. G. in beſtändiger Uebung bei Handhabung des 
§ 8 des Enteignungsgeſetzes vom 11. Juni 1874 zur Geltung 
gebrachten Grundſatze, wonach zur vollen Entſchädigung des 
Enteigneten auch der Erſatz desjenigen Schadens gehört, welcher 
durch die neue Anlage bewirkt wird, zu deren Zwecke die Ent⸗ 
eignung geſchehen iſt. Von dieſem Grundſatze, hinſichtlich deſſen 
Begründung auf die Ausführungen in den Bd. 7 S. 262, 
Bd. 13 S. 244 Bd. 44 S. 331 der Eutſch. des R. G. abge⸗ 
drucken Urtheilen verwieſen wird, abzugehen, liegt keine Veran- 
laſſung vor, insbeſondere nicht etwa deswegen, weil die Ent- 
eignung nach Maßgabe des Fluchtliniengeſetzes vom 2. Juli 1875 
eingeleitet worden iſt (vergl. Entſch. des R. G. Bd. 31 S. 273). 
Darnach kann dem Kl. eine Entſchädigung dafür nicht verſagt 
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werden, daß er durch Anlegung der neuen Straße, zu deren 
Zwecke ihm 16 a 18 qm feines Grundſtücks entzogen find, ge⸗ 
hindert wird, die Bauplatzeigenſchaft ſeines Reſtgrundſtücks jo 
auszunutzen, wie es ihm möglich geweſen ſein würde, wenn die 
neue Straße nicht angelegt worden wäre. Der Umſtand, daß 
der Kl., wenn die Straßenkorrektur ohne gleichzeitige Enteig⸗ 
nung eines Theils ſeines Grundbeſitzes durchgeführt worden 
wäre, Anſpruch auf Entſchädigung nicht gehabt haben würde, 
kann die Anwendung des § 8 des Enteignungsgeſetzes nicht 
ausſchließen. (Vergl. Urtheil des R. G. vom 21. Oktober 1890 
bei Eger Samml. 8 S. 70.) — VII. C. S. i. S. Gaetgens 
c. Dockenbuden vom 18. März 1902, Nr. 24/1902 VII. 
56. 

. iſt der Vorwurf, der B. R. habe den mer⸗ 
kantilen? = der enteigneten Grundſtücke gar nicht berückſichtigt. 
Der Sachverſtändige hat allerdings den Werth der enteigneten 
Parzellen auf Grund von Ertragstaxen, für die er zweckmäßige 
und möglichſte Rentabilität der Häuſer verſprechende Baupro⸗ 
jekte zur Unterlage nahm, ermittelt, allein er hat vergleichweiſe 
und zur Kontrolle ſeiner Ergebniſſe auch die bei Verkäufen er- 
zielten Grundſtückspreiſe herangezogen; nur hat er dieſen keine 
entſcheidende Bedeutung beigelegt, weil für ſie vielfach ſubjektive 
(wie an einem Fall gezeigt wurde) und unkontrollirbare Momente 
beſtimmend ſeien. Der B. R. hat ſich dieſem Gutachten ange- 
ſchloſſen, damit alſo auch ſeinerſeits die erzielten Verkaufspreiſe 
in der nach ſeiner Anſicht ihnen gebührenden Weiſe berückſichtigt. 
Das techniſche Können des Sachverſtändigen d. h. feine Fähig- 
keit, die richtige Methode zur Gewinnung eines den Anforde- 
rungen der Sachkunde entſprechenden Ergebniſſes zu finden und 
die erforderlichen techniſchen Maßnahmen (Aufſtellung von Bau⸗ 
plänen, Berechnungen u. ſ. w.) vorzunehmen, mag einer beſon⸗ 
deren Feſtſtellung im Beweisverfahren entzogen ſein, wenngleich 
die Einſchränkung zu machen iſt, daß es den Parteien frei ſtehen 
muß, die techniſche Qualifikation des Sachverſtändigen zu be 
ſtreiten. Ob der Richter trotzdem ſich ſeiner Hülfe bedienen will, 
ſteht allerdings bei ihm. Auch die Grundlagen des techniſchen 
Wiſſens des Sachverſtändigen d. h. ſeiner aus Erfahrung oder 
Studium u. ſ. w., geſammelten Sachkunde, um deretwillen 
er gerade als Sachverſtändiger berufen iſt, mögen nicht den 
Gegenſtand einer prozeßgerechten Beweisaufnahme zu bilden 
haben. Den Parteien iſt zwar nicht verwehrt, zur Widerlegung 
der Auſicht desjenigen Sachverſtändigen, deſſen Sachkenntniß ſie 
für unzureichend erachten, andere nach ihrer Anſicht im Wiſſen 
beſſer unterrichtete Sachverſtändige zu benennen; ob der Richter ſie 
aber hören will, ſteht ebenfalls bei ihm. Wenn er durch jenes 
Gutachten überzeugt iſt, kann er die Vernehmung weiterer Sach— 
verſtändiger ablehnen. Allein um alle dieſe oder ähnliche Dinge 
handelt es ſich hier nicht. Der Sachverſtändige hat im vor: 
liegenden Falle einzelne beſondere konkrete Thatſachen, die ihm 
nicht einmal vor der Beſchäftigung mit dieſer Sache bekannt 
waren, zum Zweck der Abgabe ſeines Gutachtens ermittelt und 
ſie zur entſcheidenden Grundlage ſeines Gutachtens gemacht. 
Der Begriff der beſonderen Sachkunde läßt ſich darauf nicht 
mehr anwenden, ebenſo bedurfte es zur Wahrnehmung und Er- 
mittlung dieſer Thatſachen keiner beſonderen techniſchen Fähigkeit. 
Auch von einem allgemeinen Erfahrungsſatz kann hier keine Rede 
ſein; jene einzelnen Thatſachen gaben das Vergleichsmaterial ab. 
Es iſt hienach kein Grund erſichtlich, aus welchem den Parteien 
das Recht verſchränkt ſein ſollte, geltend zu machen, daß die Er- 
mittlungen des Sachverſtändigen unzureichend geweſen, und ſeine 
Angaben unrichtig ſeien. Geſetzt den Fall, daß ein Sachver— 
ſtändiger den Werth eines Grundſtücks nur nach Maßgabe der 
Kaufpreiſe die in vier beſtimmten, von ihm angegebenen Fällen 
gezahlt ſein ſollen, bemißt, eine der Parteien aber unter Beweis 
ſtellt, daß jene Verkaufspreiſe in Wahrheit um die Hälfte je 
oder niedriger geweſen jeien, jo würde es einen unannehmbaren 
Zuſtand bedeuten, wenn der Richter befugt ſein follte, die beantragte 
Beweiserhebung deshalb abzulehnen und auf das in dieſer ſeiner 
konkreten thatſächlichen Grundlage angefochtene Gutachten trotz— 
dem ſeine Eutſcheidung zu gründen, weil es nicht nothwendig 
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ſei, die Hilfsmittel, aus denen ſich der Sachverſtändige unter- 
richtet habe, zum Gegenſtand von Parteiverhandlungen zu 
machen. Eine ganz andere Frage iſt es, ob es nothwendig iſt, 
die vom Sachverſtändigen zum Zweck der Abgabe ſeines Gut⸗ 
achtens ermittelten beſonderen Thatſachen, auch wenn ſie nicht 
beſtritten werden, im Beweisverfahren feſtzuſtellen, insbeſondere 
die Perſonen, bei denen er ſeine Erkundigungen eingezogen hat, 
als Zeugen zu vernehmen. Das iſt mit Recht für nicht er- 
forderlich erklärt worden. VII. C. S. i. S. Biſchoff und Gen. 
c. Preuß. Fiskus vom 15. April 1902, Nr. 45/1902 VII. 
57 


Ob einem Grundſtück zu einer beſtimmten Zeit — Bau⸗ 
platzqualität zukam, iſt inſofern eine thatſächliche Frage, als 
1 nur unter Berückſichtigung der einſchlagenden örtlichen 
zerhältniſſe und der nach ihnen für die Bebauung maßgebenden 
Umſtände entſchieden werden kann. Rechtlich kann hierbei auch 
fehlgegriffen werden, z. B. wenn für die Eigenſchaft als Bau- 
platz unrichtige Vorausſetzungen aufgeſtellt ſind oder wenn auf 
Umſtände ein entſcheidendes Gewicht gelegt wird, die rechtlich 
mit der Bebauungsfähigkeit nichts zu thun haben; aber daß dies 
hier der Fall ſei, läßt ſich nicht erſehen und hat auch von der 
Reviſion nicht nachgewieſen werden können. Der B. R. geht 
mit Recht davon aus, daß nicht die ungewiſſe Möglichkeit, in 
Zukunft einmal das klägeriſche Terrain zur Bebauung bringen 
zu können, genügen dürfe, ſondern daß in der kritiſchen Zeit eine 
nach den örtlichen Verhältniſſen begründete Wahrſcheinlichkeit 
dafür vorliegen müſſe, daß das Grundſtück in abſehbarer Zu⸗ 
kunft thatſächlich in die Bebauung einbezogen werden werde. Er 
führt auch mit Recht aus, daß hierfür die bloße Aufnahme in 
einen Bebauungsplan nicht entſcheidend ſei, daß es vielmehr 
darauf ankomme, wie weit denn nun die örtliche Eutwickelung 
dem Plane gefolgt ſei und ob nach ihr anzunehmen ſei, daß 
das Grundſtück in abſehbarer Zeit vor der Bebauung ſtehe. 
Rechtlich iſt in allen dieſen Erwägungen kein Irrthum; ob nun 
aber die einzelnen Umſtände, auf die der B. R. hierbei Gewicht 
legt und die an ſich auch geeignet ſind, über die zu entſcheidende 
Frage das Urtheil zu finden, von ihm richtig bewerthet werden, 
liegt auf thatſächlichem Gebiete. Dies ergiebt ſich ſofort, wenn 
man den Ausführungen der Reviſion folgt; denn nach ihnen 
müßte man aus denſelben Umſtänden den gegentheiligen Schluß 
ziehen, alſo geradezu in die thatſächliche Würdigung eingreifen. 
Dies liegt außerhalb der Grenzen der Reviſion (§§ 549, 561 
der C. P. O.). Zweifelhaft könnte ſein, — und die Reviſion 
greift dieſen Punkt auf, — daß der B. R. von der Bauplatz⸗ 
eigenſchaft nur in zen der Errichtung von Wohngebäuden 
ſpricht und dabei anderer Gebäude, die nicht zu Wohnzwecken 
dienen, ſoviel erſichtlich, nicht gedenkt. Indeß hierüber kann ſich 
die Reviſion nicht beſchweren. Denn wenn von der Bauplatz⸗ 
eigenſchaft ſchlechthin die Rede iſt und eine Entſchädigung dafür, 
daß dieſe einem Grundſtück entzogen worden iſt, verlangt wird, 
ſo muß man, wie es auch der B. R. gethan hat, davon aus⸗ 
ehen, daß der Kl. ſein Grundſtück zu einer Bebauung mit 
ohngebäuden für geeignet erachtet. VII. C. S. i. S. Styletz 
c. Preuß. Bergfiskus vom 12. April 1902, Nr. 21/1902 V. 

58. § 11. 

Wenn bei der Enteiguung eines Hausgrundſtücks auf 
Grund der Fiktion eines Neubaues der Entſchädigungsbetrag 
für den Eigenthümer feſtgeſetzt wird, ſo erhält dieſer eine Ver⸗ 
gütung, durch welche das ganze Immobile in ſeiner höchſten 
Ausnutzungsfähigkeit abgegolten wird, und die daher auch das 
volle Aequivalent der das Grundſtück belaſtenden Rechte in ſich 
ſchließt. Der Empfang der in folder Weiſe ausgemittelten 
Summe ſetzt demnach den Eigenthümer in den Stand, jene 
Anſprüche abzulöſen, indem er den Berechtigten völligen Erſatz 
alſo bezüglich ſowohl des objektiven wie des individuellen 
Werthes gewährt. VII. C. S. i. S. Meyerhoff c. Stadt- 
gemeinde Berlin vom 25. April 1902, Nr. 26/1902 VII. 

59. § 23 Nr. 4. 

Es handelt ſich darum, zu ermitteln, in welchem Umfange 
ſich der Kl. dem Kreiſe T. gegenüber zur unentgeltlichen Her⸗ 
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gabe von Grund und Boden zum Bau der Eiſenbahn vertrags- 
mäßig verpflichtet hat. Der Wortlaut des Vertrages ſteht feſt; 
nach ihm will der Kl. den Grund und Boden in dem Umfange 
hergeben, „in welchem derſelbe nach den landesgeſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen der Enteignung unterworfen iſt“ und zwar: „den 
dauernd erforderlichen zum Einheitspreiſe von 1 200 Mark für 
das Hektar zum laſtenfreien Eigenthum, den vorübergehend er- 
forderlichen unentgeltlich zur Benutzung für die Zeit des Be⸗ 
dürfniſſes.“ Während nun der Fiskus das Hauptgewicht darauf 
legt, daß nach den „landesgeſetzlichen Beſtimmungen“, nämlich 
nach § 23 Nr. 4 des Enteignungsgeſetzes vom 11. Juni 1874, 
der Grund und Boden auch infoweit der Enteignung unter⸗ 
worfen ſei, als aus ihm das Schüttungsmaterial zur erſtmaligen 
Herſtelluug des Bahnkörpers entnommen werden ſoll, und daß 
eine ſolche Entnahme, wie auch das R. G. in Sachen des 
Kreiſes Rügen wider den Preußiſchen Eiſenbahnfiskus durch 
Urtheil vom 11. November 1890 (III. 166/1890) anerkannt 
habe, ſich als vorübergehende Beſchränkung des Grundeigenthums 
darſtelle, hält der B. R. dies nicht für entſcheidend, ſondern 
meint, es komme darauf an, welchen Sinn die Vertragsparteien 
mit den im Vertrage gebrauchten Worten verbunden haben. 
Dieſer iſt zu Gunſten des Enteigneten feſtgeſtellt worden und 
dieſe Auslegung kann nicht deshalb als rechtsirrthümlich an- 
gefochten werden, weil geſetzlich der Umfang des Enteignungs— 
rechts ein weiterer ſei oder weil ſich geſetzlich mit der dauernden 
oder vorübergehenden Beſchränkung des Grundeigenthums ein 
anderer Sinn verbinde. Es kommt daher auch auf das oben— 
edachte Reichsgerichtsurtheil nichts an, bei welchem die Sach— 
age eben deshalb eine andere war, weil damals der B. R. den 
Vertrag der Parteien anders ausgelegt, nämlich dahin ver- 
ſtanden hatte, daß ſich die geſetzliche und vertragsmäßige Feft- 
ſetzung vollſtändig decken ſollte. Für den vorliegenden Ver⸗ 
trag nimmt dies der B. R. nicht an; er ſtellt vielmehr aus- 
drücklich feſt, daß dem Kreiſe Templin und dem Bekl. das Recht 
nicht hat eingeräumt werden ſollen, Sand, Kies und Steine 
unentgeltlich aus ſolchem Grund und Boden des Kl. zu ent- 
nehmen. V. C. S. i. S. Preußiſcher Fiskus und Kreis Templin 
c. v. Arnim⸗Kröchlendorf vom 30. April 1902, Nr. 50/1902 V. 

Geſetz, betreffend die Geſchäftsfähigkeit Minder⸗ 
jähriger vom 12. Juli 1875. 

60. 


Das Geſetz vom 12. Juli 1875, welches nicht blos für 
gemeinrechtliche Gebiete, ſondern für den ganzen Umfang der 
preußiſchen Monarchie ergangen iſt, hat nach ſeinem Inhalte 
die Frage der Geſchäftsfähigkeit Minderjähriger und die Folgen 
des Mangels der erforderlichen vormunbſchaftlichen und vor⸗ 
mundſchaftsgerichtlichen Genehmigung zu ihren Geſchäfts— 
abſchlüſſen vollſtändig und erſchöpfend regeln und für Reſte 
landes rechtlicher Vorſchriften keinen Raum übrig laſſen wollen. 
III. C. S. i. S. Voß Konkurs c. Molling vom 2. Mai 1902. 
Nr. 136/1902 III. 

Geſetz vom 30. Juli 1899, betreffend die An- 
ſtellung und Verſorgung der Kommunalbeamten für 
die preußiſche Monarchie mit Ausſchluß der Hohen— 
. Lande. 
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Der § 7 des Geſetzes vom 30. Juli 1899 beſtimmt, in⸗ 
wieweit über ſtreitige, vermögensrechtliche Anſprüche der Kom— 
munalbeamten aus ihrem Dienſtverhältniß die Verwaltungs⸗ 
behörden, und inwieweit die ordentlichen Gerichte zu entſcheiden 
haben, und er macht die Beſchreitung des ordentlichen Rechts⸗ 
weges davon abhängig, daß zuvor ein Beſchluß des Bezirks— 
un erwirkt, und daß die gegen dieſen — oder gegen den 
auf Beſchwerde in II. J. ergangenen Beſchluß — gerichtete 
Klage binnen einer Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten nach Zus 
ſtellung deſſelben erhoben wird. Die Entſcheidung des Bezirks— 
ausſchuſſes iſt Vorbedingung des Rechtsweges, und daſſelbe 
gilt von der Einhaltung der Ausſchlußfriſt. Bei jeder Klage 
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wegen vermögendrechtlicher Anſprüche der Kommunalbeamten, 
die nach dem Inkrafttreten des Geſetzes vom 30. Juli 1899 
erhoben wird, muß der Beſchluß des Bezirksausſchuſſes als eine 
die Zuläſſigkeit der Klage bedingende prozeſſuale 
Vorausſetzung vorausgehen (vergl. Urth. des R. G. IV. C. S. 
vom 3. November 1898 in Gruchot's Beiträgen Bd. 43 
S. 1034 ff.). Die materiellrechtliche Frage, ob und in- 
wieweit das Beamtenverhältniß des Kl. nach dem Geſetz vom 
30. Juli 1899 oder nach dem früheren Recht zu beurtheilen 
iſt, wird hierdurch in keiner Weiſe berührt, und ſie iſt ohne 
Einfluß auf die hier zu beantwortende Frage der Anwendbarkeit 
des $ 7. Von einem Eingriff in wohlerworbene Rechte des 
Kl. kann nicht geſprochen worden. III. C. S. i. S. Fürſtenau 
c. Stadt Wandsbek vom 3. April 1902, Nr. e 2 


Briefkaſten. 
Verantwortlich: ä Rechtsanwalt am Landgericht 1, 
erlin, Kochſtraße 56. 
Herrn JR. D. in S. Ä 

Sit ein Mitglied des Gläubigerausſchuſſes befugt, bei 
der Beſchlußfaſſung über die Anfechtung einer Rechts- 
handlung mitzuſtimmen, wenn dieſe Rechtshandlung von 
einer Handelsgeſellſchaft vorgenommen iſt, deren ver— 
tretungsberechtigter Mitinhaber das Mitglied des Gläu— 
bigerausſchuſſes iſt? 

Säͤämmtliche Kommentatoren der Konkursorduung find dar- 

über einig, daß die Gültigkeit eines Beſchluſſes des Gläubiger⸗ 
ausſchuſſes von keinen anderen Vorausſetzungen abhängig iſt als 
den in § 90 K. O. erforderten. Weder in dieſem Paragraphen 
noch ſonſt enthält das Geſetz eine Beſtimmung, daß ein Mit⸗ 
glied des Gläubigerausſchuſſes wegen des Widerſpruchs ſeiner 
Intereſſen mit denen der Gläubigerſchaft von der Abſtimmung 
ausgeſchloſſen iſt. Wenn in anderen Geſetzen, z. B. im Aktien⸗ 
recht, derartige Vorſchriften beſtehen, darf man wohl daraus 
folgern, daß ſich der Ausſchluß von der Stimmberechtigung in 
ſolchen Fällen nicht von ſelbſt verſteht, ſondern nur da eintritt, 
wo das Geſetz ihn ausdrücklich vorſchreibt. Das Mitglied des 
Gläubigerausſchuſſes iſt alſo von der Abſtimmung ſelbſt dann 
nicht ausgeſchloſſen, wenn es ſich um das Verhalten des Ver⸗ 
walters gegen das Mitglied ſelbſt handelt. Daß hierin eine 
ewiſſe Gefahr für die Gläubigerſchaft liegt, läßt ſich nicht ver- 
ennen. Doch kann der Konkursverwalter dieſer Gefahr bis zu 
einem gewiſſen Grade dadurch begegnen, daß er die Berufung 
der Gläubigerverſammlung veranlaßt und in dieſer beantragt, 
die Beſtellung des Betreffenden als Mitglieds des Gläubigeraus⸗ 
ſchuſſes zu widerrufen. Erweiſt ſich dieſer Weg nicht als 
999 85 A bleibt lediglich der Schadenserſatzanſpruch aus 
§ 89 K. O. 


Perſonal⸗ Veränderungen. 


Löſchungen. 

Rechtsanwalt Ignaz Winkler beim Landgericht Weiden; — 
Rechtsanwalt Fritz Hoos beim Landgericht Gießen; — Rechtsan⸗ 
walt Joſef Dornoff beim Amtsgericht Pforzheim und beim Land⸗ 
nn Karlsruhe; — Rechtsanwalt Adam Kottenhäuf er beim 

mtsgericht Hammelburg; — Rechtsanwalt Heinrich Schnell 
beim Amtsgericht Neuſtadt a. Haardt; — Rechtsanwalt Friedrich 
Esper beim Landgericht Ansbach; — Rechtsanwalt Dr. Lehm- 
kühler beim Amtsgericht Charlottenburg; — Rechtsanwalt 
Poerſchke beim Amtsgericht Steinau a. Oder; — Rechtsau⸗ 
walt Dr. Sigmund Silbermann beim Amtsgericht Ansbach; — 
e Friedrich Neubecker beim Landgericht Schweinfurt; 
echtsanwalt Michael Dorn in Stadtamhof beim Landgericht 
Regensburg. 


Für die Redaktion verantwortlich: Rechtsanwalt Dr. L. Kuhlenbeck in Jena. Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin S. 14. 
Dieſer Nummer liegt bei: Beilage 7 der Juriſtiſchen Wochenſchrift. 
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Beilage 7 der Juriſtiſchen Wochenſchrift 


N 37 bis 40 vom 18. Juni 1902. 


Urtheile und Beſchlüſſe des Reichsgerichts zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
und zum Einführungsgeſetz. 


— nn 
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Zu Art. 17 Abſ. 1 Einf. Geſ. zum B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Andreſen 
c. Andreſen vom 21. April 1902, 

Nr. 301/1901 IV. 

Vorinſtanz: Kammergericht. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Bei der gegenwärtigen Entſcheidung fragt es ſich nur, ob 
der Berufungsrichter mit Recht das Bürgerliche Geſetzbuch für 
das Deutſche Reich angewendet hat. 

Nach Artikel 17 Abſ. 1 des Einführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuche find für die Scheidung der Ehe die 
Geſetze des Staats maßgebend, dem der Ehemann zur Zeit der 
Erhebung der Klage angehört. Die Beklagte hat unter 
Hinweis auf dieſe Vorſchrift die Anwendbarkeit des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs für ausgeſchloſſen erachtet, weil der Kläger 
erſt am 12. Auguſt 1900 die preußiſche Staatsangehörigkeit 
erlangt hat, während die Klage ſchon am 26. Juli 1899 
erhoben war. 

Der Berufungs richter iſt dieſer Auffaſſung entgegengetreten, 
indem er erwogen hat: 

„Der Ausdruck „Erhebung der Klage“ im Sinne des 
Artikel 17 Abſ. 1 des Einführungsgeſetzes jei mit Rückſicht auf 
die beſondere Eigenthümlichkeit des Verfahrens in Eheſachen zu 
verſtehen. In Eheſachen könnten aber nach $ 614 der Civil⸗ 
prozeßordnung bis zum Schluſſe derjenigen mündlichen Ver⸗ 
handlung, auf die das Urtheil ergehe, andere als die in der 
Klage vorgebrachten Klagegründe geltend gemacht und neue 
Klagen und Widerklagen der im § 615 Abſ. 1 ebenda bezeich⸗ 
neten Art, ſelbſt in der Berufungsinſtanz erhoben werden. Die 
„Klageerhebung“ erfolge ſolchenfalls durch die Geltendmachung 
in der mündlichen Verhandlung. Zweifellos würde der Kläger, 
wenn er die Klage auf Herſtellung des ehelichen Lebens erhoben 
gehabt hätte, während er portugiefiſcher Staatsangehöriger war, 
nach Erwerbung der Deutſchen Staatsangehörigkeit die Che⸗ 
ſcheidungsklage wegen der nach dieſem Zeitpunkte eingetretenen 
Scheidungsgründe erheben und in dem anhängigen Rechtsſtreite 
geltend machen können, ohne daß ihm die Vorſchrift des 
Artikel 17 Abſ. 1 des Einführungsgeſetzes um deshalb entgegen- 
ſtände, weil er zur Zeit der Zuſtellung der Klageſchrift Portu⸗ 
gieſe geweſen. Dasſelbe müſſe aber von der nachträglichen 
Geltendmachung der zeitlich dem neuen Heimathsrechte des 
Klägers unterliegenden Eheſcheidungsgründe gelten.“ Das Reichs⸗ 
gericht hat dieſe Auffaſſung des Artikel 17 1. c. gebilligt. 


105. 


Zu Art. 170 und 189 Einf. Geſ. zum B. G. B. 


und 88 313, 779 und 873 B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts III. C. S. i. S. Könnecke 
c. Böwing vom 18. April 1902, Nr. 1/1902 III. 
Vorinſtanz: O. L. G. Braunſchweig. 

Aufhebung des Berufungsurtheils. 

Das Berufungsgericht hat betreffs der beklagtiſchen Be⸗ 
hauptung eines im November 1900 abgeſchloſſenen Vergleichs 
erwogen, daß derſelbe, da es ſich darum handelte, dem Kläger 
Sicherheit für dem Beklagten gegebene 4 000 Mark durch hypo⸗ 
thekariſche Eintragung auf des Beklagten Hof zu gewähren, als 
weder gerichtlich noch notariell beurkundet der Rechtsverbindlich⸗ 
keit und damit der Klagbarkeit ermangele. Dieſe Rechtsauffaſſung 
iſt unrichtig. Denn der Vergleich unterliegt (auch wenn er ſich 
auf einen Bereicherungsanſpruch auf Rückgabe einer im Mai 
1899 geleiſteten Anzahlung betreffs eines nichtigen Immobiliar⸗ 
kaufvertrages — für welchen Bereicherungsanſpruch nach 
Art. 170 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
die bisherigen Geſetze maßgebend bleiben — bezieht) dem § 779 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs und iſt als ſolcher formlos. Der 
Umſtand, daß Beklagter die Verpflichtung zur Beſtellung einer 
Hypothek übernommen hat, iſt unerheblich, da einestheils § 313 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs nicht auf eine ſolche Verpflichtung, 
ſondern nur auf die, das Eigenthum an einem Grundſtücke zu 
übertragen, ſich bezieht, und anderentheils § 873 des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs (vergl. Art. 189 des Einführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch und § 3 der Braunſchweigiſchen Ver⸗ 
ordnung vom 12. Juni 1899, betreffend die Ausführung der 
Reichsgrundbuchordnung) nur den dinglichen Vertrag und nicht 
den obligatoriſchen Vorvertrag betrifft (Urtheile des R. G. vom 
24. April 1901 V 58/01 und vom 8. Januar 1902 V 515/01 
in Juriſtiſcher Wochenſchrift von 1901 S. 382 und von 1902 
Beilage Nr. 1 S. 194). Es iſt daher der beklagtiſchen Einrede 
gegenüber der Klage aus irrigen Gründen Rechtswirkſamkeit 
verſagt worden. 
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Zu Art. 907 B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Möller 
c. Stadt Lübeck vom 30. April 1902, Nr. 52/1902 V. 


Vorinſtanz: O. L. G. Hamburg. 


Zurückweiſung der Revifion. 
Nicht alle wirklichen Anlagen werden von & 907 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs getroffen, ſondern nur ſolche, die ſei es 
82 
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ſelbſtthätig oder unter menſchlichem Dazuthun mittels Hinüber⸗ 
leitens ihrer Beſtandtheile oder mittels Zuführens greifbarer 
oder doch finnlih wahrnehmbarer Stoffe die Grenze überſchreiten 
oder zu überſchreiten drohen, nicht dagegen ſolche Anlagen, die 
ſich ſtreng auf der Grundfläche des ſie Errichtenden halten, nicht 
unmittelbar und pofitiv in das Gebiet des anderen Grundſtückes 
hinübergreifen, wenn ſie dieſes auch vielleicht, negativ wirkend, 
z. B. durch Entziehung früher zugefloſſenen Lichts, bisher 
gegebener Ausſicht oder Bequemlichkeit beeinträchtigen. Es iſt 
dieſer Sinn des § 907 insbeſondere auch aus feiner Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte zu entnehmen. 

Geht man aber von vorſtehender Auslegung des § 907 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs aus, ſo kann es keinem Zweifel 
unterliegen, daß die Erhöhung einer öffentlichen ſtädtiſchen 
Straße nicht unter dieſe Geſetzesbeſtimmung fällt. Wird näher 
begründet. 


107. 


Zu SS 254, 828, 833 B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Taube und 
Frau c. Tſchierske vom 10. April 1902, Nr. 25/1902 IV. 

Vorinſtanz: O. L. G. Breslau. 

Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Rechtlich unbedenklich iſt die Annahme des Berufungs- 
gerichts, daß das Verſchulden auch im Falle des § 254 des 
Bürgerlichen Geſetzbuches nicht unbeſchränkte Geſchäftsfähigkeit 
vorausſetze und daß in dieſer Hinſicht auf Perſonen, welche das 
ſiebente, aber nicht das achtzehnte Lebensjahr vollendet haben, 
die Beſtimmung in § 828 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuches 
gleichfalls zur Anwendung kommt. 

Was aber das Verhältniß des 8 254 zu § 833 des 
Bürgerlichen Geſetzbuches überhaupt anlangt, ſo unterliegt es 
keinem Zweifel, daß die Beſtimmungen des § 254 an ſich auch in 
dem Falle des § 833 anwendbar find. Dies folgt unmittelbar aus 
der ganz allgemein gehaltenen Faſſung des § 254 und weiter aus 
der Stellung dieſer Vorſchrift im Syſtem des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches und ihrer Entſtehungsgeſchichte. (Wird weiter ausgeführt.) 

Bei der Berückſichtigung aller in Betracht kommenden Um- 
ſtände kann zwar, wofern in einem Fall des § 833 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuches ein Verſchulden auf Seite des Thierhalters 
nicht in Frage ſteht, eine Vergleichung „Kompenſation“, von 
beiderſeitigem Verſchulden nicht ſtattfinden, wohl aber das 
Maß der Verſchuldung auf Seite des Verletzten von Bedeu⸗ 
tung ſein. 
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Zu §§ 326, 376 des B. G. B. 

Urtheil des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Scheepvaart 
en Steenkolen Maatſchappy c. Rettich vom 22. April 
1902, Nr. 9/1902 II. 

Vorinſtanz: O. L. G. Hamburg. 

Zurückweiſung der Reviſion. 

Bei ſeiner rechtlichen Beurtheilung iſt das Berufungs- 
gericht, wenn dieſes auch nicht ausdrücklich ausgeſprochen worden 
iſt, offenſichtlich davon ausgegangen, daß für das dem Klage⸗ 
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anſpruch zu Grunde liegende Rechtsverhältniß das deutſche Recht 
maßgebend ſei, und es unterliegt dieſe Annahme, welche auch in 
der Reviſionsinſtanz von keiner Seite bemängelt worden iſt, bei 
der vorliegenden Sachlage keinem rechtlichen Bedenken. 

Die Reviſion glaubt dagegen die getroffene Entſcheidung 
um deswillen nach deutſchem Recht als rechtlich unzutreffend be⸗ 
zeichnen zu können, weil auch nach der Auslegung des Vertrages 
Seitens des Oberlandesgerichts die Vorausſetzungen eines Fix⸗ 
geſchäftes nach § 376 des Handelsgeſetzbuchs nicht vorlägen, 
indem jedenfalls in dem Vertrage nicht vereinbart ſei, daß die 
Leiſtung des einen Theiles, nämlich die Lieferung der Kohlen, 
genau zu einer feſtbeſtimmten Zeit, oder innerhalb einer feſt⸗ 
beſtimmten Friſt erfolgen ſolle; danach wäre für die Frage der 
Berechtigung, die Annahme der Waare abzulehnen, § 326 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs maßgebend geweſen; die Beklagte habe 
noch eine Nachfriſt zur Abladung der Kohlen in Newceaſtle be⸗ 
willigen müſſen, um zum Rücktritt berechtigt zu ſein. 

Dem kann indeſſen nicht beigepflichtet werden. Daß nicht 
die Lieferung in Hamburg binnen einer beſtimmten Friſt im 
Vertrage vorgeſehen war, ſondern die Abladung in dem engliſchen 
Hafen, ſteht jedenfalls der analogen Anwendung der Beſtim⸗ 
mungen über das Fixgeſchäft nicht entgegen; denn auch dieſe 
Abladung iſt eine vertragliche Leiſtung im Sinne des § 376 
des Handelsgeſetzbuchs, durch deren zeitliche Bewirkung auch der 
zeitliche Empfang der Waare Seitens des Käufers weſentlich 
bedingt iſt, und deren vertragliche Feſtlegung binnen einer be- 
ſtimmten Friſt bei Geſchäften der vorliegenden Art ſich dadurch 
erklärt, daß die Zeit der Seeüberfahrt fi) naturgemäß genau 
nicht vorausſehen läßt, und daher inſoweit eine genau beſtimmte 
Lieferfriſt Seitens des Verkäufers durchgängig nicht wohl über⸗ 
nommen werden kann. Daß aber der Charakter der Friſt als 
einer genau beſtimmten mit der Maßgabe, daß die nachträgliche 
Erfüllung nicht mehr als Vertragserfüllung gelten ſoll, ſodaß 
nach Verſäumung der Friſt der Käufer nicht mehr zur Annahme 
verpflichtet iſt, auch anderen Umſtänden als dem Wortlaut des 
Vertrages insbeſondere mit Rückſicht auf beſtehende Handels⸗ 
gebräuche entnommen werden kann, iſt rechtlich unbedenklich 
und entſpricht insbeſondere dem § 157 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs; die thatſächliche Feſtſtellung in dieſer Hinficht iſt mit der 
Reviſion nicht anfechtbar. Die Annahmeverweigerung der erſt 
am 2. November 1900 abgeladenen Waare Seitens der Be⸗ 
klagten war danach berechtigt; zu einer Friſtbewilligung nach 
§ 326 des Bürgerlichen Geſetzbuchs war dieſelbe nicht ver⸗ 
pflichtet, da ſie eine Leiſtung, die nicht mehr Vertragserfüllung 
war, nicht anzunehmen brauchte, und die fortbeſtehende Pflicht 
der Annahme die Vorausſetzung für die Friſtbewilligung bildet. 


109. 


Zu SS 426, 769 des B. G. B. 

Urtheil des Reichsgerichts J. C. S. i. S. Reuter 
c. Pampel vom 19. April 1902, Nr. 2/1902 J. 
Vorinſtanz: O. L. G. Dresden. 

Zurückweiſung der Reviſion. 
Wenn von zwei Wechſelſchulduern der eine als Ausſteller, 
der andere als Indoſſant des Wechſels haftet, ſo iſt damit kein 
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Thatbeſtand gegeben, auf den die Beſtimmungen des § 426 des 
Bürgerlichen. Geſetzbuchs Anwendung finden könnten; aus⸗ 
geſchloſſen werden fie durch die beſonderen Vorſchriften des 
Wechſelrechts, nach welchen der Indoſſant nach Einlöfung des 
Wechſels einen Regreßanſpruch gegen den Ausſteller hat. Der 
Geltendmachung dieſes Anſpruchs kann aber eine zwiſchen den 
beiden Wechſelſchuldnern getroffene Abmachung entgegenſtehen. 
Im vorliegenden Fall iſt vom Beklagten ſelbſt angeführt worden, 
daß er und der Kläger fi) im gegenſeitigen Einverſtändniß 
durch den Wechſel verpflichtet hätten, um der Firma K. zu 
helfen; dieſe ſollte das von der den Wechſel diskontirenden Bank 
zu zahlende Entgelt erhalten. Hatten oder nahmen der Kläger 
und der Beklagte das gleiche Intereſſe daran, der genannten 
Firma zu helfen, ſo würde es der Sachlage entſprochen haben, 
wenn zwiſchen ihnen beiden verabredet worden wäre, daß ſie 
ſo zueinander ſtehen wollten, als ob ſie ſich zuſammen für die 
Schuld der Firma K. verbürgt hätten, und in dieſem Falle 
würde der Beklagte den jetzt gegen ihn erhobenen Anſpruch zur 
Hälfte als berechtigt anerkennen müſſen (§§ 426, 769 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs). Das Gegentheil iſt als thatſächlich 
feſtgeſtellt zu achten. 


110. 


Zu SS 463 und 480 Abſ. 2 des B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Addicks 
c. Suhren vom 18. Februar 1902, Nr. 395/1901 II. 


Vorinſtanz: O. L. G. Hamburg. 


Zurückweiſung der Revifion. 

Es wird zwar in der Litteratur zu § 463 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs für den Spezieskauf und auch zu § 480 
Abi. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs für den Gattungskauf die 
Meinung vertreten, unter Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
im Sinne jener Geſetzesbeſtimmungen ſei nicht etwa das Recht 
zu verſtehen, ſich auf den Standpunkt zu ſtellen, als habe der 
Verkäufer überhaupt nicht erfüllt, alſo die Sache zurückzuweiſen 
und Schadenserſatz wegen Nichterfüllung des Vertrages zu 
wählen, vielmehr könne der Käufer nur geltend machen, der 
Verkäufer habe in dieſer Beziehung den Vertrag nicht erfüllt, 
indem der gelieferten Waare die Eigenſchaft fehle, deren Vor⸗ 
handenſein der Verkäufer zugeſichert hatte, und es könne deshalb 
dieſes Recht nur dann zur Zurückweiſung der Waare und 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung des Vertrages führen, wenn 
der Käufer an der Waare im mangelhaften Zuſtand kein 
Intereſſe habe. Der erkennende Senat vermag dieſer Auffaſſung 
über die beſchränkte Tragweite der Wahl auf Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung im Sinne des hier allein in Betracht 
kommenden § 480 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs nicht 
beizutreten. Er nimmt an, daß der Käufer, wenn er bei dem 
Fehlen zugeſagter Eigenſchaften der gelieferten Waare unter 
Zurückweiſung derſelben Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
nach Maßgabe des § 480 Abſ. 2 a. a. O. gewählt hat, 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung des Vertrages ſchlechthin 
begehren kann. 


111. 


Zu § 544 des B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts III. C. S. i. S. Union⸗ 
brauerei c. Heckhauſen vom 18. April 1902, 
Nr. 3/1902 III. 


Vorinſtanz: O. L. G. Cöln. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Eine erhebliche Geſundheitsgefährdung im Sinne des § 544 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs liegt dann nicht vor, wenn es ſich 
um vorübergehende leicht zu beſeitigende Uebelftände handelte und 
das Kündigungsrecht des § 544 greift dann nicht Platz, wenn 
die Geſundheitsgefährlichkeit der Benutzung der Miekhräume auf 
ein Verſchulden, die Nachläſſigkeit des Miethers, bezw. im vor⸗ 
liegenden Fall, des ihn vertretenden Untermiethers zurückzuführen 
ſei. Dieſe Ausführungen des Berufungsgerichts konnen für 
rechts irrthümlich nicht erachtet werden. 

Der 8 544 ſetzt eine geſundheitsgefährliche „Beſchaffenheit“ 
der Wohnung, alſo eine auf den ſtändigen Eigenſchaften des 
Miethobjekts beruhende, wenn auch vielleicht erſt im Laufe der 
Miethe zu Tage tretende Geſundheitsgefährdung voraus, und er 
hat den jedem Recht innewohnenden auch von dem Bürgerlichen 
Geſetzbuch (vergl. § 254, 275 u. A.) anerkannten allgemeinen 
Grundſatz, daß jeder verantwortliche Menſch die Gefahr ſeiner 
ſchuldhaften Handlungsweiſe trägt und ſie nicht auf einen andern 
überwälzen kann, bezw. aus verſchuldeter fremder Schädigung 
keinen Vortheil ziehen kann (vergl. Entſch. des R. G. Bd. 41 
S. 58, Bd. 32 S. 143) nicht beſeitigen wollen. 


112. 


Zu § 762 B. G. B. 

Urtheil des Reichsgerichts I. C. S. i. S. Neumann 
c. Kopſch vom 5. April 1902, Nr. 421/1901 J. 
Vorinſtanz: Kammergericht. 

Zurückweiſung der Reviſion. 

Im gegenwärtigen Fall handelt es ſich darum, ob der Wett⸗ 
oder Spielauftrag an einen Kommiſſionär für dieſen einen klag⸗ 
baren Anſpruch auf Erſtattung der Wett⸗ oder Spielaufwendungen 
und auf Proviſion erzeugt, und dies muß richtiger Auſicht nach 
gemäß § 762 Bürgerliches Geſetzbuch ebenſo verneint werden, 
wie unter der Herrſchaft des früheren Rechts die entſprechende 
Frage bezüglich der Differenzgeſchäfte verneint worden iſt. 

Vergleiche Entſcheidungen des Reichsgerichts in Civil⸗ 
ſachen Bd. 34 S. 266. 
Wird näher begründet. 
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Zu $ 767 B. G. B. 

Urtheil des Reichsgerichts I. C. S. i. S. Lehrer 
c. Horner vom 9. April 1902, Nr. 423/1901 J. 
Vorinſtanz: Kammergericht Berlin. 

Zurückweiſung der Revifion. 
Der jetzt nicht mehr angefochtene Theil der Entſcheidungen 
beider Vorinſtanzen hat die Rückgewähr der vom Kläger einer⸗ 
32° 
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ſeits und von der Firma Horner andererſeits gemachten Theil ⸗ 
leiſtungen zum Gegenſtande. Die Verpflichtung zu dieſer Rück⸗ 
gewähr hat darin ihren Rechtsgrund, daß jetzt, nachdem der 
Kläger ſeinen Rücktritt vom Vertrage erklärt hat, beide Theile 
darin einig ſind, daß der Vertrag nicht zur Vollziehung 
kommen fol. (Bürgerliches Geſetzbuch § 812 Abſ. 1 
Satz 2.) Für die der Firma Horner obliegende Rück⸗ 
gewähr aber kann der Bürge Kahl nicht in Anſpruch ge 
nommen werden. Seine Bürgſchaft bezieht ſich auf die 
Erfüllung der Verpflichtungen, die die Firma Horner in dem 
Vertrage dem Kläger gegenüber übernommen hatte, nicht aber 
darauf, daß ſie vom Kläger empfangene Leiſtungen zurück⸗ 
gewähren muß, weil der Vertrag nicht zur Ausführung ge⸗ 
kommen iſt und der rechtliche Grund dieſer Leiſtungen ſonach 
fpäter weggefallen iſt. Wenn ſich der Vertreter der Reviſion 
hiergegen auf Bürgerliches Geſetzbuch $ 767 beruft, fo ift dies 
fehlſam. Es handelt ſich hier nicht darum, daß der Beſtand der 
Hauptverbindlichkeit, für die Bürgſchaft übernommen worden iſt, 
durch Verſchulden oder Verzug des Hauptſchuldners oder in 
ſonſtiger Weiſe geändert worden wäre. Vielmehr iſt die Haupt- 
verbindlichkeit ganz weggefallen, und nur weil dieſer Wegfall 
ſich auch auf die Verbindlichkeit des Klägers ſelbſt erſtreckt, hat 
er einen neuen auf einem ſelbſtändigen Grunde beruhenden An⸗ 
ſpruch auf Rückgabe ſeiner eigenen Leiſtungen. 
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Zu § 831 des B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Sikorski 
c. Kirſte vom 20. März 1902, Nr. 447/1901 VI. 


Vorinſtanz: O. L. G. Poſen. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Der Revifion iſt allerdings darin beizutreten, daß nicht 
Jeder, der in ſeinem Intereſſe einen Anderen zu einem Thun 
auffordert, für den Schaden haftet, den der Andere bei Vor⸗ 
nahme der von ihm verlangten Thätigkeit einem Dritten wider- 
rechtlich zufügt. Nach Satz 2 des § 831 ſoll nämlich die 
Erſatzpflicht nicht eintreten, wenn der Geſchäftsherr bei der 
Auswahl der beſtellten Perſon ꝛc. oder, ſofern er die Verrichtung 
zu leiten hat, bei der Leitung die im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt beobachtet hat ꝛc. Es wird hiernach für die Haftung 
des Beſtellers auf Grund des § 831 vorausgeſetzt, daß er dem 
Beſtellten gegenüber die Stellung des Geſchäftsherrn einnimmt. 
Dieſe Stellung hat der Beſteller aber nur dann, wenn er die 
erforderlichen Anordnungen für die Ausführung der Verrichtung 


zu ertheilen hat, wenn dieſem von dem Beſteller Folge zu leiſten 
iſt, Letzterer alſo bei der Ausführung der ihm aufgetragenen 
Handlung von dem Willen des Beſtellers abhängig iſt. Iſt 
dagegen von dem Beſtellten eine Thätigkeit verlangt, bei deren 
Ausführung er nach eigenem Ermeſſen handeln und dasjenige 
vornehmen ſoll, was er auf Grund eigener Sachkunde und 
Erfahrung für zweckmäßig erachtet, ſo hat derjenige, der ihn 
zu ſeiner Thätigkeit veranlaßt hat, in Beziehung auf das aus⸗ 
zuführende Geſchäft nicht die Stellung des Geſchäftsherrn. 
Wird weiter ausgeführt. | 


115. 


Zu § 1565 B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Puls c. Puls 
vom 21. April 1902, Nr 23/1902 IV. 


Vorinſtanz: Kammergericht. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Der $ 1565 lautet in dem hier allein in Betracht 
kommenden Abf. 1: „Ein Ehegatte kann auf Scheidung klagen, 
wenn der andere Ehegatte ſich des Ehebruchs oder einer nach 
den 8$ 171, 175 Strafgeſetzbuchs ſtrafbaren Handlung ſchuldig 
gemacht hat.“ Nicht darauf kommt es für das Vorliegen des 
Scheidungsgrundes des Ehebruchs an, daß dargethan wird, an 
welchem genau beſtimmten Orte und zu welcher genau beſtimmten 
Zeit der Ehebruch ſtattgefunden hat, ſondern darauf, daß über⸗ 
haupt Ehebruch vorliegt. Dies läßt ſich aber, je nach der Be⸗ 
legenheit des einzelnen Falles, mit völliger Sicherheit feſtſtellen, 
ohne daß zugleich ſich der Ort und die Zeit der geſchlechtlichen 
Beiwohnung ermitteln laſſen. Beweiſend hierfür iſt gerade der 
vorliegende Fall, wo die feſtgeſtellten, auch nach dem Ausſcheiden 
der M. aus dem Dienſte des Beklagten, ſelbſt während der 
Schwangerſchaft der erſteren, noch lange zwiſchen ihnen, der 
früheren Dienſtmagd und dem verheiratheten früheren Dienſtherrn 
weiter beſtehenden intimen Beziehungen offenfichtlich geeignet 
find, den Schluß auf einen wirklich ſtattgehabten geſchlechtlichen 
Verkehr zwiſchen ihnen zu rechtfertigen. Dieſen danach erwieſenen 
geſchlechtlichen Verkehr bloß um deshalb als Scheidungsgrund 
nicht gelten zu laſſen, weil Zeit und Ort der einzelnen Bei⸗ 
wohnungen ſich nicht näher feſtſtellen laſſen, würde der Verfehlung 
vielfach die ihr an ſich innewohnende Eigenſchaft als unbedingten 
Scheidungsgrundes ohne jeden erſichtlichen Grund entziehen und 
ſomit geradezu mit dem Grunde und dem Zwecke der Beſtimmung 
in § 1565 Abſ. 1 Bürgerlichen Geſetzbuchs in Widerſpruch 
treten. 


Berlin, 28. Juni 1902. 


Organ des ödeutſchen Anwalt⸗Vereins. 
Herausgegeben von 
Dr. jur. T. Buhlenberk, 
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Redaktionelle Erklärung. 


Nachdem Unterzeichneter wiederholt Beſchwerden von Mit. 
arbeitern erhalten hat, daß von ihnen eingeſandte Beiträge nicht 
früh genug zum Abdruck in der Juriſtiſchen Wochenſchrift ge⸗ 
langen, nachdem insbeſondere ſogar ein Berliner Kollege ihm 
deshalb, weil ein von ihm im Februar d. J. eingeſandter wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Aufſatz noch nicht zum Abdruck gekommen ſei, mit 
einer Schadenserſatzklage gedroht hat, ſieht er ſich zu folgender 
Erklärung veranlaßt: Durch die Annahme eines Beitrags über⸗ 
nimmt die Redaktion keine Gewähr für deſſen ſofortigen 
Abdruck, muß ſich vielmehr vorbehalten, den eingeſandten Aufſatz 
an einer ihr nach techniſchen und redaktionellen Erwägungen ge⸗ 
eignet erſcheinenden Stelle und in dem ihr paſſend erſcheinenden 
Zeitpunkt bei Zuſammenſtellung einer Nummer einzurücken. Im 
Allgemeinen berückſichtigt die Redaktion dabei die zeitliche Reihen ⸗ 
folge der Einſendungen; amtliche Mittheilungen und beſonders 
aktuelle Fragen nöthigen ſie aber vielfach, ſolche wiſſenſchaftliche 
Aufſätze, deren Werth durch den Aufſchub nicht beeinträchtigt 
wird, für Nummern, die entſprechenden Raum dafür bieten, 
zurückzuſtellen. Mitarbeiter, die keine Geduld haben, einen der 
Redaktion paſſenden Zeitpunkt der Veröffentlichung abzuwarten, 
nicht minder Verlagsgeſchaͤfte, die Bücher zur Beſprechung ein⸗ 
ſenden, werden daher gebeten, in Zukunft ihre Einſendungen 
mit dem ausdrücklichen Vorbehalt dieſes Wunſches zu verſehen; 
ich werde daun ſolche Einſendungen, deren Verfaſſer mir einen 
dies, ad quem ſetzen, falls ich mich zur Einhaltung dieſer Friſt 
uicht im Stande ſehe, jedesmal davon benachrichtigen; bei allen 
anderen Einſendungen glaube ich auf eine wohlwollende Aus- 
legung des § 271 B. G. B., nämlich darauf rechnen zu Dürfen, 
daß die Zeit des Abdrucks „nach den Umſtänden“ der Schrift⸗ 
leitung von mir beſtimmt werden darf. Indem ich hoffe, daß 
dieſe Erklärung Niemanden, der thätigen Antheil an den Auf⸗ 
gaben unſeres Organs nimmt, von weiterer Mitarbeit abſchrecken 
wird, bitte ich, in Zukunft alle Beiträge direkt an meine Adreſſe 
nach Jena, nicht, wie noch vielfach geſchehen, an den Verlag 
einzuſchicken. 


Jeua, den 23. Juni 1902. L. Kuhlenbeck. 


Die Frage der Prozeßverſchleppung und die 
Korreſpondenz⸗Mandatare. 


L 

In der jetzt wieder lebhaften Erörterung über die Ver⸗ 
ſchleppung der Prozeſſe werden vielfach die Anwälte als die 
Hauptſchuldigen bezeichnet. Dem äußerlichen Anſchein nach ſind 
fie es auch; denn die Anwälte find es, welche im Termin nicht 
erſcheinen, wohl auch ſchon vorher anzeigen, daß fie nicht ver- 
handeln werden und die Gründe dieſes Verhaltens treten nach 
Außen nur ſelten in die Erſcheinung. Wer kundig und vor⸗ 
urtheilsfrei die Praxis, beſonders die des Anwalts betrachtet, 
kommt zu einem andern Ergebniß. Die Urſachen der ſo⸗ 
genannten Verſchleppung ſind außerordentlich zahlreich, ſie auch 
uur anzuführen geht über den Rahmen dieſer Erörterung 
hiuaus. Nur einige Beiſpiele: Zunächſt die Urſachen, welche 
mit einem perſönlichen Verſchulden nichts zu thun haben. 
Das mündliche Verfahren hängt in weit höherem Grade als 
das ſchriftliche Verfahren von der jeweiligen Arbeitsbereitſchaft 
der beim Prozeß Betheiligten ab und dieſe Arbeitsbereitſchaft 
unterliegt um ſo zahlreicheren Störungen, je verwickelter unſer 
ganzes Leben wird. Dann die Ueberſpannung des Grundſatzes 
der Mündlichkeit, eine Ueberſpannung, welche beiſpielsweiſe 
dazu führt, daß eine Ausſchlußfriſt zur Ermittelung eines im 
Laufe des Prozeſſes verzogenen Zeugen nicht ohne vorherige 
Ladung und mündliche Verhandlung geſetzt werden kann. 

Eine Reihe weiterer Urſachen liegt in der Thätigkeit und 
den Perſonen der Richter. Unzweckmäßige Anſetzung der 
Termine kann den Auwalt zwingen, nach ſtundenlangem Warten 
das Gericht zu verlaſſen, weil andere dringende Geſchäfte ihn 
erwarten. Die mangelnde Gewöhnung unſerer Richter an die 
zuläſſige Anordnung, die Verhandlung ſolle auf einen oder 
mehrere Punkte beſchränkt werden, verlängert die Verhandlungen 
ohne Noth. Ein falſches Billigkeitsgefühl führt zu Beweis 
beſchlüſſen „um doch zunächſt einmal die Sache aufzuklären“, wo 
eiue ſchnelle Entſcheidung aus Rechtsgründen möglich iſt. Die 
Beweis beſchlüſſe werden verzettelt; ſtatt eines einzigen um⸗ 
faſſenden Beſchluſſes ergehen deren mehrere hinter einander. 
Endlich, vielleicht das Weſentlichſte: die Abneigung beſonders 
unſerer altpreußiſchen Richter gegen Zwiſchen⸗ und Theilurtheile 
führt immer wieder zu neuen langen Verhandlungen und er 
möglicht immer wieder neue Anführungen und Beweiſe. 
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Aber freilich giebt es auch Urſachen der Verzögerung auf 
Seiten der Parteien und ihrer Vertreter. Bei dieſer Gruppe 
iſt zunächſt zu trennen, was den Parteien ſelbſt, und was den 
Anwälten aufs Kerbholz zu ſchreiben iſt, und wenn man be⸗ 
rückſichtigt, daß bei ſehr vielen Prozeſſen — bei weitem nicht 
bei allen — eine der Parteien ein Intereſſe an der Verzögerung 
der Erledigung hat, wird man auch begreifen, daß ein großer 
Theil der Verzögerungen nicht von den Anwälten, ſondern von 
den Parteien verurſacht iſt. 

Verurſacht, nicht ohne Weiteres verſchuldet! So iſt 
es auch bei den Verzögerungen, die die Anwälte ſelbſt treffen, 
mindeſtens theilweiſe. Hier treten zunächſt zwei Punkte in den 
Vordergrund: 

Die öffentliche Gern bezichtigt die Anwälte, daß ſie 
gegeneinander konnivent ſind und dadurch die Prozeſſe ver⸗ 
ſchleppen. Dieſe Konnivenz wird, freilich in geringerem 
Maße als man der Regel nach annimmt, geübt. Aber 
ſie iſt nicht nur menſchlich entſchuldbar, ſondern auch in 
ſehr zahlreichen Fällen ſachlich gerechtfertigt. Die Leiſtung des 
Anwalts beruht im Weſentlichen auf ſeiner perſönlichen Thätig⸗ 
keit; ſie iſt nicht vertretbar; die Leiſtung durch einen Vertreter 
iſt, ſei es in Wahrheit, ſei es mindeſtens nach der Meinung 
des Auftraggebers eine andere, eine minder werthvolle. Jeder 
Anwalt, auch der wenig beſchäftigte, kommt aber mehr oder 
minder oft in die Lage, an der perſoͤnlichen Ausübung eines 
Geſchäftes durch berufliche oder andere Pflichten, die gleichzeitig 
zu erledigen ſind, behindert zu ſein. Es liegt dann nicht ſo⸗ 
wohl in feinem als vielmehr in feines Auftraggebers Sntereffe, 
daß er das eine Geſchäft aufſchieben kann, und jeder Anwalt 
ſichert ſich die Gewährung ſeiner dahin gerichteten Wünſche nur 
dadurch, daß er im gleichen Fall gegen den Kollegen auch nach⸗ 
fichtig iſt. Auch dieſe Freiheit kann mißbraucht werden; wird 
ſie aber ordnungsmäßig gebraucht, ſo kommt dieſe Konnivenz, 
die das eine Mal der Partei ſchadet, das andere Mal der 
Partei zu gute. Vortheil und Nachtheil trifft dann, wenn nicht 
denſelben Klienten, ſo doch dieſelbe Klientel. 

Der zweite Punkt iſt der folgende: So lange die freie 
Advokatur beſteht — und ihr Prinzip iſt doch hoffentlich der 
Diskuſſion entwachſen — wird kein Geſetz und kein Miniſter 
und keine Verwaltung es ändern können, daß es neben wenig 
und mittelmäßig beſchäftigten auch ſehr ſtark beſchäftigte An⸗ 
wälte giebt und unter dieſen werden gerade die tüchtigſten und 
pflichttreueſten lieber langſam und gründlich als eilig und 
oberflächlich arbeiten.) Dann werden ſie aber eben eine Sache 
nur nach der anderen erledigen können und die Erledigung der 
Dinge wird langſamer vor ſich gehen als bei unbeſchäftigten 
Anwälten. Dies mag den Parteien und den Gerichten und 
ſogar noch mehr den Anwälten unangenehm ſein, und mag zu 
Klagen über Verſchleppungen Anlaß geben, es iſt aber nicht zu 
ändern. Denn der alltägliche, auf der Hand liegende Rath: 
da dürfen Sie eben nicht ſo viel Sachen annehmen, erledigt 
die Sache keineswegs. Bei einem beſchäftigten Anwalt ift die 
Rückſicht auf jetzigen oder künftigen Erwerb durchaus nicht 


) Sie halten, um in der Sprache der alten preußiſchen Gerichts⸗ 
ordnung (Th. III Tit. 3 $ 8) zu reden, eine „Gottgefällige, ſolide 
Juſtiz“ für beſſer als eine, die nur „prompt“ iſt. 
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allein ausſchlaggebend; ſo manchen Auftrag würde er ſehr gern 
ablehnen und ſucht ſich ihm oft recht dringlich zu entziehen. 
Aber zahlloſe andere Rückfichten machen oft dieſe Ablehnung un⸗ 
möglich und ſelbſt der Hinweis des Anwalts auf ſeine Ueber⸗ 
laſtung, auf die nahe liegende Gefahr der Verzögerung der 
Sache ſchützt ihn nicht. Die Partei, die nun einmal zu dieſem 
Anwalt, mit Recht oder Unrecht, Vertrauen hat, legt mehr auf 
nach ihrer Meinung gute als auf ſchnelle Erledigung Gewicht 
und der Anwalt muß ſchließlich ihrem Drängen nachgeben. 


II. 


Andererſeits liegt aber eine Quelle der Verzögerungen auf 
einem Gebiet der Anwaltsthätigkeit, auf dem fie vielfach nicht 
geſucht wird, nämlich in der Stellung und der Thätigkeit der 
Korreſpondenzmandatare. Dieſe Stellung und Thätigkeit ent- 
ſpricht einem Bedürfniß des Rechtslebens und iſt mit Recht 
auch von der Geſetzgebung, im beſonderen von der Gebühren⸗ 
ordnung, als eine beachtenswerthe Funktion anwalllicher 
Thätigkeit anerkannt. Die Mittheilung des thatſächlichen 
Materials und die Ermittelung ob und welche Thatſachen für 
den entſcheidenden rechtlichen Geſichtspunkt erheblich ſind, er⸗ 
fordert vielfach den perſönlichen Verkehr der Partei mit dem 
Anwalt und diejenige Partei, welche vermöge der Entfernung 
ihres Wohnſitzes von dem des Prozeßbevollmächtigten und ver⸗ 
möge mangelnder Bildung oder Gewandtheit ſchriftlich nicht 
ausreichend informiren kann, ſoll und muß ſich des Korre⸗ 
ſpondenzmandatars bedienen. Die Fälle, in denen die Partei, 
auch ohne daß dieſe Bedingungen vorliegen, aus beſonderem 
perſönlichen Vertrauen ſich an einen anderen als den prozeß⸗ 
bevollmächtigten Anwalt wendet, bilden die Ausnahmen. In 
den eben beſchriebenen Regelfällen aber ſoll der Korreſpondenz⸗ 
anwalt das thatſächliche Material von der Partei ſammeln, 
unter den erheblichen rechtlichen Geſichtspunkten die Partei be⸗ 
fragen und das ſo gewonnene Material geordnet dem Prozeß⸗ 
bevollmächtigten mittheilen, der dadurch aber der eignen Thaͤtig⸗ 
keit nicht überhoben ſein ſoll. Bei dieſer Handhabung der 
Thätigkeit wird der Satz, daß vier Augen mehr ſehen als 
zwei, zur ſegensreichen Wahrheit. Es bedarf keiner Aus- 
führung, daß die Korreſpondenzthätigkeit vielfach dieſem idealen 
Gedanken entſpricht und dann eine wirklich werthvolle iſt. Aber 
ſelbſt dann bedeutet die Mitwirkung eines zweiten Anwalts, 
wie offen hervorgehoben werden muß, eine Gefahr für die 
ſchnelle Erledigung des Prozeſſes. Denn alle die Möglichkeiten, 
welche die anwaltliche Thätigkeit verzögern können, beſonders 
auch die oben hervorgehobenen Momente der Verlangſamung 
des Prozeßganges können bei der Mitwirkung zweier Anwälte 
natürlich doppelt ſo leicht, doppelt ſo oft eintreten wie wenn 
nur ein Anwalt thätig iſt und treten naturgemäß beſonders 
dann ein, wenn einer der betheiligten Anwälte oder deren beide 
ſorgſame, tüchtige und ſtark beſchaͤftigte Anwälte find. 

Dazu kommt aber, daß die Korreſpondenzthätigkeit in der 
Praxis vielfach ſtarke Trübungen erleidet, ſowohl in den Be- 
dingungen, unter denen ſie eintritt, als auch in der Form ihrer 
Ausübung. 

Die Korreſpondenzthätigkeit wird zunächſt vielfach auch da 
geübt, wo fie nicht nöthig, und ſchon vermöge dieſer ihrer 
Ueberflüſſigkeit eine nutzloſe Verzögerung darſtellt. Auch 


XXXI. Jahrgang. 


Parteien, die dem ſchriftlichen Verkehr in dem jeweiligen Prozeß 
durchaus gewachſen find, bedienen ſich eines Korreſpondenz⸗ 
anwalts. Die Parteien leiden in dieſer Beziehung an einer 
geradezu auffallenden Unkenntniß der Verhältniſſe. Selbſt ge⸗ 
wandte Kaufleute, ſelbſt Leiter größerer Geſellſchaften, die, ſchon 
aus Mangel an Zeit, mit ihrem Anwalt faſt nur ſchriftlich 
verkehren, dazu auch durchaus im Stande ſind, geben auf die 
Frage, ob ſie direkt mit dem am andern Ort wohnhaften 
Prozeßbevollmächtigten verkehren ſollen oder wollen, nicht ſelten 
die unbeholfene Antwort, ſie wüßten nicht, wie dies üblich ſei 
oder dergleichen. Mindeſtens aber im Lauf des Prozeſſes wird 
dann vielfach bei dieſen Parteien die Korreſpondenzthätigkeit 
überflüſſig. Es mag ſein, daß die erſte Inſtruktion zur Er⸗ 
hebung oder Beantwortung der Klage oder zur Begründung 
oder Beantwortung eines Rechtsmittels vortheilhaft durch den 
Korreſpondenzanwalt ertheilt wird; bald aber wandelt ſich der 
Segen in einen zeitraubenden Fluch, der nach und nach für 
alle Betheiligten eine läſtige Schranke wird. Hier kann und 
ſoll die Anwaltſchaft ſelbſt Hand anlegen. Auch hier wird ſie, 
wie oben bei anderer Gelegenheit erwähnt, nicht jeden Auftrag, 
ſelbſt wenn ſie deſſen Nutzloſigkeit erkennt, ablehnen konnen; 
aber bei ſo manchem wird der Anwalt in der Lage ſein, durch 
Aufklärung und energiſche Ermahnung direkten Verkehr der 
Partei und ihres Prozeßbevollmächtigten herbeizuführen. 

Noch mehr tritt die Nutzloſigkeit, ja die Schädlichkeit der 
Korreſpondenzthätigkeit hervor, wenn während des Prozeſſes 
Komplikationen eintreten, z. B. der Wohnort der Partei wechſelt 
oder die Sache, wie bei der Berufung, an einen andern An⸗ 
walt gelangt, der vermöge ſeines Wohnſitzes mit der Partei 
ebenſo leicht oder leichter verkehren kann als der Korreſpondenz⸗ 
anwalt. Und doch kommt es vor, daß der in Naumburg wohn⸗ 
hafte Anwalt zweiter Inſtanz erſucht wird, für die in Magde⸗ 
burg wohnhafte Partei mit einem Erfurter Anwalt zu 
korreſpondiren — die Ortsnamen find natürlich nur Beiſpiele — 
lediglich deshalb, weil zufällig der Prozeß in erſter Inſtanz 
aus guten Gründen in der Hand des Erfurter Anwalts war, 
oder daß der in Berlin, Kochſtraße wohnende Anwalt des 
Kammergerichts, der die in der Puttkamerſtraße wohnende 
Partei vertritt, die Korreſpondenz mit dem in Berlin, König⸗ 
ſtraße wohnhaften Anwalt des Landgerichts II führt, oder daß 
der in Dresden wohnhafte Anwalt des Oberlandesgerichts für 
die in Dresden ſelbſt wohnhafte Partei mit einem Anwalt in 
Leipzig korreſpondirt, weil der Prozeß in erſter Inſtanz in 
Leipzig ſchwebte oder endlich daß der Oberlandesgerichtsanwalt, 
wenn der Prozeß von dem am Wohnſitz der Partei nieder⸗ 
gelaſſenen Amtsgerichtsanwalt inſtruirt wurde, nunmehr mit dem 
Landgerichtsanwalt korreſpondirt, der ſeinerſeits wiederum mit 
dem Amtsgerichtsanwalt verkehrt, der endlich die Nachrichten der 
Partei weiter giebt. Alle dieſe Formen, ſo befremdlich einzelne 
derſelben ſcheinen, ſind in der Praxis eines beſchäftigten Anwalts 
durchaus nicht vereinzelt. Es bedarf keiner Ausführung eine 
wie nutzloſe Verzögerung der Prozeſſe fie bedingen! 

Und wenn nun noch die Führung der Korreſpondenz 
mindeſtens inhaltlich ſtets von Nutzen wäre! Auch hier bilden 
ſelbſtverſtändlich Uebelſtände die Ausnahme, aber dieſe Aus⸗ 
nahmen kommen immerhin nicht ſelten vor. Der Korrejpondenz- 
anwalt iſt der Gefahr ausgeſetzt im Laufe des Verfahrens weit 
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mehr zu ermatten als der Prozeßbevollmächtigte. Er iſt, wenn 
er die Korreſpondenz führt, in die Nothwendigkeit verſetzt, in 
einer ganzen Reihe von Fällen lediglich den Briefträger zu 
ſpielen. Man denke an die Weitergabe der Nachrichten von 
minder erheblichen Beweisterminen u. ſ. w. Er iſt vielfach nicht 
mehr im Beſitz der Akten und deshalb nicht mehr in der Lage, 
in jedem Moment die Sachlage nachzuprüfen und zu überſehen. 
Soll aber dies vermieden werden, und werden die Akten immer 
hin und her geſandt, ſo verliert ſchließlich jeder der betheiligten 
Anwälte die Ueberſicht über die Prozeßlage und den Prozeß⸗ 
ſtoff. Der Korreſpondenzmandatar kommt endlich ganz von 
ſelbſt dazu, diejenigen Sachen, in denen er täglich und ſtündlich 
Gericht und Partei vor ſich ſehen kann, dringender zu be⸗ 
handeln als die auswärtigen Sachen und ſo kann es dann 
kommen, daß die Korreſpondenzmandate hinter der dringenden 
täglichen Arbeit zurückgeſtellt werden und daß der Prozeßbevoll⸗ 
mächtigte ſtatt einer durchgearbeiteten Information die urſchrift⸗ 
lich überſandte, buchſtäblich „ungewaſchene“ Erklärung der Partei 
erhält und zudem im letzten Augenblick. Wiederum ein neues 
Moment der Verzögerung. 

Jeder einigermaßen beſchäftigte Anwalt iſt bald Prozeß- 
bevollmächtigter, bald Korreſpondenzmandatar. Mit dieſer 
Schilderung, die für viele Fälle keine übertriebene iſt, wird 
daher keinem Anwalt zu nahe getreten; ſie führt auch nicht zu 
dem Schluß: Weg mit der Korreſpondenzthätigkeit! wohl aber 
führt ſie zu dem Schluß, daß es ſich gerade im anwaltlichen 
Intereſſe und im Intereſſe der Rechtspflege empfiehlt das Er⸗ 
ſuchen: „ich bitte, mit mir zu korreſpondiren“, nicht zur Floskel 
werden zu laſſen, ſondern die Korreſpondenzthätigkeit, beſonders 
durch entſprechende Belehrung der Parteien, moͤglichſt auf die⸗ 
jenigen Fälle zu beſchränken, in denen ſie wirklich etwas nutzen 
kann und den Prozeß nicht aufhält. Durch dieſe Beſchränkung 
wird der Anwalt gerade für dieſe letztere Art der Korreſpondenz⸗ 
thätigkeit Zeit und Kraft gewinnen, und alsdann wird auch 
dieſe Thätigkeit den Prozeß nicht hemmen, ſondern fördern. 
Im Intereſſe der Anwaltſchaft liegt es aber, jetzt, da die Haupt⸗ 
ſchuld an der Verzögerung der Prozeſſe der Anwaltſchaft in die 
Schuhe geſchoben wird, da, wo gebeſſert werden kann, auch 
offen Mißſtände zu bekennen und energiſch Abhilfe durch eigene 
Kraft zu ſchaffen. B. A. 


Der prozeſſnale Formalismus in der Rechtſprechung. 
II. (Zeugenbeweis.) 
Von Rechtsanwalt Dr. Claaſen, Cöln. 


Während in dem früheren Prozeßrecht bezüglich der Zu⸗ 
läſſigkeit und der Bewerthung von Zeugenausſagen eine große 
Zahl von geſetzlichen Beweisregeln vorhanden war, hat die 
C. P. O. durch die Anordnung der freien Beweiswürdigung 
alle jene Regeln beſeitigt. Zwar ſprachen ſich die Motive zu 
8 249 (286 des Gef.) dahin aus, daß mit der Verwerfung der 
geſetzlichen Beweisregeln die Regeln ſelbſt noch nicht beſeitigt 
ſeien, daß vielmehr die früher geſetzlichen Vorſchriften den Cha⸗ 
rakter „goldener Erfahrungsſätze“ annähmen, daß übrigens die 
Ausbildung ſolcher Regeln der Rechtsſchule und dem Gerichts- 
gebrauch zu überlaſſen ſei. So die Motive, anders die Wirk⸗ 
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lichkeit. Alle jene Regeln jahrhundertelanger Erfahrung find 
leider der völligen Vergeſſenheit anheimgefallen und auch die 
Rechtsſchule hat bisheran weder irgend welche maßgebenden 
Sätze aufgeſtellt, noch gar in der Rechtſprechung zur Geltung 
gebracht. 

Wenn es keine, durch das Geſetz angeordnete Regeln giebt, 
wird bei der Bedeutung des Eides und, weil der Eid des Einen 
genau ſo iſt, wie der Eid des Andern, für die Praxis zunächſt 
wohl immer als Folge ſich ergeben, daß jede Ausſage jeder 
andern Ausſage gleichwerthig erſcheint und daß die Ausſage 
eines einzigen Zeugen entſcheidend werden kann; und thatſächlich 
iſt es heute ſo, daß man im Prozeß ſo ziemlich Alles, was 
irgend ein Zeuge ausſagt, gleich einer Offenbarung hinnimmt; 
Urkunden, notarielle Akte, ja ſelbſt die Urtheile (C. P. O. 767) 
ſind nichts gegenüber den Bekundungen häufig nur eines einzigen 
Zeugen. 

In allerjüngſter Zeit begann die Wiſſenſchaft ſich mit der 
„Pſychologie der Ausſage“ zu beſchäftigen, aber vorerſt erperi- 
mentirend nur mit vorzüglichem „Material“ und mit unbe⸗ 
fangenen, nicht durch Sonderintereſſen (Freundſchaft, Verfein⸗ 
dung, Verwandtſchaft, Vermögensintereſſen) beeinflußten Perſonen; 
aber ſchon dieſe Verſuche haben dargethan, wie unzuverläſſig im 
Allgemeinen der Zeugenbeweis iſt; nun iſt die Hoffnung der 
Verwirklichung näher gerückt, daß die Rechtsſchule zur Aus⸗ 
bildung von Regeln gelangen wird. 

Die freie Beweiswürdigung der C. P. O. iſt in einem 
Punkte gebunden: Sofern kein Ausnahmefall vorliegt, ſind 
(mangels Parteiverzichts) alle Zeugen zu beeiden und nur 
auf Grund beeideter Ausſage darf die Sachentſcheidung erfolgen 
(Mot. zu 88 345—349, S. 256, R. G. 10 S. 415). 

Die Ausnahmefälle betreffen — abgeſehen von den nahen 
Angehörigen der Parteien — diejenigen Perſonen, welche bei 
dem Ausgang des Rechtsſtreits unmittelbar betheiligt 
find, C. P. O. 393“. Gegenüber der Bedeutung des Eides 
und der unter Eid abgegebenen Ausſage iſt die Beſtimmung 
des Kreiſes dieſer vorerſt uneidlich zu vernehmenden Perſonen 
für den Prozeß und die Ermittelung der materiellen 
Wahrheit von allergrößter Bedeutung. Aber gerade hier hat 
in der Rechtſprechung die Form über die Sache geſiegt und 
damit einen Gegenſatz zwiſchen Juriſtenrecht und Volksanſchauung 
geſchaffen, wie es einen kraſſern nicht geben kann. Um den Haupt- 
fall des Prozeſſes zum Ausgangspunkt zu nehmen: Der Cedent 
iſt von der Rechtſprechung als an dem Ausgang nicht unmittelbar 
betheiligt erklärt, muß alſo ſofort beeidet werden, der 
Cedent, welcher für den Beſtand der von ihm an den Kläger 
übertragenen Forderung haftet, der Cedent, zu deſſen 
Gunſten der Prozeß mitgeführt wird. 

Grundlegend für dieſe Rechtſprechung iſt das Erkenntniß 
des Reichsgerichts Bd. 8 S. 411 flg. In der Begründung 
wird zunächſt ausgeführt, 

daß die Geſetzesworte keine ſchon feſtſtehende juriſtiſch— 
techniſche oder auch in der gewöhnlichen Sprache un⸗ 
zweifelhafte Bedeutung haben, daß auch die Terminologie 
des gemeinen Civilprozeſſes nichts ergebe, weil dieſelbe 
ſchwanke und vorwiegend angenommen werde, daß nur 
den Parteien ein unmittelbares Intereſſe am Aus- 
gang des anhängigen Prozeſſes, dagegen ein mittelbares 
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allen denjenigen, welche als Nebenintervenienten auf⸗ 
getreten ſeien oder aufzutreten berechtigt geweſen wären, 
zugeſchrieben werde; 

daß auch in der Begründung des Entwurfs zur 
C. P. O. und in den Kommiſſionsverhandlungen ver⸗ 
werthbare Erläuterungen ſich nicht fänden; 

daß die Geſetzesſtelle auf dem hannoverſchen und 
anderen Entwürfen beruhe, daß aber in den bezüglichen 
Begründungen und bei den Berathungen eine entſchiedene 
Unſicherheit über die Bedeutung der Worte zu Tage ge⸗ 
treten und in der Begründung des württembergiſchen 
Entwurfs geradezu geſagt iſt, es jet nicht möglich, 
geſetzliche Kategorien, unmittelbar beim Ausgang 
des Rechtsſtreits betheiligter Perſonen zu fixiren; ähnlich 
die hannoverſche Kommiſſion, welche die Unbeſtimmtheit 
und Vieldeutigkeit der Wortfaſſung hervorhob. 

Dann ſtellt das Erkenntniß aus der C. P. O. ſelbſt folgernd 
feit, daß unter den Betheiligten in § 393“ die Prozeßparteien 
nicht zu verſtehen ſind, weil dieſe in dem Prozeß nicht auch 
zugleich Zeugen ſein können und fährt in der Begründung 
wortlich fort: „Betrachtet man ferner die Verſchiedenheit des 
Ausdrucks in dem $ 3841 von der Ausdrucksweiſe in Ziffer 4 
des § 393 und die Bezugnahme jenes § 3841 im 5 393 
Ziffer 3; vergleicht man dann den geſetzlichen Sprachgebrauch 
im Tit. 3 Abſchu. 2 Buch 1 C. P. O. „von der Betheiligung 
Dritter am Rechtsſtreit“ und ſetzt damit die oben erwähnten 


Verhandlungen der hannoverſchen Kommiſſion in Verbindung, 


ſo ergiebt ſich, daß das Geſetz unter den in § 393 Ziffer 4 
Bezeichneten nicht ſolche Perſonen verſteht, welche nur ein 
faktiſches, wirthſchaftliches Intereſſe an der Thatſache der Ent⸗ 
ſcheidung in dieſem oder jenem Sinne beſitzen, ſondern nur 
ſolche Perſonen, deren Rechts- oder Pflichtenkreis in recht- 
lichem Zuſammenhange mit dem Streitverhältniſſe ſteht und 
durch den Ausgang des Rechtsſtreits beeinflußt wird.“ 

Auf dieſer Grundlage weiterbauend erklärte das Reichs ⸗ 
gericht 40 S. 376 wie oben erwähnt, den Cedenten für unbe- 
theiligt und nicht unter § 393“ fallend, ſelbſt wenn er für 
die Richtigkeit und Sicherheit der Forderung hafte, voraus 
geſetzt allerdings, daß ihm nicht der Streit verkündet 
worden iſt. 

Dieſe letztere Einſchränkung iſt für den Rechtsverkehr ohne 
Bedeutung. Da der Cedent ein ſo ſicherer und vorzüglicher 
Zeuge für ſeinen klagenden Rechtsnachfolger iſt, unterbleibt jetzt, 
nachdem das Reichsgericht das Formelle der Streitverkündung 
zum Entſcheidenden in der Sache erhoben hat, ſelbſtverſtändlich 
vorerſt jede Streitverkündung an den Cedenten, wie fie übrigens 
auch früher ſchon wenig üblich war; Gelegenheit zur Streit⸗ 
verkündung iſt ja auch nach der eidlichen Vernehmung des 
Cedenten und Veranlaſſung nur vorhanden für den Fall des 
Verſagens des Cedenten oder einer für den Rechtsnachfolger 
überhaupt ungünſtigen Geſtaltung der Prozeßlage. 

Die Wirkung dieſer Rechtſprechung des Reichsgerichts, 
welcher die nachgeordneten Gerichte faſt ausnahmslos folgen, 
iſt die, daß man heute in dem Deutſchen Reiche cedirt, ſobald 
ein Rechtsſtreit in Ausſicht iſt, um demnächft, im Prozeß, den 
Cedenten als den „klaſſiſchen“ Zeugen vorzuführen, als welcher 
er eben bei den ordentlichen Gerichten gilt. 
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Daß dies ein durchaus ungeſunder, das Recht geradezu 
gefährdender und das Rechtsbewußtſein im Volke ſchwächender 
Zuſtand iſt, bedarf wohl keines Beweiſes. Dem Cedenten als 
klaſſiſchem Zeugen ſchließen ſich an: der Proviſionsreiſende und 
wer überhaupt aus dem ſtreitigen Rechtsgeſchäft Proviſion zu 
beziehen hat — der commis interesse — der Hauptſchuldner 
bei der Klage des Gläubigers gegen den Bürgen, genug, ab⸗ 
geſehen von Mitberechtigten und Mitverpflichteten (die übrigens 
unter die reichsgerichtliche Begriffsbeſtimmung zu bringen, ſeine 
Schwierigkeit haben dürfte) bleibt eigentlich nur der Gemein⸗ 
ſchuldner als „befangen“ übrig. Bei der Widerſpruchsklage eines 
Dritten gegen die Zwangssollſtreckung des Gläubigers ſcheint der 
Schuldner unſtreitig in allen Fällen als unbefangen zu gelten. 

Zwingt nun wirklich das Geſetz zu dieſer Auslegung oder 
iſt die Auslegung unhaltbar? Und da meine ich, müſſe eine 
Auslegung, welche ſo ſehr mit der allgemeinen Erfahrung des 
Lebens in Widerſpruch tritt, durch eine zwingendere Beweis⸗ 
führung gerechtfertigt werden, als ſie in jenem grundlegenden 
Erkenntniß meines Erachtens enthalten iſt. 

Die Beweisführung des Erkeuntniſſes aus dem Geſetz 
ſelbſt ſtützt ſich auf zwei Gründe. 

1. Die Verſchiedenheit des Ausdrucks in § 3841 gegen⸗ 
über 393% und die Bezugnahme der erſtern Beſtimmung in 
Ziffer 3 § 393. 

Bei dieſer Gegenüberſtellung vermiſſe ich den Zuſammen⸗ 
hang mit der ſtreitigen Frage. In § 383 werden nämlich die 
Perſonen bezeichnet, welche zur Verweigerung des Zeugniſſes 
überhaupt berechtigt find; der folgende Paragraph beſtimmt 
in Ziffer 1, daß jeder ſein Zeugniß verweigern darf über 
Fragen, deren Beantwortung ihm oder ſeinen Angehörigen 
einen unmittelbaren vermoͤgensrechtlichen Schaden verurjachen 
würde, endlich § 393 Ziffer 3, daß dieſe Perſonen uneidlich 
vernommen werden, wenn fie lediglich über ſolche That⸗ 
ſachen vorgeſchlagen find, auf welche das Recht zur Verweigerung 
des Zeugniſſes ſich bezieht. 

a. In § 3841 handelt es fi) um einen vermögensrecht⸗ 
lichen Schaden. Die Bekundungen des Cedenten können dem⸗ 
ſelben ſchwerlich einen ſolchen Schaden verurſachen. Die eedirte 
Forderung beſteht oder beſteht nicht, es iſt cedirt oder nicht 
cedirt: durch die Beantwortung der hierauf ſich beziehenden 
Fragen kann unmöglich eine Verſchlechterung der Vermögenslage 
des Cedenten (oder eines Angehörigen) eintreten, vergl. R. G. 
32 S. 382. 

b. Vorausſetzung des § 3841 und Ziffer 3 § 393 iſt 
die Eutſtehung eines Schadens überhaupt, keineswegs iſt 
Vorausſetzung, daß der Schaden einer der ſtreitenden Par⸗ 
teien gegenüber eintritt. 6 

c. Der entſtehende Schaden ſteht nur im Zuſammenhang 
mit der Frage und deren Beantwortung, aber nicht mit 
dem Ausgang des Rechtsſtreits. 

Als Fall der Ziffer 3 des § 393 moͤchte ich folgendes 
Beiſpiel angeben. Rechtsſtreit zwiſchen dem Handlungsgehülfen 
und dem Geſchäftsherrn wegen vorzeitiger Entlaſſung. Dieſe 
erfolgte, weil der Kläger vertragswidrig die Kunden ſeines 
früheren Dienſtherrn nicht beſucht habe. Es ergeht Beweis⸗ 
beſchluß darüber, welche Kunden beſucht wurden und welche Kunden 
der frühere Dienſtherr hat. Als Zeuge über letzteres wird ein 
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naher Angehöriger des früheren Dienſtherrn benannt, welcher in- 
folge eines Zufalls (etwa früherer Geſchäftsbetheiligung) im 
Beſitz der Kundenliſte iſt. Auf Grund des § 3841 und 
Ziffer 3 § 393 iſt der Zeuge zur Verweigerung berechtigt bezw. 
uneidlich zu vernehmen. An dem Ausgang des Rechtsſtreits, 
ob nämlich die Entlaſſung zu Recht oder Unrecht erfolgte, iſt 
der Zeuge und fein Angehöriger offenbar unbetheiligt. 

2. Die Ueberſchrift über Titel 3 Abſchnitt 2 Buch 1 
C. P. O. „Betheiligung Dritter am Rechtsſtreit.“ 

Der Titel 3 giebt im Einzelnen an, wer, ohne Partei zu 
ſein, an dem anhängigen Rechtsſtreit theilnehmen kann. Das 
iſt der Hauptintervenient, welcher das zwiſchen den Andern 
ſtreitige Objekt für ſich in Anſpruch nimmt, der Nebenintervenient, 
welcher ein rechtliches Intereſſe an dem Obſiegen der einen oder 
audern Partei hat, der Streitverkündete, welchen die Partei 
für den Fall des ihr ungünſtigen Ausgangs des Rechtsſtreits 
verantwortlich machen will oder deſſen Anſprüche ſie beſorgt, 
vergl. 88 75, 77 C. P. O. 

Es iſt zuzugeben, daß dieſe Perſonen unter § 393“ fallen 
können, aber zu beſtreiten, daß fie darunter fallen müfjen. 

Der Hauptintervenient z. B. wird ziemlich ausnahmslos 
an dem Ausgang des zwiſchen den andern Parteien anhängigen 
Rechtsſtreits unbetheiligt ſein; ein zu Unrecht eingetretener, aber 
nicht beanſtandeter Nebenintervient iſt zwar an dem Rechtsſtreit, 
nicht aber an dem Ausgang betheiligt; der Streitverkündete 
iſt in derſelben Lage; er iſt nur unmittelbar betheiligt am Aus⸗ 
gang des Rechtsſtreits, wenn die Streitverkündung materiell 
begründet iſt, könnte man doch ſonſt jedem Zeugniß durch 
Streitverfündung den Stempel der Befangenheit aufdrücken. — 

Das find die beiden Stellen der C. P. O., aus welchen 
das Erkenntniß zu ſeinem Schluſſe gelangt iſt. Es fehlt meines 
Erachtens der Nachweis, daß aus den Feſtſtellungen des Er⸗ 
kenntniſſes die gezogene Folgerung als nothwendiger Schluß 
ſich ergiebt. 

Iſt die oben angegebene Inhaltsbeſtimmung des § 384! 
richtig, ſo hat dieſer Paragraph für die Entſcheidung der ſtreitigen 
Frage keine Bedeutung und die Verſchiedenheit des Ausdrucks 
in der Titelüberſchrift „Betheiligung Dritter am Rechtsſtreit“ 
und in $ 393“ „unmittelbare Betheiligung an dem Ausgang 
des Rechtsſtreits“ erweift ſchon an ſich, daß hier und dort von 
einander Verſchiedenes in Frage ſteht. Bei der Betheiligung 
Dritter an dem Rechtsſtreit handelt es ſich um etwas rein 
Formelles, nämlich die (wirkliche oder mogliche) Mitwirkung 
in und an dem Verfahren als „Nebenpartei“ (C. P. O. 67: 
„Der Nebenintervenient iſt berechtigt ... alle Prozeßhand⸗ 
lungen ... vorzunehmen, inſoweit ſeine Erklärungen und 
Handlungen ... mit den Erklärungen und Handlungen der 
Hauptpartei in Widerſpruch ſtehen.“) 

Anders die Wortfaſſung in § 393% Ausgang des Rechts- 
ſtreits. Der Nebenintervenient iſt betheiligt an dem Formellen 
des ganzen Verfahrens, an deſſen Fortgang, an der Endent⸗ 
ſcheidung. Betheiligt ſein an dem Ausgang, heißt nicht be⸗ 
theiligt ſein an dem Formellen der Endentſcheidung, ſondern be⸗ 
theiligt ſein an dem Inhalt der Entſcheidung, daran betheiligt ſein, 
ob die Entſcheidung „in dieſem oder jenem Sinne“ erfolgt iſt. 

Betheiligt an dem Ausgang, an der Entſcheidung des 
Rechtsſtreits in dieſem oder jenem Sinne. Das iſt derjenige, 
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welcher an dem Ausgang des Rechtsſtreits Theil hat, welchem 
der günſtige oder ungünſtige Inhalt der Entſcheidung Vortheil 
oder Nachtheil bringt, wie der Partei ſelbſt. 

Unmittelbar betheiligt iſt derjenige, für und gegen den 
die Entſcheidung als ſolche — nicht vermittelt durch andere 
Umſtände — wirkt. 

Wenden wir dieſe Worterklärung an auf den Cedenten, 
welchem weder Streitverkündung zuging und der nicht als 
Nebenintervenient eingetreten iſt. Dieſer Cedent iſt nicht be⸗ 
theiligt am Rechtsſtreit, aber unmittelbar betheiligt am Ausgang. 
Der Ausgang des Rechtsſtreits hat für den Cedenten die Be⸗ 
deutung, daß bei dem für den Rechtsnachfolger günſtigen 
Ausgaug die Haftung des Cedenten für den Beſtand der 
Forderung ſich erledigt, daß dagegen der Cedent bei ungünſtigem 
Ausgang des Rechtsſtreits aus feiner Haftung in Anſpruch ge⸗ 
nommen wird; der Cedent iſt unmittelbar betheiligt, weil 
dieſe Wirkungen ohne Weiteres allein durch den Ausgang des 
Rechtsſtreits herbeigeführt werden. 

Nicht zu beſtreiten dürfte ſein, daß im Falle des Obſiegens 
des Rechtsnachfolgers die unmittelbare Wirkung durch den 
Ausgang des Rechtsſtreits zu Gunſten des Cedenten erfolgt, 
während allerdings im andern Falle dem nun in Anſpruch ge⸗ 
nommenen Cedenten die Einrede zuſteht, die aberkannte Forderung 
habe beſtanden, der Rechtsſtreit ſei nicht richtig entſchieden oder 
von dem Rechtsnachfolger mangelhaft geführt. Daher die Be⸗ 
deutung, welche das Reichsgericht der Streitverkündung beilegt. 
Dabei iſt aber zweierlei unberückſichtigt geblieben. Streitver⸗ 
kündung und Nebenintervention benehmen nicht dem Cedenten 
ſeine Einreden, ſondern ſchränken ſie gemäß C. P. O. 68 nur 
ein, ſo daß bei der Streitverkündung keine unmittelbarere 
Wirkung einzutreten braucht, als ſie ohne Streitverkündung 
eintritt. Dann muß berückſichtigt werden, daß zur Zeit der 
Vernehmung des Cedenten der künftige Ausgang des Rechts- 
ſtreits ein ungewiſſer iſt; da der Rechtsſtreit einen günſtigen 
Ausgang nehmen kann und dieſer Ausgang doch wohl zweifellos 
für den Cedenten und deſſen Haftung unmittelbar wirkt, ſo iſt 
der Cedent ebenſo zweifellos zur Zeit ſeiner Vernehmung an dem 
Ausgang unmittelbar betheiligt. 

Nun die Vorgeſchichte des Geſetzes. Da glaube ich, ſind 
die Verhandlungen der Reichs⸗-Juſtiz⸗Kommiſſion zu dieſer 
Materie doch nicht unverwerthbar, ich meine vielmehr, daß die 
Verhandlungen das Eine wenigſtens klar ergeben, daß die Kom⸗ 
miffion bezüglich des Cedenten den der heutigen Rechtſprechung 
gerade entgegengeſetzten Standpunkt einnahm, daß man allſeitig 
den Cedenten als befangen anſah, dabei jedoch die Streit— 
verkündung überhaupt nicht in Erwägung zog. Gerade die 
Möglichkeit, den Rechtsvorgänger (und Vertreter) als Zeugen 
heranzuziehen, gab dem Kommiſſionsmitglied Gaupp (Prot. 548 
bis 550) Veranlaſſung zu dem Antrage, daß in dieſem Falle 
die Gegenpartei gleichfalls als Zeuge vernommen werden ſolle, 
um damit den prozeſſualen Vortheil des Rechtsnachfolgers des 
Cedenten auszugleichen. Bei der Verhandlung des Antrages 
wurde von Gaupp betont, die Zulaſſung des Cedenten als 
Zeugen werde unter Umſtänden zum Ergebniß haben die 
Zulaſſung der Partei — der Cedent ſei die eigentliche 
Prozeßpartei — zur eidlichen Beſtärkung ihrer einſeitigen 
Behauptungen, ähnlich Grimm und Bähr, welch letzterer 
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ſich dahin äußerte, ſofern der Rechtsvorgänger Zeugniß ab- 
lege für denjenigen, dem er freiwillig cedirt habe, ſo ſei 
ſeine Ausſage nicht glaubwürdig und werde ſeine Ver⸗ 
eidigung nicht ſtattfinden. Er könne aber auch zum 
Nachtheil des Ceſſionars ſein Zeugniß ablegen, z. B. bekunden, 
daß die Forderung durch Zahlung getilgt ſei, in dieſem Falle 
liege kein Grund vor, ihn nicht zu vereidigen. Endlich der 
Regierungsvertreter: „Ein Bedürfniß für den Antrag Gaupp 
liege nicht vor, denn ob der Richter den Rechtsvorgänger (oder 
Vertreter) vereidigen wolle oder nicht ſtehe in ſeinem Ermeſſen. 
Ein Grund, allgemein die Beeidigung der Rechtsvorgänger (oder 
Vertreter) zu verbieten, liege nicht vor, ſie ſeien in vielen Fällen 
ohne Intereſſe und völlig glaubwürdig, ſo bei der durch 
Exekution erzwungenen Ceſſion. — 

Der Ausdruck „unmittelbar betheiligt am Ausgang“ iſt, 
wie das Reichsgericht anführt, kein neuer, er war gebräuchlich 
in dem gemeinen Civilprozeß und ſchloß ſich an folgende Stellen 
des Römiſchen Rechts an (Wetzell, Syſtem § 23) 1. 10 D. 22,5 
Nullus idoneus testis in re sua intelligitur; J. 11 D. 49, 4 
propriam causam ab aliena quemadmodum dis cernimus? 
et palam est, eam esse propriam causam, cuius emolu- 
mentum vel damnum ad aliquem suo nomine pertinet; 
J. 2 $ 1 eod. tit. sed si alius quam qui iudicio expertus 
est, appellet, qualis est cuius interest ... 

Auf Grund dieſer und weiterer Stellen des Corp. iur. 

can. kam der gemeine Prozeß zu dem Ergebniß, als Zeugen 
auszuſchließen die „am Ausgang des Prozeſſes Betheiligten“ 
(wörtlich Wetzell a. a. O.) und zwar zunächſt die Parteien, 
welche man die unmittelbar Betheiligten nannte und die mittel- 
bar Betheiligten (Wetzell): „Regreßpflichtige, Legatare, wenn 
über die Gültigkeit des ihnen günſtigen Teſtaments geſtritten 
wird, Korporationsmitglieder, falls fie aus dem von der Kor— 
poration geführten Prozeß einen Vortheil oder Nachtheil zu 
erwarten haben und überhaupt alle, welche als Intervenienten 
aufgetreten oder aufzutreten berechtigt find. Solchen Inter 
eſſenten ſtehen diejenigen gleich, welche das prozeſſuale Intereſſe 
einer Partei in irgend einer Art zu dem ihrigen gemacht 
haben.“ 
Auch die Praxis des franzöſiſchen Rechts hatte dieſelbe An- 
ſchauung und ſie war nicht minder enthalten in der Preuß. 
Allg. Gerichtsordnung. Die letztere verwarf als „Beweis⸗ 
zeugen“: „Mitberechtigte oder Mitverpflichtete, Litisdenunciaten 
oder Intervenienten, überhaupt alle diejenigen, die von dem 
Ausfall der Sache Vortheil oder Nachtheil zu erwarten haben“, 
Tit. 10 8 228. 

Uebereinſtimmend war alſo die Rechtslage in den drei 
großen Rechtsgebieten des gemeinen, preußiſchen und franzöfifchen 
Rechts, daß im Prozeß derjenige als untauglicher und befangener 
Zeuge galt, den die allgemeine Erfahrung damals wie heute 
als untauglich und befangen erklärt und erklären muß. 

Wenn nun die Entwürfe zu den neuen Prozeßgeſetzen den 
hergebrachten Wortlaut des gemeinen Civilprozeſſes („betheiligt 
am Ausgang des Rechtsſtreits“) aufnahmen, ſo ſpricht gewiß die 
Vermuthung dafür, daß man das Hergebrachte nicht in das Gegen- 
theil verwandeln wollte. Die moderne Entwickelung ſchied jedoch 
ſtreug zwiſchen Partei und Zeugen; die Partei war nicht mehr 
„unmittelbar betheiligt“ am Rechtsſtreit, zwiſchen den Parteien iſt 
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der Rechtsſtreit „anhängig“; damit entfiel der Ausdruck für die 
Partei und zugleich wurde die Bezeichnung „mittelbar“ bei dem 
Zeugen unmöglich; das Wort wurde erſetzt durch „unmittelbar“, 


um den materiellen Zuſammenhang mit dem anhängigen Rechts. 


ſtreit zum Ausdruck zu bringen. 

Ich komme alſo zu dem Schluß, daß wie in dem alten 
Recht ſo auch heute der Satz zu gelten hat, daß die unmittelbare 
wirthſchaftliche Betheiligung an dem Ausgang des Rechts⸗ 
ſtreits den Zeugen befangen erſcheinen läßt, wie die Rechts- 
betheiligung und jede andere Betheiligung, die ſich in dem 
einzelnen Falle als unmittelbare Betheiligung an den Ausgang 
des Rechtsſtreites herausſtellt. (Die Entſch. des R. G. 44 
S. 376 über den Cedenten, welcher nur zum Zwecke der Ein⸗ 
ziehung durch den Ceſſionar cedirt hat, d. h. der offenkundig 
nur cedirte, um durch ſein Zeugniß für ſich ſelbſt zu wirken, 
dürfte gerade auf dieſer Grundlage beruhen, ebenſo Seuffert, 
Arch. 49 Nr. 129.) — 

Schlüffige Deduktionen können in dem Prozeß gegenſtandslos 
werden durch die nachträgliche Beeidung eines befangenen Zeugen 
oder durch die Annahme der Glaubwürdigkeit der unbeeidigten 
Ausſage. Beides darf, wie ſich aus der C. P. O. ergiebt und 
in den Verhandlungen der Kommiſſion (S. 552) beſonders 
zum Ausdruck gekommen tft, nur als Aus nahme geſchehen; die 
gewohnheitsmäßige Beeidung oder Zutheilung der Glaubwürdigkeit 
an unbeeidete Ausſagen würde in jedem Falle verſtoßen wider 
den Willen des Geſetzes. 


Zur Frage von der Haftung des Frachtführers. 


Von Dr. jur. Alexander Bloch. 


Es ſcheint uns, daß die bedauerliche Behandlung der Frage 
von der Haftung des Frachtführers mit allen ihren Konſequenzen, 
welche wir in dem H. G. B. vom 10. V. 97 finden, ihrer 
wirthſchaftlichen Bedeutung entſprechend, fi größerer Aufmerk,⸗ 
ſamkeit erfreuen ſollte, als welche man ihr in der neueren 
Literatur anzuwenden pflegt. Wir haben es übrigens nicht im 
Auge an dieſer Stelle in eine ausführliche prinzipielle Er⸗ 
örterung dieſer Frage einzugehen und möchten bloß eine Be⸗ 
ſtimmung auf dieſem Gebiete berühren, welche bereits im 
früheren Recht aufgeſtellt und vom neuen H. G. B. übernommen 
worden iſt. 

Es handelt ſich hier um den § 429 Abſ. 2, welcher lautet 
wie folgt: „für den Verluſt oder Beſchädigung von Koſtbar⸗ 
keiten, Kunſtgegenſtänden, Geld und Werhpapieren haftet der 
Frachtführer nur, wenn ihm dieſe Beſchaffenheit oder Werth des 
Gutes bei der Uebergabe zur Beförderung angegeben worden iſt.“) 

Je mehr man über dieſen Satz im Zuſammenhang mit 
anderen diesbezüglichen Vorſchriften nachdenkt, deſto eigenthüm⸗ 


licher klingt er. Allerdings ſtand er in einem noch ſchrofferen 


Gegenſatz zu der ſtrengen Haftung des Frachtführers, wie ſie 


) Der Kürze wegen ſprechen wir im Folgenden nur von dem 
Frachtführer, obgleich das von ihm Beſagte ſich meiſt auch auf den 
Verfrachter, den Flußfrachtführer und die Eiſenbahn bezieht. Vgl. H. G. B. 
88 456 Abſ. 2, 607; Reichsgeſetz betr. die privatrechtl. Verhältniſſe 
der Binnenſchiffahrt $ 58 Abſ. 4. 
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nach dem alten H. G. B. geregelt war. Allein auch bei der 
jetzigen mehr privilegirten Stellung des Frachtführers iſt es 
kaum erklärlich. Nehmen wir einmal an, daß der Werth oder 
die Beſchaffenheit der im § 429 Abſ. 2 erwähnten Gegenſtände 
bei deren Uebergabe nicht angegeben worden ſind. Alsdann 
kommen wir zu einem im Rechtsleben wirklich kurioſen Er⸗ 
gebniß: der Vertrag iſt abgeſchloſſen und doch bringt der Ver⸗ 
tragsabſchluß für den einen von den Kontrahenten eiue ſchranken⸗ 
loſe Handlungsfreiheit mit ſich. Nicht bloß Zufall und culpa 
levis, ſondern auch grobe Fahrläſſigkeit begründet für ihn keine 
Verantwortlichkeit! Ja ſogar Vorſatz kann ihn nicht aus dem 
abgeſchloſſenen Vertrag, ſondern nur außerkontraktlich haftbar 
machen ). 

Handelte es ſich um eine Obligation, welche Intereſſen 
bloß einer Partei dienen ſollte, ſo wäre die Gegenpartei doch 
wenigſtens für grobe Fahrläſſigkeit einzuſtehen verpflichtet. Kann 
man daher ohne zu ſtaunen dieſer völligen Haftfreiheit des 
Frachtführers entgegenſehen, wenn es ſich nicht nur um beider⸗ 
ſeitiges Intereſſe handelt, ſondern noch bis vor einigen Jahren 
für zweckmäßig angeſehen wurde, gerade dem Frachtführer in 
allen anderen Richtungen (theilweiſe noch jetzt) — und mit 
Recht — eine höͤchſtverſchärfte Sorgfalt zuzumuthen, welche ſo⸗ 
gar über die eines Pedanten hinausgeht, wie es noch kaum 
irgendwo der Fall iſt? 

Noch mehr ſpringt in die Augen die Eigenthümlichkeit unſeres 
Satzes, wenn wir von dem Handelsverkehr, von dieſem Gebiete 
juris stricti par excellence auf das des bürgerlichen Rechts 
einen Blick werfen: ein nichtgewerbetreibender Fuhrmann, deſſen 
wirthſchaftlich⸗ſoziale Lage mit der des Frachtführers nicht zu 
vergleichen iſt, muß unter den nämlichen Umſtänden auf Grund 
ſeines Werkvertrages wegen omnis culpa auffommen, während 
dem letzteren allerlei kulpoſe Handlungen offen ſtehen. 

Wollten wir aber auch über bloß handelsrechtliche Normen 
nicht hinausgehen, ſo ſollte denn die obenerwähnte Sonderregel 
einem geſunden juriſtiſchen Takt nicht widerſtreiten? Wegen 
Beſchädigung und Verluſt nicht werthvoller Sachen (bei Unter- 
lafſung deren Deklaration ſeitens des Abſenders), ſoll der Fracht⸗ 
führer allgemeinen Regeln nach für den entſtandenen Schaden 
einſtehen — wir ſprechen hier nicht von dem Umfange der 
Haftung. Fällt dagegen das zu befördernde Gut unter den 
Begriff der im § 429 Abſ. 2 angeführten Gegenſtände, jo mag 
das Verhalten des Frachtführers auch ſo unverzeihlich fahrläſſig 
ſein, wie man ſich nur eine negligentia dissoluta denken kann, 
bleibt er doch — bei den nämlichen Umſtänden — irgendwelcher 
Spur von Verantwortlichkeit jo fern, als ob er überhaupt an 
dem Vertrag gar nicht Theil genommen hätte. Solche Aus⸗ 
legung des betreffenden Textes finden wir auch wirklich in einer 
Eutſcheidung des Reichsoberhandelsgerichts,) welche anerkannt 


*) Es unterliegt freilich keinem Zweifel, wie es übrigens 
bereits vielfach in der Literatur und Judikatur ausgeſprochen wurde, 
daß die Vorſchrift des folgenden 8 480 Abſ. 3 über den Erſatz 
des vollen Schadens wegen culpa lata und dolus auf unſeren Fall 
keine Anwendung findet, denn dieſer Paragraph verſchärft bloß die 
Haftung, falls deren Vorausſetzungen ſchon vorhanden ſind, woran 
es bei uns eben fehlt. S. z. B. Entſch. R. O. H. G. VIII, ſ. nl 
Staub Komm. 3. H. G. B. 6./7. Aufl. II S. 1522. 

*) Entſch. d. R. O. H. G. VIII, S. 271. 
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hat, daß dieſe „Objekte (deren Deklaration unterlaſſen iſt), fo, 
als ob fie ihm (d. h. dem Frachtführer) nicht übergeben wären, 
anzuſehen find.“ Allerdings ſtimmt dieſe Anfiht mit dem 
Wortlaute des Geſetzes überein; allein hierin, in dieſer Unzwei⸗ 
deutigkeit des Textes, liegt gerade das Bedauerliche. 

Wenn wir mit der herrſchenden Auffaſſung unter dem Be⸗ 
griff der Koſtbarkeit alle Sachen, die im Verhältniß zu Umfang 
und Gewicht ungewöhnlich werthvoll find, z. B. auch beſſere 
Uhren, theure Seidenſtoffe u. ſ. f. unterſtellen, ſo kommen wir 
zu einer unüberſehbaren Reihe von Gegenftänden, bei deren 
Beförderung ohne ſtatigefundene Deklaration wird dem Fracht⸗ 
führer und ſeinem mannigfachen Perſonal ein Freibrief für allerlei 
verkehrswidrige Handlungen und unverzeihliche Unterlaſſungen 
gegeben, was dagegen bei den Nichtkoſtbarkeiten nicht der Fall iſt. 

Es iſt hierin ein pactum de culpa lata non praestanda 
nicht zu verkennen. Von der beſtrittenen Frage über Giltigkeit 
ſolch eines pactum abgeſehen,“) ſollte es doch keinem Zweifel 
unterliegen, daß nur in einzelnen Fällen, und zwar einer aus⸗ 
drücklichen Verabredung zufolge, ſei dieſe Klauſel vielleicht als 
zweckmäßig anzufſehen. Dagegen wird fie zu einem für den 
Verkehr höchſt gefährlichen Element, wenn ſie in der Form einer 
geſetzlichen Regel aufgeſtellt wird. Es klingt beinahe ironiſch, 
wenn man behaupten will,“) unſere Vorſchrift auf die Er⸗ 
forderniſſe von Treu und Glauben im Verkehr zurückzuführen 
ſei: denn was kann noch fo handgreiflich contra bonos mores ver- 
ſtoßen, als wenn man einem Kontrahenten ſagt, die ihm an⸗ 
vertrauten Objekte dürfe er ſo anſehen, als ob ſie ihm gar 
nicht übergeben wären? 

Augenſcheinlich wollte der Geſetzgeber durch Strenge ſeines 
Satzes dem Abſender gegenüber eine größere Spannung der 
Sorgfalt deſſelben anregen. Allein dieſer Abſicht wäre es nicht 
nur durch unpolitiſches und gefährliches Herabwälzen der Sorg⸗ 
falt von dem Frachtführer auf den Abſender, ſondern ſchon durch 
folgerechte und billige Minderung der Haftung des erſteren ge⸗ 
nüge gethan. Und zwar beſtände ſolche Minderung ſchon darin, 
daß er nicht für den wirklichen — manchmal ſehr hohen — 
Werth des verlorenen oder beſchädigten Gutes, ſondern etwa für 
einen geringeren, im voraus beſtimmten Höchftbetrag ver⸗ 
antwortlich ſei.“) Mag man über den Umfang dieſer Erſatz⸗ 
pflicht noch ſo viel ſtreiten, darf es doch nicht überſehen werden, 
daß eben die allgemeinen Vorausſetzungen der Haftung über⸗ 
haupt für unſeren Fall nicht weniger, als bei den minder 
werthvollen Sachen, zu rechtfertigen ſeien. 

Die von Schott) angeführte Anſicht, daß der Haftbefreiungs⸗ 
grund in der Kompenſation der culpa des Frachtführers durch 
die des Abſenders liege, ſcheint uns ebenfalls verfehlt zu ſein. 
Von der culpa des letzteren könnte nur dann die Rede ſein, 
wenn er, trotz der Unterlaſſung einer Deklaration, von ſeinem 
Kontrahenten doch eine der Höhe des verſchwiegenen wirklichen 


*) B G. B. 8 276 Abf. 2 bejaht die Frage. 

) Lewis in Endemann's Handbuch IV, S. 155; Schott, ebend., 
III S. 332; Hahn, Comment. z. allgem. deutſch. H. G. B. 2. Aufl., S. 608. 

) Vergl. beiſpielsweiſe B. G. B. § 702: Haftung des Gaſt⸗ 
wirths für Koſtbarkeiten bis zum Betrage von 1 000 Mark, und zwar 
abgeſehen von irgendwelcher vorherigen Deklaration! Worauf ſtützt 
ſich unſere unerklärliche Milde zu Gunſten e des Frachtführers? 

1) Endemann' s Handbuch III, S. 338. 
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Werthes entſprechende Sorgfalt verlangen wollte. In dieſem 
Falle könnte dem Abſender freilich 8 254 Abſ. 2 des B. G. B. 
entgegengeſtellt werden, da er „unterlaſſen hat, den Schuldner 
auf die Gefahr eines ungewöhnlich hohen Schadens aufmerkſam 
zu machen ....“ Dagegen keineswegs culpos handelt der Ab⸗ 
ſender, welcher unter dieſen Umſtänden nicht ungewöhnlich hohen 
Schadenerſatz, ſondern nur diejenige Sorgfalt des Frachtführers 
zu beanſpruchen hofft, welche der letztere der Beförderung ge⸗ 
wöhnlicher, auch minder werthvoller Gegenſtände anzuwenden 
verpflichtet iſt. 

Möglich ſind auch Fälle, wo der Abſender, mit dieſem 
eventuellen Anſpruch ſich begnügend, ſeine gute Gründe gehabt 
hätte, die Werthangabe wiſſentlich zu unterlaſſen, was ihm jetzt 
vom Geſetze ſo gut wie verboten iſt. Ebenſowenig berechtigt 
iſt dieſe übermäßige Strenge gegen den Abſender, welcher eine 
Deklaration perſönlich auszuführen, möglicherweiſe verhindert iſt, 
während ſein diesbezüglicher Auftrag gar nicht oder nicht in 
gehöriger Weiſe von dem Beauſtragten erfüllt wird: hierin droht 
ihm nicht eine entſprechende Herabſetzung der eventuellen Erſatz⸗ 
ſumme, ſondern eine ſchrankenloſe Willkür des Frachtführers 
und ſeines Perſonals. Die Bedeutung dieſer Erwägung ſollte 
nicht überſehen werden: man denke nur an den Umſtand, wie 
viele von den Abſendern zu Nichtkaufleuten gehören, welche dem 
gewerbetreibenden Frachtführer gegenüber nicht ſelten als rustici 
angeſehen werden ſollten. 

Die verſchiedenſten und vielfachen Mißbräuche können 
ſchließlich noch dadurch entſtehen, daß das thatſächliche, ander⸗ 
weitig erlangte Kennen des Frachtführers und ſeiner Angeſtellten 
von dem Werth oder der Beſchaffenheit des Gutes iſt vom 
Geſetz der betreffenden Deklaration nicht gleichgeſtellt und erzeugt 
daher nicht die mindeſte Verantwortlichkeit derſelben wegen 
Beſchädigung und Verluſt. 

Wir ſind freilich mit der Entſcheidung des R. O. H. G. 
(Bd. VIII, S. 272) vollkommen einverſtanden, wenn ſie be⸗ 
hanptet, die Haftfreiheit ſich nicht auf den Fall beziehe, wo der 
Verluſt des Gutes durch ein von den Vertragspflichten un⸗ 
abhängiges rechtswidriges Handeln verurſacht wird. Wenig be⸗ 
ruhigend dagegen ſcheint uns ihre Bemerkung zu ſein, daß „da⸗ 
durch ſich das Bedenken, als ob in der betreffenden Vorſchrift 
dem untreuen Frachtführer ein Schutzmittel für Argliſt gewährt 
ſein könne, von ſelbſt erledigt“. Denn ſollte man nicht vielmehr 
annehmen, daß einem untreuen Kontrahenten noch ein un⸗ 
überſehbarer Raum für verſchiedene Handlungen und Unter⸗ 
laſſungen übrig bleibt, die zwar nicht argliſtig, jedoch verkehrs- 
widrig find. Andernfalls müßten wir doch zweifelsohne den 
§ 347 des H. G. B. über die Sorgfalt eiues ordentlichen 
Kaufmanns als überflüſſig betrachten! 

Wir glauben die unendlichen Widerſprüche und unhaltbaren 
Konſequenzen unſerer Vorſchrift ſolange nicht vermeiden zu 
können, bis wir den derſelben zu Grunde liegenden Fehler nicht 
anerkennen ſollten. Er beſteht darin, daß die Deklaration nicht 
bloß für den Umfang der Erſatzpflicht des Frachtführers, ſondern 
für die Vorausſetzungen derſelben vom Geſetzgeber als ent⸗ 
ſcheidend angeſehen wird: es liegt auf der Hand, daß die 
beiden Begriffe dagegen ganz verſchieden behandelt werden 
ſollten. 
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Die civilrechtliche Haftpflicht der Sachverſtändigen. 
Von Hans Schneickert, Rechtspraktikant, München. 


In unſerer gerichtlichen Praxis mag es wohl jelten vor- 
kommen, daß Sachverſtändige für das von ihnen vor Gericht 
abgegebene Gutachten civilrechtlich verantwortlich gemacht werden. 
Jedenfalls aber erregt dieſe Frage wegen ihrer Eigenartigkeit unſer 
Intereſſe und dürfte zu einer näheren Betrachtung geeignet ſein. 

In den „Graphologiſchen Monatsheften“ ')) Nr. 1/2 1901 
S. 16 finden wir eine Rotiz, nach der zu Anfang des 
Jahres 1901 in Paris ein Handſchriftenſachverſtändiger mit 
Namen Teyßonnières, der übrigens aus dem Dreyfusprozeß 
ſchon bekannt iſt, wegen einer „groben Nachläſſigkeit in der 
Ausübung ſeiner Sachverſtändigenthätigkeit“ zu einem Schadens⸗ 
erſatz von 800 Fres. und Tragung der Verhandlungs- 
koſten verurtheilt wurde. Dieſer groben Nachläſſigkeit ſoll 
Teyßonnieères ſich dadurch ſchuldig gemacht haben, daß er 
„mit voller Ueberzeugung“ die Identität aller ihm in einer An- 
gelegenheit vorgelegten Vergleichungsſchriftſtücke behauptet hat, 
während eine Schriftprobe von einer dritten Hand herrührte. 
Näheres iſt über dieſen intereffanten Fall leider nicht bekannt. 

Vor allem wird hier zu erörtern fein, wie ein Sach- 
verſtändiger dazu kommt, ſeine Thätigkeit in einer Prozeßſache 
zu entfalten, um daraus zu erkennen, auf Grund welchen 
obligatoriſchen Rechtsverhältniſſes der Sachverſtändige dem ihn 
zu ſeiner Thätigkeit veranlaſſenden Dritten für zugefügten 
Schaden haftet. 

Die Auswahl der gerichtlich zuzuziehenden Sachverſtändigen 
erfolgt gemäß § 73 R. St. P. O.“) durch den Richter. Dies 
iſt die Regel. Aber auch die Parteien haben, wenn ſie den 
Beweis durch Sachverſtändige antreten wollen, das Recht, die 
Zuziehung von Sachverſtändigen zu verlangen, fie auch unmittel- 
bar zu laden, und können dabei die Auswahl und Beſtimmung 
der einzelnen ſelbſt treffen. Dies Recht ergiebt ſich aus den §8 193, 
218— 221, 238, 243 und 244 R. St. P. O.“) Uns intereſſirt 
hier aber nur der letztere Fall der Sachverſtändigenauswahl. 

Es ſei mir geſtattet, meinen Ausführungen eine beſondere 
Art von Sachverſtändigen zu Grunde zu legen und zwar die 
„Handſchriftenſachverſtändigen“ ) die ja auch in der Straf⸗ 


) Karl Schülers Verlag, München. 

**) Vergl. entſprechend $ 404 und 405 R. C. P. O. 

) Vergl. u. a. Birkmeyer „Deutſches Strafprozeßrecht.“ 
Berlin 1898. S. 447 und 450; ferner Stenglein, Lehrbuch des 
deutſchen Strafprozeßrechts, Stuttgart 1887. S. 199. 

9 Zu einer beſtimmten Bezeichnung dieſes Zweiges der Sachs 
verſtändigenthätigkeit hat man ſich noch nicht geeinigt. Man geräth 
hier auch einigermaßen in Zweifel, ob man von „Handſchriften⸗ 
ſachverſtändigen“ oder von „Schreibſachverſtändigen“ reden ſoll, da 
die letztere Bezeichnung noch eine ſpeziellere Sachverſtändigenthätigkeit 
in ſich einſchließt, indem alles, was mit dem Schreiben in Zu⸗ 
ſammenhang zu bringen iſt — insbeſondere die Beſchaffenheit des 
Schreibmaterials — hier der Unterſuchung unterſtellt werden müßte, 
während der „Handſchriftenſachverſtändige“ lediglich das Produkt 
der Schreibthätigkeit, die Schriftzüge eines Menſchen zur 
Grundlage ſeiner Unterſuchung macht. Meines Erachtens iſt die 
Bezeichnung „Handſchriftenſachverſtändiger“ die beſſere, da deſſen 
Unterſuchungen auf alles, was überhaupt mit „Handſchrift“ in 
Zuſammenhang gebracht werden kann, ſich erſtrecken können. 
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prozeßordnung ($ 93) fowie in der Civilprozeßordnung (88 441 
und 442) anerkannt find; außerdem entſpricht dies mehr dem 
dieſe Erörterung verurſachenden Fall der eingangs erwähnten 
Verurtheilung des franzöſiſchen Handſchriftenſachverſtändigen. 
Wie das Rechtsverhältniß zwiſchen der Partei und dem 
Sachverſtändigen entſteht, iſt nun leicht aus folgendem zu er⸗ 
ſehen: Die Partei übergiebt dem Sachverſtändigen zur Er⸗ 
mittelung der Echtheit oder Unechtheit eines Schriftſtückes oder 
zur Ermittelung des Urhebers eines ſolchen Handſchriftproben 
als Vergleichsmaterial mit dem Verlangen, ein Gutachten zum 
Zwecke der Beweisführung für die Hauptverhandlung, zu der 
jener auf Veranlaſſung der Partei geladen wird, vorzubereiten. 
Die civilrechtlichen Beziehungen zwiſchen der Partei und dem 
Sachverſtändigen ergeben ſich alſo aus den geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften über den „Dienſtvertrag.“ (B. G. B. § 611 ff.) — 
Gegenſtand des Dienſtvertrags können Dienſte jeder Art ſein. 
(S 611 Abſ. II I. c.) Das Dienftverhältnig braucht nicht 
dauernd zu ſein, ſondern kann auch vorübergehend, oder auch 
nur zu einem beſtimmten, einem einmaligen Zweck beſtehen. 
Die Gewährung einer für die geleiſteten Dienſte entſtehenden 
Vergütung braucht nicht ausdrücklich vereinbart zu werden, eine 
ſolche muß auch entrichtet werden, wenn die Dienſtleiſtung den 
Umſtänden nach nur gegen Vergütung zu erwarten iſt 
($ 612 1. c.) Die Leiſtung iſt erfüllt und der Lohn bezw. das 
Honorar verdient, wenn die Dienſte in der verſprochenen und 
nach den Umſtänden zu beanſpruchenden Weiſe bewirkt ſind: 
auf ihren Erfolg kommt es jedoch im Gegenſatz zu den 
Vorſchriften des „Werkvertrags“ (B. G. B. 58 631 ff.) uicht 
an. Der Verpflichtete hat die Dienſte mit der vollen im Ver⸗ 
kehr erforderlichen Sorgfalt zu leiſten. An eine vorſätzliche 
Verletzung dieſer Pflicht wird man bei einem Sachverſtändigen 
in erſter Linie nicht denken dürfen, umſo eher kann aber der 
Fall der fahrläffigen Pflichtverlegung vorkommen, die wohl 
auch die Verurtheilung des oben genannten franzöfifchen Sach⸗ 
verſtändigen herbeigeführt hat. In der Uebernahme einer 
Schuldverpflichtung liegt die Zuſicherung der korrekten 
Erfüllung; das iſt ein allgemeines Gebot der Vertragstreue. 
In der Uebernahme einer Verpflichtung liegt aber auch die 
Zuſicherung der Sachkenntniß; daß er nach beſtem Willen 
gehandelt, ſich alle Mühe gegeben hat u. f. w., giebt ihm keine 
genügende Entſchuldigung. Daß durch entſchuldbaren 
Irrthum der Vorwurf der Fahrläſſigkeit aufgehoben wurde, 
wäre eine inhaltsloſe Norm, denn ob der Irrthum entſchuldbar 
iſt, hängt wieder davon ab, ob er ohne fahrläſſiges Verhalten 
Platz greifen konnte. Nicht der Irrthum, ſondern nur die 
thatſächliche Unkenntniß von ſolchen Thatſachen, die dem 
Schuldner auch bei angemeſſener Sorgfalt verborgen bleiben 
könnten, ſchließt die Fahrläſſigkeit aus. Hierbei iſt auch zu 
erwägen, ob nicht den Gläubiger (d. i. die auswählende Partei) 
ſelbſt ein Verſchulden trifft, da er einen Mann, den er als 
untüchtig kannte, zu der verlangten Dienſtleiſtung engagirte.) 
Inſoferne es den Prozeßparteien überlaſſen iſt, den Sach⸗ 
verſtändigen auszuwählen, wird bei dieſer Auswahl die pflicht⸗ 
gemäße Vorſicht eben auf ſeiten der Parteien ſelbſt in erſter 


) So F. Endemann über die Beſchaffenheit der Dienſtleiſtung 
in feinem Lehrbuche des Bürgerl. Rechts § 113 nebſt Anmerkungen. 
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Linie ausſchlaggebend ſein für die Beurtheilung etwaiger Mißerfolge 
der Dienſtleiſtungen. Und gerade bei der Auswahl eines Hand⸗ 
ſchriftenſachverſtändigen iſt es unter den obwaltenden nicht 
befriedigenden Zuſtänden der forenſen Schriftexpertiſe am 
ſchwierigſten, eine geeignete Perſon ausfindig zu machen, und 
daher die größte Sorgfalt in der Auswahl eines ſolchen Sach- 
verſtändigen geboten. Wer zu den bezüglichen Leiſtungen bei⸗ 
ſpielsweiſe einen Lehrer oder einen Archivbeamten als Sach— 
verſtändigen auswählen wollte, nur aus dem vielfach geltend 
gemachten Grunde, weil dieſe Leute mehr wie andere mit 
freinden Handſchriften zu thun haben, der wäre nach meiner 
Auffaffung der forenſen Schriftexpertiſe in erſter Linie 
verantwortlich zu machen für die Mißerfolge, die durch deren 
Sachverſtändigenthätigkeit zu Tage träten.“ 

Der Sachverſtändige haftet alſo bei Vorbereitung und 
Ertheilung ſeines Gutachtens auf Grund des zwiſchen ihm und 
dem Dritten beſtehenden Dienſtvertrages; der Grund der 
Haftung liegt in der ſchuldhaften Verletzung der Vertragspflicht. 
Daß die Schadenswirkungen von dem Vertragsverletzenden vor⸗ 
ausgeſehen worden oder vorausgeſehen werden konnten, iſt nicht 
erforderlich, wohl aber, daß er den Inhalt ſeiner Pflicht kannte, 
und daß der entſtandene Schaden nach den Grundſätzen von 
Treu und Glauben ſeiner — wenn auch nur fahrläſſig — 
ſchuldhaften Außerachtlafſung von Vorſicht und Sorgfalt bei 
der Vergleichung der Handſchriften zugerechnet werden kann. 


) Wenn Löwe in feinem Kommentar zur Reichsſtrafprozeß⸗ 
ordnung ad 8 93 meint, daß die Fähigkeit, Handſchriften zu 
beurtheilen, nicht auf einer beſonderen Fachbildung, vielmehr auf 
einer, das häufige Leſen fremder Handſchriften mit ſich bringenden 
Beſchäftigung und der hierin enthaltenen Uebung im Vergleichen von 
Schriftzügen beruhe, ſo iſt dieſe Anſicht durchaus falſch und wäre 
nur inſofern richtig, als es ſich bei der in Frage ſtehenden Sach⸗ 
verſtändigenthätigkeit um das gegenſeitige Vergleichen von gleichen 
oder ähnlichen Buchſtaben handelte. Das wäre aber doch nur eine 
ganz oberflächliche Handſchriftenvergleichung, und wer ſich ſchon 
etwas um den heutigen Stand der wiſſenſchaftlichen Graphologie 
gekümmert hat, wird begreifen, daß die Fähigkeit, die Identität 
zweier Handſchriften zu erforſchen und feſtzuſtellen, von ganz anderen 
Vorausſetzungen abhängt: Wer nämlich eine ſolche Unterſuchung mit 
Erfolg vornehmen will, muß gelernt haben, den Geiſt einer Hand⸗ 
ſchrift zu erfaſſen, und dies kann wiederum nur der, welcher Menſchen⸗ 
kenner (alſo nicht bloß Handſchriftenkenner) iſt und zu pſychologiſchen 
Forſchungen und Erkenntniſſen befähigt iſt. Von dieſem Geſichts⸗ 
punkt aus muß eine, wenn auch noch fo große, aber nach Aeußer⸗ 
lichkeiten eingerichtete Uebung im Handſchriftenbeurtheilen zweifel⸗ 
los viele Mißerfolge erzielen, wie es ja leider nur zu oft ſchon 
vorgekommen. 

Wer ſich näher mit der wiſſenſchaftlichen Graphologie 
beſchäftigen will, den verweiſe ich auf die oben ſchon erwähnten 
„Graphologiſchen Monatshefte,“ ſowie auf die Werke des Berufs⸗ 
graphologen Hans H. Buſſe: „Bibliographie der Graphologie 
(Münden 1900. 1,— M.) und „Die Handſchriftendeutungskunde. 
Ein Unterrichtskurſus (2. Auflage, München 1900. 8,— M.) 

Ueber die Beſtrebungen bei der Reform der gerichtlichen Schrift⸗ 
expertiſe vgl. Buſſe's Aufſatz in der „Deutſchen Juriſten⸗Zeitung“ 
1897, Nr. 11; ferner deſſen vier Theſen in „Graphologie und 
gerichtliche Handſchriftenunterſuchungen“, Leipzig 1898, S. 34 f., 
ſowie meine vermittelnden Vorſchläge in den „Graphologiſchen 
Monatsheften“, 1901, S. 36 ff. 
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Die Art und Größe des Schadens richtet ſich nach der 
jeweils vorliegenden Urſache und Wirkung der Schädigung und 
beurtheilt ſich nach den Grundſätzen des B. G. B. über den 
Schadenserſatz. (Vergl. insbeſondere die 88 157, 276, 286 
und 823.) 

Soweit das Rechtsverhältniß zwiſchen dem Sachver- 
ſtändigen und der dritten Perſon und des erſteren Haftpflicht 
auf Grund des Dienſtvertrages. Nun können aber auch Fälle 
von Sachverſtändigengutachten eintreten, die ihrer Entſtehung 
nach mehr unter den Begriff der „Rathsertheilung“ fallen. Wenn 
beiſpielsweiſe jemand zu einem Handſchriftenkundigen hingeht 
und ſich über die Identität zweier vorgelegten Handſchriften 
Aufſchluß geben läßt und dann als „Aufgeklärter“ ganz ſelbſt⸗ 
ſtändig zur Erzielung irgend eines rechtlichen Erfolges auftritt, 
ſo kann der Handſchriftenkundige wegen einer ſchädigenden Wirkung 
ſeiner Rathsertheilung keineswegs zur Verantwortung gezogen 
werden. Dies ſpricht 8 676 B. G. B. gauz unzweideutig 
aus. Ueber dieſe Frage äußert ſich F. Endemann in ſeinem 
oben erwähnten Lehrbuche im § 177 sub Ziffer 5 folgender⸗ 
maßen: „Rath und Empfehlung werden regelmäßig nicht 
in der Abſicht ertheilt, ſich damit rechtlich für den Erfolg ver- 
bindlich zu machen. Wer ſie befolgt, behält ſtets die freie eigene 
Entſcheidung und handelt demgemäß auf eigene Gefahr. Nur 
dann, wenn ein beſonderes Vertragsverhältniß vorliegt, zumal 
alſo ein Sachverſtändiger gegen Entgelt Rath und Gutachten 
ertheilt, kann ſich hieraus die Uebernahme einer gewiſſen 
Garantiepflicht herleiten laſſen. Ebenſo wird eine Haftung 
begründet, wenn in der Rathsertheilung oder Empfehlung eine 
unerlaubte Handlung enthalten iſt.““ 

Was die Haftpflicht der öffentlich beſtellten Sach- 
verſtändigen, die im Hinblick auf den öffentlichen Charakter 
ihrer Thätigkeit Zweifel erregen könnte, anlangt, ſo iſt noch 
folgendes zu bemerken: Das bürgerliche Geſetzbuch berührt nur 
an einer Stelle die Haftpflicht einer beſtimmten Sachverſtändigen⸗ 
kategorie, d. i. im Art. 79 E. G. z. B. G. B., wonach der 
Landesgeſetzgebung die Erweiterung der Haftung der zur amt- 
lichen Feſtſtellung des Werthes von Grundſtücken beſtellten 
(seil. öffentlich beſtellten) Sachverſtändigen für den aus einer 
Verletzung ihrer Berufspflicht entſtandenen Schaden überlaſſen 
iſt. Auch iſt hier noch Art. 77 1. c. zu erwähnen geeignet, 
nach welchem es gleichfalls dem Landrecht anheimgeſtellt iſt, den 


) Das bayeriſche Oberſte L. G. nimmt in ſeiner Entſcheidung 
vom 6. Dezember 1901 in dieſer Frage folgenden Standpunkt ein: 
Die Ertheilung eines Rathes oder einer Empfehlung begründet die 
Verbindlichkeit zum Erſatze des aus der Befolgung des Rathes oder 
der Empfehlung entſtandenen Schadens, wenn der Rathende oder 
Empfehlende bei der Ertheilung des Rathes oder der Empfehlung 
argliſtig handelt. Zur Annahme argliſtigen Handelns genügt, daß 
der Rathende oder Empfehlende, um den anderen zur Befolgung 
des Rathes zu beſtimmen, die Richtigkeit von Angaben verſichert, 
von deren Richtigkeit er nicht überzeugt iſt und ſich auf eigene 
Kenntniß von Thatſachen beruft, die er in Wirklichkeit nicht hat. 
(Mitgetheilt durch „das Recht“ in Nr. 9 des lfd. Jahrgangs 1902, S. 235, 
sub Nr. 1127 der „Entſcheidungen“ bzw. in der „Deutſchen Juriſten⸗ 
Zeitung“ 1902, S. 128.) Dies gilt namentlich für den Geſchäftsbetrieb 
der „Pfuſcher“, die, wie überall, ſo auch unter den ee 
bzw. ⸗Vergleichern zu finden find. 
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Staat für Verletzungen ſeiner Beamten haftbar zu machen. 
Bayern hat eine ſolche Haftung des Staates anerkannt im 
Art. 60 und 61 des Ausführungsgeſetzes z. B. G. B. Der 
Ausdruck „in Ausübung der ihm anvertrauten öffentlichen Gewalt“ 
(Art. 60 Abſ. I I. c.) begrenzt ziemlich genau den Kreis der 
in Frage kommenden öffentlichen Bedienſteten und beſchränkt fich 
keineswegs auf die eigentlichen Beamten im Sinne der Dienſtes⸗ 
pragmatik. Der Schöffe, der Geſchworene verwaltet, obwohl 
Privatperſon, doch ein öffentliches Amt; nicht dagegen der 
öffentlich beſtellte Sachverſtändige, deſſen öffentliche 
Aufſtellung noch keine Beamtenqualität erzeugt.“ Dieſer 
übt keine „öffentliche Gewalt“ aus, ſondern verrichtet bloß 
techniſche Funktionen, die ihn einerſeits nur als Gehilfen des 
Richters, andrerſeits nur als Beweishelfer der Partei“) erſcheinen 
laſſen. Sonach haftet der öffentlich beſtellte Sach- 
verſtändige für unrichtige d. i. fahrläſſig ertheilte Gutachten 
und Schätzungen allein. 

Das preußiſche Ausführungsgeſetz zum B. G. B. ſieht 
von der Regelung der Haftpflicht des Staates für die Beamten 
ab, was zur Folge hat, daß im Gebiet des preuß. Landrechts 
auf Grund der gemäß Art. 77 E. G. z. B. G. B. in Kraft 
bleibenden Beſtimmungen dieſes Rechts keine Haftpflicht des 
Staates beſteht. — Für n = A. G. z. B. G. B. 
Art. 202 — 204.“ 


Schließt § 741 der Civilprozeßordnung eine Klage 
gegen den Ehemann auf Duldung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das eingebrachte Gut aus? 
Von Amtsgerichtsrath Dr. Petzold, Berlin. 


Bei der Behandlung der Frage ſoll vorausgeſetzt werden, 
daß zur Zeit der Rechtshängigkeit ein Einſpruch des Ehemannes 
gegen den Betrieb des Erwerbsgeſchäfts oder ein Widerruf ſeiner 
Einwilligung zu dem Betriebe im Güterrechtsregiſter nicht ein⸗ 
getragen war. 

Auch ſoll ſich die Unterſuchung nur auf den Fall beſchränken, 

daß die Ehe erſt nach dem Inkrafttreten des bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs geſchloſſen iſt. 
‘ Zur Beſprechung dieſer Frage veranlaßt mich einmal eine 
Entſcheidung des Königl. Amtsgerichts I in Berlin, die eine 
ſolche Klage gegen den Ehemann, wenn die Ehefrau zur Zeit 
des Prozeſſes ein Erwerbsgeſchäft betreibt, deshalb für unzuläffig 
hält, weil nicht geklagt werden könne auf etwas, was durch das 
Geſetz ſelbſt ohne weiteres gegeben ſei, übrigens auch eine ſolche 
Klage den Ehemann unnöthig beläſtige, ſodann aber auch ein 
in Berliner Anwaltskreiſen eingeſchlagenes Verfahren, von dem 
ich allerdings nicht weiß, ob es durch jene Entſcheidung hervor⸗ 
gerufen worden iſt. 


) Vergl. Kommentar des bayer. Ausführungsgeſ. z. B. G. B. 

von Henle⸗Schneider, München 1900, S. 104, sub Ziffer 1. ö 

*) Bezw. als Beweismittel. Vergl. zu dieſer Unterſcheidung 
auch Birkmeyer, in feinem oben citirten Lehrbuch d. R. St. P. O. 
8 73. 

**) Ueber die Regelung dieſer Haftfrage in den anderen Bundes» 
ſtaaten vergl. das oben citirte Kommentar des bayer. A. G. 3 
B. G. B. Seite 102. 5 
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Um einer Abweiſung und einer Verurtheilung in die Koften 
zu entgehen, im Falle eines etwaigen Widerſpruchs des Ehemannes 
bei der Vollſtreckung aber einer neuen Klage überhoben zu ſein, 
beſonders auch wegen der vielleicht bedeutenden Koſten des neuen 
Rechtsſtreits, in welchem der Werth des Streitgegenſtandes 
derſelbe ſein kann, wie im Rechtsſtreite gegen die Ehefrau, richtet 
man von vornherein die Klage mit gegen den Ehemann auf 
Duldung der Vollſtreckung, fertigt aber nur eine beglaubigte 
Abſchrift der Klage gegen die Ehefrau und läßt nur dieſer zu⸗ 
ſtellen. Entſtehen dann bei der Vollſtreckung Schwierigkeiten, 
die nur durch einen Titel gegen den Mann zu beheben ſind, ſo 
ladet man nun dieſen. Dann, ſo meint man, entſtänden 
wenigſtens keine neuen Gebühren, da es ſich um en Rechts⸗ 
ſtreit handele. 

Es mag hier dahingeſtellt bleiben, ob letzteres richtig iſt 
oder ob nicht durch die Verurtheilung der Ehefrau auch in die 
Koſten der Rechtsſtreit vollſtändig erledigt iſt und eine neue Klage 
gegen den Ehemann erhoben werden müßte. Jedenfalls iſt ein 
ſolches Verfahren immerhin umſtändlich und nicht ohne 
Schwierigkeiten. | 

Auf meinen weiteren Einwurf, der Kläger könne dem Ein- 
wande des Ehemannes, daß ſeine Ehefrau Gewerbefrau ſei und 
er zu der Annahme eines ſpäteren Widerſpruchs gegen die Voll⸗ 
ſtreckung keine Veranlaſſung gegeben habe, mit der Erklärung 
begegnen, daß er ja noch gar nicht wiſſe, ob die Ehefrau zur 
Zeit der Vollſtreckung noch Gewerbefrau ſei, wurde mir erwidert, 
daß es gar nicht auf die Sachlage zur Zeit der Vollſtreckung 
ankomme, vielmehr die zur Zeit der Klagezuſtellung vorhandene 
Sachlage maßgebend ſei. 

Daß die Anſicht des Amtsgerichts, wenn ſie auch auf den 
erſten Blick etwas Beſtechendes haben mag, doch verfehlt iſt und 
8 741 C. P. O. nicht nur eine Klage gegen den Ehemann auf 
Duldung der Vollſtreckung zuläßt, ſondern daß ſogar eine Ver⸗ 
urtheilung deſſelben in die Koſten zu erfolgen hat, ſoll in 
Folgendem dargelegt werden. 

§ 741 beſtimmt: Ä 

Betreibt die Ehefrau ſelbſtſtändig ein Erwerbsgeſchäft, ’ 
iſt zur Zwangsvollitredung in das eingebrachte Gut. 
ein gegen die Ehefrau ergangenes Urtheil genügend. 

Der Wortlaut ſpricht nicht gegen die Zuläſſigkeit der Ringe. 
Das Wort „genügend“ hat an ſich nicht die Bedeutung, daß 
damit ein Mehreres zu thun verboten wäre. Nach der Civil⸗ 
prozeßordnung genügt in gewiſſen Fällen auch der billigere 
Urkundenprozeß oder das Mahnverfahren. Trotzdem iſt dem 
Gläubiger der Weg der gewöhnlichen Klage nicht verſtellt. 
So fand ferner nach 5 129 des preußiſchen Geſetzes vom 
13. Juli 1883 (zu vergl. $ 132 Reichsgeſ. vom 24. 3. 1897) 
wegen des rückſtändig gebliebenen und überwieſenen Kaufgeldes 
die Zwangsvollſtreckung gegen den Erſteher auf Grund einer 
vollſtreckbaren Ausfertigung des Zuſchlagsurtheils ſtatt. Trotzdem 
hat auch das Reichsgericht (Bd. 46 S. 304 ff.) die Zuläffigkeit 
einer Klage ausdrücklich anerkannt. Es hat eine ſolche ſogar in 
dem Falle zugelaſſen, wo ſich der Beklagte in einer nach § 702 
Nr. 5 C. P. O. (a. F.) ausgeſtellten Urkunde der ſofortigen 
Zwangsvollſtreckung unterworfen hatte. (Gruchots Beiträge, 
Bd. 38 S. 182.) Nach allgemeinen Rechtsgrundſaͤtzen hat der, 
dem zur Verfolgung ſeines Rechts an ſich mehrere Wege zu 
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Gebote ftehen, die Wahl, welchen von ihnen er beſchreiten will; 
das Geſetz müßte deun ſelbſt einen ganz beſtimmten Weg unter 
ausdrücklicher Ausſchließung jedes andern anweiſen oder es müßte 
ſich wenigſtens ſonſt aus dem Geſetze ergeben, daß es nur den 
einen Weg für gangbar halte. So kann die Feſtſetzung der 
Koften entweder im Urtheile oder durch Beſchluß im beſonderen 
Verfahren erfolgen (zu vergl. hierzu „Das Recht“ 1901 S. 277, 
Jur. W. 1901 S. 871/872, 887/888 und 1902 S. 6/7). 
Nur einen Weg läßt z. B. 8 766 C. P. O. zu. Es findet 
ſich aber weder eine ausdrückliche Beſtimmung noch ein ſonſtiger 
Anhalt, daß das Geſetz im Falle des § 741 C. P. O. die Klage 
habe ausſchließen oder dem Kläger wenigſtens die Koſten habe 
aufbürden wollen. Gerade wie § 735 C. P. O., wenn er zur 
Zwangsvollſtreckung in das Vermögen eines nicht rechtsfähigen 
Vereins ein gegen den Verein ergangenes Urtheil für genügend 
erachtet, damit die Erwirkung eines Titels gegen die Mitglieder 
des Vereins nicht ausſchließt, jo hat 8 741 dem Gläubiger auch 
nur einen Weg eröffnet, auf dem er ſeine Befriedigung ſuchen 
darf, ohne ihm den andern, den gewöhnlichen Weg der Klage, 
verſchließen zu wollen. 

Die Kommentare zur C. P. O. ſprechen ſich über die Frage 
entweder gar nicht aus oder meinen (Struckmann & Koch, Anm. 2 
zu & 740), daß eine Mitverklagung des Ehemannes im Falle 
des 8 741 ſelbſtverſtändlich nicht ausgeſchloſſen ſei, ohne 
jedoch zu ſagen, warum es ſelbſtverſtändlich ſei. So auch Planck 
in der „Deutſchen Juriſten⸗Zeitung“ 1901 S. 81 (am Ende 
des Aufſatzes) und Falkmann daſelbſt S. 178. Nirgends findet 
ſich auch nur eine Andeutung, daß die Klage unzuläſſig ſei. 

Das Gegentheil und auch die Verurtheilung des unter⸗ 
liegenden Ehemannes in die Koſten ergiebt fi aus der Ent- 
ſtehungsgeſchichte des § 741 und dem Zwecke dieſer Vorſchrift. 

Der erſte Entwurf zum Börgerlichen Geſetzbuche hatte 
bereits in den 88 1314, 1315, 1360, 1399, 1424 und 1431 
Beſtimmungen, denen die 58 739 ff. C. P. O. entſprechen, es 
fehlte aber eine Vorſchrift, wie fie im 8 741 enthalten iſt. 
Der Entwurf I hatte deshalb keine Ausnahme für die Gewerbe⸗ 
frau gemacht, um dem Manne die Moglichkeit zu geben, Ein⸗ 
wendungen insbeſondere darüber, ob der Rechtsſtreit durch den 
Betrieb des Erwerbsgeſchäfts bedingt iſt, geltend zu machen. 

In der von der Redaktionskommiſſion auf Grund der bis⸗ 
herigen Beſchlüſſe der Kommiſſion ausgearbeiteten Vorlage des 
Entwurfs eines Geſetzes, betreffend Aenderungen der C. P. O., 
tauchte die Beſtimmung als 8 668g zum erſten Male auf. 
(Protok. VI S. 784, 795.) Die Redaktionskommiſſion gab 
dazu folgende Begründung: 

In dem Falle, daß die Ehefrau ein Erwerbsgeſchäft 
betreibt, iſt es ein Verkehrsbedürfniß, daß die Zwangs⸗ 
vollſtreckung erleichtert wird. Es geht nicht an, die 
Gläubiger der Frau zu nöthigen, ihre Forderungen auch 
dem Manne gegenüber zur Feſtſtellung zu bringen. 

Die Beſtimmung wurde von der Kommiſſion unter An⸗ 
erkennung der Begründung angenommen, erſchien mit derſelben 
Begründung in der Novelle zur C. P. O. und wurde dann als 
§ 741 zum Geſetz erhoben, ohne daß darüber noch eine weitere 
Verhandlung ſtattgefunden hätte. (Begründung der Novelle 
zur C. P. O. S. 152, Materialien zu den Reichsjuſtizgeſetzen 
von Hahn⸗Mugdan Bd. 8 S. 140.) 
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Hieraus ergiebt ſich, daß uicht etwa der Ehemann der 
Schuldnerin gegen eine Klage geſchützt, ſondern dem Gläubiger 
die Zwangsvollftreckung erleichtert werden, daß alſo lediglich für 
den Gläubiger eine Vergünſtigung geſchaffen werden ſollte. 
Ohne den § 741 müßte der Gläubiger erſt noch einen Titel 
gegen den Mann erwirken. Er müßte alſo den Mann auf 
Duldung der Vollſtreckung verklagen oder, wenn der Rechtsſtreit 
mit der Frau bereits vor ihrer Verheirathung rechtshängig war, 
nach Erlangung eines vollſtreckbaren Titels gegen die Frau 
die Ertheilung einer vollſtreckbaren Ausfertigung gegen den 
Mann nachſuchen. (§ 742 C. P. O.) In beiden Fällen 
entſtünden ihm Arbeit und Koſten und dadurch eine Erſchwerung 
und Verzögerung feiner Befriedigung, und alles das in einem 
um ſo höheren Maße, je ſchwerer der Ehemann zu erreichen 
wäre, wenn etwa fein Aufenthalt ganz und gar unbekannt 
geworden oder wenn er inzwiſchen ins Ausland verzogen iſt. 
Zur Vermeidung folder Schwierigkeiten wurde der 8 741 ge⸗ 
ſchaffen. Ebenſo wie der Gläubiger wegen der Schwierigkeiten 
der Klage gegen die Mitglieder eines nicht rechtsfähigen Vereins 
nur dieſen zu verklagen braucht (§ 735), ebenſo ſoll der 
Gläubiger einer Ehefrau nicht genöthigt ſein, noch einen Titel 
gegen den Mann zu erwirken, wenn die Ehefrau zur Zeit der 
Zwangsvollſtreckung ſelbſtändig ein Erwerbsgeſchäft betreibt. 
Hat das Geſetz alſo durch Aufnahme des 5 741 lediglich eine 
Begünſtigung des Gläubigers beabfichtigt, fo muß es dem 
Glaͤubiger auch überlaſſen bleiben, ob er von dieſer Begünſtigung 
Gebrauch machen will oder nicht. Für den Ehemann der 
Schuldnerin iſt die Vergünſtigung nicht eingeführt, und 
deshalb ſteht ihm auch nicht das Recht zu, den Gläubiger zu 
zwingen, von der Vergünſtigung Gebrauch zu machen. 

Er kann ihn um ſo weniger dazu noͤthigen, als dieſem, 
wenn ihm auf der einen Seite das Geſetz eine Erleichterung 
gewährt, auf der anderen Seite bei der Zwangsvollſtreckung 
doch mancherlei Hinderniſſe in den Weg treten können, die dann 
fern bleiben, wenn er auch einen Titel gegen den Mann hat. 
Sollte es nun dem Gläubiger nicht erlaubt fein, dieſe Hinder⸗ 
niſſe durch Erwirkung eines Titels gegen den Mann gar nicht 
erſt entſtehen zu laſſen, jo wäre die beabſichtigte Erleichterung 
der Rechtsverfolgung für ihn von recht fragwürdiger Natur, ſie 
wäre, weil ſie auf Koſten einer glatten Abwickelung der Voll⸗ 
ſtreckung ginge, gar keine Erleichterung. Daß aber beim Fehlen 
eines Titels gegen den Ehemann auf Duldung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung mancherlei Schwierigkeiten entſtehen können, ſoll im 
Folgenden gezeigt werden. 

Die Zwangsvollſtreckung ohne einen ſolchen Titel iſt nur 
gegen die Ehefrau ſtatthaft, die zur Zeit der Vollſtreckung 
ein Erwerbsgeſchäft betreibt. Daß es nur auf dieſen Zeit⸗ 
punkt ankommt, wird nirgends bezweifelt. Der Gerichtsvollzieher 
hat daher, ehe er mit der Zwangsvollſtreckung beginnen kann, 
zu prüfen, ob die Vorausſetzung in dieſem Zeitpunkte vorhanden 
iſt. Dabei können die verwickeltſten Fragen an ihn herantreten. 
Wenn ſich die Eigenſchaft der Ehefrau als Gewerbefrau nicht 
aus dem Kopfe des Urtheils oder aus der Formel ergiebt, ſoll 
er dann vielleicht eine Prüfung des Thatbeſtandes und der 
Gründe vornehmen? Iſt aber die Chefrau nach dem Urtheile 
zweifellos Gewerbefrau, darf er das Fortbeſtehen dieſer Eigen⸗ 
ſchaft auch dann ohne weiteres annehmen, wenn er den Voll⸗ 
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ſtreckungsauftrag erſt längere Zeit nach Erlaſſung des Urtheils, 
vielleicht erſt nach Jahren, erhält? Oder muß der Gläubiger 
erſt noch einen Auszug aus dem Handelsregiſter oder eine Be⸗ 
ſcheinigung einer Behörde beibringen, woraus ſich ergiebt, daß 
die Ehefrau ein Erwerbsgeſchaft noch betreibt? Und was 
geſchieht, wenn das Gewerbe nicht angemeldet iſt? 

Nun bietet allerdings § 15a der Gewerbeordnung einen 
Anhalt für den Gerichtsvollzieher. Findet er den Namen der 
Ehefrau an der Außenſeite oder am Eingange des Ladens oder 
der Wirthſchaft, ſo iſt die Sache einfach. Wie aber, wenn kein 
Name angebracht iſt? Soll er nun erſt feſtſtellen, ob eine 
Zuwiderhandlung gegen den § 15a vorliegt? Wie, wenn ein 
anderer Name als der der Ehefrau angebracht iſt? Oder wenn 
es ſich überhaupt nicht um einen offenen Laden oder eine Gaſt⸗ 
oder Schankwirthſchaft handelt und wenn ſich an der Wohnung 
nur ein kleines Schild mit dem Namen des Chemannes befindet? 

Und wie ſoll der Gerichtsvollzieher verfahren, wenn ihm 
der Ehemann erklärt, daß er ſich mit der Schuldnerin bereits 
vor dem Inkrafttreten des B. G. B. verheirathet habe? Für 
den Güterſtand einer zur Zeit des Inkrafttretens des B. G. B. 
beſtehenden Ehe bleiben nach Art. 200 Abi. 1 Satz 1 E. G. 
zum B. G. B. die bisherigen Geſetze maßgebend. § 741 
C. P. O. würde auf eine vor dem 1. Januar 1900 geſchloſſene 
Che im Gebiete des Preußiſchen Landrechts kaum anwendbar 
fein (zu vergl. Gruchots Beiträge Bd. 43 S. 149/150). Soll 
ſich der Gerichtsvollzieher die Heirathsurkunde vorlegen laſſen? 
Oder darf er zur Vollſtreckung überhaupt erft dann ſchreiten, wenn 
ihm der Gläubiger dargelegt hat, daß die Ehe unter dem neuen 
Rechte geichloffen ift? 

Wir ſehen, daß es beim Fehlen eines Titels gegen den 
Mann gar nicht ſelten vorkommen kann, daß der Gerichts⸗ 
vollzieher entweder gar nicht zur Vollſtreckung ſchreitet oder auf 
eine Erklärung des Mannes hin davon Abſtand nimmt oder im 
gzunſtigſten Falle, daß er zwar die Vollſtreckung bewirkt, der 
Gläubiger aber auf Einwendungen gefaßt fen muß, die feine 
Befriedigung verzögern. Auch iſt der Fall möglich, daß die 
Vollſtreckung gegen die ein Erwerbsgeſchäft betreibende Ehefrau 
fruchtlos ausfällt, dieſe aber bei einer fpäter wiederholten Vornahme 
der Vollſtreckung gar nicht mehr Gewerbefrau iſt und deshalb nun 
erſt noch eine Verurtheilung des Mannes bewirkt werden muß. 

In jedem Falle entſtehen neue Koſten, die recht bedeutend 
ſein können, denn als Werth des Streitgegenſtandes muß, wenn 
der Mann in einem beſonderen Prozeſſe auf Duldung der 
Zwangsvollſtreckung lediglich in das eingebrachte Gut belangt 
wird, das angenommen werden, wozu die Ehefrau verurtheilt 
worden ift (zu vergl. Rechtſprechung der Oberlandesgerichte 1901 
S. 160). Solche Koſten laſſen ſich vermeiden, wenn der Mann 
mit der Frau zuſammen verklagt wird, da ſich auch in dieſem 
Falle der Werth des Streitgegenſtandes einzig und allein nach 
dem bemißt, was von der Frau gefordert wird. 

Wäre der Einwurf richtig, daß es bei einer Klage gegen 
den Ehemann nur darauf ankomme, ob die Ehefrau zur Zeit 
der Klagezuſtellung ein Erwerbsgeſchäft betreibt, und daß 
bejahendenfalls die Klage abgewieſen werden müſſe, ſo würde 
ſich übrigens die ganz unannehmbare Folge ergeben: 

Wenn der Gerichtsvollzieher die Vollſtreckung gegen die 
Frau ohne einen Titel gegen den Mann nicht bewirken kann, 
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weil die Frau zur Zeit der Vollſtreckung kein Erwerbsgeſchäft 
betreibt, und wenn nunmehr der Gläubiger gegen den Mann 
auf Duldung der Vollſtreckung klagt, die Ehefrau aber inzwiſchen 
den Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts angefangen hat, jo müßte 
das Gericht die Klage koſtenpflichtig abweiſen oder günſtigſten⸗ 
falls auf die Erklärung des Ehemanns, daß er den Anſpruch 
anerkenne, aber zur Erhebung der Klage keine Veranlaſſung gegeben 
habe, zwar verurtheilen, die Koſten aber dem Kläger auferlegen. 

Und dieſe Anſicht würde zu demſelben Ergebniſſe in dem 
Falle führen, wenn eine Ehefrau, die nicht Gewerbefrau iſt, 
verklagt wird und der Ehemann darlegt, daß feine Ehefrau gar 


kein eingebrachtes Gut, ſondern nur Vorbehaltsgut habe; denn 


auch zur Vollſtreckung in dieſes bedarf es keines Titels gegen 
den Mann auf Duldung der Vollſtreckung. 

Auch hieraus ergiebt ſich, daß es immer nur darauf an⸗ 
kommen kann, ob die Ehefrau zur Zeit der Vollſtreckung 
ein Erwerbsgeſchäft betreibt. Ein Einwand des Ehemannes 
dahin iſt aber einfach unmöglich, da er eine zukünftige That ⸗ 
ſache betreffen würde, der Ehemann gar nicht wiſſen kann, wie 
die Berbältuiffe zur Zeit der ſpäteren Vollſtreckung liegen. 
Andererſeits muß aber auch, weil der Gläubiger ebenfalls nicht 
vorausſehen kann, ob die zur Zeit der Klagezuſtellung ein 
Erwerbsgeſchäft betreibende Ehefrau ein ſolches zur Zeit der 
Vollſtreckung noch betreiben wird, und weil § 741 nur eine 
Begünſtigung des Gläubigers enthalten ſoll, angenommen 
werden, daß das Geſetz dem Gläubiger den Weg, auf dem er 
am ſicherſten, ſchnellſten und ohne groͤßere Koſten Befriedigung 
erlangen kann, nicht hat verſchließen wollen. 

Ein Geſetz, welches geſtattet, mit einer Ehefrau in rechts⸗ 
wirkſamer Weiſe Rechtsgeſchäfte zu machen dergeſtalt, daß das 
Urtheil auch dem Manne gegenüber in Anſehung des ein- 
gebrachten Gutes wirkſam iſt, muß den Gläubiger auch in die 
Lage verſetzen, ihm das Mittel geben, ſeinen Anſpruch auf Be⸗ 
friedigung aus dieſem Gute ſeiner verheiratheten Schuldnerin, 
auf Zwangsvollſtreckung in dieſes Gut ohne Umſtände zu ver⸗ 
wirklichen. Ausſicht auf eine ſolche Verwirklichung hat aber der 
Gläubiger unbedingt nur dann, wenn er einen beſonderen Titel 
gegen den Mann hat. Ohne einen ſolchen fft der Gläubiger 
noch nicht klaglos geſtellt, auch wenn der Mann die Duldung 
der Zwangsvollſtreckung anerkennt, ebenſo wie der Schuldner 
eines Geldbetrags den Gläubiger nicht durch das Anerkenntniß, 
ſondern durch die Zahlung klaglos ſtellt. (Zu vergl. dazu die 
Blätter für Rechtspflege im Bezirke des Kammergerichts 1901 
S. 56 und Jur. Wochenſchr. 1900 S. 714. Zu vergl. auch 
Aronius bei Gruchot Bd. 45 S. 253 ff.) | | 

Man kann nun nicht etwa ſagen, daß, wenn es ſich zur 
Vermeidung ſpäterer Schwierigkeiten empfehle, den Ehemann 
immer mitzuverklagen, der § 741 zwecklos und überflüſſig ſei. 
Die Beſtimmung kann doch in manchen Fällen von großem 
Werthe für den Gläubiger fein, z. B. wenn der Ehemann zur 
Zeit der Erhebung der Klage nicht zu ermitteln fft, oder wenn 
er ſich im Auslande befindet, oder wenn die Chefrau Rechts⸗ 
nachfolgerin des verurtheilten Schuldners als Erbin oder ſonſt 
mit ehemännlicher Zuſtimmung geworden iſt, oder wenn der 
Gläubiger nicht Klage erheben, ſondern zur Vermeidung hoher 
Koſten die Erlaſſung eines Zahlungsbefehls gegen die Ehefrau 
beantragen will. In ſolchen und anderen Fällen mag es für 
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den Gläubiger wohl zweckmäßig ſein, ſich zunächſt nur gegen 
die Frau zu wenden und die Vollſtreckung ohne einen Titel 
gegen den Mann zu verſuchen. 

In anderen Fällen dagegen wird er zweckmäßiger Weiſe 
den Ehemann auf Duldung der Zwangsvollſtreckung mitverklagen. 
Dieſe Klage iſt nicht nur formell zuläſſig, ſondern der Ehemann 
hat auch die Koſten der gegen ihn gerichteten Klage zu tragen, 
er müßte denn in einer nach § 794 Abſ. 1 Nr. 5 C. P. O. 
aufgenommenen Urkunde die ſofortige Zwangsvollſtreckung in die 
ſeinem Rechte unterworfenen Gegenſtände bewilligt haben. Der 
Abſatz 2 des § 794 erwähnt zwar nur die 88 737, 739, 743, 
745 Abſ. 2 und 748 Abſ. 2 und nicht auch den § 741. Dieſer 
konnte aber gar nicht erwähnt werden, weil ja nach ihm die 
Verurtheilung des Ehemannes nicht unbedingt erforderlich iſt. 
Daß die Bewilligung der ſofortigen Vollſtreckung aber auch in 
dem Falle zuläffig iſt, wo die Verurtheilung zur Duldung zwar 
nicht nothwendig, aber doch erlaubt iſt, erſcheint nach Abſ. 2 ſo 
ſelbſwerſtändlich, daß es nicht noch beſonders ausgeſprochen zu 
werden brauchte. 

Liegt nun nach dem Geſagten in der Mitverklagung des 
Ehemannes keine unndthige Beläſtigung, fo wird der Mann 
durch eine ſolche Klage überhaupt nicht beläſtigt, denn er 
kann ja ohnedies wegen der Koſten mitverklagt werden, der 
Gläubiger kann verlangen, daß er in die Koſten der in der 
Hauptſache nur gegen die Frau gerichteten Klage als Geſammt⸗ 
ſchuldner mit der Frau verurtheilt werde. 

Geht die Klage gegen die Ehefrau auf Leiſtung und gegen 
den Mann auf Duldung der Vollſtreckung, ſo liegen zwei 
an ſich vollſtändig ſelbſtſtändige Anſprüche vor, die in zwei ge⸗ 
ſonderten Prozeſſen geltend gemacht werden könnten. Daſſelbe 
iſt der Fall, wenn der Mann nur wegen der Koſten in Anſpruch 
genommen wird. Beide Ehegatten ſtehen vollkommen ſelbſtändig 
nebeneinander. Der Mann kann alle der Ehefrau gegen die 
Klage zuſtehenden Einwendungen, z. B. der Zahlung, Ver⸗ 
jährung u. ſ. w., kraft eigenen Rechts erheben. Unterliegen die 
Eheleute, ſo hat jeder die Koſten ſeines Rechtsſtreits zu tragen, 
für die Koſtenerſtattung haften ſie, abgeſehen von erheblich ver⸗ 
ſchiedener Betheiligung am Rechtsſtreite, nach Kopftheilen, ſoweit 
ſie nicht als Geſammtſchuldner in die Koſten verurtheilt werden. 
($$ 91, 100 C. P. O.) Letzteres iſt bei der Ehefrau hinſichtlich 
des Anſpruchs auf Duldung der Vollſtreckung ausgeſchloſſen, 
dagegen nicht umgekehrt beim Ehemanne bezüglich des Anſpruchs 
gegen die Frau. Ihr gegenüber iſt er zur perſönlichen Tragung 
der Koſten dann verpflichtet, wenn das Urtheil ihm gegenüber 
in Anſehung des eingebrachten Gutes wirkſam iſt. (§§ 1387, 
1415, 1416 B. G. B.) Nach 88 1412, 1405 B. G. B. haftet 
das eingebrachte Gut der Gewerbefrau für deren Verbindlichkeit 
aus einem Rechtsgeſchäfte, das der Geſchäftsbetrieb mit ſich 
bringt und das deshalb ohne Zuſtimmung des Mannes ihm 
gegenüber wirkſam iſt, trotzdem der Erwerb aus dem Betriebe 
des Erwerbsgeſchäfts nach § 1367 B. G. B. Vorbehaltsgut 
wird; und wenn die Frau in Folge des Geſchäftsbetriebes ver⸗ 
klagt wird, ſo iſt das Urtheil dem Manne gegenüber in An⸗ 
ſehung des eingebrachten Gutes wirkſam. Hat aber der Mann 
nach § 1387 der Frau gegenüber die Koſten deren Prozeſſes zu 
tragen, jo haftet er nach 8 1388 dem nn neben der 
Frau als Geſammtſchuldner. 
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Ueber die Koſten des Rechtsſtreits hat das Gericht von 
Amtswegen zu entſcheiden. ($ 308 Abſ. 2 C. P. O.) Wird der 
Mann auf Duldung der Vollſtreckung belangt, ſo bedarf es keines 
beſonderen Antrages wegen der Koſten. Handelt es ſich um einen 
gegen ihn wirkſamen Anſpruch, ſo hat er die Koſten ſeines Prozeſſes 
allein und die Koſten des Prozeſſes gegen die Frau neben ihr als 
Geſammtſchuldner zu tragen, und da eine gleiche Betheiligung 
in Frage ſteht, die Hälfte allein und die andere Hälfte der Frau 
als Geſammtſchuldner. Wird er nur wegen der Koſten in An⸗ 
ſpruch genommen, dann hat er ebenfalls die Koſten der gegen 
ihn gerichteten Klage allein und die Koſten der Klage gegen die 
Ehefrau neben ihr als Geſammtſchuldner zu tragen, aber hier 
kann der Maßſtab nach Kopftheilen nicht angenommen werden, 
es müßte ſich denn um einen ganz geringfügigen Anſpruch gegen 
die Frau handeln. Es iſt aber in dem Falle, wo der Mann 
nur wegen der Koſten belangt wird, auch ein beſtimmter Antrag 
nothwendig. Ohne einen ſolchen kann ſeine Verurtheilung trotz 
§ 308 Abſ. 2 nicht eintreten, denn da die gegen ihn gerichtete 
Klage einen anderen Antrag in dieſem Falle nicht enthielte, fo 
entbehrte ſie überhaupt eines Antrags gegen ihn und wäre 
deshalb wegen des Fehlens des in $ 253 Nr. 2 C. P. O. 
vorgeſchriebenen Erforderniſſes zurückzuweiſen, woraus ohne 
weiteres inſoweit die Verurtheilung des Klägers in die Koſten 
folgen würde. 

Kann hiernach der Ehemann wegen der Koſten verklagt 
werden, fo fällt damit auch der anſcheinend auf Billigkeitsrück⸗ 
ſichten geſtützte Einwurf, daß die Klage auf Duldung der 
Zwangsvollſtreckung den Ehemann unnöthig beläſtige. 

Die aufgeſtellte Frage iſt hiernach kurz zu beantworten: 

Der Ehemann kann auf Duldung der Vollſtreckung, wenn 
er dazu überhaupt verpflichtet iſt, auch im Falle des § 741 
C. P. O. verklagt werden, ja ſelbſt dann, wenn er ſich in einer 
gemäß § 794 Nr. 5 C. P. O. aufgenommenen Urkunde der 
Zwangsvollſtreckung unterworfen hat, falls die Verurtheilung 
dem Gläubiger einen größeren Vortheil bietet. 


Litteratur⸗Beſprechnngen. 


1. Das Märchen vom Kauſalzuſammenhang oder Im 
Baune des Zwecks. Eine Kritik des kauſalen Denkens. 
Von Dr. A. Heß, Rechtsanwalt zu Hamburg. Hamburg, 
Meißner 1902. 47 S. Preis? 

Der Verfaſſer verleiht der von mir in Nr. 30 der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift unter Hinweis auf meine eingehendere Begründung 
in meiner Monographie „Der Schuldbegriff“ vertretenen Auf⸗ 
faſſung des Kaufalzuſammenhanges einen ſchon im Titel hervor⸗ 
ſpringenden etwas ſenſationellen Ausdruck. Vielleicht iſt aber ein 
jo packender Titel in unſerer, auch auf wiſſenſchaftlich⸗litterariſchem 
Gebiete an Ueberproduktion leidenden Zeit geeignet, die Aufmerf- 
ſamkeit eher wachzurufen und demgemäß ſelbſt nach Schopenhauers 
geiſtreicher Bemerkung über Büchertitel in § 281 ſeiner Parerga 
für einen ſo abſtrakt wiſſenſchaftlichen Gegenſtand zu entſchuldigen. 
Sollte das Büchlein ſchon um ſeines auffallenden Titels willen 
Beachtung finden, ſo würde ich dies begrüßen, weil dann in der 
That Ausſicht vorhanden wäre, dem Mißbrauch, der mit dem 
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Begriffe des Kauſalzuſammenhangs ſeit geraumer Zeit getrieben 
wird, ein Ende geſetzt zu ſehen. Der Verfafſer denkt ſcharf und 
klar, und gerade, daß er die Ergebniſſe dieſes Denkens etwas 
einſeitig auf die Spitze ſtellt oder pointirt, iſt für weitere Kreiſe 
gewiß förderlich, wenn auch zünftige Gelehrſamkeit vielleicht dem 
Buche um deswillen nicht die verdiente Beachtung ſchenken dürfte, 
weil es mit Litteraturangaben Außerft ſparſam iſt und die 
ſenſationelle Art ſeines Titels auch in der Darſtellung nicht 
ganz verleugnet. Ein auf weitere Kreiſe berechnetes Buch muß 
von dem ſchwerfälligen Ballaſt der Citate abſehen. Aus dieſem 
Grunde ſei die kleine Schrift den Leſern der Juriſtiſchen Wochen⸗ 
ſchrift empfohlen, deſſen Schluß: „Die Scheidung der Schuld- 
und Kauſalitätsfrage hat keine innere Berechtigung, ſondern 
höchſtens eine lehrtechniſche“ durchaus mit der von mir ſchon in 
der citirten Monographie angebahnten Auffaſſung zuſammen⸗ 
kommt; nur möchte ich ſogar die lehrtechniſche Zweckmäßigkeit 
der Trennung bezweifeln. Ob dem Verfaſſer meine eigenen 
Ausführungen im „Schuldbegriff“ und in dem Buche „Von den 
Pandekten zum B. G. B.“ II § 15 („Der ſubjektive Schuldbegriff 
beſtimmt den nur ſcheinbar rein objektiven Begriff des juriſtiſchen 
Kauſalzuſammenhangs“ S. 122 a. a. O.) bekannt geweſen iſt, 
kann ich nicht entſcheiden. Sei dem, wie ihm wolle, ich 
begrüße in dem Verfaſſer einen ſchlagfertigen Vorkämpfer derſelben 
von mir längſt vertretenen Höchit werthvollen Einſicht. Ich 
kann mir nicht verſagen, folgende Sätze aus ſeiner Schrift 
noch beſonders hervorzuheben und ſie zum Theil zu unter⸗ 
ſtreichen: S. 30: „Wäre Kauſalität ein objektiver Zuſammen⸗ 
hang der Dinge, ſo wäre der Verſtand nicht berechtigt, einer 
Unterlaffung, einem Nichts, Kaufalität zukommen zu laſſen.“ 
S. 28: „Hat der Hauswirth den Unfall des Briefträgers ver⸗ 
urſacht, wenn er die Beleuchtung des Treppenhauſes unterlaſſen 
hat? — Man mag die Fälle entſcheiden, wie man will. Jede 
Entſcheidung bleibt Geſchmacksſache. Es iſt für die Praxis 
weit wichtiger, daß man ſich dies ſelbſt einmal mit ganzer 
Offenheit zugiebt, anſtatt ſich die große Wahrheit mit Ge⸗ 
fliſſenheit und falſcher Scham vor der Bekennung menſchlicher 
Schwachheit zu verhehlen. Denn nur ſo veranlaßt man den 
Richter, vor jeder Kauſalfeſtſtellung den Geſchmack des Volkes, der 
Beſten ſeines Volkes gewiſſenhaft zu eruiren.“ Gegenüber einem 
eingewurzelten Gelehrtenirrthum erſcheint die einfache Wahrheit 
immer paradox; vielleicht aber ſiegt fie um fo eher, je ſchärfer 
ihre paradoxe Erſcheinung zur Darſtellung kommt. 


2. Die Reorganiſation des Aufſichtsrathsweſens in 
Deutſchland von Profeſſor Dr. Otto Warſchauer. 
Berlin, freier Verlag 1902. Preis 1 M. 

Dieſe Abhandlung macht höͤchſt beachtenswerthe Vorſchläge 
zu einer recht gründlichen, von Einſeitigkeit freien Behandlung 
der klaffenden Wunden, die in unſeren Wirthſchaftsorganismus 
geſchlagen ſind, und würde alle Beachtung verdienen bei einer 
etwaigen Reviſion unſeres Aktienrechts. 

In den Fragen: werden von den Aufſichtsräthen die Pflichten 
eines ordentlichen Geſchäftsmannes nach den Vorſchriften des 
Handelsgeſetzes thatſächlich in befriedigender Weiſe ausgeübt 
oder iſt überhaupt die Möglichkeit zur Pflichterfüllung in den 
Bedingungen des Geſetzes gegeben, liegt der Kern der Materie. 
Beide Fragen werden ſowohl wiſſenſchaftlich objektiv als auch in 
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Hinfiht auf die Forderungen der Praxis geprüft und verneint. 
Der Verfaſſer führt aus: Sicherlich muß jeder wiſſen, was er 
thut und erſt wägen, dann wagen, aber das Geſetz muß auch 
der richtige Wegweiſer für den Einzelnen ſein. Es darf einerſeits 
nicht Pflichten vorſchreiben, deren Ausübung durchſchnittlich die 
natürliche Grenze der individuellen Leiſtungsfähigkeit überſteigt 
und andererſeits nicht für faſt unerfüllbare Obliegenheiten eine 
finanzielle Verantwortung fordern, deren Tragweite häufig 
unabfehbar iſt. Die Haftpflicht des geſammten Aufſichtsrathes 
iſt nöthig, aber ſie iſt auf ein gerechtes Maß gegenüber der 
möglichen und thatſächlich unterlaſſenen oder ungenügend gehand⸗ 
habten Kontrolle zu begrenzen. Dieſes Ziel iſt erreichbar, wenn 
bei der empfohlenen Scheidung der Funktionen das einzelne 
Aufſichtsrathsmitglied mit ſeinem geſammten Vermögen zu⸗ 
vörderſt nur für dasjenige Decernat haftet, deſſen Kontrolle ihm 
obliegt und für das er mit Recht zu bürgen hat. In dem 
Bewußtſein der individuellen Verantwortung und Verpflichtung 
wird der Einzelne das ihm überwieſene Reſſort eingehend unter- 
ſuchen und ſich von jener Oberflächlichkeit fernhalten, die das 
bisherige Aufſichtsrathsweſen leider vielfach charakteriſirt hat. 
Die Abhandlung geht auf ſämmtliche Details kritiſch 
beleuchtend und mit Vorſchlägen beſſernd ein. Wir nennen nur 
die folgenden. Die Zahl der Auffichtsräthe, ihre Tantiemen, die 
ſich mit ihrer Stellung verknüpfende Verantwortlichkeit, die 
Unentbehrlichkeit der Fachkenntniſſe, die Gefahren des Leichtfinns, 
die Vorzüge der Staatsaufficht oder der Kaufleute, die Stellen ⸗ 
begrenzung, Einführung von Decernaten, Revifionen, die 
Verwendung der Ueberſchüſſe für Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen, 
Krankenunterſtützungskaſſen c. Zahlreiche Zuſammenſtellungen 
über die gezahlten Tantiemen, Zahl der Auffichtsräthe, die 
charakteriſtiſchen ſtatutariſchen Beſtimmungen der verſchiedenen 
Aktiengeſellſchaften bilden äußerſt intereſſante Ergänzungen. 


3. Die Sonderrechte des Aktionärs. Mit beſonderer 
Berückſichtigung des deutſchen und ſchweizeriſchen Rechts. 
Von Dr. jur. E. Bachmann. Zürich, Verlag von Schult⸗ 
heß & Co. 1902. 226 S. Preis 3,60 M. 


Auch dieſes mit wiſſenſchaftlicher Gründlichkeit geſchriebene 
Buch, das ſogar auf die korporativen Normen des kanoniſchen Rechts 
zurückgeht, ſucht die in vorſtehender Schrift vom Standpunkte 
des Aufſichtsraths aus berührten Frage der ſo ſchwierigen und 
doch ſo dringlichen Verbeſſerung des Aktienrechts von einem nicht 
minder wichtigen Angriffspunkte aus, nämlich von der Rechts⸗ 
ſtellung des Aktionärs aus zu fördern. Es bietet eine Geſammt⸗ 
darſtellung dieſer Rechtsſtellung unter eingehender Erörterung 
der mannigfachen, von der Wiſſenſchaft und der Praxis an- 
geregten Streitfragen. In beſonderen Gegenſatz tritt es zu 
der Auffaſſung Profeſſor K. Lehmanns über Einzelrecht und 
Mehrheitswille in der Aktiengeſellſchaft, ebenſo zu derjenigen 
Alexanders in deſſen Monographie über die Sonderrechte der 
Aktionäre. Seinen Ausgangspunkt bilden die von La band 
in deſſen Aufſatz über den Begriff der Sonderrechte nach deutſchem 
Reichsrecht (Hirths Annalen 1874 S. 1422 ff.) in wenigen, 
aber markanten Linien gezeichnete Auffaffung der Sonderrechte im 
Privatrechte. G. Cohn klagt in ſeinen Sprüchen: 

„Was unter Sonderrechten zu verſtehen, 
Iſt ach! aus dem Geſetz nicht zu erjehen.* 


Das vorliegende Buch ift geeignet, bei gründlichem Studium 
dieſer Klage einigermaßen abzuhelfen. Als eine Arbeit, welche 
die ſo umſtrittene und doch ſo wichtige Lehre von den unent⸗ 
ziehbaren Aktionärrechten in ausführlichſter Weiſe behandelt, 
wird es der Wiſſenſchaft und Praxis, letzterer zumal als 
praktiſches, mit Geſetzes⸗ und Sachregiſter verſehenes Hülfs⸗ und 
Nachſchlagebuch, insbeſondere auch Aktionären, Banken, Gefell ⸗ 
ſchaften, Anwälten, Richtern vortreffliche Dienſte leiſten. 


4. Der unlautere Wettbewerb, erläutert durch die 
Rechtſprechung zum R. G. vom 27. Mai 1896. Von 
F. Birkenbihl. Hannover, Helwing. 1902. 170 S. In 
biegſamem, gefälligem Einband 2,50 M. 

Im Gegenſatz zu der Mehrzahl der übrigen Geſetze hat 
das Wettbewerbsgeſetz, ſeiner Eigenart entſprechend, weniger in 
der Wiſſenſchaft als in der Rechtſprechung ſelbſt ſeine ausgiebigſte 
Erläuterung erfahren. Der Verfaſſer hat die bisher zu dieſem 
Geſetze ergangenen Entſcheidungen in kurzen, klaren Rechtsſätzen 
unter Wiedergabe des zu Grunde liegenden Sachverhaltes in 
überſichtlicher Weiſe zuſammengetragen. Wir können dieſe Art 
der Kommentirung vom Standpunkte des Praktikers aus 
geradezu als muſtergültig bezeichnen. 


5. Das Gewerbegerichtsgeſetz vom 29. Juli 1890/30. Juni 
1901. Erläutert von Dr. jur. S. Hirſekorn. Berlin, 
Leipzig, C. S. Hirſchfeld. Preis kart. M. 1,30. 

Obwohl nach § 31 des Gewerbegerichtsgeſetzes Rechts- 
anwälte als Prozeßbevollmächtigte und Beiſtände vor dem Gewerbe ⸗ 
gerichte nicht zugelaſſen werden, iſt doch eine Konſultation in 
gewerblichen Streitigkeiten nichts Seltenes für einen Rechts- 
anwalt; eine Unkenntniß der einſchlägigen geſetzlichen Beſtimmungen 
alſo in der Praxis nicht geſtattet. Die vorliegende Ausgabe des 

Geſetzes bietet alles Wiſſenswerthe aus den Motiven und überdies 

alle in Frage kommenden Verweiſungen. Sie iſt unter den uns 

bekannten die empfehlenswertheſte. 


6. Ueber die faſt in Jedermanns Hand befindliche Guttentagſche 
Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze ein empfehlendes Wort zu 
ſagen, erſcheint faſt überflüſſig: In neunter vermehrter 
Auflage liegt als Nr. 13 dieſer Sammlung jetzt die Konkurs⸗ 
ordnung und das Anfechtungsgeſetz mit Anmerkungen 
von R. Sydow und L. Buſch vor. Geb. in ganz Leinen 
9 M. 30 Pf. N i 

Das Buch vereint die Vorzüge einer handlichen Text- 
ausgabe mit demjenigen eines in den meiſten Fällen völlig aus⸗ 
reichenden Kommentars, ja übertrifft ſogar die meiſten Kommentare 
durch Reichhaltigkeit der citirten Entſcheidungen mit kurzen 
Angaben ihres entſcheidenden Inhalts. 

Eine äußerſt werthvolle Ergänzung aber hat dieſe Samm⸗ 
lung erhalten durch die Geſetzestafel des Dentſchen 
Reichsrechts, eine ſyſtematiſch geordnete Nachweiſung des zur 
Zeit geltenden Reichsrechts von Syndikus Hugo Bruhns. 

Sowohl dem Praktiker wie dem Theoretiker kann es ohne 
Zurhülfenahme dieſer Geſetzestafel in einem einzelnen Falle 
paſſiren, daß er bei der geradezu nervöſen geſetzgeberiſchen Haſt 
unſerer Zeit, wenn auch nicht ein veraltetes Geſetz, ſo doch eine 
veraltete Faſſung eines ſolchen in Gebrauch nimmt. Dieſe 
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Geſetzestafel gewährt ihm die Moͤglichkeit, ſich in dem über⸗ 
mäßig angeſchwollenen Stoffe der Reichsgeſetze raſch und zu⸗ 
verläſſig darüber zu orientiren, welche Beſtimmungen die zur 
Zeit zu Recht beſtehenden, wo ſie in den Geſetzesblättern zu 
finden ſind und welche Abänderungen die erlaſſenen Geſetze und 
Verordnungen ſeither erfahren haben. Dr. L. K. 


Perſonal⸗Veründerungen. 
Zulaſſungen. 

Rechtsanwalt Franz Georg Spitzner beim Landgericht und 
Amtsgericht Bautzen; — Rechtsanwalt Dr. Mar Rhode beim 
Landgericht 1 Berlin; — Rechtsanwalt Nacke beim Amtsgericht 
Gelſenkirchen; — Rechtsanwalt Dr. Otto Hellmuth Leutritz 
beim Oberlandesgericht Dresden; — Rechtsanwalt Dr. jur. Ernſt 
Härtrich beim Landgericht Meiningen; — Rechtsanwalt Eduard 
Baerwald beim Landgericht Frankfurt a. M.; — Rechtsanwalt 
Dr. Richard Hermann Holtzapfel beim Hanſeatiſchen Ober⸗ 
landesgericht, beim Landgericht und Amtsgericht Hamburg; — 
Rechtsanwalt Joſef Dornoff beim Landgericht Freiburg in 
Baden; — Rechtsanwalt Hugo Cohn beim Amtsgericht 
Guttſtadt; — Rechtsanwalt Ferdinand Jüllich beim Land⸗ 
gericht Schweinfurt; — Rechtsanwalt Dr. Wihelm Sarrazin 
beim Landgericht 1 Berlin; — Rechtsanwalt Paul Meyer 
beim Amtsgericht Lützen; — gepr. Rechtspraktikant Dr. Sig⸗ 
mund Silbermann beim Landgericht Würzburg; — Rechts⸗ 
anwalt Poerſchke in Steinau a. O. beim Amtsgericht Liegnitz. 


Löſchungen. 
Rechtsanwalt Dr. jur. Jakob Holzinger beim Land⸗ 
gericht Eichſtätt; — Rechtsanwalt Jsrael Fabian beim 


Amtsgericht Guttſtadt; — Geheimer Juſtizrath Fenner beim 
Reichsgericht Leipzig; — Rechtsanwalt Richard Altenau beim 
Landgericht Neu⸗Ruppin; — Rechtsanwalt Dr. Hans Rudolf 
Ratjen beim Hanſeatiſchen Oberlandesgericht, Landgericht und 
Amtsgericht Hamburg; — Rechtsanwalt, Königlicher Advokat, 
Juſtizrath Andreas Bierſack beim Landgericht Landshut; — 
Rechtsanwalt Berg beim Amtsgericht Ohligs; — Rechtsanwalt 
Dr. Oskar Häring beim Landgericht Stuttgart; — Rechts- 
anwalt Eduard Scheurlen beim Landgericht Ulm; — Rechts- 
anwalt Dr. Franz Ultſch beim Landgericht Bamberg; — Rechts⸗ 
anwalt, Geheimer Juſtizrath Dr. Leſſe beim Kammergericht 
Berlin; — Rechtsanwalt Miecislaus Dekowski beim Amts- 
gericht Karthaus; — Rechtsanwalt Dr. Sarrazin beim Land- 
gericht Stendal. 
Ernennungen. 

Zu Notaren wurden ernannt; Rechtsanwalt Dr. Bratler 
in Bünde; — Rechtsanwalt Buchholz iu Neumark in Weſtpr.; 
— Hypothekenbewahrer z. D. Cramer in Trier; — Gerichts- 
Aſſeſſor Goldberg in Mülheim a. Rh.; — Rechtsanwalt, 
Juſtizrath Heilborn in Finſterwalde; — Rechtsanwalt Deucker 
in Uelzen; — Rechtsanwalt Aßmann in Rathenow; — Rechts ⸗ 
anwalt Nicolai in Treuenbrietzen; — Rechtsanwalt Dr. Hey⸗ 
dorn in Neumünſter; — Rechtsanwalt Dr. Neuhaus in Bochum⸗ 
Langendreer. 


Für die Redaktion verantwortlich: Rechtsanwalt Dr. L. Kuhlenbeck in Jena. Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin 8. 14. 
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Hülfskaſſe für dentſche Rechtsanwälte, 
Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandes⸗ 
gerichts zu Poſen hat der Kaſſe abermals eine Beihülfe 
von 2000 Mark gewährt. Der Kammer und ihrem 
Vorſtande iſt für die reiche Beihülfe der aufrichtigſte Dank 
ausgeſprochen worden. 


Die Grundlagen der Buchführung. 
Von Regierungsrath Maatz, Altona (Elbe). 


Wo ein Wirthſchaftsbetrieb iſt, da ſtellt fich mit Noth⸗ 
wendigkeit das Verlangen nach einer zahlenmäßigen Darſtellung 
ſeiner Ergebniſſe ein; denn die im Begriffe der Wirthſchaft 
liegende Planmäßigkeit der menſchlichen Arbeit, die nicht nur 
von heute auf morgen denkt, kann ihrer auf die Dauer nicht 
entbehren, ohne empfindlichen Schaden zu leiden. Und ſo iſt 
das Buchen der Wirthſchaftsvorgänge jedenfalls nicht viel jünger 
als eine über den primitiven Betrieb hinausgewachſene Wirth⸗ 
ſchaft jeder Art ſelber. Aber ebenſo naturgemäß war es, daß 
die Kenntniß der mit Verfeinerung der Vorgänge ſich differen⸗ 
zirenden Zahlendarſtellung das Gemeingut weſentlich der Wirth- 
ſchaftenden blieb; da ſich die Unterweiſung in der allmählig 
zu einer Kunſt entwickelten Buchführung auf ſie beſchränkte, ſo 
war die Folge, daß andere Lebenskreiſe ſie nicht zum Gegen⸗ 
ſtande ihres Studiums machten. Dazu, daß dieſe der Keuntniß 
nicht bedurften, trat ein nicht unwichtiger innerer Grund: der 
Lehrbetrieb der Kunſt, die durch ihn zum Handwerk geworden, 
war nicht dazu angethan, ihr Freunde zu werben. Das iſt ſeit 
einiger Zeit anders geworden. Die Wirthſchaftsbetriebe zogen 
im weiten Umfange Männer an, die nicht von der Pieke auf 
gedient hatten, vornehmlich Juriſten und Techniker; da ſtellte 
ſich die Nothwendigkeit heraus, auch ihnen die Kunſt zu ver⸗ 
mitteln. Wuchs ſo ihr Herrſchaftsgebiet in die Breite, ſo ver⸗ 
tiefte ſie ſich zugleich; denn es war klar, daß den erwähnten 
Kreiſen etwas anderes geboten werden mußte, als dem Lern⸗ 
befliſſenen bisher geboten war. Der Inhalt des zu Ueber⸗ 
mittelnden war zwar derſelbe wie früher; auch der Juriſt hat 
mit Memorial, Konten, Bilanzen u. ſ. w. zu arbeiten; die Form 
der Vermittelung mußte jedoch anders werden. Die üblichen 
Lehrbücher, der übliche mündliche Unterricht waren eben auf 


andere Leute zugeſchnitten, denen mechaniſch eine Reihe von 
Regeln als „ſo iſt es“ beigebracht wurde, aus denen ſie dann 
im praktiſchen Leben die Folgerungen zu ziehen hatten. Statt 
des „ſo iſt es“ mußte jetzt ein „ſo wird es“ geſetzt werden; 
zu dieſem ſoll hier ein kleiner Beitrag erſcheinen. 

Der äußere Anſtoß geht von einem Heftchen aus, betitelt: 
Die theoretiſchen und praktiſchen Grundlagen der 
Buchführung u. ſ. w. Für Kaufleute, Ingenieure, Juriſten 
u. ſ. w. Von A. Schulte, Oberingenieur in Dresden. 
Berlin 1902. Julius Springer. 56 S. 1,40 Mark. 

Dem Beſtreben, etwas Beſſeres zu bieten, als die land⸗ 
läufigen Lehrbücher, was Schulte unſtreitig gelungen, iſt aber 
hier und da die Klarheit und Durchſichtigkeit zum Opfer ge- 
fallen; zuweilen kann man ihm nur ſchwer folgen, während er 
ſeinerſeits über die Schwierigkeit, die üblichen Erklärungs⸗ 
methoden zu verſtehen, Klage führt; ſeine Darlegungen treffen 
auch nicht immer das Richtige. Namentlich zwei Punkte werden 
vermißt, die im Stande ſind, das bisher Uebliche zu begründen 
und zu ſtützen und ſomit ein Neues entbehrlich zu machen: 
einmal die Anknüpfung an allgemein, beſonders einem Juriſten, 
Bekanntes, das die Buchführung und ihre Art ſofort des 
geheimnißvollen, dem Verſtändniß zunächſt ſchwer zugänglichen 
Karakters entkleidet; ſodann ihre Begründung auf das Weſen 
der Vorgänge, die fie zu ſkizziren hat; ein Tieferes brauchen 
wir kaum zu ſuchen. 

I. 

Aus einer ganzen Reihe von Rechtsbeziehungen iſt uns der 
Begriff Inventar geläufig; der Erbe, der Vormund, der Kon- 
kursverwalter, der Schuldner, der den Offenbarungseid leiſten 
fol u. ſ. w., haben ein Vermögenssverzeichniß aufzuſtellen, d. h. 
die einzelnen Vermögensſtücke eines gewiſſen Eigenthumskreiſes, 
als Sachen, Forderungen, Rechte, aufzuſchreiben und zu be⸗ 
werthen und ihnen die Schulden gegenüberzuſtellen; denn ſchon 
1. 39 $ 1 D. 50. 16 jagt: Bona intelleguntur euius que 
quae deducto aere alieno supersunt. Dieſe Gegenüber⸗ 
ſtellung, gleichgiltig ob in der Form hintereinander, oder, weit 
über das Vermoͤgensverzeichniß hinaus von Bedeutung, neben⸗ 
einander, ergiebt, wenn dort der Mehrwerth ſteht, das Ver⸗ 
mögen im engeren Sinne, den reinen Nachlaß u. ſ. w.; wenn 
hier der Mehrwerth ſteht, d. h. wenn die Schulden das Ver⸗ 
mögen im weiteren Sinne überwiegen, dieſes jene nicht mehr 
deckt, Ueberſchuldung, eine Unterbilanz. 
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So hat es denn ſicherlich nichts Befremdendes, wenn wir 
den Kaufmann, den Fabrikanten, auch den Landwirth, der ein 
Geſchäft u. ſ. w. übernimmt, falls das nicht auf Grund eines 
von dem Rechtsvorgänger aufgeſtellten Vermögensverzeichniſſes 
geſchieht, nun ſeinerſeits ein ſolches anfertigen, Inventur machen 
ſehen. — Die handelsrechtlichen Vorſchriften und ihre höchſt⸗ 
richterliche Auslegung werden als bekannt hier übergangen. — 
Am Schluſſe des Inventars werden die Summen des Ver⸗ 
mögens und der Schulden noch beſonders gegenübergeſtellt und 
das Ergebniß gezogen: das iſt die Bilanz. Bezeichnet man 
die Summe der Vermoöͤgensſtücke, der Aktiva, mit a, die der 
Schulden, der Paſſiva, mit p, das Reinvermögen, das eigene 
Handlungskapital des Kaufmanns mit k, jo haben wir die 
Gleichung a--p=k, oder a = pA kz letzteres iſt die gewöhnliche 
Form der Bilanz, des Gleichgewichts zwiſchen Aktiven und 
Paſſiven. Schulte bemerkt richtig, daß der Kaufmann das 
Abziehen vermeidet, es durch Zuſammenzählen erſetzt; betreten 
wir einen Laden und reichen für einen um 9 Mark gekauften 
Gegenſtand eine Krone hin, ſo wird uns herausgegeben mit 
den Worten: 9 und 1 macht 10; nicht aber: 10 weniger 9 
macht 1. Der Kaufmann zieht alſo ſein eigenes Kapital auf die 
Seite der Paſſiva; es iſt kein Paſſivum )), unterſcheidet ſich 
vielmehr weſentlich wie von den Aktiven fo von den Paffiven. 
Beide ſind wirkliche Werthe, vorſtellbare Dinge; das Kapital 
iſt aber eine Gedankenſchöpfung, ein Rechnungsfaktor, der Aus- 
gleich, der Abſchluß, der Reſt, der Saldo der Vermoͤgens⸗ 
berechnung, eine arithmetiſche Größe. Damit wir dieſe wichtige, 
noch vielfach zu brauchende Erkenntniß uns recht einprägen, 
ſtellen wir uns eine Waage mit zwei Schalen vor; das Wort 
Bilanz legt das Beiſpiel nahe. Auf der einen Schale liegt 
eine Waare, auf der anderen das Gewicht — der Fall, wenn 
keine Schulden vorhanden — oder aber eine zweite Waare: 
letztere Schale ſoll in die Höhe gehen, weil ihr Gewicht geringer 
als die andere Waare: die Schulden find geringer als die Ver⸗ 
mögenswerthe. Um das Gleichgewicht herzuſtellen, legt man 
auf die Schale mit dem geringeren Inhalt ein Gewicht; dieſes 
dient alſo nur dazu zu erfahren, wie viel die erſte Waare 
mehr wiegt als die zweite; es iſt ſelbſt keine Waare, nur 
eine Größe. | 

Wiſſen wir fo, daß das Kapital des Kaufmanns ſich auf 
der Paſſivſeite ſeiner Bilanz findet — es braucht ja nicht auf 
einer Seite zu ſtehen, dann iſt aber noch kein Gleichgewicht, 
keine Balanz da; oder iſt es da, d. h. balanziren beide Seiten 
ohne den Rechnungsfaktor Kapital, ſo hat der Kaufmann eben 
keines —, ſo ergiebt ſich alles andere zum Verſtändniß jeder 
Bilanz von ſelbſt. Fügen wir hinzu, daß der Kaufmann, nach- 
dem er im Inventar ſeine einzelnen Waaren u. ſ. w. ge⸗ 
meſſen, gewogen, gewerthet hat, in der Bilanz fi nicht mit 
den drei Ziffern Vermögen, Schulden, Kapital begnügt, 


*) Schulte legt 8 261 Ziffer 5 H. G. B. falſch aus, wenn er 
ſagt, Grundkapital und Reſerven würden danach als Paſſiven ange⸗ 
ſehen. Sie ſind nur unter die Paſſiven aufzunehmen. 
Hiernächſt konnte Ziffer 6 ſagen, ohne ein Mißverſtändniß beſorgen 
zu müſſen, daß ſich aus der Vergleichung von Aktiven und Paſſiven 
Gewinn oder Verluſt ergebe. Unterſtützt wird dieſe Auslegung durch 
die Thatſache, daß 8 89 nur von Vermögen und Schulden ſpricht. 
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ſondern rekapitulirend die einzelnen Gattungen feines Vermögens 
je ſummariſch vorführt, fo können wir die einfache kauf⸗ 
männiſche Bilanz leſen. Sind z. B. die Schulden größer als 
das Vermögen, ſo muß der das Gleichgewicht herſtellende 
Rechnungsfaktor Unterbilanz auf der Aktivſeite ſtehen; ſo wenig 
alſo hier ein Aktivum vorliegt, ſo wenig bei dem Kapital ein 
Paſſivum. | 

Ueberſpringen wir nun einen gewiſſen Zeitraum, z. B. ein 
Jahr, und veranlaſſen unſeren Kaufmann, von Neuem Inventur 
zu machen und die Bilanz ſeines Vermögens zu ziehen, ſo wird 
dieſe wiederum zwei reale Beſtandtheile haben, Vermoͤgen und 
Schulden und eine bloße Größe, ſein (neues) Kapital. Zeigt 
dieſes eine Zunahme gegen das bisherige, ſo hat er mit Gewinn 
gearbeitet — der ſich um denjenigen Betrag erhöht, den der 
Kaufmann dem Geſchäft baar oder in Waaren, Leiſtungen u. ſ. w. 
für ſich entnommen, aus ihm herausgezogen hat; er vermindert 
ſich um den Betrag, der neu in das Geſchäft gelegt iſt; um⸗ 
gekehrt natürlich gegenüber einem Verluſt. Gewinn, Verluſt 
müſſen organiſch aus dem Geſchäft herausgewachſen ſein, dürfen 
keine anorganiſchen Beſtandtheile in ſich bergen —; hat das 
Kapital abgenommen, ſo iſt Verluſt das Ergebniß; es kann 
auch trotz Zunahme (Abnahme) der Aktiven oder Abnahme 
(Zunahme) der Paſſiven die gleiche Größe geblieben ſein. 
Bezeichnen wir das Kapital des neuen Jahres mit k,, das 
entweder k + g (Gewinn) oder k ＋ v (Verluſt) iſt, fo entwickeln 
wir aus (der obigen Gleichung a = p k und) der neuen 
Gleichung a=p+k,:a=p+k+rg, Gewinnfall; a ＋ v 
=p-+k, Verluſtfall. Wie alfo die Kapitalgröße in den 
Paſſiven ſteht, ſo, auch logiſcherweiſe, die Gewinngröße, dem⸗ 
entſprechend die Verluſtgröße in den Aktiven. Beläßt der 
Kaufmann den Gewinn im Geſchäft — er kann die Größe 
ſofort verſchwinden laſſen, indem er in ihrer Höhe z. B. Geld 
aus der Kaſſe für ſich entnimmt —, ſo hat die Gewinngroͤße 
von da ab keine andere Eigenſchaft als die Kapitalgröße; der 
Gewinn wächſt dem Kapital zu und erſcheint am nächſten 
Jahresende mit ihm zuſammen in einer Summe, dem neuen 
Gewinn gegenübertretend. Das Kapital des neuen Jahres, 
k, beſteht aus k, und gi, oder bis auf das erſte Jahr zurück 
aufgelöft, aus K g ＋ gi. Und fo geht es fort; alles läßt ſich 
aus obigen Gleichungen entwickeln. Iſt das Kapital getheilt, 
bei offenen Handelsgeſellſchaften u. ſ. w. — der ſtille Geſellſchafter 
iſt Gläubiger, nicht antheilsberechtigt — ſo wird jedes 
Kapital für ſich nach den obigen Regeln behandelt, ihm der 
vertragsmäßige Antheil an dem gemeinſchaftlichen, aus den drei 
Poſten: Vermögen, Schulden, bisheriges Kapital, ermittelten 
Gewinne zugeſchrieben, der Verluſtantheil abgeſchrieben oder wie 
eine Forderung der Geſellſchaft an den Geſellſchafter in die 
Aktiva geſetzt. Jener Gewinnantheil wird zumeiſt noch wieder 
in zwei Theile zerlegt (ſeltener von dem Einzelkaufmann), 
indem aus ihm vorerſt vier v. H. Zinſen des betreffenden 
Kapitals ausgeſondert werden, $$ 121, 168 H. G. B. Um 
Zinſen im eigentlichen Sinne des Wortes handelt es ſich dabei 
nicht; jene vier v. H. find kein Entgelt für die einem anderen 
vertragsmäßig überlaſſene Kapitalnutzung, wenngleich fie wie die 
einem Gläubiger geſchuldeten Zinſen in den Paſſiven ſtehen; 
die offene Handelsgeſellſchaft, die Kommanditgeſellſchaft, die 
Rhederei, find trotz ihrer Rechte als ſolche keine febitftändigen 
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Rechtsſubjekte neben der Geſammtheit der Theilhaber; ſo wenig 
auch ein Kontrahiren zwiſchen Geſellſchaft und Geſellſchafter 
ausgeſchloſſen iſt, die Betheiligung an ihr gehört dazu nicht. 
Der Geſellſchafter erſieht aus den ſog. Zinſen nur, wieviel 
ihm das Unternehmen außer der üblichen Verzinſung, die er 
durch Ausleihen bei Dritten erzielt hätte, noch eingebracht hat; 
beides iſt aber der einheitliche Gewinn am Geſchäft; jene Zinſen 


hat er nicht etwa in Konkurrenz mit Gläubigern, ſondern erfk 


nach ihnen zu beanſpruchen.“ 

Wir halten alſo feft: in der kaufmänniſchen Bilanz, deren 
beide Seiten oder Reihen üblicher Weiſe mit Aktiva und Paſſiva 
überſchrieben werden, ſteht das eigene Handlungskapital, deſſen 
Zinſen und Gewinn als den Unterſchied des reellen Vermögens 
und der reellen Schulden darſtellende Größe auf der Paffiv- 
ſeite, entweder in einer Summe, oder in Kapital und Gewinn 
getheilt, oder in jene drei Theile zerlegt. 

Das gilt in der Hauptſache auch für die Bilanz der 
Aktiengeſellſchaft; doch iſt hier ein wichtiger foͤrmlicher 
Unterſchied. Alſo das Kapital der Geſellſchaft, das Grund⸗ 
kapital, Aktienkapital, ſteht nothwendig auf der Paffivfeite, zu- 
nächſt einmal als Ausgleichsgröße; es ſtellt keine Schuld der 
Geſellſchaft an die Aktionäre dar. Aber ihm darf kein Gewinn 
(Verluſt) zu- (ab-) geſchrieben werden; es muß ſtets bis zu 
ſeiner in den verordneten Formen erfolgten Herauf- oder Herab- 
ſetzung unverändert bleiben.“) Demgemäß hat der Gewinn (der 
Verluſt in den Aktiven) als geſonderter Poſten zu erſcheinen. 
Wird er dann nicht voll ausgeſchüttet, als Dividende u. ſ. w., 
ſo muß er ſein Leben weiter als geſonderter Poſten friſten, dem 
alle ſpäteren Gewinne anwachſen; das iſt der Reſervefonds, 
der unter den verſchiedenſten Namen erſcheint, in verſchiedene, 
verſchieden benannte Poſten zerlegt ſein kann, aber immer an 
ſeinem Urſprung aus dem Reingewinn erkennbar iſt. Wird 
ein vielfach auch Reſervefonds genannter Betrag in gleicher 
Weiſe noch aus dem Roh gewinn ausgeſondert, z. B. als 
zuläſſige Abſchreibung auf mit ihrem vollen Werth noch ein⸗ 
geſtellte Aktiva (Erneuerungsfonds, Delkrederefonds), als Rücklage 
für ſchon entſtandene, noch nicht beglichene, laufende Schulden 
(Prämienreſerve u. ſ. w.), fo hat man es mit einem wahren 
Paſſivum zu thun, vor deſſen Deckung kein Reingewinn vorhanden 
iſt, nicht mit einem Theil des Ausgleichs zwiſchen Aktiven und 
Paſſiven. 

Hiernach alſo iſt dieſer Ausgleich bei der Aktiengeſellſchaft 
dreigetheilt, nach den drei Aufgaben, die ihm zufallen: das 
Grundkapital bleibt die unveränderte Sicherheitsgroͤße; der 
Reſervefonds iſt die wechſelnde Summe der nicht aus- 
geſchütteten, vielmehr bei der Geſellſchaft verbliebenen Gewinne, 
welche die dem Grundkapital nicht zukommende Aufgabe löſen 


5) Anders karakteriſirt das Kammergericht fie in Bd. 18 
S. 240 der Entſcheidungen. Aber das Geſetz ſagt jetzt ausdrücklich: 
von dem Jahresgewinn ein Antheil; es liegt alſo nur Reingewinn 
vor; ſolcher iſt nicht erſt nach Kürzung der vier v. H. vorhanden. 
Dies beſagte freilich zu Unrecht der frühere Art. 106 Abſ. 3. 

*) Das iſt der Kern der Beſtimmungen des $ 261 Ziffer 5 
und 6 H. G. B. wegen des Grundkapitals. Die Aufnahme in die 
Paſſiven ſoll weiter einer Vermögensausſchüttung an die Aktionäre 
während des Beſtehens der Geſellſchaft vorbeugen; an ſich iſt die 
Beſtimmung ſelbſtverſtändlich. 
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muß, Veränderungen infolge der Geſchäftsergebniſſe an ſich ar- 
nehmen zu laſſen; der Jahresgewinn endlich iſt hauptſächlich 
zur Vertheilung unter die Aktionäre beſtimmt. Grundkapital 
und Reſerven zuſammen entſprechen alſo dem Kapital des 
Einzelkaufmanns vor dem Gewinn. 

Man ſieht, der Reſervefonds iſt auch nur eine Größe; wie 
man vom Gewinnpoſten zunächſt nicht ſagen kann, er ſei Geld, 
oder ein Werthpapier u. ſ. w. — die Aktiengeſellſchaft muß 
häufig in Ermangelung flüffiger Mittel Geld zur Zahlung der 
Dividende erſt aufnehmen — ſo darf man durch den Ausdruck 
Fonds ſich nicht verleiten laſſen, beim Reſervefonds an irgend 
welche beſtimmten aktiven Mittel zu denken; der fundus iſt das 
Geſammtvermögen als Größe, nicht find es benannte Werthe 
aus ihm. Freilich kann ein Reſervefonds beſonders angelegt 
werden, um leicht realifirbare Werthe zu ſchaffen, die natürlich 
in den Aktiven ſtehen; das iſt aber nichts Anderes als eine 
beſondere Kennzeichnung gewiſſer ſchon vorhandener oder zweck⸗ 
entſprechend umgewandelter Werthe; eine ſachliche Bedeutung 
wohnt dem Vorgange in keiner Weiſe bei. 

Wie zeigt ſich danach die Ueberſchuldung einer Aktien⸗ 
geſellſchaft? Bei dem Einzelunternehmen ſahen wir, daß eine 
ſolche vorliegt, wenn die Schulden, die wirklichen Paſſiva 
größer find als die Aktiva, ſodaß, nach Verſchwinden des Kapital- 
poſtens der Paffiva, in den Aktiven die Ausgleichsgroße Unter⸗ 
bilanz auftaucht. Da aber bei der Aktiengeſellſchaft der 
Kapitalpoſten der Paſſiva nicht verſchwinden darf, fo iſt ihre 
Ueberſchuldung vorhanden, ſobald nach Verſchwinden der echten 
Reſerven aus den Paſſiven die Unterbilanz in den Aktiven mehr 
als das Grundkapital der Paſſiven beträgt. Schon wenn fie 
die Hälfte des Grundkapitals erreicht, ſieht das Geſetz im 
Intereſſe von Gläubigern und Aktionären beſondere Maßregeln 
vor, § 240 H. G. B. 


II. 


Zwiſchen der Eröffnungs⸗ oder Anfangsbilanz und der 
erſten Schluß bilanz, zwiſchen dieſer und der zweiten u. ſ. f. 
liegen nun alle die Vorgänge, deren Buchung zu der letzteren 
geführt hat.“) Dieſe Buchungen haben zwei Aufgaben: einmal 
zu ſammeln, ſodann, da dieſes nie Selbſtzweck iſt, zu ordnen. 
Für beides können wir wiederum an bekannte Vorgänge des 
täglichen Lebens anknüpfen. So mancher führt ein Tagebuch 
über die wichtigſten Geſchehniſſe ſeines Lebens; viele werden es 
ſchon bedauert haben, nicht auf urkundliche Aufzeichnungen über 
beſtimmte Vorgänge zurückgreifen zu können. Man trägt, was 
man feſthalten will, der Zeitfolge nach ein; will man über eine 
Reihe von innerlich zuſammenhängenden Vorfällen eine beſondere 
Ueberſicht haben, fo zieht man fie aus dem übrigen Material 
heraus und ordnet ſie nach gewiſſen Geſichtspunkten. Noch 
mehr Perſonen führen Buch über die täglichen Ausgaben ihres 
Privathaushalts; die zuſammengehörigen Poſten ſtellen ſie am 
Jahresſchluſſe zuſammen, um zu ſehen, wie viel ſie für Nahrung, 
Kleidung u. ſ. w. ausgegeben haben. 

Gerade fo verfährt der Kaufmann; er ſammelt, er ordnet. 
Zunächſt die Sammlung: ſie geſchieht täglich der Zeitfolge nach 


) Die Bilanz iſt das Schlußglied der Buchführung; denkbar 
iſt ſie auch ohne dieſe; häufig dieſe ohne jene. 


— 
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im» Tagebuch, auch Memorial, Primanota, Kladde, Strazze 
genannt; jeder Geſchäftsvorfall wird kurz nach ſeinen Haupt⸗ 
merkmalen in ſchematiſcher Ordnung der Geldbeträge verzeichnet. 
Der bloße Abſchluß von Verträgen iſt noch kein Geſchäftsvorfall, 
ſondern führt erſt einen ſolchen herbei; es muß ſtets eine that⸗ 
ſächliche Veränderung, eine Verſchiebung im Vermögen vorliegen. 
Ein Miethvertrag, ein Kaufvertrag wird nicht ſchon auf⸗ 
genommen, erſt die Miethſchuld nach Ablauf der Zinsperiode, 
die Kaufpreisforderung nach Hergabe der Waare. Die aus dem 
bloßen Abſchluß von Verträgen hervorgehenden Verpflichtungen 
und Berechtigungen ſind Gegenſtand beſonderer Bewerthung 
erſt am Schluſſe einer Geſchäftsperiode für die Inventur; zu 
ihrer Aufnahme mag man beſondere Hülfsbücher führen. 

Unter den täglichen Geſchäftsvorfällen nimmt die Einnahme 
und Ausgabe von Geld eine beſonders wichtige Stelle ein; das 
hat dazu geführt, ihnen auch ein beſonderes Buch einzuräumen, 
das Kaſſenbuch, das aber, weil es nicht über verſchiedenartige 
Vorgänge Auskunft zu ertheilen hat, ſondern nur über die 
Bewegung eines beſtimmten Artikels, eben des Geldes, der Kaſſe, 
neben der Sammlung zugleich eine Ordnung der Vorfälle 
bringt“), indem zwar die zeitliche Aufeinanderfolge des Tage⸗ 
buches feſtgehalten wird, aber aus praktiſchen Rückſichten die 
Einnahmen und Ausgaben je für ſich gebucht werden, jene meiſt 
links, dieſe rechts untereinander; der Kaufmann will eben ſtets 
zuſammenzählen. Die Form iſt alſo derjenigen der Bilanz 
gleich, während das Tagebuch nur einſeitig geführt wird. In 
einer Reihe erſcheinen die Einnahmen, in der Nebenreihe die 
Ausgaben. Letztere können nur die Höhe jener erreichen; beide 
Summen werden monatlich feſtgeſtellt; balanciren ſie in ſich, 
ſo werden nur ſie noch hingeſchrieben; der neue Monat muß 
dann mit einer Einnahme beginnen. Balanciren die Summen 
nicht, ſo wird der Unterſchied als Kaſſenſaldo, als Einnahmereſt, 
zu den Ausgaben geſetzt — er iſt ebenſowenig eine Ausgabe, 
wie das Kapital in den Bilanzpaſſiven ein Paſſivum — und 
damit der Monatsabſchluß gemacht; der Saldo wird ſofort 
unter dem erſten Tage des nächſten Monats als Einnahmepoſt 
vorgetragen; dem entſprechend kann mit einer Ausgabe begonnen 
werden. Der Saldo am Jahresſchluß nimmt noch unſere be- 
ſondere Aufmerkſamkeit in Anſpruch; ihn finden wir auch auf 
der Aktivſeite der Bilanz als Kaſſenbeſtand, d. h. dieſelbe That⸗ 
ſache iſt zweimal, doppelt verbucht, das zweite Mal auf der der 
erſten Buchung entgegengeſetzten Seite der betreffenden Rechnung 
(techniſch Konto), nämlich dort der Rechnung über einen ein⸗ 
zelnen Vermögenstheil, die Kaſſe, hier der Rechnung über die 
Bewegung des Geſammtvermögens; denn das iſt die Bilanz. 
So iſt denn auch Kaſſakonto, Bilanzkonto im Grunde nichts 
weiter als die Kaſſe (das Kaſſenbuch), die Bilanz. 

In dieſen beiden Hauptbüchern, dem Tagebuch und dem 
Kaſſenbuch, iſt alles der Buchführung weiterhin zu Grunde 
liegende Material geſammelt; es bleibt ſeine Ordnung in 
einem dritten Buche, dem Hauptbuche, übrig, die am beiten 
auch täglich erfolgt. Brachte die Kaſſe ſchon eine ſolche, ſo iſt 
auch ihre Stoff anordnung vorbildlich für jede weitere Ord⸗ 


) Dieſe Doppelſtellung des Kaſſenbuchs, durch die zwiſchen dem 
Sammlungsbuch „Memorial“ und dem Ordnungsbuch „Hauptbuch“ 
die Brücke geſchlagen wird, überſieht Schulte. 
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nung; ſie heißt, wie ſchon geſagt, Rechnung, Konto. Ein Konto 
kann über jede Reihe nach irgend einem Prinzip zuſammenſtell⸗ 
barer Geſchäftsvorgänge errichtet werden. Das einfachſte iſt die 
laufende Rechnung mit den Geſchäftsfreunden, nämlich den 
Lieferanten, die regelmäßig Gläubiger, und den Kunden, die 
regelmäßig Schuldner des Kaufmanns ſind. Die Rechnung 
nämlich, wie ſie ihm der Lieferant ausſtellt, wie er ſie dem Kunden 
giebt, mit ihren Quittungen über Voll- oder Theilzahlungen 
trägt er in ſein Hauptbuch ein (im Tagebuch und Kaſſenbuch 
iſt ebenfalls das nöthige Material enthalten). 

Das Verhältniß zum Lieferanten weiſt fo zunächſt ein 
Guthaben für ihn auf; ihm wird daher auf der mit „Credit“ 
überſchriebenen, meiſt rechten Seite ſeiner Rechnung, ſeines 
Kontos, der aus dem Tagebuche feſtgeſtellte, mit der von ihm 
ertheilten Rechnung übereinſtimmende Betrag unter kurzer ſach⸗ 
licher Bezeichnung gutgeſchrieben, kreditirt, er hat gut; um- 
gekehrt wird dem Kunden in ſeinem an einer anderen Stelle 
des Hauptbuches eingerichteten Konto, als einer Abſchrift der 
ihm ertheilten Rechnung, der Schuldbetrag auf der mit 
„Debet“ überſchriebenen, meiſt linken Seite zur Laſt ge⸗ 


ſchrieben, debitirt;*) er ſchuldet. Geſchäftsfreunde, bei denen 


ſofort volle Baarzahlung erfolgt (Komptantgeſchäfte), erhalten 
kein Konto. Von der Bilanz her wiſſen wir, daß der Kauf- 
mann, ſtatt den Abzugspoſten auch abzuziehen, ihn auf die 
andere Seite der ſein Vermögen ausdrückenden Gleichung, der 
Rechnung über ſein Vermögen, ſetzt; fo wird er auch den vom 
Schuldner gezahlten ſagen wir einmal Theilbetrag nicht von 
dem Debetpoſten abziehen, ſondern auf die andere Seite ſetzen, 
unbekümmert darum, daß dieſe mit „Credit“ überſchrieben iſt, 
daß der Schuldner in Wirklichkeit in Folge der Zahlung nichts 
zu fordern hat; jedenfalls, wenn er vorgeleiſtet hätte, wäre der 
Betrag im „Credit“ zu buchen geweſen; Vor- und Nachleiſtung 
aber an verſchiedenen Stellen der Rechnung unterzubringen, 
verbietet die Oekonomie. Daß bei dem Lieferanten alles um⸗ 
gekehrt iſt, leuchtet von ſelbſt ein; wie ein ihm gewährter Vor⸗ 
ſchuß ſeiner Rechnung zu belaſten iſt, ſo jede ſpätere Zahlung 
an ihn. Sehen wir alſo von den Rechtsausdrücken ab, ſo 
haben wir die wichtige unverbrüchliche Regel für alle Buchungen: 
wer giebt, hat gut; wer nimmt, empfängt, ſchuldet. Die 
Rechtsfolgen daraus werden, wie in Wirklichkeit, durch die That⸗ 
ſache modifizirt, daß ſtets die beiden Seiten des Kontos be- 
trachtet werden müſſen. Denken wir uns aber das betreffende 
Geſchäft rückgängig gemacht, fo ſchuldet der Lieferant dem 
Kaufmann, dieſer dem Kunden die geleiſtete Zahlung. Davon 
abgeſehen hat auch der Kaufmann für den bindenden und den 
löſenden Vorgang zwei Seiten zur Verfügung; ſie ſtets gleich⸗ 
mäßig zu überſchreiben, hat ſeine großen Vortheile. 

Werden zu irgend einer Zeit, z. B. am Jahresſchluſſe, die 
beiden Seiten eines Kontos, wie die Aktiven und wirklichen 
Paſſiven einer Bilanz, mit einander verglichen, ſo balanziren ſie 
entweder in ſich und die Summen brauchen nur hingeſetzt zu 
werden; im Konto für das neue Jahr wird nichts vorgetragen. 
Oder bei den Lieferanten wird ſich regelmäßig ein Mehr der 
Kreditſeite, bei den Kunden ein Mehr der Debetſeite ergeben; 


) Die Schulteſche Form: debetirt iſt falſch; die Ableitung er: 
folgt von debitum, daher auch Debitor. 


= 
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dieſes wird auf die andere Seite geſetzt; damit balanziren*) 
beide Seiten. Die Summen werden gezogen, die Saldi im 
neuen Konto vorgetragen, dem Abſchluß entgegengeſetzt, d. h. 
der im Debet ſtehende Kreditſaldo des Lieferanten wird im 
Kredit, der im Kredit ſtehende Debetſaldo des Kunden wird 
im Debet der Rechnung für das neue Jahr vorgetragen, genau 
ſo wie der Kaſſenreſt. So wenig wie das Kapital in der 
Bilanz ein Paffivum, iſt der im Debet ſtehende Saldo des 
Lieferanten eine Schuld, der im Kredit ſtehende Saldo des 
Kunden ein Guthaben ſeinerſeits. Dieſe Saldi bilden Poſten 
der Bilanz und auch hier ſehen wir dieſelbe Thatſache doppelt 
verbucht, den Saldo des Lieferanten im Debet feiner Rechnung 
und auf der Paffivfeite oder jagen wir gleich Kreditſeite der 
Bilanz, und umgekehrt den Saldo des Kunden im Kredit ſeiner 
Rechnung und auf der Aktiv- oder Debetſeite der Bilanz. Wenn 
wir ferner ins Auge faſſen, wo eine Zahlung des Kunden ſteht, 
nämlich auf der Einnahme⸗, der Debetſeite der Kaſſe, umgekehrt 
eine Zahlung an den Lieferanten auf ihrer Ausgabe-, der Kredit⸗ 
ſeite, und gleichzeitig im Kredit des Schuldnerkontos, im Debet 
des Gläubigerkontos, ſo ſehen wir zum dritten Male die nämliche 
Thatſache in zwei verſchiedenen Rechnungen auf entgegengeſetzten 
Seiten verbucht, in der Rechnung über die Kaſſe und in den⸗ 
jenigen der Geſchäftsfreunde. Und doch iſt es üblich, dieſe hier 
ſkizzirte Buchhaltung die einfache zu nennen, vereinfachte wäre 
richtiger. Wir find mit ihr zu Ende; dem Abſchluß der 
Rechnung über die Kaffe, der Rechnungen der Geſchäftsfreunde 
folgt die unmittelbare Inventarifirung der Waaren, Utenfilien 
u. ſ. w., und aus dieſem Material wird die Bilanz aufgeſtellt, 
die wir ſchon als Rechnung über das Geſchäftsvermoͤgen be- 
zeichnet haben. Hiermit iſt aber die Lücke angedeutet, die die 
vereinfachte Buchhaltung als ein nicht geſchloſſenes Ganze 
erſcheinen läßt; es fehlen nämlich die Rechnungen über Waaren, 
Utenſilien und alle ſonſtigen Vermoͤgensbeſtandtheile; das reiche 
Material des Tagebuches darüber iſt nur einſeitig verwerthet, 
inſofern lediglich dem Gläubiger ein Betrag gutgebracht, dem 
Schuldner ein anderer Betrag belaſtet iſt. Es liegt aber, wenn 
wir die Kaffe anſehen, nahe, gerade jo wie über fie, über jeden 
anderen fachlichen Geſchäftsbeſtandtheil eine Rechnung anzulegen, 
ſodaß wir nicht nur die Bewegung des Geldes, ſeinen Ein⸗ 
und Ausgang verfolgen konnen, ſondern auch die jedes anderen 
Vermoͤgenstheils, den wir in ſeiner Einzelentwickelung kennen 
lernen wollen. Genügt uns noch nicht eine Rechnung über 
unſere Waaren überhaupt, ein Generalwaarenkonto, ſo können wir 
eine ſolche für jede Waarengattung anlegen, für jede Sorte Effekten; 
ſtatt für Utenfilien überhaupt, für Maſchinen, Fuhrwerk u. ſ. w. 
Uebertragen wir die uns nunmehr geläufige Kontoform von der Kafle 
auf alle anderen Sachen, ſo haben wir überall, wie bei ihr, auf 
einer, ſagen wir der linken Seite, die Eingänge zu buchen und, wie 
wir aus der Uebertragung des Kaſſenſaldos auf den neuen Monat 
erſahen, den Anfangsbeſtand (mit ihm haben wir alſo die Bücher 
einer neuen Geſchäftsperiode zu eröffnen); auf der anderen Seite 


*) Die Bezeichnung Bilanz hat alfo allgemeine Bedeutung; die 
kurzweg fo genannte iſt im Beſonderen Vermögens bilanz, die Kaſſe 
Kaſſenbilanz u. ſ. w.; hier haben wir Gläubiger⸗ und Schuldner⸗ 
bilanz. So werden wir Bilanz und Konto gleichſetzen; die Bildung 
Bilanzkonto iſt ſomit falſch. 
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buchen wir die Ausgänge und den durch Inventarifirung ge- 
fundenen Endbeſtand. In vielen Konten werden die Summen 
beider Seiten am Jahresſchluſſe noch nicht einander die Waage 
halten, ſo wie bei der Kaſſe, den Konten der Geſchäftsfreunde, 
der Bilanz; es wird vielmehr entweder die Kreditſeite über⸗ 
wiegen: die Ausgänge l(einſchließlich Endbeſtand) haben mehr 
gebracht, als die Eingänge l(einſchließlich Anfangsbeſtand) er- 
fordert haben (denken wir an Waarenver- und einkauf); mit 
einem Worte: es iſt Gewinn vorhanden. Er iſt der Ausgleich 
beider Seiten und tritt auf die geringere, die Eingangsſeite; 
der Verluſt dementſprechend auf die Ausgangsſeite; vorgetragen 
im neuen Jahre werden aber nur die Beſtände. Sie werden, 
wie wir bei der Kaſſe, den Geſchäftsfreunden ſahen, zweimal 
verbucht, nämlich anßer auf der Rechnung über die Einzel⸗ 
gattung, auf der des Geſammtvermögens, der Bilanz, wo ſie 
auf die Debetſeite treten. Es fehlt daher nur noch die doppelte 
Verbuchung der Betriebsergebniſſe, nämlich der Gewinne und 
Verluſte, die ſich übrigens auch auf dem Kaſſakonto finden 
konnen, hauptſächlich letztere als Handlungsunkoſten, Miethe, 
Löhne u. ſ. w. Dieſe Betriebsergebniſſe werden auf Betriebs- 
konto, entweder mehreren Sonderkonten, für Löhne, ſonſtige Un⸗ 
koſten, und von dieſen geſammelt oder ſofort auf dem Gewinn⸗ 
und Verluſtkonto gebucht, jo daß die Gewinne auf der rechten,“ 
der Kreditſeite, die Verluſte auf der Debetſeite ſtehen. Iſt die 
Kreditſeite größer, ſo iſt Reingewinn am Jahresſchluſſe vor⸗ 
handen, der auf die Debetſeite tritt und umgekehrt. Nehmen 
wir hinzu, daß jede Kontoeintragung auf ihre Zwillingseintragung 
hinweiſt — man ſagt, es werde das andere Konto angeredet —, 
und dementſprechend ſchon im Tagebuche die beiden Konten, auf 
die der Vorfall gehört, unter Voranſtellung ſtets des ſchuldenden 
Kontos beſtimmt hervorgehoben werden, ſo haben wir das 
ſtolze, reich gegliederte, ſchöne Gebäude der doppelten Buch⸗ 
führung vor uns. 

Die vorſtehende Entwickelung erſcheint ſo zwingend, ſo 
logiſch, daß kaum etwas hinzugeſetzt zu werden braucht und doch 
muß einer ſcheinbaren Schwierigkeit gedacht werden, die auch 
Schulte für unüberwindbar hält, weshalb er zu einer anderen 
Erklärung als der hier folgenden greift, aber, um überall die 
doppelte Buchung auf den entgegengeſetzten Seiten zweier Konti 
zu haben, zu einem Kunſtgriff ſeine Zuflucht nehmen muß; das 
aber richtet ſeine Erklärung. Wir überſchrieben die Konten der 
Geſchäftsfreunde mit Debet, Soll (zahlen) und Kredit, (fol) 
Haben, ohne daran Anſtoß zu nehmen, daß nicht immer rechtlich 
ein Guthaben, eine Schuld, nicht die Begründung, ſondern die 
Löfung eines Rechtsverhältniſſes gebucht war; der Gleichmäßigkeit 
halber überſchrieben wir die Seiten des Kaſſenbuchs, der Bilanz 
auch ſo; das war nicht nothwendig, iſt aber praktiſch, und ſo über⸗ 
ſchreiben wir jedes Konto in gleicher Weiſe. Wie iſt nun, das 


) Es wird hier und früher rechts und links geſagt; häufig 
iſt die Stellung aber umgekehrt. Das ändert am Weſen der Sache 
nichts; nur muß dann die Umkehrung grundſätzlich beobachtet ſein 
oder man hätte nicht zweimalige Buchung deſſelben Vorganges auf 
entgegengeſetzter Seite, ſondern unter entgegengeſetzten Bezeich⸗ 
nungen in zwei Konten. Theoretiſch läßt ſich dagegen nichts ein⸗ 
wenden, für die Praxis iſt das Buchen auf entgegengeſetzten Seiten 
als bequemeres und äußeres Merkmal nicht entbehrlich. 
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ſoll ſchwierig fein, zu erklären: die Kaffe ſchuldet die Einnahme, 
das Waarenkonto den Eingang von Waaren u. ſ. w., ſchließlich 
die Bilanz die Aktiva; und umgekehrt, die Kaſſe hat die Aus⸗ 
gabe gut, das Waarenkonto den Ausgang von Waaren u. ſ. w., 
ſchließlich die Bilanz die Paſſiva. Schulte verwirft dies, 
arbeitet mit Zu⸗ und Abgängen, muß aber für jede dieſer Be⸗ 
zeichnungen noch drei andere zur Erläuterung verwenden; und 
dann noch der Kunſtgriff der Umſtellung beider Seiten bei der 
Gewinn- und Verluſtrechnung. 

Zunächſt hat das herrſchende Syſtem den Vorzug der 
Einfachheit mit ſeinem Debet und Kredit und bedarf keiner 
Umſtellung. Dann aber iſt ſeine Begründung der Ausdrücke 
mit einer Perſonifizirung des Geſchäfts leicht verſtändlich und 
auch richtig, wenn dies auch nicht bei allen Vertretern des 
Syſtems ſchon voll erkannt iſt. 

In dem kreditgebenden und kreditnehmenden Wirthſchafts⸗ 
leben ſtehen einander regelmäßig -bei demſelben Geſchäft ein 
Gläubiger und ein Schuldner gegenüber. Derſelbe Vorgang, 
z. B. eine Waarenlieferung zeigt uns zwei Seiten in der Rechts⸗ 
beziehung; der Verkäufer hat den Preis gut, der Käufer ſchuldet 
ihn. Es mag nun genügen, wenn der Buchführende, ſagen wir 
Verkäufer, nur anſchreibt, daß der Käufer ihm ſchuldet, einfache 
Buchführung; vollſtändig wird der Vorfall offenbar erſt gebucht, 
wenn der Verkäufer auch anſchreibt, daß er bei dem Käufer gut 
hat. Das doppelte Buchen fließt alſo aus dem Weſen des 
immer zwei Seiten zeigenden Rechtsgeſchäfts. Die Anlegung 
eines Kontos für fi) würde nun allerdings über eine Kontrolle 
der Richtigkeit der beiderſeitigen Eintragungen hinaus keinen 
Werth für den Kaufmann haben; der kommt dem Doppelbuchen 
erſt zu bei Anlegung mehrerer, in der Zahl nur von dem 
Bedürfniß abhängiger Konten dafür. Jene eine Rechnung für den 
buchführenden Kaufmann ſelber könnte man mit ſeinem Namen 
bezeichnen; die mehreren Konti muß man ſchon durch einen 
Zuſatz unterſcheiden; dieſer Zuſatz iſt naturgemäß von dem 
Gegenſtande zu entlehnen, über den jedes dieſer mehreren Konten 
Rechnung führt. Läßt man dann bei all dieſen keinen fremden 
Namen tragenden Konten den Namen des buchführenden Kauf⸗ 
manns als ſelbſtverſtändlich fort, jo wird der Zuſatz zur Haupt- 
und Alleinbezeichnung, während alles andere unverändert bleibt. 
In obigem Falle alſo, wo der buchführende Kaufmann als Ver⸗ 
käufer bei dem Käufer, durch ihn, per, die Waarenlieferung 
gut hat, wird er kurz ſein Konto über dieſen und alle gleich- 
artigen Fälle als Waarenkonto bezeichnen. Er iſt es, der den 
Betrag gut hat, der einen Einkaufsbetrag an einen Anderen 
ſchuldet, während die Rechnung beſagt: das Waarenkonto hat 
gut, ſchuldet. So hat es denn auch keine Schwierigkeit, ein⸗ 
zuſehen, weshalb das Kaſſenbuch (oder das Kaſſakonto, das nur 
eine Zuſammenziehung der Eintragungen jenes iſt und ſomit es 
vollſtändig als Tagebuch erſcheinen läßt, aus dem ſtets auf zwei 
Konten übertragen wird) ſtatt mit Einnahme und Ausgabe, mit 
Debet und Kredit überſchrieben werden kann; der buchführende 
Kaufmann ſelbſt iſt es, dem eine Einnahme als Empfang zu 
belaſten iſt, der eine Ausgabe gutgeſchrieben erhält. 

Alle Sachkonteneintragungen laſſen ſich ſo erklären, ſobald 
das korreſpondirende Konto, auf dem der Vorfall in entgegen⸗ 
geſetzter Weiſe eingetragen wird, dasjenige eines Geſchaͤftsfreundes 
iſt. Die Erklärung reicht nicht aus, einmal für den Fall, daß 
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auf zwei Sachkonten einzutragen iſt; ſodann für die Betriebs⸗ 
und Vermögenskonten. Hier ſoll die eigentliche Schwierigkeit 
liegen, nämlich daß das Geſchäft, feine einzelnen Zweige, wie 
Perſonen behandelt werden, ja, dem Geſchäftsinhaber ſelbſt wie 
eine fremde Perſon gegenübertreten, gut haben und ſchulden. 
Aber man fragt wirklich, wo liegt denn die Schwierigkeit? 
Zunächſt Sachen, einen Inbegriff von ſolchen als Gläubiger 
und Schulduer anzuſehen, zu bezeichnen, zu behandeln, iſt uns 
ganz geläufig: das Grundſtück, auf dem eine Grundſchuld haftet, 
welchem eine Servitut zufteht u. ſ. w.; der Nachlaß, die Konkurs⸗ 
maſſe, ferner die Stiftung, überall iſt mindeſtens der Sprache 
nach berechtigt, verpflichtet etwas Anderes als eine natürliche 
Perſon; das würde uns erklären, wenn nicht ſchon oben eine 
andere Erklärung gegeben wäre, weshalb der Waarenbeſtand 
eines Kaufmanns, die Rechnung über ſeine Bewegung, als 
Schuldner des Lieferanten, als Gläubiger des Kunden bezeichnet 
werden kann. Der Schritt, eine ſolche Perſon auszuſchalten 
und an ihre Stelle einen anderen Inbegriff von Sachen des 
Kaufmanns zu ſetzen, liegt nahe; wie von zwei Grundſtücken 
deſſelben Eigenthümers das eine gegen das andere berechtigt 
ſein kann, ſo kann der Waarenbeſtand gegen den Kaſſenbeſtand 
berechtigt ſein, weil nämlich jener durch Verkauf an dieſen 
verloren hat; der Kaſſenbeſtand kann gegen den Wechſelbeſtand 
verpflichtet ſein, weil dieſem ein Wechſel entnommen iſt, der 
diskontirt worden u. ſ. w.“) Es bleibt nur noch übrig zu 
erklären, wie der Kaufmann ſelber ſeinen Beſtänden, Sachkonten, 
ja feinem Geſchäft als Ganzem als Gläubiger und Schuldner 
gegenübertreten kann. Aber im Nachlaßinventar finden wir 
Forderungen an den zum Nachlaß ſelbſt berechtigten Erben, 
Schulden an ihn. Es mag ferner des Juſtituts der Eigenthümer⸗ 
hypothek gedacht werden; ebenſowohl können alſo auch, rein 
rechneriſch betrachtet, und dieſen Standpunkt einzunehmen darf 
man bei der Buchführung nie verzeſſen, hinter ihn tritt der 
rein juriſtiſche,“) wie ſchon mehrfach bemerkt, vollſtändig zurück, 
das Geſchäft eines Kaufmanns, deſſen einzelne Theile, Konti, 
an ihn zu fordern haben, ihm ſchulden, und damit zerfallen 
auch die letzten Schwierigkeiten des Verſtändniſſes der Doppel ⸗ 
buchhaltung. 

Tritt der Kaufmann ſeinem Geſchäft ſelber wie eine dritte 
Perſon gegenüber, ſo müſſen beide auch ein Konto haben; das des 
Kaufmanns heißt Kapitalkonto, das ſeines Geſchäfts Bilanzkonto, 
Bilanz. Der Kaufmann giebt urſprünglich dem Geſchäft, von 
dem er ja auch häufig wie von einer dritten Perſon ſpricht, 
„mein Haus“, „meine Firma“ hat dies und jenes gethan, das 
Betriebskapital, fein Vermögen hin, folglich hat er, fein Kapital- 
konto gut; das Geſchäft, das Bilanzkonto ſchuldet den Betrag. 


*) Wenn ein Kaufmann Filialen gründet und genau wiſſen 
will, was dieſe ihm einbringen, ſo legt er für das Hauptgeſchäft 
und jede Filiale eine beſondere Buchführung an, indem er die Filiale 
für den Betriebsfonds, der ihr überwieſen wird, als Schuldnerin 
des Hauptgeſchäfts bucht, aber für den dem Hauptgeſchäft am Jahres⸗ 
ſchluß überwieſenen Gewinn als Gläubigerin. Auch hier haben wir 
alſo den Gedanken, daß Sachen deſſelben Eigenthümers, Inbegriffe 


von ſolchen, zu einander in ein Schuldverhältniß treten können, nicht 


in Wirklichkeit, ſondern nur zu Rechnungszwecken. 
** Von dem aus es heißt: res sua nemini servit, Niemandem 
kann ſeine eigene Sache verpflichtet ſein. 
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Damit dieſer aber beſtimmungsgemäß arbeiten kann, giebt ihn 
letzteres Konto weiter in die Kaſſe ab, ſo daß dieſe dem Bilanz⸗ 
konto ſchuldet. Letzteres ſtellt die Eröffnungsbilanz dar. In 
Wirklichkeit hat ſomit dieſe die umgekehrte Anordnung als die 
oben beſchriebene Eröffnungsbilanz; nämlich die Aktiva, hier der 
Kaſſenbeſtand, finden ſich auf der Kreditſeite, das Vermögen, 
der Rechnungsausgleich im Debet. Das kommt daher, daß 
man grundſätzlich zwei Bilanzen nöthig hat, eine auf das Ende 
der Geſchäftsperiode und eine andere auf den ſich ſofort an⸗ 
ſchließenden Anfang der neuen; jene zeigt das Bild der am 
Anfang dieſer Abhandlung beſchriebenen Bilanz; dieſe das 
umgekehrte Bild, das alſo das eigentliche Ausſehen der 
Eröffnungsbilanz hat. Der Kaſſenbeſtand kam auf dem Kredit 
der Kaſſe, auf dem Debet der Bilanz zu ſtehen, wie wir ſahen; 
er wurde aber auf den neuen Monat, das neue Jahr, im Debet 
vorgetragen und muß, ſoll anders die doppelte Buchführung 
ſtreng durchgeführt werden, auf dem Kredit einer anderen Bilanz 
erſcheinen. So iſt es mit allen Beſtänden an Sachen, Rechten, 
Pflichten. In der Praxis läßt man die zweite Bilanz aber 
fort, begnügt ſich mit der Schlußbilanz, und deren Form iſt 
dann auch die der Eröffnungsbilanz geworden. 

Nachdem alſo das Vermögen, das Geld, durch die drei 
Konten, Kapital-, Bilanz-, Kaſſakonto gegangen iſt, tritt es 
ſeinen eigentlichen fruchtbringenden Lauf, wie in Wirklichkeit, ſo 
in der Rechnung an; es ſetzt ſich in Waaren, Utenfilien, Effekten, 
Wechſel, Forderungen u. ſ. w. um, breitet ſich aus, überall Ver⸗ 
mehrungen, Gewinne anſetzend, Verminderungen, Verluſte er- 
leidend. Iſt die Geſchäftsperiode abgelaufen, ſo will der 
Kaufmann ſehen, was ihm denn fein Vermoͤgen eingebracht hat; 
zu dem Zwecke muß es, ſich zuſammenziehend, zu ihm, ſeinem 
Kapitalkonto zurückkehren. Wir haben ſo einen Kreislauf des 
Vermögens, des Geldes, der in vielen Beziehungen dem des 
Blutes vergleichbar iſt. Auf dem gleichen Wege, auf dem das 
Vermögen hinausgegangen iſt, kehrt es zurück, nämlich über 
ein Bilanzkonto, das wie geſagt als Schlußbilanz die umge⸗ 
kehrte Form zeigt, wie die der Wirklichkeit entſprechend geſtaltete 
Eröffnungsbilanz. 

In großem Maße iſt in der Buchführung der Grundſatz der 
Entlaſtung der Konten durchgeführt, indem gewiſſe Konten ver⸗ 
ſchiedene Ergebniſſe zuvor ſammeln, um deren Schlußergebniß, den 
Ausgleich, in einer Summe dem eigentlichen Konto zuzuführen; ja 
wir können ſämmtliche unperſönlichen Konten überhaupt, die, 
wie wir ſahen, das gedachte eine Konto des Kaufmanns vor- 
ſtellen, als Hülfskonten dieſes bezeichnen. Damit der Kaufmann 
alſo ſehen kann, wie ſich ſein Vermögen im Laufe des Jahres 
geſtaltet hat, muß es zu ihm, ſeinem Kapitalkonto, zurückkehren. 
Sehen wir uns z. B. das Waarenkonto an, ſo würden zwei 
Poſten zurückkehren müſſen, der Endbeſtand und der Gewinn; 
denn der Jahresſchluß zeigt uns auf dem Konto dieſes Bild. 
Dadurch würde, wenn wir uns viele Sachkonten denken, über 
Utenſilien, Effekten, Wechſel u. ſ. w., dazu die Perſonenkonten, 
das Kapitalkonto überlaſtet, unüberſichtlich; es nimmt Hülfe- 
konten an, eines, das die Beſtände ſammelt und eines, das die 
Geſchäftsergebniſſe ſammelt. So kommen die Beſtände auf 
Bilanzkonto, die Gewinne und Verluſte, vielleicht auch noch 
über beſondere Hülfskonten gehend, auf Gewinn⸗ und Verluſt⸗ 
konto. Der Ausgleich des Bilanzkontos erſt wird an das 
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Kapitalkonto abgegeben, jenes hat alſo gut; zugleich können wir 
jetzt, wo wir ſo weit ſind, ſagen, das Bilanzkonto, die Bilanz, 
ſchuldet das Vermögen dem Kapitalkonto, dem Kaufmann, das 
Vermögen iſt ein Paſſivum des Geſchäfts — das iſt aber alles 
nur ein Bild, wie wenn der Kaufmann ſagt: meine Firma hat 
ſich an jenem Unternehmen betheiligt, ich habe meinem Hauſe 
einen Betrag vorgeſchoſſen; wie der Erbe dem Nachlaß, der ihm 
vielleicht ganz gebührt, Vorſchüſſe leiſtet —. Andererſeits das 
Gewinn- und Verluſtkonto ſchuldet feinen Ausgleich, wenn er 
Gewinn iſt, an das Kapitalkonto, fo daß dieſes am Jahres- 
ſchluſſe infolge des Entlaſtungsgrundſatzes nur drei ein⸗ 
fache Poſten zeigt: das Anfangsvermögen und den Reingewinn 
im Kredit, das Schlußvermoͤgen im Debet. Beide Summen 
müſſen nothwendig balanziren; man kann nicht eigentlich von 
einer Kontrolle der Betriebsrechnung durch die Vermögens⸗ 
rechnung ſprechen, weil jene dieſe zur nothwendigen Grundlage 
hat; dazu wäre erforderlich, daß beide Rechnungen unabhängig 
neben einander hergingen. Im neuen Jahre tritt das neue Ver⸗ 
mögen wiederum ſeinen Kreislauf an, vom Kapitalkonto, auf 
dem es im Kredit vorgetragen wird, über die Eröffnungsbilanz, 
die alſo das Vermögen im Debet enthält, zu den Einzelkonten. 
Auf dieſen iſt überall der neue Beſtand ſchon vorgetragen; wir 
bedürfen alſo dieſer abweichend geſtalteten Bilanz zur Abgabe 
der einzelnen Vermögensgattungen an die einzelnen Konten nicht 
mehr; wie oben gejagt, wird fie allgemein durch die Schluß⸗ 
bilanz erſetzt. 

So haben wir die Doppelbuchhaltung von zwei Seiten 
kennen gelernt; einmal verſuchten wir ſie aufzufaſſen als ſtreng 
folgerichtige Rechnung des Kaufmanns über jeden Theil ſeines 
reichgeſtalteten Vermögens; zum anderen mußten wir, ent⸗ 
ſprechend der Doppelſeitigkeit der darzuſtellenden Geſchäfte, für 
die übliche Auffaſſung jeder Rechnung, jedes Geſchäfts⸗, Ver⸗ 
mögenstheiles unter dem Bilde eines Schuldners oder Gläubigers 
nach einer Erklärung ſuchen, die ſich eigentlich beim Nachdenken 
von ſelbſt aufdrängt. 

Ohne ein praktiſches Beiſpiel kann dieſe Abhandlung nicht 
ſchließen; aus mehr als einem Grunde ſoll es ſo einfach als 
möglich geſtaltet werden; braucht man mehr Beiſpiele, ſo möge 
man ſie einem der zahlreichen Lehrbücher entnehmen. 

Ein Schneidermeiſter begründet ſein Geſchäft mit 1000 Mark 
baar, kauft ſich bei A. eine Nähmaſchine für 300 Mark, mit 
200 Mark Anzahlung; am Jahresſchluſſe iſt jene noch 280 Mark 
werth. Ferner kauft er für 500 Mark Tuch u. ſ. w. Im ganzen 
Jahre ſtellt er für 5 000 Mark Anzüge (Verkaufspreis) her, ſetzt 
aber nur für 4 100 Mark, für 500 Mark auf Kredit, ab; der 
Reit hat einen Selbſtkoſtenpreis von 700 Mark. Für 1000 Mark 
kauft er nach und nach von B. Rohſtoffe hinzu, zahlt darauf aber 
nur 800 Mark. Für 400 Mark Tuche bleiben ihm übrig, für 
1100 Mark find in die Fabrikation gegeben. Ein Kunde 
bleibt ihm 500 Mark ſchuldig. 2 000 Mark giebt er an Löhnen 
und ſonſtigen Geſchäftsunkoſten aus. 800 Mark entnimmt er 
der Geſchäftskaſſe zu ſeinem Hausverbrauch. | 

Jahr, Tag, Monat find nachſtehend weggelaſſen, die verſchie⸗ 
denen Geſchäfte des Jahres in eine Summe zuſammengezogen. Die 
Folge der Eintragungen iſt durch eine Zahl angedeutet, wobei 
die Summen für eine Eintragung gelten; nach Nr. 24 beginnt 
der Abſchluß der Konten, Bücher. | 


Alſo das Kapitalkonto hat vom Unternehmer das Vermögen 
zu den geſchäftlichen Zwecken zu beanſpruchen und will ihm 
darüber Rechnung legen; es hat alſo den Betrag gut, durch 
das Geſchäft, weil es ihn an dieſes abgiebt; das Geſchäft 
wiederum giebt ihn an die Kaſſe ab u. ſ. w. 

Nachdem denn jeder Vorfall im Tagebuch und Kaſſenbuch 
gebucht worden, zeigt das Hauptbuch folgende Konti; das neue 
Jahr iſt auf allen durch Vortrag der Beſtände eröffnet: 


Debet. Kapital⸗Konto. Credit. 
Al A 
44. An Haushaltungs- 1. Per Bilanzkonto . 1 000 
unkoſtenkonto. 800 | 42. - Gewinn- und 
46. . Bilanzkonto. . 1880 Verluſtkonto, 
Reingewinn . 1 680 
2 680 2 680 
Per Bilanzkonto . 1 880 
Bilanz⸗Konto 
Debet. (d. i. die Eröffnungsbilanz). Credit. 
A | A 
2. An Kapitalkonto . 1000 | 3. Per Kaſſakonto .. 1000 
Debet. A. in &. Credit. 
4. 4. 
8. An Kaſſakonto . 200 | 6. Per Utenfitienfonte 300 
39. . Bilanzkonto 100 
Per Bilanzkonto. 100 
Debet. B. in Y. Credit. 
A 4 
18. An Kaſſakonto. 800 12. Per Rohmateria⸗ 
39 a.. Bilanzkonto. 200 lienkonto .. 1 000 
Per Bilanzkonto. 200 
Debet. C. in Z. Credit. 
A A. 
20. An Fabrikations- 37. Per Bilanzkonto. 500 
konto 500 
An Bilanzkonto 500 
Kaſſa⸗Konto 
Debet. (auch Kaſſenbuch). Credit. 
A A. 
4. An Bilanzkonto, 7. Per Herrn A. f. e. 
Geſchäftsein⸗ Maſchine. 200 
lage 10009. Robmateria- 
16. Fabrikations- lienkonto . 500 
konto 3600 | 17. Herrn B. für 
Tuche 800 
21. Handlungs- 
unkoſtenkonto. 2 000 
23. Haushaltungs⸗ 
unkoſtenkonto. 800 
25. Bilanzkonto, 
Beſtand .. 300 
4 600 4 600 
An Bilanzkonto. 300 
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Debet. Nohmaterialien⸗Konto. Credit. 
A — 
10. An Kaſſakonto 500 13. Per Fabrikations- 
11. . Herrn B. f. konto . . 1100 
Tuche 100027. Bilanzkonto, 
Beftand.... 400 
1 500 1 500 
An Bilanzkonto. 400 
Debet. Fabrikations⸗Konto. Credit. 
A AM 
14. An Rohmateria⸗ 15. Per Kaſſakonto .. 3 600 
lienkonto. .. 1100 | 19. Herm C. für 
31. . Gewinn⸗ und Anzüge. 500 
Verluſtkonto, 29. Bilanzkonto, 
Rohgewinn .. 3 700 Beitand ... 700 
4 800 4 800 
An Bilanzkonto. 700 
Debet. Utenſilien⸗Konto. Credit. 
A A. 
5. An Herrn A. in Xx. 300 | 33. Per Bilanzkonto, 
Beſtand .. 280 


35. Gewinn- und 
Verluſtkonto, 
Verluſt, Ab⸗ 
nutzung. 20 
An Bilanzkonto. 280 
Debet. Gewinn- und Verluſt⸗Konto. Credit. 


AM. A 
32. Per Fabrikations⸗ 
konto . . 3700 


22. An Kaſſenkonto, 

Löhne u. ſ. w. 2 000 
36. Utenſilienkonto 20 
41. . Kapitalkonto, 


Reingewinn .. 1680 
3 700 3 700 
Debet. Haushaltungsunkoſten⸗Konto. Credit. 
AM | AM 
24. An Kaffalonto .. 800 | 43. Per Kapitalkonto. 800 
Bilanz⸗Konto 
Debet. (d. i. die Schlußbilanz). Credit. 
Al AM. 
26. An Kaſſakonto, Be- 40. Per Kreditorenkonto 300 
fand ..... 300 | 45. » Sapitalfonto. . 1880 
28. » NRohmaterial- 
konto, Beſtand 400 
30. Fabrikations- 
konto, Beſtand 700 
34. ⸗Utenſilienkonto, 
Beitand.... 280 
38. ODebitorenkonto, 
Beſtand .. 5000 & u, 
2 180 2 180 
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Aus den Vorträgen auf das neue Jahr wäre die umgekehrte 
Eröffnungsbilanz zu bilden. 

Der Geſchäftsgewinn beträgt noch 1880 — 1 000 Mark bis⸗ 
heriges Vermögen, von dem Reingewinn It. Gewinn» und Verluſt⸗ 
konto oder Kapitalkonto nur um den Verbrauch verſchieden. 

Wenn die einzelnen Rechnungen, wie das oben dargelegt 
iſt, einander gleich Perſonen gegenübertreten, iſt es erklärlich, 
daß die Gewinn⸗ und Verluſtrechnung die für fie der Kaffe ent- 
nommenen Beträge ihr ſchuldet, ſo wie ſie kreditirte Löhne, 
Miethen den Berechtigten ſchuldet, und andererſeits bei dem 
Fabrikationskonto den Rohgewinn gut hat, wie wenn eine dritte 
Perſon im Beſitze dieſes Rohgewinnes wäre. Wie kommt es 
aber, daß Bilanzkonto auch an Debitorenkonto ſchuldet? 
Schulte erklärt das mit einer Höflichkeit des Kaufmanns gegen 
die Schuldner; dann wäre alſo die Buchung der Geſchäfts⸗ 
ſchulden als Guthaben des Geſchäfts eine Unhöflichkeit! Nun, 
das Bilanzkonto hat unmittelbar mit den Schuldnern, den 
Gläubigern des Geſchäfts, gar nichts zu thun; das Verhältniß 
zu ihnen darzulegen ſind nur die Perſonenkonti beſtimmt. Von 
ihnen übernimmt das Bilanzkonto — es iſt das ein ganz 
interner Vorgang — die Beſtände ebenſo wie von allen anderen 
(den ſachlichen) Beſtandskonten und ſchuldet ſomit den Forderungs⸗ 
betrag, den ihm das Schuldnerkonto abliefert, an dieſes, während 
es den übernommenen Schuldbetrag, mit dem es ſich belaſten 
muß, von dem Gläubigerkonto zu beanſpruchen hat. 

Fällt es ſo auch von vornherein nicht immer ganz leicht, 
den Schlüffel zu dem Debet und Kredit zu finden, die Praxis 
arbeitet vorzüglich mit ihnen und die Theorie vermag auf wenn 
auch zuweilen verſchlungenen Pfaden ihr zu folgen. 


Der Inhalt der Zuſtimmung des Ehemannes zur 
Führung eines Rechtsſtreites durch die Frau. 
Von Rechtsanwalt Ullmann, Magdeburg. 


I. Nach § 1400 Abſ. 2 B. G. B. kann die Frau ein zum 
eingebrachten Gut gehöriges Recht im Wege der Klage nur mit 
Zuſtimmung des Mannes geltend machen, und nach § 1400 
Abſ. 1 iſt das Urtheil dem Manne gegenüber in Anſehung des 
eingebrachten Gutes unwirkſam, wenn die Frau einen Rechts⸗ 
ſtreit ohne Zuſtimmung des Mannes führt. Der Mangel der 
Zuſtimmung des Mannes bewirkt im Falle des § 1400 Abſ. 2, 
daß der Frau die Sachlegitimation fehlt. Dies führt nicht zur 
Abweiſung der Klage von Amtswegen.) Ergeht ein Urtheil, 
ſei es, weil der Beklagte den Mangel der Sachbefugniß nicht 
rügt, oder infolge eines Irrthums — die Motive erwähnen 
auch noch den Fall einer Kollufion der Parteien —, jo iſt das⸗ 
ſelbe zwar gültig, in Anſehung des eingebrachten Gutes dem 
Manne gegenüber aber unwirkſam, wie jedes Urtheil nach 
§ 1400 Abſ. 1 dem Manne gegenüber in Anſehung des ein⸗ 


) Vergl. die Schrift des Verfafſers: das geſetzliche eheliche 
Güterrecht in Deutſchland S. 20, Peterſen und Anger, Kommentar 
zur C. P. O. No. 8 zu § 52, der Aufſatz des Verfaſſers im Arch. 
für die civ. Praxis Bd. 92 S. 298 ff. Die Frage iſt ſtreitig. Die 
Motive (IV. S. 232) ſind anderer Anſicht. 
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gebrachten Gutes unwirkſam iſt, wenn die Frau den Rechtsſtreit 
ohne Zuſtimmung des Mannes führt. 

Der Grund der Beſtimmung iſt der, daß zwar die Prozeß⸗ 
führung nur als ein Verwaltungsakt, nicht als eine Verfügung 
im Sinne des § 1395 B. G. B. anzuſehen iſt, daß aber dieſelbe 
wegen der Wirkungen des rechtskräftigen Urtheils die gleichen 
Wirkungen hervorbringen kann, wie eine Verfügung, ſodaß die 
Prozeßführung zu einer Gefährdung der Rechte des Mannes 
führen kann (Motive IV, S. 231. 232). Der Zweck der Be⸗ 
ſtimmung geht dahin, die Wirkungen des Urtheils zwecks 
Wahrung der Rechte des Mannes am eingebrachten Gut aus⸗ 
zuſchließen. Es ſoll alſo die Zuſtimmung des Mannes das⸗ 
jenige Moment ſein, welches im Falle des § 1400 Abſ. 2 der 
Frau die mangelnde Sachbefugniß giebt und welches dem Urtheil 
Wirkſamkeit dem Manne gegenüber in Anſehung des ein⸗ 
gebrachten Gutes verſchafft. Man wird dies im Auge behalten 
müfjen bei Beurtheilung der Frage, welchen Inhalt die Zu⸗ 
ſtimmung des Mannes haben muß, um die gedachte Wirkung 
herbeiführen zu können, und bei Beurtheilung der ferneren 
Frage, auf welche Rechtshandlungen der Frau ſich die Zuſtim⸗ 
mung des Mannes erſtreckt. 

II. An ſich wäre es zuläſſig, die Beſtimmungen anderer 
Reichsgeſetze außer dem B. G. B. zwecks Feſtſtellung des Umfangs 
der Rechtshandlungen, zu welchen die Zuſtimmung des Mannes 
zur Prozeßführung die Frau ermächtigt, heranzuziehen. In 
Frage kann die C. P. O. kommen. Dieſe enthält aber keine 
derartigen Beſtimmungen; insbeſondere kann § 81 C. P. O. 
nicht zur Anwendung gelangen, welcher den Umfang der Prozeß 
vollmacht beſtimmt. Denn es handelt ſich bei der Ertheilung 
der Zuſtimmung des Mannes zur Prozeßführung der Frau nicht 
um die Ertheilung einer Vollmacht für die Frau, weil die Frau 
ja, mag fie ein zum eingebrachten Gut gehoͤriges Recht oder 
ein anderes ihr zuſtehendes Recht geltend machen, nur ihr 
eigenes Recht, und zwar für ſich ſelbſt verfolgt, nicht als Ver⸗ 
treterin ihres Mannes. Auch § 54 C. P. O. kann nicht in 
Frage kommen, weil er ſich nur auf geſetzliche Vertreter, 
nicht aber auf die Partei ſelbſt bezieht. Die Frau, welche 
prozeßfähig iſt, bedarf zur Prozeßführung nicht der Ermächtigung 
des Mannes; ſie iſt vielmehr zur Prozeßführung berechtigt, 
weil fie geſchäftsfähig iſt (§ 52 Abſ. 2 C. P. O.). 

Auch die analoge Anwendung des § 81 C. P. O. halte 
ich nicht für zuläſſig, weil die in Rede ſtehenden Verhältniſſe 
ganz verſchieden von einander find. 

So bleibt alſo nichts übrig, als den Umfang der Rechts⸗ 
handlungen, zu denen die ehemännliche Zuſtimmung zur Prozeß⸗ 
führung ermächtigt, aus den Vorſchriften des B. G. B. heraus 
feſtzuſtellen. 

III. Das B. G. B. behandelt die Zuſtimmung in den 
SS 182ff. Es ergiebt ſich aus dieſen Beſtimmungen, daß die 
Zuſtimmung ein einſeitiges, empfangsbedürftiges Rechtsgeſchäft 
iſt, deſſen Vornahme erfolgen muß, um die Wirkſamkeit eines 
Vertrages oder eines einfeitigen Rechtsgeſchäfts, welche ohne die 
Zuſtimmung nicht wirkſam ſein würden, herbeizuführen. Der 
Gegenſtand, auf welchen ſich die Zuſtimmung beziehen muß, iſt 
ſonach ein Rechtsgeſchäft, ſei es ein Vertrag oder ein einſeitiges 
Rechtsgeſchäft. Der Inhalt der Zuſtimmung ergiebt ſich danach 
von ſelbſt. Sie muß dasjenige Rechtsgeſchäft in allen ſeinen 
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Theilen umfaſſen, welches zu ſeiner Wirkſamkeit eben der Zu⸗ 
ſtimmung bedarf.?) Geltendmachung eines Rechtes im Wege 
der Klage iſt aber, wie die Prozeßführung überhaupt, kein 
Rechtsgeſchäft.?) Die Prozeßführung ſetzt ſich vielmehr aus einer 
Reihe von Rechtshandlungen zuſammen, die keine Rechtsgeſchäfte 
ſind, wenn auch die unmittelbaren oder mittelbaren Wirkungen 
dieſer Rechtshandlungen in mannigfacher Weiſe die gleichen ſein 
können, wie diejenigen von Rechtsgeſchäften, — Rechtshand⸗ 
lungen, welche die C. P. O. in § 81 Prozeßhandlungen nennt, 
wobei ich unterſtelle, daß die C. P. O. zu den Prozeßhand⸗ 
lungen auch den Verzicht, den Vergleich u. ſ. w. rechnet.“) Es 
bedarf ſomit bei Entſcheidung der Frage, welchen Inhalt die 
Zuſtimmung zur Prozeßführung hat, der Auslegung des Umfangs 
der Willenserklärung, die ja in der Zuſtimmung zur Prozep- 
führung liegt, eine Willenserklärung, deren Umfang, wie bei 
jeder anderen Willenserklärung, Gegenſtand der Auslegung ſein 
kann, wenn ſich nicht, wie bei der Zuſtimmung zu einem Rechts- 
geſchäft, der Umfang ohne Weiteres ergiebt. 

IV. Die Zuftimmung des Mannes hat, wie hier wieder— 
holt werden muß, zwei Funktionen. Zunächſt ſoll ſie bei der 
Geltendmachung eines zum eingebrachten Gut gehörigen Rechts 
der Frau die Sachbefugniß geben. Sie muß ſich, um dieſe 
Wirkung zu erzeugen, auf die Geltendmachung des zum ein- 
gebrachten Gut gehörigen Rechts „im Wege der Klage“ er— 
ſtrecken. Die Geltendmachung im Wege der Klage umfaßt aber 
ſelbſtverſtändlich nicht bloß die Rechtshandlungen der Klage⸗ 
erhebung, ſondern die Geſammtheit derjenigen Handlungen, 
welche zur Verfolgung und Durchführung des klagend geltend 
gemachten Anſpruches erforderlich find. Es enthält alſo die Zu- 
ſtimmung zur Geltendmachung im Wege der Klage die Zu— 
ſtimmung zur geſammten Führung des Rechtsſtreites, weshalb 
denn auch das Urtheil im Falle der Zuſtimmung des Mannes 
arg. e contr. aus 5 1400 Abſ. 1 dem Manne gegenüber in 
Anſehung des eingebrachten Gutes wirkſam ijt.) Und hiermit 
komme ich zur zweiten Funktion der ehemännlichen Zuſtimmung, 
die dahin geht, dem Urtheil Wirkſamkeit gegenüber dem Manne 
in Anſehung des eingebrachten Gutes zu verſchaffen. Meines 
Erachtens iſt nun der Schluß unabweislich, daß der Mann, 
wenn er ſeine Zuſtimmung ertheilt, präſumtiv damit nur eine 
Willenserklärung abgeben will, die denjenigen Umfang hat, 
welcher erforderlich iſt, um die Wirkungen herbeizuführen, welche 
ſich nach den angezogenen Beſtimmungen ($ 1400 Abſ. 1 und 2) 
an die Zuſtimmung knüpfen. Der ſeine Zuſtimmung zur 
Prozeßführung erklärende Mann will alſo bei Aktivprozeſſen 
über zum eingebrachten Gut gehörige Rechte die Sachbefugniß 
der Frau herſtellen und allen Rechtshandlungen zuſtimmen, die 
zur Durchführung des klagend geltend gemachten Anſpruches er- 
forderlich ſind, während er bei Paſſivprozeſſen die Wirkſamkeit 
des Urtheils gegenüber ſich ſelbſt in Anſehung des eingebrachten 
Gutes herbeiführen will. Offenbar gehen die Motive von der- 


) Es bedarf für den Zweck dieſer Unterſuchung keines Ein⸗ 
gehens auf die Fälle der Zuſtimmung, die ſich nicht nach den 
55 182 ff. B. G. B. regeln, wie die Fälle der SS 1305 ff., 1516 x. 

3) Vergl. die Schrift des Verfaſſers S. 37. 

) Eines Eingehens auf dieſe Streitfrage bedarf es hier nicht. 

) Vergl. Motive IV. S. 232. 
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ſelben Anſicht aus, wenn ſie (IV. S. 232, 233) ausführen, 
daß es der Sachlage und der Intention der Parteien entſpreche, 
auch bei Paſſivprozeſſen der Einwilligung oder Genehmigung 
des Ehemannes, obgleich dieſelbe zur Führung des Rechtsſtreits 
nicht erforderlich iſt und an und für ſich verſchiedene Be⸗ 
deutung haben kann, in Ermangelung einer ander⸗ 
weiten Beſtimmung von Seiten des Ehemannes die 
Wirkung beizulegen, daß das in dem Rechtsſtreite, wenngleich 
zum Nachtheile der Ehefrau, erlaſſene Urtheil auch in Anſehung 
des Ehegutes gegenüber dem Ehemann Wirkſamkeit erlangt. 
Hieraus ergiebt ſich, daß die Zuſtimmungserklärung des Mannes 
präſumtiv alle Rechtshandlungen umfaßt, welche erforderlich find, 
um ein Urtheil, welches gegenüber dem Manne in Anſehung 
des eingebrachten Gutes wirkſam iſt, herbeizuführen, alle Rechts⸗ 
handlungen, welche zum Angriff und zur Vertheidigung geeignet 
ſind, aber auch nur dieſe. 

Damit ſcheidet ohne Weiteres die Befugniß zur Be⸗ 
ſeitigung des Rechtsſtreites durch Vergleich aus. Denn 
bei Aktivprozeſſen iſt präſumtiv der Wille des zuſtimmenden 
Chemannes darauf gerichtet, das klagend geltend gemachte Recht 
zur Durchführung in der Weiſe zu bringen, daß ein auch ihm 
gegenüber wirkſames Urtheil erlaſſen werden wird. Bei Paifiv- 
prozeſſen will der Mann die Wirkſamkeit des Urtheils in An- 
ſehung des eingebrachten Gutes durch feine Zuſtimmung herbei⸗ 
führen. Im Widerſpruch hiermit ſteht die Beſeitigung des 
Rechtsſtreites durch Vergleich, weil durch den Vergleich die 
Durchführung des Rechtsſtreites bis zum Erlaß eines Urtheils 
unmöglich gemacht wird. 

Im Widerſpruch damit ſteht ferner aus gleichem Grunde 
die Verzichtleiſtung auf den Streitgegenſtand. Zwar kann 
die Verzichtleiſtung gemäß § 306 C. P. O. zu einem Urtheil, 
durch welches die Klage abgewieſen wird, führen; dieſes Urtheil 
iſt aber nicht dasjenige, welches nach dem präſumtiven Willen 
des Mannes durch ſeine Zuſtimmung mit Wirkſamkeit ihm 
gegenüber ausgeſtattet werden ſoll. 

Vergleich und Verzicht ſind Rechtsgeſchäfte, welche auch 
im Prozeſſe vorgenommen werden können und damit den Prozeß 
beeinfluſſen, die aber an ſich mit der Prozeßführung im eigentlichen 
Sinne nichts zu thun haben. Daß der Mann auch die Zu— 
ſtimmung zu einem Vergleich und zu einem Verzicht der Frau 
im Prozeſſe, zu deren Führung durch die Frau die Zuſtimmung 
ertheilt iſt, noch beſonders ertheilen kann, iſt ſelbſtverſtändlich. 

Aus gleichem Grunde umfaßt die Zuſtimmung des Mannes 
zur Prozeßführung nicht die Befugniß, ein Anerkenntniß 
mit Wirkſamkeit gegen den Mann in Anſehung des eingebrachten 
Gutes abzugeben, welche Frage bei Paſſivprozeſſen von Be⸗ 
deutung iſt.“) 

V. Es iſt weiter zu unterſuchen, ob die Zuſtimmung des 
Mannes zur Prozeßführung auch die Beſtellung eines Vertreters, 
ſowie eines Bevollmächtigten, und zwar ſowohl für die erſte 
Inſtanz, wie für die weiteren Inſtanzen umfaßt. Zunaͤchſt 


6) Opet, Kommentar zum B. G. B., Familienrecht S. 172 führt 
aus: „Die Prozeßzuſtimmung enthält nur das Einverſtändniß des 
Mannes zu Prozeßhandlungen der Frau; ob ſie zugleich eine Zu⸗ 
ſtimmung zur Vornahme von Prozeßhandlungen mit Verfügungs: 
charakter darſtellt, iſt nach den Umſtänden zu beurtheilen.“ 
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handelt es ſich bei der Bevollmächtigung um ein Rechtsgeſchäft 
zwiſchen der Frau und dem Bevollmächtigten, welches Rechts⸗ 
wirkungen zwiſchen den Kontrahenten erzeugt. Wird vom 
Manne dieſem Rechtsgeſchäft zugeſtimmt, ſo wird daſſelbe der 
Regel der 88 1396, 1399 B. G. B. gemäß dem Manne 
gegenüber in Anſehung des eingebrachten Gutes wirkſam. Prä⸗ 
ſumtiv liegt in der Zuſtimmung zur Prozeßführung dann auch 
die Zuſtimmung zur Vornahme dieſer Rechtsgeſchäfte, wenn 
ohne den Abſchluß derartiger Rechtsgeſchäfte die Prozeßführung 
überhaupt nicht möglich iſt, wie im Prozeß mit Anwaltszwang. 
Aber auch in allen anderen Fällen umfaßt die Zuſtimmung zur 
Prozeßführung die Vollmachtsertheilung. Denn die Beſtellung 
eines Prozeß bevollmächtigten iſt ſowohl bei Aktivprozeſſen, durch 
welche ein zum eingebrachten Gut gehörendes Recht geltend ge⸗ 
macht wird, wie bei Paſſivprozeſſen ein auf die Durchführung 
des Prozeſſes gerichtetes Rechtsgeſchäft, im Gegenſatz zu den 
Rechtsgeſchäften zur Beſeitigung des Prozeſſes. 

Zu trennen hiervon iſt die Frage nach der Wirkſamkeit der 
vom Bevollmächtigten vorgenommenen Rechtshandlungen. Daß 
der Bevollmächtigte im Verhältniß zu Dritten zur Vornahme 
aller Prozeß⸗ und Rechtshandlungen befugt iſt, zu deren Vor⸗ 
nahme ihn § 81 C. P. O. ermächtigt, alſo auch u. A. zum 
Vergleich, zum Verzicht, iſt ſelbſtverſtändlich. Damit aber iſt 
noch nicht die Frage entſchieden, ob ſämmtliche vom Bevoll⸗ 
mächtigten vorgenommenen Handlungen Wirkſamkeit dem Manne 
gegenüber in Anſehung des eingebrachten Gutes haben. 

An ſich können die Rechtshandlungen des Bevollmächtigten 
keine weiteren Wirkungen haben, wie die Rechtshandlungen des 
Machtgebers. Wenn alſo die Frau einen Paſſivprozeß ohne 
Zuſtimmung des Mannes führt, ſo iſt zwar der von ihrem 
Bevollmächtigten geſchloſſene Vergleich wirkſam, aber nur inter 
partes, wie der von der Fran ſelbſt geſchloſſene Vergleich. Das 
Recht des Mannes jedoch kann an ſich durch den vom Bevoll⸗ 
mächtigten geſchloſſenen Vergleich ebenſowenig berührt werden, 
wie durch den Vergleich der Frau ſelbſt. Um dieſe Wirkſamkeit 
eines Vergleiches des Bevollmächtigten der Frau auch dem 
Manne gegenüber in Anſehung des eingebrachten Gutes herbei⸗ 
zuführen, iſt die Zuſtimmung des Mannes erforderlich. Es 
fragt ſich daher nur, ob die Zuſtimmung des Mannes zur Pro⸗ 
zeßführung, die ſich auch auf die Bevollmächtigung erſtreckt, 
auch diejenigen Rechtshandlungen des Bevollmächtigten umfaßt, 
welche nicht die Durchführung des Prozeſſes, ſondern vielmehr 
die Beſeitigung des Rechtsſtreites, ſei es durch Vergleich oder 
Verzicht oder Anerkenntniß, zum Ziele haben. Es fehlt aber an 
jedem Rechtsgrunde, der Zuſtimmung des Mannes zur Bevoll⸗ 
mächtigung einen weiteren Umfang beizulegen, als die Zuſtim⸗ 
mung zur Prozeßführung präſumtiv überhaupt hat. Denn 
wenn auch der der Prozeßführung zuſtimmende Mann damit 
der Bevollmächtigung zuſtimmt, ſo iſt doch nicht zu vermuthen, 
daß er damit der Vornahme aller derjenigen Rechtshandlungen 
durch den Bevollmächtigten zuſtimmen will, zu denen die Pro⸗ 
zeßvollmacht an ſich legitimirt. Vielmehr iſt immer nur zu 
vermuthen, daß der Mann den Willen hat, daß der Bevoll⸗ 
mächtigte diejenigen Handlungen mit Rechtswirkſamkeit auch dem 
Manne gegenüber ſoll vornehmen dürfen, welche der Durchfüh⸗ 
rung des Prozeſſes mit dem Ziele, ein Urtheil zu erwirken, 
dienen und hierzu erforderlich ſind. 
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Nun giebt es eine Anzahl Rechtshandlungen, bezüglich 
welcher eine Beſchränkung des Umfangs der Prozeßvollmacht 
dem Gegner gegenüber wirkungslos bleibt, z. B. diejenigen 
Prozeßhandlungen, welche durch eine Widerklage, durch die 
Zwangsvollſtreckung verurſacht werden. Da man annehmen 
muß, daß der der Prozeßführung der Frau zuſtimmende Ehe⸗ 
mann damit der Ertheilung der Prozeßvollmacht zuſtimmt, da 
man ferner davon ausgehen muß, daß der Mann, welcher der 
Prozeßführung und damit der Beſtellung eines Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten durch die Frau zuſtimmt, ſich der Konſequenz be⸗ 
wußt iſt, daß die Frau hierdurch zur Ertheilung einer Prozeß⸗ 
vollmacht in nach gewiſſer Richtung hin unbeſchränkbarem Um⸗ 
fange ermächtigt wird, ſo muß man weiter ſchließen, daß der 
Mann bei Ertheilung ſeiner Zuſtimmung auch diejenigen Rechts⸗ 
handlungen in ſeinen Willen aufgenommen hat, zu denen die 
Prozeßvollmacht in unbeſchränkbarer Weiſe ermächtigt. Und 
deshalb umfaßt die Zuſtimmung des Mannes zur Prozeß— 
führung präſumtiv diejenigen Prozeßhandlungen des Bevoll⸗ 
mächtigten, welche er auf Grund der Prozeßvollmacht vornehmen 
darf, und bezüglich welcher eine Beſchränkung un- 
zuläſſig iſt. Und dies ſind alle Prozeßhandlungen, welche 
der § 81 C. P. O. aufzählt, mit Ausnahme aller derjenigen, 
welche auf Beſeitigung des Rechtsſtreits durch Vergleich, Ver⸗ 
zichtleiſtung auf den Streitgegenſtand oder Anerkennung des 
von dem Gegner geltend gemachten Anſpruchs gehen. Bezüg⸗ 
lich der Prozeßhandlungen der letzteren Art iſt anzunehmen, daß 
ſich die Zuſtimmung des Mannes nicht auf ſie bezieht, weil ſie 
eben nicht auf Durchführung des Rechtsſtreits, ſondern auf Be⸗ 
ſeitigung deſſelben gehen und die Frau in der Lage iſt, in Bezug 
auf fie die Vollmacht einzuſchränken. 

Ein Unterſchied zwiſchen Prozeſſen mit und ohne Anwalts- 
zwang iſt nicht zu machen, weil auch in Prozeſſen ohne An⸗ 
waltszwang für die Berufungsinſtanz Anwaltszwang beſteht und 
die Zuſtimmung des Mannes zur Prozeßführung ſich auch auf 
die Führung des Prozeſſes in der Berufungsinſtanz erſtrecken 
muß, um wirkſam zu ſein. 

Bewirkt nun die Zuſtimmung des Mannes zur Prozeß⸗ 
führung, daß der Prozeßbevollmächtigte die in § 81 C. P. O. 
erwähnten Rechtshandlungen mit Ausnahme des Vergleichs, des 
Verzichts und des Anerkenntniſſes, mit Wirkſamkeit gegenüber 
dem Mann in Anſehung des eingebrachten Guts vornehmen 
kann, ſo muß auch die Frau ſelbſt dieſe Prozeßhandlungen mit 
dieſer Wirkſamkeit vornehmen können. Denn ſonſt träte die 
Anomalie ein, daß zwar der von der Frau beſtellte Prozeß⸗ 
bevollmächtigte dieſe Handlungen mit Wirkſamkeit gegenüber dem 
Mann in Anſehung des eingebrachten Guts vornehmen kann, 
während dies bei der Machtgeberin dieſes Prozeßbevollmächtigten 
nicht der Fall wäre. Die Zuſtimmung des Mannes umfaßt 
alfo alle unter § 81 C. P. O. fallende Rechtshandlungen, mit 
Ausnahme der auf Beſeitigung des Rechtsſtreits durch Vergleich, 
Verzicht und Anerkenntniß gerichteten. 

Hieraus ergiebt ſich, daß das Urtheil auf eine gegen die 
Frau erhobene Widerklage auch dem Manne gegenüber wirkſam 
in Anſehung des eingebrachten Guts iſt, wenn der Mann auch 
nur ſeine Zuſtimmung zur Geltendmachung eines zum ein⸗ 
gebrachten Gute gehörigen Rechts im Wege der Klage ge— 
geben hat. 
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VI. Es bleibt noch übrig, zu prüfen, ob der Mann die 
Zuſtimmung zu einzelnen Prozeßhandlungen — abgeſehen vom 
Vergleich, Verzicht und Anerkenntniß — verweigern kann. Die 
aus § 1400 ſich ergebenden Wirkungen treten nur dann ein, 
wenn der Mann ſeine Zuſtimmung zur Prozeßführung ertheilt. 
Da dieſe Zuſtimmung zur Beſtellung eines Prozeßbevollmäch⸗ 
tigten ermächtigt und nach Vorſtehendem auch in Prozeſſen mit 
Anwaltszwang ermächtigen muß, wenn ſie nicht wirkungslos 
bleiben ſoll, da aber des Prozeßbevollmächtigten Vollmacht mit 
Wirkſamkeit Dritten gegenüber nicht beſchränkt werden kann, ſo 
muß die Zuſtimmung zur Prozeßführung im Prozeß mit An⸗ 
waltszwang alle Prozeßhandlungen umfaſſen, welche im § 81 
C. P. O. erwähnt ſind — abgeſehen wiederum von den auf die 
Beſeitigung des Rechtsſtreits durch Vergleich, Verzicht, An⸗ 
erkenntniß gerichteten. Umfaßt ſie dieſe Prozeßhandlungen nicht, 
jo kann fie Wirkung und insbeſondere die Wirkung aus § 1400 
nicht haben. Eine Zuſtimmungserklärung, welche dieſen Um⸗ 
fang nicht hat und welche zum Ausdruck bringt, daß ſie dieſen 
Umfang nicht haben ſoll, gewährt alſo im Prozeß mit Anwalts- 
zwang im Falle des § 1400 Abſ. 2 der Frau nicht die Sach⸗ 
befugniß und verhindert im Falle des § 1400 Abſ. 1 und 
Abſ. 2, daß das Urtheil dem Manne gegenüber in Anſehung 
des eingebrachten Guts Wirkſamkeit erlangt. 

Anders liegt die Sache aber auch nicht bei der Zuſtimmung 
zur Führung eines Prozeſſes ohne Anwaltszwang. Zwar iſt die 
Prozeßführung hier denkbar, ohne daß die Frau einen Prozeß 
bevollmächtigten beſtellt; aber doch nur in I. Inſtanz. Da 
die Zuſtimmung die Frau ermächtigen muß, den Prozeß bis 
zur endgültigen Erledigung durchzuführen, da hierzu aber auch 
das Beſchreiten der Berufungsinſtanz gehört, für welche An⸗ 
waltszwang beſteht, muß aus den oben angeführten Gründen 
die Zuſtimmung den gleichen Umfang haben, wie in Prozeſſen 
mit Anwaltszwang. 

Iſt hiernach die Zuſtimmung von vornherein eine be⸗ 
ſchränktere, als nach dem Angeführten erforderlich iſt, ſo kann 
fie die Wirkungen des § 1400 B. G. B. überhaupt nicht 
haben; wird ſie nach ertheilter Erklärung eingeſchränkt, ſo bleibt 
die Einſchränkung als theilweiſer Widerruf der Zuſtimmung 
wirkungslos. Die Anſicht, daß die Verweigerung der Zu⸗ 
ſtimmung zu einzelnen Prozeßhandlungen außer Betracht bleibe 
(vergl. Schmidt und Habicht im Hoͤlder' ſchen Kommentar, 
Note 2a zu $ 1400 und Gaupp⸗Stein, Kommentar zur 
C. P. O. S. 150), kann ich nicht für zutreffend halten: Eine 
hiernach von vornherein unzuläſſig beſchränkte Zuſtimmung iſt 
überhaupt keine Zuſtimmung mit den ſich aus § 1400 ergeben» 
den Wirkungen. 


Iſt § 573 B. G. B. auch auf die Pfändung der 
Mieth⸗(Pacht⸗) Zinsforderung zu beziehen? 
Von Amtsrichter Dr. Lafrenz, Hamburg. 

In der bisherigen Literatur wurde dieſe für die Praxis 
bedeutſame Frage überwiegend bejaht, fo von Fiſcher⸗Schäfer, 
Zw. V. G. Anm. 5b zu $ 57; Wolff, Zw. V. G. Anm. 2 zu $ 57; 


Engelmann, Bürg. R. S. 352; Staudinger bei $ 573 B. G. B.; 
Oertmann, Schuldverh. bei § 573; Mittelſtein, die Miethe 
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S. 282; verneint wurde fie von Scherer bei § 573 B. G. B.; 
Reinhard, Zw. V. G. Anm. III zu § 57. Eine nähere Be⸗ 
gründung fehlt an dieſen Stellen durchweg; Fiſcher⸗Schäfer be⸗ 
merken, daß, wenn man die Frage verneine, der an den Ueber 
weiſungsgläubiger zahlende Miether nicht geſchützt ſei und weiſen 
auf $ 1124 B. G. B. hin; Scherer bezeichnet den § 573 als 
eine ſtrikt zu interpretirende Ausnahmebeſtimmung. 

Nachdem das A. G. Hamburg die Frage bejaht hatte, 
wurde ſie in der Berufungsinſtanz verneint; das L. G. führte 
aus, der Wortlaut des § 573 ſtehe der Ausdehnung entgegen; 
da das B. G. B. in einer Reihe von Fällen der rechtsgeſchäft⸗ 
lichen Verfügung ausdrücklich die Verfügung durch Zw. V. gleich⸗ 
ſtelle, ſo ſei es eine willkürliche Ergänzung, wenn man den 
8 573, der die Gleichſtellung nicht ausſpreche, auf die Pfändung 
ausdehne. Kürzlich hat das A. G. Hamburg ſehr eingehend 
ſeine Anſicht nochmals begründet — Hanſ. Ger. Z. 1902 
Nr. 10 —, das Landgericht jedoch — cfr. ebenda — iſt bei 
dem Standpunkt verblieben, daß der Wortlaut des 8 573 deſſen 
Erſtreckung auf Pfändungen ausſchließe. Das L. G. Dresden 
(„Recht“ 1901 S. 619) hat ſich gegen, das O. L. G. Kiel 
(Rechtſpr. d. O. L. G. III S. 358) hat ſich für die Anwendung 
des § 573 auf Pfändungen erklärt. 

Neuerdings hat nun in Nr. 7 und 8 dieſer Zeitſchrift 
R. A. Bendix die einſchlägigen Materialien zum B. G. B. ein⸗ 
gehend erörtert. Der Aufſatz kommt zu dem Schluß, daß die 
Pfändung dem § 573 nicht unterſtehe. Ich möchte glauben, 
daß die Entſtehung dieſer Vorſchrift die gegentheilige Anſicht 
rechtfertigt. 

Das B. G. B. ſtellt in den §8 161, 184, 353, 499, 883, 
2115 der rechtsgeſchäftlichen Verfügung ausdrücklich eine Ver⸗ 
fügung gleich, die im Wege der Zwangsvollſtreckung oder der 
Arreſtvollziehung oder durch den Konkursverwalter erfolgt; in 
§ 135 iſt die Gleichſtellung ausgeſprochen nur für die Ver⸗ 
fügung durch Zwangsvollſtreckung oder Arreſtvollziehung. 

Die Motive zu Entw. I bemerken — Mugdan I S. 422 —: 
„Den Verfügungen .. , welche der Betheiligte ſelbſt vornimmt, 
ſtehen diejenigen gleich, welche, wie bei der Zwangsvollſtreckung 
und Arreſtvollziehung, aus ſeinem Recht erfolgen. Wenn dies 
in einzelnen Fällen (§ 107 Abſ. 1, § 127 Abſ. 4, §§ 135, 
837 Abſ. 1, 957 Abſ. 4) im Intereſſe der Deutlichkeit beſonders 
hervorgehoben iſt, fo darf daraus für andere Fälle (vergl. SS 430 
Nr. 1, 544 Abſ. 3, 763 u. ſ. w.) kein gegentheiliger Schluß 
gezogen werden.“ Dies kann nicht gut anders verſtanden werden, 
als daß, ſofern nicht das Gegentheil beſtimmt iſt, rechtsgeſchäft⸗ 
liche Verfügungen und Verfügungen durch Zwangsvollſtreckung 
gleichwerthig ſein ſollen. 

Nun iſt zwar Bendix darin zuzuſtimmen, daß eine aus⸗ 
ſchlaggebende Bedeutung dieſer Bemerkung der Motive nicht 
beizumeſſen iſt. Mir ſcheint aber, daß Bendix ihren Werth als 
Anslegungsmittel zu gering einſchätzt. 

Wenn Bendix zunächſt hervorhebt, daß die Motive der 
Genehmigung der Geſammtkommiſſion nicht unterlagen, jo muß 
doch betont werden, daß kein Anlaß vorliegt zu der Annahme, 
der Verfaſſer der Motive habe bei einer Erklärung von ſolch 
prinzipieller Tragweite die Anſicht der Geſammtkommiſſion un⸗ 
richtig wiedergegeben. Die Vermuthung ſpricht doch für das 
Gegentheil. 
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Aus der Entſtehung der 58 161 (Bedingung) und 184 
(Genehmigung) [Entw. I 55 135 und 127] folgert Bendix, daß 
die Mehrheit der Komm. II jenen Standpunkt der Motive nicht 
getheilt habe. Jene Paragraphen erhielten in der Komm. II 
hinter den Worten „im Wege einer Zwangsvollſtreckung oder 
Arreſtvollziehung“ den Zuſatz „oder durch den Konkursverwalter“, 
und als Begründung des Antragſtellers heißt es in den Pro⸗ 
tokollen zu 135 Entw. I (Mugdan I S. 764): „Wenn an den 
citirten Stellen von Verfügungen des Berechtigten geſprochen 
werde, fo könne fraglich erfcheinen, ‚ob damit nur die von ihm 
vorgenommenen, oder aber Verfügungen aus ſeinem Rechte 
getroffen werden ſollen. Der Entw. meine, da er die Zwangs⸗ 
vollſtreckung einbeziehe, offenbar das Letztere. Dann aber muͤſſe, 
wie der Verfügung im Wege der Zwangsvollſtreckung auch der 
durch den Konkursverwalter erfolgenden beſonders gedacht werden, 
zumal ſie an einzelnen Stellen beſonders erwähnt ſei.“ Hier 
möchte ich ein ungenaues Referat des Protokollführers vermuthen: 
Da jene Stellen die Verfügungen durch Zwangsvollſtreckung und 
Arreſtvollziehung beſonders erwähnten, ſo konnte es unmöglich 
noch „fraglich“ erſcheinen, ob lediglich die rechtsgeſchäftlichen 
Verfügungen getroffen werden ſollten, und zwar um ſo weniger, 
als gerade bei dieſem Paragraphen die Motive nochmals den 
in der oben citirten Stelle enthaltenen Gedanken wiederholen 
mit den Worten: „Den eigenen Verfügungen des Genehmigenden 
ſtehen diejenigen gleich, welche aus feinem Rechte erfolgen. Es 
iſt daher zugleich der gegen den Genehmigenden erwirkten 
Zwangsvollſtreckung und Arreſtvollziehung gedacht. Um 
ganz vollſtändig zu ſein. wären auch die Verfügungen im 
Konkurſe des Genehmigenden bezw. des Vertreters zu erwähnen 
geweſen; es würde aber damit nur etwas ausgeſprochen ſein, 
was ſich von ſelbſt verſteht.“ „Fraglich“ konnte angeſichts der 
Faſſung des Entwurfs nur erſcheinen, ob außer den Ver⸗ 
fügungen durch Zwangsvollſtreckung oder Arreſtvollziehung auch 
weitere Verfügungen aus dem Rechte des Betheiligten, ins⸗ 
beſondere ſolche durch den Konkursverwalter, einbezogen werden 
würden; nur dieſen Zweifel zu beſeitigen konnte der Antrag⸗ 
ſteller bezwecken, — wobei übrigens den Motiven darin bei⸗ 
zuſtimmen iſt, daß angeſichts § 6 Abſ. 2 K. O. der beſchloſſene 
Zuſatz unnöthig war. Den von Bendix gezogenen Schluß kann 
daher jener Paſſus der Protokolle m. E. nicht rechtfertigen. 

Allerdings, der von den Motiven citirte § 430 Nr. 1 
(jetzt § 353 Abſ. 2) hat, wie Bendix weiter hervorhebt, in der 
Komm. II als Zuſatz den jetzigen Abſ. 2 erhalten. Die Protokolle 
beſagen aber nur, daß „erwogen wurde: Der rechtsgeſchäftlichen 
Verfügung im Falle des § 430 jet endlich gleichzuſtellen die 
Verfügung, welche im Wege der Zwangsvollſtreckung oder Arreſt⸗ 
vollziehung erfolge“. Aus welchem Grunde der ausdrückliche 
Ausſpruch für nothwendig gehalten wurde, wird nicht erwähnt; 
vielleicht that man es doch auch nur „im Intereſſe der 
Deutlichkeit“, wie bereits Entwurf I ſelbſt an manchen Stellen 
gethan. Hierfür ſpricht nämlich ganz erheblich der Umſtand, 
daß die beiden andern Paragraphen, welche die Motive an der 
citirten Stelle als hinreichend deutlich — abgeſehen von dem 
zu. ſ. w.“ — beſonders hervorheben: 544 Abſ. 3 (jetzt 588) 
und 763 (jetzt 747), ſoweit nach der hier fraglichen Richtung 
das „verfügen“ in Betracht kommt, auch von der Komm. II 
unberührt gelaſſen und fo Geſetz geworden find. Man wird 
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aber nicht bezweifeln wollen, daß — § 588 —, ſoweit der 
Pächter über einzelne Stücke des Inventars verfügen kann, 
dieſe Befugniß vorbehaltlich der Ausnahme des § 865 Abſ. 2 
C. P. O. auch ſeinem Gläubiger im Wege der Zwangsvollſtreckung 
ſowie feinem Konkursverwalter zufteht, und daß das Analoge 
— 8 747 — für den Theilhaber der Gemeinſchaft gilt 
(efr. § 859 C. P. O.). 

Man muß, ſcheint mir, — gegen Bendir — annehmen, 
daß die Komm. II die oben citirte Erklarung der Motive ftill- 
ſchweigend gebilligt hat. Sie betraf einen fortdanernd wieder⸗ 
kehrenden Begriff und war von ſolcher grundſätzlichen Bedeutung, 
daß die Komm. II nicht an ihr ohne Widerſpruch hätte vorbei⸗ 
gehen können. — 

Der Wortlaut des § 573 trifft gewiß nur die rechts⸗ 
geſchäftliche Verfügung. Trägt auch die Vorſchrift den Charakter 
einer Ausnahme, ſo verbietet dieſer Umſtand die ausdehnende 
Auslegung doch jedenfalls dann nicht, wenn fie der Abfiht der 
Verfaſſer des Geſetzes entſpricht. 

Für Bendix gibt gegen die Einbeziehung der Pfändung 
vor Allem den Ausſchlag der Umſtand, daß das Intereſſe des 
Vermiethers die Komm. II veranlaßt hat, die Vorſchrift des 
jetzigen § 573, welche in Entwurf I fehlte, einzuſtellen: Weil 
die Verfügung über den Miethzins der nächſten Zeit für den 
Vermiether gar oft eine wirthſchaftliche Nothwendigkeit ſei, hat 
man ſich entſchloſſen, über die Veräußerung hinaus ſie eine 
Zeitlang wirken zu laſſen, und Bendix meint, daß das 
Intereſſe des Vermiethers naturgemäß die gleiche Berückſichtigung 
der Pfändungen nicht erheiſche. Das Gegentheil ſcheint mir 
richtig. Gerade das Intereſſe des Vermtethers ruft laut nach 
der gleichmäßigen Behandlung der Pfändung. Welcher Anwalt 
würde gegenüber einem wirkhſchaftlich ſchwachen Schuldner — 
ſolche werden regelmäßig in Frage kommen — noch mit der 
Pfändung einer Miethforderung ſich begnügen, wenn er damit 
rechnen muß, daß der Schuldner am Tage nach der Pfändung 
deren Erfolg durch Veräußerung des Grundſtücks zu vereiteln 
im Stande iſt? Müßte nicht jeder ſich für verpflichtet halten, 
regelmäßig ſofort die Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung 
zu beantragen, auch wenn er dadurch in manchen Fällen den 
wirthſchaftlichen Zuſammenbruch des Schuldners veranlaſſen kann? 

In zweiter Linie iſt für Bendix entſcheidend der Umſtand, 
daß § 573 die aktive Form im Gegenſatz zu der paſſiven des 
§ 1124 gewählt hat. Nun iſt zuzugeben, daß bei § 1124 der 
Wortlaut ohne Weiteres die Verfügungen durch Zwangs⸗ 
vollſtreckung einſchließt: Das B. G. B. kennt Verfügungen des 
Betheiligten und ſolche aus ſeinem Recht im Wege der 
Zwangsvollſtreckung, der Arreſtvollziehung und durch den Konkurs- 
verwalter, und wenn § 1124 eine Norm ſetzt für den Fall, 
daß über den Miethszins „in anderer Weiſe verfügt wird“, 
fo kann man ſchwerlich annehmen, daß hier nur rechts⸗ 
geſchäftliche Verfügungen gemeint ſeien. Dies kann aber allein 
nicht die Behauptung rechtfertigen, daß die Wahl der aktiven 
Form im 8 573 gerade bezwecke, die Verfügungen durch 
Zwangsvollſtreckung auszuſchließen. Die Protokolle der Komm. II 
über die Berathung des jetzigen § 573 geben keine Anhalts⸗ 
punkte dafür, daß eine ſolche Abſicht vorgelegen habe. Die 
Komm. wollte erſichtlich, auch wo fie die aktive Form wählte, 
die Verfügungen durch Zwangavollſtreckung einſchließen, die an 
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der oben wiedergegebenen Stelle citirten $$ 544 Abſ. 3 (jetzt 588 
Abſ. 1) und 763 (jetzt 747) beweiſen es; die Komm. II hat hier 
die aktive Form nicht beſeitigt, — ſoll etwa auch hier jener Schluß 
aus der aktiven Form gezogen werden? Die 88 892, 893 bedienen 
ſich ſehr deutlicher Wendungen, um die Verfügungen durch 
Zwangsvollſtreckung auszuſchließen. Wenn § 1443 den Mann 
berechtigt, „über das Geſammtgut zu verfügen“, § 2205 den 
Teſtamentsvollſtrecker, „über die Nachlaßgegenſtände zu verfügen“, 
ſo ſtehen doch auch dieſe Worte den Verfügungen durch Zwangs⸗ 
vollſtreckung nicht entgegen. 

Es läßt ſich übrigens aus den weiteren Materialien meines 
Erachtens geradezu nachweiſen, daß die Komm. II in dem 
jetzigen § 1124 die Wirkſamkeit von Verfügungen genau fo hat 
umgrenzen wollen, wie es in dem jetzigen § 573 geſchehen iſt. 

Der § 1069 Entw. I, welcher als Vorläufer des jetzigen 
§ 1124 die Wirkung von Mietheverfügungen gegenüber dem 
Hypothekengläubiger regelte, bediente ſich bereits der heutigen 
paſſiven Form. Die Motive aber erwähnen gar nicht, daß man 
etwa hiermit eine beſondere Klarſtellung bezweckte; ja, ſie 
ſprechen an jener Stelle — Mugdan III S. 370 — nur von 
rechtsgeſchäftlichen Verfügungen, ohne der Verfügungen durch 
Zwangsvollſtreckung beſonders zu gedenken. — Ein in der 
Komm. II geſtellter ſachlicher Abänderungsantrag bediente ſich 
der Form: „Verfügungen, welche der Glaͤubiger einer 
Mieth- oder Pachtzinsforderung. ... über die Forderung 
getroffen hat....“ Weder vom Antragſteller noch von anderer 
Seite iſt aber, ſoweit die Protokolle Aufſchluß geben, geltend 
gemacht worden, daß die Wahl der aktiven ſtatt der paſſiven 
Form geeignet ſein könne, den Kreis der getroffenen Verfügungen 
anders zu ziehen, als Entw. I gethan hatte. — Ferner heißt es in 
den Protokollen zum § 1069 Entw. hI— Mugdan III S. 808 —: 
„Die Berechnung der Zeit, für welche Verfügungen über Mieth- 
und Pachtzinsforderungen dem Gläubiger gegenüber unwirkſam 
find, iſt in den Anträgen 1 und 2 entſprechend dem § 514 
Entw. II (jetzt 573) geändert. Hiermit erklärte man ſich ein⸗ 
verſtanden, da eine Uebereinſtimmung mit der analogen Vor⸗ 
ſchrift des § 514 wünſchenswerth ſei.“ Man hebt alſo die 
Analogie beider Paragraphen hervor, bemüht ſich, ſie in Ueber⸗ 
einſtimmung zu bringen, — iſt es nicht ausgeſchloſſen, daß 
man die von Bendix angenommene Verſchiedenheit beider Be⸗ 
ſtimmungen mit Stillſchweigen übergangen hätte, falls man eine 
ſolche hätte ſtatuiren wollen? Man fand eben in der aktiven und 
der paſſiven Form keinen fachlichen Unterſchied und dies wird weiter 
beſtätigt durch die Denkſchrift, mit welcher die Vorlage an den 
Reichstag ging: Der jetzige § 573 wird — Mugdan, Bd. II 
S. 1254 — mit denſelben Gründen gerechtfertigt, welche in der 
Komm. II geltend gemacht waren, und dann heißt es: „Der 
Entw. (§ 566 — jetzt 573) beſtimmt daher im Einklang mit 
dem für die Hypothek geltenden § 1107 (jetzt 1124), daß der- 
artige vom Vermiether getroffene Verfügungen dem Erwerber 
gegenüber inſoweit wirkſam find, als ſie ſich auf den Mieth⸗ 
zins für das zur Zeit des Eigenthumswechſels laufende und 
das folgende Kalendervierteljahr beziehen.“ Auch die Denkſchrift 
ſieht alſo nicht die von Bendix verfochtene Abweichung, ſie 
konnte unmöglich von einem Einklang der Beſtimmungen ſprechen, 
wenn fie nicht den Kreis der getroffenen Verfügungen für gleich- 
mäßig hielt. Trifft § 1124 die Verfügungen durch Zwangs⸗ 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


XXXI. Jahrgang. 


vollſtreckung — und dies wird nicht bezweifelt —, jo ſollte 
auch § 573 ſie treffen. Es mag noch bemerkt werden, daß nach 
den Motiven — Mugdan III S. 370 — dem § 1124 B. G. B. 
der § 31 Preuß. Eigenthumserwerbsgeſetz zum Vorbild gedient 
hat. Dieſer § 31 ſpricht nur von der Wirkſamkeit der „Ab⸗ 
tretung und Verpfändung“ von Pacht und Miethzinſen, 
ohne der Pfändung zu gedenken, und dabei hat ihn die Preußiſche 
Praxis — ef. Achilles, Grundeigenthum und Hypothekenrecht 
zu 8 31, Turnau, Grundbuchordnung. Anm. 7d zu 5 31 
Eig. C. G. — ſtets auch auf die Pfändung bezogen. 

Aus alledem ziehe ich den Schluß, daß Jene, welche zur 
Schaffung des § 573 anders als durch Abſtimmung mit⸗ 
wirkten, die Abſicht gehabt haben, durch den gewählten Ausdruck 
die Verfügung durch Zwangsvollſtreckung einzuſchließen. Dann 
muß aber meines Erachtens „der Geſetzgeber“, da er die Be⸗ 
ſtimmung ohne ein Wort des Widerſpruchs angenommen hat, 
ſich gefallen laſſen, daß ihm unterſtellt wird, er habe den § 573 
in dem Sinne angenommen, welchen ſeine berufenen Gehülfen 
mit demſelben verbunden hatten. Den unvollſtändigen Ausdruck 
des § 573 wird die Auslegung ergänzen müſſen. — Wollte 
man aber ſelbſt annehmen, daß die Komm. II an die Ein⸗ 
beziehung der Pfändung nicht gedacht habe, ſo kann doch die 
referirte Entſtehung des 8 573, unterſtützt durch die Vor⸗ 
ſchriften der SS 804, 836, 851 C. P. O., 400 B. G. B., die 
Behauptung rechtfertigen, daß jene Einbeziehung ausgeſprochen 
wäre, wenn man an die Pfändung gedacht hätte. Das ſcheint mir 
ſicher, daß auf keiner Seite die Abſicht beſtanden hat, durch die 
Faſſung des § 573 deſſen ausdehnende Auslegung zu verbieten, 
und deshalb würde bei dieſer Vorausſetzung noch heute ſtatthaft 
erſcheinen, was für Windſcheid die „hoͤchſte und edelſte Aufgabe 
der Auslegung“ iſt, nämlich dem ausgedrückten Willen des 
Geſetzgebers gegenüber ſeinen eigentlichen Willen zur Geltung 
zu bringen. 


Iſt die Pfändung der Mieth⸗(Pacht⸗) Zinsforderung 


nach § 573 B. G. B. dem Erwerber des Zins- 
grundſtückes gegenüber wirkſam? “) 


Herr Juſtizrath Kuhn bejaht in Nr. 35 und 36 der 
Juriſtiſchen Wochenſchrift dieſe Frage, indem er meine gegen⸗ 
theilige Anſicht bekämpft. Das Weſentliche, den Kern meiner 
Ausführungen, berührt er überhaupt nicht; ſeine Gründe er⸗ 
mangeln ſchon um deswillen der überzeugenden Kraft. 

I. Ich gehe davon aus, daß nach § 571 der Grundſtücks⸗ 
erwerber von der Auflaſſung an dem Miether die Miethräume 
zu gewähren, dafür von dieſem Zeitpunkte an auch die Gegen⸗ 
leiſtung, den Miethzins, zu beanſpruchen hat und zwar nicht 
auf Grund geſetzlicher Ceſſion, ſondern auf Grund eigenen 
Rechts. Iſt dieſer Ausgangspunkt richtig, ſo iſt jede frühere, 
auch die rechtsgeſchäftliche Verfügung des Veräußerers über die 
Miethzinsforderung des Erwerbers grundſätzlich unwirkſam. Der 
§ 573 enthält hiernach, da er den Eingriff in die fremde Rechts- 


*) Zu demſelben Ergebniß wie ich iſt auch Zimmermann „Die 
Rechtswirkungen der Veräußerung“ u. |. w. S. 31 ff. gelangt. 
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ſphäre aus nahmsweiſe zuläßt, eine Ausnahmevorſchrift; eine 
ſolche darf keine ausdehnende Auslegung erfahren. 

II. Lediglich die Rückſichtnahme auf das wirthſchaftliche 
Intereſſe des Veräußerers führte, wie ich nachwies, dazu, feiner 
Vorausverfügung über die nicht ihm, ſondern dem Grundſtücks⸗ 
erwerber aus eigenem Rechte gebührende Miethzinsforderung noch 
für eine gewiſſe Zeit Wirkſamkeit beizulegen. Man ſchützte auf 
dieſe Weiſe den Ceſſionar, Pfandgläubiger des Veräußerers, 
indem man erwog, daß letzterem ſonſt die Möglichkeit, über den 
Miethzins zu disponiren, mangels jeglicher Sicherheit für den 
anderen Theil entzogen ſein würde. Erfordert dieſen Schutz aber 
auch eine Pfändung, die gegen den Veräußerer vorgenommen 
wird? Soll der Grundſtückserwerber, der mit der Auflaſſung 
die Miethzinsforderung als Gegenleiſtung für die Gewährung 
der Miethräume erwirbt, dem Pfändungsgläubiger eines früheren 
Eigenthümers, der auf dieſe Forderung keinerlei Anſpruch hat, 
nachſtehen? Mir ſcheint dies weder rechtlich zuläſſig noch auch 
billig zu fein. Der Gläubiger des Vermiethers kann nur 
diejenigen Miethzinsforderungen pfänden, die dieſem, nicht 
diejenigen, die ſeinem Nachfolger zuſtehen. Von einem 
unpfändbaren Vermöoͤgensrechte des Vermiethers kann hiernach 
gar keine Rede ſein, da die gepfändete Forderung eben nicht zu 
ſeinem Vermögen gehört. Nur bis zur Veräußerung gebührt 
ihm der Miethzins, bis dahin war dieſer alſo pfändbar; von da 
ab können ihn dagegen die Gläubiger des neuen Eigenthümers 
mit Beſchlag belegen, ſoweit er nicht durch eine rechtsgeſchäftliche 
Verfügung des Vorgängers gemäß 5 573 ihrem Zugriff 
entzogen iſt, 


Breslau, im Juni 1902. Bendix, Rechtsanwalt. 


Die Rechtſprechung des Reichsgerichts in Beziehung 
auf die wichtigſten Begriffe und Inſtitute des 
Civilrechts 
in ſyſtematiſcher Folge dargeſtellt und kritiſch beſprochen von 
Dr. jur. L. Kuhlenbeck, Rechtsanwalt beim Ober⸗ 
landesgericht Jena. 

LVL 
Miethvertrag. 

Die Ausbeute reichsgerichtlicher Entſcheidungen für den 
Miethvertrag iſt gering; die Erklärung dafür iſt durch 8 23 
des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes gegeben, welcher die Streitig⸗ 
keiten über Wohnungsmiethe wegen Ueberlaſſung, Benutzung 
oder Räumung ſowie Zurückhaltung der von dem Miether in 
die Wohnräume eingebrachten Sachen den Amtsgerichten zu⸗ 
weiſt, abgeſehen davon, daß die Miethe beweglicher Sachen 
in der Regel ſich auf Objekte geringerer Werthſtufen beſchränkt. 

Der Miethvertrag iſt nach B. G. B. wie nach gemeinem 
Recht ein Vertrag über Einräumung von körperlichen Sachen 
zur Benutzung auf Zeit gegen einen Miethzins (§S 535). Aus 
dieſer Begriffsbeſtimmung ergiebt ſich ohne Weiteres, daß, wie 
auch die Motive zum B. G. B. II S. 371 betonen, ein Mieth⸗ 
vertrag über die eigene Sache des Miethers nichtig iſt. 
Dies hat das Reichsgericht in einem Falle, in dem es ſich darum 
handelte, ob ein früher abgeſchloſſener Miethvertrag beſtehen 
blieb, nachdem Miether und deſſen Ehefrau ſpäter das 
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gemiethete Grundſtück erworben hatten. R. G. XXXIX, 
S. 286 verneint die Frage (VI. Civilſenat, Urtheil vom 
19. September 1901) aus folgenden Gründen: 

Mit Unrecht hat das Berufungsgericht den Einwand 
des Beklagten verworfen, daß der Kläger und ſeine 
Ehefrau den ganzen früher dem Kläger gehörigen 
Grundbeſitz erworben haben. 

Der Miethvertrag ſetzt begriffsmäßig voraus, daß 
für den Gebrauch einer Sache ein beſtimmter Preis 
bedungen iſt, welchen der Miether dem Vermiether zu 
zahlen hat. Dem Eigenthümer einer Sache ſteht nun 
der Gebrauch der Sache an ſich vermöge ſeines Eigen⸗ 
thums zu. Er hat für denſelben einer anderen Perſon, 
wenn dieſer nicht etwa beſondere Rechte an der Sache 
gebühren, nichts zu zahlen und kann mithin, wenn dies 
nicht der Fall iſt, das Recht auf den Gebrauch nicht 
erſt durch einen Miethvertrag erlangen. 

Vergl. Förſter⸗Eccius, Preuß. Privatrecht Bd. 2 
8 186 bei Anm. 32, 88; RNehbein, Entſch. des 
Obertrib. Bd 8 S. 809 Anm. o. 

Ein abgeſchloſſener Miethvertrag erliſcht 
deshalb, wenn der Miether hinterher Eigen⸗ 
thümer der Sache wird. 

Vergl. Windſcheid, Pandektenrecht 8. Aufl. 2, 
8 399 Anm. 10. 

Die durch den urſprünglichen Miethvertrag begrün⸗ 
deten Rechte und Pflichten ruhen nicht bloß, wie das 
Berufungsgericht meint; ſie erlöſchen vielmehr vollſtän⸗ 
dig, da ſie ſich durch den Uebergang der vermietheten 
Sache in das Eigenthum des Miethers in einer Perſon 
vereinigen. Dies trifft allerdings nicht zu, wenn das 
Eigenthum der vermietheten Sache von dem Miether 
gemeinſchaftlich mit einem Dritten erworben wird, da 
alsdann der urſprüngliche Miether und die neuen Eigen⸗ 
thümer als Vermiether nicht dieſelbe Perſon find. 

Vergl. Urth. des IV. Civilfenats des Reichs⸗ 
gerichts vom 2. Dezember 1880, Zeitſchrift für 
Preuß. Recht Bd. 1 S. 569. 

Ob aber auch der Ehemann Miether des ihm und 
ſeiner Ehefrau gemeinſchaftlich gehörigen Grundſtückes 
ſein kann, hängt von dem unter den Eheleuten be⸗ 
ſtehenden Güterrechte ab. So ſind bei beſtehender 
allgemeiner Gütergemeinſchaft alle Sachen und Rechte, 
welche der freien Verfügung eines Ehegatten unter⸗ 
worfen ſind, gemeinſchaftliches Eigenthum der Ehe⸗ 
gatten. Es iſt daher auch das Miethrecht eines Ehe⸗ 
gatten gemeinſchaftlich, ſo daß ſich beim Miethen 
eines zur Gütergemeinſchaft gehörigen Grund» 
ſtückes ſeitens eines Ehegatten dieſelben Perſonen 
als Vermiether und Miether gegenüberſtehen würden, 
ein Miethverhältniß daher nicht möglich iſt. 

Hat der Ehemann, was nach den Vorſchriften des 
Preußiſchen Allgemeinen Landrechts und des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuches die Regel iſt, die Verwaltung und 
Nutznießung an dem Vermögen der Ehefrau, ſo hat er 
den Gebrauch und die Nutzung der ihm und ſeiner 
Ehefrau gemeinſchaftlich gehörigen Sache theils vermöge 
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feines Eigenthums, theils vermöge ſeines Nießbrauches 
am Vermögen der Ehefrau. Er hat für den Gebrauch 
und die Nutzung kein Entgelt zu entrichten und kann 
deshalb auch in dieſem Falle nicht Miether der ge⸗ 
meinſchaftlichen Sache ſein, da es an den weſentlichen 
Erforderniſſen des Miethvertrages fehlen würde. Ein 
von ihm mit dem früheren Eigenthümer der Sache ab⸗ 
geſchloſſener Miethvertrag erliſcht deshalb auch bei 
dieſem Güterſtande, wenn die Eheleute die gemiethete 
Sache demnächſt gemeinſchaftlich erwerben, wie über⸗ 
haupt in dem Falle, daß der Miether ſpäter den Nieß⸗ 
brauch an der Miethſache erlangt. 

Vergl. Windſcheid a. a. O. 

Die Frage, ob der ordnungsmäßige oder vertrags⸗ 
mäßige Gebrauch dem Miether einer Wohnung die Anlage 
eines Telephons geſtatte, wurde vom Reichsgericht noch nach 
Preußiſchem Recht im Jahre 1896 bejahend entſchieden; aller⸗ 
dings iſt dieſe Bejahung keine unbedingte. Das Reichs⸗ 
gericht legt mit Recht Werth auf die beſonderen Verhältniſſe 
und die Verkehrsſitte, die ja auch nach 8 242 B. G. B. für 


die Auslegung dieſes Schuldverhältniſſes maßgebend bleiben. 


Die nähere Begründung der fraglichen Entſcheidung, R. G. 
XXõXVII Nr. 56 S. 212, bleibt aus dieſem Grunde auch für das 
neue Recht beachtenswerth; wir citiren aus derſelben Folgendes: 
ö „Art und Umfang des Gebrauchs des Miethobjekts 
beſtimmen ſich, abgeſehen von ausdrücklichen Vertrags⸗ 
beſtimmungen, nach der Verkehrsſitte und nach dem, 
was nach der beſonderen Sachlage gemäß dem das 
Verkehrsleben beherrſchenden Grundſatze von Treue und 
Glauben bei gegenſeitiger redlicher Erfüllung des Ver⸗ 
trages als Zugeſtändniß in Anſpruch genommen werden 
kann. Auch die eingeengteſte Nutzung einer Wohnung 
oder eines anderen Miethraumes kann ſich nicht auf 
den bloßen Aufenthalt oder das bloße Hineinſtellen 
von Hausgeräthen beſchränken. Andererſeits iſt ſchon 
das Einſchlagen eines Nagels ein Eingriff in die Sub⸗ 
ſtanz. Daß Bilder aufgemacht, Kronleuchter an⸗ 
geſchraubt, Spiegel aufgehängt werden dürfen, gilt als 
ſelbſtverſtändlich. Der Gebrauch des Miethers erſtreckt 
ſich aber nothwendig auch auf die nicht unmittelbar 
gemietheten Räume, Flur, Treppe, Faſſade. Auch 
hier kann die Inanſpruchnahme der Subſtanz, ins⸗ 
beſondere des Mauerwerks, erforderlich werden, wie bei 
der Befeſtigung von Teppichen auf der Treppe eines 
herrſchaftlichen Hauſes, der Anbringung eines Kleider⸗ 
rechens zum Reinigen der Kleider im Treppenhauſe, 
eines Gewerbszeichens oder einer Firmentafel an der 
Faſſade, eines Sonnendaches vor einem Schauladen, 
einer Nachtglocke für einen Arzt oder eine Hebamme u. ſ. w. 
Manche derartige Ein⸗ und Vorrichtungen nehmen die 
Subſtanz des Hauſes mehr in Anſpruch als der Ans 
ſchluß eines Miethers an eine Fernſprecheinrichtung. 
Was nun nach dieſer Richtung unter den ordnungs⸗ 
mäßigen Gebrauch fällt, iſt im allgemeinen als That⸗ 
frage zu erachten, die ſich nach Ort und Zeit, nach 
allgemeinen Verkehrs- und beſonderen Geſchäftsverhält⸗ 
niſſen, nach der Intention des Mieth vertrages, nach 
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perſönlichen und ſachlichen Rückſichten verſchieden be⸗ 
antworten läßt. Gemäß der fortdauernden Vorleiſtungs⸗ 
pflicht des Vermiethers kann auch die Berückſichtigung 
wechſelnder Bedürfniſſe nicht ausgeſchloſſen werden, 
ſo weit ſie ſich in dem durch den Zweck der Miethe 
beſtimmten Rahmen des Miethvertrages halten. Muß 
die Herſtellung einer Einrichtung, wie die einer Fern⸗ 
ſprechſtelle, nach der konkreten Sachlage, insbeſondere 
nach den Anforderungen des in den Miethsräumen 
betriebenen Geſchäfts und des Kampfes mit der Kon⸗ 
kurrenz, als dringendes Bedürfniß des Gebrauchs der 
Miethräume erachtet werden, während andererſeits die 
Herſtellung auf Koſten des Miethers dem Vermiether 
weder irgend welchen Schaden, noch eine nennenswerthe 
Beläſtigung bringt, ſo läßt ſich die Verſagung der 
Duldung zwar nicht als Mißbrauch des Eigenthümers 
im Sinne der 88 27, 28, I. 8 A. L. R. auffaſſen, fie 
verſtößt aber gegen die auch für Miethverhältniſſe 
geltenden Grundſätze der bona fides gegen die Vertrags⸗ 
treue (ſ. Motive zum Bürgerlichen Geſetzbuch Bd. 2 
S. 198). Muß die Verpflichtung zur Duldung der 
Herſtellung als begründet erachtet werden, ſo würde 
die Verweigerung der erforderlichen formellen Erklärung 
als bloße Chikane erſcheinen und erſt recht gegen Treue 
und Glauben verſtoßen. Daß der Kläger zur Zeit des 
Vertragsabſchluſſes ſeine Druckerei zur Herſtellung der 
„Oſtdeutſchen Volkszeitung“ betrieben und der Beklagte 
zu dieſem ihm bekannten Zwecke Wohnung und Seiten⸗ 
gebäude (in Inſterburg) vermiethet hat, wäre als feſt⸗ 
geſtellt vorauszuſetzen. Hiernach würde ſich zunächſt 
fragen, ob nach Herſtellung des Fernſprechverkehrs 
zwiſchen Inſterburg und Berlin der Fernſprechanſchluß 
ſich als dringendes Bedürfniß des mit der Miethe ver⸗ 
folgten Zweckes herausgeſtellt hat. Das von dem Be⸗ 
klagten ſelbſt angegebene Motiv ſeiner Weigerung, daß 
er dem Kläger nicht gefällig ſein wolle, könnte keine 
Beachtung finden, während Einwendungen wegen 
Schädigung des Grundſtücks oder ſonſtiger rechtlicher 
Intereſſen des Beklagten zu berückſichtigen wären. Das 
Berufungsgericht iſt hiernach theils von einer unrichtigen 
rechtlichen Beurtheilung ausgegangen, theils hat es die 
in Frage kommenden thatſächlichen Verhältniſſe nicht 
gehörig gewürdigt. 

Die Frage, ob und wieweit der Vermiether eines Hauſes 
zur Beleuchtung der Zugänge zu den Miethwohnungen, 
insbeſondere der Treppen verpflichtet iſt, iſt aus demſelben Ge⸗ 
ſichtspunkte weder unbedingt zu bejahen noch zu verneinen; 
auch für das neue Recht dürfte ein hierüber im Jahre 1894 
ergangenes Präjudiz des Reichsgerichts ungeachtet ſeiner zu⸗ 
nächſt preußiſch⸗rechtlichen Grundlage bei Gleichheit der vom 
B. G. B. aufgenommenen Grundſätze beachtenswerth bleiben. 
R. G. XXXIII Nr. 50 S. 225 ff.: 

„Mit Recht macht die Reviſion geltend, daß aus 
dem Miethvertrage an ſich die Verpflichtung des Ver⸗ 
miethers zur Beleuchtung der vermietheten Räume nicht 
hergeleitet werden kann. Es iſt richtig, daß nach 
§ 272 J 21 A. L. R. der Verpächter oder Vermiether 
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die verpachtete oder vermiethete Sache in brauchbarem 
Stande zu erhalten hat. Zur Unterhaltung eines 
Hauſes gehört aber die Beleuchtung nicht. Der Ver⸗ 
miether hat namentlich auch die dem Miether zum 
alleinigen Gebrauch überlaſſenen Räume zu unterhalten; 
aber ſoweit für ihn die Beleuchtung nöthig oder er⸗ 
wünſcht iſt, hat der Letztere ſelbſt auf eigene Koſten 
dafür zu ſorgen, es wäre denn, daß ausnahmsweiſe 
der Vermiether eine ſolche Leiſtung übernommen hätte. 
Bezüglich der Beleuchtung der Zugänge zu den ver⸗ 
mietheten Wohnungen und der dahin führenden Treppen 
kann es, wenn in dem Miethvertrage hierüber nichts 
beſtimmt iſt, zuweilen zweifelhaft ſein, ob der Vermiether 
es ſtillſchweigend übernommen hat, hierfür zu ſorgen. 
Dieſe Frage iſt nach den Umſtänden zu entſcheiden. 
Es kommt namentlich auf den Ortsgebrauch bei der⸗ 
artigen Miethverhältniſſen an. Daneben kann aber 
auch das Verhalten der Kontrahenten, insbeſondere der 
Umſtand von Erheblichkeit ſein, daß der Miether den 
Miethvertrag nach Ablauf der urſprünglich vereinbarten 
Zeit ohne Remonſtration erneuert oder fortgeſetzt hat, 
obgleich er wußte, daß der Vermiether die Zugänge 
und Treppen zu beleuchten nicht willens war. Auch 
die Höhe des Miethzinſes kann einen Schluß auf die 
Abſicht der Kontrahenten rechtfertigen. Die ausbedungene 
Miethe kann eine ſo geringe ſein, daß ſchon hieraus 
erhellt, daß der Vermiether die Beleuchtung der zu der 
Wohnung führenden Zugänge und Treppen während 
der üblichen Verkehrszeiten nicht hat übernehmen ſollen. 
Dabei iſt indeſſen zu berückſichtigen, daß, wenn in größeren 
Häuſern dieſelben Zugänge und Treppen zu mehreren 
Wohnungen führen, die von einem einzelnen Miether 
zu zahlende Miethe nicht entſcheidend iſt und daß es 
auch vorkommen kann, daß der Vermiether die Zugänge 
und Treppen in ſeinem eigenen Intereſſe beleuchten 
muß oder zu beleuchten pflegt, in welchem Falle die 
Uebernahme einer ſolchen Leiſtung in einem Miethver⸗ 
trage eine beſondere Ausgabe für ihn nicht erforderlich 
machen würde. Ein Rechtſatz, der einem Hausbeſitzer, 
der Wohnungen in ſeinem Hauſe vermiethet, im öffent⸗ 
lichen Intereſſe die Verpflichtung auferlegt, die Zugänge 
zu den Miethwohnungen während der allgemeinen Ver⸗ 
kehrszeiten zu beleuchten, exiſtirt nicht. Dagegen kann 
es bei größeren Häuſern, in denen eine Anzahl Mieth⸗ 
wohnungen vorhanden ſind und in denen, namentlich 
in größeren Städten, auch nach eingetretener Dunkel⸗ 
heit die Zugänge und Treppen nicht bloß von den 
Miethern und deren Hausgenoſſen, ſondern auch von 
Fremden vielfach betreten werden, im Intereſſe der 
öffentlichen Sicherheit geboten ſein, daß für eine ge⸗ 
nügende Beleuchtung derartiger Räume geſorgt wird. 
In ſolchen Fällen, wo, wie man es ausgedrückt hat, 
ein Verkehr im Hauſe eröffnet iſt, kann ſich für den 
Hauswirth aus den Umſtänden eine Zwangspflicht zur 
Beleuchtung im Sinne des 8 9 J. 6 A. L. R. ergeben, 
deren Vernachläſſigung ihn für den entſtandenen Schaden 
haftbar macht. Hier hängt daher die Entſcheidung da⸗ 
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von ab, ob ſich aus den Umſtänden eine Verpflichtung des 
Beklagten ergiebt, den Gang, in welchem die Klägerin 
gefallen iſt, zu der fraglichen Zeit beleuchten zu laſſen. 

Allgemein intereſſant iſt endlich für den Miethvertrag die 
mit Rückſicht auf Schiffsmiethe in der Entſcheidung R. G. 
XXXXVIII Nr. 24 S. 90 ff. behandelte Frage, ob der Ver⸗ 
miether eines Schiffes einen Anſpruch auf Miethe hat für 
die Zeit, wo das Schiff infolge eines Arreſtes gepfändet 
iſt, wenn der Miether ſelbſt den Arreſt erwirkt hat. 
Im fraglichen Falle hatte laut Charterpartie d. d. Bremen, 
12. Oktober 1897, die Beklagte dem Kläger ihren Dampfer „Trio“ 
mit voller Beſatzung gegen eine Monatsmiethe von 4 500 Mark 
auf 3 Monate zur Verwendung im Verkehr zwiſchen groß⸗ 
britanniſchen und kontinentalen Häfen in Nord⸗ und Oſtſee 
überlaſſen. Während der Kontraktzeit, nämlich am 24. De⸗ 
zember 1897, als der Dampfer „Trio“ im Bremer Freihafen 
lag, erwirkte der Kläger wegen gewiſſer, zum Theil ihm ſchon 
rechtskräftig zuerkannter Anſprüche gegen die Beklagte beim 
Amtsgericht Bremen einen Arreſtbefehl, worin die Pfändung 
des Dampfers angeordnet wurde. Die Pfändung wurde noch 
an demſelben Tage durch Anlegen des Schiffes an die Kette 
vollzogen. Dieſer Zuſtand dauerte bis zum 5. Januar 1898, 
wo der Arreſtbefehl auf Grund einer Verſtändigung der 
Parteien aufgehoben wurde. Auf Grund dieſes Sachverhaltes 
verlangte der Kläger ſodann von der Beklagten Rückerſtattung 
der im Voraus bezahlten Miethe für die 12 Tage, während 
deren ihm infolge des Arreſtes die Benutzung des Schiffes 
entzogen geweſen fei, mit 1 800 Mark nebſt Zinſen. Die 
Klage iſt abgewieſen aus folgenden Gründen: 

„Es iſt rechtsirrthümlich, wenn der Vorderrichter an⸗ 
nimmt, daß bei der Sachmiethe der Miether im Falle 
Entziehung der vermietheten Sache während der Mieth⸗ 
zeit die Miethe bezahlen muß, ſofern die Entziehung ohne 
Verſchuldung des Vermiethers ſtattgefunden hat. 
Vielmehr braucht der Miether für die Zeit, wo ihm 
ohne ſein Verſchulden der Gebrauch der gemietheten 
Sache entzogen iſt, Miethe nicht zu zahlen. 

Zu demſelben Ergebniſſe würde die Anwendung des 
Art. 623, Abſ. 4 H. G. B. in Verbindung mit Art. 639, 
640 daſelbſt führen. Die in letzterem Artikel erwähnten 
Fälle des Reparaturbedürfniſſes und der Verfügung 
von hoher Hand ſind gleichfalls nicht als ſtrikt zu 
interpretirende Ausnahmen, ſondern als Anhalts⸗ 
punkte für die Gewinnung des beherrſchenden 
Prinzips zu behandeln. Wenn nun ſelbſt ein 
abſoluter Zufall, als welchen ſich Verfügungen von 
hoher Hand, die weder in der Perſon des einen, noch 
des anderen Kontrahenten ihren Grund haben, darſtellen, 
zu Laſten des Rheders ſein ſoll, ſo muß dies um ſo mehr 
von Umſtänden gelten, die ſeine Verpflichtung zur 
Lieferung und Inſtandhaltung des Schiffes berühren. 
Im vorliegenden Falle iſt dem Kläger der Gebrauch 
des Schiffes durch einen Arreſt entzogen worden. 

Wäre dieſer Arreſt auf Veranlaſſung dritter 
Perſonen ausgebracht, ſo könnte es nach vor⸗ 
ſtehenden Erörterungen nicht zweifelhaft ſein, 
daß Kläger für die Zeit ider Beſchlagnahme 
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Miethe nicht zu bezahlen brauchte, weil der 
Arreſtſchlag die Verpflichtung des Vermiethers, das 
Schiff frei zur Verfügung zu ſtellen, berührt und außer⸗ 
dem, wenn er, wie vorliegend, auf einer Forderung 
gegen den Rheder beruht, in deſſen Verhältniſſen be⸗ 
gründet iſt. Vergl. 1. 9 pr. I. 33 in f. Dig. loc. 19, 2. 
In dem hier zur Entſcheidung ſtehenden Fall ver⸗ 
bietet ſich jedoch die Anwendung dieſes Grundſatzes 
durch den Umſtand, daß der Arreſt auf Antrag des 
Klägers ſelbſt angeordnet iſt. Die Vorinſtanzen über⸗ 
ſehen bei ihrer abweichenden Entſcheidung, daß Kläger 
durch den von ihm eingegangenen Kontrakt verpflichtet 
war, dem Beklagten die Erfüllung derſelben nicht ohne 
zwingenden Grund unmöglich zu machen, widrigenfalls 
es aus der Nichterfüllung Rechte nicht herleiten kann. 
Das formale Prozeßrecht genügt keineswegs, den Miether 
zu befugen, die ihm von einem Ausländer vermiethete 
Sache wegen Anſprüche aus dem Miethverhältnifie mit 
Arreſt zu belegen und alsdann wegen der durch den 
Arreſt verurſachten Nichterfüllung des Kontraktes ſich 
der Miethzahlung zu entziehen. Kläger wußte, daß er 
mit einem Ausländer kontrahirt hatte; wie es augen⸗ 
ſcheinlich gegen Treue und Glauben verſtoßen hätte, 
wenn er wegen des Anſpruches auf Erfüllung das 
vermiethete Schiff auf Grund der Ausländerqualität des 
Vermiethers während der Kontraktszeit mit Arreſt be⸗ 
legt und dadurch die Erfüllung des Kontraktes vereitelt 
hatte, ſo muß es auch als Kontraktbruch angeſehen 
werden, wenn gleiches wegen anderer Anſprüche aus dem 
Miethverhältniſſe ohne zwingenden Grund geſchehen iſt. 
Als ein zwingender Grund kann aber die Möglichkeit, 
daß Kläger ſeine Anſprüche in Schweden zu verfolgen 
hatte, ſchon um deswillen nicht angeſehen werden, weil 
er mit dieſer Möglichkeit von vornherein in Folge des 
Kontraktabſchluſſes mit einer ſchwediſchen Rhederei zu 
rechnen hatte. Andere Umſtände, welche die Beſchlag⸗ 
nahme geboten erſcheinen ließen, ſind aber nicht geltend 
gemacht worden. Hiernach müſſen die durch den Arreſt 
verurſachten Schäden, inſoweit ſie auf Nichterfüllung 
des Kontraktes von ſeiten des Beklagten während der 
Zeit und in Folge Beſchlagnahme des Schiffes beruhen, 
dem Kläger zur Laſt gelegt werden, und damit entfällt 
deſſen hier in Rede ſtehender Anſpruch auf Rückzahlung 
der für dieſe Zeit im Voraus entrichteten Miethe.“ 


Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die vom 18. Mai bis 14. Juni 1902 
ausgefertigten Erkenntniſſe. 

I. Reichsgeſetze. 

Civilprozeßordnung. 

1. 8 3. 

Der Kl. hat auf die Herausgabe des Sparkaſſenbuches aus 
dem Rechtsgrund eines ſelbſtändigen Mandates geklagt, un- 
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abhängig von dem nach der Behauptung des Bekl. geſchloſſenen 
Kaufvertrag; und in dieſem Sinne iſt der Bekl. auch zur 
Herausgabe verurtheilt. Die Vertheidigung des Bekl., wonach 
ihm das Sparkaſſenbuch als Sicherheit für ſeinen Anſpruch von 
4 000 Mark gegeben worden ſein ſoll, iſt für den, vom Stand⸗ 
punkte des Kl. aus zu bemeſſenden Streitwerth der Klage an 
ſich einflußlos. Nicht gerechtfertigt erſcheint es jedoch, als den 
Werth des Gegenſtandes der Klage ohne Weiteres den Nominal⸗ 
werth des in dem Sparkaſſenbuch eingetragenen Guthabens 
gelten zu laſſen. Wenn das Sparkaſſenbuch zwar nicht als 
bloße Beweisurkunde und nur zum Werth einer ſolchen in 
Betracht kommt, ſo iſt daſſelbe doch auch nicht als Werthpapier 
oder Inhaberpapier einzuſchätzen, ſondern (der Regel nach) nur 
als ſogenanntes Legitimationspapier. Daß vorliegenden Falles 
der Ausſteller dem jedesmaligen Inhaber zur Leiſtung ſchlechthin 
verpflichtet wäre, iſt nicht feſtgeſtellt. In Rückſicht auf das 
muthmaßliche Intereſſe des Kl. an dem Beſitze des Sparkaſſen⸗ 
buches hat man gemäß § 3 der C. P. O. nach freiem Ermeſſen 
den Gegenſtand der Klage auf 2000 Mark gewerthet. 
VI. C. S. i. S. Köſter e. Winterhoff vom 12. Mai 1902, 
Nr. 37/1902 VI. N 

2. § 6. 

Der Kl. nimmt das Eigenthumsrecht an den auf Betreiben 
der Bekl. gegen ihren Schuldner M. für eine Forderung von 
1500 Mark nebſt Zinſen und Koſten gepfändeten Sachen in 
Anſpruch. Er hat mit der Klage gemäß § 771 der C. P. O. 
Widerſpruch gegen die Zuläſſigkeit der Zwangsvollſtreckung und 
damit gegen die Wirkſamkeit des von der Bekl. nach § 804 
der C. P. O. erworbenen Pfandrechts erhoben. Letzteres iſt daher 
als Streitgegenſtand zu betrachten, ſo daß die Werthsberechnung 
den Vorſchriften des §8 6 der C. P. O. unterliegt. Hiernach 
kommt der Werth der gepfändeten Sachen nur dann in Betracht, 
wenn derſelbe geringer iſt, als die pfandweiſe geſicherte Forderung. 
Auf den Werth der gepfändeten Sachen kommt es aber im vor⸗ 
liegenden Falle nicht an, weil ſelbſt in Anſehung der Forderung 
ein den Betrag von 1 500 Mark überſteigender Werth des 
Beſchwerdegegenſtandes nicht anzunehmen iſt. Denn nur der 
Hauptſtamm der Forderung iſt bei der Werthbemeſſung in 
Rechnung zu ziehen; die Zinſen und Kojten müſſen als bloße 
Nebenforderungen gemäß feſtſtehender Rechtſprechung des R. G. 
bei Interventionsprozeſſen nach § 4 der C. P. O. unberückſichtigt 
bleiben. Cfr. Entſch. des R. G. Bd. 10 S. 393, Bd. 26 
S. 412; Juriſtiſche Wochenſchrift 1890 S. 41; Rep. III 86/88. 
II. C. S. i. S. Schwab c. Maerker vom 9. Mai 1902, 
Nr. 53/1902 II. 

3. § 32. 

Nach § 32 der C. P. O. iſt für Klagen aus unerlaubten 
Handlungen das Gericht zuſtändig, in deſſen Bezirk die uner- 
laubte Handlung verübt iſt. Die Vorſchrift entſpricht dem 
Grundſatz des Strafprozeſſes, wonach der Gerichtsſtand bei dem: 
jenigen Gerichte begründet iſt, in deſſen Bezirk die ſtrafbare 
Handlung begangen iſt. ($ 7 der Str. P. O.) Der B. R. 
nimmt nun an, daß als der Thatort des von den Bekl. an- 
geblich begangenen Betruges Berlin anzuſehen ſei, weil hier 
der den Kl. angeblich ſchädigende Vertragsſchluß unter Be— 
nutzung des in dem Kl. erregten Irrthums herbeigeführt worden 
ſei. Danach ſei das nach § 32 der C. P. O. zuſtändige Gericht 
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das L. G. 1 Berlin. Dieſe Ausführung und Auffaſſung ſteht 
in Widerſpruch mit der konſtanten Rechtſprechung des R. G. in 
Straf- ſowie in Civilſachen. Dort iſt ausgeführt, daß, wo 
der Thatbeſtand einer Strafthat z. B. des Betruges ſich aus 
verſchiedenen Handlungen und Vorgängen zuſammenſetzt, und 
dieſe an verſchiedenen zu verſchiedenen Gerichtsbezirken gehörigen 
Orten fich vollziehen, nicht blos das Gericht, in deſſen Bezirk 
die letzte den Thatbeſtand erfüllende Handlung begangen worden, 
oder der das Delikt vollendende Erfolg z. B. beim Betrug die 
Vermögensbeſchädigung eingetreten iſt, ſondern jedes Gericht 
zuſtändig iſt, in deſſen Bezirk eine der zum Thatbeſtand ge⸗ 
hörigen Handlungen begangen iſt. (Vergl. Entſch. in Straf⸗ 
ſachen Bd. 15 S. 232, Bd. 23 S. 157.) Dieſelben Grund⸗ 
ſätze müſſen finngemäß auch im Civilprozeß für den Gerichts- 
ſtand der unerlaubten Handlung gelten und haben demgemäß 
insbeſondere bei dem Delikt des Betruges entſprechende An- 
wendung gefunden. (Vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. 27 S. 418, Juriſtiſche Wochenſchrift 1896 S. 686 Nr. 4.) 
Setzt ſich alſo der den Klagegrund der unerlaubten Handlung 
bildende Vorgang aus mehreren in verſchiedenen Gerichtsbezirken 
zu Tage getretenen Vorgängen zuſammen, ſo iſt in jedem dieſer 
Bezirke der Gerichtsſtand des § 32 der C. P. O. begründet. 
Da nun im vorliegenden Fall nach der Klagebegründung die 
argliſtige Täuſchung des Kl. durch die Bekl., die zur Einigung 
über den Grundſtückstauſch und ſomit am folgenden Tage zum 
Abſchluß des notariellen Vertrages geführt, in Charlottenburg 
ſtattgefunden hat, ſo iſt der Gerichtsſtand bei dem L. G. II in 
Berlin gemäß § 32 der C. P. O. begründet, und es durfte 
dem Kl. das Gehör bei dieſem Gericht nicht verſagt werden. 
V. C. S. i. S. Hartleib c. v. Garczynski vom 31. Mai 1902, 
Nr. 97/1902 V. i 

4. 8 91. 

Damit allein, daß Bekl. nach dem in zweiter Reihe ge- 
ſtellten Klageantrage zu verurtheilen war und ſie inſoweit in 
der Hauptſache unterlag, kann man, bei der Unbegründetheit des 
in erſter Reihe geſtellten Klageantrags ſchon zur Zeit der Klage⸗ 
erhebung, mit dem B. G. die Belaſtung der Bekl. gemäß § 91 
der C. P. O. mit den geſammten Prozeßkoſten der I. J. nicht 
begründen. Denn in Anſehung des in erſter Reihe geſtellten 
Antrags war eben die Bekl. nicht der unterliegende Theil. 
Wären daher in Folge der Erhebung der Klage mit dieſem 
Antrage beſondere Koſten entſtanden, fo hätte die Bekl. mit 
dieſen nicht belaſtet werden dürfen. Solche Mehrkoſten ſind 
aber, ſoviel erſichtlich, nicht erwachſen. Denn ſowohl bei dem in 
erſter, wie bei dem in zweiter Reihe geſtellten Klageantrage 
handelt es ſich um einen nicht vermögensrechtlichen Anſpruch; 
eine Zuſammenrechnung der im Koſtenintereſſe zu beſtimmenden 
Werthe beider Anfprüche findet nicht ſtatt, da nicht beide An- 
ſprüche zuſammen geltend gemacht werden, ſondern der mit dem 
in zweiter Reihe geſtellten Klageantrage geltend gemachte nur 
dann, wenn der den Gegenſtand des in erſter Reihe geſtellten 
Antrags bildende Anſpruch nicht zuerkannt werden ſollte. Bei 
nicht vermögensrechtlichen Anſprüchen iſt nach § 10 Abſ. 1 
des G. K. G. der Werth des Streitgegenſtandes zu 2 000 Mark, 
ausnahmsweiſe niedriger oder höher, jedoch nicht unter 200 Mark 
und nicht über 50 000 Mark anzunehmen. Bei der Gleichheit 
der beiderlei Klageanſprüche ihrem Grunde und Zwecke nach iſt 


eine verſchiedene Beſtimmung des Streitwerths der beiden An⸗ 
ſprüche ausgeſchloſſen, und find ſomit auch in Folge des in erſter 
Reihe geſtellten Klageantrags mehr Prozeßkoſten nicht entſtanden. 
Es ſind deshalb auch mit Recht die geſammten Prozeßkoſten 
der I. J. der Bekl. auferlegt worden. IV. C. S. i. S. Becker 
c. Reil vom 1. Mai 1902, Nr. 37/1902 IV. 

5. § 99. 

Der B. R. ſtützt ſich auf 58 99 Abſ. 1 der C. P. O., nach 
welchem die Anfechtung der Entſcheidung über den Koſtenpunkt 
unzuläſſig iſt, wenn nicht gegen die Entſcheidung in der Haupt⸗ 
ſache ein Rechtsmittel eingelegt wird; dieſe Vorſchrift leidet aber, 
wie die Revifion mit Recht geltend macht, auf einen Fall der 
hier vorliegenden Art keine Anwendung. Gegen das Urtheil 
der I. J., durch welches der Bekl. zur Zahlung der 430 Mark 
nebſt Zinſen und in die Koſten des Rechtsſtreits verurtheilt war, 
hat er im ganzen Umfange deſſelben Berufung eingelegt. Nicht 
nur, daß der von ihm geſtellte Antrag vermoͤge feiner Faſſung 
ausdrücklich auf Abweiſung der Klage gerichtet iſt, ſondern auch 
die Begründung deſſelben betrifft die Hauptſache, denn wie 
Bekl. ſchon in der I. J. den Eintritt der Bedingung, von 
welcher feine Zahlungspflicht abhängig iſt, beſtritten hatte, fo 
vertrat er dieſen Standpunkt auch vor dem B. G. und ſuchte 
ihn unter Angabe von Beweiſen weiter zu rechtfertigen. Unerheblich 
aber iſt, daß er auf das für vorläufig vollſtreckbar erklärte 
Urtheil der I. J. vor Einlegung der Berufung eine Zahlung 
geleiſtet hat. Er beſtreitet, den Betrag zu einem anderen 
Zwecke als dem der Abwendung der Zwangsvollſtreckung ein⸗ 
geſendet zu haben, während Kl. allerdings Zahlung in der Ab- 
ſicht der Befriedigung behauptet. Ueber die hiermit gegebene 
Frage mußte Entſcheidung getroffen werden, aber da eben der 
Streit beſtand und der Bekl. auch nach wie vor den Eintritt 
der Bedingung für feine Zahlungspflicht beſtritt, To iſt zu der 
Annahme, daß die Berufung nicht die Hauptſache, ſondern nur 
den Koſtenpunkt betreffe, nicht zu gelangen. Hätte der B. R. 
ſich hinſichtlich des Charakters der Ueberſendung des Geldes für 
den Bekl. entſchieden, ſo würde er auf die Frage des Eintritts 
der Bedingung haben eingehen müſſen. Aber auch, da er die 
Auffaſſung des Kl. billigte, hätte die Konſequenz doch nur die 
ſein können, daß dies in einer auf die prozeſſual zuläſſige Be⸗ 
rufung zutreffenden materiellen Entſcheidung zum Ausdruck kam. 
In welcher Art dies zu geſchehen hatte, iſt hier nicht zu unter⸗ 
ſuchen. Es kommt hinzu, daß ein, wenn auch ſehr geringer 
Theil des Klageanſpruchs durch die Einſendung der 438,50 Mark 
noch nicht gedeckt iſt. VII. C. S. i. S. Bukatzſch 6. Lambey 
vom 16. Mai 1902, Nr. 94/1902 VII. 

6. § 148. 

Die Gründe, mit denen das B. G. den Antrag der Bekl., 
das Prozeßverfahren auf Grund des $ 148 der C. P. O. aus- 
zuſetzen, abgelehnt hat, find von Rechtsirrthum nicht beeinflußt, 
und iſt daher auch die hier getroffene, im Uebrigen dem freien 
Ermeſſen des erkennenden Gerichts unterliegende, Entſcheidung 
(vergl. Urtheile des R. G. vom 6. Dezember 1892 — Juriſtiſche 
Wochenſchrift 1893 S. 373 — und vom 14. November 1893 
— Juriſtiſche Wochenſchrift 1894 S. 107 —) nicht zu be⸗ 
anſtanden. Denn die Anwendbarkeit des § 148 der C. P. O. 
ſetzt voraus, daß die Entſcheidung in der That von dem Beſtehen 
oder Nichtbeſtehen des Rechtsverhältniſſes, welches den Gegenſtand 
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eines anderen anhängigen Rechtsſtreits bildet oder von einer 
Verwaltungsbehöͤrde feſtzuſtellen iſt, abhängt, alſo dadurch bedingt 
iſt. Davon iſt aber im vorliegenden Falle nicht die Rede, da 
das die erhobene Feſtſtellungsklage begründende Erziehungsrecht 
des Kl. über feinen Sohn F., mit den aus 88 1627, 1632 
des B. G. B. ſich ergebenden Rechten, ſolange, wie ſchon oben 
hervorgehoben, beſteht, als es ihm nicht, was bisher nicht ge- 
ſchehen, auf Grund des § 1666 des B. G. B. vom Vormund⸗ 
ſchaftsgericht ganz oder theilweiſe entzogen iſt. Die bloße 
Möglichkeit, daß die Entziehung auf die Beſchwerde der Bekl. 
gegen den ihren Antrag ablehnenden Beſchluß des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts erfolgen könnte und dadurch die Feſtſtellungsklage 
des Kl., in Folge des Wegfalls ihrer Vorausſetzung, des recht⸗ 
lichen Intereſſes an der als baldigen Feſtſtellung des Nicht⸗ 
beſtehens des von der Bekl. in Anſpruch genommenen Rechts, 
hinfällig werden würde, reicht für die Anwendung des § 148 
der C. P. O. ebenſowenig aus, wie ſonſtige für die Ausſetzung 
ſprechende bloße Zweckmäßigkeitsgründe (vergl. R. G. vom 
3. Januar 1894 — Juriſtiſche Wochenſchrift S. 61°). IV. C. S. 
i. S. Becker c. Reil vom 1. Mai 1902, Nr. 37/1902 IV. 

7. 8 233. 

Die Vorausſetzungen für Ertheilung der Wiedereinſetzung 
in den vorigen Stand find nicht gegeben. Es kann dahingeſtellt 
bleiben, ob die Unmöglichkeit, den Auftrag zur Einlegung des 
Rechtsmittels rechtzeitig dem Vertreter zukommen zu laſſen, als 
ein unabwendbares Hinderniß zur Einhaltung der Nothfriſt 
überall zu erachten iſt, wenn die Partei einen Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten beſtellt hatte, der kraft feiner Vollmacht nach 8 81 
der C. P. O. zur Beſtellung eines Bevollmächtigten für die 
höheren Inſtanzen ermächtigt iſt; jedenfalls kann die Partei auf 
jene Unmöglichkeit ſich nicht berufen, wenn dieſe allein auf der 
räumlichen Entfernung von dem Orte des Prozeßgerichts beruht. 
Denn da die Nothfriſt ohne Rückſicht auf ſolche Entfernung der 
Partei läuft, ſo kann dieſe an ſich ſelbſtredend auch nicht als 
unabwendbares Hinderniß, die Friſt einzuhalten, geltend gemacht 
werden. III. C. S. i. S. Jürgenſen . Schmidt vom 29. April 
1902, Nr. 15/1902 III. 

8. § 256. Negative Feſtſtellungsklage. 

In dem Urtheil des I. C. S. des R. G. vom 24. Juni 
1884 (Entſch. des R. G. Bd. 14 S. 104) handelte es ſich 
nicht, wie hier, um die Frage, ob ein gewiſſer Anſpruch auf 
Zahlung in Höhe einer beſtimmten Summe nicht beſtehe, 
ſondern darum, ob mehrere von einer Aktiengeſellſchaft aus- 
geſtellte Obligationen der Ausſtellerin gegenüber ungültig ſeien 
und der Kl. daher kein Recht zuſtehe, Anſprüche daraus geltend 
zu machen. Das R. G. wies die negative Feſtſtellungswider⸗ 
klage, welche allgemein die Feſtſtellung der Ungültigkeit der 
Obligationen begehrte, ab, weil die Widerkl. ihren Antrag nicht, 
wie ſie gekonnt, entſprechend eingeſchränkt habe und es bei der 
negativen Feſtſtellungsklage unzuläſſig ſei, „dem unbegründeten 
allgemeinen Ausſpruche einen für begründet erachteten, aber 
nicht geforderten engeren Ausſpruch zu ſubſtituiren.“ Das 
Urtheil des VI. C. S. vom 21. Oktober 1901 (Juriſtiſche 
Wochenſchrift 1901 S. 839) nimmt das Urtheil des I. C. S. 
vom 24. Juni 1884 nur in Bezug und will den dort aus— 
geſprochenen Grundſatz keineswegs noch erweitern. Im vor- 
liegenden Falle, in welchem der Bekl. widerklagend die Feft- 
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ſtellung begehrte, daß den Kl. aus dem von ihnen über⸗ 
reichten Rechnungsauszuge und aus den beiden Scheinen vom 
2. Januar 1896 Anſprüche auf Zahlung von 1600 Mark 
(900 und 700 Mark) nicht zuſtänden, verpflichtete er das Gericht 
zu einer Prüfung darüber, ob und in welcher Höhe die 
Kl. einen Anſpruch aus jener Urkunde ihm gegenüber geltend 
machen können. Denn der Antrag auf Verurtheilung zur Aner⸗ 
kennung der Nichtverpflichtung zur Zahlung von 1 600 Mark 
ſchließt mit Nothwendigkeit den Antrag auf Verurtheilung zur 
Anerkennung der Nichtverpflichtung zur Zahlung aller Theil. 
ſummen ein, die in dieſer Geſammtſumme enthalten ſind und 
in welche ſich dieſelbe zerlegen läßt. Der in den vorerwähnten 
reichsgerichtlichen Urtheilen geltend gemachte Entſcheidungsgrund, 
daß die Verurtheilung zur Anerkennung der Nichtverpflichtung 
zu etwas Geringerem mit dem Klageantrag nicht gefordert 
worden ſei, paßt demnach auf die gegenwärtige Feſtſtellungs⸗ 
klage nicht. Hiernach hätte der Vorderrichter unter Benutzung 
des geſammten ihm dargebotenen Prozeßmaterials prüfen müſſen, 
in welcher Höhe der von dem Feſtſtellungskl. (das iſt dem 
Bekl. und Widerkl.) geleugnete Anfpruh auf Zahlung von 
1600 Mark, welchen die Gegner (Kl.) aus dem feſtzuſtellenden 
Rechtsverhältniß gegen ihn zu haben vermeinen, ungerecht⸗ 
fertigt iſt, und bezüglich des hierbei ermittelten Theiles wäre 
der negativen Feſtſtellungsklage (Widerklage) ſtattzugeben geweſen. 
Es iſt rechtlich nicht abzuſehen, warum es in dieſer Beziehung 
bei einer Feſtſtellungsklage, die nur die Entſcheidung darüber 
betrifft, ob eine gewiſſe aus einem Rechtsverhältniß abgeleitete 
Geldſchuld beſteht oder nicht beſteht, anders ſein ſollte, wie bei 
der Leiſtungsklage über einen ſolchen Anſpruch. IV. C. S. 
i. S. Schramm c. Schramm vom 1. Mai 1902, 
Nr. 40/1902 IV. 

9. § 282. 

Der Bekl. hatte eine vom Kl. aufgeſtellte Behauptung in 
II. J. beſtritten; daß er ſie in I. J. zugegeben hätte, iſt aus 
dem Thatbeſtande nicht zu entnehmen. Die betreffende Be⸗ 
hauptung bedurfte deshalb des Beweiſes. Darüber durfte ſich 
der B. R. nicht mit der Behauptung hinwegſetzen, daß der Bekl. 
auch in dieſem Punkte die Abweiſung der Klage beantragt habe. 
VII. C. S. i. S. Fiſcher e. Sachs vom 29. April 1902, 
Nr. 37/1902 VII. 

10. 8 286. 

Die wider die Ablehnung des Antrags auf Vernehmung 
eines Sachverſtändigen zwecks Erweiſes der behaupteten, die 
Willensfreiheit ausſchließenden Geiſtesſchwäche der Wittwe J. 
gerichtete Rüge iſt verfehlt. Der Antrag iſt vom B. G. mit 
der Begründung abgelehnt, daß vorausſichtlich der Sach— 
verſtändige nicht in der Lage ſein werde, auf Grund des Akten⸗ 
inhalts ein beſtimmtes Urtheil abzugeben, daß unter keinen 
Umſtänden aber ein zu Gunſten der Kl. ausfallendes Gutachten 
den den Kl. obliegenden Beweis der Verfügungsunfähigkeit er⸗ 
bringen oder auch nur zur Auflage des richterlichen Eides Ver⸗ 
anlaſſung geben könne. Richtig iſt zunächſt, daß die Beweislaſt 
für die die Willensfreiheit ausſchließende Geiſtesſchwäche die 
Kl. trifft, wie auch, daß ein Zweifel an der Verfügungsfähigkeit 
nicht genügt, um der abgegebenen Erklärung die ihr an ſich 
gebührende Rechtswirkung zu verſagen, unanfechtbar nicht minder 
die Abſtandnahme von der Auflage richterlichen Eides. Un⸗ 
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bedenklich iſt aber auch die Schätzung des Beweis werthes eines 
den Kl. günſtigen Gutachtens. Sie findet ihre Berechtigung 
in der unbeſtreitbaren Befugniß des Gerichts, zur Feſtſtellung 
der Richtigkeit oder Unrichtigkeit einer Parteibehauptung ſeine 


auf allgemeiner Bildung und Lebenserfahrung beruhende Sach⸗ 


kenntniß unter Ablehnung beantragter Sachverſtändigen⸗Ver⸗ 
nehmung zu verwerthen, in Verbindung mit dem Umſtande, daß 
dem Gericht die Befähigung, kraft folder Sachkennutniß die 
Schlüſſigkeit vereinzelter einbezeugter Vorkommniſſe auf vor⸗ 
handene, die Unzurechnungsfähigkeit bedingte Geiſtesſchwäche im 
verneinenden Sinn zu beurtheilen, füglich nicht abzuſprechen iſt. 
II. C. S. i. S. Jürgenſen 6. Schmidt vom 29. April 1902, 
Nr. 15/1902 III. 

11. $ 286. 

Die Annahme des B. R., daß H. und Mary H., geborene 
B. nach orthodox jüdiſchem Ritus getraut worden ſeien, iſt 
nicht zu beanſtanden. Ueberdies hat der B. R. weiter erwogen: 
Es komme indeſſen auf den Nachweis einer förmlichen Ehe⸗ 
ſchließung nach jüdiſcher Satzung überhaupt nicht an; denn 
nach dem maßgebenden Rechte des Staates New-York genüge 
zur Eingehung einer gültigen Ehe ſchon ein mündlich, ohne 
Gegenwart von Zeugen geſchloſſener Vertrag. Unrichtig ſei 
die Ausführung der Bekl., daß eine ſolche formloſe Eheſchließung 
von dem inländiſchen Richter nicht anerkannt werden dürfe. 
Die Ehe, gleichviel in welcher Form ſie eingegangen werde, ſei 
immer eine Ehe und nicht Konkubinat. Gehe man hiervon aus, 
jo würde auch beim Mangel einer Trauung nach jüdiſchem 
Ritus für erwieſen zu erachten ſein, daß H. und Mary H. in 
rechtmäßiger Che gelebt hätten; denn mit Rückſicht auf das 
innige Familienleben, welches zwiſchen ihnen beſtanden habe, 
ſowie nach der Inſchrift des Leichenſteines der Mary H. und 
nach dem Inhalte der Sterbeurkunde könne kein Zweifel darüber 
obwalten, daß das langjährige treue Zuſammenleben beider in 
Bethätigung des gegenſeitigen Willens erfolgt ſei, ſich einander 
als Mann und Frau zu nehmen, als Eheleute zu leben. Die 
Reviſion rügt, daß hiermit die Feſtſtellung eines mündlich ge⸗ 
ſchloſſenen Heirathsvertrages noch nicht ausdrücklich getroffen 
worden ſei. Aber auch dieſer Angriff iſt verfehlt; denn der 
B. R. hat mit den vorſtehenden Ausführungen unzweifelhaft 
zum Ausdruck bringen wollen, daß — abgeſehen von den be⸗ 
züglich einer förmlichen Trauung feſtgeſtellten Thatſachen — 
ſchon durch das ſpätere Verhalten der H.'ſchen Eheleute die An⸗ 
nahme gerechtfertigt werde, daß ihrem Zuſammenleben ein in 
irgend welcher Form abgeſchloſſener Ehevertrag wirklich zu 
Grunde gelegen habe. IV. C. S. i. S. Hirſchfelds Nachlaß⸗ 
pfleger und Gen. c. Hahn und Gen. vom 1. Mai 1902, 
Nr. 326/1901 IV. 

12. 8 295. 

Als unberechtigt erweiſt ſich der in formeller Richtung 
dahin erhobene Angriff, daß das Verfahren II. J., ſoweit dabei 
die Mitbekl. zu 2, 3, 5, 6, 7 nicht zugezogen worden ſeien, 
an einem weſentlichen Mangel leide. Ob aus ſolchem Mangel 
die beiden Rkl. (zu 1 und 4), welche auch die Berufungsinſtanz 
allein beſchritten hatten, für ſich einen Beſchwerdegrund in dem 
Falle würden herleiten können, wenn die Zuziehung ihrer Streit⸗ 
genoſſen bis zum Schluſſe der Berufungsinſtanz ganz unter⸗ 
blieben wäre, bedarf hier keiner Erörterung; denn zum letzten 
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Verhandlungstermine II. J. waren auch die Bekl. zu 2, 3, 5, 6, 7 
beſonders geladen worden. Bei dieſer Verhandlung iſt aber eine 
Rüge wegen der früheren Nichtzuziehung jener Streitgenoſſen 
von keiner Seite erhoben worden, und es muß deshalb die 
Ausführung des B. R. gebilligt werden, daß der in dieſer 
Beziehung vorhanden geweſene Mangel des Verfahrens in 
Gemäßheit des § 293 der C. P. O. als geheilt anzuſehen ſei. 
Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

13. 88 295, 398, 617. | 

Der Vorgang vom 30. Auguſt 1899 wird vom B. G. auf 
Grund der Ausſagen der Zeugin M. und des Zeugen M. für 
erwieſen angeſehen; daß in dieſer Beziehung die Ausſage der 
Zeugin M. nicht ausgereicht hat, ergeben die Ausführungen auf 
S. 20 a. E. 24 des angefochtenen Urtheils. Nun iſt jener 
Zeuge über den erwähnten Vorgang, ſoweit es ſich um das 
Werfen mit dem Tränkeimer handelt, überhaupt nicht und, 
ſoweit es ſich um fein Verhalten bei dem Mittagseſſen handelt, 
erſt bei feiner zweiten Nernehmung abgehört worden. Er hat 
daher in jener Beziehung gar nichts ausgeſagt, und ſeine Ausſage 
in dieſer Beziehung kann deswegen nicht als Unterlage für eine 
Feſtſtellung verwerthet werden, weil er lediglich an den von ihm 
bei feiner erſten Abhörung geleiſteten Zeugeneid „zurückerinnelt“ 
worden iſt. Darin kann eine Verſicherung unter Berufung auf 
den geleiſteten Eid, wie fie § 398 Abſ. 3 der C. P. O. erfordert, 
nicht gefunden werden, ſondern nur eine — nicht genügende 
(vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 9 S. 377) — 
Hinweiſung auf dieſen Eid. Daß der Verſtoß nicht gemäß 
§ 295 der C. P. O. gerügt worden, konnte ihn nicht heilen, da 
in Eheſachen die Vorſchriften über den Verzicht der Parteien 
auf die Beeidigung von Zeugen keine Anwendung in Anſehung 
ſolcher Thatſachen finden, die die Scheidung begründen ſollen 
(C. P. O. § 617 Abſ. 2). Aus demſelben Grunde konnte auch 
die Bekundung des Zeugen, daß der Bekl. gegenüber dem Dienſt⸗ 
perſonal geäußert habe, die Kl. wolle ihn vergiften, nicht 
verwerthet werden. Uebrigens hat der IV. C. S. des R. G. in 
dem Urtheil Rep. IV. Nr. 349/1900 (abgedruckt in der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift Jahrgang 1901 S. 327 ff. unter 7) ausgeſprochen, 
daß, wenn es ſich bei der zweiten Abhörung um ein ganz anderes 
Beweisthema handelt, eine förmliche Beeidigung wiederum 
erforderlich ſei. VI. C. S. i. S. Rietſch 6. Rietſch vom 
5. Mai 1902, Nr. 59/1902 VI. 

14. 58 303, 304. 

Der Kl. hatte als Schadenserſatz 1. die Wiederherſtellung 
des früheren Zuſtandes ſeiner Wieſen und 2. baare Entſchädigung 
für beſtimmte Verluſte in den Jahren 1896 und 1897 ver⸗ 
langt. Der I. R. leitet nun die Begründung ſeines Urtheils 
mit der Bemerkung ein, daß er gemäß § 276 (letzt 304) 
C. P. O. nur über den Grund des vom Kl. geltend gemachten 
Anſpruchs entſchieden habe, weil die Feſtſtellung der Höhe eine 
umfangreiche Beweiserhebung erfordere. Wie aus ſeiner Ver⸗ 
urtheilung des Bekl. zu Vorkehrungen gegen künftige ſchädliche 
Zuleitungen hervorgeht, verſtand er zwar unter dem Anſpruch, 
über deſſen Grund er vorab erkennen wollte, nur den Schadens— 
anſpruch, aber es läßt ſich nicht bezweifeln, daß er über dieſen 
in deſſen vollem Umfange, auch ſoweit er auf Wiederherſtellung 
gerichtet war, zunächſt nur dem Grunde nach erkennen wollte. 
Das ergiebt ſich daraus, daß er die Entſcheidung über den 
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Schadensanſpruch in einer Nummer (Nr. 3) feines Urtheils 
zuſammenfaßt und dahin formulirt hat: Der Kl. werde 
fü berechtigt erklärt, Wiederherſtellung feiner Wieſen in dem 
Zuſtande vom 12. Mai 1893 und Erſatz des Schadens aus 
den Jahren 1896 und 1897 zu fordern. Er begrenzt die ge⸗ 
forderte Wiederherſtellung auf den Zuſtand vom 12. Mai 1893, 
dem Tage des Vergleichs im Vorprozeſſe, ohne ſchon jetzt eine 
nähere Feſtſtellung über dieſen Zuſtand zu treffen, indem er 
offenbar davon ausgegangen iſt, daß dieſe Feſtſtellung ſpäter 
nachgeholt werden dürfe und ſolle. Es kann daher nicht mit 
dem B. R. angenommen werden, daß der I. R. in dieſem Punkt 
lediglich im Zwiſchenurtheil nach §S 275 (jetzt 303) C. P. O. 
habe fällen wollen, das nicht wie eine Vorabentſcheidung aus 
§ 276 (jetzt 304) in Betreff der Rechtsmittel als Endurtheil 
gelte, alſo mit der Berufung nicht angefochten werden dürfe. 
Die Berufung durfte deshalb in dieſem Punkte nicht, wie unter 
Nr. 3 des B. U. geſchehen iſt, als unzuläſſig verworfen werden; 
ſie war zuläſſig, und da das B. G. über ſie bisher inſoweit 
nicht erkannt hat, war das B. U. zu dieſem Punkte aufzuheben 
und die Sache in die Berufungsinſtanz zurückzuverweiſen. Vergl. 
Entſch. des R. G. Bd. 42 Nr. 81 S. 349, 350, Nr. 99 S. 395, 
396; Bd. 49 Nr. 82 S. 338, 339; Seufferts Archiv Bd. 56 
Nr. 64. V. C. S. i. S. Weſtfäliſche Drahtinduſtrie und Gen. 
c. Reininghaus vom 3. Mai 1902, Nr. 83/1902 V. 

15. § 319. 

Dem O. L. G. mußte darin beigetreten werden, daß der 
vom L. G. angenommene Fall einer zuläſſigen Urtheilsberichti⸗ 
gung nicht vorlag. Es handelt fich hier nicht darum, einen 
unrichtigen Willensausdruck des Gerichts zu verbeſſern, ſondern 
der Partei, die das L. G. in dem Verſäumnißurtheil vom 
6. Februar 1902 verurtheilen wollte und verurtheilt hat, nämlich 
der Handelsfirma S. H. Oppenheimer in Hannover, eine andere 
Partei, die Handelsfirma S. H. Oppenheimer jr. in Hannover, 
unterzuſchieben. Dieſe letztgenannte Firma konnte das L. G. 
nicht verurtheilen und auch nicht verurtheilen wollen, weil nicht 
ſie, ſondern eine Firma S. H. Oppenheimer, die nicht den Zuſatz 
vir.“ führte, verklagt worden war. Wenn zwar dies, wie die 
Kl. glaubhaft behauptet, auf einem Schreibfehler beruhte, ſo 
war dies doch kein Schreibfehler im Urtheil, ſondern in der 
Klage, der zur Folge hatte, daß das Urtheil gegen die Firma 
erlaſſen wurde, die dem Gericht als Bekl. bezeichnet worden war. 
Es würde die Zuverläſſigkeit der Rechtsſprechung bedenklich ge- 
fährdet werden, wenn es geſtattet wäre, ſtatt der vom Geſetze 
($ 319 C. P. O.), nur zugelaſſenen „offenbaren“ Unrichtigkeiten 
auch ſolche dem Berichtigungsverfahren zu unterwerfen, die nicht 
offenbar find, ſondern erſt nach einer Beweisführung als Unrich⸗ 
tigkeiten erkannt werden können. Auch das iſt mit dem O. L. G. 
für unerheblich zu erachten, daß die Klage der Firma S. H. Oppen⸗ 
heimer jr. zugeſtellt worden iſt, da gleichwohl nicht dieſe Firma 
verurtheilt worden iſt; und hieran wird auch dadurch nichts ge- 
ändert, daß, wie die Kl. behauptet, dieſe Firma die Zuſtellung 
ohne Widerſpruch angenommen hat. Beſchluß des V. C. S. i. S. 
Gewerkſchaft Mathias e. Firma S. H. Oppenheimer vom 
24. Mai 1902, B Nr. 120/1902 v. 

16. 8 546. 

Der Anſpruch auf ein Zeugniß gemäß § 73 des H. G. B. 
vom 10. Mai 1897 iſt ein vermögensrechtlicher im Sinne des 
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8546 der C. P. O. Denn dieſes Zeugniß bezweckt das wirth- 
ſchaftliche Fortkommen des Handlungsgehülfen zu ſichern. Nicht⸗ 
vermögensrechtliche Anſprüche im Sinne der C. P. O. ſind aber 
nur ſolche, durch die Familienrechte oder reine Ehrenrechte (alſo 
Anſprüche, die nicht auf Leiſtung von Geld oder Geldeswerth ge- 
richtet ſind) geltend gemacht werden. So hat auch der erkennende 
Senat in dem zur Sache Neunerdt wider v. Schlemmer III 237/95 
erlaſſenen Urtheile vom 3. Dezember 1895 den Seitens eines 
Handlungsgehülfen gegen ſeinen Prinzipal auf Ertheilung eines 
Zeugniſſes erhobenen Anſpruch für einen vermoͤgensrechtlichen 
erachtet, indem nach dem Eingang der Entſcheidungsgründe die 
Reviſionsſumme mit Rückſicht auf die konkrete Sachlage für 
glaubhaft gemacht angenommen wurde. — Liegt ein vermögens⸗ 
rechtlicher Anſpruch ſonach vor, ſo fragt es ſich, ob ein den 
Betrag von 1 500 Mark überſteigender Werth des Beſchwerde⸗ 
gegenſtandes glaubhaft gemacht iſt. Dieſe Frage iſt zu ver⸗ 
neinen. Denn das Gericht I. J. hat in Uebereinſtimmung mit 
dem Antrage des Kl., der einen jährlichen Gehalt von 2 100 Mark 
bezogen hat, den Werth des Streitgegenſtandes auf 500 Mark 
feſtgeſetzt, was als der Sachlage entſprechend zu erachten iſt. 
Der Umſtand, daß der Bekl. die Reviſion eingelegt hat, führt 
zu einer anderen Beurtheilung nicht, da der Werth des Beſchwerde⸗ 
gegenſtandes in den höheren Inſtanzen den Werth, den der 
Klageanſpruch für den Kl. hat (abgeſehen von dem vorliegend 
nicht anwendbaren § 7 der C. P. O.), nicht überſteigen kann 
(Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 47 Nr. 109.) III. C. S. 
i. S. Schaaffhauſenſcher Bankverein e. Legde vom 27. Mai 1902, 
Nr. 48/1902 III. 

17. 8 546. 

Die Wittwe W. hat in ihrem Teſtamente ihre 3 Töchter, 
die Kl. zu 1, die Kl. zu 3 und die Erblaſſerin der Bekl. 
ſowie 2 Enkelinnen, die Kl. zu 2 zu gleichen Theilen mit der 
Beſtimmung zu ihren Erben eingeſetzt, daß der Nachlaß nach 
Stämmen getheilt werde, die beiden Kl. zu 2 alſo ein Viertel 
erhalten. Zu dem Nachlaſſe gehören die beiden Grundſtücke, 
auf denen das Vatererbe der Erblaſſerinnen der Bekl. eingetragen 
iſt, deſſen Löſchung die Kl. verlangen. Seit dem Beſchluſſe 
vom 12. Juli 1894 (Entſch. Bd. 33 S. 427) hat das R. G. 
in ſeiner Rechtſprechung daran feſtgehalten, daß der Streitwerth 
bei Rechtsſtreitigkeiten der hier fraglichen Art nach dem Antheile 
zu bemeſſen iſt, zu welchem der Kl. bei der Erbtheilung 
bezüglich des ſtreitigen Gegenſtandes intereſſirt iſt. Demgemäß 
iſt in dem Beſchluſſe vom 2. Dezember 1899 in Sachen 
Robinski wider Robinski (V B. 144/1899) der Streitwerth 
auf 300 — 400 Mark feſtgeſetzt, als die Kl. als Miterben 
zu einem Zehntel von dem Bekl., der gleichfalls Miterbe zu 
einem Zehntel war, mit dem Antrage geklagt hatten, ihn zu 
verurtheilen, in die Löſchung einer Eigenthümerhypothek von 
3 000 Mark zu willigen, die auf einem zum Nachlaſſe des 
gemeinſchaftlichen Erblaſſers gehörigen Grundſtücke für den 
letzteren eingetragen ſtand. Ganz ähnlich liegt die Sache hier. 
Die Kl. bezwecken, indem ſie die Verurtheilung der Bekl. zur 
Bewilligung der Löſchung der für ihre Erblaſſerin auf den 
ungetheilten Nachlaßgrundſtücken haftenden Hypothek von 
583 Thaler 26 Sgr. 7 Pf. begehren, den Werth des Nach— 
laſſes um dieſen Betrag dadurch zu erhöhen, daß entweder durch 
die Löſchung der Hypothek die Grundſtücke von dieſer Schuld 
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befreit werden, oder daß die als Eigenthümerhypothek den Erben 
zufallende Hypothek als Nachlaßaktivum zu verwerthen iſt. An 
dieſer Vergrößerung des Werthes des Nachlaſſes ſind die Kl. 
nach Verhältniß ihrer Erbtheile zu , die Bekl. zu J. beiheiligt. 
Das Intereſſe, welches die Kl. an dem Durchdringen, die Bekl. 
an der Abweiſung des Klageanſpruchs haben, iſt hiernach nicht 
auf den ganzen Betrag der Hypothek von 1 751,60 Mark, 
ſondern auf J desſelben mit rund 1 314 Mark zu bewerthen. 
Da das Intereſſe der Kl. wie der Bekl. den Betrag von 
1 500 Mark nicht überſteigt, fehlt es an einem die Zuläſſigkeit der 
Reviſion bedingenden Beſchwerdegegenſtande. (C. P. O. § 546.) 
Dadurch, daß die Kl. die Loöſchungsbewilligung unter Bei⸗ 
bringung einer Erbbeſcheinigung der Bekl. verlangen, wird der 
Werth des Beſchwerdegegenſtandes nicht, keinenfalls um den 
Betrag erhöht, welcher zur Ausfüllung der reviſiblen Summe er⸗ 
forderlich iſt. V. C. S. i. S. Woitke und Gen. c. Stein 
und Gen. vom 24. Mai 1902, Nr. 88/1902 V. 

18. 88 567, 568. 

Beide Beſchwerdeführer, Rechtsanwälte P. und V., die 
Vertreter des Kl. in I. und II. J., haben Feſtſetzung des 
Streitwerths auf 1000 Mark beantragt. Durch Beſchluß des 
Amtsgerichts zu O. iſt der Streitwerth auf 300 Mark, durch 
Beſchluß des L. G. zu D. aber ohne Erwähnung der amts⸗ 
gerichtlichen Werthfeſtſetzung auf 1000 Mark feſtgeſetzt worden. 
Der Beſchluß des Amtsgerichts iſt gar nicht, der des L. G. 
nur von dem Bekl., der Herabſetzung des Streitwerths begehrte, 
angefochten worden. Durch Beſchluß des O. L. G. zu Coͤln 
iſt der Streitwerth unter Abänderung des landgerichtlichen 
Beſchluſſes auf 300 Mark feſtgeſetzt worden. Gegen dieſen 
Beſchluß des O. L. G. haben die Rechtsanwälte P. und V. 
weitere Beſchwerde eingelegt, mit der fie die Erhöhung des 
Streitwerths auf 3 000 Mark beantragen. Die Beſchwerde 
kann jedoch nicht als zuläſſig angeſehen werden. Denn ab⸗ 
geſehen von der Frage, ob dem Rechtsanwalte P. überhaupt 
eine Beſchwerde gegen den jetzt angefochtenen Beſchluß zuſteht, 
erſcheint die Beſchwerde nach §8 567 Abſ. 2 der C. P. O. 
unzuläffig, weil die Beſchwerdeſumme den Betrag von 100 Mark 
nicht überſteigt. Da eine Streitgenoſſenſchaft unter den beiden 
Beſchwerdeführern nicht beſteht, fo tft eine Zuſammenrechnung 
der Beträge ihrer Beſchwerden bei Berechnung der Beſchwerde⸗ 
ſumme, wie das R. G. bereits mehrfach entſchieden hat (efr. V. 
B 149/1901, V. B 85/1902) nicht ſtatthaft. Die Beſchwerde⸗ 
ſumme des einzelnen Beſchwerdeführers beträgt aber nur 
54 Mark. Als Beſchwerdeſumme für die vorliegende weitere 
Beſchwerde iſt nämlich die Differenz zwiſchen dem Betrage der 
Gebühren, welche dem einzelnen Beſchwerdeführer nach Maßgabe 
der Werthfeſtſetzung von 300 Mark zuſtehen, und demjenigen 
Gebührenbetrage anzuſehen, welcher ihm zugeſtanden haben 
würde, wenn die Herabſetzung des Streitwerths von 1 000 Mark 
auf 300 Mark nicht ſtattgefunden hätte. Der Betrag von 
3 000 Mark, auf welchen die Beſchwerdeführer nunmehr den 
Streitwerth erhöht haben wollen, kommt hierbei nicht in Be⸗ 
tracht. Denn die Beſchwerdeſumme im Sinne des § 567 
Abſ. 2 der C. P. O. wird beſtimmt durch die Differenz zwiſchen 
dem Betrage, der den Gegenſtand der angefochtenen Entſcheidung 
bildete, und demjenigen Betrage, der durch die angefochtene 
Entſcheidung zu⸗ bezw. aberkannt wurde. Nur dieſe Differenz 
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kann für die Partei, welche über die Eutſcheidung des O. L. G. 
weitere Beſchwerde einlegt, die Beſchwerdeſumme bilden. Da 
der landgerichtliche Beſchluß nur von dem Bekl. mit der auf 
Herabſetzung des Streitwerths gerichteten Beſchwerde angefochten 
war, ſo konnte Gegenſtand der Entſcheidung des O. L. G. nur 
die Herabſetzung des Streitwerths ſein; zu einer Erhöhung des 
Streitwerths war das O. L. G. nicht in der Lage. Bezüglich 
des die landgerichtliche Werthfeſtſetzung von 1000 Mark über- 
ſteigenden Betrages liegen jedenfalls zwei übereinſtimmende 
Entſcheidungen vor, und eine weitere Beſchwerde in Anſehung 
dieſes Mehrbetrages iſt gemäß § 568 Abſ. 2 der C. P. O. 
wegen Mangels eines ſelbſtſtändigen Beſchwerdegrundes unzuläſſig. 
Beſchluß des II. C. S. i. S. Schmidt c. Schmitz vom 27. Mai 
1902, B Nr. 71/1902 II. 

19. 8 828. 

1. Eine Beſtimmung des zuſtändigen Vollſtreckungsgerichts 
für die gerichtlichen Handlungen, welche die Zwangsvollftreckung 
in Forderungen und andere Vermöͤgensrechte zum Gegenſtande 
haben, durch den Beſchluß eines Gerichts höherer Inftanz iſt 
der C. P. O. unbekannt. Es entſcheiden allein die Beſtimmungen 
des 8 828 Abſ. 2 der C. P. O., und ſchon dieſe gewähren der 
Kl., vorausgeſetzt, daß ihre thatſächlichen Angaben richtig ſind, 
die Möglichkeit, ihre Anträge wegen Zwangsvollſtreckung in die 
Forderungen der Bekl. bei einem der von ihr genannten Amts⸗ 
gerichte zu ſtellen. Ein nach § 828 Abſ. 2 der C. P. O. aus 
dem einen oder anderen Grunde zuſtändiges Vollſtreckungsgericht 
iſt auch zuſtändig für die Vollſtreckung in ſolche Forderungen, 
die ſich nicht im Bezirk des Gerichts befinden, d. h. deren 
Schuldner nicht im Bezirk des Gerichts ihren Wohnſitz haben. 
Stehen daher der Bekl., für welche nach dem, was vorliegt, ein 
allgemeiner Gerichtsſtand im Deutſchen Reiche nicht begründet 
iſt, Forderungen zu, von deren Schuldnern der eine im Bezirk 
des Amtsgerichts Duisburg, der zweite im Bezirk des Amts⸗ 
gerichts Mannheim und der dritte im Bezirk des Amtsgerichts 
Frankfurt a. M. ſeinen Wohnſitz hat, ſo iſt jedes dieſer drei 
Amtsgerichte für die Zwangsvollſtreckung in alle drei 
Forderungen ein zuſtändiges Vollſtreckungsgericht. 

2. Daß die Sicherheitsleiſtung, von welcher die vorläufige 
Vollſtreckbarkeit des landgerichtlichen Urtheils abhängt, durch 
Hinterlegung von Stücken der 3 ½ prozentigen Anleihe des 
Deutſchen Reichs vom Jahre 1888 und von Stücken der Königlich 
Preußiſchen konſolidirten 3 ½ prozentigen Staatsanleihe des 
Jahres 1886 nebſt Erneuerungs- und Zinsſcheinen bewirkt werden 
kann, ergiebt ſich ohne Weiteres aus dem § 108 der C. P. O. 
in Verbindung mit den Beſtimmungen des § 234 Abſ. 1, 3 
und des 8 1807 Nr. 2 des B. G. B. Beſchluß des I. C. S. 
i. S. Rheinſchiffergenoſſenſchaft zu Rotterdam c. Central⸗Aktien⸗ 
geſellſchaft für Tauerei und Schleppſchifffahrt in Ruhrort vom 
7. Juni 1902, B Nr. 180/1902 I. 

20. 8 920. 

Die Ausführung und Annahme des B. R., daß es ſich bei 
dem Arreſt nur um die Frage handele, ob, wenn demjenigen, 
der die Arreſtanlage beantragt und beanſprucht, das Recht, zu 
deſſen Sicherung derſelbe beantragt wird, zuſteht, deſſen Ge⸗ 
fährdung anzunehmen ſei, und daß nur, wenn die Grund» 
loſigkeit des Anſpruchs klar zu Tage trete, und die Moͤglich— 
keit des Obſiegens des Antragſtellers gänzlich ausgeſchloſſen 
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ſei, dem Antrag auf Anordnung des dinglichen Arreſtes aus 
dieſem Geſichtspunkte nicht ſtattzugeben ſein würde, beruhen auf 
einer rechtlich unzutreffenden Auffaſſung der Vorausſetzungen 
des dinglichen Arreſtes nach der C. P. O. Es würde das darauf 
hinauskommen, daß lediglich der Arreſtgrund glaubhaft zu 
machen wäre, und der Anſpruch nur inſoweit in Betracht käme, 
als ſchon allein die Möglichkeit der Begründetheit deſſelben 
genügen würde, um die Arreſtanordnung zu rechtfertigen. Es 
iſt aber nach §S 920 Abſ. 2 cit. der Anſpruch glaubhaft zu 
machen. Dazu genügt auch nicht, wie das O. L. G. an einer 
Stelle ſagt, die Glaubhaftmachung der Thatſachen, auf welche 
der Anſpruch geſtützt wird; vielmehr müſſen dieſe Thatſachen 
ſubſtanziirt und ſchlüſſig, alſo rechtlich geeignet ſein, den An⸗ 
ſpruch zu begründen. II. C. S. i. S. v. Mecklenburg c. v. Krüger 
u. Gen. vom 16. Mai 1902, Nr. 61/1902 II. 

Handelsrecht. 

21. Lebensverſicherung. | 

Wenn das B. ©. feſtſtellt, daß die in der Deklaration 
vom 17. Juni 1900 niedergeſchriebenen Antworten auf die 
Fragen 3a—d unrichtig find, den Verſicherten hierfür aber des⸗ 
halb nicht haftbar ſein läßt, weil Ausſteller der Deklaration 
überhaupt nicht der Verſicherte, ſondern Dr. F. ſei, die Unter- 
ſchrift des erſteren beſtimmungsgemäß nicht den Zweck habe, die 
Richtigkeit der eingetragenen Antworten zu beſtätigen, ſondern 
nur die Richtigkeit der von dem Unterſuchten dem Arzte ab- 
gegebenen Erklärungen zu verſichern, während die Eintragung 
dieſer Erklärungen lediglich Sache des Arztes ſei, jo kann dem 
nicht beigetreten werden. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob die 
Deklaration Fragen enthält, die nur der Arzt, nicht der Unter⸗ 
ſuchte fachgemäß zu beantworten vermag; jedenfalls iſt die 
Mehrzahl der geſtellten Fragen, und find insbeſondere die unter 
Nr. 3 Litt. b, c, d geſtellten Fragen derart, daß ſie nur der 
Unterſuchte und dieſer mit Sicherheit ohne Beihülfe beantworten 
kann. Der Unterſchrift der Deklaration geht die Erklärung des 
Unterſuchten voraus, daß er die vorſtehenden Fragen richtig 
und wahrheitsgemäß beantwortet habe und daß er ſich den 
durch den Vertrag beſtimmten Folgen etwaiger unrichtiger Ant- 
worten unterwerfe. Die Deklaration ſtellt ſich nach Form und 
Inhalt als eine ſchriftliche Erklärung des Unterſuchten dar, 
nicht als ſolche des Arztes. Der letztere beſtätigt lediglich, daß 
die Deklaration in ſeiner Gegenwart beantwortet und unter⸗ 
zeichnet iſt. Dieſe Beſtätigung könnte wegbleiben, ohne daß 
dadurch die Vollſtändigkeit der Urkunde als ſolcher irgendwie 
beeinträchtigt wäre, während beim Mangel der Unterſchrift des 
Unterſuchten eine Urkunde, wie ſie nach dem Willen der Be⸗ 
theiligten ausgeſtellt werden ſoll, gar nicht vorläge. Bei dieſer 
Sachlage geht es nicht an, den Arzt als den Ausſteller der 
Deklaration, als den verantwortlichen Urheber ihres Inhaltes 
anzuſehen; Ausſteller iſt vielmehr gerade ſo wie bei der mit dem 
Verſicherungs antrage verbundenen Deklaration der die Ver⸗ 
ſicherung Beantragende; wenn die Niederſchrift der Antworten 
bei der hier fraglichen Deklaration in der Regel durch den Arzt 
erfolgen wird — was indeſſen keineswegs ſelbſtverſtändlich iſt —, 
ſo iſt, rechtlich betrachtet, die Rolle des Arztes zum Mindeſten 
in Bezug auf die Fragen, die der Verſicherte ohne Beihülfe 
beantworten kann, keine andere, als die des Agenten, der ein 
Antragsformular den Angaben des Antragſtellers entſprechend 
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ausfüllt und von dieſem unterzeichnen läßt. Der Verantwort⸗ 
lichkeit für die Richtigkeit der niedergeſchriebenen Antworten iſt 
demnach der Antragſteller nicht ſchon deshalb enthoben, weil 
nicht er, ſondern der Arzt ſie niedergeſchrieben, und hierbei die 
Antworten anders gefaßt hat als fie ihm gegeben wurden. 
VII. C. S. i. S. Allgemeine Verſicherungs⸗A.⸗G. Wilhelma 
c. Sauter vom 9. Mai 1902, Nr. 80/1902 VII. 

Wechſelordnung. 

22. Art. 23, 43. 

Daß auf Grund des Klagwechſels und Proteſtes der er- 
hobene Anſpruch gegen den Bekl. als Acceptanten an ſich be- 
gründet ſei, wird von keiner Seite in Zweifel gezogen und iſt 
auch unbedenklich. Der Umſtand, daß das Indoſſament auf die 
„Filiale der Leipziger Bank“ ohne nähere Ortsbezeichnung 
lautet, ift auch dann ohne Bedeutung, wenn man die Orts- 
bezeichnung nicht aus dem übrigen Inhalte des Wechſels — dem 
Ortsdatum des Wechſels in Verbindung mit der Bezeichnung 
der Domiziliatin — ergänzen durfte, da die einzelnen Filialen 
der Leipziger Bank dieſer ſelbſt gegenüber nicht ſelbſtändige 
Rechtsſubjekte waren. Die beiden Vorinſtanzen haben aber den 
Einwand des Bekl. für durchſchlagend angeſehen, daß die Aus⸗ 
ſtellerin und Girantin des Wechſels, die Firma J. G. Zipper, 
mit ihrer Konkursforderung gegen die Leipziger Bank auf⸗ 
gerechnet und den dadurch erworbenen Anſpruch auf Herausgabe 
des Wechſels an den Bekl. übertragen habe. Dieſe Annahme 
beruht auf Rechtsirrthum. Daß die Aufrechnung der Wechſel⸗ 
ausſtellerin allein den Bekl. nicht befreit habe, legt zwar das 
B. G. ſeinen Ausführungen zu Grunde. Es meint aber, daß 
die Ausſtellerin durch die Aufrechnung ihre eigene Wechſelregreß⸗ 
ſchuld vollſtändig getilgt habe, weil ſie nach dem auch für 
Wechſelſchulden anwendbaren Abſ. 2 des §S 271 des B. G. B. 
die geſchuldete Leiſtung ſchon zur Zeit der Aufrechnungserklärung 
vom 9. Auguſt 1901 habe bewirken können, oder weil doch die 
Aufrechnungserklärung am Verfalltage des Wechſels, dem 
19. Auguſt, in Kraft getreten ſei und in dieſen beiden Zeit⸗ 
punkten der Anſpruch aus ihrem Indoſſamente nur auf die 
reine Wechſelſumme, ohne Hinzutritt von Wechſelunkoſten ge⸗ 
gangen, die Wechſelſumme aber durch die zur Aufrechnung ver⸗ 
wendete, gleich hohe Gegenforderung gedeckt worden ſei. Das 
B. G. iſt der Anſicht, daß hiernach die Ausſtellerin gemäß 
Art. 48 der W. O. zu dem Verlangen nach Herausgabe des 
Wechſels berechtigt geweſen, daß dieſer Anſpruch auch übertragbar 
ſei und daß daher der Kl., nach erfolgter Uebertragung des 
Anſpruchs auf den Bekl., die Rechte aus dem Papier, ohne 
argliſtiſch zu handeln, gegen den Acceptanten nicht mehr geltend 
machen könne. Die Ausführungen verkennen die Bedeutung der 
maßgebenden Beſtimmungen des Wechſelrechts. Es kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben, ob die Ausſtellerin befugt war, ihre Regreßſchuld 
ſchon im Voraus zu berichtigen oder ob die verfrühte Auf⸗ 
rechnungserklärung doch am Verfalltage des Wechſels rechts- 
wirkſam geworden wäre. Denn es iſt überhaupt zu beſtreiten, 
daß ſie durch die gegen den Willen des Kl. vorgenommene 
Aufrechnung, auch wenn die Aufrechnungsforderung zur Deckung 
der Regreßſchuld völlig ausreichend war, gegen den Kl. den 
Anſpruch auf Herausgabe des Wechſels erwerben konnte. Auf 
Grund des Indoſſaments hatte die Leipziger Bank aus dem 
gehörig proteſtirten Wechſel Anſprüche ſowohl gegen den be⸗ 
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klagten Acceptanten — Art. 23, 43 Abſ. 2 der W. O. — als 
gegen die Ausſtellerin und Indoſſantin, Firma J. G. Zipper. 
Art. 8, 14 daſelbſt. Nach Art. 81 daſelbſt erſtreckt ſich die 
Verpflichtung der aus dem Wechſel haftenden Perſonen auf 
Alles, was der Wechſelinhaber wegen Nichterfüllung der Wechſel⸗ 
verbindlichkeit zu fordern hat, und zwar kann ſich dieſer wegen 
ſeiner ganzen Forderung an jeden Einzelnen halten und es ſteht 
in ſeiner Wahl, welchen Wechſelverpflichteten er zuerſt in An⸗ 
ſpruch nehmen will. Für die Regreßanſprüche des Wechſel⸗ 
inhabers iſt dieſer Grundſatz, daß die Wechſelklage nach Belieben 
des Wechſelgläubigers gegen alle Wechſelverpflichteten oder nur 
gegen einige oder einen angeſtellt werden kann, in Art. 49 
daſelbſt noch beſonders ausgeſprochen. Dieſe Beſtimmungen 
verfolgen den Zweck, dem Wechſelgläubiger möglichſte Sicherheit 
dafür zu verſchaffen, daß er für ſeine Anſprüche aus dem Wechſel 
volle Befriedigung erhalte; die Vortheile, welche aus der mehr⸗ 
fachen Haftung für die Schuld erwachſen, werden ihm un⸗ 
eingeſchränkt zugewieſen und es ſoll lediglich von ſeiner Ent⸗ 
ſchließung abhängen, gegen welchen Schuldner er vorgehen will, 
um ſeine Intereſſen am beſten zu wahren. Dieſem Grundſatze 
widerſpricht auch nicht die Beſtimmung in Art. 48 der W. O. 
Danach hat jeder Wechſelſchuldner das Recht, gegen Erſtattung 
der Wechſelſumme nebſt Zinſen und Koſten die Auslieferung des 
quittirten Wechſels und des wegen Nichtzahlung erhobenen Pro- 
teſtes von dem Inhaber zu fordern. Man braucht nicht Gewicht 
darauf zu legen, daß außer der Wechſelſumme auch die Zinſen 
und Koſten erſtattet ſein müſſen, denn es ſoll damit nur der 
gewöhnliche Fall getroffen werden, wo bei dem Regreß Mangels 
Zahlung — wovon die W. O. unter VIII. Art. 41 bis 55 
handelt — auch ſolche Nebenanſprüche erwachſen ſind und es 
laſſen ſich mit Rückficht auf Art. 4 5 letzter Satz daſelbſt Regreß⸗ 
fälle denken, wo der Anſpruch nur auf die Wechſelſumme geht. 
Immer aber verlangt der Art. 48, daß der Wechſelinhaber für 
das, was er zu fordern hat, Erſtattung erhalte. Wenn er volle 
Befriedigung für ſeinen Anſpruch erhält, ſo kann es ihm gleich⸗ 
gültig ſein, von welchem Wechſelſchuldner die Leiſtung gemacht 
wird, und es hat für ihn dann auch kein Intereſſe mehr, daß 
ihm die Möglichkeit entzogen iſt, gegen einen anderen Wechſel⸗ 
ſchuldner vorzugehen. Eine ſolche Erſtattung liegt aber nur in 
der wirklichen Leiſtung, der Zahlung, nicht auch in der Auf⸗ 
rechnung, die, wie der vorliegende Fall deutlich zeigt, für den 
Wechſelinhaber, trotz ſeinem unzweifelhaften Anſpruch gegen den 
Acceptanten, den Verluſt eines bedeutenden Theiles ſeiner 
Wechſelforderung herbeiführen kann. Wenn der Kl. den Regreß⸗ 
anſpruch gegen die Firma J. G. Zipper geltend gemacht hätte, 
ſo würde er ſich freilich die Aufrechnung mit der Konkurs⸗ 
forderung haben gefallen laſſen müſſen. Aber daraus folgt nicht, 
daß er die Aufrechnung auch dulden muß, obgleich er einen 
Anſpruch gegen dieſe Firma weder erhoben hat noch erhebt, 
ſondern nur ſein Recht aus dem Accepte gegen den Bekl. 
verfolgt. Die Zulaſſung der Aufrechnung auch in dieſem Falle 
wäre ſachlich nichts anderes, als die Beſchränkung des Kl. in 
der ihm nach Art. 81 der W. O. zuſtehenden freien Auswahl 
des in Anſpruch zu nehmenden Wechſelſchuldners. Ob die Aus⸗ 
ſtellerin durch Zahlung der Wechſelſumme den Kl. an der Er⸗ 
hebung des Proteſtes hätte hindern können, braucht nicht unter- 
ſucht zu werden; denn dieſer Fall iſt nicht gegeben. Jedenfalls 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


365 


konnte fie ihm nicht gegen feinen Willen eine Aufrechnung auf- 
drängen. Die Ausſtellerin hat daher ſelbſt nicht den Anſpruch 
auf Herausgabe des Wechſels nach Art. 48 der W. O. erworben 
und konnte darum dieſen Anſpruch auch nicht auf den Bekl. 
übertragen. Unter dieſen Umſtänden erübrigt ſich die Prüfung, 
ob nicht ein ſolcher Anſpruch in der Hand des Bekl., der damit 
ſeine Verpflichtung aus dem Accepte beſeitigen will, etwas ganz 
anderes ſein würde, als der Anſpruch der Cedentin auf Heraus» 
gabe des Wechſels auf Grund des angeführten Art. 48. Der 
Vertreter des Rbekl. hat die Entſcheidung der Vorinſtanz durch 
die Ausführung aufrecht zu erhalten geſucht, daß die Firma 
J. G. Zipper durch die Aufrechnung nicht nur ihre Schuld aus 
dem Giro, ſondern, wie die Ceſſion des Herausgabeanſpruchs 
an den Bekl. deutlich zeige, objektiv das ganze Schulbverhältniß 
aus dem Wechſel und damit auch die Schuld des beklagten 
Acceptanten habe tilgen wollen und getilgt habe. Es müſſe 
daher, wenigſtens in Höhe der Wechſelſumme, die Aufrechnung 
auch dem Bekl. zu Gute kommen, da ſonſt die Gemeinſchuldnerin 
durch Wegfall ihrer Schuld an die Ausſtellerin bereichert ſein 
würde. Dies trifft nicht zu. Mit Recht hat das B. G. an⸗ 
genommen, daß die Aufrechnung nur gegen die Forderung der 
Konkursmaſſe aus dem Giro der Firma J. G. Zipper gerichtet 
geweſen ſei. Danach fehlt ſchon die thatſächliche Unterlage, von 
der dieſe Ausführungen ausgehen. Zutreffend aber iſt auch die 
weitere Darlegung des B. G., daß die Firma J. G. Zipper 
durch ihre einſeitige Aufrechnungserklärung nicht die ihr fremde 
Schuld des Acceptanten hätte tilgen können. Für eine ſolche 
Möglichkeit darf man insbeſondere nicht den § 422 des B. G. B. 
heranziehen, wonach die Aufrechnung durch einen Geſammt⸗ 
ſchuldner auch für die übrigen Schuldner wirkt. Denn für das 
vielfach eigenthümlich geſtaltete Solidarſchuldverhältniß nach 
Art. 81 der W. O. kann jedenfalls dieſe Beſtimmung des 


B. G. B. keine Anwendung finden, wie ſich ſchon daraus ergiebt, 


daß ſelbſt die Erfüllung durch einen Wechſelſchuldner — vom 
Acceptanten abgeſehen — nur ausnahmsweiſe eine objektive, 
auch die übrigen Wechſel verpflichteten befreiende Wirkung hat. 
Von einer Bereicherung der Konkursmaſſe kann aber keine Rede 
ſein. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß wenn der beklagte Acceptant 
zahlt, die Bedingung der Regreßſchuld und damit auch jede 
Wirkung der Aufrechnungserklärung wegfällt. I. C. S. i. S. 
Konkurs der A.⸗G. Leipziger Bank co. Zipper vom 7. Mai 
1902, Nr. 25/1902 I. 

23. Art. 95. 

Grund des Anſpruchs aus Art. 95 der W. O. iſt Handeln 
des Vertreters ohne Vertretungsmacht und dieſen Mangel 
braucht der Kl. allerdings nicht zu beweiſen. Aber derſelbe darf 
den Vertreter erſt dann in Anſpruch nehmen, wenn der an⸗ 
gebliche Machtgeber ſeine Verpflichtung beſtreitet und deshalb 
muß er behaupten und darlegen, daß der Letztere die Ertheilung 
einer Vollmacht leugnet. Erft auf Grund dieſer Darlegung, 
für die es freilich der Erhebung und Durchführung einer Klage 
gegen den Vertretenen nicht bedarf, kann ſich der Wechſelinhaber 
an den Vertreter halten und nunmehr muß der Vertreter ſeine 
Vollmacht nachweiſen. Dieſe Vertheilung der Beweislaſt iſt 
bereits in früherer Zeit als die richtige vertheidigt (vergl. Thöl, 
Wechſelrecht 4. Auflage $ 63 Nr. 14 S. 233; Grünhut, 
Wechſelrecht Bd. 1 $ 34 S. 325 und Lehrbuch des Wechſel 
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rechts 8 9 S. 57; Staub, Wechſelordnung Art. 95 § 12 der 
4. Auflage) und entſpricht dem § 179 des B. G. B., der auch 
für den Fall des Art. 95 der W. O. Anwendung findet (vergl. 
Rehbein, Wechſelordnung Art. 95 Anm. 5 der 6. Auflage). 
Dem Art. 9 5 der W. O. liegt allerdings der Gedanke zu Grunde, 
daß derjenige, der als Bevollmächtigter oder Vertreter einen 
Wechſel zeichnet, damit im Rechtsverkehr die Erklärung abgiebt, 
daß er dazu befugt ſei und hieraus muß gefolgert werden, daß 
er, wenn er keine Vertretungsmacht befitzt, ſelbſt für feine 
Wechſelſchrift einſtehen muß. Mit dem B. G. iſt deshalb der 
Art. 95 dahin auszulegen, daß der unbefugte Vertreter nach 
der Bedeutung ſeiner Wechſelerklärung zu haften hat, alſo nach 
der Art ſeiner Zeichnung, mithin als Acceptant, wenn er den 
Wechſel acceptirt hat. Dagegen kann nicht aus Art. 9 5 ge⸗ 
folgert werden, daß der unbefugte Vertreter ſchlechthin jedem 
Wechſelinhaber zu haften hat, auch demjenigen, der die Sach⸗ 
lage kannte und in ſolcher Kenntniß ſelbſt die fehlerhafte 
Zeichnung veranlaßte. Der Wechſelinhaber kann vielmehr den 
Zeichner nicht in Anſpruch nehmen, wenn er den Mangel der 
Vollmacht gekannt hat; und er kann ihn ferner auch dann 
nicht in Anſpruch nehmen, wenn er den Mangel hätte kennen 
müſſen. Dies folgt aus § 179 Abi. 1 Satz 1 des B. G. B. 
I. C. S. i. S. Froſt c. Schröder vom 7. Mai 1902, 
Nr. 38/1902 J. | 

Gewerbeordnung. 

24. Konkurrenzverbot. 

Der Annahme des B. R. liegt die Feſtſtellung des Ver⸗ 
tragswillens der Parteien zu Grunde. Es iſt dahin geſtellt 
gelaſſen, ob die fragliche Beſtimmung in dem weitgehenden 
Sinne, wie er ihr von dem Bekl. beigelegt wird, aufzufaſſen ſei, 
ob alſo die Kontrahenten bei der Verabredung, das Konkurrenz⸗ 
verbot ſolle für den einjeitig vom Vertrage zurücktretenden Theil 


ohne Rückſicht darauf, ob der Rücktritt mit oder ohne 


Grund geſchehe, bindend ſein, auch den Fall, daß der eine 
Theil durch ehrloſe Handlungen, insbeſondere durch ein be⸗ 
trügeriſches Verhalten dem andern Theile gegenüber, dieſem 
Aulaß zum Rücktritte gegeben, im Auge gehabt habe. Wenn 
dies aber auch zutreffen ſollte, ſo iſt nach der Annahme. des 
B. G. doch jedenfalls die Abſicht der Kontrahenten nicht dahin⸗ 
gegangen, daß der Vereinbarung in dieſem Theile eine ſo 
weſentliche Bedeutung gegeben werden ſollte, daß falls dieſelbe 
ſich hinterher als rechtsungiltig erwieſe, dadurch der Vertrag in 
ſeinem ganzen Beſtande erſchüttert würde. Dieſe Auffaſſung 
beruht lediglich auf thatſächlicher Würdigung und entbehrt nicht der 
Begründung, die ſich aus der Sachlage ohne Weiteres ergiebt. 
Einer beſonderen ausdrücklichen Feſtſtellung, daß ſich die Parteien 
beim Vertragsſchluſſe der Ungiltigkeit der Beſtimmung bewußt 
geweſen ſeien, bedurfte es nicht. In der Rechtſprechung beſteht 
darüber kein Zweifel, daß es dem Prinzipe der Gewerbefreiheit 
und den Vorſchriften der Gewerbeordnung nicht widerſpricht, 
wenn in einem Geſellſchaftsvertrage dem austretenden Geſellſchafter 
bei Vermeidung einer Konventionalſtrafe verboten iſt, der Ge⸗ 
ſellſchaft Koukurrenz zu machen, ſofern nur das Verbot örtlich 
und zeitlich beſchränkt iſt. (Vergl. Entſch. des Preußiſchen 
Obertribunals Bd. 80 S. 19; Entſch. des R. O. H. G. Bd. 7, 
S. 418, Bd. 12. S. 30, Bd. 15 S. 163, Bd. 16 S. 160; 
Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 1 S. 22, Bd. 20 S. 107, 
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Bd. 26 S. 163 ff., Bd. 31 S. 98 ff., Bd. 38 S. 158, 159.) 
Dieſe Vorausſetzung trifft hier zu. Das Konkurrenzverbot ift 
örtlich beſchränkt auf die Stadt D. und ihren Umkreis von 
10 Meilen und die zeitliche Beſchränkung erſtreckt ſich auf die 
feſtgeſetzte Dauer des geſchloſſenen Geſellſchaftsvertrages von 
30 Jahren. In letzterer Beziehung iſt hervorzuheben, daß die 
vom L. G. erlaſſene und vom B. G. gebilligte einſtweilige Ver⸗ 
fügung, wenngleich fie die zeitliche Grenze nicht beſtimmt, nur 
ſo zu verſtehen iſt, daß ſie über den Ablauf der dreißigjährigen 
Vertragsdauer hinaus keine Wirkung äußert. Der Umſtand 
aber, auf den die Reviſion Gewicht legt, daß der Bekl. vom Ver⸗ 
trage zurückgetreten iſt und deshalb kein Geſellſchaftsverhältniß 
mehr beſteht, ſchließt das Verlangen des Kl. nicht aus, im 
Gegentheil gewinnt das Konkurrenzverbot des § 3 des Vertrages 
erſt dann Raum, wenn der eine Kontrahent vom Vertrage 
thatſächlich zurückgetreten iſt und ſich damit ſeiner vertrags⸗ 
mäßigen Thätigkeit innerhalb der Geſellſchaft entzogen hat, 
uud in dieſem Sinne find auch die Ausführungen des B. R. 
aufzufaſſen. IV. C. S. i. S. Gieſenkirchen o. v. Arnhem vom 
15. Mai 1902, Nr. 56/1902 IV. 

25. § 68. Kauf; Feilbieten. 

Die mit der Klage zurückgeforderten Abgabenbeträge wurden 
der Kl. abgefordert in der Annahme, daß ſie ihre Waaren — 
Milch und Butter — in den Straßen im Umherfahren feil- 
geboten habe. Die Kl. beſtreitet dieſe thatſächliche Unterlage 
der Abgabe; ſie macht geltend, daß ihre Wagen nur ihren 
feſten Kunden Milch und Butter vor das Haus brächten, und 
hat hierfür Zeugenbeweis angeboten. Das B. G. erachtet dieſes 
Vorbringen als unerheblich, indem es ausführt: Dieſe Angabe 
könne nicht dahin verſtanden werden, daß Kl. behaupten wolle, 
ſie habe ihren Kutſchern verboten, an andere als feſte Kunden 
Milch und Butter von den Wagen zu verkaufen, wodurch ja 
auch der Erwerb neuer feſter Kunden durch die Kutſcher aus⸗ 
zeſchloſſen ſein würde. Fehle es aber an einer ſolchen Be⸗ 
ſchränkung des Betriebes der Kl., ſo ſei durch denſelben, wie 
näherer Darlegung nicht bedürfe, der Begriff des „Feilbietens“ 
erfüllt, wenn auch thatfächlih durch die Kutſcher der Kl. nur an 
feſte Kunden Milch und Butter gebracht ſein ſollten. Dem iſt 
entgegenzubalten, daß es allerdings näherer Darlegung bedarf, 
inwiefern durch den erwähnten Vorgang der Begriff des „Feil⸗ 
haltens“ erfüllt ſein ſoll. Es iſt nicht anzunehmen, daß in dem 
hier fraglichen Abgabentarif das Wort „Feilhalten“ in einem 
anderen Sinne zu verſtehen ſei, als in dem ihn die gewöhnliche 
Verkehrsſprache ebenſogut wie die R. Geſ. und die Recht⸗ 
ſprechung verſtehen. Darnach gehört aber zum Begriffe des 
„Feilbietens“ eine in dem Verhalten des Verkäufers liegende 
Aufforderung der Käufer zum Ankauf ſeiner zum Verkaufe 
bereit ſtehenden Waaren, ſei es durch Worte oder Zeichen oder 
auch nur ein die Aufmerkſamkeit der Käufer abſichtlich erregendes, 
den Verkaufszweck erſichtlich machendes Benehmen. Von alle 
dem iſt im vorliegenden Falle keine Rede. Das angefochtene 
Urtheil müßte demnach aufgehoben werden. Bei der erneuten Ent⸗ 
ſcheidung iſt aber auch Folgendes zu beachten: Das B. G. nimmt 
— was nicht zu beanſtanden — an, das Feilbieten von Waaren 
in den Straßen im Umherfahren ſei nach den örtlichen Ver⸗ 
hältniſſen kein Marktverkehr, ſohin die für dieſen Betrieb feſt— 
geſetzte Abgabe keine auf den Marktverkehr gelegte, ſie könne 
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alſo auch nicht in Widerſpruch ſtehen mit der nur den Markt- 
verkehr betreffenden Vorſchrift des § 68 Gewerbeordnung. Dieſe 
Folgerung iſt jedoch nicht ſchlüſſig. Falls angenommen werden 
muß, daß der Magiſtrat die Abgabe als Marktgebühr, und nur 
als ſolche, auferlegen wollte, weil er von der — nach Annahme 
des B. G. rechtsirrigen — Anſicht ausging, die Gebühr dürfe 
als Marktgebühr erhoben werden, dann ſteht die Auferlegung 
der Gebühr allerdings in Widerſpruch mit $ 68 Gewerbeordnung 
und darf als ſolche nicht aufrecht erhalten werden. Das B. G. 
wird deshalb zunächſt die Tendenz der Verordnung beſtimmt 
feſtzuſtellen haben, wobei darauf hingewieſen werden mag, daß 
dieſelbe ausdrücklich auf Grund des § 68 Gewerbeordnung 
erlaſſen iſt, daß der Magiſtrat ſich dem Miniſterium gegenüber 
gegen die Auffaſſung, die Gebühr ſei gar keine Marktgebühr, 
entſchieden verwahrt, und daß das Miniſterium Geſuche um 
Befreiung von der Gebühr als nach § 68 Gewerbeordnung 
unzuläſſig zurückgewieſen hat. Auch im gegenwärtigen Rechtsſtreit 
hat der Magiſtrat in den Vorinſtanzen niemals geltend gemacht, 
daß die Abgabe, wenn nicht als Marktgebühr, ſo doch als Betriebs⸗ 
abgabe zuläſſig ſei. VII. C. S. i. S. Schweriner Molkereigenoſſen⸗ 
ſchaft c. Stadt Schwerin vom 16. Mai 1902, Nr. 124/1902 VII. 

Haftpflichtgeſetz vom 7. Juni 1871. 

26. 

Das B. G. hat in dem Abladen des ſtillſtehenden Eiſen⸗ 
bahnwagens noch keine Funktion des unmittelbaren Eiſen⸗ 
bahnbetriebes erblickt. Dagegen konnte zu dem letzteren, zum 
eigentlichen Eiſenbahnfahrdienſt unbedenklich das Inbewegung⸗ 
ſetzen von Transportmitteln, wie es bei dem Rangiren von 
Zugtheilen mittels der Lokomotive geſchieht, gerechnet werden. 
Und das bei ſolchen Betriebsfunktionen der Eiſenbahn entſtehende 
beſonders ſtark oder unverſehens auf die Gehörnerven einwirkende 
Geraͤuſch, welches vornehmlich geeignet iſt, das Scheuen und 
Wildwerden von Thieren, namentlich von Pferden, und dadurch 
Unfälle zu verurſachen, gehört, wie das B. G. mit Recht an⸗ 
nimmt, zu den dem Eiſenbahnbetrieb eigenthümlichen Gefahren. 
Es iſt hierzu übrigens nicht erforderlich, daß die fraglichen Er⸗ 
ſcheinungen für ſich dem Eiſenbahnbetrieb ausſchließlich eigen 
find. Nach den Grundſätzen über Kauſalzuſammenhang iſt es 
ſodann nicht weſentlich, daß die Verletzung durch direkte 
körperliche Einwirkung eines Betriebsereigniſſes herbeigeführt 
wird; auch eine nur mittelbare, durch den Betrieb in Lauf ge⸗ 
ſetzte Kaufalitat kann genügen. Der Zuſammenhang mit den 
dem Eiſenbahnbetrieb eigenthümlichen Gefahren wird dadurch 
noch nicht ausgeſchloſſen, daß bei dem von der Einwirkung be⸗ 
troffenen Menſchen oder Thier eine geſteigerte Empfindlichkeit 
vorgelegen und dieſe den Unfall beeinflußt hat. Es kann das 
nur unter Umſtänden für die Frage eines eigenen Verſchuldens 
des Verletzten und möglicherweiſe, falls die individuelle Erreg⸗ 
barkeit oder Empfindlichkeit eine ganz abnorme — mit der im 
gewöhnlichen Verkehr nicht zu rechnen wäre — geweſen iſt, für eine 
Einrede der höheren Gewalt von Bedeutung ſein. VI. C. S. i. S. 
Preußiſcher Eiſenbahnfiskus c. Rheiniſche landwirthſchaftliche Be⸗ 
rufsgenoſſenſchaft in Düſſeldorf vom 12. Mai 1902, Nr. 71/1902 VI. 

Patentgeſetz vom 7. April 1891. 

27. 88 2 und 23. 

Was die angebliche Vorveröffentlichung in der Patent⸗ 
anmeldung B 20 083 anlangt, fo kann fie aus dem Grunde nicht 
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in Bekracht gezogen werden, weil die in & 23 des Pat. G. vorge- 
ſehene Bekanntmachung im Reichsanzeiger keine derartige Be⸗ 
ſchreibung enthält, daß danach die Benutzung durch andere 
Sachverſtändige möglich wäre (vergl. die Entſch. des R. G., 
II. C. S. vom 20. Mai 1881 bei Gareis, Entſch. Bd. III 
S. 95). Die gegen dieſe rechtliche Auffaſſung von Kohler 
(Handbuch des Patentrechts S. 188) erhobenen Einwendungen 
beweiſen zu viel, weil hiernach jede irgendwie durch Druck 
vermittelte Notorietät als eine Vorveröffentlichung im 
Sinne des § 2 des Pat. G. angeſehen werden müßte, während 
das Geſetz lediglich der durch Beſchreibung in öffentlichen 
Druckſchriften begründeten Notorietät Wirkung beilegen will. 
I. C. S. i. S. Becker & Ulmann c. Fiedler vom 10. Mai 1902, 
Nr. 280/1901 J. 

28. 

Wie in der Rechtſprechung des R. G. wiederholt anerkannt 
worden iſt (vergl. unter anderen Entſch. Bd. 13 S. 391, Bd. 29 
S. 377, Gruchot Beiträge Bd. 40 S. 1187) iſt es eine 
Vorausſetzung für die Zuläſſigkeit, wenn nicht jedes Rechtsmittels 
fo doch jedenfalls der Revifion, daß der Rkl. in der Berufungs- 
inſtanz mit ſeinen Anträgen in irgend einem Punkte nicht 
durchgedrungen iſt. Eine durch das B. U. nicht beſchwerte 
Partei kann daſſelbe mit der Reviſion nicht anfechten. Dieſer 
Fall liegt hier vor und daraus folgt die Unzuläſſigkeit der 
Reviſion. Das Urtheil I. J. iſt genau nach dem Antrage 
ergangen, den der Kl. nach erfolgter Einlegung des Einſpruchs 
gegen das zunächſt erlaſſene Verſäumnißurtheil angekündigt und 
bei der mündlichen Verhandlung verleſen hat. Gegen das 
Urtheil I. J. hat denn auch der Kl. ein Rechtsmittel nicht 
eingelegt. Das B. G. hat, wie es bei der Begründung der 
Aenderung in der Wortfaſſung des Urtheilstenors ſagt, nicht 
beabſichtigt, von der Entſch. des L. G. abzuweichen, ſondern 
nur dieſelbe Entſch. klarer zum Ausdruck bringen, alfo ebenfalls 
ſo erkennen wollen, wie der Kl. es beantragt hatte. Das iſt 
in der That auch geſchehen. Die Klage iſt ausweislich des 
Thatbeſtandes im Urtheil I. J. darauf geſtützt, daß der Bekl. 
Notenblätter, welche den Notenblättern des Kl. widerrechtlich 
nachgebildet waren, allein oder zuſammen mit Zithern verkaufe 
und dadurch das Patent des Kl. wiſſentlich oder grob fahrläffig 
verletze. Gegen dieſe Verletzung des ausſchließlichen Rechtes des 
Kl. richtete ſich die Klage. Die von dem Kl. geſtellten Klage⸗ 
anträge können deshalb nur ſo verſtanden werden, daß dem 
Bekl. die Herſtellung ſolcher Nachbildungen der patentirten 
Notenblätter und deren Vertrieb, ſei es der Notenblätter allein, 
oder zuſammen mit Zithern, verboten werden ſolle. Eine 
Verletzung ſeiner Patentrechte in anderer Weiſe hat der Kl. 
weder in der erſten, noch in der Berufungsinſtanz behauptet, 
insbeſondere nicht geltend gemacht, daß der Bekl. ſeine Rechte 
aus den Patenten dadurch verletze, daß er ſich echte, vom Kl. 
hergeſtellte Notenblätter verſchaffe und allein oder in Verbindung 
mit Zithern an dritte Perſonen veräußere. Das B. G. hat 
demgemäß, indem es dem Bekl. unterſagte, „Zithern zuſammen 
mit die Patente des Kl. verletzenden Notenblättern“ herzuſtellen 
und zu vertreiben, dasjenige Verbot erlaſſen, welches der Kl. 
ſowohl in erſter, wie in der Berufungsinſtanz beantragt hatte. 
Der Kl. iſt alſo durch das Berufungsurtheil nicht beſchwert. 
Wenn zur Begründung der Revifion verſucht worden iſt, aus⸗ 
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zuführen, daß die Patentrechte des Kl. auch dann verletzt würden, 
wenn der Bekl. ſich echte, vom Kl. hergeſtellte Notenblätter 
verſchaffe und in Verbindung mit beliebigen Zithern verkaufe, 
dieſe Handlungsweiſe aber dem Bekl. durch das Berufungs- 
urtheil freigegeben ſei, fo tft dieſe Auffaſſung des Berufungs- 
urtheils eine irrige. Allerdings kommt in den Gründen des 
erſten Urtheils die Bemerkung vor, daß eine Verletzung der 
klägeriſchen Patente nicht vorliegen würde, wenn der Bekl. 
Zithern irgend welcher Art mit echten, vom Kl. hergeſtellten 
Notenblättern verkaufe und das B. G. billigt dieſe Anſicht. 
Bloße Entſcheidungsgründe ſind aber der Rechtskraft nicht fähig. 
Rechtskräftig wird nur die Entſcheidung über den erhobenen An⸗ 
ſpruch und da dieſer ſich nur auf widerrechtlich nachgebildete 
Notenblätter ohne oder mit Zithern bezog, ſo gehen auch 
die erlaſſenen Entſcheidungen über das ſich hieraus ergebende 
Streitverhältniß nicht hinaus. Deshalb kann es nicht darauf 
ankommen, zu unterſuchen, ob die zuerſt in der Revifionsinſtanz 
als patentverletzend gerügte Handlungsweiſe des Bekl. eine 
Patentverletzung enthalten würde. I. C. S. i. S. Meinhold 
c. Krüger vom 3. Mai 1902, Nr. 19/1902 J. 

29. 

Das Patent⸗Amt hat angenommen, daß die Stellung des 
Dr. M. bei der Kl. nicht der Art geweſen ſei, daß die Kl. 
Erfindungen, die Dr. M. innerhalb des ihm zugewieſenen 
Thätigkeitsfeldes machte, ohne Weiteres erworben hätte. Nach 
der Anſicht des R. G. unterliegt dieſe Annahme erheblichen 
Bedenken. Das Ergebniß der angeordneten Beweisaufnahme 
aber iſt der Art, daß ein weiteres Eingehen auf dieſe Frage 
nicht erforderlich erſcheint. Denn wenn die Kl. die Erfindungen 
ihres Angeſtellten als ihre eigenen Erfindungen in Anſpruch 
nehmen will, ſo muß ſie vor allem den Nachweis erbringen, 
daß die Erfindungen während des Anſtellungsver⸗ 
hältniſſes gemacht worden find. Dieſen Beweis zu führen 
aber iſt der Kl. nicht gelungen, im Gegentheil hat das R. G. 


auf Grund der vor ihm abgegebenen Zeugenausſagen zu der 


Ueberzeugung gelangen müſſen, daß Dr. M. die ſtreitigen 

Erfindungen bereits gemacht hatte, ehe er in die Dienſte der 

Kl. trat. I. C. S. i. S. Zeiß⸗Stiftung c. Deutſche 

Magnalium⸗Geſellſchaft vom 14. April 1902, Nr. 379/1901 J. 
30 


Durch die im Laufe der Berufungsinſtanz erfolgte Löſchung 
des angefochtenen Patents in der Patentrolle wird der Antrag 
des Kl., das Patent für nichtig zu erklären, nicht erledigt. Wird 
dieſem Antrage ſtattgegeben, ſo gilt das Patent von Anfang an 
als nicht beſtehend, während andernfalls das Patent für die Zeit 
von ſeiner Anmeldung bis zur Löſchung ſeine rechtliche Wirkung 
behält. Aus der Entſtehungsgeſchichte des Patents ergiebt ſich 
aber, daß dem Anmelder ein Patent auf eine Erfindung ertheilt 
iſt, die er niemals gemacht hatte und daß das Patent aus dieſem 
Grunde für nichtig zu erklären iſt. Der Bekl. hatte alſo nicht 
erfunden, was ihm patentirt iſt. Daß der Kl. dieſen Mangel 
des Patents unter den Geſichtspunkt gebracht hat, der geſchützte 
Bierſyphon ſei praktiſch nicht verwerthbar, kann die Vernichtung 
des zu Unrecht ertheilten Patents nicht hindern. Ob ev. dem 
Patent auch der Mangel der Neuheit der geſchützten Erfindung 
entgegenſtehen würde, braucht nach Lage der Sache nicht unter⸗ 
ſucht zu werden. I. C. S. i. S. Deutſche Syphon Fabrik 
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Hoffmann, Schwarze & Co. c. Lochmann vom 10. Mai 1902, 
Nr. 24/1902 J. 

Gebrauchsmuſterſchutzgeſetz vom 1. Juni 1891. 

31. 8 1. 

Nach § 1 des Geſetzes, betreffend den Schutz von Gebrauchs⸗ 
muſtern, vom 1. Juni 1891 werden Modelle von Gebrauchs- 
gegenſtänden als Gebrauchsmuſter geſchützt, ſoweit ſie dem 
Gebrauchszwecke durch eine neue Geſtaltung, Anordnung oder 
Vorrichtung dienen ſollen. Darnach kann das Neue, welches 
geſchützt wird, in der Geſtaltung oder in der Anordnung oder 
in der Vorrichtung beſtehen. Daß nun das Neue an dem 
unter Nr. 35974 der Muſterrolle eingetragenen Brenner gerade 
in der Form der Schlitzplatte beſtehe, auf welche das B. G. 
bei Vergleichung dieſer Brenner mit dem Gülzow'ſchen das 
ausſchließliche Gewicht legt, iſt weder von dem Bekl. zu⸗ 
geſtanden, noch ſonſt wie ermittelt. Die Einſichtnahme von 
dem Eintrag der Muſterrolle wäre zur Erlangung einer Gewiß⸗ 
heit hierüber das natürliche Mittel geweſen, auf deſſen Benutzung 
die Parteien bei Uneinigkeiten über den Gegenſtand des Schutzes 
hinzuweiſen geweſen wären. Zu einer Prüfung der Frage, ob 
das Neue in dem geſchützten Gebrauchsmuſter gerade nur in 
der Geſtaltung der Schlitzplatte lag, war nach der Zeugen⸗ 
ausſage Veranlaſſung gegeben. VII. C. S. i. S. Löwen⸗ 
berg c. Roſenthal vom 30. Mai 1902, Nr. 105/1902 VII. 

Waarenzeichengeſetz vom 12. Mai 1894. 

32. 88 7, 23. 

Für das deutſche Zeichenrecht iſt davon auszugehen, daß der 
Dritterwerber einer objektiv rechtmäßig mit dem Zeichen ver⸗ 
ſehenen und erſtmals ſo in den Verkehr geſetzten Waare dadurch 
allein ſchon bei deren Weiterverbreitung zeichenrechtlich gedeckt 
iſt, daß das Zeichenrecht keinen beſonderen Schutz in Anſehung 
derjenigen Verträge gewähre, welche der Zeicheninhaber bezüglich 
des weiteren Vertriebes der von ihm mit dem Zeichen verſehenen 
und ſo in den Verkehr geſetzten Waaren mit ſeinem Abnehmer 
abſchließt. Aus jener Auffaſſung ergiebt ſich unmittelbar noch 
die weitere Folge, daß der Dritterwerber ſich gegen Angriffe 
Dritter aus einem Zeichen⸗, Firmen⸗ oder Namenrechte zu ſeiner 
Vertheidigung darauf berufen kann, daß die von ihm weiter⸗ 
verbreitete Waare zeichenrechtlich geſchützt ſei, und daß ihm auch 
hier Einwendungen aus Verträgen obigen Inhaltes zwiſchen dem 
Zeicheninhaber und deſſen Abnehmer nicht entgegengehalten 
werden können. Die Anwendung dieſer Rechtsgrundſätze des 
Deutſchen Zeichenrechts auf den Fall der Eintragung eines 
franzöſiſchen Waarenzeichens in die Zeichenrolle des Deutſchen 
Patentamts unterliegt keinem Bedenken, ohne Rückſicht darauf, 
daß nach franzöſiſchem, abweichend vom deutſchen Recht, die 
Uebertragung des Waarenzeichens vertragsmäßig oͤrtlich beſchränkt 
werden kann. (Wird weiter ausgeführt.) II. C. S. i. S. 
Mariani⸗Wein⸗Geſ. f. Deutſchland, G. m. b. H. c. Alexander 
vom 2. Mai 1902, Nr. 45/1902 II. 

Binnenſchifffahrtsgeſetz vom 15. Juni 1895. 

33. 88 93 Abf. 1, 95, 100 Abſ. 1. 

Mit den Inſtauzgerichten iſt anzunehmen, daß die Rettung 
aus einer Schifffahrtsgefahr nicht nachgewieſen werden kann. 
Der Anſpruch auf Hülfslohn iſt deshalb mit Recht abgewieſen. 
Es muß aber beanſtandet werden, daß das B. G. den in zweiter 
Linie erhobenen Anſpruch auf Schlepplohn für unzuläſſig erachtet 
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hat, da das Vorliegen einer Klageänderung nicht angenommen 
werden kann. Es darf zwar der Kl., ſelbſt wenn der Klage⸗ 
grund unverändert bleibt, auch den Gegenſtand ſeines Anſpruchs 
nicht ändern, d. h. er darf nicht eine andere als die urſprünglich 
verlangte Leiſtung fordern. Ferner iſt anzuerkennen, daß der 
Anſpruch auf Hülfslohn und der Anſpruch auf Schlepplohn 
auf Leiſtungen gehen, die in manchen Beziehungen von einander 
abweichen: der Hülfslohn ſteht denjenigen Perſonen zu, die 
thatſächlich die Hülfe leiſten und begründet nicht eine perſönliche 
Verpflichtung (vergl. §§ 93 Abſ. 2, 95, 100 Abſ. 1 des 
Binnenſchifffahrtsgeſetzes); der Schlepplohn dagegen beruht auf 
einem Vertrag, der für den Eigner des ſchleppenden Schiffs 
geſchloſſen wird und iſt zu entrichten von dem die Schleppdienſte 
Annehmenden. Bei der Beantwortung der Frage, ob eine Klag⸗ 
änderung vorliegt, iſt indeß zu beachten, daß nach § 268 
Ziffer 2 der C. P. O. Erweiterungen und Beſchränkungen erlaubt 
ſind und daß bei der Abgrenzung der Erweiterung, wie der 
Beſchränkung des Klagantrags gegen die Aenderung deſſelben 
ein gewiſſes richterliches Ermeſſen walten muß, das ſich nach 
Lage der Sache richtet (vergl. Entſch, des R. G. in Civilſachen 
Bd. 14 S. 429). Im vorliegenden Fall handelt es ſich darum, 
was Bekl. für die von dem Kapitän des „Friede“ verlangte 
Leiſtung des „Egan Nr. 10“ zahlen ſoll. Und wenn das B. G. 
mit Recht zu dem Ergebniß gelangte, daß von einer Rettung 
aus einer Schifffahrtsgefahr und deshalb von Hülfslohn nicht 
die Rede ſein könne, ſo war es doch nach dem Antrage der Kl. 
in der Lage, feſtſetzen zu müſſen, was ihr als Schlepplohn 
gebühre. I. C. S. i. S. Egan & Co. c. Dampfſchifffahrts⸗ 
geſellſchaft für den Nieder⸗ und Mittelrhein zu Düſſeldorf, A.⸗G., 
‚som 12. Mai 1902, Nr. 346/1901 I. 

Börſengeſetz vom 22. Juni 1896. 

34. 8 66. 

Handelt es ſich um ein Debetſaldo aus dem Kontokorrent⸗ 
verkehr der Parteien aus der Zeit nach dem 1. Oktober 1897, 
iu welcher, wie feſtgeſtellt, die Parteien nur theils nichtige, 
theils unklagbare Börſentermingeſchäfte im Sinne der 
§§ 48, 50, 66 des Borſengeſetzes abgeſchloſſen haben, jo 
kommt es auf die Kontroverſe des franzöfiſchen Rechts, ob 
Spielſchuld eine natürliche Verbindlichkeit übrig läßt, welche 
Grundlage für eine Novation ſein kann, nicht an. Denn 
darüber, wie weit die Unwirkſamkeit eines Börſentermingeſchäftes 
reicht, das gegen die Vorſchriften des Börſengeſetzes verſtößt, 
entſcheidet das Börſengeſetz. Nach § 66 des Börſengeſetzes 
aber wirkt ſelbſt das nicht verbotene Börſentermingeſchäft, 
wenn es zwiſchen Parteien geſchloſſen, die in einem Boͤrſen⸗ 
regiſter nicht eingetragen, nichts weiter als den Ausſchluß der 
Rückforderung des wirklich Geleiſteten. Schuld aus ſolchen 
Geſchäften kann weder als Grundlage für Pfand, noch für 
Anerkenntniß, noch für eine Vereinbarung dienen, daß fie als 
Darlehn geſchuldet werden ſoll. § 66 Abſatz 2, 3, 4 a. a. O. 
Für verbotene Börſentermingeſchäfte ergiebt ſich daſſelbe aus 
ihrer Nichtigkeit von ſelbſt. Daran können auch die Aus⸗ 
führungen der Reviſion nichts ändern. Daß der Schuldner 
ſeine Schuld auch aus Börſentermingeſchäften mit Geld wirkſam 
bezahlen kann, das er zu dieſem Zwecke von einem Dritten 
geliehen, iſt zweifellos richtig, aber der Gläubiger erhält keine 
Befriedigung und der Schuldner zahlt nicht, wenn verabredet 
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wird, daß der Schuldner ſeine Schuld als Darlehn des 
Glaͤubigers behalten oder das vom Gläubiger als Darlehn 
erhaltene Geld in demſelben Augenblick dem Gläubiger zur 
Bezahlung der Schuld zurückgeben und doch als Darlehn 
ſchulden ſoll. I. C. S. i. S. Pfaffenberger, Simon & Co. 
c. David vom 14. Mai 1902, Nr. 29/1902 J. 

Reichsgeſetz zur Bekämpfung des unlauteren 
Wettbewerbes vom 27. Mai 1896. 

35. § 1 Abſ. 1. 

Das B. G. hat angenommen, daß der Bekl. durch die den 
Gegenſtand der Klage bildende Anzeige bei dem großen Publikum 
den Glauben erwecke, daß er ſeine Waare theilweiſe aus Amberg 
geliefert erhalte und daß der Bekl. ſelbſt dieſe Auffaſſung des 
Publikums mindeſtens für ſehr nahe liegend gehalten habe. 
Auch wenn man in dieſen Erwägungen nicht die von der 
Reviſion vermißte Feſtſtellung finden will, daß der Bekl. ſelbſt 
die fragliche Ankündigung ebenſo aufgefaßt habe, wie das 
Publikum fie nach Anſicht des B. G. auffaſſen mußte, oder 
daß der Bekl. damit wenigſtens eine ſolche Auffaſſung des 
Publikums habe hervorrufen wollen, ſo kann doch den Rechts⸗ 
ausführungen der Reviſion nicht beigetreten werden. Für den 
Thatbeſtand des in § 1 Abſ. 1 eit. vorgeſehenen, für die 
Reviſion allein in Frage kommenden Unterlaſſungsanſpruchs 
— (im Gegenſatz zu dem in § 1 Abſ. 2 deſſelben Geſetzes be⸗ 
ſtimmten Schadenserſatzanſpruch und der durch § 4 deſſelben 
geregelten Strafklage) — iſt nämlich in ſubjektiver Hinſicht zur 
Begründung der Paſſivlegitimation des wegen einer eigenen 
That belangten Bekl. nicht mehr erforderlich, als daß derſelbe 
die (im Uebrigen der Beſtimmung des § 1 Abſ. 1 ent⸗ 
ſprechenden) Angaben fo, wie fie objektiv gemacht find, 
vorſätzlich gemacht hat. Dagegen iſt nicht nothwendig, daß 
er ſich bei feiner That auch des Vorliegens der ſämmtlichen 
übrigen Thatbeſtandsmerkmale, welche die Anwendbarkeit des 
§ 1 Abſ. 1 bezüglich der von ihm gemachten Angaben be⸗ 
gründen, bewußt geweſen iſt oder daß er dieſe in ſeinen Willen 
mitaufgenommen hat. Dies ergiebt ſich bezüglich des That⸗ 
beſtandmerkmals der Unrichtigkeit der betreffenden Angaben 
unmittelbar aus der Vergleichung der Beſtimmungen in § 1 
Abf. 1 einerſeits mit denjenigen in § 1 Abſ. 2 und in $ 4 
deſſelben Geſetzes andererſeits. Wird näher dargelegt. II. C. S. 
i. S. Bormaß c. Amberger Emaillir⸗ und Stanzwerke vom 
16. Mai 1902, Nr. 402/1901 II. 

36. 

Zur Entſcheidung ſteht lediglich die Frage, ob eine Ueber⸗ 
tretung des Wettbewerbverbots darin erblickt werden muß, daß 
der Bekl. bereits im März 1900, — nachdem die Auflöſung 
und Liquidation der alten Geſellſchaft zum 1. April 1900 
beſchloſſen worden war und ſonach feſtſtand, daß die Geſellſchafter 
mit dieſem Tage von der im Vertrage vereinbarten Gewerbe⸗ 
beſchränkung frei werden würden — Beſtellungen für ſein 
neues Unternehmen aufgeſucht und angenommen hat. Daß 
dieſe Beſtellungen ſämmtlich in dem Sinne erfolgt find, daß 
die Lieferung erſt nach dem 1. April 1900 erfolgen ſollte, ſteht 
feſt. Auch will der Rkl. an ſich nicht beanſtanden, daß Vor⸗ 
bereitungen für einen ſofortigen Beginn des Geſchäftsbetriebes 
nach dem Erlöſchen der alten Geſellſchaft getroffen wurden, wie 
er denn auch hat einräumen müſſen, ſelber ebenfalls fuͤr ein 
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von ihm beabſichtigtes neues Unternehmen ſchon im Voraus 
durch Ankauf von Geräthſchaften und Miethung von Geſchäfts⸗ 
räumen vorgeſorgt zu haben. Nach ſeiner Anſicht ſoll aber das 
Aufſuchen von Beſtellungen, wenn auch mit hinausgeſchobener 
Lieferungsfriſt, über den Rahmen einer bloßen Vorbereitung hin⸗ 
ausgehen und einen bereits gegenwärtigen Geſchäftsbetrieb aus- 
machen. Ein ſolcher aber ſei bis zum 1. April verboten geweſen. 
Das Kammergericht hat ſich dieſer Auffaſſung nicht angeſchloſſen. 
Es ſieht in der Entgegennahme von Beſtellungen für die ſpätere 
Zeit ebenfalls nur eine bloße Vorbereitungshandlung, womit nur 
bezweckt ſei, den mit dem 1. April geſtatteten neuen Geſchäfts⸗ 
betrieb ſogleich mit Nutzen und Erfolg beginnen zu können. 
Nach dem Vertrage könne die Strafe nur gefordert werden, 
wenn neben der Geſellſchaft m. b. H. ein anderes gleichartiges 
Geſchäft gleichzeitig beſtanden habe. Dies ſei nicht der Fall 
geweſen, da der neue Geſellſchaftsvertrag des Bekl. erſt mit dem 
1. April 1900 in Kraft getreten ſei. Nach dem Willen der 
Betheiligten habe für das, was dem Bekl. vorgeworfen werde, 
die Strafe nicht Platz greifen ſollen. Nachdem die Aufloͤſung 


der Geſellſchaft zum 1. April beſchloſſen geweſen und nachdem 


man auf beiden Seiten darin einig geworden wäre, von da an 
in getrennten Geſchäften weiter zu arbeiten, habe das Wettbewerb⸗ 
Verbot zudem ſeinen Zweck verloren. Denn ſchon mit Faſſung 
des Auflöſungsbeſchluſſes habe man bei der alten Geſellſchaft 
auf möglichſte Abwickelung der Geſchäfte Bedacht nehmen müſſen. 
Das R. G. findet keine Veranlaſſung, dieſer vom Rkl. bekämpften 
Darlegung entgegenzutreten. Es kann ſich nicht darum handeln, 
im Voraus und für alle Fälle zu beſtimmen, wann ein Gewerbe ; 
betrieb als bereits beſtehend angenommen werden muß. Viel⸗ 
mehr ſteht nur in Frage, ob die Thätigkeit, die der Bekl. ſchon 
vor dem 1. April 1900 für ſein neues Unternehmen entfaltet 
hat, unter das hier vorliegende Vertragsverbot fällt. Das hat 
das B. G. unter Erforſchung des Willens der Parteien mit 
guten Gründen verneint. Es kann nur gebilligt werden, wenn 
dabei zugleich auf die beſondere Sachlage Bedacht genommen 
worden iſt, die für die Betheiligten dadurch geſchaffen war, daß 
man bereits am 9. Februar 1900 die Auflöſung und Liquidation 
zum 1. April 1900 beſchloſſen hatte und einig darüber war, 
von da an durch Errichtung neuer ſelbſtſtändiger Geſchäfte in 
Wettbewerb miteinander zu treten. I. C. S. i. S. Hoffmann 
c. Saulınann vom 10. Mai 1902, Nr. 26/1902 J. 

II. Gemeines Recht. 

37. Bindung des Längſtlebenden aus einem korreſpektiven 
Teſtament. 

Nach Art. 214 des Einführungsgeſetzes zum B. G. B. 
wird die Bindung des Erblaſſers bei einem gemeinſchaftlichen 
Teſtament, ſofern daſſelbe vor dem Inkrafttreten des B. G. B. 
errichtet iſt, nach den bisherigen Geſetzen beurtheilt, auch wenn 
der Erblaſſer nach deſſen Jukrafttreten verſtirbt. Maßgebend 
für die Bindung des Vaters bezw. Ehemannes der Parteien iſt 
hiernach das an feinem Wohnort geltende gemeine Recht. Im 
Geltungsbereich deſſelben iſt der Rechtsſatz zur Anerkennung ge⸗ 
langt, daß der Längſtlebende durch den Erbſchaftsantritt aus 
dem korreſpektiven Teſtament ſich an ſeine mit Rückſicht auf den 
Verſtorbenen getroffene Anordnung dergeſtalt bindet, daß er 
fernerhin nicht in der Lage iſt, zu Ungunſten der dadurch Be— 
dachten rechtswirkſam zu teſtiren. In folgerichtiger Anwendung 
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dieſes Rechtsſatzes verbleibt es bei der einmal eingetretenen Ge⸗ 
bundenheit auch dann, wenn nachträglich das Teſtament des 
Längſtlebenden durch anderweitige Ereigniſſe, inſonderheit durch 
Entſtehung von Notherben entkräftet wird; der rechtsgültig er⸗ 
folgte Erbſchaftsantritt, der die Bindung bewirkt, läßt ſich ohne 
Anwendung willkürlicher Unterſtellungen nicht rückgängig machen. 
Die Bedeutung der bleibenden Bindung trotz Entkräftung des 
Teſtaments aber iſt die, daß der Längſtlebende mit rechts⸗ 
verbindlicher Kraft keine letztwilligen Verfügungen treffen kann, 
durch die die im wechſelſeitigen Teſtament Bedachten ungünſtiger 
geſtellt werden, als ſie durch die Entkräftung des Teſtaments 
geſtellt worden ſind. Der Erblaſſer der Parteien hat, wie feſt⸗ 
geſtellt, die Erbſchaft aus dem mit ſeiner erſten Ehefrau er⸗ 
richteten Teſtament angetreten; die Hinfälligkeit ſeines Teſtaments, 
welche in Folge der auf §S 2079 des B. G. B. geſtützten An⸗ 
fechtung rechtskräftig ausgeſprochen iſt, hat ſonach nicht die 
Wirkung, daß Kl. anſtatt der geſetzlichen Erbfolge den Be⸗ 
ſtimmungen des in zweiter Ehe von ihrem Vater errichteten 
Teſtaments ſich unterwerfen müſſen. III. C. S. i. S. Möller 
o. Möller vom 11. April 1902, Nr. 489/1901 III. 

38. Teſtamentsauslegung. 

Der Einwand, der Ueberlaſſungsvertrag, welcher in 1 Wahrheit 
eine Schenkung enthalte und in der Abſicht, den Kl. den Nachlaß 
ihres Großvaters zu entziehen, von der Wittwe J. abgeſchloſſen 
ſei, ſtehe mit der im gemeinſchaftlichen Teſtament getroffenen 
Anordnung im Widerſpruch, ſcheitert an der Auslegung, welche 
das Teſtament im angefochtenen Urtheil gefunden hat. Iſt die 
die Abkömmlinge betreffende Anordnung, wie das B. G. an⸗ 
nimmt, inhaltlich lediglich eine Dispoſition über den Nachlaß 
des Längſtlebenden, keine Verfügung, durch welche deſſen Er. 
mächtigung, nach freiem Belieben über das beiderſeitige Ehe⸗ 
vermögen zu verfügen, bezüglich der Rechtsgeſchäfte unter 
Lebenden eine Schranke geſetzt wird, ſo hat der Wittwe J. — 
welcher die gemeinrechtliche auf der in der Novelle 108 ge⸗ 
troffenen Vorſchrift beruhende Beſchränkung des Fiduciarerben 
in der Verfügungsgewalt nach dem maßgebenden Schleswiger 
Recht, wie das B. G. in unanfechtbarer Weiſe ausführt, nicht 
entgegenſtand — die Befugniß zum Abſchluß des Ueberlaſſungs⸗ 
vertrages auch dann nicht gefehlt, wenn derſelbe eine Schenkung 
enthält und von ihr in der Abſicht, ihre Tochter vor ihren 
Stiefkindern zu deren Nachtheil zu begünſtigen, abgeſchloſſen iſt. 
Als Auslegung einer Willenserklärung, welche gegen Inter⸗ 
pretationsregeln nicht verſtößt, inſonderheit mit dem Wortlaut 
immerhin noch vereinbar iſt, iſt die Annahme des B. G. für 
die Entſcheidung in der Reviſionsinſtanz bindend. III. C. S. 
i. S. Jürgenſen c. Schmidt vom 29. April 1902, Nr. 15/1902 III. 

39. Verweigerung der Gegenleiſtung bei Nichtgewährung 
der Leiſtung. 

Da für das vor dem Inkrafttreten des B. G. B. ent⸗ 
ſtandene Schuldverhältniß gemäß Art. 170 des E. G. zum 
B. G. B. die bisherigen Geſetze maßgebend bleiben, ſo kommt 
der Grundſatz des gemeinen Rechts, das im Bezirk des König- 
lichen Amtsgerichts Tittmonning vor dem 1. Januar 1900 in 
Geltung geweſen, zur Anwendung, daß bei gegenſeitigen Ver⸗ 
trägen jeder Kontrahent nur dann verpflichtet iſt, ſeine Ver⸗ 
bindlichkeit zu erfüllen, wenn der andere nun fie erfüllt. 
(Windſcheid, Pandekten, VII. Auflage Bd. II S. 205 Note 2.) 
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Hieraus folgt, daß jeder Kontrahent die Gegenleiſtung nur 
fordern kann, wenn er die ihm obliegende Leiſtung gewährt oder 
ſie zu gewähren mindeſtens bereit iſt. (Vergl. Entſch. des er⸗ 
kennenden Senats in Sachen Nißle c. Haas vom 9. Juli 1896 
Rep. VI 36/96, Entſch. des III. C. S. vom 2. Januar 1887 
Rep. III 226/86, Entſch. des R. O. H. G. in Seuffert Archiv 
Bd. 31, Nr. 219.) Der Kl. hat aber in der Berufungsinſtanz 
ſich nicht nur nicht zur Erfüllung der übernommenen Leiſtung 
bereit erklärt, ſondern ſeine Verpflichtung geradezu beſtritten, 
während der Bekl. nach Inhalt der Entſcheidungsgründe des 
B. U. die Erfüllung des Vertrages verweigert, weil der Gegner 
ſeinerſeits nicht erfüllt hat. Es kann auch die Frage auf- 
geworfen werden, ob Abweiſung der Klage zu erfolgen hätte, oder 
ob nicht dem auf dem Gebiet des gemeinen Rechts auch zur 
Anerkennung gelangten und in § 322 des B. G. B. aus⸗ 
geſprochenen Grundſatze entſprechend Verurtheilung des Bekl. 
zur Erfüllung Zug um Zug zu erfolgen habe. Wollte man 
dieſen Grundſatz auf dem Gebiet des gemeinen Rechts als 
einen durchgreifenden erachten, ſo würde er hier bei der Eigen⸗ 
thümlichkeit der Leiſtung und Gegenleiſtung, insbeſondere des 
je nur nach Bedarf des Kl. eintretenden Mahlzwanges, an der 
Unmöglichkeit eines Austauſches und der Vollſtreckung im Sinne 
des § 750 der C. P. O. ſcheitern. VI. C. S. i. S. Weiß 
c. Moosburner vom 5. Mai 1902, Nr. 58/1902 VI. 

III. Das Preußziſche Allgemeine Landrecht. 

40. § 36 Tit. 3 Thl. I A. L. R. in Verbindung mit dem 
preußiſchen Geſetz vom 29. Juli 1885 betreffend das Spiel in 
außerpreußiſchen Lotterien. 

Der rechtliche Ausgangspunkt der angefochtenen Ent⸗ 
ſcheidung iſt nicht zu beanſtanden. Mag auch durch das 
preußiſche Geſetz vom 29. Juli 1885 das Spielen in außer⸗ 
preußiſchen Lotterien verboten ſein, ſo bleibt doch im Falle der 
geſellſchaftlichen Vereinigung zu ſolchem Spiel die Klage des 
einen Theilnehmers gegen den anderen Theilnehmer auf Heraus- 
zahlung des erzielten Gewinns trotz § 36 Thl. I Tit. 3 des 
A. L. R. zuläſſig. (Striethorſt Archiv Bd. 85 Nr. 293.) Die 
Entſch. des R. G. Bd. 18 S. 242 ff., welche das gemeine 
Recht betrifft, ſtellt ſich dem nicht entgegen. IV. C. S. i. S. 
Moſchny c. Schula vom 7. Mai 1902, Nr. 45/1902 IV. 

41. 88 420 ff., 434, 435, 439 Tit. 9 Thl. I. 

Auf den mit der Klage geltend gemachten Vermächtniß⸗ 
anſpruch findet, da der Erblaſſer Anton von Raczynski bereits 
am 8. Auguſt 1898, alſo vor dem am 1. Januar 1900 er- 
folgten Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs, geſtorben iſt, 
als auf erbrechtlichem Verhältniß beruhend gemäß Art. 213 des 
E. G. zum B. G. B. das bisherige Recht, nämlich das A. L. R. 
Anwendung. Daß der Bekl. die Erbſchaft nicht ausdrücklich 
ohne Vorbehalt angetreten hat, iſt unſtreitig, und da andererſeits 
von ihm das Nachlaßinventar innerhalb der geſetzlichen — 
ſechsmonatigen — Friſt errichtet iſt, ſo erſcheint der aus der 
Vorbehaltserbeneigenſchaft hergeleitete Einwand (vergl. 58 420 fig. 
des A. L. R. Thl. I Tit. 9) des Bekl. an ſich begründet. 
Es beſtimmt nun aber der § 439 a. a. O., daß, wenn 
einem Privatinventarium — und um ein ſolches handelt 
es fi im vorliegenden Falle — die in den §§ 434 und 435 
a. a. O. vorgeſchriebenen Erforderniſſe dergeſtalt ermangeln, daß 
dadurch die Ausmittelung der Beſchaffenheit des Nachlaſſes un⸗ 
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möglich wird, der Erbe für einen ſolchen, der die Inventarsfriſt 
hat verſtreichen laſſen und deshalb, gemäß § 427 a. a. O., 
als Erbe ohne Vorbehalt zu gelten hat, angeſehen werden ſoll. 
Hierauf gründet Kläger ſeine Replik, daß Beklagter ihm gegen⸗ 
über ſeine Eigenſchaft als Vorbehaltserbe nicht geltend machen 
könne, weil er bei Errichtung des Inventars den wahren, er⸗ 
heblichen Nachlaß verheimlicht habe. Beweispflichtig hierfür, 
und zwar auch bezüglich der Verheimlichung, iſt der Kläger, da 
die Verpflichtung des Erben zur vollſtändigen Angabe der zum 
Nachlaſſe gehörigen Aktiva und Paſſiva nicht weiter reicht als 
ſeine Kenntniß von dem Beſtehen der einzelnen Vermögens⸗ 
werthe (vergl. § 43 4 des A. L. R. Thl. I Tit. 9, Urtheil des 
Preußiſchen Obertribunals vom 5. April 1867 — Entſch. 
Bd. 58 S. 57 — und des R. G. vom 29. Oktober 1883 — 
Juriſtiſche Wochenſchrift 1884 S. 2935 und vom 9. April 
1891 — Entſch. in Civilſachen Bd. 27 S. 285 —). Hiervon 
geht auch das B. G. aus und würdigt unter dieſem Geſichts⸗ 
punkte das geſammte einſchlagende Vorbringen des Kl., wie 
es unter 1—6 des Thatbeſtandes des B. U. näher dargelegt iſt. 
IV. C. S. i. S. v. Raczynski c. v. Raczynski vom 15. Mai 
1902, Nr. 58/1902 IV. 

42. 88 21 ff. Tit. 13 Thl. I. 

Rechtsgrundſätzlich kann nicht davon ausgegangen werden, 
daß bei einem Kauf- oder Tauſchvertrage die Intereſſen der 
Kontrahenten im Sinne des §S 22 A. L. R. Thl. I Tit. 13 
einander entgegenlaufen oder daß der Vortheil des Maklers, der 
von beiden Kontrahenten einen Vermittelungsauftrag annimmt, 
mit dem Vortheil des Machtgebers im Sinne des § 21 A. L. R. 
Thl. I Tit. 13 in Widerſpruch komme. Es iſt vielmehr in 
dieſer Beziehung immer die konkrete Sachlage maßgebend. Dieſe 
iſt aber von dem B. G. rechtlich falſch gewürdigt worden. Dieſe 
Gegenſätze ergeben ſich auch nicht aus dem Umſtande, daß Kl. 
nach ſeiner Behauptung beabſichtigt hatte, zu vortheilhafteren 
Bedingungen abzuſchließen, als er thatſächlich eingegangen iſt. 
Dies beweiſt nur, daß auch die Letzteren dem Kl. immer noch 
annehmbar erſchienen. Es kommt zudem in Betracht, daß das 
vom Kl. dem Bekl. ertheilte Proviſionsverſprechen vom 7. Fe⸗ 
bruar 1894 erſt nach Abſchluß des Tauſchvertrages vom 6. 
deſſelben Monats gegeben worden iſt, daher Kl. hierdurch die 
von dem Bekl. entfaltete Thätigkeit als in ſeinem Intereſſe 
liegend und ihm vortheilhaft anerkannt hat. Demgegenüber 
genügt nicht eine Berufung auf die Thatſache, daß Bekl. auch 
von dem Gegenkontrahenten einen Vermittelungsauftrag an- 
genommen habe, vielmehr ſind beſondere Thatſachen darzuthun, 
aus denen ſich auf eine Prävarikation des Bekl. zum Nachtheil 
des Kl. ſchließen ließe. Solche ſind aber von dem B. G. nicht 
feſtgeſtellt worden. III. C. S. i. S. Bloch c. Graf v. Matuſchka 
vom 6. Mai 1902, Nr. 47/1902 III. 

43. 268 Tit. 13 Thl. I und § 15 des Baufluchtlinien- 
geſetzes vom 2. Juli 1875. 

Der Reviſion iſt zuzugeben, daß nach §S 268 des A. L. R. 
Thl. I Tit. 13 auch dann eine nützliche Verwendung vorliegt, 
wenn Jemand durch ſeine Leiſtungen bewirkt, daß für einen 
Anderen die Verpflichtung zu einer Ausgabe, die ohne die be⸗ 
treffende Leiſtung entſtanden ſein würde, nicht zur Entſtehung 
gelangt. Gegen dieſen Rechtsſatz hat das B. G. aber auch 
nicht verſtoßen. Denn wenn auch an der von der Reviſion be⸗ 
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zeichneten Stelle gejagt iſt, daß die Kl. durch Bezahlung 
der Koſten der Straßenanlage dem Beklagten nöthige oder 
nützliche Ausgaben, zu deren Tragung er bereits verpflichtet ge⸗ 
weſen ſei, nicht erſpart habe, fo wird doch darauf weiter 
ausgeführt, daß infolge des Eintretens der Kl. als Unter⸗ 
nehmerin der Straßenanlage eine Verpflichtung des Bekl. zur 
Entrichtung von Anliegerbeiträgen der Gemeinde Charlottenburg 
gegenüber überhaupt nicht zur Entſtehung gelangen konnte. 
Dieſe Ausführung iſt zutreffend. Wird auf Grund des § 15 
des Baufluchtliniengeſetzes vom 2. Juli 1875 näher begründet. 
VI. C. S. i. S. Stadtgemeinde Berlin c. Schrötter vom 15. Mai 
1902, Nr 451/1901 VI. 

44. 85 298, 343 Tit. 21 Thl. I. 

Nachdem im Verlaufe des Rechtsſtreites die Kündigungs⸗ 
friſt bei Erlaß des Urtheils abgelaufen, die Vorausſetzung des 
Räumungsanſpruches nach Maßgabe von §8 298, 343 des 
A. L. R. Thl. J Tit. 21 eingetreten war, fo hatte — wie das 
in dem ähnlichen Falle eines vorzeitig eingeklagten Darlehens 
auch vom R. G. ſchon ausgeſprochen wurde, vergl. Entſch. des 
R. G. Bd. 8 S. 415, Bd. 17 S. 150 — einfach Verurtheilung 
des Bekl. zur alsbaldigen Räumung zu erfolgen. Die Revifion 
macht zwar hinſichtlich jener Kündigungsfriſt geltend, der Kl. 
hätte, da geſetzlich das Wirthſchaftsjahr mit dem 1. Juli ab⸗ 
laufe, ſechs Monate vor dem 1. Juli kündigen müſſen. Das 
ſei nicht geſchehen; da die Klage erſt am 19. Januar 1901 
zugeſtellt wurde, ſo könne Kl. eventuell erſt Räumung vom 
1. April 1902 verlangen. Allein mit Recht hat das B. G. 
als maßgebend für die Kündigung nach § 343 mit 8 298 des 
A. L. R. Thl. 1 Tit. 21 nicht die geſetzliche Berechnung des 
Wirthſchaftsjahres vom 1. Juli ab (§S 199 A. L. R. Thl. 1 
Tit. 7), ſondern das vertragliche Pachtjahr angeſehen. Vergl. 
Entſch. des Preußiſchen Obertribunals Bd. 31 S. 420, Striet- 
horſt, Archiv, Bd. 22 S. 257, Bd 38 S. 126, Koch, Preußiſches 
Landrecht zu § 343 Thl J Tit. 21 Anm. 44., Dernburg, 
Preußiſches Privatrecht, Thl. II § 172, 5. Aufl. S. 473, 
Anm. 4. — Wäre vorliegend das Pachtjahr vom 1. Oktober 
ab zu rechnen, ſo iſt die in der Klageerhebung enthaltene 
Kündigung gleichfalls rechtzeitig erfolgt. VI. C. S. i. S. 
Weſtermann c. Schulze⸗Taſt vom 26. Mai 1902, Nr. 80/1902 VI. 

45. § 360 Tit. 1 Thl. II. 

Der Angriff des Bekl., mit welchem auf dem Wege des 
§ 360 Thl. II Tit. 1 des A. L. R. zur Anwendung der Be⸗ 
ſtimmungen des A. L. R. gelangt werden ſoll, iſt verfehlt. 
Wenn der § 360 beſtimmt: „Wo Verträge, Statuten oder 
Provinzialgeſetze nicht ein Anderes ausdrücklich verordnen, da 
finden wegen der Gütergemeinſchaft und deren rechtlichen Folgen 
nachſtehende allgemeine Vorſchriften Anwendung“ — ſo ergiebt 
ſich von ſelbſt, daß die Vorſchriften des A. L. R. da nicht er⸗ 
gänzend eingreifen können, wo Statuten und Provinzialgeſetze 
im Rahmen der allgemeinen Gütergemeinſchaft ein Rechtsinſtitut 
eingeführt haben, welches dem A. L. R. unbekannt iſt, wofür 
alſo im A. L. R. keine Beſtimmungen zu finden ſind. Sind 
die Beſtimmungen über ein ſolches Rechtsinſtitut in den 
Statuten lückenhaft oder zweifelhaft, ſo können ſie nur aus 
den in den Statuten oder Provinzialgeſetzen ſelbſt enthaltenen 
Grundſätzen ergänzt und ausgelegt werden. So iſt es hier. 
Nach dem anzuwendenden Stettiner Stadtrecht wird nach dem 
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Tode eines Ehegatten die bisher als Gemeinſchaft zur geſammten 
Hand beſtandene Gütergemeinſchaft von dem Ueberlebenden mit 
den Kindern fortgeſetzt. Nach dem A. L. R. dagegen wird die 
Gütergemeinſchaft unter Eheleuten durch den Tod des einen 
von ihnen geendigt und es bleibt bis zur Auseinanderſetzung 
der überlebende Ehegatte im Miteigenthum (condominium, 
communio incidens, A. L. R. Thl. I Tit. 17 8 8) des Ge⸗ 
ſammtguts mit den Erben des Verſtorbenen (A. L. R. Thl. II 
Tit. 1 88 634 ff.). Es bedarf keines Beweiſes, daß die Be⸗ 
fugniſſe des überlebenden Ehegatten als Miteigenthümers des 
Geſammtguts andere ſein müſſen, als die des überlebenden 
Ehegatten, der die Gütergemeinſchaft mit feinen Kindern fort- 
ſetzt, und daß deshalb die Befugniſſe des letzteren nicht nach den 
Befugniſſen des erſteren bemeſſen werden dürfen, ſofern ſich in 
den Provinzialgeſetzen und Statuten keine ausreichenden Be⸗ 
ſtimmungen darüber finden. Der Verſuch des Bekl., die Be⸗ 
ſtimmungen des A. L. R. über die Befugniſſe des Miteigen⸗ 
thümers (Thl. J Tit. 17 8 10) in die Vorſchriften des Stettiner 
Stadtrechts über die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft einzufügen, 
geht daher fehl. Das B. G. hat feſtgeſtellt, daß in dem (nicht 
reviſiblen) Stettiner Stadtrecht ein Rechtsſatz nicht enthalten iſt, 
wonach der in fortgeſetzter Gütergemeinſchaft lebende Ehegatte 
zur Verfügung über das Grundſtück der Zuſtimmung der Kinder 
bedarf. Es bezweifelt zwar nicht, daß im Gebiete des Stettiner 
Stadtrechts von der Praxis der Gerichte nach 1780 der Satz 
angewendet iſt, der überlebende Ehegatte ſei bei der Verwaltung 
des gemeinſchaftlichen Vermögens ſoweit beſchränkt, als er ohne 
Einwilligung der Kinder bezw. ohne Genehmigung der Bor: 
mundſchaft die zum gemeinſchaftlichen Vermögen gehörigen 
Grundſtücke und Gerechtigkeiten weder veräußern noch verpfänden 
könne (vergl. Koßmann, das Statutenrecht der Stadt Stettin, 
S. 35 und das Statutenrecht der Städte des Herzogthums 
Alt-, Vor⸗ und Hinter⸗ Pommern, S. 95, 88 114, 115; 
vergl. jedoch auch die auf S. 69 f. unter Nr. 2 in dem zuletzt 
bezeichneten Buche angeregten Zweifel). Es hält aber dieſen 
Satz für eine gewohnheitsrechtliche Norm, auf die der § 12 
der Einleitung zum A. L. R. keine Anwendung finde. Letzteres 
iſt von dem erkennenden Senate bereits in dem Urtheile, Entſch. 
der Civilſenate Bd. 18 S. 261, ausgeſprochen. Der Satz, daß 
die Anwendung des § 12 der Einleitung zum A. L. R. auf 
publizirte Geſetze zu beſchränken iſt, hat nicht, wie Bekl. meint, 
den gerade durch jenes Urtheil entſchiedenen Fall zur Voraus⸗ 
ſetzung, ſondern gilt überall, wo eine lediglich durch lokale 
Gewohnheit in einem beſtimmten Bezirke zur Geltung gelangte 
Rechtsnorm in Frage ſteht. V. C. S. i. S. Voß c. Pölitzer 
Vorſchußverein vom 28. Mai 1902, Nr. 95/1902 V. 

46. 88 391 ff. Tit. 1 Thl. II. 

Die Berechtigung der Kl., gegenüber den vorehelichen 
Gläubigern ihres Ehemannes gemäß §§ 392 ff. die 
Separation mit der Wirkung zu fordern, daß dieſe an das 
abgeſonderte eingebrachte Vermögen des Mannes zu verweiſen, 
blieb durch den Tod des Ehemannes unberührt. Der An: 
ſpruch auf Abſonderung iſt paſſiv vererblich (Entſch. des 
Obertribunals Bd. 60 S. 158 ff.). Auch der Konkurs 
über den Nachlaß des Ehemannes hat nichts an der fraglichen 
Berechtigung der Kl. geändert. Zur Konkursmaſſe gehört der 
Antheil des Verſtorbenen am Geſammtgute. Derſelbe ergiebt 
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ſich auf Grund der außerhalb des Konkursverfahrens zu be. 
wirkenden Auseinanderſetzung mit dem in der Gemeinſchaft be⸗ 
findlichen Antheile des überlebenden Ehegatten. Aufgabe 
dieſer Auseinanderſetzung bleibt es, die Geſammtgutsverbindlich⸗ 
keiten von denjenigen Verbindlichkeiten zu ſondern, welche die 
von dem überſchuldeten Ehegatten eingebrachte, den vorehelichen 
Gläubigern deſſelben beſonders haftende Vermögensmaſſe be⸗ 
treffen ($ 14 Konkursordnung (ältere Faſſung); Art. V 
des E. G. zur Konkursordnungs⸗Novelle vom 17. Mai 1898; 
vergl. auch Entſch. des R. G. Bd. 8 S. 102 ff.). Der gegen- 
wärtige Antrag der Kl., welcher die Abſonderung gemäß § 392 
Thl. II Tit. 1 A. L. R. zum Gegenſtande hat, betrifft einen 
Incidentpunkt, welcher ſowohl für die Erbes ausein- 
anderſetzung der Kl. mit der hinterbliebenen Miterbin, als 
auch für die Auseinanderſetzung anläßlich des Kon- 
kurſes von Bedeutung ſein kann. IV. C. S. i. S. 
Michalska c. Konkursmaſſe Michalski vom 5. Mai 1902, 
Nr. 44/1902 IV. 

IV. Sonſtige Preußfſiche Landesgeſetze. 

Geſetz vom 11. Mai 1842, betreffend Zuläſſigkeit 
des Rechtsweges §6 in Verbindung mit 8839 B. G. B. 

47. 

Eine Polizeiverfügung liegt vor, wenn eine Polizeibehörde 
oder ein Polizeibeamter als ſolcher d. h. in dem Bewußtſein, 
damit eine polizeiliche Funktion auszuüben, in einem beſtimmten 
einzelnen Falle eine Anordnung trifft. Entſch. des R. G. 
Bd. 45 S. 270; Stölzel, Rechtsweg und Kompetenzkonflikt 
S. 208. Ob die Polizeibehörde den Betheiligten zu der Hand⸗ 
lung oder Unterlaſſung, welche ſie erzwingen will, erſt auffordert 
oder ob ſie das von ihr für nothwendig Erachtete ſogleich durch 
eine von ihr beauftragte Perſon ausführen läßt, ift für den 
Begriff der Polizeiverfügung von keiner Bedeutung. Es fällt 
deshalb auch die Ausführung einer von der Polizeibehörde 
vorher angedrohten Maßregel unter den Begriff der Polizei- 
verfügung, ſelbſt wenn die Ausführung von dem, was von dem 
Betheiligten verlangt war, abweicht. — Entſch. des R. G. 
Bd. 2 S. 353; Stölzel a. a. O. S. 212; Brauchitſch, Die 
neuen Preußiſchen Verwaltungsgeſetze, Bd. 1 A. 265 zu § 133; 
Urtheil des Kompetenz⸗Gerichtshofes vom 14. Juni 1884 bei 
Stölzel, Rechtſprechung deſſelben S. 342 Nr. 2176. Nach 8 6 
des Geſetzes vom 11. Mai 1842, betreffend die Zuläſſigkeit des 
Rechtsweges ꝛc. findet gegen den Polizeibeamten, welcher durch 
eine Polizeiverfügung einem Anderen Schaden zugefügt hat, 
eine Klage auf Schadenserſatz nur dann ſtatt, wenn die polizei⸗ 
liche Verfügung im Beſchwerdewege als geſetzwidrig oder un⸗ 
zuläſſig aufgehoben iſt. Entſch. des R. G. Bd. 18 S. 124, 
Bd. 20 S. 301, Bd. 26 S. 266; Juriſtiſche Wochenſchrift von 
1901 S. 175d. Unſtreitig ift nun die Anordnung des Bekl., 
daß die fraglichen Bäume abgehauen werden ſollten, von der 
zuſtändigen Behörde nicht aufgehoben. Für den Anſpruch des 
Kl. auf Erſatz des ihm durch das Abhauen der Bäume ent- 
ſtandenen Schadens iſt der Rechtsweg deshalb nicht zuläſſig, 
auch wenn in der Verfügung vom 6. Februar 1901 eine Auf- 
forderung zu dieſem Abhauen nicht enthalten ſein ſollte. § 6 
1. c. iſt durch 8 839 B. G. B. nicht aufgehoben. Wird näher 
begründet. VI. C. S. i. S. Nührenbörger e. Lammerding vom 
17. April 1902, Nr. 36/1902 VI. 
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Geſetz vom 28. Februar 1843 über die Benutzung 
der Privatflüſſe. 

48. 

In thatſächlicher Beziehung ſteht feſt, daß die Zuckerfabrik 


der Bekl. auf demjenigen Theile ihres Rittergutes Koberwitz 


errichtet iſt, welcher durch die jetzige Provinzialchauſſee, die von 
Breslau nach Glatz führende Land- und Heerſtraße, von jeder 
Berührung mit dem Schlafkabach abgeſchnitten wird. Die 
Waſſerzuführung zu der Fabrik wird nur dadurch ermöglicht, 
daß die Chauſſee mit einem Waſſerdurchlaß durchbrochen wird. 
Mit Rückſicht hierauf hat der B. R. angenommen, daß die 
Fabrik auf einem Grundſtück ſtehe, hinſichtlich deſſen die Bekl. 
als „Uferbeſitzer“ im Sinne des Geſetzes über die Benutzung 
der Privatflüſſe vom 28. Februar 1843 nicht angeſehen werden 
könne, und gegen dieſe Annahme richtet ſich der Hauptangriff 
der Reviſion. Sie vertritt die Meinung, es genüge, um für 
das ganze Rittergut Koberwitz die Eigenſchaft als Ufergrundſtück 
rechtlich in Anſpruch zu nehmen, wenn es auch nur mit dem 
ſüdöſtlichen Theile, wie dies thatſächlich auf einer Strecke von 
mehr als hundert Metern der Fall ſei, unmittelbar an den 
Schlafkabach anſtoße. Dies ergebe ſich aus der grundbud)- 
rechtlichen und wirthſchaftlichen Einheit, welche das Rittergut 
bilde und vermöge deren jeder Theil deſſelben, alſo auch der 
Theil, auf welchem die Zuckerfabrik ſtehe, an den dem Ganzen 
zukommenden Rechten theilhaben müßte. Jedenfalls aber — 
und dies habe der B. R. verkannt — ſei eine Chauſſee nicht 
als trennender Grundſtückskörper anzuſehen. Ebenſo wie Wege 
nach der ausdrücklichen Vorſchrift in § 20 des Jagppolizei⸗ 
geſetzes vom 7. März 1850 den Zuſammenhang des ſogenannten 
Jagdbezirkes nicht unterbrächen, müſſe dies auch in Anſehung der 
durch das Geſetz über die Privatflüſſe geregelten Waſſerbenutzung 
gelten. Die wirthſchaftlichen Erwägungen, mit denen dieſer Angriff 
unterſtützt werden kann, laſſen ſich nicht verkennen; aber in den 
beſtehenden Geſetzen findet er keinen Anhalt. Dies wird unter 
Billigung der Anficht des B. R. eingehend begründet. V. C. S. i. S. 
vom Rath & Co. c. Hahn vom 19. April 1902, Nr. 39/1902 V. 

Preußiſche Städteordnung vom 30. Mai 1853 
8 56 Nr. 6 in Verbindung mit 8 7 des Kommunal. 
beamtengeſetzes vom 30. Juli 1899. 

49. 

Das B. G. geht in der Hauptſache davon aus, daß ein 
Bedienſteter die vermoͤgensrechtlichen Anſprüche eines Beamten 
nur dann geltend machen könne, wenn er als Beamter angeſtellt 
ſei, d. h. wenn der Wille des Dienſtherrn dahin gegangen ſei, 
den Bedienſteten als Beamten anzuſtellen. Dieſer Wille laſſe 
fih nicht nur aus einem formellen Anſtellungsdekrete entnehmen, 
ſondern auch aus concludenten Thatumſtänden, insbeſondere aus 
der dem Bedienſteten dauernd zugewieſenen Thätigkeit. Das 
B. G. prüft ſodann an der Hand der vorgetragenen Perſonalakten 
und der von ihm feſtgeſtellten Dienſtobliegenheiten des Kl., ob 
der Magiſtrat den Kl. als Beamten hat anſtellen wollen und 
gelangt zu dem Ergebniſſe, daß ein Beamtendienſtvertrag weder 
abgeſchloſſen worden ſei, noch habe abgejchloffen werden follen. 
Dieſe Ausführungen laſſen einen Rechtsirrthum nicht erkennen, 
ſtehen vielmehr im Einklang mit der Entſch. Bd. 37 S. 225 ff. 
III. C. S. i. S. Drasdo c. Stadtgemeinde Berlin vom 
16. Mai 1902, Nr. 41/1902 III. 
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Fiſchereigeſetz vom 30. Mai 1874. 

50. 

Die durch § 20 des Fiſchereigeſetzes vom 30. Mai 1874 
allgemein angeordnete Einſchränkuug des Fiſchfangs durch 
ſtändige Fiſchereivorrichtungen iſt durch den § 15 der, auf 
Grund des § 22“ des Geſetzes ergangenen Verordnung für die 
Provinz Poſen vom 12. Mai 1888 auch auf nichtſtändige, 
geſetzlich erlaubte Fiſchereivorrichtungen (Reuſen, Sperrnetze) 
ausgedehnt. In I. J. war die Klage auf den § 20 des Ge- 
ſetzes, in II. J. wurde fie auf den § 15 der Verordnung be⸗ 
gründet. Der Kl. hat in II. J. von dem Bekl. die Unterlaſſung 
der Anbringung nichtſtändiger Vorrichtungen verlangt und das 
beanſpruchte Unterſagungsrecht nur daraus abgeleitet, daß der 
Bekl. die nach § 15 der Verordnung erforderliche Erlaubniß 
der Aufſichtsbehoͤrde nicht beſitze. Auf den Mangel dieſer Er⸗ 
laubniß aber kann die erhobene negatoriſche Klage nicht gegründet 
werden. Die Art und Methode des Fiſchfangs, die nach dem 
Verlangen des Kl. dem Bekl. verboten werden ſoll, iſt nicht 
einmal polizeilich verboten, ſondern nur von Erlaubniß der 
Aufſichtsbehoͤrde abhängig gemacht. Wenn und ſolange der 
Bekl. dieſe beſitzt, kann ihm der Kl. die beanſtandeten Fang⸗ 
arten nicht verbieten. An dem privatrechtlichen Verhält⸗ 
niſſe der Parteien kann die polizeiliche Genehmigung der Vor⸗ 
richtungen des Bekl. nichts ändern; die dem Kl. durch das Ver⸗ 
halten des Bekl. zugehende Schädigung bleibt genau dieſelbe, 
mag der Bekl. mit oder ohne polizeiliche Erlaubniß handeln; 
enthält ſie eine Verletzung des klägeriſchen Eigenthums, ſo hört 
die Verletzung nicht auf, eine ſolche zu ſein, wenn ſie polizeilich 
genehmigt iſt. VII. C. S. i. S. Fiſcher o. Sachs vom 
29. April 1902, Nr. 37/1902 VII. 

Enteignungsgeſetz vom 11. Juni 1874. Geſetz 
betreffend die Anlegung und Veränderung von Straßen 
vom 2. Juli 1875. 

51. 

Die Bekl. macht ohne Grund geltend, daß durch den Bau⸗ 
erlaubnißſchein vom 4. September 1886 die Servitut der 
Unbebaubarkeit der nach der Fluchtlinie von 1866 von der 
Bebauung ausgeſchloſſenen 253 qm gar nicht habe entſtehen 
konnen. Dieſer Bauſchein macht dem Bauausführenden unzwei⸗ 
deutig die Auflage, bei der Aufführung des Baues die vorher 
abzuſtellende Fluchtlinie genau innezuhalten, und trägt ſomit, 
wie das B. G. zutreffend annimmt, „den Charakter einer auf 
Verwirklichung der durch die Fluchtlinie herbeigeführten Bau⸗ 
beſchränkung des Grundſtücks gerichteten Willensentſchließung 
der Polizeibehörde.“ Zu beanitanden iſt die Annahme des 
B. G., daß die Einhaltung der neuen Fluchtlinie bei der Bau⸗ 
ausführung auf einen von der Polizeibehörde ausgeübten Zwang 
zurückzuführen ſei. Feſtgeſtelltermaßen war das mit dem Bau⸗ 
ſchein vom 4. September 1886 genehmigte Bauvorhaben von 
vornherein ſo geſtaltet, daß dabei die Fluchtlinie des Bebauungs⸗ 
planes von 1866 eingehalten war, ohne daß vorher die Polizei- 
behörde dieſe Fluchtlinie den Eigenthümern amtlich zur Nach⸗ 
achtung oder auch nur zur Kenntnißnahme mitgetheilt hätte. 
Nun mag immerhin angenommen werden, daß C. ſelbſt oder 
der planfertigende Baumeiſter auf irgend einem Wege von der 
Fluchtlinie Kenntniß erlangt hatte, da ſonſt wohl kaum der 
Plan der Fluchtlinie gemäß entworfen worden wäre; allein das 
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rechtfertigt noch nicht den Schluß, daß die Eigenthümer den 
Plan nur unfreiwillig, einem vorauszuſehenden und voraus- 
geſehenen Zwange weichend, ſo geſtaltet haben. Alles, was der 
B. R. hierfür anführt, findet in dem thatbeſtandsmäßigen 
Ergebniſſe der mündlichen Verhandlung nicht den geringſten 
Anhaltspunkt; die Kl. hat nicht einmal behauptet, daß ihre 
Beſitzvorgänger vom Jahre 1886 wirklich und ernſtlich Willens 
geweſen ſeien, das Grundſtück bis zu der Fluchtlinie von 1821 
zu bebauen, dieſe Abſicht aber wegen des in der neuen Flucht ⸗ 
linie von 1866 liegenden Hinderniſſes hätten aufgeben müſſen. 
Es iſt das keineswegs ſelbſtverſtändlich und folgt auch nicht 
daraus, daß die erſtere Art der Bebauung eine beſſere Aus⸗ 
nützung des Grundſtücks geſtattet hätte. Es iſt nicht feſtgeſtellt, 
daß C. und feine Mitberechtigten eine derartige vergleichende 
Werthberechnung, wie fie im jetzigen Rechtsſtreite eine Rolle 
ſpielt, überhaupt angeſtellt haben, und wenn doch, ob ſie zu 
demſelben Ergebniſſe gelangt ſind wie der B. R. oder ob ſie 
nicht vielmehr das der neuen Fluchtlinie entſprechende Bauprojekt 
als mit ihren eigenen Intereſſen wohl vereinbar, ja ihnen viel⸗ 
leicht ſogar förderlich, freiwillig gewählt haben. Feſt ſteht nur 
ſoviel, daß die damaligen Eigenthümer den Bauplan ohne 
jeden Vorbehalt eingereicht und daß ſie auch nach Zuſtellung 
des Bauſcheins niemals geltend gemacht haben, durch dieſen 
Bauſchein geſchädigt zu ſein, bis die jetzige Kl. ihre angeblichen 
Entſchädigungsanſprüche zu erwerben gewußt hatte. Dieſes 
Verhalten kann insbeſondere auf Seite des C. kaum anders 
gedeutet werden als dahin, daß er ſich nicht geſchädigt fühlte, 
da es andernfalls doch ſehr auffallend wäre, daß weder er ſelbſt, 
noch in dem bald nach 1886 über ihn ausgebrochenen Konkurſe 
der Konkursverwalter den ſo werthvollen Anſpruch geltend 
machte. Bei dieſer Sachlage iſt der Rkl. darin beizutreten, 
daß es Sache der Kl. iſt, Thatſachen zu behaupten und zu 
beweiſen, aus denen ſich die Berechtigung der vom B. R. ohne 
jede thatſächliche Unterlage, lediglich auf Grund vermeintlicher 
Erfahrungsregeln, getroffenen Feſtſtellung entnehmen ließe. 
Was die Zinſenfrage anbelangt, ſo ſtützt der B. R. ſeine 
Entſcheidung auf das in Bezug genommene Urtheil des 
R. G. vom 26. Juni 1900 VII 93/1900. An den in dieſem 
Urtheile entwickelten Grundſätzen hält der Senat feſt. Ein zur 
Einholung der Entſcheidung der vereinigten Civilſenate nöthigender 
Widerſtreit zwiſchen der hier angenommenen Rechtsanficht und 
dem in Bd. 32 S. 202 ff. der Entſch. veröffentlichten Urtheile 
des V. C. S. vom 28. Oktober 1893 liegt nicht vor. Auch 
der jetzt erkennende Senat verkennt nicht, daß der Entſchädigungs⸗ 
anſpruch im Augenblicke der Baubeſchränkung fällig wird, 
fällig in dem Sinne, daß der Gläubiger in dieſem Augenblicke 
berechtigt iſt, ſeinen Anſpruch geltend zu machen. Aber aus 
der Beſchaffenheit des Anſpruchs, deſſen Höhe der Schuldner 
gar nicht kennen kann, ergiebt ſich von ſelbſt, daß der Schuldner 
mit der Zahlung nicht in Verzug kommen kann, bevor ihm nicht 
der Gläubiger den Betrag des erhobenen Anſpruchs näher dargelegt 
und Zahlung verlangt hat. Daß über dieſen Satz, auf dem allein 
die jetzige und die Entſcheidung vom 26. Juni 1900 beruht, 
andere Senate des R. G. abweichender Meinung ſeien, läßt ſich 
aus den von der Kl. angeführten Entſcheidungen nicht entnehmen. 

Der § 10 Abſ. 2 des Enteignungsgeſetzes iſt auf den 
vorliegenden Fall nicht nur deshalb unanwendbar, weil er 
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eine beſondere, nicht zu verallgemeinernde Vorſchrift enthält, 
ſondern weil von einer Wertherhöhung, welche das Grundſtück 
infolge einer neuen Anlage erhielte, hier begrifflich nicht 
die Rede ſein kann. Die polizeiliche Vorſchrift, nach 
welcher die Höhe des zu errichtenden Gebäudes in einem be⸗ 
ſtimmten Verhältniſſe zu der Entfernung von der gegenüber⸗ 
liegenden Straßenflucht ftehen muß, beſtand längſt vor und 
unabhängig von der Feſtſetzung der hier fraglichen Baulinie. 
Auch wenn man von der letzteren ganz abſieht, war der Grund⸗ 
ſtückseigenthümer in der Lage, deſto höher zu bauen, je weiter 
er hinter der Straßenflucht zurückblieb. Dieſe wertherhöhende 
Eigenſchaft wohnte dem Grundſtücke bereits vorher, infolge der 
erwähnten allgemeinen Bauvorſchrift, inne, und wurde nicht 
erſt durch die Fluchtlinienfeſtſetzung geſchaffen. Durch die 
letztere wurden die Eigenthümer nur veranlaßt, ſie auszunützen. 
Es handelt ſich nur um die Frage: welchen Werth hat das 
ganze Grundſtück bei voller Bebauung und welchen bei 
Freilaſſung der 253 qm, im einen wie im andern Fall unter 
der Vorausſetzung möglichſter Ausnützung. Nur die Geſammt⸗ 
differenz beider Werthsbeträge kann ſelbſtverſtändlich als wirklicher 
Schaden geltend gemacht werden. Von analoger Anwendung 
des § 10 Abſ. 2 Enteignungsgeſetzes könnte nur die Rede 
ſein, wenn die durch Verbreiterung der Straße entſtehenden 
Vortheile mit in Frage ſtünden; dieſe hat aber der B. R. 
ausdrücklich außer Anſatz gelaſſen. VII. C. S. i. S. 
Stadtgemeinde Berlin c. rn vom 13. Mai 1902, 
Nr. 84/1902 VII. 
Vormundſchaftsordnung vom 5. Juli 1875. 
52. 


Bezüglich des Einwands der Bekl., daß der Vormund 
des Kl. und deſſen Schweſter für dieſe rechts verbindlich 
dem Teſtamentsvollſtrecker gegenüber im Korreſpon⸗ 
denzwege anerkannt habe, daß beiden zuſammen nur 
7 zukomme, und daß das Vormundſchaftsgericht dieſe 
Erklärung des Vormundes genehmigt habe, führt das B. G. 
aus: Allerdings ſei nach § 42“ der Vormundſchaftsordnung 
vom 5. Juli 1875 zur Erbesauseinanderſetzung Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts erforderlich. Die Erbesauseinander⸗ 
ſetzung aber müſſe mindeſtens privatſchriftlich erfolgen. Im vor⸗ 
liegenden Falle habe aber eine formelle Erbesauseinanderſetzung 
gar nicht ſtattgefunden. Vielmehr habe der Teſtamentsvollſtrecker 
den einzelnen Miterben brieflich mitgetheilt, wieviel auf Jeden 
entfalle und ihnen ſodann den betreffenden Betrag geſandt. 
Könne hierin eine den Vorſchriften des § 43 der Vormund⸗ 
ſchaftsordnung genügende Erbesauseinanderſetzung nicht gefunden 
werden, ſo ſei dem Erforderniß einer vormundſchaftsgerichtlichen 
Genehmigung nach $ 42“ der Vormnndſchaftsordnung die 
Grundlage entzogen. Der über die Ertheilung der vormund⸗ 
ſchaftsgerichtlichen Genehmigung angetretene Beweis ſei daher 
nicht zu erheben geweſen. Dieſe Ausführung iſt rechtlich nicht 
zu beanſtanden. Das Vorhandenſein einer Erbtheilung iſt 
bedenkenfrei verneint. Denn begrifflich ſchließt die Erbtheilung 
ſolche Rechtshandlungen in ſich, welche die Aufhebung der Erben⸗ 
gemeinſchaft durch Theilung des Nachlaſſes herbeiführen. Eine 
ſolche iſt aber zu Recht nicht ſchon in der Anerkennung der 
Höhe der Erbquote gefunden. IV. C. S. i. S. Hufnagel und 
Gen. c. Boeck vom 26. Mai 1902, Nr. 139/1902 IV 
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Lotteriegeſetz vom 29. Juli 1885. 

53. 

Das Geſetz vom 29. Juli 1885 bedroht zwar das Spiel 
in auswärtigen, in Preußen nicht zugelaſſenen Lotterien mit 
Strafe, berührt aber nicht die Rechte des Spielers auf einen 
etwaigen Gewinn gegen den Unternehmer. Das Schuldver⸗ 
verhältniß zwiſchen den Beiden unterliegt naturgemäß dem Ge⸗ 
ſetze des betreffenden auswärtigen Staates, während das 
preußiſche Geſetz ſich eines Eingriffs in dieſes Schuldverhältniß 
völlig enthalten hat (vergl. Urtheil des R. G. vom 27. März 
1887 — Entſch. in Civilſachen Bd. 17 S. 299 —, Dernburg, 
Lehrbuch des Preußiſchen Privatrechts, Bd. II § 159 unter 3f, 
Förſter⸗Eccius, Preußiſches Privatrecht Bd. I § 20 a. E., 
Rehbein, Entſcheidungen des Preußiſchen Obertribunals Bd. III 
S. 89 und 93 in der Note). Folgerichtig läßt deshalb dieſes 
Geſetz auch die Frage über den Uebergang des Rechts auf den 
Gewinn unberührt und ſchließt daher nicht aus, daß auf 
Grund einer nach ihm ſtrafbaren Handlung das Recht auf den 
Gewinn auf einen Dritten übergeht (vergl. Urtheil des R. O. H. G. 
vom 4. Oktober 1874 — Entſch. Bd. 14 S. 220). Daraus 
ergiebt ſich dann aber auch, daß durch das Verbot des Spiels 
in auswärtigen Lotterien die Rechtswirkſamkeit des von den 
Parteien über das gemeinſame Spielen des fraglichen Looſes ein⸗ 
gegangenen Vertrags nicht ausgeſchloſſen wird inſoweit, als es 
ſich um den Erwerb des auf das Loos gefallenen Gewinns zu 
gemeinſchaftlichem Eigenthum der Mitſpieler handelt. In dieſem 
Sinne hat ſich auch das R. G., in Uebereinſtimmung mit dem 
Preußiſchen Obertribunal — vergl. noch Urtheil vom 19. No⸗ 
vember 1847 — Entſch. Bd. 15 S. 497 — mehrfach aus- 
geſprochen, fo in den Urtheilen vom 5. Januar 1882 — Ju- 
riſtiſche Wochenſchrift S. 79 — und 28. November 1898 — 
Juriſtiſche Wochenſchrift 1899 S. 59%, und die gleiche Anſicht 
findet ſich vertreten bei Rehbein a. a. O. Bd. I S. 173 in der 
Note, Dernburg a. a. O. und Förſter⸗Cccius a. a. O. Die 
entgegengeſetzte Entſcheidung des R. G. in dem Urtheile vom 
7. Dezember 1886 — Entſch. in Civilſachen Bd. 18 S. 242 
— betrifft einen gemeinrechtlichen Fall, während in dem vor- 
liegenden Falle, da der dem Klageanſpruche zu Grunde liegende 
Spielvertrag der Parteien bereits im Jahre 1899, alſo vor 
dem am 1. Januar 1900 erfolgten Inkrafttreten des B. G. B., 
im Gebiete des A. L. R. geſchloſſen und zu erfüllen war, letzteres, 
gemäß Art. 170 des E. G. zum B. G. B. zur Anwendung zu 
bringen iſt. Bei dem zwiſchen Mehreren über das gemeinſame 
Spielen eines beſtimmten Looſes einer Klaſſenlotterie geſchloſſenen 
Spielvertrage iſt jeder Geſellſchafter den andern Geſellſchaftern 
gegenüber, in Ermangelung abweichender Vereinbarungen, für 
alle Klaſſen der betreffenden Lotterie gebunden, ſoweit der Spiel ⸗ 
vertrag überhaupt rechtsgültig iſt, ſo daß von deſſen Ernenerung 
je durch Entrichtung des Beitrags für die einzelnen Klaſſen 
nicht die Rede ſein kann. Hiernach haben die Vordergerichte 
mit Recht angenommen, daß das Geſetz vom 29. Juli 1885 
dem Klageanſpruche nicht entgegenſteht. Das R. G. hat in dem 
Urtheile vom 11. Mai 1901 — Juriſtiſche Wochenſchrift 
S. 479 — ſich dahin ausgeſprochen, daß für alle bundes⸗ 


ſtaatlich genehmigten Lotterien auf Grund der Beſtimmung 
in 8 763 des B. G. B. die landesgeſetzlichen Verbote des 


Spielens in auswärtigen Lotterien ihre privatrechtliche 
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Wirkung verloren haben (vergl. auch Planck, Bürgerliches Ge⸗ 
ſetzbuch zu $ 763 Anm. 2b a. E.). Durch die bloße Unter- 
laſſung der Zahlung von Beiträgen hat die Kl. ihr Recht nicht 
verloren; zu deſſen Aufgabe würde eine ausdrückliche Erklärung 
erforderlich geweſen ſein. — Dieſe Ausführungen entſprechen 
dem Weſen des Lotterievertrags und der durch das gemein⸗ 
ſchaftliche Spielen eines Klaſſenlotterielooſes zwiſchen den Theil⸗ 
nehmern nach den SS 169 - 173 des A. L. R. Thl. I Tit. 17 
entſtehenden Gemeinſchaft, ſowie den Beſtimmungen in § 381 
Tit. 16 und § 259 Tit. 13 IH. I des A. L. R. Das 
Preußiſche Obertribunal hat ſich im gleichen Sinne mehrfach 
ausgeſprochen — vergl. Urtheil vom 1. Oktober 1836 — Entſch. 
Bd. 2 S. 134 —, vom 10. Juli 1851, vom 29. April 1856 
und 26. April 1860 — Striethorſt, Archiv Bd. 2 S. 246, 
Bd. 21 S. 151 und Bd. 37 S. 203, und ebenſo das R. G. 
in den Urtheilen vom 5. März 1883 — Gruchot's Beiträge 
Bd. 28 S. 948 —, vom 31. März 1884 und 4. April 1892 
— Bolze, Praxis, Bd. 2 Nr. 103 und Bd. 14 Nr. 455 — 
und vom 5. November 1890 — Juriſtiſche Wochenſchrift 1891 
S. 32°, vergl. auch Rehbein a. a. O. Bd. III S. 235/6 in 
der Note —. Der Auffaffung der Vordergerichte über die Ver⸗ 
theilung der Beweislaſt bei bedingten Rechtsgeſchäften dahin, 
daß fie bezüglich der auflöfenden Bedingung, den dieſe Geltend- 
machenden, bezüglich der aufſchiebenden den trifft, der das un⸗ 
bedingte Rechtsgeſchäft geltend macht, entſpricht der Rechtſprechung 
des R. G. (vergl. Urtheile vom 24. März 1886, 13. Mai 1889, 
16. Juni 1891 und 1. November 1898 — Entſch. in Civil⸗ 
ſachen Bd. 18 S. 158, Bd. 24 S. 171, Bd. 28 S. 145 
und Juriſtiſche Wochenſchrift 1898 S. 6399 —; ebenſo Dern- 
burg, Lehrbuch des Preußiſchen Privatrechts Bd. I § 86 
Anm. 3, Rehbein, Bürgerliches Geſetzbuch Bd. I zu 88 158 
bis 163 unter IV). IV. C. S. i. S. Buchheiſter c. Berg⸗ 
mann vom 28. April 1902, Nr. 433/1901 IV. 
„ vom 31. Juli 1895. 


ei Stempelfteuergefeß vom 31. Juli 1895 enthält hin⸗ 
ſichtlich der Verjährung eigene Vorſchriften über die zeitlichen 
Grenzen ſeiner Anwendung nicht, ſpeziell iſt auch in § 34 
deſſelben nicht ausgeſprochen, daß auf die Verjährung einer vor 
dem 1. April 1896 eingetretenen Stempelpflicht unbedingt die 
bisherigen geſetzlichen Beſtimmungen Anwendung finden ſollen, 
das Geſetz beläßt es in dieſer Beziehung vielmehr lediglich bei 
den Grundſätzen des ſonſt geltenden allgemeinen Rechts. Dieſe 
gehen dahin, daß die kürzere Verjährung des neuen Rechts An⸗ 
wendung leidet, ſo zwar, daß ihr Lauf erſt mit der Geltung 
des neuen Geſetzes beginnt, daß aber, wenn die ältere, längere, 
vor dem Geſetze bereits begonnene Verjährung eher ablaufen 
würde, dieſes dem Verpflichteten günſtigere Ergebniß, obwohl 
der theilweiſe Ablauf der Friſt des älteren Rechts kein wohl⸗ 
erworbenes Recht, ſondern nur eine rechtliche Ausſicht begründete, 
ungeachtet des Eintritts des neuen Geſetzes dem Schuldner 
erhalten bleiben ſoll. VII. C. S. i. S. Rohr c. Preuß. 
Steuerfiskus vom 22. April 1902, Nr. 55/1902 VII. 

55. 

In der Begründung zu $ 3 des Entwurfs (Anlagen zu 
den Stenographiſchen Berichten über die Verhandlungen des Ab⸗ 
geordnetenhauſes III. Seſſion der 11. Legislaturperiode 1872/73, 
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Bd. 1 Nr. 12 S. 45/59) iſt ausdrücklich hervorgehoben, die 
vorgeſchlagene Faſſung ſolle die durch die bisherige Faſſung des 
Stempeltarifs hervorgerufenen Zweifel erledigen, das Geſetz 
konne keinen Unterſchied in Betreff der Steuerpflichtigkeit der 
Schenkung zulaſſen, je nachdem die letztere im ſtrengſten Sinne 
durch ſchriftliche Willenserklärung erfolgt, d. h. der Akt der 
Schenkung in der betreffenden Urkunde als gegenwärtiger 
behandelt und vollzogen oder aber als ein bereits mündlich 
erklärter und vollzogener ſchriftlich beurkundet, beſtätigt oder 
anerkannt wird. Eine derartige Unterſcheidung würde zur Folge 
haben, daß der Schenkungsſtempel nur noch ausnahmsweiſe und 
von Geſchäftsunkundigen entrichtet werden würde. Vergl. Entſch. 
bei voriger Nummer. 

56. 

Eine mit der Natur der Schenkung unvereinbare Unbeſtimmt⸗ 
heit des Schenkungswillens liegt nicht vor, die Bezeichnung der 
Empfänger war nicht dem Beauftragten ſchlechthin überlaſſen, 
ſondern er hatte nur die Auswahl innerhalb eines örtlich und 
nach Art der zu beſchenkenden Inſtitute u. ſ. w. beſtimmten 
Kreiſes. Vergl. Entſch. bei vorvoriger Nummer. 

57. Tarifſtelle 25 e. 

Das R. G. glaubt bei der von dem Fiskus erbetenen 
erneuten Prüfung der Rechtsfrage die in dem Reviſionsurtheil 
vom 30. März 1900 ausgeſprochene Billigung der Auffaſſung 
des B. R., welche dahin geht, daß bezüglich der von der 
Aktiengeſellſchaft übernommenen Vorräthe nicht ein Einbringen 
im Sinne der Tarifſtelle 25e, ſondern ein nach Tarifſtelle 32 
zu verſteuerndes Kaufgeſchäft vorliege, nicht aufrecht erhalten zu 
können. Wie in anderen Fällen bereits vom R. G. anerkannt 
iſt, bildet die Beſtimmung im § 565 Abſ. 2 der C. P. O. ein 
Hinderniß für eine andere Entſcheidung der gegenwärtigen 
Inſtanz nicht. Jene Meinung wird ausführlich begründet. 
VII. C. S. i. S. Preuß. Fiskus c. Chriſtoph und Gen. vom 
29. April 1902, Nr. 70/1902 VII. 

58. Tarifſtelle 48 b. Mieth- oder Frachtvertrag. 

Zwiſchen den Parteien iſt ſtreitig, ob die Time- charter 
als Mieth⸗ oder als Seefrachtvertrag (88 556, 622 H. G. B.) 
aufzufaſſen ſei. Der B. R. hat ausgeführt, aus der Ausdrucks- 
weiſe des Vertrages ſei nicht zu entnehmen, welche von beiden 
Vertragsarten die Kontrahenten gewollt hätten. Während die 
Ueberſchrift „Zeit⸗Charter“ und die Bezeichnung der Vertrag⸗ 
ſchließenden als „Rheder“ und „Befrachter“ auf einen Fracht⸗ 
vertrag hindeuteten, werde auf der anderen Seite davon ge- 
ſprochen, daß das Schiff „vermiethet“ und „gemiethet“ werde. 
Die Vergütung für die Hergabe des Schiffes ferner werde bald 
als Miethe, bald als Fracht bezeichnet. Er zieht nun in Er⸗ 
wägung, daß bei der Miethe das Schiff ſelbſt den Gegenſtand 
des Vertrages bilde und dem Miether zu eigenem, unmittelbaren 
Gebrauch überlaſſen werde, der Frachtvertrag dagegen die mit 
Hülfe des Schiffes zu bewirkende Hervorbringung eines Arbeits⸗ 
ergebniſſes, nämlich den Transport von Gütern oder Perſonen 
zum Inhalt habe, und daß dem Miether die unmittelbare Herr⸗ 
ſchaft über das Schiff eingeräumt werde, während daſſelbe bei 
dem Frachtvertrage in der Herrſchaft des Rheders bleibe. Hier⸗ 
nach ſei für die Beurtheilung des Charakters des in Rede 
ſtehenden Vertrages das entſcheidende Gewicht auf die Frage zu 
legen, als weſſen Angeſtellter nach dem Vertrage der Kapitän 
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erſcheine, da, wenn der Rheder oder der Miether nicht ſelbſt der 
Führer des Schiffes ſei, ſondern die Führung einem Anderen, — 
Kapitän, Schiffer, — anvertraue, dieſer die unmittelbare Herr- 
ſchaft über das Schiff und zwar für denjenigen ausübe, in 
deſſen Dienſten er ſtehe. Nach dem Vertrage vom 3. Marz 
1900 ſeien Kapitän und Mannſchaft nach wie vor im Dienſte 
des Rheders geblieben. Letzterem allein habe die Befugniß zu⸗ 
geſtanden, bei Beſchwerden über den Kapitän eine Entſcheidung 
abzugeben und eine Aenderung zu treffen, alſo nöthigenfalls ihn 
zu entlaſſen. Nur in beſtimmten Beziehungen ſeien die Charterer 
befugt geweſen, dem Kapitän Anweiſungen zu geben, im Uebrigen 
ſei dieſer dem Befehls des Rheders unterworfen geblieben. Der 
Kapitän ſei der Vertreter des Rheders, nicht der Charterer. Die von 
ihm innerhalb ſeiner geſetzlichen Vertretungsmacht vorgenommenen 
Rechtsgeſchäfte verpflichteten grundſätzlich den Rheder. Von dieſer 
Auffaſſung gehe auch der Vertrag vom 3. März 1900 im Abſ. 12 
Satz 2 aus, wonach die Charterer ſich zur Schadloshaltung des 
Rheders wegen dieſer Verbindlichkeiten verpflichtet hätten. Der 
Kapitän ſei insbeſondere auch der Vertreter des Rheders im 
Befſitz, für dieſen übe er die unmittelbare Herrſchaft über das 
Schiff aus, für ihn führe er die einzelnen vom Charterer zu 
beſtimmenden Transporte aus. Von einem Eintritt der 
Charterer in den zwiſchen Rheder und Kapitän geſchloſſenen 
Dienſtvertrag ſei im vorliegenden Falle keine Rede. Die Time- 
charter vom 3. März 1900 ſei ſomit kein Miethvertrag, ſtelle 
ſich vielmehr als Seefrachtvertrag über das Schiff im Ganzen 
gegen Zeitfracht dar und ſei daher nicht nach Maßgabe der 
Tarifſtelle 48b des Pr. Stempelſteuergeſetzes vom 31. Juli 
1895 zu verſteuern. Das R. G. iſt dieſer Auffaſſung beige⸗ 
treten. VII. C. S. i. S. Preuß. Staatsfiskus c. Flensburg⸗ 
Stettiner Dampfſchiffahrtsgeſellſchaft vom 25. April 1902, 
Nr. 60/1902 VII. 

V. Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 

59. Art. 312, 313 c. c. 

Bei Anwendung der in Betracht kommenden Vorſchrift des 
Art. 312 Abſ. 2 Code civil hat der B. R. angenommen, daß 
die dort geforderte phyſiſche Unmöglichkeit — impossibilité 
physique —, der Ehegattin ehelich beizuwohnen, nach Lage der 
Sache hier nicht in Betracht kommen könne, und damit die in 
der franzöſiſchen Literatur und in der Rechtſprechung einzelner 
Appellhöfe früher mehrfach vertretene Anſicht, daß der „im- 
possibilité physique“ einer insbeſondere während der Dauer 
eines Eheſcheidungsverfahrens in der Regel anzunehmenden 
„impossibilité morale“ gleichſtehe, mit Recht zurückgewieſen. 
Wenn der franzöſiſche Geſetzgeber aus Anlaß dieſer Streitfrage 
durch die Geſetze vom 6. Dezember 1850 und 18. April 1886 
die ſich aus der Vorſchrift des Art. 312 Abſ. 2 a. a. O. er- 
gebenden Härten in der Weiſe gemildert hat, daß er in einem 
zweiten Abſatze zu Art. 313 — jene „impossibilite morale“ 
für die Dauer eines Eheſcheidungsverfahrens als zureichenden 
Grund für die Verleugnung eines Kindes zuließ, ſo kann da, 
wo die Vorſchriften der Art. 312 und 313 unverändert fort⸗ 
gelten, dieſer Umſtand nicht zur Rechtfertigung einer anderen 
Auslegung jener klaren und unzweideutigen Geſetzesbeſtimmungen 
verwerthet werden. Nach Art. 313 Code civil kann der Ehe⸗ 
mann das Kind ferner verleugnen, wenn ihm die Geburt des 
Kindes verheimlicht iſt und er den Ehebruch der Ehefrau und 
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Thatſachen beweiſen kann, aus welchen ſich ſchließen läßt, daß 
nicht er, ſondern ein Anderer der Vater des Kindes ſei. Die 
Reviſion hat gerügt, der B. R. habe Art. 313 unrichtig an⸗ 
gewendet, indem nach ſeiner Annahme das Erforderniß des Ver⸗ 
heimlichens der Geburt nicht ſchon damit als erfüllt gelten 
könne, wenn die Mutter die ihr obliegende Anzeige von der 
Geburt des Kindes an deſſen Vater unterlaſſen habe. Indem 
das Geſetz ein Verheimlichen der Geburt — que la naissance 
soit cachée —, nicht ein bloßes Unterlaſſen der Anzeige 
von der Geburt erfordert, iſt zureichend zum Ausdruck gebracht, 
daß jenes Unterlaſſen der Anzeige nicht unter allen Umſtänden 
die Annahme eines Verheimlichens der Geburt rechtfertige, und 
daß daſſelbe nur ein thatſächliches Moment für die Prüfung der 
Frage abgeben könne, ob ein Verheimlichen der Geburt vorliege. 
Die von der Reviſion bezogene Entſcheidung des Appellhofes zu 
Montpellier — Sirey 59 II 524 — ſteht gleichfalls auf dieſem 
Standpunkt und führt lediglich aus, daß das Unterlaſſen einer 
ſolchen Anzeige im Einzelfalle die Annahme einer Verheimlichung 
der Geburt rechtfertigen könne. Nach dieſer Richtung hat der 
B. R. das Unterlaſſen jener Anzeige geprüft; er iſt jedoch in 
prozeſſualiſch einwandfreier und im Uebrigen der Nachprüfung 
des Revifionsgerichts entzogener Thatſachenwürdigung zu dem 
Ergebniſſe gelangt, daß darin nach den Umſtänden des gegebenen 
Falles ein Verheimlichen der Geburt nicht gefunden werden 
könne. II. C. S. i. S. Jacquemot c. Jacquemot vom 13. Mai 
1902, Nr. 87/1902 II. 

60. Art. 1382 — 1384 c. c. 

Von der Stadt K. wird gerügt, daß das B. G. mit 
Unrecht ſie als verpflichtet angeſehen habe, die ſtädtiſchen Straßen 


über 7 Uhr Morgens hinaus, alſo in einer Zeit zu beleuchten, 


in welcher in der Regel ein Bedürfniß hierzu nicht vorliege. 
Dieſe Beſchwerde erſcheint als unbegründet. Das angefochtene 
Urtheil hat nämlich in dieſer Hinficht erwogen, daß dieſe Bekl. 
im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit zur Beleuchtung der 
öffentlichen Verkehrsſtraßen und auch als Eigenthümerin der⸗ 
ſelben dazu verpflichtet ſei, ſie in einem ſolchen Zuſtande zu er⸗ 
halten, daß Leben und Geſundheit der Bürger dadurch nicht ge⸗ 
fährdet würden, daß die Bekl. aber dieſen Verpflichtungen nicht 
nachgekommen ſei, indem ſie zu einer Zeit, da es noch voll⸗ 
ſtändig dunkel geweſen ſei, das Auslöſchen ſämmtlicher Straßen⸗ 
laternen veranlaßt oder doch geduldet habe. In dieſen Er⸗ 
wägungen, welche, ſoweit ſie thatſächlicher Natur ſind, von dem 
Reviſionsgerichte nicht nachzuprüfen find, iſt im Uebrigen ein 
Rechtsirrthum nicht zu finden. Zu welcher Zeit und in welchem 
Uufange nämlich die von der Reviſion ausdrücklich anerkannte 
Pflicht der Stadt zur Beleuchtung ihrer Straßen zu erfüllen iſt, 
ergiebt ſich, wenigſtens ſoweit die hier allein in Betracht 
kommende civilrechtliche Verantwortlichkeit derſelben für einen 
aus dem Mangel einer ſolchen Beleuchtung entſtandenen Unfall 
in Frage ſteht, aus dem Zwecke der Beleuchtung, wodurch haupt⸗ 
ſächlich der Verkehr auf den Straßen auch während der Dunkel⸗ 
heit geſichert und Unfälle, die ſich in Folge der letzteren auf den⸗ 
ſelben ereignen könnten, verhütet werden ſollen. Es erſcheint 
daher nicht als rechtsirrthümlich, daß das B. G. ein für den 
ſtreitigen Unfall kauſales Verſchulden der Stadt in dem durch 
fie veranlaßten oder doch geduldeten vorzeitigen Auslöſchen 
ſämmtlicher Straßenlaternen während andauernder, auf keine 
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außergewöhnlichen Umſtände zurückzuführender vollſtändiger 
Dunkelheit gefunden hat. Seitens der Rkl. wird weiter gerügt, 
daß das B. G. ihre Behauptung, daß der Kutſcher W. allein 
den fraglichen Unfall verurſacht habe, und ihre hierauf bezüg⸗ 
lichen einzelnen Aufſtellungen und Beweiserbieten nicht genügend 
gewürdigt habe. In dieſer Hinſicht hat das B. G. haupt⸗ 
ſächlich erwogen, daß die Bekl. nur der Nachweis befreien könne, 
daß der Unfall ausſchließlich durch das Verſchulden des W. 
verurſacht worden ſei, daß ein ſolcher Beweis aber nicht erboten 
ſei. Dieſe Erwägungen find aber, wie der Zuſammenhang der 
Urtheilsbegründung ergiebt, dahin zu verſtehen, daß das näher 
dargelegte Verſchulden des S. und der Stadt K., auf welches 
die mangelnde Beleuchtung des Sandhaufens und des Schieb⸗ 
karrens zurückzuführen ſei, unter allen Umſtänden und ſelbſt 
dann, wenn im Uebrigen auch dem W. bezüglich des Unfalles 
ein denſelben mitverurſachendes Verſchulden zur Laſt falle, als 
Urſache des dem Kl. entſtandenen Schadens zu betrachten ſei 
und die Verantwortlichkeit derſelben begründe. Dieſe Auffaſſung 
erſcheint nicht als rechtsirrthümlich; denn wenn ein Schaden 
ſich als natürliche Folge des Verſchuldens einer Perſon darſtellt, 
ſo wird der hiernach gegebene und nach Art. 1382 ff. die Haft⸗ 
barkeit der letzteren begründende urſächliche Zuſammenhang 
zwiſchen dieſem Verſchulden und dem eingetretenen Schaden nicht 
dadurch aufgehoben, daß durch das Verſchulden eines Anderen 
eine weitere Bedingung für den Eintritt des ſchädigenden 
Erfolgs geſchaffen wird, ſondern es wird dadurch nur unter 
Umſtänden eine konkurrirende, ſelbſtändige Haftbarkeit dieſes 
Anderen für den Schaden begründet, wodurch aber die Ver⸗ 
antwortlichkeit der übrigen Schuldigen in keiner Weiſe berührt 
wird (vergl. das Urtheil des erkennenden Senats vom 4. Juni 
1889, Entſch. Bd. 23 S. 329 ff.) II. C. S. i. S. Sels 
und Genoſſen c. Herf vom 9. Mai 1902, Nr. 51/1902 II. 
8. 8. 


Litteratur und Zeitſchriften. 
I. Litteratur -Beſprechungen. 


Das ſtädtiſche Amtsrecht in Preußen von Dr. Hugo 
Preuß. Berlin. Georg Reimer. 1902. Preis broch. 
10 M., geb. 11 M. 

Auf vorliegendes Werk machen wir beſonders die gewiß 
zahlreichen Kollegen aufmerkſam, welche als Buͤrgervorſteher, 
Syndiken oder wie ſonſt immer an der Verwaltung ihrer 
Heimathſtadt thätigen Antheil nehmen. Das Werk iſt gewiſſer⸗ 
maßen ein längſt dringlich erwünſchtes Novum auf dem Gebiete 
des öffentlichen Rechts, es füllt eine Lücke in der Litteratur aus. 
Abgeſehen von einigen Kommentaren zur Städteordnung und 
Leidigs preußiſchem Stadtrecht, das jedoch den Anforderungen 
wiſſenſchaftlicher Syſtematik wenig genügt, hatte das Städterecht 
bislang nur ein beſcheidenes Plätzchen in den ſpyſtematiſchen 
Darſtellungen des Staats- und Verwaltungsrechts, gelegentlich 
auch in monographiſchen Unterſuchungen aus dieſen Rechts⸗ 
gebieten. Der Geiſt, in dem dieſes, einen wiſſenſchaftlichen und 
praktiſchen Bedürfniſſe abhelfende Werk verfaßt iſt, muthet uns 
nicht minder an, wie die klare und friſche Darſtellungsform. 
„Das Weſen der wiſſenſchaftlichen Theorie beſteht nicht in der 
Produktion leerer Abſtraktionen, ſondern im richtigen Sehen 
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deſſen, was wirklich iſt; deshalb müſſen eine wahre Theorie und 
eine geſunde Praxis ſchließlich miteinander übereinſtimmen und 
ſich gegenſeitig ftügen, — in dieſem Sinne iſt denn auch 
namentlich die höchſte Judikatur ausgiebig berüdfichtigt worden; 
freilich auch dies wiederum nicht in der Weiſe einer erſchöpfenden 
Einregiſtrirung und Aufzählung jedes für irgend eine der erörterten 
Fragen in Betracht kommenden Erkenntniſſes, ſondern durch 
Hervorhebung der prinzipiell bedeutſamen Urtheile, und zwar je 
nachdem als unterſtützende Argumente für das Reſultat der 
ſyſtematiſchen Konſtruktion oder als Objekte der wiſſenſchaftlichen 
Kritik.“ 


II. Zeitſchriſten - Rundſchau. 

1. Zeitſchrift für die geſammte Verſicherungs- 
Wiſſenſchaft. Herausgegeben vom Deutſchen Verein für 
Verſicherungs⸗Wiſſenſchaft. Schriftleitung: Rechtsanwalt 
A. Rüdiger. Berlin, Mittler u. Sohn. 

Dieſe Zeitſchrift will das Verſicherungsweſen nach ſeiner 
rechtswiſſenſchaftlichen wie auch nach ſeiner volkswirthſchaftlichen 
und ſozialpolitiſchen Seite erfaſſen und ſucht alle Zweige der 
Verſicherungs⸗Wiſſenſchaft in ein ſolches Verhältniß zu einander 
zu bringen, daß ſie nicht bloß ſich ergänzen, ſondern auch 
gegenſeitig ſich durchdringen und befruchten. Preis per Band 
(= 4 Hefte = 24 bis 28 Druckbogen) 9 Mark. Inhalt des 
3. Heftes Bd. II (1902): Heyl: Zur Frage der Beſteuerung 
der Lebensverſicherungs⸗Aktiengeſellſchaften. Altmann: Zur 
Geſchichte der Preußiſchen Neuen Aſſekuranzkompagnie von 1792. 
Rüdiger: Zur Geſetzgebung über den Verſicherungsvertrag. 
Bücherſchau. 


2. Zeitſchrift für Arbeiterverſicherung. Herausgegeben 
von G. Kälber, Regierungsrath im Königl. Württemberg. 
Miniſterium des Innern. (Jeden Monat erſcheint eine 
Nummer. Abonnementspreis für den Jahrgang 5 Marf.) 

Die Zeitſchrift bringt ſtets die neueſten Entſcheidungen der 

Oberverwaltungsgerichte und des Reichsverſicherungsamts zur 

Krankenverſicherung, Unfallverſicherung und Invalidenverſicherung, 

außerdem kleine Mittheilungen, Litterariſches und Beantwortung 

von Anfragen. L. K. 


Briefkaſten. 
Verantwortlich: Magendantz, Rechtsanwalt am Landgericht I, 
Berlin, Kochſtraße 56. 

Herrn R.⸗A. H. in R. 

Befreit die Bewilligung des Armenrechts für die erſte 
Inſtanz einſchließlich der Zwangsvollſtreckung auch von 
der Vorauszahlung der Verpflegungskoſten, wenn der 
Schuldner zur Erzwingung der Leiſtung des Offen⸗ 
barungseides verhaftet werden ſoll? 

In einem Civilprozeß war zu Gunſten des im Armenrecht 
klagenden Klägers Urtheil ergangen. Die Zwangsvollſtreckung 
fiel fruchtlos aus. In dem Termin zur Ableiſtung des Offen⸗ 
barungseides erſchien der Schuldner nicht und es erging in Folge 
deſſen gegen ihn Haftbefehl. Der Vertreter des Gläubigers er- 
ſuchte nunmehr die Gefängnißverwaltung unter Hinweis auf 
die erfolgte Bewilligung des Armenrechts, den Schuldner, falls 
er ihr zugeführt würde, in das Gefängniß aufzunehmen. Die 
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Gefängnißverwaltung weigerte ſich deſſen unter Bezugnahme auf 
8 911 C. P. O. Die hiergegen eingelegte Beſchwerde wurde 
ſeitens des zuſtändigen Herrn Erſten Staatsanwalts mit folgender 
Begründung zurüͤckgewieſen: 

„Nach § 911 C. P. O. erſcheint die monatliche Vor⸗ 
auszahlung der Verpflegungskoſten unbedingt als Vor⸗ 
ausſetzung für die Aufnahme des Schuldners in das 
Gefängniß; das Vorhandenſein einer Ausnahme von 
dieſer Regel wird weder ausdrücklich erwähnt, noch ent⸗ 
ſpricht es vor allem der präziſen Faſſung des § 911 
C. P. O. Dementſprechend verlangt auch der 8 87 der 
Gefängnißordnung unbedingt die Zahlung des Ver⸗ 
pflegungsvorſchuſſes ſeitens des Gläubigers, ohne eine 
Ausnahme von dieſer Beſtimmung für den Fall der Be⸗ 
willigung des Armenrechtes zu erwähnen. 

Für die diesſeitige Auffafſung ſpricht jedoch auch der 
§ 115 C. P. O., auf den ſich die gegentheilige Anficht 
ſtützt. Denn dieſe Beſtimmung, welche ſämmtliche 
Befugniſſe der Partei im Falle der Bewilligung des 
Armenrechtes im einzelnen ſpezifizirt, gewährt der⸗ 
ſelben zu Nr. 3 das Recht, daß ihr zur vorläufig un⸗ 
entgeltlichen Bewirkung von Zuſtellungen und von Voll. 
ſtreckungs handlungen ein Gerichtsvollzieher beigeordnet 
werde. Die Entbindung von der Zahlung der Ver⸗ 
pflegungskoſten wird nicht nur nicht ausdrücklich angeordnet, 
fie widerſpricht ſogar geradezu der Faſſung des & 115, 
wonach der Partei zur Vornahme von Vollſtreckungs⸗ 
handlungen unentgeltlich nur der Gerichtsvollzieher (bezw- 
Rechtsanwalt) beigeorbnet wird; die Partei jedoch nicht, 
analog der im § 115 angeordneten Befreiung von der 
Berichtigung der „Gerichtskoſten“, von den durch die 
Vollſtreckung entſtandenen Koſten ſchlechthin entbunden 
wird. 

Daß endlich Verpflegungskoſten nicht unter die im 
§ 115 C. P. O. genannten „Gerichtskoſten“ fallen, be- 
darf kaum der Erwähnung.“ 

Die Beſchwerde an den Herrn Oberſtaatsanwalt hatte 
ebenfalls keinen Erfolg. In dem ablehnenden Beſcheide wird 
ausgeführt: 

»Die in § 911 der Civilprozeßordnung gedachten 
Verpflegungskoſten gehören nicht zu den Auslagen im 
Sinne des § 115 der Civilprozeßordnung, von deren 
Zahlung die zum Armenrecht verſtattete Partei befreit iſt. 

Denn es handelt fich lediglich im § 911 der Civil⸗ 
prozeßordnung um außergewöhnliche Koſten, deren Auf⸗ 
wendung ſelbſt der Wohlhabende in den meiſten Fällen 
ſcheut und die der Staat vorzuſchießen nicht verpflichtet 
erſcheint.“ 

Auch der Herr Juſtizminiſter billigte die Entſcheidung der 
Vorinſtanzen und bemerkte: 

„Die Vergünſtigungen, welche einer Partei durch die 
Bewilligung des Armenrechts geſetzlich gewährleiſtet ſind, 
ſind in § 115 der Civilprozeßordnung aufgeführt; u. A. 
erlangt die Partei nach § 115 Nr. 1 die einſtweilige 
Befreiung von der Berichtigung der rückſtändigen und 
künftig erwachſenden Gerichtskoſten einſchließlich der 
baaren Auslagen. Da unter den erwachſenden Auslagen 
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ſolche nicht verſtanden werden können, welche nach den 
Vorſchriften der Geſetze dem Gerichte nicht erwachſen 
ſollen und dürfen, und da zu den letzteren die durch die 
Haft ($ 911 der Civilprozeßordnung) entſtehenden Koften 
gehören, welche von der Staatskaſſe niemals verauslagt, 
vielmehr vom Gläubiger vorausgezahlt werden ſollen, fo 
bin ich nicht in der Lage, die koſtenfreie Aufnahme des 
Schuldners für den in § 913 a. a. O. beſtimmten 
Zeitraum in das Gerichtsgefängniß anzuordnen.“ 

Dieſe Entſcheidung giebt zu recht erheblichen Bedenken An⸗ 
laß. Die Folgerung des Herrn Erſten Staatsanwalts, daß 
eine Ausnahme von der Beſtimmung des § 911 nicht beſtehe, 
weil eine ſolche weder ausdrücklich erwähnt ſei, noch der präziſen 
Faſſung des Geſetzes entſpreche, erſcheint deshalb nicht ſchlüſſig, 
weil auch der § 81 des Gerichtskoſtengeſetzes eine Ausnahme 
von der Vorſchußpflicht nicht erwähnt und ebenſo präzis gefaßt 
iſt wie § 911 C. P. O. Auch die Berufung auf $ 1153 
erſcheint nicht zutreffend. Der § 115 zählt unter drei Nummern 
die Rechte auf, welche die Bewilligung des Armenrechts der 
armen Partei giebt. Dabei find in Nr. 1 die Rechte gegenüber 
dem Gericht, in Nr. 2 die Rechte gegenüber der Gegenpartei 
und in Nr. 3 die Rechte gegenüber den der Partei zugeordneten 
Organen der Rechtspflege erwähnt. Aus den Beſtimmungen 
der Nr. 3 wird man deshalb für den Umfang der Rechte 
der armen Partei gegenüber dem Gericht nichts herleiten konnen. 
Von den durch die Vollſtreckung entſtandenen Gerichtskoſten 
konnte nach der Faſſung des Geſetzes in der Nr. 3 des § 115 
keine Rede ſein. Wenn der Standpunkt des Herrn Erſten 
Staatsanwalts richtig wäre, würde die Bewilligung des Armen⸗ 
rechts auch nicht die Befreiung von den gerichtlichen Koſten der 
Abnahme des Offenbarungseides, der Pfändung einer Forde⸗ 
rung und dergleichen Vollſtreckungshandlungen bewirken. Dem 
widerſpricht aber der 8 119 Abſ. 1 C. P. O. 

Der Herr Oberſtaatsanwalt rechnet die Verpflegungskoſten 
nicht zu den Auslagen im Sinne des $ 115 C. P. O., von 
deren Zahlung die zum Armenrecht verſtattete Partei befreit iſt, 
da es ſich hierbei um außergewöhnliche Koſten handele, deren 
Aufwendung ſelbſt der Wohlhabende in den meiſten Fällen ſcheue. 

Die gleiche Ausführung findet ſich bei Wilmowsky⸗Levy 
Anm. zu § 792 C. P. O. alter Faſſung. 

Demgegenüber iſt zu bemerken, daß weder die Civilprozeß⸗ 
ordnung noch das Gerichtskoſtengeſetz einen Unterſchied zwiſchen 
gewöhnlichen und außergewöhnlichen Koſten kennt. Wenn man 
aber dieſen Unterſchied ſchon machen will, ſo wird man doch 
diejenigen Koſten, welche mit der Anwendung eines Rechts- 
behelfes regelmäßig verbunden find, nicht als außergewöhnliche, 
ſondern als gewöhnliche anſehen müſſen. Der Wohlhabende 
ſcheut ſie wohl nur dann, wenn er ſich von der Ausführung der 
Verhaftung die Befriedigung ſeiner Forderung nicht verſpricht. 

Wenn ſchließlich in dem Beſcheide des Herrn Juſtizminiſters 
darauf hingewieſen wird, daß nach § 115 Nr. 1 die Partei die 
einftweilige Befreiung von den rückſtändigen und künftig er- 
wachſenden Gerichtskoſten einſchließlich der baaren Auslagen er- 
lange, und daß hierunter die durch die Haft entſtehenden Koſten 
nicht verſtanden werden könnten, weil ſie nach den Vorſchriften 
der Geſetze dem Gerichte nicht erwachſen ſollen und dürfen, ſo 
iſt hierbei unſerer Anficht nach in das Wort „erwachſende Ge⸗ 
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richtskoſten“ eine Bedeutung gelegt, die es nach der Abſicht des 
Geſetzgebers nicht haben ſollte. Abgeſehen davon, daß das 
Wort ſprachlich nur auf Gerichtskoſten zu beziehen iſt, und daß 
es ſchon deshalb gewagt erſcheint, daraus Folgerungen für den 
Umfang der Befreiung von den baaren Auslagen zu ziehen, ſo 
find die Worte „rückſtändige und künftig erwachſende“ ſicher nicht 
gewählt, um die Befreiung der armen Partei zu mindern, 
ſondern um klarzuſtellen, daß die Befreiung im denkbar 
weiteſten Umfang eintreten ſolle. 

Nach § 115 Nr. 1 C. P. O. erlangt die Partei durch die 
Bewilligung des Armenrechts die einſtweilige Befreiung von der 
Berichtigung der rückſtändigen und künftig erwachſenden Gerichts⸗ 
koſten einſchließlich der Gebühren der Beamten, der den Zeugen 
und den Sachverſtändigen zu gewährenden Vergütung und der 
ſonſtigen baaren Auslagen, ſowie der Stempelſteuer. Die arme 
Partei iſt alſo von der Berichtigung aller baaren Auslagen einſt⸗ 
weilen befreit. Was baare Auslagen find, ergiebt § 79 des 
Gerichtskoſtengeſetzes. Hier find unter Nr. 8 die Haftkoſten 
als baare Auslagen aufgeführt. Es iſt deshalb aus dem Geſetz 
kein Grund zu entnehmen, die Befreiung von der Vorauszahlung 
der Verpflegungskoſten der armen Partei zu verſagen. 

Es ſind denn auch alle Erklärer der Civilprozeßordnung 
(vergl. Seuffert, Struckmann⸗Koch, Gaupp, Reinicke, Peterſen 
u § 792 C. P. O. alter Faſſung) mit einziger Ausnahme von 
Wilmowsky-Levy darüber einig, daß der armen Partei dieſe Be⸗ 
freiung zu gewähren iſt. Die bayeriſche Juſtizverwaltung theilt 
ebenfalls den hier vertretenen Standpunkt. Sie hat in die 
amtlichen Formulare für Haftbefehle in Offenbarungseidsſachen 
den Vermerk aufgenommen, daß, ſofern dem Gläubiger⸗ 
theil nicht das Armenrecht bewilligt wurde, die Auf⸗ 
nahme in das Gefängniß 1 ſei, wenn nicht gleichzeitig 
die Quittung über die Vorauszahlung der Haftkoſten übergeben 
werde. 


Perſonal⸗ Veränderungen. 
Inlaff 

Rechtsanwalt Dr. Ernſt Herrmanns beim F 
Bochum; — Gerichtsaſſeſſor Dr. Benjamin Baer beim Amts- 
ericht und Landgericht Düſſeldorf; — Rechtsanwalt Norbert 
Peters beim Amtsgericht Kolberg; — Rechtsanwalt Dr. Julius 
Löwenſtein beim Amtsgericht und Landgericht Aachen; — 
Kriegsgerichtsrath a. D. Dammann beim Amtsgericht Mülheim 
(Ruhr); — Rechtsanwalt Georg Goes beim Landgericht 
München I; — Geprüfter Rechtspraktikant Karl Börger beim 
Landgericht Schweinfurt; — Rechtsanwalt Leo Markfeldt 
beim Amtsgericht Tiegenhof; — Gerichtsaſſeſſor Dr. Ernſt 
Herrmanns beim Landgericht Bonn; — Rechtsanwalt Peters 
beim Landgericht Kolberg; — Rechtsanwalt Otto Poerſchke 
beim Landgericht Liegnitz; — geprüfte Rechtspraktikanten Hans 
Weil, Ludwig Goldmann, Dr. Max Ellinger, Anton 
Gänßler und Adolf Weber beim nn München I; 
— Rechtsanwalt Karl Auguft Theil in Meuſelwitz beim 
Amtsgericht Altenburg; — Rechtsanwalt Joſef Schmitt beim 
Landgericht Bamberg; — Rechtsanwälte Hans Voigt und 
Juſtizrath Dr. Erdmund Friedemann beim Landgericht II 
Berlin; — Gerichtsaſſeſſor Carl Cuſtodis beim Landgericht 
in Cöln; — Rechtsanwälte Leo Weil und Dr. Karl 
Kleinberger beim Landgericht München II; — Rechts- 
praktikanten Rudolf Pixis, Felix Schwarz, Dr. Karl Panzer 
und Fritz Schepp beim Oberlandesgericht München; — Rechts- 
anwalt Karl Käppel beim Landgericht Eichſtätt; — Rechts⸗ 
anwalt Dr. jur. Karl Weiß beim Landgericht 9 — 
Referendar Dr. Schwartzkopf beim Landgericht Lübeck und 
beim Hanſeatiſchen Oberlandesgericht Hamburg; — geprüfter 
Rechtspraktikant Friedrich Esper beim Amtsgericht Waſſer⸗ 
burg a. / Inn; — geprüfter Rechtspraktikant Georg Anders 
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beim Amtsgericht Kulmbach; — Aſſeſſor Dr. Ludwig Ernſt 
Heydenreich beim Landgericht Leipzig; — Rechtsanwalt Max 
Liebwein beim Landgericht Memmingen; — Referendar 
Dr. Ernſt Wilhelm Walther Päßler beim Land- und Amtsgericht 
Dresden; — Rechtsanwalt Mayer beim Amtsgericht Düren; — 
Rechtsanwalt Joſeph Filberich beim Landgericht e — 
Rechtsanwalt Waldemar Dahms beim Landgericht Inſterburg; 
— Rechtsanwalt Gabriel Knoll beim Landgericht Augsburg; — 
Rechtsanwalt Johannes Jeß beim Amtsgericht Grevesmühlen 
und Landgericht Schwerin i. Mecklb.; — Rechtsanwalt Anton 
Zeitler in Stadtamhof beim Landgericht Regensburg. 


Löſchungen. 

Rechtsanwalt Juſtizrath Seyfarth beim Amtsgericht 
Uelzen; — Rechtsanwalt Dr. Neuhaus beim Amtsgericht 
Mülheim (Ruhr); — Rechtsanwalt Adolf Wächter beim 
Landgericht Würzburg; — Rechtsanwalt und Notar Albert 
Lackner beim Landgericht Inſterburg; — Geheimer Juſtiz⸗ 
rath Evers beim Oberlandesgericht Celle; — Rechtsanwalt 
Stobbe beim . Neidenburg; — Rechtsanwalt 
Conſtantin Täſchner beim Landgericht Freiberg; — Rechts 
anwalt Ernſt Friedrich Adam Hofinger beim Landgericht 
und Amtsgericht Bautzen und bei der Kammer für Handels- 
ſachen in Zittau; — Rechtsanwalt Dr. jur. Heinrich Friedrich 
Meyer beim Landgericht Bremen, beim Hanſeatiſchen Ober⸗ 
landesgericht Hamburg und bei der Kammer für Handelsſachen 
in Bremerhaven; — Rechtsanwalt Hans Voigt beim Amts- 
gericht Lübben; — Rechtsanwalt Ferdinand Jüllich beim Land⸗ 
gericht Nürnberg; — Rechtsanwalt Karl Kaeppel beim Amts- 
gericht Waſſerburg a. J.; — Rechtsanwalt Dr. Ludwig Sa- 
linger beim Landgericht II Berlin; — Rechtsanwalt Adolf 
Schü ck beim Laudgericht Liegnitz; — Rechtsanwalt Alois Eifen- 
13 fer beim Landgericht Augsburg; — Rechtsanwalt Stockmayer 

eim Amtsgericht Göppingen; — Rechtsanwalt Dr. jur. Albert 
Sebaldt beim Landgericht Meiningen; — Rechtsanwälte Georg 
Goes und Wilhelm Kriener beim Landgericht München II; — 
Rechtsanwalt Greiner beim Amtsgericht Tuttlingen; — Rechts- 
anwalt Andreas Grieſer beim Landgericht München I; — Rechts⸗ 
anwalt Hans Fiſcher beim Landgericht Nürnberg; — Rechtsanwalt 
Edmund Fumian beim Landgericht Straubing; — Rechtsanwalt 
Mayer beim Landgericht Trier; — Rechtsanwalt Wilhelm 
Nedden beim Amtsgericht Biedenkopf; — Rechtsanwalt Waldemar 
Dahms beim Amtsgericht Lötzen; — Rechtsanwalt und Notar 
Juſtizrath Dr. Edmund David Friedemann beim Landgericht I 
Berlin. 

Ernennungen. 

Zu Notaren wurden ernannt: Rechtsanwalt Hugo Hirſch 
in Pr. Stargard; — Rechtsanwalt Dahms in Lötzen; — 
Rechtsanwalt Herholtz in Kalbe a. S.; — Gerichtsaſſeſſor 
Wald in Trier; — Rechtsanwalt Dr. Raabe in Barmſtadt; 
— Rechtsanwalt v. Mayer in Unna; — Rechtsanwalt 
Dr. Helwig in Guttſtadt; — Rechtsanwalt Hamacher in 
Idſtein; — Rechtsanwalt Jenett in Inſterburg. 


Todesfälle. 

Rechtsanwalt Friedrich Adolph Bornemann in Dresden; — 
Rechtsanwalt Juſtizrath Franz Wilhelm Fiſcher in Mül⸗ 
„ — Rechtsanwalt Geheimer Juſtizrath Julius 

rgler in Poſen; — Rechtsanwalt Geheimer Juſti ath Elven 
in Cöln; — Rechtsanwalt Peter Paul Gladysz in Samter; — 
Rechtsanwalt Königlicher Advokat Juſtizrath Eduard Putz in 
Augsburg; — Rechtsanwalt Juſtizrath Dr. Karl Lambinet 
und Rechtsanwalt Dr. Philipp Mann in Mainz; — Rechts- 
anwalt und Notar Karl Wilhelm Blume in Berlin; — 
Rechtsanwalt Güntzer in Trier; — Königlicher Advokat und 
Rechtsanwalt Stefan Stenger in Würzburg; — Rechtsanwalt, 
Juſtizrath Kette in Berlin. 


Für die Redaktion verantwortlich: Rechtsanwalt Dr. L. Kuhlenbeck in Jena. Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin S. 14. 
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Beilage 8 der Zuriſtiſchen Wochenſchrift 


W 43 bis 47 vom 9. Juli 1902. 


Urtheile und Beſchlüſſe des Reichsgerichts zum Bürgerlichen Geſetzbuch 


— —— 


und zum Einführungsgeſetz. 


116. 


Zu Art. 170 des Einf. Geſ. zum B. G. B. 
Art. 1166 des c. e. 
§ 422 Abſ. 2 des B. G. B. 
Art. 1294 Abi. 3 c. c. Art. 882 c. c. 


Urtheil des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Bataille 
c. Bataille vom 23. Mai 1902, Nr. 68/1902 IT. 


Vorinſtanz: O. L. G. Colmar. 


Aufhebung und Zurückoerweiſung. 

Soweit die Beklagte ſich für ihre Berechtigung auf 
Artikel 1166 c. c. beruft, hat das Berufungsgericht mit Recht 
dieſe Beſtimmung für unanwendbar erklärt. Zwar handelt es 
ſich bei der Ausübung des dem Gläubiger durch Artikel 1166 
gewährten Rechts nicht, wie das Berufungsgericht dies an⸗ 
genommen hat, um ein eigentliches Erfüllungsgeſchäft in Bezug 
auf diejenige Forderung, welche dem dieſes Recht ausübenden 
Gläubiger zuſteht, da damit nicht unmittelbar die Tilgung 
dieſer Forderung bewirkt, ſondern zunächſt nur die Wahrung 
der Rechte des Schuldners bezweckt wird, um, allerdings im 
Intereſſe des Gläubigers, eine Verminderung des Vermögens 
deſſelben zu verhindern. Trotzdem aber erſcheint nach Einführung 
des Bürgerlichen Geſetzbuches ein Gläubiger nicht mehr als 
befugt, dieſes Hülfsrecht bezüglich einer unter der Herrſchaft 
des c. c. entſtandenen Forderung auszuüben, da dieſes Recht 
dem Bürgerlichen Geſetzbuch durchaus fremd iſt und auch 
Artikel 170 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buch hinſichtlich deſſelben keine Anwendung findet. Daſſelbe 
bildet nämlich nach dem c. c. keinen Beſtandtheil des unter 
deſſen Herrſchaft begründeten Schuldverhältniſſes ſelbſt, ſondern 
erſcheint als ein außerhalb deſſelben dem Gläubiger gewährtes 
Hülfsrecht, das fich als Ausfluß des Grundſatzes des Artikels 2093 
c. c. darſtellt, wonach das Vermögen des Schuldners das ge⸗ 
meinſame Unterpfand ſeiner Gläubiger iſt, und deſſen Ausübung 
durch das rechtliche Intereſſe des Gläubigers bedingt iſt. Es 
iſt daher im Hinblick auf dieſe Selbſtſtändigkeit des fraglichen 
Rechts anzunehmen, daß daſſelbe auch für ſolche Schuldver⸗ 
hältniſſe, welche vor dem 1. Januar 1900 entſtanden find, durch 
Artikel 170 eit. nicht aufrecht erhalten worden iſt. 

Was dagegen die Begründung der ſtreitigen Berechtigung 
der Beklagten durch die Beſtimmung des Artikels 882 c. c. 
und zwar zunächſt die von dem Berufungsgerichte angeregte 
Frage betrifft, ob dieſe Beſtimmung zur Zeit noch Anwendung 
finden könne, ſo iſt dieſe Frage der Weitergeltung derſelben für 
die Zeit bis zum 1. Januar 1900 im Anſchluß an die neuere 
Rechtſprechung des erkennenden Senats (vergl. Entſch. des R. G. 


Bd. 27 S. 323 und Bd. 43 S. 374 ff., namentlich S. 378) im 
Gegenſatz zu der in dem diesſeitigen Urtheile vom 15. Februar 
1887 (Entſch. des R. G. Bd. 17 S. 314 ff.) vertretenen Anſicht 
unbedenklich zu bejahen; denn Artikel 882 c. c. ſtellt ſich, ob⸗ 
gleich ſich daraus unter gewiſſen Vorausſetzungen eine Beſchränkung 
des allgemeinen Anfechtungsrechts des Artikels 1167 c. c. ergiebt, 
doch nach dem Syſtem des c. c. nicht ausſchließlich als eine 
Ausnahme von der Regel des Artikels 1167 eit. dar, derſelbe 
hat vielmehr eine weitergehende ſelbſtſtändige Bedeutung für das 
erbſchaftliche Theilungsverfahren, welche im gegebenen Falle 
vorzugsweiſe in Frage kommt (vergl. Entſch. des R. G. Bd. 4 
S. 348). Es iſt daher anzunehmen, daß inſoweit Artikel 882 c. c. 
durch das Anfechtungsgeſetz vom 21. Juli 1879 nicht beſeitigt 
worden iſt. Im Uebrigen würde die Beklagte, obgleich ſie erſt 
in dem gegenwärtigen, nach dem 1. Januar 1900 eingeleiteten 
Prozeſſe ſich auf die Beſtimmung berufen hat, hierzu dennoch 
trotz der mit dieſem Zeitpunkt eingetretenen Aufhebung dieſer 
Beſtimmung dann berechtigt ſein, wenn ſie, wie ſie behauptet 
und unter Beweis geſtellt hat, bereits im Jahre 1898 einen 
Einſpruch dagegen, daß ohne ihre Zuziehung zu der fraglichen 
Theilung geſchritten werde, hat zuſtellen laſſen; denn fie würde 
unter dieſer Vorausſetzung noch unter der Herrſchaft des c. c. 
ein Recht auf dieſe Zuziehung und zugleich ein eventuelles Recht 
darauf, daß eine ohne ihre Zuziehung bewirkte Theilung ihr 
nicht entgegengehalten werden könne, vielmehr ſtatt deren eine 
neue Theilung unter ihrer Betheiligung ſtattzufinden habe, er⸗ 
worben haben, Rechte, welche ihr durch die vor der erſten 
Theilung eingetretene Aenderung der Geſetzgebung nicht würden 
entzogen worden ſein. Schon aus dieſem Grunde, und da im 
Uebrigen die zu theilende Erbſchaft ſchon unter der Herrſchaft 
des c. c. eröffnet worden iſt, erſcheint die Beſtimmung des 
Artikels 213 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buche hier als zutreffend, ſo daß die Frage nicht entſchieden zu 
werden braucht, ob es ſich ebenſo verhalten würde, wenn der 
Einſpruch erſt nach dem 1. Januar 1900 zugeſtellt worden wäre. 

Die Ausführung der Reviſion, daß die Beklagte auch 
in ihrer Eigenſchaft als Solidarſchuldnerin ſich auf die 
in der Perſon ihres ſolidariſchen Mitſchuldners B. wegen der 
dieſem gegen den Kläger zuſtehenden erwähnten Forderung von 
Rechtswegen durch Kompenſation eingetretene gänzliche oder theil⸗ 
weiſe Tilgung der Klageforderungen berufen könne, erſcheint 
im Hinblick auf die das Gegentheil beſagenden, im Weſentlichen 
übereinſtimmenden Vorſchriften des Artikels 1294 Abſ. 3 c. c. 
und § 422 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuches nicht als zutreffend. 
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Zu Art. 203—209 des Einf. Geſ. zum B. G. B. 

Urtheil des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Jacquemot 

c. Jacquemot vom 13. Mai 1902, Nr. 187/1902 II. 
Vorinſtanz: O. L. G. Cöln. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Der Berufungsrichter, deſſen Urtheil in die Zeit nach Ein⸗ 
führung des Bürgerlichen Geſetzbuchs fällt, hat ſeiner Ent⸗ 
ſcheidung darüber, ob der klagende Vater ſeine Vaterſchaft und 
die Ehelichkeit des Kindes beſtreiten könne, das zur Zeit der 
Geburt des Kindes für Statusrechte des klagenden Vaters und 
des beklagten Kindes geltende Recht zu Grunde gelegt; er hat 
danach, da die preußiſche Staatsangehörigkeit des Vaters nicht 
im Zweifel ſteht und dieſer zur Zeit der Geburt, überdies von 
da ununterbrochen bis heute, ſeinen Wohnſitz zu Aachen hatte, 
woſelbſt bis zum 1. Januar 1900 das Rheiniſche Bürgerliche 
Recht (Code civil) in Geltung war, die Vorſchriften des letz⸗ 
teren zur Anwendung gebracht. In eine ausdrückliche Erörterung 
der Frage, ob nicht mit dem 1. Januar 1900 durch Einführung 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs hierin eine Aenderung erfolgt ſei, 
iſt er nicht eingetreten. Seine nach Sachlage zu unterſtellende 
Annahme, daß das bisherige Recht maßgebend ſei, iſt jedoch 
zutreffend. Aus den in den Art. 203 bis 209 des Einführungs- 
geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche getroffenen Uebergangs⸗ 
beſtimmungen, welche für den zweiten Abſchnitt „Verwandtſchaft“ 
des IV. Buches des Bürgerlichen Geſetzbuchs getroffen worden 
ſind, ergiebt ſich, daß, ſoweit in denſelben eine Regelung nicht 
gegeben iſt, die bisher geltenden Vorſchriften des materiellen 
Rechts in Kraft bleiben ſollen. Deshalb beſtimmt ſich die 
Frage, ob ein Kind ein eheliches ſei, nach den bisherigen Geſetzen 
und zwar find dieſe bezüglich aller für die Frage der Chelichkeit 
in Betracht kommenden Verhältniſſe maßgebend. 


118. 


Zu § 97 des B. G. B. 

Urtheil des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Oſtermanns 
Konkursmaſſe c. Oſtermann vom 3. Mai 1902, 
Nr. 59/1902 V. 

Vorinſtanz: O. L. G. Cöln. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Die Firma O. hat zwei der zur Fabrik gehörigen alten 
Dampfkeſſel verkauft und deren Erlös zum Ankauf eines neuen 
Dampfkeſſels verwendet. Dieſer war auf das Fabrikgrundſtück 
gebracht, um an Stelle der verkauften Keſſel in das Fabrik⸗ 
gebäude geſchafft zu werden, als am 1. Juni 1900 über das 
Vermögen der Firma O. und deren Inhaber das Konkurs— 
verfahren eröffnet wurde. Da der Keſſel noch auf dem 
Fabrikhofe lag, wurde ſtreitig, ob die Hypothek der Klägerin ſich 
auf ihn als Zubehör des Grundſtücks erſtrecke, und es wurde 
von dem Konkursverwalter mit der Klägerin vereinbart, daß der 
Keſſel verkauft werden und der Kaufpreis der Klägerin zufallen 
ſolle, falls durch gerichtliche Eutſcheidung feſtgeſtellt werde, daß 
der Keſſel Zubehör und daher dem Pfandrechte der Klägerin 
unterworfen ſei. Der Keſſel iſt für 6 900 Mark verkauft. Die 


Klägerin hat Klage erhoben mit dem Antrage, 1. feſtzuſtellen, 
daß der auf das Pfandgrundſtück gebrachte und vom Konkurs- 
verwalter verkaufte Dampfkeſſel Zubehör des Grundſtücks geweſen 
ſei; 2. den Beklagten zur Zahlung von 6 900 Mark nebſt 
4 Prozent Zinſen ſeit dem Tage der Klagezuſtellung an ſie zu 
verurtheilen. Der erſte Richter hat dieſem Antrage gemäß 
erkannt. Die Berufung des Beklagten iſt zurückgewieſen. 
Beklagter hat unter Widerſpruch der Klägerin Reviſion eingelegt 
mit dem Antrage, das Berufungsurtheil aufzuheben und unter 
Abänderung des erſten Urtheils die Klage abzuweiſen. 

Ueber die Frage, ob dieſer neue Keſſel in das Pfandrecht eines 
Hypothekengläubigers falle, ſprach ſich das Reichsgericht dahin aus: 

Der allgemeinen Faſſung der Beſtimmung des § 97 Abſ. 1 
Satz 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, welche dem Ermeſſen des 
Richters einen weiten Spielraum gewährt, wird es am beſten 
entſprechen, wenn von einer beſtimmten, alle möglichen Fälle 
umfaſſenden Regel abgeſehen und der Beurtheilung der that⸗ 
ſächlichen Verhältniſſe im Einzelfalle überlaſſen wird, ob eine 
Nebenſache zu der Hauptſache in einem deren Beſtimmung ent⸗ 
ſprechenden räumlichen Verhältniſſe ſtehe. 

Hiernach kann eine Geſetzesverletzung nicht darin gefunden 
werden, daß das Berufungsgericht den ſtreitigen Dampfkeſſel 
unter Berückſichtigung der thatſächlichen Verhältniſſe Zubehör- 
eigenſchaft beimißt. 


119. 


Zu 8 119 des B. G. B. 

Urtheil des Reichsgerichts VII. C. S. i. S. Gladbacher 
Spinnerei und Weberei A.⸗G. c. Rohling & Schmitz, 
Konkursmaſſe, vom 9. Mai 1902, Nr. 85/1902 VII. 
Vorinſtanz: O. L. G. Hamm. 

Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Ein Konkursverwalter hatte unter Berufung auf § 17 der 
Konkursordnung die Lieferung von Waaren verlangt, die er als 
rückſtändig bezw. als ſolche bezeichnete, welche die Klägerin für 
die Konkursfirma noch in Nota habe. Die Klägerin ant⸗ 
wortete ihm, daß er auch die rückſtändige Leiſtung der Gemein⸗ 
ſchuldnerin zu erfüllen habe. Erſt nachdem dieſe Zahlung 
erfolgt, werde die Lieferung des Reſtes der Waare geſchehen. 
Umgehend theilte darauf der Konkursverwalter der Klägerin mit, 
daß er ſich bei Stellung ſeines Erfüllungsverlangens in einem 
Irrthum befunden habe und ſolches damit anfechte. Gegenüber 
der erhobenen Klage auf Zahlung des Kaufpreiſes bezog ſich 
der Beklagte wieder darauf, daß er ſich bei Ausübung des 
Wahlrechts in einem rechtlich bedeutſamen Irrthum befunden 
habe. Vom Reichsgericht wurde ein rechtlich bedeutſamer 
Irrthum verneint und ausgeſührt, beſtimmend für das Vor⸗ 
gehen des Beklagten ſei die Unkenntniß geweſen, daß feine Er⸗ 
klärung eine Wirkung bezüglich des ganzen Vertragsgegeuſtandes 
haben werde. Der Irrthum betreffe ſonach die Rechtsfolgen 
des Geſchäfts. Das ſchließe aus, hier von einem Irrthum, 
auch von einem im Beweggrunde, über den Inhalt oder, wie 
man auch mit dem Berufungsgericht ſagen kann, den Gegenſtand 
des Geſchäfts, wie doch erforderlich (vergl. Planck, Kommentar 
zum Bürgerlichen Geſetzbuch, Note 2a zu § 119) zu ſprechen. 
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Zu § 269 des B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts III. C. S. i. S. Otto c. Daiker 
vom 29. April 1902, Nr. 19/1902 III. 
Vorinſtanz: O. L. G. Naumburg. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Es fragt ſich, ob der $ 269 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
in einem Falle anwendbar iſt, in welchem die Leiſtung aus 
dem Schuldverhältniß in einem Unterlaſſen beſteht. Dies 
wird beſonders nach dem Sprachgebrauche des Bürgerlichen 
Geſetzbuches bejaht und ausgeführt, daß für ein Schuldverhältniß, 
welches die Verpflichtung zum Unterlaſſen begründet, die prak⸗ 
tiſche Bedeutung des § 269 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches darin beſteht, die zur Anwendbarkeit des § 29 der Civil⸗ 
prozeßordnung nothwendige Ergänzung zu ſchaffen. 


121. 


Zu den 88 492, 463 und 249 B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Hilfer 
c. Vibrans vom 16. Mai 1902, Nr. 62/1902 II. 
Borinftanz: O. L. G. Braunſchweig. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Unbegründet erweiſt ſich die Rüge, daß der Berufungs- 
richter rechtsirrthümlich in der Erklärung des Beklagten: Das 
eine ſchwere Pferd habe die Druſe gehabt und ſei in der Ab- 
heilung begriffen, im übrigen ſeien die Pferde völlig geſund, 
die Zuſicherung einer Eigenſchaft im Sinne der 88 492 
und 463 Bürgerlichen Geſetzbuchs gefunden habe. Das Ober⸗ 
landesgericht iſt davon ausgegangen, daß eine ſolche Zuſicherung 
in der Zuſage der Abweſenheit aller Mängel, die auf den 
Werth und die Brauchbarkeit der Thiere von Einfluß ſind, 
liegen könne, und findet ſie in dieſer Erklärung; es hat aus⸗ 
drücklich verneint, daß ſie als eine allgemeine, im Verkehr 
übliche, nicht verpflichtende Anpreiſung aufzufaſſen jet. 
Dieſes beruht auf thatſächlicher Würdigung der Erklärung 
unter Berückſichtigung der Verkehrsübung im Pferdehandel und 
der Umſtände, unter denen ſie vom Beklagten abgegeben worden 
iſt, und iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. 

Bei Bemeſſung der Höhe des Schadenerſatzanſpruchs des 
Klägers hat das Oberlandesgericht in Anwendung des § 249 
Bürgerlichen Geſetzbuchs zutreffend ausgeführt, daß der Kläger 
zur Zahlung des Kaufpreiſes der drei krepirten Pferde und 
deren Transportkoſten nicht verpflichtet und berechtigt ſei, die 
ihm aus der ärztlichen Behandlung und aus der Pflege der er⸗ 
krankten Thiere entſtandenen Koſten im feſtgeſetzten Betrage von 
318,05 Mark vom Beklagten erſtattet zu verlangen. Der hier⸗ 
gegen gerichtete Reviſionsangriff geht fehl. Er beruht auf der 
unrichtigen Annahme, daß nach § 249 der Schadenserſatz⸗ 
pflichtige denjenigen Zuſtand herzuſtellen habe, der beſtehen 
würde, wenn er die ſtreitige Erklärung nicht abgegeben hätte. 
So lautet aber die geſetzliche Vorſchrift nicht. Vielmehr iſt 
nach ihr von dem Schadenserſatzpflichtigen der Zuſtand her⸗ 
zuſtellen, der beſtehen würde, wenn der zum Erſatze ver- 
pfichtende Umſtand nicht eingetreten wäre. Dieſer Umſtand 


war im vorliegenden Falle, wie thatſächlich feſtgeſtellt, die, der 
gegebenen Zuſage entgegen, vorhandene Krankheit des erſt⸗ 
krepirten ſchweren Pferdes, die anderen Pferde ſind, wie eben⸗ 
falls thatſächlich feſtgeſtellt, durch dieſes Pferd angeſteckt worden. 
In dieſem Sinne hat auch das Oberlandesgericht den § 249 
verſtanden und zur Anwendung gebracht. 


122. 


Zu SS 535, 566, 581 des B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts VII. C. S. i. S. Kleinen⸗ 
broich e. Koch vom 2. Mai 1902, Nr. 71/1902 VII. 
Vorinſtanz: O. L. G. Cöln. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Das Erforderniß der Schriftform für Miethverträge, 
die über Grundſtücke und zwar auf längere Zeit als ein Jahr 
abgeſchloſſen werden, das auch für Pachtverträge gilt, bezieht 
ſich auf Jagdpachtverträge nicht. 


123. 


8 618 B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Eiſenbahn⸗ 
fiskus e. Stuff vom 12. Mai 1902, Nr. 69/1902 VI. 
Vorinſtanz: Kammergericht. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Die Verpflichtung, welche § 618 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches dem Dienſtberechtigten bezüglich der Einrichtung und 
Erhaltung der zur Verrichtung der Dienſte beſtimmten Räume 
auferlegt, iſt nicht auf diejenigen Räume, welche ſpeziell als 
Arbeitsſtätte dienen, zu beſchränken, ſondern auch auf Höfe, 
Treppen, Gänge und Aehnliches zu beziehen, die der Dienſt⸗ 
pflichtige anläßlich ſeiner Obliegenheiten, insbeſondere um nach 
der eigentlichen Arbeitsſtätte zu gelangen, betreten muß. (Vergl. 
auch die Bemerkungen zu § 618 in den Kommentaren zum Bür⸗ 
gerlichen Geſetzbuche von Planck, Oertmann, Staudinger.) In⸗ 
deß müſſen die betreffenden Räume zu denjenigen gehören, die 
der Dienſtberechtigte zu beſchaffen hat. Wieweit dies der Fall 
iſt, muß beim Mangel beſonderer Vereinbarungen nach Treu 
und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsfitte beſtimmt 
werden. Bürgerliches Geſetzbuch §8 242. Nun beſteht aber 
eine Sitte, nach welcher auch die dem öffentlichen Verkehr 
dienenden Wege, auf denen der Dienſtpflichtige aus Anlaß ſeiner 
Dienſtleiſtungen außerhalb des ſeine Arbeitsſtätte enthaltenden 
Grundſtücks gehen muß, zu den Räumen, die der Dienſtberech⸗ 
tigte als ſolcher zu beſchaffen hat, gerechnet würden, nicht, 
und zwar weder bezüglich der Wege, deren Begehung durch den 
Dienſtpflichtigen (3. B. bei Botengängen, auf dem Wege nach 
außerhalb der Werkſtätte zu verrichtenden Arbeiten ꝛc.) in den 
Bereich ſeiner Dienſtleiſtungen fällt, noch hinſichtlich derjenigen, 
welche er nur betreten muß, um vor Beginn und nach Be⸗ 
endigung ſeiner Arbeitszeit nach und von der Arbeitsſtätte zu 
gehen. Nach dem allgemeinen Gebrauche wird vielmehr die Fürſorge 
für die Gangbarkeit dieſer Wege demjenigen überlaſſen, dem im 
Allgemeinen, insbeſondere nach den Grundſätzen des öffentlichen 
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Rechts, deren Inſtandhaltung obliegt. Bei dieſem Gebrauche 
handelt es ſich auch nicht etwa um eine nur thatſächlich einge⸗ 
riſſene Nachläſſigkeit, ſondern um eine Geſtaltung des normalen 
geſunden Verkehrs (vergl. Planck a. a. O. Bd. I S. 36), auch 
nach Treu und Glauben, alſo nach der Anſchauung anſtändig 
und gerecht denkender Menſchen, gehören dieſe Wege nicht zu 
den „Räumen“, deren Beſchaffung und Erhaltung in einem 
ihre gefahrloſe Benutzung geſtattenden Zuſtande der Dienſt⸗ 
pflichtige von dem Dienſtberechtigten als ſolchem erwartet 
und erwarten darf. Nun nimmt das Berufungsgericht aller- 
dings eine ſolche Verpflichtung wohl nicht bezüglich des ganzen 
Weges, den der Dienſtpflichtige nach der Arbeitsſtätte zu gehen 
hat, an, ſondern nur für denjenigen Wegtheil, der ſich unmittel⸗ 
bar vor dem Zugang zu dem die Arbeitsſtätte enthalkenden 
Grundſtück befindet. Es kann indeß nicht anerkannt werden, 
daß nach der Verkehrsſitte auch nur dieſer Theil der an der 
Arbeitsſtätte vorüberführenden öffentlichen Wege zu den vom 
Arbeitgeber zu beſchaffenden und deshalb von ihm gangbar zu 
erhaltenden Räumen gerechnet werde. 

Die Vorinſtanz hat endlich weiter noch ausgeſprochen, die 
Schadenerſatzpflicht des Beklagten würde aus den Beſtimmungen 
in § 618 des Bürgerlichen Geſetzbuches auch inſofern ſich er- 
geben, als danach der Arbeitgeber die Dienſtleiſtungen, die unter 
ſeiner Anordnung oder unter ſeiner Leitung vorzunehmen ſind, 
ſo zu regeln habe, daß der Dienſtpflichtige dabei gegen Gefahren 
für Leben und Geſundheit, ſoweit thunlich, geſchützt ſei; denn „auch 
die Anweiſung des zur Dienſtverrichtungsſtelle einzuſchlagenden 
Weges möchte zu der Regelung der Dienſtverrichtung gerechnet 
werden dürfen und müſſen“. Auch das iſt unzutreffend. Der 
Gang des Dienſtpflichtigen von feiner Wohnung zur Arbeits- 
ſtätte gehört überhaupt nicht zu den von ihm für den 
Dienſtberechtigten vorzunehmenden Leiſtungen im Sinne von 
§ 618 des Bürgerlichen Geſetzbuches, ſondern iſt eine Maß⸗ 
nahme, durch die er ſich erſt in den Stand ſetzt, ſeine Leiſtungen 
zu beginnen, und in keiner Weiſe kann der Auffaffung zuge⸗ 
ſtimmt werden, daß in der Wahl der Arbeitsſtätte durch den 
Dienſtberechtigten eine von dieſem dem Arbeiter gegebene dienſt⸗ 
liche Anweiſung im Sinne des 5 618 bezüglich des nach der 
Arbeitsſtätte einzuſchlagenden Weges zu befinden und deshalb 
der Gang dahin als eine unter feiner Anordnung vorzu- 
nehmenden Dienſtleiſtung des Arbeiters anzuſehen ſei. 


124. 


Zu $ 878 B. G. B. in Verbindung mit SS 15 
und 29 der Konkursordnung in der Faſſung vom 


20. Mai 1898. 

Urtheil des Reichsgerichts VII. C. S. i. S. Floßbach & Co. 
c. Konkursmaſſe Weſtheider vom 9. Mai 1902, 
Nr. 81/1902 VII. 

Vorinſtanz: O. L. G. Cöln. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Während bisher eine Hypothek nach der Eröffnung des 
Konkurſes über das Vermögen des Grundſtückseigenthümers 
nicht mehr eingetragen werden konnte, auch wenn der Antrag 
auf Eintragung ſchon vor der Eröffnung geſtellt war — vergl. 


Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 28 S. 283, — bleibt 
jetzt, wenn der Grundſtückseigenthümer eine Eintragung in das 
Grundbuch bewilligt hat und, nachdem dieſe Erklärung für ihn 
bindend geworden und der Antrag auf Eintragung bei dem 
Grundbuchamt geſtellt iſt, in Konkurs geräth, die Erklärung 
auch den Konkursgläubigern gegenüber bindend, § 878 B. G. B. 
und § 15 der Konkursordnung. — Dem mit der Klage 
geltend gemachten Anfechtungsanſpruche aber ſtehen dieſe Vor. 
ſchriften des § 878 des Bürgerlichen Geſetzbuchs und des § 15 
der Konkursordnung nicht entgegen. Abgeſehen davon, daß die 
Beklagte die von dem Gemeinſchuldner beſtellte Hypothek bereits 
vor der Eröffnung des Konkurſes erworben hatte, jo berühren 
jene Vorſchriften eine an die beſonderen Vorausſetzungen der 
§§ 29 flg. der Konkursordnung geknüpfte Anfechtung überhaupt 
nicht. Wird näher begründet. 


125. 


Zu 88 903, 1004 des B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Weſtfäliſche 
Drahtinduſtrie A.⸗G. zu Hamm und Gen. c. Reining- 
haus vom 3. Mai 1902, Nr. 83/1902 V. 


Vorinſtanz: O. L. G. Hamm. 


Theilweiſe Aufhebung aus prozeſſualen Gründen. 

In der Verbreitung ſchädlicher Stoffe über die Wieſen der 
Kläger, wenn auch erſt durch Vermittelung des zunächſt ver⸗ 
unreinigten öffentlichen Fluſſes, wird mit Recht vom Berufungs- 
gericht ein Eingriff in das Eigenthum des Klägers gefunden, 
der dieſem nach §§ 903, 1004 Bürgerlichen Geſetzbuchs ein 
Klagerecht auf Unterlaffung gewährt. Beſtritten wird von den 
Reviſionen nur, daß auch darin eine Verletzung von Eigenthum 
des Klägers liege, daß deſſen Kühe durch Saufen aus dem 
verunreinigten öffentlichen Fluſſe an ihrer Geſundheit geſchädigt 
würden. Allein das Berufungsgericht geht offenbar und mit 
Grund davon aus, daß der Kläger in dem Gebrauch ſeiner 
Wieſen geſtört wird, wenn die Beklagten ihm unberechtigter 
Weiſe den durch § 55 Theil II Titel 15 Allgemeinen Landrechts 
gewährleiſteten und zufolge Artikel 65 des Einführungsgeſetzes 
zum Bürgerlichen Geſetzbuch aufrecht erhaltenen Gemeingebrauch 
des öffentlichen Fluſſes zum Tränken des für die ordnungs⸗ 
mäßige Benutzung dieſer Grundſtücke unentbehrlichen Weide⸗ 
viehs unmöglich machen und ihn auf dieſe Weiſe an der Fort⸗ 
ſetzung des ſeitherigen beſtimmungsmäßigen Gebrauchs ſeines 
Eigenthums hindern. 


126. 


Zu S$ 952, 1163 des B. G. B. 

Urtheil des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Roſin 
c. Plagemann vom 7. Mai 1902, Nr. 75/1902 V. 
Vorinſtanz: Kammergericht Berlin. 

Aufhebung des verurtheilenden Berufungsurtheils und 
Klageabweiſung. 

Es iſt davon auszugehen, daß die ſtreitigen Hypotheken 
ohne irgend welche Mitwirkung des Beklagten von deren bis- 
herigem Gläubiger, dem Stift Heiligengrabe, dem ſie namens 
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des Klägers von dem Brandenburger Kreditinſtitut bezahlt 
waren, lediglich aus Irrthum — ſei es des Stiftes oder des 
Kreditinſtituts — nicht an den vom Kläger beſtimmten neuen 
Gläubiger O. R., ſondern an den Beklagten cedirt und auf 
dieſen unter Aushändigung der Dokumente im Grundbuch um⸗ 
geſchrieben ſind. Hiernach iſt der Beklagte ohne Rechtsgrund, 
nur aus Verſehen als Gläubiger in das Grundbuch eingetragen, 
und er kann nicht verlangen, daß dieſer dem materiellen Rechte 
widerſtreitende Zuſtand aufrecht erhalten werde. Hieraus folgt 
aber nicht, wie die Vorderrichter mit dem Kläger annehmen, die 
Verpflichtung des Beklagten, die Hypotheken an den vom Kläger 
deſignirten Gläubiger O. R. abzutreten und deren Umſchreibung 
auf O. R. zu bewilligen. Dafür iſt ein geſetzlicher Grund 
nicht erfindlich und von vertraglichen Beziehungen zwiſchen den 
Parteien iſt keine Rede. Insbeſondere kann aus § 63 des 
Eigenthumserwerbsgeſetzes eine Abtretungspflicht nur für das 
Stift Heiligengrabe, nicht aber für den Beklagten hergeleitet 
werden. Allerdings braucht der Kläger als Eigenthümer des 
mit den Hypotheken belaſteten Grundſtücks nicht zu dulden, daß 
Jemand auf ſeinem Grundſtücke als Hypothekengläubiger ein⸗ 
getragen ſteht, der es in Wirklichkeit nicht iſt. In Folge davon 
kann er vom Beklagten aber nur verlangen, daß er anerkenne, 
nicht Gläubiger der auf ſeinen Namen umgeſchriebenen Hypotheken 
zu ſein, und daß er in die Löſchung der Hypothek oder die 
Eintragung des wirklichen Gläubigers an ſeiner Stelle einwillige. 
Wenn auch zur Berichtigung der Eintragung im Grundbuche 
die Abtretungserklärung des Beklagten zu Gunſten des Gläubigers 
genügen mag, jo iſt fie doch hierzu weder erforderlich, noch aus 
dem bloß negatoriſchen Anſpruche des Klägers herzuleiten. Die 
Verurtheilung des Beklagten zur Abtretung, welche Kläger fordert 
und von den Vorderrichtern ausgeſprochen iſt, kann hiernach nicht 
aufrecht erhalten werden. 

O. R. hat aber auch an den Kläger den als echt an⸗ 
erkannten Brief vom 8. Oktober 1901 gerichtet und ihm mit⸗ 
getheilt, er habe ſich mit dem Beklagten dahin geeinigt, daß dem 
Beklagten das Gläubigerrecht an den ſtreitigen Hypotheken zu⸗ 
ſtehen ſolle und er bittet ihn, daher auch die Zinſen an den 
Beklagten zu zahlen. Wird hierzu noch berückſichtigt, daß O. R. 
bei ſeiner Vernehmung als Zeuge erklärt hat, er ſelbſt mache 
keine Forderungen gegen den Kläger geltend, ſo kann es keinem 
Zweifel unterliegen, daß O. R. mit jenem Schreiben dem Kläger 
eröffnet hat, er wolle nicht mehr die Umſchreibung der Hypotheken 
auf ſeinen Namen, vielmehr ſollen dieſelben dem Beklagten zu⸗ 
ſtehen und verbleiben. Mit dieſer Erklärung des O. R. wurde 
das Grundbuch, welches bisher in Folge der Eintragung des 
Beklagten als Gläubigers unrichtig war, richtig und es kann 
von der Zuſtimmung des Beklagten zur Berichtigung einer 
unrichtigen Eintragung nicht mehr die Rede ſein. Mit dem 
Briefe vom 3. Oktober 1901 und der vorausgegangenen Erklärung, 
er mache keine Forderungen gegen den Kläger geltend, hat O. R. 
ohne Weiteres anerkannt, daß ihm ein Anſpruch gegen den 
Kläger nicht mehr zuſtehe, die Erfüllung der von dieſem ein⸗ 
gegangenen Verpflichtung, daß er die Abtretung und Umſchreibung 
der Hypotheken auf ſeinen (des O. R.) Namen bewirke, zu 
verlangen. 

Verbleibt hiernach dem Beklagten das Glaäubigerrecht an 
den für ihn umgeſchriebenen Hypotheken, ſo ſteht ihm auch das 


Eigenthum an den zugehörigen Hypothekendokumenten zu 
(Bürgerliches Geſetzbuch § 952). 


127. 
Zu § 1004 B. G. B. und § 1 des Elſaß⸗ 
Lothringiſchen Berggeſetzes vom 
16. Dezember 1873. 

Urtheil des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Lothringer 
Bergbau⸗Verein und Gen. c. Bodenheimer und Gen. 
vom 4. Juni 1902, Nr. 105/1902 V. 
Vorinſtanz: O. L. G. Colmar. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Die Beklagten betreiben Tagebau auf Eiſenerz. Eiſenerz 
aber, das, ohne den unterirdiſchen Abbau tiefer gelegenen Eiſen⸗ 
erzes unmöglich zu machen, durch Tagebau gewonnen werden 
kann, iſt in § 1 des Elſaß⸗Lothringiſchen Berggeſetzes vom 
16. Dezember 1873 von denjenigen Mineralien ausgenommen, 
die dort von dem Verfügungsrecht des Grundeigenthümers aus⸗ 
geſchloſſen werden und deren Aufſuchung und Gewinnung den 
Vorſchriften des Berggeſetzes unterliegen ſoll. Im Gegenſatz 
zu den Beſtimmungen des § 1 weiſt der § 2 ſolchen Tagebau 
auf Eiſenerz dem Grundeigenthümer zu. Damit iſt aus⸗ 
geſprochen, daß der im § 2 näher umgrenzte Tagebau auf 
Eiſenerz, wie ihn die Beklagten betreiben, nicht den Vorſchriften 
des Berggeſetzes unterliegen ſoll — ſoweit nicht dieſes Geſetz 
ſelbſt davon wieder Ausnahmen macht. Eine ſolche Ausnahme 
wird nicht gemacht bezüglich Abſchnitt 2 Titel 5, der den 
Schadenserſatz für Beſchädigungen des Grundeigenthums betrifft. 

Es kommt ferner das allgemeine Recht zur Anwendung, 
und zwar das Buͤrgerliche Geſetzbuch. Das Bürgerliche Geſetz⸗ 
buch gewährt in § 1004 dem Eigenthümer ausdrücklich das 
Recht, die Beſeitigung der Beeinträchtigung von dem Störer 
zu verlangen und dieſes Verlangen wird von den Klägern geſtellt. 
Wird näher ausgeführt. 


128. | 


Zu den SS 1567 und 1568 B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Klügel 
c. Klügel vom 7. Mai 1902, Nr. 65/1902 VI. 


Votinſtanz: O. L. G. Dresden. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Das Berufungsgericht führt aus: Der Scheidungsantrag 
ſei, ſoweit er auf § 1567 des Bürgerlichen Geſetzbuchs habe 
geſtützt werden ſollen, ſchon deshalb ungerechtfertigt, weil die 
dauernde Verweigerung des ehelichen Geſchlechtsverkehrs keine 
bösliche Verlaffung im Sinne von $ 1567 Abſ. 2 Ziffer 1 ſei. 
Dieſe Auffaſſung iſt zutreffend, es erſcheint dies ſowohl nach 
dem Wortlaut des Geſetzes, wie nach deſſen Entſtehungsgeſchichte 
unzweifelhaft. 

Anlangend den § 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, ſo 
nimmt das Oberlandesgericht an, daß die Klägerin auch nach 
dieſer Vorſchrift das Recht auf Scheidung aus jener Ver⸗ 
weigerung geſchlechtlichen Umgangs nicht ableiten könne, und 
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zwar deshalb nicht, weil nicht feſtgeſtellt ſei, daß der Beklagte 
inſoweit in böͤslicher Abſicht gehandelt habe. 

Das Reichsgericht hat das Berufungsurtheil aufgehoben, 
weil das Fehlen der böslichen Abſicht nicht genügend und 
erſchöpfend geprüft ſei. | 


129. 


Zu den SS 1568, 1333 und 1334 B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Schamberg 
c. Schamberg vom 26. Mai 1902, Nr. 61/1902 IV. 


Vorinſtanz: O. L. G. Naumburg. 


Zurückweiſung der Reviſion. 
Der erſte Richter hat den 8 1568 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs im vorliegenden Falle für anwendbar erachtet, obwohl 
diejenigen Strafthaten, wegen deren der ſchon früher mehrfach 
beſtrafte Beklagte durch Urtheil vom 2. Januar 1900 rechts- 
kräftig verurtheilt worden iſt, bereits verübt worden waren, 
bevor die Ehe der Parteien am 28. September 1899 geſchloſſen 
wurde. Dabei wird im erſten Urtheile ausgeführt, daß durch 
„dieſes“ ehrloſe Verhalten des Beklagten eine fo tiefe Zerrüttung 
des ehelichen Verhältniſſes verurſacht worden ſei, daß der Klägerin 
die Fortſetzung der Ehe nicht zugemuthet werden könne. Dem⸗ 
gegenüber iſt vom Berufungsrichter erwogen worden: 
Nach § 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs werde zwar 
ein von dem einen Ehegatten verübtes Verbrechen oder 
Vergehen unter Umſtänden als Eheſcheidungsgrund in 
Betracht kommen können, jedoch immer nur dann, wenn 
die Strafthat während der Ehe begangen ſei. Nicht 
durch die unabhängig von ſeinem Willen eintretende 
Verurtheilung, ſondern nur durch die Begehung der 
ſtrafbaren Handlung verſtoße der verheirathete Thäter 
gegen die durch die Ehe begründeten Pflichten. Liege 
aber die betreffende That vor der Cheſchließung, fo ſei 
es begrifflich ausgeſchloſſen, daß die erſt mit der ſpäter 
eingegangenen Ehe übernommenen Pflichten durch ſeine 
früher verübte Handlung verletzt ſein könnten. Ein 
Eheſcheidungsgrund ſei daher in ſolchen Fällen nicht 
gegeben, vielmehr könne dann, unter den in den 88 1333 
und 1334 des Bürgerlichen Geſetzbuchs bezeichneten 
Vorausſetzungen, nur eine Anfechtung der Ehe ſtatt⸗ 
finden. | 

Dieſen Ausführungen muß im Endergebniſſe beigetreten werden. 

— Wird näher begründet. 


130. 


Zu § 1568 B. G. B. 

Urtheil des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Buſch c. Buſch 
vom 12. Mai 1902, Nr. 53/1902 IV. 
Vorinſtanz: O. L. G. Poſen. 

Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Die aus der Beleidigung der Klägerin hergeleitete Ver⸗ 
fehlung erachtet das Berufungsgericht zur Verwerthung als 
Scheidungsgrund ſchon um deshalb nicht für geeignet, weil die 


Aeußerung zu einer Zeit gefallen ſei, als das eheliche Verhältniß 
der Parteien bereits aus anderen Gründen zerrüttet geweſen ſei 
und weil es ſomit an dem nach $ 1568 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs erforderlichen urſächlichen Zuſammenhange zwiſchen 
ihr und der Zerrüttung fehle. Unter denſelben Geſichtspunkt 
falle die angebliche Nichtgewährung von Unterhalt, auf welchen 
letzteren die Klägerin übrigens ſchon deshalb keinen Anſpruch 
gehabt habe, weil damals die eheliche Gemeinſchaft durch ihre 
Schuld ohne geſetzmäßigen Grund aufgehoben geweſen ſei. 
Mit Recht wirft hier die Reviſion dem Berufungsgericht un⸗ 
zureichende Begründung ſeiner Entſcheidung vor, da nicht er⸗ 
ſichtlich ſei, worin die „anderen Urſachen“ der Zerrüttung be⸗ 
ſtanden haben ſollen. Das Berufungsurtheil läßt nach dieſer 
Richtung hin jeden Anhalt vermiſſen. Zutreffend iſt auch die 
weitere Rüge der Reviſion, es habe das Berufungsgericht rechts⸗ 
irrthümlich überſehen, daß eine beſtehende Zerrüttung durch 
Verfehlungen des einen oder des anderen Ehegatten naturgemäß 
vertieft und befeſtigt wird und daher auch dem nur hieran 
ſchuldigen Ehegatten zuzurechnen iſt (vergl. Urtheil des R. G. 
vom 28. Mai 1900 — Juriſtiſche Wochenſchrift S. 549). 
In eine Würdigung der vorgedachten Verfehlungen des Be⸗ 
klagten nach dieſer Richtung, unter Berückſichtigung der Trag⸗ 
weite der vom Beklagten geltend gemachten Verzeihung und der 
beſonderen Sachlage bei Nichtgewährung des Unterhalts, iſt das 
Berufungsgericht nicht eingetreten. Unhaltbar iſt auch, wie die 
Reviſion ebenfalls rügt, der zweite gegen die Verwerthung der 
Nichtgewährung des Unterhalts zur Erfüllung des Thatbeſtandes 
der Verfehlung aus 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ge⸗ 
gebene Entſcheidungsgrund, gegenüber der Thatſache, daß die 
Klägerin im Einverſtändniſſe des Beklagten, wegen des 
Mangels einer geeigneten Familienwohnung in W., zunächſt in 
Sch. zurückgeblieben iſt. 


131. 


Zu § 1568 B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Liebler 
c. Liebler vom 5. Mai 1902, Nr. 42/1902 IV. 


Vorinſtanz: O. L. G. Bamberg. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Das Berufungsgericht findet in der von ihm feſtgeſtellten 
Handlungsweiſe des Beklagten allerdings objektiv eine grobe 
Mißhandlung im Sinne des § 1568 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs, nimmt aber weiter an, daß nach Lage des Falles eine 
ſchwere Pflichtverletzung im Sinne des $ 1568, mit der dort 
bezeichneten Wirkung, wegen Mangels des ſubjektiven That⸗ 
beſtandsmerkmals nicht vorliege. Die von der Reviſion be⸗ 
mängelte rechtliche Beurtheilung entſpricht den Grundſätzen, wie 
fie neben Planck, Bürgerliches Geſetzbuch zu § 1568 unter An- 
merkung 1 Abſ. 2, in den Urtheilen des R. G. vom 24. Sep⸗ 
tember 1900 — Juriſtiſche Wochenſchrift S. 726, vom 10. De⸗ 
zember 1900, vom 4. März und 24. Juni 1901 — Juriſtiſche 
Wochenſchrift S. 53, S. 297 und S. 596 — zum Ausdruck 
gekommen find und von denen abzugehen der vorliegende Fall 
feinen Anlaß bietet. Der Thatbeſtand der ſchweren Pflicht- 
verletzung im Sinne des § 1568 erfordert auch das ſubjektive 
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Verſchulden des Ehegatten als eine ſolche und iſt daher nicht 
gegeben, wenn es an dieſem ſubjektiven Thatbeſtandsmerkmal, 
wie hier vom Berufungsgericht in bedenkenfreier Begründung 
angenommen iſt, mangelt. 


132. 


Zu 88 1568, 1574 des B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Rietſch 
c. Rietſch vom 5. Mai 1902, Nr. 59/1902 VI. 
Vorinſtanz: O. L. G. Bamberg. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Es iſt zwar richtig, daß zur Anwendung des § 1568 nicht 
erforderlich iſt, daß die Zerrüttung des ehelichen Lebens aus- 
ſchließlich auf der Schuld des beklagten Theils beruht, und 
daß daher die Klage nicht ſchon deshalb abzuweiſen iſt, weil 
auch den klagenden Theil eine Mitſchuld trifft. Vorausgeſetzt 
wird aber, daß ein urſächlicher Zuſammenhang zwiſchen den 
Pflichtverletzungen des beklagten Theils und der Zerrüttung des 
ehelichen Lebens beſteht, und bei Prüfung des Vorhandenſeins 
dieſes Erforderniſſes müſſen auch die Verfehlungen gewürdigt 
werden, deren ſich der klagende Theil ſchuldig gemacht hat. 
Hiergegen verſtößt das Berufungsgericht, indem es lediglich die 
dem Beklagten zur Laſt gelegten Verfehlungen für ſich prüft 
und hiernach allein den Thatbeſtand des § 1568 feſtftellt. Da 
es für erwieſen anſieht, daß Klägerin den Beklagten zu einzelnen 
Mißhandlungen gereizt und die ehelichen Zerwürfniſſe zum 
großen Theil durch ihr liebloſes Verhalten mitverſchuldet, den 
Beklagten auch vorſätzlich und rechtswidrig mißhandelt und 
lebensgefährlich bedroht hat, ſo hätte es prüfen müſſen, ob oder 
doch inwieweit es ohne dieſes Verſchulden der Klägerin zu dem 
ſchuldvollen Verhalten des Beklagten und überhaupt zu der 
Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes gekommen wäre, und ob 
gegenüber dem ſchuldvollen Verhalten der Klägerin angenommen 
werden darf, daß ihr von ihrem ſubjektiven Standpunkt 
aus betrachtet, die Fortſetzung der Ehe wegen Verfehlungen des 
Beklagten nicht zugemuthet werden kann. Das Berufungsgericht 
hätte aber auch in eine Prüfung der Frage eintreten ſollen, ob 
die dem Beklagten zur Laſt fallenden Verfehlungen als ſchwere 
Verletzungen der durch die Ehe begründeten Pflichten auch unter 
Berückfichtigung des Umſtandes anzuſehen find, daß er zu 
ſeinem Vorgehen durch das Verhalten der Klägerin gereizt 
worden iſt. Für die Anwendung des § 699 Theil II Titel 1 
des Preußiſchen Landrechts iſt allerdings eine abweichende 
Beurtheilung inſofern geboten, als der durch dieſe Vorſchrift 
gegebene Scheidungsgrund nicht dadurch beſeitigt wird, daß der 
mißhandelte Ehegatte den andern gereizt hat. Allein der 
Scheidungsantrag der Klägerin iſt nur dann gerechtfertigt, 
wenn neben den Vorausſetzungen dieſer Vorſchrift auch die des 
§ 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs gegeben find. Eine ein- 
ſeitige Beurtheilung war insbeſondere hinſichtlich des Vorgangs 
vom 5. Mai 1899 um ſo weniger am Platze, als nach den 
Feſtſtellungen des Berufungsgerichts die Klägerin ſich bei dieſem 
ebenfalls einer vorſätzlichen und rechtswidrigen Körperverletzung 
ſchuldig gemacht hat, und zwar einer gefährlichen, während 
der Beklagte wegen des von ihm an dieſem Tag gegen die 


Klägerin unternommenen Angriffs nur wegen vorſätzlicher 
leichter Körperverletzung beſtraft worden iſt. Das Berufungs- 
gericht verwerthet bei Prüfung der Frage, ob eine tiefe Zerrüttung 
des ehelichen Verhältniſſes vorliege, auch die Verfehlungen der 
Klägerin ſelbſt. An und für ſich könnte hierin nicht, wie die 
Reviſion meint, unter allen Umſtänden eine Verletzung des 
§ 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs gefunden werden. Liegen 
ſchwere Verletzungen der durch die Ehe begründeten Pflichten 
auf Seiten des beklagten Theils vor, ſo iſt es nicht ſchlechthin 
ausgeſchloſſen, aus Verfehlungen des klagenden Ehegatten den 
Schluß zu ziehen, daß in Folge jener Verfehlungen eine tiefe 
Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes eingetreten iſt. Allein 
das Geſetz fordert eine durch das Verſchulden des anderen 
Theils herbeigeführte Zerrüttung. So lange nicht dargethan 
iſt, daß ein urſächlicher Zuſammenhang zwiſchen den Verfehlungen 
des Beklagten und dieſer Zerrüttung beſteht — und dies kann, 
wie bereits gezeigt, nur unter gleichzeitiger Würdigung der der 
Klägerin zur Laſt fallenden Verfehlungen beurtheilt werden —, 
kann ſelbſtverſtändlich ein die Pflichten der Ehe verletzendes 
Verhalten der Klägerin nicht als Beweis dafür verwerthet 
werden, daß durch ſchuldhaftes Verhalten des Beklagten die 
Zerrüttung der Ehe herbeigeführt worden iſt. Das iſt außerdem 
der Natur der Sache nach völlig ausgeſchloſſen bei Verfehlungen, 
die ſich die Klägerin hat zu Schulden kommen laſſen, bevor 
eine tiefe Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes eingetreten war. 
In dieſer Beziehung iſt darauf hinzuweiſen, daß eine von den 
der Klägerin zugefügten Mißhandlungen, die nach der Annahme 
des Berufungsgerichts die Zerrüttung der Ehe herbeigeführt 
haben, am 30. Auguſt 1899 erfolgt iſt, während die für 
erwieſen erachtete lebensgefährliche Bedrohung des Beklagten mit 


einer Miſtgabel ſeitens der Klägerin bereits am 7. deſſelben 


Monats ſtattgefunden hat. 

Aus dieſen Gründen mußte das angefochtene Urtheil wegen 
Verletzung des § 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs aufgehoben 
und die Sache zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung 
an das Berufungsgericht zurückverwieſen werden. Dieſes wird 
das geſammte Verhalten der Ehegatten auf Grund der 
Ergebniſſe der mündlichen Verhandlung und der Beweis⸗ 
aufnahme zu prüfen und dabei auch die Bekundungen der Zeugen 
zu berückſichtigen haben, die ſich über den Charakter der Parteien 
ausgeſprochen haben. 

Dagegen iſt es nicht begründet, wenn die Reviſion dem 
Berufungsgericht die Verletzung des § 1574 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs vorwirft. Der Vorwurf wird damit zu begründen 


verſucht, daß der Beklagte durch Zurücknahme der Anſchluß⸗ 


berufung nicht verhindert geweſen ſei, zu beantragen, daß auch 
die Klägerin für ſchuldig erklärt werde; einen ſolchen Antrag 
habe er zwar nicht ausdrücklich geſtellt; da aber die Klägerin 
neben dem auf Scheidung der Ehe gerichteten Antrag aus⸗ 
drücklich — was nicht nöthig geweſen ſei — noch beantragt 
habe, den Beklagten für den allein ſchuldigen Theil zu erklären, 


ſo ſei in dem Antrag auf Abweiſung der Klage zugleich der 


Antrag enthalten, auch die Klägerin für den ſchuldigen Theil 
zu erklären. Mindeſtens hätte das Berufungsgericht den Beklagten 
deswegen, weil er Verfehlungen der Klägerin nachdrücklich geltend 
gemacht habe, nach § 139 der Civilprozeßordnung fragen müſſen, 
ob er einen ſolchen Antrag ſtellen wolle. Dieſer Angriff geht 
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ſchon deswegen fehl, weil der nach § 1574 Abſ. 3 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs erforderliche Antrag in dem Antrag 
auf Klagabweiſung durchaus nicht gefunden werden kann und 
das Berufungsgericht nicht den geringſten Anlaß hatte, das 
Fragerecht auszuüben, da die Geltendmachung der Verfehlungen 
der Klägerin nur zur Begründung der Widerklage erfolgt war 
und im Uebrigen, insbeſondere nachdem ſich dieſe in Folge ihrer 
Abweiſung und der Zurücknahme der dagegen gerichteten 
Anſchlußberufung erledigt hatte, nur bezwecken konnte, den 
Nachweis zu führen, daß die Vorausſetzungen zur Anwendung 
des § 1568 nicht gegeben ſeien. 


133. 


Zu § 1569 des B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Böttcher 
c. Böttcher vom 5. Mai 1902, Nr. 39/1902 IV. 


Vorinſtanz: O. L. G. Celle. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Das Oberlandesgericht geht davon aus, daß der Scheidungs⸗ 
grund aus § 1569 des Bürgerlichen Geſetzbuchs nur im Falle 
der Geiſteskrankheit, nicht auch im Falle der bloßen Geiſtes⸗ 
ſchwäche, Platz greife. Dieſe Auffaſſung erſcheint zutreffend im 
Hinblick auf die erheblichen Unterſchiede, welche das Bürgerliche 
Geſetzbuch an anderen Stellen in Betreff der Handlungsfähigkeit 
von Geiſteskranken und Geiſtesſchwachen vorſieht (vergl. §8 104 
Nr. 3, 114, 1304, 1729, 1751, 2253), zumal bei Berück⸗ 
ſichtigung des in § 1569 ſelbſt für die Geiſteskrankheit voraus- 
geſetzten Grades, zufolge deſſen die geiſtige Gemeinſchaft zwiſchen 
den Eheleuten ohne jede Ausſicht auf Wiederherſtellung aus⸗ 
geſchloſſen ſein muß. 

Die nächſte Frage iſt, ob nach jetziger Sachlage der 
Beklagte als geiſteskrank oder nur als geiſtesſchwach an⸗ 
zuſehen iſt, die weitere, ob der Geiſtesdefekt des Beklagten den 
in 8 1569 des Bürgerlichen Geſetzbuchs vorausgeſetzten 
Grad erreicht hat. In beiden Fragen ſtehen die Gutachten 
der Sachverſtändigen Profeſſor Dr. C. und Dr. W. einander 
gegenüber. Das Oberlandesgericht hat dem erſteren Gutachten 
den Vorzug vor dem letzteren gegeben. | 

Aber die Beobachtungen des Profefjord Dr. C. reichen nur 
bis zur Entlaſſung des Beklagten aus der Anſtalt zu G., alſo 
bis zum 1. April 1901. Dagegen hat Dr. W. den Beklagten 
in L. noch mehrere Monate darüber hinaus täglich 
beobachtet. Nun meint zwar das Oberlandesgericht, Dr. W. 
habe aus dieſer ſpäteren Zeit Thatſachen, die für eine Ver⸗ 
ſchlechterung des Zuſtandes des Beklagten ſprächen, nicht an⸗ 
geführt. Allein Dr. W. hat immerhin Aeußerungen des 
Beklagten, die mit der Wirklichkeit nicht vereinbar waren, ſowie 
den Umſtand bekundet, daß der Beklagte in L. die Rolle eines 
Idioten ſpiele, von allen Leuten gemieden werde und ohne jede 
Beſchäftigung und intereſſelos gegenüber ſeinen Mitmenſchen lebe. 
Jedenfalls lag es aber nahe, durch Ausübung des Frageamts 
auf eine Ergänzung jener fehlenden Angaben hinzuwirken. 

Sodann hat das Oberlandesgericht, ſoviel ſeine Gründe 
erkennen laſſen, mit Bezug auf den Grad des beklagtiſchen 


Geiſtesdefekts die Gutachten der Sachverſtändigen C. und W. 
weſentlich unter dem Geſichtspunkte geprüft, ob in Folge des 
Defekts die eheliche Gemeinſchaft zwiſchen den Eheleuten ohne 
Ausſicht auf deren Wiederherſtellung ausgeſchloſſen ſei. Dieſer 
Geſichtspunkt wird aber dem Geſetze nicht voll gerecht. Der 
§ 1569 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ſetzt die Ausſchließung der 
geiſtigen Gemeinſchaft voraus. Damit iſt offenbar eine 
höhere Gemeinſchaft, als das bloße Zuſammenleben der Eheleute 
gemeint, nämlich eine ſolche, bei der dieſe zu gemeinſamem 
Denken und Fühlen befähigt ſind. Gerade mit Bezug hierauf 
hat aber der Sachverſtändige W. dem Beklagten die Fähigkeit 
zu realer, d. h. praktiſcher Bethätigung völlig abgeſprochen. 

Danach erſcheint die Beweiswürdigung des Oberlandesgerichts 
nicht zureichend. Und das umſoweniger, als demſelben die 
Moͤglichkeit offen ſteht, durch Erforderung eines Obergutachtens 
die Sache weiter aufzuklären. 


134. 


Zu 88 1574 des B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Glaeſſing 
c. Glaeſſing vom 5. Mai 1902, Nr. 35/1902 IV. 


Vorinſtanz: K. G. Berlin. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Wenn der zweite Richter für ſeine Feſtſtellungen gegen die 
Klägerin und Widerbeklagte auch Vorfälle verwerthet, die ſich 
erſt nach dem erſten Scheidungsurtheil und der thatſächlich voll- 
zogenen Aufhebung der Ehegemeinſchaft der Parteien ereignet 
haben, ſo gereicht dies der Klägerin nicht zur Beſchwerde, da 
der Beklagte bis zur endgültigen Entſcheidung auf ſeine Wider⸗ 
klage in den Vorinſtanzen rechtlich nicht gehindert war, ſich zu 
ihrer Begründung auf dergleichen Vorgänge zu ſtützen. 


135. 


Zu $ 2224 B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Dittrich 
c. Neumann vom 28. April 1902, Nr. 33/1902 IV. 


Vorinſtanz: O. L. G. Breslau. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Der Kläger iſt als Teſtamentsvollſtrecker, und zwar auch 
ohne Beitritt des ernannten zweiten Vollſtreckers zur Klage 
legitimirt. Denn nach § 2224 Bürgerlichen Geſetzbuchs haben 
zwar mehrere Teſtamentsvollſtrecker das Amt gemeinſchaftlich zu 
führen und bei einer Meinungsverſchiedenheit entſcheidet das 
Nachlaßgericht, jedoch iſt jeder Teſtamentsvollſtrecker ohne Zu⸗ 
ſtimmung der anderen Teſtamentsvollſtrecker diejenigen Maß⸗ 
regeln zu treffen berechtigt, die zur Erhaltung eines der gemein⸗ 
ſchaftlichen Verwaltung unterliegenden Nachlaßgegenſtandes noth⸗ 
weudig find. Dieſe vom Geſetze vorgeſehene Ausnahme trifft 
hier zu, da die Feſtſtellung einer Nachlaßforderung ſich als eine 
zur Erhaltung eines Nachlaßgegenſtandes uothwendige Maßregel 
darſtellt. 


M 48 bis 51. 


Berlin, 25. Juli 1902. 


XXII. Yahrgang.] 381 


Jutiſtiſche Wochenſchrift. 


Organ des ödeutſchen Anwalt: Vereins. 
Herausgegeben von 


Dr. jur. T. Ruhlenberk, 


Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht Jena. 
verlag und Expedition: 8. Moeſer Buchhandlung, Berlin 8. 14, Stallſchreiberſtraße 34. 35. 


Preis für den Jahrgang 25 Mark. — Inſerate die Zeile 50 Pfg. — Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt. 
gt xxx 


Vereins nachrichten. 

Der zehnte Band der Entſcheidungen des Ehrengerichts⸗ 
hofs für deutſche Rechtsanwälte iſt erſchienen und an die 
Mitglieder verſandt. Erinnerungen wegen Nichtempfangs 
können nur berückſichtigt werden, wenn fie bis zum 
1. Anguſt d. Js. an den Unterzeichneten gelangen. 


Leipzig, Bismarckſtraße 2, den 15. Juli 1902. 
Dr. Deiß, Juſtizrath, 
Schriftführer. 


Das Zeugnißverweigerungsrecht weiblicher Aerzte 
in Strafſachen. 
Von Rechtsanwalt Dr. Ernſt Auerbach zu Frankfurt a / M. 


Nach 8 52 Nr. 3 Str. P. O. find „Aerzte“ „in Anſehung 
desjenigen, was ihnen bei Ausübung ihres Berufs anvertraut 
iſt“, berechtigt, das Zeugniß zu verweigern. Innerhalb des 
Deutſchen Reiches übt auch eine große Anzahl von Frauen den 
aͤrztlichen Beruf aus; da die deutſche Geſetzgebung ihnen bis vor 
Kurzem die Erlangung einer inländiſchen Qualifikation nicht er⸗ 
möglichte, jo haben dieſe weiblichen Aerzte faſt ſämmtlich im 
Auslande nach Beendigung regelrechter mediziniſcher Studien 
das Staatsexamen beſtanden und ihre Approbation als Aerzte 
dortſelbſt erlangt. In einem jüngſt erlaſſenen, auch durch die 
Tagespreſſe weiteren Kreiſen bekannt gewordenen Beſchluſſe der 
Strafkammer des Frankfurter Landgerichts (Frankf. Ztg. vom 
24. VIII. 1901) hat dieſes Gericht den im Auslande appro- 
birten Aerzten und Aerztinnen das auf Grund des § 52 
Str. P. O. den „Aerzten“ zuſtehende Zengnißverweigerungs⸗ 
recht abgeſprochen. 

Die Frage iſt nicht nur wiſſenſchaftlich intereſſant, ſondern 
hat eine eminent praktiſche und rechtspolitiſche Bedeutung. 
Schon aus letzterem Grunde rechtfertigt es ſich daher, in eine 
genauere Erörterung derſelben einzutreten. 

Weder die ſtrafprozeſſualen Lehrbücher und Kommentare, 
noch zur Veroffentlichung gelangte Gerichtsentſcheidungen haben 
ſich meines Wiſſens früher mit dem in Rede ſtehenden Streit⸗ 
punkte beſchäftigt. Die Frage wurde zum erſten Male im 
Anſchluß an einen auch damals, und zwar in zweiter Inſtanz, 
ergangenen Beſchluß des Frankfurter Landgerichts, von Roth ⸗ 


ſchild in Goltd. Archiv Bd. 45 S. 418 behandelt. Roth⸗ 
ſchild verneint in dieſem Aufſatze das Zeugnißverweigerungs⸗ 
recht. Der neuerdings ergangene Beſchluß des — diesmal als 
erſte Juſtanz fungirenden — Frankfurter Landgerichts, gegen 
welchen die betheiligte Aerztin nur deshalb keine Beſchwerde an 
das Oberlandesgericht erhob, weil ſie von der Verpflichtung zur 
Verſchwiegenheit ausdrücklich entbunden worden iſt, fußt auf den 
Darlegungen Rothſchilds und beruft ſich weiterhin darauf, daß 
Lowe in der neueſten Auflage ſeines Kommentars (10. Auflage 
S. 52 Note 15) den Ausführungen Rothſchilds ſich an⸗ 
geſchloſſen habe. 

Wenn auch Löwe ſeine Zuſtimmung zu den Ausführungen 
Rothſchilds bloß konſtatirt, ohne ſeinerſeits eine eigene Be⸗ 
gründung hinzuzufügen, jo muß doch bei dem Einfluſſe, den 
Loͤwes Kommentar heute auf die Geſtaltung der Praxis ausübt, 
mit der Möglichkeit gerechnet werden, daß ſeinem Ausſpruche ge⸗ 
wiſſermaßen autoritative Bedeutung eingeräumt, und daß der leider 
nicht durch die Inſtanzen gegangene Beſchluß des Frankfurter 
Landgerichts bei anderen Gerichten Nachahmung finden werde. 

Das wäre ſehr bedauerlich; ſo bedauerlich, daß man, wenn 

jene Rechtsauffaſſung richtig ſein ſollte, im Intereſſe der in 
Dentſchland praktizirenden ausländiſchen Aerzte, der Aerztinnen 
und ihrer zahlreichen Klientel dringend eine reichsgeſetzliche 
Abhülfe erſtreben müßte. 
Itndeſſen, die verneinende Beantwortung der Frage entſpricht 
meines Erachtens nicht den Beſtimmungen des Geſetzes, mag 
man dieſes lediglich nach ſeinem Wortlaute oder auch von ſeiner 
Tendenz und ſeinem Geiſte aus betrachten. 

Das Zeugnißverweigerungsrecht der „Aerzte“ des 8 52 
Str. P. O. verdankt ſeine Entſtehung den Verhandlungen der 
Juſtizkommiſſion des Reichstags; es wurde gegen den anfänglich 
ſtarken Widerſpruch der Regierung zum Geſetz. Der Begriff 
des „Arztes“ findet ſich daher nicht in den Motiven, aber 
auch nicht in den Kommiſſionsverhandlungen irgendwie definirt. 
Bei der Auslegung des Begriffes iſt man alſo auf die dem 
gewöhnlichen Sprachgebrauch entſprechende Sinnesauslegung 
angewieſen. 

Von dieſem Standpunkte aus betrachtet, iſt der Begriff 
des „Arztes“ unzweifelhaft und klar. Nicht jeder, der heilt, iſt 
Arzt; das wäre auch der Bader, der Heilgehülfe, der Schäfer 
oder die weiſe Frau. Vielmehr gilt als „Arzt“ immer und 
überall nur diejenige, der Heilkunſt und Heilwiſſenſchaft ſich 
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berufsmäßig widmende Perſönlichkeit, welche nach Erledigung 
regelmäßiger wiſſenſchaftlicher Stadien ein wiſſenſchaftliches 
Staatsexamen abgelegt hat. Ss ſtand der Begriff des Arztes 
im Sprachgebrauch ſeit langem feſt. Auch ſchon zu Zeiten, als 
die Beengungen des Staatsexamens noch keine ausſchlaggebende 


Bedeutung hatten, hat man doch bei Definirung des „Arztes“ 


auf die wiſſenſchaftliche Durchbildung und den ertheilten wiſſen⸗ 


ſchaftlichen Befähigungsnachweis das Hauptgewicht gelegt; auch 


in wohl dem älteſten ausführlichen Wörterbuch der deutſchen 
Sprache (Campe, 1807, I, 211) iſt der „Arzt“ definirt als: 
derjenige, „der die Wiſſenſchaft vom thierlſchen und beſonders 
menſchlichen Körper im gefunden und kranken Zuſtande, von 
den Krankheiten, die ihn zerrütten können und von den 
dienlichſten Mitteln, die Geſundheit zu erhalten oder durch 
Heilung dieſer Krankheit wieder herzuſtellen, beſitzt und ausübt 
Doctor medicinae)“. Im Publikum beſteht hierüber kein 
Zweifel und keine Ungewißheit. Man unterſcheidet ſehr wohl 
und fein vom „Arzte“ denjenigen Heilkünſtler, der — wie der 
Heilgehülfe — nur eine beſchränkte mediziniſche Vorbildung hat, 
oder denjenigen, welcher der Garantien wiſſenſchaftlicher Vor⸗ 
bildung ganz entbehrt; aber man macht keinen Unterſchied 
zwiſchen ausländiſchen und inländiſchen Aerzten und keinen 
Unterſchied hierin zwiſchen Männern und Frauen. 

Dieſem Sprachgebrauch entſprach auch im Allgemeinen die 
in der Wiſſenſchaft bisher gegebene Definition (z. B. John, 
Komm. S. 561, $ 52, Note 2; Löwe a. a. O.). 

Die Auffaffung des größeren Publikums verbindet aller- 
dings oft mit dem Begriffe des „Arztes“ auch weiter noch die 
Nothwendigkeit einer ausdrücklichen behördlichen Anerkennung (Ap⸗ 
probation); dies iſt unbegründet; in Wahrheit hat die Approbation 
mit dem Begriffe an ſich weder logiſch noch juriſtiſch etwas zu 
thun. Nicht einmal die Führung des Titels als „Arzt“ iſt 
begrifflich von der Approbation abhängig; ſonſt würde die 
Geſetzgebung nicht eine ausdrückliche Strafvorſchrift für Führung 
des Titels durch Nichtapprobirte als erforderlich betrachten. Dies 
mag aber dahingeſtellt bleiben. Auch, wenn man die Approbation 
als Beſtandtheil des Arzt⸗Begriffes auffaßt, ſo fehlt doch immer 
noch dafür, daß unter ſtaatlicher Approbation nur eine in⸗ 
ländiſche verſtanden fein könnte — wie Löwe in feiner neueften 
Auflage meint —, ſoweit der Wortlaut der Strafprozeßordnung 
in Betracht kommt, jeder Anhalt. Die Strafprozeßordnung 
ſpricht nur vom „Arzte“; muß aber deſſen Begriffsbeſtimmung 
von der wiſſenſchaftlichen Vorbildung, von der Ablegung des 
Examens oder ſelbſt der Erlangung einer behoͤrdlichen An⸗ 
erkennung hergeleitet werden, ſo find doch hierunter jedenfalls 
auch alle in Deutſchland praktizirenden weiblichen Aerzte zu 
begreifen; denn auch ſie erfüllen alle dieſe Vor⸗ 
bedingungen. 

Es fragt ſich nun, ob eine dieſen Ausführungen entgegen⸗ 
ſtehende, nur die inländiſche Approbation berückſichtigende Be⸗ 
griffsbeſtimmung des „Arztes“ etwa aus anderen Reichsgeſetzen 
hergeleitet werden kann. 


Hierbei könnte nur die Reichsgewerbeordnung von 1869 


in Frage kommen, welche in den betreffenden Beſtimmungen 
ſchon zur Zeit der Emanation der Strafprozeßordnung in Geltung 
war; ſie wird in der That von einigen Schriftſtellern zur Er⸗ 
läuterung des $ 52 nach der einen oder anderen Richtung heran⸗ 
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gezogen. Die in dieſer Hinſicht aufgeworfene und verſchkeden 
beantwortete Frage, ob der -& 52 alle vom 5 29 der G. O. 
begriffenen Aerzte umfaſſe (Stenglein) oder nut einen Theil der- 
ſelben, nämlich im Gegenſatze zu den Thierärzten nur diejenigen, 
welche ſich der Heilung von Menſchen widmen (John, Löwe), 
kann unerörtert bleiben. Es iſt auch verwirrend, wenn Roth⸗ 
ſchild in dem oben bezeichneten Aufſatze die Anſicht aufſtellt, daß 
der Begriff des „Arztes“ der Strafprozeßordnung jedenfalls nicht 
weiter gehen könne, als er vom § 29 der Gewerbeordnung umfaßt 
werde. Denn die Gewerbeordnung kann für die Frage der 
Begriffsbeſtimmung des „Arztes“ überhaupt nicht in 
Frage kommen. Dies aus dem einfachen Grunde, weil der § 29 
der G. O. einen von ſolchem Ziele ganz verſchiedenen Sinn und 
Zweck hat. Nicht nur, daß er, wie ſchon John (a. a. O.) hervor⸗ 


gehoben hat, die Zeugnißpflichk überhaupt nicht berührt; er 


ſpricht ſich auch über den Begriff und das Weſen der „Aerzte“ 
ebenſowenig aus, wie die Strafprozeßordnung; er ſetzt vielmehr, 
ebenſo wie dieſe, den Begriff des Arztes als bekannt und feſt⸗ 
ſtehend voraus. Der § 29 G. O. regelt lediglich, welche Perſonen 
einer auf Grund nachgewieſener Befähigung ihnen zu ertheilenden 
inländiſchen Approbation bedürfen, ſowie auch, in welcher Weiſe 
und in welchen Formen eine ſolche Approbation innerhalb des 
Deutſchen Reiches den Aerzten gegeben werden kann und ſoll. 

Weder kann 8 52 Str. P. O. aus 829 G. O. erklärt und 
erläutert werden, noch iſt dies umgekehrt möglich; beide Geſetzes 
normen behandeln Fragen, die von einander verſchieden ſind, 
und gehen hierbei von einem gemeinſamen, in keinem der beiden 
Geſetze zur Definition gebrachten Begriffe als Vorausſetzung 
aus. Hier, wie dort iſt unter „Arzt“ derſelbe Begriff zu ver⸗ 
ſtehen, und zwar ein ſolcher, der für beide Geſetze wiſſenſchaftliche 
Studien und Ablegung einer Prüfung erfordert, der alſo auch 
nach der Gewerbeordnung keinen Grund erſichtlich werden läßt, 
warum er die weiblichen, nicht im Inlande vorgebildeten Aerzte 
nicht ebenfalls mitumfaſſen ſollte. 

Führt demnach Wortſinn und Wortlaut des § 52 Str. P. O. 
zur unbedingten Anerkennung eines Zeugnißverweigerungsrechtes 
auch der auswärts ſtaatlich approbirten Aerzte und Aerztinnen, 
ſo entſpricht dieſes Auslegungsreſultat auch der Tendenz und 
dem Geiſte der Strafprozeßordnung, wie dieſe ſpeziell bezüglich 
des & 52 bei den geſekzeberischen Vorarbeiten zum Ausdruck 
gekommen find. 

Daß gerade die Heilung von Menſchen nicht unmoglich 
gemacht werden ſollte, wie Rothſchild (a. a. O.) als Zweck und 
Tendenz der Vorſchrift aufftellt, iſt viel zu enge. Löwe, der 
von dieſer Zweckbeſtimmung fpricht, erwähnt ihrer auch nur, 
um ſeine Anfiht, daß den Thierärzten das Zeugnißprivilegium 
nicht zukomme, damit zu begründen. Der wahre Grund und 
die wirkliche Zweckbeſtimmung des § 52 find tiefer und weiter 
zu faſſen. Das Geſetz ging von der unbeſtreitbaren Vor⸗ 
ausſetzung aus: Die Stellung des Arztes, insbeſondere als 
Hausarzt, machen ihn zum Vertrauensmann im eminenteſten 
Sinne des Wortes; wenn der Arzt verpflichtet ſei, Zeugniß 
abzulegen, ſo ſchädige man dieſes Vertrauensverhältniß; gerade in 
der Stärkung deſſelben aber habe man aus vielen naheliegenden 
Gründen ein dringendes öffentliches Intereſſe zu erblicken. Daß 
die Bedeutung und Größe des Vertrauensverhältuiſſes nicht 
Halt macht an den Grenzpfählen des Landes der Approbation, 
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bedarf wohl keiner beſonderen Erörterung. Die ärztlichen Be⸗ 
ziehungen zwiſchen den Klienten eines in Deutſchland approbirten 
Arztes und dieſem Arzte ſind keine anderen, als diejenigen, welche 
zwiſchen dem deutſchen Kranken und dem franzöfiſchen oder engliſchen 
Arzte beſtehen, den er als Autorität konſultirt. Soll er dieſem 
nur unter der Gefahr der Verletzung der Diskretion fich an ⸗ 
vertrauen können? Ganz daſſelbe Vertrauen iſt es auch, welches 
den Beziehungen der Klientel eines weiblichen, auswärts appro⸗ 
birten Arztes zu dieſem zu Grunde liegt. Viele Tauſende 
deutſcher Frauen anvertrauen ſich heute dem Rathe, der Kunſt 
und der Hülfe von Aerztinnen, die im Auslande vorgebildet 
ſind; es würde eine nicht zu rechtfertigende Zuwiderhandlung 
gegen die Abſicht und den Geiſt des Geſetzes ſein, wenn man 
dieſes in reichlichem Maße beſtehende und der Volkswohlfahrt 
foͤrderliche Vertrauensverhältniß zerſtören wollte. Es würde 
aber zerſtoͤrt werden, ſobald man eine ſolche Aerztin verpflichtet, 
über das, was ihr anvertraut iſt, Zeugniß abzulegen. Wenn 
das der Wille des Geſetzes wäre, oder wenigſtens als ſolcher 
heute noch aufrecht erhalten werden ſollte, dann würde die 
deutſche Geſetzgebung ihr eigenes, auf Erfahrung und weiſer 
Vorausſicht aufgebautes Werk ſelbſt untergraben; ſie würde das, 
was ſie mit einer Hand endlich und nach langem Kampfe den 
Frauen zu geben im Begriffe ſteht, mit der anderen Hand 
wieder nehmen. 

Der fo gefundenen Auslegung des § 52 gegenüber kann auch 
das nicht in Betracht kommen, was man wohl als Abſchreckung 
bezüglich der Konſequenzen vorbringt, zu welchen eine An⸗ 
erkennung des Zeugnißverweigerungsrechtes der ausländiſchen 
Aerztinnen führen konnte. Meint z. B. Rothſchild a. a. O., 
man habe, wenn über den Kreis der inländiſch approbirten 
Aerzte einmal hinausgegangen werde, keine Grenze mehr, und 
müſſe fogar auch den Kurpfuſchern das Zeugnißverweigerungs⸗ 
recht geben, ſo liegt der Grund zu einer ſolchen Annahme eben 
nur in ungenügender Abgrenzung der Begriffe gegeneinander. 
Wie der Begriff des „Arztes“ im Weſentlichen in der 
Abſolvirung regelrechter wiſſenſchaftlicher Studien, eines 
Examens und vielleicht auch noch in der Erlangung ſtaatlicher 
Approbation liegt, ſo weiſt der Begriff des Pfuſchers gerade 
darauf hin, daß derſelbe außerhalb der Zunftordnung unberechtigt 
fein Gewerbe ausübt, der Begriff des Kurpfuſchers insbeſondere 
darauf, daß der Letztere ohne ärztliche Vorbildung und ohne 
ſtaatliche Approbation Menſchen zu heilen, d. h. in das ärztliche 
Gewerbe hinein zu „pfuſchen“ ſucht. Dieſe Konſequenz muß 
alſo außer Betracht bleiben und hat mit der Zuerkennung 
eines Zeugnißverweigerungsrechtes an die Aerztinnen nichts 
zu thun. 

Von demſelben Schriftſteller wird ferner betont, daß man 
ebenſo gut, wie einer, der inländiſchen Approbation ermangelnden 
Aerztin, auch einem Studenten der Medizin, der einen Arzt in 
feinen Berufsgeſchäften vertritt, das Zeugnißverweigerungs recht 
zugeſtehen müſſe. Nun wird ein ſolcher Fall überhaupt nur 
äußerſt ſelten eintreten; ſollte aber wirklich ein Landarzt einen 
Studenten in feiner Praxis abs Vertreter beſchäftigen, oder z. B. 
der Direktor einer Klinik ſich durch einen Studenten als Famulus 
oder Praktikanten in Einzelfällen vertreten laſſen, und der be⸗ 
treffende Patient dieſem Studenten etwas anvertrauen, jo ent- 
ſpricht es in der That einer vernünftigen Erwägung und der 
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Tendenz des Geſetzes, wenn man auch dieſem Gehülfen des 
Arztes das Zeugnißverweigerungsrecht giebt. Sind doch z. B 
auch darüber ſämmtliche Schriftſteller einig (John, Löwe, 
Stenglein), daß dem juriſtiſchen Stellvertreter des Anwalts 
(Referendar) daſſelbe Zeugnißverweigerungsrecht, wie dem Anwalt 
ſelbſt, zu gewähren iſt. Und dies mit Recht! 

So glaube ich denn, daß der Eingangs dieſer Erörterungen 
erwähnte Beſchluß des Frankfurter Landgerichts eine Nachfolge 
bei den deutſchen Gerichten nicht finden ſollte. Vielmehr dürfte 
es bei fachgemäßer Auslegung der Strafprozeßordnung keinem 
Zweifel unterliegen, daß auch den im Auslande appro- 
birten, in Deutſchland praktizirenden Aerztinnen 
für Strafſachen das Zeugnißverweigerungsrecht in 
vollem Maße gegeben werden muß und ſoll. Darauf 
weiſt ſicherlich auch die Volksüberzeugung weiter gebildeter Kreiſe 
hin. Denn auch von dem Zeugnißverweigerungs rechte der weib ⸗ 
lichen Aerzte gilt dasjenige, was Eduard Lasker bei Berathung 
des 3 52 der Str. P. O. geſagt hat, daß „nur Jemand, der ſich 
einer überſprudelnden Geſundheit erfreue, dem Arzt das ihm 
eingeräumte Recht verweigern konne“. 


§ 1404 B. G. B. und ſein Verhältniß zu den 

Vorſchriften über den Schutz des gutgläubigen 
Erwerbers insbeſondere zu § 366 H. G. B. 
Von Rechtspraktikant Robert Teutſch in Nürnberg. 


Die im geſetzlichen Güterſtande des B. G. B. lebende Ehe- 
frau bedarf nach § 1395 B. G. B. zur Verfügung über ein- 
gebrachtes Gut der Einwilligung des Mannes. Eine ohne dieſe 
Einwilligung getroffene vertragsmäßige Verfügung iſt zunächſt 
in Schwebe. Ertheilt der Mann nachträglich ſeine Zuſtimmung, 
giebt derſelbe, um im Sprachgebrauch des B. G. B. zu reden 
— vergl. § 184 — ſeine „Genehmigung“, ehe ein Widerruf 
ſeitens des Vertragsgegners der Frau gemäß § 1397 erklart 
wurde, jo wird die Verfügung der Regel des $ 184 entſprechend 
ex tunc wirkſam. Andernfalls entſcheidet es ſich, daß der 
Vertrag definitiv unwirkſam iſt. Verfügt die Frau durch ein⸗ 
ſeitiges Rechtsgeſchäft über eingebrachtes Gut, ſo iſt dieſes 
Rechtsgeſchäft ſogleich endgültig unwirkſam. — 5 1398. 

Die 88 1395 bis 1398 handeln lediglich von Ver⸗ 
fügungen im techniſchen Sinne des B. G. B., d. h. von 
Rechtsgeſchäften, die ſich unmittelbar auf eine Rechtsänderung 
richten, kurz geſagt, von dinglichen Rechtsgeſchäften im weiteſten 
Sinne. Die im Gegenſatz hierzu ſtehenden obligatoriſchen 
Rechtsgeſchäfte der Frau regelt der 8 1399. Die obligatorischen 
Rechtsgeſchäfte der Frau bezüglich des eingebrachten Gutes 
werden uns hier nicht beſchäftigen; aber auch nicht alle Arten 
von Verfügungen werden uns intereſſiren, ſondern nur die 
wichtigſte Art — die Uebertragung von Eigenthum und be⸗ 
ſchränkten dinglichen Rechten an Sachen ($ 90) ſowie die 
Beſtellung von letzteren, welche Rechtegeſchäfte unter ae engeren 
Begriff; der Veräußerung“) fallen. | 


) Die Beſtellung von beſchränkten dinglichen Rechten iſt meines 
Erachtens eine theilweiſe Veräußerung. 
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Bezüglich der Verfügungen der Ehefrau über eingebrachtes 
Gut trifft der § 1404 eine ſehr einſchneidende Beſtimmung. 
Nach dieſer Vorſchrift muß ein Dritter die Beſchränkungen, 
denen die Frau hinfſichtlich des eingebrachten Gutes unterliegt, 
ſelbſt dann gegen ſich gelten laſſen, wenn er nicht gewußt hat, 
daß die Frau eine Ehefrau iſt. 

Die Motive zum B. G. B. — ſiehe Bd. VII S. 237 flg. — 
führen zur Begründung dieſer Beſtimmung aus, die Rechts⸗ 
konſequenz würde zwar erfordern, auch hier die Vorſchriften zu 
Gunſten derjenigen, welche Rechte von einem Nichtberechtigten 
herleiten, Anwendung finden zu laſſen, allein in einer praktiſch 
ſo wichtigen Frage dürfe nicht die Rechtskonſequenz ſondern nur 
das Bedürfniß des praktiſchen Lebens entſcheidend ſein. Ins⸗ 
beſondere ſei es bedenklich, die Rechte des Mannes davon ab⸗ 
hängig zu machen, daß derſelbe eventuell den mala fide Erwerb 
eines Dritten nachweiſen müßte; der Rückſicht auf die Sicherheit 
Dritter ſtehe die Rückſicht auf die Sicherung der Rechte des 
Ehemannes gleichwerthig gegenüber. Die eheherrlichen Rechte 
entſtünden kraft Geſetzes und, ſoweit fie Grundſtücke beträfen, 
ſei ihre Exiſtenz nicht von einer Eintragung im Grundbuche 
abhängig. Eine nothwendige Konſequenz ſei, daß im Grundbuch- 
verkehr der gutgläubige Erwerber ſich nicht auf den Inhalt — 
oder richtiger Nichtinhalt — des Grundbuchs berufen könne. 
Müſſe aber hiernach die Anwendung der Grundſätze über den 
mala fide Erwerb für den Grundbuchverkehr ausgeſchloſſen 
werden, ſo könne es nicht als angemeſſen erſcheinen für den 
minder (7) wichtigen Fall des Mobiliarverkehrs dem entgegen⸗ 
geſetzten Prinzipe zu folgen. 

So ungefähr die Motive. Ob ihre Begründung durch⸗ 

ſchlagend iſt, möchte ich ſehr bezweifeln. Doch dieſe Aus⸗ 
führungen ſollen keine rechtspolitiſchen ſein; vielmehr ſoll die 
theoretiſche Stellung und die praktiſche Tragweite des § 1404 
hier erörtert werden. 
Die Litteratur, ſoweit fie mir zu Gebote ſtand, ſagt über⸗ 
einſtimmend, daß 5 1404 eine Ausnahme von den Vorſchriften 
darſtellt, welche die Herleitung von Rechten auch von nicht Be⸗ 
rechtigten ermöglichen und citirt dabei zum größten Theil die 
88 932—936, 892, 1032, 1138, 1156, 1207, 1208, 1244, 
deren Anwendung durch § 1404 ausgeſchloſſen wird. Vgl. die 
Kommentare von Fiſcher⸗ Henle, Kuhlenbeck, Planck, Staudinger 
und die Lehrbücher von Coſack und Endemann. 

Darnach könnte es ſcheinen, als ob 8 1404 eine unmittel- 
bare Ausnahme von dieſen Beſtimmungen darftellte; allein 
dieſe Auffaſſung dürfte unrichtig ſein. 

Die hier vor allem in Betracht kommenden Beſtimmungen 
der 88 932 fig. regeln die Herleitung des Eigenthums an einer 
beweglichen Sache von einem nicht oder nicht vollſtändig 
— vgl. § 936 — Berechtigten. Die Fälle des § 1404 find 
von dieſen Fällen ganz verſchieden. Die Frau iſt Eigenthümerin 
der zum eingebrachten Gute gehörigen Sachen. Inſofern wäre 
ſie an ſich bezüglich derſelben vollſtändig verfügungsberechtigt. 
Aber auch, ſoweit das Verwaltungs- und Nutznießungsrecht des 
Mannes) als Beſchränkung für ihre Dispofitionsbefugniß in 
Betracht kommt, iſt der unter den 58 932 fig. allein hier in 


) Bgl. über die juriſtiſche Qualität dieſes Rechtes insbeſondere 
Staubs Kom. z. H. G. B. Anm. 86 zu 8 866, 
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Frage ſtehende § 936 nicht anwendbar, denn die $$ 1395 fig. 
beſtimmen, daß an den zum eingebrachten Gute gehörigen Sachen 
von der Frau überhaupt nicht Eigenthum übertragen werden 
kann. Wäre § 936 anwendbar, fo könnte die Frau jedenfalls 
unbeſchadet des Rechtes des Ehemanns Eigenthum über⸗ 
tragen (bezw. ſonſtwie verfügen). So aber kann ſie nicht nur 
dem Rechte des Ehemanns nicht ſchaden, ſie kann überhaupt 
keine Verfügungen über die zum eingebrachten Gute gehörigen 
Sachen treffen; ihre Verfügungen werden, wie § 1396 Abſ. 3 
ausdrücklich ſagt, ſelbſt dann nicht wirkſam, weun die Ver⸗ 
waltung und Nutznießung des Mannes endet. Der $ 1395 
verbietet der Frau zu Gunſten des Ehemanns ſchlechthin, 
irgend welche Verfügungen über eingebrachtes Gut zu treffen; 
die Frau iſt nach dieſer Vorſchrift Hinfichtlich des eingebrachten 
Gutes ihrer Verfügungsfähigkeit beraubt. Das Verbot des 
8 1395 ſtellt fi) demnach als Veräußerungsverbot dar und, da 
es lediglich im Intereſſe des Ehemanns ſtatuirt iſt, erſcheint es 
feinem juriſtiſchen Weſen nach als fog. relatives Veräußerungs- 
verbot. § 1395 könnte ebenſogut auch ſo gefaßt ſein: „Die 
Frau darf über eingebrachtes Gut nicht verfügen“. Daß eine 
Verfügung mit Einwilligung deſſen, zu deſſen Gunſten das 
Veräußerungsverbot beſteht, wirkſam iſt, das verſteht ſich meines 
Erachtens hier, wie bei jedem relativen Veräußerungsverbot von 
ſelbſt. Der Mann kann doch — und das gilt entſprechend bei 
allen relativen Veräußerungsverboten — die Ehefrau vom Verbot 
des § 1395 im einzelnen Falle dispenſiren und in feiner Ein- 
willigung liegt eben ein ſolcher Dispens. — Vgl. Kommentar 
von Planck, Bd. I Anm. 3 zu § 135. 

Mit dieſer Anſicht ſteht nun eine Stelle der Motive zum 
B. G. B. in Widerſpruch. Da heißt es nämlich in Bd. IV 
S. 225: „Da es ſich um eine Beſchränkung des Verfügungs⸗ 
rechtes lediglich zum Schutze der Intereſſen des Ehemanns handelt, 
fo liegt es nahe, ſoviel die juriſtiſche Konſtruktion des Berbält- 
niſſes betrifft, ſich an den § 107 — jetzt § 135 — bier an⸗ 
zuſchließen. Eine ſolche Geſtaltung empfiehlt ſich indeſſen nicht, 
weil darnach die von der Ehefrau ohne Einwilligung des Ehe⸗ 
manns getroffene Verfügung über Eheguts rechte nur dem Che- 
mann gegenüber unwirkſam fein würde.“ Es empfehle fich, fo 
wird weiter ausgeführt, daß die Beſtimmung getroffen werde, 
die Verfügungen der Ehefrau ſollen jedermann gegenüber 
unwirkſam ſein. 

Es iſt aber unerfindlich, wie dadurch, daß die Wirkung 
des relativen Veräußerungsverbotes des & 1395 gegenüber der 
regelmäßigen Wirkung der relativen Veräußerungsverbote aus⸗ 
nahmsweiſe verſtärkt iſt, an der jnriſtiſchen Natur deſſelben 
etwas geändert werden ſoll, wie dadurch ſein juriſtiſches Weſen 
alterirt werden ſollte. Es konnte doch alsdann hier nur in 
Frage kommen, ob es durch die oben bezeichnete verftärkte 
Wirkung nicht zum abſoluten Verbote im Sinne des § 134 
wird. Allein davon kann keine Rede ſein; in dieſem Falle wäre 
ja die Beſtimmung des 8 1404 ganz überflüſſig, da eine ent- 
gegen der Vorſchrift des §8 134 vorgenommene Verfügung unter 
allen Umſtänden, ohne jede Rückſicht auf guten Glauben des 
Dritten nichtig iſt. 

Es iſt alſo daran feſtzuhalten, daß das Verbot des § 1395 
ſeinem juriſtiſchen Charakter nach ein relatives Veräußerungs⸗ 
verbot iſt. Demnach bildet aber auch 8 1404 nicht eine un ⸗ 
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mittelbare, eine direkte Ausnahme von den Vorſchriften 
der 88 932 fig. u. ſ. f. Vielmehr charakteriſirt ſich dieſe Be⸗ 
ſtimmung als eine Ausnahme vom Abſ. 2 des § 135 und erſt 
durch das Medium des § 135 Abſ. 2 bildet fie eine Ausnahme 
von den 58 932 fig. u. |. w. 

Dieſe zunächſt rein theoretiſchen Ausführungen haben auch 
ihre praktiſchen Kouſequenzen. Das wird ſich unten bei Be⸗ 
ſprechung der Anſicht Staubs über das Verhältniß von § 1404 
zum § 366 H. G. B. zeigen. 

Wenn wir uns nun der praktiſchen Tragweite des § 1404 
zuwenden, jo müſſen wir da im Auge behalten: § 1404 be- 
ſchränkt die Anwendung des § 135 Abſ. 2 inſoſern zu Gunſten 
des Ehemannes, als der Dritte ſich nicht darauf berufen kann, 
er habe nicht gewußt, daß die Gegenkontrahentin eine Ehefrau 
iſt und auch bloß inſoweit. 

Wenn demnach die Frau zwei Sachen, von denen die eine 
ihrem Ehemann gehort, während die andere Beſtandtheil ihres 
eingebrachten Gutes iſt, und welche beide ihr vom Mann zur 
perſönlichen Benutzung überlaſſen wurden, an einen gutgläubigen 
Dritten veräußert, ſo wird der Dritte zwar Eigenthümer der 
dem Ehemanne gehörigen Sache, da §§ 1404 und 1395 nicht 
Platz greifen, nicht dagegen Eigenthümer der Sache, die der 
Frau ſelbſt gehört. Wie aber, wenn die Frau eine zum ein⸗ 
gebrachten Gute gehörige Sache, die ihr ebenfalls vom Manne 
zur Benutzung überlaſſen wurde, an einen Dritten veräußert, 
der zwar weiß, daß die Betreffende eine Ehefrau iſt, aber glaubt, 
die Sache gehöre zu ihrem Vorbehaltungsgut? In der Regel 
wird hier grobe Fahrläſſigkeit des Dritten anzunehmen ſein. 
Aber es ſind Fälle ſehr leicht denkbar, in denen eine grobe 
Sahrläffigkeit nicht vorliegt, z. B. der Dritte kennt den Ehe⸗ 
vertrag und weiß, daß in demſelben eine ſolche Sache als zum 
Vorbehaltsgute gehörig aufgeführt iſt, während thatſächlich dieſe 
Sache mit der veräußerten nicht identiſch iſt. In dieſem Falle 
wird der gutgläubige Dritte nach § 135 Abſ. 2 in Verbindung 
mit § 932 Eigenthümer, und das Recht des Ehemanns erliſcht — 
88 135 Abſ. 2 und 936. § 1404 greift eben in dieſem Bei- 
ſpiele nicht ein. Wir nahmen in den beſprochenen Fällen an, 
daß der Mann die veräußerten Sachen ſeiner Frau zur Be⸗ 
nutzung überlaſſen hatte, jo daß gemäß 5 868 dieſe unmittel- 
baren Beſitz an denſelben hatte. Anders, wenn dieſe Sachen, 
nachdem der Mann fie gemäß § 1373 in Beſitz genommen 
hatte, ſo daß er unmittelbarer Befitzer war, während die Frau 
nur mittelbaren Beſitz hatte, von dieſer weggenommen und an 
einen Dritten veräußert werden, der z. B. gutgläubig annimmt, 
ſie ſeien Beſtandtheile des Vorbehaltsgutes der Frau. Unter 
dieſen Umſtänden wird der Dritte nicht Eigenthümer. Die 
Sachen find dann dem Manne „abhanden gekommen“ — vergl. 
§ 935. Da alſo nach § 135 Abſ. 2 in Verbindung mit § 935 
keine Vorſchrift zu Gunſten derer eingreift, die Rechte von einem 
Nichtberechtigten herleiten, ſo kann der Dritte nicht Eigenthümer 
werden. 

Wenn der Dritte, der nach § 1404 nicht Eigenthum an 
den ihm von der Frau veräußerten Sachen erworben hat, die⸗ 
ſelben an einen Gutgläubigen weiter veräußert, jo wird dieſer 
letztere Eigenthümer, da bei ihm die Vorſchriften der 89 932 fig. 
Platz greifen. Ebenſo, wenn die Ehefrau, die etwa die Be⸗ 
ſtinmmung des 8 1404 kennt, ihre Nachbarin beauftragt, die 
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Sache in eigenem Namen aber für ihre Rechnung zu ver⸗ 
außern. Natürlich iſt auch in den beiden letzten Fällen voraus⸗ 
geſetzt, daß die Sachen dem Manne nicht abhanden gekommen ſind. 

Hat die Ehefrau dem Dritten argliſtig verſchwiegen, daß 
ſie eine ſolche iſt, und iſt ſo dem Dritten ein Schaden ent⸗ 
ſtanden, ſo haftet die Frau nach den Grundſätzen über die 
unerlaubten Handlungen. Für dieſe Schuld der Frau hat das 
eingebrachte Gut aufzukommen — vergl. § 1411 flg. So find 
Fälle ſehr leicht denkbar, in denen der Mann froh fein wird, 
wenn er die Verfügung ſeiner Frau noch genehmigen kann, weil 
ein Schadenserſatz ex delicto ihm größere Opfer koſten würde. 
Daß das eingetragene Gut, falls es durch die gemäß § 1404 
unwirkſame Verfügung der Frau bereichert iſt, nach 8 812 fig. 
auf die Bereicherung haftet, bedarf keiner weiteren Ausführung. 

Bezüglich des Immobilienverkehrs ſtellt $ 1404 eine Aus⸗ 
nahme von Satz 2 des 8 892 dar. Die Verfügungsbeſchränkung 
der Ehefrau bedarf, um Dritten gegenüber wirkſam zu ſein, 
nicht des Eintrags im Grundbuch. Die Motive führen aus, 
daß durch Eintragung dieſer Dispoſitionsbeſchränkungen eine 
allzu große Ueberfüllung der Grundbücher eintreten würde. 

Mutatis mutandis gilt das oben ausgeführte für alle 
übrigen Fälle des B. G. B., in denen der Schutz des vom 
Nichtberechtigten erwerbenden gutgläubigen Dritten ausgeſprochen 
iſt, Anwendung, ſo daß es einer näheren Betrachtung all dieſer 
Fälle nicht bedarf. 

Nur eine Erörterung des Verhältniſſes des § 1404 zum 
§ 866 H. G. B. iſt noch am Platze. Staub ſpricht in feinem 
Kommentare zum H. G. B. — Anm. 36 zu § 366 — aus⸗ 
führlich hiervon. Er kommt indeß meines Erachtens zu einem 
unhaltbaren Reſultate. Wenn er hervorhebt, daß, im Falle der 
Dritte Eigenthum erwirbt, auch das geſetzliche Recht des Mannes 
an der veräußerten Sache erliſcht, ſo wird man an der Richtig⸗ 
keit dieſer Ausführung nicht zweifeln können. Die wichtigſte 
Frage aber iſt die: Wann wird der Dritte im Handels verkehr 
entgegen den Vorſchriften der SS 1395 fig. Eigenthümer? Und 
gerade hier iſt es wichtig, das Verhältniß zwiſchen § 1404 und 
§ 366 H. G. B. feſtzuſtellen. Staub führt J. c. aus, $ 1404 
dürfe auf den Fall des $ 366 H. G. B. nicht „unmittelbar“ 
Anwendung finden; vielmehr will Staub nur den Grund- 
gedanken des § 1404 bezüglich der Beurtheilung der Frage, ob 
grobe Fahrläſſigkeit des Dritten gegeben iſt, wenn er nicht 
wüßte, daß er mit einer Ehefrau kontrahirte, angewendet wiſſen; 
es gehe der § 366 H. G. B. als handelsrechtliche Vorſchrift dem 
§ 1404 B. G. B. vor. 

Dieſer Auffaffung kann nicht beigepflichtet werden. Ich 
glaube, dieſelbe beruht auf dem Irrthume, § 1404 ſtelle eine 
direkte Ausnahme von den 88 932 flg. dar, welche Be. 
ſtimmungen für das Gebiet des Handelsverkehrs eine Erweiterung 
durch § 366 H. G. B. finden. Nach deu obigen Aus- 
führungen iſt es indeß anders. § 1404 iſt eine Ausnahme 
vom Abſ. 2 des § 135, d. h. von einer Beſtimmung, welche 
die Vorſchriften zu Gunſten derer, die Rechte von einem Nicht: 
berechtigten herleiten und damit auch den § 366 H. G. B. für 
entſprechend anwendbar erklärt. Wenn nun das B. G. B. ſelbſt 
eine Beſtimmung trifft, nach welcher der $ 366 H. G. B. auf 
Fälle entſprechende Anwendung finden ſoll, auf die er zunächſt 
nicht paßt, ſo kann es doch ficherlich auch innerhalb dieſer 
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Erweiterung des Geltungsbereiches wieder Ein- 
ſchränkungen machen, mit anderen Worten: die Geltung des 
§ 366 H. G. B. für die Fälle des § 135 Abſ. 1 hat ihre 
Quelle in einer Vorſchrift des B. G. B. — Abſ. 2 des 
§ 135 — und dieſes kann in Folge deſſen auch von deſſen 
Anwendung auf dieſe Fälle wieder Ausnahmen treffen, wie 
ſolches in § 1404 B. G. B. geſchehen iſt. Soweit alſo § 1404 
eingreift, iſt die Anwendbarkeit des § 366 H. G. B. aus⸗ 
geſchloſſen. Demnach wird der Dritte auch in den von Staub 
angeführten Fällen, wo die Unkenntniß von der Eigenſchaft der 
andern Kontrahentin als Ehefrau darauf zurückzuführen iſt, 
daß der Eintrag im Handelsregiſter ſie als ledig bezeichnet, 
oder daß bei der Polizei falſche Auskunft ertheilt wurde, nicht 
Eigenthümer. 

Man könnte nun meinen, dieſe Ausführungen entbehrten 
jeder praktiſchen Bedeutung, da ja gemäß § 1405 B. G. B. die 
Zuſtimmung des Mannes, der ſeiner Ehefrau die Einwilligung 
zum ſelbſtändigen Betrieb eines Erwerbsgeſchäftes ertheilt hat, 
zu den Rechtsgeſchäften nicht erforderlich iſt, die der Geſchäfts⸗ 
betrieb mit ſich bringt. Dem iſt jedoch nicht ſo. § 1405 be⸗ 
zieht ſich eben nicht auf die Fälle, wo die Frau eigen mächtig 
ein Handelsgewerbe betreibt; ferner iſt ſein Geltungsbereich ein 
viel engerer als der des § 366 H. G. B.; denn § 1404 bezieht 
fi) nur auf ſolche Geſchäfte, „die der betr. Geſchäftsbetrieb mit 
ſich bringt“, $ 366 dagegen auf alle „im Betriebe“ des 
Handelsgewerbes abgeſchloſſenen Geſchäfte. Und ſoweit $ 1405 
nicht Platz greift, werden obige Ausführungen von Be⸗ 
deutung. 

Einige Beiſpiele ſollen das Verhältniß von § 1404 zu 
8 366 H. G. B. illuſtriren. 

Die Frau veräußert in ihrem Handelsgewerbe, das ſie 
gegen den Willen bezw. trotz Einſpruchs des Mannes — vergl. 
§ 1405 — betreibt, eine zum eingebrachten Gute gehörige 
Sache; der Erwerber weiß zwar, daß ſie verheirathet iſt, aber 
er nimmt optima fide an, fie ſei von ihrem Chemanne er⸗ 
mächtigt, die Sache zu veräußern. Hier greift § 1404 nicht 
Platz; der Dritte wird nach § 135 Abſ. 2 in Verb. mit § 366 
H. G. B. Eigenthümer. Wie aber, wenn der Dritte zwar weiß, 
daß der Ehemann ſeine Einwilligung nicht gegeben hat, wenn 
er aber glaubt, die Ehefrau ſei als ſolche bezüglich der ihr ge⸗ 
hörigen Sachen unbeſchränkt dispoſitionsfähig? In der Regel 
wird dieſe Geſetzesunkenntniß auf grober Fahrläſſigkeit beruhen. 
Aber denken wir z. B. es handelt ſich um einen Ausländer, 
von dem man unmöglich erwarten kann, daß er unſer Recht 
kennt! Auch in dieſem Falle greift m. E. § 1404 nicht ein, 
der Dritte wird Eigenthümer. Das gleiche wird anzunehmen 
ſein, wenn der Erwerber gutgläubig annimmt, die Verfügung 
der Frau ſei durch § 1405 gedeckt. 

Zum Schluſſe dieſer Betrachtung ſei darauf hingewieſen, 
daß § 1404 auch für die Errungenſchafts⸗ und für die Fahrniß⸗ 
gemeinſchaft von großer Bedeutung iſt — vergl. 88 1525, 1550; 
ferner findet er, wenn auch in ſehr befchränftem*) Umfange, 


) Ueber die hier nicht weiter zu erörternde Frage, ob 8 1404 
auch für das Geſammtgut der allgem. Gütergem. gilt, vergl. 
Dr. Heinsheimer in „Das Recht“ Ihrgg. 1901 S. 609, und Mantey 
ibid. Ihrgg. 1902 S. 39. 
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gemäß § 1439 Anwendung bei der allgemeinen Gütergemein⸗ 
ſchaft. In dieſen Fällen gilt natürlich gleichfalls das oben 
Ausgeführte. 


Behandlung gemeinſchaftlicher Privatteſtamente 
nach Eröffnung beim Tode des erſtverſtorbenen 
Ehegatten. 


Das B. G. B. beftimmt unter dem Titel „Gemeinſchaft⸗ 
liches Teſtament“ im § 2273, der von deſſen Eröffnung handelt: 
„Das Teſtament iſt“ (nach Verkündung) „wieder zu verſchließen 
und in die beſondere amtliche Verwahrung zurückzubringen“. 
Schon das „Zurück“ im letzten Worte zeigt, daß bei der Geſetz⸗ 
gebung hier nur an Teſtamente gedacht iſt, die vorher in amt⸗ 
licher Verwahrung geweſen ſind. An andere konnte bei der 
Aufſtellung der Beſtimmung auch gar nicht gedacht werden, 
da der Entwurf des Geſetzes damals — zur Zeit der zweiten 
Kommiſſion — andere als amtlich verwahrte (jchriftliche) 
Teſtamente gar nicht kannte. Bei ihrer, d. i. der Privat⸗ 
teſtamente, Einſtellung in den Entwurf (durch den Reichstag) 
hat man die Anwendung der oben angeführten Vorſchrift des 
§ 2273 auf ſie nicht ins Auge gefaßt; das zeigt die Bei⸗ 
behaltung des Wortes „zurück“, während etwas Anderes aus 
den Materialien nicht hervorgeht. Es iſt alſo klar, daß dieſe 
Vorſchrift für nicht amtlich verwahrt geweſene Teſtamente — 
und das ſind die Privatteſtamente in der Regel — nicht 
beſtimmt iſt. Sie könnte alſo auf dieſe nur noch durch 
Analogie zur Anwendung kommen, d. h. nur dann, wenn die 
Vorausſetzungen der analogen Anwendung (Verwandtheit der 
Verhältniſſe, Gleichheit des Grundes — Dernburg) vorliegen. 
Wo dies der Fall, erledigt ſich die in meinem Thema llegende 
Frage mit der Anwendung des § 2273, wo nicht, wird man 
ſich die Richtſchnur der Behandlung der fraglichen Teſtamente 
aus den übrigen Grundſätzen des Geſetzes zu holen 
haben. 

Es iſt zunächſt der Fall, wenn das Teſtament bereits in 
amtlicher Verwahrung geweſen iſt und der überlebende Gatte 
die Wiederverwahrung verlangt. Der Fall liegt ſo klar, daß 
ich auf ihn nicht näher einzugehen brauche; es genügt, darauf 
hinzuweiſen, daß auch Privatteſtamente auf Verlangen in amt⸗ 
liche Verwahrung zu bringen find. 

Der Normalfall wird aber in der Praxis der ſein, daß 
das Privatteſtament nicht in amtlicher Verwahrung geweſen iſt. 
Hier liegt ſchon ein direkter Gegenſatz zu den Verhältniſſen, für 
die der § 2273 beſtimmt iſt, vor, denn dort war das Teſtament 
in amtlicher Verwahrung. Von einer analogen Anwendung 
dieſes Paragraphen kann alſo ſchon deshalb nicht die Rede ſein, 
ohne daß wir weitere Verſchiedenheiten heranziehen brauchen. 
Wir haben uns alſo bei der Behandlung des Teſtamentes in 
dieſem Falle nach den übrigen Grundſätzen des B. G. B. 
zu richten. Privatteſtamente ſind nach § 2248 nur auf Ver⸗ 
langen in amtliche Verwahrung zu nehmen. Wenden wir 
dieſen Grundſatz auf unſeren Fall an, ſo iſt das Teſtament, 
wenn die amtliche Verwahrung nicht verlangt wird, nach Ver⸗ 
kündung und Anfertigung einer Abſchrift von den Beſtimmungen 
des verſtorbenen Ehegatten, dem überlebenden wieder heraus ⸗ 
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zugeben. Und wir dürfen gar kein Bedenken tragen, ihn 
anzuwenden, denn ein entgegenſtehender Grundſatz iſt im Geſetz 
nicht vorhanden. Aus dem § 2273 iſt ein ſolcher nicht zu ent- 
nehmen; dieſer Paragraph will, wie wir geſehen, zweifelsohne nur 
das Teſtament, das in Folge des Todes des einen Gatten aus der 
beſonderen Verwahrung heraus genommen worden iſt, in die alte 
Verwahrung zu rü cckbringen, er will die alte ſichere Verwahrung 
aufrechterhalten, ganz abgeſehen davon, daß er unangeſichts 
des Privatteſtamentes aufgeſtellt iſt. Es könnte fich noch Jemand 
verleiten laſſen, der Herausgabe des Teſtaments an den über⸗ 
lebenden Gatten den in den Motiven S. 308 a. E. aufgeſtellten 
Grundſatz entgegenzuhalten, daß das Original des Teſtamentes 
nicht ausgefolgt werde. Doch die Motive kannten noch viel 
weniger wie der 2. Entwurf das Privatteſtament, ſie können in 
Folge deſſen auch nicht für unſere Frage unmittelbar maßgebende 
— im Gegenſatz zu analog anwendbaren — Grundſaͤtze aufſtellen. 
Aber auch analog anwendbar für unſeren Fall ift das Prinzip 
der Motive nicht; mangels der oben genannten Vorausſetzungen 
der Analogie. Für die Motive gab es keinen Fall, wo berechtigte 
Gründe für eine Ausantwortung der Urſchrift ſprachen, und da 
fanden ſie es bei den Gründen der Einfachheit, die dafür ſprechen, 
daß fie bei den Akten bleibt, ſelbſtverſtändlich, daß fie nicht aus⸗ 
gefolgt werde. Schon die 2. Kommiſſion ſchuf mit dem gemein⸗ 
ſchaftlichen Teſtament einen Fall, wo dieſen Einfachheitsgründen 
andere Gründe gegenübertraten, die allerdings nicht für eine 
Ausantwortung, ſondern nur für eine beſondere Ver⸗ 
wahrung ſprachen — und man begnügte ſich dieſen über- 
wiegenden Gründen gegenüber für die Akten mit einer be⸗ 
glaubigten Abſchrift. Der Reichstag hat nun einen zweiten Fall 
geſchaffen, wo jenen Einfachheitsgründen andere überwiegende 
gegenübertreten, die diesmal aber für eine Ausantwortung 
ſprechen. Will da wirklich jemand den in den Motiven unter 
ganz anderen Verhältniſſen niedergelegten Grundſatz, daß das 
Original des Teſtamentes nicht ausgefolgt werde, an den Haaren 
herbeiziehen, bloß um vor der einzig konſequenten Ergänzung 
des Geſetzes, der Ausantwortung des Teſtamentes an den über⸗ 
lebenden Gatten zurückſchrecken zu können? Und wenn er es 
thut, will er dann wirklich das Teſtament in die beſondere amt⸗ 
liche Verwahrung bringen? dem im Geſetz ſelbſt aus⸗ 
geſprochenen Grundſatze, daß dies bei Privatteſtamenten nur auf 
Verlangen zu geſchehen hat, dem in den Reichstagsprotokollen 
niedergelegten Grunde dieſer Vorſchrift, der Koſtenerſparung für 
das Publikum, zum Trotz? ohne dafür irgend eine geſetzliche 
Stütze zu haben? Denn der § 2273 iſt, wie wir geſehen 
haben, für dieſen Fall nicht gegeben. Das doch wohl kaum! 
Will er ſonſt etwa das Teſtament bei den Akten aufbewahren? 
Auch das geht nicht. Für Teſtamente, die ihren Zweck wegen 
Nochnichteintretens des Todes des Teſtators noch nicht erfüllt 
haben — und das ift auch bei einem gemeinſchaftlichen Teſta⸗ 
mente beim Tode erſt nur einen Zeftatord der Fall — giebt es 
nur 2 Aufbewahrungsarten: die „beſondere amtliche“ und die 
private, eine dritte iſt dem B. G. B. unbekannt. Das Gericht 
würde ſich auch eine unnöthige Verantwortung aufbürden, 
wollte es ſolch eine wichtige Urkunde in ſo unzulänglicher Form 
in ſeiner Verwahrung behalten. 
Privatverwahrung herauszugeben; auch auf dieſem Umwege 
kommen wir zu dieſem einzigen Ausweg. 
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Wie fleht es nun aber mit der Behandlung von Teſta⸗ 
menten, die (auf Verlangen) in amtlicher Verwahrung geweſen 
ſind, bei denen aber der überlebende Gatte nach ihrer Heraus⸗ 
nahme und Eröffnung dieſes Verlangen nicht wiederholt oder 
gar der Wiederverwahrung widerſpricht? Ich möchte mich 
für ihr Zurückbringen in die beſondere amtliche Verwahrung 
entſcheiden. Denn hier ſtehen nicht nur einer analogen An⸗ 
wendung des § 2273 keine Gründe entgegen — die Verhältniſſe 
liegen ähnlich, der Grund der Privatverwahrung, Koſtenerſparung 
und Bequemlichkeit für Abänderungen (vergl. Reichstagsproto⸗ 
kolle) fällt, da die Wiederverwahrung Koſten nicht verurſacht und 
Abänderungen für die Zukunft unſtatthaft ſind, weg, der Grund 
der amtlichen Verwahrung, die größere Sicherheit, tritt um ſo 
mehr in feine Rechte — der § 2272, wonach ein gemeinſchaft⸗ 
liches Teſtament nur von beiden Ehegatten gemeinſchaftlich 
aus der amtlichen Verwahrung zurückgenommen werden kann, 
ſpricht andererſeits ſogar für die Wiederverwahrung. Der Ent⸗ 
ſchluß der Eheleute, das Teſtament in die beſondere amtliche 
Verwahrung zu geben, zeugt dafür, daß ſie die Sicherheits⸗ 
gründe, die für dieſe Verwahrungsart ſprechen, theilten. Giebt 
der überlebende Ehegatte nun nach dem Tode des anderen 
dieſen Standpunkt auf, fo tft durchaus nicht zu vermuthen, daß 
ſich der verſtorbene dem anſchließen würde. Namentlich beim 
korreſpektiven Teſtament iſt im Gegentheil anzunehmen, daß er 
bei ſeinem Verlangen nach amtlicher Verwahrung beharren würde; 
denn hier müßte ihm gerade an der Verwirklichung der Be⸗ 
ſtimmungen des anderen, des überlebenden, und damit an der 
moͤglichſt ſicheren Erhaltung des Teſtamentes bis zu deſſen Tode 
gelegen ſein. Das Teſtament nicht wieder in amtliche Ver⸗ 
wahrung bringen hieße alſo den muthmaßlichen Willen des 
Verſtorbenen übergehen. Und das würde zugleich dem Grund⸗ 
ſatze widerſprechen, der im § 2272, wenn auch unmittelbar nur 
für Lebzeiten beider Gatten, zum Ausdruck gekommen iſt. 

Es wirft ſich endlich die Frage auf, ob nicht in amtlicher 
Verwahrung geweſene gemeinſchaftliche Privatteſtamente auf 
Verlangen des überlebenden Gatten nach der Eröffnung in 
amtliche Verwahrung zu bringen ſind. Es iſt dies meines Erachtens 
der Fall, für deſſen Entſcheidung ſich im Geſetze am wenigſten 
Anhaltspunkte finden. Ich möchte die Frage bejahen. Die 
einzige Erwägung, die zu ihrer Verneinung führen könnte, iſt 
die, daß ſich beide Ehegatten bei beider Lebzeiten bei der 
Privatverwahrung beruhigt haben und daß nun nach dem Tode 
des einen der andere hieran nichts ändern dürfte, wie wir oben 
für den umgekehrten Fall feſtgeſtellt haben. Allein hier liegen 
die Verhältniſſe doch weſentlich anders. Während aus der Hin- 
gabe in die beſondere amtliche Verwahrung nothwendig ein 
bewußtes Wollen dieſer Verwahrungsart hervorgeht, geht 
ein ſolches aus dem Nichthingeben nicht hervor; denn ein 
Unterbleiben ſetzt kein Wollen voraus. Während im erſteren 
Falle die Gründe, die den Verſtorbenen zur Hingabe zur amt⸗ 
lichen Verwahrung beſtimmt haben, beftehen bleiben, finken hier 


die Gründe, die ihn zur Privatverwahrung beſtimmt haben, 


wenn überhaupt beſondere Ueberlegung dazu geführt hat, zu⸗ 
ſammen: ihm entſtehen keine Koſten mehr, Abänderungen ſollen 
nicht mehr vorgenommen werden. Während deshalb dort die 
Vermuthung dafür ſpricht, daß der Verſtorbene bei der amtlichen 
Verwahrung geblieben wäre, fpricht ‘fie hier dafür, daß die 
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Aenderung bei ihm keinen Widerſpruch finden würde. Anderer ⸗ 
ſeits tritt der Grundgedanke des Geſetzes, daß die amtliche Ver⸗ 
wahrung die beſſere, wünſchenswerthe iſt und die Privat- 
verwahrung nur eine Konzeſſion, bei dem Verlangen des 
überlebenden Gatten nach erſterer zu ſehr für ſie ein. Ich 
würde daher in dieſem Falle ebenfalls für die amtliche Ver⸗ 
wahrung ſein. 

Ich möchte zum Schluß noch meiner Anſicht Ausdruck geben, 
daß auch gemeinſchaftliche Privatteſtamente, bei denen ſich die 
Beſtimmungen beider Ehegatten nicht ſondern laſſen, unter den 
oben erörterten Vorausſetzungen nach Verkündung in amtliche 
Verwahrung zu bringen find, wie ich dieſer Anficht auch bei 
öffentlichen Teſtamenten bin. Aus § 2273 iſt das Gegentheil 
nicht zu folgern. In ihm ſind die ſämmtlichen Vorſchriften 
über die Eröffnung gemeinſchaftlicher Teſtamente zuſammen⸗ 
gedrängt und zwar in der Reihenfolge, in der ſie im praktiſchen 
Falle zur Anwendung kommen. Man kann daher nicht daraus, 
daß der Vorſchrift über die Wiederverwahrung Beſtimmungen 
für Teſtamente mit trennbaren Beſtimmungen vorausgehen, 
folgern, daß ſie nur für ſolche Teſtamente Geltung haben ſollte. 
Die beſondere Verwahrung bezweckt nicht nur die Verkündung 
der letztwilligen Verfügung; ein anderer und, ich glaube, der 
Hauptzweck iſt der, mit den beiten Mitteln dafür zu ſorgen, 
daß beim Tode des Teſtators ſein letzter Wille vorhanden und 
zwar unverfälſcht vorhanden iſt. Was bereits verkündet iſt, 
kann und wird, je mehr Jahre der überlebende Gatte den ver⸗ 
ſtorbenen überlebt, in Vergeſſenheit gerathen, das nicht beſonders 
verwahrte Teſtament kann zu Grunde gehen. In ihm können 
wichtige Beſtimmungen enthalten ſein, die erſt beim Tode des 
überlebenden Gatten in Wirkſamkeit treten ſollen. Dieſes gewiß 
nicht ſeltenen, ſondern vielmehr Regel falles — man denke an 
das „Berliner Teſtament“, § 2269 B. G. B. — wegen darf 
die Verwahrung ſolcher wegen Untrennbarkeit der Beſtimmungen 
bereits vollſtändig verkündeter Teſtamente nicht ausgeſchloſſen 
werden, mag dadurch auch zuweilen zuviel des Guten geſchehen. 


Potsdam, Januar 1902. Referendar Kleffel. 


Die Vorausſetzungen für den Lauf der Nothfriſt 
des § 466 C. P. O. 
Von Referendar Dr. Oſterrieth, Köln. 


Wohl an wenige der neu eingeführten Beſtimmungen der 
C. P. O. haben ſich bereits ſo viele Streitfragen geknüpft, wie 
an die 88 465, 466, 467 C. P. O. 

Sogar über die wichtige grundlegende Frage, von welchem 
Zeitpunkt ab die Nothfriſt des § 466 für den nachträglichen 
Antrag auf Eidesabnahme läuft, beſteht keine Einigkeit. Bei 
Struckmann⸗Koch und im „Recht“ (Nr. 7 des IV. Jahrgangs 
vom 10. April 1900) von Schönfeld wird die Anſicht vertreten, 
als ob die Nothfriſt — auch wenn der Eid vor dem erſuchten 
oder beauftragten Richter zu leiſten war — nur beginnen könne, 
wenn der Antrag des Gegners, den Eid als verweigert anzuſehen, 
aus § 465 bereits geſtellt ſei. Die Mehrzahl der übrigen 
Schriftſteller iſt der Meinung, daß die einzig⸗weſentliche Voraus⸗ 
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ſetzung für den Lauf der Nothfriſt lediglich der Ablauf des 
Schwurtermins ſei. Zwar werde in der Regel, wenn der Eid 
vor dem Prozeßgericht zu leiſten ſei, der Schwurtermin und der 
Termin, in welchem der Antrag des Gegners geſtellt werde, auf 
denſelben Tag fallen, aber dies Zuſammentreffen ſei prozeßrechtlich 
rein zufällig, nicht nothwendig. Die Vertreter beider Auffaſſungen 
halten es für zuläffig, daß der Antrag aus 8 465 — auch 
wenn der Schwurtermin vor dem Prozeßgericht ſtattfand — noch 
in einem ſpäteren Termine als dem Schwurtermin geſtellt werde. 

Ich halte keinen der beiden Standpunkte für den richtigen, 
beide ſetzen ſich zu dem Wortlaut des Geſetzes in Widerſpruch, 
und zwar die erſte Theorie zu dem Wortlaut des § 466 Satz 2, 
die zweite zu demjenigen des § 465, § 466 Satz 1 und $ 467, 
Abſ. 1 Satz 1. Beide Theorien machen daher mit Unrecht dem 
Geſetz den Vorwurf der Unklarheit und ſchlechten Redaktion. 
Aus dem Wortlaut des Geſetzes, welches durchaus nicht wider⸗ 
ſpruchsvoll abgefaßt iſt, ergiebt ſich vielmehr Folgendes: 

Zwei Vorausſetzungen müſſen erfüllt ſein, damit der Schwur⸗ 
pflichtige, welcher den Schwurtermin verſäumt hat, den nach⸗ 
träglichen Antrag auf Eidesabnahme bei dem Gericht ſtellen könne: 

1. Die Nothfriſt von einer Woche darf nicht abgelaufen ſein. 

2. Der Gegner muß, wie ſich aus dem klaren Wortlaut 
der 58 465, 466 Satz 1 ergiebt, den Antrag geſtellt 
haben, den Eid als verweigert anzuſehn; denn der 
§ 466 giebt einen Rechtsbehelf gegen die „Folge 
der Verſäumung des zur Eidesleiſtung beſtimmten 
Termins“. Dieſe Folge, nämlich Annahme der Eides- 
weigerung, tritt aber uach § 465 nur auf Antrag des 
Gegners ein. 

Die Nothfriſt des § 466 kann aber nicht zu laufen be⸗ 
ginnen, bevor der Antrag aus § 466 Satz 1 geſtellt werden 
kann; denn es wäre widerfinnig, wenn eine Präklufivfriſt, inner⸗ 
halb deren eine Prozeßhandlung vorzunehmen iſt, beginnen 
köunte, bevor die Prozeßhandlung ſelbſt nach dem Geſetz vor⸗ 
genommen werden kann. Daraus ergiebt ſich, daß die Nothfrift 
des § 466 nur beginnen kann, wenn der Antrag des Gegners 
aus § 465 geſtellt iſt. Dieſe Auffaſſung beftätigt auch die 
Faſſung des § 467 Abſ. 1. Dieſer macht die Berückſichtigung 
des Laufes der Nothfriſt des § 466 bei Anſetzung des Termins 
zur Verkündung eines Urtheils oder eines Beweisbeſchluſſes davon 
abhängig, daß „der Eid in Folge der Verſäumung des Termins 
als verweigert gilt“. Der Eid gilt aber nach § 465 nur 
auf Antrag des Gegners als verweigert. Dieſe Abhängigkeit 
der Nothfriſt von dem Antrag aus 5 465 erſcheint aber auch 
durchaus gerechtfertigt; denn es kann dem Schwurpflichtigen 
nicht zugemuthet werden, eine Nothfriſt durch Geltendmachung 
eines Rechtsbehelfs zu wahren, ehe der Rechtsnachtheil, gegen 
welchen der Rechtsbehelf gegeben iſt, entſtanden iſt. 

Anderſeits ergiebt ſich aus dem Vergleich des Wortlauts 
von Satz 1 und Satz 2 des § 466 (Satz 2: „nach dem Termin“; 
Satz 1: des „zur Eidesleiſtung beſtimmten Termins“), daß die 
Nothfriſt des § 466, wenn überhaupt, unmittelbar von 
dem Schwurtermin ab läuft. Daß die Worte des Satz 2 in 
§ 466 „nach dem Termin“ nur in dieſem Sinne gedeutet 
werden können, erhellt daraus, daß der Geſetzgeber etwas völlig 
Ueberflüſſiges in das Geſetz eingefügt hätte, wenn die genannten 
Worte weiter nichts bedeuten ſollten, als: die Nothfriſt beginnt 
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irgendwann einmal, aber nicht vor, ſondern nach dem vom 
Schwurpflichtigen verſäumten Schwurtermin. Der Beginn der 
Nothfriſt unmittelbar nach Ablauf des Schwurtermins iſt auch 
verſtändlich, wenn man erwägt, daß der Geſetzgeber das Ver⸗ 
fahren, welches ſich an die Schwurverſäumniß anſchließt, durch 
die neuen Beſtimmungen beſchleunigen wollte. 

Das Geſetz erfordert alſo, damit der Lauf der Nothfriſt 
des § 466 beginne, die Erfüllung von zwei Vorausſetzungen: 

1. Den unmittelbaren Ablauf des von dem Schwur⸗ 
pflichtigen verſäumten Schwurtermins. 

2. Stellung des Antrages des Gegners aus § 465 in 
dieſem Schwurtermin. 

Dieſe Auslegung des Geſetzes hat mannigfache Konjequenzen. 
Zum Beiſpiel ergiebt ſich daraus, daß der Antrag aus § 465 
nur in dem Schwurtermin, nicht in einem fpäteren Termin 
geſtellt werden kann. Denn wenn der Antrag aus $ 465 im 
Schwurtermin nicht geſtellt worden iſt, ſo kann die Nothfriſt 
aus $ 466 nicht ſchon beginnen, weil die oben zu 2. erwähnte 
Vorausſetzung nicht gegeben iſt. Wird aber der Antrag aus 
§ 465 in einem ſpäteren Termin nachgeholt, ſo kann jetzt die 
Nothfriſt nicht mehr beginnen, weil die oben zu 1. erwähnte 
Vorausſetzung nicht gegeben iſt. Der Gegner würde alſo, wenn 
er den Antrag aus 8 465 in einem ſpäteren Termin ſtellen 
konnte, es in der Hand haben, dem Schwupflichtigen den 
Rechtsbehelf aus § 466 abzuſchneiden, was undenkbar iſt. Ver⸗ 
ſaͤumt alſo der Schwurpflichtige den Schwurtermin, ohne daß 
der Antrag ans § 465 geſtellt worden iſt, ſo liegt eine Ver⸗ 
ſäumung im Sinne des 5 230 C. P. O. nicht vor. Die Eides⸗ 
leiſtung kann vielmehr ohne weiteres nachgeholt werden (vergl. 
auch § 231 Abſ. 2 C. P. O.), und das Gericht hat gemäß 
8 368 C. P. O. zu dieſem Zwecke neuen Termin anzuberaumen; 
ein Ruhen des Verfahrens hier anzunehmen, erſcheint jedenfalls 
bedenklich, wenn der Prozeßbevollmächtigte des Schwurpflichtigen 
erſchienen iſt. 
wenn der Eid durch Beweisbeſchluß auferlegt war, nicht erlaſſen 
werden, weil die Beweisaufnahme noch nicht beendet iſt (ebenſo 
Gaupp⸗Stein zu 5 465). 

Dieſe Regelung paßt aber nicht für den Fall, daß die Ab⸗ 
nahme des Eides einem Mitgliede des Prozeßgerichtes oder 
einem anderen Gerichte übertragen iſt. In dieſem Falle können 
ſich die beiden oben für den Beginn der Nothfriſt hervorgehobenen 
Bedingungen nicht zugleich verwirklichen. 
kann den Antrag aus § 465 nicht in dem Schwurtermin ſelbſt 
ſtellen, weil das Verfahren vor einem beauftragten oder erſuchten 
Richter nicht als eine mündliche Verhandlung anzuſehen iſt 
($ 370 C. P. O.). Wenn nun gleichwohl § 467 Abſ. 2, der 
dieſen Fall vorfieht, auf „die“ Nothfriſt, das heißt doch die in 
§ 466 Satz 2 der Dauer und dem Beginne nach beſtimmte 
Friſt zurückgreift, dieſe Nothfriſt aber nach dem Schwurtermin, 
das heißt, wie dargelegt, unmittelbar nach dem Schwurtermin 
beginnt, ſo muß angenommen werden, daß das Geſetz in dieſem 
Fall von der Vorausſetzung abſieht, daß der Präkluſivantrag 
aus § 465 bereits geſtellt iſt. 

Der Geſetzgeber hätte allerdings den veränderten Ver⸗ 
hältniſſen auch dadurch Rechnung tragen können, daß er be⸗ 
ſtimmt hätte, die Nothfriſt des § 466 ſolle in dieſem Falle 
nicht von dem Schwurtermin ab laufen, ſendern von dem Termin 
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ab, in dem der Gegner den Präklufivantrag aus § 465 vor 
dem Prozeßgericht ſtellen werde. Auf dieſe Weiſe würde aber 
das Verfahren, welches durch die eingeführten Neuerungen gerade 
beſchlennigt werden ſollte, — in Folge der durch die Ver⸗ 
ſendung der Akten verbrauchten und bis zu dem anberaumten 
Termin vor dem Prozeßgericht verſtrichenen Zeit — eine er⸗ 
hebliche Verlangſamung erfahren haben, und dem Schwur⸗ 
pflichtigen Gelegenheit gegeben worden ſein, den Prozeß zu ver⸗ 
ſchleppen. Dazu kommt, daß im Prozeßrecht bereits ein Fall 
beſteht, in dem die Nothfriſt für die Stellung des Antrages 
auf nachträgliche Eidesabnahme vom Schwurtermin ab läuft, 
ohne daß ein Präkluſivautrag geſtellt zu fein braucht, nämlich 
in § 46 des Reichsgeſetzes vom 29. Juli 1890 betreffend die 
Gewerbegerichte, und daß gerade das in dieſem Paragraph ge⸗ 
regelte Verfahren dem Geſetzgeber bei Einführung der in den 
§§ 465 ff. C. P. O. enthaltenen Neuerungen zum Vorbild 
gedient hat. Ä | 

Man könnte trotzdem einwenden, daß § 467 Abſ. 2 den 
Zeitpunkt des Beginns der Nothfriſt nicht mit voller Deutlichkeit 
beſtimme, daß die Nothfriſt aber jedenfalls nicht beginnen könne, 
bevor der Antrag aus § 466 geſtellt werden könne, daß dieſer 
Antrag aber gemäß § 466 Satz 1 den Antrag aus § 465, 
welcher nur vor dem Prozeßgericht geſtellt werden könne, zur 
Vorausſetzung habe, — daß alſo die Stellung dieſes letzteren 
Antrages vor dem Prozeßgericht auch der maßgebende Zeitpunkt 
für den Beginn der Nothfriſt ſein müſſe. Demgegenüber iſt 
auf den Wortlaut des § 467 Abſ. 2 zu verweiſen. Dieſer fagt, 
daß, wenn der Schwurpflichtige nach Verſäumung des Schwur⸗ 
termins innerhalb der Nothfriſt den beſagten Antrag ſtelle, von 
dem erſuchten ꝛc. Richter neuer Termin anzuberaumen ſei, das 
heißt doch, daß dann dem beſagten Antrag von dem er- 
ſuchten ꝛc. Richter ſtattzugeben ſei. Es heißt aber in § 467 
Abſ. 2 nicht, wie in § 466 Satz 1, daß der Antrag geſtellt 
werden müſſe: zur Beſeitigung der Folgen der Verſäumung des 
Schwurtermins. Wollte man annehmen, daß 5 467 Abſ. 2 
die Vorausſetzungen für die Stellung des Antrages des Schwur⸗ 
pflichtigen nicht umfaſſend und anders, als bei Verſäumung des 
Schwurtermins vor dem Prozeßgericht regele, ſondern daß in 
dieſer Hinſicht dem § 466 Satz 1 eine grundlegende Bedeutung 
zukomme, ſo fragt es ſich, welchen Zweck denn überhaupt der 
Abſ. 2 des § 467 habe. Dieſer könnte dann doch nur darin 
beſtehen, feſtzuſtellen, daß der Autrag des Schwurpflichtigen bei 
dem erſuchten bezw. beauftragten Richter geſtellt werden kann. 
Iſt das aber der Fall, ſo ſpricht auch dies wieder gegen die 
Auffaſſung, als ob die Nothfriſt im Fall der Beweisaufnahme 
vor dem erſuchten Richter von der Stellung des Prüflufiv- 
antrages ab laufe. Wenn letzteres nämlich richtig wäre, ſo 
befänden ſich die Akten, nachdem der Gegner den Präkluſiv- 
antrag bei dem Prozeßgericht geſtellt und dadurch die Nothfriſt 
in Lauf geſetzt hätte, beim Prozeßgericht. Wollte jetzt der Schwur⸗ 
pflichtige beim erſuchten Richter den in Rede ſtehenden Antrag 
ſtellen, ſo hätte dieſer weder die Prozeßakten noch einen Auftrag 
ſeitens des Prozeßgerichtes, den Eid abzunehmen. Auch köunte 
er nicht prüfen, ob die Nothfriſt abgelaufen ſei oder nicht. 
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Verpflichtet die Vertiefung eines Grundſtücks zum 

Erſatz des dem Nachbargrundſtück entſtehenden 

Schadens ohne Rückſicht auf ein Verſchulden des 
Vertiefenden? B. G. B. 8$ 909, 823. 


(Urtheil des O. L. G. Caſſel vom 5. Mai 1902, 
i. S. K. gegen Stadt C.) 


Die Anlage eines ſtädtiſchen Kanals hatte Beſchädigungen 
eines an der betreffenden Straße liegenden Hauſes herbeigeführt. 
Auf die Klage des Eigenthümers auf Beſeitigung des Schadens 
erkannte das O. L. G. den Anſpruch dem Grunde nach an. — 
Aus den Gründen: 

„Es fragt ſich, ob die Stadt für die eingetretenen Schäden 
aufkommen muß, und ob insbeſondere der Klaganſpruch, wie er 
dermalen zur Entſcheidung ſteht, dem Grunde nach berechtigt 
iſt. Der Anſpruch wie er früher erhoben war und jetzt iſt, 
kommt darin überein, daß er nach wie vor die vom Kläger zur 
Wiederherſtellung des Hauſes für erforderlich erachteten Arbeiten, 
im weſentlichen die Unterfangung des Mauertheils rechts der 
Thür durch eine Backſteinmauer mit Nebenarbeiten, zum Gegen⸗ 
ſtand hat; nur war früher der anſchlägliche Koſtenbetrag dieſer 
Arbeiten in Geld verlangt, während nunmehr Verurtheilung der 
Stadt zur Vornahme dieſer Arbeiten in Natur beanſprucht 
wird. Das Landgericht gelangt zur Abweiſung des Anſpruchs, 
indem es denſelben als einen Schadenerſatzanſpruch nach § 823 
B. G. B. behandelt, hierzu ein Verſchulden der Stadt erfordert, 
ein ſolches aber weder in der Vornahme der Kanalanlage, noch 
in der Auswahl des ausführenden Maurermeiſters erkennt. Es 
führt insbeſondere aus, daß bei der Kanalanlage ſeitens der 
Stadt zwar objektiv gegen § 909 B. G. B. verſtoßen ſei, daß 
aber dies nicht genüge, eine Verpflichtung derſelben zu begründen, 
wenn ſie, wie angenommen wird, dem gebotenen Maße der 
Sorgfalt genügt habe. 

Dieſer Ausführung kann nicht beigetreten werden, obgleich 
die Kommentare zum B. G. B., ſoweit ſie Stellung nehmen, 
ſich auf einen ähnlichen Standpunkt geſtellt haben, auch die 
Motive zum Entwurf des B. G. B. 5 865 etwas Aehnliches 
andeuten. 

Der § 909 enthält eine Beſchränkung des Eigenthums 
zum Beſten des Nachbarn. Während es an ſich in der Macht 


des Eigenthümers ſteht, Vertiefungen auf ſeinem Grund und 


Boden anzulegen, und das Römiſche Recht die daraus für den 
Nachbarn erwachſende Gefahren durch das Verlangen der cautio 
damni infecti abwehren ließ, hatte das preußiſche Landrecht 
und andre deutſche Geſetze ein abſolutes Verbot der Vertiefung 
in gewiſſer Entfernung von der Grenze; für den aus der 
verbotswidrigen Handlung hervorgehenden Schaden war dann 
der Vertiefende ebenſo verantwortlich, wie aus dem römiſch⸗ 
rechtlichen Schadenerſatzverſprechen bei verlangter eautio. Von 
der Nothwendigkeit des Nachweiſes einer Schuld war keine 
Rede. Der 8 909 ſoll Erſatz ſchaffen. Dabei iſt von einem 
einfachen Verbot des Tieferbauens in Schaden drohender Nähe 
abgeſehen. Bei jedem anderen Werk, das einem Nachbargrund⸗ 
ſtück objektiv Gefahr dadurch droht, daß ſich Theile des Werks 
ablöſen, giebt der § 908 das Recht zu verlangen, daß die 
zur Abwehrung der Gefahr erforderlichen Vorkehrungen getroffen 
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werden. Die Nichterfüllung dieſes berechtigten Verlangens macht 
verantwortlich. War aber ſolches Verlangen bei drohendem 
Schaden nicht geſtellt, ſo begründen nach § 836 objektive Fehler 
des Werks den Anſpruch auf Entſchädigung, der nur durch den 
vom Errichter des Werks zu führenden Beweis abgewendet 
werden kann, daß er zur Abwendung der Gefahr die im Verkehr 
erforderliche Sorgfalt beobachtet hat. In dieſen Zuſammenhang 
geſetzlicher Vorſchriften tritt die Beſtimmung des § 909. 
Derſelbe giebt alſo eine Sondervorſchrift für den Fall einer 
Vertiefung, durch welche der Boden des Nachbargrundſtücks die 
erforderliche Stütze verliert. Eine ſolche Vertiefung wird nicht 
einfach verboten, es wird auch nicht geſagt, daß bei ihrer An⸗ 
legung ein gewiſſes Maß von Vorſicht angewendet werden ſoll, 
ſie wird nach dem Wortlaut der Beſtimmung nur bedingt 
unterſagt, „es ſei denn, daß für eine genügende anderweite 
Befeſtigung geſorgt iſt.“ Danach kann der Eigenthümer alſo 
zunächſt vertiefen, das darf ihm nicht unterſagt werden, es iſt 
auch nicht gegen ihn das Verlangen nach Vorkehrungen zur 
Abwendung der Gefahr gemäß § 908 zum Ausdruck zu bringen, 
ſondern an das Vertiefen knüpft ſich ohne Weiteres die Pflicht 
des Vertiefenden, ſoweit dadurch dem Boden des Nachbargrund⸗ 
ſtücks die Stütze entzogen wird, für eine genügende anderweitige 
Sicherung zu ſorgen. Das iſt danach eine geſetzliche, an das 
Vertiefen des Grund und Bodens ſich knüpfende Verbindlichkeit, 
die wie andere geſetzliche Verbindlichkeiten zu einem Thun im 
Falle der Unterlaſſung dem durch die Unterlaſſung Geſchädigten 
ein Recht auf Entſchädigung gewährt, das von keinem Nachweis 
eines Verſchuldens abhängig iſt. Wer alſo auf ſeinem Grund 
und Boden eine Vertiefung vornimmt, dadurch objektiv veranlaßt, 
daß der Nachbarboden und das etwa, wie hier, darauf befindliche 
Gebäude, ſeine Stütze verliert, der handelt auf ſeine Gefahr, 
er hat die Pflicht, das objektiv Genügende für anderweitige 


Befeſtigung vorzunehmen. Sonſt iſt er verantwortlich. Das 


Geſetz ordnet nicht etwa zum Schutze des Nachbarn eine 
beſtimmte Art der Vertiefung an, bei der abſichtlich oder aus 
Fahrläſſigkeit etwas verabſäumt werden könnte (§ 823); ſondern 
es begründet ein perſönliches Forderungsrecht des Nachbarn auf 
genügende Sicherung, deſſen Nichterfüllung eine Intereſſeforderung 
hervorruft. In der That konnte nur fo ein Schutz des Nach⸗ 
barn gewährt werden, wenn nicht das Vertiefen in ſchädigender 
Nähe einfach verboten werden ſollte. Sonſt wäre der Eigen⸗ 
thümer eines Gebäudes um ſo größeren Gefahren ausgeſetzt, je 
weniger der Nachbar nach ſeinen Verſtandeskräften den Einfluß 
einer von ihm vorgenommenen Vertiefung auf die Stabilität 
des Nachbargrundſtücks zu überſehen im Stande iſt, je gefährlicher 
alſo ſein Unternehmen von vornherein erſcheinen muß. Dem 
Nachbargrundſtück würde durch einen ſolchen Nachbarn das Feſt⸗ 
ſtehen ohne wirkſamen Schutz entzogen werden, wenn dieſer 
nicht für die Folgen der von ihm abſichtlich vorgenommenen 
Vertiefung einfach einzuſtehen hätte, vielmehr nur dafür verant⸗ 
wortlich zu machen wäre, daß er ohne Fahrläſſigkeit hätte erkennen 
müſſen, daß die Vertiefung gefährdend oder die von ihm an⸗ 
gewendete Sicherung unzureichend war. 

Es muß hiernach der vom Kläger erhobene Anſpruch vor⸗ 
behaltlich der Erörterung über ſeine Höhe als begründet an⸗ 
geſehen werden, ohne daß der Umſtand zu berückſichtigen iſt, 
daß die Beklagte eine juriſtiſche Perſon iſt, welche die Aus— 
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führung der Vertiefung ohne ein nachgewieſenes Verſchulden bei 
der Auswahl in die Hand eines Werkmeiſters gelegt hat. Dabei 
kann dahin geſtellt bleiben, ob nicht daſſelbe Ergebniß auch auf 
Grund des § 1004 des B. G. B. zu gewinnen iſt, wenn man 
den Eingriff der durch Entziehung der Haltbarkeit auf das 
klägeriſche Grundſtück durch Tieferbauen auf dem Nachbargrund⸗ 
ſtück geſchehen iſt, als Beeinträchtigung des Eigenthums des 
Klägers durch etwas Anderes als durch Beſfitzentziehung im 
Sinne des § 1004 auffaßt und in der Beſeitigung einer 
negatoriſch abzuwehrenden Beeinträchtigung zu ſehen hat. 
Hiernach war dem Berufungsantrage entſprechend der Klag⸗ 
anſpruch dem Grunde nach für berechtigt zu erklären.“ 


Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die vom 15. Juni bis 5. Juli 1902 
ausgefertigten Erkenntniſſe. 

I. Reichsgeſetze. 

Einführungsgeſetz zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz 
8 11. Geſetz vom 11. Mai 1842 8 6. 

1. 
Als zutreffend erſcheinen diejenigen Ausführungen des B. R., 
welche ſich auf die Zuläſſigkeit des Rechtswegs beziehen. 
Dabei iſt namentlich die Annahme zu billigen, daß zwar durch 
§ 11 des E. G. zum G. V. G. die Beſtimmung des $ 6 des 
Geſetzes vom 11. Mai 1842 nicht aufgehoben iſt, daß aber der 
durch § 6 a. a. O. aufgeſtellten Vorbedingung für die Gerichts⸗ 
zuſtändigkeit im vorliegenden Falle genügt ſei, da die am 
24. April 1899 vom Bekl., im Widerſpruch mit der Ver⸗ 
fügung des Regierungspräſidenten vom 14. April 1899, an⸗ 
geordnete oder doch gebilligte Wegnahme des Wagens — welche 
ſich als eine polizeiliche Maßregel des Bekl. darſtelle — die 
zweifelloſe Mißbilligung ſeiner Vorgeſetzten gefunden habe. (Vergl. 
Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 18 S. 123 und Bd. 20 
S. 295—303.) Ebenſowenig find mit Rückſicht auf $ 547 
Ziffer 2 der C. P. O. in Verbindung mit § 70 Abi. 3 des 
G. V. G. und 8 39 Ziffer 3 des Preußiſchen Ausführungs- 
geſetzes zum Deutſch. G. V. G. Bedenken gegen die Zuläſſigkeit 
der Reviſion daraus herzuleiten, daß der Bekl. inzwiſchen ſein 
Amt niedergelegt hat. (Vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. 33 S. 244.) Durch den Eintritt dieſer letzteren Thatſache 
find auch bezüglich der an ſich begründeten Paſſivlegitimation 
des Bekl. keinerlei Veränderungen herbeigeführt. Die des⸗ 
fallſigen Ausführungen des B. U. find durchweg zu billigen. 
IV. C. S. i. S. Preiß c. Michaelis vom 29. Mai 1902, 
Nr. 69/1902 IV. 

Gerichtskoſtengeſetz. 

2. § 16. 

Das R. G. hat, in Erwägung, daß der § 16 des G. K. G. 
den Parteien das Recht giebt, in jeder Inſtanz die Feſtſetzung des 
Streitgegenſtandes zu verlangen, und dieſes Recht nicht davon 
abhängig macht, daß das Verfahren in der betreffenden Inſtanz 
bis zu einem gewiſſen Grade vorgeſchritten ſei, in Erwägung 
ferner, daß das im angefochtenen Beſchluſſe angezogene Urtheil 
des R. G. keineswegs im Sinne des O. L. G. verwerthet werden 


') Nachdruck obne Angabe der Quelle verboten. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


391 


kann, beſchloſſen: Der angefochtene Beſchluß wird aufgehoben und 
es wird angeordnet, daß das Königl. O. L. G. zu Naumburg a. S. 
über den Antrag des Kl. auf Feſtſetzung des Werthes des Streit⸗ 
gegenſtandes für die Berufungsinſtanz zu entſcheiden hat. 
V. C. S. i. S. Sander c. Schmidt vom 25. Juni 1902, 
B Nr 142/1902 V. 

Civilprozeßordnung. 

3. §§ 3 und 4. 

Für Berechnung des Streitwerthes bei Anfechtungsklagen 
des Konkursverwalters iſt $ 3 der C. P. O. maßgebend (Entſch. 
des R. G. Bd. 34 S. 404). Da der Konkursverwalter Rück⸗ 
gewähr der Patente zur Konkursmaſſe fordert, ſo fällt im vor⸗ 
liegenden Falle der Streitwerth mit dem Verkehrswerthe dieſer 
Patente zuſammen. Dabei iſt nach Vorſchrift des § 4 Abſ. 1 
der C. P. O. der Zeitpunkt der Erhebung der Klage (Juli 1893) 
oder wenn man ſich auf die Berufungsiuſtanz beſchränkt, der 
Zeitpunkt der Berufungseinlegung, d. i. der 28. Dezember 1893, 
maßgebend. Um dieſe Zeit und bis zu Anfang 1896 haben 
aber nach den übereinſtimmenden Parteibehauptungen mindeſtens 
vier von den ſeiner Zeit überlaſſenen fünf Patenten noch in 
Kraft geſtanden. Nach den eigenen, in der Hauptſache un⸗ 
widerſprochen gebliebenen Behauptungen des Beſchwerdeführers, 
der den Werth des Streitgegenſtandes in der Klage ſelbſt auf 
100000 Mark beziffert hatte, find für die Patente im Jahre 1893 
ſehr erheblich höhere Summen als 50 000 Mark geboten und, 
zunächſt wenigſtens, auch gewährt worden. Uebrigens deutet 
ſchon der Vertrag vom 13. Oktober 1892 darauf hin, daß der 
Werth der damals eingebrachten Patente auf 100 000 Mark — 
ſoviel ſollte die Baareinlage der Konfortialen betragen — ver- 
anſchlagt worden iſt. Kl. iſt mithin durch eine Werthsfeſtſetzung 
von 50 000 Mark keinesfalls beſchwert. VII. C. S. i. S. 
Konkursmaſſe Müller c. Berendt und Gen. vom 24. Juni 1902, 
B Nr. 93/1902 VII. 

4. 88 3, 6, 7, 546. 

Die Klage beruht auf 8 905 des B. G. B. Zur Ent- 
ſcheidung ſteht daher nur die Frage, ob der Kl. die Einwirkung 
der Drahtſeilbahn auf ſein Grundſtück deshalb nicht verbieten 
kann, weil dieſe in folder Höhe über fein Grundſtück hinweg⸗ 
geführt iſt, daß er an ihrer Entfernung kein Intereſſe hat. 
Daß der Bekl. eine Grunddienſtbarkeit an der klägeriſchen 
Parzelle nicht zuſteht, iſt unbeſtritten. Für die Berechnung des 
Betrages der Beſchwerdeſumme iſt mithin nicht der § 7 der 
C. P. O., ſondern der § 3 in Verbindung mit § 6 daſelbſt 
maßgebend, ſodaß nicht das Intereſſe der Bekl. an der unver⸗ 
änderten Erhaltung der Drahtſeilbahn, ſondern das Intereſſe 
des Kl. an der Freiheit feines Eigenthums an ſeiner Grundſtücks⸗ 
parzelle die Zuläſſigkeit der Reviſion bedingt. Wie das R. G. 
wiederholt entſchieden hat, kann nun bei der Einlegung der 
Reviſion durch den Bekl. der Werth des Beſchwerdegegenſtandes 
den Werth des Streitgegenſtandes nicht überſteigen. Für die 
Frage der Zuläſſigkeit der Reviſion iſt alſo die Entſcheidung 
darüber maßgebend, welchen Werth die klägeriſche Parzelle hat. 
V. C. S. i. S. Baſalt⸗Aktiengeſellſchaft in Linz o. Ballas vom 
7. Juni 1902, Nr. 109/1902 V. 

5. §§ 4 und 6. N 

Der B. R. hat den Streitwerth für die Berufungsinſtanz 
auf 900—1 200 Mark feſtgeſetzt. Er erwägt dabei, daß zwar 
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einerſeits, da die Klage auf Eigenthumsauerkennung geht, gemäß 
§ 6 der C. P. O. für die Beſtimmung des Streitwerths der 
Werth der ſtreitigen Flächen allein maßgebend iſt und die An⸗ 
ſprüche auf Rechnungslegung und Ausantwortung der Nutzungen 
als Nebenforderungen im Sinne des § 4 der C. P. O. außer 
Berückſichtigung zu bleiben haben, daß jedoch andererſeits die 
Kl. nicht die Geſammtheit der Sozietätömitglieder, ſondern nur 
einen Theil davon, etwa die Hälfte, bilden und daher auch nur 
ein entſprechender Theil des Streitflächenwerthes als Werth des 
Beſchwerdegegenſtandes in Betracht kommen kann. Dieſe Aus⸗ 
führungen find zutreffend. Sie ſtehen im Einklang mit dem 
vom R. G. für den ähnlichen Fall der Erbengemeinſchaft in 
ftändiger Rechtſprechung angenommenen Grundſatz, wonach, 
wenn ein einzelner Miterbe kraft ſeines Individualrechts klagt 
oder gegen ihn ein auf den Nachlaß bezüglicher Anſpruch geltend 
gemacht wird, der Streitwerth ſich nach dem Werthe ſeines 
Antheilrechts am Nachlaß beſtimmt, ſollte auch dieſes bloß 
antheilige Intereſſe in dem Klageantrage ſelbſt nicht zum Aus⸗ 
druck gekommen fein, letzterer vielmehr den ganzen Nachlaß⸗ 
gegenſtand umfaſſen. (Vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. 33 S. 427, Bd. 38 S. 421.) Von dem gleichen Grundſatz 
war bei Beſtimmung des Streitwerths der Reviſionsinſtanz aus⸗ 
zugehen. V. C. S. i. S. Dorfgemeinde Augſtupönen c. Kall- 
weit u. Gen. vom 31. Mai 1902, Nr. 100/1902 V. 

6. 8 41. Z 

Aus der Natur des Schiedsvertrages ergiebt ſich, daß durch 
den Sarteiwillen ein bereits vorhandener und den Parteien 
bekannter Umſtaud, der nach dem Geſetze eine Ablehnung recht- 
fertigen würde, dieſer ſeiner Wirkung entkleidet werden kann. 
Nach § 39 der Satzungen des Vereins iſt die Wählbarkeit der 
Vereinsmitglieder zu Mitgliedern der gemäß § 38 zu berufenden 
Schiedsgerichte vorgeſehen. In dem Beitritt zu dem Verein 
und der Unterwerfung unter feine Satzungen muß eine Ein- 
willigung dahin, daß ausſchließlich aus der Vereinsmitgliedſchaft 
ein Ablehnungsrecht nicht herzuleiten iſt, gefunden werden. Zur 
Begründung des Ablehnungsrechts hat der Bekl. ferner geltend 
gemacht, daß bezüglich beider Schiedsrichter Beſorgniß der Be⸗ 
fangenheit beſtehe. Im angefochtenen Beſchluſſe wird an⸗ 
genommen, daß, wenn wirklich die hier abgelehnten Mitglieder 
des Vereins einer gegen die Bekl. gerichteten Reſolution zu⸗ 
geſtimmt hätten, dies noch nicht ohne weiteres Mißtrauen gegen 
ihre Unparteilichkeit, nachdem ſie zu Richtern berufen worden, 
begründe. Dem iſt nicht beizutreten. Hat ein demnächſt zum 
Schiedsrichter ernanntes Mitglied des Vereins das Verhalten 
des nunmehrigen Bekl., deſſen Beurtheilung den Gegeuftand der 
ſchiedsgerichtlichen Entſcheidung bilden muß, nicht nur mit 
ſcharfen und verletzenden Tadelsworten kritiſirt, fondern ſich auch 
erregt über daſſelbe gezeigt und ſeiner Erregung ſogar Ausdruck 
verliehen, fo iſt zu Bejorguig der Befangenheit Grund gegeben, 
Mißtrauen gegen die Unparteilichkeit muß als gerechtfertigt er- 
ſcheinen, ein Mehreres aber verlangt das Geſetz nicht (Bolze, 
Praxis des R. G. Bd. I Nr. 2162). Beſchluß des VII. C. S. 
i. S. Verein deutſcher Tapetenfabrikanten e. Liepmann vom 
30. Mai 1902, B Nr. 76/1902 VII. 

7. § 99. | 

Das L. G. hat durch fein Anerkenntnißurtheil keineswegs 
über den ganzen Streitſtoff, ja nicht einmal über den ganzen 
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Streitſtoff außer den Koſten entſchieden, es hat vielmehr aus⸗ 
drücklich die Entſcheidung über die Zinszahlungsfrage vor⸗ 
behalten. Hierdurch ſind die Zinſen aus den 5000 Mark zur 
ſelbſtändigen Hauptſache geworden und nachdem auch ſie nach⸗ 
träglich bezahlt worden find, iſt über ſie eine „Entſcheidung in 
der Hauptſache“ nicht ergangen, vielmehr nur eine Verurtheilung 
zu den Koſten durch Endurtheil erfolgt, und es liegt daher in 
Wahrheit der Fall des Abſ. III des § 99 der C. P. O. vor, 
der die Beſchwerde gegen bloße Koſtenurtheile gewährt. Beſchluß 
des V. C. S. i. S. Duisburg ⸗ Ruhrorter Bank c. Krum vom 
16. Juni 1902, B Nr. 130/1902 V. 

8. § 102. 

Die zweite weitere Beſchwerde iſt nach der klaren Geſetzes⸗ 
vorſchrift (§ 568 Abſ. 4 der C. P. O.) unſtatthaft und war 
daher nach $ 574 daſelbſt als unzuläſſig zu verwerfen. Die 
Koſten derſelben waren dem Rechtsanwalt P. zur Laſt zu legen, 
weil fie durch fein grobes Verſchulden veranlaßt find ($ 102 
der C. P. O.). Denn es iſt ein grobes Verſchulden, wenn der 
Anwalt namens ſeiner Partei ein Rechtsmittel einlegt, welches 
nach ausdrücklicher Geſetzesvorſchrift nicht ſtattfindet, und der 
Anwalt kann ſich demgegenüber nicht darauf berufen, daß er 
das Rechtsmittel auf ausdrückliches Verlangen ſeines Mandanten 
eingelegt habe. Läßt ſich ſein Mandant nicht davon überzeugen, 
daß das Rechtsmittel unſtatthaft ſei, obwohl dies durch das 
Geſetz unzweideutig ausgeſprochen wird, ſo iſt es Pflicht des 
Anwalts, die Einlegung des Rechtsmittels abzulehnen. Ein 
Rechtsmittel, welches das Geſetz ausdrücklich ausſchließt, 
darf der Anwalt, wenn er ſich nicht dem Vorwurfe groben 
Verſchuldens ausſetzen. will, niemals einlegen. Auf die Unzu⸗ 
läſſigkeit des Rechtsmittels iſt übrigens Rechtsanwalt P. ſowohl 
ſeitens des O. L. G., wie ſeitens des R. G. aufmerkſam 
gemacht und unter Hinweis auf $ 102 der C. P. O. zur Er⸗ 
klärung aufgefordert worden. Der Vorſchrift in Abſ. 2 Satz 3 
iſt alſo genügt. Beſchluß des V. C. S. i. S. betr. die Zwangs⸗ 
verſteigerung des Grundſtücks Swiba Nr. 84 vom 11. Juni 1902, 
B Nr. 126/1902 V. 

9. § 256. 

Mit Recht iſt die Vorinſtanz den Gründen entgegen- 
getreten, aus denen das L. G. die Klage abgewieſen hat. Es 
handelt ſich zweifellos um die Feſtſtellung eines ſtreitigen Rechts- 
verhältniſſes. Allerdings beſteht unter den Parteien darüber 
Einverſtändniß, daß zwiſchen ihnen der Vertrag vom 20. Januar 
1899 fo, wie ſich dies aus der Abſchrift S. 8— 11 der Klag⸗ 
ſchrift (Blatt 4b ff.) ergiebt, abgeſchloſſen worden iſt. Streit 
herrſcht aber über den Inhalt und Umfang der dadurch be 
gründeten beiderſeitigen Rechte und Pflichten. Der Kl. vertritt 
die Meinung, daß der Bekl. für den Miethzins auf die Zeit 
bis zum 1. April 1903 auch dann hafte, wenn in den Vertrag 
ein neuer Miether ohne Zuſtimmung des Bekl. eintrete, wo⸗ 
gegen dieſer das verneint und angenommen wiſſen will, daß ſeine 
Verpflichtung, für den Miethzins aufzukommen, erloſchen ſei, 
weil ohne ſeine Genehmigung A. R. an die Stelle des Dr. H. 
getreten ſei, der Kl. auch ſpäter den Eintritt des Kaufmanns T. 
in den Miethvertrag habe geſchehen laſſen, obwohl dieſer zahlungs⸗ 
unfähig geweſen ſei. Es iſt alſo der Inhalt des zwiſchen den 
Parteien durch den Vertrag vom 20. Januar 1899 geſchaffenen 
Rechtsverhältniſſes und der Fortbeſtand deſſelben ſtreitig. Un⸗ 
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erheblich iſt es für die in Rede ſtehende Frage, daß das Recht 
des Kl. davon abhängig iſt, daß er auch ſeinerſeits den Vertrag 
gegenüber dem ihm jeweilig als Miether gegenüber ſtehenden 
Rechtsnachfolger des Bekl. erfüllt. Denn richterliche Feſtſtellung 
kann, wie in der Rechtſprechung und unter den Bearbeitern des 
Prozeßrechts allgemein anerkannt iſt, auch bezüglich eines be⸗ 
dingten Rechtsverhältniſſes verlangt werden, um ſo mehr natürlich 
wegen eines ſolchen, das nicht von einer Bedingung im juriſtiſchen 
Sinne abhängt, bei dem vielmehr nur dem Recht des einen 
Theils die Verpflichtung zu einer Gegenleiſtung gegenüber ſteht. 
Die Meinung des L. G., nach welcher die Feſtſtellungsklage bei 
jedem gegenſeitigen Vertrage, der noch von keiner Seite erfüllt 
iſt, ausgeſchloſſen wäre, iſt hiernach zweifellos unrichtig. 
VI. C. S. i. S. Rathmann c. Lachmann vom 16. Juni 1902, 
Nr. 105/1902 VI. 

10. § 286. 

Kl. hat ſich auf Grund ſeines Antrages bei der Bekl. 
gegen Einbruchdiebſtahlsſchaden verfichert. Er fordert Erſatz 
eines Schadens, den er durch einen bei ihm verübten Einbruchs 
diebſtahl an geſtohlenen Schuhwaaren erlitten haben will. Die 
Bekl. beſtreitet den Diebſtahl ſowie die Höhe des Schadens. 
Zugleich erhebt ſie Einwendungen gegen ihre Entſchädigungs⸗ 
pflicht, indem ſie ſich auf § 5 ihrer allgemeinen Verſicherungs⸗ 
bedingungen beruft, die unſtreitig Beſtandtheil des Verſicherungs⸗ 
vertrages geworden ſind. Dieſer § 5 lautet: „Angaben im 
Verſicherungsantrage. Grundlage der Verſicherung bilden allein 
die im Verſicherungsantrage gemachten Angaben, für deren 
Richtigkeit der Verſicherte auch dann allein verantwortlich bleibt, 
wenn ſie von einer anderen Perſon niedergeſchrieben, von ihm 
aber vollzogen ſind. Wider beſſeres Wiffen gemachte Angaben 
entheben die Geſellſchaft jeder Entſchädigungsverpflichtung.“ 
Der Verſicherungsantrag iſt vom Kl. unterzeichnet, die Antworten 
auf eine Anzahl darin vorgedruckter Fragen find aber im Kontext 
nicht vom Kl., ſondern von einem gewiſſen Schmitz, einem An⸗ 
geſtellten des Generalagenten der Bekl. niedergeſchrieben worden. 
Das B. G. hat bisher überhaupt noch nicht gewürdigt, welche 
Bedeutung dem erſten Satze des § 5 der Berficherungs- 
bedingungen für das ſtreitige Rechtsverhältniß zukommt. Zwar 
ſind an die Zuwiderhandlung gegen die Beſtimmungen des erſten 
Abſatzes nicht, wie im zweiten Satze, ausdrücklich Rechtsnach⸗ 
theile für den Verſicherten geknüpft. Immerhin werden „allein 
die im Verſicherungsantrage gemachten Angaben zur Grundlage 
der Verſicherung“ erklärt und wird die Verantwortung für die 
Richtigkeit jener Angaben allein dem Berficherungsnehmer auf- 
erlegt. Es kommt hinzu, daß ein Theil dieſer Angaben und 
namentlich auch der Inhalt der klägeriſchen Antworten zu 
Frage 5 und 8 des Verſficherungsantrages in der ausgefertigten 
und dem Kl. ausgehändigten Polize noch beſonders hervor⸗ 
gehoben iſt mit der Wendung, daß die beklagte Geſellſchaft 
hiervon „Vormerkung genommen habe“. Hiernach kann es den 
Anſchein gewinnen, als ſei der Verſicherungsvertrag ſogar unter 
der ausdrücklichen Vorausſetzung der Richtigkeit gerade der 
ſtreitigen Angaben über die örtlichen Verhältniſſe zu Stande 
gekommen. Deshalb war das B. G. auch in dieſer Beziehung 
zur Erforſchung und thatſächlichen Feſtſtellung des Parteiwillens 
genöthigt. Dabei hätte nothwendig erwogen werden müſſen, ob 
im Sinne des Vertrages an die unrichtige Beantwortung der 
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ſtreitigen Fragen überhaupt Folgen für die Rechtsbeſtändigkeit 
des Vertrages, ſei es im Ganzen oder innerhalb gewiffer Riſiko⸗ 
grenzen geknüpft ſein ſollten, bejahenden Falles, ob dieſe Folgen 
ſchon bei bloßer objektiver Unrichtigkeit der Angaben, oder nur 
bei ſchuldvoll unrichtiger Beantwortung eintreten ſollten, eventuell 
ob den Kl. in der That ein hierbei verhangenes Verſchulden 
treffe und endlich, ob nach dem thatſächlichen Hergange bei 
Eintritt des Schadenfalles, des Einbruchsdiebſtahles davon aus- 
gegangen werden müſſe, auch die nach Inhalt der Polize an⸗ 
genommene Beſchaffenheit der Oertlichkeit, insbeſondere auch das 
Vorhandenſein eines Läutewerkes an beiden Ladenthüren würde 
den Eintritt des Schadens nicht verhindert haben. VII. C. S. 
i. S. Allianz Verſicherungs⸗A.⸗G. c. Hohmann vom 13. Juni 
1902, Nr. 152/1902 VII. 

11. 5 286. 

Der B. R. prüft bei jedem einzelnen der drei zur Be⸗ 
gründung der Betrugsklage aufgeſtellten Punkte, ob ſich der 
Bekl. durch die der Kl. vorgeworfenen unrichtigen Angaben zum 
Abſchluß des Vertrages habe beſtimmen laſſen, und er verneint 
dies, indem er keinem einzelnen dieſer drei Punkte einen ſolchen 
Einfluß auf den Vertragswillen des Bekl. beimißt, daß fich 
annehmen laſſe, der Bekl. würde das Geſchäft nicht oder anders 
geihloffen haben, wenn er den wahren Sachverhalt gekannt 
hätte. Der B. R. prüft aber nicht, wie es in dieſer Beziehung 
ſteht, wenn man die drei Punkte nicht einzeln, ſondern zuſammen⸗ 
genommen betrachtet und ſich mit dieſer Zuſammenfaſſung vor 
die Frage ſtellt, ob der Bekl. durch die unrichtigen Angaben der 
Kl. zum Abſchluſſe des Vertrages beſtimmt worden iſt. Das iſt 
ein weſentlicher Mangel des angefochtenen Urtheils, denn es 
erſchöpft den vom Bekl. gegen die Rechtsbeſtändigkeit des 
Vertrages erhobenen Einwand nicht in ſeiner Totalität. 
V. C. S. i. S. Stumpp c. Gönnenwein vom 28. Mai 1902, 
Nr. 92/1902 V. 

12. $ 304. 

So lange nicht über die Gegenforderung, welche der dem 
Grunde und dem Betrage nach beſtrittenen Klage eventuell ent⸗ 
gegengeſetzt war, Entſcheidung ergangen, iſt der Klaganſpruch 
nicht bloß dem Betrage, ſondern auch dem Grunde 
nach ſtreitig, und deshalb darf über den letzteren eine Vorab⸗ 
entſcheidung nach § 304 der C. P. O. erſt erlaſſen werden, 
wenn die Gegenforderung erledigt worden. Daß der Kom⸗ 
penſationseinwand für endgültig unbegründet zu erachten ſei, 
muß in dem ergangenen Zwiſchenurtheile ausgeſprochen werden. 
Dieſe Entſcheidung brauchte in der Urtheilsformel keinen Aus- 
druck zu finden. VII. C. S. i. S. Stadtgemeinde Berlin 
c. Zucker vom 10. Juni 1902, Nr. 114/1902 VII. 

13. 88 313 Ziff. 1. 

Der Thatbeſtand des B. U. erwähnt, daß der Kl. geſtorben 
und der Prozeß von ſeinen Erben, ſeiner Wittwe und ſeiner 
durch dieſe vertretenen Tochter aufgenommen worden iſt. Richtiger 
wäre es daher geweſen, die Bezeichnung der klagenden Partei in 
der Einleitung des Urtheils und bei der Vorausbeſtimmung der 
Folgen der Ableiſtung oder Weigerung des Eides entſprechend 
zu ändern. Zu einer Aufhebung des angefochtenen Urtheils 
nöthigte dieſer Mangel jedoch nicht, weil die Urtheilsgründe auf 
die Aenderung der Partei Rückſicht nehmen. VI. C. S. i. S. 
Grünwald c. Kretſchmer vom 9. Juni 1902, Nr. 100/1902 VI. 
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14. $ 322. 

Wie in der Rechtſprechung des R. G. feſtſteht und in dem 
Urtheile des erkennenden Senats, Entſch. des R. G. Bd. 7 S. 351 
(vergl. auch Entſch. Bd. 13 S. 404) näher ausgeführt iſt, iſt 
das Reviſionsgericht an die Auslegung, welche das B. G. einem 
rechtskräftigen Urtheile giebt, nicht gebunden; vielmehr ſteht es 
ihm frei, Sinn und Tragweite eines rechtskräftigen Urtheils 
frei zu würdigen. Die Auslegung, welche das B. G. dem 
gedachten Urtheile vom 27. Mai 1893 in dem Sinne giebt, 
daß der damaligen Kl. nicht ein Eigenthum, ſondern in 
Wahrheit nur eine Grundgerechtigkeit an dem Keller zuerkannt 
worden ſei, muß aber als zutreffend angeſehen werden. Zwar 
iſt in der Urtheilsformel das Recht der Kl. an dem Keller 
als Eigenthum bezeichnet und in den Gründen ausgeführt, 
daß es nicht ein bloßes Benutzungsrecht, ſondern ein Eigenthum 
ſei, was auch von dem Bekl. nicht beſtritten werde. Allein 
gleichzeitig und im Widerſpruche hiermit iſt in der Urtheils⸗ 
formel die Klage, ſoweit ſie ein Miteigenthum an dem 
Grund und Boden der Kellerfläche, an den dieſe Kellerflaͤche 
umſchließenden Mauern und an dem Kellergewölbe zum Gegen⸗ 
ſtande hatte, abgewieſen und in den Gründen ausgeführt worden, 
daß der Kl. hieran ein Miteigenthum nicht zuſtehe. Das 
Urtheil im Vorprozeſſe enthält in feinem entſcheidenden Theile 
einen unlösbaren Widerſpruch in ſich, indem es zwar feſtſtellt, 
daß der Keller im Eigenthum der Kl. ſtehe, gleichzeitig aber 
der Kl. das Miteigenthum an dem Grund und Boden der 
Kellerfläche und an den die Kellerfläche umſchließenden Mauern 
ſowie an dem Kellergewölbe, welche doch die weſentlichen Beſtand⸗ 
theile des Kellers bilden, aberkennt und hiervon nur in Anſehung 
der auch abgeſehen von jedem Rechte der Kl. an dem Keller 
im Miteigenthum der Parteien ſtehenden Scheidemauer zwiſchen 
den beiden Häuſern eine Ausnahme macht. Hiernach bleibt 
für das Eigenthum der Kl. an dem Keller nichts übrig als der 
Hohlraum. Bei dieſem Widerſpruche des Urtheils muß daſſelbe 
fo ausgelegt werden, wie es gemäß ſeinen thatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellungen der Natur der Sache und richtigen Rechtsbegriffe 
entſpricht. Wenn nun das B. G. zur Beſtätigung der Auf- 
faſſung, die es in Auslegung des Urtheils von der Natur des 
der Kl. an dem Keller zuſtehenden Rechts gewonnen hat, auch 
noch auf die Entſtehungsgeſchichte dieſes Rechts eingeht und 
auch mit Rückſicht hierauf zu der Annahme gelangt, daß der 
damaligen Kl. nicht ſowohl Eigenthum als vielmehr eine 
Grunddienſtbarkeit zugeſprochen worden ſei, fo iſt dieſe Ent⸗ 
ſcheidung in keiner Weiſe zu beanſtanden und namentlich iſt 
darin eine Verletzung der Grundſätze über die Rechtskraft der 
Urtheile nicht zu finden. II. C. S. i. S. Stadtgemeinde 
Barmen c. Conradi vom 13. Juni 1902, Nr. 94/1902 II. 

15. § 393 Ziffer 4. 

Der Reviſion iſt zuzugeben, daß ein geſetzlicher Grund, 
den Zeugen Sch. unbeeidigt zu vernehmen, nicht vorlag und 
namentlich nicht darin erblickt werden kann, daß Sch. Beſitzer 
von Antheilſcheinen der Kl. und Aktionär der Bekl. war. Denn 
die Beſitzer von Antheilſcheinen einer Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung, die eine juriſtiſche Perſon bildet (efr. § 13 des 
R. Geſ. vom 20. April 1892 in der am 1. Januar 1900 in 
Kraft getretenen Faſſung), haben ebenſo wie die Aktionäre einer 
Aktiengeſellſchaft nur ein thatſächliches Intereſſe am Ausgange 
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des Prozeſſes; auf ſie findet daher § 393 Ziffer 4 der C. P. O. 
keine Anwendung. II. C. S. i. S. Stuckſenberger Bafalt- 
Geſellſchaft e. Broelthaler Eiſenbahn⸗Aktiengeſellſchaft vom 
30. Mai 1902, Nr. 78/1902 II. 

16. 8 445. 

Was den zweiten nach dem B. U. vom Bekl. zu leiſtenden 
Eid betrifft, fo lehnt ſich hier die gewählte Faſſung im Weſent⸗ 
lichen an die Behauptung des Kl. an, wonach er die Zahlung 
geleiſtet haben will, „nachdem und weil“ der Bekl. ihm die 
ſich auf die Durchſetzung der Beleihung beziehende Mittheilung 
gemacht gehabt habe. In der Eidesnorm iſt dieſe Angabe nur 
dahin modifizirt worden, daß „in Folge deſſen“ die Zahlung 
vom Kl. geleiſtet ſei. Der B. R. mag damit haben ausdrücken 
wollen, daß „darauf hin“ die Zahlung geleiſtet ſei; die 
gewählte Faſſung zwingt aber zu der Deutung, daß der Bekl. 
ſchwören ſoll: es ſei nicht wahr, daß jene Aeußerung für den 
Kl. den Beweggrund für die Zahlung gebildet habe. Inſofern 
verſtößt dieſe Norm — wie vom Kl. mit Recht gerügt wird — 
gegen die Vorſchrift des $ 445 der C. P. O. IV. C. S. i. S. 
Melzer . Stein vom 9. Juni 1902, Nr. 82/1902 IV. 

17. 8 445. | 

Die Reviſion beanſtandet die Faſſung des dem Bekl. auf: 
erlegten Eides. Sie meint, es müſſe darin zum Ausdruck ge- 
bracht werden, daß die bisherige Erklärung des Bekl. für die 
Ausſtellung des Accepts unrichtig ſei, und die Faſſung des 
Eides müſſe den Bekl. zwingen, einen anderen Grund an⸗ 
zugeben. Allein dieſe Ausführung iſt rechtsirrig. Für die 
Entſcheidung über die Klage iſt lediglich der hier dem Eide 
gegebene Inhalt erheblich, alſo die Verſicherung, daß die den 
Klaganſpruch begründende Thatſache nicht wahr ſei. Allerdings 
geben gelegentlich Zweckmäßigkeitsrückſichten Anlaß dazu, neben 
dem bloßen Leugnen die entgegenſtehende Behauptung des Eides 
pflichtigen in den Eid aufzunehmen. Aber es iſt kein Verſtoß 
gegen die Vorſchriften des Geſetzes über die Eidesnorm, wenn 
das B. G. ſich im vorliegenden Falle darauf beſchränkt hat, dem 
Eide den rechtlich nothwendigen Inhalt zu geben. VI. C. S. i. S. 
Grünwald c. Kretſchmer vom 9. Juni 1902, Nr. 100/1902 VI. 

18. § 464 Abi. 2. 

Wenn § 464 Abſ. 2 der C. P. O. ſagt: „Die Verweigerung 
der Eidesleiſtung hat zur Folge, daß das Gegentheil der zu be⸗ 
ſchwörenden Thatſache als voll bewieſen gilt“, fo wird damit 
eine Wirkung der Eidesweigerung geſetzlich feſtgeſtellt, welche 
die anderweite Beweisführung für die ſtreitige Thatſache erübrigt. 
Das Gericht muß die durch den Eid zu widerlegende Thatſache 
als voll bewieſen gelten laſſen, wird alſo davon befreit und 
daran gehindert, ſeine eigene Ueberzeugung von deren Wahrheit 
oder Unwahrheit zur Geltung zu bringen. Der Beweis des 
Gegentheils der Thatſache, über welche der Eid zugeſchoben iſt, 
wird aus der Eidesweigerung von dem Gericht nicht frei ge⸗ 
wonnen, ſondern nach der Vorſchrift des Geſetzes als deren Folge 
fingirt. Der Hinweis des B. G. auf den § 472 Abſ. 2 der 
C. P. O., in welchem von der Wahrheit der unter Eid geſtellten 
Thatſache die Rede ſei, geht fehl. In dem dort behandelten 
Falle (Eidesweigerung eines oder mehrerer Streitgenoſſen) ver⸗ 
ſagt die geſetzliche Fiktion und deswegen muß das Prozeßgericht 
ſich eine Ueberzeugung von der Wahrheit oder Unwahrheit der 
unter Eid geſtellten Thatſache bilden. Die geſetzliche Fiktion 
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beſteht aber nur dann, wenn ihre Vorausſetzungen (Eides. 
zuſchiebung von der einen und Eidesweigerung auf der anderen 
Seite) gegeben find. Da nun die Zuſchiebung eines Eides, fo 
lange derſelbe nicht geſchworen iſt, jederzeit widerrufen werden 
kann, mit dieſem Widerruf aber die an die Eidesweigerung ge⸗ 
knüpfte geſetzliche Fiktion hinfällig wird, ſo ergiebt ſich ohne 
weiteres die Unhaltbarkeit der Anſicht des B. G., daß in Folge 
der Eidesweigerung die unter den Eid geſtellte Thatſache auch 
dann noch als voll bewieſen gelten müſſe, wenn die Partei, 
welche den Eid zugeſchoben hatte, ſpäter einen andern, als den 
unter Eidesbeweis geſtellten thatſächlichen Hergang behauptet und 
anderweitig unter Beweis ſtellt, damit aber ihre Eideszuſchiebung 
fallen läßt. (Vergl. hierzu auch die 88 453, 454 der C. P. O.) 
I. C. S. i. S. Becker o. Mende vom 4. Juni 1902, Nr. 37/1902 I. 

19. 88 472, 476, 477. 

Bedenken könnte erregen, daß das B. G. die Folgen der 
Eidesverweigerung für jeden der acht Streitgenoſſen beſonders 
geregelt hat. Es läßt ſich nicht verkennen, daß hierdurch moͤg⸗ 
licherweiſe, d. h. wenn ein Theil der Bekl. ſchwört, der andere 
nicht, anſcheinend materiell auseinandergehende Theilurtheile ent⸗ 
ſtehen, was nicht wünſchenswerth erſcheint. Indeſſen iſt auch 
hierin ein Rechtsverſtoß nicht zu erblicken. Zunächſt findet 
8 472 der C. P. O., wie ſich aus § 477 daſ. ergiebt, auf den 
richterlichen Eid keine Anwendung, vielmehr iſt für dieſen, ſoweit 
Streitgenoſſen in Betracht kommen, lediglich 8 476 der C. P. O. 
maßgebend. Dieſer enthält keine Norm im Sinne des Abſ. 2 
des 8 472, läßt vielmehr beim richterlichen Eid dem erkennen⸗ 
den Richter freieſten Spielraum, ob und wie weit er dem Eide 
der einzelnen Streitgenoſſen Bedeutung beilegen will, ob mate⸗ 
rielle, auch gegenüber den übrigen wirkende, oder formelle, d. h. 
nur für und gegen ihn wirkende. Dies kann allerdings nicht 
dahin führen, daß ſoweit ein nur einheitlich feſtzuſtellendes Rechts⸗ 
verhältniß in Frage kommt, der erkennende Richter dieſes Rechts⸗ 
verhältniß gegenüber den einzelnen Streitgenoſſen verſchieden 
regeln kann, je nachdem der eine den richterlichen Eid ſchwört, 
der andere nicht, denn die einheitliche Feſtſtellung iſt keine pro⸗ 
zeſſuale, ſondern eine materiell⸗ rechtliche Vorſchrift. Allein ein 
ſolches Rechtsverhältniß kommt im vorliegenden Fall nicht in 
Betracht. III. C. S. i. S. Duill c. Ewald u. Gen. vom 9. Juni 
1902, Nr 479/1901 III. 

20. § 475. 

Die Gründe, aus denen das B. G. ſich dafür entſchieden 
hat, einen Eid gemäß § 475 der C. P. O. von dem Bekl. zu 
fordern, ſind nicht rechtsirrig. Wenn Gewicht darauf gelegt 
wird, daß nach dem Tode des Erblaſſers, der Kl., der Bekl. 
allein in der Lage ſei, einen Wahrheitseid zu ſchwören, ſo läßt 
das nicht die Auslegung zu, als habe das Gericht es für rechtlich 
unzuläſſig angeſehen, den Eid den Kl. aufzuerlegen. VI. C. S. 
i. S. Grünwald c. Kretſchmar vom 9. Juni 1902, 
Nr. 100/1902 VI. 

21. 8 475. 

Nach Würdigung des Ergebniſſes des Zeugenbeweiſes findet 
ſich in den Gründen des B. U. der Satz: „Darnach kann der 
Beweis der Kenntniß der Bekl. von der Zahlungseinſtellung 
durch die Ausſagen der Zeugen nicht als voll geführt 
betrachtet werden und es käme ſomit auf den zweiten, vom 
L. G. unter II normirten Schiedseid an.“ Nach der Einleitung 
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des Satzes ſollte man aber erwarten, daß das Gericht in 
Gemäßheit des § 475 C. P. O. der einen oder der anderen 
Partei den richterlichen Eid auferlegt, oder ſich näher darüber 
ausgeſprochen hätte, daß und warum dieſe Maßregel im vor⸗ 
liegenden Falle nicht anwendbar oder nicht angemeſſen ſei. Da 
das Urtheil hierüber vollſtändig ſchweigt, ſo entſteht der Verdacht, 
daß das Gericht ſich ſeiner Befugniß zur Auferlegung des richter⸗ 
lichen Eides nicht bewußt geweſen ſei, und es muß aus dieſem 
Grunde das Urtheil aufgehoben werden. VII. C. S. i. S. 
Brüning's Konkurs c. Delfs und Gen. vom 6. Juni 1902, 
Nr. 111/1902 VII. 

22. 8 546. 

Es muß angenommen werden, daß die Vorinſtanz über 
die Widerklage gar nicht hat erkennen wollen, wobei freilich 
kaum etwas anderes übrig bleibt, als zu unterſtellen, daß ſie 
hierüber zu entſcheiden überſehen habe, obwohl die Widerklage 
in dem Thatbeſtande erwähnt iſt. Uebrigens würde es ohne 
Bedeutung ſein, wenn das O. L. G. gemeint geweſen wäre, 
dadurch, daß es das erſte Urtheil, wie geſchehen, abänderte, die 
Widerklage abzuweiſen, da dieſe Abſicht in dem Urtheil ſchlechter⸗ 
dings keinen Ausdruck gefunden hat. Das angefochtene Urtheil 
betrifft hiernach nur ein Objekt von 1023 Mark 80 Pf. und 
eine Ergänzung (C. P. O. § 321) iſt nicht beantragt worden. 
Die Reviſion mußte deshalb als unzuläſſig verworfen werden. 
VI. C. S. i. S. Preußiſcher Eiſenbahnfiskus e. Reichmann vom 
9. Juni 1902, Nr. 157/1902 VI. 

23. § 546. 

Wäre mit Rückſficht darauf, daß es ſich um die vor⸗ 
läufige Eintragung einer Grunddienſtbarkeit handelt, unter 
analoger Anwendung des 8 7 der C. P. O. das Intereſſe des 
RE. an der Aufhebung der einſtweiligen Verfügung, ſofern das- 
ſelbe ein höheres iſt, für maßgebend zu erachten, ſo beſtimmt 
ſich dieſes Intereſſe hier doch nicht nach dem Betrage, um den 
ſich der Werth der Grundſtücke des Rkl. durch die dauernde 
Belaſtung mit der Dienſtbarkeit mindert, da die einſtweilige 
Verfügung eine Maßregel von nur vorübergehender Bedeutung 
iſt. Der Rkl. hat es in der Hand, entweder ſelbſt mittels Klage 
eine definitive Entſcheidung darüber, ob die fragliche Grund⸗ 
dienſtbarkeit beſteht, herbeizuführen oder den Weg des bei einſt⸗ 
weiligen Verfügungen gemäß 8 936 der C. P. O. zur eut⸗ 
ſprechenden Anwendung kommenden § 926 der C. P. O. zu 
beſchreiten, um die Rbekl. zu veranlaſſen, zur Vermeidung der 
Aufhebung der einſtweiligen Verfügung (§ 926 Abſ. 1 a. a. O.) 
das Beſtehen der Dienſtbarkeit mittels Klage zur urtheilsmäßigen 
Feſtſtellung zu bringen. Hiernach könnte aljo nur das Intereſſe 
in Betracht kommen, welches der Rkl. daran hat, daß er in⸗ 
zwiſchen, bis eine rechtskräftige Entſcheidung über das Beſtehen 
der Dienſtbarkeit herbeigeführt werden kann, nicht durch die 
Eintragung der letzteren in der Verwerthung ſeiner Grundſtücke 
beeinträchtigt werde. Zur Bemeſſung dieſes Intereſſes bietet das 
von dem Rkl. beigebrachte Gutachten keine Unterlage. VII. C. S. 
i. S. Schmidt c. Mylius vom 30. Mai 1902, Nr. 102/1902 VII. 

24. § 568. 

Ein neuer ſelbſtſtändiger Beſchwerdegrund iſt nicht 
ſchon dann gegeben, wenn in der Beſchwerdeinſtanz über einen 
neuen Rechtsbehelf der Partei und das entſprechende thatſächliche 
Vorbringen verhandelt und befunden worden iſt, ſofern nicht 
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etwa eine unzuläſſige Suppeditirung nicht behaupteter That⸗ 
ſachen ſtattgefunden hat, oder erhebliche Anführungen unbeachtet 
geblieben ſind. Beſchluß des V. C. S. i. S. Specht c. Leuſchner 
vom 16. Juni 1902, B Nr. 132/1902 V. 

25. 88 920 Abſ. 1, 936. 

In prozeſſualer Hinſicht iſt betreffs des aus den Be⸗ 
ſtimmungen des § 936 und des § 920 Abſ. 1 der C. P. O. 
ſich ergebenden Erforderniſſes für den Erlaß einer einſtweiligen 
Verfügung hervorzuheben, daß eine ſchriftliche Erklärung, in 
welcher eine Prozeßpartei etwas an Eidesſtatt verſichert, als 
ein zuläſſiges Mittel der Glaubhaftmachung nicht augeſehen 
werden kann. Es verhielt ſich damit anders unter der Herr⸗ 
ſchaft der C. P. O. ä. F., nach deren § 266 eine Partei, die 
eine thatſächliche Behauptung glaubhaft zu machen hatte, ſich 
aller Beweismittel mit Ausnahme der Eideszuſchiebung be⸗ 
dienen, auch zur eidlichen Verſicherung der Wahrheit der Be⸗ 
hauptung zugelaſſen werden konnte. Vergl. Eutſch. des R. G. 
in Strafſachen Bd. 20 S. 242. In dem an die Stelle des 
8 266 getretenen § 294 der C. P. O. n. F. find jedoch die 
Worte „zur eidlichen Verſicherung der Wahrheit der Behauptung“ 
erſetzt durch die Worte „zur Verſicherung an Eidesſtatt“. Durch 
dieſe Aenderung ſollte die Zahl der Eide eingeſchränkt werden. 
Ihre nothwendige Folge iſt aber zugleich die, daß, wenn früher, 
wie nicht zu bezweifeln iſt, eine Partei zur eidlichen Wahrheits⸗ 
verficherung erſt zugelaſſen fein mußte und dieſe ſelbſt dann nur 
mündlich vor dem Prozeßgericht abgegeben werden konnte, nun- 
mehr das eine wie das andere Erforderniß für die Verſicherung 
an Eidesſtatt beſteht. Wäre es die Meinung des Geſetzgebers 
geweſen, daß nach wie vor eine ſchriftliche eidesſtattliche Partei⸗ 
verſicherung ein zuläſſiges Mittel der Glaubhaftmachung fein 
ſolle, dann hätte er ſich damit begnügen konnen, die Worte 
„auch zur eidlichen Verſicherung der Wahrheit der Behauptung 
zugelaſſen werden“ in Wegfall zu bringen; es verſtand ſich dann 
von ſelbſt, daß das Prozeßgericht eine Partei auch eine münd⸗ 
liche Verſicherung an Eidesſtatt abgeben laſſen konnte. Außer⸗ 
dem aber ſpricht für die hier vertretene Auffaſſung der neuen 
Vorſchrift der gewichtige ſachliche Grund, daß ſie, wenn ſie die 
angegebene Tragweite hat, gegenüber dem früheren Geſetz die 
größere Gewähr dafür bietet, daß nicht leichtfertig eidesſtattliche 
Parteiverſicherungen abgegeben werden. I. C. S. i. S. Richard 
o. Wagner vom 2. Juni 1902, Nr. 35/1902 J. 

26. § 938 in Verbindung mit 58 883, 885 und 887. 

Nach § 938 der C. P. O. beſtimmt bei einſtweiligen Ver⸗ 
ügungen das Gericht nach freiem Ermeſſen, welche Anordnungen 
zur Erreichung des Zweckes erforderlich find. Dieſes freie Er» 
meſſen bezieht ſich aber nur auf den ſachlichen Inhalt; für die 
Zwangsmittel zur Verwirklichung der getroffenen Anordnung 
ſind auch bei der einſtweiligen Verfügung die allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften über die Zwangsvollſtreckung nach 88 936, 928 ent- 
ſprechend anzuwenden (Gruchot Beiträge Bd. 43 S. 767). 
Hiergegen verſtößt das B. G. ſchon dadurch, daß es bei Be— 
meſſung der dem Bekl. angedrohten Geldſtrafe den in § 888 
Abſ. 1 der C. P. O. beſtimmten Höchſtbetrag von 1500 Mark 
überſchritten hat. Dieſem Fehler durch Herabſetzung der Geld— 
ftrafe auf 1 500 Mark abzuhelfen, würde aber deshalb nicht 
genügen, weil für die dem Bekl. hier auferlegten Handlungen 
(zunächſt mit Ausnahme der Wiederzulaſſung des Kl. zur Ge— 
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ſchäftsführung), die Geldſtrafe überhaupt nicht zu den von der 
C. P. O. zugelaſſenen Zwangsmitteln gehört. Der Bekl. ſoll 
dem Kl. den Mitbeſitz an allen Räumlichkeiten, Behältniſſen 
und ſonſtigen Vermögensgegenſtänden der Geſellſchaft einräumen. 
Es handelt ſich alſo um eine Thätigkeit des Bekl., welche, ſoweit 
die Gefchäftsräume in Frage ſtehen, auf dem in § 885 Abſ. 1, 
und ſoweit es ſich um bewegliche Sachen handelt, auf dem in 
8 883 der C. P. O. vorgeſchriebenen Wege zur Zwangs⸗ 
vollſtreckung zu bringen wäre. Es muß dies aber nach den 
Vorſchriften der C. P. O. durch das unmittelbare Einſchreiten 
des Gerichtsvollziehers erzwungen werden. Die Anſicht mehrerer 
Kommentatoren (z. B. Peterſen⸗Auger, IV. Auflage, Bd. II 
§ 885 unter I [S. 587]; Gaupp, II. Auflage, Bd. II zu 
§ 769 unter I 2a [S. 531], zu § 771 unter I [S. 535)), 
daß die Zwangsvollſtreckung nach 88 883, 885 n. F. nicht 
ſtattfinde, wenn es ſich nicht um die Totalität einer Sache oder 
eines feſt abgegrenzten Theiles der Sache, ſondern um ideelle 
Antheile daran handele, findet weder im Wortlaute des Geſetzes, 
noch im Weſen dieſer Zwangsvollſtreckungsart eine genügende 
Stütze. Die Vorſchrift der 58 883, 885 über die Art der 
Zwangsvollitredung iſt aber ausſchließlich, jo daß nicht, ſtatt 
des unmittelbaren Zwangs durch den Gerichtsvollzieher, der 
mittelbare Zwang durch Geldſtrafen, als das Geringere, zu⸗ 
gelaſſen werden darf. Dieſe abſolute Bedeutung der Vorſchrift 
wird durch den von der Juſtizkommiſſion herrührenden Abſ. 3 
zum früheren § 773, jetzt § 887, außer Zweifel geſtellt 
(vergl. Peterſen⸗Anger a. a. O. Bd. II zu § 887 unter 2 
[S. 581). Man könnte nun an den Ausweg denken, für die 
dem Bekl. aufgegebene Einräumung des Mitbefitzes die an⸗ 
gedrohte Geldſtrafe einfach zu ſtreichen. Allein dem tritt ein 
anderes Bedenken entgegen. Die Gegenſtände, an welchen dem 
Kl. der Mitbeſitz eingeräumt werden ſoll, unbewegliche und 
bewegliche Sachen, befinden ſich im Ausland, in Riga. Wenn 
aber nicht durch Androhung von Geldſtrafe auf den Willen des 
in Lübeck wohnhaften Bekl. eingewirkt werden darf, ſo würde 
die Vollſtreckung der getroffenen Anordnung, ſoweit ſie über⸗ 
haupt erreicht werden kann, in Riga mit den dort zuläſſigen 
Zwangsmitteln erfolgen müſſen. Dadurch würde die inländiſche 
Anordnung ſelbſt eine unmittelbare Richtung auf die im Aus⸗ 
lande befindlichen Sachen gewinnen. Es kann aber, trotzdem 
ſich die Parteien in § 15 des Geſellſchaftsvertrages für ihre 
gefellſchaftlichen Rechtsverhältniſſe den Lübecker Gerichten unter⸗ 
worfen haben, aus Gründen des internationalen Rechts nicht 
für zuläſſig angeſehen werden, daß der deutſche Richter mit 
unmittelbarer Beziehung auf ausländifche, feiner Einwirkung 
entzogene Sachen Anordnungen zur Regelung der daran ftatt- 
findenden Beſitzverhältniſſe treffe. I. C. S. i. S. Mielentz 
c. Langfeld vom 12. Mai 1902, Nr. 142/1902 I. 

27. 8 1039. 

Der Beſtimmung des $ 1039 C. P. O., wonach der 
Schiedsſpruch „den Parteien in einer von den Schiedsrichtern 
unterſchriebenen Ausfertigung zuzuſtellen und unter Beifügung 
der Beurkundung der Zuſtellung auf der Gerichtsſchreiberei des 
zuſtändigen Gerichts niederzulegen“ iſt, war zweifellos ihrem 
Wortlaute nach, was die Qualifikation der über die Zuſtellung 
lautenden, zugleich mit niederzulegenden Urkunden betrifft, in 
den beiden, von der Voriuſtanz hervorgehobenen Richtungen 
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nicht genügt. Die genaue Befolgung der Vorſchrift iſt nun 
aber, da durch letztere eine Garantie für die Authentizität des 
Schiedsſpruchs um die Erkennbarkeit des formellen Abſchluſſes 
des Verfahrens herbeigeführt werden ſoll (Entſch. des R. G. 
Bd. 37 S. 413), erforderlich. VII. C. S. i. S. Matthes und 
Sohn c. Gemeinde Nieder⸗Schöuweide vom 3. Juni 1902, 
Nr. 130/1902 VII. 

Reichskonkursordnung. 

28. § 25. 

Wenn auch die in die Hände des Gemeinſchuldners 
gegebenen Gelder in die Kategorie des Ehegutes fallen, ſo kann 
dem Rechtsverhältniſſe doch innerhalb dieſer durch die bei der 
Hingabe nach Behauptung der Widerbekl. getroffenen Ver⸗ 
einbarungen ein konkreter Charakter aufgeprägt ſein, der für ſeine 
rechtliche Beurtheilung von weſentlicher Bedeutung ſein muß. 
Iſt es richtig, daß der Ehemann die Gelder, über welche er bis 
dahin nicht verfügen konnte, gegen Uebernahme gewiſſer, die 
Verwendung und Belegung derſelben betreffenden Verbindlichkeiten 
erhalten hat, ſo beſtimmt ſich danach die ſpezielle Natur des 
Rechtsverhältniſſes und wenn die ſpäteren, jetzt angefochtenen 
Rechtshandlungen ſich ganz in den Grenzen der danach gegebenen 
Rechte der Ehefrau und Verbindlichkeiten des Ehemannes halten, 
ſo iſt für die Anwendung des § 25 Nr. 2 R. K. O. a. F. 
Raum nicht gegeben. Es kann dann auch nicht darauf an⸗ 
kommen, ob dieſelben unter den Begriff der Rückgewähr des 
Ehegutes oder den der Veränderung feiner urfprünglichen 
Geſtalt oder den ſeiner Sicherſtellung fallen. VII. C. S. 
i. S. Fiſcher e. Fiſchers Konkursmaſſe vom 3. Juni 1902, 
Nr. 106/1902 VII. 

29. 8 30. - 

Zahlungseinſtellung iſt die nach außen erkennbar gewordene 
Thatſache der allgemeinen Nichterfüllung der fälligen Geld⸗ 
ſchulden wegen vorausſichtlich dauernden Mangels an Zahlungs- 
mitteln, oder anch: die in einer ſolchen Weiſe, daß fie wenn 
auch nicht für Jedermann, ſo doch innerhalb der betheiligten 
Geſchäftskreiſe erkennbar geworden, in die äußere Erſcheinung 
getretene Zahlungsunfähigkeit. Dieſe Erkennbarkeit, das Heraus⸗ 
treten in die äußere Erſcheinung kann als Thatſache den un⸗ 
mittelbaren Gegenſtand einer Eidesauflage bilden, namentlich wenn 
es ſich um den Beweis ihrer Kenntniß ſeitens des Anfechtungsbekl. 
handelt, eventuell wäre der Begriff der Zahlungseinſtellung in 
ſeine einzelnen, aus der feſtſtehenden Begriffsbeſtimmung ent⸗ 
nommenen Merkmale aufzulöſen und dieſe Merkmale in die Eides- 
formel aufzunehmen geweſen. VII. C. S. i. S. Brüning's Konkurs 
c. Delfs und Gen. vom 6. Juni 1902, Nr. 111/1902 VII. 

30. § 141 u. folg. 

Nach dem Thatbeſtand des angefochtenen Urtheils hatte am 
21. Februar 1902, als das B. G. erkannte, im Konkurs der 
früheren Geſellſchaft ein Prüfungstermin noch nicht ſtattgefunden 
und deshalb kam zur Sprache, ob auf die Widerklage, welche 
die Feſtſtellung von angemeldeten Konkursforderungen zum Gegen⸗ 
ſtand hatte, ſchon eingegangen werden dürfe. Dies wurde zu⸗ 
nächſt vom Kl. beſtritten, alsdann einigten ſich jedoch die 
Parteien dahin, daß über die Widerklage ſachlich entſchieden 
werde. Letzteres wurde vom B. G. für zuläſſig erachtet. Hierin 
kann jedoch nicht zugeſtimmt werden. Nach der Konkursordnung 
ſollen angemeldete Konkursforderungen, wie ſie hier in Rede 
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ſtehen, zunächſt im Prüfungstermin erörtert (§ 141) und es 
ſoll, weun in dieſem Termin von dem Konkursverwalter oder 
einem Gläubiger ein Widerſpruch erhoben wird, von dem 
Anmeldenden Klage auf Feſtftellung im ordentlichen Verfahren 
erhoben werden ($ 146 Abſ. 1, 2). Hierbei gilt die Be⸗ 
ſchränkung, daß die Klage nur auf den Grund geſtützt nud nur 
auf den Betrag gerichtet werden darf, der in der Anmeldung 
oder im Prüfungstermin angegeben worden iſt (§ 146 Abſ. 4). 
Das, rechtskräftige Urtheil ſoll nach Maßgabe des $ 147 allen 
Konkursgläubigern gegenüber wirken. Dieſe Beſtimmungen 
ſühren dazu, daß ein Rechtsſtreit über eine angemeldete Forderung 
erſt nach Abhaltung des Prüfungstermins ſtattfinden darf und 
hiermit ſteht auch die Begründung zu dem gegen die frühere 
Faſſung unverändert gebliebenen, mit dem § 134 des Entwurfs 
übereinſtimmenden § 146 im Einklang, inſofern hier hervor- 
gehoben wird, es dürfe, wenn jedem Konkursgläubiger die 
entſcheidende Mitwirkung bei der Feſtſtellung der übrigen Konkurs⸗ 
forderungen geſichert bleiben ſolle, keine Konkursforderung zur 
Klage geſtellt werden, welche nicht der vorſchriftsmäßigen Prüfung 
unterworfen worden ſei (Hahn, die geſammten Materialien IV 
S. 329). Dieſe Bemerkung beruht allerdings anſcheinend auf 
der Anſicht, daß behufs Feſtſtellung einer angemeldeten Konkurs⸗ 
forderung nur eine einzige Klage erhoben werden dürfe, die 
gegen ſämmtliche Widerſprechenden gerichtet werden müſſe, und 
dieſer Anſicht ſteht eine andere gegenüber, nach der im Falle 
des Widerſpruchs abſeiten mehrerer Perſonen geſonderte Klagen 
erhoben werden dürfen. Allein auch wenn, was unentjchieden 
bleiben kann, letztere Anſicht die richtige ſein ſollte, würde das 
Ergebniß das nämliche ſein. Denn wenn die Erhebung mehrerer 
geſonderter Feſtſtellungsklagen zuläſſig wäre, jo würde, trotz der 
Faſſung des § 147 der Konkursordnung, die Forderung erſt 
als feſtgeſtellt gelten können, wenn auch der letzte Widerſpruch 


beſeitigt wäre, während die, ſelbſt rechtskräftige, Abweiſung 


eines einzelnen Widerſpruchs dem anmeldenden Gläubiger noch 
nichts nützen würde. Und dann würde es für eine verfrühte 
Klage an dem für die Feſtſtellungsklage nach $ 256 der 
C. P. O. erforderlichen rechtlichen Intereſſe alsbaldiger Feſt⸗ 
ſtellung fehlen, da der. Kl. durch die verfrühte Klage zwar, wenn 
er unterliegt, endgültige Abweiſung, dagegen durch Beſeitigung 
des Widerſpruchs niemals die endgültige Feſtſtellung erreichen 
kann. Trotz der Einigung der Parteien hätte deshalb über die 
Widerklage nicht ſachlich entſchieden werden dürfen und deshalb war 
dieſelbe unter Anwendung des § 565 Abſ. 3 Ziffer 1 der C. P. O. 
als dermalen noch unzuläſſig abzuweiſen. I. C. S. i. S. Sengſtack 
& un c. Eddelbüttel vom 4. Juni 1902, Nr. es 1. 

Handelsrecht. 

31. Art. 98 a. F. 

Das B. G. hält den Klageanſpruch für bende weil 
das Recht auf Vorlegung der Bilanz einer offenen Handels⸗ 
geſellſchaft von einem Geſellſchafter an einen Dritten überhaupt 
nicht abgetreten werden könne. Eine ſolche nach $ 218 Thl. 1 
Tit. 17 des A. L. R. zuläſſige Ceſſion werde durch Art. 98 des 
Allgem. Deutſch. H. G. B. für das Rechtsverhältniß der offenen 
Handelsgeſellſchaft ausgeſchloſſen. Der Anſpruch auf den 
Gewinnantheil eines Geſellſchafters ſei zwar abtretungsfähig, 
jedoch bezüglich ſeiner Geltendmachung von der vorherigen Feſt⸗ 
ſtellung der Höhe des Gewinnantheils durch die Geſellſchafter 
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abhängig. Dieſe ſei hinſichtlich des Gewinnautheils der Wittwe 3. 
für das Jahr 1890 nicht erfolgt und deshalb dieſer Anſpruch nicht 
klagereif. Dieſe Ausführung wird vom R. G. gebilligt. I. C. S. 
i. S. Buchholz o. Benade vom 12. Mai 1901, Nr. 406/1901 J. 

32. Art. 274 und 317 a. F. 

Der Reviſion iſt, inſoweit ſie ſich darauf ſtützt, daß vom 
B. G. überſehen ſei, daß dem Bekl., der ſeit Jahren, namentlich 
zur Zeit jenes Verzichtes des Erblaſſers Kaufmann geweſen ſei, 
die Beſtimmungen der Art. 274 und 317 des H. G. B. a. F. 
zur Begründung ſeiner Einrede zur Seite ſtänden, der Erfolg 
nicht zu verſagen. Daß für das vom Bekl. behauptlich mit 
dem Erblaſſer getroffene Abkommen die im Art. 274 a. a. O. 
aufgeſtellte Vermuthung gilt, daß folgeweiſe daſſelbe als Handels⸗ 
geſchäft auf ſeiner Seite zu erachten iſt, wenn er derzeit Kauf⸗ 
mann war, kann nicht zweifelhaft ſein. Schenkungen ſind, wie 
in Theorie und Praxis anerkannt, von der geſetzlichen Ver⸗ 
muthung nicht ausgeſchloſſen; vergl. Entſch. des R. G. Bd. 26 
S. 20. Unmaßgeblich iſt, daß Bekl. zur Unterſtützung ſeiner 
Schutzbehauptung auf ſeine Eigenſchaft als Kaufmann bezw. 
auf die vorgedachten handelsrechtlichen Beſtimmungen ſich nicht 
beſonders berufen hat; geht jene Eigenſchaft aus dem dem 
Gericht vorgelegten Streitſtoff an ſich hervor, ſo iſt ſie bei der 
Frage nach dem zur Anwendung zu bringenden Recht ohne 
Antrag zu berückſichtigen. In den Akten, inſonderheit in der 
Klagſchrift wie in der Berufungsſchrift iſt Bekl. mit ſeinem 
Handelsgewerbe als Mehlhändler aufgeführt, und wie er ſelbſt 
Ausweis des Thatbeſtandes im angefochtenen Urtheil ſich als 
alleinigen Suhaber der Firma W. C. Bohlen zu Emden 
bezeichnet hat, ſo haben auch die beiden als Zeugen vernommenen 
Bankdirektoren ſeiner als Inhabers dieſer Firma, mit dem ſie 
jahrelang in Geſchäftsverbindung geſtanden, erwähnt. Hiermit 
iſt die Kaufmannseigenſchaft des Bekl. in ausreichender Weiſe 
zur Geltung gebracht; ihre Nichtberückſichtigung bei rechtlicher 
Würdigung der von demſelben aufgeſtellten Schutzbehauptung 
erſcheint daher als ein Rechtsverſtoß, der für die erlaſſene Ent⸗ 
ſcheidung kauſal iſt. III. C. S. i. S. Bohlen e. Smeding & Co. 
vom 3. Juni 1902, Nr. 59/1902 III. 

33. Kauf mit der Klauſel tel quel. 

Die Rüge der Bekl. und Rkl. richtete ſich gegen die An⸗ 
nahme des B. G., daß die in der Schlußnote der Bezeichnung 
der verkauften Waare beigefügte Klauſel tel quel eine Bean- 
ſtandung der Qualität ſeitens des Käufers ausſchließe, auch 
wenn die Waare von geringſter Qualität ſein ſollte, falls nur 
noch ordentliche Kaufmannswaare vorliege. Es wurde aus— 
geführt, daß die Ausbedingung beſtimmter Qualitäten neben der 
angeführten Klauſel ihre Geltung behalte, daß aber nach dem 
Schlußſcheine vom 2. November 1900 drei verſchiedene Qualitäten, 
insbeſondere auch Sekundarollen vorgeſehen ſeien und die zum 
höchſten Preiſe von 104 Pf. für das Pfund notirten daher 
Primaqualität haben ſollten. Wenn auch gewiſſe Abweichungen 
durch die Klauſel gedeckt würden, ſo gehe es doch nicht an, daß 
für Sekundarollen, die vom überſeeiſchen Gerber nicht als ſolche 
aufgegeben wurden, der Preis von 104 Pf. berechnet und daß 
ſelbſt ſchlechtere Qualität als diejenige der vom Gerber mit 
Sekunda bezeichneten Rollen mit dieſem höchſten Preiſe zu be- 
zahlen ſeien. Dieſe Rüge geht fehl, da ſie thatſächliche Voraus— 
ſetzungen unterſtellt, welche nach der Auffaſſung des B. G. 
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gerade nicht vorliegen. Nach dieſer iſt Primaqualität überhaupt 
nicht bedungen, iſt vielmehr nur Valdivia⸗Sohlleder zu einem 
Grundpreiſe von 104 Pf. per Pfund verkauft und hat die Ver⸗ 
einbarung wegen der Qualitätsaufgabe des Gerbers nur eine 
Preisermäßigung für den Fall betroffen, daß dieſer ſelbſt einen 
Theil der Waare als minderwerthig bezeichne, ohne etwas über 
die Beſchaffenheit der Waare zu beſtimmen. Wenn alſo auch 
der Käufer davon ausgehen konnte, das gekaufte Valdivia⸗ 
Sohlleder werde durchſchnittlich beſſere Waare fein als die vom 
Gerber als Sekunda bezeichneten Rollen, ſo wurde doch der 
Verkäufer durch die Klauſel tel quel als gegen jede Be⸗ 
anſtandung der Qualität gedeckt erachtet, was der Bedeutung 
und dem aleatoriſchen Charakter dieſer Klauſel entſpricht. 

Das B. G. erkenut an, daß loyaler Weiſe der Verkäufer die 
Klauſel tel quel nur dann vereinbaren könne, wenn er ſelbſt 
die Beſchaffenheit der Waare noch nicht kenne, verlangt aber 
keineswegs ein ſicheres Vertrauen auf die Güte der Waare, 
nimmt vielmehr an, der Verkäufer ſuche durch die Klauſel be⸗ 
rechtigten Schutz auf Grund der Erfahrung, daß die Angaben 
der überſeeiſchen Ablader über die Qualität ihrer Waaren ſich 
häufig als nicht zuverläſſig erwieſen, was er auch als der Bekl., 
einer im Lederhandel erfahrenen Hamburger Kaufmannsfirma, 
bekannt habe vorausſetzen dürfen. Deswegen wurde die Einrede 
der Argliſt verworfen. II. C. S. i. S. v. d. Porten Wwe. und 
Lazarus c. Matthaei vom 3. Juni 1902, Nr. 79/1902 II. 

34. Internationales Abkommen über den Eiſenbahnfracht⸗ 
verkehr vom 14. Oktober 1890. 

Der Rkl. iſt zuzugeben, daß die Zweifel, die das B. G. 
darüber äußert, ob im vorliegenden Falle von einem Verluſte 
des Frachtgutes geſprochen werden könne, unbegründet ſind. Wie 
im allgemeinen Frachtrechte, fo liegt auch im Sinne des inter- 
nationalen Uebereinkommens über den Eiſenbahnfrachtverkehr 
vom 14. Oktober 1890 Verluſt des Frachtgutes vor, wenn der 
Frachtführer, hier alſo die Eiſenbahn, außer Stande iſt, das 
Gut beſtimmungsmäßig auszuhändigen und der vertragsmäßigen 
Ablieferungspflicht zu genügen, einerlei worin dies ſeinen Grund 
hat. (Entſch. des R. O. H. G. Bd. 4 S. 14, Bd. 15 S. 30.) 
Aushändigung an einen nicht legitimirten Empfänger iſt — 
falls die Bahn das Gut nicht wieder zur Stelle ſchafft — 
„Verluſt“. Nach dem zwiſchen der Kl. und der Eiſenbahn ab- 
geſchloſſenen Frachtvertrage, wie er in den vorgelegten Sracht- 
briefen beurkundet worden iſt, hatte ſich die Kl. ſelbſt als Em⸗ 
pfänger des Gutes bezeichnet. Im Verhältniſſe zwiſchen den 
Parteien war daher die Aushändigung der Sendung an die 
Société des Forges et Acieries Aushändigung au eine nicht 
legitimirte Perſon. I. C. S. i. S. Tiſchendorf u. Co. c. preuß. 
Eiſenbahnfiskus vom 17. Mai 1902, Nr. 368/1901 J. 

35. 8 735. 

Wenn auch die Begrenzung des Schadenserſatzanſpruchs 
nach Maßgabe des beiderſeitigen Verſchuldens der Schiffs— 
beſatzung auf Grund des $ 735 Abſ. 2 des H. G. B. — wie 
ſchon früher die Schuldkompenſation nach Art. 737 des All⸗ 
gemeinen deutſchen Handelsgeſetzbuches — nicht für das Ver— 
hältniß der Rheder zu den beſchädigten Ladungsbetheiligten gilt, 
ſo gilt ſie doch im Verhältniſſe der Rheder oder Schiffseigner 
unter einander im vollen Umfange. Wird in Folge einer von 
der Schiffsbeſatzung beider Schiffe verſchuldeten Kolliſion der 


———— — 
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eine Rheder (Schiffseigner) einem Ladungseigenthümer erſatz⸗ 
pflichtig, ſo gehört auch dies in dem Verhältniſſe der beiden 
Rheder (Schiffseigner) unter einander zu demjenigen Schaden, 
über welchen nach dem angeführten § 73 5 Abſ. 2 zu entſcheiden 
iſt, ob und in welchem Umfang er erſetzt werden muß. Wenn 
die Kl. von dem formellen Standpunkt aus, daß ſie Ladungs⸗ 
eigenthümerin geweſen, den ganzen Werth der Ladung erſetzt 
verlangt, ſo kann ihr der Bekl. mit Recht entgegnen, daß ſie 
als Schiffseignerin ihm 40 Prozent davon wieder erſtatten 
müßte (vergl. Kommiſſionsbericht über den Entwurf eines 
H. G. B. zu § 727 [$ 735 des Geſetzes! S. 129, bei 
Mugdan: die geſammten Materialien u. ſ. w. Bd. VI S. 642; 
Chrenberg: Beſchränkte Haftung § 40 unter 5, S. 237/238). 
Demnach kann es auch nicht darauf ankommen, ob die Kl. in 
ihrem Schiffsvermögen für die 40 Prozent des Ladungswerthes 
Deckung finde oder nicht. Denn für fie als Schiffseignerin 
handelt es ſich nicht um eine poſitive Erſatzleiſtung, wofür allein 
die Beſchränkung der Haftung in Betracht kommen konnte, 
ſondern nur darum, daß ſie für einen Theil ihres Schadens 
keinen Erſatz erhält. I. C. S. i. S. Portland ⸗Cementfabrik 
Hemmoor c. Roever vom 28. Mai 1902, Nr. 52/1902 J. 

Seerecht. 

36. Begriff der Seetüchtigkeit 
Engliſchem Recht. 

Richtig iſt, daß das Engliſche Recht bei jeder Vercharterung 
eines Schiffes den Rheder als verpflichtet anſieht, für die See⸗ 
tüchtigkeit ſeines Schiffes einzuſtehen, auch wenn dies nicht aus⸗ 
drücklich bedungen iſt. Dieſe ſtillſchweigende Garantie erſtreckt 
ſich jedoch immer nur auf die Seetüchtigkeit beim Antritt einer 
Reife und für dieſe Reiſe. Ueberall heißt in der Engliſchen 
Praxis seaworthiness nichts Anderes als „fit for the intended 
voyage“. Nirgends findet ſich in den bekannten Handbüchern 
von Maclachlan, Abbot und Carver der Ausſpruch, daß der 
Rheder, der eine Time-Charter abſchließe, damit ſtillſchweigend 
die Seetüchtigkeit des Schiffes für die ganze Dauer des Ber: 
trages, abgeſehen von Havariefällen, garantire. Die wenigen 
aus der Praxis mitgetheilten Fälle, welche ſich auf Time-Charters 
beziehen, ergeben nichts für eine ſolche Rechtsregel. Auch die 
reiche Kaſuiſtik der engliſchen Praxis, welche ſich damit be⸗ 
ſchäftigt, daß die seawortbiness ein relativer Begriff ei, deſſen 
Inhalt durch die beſondere Gefahr der gerade bevorſtehenden 
Reiſe, durch die Art der Ladung und durch andere Umſtände 
bedingt werde, iſt ſchwer mit der Auffaffung zu vereinigen, daß 
der Rheder die Seetüchtigkeit für die ganze Dauer einer Time- 
Charter zu garantiren habe, alſo für jede beliebige Reiſe, mit 
jeder Ladung u. ſ. w. Es liegt alſo nichts dafür vor, daß das 
Engliſche Recht den von der Reviſion behaupteten Rechtsſatz 
aufſtelle. I. C. S. i. S. Vogemann c. Berenberg, Goßler u. Co. 
vom 2. April 1902, Nr. 412/1901 J. 


Wechſelrecht. 
37 


Das B. G. hat nicht in Zweifel gezogen, daß der vor⸗ 
liegende Wechſel nach Form und Inhalt allen Vorſchriften der 
W. O. entſpreche. Deſſenungeachtet iſt das B. G. zur Abweiſung 
der von dem legitimirten Wechſelinhaber erhobenen Klage gelangt, 
weil unſtreitig der auf dem Wechſel befindliche Name des Aus⸗ 
ſtellers erſt nach dem Fälligkeitstage auf das am 2. April 1900 


eines Schiffes nach 
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dem Kurt Künze übergebene, bis auf den Namen des Ausſtellers 
vollſtändig ausgefüllte Accept geſetzt worden ſei. Das B. G. 
erklärt die Annahme, daß der Nehmer des Blanketts oder ein 
Dritter für ermächtigt anzuſehen ſei, auch noch nach dem aus 
dem Blankett hervorgehenden Verfalltage durch Hinzufügung 
ſeiner Unterſchrift als Ausſteller des Blankett zu einem voll⸗ 
ſtändigen Wechſel zu geſtalten, für widerſinnig und für un⸗ 
vereinbar mit der Bedeutung, welche die W. O. dem Verfalltage 
beilege. Eventuell verlangt es mindeſtens vom Kl. den Beweis, 
daß ausnahmsweiſe ihm, bezw. ſeinem Vormanne Künze die 
Ermächtigung zur Vervollſtändigung des Wechſels nach dem 
Fälligkeitstage ertheilt worden ſei. Dieſe Auffaſſung iſt un⸗ 
haltbar. Der Nehmer eines bis auf den Namen des Ausſtellers 
und Traſſanten vollſtändig ausgefüllten Blankoaccepts gilt für 
ermächtigt, entweder ſelbſt durch die Unterſchrift ſeines eigenen 
Namens einen vollſtändigen Wechſel herzuſtellen oder den Wechſel 
mit der gleichen Ermächtigung an einen dritten Nehmer weiter⸗ 
zugeben. Darüber herrſcht in Theorie und Praxis kein Streit. 
Daß dieſe Ermächtigung zeitlich ſo beſchränkt ſei, daß eine erſt 
nach dem Fäͤlligkeitstage beigefügte Unterſchrift über fie hinaus⸗ 
gehe, wird von dem B. G. ohne Grund angenommen. Wird 
näher ausgeführt. I. C. S. i. S. Krauſe c. Krauſe & Co. 
vom 11. Juni 1902, Nr. 141/1902 J. 

Patentgeſetz vom 7. April 1891. 

38. 

Es fragt ſich, ob es der Kl. gelungen iſt, den Nachweis 
zu erbringen, daß die Erfindung der Neuheit ermangele. Zu 
dieſem Punkte hat ſich die Kl. berufen auf Patentſchriften, auf 
Veröffentlichungen in Büchern und auf eine offenkundige in⸗ 
ländiſche Vorbenutzung. Was die Patentſchriften anlangt, 
jo haben die Patentfchriften von K. völlig auszuſcheiden. Im 
Deutſchen Reiche hat K. ein Patent überhaupt nicht erlangt, 
vielmehr iſt ſeine Anmeldung, ohne daß es auch nur zu ihrer 
Auslegung gekommen wäre, zurückgewieſen worden. Inſoweit 
iſt daher eine in Betracht zu ziehende öffentliche Druckſchrift 
überhaupt nicht vorhanden. Was ſodann die Veröffentlichungen 
in Büchern anlangt, ſo beruft ſich die Kl. auf gewiſſe Ab⸗ 
bildungen in dem Buche von P. Jenes Buch iſt am 
22. Juni 1897 der Bücherei des Patentamts einverleibt und 
daher zeitlich vor die Anmeldung des angefochtenen Patentes zu 
ſtellen. Ihrer ſachlichen Bedeutung nach aber können auch die 
dort beſchriebenen und abgebildeten Brenner nicht als patent⸗ 
hindernd angeſehen werden. Anders liegt es mit dem Brenner, 
den der Fabrikant R. im Juli 1896 hergeſtellt und im 
Januar 1897 auf den Markt gebracht haben ſoll. Gleichwohl 
erſcheint es nicht erforderlich, die von der Kl. für die offen- 
kundige Vorbenutzung dieſes Brenners angetretenen Beweiſe zu 
erheben. Denn die Kl. hat einräumen müſſen, daß R. dieſen 
Brenner nicht für Acetylen oder andere Gaſe von hoher Leucht⸗ 
kraft hergeſtellt und benutzt hat, ſondern für die Zündflamme 
eines Auerlichtes, alſo für einen techniſch völlig verſchiedenen 
Zweck. Demgemäß iſt er nach den Angaben der Kl. bis zur 
Anmeldung des angefochtenen Patents auch nur hierfür in 
Benutzung genommen worden. Das aber erſcheint unerheblich. 
Denn bei dem techniſchen Fortſchritte, den der Dolan⸗Brenner 
nach den vorhandenen Unterlagen für die Verwendung des 
Acetylens zu Beleuchtungszwecken enthält, kann darauf nichts 
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ankommen, ob fein Modell völlig neu war oder ob es herüber⸗ 
genommen wurde aus der Induſtrie der Kohlengas⸗Beleuchtung. 
Denn daß ſich Kohlengas bei der Lichterzeugung, und ins⸗ 
befondere bei der Berührung mit der atmoſphaͤriſchen Luft, 
anders verhält als Acetylen und die dieſem näher ſtehenden 
Gaſe, haben die Parteien übereinſtimmend erklärt. Zudem aber 
handelt es ſich bei der Zündflamme des Auerbrenners gar nicht 
um Erzeugung einer leuchtenden Flamme, ſondern um Ent⸗ 
zündung des Gaſes, das einen Glühkörper erhitzen ſoll. Nach 
dem Vorſtehenden erſcheinen die Angriffe nuberechtigt, die die 
Kl. gegen die Patentfähigkeit der von Dolan beſchriebenen 
Brennerform gerichtet hat. Der Anmelder des Patents hat ſich 
aber nicht darauf beſchränkt, dieſe Vorrichtung unter Schutz 
ſtellen zu laſſen, ſondern er will ſie nur angeſehen wiſſen als 
eine mögliche und bewährte Ausführungsform eines an ſich 
weitergreifenden Verfahrens, das er in Anſpruch 1 beſchrieben 
und ſelbſtändig hat unter Schutz ſtellen laſſen. Es kann indeß 
nicht zugegeben werden, daß hier irgend etwas mehr erfunden 
iſt als jene bewährte Vorrichtung ſelbſt. Was im Auſpruche 1 
als ſogen. Verfahren zuſammengefaßt iſt, enthält in ſeinem 
erſten Theile eine überflüſſige Wiederholung der Beſchreibung 
der erfundenen Vorrichtung ſelbſt und in ſeinem zweiten Theile 
den Verſuch einer wiſſenſchaftlichen Erklärung der chemiſchen 
und phyſikaliſchen Vorgänge, auf. denen der günſtige Erfolg 
des erfundenen Brennermodells beruhen ſoll. Die Kl. hat wiederholt 
und lebhaft beſtritten, daß dieſe Angaben zutreffend ſeien, während 
die Bekl. ſie im Weſentlichen als richtig aufrecht erhalten. Das 
R. G. iſt nicht in der Lage, dieſen Streit ohne Zuziehung eines 
unbetheiligten Sachverſtändigen zu entſcheiden. Indeß kann es 
hierauf nicht ankommen. Denn auch wenn die Angaben des 
Anmelders als richtig anzuerkennen wären, würde die Erfindung 
darum keinen weiteren Umfang gewonnen haben. Es wäre eine 
Erkeuntniß hinzugethan, die zwar wiſſenſchaftlich von Bedeutung, 
für das Gewerbe aber ohne unmittelbaren Nutzen wäre. Patente 
werden ertheilt für neue Erfindungen, die eine gewerbliche Ver⸗ 
werthung geſtatten (Pat. G. § 1). Eine gewerbliche Ver⸗ 
werthung geſtattet nur die beſtimmte Vorſchrift, wie der Brenner 
geſtaltet ſein muß, um mit günſtigem Erfolge bei der Acetylen- 
Beleuchtung benutzt werden zu können. Die Erkenntniß, warum 
gerade dieſe Form mit vortheilhaften Wirkungen begabt iſt, iſt 
nicht patentfähig. 1. C. S. i. S. Weber u. Co. c. Suckert 
und Gen. vom 17. Mai 1902, Nr. 28/1902 J. 

39. § 35. 

Das B. G. hat die Frage nicht entſchieden, ob das Patent 
102 102 des Bekl. zu dem Patente 69 962 des Theodor L. 
objektiv in dem Verhältniſſe der Abhängigkeit ſtehe oder nicht. 
Es hat nur geprüft, ob unter Vorausſetzung dieſer Abhängigkeit 
die Verletzung des L.'ſchen, inſoweit auf den Kl. übergegangenen 
Patentrechts dem Bekl. als wiſſentliche oder grobfahrläſſige zu- 
gerechnet werden könnte. Dies hat es verneint und deshalb auf 
Grund des § 35 des Pat. G. dem eingeklagten Entſchädigungs⸗ 
anſpruche das rechtliche Fundament abgeſprochen. Der Reviſion 
muß zugegeben werden, daß dieſe Art der Begründung im vor« 
liegenden Falle nicht ausreicht. Das B. G. hebt ſelbſt hervor, 
daß der Bekl. dann nicht ohne Dolus oder grobe Fahrläſſigkeit 
würde gebandelt haben, wenn er aus der Faſſung ſeines Patent- 
anſpruchs 1 und den im Ertheilungsverfahren ergangenen Be⸗ 
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ſchlüſſen des Patentamts in unzweideutiger Weiſe hätte leſen 
können und müſſen, daß er nur ein abhängiges Patent erhalten 
ſollte. Es führt dann aber aus, daß dieſe Erkenntnißquellen 
kein unzweideutiges Ergebniß für die Ueberzeugung des Bekl. 
zu begründen vermöchten. Selbſt wenn man dem B. G. darin 
Recht geben wollte, daß nur die volle Ueberzeugung des Bekl. 
von der Abſicht des Patentamts, ihm bloß ein abhängiges 
Patent zu ertheilen, nicht ſchon ein begründeter Zweifel in dieſer 
Richtung den Eutſchädigungsanſpruch ſubjekliv rechtfertigen 
könnte, jo würden doch feine weiteren Ausführungen nicht zu 
billigen ſein. Die Annahme, daß der Bekl. noch in guten 
Treuen das Patent, ſowie es ihm ertheilt worden, als un- 
abhängig habe auffaſſen können, iſt gegenüber den Vorgängen 
im Patentertheilungsverfahren unhaltbar. Wird näher begründet. 
I. C. S. i. S. Kegel c. Vianney vom 13. Juni 1902, 
Nr. 72/1902 J. 

Reichsgeſetz über das Telegraphenweſen vom 
6. April 1892. 

40. $ 12. 

Die Reviſion rügt rechtsirrthümliche Auslegung des § 12 
des R. Geſ. über das Telegraphenweſen vom 6. April 1892. 
In demſelben werde nur über die Art der Ausführung der 
Anlage bezw. Aenderung einer ſolchen Beſtimmung getroffen. 
Mit der von dem B. G. angenommenen Verpflichtung bezüglich 
der Koſten der Unterhaltung werde dem Eigenthümer der ſpäteren 
Anlage eine dauernde, unter Umſtänden ſehr erhebliche Laſt auf⸗ 
erlegt, ohne daß im Geſetze irgend eine entſprechende Beſtimmung 
enthalten oder dort der Unterhaltungskoſten auch nur Erwähnung 
gethan wäre. Um die Frage, ob bei der entgegengeſetzten Auf- 
faſſung dem Eigenthümer der älteren Anlage ſehr koſtſpielige 
Aenderungen geſtattet werden müßten, handle es ſich hier nicht 
und der angeführte Grund konnte keinenfalls dazu führen, den 
Eigenthümer der neuen Anlage ohne geſetzlichen Grund mit 
einer dauernden Verpflichtung zu belaſten. Die Revifion beruft 
ſich für ihre Auffaſſung auf das Urtheil des erkennenden Senats 
vom 9. Januar 1902 in Sachen der Straßeneiſenbahngeſellſchaft 
zu Hamburg gegen den Reichspoſtfiskus, Rep. VI 319/1901. 
Eutſch. des R. G. Bd. 50 S. 83 ff. — Das R. G. hat der 
Ausführung, daß ſich der Anſpruch auf Unterhaltungskoſten aus 
§ 12 des R. Geſ. über das Telegraphenweſen vom 6. April 
1902 nicht begründen laſſe, beigepflichtet. Näher begründet. 
VI. C. S. i. S. Oberſchleſiſche Dampfſtraßenbahngeſellſchaft 
c. Preußiſcher Bergfiskus vom 23. Juni 1902, Nr. 114/1902 VI. 

Reichsgeſetz betreffend die Geſellſchaften mit 
beſchränkter Haftung vom 20. April 1892. 

41. 5 21 Abſ. 1. 

Das B. G. behandelt den Bekl., weil ihm Seitens der 
Kl. in Gemäßheit des § 21 Abſ. 1 des Geſetzes vom 20. April 
1892 betreffend die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung der 
Ausſchluß mit ſeinem Geſchäftsantheil angedroht und die Nach- 
friſt fruchtlos verſtrichen iſt, wie einen thatſächlich ausgeſchloſſenen 
Geſellſchafter. Dies beruht auf Rechtsirrthum. Der Ausſchluß 
tritt nach erfolgter Androhung und fruchtlos abgelaufener Nach— 
friſt nicht von Rechtswegen ein, ſondern es bedarf dazu, wie in 
§ 21 Abſ. 2 des Geſetzes ausdrücklich beſtimmt iſt, noch einer 
Erklärung der Geſellſchaft mittels eingeſchriebenen Briefes, in 
welcher der Geſellſchafter ſeines Geſchäftsantheils und der ge— 
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leiſteten Theilzahlungen zu Gunſten der Geſellſchaft verluſtig 
erklärt wird. Solange dieſe Erklärung noch nicht ergangen iſt, 
beſteht das Geſellſchaftsverhältniß fort, und der Geſellſchafter iſt 
nach wie vor zur Zahlung der rückſtändigen Einlage verpflichtet. 
Allerdings ſagt nun das Geſetz: „Nach fruchtloſem Ablauf der 
Friſt iſt der ſäumige Geſellſchafter ſeines Geſchäftsantheils und 
der geleiſteten Theilzahlungen zu Gunſten der Geſellſchaft ver- 
luſtig zu erklären“. Hieraus iſt aber nicht herzuleiten, daß die 
Geſellſchaft verpflichtet iſt, ſei es Dritten gegenüber, ſei es 
dem ſäumigen Geſellſchafter gegenüber, den Ausſchluß aus- 
zuſprechen. Die 85 20 — 25 zielen erſichtlich nur darauf ab, 
im Intereſſe der Geſellſchaft und vor Allem der Geſellſchafts⸗ 
gläubiger die Einzahlung rückſtändiger Einlagen unter allen 
Umſtaͤnden möglichſt ſicher zu ſtellen. Es muß daher als dem 
freien Ermeſſen der Geſellſchaft und ihrer Organe überlaſſen 
erachtet werden, auf welchem Wege ſie nach erfolgter Androhung 
des Ausſchluſſes dieſen Hauptzweck am beſten erreichen zu können 
vermeine. Insbeſondere iſt auch der Erfüllungsauſpruch gegen 
den ſäumigen Geſellſchafter trotz der erfolgten Androhung des 
Ausſchluſſes nicht — wie beiſpielsweiſe in einem ähnlichen Falle 
nach § 326 des B. G. B. — ausgeſchloſſen. Die citirten 
Worte des Geſetzes laſſen ſich ohne Zwang in dem Sinne ver- 
ſtehen, daß, um den Ausſchluß herbeizuführen, der Vor⸗ 
ſchrift gemäß verfahren werden muß. Jedenfalls hat es dem 
Geſetzgeber feru gelegen, dem ſäumigen Geſellſchafter ein Recht 
zuzuerkennen, ſich der Einlageverbindlichkeit unter Berufung auf 
den bloß angedrohten Ausſchluß zu entziehen. I. C. S. i. S. 
Theater des Weſtens G. m. b. H. zu Berlin e. Meyer vom 
7. Juni 1902, Nr. 61/1902 J. 

Reichsſtempelgeſetz vom 29. April 1894 Tarif⸗ 
ſtelle 44 Nr. 2 und Preußiſches Stempelgeſetz vom 
31. Juli 1895 Tarifſtelle 25a. 

42 


Die Reviſion des Fiskus ſowie die Berufungsentſcheidung, 
joweit fie im Ergebniſſe zu Ungunften der Kl. lautet mit allen 
ihren den preußiſchen Landesſtempel betreffenden Ausführungen, 
müſſen fallen, wenn die Anjchlußrevifion der Kl. darin Recht 
hat, 1. daß das Einbringen der ausländiſchen Aktien auf Grund 
der Tarifſtelle 4a Nr. 2 Abſatz 1 dem Reichsſtempel unterliege, 
2. daß dadurch gemäß 8 18 des Reichsſtempelgeſetzes eine 
landesgeſetzliche Beſteuerung dieſes Einbringens ausgeſchloſſen 
ſei. In beiden Stücken muß deu Reviſionsausführungen der 
Kl. beigetreten werden. Wird ausführlich begründet. VII. C. S. 
i. S. Fiskus e. Siemens & Halske vom 29. April 1902, 
Nr. 65/1902 VII. 

Reichsgeſetz betreffend die privatrechtlichen Ver- 
hältniſſe der Binnenſchifffahrt vom 15. Juni 1895. 

43. § 1 und 4. 

Die beiden Vordergerichte haben ihre Entſcheidung über 
die Frage der Haftung des Fiskus auf Grund des gemeinen 
Rechts, das zur Zeit, als der Zuſammenſtoß ſich ereignete, am 
Orte des Unfalls in Geltung war, getroffen. In Wahrheit iſt 
nun aber das für die Entſcheidung über jene Frage zunächſt 
maßgebende Recht nicht das gemeine Recht. Zwar müſſen die 
Beſtimmungen des H. G. B. hier außer Betracht bleiben. Da⸗ 
gegen kann nicht mit Grund bezweifelt werden, daß das am 
1. Januar 1896 in Kraft getretene Binnenſchifffahrtsgeſetz ä. F. 
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Anwendung findet. Dies wird näher dargethan und eine be⸗ 
ſchränkte Haftung des Fiskus für den Unfall angenommen. 
I. C. S. i. S. Staatsfiskus c. Peick und Lübcke vom 24. Mai 
1902, Nr. 62/1902 J. 

44. 58 3, 4 und 92, in Verbindung mit den §§ 734 
bis 739 H. G. B. 

Das B. G. geht davon aus, daß es für die Begründung 
des Klaganſpruches darauf ankomme, ob die Kolliſion der beiden 
Kähne lediglich auf das Verſchulden des Bekl. oder ſeines 
Bootsmanns St. herbeigeführt worden ſei oder, wenn ein Ver⸗ 
ſchulden in der Führung beider Kähne anzunehmen, ob dem 
Bekl. oder deſſen Bootsmann ein vorwiegendes Verſchulden 
zur Laſt falle. Aber gerade in dieſem Ausgangspunkt iſt ein 
fundamentaler Rechtsirrthum enthalten. Der § 735 Abſ. 2 
des H. G. B., welcher, wie die Vorſchriften der §88 73 4 bis 739 
des H. G. B. überhaupt nach § 92 des Binnenſchifffahrtsgeſetzes 
auch für die Schadenserſatzpflicht beim Zuſammenſtoße von 
Schiffen auf Binnengewäſſern entſprechende Anwendung findet — 
läßt zwar, wenn der Zuſammenſtoß durch Verſchulden beider 
Schiffsbeſatzungen herbeigeführt iſt, die Verpflichtung zum Er⸗ 
ſatze ſowie den Umfang des zu leiſtenden Erſatzes von den 
Umſtänden, insbeſondere davon abhängen, inwieweit der Zu⸗ 
ſammenſtoß vorwiegend von Perſoneu der einen oder der anderen 
Beſatzung verurſacht worden iſt. Allein dieſe Vorſchrift bezieht 
fh, wie ſchou der Grundſatz der Schuldkompenſation in Art. 737 
des alten H. G. B., nur auf das Verhältniß der Rheder oder 
Schiffseigner der kollidirenden Schiffe unter einander, nicht auf 
ihr Verhältniß zu den beſchädigten Ladungsbetheiligten. Der 
Erſatzanſpruch der Letzteren beſtimmt ſich vielmehr lediglich nach 
8 734 des H. G. B. in Verbindung mit $$ 485, 486 
daſelbſt oder 88 3, 4 des Binnenſchifffahrtsgeſetzes (vergl. Entſch. 
des R. O. H. G. Bd. XIII S. 113 ff., Bolze Praxis Band V 
Nr. 373). Im vorliegenden Falle verfolgt die Kl. nur den ihr 
abgetretenen Anſpruch der Ladungseigenthümerin, Firma D. & Co. 
in Berlin, auf Erſatz des Ladungsſchadens. Zur Begründung 
dieſes Anſpruchs gegen den Bekl. genügt es, wenn die Kl. nach⸗ 
weiſt, daß ein perfönliches Verſchulden des Bekl. oder ein von 
ihm zu vertretendes Verſchulden ſeines Bootsmauns St. für 
den Zuſammenſtoß, der den Verluſt der Ladung herbeigeführt 
hat, urſächlich geweſen ſei. Ob zu dieſem Zuſammenſtoße auch 
ein Verſchulden in der Führung des H. ſchen Kahnes mitgewirkt 
habe, iſt für den Anſpruch der Kl. gleichgültig. Darauf würde 
der Bekl. keine Einwendung gegen ſeine Haftung für den ganzen 
Schaden ſtützen konnen ($ 421 des B. G. B.), vielmehr müßte 
es ihm überlaſſen bleiben, etwaige Erſatzanſprüche nach § 735 
Abſ. 2 des H. G. B., 8 426 des B. G. B. gegen den H. 
geltend zu machen. Die Unterſuchung darüber, welchem der 
beiden Kähne die vorwiegende Schuld an dem Zuſammenſtoße 
beizumeſſen ſei, war daher für die Entſcheidung unerheblich. 
I. C. S. i. S. Schleſiſche e ee c. Stein 
vom 7. Juni 1902, Nr. 64/1902 J. 

Reichsgwangöverfteigerungsgefeß vom 24. März 
=, 

5. 88 115 ff. 

= in den 88 105 ff. des Reichszwangsverſteigerungs⸗ 
geſetzes geregelte Vertheilungsverfahreu iſt dazu beſtimmt, den 
Verſteigerungserlös ſowie dasjenige, was ſonſt noch etwa der 
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Erſteher zu leiſten hat, wie z. B. die Ausgleichung für den 
nachträglichen Wegfall einer in das geringſte Gebot auf- 
genommenen Belaſtung, $ 125 Abſ. 1, zur Vertheilung unter 
die Berechtigten zu bringen. Entſtehen dabei Streitigkeiten, ſo 
bewegen dieſe fi nur dann im Rahmen des anhängigen Ver⸗ 
fahrens, wenn ſie die Schuldenmaſſe betreffen, ſei es, daß dem 
Gläubiger, der Befriedigung verlangt, ſein Anſpruch überhaupt 
oder das dafür geltend gemachte Vorrecht oder Realrecht ab⸗ 
geſtritten wird. Richtet ſich dagegen der Widerſpruch nicht 
gegen die Schulden, ſondern gegen die Theilungsmaſſe, macht 
insbeſondere ein am Zwangsverſteigerungsverfahren nicht Be⸗ 
theiligter geltend, in die zu vertheilende Maſſe ſei ein Gegen⸗ 
ſtand hineingekommen, der dorthin nicht gehöre, ſondern in 
einem abgeſonderten Verfahren zu verwerthen und zu vertheilen 
ſei, oder verlangt der Auftretende aus dem Gegenſtande, falls 
deſſen Verwerthung und Vertheilung in dem anhängigen Ver⸗ 
fahren vorgenommen wird, vorzugsweiſe Befriedigung, ſo liegt 
kein Widerſpruch im Sinne des § 115 Zwangsverſteigerungs⸗ 
geſetzes und der 88 8 76 ff. C. P. O. vor, ſondern handelt es ſich um 
einen Anſpruch, der mit dem konkursrechtlichen Ausſonderungs⸗ 
oder Abſonderungsanſpruch, §§ 43 ff., 47 ff. R. K. O., un 
verkennbare Aehnlichkeit hat; vergl. auch Entſch. des R. G. in 
Sivilfahen Bd. 25 S. 240, 241. Seine klageweiſe Verfolgung 
iſt daher weder von der Erhebung eines Widerſpruchs im Ver⸗ 
theilungstermine, noch von der Einhaltung der Friſt des § 878 
C. P. O. abhängig. V. C. S. i. S. Werner und Gen. 
c. Wittwenkaſſe des Deutſchen Privatbeamtenvereins vom 
10. Mai 1902, Nr. 66/1902 V. 

46. 5 

Ein Konkursverwalter wollte mehrere in verſchiedenen 
Oberlandesgerichtsbezirken gelegene Grundſtücke des Gemein⸗ 
ſchuldners zur Verſteigerung bringen laſſen. Das R. G. hat in 
Erwägung, daß der Konkursverwalter, inſofern er die Zwangs⸗ 
verſteigerung eines zur Konkursmaſſe gehörigen Grundſtücks 
betreibt, nicht bloß betreibender Gläubiger iſt, ſondern mit 
dieſer Stellung zugleich die des Schuldners in ſeiner Perſon 
vereinigt, ſonach im vorliegenden Falle die Vorausſetzungen des 
§ 18 des Reichsgeſetzes über die Zwangsverſteigerung und die 
Zwangsverwaltung vom 24. März 1897 für gegeben zu erachten 
find, auf Grund der §§ 2, 172 des bezeichneten Geſetzes ein 
einzelnes Amtsgericht zum Vollſtreckungsgericht für das die 
beiden Grundſtücke betreffende Zwangsverſteigerungsverfahren 
beſtimmt. Beſchluß des V. C. S. i. S. Wömmel's Konkurs- 
maſſe betreffend vom 21. Juni 1902, G B Nr. 5/1902 V. 

II. Gemeines Recht. 

47. Kauf; Wandelungsklage. 

Der Anſpruch auf Wandelung kann, wie in der Recht⸗ 
ſprechung außer Frage ſteht, auch auf die Infektion eines 
Hauſes mit ſchädlichen Inſekten, wie z. B. Wanzen geſtützt 
werden. III. C. S. i. S. Wedeking e. Kanne vom 6. Juni 
1902, Nr. 186/1902 IN. 

48. Miethrecht. 

Das B. G. hat auf Grund der ſtattgehabten Beweis- 
aufnahme mit Recht angenommen, daß auch nach dem auf— 
geführten Neubau die dem Kl. vermietheten Räume zu ihrer 
ordnungsmäßigen Benutzung noch ausreichendes Licht haben, und 
ein Rechtsſatz, daß das zu Veginn der Miethzeit vorhandene 
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Licht während der Miethzeit in keiner Weiſe vermindert werden 
dürfe, nicht beſteht, insbeſondere in der vom Beſchwerdeführer 
dafür angezogenen 1. 25 8 2 D. loc. cond. (19, 2) nicht 
enthalten iſt. Beſchluß des III. C. S. i. S. Abel c. Becker 
vom 17. Juni 1902, B Nr. 114/1902 III. 

III. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

49. 8 89 Einl. zum A. L. R. Recht eines Vermächtniß⸗ 
nehmers auf Inventarlegung? 

Zweifelhaft erſcheint allerdings auf den erſten Blick die 
Frage, ob die Kl. als Vermächtnißnehmer einen Anſpruch auf 
Inventarlegung überhaupt geltend machen können. Allein die 
vom B. G. gegebene Begründung für die Bejahung dieſer Frage 
ergiebt, daß vom B. G. ein allgemeiner Rechtsſatz, es ſtehe dem 
Vermächtnißnehmer als ſolchem ebenſo wie dem Miterben ein 
Anſpruch auf Inventarlegung gegen den Erbſchaftsbeſitzer zu, 
nicht hat ausgeſprochen werden ſollen, daß vielmehr mit Rückſicht 
auf den beſonderen Inhalt des hier in Rede ſtehenden Ver⸗ 
mächtniſſes Erwägungen thatſächlicher Natur die Grundlage der 
hier getroffenen Entſcheidung des B. G. bilden. Dieſe Er⸗ 
wägungen ergeben zugleich, daß das B. G. weniger ein Recht 
auf Legung eines förmlichen Nachlaßinventars, als ein Recht auf 
Auskunftsertheilung über den Nachlaß den Kl. hat zuerkennen 
wollen. Und in dieſem Sinne aufgefaßt erſcheint die Ent⸗ 
ſcheidung des B. G. bei analoger Anwendung des im § 89 der 
Einleitung zum A. L. R. ausgeſprochenen Satzes, daß wem die 
Geſetze ein Recht geben, dem fie auch die Mittel bewilligen, 
ohne welche daſſelbe nicht ausgeübt werden kann, auf Grund der 
im B. U. hervorgehobenen hier in Betracht kommenden that⸗ 
ſächlichen Verhältniſſe rechtlich nicht bedenklich. IV. C. S. i. S. 
Gunkel . Seeboth und Genoſſen vom 16. Juni 1902, 
Nr. 94/1902 IV. 

50. § 343 Tit. 5 und $ 68 Tit. 11 Thl. I. 

Nach den gemäß Art. 170 des E. G. zum B. G. B. auf 
den vorliegenden Fall anzuwendenden §§ 68 Thl. J Tit. 11 und 
343 Thl. I Tit. 5 des A. L. R. kann der Einwand der Ver⸗ 
letzung über die Hälfte (auch im Wege der Einrede; vergl. 
Urtheil des R. G. in Gruchot's Beiträge Bd. 38 S. 940 Nr. 54) 
nicht mehr geltend gemacht werden, wenn der Käufer bei Land⸗ 
gütern nicht innerhalb dreier Jahre, bei ſtädtiſchen Grundſtücken 
nicht innerhalb eines Jahres nach Empfang der Sache Auf⸗ 
hebung des Vertrags aus dieſem Grunde nachgeſucht hat. Der 
B. R. nimmt an: 1. daß es ſich vorliegend um ein ſtädtiſches 
Grundſtück handle und 2. daß die Verjährungsfriſt vom Tage 
der Auflaſſung an laufe. Beides bekämpft die Revifion. Un⸗ 
begründet iſt die Bemängelnng der Annahme zu 1. Es kann 
nicht bezweifelt werden, daß in den beiden angeführten Geſetzes⸗ 
beſtimmungen die Verjährungsfrage für alle Grundſtücke hat 
geregelt werden ſollen. Unter Landgut verſteht das A. L. R. 
($ 48 Thl. I Tit. 2; 85 400, 407 Thl. I Tit. 21) einen 
ſelbſtändigen mit Ackerbau und Viehzucht verbundenen Wirth⸗ 
ſchaftskomplex. Unter ſtädtiſchen Grundſtücken werden nach all⸗ 
gemeinem Sprachgebrauche freilich nur Grundſtücke im Bereiche 
des Stadtbezirks verſtanden; allein in dieſer Bedeutung iſt im 
§ 343 des A. L. R. Thl. J Tit. 5 der Ausdruck „ſtädtiſche Grund⸗ 
ſtücke“ offenſichtlich nicht gebraucht. In Lehre und Rechtſprechung 
(vergl. z. B. Förſter⸗Eccius Bd. I § 21 bei Anm. 11 a; Urtheil 
des R. G. in Gruchot's Beiträge Bd. 38 S. 939) ſteht denn 
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auch feſt, daß es auf die Lage der Grundſtücke nicht ankommt, 
daß vielmehr auch ein zum ſtädtiſchen Verbande gehöriges Grund⸗ 
ſtück ein Landgut iſt, ſofern nur die erwähnten Merkmale eines 
ſolchen zutreffen, und daß andererſeits ländliche Grundſtücke, die 
nicht Landgüter ſind, den Charakter ſtädtiſcher Grundſtücke im 
Sinne des A. L. R. haben. Dagegen iſt der Reviſion darin 
Recht zu geben, daß der B. R. den Begriff des Empfangs 
im Sinne der 85 68 Thl. 1 Tit. 11 und 343 Thl. 1 Tit. 5 
des A. L. R. verkannt habe. Nach dem offenſichtlichen Zwecke 
jener Vorſchriften ſoll die kurze Verjährungsfriſt erſt mit dem 
Zeitpunkte beginnen, in welchem der Käufer in die Lage verſetzt 
wird, ſich über den Werth oder die Beſchaffenheit des Grund- 
ſtücks zu unterrichten. In dieſe Lage kommt er aber nicht durch 
die Auflaſſung, ſondern nur durch die Uebergabe (vergl. Urtheil 
des R. G. in Gruchot's Beiträge Bd. 29 S. 388), wie denn 
auch dieſer geſetzgeberiſche Grund dazu geführt hat, im $ 477 
des B. G. B. die Friſt für die Verjährung der Gewährleiſtungs⸗ 
anſprüche nicht mit der Auflaſſung, ſondern mit der Uebergabe 
beginnen zu laſſen. V. C. S. i. S. Vogeler c. Witte vom 
18. Juni 1902, Nr. 123/1902 V. 

51. § 192 Tit. 7 Thl. I. 

Nach dem Sprachgebrauche des Pr. A. L. R. iſt der Begriff 
eines „ausſtehenden Kapitals“ identiſch mit dem Begriff einer 
angelegten Geldſumme. Als regelmäßige, wenn ſchon 
keineswegs einzige Form dieſer Anlegung erſcheint die zins bare 
Ausleihung mit Beſtimmung eines Verfalltages oder einer 
Kündigungsfriſt (vergl. Entſch. des Preußiſchen Obertribunals 
Bd. 34 S. 252). Schon mit dem Begriffe eines „Kapitals“ 
überhaupt verbindet das Geſetz der Regel nach den einer damit 
verknüpften wirthſchaftlichen Nutzung, und der § 192 Tit. 7 
Thl. J des A. L. R. rechnet die Kapitalien ausdrücklich unter die 
„nutzbaren Rechte“. Dieſe Anſchauung findet insbeſondere 
hre Beſtätigung auch durch die §§ 75, 101 Tit. 21 Thl. J, 
die 88 216, 219, 233 flg., 284, 291, 550 fig. Tit. 1, 
§ 629 Tit. 11 und die 88 455, 464 Tit. 18 Thl. II des 
A. L. R. Der 8169 Tit. 2 Thl. II des A. L. R. ſpricht ſogar 
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Kapitalien. Auch in dem Urtheil des erkennenden Senates vom 
13. April 1899 (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 43 
S. 353) wird wenigſtens jo viel anerkannt, daß die Gegenüber⸗ 
ſtellung des $ 328 mit dem 5 329 Tit. 2 Thl. II des A. L. R. 
nach der Natur der bezüglichen Vermögensbeſtandtheile (Grund⸗ 
ſtücke, Gerechtigkeiten und ausſtehende Kapitalien einerſeits und 
ſonſtigen den Kindern zugewendeten Vermögens andererſeits) auf 
den Gegenſatz zwiſchen angelegtem Vermögen und baarem 
Gelde hinweiſt. Keinesfalls darf ſonach angenommen werden, 
daß unter einem ausſtehenden Kapital in § 3 28 eit. auch eine 
ſolche Forderung mitzuverſtehen iſt, welche fi) nur als Auſpruch 
auf Ausgleichung eines durch rechtswidriges Handeln entſtandenen 
Vermögensſchadens und auf Rückerſtattung entwendeten Gutes 
darſtellt. IV. C. S. i. S. Beck c. Beck vom 2. Juni 1902, 
Nr. 74/1902 IV. 

52. §8 423, 424, 430 Tit. 9 Thl. I in Verbindung mit 
§ 50 der Preußiſchen Vormundſchaftsordnung vom 5. Juli 1875. 

Der Thatbeſtand des angefochtenen Urtheils ergiebt, daß 
der Vormund der Elſe S. ein Verzeichniß über den Nachlaß 
ihres Vaters nicht niedergelegt hat. Das B. G. iſt jedoch der 
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Meinung, daß der damals noch minderjährigen Bekl. Elſe S 
dieſer Umſtand nicht zum Nachtheil gereiche, weil aus der Be⸗ 
ſtimmung des § 50 der hier noch zur Anwendung kommenden 
Preußiſchen Vormundſchaftsordnung vom 5. Juli 1875 zu 
folgern ſei, daß ſie ihren Vater nur als Benefizialerbin beerbt 
und dieſe Eigenſchaft auch ſpäter, nach erreichter Volljährigkeit, 
ungeachtet jener Unterlaſſung ihres Vormundes nicht verloren 
habe. Eine ſolche Auslegung der gedachten Vorſchrift wird von 
dem Rkl. mit Recht als normenwidrig gerügt. Der § 50 der 
Preußiſchen Vormundſchaftsordnung beſtimmt in weſentlicher 
Uebereinſtimmung mit 8 430 Tit. 9 Thl. I des A. L. R.: „Der 
Mündel wird der Rechtswohlthat des Nachlaßverzeichniſſes bei 
einer ihm angefallenen Erbſchaft durch Handlungen oder Unter- 
laſſungen des Vormundes nicht verluſtig.“ Es wird hiermit 
ausgeſprochen, daß der Mündel als ſolcher, alſo ſo lange er 
wegen Minderjährigkeit bevormundet iſt, vor dem in § 427 
Tit. 9 Thl. 1 A. L. R. angedrohten Rechtsnachtheil bewahrt 
bleibt, mag der Vormund das Verzeichniß für ihn aufgenommen 
und gerichtlich niedergelegt haben oder nicht. Daß dem Muͤndel 
aber eine Verabſäumung des Vormundes auch nach erreichter 
Volljährigkeit nicht mehr ſchädlich werden könne, folgt aus 
dieſer Rechtsnorm nicht. Die gegentheilige Meinung wurde 
gleichbedeutend ſein mit der Annahme, daß ein Muͤndel ſchlechter⸗ 
dings und in allen Fällen für eine ihm angefallene Erbſchaft 
nur nach Kräften des Nachlaſſes haftbar werde und haftbar 
bleibe. Daß aber dieſes nicht der Sinn der vorangeführten 
Beſtimmung ſein ſollte, ergeben ſchon die Motive zur Preußiſchen 
Vormundſchaftsordnung S. 81. An ſich iſt nach § 35 der 
Preußiſchen Vormundſchaftsordnung (vergl. § 481 Tit. 9 Thl. J 
und § 645 Tit. 18 Thl. II A. L. R.) auch der Vormund zur 
Inventarlegung verpflichtet, und ohne dieſe Inventarlegung über⸗ 
haupt kann ein Erbe, welcher während ſeiner Minderjährigkeit 
als Mündel einen Nachlaß ererbt hat, die Eigenſchaft als 
Benefizialerbe dauernd nicht in Anſpruch nehmen. Seine 
Verpflichtung zur Einreichung des Verzeichniſſes erſcheint während 
des Beſtehens der Vormundſchaft nur ſuspendirt, ſo daß nach 
erreichter Volljährigkeit für ihn zu dieſem Behufe eine neue 
Friſt läuft, durch deren Benutzung die Säumniß des Vor⸗ 
mundes geheilt wird und deren fruchtloſer Ablauf den Verluſt 
der Rechtswohlthat für den Mündel zur Folge hat (Präj. Nr. 1930 
des Preußiſchen Obertribunals vom 8. November 1847, Bd. 1 
S. 34; Entſch. deſſelben Gerichtshofs Bd. 68 S. 196; Striet⸗ 
horſt Archiv Bd. 89 S. 1; Förſter⸗Cccius Bd. 4 8 270 An⸗ 
merkung 78). Das von dem B. R. für ſeine abweichende An⸗ 
ſicht in Bezug genommene Urtheil des II. C. S. des R. G. 
vom 2. März 1894 behandelt einen Fall des rheiniſch⸗franzöſiſchen 
Rechts. Es wird daſelbſt nur eine Uebereinſtimmung des 
Art. 461 B. G. B. (c. c.) mit dem § 50 der Preußiſchen 
Vormundſchaftsordnung dahin konſtatirt, daß der antretende 
minderjährige Erbe von Rechtswegen zunächſt als Benefizialerbt 
gilt. Die Frage aber, ob dieſes Privileg auch nach Beendigung 
der Vormundſchaft ſeine Wirkſamkeit behält, wird für das 
Preußiſche Recht darin nicht entſchieden. IV. C. S. i. S. 
Juliusberger c. Seidel vom 26. Mai 1902, Nr. 63/1902 IV. 

53. 88 519 ff. Tit. 12 Thl. I. 

Der Wille eines Tefſtamentsſtifters, um überhaupt rechts⸗ 
wirkſam zu ſein, muß in dem Teſtamente ſelbſt, alſo auch 
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in der dafür beſtimmten Form, feinen Ausdruck gefunden haben. 
Ohne Weiteres unzuläſſig iſt demnach, dieſen Willensinhalt 
lediglich aus ſolchen Umſtänden zu folgern, welche außerhalb 
der teſtamentariſchen Beurkundung liegen. Die zur Erforſchung 
des wirklichen Teſtamentswillens anzuwendenden, außerhalb 
des Teſtamentes ſich darbietenden Mittel können daher immer 
nur den Zweck haben, einer richtigen Auslegung der in 
dem Teſtamente ſelbſt beurkundeten Erklärungen zu 
dienen. Iſt der Wille, welchen der Erblaſſer nach der unter 
Beweis geſtellten Behauptung einer Partei zu einer anderen 
Zeit und bei einer anderen Gelegenheit hinſichtlich ſeiner Be⸗ 
erbung geäußert haben ſoll, mit der Teſtamentserklärung ſelbſt 
unvereinbar, dergeſtalt, daß er in der letzteren gar nicht 
gefunden werden kann, ſo kann es auch nicht die Aufgabe des 
dieſe Teſtamentserklärung auslegenden Prozeßrichters fein, einen 
in dieſer Richtung angebotenen Beweis überhaupt zu erheben. 
Sudem das B. G. pofitiv ausſpricht, daß der Erblaſſer mittels 
der ſtreitigen Teſtamentsbeſtimmung eine Vertheilung des Nach⸗ 
laſſes unter ſeine Geſchwiſterkinder nach Stämmen angeordnet 
hat, und daß dieſe Anordnung ihrem Wortlaute nach „an ſich 
klar“ iſt, ſo daß es „einer anderweiten Feſtſtellung“ 
ſeines „Willens nicht bedarf“, ſchließt es die Möglichkeit 
einer mißverſtändlichen Auffaſſung aus und ſtellt negativ zugleich 
feſt, daß ein etwa anderweit geäußerter Wille des Teſtators, die 
Vertheilung nach Köpfen zu bewirken, dieſer teſtamentariſchen 
Willenserklärung gradezu widerſprechen und der von den Kl. 
hierüber angetretene Beweis daher ein Mittel zur bloßen Er⸗ 
läuterung und zum richtigen Verſtändniß derſelben niemals 
liefern würde. Unter ſolchen Umſtänden aber war dem Vorder⸗ 
richter nicht verwehrt, ſeine Ueberzeugung von dem Inhalte des 
Willens des Erblaſſers lediglich aus dem Teſtamente ſelbſt zu 
ſchöpfen. Das von der Reviſion augezogene Urtheil des 
erkennenden Senates vom 5. Juni 1890 (IV 43/1890), ab» 
gedruckt in der Juriſtiſchen Wochenſchrift 1890 S. 241 
Nr. 28, ſteht dieſen Ausführungen nicht entgegen. IV. C. S. 
i. S. Both u. Gen. c. Henſchke u. Gen. vom 5. Juni 1902, 
Nr. 75/1902 IV. 

54. 88 178 ff. Tit. 16 Thl. I. 

Zur Begründung des Rückforderungsanſpruches würde nach 
588 178 folg. Thl. I Tit. 16 des A. L. R. allerdings auch 
noch der weitere Nachweis erforderlich geweſen ſein, daß 
die Zahlung aus einem wirklichen Irrthum geſchehen ſei. 
Zur Darlegung eines ſolchen Irrthums bedarf es jedoch 
nicht immer noch einer beſonderen Beweisführung und noch 
weniger des Nachweiſes, daß der Irrthum vom Empfänger 
des indebite Gezahlten betrüglich erregt worden ſei; viel⸗ 
mehr hängt es in den Fällen, wo nachgewieſenermaßen eine 
Nichtſchuld gezahlt war, von der Beurtheilung des Richters 
ab, ob der Irrthum ohne Weiteres anzunehmen ſei oder 
ob etwa wiſſentlich eine Nichtſchuld bezahlt wurde. (Vergl. 
Präjudiz Nr. 1121 des ehem. Obertribunals, ſowie Striet⸗ 
horſt's Archiv Bd. 9 S. 321, Entſch. des Oberhandels⸗ 
gerichts Bd. 13 S. 362 — auch Cccius, Preußiſches Privat⸗ 
recht, Bd. II 8 150 bei Anm. 711, 72 und Dernburg, 
Preußiſches Privatrecht, Bd. II § 289 bei Anm. 44.) 
IV. C. S. i. S. Melzer e. Stein vom 9. Juni 1902, 
Nr. 82/1902 IV. 
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55. § 171 Tit. 17 Thl. J. 

Der B. R. geht davon aus, daß das zwiſchen dem Kläger 
und ſeiner früheren Ehefrau getroffene Abkommen, da es auf 
den gemeinſchaftlichen Erwerb und Beſitz eines Grundſtücks ab- 
zielte, als Geſellſchaftsvertrag aufzufaſſeu und mangels der 
Schriftform gemäß § 171 A. L. R. I. 17 nach den Grundſätzen 
über die ſog. zufällige Gemeinſchaft zu beurtheilen iſt. Weiter⸗ 
hin erachtet er, obwohl bei der Eintragung des Eigenthums des 
Kl. und ſeiner damaligen Ehefrau ausdrücklich eine beſtimmte 
uote als Antheilsverhältniß angegeben und miteingetragen 
worden iſt, dennoch Art. 173 des E. G. zum B. G. B. auf den 
vorliegenden Fall nicht für anwendbar, weil die Ceſſion, deren 
Einfluß auf die Geltendmachung der klägeriſchen Erſatzanſprüche 
den Hauptſtreitpunkt des gegenwärtigen Prozeſſes bilde, noch 
unter der Herrſchaft des alten Rechts ſtattgefunden habe. In 
der Sache ſelbſt hängt die Entſcheidung des Rechtsſtreits in 
erſter Linie davon ab, ob, wie der Kl. geltend macht, Erſatz⸗ 
anſprüche eines Geſellſchafters gegen einen anderen nach A. L. R. 
auch dem Sonderrechtsnachfolger des Erſatzpflichtigen gegenüber 
wirkſam find. Der B. R. bejaht dieſe Frage und hierin iſt ihm 
trotz der von der Reviſion dagegen erhobenen Angriffe beizutreten. 
Wird ausführlich begründet. V. C. S. i. S. Stolpmaun c. Ecke 
vom 26. Mai 1902, Nr 78/1902 V. 

56. 88 74 u. 772 Tit. 2 Thl. II. 

Bei der Beurtheilung, ob die vom Bekl. erfolgte Abtretung 
feines Erziehungsrechts an feinem Sohne bis zu deſſen Voll⸗ 
jährigkeit ein unfittlicher Vertrag ſei, iſt die nach der Feſtſtellung 
des B. G. einen Beſtandtheil dieſer Abtretung bildende Abmachung 
wegen der 5 000 Mark nicht berückſichtigt. Bei Berückſichtigung 
dieſer Abmachung war die Unterſuchung darauf zu richten, ein⸗ 
mal ob ein Vater, der gegen Empfang der von ihm für die 
Abtretung des Erziehungsrechts an ſeinem Sohne geforderten 
5 000 Mark ſein Erziehungsrecht abtritt, unſittlich handelt, und 
ferner, ob nicht gegenüber dem Umſtande, daß der Bekl. nach 
der eigenen Annahme des B. G. bei der Zuröückforderung feines 
Sohnes aus der Erziehung in der Familie des Generals v. d. G. 


die 5 000 Mark an die Kl. zurückzahlen mußte, die nach der 


Anfiht des B. G. dem Bekl. jederzeit freiſtehende Zurückforderung 
ſeines Sohnes weſentlich erſchwert und beſchränkt war und ſomit 
ein thatſächlicher Verzicht auf die Ausübung dieſes Zurück⸗ 
forderuugsrechts vorlag. Jene Unterſuchung erübrigte ſich auch 
nicht auf Grund der Beſtimmungen in den vom B. G. in 
Bezug genommenen 88 74 und 772 Thl. II Tit. 2 des A. L. R., 
weil dieſe, wenn fie auch für die Zuläſſigkeit eines von dem 
Vater bezüglich ſeines Sohnes abzuſchließenden Erziehungs⸗ 
vertrages ſich verwerthen laſſen, doch dafür keinen Anhalt 
gewähren, ob in einem Einzelfall ein mit beſtimmtem Inhalt 
thatſächlich abgeſchloſſener Erziehungsvertrag rechtlich zuläſſig ſei. 
Da in dem Falle, weun nicht die Kl. durch das Geben der 5000 Mark, 
ſondern nur der Bekl. darin, daß er ſich die 5 000 Mark geben 
ließ, unſittlich handelte, die Kl. zur Kondiktion der 5 000 Maik 
legitimirt ſein würde, ſo iſt jene Unterſuchung für den Anſpruch 
der Kl. von Bedeutung. IV. C. S. i. S. v. d. Goltz 
c. v. Schellersheim vom 5. Juni 1902, Nr. 78/1902 IV. 

57. 88 92 ff. Tit. 2 Thl. II. 

Das O. L. G. Darmſtadt hat geprüft, welchem der 
geſchiedenen Ehegatten nach dem bisherigen Rechte, alſo nach 
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dem anzuwendenden Pr. A. L. R., das Erziehungsrecht zuſtehe 
und ob nach dem letzteren dieſes Recht im Prozeßwege verfolgt 
werden könne. Dieſe Frage hat es zu Gunſten des Kl. ent- 
ſchieden, indem es erwogen hat: Das Pr. A. L. R. — 8892 ff. 
Thl. II Tit. 2 — ſtelle für die Frage der Erziehung von 
Kindern aus geſchiedenen Ehen den Satz auf, daß die Kinder in 
der Regel bei dem unſchuldigen Theile erzogen werden ſollen. 
Damit ſei eine Norm für alle Betheiligten getroffen und deshalb 
dürfe ſich auch der unſchuldige Theil — hier der Kl. — im 
Rechtswege auf dieſelbe berufen, falls ihm von Seiten des 
anderen Theiles das Erziehungsrecht ſtreitig gemacht werde. 
Bei einem Streite der Eltern über die Erziehung der Kinder 
ſtehe daher die Entſcheidung darüber, welchem Theile mit Rück⸗ 
ſicht auf die Schuldfrage die Erziehung der Kinder zu überlaſſen 
ſei, dem Prozeßrichter zu. Im Weiteren laſſe das Landrecht 
von der Regel abweichende richterliche Anordnung zu. Allein 
für die Frage, ob und in welcher Art eine von der Regel ab⸗ 
weichende Anordnung zuzulaſſen, ſei in allen Fällen die Rückſicht 
auf das perſönliche Wohl der Kinder maßgebend. Damit falle 
dieſe Frage naturgemäß in den Bereich der beſonderen, dem 
Vormundſchaftsgerichte obliegenden ſtaatlichen Fürſorge für die 
Kinder. Daraus folge, daß für die Anordnungen in dieſem 
Sinne das Vormundſchaftsgericht zuſtändig ſei und die Anrufung 
des Prozeßgerichts ausgeſchloſſen bleibe. Da nun aber der Kl. 
im Prozeſſe ſein Recht, das Kind bei ſich zu haben, nicht aus 
dem Intereſſe des Kindes herleiten könne, jo könne auch der 
beklagte Theil nicht den Einwand entgegenſetzen, wegen des 
Wohles des Kindes ſei die Klage abzuweiſen. Es kann 
unerörtert bleiben, ob ſich das Pr. A. L. R. in dieſem Falle als 
revifibles Recht im Sinne des § 549 der C. P. O. (Kaiſerliche 
Verordnung vom 28. September 1879, R. Geſ. Bl. S. 299) 
darſtellt. Die Annahmen des B. R. find rechtlich unanfechtbar 
und ſtehen im Einklange mit der Rechtſprechung des R. G., 
von der abzuweichen der gegenwärtige Rechtsfall keinen An⸗ 
laß giebt. IV. C. S. i. S. Taatz 6. Hellwig vom 9. Juni 
1902, Nr. 83/1902 IV. 

58. § 91 Tit. 10 Thl. II. 

In der Rechtſprechung des R. G. iſt anerkannt, daß den 
Mitgliedern des. Kirchenvorſtandes einer katholiſchen Kirchen ⸗ 
gemeinde im Königreich Preußen gemäß der durch das Geſetz 
über die Vermögensverwaltung in den katholiſchen Kirchen⸗ 
gemeinden vom 20. Juni 1875 begründeten Organiſation die 
Eigenſchaft mittelbarer Staatsbeamten zukomme. (Entſch. 
des R. G. in Strafſachen Bd. 3 S. 258. Rechtſprechung des 
R. G. Bd. 6 S. 418.) 5 39 Ziffer 3 des Preußiſchen Aus- 
führungeſetzes zum G. V. G. vom 24. April 1878 erklärt für 
Anſprüche gegen öffentliche Beamte wegen Ueberſchreitung 
ihrer amtlichen Befugniſſe oder wegen pflichtwidriger Unter⸗ 
laſſungen von Amtshandlungen die Landgerichte ohne Rückſicht 
auf den Werth des Streitgegenſtandes für ausſchließlich zu⸗ 
ſtändig. Gemäß § 547 Nr. 2 der C. P. O. erſcheint daher die 
Reviſion ohne Rückſicht auf den Werth des Beſchwerdegegen⸗ 
ſtandes zuläſſig. Das B. G. gewährt den Bekl. für das ihnen 
zur Laſt gelegte, bei Verwaltung ihres mittelbaren Staatsamtes 
begangene Verſehen, daß fie das Kapital löſchen ließen, ehe fie 
ſich von der Abführung des Kapitals nebſt Zinſen an die 
Kirchenkaſſe überzeugt gehabt, den Schutz des § 91 Thl. II 
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Tit. 10 des A. L. R. — Daß 88 88 und folgende Thl. II 
Tit. 10 des A. L. R. in der That auch auf mittelbare Beamte 
Anwendung finden, iſt anerkannt. (Rehbein⸗Reincke, Allgemeines 
Landrecht für die Preußiſchen Staaten, V. Auflage, Bd. IV 
S. 47 Note 41.) Gemäß § 91 Thl. II Tit. 10 des A. L. R. 
findet die Vertretung nur ſtatt, wenn kein anderes geſetzmäßiges 
Mittel, wodurch den nachtheiligen Folgen eines Verſehens im 
Sinne des 5 89 abgeholfen werden konnte, mehr übrig ift. 
§ 91 Thl. II Tit. 10 des A. L. R. hat nun jedenfalls den 
Sinn, daß der Beamte nicht in Anſpruch genommen werden 
darf, ehe nicht der Verſuch gemacht iſt, durch Inanſpruchnahme 
des unmittelbar und in erſter Linie Verpflichteten den Folgen 
eines ſolchen Verſehens abzuhelfen, und ehe dieſer Verſuch mit 
allen zuläffigen Mitteln betrieben iſt. In dieſem Sinne iſt u. A. 
ausgeſprochen, daß zur Begründung einer Regreßllage des 
Gläubigers gegen den fubſidiariſch haftenden Hypothekenrichter 
wegen des aus der Verſäumniß der Eintragung einer Hypothek 
erlittenen Schadens der Umſtand nicht ausreichend ſei, daß der 
zunächſt für den Schaden Verhaftete ſchon früher unpfündbar 
geworden und den Manifeſtationseid geleiſtet habe. (Entſch. 
des Obertribunals Bd. 3 S. 37, 43.) Desgleichen iſt anerkannt, 
daß die Beſtimmungen der 88 284, 285, 298 Thl. 1 Tit. 14 
des A. L. R. über die Befreiung des Gläubigers von der vor⸗ 
gängigen Ausklagung des Hauptſchuldners hier keine Anwendung 
finden. (Striethorft, Archiv, Bd. 25 S. 236, Bd. 19 S. 124, 
Bd. 23 S. 1, Bd. 24 S. 341.) In einer Entſcheidung vom 
22. Juni 1857 (Striethorſt, Archiv, Bd. 25 S. 254) hat 
dagegen das Obertribunal ausgeſprochen, für den Gläubiger 
beſtehe keine Verpflichtung, den Prozeß gegen den vermeintlich 
Hauptverpflichteten durch alle zuläſſigen Inſtanzen zu verfolgen, 
wenn er mit ſeiner Klage aus zureichenden rechtlichen Gründen 
in I. J. abgewieſen ſei, jedenfalls, wenn der Beamte wahr⸗ 
ſcheinlich mache, daß der Beſchädigte bei fernerer Verfolgung 
feiner Klage eine abändernde günſtige Entſcheidung erſtritten 
haben würde. Hiernach darf an ſich weder die Nothwendigkeit 
der Prozeßführung, noch der Mangel voller Sicherheit über den 
Erfolg der Rechtsverfolgung einen Abhaltungsgrund bieten, und 
ließe ſich die Unterlaſſung des Vorgehens gegen den zunächſt 
Verpflichteten oder der Fortſetzung ſolchen Vergehens nur recht- 
fertigen, wenn gewichtige Gründe für die Ausſichtslofigkeit 
deſſelben ſprechen würden. Daß ſolche hier vorliegen, kaun aber 
nicht angenommen werden, nachdem die Eheleute C. noch Jahre 
lang nach der Löſchung der Hypothek Zinſen gezahlt haben. 
VI. C. S. i. S. kathol. Kirchengemeinde Exin o. Borowski 
und Gen. vom 16. Juni 1902, Nr. 108/1902 VI. 

59. 88 183, 184 ff. und 190 Tit. 11 Thl. II. 

Das frühere Revifionsurtheil beruhte weſentlich auf folgen ⸗ 
den Erwägungen: Entſcheidend für den Klageanſpruch ſei die 
Frage, welche Zweckbeſtimmung dem klägeriſchen Erbbegräbniß⸗ 
plate nach geſetzlichen Vorſchriften, nach eingeführten Verfaſſungen 
oder nach hergebrachter Sitte zukomme (vergl. Entſch. des R. G. 
in Civilſachen Bd. 8 S. 201, Bd. 12 S. 280). Zufolge der 
Vorſchriften der 88 184 ff. Thl. II Tit. 11 des Pr. A. L. R., 
wie der Beſtimmungen der Hagener Kirchhofsordnung vom 
30. September 1846 ergebe ſich als Zweck des Kirchhofs der, 
daß Leichen auf demſelben beerdigt würden; und daß die her⸗ 
gebrachte Volksſitte in gleicher Anſchauung wurzele, ſcheine das 
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B. G. ſelbſt nicht in Abrede zu ſtellen. Gegenüber dieſer 
Sachlage könne die Klage nur dann Erfolg haben, wenn Kl. 
den Nachweis erbringe, daß die eine oder die andere jener drei 
Vorausſetzungen nicht mehr zutreffe, wenn namentlich die Volks⸗ 
fitte einer Erweiterung der obigen Zweckbeſtimmung im Sinne 
der von der Klage begehrten Benutzungsart des Kirchhofs heute 
nicht mehr im Wege ſtehe. An ſolchem Nachweiſe fehle es bis 
dahin aber. In der Begründung des neuen B. U. wird nun 
ausgeführt: Die Kl. behaupte unter Beſtreiten der Bekl., daß 
die hergebrachte Volksfitte inzwiſchen eine Erweiterung in dem 
Sinne erfahren habe, daß ſie einer Benutzung der Friedhöfe 
auch zur Aufbewahrung von Aſchenreſten menſchlicher Leichen 
nicht mehr im Wege ſtehe. Der Nachweis für dieſe Behauptung 
ſei auch von der Kl. erbracht. Dieſelbe habe 71, ihrer Echtheit 
nach nicht beanſtandete Beſcheinigungen von deutſchen Gemeinde⸗ 
behörden und Kirchengemeinden vorgelegt, woraus ſich ergebe, 
daß dieſe Ausſteller, theilweiſe ſogar unter Genehmigung 
evangeliſcher Kirchenbehoͤrden, die Beiſetzung von Aſchenreſten 
in Krematorien verbrannter Leichen geſtattet hätten, und zwar 
meiſtentheils ſchlechthin. Dabei ſei zu berückfichtigen, daß einer⸗ 
ſeits Leichenverbrennungen in Deutſchland wegen Mangels an 
Gelegenheit und wegen Koſtſpieligkeit des Verfahrens noch nicht 


allzu häufig vorkommen möchten, andrerſeits jedoch die Orte, 


auf welche die beigebrachten Beſcheinigungen ſich bezogen, fich 
über das ganze Deutſche Reich erſtreckten, auch von der danach 
ertheilten Erlaubniß thatſächlich ein verhältnißmäßig häufiger 
Gebrauch gemacht worden ſei. In dieſer Ausführung läßt ſich 
ein Reviſionsgrund nicht erkennen. Wird näher begründet. 
IV. C. S. i. S. Kirchengemeinde Hagen c. Hude vom 29. Mai 
1902, Nr. 71/1902 IV. 

60. 88 584 ff. Tit. 11 Thl. II. 

Bedenkenfrei iſt die Annahme des B. G., daß die geſetzliche 
Patronatsbaulaft des Bekl. auch die Orgel der Kirche der klagenden 
Kirchengemeinde mit umfaßt, wenn die Beitragspflicht nicht aus⸗ 
drücklich ausgeſchloſſen oder die Orgel wider feinen Willen Zubehör 
der Kirche geworden iſt. Die Beweislaſt für dieſe ſeine Einwendung 
trifft nach beiden Richtungen hin den Bekl. (vergl. Urtheil des 
R. G. vom 2. April 1900 — Juriſtiſche Wochenſchrift 
S. 422—30 und Gruchot's Beiträge Bd. 44 S. 977 —). Es 
wird ausgeführt, daß keiner der Ausnahmefälle dargethan ſei. 
IV. C S. i. S. Fiskus o. Kirchengemeinde Ragoeſen vom 
2. Juni 1902, Nr. 376/1901 IV. 

IV. Sonſtige Preußſiche Landesgeſetze. 

Verordnung vom 14. Juli 1797. 

61. N 3. ö 

Nach Nr. 3 der Allerhöchiten Verordnung vom 14. Juli 1797 
ſoll der zurückſtehende Kaufluſtige, welcher durch einen nach Nr. 1 
der Verordnung unerlaubten Vertrag vom Bieten oder Mitbieten 
bei einer öffentlichen Subhaſtation abgehalten ift, alles das- 
jenige, was er durch ſolchen Vertrag gewonnen hat, dem 
vorigen Eigenthümer oder deſſen Gläubigern herausgeben. Das 
Herausgegebene ſoll als Entſchädigung des dem Eigenthümer 
oder den Gläubigern entzogenen Vortheils dienen, den ſie aus 
einer ordentlichen Fortſetzung der Lizitation zu hoffen hatten. 
Die Herausgabe ſoll alſo nicht nur inſoweit erfolgen, als die 
Gläubiger oder der Eigenthümer erwieſener Maßen durch den 
unerlaubten Vertrag einen Nachtheil erlitten haben. Der zurück⸗ 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


XXXI. Jahrgang. 


ſtehende Kaufluſtige ſoll vielmehr alles herausgeben, was er durch 
den unerlaubten Vertrag erhalten hat, weil die Gläubiger bezw. 
der Eigenthümer bei einem ordnungsmäßigen Verlaufe der Ver⸗ 
ſteigerung möglicher Weiſe die gleichen Vortheile erzielt haben 
würden. Daß dies der Sinn der Nr. 3 der Verordnung vom 
14. Juli 1797 iſt, iſt auch ſchon vom Preußiſchen Obertribunale 
ausgeſprochen — cfr. Entſch. Bd. 72 S. 74 — und wiederholt 
vom R. G. — Entſch. Bd. 20 S. 247 und Bd. 32 S. 260 —, 
auch von dem erkennenden Senate in Sachen Richter c. Gryn⸗ 
wald, Rep. VI 108/97 in dem Urtheile vom 20. September 1897. 
VI. C. S. i. S. Greifeldt . Scholz vom 19. Juni 1902, 
Nr. 103/1902 VI. 

Geſetz vom 12. Nortt 1. pri 1863 über die Verjährungs⸗ 
friſten bei offentlichen Abgaben. 

62. 

Der B. R. nimmt an, daß die Knappſchaftsbeiträge die 
Natur öffentlicher Abgaben im Sinne des § 14 Geſetz vom 
an en 1885 haben, daß § 9 Geſetz vom 24. Mai 1861 
anf dieſe Beiträge keine Anwendung findet und daß eine Nach⸗ 
forderung nur innerhalb des laufenden Kalenderjahrs- (jetzt 
Etatsjahrs) zuläſfig iſt. Dieſe Ausführungen bekämpft 
die Reviſion ohne Erfolg. Wird eingehend begründet. 
V. C. S. i. S. Hauptknappſchaftsverein in Clausthal e. ver⸗ 
einigte Großalmeroder Thonwerke vom 16. Juni 1902, 
Nr. 129/1902 V. 

Preußiſches Geſetz vom 21. Juli 1852 betreffend 
die Dienſtvergehen der nicht richterlichen Beamten 
§ 8 und 11 in Verbindung mit dem Geſetz vom 
24. Mai 1861 betreffend die Eweiterung des Rechts 
weges. ö 

63. - 

Die Frage, ob die Gehaltsentziehung gemäß § 8 des 
Geſetzes vom 21. Juli 1852 begründet erſcheint, iſt der richter⸗ 
lichen Cognition entzogen, für den ordentlichen Richter iſt gemäß 
§ 5 des Geſetzes betreffend die Erweiterung des Rechtswegs 
vom 24. Mai 1861 die Entſcheidung der Berwaltungs- beziehungs- 
weiſe Disziplinarbehörde maßgebend und iſt ſomit, da die zu⸗ 
ſtändige Verwaltungsbehoͤrde die Gehaltsentziehung verfügt hat, 
die Klage zurückzuweiſen, ohne daß mit den Vorinſtanzen nach⸗ 
zuprüfen iſt, ob die Vorausſetzungen des § 8 cit. zutreffen. 
Es beſtimmt nämlich 8 10 des Geſetzes vom 21. Juli 1852: 
„Die Entziehung des Dienſteinkommens (§ 8) wird von der⸗ 
jenigen Behörde verfügt, welche den Urlaub zu ertheilen hat. 
Im Falle des Widerſpruchs findet das förmliche Disziplinar⸗ 
verfahren ſtatt.“ Durch die Gleichſtellung der Gehaltsentziehung 
(8 8) mit der Dienſtentlaſſung (§ 11) insbeſondere aber durch 
deren Ueberweiſung an die Disziplinarbehörden und in das 
Disziplinarverfahren iſt zum Ausdruck gebracht, daß dieſelbe 
keinen civilrechtlichen, ſondern einen ſtrafrechtlichen (Disziplinar⸗ 
ſtraf⸗) Charakter hat. Davon gehen ſämmtliche Kommentatoren 
des Geſetzes (Seydel Geſetz betreffend Dienſtvergehen S. 81 
und 84, Thilo die Preußiſchen Disziplinar⸗Geſetze S. 42, Kletke 
die Disziplinar⸗Geſetze S. 28, von Rönne⸗Zorn Preußiſches 
Staatsrecht Bd. I S. 450, Müller Preußiſche Juſtizverwaltung 
Bd. I S. 465) wie auch die Praxis (Preußiſche Staatsminiſterial⸗ 
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Verfügung vom 14. April 1860, Juſtizminiſterialblatt S. 160, 
vergl. Allerhoͤchſten Erlaß vom 11. Mai 1885, Juſtizminiſtertal⸗ 
blatt S. 170 und Staatsminiſterialbeſchluß vom 2. September 
1899, Centralblatt für Unterrichtsverwaltung S. 818, ferner 
Reſcript vom 24. Januar 1876, abgedruckt bei Müller 1. c. 
Thl. 1 S. 505 Ziffer 2 8 1, d) aus. Wird weiter begründet. 
III. C. S. i. S. Militäranwärter Lewe c. Preuß. Eiſenbahn⸗ 
fiskus vom 6. Juni 1902, Nr. 65/1902 III. 

Preußiſches Strafgeſetzbuch von 1851 § 270 in 
Verbindung mit § 134 B. G. B. 

64. 

Begründet iſt die Beſchwerde der Reviſion, daß der B. R. 
auf das Verſprechen des Kl., dem Kaufmann S. für das Unter⸗ 
laſſen des Mitbietens 1500 M. zu zahlen, Gewicht gelegt und 
damit den § 270 des Preußiſchen Strafgeſetzbuchs von 1851 
und $ 134 B. G. B. verletzt habe. Das Strafgeſetzbuch von 
1851 iſt durch die Verordnung vom 25. Juni 1867 (Geſetz⸗ 
ſammlung S. 921) in der Provinz Schleswig⸗Holſtein in Kraft 
geſetzt. Der § 270 dieſes Geſetzes iſt, wie das R. G. wieder⸗ 
holt ausgeſprochen hat — Eutſch. in Civilſachen Bd. 18 S. 219; 
Bd. 26 S. 311 (314); Bd. 32 S. 261 —, noch jetzt in 
Geltung. Er bedroht mit Strafe den, der andere vom Mit⸗ 
bieten bei öffentlichen Verſteigerungen durch Zuſicherung oder 
Gewährung eines Vortheils abhält. Dieſem Verbot hat der 
Kl. nach ſeiner eigenen Angabe bei der durch den Bekl. ab⸗ 
gehaltenen Verſteigerung zuwidergehandelt; denn nach ſeiner, im 
Thatbeſtande des B. U. durch Bezugnahme auf den Schriftſatz 
vom 19. November 1901 wiedergegebenen Behauptung hat er, 
nachdem er vor der Pauſe das Höchſtgebot abgegeben hatte, 
dann mit S. (mit dem er auch vorher ſchon verhandelt hatte) 
die erwähnte, eventuelle Vereinbarung wegen der 1 500 M. 
getroffen. S. hat auch ein Gebot nicht gemacht. Wird dieſer 
Sachverhalt zu Grunde gelegt, ſo iſt zugleich erſichtlich, daß 
das in der Vereinbarung liegende Delikt im Geltungsbereich 
des § 270 begangen und darum aus dem Umſtande, daß der 
Kl. und S. in Hamburg wohnen, alſo im Sinne des 
Preußiſchen Strafgeſetzbuchs Ausländer ſind, ein Bedenken 
gegen die Anwendbarkeit des § 270 nicht hergeleitet werden 
kann (vergl. auch Entſch. Bd. 18 S. 220). Welche Folgen der 
Verſtoß gegen § 270 für die Wirkſamkeit des zwiſchen dem 
Kl. und S. abgeſchloſſenen Vertrages hat, beſtimmt ſich nach 
8 134 B. G. B. Darum iſt nicht Anlaß, auf die Gründe 
einzugehen, aus denen das R. G. in den oben angeführten 
Urtheilen für die Gebiete des gemeinen Rechts und des Preuß. 
A. L. R. zu theilweiſe abweichenden Ergebniſſen gelangt iſt. 
Nach § 134 iſt nichtig ein Rechtsgeſchäft, das gegen ein geſetz⸗ 
liches Verbot verſtößt. Das zwiſchen dem Kl. und S. ab⸗ 
geſchloſſene Rechtsgeſchäft beruht nun einerſeits auf dem An⸗ 
gebot des erſteren, dem anderen für das Unterlaſſen des Mit⸗ 
bietens 1 500 M. zu zahlen, und andererſeits auf der Annahme 
dieſes Angebots und der Uebernahme der Verpflichtung zur 
Gewährung der Gegenleiſtung (der Abſtandnahme vom Bieten) 
durch S. Das Angebot verftößt gegen 8 270, und da es 
ein nothwendiger, untrennbarer Theil des gewollten Rechts- 
geſchäfts war, ſo verſtößt dieſes ſelbſt gegen das Verbotsgeſetz 
und iſt darum nichtig. VI. C. S. i. S. Hennings c. Baur 
vom 2. Juni 1902, Nr. 88/1902 VI. f 
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Penſionsgeſetz vom 27. März 1872. 

65. § 13. 

Der Kl. fordert mit der erhobenen Klage in Wirklichkeit 
nur Erhöhung ſeines Ruhegehalts um diejenigen Beträge, die 
ſich aus der von ihm verlangten Miteinrechnung der vor ſeiner 
Vereidigung als Staatsbeamten liegenden Zeit feiner Be⸗ 
ſchäftigung bei dem Umbaue der Straße von Boppard nach 
Simmern und derjenigen Zeiträume, die er nach ſeiner Ver⸗ 
eidigung nicht im unmittelbaren Staatsdienſte zugebracht 
hat, insbeſondere der Zeit ſeiner Beſchäftigung im Dienſte der 
Stadt Berlin und der provinzialſtändiſchen Centralberwaltung 
der Rheinprovinz in ſeine penſionsfähige Dienſtzeit ergeben. 
Denn wenn dieſem Verlangen ſtattgegeben wird, ſo hat er 
bereits mehr als 39 Dienſtjahre erfüllt, und einen Anſpruch 
auf ein höheres Ruhegehalt, als es ſich bei Zugrundelegung 
dieſer Zahl von Dienſtjahren ergiebt, erhebt er überhaupt nicht. 
Es kann deshalb dahingeſtellt bleiben, ob in feine penſions⸗ 
fähige Dienſtzeit, wie er in erſter Reihe geltend gemacht hat, 
die geſammte Zeit von ſeiner Ernennung zum Bauführer an 
bis zu feiner Verſetzung in den Ruheſtand einzurechnen wäre. 
Beide Vorinſtanzen haben den erhobenen Anſpruch in vollem 
Umfange für begründet erachtet, das B. G. insbeſondere mit 
der Ausführung, daß nach den Urtheilen des R. G. vom 12. Mai 
1898 (Entſch. Bd. 41 S. 110) und vom 11. Oktober 1900 
(Entſch. Bd. 47 S. 283) die ſeit der Vereidigung des Kl. als 
Staatsbeamten abgelaufene Zeit unverkürzt auf die penfions- 
fähige Dienſtzeit anzurechnen ſei, und daß das Gleiche auch 
von derjenigen gelten müſſe, die von dem Zeitpunkte an ver⸗ 
floſſen ſei, in welchem die Vereidigung des Kl. nach den be⸗ 
ſtehenden Dienſtvorſchriften hätte erfolgen ſollen, aber nicht 
erfolgt ſei, d. h. dem 1. Juni 1863, dem Tage, an dem er 
bei der Königlichen Regierung zu Sigmaringen in Beſchäftigung 
getreten jet. Im Uebrigen iſt das B. G. auch der Anſicht des 
L. G. beigetreten, daß die Beſchäftigung des Kl. bei dem Um⸗ 
baue der Straße von Boppard nach Simmern als eine that⸗ 
ſächlich im Dienſte des Staates ausgeübte Thätigkeit an⸗ 
zuſehen ſei. Hiergegen wendet fich die Reviſion, indem fie 
namentlich die in dem Urtheile des IV. C. S. des R. G. vom 
11. Oktober 1900 (Entſch. Bd. 47 S. 283) aufgeſtellten Grund⸗ 
ſätze bekämpft, die fie in der Faſſung wiedergiebt: es jet mit 
dem erſten Satze des § 13 des Penfiondgefees vom 27. März 
1872 ein Sonderrecht für das Penſtonsweſen dahin geſchaffen, 
daß mit der Leiſtung des Dienſteides unter allen Umſtänden 
eine Dienſtzeit beginne, und daß dieſe Dienſtzeit überall eine 
dauernde ſei. Dieſe Ausführung der Reviſion iſt vom R. G. 
nicht adoptirt, vielmehr mit eingehender Begründung das B. U. 
beſtätigt. III. C. S. i. S. Preuß. Fiskus e. e vom 
11. April 1902, Nr. 328/1901 III. 

Enteignungsgeſetz vom 11. Jun! 1871. 

66. 8 39. 

Die Beſchlüſſe des Bezirkeansſchuſſes in Enteignungsſachen 
ſind nach Maßgabe der Vorſchriften der C. P. O. zuzuſtellen 
und grundſätzlich nur die Zuſtellung in dieſen Formen genügt 
dem Geſetze, aber nur die auf den Zuſtellungsakt ſelbſt 
bezüglichen Vorſchriften ſind Mußvorſchriften. Ein Verſtoß gegen 
eine inſtruktionelle Vorſchrift iſt es nur, wenn der Kl. keine 
Abſchrift der Zuſtellungsurkunde eingehändigt worden iſt. Ebenſo 
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verhält es ſich damit, daß die Uebergabe der Ausfertigung des 
zuzuſtellenden Beſchluſſes an die Poſt zum Zwecke der Zuſtellung 
nicht auf der Urſchriſt oder auf einem mit ihr verbundenen 
Bogen kenntlich gemacht ſei ($ 177 Satz 2 C. P. O.) und 
damit, daß anſcheinend die Zuſtellungsurkunde nicht mit der 
Urſchrift des Beſchluſſes in der vorgeſchriebenen Weiſe verbunden 
worden iſt (8 173 Abi. 2 C. P. O.). Es handelte ſich um die 
Zuſtellung einer Ausfertigung des Beſchluſſes. In ſolchen 
Fällen iſt die Herſtellung einer ſelbſtändigen Zuſtellungsurkunde 
nicht unzuläſſig (Juriſtiſche Wochenſchrift 1883 S. 268, 
Wilmowski⸗Levy Anm. 4 zu 5 156, Anm. 3 zu 8 173). 
Nur muß aus der Urkunde mit Sicherheit erhellen, welches 
Schriftſtück übergeben worden. Endlich braucht nach dem 
zweiten Satz des § 39 des Enteignungsgeſetzes der Bezirks ⸗ 
ausſchuß den Gerichtsvollzieher mit der Zuſtellung nicht zu 
beauftragen, ſondern hat die Poſt um die Zuſtellung zu erſuchen. 
VII. C. S. i. S. Lenz & Co. u. Gen. . Erbrich vom 
10. Juni 1902, Nr. 117/1902 VII. 

Preußiſches Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 
1895. 

67. Nr. 3 der Tarifftelle 32. 

Es handelt ſich um die Frage, ob die sub a und b des 
Vertrages zuſammengefaßten Lokomotiven eine Menge im 
Sinne der Befreiungsvorſchrift Nr. 3 der Tarifſtelle 32 zum 
Preußiſchen Stempelſteuergeſetze vom 31. Juli 1895 bilden. 
Der B. R. bejaht die Gleichartigkeit, verneint indeſſen die 
Gleich werthigkeit der unter dieſe beiden Gruppen fallenden 
ſechs Lokomotiven. Er verneint fie lediglich deshalb, weil 
Gruppe a ohne, Gruppe b mit Dampfläutewerk beſtellt worden 
ſeien und kommt daher zu dem die Anwendbarkeit der Be⸗ 
freiungsvorſchrift ausſchließenden Ergebniß. Die Begründung 
iſt nicht frei von Widerſpruch und daher unzulänglich ($ 286 
der C. P. O.). Das R. G. hat den Begriff der Menge dahin 
feſtgeſtellt, daß es ſich um eine im Sprachgebrauche des Lebens 
als Menge bezeichnete größere Zahl von gleichartigen Sachen 
handeln müſſe, die nach ihrer Beſchaffenheit und dem Willen 
der Vertragſchließenden als unter einander völlig gleichwerthig 
und daher inſoweit auch als vertretbar in Betracht kämen, ohne 
daß dabei auf das einzelne Stück an ſich, als Individuum, 
irgend ein Gewicht gelegt werde (Entſch. Bd. 42 S. 255 ff. 
und die dort angeführten Urtheile, Entſch. Bd. 43 S. 290 ff., 
S. 304 ff., Juriſtiſche Wochenſchrift 1900 S. 568, Urtheil vom 
1. Juni 1900 VII. 68/1900, Urtheil des Senats vom 19. Sep⸗ 
tember 1899 VII. 113/1899). Die Gleichartigkeit mehrerer 
Sachen beſteht hiernach darin, daß ſie zu derſelben Gattung 
gehören und innerhalb dieſer weſentlich die gleichen Eigen⸗ 
ſchaften haben. Die Folge, nicht der Gegenſatz der Gleich⸗ 
artigkeit iſt die Gleichwerthigkeit der Gegenſtaͤnde, welche vom 
R. G. nur in dem Sinn als Erforderniß des Mengebegriffs 
betont iſt, daß fie durch eine auf der Anbringung rein äußer⸗ 
licher Zuthaten beruhende Verſchiedenheit der Preiſe nicht aus⸗ 
geſchloſſen werde, wofern nur die wirthſchaftliche Bedeutung, 
welche jedes Stück vermöge feiner natürlichen Beſchaffenheit und 
dem Willen der Vertragſchließenden mit dem auderen habe, die⸗ 
ſelbe ſei (vergl. insbeſondere das Urtheil vom 19. September 
1899). Wenn alſo das B. G. auf der einen Seite annimmt, 
daß die ſechs Lokomotiven der Gruppen a und b gleichartig, 
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d. h. von weſentlich denſelben Eigenſchaften feien, auf der anderen 
Seite aber die Verſchiedenheit ihrer wirthſchaftlichen Bedeutung 
behauptet, jo fehlt es für die letztere Aufftellung an der er⸗ 
forderlichen Begründung. Das B. U. mußte deshalb aufgehoben 
werden. VII. C. S. i. S. Borſig c. Steuerfiskus vom 6. Juni 
1902, Nr. 115/1902 VII. 

Preußiſches Gerichtskoſtengeſetz. 

68. § 73. 

Aus der Faſſung von Abſ. 2 des 8 73 des Preuß. G. K. G.: 
„Wenn auf Grund einer und derſelben Anmeldung mehrere 
Eintragungen, welche auf dieſelbe Firma oder dieſelbe Prokura 
oder dieſelbe Geſellſchaft ſich beziehen, in das Handelsregiſter 
deſſelben Gerichts erfolgen, ſo wird nur der höchſte Satz von 
den für die einzelnen Eintragungen nach § 72 zu berechnenden 
Sätzen erhoben“ ergiebt ſich ohne weiteres, daß die Eintragungen 
von Firmen oder Prokuren oder Geſellſchaften je be⸗ 
ſondere Gegenſtände des im § 72 des Geſetzes geregelten 
Gebührenanſatzes bilden und daß nur dann, wenn auf Grund 
derſelben Anmeldung mehrere denſelben Gegenſtand betreffende 
Eintragungen erfolgen, nur ein einmaliger Gebührenanſatz ſtatt⸗ 
finden ſoll. Daraus, daß die Vorſchrift des G. K. G. ſich an⸗ 
ſcheinend an die bis zum 31. Dezember 1899 für den groͤßten 
Theil von Preußen beſtehende Dreitheilung des Handelsregiſters 
anlehnt, während die jetzt beſtehenden Abtheilungen A und B 
des Handelsregiſters nach anderen Geſichtspunklen eingerichtet 
find, kann nicht hergeleitet werden, daß nunmehr auch die 
Gegenſtände der Eintragungen, welche einen beſonderen Ge⸗ 
bührenanſatz begründen, andere geworden ſeien. Es iſt deshalb 
durchaus gerechtfertigt, daß das Konſulargericht für die Ein⸗ 
tragung der Firma der Zweigniederlaſſung und für die Ein⸗ 
tragung der Prokuren beſondere Gebühren angeſetzt und erhoben 
hat, obgleich beide Eintragungen auf derſelben Anmeldung 
beruhen und beide in Abtheilung A des Handelsregiſters erfolgt 
find. Beſchluß des I. C. S. i. S. die Eintragung der Firma 
Otto Rittershaus in Cairo betreffend vom 11. Juni 1902, 
Bs Nr. 31/1902 I. f 


V. Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 

69. Art. 1149, 1150, 1151 und 1184 c. c. 

Die Abweiſung des Auſpruches wird auf die Auslegung 
des vom O. L. G. angewendeten Art. 1184 des c. c. gegründet. 
Dieſe Auslegung erſcheint inſofern rechtsirrig, als das O. L. G. 
annimmt, die Schadloshaltung der vertragstreuen Partei könne 
nur darin beſtehen, daß unter den Parteien nach Maßgabe der 
Reſolutivbedingung res integra hergeſtellt werde. Im Falle 
der Vertragsverletzung kann nach Art. 1184 c. c. der vertrags · 
treue Theil Auflöſung des Vertrages und Schadenserſatz 
verlangen. Damit iſt klar zum Ausdruck gebracht, daß nicht 
bloß die Herſtellung des früheren Zuſtandes nach Maßgabe der 
in zweiſeitigen Verträgen ſtillſchweigend enthaltenen auflöſenden 
Bedingung, ſondern daneben auch eine Entſchädigung des ver⸗ 
tragstreuen Theiles als Sühne für die Verletzung der Vertrags ⸗ 
pflichten eintreten ſoll. Eine Einſchränkung der Entſchädigungs⸗ 
pflicht an ſich iſt im Geſetze nicht angedeutet. Die Pflicht zur 
vollen Entſchädigung gemäß Art. 1149 ff. c. c. muß daher 
als durch das Geſetz außer Zweifel geſtellt angeſehen werden, 
und nur der Umfang des Schadens kann im einzelnen Falle 
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fraglich ſein. Die Ausführungen des O. L. G., daß der Ver⸗ 
miether, der nach dem Vertrage uur eine genau beſtimmte 
Leiſtung ſchuldete, nicht nach Auflöſung des Vertrages nach den 
Grundſätzen einer Gattungsſchuld in Anſpruch genommen werden 
könne, und daß für die nach der Vertragsauflöſung liegende 
Zeitdauer des urſprünglichen Miethvertrages die durch die Ver⸗ 
tragsauflöſung beſeitigte Verpflichtung des Vermiethers nicht 
noch die Grundlage für eine Schadloshaltung des auflöfenden 
Miethers durch Zahlung eines Miethunterſchiedes bilden konne, 
treffen nicht die Sache. Die Grundlage für den Entſchädi⸗ 
gungsanſpruch iſt in der durch Verletzung der Vertragspflichten 
Seitens des anderen Theiles herbeigeführten Vertragsauflöſung 
zu finden; als Folge der Vertragsaufloöſung aber ergiebt ſich die 
Nothwendigkeit, einen neuen Miethvertrag abzuſchließen, und 
dadurch werden nicht uur die Koſten des Umzuges in die neuen 
Miethräume, welche Koſten das O. L. G. der Kl. zugebilligt 
hat, ſondern möglicher Weiſe auch andere Koſten und Nachtheile 
verurſacht, zu deren Feſtſtellung außer der Berückſichtigung 
anderer thatſächlicher Verhältniſſe eine Vergleichung der Beſtim⸗ 
mungen des neuen Miethvertrages mit denen des alten unent- 
behrlich fein kann. Der Umftand, daß der alte Miethvertrag 
durch die Auflöſung für die Zukunft beſeitigt worden iſt, kann 
dafür kein Hinderniß bilden, insbeſondere ſteht der Umſtand 
nicht einer Berückſichtigung der Höhe des Miethzinſes und der 
Zeitdauer, für welche der alte Miethvertrag abgeſchloſſen war, 
entgegen. Auch aus der Vorſchrift des Art. 1760 c. c., nach 
welcher im Falle der Aufhebung des Miethvertrages durch Ver⸗ 
ſchulden des Miethers dieſer bis zur Wiedervermiethung den 
vereinbarten Miethzins zu zahlen hat, ergiebt ſich, daß eine 
Berückſichtigung des aufgelöſten Miethvertrages trotz der Auf- 
jung und nach derſelben ſtattfindet. Das O. L. G. war 
demnach rechtlich nicht gehindert, vielmehr nach Lage der Sache 
verpflichtet, in eine Prüfung einzutreten, ob und inwieweit nach 
Maßgabe der Art. 1149, 1150, 1151 des c. c. der von der 
Kl. erhobene Entſchädigungsanſpruch bei Berückſichtigung 
der Beſtimmungen des aufgelöften Miethvertrages gerecht⸗ 
fertigt fl. II. C. S. i. S. Braumann & Wolf c. Valentin 
und Bruckenhaus & Lorenz vom 6. Juni 1902, Nr. 83/1902 II. 

70. Art. 1184 c. c. 

Das O. L. G. hat den Art. 10 c des Dienſtvertrages 
dahin ausgelegt, daß der Vertrag durch den Verkauf der beiden 
Steinbrüche beziehungsweiſe des Pachtrechts ſeitens des Bekl. 
ſein Ende erreiche, es hat in dem Einbringen der Steinbrüche 
in die Stuckſenberger Baſalt⸗Geſellſchaft eine ſolche Veräußerung 
gefunden und hiernach feſtgeſtellt, daß der Dienſtvertrag ſchon 
vor Erhebung der Auflöſungsklage nicht mehr beſtanden hat. 
War dieſes aber der Fall, und in dieſer Beziehung walten 
rechtliche Bedenken nicht ob, ſo konnte auf Auflöſung nicht mehr 
geklagt werden; es folgt dieſes ſchon daraus, daß Art. 1184 c. c. 
wie ſein Abſ. 2 ergiebt, vorausſetzt, daß von der klagenden 
Partei noch Erfüllung verlangt werden kann, hat 
dieſelbe die Möglichkeit des Erfüllungsbegehrens dadurch beſeitigt, 
daß fie das Ende des Vertrages herbeigeführt hat, fo kann fie 
nicht mehr nachträglich Auflöfung des Vertrages wegen Nicht⸗ 
erfüllung verlangen. Hiernach bedarf es nicht der Erörterung, 
ob auch darin dem B. R. beizutreten wäre, daß auch vom 
Geſichtepunkte eines Verzichtes aus die Aufloͤſungsklage nicht 
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haltbar fein würde. Wenn endlich der Bekl. zur Begründung 
der Reviſion noch auszuführen verſucht hat, daß mit Rückſicht 
auf den in ſeiner Widerklage enthaltenen Incidentfeſtſtellungs⸗ 
antrag das B. G. habe prüfen müſſen und zwar unabhängig 
von der Frage, ob das ganze Vertragsverhältniß aufzulöſen ſei 
oder nicht, ob er berechtigt geweſen ſei, am 1. Januar 1893 
den Kl. wegen vorher begangener pflicht⸗ und vertragswidriger 
Handlungen zu entlaſſen, und darauf hingewieſen hat, daß damals 
ſchon die Vorausſetzungen für die Auflöſungsklage vorgelegen 
hätten, ſo geht auch dieſer Angriff fehl. Denn, nachdem das 
Widerklagebegehren aus 5 138 a flg. Gewerbeordnung und 
Art. 62 H. G. B. alter Faſſung rechtlich ausgeräumt war, 
konnte nach franzoͤſiſchem Rechte nur noch Art. 1184 für die 
Auflöͤſung in Betracht kommen, hiernach war aber erforderlich 
Klageanſtellung und Richterſpruch, durch die Thatſache der 
vielleicht an fi) begründeten Entlaſſung allein konnte die Auf- 
hebung des Vertragsverhältnifſes nicht herbeigeführt werden. 
II. C. S. i. S. Schrader e. Baur vom 20. Juni 1902, 
Nr. 102/1902 II. 

71. Art. 1384 c. c. 

Der B. R. hat thatſächlich feſtgeſtellt, daß Hauptmann R. 
der erften Sektion feiner Kompagnie, darunter auch dem B., 
befohlen hatte, das Fuhrwerk des Kl. ſolange feſtzuhalten, bis 
die Kompagnie 50 Meter vorüber ſei; er hat dieſen Befehl 
ſodann dahin ausgelegt, es habe zu deſſen Ausführung auch 
gehört, daß etwaige Verſuche des Kl., ſein Fuhrwerk frei. zu 
machen, verhindert werden mußten, und feſtgeſtellt, daß Kl. von 
dem Fuhrwerk herabſprang, um den Soldaten Bl., der ſein 
Pferd hielt, vom Pferde wegzubrängen, und daß der Schlag des 
B. lediglich zu dem Zwecke erfolgt ſei, dieſen Verſuch des Kl., 
ſein Fuhrwerk freizumachen, zu vereiteln. Wenn auf Grund 
dieſer der Nachprüfung des Reviſionsgerichts entzogenen That⸗ 
ſachenwürdigung der B. R. annahm, daß B. in Ausübung eines 
dienſtlichen Befehls gehandelt habe, und weiter ausführte, daß 
es die Haftbarkeit des Bekl. aus Art. 1384 a. a. O. nicht aus⸗ 
ſchließen könne, wenn auch das von B. hierzu gewählte Mittel 
nicht unbedingt erforderlich geweſen ſei und B. ſeinen Zweck 
auch auf andere Weiſe hätte erreichen können, ſo kann in dieſen 
Ausführungen eine Verletzung jener Geſetzesvorſchrift nicht ger 
funden werden. Zur Annahme, daß die Handlung im Bereiche 
der übertragenen Dienſtverrichtungen erfolgt ſei, iſt nämlich nicht 
erforderlich, daß diejenige Handlung, durch deren Vornahme der 
ſtreitige Schaden eingetreten iſt, beſonders und ausdrücklich auf 
getragen ſei. Vielmehr genügt es, daß dieſe Handlung in den 
Kreis der übertragenen Verrichtungen gehoͤrte und von dem er⸗ 
theilten allgemeinen Auftrage mit umfaßt wurde, was der B. R. 
feftgeftellt hat. Jene Geſetzesvorſchrift erfordert ferner nur, 
daß zur Vollziehung und in Ausführung der aufgetragenen 
Dienſte die Handlung vorgenommen ſei, und verlangt uicht, 
daß die Haudlung auch nach der gegebenen Sachlage zu jener 
Vollziehung und Ausführung nothwendig oder doch nach ver⸗ 
nünftigem Ermeffen erforderlich zeweſen ſein müſſe. II. C. S. 
i. S. Reichsmilitärfiskus e . vom 20. Juni 1902, 
Nr. 106/1902 II. 8. 8. 
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Litteratur und Zeitſchriften. 
1. Litteratur -Beſprechungen. 

1. (Württembergiſches) Geſetz betr. die Ablöſung der 
Realgemeinderechte und ähnlicher Rechte. Vom 
28. November 1900. Unter Berückſichtigung der Geſetzes⸗ 
materialien und der Vollzugsverfügung herausgegeben und 
erläutert von Landgerichtsdirektor Nieder, Mitglied der 
Abgeordnetenkammer. N Heß. 1902. 6 M., geb. 
7 M. 20 Pf. 


Wie in den meiſten deutſchen Bundesſtaaten, jo haben ſich 
auch in Württemberg aus den Realgemeinderechtsverhältniſſen, 
jenen rechtshiſtoriſch fo intereſſanten Ueberreſten der alten 
germaniſchen Agramerfafiung, im Laufe der Zeit ſchwere 
Mißſtände entwickelt, welchen gegenüber die urſprünglichen 
Vortheile — Verknüpfung der Gemeindeangehöͤrigkeit an Grund 
und Boden und in Folge davon eine gewiſſe Vorbeugung der 
Verarmung — in den Hintergrund getreten find. Faſt überall 
drängt daher der moderne Geiſt dahin, die alten Realgemeinden 
zur Ablöfung zu bringen und da, wo ſolche im Wege der Ver⸗ 
einbarung am Widerſpruch einzelner Genoſſen ſcheitert, ſolche 
durch Abloͤſungs ordnungen geſetzlich zu ermöglichen. Jeder ein- 
ſichtige Kenner der eigenartigen deutſchrechtlichen Einrichtung, die 
hiermit ausgerodet wird, wird dieſe unaufhaltſame Entwickelung 
nicht ohne Wehmuth betrachten. Für Württemberg iſt am 
28. November 1900 ein Geſetz im Sinne der modernen, die 
alten Realgemeinderechte, deren freiwillige Abloͤſung ſchon früher 
geſtattet war, geſetzlich fordernden Zeitgeiſtes zu Stande ge⸗ 
kommen, zu dem der Verfaſſer hier einen ausführlichen Kom⸗ 
mentar liefert. Als Mitglied und Berichterſtatter der Kommiſſion 
der Kammer der Abgeordneten für den Geſetzentwurf war er 
dazu in erſter Linie berufen. Seine Erläuterungen werden bei 
dieſer thatſächlich und rechtlich ſchwierigen Materie jedem württem- 
bergiſchen Juriſten, vor allem den mit der Anwendung des 
Geſetzes befaßten Verwaltungsbehörden und den Vertretern der 
dabei intereffirten politiſchen Gemeinden und den Mitgliedern der 
noch beſtehenden Realgemeinden unentbehrlich ſein. Aber ſeine 
allgemeinen Ausführungen über die Entſtehung und Entwicklung 
der Realgemeinden im Allgemeinen und ſpeziell in Württemberg, 
nicht minder ſeine Beilagen über die gegenwärtige Lage des 
ungetheilten Gemeinheitsbeſitzes in den einzelnen Bezirken 
Württembergs (S. 30—87) machen das Buch auch rechts. 
wiſſenſchaftlich (rechtsgeſchichtlich) und vor Allem volks- 
wirthſchaftlich zu einer ſehr beachtenswerthen Erſcheinung. 


2. Einführung in das Grund buchrecht von Ferdinand 
Kretzſchmar, Oberlandesgerichtsrath in Dresden. 507 S., 
broſchirt 10 M., geb. 12 M. Leipzig 1902. Roßberg 
zu. Berger. 


Welche Wohlthat, ungeachtet dar Ausſtellungen, die 
ſich de. lege ferenda vielleicht gegen einzelne beſondere Ge⸗ 
ſtaltungen deſſelben, z. B. gegen die Grundſchuld und einen 
überſpaunten Formalismus geltend machen laſſen, das Grund⸗ 
buchrecht iſt, kann Niemand mehr empfinden, als ein Juriſt, 
der, wie der Unterzeichnete, aus einem Gebiete, das ſich ſchon 
lange wohl geregelter Grundbücher erfreut, nämlich aus 
Preußen, in ein Rechtsgebiet übergeſiedelt iſt, das dieſer 
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Wohlthat immer noch entbehrt. Für das Großherzogthum 
Sachſen⸗Weimar ſcheint das Immobiliarſachenrecht des B. G. B., 
zweifellos eines ſeiner werthvollſten und beſten deutſchrechtlichen 
Beſtandtheile, noch lange unbeachtlich bleiben zu ſollen; man 
merkt noch wenig von Vorarbeiten zur Anlegung eines Grund⸗ 
buchs, und, wenn man es der Mühe werth erachtete, könnte 
man gelegentlich die Uebelſtände, die dieſe Rückſtändigkeit mit 
ſich bringt, durch gerichtliche Entſcheidungen beleuchten, die 
einem grundbuchrechtlich gebildeten Juriſten hoͤchſt ſonderbar 
erſcheinen würden. Ebenſo liegt die Sache noch in einigen 
anderen thüringiſch⸗ſächſiſchen Kleinſtaaten mit löblicher Aus- 
nahme des Herzogthums Koburg⸗Gotha. Das Königreich 
Sachſen iſt, da hier auf Grund der Ausf.⸗V. vom 26. Juli 
1899 das Grundbuch mit dem 1. Januar 1901 für das ganze 
Land als angelegt gilt, in einer glücklicheren Lage. | 

Das vorliegende Buch bietet zunächſt dem ſächſiſchen 
Praktiker eine vortreffliche Einführung in das formelle und 
materielle Grundbuchrecht. Es verdient aber auch, da es die 
geſammte grundbuchrechtliche Rechtſprechung und Litteratur 
moͤglichſt vollſtändig berüdfichtigt, und fi vor anderen Be⸗ 
arbeitungen dieſes Rechtsſtoffs durch eine beſonders klare und 
lesbare Darſtellung auszeichnet, außerhalb des Königreichs 
Sachſen empfohlen zu werden; die beſondere Berückfichtigung 
ſächſiſcher Ausführungsbeſtimmungen dürfte kaum ftörend 
empfunden werden. Es verdient dieſe allgemeine Beachtung 
umſomehr, als der Verfaſſer ſich nirgends auf eine bloße Wieder⸗ 
gabe „herrſchenden“ Anfichten beſchränkt, vielmehr in 
manchen wichtigen Punkten, auf die wir hier aus Mangel an 
Raum nicht eingehen können, eine ſelbſtändige und wohl⸗ 
begründete Stellung einnimmt. Beſonders iſt auch ſein Be⸗ 
mühen darauf gerichtet geweſen, den Zuſammenhang der Vor⸗ 
ſchriften des B. G. B. mit denjenigen des Zwangsverſteige⸗ 
tungsgeſetzes klarzulegen, und hat er von auf alle 
Rechte Rückſicht genommen. 

Das Buch wird fi) überall als ein zuverläffiger Führer 
durch die vielen Schwierigkeiten, welche das erſt ſo kurze Zeit 
in Geltung getretene Immobiliarſachenrecht des B. G. B. noch 
bereiten kann, bewähren; ſeine Benutzung wird durch ein gut 
bearbeitetes alphabetiſches Sachregiſter ſehr erleichtert. 


3. Der Kontokorrentverkehr von Dr. jur. et rev. pol. 
Joſeph Mohr. Berlin 1902. J. J. Heines Verlag. 
124 S. Preis 3,60 M. 


Die Verſuche, die rechtlichen Grundlagen des Kontokorrent⸗ 
verhältniſſes klar zu legen, find bisher immer auf die größten 
Schwierigkeiten geſtoßen. Levy⸗Rießer jagt ſogar: „Es iſt 
wahrlich, als ob in dieſem Inſtitut eine gewiſſe myſtiſche 
Ingredienz verborgen ſei, welche allerlei Beſchwerden ins Leben 
ruft.“ Die vorliegende Monographie beanſprucht das Verdienſt, 
durch eine neue Konſtruktion auf neuer Grundlage, dieſe Myſtik 
ein wenig aufzuklären. Beſcheiden erklärt der Verf., er wäre 
ſchon befriedigt, wenn es ihm nur gelungen fein ſollte, wenigſtens 
die Wege zu bahnen, in welchen ſie ſich künftig zu bewegen 
haben wird. Wir glauben, daß er mehr geleiſtet hat; jedenfalls 
erfaßt er das Weſen des Kontokorrentvertrages grundſätzlich 
richtig als einen Vertrag, welcher einer beſtimmten Art und 
Weiſe der Tilgung von Forderungen dient; er enthält gleich⸗ 
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zeitig ein pactum de compensando und de novando. Die 
ſehr gründliche und angenehm lesbare Schrift verfolgt das 
Kontokorrentverhältniß ſowohl unter der Herrſchaft des alten wie 
des neuen H. G. B. in allen ſeinen einzelnen Stadien, in § 42 
behandelt ſie beſonders die Frage der praktiſchen Anwendbarkeit 
der 88 355—357 B. G. B. Ein Anhang erörtert die weit⸗ 
tragende wirthſchaftliche Bedeutung des Kontokorrentverkehrs, 
die dem des Wechſels und Checks analog auf Vermeidung der 
Barzahlung abzielt. 


4. Sinzheimer, Dr. jur., Lohn und Aufrechnung. Ein 
Beitrag zur Lehre vom gewerblichen Arbeitsvertrag auf reichs⸗ 
rechtlicher Grundlage. Berlin, Carl Heymann 1902. Laden⸗ 
preis 2 M. N | 

Die Frage, unter welchen Vorausſetzungen eine Aufrechnung 
gegen die Lohnforderung eines gewerblichen Arbeiters möglich 
iſt, bezw. ob auch ein Zurückbehaltungsrecht ausgeſchloſſen iſt, 
hat im Anſchluß an § 394 B. G. B. bereits eine große Litteratur 
erzeugt, die allerdings großentheils nur in Abhandlungen der 
verſchiedenſten Fachzeitſchriften, die ſich theilweiſe bekämpfen, 
beſteht. Aus allen dieſen zahlreichen Abhandlungen, deren voll 
ſtändige Heranziehung ſchon ſchwierig iſt, ſich ein begründetes 

Urth eil zu beſchaffen, iſt keine angenehme Aufgabe. Daher iſt 

eine monographiſche Darſtellung der ganzen Frage im Zu⸗ 

ſammenhange mit dem gewerblichen Arbeitsvertrage überhaupt 
wie ſie in dieſer Publikation vorliegt, ein ſehr verdienſtvolles 

Werk. Der Verfaſſer ſtellt ſich in der wichtigen Frage nach 

dem Ausſchluß des Zurückbehaltungsrechts auf den Standpunkt, 

den auch das Reichsgericht in einer Entſch. des IV. Civilſenats 

vom 16. Februar 1885 eingenommen hat, ebenſo das O. L. G. 

Hamburg (Rechtſpr. des O. L. G. II. Nr. 46 S. 352, Nr. 47 

S. 353 ff.), d. h. es verneint das Zurückbehaltungsrecht am 

Lohn überall, wo die Aufrechnung ausgeſchloſſen iſt. 


II. Beitſchriften-Rundſchau. 
Politiſch-anthropologiſche Revue, Monatsſchrift für 
das ſoziale und geiſtige Leben der Völker. Herausgeber 
Ludwig Woltmann u. K. E. Buhmann. Eiſenach Leipzig. 
Thüringiſche Verlagsanſtalt. Abonnement für Deutſchland 
und Oeſterreich⸗Ungarn ganzjährl. 12 M., halbjährl. 6 M. 


Daß die beiſpiellos in der Geſchichte der Wiſſenſchaft daſtehende, 
anregende und befruchtende Wirkung derjenigen Forſchungsart, die 
man in der Regel an Darwins Namen anknüpft oder richtiger 
als natürliche Entwicklungslehre bezeichnet, mit der Zeit ihre 
Wirkung von den Naturwiſſenſchaften im engeren Sinne auch 
auf die Geiſteswiſſenſchaften, einſchließlich unſerer immer noch 
ſtark im Banne ſcholaſtiſchen Denkens befindlichen Jurisprudenz, 
ausdehnen müſſe, iſt eine Einſicht, die mehr und mehr zum 
Kriterium wahrhaft allgemeiner Bildung geworden iſt. 

Weſentlich von der allmählichen Verbreitung dieſer Ein⸗ 
ſicht wird es abhängen, ob und wie bald gewiſſe, ſcheinbar 
verdorrte Zweige des menſchlichen Geſammtwiſſens zu neuem 
Leben erwachen werden. Das vorliegende, im April d. J. 
begonnene Zeitſchriftunternehmen iſt in hohem Grade geeignet, 
den Boden für eine beſſere wiſſenſchaftliche Zukunft auch der 


Rechtsgelehrſamkeit zu bereiten und ein dürres Feld von Neuem 
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zu bewäſſern. Die Biolsgie, d. h. Lehre von den allgemeinen 
Naturgeſetzen des Lebens und die Anthropologie, d. h. die 
naturwiſſenſchaftliche Lehre vom Menſchen und ſeinen Lebens⸗ 
beziehungen, erhebt mit Recht den Anſpruch, die Geſellſchafts⸗ 
wiſſenſchaft und ſomit auch die Rechtswiſſenſchaft in ihre Kreiſe 
einzubeziehen. Dieſe Abſicht der Zeitſchrift findet mit dem 
Titel der „Politiſch⸗anthropologiſchen Revue“ einen durchaus 
zulänglichen Ausdruck. Ihr Ziel iſt zunächſt ein theoretiſches, 
nämlich die Nicht⸗Fachgelehrten und die weiteren Kreiſe des 
wiſſenſchaftlich intereſſirten Publikums über den Stand, die 
Fortſchritte und die Tragweite der natürlichen Entwickelungs⸗ 
lehre zu orientiren: über die Urſachen und Geſetze der organiſchen 
Veränderung, Anpaſſung, Vererbung, Ausleſe, Vervollkommnung 
und Entartung, ſowohl bei Pflanzen und Thieren, als beſonders 
beim Menſchen. Zweitens iſt ihr Ziel ein hiſtoriſches, nämlich 
die ſoziale und geiſtige Geſchichte des Menſchengeſchlechts vom 
Standpunkte der organiſchen Naturgeſchichte zu erforſchen, und 
zu dieſem Zweck die biologiſchen und anthropologiſchen Grund⸗ 
lagen in der Entwickelung der wirthſchaftlichen, politiſchen und 
juriſtiſchen Verhältniſſe, wie auch in der Moral, Philoſophie, 
Kunſt und Religion nachzuweiſen. Ihr praktiſches Ziel iſt 
endlich darauf gerichtet, die geſunden organiſchen Erhaltungs⸗ 


und Entwickelungsbedingungen der menſchlichen Gattung und 


Geſellſchaft feſtzuſtellen und vom Standpunkte der gewonnenen 
Erkenutniſſe aus die Fragen der ſozialen und Raſſen⸗ Hygiene, 
der Rechts- und Staatsverfaſſung, der Sozialpolitik und 
Schulreform, ſowie die Triebkräfte und Ziele der nationalen 
und Parteikämpfe der Gegenwart zu beleuchten. 

Die Zeitſchrift verfügt bereits über eine ſtattliche Anzahl 
von Mitarbeitern aus allen in Betracht kommenden Fachgebieten 
des Wiſſens und iſt als ein wahres Organ der ſo lange ſehnlichſt 
vermißten Wiedervereinigung der iſolirt umfonſt arbeitenden 
Fakultäten der Universitas litterarum zu gemeinſamer Arbeit 
und Verſtändigung zu begrüßen. Aus den bisher erſchienenen 
vier Heften heben wir folgende Beiträge hervor: Woltmann, 
Der wiſſenſchaftliche Stand des Darwinismus. Reibmayr, 
Ueber den Einfluß der Inzucht und Vermiſchung auf den 
politiſchen Charakter einer Bevölkerung. Hellpach, Soziale 
Urſachen und Wirkungen der Nervoſität. Vogt, Die hiſtoriſche 
Bedeutung der natürlichen Raſſenanlagen. Wilſer, Zuchtwahl 
beim Menſchen. Kohler, Die Blutrache bei den Albanefen: 
Gumplowicz, Anthropologie und natürliche Ausleſe. Buh ⸗ 
mann, Zeugung und Erziehung. In Ausſicht genommen iſt 
auch ein Aufſatz über Strafrecht als natürliches Organ der 
ſozialen Ausleſe vom Unterzeichneten. 

In ihren Berichten giebt die Zeitſchrift eine ihren Zielen 
entſprechende überſichtliche, umfaſſende Mittheilung einſchlägiger 
Thatſachen und Gedanken aus folgenden Gebieten: Biologie, 
Anthropologie, Pſychologie, Urgeſchichte, Ssozialwiſſenſchaft, 
Rechtswiſſenſchaft, Sozial- und Naſſen-Hygiene, Erziehung und 
Unterricht, Bevölkerungsſtatiſtik, Völker und Politik, Ebenſo 
umfaſſend find ihre Bücherbeſprechungen. Wir werden unter 
der Rubrik „Zeitſchriften⸗Rundſchau“ gelegentlich wieder 
auf den Inhalt der laufenden Nummern, die auch einzeln für 
1 Mark käuflich ſind, zurückkommen. L. K. 
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| Briefkaſten. 
Verantwortlich: Magendantz, Rechtsanwalt am Landgericht I, 
Berlin, Kochſtraße 58. 


Herrn RA. B. in B. 8 
Kaun die Partei, von der Vorlegung eines von dem 
Gegner au ſie angeblich geſchriebenen Briefes unter 
Eideszwang verlangt wird, die Leiſtung des Editions⸗ 
eides dadurch vermeiden, daß ſie dem Gegner den Eid 
darüber zuſchiebt, daß er den Brief überhaupt nicht 
geſchrieben habe? 

Ein Beweisantritt über den Nichtbefitz der vorzulegenden 
Urkunde iſt, wie in Lehre und Rechtſprechung unſtreitig, nicht 
zuläſſig. Im vorliegenden Falle wird aber nicht nur der Beſitz, 
ſondern das Beſtehen der Urkunde beſtritten. Trotzdem iſt die 
Eideszuſchiebung unzuläſſig. Die 88 425—427 C. P. O. ordnen 
alle bei dem Antritt des Beweiſes durch Urkunden, welche an- 
geblich im Beſitz des Gegners find, moglichen Prozeßlagen. 
Das Beſtreiten des Beſtehens der vorzulegenden Urkunde iſt 
deshalb als Beſtreiten des Beſitzes aufzufaſſen. Anderenfalls 
würde man nothwendig zu der Folgerung kommen, daß immer 
zunächſt das Beſtehen der Urkunde feſtgeſtellt werden müßte, 
ehe der Editionseid verlangt werden könnte. Wilmowsky⸗Levy 
(Anm. 1 zu § 391 C. P. O. alter Faſſung) führt aus: Der 
Gegner hat ſich von der Behauptung, daß er die Urkunde nicht 
beſitze, durch die Leiſtung des Editionseides und auch nur 
durch dieſe zu befreien. Der Eid iſt alſo ſachlich der alte 
deutſche Reinigungseid. 


Perſonal Veränderungen. 


Rechtsanwalt Joſef Hüllen beim Amtsgericht Rheine; — 
Juſtizreferendar I. Kl. Paul Rilling beim Oberlandesgericht 
Stuttgart; — Rechtsanwalt Dr. Franz Georg Spitzner in 
Bautzen bei der Kammer für Handelsſachen Zittau; — Rechts- 
anwalt Dr. Sebaldt beim Amtsgericht Eisfeld; — Gerichts. 
aſſeſſor Dr. Moritz Bing beim Landgericht Cöln; — geprüfte 
Rechtspraktikanten Joſef Jörg, Dr. Max Süßheim, 
Georg Hohner beim Landgericht Fürth; — Rechtsanwalt 
Dr. jur. Richard Helwig beim Amtsgericht Guttſtadt; — 
gepr. Rechtspraktikant Otto Freiherr v. Andrian⸗Werburg 
beim Landgericht Weiden; — Rechtsanwalt Sieveking beim 
Hanſeatiſchen Oberlandgericht, Landgericht und Amtsgericht 
Hamburg; — Rathsaſſeſſor Dr. Rudolf Paul Beier beim 
Landgericht Leipzig; — Rechtsanwalt Fritz Grünspach beim 
Landgericht 1 Berlin; — Gerichtsaſſeſſor a. D. Tepel beim 
Landgericht Bielefeld; — Gerichtsaſſeſſor Richard Heinemann 
beim Amtsgericht und Landgericht Düſſeldorf; — Rechtsanwalt 
Friedrich Reinwald beim Landgericht Eichſtätt; — Rechts⸗ 
anwalt Otto Grumbacher beim Oberlandesgericht Karlsruhe; 
— gepr. Rechtspraktikant Chriſtian Bendel beim Landgericht 
Zweibrücken; — Dr. Anton Schlecht beim Landgericht Augs⸗ 
burg; — Rechtsanwalt Friedrich Hoeniger beim Landgericht II 
Berlin; — Rechtsanwalt Dr. Leo Blüthe beim Landgericht 
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Kaiſerslautern; — Rechtsanwalt Wolfgang Kühnaſt beim 
Landgericht II Berlin; — gepr. Rechtspraktikant Philipp Freiherr 


v. Tänzl⸗Trazberg beim Landgericht Kempten; — RKechts⸗ 


anwalt Karl v. Gähler beim Landgericht Straubing; — 
Rechtsanwalt Norbert Ruland beim Landgericht Straubing; — 
gepr. Rechtspraktikant Berthold Klein beim Landgericht Weiden; 
— Rechtsanwälte Dr. Szymanski und Dr. Sachſenhaus 
beim Landgericht Danzig; — gepr. Rechtspraktikant Dr. Friedrich 
Haenle beim Landgericht Kempten; — Rechtsanwalt Benedict 
beim Landgericht II Berlin; — Rechtsanwalt Adolf Meier 
beim Landgericht Freiburg in Baden; — gepr. Rechtspraktikant 
Adolf Beckerle beim Landgericht Zweibrücken; — Gerichts- 
aſſeſſor Paul Loewisſohn beim Landgericht und Amtsgericht 
Breslan; — Rechtsanwalt Dr. Walther Moritz Bonne beim 
Hanſeatiſchen Oberlandesgericht, beim Landgericht und beim Amts ⸗ 
gericht Hamburg; — Rechtsanwalt Dr. Julius Cäſar Wilhelm 
Stäge beim Landgericht Leipzig; — gepr. Rechtspraktikanten 
Guſtav Littig und Inlius Zahn beim Landgericht Würzburg; — 
gepr. Rechtspraktikant Auguft Leibrecht beim Amtsgericht Land⸗ 
ſtuhl; — Rechtsanwalt Walter Laube beim Amtsgericht Loͤtzen; — 
Rechtsanwalt Dr. Robert Joſef Fiſcher beim Amtsgericht 
Schwabmünchen; — Rechtsanwalt Richard Altenau in Frie⸗ 
drichsfelde beim Amtsgericht IE Berlin; — Rechtsanwalt Mar 
Jablowski beim Landgericht II Berlin; — Handelskammer⸗ 
ſekretär Dr. Gotthard Ehrenfried Roßbach beim Landgericht 
Leipzig; — Referendar Dr. jur. Paul Hecht beim Landgericht 
Braunſchweig; — gepr. Rechtspraktikanten Wilhelm Schmitt 
und Guſtav Koch beim Landgericht Fürth; — Rechtsanwalt 
und Bürgermeiſter Dr. Billel beim Amtsgericht Otterndorf; — 
Rechtsanwalt Baruch beim Amtsgericht Znuin; — Rechts- 
anwälte Hans Zeilmann, Otto Wenner, Maximilian Bern- 
heim, Franz Botſch, Karl Zimmermann, Wilhelm Orth, 
Oswald Wagner, Wilhelm Mögelin, Iſaak Franken ⸗ 
burger und Friedrich Lieberich beim Landgericht Nürnberg; — 
Gerichtsaſſefſor Dr. Reier beim Landgericht Hirſchberg i. Schl.; 
— Rechtsawalt Johannes Goebel beim Amtsgericht Kulmſee. 


| Berichtigung. 
In Nr. 43/47 muß es unter den Zulaſſungen heißen: 
Rechtsanwalt Norbert Peters beim Amtsgericht und Landgericht 
Coblenz ſtatt Kolberg. 


Löſchungen. 

Rechtsanwalt Dr. Meißner beim Oberlandesgericht Frank⸗ 
furt a. M.; — Rechtsanwalt Ferdinand Mayer beim Land- 
gericht Fürth; — Rechtsanwalt Dr. jur. Richard Helwig 
beim Landgericht und beim Amtsgericht Allenſtein; — Rechts⸗ 
anwalt Max Friedrich Hoeniger beim Landgericht I Berlin; — 
Rechtsanwalt Dr. jur. Heinrich Wilhelm Max Lautenbach beim 
Landgericht und beim Amtsgericht Halberſtadt; — Rechtsanwalt 
Dr. jur. Julius Cäſar Wilhelm Staege beim Amtsgericht 
Frankenberg i. Sa., beim Landgericht Chemnitz und beim Amtsgericht 
Annaberg; — Rechtsanwalt Eruſt Weddige beim Amtsgericht 
Sinzig; — Rechtsanwalt Dr. Heinrich Franz Angelo Antoine ⸗ 
Feill beim Hanſeatiſchen Oberlandesgericht, beim Landgericht 
und beim Amtsgericht Hamburg. 


Für die Redaktion verantwortlich: Rechtsanwalt Dr. L. Kuhlenbeck in Jena. Druck: W. Noeſer Buchdruckerei in Berlin 8. 14. 
Dieſer Nummer liegt bei: Beilage 9 der Inriſtiſchen Wochenſchrift. 
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Beilage 9 der Juriſtiſchen Wochenſchrift 


M 48 bis 51 vom 25. Juli 1902. 


Urteile und Beſchlüſſe des Reichsgerichts zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
und zum Einführungsgeſe cb. 


136. 


Zu 88 181, 139 des B. G. B. 
SS 35, 37 des Geſetzes, betr. die Geſellſchaften 
mit beichränfter Haftung. 
Urtheil des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Hannoverſche 


Landesbank c. Konkursmaſſe Stamme u. Co. vom 
7. Juni 1902, Nr. 108/1902 V. 


Vorinſtanz: O. L. G. Celle. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Auf Grund der 88 181, 139 des Bürgerliche. Geſetzbuches 
machte das Vertragſchließen des J. als Geſellſchaftsvertreters 
mit ſich ſelbſt das Rechtsgeſchäft ſeinem ganzen Inhalte nach 
nichtig. Daß dabei J. zugleich mit ſich felbft ein Ueberein⸗ 
kommen getroffen hat, mußte der Beklagten unzweifelhaft bewußt 
ſein. Sie ſtellt dies auch nicht ausdrücklich in Abrede. Un⸗ 
erheblich iſt aber ihre Behauptung, daß ſie das verbotswidrige 
Vertragſchließen des J. mit ſich ſelbſt keinesfalls gekannt habe. 
Die von § 181 des Bürgerlichen Geſetzbuchs verordnete Nichtig⸗ 
keit des Geſchäfts iſt eine allgemeine, gegen jeden Betheiligten 
ohne Rückſicht auf feinen guten oder böſen Glauben wirkſame; 
daß ſich die Beklagte aber mit Grund nicht auf 88 35, 37 
Abſ. II des Geſetzes, betreffend die Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung zu ſtützen vermag, verſteht ſich von ſelbſt. Allerdings 
wird nach § 35 dieſes Geſetzes die Geſellſchaft durch ihren 
Geſchäftsführer vertreten und nach Abſ. II des angezogenen 
§ 37 hat gegen Dritte eine Beſchränkung dieſer Vertretungs⸗ 
befugniß keine rechtliche Wirkung. Unter ſolchen Beſchränkungen 
konnen aber nur beſondere und willkürliche, nicht aber allgemein 
geſetzliche verſtanden werden. 


137. 
Zu SS 226, 812, 826 des B. G. B. 
8 66 Abſ. 1 des Börſengeſetzes. 
Urtheil des Reichsgerichts I. C. S. i. S. Loewenheim 
c. Heine vom 28. Mai 1902, Nr. 43/1902 1. a 
Vorinſtanz: O. L. G. Hamburg. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Nicht jedes Börſentermingeſchäft iſt auch ein 5 
geſchäft und deshalb iſt, wenn die Beſtimmung in § 66 Abſ. 1 
Börſengeſetzes geltend gemacht wird, dadurch nicht auch zugleich 
der Differen zeinwand erhoben. 

Wenn Beklagter — der Bankier — vorausſah, daß Kläger 
ſeine Schuld aus Börſentermingeſchäften nicht zahlen werde und 


wenn er, um gleichwohl Zahlung zu erhalten, den ihm darüber 
ausgeſtellten Wechſel an einen Dritten begab, dem Kläger die 
ihm gegen den Beklagten zuſtehenden Einreden nicht entgegen⸗ 
ſetzen konnte, fo iſt hierin nicht die Ausübung eines Rechts zu 
finden, auf die § 226 Bürgerlichen Geſetzbuchs Anwendung 
finden könnte, ſondern eine Handlung, die gegen § 826 Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs verſtößt, da das Abſchneiden von Einreden zu 
dem Zweck, um einen vom Geſetz mißbilligten Vermögensvortheil 
zu erlangen, als eine gegen die guten Sitten verſtoßende Zu⸗ 
fügung eines Schadens angeſehen werden muß. 

Wenn ferner die Angabe des Klägers über das dem Wechſel 
zu Grunde liegende Geſchäft wahr iſt, würde Beklagter durch 
die Begebung eine Zahlung erlangt haben, durch die er ſich auf 
Koſten des Klägers ohne rechtlichen Grund bereichert hat. Und 
zwar würde dies auch dann zutreffen, wenn Beklagter den Wechſel 
nicht in der Abſicht begeben haben ſollte, um den Kläger deſſen 
Einreden abzuſchneiden. Nach 8 812 Satz 1 oder Satz 2 würde 
Beklagter verpflichtet ſein, die von dem Indoſſatar erhaltene 
Valuta an den Kläger herauszugeben. 


138 
9 255 B. G. B. 


urtheil des Reichsgerichts I. C. S. i. S. Willmer 
c. Zuckerfabrik Broiſtedt vom 3. Mai 1902, Nr. 20/1902 J. 


Vo rinſtanz: O. L. G. Braunſchweig. 


Zurückweiſung der Revifion. 

Für das Verlangen der Beklagten auf Abtretung 8 Rechte 
der Klägerin aus ihrem Vertrage mit Dr. W. fehlt es an jedem 
geſetzlichen Anhalt. Der 5 255 des Bürgerlichen Geſetzbuches 
verpflichtet in Uebereinſtimmung mit dem gemeinen Recht den, 
der für den Verluſt einer Sache oder eines Rechtes vollen Erſatz 
in Geld erhalten hat, zur Abtretung der Rechte, die ihm aus 
dem Eigenthum an der Sache oder aus dem Rechte gegen einen 
Dritten zuſtehen, an den, der ihm den Erſatz geleiſtet hat. 
Wer für den Verluſt von Sache oder Recht Erſatz erhalten 
hat, ſoll nicht noch einmal Erſatz (durch Reſtitution oder Geld) 
von dem Dritten erhalten und ſo nicht bloß Erſatz des Schadens 
erlangen, ſondern bereichert werden. Darum hat der Verwahrer, 
der für den Verluſt der Sache aufzukommen und dem Eigen⸗ 
thümer der Sache Erſatz geleiſtet hat, Anſpruch gegen den 
Eigenthümer auf Abtretung feines Eigenthums⸗ oder Erſatz ⸗ 
anſpruches gegen den Dieb, und die Verſicherungsgeſellſchaft, 
die für die abgebrannte Sache Erſatz geleiſtet hat, Anſpruch 
auf Abtretung des Erſatzanſpruchs gegen den Branditifter, 

84 
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Solcher Fall liegt hier nicht vor. Was die Beklagten abgetreten 
haben wollen, find Anſprüche aus einem ſelbſtſtändigen Verträge 


der Klägerin mit Dr. W., die ohne dieſen Vertrag nicht ber. 
ſtehen würden und in keiner Weiſe unter den rechtlichen Geſichts⸗ 


punkt des § 255 gebracht werden können. 


* 


139. 


Bedeutung mündlicher Vereinbarungen vor oder bei 
Abfaſſung einer Urkunde nach B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts VII. C. S. i. S. Meyer 
c. v. d. Oſten vom 13. Juni 1902, Nr. 126/1902 VII. 


Vorinſtanz: Kammergericht Berlin. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Wer mündliche Vereinbarungen vor und bei Abſchluß des 
ſchriftlichen Vertrages gegen deſſen Inhalt behauptet, kann damit 
ſolange nicht gehört werden, als er nicht weiter darlegt, daß 
entgegen der Vermuthung der Vollſtändigkeit der Schrift auch 
das mündlich Beſprochene habe gelten ſollen, daß alſo die Schrift 
unrichtig oder unvollſtändig ſei. Das iſt auch der Standpunkt 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs, in dem ſich keine ihn ausſchließende 
Beſtimmung findet. Vergleiche auch Motive zum erſten Entwurf 
Bd. 1 S. 184. 


140. 


Zu 8 322 Abſ. 1, § 274 Abſ. 1 des B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Stumpp 
c. Goͤnnenwein vom 28. Mai 1902, Nr. 92/1902 V. 


Vorinſtanz: O. L. G. Stuttgart. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Nach § 322 Abſ. 1 und 5 274 Abſ. 2 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs iſt der Beklagte, da er aus einem gegenſeitigen Ver⸗ 
trage, aus welchem er vorzuleiſten nicht verpflichtet iſt, auf die 
ſchuldige Leiſtung mit Klage in Anſpruch genommen wird, 
befugt, die Leiſtung bis zur Gegenleiſtung zu verweigern, aber 
nur mit der Wirkung, daß er zur Erfüllung Zug um Zug zu 
verurtheilen tft. Verſagt er feine Mitwirkung und geräth er 
dadurch in Annahmeverzug, ſo wird fich dies bei der Zwangs⸗ 
vollſtreckung nach Maßgabe des 8 274 Abſ. 2 des Bürgerlichen 

Geſetzbuchs wirkſam zeigen; für die Verurtheilung zur Leiſtung 
Zug um Zug kann es hierauf nicht ankommen. 


141. 


88 324, 273 und 274 B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Zipſer 
c. Golla vom 16. Juni 1902, Nr. 119/1902 V. 


Vorinſtanz: O. L. G. Breslau. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Rechtsirrig iſt in ſeiner Allgemeinheit auch der vom Be⸗ 
rufungsrichter zunächſt feſt aufgeſtellte, ſpäter allerdings wieder 
dahin geſtellt gelaſſene Satz, daß fich die Beklagten mit bloßer 
Vorlage einer löſchungsfähigen Quittung über die 4 000 Mark 


nicht zu begnügen brauchten, ſondern ihrer Sicherheit wegen 
3. B. wegen Gefahr. der Anfechtung feiner Löſchungabawilllgung 


durch den Vorſchußverein, vorgängige thatſächliche Loͤſchung der 


4000 Mark fordern durften. Abgeſehen davon, daß aus dem 
Thatbeſtand des angefochtenen Urtheils nicht erſichtlich iſt, ob 


die Beklagten ſelbſt derartige Verkheivigungsbehelfe vorgebracht 


haben, können die Vorſchriften über Zug um Zug ⸗Leiſtungen 


in 58 273, 274 des Bürgerlichen Geſetzbuchs nicht in der vom 


Berufungsgerichte gewollten engen und ſtrengen Weiſe ausgelegt 
und angewendet werden. Es berechtigt hiezu weder ihr Wort⸗ 
laut noch ihr Sinn, und die Erforderniſſe des Geſchäftsverkehrs 
verbieten dies geradezu. Wo ſonach nicht ganz beſondre, vom 
Behauptenden zu beweiſende Thatſachen entgegenſtehen, und wo 
nicht Vorleiſtung des Löſchungspflichtigen ausdrücklich vereinbart 
iſt, muß die Vorlage einer äußerlich fehlerfreien löͤſchungsfähigen 
Quittung genügen, um den andern Vertragstheil zur entſprechen⸗ 
den Gegenerfüllung zu veranlaſſen und zu verpflichten. 


142. 


Zu 8 326 B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Strauß 
c. Bröckelmann vom 29. April 1902, Nr. 32/1902 II. 


Vorinſtanz: O. L. G. Hamm. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Die Frage, ob die Friſtbeſtimmung des § 326 Bürgerlichen 
Geſetzbuchs auch bei ernſthafter Weigerung des ſäumigen 
Vertragtheiles zu leiſten erforderlich iſt, damit der andere Theil 
berechtigt wird, Schadenserſatz wegen Nichterfüllung zu verlangen, 
iſt in der Litteratur und Rechtſprechung ſtreitig. Die Materialien 
geben keinen genügenden Anhalt für die eine oder andere An⸗ 
ficht. Die Denkſchrift zum Recht der Schuldverhältniſſe jagt 
beim Verzuge nur, daß im Anſchluſſe an Artikel 354—356 
Handelsgeſetzbuchs alter Faſſung der Entwurf dem Gläubiger 
die im § 326 vorgejehene Befugniß gewähre, und in der Denk. 
ſchrift zum Handelsgeſetzbuch a. F. heißt es zwar, daß in der 
Rechtſprechung anerkannt ſei, daß, wenn ſich der Schuldner 
beſtimmt geweigert habe zu erfüllen, der Gläubiger die im 
Artikel 356 Handelsgeſetzbuchs alter Faſſung vorgeſehene Er⸗ 
klärung ſchon vor dem Eintritte der Erfüllungszeit abgeben 
könne, und dann dem Schuldner eine Nachfriſt nicht zuſtehe, 
daß dieſe Auffaſſung der Natur der Sache ſowie den Bedürfniſſen 
des Handelsverkehrs entſpreche und anzunehmen ſei, daß ſie 
unter der Herrſchaft des Bürgerlichen Geſetzbuches, das in dieſer 
Beziehung nichts weſentlich Anderes vorſchreibe, als das Handels- 
geſetzbuch, gleichfalls befolgt werde, — allein geſetzlichen Aus- 
druck hat dieſe Ausführung nicht gefunden. Es iſt nicht zu 
verkennen, daß die bejahende, vom Berufungsrichter adoptirte 
Meinung in dem Wortlaute der Geſetzesvorſchrift, die allgemein 
von dem Falle ſpricht, daß bei gegenſeitigen Verträgen der eine 
Kontrahent mit der ihm vertraglich obliegenden Leiſtung im 
Verzug iſt, ſowie darin Unterſtützung findet, daß das Geſetz 
ſelbſt in ſeinem zweiten Abſatze eine Ausnahme anführt, ohne 
dabei der Leiſtungsweigerung Erwähnung zu thun; auch er⸗ 
ſcheint es nicht als angängig, aus der ſpeziell für den Werk⸗ 
vertrag gegebenen Vorſchrift des §8 634 Abſ. 2 Bürgerlichen 
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Gefetzbuchs auf ein allgemeines, im Geſetze ſelbſt zum Ausdruck 
gekommenes Prinzip bezüglich der Weigerung zu ſchließen, zu⸗ 
mal im 5 295 Bürgerlichen Geſetzbuchs ein, wenn auch nur 
wörtliches Angebot für den Fall der Annahmeverweigerung des 
Glaͤubigers vorgeſchrieben iſt. Allein dieſe formalen Geſichts⸗ 
punkte können nicht ausſchlaggebend ſein. Die Frage, ob die 
Friſtbeſtimmung des 5 326 B. G. B. auch bei ernſthafter 
Weigerung unter allen Umſtänden nothwendig ſei, wird vom 
Reichsgericht verneint. Näher begründet. 


* 7 


143. 


Zu § 331 Abſ. 1 des B. G. B. (§ 32 Ziffer 2 
der Konkursordnung). 


Urtheil des Reichsgerichts VII. C. S. i. S. Wasners 
Konkursmaſſe c. Wasner vom 3. Juni 1902, 
Nr. 127/1902 VII. i 


Vorinſtanz: O. L. G. Breslau. 


Zurückweiſung der Reviſion. 
Durch § 331 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, wo 
es heißt: 
„Soll die Leiſtung an den. Dritten nach dem Tode 
desjenigen erfolgen, welchem fie verſprochen wird, fo 
erwirbt der Dritte das Recht auf die Leiſtung im Zweifel 
mit dem Tode des Verſprechens empfängers“ 
wird für alle Verträge zu Gunſten Dritter beſtimmt, daß, falls 
die Leiſtung an den Dritten nach dem Tode des Ver⸗ 
ſprechensempfängers erfolgen ſoll, der Erwerb ſeitens des 
Dritten im Zweifel erſt mit dieſem Tode geſchieht. Dies 
iſt auch auf Verſicherungen anzuwenden. Mit dem Augenblick 
des Todes, aber nicht als Theil des Nachlaſſes, auch nicht 
aus dem Vermoͤgen des Erblaſſers, fällt dem Begünſtigten 
das Gut zu. Letzterer erhält vielmehr den bezüglichen Anſpruch 
in jenem Zeitpunkt unmittelbar auf Grund des 
Vertrages. 
(Wird weiter ausgeſührt.) 


144. 


Zu 8 361 B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts I. C. S. i. S. Richard 
c. Wagner vom 14. Mai 1902, Nr. 35/1902 I. 


Vorinſtanz: Kammergericht Berlin. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Für die Anwendbarkeit des § 361 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs genügt es nicht, daß die Leiſtung des einen Theils zu 
einer feſtbeſtimmten Zeit oder innerhalb einer feſtbeſtimmten 
Friſt bewirkt werden ſoll, ſondern es muß vereinbart ſein, daß 
dies genau zu der feſtbeſtimmten Zeit oder genau innerhalb 
der feſtbeſtimmten Friſt geſchehen ſoll. Es muß, ſei es aus 
dem Wortlaute der getroffenen Vereinbarung, ſei es aus der 
Natur des Geſchäfts oder aus den begleitenden Umſtänden er⸗ 
kennbar ſein, daß die pünktliche Einhaltung der für die Leiſtung 


beſtimmten Zeit oder Friſt ein weſentlicher Beſtandtheil der 
Leiſtung ſein ſoll. In dieſem Erforderniß ſtimmt der § 361 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs überein mit dem Artikel 357 des 
früheren und dem 8 376 des neuen Handelsgeſetzbuchs. Es 
muß ein Firgeſchäft abgeſchloſſen ſein. Das Vorliegen eines 
Firgeſchäftes wird unter Auslegung des in Frage ſtehenden Ver⸗ 
trages verneint, die Zurückverweiſung der Sache zur erneuten 
Verhandlung aber wegen Prüfung der Frage nach der An⸗ 
wendbarkeit des § 326 des Bürgerlichen Geſetzbuchs angeordnet. 


145. 


Zu 88 459, 463, 313, 139 des B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Goſch o. Schar⸗ 
ſtein vom 7. Juni 1902, Nr. 111/1902 V. 


Vorinſtanz: O. L. G. Kiel. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Nicht etwa blos der einzelne, auf Eigenthumsübertragung 
gerichtete Beſtandtheil des Vertrags, ſondern alle Vereinbarungen, 
aus denen ſich nach dem Willen der Betheiligten der Vertrag 
zuſammenſetzen ſoll, ſtehen unter dem Formzwange des § 313 
Satz 1. Iſt der ganze Vertrag formlos geſchloſſen oder ent- 
behren einzelne Beſtandtheile der Form z. B. Zuſicherungen von 


Eigenſchaften, und es iſt im letzteren Falle nicht die Annahme 


begründet, daß der Vertrag auch ohne dieſe Beſtandtheile 
geſchloſſen ſein würde (§ 139), ſo iſt eine Vertragsklage über⸗ 
haupt nicht gegeben, insbeſondere nicht auf Auflaſſung und Ein- 
tragung. Wird unter Bezugnahme auf Cccius (vergl. Gruchot 
Beitr. B. 43 S. 309 gegen Dernburg, Bürgerl. R. Bd 2 
Abth. 2 S. 51 Nr. III) weiter en 


ee 


146. 


8 847 B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Morſchel 
c. v. Klein vom 29. Mai 1902, Nr. 86/1902 VI. 


Vorinſtanz: O. L. G. Darmſtadt. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Nach dem Antrage des Reviſionsklägers wird die Ent⸗ 
ſcheidung des Berufungsgerichts, daß dem Kläger ein Schmerzens⸗ 
geld zu zahlen ſei, nicht angefochten, die erhobene Beſchwerde 
richtet ſich nur gegen den Betrag, der dem Kläger zugeſprochen 
iſt. Allein deſſen Abmeſſung iſt in der Reviſionsinſtanz nicht 
angreifbar. Nach § 847 des Bürgerlichen Geſetzbuchs kommt 
dem Verletzten wegen des Schadens, der nicht Vermöͤgensſchaden 
iſt, eine billige Entſchädigung in Geld zu. Was als ſolche 
anzuſehen iſt, kann nur auf Grund einer Würdigung der that⸗ 
ſächlichen Verhältniſſe des Einzelfalles beſtimmt werden. Indem 
das mit der Thatfrage befaßte Gericht von dem ihm dadurch 
übertragenen billigen Ermeſſen Gebrauch macht, liegt darin nicht 
die Verletzung einer Rechtsnorm, die allein die Reviſion be⸗ 
gründen kann. 


54° 
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147. 
Zu SS 875, 116 und 1168 des B. G. B. 


Von der Eigenthümerhypothek. 
Urtheil des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Beckmann's 
Konkurs maſſe c. Roſe vom 7. Juni 1902, Nr. 1388/1902 V. 


Vorinſtanz: O. L. G. e 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Wie jedem Hypothekengläubiger, ſo ſteht 95 dem Inhaber 
einer Eigenthümerhypothek die Entſcheidung darüber, ob und 
unter welchen Vorausſetzungen er die Hypothek löſchen laſſen 
wolle, völlig frei, er iſt alſo auch nicht gehindert, darüber im 
Voraus Verpflichtungen einzugehen. Eine entgegenſtehende Vor⸗ 
ſchrift, insbeſondere daß eine ſolche Verpflichtung dem dermaligen 
dabei intereffirten Hypothekengläubiger gegenüber übernommen 
wird, enthält das Bürgerliche Geſetzbuch nicht. 


148. 
Zu 88 1163, 1167 Abſ. 1 des B. G. B. 
Art. 192 des Einf. Gef. und Art. 33 8 1 des 


Preuß. Einf. Gel. zum B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Potaß 


und Gen. c. Holle vom 31. Mai 1902, Nr. 98/1902 V. 


Vorinſtanz: Kammergericht Berlin. 


Zurückweiſung der Revifton. 

Die Frage (vergl. Entſch. in Civilſachen Bd. 48 S. 48), 
ob auch eine unter der Herrſchaft des früheren Rechts ein⸗ 
getragene Hypothek, ſoweit fie nicht valutirt iſt, ſich mit dem 
Inkrafttreten des neuen Liegenſchaftsrechts nach Maßgabe der 
88 1163, 1177 Abſ. 1, Artikel 192 des Einführungsgeſetzes 
zum Bürgerlichen Geſetzbuch und Artikel 33 § 1 des Preußiſchen 
Aus führungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch in eine 
Eigenthümergrundſchuld verwandelt habe, iſt von Neuem 
bejaht worden. Mit ihrer Beantwortung im Sinne des 
vorerwähnten Urtheils iſt aber zugleich die Entſcheidung 
dahin gegeben, daß die nicht valutirte, bereits vor dem 
1. Januar 1900 eingetragene Hypothek zur Eigenthümergrund⸗ 
ſchuld nur für denjenigen geworden ſein kann, der beim Inkraft⸗ 
treten des neuen Liegenſchaftsrechts Eigenthümer des mit ihr 
belafteten Grundſtücks war. (Wird weiter ausgeführt.) 
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Zu $ 1567 Abſ. 2 Nr. 1 des B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts III. C. S. i. S. Weidner 
c. Weidner vom 6. Juni 1902, Nr. 63/1902 III. 
Vorinſtanz: O. L. G. Stuttgart. 

Aufhebung des N II. Inſtanz; der Berufung wird 
ftattgegeben. 

Das Verlangen des Klägers, daß ſeine Ehefrau zu ihm 
zurückkehre, während die Perſon, mit der er zuvor längere Zeit 


im Konkubinatsverhältniß gelebt hat, ſich noch bei ihm aufhält, 
wäre ein durchaus unbilliges, einen Mißbrauch ſeines Rechtes 
auf Herſtellung der Gemeinſchaft enthaltendes geweſen und konnte 
der Beklagten die Rückkehr unter den gegebenen Umſtänden nicht 
zugemuthet werden, ehe mit dieſem Verhältniß vollkommen reiner 
Tiſch gemacht war. Eine bösliche Abfiht der Beklagten iſt 
daher auch für die Zeit nach dem 1. Januar 1901 nicht an- 
zunehmen. 


150. 


Zu § 1568 des B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Roßbach 
c. Roßbach vom 5. Juni 1902, Nr. 77/1902 IV. 


Vorinſtanz: O. L. G. Jena. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Es iſt rechtlich unbedenklich, daß die vom Berufungsgericht 
feſtgeſtellten Thatſachen die Anwendung des § 1568 des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs rechtfertigen. Beharrliche Trunkſucht iſt recht 
wohl im Sinne dieſer Beſtimmung als ehrloſes und unfittliches 
Verhalten anzuſehen, wie der erkennende Senat bereits in 
Sachen Kruſchke gegen Kruſchke IV. 235/1901 ausgeführt hat. 
Dortſelbſt iſt auch eine etwa ſpäter im Laufe des Verfahrens 
eingetretene Beſſerung nur inſofern als erheblich erachtet worden, 
als fie geeignet wäre, in Frage zu ftellen, ob das frühere 
Verhalten ein beharrlich bethätigtes geweſen. (Vergl. auch 
Entſch. des R. G. Bd. 38 S. 219.) Solche Geſichtspunkte find 
jedoch vorliegend nicht in Frage geftellt. 

Verfehlt iſt auch die Rüge, daß nicht unterſucht ſei, ob der 
Kläger die Zerrüttung der Ehe verurſacht habe. Wäre dies 
auch der Fall, jo würde dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß auch 
die Beklagte ihrerſeits ſelbſtändig und ſchuldhaft zur Zerrüttung 
der Ehe beigetragen. | 
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9 1571 B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Myllek 
e. Myllek vom 16. Juni 1902, 
Nr. 92/1902 IV. 


Vorinſtanz: O. L. G. Breslau. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Um der Ladung zum Sühnetermine die im 8 1571 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs angegebene Wirkung zu ſichern, bedarf 
es nicht der Aufnahme beſtimmter einzelner Scheidungsgründe 
in der Ladungsſchrift. Das Geſetz ſchreibt ſolches nirgends vor. 
Es geht davon aus, daß das Sühneverfahren ohne Weiteres 
das eheliche Verhalten in ſeiner Totalität zum Gegenſtande hat. 
Dem entſprechend beſtimmt auch der § 614 Abſ. 2 der Civil⸗ 
prozeßordnung, daß das Vorbringen neuer Klaggründe im Ver⸗ 
laufe des Prozeſſes und die Erhebung einer Widerklage von 
einem Sühneverſuche nicht abhängig ſei. 


N 52 bis 54. 


Berlin, 5. Auguft 1902. 
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Programm des Deutſchen Juriſten⸗Tages 1902. 
Wir bringen hiermit folgende Mittheilungen des Preſſe⸗ 
Ausſchuſſes des Deutſchen Juriſten⸗Tages zur Kenntniß. 


I. Geſchüfts- Programm. 

I. Der nächſte, 26. Juriſten⸗-Tag, ſoll laut Beſchluß der 
ſtändigen Deputation ſtattfinden in Berlin am 10., 11. 
und 12. September 1902. 

Als Verhandlungsgegenſtände ſind in Ausſicht ge⸗ 
nommen: 

1. Zweckmäßigkeit von Zwiſchenprüfungen. 

2. Ausdehnung der Haftpflicht auf Fahrzeuge, welche 
unabhängig von Schienenſträngen auf öffentlichen 
Straßen durch elementare Kraft fortbewegt werden. 

Vorſchläge für Reviſion des Strafgeſetzbuchs. 

Rechtliche Behandlung der Ringe oder Kartelle. 

. Anerkennung und Schutz des Rechts am eigenen Bilde. 

Rechtskraft der Entſcheidungen der Verwaltungs⸗ 
behörden. 

7. Abgrenzung von Richterrecht und Parteibetrieb im 
Civilprozeß. 

8. Möglichkeit geſetzlicher Befreiung des Grund und 
Bodens von den darauf haftenden Schulden und Laſten. 

9. Beibehaltung, beziehungsweiſe Einführung der Straf⸗ 
barkeit fahrläſſiger falſcher eidlicher Ausſage vor Gericht. 

10. Aenderung der Vorſchrift des B. G. B. § 313, wonach 
die Verpflichtung zur Uebertreibung eines Grundſtücks⸗ 
eigenthums an gerichtliche oder notarielle Beurkundung 
des Vertrages geknüpft iſt. 

11. Beurtheilung der amtlich veröffentlichten Entwürfe 
eines Preußiſchen Geſetzes zum Schutze der Bau⸗ 
forderungen. 

II. Die Herren, welche als neue Mitglieder eintreten wollen, 
werden ergebenſt erſucht, unter Beifügung von 6 Mark 
Beitrag für das Jahr 1902 ihre Anmeldung an Herrn 
J. Guttentag, Verlagsbuchhandlung, Berlin W., Lützow⸗ 
ſtraße 107/108, zu ſchicken. 
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II. Vergnügungs-Programm. 
1. Dienſtag, den 9. September, Abends 7 Uhr, Be- 
grüßung. der Mitglieder durch die Juriſtiſche Geſellſchaft in 
den Börſeuſälen. 


2. Mittwoch, den 10. September, Abends 8 Uhr, Be 
grüßung der Mitglieder durch die Vertretung der Stadt 

Berlin in den Feſträumen des Rathhauſes. 

3. Donnerſtag, den 11. September, Abends 6 Uhr, 
auf Allerhöchſten Befehl, zu Ehren des 26. Deutſchen Juriſten⸗ 

Tages, Feſtkonzert und Feſtvorſtellung im Garten und Theater 
auf dem ehemals Kroll'ſchen Etabliſſement am Königsplatz. 

a) Prolog. 

b) Carmen, Oper in 4 Akten von Georges Bizet, Anfang 
7¼ Uhr, Eintritt 1 Mark, dafür Benutzung des 
Stehplatzes im Theater. Koſtenpunkt jedes Sitz⸗ 
platzes 3 Mark. 

c) Im Liederſpielhaus Prolog, Liederſpiel: Offenbach⸗ 
Cyclus, Anfang 8 Uhr. 

Während und nach der Theatervorſtellung Konzert im 

Garten, von Beginn der Dunkelheit an Feſtbeleuchtung. 

4. Freitag, den 12. September, Nachmittags 6 Uhr, 
Diner in den Sälen des Zoologiſchen Gartens. Preis des 
Couverts 5,50 Mark (ohne Wein). Den Theilnehmern ſteht 
der Eintritt in den Garten frei. 

5. Sonnabend, den 13. September, nach 
Waunſee. 


Ausflug 


Programm: 


un 3 Uhr Abfahrt mittelſt Extrazuges nach 
Wannſee. 
3 Uhr 30 Min. Kaffee im Kaiſer⸗Pavillon 
daſelbſt. | 
4 Uhr 30 Min. Rundfahrt auf dem Wannſee 
und Juugfernſee. 
6 Uhr 30 Min. Rückkehr nach Wannſee 


in das Etabliſſement „Schwediſcher 

Pavillon“. 
„T uhr Abendeſſen daſelbſt. Sodann Tanz. 
Rückfahrt auf eigene Koſten mit den fahrplanmäßigen 


Zügen. 

Preiſe für deu Ausflug leinſchließlich der Hinfahrt, der 
Getränke auf den Dampfern, Kaffee, Kuchen, Abendbrot, 
Muſik u. ſ. w.) 6 Mark pro Perſon. 


III. Nachſchrift. 
Dem Ausſchuſſe des Deutſchen Juriſten⸗Tages würde es 
ſehr erwünſcht und auch für die Theilnehmer von Vortheil 
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fein, wenn moͤglichſt frühzeitig, wenn möglich ſchon bis zum 
15. Auguſt cr., die Anmeldungen der Feſttheilnehmer z. H. des 
Herru Rechtsanwalt Wilke, Berlin, Hafenplatz 6, erfolgen 
wurden. 

Es würde dieſe Mittheilung dazu dienen, ſorgfältige 
Dispofitionen zu treffen, inſoweit iſt es erwünſcht, vorher die 
Zahl der Theilnehmer kennen zu lernen. L. K. 


Tragen die Gerichtsferien zur Verſchleppung der 
Prozeſſe bei, und iſt ihre Aufhebung deshalb 
nothwendig und wünſchenswerth? 

Von Juſtizrath Lenzmann (Hagen ⸗Lüdenſcheid). 


Die Klagen über die Verſchleppung der Civilprozeſſe werden 
immer allgemeiner. Das iſt natürlich, denn das Volk begreift 
es nicht, daß bei der auf allen Gebieten des praktiſchen Lebens 
fich immer mehr ſteigernden Haft, ja Ueberhaſtung, das wichtige 
Inſtitut der Civilrechtspflege nicht Schritt hält mit den Be⸗ 
dürfniſſen des Handels und Wandels nach beſchleunigter Klar- 
legung der Rechtsdifferenzen und raſcherer Erlangung der Mög- 
lichkeit, die Rechtsanſprüche gegen andere zu realiſiren. Nach⸗ 
dem in einer alle Geſellſchafts⸗ und ſozialen Schichten immer 
mehr durchdringenden Preſſe, in den Parlamenten des Reiches 
und der Einzelſtaaten dieſen Klagen ein allen zugänglicher Mund 
verliehen, nachdem in der Organiſation der Berufsſtände die 
Möglichkeit gemeinſamer Jutereſſenvertretung in geordneter Form 
gegeben iſt, nachdem der Einzelne immer mehr in ein Selbſt⸗ 
ſtändigkeitsverhältniß getreten iſt und verlernt hat, „Prinzipale“ 
für fich ſorgen zu laſſen, werden dieſe Klagen weder von ſelbſt 
verſtummen, noch auch durch Palliativmittelchen zum Schweigen 
gebracht werden. Und doch bemühen ſich berufene Kenner des 
Rechtsganges und unberufene Nichtkenner, ſolche Palliativ- 
mittelchen in Hülle und Fülle vorzuſchlagen mit der Prätenſion, 
daß ihre meiſt recht fadenſcheinige Begründung die Geſetzgebungs⸗ 
faktoren veranlaſſen müßten, ſie der „materia medica“ wider 
die „kranken“ Prozeſſe einzuverleiben. 

Als ein ſolches Palliativmittelchen iſt auch das neuerdings 
immer intenſiver geltend gemachte Poſtulat aufzufaſſen, die Ge⸗ 
richtsferien als eine veraltete, der Neuzeit nicht mehr entſprechende 
Inſtitution abzuſchaffen. Bedauerlicher Weiſe verquicken auch 
hier wieder die liberalen Blätter und erſt recht die am weiteſten 
links ſtehenden die Politik mit einer abſolut unpolitiſchen Frage 
des praktiſchen Lebensbedürfniſſes. Man ſpricht von dem Be⸗ 
amtenbüreaukratismus, der ſich in einer gewiſſen konſervativ⸗ 
reaktionären Schwerfälligkeit nicht entſchließen könne, den Richtern, 
Staatsanwälten und Rechtsanwälten ein antiquirtes Privilegium 
zu nehmen, welches das Volkswohl ſchädige und daher den Be⸗ 
amten nicht zukäme. Große gewerbliche Kreiſe, induſtrielle 
Intereſſen vertretungen, Handelskammern u. ſ. w. vereinigen ſich 
zu Petitionen um Abſchaffung der Gerichtsferien und der Ruf: 
„Fort mit den Juriſtenferien“ wird allmählich Mode und gerade 
in denjenigen Kreiſen populär, welche am wenigſten Sach— 
kenntniß und Einblick in die Verhältniſſe haben. 

Gewiß iſt es für das rechtſuchende Publikum, ſoweit es 
an einer raſchen Erledigung der Rechtsſachen ein größeres Intereſſe 
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hat als an einer gründlichen, oft recht fatal, daß während 
zweier Monate im Jahr ein partielles Juſtitium eintritt. Es 
ſoll auch nicht verkannt werden, daß der Wegfall der Ferien für 


beſtimmte Sachen den Uebelſtand ebenſowenig beſeitigt, wie die 


Befugniß der Gerichte, auch noch andere Sachen zu Ferien- 
ſachen zu ſtempeln, zumal letzterer Nothbehelf, wie die Erfahrung 
lehrt, meiſtens inſofern ohne Belang iſt, als dieſe extraordinären 
Ferienſachen meiſtens in demſelben Stadium der Unreife aus 
den Ferien wieder herauskommen, wie ſie hineingebracht wurden. 


Gerade dieſe Erfahrung hat ihre Urſache in Verhältniſſen, welche 


bei Aufhebung der Ferien generaliſirt werden würden. 

Es wird wohl Niemand beſtreiten, daß auch die praktiſchen 
Juriſten in jedem Jahre einer mehrwoͤchentlichen Erholung be⸗ 
dürfen, wenn ihre in ernſter Geiſtesarbeit ſich täglich abnutzende 
geiſtige Spannkraft nicht völlig erlahmen ſoll. Daß das von 
unkundigen Laien ſo oft betonte geringe Arbeitsquantum der 
Juriſten nur in der Phantaſie beſteht, bedarf wohl nur den⸗ 
jenigen gegenüber der Erwähnung, welche die Arbeit der Juriſten 
mit den Sitzungen und Terminen für abgeſchloſſen halten und 
in einem Nachmittagsſpaziergang das Zeichen erblicken, daß die 
Arbeitszeit vorbei, das Tagespenſum erledigt ſei. Wollte man 
die einheitlichen Gerichtsferien abſchaffen, ſo würde man unter 
allen Umſtänden genöthigt ſein, den einzelnen Richtern ꝛc. in 
den verſchiedenſten Jahreszeiten jedem für ſich einen mehr⸗ 
wöchentlichen Urlaub zu geben. Daß damit die berechtigten 
Intereſſen der Familie, die Möglichkeit für dieſe, mit dem 
Familienvater gemeinſam eine Erholungsreiſe zu machen, die 
Ausführbarkeit einer Badereiſe ſür den außerhalb der Bade⸗ 
ſaiſon zu beurlaubenden Richter, der ſo ſehr wünſchenswerthe 
intimere Verkehr mit den Berufsgenoſſen anderer Gerichte durch⸗ 
kreuzt würden, liegt auf der Hand. Aber das geht ja nur die 
Beamten, nicht das Gemeinwohl an, und dieſes ſoll, ſo wollen 
die Neuerer, obgleich die Jetztzeit überall dahin drängt, allen 
Berufsangehörigen die nöthige Arbeitserholung zwangsweiſe zu 
gewähren, das Gemeinwohl mag darunter leiden oder nicht, für 
die Juriſten einzig und allein in Betracht kommen. Mit dem 
Gemeinwohl, mit dem Intereſſe der Rechtſprechung verträgt es 
ſich am wenigſten, die Einzelbeurlaubungen auf das ganze 
Jahr zu vertheilen. Denn mit dieſer Vertheilung iſt ſofort die 
Nothwendigkeit der Stellvertretung der beurlaubten Richter für 
die volle Arbeitsthätigkeit gegeben. Der Wagen ſoll das ganze 
Jahr gleichmäßig weiter laufen, das Arbeitsfeld des beurlaubten 
Richters, auf welchem die Kollegen mitarbeiten, kann nicht bis 
zu ſeiner Rückkehr in den Dienſt ausgeſchaltet werden, und ſo 
bleibt nur ſeine Vertretung auf ſeinem Gebiete übrig. Nichts 
wirkt aber für die Civilrechtspflege ſchädlicher als der ſtete 
Wechſel der Perſonen, nicht nur der den Prozeß inſtruirenden, 
ſondern vornehmlich der den Prozeß entſcheidenden Perſonen. 

Das iſt gerade der Krebsſchaden des Aſſeſſorenthums und 
der unangebrachten Sparſamkeit, etatsmäßige Stellen durch hin 
und her verſchickte kommiſſariſche Hülfsrichter verwalten zu laſſen, 
daß die Spruchkollegien in ihrem Beſtande zu oft wechſeln. 
Wie ſoll da die Rechtseinheit auch nur für denſelben Prozeß, 
geſchweige denn für die materiell gleichgearteten Sachen gewahrt 
werden? Heute findet z. B. eine Verhandlungsſitzung ſtatt, in 
welcher ſich die Majvrität für eine beſtimmte Rechtsauffaſſung 
entſcheidet und einen dieſer Auffaſſung entſprechenden Beweis⸗ 
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beſchluß erläßt. 
umfangreichen Vernehmungen erhoben. In der folgenden Spruch⸗ 
ſitzung iſt die Majorität anders zuſammengeſetzt. Dieſe adoptirt 
eine weſentlich von der früheren abweichende Rechtsanſchauung. 
Für ſie ſind die erhobenen Beweiſe belanglos. Sie ordnet daher 
die Beweiserhebung über ganz andere Thatſachen an. Der 
neue Beweis wird erhoben, und wenn er in der weiteren Ver⸗ 
handlungsſitzung verwerthet werden ſollte, dann iſt in Folge der 
Ablöſung des Stellvertreters durch den ordentlichen Richter die 
frühere Majorität wieder vorhanden. Für dieſe iſt der zweite 
Beweis bedeutungslos. Ein einmaliger Beweis mit feiner Geld⸗ 
vergeudung und Zeitaufwendung war alſo überflüffig, lediglich 
in Folge der vorübergehenden Stellvertretung. Ebenſo verhält 
es ſich mit der Verſchiedenheit der Beweiswürdigung durch die 
auf einander folgenden Spruchkollegien beim Wechſel des 
Perſonals. 

Dazu kommt noch, daß ſelbſt der eifrigſte Stellvertreter 
nicht allzugeneigt iſt, ſich in die verwickelten Materien eines 
komplizirten Prozeſſes, mit dem er ſich nur für einige Wochen 
als Vertreter des ordentlichen Richters zu befaſſen hat, gründlich 
einzuarbeiten. Das iſt rein menſchlich und wird von der Er⸗ 
fahrung täglich gelehrt. Der Stellvertreter verſucht aber doch 
mal, ſich einzuarbeiten. Dann geſchieht es entweder mit ſchäd⸗ 
licher Oberflächlichkeit, die, wenn er Referent iſt, ſein bedeutungs⸗ 
volles Votum geradezu gefährlich macht, oder es geſchieht mit 
gewiſſenhafter Gründlichkeit, und dann iſt für den Juſtizdienſt 
die Arbeitskraft und die. Zeit verloren, die der beurlaubte 
Richter auf die Sache bereits verwandt hat oder auch des 
Stellvertreters, wenn bis zur Spruchreife der ordentliche Richter 
wieder eintritt. Alle dieſe Alternativen ſind für den Richter 
unangenehm, und ſo kommt es faſt meiſtens ſo, daß beim vor⸗ 
übergehenden Eintritt eines anderen Richters die Sachen unter 
Zuſtimmung der an einer ſachgemäßen, eiuheitlichen Recht⸗ 
ſprechung im höchſten Grade intereſſirten Rechtsanwälte ſo 
lange vertagt werden, bis der ordentliche Richter wieder eintritt. 
Damit iſt auch die oben erwähnte Erſcheinung zu erklären, 
daß die extra regulam zu Ferienſachen geſtempelten Sachen 
trotz des Bedürfniſſes der Beſchleunigung meiſt ebenſo aus den 
Ferien wieder herausgehen, wie fie hineingekommen find. Wie 
würde es erſt werden, wenn das ganze Jahr hindurch ein ſtets 
wechſelnder Theil der Richter durch den nothwendigerweiſe in 
die verſchiedenſten Zeiten fallenden Erholungsurlaub ihrem 
Spruchkollegium entzogen und damit die Kontinuität und Homo⸗ 
genität dieſer Kollegien das ganze Jahr hindurch durchkreuzt 
werden müßte! 

Noch ſchlimmer würde die Sache, wenn auch die Anwalt⸗ 
ſchaft, deren vielbeſchäftigte Mitglieder einer Erholungspauſe 
noch weniger entbehren können als die Richter, beim Wegfall 
einheitlicher Gerichtsferien zu dem Nothbehelf der gegenſeitigen 
Vertretung ſchreiten müßte. Hier würde ſich noch weniger die 
Neigung finden, für den vertretenen Kollegen die Sache ſo 
durchzuarbeiten, wie ſie es erheiſcht; hier würde der Wechſel der 
Rechtsanſchauung, die doch keine künſtlich angeeignete ſein darf, 
ſondern der eigenen Intention entſprechen muß, wenn ſie im 
Plaidoyer wirken ſoll, noch unheilvoller und geradezu lähmend 
wirken. Ohne Mitwirkung einer mit Ernſt arbeitenden Anwalt⸗ 
ſchaft können aber die Gerichte ihre Aufgabe, das Recht zu 
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finden und es möͤglichſt raſch zu finden, gar nicht erfüllen. 
Das urtheilsunfähige Publikum, vielfach angetrieben durch den 
aufhetzenden Einfluß einer pfuſchenden Winkelkonſulenz, iſt zwar 
geneigt, den Auwalt für ein mehr oder minder überflüſſiges 
Anhängſel der Rechtſprechung zu halten. Der denkende Juriſt 
weiß aber, daß die Anwälte das Haus zunächſt aus ſeinen einzelnen 
Beſtandtheilen aufbauen müſſen, bevor in dem Richterſpruch die 
Krone darauf geſetzt werden kann und daß, wenn der Anwalt 
den Richter im Stich läßt, des letzteren ganze Thätigkeit lahm 
gelegt wird, zumal bei der heutigen Bedeutung des Anwalts- 
zwanges in größeren Sachen. Deshalb bemühen ſich auch die 
juriſtiſchen Gegner der einheitlichen Gerichtsferien, ſo Dr. Neu⸗ 
kamp in dem bekannten Gutachten des Juriſtentages „über die 
Abgrenzung von Richterrecht und Parteibetrieb im Civilprozeß“, 
den Anwälten die eigentliche Prozeßleitung wieder, zu nehmen 
und ſie wieder in die Hand des Richters zu legen, ein Ver⸗ 
langen, welches erſt recht das Epitheton „veraltet“ verdient. 
Aber ſelbſt, wenn das angängig wäre, ſo würde immer noch 
die eigentliche Parteivertretung, d. h. das Vorbringen der für 
den Standpunkt der Partei ſprechenden Argumente, die der 
Richter mit ſeiner Aufgabe der objektiven Rechtfindung nicht 
übernehmen kann, und welche die Partei ſelbſt bei der Steigerung 
der Komplizität unſeres geſammten Rechtslebens nicht mehr 
ſachgemäß auszuführen vermag, den gelehrten Anwälten ver⸗ 
bleiben müſſen. Und auch ſchon auf dieſem materiellen Gebiet 
würde die gegenſeitige Vertretung der Anwälte, wie es ſich bei 
der Amtsgerichtsjudikatur, wo ſie oft nicht zu vermeiden iſt, 
tagtäglich herausſtellt, geradezu unhaltbar ſein. 

Einen ganz beſonderen Vortheil bieten die Gerichtsferien 
noch dadurch, daß in der einen Hälfte, die der Richter und 
Anwalt nicht als Ruhepauſe genießt, ſondern der Arbeit widmet, 
Gelegenheit geboten wird, alles dasjenige gründlich aufzuarbeiten, 
was im Laufe des Geſchäftsjahres liegen bleiben mußte. Nicht 
nur die Perſonen bedürfen einer Ruhepauſe, ſondern das Gericht 
ſelbſt bedarf einer Zeit zum Verſchnaufen, einer jährlich wieder⸗ 
kehrenden Zeitperiode, in der es ſeine Geleiſe wieder in Ordnung 
bringen kann. Es giebt eine Menge komplizirter Prozeſſe, die 
nicht voran kommen, weil die Anwälte im Laufe des Jahres 
nicht die nöthige Zeit und Ruhe finden, um eine anſtrengende, 
oft Tage und Wochen beanſpruchende wiſſenſchaftliche Thätigkeit, 
wie ſie die konkrete Sache erheiſcht, zu entwickeln, und wieder 
giebt es andere Sachen, in denen nach ſtattgehabter Inſtruirung 
des Prozeſſes der Referent aus gleichem Grunde nicht dazu 
kommt, das zu Rieſenvolumen angeſchwollene Material zu fichten 
und geiſtig zu verarbeiten, um zu einem gerechten, ſachgemäßen 
Richterſpruch, der dem jus und nicht dem vagen aequum et 
bonum entſpricht, zu gelangen. Solche Sachen erfahren das 
Schickſal, daß ſie immer wieder vertagt werden, ſei es auf Ver⸗ 
anlaſſung der Anwälte, ſei es, wie es häufig vorkommt, direkt 
auf Inſtanz der Richter, namentlich der Referenten. Dieſe 
Vertagungen finden regelmäßig ihr wünſchenswerthes Ende durch 
die Gerichtsferien. In der nichtfreien Hälfte der Gerichtsferien, 
wo der Richter und die Anwälte nicht durch die tagtäglichen 
Termine und die unaufſchiebbaren laufenden Arbeiten völlig 
abſorbirt werden, machen die gewiſſenhaften Richter und Anwälte 
tabula rasa mit ihren Reſten. In keiner Periode des Jahres 
werden die Schriftſätze der Anwälte in fo reicher Fülle und 


416 


mit ſo erfreulicher Gründlichkeit und Sachlichkeit angefertigt, 
wie in den Ferien; in keiner Zeitperiode ſind die richterlichen 
Erkenntniſſe ſo vortrefflich wie die in der nichtfreien Ferienzeit 
gefertigten. Es iſt wahr, auf die Ferien hin wird vielfach von 
Richtern und Anwälten in der Weiſe geſündigt, daß kurz vor 
den Ferien viele Sachen vertagt werden, um die Ferien da⸗ 
zwiſchen kommen zu laſſen, nicht aber geſchieht das, weil die 
Arbeitsluſt fehlt, ſondern weil man berückſichtigt, daß die Ferien 
außer der Erholungshälfte in der anderen Hälfte Zeit zur ſach⸗ 
gemäßen Arbeit gewähren. Fallen die Ferien und damit die 
Ausſichten auf Beſeitigung aller Reſte fort, ſo wird die Folge 
fein, daß gerade die komplizirten Sachen immer ſpäter zum 
Abſchluß kommen, daß ſie das ganze Jahr hindurch an der 
Krankheit, nicht leben und nicht ſterben zu können, leiden, und 
daß ſie endlich, wenn die Weiterſchleppung ſich abſolut nicht 
mehr durchführen läßt, „durchgehauen“ werden. 

Was man durch die Abſchaffung der Gerichtsferien ver⸗ 
hüten will, die Prozeßverſchleppung, wird nicht verhütet, ſondern 
gefördert. Darüber iſt ſich die Mehrzahl der nicht doktrinären, 
praktiſchen Juriſten klar, und es iſt anzuerkennen, wenn der 
Preußiſche Juſtizminiſter ſich durch die Schlagworte: „veraltete 
Inſtitution“, „Arbeiten am grünen Tiſch“, „engherziger 
Büreaukratismus“ nicht beſtimmen läßt, auf die Wünſche 
unkundiger Laien hin mit einer Einrichtung aufzuräumen, deren 
ſegensreiche Wirkung bei faſt allen Kulturvölkern ſeit Jahr⸗ 
hunderten ſich erprobt hat. 

Iſt deun aber die Verzögerung der Rechtspflege in Folge 
der Gerichtsferien wirklich ſo ſchlimm, wie die Gegner es dar⸗ 
ſtellen? Abgeſehen von den eigentlich ſchleunigen Sachen der 
Nr. I und II des § 202 G. V. G. und der dem richterlichen 
Ermeſſen anheimgegebenen Nr. III eodem, bleibt für den all⸗ 
täglichen Geſchäftsverkehr das Inſtitut des Zahlungsbefehls im 
Mahnverfahren durch die Ferien unberührt. Freilich erlangt 
beim Widerſpruch der ſäumige Schuldner den erſten Verhand⸗ 
lungstermin vielleicht zwei Monate ſpäter in Folge des Ferien⸗ 
laufs. Aber die Friſterſtreckung muß er jedes Mal mit den 
Koſten des ordentlichen Prozeſſes erkaufen und das ſchreckt vom 
unmotivirten Widerſpruch ab. Auch in den Fällen der Contumax 
wird das Verſäumnißurtheil durch die Ferien um eine Reihe 
von Wochen hinausgerückt. Das rechtſuchende Publikum kennt 
aber dieſe Sachlage und kann bei ſeinen Klagen mit dieſer 
Zeiterſtreckung rechnen. Nur bei den kontradiktoriſchen Sachen 
iſt eine direkte Verzögerung des Prozeßganges zunächſt unver⸗ 
meidlich. Für die Sachen, die eine lange Inſtruirung erheiſchen, 
iſt das, wie nachgewieſen, kaum von ſchädlicher Bedeutung, und 
was will die kurze Hinausſchiebung wirklich ſtreitiger Sachen, 
auch bei denen, die ſehr ſchnell inſtruirt werden können, ſagen 
angeſichts der Thatſache, daß die Geſchäftsüberlaſtung der 
Gerichte und die ungenügende Zahl der richterlichen Beamten 
es mit ſich bringt, daß mit oder ohne Ferien die Verhandlungs- 
termine auch in einfachen Sachen ohnehin monatelang, bei den 
höheren Inſtanzen ſogar quartal- und ſemeſterlang hinausgeſetzt 
werden müſſen. Dem ſäumigen Schuldner, der an der Ver⸗ 
zögerung der Prozeſſe ein Intereſſe hat, ſtehen nach dem Stande 
der jetzigen Geſetzgebung Mittel und Wege genug zu Gebote, 
trotz des beſten Willens der Richter die Sache hinzuziehen, 
einerlei ob die Ferien dazwiſchen kommen oder nicht. 
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Wenn nun auch die Ferien ohne weſentlichen Einfluß dar⸗ 
auf ſind, ſo iſt doch die thatſächlich vorliegende Verſchleppung 
der Prozeſſe über Gebühr nicht zu leugnen und es muß auf 
Mittel und Wege geſonnen werden, ihr abzuhelfen. In dieſer 
Beziehung iſt man in Laienkreiſen, Richterkreiſen und auch im 
Preußiſchen Juſtizminiſterium auf falſcher Fährte, wenn man 
den Uebelſtand einfach auf die Saumſeligkeit der Anwälte zu⸗ 
rückführt. Der Fehler liegt in der ganzen Organiſation der 
Juſtiz, und die Schuld bei der Anwaltſchaft ſuchen, kann nur 
derjenige, der nicht bedenkt, daß der Anwalt, der fein Inſtanzen⸗ 
pauſchquantum bezieht, an der Verlängerung der Prozeſſe nur 
ein negatives Intereſſe hat, daß der Anwalt ſich deſto beſſer 
dabei ſteht, je ſchneller er fein Proxenetikon in einem möglichſt 
ſchleunigen Prozeßgang verdient. Nur, daß er häufig nicht be⸗ 
ſchleunigen kann, ſo gern er moͤchte. 

Es iſt nicht Aufgabe dieſer kurzen mit den Gerichtsferien 
fich befaſſenden Erörterung, das verwickelte Thema über die 
Gründe der Verſchleppung der Prozeſſe namentlich bei den 
Kolleglalgerichten und die Mittel zur Abhülfe eingehend zu be⸗ 
handeln. Nur andeutungsweiſe will ich aber auch bei dieſer 
Gelegenheit auf einige Haupturſachen hinweiſen, die allerdings 
nicht durch kleine Mittel, ſondern nur durch große Umgeſtaltungen 
zu beſeitigen ſind. 

Eine nicht zu unterſchätzende Abhülfe namentlich zum 
Schutz gegen ſäumige Schuldner würde ſchon dadurch geſchaffen, 
daß, wie es nach der Preußiſchen Gerichtsordnung der Fall war, 
die Rechtſprechung in Verſäumnißfällen auch bei größeren Sachen 
in die Hand des Einzelrichters gelegt und mit einer ganz kurzen 
Einlaſſungsfriſt ausgeſtattet würde. Mit dieſem Stadium 
können die Amtsgerichte eben ſo wohl betraut werden, wie früher 
in Preußen die Kreisgerichtskommiſſionen und der Einzelprozeß⸗ 
richter. Für dieſes Stadium könnte auch der Anwaltszwang 
ohne Weiteres entbehrt werden. Nicht ein ſog. Vor- oder 
Sammeltermin vor dem Kollegialgericht, ſondern die Thätigkeit 
des Einzelrichters iſt das, was für das Anfangsſtadium aller 
Civilprozeſſe zweckmäßigerweiſe einzuführen wäre. Zur Prüfung 
der Legalität der Ladung und des Inhalts der Klage auf ſeine 
juriſtiſche Schlüſſigkeit bei Unterſtellung der Richtigkeit der in 
der Klage vorgetragenen Thatſachen iſt doch wahrlich das Wiſſen, 


die Befähigung und die juriſtiſche Potenz des Einzelrichters 


ausreichend. Die Klage würde alſo beim Einzelrichter (Amts- 
richter) anzubringen und mit dem vom Kläger hineinzuſchreibenden 
Präjudiz zu verſehen fein, daß beim Nichterſcheinen das Ver⸗ 
ſäumnißurtheil geſprochen würde. Nothwendig iſt es nicht ein⸗ 
mal, dieſes Präjudiz in die Klage zu ſchreiben, weil die geſetz⸗ 
lichen Folgen des Ausbleibens bekannt ſein müſſen und nicht 
angedroht zu werden brauchen. Ich habe aber nichts dagegen, 
wenn im Intereſſe des Rechtsunerfahrenen analog der Auf⸗ 
forderung zur Anwaltsbeſtellung auch das Präjudiz der Con⸗ 
tumax in der Klage ausgeſprochen werden muß. Der Einzel- 
richter ſetzt einen Termin an, der nur ſo lange hinausgeſchoben 
zu werden braucht, als zur Vornahme der Ladung und zur vor⸗ 
läufigen Prüfung des Klageinhalts nöthig tft. Vorbereitungen 
zur Entgegnung auf den Klageinhalt braucht der Verklagte 
nicht zu treffen, weil vor dem Einzelrichter nicht verhandelt 
wird, ſondern von ihm nur das Anerkenntniß⸗ oder Verſäumniß⸗ 
urtheil geſprochen werden kann. Erſcheint der Verklagte weder 
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perſönlich noch durch einen Vertreter, ſo wird er von dem Einzel⸗ 
richter in contumaciam verurtheilt. Erſcheint der Verklagte 
und erkennt nicht an, ſondern verlangt Verhandlung, ſo wird 
die Klage an das Kollegialgericht abgegeben, wie früher in 
Preußen die Gerichtskommiſſionen die kontradiktoriſch werdenden 
Sachen an das Kreisgericht abzugeben hatten. Der Kläger 
braucht in dem Termine vor dem Einzelrichter gar nicht zu 
erſcheinen, wenn er den Nachweis der Ladung vorher zu den 
Akten bringt. Es wird ihm entweder das Verſäumnißurtheil 
(oder Anerkennungsurtheil) oder die Mittheilung zugeſandt, daß 
Verklagter kontradiktoriſche Verhandlung verlangt habe und daß 
deshalb die Sache an das Kollegialgericht abgegeben ſei. Vor 
dieſem hat der Kläger den Verhandlungstermin ganz in der 
jetzigen Weiſe zu erwirken und dazu laden zu lafſen. Bei der 
Friſt zur Einlaſſung kaun berückfichtigt werden, daß die Klage 
dem Verklagten ſchon früher zugeſtellt iſt. Es käme alſo 
lediglich eine einzige Ladung ohne irgend welchen Zeitverluſt 
hinzu. Die geringen Ladungskoſten würden hundertfach auf⸗ 
gewogen durch das Entbinden des Klägers vom Erſcheinen und 
von der Nothwendigkeit der Anwaltsbeſtellung in allen Fällen, 
in denen die Verſäumnißfolge eintritt. Kläger hätte innerhalb 
weniger Tage das Verſäumnißurtheil in Händen, die Kollegial- 
gerichte würden von einer Thätigkeit, die ein Kollegium nicht 
erforderlich macht, entlaſtet, der Verſchleppung in einer großen 
Anzahl von Fällen würde vorgebeugt. Der Termin vor dem 
Einzelrichter könnte auch in den Ferien abgehalten werden, da 
er nur geringe Arbeit erheiſcht, die daher an einem Tage der 
Woche in hundert und mehr Fällen bequem geſchafft werden 
könnte. 

Ein weiterer Grund der Prozeßverſchleppung liegt darin, 
daß die Bezirke unſerer Landgerichte und Oberlandesgerichte viel 
zu groß find, was namentlich bei dem meines Erachtens 
unentbehrlichen Anwaltszwang in großen Sachen die Agilität 
der Anwaltſchaft ſehr beeinträchtigen muß. Die großen Gerichte, 
welche 20, 30 und mehr Anwälte haben, find genöthigt, wegen 
der Anzahl der Sachen in den verſchiedenen Kammern tagtäglich 
Verhandlungstermine abzuhalten. An den Terminstagen, alſo 
ſo zu ſagen an allen Tagen der Woche, iſt der größte Theil 
der Anwälte gezwungen, den ganzen Vormittag bis tief in den 
Nachmittag hinein bei Gericht zuzubringen, um auf die 3 bis 
4 Sachen, in denen ſie zu plaidiren haben, zu warten. Während 
des Wartens ungeſtört zu arbeiten, dazu bieten die Gerichte nicht 
die nöthigen Lokalitäten, da häufig gar keins, in der Regel aber 
nur ein Anwaltszimmer vorhanden iſt, in welchem ein noch ſo 
fleißiger Anwalt in Gegenwart von einem Dutzend oder mehr 
gerade nicht verhandelnder Kollegen nicht arbeiten kann. Wann 
ſollen die Anwälte nun ihre Schriftſätze machen? An allen 
Vormittagen müſſen ſie bei Gericht — man verzeihe mir den 
Ausdruck — herumlungern. Die Nachmittage werden durch die 
laufende Dekretur, Konſultationen, Korreſpondenzen, Akten ⸗ 
leſen u. ſ. w. in Anſpruch genommen. So bleiben nur die 
Sonntage und die ſpäten Abende übrig. Was Wunder, wenn 
ſelbſt der fleißigſte Anwalt mit ſeinen Schriftſätzen in Rückſtand 
kommt, zu den Verhandlungsterminen immer und immer wieder 
die nöthige Durcharbeitung nicht vornehmen kann und daher 
nolens volens Vertagungen herbeiführen oder ohne die erforder 
liche Vorbereitung zum Aerger des Gerichts, welches von ihm 
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die nöthige Information nicht erlangen kann, verhandeln muß. 
So kommt es, daß gerade die verwickeltſten Sachen immer 
wieder auf der Rolle erſcheinen und daß dadurch gegen den 
Anwalt der Anſchein der böswilligen Prozeßverſchleppung erweckt 
wird, obgleich die geplagten Mitglieder dieſes Standes nicht 
anders handeln können. Und jetzt will man ihnen noch mit 
den Ferien die Moglichkeit nehmen, wenigſtens ein Mal im 
Jahre gründlich beizuarbeiten. 

Wie ganz anders war es früher in Preußen bei den weitaus 
kleineren Kreisgerichten, Kreisgerichtsdeputationen und bei den 
Appellationsgerichten. Dieſe Kollegialgerichte hatten durch⸗ 
ſchnittlich 1 bis 2 Terminstage in der Woche. Die wenigen 
Anwälte waren in der Mehrzahl der Sachen vollauf beſchäftigt, 
ſie konnten an den Terminstagen ihre Zeit ausnutzen, um die 
übrigen Vormittage ungeſtört den Schriftſätzen und den ſonſtigen 
Prozeßvorbereitungen zu widmen. Es iſt zu hoffen, daß in nicht 
allzuferner Zeit die Berufung in Strafſachen und zwar bei den 
Oberlandesgerichten eingeführt und damit die Nothwendigkeit 
gegeben wird, wenigſtens zunächſt dieſe in kleinere Bezirke zu 
zerſchlagen. Die Verkleinerung der Landgerichtsbezirke wäre 
allerdings noch dringender nöthig. 

Der Fundamentalgrund des langſamen Prozeßganges beruht 
aber in dem unſeligen Verlaſſen der guten Eventualmaximen, 
wie ſie die Preußiſche Gerichtsordnung hatte, und das Verfallen 
auf die Inquiſitionsmaxime, die wohl für ein kleines Staats⸗ 
weſen, wie der Heimathsſtaat des ehemaligen preußiſchen Juſtiz⸗ 
miniſters Leonhard es war, nicht aber für das große Deutſche 
Reich und ſeine weitgreifenden wirthſchaftlichen Verhältniſſe, 
paßt. Die Inquiſitionsmaxime ſetzt eine gewiſſe patriarchaliſche 
Stellung des Richters in feinem kleinen Bezirke mit gleich- 
gearteten Rechtsverhältniſſen voraus. Dieſe Stellung konnte der 
Richter wohl vor 1866 im Koͤnigreich Hannover, er kann fie 
aber nicht in der Jetztzeit im Deutſchen Reich einnehmen. 

Als nach der preußiſchen Eventualmaxime das Vorbringen 
von Thatſachen an die Klage, Klagebeantwortung, Replik und 
Duplik und das Vorbringen der Beweismittel mit Ausnahme 
des Eides an die Periode bis zum Schluß des Schriftenwechſels 
gebunden war, ſahen ſich die Parteien und Anwälte genöthigt, 
die grundlegenden Schriftſätze unter erſchöpfendem Vorbringen 
des thatſächlichen Materials und der Beweisanträge ſo vorſichtig 
abzufaſſen, daß nach Schluß des Schriftenwechſels nichts mehr 
vorzubringen und die Sache bis zum Erkenntniß oder Beweis⸗ 
beſchluß reif war. Jede Verſchleppungsmoͤglichkeit ſcheiterte an 
dem Ausſchluß zu ſpät aufgeſtellter Behauptungen und Beweis⸗ 
mittel. Die Prozeßintereſſenten waren von ſelbſt genöthigt, das 
Material mit aller Aufmerkſamkeit von Anfang an zuſammen⸗ 
zutragen und ſo den Richter baldigſt in die Lage zu verſetzen, 
Recht zu ſprechen oder Beweisaufnahmen anzuordnen. Jetzt, 
wo auf Grund des famoſen Inquifitionsprinzipes in jedem 
Stadium des Prozeſſes immer neue Thatſachen und neue Be⸗ 
weismittel dem Richter unterbreitet werden können, die er zu 
berückſichtigen hat, gewöhnen ſich die Parteien und ihre Ver⸗ 
treter allzuleicht daran, in den erſten Schriftſätzen möglichſt 
wenig vorzutragen und erſt je nach dem Verlauf des Prozeſſes 
mit den Novis, die ihnen längſt bekannt waren, hervorzutreten, 
jo den Richter nöthigend, den ſchon mehrere Male durch⸗ 
inſtruirten Prozeß immer wieder auf's Neue zu inſtruiren an 
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der Hand ganz neuer Thatſachen, ganz neuer Beweismittel, auf 
Grund einer ganz neuen Baſis. Daß dabei eine endloſe Reihe 
von Verhandlungsterminen herauskommen muß, daß in geradezu 
unerhörter Weiſe unnöthige Arbeit den Gerichten aufgebürdet 
wird, liegt auf der flachen Hand. Man mag nicht einwenden, 
daß die Eventualmaxime ſich mit dem Prinzip des mündlichen 
Verfahrens nicht vertrüge. Daß unſer Civilprozeß der ſchrift⸗ 
lichen Vorbereitung entbehren und lediglich auf das mündliche 
Verfahren zurückgeführt werden könne, iſt eine Illuſion, an die 
Niemand mehr glaubt, der den praktiſchen Prozeßgang kennt. 
Schriftliches Verfahren verbunden mit mündlicher Verhandlung 
iſt glücklicherweiſe das Charakteriſtiſche unſeres Civilprozeſſes 
und das verträgt ſich ſehr wohl mit dem Eventualprinzip. 

Wenn nun zu dieſen angedeuteten Fundamentalfehlern noch 
die oft beklagte Sparſamkeit in der Beſetzung der Richterſtellen, 
die Ueberlaſtung der Richter mit rechneriſchen Büͤreauarbeiten 
(Prüfen der Anwaltsliquidationen ex officio) und andere 
kleinere Fehler, auch politiſcher Art, hinzukommen, dann iſt es 
kein Wunder, daß das rechtſuchende Publikum über Prozeß⸗ 
verſchleppung klagt. Nur ſoll man die Urſache dort ſuchen, wo 
ſie liegt, nicht aber in dem wirklich ſegensreichen, mindeſtens 
aber harmloſen Inſtitut der Gerichtsferien. 


Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die vom 7. bis 19. Juli 1902 aus- 
gefertigten Urtheile. 

I. Reichsgeſetze. 

Einführungsgeſetz zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 

1. 8 11. 

Gemäß $ 11 Abſ. 2 Ziffer 2 des E. G. zum G. V. G. 
vom 27. Januar 1877, ſind die landesgeſetzlichen Vorſchriften, 
durch welche die Verfolgung der Beamten an die Vorentſcheidung 
einer beſonderen Behörde gebunden iſt, mit der Maßgabe auf- 
recht erhalten, daß in den Bundesſtaaten, in welchen ein oberſter 
Verwaltungsgerichtshof beſteht, die Vorentſcheidung dieſem, in 
den anderen Bundesſtaaten dem R. G. zuſteht. In dem Reichs⸗ 
lande Elſaß⸗Lothringen iſt ein oberſter Verwaltungsgerichtshof 
im Sinne des bezogenen § 11 nicht vorhanden. (Wird weiter 
ausgeführt.) Das R. G., und zwar nach der Geſchäftsabtheilung 
deſſelben der II. C. S., erſcheint demnach für die beantragte 
Vorentſcheidung zuſtändig. Die Zuläſſigkeit der von 
der vorgeſetzten Behörde des Bekl., dem Bezirkspräſidenten zu 
Colmar, beantragten Vorentſcheidung unterliegt keinem Be⸗ 
denken. (Folgt nähere Begründung dafür, daß der Polizei⸗ 
präſident zu Mülhauſen bei ſeinem Beſchluſſe, betreffend die 
Schließung einer Schankwirthſchaft wegen Verdachts der Förde⸗ 
rung der Unfittlichkeit ſeine amtlichen Befugniſſe nicht über⸗ 
ſchritten habe.) Beſchluß des II. C. S. i. S. Schuller 
c. Kaiſ. Polizeipräſidenten in Mülhauſen vom 5. Mai 1902, 
T B Nr. 31/1902 II. 

Civilprozeßordnung. 

2. 88 3, 9. 

Es konnte keinem Bedenken unterliegen, daß nicht § 9, 
ſondern 8 3 der C. P. O., — nach welcher letzteren Be⸗ 
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ſtimmung der Werth des Streitgegenſtandes von dem Gericht 
nach freiem Ermeſſen feſtgeſetzt wird, — im vorliegenden Falle 
anwendbar iſt. Mit der Klage wird die Berechtigung des Be⸗ 
ſitzers der Erbpachthufe, auf dieſer die Jagd auszuüben, nicht 
als ein neben dem Eigenthum am Grundſtücke beſtehendes Recht, 
ſondern als eine Befugniß geltend gemacht, welche mit dem 
Eigenthumsrecht des Beſitzers vereinigt iſt. Für die Feſtſetzung 
des Werthes des Beſchwerdegegenſtandes, welcher im vorliegenden 
Prozeſſe mit dem Streitgegenſtande identiſch iſt, kommt es ſomit 
darauf an, um welchen Betrag der Werth der Erbpachthufe ſich 
mit Rückſicht darauf, daß der Beſitzer zur Ausübung der Jagd 
auf derſelben berechtigt iſt, erhöht. Daß dieſer Betrag die 
Summe von 1500 Mark überſteigt, läßt ſich nach dem Gutachten 
der Sachverſtändigen nicht bezweifeln. VII. C. S. i. S. Voß 
c. Großherzogliches Finanzminiſterium in Schwerin vom 
27. Juni 1902, Nr. 149/1902 VII. 

3. 88 3, 546. 

Es läßt ſich nicht einſehen, auf welch höheren Betrag als 
200 — 300 Mark das Intereſſe des Kl. an dem Durchdringen 
mit den Anträgen den Bekl. zu verurtheilen, ihm a) die Quittung 
des S. über 3000 Mark herauszugeben, b) den für ihn gegen S. 
rechtsverbindlichen urkundlichen Nachweis über die erfolgte Tilgung 
der dem S. gegen ihn entſtandenen Provifionsforderung von 
4700 Mark zu verſchaffen, — gemäß § 3 C. P. O. veranſchlagt 
werden könnte. Daß Bekl. dem S. die 3 000 Mark gezahlt 
hat, ſteht feſt und daß Bekl. dem Ceſſionar H. des S. die 
rechtlichen 1 700 Mark gezahlt hat, bezweifelt Kl. ſelbſt nicht. 
Die Gefahr von S. bezw. von H. noch einmal wegen der 
Zahlung der Provifionsforderung in Anſpruch genommen zu 
werden, iſt für den Kl. ſo fernliegend, und ſo wenig wahr⸗ 
ſcheinlich, daß Kl. ein vermöͤgensrechtliches Jutereſſe an dem 
Beſitz der Quittungen kaum haben kann. Würde doch Kl. 
durch die Quittungen allein gegen ſolche Inanſpruchnahme auch 
nicht gefihert ſein; die Quittungen konnten ihm nur dazu 
dienen, ihm den Beweis der geleiſteten Zahlungen zu erleichtern. 
V. C. S. i. S. Aſcher c. Boeſe vom 5. Juli 1902, Nr. 173/1902 V. 

4. 88 18, 270. 

Es beſteht unter den Parteien kein Streit mehr darüber, 
daß die Klage gegen den Landesfiskus von Deutſch⸗Oſtafrika, 
vertreten durch den Reichskanzler, zu richten war. Ju der 
Klageſchrift find als Bekl. bezeichnet: 1. der Reichsfiskus (und 
das Reichsmarineamt), vertreten durch den Reichskanzler in 
Berlin W., 2. das Auswärtige Amt, Kolonialabtheilung, ver⸗ 
treten durch feinen Direktor Berlin W. Von dem mit Boll. 
macht des Reichskanzlers aufgetretenen Prozeßbevollmächtigten 
wurde der Einwand der mangelnden Paffivlegitimation erhoben, 
da der Landesfiskus von Deutſch⸗Oſtafrika allein paffiv legitimirt 
ſei. Das Gericht I. J. hat aus dieſem Grunde die Klage ab⸗ 
gewieſen. Von dem B. G. wurde angenommen, daß der 
Landesfiskus von Deutſch⸗Oſtafrika als die beklagte Partei in 
der Ueberſchrift der Klage (Klagerubrum) zu nennen geweſen 
ſei, daß der Kl. aber auch thatſächlich den Landesfiskus von 
Deutſch⸗Oſtafrika verklagt habe. Demgemäß hat das B. G. 
in ſeinem Urtheil den Namen der beklagten Partei richtig geſtellt 
und den Landesfiskus von Deutſch⸗Oſtafrika, vertreten durch den 
Reichskanzler zu Berlin, als Bekl. aufgeführt. Die von dem 
Bekl. eingelegte Revifion wurde inſoweit verworfen, und aus⸗ 
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geführt: das B. G. hat angenommen, daß die von dem Kl. in 
II. J. vorgenommene „Präcifirung“: er nehme den Reichs- 
kanzler als Vertreter von Deutſch⸗Oſtafrika in Anſpruch, keine 
Klageänderung enthalte, die Klage vielmehr von Anfang 
an als gegen den Landesfiskus von Deutſch⸗Oſtafrika erhoben 
anzuſehen ſei; dieſe Entſcheidung iſt nach der Vorſchrift des 
8 270 der C. P. O., welche auch Anwendung findet, wenn das 
B. G. entſchieden hat, (Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 3 
S. 371 und 413; Bd. 4 S. 391 und 412; Bd. 25 S. 239) 
unanfechtbar; außerdem beruht die Annahme des B. G., daß 
der Kl. thatſächlich den Landesfiskus von Deutſch⸗Oſtafrika ver- 
klagt habe, auf Auslegung der Klageſchrift und der vom Kl. 
weiter abgegebenen Erklärungen. III. C. S. i. S. Landes- 
fiskus von Deutſch⸗Oſtafrika e. Kuhnen vom 1. Juli 1902, 
Nr. 101/1902 III. 

5. § 29. H. G. B. Art. 324. 

Der Kl. hat ſeinen Anſpruch auf die Behauptung geſtützt, 
daß die beklagte Aktiengeſellſchaft die im Licenzvertrage über⸗ 
nommene Verpflichtung nicht gehörig erfüllt habe. Der Streit 
darüber iſt der Grundſtreit des Prozeſſes; die ſtreitige Ver⸗ 
pflichtung — 829 C. P. O. — um die es ſich in erſter Linie 
handelt, iſt die vertragsmäßige Verpflichtung der beklagten 
Aktiengeſellſchaft, deren gehörige Erfüllung beſtritten iſt. Dieſes 
iſt nach dem Ausgeführten die Verpflichtung der beklagten 
Aktiengeſellſchaft zur Erfüllung des Licenzvertrages. Es beſteht 
kein Grund, den Erfüllungsort für ſie anderswohin, als an 
ihren im Bezirke des L. G. Neuwied befindlichen Sitz zu ver⸗ 
legen, Art. 334 Allgem. Dtſch. H. G. B. Dieſe Auffaffung ſteht 
nicht in Widerſpruch mit der Auslegung, welche der § 29 C. P. O. 
in früheren Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 27 S. 898 ff., 
Bb. 31 S. 383, Bd. 3 S. 413, Bd. 9 S. 351 und Gruchot 
Beiträge Bd. 35 S. 434 gefunden hat. (Wird näher aus⸗ 
geführt.) I. C. S. i. S. Aktiengeſellſchaft feuerfeſter und ſäure⸗ 
feſter Produkte zu Vallendar e. Friederici⸗Mellentin vom 21. Sum 
1902, Nr. 3231/1901 J. 

6. 8 56. Ä 

Das B. Uu. mußte ſchon deshalb aufgehoben werden, weil 
der Schiedseid, der darnach für die beklagte Aktiengeſellſchaft 
geleiſtet werden ſoll, fehlerhaft gefaßt iſt. Der B. R. bezeichnet 
als ſchwurpflichtige Vertreter der Bekl. deren beide „jetige* 
Direktoren, wobei er vorausgeſetzt haben wird, daß die Perſonen, 
die bei Verkündung des Urtheils, am 22. Oktober 1901, 
Direktoren der Bekl. waren, dies auch noch bei der Eides⸗ 
leiſtung ſein würden, denn dieſe Handlung konnte für die Bekl. 
mit Rechtswirkſamkeit nur von den zur Zeit ihrer Vornahme 
zur Vertretung berufenen Perſonen vorgenommen werden. 
Wegen der Moͤglichkeit eines bis dahin eintretenden Wechſels 
war es deshalb ſchon nicht angebracht, im Urtheil die Namen 
der ſchwurpflichtigen Perſonen feſtzulegen, wie es der B. R. 
gethan hat. (Auch ergaben ſich Bedenken gegen die Eidesleiſtung 
Seitens der Perſonen, die ſchwoͤren ſollten.) V. C. S. i. S. 
Klar c. Preußiſche Hypotheken⸗Aktienbank A.⸗G. vom 28. Juni 
1902, Nr. 9/1902 v. 

7. & 108. 2 

Wenn auch der Beſchluß vom 14. April l. J. auf irr⸗ 
thümlicher Anwendung des Geſetzes beruhte, ſo war doch durch eine 
richterliche Verfügung eine rechtmäßige Veranlafſung zur Sicher 
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heitsleiſtung gegeben. Die Thatſache, daß dieſer Beſchluß als 
unzuläffig aufgehoben wurde, ändert daran nichts, daß die 
Sachlage geſchaffen war, welche der 8 109 der C. P. O. vor- 
ausſetzt. Das Verfahren des 8 109 der C. P. O., Rückgabe 
der Sicherheit betreffend, iſt unterſchiedlos für alle Fälle vor⸗ 
geſchrieben, in denen die einmal vorhandene Veranlafſung zu 
einer Sicherftellung weggefallen iſt. Beſchluß des VI. C. S. 
i. S. v. Heimburg c. Pfannenſchmidt, vom 30. Juni 1902, 
Be Nr. 144/1902 VI. 

8. § 198. 

Unbeſtreitbar iſt die Zuſtellung von Anwalt zu Anwalt 
nur dann erfolgt, wenn die beglaubigte Abſchrift des Schrift⸗ 
ſatzes dem Anwalt, dem derſelbe zugeſtellt werden ſoll, übergeben 
und von dieſem die geſchehene Uebergabe durch Ausſtellung des 
mit Datum und Unterſchrift verſehenen Empfangsbekenntniſſes 
beſtätigt iſt. Die Beſcheinigung über die Zuſtellung, welche 
der zuſtellende Anwalt gemäß der im § 198 der C. P. O. ge 
troffenen Vorſchrift zu ertheilen verpflichtet iſt, muß folgeweiſe 
inhaltlich ſo gefaßt ſein, daß aus ihr mit der erforderlichen 
Zuverläffigteit geſchloſſen werden kann, daß an dem von ihr 
benannten Tage jener die Zuſtellung bedingende Thatbeſtand 


ich vollzogen hat. An dieſem Erforderniß fehlt es aber auch 


dem von dem klägeriſchen Prozeßbevollmächtigten I. J. aus- 
geſtellten Vermerk nicht, trotzdem daß nach demſelben vor Voll⸗ 
ziehung der Unterſchrift die Urtheilsabſchrift noch nicht be⸗ 
glaubigt war. Denn da der Rechtsgültigkeit der Zuſtellung 
dadurch kein Abbruch geſchieht, daß Uebergabe der beglaubigten 
Abſchrift ſich Zug um Zug mit Uebergabe des Empfangs⸗ 
bekenntniſſes vollzieht und gleicher Zeit die Beſcheinigung über 
die erfolgte Zuſtellung ausgehändigt wird, fo läßt ſich daraus, 
daß auf der übergebenen Abſchrift die Beglaubigung und die 
Zuſtellung durch ein und dieſelbe Unterſchrift vorgenommen bezw. 
beſtätigt iſt, ein obgedachte Schlußfolgerung hinderndes Bedenken 
füglich nicht entnehmen. Die vom zuſtellenden Anwalt aus⸗ 
geſtellte Beſcheinigung über die erfolgte Zuſtellung iſt lediglich 
Beweismittel, Zeugnißurkunde über ein Geſchehniß, und als 
ſolche den andern die richterliche Ueberzeugung begründenden 
Bewelsmitteln an Beweiskraft gleichartig. Wie der Beweis 
mittels dieſer Beweismittel durch Gegenbeweis zu verhindern iſt, 
ſo iſt auch gegen die Beweisführung mittels ſolcher Beſcheinigung 
der Gegenbeweis nicht verwehrt. Die Ablehnung des an ſich 
zuläffigen Gegenbeweisangebots tft aber nur unter der Voraus⸗ 
ſetzung berechtigt, daß das Gericht davon überzeugt iſt, daß 
aus dem angebotenen Beweismittel nichts zu entnehmen iſt, 
wodurch die bezüglich des Gegentheils gewonnene Ueberzengung 
erſchüttert wird, und daß daſſelbe dieſe feine Ueberzeugung aus⸗ 
reichend begründet. Das Nichtvorhandenſein dieſer Vorans⸗ 
ſetzung ſteht im vorliegenden Fall außer Frage. Durch die in 
dieſer Inſtanz nen aufgeſtellten und, weil es ſich bei Ent⸗ 
ſcheidung über die Zuläſſigkeit der Berufung um die Anwendung 
von Prozeßnormen handelt, welche von Amtswegen zu beachten 
ift, der Berückfichtigung nicht entzogenen Thatſachen hat ſich 
die Gegenbeweisführung nicht erübrigt. Wie nach denſelben 
unbeſtritten iſt, bezieht ſich die Beſcheinigung des Juſtizraths M. 
allerdings auf den Vermerk, der ſich auf der dem Kläger ver- 
bliebenen Urtheilsausfertigung mit den Worten „Beglaubigte 
Abſchrift vorſtehenden Schriftſtücks habe ich heute von dem 


420 


Herrn Juſtizrath M. hier zugeftellt erhalten. D. den 9. Auguſt 
1901. Der Rechtsanwalt Dr. W.“, befindet. Die Zuſtellung 
an den Rechtsanwalt Dr. W. aber bleibt gültig für den Fall, 
daß derſelbe als genereller Vertreter des zeitweiſe verhinderten 
Prozeßbevollmächtigten, der ihn nach Maßgabe der Rechts⸗ 
anwaltsordnung zum Vertreter beſtellt hatte, thätig geworden 
iſt unbeſchadet des Umſtandes, daß in dem von ihm aus⸗ 
geſtellten Empfangsbekenntniß ſolcher Vertretereigenſchaft nicht 
gedacht iſt. Da das Geſetz die Vertretereigenſchaft nicht vor⸗ 
ſchreibt, ſo muß ihr Vorhandenſein als ausreichend angeſehen 
werden. III. C. S. i. S. Reißert c. Hunink vom 4. Juli 
1902, Nr. 229/1902 III. 

9. § 246. 

Da die Bekl. in der Berufungsinſtanz bereits durch einen 
Prozeß bevollmächtigten vertreten waren, iſt nach $ 246 Abſ. 1 
C. P. O. durch den Tod der Bekl. zu 1 eine Unterbrechung des 
Verfahrens nicht eingetreten und nach 8 86 C. P. O. die Voll⸗ 
macht des Anwalts nicht erloſchen; allein auch der Kl. ſtand nach 
§ 246 Abſ. 1 C. P. O. das Recht zu, die Ausſetzung des Ver⸗ 
fahrens zu verlangen. Die Ausübung dieſes prozeſſualen Rechts, 
an welcher die Kl. aus verſchiedenen Rückſichten ein Intereſſe 
haben konnte, iſt durch die mit der Anzeige des Todes der Bell. 
zu 1 verbundene Eiklärung der Aufnahme des Verfahrens durch 
die Rechtsnachfolger nicht hinfällig geworden. Es kann dahin 
geſtellt bleiben, ob ein Recht auf Ausſetzung nicht mehr anzu⸗ 
erkennen wäre, wenn ſich die Bekl. zu 2 und 3 ſofort als die 
alleinigen Erben und Rechtsnachfolger der Bekl. zu 1 legitimirt 
hätten (vergl. Juriſtiſche Wochenſchrift von 1896 S. 317), denn 
dieſer Fall liegt nicht vor, vielmehr nur eine, überdies von der 
Kl. beſtrittene Behauptung über die Rechtsnachfolgereigenſchaft 
der Mitbekl. Beſchluß des II. C. S. i. S. Herz c. Lüps vom 
24. Juni 1902, B Nr. 98/1902 II. 

10. 8 256. 

Der Feſtſtellungsanſpruch des Kl. iſt an ſich unzuläſſig, da 
es an dem nach 8256 C. P. O. erforderlichen rechtlichen Intereſſe 
fehlt. Die Gefahr, daß Kl. durch eine mißbräuchliche Ver 
fügung des Gläubigers über die Hypothek benachtheiligt wird, 
iſt weder überhaupt noch auch etwa in erhöhtem Maße erſt durch 
die an N. erfolgte Zeſſion geſchaffen worden. Sie beſtand viel⸗ 
mehr in ganz gleicher Weiſe ſchon zur Zeit der Beſtellung der 
Hypothek und iſt auf das eigne Verhalten des Kl. zurückzuführen, 
der es unvorſichtiger Weiſe hat geſchehen laſſen, daß in das 
Grundbuch etwas eingetragen worden iſt, was mit der wirklichen 
Rechtslage nicht übereinſtimmte. Dazu kommt, daß, wie der 
B. R. zutreffend hervorhebt, durch die Zeſſion das bisherige 
Rechtsverhältniß der Parteien zu einander gelöſt iſt, es alſo 
inſoweit auch an einem ferneren, in §8 256 C. P. O. vor- 
geſchriebenen Erforderniß der Feſtſtellungsklage mangelt. Allerdings 
ſcheint die Zeſſion an N. den Charakter einer ſog. Sekuritäts⸗ 
zeſſion gehabt zu haben. Dies berührt jedoch lediglich das Ver⸗ 
hältniß zwiſchen Zedent und Zeſſionar. Letzterer darf das ab- 
getretene Recht nur unter den durch den Sicherungszweck 
gegebenen Vorausſetzungen ausüben und iſt unter Umſtänden, 
z. B. falls er wegen des fichergeſtellten Anſpruchs anderweit be⸗ 
friedigt wird, zur Rückzeſſion verpflichtet. Den debitor cessus 
geht dies nichts an. Ihm gegenüber iſt der Zeſſionar kraft der 
Beſſion unbeſchränkt zur Ausübung des Gläubigerrechts legitimirt 
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und für ihn kann ein Rechtsverhältniß zu feinem früheren Gläu⸗ 
biger, wie es § 256 C. P. O. für eine gegen letzteren gerichtete 
Feſtſtelluugsklage verlangt, nur durch eine etwaige Rückzeſſion 
der zedirten Forderung entſtehen. V. C. S. i. S. Ziegler 
c. Graetzer vom 21. Juni 1902, Nr. 127/1902 V. 

11. § 256. 

Verfehlt iſt zunächſt der prozeſſuale Angriff, daß, weil im 
Laufe des Prozeſſes, in der Berufungsinſtanz, die Erhebung der 
Leiſtungsklage möglich geworden, die angeſtellte Feſtſtellungsklage 
aber nicht in jene übergeleitet ſei, letztere, weil nunmehr 
unzuläſſig, hätte abgewieſen werden müſſen. Denn die Ueber⸗ 
leitung der Feſtſtellungs⸗ in eine Leiſtungsklage iſt zwar ein 
Recht, nicht aber eine Pflicht des Kl., und im vorliegenden 
Falle um ſo weniger, weil, wie zutreffend das B. G. ausführt, Kl. 
dieſe Umwandlung der Feſtſtellungsklage in eine Leiſtungsklage 
doch nur im Wege der Anſchlußberufung hätte erreichen können, 
eine prozeſſuale Pflicht zu einer ſolchen, nachdem in vollem 
Umfange nach dem Klageantrag erkannt war, unmöglich 
angenommen werden kann. Daß das Intereſſe an der einmal 
zuläſſigerweiſe erhobenen Feſtſtellungsklage mit der ſpäter ein⸗ 
getretenen Möglichkeit, die Leiſtungsklage zu erheben, nicht fort⸗ 
fällt, liegt auch, abgeſehen vom Koſtenpunkt, auf der Hand, da 
damit immer die Grundlage einer ſpäteren Schadensklage 
gewonnen wird. III. C. S. i. S. Wenzel c. Paczkowski 
vom 27. Juni 1902, Nr. 84/1902 III. 

12. § 268. 8 29 der R. K. O. 

Die im Falle einer begründeten Anfechtung nach § 29 der 
R. K. O. eintretende Unwirkſamkeit der Rechtshandlung erhält 
ihren beſonderen rechtlichen Charakter dadurch, daß ſie nur gegen⸗ 
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nicht berührt, alſo nur relativer Art iſt. Kl. fordert jetzt nicht 
mehr, daß die Bekl. ihr Hypothekenrecht völlig aufgebe, ſondern 
nur, daß fie. im Verhältniß zu ihm zurücktrete, indem fie ihm 
den in der Zwangsvollſtreckung auf ſie fallenden Betrag über⸗ 
laſſe. Es handelt ſich alſo nicht um das Verlangen eines 
anderen Objekts, ſondern um eine Ermäßigung des Antrages, 
wie fie durch § 268 der C. P. O. geſtattet if. VII. C. S. 
i. S. Pfretzſchners Konkurs e. Wallach vom 24. Juni 1902, 
Nr. 143/1902 VII. 

13. § 274 Abſ. 2 Ziffer 3. 

Die letzte Hauptverhandlung I. J., auf welche das Urtheil 
dieſer Inſtanz erging, hat am 19. Januar 1900 ſtattgefunden, 
alſo nach Inkrafttreten der Beſtimmung des R. Geſ. betreffend 
Aenderungen der C. P. O. vom 17. Mai 1898, durch welche 
die Einrede, daß die Entſcheidung des Rechtsſtreits durch Schieds⸗ 
richter zu erfolgen habe, für eine prozeßhindernde erklärt iſt 
($ 274 Abſ. 2 Ziffer 3 der C. P. O.). In keiner der Ver⸗ 
handlungen I. J., insbeſondere nicht in der vom 19. Januar 1900, 
ift von dem Kl. der Widerklage die vorbezeichnete Einrede ent⸗ 
gegengeſetzt worden; dies iſt erſt in der II. J. geſchehen. Der 
B. R. hat den Kl. nun mit jener Einrede nicht gehört, und 
zwar weil er fie nach Maßgabe der Beſtimmung im § 528 der 
C. P. O. mangels Vorſchützung in der Verhandlung I. J. vom 
19. Januar 1900 verloren habe. Dieſer Anſicht hat das 
R. G. beigepflichtet und zwar wegen das allgemeinen Satzes, 
daß neue prozeßrechtliche Beſtimmungen, ſoweit ſie nicht mit 
dem materiellen Rechte in Zuſammenhang ſtehen, ihrem Weſen 
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gemäß grundſätzlich auf ſchwebende Prozeſſe ſofort Anwendung 
zu finden haben. VII. C. S. i. S. v. Chmielewski c. v. Moszezenski 
vom 8. Juli 1902, Nr. 164/1902 VII. 

14. 8 282. 

Die Reviſion wirft dem B. R. Verkennung der Beweislaſt 
bei der über den Leiſtungsanſpruch getroffenen Enkſcheidung vor. 
Da die im Grundbuch als Schuldgrund eingetragene Darlehns⸗ 
forderung unſtreitig nicht beſtehe, ſei es Sache des Bekl. geweſen, 
anderweit Exiſtenz und Inhalt des der Hypothek zu Grunde ge⸗ 
legten perſönlichen Schuldverhältniſſes nachzuweiſen. Der B. R. 
habe deshalb nicht auf Grund des bloßen Umſtandes, daß er den 
Zeugen H., deſſen Ausſage zu Gunſten des Kl. lautet, für un⸗ 
glaubwürdig hält, ohne Weiteres die gegentheilige Behauptung 
des Bekl. als wahr annehmen dürfen. Der Angriff iſt nicht 
begründet. In der Weiſe, wie die Reviſion dies will, regelt fich 
die Beweislaſt nur dann, wenn von Seiten des Hypotheken- 
gläubigers der Anſpruch aus der Hypothek für ein anderes 
Schuldverhältniß, als das im Grundbuch bezeichnete, geltend ge⸗ 
macht wird. Im vorliegenden Falle aber iſt es umgekehrt der 
Schuldner und Grundſtückseigenthümer, der auf die unrichtige 
Angabe des Schuldverhäftniffes im Grundbuch ein Recht ſtützt, 
indem er behauptet, daß der Hypothekenglänbiger feinen nach 
Maßgabe des wirklichen Schuldverhältniſſes beſtehenden Vertrags⸗ 
pflichten zuwidergehandelt habe. Demzufolge liegt gemäß dem 
allgemeinen Rechtsgrundſatz, wonach Kl. die klagebegründenden 
Thatſachen zu beweiſen hat, ihm und nicht den Gläubiger die 
Beweislaſt darüber ob, welchen Inhalt das wirkliche Schuldver⸗ 
hältniß gehabt hat. Das Verlangen des Kl., daß zur Beſeiti⸗ 
gung der ihm aus der Zeſſion des Bekl. angeblich drohenden 
Vermöͤͤgensbenachtheiligung letzterer ihn von der Schuld befreien 
oder Sicherheit leiſten ſolle, iſt auch materiell unbegründet, da 
es abgeſehen von den Sondervorſchriften der Art 25 ff., 29 der 
W. O. einen Rechtsſatz, wonach ein Vertragsgenoſſe, auch ohne 
daß gegen ihn ein Arreſtſchlag ausgebracht iſt, dem anderen 
Theil zur Sicherheitsleiſtung wegen Erſatzes eines in Zukunft 
möglicher Weiſe eintretenden Schadens verpflichtet wäre, nicht 
giebt. V. C. S. i. S. Ziegler e. Graetzer vom 21. Juni 1902, 
Nr. 127/1902 V. 

15. 88 304, 523, 538. 

Nach § 304 der C. P. O., welcher auch für die Berufungs⸗ 
inſtanz gilt (8 523 C. P. O.) kann das Gericht, wenn ein 
Anſpruch nach Grund und Betrag ftreitig ift, über den Grund 
vorab entſcheiden. Vorausſetzung für den Erlaß einer ſolchen 
Entſcheidung iſt, daß alle Angriffs- und Vertheidigungsmittel 
der Parteien, die ſich auf den Grund des Anſpruches beziehen, 
erſchöpfend erledigt werden, fo daß die Frage des Betrages des 
Anſpruches als einzige Streitfrage übrig bleibt. (S. Urtheile 
des R. G. bei Gaupp⸗Stein, Civilprozeßordnung, 4. Aufl. 8 304 
Anm. 11—13.) Das B. G. geht nun zwar mit Recht davon 
aus, daß die Perſon des Schuldners zum Klagegrund gehoͤrt; 
es hat aber gegen die oben angegebenen Rechtsgrundſaͤtze ver⸗ 
ſtoßen, indem es nach Beſchränkung der Verhandlung 
auf den Streit über die Paſſivlegitimation der 
beklagten Partei lediglich über dieſe einzelne Frage 
entſchieden und die Sache an das Gericht I. J. zurückverwieſen 
hat. Dieſe Entſcheidung tft prozeſſualiſch unzuläffig; fie enthält 
keine Vorabentſcheidung über den Grund des Anſpruches, ſondern 
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nur über die einzelne, zum Klagegrund gehörige Frage, ob 
die Klage gegen den rechten Bekl. erhoben iſt. Durch die 
Bezugnahme auf die Beſtimmung des § 588 Abſ. 1 Nr. 3 
der C. P. O. kann die getroffene Entſcheidung nicht gerecht⸗ 
fertigt werden; denn auf Grund dieſer Beſtimmung hat, wenn 
im Falle eines nach Grund und Betrag ſtreitigen Anſpruches 
die Klage abgewieſen iſt, die Zurückverweiſung an das Gericht 
I. J. nur zur Verhandlung über den Betrag zu erfolgen, 
wie in dem Urtheil des V. C. S. vom 17. Oktober 1900 
(Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 47 S. 366 bis 370), 
dem fich der erkennende Senat anſchließt, näher ausgeführt iſt 
(ſ. auch Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 49 S. 43). 
III. C. S. i. S. Landesſiskus von Deutſch⸗Oſtafrika e. Kuhnen 
vom 1. Juli 1902, Nr. 101/1902 III. 

16. § 313 Sr. 3 und 4. 

Bezüglich des Parteivorbringens in II. J. ie in dem B. U. 
nur geſagt, daß die Kl. den Sachverhalt nach dem Thatbeſtande 
des Urtheils I. J. vorgetragen und deſſen Formel und Gründe 
verleſen habe und daß die Parteien „thatſächliche und rechtliche 
Ausführungen gemacht“ hätten. Hieraus ergiebt fi) aber nicht, 
daß die Parteien in II. J. die nämlichen thatſächlichen und 
rechtlichen Ausführungen, wie in I. J. und nur dieſe gemacht, 
oder daß die von ihnen gemachten „Ausführungen“ keine ſelbſt⸗ 
ftändige, eine beſondere Würdigung erfordernde Bedeutung gehabt 
haben. Vielmehr iſt nach jener Beurkundung die Moͤglichkeit 
nicht ausgeſchloſſen, daß die Parteien in II. J. auch neue that⸗ 
ſaͤchliche und rechtliche Ausführungen von ſelbſtändiger Bedeutung 
gemacht haben. Worin aber dieſe, namentlich die hauptſäachlich 
in Betracht kommenden neuen thatſächlichen Ausführungen 
beſtanden haben, ergiebt ſich aus dem Urtheile II. J. in keiner 
Weiſe, auch nicht aus der nur auf die Gründe des L. G. Bezug 
nehmenden Begründung deſſelben. In dem B. U. fehlt daher 
zunächſt die durch 8 313 Ziffer 3 der C. P. O. vorgeſchriebene 
vollſtändige Darſtellung des Sach- und Streitſtandes in der 
Berufungsinſtanz und ſomit auch die nöthige Grundlage 
für die dem Reviſionsgerichte obliegende Beurtheilung der Fragen, 
ob die Gründe des landgerichtlichen Urtheils auch für das Vor⸗ 
bringen der Parteien in II. J. zutreffend find, ob das letztere 
hierdurch vollſtändig gewürdigt iſt oder ob nicht die von der 
Kl. in II. J. etwa geltend gemachten neuen Angriffsmittel un ⸗ 
berückſichtigt geblieben ſind und ob überhaupt das Geſetz auf 
den vorausgeſetzten Sachverhalt richtig angewendet worden iſt. 
In einer ſolchen Unvollſtändigkeit des B. U. in der Darlegung 
des Sach- und Streitſtandes der Berufungsinſtanz liegt aber 
ein Verſtoß gegen § 313 Ziffer 3 der C. P. O. und auch nach 
der feſtſtehenden Rechtſprechung des R. G. ein Reviſionsgrund 
(vergl. Entſch. Bd. 2 S. 404 und 421, Bd. 4 S. 186 und 431, 
Bd. 6 S. 350, Bd. 36 S. 192). II. C. S. i. S. Schultheiß⸗ 
Brauerei c. Eddelbüttel vom 1. Juli 1902, Nr. 118/1902 II. 

17. 5 445. 

Inſoweit kann der Revifion nicht beigetreten werden, als 
dieſelbe behauptet, daß das B. G. unzuläſſiger Weiſe in den 
auferlegten Eid Rechtsbegriffe, namentlich bezüglich der bei den 
Parteien bei dem fraglichen Vertragsabſchluß vorhandenen Ab- 
ſicht aufgenommen habe. Der hierbei allein in Betracht 
kommende Ausdruck „zum Schein abſchließen“ iſt nämlich ſo 
allgemein bekannt und Jedermann geläufig, daß auch bei dem 
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ſchwurpflichtigen Bekl. das volle Verſtändniß hierfür voraus- 
geſetzt werden darf. Ueberdies iſt die Kl. durch die Aufnahme 
dieſes Ausdrucks in die Eidesnorm auch um deswillen nicht 
beſchwert, weil ſie ſelbſt in dem von ihr zugeſchobenen, von dem 
B. G. in der angegebenen Weiſe zuſammengefaßten Eide dieſen 
Ausdruck mehrfach gebraucht hat. II. C. S. i. S. Heinzinger 
c. Magſaam vom 17. Juni 1902, Nr. 100/1902 II. 

18. § 529. 

Der in der Berufungsinſtanz von der Bekl. geltend gemachte 
Einwand der mangelnden Aktivlegitimation des Kl. iſt zuläſſig, 
trotzdem die Bekl. dieſen Einwand in I. J. hatte fallen laſſen. 
Nicht ohne Weiteres iſt ein Verzicht auf die ſpätere Geltend⸗ 
machung zu folgern. II. C. S. i. S. Oberrheiniſche Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft in Mannheim o. Stark vom 6. Juni 1902, 
Nr. 114/1902 OL. 

19. 8 546. 

Da der Kl. erſt nach der Zuftellung des B. U. erklärt hat, 
ſeine Klageforderung um 70 Mark ermäßigen zu wollen, und 
für ſeine, vom Bekl. beſtrittene Angabe, daß derſelbe den 
Roggen zu 120 Mark pro Tonne verkauft habe, keinen Beweis 
erboten hat, unterliegt das Vorhandenſein der Reviſionsſumme 
und damit die Zuläſſigkeit der Reviſion keinem Bedenken. 
II. C. S. i. S. Cohn c. Philippſohn vom 10. Juni 1902, 
Nr. 26/169 / 1902 II. 

20. § 546. 

Zur Glaubhaftmachung eines reviſiblen Beſchwerdegegen⸗ 
ftandes mußte der Bekl. darlegen, auf welchen Betrag ſein 
Intereſſe daran zu ſchätzen ſei, daß die Zwangsverwaltung nicht 
erſt am 3. Juni auf Grund ſeines vollſtreckbaren Urtheils, 
ſondern bereits am 13. Mai 1901 zufolge einſtweiliger Ver⸗ 
fügung eingeleitet iſt. Allerdings kann nicht bezweifelt werden, 
daß dem Bekl. durch den Verluſt des Gutes in Folge der 
Zwangsverſteigerung Schaden entſtanden iſt. Aber dieſer Schaden 
iſt lediglich als Folge der am 3. Juni 1901 eingeleiteten 
Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung eingetreten, und 
es iſt nicht dargethan, daß er durch die am 11. Mai 1901 
beſchloſſene Sequeſtration herbeigeführt ſei. War die Ehefrau 
des Bekl. in der Lage und ernſtlich des Willens, die Kl. wegen 
ihrer vollſtreckbaren Forderung aus dem Urtheil vom 30. April 
1901 zu befriedigen, ſo lag es doch am nächſten, daß ſie dies 
that und damit die Zwangsverſteigerung unmöglich machte. 
Es wäre dann für den Bekl. der Verluſt des Gutes nicht ein⸗ 
getreten, da die Sequeſtration des Gutes zu deſſen Zwangs- 
verſteigerung nicht führen konnte. War die Ehefrau des Bekl. 
nach Einleitung der Sequeſtration zu vorſichtig, um mit ihrem 
Vermögen dem Bekl. zu Hülfe zu kommen, ſo wird dadurch 
nicht der urſächliche Zuſammenhang zwiſchen der Zwaugsver⸗ 
ſteigerung und der Sequeſtration, an dem es ohnedies fehlt, 
nicht erkennbar gemacht. Iſt bei dieſer Sachlage nicht anzu⸗ 
nehmen, daß die Sequeſtration vom 11. Mai 1901 auch nur 
mittelbar den Verluſt des Gutes für den Bekl. herbeigeführt 
hat, ſo iſt ein anderer, dem Bekl. aus der Sequeſtration ent⸗ 
ſtandener Schaden, nach welchem ſich der Werth des Beſchwerde⸗ 
gegenſtandes für die Reviſionsinſtanz bemeſſen ließe, nicht 
glaubhaft gemacht. — Der Beſchwerdewerth wurde auf 200 Mark 
feſtgeſetzt. V. C. S. i. S. Lentz c. ſtädtiſche Sparkaſſe in Olpe 
vom 2. Juli 1902, Nr. 42/1902 V. 
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21. § 546. 

Das B. G. hat das Urtheil der I. J. inſoweit aufgehoben, 
als es das Fahren mit einem Kahne oder Boote zu Ver⸗ 
gnügungszwecken dem Bekl. unterfagt und die Klage, ſoweit fie 
auf Erlaß eines ſolchen Verbotes gerichtet iſt, abgewieſen. 
Kl. hat Revifion eingelegt die aber wegen des Vorhandenſeins 
eines Streitwerths von nur 900 — 1 200 Mark als unzuläſſig 
zurückgewieſen wurde. Bezüglich der von beiden Theilen bei⸗ 
gebrachten Gutachten wurde vom R. G. erwogen: Es iſt nicht 
anzunehmen, daß durch die Vergnügungsfahrten Jagd und 
Fiſcherei in erheblichem Umfange beeinträchtigt werden, weil der 
Bekl. zu gewiſſen wirthſchaftlichen Zwecken einen Kahn zu be⸗ 
nutzen ohnehin befugt iſt und es ſich deshalb nur um eine Ver⸗ 
mehrung der Fahrten handelt, welche überdies nur für die 
beſſere Jahreszeit praktiſche Bedeutung hat. Von einem Betrage 
von 1 500 Mark bleibt der in dieſer Richtung dem Kl. entſtehende 
Nachtheil jedenfalls ſehr weit entfernt. Ferner heißt es in den 
Gründen: Iſt den vom Bekl. eingereichten Gutachten nun auch 
nicht ſoweit zu folgen, daß nur ein Betrag von 300 — 500 Mark 
anzunehmen wäre, ſo ſind ſie doch geeignet, die Bedeutung der 
Gutachten der Gegenſeite abzuſchwächen, ſie erwecken erhebliche 
Bedenken gegen die Annahme, daß ein Kaufliebhaber, dem ſonſt 
der Erwerb des Guts vortheilhaft ſcheint, ſich durch das Vor⸗ 
handenſein der Grundgerechtigkeit zu einer Minderung feines 
Preisangebots um mehr als 1 500 Mark beſtimmen laſſen könnte. 
Berückſichtigt iſt hier insbeſondere auch, daß einer der vom Bekl. 
zugezogenen Sachverſtändigen in Folge langjähriger Vermittler ⸗ 
thätigkeit bei Kaufgeſchäften über Mecklenburg'ſche Güter um⸗ 
faſſende Erfahrungen über die Faktoren der Preisfeſtſetzung ge⸗ 
wonnen hat. Wenn der Kl. große Opfer für die Befreiung 
ſeines Guts von der Laſt zu bringen bereit geweſen iſt, ſo 
ergiebt ſich daraus, welche Bedeutung er ihr unter den vor⸗ 
handenen Umſtänden beilegt, für die Beurtheilung der objektiven 
Werthverhältniſſe aber iſt es nicht entſcheidend. VII. C. S. i. S. 
v. Blücher c. v. Michael vom 8. Juli 1902, Nr. 182/1902 VII. 

22. § 549. Art. 14 der Deutſchen Bundesakte vom 
8. Juni 1815. 

Die Frage der Vererblichkeit der einem Nachgeborenen eines 
ehemals reichsſtändiſchen Hauſes zuſtehenden Apanage auf ſeine 
männliche Descendenz hängt in erſter Linie von dem Inhalt 
der autonomiſchen Satzungen des betreffenden Hauſes ab. In 
dieſer Beziehung kommt das auf Grund des Art. 14 der 
Deutſchen Bundesakte vom 8. Juni 1815 erlaſſene Statut des 
Hauſes Alt⸗Leiningen⸗Weſterburg vom 26. Januar 1818 in 
Betracht. Dieſes Statut aber erſcheint (vergl. Urtheil des 
erkennenden Senats vom 19. April 1898, III 394/96 in 
Sachen Graf Pückler⸗Limpurg wider Graf Pückler⸗Limpurg: 
Juriſtiſche Wochenſchrift 1898 S. 371 Ziffer 71) als eine 
Norm des objektiven Rechts, die der Dispoſition der Prozeß⸗ 
parteien nicht unterliegt und ohne Rückſicht auf ihre Anſicht 
vom B. G. auszulegen war. Da das Rechtsmittel der Reviſiou 
auf die Verletzung derartiger Hausgeſetze des hohen Adels wie 
des vorliegenden nicht geſtützt werden kann (Entſch. des R. G. 
in Civilſachen Bd. 43 Nr. 103), ſo iſt die Auslegung des 
erwähnten Statuts durch das B. G. für dieſen Rechtsſtreit 
eine endgültige und eine das Reviſionsgericht bindende (vergl. 
auch Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 39 Nr. 96). — 
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Mit Recht hat auch das B. G. die Anwendung der Grund- 
ſätze über Alimente betreffs Geltendmachung der Apanage für 
die letzten fünf Jahre vor Anſtellung der Klage abgelehnt. Die 
Apanage wird gewährt als Entſchädigung für die Ausſchließung 
von der Theilnahme an dem Beſitz und Genuß der Stamm- 
güter. Allerdings bezweckt dieſelbe zugleich die Gewährung 
eines ſtandesgemäßen Lebensunterhalts, allein die Letztere iſt 
nicht wie bei der Alimentationsverbindlichkeit ein Theil des 
Inhalts der Obligation, ſondern ein außerhalb deren Rahmens 
liegender Zweck derſelben. Aus dieſem Grunde iſt auch die 
Apanage lediglich nach den Kräften des Stammguts zu ge⸗ 
währen und erfordert dieſelbe nicht die für die Alimentationd- 
verbindlichkeit gegebenen Vorausſetzungen, insbeſondere auch nicht 
die Bedürftigkeit des Apanagirten, daher der Beſitz eigenen 
Vermögens des Letzteren den Anſpruch nicht ausſchließt. Die 
Apanage iſt eben, wie Kohler, Handbuch des Deutſchen Privat- 
fürſtenrechts S. 106 richtig bemerkt, kein Aliment, ſondern wird 
nur im Maßſtab eines ſolchen zum ſtandesgemäßen Unterhalt 
gegeben. III. C. S. i. S. Alt⸗Leiningen c. Alt⸗Leiningen 
vom 24. Juni 1902, Nr. 87/1902 III. 

23. § 551 Ziffer 7. 

Soweit der Kl. mit ſeiner Anſchließung ſich dadurch für 
beſchwert erachtet, daß ſein Begehren auf Ausſpruch der Ver⸗ 
pflichtung auf Leiſtung eines Offenbarungseides auch inſoweit 
zurückgewieſen wurde, als nach feinen Anträgen bezüglich des 
Pflichttheils erkaunt ſei, jo mußte dieſem Angriffe Folge gegeben 
werden. Zwar iſt die von dem B. R. angewendete Vorſchrift 
des § 34 Badiſchen E. G. zu den Reichsjuſtizgeſetzen vom 
3. März 1879 nicht revifibel. Der B. R. hat aber die An⸗ 
nahme, daß hier nicht die Herausgabe eines Inbegriffes von 
Sachen oder Rechten im Sinne jener Geſetzesbeſtimmung in 
Frage ſtehe, lediglich damit gerechtfertigt, daß der Pflichttheild- 
anſpruch der Bekl. nach dem hier anzuwendenden Pr. A. L. R. 
nur ein obligatoriſcher Anſpruch ſei und daß folgeweiſe die Bekl. 
nicht einen Jubegriff von Sachen oder Rechten herauszugeben 
habe. An einer anderen Stelle der Urtheilsgründe nimmt der 
B. R. ſelbſt an, die Erblaſſerin habe der Bekl. den Pflichttheil 
durch Erbeinſetzung unverkürzt zugewendet. Nach dieſer letzteren 
Annahme läge die Sache genau jo, wie wenn die Bekl. zu / 
Erbin des Nachlaſſes geweſen wäre. Danach liegt hier ein 
Widerſpruch in den Urtheilsgründen und weiter jedenfalls ein 
Mangel in der Begründung inſoweit vor, als der B. R. 
nicht die Beſtimmungen des Teſtamentes der Erblaſſerin über 
das ihr als Pflichttheil Zugewendete in Betracht gezogen hat; 
es mußte darum dieſer Theil des B. U. aufgehoben werden. 
II. & S. i. S. Berberich c. Berberich vom 20. Juni 1902, 
Nr. 104/1902 II. 

24. 5 985. 

Der Wortlaut der einſtweiligen Verfügung bietet für die 
Auslegung keinen Anhalt, daß ſich das Verbot der Bezeichnung 
einer Vorſtellung mit dem Namen „Lebende Lieder“ nicht auf 
eine bereits vorbereitete Vorſtellung am Zuſtellungstage bezogen 
habe. Damit würde in die einſtweilige Verfügung eine Unter⸗ 
ſcheidung hineingelegt, die dem Wortlante und dem mit ihr ver⸗ 
folgten ſofortigen Schutze der Kl. gegen das unlautere Verhalten 
des Bekl. widerſpräche. IL C. S. i. S. Roſſin⸗Roſenfeld 
c. Grell vom 1. Juli 1902, B Nr. 99/1902 II. 
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Konkursordnung. 

25. 8 1. 

Daraus, daß der fragliche Unfall erſt nach der Konkurs⸗ 
eröffnung ſich ereignet hat, folgt nicht, daß der Anſpruch des 
Gemeinſchuldners auf Zahlung aus einem Unfallverſicherungs⸗ 
vertrag nicht zur Konkursmaſſe gehört. Andererſeits ift daraus, 
daß der fragliche Verſicherungsvertrag vor der Konkurseröffnung 
abgeſchloſſen worden iſt, nicht ohne weiteres zu ſchließen, daß 
der klagend geltend gemachte Anſpruch ſchon im Zeitpunkte der 
Konkurseröffnung zu dem Vermögen des Gemeinſchuldners gehört 
hat. Der Rechtsgrund des Erwerbes des Unfallverſicherungs⸗ 
anſpruchs liegt in der Zahlung der Prämie für das betreffende 
Jahr, in dem der Unfall ſich ereignete. Bei der Feuer⸗ und 
bei der Lebensverſicherung hat der Konkursverwalter unter Um⸗ 
ſtänden auch ein offenbares Intereſſe daran, der Konkursmaſſe 
einen hierzu bereits gehörigen Vermögenswerth durch Fortzahlung 
der Prämie zu erhalten. Aber gerade darin beſteht zwiſchen 
der Feuer- und der Lebensverficherung einerſeits und der Unfall- 
verficherung andererſeits ein erheblicher Unterſchied, daß kein ver- 
nümftiges Intereſſe erkennbar iſt, welches den Konkursverwalter 
beſtimmen könnte durch Fortzahlung der Prämien aus Mitteln 
der Konkursmaſſe eine Unfallverſicherung des Gemeinſchuldners 
fortzuſetzen. (Wird weiter ausgeführt und darauf hingewieſen, 
daß die Prämie nicht aus den Mitteln der Konkursmaſſe gezahlt 
iſt.) II. C. S. i. S. Oberrheiniſche Verſicherungsgeſellſchaft in 
Mannheim c. Stark vom 6. Juni 1902, Nr. 114/1902 II. 

26. 86. 

Die Annahme, daß der Konkursverwalter mit dem Ver⸗ 
waltungs- und Verfügungsrecht über das der Gemeinſchuldnerin, 
einer Verficherungsgeſellſchaft auf Gegenſeitigkeit in Liquidation, 
gehörige Vermögen auch das Recht erlangt habe, die zur Be⸗ 
friedigung der Konkursgläubiger erforderlichen Nachſchüſſe an 
Stelle der bisherigen Geſellſchaftsorgane auszuſchreiben (85 28, 
4 der Statuten), iſt nicht zu beanſtanden. VII. C. S. i. S. 
Stenzler c. Konkursmaſſe der Germania, Hagelverficherungs- 
geſellſchaft auf Gegenſeitigkeit in Lig. vom 8. Juli 1902, 
Nr. 211/1902 VII. 

27. 8 10. 

Durch Urtheil I. und II. J. war die von der beklagten 
Aktiengeſellſchaft vorgeſchützte Einrede der Unzuſtändigkeit nach 
8 275 C. P. O. verworfen worden. Nach Einlegung der 
Reviſion durch die Bekl. iſt das Konkursverfahren über ihr Ver⸗ 
mögen eröffnet worden. Der Kl. hat, als ſeine Klaganſprüche 
im Konkurſe im Prüfungstermine vom Konkursverwalter be⸗ 
ſtritten wurden, das unterbochene Verfahren aufgenommen und 
den jetzt beklagten Konkursverwalter geladen. Aus den Gründen. 
Der beklagte Konkursverwalter hat gegen die Form, in welcher 
der Kl. das durch die Konkurseröffnung unterbrochene Verfahren 
aufgenommen, keine Einwendung erhoben, ſondern hat auch 
ſeinerſeits anſtandslos zur Sache verhandelt. Auch wenn man 
in Bezug auf den Klaganſpruch, welcher dahin geht: anzuerkennen, 
daß Kl. 5000 Mark für die Ueberlaſſung eines Patentes nichts 
verſchulde und als ſolcher die Aktivmaſſe betrifft, anzunehmen 
hätte, daß hierfür die Aufnahme in Gemäßheit des § 10 der 
R. K. K. erfolgen mußte, ſo wäre doch auch inſoweit eine form⸗ 
gerechte Aufnahme vorhanden, da in dem Verhalten des Konkurs⸗ 
verwalters die ſtillſchweigende Erklärung zu finden iſt, auch 
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ſeinerſeits den Rechtsſtreit aufzunehmen. I. C. S. i. S. Aktien⸗ 
geſellſchaft feuerfeſter und ſäurefeſter Produkte zu Vallendar 
c. Friederici-Mellentin vom 21. Juni 1902, Nr. 321/1901 J. 

28. 88 23, 242, 252. 

Durch Urtheil des R. G. vom 26. Juni 1893, auf welches 
der Rkl. Bezug genommen hat, iſt die Frage, welche damals 
zur Entſcheidung ſtand, ob nämlich die auf Grund einer Ver⸗ 
pflichtung erfolgte Sicherſtellung des Heirathsgutes der Ehefrau, 
welche nach § 25 Ziffer 2 der R. K. O. der Anfechtung durch 
den Konkursverwalter entzogen iſt, auf Grund des § 24 Ziffer 2 
der R. K. O. angefochten werden könne, verneint worden. In 
dem dort entſchiedenen Falle war ſeitens des Anfechtungskl. 
geltend gemacht worden, daß die Beſtellung einer Hypothek zur 
Sicherung des Heirathsgutes der Frau, auch wenn der Gemein⸗ 
ſchuldner zu derſelben verpflichtet geweſen, als entgeltlicher Ver⸗ 
trag auf Grund des § 24 Ziffer 2 der R. K. O. anfechtbar 
ſei, daß alſo in einem ſolchen Falle die Anfechtungsklage des 
Konkursverwalters noch ohne weiteres begründet ſei, wenn die 
Beſtellung der Hypothek in dem letzten Jahre vor der Eröffnung 
des Verfahrens ſtattgefunden habe, inſofern die Frau nicht 
beweiſe, daß ihr zur Zeit der Beſtellung der Hypothek eine 
Abſicht ihres Ehemannes, feine Gläubiger zu benachtheiligen, 
nicht bekannt geweſen ſei. Das Reviſionsgericht mißbilligte dieſe 
Auffaſſung und erachtet es für die einfachſte und natürlichſte 
Auslegung des § 25 Ziffer 2, daß die Sicherſtellung des 
Heirathsgutes der Ehefrau des Gemeinſchuldners, von beſonderen 
Umſtänden abgeſehen, von dem Konkursverwalter nicht angefochten 
werden könne, wenn der Gemeinſchuldner geſetzlich oder durch 
einen vor mehr als zwei Jahren vor der Eröffnung des Ver⸗ 
fahrens geſchloſſenen Vertrag zu der Sicherſtellung verpflichtet 
war. Wenn es nun auch den Anſchein hat, daß jenes Urtheil 
als beſondere Umſtände, unter denen es die Sicherſtellung von 
Heirathsgut auch außer dem Falle des § 25 Ziffer 2 für 
anfechtbar erachtet, nur ſolche im Auge gehabt hat, welche die 
Anfechtung nach §S 24 Ziffer 1 begründen würden, jo hat durch 
daſſelbe doch zu der Frage, ob durch die Beſtimmung des § 25 
Ziffer 2 die Anfechtung gemäß § 23 Ziffer 1 ausgeſchloſſen 
werde, wenn es ſich um Sicherſtellung oder Rückgabe von 
Heirathsgut oder Eingebrachtem handelt, keine Stellung ge⸗ 
nommen werden ſollen, da hierzu keine Veranlaſſung vorlag. 
Nach Anſicht des hier erkennenden Senats iſt dieſe Frage zu 
verneinen. Der § 23 beruht auf dem Gedanken, daß mit der 
Zahlungsunfähigkeit des Schuldners eine Gebundenheit ſeines 
Vermögens im gemeinſchaftlichen Intereſſe aller perjönlichen 
Gläubiger eintritt. (Wenn als kritiſcher Zeitpunkt für die 
Aufechtbarkeit der Rechtshandlungen des Gemeinſchuldners nicht 
der Eintritt der Zahlungsunfähigkeit, ſondern die äußerlich 
wahrnehmbaren Thatſachen der Zahlungseinſtellung und des 
Eröffnungsautrages hingeſtellt find, fo hat dies ſeinen Grund 
in der Schwierigkeit der Ermittelung über den Zeitpunkt des 
Eintritts der Zahlungsunfähigkeit.) Der Anfechtungsgrund des 
§ 23 iſt hiernach von dem des § 25 völlig verſchieden. Im 
§ 25 bildet die Unentgeltlichkeit der Verfügungen des Gemein⸗ 
ſchuldners den Anfechtungsgrund; dabei iſt die Sicherſtellung 
und Rückgewähr von Heirathsgut und Eingebrachtem, ſofern 
keine geſetzliche oder zwei Jahre vor der Konkurseröffnung 
begründete vertragsmäßige Verpflichtung zu derſelben beſteht, 
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den unentgeltlichen Verfügungen gleichgeſtellt. Aus dieſer 
Gleichſtellung und beſonderen Erwähnung im § 25 Ziffer 2 
läßt ſich nicht entnehmen, daß ein Rechtsakt dieſer Art, wenn 
die Anfechtung gemäß § 25 Ziffer 2 verſagt, der Anfechtung 
überhaupt entzogen fein ſollte. Dies nimmt auch die Revifion 
nicht an, da ſie nicht bezweifelt, daß wenigſtens die Anfechtung 
gemäß 8 24 Ziffer 1 noch zuläſſig fein würde. Es kann aber 
auch — worauf es hier ankommt — die Anfechtung aus § 23 
Ziffer 1 in ſolchem Falle nicht für ausgeſchloſſen erachtet 
werden, da der Anfechtungsgrund dieſer Beſtimmung ein ganz 
anderer, als der des § 25 Ziffer 2 und, wie der des § 24 
Ziffer 1 ein ganz allgemeiner ift, bei dem das perſönliche Ver⸗ 
hältniß des Anfechtungsgegners zum Gemeinſchuldner, welches 
bei der Anfechtung auf Grund der 88 24 Ziffer 2 und 25 
Ziffer 2 von maßgebender Bedeutung iſt, nicht in Betracht 
kommt. VII. C. S. i. S. Schallamach und Gen. c. Hopps 
Konkurs vom 17. Juni 1902, Nr. 129/1902 VII. 

Handelsgeſetzbuch. | 

29. § 1. N 

Als Kaufmann im Sinne des § 1 des H. G. B., das 
heißt als ein Kaufmann, der in eigenem Namen ein Handels- 
gewerbe betreibt, iſt der Handlungsgehülfe nicht anzuſehen. 
II. C. S. i. S. Schmidt c. Eickhorn vom 2. Juli 1902, 
Nr. 119/1902 II. 

30. 58 54, 55. 

Wenn das B. G. annimmt, daß ein gewiſſes Geſchäft 
wegen ſeines außerordentlichen großen Werthes nicht innerhalb 
des Rahmens des gewöhnlichen Geſchäftsbetriebes der Kl. gelegen 
und insbeſondere nicht zu der Art von Geſchäften gehört habe, 
welche E. als Handlungsreiſender ſelbſtſtändig abzuſchließen als 
ſtillſchweigend ermächtigt galt, zum mindeſten aber, daß deſſen 
Vollmacht zu ſelbſtſtändigem Abſchluſſe auf Geſchäfte von erheblich 
geringerem Werthe als bei dem vorliegenden beſchränkt geweſen 
ſei, jo enthält dieſe Begründung keine Verletzung der Grundſaͤtze 
der 88 54, 55 des H. G. B. II. C. S. i. S. Roſenbaum 
c. Sigmann vom 27. Juni 1902, Nr. 115/1902 II. 

31. § 84. 

Die Reviſion rügt nach § 46 des Geſetzes, betreffend die 
Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung Nr. 7, es bedürfe die 
Beſtellung eines Handlungsbevollmächtigten zum geſammten 
Geſchäftsbetriebe, welche in dem Vertrage vom 25. September 
1899 enthalten ſei, der Beſtimmung der Geſellſchafter, 
während der Vertrag nur von einem Geſchäftsführer bezw. den 
Prokuriſten abgeſchloſſen ſei. Dieſer Angriff iſt unbegründet, 
weil, wie auch das B. G. ausgeführt hat, die Beſtellung eines 
Handlungsbevollmächtigten zum geſammten Geſchäfts⸗ 
betrieb gar nicht vorliegt. Denn nicht nur war die Thätigkeit 
des Bekl. territorial beſchränkt (auf Berlin und Umgegend), 
ſondern vor Allem hatte auch Bekl. mit der Fabrikation, dem 
Weſentlichen des klägeriſchen Geſchäftes, überhaupt Nichts zu 
thun, ſondern war nur für den kaufmänniſchen Vertrieb thätig. 
Uebrigens iſt auch dem B. G. darin beizuſtimmen, daß nach 
dem Inhalt des Vertrages die Stellung des Bekl. die eines 
Agenten war; der Ausdruck „Vertreter“, der eine techniſche 
Bedeutung nach der kaufmänniſchen Sprachweiſe überhaupt nicht 
hat, iſt für die Beurtheilung der Frage ganz unerheblich. War 
Bekl. aber nur Agent, fo iſt damit ausgeſchloſſen zwar nicht, 
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wie das B. G. meint, daß er auch Handlungsbevollmächtigter 
jet, wie dies ſchon der Wortlaut des 8 84 H. G. B. („ver- 
mitteln oder abzuſchließen“) ergiebt, wohl aber, daß er 
Handlungsbevollmächtigter zum geſammten Geſchäftsbetrieb war. 
Da hiernach der erſte Entſcheidungsgrund des B. G. das Urtheil 
trägt, fo kann dahin geſtellt bleiben, ob der von der Revifion 
gleichfalls angefochtene zweite Grund, daß der Vertrag auch auf 
Grund des § 37 Abſ. 2 des Geſetzes, betreffend die Geſellſchaften 
mit beſchränkter Haftung, für gültig zu erachten ſei, zutreffend 
iſt. III. C. S. i. S. Bergedorfer Holzwerke o. Butterweich 
vom 27. Juni 1902, Nr. 75/1902 III. 

32. 88 373, 377. 

Eine Ablieferung der Kohlen an die Bekl. im Sinne 
des erſten Abſatzes von § 377 des H. G. B., die erfordert, daß 
die Waare thatſächlich in die Verfügungsgewalt des Käufers 
gelangt, lag fpäteftend in dem Zeitpunkte vor, als auf Ver⸗ 
anlaſſung der Bekl. die Waare nach Taku weiter verſchifft 
wurde. Nach § 377 Abſ. 1 hat der Käufer die Waare un- 
verzüglich nach der Ablieferung zu unterſuchen, ſoweit dies 
nach dem ordnungsgemäßen Geſchäftsgang thunlich ift, und 
wenn ſich ein Mangel zeigt, dem Verkäufer unverzüglich Anzeige 
zu machen. Bei Auslegung dieſer Geſetzesbeſtimmung beſteht 
darüber kein Meinungsſtreit, daß nur die Mängelanzeige, nicht 
die Unterſuchung geſetzliche Pflicht des Käufers iſt. Daraus 
ergiebt ſich für die Zeit der Mängelanzeige, daß ſie unverzüglich 
nach der auf die Ablieferung folgenden Zeit erfolgen muß, die 
für eine ordnungsgemäße Unterſuchung erforderlich iſt. 

Die briefliche, am 2. Juli abgegangene, am 6. Juli bei 
der Kl. eingekommene Mängelanzeige kann nicht als eine 
unverzügliche im Sinne des § 377 Abſ. 1 a. a. O. beurtheilt 
werden, da nach den beſonderen Umſtänden des gegebenen Falles 
die Anzeige auf telegraphiſchem Wege hätte erfolgen müfſſen. 

Ablieferung im Sinne des § 377 des H. G. B. und 
Annahme im Sinne des § 373 des H. G. B. find dann nicht 
identiſch, wenn der Käufer die Waare nur unter Vorbehalten 
(Bedingungen) übernommen hat und auf Grund oder doch aus 
Anlaß dieſer Vorbehalte die Waare wieder an den Käufer 
gelangt iſt. Das iſt aber hier der Fall. Es lag aber ein 
Annahmeverzug der Bekl. nach § 373 des H. G. B. mit dem 
Zeitpunkt vor, als die noch nicht als vertragsgemäß an⸗ 
genommene Waare in Folge der bei der Uebernahme gemachten 
Vorbehalte an die Kl. zurückkam, die Bekl. aber deren Rück⸗ 
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ſchließung über die Annahme auf Rechnung der Kl. oder auf 
Rechnung, wen es angeht, begehrt hat. Da der Annahme⸗ 
verzug kein Verſchulden erfordert, iſt es unerheblich, daß die 
Waare auf Grund der bei der Uebernahme gemachten Vor⸗ 
behalte nur in Folge der an ſich als unabwendbarer Zufall zu 
beurtheilenden Anordnungen der Militärbehörde zurückgekommen 
iſt. II. C. S. i. S. Anz & Co. c. a vom 
8. Juli 1902, Nr. 332/1901 II. 

38. Differenzgeſchäft. 

Mit Bezug auf die Frage, ob die Forderung der Bekl., 
zu deren Deckung fie die Hypothek und die deponirten Werth⸗ 
papiere realifirt haben, aus reinen Differenzgeſchäften herrührte, 
erwägt das B. G., daß Thatumſtände, aus denen auf eine ftill- 
ſchweigende Willensübereinſtimmung, bloße Differenzgeſchäfte 
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ſchließen zu wollen, geſchloſſen werden könne, nicht vorlägen. 
Daß zwiſchen B. und den Bekl. Geſchäfte über ſogenannte 
Spielpapiere, d. h. über häufigen und erheblichen Kurs 
ſchwankungen unterworfene Werthpapiere gemacht worden ſeien, 
koͤnne allein nicht genügen, um die auf Ausſchluß der Effektiv⸗ 
erfüllung gerichtete Willensmeinung feſtſtellen zu können, da 
auch über ſolche Papiere Effektivgeſchäfte abgeſchloſſen würden. 
Außerdem aber ſeien zwiſchen B. und den Bekl. in zahlreichen 
Fällen auch andere Papiere gehandelt worden. Auch die zahl⸗ 
reich vorgekommenen Prolongationen könnten die Spielabſicht 
nicht darthun, denn auch bei effektiven Geſchäften faͤnden Pro⸗ 
longationen ſtatt. Ueberdies aber ſeien in den Jahren 1890 
bis 1893 zahlreiche zwiſchen B. und den Bekl. geſchloſſene 
Fondsgeſchäfte durch effektive Lieferung und Abnahme erfüllt 
worden. Dieſe Erwägungen find nicht zu beanſtanden, wenn 
weitere Umſtände für eine auf bloßes Differenzſpiel gerichtete 
Abficht nicht vorliegen. Hinſichtlich der als ſolches Beweis⸗ 
moment in erſter Linie in Betracht kommenden Vermoͤgenslage 
des Gegenkontrahenten hat das B. G. erwogen, daß, nachdem 
jetzt unſtreitig geworden ſei, daß B. alle Geſchäfte für fremde 
Rechnung gemacht habe, nicht ſowohl die Vermögenslage B.s, 
ſondern diejenigen ſeiner Auftraggeber von Bedeutung ſei. Wenn 
deren Vermögenslage die Effektiverfüllung der anfgetragenen 
Geſchäfte ausſchloß, hätte B. annehmen müſſen, daß kein 
Effektivgeſchäft, ſondern ein bloßes Differenzgeſchäft beabfichtigt 
ſei, während im umgekehrten Falle kein Anhalt zu ſolcher An⸗ 
nahme für B. vorgelegen habe, ſo daß in jedem Falle die Ver⸗ 
mögenslage der Auftraggeber die Vertragsabſicht B.s beſtimmen 
mußte und die Bekl. nur aus der Vermögenslage feiner Auftrag ⸗ 
geber auf dieſe Vertragsabficht ſchließen konnten. Denn daß 
die Bekl. bei dem Geſchäftsverkehr mit B. davon ausgegangen 
ſeien, alle Geſchäfte deſſelben gingen für Rechnung dritter Per⸗ 
ſonen, ſieht das B. G. ſowohl auf Grund der von B. im 
Vorprozeſſe abgegebenen Zeugenausſagen, wie nach ſeiner eigenen 
Kenntniß von der geſchäftlichen Stellung der Fondsmakler in 
Hamburg als feſtftehend an. Das B. G. vermißt aber jeden 
Beweis dafür, daß die Bekl. aus dem, was ſie über das Ver⸗ 
mögen der Auftraggeber B.s wußten, darauf hätten ſchließen 
können, daß B. für dieſelben bloße Differenzgeſchäfte hätte ab⸗ 
ſchließen wollen. Wohl aber hätten die Bekl. gewichtige Mo⸗ 
mente dafür vorgebracht, daß fie keine Veranlafſung gehabt 
hätten, an der Vermögenszulänglichkeit der Auftraggeber B.8 
zu zweifeln. Die wenigen Kunden B.s, deren Namen ſie zu⸗ 
fällig erfahren hätten, ſeien recht vermögende Leute geweſen, 
B. habe ganz beträchtliche Sicherheiten geſtellt und die von 
ihm regelmäßig zur Einlöſung präfentirten Koupons Hätten auf 
erhebliches Kapitalvermoͤgen ſeiner Kunden ſchließen laſſen. 
Außerdem falle auch hier in's Gewicht, daß zahlreiche Gefchäfte 
B.s effektiv erfüllt worden ſeien. Auch dieſe Erwägungen find 
nicht rechtsirrthümlich. So lange die Möglichkeit offen blieb, 
daß B. theils Geſchäfte für eigene Rechnung, theils Geſchäfte 
für Rechnung Dritter mit den Bekl. gemacht habe, ohne die einen 
oder die anderen Geſchäfte für die Bekl. unterſcheidbar hervor ⸗ 
treten zu laſſen, war der Schluß zuläffig, die Bekl. hätten es 
darauf ankommen laſſen, daß B. auch Spielgeſchäfte mit ihnen 
abſchließen wolle, wenn fie jene Vermögenslofigkeit kannten, alfo 
annehmen mußten, daß er jedenfalls die für eigene Rechnung 
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abgeſchloſſenen Geſchäfte nicht effektiv erfüllen konnte. Handelte 
es fi) aber nur um den Abſchluß von Geſchäften für Rechnung 
dritter Perſonen, welche B. zwar mit ſeinem Namen deckte, 
deren ſachliches Endergebniß aber ſeine Auftraggeber anging, 
ſo war die Vermögenslage dieſer hinter B. ſtehenden Perſonen 


für die Rechtsnatur der von B. mit den Bekl. geſchloſſenen 


Geſchäfte von weſentlicher Bedeutung. Allerdings würde ein 
Bankier, der ſich mit einen ganz vermögensloſen Kommiſſionär 
in umfangreiche Fondsgeſchäfte einläßt, ohne die Perſonen der 
Kommittenten und deren Vermögenslage zu kennen, gegen ſich 
gelten laſſen müſſen, daß er die Geſchäfte für den Fall als 
bloße Differenzgeſchäfte abgeſchloſſen habe, wenn ſich nachträglich 
herausſtellen ſollte, daß von der anderen Seite der Abſchluß 
ſolcher Geſchäfte beabſichtigt war. Allein es iſt nicht erſichtlich, 
daß hier ein ſolcher Fall vorgelegen habe. Vielmehr find die 
von dem B. G. hervorgehobenen pofitiven Momente geeignet, 
die Annahme zu rechtfertigen, daß die Bekl. genügenden Grund 
hatten, zu glauben, daß die Anftraggeber B.s ihrer Vermögens⸗ 
lage nach im Stande ſeien, die abgeſchloſſenen Geſchäfte effektiv 
zu erfüllen, und demgemäß nicht veranlaßt waren, mit einer 
auf den Abſchluß bloßer Differenzgeſchäfte gerichteten Abſicht 
B.s zu rechnen. Unter ſolchen Umſtänden iſt es nicht zu miß⸗ 
billigen, daß das B. G. das ſtillſchweigende Zuſtandekommen 
bloßer Differenzgeſchäfte zwiſchen B. und den Bekl. verneint hat. 
I. C. S. i. S. Burau c. Nachmann u. Magnus vom 18. Juni 
1902, Nr. 10/1902 1. 

Vereinszollgeſetz vom 1. Juli 1869. Geſetz vom 
14. April 1894 5 7 Nr. 3. 

34. 

Das R. G. hat wiederholt angenommen, daß durch das 
Vereinszollgeſetz nur die Anwendung des Tarifs, die Unter⸗ 
ſtellung einer beſtimmten Waare oder Waarengattung unter 
eine beſtimmte Tarifpoſition gemäß § 12 des Geſetzes vom 
1. Juli 1869 ausſchließlich den Zollbehörden vorbehalten ſei. 
Die Frage, ob die vom Zolltarifgeſetze gewährte Befreiung vom 
Eingangszoll, die nach Wahl des Fabrikanten entweder in dem 
Erlaſſe des Zolls für eine gewiſſe Getreidemenge oder in der 
Ertheilung von die zollfreie Einfuhr von Waaren ermöglichenden 
Einfuhrſcheinen beſteht, einzutreten habe oder nicht, iſt keine 
Tariffrage, ſondern eine Frage der Anwendung des Zollgeſetzes, 
deren Beantwortung den Gerichten nicht unterſagt iſt (Entſch. 
Bd. 16 S. 40). Das gerichtliche Gehör ſoll dem Kl. nur 
inſoweit nicht verſagt werden, als ihm das Recht auf die Be⸗ 
freiung gemäß § 7 Nr. 3 des Geſetzes vom 14. April 1894 
ſchlechthin beſtritten wird. Juſoweit ſteht aber der Zuläſſigkeit 
des Rechtsweges keinesfalls eine reichsrechtliche Norm entgegen. 
In dieſer Hinſicht kommen lediglich die partikularrecht⸗ 
lichen Beſtimmungen in Betracht. VII. C. S. i. S. General- 
zolldirektion zu Hamburg c. Botſch vom 11. au 1902, 
Nr. 107/1902 VII. | 

Haftpflichtgeſetz vom 7. Juni 1871. 

35. § 1. 

Kl. iſt mit einem verſpätet auf der Station Alzey ein⸗ 
getroffenen Zuge dort angekommen, hat ſich, von dem Schaffner 
deſſelben zur Eile aufgefordert, zur Löſung einer Fahrkarte für 
ſeine mit dem nämlichen Zuge beabſichtigte Weiterfahrt in das 
Bahnhofsgebäude begeben und iſt auf ſeinem Rückwege nach 
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dem zur Abfahrt bereit ſtehenden Zuge in der Eile über 
einen auf dem Bahnſteige ſtehenden Eiſenbahn⸗Gepäckkarren 
geſtürzt, wodurch er ſich die den unmittelbaren Grund der 
Klage bildende Knieverletzung zugezogen hat. Bezüglich der 
von dem Kl. hierbei gezeigten beſonderen Eile hat das B. G. 
noch namentlich hervorgehoben, daß dieſelbe nicht nur nach der 
perſönlichen Anſicht des KL, ſondern auch nach der ganzen Sad)- 
lage, namentlich bei der Kürze der fahrplanmäßigen Haltezeit 
des Zugs und bei der wegen deſſen Verſpätung vorliegenden 
Möglichkeit einer noch weiter eintretenden Verkürzung derſelben 
nothwendig geweſen ſei. Auf Grund aller dieſer Thatumſtände 
hat das B. G. „eine der Natur des Eiſenbahnbetriebs eigene 
Eile und hiermit zuſammenhängende Gefährlichkeit“ und zugleich 
den von der Reviſion vermißten urſächlichen Zuſammenhang 
zwiſchen dem Eiſenhahnbetriebe und dem fraglichen Unfalle ohne 
rechtlichen Verſtoß angenommen. Dieſer Zuſammenhang liegt 
inſofern vor, als zur Zeit des Unfalls einerſeits der Eiſenbahn⸗ 
betrieb hinſichtlich des erwähnten, zur Weiterfahrt bereitſtehenden 
Zugs noch nicht beendigt und auch nicht unterbrochen war 
(vergl. Urtheil des VI. C. S. des R. G. vom 29. Februar 1892, 
bei Eger: Eiſenbahnrechtliche Entſch. Bd. 9 S. 193 ff.) und 
als andrerſeits Kl. ſelbſt als Reiſender zu dieſem Betriebe in 
einer noch fortdauernden Beziehung ſtand, indem er gerade im 
Begriff war, zur Weiterfahrt in den Zug wieder einzuſteigen, 
und als namentlich nach der Annahme des B. G. die als 
nächſte Urſache des Unfalls anzuſehende beſondere Eile des 
Kl. in Folge von mit dem Eiſenbahnbetriebe zuſammenhängenden 
und als außergewöhnliche Betriebsereigniſſe erſcheinenden That⸗ 
umſtänden, — der Zugverſpätung, der dadurch gegebenen 
Möglichkeit der Abfahrt des Zugs vor Ablauf der fahrplan- 
mäßigen Aufenthaltszeit und der Mahnung des Schaffners, — 
nothwendig und ſomit auch dadurch veranlaßt war. Dieſe 
beſondere Eile des Kl. war alſo einerſeits eine Folge des 
Eiſeubahnbetriebs und ſtand anderſeits mit den beſonderen 
Gefahren deſſelben im Zuſammenhang, wegen deren Kl. ver⸗ 
ſtäudiger Weiſe für den Fall, daß er ſich nicht beeilte, den 
Eintritt irgend eines dem Eiſenbahnbetriebe eigenthümlichen 
Unfalls befürchten konnte. In dieſer Hinficht genügt es nament- 
lich, daß nach den Grundſätzen der Lebenserfahrung eine ſolche 
Einwirkung der beſonderen Gefahren des Eiſenbahnbetriebs auf 
das eilige Verhalten des Kl. anzunehmen iſt (vergl. Entſch. 
des R. G. Bd. 2 S. 85 und die daſelbſt angeführten Entſch. 
des R. O. H. G. und weitere Urtheile des R. G. bei Eger 
a. a. O. Bd. 2 S. 56, Bd. 3 S. 69 und 200, Bd. 4 S. 455, 
Bd. 5 S. 55, Bd. 6 S. 1 und 56, Bd. 11 S. 338). Ueber- 
dies hat ſich nach der getroffenen Feſtſtellung der Unfall des 
Kl. auf dem Bahnſteige des Bahnhofs, alſo an einem Orte 
ereignet, welcher ſeiner Lage und Beſtimmung nach dem Eiſen⸗ 
bahnbetriebe dient. Wenn aber an einer Eiſenbahnbetriebsſtätte 
ſelbſt ein Reiſender in Folge der Eile, die durch den Betrieb, 
namentlich durch außergewöhnliche Betriebsereigniſſe, wie die im 
gegebenen Falle feſtgeſtellten, veranlaßt iſt, einen Unfall erleidet, 
der mit den eigenthümlichen Gefahren dieſes Betriebs im 
Zuſammenhang ſteht, fo iſt an ſich das Thatbeſtandsmerkmal 
des § 1 cit.: „bei dem Betriebe“ gegeben. II. C. S. i. S. 
Großh. Heſſiſcher Eiſenbahnfiskus 6. Halfmann vom 24. Juni 1902, 
Nr. 112/1902. 
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Patentgeſetz vom 7. April 1891. 

36. 

Wer vor der Anmeldung den Erfindungsgedanken in die 
That umgeſetzt, ihn ausgeführt oder auszuführen begonnen hatte, 
ſoll befugt bleiben, die Erfindung für die Bedürfniſſe ſeines 
eigenen Betriebes auszunutzen. Daraus folgt mit Nothwendig⸗ 
keit, daß der Erfindungsbeſitz ein ſelbſtſtändiger, in eigenem 
Intereſſe ausgeübter geweſen fein muß, daß nur derjenige An- 
ſpruch hat auf den Schutz des Geſetzes, der für eigene Zwecke 
die Erfindung benutzt oder die zu ſolcher Benutzung erforderlichen 
Veranſtaltungen getroffen hatte. I. C. S. i. S. Schade c. Patſcher 
und Schmellenkamp vom 28. Juni 1902, Nr. 84/1902 J. 

37. 828. 


Auch wenn es richtig ſein ſollte, daß das geſchützte Ver⸗ 


fahren nicht leiſtet, was es nach der Patentſchrift leiſten ſoll und 
ſelbſt wenn unterſtellt wird, daß der Bekl. hierum gewußt habe, 
jo iſt doch nicht erfichtlich, wie derſelbe das Patentamt, das vor 
Ertheilung des Patents zur Vorprüfung befugt, verpflichtet und 
in der Lage war, getäuſcht haben ſollte. Es kann daher dahin⸗ 
geſtellt bleiben, ob es möglich iſt, ein Patent, weil argliftig er- 
langt, nach Ablauf der Friſt des $ 28 des Pat. G. noch anzu- 
greifen; jedenfalls würde die Thatſache, daß der Anmelder die 
Mangelhaftigkeit ſeiner Erfindung gekannt habe, hierzu nicht 
ausreichen. Die Zeitbeſchränkung des § 28 Abſ. 3 des Pat. G. 
iſt eingeführt um unbillige Angriffe abzuſchneiden und beſtimmt 
deshalb, daß die Frage, ob die in 58 1, 2 bezeichneten Voraus- 


ſetzungen des Patentſchutzes vorgelegen haben, nach Ablauf der 
beſtimmten Friſt nicht mehr in Zweifel gezogen werden ſolle, da 


wegen des inzwiſchen erfolgten Zeitablaufs ihre Beantwortung 
unficher geworden ſei (vergl. Begründung zu § 27 des Entwurfs 


von 1890 Druckſachen des Reichstags 1890 Nr. 152 S. 25); 


der Zweck dieſer Beſtimmung würde jedoch verfehlt und die 
Rechtsſicherheit gefährdet, wenn es geſtattet würde, ein Patent 
auf eine Erfindung, die einer ſachkundigen Behörde angemeldet 
und öffentlich zur allgemeinen Prüfung ausgelegt war, immer 
noch auf Grund der Behauptung anzufechten, der Erfinder ſei 
überzeugt geweſen, daß er die geſchützte Erfindung in Wahrheit 
gar nicht gemacht habe. I. C. S. i. S. Molkerei⸗Genoſſenſchaft 
Stargard i.ſ/ Vom. E. G. m. u. H. c. Caſſe vom 25. Juni 1902, 
Nr. 102/1902 I. 

Kaiſerliche Verordnung zur Verhütung des 
Zuſammenſtoßes von Schiffen auf See vom 9. Mai 1897. 

38. Art. 16. 

Art. 16 der Kaiſerlichen Verordnung vom 9. Mai 1897 
beſtimmt: Ein Dampffahrzeug, welches anſcheinend vor der 
Richtung quer ab (vorderlicher als dwars) das Nebelſignal 
eines Fahrzeugs hört, deſſen Lage nicht auszumachen iſt, muß, 
ſofern die Umſtände dies geſtatten, ſeine Maſchine ſtoppen und 
dann vorſichtig manöveriren, bis die Gefahr des Zuſammenſtoßens 
vorüber iſt. Rechtsirrthümlich iſt es, wenn das B. G. die 


Worte „ſofern die Umſtände dies geſtatten“ für gleichbedeutend 


nimmt mit den Worten „ſofern nicht beſondere Umſtände aus⸗ 
nahmsweiſe die Nichtbefolgung der Vorſchrift rechtfertigen.“ 


Vorausſetzung der ganzen Vorſchrift iſt, daß die Lage des Gegen⸗ 


ſchiffs nicht auszumachen iſt, und ſoll der damit als gegeben 
angeſehenen Gefahr eines Zuſammenſtoßes dadurch vorgebeugt 
werden, daß die Maſchine geſtoppt und dann vorſichtig 
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mandvrirt wird, bis die Gefahr vorüber iſt. I. C. S. i. S. 
Sartori & Berger c. Dampfkibsaktieſelskab Faerder vom 
25. Juni 1902, Nr. 87/88/1902 J. 

II. Das Gemeine Necht. 

39. Ausſchließung aus einem Verein. 

Der beklagte Landwehrverein, der mit juriſtiſcher perſönlich⸗ 
keit nicht ausgeſtattet iſt, hat auch bisher Rechtsfähigkeit nicht 
erlangt — $ 21 (22) des B. G. B. —, da er in das Vereins- 
regiſter nicht eingetragen iſt. Daß nicht rechtsfähige Vereine 
als ſolche verklagt werden können, alſo inſoweit parteifähig 
ſind, obwohl ſonſt parteifähig nur iſt, wer rechtsfähig iſt 
— 5 50 Abſ. 1 der C. P. O. —, iſt in Abſ. 2 a. a. O. aus- 
drücklich vorgeſehen, und iſt es für die Anwendbarkeit dieſer 
prozeßrechtlichen Vorſchrift bedeutungslos, ob der Verein, 
wie im vorliegenden Falle, ſchon vor dem am 1. Januar 1900 
erfolgten Inkrafttreten des B. G. B. gegründet iſt oder ob die 
Gründung erſt fpäter erfolgt iſt. Der Unterſchied gewinnt aber. 
nach anderer Richtung Bedeutung: für die Beantwortung der 
Frage, ob die Rechtsſtellung des beklagten Vereins zu ſeinen 
Mitgliedern nach dem bisherigen Recht, dem gemeinen Recht, 
oder nach dem B. G. B. zu beurtheilen iſt, deſſen $ 54 beſtimmt, 
daß auf Vereine, die nicht rechtsfähig find, die Vorſchriften über 
die Geſellſchaft — 88 705— 740 — Anwendung finden. 
Mit Recht nimmt das B. G. an, daß für diejenigen nicht rechts⸗ 
fähigen Vereine, die vor dem Inkrafttreten des B. G. B. ge⸗ 
gründet find, das bisherige Recht weiter gilt. In gleichem 
Sinne hat ſich auch der jetzt erkennende Senat mehrfach, ins⸗ 
beſondere in dem zur Veröffentlichung in der Sammlung der 
Entſch. des R. G. in Civilſachen gelangenden Urtheile vom 
7. April 1902 in Sachen Müller wider Schützengilde der Stadt 
Meſeritz — IV. 7/1902 —, auf deſſen Gründe hier Bezug 
genommen wird, ausgeſprochen, auch hier ausgehend von dem 
allgemein anerkannten Rechtsgrundſatze, daß neue Geſetze in der 
Regel auf die beſtehenden Privatrechte keine rückwirkende 
Kraft haben. Um ſolche beſtehenden Privatrechte handelt es ſich 
aber auch bei dem Rechtsverhältniß eines Vereins zu ſeinen 
Mitgliedern in Anſehung der Mitgliedſchaft und des Vereins⸗ 
vermögens. Nach dem hiernach für die Beurtheilung des Rechts⸗ 
verhältniſſes des beklagten Vereins zu ſeinen Mitgliedern uoch 
maßgebenden gemeinen Recht kommt aber den Vereinsſatzungen, 
wie bei den rechtsfähigen, ſo auch bei den nicht rechtsfähigen 
Vereinen vertragliche Bedeutung zu; durch die ſatzungsgemäß 
geſchehene Aufnahme wird der Aufgenommene Mitglied des 
Vereins, dadurch jedoch auch, vermöge feiner. freien Willens⸗ 
entſchließung, deſſen Satzungen unterworfen, die Mitgliedſchaft 
alſo nur erworben in der ihr durch die Satzungen gegebenen 
Geſtaltung. Wenn nun in den Vereinsſatzungen die Ausſchließ⸗ 
barkeit eines Mitgliedes unter beſtimmten Vorausſetzungen durch 
die dazu berufenen Vereinsorgane vorgeſehen iſt, jo iſt, wie auch 
in dem Urtheile des III. C. S. des R. G. vom 27. März 1900 
— Juriſt. Wochenſchrift S. 4171 — angenommen wird, davon 
auszugehen, daß die daraufhin erfolgte Ausſchließung als ein 
Verwaltungsakt des dazu berufenen Vereinsorgan gekennzeichnet 
und daß der ſo durch das Vereinsorgan zum Ausdruck gebrachte 
Vereinswille endgültig maßgebend ſein ſolle. In Ermangelung 
entgegenſtehender zwingender geſetzlicher Beſtimmungen, wie ſie 
ſich z. B. im Preußiſchen Recht in den 85 14, 43 und 44 
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des A. L. R. Thl. II Tit. 6, wonach die Ausſchließung eines 
Mitgliedes einer erlaubten Privatgeſellſchaft der Aufſicht des 
Staates unterliegt, finden —, tft die Zuläſſigkeit ſolcher Satzungs⸗ 
beſtimmungen nicht zu bezweiſeln (vergl. auch Urtheil des R. G. 
vom 30. Oktober 1901 Entſch. in Civilſachen Bd. 49 S. 150 
— und vom 6. März 1902 — Juriſt. Wochenſchrift Beilage 6 
S. 22788). Die Zulaſſung der Nachprüfung der nach ſolchen 
Satzungen ſatzungsgemäß gefaßten Ausſchließungsbeſchlüſſe im 
Prozeßwege würde hiernach dem Rechte der Vereinsmitgliedſchaft 
einen Inhalt geben, den es ſatzungsgemäß gar nicht hat und 
gar nicht haben ſoll, aber auch zugleich eingreifen in die ſatzungs⸗ 
gemäß, alſo auch von den Mitgliedern ſelbſt gewollte autonome 
Selbſtſtändigkeit des Vereins, weil die Nachprüfung elne dieſer 
widerſprechende Kontrolle der Verwaltungsakte des Vereins durch 
eine höhere Juſtanz bilden würde (vergl. das bereits gedachte 
Urtheil des III. C. S. des R. G. vom 27. März 1900). Somit 
hat das B. G., da nach den oben hervorgehobenen Beſtimmungen 
der Satzungen des beklagten Landwehrvereins der General- 
verſammlung die Beſchußfaſſung über die Ausſchließung von 
Mitgliedern in den dort vorgeſehenen Fällen zufteht, mit Recht 
es abgelehnt, die ſachliche Richtigkeit des die Kl. aus dem 
Vereine ausſchließenden Beſchluſſes der Generalverſammlung vom 
31. März 1901 nachzuprüfen, und ſich auf die Prüfung beſchränkt, 
ob der Beſchluß formell ſatzungsgemäß ergangen ift. Die Reviſion 
will dieſe Beſchränkung nur für rechtsfähige Vereine gelten laſſen, 
nicht für nicht rechtsfähige. Letztere könnten — dabei wird auf 
Wachter, Pandekten, Bd. I S. 246 Bezug genommen — nur 
als modifizirte Sozietät behandelt werden, und demgemäß ſei 
bei Beurtheilung der vorliegend in Frage ſtehenden Berechtigung 
des beklagten Vereins die Kl. auszuſchließen, von den Grund⸗ 
ſätzen des gemeinen Rechts, die für die Sozietät maßgebend 
find, auszugehen. Danach habe ſich der Richter aber nicht auf 
die Prüfung zu beſchränken, ob die Formvorſchriften des Statuts 
eingehalten find, ſondern er müſſe dieſelbe auf die Frage aus- 
dehnen, ob die Ausſchließung materiell gerechtfertigt ſei. — 
Inbeften ſchon die Charakterifirung des Vereins als „modiftzirte“ 
Sozietät läßt erkennen, daß auch Wächter den Verein keineswegs 
als eine Sozietät ſchlechthin beurtheilt, ſondern feiner eigen⸗ 
artigen korporativen Geſtaltung, berechnet auf eine längere 
vom Wechſel der Mitglieder unabhängige Dauer, 
thunlichſt Rechnung getragen wiffen will, wie er denn auch aus⸗ 
drücklich hervorhebt, daß der Verein, bei Behandlung als 
modifizirte Sozietät „in der rechtlichen Durchführung deſſen, 
was er will, auf manche Schwierigkeiten ſtoßen würde.“ Und 
wenn nach gemeinem Recht, wie von der Reviſion ſelbſt anerkannt 
wird, die ſatzungsgemäße autonome Selbſtſtändigkeit der rechts⸗ 
fähigen Vereine in Anſehung der Ausſchließung ihrer Mitglieder 
nicht zu bezweifeln ift, ſo fehlt es, in Ermangelung entgegen⸗ 
ſtehender geſetzlicher Beftimmungen, an jedem innern Grunde, 
den Satzungen der nicht rechtsfähigen Vereine, bei ihrer vertrag⸗ 
lichen Bedeutung für das Rechtsverhältniß der Mitglieder zu 
einander und zum Verein, alſo für die Geſtaltung der Mitglied- 
ſchaft nach Innen, dieſe autonome Geltung zu verſagen. Die 
autonome Selbſtſtändigkeit auch der nicht rechtsfähigen Vereine 
nach dieſer Richtung im gemeinen Recht iſt, was die Reviſion 
zu Unrecht bezweifelt, in dem vorgedachten Urtheile des III. C. S. 
des R. G. vom 27. März 1900 anerkannt, worüber nach dem 
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Zuſammenhange der Gründe, insbeſondere der Hervorhebung der 
abweichenden Beſtimmungen des preußiſchen Rechts über die 
Ausſtoßung von Mitgliedern „erlaubter Privatgeſellſchaften“ in 
den 85 40 — 44 des A. L. R. Thl. II Tit. 6, kein Zweifel fein 
kann. Ob die jetzt zutreffende Entſcheidung in gleichem Sinne 
ausfallen müßte, wenn, wie ſeitens des Rbkl., in Ueber⸗ 
einſtimmung mit der auch von den Kl. in den Vorinſtanzen 
vertretenen Auffaſſung geltend gemacht wird, das B. G. B. und 
demgemäß nach § 54 auf den beklagten Landwehrverein die 
Vorſchriften über die Geſellſchaft, 58 705 flg., zur Anwendung 
zu bringen wären, und ob insbeſondere, wovon das B. G. 
— und mit ihm der Rbkl. — ausgeht, bei dem in weitem 
Umfange dispoſitiven Charakter des Geſellſchaftsrechts des 
B. G. B. ſich danach auch die Ausſchließung von Mitgliedern 
durch Mehrheitsbeſchluß ſtatutariſch einführen läßt —, bedarf 
nicht der Erörterung, da im vorliegenden Falle eben nicht das 
B. G. B. Anwendung findet, ſondern das bisherige Recht, das 
gemeine Recht, maßgebend bleibt. Was ſodann die formelle 
Ordnungsmäßigkeit des Ausſchließungsbeſchluſſes vom 31. März 
1901 anlangt, ſo haben die Kl. allein gerügt — und es iſt 
auch ſonſt eine Ordnungswidrigkeit nicht erſichtlich —, daß die 
Angabe der bei der Ladung zur Generalverſammlung mitgetheilten 
Tagesordnung „Ausſchluß mehrerer Vereinsmitglieder“ nicht 
genau genug geweſen ſei, daß vielmehr auch die Namen der 
Auszuſchließenden hätten genannt werden müſſen. Das B. G. 
verwirft dieſe Rüge, weil die Mittheilung einer Tagesordnung 
in den Satzungen nicht vorgeſehen iſt und daher überhaupt nicht 
erforderlich geweſen ſei. Dieſe Annahme läßt einen Rechts. 
irrthum nicht erkennen, da ein allgemeiner Rechtsſatz des Inhalts, 
daß bei Vereinen die vorgängige Bekanntgabe des zu ver⸗ 
handelnden Gegenſtandes vor der Generalverſammlung Voraus- 
ſetzung der Rechtsgültigkeit der zu faſſenden Beſchlüſſe ſei, nicht 
zu begründen iſt, worauf auch ſchon in dem Urtheile des R. G. 
vom 10. April 1884 — Entſch. in Civilſachen Bd. 12 S. 232 — 
hingewieſen iſt. Auch die Anwendbarkeit der für rechtsfähige 
Vereine in § 32 Abſ. 1 Satz 2 des B. G. B. gegebene Be⸗ 
ſtimmung im vorliegenden Falle, wo es ſich um einen nicht 
rechtsfähigen Verein, für den das frühere Recht weiter gilt, 
handelt, iſt mit Recht vom B. G. verneint. IV. C. S. i. S. 
Reinecke und Gen. c. Landwehrverein Calvörde vom 26. Juni 
1902, Nr. 110/1902 IV. 

40. Verſchulden; Beweislaft. 

Hatte Bekl. es übernommen, die Brigg in ihr Dock 
zu verholen, ſo war ſie für die Ausführung verantwortlich. 
Ein hierbei entſtandener Schade fiel, wenn er durch ſie oder 
ihre Angeſtellten verſchuldet war, nach den Grundſätzen des im 
vorliegenden Fall maßgebenden gemeinen Rechts ihr zur Laſt 
und fie hatte, da ein Schade entſtanden war, der mit der Aus⸗ 
führung zuſammenhing, den Nachweis zu führen, daß ſie ein 
Vorwurf nicht treffe. Die Revifion beruft ſich zwar darauf, 
daß der Schleppvertrag thatſächlich durchgeführt, weil die Brigg 
in das Dock gebracht worden ſei und meint aus dem in den 
Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 10 S. 164 abgedruckten 
Urtheil des erkennenden Senats herleiten zu können, daß in 
ſolchem Falle gegen die Bekl. behauptet und bewieſen werden 
müſſe, daß ihr ein Verſchulden zur Laſt falle und worin das. 
ſelbe beſtehe. Die von der Reviſion gemachte Unterſcheidung 
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findet indeß in jenem Urtheil keine Stütze, vielmehr iſt nach 
den Grundſätzen, die das R. G. ſowohl dort als auch in anderen 
ähnlichen Fällen (vergl. Hauſeatiſche Gerichtszeitung 1894 
Hauptblatt S. 176) ausgeſprochen hat, die Vertheilung der 
Beweislaſt, wie ſie im vorliegenden Fall ſeitens der Gerichte 
der Vorinſtanzen getroffen worden iſt, die gebotene. Wird dem 
Uebernehmer einer Werkverdingung behufs Ausführung der 
vertragsmäßig von ihm übernommenen Verpflichtung eine fremde 
Sache anvertraut und ereignet ſich an der Sache oder durch 
dieſelbe, während er fie in feinen Gewahrſam hat und vertrags⸗ 
mäßig über ſie verfügt, ein Schade, der dem Eigenthümer zur 
Laſt fällt, ſo hat der Unternehmer den Nachweis zu führen, 
daß ihm keine Schuld treffe, denn er hat den Vertrag 
ordnungsmäßig zu erfüllen und muß, wenn dies nicht ge⸗ 
ſchehen iſt, nachweiſen, daß er ohne ſeine Schuld nicht hierzu 
im Stand geweſen ſei. Vergl. L. 9 8 4 D. locati 19. 2. L. 1 
§ 13 D. de magistrat. conveniendis (27. 8). L. 5 C. de 
pigo. act. (4. 24). Es kann deshalb auch keinen Unterſchied 
machen, ob der Schade unmittelbar an der Sache ſelbſt oder 
mittelbar, durch Beſchädigung anderer Sachen entſtanden und 
ob der Vertrag im übrigen zur Ausführung gelangt iſt. Trifft 
aber den Uebernehmer die Beweislaſt, ſo hat derſelbe, wenn 
ſich ein Unfall ereignete, auch dann den Schaden zu erſetzen, 
wenn er die Urſache nicht anzugeben vermag, da er jeine 
Schuldloſigkeit darlegen muß. Hiernach iſt die von der Reviſion 
beanſtandete Erwägung zutreffend. Der Unfall ereignete ſich, 
als Bekl. die Brigg der Kl. ſchleppen ließ und zwar, während 
der Theilhaber der beklagten Firma, R., das Kommando führte. 
Bekl. hat deshalb zunächſt darzulegen, wie der Hergang that⸗ 
ſächlich geweſen iſt. In dieſer Beziehung iſt nur feſtgeſtellt, 
daß R. bei der Wendung um den Leitdamm erſt Backbord, 
dann Hartbackbordruder kommandirt hat, daß aber die Brigg 
nach links gegangen iſt. Bekl. iſt der Anſicht, daß letzteres 
darauf zurückgeführt werden müſſe, daß das Ruder auf der 
Brigg im entſcheidenden Augenblick nach Steuerbord gelegt 
worden ſei und in der That haben zwei vernommene Zeugen, 
der Schiffszimmermann C. und der Schiffszimmermann B., die 
damals ſich in einem Beiboot dicht hinter der Brigg befunden 
hatten, ausgeſagt, ſie hätten geſehen, wie das Blatt des Ruders 
nach Backbord gelegt worden ſei. Demgegenüber ift jedoch von 
dem Matroſen R., der auf der Brigg das Ruder geführt hat, 
bezeugt, daß er das Kommando „Backbordruder“ erhalten und 
ausgeführt hat, während der Schiffer der Brigg, B., zeugen ⸗ 
eidlich dies mit dem Hinzufügen beſtätigt hat, er habe die Aus⸗ 
führung jelbft an dem Steuerapparat geſehen. Mit Rückſicht 
hierauf und in der thatſächlichen Annahme, daß das Ruder⸗ 
geſchirr auf der Brigg in Ordnung geweſen ſei, hat das B. G. 
den von der Bekl. erhobenen Vorwurf, daß das Ruder auf der 
Brigg fehlerhaft gehandhabt worden ſei, für nicht bewieſen, 
dann aber, bei dem Mangel an jeder Aufklärung, die Möglich» 
keit, daß R. den Schleppzug falſch geführt habe, nicht für 
widerlegt erachtet. I. C. S. i. S. Wichhorſt c. Moſes & Son 
G. Melchior vom 18 Juni 1902, Nr. 75/1902. J. 

41. Verſchulden. 

Es kann der Reviſion nicht beigetreten werden, wenn ſie die 
Anwendbarkeit des 8 21 der Verſicherungsbedingungen bekämpft. 
Kl. muß zugeſtehen, daß er die gegenwärtige Klage exit geraume 
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Zeit nach Ablauf der dort beitimmien einjährigen Präkluſivfriſt 
erhoben hat. Daß er ſich von den nachtheiligen Folgen dieſer 
Friſtverſäumniß durch Führung eines ausreichenden Ent⸗ 
ſchuldigungsbeweiſes befreien könnte, wird auch vom B. N. nicht 
verkannt. Er ſtellt jedoch ohne Rechtsirrthum feſt, daß hierzu 


nicht genügt, wenn der Kl. einem Rechtsanwalt rechtzeitig den 


Auftrag zur Klagerhebung gegeben haben ſollte. Auf die ſo⸗ 
genannte rusticitas des Kl. dabei näher einzugehen, war um ⸗ 
ſoweniger Beranlaffung, als ſie in den Vorinſtanzen gar nicht 
geltend gemacht iſt. Den Rechtsſatz aber, daß der Schuldner 
das Verſchulden der Perſonen, deren er ſich zur Erfüllung ſeiner 
Verbindlichkeit — hier der Klagerhebung — bedient, wie eigenes 
Verſchulden zu vertreten habe, ſcheint auch die Reviſion nicht 
mehr in Zweifel ziehen zu wollen. Jedenfalls hatte er ſich ſchon 
vor Inkrafttreten des neuen Rechts (B. G. B. § 278) in der 
Wiſſenſchaft und Rechtſprechung des gemeinen Rechts Geltung 
verſchafft (Motive zum I. Entwurf des Bürgerlichen Geſetzbuches 
Bd. 2 S. 29 ff., Dernburg, 6. Auflage, Bd. 2 S. 107, Eutſch. 
Bd. 33 S. 170 ff.). VII. C. S. i. S. Meckel o. Erſte Oeſterr. 
Allgem. Unfallverſicherungsgeſellſchaft vom 24. Juni 1902, 
Nr. 134/1902 VL 

42. Unvordenkliche Verjährung. 

Zu Unrecht beanſtandet die Reviſion die Annahme des 
B. R., daß Unvordenklichkeit nur dann als vorhanden gelte, 
wenn ein Rechtszuſtand ſich über einen Zeitraum von mindeſtens 
80 Jahren erſtrecke. Die durch Uuvordenklichkeit eines Rechts⸗ 
zuſtandes begründete Vermuthung des rechtmäßigen Erwerbs 
eines Rechts hat zur Vorausſetzung, daß der Zuſtand mindeſtens 
zwei Menſchenalter hindurch gewährt hat; dieſe aber werden 
in der gemeinrechtlichen Praxis zu je 40 Jahren gerechnet. 
Genügt es für den Beweis auch, daß poſitiv der Nachweis, 
daß der Zuſtand während der letzten 40 Jahre beſtanden hat, 
geführt und negativ erwieſen wird, daß für die weiteren 
40 Jahre rückwärts keine ſichere Kunde von einem anderen 
Zuſtande im menſchlichen Gedächtniſſe lebt, ſo iſt doch die Un⸗ 
vordenklichkeit dann ausgeſchloſſen, wenn feſtſteht, daß der Zu⸗ 
ſtand erſt innerhalb des vorletzten Menſchenalters begonnen hat. 
Vergl. Urtheil des R. G. vom 22. Jauuar 1897, Rep. III 
228/96, Stobbe, deutſches Privatrecht Bd. I 8 69, Windſcheid, 
Pandektenrecht Bd. 1 5 113. VII. C. S. i. S. Voß c. Groß⸗ 
herzogliches Finanzminiſterium in Schwerin vom 27. Juni 1902, 
Nr. 149 / 1902 VII. 

III. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

43. Einl. 5 101; 88 7—11, 24 Tit. 10, 88 410, 
422— 426, 522 Tit. 20 Thl. I; 815 des Geſetzes vom 24. Mai 
1853; 5 38 des E. E. G. | 

Nach dem A. L. R. wurde nur der Erwerb von 1 Rechten « an 
einem Grundſtücke durch Eintragung in das Hypothekenbuch und 
die Fortexiſtenz ſolcher begründeten Rechte durch den öffentlichen 
Glauben des Hypothekenbuchs geſchützt (vergl. Thl. I Tit. 10 
88 7—11, 24; Thl. I Tit. 20 58 410, 422 — 426, und 
522). Vorſchriften, wie fie das B. G. B. in den 88 892, 
1138, 1155 enthält, wodurch dieſer Schutz auf den Erwerb 
von Rechten an einem eingetragenen Rechte erſtreckt iſt, gab es 
nicht. Die allgemeine Regel des $ 101 Einl. zum A. L. N. 
wurde erſt durch §8 15 des Geſetzes vom 24. Mai 1853 
(Geſetzſamml. S. 521) bezw. 8 38 Abſ. 3 des E. E. G. ergänzt. 
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Einreden gegen das Verfügungsrecht des Kl. aus der Perſon 
ſeines Rechtsurhebers (Autors) find unzuläſſig, wenn der Rechts⸗ 
urbeber als Gläubiger im Grundbuch eingetragen iſt. Der⸗ 
gleichen Einreden ſind alſo zuläſſig, wenn der Rechtsurheber im 
Grundbuche nicht eingetragen iſt. Außer dem § 38 Abſ. 3 
giebt es im Preußiſchen Rechte keine Beſtimmung, wodurch der 
Erwerb von Rechten an einem eingetragenen Rechte, insbeſondere 
der Erwerb einer Hypothek durch Abtretung, unter den Schutz 
des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs in der Weiſe geſtellt 
wäre, daß dem Erwerber Mängel in ſeinem oder ſeines Rechts- 
urhebers Rechte nur dann entgegen gehalten werden könnten, 
wenn ſie aus dem Grundbuche ſich ergeben oder dem Erwerber 
beim Erwerbe bekannt geweſen ſind. V. C. S. i. S. . 
c. Lücke vom 28. Juni 1902, Nr. 144/1902 V. 

44. § 35 Tit. 3, § 7 Tit. 4, 8 68 Tit. 5 Thl. I. 

Das angefochtene Urtheil geht zutreffend davon aus, daß 
die unter den Parteien ſtreitige rechtliche Bedeutung der feſt⸗ 
geſtelltermaßen in den Jahren 1889 und 1890 zu Stande ge⸗ 
kommenen Geſchäfte in erſter Linie nach den Vorſchriften des 
Pr. A. L. R. beurtheilt werden muß. Hieraus aber wird mit 
Recht weiter geſchloſſen, daß die von dem Kl. behauptete Nichtig⸗ 
keit dieſer Geſchäfte in der That ſchon von Anfang an vor⸗ 
gelegen hat, ſofern in denfelben unerlaubte Handlungen (§ 35 
Tit. 3 Thl. I des A. L. R.), Handlungen, welche die Ehr⸗ 
barkeit beleidigen (§ 7 Tit. 4 a. a. O.), oder bezw. Verträge 
über unerlaubte Handlungen (8 68 Tit. 5 a. a. O.) zu finden 
find. - In dieſer Beziehung aber ſtellen nun die Entſcheidungs⸗ 
gründe der Vorinſtanz fehlerlos feſt, daß die Bekl. unter Aus- 
beutung der ihnen bekannten Nothlage des Kl. ſich durch feine 
bei jenen Rechtsgeſchäften abgegebenen Erklärungen Vermoͤgens⸗ 
vortheile haben verſprechen und bezw. gewähren laſſen, welche 
den Werth ihrer eigenen Leiſtung, d. i: einer Geldzahlung von 
zuſammen 800 Mark, dergeſtalt überſteigen, daß den Umſtänden 
nach die Vermöͤgensvortheile in auffälligem Mißverhältniſſe zu 
der Leiſtung ſtehen. Der B. R. nimmt mit Recht an, daß ein 
ſolches Verhalten der Bekl. nach der allgemeinen Meinung 
wider die guten Sitten verſtößt und demnach auch eine unerlaubte 
und die Ehrbarkeit beleidigende Handlung im Sinne der vor⸗ 
gedachten landrechtlichen Normen iſt, welche Rechte für die Bekl. 
nicht hat erzeugen können. Durch das Bundesgeſetz vom 
14. November 1867 und das R. Geſ. vom 24. Mai 1880 find 
dieſe landrechtlichen Beſtimmungen nicht aufgehoben worden. 
Aus dem erſteren Geſetze folgt nur, daß ein Geſchäft einzig 
und allein deshalb, weil ſich Jemand für ein Darlehn oder 
andere kreditirte Forderungen unverhältnißmäßig hohe Zinfen 
oder für den Fall unterlaſſener Zahlung eine unverhältnißmäßig 
hohe Konventionalſtrafe bedingt, noch kein verbotener Wucher 
ift, und das R. Gef. vom 24. Mai 1880 hat demnächft nur 
für Darlehnsgeſchäfte und die Stundung von Geldforderungen 
den Thatbeſtand des ſtrafbaren Wuchers näher beſtimmt und 
daneben zugleich (in Art. 3) mit verbindlicher Kraft für das 
ganze Reich ausgeſprochen, daß Verträge, welche gegen die Vor⸗ 
ſchriften der hierdurch in das Reichsſtrafgeſetzbuch neu ein⸗ 
geführten $$ 302 a und 302 b verſtoßen, ungültig find. Dieſe 
Grundſätze dehnte alsdann ſpäter das R. Geſ. vom 19. Juni 1893 
auf alle zweiſeitigen Geſchäfte aus, welche den gleichen wirth⸗ 
ſchaftlichen Zwecken wie das Darlehn ꝛc. dienen, und außerdem 
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auf den ſogenannten Sachwucher, wenn derſelbe gewerbs- oder 
gewohnheitsmäßig betrieben wird. Hiernach iſt es für die von 
dem Vorderrichter angenommene Nichtigkeit des unter den Parteien 
geſchloſſenen Erbſchaftskaufes gleichgültig, daß bereits zu der 
Zeit feiner Abſchließung ein geſetzliches Zinsmaximum innerhalb 
des Deutſchen Reiches nicht mehr beſtand. Das B. G. war 
dadurch nicht gehindert, wegen der von ihm feſtgeſtellten un⸗ 
ſittlichen Natur des Geſchäftes demſelben jede Rechtswirkung 
abzuſprechen (vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 25 
S. 179). IV. C. S. i. S. Leidert c. Naß und Gen. vom 
26. Juni 1902, Nr. 109/1902 IV. 
45. § 130 Tit. 5, § 761 Tit. 11 Thl. I. 

Die Bekl. hatten die Fälligkeit der Klageforderung beſtritten, 
indem fie behauptet hatten, es ſei ausdrücklich verabredet worden, 
daß die Rückzahlung der Darlehne erſt erfolgen ſolle, wenn der 
Bekl. zu 2 fein großväterliches Erbe frei von jeder Beſchlag⸗ 
nahme zur Verfügung erhalten haben würde. Das B. G. erklärt 
dieſe Behauptung, da ſie nicht auf eine in ſchriftlicher Form 
geſchloſſene Vereinbarung geſtützt werde, für rechtlich unerheblich 
auf Grund folgender zutreffenden Erwägungen. Davon aus- 
gehend, daß nach dem Willen der Parteien Berlin der Ort der 
Erfüllung für die Verpflichtung des Bekl. zu 1 aus dem 
Darlehnsvertrage ſei und deshalb das in Berlin geltende A. L. R. 
maßgebend für die Beurtheilung dieſes Darlehnsvertrages ſei 
(Dernburg, Lehrbuch des Preußiſchen Privatrechts 5. Auflage 
Bd. 1 S. 58 u. A. 2 und Entſch. des R. G. Bd. 6 S. 131 
I. Senat Urtheil vom 1. März 1882), erachtet es in Ueber⸗ 
einſtimmung mit Dernburg a. a. O. Bd. II 8 178 S. 492 und 
den dort in Anm. 5 aufgeführten Schriftſtellern und Urtheilen, 
namentlich dem Urtheile des IV. C. S. des R. G. vom 18. April 
1883 in Gruchot Beiträge Bd. 28 S. 455 die ſchriftliche Form 
für erforderlich, um zu Gunſten des Schuldners in Betreff der 
Zeit der Erfüllung vom Geſetze abweichende rechtswirkſame Ver⸗ 
einbarungen zu treffen. Da diefe Form, wie das B. G. näher 
begründet, hier nicht beobachtet ſei, namentlich auch nicht aus 
den Briefen des Bekl. zu 1 vom 7., 17. und 25. Juni 1899 
entnommen werden könne, verbleibe es, ſo führt das B. U. richtig 
aus, bei der Vorſchrift des § 761 Thl. 1 Tit. 11 des A. L. R., 
daß, wenn keine Zeit zur Rückzahlung gültiger Weiſe beſtimmt 
ſei, beiden Theilen eine dreimonatliche Aufkündigung frei ſtehe; 
dieſe Friſt aber ſei hier ſeit der Zuſtellung der Klage längſt 
abgelaufen und deshalb ſei die klägeriſche Forderung unbedenklich 
fällig. IV. C. S. i. S. mis e. an vom 3. Juli 1902, 
Nr. 121/1902 fCL. 

46. § 278 Tit. 5 Thl. I, 55 270, 291, 385 Tit. 21 Thl. . 

Der Bermiether hat nach den 88 270, 291 des A. L. R. 
Thl. I Tit. 21 dem Miether die Möglichkeit zu gewähren, daß 
er die Miethſache während der ganzen Miethdauer dem Vertrage 
gemäß gebrauchen kann. Er muß deshalb hervortretende Mängel, 
ſoweit dieſelben nicht gefetzlich oder vertragsgemäß vom Miether 
zu beſeitigen find, abftellen und hat, wenn er dies ſchuldhafter 
Weiſe unterläßt, dem Miether den dadurch entſtandenen Schaden 
zu erſetzen. § 385 a. a. O. § 278 daſelbſt Thl. I Tit. 5. 
Wird ihm nun das Vorhandenſein von Mängeln durch den 
Miether angezeigt, ſo darf er nicht einfach unthätig bleiben, 
wenn er ſelbſt nicht beurtheilen kann, ob die Beſeitigung dieſer 
Mängel ihm oder dem Miether obliegt. Er muß vielmehr, um 
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nicht gegen ſeine Verpflichtungen als Vermiether zu verſtoßen, 
in einem derartigen Falle durch einen Sachverſtändigen ermitteln 
laſſen, welches die Urſache der hervorgetretenen Mängel iſt. Es 
würde gewiß den Anforderungen eines geſunden und normalen 
Verkehrs nicht entſprechen, daß der Vermiether die Herſtellung 
der vermietheten Sache unterlaſſen kann, wenn er als nicht 
ſachkundige Perſon nicht erſehen kann, ob die Mangelhaftigkeit 
der Sache auf einen von ihm zu vertretenden Umſtand oder 
auf ein Verſchulden des Miethers zurückzuführen iſt. Er muß 
ſich vielmehr dann, weil er als Vermiether eine brauchbare 
Sache zu gewähren hat, die erforderliche Kenntniß zu verſchaffen 
ſuchen. Die Bekl. konnten ſich auch ohne jede Anſtrengung der 
Aufmerkſamkeit ſagen, daß ein Ofenbauer, wenn auch erſt nach 
theilweiſem Abbruch des Ofens, ihnen darüber würde Anskunft 
geben können, auf welche Urſache die Unbrauchbarkeit des dem 
Kl. vermietheten Ofens zurückzuführen ſei. Ihre Weigerung, 
dem Verlangen des Kl. auf Herſtellung eines brauchbaren Ofens 
nachzukommen, iſt hiernach nicht entſchuldbar, wenn das Ver⸗ 
langen des Kl. ein berechtigtes war und Bekl. dies durch Be⸗ 
fragung eines Sachverſtändigen und der von diefem für noth- 
wendig erachteten Unterſuchung erfahren konnten. VI. C. S. i. S. 
Wendel c. Wolff vom 30. Juni 1902, Nr. 121/1902 VI. 
47. § 26 Tit. 6 Thl. I. Strafgeſetzbuch § 367 Nr. 12. 
Der Erblaſſer der Kl. iſt in dem Oderhafen zu Coſel 
ertrunken. Er hatte an jenem Tage mit ſeinem Kahn in dem 
Hafen angelegt, um Kohlen zu laden, war Nachmittags in die 
Stadt gegangen und iſt, als er Abends nach ſeinem Kahne 
zurückkehren und eine ſteinerne Treppe der Hafenböſchung hinab⸗ 
gehen wollte, in das Waſſer gefallen. Sie machen die Strom⸗ 
bauverwaltung für den Unfall verantwortlich, weil der betreffende 
Theil des Hafens nicht beleuchtet und der Hafenrand bezw. die 
Treppe nicht mit einer Schranke verſehen waren, und nehmen 
den Bekl. auf Erſatz des durch den Tod ihres Ernährers herbei⸗ 
geführten Schadens in Anſpruch. Das verurtheilende B. U. 
wurde aufgehoben. Aus den Gründen: Zuzugeben iſt, daß der 
Fiskus als juriſtiſche Perſon für ein Thun oder Unterlaſſen, 
wodurch Jemand widerrechtlich geſchädigt wird, namentlich auch 
im Falle der Unterlaffung einer ſogenannten Zwangspflicht, 
haftbar gemacht werden kann, und daß eine derartige privat⸗ 
rechtliche Haftung insbeſondere da begründet iſt, wo dem Eigen⸗ 
thümer einer baulichen Anlage oder dem Unternehmer eines 
gewerblichen Betriebes allgemein bezüglich der Sicherheit des 
Verkehrs eine Fürſorge obliegt. Wenn in einem ſolchen Falle 
beſtimmte Schutzmaßregeln fich als nothwendig darſtellen, fo 
kann in deren Unterlaſſung ein Verſchulden gelegen ſein, obwohl 
eine ſpezielle geſetzliche oder polizeiliche Vorſchrift hierwegen 
nicht beſteht, und man könnte alsdann nicht dem Gericht eine 
Ueberſchreitung der richterlichen Kompetenz um deswillen vor⸗ 
werfen, weil daſſelbe die von der Verwaltungsbehoͤrde nicht vor⸗ 
geſchriebene Vorkehrung für geboten erklärt hat. Allein jene 
Fürſorgepflicht beſteht doch nur innerhalb der Grenze, in welcher 
die betreffende Einrichtung dem öffentlichen Verkehr dienftbar 
gemacht ift, und nur ſoweit als es die beſtimmungs⸗ und 
ordnungsmäßige Benutzung der Anlage erfordert. Die Be⸗ 
leuchtung einer öffentlichen Hafenanlage wird nach Umſtänden 
im Intereſſe der Verkehrsficherheit verlangt werden können, 
ſofern der in dieſem Hafen zugelaffene Perſonen ⸗ und Güter⸗ 
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verkehr es als nothwendig erſcheinen läßt. Aber zunächſt iſt es 
doch Sache des Eigenthümers der Anlage, bezw. Desjenigen, 
der die Anlage dem Verkehr eröffnet, die Benützung derſelben 
nach Zeit und Umfang zu begrenzen. Iſt im gegebenen Fall 
der Hafenverkehr nur innerhalb einer gewiſſen Tageszeit, bis zu 
einer beſtimmten Abendſtunde zugelaſſen, ſo wird eine Ver⸗ 
pflichtung, den Hafen oder deſſen Zugänge auch außerhalb der 
eigentlichen Betriebszeit zu beleuchten, regelmäßig nicht beſtehen 


und darf aus dem Grunde allein, weil thatſächlich das in dem 


Hafen verkehrende Publikum ſich an die vorgeſchriebene oder 
verkehrsübliche Betriebszeit nicht halten will, eine ſolche, über 
das Bedürfniß des Hafenbetriebs hinausgehende, Fürſorgepflicht 
keinenfalls hergeleitet werden. Die Intereſſenten haben die 
ihnen zur Benützung gebotene Anlage, ſo wie ſie ihrer Zweck⸗ 
beſtimmung entſprechend eingerichtet iſt, anzunehmen und zu 
benützen; ſie können dem Eigenthümer nicht zumuthen, daß er 
nur perfönlichen Bedürfniſſen oder Gewohnheiten zu lieb, wofern 
ſolche nicht durch den Betriebszweck ſelbſt bedingt find, noch 
beſondere Einrichtungen treffe. VI. C. S. i. S. Preuß. Fiskus 


o. Landvoigt vom 30. Juni 1902, Nr. 122/1902 VI. 


48. § 199 Tit. 16 Thl. I. 

Die Reviſion rügt, daß das Revifionsurtheil vom 15. Mai 
1901 mit Unrecht die angeſtellte Klage als eine conditio sine 
causa aufgefaßt habe, daß es ſich vielmehr um eine condictio 
causa data causa non secuta handle, welche nach den SS 119 ff. 
A. L. R. Thl. 1 Tit. 16 hätte behandelt werden müſſen. Das 
R. G. hält aber an der in dem erwähnten Urtheile aus- 
geſprochenen Rechtsanſicht feſt. Es handelt fich um ein abſolut 
nichtiges Geſchäft, welches auch der Erfüllung durch Zahlung 
und durch die geſetzlichen Surrogate der Zahlung unfähig iſt. 
Die mit der Klage zurückgeforderte Leiſtung iſt zur Erfüllung 
dieſes nichtigen Geſchäſts erfolgt. Das tft der Fall der eondictio 
sine causa. Die Gegenleiſtung kommt dabei nur inſofern in 
Betracht, als auch ſie Gegenſtand des nichtigen Geſchäfts war. 
Letzteres wurde vom Kl. abgeſchloſſen, um ein Recht auf die 
Gegenleiſtung zu erhalten, die Leiſtung erfolgte dann aber nicht 
in Rückficht auf einen von dem Empfänger zu erfüllenden Zweck, 
außer dem Falle eines Vertrages (§ 200 cit.), ſondern in 
Rückſicht auf den, wenngleich nichtigen, ſo doch thatſächlich ab⸗ 
geſchloſſenen Vertrag. Wollte man dem Bekl. den Einwand 
geſtatten, daß er nach wie vor zur Erfüllung bereit ſei und daß 
es nur an dem Kl. liege, wenn er die Gegenleiſtung nicht er⸗ 
halte, fo würde man dem Geſchäfte indirekt Erfällungsfähigkeit 
zuſprechen, denn auch bei dem rechtsgültigen Geſchäft hat der 
eine Kontrahent regelmäßig nur dann das Recht, die Gegen⸗ 
leiſtung zu behalten, wenn er ſeinerſeits erfüllt. I. C. S. i. S. 
Friedeberg c. Korytowski vom 11. Juni 1902, Nr. 68/1902 J. 

49. 8 43 Tit. 22 Thl. I. 5 

Bei juriſtiſchen Perſonen kann von einem „wiſſentlichen 
Geſchehenlaffen“ im Sinne des § 48 Thl. I Tit. 22 nur ſoweit 
die Rede fein, als dieſes Wiffen und Wollen bei dem maß⸗ 
geblichen Willensorgan vorhauden iſt. Die Zuſtändigkeiten 
ſtaatlicher Behörden können, ſoweit ſolches nicht ausdrücklich 
zugelaſſen iſt, von dieſen auf andere Perſonen oder Organe 
nicht übertragen werden, da die Ausübung ihrer Zuſtändigkeit 
nicht nur ihr Recht ſondern vor Allem auch ihre Pflicht iſt, 
und ſolche Pflichten ſich nicht auf Andere abwälzen laſſen. &s 
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exiſtirt nun in den vorhandenen Vorſchriften keine, welche die 
Uebertragung der hier in Betracht kommenden Zuſtändigkeit 
ſeitens der Betriebs inſpektion oder der Eiſenbahndirektion auf 
Bahnmeiſter geſtattete. Nicht die Betriebsinſpektion, ſondern 
allein die Eiſenbahndirektion iſt zur gerichtlichen Vertretung in 
Angelegenheit betreffend die mit dem Grundeigenthum der Eifen- 
bahn verbundenen Grundgerechtigkeit legitimirt. Dieſe hat als 


vorgeſetzte Behörde nicht einfach dem Erſuchen der Betriebs⸗ 


inſpektion zu entſprechen, ſondern ſie faßt ſelbſtſtändig ihre 
Willensentſchließung hierüber. Es zeigt ſich hierdurch, daß der 
maßgebliche Wille des Fiskus thatſächlich und damit auch rechtlich 
in der Inſtanz der Direktion gefaßt wird. VII. C. S. i. S. 
Preuß. Eiſenbahnfiskus 6. Pfarre zu Schöneberg u. Gen. vom 
24. Juni 1902, Nr. 128/1902 VII. 

50. $ 214 Tit. 1 Thl. II. 

Die Frage, ob der Erblaſſer bei Hinterlaſſung des Pflicht- 
theils dem Ehegatten des Pllichttheilsberechtigten wirkſam die 
güterrechtliche Verwaltung und Nutznießung an dem Pflichttheil 
entziehen könne, berührt ſowohl das eheliche Güterrecht als das 
Erbrecht. Nach den Grundſätzen des internationalen Privatrechts 
ſind im gegebenen Falle die Befugniſſe des Teſtators nach ſeinem 
letzten Wohnſitze, die des Güterrechts nach dem durch Vertrag 
oder Geſetz geregelten Güterſtande der Eheleute zu beurtheilen. 
Da nun die Erblaſſerin in Preußen im Gebiete des Allgemeinen 
Landrechts ihren Wohnſitz hatte, das Güterrecht der Ehegatten 
ſich aber, wie unter den Parteien unbeſtritten iſt, nach Badiſchem 
Rechte richtet, ſo muß, um das anzuwendende Recht zu finden, 
nothwendig entſchieden werden, ob die oben geſtellte Frage vor⸗ 
wiegend erbrechtlicher oder vorwiegend güterrechtlicher Natur iſt. 
Der Senat hat ſich für die erſte Alternative entſchieden auf 
Grund folgender Erwägungen: Zwar ſpricht für die güterrecht- 
liche Natur die Stellung der für das Pr. A. L. R. in erſter 
Reihe in Betracht kommenden Vorſchrift des § 214 Thl. II 
Tit. 1 in dem Syſteme, da der erſte Titel des zweiten Buches 
von der Ehe und dem Vermoͤgen der Eheleute handelt, und der 
Umſtand, daß § 214 nicht eigentlich eine Belaſtung des Pflicht- 
theilsberechtigten geſtattet, ſondern die güterrechtlichen Rechte 
eines Anderen, des Ehemannes, einzuſchränken erlaubt. Für die 
erbrechtliche Natur ſpricht jedoch einmal die Erwägung, daß es 
ſich doch immer um eine Befugniß des Erblaffers, alſo um eine 
erbrechtliche Frage handelt, und ſodann der mit Geſetzesvorſchriften 
dieſer Art verfolgte geſetzgeberiſche Zweck, wonach Dritten, ins⸗ 
beſondere den Eltern und Verwandten der Ehefrau, mit Rückſicht 
auf die bisherige Verwaltung des Ehemannes oder das unter 
den Ehegatten beſtehende perſönliche Verhältniß allgemein die 
Möglichkeit gegeben werden ſoll, jede Einwirkung des Ehemannes 
auf das der Ehefrau Hinterlaſſene oder unter Lebenden 
Zugewendete auszuſchließen. Wenn hiernach das Pr. A. L. R. 
der Mutter geſtattet, dem Ehemanne ihrer Tochter die güter- 
rechtliche Verwaltung und Nutznießung zu entziehen, ſo iſt dies 
auch für den im Großherzogthum Baden wohnenden Ehemann 
der Tochter maßgebend, gleichviel ob die für den Güterftand 
geltenden Regeln damit übereinſtimmen. Was den erſten Ent⸗ 
ſcheidungsgrund anbetrifft, ſo entbehrt derſelbe zunächſt genügender 
Begründung. Der B. R. hat das Vorbringen der Bekl. un⸗ 
erörtert gelaſſen, daß gerade zu dem Zwecke, um die von der 
Bekl. vertretene Auslegung zum Ausdrucke zu bringen, auf ſach⸗ 
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verſtändigen Rath, wie die Zeugen, Eheleute B., beitätigen 
ſollten, die vorliegende Faſſung des Teſtamentsnachtrags gewählt 
wurde. Auch das der Ehefrau überlaſſene Ermeſſen enthält 
in abstracto gegenüber den güterrechtlichen Anſprüchen des 
Ehemannes eine Beſchränkung derſelben. Nach der oben ent⸗ 
wickelten Anſicht des Senats gehört die Frage, ob eine ſolche 
Anordnung Wirkſamkeit hat, weſentlich der Lehre vom Erbrecht 
an; ſie iſt deshalb nach den Grundſätzen von der örtlichen 
Kolliſion der Geſetze nach dem Pr. A. L. R. zu beurtheilen. 
Das B. G. hat deshalb zu prüfen, ob, falls jene Auslegung 
beſtehen bleiben kann, eine Anordnung dieſes Inhaltes nach 
Pr. A. L. R. Geltung zu beanſpruchen hat oder nicht. II. C. S. 
i. S. Berberich c. Berberich vom 20. Juni 1902, Nr. 104/1902 II. 

51. $ 1934 Tit. 8 Ih. II. 

Die Bekl. beſtreitet die Abtretbarkeit der Rechte aus dem 
Vertrage vom 28. September 1898 zunächſt um deswillen, weil 
dieſer einen Vorvertrag zu Verſicherungsverträgen, die künftig 
abzuſchließen ſeien, darſtelle. Daß Rechte aus einem Kauf⸗ 
vertrage einem pactum de contrahendo nicht abtretbar find, 
iſt allerdings im Preußiſchen Recht nicht ſtreitig. Die Auf⸗ 
faſſung des B. R. aber, daß der erwähnte Vertrag kein Vor⸗ 
vertrag, ſondern ein Verſicherungsvertrag zu Gunſten Dritter 
ſei, kann nach dem Inhalte des Vertrages und den zutreffenden 
Ausführungen des B. R., wonach alle im 8 1934 Thl. II 
Tit. 8 des A. L. R. aufgeſtellten Erforderniſſe eines Verſicherungs⸗ 
vertrages vorhanden ſind, keinem Bedenken unterliegen. Durch 
den Vertrag vom 28. September 1898 übernahm die Bekl. zu 
Gunſten der von der Geſellſchaft W., S. & Co. vertriebenen 
Anſchlußbügel die Verſicherung nach Maßgabe der Bedingungen 
der im Vertrage erwähnten Garantieſcheine; auf Grund der 
von der genannten Geſellſchaft ausgefüllten Garantieſcheine 
konnten die Abnehmer ſich unmittelbar an die Bekl. halten. 
Sodann bietet der Vertrag auch keinen Anhalt für die weitere 
Ausführung der Bekl., daß fie denſelben nur mit Rückſicht auf 
die beſondere Gewiſſenhaftigkeit und Tüchtigkeit der Gegen⸗ 
kontrahentin abgeſchloſſen habe, ſodaß die Uebertragbarkeit der 
der letzteren eingeräumten Rechte aus dieſem Grunde für aus- 
geſchloſſen zu erachten ſei. Auch die Rüge muß verſagen, die 
Verpflichtung zur Vertragserfüllung auf Seiten des debitor 
cessors könne nicht als fortbeſtehend angenommen werden, 
wenn der Cedent nicht mehr erfüllen könne oder wolle. Zu⸗ 
nächſt kann zur Begründung derſelben nicht geltend gemacht 
werden, daß, da die Geſellſchaft W., S. & Co. ſich aufgeloͤſt 
habe, der Gegenkontrahent der Bekl. nicht mehr exiſtire und die 
erfolgten Ceſſionen ſomit einen völligen Wechſel des einen Sub- 
jekts des Vertragsverhältniſſes bedeuten. Wenn die Auflöſung 
einer offenen Handelsgeſellſchaft auch das Aufhören der pro⸗ 
duktiven Seite der Geſellſchaft zur Folge hat, ſo bleibt dieſe 
doch hiervon abgeſehen bis zur Vertheilung des Vermögens nach 
Tilgung der Schulden erhalten. (Entſch. des R. G. in Civil⸗ 
ſachen Bd. 16 S. 2, Bd. 28 S. 132.) Im Uebrigen iſt in der 
angefochtenen Entſcheidung und in dem vom Vorderrichter in 
Bezug genommenen Berufungsurtheile des Vorprozeſſes zutreffend 
ausgeführt, daß aus dem Inhalte des Vertrages vom 28. Sep⸗ 
tember 1898 nicht erhelle, daß die von der Geſellſchaft W., S. & Co. 
übernommenen Verbindlichkeiten ſolche ſeien, welche ihrem Weſen 
nach nicht von einem Anderen erfüllt werden könnten, oder daß 
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der Leiſtungsinhalt des Berechtigten ein anderer geworden ſei. 
VII. C. S. i. S. Allianz c. Fahrrad ⸗Anſchluß⸗Verſicherung, 
Geſ. m. beſchr. Haftung, vom 10. Juni 1902, Nr. 119/1902 VII. 

52. § 91 Tit. 10 Thl. II. Vormundſchaftsordnung 88 31 
Abſ. 2, 32 Abſ. 1. Haftung des Gerichtsſchreibers. 

Die Reviſion des Bekl. P. rügt mit Recht, daß das B. U. 
den § 91 des A. L. R. Thl. II Tit. 10 verletze. Zwar kann ihr 
darin nicht beigetreten werden, daß ſie eine ſolche Verletzung 
ſchon darin findet, daß das B. G. die Klage nicht bereits des⸗ 
halb abgewieſen habe, weil die Kl., nachdem die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das Vermögen ihres früheren Vormundes J. 
zum größten Theile fruchtlos ausgefallen, dieſen nicht auch noch 
zur Leiſtung des Offenbarungseides gezwungen habe. Das 
frühere Obertribunal hat dies zwar in dem Erkenntniſſe in 
Striethorſt's Archiv Bd. 23 S. 1, insbeſondere S. 3, für er⸗ 
forderlich erachtet. Allein aus dem Wortlaute und Sinne des 
§ 91 iſt eine unbedingte Pflicht des durch das Verſehen eines 
Beamten Geſchädigten, vor Belangung des Beamten ſelbſt die 
Zwangsvollſtreckung gegen einen wegen Verſchuldens oder aus 
ungerechtfertigter Bereicherung oder einem ſonſtigen Rechtsgrunde 
in erſter Reihe Haftenden bis zur Leiſtung des Offenbarungs⸗ 
eides durch dieſen durchzuführen, ſo wenig abzuleiten wie die 
weitere Pflicht, den Rechtsſtreit gegen den vermeintlich in erſter 
Linie Haftenden durch alle zuläffigen Rechtszüge zu verfolgen. 
Letzteres hat das Obertribunal ſelbſt in dem Erkenntniſſe a. a. O. 
Bd. 25 S. 236 ausgeſprochen. Vielmehr muß, wie das R. G. 
für den ähnlichen Fall des § 2 des Anf. G. vom 21. Juli 1879 
wiederholt (vergl. Entſch. Bd. 12 S. 400 und Bd. 22 S. 44) 
dargelegt hat, nur ſoviel erfordert werden, daß die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das Vermögen des in erſter Reihe Verpflichteten 
eine erſchöpfende geweſen iſt. Ob dies aber zutrifft, hat das 
Gericht auf Grund der Lage des einzelnen Falles nach freiem 
Ermeſſen zu beurtheilen. Vergl. die Entſch. Bd. 23 S. 44. Ja 
es muß ſogar von dieſem Grundſatze aus mit Förfter-Eccius, 
Preußiſches Privatrecht Bd. 2 $ 154 Anm. 19, für ſtatthaft 
erachtet werden, daß ſelbſt die Ausklagung des Erſthaftenden 
unterbleibt, wenn der Geſchädigte nachzuweiſen vermag, daß dies 
doch nicht zu ſeiner Befriedigung führen würde. Allein darin 
iſt ein Verſtoß gegen den angezogenen § 91 enthalten, daß das 
B. G. über die Behauptung der Bekl. P., der ſich der Bekl. K. 
angeſchloſſen hat, daß J. nach der Ende 1894 gegen ihn er⸗ 
folgten Zwangsvollſtreckung wieder zu Vermögen gelangt und 
in die Lage gekommen ſei, ſeine Schuld an die Kl. zu bezahlen, 
daß er insbeſondere ein größeres Guthaben bei dem Bauverein 
in S. beſitze, auch ein Haus dort erworben habe, deu dafür als 
Zeugen benannten W. nicht als Zeugen vernommen hat. Die 
Unterlaſſung dieſer Beweiserhebung hat es mit der Ausführung 
begründet: dadurch, daß die Zwaugsvollſtreckung gegen J. zu 
einer Befriedigung der Kl. nur in Höhe von 52 Mark 60 Pf. 
geführt habe und damit ermittelt ſei, daß der Schuldner mehr 
zu leiſten nicht im Stande ſei, ſei die Klage gegen die jetzigen 
beiden Bekl. zuläſſig geworden; dieſe einmal entſtandene Zu⸗ 
läffigkeit könne nicht dadurch wieder beſeitigt werden, daß die 
Bekl. unter Beweis ſtellten, daß J. inzwiſchen wieder zu Ver⸗ 
mögen gekommen ſei; es müſſe ihnen überlaſſen bleiben, ſoweit 
ſie haftbar ſeien, mit der ihnen von der Kl. abzutretenden 
Klage ihrerſeits auf den früheren Vormund zurückzugreifen. 
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Dies iſt rechtsirrthümlich. Aus dem § 94 a. a. O. ergiebt ſich, 
daß zur Zeit der „Vertretung“ des Schadens, d. h. zu 
der Zeit, in der die Haftung eines Beamten wegen eines durch 
ihn bei Führung ſeines Amtes begangenen Vergehens wirklich 
geltend gemacht wird, alſo zur Zeit der Erhebung der 
Klage gegen ihn „kein anderes geſetzmäßiges Mittel“ vor- 
handen ſein darf, „wodurch den nachtheiligen Folgen“ des 
Verſehens „abgeholfen werden könnte.“ Wenn nun auch aus 
einer früher einmal erfolgten ganz oder theilweiſe fruchtloſen 
Zwangsvollſtreckung geſchloſſen werden kann, daß das Un⸗ 
vermögen des für den eingetretenen Schaden in erſter Reihe 
Haftenden auch noch zu der Zeit der Erhebung der Klage gegen 
den Beamten fortdauere, ſo iſt dies doch eben nur eine 
thatſächliche Vermuthung, der gegenüber die Behauptung 
und der Beweis zuläſſig iſt, daß fie nicht zutrifft, daß in 
Wirklichkeit der Erſthaftende inzwiſchen wieder in eine Ver⸗ 
mögenslage gekommen ſei, in der er zur Befriedigung des 
Geſchädigten im Stande fei. Dies muß um ſo mehr in einem 
Falle wie in dem vorliegenden gelten, in welchem zwiſchen der 
theilweiſe fruchtloſen Zwangsvollſtreckung und der Erhebung der 
Klage ungefähr ſechs Jahre verfloſſen find. Weil das B. G. 
dieſe fortdauernde Abhängigkeit des Schuldenanſpruchs des 
Geſchädigten gegen den Beamten von der Zahlungsfähigkeit 
des in erſter Reihe Haftenden verkannt hat und auf dieſem 
Rechtsirrthume das angefochtene Urtheil mitberuht, iſt, auch 
ſoweit im Uebrigen die Haftung des einen oder des anderen 
Bekl. begründet iſt, die Vorentſcheidung aufzuheben und, da es 
zur Endentſcheidung noch einer Beweiserhebung bedarf, die 
Sache zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung an das 
B. G. zurückzuverweiſen. 

Es kann zweifelhaft fein, ob zu den Pflichtwidrigkeiten 
des Vormunds, von denen nach 8 31 Abſ. 2 der Vormund⸗ 
ſchaftsordnung der Gegenvormund dem Vormundſchaftsgerichte 
Anzeige zu machen hatte, auch die Unterlaſſung der innerhalb 
beſtimmter Zeiträume erforderlichen Rechnungslegung gehörte, 
da nach 8 56 Abſ. 1 das Vormundſchaftsgericht dieſe 
von dem Vormunde zu fordern hatte, dieſes ſelbſt daher 
jedenfalls in erſter Reihe dazu berufen und verpflichtet war, die 
rechtzeitige Legung der Rechnung von dem Vormunde zu ver⸗ 
langen und die Erfüllung dieſer Pflicht zu überwachen. Allein 
wenn man auch annehmen will, daß daneben auch dem Gegen⸗ 
vormunde die Pflicht obgelegen habe, ſich um die rechtzeitige 
Legung der Rechnungen zu kümmern, und wenn man ſelbſt 
weiter davon ausgehen will, der Gegenvormund habe auch mit 
der Möglichkeit einer ordnungswidrigen Geſchäftsbehandlung 
bei dem Vormundſchaftsgerichte rechnen und deshalb auf jeden 
Fall die ihm aufgefallene Unterlaſſung der Rechnungs⸗ 
legung durch den Vormund auch ſeinerſeits zur Kenntniß 
des Gerichts bringen müſſen, ſo kann dennoch uach Lage der 
Sache kein Verſchulden des Gegenvormundes H. als vorliegend 
angejeben werden. Zuvörderſt darf nicht unbeachtet gelaſſen 
werden, daß nach 8 26 der Vormundſchaftsordnung ein Gegen⸗ 
vormund auch dann beſtellt werden konnte, wenn mit der 
Vormundſchaft keine Vermögensverwaltung verbunden war, 
und daß es an einer Feſtſtellung darüber fehlt, ob der Gegen- 
vormund H. mit der Lage der Vormundſchaft überhaupt 
bekannt gemacht, ob ihm insbeſondere mitgetheilt war, daß und 
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welches Vermögen des Mündels vorhanden und wie dies 
angelegt war und angelegt werden ſollte. Sodann aber kommt, 
ganz abgeſehen hiervon, entſcheidend in Betracht, daß, auch wenn 
man annehmen wollte, H. habe gewußt, daß der Vormund 
Vermögen für das Mündel zu verwalten hatte, daraus nicht 
auch nur mit einiger Sicherheit gefolgert werden könnte, er 
hätte auch erkennen müſſen, daß ſeine Pflicht von ihm erforderte, 
von der unterbliebenen Rechnungslegung durch den Vormund 
ſeinerſeits dem Vormundſchaftsgericht Anzeige zu erſtatten. 

Daß ein Gegenvormund eine ihm obliegende Pflicht, über 
deren Beſtehen ſelbſt Rechtskundige recht wohl beachtliche 
Zweifel hegen konnten, nicht erkannt hat, kann ihm nicht als 
Vernachläſſigung der von ihm zu vertretenden Sorgfalt gemäß 
§ 32 Abſ. 1 der Vormundſchaftsordnung angerechnet werden. 
Dies muß um ſo mehr im vorliegendem Falle gelten, in welchem 
es ſich, wie das B. G. feſtſtellt, um einen dem bäuerlichen 
Stande angehörigen Gegenvormund handelte. Der Mangel 
eines Verſchuldens des Gegenvormundes H. oder, ſoſern ein 
ſolches feſtgeſtellt werden kann, ſeine Unfähigkeit zur Leiſtung 
des Schadenserſatzes an die Kl. bildet nach § 91 a. a. O. die 
nothwendige geſetzliche Vorausſetzung für die Haftung der 
beklagten beiden Beamten. War die Kl. der Meinung, daß H. 
überhaupt nicht ſchuldhaft gehandelt habe, ſo brauchte ſie nicht 
erſt gegen dieſen Klage auf Schadenerſatz zu erheben, nur 
mußte ſie bei der Inanſpruchnahme der Bekl. darlegen, weshalb 
nach ihrer Anſicht die Belangung des Gegenvormundes aus⸗ 
ſichtslos ſei. 

Die Beurtheilung des Verhaltens des Bekl. K. verkennt 
die Stellung, die dem Gerichtsſchreiber durch die die Geſchäfts⸗ 
führung regelnden Vorſchriften gegenüber dem Richter angewieſen 
iſt, im Allgemeinen und die Pflichten, die jenem in Anſehung 
der Eintragung von Wiedervorlegungen der Akten im Geſchäfts⸗ 
kalender durch die Geſchäfts ordnung für die Gerichtsſchreibereien 
der Amtsgerichte auferlegt find, im Beſonderen. Der Gerichts⸗ 
ſchreiber iſt nicht zu einer bloßen mechaniſchen Ausführung der 
Verfügungen und Beſchlüſſe des Gerichts berufen, er hat viel⸗ 
mehr dafür Sorge zu tragen, daß ſie in zweckentſprechender 
Weiſe und in einer der Abſicht, die bei Erlaß der Verfügung 
oder des Beſchluſſes obgewaltet hat, genügenden Art erfolgt. 
In Anwendung dieſes Grundſatzes hatte beiſpielsweiſe ſchon 
die zu der hier in Betracht kommenden Zeit in Geltung 
geweſene Geſchäftsordnung für die Gerichtsſchreibereien der 
Amtsgerichte vom 1. Auguſt 1879 in $ 15 Abſ. 3 beſtimmt, 
daß, wenn die Verfügung, wie es die Regel ſein ſollte, vom 
Richter ſo vollſtändig angegeben ſei, daß ſie ohne weiteres ab⸗ 
geſchrieben werden könne, der Gerichtsſchreiber gleichwohl die in 
den vorhergehenden Abſätzen 1 und 2 bezeichneten Förmlichkeiten 
— in Bezug auf die Bezeichnung der Rechtsangelegenheit, die 
Adreſſe, die Art der Erledigung u. dgl. — „zu prüfen und 
etwaige Ergänzungen herbeizuführen“ habe. Letzteres 
war aber durch eine entfprechende dem Richter vorzulegende 
Anzeige zu bewirken. Vergl. Peters, die Geſchäftsordnung 
für die Gerichtsſchreibereien der Preußiſchen Amtsgerichte, 
1. Auflage, Anm. 35 zu § 15. Die Sicherſtellung der Durch— 
führung einer ſchwebenden Rechtsangelegenheit insbeſondere 
ſodann, ſoweit dieſe überhaupt nach ihrer Gattung von Amts⸗ 
wegen zu betreiben iſt, fällt zwar im Allgemeinen dem Richter 
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zu, und deshalb hat dieſer bei Erlaſſung einer Verfügung oder 
eines Beſchluſſes die Wiedervorlegung der Akten nach Ablauf 
einer beſtimmten Friſt vorzuſchreiben, um die Erledigung der 
Anordnung überwachen oder ſouſtwie der Sache Fortgang geben 
zu können. Indeſſen hatte ſchon der $ 13 Abſ. 9 des 
Geſchäftsreglements vom 3. Auguſt 1841 beſtimmt, „daß die 
Notirung von Reproduktionen auch ohne ausdrückliche Ver⸗ 
fügung bei allen Friſten geſchehen müſſe, welche nicht ſonſt 
kontrolirt ſeien.“ War nun auch dieſe Vorſchrift nicht in den 
von der Führung des Geſchäftskalenders handelnden § 16 der 
Geſchäftsordnung vom 1. Auguſt 1879 übergegangen, fo ver⸗ 
langte doch jener für ſie leitend geweſene allgemeine Grundſatz, 
daß der Gerichtsſchreiber nicht für eine rein mechaniſche, ſondern 
für eine ſachdienliche Ausführung der richterlichen Anordnungen 
zu ſorgen habe, der auch in der neuen Geſchäftsordnung an- 
erkannt war, daß, wenn der Richter in einem Falle, in welchem 
nach der Sachlage eine Wiedervorlegung der Akten nach be⸗ 
ſtimmter Friſt hätte verfügt werden müſſen, aber thatſächlich 
nicht verfügt war, der Gerichtsſchreiber durch Vorlegung einer 
entſprechenden Anzeige die Ergänzung der Verfügung erbat. 
Vergl. Peters, a. a. O. Anm. 6a zu § 16 und 3. Auflage, 
Anm. 5 zu $ 17. Noch mehr mußte dies aber in einem 
Falle wie dem vorliegenden gelten, in welchem der Gerichts⸗ 
ſchreiber, wie oben unterſtellt iſt, nur im Unklaren darüber 
war, ob eine Verfügung die Anordnung einer Wiedervorlegung 
der Akten in einem beſtimmten Zeitpunkte enthielt oder nicht. 
III. C. S. i. S. Jürgenſen c. Poſſelt u. König vom 10. Juni 1902, 
Nr. 68/1902 III. 

IV. Sonſtige Preußiſche Geſetze. 

Jagdpolizeigeſetz vom 7. März 1850. 

53. § 3 Lit. a. | 

Der Kl. hat im Jahre 1898 den Jagdbezirk Leubsdorf 
auf die Dauer von ſechs Jahren bis zum 1. Auguſt 1904 von 
der genannten Gemeinde angepachtet. Der Bekl. hat ſeinen in 
dieſem Jagdbezirk belegeuen Grundbeſitz im Jahre 1900 derartig 
vergrößert, daß er von da ab über 300 Morgen zuſammen⸗ 
hängendes Areal beſitzt, und nimmt von dem Augenblick der 
Vergrößerung an auf Grund des § 3 Lit. a des Jagdpolizei⸗ 
geſetzes vom 7. März 1850 das Jagdrecht auf dieſem ſeinem 
Eigenthum in Anſpruch, während der Kl. ſich auf den Jagd⸗ 
pachtvertrag mit der Gemeinde bis zu dem Ende der Pachtzeit 
auch auf dem dem Bekl. zugehörigen Areal ſtützt. Das R. G. 
hat zu Gunſten des Bekl. erkannt und ſeine Entſcheidung in 
ausführlicher Weiſe begründet. II. C. S. i. S. Oſthaus 
c. Dürr vom 24. Juni 1902, Nr. 29/1902 II. 

V. Das Franzöſiſche Recht (Badiſche Landrecht). 

54. Art. 1383 c. c. 

Das O. L. G. hat nicht feſtgeſtellt, daß die Verunglückung 
des Ehemannes der Kl. ausſchließlich durch die fahrläſſige 
Handlungsweiſe des W. verurſacht worden iſt, ſondern es hat 
ein gleichzeitig mitwirkendes fahrläſſiges Verhalten der 
Kontinentalen Eiſenbahn Bau- und Betriebsgeſellſchaft an⸗ 
genommen, iſt aber der Anſicht, daß letzteres deshalb keine 
Schadenserſatzpflicht begründe, weil das Verſchulden des W. 
das größere, das weſentliche ſei. Das O. L. G. verletzt hiermit 
den Art. 1383 c. c. Es handelt ſich nicht um ein konkurrirendes 
fahrläſſiges Verhalten des Verunglückten ſelbſt, ſondern um eine 
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konkurrirende Fahrläſſigkeit dritter Perſonen, der 
Kontinentalen und des W. Bezüglich Beider hat der B. R. 
ausgeführt, daß der Unfall nicht entſtanden ſein würde, wenn 
ihr fahrläſſiges Verhalten nicht vorhanden geweſen wäre, alſo 
feſtgeſtellt, daß die Fahrläſſigkeit Beider kauſal für den Unfall 
war. Nun iſt aber nach der vorbezogenen Geſetzesvorſchrift 
Jeder für den Schaden verantwortlich, den er durch ſeine 
Handlung oder auch nur dutch feine Nachläſſigkeit oder Un- 
vorſichtigkeit verurſacht hat. Das Geſetz macht hierbei keinen 
Unterſchied zwiſchen einer größeren oder geringeren Fahrläſſigkeit, 
einem überwiegenden Verſchulden mißt es für die Haftbarkeit 
gegenüber dem Geſchädigten keine Bedeutung bei. Es verhält 
ſich grade ſo, als wenn mehrere Perſonen zuſammen durch 
deliktiſches Verhalten Schaden hervorgerufen haben, Entſch. in 
Civilſachen Bd. 23 S. 330; auch iſt für die Haftpflicht nicht 
erforderlich, daß alle Bedingungen für den Eintritt des 
ſchädigenden Erfolges durch den ſogenannten Thäter verwirklicht 
worden find, ſondern es genügt, daß dieſer Erfolg auf die That 
des Handelnden zurückzuführen iſt, ſofern nur die ferneren Be⸗ 
dingungen und damit der Erfolg vorausſehbar waren, Entſch. 
Bd. 10 S. 288. Von eiuer Unterbrechung des urſächlichen 
Zuſammenhanges zwiſchen der fahrläſſigen Handlungsweiſe der 
Kontinentalen und der Verunglückung des Ehemannes der Kl. 
durch die Handlungsweiſe des W. würde nur dann geſprochen 
werden können, wenn die letztere ſchon für ſich allein und ohne 
Hinzukommen der durch die Kontinentale geſchaffenen Lage, alſo 
ſelbſtſtändig, den Schaden verurſacht hätte. Das iſt aber 
nach der getroffenen Feſtſtellung, wonach Beider Fahrläſſigkeit 
für den Unfall wirkend war, nicht der Fall. Die Annahme der 
Unterbrechung jenes Kauſalzuſammenhanges iſt daher rechts. 
irrthümlich. II. C. S. i. S. Petſch c. Kontinentale Eiſenbahn⸗ 
Bau⸗ und Betriebsgeſellſchaft vom 8. Juli 1902, Nr. 200/1902 II. 
8. 8. 


Briefkaſten. | 
Verantwortlich: Magendantz, Rechtsanwalt am Landgericht I, 
Berlin, Kochſtraße 56. 

Herrn R.⸗A. u. N. L. in W. 

In welcher Weiſe kann ein Bauherr, welcher für den 
Baugeldgeber eine Darlehnshypothek eintragen ließ und 
von dieſem die Zuſage der ratenweiſe Auszahlung des 

.Gegenwerthes je nach Fortſchreiten des Baues erhielt, 

ſeinen Baugläubigern die Befriedigung aus dem Bau⸗ 
gelddarlehn ſichern? Genügt Abtretung des Anſpruchs 
auf Auszahlung des Gegenwerths, oder können die 
Rechte aus einer ſolchen Abtretung durch Konkurs des 
Bauherrn oder dadurch, daß ein Dritter die Hypothek, 
welche bei Nichtzahlung des Darlehns Eigenthümer⸗ 
grundſchuld wird, pfänden läßt, vereitelt werden? 

Die Abtretung des Anſpruchs auf Auszahlung der Bau⸗ 
geldraten iſt das wirkſamſte Mittel, die Befriedigung der Bau⸗ 
gläubiger aus dem Baugelddarlehn zu ſichern. Daß auch fie 
nicht eine unbedingte Sicherheit giebt, iſt richtig. Eine ſolche 
läßt ſich aber nicht erreichen. Das auf die Sicherung der Bau⸗ 
gläubiger gerichtete Rechtsgeſchäft unterliegt, wie jede andere 
Rechtshandlung, der Anfechtung und zwar ſowohl in- wie außer⸗ 
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halb des Konkurſes. Lediglich davon, ob die Vorausſetzungen 
der Anfechtbarkeit vorliegen, hängt es ab, ob die Abtretung 
durch den Konkurs über das Vermögen des Bauherrn berührt 
wird oder nicht. Irgend welche andere Gründe als die all⸗ 
gemeinen der 88 30—32 der Konkursordnung und — außer⸗ 
halb des Konkurſes — des § 3 des Geſetzes vom 21. Juli 
1879 giebt es für die Anfechtbarkeit eines derartigen Rechts⸗ 
geſchäfts nicht. 

Vorausſetzung der Wirkſamkeit einer ſolchen Abtretung iſt 
aber, daß die abgetretenen Raten fällig werden, daß alſo der 
Bau bis zu dem Stande gefördert wird, bei welchem die Fällig⸗ 
keit nach dem Baugeldvertrage eintritt. Iſt dieſe Vorausſetzung 
erfüllt, ſo können die Rechte des Baugläubigers durch die 
Pfändung der Hypothek ſeitens eines Dritten, der im Beſitz 
eines Schuldtitels gegen den Bauherrn iſt, nicht vereitelt 
werden. Nach der herrſchenden Anfiht (Turnau ⸗Foerſter I 
S. 761 Aum. 6; Fuchs, Kommentar zum B. G. B. 8 1163 
Anm. 5; Planck, Kommentar $ 1113 Anm. 5) ift allerdings 
die für eine künftige oder bedingte Forderung eingetragene 
Hypothek als Eigenthümergrundſchuld anzuſehen. Ueber dieſe 
Grundſchuld ſteht aber dem Bauherrn nicht die freie Verfügung 
zu. Vielmehr hat der Baugeldgeber auf Grund des Baugeld⸗ 
vertrages einen Anſpruch darauf, daß ſich dieſe Grundſchuld 
nach Maßgabe der auf das Baugeld geleiſteten Zahlungen für 
ihn in eine Hypothek verwandelt. Andererſeits hat der Bau⸗ 
gläubiger auf Grund der erfolgten Abtretung einen Anſpruch 
darauf, daß die Zahlung der fälligen Raten auch wirklich erfolgt. 
Nur ſoweit das Baugeld wegen der Nichtvollendung des Baues 
oder aus anderen aus dem Baugeldvertrage ſich ergebenden 
Gründen nicht zur Auszahlung gelangt, kann der Eigenthümer 
über die Grundſchuld verfügen, und inſoweit unterliegt ſie 
auch der Pfändung. Dadurch wird aber der Anſpruch des 
Baugläubigers nicht vereitelt, denn der Grund, daß die Ab- 
tretung nicht zu ſeiner Befriedigung führt, liegt nicht in der 
Pfändung der Eigenthümergrundſchuld, ſondern darin, daß die 
ihm abgetretene Baugeldrate nicht fällig geworden iſt. 


Herrn FR. R. in S. 

In einem Privatklageverfahren iſt der Angeklagte in 
erſter Inſtanz zu einer Geldſtrafe verurtheilt. Er legt 
Berufung ein. Demnächſt nimmt der Kläger die Privat⸗ 
klage mit Zuſtimmung des Angeklagten zurück, ohne daß 
eine Vereinbarung über die Tragung der Koſten getroffen 
wird. Der Antrag auf Einſtellung des Verfahrens 
wegen Zurücknahme des Strafantragd wird auf Grund 
des § 259 Abſ. 2 Str. P. O. zurückgewieſen, da die 
Einſtellung nur erfolgen könne, wenn der Strafantrag 
rechtzeitig, alſo vor Verkündung eines auf Strafe lauten⸗ 
den Urtheils ($ 64 Str. G. B.) zurückgenommen werde. 
Die Zurücknahme der Privatklage ſei alſo in dieſem Falle 
nicht als Rücknahme des Strafantrags anzuſehen. Hat 
der Angeklagte die Möglichkeit, von dem Privatkläger die 

Erſtattung der nothwendigen Auslagen zu erreichen? 
Die Ablehnung der Einſtellung des Verfahrens erſcheint, ſo 
wenig die Entſcheidung auch befriedigt, gerechtfertigt. Die Be⸗ 
ſtimmung des 8 259 Abſ. 2 Str. P. O. trifft auf den vor⸗ 
liegenden Fall nicht zu, und eine andere Handhabe bietet das 
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Geſetz nicht. Da ſomit durch das Privatklageverfahren eine 
Grundlage für die Erſtattung der Auslagen nicht gewonnen iſt, 
ſo kann es ſich nur fragen, ob der Privatkläger im Wege des 
Civilprozeſſes dazu gezwungen werden kann. Eine ſolche Klage 
würde ſich als außervertragliche Schadenserſatzklage darſtellen, 
fie würde alſo zur Vorausſetzung haben, daß dem Privatkläger 
ein bei der Anſtellung der Privatklage von ihm begangenes 
Verſchulden nachgewieſen würde. 


Herrn R.⸗A. W. in T. 
Kann im Mahnverfahren zugleich mit dem Anſpruch 
gegen die Ehefrau auf Zahlung auch der Anſpruch gegen 
den Ehemann auf Duldung der Zwangsvollſtreckung in 
das Vermögen ſeiner Ehefrau geltend gemacht werden? 


Nachdem das Reichsgericht durch Urtheil vom 7. Dezember 
1901 (Juriſt. Wochenſchr. 1902 S. 132 Nr. 38) die Geltend⸗ 
machung des Anſpruchs gegen den Ehemann auf Duldung der 
Zwangsvollſtreckung in das Vermsgen ſeiner Ehefrau im 
Urkundenprozeß zugelaſſen hat, liegt unſerer Meinung nach ein 
Grund, die Geltendmachung dieſes Anſpruchs im Mahn⸗ 
verfahren für unzuläffig zu erklären, nicht vor. Falls ab- 
weichende Entſcheidungen ergangen ſind, bitten wir um deren 
Mittheilung. | 


Das Reichsgericht ſoll im Jahre 1901 in einer Ent⸗ 
ſcheiduug die Haftung der Auskunfteieu wegen fahrläſſig ertheilter 
falſcher Auskunft erörtert haben. Wir würden für die Mit- 
theilung dieſer Entſcheidung ſehr N ſein. 


Perſonal⸗Veränderungen. 
Zulaffungen. 


Rechtsanwalt Dr. Alfred Eberhard beim Amtsgericht 
Magdeburg; — Referendar Wilhelm Sauerwein beim 
Amtsgericht Neubrandenburg; — Rechtsanwalt Joſef Kunkel 
beim Landgericht Bayreuth; — Rechtsanwalt Dr. jur. 
Alfred Eberhard beim Landgericht Magdeburg; — Rechts- 
anwalt Ernſt Roſt beim Amtsgericht Pr.⸗Stargard; — 
— Rechtsanwalt Dr. Franz Hoengen beim Amtsgericht und 
Landgericht Aachen; — Referendar Dr. Friedrich Salzburg 
beim Amtsgericht und Landgericht Dresden; — Rechtsanwalt 
Dr. jur. Ludwig Hecht beim Oberlandesgericht Frankfurt a. M.; 
— Rechtsanwalt Walter Behrendt beim Amtsgericht und Land⸗ 
gericht Magdeburg; — Rechtsanwalt Ferdinand Eberwein beim 
Amtsgericht Lorſch; — Rechtspraktikanten Dr. Hans Keller 
und Dr. Eugen Meyer beim Oberlandesgericht München; — 
gepr. Rechtspraktikant Karl Müller beim Landgericht Zwei⸗ 
brücken; — Gerichtsaſſeſſor Dr. Max Steinitz beim Land- 
gericht Breslau; — Rechtsanwalt Franz Müller beim Amts⸗ 
gericht Ehrenbreitſtein; — Rechtsanwalt Dr. Bernſtein in 
Elberfeld beim Amtsgericht und Landgericht Elberfeld und beim 
Amtsgericht Barmen; — Rechtsanwalt Dr. Richard Schreiber 
beim Landgericht Mainz; — gepr. Rechtspraktikant Julius 
Prochownik beim Landgericht Paſſau; — Rechtsanwalt Walter 
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Arlart beim Amtsgericht Goldap; — Rechtsanwalt Ludwig 
Wachter beim Landgericht Landshut; — Referendar Bienert 
beim Landgericht und Amtsgericht Lübeck; — Rechtsanwälte 
Karl Poſpiſchil, Emanuel Chriſta und Dr. Auguſt Cramer 
beim Landgericht München II; — Rechtsanwalt Max Ebel 
beim Amtsgericht und Landgericht Inſterburg; — Rechtsanwalt 
Thomas beim Amtsgericht und Landgericht Mülhauſen; — 
gepr. Rechtspraktikanten Max Bing, Karl Micheler, Fritz 
Stahlmann und Dr. Joſef Weißbart beim Landgericht 
München I; — Rechtsanwalt Dr. jur. Biermann beim Ober⸗ 
landesgericht Hamm; — Rechtsanwalt Hermann Damm beim 
Landgericht München I; — Rechtsanwalt Eugen Fränkel beim 
Amtsgericht Myslowitz; — gepr. Rechtspraktikant Kaspar Unter⸗ 
forſthuber beim Landgericht Traunſtein; — Rechtsanwälte 
Richard Becher und Wilhelm Bittermann beim Landgericht 1 
Berlin; — Rechtsanwalt Dr. Adolph Friedrich Neuſchler beim 
Hanſeatiſchen Oberlandesgericht, Landgericht und Amtsgericht 


Hamburg. 
Loſchungen. 

Rechtsauwalt Otto Grumbacher beim Landgericht Karls⸗ 
ruhe; — Rechtsanwalt Wilhelm Benedict beim Kammer- 
gericht Berlin; — Rechtsauwalt Dr. Friedrich Rudolph Joachim 
von Broecker beim Hanſeatiſchen Oberlandesgericht, beim 
Landgericht und beim Amtsgericht Hamburg; — Rechtsanwalt 
Adolf Meier beim Landgericht Offenburg; — Rechtsanwalt 
Adolf Wentzel beim Landgericht und Amtsgericht Stettin; — 
Rechtsanwalt Guſtav Hermann Böhme beim Landgericht 
Dresden; — Rechtsanwalt Oskar Schönemann beim Ober⸗ 
landesgericht Jena; — Rechtsanwalt Paul Steinitz beim Amts⸗ 
gericht Zabrze; — Rechtsanwalt Dr. Eruſt Roſt beim Amts- 
gericht Kulmſee; — Rechtsanwalt Dr. jur. Ludwig Hecht beim 
Landgericht Frankfurt a. M.; — Rechtsanwälte Jäger und Eber⸗ 
wein in Bensheim und Becker beim Amtsgericht Zwingenberg; 
— Rechtsanwalt Dr. Beruſtein beim Amtsgericht Heunef; — 
Rechtsanwalt Peters beim Amtsgericht Dülken; — Rechts⸗ 
anwalt Max Ebel beim Amtsgericht Goldap; — Rechts- 
anwalt Hermann Damm beim Oberlandesgericht München. 


Eruenunngen. 

Zu Notaren wurden ernannt: Rechtsanwalt Knebel in 
Zehlendorf bei Berlin; — Rechtsanwalt Schulze in Elmshorn; 
— Rechtsanwälte Dr. Schultz und Dorendorf in Magdeburg; 
Rechtsampälte und Juſtizräthe Dr Victor Schneider, Paul 
Michaelis und Eduard Goldmann, Rechtsanwälte Emil 
Salomon, Franz Heinitz, Bleiberg, Ahlemann und 
Glatzel in Berlin; — Rechtsanwalt Ernſt Nadolny in 
Neidenburg; — Rechtsanwalt Kukuck in Blankeneſe; — 
Gerichtsaſſeſſor Dr. Golling in Kreuznach; — Rechtsauwalt 
Georg Boen heim in Soldau; — Rechtsanwalt Thränhort 


in Bleicherode. 
Todesfälle. 

Rechtsanwalt Jakob Bayer in Donauwörth; — Rechts⸗ 
anwalt Franz Burchard in Königsberg; — Rechtsanwalt 
Carl Theodor Ficker in Leisnig; — Rechtsanwalt Notar 
Juſtizrath Lothar Volkmar in Berlin; — . Sorof 
in Breslau. 


Für die Redaktion verantwortlich: Rechtsanwalt Dr. L. Kuhlenbeck in Jena. Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin 8. 14. 
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„Beilage 10 der Zuriſtiſchen Wochenſchrift 


W 52 bis 54 vom 5. Auguſt 1902. 


Urtheile und Beſchlüſſe des Reichsgerichts zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
und zum Einführungsgeſetz. 


152. 
Art. 170, 179 und 192 des Einf. Geſ. zum 


B. G. B. und § 24 der C. P. O. 
Urtheil des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Obſt und 
Sehring c. Haberecht vom 18. Juni 1902, Nr. 125/1902 V. 
Vorinſtanz: Kammergericht Berlin. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Die Auffaſſung, daß das Recht aus der Vormerkung kein 
Pfandrecht im Sinne des Artikel 192 des Einführungsgeſetzes 
zum Bürgerlichen Geſetzbuch darſtelle, mithin nicht zufolge dieſer 
Vorſchrift ſich vom 1. Januar 1900 ab kraft Geſetzes in eine 
Buchhypothek des neuen Reichsrechts verwandelt habe, muß trotz 
gegentheiliger, in der Literatur hervorgetretener Meinungen für 
richtig erachtet werden. Hiernach fällt die Vormerkung des alten 
Rechts nicht unter Artikel 192 des Einführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch, ſondern unter Artikel 179 ebenda, deſſen 
Vorausſetzungen nach dem vorhin Bemerkten bei ihr zutreffen. Iſt 
aber die durch ſie bewirkte Sicherung nur die eines perſönlichen 
Schuldverhältniſſes, jo kann von einem ausſchließlichen ding— 
lichen Gerichtsſtande für die aus der Vormerkung angeſtellten 
Klagen keine Rede ſein. Vielmehr begründet der Umſtand, daß 
der Anſpruch aus der Vormerkung ſich gegen den Grundſtücks— 
ei genthümer als ſolchen richtet, jenen Gerichtsſtand gemäß § 26 
Civilprozeßordnung nur als einen wahlweiſen neben dem 
perſönlichen Gerichtsſtand. Die Unzuſtändigkeitseinrede iſt daher 
vom Berufungsrichter mit Recht verworfen worden. 

In der Sache ſelbſt iſt die Frage, ob der Beklagte S., 
obwohl er nicht mehr eingetragener Eigenthümer der mit der 
Vormerkung belaſteten Grundſtücke iſt, dennoch für die gegen⸗ 
wärtige Klage auch inſoweit, als ſie auf Bewilligung der Um⸗ 
ſchreibung der Vormerkung in eine Sicherungshypothek geht, als 
paſſiv legitimirt angeſehen werden darf, vom Berufungsrichter 
bejaht worden. Es war ihm in dieſem Punkte beizutreten. 
(Wird weiter ausgeführt.) 

Auch iſt im vorliegenden Falle der Unmſchreibungsanſpruch 
des Klägers nicht dadurch hinfällig geworden, daß er erſt unter 
der Herrſchaft des neuen Rechts erhoben worden iſt und letzteres 
als Zwangshypothek nicht mehr die Verkehrshypothek („gewöhn⸗ 
liche Hypothek“ nach dem Sprachgebrauch des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches), ſondern nur die Sicherungshypothek kennt. Das hat 
lediglich zur Folge, daß die Umſchreibung nur in die jetzt geltende 
Rechtsform der definitiven Zwangshypothek erfolgen kann, der 
Gegenſtand des Anſpruchs alſo ein anderer geworden iſt. Der 
Anſpruch ſelbſt hingegen als perſönlicher iſt gemäß Artikel 170 des 
Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch beſtehen geblieben. 


153. 
Art. 184 des Einf. Geſ. zum B. G. B. 
§ 1020 des B. G. B. 


A. L. R. § 12 Tit. 19, 88 27, 31 Tit. 22 Thl. J. 
Urtheil des Reichsgerichts VII. C. S. i. S. Reichsmilitär⸗ 
fiskus e. Wolff vom 1. Juli 1902, Nr. 201/1902 VII. 
Vorinſtanz: O. L. G. Stettin. 

Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Für die Abgrenzung der Rechte des Eigenthümers einerſeits 
und des dinglich Berechtigten audererſeits kommt nicht allein 
der Inhalt der einzelnen Vertragsbeſtimmungen in Betracht, 
ſondern erheblich dafür iſt der Charakter des Vertrages in ſeiner 
Totalität, nur durch ein Eingehen hierauf und auf die beim 
Vertragsabſchluß vorhanden geweſenen Umſtände, unter Berück⸗ 
ſichtigung der über das Verhältniß des Eigenthümers zum ding— 
lich Berechtigten, insbeſondere zum Inhaber einer Fiſcherei— 
gerechtigkeit geltenden allgemeinen Grundſätze läßt ſich er— 
meſſen, in welchem Umfange bei Einräumung der dinglichen 
Berechtigung der Ausübung der im Eigenthum liegenden Rechte 
eine Schranke hat geſetzt werden ſollen, vergleiche § 12 Theil I 
Titel 19, §§ 17, 31 Theil I Titel 22 des Allgemeinen Land- 
rechts. Nicht ohne Weiteres läßt ſich als Wille des Eigen⸗ 
thümers betrachten, ein Recht von ſolcher Strenge zu gewähren, 
daß ihm jede, für ihn auch noch ſo erwünſchte Benutzung ſeines 
Eigenthums, ſobald durch dieſelbe der Ausübung der Servitut 
eine vielleicht minimale Schwierigkeit entſteht, verſagt und daß 
namentlich jede Aenderung der Nutzungsart, jede Einführung 
neuer Einrichtungen unter der genannten Vorausſetzung ſchlecht⸗ 
hin ausgeſchloſſen wäre. Eine Vergleichung des Werthes der 
beiderſeitigen Nutzungen wird vielfach für die Beurtheilung des 
Konſtituirungswillens von Bedeutung ſein. Insbeſondere bei 
einer Fiſchereigerechtigkeit iſt nicht leicht anzunehmen, daß der 
Eigenthümer ſich des Rechts, im Fluſſe zu baden und Anderen 
dies zu geſtatten, auch Badeanſtalten anzulegen, deshalb hätte 
begeben wollen, weil dadurch dem Fiſchereiberechtigten Unbequem 
lichkeiten entſtehen, gewiſſe Tageszeiten oder Oertlichkeiten vor⸗ 
übergehend zur Fiſcherei nicht benutzt werden, vielleicht auch eine 
geringfügige Beeinträchtigung eintreten könnte. Hier greift auch 
der § 1020 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ein, laut deſſen bei der 
Ausübung einer Grunddienſtbarkeit der Berechtigte das Intereſſe 
des Eigenthümers des belaſteten Grundſtücks thunlichſt zu ſchonen 
hat, Artikel 184 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buch. Iſt freilich eine erhebliche Schmälerung der Ausbeute von 
der Ausübung des Eigenthums zu beſorgen, wie es bei gleich⸗ 
zeitigem Baden einer ungewöhnlich großen Anzahl von Perſonen 
denkbar fein mag, fo wird der dinglich Berechtigte Dem entgegen- 
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treten können. Ein ausreichendes Eingehen auf dieſe Geſichts⸗ 
punkte laſſen die Erwägungen des Berufungsrichters über die dem 
Kläger durch den Vertrag eingeräumten dinglichen Rechte vermiſſen. 


154. 


Zu Art. 192 Abſ. 1 Satz 1 des B. G. B. und 


. § 894 des B. G. B. 

Urtheil des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Joſcht 
c. Joſchts Konkursmaſſe vom 21. Juni 1902, 
Nr. 132/1902 V. 

Vorinſtanz: O. L. G. Breslau. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Die Kautionshypothek des Preußiſchen Rechtes (Eigenthums⸗ 
erwerbsgeſetz § 24) war eine bedingte Hypothek, bedingt dadurch, 
daß für den Gläubiger Forderungen aus dem durch die Kaution 
geficherten Geſchäftskreiſe entſtanden. Das Hppothekenrecht ſelbſt 
hing vom Beſtehen von Forderungen ab. Soweit Forderungen 
nicht entſtanden oder, wenn entſtanden, getilgt wurden, erloſch 
die Hypothek. Der Eigenthümer konnte über die Kautions⸗ 
hypothek nicht in anderer Weiſe (z. B. durch Umſchreibung auf 
ſeinen oder eines Ceſſionars Namen) verfügen, als daß er ſie 
löſchen ließ. Die nacheingetragenen Berechtigten rückten im 
Range vor. (Vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 49 
S. 164 f.) Blieb die Kautionshypothek, obwohl erloſchen, ein⸗ 
getragen, ſo war ſie nur ein Scheinrecht, materiell war ſie völlig 
unwirkſam. Sie war kein beſtehendes Pfandrecht im Sinne des 
Artikels 192 Abſ. 1 Satz 1 Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch und gilt daher nicht nach Abſ. 1 Satz 2 daſelbſt ſeit dem 
Inkrafttreten des neuen Liegenſchaftsrechts als Sicherungshypothek. 
Sie bleibt, was ſie bis dahin war, ein erloſchenes Pfandrecht und 
iſt wie vordem, nur zur Löſchung geeignet. (Wird weiter ausgeführt.) 

Die Entſcheidung des Berufungsgerichts, wodurch die Be⸗ 
klagte als Kautionsgläubigerin zur Bewilligung der Löſchung 
der Kautionshypothek verurtheilt iſt, iſt richtig, mag der klagende 
Konkursverwalter an Stelle des Gemeinſchuldners die Löſchungs⸗ 
bewilligung verlangen, weil der Gemeinſchuldner als Eigen⸗ 
thümer des Pfandgrundſtücks die Hypothek erworben habe, oder 
weil die Hypothek erloſchen ſei. Denn nach dem bisherigen 
Rechte konnte der Eigenthümer aus dem letzteren Grunde mit 
der Eigenthumsfreiheitsklage von dem Kautionsgläubiger die 
Ertheilung der Löſchungsbewilligung verlangen. Und dieſe 
Befugniß iſt ihm durch die neue Geſetzgebung nicht genommen, 
vielmehr im § 894 Bürgerlichen Geſetzbuchs, wenn auch aus 
anderem Geſichtspunkte ausdrücklich anerkaunt. 


155. 


Zu Art. 192 des Einf. Geſ. zum B. G. B. 


8 873 des B. G. B. 

Urtheil des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Thomas 
und Gen. c. Zuckſchwerdt und Gen. vom 2. Juli 1902, 
Nr. 158/1902 V. 

Vorinſtanz: O. L. G. Naumburg. 

Zurückweiſung der Reviſion. 
Das Bürgerliche Geſetzbuch hat die Entſtehung des ding⸗ 
lichen Rechts von dem zu Grunde liegenden Kauſalgeſchäft da⸗ 


durch losgelöſt, daß es auf die „Einigung des Berechtigten und 
des anderen Theiles über den Eintritt der Rechtsänderung“ 
— wofern zu ihr die Eintragung tritt — das entſcheidende 
Gewicht legt, mag dieſe Einigung mit dem Kauſalgeſchäft über⸗ 
einſtimmen oder nicht (vergl. Turnau⸗Förſter Bd. I zu § 873 
S. 86, 87 unter Nr. 5, S. 95 unter Nr. 6). Aber für die 


, Entjtehung der Hypothek kann nicht das heut geltende, ſondern 


nur dasjenige Recht entſcheidend ſein, unter deſſen Herrſchaft die 
Hypothek durch Eintragung zur Entſtehung gelangt ſein ſoll. 
Iſt dieſe Eintragung aus irgend einem Grunde nichtig und hat 
ſie daher nicht die Wirkung gehabt, eine Hypothek entſtehen zu 
laſſen, ſo handelt es ſich nicht um ein „beſtehendes Pfandrecht“ 
im Sinne des Artikels 192 des Einführungsgeſetzes zum Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuch. 

Iſt aber die Eintragungsbewilligung ungültig, ſo iſt — 
ſoweit dieſe Ungültigkeit reicht — auch die auf Grund derſelben 
eingetragene Hypothek nicht entſtanden. 

Die Annahme des Berufungsrichters, daß die Kautious⸗ 
hypothek auf Grund des früheren Rechts nur in Höhe von 
1650 Mark rechtlich zur Entſtehung gelangt, iſt zutreffend. 
Iſt dies aber der Fall, ſo bleibt für die Umwandlung in eine 
Eigenthümerhypothek kein Subſtrat übrig, weil ein Recht, welches 
ſich umwandeln könnte, nicht vorhanden iſt. Der Fall liegt 
dann ähnlich dem von dem erkennenden Senat durch Urtheil 
vom 21. Juni 1902 (in Sachen Joſcht wider Joſcht, Konkurs, 
Rep. V 132/1902) entſchiedenen. Vergl. Urtheil unter Nr. 154. 


156. 


Zu $S$ 138, 339 des B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts III. C. S. i. S. Molkerei— 
Genoſſenſchaft (e. G. m. u. H.) zu Schwientochlowitz 
c. Heinrich vom 4. Juli 1902, Nr. 110/1902 III. 


Vorinſtanz: O. L. G. Breslau. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Wenn die Konventionalſtrafe geeignet und dazu beſtimmt 
war, das volle Intereſſe an der Vertragserfüllung zu erſetzen 
und der Beklagte ſich durch deren Leiſtung von dem Konkurrenz⸗ 
verbot frei machen konnte, ſo konnte die Konventionalſtrafe 
nicht gleichzeitig den Zweck haben, die im Falle deren Zahlung 
gar nicht beſtehende Uebertretung des Konkurrenzverbots zu 
hindern. Der Umſtand, daß das durch die Zahlung zu ver⸗ 
gütende Intereſſe der Neuſtädter Molkerei den für den Beklagten 
hohen Betrag von 1500 Mark erreichte und Beklagter dieſe 
Summe aus eigenen Mitteln ohne Unterſtützung Dritter nicht 
zahlen konnte, ändert hieran nichts. Denn unter allen Um⸗ 
ſtänden wurde Beklagter durch die bloße Thatſache der Zahlung 
der Konventionalſtrafe (einerlei, aus welchen Mitteln dieſe er⸗ 
folgte) frei von der Verpflichtung des Konkurrenzverbots. Ab⸗ 


geſehen davon verſtößt auch die Auslegung des Berufungsgerichts, 
daß die Konventionalſtrafe im vorliegenden Falle als Zwangs- 
mittel zu erachten ſei, gegen den durch die ſtändige Recht- 
ſprechung des Reichsgerichts (vergl. z. B. deſſen Entſch. in Eivil- 
ſachen Bd. 33 Nr. 30 und Bd. 40 Nr. 28) feſtgeſtellten Rechts⸗ 
grundſatz, nach dem es dem Weſen der die Erwerbsfreiheit ein- 
ſchränkenden Strafſtipulationen, in welchen gegen eine Kon- 
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ventionalſtrafe ein Konkurrenzverbot vereinbart wird und die 
Strafe ihrer Höhe nach dazu beſtimmt erſcheint, dem Berechtigten 
das volle Jutereſſe an der Vertragserfüllung zu erſetzen, entſpricht, 
daß der Verpflichtete ſich von der ihm auferlegten Beſchränkung 
durch die feſtgeſetzte Strafleiſtung frei machen kann. Es enthielt 
ſonach keinen Vertragsbruch Seitens des Beklagten gegenüber 
der Neuſtädter Molkerei, wenn er die vereinbarte Kündigungs- 
friſt wie geſchehen einhielt und nach deren Ablauf bei der 
Klägerin eintrat, das Konkurrenzverbot aber durch Zahlung der 
Konventionalſtrafe zum Erlöſchen brachte. 

Es kann ſich nur noch fragen, ob der an ſich erlaubte und 
gegen ein anderes Vertragsverhältniß nicht verſtoßende, alſo auch 
nicht zu einer Aufhebung des Dienſtverhältniſſes vor der be⸗ 
ſtimmten Zeit durch die Neuſtädter Molkerei Anlaß gebende 
Vertragsabſchluß zwiſchen den Streittheilen deshalb, weil er zu 
einem Zeitpunkte erfolgte, an welchem der zwiſchen dem Be⸗ 
klagten und der Neuſtädter Molkerei geſchloſſene Vertrag nicht 
nur noch in Kraft, ſondern auch noch nicht gekündigt war, als 
gegen § 138 des Bürgerlichen Geſetzbuchs verſtoßend zu er⸗ 
achten iſt. Allein dies iſt auch unter Berückſichtigung des Um⸗ 
ſtandes, daß Klägerin an den Beklagten mit einem Antrage zur 
Schließung eines Vertrages herantrat, zu verneinen. Denn 
einestheils kann ein ſolches Verhalten nicht grundſätzlich als 
gegen die guten Sitten verſtoßend angeſehen werden, andern⸗ 
theils liegen beſondere Umſtände (z. B. Handeln in der Abſicht, 
einem Anderen zu ſchaden oder Zuwiderhandeln gegen §§ 9, 10 
des Reichsgeſetzes zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes 
vom 27. Mai 1896), die dies zutreffend erſcheinen ließen, 
nicht vor. 


157. 


Zu 88 181, 930 des B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Tillgner 
c. Holz'ſche Konkursmaſſe vom 27. Juni 1902, 
Nr. 117/1902 II. 


Vorinſtanz: O. L. G. Breslau. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Der Bankier H. ſtand mit dem Kläger in Geſchäfts— 
verbindung und verwahrte für dieſen gekaufte Werthpapiere 
in einer mit deſſen Namen bezeichneten Mappe bezw. Schleife. 
Die gegen den Konkursverwalter auf Herausgabe einer Aktie 
erhobene Klage wurde abgewieſen und die Berufung zurück⸗ 
gewieſen. 

Die klägeriſche Reviſion hatte Erfolg. 

Aus den Gründen. 

Die Wiederbeſchaffung einer neuen Aktie zum Erſatz einer, 
wie dem Kläger nicht bekannt war, abhanden gekommenen, wird, 
da ſich inſoweit Auftrag und Ausführung inhaltlich deckte, 
lediglich als eine theilweiſe Ausführung des urſprünglichen Auf- 
trags angeſehen und damit ein Vertretungsverhältniß, wie es 
8181 eit. erfordert, feſtgeſtellt. Außerdem wird ein constitutum 
possessorium gemäß 5 930 des Bürgerlichen Geſetzbuches an⸗ 
genommen. (Wird weiter ausgeführt.) 


158. 


SS 254, 326 des B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts II. C. S. i. S. A.⸗G. Prieſter 
und Eyck c. Cohn vom 24. Juni 1902, Nr. 111/1902 II. 


Vorinſtanz: Kammergericht Berlin. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Das Berufungsgericht iſt davon ausgegangen, daß der 
Kläger ſowohl bezüglich der erſten als der zweiten Lieferung der 
von ihm bei der Beklagten zum Zwecke des Wiederverkaufs 
beſtellten Karten Anſpruch auf den eingeklagten Schadenserſatz 
habe, und es gründet dieſes in rechtlicher Hinſicht auf den § 326 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs, indem ausgeführt wird, der Kläger 
ſei berechtigt geweſen, vom Vertrage zurückzutreten, und habe 
dieſes bei beiden Lieferungen gethan. An einer weiteren Stelle 
der Gründe wird in dieſer Hinſicht geſagt, Beklagte habe dem 
Kläger (nach der näher erörterten Sachlage) Grund gegeben, vom 
Vertrage zurückzutreten, und, nachdem dieſes geſchehen, ſeien die 
vertraglichen Beziehungen der Parteien geloͤſt geweſen. 

Von dieſem Standpunkte aus wäre nun aber der den 
Gegenſtand des Rechtsſtreits bildende Schadenserſatzanſpruch 
rechtlich unbegründet. Der § 326 eit. giebt dem nicht ſäumigen 
Kontrahenten unter den vorgeſehenen Vorausſetzungen das Wahl- 
recht, entweder vom Vertrage zurückzutreten, oder Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung zu verlangen. Im Falle der Wahl des 
Rücktritts beſchränken ſich die gegenſeitigen Rechte lediglich 
auf die Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes; ein Schadens» 
erſatzanſpruch ſteht dem nicht ſäumigen Kontrahenten dann nicht 
zu (vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 50 S. 266, 267, 
Motive zu § 369 des I. Entwurfs Bd. 2 S. 210). Will er 
dieſen Auſpruch erheben, fo muß er Schadenserſatz wegen Nicht- 
erfüllung wählen, der ihm dann gegen den ſäumigen Kontrahenten 
und zwar als deſſen nunmehrige, kraft Geſetzes an die Stelle 
der urſprünglichen getretene Vertrags leiſtung des Gegen⸗ 
kontrahenten zuſteht. Wenn das Berufungsgericht am Schluſſe 
ſeiner Gründe ſagt, daß nach den vorſtehenden Ausführungen 
der Anſpruch des Klägers auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
vollauf berechtigt ſei, ſo ſteht das in direktem Widerſpruch mit 
der bereits erwähnten Annahme, daß der Kläger vom Vertrage 
zurückgetreten ſei. 

Weiterhin unterliegt die Anwendung des § 326 ſeitens 
des Berufungsgerichts bezüglich der zweiten Lieferung um 
deswillen einem entſcheidenden Bedenken, weil inſoweit nicht etwa 
wegen Lieferungsverzugs, ſondern wegen nicht vertrags⸗ 
mäßiger Lieferung der Rücktritt vom Vertrage als gerecht⸗ 
fertigt erachtet wird. Danach ſtünde aber bezüglich der zweiten 
Lieferung der § 326 überhaupt wicht, ſondern der Wandlungs⸗ 
anſpruch in Frage, und es wäre dann inſoweit zu erwägen, ob 
und unter welchen Vorausſetzungen der Schadenserſatzanſpruch 
auch bei der Wandelung geſetzlich begründet, insbeſondere hierfür 
der Nachweis eines beſonderen Verſchuldens auf Seiten der Be⸗ 
klagten erforderlich war. 

Die, allerdings nur eventuelle, Ausführung des Berufungs- 
gerichts, daß, wenn der Kläger durch fein unſachgemäßes Ver⸗ 
halten ſeinen Schaden erhöht oder vermehrt haben ſollte, dieſes 
zur Zeit nicht in Betracht komme, weil es ſich nur um den 


Grund des Anſpruchs handele, kann mit Rückſicht auf die Beſtim⸗ 
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mung in § 254 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuches nicht 
- gebilligt werden, da danach nicht nur der Umfang des zu 
erſetzenden Schadens ſondern auch die Verpflichtung zum 
Schadenserſatz in einem ſolchen Falle davon abhängt, inwieweit 
der Schaden vorwiegend von dem einen oder anderen Theile 
verurſacht worden iſt. 


159. 


Zu § 269 des B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Büſcher 
c. Bode & Voges vom 4. Juli 1902, Nr. 126/1902 II. 
Vorinſtanz: Kammergericht Berlin. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Die in Iſerlohn domizilirende Beklagte hatte bei der 
Klägerin die Waaren, deren Kaufpreis mit der Klage verlangt 
wird, beſtellt, ohne bezüglich des Erfüllungsortes irgend eine 
Erklärung abzugeben. Die Klägerin hatte der Beklagten die 
Waaren überſandt gleichzeitig mit einer Faktura, auf welcher 
ſich der Vermerk „Erfüllungsort Berlin“ befindet. Das Be⸗ 
rufungsgericht hat bei ſeiner Entſcheidung auch auf dieſes 
Moment erſichtlich Werth gelegt, und es mußte das um des⸗ 
willen allerdings geſchehen, weil bezüglich des ſpeziell in 
Frage ſtehenden Geſchäftes dieſer Fakturenvermerk die 
einzige vorliegende Erklärung auch der Klägerin iſt, daß ſie für 
daſſelbe Berlin als Erfüllungsort in Anfprud nehmen wolle. 
Anderſeits iſt dieſe einſeitige Aeußerung nach erfolgter Be⸗ 
ſtellung und nach Abſchluß des Vertrages, wie wiederholt vom 
Reichsgericht ausgeſprochen iſt, als ſolche unerheblich. Die Be⸗ 
klagte hatte weder einen Anlaß noch eine Verpflichtung, gegen 
dieſelbe zu proteſtiren; an ſich war nach dem Abſchluß des Ge- 
ſchäftes für ihre Vertragsverbindlichkeit gemäß § 269 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs lediglich ihr Wohnort Erfüllungsort, 
der durch die betreffende Notiz auf der Faktura nicht geändert 
werden konnte. Indem aber das Berufungsgericht auch auf 
dieſes Moment Werth legt und auf das Stillſchweigen der 
Beklagten ſelbſtredend auch in dieſem Falle hinweiſt, bietet es 
Anlaß zu dem entſcheidenden Bedenken, daß nicht feſtgeſtellt iſt, 
daß die Beklagte bereits bei der Beſtellung ſtillſchweigend 
und rechtsverbindlich genehmigt habe, daß für die von ihr durch 
dieſelbe übernommene Vertragsverbindlichkeit Berlin Erfüllungs⸗ 
ort ſein ſolle. 

Weiter iſt aber hervorzuheben, daß, wenn das Berufungs- 
gericht darauf weſentliches Gewicht legt, daß in dem früheren 
Geſchäftsverkehr der Parteien auf einer großen Anzahl von 
Fakturen derſelbe Vermerk „Erfüllungsort Berlin“ ſich befunden 
habe — was für die Annahme eines bezüglichen Einverſtändniſſes 
bereits bei der Beſtellung allerdings verwerthet werden 
könnte —, dieſe Argumentation rechtlich nicht gebilligt werden 
kann. Das Reichsgericht hat in einem ähnlich liegenden Falle 
ausgeſprochen, daß auch bei fortgeſetzten Waarenbeſtellungen 
und Waarenlieferungen der auf den Fakturen befindliche Ver⸗ 
merk über einen anderen Erfüllungsort als denjenigen des Käufers 
für die folgenden Beſtellungen keine rechtliche Bedeutung und 
Wirkung habe (Holdheim, Monatsſchrift für Handelsrecht, Bd. 7 
S. 275). Der erkennende Senat tritt dieſer Anſicht bei. 


160. 
Zu 88 276, 346, 347, 467, 683, 994 Abſ. 2 
des B. G. B. 
urtheil des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Cohn 
c. Philippſohn vom 10. Juni 1902, Nr. 26/169 /1902 II. 
Vorinſtauz: O. L. G. Poſen. 

Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Nach SS 467, 346 und 347 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
erſtreckt ſich die Verpflichtung des Verkäufers aus der Wandelung 
nur auf die Rückgabe des Kaufpreiſes mit Zinſen vom Tage 
des Empfanges ab ſowie auf Erſatz der Vertragskoſten und der 
nothwendigen Verwendungen, 8$ 683, 994 Abſ. 2 des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs. Wenn daneben ein Schadenserſatzanſpruch 
geltend gemacht wird, ſo muß die ſchuldhafte Verletzung 
einer Vertragspflicht, ein vorſätzliches oder fahrläſſiges Handeln 
vorliegen, 8 276 des Bürgerlichen Geſetzbuchs. 


161. 


Zu §§ 284, 294, 295 des B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts III. C. S. i. S. Schäfer 
c. Waldemar vom 20. Juni 1902, Nr. 81/1902 III. 


Vorinſtanz: O. L. G. Hamburg. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Was die dem Kläger nach ſeiner Behauptung durch den 
Beklagten bis zu feiner Aukunft in Bremen gegen Eude März 
1900 bewilligte weitere Friſt und deren Verhältniß zu dem von 
dem Beklagten am 19. März 1900 bethätigten Rücktritt von 
dem zwiſchen den Streittheilen am 31. Januar 1900 ab- 
geſchloſſenen Vertrage anlangt, ſo hat allerdings der erkennende 
Senat in dem zur Sache Langmeier wider Ehrlich III. 287/1901 
erlaſſenen Urtheile vom 26. November 1901 (vergl. Juriſtiſche 
Wochenſchrift 1902 S. 28 Ziffer 23) ausgeſprochen, daß, wenn 
ein Schuldner vor Eintritt der Fälligkeit beſtimmt erklärt, nicht 
erfüllen zu wollen, dies den Gläubiger jeder weiteren Thätigkeit, 
um jenen in Verzug zu ſetzen (insbeſondere auch der Mahnung 
nach § 284 des Bürgerlichen Geſetzbuchs), überhebt, daß viel⸗ 
mehr der Schuldner ſich hierdurch ſelbſt in Verzug ſetzt. Allein 
dieſe Grundſätze führen im vorliegenden Falle zu keinem dem 
Kläger günſtigen Ergebniß. Denn Letzterer hatte nach dem 
zwiſchen den Streittheilen abgeſchloſſenen Vertrage v orzuleiſten 
und hatte Beklagter erſt nach Erfüllung dieſer Leiſtung ſeinerſeits 
zu erfüllen. Von einem Verzuge des Beklagten als Schuldner 
konnte ſonach inſolange keine Rede fein, als nicht Kläger feiner- 
ſeits geleiſtet hatte oder Beklagter in Annahmeverzug gekommen 
war. Letzterer aber ſetzte (wenngleich nach § 295 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs ein wörtliches Angebot des Klägers genügte, 
weil Beklagter ihm erklärt hatte, daß er die Leiſtung nicht an⸗ 
nehmen werde,) nach § 297 des Bürgerlichen Geſetzbuchs voraus, 
daß der Kläger überhaupt im Stande war, die Leiſtung zu be⸗ 
wirken. Das Berufungsgericht hat nun aber thatſächlich feit- 
geſtellt, daß Kläger ſeiner Verpflichtung zur Vorleiſtung auch 
bei ſeiner Ankunft in Bremen nicht nachkommen konnte. Mit 
Rückſicht auf dieſe auf Seiten des Klägers fortdauernd vorliegende 
Unmöglichkeit der Erfüllung (ein Umſtand, der von demſelben 
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zu vertreten iſt), iſt die durch Beklagten am 14. März 1900 
bethätigte Räcktrittserklärung gegenüber einer etwaigen Friſt⸗ 
verlängerung bis zu der Ankunft des Klägers in Bremen 
belanglos. 


162. 


Zu §§ 315, 316, 632 des B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts VII. C. S. i. S. Albers 
c. v. Campe vom 24. Juni 1902, Nr. 141/1902 VII. 


Vorinſtanz: O. L. G. Roſtock. 


Zurückweiſung der Revifion. 

Nach den Feſtſtellungen des Berufungsrichters iſt eine 
Einigung der Parteien in Bezug auf die zu gewährende Ver⸗ 
gütung zu entnehmen. Der Wille des Beklagten, ſich nicht zur 
Zahlung der in Hamburg etwa üblichen Sätze, ſondern nur 
zur Gewährung einer ſolchen Vergütung zu verpflichten, welche 
nach Maßgabe des beſonderen Zweckes, für den erkennbar die 
Taxation — Abſchluß eines Verſicherungsvertrages über 
Mobilien — gewünſcht wurde, und zugleich nach Beſchaffenheit 
der Leiſtung angemeſſen war, würde zwar für ſich allein noch 
nicht genügen, weil, wenn wie hier unſtreitig ein Werkvertrag 
gültig abgeſchloſſen iſt, gegenüber der Vorſchrift in § 632 
Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, daß, wenn über die Höhe 
der Vergütung nichts beſtimmt iſt, bei dem Beſtehen einer 
Taxe die taxmäßige Vergütung, in Ermangelung einer Taxe 
die übliche Vergütung als vereinbart angeſehen werden ſoll, eine 
andere Art der Bemeſſung der Vergütung nur durch den ge⸗ 
einten Willen beider Theile eingeführt werden kann. Eine 
ſolche Willenseinigung ſtellt der Berufungsrichter aber gerade 
feſt, er betrachtet dem ſchon Bemerkten nach als erwieſen, daß 
der Kläger, als er den Auftrag annahm, den Inhalt des Willens 
des Beklagten erkannt hat. Iſt hiervon auszugehen, ſo kann 
man nicht mit der Reviſionsbegründung in dieſer Kenntniß des 
Klägers nur das Wiſſen um eine rechtlich bedeutungsloſe That⸗ 
ſache erblicken. Rechtliche Bedeutung hatte der Wille des Be⸗ 
klagten ſchon in ſeiner Eigenſchaft als möglicher Beſtandtheil 
einer Vereinbarung, und rechtliche Folgen erzeugte er in Ver⸗ 
bindung mit dem Umſtande, daß der Empfänger des Auftrages 
ſich ihm fügte. Dies aber muß angenommen werden, wenn der 
Beauftragte den Willen erkannte und in dieſer Erkenntniß die 
Offerte annahm; er konnte nicht die Offerte annehmen und 
zugleich einen Theil derſelben, wenn anch dieſer mit einer ge⸗ 
wiſſen Selbſtſtändigkeit bekleidet war, als nicht vorhanden 
betrachten und unbeachtet laſſen. 

Auch der Ausführung der Reviſion kann nicht zugeſtimmt 
werden, daß, wenn nach dem Abkommen dem Kläger eine an⸗ 
gemeſſene Vergütung habe zu Theil werden ſollen, die Höhe 
dieſer nicht beſtimmt ſein würde, alſo wiederum die übliche 
Vergütung als vereinbart zu gelten hätte. Der § 632 Abſ. 2 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs läßt dem Parteiwillen einen weiteren 
Spielraum, als bei dieſer Auffaſſung angenommen werden müßte. 
Haben die Parteien zwar die Höhe der Vergütung nicht ziffer- 
mäßig beſtimmt, aber ſich doch über einen Maßſtab für ihre 
Berechnung geeinigt, der ſogar mit den am Wohnort des 
Unternehmers oder am Erfüllungsort üblichen Sätzen in einem 


mehr oder weniger bewußten Gegenſatz ſteht, fo bietet der § 632 
der Verwirklichung eines ſolchen Parteiwillens kein Hinderniß, 
er nöthigt nicht dazu, dem erwieſenen entgegengeſetzten Ver⸗ 
tragswillen gegenüber, und zwar obwohl auf Grund deſſelben 
ein beſtimmter Satz ermittelt werden kann, die übliche Ver⸗ 
gütung als vereinbart anzuſehen. Auch die SS 316, 315 müͤſſen 
in einem ſolchen Falle außer Anwendung bleiben. 

Als angemeſſene Vergütung betrachtet der Berufungsrichter 
eine Summe von 300 Mark, indem er die Umſtände des Falls 
zu Grunde legt, insbeſondere die vom Kläger aufgewendete Zeit, 
die Höhe ſeiner Auslagen und das Maß der für ſeine Leiſtung 
erforderlichen Vorbildung berückſichtigt. Eine Geſetzesverletzung 
zeigen ſeine Erwägungen in dieſer Richtung nicht. 


163. 
Zu den 88 407 Abſ. 1, 432, 1077, 1275, 1281 
des B. G. B. 


Beſchluß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Heinrich 
c. Quander vom 11. Juni 1902, B Nr. 147/1902 V. 


Vorinſtanz: O. L. G. Breslau. 


Aufhebung. Die ſofortige Beſchwerde gegen das land⸗ 
gerichtliche Urtheil wird zurückgewieſen. 

Da die eingeklagte Hypothekenforderung zur Zeit der 
Klagerhebung verpfändet war, konnte Kläger nur darauf klagen, 
daß an ihn und die Pfandgläubiger gemeinſchaftlich gezahlt 
oder die eingeklagte Summe für ihn und die Pfandgläubiger 
hinterlegt werde (Bürgerliches Geſetzbuch § 1281). 

Die Verpfändung von Forderungen, welche auf Leiſtungen 
gehen, wirkt gegen den Schuldner nicht nur, wenn er durch 
eine Anzeige des Gläubigers oder Pfandgläubigers, ſondern 
wenn er auf irgend eine Weiſe Kenntniß von ihr erhalten 
hat (Bürgerliches Geſetzbuch 58 1275, 407 Abſ. 1). Wenn 
der Beklagte zur Zeit der Klagerhebung an den Kläger allein 
hätte zahlen wollen, ſo würde die Thatſache der Verpfändung 
durch die Unfähigkeit des Klägers, den Hypothekenbrief heraus⸗ 
zugeben, zu Tage getreten ſein. 

Eine Verpflichtung des Schuldners zur Hinterlegung 
erkennt das Bürgerliche Geſetzbuch nur in beſonderen Fällen 
(3. B. §§ 432, 1077, 1281) und auch in dieſen Fällen nur 
auf Verlangen der Gläubiger an. 


164. 


Zu S 717 des B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts III. C. S. i. S. Neuburger 
und Hahn c. Weißmann und Lehmann vom 17. Juni 
1902, Nr. 52/1902 III. 

Vorinſtanz: O. L. G. Nürnberg. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Im Falle der Uebertragung des Anſpruchs „auf das, was 
dem Geſellſchafter bei der Auseinanderſetzung zukommt“, an 
einen Dritten kann der Anſpruch auf Ermittlung dieſes Aus⸗ 
einanderſetzungsantheils d. h. der Anſpruch auf Rechnungs- 
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Stellung nicht mitübertragen werden. Auch nicht nach Beendigung 
der Geſellſchaft. Dies wird aus dem Wortlaut des § 717 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs und deſſen Entſtehung näher 
begründet. 


165. 


Zu § 762 des B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts I. C. S. i. S. Kupfer und 
Futter c. Levy vom 18. Juni 1902, Nr. 74/1902 I. 


Vorinſtanz: Kammergericht Berlin. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Der Beklagte behauptet und es iſt nicht mehr ſtreitig, daß 
die Klägerin die Wechſel im Auftrage und für Rechnung des 
Kaufmanns L. einklagt. Nach ſeiner Behauptung ſind die 
Wechſel ausgeſtellt und acceptirt über Wetten bei Wettrennen, 
die er gemeinſchaftlich mit dem Ausſteller S. an den Kaufmann L. 
verloren, nachdem dieſer von S. verlangt, daß er, der Beklagte, 
die Wechſel mitzeichne. 

Jede zum Zwecke der Erfüllung einer Wettſchuld von dem 
verlierenden dem gewinnenden Theil gegenüber eingegangene 
Verbindlichkeit iſt ebenſo wie die Wettſchuld ſelbſt unklagbar. 
Auch die Eingehung einer Wechſelverbindlichkeit zur Deckung 
einer Wettſchuld begründet danach zwiſchen dem Geber und dem 
Nehmer des Wechſels keine Wechſelverbindlichkeit, Artikel 82 der 
Wechſelordnung, und da die Klägerin nur Inkaſſomandatarin 
des L., würde S. den mangelnden Verpflichtungsgrund des 
Wechſels gegen die Klage geltend machen können. Daſſelbe gilt 
auch für den Beklagten. Darauf, daß er mit L. nicht 
unmittelbar gewettet hat, ſondern in ſeinem Auftrage S. für 
ſeine Rechnung, und daß er dem S. die Hälfte des wirklich 
bezahlten Spielverluſtes zu erſtatten aus dem Auftrage ver⸗ 
pflichtet geweſen wäre, kommt nichts an. 


166. 


Zu § 762 Abſ. 1 Satz 2 des B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts I. C. S. i. S. Mayer 
c. Magnus und Friedmann vom 13. Juni 1902, 
Nr. 58/1902 J. 

Vorinſtanz: O. L. G. Hamburg. 

Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Der Berufungsrichter weit die Klage ab, weil 1. der Ver⸗ 
trag vom 27. September 1893 zur Beilegung des Streites der 
Parteien über die Differenznatur der Geſchäfte geſchloſſen ſei 
und dieſen Streit endgültig und unanfechtbar beſeitigt habe, 
die Rückforderung der Police aber 2. auch dadurch ausgeſchloſſen 
ſei, daß ſie auf Grund des Vergleichs an Zahlungsſtatt zur 
Tilgung der Kontokorrentſchuld des Klägers an Max M. ge⸗ 
geben, die Schuld dadurch wie durch Zahlung getilgt ſei. 

Beide Gründe ſind unhaltbar. 

1. Zahlungen zur Tilgung von Schulden aus Differenz- 
geſchäften können nach dem zur Anwendung kommenden gemeinem 
Recht ſo wenig zurückgefordert werden wie nach dem jetzt geltenden 
Recht des § 762 Abſ. 1 Satz 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs; 
Eutſch. des R. G. Bd. 39 S. 163, und die Hingabe und An⸗ 
nahme einer anderen als der geſchuldeten Geldleiſtung an 


Zahlungsſtatt, wirkt durch den Willen der Parteien von ſelbſt 
Tilgung der Schuld wie die Zahlung. L. 1 und 5 D. 13, 5; 
L. 26; 4 D. 12, 6; L. 24 pr. D. 13, 7. Dazu kann un⸗ 
bedenklich auch die Uebertragung einer Forderung dienen und 
hätte im vorliegenden Falle die Uebertragung des Anſpruchs des 
Klägers aus der Lebensverſicherungspolice dienen können, falls 
der Kläger und M. ſich über den nach den Grundſätzen der 
Lebensverſicherung feſtſtellbaren Werth der Police zur Zeit ihrer 
Abtretung geeinigt oder M. mit der Zahlung der Prämien das 
Riſiko übernommen und ſeine Forderung gegen die Uebertragung 
der Police aufgegeben hätte. Dann wäre durch den Vertrag 
vom 27. September 1893 die Wirkung erreicht, welche das 
rechtliche Weſen der Hingabe an Zahlungsſtatt ausmacht und 
ohne die es keine Hingabe an Zahluugsſtatt giebt, die endgültige 
Löſung des Schuldverhältniſſes der Parteien aus dem Konto- 
korrentoerkehr wie durch Zahlung. Entſch. des R. G. Bd. 47 
S. 48, 52. Dieſer weſentliche Inhalt fehlt aber dem Abkommen 
und es beruht auf einer Verkennung der rechtlichen Natur der 
Hingabe an Zahlungsſtatt, wenn der Berufungsrichter ſolche in 
dem Abkommen gefunden hat. 

In dem Vertrage vom 27. September 1893 erkennt der 
Kläger feine Schuld aus dem Kontokorrentverkehr in Höhe von 
22 603,80 Mark für den 30. September 1893 an, erklärt, daß 
er außer Stande zu zahlen, tritt feine Lebensverſicherungspolice 
mit dem Rechte auf die Verſicherungsſumme nebſt den zukünftigen 
Dividenden an M. ab und verpflichtet ſich, die halbjährlich 
979,20 Mark (jährlich 1 958,40 Mark) betragende Prämie zu 
zahlen oder dem M. binnen 14 Tagen nach der Verauslagung 
durch dieſen zu erſtatten. 

Gegen Erfüllung dieſer Verpflichtungen erklärt 
M. ſeine feſtgeſtellte Kontoforrentforderung nicht geltend zu 
machen, ſondern ſich zu begnügen, ſich wegen dieſer Forderung 
nebjt 5 Prozent Zinſen aus dem bezahlt zu machen, was nach 
dem Tode des Klägerd auf die Police und an Dividenden zur 
Auszahlung gelangen werde, den Ueberſchuß über ſeine Forderung 
nebſt Zinſen an die Erben des Klägers zu zahlen, den nicht 
gedeckten Reſt aber gegen die Erben nicht geltend zu machen. 

Danach hat M. ſich nicht durch die Abtretung der Police 
für befriedigt erklärt. Er konnte das auch nicht. Denn das 
lag nach Wortlaut und Sinn des Vertrages völlig außerhalb 
der Willensmeinung beider Parteien, daß M. durch die Ab⸗ 
tretung allein als befriedigt ſelbſt dann gelten ſollte, wenn der 
Kläger die übernommene Verpflichtung, die Policenprämien zu 
zahlen oder zu erſtatten, nicht erfüllte, auch die Bürgen nicht 
zahlten, vielmehr M. die Prämien, die den Betrag der ver⸗ 
ſicherten Summe überſteigen konnten, zu eigenen Laſten behielt. 
Vorausgeſetzt wurde vielmehr, daß die Police durch die Leiſtungen 
des Klägers oder ſeiner Bürgen erhalten blieb, und die Ver⸗ 
ſicherungsſumme von 20 000 Mark zur Auszahlung kam. Die 
weiteren Beſtimmungen des Vertrages erklären ſich daraus, daß 
der Verſicherungsſumme die mitabgetretenen Dividenden hinzu⸗ 
treten konnten und der Geſammtbetrag die Forderung des M. 
nebſt den bedungenen 5 Prozent Zinſen davon überſteigen konnte. 
In dieſem Falle ſollte das Mehr den Erben des Klägers ver- 
bleiben, die Erben aber ſoweit nicht in Auſpruch genommen 
werden dürfen, als die Forderung nebſt Zinſen die Verſicherungs⸗ 
ſumme nebſt Dividenden überſtiege. 


Nach dem Zuſammenhang der einzelnen Beſtimmungen des 
Vertrages handelt es ſich nicht um die unbedingte und endgültige 
Löſung des Schuldverhältniſſes zwiſches M. und dem Kläger 
durch die Abtretung der Police, ſondern um nichts als einen 
von der Hingabe an Zahlungsſtatt weſentlich verſchiedenen gegen⸗ 
ſeitigen Vertrag durch den ohne wirkliche Befriedigung 
des M. die Befriedigung deſſelben und die Tilgung der Schuld 
des Klägers aus dem Kontokorrentverkehr erſt herbeigeführt 
werden ſollte, der deshalb, wenn die Kontokorrentſchuld eine 
unklagbare Spielſchuld, nach den vom Reichsgericht in konſtanter 
Rechtſprechung ausgeſprochenen Grundſätzen ebenſo unklagbar 
wie die Spielſchuld ſelbſt. 

In Wahrheit ſtellte der Vertrag den M. und ſeinen 
Schuldner nicht anders, als wie ſie durch die ſchon früher 
erfolgte Verpfändung der Police ſtanden. Der Schuldner blieb 
trotz der Uebertragung des Rechts aus der Police zum Zweck 
der Sicherſtellung des M. verpflichtet, durch die Zahlung der 
Prämien dem Gläubiger die Sicherheit zu erhalten, und Be⸗ 
friedigung erhielt der Gläubiger erſt durch den Empfang der 
Verſicherungsſumme, wobei er wie der Pfandgläubiger ver- 
pflichtet blieb, den Ueberſchuß über die Pfandſchuld nebſt Zinſen 
au den Schuldner beziehentlich deſſen Erben herauszuzahlen. 
Daß der Schuldner, falls er feine Verpflichtung, die Prämien 
zu zahlen oder zu erſtatten, erfüllte, nicht in Anſpruch ge⸗ 
nommen werden durfte, macht den Vertrag nicht zu einer Hin- 
gabe der Police an Zahlungsſtatt. 

2. Vergleiche erledigen das, worüber man ſich vergleichen 
wollte, vorausgeſetzt, daß man ſich darüber vergleichen konnte. 
Ob M. und der Kläger die im Vorprozeß zwiſchen ihnen 
ſtreitige Frage des Differenzcharakters des Kontokorrentverkehrs, 
die überwiegend rechtlicher Natur, durch Vergleich erledigen 
konnten, wie dies in dem Urtheil des Reichsgerichts vom 
2. Juli 1901, Entſch. Bd. 49 S. 192, das übrigens nicht den 
hier in Rede ſtehenden Vertrag betraf, unterſtellt iſt, kann auf 
ſich beruhen. Vergl. Entſch. des R. G. Bd. 37 S. 418. Denn 
die Feſtſtellung des Berufungsrichters, daß der Vertrag vom 
27. September 1893 die Beſeitigung dieſes Streits zum Gegen⸗ 
ſtande habe, beruht auf einer Auslegung des Vertrages, die das 
Geſetz verletzt, weil ſie in direktem Widerſpruch mit dem Inhalte 
des Vertrages ſteht und durch dieſen geradezu widerlegt wird. 
Der Vertrag, der ſich ſelbſt nicht einmal als Vergleich be⸗ 
zeichnet, ſagt von der Erledigung eines ſolchen Streits überhaupt 
nichts. Er enthält das Anerkenntuiß der Kontokorrentſchuld, 
das, wie der Berufungsrichter in Uebereinſtimmung mit der 
Rechtſprechung des Reichsgerichts zugiebt, rechtlich bedeutungslos, 
wenn es ſich um Schuld aus reinen Differenzgefchäften handelte. 
Daneben ergiebt der Vertrag nur die Erklarung des Schuldners, 
daß er nicht zahlen könne, und Abmachungen, die Vergleichs- 
natur nur darin haben, daß fie dem Gläubiger für feine 
Forderung, deren Verwirklichung unſicher war, einen ihm wie 
dem Schuldner dienlichen Weg, ſich aus der Verſicherungsſumme 
bezahlt zu machen, eröffneten. Durch einen Vergleich ſolchen 
Inhalts wird die Berufung des Schuldners auf die Unklagbar⸗ 
keit der Schuld nicht beſeitigt. Entſch. des R. G. Bd. 23 S. 138, 
Bd. 37 S. 416, Bd. 39 S. 163, 165, Bd. 47 S. 48, 52. 


— 
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167. 


Zu SS 812 und 894 des B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Weigert 
c. Gemeinde Dber-Schönweide vom 7. Juni 1902, 
Nr. 425/1901 V. 


Vorinſtanz: Kammergericht Berlin. 


Aufhebung und Abänderung des Urtheils des Landgerichts. 

Die Auffaſſung des Berufungsrichters iſt irrthümlich, ſie 
verletzt den § 894 des Bürgerlichen Geſetzbuches, indem ſie den 
Berichtigungsanſpruch nur aus dem Geſichtspunkt der formalen 
Erforderniſſe (Antrag und Bewilligung) der angefochtenen Ein⸗ 
tragung beurtheilt, ohne darauf einzugehen, ob die den Gegen⸗ 
ſtand der Eintragung bildende Laſt materiell zu Recht beſteht. 

(Wird weiter ausgeführt.) | 

Liegt ſonach der angefochtenen Eintragung ein privatrecht- 
licher Titel nicht zu Grunde und findet fie auch in einer geſetz⸗ 
lichen oder ſtatutariſchen Norm keinen Halt, ſo iſt der Wider⸗ 
ſpruch zwiſchen dem Inhalt des Grundbuchs und der wirklichen 
Rechtslage im Sinne des § 894 des Bürgerlichen Geſetzbuches 
vorhanden, und die dingliche Klage auf Berichtigung des Grund⸗ 
buchs begründet. 

Wollte man aber auch annehmen, daß aus der auf Grund 
fehlerfreier Willenserklärung erfolgten Eintragung der Beklagten 
ein der eingetragenen Laſt entſprechendes formales Recht erwachſen 
ſei, ſo würde doch, da dieſem formalen Recht ein materieller 
Anſpruch auf die entſprechende Leiſtung nicht zu Grunde liegt, 
nach dem Prinzip der ungerechtfertigten Bereicherung (§ 812 
des Bürgerlichen Geſetzbuches) die Beklagte zur Herausgabe des 
ohne Rechtsgrund Erlangten d. h. im vorliegenden Fall zur 
Bewilligung der Löſchung verpflichtet, die Klage daher auch als 
perſöuliche Klage (condictio sine causa) begründet ſein. 


168. 


Zu SS 812 und 814 des B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts III. C. S. i. S. Jürgenſen 
c. Poſſelt und König vom 10. Juni 1902, Nr. 68/1902 III. 


Vorinſtanz: O. L. G. Kiel. 


Zurückweiſung der Reviſion in dieſem Theile. 

Der Einrede der beiden Beklagten gegenüber, daß die 
Klägerin nach Eintritt ihrer Großjährigkeit zu Protokoll des 
Beklagten P. dem Vormundſchaftsgerichte Eutlaſtung ertheilt 
habe, hat das Berufungsgericht die Replik der ungerechtfertigten 
Bereicherung gemäß § 812 des Bürgerlichen Geſetzbuchs für 
durchgreifend erachtet. Der Angriff der Reviſion des Beklagten 
P. hiergegen, daß nämlich jede vertragsmäßig ertheilte Ent⸗ 
laſtung ohne Weiteres hinfällig fein würde, wenn nicht nach 
Vertrag oder Geſetz nach Beendigung der Verwaltung auf 
Ertheilung einer ſolchen ein Anſpruch beſtände, kann nicht 
für begründet erachtet werden. Das Berufungsgericht hat aus⸗ 
drücklich feſtgeſtellt, daß die Klägerin das Nichtbeſtehen ihrer 
Verpflichtung zur Abgabe der Ertlaſtungserklärung nicht 
gekannt, mit anderen Worten: daß ſie irrthümlich angenommen 
habe, ſie ſei zu ihrer Abgabe verpflichtet. Hiermit war 
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der beſondere Grund gegeben, der nach den §§ 812 und 814 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs die in dem Verzichte auf den 
Schadenerſatzanſpruch liegende Leiſtung der Klägerin als eine 
ungerechtfertigte Bereicherung des zur Gewährung des Schaden⸗ 
erſatzes verpflichteten Beamten erſcheinen ließ. 


169. 


Zu den $S 823, 824, 826 B. G. B. in Ver⸗ 
bindung mit SS 185— 187 und 193 Str. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Kahlen- 
berg und Gen. c. Düſſeldorfer Emaillirwerk vom 
28. April 1902, Nr. 50/1902 VI. 


Vorinſtanz: O. L. G. Cöln. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Die Klageanſprüche find geſtützt auf die Beftimmungen in 
§ 823 Abſ. 1 und Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs in Ver⸗ 
bindung mit 88 185 — 187 des Strafgeſetzbuches, weiter auf 
§ 824 und $ 826 des Bürgerlichen Geſetzbuchs. Die Kläger 
machen geltend, daß die über ſie in dem Cirkular vom 8. Januar 
1900 von der Beklagten aufgeſtellten Behauptungen unwahr, 
beleidigend und geeignet ſeien, den Erwerb und das Fortkommen 
der Kläger zu ſchädigen, daß das von der Beklagten an die 
Empfänger des Rundſchreibens gerichtete Erſuchen, keinen der 
Arbeiter mehr in Dienſt zu nehmen, einen Verſtoß gegen die 
guten Sitten enthalte, daß dieſes rechtswidrige Verhalten der 
Beklagten die Verpflichtung derſelben zum Schadenserſatz, zu- 
nächſt die Pflicht zur Wiederherſtellung des verletzten Rechtgutes, 
alfo zur Berichtigung der unwahren Darſtellung, Veröffent- 
lichung des Widerrufes, dann aber zum Erſatze des den Klägern 
erwachſenen Vermögensſchadens begründe. 

Das Berufungsgericht erachtet den Klageanſpruch aus 
keinem der angeführten Rechtsgründe für berechtigt. Daſſelbe 
geht zunächſt davon aus, daß die Ehre nicht zu den durch 
§ 823 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs geſchützten Rechts- 
gütern gehöre. Anlangend die Beſtimmung in Abſ. 2 des § 823 
wird anerkannt, daß als hierunter fallende Schutzgeſetze auch 
die Vorſchriften des Strafgeſetzbuches anzuſehen ſeien, welche die 
Beleidigung mit Strafe bedrohen. Es wird jedoch der Be⸗ 
klagten der Schutz des § 193 des Strafgeſetzbuchs zugeſtanden. 
Verneint wird, daß im vorliegenden Fall das Vorhandenſein 
einer Beleidigung — die Abſicht, zu beleidigen — aus der 
Form der Aeußerung oder aus den Umſtänden, unter welchen 
ſie geſchah, hervorgehe. Demnächſt wird im Berufungsurtheil 
die Frage, ob die Beklagte wider beſſeres Wiſſen unwahre 
ehrenrührige Thatſachen bezüglich der Kläger behauptet habe, 
verneinend beantwortet. Vielmehr ſeien im Gegentheil die von 
ihr aufgeſtellten Behauptungen im Weſentlichen als wahr er⸗ 
wieſen, keinenfalls könne eine bewußte Unwahrheit angenommen 
werden. Eben deshalb, weil die fraglichen Thatſachen von der 
Beklagten nicht wider beſſeres Wiſſen behauptet ſeien und weil 
an der Mittheilung ſowohl die Beklagte als die Empfänger ein 
berechtigtes Intereſſe gehabt hätten, wird ſodanu den Klägern 
die Berufung anf § 824 Bürgerlichen Geſetzbuchs gleichfalls 


verſagt. Su Betreff des § 826 Bürgerlichen Geſetzbuchs wird 
ausgeſprochen, daß es an der Vorausſetzung fehle, wonach die 
Schadenszufügung in einer gegen die guten Sitten ver⸗ 
ſtoßenden Weiſe geſchehen müſſe: der Beklagten, welche in Aus · 
übung des durch § 152 der Gewerbeordnung auch den Arbeit⸗ 
gebern eingeräumten Rechtes auf Koalition gehandelt habe, falle 
eine illoyale Handlungsweiſe nicht zur Laſt. Schließlich wird 
auch für den Fall, wenn die Ehre oder auch das Recht der 
Perſon auf ungeftörte Ausnutzung ihrer Arbeitskraft zu den 
durch § 823 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs geſchützten 
Rechtsgütern zu rechnen wäre, eine Verantwortlichkeit der Be⸗ 
klagten aus dieſem Geſichtspunkt wegen Mangels der Wider- 
rechtlichkeit ihrer Handlungsweiſe verneint. Dieſe Aus- 
führungen hat das Reichsgericht mit ausführlicher Begründung 
gebilligt. 


170. 


Zu § 831 des B. G. B. ($ 139 der C. P. O.) 


Urtheil des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Peeters 
c. Urſelmann vom 5. Juni 1902, Nr. 95/1902 VI. 


Vorinſtanz: O. L. G. Cöln. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Im allgemeinen darf man für die Führung des in § 831 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs dem Geſchäftsherrn nachgelaſſenen 
Eutſchuldigungsbeweiſes dahin, daß er bei Auswahl der beſtellten 
Perſon und zutreffenden Falls bei Beſchaffung der Geräthſchaften, 
oder bei Leitung der Ausführung der Verrichtung die „im Ber- 
kehr erforderliche Sorgfalt“ beobachtet habe, keine höhere An- 
forderung ſtellen, als die des Nachweiſes einer Sorgfalt, welche 
in dem vernünftigen und normalen Verkehr für erforderlich und 
genügend gehalten wird (vergl. Planck, Kommentar zum Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuch Bd. 1 Vorbemerkungen S. 36). Bei dieſem 
Maßſtab wird man von dem Geſchäftsherrn, welcher einen 
Komplex verſchiedener Verrichtungen wie bei einem Bauweſen 
vornehmen läßt, wenn ihm auch an ſich die Leitung der Aus- 
führung obliegt, nicht ſchlechthin verlangen können, daß er den 
einzelnen Arbeiter bei jeder vorkommenden Verrichtung perſönlich 
überwache oder beaufſichtigen laſſe und daß er für jede einzelne 
Hantirung ſpezielle Anordnungen treffe. Bei erwachſenen, ein⸗ 
gelernten und geſchäftserfahrenen Arbeitern darf der Unternehmer 
bis zu einem gewiſſen Grad eigene Urtheilsfähigkeit und Umſicht, 
auch mit Rückſicht auf Vermeidung von Gefahren für die Arbeiter 
oder dritte Perſonen, vorausſetzen; und er wird Vorſichtsmaß⸗ 
regeln vdn der Art, wie fie in dem betreffenden Arbeitszweig 
allgemein bekannt und eingeübt, oder auch ſchon nach geſundem 
Menſchenverſtand für jeden als nothwendig erkennbar ſind, den 
Arbeitern nicht ſtets von Neuem einſchärfen müſſen. Wenn 
ſodann allerdings bei einem mit beſonderen Gefahren verbundenen 
Betriebe, namentlich im Baugewerbe, eine Beaufſichtigung durch 
den Geſchäftsherru ſelbſt oder eine von ihm zu beſtellende Auf- 
ſichtsperſon auch im Hinblick darauf, daß die täglich in einem 
ſolchen Betrieb beſchäftigten Arbeiter erfahrungsgemäß gegenüber 
den Gefahren deſſelben leicht ſorglos werden, ſich in erhöhtem 
Maße als erforderlich erweiſen wird, ſo kommt es doch auch 
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bier für die Art und das Maß der Auſfſichtsthätigkeit auf die 
Verhältniſſe des Einzelfalles, die Natur der betreffenden Ver⸗ 
richtung und die Qualität des damit beſchäftigten Arbeiters, 
weſentlich an. Ueberall und in jedem Augenblick kann der Bau⸗ 
leitende oder Bauaufſeher nicht zur Stelle ſein. — Der von dem 
Berufungsurtheil aufgeſtellte Satz, „ein Handlanger ſei kein 
ſolcher Angeftellter, der ſeine Verrichtungen ſelbſtſtändig und ohne 
Aufſicht auszuführen pflege, ſondern bedürfe einer ſteten Ueber⸗ 
wachung“, kann in dieſer Allgemeinheit nicht als zutreffend 
anerkannt werden. Es iſt vielmehr wohl möglich, daß ein im 
Handlangerdienſt erfahrener (erwachſener) Arbeiter in feinem, 
obwohl beſchränkten, Arbeitskreiſe immerhin eine gewiſſe Selbſt⸗ 
ſtändigkeit erlangt hat, welche eine ſtändige Ueberwachung als 
nicht erforderlich erſcheinen läßt, zumal wenn der Handlanger, 
wie dem K. bezeugt wird, ein zu feinem Geſchäft brauchbarer, 
ordentlicher und nüchterner Mann iſt. Der von K. begangene 
Fehler lag im Weſentlichen darin, daß er im Zeitpunkt des 
Unfalles die volle Karre allein, ohne Beihülfe die Straße ab⸗ 
wärts führte. Hätte er einen zweiten Mann hierbei zur Hülfe 
beigezogen, ſo wäre — wie wenigſtens zum Beweiſe verſtellt 
tft — der Unfall vermieden worden. Er hat eine Vorſichts⸗ 
maßregel außer Acht gelaſſen, welche bei Anwendung der erforder⸗ 
lichen Sorgfalt auch für ihn als nothwendig erkennbar geweſen 
iſt. Der Beklagte P. behauptet nicht, daß er dem K. ſpeziell 
jene Vorſichtsmaßregel anbefohlen habe; aber er beruft ſich 
darauf, es beſtehe in feinem Geſchäfte die Uebung, daß die 
Kalkkarre, wenn fie voll oder nahezu voll beladen ſei, durch 
zwei Leute die große Straße hinunter gefahren werde. Der 
Beklagte hat ferner unter Beweisantritt behauptet, daß dem K. 
jener Brauch ſehr wohl bekannt geweſen ſei; derſelbe ſei bereits 
ſeit Wochen in dem Betriebe des Beklagten P. thätig geweſen, 
habe faſt täglich mehrmals beladene Karren die Haag'ſche Straße 
hinunter gefahren und habe hierbei jedesmal (bis zu dem Unfall) 
ordnungsmäßig, wie es in dem Geſchäft üblich geweſen, einen 
zweiten Mann zu dem Transport zugezogen. Dem Berufungs- 
gericht mag nun zugegeben werden, daß der Beklagte auf einen 
blos thatſächlich beſtehenden Brauch ſeiner Arbeiter ſich zu ſeiner 
Entlaſtung nicht berufen könne, wenn er nicht auch ſeinerſeits 
für die Befolgung dieſes Brauches Sorge getragen habe. Judeß 
würde es ſich fragen, ob dieſe Fürſorge nothwendig in der Weiſe 
wie der Berufungsrichter annimmt, bethätigt werden mußte. 
Ob und inwieweit der Geſchäftsherr ſich ohne Verſchulden darauf 
verlaſſen darf, es werde eine in dem Geſchäft eingeführte, den 
Arbeitern bekannte und von ihnen regelmäßig eingehaltene 
Uebung auch ſelbſtſtändig, ohne beſondere Vorſchrift oder Aufſicht 
fernerhin befolgt werden, läßt ſich nicht nach einer allgemeinen 
Regel, ſondern nur nach den Umſtänden des Falles beurtheilen. 
Es wird hierbei auch in Betracht kommen, ob von dem Unter⸗ 
nehmer thatſächliche Betriebseinrichtungen getroffen find, wodurch 
die Einhaltung des fraglichen Brauches, die Anwendung der 
üblichen Vorſichtsmaßregel den Arbeitern zu jeder Zeit ermöglicht 
und in Erinnerung gebracht wird. Inſoweit wird dem Be⸗ 
rufungsrichter eine Verletzung des § 139 der Civilprozeßordnung 
zur Laſt gelegt. | 


171. 


Zu S 832 des B. G. B. in Verbindung mit § 126 


bezw. 127 der Gewerbeorduung. 
Urtheil des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Schroeder 
c. Jung vom 23. Juni 1902, Nr. 116/1902 VI. 
Vorinſtanz: O. L. G. Naumburg. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Als von zwei minderjährigen Fleiſcherlehrlingen der eine 
auf den anderen ein Teſching anlegte und losdrückte, entlud ſich 
das Gewehr und die Kugel drang in den Hinterkopf ein. 

Der Klageanſpruch gegen den Meiſter wurde dem Grunde 
nach feſtgeſtellt und die Reviſion zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: 

Den Reviſionsangriffen liegt zunächſt die unrichtige Auf⸗ 
faffung zu Grunde, das Recht der väterlichen Zucht des Lehrherrn 
beziehe ſich nur auf feine Obliegenheiten gemäß § 126 der 
Gewerbeordnung, (in der Faſſung des Geſetzes vom 1. Juli 
1883, — in den fpäteren Redaktionen § 127), und die Frage 
der Aufſichtsbedürftigkeit als Vorausſetzung der Aufſichtspflicht 
und der durch ſie begründeten Verantwortlichkeit ſei nach der 
Individualität des Einzelnen zu entſcheiden. 

Der Umſtand, daß der Minderjährige auch aus anderen 
Gründen, wie bei einem Lehrverhältniſſe unter Aufficht ſteht, 
ändert daran nichts, daß er ſchon wegen ſeiner Minderjährigkeit 
als Aufſichtsbedürftiger im Sinne des § 832 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs zu erachten iſt. 

Das Bürgerliche Geſetzbuch erſchöpft nicht die Fälle der 
Aufſichtspflicht, in denen geſetzliche Beſtimmungen hinſichtlich 
der Frage der Verantwortlichkeit des Aufſichtspflichtigen für 
Handlungen des der Aufſicht Unterworfenen die gleichen Zwecke 
verfolgen, wie die im Bürgerlichen Geſetzbuche geordnete Auf⸗ 
ſichtspflicht der Eltern, des Vormundes, des Pflegers. 

(Die Verpflichtung des Beklagten wird weiter begründet.) 


—— — — — 


172. 


Zu § 833 des B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Gewerkſchaft 
des Steinkohlenbergwerks konſ. Abendröthe c. Künzel 
vom 3. Juli 1902, Nr. 127/1902 VI. 


Vorinſtanz: O. L. G. Breslau. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Nach 8 833 des Bürgerlichen Geſetzbuches haftet in dem 
Falle, daß durch ein Thier ein Meuſch körperlich verletzt wird, 
derjenige, der das Thier hält, dem Verletzten für den ihm ent⸗ 
ſtandenen Schaden. Daraus folgt allerdings, daß, wie die 
Revifion meint, nur derjenige haftbar iſt, welcher im Augen- 
blicke der Schadenszufügung Thierhalter war. Es iſt aber 
nicht richtig, daß Beklagte dies zur Zeit des Unfalls des 
Klägers nicht geweſen ſei. 

Das Geſetz enthält keine Beſtimmung darüber, wer im 
Sinne des 8 833 als Thierhalter anzuſehen ſei. Es muß 
deshalb geprüft werden, was nach dem gewöhnlichen Sprach⸗ 
gebrauche unter „Halten eines Thieres“ verſtanden wird. Nach 
dieſem iſt derjenige für den Halter des Thieres zu erachten, 
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der im eigenen Jutereſſe durch Gewährung von Obdach und 
Unterhalt die Sorge für das Thier übernommen hat und zwar 
nicht bloß zu einem ganz vorübergehenden Zwecke, ſondern auf 
einen Zeitraum von einer gewiſſen Dauer. 

Die Pferde, durch welche eine Verletzung des Klägers 
herbeigeführt iſt, ſtanden nun im Eigenthum der Beklagten, 
wurden von ihr unterhalten und von ihr im eigenen Intereſſe 
benutzt. Sie war alſo diejenige, welche die Thiere hielt. Nun 
war allerdings der Verwalter H., der die Oberaufſicht über die 
Pferde und Geſpanne der Beklagten zu führen hatte, am 
23. Dezember 1900 Nachmittags, als der Kläger verletzt wurde, 
in ſeinem Privatintereſſe mit den Pferden der Beklagten nach 
Waldenburg gefahren, obwohl er hierzu ohne Genehmigung 
Seitens des Vorſtandes der Gewerkſchaft nicht befugt war. 
Durch eine ſolche Verfügung über die Pferde zu einem ganz 
vorübergehenden Zwecke wurde aber H., der formell zu be⸗ 
ſtimmen hatte, was mit den Pferden der Beklagten zu geſchehen 
habe, nicht ſelbſt Thierhalter, wenn er auch ſachlich gegen die 
ihm ertheilten Vorſchriften verſtoßen hatte. Ebenſowenig kann 
geſagt werden, daß die Pferde während der Fahrt des H. nach 
Waldenburg von Niemand gehalten wurden. Denn H. wollte 
auch während dieſer Zeit im Intereſſe der Beklagten für die 
Pferde ſorgen. Dieſelben waren alſo auch während der er⸗ 
wähnten Fahrt nicht ſich ſelbſt überlaffen, ſondern wurden von 
Jemand gehalten und kann als Halterin der Pferde nur die 
Beklagte angeſehen werden. 

Die Anſicht Dernburgs — Bürgerliches Recht Bd. 2 
§ 397 III —, daß derjenige Thierhalter ift, der das Thier in 
unmittelbarem Beſitz hat, führt zu keinem anderen Ergebniß. 
Die Beklagte war vor der bezeichneten Fahrt im unmittelbaren 
Beſitz der Pferde, da H. als ihr Bergverwalter die thatſächliche 
Gewalt über die Pferde für ſie in ihrem Erwerbsgeſchäft aus⸗ 
geübt und ihren Weiſungen Folge zu leiſten hatte — $ 855 
des Bürgerlichen Geſetzbuches —. Durch die Verwendung der 
Pferde zu einer von H. im eigenen Intereſſe unternommenen 
Fahrt nach Waldenburg wurde fie aber höchftens vorübergehend 
an der Ausübung der thatſächlichen Gewalt verhindert, ihr 
Beſitz alſo nicht beendet. § 856 Abſ. 2 a. a. O. Auch die 
Ausführung Plancks — Kommentar Note e zu § 833 — ſteht 
der Reviſion nicht zur Seite. Denn wenn nach derſelben der 
Thierhalter von der Haftung für das Thier frei werden ſoll, 
wenn ihm daſſelbe durch Diebſtahl oder ſonſt wie entzogen wird, 
ſo hat H. der Beklagten die Pferde doch nicht entzogen und 
nicht entziehen wollen, hat dieſelben vielmehr nur vorübergehend 
für ſich benutzt und ſodann der Beklagten für ihre Zwecke wieder 
zur Verfügung geſtellt und hat dies von Anfang an beabſichtigt. 


173. 


Zu § 846 des B. G. B. 

Urtheil des Reichsgerichts III. C. S. i. S. Schleuk 
c. Fränkel vom 11. Juli 1902, Nr. 122/1902 III. 
Vorinſtanz: O. L. G. Nürnberg. 

Zurückweiſung der Reviſion. 
Allerdings hat das Reviſionsgericht, wovon die Reviſion 
ausgeht, die Frage des Verſchuldens und eines etwa konkurrirenden 


— 


Verſchuldens des Verletzten nachzuprüfen. Dieſe Nachprüfung 
hat ſtattgefunden, hat aber nur zu einer vollen Beſtätigung der 
Annahme der Borinftanzen geführt, daß eine überaus grobe 
Fahrläſſigkeit des Beklagten vorliegt, irgend ein Verſchulden des 
Verletzten aber nicht anzunehmen iſt. Denn die von dem 
Beklagten getroffene oder beibehaltene Einrichtung, daß von den 
erleuchteten Gängen ſeines Hotels ein unbeleuchteter Gang ab- 
geht, deſſen bloß angelehnte Thür die Aufſchrift „Damen- 
Toilette“ trägt, und auf welchem ſich nach wenigen Schritten 
rechts zwei gleiche, mit matten Scheiben verſehene Thüren ohne 
Aufſchrift befinden, von welchen die erſtere, eine unverſchließbare 
Windfangthür, unmittelbar auf eine ſteile Wendeltreppe führt, 
während erſt die zweite die Cloſetthür iſt, bringt für jeden mit 
der Oertlichkeit nicht genau Vertrauten die Gefahr mit ſich, daß er 
die erſte Thür für die Cloſetthür halt und mit dem Oeffnen 
derſelben in die unerwartete Tiefe, wie es dem Kläger geſchehen 
iſt, hinabſtürzt. 


174. 


Zu den SS 903, 912, 1004 des B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Stadt⸗ 
gemeinde Cöln c. Oberreuter vom 11. Juni 1902, 

Nr. 113/1902 V. 
Vorinſtanz: O. L. G. Coͤln. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Dem Berufungsrichter iſt darin beizutreten, daß der Fall eines 
Ueberbaues im Sinne des § 912 Bürgerlichen Geſetzbuchs auch 
dann gegeben iſt, wenn bei einem Baue die Grenze derart über⸗ 
ſchritten wird, daß ein Nachbargrundſtück von unbedeutendem 
Flächeninhalte durch Theile des Gebäudes ganz überdeckt wird. 
Das Geſetz macht ſeine Anwendung nicht davon abhängig, daß 
der Ueberbau ſich nur auf einen Theil des Nachbargrundſtücks 
erſtreckt. 

Dem Eigenthümer, der über die Grenze gebaut hat, darf 
aber Vorſatz oder grobe Fahrläſſigkeit nicht zur Laſt fallen, fouft hat 
der Nachbar die Rechte der 88 903, 1004 des Bürgerlichen Gefeß- 
buchs, anch wenn er dem Baue nicht widerſprochen hat. Nach dem 
Wortlaute des § 912 könnte es zweifelhaft ſein, ob ſich Vorſatz 
und grobe Fahrläſſigkeit nicht lediglich auf Verletzung der Grenze 
richtet. Auf Grund allgemeiner Rechtsgrundſätze muß jedoch 
angenommen werden, daß Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit dann 
zu verneinen find, wenn der Bauende zu der Annahme berechtigt 
war, daß er über die Grenze bauen dürfe. 


— 


175. 


Zu 58 912— 916 des B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts VII. C. S. i. S. Preußiſcher 
Eiſenbahnfiskus c. Pfarre zu Schöneberg und Gen. 
vom 17. Juni 1902, Nr. 128/1902 VII. 


Vorinſtanz: Kammergericht Berlin. 


Zurüchweifung der Reviſion. 

Der VII. Civilſenat iſt der Anſicht des II. Civilſenats 
(Entſch. Bd. 47 S. 360, Juriſtiſche Wochenſchrift Beilage 
S. 57) beigetreten, wonach die $$ 912— 916 des Bürgerlichen 
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Geſetzbuches nicht analog auf den Fall ausdedehnt werben 
können, daß der Eigenthümer eines Grundſtücks, von dem eine 
Theilfläche mit einer das Ueberbauen verbietenden Grunddienſt⸗ 
barkeit belaſtet iſt, über die Grenze des unbelaſteten Theils auf 
den belaſteten hinüberbaut. 


176. 


Zu 88 930, 1205, 1253 Abſ. 2 des B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Tyrol 
c. Günzel vom 17. Juni 1902, Nr. 101/1902 II. 

Vorinſtanz: O. L. G. Breslau. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Dem Kläger (Reviſionskläger) iſt zuzugeben, daß, wenn zur 
Umgehung einer geſetzlichen Vorſchrift und gleichzeitiger Erzielung 
eines entſprechenden wirthſchaftlichen Zwecks ein anders geartetes 
Rechtsgeſchäft abgeſchloſſen wird, daſſelbe als rechtswirkſam zu 
erachten iſt, ſofern ſeine Vorausſetzungen vorliegen, die Vertrag⸗ 
ſchließenden es wirklich gewollt haben, und das umgangene Geſetz 
kein Verbotgeſetz iſt. So hat denn auch unter dem bisherigen 
Rechtszuſtande die Rechtſprechung (vergl. Entſch. in Civilſachen 
Bd. 13 S. 298 und Bd. 26 S. 182) den ſogenannten 
Sicherungskauf, wonach der Schuldner ſeinem Gläubiger in 
Anrechnung auf deſſen Forderung Mobiliargegenſtände mit der 
Maßgabe verkauft, daß er als Miether im Beſitze der Sachen 
bleibt und unter gewiſſen Vorausſetzungen das Rückkaufsrecht 
hat, an ſich für rechtlich zuläſſig erachtet, wenn er auch zur 
Umgehung der geſetzlichen Vorſchriften über den Fauſtpfand⸗ 
vertrag abgeſchloſſen war. Daß ſolche Kaufverträge auch unter 
dem Bürgerlichen Geſetzbuche an ſich zuläſſig und gültig find, 
folgt ſchon aus § 930 Bürgerlichen Geſetzbuchs, eine entgegen- 
ſtehende geſetzliche Vorſchrift beſteht nicht, die Vorſchriften über 
das Fauſtpfand in den 88 1205 und 1253 Abſ. 2 des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs bilden kein Verbotsgeſetz, die Motive zu den⸗ 
ſelben ergeben nicht, daß man von der beſtehenden Rechtſprechung 
abweichen wollte. Die Begründung der Entſcheidung des Ober- 
landesgerichts beruht aber nicht auf der Verneinung der Rechts⸗ 
wirkſamkeit des Sicherungskaufes, ſondern darauf, daß es 
angenommen hat, Kläger und T. hätten überhaupt keine 
Eigenthumsübertragung auf den Kläger, ſondern nur eine 
Pfandbeſtellung zu deſſen Gunſten gewollt, letztere ſei 
aber Mangels unmittelbaren Beſitzes auf Seiten des Klägers 
nach 88 1205 und 1253 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ungültig. 


177. 


SS 1289 und 1300 B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Batzer 
c. Kaufmann vom 19. Juni 1902, Nr. 104/1902 IV. 


Vorinſtanz: O. L. G. Karlsruhe. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Die Klägerin ſtützt die von ihr erhobene Klage nur noch 
auf den § 1298 Abſ. 1 und § 1300 Bürgerlichen Geſetzbuchs. 

1. Was hierbei zunächſt die Begründung betrifft, weshalb 
der Vorderrichter einen Anſpruch aus § 1298 Abſ. 1 Bürger 


lichen Geſetzbuchs nicht für gegeben erachtet, jo find feine Aus- 
führungen rechtlich nicht zu beanſtanden. Die Ablehnung eines 
Heirathsantrages, der einer Braut während des Beſtehens ihres 
Verlöbniſſes von einem zweiten Freier gemacht wird, ſtellt bei 
dem vorwiegend ſittlichen Charakter der Ehe, der auch ſchon für 
die Wahl des künftigen Gatten weſentlich beſtimmend und aus- 
ſchlaggebend ſein ſoll, eine „das Vermögen berührende Maß⸗ 
nahme“ regelmäßig und ohne Weiteres ſelbſt in dem Falle nicht 
dar, daß dieſer zweite Freier wohlhabend iſt. 

2. Nicht zu billigen dagegen iſt die Beurtheilung, die der 
zweite Richter dem auf § 1300 a. a. O. beruhenden Klageanſpruch 
angedeihen läßt. 

Das Berufungsgericht vermißt in dem anhängigen Falle 
das Erforderniß der Unbeſcholtenheit. 

Die Entſcheidungsgründe führen in dieſer Beziehung aus: 
„Aus ihrem (d. i. der Klägerin) eigenem Vortrage ergiebt 
ſich, daß ſie vor dem angeblichen zweiten Verlöbniß mit 
dem Beklagten geſchlechtsvertraulichen Verkehr unterhalten 
und außerehelich geboren hatte. Dieſer Sachverhalt ſchloß 
ein zweites Verlöbniß mit einer „Unbeſcholtenen“ 
aus und läßt die Beſtimmung des § 1300 Bürgerlichen 
Geſetzbuchs als vorliegend nicht anwendbar erſcheinen. 
Daß nach dem Vortrage der Klägerin der Be— 
klagte ſelbſt es geweſen, der die Beſcholtenheit 
der Klägerin herbeiführte, vermag hieran nichts 
zu ändern. Das Geſetz anerkennt einen Anſpruch der 
Verlobten auf die in § 1300 vorgeſehene Entſchädigung 
nur im Falle ihrer Unbeſcholtenheit zur Zeit des Ver⸗ 
löbniſſes, ohne einen Unterſchied in der Richtung zu 
machen, durch weſſen Schuld die Verlobte die Unbeſcholten⸗ 
heit eingebüßt hatte.“ 

Dieſe Erwägungen erſcheinen von Rechtsirrthum beeinflußt. 

Das Berufungsgericht geht zwar zutreffend davon aus, daß 
der Begriff der Unbeſcholtenheit, der ebenſowohl rechtlicher wie 
thatſächlicher Natur iſt, im Falle des § 1300 a. a. O. (ähnlich 
wie bei dem Thatbeſtande des Vergehens gegen § 182 Straf⸗ 
geſetzbuchs) nur auf die Geſchlechtsehre abzielt. 

Unrichtig aber iſt, daß eine Frauensperſon unbedingt und 
gegenüber Jedermann als geſchlechtlich beſcholten zu gelten 
hat, wenn fie mit einem Manne geſchlechtsvertraulichen Verkehr 
unterhalten und außerehelich geboren hat. 

Die „Beſcholtenheit“ iſt, wie ſchon die ſprachliche Ab⸗ 
leitung des Wortes (von dem ahd. pisceltan oder bisceltan) 
ergiebt, eine Folge der niedrigen Bewerthung, die der Ruf eines 
Menſchen innerhalb ſeines Lebenskreiſes von dritter Seite erfährt. 
Eine Perſon zu „beſchelten“, d. i. ein tadelndes, ſtrafendes Ur⸗ 
theil über fie abzugeben, erſcheint aber nur derjenige fittlich 
berechtigt, der nicht ſelbſt an ihrer anſtößigen Aufführung Theil 
genommen hat, der keine Mitſchuld an ihrer Beſcholtenheit trägt. 
Der Begriff der Beſcholtenheit iſt daher inſoweit kein abſoluter 
und objektiver. Wer ein bis dahin unſchuldiges Mädchen zum 
Beiſchlafe verführt, oder wer als Verlobter eines ſolchen 
dieſen Umſtand benutzt, um ihr geſchlechtlich beizuwohnen, hat 
keinen Grund, um der Verführten oder beziehungsweiſe ſeiner 
Verlobten deshalb ſeinerſeits Beſcholtenheit vorzuwerfen. — 
Wird näher begründet. 
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178. 


Zu 88 1567, 1568 des B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Hesral 
c. Hesral vom 30. Juni 1902, Nr. 114/1902 IV. 


Vorinſtanz: O. L. G. Breslau. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob der $ 1568 des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs unter Umſtänden auf Fälle eines nicht unter 
den § 1567 fallenden böslichen Getrenntlebens anwendbar ſein 
möchte; denn im vorliegenden Falle, wo das Fernbleiben der 
Bekl. nicht gegen den Willen des Kl. verſtoßen hatte, kann von 
dieſem ein Scheidungsgrund aus dem fraglichen Verhalten der 
Bekl. jedenfalls nicht hergeleitet werden. Ebenſo erſcheint es 
als unbedenklich, daß die angeblichen Miß handlungen der Kinder, 
ſelbſt wenn ſie nach dem Preußiſchen Allgemeinen Landrecht als 
Eheſcheidungsgrund anzuerkennen geweſen wären, bereits zur 
Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs als Che- 
ſcheidungsurſachen nach § 721 Thl. II Tit. 1 des Allgemeinen 
Landrechts nicht mehr gerügt werden konnten. 


179. 
Zu 8 1568 des B. G. B. 
88 700, 702, 703, 705 des A. L. R. Th. II Tit. 1. 


8 616 der C. P. O. 
Urtheil des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Kantelberg 
c. Kantelberg vom 12. Juni 1902, Nr. 89/1902 IV. 
Vorinſtanz: O. L. G. Königsberg. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Zu Unrecht macht die Reviſion geltend, es könne auf den 
angeblichen guten Glauben der Beklagten nicht mehr an⸗ 
kommen, nachdem die K. ihre der Beklagten ungünſtige Ausſage 
betreffend einen Ehebruch mit dem Kläger beſchworen habe und 
damit eine materielle Wahrheit für den Richter begründet 
worden ſei, die auch zur Abweiſung der Widerklage in erſter 
Inſtanz geführt habe. Für die Beurtheilung der Schwere der 
Pflichtverletzungen und des unſittlichen und ehrloſen Verhaltens 
im Sinne des § 1568 Bürgerlichen Geſetzbuchs, wie nach den 
88 700, 702, 703 des A. L. R. Th. II Tit. kommt es recht 
wohl auf die von der objektiven Wahrheit an ſich unabhängige 
individuelle Meinung und Abſicht des beklagten Ehe⸗ 
gatten an. 

Anlangend den zweiten Scheidungsgrund führt das 
Berufungsgericht aus: der Geltendmachung dieſes Scheidungs⸗ 
grundes ſtelle ſich § 616 Civilprozeßordnung entgegen. 
Danach kann der mit der Scheidungsklage abgewieſene Kläger 
das Recht, die Scheidung zu verlangen, nicht auf Thatſachen 
gründen, welche er in dem früheren Rechtsſtreite geltend machen 
konnte. Die Frage, ob der Vorprozeß bezüglich der Rechtsbehelfe 
des gegenwärtigen Rechtsſtreits präcluſiviſch wirkt, kann nicht 


nach 5 616 Civilprozeßordnung neuer Faſſung, ſondern nur 


nach § 576 Civilprozeßordnung alter Faſſung beurtheilt 
werden, da der Vorprozeß vor dem Inkrafttreten der Novelle zur 
Civilprozeßordnung ſchwebte (vergl. Entſch. des R. G. Bd. 5 
S. 337). Allein ſachlich ſtimmen in dem hier entſcheidenden 
Punkte die bezüglichen Beſtimmungen überein. Zutreffend iſt 
auch vom Berufungsgericht angenommen, daß die Anwendung 
des § 616 (576) a. a. O. nicht durch Uebereinkunft der Parteien 
ausgeſchloſſen werden konnte, da dieſe Beſtimmung öffentlich⸗ 
rechtlichen Charakter hat. (Entſch. des R. G. Bd. 5 S. 378 f., 
Bd. 19 S. 410.) 


180. 


Zu 8 1570 des B. G. B. | 
Urtheil des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Neumann 
c. Neumann vom 7. Juli 1902, Nr. 123/1902 IV. 


Vorinſtanz: O. L. G. Breslau. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Der vom Berufungsrichter an die Spitze ſeiner Erwägungen 
geſtellte Satz — daß eine Verzeihung auch dann anzunehmen 
ſei, wenn angenommen werden müſſe, der verletzte Ehegatte 
würde die ihm nicht bekannten Verfehlungen verziehen haben, 
wenn er dieſelben gekannt hätte — kann in dieſer Allgemeinheit 
als richtig nicht anerkannt werden; denn jede Verzeihung ſetzt 
begrifflich voraus, daß der Verzeihende ſich bewußt iſt, welche 
Verfehlungen dabei in Frage kommen, ferner, daß er zu dem 
Entſchluſſe gelangt, die betreffenden Verfehlungen verzeihen zu 
wollen, und endlich, daß er ſeinen desfallſigen Willen in genügender 
Weiſe zu erkennen giebt. Nun muß zwar zugegeben werden, 
daß eine Verzeihung in genereller Weiſe, und zwar nicht bloß 
wegen der ſchon bekannten, ſondern auch bezüglich aller ſonſt 
noch begangenen Verfehlungen ertheilt werden kann; auch wird 
anzuerkennen ſein, daß unter Umſtänden, namentlich wenn es 
ſich um eine größere Zahl gleichartiger Verfehlungen handelt, 
eine dahin gehende Feſtſtellung, daß alle, ſelbſt die noch 
nicht bekannt gewordenen Fälle verziehen worden ſeien, ſogar 
daun möglich iſt, wenn der Verzeihende nicht beſonders aus 
geſprochen hatte, daß er nicht bloß die bekannten, ſondern auch 
die ihm noch nicht bekannt gewordenen Verfehlungen verzeihen 
wolle; immer aber muß in derartigen Fällen der Wille des 
Verzeihenden in erkennbarer Weiſe darauf gerichtet geweſen ſein, 
daß die Verzeihung in ſolchem Umfange habe ertheilt werden 
ſollen. ä 
Dies gilt nicht nur für das Preußiſche Recht, welches 
nach § 720 Theil II, Titel 1 des Allgemeinen Landrechts eine 
ausdrückliche Verzeihung verlangte, 

(vergl. Juriſtiſche Wochenſchrift von 1890 Seite 167 
Nr. 40, von 1896 Seite 138 Nr. 49 und von 1897 
Seite 28 Nr. 67) 
ſondern auch für Fälle, in denen der eine ſtillſchweigende 
Verzeihung an ſich zulaſſende 5 1570 des Bürgerlichen Geſetz 
buchs zur Anwendung zu bringen iſt. 


N 55 und 56. 55 und 56. 


Berlin, 15. Berlin, 15. Auguſt 1902. 1902. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 
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Hälfskafe für dentſche Rechtsanwälte. 
Die achtzehnte ordentliche Generalverſammlung wird auf 
den 5. Oktober 1902 Mittags 12 Uhr 
nach Leipzig, Reichsgerichtsgebände, Hauptzimmer der Rechts⸗ 
auwaltſchaft bei dem Reichsgericht, berufen. 
Die Tagesordunng iſt: 

1. der vom Borftande zu erſtattende Geſchäftsbericht 
für das mit dem 30. Juni 1902 abgelaufene 
Geſchäfts jahr, 

2. Prüfung der Jahresrechnung und Eutlaſtung des 
Vorſtandes, 

3. die Wahl von Borftandsmitgliedern in Gemäßheit 
des § 9 der Satzungen, 

4. die Wahl von Rechuungsreviſoren, 

5. die Wahl des nächſten Verſammlungsortes. 


Leipzig, den 5. Juni 1902. 


Bülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 
Erythropel, 


Juftizrath, Vorſitzender. 


Die Grundſtückspfaudklagen zwecks Befriedigung 
| und ihr Koſtenpunkt. 


Von Rechtsanwalt Dr. Niſſen in Hirſchberg i / Schl. 


Die Vorſchriften des B. G. B. (58 1113, 1147, 1191) 
in Verbindung mit den Geſetzes materialien (Mot. Bd. 3 
S. 595, 675 f., Denkſchrift S. 138) ergeben, daß der Pfand⸗ 
grundſtückseigenthümer als ſolcher den Pfandanſprüchen gegen ⸗ 
über eine Zahlungspflicht nicht hat, ſei es auch nur in Be⸗ 
ſchräͤnkung auf das Grundſtück und feinen. Erlös. Zunächſt iſt 
dem Eigenthümer in der Regel (Ausnahme § 175 Zw. Gel. 
vom 24. März 1897) vom Geſetze kein Mittel gegeben, dieſen 
Erlös, aus welchem er die Pfandforderungen zu befriedigen 
hätte, auf dem im Zw. Geſetze vorgeſchriebenen Wege herbei⸗ 
zuführen, da (mit obiger Ausnahme) nicht der Eigenthümer 
ſondern nur der Gläubiger die Zwangsvollſtreckung in das 
Grundſtück nachſuchen darf. Einen freiwilligen privaten Verkauf 


des Grundſtücks aber anzuſtreben, um dadurch die Geldmittel 
zur Tilgung der Pfandſchulden zu gewinnen, iſt der Eigenthümer 
nach 8 1147 B. G. B. nicht verpflichtet. 

Hat die auf Antrag eines Gläubigers eingeleitete Zwangs⸗ 
verſteigerung des Pfandgrundſtücks zum Zuſchlage geführt, dann 
iſt zwar allerdings der Erlös, wenigſtens ideell, inſofern vor⸗ 
handen, als gemäß § 49 Zw. Geſ. feſtſteht, was der Erſteher 
für das Grundſtück zu zahlen hat. Von da an ließe ſich eine 
auf den Erlös beſchränkte Zahlungspflicht des Eigenthümers 
jedem einzelnen Pfandgläubiger gegenüber, ſoweit deren nicht 
vollſtändig ausfallen, ziffermäßig beſtimmen. Aber auch da iſt 
fie vom Zw. Gef. nicht vorgeſehen. Läßt Erſteher im Kauf- 
gelderbelegungstermine das Baargebot unberichtigt, ſo hat nicht 
etwa der Subhaſtat für deſſen Deckung mit feinem Vermögen 
aufzukommen, dergeſtalt, daß ihm nach erfolgter Deckung die 
Anſprüche an den Erſteher zu überweiſen wären, ſondern das 
Weitere iſt zwiſchen den Gläubigern und dem Erſteher bezw. 
dem für mithaftend erklärten Meiſtbietenden des § 81 Abſ. 4 
eit. auszumachen, eine perſönliche Verpflichtung des Subhaſtaten 
kommt nicht in Frage. 

Verneint man die Zahlungspflicht des Eigenthümers, fo 
erhebt ſich die Frage, welcher Anſpruch denn mit der Be⸗ 
friedigungsklage — wenn ich diejenige Klage, mit welcher der 
Hypothekar und der Grundſchuldgläubiger ihre Befriedigung 
aus dem Grundſtücke anſtreben, jo nennen darf — erhoben 
wird. Die Antwort dürfte lauten: Ueberhaupt kein civilrecht⸗ 
licher Anſpruch. Das dingliche Recht, alſo auch das Pfandrecht, 
erzeugt Anſprüche gegen beſtimmte Perſonen erſt im Falle ſeiner 
Beeinträchtigung durch dieſe. Hat aber der Eigenthümer dem 
Pfandgläubiger gegenüber keine Zahlungspflicht, ſo kann auch 
nicht geſagt werden, daß er das Pfandrecht beeinträchtige, weil 
Glaͤubiger für ſeine fällige Hypothek noch keine Zahlung in 
Händen hat. Insbeſondere beſteht der Inhalt der Klage auch 
nicht in der Pflicht des Eigenthümers, die Zwangsvollſtreckung 
des Pfandgrundſtücks zu dulden, wie ſo häufig tenorirt wird. 
Dies ſchon deshalb nicht, weil jene Pflicht als ſolche des öffent- 
lichen Rechts fi) aus der Zwangsvollſtreckung ſelbſt mit deren 
Einleitung ergiebt, alſo ein Bedürfniß, fie durch Urtheil feſt⸗ 
zuſtellen, nicht beſteht — wenn anders es überhaupt zuläſſig 
erſcheint, derartige Pflichten zum Gegenſtande von Civilprozeſſen 
zu machen. Bei der mehrerwähuten Klage kann es ſich daher 
nur um eine Feſtſtellung handeln, daß diejenigen Anforderungen 


438 


erfüllt feten, welche das Geſetz für die Einleitung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das Grundſtück hinſichtlich der Forderung des 
Gläubigers ſtellt. Die Befriedigungsklage ift eine Feſt⸗ 
ſtellungsklage gemäß § 256 C. P. O., ein rein prozeß⸗ 
rechtliches Inſtitut, baſirt auf das Pfandrecht. 

Damit geht die prozeſſuale Moͤglichkeit, das ergehende 
Urtheil für vorläufig vollſtreckbar zu erklären und, um dem 8 16 
Zw. Geſ. zu genügen, in vollſtreckbarer Ausfertigung zu er⸗ 
theilen, keineswegs verloren. „Vollſtreckbar find auch rechts⸗ 
kräftige richterliche Urtheile, welche nur das Beſtehen eines 
Rechtsverhältniſſes feſtſtellen (§ 231 C. P. O.). . obwohl 
daraus keine eigentliche Zwangsvollſtreckung ſtattfindet. Der 
Ausdruck „vollſtreckbar“, den die C. P. O. vom Urtheile braucht, 
bedeutet nicht ſoviel wie vollſtreckungsfähig, ſondern kennzeichnet 
nur das Urtheil als gültig, rechtswirkſam, unanfechtbar“. So 
Entſch. des R. G. in Civilſ. Bd. 16 S. 421. Außerdem iſt 
dort ausgeſprochen, daß vollſtreckbare Ausfertigungen eines 
Urtheils nicht blos da gegeben werden, wo Vollſtreckungshand⸗ 
lungen vorzunehmen find. N 

Der auf pofitive Feſtſtellungsklage ergehenden Entſcheidung 
ſteht hinfichtlich der rechtskräftigen Erledigung des in Streit 
gezogenen Rechtsverhältniſſes diejenige Entſcheidung gleich, durch 
welche eine in der entgegengeſetzten Richtung liegende negative 
Feſtſtellungsklage als ſachlich unbegründet abgewieſen wird. 
Entſch. des R. G. Bd. 29 S. 345. Trotzdem die Befriedigungs⸗ 
klage nur eine Feſtſtellung bezweckt, wird ſie durch die rechts⸗ 
kräftige Abweiſung der konträren negativen Feſtſtellungsklage 
nicht erübrigt, weil das Zw. Geſ. zur Einleitung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung einen vollſtreckbaren Titel erfordert und dieſer nur 
dem Kläger bezw. Widerkläger ertheilt werden kann. 

Vermoͤge ihrer präjudiziellen Natur ſtehen die Befriedigungs⸗ 
klage und deren Urtheil zu der darauf eingeleiteten Zwangs⸗ 
verſteigerung des Pfandgrundſtücks nicht in dem gleichen Ver⸗ 
haͤltniſſe wie das zu einer Leiſtung verurtheilende Erkenntniß 
zu der ſich an dieſes anſchließenden Vollſtreckung. Zwar find 
Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung, auch vom Stand- 
punkte der Pfandberechtigten, Akte der Zwangsvollſtreckung 
(Reichsg. 22, 324), aber fie ſtellen ſich nicht, gleich der Zwangs ⸗ 
vollſtreckung aus dem Leiſtungsurtheil, dar als eine Erzwingung 
der auf die Befriedigungsklage ergangenen (rein präjudiziellen) 
Entſcheidung, fie find nicht Zwangsvollſtreckung für das Be⸗ 
friedigungsurtheil, ſondern die eigentliche und prinzipale 
Bethätigung des Pfandrechts ſelbſt, zu deren Er⸗ 
moͤglichung, nur acceſſoriſch, der Gläubiger ſich mittels der Be⸗ 
friedigungsklage in dem auf ſie ergehenden Feſtſtellungsurtheil 
feine für den Antrag auf Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück 
vom Geſetze erforderte Legitimation beſchaffen muß. — Vergl. 
hierzu Staub bei Gruchot Bd. 27 S. 707. — Die dem 
ſachenrechtlichen Charakter des Pfandrechts entſprechende Aus ⸗ 
übung realer und abſoluter Macht über den Pfandgegenſtand 
kommt nicht ſchon in der Befriedigungsklage, ſondern erſt in 
dem Zwangsverfahren zur Geltung. Man könnte in gewiſſem 
Sinne ſagen, daß der über die Befriedigungsklage geführte 
Rechtsſtreit nur eine Einleitung des Zwangsverfahrens, einen 
Beſtandtheil deſſelben im weiteren Sinne bilde, ähnlich wie die 
Feſtſetzung über das Vorhandenſein der Bedingungen, unter 
denen ein Konkurs eröffnet werden darf (8 104, 105 R. Konk. O.), 
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einen Theil des Konkursverfohrens darſtellt, nur daß dieſe 
Feſtſtellung fih nicht in den Formen eines Prozeſſes vollzieht. 

Wäre die Zwangsverſteigerung die Vollſtreckung jenes 
Urtheils, dann würde, weil die Koſten der Vollſtreckung zu den 
Koſten des ihr zu Grunde liegenden Rechtsſtreits gehören, der 
zu den Koſten der Befriedigungsklage verurtheilte Pfandeigen⸗ 
thümer in der gleichen Weiſe wie für dieſe, für die Koſten der 
Zwangsverſteigerung, alſo wenn er die ihm durch Urtheil auf- 
erlegten Koſten des Rechtsſtreits aus eigenem Vermögen (nicht 
bloß aus dem Grundſtücke) zu entrichten hätte, mit dem eigenen 
Vermoͤgen auch für die Koſten der Zwangsverſteigerung ein ⸗ 
zuſtehen haben. Dies auch dann, wenn er für die ausgeklagte 
Pfandſchuld ſelbſt nur dinglich verpflichtet wäre. Der oben 
entwickelte Rechtsſatz, daß die Zwangsverſteigerung nicht die 
Vollſtreckung jenes Urtheils iſt, führt bezüglich des nur dinglich 
haftenden Eigenthümers zu der entgegengeſetzten Annahme. Daß 
der obligatoriſch verpflichtete, wenn auch nur dinglich verklagte, 
Pfandſchuldner dem Gläubiger gegenüber zur Erſtattung der 
Koften der Zwangsverſteigerung perfönlich verpflichtet iſt, vergl. 
Jäckel, Komm. z. Zw. Gel. § 109 Anm. 3, iſt von dem hier⸗ 
eingenommenen Standpunkte aus nicht auf feine Koften- 
verurtheilung im Befriedigungsprozeße (§ 91 C. P. O.) zurüd- 
zuführen, ſondern läßt ſich nur als Verzugsfolge feiner unerfüllt 
gebliebenen Zahlungsverbindlichkeit begründen. 

Umgekehrt könnte das dargelegte Verhältniß zwiſchen Be⸗ 
friedigungsklage und Zwangsverſteigerung als dasjenige des 
Acceſſorii zum Prinzipale, die Rechtfertigung bieten für die 
Auffaſſung, daß die Koſtenpflicht im Befriedigungsprozeſſe fich 
für den nur dinglich haftenden Eigenthümer ebenſo auf das 
Grundſtück beſchränke, wie die Koſtenliquidation im Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren. Dem würde eine Verurtheilung ent⸗ 
ſprechen, welche die beſchränkte Haftung des Eigenthümers nicht 
bloß in Anſehung des Anſpruchs, ſondern auch in Anſehung 
der an Gläubiger zu erſtattenden Prozeßkoſten zum Ausdrucke 
brächte. Wollte man dieſes Poſtulat, welches, konſequent auch 
für den Fall, daß Beklagter der Klage widerſprochen habe, 
Kretzſchmar, Einf. in d. Grundbuchrecht S. 352 ſtellt, 
billigen, fo verbliebe daneben dem Gläubiger, bei einem Aus⸗ 
falle in der Subhaſtation, immer noch die Befugniß, den Eigen⸗ 
thümer unter dem Geſichtspunkte der Schadenserſatzpflicht 
bis zur Höhe des Ausfalls mit feinem ſonſtigen Vermögen 
haftbar zu machen für diejenigen Mehrkoſten des Prozeſſes, 
welche ihren Grund haben in ſeinem ungerechtfertigten ſchuld⸗ 
haften Beſtreiten der Klage, ſoweit dieſe Mehrkoſten (in Folge 
ihrer Befriedigung vor der Forderung) den Ausfall eines ent- 
ſprechenden Theiles der Forderung zur Folge gehabt haben — 
oder ihn auch in dieſer Weiſe für die ſämmtlichen Koſten des 
Prozeſſes verantwortlich zu machen, wenn der Beklagte es zur 
Klage überhaupt nicht kommen laſſen durfte. 

Indeß der Standpunkt der beſchränkten Koſtenverurtheilung 
dürfte der Struktur der Koſtenpflicht im Civilprozeſſe nicht ge 
recht werden. Die Prozeßkoſtenpflicht der unterliegenden Partei 
hat ihren Rechtsgrund im Prozeſſe, nicht in der materiellen 
Berechtigung, aus der die Klage erhoben wurde. Die materielle 
Berechtigung kann daher nicht die Richtſchnur abgeben für die 


nähere Beſtimmung jener Koſtenpflicht. Bei erhobener Be⸗ 
friedigungsklage kann mithin der Umſtand, daß der Eigenthümer 
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nur mit dem Grundſtück für die Schuld hafte, nicht dazu führen, 
mit ebenderſelben Beſchränkung ſeine Prozeßkoftenpflicht auf⸗ 
zuſtellen. Die C. P. O. giebt ihre Beſtimmungen über die 
Tragung der Koſten allgemein, ohne Unterſcheidung zwiſchen den 
Leiſtungs⸗ und irgendwie gearteten Feſtſtellungs⸗Anſprüchen. 
Dem nur dinglich haftenden und daher, nach dem Eingangs 
Aus geführten, mit einer Zahlungspflicht nicht belaſteten Pfand⸗ 
befitzer kann bezüglich der Prozeßkoſtenfrage nur mit dem § 98 
C. V. O. geholfen werden. | | 

Die durch dieſe Vorſchrift veranlaßte Beurtheilung muß 
verſchieden ausfallen, je nachdem man ſich in die Lage des 
Gläubigers oder diejenige des Eigenthümers verſetzt. Der 
Gläubiger bedarf, um Befriedigung aus dem Grundſtücke zu 
erlangen, eines vollſtreckbaren Schuldtitels. Das bloße Aner⸗ 
kenntniß feines Pfandrechts durch den Eigenthümer vermag ihn 
nicht klaglos zu ſtellen. Er muß den Schuldtitel auch dann 
nachſuchen, wenn ein ſolches Anerkenntniß vorliegt. Das Geſetz 
eröffnet dem Gläubiger allerdings in § 794 Nr. 5 C. P. O. 
einen zweiten Weg, zu einem vollſtreckbaren Titel zu gelangen. 
Aber das ſteht in ſeiner Wahl, ob er dieſen Weg einſchlagen 
will. Entſcheidet er ſich ſtatt deſſen für die Klage, ſo kann ihm 
daraus ein Vorwurf nicht erwachſen. — Ebenſowenig aber kann 
in der Regel der Fälle die Nothwendigkeit der Befriedigungsklage 
dem nur dinglich haftenden Eigenthümer als Verſchulden 
angerechnet werden. Er hat insbeſondere keine Verpflichtung, 
feinem Gläubiger aus freien Stücken eine dem § 794 cit. 
entſprechende vollſtreckbare Urkunde zum Erſatz eines Urtheils 
anzubieten !). Die Löſung giebt der Wortlaut des § 93 cit., 
welcher gebietet, daß dem Standpunkte des Beklagten, alſo hier 
des Eigenthümers, Rechnung getragen werde). Erkennt dieſer 
den gegen ihn rechtshängig gewordenen Pfandanſpruch gemäß 
§ 93 ſofort an, jo find mithin regelmäßig die Koſten des 
Rechtsſtreits dem Gläubiger aufzuerlegen, obgleich der Fall jo 
liegt, daß auch dieſem aus der Klageerhebung kein Vorwurf 
gemacht werden kann. Die Remedur gewährt § 1118 B. G. B., 
indem ſich in letzterem Falle die dem Gläubiger in ſeiner 
Perſon erwachſenen Koften und auch diejenigen Koſten, die er 
auf Grund des Urtheils dem Eigenthümer zu erſtatten und an 


das Gericht zu zahlen hat, als nothwendige zweckentſprechende 


Aufwendungen der die „Befriedigung aus dem Grundſtücke be- 


N) Anderer Anſicht O. L. G. Celle v. 7. und 21. Juni 1901 
bei Mugdan⸗Falkmanns Rechtsſpr. Bd. III Seite 818, welches 
es bei den zwiſchen dem Gläubiger und dem Eigenthümer beſtehen⸗ 
den Beziehungen nicht für zuläſſig hält, daß der Eigenthümer dem 
auf Zahlung dringenden Gläubiger ein paſſives Verhalten entgegen⸗ 
ſetze. Damit wird aber m. E. die dingliche Natur des Pfandrechts 
zu wenig berüdfichtigt. Die Pflicht zu einem aktiven Verhalten 
entfpeicht dem perſönlichen, nicht dem dinglichen Anſpruche. 

9 Anderer Anſicht O. L. G. Celle 21. Juni 1901 cit., mit 
der Ausführung, 8 93 bedeute nicht, daß das Verhalten des 
Beklagten ein ſchuldhaftes geweſen ſein müſſe, da die Koſtenpflicht 
von einem Verſchulden der Partei nicht abhänge. Das iſt inſofern 
richtig, als die Verabſäumung einer an ſich vorhandenen Zahlungs⸗ 
pflicht, auch wenn ſie im konkreten Falle entſchuldbar ſein ſollte, 
eine den 8 98 ausſchließende Klageveranlaſſung darſtellt. Dagegen 
kann von ſolcher Beranlaffung keine Rede fein, wenn der Beklagte 
eine Zahlung nicht leiſtete, die er nicht zu leiſten hatte. f 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


439 


zweckenden Rechtsverfolgung“ darſtellen, für welche kraft der 
Hypothek bezw. Grundſchuld das Pfandgrundſtück haftet“). 

Zwar iſt es dem Gläubiger nicht verwehrt, mit der Klage 
den Antrag zu verbinden, daß der Eigenthümer ihm die Koſten 
des Rechtsſtreits nur aus dem Grundſtück zu erſtatten habe. 
Während bei anderen Klagen die Berückſichtigung eines die 
Koſtenbeitreibungsmoͤglichkeit auf beſtimmte Vermöͤgensgegen⸗ 
ſtände des Beklagten beſchränkenden Petiti Bedenken unterliegt, 
weil ſie da nichts Anderes bedeuten kann, als eine auf den 
Willen der Partei zurückzuführende einſchränkende Normirung 
künftiger Zwangsvollſtreckung, mithin als eine durch Privat- 
willkür nicht zuläſſige Regelung öffentlichen Rechtes — iſt vor⸗ 
liegend das Petitum um deshalb nicht zu beanſtanden, weil die 
damit erſtrebte Zahlung der Koſten aus dem Grundſtücke bereits 
als der materiellrechtliche Inhalt der Pfandſchuld nach 
§ 1118 B. G. B. gerechtfertigt werden kann, das Petitum alſo 
nicht ſchlechthin Dispofition über die ſpätere Zwangsvollſtreckung iſt. 

Gegenüber einer (nicht vorzeitig erhobenen) Befriedigungs⸗ 
klage mit foldem Petitum verſagt die Anwendung des § 93 
C. P. O. Der Eigenthümer, dem keine Gefahr droht, in Folge 
der Klage perſönlich mit Koſten belaſtet zu werden, hat keine 
gerechtfertigte Veranlaſſung, jene Beſtimmung gegen den Gläubiger 
zur Anwendung zu bringen. Thäte er es, ſo würde ſein Antrag, 
dem Gläubiger die Koſten aufzuerlegen (wo ſeine perſönliche 
Verpflichtung zu den Koſten nicht in Frage kommt), nur den 
Sinn haben konnen, daß entſchieden werde, daß die Koſten nicht 
aus dem Grundſtücke, ſondern aus dem Vermögen des Gläubigers 
zu tilgen ſeien. Ein derartiges Verlangen aber wurde mit 
§ 1118 eit. in Widerſpruch treten.“) 

Kann es dem Gläubiger nach Vorſtehendem nun auch nicht 
verwehrt werden, in der dargelegten Weiſe vorzugehen, ſo beſteht 
doch andererſeits keine Pflicht hierzu. Verlangt er keine Be⸗ 
ſchränkung der Koſtenpflicht des Eigenthümers, ſo gereicht ihm 
das uicht zum Vorwurfe. Es ändert in obigem Falle, daß er 
im Koſtenpunkte (ohne ſonſtige Schuld) unterliegt, nichts an 
feiner Befugniß, die erwachſenen Koſten gemäß § 1118 im 
Zwangsverſteigerungs verfahren zu liquidiren. Er kann für fein 
Verfahren gute Gründe haben, insbeſondere wenn er unbegründete 
Einwendungen des Eigenthümers gegen die Befriedigungsklage 
befürchtet und es dem Eigenthümer nicht erlaſſen will, für die 
durch jene Einwendungen geſteigerten Koſten des Rechtsſtreits 
(ſchon) auf Grund des Urtheils mit eigenem Vermögen einſtehen 
zu müſſen. | 

Wir erörtern nunmehr die Frage, wann der mit der Be⸗ 
friedigungsklage belangte Pfandeigenthümer durch ſein Verhalten 
zu derſelben Veranlafſſung gegeben, durch Betrachtung nach ⸗ 
folgender Einzelfälle: | 


9) Anderer Meinung Celle 21. Juni 1901 (efr. Anm. 1), 
welches es für einen Widerſpruch erklärt, wenn Kläger ihm im 
Kechtsſtreit auferlegte Koſten in der Zwangsverſteigerung, die ſich 
doch auch gegen Beklagten richte, beitreiben könnte. M. E. liegt 
kein Widerſpruch vor, denn der Rückgriff geſchieht doch nur an die 
Kaufgeldermaſſe des Grundſtücks, während das übrige Vermögen des 
Beklagten unberührt bleibt. 

) Die Gerichtskaſſe wird bei der befchräntten Koſtenverurtheilung 
des Beklagten ihre Anſprüche an den Kläger ſtellyn können, analog 
nach 8 89 des Gerichtskoſtengeſetzes vom 17. Mai 1898. 
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a) Beſteht neben der dinglichen Pfandſchuld noch eine 
fällige perſönliche Verpflichtung des Eigenthümers für den 
Schuldbetrag, gehöre dieſe letztere zum Thatbeſtande des Pfand⸗ 
rechts, wie im Falle der Hypothek, oder liege fie außerhalb dieſes 
Thatbeſtandes, wie diejenige Forderung, zu deren Sicherung die 
Grundſchuld beſtellt wurde, ſo ſtellt die Nichterfüllung jener 
perſönlichen Verpflichtung gleichzeitig und regelmäßig ein Ver⸗ 
halten dar, durch welches der Eigenthümer zur Erhebung der 
Befriedigungsklage Veranlaſſung gegeben hat, denn durch die 
Erfüllung der perſönlichen Schuld wäre die letztere Klage ver⸗ 
mieden worden. Tritt die Fälligkeit der perſönlichen Schuld 
erſt im Konkurſe des Eigenthümers ein, fo iſt eine Zahlungs- 
pflicht, wie ſie vor dem Konkurſe beſtand, gemäß § 12 R. Konk. O. 
nicht gegeben. Es kann alſo in dieſem Falle die Fälligkeit der 
perſönlichen Schuld nicht die Annahme ſtützen, daß der dinglich 
in Anſpruch genommene Konkursverwalter durch ſein Verhalten 
zur Klage Veranlaſſung gegeben habe. Lagen dagegen Klage⸗ 
erhebung nnd Fälligkeit der perſönlichen Schuld ſchon vor 
Eröffnung des Konkurſes, ſo kann ſich der Verwalter auf dem 
ihm in § 11 R. Konk. O. gewieſenen Wege von der Koſtenlaſt 
befreien. 

Die Hervorkehrung der perſönlichen Schuld im Laufe des 
dinglichen Prozeſſes, lediglich zum Zwecke der Herbeiführung 
einer dem Gläubiger günftigen Koſtenentſcheidung, kann dem 
Einwande der unzuläſſigen Klageänderung nicht erliegen, denn 
damit wird nicht dem Klageanſpruche ſelbſt eine (zweite) neue 
Begründung gegeben, und das Verlangen im Koſtenpunkte, auf 
den das neue Vorbringen abzielt, iſt kein Anſpruch im Sinne 
der C. P. O., da der Koſtenpunkt auch ohne Antrag zu regeln 
iſt, ſo daß auch nach dieſer Richtung von einer neuen Anſpruchs⸗ 
begründung nicht die Rede ſein kann. 

b) Haftet der Eigenthümer nur dinglich, ſo beſteht für ihn 
eine Zahlungspflicht ſelbſt dann nicht, wenn er durch ſeine freie 
Handlung gemäß § 1133 B. G. B. die vorzeitige Fälligkeit der 
Pfandſchuld herbeigeführt hat. Nichtsdeſtoweniger wird hier zu 
ſagen ſein, daß ſein Verhalten im Sinne des § 93 C. P. O. 
die Veranlaſſung zu der hierauf erhobenen Befriedigungsklage 
geweſen ſei. Eine derartige Kauſalität wird ſich indeß dann 
nicht mehr unterſtellen laſſen, wenn die Klageerhebung in einen 
Zeitpunkt fällt, in welchem die Pfandſchuld ſchon nach dem 
Inhalt ihrer Begründung, alſo ohne die Heranziehung des 
§ 1133 eit. ihre Fälligkeit erreicht hat. 

c) Hat der nur dinglich haftende Eigenthümer den Anſpruch 
vor Erhebung der Befriedigungsklage beſtritten, ſo iſt dies noch 
kein Grund, ihm, wofern er nur im Prozeſſe anerkennt, die 
Koſten des Rechtsſtreits aufzuerlegen. (Abweichend O. L. G. 
Marienwerder in Mugdan⸗Falkmann Rechtsſpr. 1900 S. 259.) 
Denn ſein Beſtreiten kann nicht als Veranlaſſung der Klage 
gelten, ſein Anerkenntniß hätte, wie oben dargelegt, die Klage 
nicht erübrigt. 

d) Anders, wenn der Eigenthümer das Anſuchen des 
Glaͤubigers um eine vollſtreckbare Urkunde über den Anſpruch 
gemäß § 794 C. P. O., ablehnte. Hier träfen den Eigenthümer 
die Koſten der Befriedigungsklage. Geſchah die Ablehnung 
unter Beſtreiten des klägeriſchen Befriedigungsrechtes, ſo wäre 
Gläubiger der ihn ſonſt treffenden Pflicht, dem Eigenthümer die 
durch jene Urkunde erwachſenden Koſten vorzuſchießen oder ficher- 
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zuſtellen, ledig. Durch die Ablehnung des Beklagten find zwar 
die Koſten der Urkunde erſpart worden, aber es wäre nicht zu 
billigen, wenn man in Höhe des fo Erſparten den Eigenthümer 
von den Koſten der Klage entbinden wollte, da die Grundſätze 
vom Schadenserſatz ſich nicht ſchlechthin auf die Prozeßkoſten⸗ 
pflicht übertragen laſſen. 

e) Im Konkurſe über das Vermögen des Grundſtückeigen⸗ 
thümers ſteht das Recht, die Zwangsverſteigerung ſowie Zwangs⸗ 
verwaltung des Grundſtücks zu beantragen, nach § 126 früher 
116 R. Konk. O., vergl. $ 172 Zw. G., auch dem Konkurs- 
verwalter zu. Hier alſo entfällt das Erforderniß eines ſeitens 
des Glaͤubigers gegen den Eigenthümer erwirkten vollſtreckbaren 
Schuldtitels als Vorausſetzung jener Akte. Damit entſteht die 
Frage, ob, wenn Gläubiger an den Konkursverwalter das Er⸗ 
ſuchen ſtellt, die Zwangsverſteigerung gemäß 8 172 cit. zu be 
antragen, um auf dieſe Weiſe, eventuell unter Zuhilfenahme der 
dem Gläubiger in § 174 eingeräumten Befugniß, ſeinen fälligen 
Pfandanſpruch realifiren zu können, und der Verwalter dieſem 
Anſuchen nicht ſtattgiebt, dieſer der dadurch nothwendig ge⸗ 
wordenen Befriedigungsklage gegenüber den § 93 für ſich noch 
anrufen darf. Die Antwort hat bejahend zu lauten, denn der 
Verwalter „übt die Rechte aus obigem § 126 wie feine ge- 
ſammten Verwalterfunktionen als geſetzlicher Vertreter des 
Gemeinſchuldners im Intereſſe der Konkursgläubiger“ (Wilmowski, 
Komm. z. R. K. O. zu § 116 Anm. 1). Nur ſoweit das 
Intereſſe der Konkursgläubiger es erfordert, ſteht ihm folgeweiſe 
die Ausübung des Rechtes aus § 126 zu. Sie ſteht nicht in 
ſeiner Willkür. Iſt er der Anſicht, daß fie durch das Intereſſe 
der Gläubigerſchaft nicht bedingt werde, jo hat er fie zu unter- 
laſſen. Unterläßt er ſie in Bethätigung ſeines (im Befriedigungs⸗ 
prozeſſe nicht zu kontrolltrenden) pflichtmäßigen Ermeſſens, dann 
kann ihm nicht entgegengehalten werden, daß er durch ſein Ver⸗ 
halten zu der unvermeidlich gewordenen Befriedigungsklage die 
Veranlaſſung gegeben habe. | 

f) Nach § 174 Zw. Gef. kann der Gläubiger, der für 
feine Forderung gegen den Gemeinſchuldner ein vom Konkurs- 
verwalter anerkanntes Recht auf Befriedigung aus dem Grund⸗ 
ſtück beſitzt, in dem auf Antrag des Verwalters gemäß § 172 cit. 
eingeleiteten Zwangsverſteigerungsverfahren (bis zum Schluſſe 
der Verhandlung im Verſteigerungstermine) verlangen, daß bei 
der Feſtſtellung des geringſten Gebots nur die ſeinem Anſpruch 
vorgehenden Rechte berückſichtigt werden. Dieſe Befugniß ver⸗ 
bürgt die leichtere Durchführung der Zwangsverſteigerung. Sie 
kann dem Gläubiger als gleichwerthig erſcheinen mit der in § 44 
enthaltenen Beſtimmung des geringſten Gebots. Letztere greift 
indeß nur Platz, wenn Gläubiger ſeinerſeits den Antrag auf 
Zwangsverſteigerung geſtellt hat, wozu er ſich erſt den vollſtreck⸗ 
baren Schuldtitel beſchaffen muß. Wie nun, wenn Gläubiger, 
um das ihm durch 8 174 eingeräumte Recht ausüben zu können, 
den Konkursverwalter um Anerkennung ſeines Pfandrechts an⸗ 
geht, der Verwalter dies ablehnt und Gläubiger nunmehr wegen 
ſeines fälligen Anſpruchs zur Befriedigungsklage greifen muß? 
Es dürfte keinem Bedenken unterliegen, daß in dieſem Falle 
der Verwalter zur Klage Veranlaſſung gegeben und ein Aner- 
kenntniß im Prozeſſe ihn nicht von der Koſtenlaſt befreit. 
Allerdings wäre der Verwalter, der dem vorerwähnten Anſuchen 
des Gläubigers ſtattgab, dadurch nicht behindert, die allein auf 
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ſeinen Antrag eingeleitete Zwangsverſteigerung zur Aufhebung 
zu bringen und damit das vom Gläubiger gemäß $ 174 aus- 
geübte oder noch auszuübende Recht illuſoriſch zu machen. Daß 
er dies kann, vermag indeß eine andere Beurtheilung der 
Koſtenpflicht nicht zu begründen. 

g) Nach 8 175 Zw. G. kann der Erbe, falls ein Nachlaß⸗ 
gläubiger für ſeine Forderung ein Recht auf Befriedigung aus 
einem Nachlaßgrundſtücke beſitzt, nach Annahme der Erbſchaft 
die Zwangsverſteigerung des Grundſtücks beantragen. Dieſe 
Befugniß kann für die Koſtenfrage im Befriedigungsprozeſſe 
eines gleichzeitig perſoͤnlichen Gläubigers gegen den Erben nicht 
weiter in Betracht kommen, weil hier bereits die Nichterfüllung 
der obligatioriſchen Zahlungspflicht die Koſtenpflicht des Erben 
begründet (cfr. sub a). Die Rechtswohlthat der 58 1024 f. 
B. G. B., welche ſich erſt in der Vollſtreckungsinſtanz bethätigt 
(8 782 C P. O.), berührt die an ſich beſtehende Zahlungspflicht 
nicht und iſt daher ohne Einfluß auf obige Koſtenfrage. Da⸗ 
gegen erheblich wird jene Antragsbefugniß im Befriedigungs⸗ 
prozeſſe des nur dinglich berechtigten Pfandgläubigers gegen 
den Erben. Kann die Ablehnung der Stellung des mehr⸗ 
erwähnten Antrages von Seiten des Erben hier deſſen Ver⸗ 
urtheilung in die Koſten des Rechtsſtreits trotz ſofortigen An⸗ 
erkenntniſſes gemäß § 93 C. P. O., rechtfertigen? Das wäre 
zu verneinen, denn das Recht aus 8 175 cit. tft dem Erben 
zu dem Zwecke verliehen, um in feinem eigenen Intereſſe feit- 
zuſtellen, inwieweit abſonderungsberechtigte Gläubiger des Nach⸗ 
laſſes aus dem Gegenſtande des Abſonderungsrechtes Befriedigung 
nicht erlangen und wie hoch ſie daher ihre Anſprüche an den 
übrigen Nachlaß ſtellen werden. Es wäre unbillig, vom Erben 
zu verlangen, daß er auf Anſuchen eines Pfandgläubigers das 
Recht zu einem Zwecke ausübe, für den es nicht beſtimmt iſt. 


J. Kann der Bannuternehmer, welcher eine Ban- 

zeichnung fertigt, Honorar dafür verlaugen, 1. wenn 

er ſelbſt die Bauausführung erhält, 2. wenn er 

die Bauausführung nicht erhält? 

II. Sind die mit einer erbetenen Offerte über⸗ 

gebenen Projekte, Auſchläge und Zeichnungen (der 

Maſchineneinrichtungen für eine Schneidemühle) 
| zu vergüten? 

Von Dr. Scherer, Rechtsanwalt beim Reichsgericht in Leipzig. 
A. Stand der Praxis. 

Zu I. In folgenden 2 Entſcheidungen wurde das Honorar 
zugeſprochen: 

Zu 1: Durch Urtheil des Reichsgerichts VI. 425/1901 
vom 6. März 1902 unter Beſtätigung des Urtheils des Ober⸗ 
landesgerichts Hamm vom 18. Oktober 1901. Die Gründe lauten: 

Die Frage, ob für die Banuzeichnung ein beſonderes 
Honorar beanſprucht werden kann, läßt ſich nur nach 
den Umſtänden des einzelnen Falls entſcheiden. Wenn 
das Berufungsgericht es billigt, daß der Sachverſtändige 
die Frage hier bejaht hat, ſo iſt darin ein Verſtoß gegen 
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Rechtsgrundſätze nicht zu erblicken. Auch das iſt un⸗ 
bedenklich, daß bei der Abmeſſung des Honorars auf die 
ſogenannten Hamburger Normen Bezug genommen iſt. 
Dieſe find nicht, wie die Reviſionskläger meinen, Rechts- 
ſätze, die nur für Hamburg, nicht aber für Duisburg 
Geltung haben, ſondern Regeln, die auf privaten Er⸗ 
mittelungen eines Vereins beruhen und auch vom Sad 
verſtändigen Loch nicht irrig als zwingende Rechtsregeln, 
ſondern nur als Anhaltspunkt für die Abſchätzung des 
angemeſſenen Betrages des Honorars angeſehen ſind. 
Das Berufungsgericht iſt deswegen nicht gehindert ge⸗ 
weſen, der Schätzung des Sachverſtändigen beizutreten. 

Zu 2: Durch Urtheil des Reichsgerichts VI. 389/1901 
vom 13. Februar 1902 unter Beſtätigung des Urtheils des 
Oberlandesgerichts München vom 28. September 1901. Die 
Gründe lauten: 

Hinſichtlich der Begründung des Klageanſpruchs führt 
das Berufungsgericht weiter aus, der Klageanſpruch ſei 
dem Grunde nach berechtigt. Kläger fordere für ſeine 
Leiſtungen angemeſſenen Lohn. Den habe er zu be⸗ 
anſpruchen, da er die Bauausführung nicht übertragen 
erhalten habe. Beklagte habe bei Uebertragung der 
Arbeiten wiſſen müſſen, daß dieſelben nicht umſonſt ge⸗ 
leiſtet würden. 

Das Berufungsgericht ſtellt ſomit die Leiſtungen des 
Klägers unter die operae quae locari solent. Dem 
Kläger eine angemeſſene Vergütung zuzuſprechen, wäre 
nicht rechtsirrthümlich, auch wenn die Entſcheidung auf 
der Anwendung des fubfidiären gemeinen Rechtes und 
nicht des irreviſiblen Bayeriſchen Landrechts beruhen 
würde. (Vergl. Windſcheid, Lehrbuch des Pandektenrechts, 
VII. Auflage Bd. II S. 475, Anm. zum Bayeriſchen 
Landrecht Thl. IVe, VI § 1 L. d. Ausgabe 1821 Bd. IV 
S. 339; Blätter für Rechtsanwendung, Bd. 11 S. 325, 
Bd. 17 S. 266.) Kontra O. L. G. Braunſchweig, 
10. Oktober 1901, II.. Braunſchweiger Zeitſchrift 1901 
S. 162. Nach der Praxis in Rheinheſſen erfolgt in der 
Regel ebenfalls keine Bezahlung. 

Zu II. Es fragt fi, ob die Umſtände dafür ſprechen, daß 
die Beklagte den Willen gehabt hat, für die Ausarbeitung des 
Projekts eine Vergütung zu zahlen, und die Klägerin ſolche 
erwarten konnte, zumal nach der Ausſage des Zeugen B. davon, 
daß das Projekt und Zeichnung beſonders bezahlt werden müßte, 
kein Wort geſprochen worden iſt. Dieſe Frage iſt zu verneinen, 
wenn man dem Zuwecke der Verhandlung der Beklagten mit B. 
Rechnung trägt und wenn man die Umſtände berückſichtigt, die 
der Verhandlung vorangegangen waren. O. L. G. Marienwerder, 
25. Oktober 1901, II. Poſener Monatsſchrift 1902, 40 —41. 

B. Bei dieſem Stand der Praxis erhebt ſich die Frage, 
welche Anficht den Vorzug verdient, zumal die Frage ungemein 
häufig vorkommt. Hierzu kommt, daß ſtreng genommen, alle 
entſchiedenen Fälle eigentlich thatſächlich gleich liegen. Das 
O. L. G. Braunſchweig und das O. L. G. Marienwerder ver- 
ſagen den Anſpruch, weil der Kläger keine Zahlung erwarten 
konnte. Thatſächlich wird der Fall regelmäßig ſo liegen, daß 
der Verfertiger des Planes oder Projektes gegen Bezahlung zu 
arbeiten wünſcht, während der Empfänger keine Zahlung zu 


442 


leiſten beabfihtigt. Eine ausdrückliche Vereinbarung liegt regel- 
mäßig nicht vor. Es tritt daher § 612 B. G. B. ein; d. h. die 
O. L. G. entſcheiden nach freiem Ermeſſen. Es dürfte aber 
regelmäßig Zahlung zu leiſten ſein, weil auch die Bauzeichner 
nicht umſonſt arbeiten können. Im Falle I, 1 liegt die Be⸗ 
zahlung in dem Preis der übertragenen Arbeit. 


Gehören zu den nach § 34 Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetz in das Schöffen⸗ und Geſchworenenamt nicht⸗ 
zubernfenden „richterlichen Beamten“ die Mit⸗ 
glieder der Gewerbegerichte, der preußiſchen 
Kreisausſchüſſe und Bezirksansſchüſſe? 
Von Rechtsanwalt Dr. Kaempfer, Poſen. 


Die 88 34 und 85 G. V. G. zählen eine Anzahl Beamten⸗ 
kategorien auf, welche zu dem Amte eines Schöffen und Ge⸗ 
ſchworenen nicht berufen werden ſollen. Der Grund ihres 
Ausſchluſſes beruht auf der im allgemeinen ſtaatlichen Intereſſe 
liegenden Erwägung, daß die aufgeführten Perſonen vermöge 
ihrer dienſtlichen Stellung und Thätigkeit zur Ausübung des 
Schoͤffen⸗ und Geſchworenendienſtes nicht geeignet erſcheinen. 
Zu den im § 34 G. V. G. bezeichneten Kategorien gehören 
auch die „richterlichen Beamten“. Sie ſind vornehmlich auch 
aus dem Grunde ausgeſchloſſen, um die Rechtſprechung der 
Schöffen und Geſchworenen, welche ein Laiengericht bilden ſollen, 
der Einwirkung berufsmäßiger Richter möglichſt zu entziehen. 
Gehören zu den nach § 34 G. V. G. in das Schöffen- und 
Geſchworenenamt nichtzuberufenden „richterlichen Beamten“ die 
Mitglieder der Gewerbegerichte, der preußiſchen Kreizausſchüſſe 
und Bezirksausſchüſſe? 

Die 88 34 und 85 G. V. G. beſtimmen: 

Zu dem Amte eines Schöffen und Geſchworenen ſollen 
ferner nicht berufen werden: 
5. richterliche Beamte 
und im Abſ. 2 des § 34: 
Die Landesgeſetze können außer den vorbezeichneten Be⸗ 
amten höhere Verwaltungsbeamte bezeichnen, welche zu 
dem Amte eines Schöffen bezw. Geſchworenen K be⸗ 
rufen werden ſollen. 
Das preußiſche Recht hat von dieſer reichsgeſetzlich gegebenen 
Ermächtigung Gebrauch gemacht durch den § 33 des preußiſchen 
Ausführungsgeſetzes, welcher beſtimmt: 
Zu dem Amte eines Schöffen bezw. Geſchworenen ſollen 
außer den im § 34 des deutſchen Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetzes bezeichneten Beamten nicht berufen werden: 
4. die Mitglieder des Oberverwaltungsgerichts ſowie 
die ſtändigen Mitglieder der Bezirksausſchüſſe. 

Die Frage, welche Perſonen das Geſetz mit dem Ausdruck 
„richterliche Beamte“ bezeichnen wollte, iſt richtig nur zu be⸗ 
antworten, wenn man den § 34 in ſeinem Zuſammenhange mit 
dem geſammten Gerichtsverfaſſungsgeſetz betrachtet. Das Ge— 
richtsverfaſſungsgeſetz regelt nur die ordentliche ſtreitige Gerichts 
barkeit ($ 2 des Einf.⸗Geſ. zum G. V. G.). Es behandelt 
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daher nur die Organiſation der ordentlichen Gerichte, und 
kann deshalb, wenn es von richterlichen Beamten ſpricht, folge⸗ 
richtig nur die Mitglieder der ordentlichen Gerichte unter 
ihnen verſtehen. Zu dieſen gehören die Einzelrichter am Amts⸗ 
gericht, die Mitglieder der Landgerichte, der Oberlandesgerichte, 
des Reichsgerichts und die Handelsrichter. Es kann insbeſondere 
keinem Zweifel unterliegen, daß die zuletzt genannten, obwohl 
nicht Berufsrichter, den richterlichen Beamten im Sinne des 
G. V. G. zugezählt werden müſſen. Die Kammern für Handels. 
ſachen find, da ſie ihre Organiſation durch das G. V. G. er⸗ 
halten haben, ordentliche Gerichte. Sie haben einen ſtändigen 
Charakter, und dieſem entſpricht die Ernennung der Handels- 
richter, die längere Dauer von Jahren, für welche die Er⸗ 
nennung wirkſam iſt, und die vollſtändige Ausrüſtung der 
Handelsrichter mit den Rechten und Pflichten des Richteramtes, 
welche ihnen nach $ 116 G. V. G. zukommt. Aber alle 
übrigen Beamten, welche zu den aufgezählten Mitgliedern der 
ordentlichen Gerichte nicht gehören, können auch den richterlichen 
Beamten des § 34 G. V. G. nicht zugerechnet werden. Damit 
iſt die Beantwortung der oben geſtellten Frage bereits gegeben. 

Nun beſtimmt allerdings der 8 14 G. V. G., daß inner 
halb des Reichs auch Gewerbegerichte zugelaſſen werden, und 
es könnte auf den erſten Blick zweifelhaft erſcheinen, ob nicht 
die Mitglieder dieſes vom Gerichtsverfaſſungsgeſetz zugelaſſenen 
Gerichts richterliche Beamte im Sinne dieſes Geſetzes ſind. 
Die Frage iſt zu verneinen. Die Gewerbegerichte ſind 
allerdings von dem Gerichtsverfaſſungsgeſetz zugelaſſen worden, 
aber ausdrücklich nur als „beſondere“ Gerichte. Das Geſetz 
hat damit deutlich zum Ausdruck gebracht, daß es das Beſtehen 
und die Bildung von Gewerbegerichten nicht verhindern will, 
daß dieſelben aber nicht innerhalb des Rahmens derjenigen 
Gerichte liegen, deren Organiſation das Gerichtsverfaſſungsgeſetz 
zum Gegenſtande hat. Sie gehören hiernach nicht zu den 
ordentlichen Gerichten, und ihre Mitglieder, einſchließlich der 
Vorſitzenden, können als richterliche Beamte nicht angeſehen 
werden. Zu demſelben Reſultat gelangt man, wenn man die 
Stellung der Mitglieder der Gewerbegerichte aus dem Geſichts⸗ 
punkt desjenigen Geſetzes betrachtet, welches ſpeziell die Organi⸗ 
ſation und Thätigkeit der Gewerbegerichte regelt, des Reichs⸗ 


29. Juli 1890 
geſetzes vom 79. 29. September 1901. Das Inſtitut der gewerb- 


lichen Schiedsgerichte, eine für einen großen Theil des Reiches 
erſt in verhältnißmäßig neuerer Zeit geſchaffene Einrichtung, iſt 
aus Frankreich übernommen und in ſeinen weſentlichſten Grund⸗ 
lagen dem dortigen Inſtitut des Conseil de Prud'hommes 
nachgebildet. Die Gewerbegerichte üben allerdings auf dem 
Gebiete der Rechtſprechung nach dem Gewerbegerichtsgeſetz eine 
nicht unbedeutende Thätigkeit aus, indem ſie die Entſcheidung 
gewerblicher Streitigkeiten in großem Umfange vor ihr aus⸗ 
ſchließliches Forum ziehen. Trotzdem liegt die Hauptbedeutung 
ihrer Thätigkeit weniger in der von ihnen geübten Rechtſprechung, 
als in der ihnen geſtellten ſozialpolitiſchen Aufgabe, bei Streitig ⸗ 
keiten zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern die Vermittler⸗ 
rolle zu übernehmen. Dieſer Aufgabe entſpricht es, daß ſie nach 
§ 62 ff. des Geſetzes vom 29. September 1901 als Einigungs⸗ 
amt in erſter Reihe vermittelnd und erſt in zweiter entſcheidend 
wirken ſollen. Erwägt man ferner, daß der Vorſitzende des 
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Gewerbegerichts von dem Magiſtrat oder der Gemeindevertretung 
gewählt wird und der Beſtätigung der höheren Verwaltungs ⸗ 
behörde bedarf, daß die Mitglieder des Gerichts der Aufficht der 
Verwaltungs behörde unterſtehen, und nicht vom Reichsjuſtizamt, 
ſondern vom Reichsamt des Innern reſſortiren, ſo ergiebt ſich 
hieraus, daß das Gewerbegericht trotz feiner richterlichen 
Funktionen nicht als eigentliche Gerichtsbehoͤrde, ſondern als 
Verwaltungskörper, und die Mitglieder des Gewerbegerichts, 
einſchließlich des Vorſitzenden, nicht als richterliche Beamte im 
Sinne des § 34 G. V. G. anzuſehen find. Dieſe Mitglieder 
können daher ohne Weiteres zu dem Amt eines Schoͤffen und 
Geſchworenen berufen werden. 

Aus zum Theil ähnlichen Erwägungen find auch die ſämmt⸗ 
lichen Mitglieder der preußiſchen Kreis- und Bezirksausſchüſſe 
nicht als richterliche Beamte im Sinne des § 34 G. V. G., 
ſondern als Verwaltungsbeamte zu behandeln, obwohl die ge⸗ 
nannten Behörden neben reiner Verwaltungsthätigkeit die aus⸗ 
ſchließliche Gerichtsbarkeit erſter und theilweiſe zweiter Inſtanz 
im Verwaltungsſtreitverfahren ausüben. Die Organiſation der 
Kreis- und Bezirksausſchüſſe in dem preuß. Geſetz über die 
allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 läßt keinen 
Zweifel daran, daß dieſe Behörden reine Verwaltungsbehörden 
und ihre Mitglieder reine Verwaltungsbeamte find. Die recht ⸗ 

ſprechende Thätigkeit dieſer Berwaltungsbehörben ändert an ihrer 
Stellung nichts. Sie iſt vielmehr nur eine Folge des Um⸗ 
ſtandes, daß ſich Rechtſprechung und Verwaltung in ihren 
Grenzen nicht peinlich auseinander halten laſſen, ſondern inein⸗ 
ander übergreifen, und fie macht die Mitglieder dieſer Behörden 
ebenſowenig zu richterlichen Beamten, wie die Verwaltungs ⸗ 
thätigkeit der richterlichen Beamten in der Juſtizverwaltung 
dieſe zu Verwaltungsbeamten macht. 

Der § 34 G. V. G. hat im Abſatz 2, wie bereits erwähnt, 
den Landesgeſetzgebungen überlaſſen, außer den im § 34 auf⸗ 
geführten Beamten andere höhere Verwaltungsbeamte zu be⸗ 
zeichnen, welche zu dem Amt eines Schöffen und Geſchworenen 
nicht berufen werden ſollen, und das preußiſche Ausführungs⸗ 
geſetz zum Gerichtsverfafſungsgeſetz hat von dieſer Ermächtigung 
Gebrauch gemacht, indem es im 8 33 eine Anzahl Beamten⸗ 
kategorien aufführt, welche nicht zu berufen find. Da die 
Landesgeſetzgebung dieſe Ermächtigung nur hinſichtlich der höheren 
Verwaltungsbeamten erhalten hat, ſo folgt daraus, daß das 
preußiſche Ausführungsgeſetz zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz alle im 
§ 83 bezeichneten Beamten, unter ihnen die Oberverwaltungs⸗ 
gerichtsräthe und die ſtändigen Mitglieder der Bezirks ausſchüſſe, 
als Verwaltungsbeamte betrachtet. Was von den Ober⸗ 
verwaltungsgerichtsräthen und den ſtändigen Mitgliedern des 
Bezirksausſchuſſes bezüglich ihres Amtscharakters gilt, muß 
auch von den nicht ſtändigen Mitgliedern des Bezirksausſchuſſes 
und den Mitgliedern des Kreisausſchuſſes gelten. Das Aus- 
führungsgeſetz hat hierdurch auch klar zu erkennen gegeben, daß 
es die Mitglieder der Bezirks und Kreisausſchüſſe nicht zu den 
richterlichen Beamten des § 34 G. V. G. rechnet. 

Da im § 33 des preuß. Ausführungsgeſetzes unter den 
Beamten, welche zum Scöffen- und Geſchworenendienſt nicht 
berufen werden follen, von den Mitgliedern der Kreisausſchüſſe 
überhaupt nicht die Rede iſt, ſo iſt kein Grund vorhanden, 
dieſe zu dem Schöffen⸗ und Geſchworenenamt nicht zu berufen. 
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Dagegen führt der 8 33 unter Nr. 4 die „ſtändigen Mit⸗ 
glieder der Bezirksausſchüſſe“ auf. Unter den ſtändigen Mit- 
gliedern ſind die vom Könige ernannten im Gegenſatz zu den 
vom Provinzialausſchuß gewählten zu verſtehen. Es könnte 
zweifelhaft erſcheinen, ob unter dem Ausdruck „ſtändige Mit 
glieder“ nicht die ſämmtlichen ordentlichen Mitglieder der 
Bezirksausſchüſſe im Gegenſatz zu den ſtellvertretenden Mitgliedern 
gemeint ſein ſollten. Dies iſt jedoch nicht der Fall. Die Be⸗ 
zirksausſchüſſe haben ſich aus den Deputationen für das Heimath⸗ 
weſen entwickelt, welche letztere durch das Geſetz vom 8. März 
1871 eingeſetzt ſind. Die Beiziehung von Mitgliedern, die 
ſeitens der Provinzialvertretung gewählt werden, entſprach einem 


Beſchluß der Kommiffion des Abgeordnetenhauſes. Daß aber 


bereits damals dieſen zu wählenden Mitgliedern gegenüber die 
ernannten Mitglieder auch mit dem Ausdruck „ſtändige“ be⸗ 
zeichnet wurden, ergiebt der Kommiſſionsbericht. Daß hiervon 
abweichend das Ausf. Geſ. zum G. V. G. dieſen Ausdruck auf 
ſämmtliche ordentlichen Mitglieder der Bezirksausſchüſſe im 
Gegenſatz zu den ſtellvertretenden Mitgliedern bezogen haben 
ſollte, wird um ſo weniger anzunehmen ſein, als das für den 
Ausſchluß vom Schoͤffen⸗ und Geſchworenenamt angegebene 
Motiv der Geſchäftslaſt auf die letzteren nicht wohl anwendbar 
erſcheint. In dieſem Sinne hat ſich auch ein Erlaß des preu⸗ 
ßiſchen Miniſters des Innern vom 20. Dezember 1883 (Min.- 
Bl. für die geſ. innere Verw. der preuß. Staaten, Jahrgang 
1884 S. 6) ausgeſprochen. Verſteht man daher unter den 
ftändigen Mitgliedern der Bezirksausſchüſſe nur die vom Könige 
ernannten, ſo fallen die vom Provinzialausſchuß gewählten nicht 
unter die im § 33 des preuß. Ausf. Geſ. zum G. V. G. auf⸗ 
geführten, und ihre Nichtberufung zum Schoͤffen⸗ und Ge⸗ 
ſchworenendienſt iſt deshalb unzuläſſig. 

Wir gelangen hiernach zu dem Reſultat, daß weder die 
Mitglieder der Gewerbegerichte noch in Preußen die Mitglieder 
der Kreisausſchüſſe, noch endlich die vom Provinzialausſchuß 
gewählten Mitglieder der Bezirksausſchüſſe, ſondern nur die vom 
Könige ernannten Mitglieder der Bezirksausſchüſſe nach den 
geſetzlichen Beſtimmungen dem Schöffen⸗ und Geſchworenenamt 
fern gehalten werden ſollen. 


Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die vom 21. Juli bis 2. Auguſt 1902 
ausgefertigten Urtheile. 

I. Reichsgeſetze. 

Civilprozeßordnung. 

1. 8 13. 

Es genügt zur Begründung des allgemeinen Gerichtsſtandes, 
daß der Bekl. vor der erſten mündlichen Verhandlung ſeinen 
Wohnſitz in den Bezirk des angerufenen Gerichts verlegt hat. 
(Wird weiter ausgeführt.) III. C. S. i. S. Schwarz c. Brandt 
vom 8. Juli 1902, Nr. 113/1902 III. 

2. § 62 Abſ. 2. 

Die Kl. hat im Verlaufe des Verfahrens die von der 
zunächſt beklagten offenen Handelsgeſellſchaft S. & W. ein ⸗ 
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gegangene Wechſelverpflichtung gegen die nach $ 128 des H. G. B. 
als Geſammtſchuldner perſönlich haftenden beiden Geſellſchafter 
geltend gemacht. Inſoweit iſt, da es ſich auf Seiten der Bekl. 
nur um Angriffe auf den Beſtand der Verpflichtung an ſich 
handelt, das ſtreitige Rechtsverhältniß als ein ſolches anzuſehen, 
das beiden Bekl. gegenüber nur einheitlich entſchieden werden 
kann (Urtheil des R. G. II. C. S. vom 4. Januar 1898, 
Rep. II. 265/1897). Nach § 62 Alf. 2 der C. P. O. war 
daher auch der beklagte S., der das B. U. nicht angefochten 
hat, zu dem Reviſionsverfahren zuzuziehen. Dieſer prozeſſualen 
Vorſchrift hat der Rkl. durch die Zuladung des S. genügt. 
I. C. S. i. S. Wollenberg c. Geſ. für Gas⸗Spar-⸗Apparate, 
G. m. b. H. in Berlin vom 12. Juli 1902, Nr. 107/1902 J. 

3. § 139. 

Es iſt nicht rechtsirrthümlich, wenn der B. R. das Vor⸗ 
liegen einer Zuſicherung verneint hat. Den Bekl. zu befragen, 
ob er ſein angebliches Rücktrittsrecht nicht auch auf Argliſt 
ſtützen wolle, hatte der B. R. keine Veranlaſſung. Das richter⸗ 
liche Fragerecht (C. P. O. § 139) iſt nicht gegeben, um den 
Bekl. zu neuen Einwendungen zu veranlaſſen. V. C. S. i. S. 
Adam c. Langer vom 5. Juli 1902, Nr. 154/1902 V. 

4. & 398. 

Wie das B. G. ſelbſt hervorhebt, läßt die Ausſage der 
Zeugin T. nicht erkennen, worin der Verſuch des Bekl., die 
Zeugin zum Beiſchlafe zu veranlaſſen, beſtanden hat. In Rückſicht 
deſſen war es Pflicht des B. G. den Sachverhalt in Anwendung 
des § 398 der C. P. O. durch wiederholte Vernehmung der 
Zeugin aufzuklären. Das B. G., durfte nicht, wie geſchehen, 
den materiellen Sachverhalt unentſchieden laſſen, insbefondere 
nicht nach der Richtung, ob der Bekl. die Zeugin nur mündlich 
oder thätlich zum Beiſchlafe zu veranlaſſen geſucht hat. Denn 
durch die Feſtſtellung, daß der Bekl. thätlich vorgegangen, konnte 
recht wohl eine abweichende materielle Entſcheidung des B. G. 
veranlaßt ſein. Daß das B. G. auch bei Annahme eines thät- 
lichen Verſuchs einen Scheidungsgrund nicht für gegeben an⸗ 
geſehen haben würde, läßt ſich nicht ohne Weiteres annehmen, 
mag auch das B. G. bei der auch im Uebrigen ſehr günſtigen 
Beurtheilung des Bekl. angenommen haben, daß das einmalige 
Vorgehen gegen die Zeugin keine ſchwere Pflichtwidrigkeit ent⸗ 
halte. IV. C. S. i. S. Töpperwien c. Töpperwien vom 
12. Juli 1902, Nr. 133/1902 IV. 

5. § 553. 

Die Reviſion kann ausweislich des hervorgehobenen Inhalts 
der Reviſionsſchrift, welche nach $ 553 Ziffer 1 und 2 C. P. O. 
als für den Umfang der Einlegung des Rechtsmittels maß⸗ 
gebend zu erachten iſt, nur inſoweit als gegen das Urtheil 
des O. L. G. zu Cöln vom 22. Februar 1902 eingelegt angeſehen 
werden, als dieſes ſich ſelbſt als „Theilurtheil“ bezeichnet 
und als ſolches über die erhobene Klage erkannt hat. Dieſer 
Auffaſſung ſteht auch der erwähnte Reviſionsantrag nicht ent⸗ 
gegen, da damit in erſter Reihe die Aufhebung des „angefochtenen 
Urtheils“ beantragt iſt, hierunter aber nur das unmittelbar 
vorher bezeichnete „Theilurtheil“ verſtanden, und daher nur die 
hierauf folgenden Worte des Reviſionsantrags „und nach dem 
dieſſeits in der Berufungsinſtanz geſtellten Antrage zu erkennen“ 
ebenfalls nur auf den zur Klage geſtellten Berufungsantrag 
bezogen werden können; denn nur inſoweit würde durch die 
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Aufhebung des „Theilurtheils“ für ein anderweitiges Erkenntniß 
des Reviſionsgerichts Raum geſchaffen fein. Die von dem 
Anwalte der RE. nach feiner Erklärung bei der mündlichen 
Verhandlung etwa gehegte Abficht, durch die Reviſionsſchrift das 
ganze oberlandesgerichtliche Urtheil, auch inſoweit ſich dieſes 
als „Zwiſchenurtheil“ bezeichnet hat, anzufechten, kann hiergegen 
nicht in Betracht kommen, da dieſe Abſicht nicht in der Revifions⸗ 
ſchrift ſelbſt in der durch § 553 eit. vorgeſchriebenen Weiſe 
zum Ausdruck gebracht worden iſt. Da der Anwalt der Rkl. 
auch bei der mündlichen Verhandlung lediglich den erörterten 
Antrag aus der Reviſionsſchrift verleſen hat und auch auf Be⸗ 
fragen über eine etwaige Aenderung deſſelben bei demſelben be⸗ 
harrt iſt, fo iſt das Reviſionsgericht nur mit dieſem ausſchließlich 
gegen die Entſcheidung des „Theilurtheils“ über den Klage⸗ 
anſpruch gerichteten Antrage befaßt und kann dieſer im Hinblick 
auf ſeine beſchränkte Faſſung auch nicht dahin verſtanden werden, 
daß damit nachträglich auch die von dem B. G. „durch Zwiſchen⸗ 
urtheil“ erlaſſene Entſcheidung über die Widerklage angefochten 
werden ſollte. II. C. S. i. S. Weskott o. Stoffel vom 11. Juli 
1902, Nr. 137/1902 II. 

6. 88 921, 925, 927. 

Entſcheidend kommt in Betracht, wovon auch das B. G. 
ausgeht, daß, abweichend von der für die Beſtellung einer 
prozeſſualen Sicherheit in $ 108 der C. P. O. gegebenen Regel, 
die Beſtimmung der bei Arreſten, in den Fällen des § 921 
Abſ. 2, § 925 Abſ. 2, §927 Abſ. 1 der C. P. O., zu leiſtende 
Sicherheit nach „dem freien Ermeſſen“ des Gerichts zu erfolgen 
hat. Daß danach auch die Sicherheitsleiſtung durch Bürgſchaft 
zuzulaſſen iſt, da ſie an ſich ein dazu geeignetes Mittel bildet 
(vergl. § 232 Abſ. 2, § 239 des B. G. B.), unterliegt keinem 
Bedenken. Es iſt nun aber nicht abzuſehen, was dem entgegen⸗ 
ſtehen könnte, das „freie Ermeſſen“ des Gerichts bei Beſtimmung 
der durch Bürgſchaft zu leiſtenden Sicherheit auf die der Eigenart 
des Rechtsbehelfes des Arreſtes entſprechende rechtliche Aus- 
geſtaltung des Bürgſchaftsverhältniſſes zu erſtrecken, zumal ohne 
dieſe Erſtreckung die Bürgſchaft als Sicherheitsleiſtung ſich bei 
Arreſten und einſtweiligen Verfügungen in der Regel gar nicht 
würde verwerthen laſſen. IV. C. S. i. S. Dabelſtein c. Dabel⸗ 
ſtein vom 10. Juli 1902, Nr. 128/1902 IV. 

Konkurs ordnung. 

7. § 23 3.1. 

Da die Signifikation zur Rechtswirkſamkeit des Ceſſion 
Dritten gegenüber von Bedeutung iſt, iſt fie auch eine Rechts ⸗ 
handlung gemäß § 23 3. 1 der R. K. O., nämlich 
eine Handlung, die rechtliche Folgen nach ſich zieht. Die 
Signifikation gehört aber auch zu den Sicherungs handlungen 
im Sinne dieſer Geſetzesvorſchrift. (Wird weiter ausgeführt.) 

Es genügt nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen zur An⸗ 
fechtung, daß der Bevollmächtigte zur Zeit der Vornahme 
der betreffenden Handlung Kenntniß von der Zahlungseinſtellung 
hatte. (Entſch. in Civilſachen Bd. 7 S. 37, Bd. 9 S. 361, 
Bd. 16 S. 396.) II. C. S. i. S. Straßer c. Koͤlzer vom 


4. Juli 1902, Nr. 128/1902 II. 


8. 88 127, 134. 

Der B. R. meint: Die angebliche Erklärung des Konkurs- 
verwalters würde den Bekl. R. zu dem freihändigen Verkauf 
nicht berechtigt haben. Da es ſich um Waarenlager gehandelt 


XXXI. Jahrgang. 


habe, fo hätte der klagende Konkursverwalter, um wirkſame 
Einwilligungserklärungen abgeben zu können, vorher gemäß 
§ 134 R. K. O. die Zuſtimmung des Gläubigerausſchuſſes 
einholen müſſen. Da es an dieſer Zuſtimmung fehle, 
ſo habe Bekl. R. das Recht zum freihändigen Verkauf nicht 
erlangen und auch Bekl. P. Rechte aus den Verträgen vom 
12. November 1901 gegen die Konkursmaſſe nicht erwerben 
können. Dieſe Ausführungen beruhen auf Rechtsirrthum. 
§ 134 R. K. O. betrifft die Veräußerung des Waarenlagers des 
Gemeinſchuldners durch den Konkursverwalter. Um eine 
ſolche Veräußerung handelt es ſich hier nicht, ſondern um die 
im. § 1245 B. G. B. vorgeſehene, nach Eintritt der Verkaufs- 
berechtigung zuläſſige Vereinbarung zwiſchen dem Eigenthümer 
der Pfandſache und dem Pfandgläubiger, daß letzterer das Pfand 
ohne öffentliche Verſteigerung veräußern dürfe. Ueberdies hat 
der Vorderrichter die Beſtimmung des 8 136 R. K. O. 
überſehen, nach welcher durch die Vorſchriften der 8$ 133 — 135 
die Gültigkeit einer Rechtshandlung des Verwalters dritten 
Perſonen gegenüber nicht berührt wird. Nach §8 127 R. K. O. 
iſt der Verwalter berechtigt, die Verwerthung eines zur 
Maſſe gehörigen beweglichen Gegenſtandes, an welchem ein 
Gläubiger ein durch Rechtsgeſchäft beſtelltes Pfandrecht oder ein 
dieſem gleichſtehendes Recht beanſprucht, nach Maßgabe der 
Vorſchriften über die Zwangsvollſtreckung oder über den Pfand⸗ 
verkauf zu betreiben. Der Gläubiger kann einer ſolchen Ver⸗ 
werthung nicht widerſprechen, vielmehr ſeine Rechte nur auf den 
Erlös geltend machen. Von dieſer Regel wird jedoch im Abſ. 2 
eine Ausnahme zu Gunſten derjenigen Gläubiger gemacht, welche 
das Recht haben, ſich aus dem Pfande ohne gerichtliches Ver⸗ 
fahren zu befriedigen. Einem ſolchen Gläubiger kann das 
Konkursgericht auf Antrag des Verwalters eine Friſt beſtimmen, 
innerhalb welcher er den Gegenſtand zu verwerthen hat, und 
zwar mit der Folge, daß nach Ablauf der Friſt die Vorſchrift 
des Abſ. 1 Anwendung findet. Ein ſolcher Gläubiger wird 
daher in der Befugniß zur Verwerthung des Pfandes im Falle 
des Konkurſes über das Vermoͤgen des Pfandſchuldners nicht 
beſchränkt; nur hinſichtlich der Zeit der Ausübung feines Rechts 
kann ihm mit der angegebenen Maßgabe eine Beſchränkung 
auferlegt werden. Daß der Bekl. R., die Fälligkeit ſeiner 
Forderungen an den Gemeinſchuldner vorausſetzt, zur Zeit der 
Konkurseröffnung berechtigt war, die verpfändeten Holzlager ohne 
gerichtliches Verfahren zum Verkaufe zu bringen, — ſofern 

Pfandbeſtellungen, worüber der B. R. ſich nicht aus⸗ 
geſprochen hat, wirkſam erfolgt ſind, — waltet kein Zweifel ob; 
dieſe Berechtigung würde ſich auch ohne die Erklärungen des 
Gemeinſchuldners in den Pfandurkunden aus den Vorſchriften 
des B. G. B. ergeben. War er insbeſondere nach Vereinbarung 
mit dem Gemeinſchuldner befugt, die Pfänder freihändig zu 
verkaufen, ſo blieb ihm auch dieſe Befugniß erhalten, da 
§ 127 R. K. O. eine Beſchränkung der etwaigen Berechtigung 
des Pfandgläubigers, die Art des Verkaufs frei zu beſtimmen, 
nicht aufſtellt. VII. C. S. i. S. Romberg c. Gödel jun. vom 
4. Juli 1902, Nr. 157/1902 VII. 

9. Bedeutung eines ausländiſchen Konkordats. 

Gegen v. Bar (internationales Privatrecht Bd. 2 S. 488) 


wurde angenommen, daß der Untergang der Forderungen, der nach 


ausländiſchem Recht mit dem Abſchluß eines Konkordats in einem 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


445 


ausländiſchen Falliment ftattfindet, nach deutſchem Konkursrecht 
nicht eintritt. (Vergl. auch R. K. O. § 237.) II. C. S. i. S. 
Pleſſing c. Stolterfoht vom 8. Juli 1902, Nr. 180/1902 II. 
1 
. 88 15, 128, 159. 

5 der in dem vorliegenden Falle bereits maßgebenden 
Beſtimmungen des jetzt geltenden H. G. B. über die Berbind- 
lichkeiten der Theilhaber einer offenen Handelsgeſellſchaft gegen 
Dritte haftet ein ausgeſchiedener Geſellſchafter nach $ 128 für 
die während ſeiner Theilhaberſchaft entſtandenen Verbindlichkeiten 
und zwar nach § 159 fünf Jahre lang nach feinem Ausſcheiden 


oder ſeit Fälligkeit der Schuld. Er haftet aber nur für die während 


ſeiner Zugehörigkeit zur Geſellſchaft bereits wirklich entſtandenen 
Schulden; die Vorſchrift in 8 740 des B. G. B., daß Abwicklungs⸗ 
geſchäfte noch für ſeine Rechnung gehen, gilt nur für das Ver⸗ 
hältniß der Geſellſchafter unter einander. Es fragt ſich deshalb, 
ob die hier in Rede ſtehenden Prolongationswechſel von der 
offenen Handelsgeſellſchaft Haynauer Malzfabrik in Erfüllung 
einer Verbindlichkeit girirt worden find, die ſchon vor dem 
30. Auguſt 1900 beſtanden hat. Letzterer Zeitpunkt iſt der 
entſcheidende, denn an dieſem Tage iſt die Eintragung von dem 
Ausſcheiden des Bekl. aus jener Geſellſchaft erfolgt, während 
Kl., wie das B. G. für glaubhaft gemacht erachtet, die That⸗ 
ſache, daß Bekl. ſchon früher ausgeſchieden ſei, nicht gekannt hat. 
Zwar hätte Bekl. für die von der Geſellſchaft, der er angehört 
hatte, im Auguſt 1900 gegebenen Indoſſamente haften müſſen. 
Dieſelben find jedoch entkräftet, da die Wechſel nicht mangels 
Zahlung proteftirt worden find. Allerdings iſt dies geſchehen, 
weil Kl. andere Wechſel erhielt, die ebenfalls von der Haynauer 
Malzfabrik indoſſirt waren. Durch dieſe Indoſſamente war 
indeß eine neue Schuld derſelben entſtanden und hierfür hat 
Bekl. nicht aufzukommen, da inzwiſchen ſein Austritt aus der 
Geſellſchaft eingetragen und bekannt gemacht war, nach 8 15 
H. G. B. aber Kl. dieſe Thatſache, auch wenn fie dieſelbe nicht 
gekannt hat, gegen ſich gelten laſſen muß. I. C. S. i. S. 
Schmuck c. Vorſchußbank A.⸗G. zu Freiberg vom 5. Juli 1902, 
Nr. 82/1902 J. 

11. Differenzgeſchäft. 

Bei dem Geſchäfte über 9 000 Mark Deutſche Bauaktien, 
die der Kl. am 5. September 1889 für den Bekl. gekauft und 
am 26. Februar 1890 verkauft hat, ergiebt ſich aus den Unter⸗ 
lagen, wie der B. R, ſelbſt nicht verkennt, daß es ſich überhaupt 
nicht um ein Zeitgeſchäft, ſondern um einen Kaſſakauf und 
einen demnächſtigen Kaſſaverkauf gehandelt hat. Während ſonſt 
dem Bekl. in den Rechnungen nur die Differenzen zweier ein⸗ 
ander gegenüber geſtellter Kurſe belaſtet oder gutgebracht find, 
wird der Bekl. hier am Einkaufstage mit dem vollen Kauf⸗ 
preiſe von 11 384 Mark belaſtet und es wird ihm am Ber 
kaufstage der Erlös mit 9 761,30 Mark gutgebracht. Dabei 
ſchreibt der Kl. — was ſonſt in der Korreſpondenz nicht vor⸗ 
kommt —, beim Einkaufe, daß er für den Bekl. die „Stücke 
aſſervire“, und ſpäter beim Verkaufe bittet er „um gefällige 
Entlaſtung von den Stücken.“ Damit iſt jedenfalls dem äußeren 
Anſcheine nach der Typus eines regulären Kaſſageſchäfts gegeben. 
Ein Kaſſageſchäft wird aber nicht deswegen zum klagloſen 
Differenzgefhäfte, weil es in Spekulationsabſicht geſchloſſen iſt. 
Vergl. Urtheil des erkennenden Senats vom 8. März 1902, 
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B. R., daß der Kl. die Bauaktien nicht zur dauernden Kapttal⸗ 
anlage, ſondern zum Wiederverkauf hat kaufen laſſen, erſcheint 
daher an ſich bedeutungslos. Ebenſowenig kann aber auch 
daraus, daß dieſes Geſchäft ſich zwiſchen vielen andern Geſchäften 
befindet, die zweifellos als Differenzgeſchäfte anzuſehen find, 
ohne weiteres gefolgert werden, daß es ſich auch hier um ein 
bloßes Spielen um den Kurs gehandelt habe, und daß nur der 
Unterſchied beſtehe, daß in den andern Fällen ein beſtimmter 
Stichtag vereinbart war, hier aber ein noch unbeſtimmter Tag 
in Frage ſtehe. Die abweichende Behandlung, die die Parteien 
ſelbſt dem vorliegenden Geſchäfte gegeben haben, macht dieſe 
Schlußfolgerung von vornherein nicht gerade wahrſcheinlich. 
Jedenfalls würde aber die Charakteriſirung dieſes Geſchäftes als 
Differenzgeſchäft zur Vorausſetzung haben, daß die erwähnten 
Erklärungen über Belaſtung und Gutſchrift eines Kaufpreiſes 
und über die Aſſervirung der Stücke und die Befreiung davon 
nur zum Scheine abgegeben ſeien, um die wahre, auf ein 
bloßes Spiel um den Kurs gerichtete Abſicht der Parteien zu 
verdecken. Das iſt bis jetzt bezüglich dieſes Geſchäfts weder 
vom B. G. feſtgeſtellt, noch iſt dafür ſeitens des Bekl. etwas 
beigebracht. I. C. S. i. S. Lindner c. Cornelius vom 4. Jun 
1902, Nr. 56/1902 I. 
Seerecht. 
12. 

Nach 8 86 der Allgemeinen Seeverſicherungsbedingungen 
und im Einklang mit Art. 839, jetzt § 835 des H. G. B. 
beſtimmen ſich die Verpflichtungen des Verficherers in Anſehung 
der Beiträge zur großen Haverei nach der am gehörigen Orte 
im Einklang mit dem am Ort der Aufmachung geltenden Rechte 
aufgemachten Dispache. Nach § 88 (Art. 841, jetzt § 837 
des H. G. B.) kann der Verficherer die Dispache, falls dieſe von 
einer durch Geſetz oder Gebrauch dazu berufenen Perſon auf⸗ 
gemacht worden iſt, wegen Nichtübereinſtimmung mit dem am 
Orte der Aufmachung geltenden Recht und der dadurch be⸗ 
wirkten Benachtheiligung des Verſicherten, Letzterem gegenüber 
nicht anfechten, es ſei denn, daß der Verſicherte durch mangel⸗ 
hafte Wahrnehmung ſeiner Rechte die Beuachtheiligung ver⸗ 
ſchuldet hat. Der Ort, an dem im Fall der großen Haverei 
die Feſtſtellung und Vertheilung der Schäden zu erfolgen hat, 
iſt nach den Grundſätzen des internationalen Rechts, die auch 
in Art. 729 ($ 727) des H. G. B. ausgeſprochen find, der 
Beſtimmungsort und, wenn dieſer nicht erreicht wird, der Hafen, 
wo die Reiſe endet. Dies wäre hier Venedig geweſen. Jene 
Vorſchrift iſt indeß nicht zwingend, ſo daß Abweichungen möglich 
ſind. Im vorliegenden Fall haben ſämmtliche Betheiligten ver⸗ 
einbart, daß die Dispache in Hamburg aufzumachen ſei und 
das iſt daher gültig. Aufgemacht werden ſoll in Deutſchland 
die Dispache nach Art. 731 (8 729) des H. G. B. durch 
obrigkeitlich beſtellte Dispacheure. Auch dieſe Beſtimmung ent- 
hält jedoch nachgiebiges Recht. Hier haben ſämmtliche Be⸗ 
theiligten die Dispachirung durch die Dispacheure des Vereins 
Hamburger Aſſekuradeure vereinbart und das iſt ebenfalls gültig. 
Hierdurch find jedoch die gewählten Dispacheure nicht zu den 
durch Geſetz oder Gebrauch berufenen Perſonen geworden, deren 
der Art. 841 ($ 837) des H. G. B. und des § 88 der All⸗ 
gemeinen Verficherungsbedingungen gedenkt. Durch dieſe Be⸗ 
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ſtimmungen wird der Verſicherer in der Anfechtung der Dispache 
gegenüber dem Verſicherten weſentlich beſchränkt, die Beſchränkung 
jedoch nur in Anſehung ſolcher Dispachen ausgeſprochen, die 
einige Gewähr für ihre Richtigkeit bieten und eben deshalb die 
Aufmachung durch eine autorifirte Perſon gefordert. Es iſt dies 
ein Grundſatz, der von altersher gegolten hat (vergl. Voigt, das 
Deutſche Seeverſicherungsrecht S. 533) und auch bei der Be⸗ 
rathung des H. G. B. zur Sprache gekommen iſt (vergl. Proto- 
kolle S. 3527). Dieſem Erforderniß entſpricht die hier vor⸗ 
liegende Dispache nicht, denn die Dispacheure des Vereins 
Hamburger Aſſekuradeure find nicht obrigkeitlich berufen, ſondern 
ſind Privatperſonen. Aber in dem vorliegenden Fall find die⸗ 
ſelben nicht nur von den an der in Rede ſtehenden Haverei 
unmittelbar Betheiligten, ſondern, wie das B. G. feſtſtellt, auch 
von den Verficherten gewählt worden. Es haben mithin die 
Verſicherer ebenfalls zu erkennen gegeben, daß ſie gegen die Zu⸗ 
verläſſigkeit dieſer Dispacheure kein Bedenken hegten und ſie 
haben eine Willenserklärung dahin abgegeben, daß die Dispache 
von jenen Perſonen aufgemacht werden ſolle. Mit Rüdficht 
hierauf muß, wie das B. G. zutreffend ausſpricht, die vor⸗ 
liegende Dispache einer von einem durch Geſetz oder Ge⸗ 
brauch dazu berufenen Dispacheur aufgemachten gleichgeſtellt 
werden. I. C. S. i. S. Internationaler Lloyd, Verſ.⸗A.-⸗G. zu 
Berlin und Gen. c. de Freitas & Co. vom 2. Juli 1902, 
Nr. 39/1902 J. 

Geſetz, betreffend die Fürſorge für Beamte u.ſ. w. 
des Soldatenſtandes in Folge von Betriebsunfällen 
vom 15. März 1866. 

13. 

Für einen im Dienſt erlittenen Betriebsunfall iſt es 
nicht weſentlich, beſondere eigenthümliche Gefahren des Betriebes 
als Urſache ſeiner Entſtehung darzuthun. Das Geſetz erfordert 
nur, daß ein urſächlicher Zuſammenhang zwiſchen dem Betriebe 
und dem Unfall beſteht. Ein ſolcher Zuſammenhang iſt jeden ⸗ 
falls daun anzunehmen, wenn der Verletzte, ein Stadtbriefträger, 
bei Gelegenheit ſeiner Thätigkeit im Betriebe vom Blitz getroffen 
wurde und durch dieſe Thätigkeit der Blitzgefahr in erhöhtem 
Maße ausgeſetzt war. III. C. S. i. S. Koch o. Poſtfiskus 
vom 24. Juni 1902, Nr. 83/1902 III. 

Haftpflichtgeſetz vom 7. Juni 1871. 

14. 8 1. 

Eine nothwendige und ſelbſtverſtändliche Folge des Prinzips 
des § 1 des Haftpflichtgeſetzes iſt, daß, ſoferne nur feſtſteht, 
daß bei dem Betriebe einer Eiſenbahn ein Menſch 
getödtet oder körperlich verletzt worden, das Dunkel, 
das über den Vorgang ſelbſt gebreitet iſt, nur zum Nachtheile 
des Betriebsunternehmers ausſchlägt. Weder er noch der Ver⸗ 
letzte oder die Hinterbliebenen des Getödteten brauchen den näheren 
Porgang zu ermitteln. Will aber der Unternehmer das eigene 
Verſchulden des Getödteten oder Verletzten oder das Eingreifen 
hoͤherer Gewalt darthun, ſo liegt es allerdings an ihm, das 
Dunkel zu lichten. Die Grenzen menſchlicher Erkenntniß geſtatten 
allerdings kaum eine jede Moͤglichkeit eines Irrthums aus⸗ 
ſchließende Ermittelung der Wahrheit. Die Ueberzeugung von 
der Wahrheit einer Thatſache kann in ihren letzten Gründen 
auf Wahrſcheinlichkeit beruhen, die mit zwingender Gewalt zu 
einem beſtimmten Urtheil drängen. Welches Maß von Wahr⸗ 
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ſcheinlichkeit zur Bildung eines ſolchen gehört, iſt Sache der 
Individualität. Die Bildung freier Ueberzeugung iſt ein 
unkontrolirbarer Vorgang. Gerade das iſt das Recht der freien 
Ueberzeugung, daß ſie an keine Regeln gebunden iſt. Eine 
Kritik des Produktes einer ſolchen Ueberzeugung kann ſich ſomit 
in der Revifiontinitanz nur auf die Nachprüfung erſtrecken, ob 
annehmbar die Prüfung des Richters ſich auf alle jene That⸗ 


ſachen und Porgänge erſtreckt habe, die nach den für den Fall 


maßgebenden Rechtsgrundſätzen in Erwägung zu ziehen waren 
und für die Bildung des Urtheils maßgebend ſein mußten. 
VI. C. S. i. S. Süddeutſche Eiſenbahngeſellſchaft e. Kolb 
vom 10. Juli 1902, Nr. 139/1902 VI. 

15. $ 1. 

Der Kl. fordert von dem Königlich Preußiſchen Eiſenbahn⸗ 
fiskus auf Grund des Haftpflichtgeſetzes vom 7. Juni 1871 
Erſatz des ihm durch einen Unfall auf einer Oberheſſiſchen 
Nebenbahn entſtandenen Schadens, weil die Bahnlinie zu den 
durch den Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Heſſen vom 
23. Juni 1896 in die gemeinſame Verwaltung dieſer beiden 
Staaten gekommenen Bahnen gehort. Der Bekl. hat vor⸗ 
gebracht, daß er nicht paſſiv legitimirt ſei, der Heſſiſche Fiskus, 
den die Eiſenbahndirektion zu Frankfurt a. M. zu vertreten 
nicht berufen, haftbar ſei. 

Das R. G. hielt die Auffaſſung der Vorinſtanz, welche 
die durch den Staatsvertrag begründete Gemeinſchaft der beiden 
Staaten in civilrechtlicher Beziehung als ein der Geſellſchaft 
entſprechendes Rechtsverhältniß angeſehen hat, für zutteffend, 
erachtete den Preußiſchen Staat bezüglich der von Heſſen in die 
Gemeinſchaft eingeworfenen Bahnen zum Mindeſten neben dem 
Heſſiſchen Staate als Betriebsunternehmer im Sinne von 8 1 
des Haftpflichtgeſetzes und deshalb als Geſammtſchuldner haftbar. 
VI. C. S. i. S. Preußiſcher Eiſenbahnfiskus o. Balzer vom 
10. Juli 1902, Nr. 136/1902 VI. 

Patentgeſetz vom 7. April 1891 § 33, Verordnung 
vom 6./12. Dezember 1891 55 3, 14. 

16. 

Die Gebühren des Patentanwalts können nicht zur Er- 
ſtattung liquidirt werden. Die Thätigkeit deſſelben hat ſich auf 
die Anfertigung des Schriftſatzes zur Erklärung auf die Be⸗ 
rufungsſchrift beſchränkt. Der Berufungsbekl. iſt vor dem R. G. 
nicht erſchienen und hat ſich in der mündlichen Verhandlung 
auch durch einen bei dem R. G. zugelaſſenen Anwalt nicht ver⸗ 
treten laſſen. § 14 der Verordnung vom 6./12. Dezember 1891. 
Durch einen ſolchen hätte er die Beantwortung der Berufungs- 
ſchrift vornehmen laſſen und die geſetzliche Gebühr zur Er⸗ 
ſtattung liquidiren können. Hielt er das nicht für erforderlich, 
ſo konnte er die Berufungsſchrift ſelbſt beantworten, da das 
Geſetz eine beſondere Form für die Berufungsſchrift und die 
Erklarung auf dieſelbe nicht vorſchreibt. § 33 des Pat. G. 
und § 3 der Verordnung vom 6./12. Dezember 1891. Danach 
konnen die Auslagen, die einer Partei durch Bezahlung eines 
Patentanwaltes im Berufungsverfahren für Schriftſätze oder 
ſonſtige Thätigkeit erwachſen find, als nothwendige Koſten nicht 
angeſehen werden. Beim Mangel einer geſetzlichen Taxe der 
Gebühren der Patentanwälte im Berufungsverfahren fehlt es 
dem R. G. auch an jedem Maßſtabe für die Prüfung der 
Angemeſſenheit deſſen, was die Partei dem Patentanwalt gezahlt 
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hat. Beſchluß des I. C. S. i. S. Philipaborn . Mänzing 
vom 14. Juli 1902, Nr. 335/1901 I. 

Geſetz zum Schutz der nne vom, 
12. Mai 1894. 

17. 

Das O. L. G. geht bei der Erörterung der Gefahr der 
Verwechſelung des von der Bekl. benutzten Waarenzeichens mit 
den Waarenzeichen der Kl. zwar mit Recht davon aus, daß der 
Geſammteindruck maßgebend ſei, welchen die beiderſeitigen, 
je einen Schwan enthaltenden Waarenzeichen auf das kaufende 
Publikum hervorgerufen. Die Begründung aber, mit welcher 
daſſelbe zur Verneinung der Verwechſelungsgefahr gelangt, giebt 
zu einem rechtlichen Bedenken in der Seitens der Rkl. gerügten 
Beziehung Anlaß. Wenn nämlich auch, wie das B. G. aus⸗ 
führt, nicht der Schwan allein, ſondern das Bild in ſeiner 
einheitlichen Totalität Gegenſtand des Schutzes der Waaren⸗ 
zeichen der Kl. iſt und deshalb die Kl. nicht ſchlechthin den 
Anſpruch erheben kann, daß die Bekl. die Führung eines mit 
einem Schwane verſehenen Waarenzeichens unterlaſſe, ſo kann 
doch in dem Geſammtbilde der beiderſeitigen Waarenzeichen der 
Schwan einen ſo weſentlichen Beſtaudtheil ausmachen, daß der ⸗ 
ſelbe für den Beſchauer das unterſcheidende Merkmal bildet und 
dagegen der übrige Inhalt als unweſentliches Beiwerk zurücktritt. 
In ſolchem Falle würde, falls nicht etwa ſchon durch die Ver⸗ 
ſchiedenheit der Schwäne jede Verwechſelungsgefahr im Verkehr 
ausgeſchloſſen iſt, die Kl. zu dem Verlangen berechtigt ſein, daß 
der Bekl. die Unterlaſſung des Gebrauches eines derartigen 
Waarenzeichens geboten werde. Von dieſem Geſichtspunkte aus 
hat das O. L. G. die Verwechſelungsgefahr nicht geprüft. 
Daſſelbe erklärt vielmehr, daß es auf die Bedeutung, welche 
den einzelnen Beſtandtheilen der Waarenzeichen im Verhältniß 
zu der geſammten Kennzeichnung zukomme, kein Gewicht legt, 
und läßt es dahin geſtellt, ſowohl ob der Schwan den Haupt ⸗ 
beſtandtheil der der Kl. geſchützten Waarenzeichen bilde, als 
auch ob zwiſchen den von den Parteien in ihren Waarenzeichen 
verwendeten Schwänen eine Aehnlichkeit beſtehe. II. C. S. i. S. 
Graeff 6. Funke vom 11. Juli 1902, Nr. 134/1902 II. 

Börſengeſetz vom 22. Juni 1896. 

18. 55 50 ff. 

Der § 50 Abſ. 2 des Böͤrſengeſetzes unterſagt den Börſen⸗ 
terminhandel in Antheilen von Bergwerks- und Fabrikunter⸗ 
nehmungen. Die $$ 51, 52 knüpfen an dies Verbot beſtimmte 
Folgen. Daß neben dieſen Folgen diejenigen rechtlichen Folgen 
nicht eintreten ſollen, die das neben dem Boͤrſengeſetz geltende 
Bürgerliche Recht mit jedem Verbot eines Rechtsgeſchäfts ver- 
knüpft, 5 134 des B. G. B., jagt das Börſengeſetz wicht. und 
konnte es nicht ſagen. Es läßt aus dem erlaubten Boͤrſen⸗ 
terminhandel ein Schuldverhältuiß unter der Vorausſetzung der 
Eintragung der Betheiligten in ein Börſenregiſter entſtehen; 
ohne Widerſinn konnte es aus verbotenen Börſenterminhandel 
ein Schuldverhätniß nicht entſtehen laſſen und an das Verbot 
nur die Folgen der 88 51, 52 a. a. O. knüpfen. Daß aus 
den Verhandlungen bei der Berathung des Geſetzes im Reichs ⸗ 
tage für das Gegentheil nichts folgt, iſt in dem Urtheil vom 
11. Dezember 1901 I. 259/01 dargelegt. Zu dem Verbot des 
Börſenterminhandels in Kuxen haben neben den Gründen, auf denen 
die Einſchränkung des Börſenterminhandels in anderen Werth ⸗ 
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papieren und Waaren durch die Einführung des Börfenregifters 
und der Zwangseintragung in ein ſolches beruht, weitergehende 
Gründe des öffentlichen Intereſſes geführt. Der damals ſchon 
ſchwunghaft betriebene Börſenterminhandel in Antheilen an 
Bergwerks- und Fabrikunternehmungen, in Getreide und Mühlen⸗ 
fabrikaten gefährdete nach der Erfahrung nicht blos den einzelnen 
unerfahrenen und ungewandten Betheiligten, ſondern durch die 
damit verbundenen ſtarken und plötzlichen Preisſchwankungen die 
ruhige und ſichere Entwicklung der betheiligten Unternehmungen. 
Der Börſenterminhandel, den das Geſetz unterſagt, iſt nichts 
als die Summe der Geſchäftsformen, in denen ſich der Börſen⸗ 
terminhandel in ſolchen Antheilen bewegte, das börſenmäßige 
Termingeſchäft und das Boöͤrſentermingeſchäft, wie es zur Zeit 
des Erlaſſes des Verbots dem Börſenterminhandel diente. Daß 
für die nach dem 1. Januar 1897, dem Tage des Inkrafttretens 
des Verbotes, geſchloſſenen börſenmäßigen Termingeſchäfte in 
ſolchen Antheilen nicht einfach die Begriffsbeſtimmung des § 48 
des Börſengeſetzes maßgebend fein kann, hat das R. G. in ſeinen 
früheren Urtheilen eingehend dargelegt. Es hieße das Verbot 
inhaltsleer machen, wollte man die Begriffsbeſtimmung des § 48 
auf Geſchäfte anwenden, für die es weder eine Börſe, noch von 
einem Boöͤrſenvorſtande feſtgeſetzte Geſchäftsbedingungen, noch 
amtlich notirte Terminspreiſe giebt. Es kann nur darauf 
ankommen, ob ſolche nach dem 1. Januar 1897 geſchloſſene 
Geſchäfte nach ihrem allgemeinen Inhalt und ihrer wirthſchaft⸗ 
lichen Natur den Charakter der vor dem 1. Januar 1897 ge⸗ 
ſchloſſenen Börſentermingeſchäfte haben, durch den fie geeignet 
find, auf die Entwicklung der Unternehmungen in Bergbau, 
Induſtrie und Landwirthſchaft den nachtheiligen Einfluß zu 
üben, der durch das Verbot hat abgeſchnitten werden ſollen. 
Daß ein ſolcher nachtheiliger Einfluß auch dann ausgeübt 
werden kann, wenn ſolche Geſchäfte nicht an der Börſe zu 
amtlich uotirten Preiſen geſchloſſen werden, ſondern auch 
dann, wenn ſie von zahlreichen Perſonen in großen Mengen 
ohne eigenes wirthſchaftliches Bedürfniß lediglich zum Zwecke 
der Spekulation auf das Steigen oder Fallen börſenmäßiger 
Kurſe ohne Rüdfiht auf das Intereſſe der Unternehmungen 
geſchloſſen werden, darauf deutet gerade der vorliegende Fall hin. 
I. C. S. i. S. Kerſcht c. Herzfeld's Konkursmaſſe vom 12. Juli 
1902, Nr. 49/1902 I. 
II. Das Gemeine Recht. 

19. Verloͤbniß. Internationales Privatrecht. 

Es iſt dem B. G. darin beizutreten, daß der Verlöbniß⸗ 
vertrag in ſeiner Eigenſchaft als obligatoriſcher Vertrag im 
Zweifel nach dem Rechte desjenigen Ortes zu beurtheilen iſt, 
an welchem er zu erfüllen iſt. Es iſt dies in diesſeitiger Recht⸗ 
ſprechung durchweg anerkannt. Das B. G. geht davon aus, 
daß als Erfüllungsort für den Verlöbnißvertrag, ſofern nicht 
ein abweichender Vertragswille der Betheiligten erkennbar iſt, 
derjenige Ort anzuſehen ſei, an welchem die Verlobten nach der 
Trauung ihren erſten ehelichen Wohnfitz nehmen, demnach die 
Ehe begründen und ihr gemeinſchaftliches häusliches Leben be⸗ 
ginnen wollen. Allein dieſe Auffaſſung kann, wie ſchon in der 
Entſcheidung des erkennenden Senats vom 13. März 1885 
(Seuffert Archiv Bd. 41 Nr. 21) und in derjenigen des VI. C. S. 
vom 28. Februar 1889 (Entſch. des R. G. Bd. 23 S. 172 ff.) 
ſpeziell für das gemeine Recht ausgeſprochen iſt, nicht für zu⸗ 
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treffend erachtet werden; als Erfüllungsort für den Verlöbniß⸗ 
vertrag iſt vielmehr im Zweifel der Ort anzuſehen, an welchem 
die Verlobten den Akt der Eheſchließung d. h. die Trauung vor⸗ 
zunehmen beabſichtigen, bezw. vorzunehmen verpflichtet find. Es 
iſt dies in der angeführten Entſcheidung des VI. C. S. (Entſch. 
Bd. 23 S. 172 ff.), der ſich der erkennende Senat in Ueber⸗ 
einſtimmung mit ſeiner früheren Entſcheidung anſchließt, zu⸗ 
treffend ausgeführt. Das B. G. hat feſtgeſtellt, daß die beiden 
Verlobten zur Zeit der Verlobung noch jung und unerfahren 
waren, daß ſie ſich am Wohnſitz der Mutter der Braut zu 
Wiesbaden verlobt haben, beide Angehörige des Gebiets des 
vormaligen Herzogthums Naſſau waren d. h. dort ihren ab- 
geleiteten Wohnſitz hatten, daß fie ſich auch während der ganzen 
fiebenjährigen Dauer der Verlobung (abgeſehen vielleicht nur von 
wenigen Wochen vor dem Rücktritt des Bekl.) in der Haupt⸗ 
ſache in ihrem „Heimathlande“ aufgehalten haben und keine 
Abmachungen über einen anderweiten Trauungsort oder über 
einen zukünftigen Wohnſitz außerhalb deſſelben getroffen haben. 
Unter dieſen Umſtänden iſt ohne weiteres anzunehmen, daß die 
Parteien keine andere Abſicht hatten, als die, ſich, wie üblich, 
am Wohnſitze der Mutter der Braut, jedenfalls aber innerhalb 
ihres Heimathlandes trauen zu laſſen. Es findet daher auch 
auf ihre Verlobung das Naſſauiſche Recht und nicht das Heſſiſche 
Anwendung, unter deſſen Herrſchaft der Bekl. lebt. III. C. S. 
i. S. May c. Simon vom 1. Juli 1902, Nr. 106/1902 III. 

20. Beamtenverhältniß. 

Nach gemeinem Recht gründet ſich das Staats beamten⸗ 
verhältniß nicht auf einen privatrechtlichen Vertrag ſondern hat 
ſeine Grundlage im Staatsrechte (Eutſch. des R. G. in Civil⸗ 
ſachen Bd. 18 Nr. 36, Seuffert Archiv Bd. 25 Nr. 235). Ein 
allgemeiner Satz, daß Verpflichtungen aus einem öffentlich⸗ 
rechtlichen Verhältniß vor den Civilgerichten nicht verfolgbar 
wären, beſteht nun allerdings nicht (Entſch. des R. G. in Civil⸗ 
ſachen Bd. 19 Nr. 15 S. 70, Bd. 22 Nr. 58 S. 288, 
Bd. 25 Nr. 69 S. 330) und ſo find auch die den Beamten aus 
ihrem Verhältniſſe zum Staate entſtehenden Rechte auf dem 
Civilrechtswege verfolgbar. Allein zu dieſen Rechten gehört 
niemals die Ausübung der Dienſtfunktionen, welche lediglich 
Beſtandtheil der Staatsthätigkeit ſind, und der Beamte hat 
betreffs dieſer Dienſtfunktionen in ſeinem Verhältniſſe zum Staate 
nur Pflichten und keine Rechte (vergl. z. B. Zachariä, Deutſches 
Staats- und Bundesrecht, 3. Auflage, 2. Theil, 88 135, 1 44, 
Pfeiffer, praktiſche Ausführungen Bd. 1 S. 291, Bd. 3 S. 353/54). 
Es iſt daher eine Klage in dieſer Richtung unſtatthaft. Dies 
verkennt auch die Reviſion nicht, wenn ſolche auszuführen ſucht, 
daß der erſte Theil des Klagantrags einen Anſpruch auf Rang 
und Titel des verliehenen Amtes verfolge. Allein dies iſt nicht 
zutreffend und ſteht dieſe Behauptung in Widerſpruch mit der 
Klagebegründung nach dem erſtinſtanzlichen Thatbeſtande, inhalt⸗ 
lich deſſen der Kläger die Einräumung der ihm urſprünglich 
übertragenen Amtsſtellung bezw. eine einer ſolchen Amts⸗ 
ſtellung entſprechende dienſtliche Beſchäftigung im Wege der 
Klage fordert. Mit Recht iſt für eine derartige Klage der 
Rechtsweg als unzuläſſig erachtet worden und es war daher wie 
geſchehen zu erkennen. III. C. S. i. S. Witter c. Deputation 
für Handel und Schifffahrt in Hamburg vom 11. Juli 1902, 
Nr. 117/1902 III. 
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III. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

21. $ 325 Tit. 5 Thl. I. 

Der Kl. behauptet, der Bekl. habe ihm bei den Kauf⸗ 
verhandlungen zugefichert, daß der Brunnen, auf deſſen Benutzung 
das verkaufte Grundſtück angewieſen iſt, genießbares Waſſer 
enthalte, während das Waſſer roſtroth, übelriechend und daher 
ungenießbar ſei. Der B. R. erklärt dieſe Behauptung für 
unerheblich, weil eine Eigenſchaft des Waſſers weder ausdrücklich 
vorausgeſetzt, noch vorbedungen ſei, weil der angebliche Mangel 
bei der Uebernahme des Grundſtücks nicht gerügt, mithin nach 
88 81 ff. Thl. I Tit. 4 und § 330 Thl. I Tit. 5 des A. L. R. 
das Rügerecht verloren habe. Wären die Ausführungen des 
B. R. dahin zu verſtehen, daß nur ſolche Eigenſchaften, welche 
nicht gewöhnlich vorausgeſetzt werden, ausdrücklich vorausgeſetzt 
oder vorbedungen werden könnten, fo würde mit der Revifion 
eine Verletzung des § 325 des A. L. R. Thl. I Tit. 5 anzu⸗ 
nehmen ſein (vergl. Entſch. des Obertribunals Bd. 70 S. 122, 
Juriſtiſche Wochenſchrift 1892 S. 219 Nr 23, 1893 S. 473 
Nr. 18). In Wirklichkeit meint der B. R. aber, daß der 
Begriff der Genießbarkeit des Waſſers relativ ſei, daß der Bekl. 
ſich nicht auf den Geſchmack des Kl. habe verlaſſen dürfen, 
daß es ſich alſo nicht um eine Zuſicherung, ſondern um die 
Mittheilung der ſubjektiven Meinung des Kl. gehandelt habe. 
In dieſer Behauptung erſcheint aber die Ausführung des B. R. 
nicht rechtsirrthümlich, die Anwendung des § 330 a. a. O. 
vielmehr gerechtfertigt. V. C. S. i. S. Adam c. Langer 
vom 5. Juli 1902, Nr. 154/1902 V. 

22. 8 65 Tit. 13 Thl. I. 

Nach dem übereinſtimmenden Willen der Bekl. und des B. 
ſollte dieſer den Verkauf des Bergwerks an eine zu gründende 
Geſellſchaft vermitteln und, wenn ihm dies gelänge, dafür eine 
angemeſſene Vergütung von den Bekl. erhalten. Hat nun auch 
danach zwiſchen dieſen und B. ein Auftragsverhältniß im weiteren 
Sinne beſtanden (vergl. Jur. Wochenſchr. 1897 S. 483 Nr. 74), 
ſo hat doch B. die ihm zur Herbeiführung des Verkaufs erforderlich 
erſcheinenden Maßregeln nicht als Vertreter der Bekl. ergreifen, 
ſondern inſoweit in ſeinem eigenen Intereſſe thätig werden ſollen, 
um den Erfolg herbeizuführen, für deſſen Eintritt ihm ein Ver⸗ 
mögensvortheil zugeſagt war. Der Mäkler kann ſowohl bei 
dem einfachen, als auch bei dem in der angegebenen Weiſe 
modifizirten Vermittlungsauftrage Erſatz der Auslagen, die er 
zur Herbeiführung des angeſtrebten Vertragsabſchluſſes auf⸗ 
gewendet hat, ſofern etwas abweichendes nicht vereinbart worden 
iſt, nicht fordern, und zwar auch dann nicht, wenn ſeine Be⸗ 
mühungen erfolglos geblieben find, und er daher für die Aus- 
lagen keine Vergütung in der Proviſion findet, die er, wenn 
ſeine Bemühungen Erfolg gehabt hätten, zu fordern gehabt haben 
würde. Das iſt eine aus der Natur des Rechtsverhältniſſes 
abzuleitende Folgerung, da der Makler die Aufwendungen macht, 
um in ſeinem Intereſſe eine Bedingung zu erfüllen, für deren 
Eintritt ihm ein Vermögensvortheil verſprochen iſt (vergl. Dern⸗ 
burg, Preußiſches Privatrecht, Bd. 2 8 190 S. 541 unter 2, 
Rieſenfeld in Gruchots Beiträge, Bd. 37 S. 575, Neubauer, 
Kohler und Ring, Archiv für bürgerliches Recht, Bd. 6 S. 25, 
für das gemeine Recht Seufferts Archiv Bd. 51 Nr. 21, Bd. 22 
Nr. 39, und von den neueren Geſetzgebungen Sächſiſches Bürger⸗ 
liches Geſetzbuch $ 1258 verbunden mit $ 1254, und Deutſches 
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Bürgerliches Geſetzbuch 8 652 Abſ. 2). VI. C. S. i. S. 
A.⸗G. Chemiſche Fabrik auf Aktien vormals J. Schering 
c. Hadra und Gen. vom 3. Juli 1902, Nr. 125/1902 VI. 

23. § 799 Tit. 1 Thl. II. | | 

Das Einkommen im Sinne des 8 799 Thl. II Tit. 1 
des A. L. R. begreift alle wirthſchaftlichen Güter, welche Jemand 
in einem gewiſſen Zeitabjchnitte ohne Schmälerung des Subſtanz⸗ 
vermögens für ſich zur Verwendung hat. Als zur Verwendung 
geeignet gilt in dieſem Sinne nur das Rein einkommen, das 
ſich nach Deckung der auf den Einkünften laſtenden Verpflichtungen 
ergiebt. Eine ſolche Schmälerung erfahren jedoch zunächſt die 
Einkünfte durch die Ausgaben, welche zur Erfüllung einer be⸗ 
ſtehenden Unterhaltungspflicht gerecht werden. Um das maß⸗ 
gebende Reineinkommen zu gewinnen, find daher diejenigen Koſten, 
welche zum Unterhalte des Sohnes aus der geſchiedenen Ehe 
dienen, von den Einkünften in Abzug zu bringen. Von dem 
Geſammteinkommen ſind ferner als die Einkünfte mindernd 
im Allgemeinen in Abzug zu bringen die das Hausgrundſtück 
angehenden Verpflichtungen, mögen: fie perfönlicher oder 
dinglicher Natur ſein. Die Ausführung des B. G., daß die 
Hypothekenzinſen, Abgaben und Aufwendungen lediglich aus den 
Einkünften des Grundſtücks zu decken ſeien, iſt un⸗ 
zutreffend. Für die Frage, ob gewiſſe Verpflichtungen geeignet 
ſind, die Einkünfte zu mindern, iſt ferner allein entſcheidend, ob 
die fraglichen Verbindlichkeiten im maßgebenden Zeitpunkt als 
rechtlich anerkannte Verpflichtungen beſtehen. Ob dieſe 
Verpflichtungen thatſächlich erfüllt werden, iſt gleichgültig. 
Es bleiben daher auch die Verpflichtungen an ſich unbetroffen 
davon, ob etwa dem Schuldner im öffentlichen Intereſſe 
perſönliche Exekutionsprivilegien zur Seite ſtehen, welche 
es bewirken, daß im Wege der Zwangsvollſtreckung nur 
in gewiſſer Höhe aus dem Vermögen des Schuldners Bei⸗ 
treibungen der Schulden ſtattfinden dürfen. Der Unterhalts- 
berechtigte kann ſich zwecks Verfolgung ſeiner privaten Intereſſen 
zu Ungunſten des Schuldners nicht auf dieſes Privilegium des 
Schuldners berufen. Muß man im Allgemeinen anerkennen, 
daß ſich das Einkommen nach wirthſchaftlichen Geſichts⸗ 
punkten beſtimmt, ſo wäre es in der That in hohem Maße 
unwirthſchaftlich, den Schuldner in ſolchem Falle auf die 
Nichttilgung rechtlich beſtehender Verpflichtungen zu verweiſen, 
mit der Wirkung, daß im Falle des Aufhörens der Privilegien 
die wirthſchaftlichen Grundlagen des Hausſtandes des Schuldners 
geſtoͤrt find. Es iſt daher rechtsirrig, wenn das B. G. davon 
ausgeht, daß die perſönlichen Schulden des Bekl. deſſen Ein⸗ 
kommen nur in Höhe desjenigen Betrages zu ſchmälern geeignet 


ſeien, der nach 8 850 Abſ. 2 der C. P. O. der Zwangs- 


vollitredung unterläge. Dagegen iſt es an ſich zutreffend, 
daß Aufwendungen zum Zwecke der Kapitalbildung nicht 
abzugsfähig find. Iſt es auch richtig, daß Aufwendungen, welche 
nöthig find, um das beſtehende Stammpermögen zu 
ſichern und zu erhalten die Einkünfte mindern, jo kann doch der 
mit ſeinem Einkommen in Anſpruch Genommene nicht verlangen, 
daß derjenige Theil der Einkünfte, der dazu verwendet wird, 
neues Stammvermögen zu begründen, als Einkommen 
ausſcheidete. Von dieſem Standpunkte aus müſſen die 
jenigen Beträge, welche der Bekl. auf die von ihm ſelbſt 
genommenen Verſicherungen an Prämien aufwendet, als Auf 
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wendungen, welche das Einkommen mindern, außer Betracht 
bleiben. IV. C. S. i. S. Rehbach c. Rehbach vom 7. Juli 1902, 
Nr. 124/1902 IV. 

IV. Sonftige Preußiſche Landesgeſetze. 

Enteignungsgeſetz vom 11. Juni 1874. 

24. 88 16, 36. C. P. O. 8 260. 

Es ſtand rechtlich dem nichts im Wege, daß Kl., wie er 
es gethan hat, mit ſeiner auf einer Enteignungsentſchädigung 
gerichteten Klage, wegen Enteignung von 76 qm Bauland, die 
Klage auf Entſchädigung wegen Entziehung der Baufreiheit 
verband. § 260 der C. P. O. lautet ganz allgemein und der 
Umſtand, daß die Klage wegen der Enteignungsentſchädigung 
gewiſſe formale Vorausſetzungen hat, daß ihr nämlich und zwar 
auch nicht einmal immer (vergl. S 16 des Enteignungsgeſetzes 
vom 11. Juni 1874), ſondern nur in der Regel ein Ver⸗ 
waltungsverfahren voraufgehen muß, kann einen erſichtlichen 
Grund gegen dieſe Klageverbindung nicht abgeben. Die Prozeß- 
lage ſtellte ſich alſo ſehr einfach folgendermaßen dar: es war 
erſtens dem Kl. Entſchädigung für die im Mai 1874 erfolgte 
Entziehung der Baufreiheit und zweitens Entſchädigung für die 
bevorſtehende Entziehung des Eigenthums der 76 qm zu ge⸗ 
währen, wobei grundſätzlich dieſer letztere Werth nach dem Zeit- 
punkte des Erlaſſes des Entſchädigungsfeſtſtellungsbeſchluſſes zu 
beſtimmen war. Dem entſprechend hätten die Sachverſtändigen 
dahin mit Anweiſung verſehen werden ſollen, daß ſie jeden dieſer 
beiden Anſprüche beſonders abzuſchätzen hätten. Das iſt nicht 
geſchehen. Die Sachverſtändigen haben die Sache ſo behandelt, 
als ob dem Kl. Entſchädigung für die Entziehung des 
Eigenthums an Bauland im Jahre 1896 zu gewähren ſei. 
Jedenfalls erweiſt ſich im vorliegenden Falle die getrennte Be⸗ 
rechnung der beiden Anſprüche als nothwendig, nämlich erſtens 
deswegen, weil die Bekl. nicht zur Zahlung der für die Ent- 
ziehung des Eigenthums von ihr zu gewährenden Entſchädigung 
verurtheilt werden kann, im Hinblick darauf, daß die Enteignung 
noch nicht ſtattgefunden hat (§ 36 des Enteignungsgeſetzes) 
und zweitens, weil dem entſprechend auch die Zinſenfrage anders 
zu regeln iſt; denn die Verzinſung der Enteignungsentſchädigung 
kann nur nach Maßgabe des § 36 a. a. O. erfolgen, was aber 
die Verzinſung des anderen Entſchädigungsbetrages betrifft, ſo 
muß feſtgeftellt werden, von welchem Zeitpunkt an der Kl. eine 
beſtimmte Summe hierfür von der Bekl. gefordert hat; erſt von 
dieſem Zeitpunkt an war dieſe Forderung für die Bekl. fällig 
in dem Sinne, daß ſie zur Zahlung verbunden war. VII. C. S. 
i. S. Stadtgemeinde Berlin c. Verein der Waſſerfreunde vom 
11. Juli 1902, Nr. 166/1902 VII. 

Stempel ſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 

25. 8 26. Ä 

Zu den „Anſprüchen gegen den Landesfiskus in Betreff der 
Verpflichtung zur Entrichtung einer Stempelabgabe“, für die 
nach § 39 Abſ. 1 3.4 des Preußiſchen Aus führungsgeſetzes 
zum Gerichtsverfaſſungsgeſetze die Landgerichte ausſchließlich 
zuſtändig find, gehören auch die Zinſen aus einer zu Unrecht 
eingehobenen, demnächſt vom Zahlenden zurückgeforderten 
Stempelabgabe. In dieſem Sinne hat das R. G. ſchon wieder⸗ 
holt entſchieden. Vergl. Urtheile des IV. C. S. vom 21. April 
1892 — Entſch. Bd. 29 S. 237 — und vom 7. Februar 1901 
Nr. 342/00, und der jetzt erkennende Senat trägt kein Bedenken, 
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dem beizutreten. Wenn auch der Zinsforderung in manchen 
Beziehungen dem Kapital gegenüber ſelbſtſtändige Bedeutung 
zukommt, ſo iſt dies doch nur eine Selbſtſtändigkeit innerhalb 
des nämlichen Schuldverhältniſſes, durch die ihre Eigen⸗ 
ſchaft als Nebenforderung, als Zubehör der Hauptſchuld nicht 
beeinträchtigt wird. Auf Grund dieſes engen materiellen Zu⸗ 
ſammenhanges zwiſchen Kapital und Zinſen hat die Recht⸗ 
ſprechung der oberſten Gerichte ſtändig angenommen, daß, wenn 
für die Rückforderung einer Abgabe der Rechtsweg geſetzlich aus⸗ 
geſchloſſen iſt, auch Zinſen aus der Abgabe nicht im Rechtsweg 
gefordert werden können. Vergl. Erkenntniß des Gerichtshofes 
zur Entſcheidung der Kompetenzkonflikte vom 12. Dezember 1896 
(Juſtizminiſterialblatt 1897 S. 297) und die dort angeführten 
weiteren Urtheile. Was aber für den Rechtsweg überhaupt gilt, 
muß auch für die Beſchränkung deſſelben auf beſtimmte Gerichte 
gelten. Gemäß § 547 Nr. 2 der C. P. O. tft demnach die 
Reviſion ohne Rückficht auf den Werth des Beſchwerdegegen⸗ 
ſtandes zuläſſig. Das B. U. gründet fich ausſchließlich auf den 
aus den 88 843 bis 845 des A. L. R. Thl. 1 Tit. 11 ent⸗ 
nommenen Grundſatz, daß durch vorbehaltloſe Quittung über 
das geſchuldete Kapital auch die Verzugszinſen als erlaſſen 
anzuſehen ſind. Das B. G. erachtet dieſen Grundſatz auf die 
vorliegenden Falls nach dem 1. Januar 1900 erfolgte vorbehalt- 
loſe Quittung über das Kapital für anwendbar, weil das Schuld⸗ 
verhältniß bereits vor dem 1. Januar 1900 entſtanden war. 
Die Berufung des Vorderrichters auf Habicht, Einwirkung 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs, S. 161 — II. Aufl. S. 199 — 
iſt nicht überzeugend. Derſelbe Schriftſteller führt (S. 189 der 
II. Aufl.) aus: „Die mancherlei Vorſchriften des bisherigen 
Rechtes, in denen dieſes an gewiſſe äußere Vorgänge (Rückgabe 
des Schuldſcheins ꝛc.) die Vermuthung des Schulderlaſſes 
knüpfte, beſitzen für derartige Vorgänge, die ſich unter der 
Herrſchaft des Bürgerlichen Geſetzbuchs zugetragen haben, ihre 
bisherige geſetzliche Kraft nicht mehr, ſondern die Bedeutung 
eines ſolchen Vorganges iſt alsdann nach den Umſtänden des 
Falles zu beurtheilen“. Hiernach ſollte man erwarten, daß 
Habicht in Bezug auf die Wirkung einer vorbehaltloſen Quittung 
zu der gleichen Anſicht käme; warum er hier eine andere Meinung 
vertritt, iſt nicht erſichtlich. Wie aber bereits ausgeführt, iſt 
auch der Anſpruch auf Verzugs (Prozeß-) Zinſen von einer 
unrechtmäßig erhobenen Stempelabgabe ein Anſpruch in Betreff 
der Entrichtung einer Stempelabgabe. Die für den Stempel ⸗ 
hauptbetrag geltenden, die Zuläſſigkeit des Rechtsweges be⸗ 
treffenden beſonderen geſetzlichen Beſtimmungen gelten auch für 
dieſe Zinſen. Daraus folgt, daß, wenn das Geſetz den Rechtsweg 
in Beziehung auf die Entrichtung einer Stempelabgabe nur 
unter gewiſſen zeitlichen Beſchränkungen eröffnet, dieſe Be⸗ 
ſchränkungen in gleicher Weiſe für die Forderung von als 
Stempelabgabe zu behandelnden Zinſen maßgebend find. Schreibt 
das Geſetz vor, daß die Klage wegen der Rückforderung eines 
Stempels binnen einer gewiſſen, kurz bemefjenen Friſt bei Ver⸗ 
luſt des Klagerechts zu erheben ſei, ſo umfaßt dieſe Friſt auch 
den Stempel, ſofern er in der Form von Zinſen ſtreitig wird. 
Der geſetzgeberiſche Grund, die Staatseinnahmen vor Anfechtung 
durch Setzung einer kurzen Verjährungsfriſt ſicher zu ſtellen, 
trifft ebenſo die Zinſen, die der Fiskus von einem zu Unrecht 
eingezogenen Stempelbetrage zahlen ſoll. Hiernach findet der 
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8 26 des Stempelſteuergeſetzes vom 31. Juli 1895 auch auf 
die Forderung von Stempelverzugszinſen Anwendung. Inſoweit 
bleiben die Normen des bürgerlichen Rechtes außer Betracht. 
Der Art. 104 des. E. G. zum B. G. B. läßt ausdrücklich die 
landesgeſetzlichen Vorſchriften über den Anſpruch auf Rüd- 
erſtattung mit Unrecht erhobener öffentlicher Abgaben unberührt. 
Wollten daher die Kläger außer der Stempelſumme ſelbſt Zinſen 
fordern, fo mußten fie den Rechtsweg auch in Beziehung auf 
dieſen Anſpruch innerhalb der durch den § 26 Satz 2 des 
Stempelgeſetzes geſetzten ſechsmonatlichen Friſt beſchreiten. Von 
einer Unterbrechung der Verjährung durch Anſtellung der Klage 
auf das Kapital kann bei dieſer Auslegung des § 26 des 
Stempelgeſetzes keine Rede ſein. VII. C. S. i. S. Bergwerks⸗ 
geſellſchaft v. Gieſches Erben c. Preußiſcher Steuerfiskus vom 
13. Juni 1902, Nr. 198/1902 VII. 8. 8. 


Litteratur und Zeitſchriften. 


| Littteratur-Beſprechung. 
Beiträge zur Aetiologie der Psycho pathia 
sexualis. Von Dr. med. Iwan Bloch. I. Theil. 
Dresden 1902. 254 S. Preis ? 


Ohne ein ſog. laudator temporis acti ſein und die gute 
alte Zeit ſittlich idealifiren zu wollen, kann man ſich dem Eindruck 
nicht verſchließen, daß eine Entartung, die für unſere Volkskraft 
in einer durch die Kulturgeſchichte des Alterthums warnungsvoll 
befiegelten Gefahr liegt und die Lebenskraft ſo mancher einſt that⸗ 
kräftigen Völker des Orients untergraben hat, ſeit mehr als einem 
Jahrzehnt auch in gewifſen Kreifen unſerer mitteleuropäifchen Kultur 
immer bedrohlichere Symptome zeitigt. Es würde weit führen, 
wollte man auf die Urſachen dieſer Entartung, für die vielleicht 
in erſter Linie der geſteigerte Weltverkehr und eine durch ihn ge⸗ 
foͤrderte unvortheilhafte Raſſenmiſchung (v. Gobineau) in Frage 
kommt, genauer einzugehen. Die Hauptſache iſt, keine unzeitige 
Nachſichtigkeit zuzulaſſen gegenüber Beſtrebungen, die das Leben 
an feinem Urſprung vergiften, und die bereits in der fog. „Seht- 
zeit“ unter Namen, wie Homoſexualismus ober jeruelle 
Zwiſchenſtufen litterariſch mit einer Schamloſigkeit das Haupt 
zu erheben wagen, die ſelbſt dem entarteten Alterthum fremd 
geweſen zu fein ſcheint, obwohl ſchon der Apoſtel Paulus 
(Römer I. 24 ff.) ihre Widernatürlichkeit als eine der ſchlimmſten 
Früchte der verfallenden heidniſchen Civiliſation kennzeichnen mußte. 
Ein durch falſche Philoſophaſterei großgezogener ſittlicher Latitudi⸗ 
narismus, der auf eine Umwerthung aller fittlichen Werthe hin⸗ 
zielt und das bekannte comprendre c'est excuser praktiſch 
mißbraucht, hat es bekanntlich ſchon erreicht, daß unter der 
Flagge „humanitärer Aufklärung“ eine, dem deutſchen Volke 
glücklicherweiſe noch ganz unverſtändliche Agitation für Be⸗ 
ſeitigung des 8 176 aus dem Strafgeſetzbuch gerade in den 
ſog. Kreiſen der höheren Bildung mit zahlreichen Petitionen 
und Schriften Propaganda zu machen wagt; die litterariſche 
Zigeunerhalbwelt der „Modernſten“ unterſtützt dieſe bedenklichen 
Beſtrebungen durch immer zahlreicher werdende unſaubere Pro⸗ 
dukte, die ſich oft zu halben Dutzenden in den Schaufenſtern 
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mancher Buchhandlungen breit machen. Der Juriſt hat hier 
zugleich mit einer Denkrichtung zu rechnen, die die Grundlage 
ſeines Amtes, die Verantwortlichkeit durch den im Gefolge eines 
großentheils mißverſtandenen Determinismus untergräbt; auf 
keinem Gebiete der Strafrechtswiſſenſchaft hat der VPerſuch, 
verbrecheriſche Neigungen als Folgezuſtände angeborener fehler- 
hafter Veranlagung zu entſchuldigen, vielleicht mehr Unter⸗ 
ſtützung bei einzelnen mediziniſchen und ſelbſt theoretiſch⸗ 
juriſtiſchen Autoritäten gefunden, als auf dem hier fraglichen 
der Sexualverbrechen. Die vorliegende Schrift, die von 
einer pſychiatriſchen Autorität, wie Profeſſor Eulenburg, nicht 
nur dem Arzte, ſondern vor Allem auch dem Richter und Rechts⸗ 
lehrer ſowie jedem zur Geſetzgebung und Geſetzesausübung 
Berufenen eindringlich empfohlen wird, iſt als ein ernſter 
wiſſenſchaftlicher Vorſtoß eines mit dieſem dunklen Gebiet der 
menſchlichen Sittlichkeit oder vielmehr Unfittlichkeit berufsmäßig 
vertrauten Fachgelehrten gegen dieſe gefährliche Zeitſtroͤmung 
gründlicher Beachtung werth. | | 
Die Lehre vom „Angeborenſein“ der ſexuellen Perverfitäten, 
zumal der Homoſexualität iſt dieſer gründlichen Forſchung 
gegenüber nicht als haltbar, zu bezeichnen, zum Mindeſten muß 
fie erheblich eingeſchränkt werden. „Wir Aerzte“, ſchreibt Eulen⸗ 
burg in ſeiner Vorrede, — und ich füge hinzu, auch wir 
Juriſten — „find wahrlich die Letzten, um ihr eine Thräne 
nachzuweinen; denn wenn wir es mit erworbenen, und zwar 
zumeiſt auf Grund äußerer occafioneller Veranlaſſung erworbenen 
oder durch die Verhältniſſe künſtlich gezüchteten 
Uebeln zu thun haben, werden wir uns weit mehr als bisher 
in der Lage fühlen, ihnen curativ und vor Allem präventiv 
prophylaktiſch entgegenzutreten“ Daß eine Beſeitigung der 
beſtehenden Strafbeſtimmungen geradezu das Gegentheil be⸗ 
deuten würde, iſt ſonnenklar. Der Verfaſſer ſchließt mit 
Worten eines berühmten Nervenarztes (Möbius), die eine über 
das beſondere Gebiet hinausreichende goldene Wahrheit ent⸗ 
halten: „Wenn die Verbrecher als Defektmenſchen, als Entartete 
bezeichnet werden, ſo hoͤrt man den Einwurf, das heiße Moral 
und Recht bekämpfen, denn wenn es ſo wäre, ſo müßten die 
Verbrecher nicht beſtraft, ſondern als Kranke behandelt werden. 
Das iſt zum Theil Mißverſtändniß, zum Theil Wortſtreit. Daß 
das Verhalten des Wolfes aus feiner Organifation hervorgeht, 
bezweifelt kein Menſch; man nimmt die Thiere wie fie find und 
behandelt ſie darnach. So unbefangen ſollten wir auch den 
Menſchen gegenüber ſein. Die Verbrechen ſollen nach Möglich⸗ 
keit verhütet werden. — Es iſt eine ganz verkehrte Auffaſſung, 
als wirkte das Strafgeſetz nicht abſchreckend auf die ver⸗ 
brecheriſchen Naturen. — Natürlich muß auf die That die 
Strafe folgen, denn ein Strafgeſetz ohne Strafe wäre Unfinn. 
Der Entartete, ſofern er nicht geiſteskrank im Sinne 
des Geſetzes iſt, muß die Folgen ſeiner That tragen, 
wie jeder andere. Das Neue, was man verlangen muß, iſt 
nur, daß die Strafe zweckmäßig ſei. Sieht man in ihr ein 
nothwendiges Uebel zur Zurückdrängung ſchlechter Triebe einer⸗ 
ſeits, zum Schutze der Geſellſchaft andererſeits, ſo wird man 
Feſtigkeit ohne Grauſamkeit erlangen und die Strafmittel, die 
den relativ beſten Erfolg verſprechen.“ Vielleicht dürfte doch eine 
weniger „human“ angekränkelte Zeit einmal für die hier frag⸗ 
lichen Verbrechen zu den Strafmitteln greifen, die u. A. ein ſo 
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geiſtvoller Schriftſteller wie de Lapouge in feinen Selections 
sociales, S. 322 ff., dafür in Vorſchlag gebracht hat. 

Ein beſonderes Verdienft des Verfaſſers iſt es auch, auf 
die künſtliche Züchtung der hier fraglichen verbrecheriſchen 
Neigungen durch die obſcoͤne Litteratur hingewieſen zu haben; 
ſeine Forſchungen ſind daher auch für die in der lex Heintze 
aufgerollten und ungeachtet des gegen dieſe ſeiner Zeit ent- 
feſſelten Entrüſtungsſturms noch nicht für immer erledigte geſetz⸗ 
geberiſche Frage von größter Bedeutung. L. K. 


Perſonal⸗Veränderungen. 


Zulaſſungen. 

Rechtsanwalt Wilhelm Sauerwein in Neubranden⸗ 
burg beim Landgericht Neuſtrelit; — Gerichtsaſſeſſor Peter 
Wilhelm Prillen beim Amtsgericht Vierſen; — Rechts⸗ 
anwalt Ludwig Zoeller beim Landgericht Zweibrücken; — 
Gerichtsaſſeſſor Eduard Kunze beim Amtsgericht Eddelak; — 
Rechtsanwalt Friedrich Koller beim Landgericht Augsburg; — 
Rechtsanwalt Dr. Willy Abrahamſohn beim Landgericht I 
Berlin; — Rechtsanwalt Dr. Roſenbaum beim Landgericht 
und Amtsgericht Danzig; — Rechtsanwalt Dr. jur. Joſeph 
Enders beim Amtsgericht Warendorf; — Rechtsanwalt Paul 
Kraemer beim Landgericht und Amtsgericht Worms; — Ge⸗ 
richtsaſſeſſor Dr. jur. Hans Häͤähn beim Landgericht Braun- 
ſchweig; — Rechtsanwalt Ernſt Rodewald beim Landgericht 
Dortmund; — Rechtsanwalt Ado Waldemar Bienert in Lübeck 
beim Hanſeatiſchen Oberlandesgericht Hamburg; — gepr. Rechts⸗ 
praktikant Chlodwig v. Peritzhoff beim Landgericht Kempten; — 
Rechtsanwalt Juſtizrath Eugen Wronka beim Amtsgericht 
Oſterode, Oſtpr.; — gepr. Rechtspraktikant Eduard Leitner 
beim Landgericht Schweinfurt; — Rechtsanwalt Franz Koll⸗ 
mayr beim Landgericht Straubing; — Rechtsanwalt Dr. Robert 
Goldſchmitt beim Landgericht München II; — Rechtsanwalt 
Dr. Karl Faber beim Landgericht München I; — Rechtsanwalt 
Hermann Jäger beim Amtsgericht Bensheim; — Oberbürger- 
meiſter a. D. Dr. Paul Kohli beim Landgericht Koblenz; — 
Rechtsanwalt Georg Boenheim beim Amtsgericht in Soldau; 
— Rechtsanwalt Franz Zitzlaff in Bramſche beim Amtsgericht 
Malgarten; — Rechtsanwalt Dr. Ferdinand v. Zuccalmaglio 
beim Landgericht Mannheim; — Rechtsanwalt Eduard Paul 
Nietzſchmann beim Amtsgericht Stollberg und beim Landgericht 
Chemnitz; — Gerichtsaſſeſſor Dr. Paul Schlotter beim Land⸗ 
gericht Gera; — Bürgermeiſter Ottomar Mannſchatz beim Amts⸗ 
gericht Radeburg; — fr. Rechtsanwalt Dr. Otto Zimmer beim 
Landgericht I Berlin; — Rechtsanwalt Johannes Granier beim 
Amtsgericht 1 Berlin; — Rechtsanwalt Philipp Meintzinger 
beim Landgericht Mainz; — gepr. Rechtspraktikant Alfred 
Bauer beim Landgericht München I; — Rechtsanwalt Ernſt 
Caro beim Kammergericht Berlin; — Rechtsanwalt Roland 
Behrend beim Hanſeatiſchen Oberlandesgericht, beim Land⸗ 
gericht und Amtsgericht Hamburg; — Rechtsanwalt Böttrich 
beim Amtsgericht Naumburg a. S.; — Rechtsanwalt Paul 
Steinitz beim Amtsgericht Rosenberg, O.⸗S.; — Rechtsanwalt 
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Siegfried Kuntz beim Amtsgericht Birnbaum; — Rechtsanwalt 
Ernſt Steinfeld beim Amtsgericht Kattowitz; — Gerichts⸗ 
aſſeſſor Wilhelm Böttricht beim Landgericht Naumburg a. S.; 
— Rechtsanwalt Weiß beim Amtsgericht Hagenau und beim 
Landgericht Straßburg i. E.; — Rechtsanwalt Dr. Leo Selbiger 
beim Landgericht I Berlin; — Rechtsanwalt Ottomar Mann: 
ſchatz in Radeburg beim Landgericht Dresden; — Rechtsanwalt 
Reinhard Auguſt Utermarck beim Landgericht Hamburg; — 
Rechtsanwalt Dr. jur. Johann Friedrich Georg Hirſchfeld 
beim Landgericht und Amtsgericht Bremen; — Rechtsanwalt 
Dr. jur. Johannes Chriſtian Ferdinand Dreier beim Land⸗ 
gericht und Amtsgericht Bremen; — Rechtsanwalt Benjamin 
Roth beim Oberlandesgericht Frankfurt a. M.; — Gerichts- 

aſſeſſor Karl Hartmann beim Landgericht Gera; — Rechts⸗ 

auwalt Dr. Franz Emil Jaques beim Hanſeatiſchen Ober. 

landesgericht, beim Landgericht und Amtsgericht Hamburg. 


Löſchungen. 

Rechtsanwalt Fränkel beim Amtsgericht Koͤnigshütte; 
— Rechtsanwalt Steinfeld beim Amtsgericht Lublinitz; — 
Rechtsanwalt, Notar und Juſtizrath Siegmund Meyer beim 
Landgericht I Berlin; — Rechtsanwalt Hans Keppel beim 
Amtsgericht Erlangen; — Rechtsanwalt Boenheim beim 
Amtsgericht Osterode (Oſtpr.); — Rechtsanwalt Joſ. Leonhard 
Rodel beim Landgericht Neuburg a. D.; — Rechtsanwalt und 
Juſtizrath G. von Paſchkowsky in Tondern beim Landgericht 
Flensburg; — Rechtsanwalt Max Keller beim Amtsgericht 
Nürtingen; — Rechtsanwalt Eugen Wronka beim Amtsgericht 
Soldau; — Rechtsanwalt Dr. Karl Faber beim Landgericht 
München II; — Rechtsanwalt und Advokat Juſtizrath Eduard 
Medicus beim Landgericht Würzburg; — Rechtsanwalt 
Dr. Friedrich Kübel beim Landgericht Bayreuth; — Rechts- 
anwalt Philipp Jakob Bayer in Donauwörth beim Land⸗ 
gericht Neuburg a. D.; — Rechtsanwalt Walter Hermann 
beim Amtsgericht Torgau; — Rechtsanwalt Dr. Iſidor Joſeph 
beim Hanſeatiſchen Oberlandesgericht, beim Landgericht und 
Amtsgericht Hamburg; — Rechtsanwalt Max Schweizer beim 
Landgericht Nürnberg; — Rechtsanwalt Ernſt Caro beim 
Landgericht 1 Berlin; — Rechtsanwalt Dr. Bücklers beim 
Amtsgericht Grevenbroich; — Rechtsanwalt, Geh. Juſtizrath 
Fromme in Seehauſen i. A. beim Landgericht Stendal; — 
Rechtsanwalt Theodor Diefenbach beim Landgericht Stutt⸗ 
gart; — Rechtsanwalt Wilhelm Carl Ernſt Lange beim Amts- 
gericht Grimma; — Rechtsanwalt Dr. Anton Schlecht beim 
Landgericht Augsburg; — Rechtsanwalt Dr. Ludwig Edmund 
Göhring beim Landgericht Leipzig; — Rechtsanwalt Wetzel 
beim Landgericht Tübingen; — Rechtsanwalt Dr. Richard Karl 
Ludwig Hultzſch in Dippoldiswalde beim Landgericht Freiberg 
und beim Amtsgericht Dippoldiswalde; — Rechtsanwalt 
Juſtizrath Dr. Krantz beim Reichsgericht Leipzig; — Rechts⸗ 
anwalt Simon beim Landgericht und Amtsgericht Calw; — 
Rechtsanwalt Wilhelm Karl Ernſt Lange in Versmold beim 
Landgericht Leipzig; — Rechtsanwalt Juſtizrath Renſch beim 
Landgericht Magdeburg; — Rechtsanwalt Ernſt Michaelis 
beim Amtsgericht Sangerhauſen; — Rechtsanwalt Oswald 
Wagner beim Landgericht Nürnberg. 


Für die Redaktion verantwortlich: Rechtsanwalt Dr. L. Kuhlenbeck in Jena. Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin 8. 14. 


Dieſer Nummer liegt bei: Beilage 11 der Juriſtiſchen Wochenſchrift. 
Die nächſte Nummer erſcheint am 16. September 1902. 


261 


Beilage 11 der Zuriſtiſchen n.. 


NE 55 und 56 vom 15. Auguſt 1902. 


Urtheile und Beſchlüſſe des Reichsgerichts zum Bürgerlichen Geſetzbuch 


und zum Einführungsgeſetz. 


181. 


Zu Art. 170 des Einf. Geſ. zum B. G. B. 


Zu § 150 Abſ. 2 des B. G. B. 

Urtheil des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Schöttle 
& Schuſter c. Keul & Co. vom 4. Juli 1902, 
Nr. 125/1902 II. 

Vorinſtanz: O. L. G. Colmar. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Es unterliegt keinem Bedenken, daß die Frage, ob der 
unter der Herrſchaft des alten Rechts abgeſchloſſene ſtreitige 
Lieferungsvertrag als Handels geſchäft zu betrachten iſt, gemäß 
Art. 170 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
nach den Beſtimmungen des Handelsgeſetzbuchs alter Faſſung zu 
beurtheilen iſt. Aber das Berufungsgericht hat auch angenommen, 
daß dieſer Lieferungsvertrag durch eine im Jahre 1900 zu Stande 
gekommene Uebereinkunft der Parteien, alſo durch einen neuen 
Vertrag aufgelöſt worden ſei, auf welchen letzteren ſich der hervor⸗ 
gehobene Satz des Berufungsurtheils ebenfalls zu beziehen ſcheint. 
Bezüglich dieſes Auflöfungdvertrages kann aber dieſe An⸗ 
nahme des Berufungsgerichts, daß derſelbe ebenfalls nach dem 
Rechte des code civil zu beurtheilen ſei, nicht als zutreffend 
erachtet werden; denn derſelbe ſtellt ſich als ein das Erloͤſchen 
der beiderſeitigen Rechte und Verbindlichkeiten aus dem Lieferungs⸗ 
vertrage bezweckendes ſelbſtſtändiges Rechtsgeſchäft, als 
ein gegenſeitiger Erlaßvertrag dar, der, da zur Zeit ſeines an⸗ 
geblichen Abſchluſſes das Bürgerliche Geſetzbuch bereits galt, 
jedenfalls bezüglich der hier zunächſt in Betracht kommenden 
Frage des Abſchluſſes nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch ($ 397) 
zu beurtheilen iſt, wie ſich dies aus den Motiven zu Artikel 103 
des Entwurfs des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buch (jetzt Artikel 170) und den Protokollen der 2. Kommiſſion 
Bd. 6 S. 493 ff.) ergiebt. (Vergl. Entſch. des R. G. Bd. 48 
S. 18 ff.) 

Nach § 150 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs gilt die 
Annahme eines Antrages zu einem Vertrage unter Erweiterungen, 
Einſchränkungen oder ſonſtigen Aenderungen als Ablehnung ver⸗ 
bunden mit einem neuen Antrage. Die von dem Berufungs- 
gerichte feſtgeſtellte, nur unter dem Vorbehalte des gleich- 
zeitig in der Klage geltend gemachten Entſchädigungs⸗ 
anſpruchs erfolgte Einwilligung der Klägerin in die von der 
Beklagten gewünſchte Vertragsauflöſung erſcheint aber als An⸗ 
nahme unter einer ſehr weſentlichen Aenderung des von der 
Beklagten gemachten Vorſchlags; denn der letztere ging dahin, 
den Lieferungsvertrag, ſoweit er noch nicht vollzogen war, 
ſchlechthin, alſo unter Ausſchluß aller beiderſeitigen Ent⸗ 
ſchädigungsanſprüche wegen der Auflöſung oder Niht-Erfüllung, 


aufzulöjen. Indem nun die Klägerin ſich nach der Feſtſtellung 
des Berufungsgerichts zwar mit der Auflöſung, nicht aber mit 
dem Ausſchluß der ihr nach ihrer Meinung deshalb zuſtehenden 
Entſchädigungsanſprüche einverſtanden erklärte, letztere vielmehr 
gleichzeitig ausdrücklich geltend machte, hat fie den ihr geſtellten 
Antrag in einem ſehr weſentlichen Punkte abgeändert, ſomit nach 
§ 150 Abſ. 2 eit. den ihr von der Beklagten geſtellten Antrag 
abgelehnt und einen neuen Antrag geſtellt. 


182. 

Welches Recht gilt im Falle ſolcher Delikte, die 
vor dem B. G. B. begonnen, aber ihre Wirkung 
auch nachher fortgeſetzt haben? 

Urtheil des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Klauß 
c. Opitz vom 3. Juli 1902, Nr. 126/1902 VI. 
Vorinſtanz: O. L. G. Stettin. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Die Beklagte erachtete ſich zur Zahlung des Mieths⸗ 
zinſes nicht für verpflichtet, weil der ihr vermiethete Laden in 
Folge eines Brandes während dreier Monate unbrauchbar geweſen 
ſei und dieſer Brand durch die ſchlechte Beſchaffenheit des von 
dem Kläger geſtellten Ofens verurſacht ſei. 

Daneben erhob die Beklagte Schadenserſatzanſprüche 
namentlich wegen dem Kläger zur Laſt gelegter Vernachläſſigung 
eines Polizeigeſetzes. 


Aus den Entſcheidungsgründen. 


Die Uebertretung bildet ein Dauerdelikt. Sie begann unter 
der Herrſchaft des Allgemeinen Landrechts und ſetzte ſich nach 
dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuches über den Zeit⸗ 
punkt der Einführung deſſelben fort. Der Erfolg, die Be⸗ 
ſchädigung der Beklagten, trat aber erſt nach dem Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs ein. 

Darüber, welches Recht maßgebend ſein ſolle, wenn eine 
unerlaubte Handlung zwar vor dem Inkrafttreten des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs begangen worden, der Erfolg aber erſt unter 
der Herrſchaft des letzteren eingetreten iſt, findet ſich keine aus⸗ 
drückliche Beſtimmung. 

Zu unterſcheiden iſt zwiſchen Handlungen und Unterlaſſungen, 
die an ſich ſchon eine Rechtsverletzung des Beſchädigten begründen 
wie z. B. Ertheilung eines falſchen Rathes, vorzeitige Löſchung 
einer Hypothek, — bei denen der Erfolg erſt die Tragweite der 
Schädigung beſtimmt — und ſolchen, bei denen der Erfolg erſt 
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ein Schuldverhältniß begründet. — Che nicht der Funke gezündet, 
ſteht die unerlaubte Handlung der Nichtbeachtung baupolizeilicher 
Vorſchriften in keiner civilrechtlichen Beziehung zur Beklagten. 
Es beſteht vorher kein Schuldverhältniß. § 25 Theil I Titel 6 


ſtellt kraft einer geſetzlichen Präſumtion einen Zuſammenhang 


zwiſchen zwei Thatbeſtänden, a. der unerlaubten Handlung und 
b. dem elementaren Ereigniſſe des Feuerfangens her. An ſich 
erſtreckt ſich das Geſetz nicht auf Thatbeſtände, die nicht unter 
ſeine zeitliche Herrſchaft fallen. Fällt das Ereigniß des Feuer⸗ 
fangens b außer dieſer Zeit hinaus, jo kann auch dieſe Ver⸗ 
knüpfung der unerlaubten Handlung (a) mit dem elementaren 
Ereigniſſe (b) nicht mehr ſtattfinden. Die Anwendung des § 25 
Theil I Titel 6 des Allgemeinen Landrechts erſcheint ſomit 
rechtsirrthümlich. 


183. 
Zu 88 119 Abſ. 1, 439 Abſ. 4, 460 Satz 1 
des B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Gottſchalck 
c. Semler u. Gen. vom 12. Juli 1902, Nr. 161/1902 V. 


Vorinſtanz: O. L. G. Hamburg. 


Zurückweiſung der Revifion. 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob es ſich um einen Mangel 
im Rechte oder um einen Sachmangel handelt; denn in beiden 
Fällen befreit die Kenntniß des Käufers den Verkäufer von der 
Vertretungspflicht (Bürgerliches Geſetzbuch § 439 Abſ. 1, § 460 
Satz 1) und zwar auch dann, wenn er den Fehler verſchwiegen 
haben ſollte. Die notarielle Beurkundung des Vertrags hat am 
29. Juni 1900 ſtattgefunden, während der Kläger nach der 
Feſtſtellung des Berufungsrichters ſchon am Tage vorher die 
Kenntniß erlangt hatte. Der Kläger möchte freilich das ent— 
ſcheidende Gewicht auf den am 26. Juni 1900 erfolgten münd⸗ 
lichen Abſchluß gelegt wiſſen; allein das mündliche Abkommen 
war nach § 313 Satz 1, $ 125 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
nichtig. Abgeſchloſſen im Sinne der $$ 439, 460 war der 
Kauf erſt mit der notariellen Beurkundung. Auch die Be⸗ 
hauptung des Klägers, daß er durch eine Aeußerung des Mit- 
beklagten B. in den Irrthum verſetzt worden ſei, der mündliche 
Abſchluß ſei bindend, vermag nicht zu einer dem Kläger 
günſtigen Entſcheidung zu führen. Denn nach § 119 Abſ. 1 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs wird dem Irrthume Schutz nur 
gewährt, wenn der Erklärende bei der Abgabe der Willens 
erklärung über deren Inhalt irrte oder wenn er eine Erklärung 
dieſes Inhalts überhaupt nicht abgeben wollte. Er will geglaubt 
haben, auf Grund der mündlichen Abmachung zum Mitwirken 
bei der notariellen Beurkundung verpflichtet geweſen zu ſein. 
Einen ſolchen Irrthum ſchützt das Bürgerliche Geſetzbuch aber 
nicht (vergl. auch Hölder, Anm. 9 zu § 119 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs). Selbſt wenn aber ein geſchützter Irrthum vor» 
läge, würde Kläger vielleicht zur Anfechtung des Kaufvertrags 
(§ 119 Abſ. 1), nicht aber zur Geltendmachung eines Min- 
derungs⸗ oder Entſchädigungsanſpruchs berechtigt fein. 
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88 133, 157, 168 Satz 2 des B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts I. C. S. i. S. Carſtens 
c. Winter vom 28. Juni 1902, Nr. 86/1902 J. 
Vorinſtanz: O. L. G. Kiel. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Aus § 168 Satz 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs folgt 
weiter nichts, als daß ausnahmsweiſe die Ermächtigung zu 
einem Handeln durch Vollmacht ſo ertheilt werden kann, daß 
dies Handeln als ein dem Bevollmächtigten willkürlich nicht 
entziehbares Recht erſcheint. So kann ſich die Vollmacht in 
den Fällen geſtalten, wo ſie dem Bevollmächtigten im eigenen 
oder im Intereſſe eines Dritten, nicht in dem des Machtgebers, 
ertheilt wird, der Schuldner dem Gläubiger zu deſſen Be⸗ 
friedigung Vollmacht zum Verkauf oder zur Einziehung von 
Forderungen, oder der Schenker dem Beſchenkten zur Aus- 
führung der Schenkung Vollmacht zur Einziehung von For⸗ 
derungen giebt, oder der Schuldner auf Verlangen und im 
Intereſſe der Gläubiger einen Dritten als Treuhänder mit der 
Vollmacht zu gewiſſen Dispoſitionen beſtellt. 

Ob eine Vollmacht des Inhalts nach eigenem Befinden 
eine Geſellſchaft zur Auflöſung zu bringen und über den 
Geſchäftsantheil eines Geſellſchafters ohne oder gegen deſſen 
Willen zu verfügen, als gegen die guten Sitten verſtoßend 
anzuſehen iſt, weil ſie die Geſellſchaft und die Geſellſchafter in 
unzuläſſiger Weiſe dem Willen eines Dritten unterwirft, kann 
auf ſich beruhen. Der Generalvollmacht vom 14. März 1901 
kann weder nach ihrem Wortlaut noch nach der durch Treu und 
Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte gebotenen Auslegung 
ein ſo weit gehender Inhalt beigelegt werden. §§ 133, 157 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs. 
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Zu $$ 141, 705 ff. des B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts I. C. S. i. S. Krahmers 
Konkursmaſſe e. Brauerei Heureka, Kommandit- 
geſellſchaft Oskar Küßner & Co. vom 12. Juli 1902, 
Nr. 104/1902 J. 
Vorinſtanz: Kammergericht Berlin. 


Aufhebung und Aenderung des landgerichtlichen Urtheils. 

Die offene Handelsgeſellſchaft und die Kommanditgeſellſchaft 
ſchließen ſich inſoweit der Geſellſchaft des Bürgerlichen Rechts 
an, als fie alle einen Geſellſchaftsvertrag unter beſtimmten Ge⸗ 
ſellſchaftern erfordern. Soll daher ein neuer Geſellſchafter einer 
bereits beſtehenden Geſellſchaft beitreten, ſo muß dies unter 
ſämmtlichen Betheiligten vereinbart werden, ſonſt iſt der Ver⸗ 
trag nicht rechtswirkſam. (Wird weiter ausgeführt.) 

Zwar haben die Kommanditiſten in der Berufungsinſtanz 
ihren Beitritt zu dem Vertrage erklärt, aber dieſer Beitritt konnte 
für ſich allein dem nichtigen Geſchäfte nicht zur Rechtswirkſamkeit 
verhelfen. Vielmehr war nach § 141 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs weiterhin die Beſtätigung Seitens der anderen beiden 
Betheiligten, insbeſondere des Beklagten, des neu aufzunehmenden 
Geſellſchafters, welcher ſie verſagt hat, erforderlich. 
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Zu § 276 des B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Bauer 
c. Hofmann vom 7. Juli 1902, Nr. 131/1902 VI. 


Vorinſtanz: O. L. G. Karlsruhe. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Nach § 276 des Bürgerlichen Geſetzbuchs handelt fahr- 
löſſig, wer die im Verkehr erforderliche Sorgfalt außer Acht 
läßt. Es iſt daher im Einzelfalle zu prüfen, welche Sorgfalt 
derjenige Verkehr, welcher bei dem Verhältniß, um das es ſich 
handelt, in Betracht kommt, erfordert. Vorliegenden Falls 
hätte mithin geprüft werden müſſen, ob der Beklagte die 
Sorgfalt eines ordentlichen Jägers verletzt hat, und 
dazu gaben die Beweisergebniſſe hinreichenden Stoff. Statt 
deſſen hat das Berufungsgericht einen abſtrakten Maßſtab an 
die Handlungsweiſe des Beklagten gelegt und iſt hierbei zur 
Unterſtellung von Möglichkeiten gelangt, die jeder thatſächlichen 
Grundlage in dem feſtgeſtellten Sachverhalt entbehren. 
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Zu 58 311, 812, 985 des B. G. B. 
Wechſelordnung $ 39. 


Urtheil des Reichsgerichts I. C. S. i. S. Schümann 
c. Steffens vom 5. Juli 1902, Nr. 96/1902 J. 


Vorinſtanz: Kammergericht Berlin. 


Zurückweiſung der Revifion. 

Wenn auch die freiwillige Herausgabe der Wechſelurkunde 
an den Wechſelſchuldner im Hinblick auf Wechſelordnung Art. 39 
und Bürgerlichen Geſetzbuchs § 311 die Vermuthung begründet, 
daß die Wechſelſchuld getilgt ſei, ſo kann dieſe Vermuthung 
doch durch Gegenbeweis entkräftet werden. Steht aber dem 
Gläubiger, der dem Schuldner den Wechſelbrief verſehentlich 
ausgehändigt hat, auf Grund der §§ 812, 985 Bürgerlichen 
Geſetzbuchs gegen dieſen ein Anſpruch auf Herausgabe des 
Wechſels zu, ſo würde es ein leerer Formalismus ſein, den 
Glaͤubiger nöthigen zu wollen, vorab dieſe Klage durchzuführen, 
um dann nach der Zwangsvollſtreckung in einem zweiten Pro⸗ 
zeſſe den Anſpruch aus dem Wechſel zu erheben. In derartigen 
Fällen kann der Gläubiger vielmehr unmittelbar, auch ohne im 
Beſitze des Wechſels zu fein, im ordentlichen Verfahren auf 
Berichtigung der Wechſelſchuld klagen. Dies hat ſeiner Zeit 
das Reichsoberhandelsgericht (Entſch. Bd. 3 S. 9, Bd. 10 S. 154) 
angenommen, und es iſt dies auch nach dem jetzt geltenden 
Rechte unbedenklich. 

Für eine derartige Klage aber gehört es zur Sach⸗ 
legitimation des Klägers, daß ihm der Anſpruch auf Heraus- 
gabe des Wechſels — der hier die eigene körperliche Innehabung 
der Urkunde erſetzt — zur Seite ſteht. 
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Zu 8 326 des B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Müller 
c. Mannheim vom 28. Juni 1902, Nr. 85/1902 V. 


Vo rinſtanz: O. L. G. Breslau. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Nachdem der Kläger mit der Thatſache herausgerückt war, 
daß er wegen (angeblichen) Verzugs des Beklagten mit der 
Entgegennahme der Auflaffung gemäß § 326 Bürgerliches Geſetz⸗ 
buch dem Beklagten unter Setzung einer Nachfriſt erklärt hat, er 
werde nach Ablauf der Friſt die Erfüllung nicht mehr annehmen, 
vielmehr Schadenserſatz wegen Nichterfüllung fordern und die 
Friſt nach den eigenen Angaben des Klägers fruchtlos verſtrichen 
war, iſt damit der Anſpruch des Klägers auf Vertragserfüllung 
endgültig verloren gegangen (Bürgerliches Geſetzbuch § 326 
Abſ. 1 Satz 2). 

Er hat durch die anderweite Veräußerung der beiden Par⸗ 
zellen die ihm obliegende Leiſtung (die Auflaſſung an den Be⸗ 
klagten) theilweiſe unmöglich gemacht. Er leugnet das zwar 
weil er die Parzellen ja zurückerwerben könne, aber dieſer 
Hinweis reicht zu dem Nachweiſe, daß die zur Zeit vorliegende 
ſubjektive Unmöglichkeit beſeitigt werden könne, nicht aus, viel⸗ 
mehr hätte es dazu der Behauptung bedurft, daß der jetzige 
Eigenthümer zur Rüdauflaffung bereit ſei; vor Allem aber 
hätte der Kläger ſich zur Auflaſſung an den Beklagten bereit 
erklären müſſen. Letzteres hat der Kläger nicht nur nicht ge⸗ 
than, vielmehr weigert er die Auflafſung, will den Vertrag nicht 


mehr erfüllen. 
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Zu § 326 des B. G. B. verbunden mit § 287 
der C. P. O. 


Urtheil des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Eichholz 
c. Raab, Karcher & Co. vom 8. Juli 1902, 
Nr. 129/1902 II. 


Vorinſtanz: O. L. G. Hamburg. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Die Anſicht, daß bei einem gegenſeitigen Vertrage es zum 
Eintritt der in § 326 Abſ. 1 Satz 2 beſtimmten Rechtsfolgen 
der daſelbſt vorgeſehenen Friſtbeſtimmung nicht bedürfe, wenn 
der im Verzug befindliche Theil ſich ernſtlich geweigert hat, den 
Vertrag zu erfüllen, und der vertragstreue Theil daraufhin 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung fordert, wird aufrecht er⸗ 
halten und zwar auch in dem Falle, daß die Erklärung, 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung zu begehren, in Wirklichkeit 
vor Ablauf der Lieferungszeit, alſo vor Eintritt des Erfüllungs⸗ 
verzuges erfolgt iſt. 

Nach dem neuen Rechte bildet, wie nach dem bisherigen 
Rechte, der Deckungskauf lediglich ein rein thatſächliches Element 
für die Liquidation des durch die Nichterfüllung des Verkäufers 
entſtandenen Schadens, und handelt dabei insbeſondere der 
Käufer nicht als Beauftragter oder Geſchäftsführer im Namen 
und für Rechnung des Verkäufers. Ausnahmsweiſe braucht der 
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Deckungskauf nicht erſt mit dem eingetretenen Verzuge des 
Verkäufers oder mit Ablauf der gegebenen Nachfriſt vor⸗ 
genommen zu werden; ſolche beſonderen Umſtände ſind bei Er⸗ 
mittelung des Schadens nach § 287 der Civilprozeßordnung 
zu berückſichtigen. (Wird weiter ausgeführt.) 
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Zu § 343 Abſ. 2 des B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts I. C. S. i. S. Hamburg- 
Amerik. Packetfahrt⸗Aktiengeſellſchaft e. Menzell & TCo. 
vom 2. Juli 1902, Nr. 93/1902 J. 


Vorinſtanz: O. L. G. Hamburg. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Es wäre möglich, daß eine Firma, welche einem Konkurrenz⸗ 
verbote zugeſtimmt hat, demſelben in der Weiſe zuwiderhandeln 
könnte, daß ſie zwar nicht ſelbſt das Verbot verletzt, aber unter 
dem Schein der Unterwerfung unter die Vertragspflicht durch 
Veranſtaltungen Dritter, welche ſie hervorruft und unterſtützt, 
in Wahrheit die Konkurrenz, die ſie zu unterlaſſen verpflichtet 
iſt, doch bethätigt, wie wenn der Vater durch den Sohn, der 
Ehemann durch die Ehefrau den geſchäftlichen Betrieb, welcher 
die Konkurrenz verwirklicht und in ſich ſchließt, dem äußeren 
Scheine nach führen läßt. In ähnlicher Weiſe könnte ſich das 
Verhältniß geſtalten, wenn eine Firma, welche im Beſitz des 
überwiegenden Theils des Aktienkapitals einer Geſellſchaft iſt 
und in Folge hiervon einen beherrſchenden Einfluß auf den ge⸗ 
ſchäftlichen Betrieb der Aktiengeſellſchaft auszuüben in der Lage 
iſt, durch die Aktiengeſellſchaft die Geſchäfte betreiben ließe, 
welche in Wahrheit ihre eigenen ſind. 


» 
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Zu $ 762 des B. G. B. | 
Urtheil des Reichsgerichts VII. C. S. i. ©. Leibholz 
c. Böhm vom 8. Juli 1902, Nr. 163/1902 VII. 


Vorinſtanz: Kammergericht Berlin. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Gegenüber der Feſtſtellung des erſten Richters, daß der 
Vergleich der Parteien über eine Schuld des Beklagten aus 
Rennwetten geſchloſſen worden ſei und daß der Streit, welcher 
durch den Vergleich habe beigelegt werden ſollen, lediglich die 
Höhe der Wettſchuld betroffen habe, hat der Kläger in der 
Berufungsinſtanz geltend gemacht, er habe von dem Beklagten 
Aufträge zu Rennwetten erhalten und dieſe ausgeführt, die 
Wetten aber nicht „in ſich“ gemacht. Der Vergleich habe auch 
den Charakter der Forderung betroffen, da die Ungewißheit über 
deren Klagbarkeit habe beſeitigt werden ſollen. Wenn dieſe 
letztere Behauptung begründet wäre, jo hätte das Berufungs- 
urtheil nicht aufrecht erhalten werden können. Der Vereinbarung 
der Parteien würde, auch wenn ſie lediglich zur Beſeitigung der 
ſubjektiven Ungewißheit der Parteien über den rechtlichen Charakter 
ihres Vertragsverhältniſſes dienen ſollte, die Vergleichsnatur nicht 


abgeſprochen werden können, und ſie müßte, wenn die Parteien 
in der That im Ernſte über die Klagbarkeit der Anſprüche des 
Klägers geſtritten hätten, ſür rechtlich wirkſam erachtet werden, 
da der einen ſolchen Streit erledigende Vergleich nicht zur Er⸗ 
füllung einer Spielſchuld geſchloſſen iſt und ihm die Mängel, 
welche die Ungültigkeit des Spielvertrages bewirken, nicht an⸗ 
haften. Vergl. das Urtheil des hier erkennenden Senats vom 
2. Juli 1901, Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 49 S. 192. 
Indeſſen konnte die bloße Behauptung des Klägers, daß er feine 
Anſprüche für klagbar gehalten habe, nicht ausreichen, um die 
Annahme zu begründen, daß ein Vergleich ſolchen Inhalts ge- 
ſchloſſen worden ſei. Der Kläger hätte darlegen müljen, daß 
die Parteien in Wirklichkeit über die Gültigkeit ſeiner Anſprüche 
geſtritten haben und daß der Vergleich nicht bloß die Höhe der 
klägeriſchen Forderung betroffen habe, ſondern auch zur Bei- 
legung jenes Streits geſchloſſen ſei. 


192. 


Zu § 824 des B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Reuter 
c. Thieme vom 10. Juli 1902, Nr. 138/1902 VI. 


Vorinſtanz: O. L. G. Dresden. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Der Beklagte giebt in ſeinem Verlage einen Reichs- 
medizinalkalender heraus, der als Theil 2 ein Verzeich niß 
ſämmtlicher Aerzte Deutſchlands nach ihren Wohnorten geordnet 
enthält. Unter den in G. wohnenden Aerzten iſt der Kläger 
aufgeführt. In den für die Jahre 1899 und 1900 veröffent- 
lichten Ausgaben des Kalenders findet ſich bei dem Namen des 
Kläges der Zuſatz: „A. f. Naturheilverfahren“. In früheren 
Jahrgängen hatte der Zuſatz gelautet „Vertreter der Natur- 
heilkunde“, war dann auf den Widerſpruch des Klägers weg⸗ 
gelaſſen, nachmals noch einmal aufgenommen und hat ſeit 1899 
die vorhin angegebene Faſſung erhalten. Der Kläger hält fi 
durch ihn in ſeinen Rechten beeinträchtigt und hat im März 1900 
Klage erhoben mit verſchiedenen Anträgen. 

Das Landgericht hat die Klage abgewieſen, die Berufung 
des Klägers hat keinen Erfolg gehabt. 

Aus den Entſcheidungsgründen des Reviſionsurtheils: 

Nach § 824 des Bürgerlichen Geſetzbuchs iſt es unerlaubt 
und zum Schadenserſatz verpflichtend, wenn Jemand der Wahr⸗ 
heit zuwider eine Thatſache behauptet oder vorbereitet, die geeignet 
iſt, Nachtheile für den Erwerb eines Andern herbeizuführen, 
ſofern er die Unwahrheit kennen muß. Dieſer Thatbeſtand 
liegt vor, wenn durch den ſtreitigen Zuſatz der Beklagten vom 
Kläger eine Thatſache behauptet, die ihm, wenigſtens in den 
Augen der meiſten wiſſenſchaftlich gebildeten Aerzte und ihrer 
Anhänger, einen Makel anhaftet, der ſie abhalten kann, ſich der 
ärztlichen Hülfe des Klägers zu bedienen, ſofern feſtgeſtellt wird, 
daß der Beklagte die Unwahrheit der Thatſache kennen mußte. 
Auch die Zuläſſigkeit einer Klage, mit der nicht Schadenserſatz 
ſondern die Abwehr künftiger Rechtsverletzungen gefordert wird, 
iſt hier nicht zu beanſtanden, wo das mit der Klage als 
unerlaubt bekämpfte Verhalten der Beklagten ſchon früher be— 
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onnen hat und die Fortſetzung ohne das Dazwiſchentreten der 
lage in Ausſicht ſteht (vergl. Entſch. des R. G. Bd. 48 
S. 114 [118)). 

Zutreffend iſt die Rüge des Reviſionsklägers, daß der 
Berufungsrichter nur erwäge, wie er den Zuſatz auslege, 
während es darauf ankomme, wie er von den Leſern des 
Kalenders, Aerzten und Laien, verſtanden werde und ob dieſe 
ihm nicht den Sinn unterlegen würden, den nach der anfäng⸗ 
lichen Auslaſſung des Beklagten auch dieſer darin gefunden 
habe. Die Schlußfolgerung, auf die der Berufungsrichter ſich 
ſtützt, daß nämlich, weil der Kläger als Arzt bezeichnet werde, 
ausgeſchloſſen ſei, daß der Zuſatz bedeute, er verwende aus⸗ 
ſchließlich das Naturheilverfahren, muß nicht nothwendig von 
jedem Leſer des Zuſatzes gezogen werden. Darum muß die 
Prüfung der Frage vermißt werden, welchen Sinn die Leſer 
des Kalenders, vor allem die Aerzte, in der Bemerkung finden 
werden, der Kläger ſei Arzt für Naturheilverfahren; ob nicht 
wenigſtens ein Theil der Leſer darin die Behauptung einer, 
dem Erwerb des Klägers nachtheiligen Thatſache finden wird. 
Sit das feſtzuſtellen, jo wird die Verbreitung des fo zu ver- 
ſtehenden Zuſatzes als eine unerlaubte Handlung ſich darſtellen, 
ſofern zugleich als erwieſen angeſehen wird, daß der Beklagte 
fahrläſſig ſeiner Behauptung eine mehrdeutige Faſſung giebt, 
wenn er alſo bei Anwendung der im Vertehr erforderlichen 
Sorgfalt wiſſen mußte, daß der Zuſatz in der dem Kläger 
nachtheiligen Weiſe mißverſtanden werden konne. 
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SS 831, 832 des B. G. B., verbunden mit 
SS 127a und 127 der Reichsgewerbeordunug. 


Urtheil des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Weiß 
c. Wuttke vom 12. Juli 1902, Nr. 219/1902 VI. 


Vorinſtanz: O. L. G. Breslau. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Zutreffend geht das Berufungsgericht zwar davon aus, daß 
nach § 831 Bürgerlichen Geſetzbuchs an ſich der Beklagte für 
den der Klägerin erwachſenen Schaden zu haften habe, da er 
den B. und den S. beauftragt hatte, mit dem beladenen Wagen 
auf der Straße zu fahren und da in Ausführung dieſer Ver. 
richtung die beiden hierzu Beſtellten der Klägerin widerrechtlich 
Schaden zugefügt haben. Aber die weitere Annahme der Vor⸗ 
inſtanz, daß von dem Beklagten der in § 831 Bürgerlichen 
Geſetzbuchs nachgelaſſene Entſchuldigungsbeweis geführt ſei, 
giebt zu erheblichen Bedenken Anlaß. Der Beklagte hatte in 
erſter Linie darzuthun, daß er als der Geſchäftsherr bei der 
Auswahl der zu der Verrichtung beſtellten Perſonen die im 
Verkehre erforderliche Sorgfalt beobachtet und daß er es an der 
erforderlichen Unterweiſung, um einer Gefährdung Dritter vor- 
zubeugen, nicht habe fehlen laſſen. Das iſt zu verneinen. 

Anlangend den § 832 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, ſo 
nimmt das Berufungsgericht an, daß für eine Haftung des 
Beklagten auf Grund dieſer Beſtimmung die geſetzlichen Voraus⸗ 
ſetzungen nicht vorlägen. Es wird im Urtheile der Inhalt der 
§ 127 a und § 127 der Reichsgewerbeordnung wiedergegeben, 
jedoch ausgeſprochen: mit dieſer Auffichtspflicht ſtehe der Unfall 

er Klägerin „in keinem Zuſammenhang“. Dieſe Begründung 
iſt nicht völlig klar, keinenfalls aber genügend. Zweifellos war 
kraft jener Beſtimmungen der Gewerbeordnung der Beklagte als 
Lehrherr zur Führung der Aufſicht über den minderjährigen Lehr⸗ 
ling S. verpflichtet. Die Pflicht der Beaufſichtigung und Er⸗ 
ziehung erſtrecke ſich ſogar auf das Verhalten des Lehrlings 
außerhalb des gewerblichen Betriebes (vergl. Urtheil des erkennenden 
Senats vom 23. Juni 1902, VI. 116/1902, vergl. oben Nr. 171, 
in Sachen Schröder gegen Jung), um ſo mehr aber auf eine 
Verrichtung des Lehrlings, welche wie die hier fragliche mit dem 
Betrieb in unmittelbarem Zuſammenhang ſtand. Zufolge ſeiner 


Aufſichtspflicht als Lehrherr wäre ſomit der Beklagte nach § 832 
Bürgerlichen Geſetzbuchs zum Erſatze des von dem Lehrling 
einem Dritten widerrechtlich zugefügten Schadens an ſich ver⸗ 
pflichtet und würde er ſich hiervon nur durch den Nachweis 
befreien, daß er ſeiner Aufſichtspflicht genügt habe oder daß der 
Schaden auch bei gehöriger Aufſichtsführung entſtanden ſein 
würde. Der Nachweis in der erſteren Richtung mag ſich vielleicht 
im . Fall thatſächlich mit dem von dem Beklagten 
als dem Geſchäftsherrn nach § 831 Abſ. 1 Satz 2 des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs zu führenden Entſchuldigungsbeweis decken; 
aber ein übereinſtimmendes Ergebniß verſtand ſich nicht ſchon 
von ſelbſt, und rechtlich handelt es ſich um einen weiteren 
ſelbſtſtändigen Schuldgrund, welcher vom Berufungsgericht einer 
beſonderen Prüfung zu unterziehen war. 


194. 


Zu $$ 1124, 1147 des B. G. B., verbunden mit 
§ 148 des Zwangsverſteigerungsgeſetzes vom 
24. März 1897. | 


Urtheil des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Preußiſche 
Centralbodenkredit⸗A.⸗G. c. Beringer's Konkurs- 
maſſe vom 9. Juli 1902, Nr. 202/1902 V. 


Vorinſtanz: Kammergericht Berlin. 


Aufhebung des Berufungsurtheils und Zurückweiſung der 
Berufung der beklagten Konkursmaſſe. 

Da zur Zeit der Erwirkung der einſtweiligen Verfügung 
der Grundſtückseigenthümer ſich im Konkurſe befand, konnte die 
Beſchlagnahme der Grundſtücksmiethen zufolge des dinglichen 
Rechts des Hypothekenglaͤubigers nur im Wege der Einleitung 
der Zwangsverwaltung gemäß § 148 des Reichsgeſetzes über 
die Zwangsverſteigerung und die Zwangsverwaltung vom 
24. März 1897 nach § 1147 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
erfolgen, und zwar gemäß 58 4 Abſ. 2, 47 Konkursordnung 
auch noch nach eröffnetem Konkurſe. Die Vorausſetzungen für 
die Zwangsverwaltung im Wege der einſtweiligen Ver⸗ 
fügung ſind gegeben, obſchon es ſich nicht um körperliche 
Sachen handelt und obſchon die Verwaltung ſonſt dem Konkurs⸗ 
verwalter obliegt. (Wird weiter ausgeführt.) 
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Zu 8 1570 des B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Dunkel 
c. Dunkel vom 7. Juli 1902, Nr. 125/1902 IV 


Vorinſtanz: O. L. G. Breslau. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Die Entſcheidung über den Einwand der Verzeihung iſt 
frei von rechtlichen Bedenken. Allerdings behauptete Beklagter, 
er hätte zu Anfang April 1900 ſich mit der Klägerin voll- 
b ausgeſöhnt. Nun ſteht zwar rechtsgrundſätzlich der 

nnahme nichts entgegen, daß eine ſolche Verſöhnung aus⸗ 
nahmslos die Verzeihung aller früheren Verfehlungen in ſich 
ſchließen und ſich ſelbſt auf die dem Verzeihenden unbekannten 
Verfehlungen des anderen Ehegatten mit der im § 1570 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs verordneten Folge erſtrecken kann. Im 
vorliegenden Falle läßt es ſich jedoch nicht beanſtanden, wenn der 
Berufungdrichter das Vorbringen des Beklagten nicht in dem 
Sinne verſtanden hat, als hätte der Beklagte der behaupteten 
Verſöhnung eine derartige Tragweite beimeſſen wollen. Weder 
hat der Beklagte eine ausdrückliche Kundgebung der klagenden 
Ehefrau behauptet, wonach der Wille, ihm zu vergeben, die ihr 
unbekannten Ehevergehen mitumfaßt hätte, noch auch legte er 
ſonſt ein Verhalten der Klägerin dar, welches — ſeine Erweis⸗ 
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lichkeit vorausgeſetzt — mit Nothwendigkeit auf einen fo weit 
reichenden Verzeihungswillen und deſſen äußere Bethätigung hätte 
hinführen müſſen. 
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Zu § 1574 des B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts III. C. S. i. S. Waßmuth 
c. Waßmuth vom 24. Juni 1902, Nr. 86/1902 III. 


Vorinſtanz: O. L. G. Frankfurt a. M. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Verfehlt iſt der Angriff der Reviſion: es ſei im vorliegenden 
Fall — insbeſondere da die Beklagte in I. Inſtanz einen hierauf 
gerichteten Eventualantrag geſtellt habe — zu erwägen geweſen, 
ob nicht die Ehe unter Schuldigerklärung beider Theile zu 
ſcheiden ſei. Nach § 1574 Abſ. Lund 2 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs kann ein Ehegatte nur dann für ſchuldig erklärt 
werden, wenn der andere a mit feinem Scheidungs⸗ 
antrage im Wege der Klage oder Widerklage obſiegt. Im 
Adi. 3 iſt eine Beſtimmung enthalten, nach welcher ohne Er- 
hebung einer Widerklage auch der Kläger für ſchuldig erklärt 
werden kann; es iſt dies jedoch nur auf Antrag des Veklagten 
zuläſſig. Die Vorausſetzungen des § 1574 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs liegen hier nicht vor. Die Beklagte hat in 
II. Inſtanz nur Abweiſung der Klage beantragt. Das Be⸗ 
rufungsgericht konnte über dieſen Antrag hinaus nicht erkennen. 
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Zu SS 2027, 2028 des B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Schech 
c. Marſch vom 3. Juli 1902, Nr. 120/1902 IV. 


Vorinſtanz: Kammergericht Berlin. 


Zurückweiſung der Reviſion. 
Der Berufungsrichter hat keineswegs angenommen, die 
Pflicht zu einer Auskunftsertheilung im Sinne des § 2028 ſei 
immer ſchon dann erfüllt, wenn irgend welche ſeitens des Aus- 
kunftsberechtigten über den Verbleib einzelner beſtimmter 
Nachlaßgegenſtände geſtellte Fragen von dem Auskunftspflichtigen 
beantwortet wurden; vielmehr geht der Berufungsrichter offenbar 
davon aus, daß die Beklagte zwar zur Auskunftsertheilung über 
den Verbleib der Erbſchaftsgegenſtände, ſoweit ihre desfalſſtge 
Kenntniß reiche, ſchlechthin verpflichtet ſei, daß aber die 
Beklagte ſolche Auskunft (durch Bezeichnung der Nachlaßobjekte 
ſowie durch ihre ſonſtigen Angaben) thatſächlich ſchon ertheilt 
habe, und daß es nur noch geboten erſcheine, die Vollſtändigkeit 
der von ihr gemachten Angaben mittelſt des in der Urtheils- 
formel angegebenen Offenbarungseides erhärten zu laſſen. Die 
gewählte Faſſung dieſes Eides läßt überdies deutlich erkennen, 
daß der Berufungsrichter die Verpflichtung der Beklagten 
bezüglich des Verbleib der Nachlaßſachen nicht bloß auf 
einzelne Fragen, ſondern überhaupt nach beſtem Wiſſen voll- 
ſtändige Auskunft zu ertheilen, grundſätzlich hat anerkennen 
wollen. Auch ergiebt ſich aus der Eidesnorm, daß die Beklagte 
gezwungen ſein wird, ihre Angaben, ſoweit dieſelben etwa 
unvollſtändig ſein ſollten, noch vor Ableiſtung des Eides 
zu 8 

Im Uebrigen muß die Unterſcheidung, welche vom Be— 
rufungsrichter, unter Anlehnung an den Wortlaut des Geſetzes, 
zwiſchen der Auskunftspflicht im Sinne des § 2027 und des 
§ 2028 des Bürgerlichen Geſetzbuchs gemacht wird, als berechtigt 
anerkannt werden. 
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Zu SS 2042, 2050, 2051 des B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Jülich 
c. Jülich und Gen. vom 30. Juni 1902, Nr. 131/1902 IV. 


Vorinſtanz: O. L. G. Cöln. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Nach § 2050 des Bürgerlichen Geſetzbuchs find wegen der 
dort 1 „Zuwendungen“ die Abkömmlinge, die als 
geſetzliche Erben zur Erbfolge gelangen, bei der Auseinander- 
ſetzung untereinander zur Ausgleichung verpflichtet, und in 
8 2051 Abſ. 1 iſt beſtimmt, daß, wenn ein Abkömmling, der 
als Erbe zur Ausgleichung verpflichtet ſein würde, vor oder 
nach dem Erbfalle wegfällt, wegen der ihm gemachten Zu⸗ 
wendungen der an feine Stelle tretende Abkömmling zur Aus- 
gleichung verpflichtet iſt. Hiernach ſind auch die Beklagten 
wegen der ihrem Vater etwa von ſeinem Vater gemachten 
Zuwendungen den Klägern zur Ausgleichung verpflichtet, und 
fragt es ſich daher, ob die Beträge, die erſterer nach den 
Schuldſcheinen vom 1. April 1891 und 4. Juni 1893 ver⸗ 
ſchuldet, als ihm von letzterem gemachte Zuwendungen im Sinne 
des § 2050 des Bürgerlichen Geſetzbuches angeſehen werden 
können. Das Geſetz ſelbſt enthält keine Begriffsbeſtimmung 
der „Zuwendung“, es iſt aber der vom Berufungsgericht in 
Uebereinſtimmung mit dem Landgericht vertretenen, aus der 
Entſtehungsgeſchichte und dem Zuſammenhange des Geſetzes 
eingehend begründeten Auffaſſung beizutreten, daß darunter 
freiwillige Zuwendungen von Vortheilen zu verſtehen ſind, die 
nicht gerade ſchlechthin unentgeltlich zu ſein brauchen und ſich 
deshalb nicht völlig mit dem Begriffe der Schenkung decken, 
jedenfalls aber kein Rückforderungsrecht des Zuwendenden be⸗ 
gründen wollen. Der Erblaſſer giebt durch die Zuwendung 
etwas zum Eigenthum hin, wofür eine Ausgleichung vorbehalten 
iſt, die nach dem Tode des Erblaſſers unter den Erben ſtattzu⸗ 
finden hat. Während das Landgericht unter Begrenzung der 
Ausgleichungspflicht durch das Vorliegen eigentlicher a gen 
den Ausgleichungsanſpruch der Kläger als unbegründet abweiſt, 
elangt das Berufungsgericht zu einer den Klägern günſtigen 
ntſcheidung durch Erſtreckung des Ausgleichungsanſpruchs der 
Miterben auf ſolche Beträge, die ein Miterbe an den Erblafſer 
zu zahlen verpflichtet war, für welche alſo ein Rückforderungs⸗ 
recht des Erblaſſers — das ja bei der eigentlichen Zuwendung 
nicht beſteht — bezw. des Nachlaſſes gegen den Erben begründet 
iſt. Grundſätzlich kann dem Berufungsgericht in dieſer Er⸗ 
ſtreckung unbedenklich beigetreten werden, da regelmäßig ſolche 
Ausgleichung für den ſchuldneriſchen Miterben weniger beſchwerlich 
ſein wird, als die wirkliche Leiſtung. Mit Recht weiſt das 
Berufungsgericht auch auf die Beſtimmung in § 2042 Abſ. 2 
des Bürgerlichen Geſetzbuches hin, wonach die für die Aus- 
einanderſetzung einer Gemeinſchaft gegebenen Beſtimmungen des 
§ 749 Abſ. 2, 3 und der §§ 750 — 758 des Bürgerlichen 
Geſetzbuches für die Erbauseinanderſetzung ebenfalls Anwendung 

finden. 

Die in den §§ 2050 flde. des Bürgerlichen Geſetzbuches 
eordnete Ausgleichungspflicht bezweckt die Gleichſtellung der 
bkömmlinge des Erblaffers, bezw. der einzelnen Erbſtämme 

bei der Vertheilung ſeines Vermögens und betrifft nur in Vor⸗ 
empfängen auf den künftigen Erbtheil beſtehende Zuwendungen, 
in Anſehung deren dem Erblaſſer ein Rückforderungsrecht nicht 
zuſtand und auch den Miterben nicht zukommt. Dieſe Aus» 
gleichungspflicht deckt ſich daher in keiner Weiſe mit der Ver⸗ 
pflichtung des ſchuldneriſchen miterbenden Abkömmlings, und 
laſſen ſich daher die die eritere betreffenden geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften auf die letztere Verpflichtung auch nicht einmal zur 
entſprechenden Anwendung bringen. 
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Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Organ des deutſchen Anwalt⸗ Vereins. 
Herausgegeben von 
Dr. jur. T. Ruhlenbeck, 


Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht Jena. 
_ Delag und Erpedition: 8. ee —— Berlin S. 14, bene eee, 54. 55. 


Zum XXVI. deutſchen Juriſteutag. 
Ein Wort der Begrüßung vom Herausgeber. 


Wenn wir der am Schluſſe der letzten Nummer geſchehenen 
Ankündigung, wonach dieſe Nummer erſt nach Schluß der Ferien 
am 16. d. M. herausgegeben werden ſollte, mit dem heutigen 
Erſcheinen vorauseilen, ſo geſchieht dies mit Rückſicht auf 
den morgen in Berlin ſeine Verhandlungen beginnenden 
XXVI. deutſchen Juriſtentag, deſſen frühere Tagung bei 
jener redaktionellen Ankündigung überſehen war. 

Es wäre in der That tadelnswerth geweſen, hätte das 
Organ des deutſchen Anwaltvereins es unterlaſſen, dieſer 
Tagung rechtzeitig ſeine Begrüßung darzubringen. 

Der deutſche Juriſtentag, deſſen Zweck iſt, „eine Vereinigung 
für den lebendigen Meinungsaustauſch und den perſönlichen 
Verkehr unter den deutſchen Juriſten zu bilden, auf den Gebieten 
des Privatrechts, des Prozeſſes und des Strafrechts den 
Forderungen nach einheitlicher Entwicklung immer größere An⸗ 
erkennung zu verſchaffen, die Hinderniſſe, welche dieſer Ent⸗ 
wicklung entgegenſtehen, zu bezeichnen und ſich über Vorſchläge 
zu verſtändigen, welche geeignet ſind, die Rechtseinheit zu 
fördern“, kann mit Stolz auf ſeine bisherige, in 25 Tagungen 
bethätigte Wirkſamkeit zurückſchauen, für welche die in 60 ftatt- 
lichen Bänden vorliegenden Gutachten und Verhandlungen ein 
dauerndes Denkmal bilden. Von ſeiner Bedeutung für die 
bisherige Rechtsentwicklung im Deutſchen Reiche giebt ein Aufſatz 
von Dr. Neukamp (Cöln) in der erſchienenen Feſtnummer“ des 
Juriſtiſchen Litteraturblatts ein klares und überſichtliches Bild. 
Die Bürgſchaft dafür, daß dieſe Bedeutung in Zukunft auf 
Grund der nunmehr auf breiteſter Grundlage weſentlich mit 
ſeiner Hülfe erlangten Rechtseinheit des deutſchen Volkes eher 


) Dieſe Feſtnummer, auf die wir nicht verfehlen, auch weitere 
Kreiſe aufmerkſam zu machen, bietet außerdem ein Gedicht von 
Albert Träger: „Zum Gruß“, eine Ueberſicht über die in den letzten 
25 Jahren als Schriftſteller wirlſam geweſenen Berliner Juriſten 
von Walther Schücking, Dr. Simeon und Oberregierungsrath 
Dr. Kautz, einen Aufſatz über die Richter in Berlin von Dr. Viezens 
und einen für alle Mitglieder des Anwaltvereins beſonders inter⸗ 
eſſanten Aufſatz über die Berliner Anwaltſchaft von Juſtizrath 
Dr. J. Stranz mit dem Motto von Gneiſt: „Will man den 
Advokatenſtand zu dem machen, was er ſein ſoll, ſo muß man ihn 
hoch ſtellen, man kann ihn nicht hoch genug ſtellen.“ 


zu- als abnehmen wird, finden wir darin, daß er Juriſten aus 
allen Berufszweigen, Richter, Verwaltungsbeamte, Rechtsanwälte 
und Hochſchullehrer vereinigen will und ſo, unter der Voraus⸗ 
ſetzung allerdings, daß jeder dieſer Berufszweige ſich auf ihm 
gebührend vertreten läßt und zur Geltung bringt, eine lebendige 
Stimme des juriſtiſchen Gewiſſens der Nation darſtellt. Dieſes 
juriſtiſche Gewiſſen aber dürfte noch andere Aufgaben an⸗ 
zuerkennen haben, als die zum großen Theil bereits erlangte 
einer formellen und materiellen Rechtseinheit. Der deutſche 
Juriſtenſtand darf nicht verkennen, daß ungeachtet dieſer Rechts⸗ 
einheit noch manche bedenkliche Nachwirkung des früheren 
Partikularismus und vor Allem der Rezeption des römiſchen 
Rechts zu überwinden iſt; die Kluft zwiſchen dem Juriſtenrecht, 
dem Gelehrtenrecht und dem „Volksrecht“ oder vielmehr der 
Ueberzeugung des Volkes von dem, was Recht ſein ſollte, iſt 
auch mit der Schöpfung der modernen, im reinſten Deutſch 
abgefaßten Geſetzbücher immer noch nicht ganz überbrückt; die 
Brücke zum vollen Verſtändniß und Vertrauen des Volkes aber 
kann nur der Juriſtenſtand in ſeiner Totalität, wie er im 
Juriſtentag ſeine Vertretung findet, ſchlagen helfen. Gerade 
die durch die modernen Verhältniſſe außerordentlich geſteigerte 
Verzweigung des Juriſtenſtandes in fo vielen geſonderten Berufs⸗ 
arten, die ihn mit dem geſammten Nervenſyſtem des ſozialen 
Organismus in Fühlung bringt, gewährleiſtet die Möglichkeit 
eines Brückenſchlags. 

So wenig heutzutage die Kultur der Ingenieure und 
Techniker entrathen kann, ſo wenig wird ſie der wiſſenſchaftlich 
und praktiſch gebildeten Berufsjuriſten entrathen können; ein 
Volksrecht im Gegenſatz zum Juriſtenrecht in dem Sinne, daß 
man zu feinem vollen Verſtändniß und zu feiner Anwendung 
keiner wiſſenſchaftlichen Vorbildung und beſonderen Berufs ⸗ 
ausbildung bedurfte und der Zuriften völlig entrathen könnte, 
iſt freilich eine Unmöglichkeit, ſchon rein gedanklich ein Ana⸗ 
chronismus. Was aber möglich und nothwendig iſt, iſt dies, 
daß das geſammte Volk auf ſeine Juriſten mit demſelben Ver⸗ 
trauen blicke wie auf ſeine Ingenieure und Techniker. 

Der Juriſt iſt Ingenieur und Techniker der ſozialen 
Mechanik. Indem wir nicht daran zweifeln, daß der deutſche 
Juriſtentag, der auch in ſeiner heutigen Tagung wiederum eine 
ganze Anzahl bedeutſamſter Fragen zum Gegenſtande ſeiner 
Verhandlung macht, ſich den Beifall und das dauernde Vertrauen 
der Nation erhalten wird, daß er ferner dazu beitragen möge, auch 
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das Solidaritätsgefühl des geſammten Standes, das gute Ein- 
vernehmen zwiſchen ſeinen in der Arbeitstheilung zwar getrennten, 
aber auf verſchiedenen Wegen nur demſelben großen einen 
Ziele, dem Sicherheitsgefühle im Rechtsſtaat zuſtrebenden Berufs⸗ 
genoſſen, insbeſondere auch zwiſchen Anwaltſtand und Richter ⸗ 
ſtand zu ſtärken, rufen wir ſeinen ſämmtlichen Mitgliedern und 
Theilnehmern zu: Im deutſchen Namen Heil! L. K. 


Vormerkung und Veräußerungsverbot. 
Von Gerichtsaſſeſſor a. D. Joh. Neumann in Breslau. 


Das Eigenthum gewährt ſeiner Natur nach jedwede Macht 
über eine Sache. Der Eigenthümer kann mit der Sache nach 
Belieben verfahren, er kann ſie veräußern und belaſten. Dieſe 
Verfügungsmacht des Eigenthümers iſt jedoch nicht ſchrankenlos. 
Das allgemeine Wohl wie die Privatintereſſen erfordern oft eine 
Begrenzung der Rechte des Eigenthümers. Deshalb giebt ihm 
das Geſetz, § 903 B. G. B., die volle Verfügungsfreiheit über 
die Sache nur ſoweit, als nicht das Geſetz oder Rechte Dritter 
entgegenſtehen. 

Das Eigenthum kann daher der an ſich ihm zukommenden 
Befugniſſe mehr oder weniger entkleidet fein. Oft ruhen Nieß⸗ 
brauchsrechte auf der Sache, welche dem Eigenthümer die 
Nutzungen entziehen und ihm nur das nackte Eigenthum übrig 
laſſen, oft find es andere Einſchränkungen, welche das Eigenthum 
belaſten oder gar die Eigenthumsbefugniſſe völlig paralyſiren. 

Perſönliche Anſprüche auf eine dingliche Rechtsänderung 
können oft gefährdet oder vereitelt werden, wenn der Schuldner 
vor Erfüllung derſelben über die Sache verfügt. 

Um ſolchen Gefahren vorzubeugen und den Anſprüchen eine 
über die Perſon des urſprünglich Verpflichteten hinausreichende 
Kraft beizulegen, dienen unter anderen Rechtsbehelfen namentlich 
die Vormerkung und das Veräußerungs verbot. 

Das Weſen, die rechtliche Natur und namentlich den 
Unterſchied zwiſchen dieſen beiden Rechtsinſtituten 
darzuſtellen, ſoll die Aufgabe dieſes Aufſatzes ſein. Eingehend 
und im Zuſammenhange iſt dieſes Thema bis jetzt noch nicht 
behandelt worden. 

IJ. Das Weſen und die rechtliche Natur der Vor- 
merkung iſt ſehr ſtreitig. Schon bei der Berathung der Ent⸗ 
würfe des Bürgerlichen Geſetzbuches gingen die Anſichten weit 
auseinander. Das preußiſche Recht kannte ſowohl Vormerkungen 
zum Schutze beſtehender dinglicher Rechte als nicht minder zum 
Schutze perſönlicher Anſprüche auf Einräumung oder Eintragung 
und Aufhebung eines dinglichen Rechtes. 

Nach dem I. Entwurf geſtaltete ſich die Vormerkung zu 
einem Rechts inſtitut, welches von der Natur des preußiſchen 
Rechtes weit ablag. Vormerkungen der erſteren Art ſollten be⸗ 
ſtehen bleiben, dagegen der letzteren nicht zugelaſſen werden, weil 
wie die Motive Bd. III S. 240 ausführen, die Urſache der 
etwaigen Gefährdung der perſönlichen Anſprüche auf Einräumung 
eines dinglichen Rechts nicht das Eintragungsprinzip, ſondern 
der allgemeine Grundſatz, daß obligatoriſche Rechte nur gegen den 
Verpflichteten wirken, bilde; ebenſo wie man beim Mobiliarrecht 
eine entſprechende Einrichtung nicht habe, ſo genüge es jeder 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


XXXI. Jahrgang. 


billigen Anforderung, wenn das Geſetz bei den obligatoriſchen 
Anſprüchen die Eintragung eines Veräußerungsverbotes im 
Wege der einſtweiligen Verfügung, beziehungsweiſe die Sicher⸗ 
ſtellung des Anſpruchs im Wege des Arreſtes geſtatte [vergl. auch 
Dernburg!) III S. 148 ff.J. Bei dem II. Entwurf ließ ſich 
jedoch die Mehrheit der Kommiſſion durch das praktiſche Bedürfniß 
beſtimmen, auch die obligatoriſche Vormerkung zuzulaſſen. 

Ueber das Weſen der Vormerkung herrſcht Einverſtändniß 
darüber, daß von einem ius ad rem nicht die Rede fein könne, 
daß vielmehr nur die Vormerkung dingliche Wirkung in der 
Art des Veräußerungsverbotes haben müſſe. Von einer Seite 
wurde bemerkt, daß man das Verhältniß fo auffaſſen müſſe, wie 
wenn ein relativ bedingtes Recht eingetragen wäre, von einer 
anderen dagegen ausgeführt, daß die vorgemerkten Rechte an 
dem Grundſtück auch keine bedingten dinglichen Rechte, ſondern 
perſönliche Rechte ſeien, die reallaſtartig auf dem Grundſtück 
ruhen. Von einer dritten Seite wurde hervorgehoben, daß man 
eher an eine Suspenſivbedingung zu denken habe, in Wirklich- 
keit handle es ſich kaum um etwas Anderes, als um ein 
qualifizirtes Veräußerungsverbot. Im Einzelnen 
könnten allerdings eine Reihe von Zweifeln und Schwierigkeiten 
in der Richtung entſtehen, welche Wirkung der Vormerkung bei⸗ 
zulegen ſei. Der Geſetzgeber könne ſich aber damit begnügen, 
daß, obwohl die vorgemerkten Rechte keine Rechte an dem 
Grundſtücke ſeien, bei ihnen doch dieſelbe Wirkung anzunehmen 
ſei, wie bei einem bedingten Rechte (Protokolle III S. 112). 

Aus dieſen Erwägungen heraus iſt dann die Beſtimmung 
des § 883 B. G. B.: 

Zur Sicherung des Anſpruchs auf Einräumung 
oder Aufhebung eines Rechtes an einem Grund 
ſtück, oder an einem das Grundftüc belaſtenden 
Rechte oder auf Aenderung des Inhalts oder 
Ranges eines ſolchen Rechtes kann ein Vor- 
vermerk in das Grundbuch eingetragen werden. 
Die Eintragung einer Vormerkung iſt auch zur 
Sicherung eines künftigen, oder eines bedingten 
Anſpruchs zuläffig, 
entſtanden, ohne daß näher feſtzuſtellen iſt, von welcher 
juriſtiſchen Konſtruktion über das Weſen und die rechtliche 
Natur der Vormerkung ſich die Kommiſſion zu ihrer Faſſung 
hätte leiten laſſen. 

Daher ſind die Meinungen darüber in der Litteratur ſehr 
getheilt. 

Es würde über den Rahmen dieſer Arbeit hinausgehen, 
alle dieſe Meinungen anzuführen und ſie auf ihre Richtigkeit 
zu prüfen. | 

Die Hauptrichtungen find folgende: 

Dernburg (III S. 150 Nr. 4) 9) bleibt der durch die 
Vormerkung geſicherte Anſpruch ein perſoͤnlicher gegen den 
urſprünglich Verpflichteten, aber er belaſte in Folge der Vor⸗ 
merkung zugleich das Grundſtück dinglich. Dernburg führt 
daun in § 62 Nr. 3 S. 185 weiter aus, daß aus dem Um⸗ 
ſtande, daß die Eintragung der Vormerkung auf Grund der 
Bewilligung des Paſſivintereſſenten oder der einſtweiligen Ver⸗ 


) Das Bürgerliche Recht. 
) eit. 
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fügung zugelaſſen wurde, dem Rechtsgedanken, welcher das Recht 
zur Sache hervorrief, doch ein breiter Raum gelaffen werde. 
Daraus muß man ſchließen, daß Dernburg den durch die Vor⸗ 
merkung geſicherten Anſpruch in Folge der Eintragung als 
ein Recht zur Sache auffaßt. 

Fuchs?) (S. 106 ff., ſpeziell S. 115 u. 116) faßt die Vor⸗ 
merkung als ein bedingt dingliches Recht auf. Auf den⸗ 
ſelben Standpunkt ſtellt ſich Böhm“) (S. 44, III). Ende 
mann?) (§ 65 Nr. 1 Bd. II S. 250) führt nur aus, daß durch 
die Eintragung die Rechtsnatur und der Inhalt des obligatoriſchen 
Rechts nicht geändert werden ſolle, und Mönner®) (§ 11 S. 58), 
daß der eingetragene Anſpruch ein perſönlicher bleibe, und zählt 
hierauf die einzelnen dinglichen Wirkungen der Vormerkung auf. 
Oberneck“) (S. 254) nimmt eine obli gatio in rem scripta 
an, führt aber zugleich aus, daß darüber hinaus der Vormerkung 
für beſondere Fälle, welche als poſitive Ausnahmen das Weſen 
des vorgemerkten Anſpruches nicht berühren, unmittelbar 
dingliche Wirkung beigelegt ſei. Strecker?) (S. 114) folgert 
aus dem durch 8 883 Abſ. 2 u. 3 B. G. B. geregelten 
Wirkungen, daß durch ihre Eintragung der dadurch geſicherte 
perſönliche Anſpruch zwar ſeinem Inhalte nach nicht geändert 
werde, aber doch dingliche Wirkung erlange. Biermann“) 
(S. 184) definirt die Vormerkung als einen Grundbuchvermerk, 
der die Verwirklichung der im § 883 B. G. B. genannten 
Anſprüche iu dinglicher Weiſe ſichert. Planck) (Bem. 2 
z. § 883 S. 95) definirt die Vormerkung als ein formelles 
Sicherungsmittel dinglicher Natur. Achilles ) (Bem. 
vor 8 883 u. zu § 886), v. Staudinger!) (Anm. zu § 883), 
Neumann 18) (Anm. IV zu $ 883) legen zwar der Vormerkung 
dingliche Wirkung bei, ſie ſei aber weder ſelbſt ein dingliches Recht, 
noch verwandle ſie den geſicherten Anſpruch in ein ſolches. Nach 
Jaeger ) (Anm. 3 zu § 24) iſt die Vormerkung ein dingliches 
Sicherungsrecht eigener Art, ähnlich der Arreſthypothek, 
fie gewährleiſte die Realifirung des perſönlichen Anſpruchs auf 
beſtimmte dingliche Rechtsänderungen, fie ſei ein Sicherungsrecht 
und deshalb acceſſoriſcher Natur, aber nicht minder ſei fie 
darum ein Recht und zwar ein dingliches. 

Dieſe letzte Anſicht iſt als die richtige an⸗ 
zuerkennen. 

Beim Veräußerungsverbot iſt der Anſpruch, welcher 
durch daſſelbe geltend gemacht wird, nicht nur wie bei der Vor⸗ 
merkung ein perſönlicher, ſondern er kann auch ein dingliches 
Recht zum Gegenſtande haben (Mot. I zu § 107; Planck, 


5) Grundbuchrecht; neuerdings in: „Probleme des Sachen⸗ 
rechts“, in den Beiträgen zur Erläuterung des deutſchen Rechts, 
herausgegeben von Raſſow und Küntzel, S. 561 ff. 

9) Das materielle und formelle Reichsgrundbuchrecht. 

8) Einführung in das Studium des Bürgerlichen Geſetzbuchs. 

) Das Recht der Grundſtücke. 

7) Das deutſche Grund buchrecht. 

2) Rechte an Grundſtücken. 

2) Widerſpruch und Vormerkung. 

10) Bürgerliches Geſetzbuch. 

1) Grundbuchordnung. 

12) Kommentar zum bürgerlichen Recht. 

13) Handausgabe des bürgerlichen Rechts, 

10 Konkursordnung. 
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Anm. 1 und 2 zu $ 135), obgleich es für letzteres von nur 
geringer Bedeutung ſein kann. Sein Hauptzweck bleibt wie bei 
der Vormerkung die Wahrung von obligatoriſchen Rechten. 
[Vergl. Kretzſchmar !) S. 210.] Dieſen Anſprüͤchen haften beim 
Veräußerungsverbot gleichfalls dingliche Wirkungen an. Dieſe 
Wirkungen können aber bei der Vormerkung poſitiver und 
negativer Natur ſein. Die poſitive betrifft Anſprüche auf 
Einräumung eines Rechts und äußert ſich darin, daß ſie dem 
einzuräumenden Rechte in der Reihenfolge der Eintragungen 
den Rang wahrt; die negative beſteht darin, daß die nach der 
Vormerkung eingetragenen Rechte inſoweit unwirkſam werden, 
als ſie den Anſpruch vereiteln oder beeinträchtigen würden 
($ 833 Abſ. 2 B. G. B.). Die Funktion des Veräußerungs⸗ 
verbots iſt dagegen ſtets nur negativer Art. Bei der Vor⸗ 
merkung iſt ſie allgemein auf ein Thun, wozu auch ein negatives 
Thun gehört, gerichtet, beim Veräußerungsverbot kann ſie ſtets nur 
ein Nichtthundürfen ſein, denn auch die Beſtimmung des 
8 888 Abſ. 2 B. G. B., nach welcher auch beim Veräußerungs⸗ 
verbot der Geſicherte die Zuſtimmung zur Eintragung oder 
Löſchung der beeinträchtigenden Rechte verlangen kann, iſt in 
ihrem Grunde nur negativ, ſie iſt nur ein Mittel zur Be⸗ 
ſeitigung dieſer Rechte. Durch eine Vormerkung kann häufig 
die negative Wirkung eines Veräußerungsverbots, durch ein Ver⸗ 
äußerungsverbot aber niemals die poſitive Wirkung einer 
Vormerkung erlangt werden. Die Vormerkung ſichert nicht nur 
den Rang der vorgemerkten Rechte, ſondern ſie kann ſich auch 
nach ihrer definitiven Feſtſtellung in ein dingliches Recht 
verwandeln. Es kann z. B. die Hypothekenvormerkung zu 
einer definitiven Hypothek umgeſchrieben werden; das Ver⸗ 
äußerungsverbot kann dagegen nur eine Verfügung über einen 
Gegenſtand hindern und bewirken, daß der frühere Zuſtand 
wieder hergeſtellt werde, ſoweit er dem Geſicherten nachtheilig 
iſt, das Veräußerungsverbot kann ſich aber ſelbſt niemals zu 
einem definitiven Recht entwickeln, es erſchöpft ſich viel- 
mehr in ſeiner negativen Kraft, es verbleibt ſtets nur ein Ver⸗ 
äußerungsverbot und kann eine andere Geſtalt ſelbſt bei ver⸗ 
änderten Umſtänden nicht annehmen. 

II. Die Vormerkung bedarf zu ihrer Entſtehung 
und Wirkſamkeit der Eintragung ins Grundbuch. 

Die Eintragung gehört zum Thatbeſtande der Vormerkung. 
Sie wirkt nur, wenn und ſo lange ſie eingetragen iſt. Sind 
die Anſprüche der im § 883 B. G. B. bezeichneten Art durch 
eine Vormerkung nicht gefihert, jo iſt ſelbſt die Kenntniß des 
dritten Erwerbers von dem Anſpruche, wegen deſſen die Vor⸗ 
merkung eingetragen werden ſoll, für ſeinen Erwerb ohne jede 
Bedeutung. 

Dagegen bedarf das abfolute Veräußerungsverbot nicht 
nur der Eintragung ins Grundbuch nicht, ſondern es iſt über⸗ 
haupt nicht eintragungsfähig. Die Berufung des Erwerbes 
auf den öffentlichen Glauben des Grundbuchs iſt ausgeſchloſſen, 
da das Privatintereſſe, zu deſſen Schutz die Grundbucheinrichtung 
beſteht, dem öffentlichen Intereſſe weichen muß. 

Ebenſowenig iſt das rechtsgeſchäftliche Veräußerungsverbot 
eintragungsfähig. Nach § 137 B. G. B. erzeugt es nur 
obligatoriſche Wirkungen zwiſchen den Kontrahenten und ſteht 
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einem Dritten felbft dann nicht entgegen, wenn er die Beſchränkung 
gekannt hat. Die Wirkſamkeit kann auch nicht durch Eintragung 
herbeigeführt werden, ne) da durch die Eintragung die Rechts- 
ſtellung des Verbotsberechtigten nicht gebeſſert wird, ſo iſt die 
Eintragung des rechtsgeſchäftlichen Veräußerungsverbots beim 
veräußerlichen Rechte unſtatthaft. 

Wenn Turnau!) (Bd. I S. 622 Note 3) die Frage, ob 
ſolche Vereinbarungen (Beſchränkungen) im Grundbuch eingetragen 
werden dürfen, als zweifelhaft bezeichnet, fo hat er in dem ſpäter 
erſchienenen Bd. II (S. 82 Note 2) beſtimmt geſagt: „Ueberhaupt 
iſt die Eintragung blos perſönlicher Rechte nicht zugelaſſen.“ 
Eine Vereinbarung, durch die ſich der Eigenthümer einem Real⸗ 
gläubiger gegenüber verpflichtet, das Grundſtück nicht zu ver- 
äußern oder nicht weiter zu belaſten, iſt nach §S 1136 B. G. B. 
nichtig und kann ſchon aus dieſem Grunde nicht eingetragen 
werden. 

Das nur zum Schutze beſtimmter Perſonen dienende geſetz⸗ 
iche oder gerichtliche Veräußerungsverbot iſt zwar eintragungs- 
fähig, die Eintragung hat aber hier eine andere Bedeutung als 
bei der Vormerkung. Während ſie bei letzterer erforderlich iſt, 
um die Wirkſamkeit dieſes Rechtsbehelfes zu begründen, dient 
ſie bei erſterem nur zum Schutze gegen den öffentlichen Glauben 
des Grundbuchs. Nach § 892 J B. G. B. wirken Veräußerungs- 
verbote dieſer Art gegen den Erwerber ſchon dann, wenn ſie ihm 
bekannt waren. Ihre Eintragung erfolgt nur zu dem Zwecke, um 
ihnen Wirkſamkeit gegen diejenigen beizulegen, welche von dem 
Verbote nicht unterrichtet ſind und ſich ſonſt auf den öffentlichen 
Glauben des Grundbuchs berufen könnten. Die Eintragung 
hat alſo bei einer Vormerkung konſtitutive, bei einem Ver⸗ 
äußerungsverbot deklaratoriſche Wirkung. 

III. Verſchieden ſind die Vorausſetzungen der 
Eintragung der Vormerkung und des Veräußerungs- 
verbotes. Nach der poſitiven Vorſchrift des Geſetzes § 885 
B. G. B. erfolgt die Eintragung einer Vormerkung auf Grund 
einer Bewilligung desjenigen, deſſen Grundſtück oder deſſen Recht 
von der Vormerkung betroffen wird, oder auf Grund einer 
einſtmaligen Verfügung. Gemäß § 894 I kann die Bewilligung 
durch rechtskräftige Verurtheilung des Schuldners zur Abgabe 
derſelben erſetzt werden. Iſt das Urtheil noch nicht rechtskräftig, 
ſondern nur vorläufig vollſtreckbar, fo gilt nach $ 895 C. P. O. 
die Eintragung einer Vormerkung als bewilligt. 

Aber auch von Amtswegen kann eine Vormerkung ein⸗ 
getragen werden, nämlich in dem Falle des $ 18 G. B. O. zur 
Wahrung der Priorität eines beanſtandeten, aber nicht zurück 
gewieſenen Antrages und des § 76 G. B. O. auf einſtweilige 
Anordnung des Beſchwerdegerichts. 

Eine Eintragung eines Veräußerungsverbots auf Grund 
der Bewilligung des Paſſivbetheiligten Fann nicht ſtattfinden, 
da das rechtsgeſchäftliche Veräußerungsverbot, wie oben aus⸗ 
geführt worden iſt, nicht eingetragen werden kann. 

Die Eintragung eines geſetzlichen Veräußerungsverbots 
beruht unmittelbar auf Geſetz, die eines richterlichen auf der 
Anordnung des Gerichts. Dieſe Anordnung kann auch im 
Wege der einſtweiligen Verfügung erfolgen (§ 938 II C. P. O.), 
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alſo ebenſo, wie bei der Vormerkung. Jedoch ſind die Vor⸗ 
ſchriften der C. P. O., wann eine Vormerkung eingetragen 
werden ſoll, mehrfach modifizirt: 

Da eine Erleichterung und Beſchleunigung des Verfahrens 
von beſonderer Wichtigkeit iſt, wenn eine Vormerkung ein- 
getragen werden ſoll, ſo kann die einſtweilige Verfügung von 
dem Amtsgericht, in deſſen Bezirk das Grundſtück belegen iſt, 
erlaſſen werden, auch wenn der Fall für dringlich nicht erachtet 
wird. Auch erfolgt die Beſtimmung der Friſt, innerhalb welcher 
der Gegner zur mündlichen Verhandlung über die Rechtmäßigkeit 
der einſtweiligen Verfügung vor das Gericht der Hauptſache zu 
laden iſt, nicht bei der Erlaſſung der Verfügung von Amts- 
wegen, ſondern nur auf Antrag des Gegners (C. P. O. § 942 II). 
Ferner beſtimmt § 885 B. G. B. abweichend, eine Glaubhaft⸗ 
machung des Umſtandes, daß eine Gefährdung des zu ſichernden 
Anſpruchs zu beſorgen ſei, ſei nicht erforderlich. Er geht davon 
aus, daß die Grundbucheinrichtung, die es dem Schuldner er- 
mögliche, das Grundſtück jeder Zeit ohne vorgängige Kenntniß 
des Gläubigers zu veräußern und zu belaſten, eine Gefährdung 
in ſich involvire und der Nachweis einer beſonderen weiteren 
Gefahr die praktiſche Bedeutung der Vormerkung weſentlich 
beeinträchtigen würde (Protokolle III S. 115). 

Dieſe beiden Erleichterungen treten nicht ein, wenn ein 
Veräußerungsverbot durch einſtweilige Verfügung angeordnet 
werden ſoll. Vielmehr iſt dann die beſondere Glaubhaftmachung 
der Gefährdung des zu ſichernden Anſpruchs und der Autrag bei 
dem regelmäßig zuſtändigen Gericht erforderlich. Dieſe Unter⸗ 
ſchiede ſind mehr äußerer Natur. Wichtiger iſt ein anderer 
Unterſchied, der im Weſen der beiden Rechtsbehelfe begründet iſt 
und auch ihre verſchiedene Behandlung bei der Eintragung zur 
Folge hat. Das Veräußerungsverbot bedarf keiner beſonderen 
Vollziehung, es tritt mit feiner Zuſtellung an den Beklagten 
in Kraft. Die Eintragung im Grundbuch kann zu jeder Zeit 
beantragt werden. Anders verhält es ſich bei der Vormerkung. 
Bei ihr geht die einſtweilige Verfügung auf Anordnung ihrer 
Eintragung, und wird die Verfügung durch die Eintragung 
vollzogen. Die Vollziehung iſt deshalb unſtatthaft, wenn ſeit 
dem Tage, an welchem die Verfügung verkündet, oder der Partei 
auf deren Geſuch fie erging, zugeſtellt wurde, zwei Wochen ver- 
ſtrichen find ($$ 929 II, 936 C. P. O.). Als Vollziehung gilt 
nach § 932 III ſchon der Antrag auf Eintragung. 

IV. Was nun die Wirkungen der Vormerkung 
und des Veräußerungsverbotes anbetrifft, fo haben ſie 
das miteinauder gemein, daß ſie den Betroffenen an der Ver⸗ 
fügung über den Gegenſtand nicht hindern. Sie bewirken nur, 
daß die ſpäter eingetragenen Rechte dem geſicherten Anſpruch 
nicht nachtheilig werden können. Fuchs nimmt an, daß die 
Unwirkſamkeit kollidirender Verfügungen nicht bloß gegenüber 
dem Vorgemerkten, ſondern jedem gegenüber beſtehe. Die 
Unwirkſamkeit wäre alſo eine objektive, im Gegenſatz zum Ver⸗ 
äußerungsverbot, welches nur demjenigen gegenüber unwirkſam 
ſei, zu deſſen Schutz es beſtehe; nur er und kein anderer könne 
ſich auf die Unwirkſamkeit berufen. Wenn beiſpielsweiſe auf 
einem Grundſtücke eine Auflaſſungsvormerkung eingetragen ſei 
und der Eigenthümer eine Hypothek beſtellte, ſo ſolle dieſelbe nicht 
bloß gegenüber dem Vorgemerkten, ſondern auch gegenüber den 
nachſtehenden Hypothekengläubigern unwirkſam ſein. Mit Recht 
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wird dieſe Anſicht von Biermann!) ſchon aus dem Grunde 
verworfen, weil es den nacheingetragenen Hypothekengläubigern 
an einem Mittel fehlen würde, die Unwirkſamkeit der mit der 
Vormerkung kollidirenden Eintragung geltend zu machen. § 8881 
B. G. B. könne nicht zur Anwendung kommen, weil er von 
einem Anſpruch des Vorgemerkten ſpreche. Die Fuchs'ſche Anſicht 
ſtehe auch mit dem Zwecke der Vormerkung im Widerſpruch, da 
durch dieſelbe nur der Vorgemerkte geſichert werden ſolle. Uebrigens 
würde die Hypothek konvalesziren, wenn der Vorgemerkte ſie 
genehmigt. Die Genehmigung würde ſchon darin zu finden 
ſein, daß der Vorgemerkte die Unwirkſamkeit der Hypothek nicht 
geltend macht. Wenn ein Anderer als der Vorgemerkte die 
Unwirkſamkeit würde geltend machen wollen, ſo könnte ihm die 
Genehmigung des Vorgemerkten entgegengehalten werden. 

Voreingetragene Rechte werden natürlich durch die Vor⸗ 
merkung oder das Veräußerungsverbot nicht berührt. Iſt jedoch 
eine in Gemäßheit der §§ 873, 875 und 877 B. G. B. (auf 
Einräumung, Aufhebung oder Aenderung eines dinglichen Rechts) 
abgegebene Erklärung für den Berechtigten bindend geworden 
und der Antrag auf Eintragung bereits bei dem Grundbuchamte 
geſtellt, ſo wirken die beiden Rechtsbehelfe verſchieden, wenn die 
Eintragung noch nicht erfolgt iſt. Nach § 878 B. G. B. wird 
der beantragte Eintrag durch ein Veräußerungsverbot nicht 
unwirkſam. Bei der Vormerkung entſcheidet dagegen nur das 
Datum der Eintragung. Sie geht vor, wenn ſie vorher ver⸗ 
merkt wird, ſonſt der beantragte Eintrag. ““) 

V. Im Konkurſe gehen beide Rechtsbehelfe auseinander. 
Die Vormerkung macht kraft der ihr anhaftenden dinglichen 
Wirkungen in Gemäßheit des § 883 Abſ. 2 B. G. B. die ihr 
widerſtreitenden Verfügungen inſoweit unwirkſam, als ſie den 
Auſpruch des Vorgemerkten vereiteln oder beeinträchtigen würden. 
Außer dieſer negativen Funktion äußert ſich ihre pofitive Wirkung 
darin, daß der Berechtigte von dem Konkursverwalter die Be⸗ 
friedigung ſeines Anſpruchs verlangen kann. Sie begründet nach 
8 47 K. O. ein Abſonderungsrecht, ein Ausſonderungsrecht da⸗ 
gegen gewährt fie nicht. Denn Vorausſetzung eines Aus- 
ſonderungsrechts iſt immer, daß dem Gemeinſchuldner der Gegen⸗ 
ſtand nicht gehört. Bis zur Liquidſtellung des vorgemerkten 
Anſpruches bleibt auch der Gemeinſchuldner Eigenthümer des 
Gegenſtandes.“) Andrer Anſicht find Jaeger?!) (S. 119 Anm. 14) 
und Seuffert es) (S. 177) und Fuchs) (Bem. 7 zu § 883). 
Nach § 17 K. O. kann der Konkursverwalter, wenn ein zwei- 
ſeitiger Vertrag zur Zeit der Eröffnung des Konkurſes noch nicht 
erfüllt iſt, entweder den Vertrag erfüllen oder von demſelben 
zurücktreten. Dieſes Wahlrecht beſteht nicht, wenn der Erfüllungs⸗ 
anſpruch durch eine Vormerkung geſichert iſt, vielmehr kann der 
Vorgemerkte nach § 24 K. O. die Erfüllung ſeines Anſpruchs 
verlangen, denn die Vormerkung will und ſoll ja gerade gegen 
die Nachtheile im Konkurſe ſchützen. Der abweichenden Anſicht 
Streckers 24) (S. 116) kann nicht beigetreten werden. 
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Nicht berührt wird ferner die Vormerkung durch einen 
Zwangsvergleich ($ 193 K. O.). Nur im Nachlaßkonkurſe führt 
ein nach Eintritt des Erbfalles im Wege der einſtweiligen Ver⸗ 
fügung, ſei es für die Erbengläubiger oder die Nachlaßgläubiger, 
erlangte Vormerkung nicht zur abgeſonderten Befriedigung. Sie 
iſt nach §S 221 II K. O. unwirkſam. 

Iſt die Vormerkung jedoch auf Grund der Bewilligung der 
Erben oder des Erbenvertreters eingetragen, ſo behält ſie auch 
im Nachlaßkonkurſe ihre volle Wirkſamkeit. 

Dagegen verliert ein gegen den Gemeinſchuldner beſtehendes 
Veräußerungsverbot der in den §§ 135 und 136 B. G. B. 
bezeichneten Art der Konkursgläubiger nach der ausdrücklichen 
Beſtimmung des § 13 K. O. feine Wirkſamkeit. Die Konkurs- 
ordnung verlangt eine Gleichbehandlung aller Gläubiger, die 
kein Recht auf abgeſonderte Befriedigung haben. Der Verbots⸗ 
berechtigte hat kein dingliches Recht an dem vom Verbote be⸗ 
troffenen Gegenſtande. Der Konkursverwalter iſt alſo an ein 
geſetzliches oder gerichtliches Veräußerungsverbot nicht gebunden, 
für eine verbotswidrige Veräußerung nicht ſchadenserſatzpflichtig, 
wer von ihm erwirbt, erwirbt zu Recht und iſt gegen eine 
Anfechtung des Verbotsberechtigten geſchützt, mag das Verbot 
eingetragen bezw. dem Erwerber bekannt geweſen ſein, 
oder nicht. | 

Der Beſtimmung des § 13 K. O. unterliegen jedoch nur 
die zum Schutze perſönlicher Anſprüche gegen den Gemein⸗ 
ſchuldner erlaſſenen Veräußerungsverbote, die dinglichen Anſprüche 
bleiben von demſelben unberührt und begründen auch im Konkurſe 
für den Verbotsberechtigten in Folge ihrer dinglichen Kraft ein 
Abſonderungsrecht.““) 

Ebenſo iſt dasjenige Veräußerungsverbot, welches durch die 
bei der Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen er- 
folgte Beſchlagnahme begründet wird, auch den Konkursgläubigern 
gegenüber wirkſam, weil es dem betreibenden Gläubiger zugleich 
ein Recht auf abgeſonderte Befriedigung gewährt. § 10 I 
zu 5 Z. V. G. u. § 47 K. O.“) 

Die nach § 137 Satz 2 B. G. B. wirkſame rechtsgeſchäft⸗ 
liche Verpflichtung, den Gegenſtand nicht zu veräußern, kann 
im Falle der Zuwiderhandlung eine Konkursforderung auf 
Schadenerſatz begründen. § 26 K. O. 

VI. Bei der Zwangsvollſtreckung in das unbe— 
wegliche Vermögen find die Wirkungen des Veräußerungs- 
verbotes ſtärker, als die der Vormerkung. Die vorgemerkten 
Rechte find zwar noch nicht Rechte am Grundſtücke, fie ſtehen 
aber für die Zwangsverſteigerung den Eingetragenen gleich; 
dementſprechend gelten im Sinne des §8 9 Nr. 1 Z. V. G. 
außer dem Gläubiger und dem Schuldner auch diejenigen als 
Betheiligte in dem Verfahren, für welche eine Vormerkung ein⸗ 
getragen iſt. Die vorgemerkten Rechte müſſen nach $ 48 Z. V. G. 
wie eingetragene Rechte berückſichtigt werden. Sie find, wenn ſie 
dem Anſpruche des betreibenden Gläubigers vorangehen, in das 
Mindeſtgebst aufzunehmen (§ 44), da fie im Sinne des § 50 
als bedingte Rechte angeſehen werden müſſen.“) Sie bleiben 


23) Jaeger cit., 8 18 Anm. 4. 

26) Seuffert, Konkursrecht, S. 179. 

27) Jaeckel, Reichsgeſetz über die Zwangsverſteigerung und 
Zwangsverwaltung, S. 189 Anm. 4. 
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nach 8 52 Z. V. G., wenn dieſes geſchieht und fie durch Zahlung 
nicht zu decken find, beſtehen. Bei der Beſtellung der Sicher⸗ 
heit kommen fie nach 88 70 u. 114 Z. V. G. voll zum Anſatz. 
Bei der Zwangsvollſtreckung zum Zweck der Auseinanderſetzung 
entbinden fie nach Maßgabe des § 184 Z. V. G. den Mit⸗ 
eigenthümer von der Beſtellung der Sicherheit. In den 
Theilungsplan find die vorgemerkten Poſten nach $ 114 Z. V. G. 
aufzunehmen und werden bei der Vertheilung nach § 120 
Z. V. G. als bedingte Realrechte behandelt. ?s) Ihr Betrag iſt 
für den Geſicherten zu hinterlegen, oder ſoweit dieſer nicht 
gezahlt wird, die Forderung auf den Betheiligten zu übertragen. 

Einer beſonderen Darſtellung bedarf die Frage, wie eine 
zur Erhaltung des Rechtes auf Auflaſſung eingetragene 
Vormerkung bei der Zwangsvollſtreckung wirkt. 

Eine ſolche Vormerkung hindert nicht die Zwangsverſteigerung. 

Dies iſt ganz klar, wenn die Vormerkung dem Rechte des 
betreibenden Gläubigers im Range nachſteht, denn dieſer müßte 
ſich die Zwangsvollſtreckung gefallen laſſen, ſelbſt wenn er als 
Eigenthümer eingetragen wäre. In einem ſolchen Falle iſt der 
durch die Vormerkung geſicherte Anſpruch nach den Beſtim⸗ 
mungen der 88 45 und 52 3. V. G. von Amtswegen 
nicht zu berückſichtigen. 

Wird er nicht nach beſonderer Vereinbarung zwiſchen dem 
Berechtigten und dem Erſteher von dieſem übernommen, jo er- 
liſcht er mit dem Zuſchlag, §§8 52 und 91 3. V. G. Der 
Berechtigte behält in dieſem Falle nur einen Anſpruch auf den 
Reſt des Verſteigerungserlöſes, der nach Befriedigung der ſeinem 
Anſpruche vorgehenden Rechte übrig bleibt. 

Beſtritten iſt die Frage, ob die Auflaſſungsvormerkung die 
Zwangsverſteigerung hindere, wenn fie dem Rechte des be- 
treibenden Gläubigers im Range vorgeht. Die Entſcheidung 
dieſer Frage iſt davon abhängig, ob der durch die Vormerkung 
geſicherte Anſpruch ein der Zwangsverſteigerung ent- 
gegenſtehendes Recht im Sinne der §8 28 und 37 Ziff. 5 
Z. V. G. iſt. Dies wird von Strecker ?“) für den Fall, daß 
der Anſpruch unbedingt und unbetagt iſt, ohne dieſe Beſchränkung 
von Endemann 0) und Kretzſchmar s!) angenommen. Strecker 
und Endemann ſtützen ihre Anſicht darauf, daß der Anſpruch 
auf Auflaſſung infolge der Eintragung der Vormerkung dem 
ſpäteren Erwerber des Grundſtücks gegenüber dieſelbe Wirkung 
habe, wie ein Eigenthumsanſpruch. Kretzſchmar begründet ſeine 
Anſicht damit, daß die Auflaſſungsvormerkung ebenſo, wie das 
Veräußerungsverbot der 8$ 135 und 136 B. G. B. eine Ver⸗ 
fügungsbeſchränkung ſei, der Umſtand, daß § 772 C. P. O. 
nur dieſes, nicht aber auch die Vormerkung erwähne, finde ſeine 
Erklärung darin, daß das relative Veräußerungsverbot den 
allgemeinen Typus der Verfügungsbeſchränkungen bilde. 

Dagegen haben Dernburg, Bd. III $ 51 Ziffer 4b; Planck, 
Anm. 5 zu § 883 B. G. B.; Fuchs, Anm. 10 zu 8883 B. G. B.; 
Turnau, Vorbem. C. 3 vor $ 925 B. G. B.; Biermann, S. 198; 
Jäckel, Aum. 7 zu § 38 und Anm. 3 zu § 48 Z. V. G. der 


26) Jaeckel cit., S. 410; Wolff, Geſetz über die Zwangs⸗ 
verſteigerung und Zwangsverwaltung, Note 8 zu § 119. 

9) cit., S. 118. 

20) cit., 8 65 Anm. 19 und 24. 

3) cit., S. 200 ff. 
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Auflaſſungsvormerkung die Eigenſchaft eines der Zwangs⸗ 
verſteigerung hindernden Rechtes abgeſprochen. 

Die letztere Anſicht verdient den Vorzug. Die Auflaſſungs⸗ 
vormerkung hat nicht dieſelbe Wirkung, wie das eingetragene Eigen- 
thum. Der Geſicherte erlangt nicht die Rechte eines Eigenthümers. 
Ihm ſteht weder die Vindikations⸗ noch die Eigenthumsfreiheits⸗ 
klage zu, er kann nur von dem neuen Eigenthümer deſſen Zu⸗ 
ſtimmung zur Uebertragung des Eigenthums auf ihn verlangen. 
Das Geſetz enthält auch keine Beſtimmung, welche der Vor⸗ 
merkung eine der Zwangsverſteigerung hindernde Kraft beilegen 
würde. Im Gegentheil iſt aus § 883 II B. G. B. zu folgern, 
daß eine der Vormerkung zuwiderlaufende Verfügung an ſich nicht 
unſtatthaft iſt. Strecker überſieht, daß es ſich nicht darum handelt, 
wie die Vormerkung gegen das vom Erſteher erworbene Recht 
wirkt, ſondern darum, ob die Vormerkung den Zuſchlag hindert. 

Ebenſowenig dürfte die Anſicht Kretſchmars richtig ſein. 
Die Vormerkung iſt zwar mit dem Veräußerungsverbot nahe 
verwandt, kann aber unter dieſes nicht ſubſumirt werden. Denn 
das Geſetz behandelt beide Inſtitute getrennt. Auch im § 888 
B. G. B. werden ſie geſondert, und es wird ſpeziell hervorgehoben, 
daß fie bei der Durchführung der geſicherten Anſprüche gleiche 
Wirkung haben ſollen. 

Demnach hindert auch die dem Rechte des betreibenden 
Gläubigers vorangehende Vormerkung die Zwangsverſteigerung 
nicht. Sie muß aber in dieſem Falle in den Verſteigerungs⸗ 
bedingungen berückſichtigt (§ 44 ff. Z. V. G.) und im Zuſchlage 
vorbehalten werden (§ 82 Z. V. G.). Der Erſteher erwirbt dann 
auf die Gefahr hin, daß er dem Vorgemerkten weichen muß. 

Iſt das Recht aus Verſehen in den Verſteigerungs⸗ 
bedingungen nicht aufgenommen worden, fo iſt nach § 83 Nr. 1 
Z. V. G. der Zuſchlag zu verſagen, erfolgt er aber dennoch, ſo 
ſteht dem Vorgemerkten nach § 96 ff. Z. V. G. die ſofortige 
Beſchwerde des § 739 C. P. O. zu. 

Hat er es aber verabſäumt, auch dieſe zu erheben, ſo kann 
er nur feinen Anſpruch gegen den Verſteigerungserloͤs geltend 
machen. 

Mit den Wirkungen der Vormerkung im Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren hat das Veräußerungsverbot nur 
das Eine gemein, daß die durch daſſelbe Geſicherten als Be⸗ 
theiligte in dem Verfahren gelten. 

Dieſe Eigenſchaft ſteht ihnen jedoch nicht allein auf Grund 
der Nr. 1 des § 9 Z. V. G., weil für fie ein Recht im Grund⸗ 
buche durch Eintragung geſichert iſt, ſondern auch nach Nr. 2 
des § 9 zu, weil das Veräußerungsverbot der 88 135 und 136 
B. G. B. ein die Zwangsvollſtreckung hinderndes Recht iſt. Dies 
ergiebt ſich aus § 772 C. P. O. Nach dieſer Geſetzbeſtimmung 
ſoll, jo lange ein relatives Veräußerungsverbot beſteht, der Gegen ⸗ 
ſtand, auf welchen es ſich bezieht, nicht im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung veräußert werden. Iſt das Veräußerungsverbot aus 
dem Grundbuch erſichtlich, ſo hat das Gericht nach Maßgabe 
des § 28 Z. V. G. das Verfahren aufzuheben oder einſtweilen 
einzuſtellen. 

Wird das Veräußerungsverbot vom Vollſtreckungsrichter 
trotzdem nicht berückſichtigt, oder iſt es noch nicht eingetragen 
geweſen, ſo hat der Verbotsberechtigte es anzumelden, bezw. die 
Aufhebung oder Einſtellung des Verfahrens im Wege der Wider 
ſpruchsklage ($ 771 C. P. O.) zu bewirken. Sonſt erliſcht fein 


XXXI. Jahrgang. 


Recht mit dem Zuſchlag uud tritt an deſſen Stelle der Ver⸗ 
ſteigerungserlös. 5 37 Ziffer 5. 

Das im öffentlichen Intereſſe erlaſſene Veräußerungsverbot 
macht, weil das Gebot im Zwangsverſteigerungsverfahren un- 
zweifelhaft ein Rechtsgeſchäft im Sinne des § 134 B. G. B. iſt, 
dieſes Verfahren nichtig. Die Beſchlagnahme des Grundſtücks 
hat keine rechtliche Wirkung. Wird das Verfahren betrieben, ſo 
iſt nach § 83 Nr. 6 Z. V. G. der Zuſchlag zu verſagen. Sit 
aber auch der Zuſchlag erfolgt, ſo geht durch denſelben das 
Eigenthum auf den Erſteher ſelbſt dann nicht über, wenn dem 
Zuſchlage im Wege der ſofortigen Beſchwerde nicht widerſprochen 
iſt. § 96 Z. V. G. 


Die Vorausſetzungen für den Lauf der Nothfriſt 
des § 466 C. P. O. 


Entgegen den Ausführungen des Aufſatzes in Nr. 48—51 
der Juriſtiſchen Wochenſchrift 1902 S. 388 dürfte der Beginn 
der in der Ueberſchrift bezeichneten Friſt mit dem Ablauf des 
Tages des Schwurtermines zuſammenfallen und an eine weitere 
Vorausſetzung nicht geknüpft ſein. Die Richtigkeit dieſer Anſicht 
ergiebt ohne Weiteres der klare Wortlaut des Geſetzes. Nach 
§ 466 Satz 1 C. P. O. kann derjenige, welcher als Schwur⸗ 
pflichtiger einen zur Eidesleiſtung beſtimmten Termin verſäumt 
hat, die in § 465 a. a. O. an dieſe Verſäumniß gekuüpfte Folge 
dadurch abwenden, daß er nachträglich die Eidesabnahme be⸗ 
antragt. Wenn im Anſchluß hieran das Geſetz in Satz 2 des 
§ 466 jagt: Dieſer Antrag iſt nur innerhalb der Nothfriſt von 
einer Woche nach dem Termine, d. h. dem zur Eidesleiſtung 
beftimmten, verſäumten Termine zuläffig, jo hat das Geſetz den 
Zeitpunkt, von welchem ab die Nothfriſt läuft, hierdurch 
unzweideutig feſtgeſetzt, und es erſcheint keineswegs als Voraus- 
ſetzung des Laufes der Friſt noch nothwendig, daß der Gegner 
des Schwurpflichtigen auch ſchon den Antrag aus $ 465 geſtellt 
hat; ſtand der Termin nicht vor dem Prozeßgerichte an, ſo 
ergiebt ſich, da dieſer Antrag doch bei dem Prozeßgerichte und 
zwar in der mündlichen Verhandlung geſtellt werden muß, ſchon 
von ſelbſt, daß er erſt nach dem zur Eidesleiſtung beſtimmten 
Termine geſtellt werden kann. Für letzteren Fall ſoll auch nach 
den Ausführungen des oben erwähnten Aufſatzes das Geſetz von 
der Vorausſetzung für den Lauf der Nothfriſt, daß der Präklufiv- 
antrag aus § 465 bereits geſtellt iſt, abſehen. Weshalb ſoll 
nun in dem anderen Falle, wenn alſo der Schwurtermin vor 
dem Prozeßgericht anſtand, für den Beginn der Nothfriſt der 
Antrag aus 5 465 nothwendige Vorausſetzung ſein? Das 
Geſetz ſelbſt ſpricht in § 466 von dieſer weiteren Vorausſetzung 
auch nicht mit einem Worte und aus den ſonſtigen dieſes Prozeß⸗ 
verfahren betreffenden Geſetzesbeſtimmungen, insbeſondere aus 
§ 465 oder aus innerer Nothwendigkeit iſt ihr Bedürfniß auch 
nicht zu entnehmen. 

Für die Entſcheidung der Streitfrage wird die Prüfung 
der Frage dienen, welches denn die nach § 465 C. P. O. ein⸗ 
tretende Folge der Verſäumniß der ſchwurpflichtigen Partei 
eigentlich iſt. Dieſe Folge iſt nun zweifellos die, daß durch die 
Verſäumung des Termins der Gegner des Schwurpflichtigen 
das Recht erwirbt, einen dem Wortlaute des § 465 entſprechenden 
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Antrag zu ſtellen, dem das Gericht nachzukommen verpflichtet iſt, 
wenn er durch die Thatſachen geſtützt wird; wann der Gegner 
von dieſem ſeinem Rechte Gebrauch machen will, bleibt, wie im 
Fall des § 307 C. P. O., ihm überlaſſen; einen beſtimmten 
Termin oder eine Friſt für die Stellung des Antrages hat ihm 
das Geſetz nicht geſetzt. 

Gegenüber dieſem Rechte des Gegners hat das Geſetz aber 
dem Schwurpflichtigen, welcher den Schwurtermin verſäumt hat, 
ein Mittel an die Hand gegeben, um das dem Gegner erwachſene 
Recht wieder zu beſeitigen, indem es dem Schwurpflichtigen in 
§ 466 zugeſtand, bei Gericht nachträglich die Abnahme des 
Eides zu beantragen. Mit Rückſicht auf die entſcheidende Be⸗ 
deutung der Sache und darauf, daß in dieſem Zugeſtändniſſe 
eine beſondere Vergünſtigung liegt, durch welche ein dem Gegner 
des Schwurpflichtigen durch des Letzteren Verſäumung bereits 
erwachſenes Recht wieder beſeitigt werden kann, hat das Geſetz 
die Stellung des Antrages aus § 466 nicht auf unbeſtimmte 
Zeit zugelaſſen, ſondern an eine Friſt und zwar eine Nothfriſt 
gebunden, um auf dieſe Weiſe und zur Verhütung der Prozeß⸗ 
verſchleppung den ſäumig Geweſenen zu zwingen, entweder die 
Folge ſeiner Säumniß ſchleunigſt zu beſeitigen oder durch das 
Verſtreichenlaſſen der Nothfriſt zu erkennen zu geben, daß er den 
Eid endgiltig verweigere, ſodaß nunmehr der Gegner ungehindert 
und ohne die Gefahr der Beſeitigung jederzeit den Antrag aus 
§ 465 ſtellen kann. Macht der Schwurpflichtige von dem ihm 
vergönnten Rechtsbehelfe keinen Gebrauch, jo unterwirft er fich 
eben damit endgiltig der auf ſeine Verſäumung vom Geſetze 
gelegten Folge. 

Zur Begründung der Anſicht, daß die Stellung des An⸗ 
trages auf § 465 die nothwendige, weitere Vorausſetzung des 
Laufes der Nothfriſt aus § 466 ſei, wird in dem oben erwähnten 
Aufſatze auch auf $ 231 Abſ. 2 C. P. O. verwieſen und daraufhin 
ausgeführt, wenn der Gegner Antrag aus § 465 nicht ſtelle, 
dann könne jederzeit die Eidesleiſtung nachgeholt werden. Hierbei 
wird aber Abſatz 1 § 231 überſehen, welcher beſtimmt, daß die 
geſetzlichen Folgen der Verſäumung einer Prozeßhandlung von 
ſelbſt eintreten, ſofern nicht die C. P. O. einen auf Verwirklichung 
des Rechtsnachtheils gerichteten Antrag erfordert. Die geſetzliche 
Folge der Verſäumung des Eidesleiſtungstermines iſt nun aber 
nicht, daß der Eid ohne Weiteres als verweigert anzuſehen iſt, 
ſondern daß dies erſt auf einen bezüglichen Antrag des Gegners 
geſchehen kann, und das Recht des Gegners, dies und weitere 
Verhandlung zu beantragen, iſt die zunächſt geſetzlich und ohne 
Antrag eintretende Folge der Verſäumung. Dieſe Folge kann 
aber der Schwurpflichtige durch den ſeinerſeits zu ſtellenden 
Antrag aus § 466 wieder befeitigen, jedoch nur dann, wenn er 
dieſen Antrag innerhalb einer Woche nach dem Schwurtermin 
ſtellt; inſoweit enthält der § 466 in Beziehung auf § 465 
jedenfalls eine Beſchränkung der in § 231 Abſ. 2 C. P. O. 
enthaltenen Regel, gegen welche letztere in Folge des § 467 noch 
die weitere Abweichung beſteht, daß, auch wenn der nach § 465 
erforderliche Antrag geſtellt und die Verhandlung über denſelben 
geſchloſſen iſt, die verſäumte Eidesleiſtung dennoch nachgeholt 
werden kann, wenn nur der bezügliche Antrag, mag derſelbe 
auch erſt nach dem geſchloſſenen Verhandlungstermin geſtellt ſein, 
noch vor Ablauf der Woche nach dem verſäumten Eidesleiſtungs⸗ 
termine geſtellt iſt. 
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Bei der vorſtehend entwickelten, aus dem Geſetze ſelbſt ſich 
ergebenden Anficht über die Nothfriſt des §S 466 C. P. O. be⸗ 
ſteht auch keine Gefahr irgendwelcher Unzuträglichkeiten. Steht 
der Eidesleiſtungstermin vor dem Prozeßgericht an, ſo kann der 
Gegner ſchon in dieſem den Antrag aus 5 465 ſtellen; thut 
er dies, ſo darf eine im Urtheile oder Beweisbeſchluſſe ergehende 
Eutſcheidung in der Hauptſache nicht ſofort, ſondern erſt in 
einem beſonderen, über eine Woche auszuſetzenden Termine ver⸗ 
kündet werden, dies aus dem Grunde, weil ja dieſe Woche die 
Nothfriſt bildet, innerhalb welcher der Schwurpflichtige noch den 
Antrag aus 5 466 ſtellen kann, und daher abgewartet werden 
muß. Wird die Eidesabnahme rechtzeitig, alſo vor Ablauf 
einer Woche nach dem Eidesleiſtungstermin beantragt, fo gilt 
der zur Verkündung beſtimmt geweſene Termin gemäß § 467 
Abſ. 1 Satz 1 zweite Hälfte nunmehr als zur Eidesleiſtung 
und weiteren Verhandlung beſtimmt. Hatte die nach Stellung 
des Antrages aus 5 465 geſchloſſene Verhandlung die Er⸗ 
laſſung eines Urtheils oder eines Beweisbeſchluſſes nicht zur 
Folge, ſo iſt, auch wenn nach dieſer Verhandlung, aber vor 
Ablauf der Nothfriſt der Antrag aus § 466 geſtellt wird, der 
nächſte Termin zur mündlichen Verhandlung nicht nur zu dieſer, 
ſondern auch zur Eidesleiſtung als beſtimmt anzuſehen. Abſ. 2 
des § 467 trifft nun noch Beſtimmung für den Fall, daß die 
Abnahme des Eides einem beauftragten oder erſuchten Richter 
übertragen iſt. Aus dem Umſtande, daß, wenn rechtzeitig der 
Antrag aus 5 466 geſtellt worden, ohne Weiteres nach Abſ. 2 
a. a. O. Termin zum Zwecke der Eidesleiſtung zu beſtimmen 
iſt, ergiebt ſich auch, daß die Terminsbeſtimmung durch den 
beauftragten oder erſuchten Richter zu erfolgen und regelmäßig 
dieſer zu prüfen hat, ob der Antrag rechtzeitig geſtellt iſt. Wenn 
der Antrag bei dem beauftragten oder erſuchten Richter geſtellt 
worden iſt, ſo bietet die Prüfung der Frage der Rechtzeitigkeit 
keine Schwierigkeit, insbeſondere auch nicht für den erſuchten 
Richter, ſelbſt wenn dieſer die Prozeßakten dem Prozeßgerichte 
bereits zurückgeſchickt haben ſollte; auf eine bezügliche Benach⸗ 
richtigung des Prozeßgerichts wird er die Akten unſchwer zurück 
erhalten. Iſt der Antrag zweifellos rechtzeitig geſtellt, ſo wird 
der Richter Termin zur Eidesabnahme beſtimmen, andernfalls 
den Antrag zurückweiſen. Entſteht nach beſtimmtem Termin 
Streit über die Frage der Rechtzeitigkeit des Antrages, ſo hat 
der beauftragte oder erſuchte Richter nach § 366 Abſ. 1 C. P. O. 
die Entſcheidung des Prozeßgerichts herbeizuführen. Wird der 
Antrag ſtatt bei dem beauftragten oder erſuchten Richter bei 
dem Prozeßgericht geſtellt, ſo muß die Frage, ob durch dieſen 
Antrag eventuell die Nothfriſt gewahrt iſt, bejaht werden; es 
folgt dies aus dem Mangel einer Vorſchrift in § 467 Abſ. 2 
C. P. O. dahin, daß für den Fall deſſelben der Antrag aus 
§ 466 bei dem beauftragten oder erſuchten Richter geſtellt werden 
muß, und aus der Beſtimmung des § 466, daß der Antrag 
auch zu Protokoll des Gerichtsſchreibers geſtellt werden kann, 
mit welcher Stellung er als geſtellt anzuſehen iſt. Das Prozeß⸗ 
gericht wird den Antrag dem beauftragten oder erſuchten Richter 
zugehen laſſen und dieſer wird nunmehr das Weitere ebenſo 
veranlaſſen wie in dem Falle, daß der Antrag aus § 466 C. P. O. 
von vorneherein bei ihm geſtellt worden wäre. 

EN k. 
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Rechtsſtellung des Kanfpreisbürgen bei mit 
Gewährsmängeln behafteter Kaufſache. 
Von Rechtsanwalt Dr. Niſſen in Hirſchberg i. Schl. 


1. So lange der Käufer die im Sinne des § 459 B. G. B. 
fehlerhafte Kaufſache noch nicht als Erfüllung des Kauf⸗ 
vertrages angenommen hat, ſteht der Kaufpreisforderung grund⸗ 
ſätzlich die Einrede des nicht erfüllten Vertrages nach § 320 
entgegen. Dieſer Einrede darf ſich nach § 768 Abſ. 1 auch 
der Bürge der Kaufpreisſchuld bedienen, aus eigenem Rechte. 
War die fehlerhafte Sache, ohne den Thatbeſtand des § 363, 
dem Käufer bereits übergeben, ſo führt die Einrede zur 
Abweiſung der Kaufpreisklage. Hat eine Uebergabe noch nicht 
ſtattgefunden, fo greift $ 322 Platz, wonach die Verurtheilung 
des Bürgen zur Kaufpreiszahlung mit der Einſchränkung zu 
geſchehen hat, daß Bürge nur zu zahlen braucht Zug um Zug 
gegen die vom Verkäufer an den Käufer zu bewirkende Ueber⸗ 
gabe der dem Vertrage gemäßen Sache. Dieſe Einſchrän⸗ 
kung iſt unbedenklich gerechtfertigt im Regelfalle des § 466, in 
welchem die Uebergabe zuſammenfällt mit dem Gefahrsüber⸗ 
gange, alſo demjenigen Ereigniſſe, deſſen Zeitpunkt für die 
Frage der Fehlerhaftigkeit nach § 459 zu Grunde zu legen iſt. 
Bis zur Uebergabe ſteht es dem Verkäufer noch frei, den Mangel 
zu beſeitigen. Jene einſchränkende Verurtheilung iſt aber nicht 
minder gerechtfertigt im Ausnahmefalle des § 447 bei einer 
bereits zur Verſendung ausgelieferten Waare, da nach richtiger 
Anſicht (Dernburg, Bürg. R. Bd. 2 Abth. 2 S. 52, contra 
Endemann Einf. Bd. 1 S. 718) jene Nachbefſerungsbefugniß 
des Verkäufers bis zur Uebergabe ebenfalls nicht verneint werden 
dürfte. Iſt dagegen die Nachbeſſerung durch die Natur der 
Sache ausgeſchloſſen oder wird ſie vom Kaufpreiskläger abgelehnt, 
ſo muß die in Rede ſtehende Einrede die Abweiſung der Klage 
zur Folge haben. 

2. Bei Anwendung des 5 768 Abſ. 2 verlöre ber 
Bürge dieſe Einrede dadurch nicht, daß Käufer auf fie ver⸗ 
zichtet, indem dieſer die Kaufſache in Kenntniß des Mangels 
annimmt, ohne ſich ſeine Rechte wegen des letzteren vorzubehalten 
($ 464). Nimmt dagegen Käufer die Sache in Unkenntniß 
des Mangels an oder zwar in Kenntniß deſſelben, aber unter 
Vorbehalt ſeiner diesbezüglichen Rechte, ſo muß ebenſo folge⸗ 
richtig der mit dieſen, eine Erfüllung des Verkäufers dar⸗ 
ſtellenden, Akten verknüpfte Verluſt der dem Käufer bis dahin 
zugeſtandenen exceptio non adimpl. contr., an deren Stelle 
nunmehr für dieſen die beſonderen Anſprüche der §8 462, 463, 
480 treten, auch den Bürgen treffen, da hier ein Verzicht 
im Sinne des § 768 Abſ. 2 nicht vorliegt. Andererſeits aber 
können die Gewährsmängelanſprüche der 88 462, 463, 480, 
wie unter 3 darzulegen, nur vom Käufer, nicht vom Bürgen 
ausgeübt werden. Das Ergebniß der Anwendung des § 768 
Abſ. 2 ſtellte ſich mithin dahin: Wo dem Käufer ungeachtet 
der Annahme der Kaufſache das Recht, deren Mängel zu rügen, 
nämlich in der Form der Gewährleiſtungsanſprüche, erhalten 
geblieben iſt, ſteht das nämliche Recht dem Bürgen nicht zu — 
wo dagegen der Käufer jenes Recht durch Verzicht verloren hat, 
darf es umgekehrt der Bürge in Form jener exceptio unbe- 
hindert der Kaufpreisklage entgegenſetzen. Verſchlechtert ſich alſo 
nach dieſer Richtung die Rechtslage des Käufers gegenüber dem 
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Verkäufer, ſo geht damit nicht etwa Hand in Hand eine gleiche 
Verſchlechterung der Rechtslage des acceſſoriſch haftenden Bürgen, 
ſondern umgekehrt eine Verbeſſerung derſelben, indem die bis 
dahin begründete Einrede des nicht erfüllten Vertrages dem 
Bürgen nunmehr dauernd garantirt wäre. 

Indeß meine ich, daß auf den zu 2 Eingangs dargelegten 
Fall der § 768 Abſ. 2 keine Anwendung findet. Indem Käufer 
die fehlerhafte Sache unter Verzicht auf die Rüge des Fehlers 
annimmt, vollzieht ſich ein Thatbeſtand, der in der Hauptſache 
nicht einen Verzicht, ſondern die Bethätigung des dem Käufer 
an den Verkäufer zuſtehenden Anſpruchs auf Erfüllung des 
Kaufvertrages, wenn auch dem Verkäufer entgegenkommend, in 
einer vom Vertrage abweichenden Art, darſtellt. Beſteht der 
Kaufvertrag zu Recht, jo iſt jene Bethätigung ein Vorgang, 
den der Bürge anerkennen muß, dem er ſeine Anerkennung nicht 
deshalb verſagen darf, weil Käufer in Anſehung der von ihm 
angenommenen Kaufſache hätte beanſpruchen können, daß fie ihm 
in anderem Zuſtande geliefert werde, natürlich vorausgeſetzt, daß 
ungeachtet jener Aenderung derjenige Kaufvertrag fortbefteht, 
für deſſen Erfüllung käuferiſcherſeits vom Dritten die Bürgſchaft 
übernommen wurde. Indem auf dieſe Weiſe die Beſtimmung 
darüber, ob die als fehlerhaft erkannte Sache als Erfüllung 
des Vertrages anzunehmen, mit Wirkung gegen den Bürgen 
in die Hände des Käufers gelegt iſt, ergiebt ſich eine gleich⸗ 
mäßige Beurtheilung dieſes Falles mit dem Falle, daß Käufer 
ohne Verzicht auf die Mängelrüge die Sache als Vertrags- 
erfüllung angenommen hat. 

3. Die in dieſem letzteren Falle begründeten felbitftändigen 
Gewährsmängelanſprüche können nämlich nur vom Käufer, nicht 
vom Bürgen erhoben werden. (Motive Bd. 2 S. 663 Abſ. 3.) 
Zu unterſcheiden hiervon iſt der Fall der bereits vom Käufer 
vollzogenen Wandelung oder Minderung. Das durch dieſe 
Akte herbeigeführte ganze oder theilweiſe Erlöſchen der Kauf⸗ 
preisforderung gewährt eine nach § 768 Abſ. 1 auch dem Bürgen 
zuſtehende Einrede. Bis dahin ſtehen nur Anſprüche des 
Käufers in Frage, und zwar ſolche aus dem Kaufe, die dem 
Bürgen, weil er nicht zu den Kontrahenten des Kaufes gehört, 
verſchloſſen find. Dieſe Anſprüche erzeugen allerdings auch Ein⸗ 
reden, dabei iſt aber nicht außer Acht zu laſſen, daß dieſe 
Einreden nur eine beſondere Bethätigung jener Anſprüche dar⸗ 
ſtellen, mithin auch nur derjenigen Perſon zuſtehen, welche die 
Anſprüche erheben darf. Beiſpielsweiſe: Der Wandelungs⸗ 
anſpruch auf Befreiung von der Kaufpreisſchuld nimmt gegen⸗ 
über der Klage auf den Kaufpreis die Form der Einrede an. 
Untichtig aber wäre, um dieſer Form willen den § 768 Abſ. 1 
Platz greifen zu laſſen, denn um eine ſelbſtſtändige Einrede handelt 
es ſich nicht, ſondern um einen Anſpruch, der, um ſich vor⸗ 
liegenden Falles durchzuſetzen, nur nach außen als Einrede auf⸗ 
tritt. Nach dem vom Verfaſſer eingenommenen Standpunkte, 
den er in einem dieſer Zeitſchrift zur Veröffentlichung einge⸗ 
reichten Aufſatze, „Beitrag zu $ 478 B. G. B.“, entwickelt hat, 
iſt die Rechtslage nicht anders zu beurtheilen für die Zeit nach 
eingetretener Verjährung des Wandelungs⸗ oder Minderungs⸗ 
anſpruches im Falle des § 478, indem auch hierbei nicht eine 
verſelbſtſtändigte Einrede, ſondern der, in der Art ſeiner Realiſi⸗ 
rung allerdings beſchränkte, Gewährleiſtungsanſpruch zur Geltung 
gelangt. Alſo auch hier ſteht die Einrede dem Bürgen nicht zu. 
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Dernburg, cit. Bd. 2 Abth. 2 S. 350, führt aus: Habe 
aber der Hauptſchuldner Anſpruch auf Preisminderung, ſo werde 
der Bürge hierauf eine Einrede ſtützen, damit greife er in die 
Rechte des Hauptſchuldners nicht ein. Aber wenn der Anſpruch 
nur dem Hauptſchuldner zuſteht, wäre es eben ein Eingriff in 
deſſen Rechte, wenn ihn ſich der Bürge zur Einrede dienen ließe. 
Daß durch den Gebrauch der Preisminderungseinrede von Seiten 
des Bürgen die Rechtslage des Käufers keine Verſchlechterung 
erfährt, was zweifellos dann der Fall iſt, wenn Käufer — 
vergl. 88 466, 351 ff. — uur auf den Rechtsbehelf der Preis- 
minderung beſchränkt war, kann nach dieſer Richtung nicht von 
Belang fein, berechtigt noch nicht den Bürgen ein Recht aus⸗ 
zuüben, das nur dem Käufer für ſeine Perſon ertheilt iſt. 

4. Da wo Käufer den Kauf wegen Irrthums, argliſtiger 
Täuſchung oder Drohung anfechten darf, wird dem Bürgen, 
dem ein gleiches Anfechtungsrecht nicht zuſteht, in § 770 da⸗ 
durch geholfen, daß er, ſo lange Käufer die Anfechtung vor⸗ 
nehmen kann, die Zahlung des verbürgten Kaupfpreiſes ver⸗ 
weigern darf. Die nämliche dilatoriſche Einrede iſt nach dies⸗ 
ſeitigem Ermeſſen dem Bürgen mit Bezug auf den Gewähr⸗ 
leiſtungsanſpruch zu verſagen. Denn dieſer iſt, auch 
ſoweit er Wandelung zum Gegenſtande hat, nicht auf ſeine 
Anfechtung des der Verbindlichkeit zu Grunde liegenden Rechts⸗ 
geſchäfts gerichtet. Vergl. Entſch. d. Reichsger. in der die 
Eutſch. z. B. G. B. enthaltenden Beilage der Jur. Wochenſchr. 
S. 162. Anderenfalls müßte man dahin gelangen, die Einrede 
des § 770 auch für den Fall zu gewähren, daß Käufer ein 
noch nicht erloſchenes Rücktrittsrecht vom Vertrage ſich ausbe⸗ 
dungen hat, für welchen Fall aber die Einrede in den Prot. d. 
2. Kommiſſ. S. 2509 ausdrücklich abgelehnt wurde. 

5. Der Ausgleich kann nur darin beſtehen, daß Bürge, der 
auf dieſe Weiſe in die Lage geräth, ungeachtet beſtehenden Ge⸗ 
währleiſtungsanſpruchs des Käufers, den Kaufpreis an Verkäufer 
zahlen zu müſſen, ihn, ſobald ſpäter die Wandlung oder Minde⸗ 
rung ſeitens des Käufers vollzogen iſt, nach 88 812 ff. (ganz 
oder theilweiſe) kondiziren darf. Prot. S. 2559. 

Läßt Käufer die in § 477 vorgeſehenen Friſten verſtreichen, 
ſo beſchränken ſich ſeine Rechte (wenn ſie nicht wegen unter⸗ 
laſſener Anzeige gänzlich in Verluſt gerathen) auf die Befugniß, 
die Zahlung des Kaufpreiſes inſoweit zu verweigern, als er auf 
Grund der Wandelung oder Minderung dazu berechtigt ſein 
würde. Verſteht man unter dieſer Befugniß ausſchließlich 
eine der Kaufpreisklage entgegenzuſetzende Einrede“) (efr. Planck, 
Komm. zu § 222 Anm. 3.0), fo ergiebt ſich folgende Rechts- 
lage: Verkäufer iſt einer Kondiktion des Gezahlten von Seiten 
des Bürgen nicht ausgeſetzt, denn nachdem Verkäufer den Kauf⸗ 
preis vom Bürgen erhalten, iſt eine Klage des Verkäufers 
gegen den Käufer, der gegenüber dieſer ſeiner Mängelrüge ein⸗ 
redeweiſe Geltung verſchaffen könnte, ausgeſchloſſen. Anderer- 
ſeits kann der Bürge gegebenen Falles ex mandato oder als 
neg. gestor den an Verkäufer gezahlten Preis vom Käufer 
erſtattet verlangen. Bei jenem Verſtändniß des § 478 gebräche 
es an einer Möglichkeit, die Mängelrüge im Verhältniß des 


) Bezüglich dieſer Einrede gehe ich davon aus, daß fie nach 
ihrem Entſtehungsgrunde und mit Rückſicht auf ihre Wirkungen 
(8 346) auch nur dem Käufer, nicht dem Bürgen zuſtehen kann. 


462 


Käufers zum Verkäufer noch wirkſam werden zu laſſen, dem 
Käufer zu dem aufgewendeten Kaufgelde wieder zu verhelfen. 
Hätte dagegen Verkäufer den Kaufpreis zunächſt gegen den 
Käufer eingeklagt, ſo würde er auf Grund der Einrede aus 
§ 478 unterlegen ſein und dies auch einer Klage gegen den 
Bürgen und folgeweiſe einem Regreſſe deſſelben an den Käufer 
im Wege geſtanden haben. Dieſes Ergebniß, daß Verkäufer 
dadurch, daß er die Klage zunächſt gegen den Bürgen richtet, 
zum Nachtheil des Käufers einen Rechtsvortheil erlangt, der 
nicht in den Zwecken der Bürgſchaft liegt und ihm nicht zu⸗ 
gefloſſen wäre, wenn er ſich zunächſt an den Käufer hätte halten 
müſſen, iſt nicht im Stande zu befriedigen. 

Zu einem anderen Ergebniß iſt zu gelangen, wenn man 
in der Befugniß aus § 478 nicht eine verſelbſtſtändigte Einrede, 
ſondern den ſeitherigen Gewährleiſtungsanſpruch erblickt, wenn 
auch mit der Beſchränkung, daß er ſich nur bethätigen kann 
gegenüber der Verpflichtung zur Zahlung des Kaufpreiſes. 
Dieſer Anſpruch beſteht ſo lange, als letzterer Verbindlichkeit 
nicht freiwillig d. h. nicht unter Beiſeiteſetzung des Mängel- 
rügerechtes genügt iſt. Solches liegt hier nicht vor, denn Käufer 
durfte die Erſtattung des Kaufpreiſes unter Berufung auf den 
Mangel nicht ablehnen. Erſtattete er, ſo lag darin alſo nicht 
ein Verzicht auf die Mängelrüge. Darum bleibt dem Käufer 
der Anſpruch erhalten. In dieſer Qualifikation als „Anſpruch“ 
befähigt das in § 478 verliehene Recht den Käufer nicht bloß 
zu einem defenſiven, ſondern auch zu einem aggreſſiven Vor⸗ 
gehen gegen den Verkäufer, welches ſich vorliegend für ihn dahin 
geſtaltet, daß er ungeachtet Ablaufs der Friſt des § 477, den 
(nicht freiwillig) aufgewendeten Kaufpreis vom Verkäufer zurück⸗ 
beanſpruchen darf, ſelbſtverſtändlich unter den weiteren Vor⸗ 
ausſetzungen, welche ſich aus § 467 ergeben. 


Der untaugliche Verſuch. 


Mehr als zwanzig Jahre ſind vergangen, ſeitdem die 
vereinigten Strafſenate des Reichsgerichts zur Kontroverſe über 
den untauglichen Verſuch Stellung genommen haben. Obwohl 
die Judikatur unſeres höchſten Gerichtshofes ſeitdem konſtant 
an den in dem Urtheil vom 24. Mai 1880 aufgeſtellten Grund⸗ 
ſätzen feſtgehalten, hat der Widerſpruch hiergegen weder in 
der Theorie noch in der Praxis aufgehört — eine Erſcheinung, 
die befremdlich wäre, wenn es ſich in der That um eine 
einzelne ſtreitige Rechtsfrage handeln würde. So liegen aber 
die Dinge meines Erachtens nicht: nicht darum handelt es ſich, 
ob einzelne Handlungen, welche die ſubjektive Theorie mit 
Strafe belegt, die objektive Theorie von Strafe verſchont 
wiſſen will, nach den Prinzipien der Wiſſenſchaft zu Recht oder 
Unrecht in den Kreis der Verbrechen gezogen werden, ſondern 
um den Fundamentalſatz des modernen Strafrechts: nulla 
poena sine lege criminali, um die Abgrenzung zwiſchen 
Verſuch und Mangel im Thatbeſtand. Geſetzt, der deutſche 
Geſetzgeber würde dem Beiſpiel einzelner früherer Partikular⸗ 
geſetze gefolgt ſein und würde den untauglichen Verſuch mit 
Strafe belegt haben, die Kontroverſe wäre damit noch lange 
nicht begraben. Wo hört der untaugliche Verſuch auf, wo 
fängt der Mangel im Thatbeſtande an? Fällt der Diebſtahl 
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der eigenen Sache, der vermeintliche Ehebruch, die Unterdrückung 
einer vermeintlich fremden Urkunde unter den einen oder anderen 
Begriff? Dies ſcheint mir weder von Mayer, welcher in 
Nr. 14 der Deutſchen Juriſten⸗Zeitung pro 1902 die Judikatur 
des Reichsgerichts angegriffen, noch von Stenglein, der ſie darin 
vertheidigt hat, genügend gewürdigt zu ſein. Weder von der 
einen noch von der anderen Seite iſt in eine Unterſuchung der 
Frage, ob Verſuch und Mangel im Thatbeſtand verſchiedene 
Begriffe ſeien, eingetreten worden; wäre dies geſchehen, ſo 
würde vielleicht Stenglein die in Bezug auf die Judikatur des 
Reichsgerichts abgegebene Verſicherung „Tolerari posse“ für 
nicht unbedenklich erachtet haben. Noch weit weniger werden 
wir aber gewillt ſein, uns bei der von Stenglein weiter ab- 
gegebenen Verſicherung, man habe es mit einer unlösbaren 
Kontroverſe zu thun, zu beruhigen: bei den exakten Wiſſen⸗ 
ſchaften werden wir das „ignorabimus“ hinnehmen müſſen, 
bei einer Wiſſenſchaft dagegen, welche durch die Geſetze der 
Logik beherrſcht wird, werden wir von dem, welcher eine 
Kontroverſe als unlösbar bezeichnet, verlangen dürfen, daß er 
uns die Gründe angiebt, weshalb an ihrer Löſung zu ver⸗ 
zweifeln iſt: der Umſtand, daß die bisher für und wider 
erbrachten Argumente zur Beilegung des Streits nicht geführt 
haben, reicht hierzu nicht aus. 

Im Gegenſatze zu Stenglein halte ich an meiner bereits 
1880 ausgeſprochenen Ueberzeugung feſt'), daß die unlösbaren 
Kontroverſen, welche uns auf dem Gebiete des Verſuches 
entgegentreten, — die Kontroverſe über den untauglichen Verſuch 
iſt darunter nur die bedeutendſte — ein Ausfluß des falſchen 
Verſuchsbegriffes iſt, den wir von den italieniſchen Praktikern, 
namentlich aus der Zeit des 14. Jahrhunderts, überkommen 
haben, und der von da aus unbeſehen Aufnahme faſt in alle 
modernen Strafgeſetzbücher der Kulturländer gefunden hat. 
Cogitare, agere et nec perficere waren danach die Konftitutiv- 
merkmale des Verſuches, was jenſeits der nuda cogitatio und 
diesſeits der Vollendung lag, war damit von der Verſuchsſtrafe 
betroffen. Daß damit der Bogen überſpannt war, wurde von 
dem einſichtigeren Theil der damaligen Rechtsgelehrten nicht 
verkannt; man engte deshalb den ſtrafbaren Rahmen nach zwei 
Richtungen hin ein: der conatus remotus und die crimina 
leviora blieben von der Verſuchsſtrafe verſchont — ein Stand- 
punkt, der im Weſentlichen auch von der Carolina im Art. 178 
getheilt wird. Der verbrecheriſche Wille war es, gegen deſſen 
Bethätigung man reagirte, auf die Beſchaffenheit der Hand⸗ 
lung, in der er ſich verkörperte, kam es nicht an; zwiſchen der 
voluntas sceleris und dem conatus deliquendi wurde kein 
Unterſchied gefunden. 

Vergleichen wir damit die Strafbeſtimmungen über den 
Verſuch, wie wir ihnen in dem codifizirten Strafrecht der 
Neuzeit begegnen, ſo iſt die Uebereinſtimmung mit der 
italieniſchen Doktrin überraſchend; dem cogitare, agere, nec 
perficere entſprechen die Merkmale: Entſchluß, Bethätigung des 
Entſchluſſes und Mangel der Vollendung, dem conatus remotus 
die Vorbereitungshandlungen, den delicta leviora die Ueber- 


) Cohn: Zur Lehre vom verſuchten und unvollendeten Ver⸗ 
brechen (1880). 
Derſelbe: Die Grundſätze über den Thatbeſtand ꝛc. (1889). 
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tretungen, die dem Verſuchsbegriff oder der Verſuchsſtrafe — 
zwiſchen beiden wurde nicht unterſchieden — entzogen blieben. 

Die Ausſcheidung der Vorbereitungshandlungen aus dem 
Gebiete des ſtrafbaren Verſuches hat jedoch auf ſeinen Begriff 
tiefer eingewirkt, als man danach annehmen möchte; der Gegen⸗ 
ſatz zwiſchen Verſuch und Vollendung war nunmehr auf die 
Ausführungshandlungen beſchränkt, das ausgeführte Verbrechen 
war aber nach dem Grundſatz „nulla poena sine lege poenali“ 
nur dann von der Strafe betroffen, wenn die That dem Ober⸗ 
ſatz der Strafvorſchrift entſprach. Man war daher, wollte man 
den überkommenen, alle Delikte umfaſſenden Verſuchsbegriff nicht 
preisgeben, genöthigt, zur Vollendung einen doppelten Gegen⸗ 
ſatz zu bilden, und man lehrte deshalb: 

1. bei den Verbrechen, bei denen mit der im Geſetz 
charakteriſirten Handlung der Thatbeſtand der Voll⸗ 
endung vorliegt, beſteht der Verſuch in einem Theil des 
Thatbeſtandes, 

2. bei den Verbrechen, bei denen das Delikt ſich aus 
Handlung und Folge zuſammenſetzt, beſteht der Verſuch 
in dem Mangel des Thatbeſtandes, oder richtiger, in 
dem Mangel eines Thatbeſtandmerkmals (sc. die Folge). 

Das begonnene und das fehlgeſchlagene Delikt waren damit 
gleichmäßig dem Verſuchsbegriff unterſtellt. Um die beiden 
Gegenſätze zur Vollendung zu umfaſſen, wurde die Faſſung des 
code penal gewählt, welche den ſpäteren Geſetzgebungen zum 
Vorbild gedient hat. 

Daß damit der Verſuchsbegriff, den wir den italieniſchen 
Praktikern zu verdanken haben, erſchüttert war, wurde nicht ge⸗ 
würdigt: die theilweiſe Vollendung und die mangelnde Vollendung 
ſind in ihrer Charakteriſtik zu verſchieden, als daß beide der 
Subſumtion unter den nämlichen Begriff zugänglich ſein ſollten. 

Bei der zuerſt gedachten Kategorie will ich mich, ſoweit 
es ſich um ihre Unterſtellung unter den Verſuchsbegriff handelt, 
nicht länger aufhalten; ich habe hiergegen anderweitig genugſam 
angekämpft. Nur darauf möchte ich hinweiſen, daß bei dem 
aſſertoriſchen Meineid, der Auswanderung eines Militärpflichtigen, 
bei den zuſammengeſetzten Verbrechen (dem ſchweren Diebſtahl, 
8 243 Nr. 2—4, der Urkundenfälſchung, § 267) nach der 
übereinſtimmenden Anſicht der Theorie und Praxis der dolus 
die Umwandlung des Anfangs in Verſuch bewirkt, während bei 
den Verbrechen, bei denen man in Folge des Grundſatzes der 
Strafloſigkeit des Verſuches beim freiwilligen Rücktritt — man 
denke nur an den Zweikampf und die Fleiſchesverbrechen — 
zu unhaltbaren Konſequenzen gelangt wäre, das, was man 
ſonſt als Verſuch ausgab, als Vollendung qualifizirt wurde. 

Nun iſt aber der Grundſatz: Anfang und Verſuch find 
verſchiedene Begriffe, anerkannten Rechtens: Wer es mit ihm 
ernſt meint, wird daher die Kategorie von Verbrechen, um die 
es ſich hier handelt, aus dem Verſuchsgebiete ausſcheiden — 
die Abart, bei der man bisher Verſuch annahm, um nicht in 
die Identifizirung von Anfang und Verſuch zu verfallen, die 
Abart, bei der man die Vollendung mit dem Anfang zuſammen⸗ 
fallen läßt, um nicht gegen den Grundſatz, wonach der That⸗ 
beſtand der Vollendung den des Verſuchs ausſchließt, zu ver⸗ 
ſtoßen. Man würde damit zu dem Reſultate kommen, daß bei 
den Handlungen, bei denen der erſte dem Oberſatz der Straf⸗ 
vorſchrift entſprechende Akt die Konſumation in ſich ſchließt, die 
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Unterſcheidung zwiſchen Beendigen und Beginnen keine Bedeutung 
hat, während bei den zuſammengeſetzten Verbrechen die theil⸗ 
weiſe Vollendung nicht den Normen unterſtellt werden darf, 
welche für den Verſuch, der den Thatbeſtand der Vollendung 
auch nicht theilweiſe verwirklicht, Geltung haben. 

Wird die in Rede ſtehende Kategorie von Verbrechen getreu 
dem Grundſatz: „Anfang und Verſuch find verfchiedene Begriffe“ 
aus dem Verſuchsgebiet hinausgewieſen, ſo verbietet ſich die 
Identifizirung von Verſuch und Mangel im Thatbeſtand von 
ſelbſt. Geſchieht dies nicht, ſo würde der Verſuch, da er ſich 
von der Vollendung dadurch unterſcheidet, daß er deren That⸗ 
beſtand überhaupt nicht verwirklicht, nur unter der Vorausſetzung 
denkbar fein, daß die Handlung des Thäters dem Oberſatz der 
Strafvorſchrift nicht entſpricht. Damit würde der Anfang auf- 
hören, Verſuch zu ſein, und als Verſuch würde an ſeine Stelle 
der Mangel im Thatbeſtand treten — eine Konſequenz, welche 
freilich nach dem gegenwärtigen Stand der Verſuchslehre nicht 
gezogen wird: man nimmt den Mangel im Thatbeſtand hinzu 
und giebt das unvollendete Delikt nicht frei. Die Identifiztrung 
von Mangel im Thatbeſtand und Verſuch verbietet ſich aber 
von ſelbſt dadurch, daß der Mangel im Thatbeſtand den rechtlich 
relevanten Thatbeſtand in Wegfall bringt; eine That, der die 
geſetzliche Charakteriſtik abgeht, iſt für das Strafrecht ein be⸗ 
deutungsloſes Faktum. Der dolus kann daran nichts ändern: 
ohne eine ſtrafbare That keine Anrechnung zur Schuld. 

Nicht unintereffant iſt die Erſcheinung, daß die Grundſätze, 
die ich vorſtehend vertheidigt, ſich allgemeiner Anerkennung auf 
dem Gebiete erfreuen, das von dem überkommenden Verſuchs⸗ 
begriffe verſchont geblieben iſt. Bei den Fahrläſſigkeitsdelikten 
und bei den Uebertretungen hat ſich der Gegenſatz zwiſchen 
Beendigen und Beginnen in ſeiner Reinheit erhalten, dem 
Mangel im Thatbeſtand iſt die objektive Bedeutung, die ihm 
gebührt, zuerkannt. Der dolus — und hierbei können ſelbſt⸗ 
redend nur die Uebertretungen in Betracht kommen — hat 
daran nichts geändert; er bewirkte weder, daß der Akt, mit dem 
die Ausführung der unter die Pönalſanktion geſtellten Hand⸗ 
lung begonnen war, unter den Begriff des Verſuchs gezogen 
wurde, noch daß der Mangel im Thatbeſtand auf objektiver 
Sphäre durch ſein Vorhandenſein auf ſubjektiver Sphäre 
aufhörte, ein rechtlich bedeutungsloſes Faktum zu bilden. 
Würden wir auf dem Gebiete der Uebertretungen den ſogenannten 
zuſammengeſetzten Delikten begegnen, ich zweifle nicht, daß man 
auch hier zwiſchen der partiellen Verwirklichung des That⸗ 
beſtandes und dem Verſuch des aus mehreren Handlungen 
kombinirten Deliktes unterſchieden und darum dem verſuchten 
Delikt das unvollendete Delikt gegenübergeſtellt hätte. 

Bei der zuletzt gedachten Kategorie muß ich mich länger 
aufhalten. Ein ungünſtiger Zufall hat es gewollt, daß die 
Erörterung nach der objektiven Beſchaffenheit der Verſuchs⸗ 
handlung von dem Beiſpiel des Todtbetens ihren Ausgang nahm. 
Die objektive Theorie wurde dadurch induziert, mit den Straf⸗ 
rechtstheorien zu operiren und den Satz zu vertheidigen, daß 
die Gerechtigkeit auch der Beſtrafung der Handlungen entgegen⸗ 
ſtehe, von denen es nicht zweifelhaft ſein konnte, daß ſie, im 
Gegenſatz zum Todtbeten, einen verbrecheriſchen Charakter auf⸗ 
weiſen. Damit war ſie gerade in ihrem Ausgangspunkte in die 
italieniſche Doktrin, die fie zu bekämpfen hatte, zurückgeſunken; 
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denn nur ſo lange fallen Verſuch und Strafbarkeit zuſammen, 
als man an dem Grundſatz feſthält, daß jede Bethätigung des 
verbrecheriſchen Willens, die nicht als Vollendung ſtrafbar iſt, 
der Strafe des Verſuches unterliegt. Hätte die objektive Theorie 
ihre Aufgabe richtig erfaßt, fo hätte fie zwiſchen Verſuch und 
Strafbarkeit unterſcheiden und ſich auf die Erörterung der Be⸗ 
ſchaffenheit der Verſuchshandlung beſchränken müſſen. Dabei 
hätte ſie, da der Verſuch den Gegenſatz zur Vollendung bildet, 
von der ihr bekannten Größe, dem Thatbeſtand der Vollendung, 
ausgehen müſſen, um die unbekannte Größe, den Thatbeſtand 
des Verſuches, zu ermitteln. Der Thatbeſtand der Vollendung 
ſetzt ſich nun aber bei den Verbrechen, die hier in Frage ſtehen, 
aus Handlung und Folge zuſammen. Dies hat nur die 
Theorie von v. Buri verkannt, nach der dem Verſuch der objektive 
Thatbeſtand überhaupt abgehen ſollte — ein Irrthum, der offen⸗ 
bar darauf beruht, daß v. Buri nur in der eingetretenen Folge 
den Thatbeſtand der Vollendung ſah und darum bei der Defizienz 
der Folge für den Verſuch nur die Null übrig behielt. Hätte 
v. Buri ſeinen Irrthum erkannt, ſo hätte er nach ſeiner Theorie 
zu dem überraſchenden Reſultate gelangen müſſen, daß die Ver⸗ 
ſuchshandlung mit der Konſumationshandlung identiſch ſei; 
denn den Gegenſatz zwiſchen Verſuch und Vollendung hatte er 
dahin gebildet, daß dort die zum Thatbeſtand des Verbrechens 
erforderliche Folge ausbleibt, hier eintritt. Damit war das 
Differenzmerkmal zwiſchen beiden Begriffen aufgeſtellt und die 
Kongruenz im Uebrigen zugeſtanden. 

Aber auch abgeſehen hiervon iſt der Beweis, daß die 
Konſumationshandlung ſich mit der Verſuchshandlung deckt, 
unſchwer zu führen. Iſt nämlich ſowohl dem vollendeten als 
auch dem verſuchten Verbrechen ein relevanter Thatbeſtand eigen⸗ 
thümlich, ſo kann der Gegenſatz zwiſchen dem einen und anderen 
Begriff nur darin liegen, daß dort die Folge eintritt, die hier 
ausbleibt, nicht aber in der Verſchiedenheit der Handlung, aus 
der ſich die Folge ergeben ſoll. Denn wenn die Verſuchshand⸗ 
lung eine andere Charakteriſtik als die Vollendungs handlung 
hätte, würde, wenn der einen ein Merkmal abgeht, das der 
auderen zukommt, der relevante Thatbeſtand für den einen 
Deliktsbegriff in Wegfall kommen, ohne daß damit der relevante 
Thatbeſtand für den anderen Begriff in die Erſcheinung träte. 
Iſt dagegen die Verſuchshandlung mit der Konſumationshand⸗ 
lung identiſch, ſo entſpricht die That dem Oberſatz der Straf⸗ 
vorſchrift, gleichviel, ob die zum Thatbeſtand der Vollendung 
erforderliche Folge eintritt oder ausbleibt: ein relevanter That⸗ 
beſtand iſt in beiden Fällen vorhanden, und der Unterſchied 
zwiſchen beiden liegt nur darin, daß dem Verſuch der objektive 
Erſchwerungsgrund, welcher der Vollendung eigenthümlich iſt, 
fremd bleibt. 

Daraus folgt, daß die Handlung, auf der gleichmäßig der 
Verſuch und die Vollendung beruht, eine ſolche ſein muß, welche 
weder den Eintritt noch das Ausbleiben der Folge mit Noth. 
wendigkeit nach ſich zieht, ſie wird daher als eine Handlung, 
welche den Eintritt der Folge nur ermöglicht, als eine Handlung, 
welche die abſtrakte Fähigkeit beſitzt, die Folge herbeizuführen, 
welche in concreto eintritt oder ausbleibt, zu charakteriſiren fein. 

Wenn daher das Geſetz die Tödtung eines Menſchen, die 
Abtreibung der Frucht einer Schwangeren — ich exemplifizire 
mit den Delikten, welche auf dem Gebiete des untauglichen 
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Verſuchs die Judikatur des Reichsgerichts vorwiegend beſchäftigt 
haben — unter Strafe ſtellt, ſo beſagt es damit: 
Wer eine Handlung, welche geeignet iſt, den Tod eines 
Menſchen, den Abgang der Frucht einer Schwangeren 
herbeizuführen, begeht, wird, wenn die Folge eintritt, 
mit der Strafe der Vollendung, wenn ſie ausbleibt, mit 
der des Verſuchs belegt. 
Der Weg, den ich hier eingeſchlagen, um die Beſchaffenheit der 
Verſuchshandlung aufzuhellen, hat dem geſchichtlichen Werdegang 
entſprochen; naturgemäß war die Todtung der Strafbarkeit 
längſt verfallen, bevor man an die Strafbarkeit des Verſuches 
auch nur denken konnte. Logiſch müßte man dagegen den 
Uebergang des Verſuches zur Vollendung entwickeln, da mit der 
Vollendung der ſchwerere Thatbeſtand gegeben iſt. Man waͤre 
alsdann darauf angewieſen, die Handlung zu bezeichnen, mit 
der der Verſuch abſchließt und hätte dabei berückſichtigen müſſen, 
daß der Hinzutritt der vom Thäter beabſichtigten Folge eine 
erhöhte Strafbarkeit bedingt. Damit wäre die Identität der 
Verſuchs⸗ und der Konſumationshandlung von ſelbſt gegeben 
geweſen, und die Natur der Folge als objektives Erſchwerungs⸗ 
moment wäre in aller Schärfe hervorgetreten. 

Aber freilich hiergegen kämpft die ſubjektive Theorie auf 
das Allerheftigſte an; nach ihr ſoll es nur auf die Bethätigung 
des verbrecheriſchen Willens, nicht auf die Beſchaffenheit der 
Verſuchshandlung ankommen. Allein die Uebereinſtimmung mit 
der Lehre der italieniſchen Praktiker iſt nur eine ſcheinbare; 
auf das Gebiet der Ausführung zurückgedrängt, legt auch ſie in 
Widerſpruch mit ihren Worten — ich ſehe dabei von der 
ertremften Richtung ihrer Anhänger ab — dem Verſuch, ſei es 
begrifflich, ſei es poſitiv⸗ rechtlich, einen objektiven Thatbeſtand 
von beſtimmter Beſchaffenheit bei, der ſich aus dem Normal⸗ 
verſuch und dem ſogenannten untauglichen Verſuch zuſammenſetzt. 

Iſt nun aber die von mir aufgeſtellte Behauptung, wonach 
die Konſumationshandlung ſich mit der Verſuchshandlung deckt, 
richtig, ſo müßte die ſubjektive Theorie, da die Thatbeftands⸗ 
merkmale der Vollendung nicht ſtreitig, dort die Grundſätze an- 
erkennen, die ſie hier beſtreitet. Und ſo iſt es in der That. 

Wie, wenn die Schwangere vorzeitig entbindet und feft- 
geſtellt wird, daß ſie zur Abtreibung ein untaugliches Mittel 
angewendet oder daß Jemand ſtirbt, nachdem ihm nur vermeintlich 
Gift beigebracht? Warum nimmt hier die ſubjektive Theorie 
nicht den Thatbeſtand der Vollendung an? Nun, der Grund 
kann wohl nur der ſein, daß ſie der That die Fähigkeit abſpricht, 
die eingetretene Veränderung in der Außenwelt zu vermitteln, 
daß ſie ſich bewußt iſt, daß ein Mittel, welches nicht die 
Möglichkeit eröffnet, eine Folge nach ſich zu ziehen, zu Unrecht 
mit dem Prädikat eines Mittels belegt wird. Danach unter 
ſcheidet auch ſie, ſoweit die Konſumationshandlung in Betracht 
kommt, zwiſchen zur Herbeiführung der Folge geeigneten und 
ungeeigneten Handlungen. Wird dagegen beim Verſuch die 
nämliche Unterſcheidung aufgeſtellt, ſo wird die abſtrakte 
Tauglichkeit mit der konkreten Wirkſamkeit als identiſch aus⸗ 
gegeben und gelehrt: was nicht im gegebenen Falle wirkſam iſt, 
iſt in abstracto untauglich und verſichert, daß der, welcher dies 
verkennt, der Strafloſigkeit des Verſuches überhaupt das Wort rede. 

In meiner Schrift „Die Grundſätze über den Thatbeſtand 
der Verbrechen“ habe ich mich bemüht, die Identität der Verſuchs⸗ 
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handlung und Ausführungshandlung von einem anderen Aus⸗ 
gangspunkt aus nachzuweiſen. Von der Vorausſetzung aus⸗ 
gehend, daß Mangel im Thatbeſtand und Verſuch verſchiedene 
Begriffe ſind — und daß ſie dies ſind, habe ich in jener 
Schrift näher auszuführen mich bemüht — habe ich mich dem 
Nachweis unterzogen, daß beide zuſammenfallen müßten, wenn 
man den Verſuch einer Handlung ſtatuiren wollte, indem, wenn 
der Handlung ein Merkmal abgeht, das ihr nach dem Oberſatz 
der Strafvorſchrift zukommt, Mangel im Thatbeſtand vorliegen 
würde, ſo daß der Gegenſatz zwiſchen Verſuch und Vollendung 
nur in dem Eintritt oder dem Ausbleiben einer Folge beſtehen 
könne, den der Thatbeſtand über die unter ihn fallende Handlung 
hinaus zur Vollendung erfordert. Wie dem auch ſein mag, 
unter keinen Umſtänden wird man beſtreiten können, daß die 
Verſuchshandlung als ſolche das Verſuchsdelikt abſchließt und 
mithin zu der Kategorie von Verbrechen zählt, mit denen wir 
uns zuvor beſchäftigt haben, ſo daß der Widerſpruch aufzuklären 
bleibt, in welchem ſich die Verſuchslehre bewegt, wenn ſie bei 
der Verſuchshandlung die Annahme eines Verſuches abwehrt, 
den ſie grundſätzlich bei allen ſtrafbaren Handlungen, den dolus 
vorausgeſetzt, anerkennt. Denn auch die Verſuchshandlung läßt 
die Unterſcheidung zwiſchen Beginnen und Beendigen zu, allein 
die Unterſcheidung wurde auf ſie nur aus dem rein äußerlichen 
Grunde nicht angewendet, weil man damit zur Annahme eines 
Verſuches vom Verſuche gelangt wäre. Damit war bei ihr 
anerkannt, daß der dolus nicht im Stande iſt, den Anfang in 
Verſuch umzuwandeln, während im Uebrigen das Gegentheil 
gelehrt wurde. Die von mir aufgeſtellte Behauptung aber, 
wonach die Kategorie von Verbrechen, mit denen ich mich zuvor 
beſchäftigt habe, aus dem Verſuchsgebiete hinauszuweiſen ſind, 
hätte damit von einem neuen Geſichtspunkte aus eine nicht zu 
unterſchätzende Unterſtützung erfahren. 

Aber auch noch ein anderer Geſichtspunkt bedarf der An⸗ 
regung. Wer bei der Verbrechenskategorie, mit der wir uns 
zuvor befaßt haben, an dem Dogma, auf welchem die ganze 
Rechtsſicherheit auf ſtrafrechtlichem Gebiete beruht, feſthält: 
Mangel im Thatbeſtand liegt vor, wenn der Handlung ein 
Merkmal abgeht, das ihr nach dem Oberſatz der Strafvorſchrift 
zukommt, würde willkürlich handeln, wollte er beim Verſuchs⸗ 
delikt eine Ausnahme etabliren. Iſt der Nachweis geführt, daß 
der Verſuch eine Handlung erfordert, welcher die Fähigkeit inne⸗ 
wohnt, eine Folge zu zeitigen, ſo erweiſt ſich ihm gegenüber 
das, was man als den untauglichen Verſuch ausgiebt, als 
Mangel im Thatbeſtand. Ich aber glaube an den drei Sätzen, 
welche ich behufs Abgrenzung von Verſuch und Mangel im 
Thatbeſtand in meiner Broſchüre „Die Grundſätze über den 
Thatbeſtand ꝛc.“ Seite 52 aufgeſtellt habe: 

1. Entſpricht die That der abſtrakten Charakteriſtik, ohne 

daß dadurch der Thatbeſtand der Vollendung auch nur 
ſtheilweiſe verwirklicht wird, jo liegt Verſuch vor; 

2. entſpricht die That der abſtrakten Charakteriſtik und 
wird dadurch der Thatbeſtand der Vollendung theil⸗ 
weiſe verwirklicht, ſo liegt ein unvollendetes Ver⸗ 
brechen vor; 

3. entſpricht die That der abſtrakten Charakteriſtik nicht, 
ſo liegt Mangel an Thatbeſtand vor 

unverrückt feſthalten zu dürfen. 
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Wende ich mich endlich der Judikatur des Reichsgerichts 
zu, ſo bin ich weit entfernt, die Schwierigkeiten zu verkennen, 
welche nach dem Stand der Wiſſenſchaft zur Zeit der Plenar⸗ 
entſcheidung zu überwinden waren. Freilich erinnern die 
Argumente, mit denen die Plenarentſcheidung die objektive 
Theorie bekämpft — in aller Ehrerbietung, die man dem 
höchſten Gerichtshofe ſchuldet, ſei es geſagt — vielfach an die 
bedenklichſten Sätze der von v. Buri aufgeſtellten Lehre. Gegen 
die anfechtbare Begründung habe ich mich in meinem Aufſatz: 
„Die den untauglichen Verſuch betreffende Entſcheidung des 
Reichsgerichts“ in Goltdammers Archiv pro 1880 S. 361—394 
gewendet, worin ich unter anderem hervorgehoben habe, daß das 
Reichsgericht mit zwei Arten des Verſuchs operirt, deren 
Subſumtion unter den nämlichen Begriff nicht angänglich ſei: 
der einen Art ſei der Irrthum (Mangel im Thatbeſtand), der 
anderen die getäuſchte Erwartung (Defizienz der beabſichtigten 
Folge) eigenthümlich. Hierbei bin ich nicht ſtehen geblieben. 
Das Landgericht Breslau hatte in einem Falle, in welchem es 
ſich um den ſogenannten untauglichen Verſuch handelte, frei- 
geſprochen. Der Staatsanwalt legte Reviſion ein, die Ent⸗ 
gegnung darauf habe ich dem Vertheidiger entworfen und darin 
auf meinen eben erwähnten Aufſatz Bezug genommen. Das 
Reichsgericht hat der Reviſion durch Urtheil vom 7. Mai 1889 
ſtattgegeben, die Berufung auf die von mir erbrachten Gründe 
wie folgt zurückweiſend: 

„die Ausführungen der Reviſionsgegenerklärung, welche 
ſich namentlich därauf ſtützen, daß der ſog. untaugliche 
Verſuch fich von dem tauglichen durch das Merkmal des 
faktiſchen Irrthums, ſowie dadurch unterſcheide, daß 
dieſer, nicht aber jener in Vollendung übergehen konne 
und deshalb ſtraflos bleiben müſſe, vermögen die vom 
Reichsgericht vertretene Auffaſſung, daß das geltende 
Geſetz auch den untauglichen Verſuch ſtrafen will, nicht 
zu erſchüttern.“ 

— ein Urtheil, das ich in Nr. 6 der Zeitſchrift der Anwalts⸗ 
kammer im Oberlandesgerichtsbezirk Breslau pro 1889 S. 43 
zum Abdruck gebracht habe, da daſſelbe — ſo will es mir 
wenigſtens ſcheinen — im Widerſpruch zu der Plenarentſcheidung 
ſteht, worin bei dem angenommenen Schweigen des poſitiven 
Rechts auf die allgemeinen Rechtsgrundſätze zurückgegangen war, 
ganz abgeſehen davon, daß ich mich in meiner eben gedachten 
Abhandlung auch mit dem poſitiven Recht eingehender beſchäftigt 
habe, als man nach dem Reichsgerichtsurtheil annehmen möchte 
und daß ich auch darin ſcharf die Unterſcheidung zwiſchen 
Begriff und Strafbarkeit betont hatte. 

Ob das Reichsgericht unter dieſen Umſtänden in der Bd. 34 
S. 217 veröffentlichten Entſcheidung, welche zur Polemik gegen 
Mayer Anlaß gegeben hat, berechtigt war, ſich zu bezeugen, es 
habe die gegen ſeine Judikatur gerichteten Angriffe nicht nur 
gewürdigt, ſondern auch erfolgreich widerlegt, mag unerörtert 
bleiben. Wichtiger erſcheint mir ein ganz anderer Geſichtspunkt. 
Aufgabe des Reichsgerichts war es nicht, eine Kontroverſe zu 
entſcheiden, nicht zu prüfen, ob der untaugliche Verſuch ſtrafbar, 
ſondern zu prüfen, ob er vom Geſetzgeber unter Strafe geſtellt 
war. Zwar ſollte nach den Motiven der Wiſſenſchaft nicht vor⸗ 
gegriffen werden, allein damit war nicht die Macht der Geſetz⸗ 
gebung, betreffend den untauglichen Verſuch, auf die Wiſſenſchaft 
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delegirt, ſondern nur zum Ausdruck gebracht, daß es deren Auf- 
gabe ſei, zu unterſuchen, ob der untaugliche Verſuch dem Begriff 
zu unterſtellen ſei, den der Geſetzgeber ſeinen Beſtimmungen zu 
Grunde gelegt hatte. Das Reichsgericht hatte ſich daher nicht 
mit der Kontroverſe, ſondern mit dem Begriff des Verſuchs nach 
poſitivem Recht zu befafien. Die Annahme aber, daß der 
deutſche Geſetzgeber eine Handlung, die einen Mangel im That⸗ 
beſtand aufweiſt, bald als rechtlich indifferent — man denke auch 
hier wieder an das von dem überkommenen Verſuchsbegriff 
verſchont gebliebene Gebiet der kulpoſen Delikte — bald als 
Verſuch und damit wieder als rechtlich relevant angeſehen hat, 
wäre wohl ohne weiteres abzuwehren geweſen. Der faktiſche 
Irrthum über das Vorhandenſein eines Merkmals im That⸗ 
beſtand vermag zwar die Schuld auszuſchließen, nicht aber befitzt 
der dolus — das Bewußtſein von dem Vorhandenſein der That⸗ 
beſtandsmerkmale — die Kraft, eine Lücke, welche der Mangel 
im Thatbeſtand aufweiſt, objektiv zu ergänzen. Noch weit weniger 
kann ich mich zu der Annahme entſchließen, daß der deutſche 
Geſetzgeber das Ausbleiben der Folge und den Eintritt der Folge, 
jenachdem es ſich um Beſchädigung der thatſächlich oder vermeint⸗ 
lich fremden Sache handelt, gleichmäßig dem Verſuchsbegriff, von 
dem er ausging, unterſtellt habe. Ich kann ihm endlich nicht 
zutrauen, daß er das, was er auf einer ſpäteren Seite, auf dem 
Gebiete der Uebertretungen — den dolus immerhin voraus⸗ 
geſetzt — als Mangel im Thatbeſtand anerkennt, auf einer 
vorhergehenden Seite — auf dem Gebiete der Verbrechen und 
Vergehen — als Verſuch erachtet haben ſollte. War aber die 
Sache zweifelhaft, ſo hätte es ſich vielleicht verlohnt, die Frage 
aufzuwerfen, ob es den geſetzgeberiſchen Intentionen mehr ent⸗ 
ſprochen hätte, eine Lücke im Strafgeſetzbuch zu konſtatiren, als 
die Beſtrafung von Rechts wegen da anzuordnen, wo die Straf⸗ 
barkeit von Geſetzes wegen nicht mit voller Deutlichkeit aus⸗ 
geſprochen war. Vielleicht hätte alsdann die objektive Theorie 
erkannt, daß ſie mit ihrer Vertheidigung der Strafloſigkeit des 
untauglichen Verſuchs zu weit gegangen ſei. Das von dem 
Normalverſuch nicht gedeckte Gebiet bedarf, wie nicht verkannt 
werden ſoll, des Schutzes; der Schutz wäre aber durch Schaffung 
von Spezialdelikten zu gewähren, denn nur dadurch kann dem 
Thatbeſtand, welcher vom Geſichtspunkt des Verſuchs aus be⸗ 
trachtet, der rechtlichen Relevanz entbehrt, von dem veränderten 
Geſichtspunkt aus zur rechtlichen Relevanz wieder verholfen 
werden. Soweit ich ſehe, würde es genügen, auf dem Gebiete 
der Tödtung und Abtreibung durch Spezialdelikte den Raum 
auszufüllen, den der untaugliche Verſuch nach meiner Ueber⸗ 
zeugung zu Unrecht beſetzt hält. 
Juſtizrath Dr. Ludwig Cohn, Breslau. 


Zur Behandlung gemeinſchaftlicher Privatteſtamente. 
Vergl. Aufſatz des Referendar Kleffel in Nr. 48 —51. 


In dem obenerwähnten Aufſatz dürfte überſehen ſein, daß 
Privatteſtamente nach 8 2259 B. G. B. und § 83 des Geſetzes 
betr. die freiwillige Gerichtsbarkeit nach dem Tode des Erblaſſers 
unverzüglich an das Nachlaßgericht abzuliefern und ſomit in 
amtliche Verwahrung zu bringen find. Dies bezieht ſich felbft- 
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verſtändlich auch auf gemeinſchaftliche Privatteſtamente. Unter 
dieſen Umſtänden iſt es meiner Anſicht nach vollkommen unbe⸗ 
denklich, den 82273 B. G. B. auch auf dieſe Art von Teſtamenten 
anzuwenden. Denn ſie kommen zunächſt in amtliche Verwahrung, 
werden dann publicirt und hierauf in die „beſondere amtliche 
Verwahrung zurückgebracht“. 

Rechtsanwalt Richard Meyer, Berlin C. 


Zu Artikel 43 der Wechſelordnung (betr. nachträg⸗ 
liche Streichung eines Domizilvermerks). 


Artheil des Landgerichts Dresden, 
mitgetheilt von Rechtsanwalt Dr. Krippendorff, Dresden. 


Die Berufung des Klägers gegen das Urtheil des Königl. 
Amtsgerichts Dresden vom 8. April 1902 wird zurückgewieſen. 
Thatbeſtand. 

Der Kläger klagte als Inhaber des Bl. 2 d. A. abſchriftlich 
wiedergegebenen, am 17. Februar 1902 proteſtirten Wechſels im 
Wechſelprozeſſe wider den Beklagten als Acceptanten und fordert 
100 Mark nebſt 6 Prozent Zinſen ſeit dem 17. Februar 1902 
und 4 Mark 05 Pf. Wechſelunkoſten. 

Der Beklagte lehnt Zahlung ab, weil der Wechſel bei An ⸗ 
nahme auf Frau Dr. H. in Stettin domizilirt geweſen und 
dort nicht proteſtirt worden, der Domizilvermerk erſt nachträglich 
ohne feine Genehmigung durchſtrichen worden ſei. 

Nachdem der Beklagte ſeine Einrede beſchworen hat, hat 
das Amtsgericht Dresden die Klage abgewieſen. 

Der Kläger begehrt mit der Berufung antragsmäßige 
Verurtheilung und begründet dies folgendermaßen: 

Es ſei richtig, daß bei Annahme des Wechſels durch den 
Beklagten der Domizilvermerk darauf geſtanden habe. Zu dieſer 
Zeit habe die Ausſtellerin, Frau H., die Abſicht gehabt, nach 
Stettin zu ziehen. Um ihr eintretenden Falls die Klage aus 
dem Wechſel gegen den Beklagten in Stettin zu ermöglichen, 
habe ſie mit dem Beklagten verabredet, daß der Wechſel in 
Stettin domtzilirt werde. Da ſie ſich ſchließlich nicht nach 
Stettin ſondern nach Riga begeben habe, ſei der Domizil⸗ 
vermerk nachträglich durchſtrichen worden. Der Beklagte habe 
gar keine Anſtalten getroffen, den Wechſel bei Verfall in Stettin 
zu bezahlen. Es ſei deshalb dolos von ihm, wenn er ſich jetzt 
darauf berufe, daß er nicht in Stettin proteſtirt worden ſei. 

Der Beklagte bittet, die Berufung zurückzuweiſen, giebt 
die thatſächlichen Behauptungen des Klägers zu und führt 
ſeinerſeits an, bei Annahme des Wechſels habe er mit der H. 
vereinbart, daß ſie ihn nicht weiter begeben ſolle. 

Hierzu erklärt ſich der Kläger mit Nichtwiſſen. 

Gründe. 

Thatſächlich ſteht feſt, daß der Wechſel bei Annahme durch 
den Beklagten den Domizilvermerk trug und daß dieſer Vermerk 
nachträglich ohne Genehmigung des Beklagten durchſtrichen 
worden iſt. 

Der Beklagte haftet nach Maßgabe der Form, in der er 
ſich verpflichtet hat, alſo aus einem domizilirten Wechſel. 

Staub, Kommentar zur W. O. $ 18 zu Art. 76; 
R. G., Bd. 32, S. 38. 
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Da im Domizil nicht proteſtirt worden iſt, iſt der wechſel⸗ 
mäßige Anſpruch gegen den Beklagten erloſchen. — Art. 43 W. O. 

Aus was für Gründen der Wechſel domizilirt worden iſt, 
iſt gleichgültig. Es iſt nicht erfichtlich, wie dieſe Gründe bei 
der formellen Natur des Wechſelrechts irgend einen Einfluß aus⸗ 
üben ſollten. Auch iſt gleichgültig, ob der Beklagte bei Verfall 
des Wechſels Anſtalten getroffen hatte, ihn in Stettin zu be⸗ 
zahlen, oder ob er das nicht gethan hatte. 

Die Einrede aus Art. 43 Satz 2 W. O. ſteht dem Bekl. 
zu; wendet er fie ein, fo macht er von einem Rechte Gebrauch. 
Von Argliſt kann dabei keine Rede ſein. 

Nach alledem iſt das Urtheil des Amtsgerichts gerechtfertigt 
und die Berufung zurückzuweiſen. 


Zum Stempeltarif für Mecklenburg⸗Schwerin. 


Zu meinen Bemerkungen in Nr. 7 und 8 S. 60, 61 der 
Juriſtiſchen Wochenſchrift für 1902 erlaube ich mir nachzu⸗ 
tragen: 

Durch Verordnung vom 15. Juli 1902 hat die Nr. 71 
des Stempeltarifs für Mecklenburg ⸗Schwerin jetzt folgende 
Faſſung erhalten: 

„71. Vollmachten, Ermächtigungen und Aufträge zur Vor⸗ 

nahme von Rechtsgeſchäften 50 Pfennig. 

Stempelfrei find Vollmachten, welche 

a) aus einer Vollmacht weiter ertheilt werden, 

b) an den Ehegatten des Vollmachtgebers oder 
an Perfonen, die mit dem Vollmachtgeber in 
grader Linie oder in der Seitenlinie bis zum 
zweiten Grad verwandt oder verſchwägert find, 
oder die zu dem Vollmachtgeber in einem 
Dienſtverhältniſſe ſtehen, 

e) zur Führung gerichtlicher Civil⸗ oder Straf⸗ 
prozeſſe ſowie zur Vertretung in einem Konkurs⸗ 
verfahren ertheilt werden. 

Die zur Führung gerichtlicher Civilprozeſſe 
ertheilten Vollmachten bleiben auch dann ftempel- 
frei, wenn in ihnen über den Rahmen des 
88 81 nnd 82 der Civilprozeßordnung hinaus 
der Bevollmächtigte zur Empfangnahme von 
Geldern, Sachen und Leiſtungen aller Art, 
zur Ertheilung rechtsgültiger Ouittung, zur 
Bewilligung von Zahlungs- und Lieferungs⸗ 
friſten ſowie zur Vertretung in dem Verfahren 
vor den Hinterlegungsbehörden in dem an⸗ 
hängigen Rechtsſtreite mit Einſchluß der 
Zwangsvollſtreckung ermächtigt wird. Daſſelbe 
gilt von den zur Vertretung in einem Konkurs- 
verfahren ertheilten Vollmachten. 

Vergl. auch Grundbuchordnung 8 31.“ 

Damit iſt der von mir erwähnten Anregung der Stände 
auf dem Landtage von 1901 entſprochen worden. 


Dr. Hinrichſen, Rechtsanwalt in Güſtrow. 
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Litteratur und Zeitſchriften. 
Litteratur -Seſprechung. 


1. Aus der Sprechſtunde des Anwalts. Forenfiſche und 
kriminell ⸗ſexuelle Studien. Von Severſerenus. Hannover, 
Verlag von Schaper. 1902. Pr. 2,80 M. 

Ich bin überhaupt kein Freund ano» oder pſeudonymer 
Veröffentlichungen und glaube, daß kein Verbotsgeſetz zur Ge⸗ 
ſundung aller menſchlichen Verhältniſſe mehr beitragen würde 
als ein Preßgeſetz, das bei weitgehendſter Freiheit der Preſſe 
jegliche ſchriftſtelleriſche Maske verböte. Wenn dieſe meine 
perſönliche Anſicht mein Urtheil über das vorliegende Büchlein 
etwas ungünſtig beeinflußt, ſo muß ich mit dem vom Verfaſſer 
gewählten Motto entſchuldigen: Nihil humani a me alienum, 
wenngleich ich dieſes Motto in einem anderen Sinne anwende. 
Ich faſſe dieſes Urtheil dahin zuſammen, daß das Büchlein, 
obwohl es möglicher Weiſe von einem Kollegen ſtammt, 
unter die Gattung „Eiſenbahnlektüre“ fällt. Einige richtige 
Bemerkungen über den pſychologiſch und ethiſch intereffanten, 
aber auch nicht ungefährlichen Beruf des Anwalts ſprechen 
allerdings dafür, daß ein Rechtsanwalt der Verfaſſer iſt. Er 
hat dann aber auch zureichende Gründe für das gewählte 
Pſeudonym gehabt. Es handelt ſich mehr um pikante, als um 
pſychologiſch, geſellſchaftlich und ethiſch werthvolle Mittheilungen, 
die nur geringen Anſpruch auf kulturphiloſophiſchen Werth 
machen konnen. Die ethiſche Lebensanſchauung des Verfaſſers, 
der u. A. auch für die Beſeitigung des § 175 Str. G. B. ein- 
tritt, iſt eine ſeichte, was ſich in concreto auch dadurch bezeugt, 
daß er auf S. 75— 90 einen ſexuell beſonders ſtark gepfefferten 
Eheſcheidungsprozeß allerdings mit dem Vermerk, zu deſſen 
Veröffentlichung ſeitens der Betheiligten ausdrücklich ermächtigt 
zu ſein, weitläuftig erzählt. Wenn beide Betheiligte ihm hierzu 
in der That die Ermächtigung ertheilt haben, auch die Frau, 
ſo iſt das allerdings ein ſtarkes Stück. Dennoch berechtigt 
dieſe Ausnahme von der Regel den Verfaſſer nicht zu feinem 
wegwerfenden Urtheil über das weibliche Geſchlecht im All⸗ 
gemeinen. 


2. Wie kann unſer Aktienweſen gefunden? Mängel im 
Deutſchen Aktienrecht und Vorſchläge zu ihrer Beſeitigung 
von Rechtsanwalt Dr. W. Gemünt und Redakteur Franz 
Knödgen. Verlag Neubner, Cöln. Preis 7. 63 S. 


Die einfach und klar geſchriebene Flugſchrift macht eine 
große Anzahl von Vorſchlägen zur Verbeſſerung des Rechts der 
Aktiengeſellſchaften in dem Sinne, daß die Aktionäre moͤglichſt 
vor der Möglichkeit der Benachtheiligung durch die Geſchäfts⸗ 
führung geſchützt werden ſollen. Es würde hier zu weit führen, 
auf alle einzelnen Vorſchläge, über deren praktiſchen Werth ſehr 
verſchiedene Urtheile möglich find, kritiſch fich einzulaſſen. U. A. 
empfehlen die Verfaſſer obligatoriſch monatliche Sitzungen des 
Aufſichtsraths; ſtärkere Heranziehung der einzelnen Auffichtsraths⸗ 
mitglieder, denen die Pflichten des § 246 auferlegt werden 
ſollen; Verbot der Häufung der Auffichtsrathsſtellen in einer 
Perſon; geſetzliche Regelung ihrer Vergütung; zwangsweiſe 
Betheiligung der Verwaltung am Wohl und Wehe der Geſell⸗ 
ſchaft; Erweiterung der Minderheitsrechte der Aktionäre; Ein⸗ 
führung einer Beſtimmung, die die Verwaltung verpflichtet, 
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eine kurze Ueberſicht über den Geſchäftsgang, Preishaltung, 
Umſchlag in kürzeren Zeiträumen, z. B. vierteljährlich, zu ver⸗ 
öffentlichen; Erhöhung des Reſervefonds; größere Spezialiſirung 
der Bilanz mit der Verpflichtung, neben die Buchwerthe die 
wirklichen Werthe zu ſetzen, und dergleichen mehr. L. K. 


Verzeichniß der für die Juriſtiſche wocheuſchrift 
zur Beſprechung eingegangenen Lücher: 

1. Dr. jur. Alfred Manick, das Anwendungsgebiet der Vor⸗ 
ſchriften für die Rechtsgeſchäfte (5. Heft aus „Studien zur 
Erläuterung des bürgerlichen Rechts“). M. & H. Marcus, 
Breslau 1901. 

2. Dr. Julius von Staudinger, Kommentar zum B. G. B. 
18. Lieferung. J. Schweitzer Verlag, München 1901. 

3. O. Opet und W. von Blume, Kommentar zum B. G. B. 
Das Familienrecht. 1. Theil. Carl Heymanns W 
Berlin 1902. 

4. Prof. Dr. Paul Meyer, Das Erbrecht des B. G. B. 
Elwert'ſche Verlagsbuchhandlung, Marburg 1902. 

5. Aſſeſſor Dr. Arnold Langen, Die privatrechtl. Stellung 
der Wirthe und der Gaſtaufnahmevertrag. Elwert' ſche 
Verlagsbuchhandlung, Marburg 1902. 

6. Dr. Robert Hirſch, Die Gewährleiſtung beim Viehhandel 
nach dem B. G. B. 2. Theil. W. Kohlhammer, Stutt- 
gart 1902. 

7. Dr. Franz Leske, Vergl. Darſtellung des B. G. B. und 
des Preuß. A. L. 1. und 2. Aufl. 8. Lieferung. Otto 
Liebmann, Berlin 1902. 

8. Dr. jur. Georg Schmidt, Wille und Erklärung. C A. 
Kaemmer & Co., Halle a. S. 1902. 

9. Dr. F. Endemann, Lehrbuch des B. G. B. 1. Band, 
3. Theil, 8. Aufl. Carl Heymanns Verlag, Berlin 1902. 

10. Otto Graden witz, Wort⸗Verzeichniß zum B. G. B. Carl 
Heymanns Verlag, Berlin 1902. 

11. Dr. Fritz Klingmüller, Der Begriff des Rechtsgrundes 
(6. Heft aus „Studien zur Erläuterung des bürgerlichen 
Rechts“ von Dr. Rudolf Leonhardt), M. & H. Marcus, 
Breslau 1901. 

12. Dr. jur. Fritz Beſtgen, Rechtsſtellung einer Chefrau, 
welche ſelbſtſtändig ein Erwerbsgeſchäft betreibt. C. A. 

Kaemmer & Co., Halle a. S. 1902. 

13. Dr. F. Meili, Die rechtl. Stellung der Automobile. 
Albert Müllers Verlag, Zürich 1902. 

14. H. Burkas I, Aktionär und Gläubiger im Konkurſe der 
Akt.⸗Geſellſchaft. Feodor Reinboth, Leipzig. 

15. Dr. jur. Oskar Denzler, Die Stellung der Filiale ıc. 
Schultheß & Co., Zürich 1902. 

16. Eduard Rottmann, Handbuch für den Gerichtsvollzieher⸗ 
dienſt. Stahel'ſche Verlagsanſtalt, Würzburg 1902. 

17. Wilhelm Wieſt, Das Reichsgeſetz über die Beurkundung 
des Perſonenſtandes und die ECheſchließung. J. Heß, 
Ellwangen 1900. 

18. Kurt von Rohrſcheidt, Gewerbearchiv für das Deutſche 
Reich. 1. Band, 4. Heft. Franz Vahlen, Berlin 1902. 
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19. Richard Maatz, Das Preußiſche Einkommenſteuergeſetz 
Carl Heymanns Verlag, Berlin 1902. 

20. Landgerichtsdirektor Nieder, Waſſergeſetz für Württemberg. 

1m. Teil. J. Heß, Ellwangen 1902. 

21. Derſelbe, 2. Teil. 

22. Derſelbe, 3. Teil (Schluß). 

23. Dr. Fr. Schierlinger, Das neue bürgerl. und Handels⸗ 
recht ꝛc. Ein Führer durch die Reichsgeſetze. Carl Haus⸗ 
halter, München. 

24. Dr. A. Glock, Das im Großherzogthum Baden geltende 
Reichs- und Landesrecht. G. Braun'ſche R 

Karlsruhe 1902. 

25. Hermann Schneider, Die Geſetzentwürfe zur Sicherung 
der Bauforderungen vom Jahre 1901. J. Guttentag, 
Verlagsbuchhandlung, Berlin 1901. 


(Fortſetzung folgt.) 


Perſonal⸗Veränderungen. 
| Zulaſſungen. 

Rechteauwalt Bürgermeiſter Karl Alfred Schulze in 
Schoͤneck i. V. beim Amtsgericht Oelsnitz; — Rechtsanwalt 
Dr. Conrad Jaenke beim Amtsgericht Ribnitz; — 
gepr. Rechtspraktikant Franz Joſef Göhler beim Land⸗ 
gericht Aſchaffenburg; — Rechtsanwalt Dr. Georg Philipp 
Rudolf Oppermann beim Oberlandesgericht Dresden; — 
Rechtsanwalt Dr. Karl Wollf beim Landgericht Karlsruhe; — 
Rechtsanwalt Guſtav Züllchauer beim Landgericht II Berlin; 
— Rechtsanwälte Dr. Johannes Chriſtian Ferdinand Dreier 
und Dr. Johann Friedrich Georg Hirſchfeld in Bremen bei 
der Kammer für Handelsſachen in Bremerhaven; — Rechsanwalt 
Auguſt Wielandt beim Amtsgericht Kehl; — Aſſeſſor Hermann 
Paul Schmidt beim Landgericht Leipzig; — Bürgermeiſter 
Arno Clemens Berthold beim Landgericht Leipzig; — Rechts⸗ 
anwalt Richard Becker beim Landgericht II Berlin; — Gerichts- 
aſſeſſor Dr Edmund Wirtz beim Landgericht Cöln a. Rh; — 
gepr. Rechtspraktikant Joſeph Schanderl beim Landgericht 
München I; — Rechtsanwalt Karl Kohl beim Landgericht 
München I; — Rechtsanwalt Ernſt Gerbig beim Landgericht 
Nürnberg; — Rechtsanwalt Albert Levy beim Amtsgericht 
Hagenau und Landgericht in Straßburg i. Elſ. 


Ernennungen. 
Zu Notaren wurden ernannt: Rechtsanwalt Juſtizrath 
Schottländer in Poſen; — Rechtsanwalt Tönnies in 


Huſum; — Rechtsanwalt Mertz in Gelſenkirchen; — Rechts- 
anwalt Hugo Seeler in Berlin. 


Todesfälle. 

Rechtsanwalt Karl Theodor Ficker in Leisnig; — Rechts⸗ 
anwalt Juſtizrath Dr. Robert Wilhelm Frenkel in Leipzig; — 
Rechtsanwalt Dr. Ottokar Arwed Conrad in Limbach; — 
Rechtsanwalt Dr. Max Omar in Annaberg; — Juſtizrath 
Toll in Eberswalde. 


Für die 
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Vereins nachrichten. 

Die Herren Vereinsmitglieder, welche noch mit der 
Zahlung des Jahresbeitrages im Rückſtande find, werden 
um Einſendung des Betrages gebeten. Am 15. Oktober 1902 
ſollen die rückſtändigen Beiträge durch Poſtnachnahme er⸗ 
hoben werden. 

Leipzig, Bismarckſtraße 2, den 25. September 1902. 


Dr. Deiß, Juſtizrath, Schriftführer. 


Der Terminkalender für 1903 kommt am 1. November 
d. 38. zur Verſendung. Beſtellungen auf durchſchoſſene 
Exemplare find umgehend unter Einſendung von 60 Pfennigen 
in Briefmarken bei dem Unterzeichneten zu bewirken. 

Leipzig, Bismarckſtraße 2, den 25. September 1902. 


Dr. Deiß, Juſtizrath, Schriftführer. 


Der Vorſtand des dentfchen Anwaltvereins hat, einem 
Antrage der Anwaltskammer von Elſaß⸗Lothringen Folge 
leiſtend, beſchloſſen, daß der XVI. dentſche Anwaltstag im 
Jahre 1903 in Straßburg im Elſaß ſtattfinden ſoll. Als 
Begrüßungsabend iſt Donnerftag, 10. September, für die 
Verhandlungen Freitag, 11. September und Sonnabend, 
12. September 1903 in Ausſicht genommen. 


Aus den Verhandlungen des Deutſchen Juriſtentages. 
I. 
Die Frage der „Prozeßperſchleppung“ auf dem Berliner 
Juriſtentage. 
Von Rechtsanwalt Heilberg, Breslau. 

Der zweite Theil des Beſchluſſes“), den der 26. Deutſche 
Juriſtentag in Berlin zu dem Thema der „Prozeßverſchleppung“ 
gefaßt hat, iſt in ſeiner Bedeutung zweifelhaft, ſelbſt für die⸗ 
jenigen, die an den Berathungen theilgenommen haben. 


) Beſchluß: Eine Aenderung der deutſchen Civilprozeßordnung 
dahin, daß dem Richter eine größere Mitwirkung beim Prozeßbetriebe 
gewährt wird, iſt nicht empfehlenswerth. 

Dagegen iſt in Erwägung zu nehmen, in welcher Weiſe der Ver⸗ 
eitelung von Verhandlungsterminen möglichſt vorgebeugt werden kann. 


Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt. 


Dem einleitenden intereſſanten Referat des Herrn Ober⸗ 
landesgerichtspräſidenten Hamm in Cöln war zu entnehmen, 
daß das mündliche Verfahren im Rheinland, deſſen Civilrecht⸗ 
pflege der Vortragende als den Angeklagten bezeichnete, ſich 
ganz anders abſpielt als in andern Theilen des Reichs, ins⸗ 
beſondere im Oſten. Bei dem Oberlandesgericht Cöln werden 
Schriftſätze überhaupt dem Gericht vor der mündlichen Ver⸗ 
handlung kaum vorgelegt; weder Vorſitzender noch Referent 
kennen vor der Verhandlung die Akten, und erſt in der münd⸗ 
lichen Verhandlung wird der Fall in thatſächlicher und recht⸗ 
licher Beziehung ausführlich, gründlich und, wie der Vortragende 
ausdrücklich hervorhob, vielfach geradezu unübertrefflich behandelt, 
dann aber vor einem Kollegium, das mit der peinlichſten Auf- 
merkſamkeit zuhört und bei dem jedes Mitglied eifrig Notizen 
macht. (Man möchte neidiſch werden: kein Mitglied, das 
während des Vortrages der Anwälte mit dem Nachbar oder 
dem Referendar ſpricht, kein Mitglied, das während der Ver⸗ 
handlung in anderen Akten lieſt oder arbeitet!) 

Hamm wollte dieſe Mündlichkeit nicht miſſen, dieſes Ver⸗ 
fahren gegen die Handhabung der Mündlichkeit im Oſten nicht 
eintauſchen und ſeine Ausführungen ergaben, daß dieſes Ver⸗ 
fahren von dem Parteibetrieb ſich nicht wohl trennen laſſe. 
Gegen die damit verknüpften Verſchleppungen und Vertagungen 
ſuchte er daher, durchaus abweichend von den Ausführungen 
der dem Juriſtentage unterbreiteten Gutachten von Neukamp 
und Wach, das Heilmittel nicht in einer Einſchränkung des 
Parteibetriebes, ſondern — auf dem Gebiet der Koſtengeſetz⸗ 
gebung. Eine Vertagung des zweiten und jedes folgenden 
Verhandlungstermins ſolle vom Gericht, ſeien auch beide Theile 
darüber einverſtanden, nicht ohne triftige Gründe, die dem 
Gericht darzulegen ſeien, beſchloſſen werden, und wenn die 
Anwälte einen ſolchen Termin, ohne daß deſſen Vertagung be- 
ſchloſſen ſei, fruſtriren, fo ſolle alsbald eine beſondere Gebühr 
von jeder Partei erhoben werden. 

Die Folgerungen, die Hamm aus ſeinen Ausführungen 
zog, mußten überraſchen. Er führte den anweſenden Richtern 
zu Gemüth, daß die Vertagungsgründe dem Gericht zwar 
unbekannt fein mögen, daß fie aber nichts deſto weniger gute 
triftige Gründe ſein könnten, ja daß der Anwalt ſogar nicht 
ſelten im Intereſſe der von ihm vertretenen Sache und Partei 
die Gründe, die ihn zur Vertagung veranlaſſen, gar nicht an⸗ 
geben könne und dürfe. Und wenige Minuten darauf ſagte der 
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Redner den Anwälten, fie ſollten es doch nicht als einen Ein- 
griff in ihre berechtigte Stellung im Prozeß betrachten, wenn 
ihnen zugemuthet würde, die Gründe, aus denen ſie Vertagung 
wünſchen, dem Gericht darzulegen, damit das Gericht ſie prüfen 
und darüber entſcheiden könne. 

Die Konſequenz wäre alſo die: der Anwalt, der aus guten 
ſachlichen Gründen im Intereſſe der Sache vertagen zu müſſen 
glaubt, ſoll die Gründe, die ihn dazu veranlaſſen und die 
vielleicht dem Gericht und dem Gegner im Jutereſſe der Partei 
verſchwiegen werden müſſen, entgegen dieſem ſachlichen Intereſſe, 
vielleicht entgegen dem, was er für feine Pflicht hält, doch an⸗ 
geben! Thut er es nicht oder erachtet das Gericht die Gründe 
nicht für durchſchlagend, ſo erleidet er oder ſeine Partei eine 
Koſtenſtrafe, denn Strafe bleibt dieſe Gebühr, mag man auch 
den Namen „Strafe“ noch ſo ſehr ablehnen, ſie erleiden Strafe 
dafür, daß ſie aus guten Gründen im Intereſſe der Sache 
gemäß ihrem Recht und ihrer Pflicht vertagen! 

Nebenher: Die Mehrarbeit, die Anwälten und Gerichten 
mit der Begründung und Prüfung der Vertagungsgeſuche auf- 
gebürdet würde, würde nicht minder „verſchleppen“. 

Der zweite Referent, Juſtizrath Heinitz, bezeichnete die 
Folgerungen, welche Neukamp aus der Statiſtik der Nachbar⸗ 
ſtaaten, beſonders aus dem Vergleich zwiſchen Frankreich und 
Belgien einerſeits, Oeſterreich andrerſeits gezogen hatte, als 
durchaus einſeitige und bekämpfte, wohl mit der innerlichen 
Zuſtimmung aller derer, denen an einer guten Rechtſprechung 
liegt, die in Oeſterreich zum Leidweſen nicht nur der Anwälte, 
ſondern wohl auch vieler Rechtſuchenden Mode werdende „Firig- 
keit“ auf Koſten der Richtigkeit. Seine Schlußfolgerung ging 
einfach dahin, daß eine Aenderung des Grundſatzes des Partei⸗ 
betriebes ſich nicht empfehle. 

Die nun folgende Debatte litt unter dem Mißverhältniß 
zwiſchen der Zeit, die zu Gebote ſtand und der Fülle des 
Materials und der Redner. Obendrein nahmen noch die Er⸗ 
widerungen Neukamps, die vielfach auf einer unzutreffenden Ver⸗ 
allgemeinerung der lokalen Verhältniſſe der Rheinprovinz zu 
beruhen ſcheinen, und die Beſchwerden der öſterreichiſchen An⸗ 
wälte, die mehr der öſterreichiſchen als der deutſchen Civilprozeß⸗ 
ordnung und deren Anwendung galten, einen erheblichen Theil 
der Zeit in Anſpruch. Jedenfalls trat aber im Lauf der 
Debatte der Geſichtspunkt der Koſtenſtrafe immer mehr in den 
Hintergrund und die Erörterung ſpitzte ſich zu auf die Frage, 
ob Einſchränkung des Parteibetriebes oder nicht. Die eindring- 
liche ruhige Ermahnung von Geheimrath Vierhaus, man möge 
nicht das Intereſſe gering ſchätzen, welches der Staat an der 
Beſchleunigung des Civilrechtganges im Allgemeinen habe, man 
möge nicht die Pflicht unterſchätzen, welche die Geſetzgebung 
habe, dieſe Beſchleunigung herbeizuführen oder aufrecht zu er- 
halten, ein Intereſſe und eine Pflicht, welche über die Intereſſen, 
Rechte und Pflichten der einzelnen Partei hinausgehen, ließ 
zwar ahnen, daß die Juſtizverwaltung wünſcht, daß etwas ge⸗ 
ſchieht, ließ aber nicht erkennen, in welcher Richtung ſich die 
Thätigkeit der Juſtizverwaltung bewegen will. 

So ſchloß die intereſſante Debatte, in der die weitgehenden 
Vorſchläge Neukamps außer bei ihm ſelbſt, kaum Unterſtützung 
gefunden hatten, und die mit der Zurückziehung der meiſten der 
vorliegenden Anträge endete, auch der Theſen von Neukamp und 
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Hamm, ſchließlich mit der Frage, ob die glatte Negation der 
Heinitz'ſchen Theſe Anklang finden ſolle oder ein Antrag Schmidt⸗ 
Bardeleben, daß unter Aufrechterhaltung des Parteibetriebes den 
Gerichten wirkſame Mittel gegeben werden ſollen, um einer 
Vereitelung von Verhandlungsterminen möglichſt vorzubeugen. 
Bei dieſer Sachlage und in dieſem Stadium der Verhandlung, 
nach Schluß der Debatte theilte Herr Oberlandesgerichts⸗ 
präſident Hamm mit, daß er zwar in erſter Reihe die An⸗ 
nahme des Antrages Schmidt⸗Bardeleben empfehle, daß er aber 
für den Fall der Annahme des Antrags Heinitz dieſem 
hinzugeſetzt wünſche, es ſolle erwogen werden, wie der 
Vereitelung von Verhandlungsterminen möglichſt vorgebeugt 
werden könne. Ueber dieſen Zuſatzantrag konnte, da er der 
Verſammlung erſt nach Schluß der Debatte mitgetheilt wurde, 
überhaupt nicht debattirt werden und iſt überhaupt nicht de⸗ 
battirt worden, ein Verfahren, das wohl nicht ganz der Ge⸗ 
ſchäftsordnung entſprach. Aber Juſtizrath Heinitz erklärte in 
ſeinem Schlußwort als Referent, daß er gegen dieſen Zuſatz⸗ 
antrag, der ſachlich von beiden Referenten verfaßt war, nichts 
einzuwenden habe. Der Zuſatz unterſcheidet ſich von dem Antrag 
Schmidt⸗Bardeleben im Weſentlichen dadurch, daß er nicht von 
der Gewährung beſonderer Mittel an die Gerichte ſpricht. 

Der Zuſatzantrag lag gedruckt überhaupt nicht vor; er 
wurde im letzten Augenblick der Verſammlung unterbreitet, ſeine 
Bedeutung konnte wohl nicht allerſeits gründlich geprüft werden 
und iſt nach dem, was aus Privatunterhaltungen zu erſehen war, 
nicht voll gewürdigt und von den verſchiedenſten Seiten ver⸗ 
ſchieden aufgefaßt worden, genug, er gelangte mit einer ſchwachen 
Mehrheit zur Annahme und alsdann der Antrag Heinitz mit 
dieſem Zuſatz faſt einſtimmig. Man tritt der Verſammlung 
nicht zu nahe, wenn man annimmt, daß mindeſtens ein Theil 
derer, die für den Zuſatzantrag ſtimmten, durch den Antrag 
überraſcht worden war und vor allen Dingen deshalb zu⸗ 
ſtimmte, weil ſie durch die zuſtimmende Erklärung von Heinitz 
zu der Meinung gelangt waren, der Antrag ſei harmlos. 

Er iſt auch harmlos, ja er iſt heilſam, wenn er lediglich 
dahin zu verſtehen iſt, daß ohne Aenderung der Geſetzgebung 
auf dem Wege des Zuſammenwirkens von Juſtizverwaltung, 
Richtern und Anwälten Vertagungen mehr als bisher vorgebeugt 
werden ſoll, ein Mittel, das nach diesſeitiger Ueberzeugung ſehr 
reichen Erfolg verſpricht, und alsdann kann die Anwaltichaft 
das Ergebniß der Abſtimmung freudig begrüßen; denn es ſtatuirt 
die faſt einhellige Ablehnung der Beſeitigung des Parteibetriebes. 
Der Zuſatzantrag wäre aber bedenklich, wenn man ihn dahin 
verſtehen wollte, daß ein Einſchreiten der Geſetzgebung auf dem 
einen oder anderen Wege angerufen werden ſolle und es iſt zu 
befürchten, daß die Juſtizverwaltung dieſe Auffaſſung als die 
ihr genehmere vorziehen wird. Heinitz ſelbſt wollte den Antrag 
in dem Bericht, den er am nächſten Tage der Plenarverſammlung 
erſtattete, dahin verſtanden wiſſen, daß auf dem Wege der 
Aenderung der Koſtengeſetzgebung eingeſchritten werden könne. 
Auch dies würde ſich vielleicht, freilich in ſehr beſchränktem Um⸗ 
fang, billigen laſſen, ſofern man den Gedanken der Koſtenſtrafen 
aufgiebt. Vollends bedenklich wäre aber der Zuſatz, wenn man 
in ihm eine Billigung desjenigen erblicken wollte, was am Tage 
vorher in dem Referat über die Reviſion des Strafgeſetzbuchs 
mit Recht mißbilligt worden war, eine Billigung einer Ge⸗ 
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legenheitsgeſetzgebung, die neue Rechtsſätze ſchaffen will, wo 
lediglich mangelhafte Anwendung der beſtehenden Rechtsſätze oder 


vorübergehende, beſonders lokale Uebelſtände, den berechtigten 


Anlaß zu Beſchwerden gegeben haben. 


Gerichtsferien. 


Die Ferien ſollten die Beurlaubung der gerichtlichen Be- 
amten erleichtern und den Privatperſonen, welche als Hanbels- 
richter, Zeugen oder Sachverſtändige zum Gerichtsdienſte heran⸗ 
gezogen werden, die Erntezeit freilaſſen. Die Vorſchriften ſind 
ſo unbedingt und allgemein gefaßt, daß alle Betheiligten 
ein prozeſſualiſches Recht auf deren Beachtung haben. (Zu 
vergleichen die Begründung zum Gerichtsverfaſſungsgeſetze 
und v. Wilmowski und Levy zu § 201 Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetzes.) 

So friedlich und angenehm dieſe Inſtitution ſcheint, ſo 
unangenehm wird ſie von Jahr zu Jahr mehr empfunden und 
zur Zeit iſt die eine Aenderung des beſtehenden Zuſtandes an⸗ 
ſtrebende Bewegung, die ſich bisher nur in Aeußerungen des 
Publikums in den einzelnen Prozeſſen gegenüber den Partei- 
vertretern oder in mehr oder weniger werthvollen kurzen Preß⸗ 
erzeugniſſen zeigte, in Fluß gekommen. Eine Eingabe der Ver⸗ 
einigung von Handelskammern des niederrheiniſch-weſtfäliſchen 
Induſtriebezirks an den Reichskanzler iſt es, die jenem in den 
Kreiſen von Betheiligten ſeit Jahren lebhaft empfundenen 
Wunſche einer Aenderung des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes beredt 
Ausdruck gegeben hat. Die Eingabe zielt auf gänzliche Auf- 
hebung der Gerichtsferien ab und fie hat meines Erachtens 
damit Recht. Die große praktiſche Tragweite der Angelegenheit 
und die Menge der diskutablen Gründe für und wider den 
Standpunkt der Eingabe oder für Mittelwege hat bekanntlich 
den preußiſchen Juſtizminiſter zu ſorgfältigen Erhebungen über 
die Anſichten der Organe der Rechtspflege bezüglich der für und 
der wider Aufhebung der Gerichtsferien ſprechenden Momente 
veranlaßt und veranlaßt mich, mich eingehender darüber zu 
äußern, warum mir ein Erfolg der Eingabe wichtig und moͤglich 
erſcheint, als ich es thäte, wenn nicht zu beſorgen wäre, daß 
zahlreiche Juriſten, wie 1876 bei Berathung des Entwurfs zum 
Gerichtsverfaſſungsgeſetze darüber einig ſein werden, daß man 
Ferien haben müſſe, und zwar recht lange. Aeußerungen des 
Reichskanzlers oder des preußiſchen Juſtizminiſters über den 
Standpunkt der verbündeten Regierungen oder der preußiſchen 
Juſtizverwaltung liegen noch nicht vor. 

Der Standpunkt der Eingabe wird u. A. von einem Auf⸗ 
ſatze von Thieſing⸗Göttingen in der Zeitſchrift „Nation“ neuer⸗ 
dings trotz abweichender Beurtheilung einzelner Nebenfragen in 
der Hauptſache vertreten. Thieſing erwähnt, daß der ſächſiſche 
Handelskammertag und das Aelteſtenkollegium der Berliner 
Kaufmannſchaft ſich in gleicher Richtung geäußert haben ſollen. 
In entgegengeſetztem Sinne äußert ſich Juſtizrath Lenzmann in 
der Juriſtiſchen Wochenſchrift dieſes Jahres Seite 414 ff. Im 

Gegenſatze zu ihm ſtehe ich trotz der Geringſchätzung, mit der 
er die geſammte Bewegung behandeln zu können meint, auf 
dem Standpunkte der Handelskammern. Die Gerichtsferien 
erſcheinen für den Geſchäftsgang mindeſtens entbehrlich, für 
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Richter und Anwalt vielleicht etwas angenehmer, als der 
nach ihrer Beſeitigung zu erwartende Zuſtand, für das recht⸗ 
ſuchende Publikum find ſie eine ſchwere Laſt, von der es befreit 
werden muß und im Laufe der Zeit, wenn nicht jetzt, befreit 
werden wird, wenn auch, insbeſondere aus richterlichen Kreiſen 
eine ſehr kräftige Bekämpfung des Planes unbedingt zu er⸗ 
warten iſt. 

Die Eingabe der Handelskammervereinigung betont, das 
Wirthſchaftsleben der Gegenwart habe nach der Empfindung 
weiter Volkskreiſe unter der Einrichtung der Gerichtsferien ſchwer 
zu leiden, die ſich mit einer geordneten, unverzögerten Rechts⸗ 
pflege nicht in Einklang bringen laſſe, und bei dem Verkehr⸗ 
und Wirthſchaftsleben der Gegenwart nicht mehr zu recht⸗ 
fertigen ſei. 

Beides wird zuzugeben fein, obwohl das Alter der Ein- 
richtung dafür zu ſprechen ſcheint, daß ſie eine innere Berechtigung 
habe. Anhänger der meines Erachtens mit Recht herrſchenden 
hiſtoriſchen Richtung in der Jurisprudenz müſſen ſich vor einem 
Fehler hüten, das hiſtoriſch Ueberkommene als unantaſtbar und 
innerlich berechtigt lediglich deshalb anzuſehen, weil es durch 
das Alter geheiligt ſei. Ich bin weit entfernt davon, in den 
von Lenzmann mit Recht für bedenklich erachteten umgekehrten 
Fehler zu verfallen, die Inſtitution, weil ſie alt iſt, als ver⸗ 
altete büreaukratiſche Einrichtung anzuſehen und ſie deshalb 
zu verwerfen. Wie aber das unciviliſirte Volk auf falſchem 
Wege iſt, das von den Civiliſationsträgern mit der Kultur 
auch die Laſter civiliſirter Völker aufnimmt, ſo der Geſetzgeber, 
der nicht nur das Segensreiche aus alten Geſetzgebungen über⸗ 
nimmt, ſondern ſich verleiten läßt, als alte heilige Gebräuche 
die Einrichtungen in ſein Werk mit hinein zu nehmen und 
darin zu belaſſen, die zwar uralt, aber verfehlt find oder aber 
wenigſtens heute nicht mehr zweckentſprechend ſein können. Die 
Gerichtsferien wurden eingeführt im alten Rom. Es waren 
Ferien für die Ernte und Weinleſe. Es wäre eine intereſſante 
rechtshiſtoriſche Unterſuchung möglich, ob und inwieweit dieſe 
Einrichtung damals einem ſchutzwürdigen Bedürfniſſe entſprungen 
iſt, und ob und inwieweit ſie ihm genügt hat. Das Ergebniß 
einer ſolchen Prüfung wäre aber für die Jetztzeit nur inſoweit 
verwerthbar, als die Verhältniſſe, für die damals die Gerichts 
ferien eingeführt wurden, ſich mit heutigen in Parallele ſtellen 
laſſen. Die Verhältniſſe der Jetztzeit gleichen den damaligen, 
ſoweit ſie hier in Betracht kommen, aber ſo wenig, daß jene 
Studie eine praktiſche Bedentung de lege ferenda nicht haben 
würde. 

Die Verſchiedenheit der Verkehrsverhältniſſe des achtzehnten 
und neunzehnten Jahrhunderts einerſeits, des zwanzigſten anderer⸗ 
ſeits iſt auch nicht zu unterſchätzen. Immerhin iſt es de lege 
ferenda beachtlich, daß nicht nur die allgemeine Gerichtsordnung 
die Gerichtsferien kennt (III, 1 SS 51 ff.), ſondern daß auch 
die Reichsjuſtizgeſetze wie ſonſtige in⸗ und ausländiſche Geſetz— 
gebungen die Einrichtung zeitweiligen Stillſtandes der Rechts- 
pflege übernommen haben. Bei Vorberathung des Gerichts⸗ 
verfaſſungsgeſetzes iſt der Gedanke an Aufhebung der Ein- 
richtung nicht einmal laut geworden; die Erörterungen be⸗ 
ſchäftigten ſich lediglich mit der Dauer der geſetzlich 
feſtzulegenden Gerichtsferien. Trotzdem hat die Einrichtung 
eine innere Berechtigung nicht. 
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Das Ideal der Rechtspflege, ſofortige, unentgeltliche und 
unbedingt zuverläſſige Realiſirung des Rechts gegenüber dem 
Unrecht, iſt unerreichbar wie jedes Ideal, aber um nichts weniger 
anſtrebenswerth, und ein Weg, auf dem wir ihm, wenigſtens 
in Richtung auf die Schnelligkeit der Rechtspflege, einen 
Schritt näher kommen können, iſt der in der Eingabe vor⸗ 
geſchlagene. Der Lenzmann'ſche Aufſatz verneint das und be⸗ 
handelt in ſehr beachtenswerther Richtung die Frage nach den 
Urſachen der Prozeßverſchleppung und den Mitteln zur Abhülfe. 
Er überſieht aber, daß jetzt ſowohl wie nach Erreichung der 
von ihm empfohlenen Geſetzesänderungen die Gerichtsferien ein 
Krebsſchaden ſind und bleiben werden, nicht aber ſegensreich 
oder auch nur harmlos. Es iſt unnatürlich, daß das 
„Gericht den Rechtſuchenden Monate lang feine Thüren ver⸗ 
ſchließt; die Leiden der Rechtſuchenden verlangen oft ebenſo 
dringend und eilig nach dem heilenden Mittel, dem Urtheil- 
ſpruche und ſeiner Realiſirung, wie die Leiden der Kranken 
nach der Medizin. Das partielle iustitium bezeichnet auch 
Lenzmann als recht fatal, beſonders für diejenigen, die ein 
größeres Intereſſe an einer raſchen Erledigung der Rechtsſachen 
als an einer gründlichen haben; das ſind aber gerade die 
Parteien der meiſt einfachen Eilſachen, deren ſchnelle Erledigung 
ohne Gefahr für die Gründlichkeit möglich iſt, auch ſchon bei 
dem jetzigen Prozeßverfahren recht gut erreicht wird, abgeſehen 
von der Hemmung durch die Gerichtsferien. 

Wie der Arzt, der Apotheker, wie aber auch der Staat in 
Geſtalt ſeiner anderen Behörden, wie der Gewerbtreibende, der 
Landwirth, der Arbeiter nicht monatelang paufirt, ſo ſollten die 
Gerichte ſtändig thätig ſein. Genau ſo wie andere Bedürfniſſe 
des Volkes iſt das Rechtsbedürfniß ein ſtändiges. Genau wie 
jeder andere an den Aufgaben des Staates mitarbeitende Beamte 
und Privatmann, nicht mehr und nicht weniger, bedarf der 
Richter und der Anwalt der Erholung, genau ſo wie jene iſt 
er während der Erholungszeit erſetzlich, nicht aber darf die 
Rechtsarbeit Monate lang ruhen. Den ſonſtigen Lebens- 
verhältniſſen entſprechend und alſo normal erſcheint danach eine 
ferienloſe Rechtſprechung. Wenn der Berichterſtatter der Kom⸗ 
miſſion, der Abgeordnete Hauck, bei Berathung des Entwurfs 
des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes ſagt: „Der Herr Miniſter hat 
ferner geſagt: Warum hat man keine Verwaltungsferien? Aus 
dem einfachen Grunde, weil die Verwaltungsſachen lauter Ferien- 
ſachen ſind, weil man alſo keine Ferien einführen kann“, ſo 
hat er inſofern recht, als er damit betont, ein Stocken der 
Verwaltungsthätigkeit würde Mißſtände zur Folge haben, 
inſofern nicht, als er einen Unterſchied zwiſchen Rechtspflege 
und Verwaltung in dieſem Punkte konſtruirt. Die Ver- 
waltungsſachen ſind nicht „lauter Ferienſachen“, aber eine 
ſchleunige Behandlung iſt in vielen von ihnen nöthig, in allen 
anderen wünſchenswerth. Genau fo liegt es mit den Rechts- 
angelegenheiten. Faſt jede Zögerung ſchadet, die eine mehr, 
die andere weniger, dem Rechte und kommt dem Unrechte zu 
Gute, und Zögerungen find in concreto inſoweit und nur 
inſoweit gerechtfertigt, als die Organe der Rechtspflege fie bei 
tüchtiger Arbeit nicht vermeiden können. Hinausſchieben einer 
weniger eiligen zu Gunſten der eiligeren Sache, Hinausſchieben 
der Beſchlußfaſſung, bis eine ſorgfältige Vorbereitung des 
Richters bei genügender Arbeit und genſigender Erholung 
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möglich iſt, das iſt gerechtfertigt, mehr nicht. Es iſt durch 
nichts begründet, wenn man ſagen will, Verwaltungsſachen 
ſeien eiliger als Gerichtsſachen oder es ſei das Umgekehrte der 
Fall. Ja, ſelbſt bezüglich der Strafſachen und der anderen im 
Geſetze als Ferienſachen bezeichneten Sachen muß ich in Abrede 
ſtellen, daß ſie ihrer Natur nach durchweg ſchleuniger ſeien 
als andere. 

Richtig iſt es nur, daß unter Strafſachen, Wechſel⸗ 
ſachen u. ſ. w. der Prozentſatz der Eilſachen weit größer iſt 
als in anderen Prozeſſen, und daß es wenige Strafſachen giebt, 
die gar eine längere Zögerung vertragen würden. Aber richtig 
iſt es auch, daß es eine große Anzahl von eiligen Prozeßſachen 
giebt, deren Beſchleunigung großes Unheil verhüten könnte, 
ohne daß es möglich wäre, bei Einleitung der Sache einen 
genügend motivirten Antrag auf Behandlung der Sache als 
Ferienſache oder einen Arreſtantrag zu fertigen. 

Es muß konſtatirt werden, daß die Gerichtsferien nicht 
nur eine unnatürliche, ſondern auch eine ſchädliche Einrichtung 
ſind. Auch die Freunde der Gerichtsferien werden anerkennen, 
daß es zahlreiche Sachen giebt, deren Aufſchub um 2 Monate 
der Rechtspflege ſchädlich iſt und daß das — beſonders in erſter 
Inſtanz — weit mehr Sachen ſind, als die heutigen Ferien⸗ 
ſachen. Bei Gerichten erſter Inſtanz fungirende Anwälte werden 
das häufig im Sommer erfahren, ſeltener wird das Gericht 
davon Kenntniß erhalten, wie groß die Nachtheile von Prozeß⸗ 
verzögerungen find; häufiger, als irgend ein Juriſt direkt 
Kenntniß davon erhält, muß es das Publikum empfinden. 

Die Auswahl der Ferienſachen durch den Geſetzgeber iſt 
ſehr ſorgfältig getroffen. Es durften nicht viel mehr ſein, 
wollte man nicht die Ferienkammern übermäßig belaſten und 
es durfte nicht eine der Kategorien fehlen, die das Geſetz 
aufführt. 

Denn der Prozentſatz der Eilſachen iſt in den privi⸗ 
legirten Sachen allerdings beſonders groß. Gleichwohl iſt die 
Aufzählung nicht geeignet, Mißſtände zu verhüten; ſie iſt und 
bleibt ſchematiſch; es giebt unter den aufgezählten Sachen 
zahlloſe — man denke z. B. an zahlreiche Privatklageſachen, 
in die zweite Inſtanz gelangte Wechſelſachen, auf den Koſten⸗ 
punkt beſchränkte Arreſtſachen ꝛc. — die weit weniger eilig 
find, als andere Sachen, die das Geſetz nicht als Ferienſachen 
anerkennt. Der Geſetzgeber hat das herausgefühlt und als 
Kautel den Schlußabſatz des § 202 geſchaffen. 

Das war ſehr richtig, ſehr nöthig, aber nicht genügend 
zur Abhülfe, Lenzmann ſpricht mit Recht von einem Noth- 
behelfe. 

Es zeigt ſich das dem Parteivertreter, beſonders bei 
Thätigkeit in erſter Inſtanz, ſehr häufig, nicht nur in den Fällen, 
in denen die Schleunigkeit von vornherein erkannt, aber die 
Bitte um Bezeichnung der Sache als Ferienſache an der 
Schwierigkeit, das Bedürfniß beſonderer Beſchleunigung glaub⸗ 
haft zu machen, geſcheitert iſt, ſondern auch dann, wenn bei 
der Zwangsvollſtreckung erſt erkannt wird, — daß man zu 
ſpät gekommen iſt und zur Zeit gekommen wäre, wenn richter⸗ 
liche Thätigkeit in allen Zweigen der Rechtspflege das ganze 
Jahr hindurch ausgeübt wurde. Es zeigt ſich das aber auch 
in Fällen, in denen ſchließlich das Recht realiſirt wird, aber 
jo ſpaͤt, daß wichtige Dispoſitionen, die bei prompter, ſchueller 


XXXI. Jahrgang. 
Rechtspflege möglich wären, vereitelt ſind. Die Gründe, die 
es rechtfertigen, daß man nach Mitteln ſucht, vermeidbare 
Vertagungen zu verhüten, begründen auch die Bekämpfung der 
prozeßverſchleppenden Ferien. Eine Erweiterung der Liſte 
der Ferienſachen — etwa die vielfach vorgeſchlagene Auf- 
nahme aller Handelsſachen in die Liſte — würde wieder eine 
Menge nicht eiliger Sachen mit einzelnen eiligen den Ferien- 
kammern zuweiſen und anderen, zum Theile eiligeren nichts 
helfen. Auch ſie wäre ſchematiſch, Stückwerk. 

Aufhebung der Gerichtsferien ſichert die beſte Sonderung 
der eiligen und nicht eiligen Sachen durch das gleiche Ver⸗ 
fahren, das außerhalb der Gerichtsferien zu gleichem Zwecke 
ohnehin eingeſchlagen wird und das die beſte Garantie dafür 
bietet, daß das Eiligſte dem weniger Eiligen vorgezogen wird, 
d. h. durch das richterliche Ermeſſen bei Auswahl der Termins⸗ 
tage einerſeits und den Parteibetrieb andererſeits. Wer Gefahr 
im Verzuge zu ſehen meint, wird in der Regel deshalb ſelbſt 
ſchleunig Termine vorbereiten und ſchneller Urtheile erzielen, 
als die Partei, die es nicht eilig hat und es werden ſo jeder⸗ 
zeit die Eilſachen von den weniger eiligen ſich nach Möglichkeit 
richtig abſondern und ihnen zuvorkommen, inſofern nicht im 
einzelnen Falle eine ſäumige Partei ſich ſelbſt Schaden ſchafft. 

Die praktiſche Erfahrung lehrt, daß die Wünſche nach 
Anſetzung von ſchnellen Terminen den Anwälten gegenüber 
außerordentlich zahlreich kurz vor den Gerichtsferien zugehen 
und die Zahl diesbezüglicher Geſuche der Anwälte an das 
Gericht auch nicht unbedeutend iſt, obwohl doch manches Geſuch 
als mangels genügender Begründung ausſichtslos gar nicht 
eingereicht wird. | 

Es kommt hinzu, daß auch den Anwälten vielfach ſolche 
Wünſche von den Parteien nur deshalb nicht unterbreitet 
werden, weil die Parteien ſich zum Theile ſelbſt ſagen, es werde 
ſich die Anſetzung des kurzen Termins doch nicht mehr erwirken 
laſſen, zum Theile aber die Einrichtung der Gerichtsferien nicht 
kennen und dann nach Empfang der Nachricht, daß im Herbſte 
oder Winter Termin anſtehe, den Anwalt erſtaunt und betrübt 
fragen, warum die ihnen ſo am Herzen liegende eilige und 
vielleicht einfache Sache erſt nach Monaten zur Verhandlung 
komme. Selten wird der Anwalt, der das dann durch die 
Gerichtsferien erklärt, eine Partei finden, die es einſähe, daß 
dieſer lange Aufſchub nöthig ſei; wenige Parteien werden es 
verſtehen, daß die einzelnen Richter ſo unerſetzlich ſeien, daß 
in ihrer Erholungszeit die Rechtspflege ſtillſtehen müſſe, 
oder gar, daß der Aufſchub im Intereſſe der Partei ſelbſt liege. 
Der Umſtand, daß die Bewegung gegen die Gerichtsferien nicht 
von juriſtiſcher Seite, ſondern vom Publikum ausgeht, und daß 
thatſächlich die Erfahrungen anderer Landestheile und anderer 
Erwerbskreiſe denen der petitionirenden Handelskammern durchaus 
entſprechen, iſt ein deutliches Zeichen, daß beſtehende Mißſtände, 
nicht theoretiſche Bedenken für Aufhebung der Gerichtsferien 
ſprechen, daß man, wie man für Verwaltungsſachen keine 
Ferien einführen kann, ohne Mißſtände zu erzeugen (vergl. 
Hauck a. a. O.), die Gerichtsferien, ohne Mißſtände aufrecht 
zu erhalten, nicht aufrecht erhalten kann. Daß die fetzt be⸗ 
ſtehenden langen Gerichtsferien den Intereſſen des rechtſuchenden 
Publikums zuwiderlaufen, wurde ſchon 1876 von den ver- 
bündeten Regierungen betont. 
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Ich verkenne nicht, daß die Aufhebung der Gerichtsferien 
ſich nicht mühelos bewerkſtelligen läßt und daß mancherlei kleine 
Vorzüge des beſtehenden Verfahrens mit den Gerichtsferien 
zugleich fallen. Durchführbar iſt aber der Gedanke, ſchutz⸗ 
würdige private Intereſſen leiden unter der Durchführung nicht 
und das öffentliche Intereſſe, insbeſondere das Intereſſe der 
Rechtspflege wird ungemein gefördert. 

Die Durchführbarkeit und Nützlichkeit der Idee iſt ins⸗ 
beſondere aus folgenden Geſichtspunkten bezweifelt worden: 

I. Das Intereſſe der Landwirthſchaft erfordere Ferien. 
Die Landwirthſchaft wird ſich meines Erachtens ſchwerlich in 
dieſem Sinne äußern. Soweit die Landwirthſchaft treibenden 
Bevölkerungsklaſſen als Parteien in Frage kommen, haben ſie 
das gleiche Intereſſe an unverzögerter Rechtspflege wie andere 
Schichten des Volks. Als Zeugen oder Sachverſtändige — 
nicht auch als Handelsrichter — kommen ſie in Frage und als 
ſolchen könnten ihnen öftere Zeitverluſte in der Erntezeit er⸗ 
wachſen. Deren Bedeutung iſt aber ſehr niedrig anzuſchlagen. 
Denn die Inanſpruchnahme der ländlichen Volksſchichten durch 
Zeugen- oder Sachverſtändigenladung in Rechtsangelegenheiten 
iſt in Ferien-, insbeſondere in Strafſachen ohnehin ſchon ſehr 
groß, noch viel größer die Zahl der Landwirthe und Leute, die 
trotz weitgehendſten Entgegenkommens der Militärbehörden auch 
während der Erntezeit als im Militärdienſte unentbehrlich der 
landwirthſchaftlichen Thätigkeit fern bleiben. Die Fälle kurzer 
Arbeitsunterbrechung, die die Neuerung zur Folge haben könnte, 
ſind dem gegenüber recht geringfügig, ſodaß ſie kaum in Betracht 
kommen, zumal damit gerechnet werden kann, daß die Gerichte 
durch Ernterückſichten begründeten Wünſchen gegenüber im 
Einzelfalle weitgehendes Entgegenkommen bei Anſetzung der 
Termine zeigen werden. Es kommt hinzu, daß die nichteiligen 
Sachen in landwirthſchaftlichen Prozeſſen zahlreicher ſind und 
die Anſetzung von Hochſommerterminen in ihnen alſo weniger 
zahlreich fein wird als in Handels ſachen, und daß unbeſtritten 
der in landwirthſchaftlichen Betrieben unmittelbar thätige Bruch⸗ 
theil der Bevölkerung jetzt verhältnißmäßig geringer iſt, als es 
in früheren Zeiten und ſelbſt noch im Jahre 1879 der Fall 
war. Dazu kommt, daß die Dauer der Zeugen⸗ und Sach- 
verſtändigentermine in Civilſachen — zumal wenn durch An⸗ 
ſetzung verſchiedener Terminsſtunden für die einzelnen Sachen 
die Wartezeiten verringert werden — im Verhältniß zu der 
der Sitzungen in Strafſachen recht gering iſt, daß ferner 
in Civilſachen die Vernehmungen durch den erſuchten Richter 
häufig, weite Reiſen zum Prozeßgerichte ſelbſt nur ſelten, und 
daß die Hin- und Rückreiſen in Folge der Verbeſſerung der 
Beförderungsmittel unverhältnißmäßig weniger zeitraubend find, 
als ſie es in früheren Jahren waren. Die Entziehung von 
Arbeitskräften würde daher weit geringer ſein, als ſie früher 
dauernd geweſen iſt. 

Erfahrungsgemäß kommt es ſogar vor, daß Zeugen ſich 
als ſolche benennen laſſen, um Zeugengebühren zu erhalten. 
Obwohl die Gebühren nun doch aber ſchon mit Rückſicht darauf 
gering bemeſſen find, daß ſie nur reine Entſchädigung, uicht 
Verdienſt bringen ſollen, werden die Zeitverluſte alſo bisweilen 
von den Zeugen bei dem Planen jener Handlungsweiſe geringer 
bewerthet, als ſie entſchädigt werden. Von großen Nachtheilen 
der landwirthſchaftlichen Bevölkerungsklaſſen wird man, wenn 
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man das alles erwägt, keinesfalls ſprechen können, wenn man 
die Gerichtsferien auch gänzlich aufhebt. Thieſing hebt hervor, 
daß übrigens heute in Deutſchland, das durchaus nicht mehr 
vorwiegend Ackerbauſtaat iſt, mit nicht mehr und mit nicht 
weniger Recht, als die Landwirthſchaft, andere Erwerbskreiſe 
Freilaſſung der Zeiten verlangen könnten, in denen ihre Arbeit 
Verzögerungen am wenigſten geſtatte. Er hat Recht, wenn er 
hinzufügt, die Beibehaltung der Gerichtsferien laſſe ſich mit der 
Rückſicht auf die Erntezeit nicht mehr rechtfertigen. 

II. Die Sitte ſommerlicher Erholungsreiſen iſt weiter 
verbreitet, als früher. 

Empfindliche Störungen dieſer Erholungszeiten durch die 
Nöthigung, als Parteien oder Zeugen vor Gericht zu erſcheinen, 
ſind möglich. 

Es läßt ſich das nicht in Abrede ſtellen, aber die Be⸗ 
deutung dieſes Umſtandes darf nicht überſchätzt werden. Wieder 
kommt zunächſt in Betracht, daß Ferienſachen, insbeſondere 
Strafſachen, ſchon jetzt ſolche Reiſeunterbrechungen fordern. 
Zweitens iſt der Kreis der weit Reiſenden noch relativ gering 
und er wird ſich auf abſehbare Zeit hinaus noch auf die weniger 
zahlreichen wohlhabenderen Volksſchichten beſchränken. Drittens 
iſt die entſchädigte Reiſe zum Gerichte bei den heutigen Verkehrs 
verhältniſſen nicht häufig ſtrapaziös, in manchen Fällen vielleicht 
gar ſelbſt angenehme Erholung. Jedenfalls aber iſt der Abzug 
ſolcher Reifen zu Gericht von der Erholungszeit bei Berück— 
ſichtigung ihrer gegenüber früheren Zeiten ſehr kurzen Dauer 
und ihrer relativ geringen Zahl nicht als ſo erheblich anzuſehen, 
daß er vitalen Intereſſen des Wirthſchaftslebens gegenüber als 
beachtenswerth in Frage kommen könnte. 

III. Es könnte in den durch Anwälte geführten Prozeſſen 
die Neigung der Parteien, während ihrer Reiſen Information 
zu ertheilen, ſehr gering ſein, ſodaß dann Verzögerungen der 
Prozeſſe über die Dauer der gegenwärtigen Ferien hinaus ein- 
treten würden. Ich theile dieſe Beſorgniß nicht, da die In⸗ 
formationsertheilungen im erſten Ferienmonate ſelbſt jetzt als 
reichlich zu bezeichnen ſind, obwohl die Terminsentfernung noch 
Zögerung bis zur zweiten Ferienhälfte geſtatten würde. 

Wenn aber Parteien zu Verzögerungen in der Informatious— 
ertheilung geneigt ſind, ſo ſind das Fälle, die für, nicht gegen 
die Aufhebung der Gerichtsferien ſprechen. Der Partei, die 
Intereſſe am ſchleunigen Prozeßbetriebe hat, ſteht häufig, ja in 
der überwiegend größten Anzahl der Fälle ein Gegner gegenüber, 
der das entgegengeſetzte Intereſſe hat, und es in vielen Fällen 
auch bethätigt, ſoweit ihm die intenſiven Bemühungen der 
Anwaltſchaft um Verhütung von Prozeßverſchleppungen und die 
geſetzlichen Präkluſivfolgen von Säumniſſen es irgend geſtatten. 
Die Hinausſchiebung ſolcher Präkluſivfolgen um die Ferienzeit 
giebt dem Prozeßverzögerer das willkommenſte und beſte Mittel 
zur Erreichung ſeines Zweckes. Die Informationsertheilung 
erfolgt im Herbſte unmittelbar vor dem Terminstage und der 
Geguer, deſſen Vertreter ſich die Erklärung auf rechtserhebliche 
Unwahrheiten nicht aus der Luft greifen kann, muß Vertagung 
erwirken, erhält die Entſcheidung nicht nur nicht in den Gerichts- 
ferien, ſondern auch nicht bald darauf. Richtig — trotz ihrer 
Bezweifelung durch Thieſing — erſcheint die in der Eingabe 
hervorgehobene Thatſache, daß die Verzögerung der Prozeſſe durch 
die Gerichtsferien ſelten nur zwei, oft viele Monate beträgt. 
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Die Partei, die Intereſſe an Vermeidung von Ver⸗ 
tagungen hat, wird, von verſchwindenden Ausnahmefällen ab⸗ 
geſehen, im Sommer eilig Informationen ertheilen, wie im 
Winter. 

IV. Zurücktreten muß meines Erachtens gegenüber den 
wichtigen Intereſſen des Publikums das etwaige Jutereſſe des 
Richters oder des Anwalts an Beibehaltung des bisherigen 
Zuſtandes, desgleichen das etwaige fiskaliſche Intereſſe an 
Vermeidung von geringfügigen Verſtärkungen des Richter⸗ 
perſonals und das Intereſſe der Verwaltung an Ver⸗ 
meidung von Schwierigkeiten der Neuordnung. 

Wenn einer von dieſen vier Punkten unüberwindliche 
Hinderniſſe zeigen würde, möchte er erheblich ſein, ſonſt nicht. 
Ich bin aber ſogar der Meinung, daß alle ſoeben bezeichneten 
vier Intereſſen ſich in gleicher Richtung bewegen, gleichlaufend 
mit denen der Petenten und daß alle etwaigen Bedenken in 
dieſen Punkten minimale Bedeutung haben, ſchon deshalb, weil 
ſchon jetzt die Arbeit der Organe der Rechtspflege in den 
Ferien ſo gering gar nicht iſt, Strafſachen, Angelegenheiten 
freiwilliger Gerichtsbarkeit und andere Ferienſachen vielmehr jetzt 
ſchon reichlich Arbeit erfordern, der Uebergang auf ganz ferien⸗ 
loſe Rechtſprechung alſo nur auf großen Gebieten der Juſtiz 
ohne ſchädliche Folgen beſtehende Einrichtungen etwas er⸗ 
weitern würde. 

a) Daß die jetzigen Ferien dem Richter nur eine durch 
harte Vor und Nacharbeit ſchwer erkaufte halbe Erholung 
bedeuten, betont die Eingabe mit gutem Grunde. Das würde 
nach Aufhebung der Gerichtsferien anders werden, da die 
während der Urlaubszeit ſich einfindenden Arbeiten nicht liegen 
geblieben, ſondern gefördert oder erledigt vorgefunden werden 
würden. Die größere Auswahl der Urlaubszeiten wäre für den 
Richter gleichfalls eine Wohlthat. Eine wohlthuend als gerecht 
empfundene Wirkung der Neuordnung würde es auch ſein, daß 
diejenigen Richter, die vornehmlich oder ausſchließlich in Etraf- 
ſachen oder anderen ganz oder in der Hauptſache durch die 
Ferien nicht gehemmten Sachen thätig find und die Staats— 
anwälte alsdann den anderen Juſtizbeamten hinſichtlich der 
Ferienerholung gleichſtehen. Trotz alles deſſen werden die 
richterlichen Beamten es ſein, die ſich am ſchwerſten mit dem 
Gedanken der Aufhebung der Gerichtsferien befreunden werden. 
Bisher hatten ſie die geſetzliche Garantie des Sommerurlaubs 
indirekt dadurch, daß dafür geſorgt war, daß die Juſtiz⸗ 
verwaltungen während der Ferien nur wenige Richterkräfte 
verwenden konnten und das war gut, für fie, wie für die 
Rechtspflege, obwohl die Juſtizverwaltung im eigenen Intereſſe 
in der Regel gern genügenden Urlaub gewähren wird, um 
Kraſt und Berufsfreudigkeit der Richter zu erhalten. Eine 
reichsgeſetzliche Garantie der Urlaubszeiten, etwa dahin, daß 
jeder richterliche Beamte jährlich auf Wunſch auf mindeſtens 
einen Monat zu beurlauben iſt, und daß die Vertheilung der 
Urlaubszeiten bei der Geſchäftevertheilung durch die Präſidien 
erfolgt, hätte den Vorzug, eine neue Garantie der Unabhängig⸗ 
keit des Richterſtandes zu bilden und zugleich den, daß die 
Präſidien in der Lage ſein würden, die Beſetzung der Kammern 
und Senate möglichſt jo einzurichten, daß ſtets fo viel Richter— 
kräfte am Orte ſind, als irgend nöthig ſein können, andererſeits 
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Beſchränkung wäre aber gering, wenn man erwägt, daß die 
Präſidien Wünſche berückſichtigen können, ſoweit die Geſchäfts⸗ 
vertheilung es irgend zuläßt. 

b) Sprechen die Verhältniſſe der Rechtsanwaltſchaft 
für Aufhebung der Gerichtsferien? Nein, gewiß nicht, ſoweit 
ihr rein perſönliches Sonderintereſſe in Frage kommt. 

Ihr Spezialintereſſe an den Ferien würde durch volles 
iustitium während einiger Sommerwochen am Beſten gewahrt 
ſein und es iſt durch die Beibehaltung des Laufs der Noth⸗ 
friſten in den Ferien bei Kreierung des Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetzes ſchon ſchwer gefährdet worden. Die Nothfriſten nöthigen 
den Anwalt bei kürzeſter Ruhepauſe zur koſtſpieligen Fürſorge 
für Vertretung und er kann außerdem ſeine Fahrt nur in dem 
durchaus nicht beruhigenden Bewußtſein antreten, daß der 
Vertreter, für deſſen Verſehen er ja haftet, bei der Friſtwahrung 
infolge Rechtsirrthums Fehler oder infolge mangelndem Intereſſes 
Säumniſſe ſich zu Schulden kommen laſſen kann. Die Jahr⸗ 
zehnte haben aber gelehrt, daß die Anwaltſchaft gut gefahren 
iſt mit ihren Vertretern und daß auch während der Erholungs⸗ 
zeiten eine geeignete Parteivertretung — von Ausnahmefällen 
abgeſehen — ſich hat ſchaffen laſſen. 

Es hat ſich das auch in den Fällen der Krankheiten und 
Reiſen von Anwälten außerhalb der Gerichtsferien gezeigt und 
ſo würde auch ferner kein Hinderniß für geeignete Erholung 
des Anwalts beſtehen. Seine Vor- und Nacharbeit würde ſogar 
etwas abnehmen, da eine Reihe von Sachen mehr, als ſonſt, 
während der Abweſenheit durch den Vertreter erledigt ſein 
würden. N a 

Subſtitutionen laſſen ſich auch außerhalb der Erholungs- 
reiſezeiten ſehr oft nicht vermeiden und die Partei, die gerade 
auf die Bearbeitung ihrer Sache durch ihren Anwalt beſonderen 
Werth legt, wird das nicht immer erreichen können, bisweilen 
aber nur unter Zurückſtehen hinter Eilſachen, die nicht der- 
artiger Sonderwünſche wegen warten können. 

Verlieren würde der Anwalt aber in zwei Hinſichten doch: 
Einmal würde. der vermehrten Arbeitsleiſtung des Vertreters 
ein höheres Vertreterhonorar entſprechen müſſen, dem aus⸗ 
gleichend eine Mehreinnahme nicht gegenüberſteht — viel- 
leicht aber ein Mehrwerth der Erholungszeit als ſolcher —; 
zweitens aber würde der tüchtigere Anwalt zu Gunſten 
des Untüchtigeren an Einnahmen verlieren, weil die guten 
oder ſchlechten Leiſtungen des Vertreters bei beiden durch— 
ſchnittlich gleich ſein und je nach ihrer Qualität Abwendung 
oder Mehrung von Klientel für einige Zeit zur Folge haben 
würden. Die Differenz wird aber minimal ſein und vielleicht 
durch Ausgleichung zu großer Einnahmeverſchiedenheiten ſogar 
ſegensreich wirken. 

Eine Vertheilung der Erholungszeiten derart, daß nicht 
alle Anwälte gleichzeitig verreiſen, würde meines Erachtens mit 
Sicherheit als Folge der Neueinrichtung vorauszuſehen ſein, 
und der Umſtand, daß dann alle Jahreszeiten für den Anwalt 
gleich leicht oder ſchwer zur Erholung verwerthbar ſein würden, 
ſogar angenehm empfunden werden. Wenn Vertagungen, ins⸗ 
beſondere größerer Sachen, ſeitens verreiſender Anwälte an⸗ 
geſtrebt werden, ſo werden das, wie heute, Sachen ſein, die 
einer Beſchleunigung nicht bedürfen — ſonſt hat die Gegen⸗ 
partei den Widerſpruch ja in der Hand und wird ihr Vertreter 
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dies ihr Recht gebrauchen, nicht aber, wie das (meines Er⸗ 
achtens nicht mit Recht) der Anwaltſchaft bisweilen vorgeworfen 
wird, aus vermeintlichem kollegialem Intereſſe gegen das Inter⸗ 
eſſe der eigenen Partei handeln, keinesfalls aber werden ſolche 
Vertagungen zu gerichtsferienartigen Verzögerungen führen, 
ſondern gerade zu dem Beſtreben, im neuen Termine die ver⸗ 
tagte Sache, wenn irgend thunlich, zu fördern. In dieſem 
Zuſammenhange möchte ich noch darauf verweiſen, daß auch 
heute Anwälte häufig außerhalb der Ferien verreiſen und 
dann jene Art der Vertagungen, ſoweit ſie etwa vorkommt, 
und die weitere Verzögerung um die Dauer der Gerichtsferien 
die Folge iſt. 

Eine ſehr bequeme, angenehme Einrichtung würde der 
Anwalt in den Gerichtsferien vermiſſen; die wahren Intereſſen 
der Anwaltſchaft aber erfordern nicht dieſe — bei gutem Willen 
leicht entbehrliche — Bequemlichkeit, ſondern nichts Anderes, als 
die Intereſſen des Publikums ſelbſt, eine ſchnelle unverzögerte 
Juſtiz. 

e) Würde eine Vermehrung der Richterzahl eine 
Folge der Beſeitigung der Gerichtsferien ſein? Ich glaube, 
nein. Zweifellos iſt es, daß die Klagen in Publikum und Preſſe 
hinſichtlich der bei verſchiedenen Gerichten fehlenden Richterkräfte 
eine bedeutende Verringerung erfahren würden, wenn die durch 
die Gerichtsferien hervorgerufene Hemmung der Rechtspflege aus 
der Welt geſchafft wird. Aber nicht nur weniger fühlbar, 
ſondern thatſächlich geringer würden die Lücken ſein. Beſeitigung 
der Gerichtsferien bedeutet Erſparung von Richterkräften. Der 
ſchuell erledigte Prozeß ſchafft weniger Arbeit, als der langſam 
durchgeführte; Gerichtsferienſchriftſätze und Ferieninformationen 
enthalten häufig breite Wiederholungen, deren Lektüre dem Richter 
Mehrarbeit ſchafft und die Klarheit des Bildes, das er bei 
ſchneller prompter Juſtiz von der Sache gewinnt, verwiſchen 
hilft, wie es der Zeitablauf allein ſchon bei den über die Ge⸗ 
richtsferien hinaus vertagten Sachen thut. Auch iſt, wie hier⸗ 
unter gezeigt werden wird, und wie es ſich ja auch bei der 
Königlichen Staatsanwaltſchaft, den Strafrichtern und allen 
anderen Behörden zeigt, die Beſorgniß nicht gerechtfertigt, es 
könnten die Beurlaubungen ſich doch ſämmtlich auf die Zeit 
der jetzigen Gerichtsferien zuſammendrängen und dann entweder 
im Sommer die zur Beſetzung der Gerichte erforderliche Richter⸗ 
zahl fehlen oder im Winter Monate lang ein Theil der Beamten 
unzureichend beſchäftigt fein. Ja, es würde die Zahl der Urlaubs- 
geſuche ſogar weſentlich abnehmen. Denn erſtens giebt es zahl⸗ 
reiche Beamte, die Jahre lang Urlaubsgeſuche gar nicht ein⸗ 
reichen, deren Zahl aber unter den Richtern deshalb recht 
gering iſt, weil ſie durch die Gerichtsferien geradezu darauf ge⸗ 
ſtoßen werden, ſich ſelbſt dann beurlauben zu laſſen, wenn ſie 
ein Urlaubsbedürfniß nicht haben. 

Sodann aber treten zu dem Ferienurlaub außerordentliche 
Urlaubszeiten wegen Krankheiten, Familienangelegenheiten u. dergl. 
jetzt hinzu, während ſpäter vorausſichtlich oft eine einzige zu⸗ 
ſammenhängende Urlaubszeit des einzelnen Beamten, von Aus- 
nahmefällen abgeſehen, in ſolchen Fällen in Frage kommen 
würde. Daß die Juſtizverwaltung den entgegenkommenden 
Gebrauch, daß ſie den zu militäriſchen Uebungen Beurlaubten 
außerdem Ferienurlaub gewährt, beibehalten würde, bezweifele 
ich nicht. Geht ſie, wie andere Verwaltungen, davon ab, ſo iſt 
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das eine weitere Erſparniß. Das wichtigſte Moment gegen 
fiskaliſche Bedenken aber iſt, daß weſentliche Verbeſſerungen der 
Rechtspflege mit Verbeſſerungen des Volkswohlſtandes Hand in 
Hand gehen, Ausgaben dafür alſo in Wahrheit Staatseinnahmen 
ſind und daß, wo das nicht der Fall, eine der Rechtspflege 
dienliche Verſtärkung der Richterzahl weit erheblichere Be⸗ 
laſtungen des Juſtizetats werth iſt, als die Beſeitigung der 
Ferien etwa erfordern könnte; zu noͤthigen Vermehrungen der 
Richterzahl muß und wird der Staat Geld haben; dazu 
ſteuert das Volk gern bei, den Rechtsſtaat zu fördern, und 
gern werden die Juſtizverwaltungen und Finanzminiſterien die 
Deckungsmittel dafür beſchaffen; iustitia est fundamentum 
regnorum. 

d) Läßt es ſich ermöglichen, die Urlaubszeit der Juſtiz— 
beamten auf einen größeren Zeitraum zu vertheilen? Werden 
nicht die berüͤckſichtigenswerthen, durch das Erholungsbedüͤrfniß 
gerechtfertigten Urlaubswünſche zeitweilig zu einer ſolchen Ver⸗ 
minderung der Richterzahl führen, daß eine Aufrechterhaltung 
des vollen Geſchäftsbetriebs nicht möglich iſt? 

Ich meine, in dieſer Hinſicht wird die Neuregelung 
Schwierigkeiten nicht bieten; bei der Juſtiz ebenſo wenig wie 
bei anderen Verwaltungen kann ſich bei geeigneten Verwaltungs. 
maßnahmen der gefürchtete Uebelſtand herausſtellen. 

Kennt die Staatsanwaltſchaft ihn? | 

Es iſt richtig, daß die deutſchen klimatiſchen Verhältuiſſe, 
namentlich im Gebirge und an der Seeküſte, die Schulferien 
und auch die Einrichtungen der Kur- und Badeorte zur Auf- 
nahme von Fremden die Folge haben werden, daß die Urlaubs- 
geſuche auch in Zukunft ſeltener im Winter, Frühjahre oder 
Herbſte als im Sommer einlaufen werden und daß die jetzigen 
Ferienmonate die größten Zahlen beurlaubter Richter aufweiſen 
werden; ich will es auch für wahrſcheinlich halten, daß dieſe 
Zahlen die des Winters recht bedeutend überſteigen werden. 
Andererſeits aber werden vom Frühſommer bis ſpät in den 
Spätſommer hinein, ja auch während der Schulferien im 
Frühjahre und Herbſte recht viele beurlaubte Richter zu ver⸗ 
zeichnen und eine gar zu große Zahl der Sommerbeurlaubungen 
daher vermeidbar ſein. Iſt dem aber ſo, dann wird es leicht 
ſein, eine zeitweilig zu große Verminderung der Richterzahl 
durch geeignete Vertheilung der Urlaubzeiten zu verhüten, wie 
fie jetzt innerhalb der Ferien ermöglicht iſt. 

Die Arbeitslaſt im Sommer wird ohnehin geringer fein 
als im Winter, und das wird jene Ungleichmäßigkeiten wett 
machen. 

Denn dafür ſpricht: 

1. der Umſtand, daß Parteien und Parteivertreter natur⸗ 
gemäß auch mehr den Sommer ihrer Erholung widmen und 
etwas weniger Material als ſonſt den Gerichten daher in dieſer 
geſchäftsarmen Jahreszeit ſtets vorliegen wird; 

2. die Thatſache, daß die Gerichte es ſo einrichten können, 
daß die Terminszwiſchenräume im Sommer etwas ausgiebiger 
ſein werden als im Winter. Das läßt ſich ſehr wohl machen 
und wird zweifellos im Geſammtintereſſe der Rechtspflege ge⸗ 
ſchehen, und dieſes verlangſamende Verfahren iſt nicht etwa 
geeignet, die Nachtheile der Gerichtsferien wieder heraufzuführen. 
Denn es geſtattet die konkrete Unterſcheidung der ſchleunigen 
Sachen von den weniger ſchleunigen, die eilige Behandlung der 
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Eilſachen und vermeidet bei allen Sachen die ſprungweiſe 
erfolgende Verzögerung um oft ſehr viele Monate, die das 
jetzige Verfahren kennt, und die eine Förderung der Sachen 
unſäglich erſchwert, zumal ihr Inhalt nicht nur Richtern und 
Anwälten, ſondern auch Zeugen in ſo langer Zeit oft ſo weit 
aus dem Gedächtniſſe entſchwindet, daß eine Auffriſchung oft 
ſchwer, bisweilen gar nicht moglich iſt. Man denke an Zeugen, 
die von für ſie recht gleichgültigen, aber prozeßerheblichen That⸗ 
ſachen Kenntniß haben, die ihrem Gedächtniſſe bisweilen in 
Wochen, viel mehr in Monaten ganz oder theilweiſe entſchwinden, 
oder daran, daß der Richter in der weiteren mündlichen Ver⸗ 
handlung oder bei Verhandlung über Berichtigung des That⸗ 
beſtandes unmöglich nach vielen Monaten ſtets volle Klarheit 
über den Inhalt der früheren mündlichen Verhandlung haben 
kann. Das erheblichſte Bedenken wäre es, wenn zu beſorgen 
wäre, daß geſetzmäßige Beſetzung der Kammern und Senate in 
einzelnen Wochen nicht angängig ſein würde. Die Senate des 
Reichsgerichts und der Oberlandesgerichte müſſen hier aber 
meines Erachtens von vornherein ausſcheiden. Vor dieſen Ge⸗ 
richten war die Zahl der Ferienſachen bisher ſo gering, daß 
von einer Ueberlaſtung der Ferienſenate ſchwerlich die Rede ſein 
konnte, und es iſt — durch das oben erwähnte, den Sprung 
vermeidende, die Termine aber mehr hinausſchiebende Verfahren 
— wohl moglich, mit der Hälfte oder gar einem Drittel der 
Mitgliederzahl zeitweiſe den Geſchäftsbetrieb aufrechtzuerhalten, 
da gerade in den oberen Inſtanzen die Zahl der Sachen, bei 
denen es auf einige Wochen mehr oder weniger ankommt, 
relativ gering, die Vertheilung der Sachen auf weitere Zeit⸗ 
räume daher leicht möglich iſt. Bei alledem iſt zu bedenken, 
daß die Geſammtarbeitslaſt des Jahres genau gleich groß iſt 
wie bisher, auch wenn man ſie auf 12 Monate vertheilt, daß 
ſie ſogar dadurch ſinken kann, daß ein erneutes Einarbeiten in 
Sachen, die dem Gedächtniſſe mehr oder minder entſchwunden 
find, nach der Neuordnung in ſelteneren Fällen als bisher nöthig 
ſein würde. Anzuerkennen iſt, daß ein Wechſel in der Perſon 
des Richters oder in der Zuſammenſetzung des Kollegs und 
größere Häufigkeit von Stellvertretungen hemmend und ſchädigend 
auf die Behandlung der einzelnen Sache einwirken kann. Doch 
auch dieſe Beſorgniß ſcheint mir im Gegenſatze zu Lenzmanns 
Anſchauung ganz geringfügig zu ſein, und nicht nur durch die 
allgemeinen wichtigen Vortheile der Aufhebung der Gerichts- 
ferien, ſondern auch durch direkt ihnen gegenüberſtehende Vor⸗ 
theile werden dieſe Nachtheile meines Erachtens aufgewogen. 
Der Wechſel in der Perſon des Richters, insbeſondere des 
Berichterſtatters bringt Mehrarbeit, bisweilen kurze Verzögerung 
der Sache, er bringt aber den Vortheil, den er ſtets bringt, 
daß vier Augen mehr ſehen als zwei, den Vortheil, daß der 
neue Referent das Votum des bisherigen, die Frucht ſeiner 
Arbeit benutzend das Zutreffende verwerthen, etwaige Irrthümer 
vermeiden kann. In vereinzelten Fällen kann die Aenderung 
der Zuſammenſetzung des Kollegs die Stetigkeit der Praxis ge- 
fährden oder gar zum Ueberſehen bereits erörterter Momente 
führen. In der Regel wird aber dieſer Wechſel gerade wieder 
zur Einigung der Mitglieder verſchiedener Senate und Kammern 
über grundlegende Geſichtspunkte und zur Förderung der Rechts- 
pflege durch Erkennen überſehener rechtlicher oder thatſächlicher 
Momente führen, die Nichtbeachtung weſentlicher Punkte der 
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früheren Verhandlung aber bereits durch Parteien und Partel- 
vertreter verhütet werden, die der Neubeſetzung Rechnung tragend 
ihre Rechte in der Verhandlung genügend wahren konnen und 
werden. 
| Daß das Beſtreben bei verſchiedenen Gerichten bemerkbar 
iſt, thunlichſt viele Sachen noch vor den Ferien zu erledigen, 
und daß der Verſuch gemacht wird, durch eine vermehrte Arbeits- 
leiſtung in den erſten Wochen nach den Ferien die erlittene 
Einbuße an Zeit alsbald wieder wett zu machen, iſt meines 
Erachtens zweifellos. Dieſer Fleiß wird ſich aber in nicht 
geringerem Maße vor und nach Beurlaubung des Einzelnen zeigen 
und ſelbſt in den Fällen, in denen ein beurlaubter Richter ſeinem 
Vertreter oder dieſer dem Beurlaubten Reſte hinterläßt, durch 
das Beſtreben des Benachtheiligten, bald wieder reinen Tiſch 
zu haben, erſetzt werden. Daß übrigens das Beſtreben über⸗ 
eifriger Vor⸗ und Nacharbeit fördernd auf die Behandlung der 
Civilprozeſſe einwirke, kann nicht anerkannt werden. Solcher 
Arbeit fehlt die geſunde Ruhe und oft leidet ihre Qualität 
darunter, es entſteht bei ihr die Gefahr, daß Sachen zur Ent⸗ 
ſcheidung gebracht werden, die nicht entſcheidungsreif ſind — das 
iſt das „Durchhauen“, von dem Lenzmann ſpricht — oder daß 
Sachen für noch nicht ſpruchreif gehalten und durch vermeidbare 
Beweisbeſchlüſſe verzögert werden, obwohl fie ſich bei ruhigerer 
Betrachtung als ſpruchreif herausſtellen. Was des geſunden 
Juriſten normale Arbeitskraft leiſten kann, leiſtet der preußiſche 
Richter und Mehr und Beſſeres kann er nicht leiſten, ſondern 
nur ein Plus auf Koſten der Qualität — oder der für die 
künftige Arbeit nöthigen Friſche und der Geſundheit, die ja doch 
durch die Beurlaubung dem Richter gefichert werden ſoll, durch 
ein Uebermaß von Vor- und Nacharbeit aber gefährdet wird. 
Die Mündlichkeit und Unmittelbarkeit der Verhandlung und die 
Vertheilung der in der einzelnen Sache zu leiſtenden Arbeit auf 
eine Reihe von Terminen rechtfertigen meines Erachtens die 
Einrichtung der Gerichtsferien nicht. 

Dieſe Umſtände würden der Schaffung von Ferienſachen 
überhaupt und jetzt der Ausdehnung ihrer Zahl auch entgegen⸗ 
ſtehen, wenn ſie gegen gänzliche Aufhebung der Gerichtsferien 
ſprächen. Die über die Gerichtsferien vertagte Sache ſteht auch 
dem urſprünglich mitwirkenden Richter nicht mehr ſo vor Augen, 
als wäre die Verhandlung eine einheitliche. Die Einheitlichkeit 
der Verhandlung wird oft nur Fiktion ſein, ſtets aber nur 
mutatis mutandis gelten. Urlaub, Krankheiten, Anwalts- und 
Richterwechſel, aber auch die Unzuverläſſigkeit menſchlichen Er⸗ 
innerungsvermögens werden ſtets die Einheitlichkeit der Ver⸗ 
handlung bis zu gewiſſem Grade ftören und unvermeidlich, aber 
auch ſehr wohl moglich iſt es, im neuen Termine, ſoweit es 
nöthig, das früher Verhandelte zu rekonſtruiren. Prinzipwidrig 
wäre die Inſtitution nicht, da die Prinzipien, von denen die 
Rede iſt, ſtets ihre Grenze im Unvermeidlichen gefunden haben 
und weſentlich vermehrt werden die Fälle der Entſtehung von 
kleinen Schwierigkeiten bei Aufhebung der Gerichtsferien nicht; 
ihre ſchädliche Wirkung würde mehr, als ausgeglichen, dadurch, 
daß oft Neubeſetzungen foͤrdernd auf die Sachen wirken. Die 
Sachen, die nur einer einmaligen Behandlung bedürfen und 
vom Dezernentenwechſel nicht betroffen werden, find übrigens 
wohl bei anderen Staatsbehörden ebenſowohl die Ausnahme, 
wie bei Gericht. 


„ SION DE. m. 
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Unbedingt erleichtert wird durch die Beſeitigung der 
Gerichtsferien die Beſchaffung der genügenden Anzahl von Stell⸗ 
vertretern im Richteramte und in der Anwaltsthätigkeit, da fich 
die Abweſenheit der Richter und Anwälte auf große, mindeſtens 
aber auf größere Epochen, als jetzt, vertheilen wird. 

Ich gebe zu, daß die in der Eingabe geltend gemachten Gründe 
nicht erſchöpfend find; fie find aber durchweg zutreffend und 
zeigen ſich um fo deutlicher als richtig, je erſchoͤpfender man die 
brennende Frage erörtert. 

Gegenüber einzelnen Lenzmann'ſchen Ausführungen muß 
noch bemerkt werden: 

Vorkommen mag es, daß ertraordinäre Ferienſachen in dem⸗ 
ſelben Stadium der Unreife aus den Ferien wieder herauskommen, 
wie ſie hereingebracht werden; generell iſt es nicht richtig. Wenn 
es aber vorkommt, fo liegt der Hauptgrund darin, daß zu extra ⸗ 
ordinären Ferienſachen häufig Sachen gemacht werden, die ſich 
nicht dazu eignen. Das iſt durchaus erklärlich. Denn: Anträge 
aus § 202 haben der exceptionellen Natur der Beſtimmung ent- 
ſprechend nur ſelten Erfolg; ſelten werden ſie daher auch geſtellt. 
Geſtellt werden ſie dann aber von denen, die den Anwalt zur 
Eile drängen ohne Rüdficht darauf, ob die Streitpunkte einfache 
ſind oder nicht. Der Anwalt, der die Klage fertigt, kennt in 
der Regel die künftigen Streitpunkte nicht, das Gericht ebenſo⸗ 
wenig bei Prüfung des Antrages und ob das Intereſſe an Be⸗ 
ſchleunigung vom Gerichte glaubhaft gefunden wird, hängt mehr 
vom Geſchicke der Partei oder des Anwalts, als von dem In⸗ 
halte der Sache ab, deren wahre Natur ſich in der Regel erſt 
in der Verhandlung zeigt. Hat man Gerichtsferien, ſo werden 
Sachen, deren Behandlung in jenen Sommermonaten wenig oder 
faft gar keine Zeit wegnimmt (Verſäumnißſachen, Anerkenntniß⸗ 
ſachen) oder die ſich als wirklich eilig ausweiſen, ſelbſt bei 
häufigſtem Wechſel der Gerichtsbeſetzung ſchnell gefördert werden 
und manche andere Sache mit. Es werden aber ſchon die 
Termine allein — ohne Rückſicht darauf, ob verhandelt wird — 
ſelbſt in komplizirteſten Sachen die Wirkung haben, die auch 
ſonſt ſich bei kurzen Terminszwiſchenräumen zeigt: daß die 
Parteien Information bringen, die Anwälte ſie verarbeiten. Der 
Bauer, der den Termin anfangs November hat, glaubt oft, bis 
zum Termine ſei Informationsertheilung unnöthig und ſchreibt 
— ohne verſchleppen zu wollen — anfangs November den Brief, 
den er Ende Juli geſchrieben hätte, wenn dann der Termin an- 
geſtanden hätte. Dazu bewältigt der Anwalt oder ſein Vertreter 
bald darauf im Juli oder Anguſt die weitere vorbereitende 
Korreſpondenz und den Schriftſatzwechſel, wenn er im Juli den 
Brief erhält. Prozeßfördernd find dann alſo jelbft in dieſen 
Sachen die Sommertermine, wenn man es auch den erſten 
Protokollen nicht anſieht. Die verſchiedenen Schulferienzeiten 
den Familienvätern zugänglich zu machen, iſt nach Beſeitigung 
der Gerichtsferien leichter als heute; das liegt nach dem früher 
Geſagten auf der Hand; die Gerichtsferien decken ſich nur zum 
vierten Theile mit Schulferien; die einer Hälfte der Richter allein 
zugängliche zweite Hälfte gar nicht; Oſter⸗, Pfingft- und Herbſt⸗ 
ferien decken ſich mit den Gerichtsferien nicht. Die Badeſaiſons 
ſind lang genug, daß allen Verwaltungen die Beurlaubung ihrer 
Beamten, ſoweit ſie das wünſchen, während der verſchiedenen 
Theile der Saiſons möglich iſt. Warum ſoll das in der Juſtiz 
anders ſein? Das Zuſammentreffen mit Berufsgenoſſen anderer 
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Gerichte wird vielleicht etwas abnehmen, das jo ſehr wünfchens. 
werthe Zuſammentreffen mit anderen Berufsklaſſen nimmt aber 
dann gleichzeitig zu, der Kaſtengeiſt ab. 

Einen weſentlichen Vortheil der Gerichtsferien erblickt Leuz⸗ 
mann darin, daß ſie Gelegenheit zur Aufarbeitung von Reſten 
bieten. Da ſehe ich gerade einen Krebsſchaden. Niemand wird 
ſich auf Ferienzeiten verlaſſen, wenn er außer der Urlaubszeit 
Ferien nicht hat. Reſte wird es weniger geben als jetzt, da dem 
Beamten ſo viele Arbeiten nicht auferlegt, vom Anwalt ſo viele 
Aufträge nicht übernommen werden werden, daß die Bewältigung 
im ordentlichen Geſchäftsbetriebe nicht möglich iſt. Daß der Anwalt 
wie der Richter Scheinferien zur Aufarbeitung von Reſten hat, 
iſt unnatürlich und — prozeßverſchleppend. 

Mein Vorſchlag geht im Einklange mit der Eingabe 
dahin, folgendes Geſetz für das Reich zu erlaſſen: 


Geſetz, betreffend Aenderungen des Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetzes, der Civilprozeßordnung und des Geſetzes 
über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit. 

Einziger Artikel: 

Die §8 201 bis 204 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes, 
die beiden erſten Abſätze des § 223 der Civilprozeß⸗ 
ordnung und der $ 10 des Reichsgeſetzes vom 17. Mai 1898 
werden aufgehoben. 


Die Angliederung der einzelſtaatlichen Vorſchriften, z. B. 
des § 91 des Preuß. Ausführungsgeſetzes zum G. V. G., 
bietet keine Schwierigkeiten. Eine Formulirung des Vor⸗ 
ſchlags einer geſetzlichen Urlaubsgarantie unterlaſſe ich, da die 
Nothwendigkeit, Durchführbarkeit und Ausführungsart einer 
ſolchen Einrichtung zunächſt näherer Erörterung, möglichſt unter 
Beleuchtung der gegen den Vorſchlag ſprechenden Bedenken 
durch Gegner dieſes Gedankens, bedarf. Für den Fall der 
Beibehaltung der Gerichtsferien wäre einer der folgenden Ver⸗ 
ſuche der Erwägung werth: N 

a) Vertheilung der Gerichtsferien — Monat Auguſt im 
Sommer, ferner 2 Wochen vom 15. Dezember an und zwei 
Wochen vom 15. April an. — Aehnliches beſtimmte die all⸗ 
gemeine Gerichtsordnung. 

Der Sprung wird weit geringer, das Erholuugsbedürfniß 
bleibt gewahrt. Beſorgniß von Mißſtänden iſt nicht erſichtlich. 
Die Quartalswechſelzeiten müſſen aus naheliegenden Gründen 
dem vollen Geſchäftsbetriebe gehören. Pfingſtferien ſind bei 
der Nähe der anderen Ferien jedenfalls entbehrlich. Kalender⸗ 
mäßige Beſtimmung der Anfangs- und Endpunkte erſcheint 
empfehlenswerth. 

b) Vermehrung der Ferienſachen durch Aufnahme der 
Handelsſachen in ihre Zahl. Eine Richtervermehrung würde 
dadurch wohl nöthig werden. Erheblich würde ſie aber dann 
nicht ſein, wenn das Geſetz ſich deutlich dahin ausſprechen 
würde, daß das Gericht durch Beſchluß diejenigen bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten, bezüglich deren es ſich herausſtellt, daß ſie 
einer beſonderen Beſchleunigung nicht bedürfen, aus der Zahl 
der Ferienſachen ausſcheiden könne und ſolle. 

e) Der Thieſing'ſche Vorſchlag auf Beſeitigung der Ge— 
richtsferien der Amts- und Landgerichte allein. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 
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Dieſe eventuellen Vorſchläge würden ſich unter einander 
oder mit anderen Vermittelungsvorſchlägen kombiniren laſſen, 
die Wurzel des Uebels aber kann meines Erachtens nur durch 
Beſeitigung der Gerichtsferien entfernt werden. 


Dr. Siehr, Rechtsanwalt bei dem Königlichen 
Oberlandesgerichte in Königsberg. 


Rachſchrift des Herausgebers. 

Indem ich nach dem Grundſatze: Audiatur et altera pars 
vorſtehendem Aufſatz für die Abſchaffung der Gerichtsferien einen 
Platz in der Juriſtiſchen Wochenſchrift einräume, bemerke ich, 
daß ich mich durch die Ausführungen des Herrn Verf. nicht 
als überzeugt bekennen kann. Ich hoffe, daß in dieſer wichtigen 
Frage noch der eine oder andere Mitarbeiter, vorausgeſetzt, daß 
er neue Argumente für oder gegen die am leider ſtets bewölkten 
Horizont moderner Geſetzesproduktion auftauchende und keines⸗ 
wegs zu unterſchätzende neue Gefahr oder „Reform“ (2) kei- 
bringen kann, das Wort ergreifen wird, und behalte mir ſelbſt 
vor, auf die Sache zurückzukommen. L. K. 


Litteratur und Zeitſchriften. 


1. Litteratur -Beſprechungen. 

1. Cretſchmar, Das Bürgerliche Recht mit beſonderer Berüd: 
ſichtigung der Preuß. Landesgeſetzgebung. I. Band (876 S.). 
Preis 18 M. 

Der Verf. des ſeiner Zeit von den Praktikern allgemein 
geſchätzten „Rheiniſchen Civilrechts“ liefert in dieſer Ausgabe des 
B. G. B. ein zumal für den Praktiker, dem es vor Allem auf 
raſche Orientirung über die mit den Normen des B. G. B. in 
Verbindung und Wechſelbeziehung ſtehenden übrigen civilrechtlichen 
Rechtsnormen ankommt, äußerſt werthvolles Werkzeug und Hülfs⸗ 
mittel. Wir ſtehen nicht an, ſeiner Arbeit vor zahlreichen 
anderen den Vorzug größerer Vollſtändigkeit und Ueberſicht⸗ 
lichkeit zuzuerkennen. Wo immer zu einer Geſetzesſtelle eine 
Beſtimmung aus einem anderen Geſetz beſprochen und angezogen 
werden mußte, iſt derſelben allenthalben die Nummer, welche 
das bezogene Geſetz in dieſem Kommentar hat, in Klammer bei⸗ 
gefügt, fo daß die Parallelſtelle auch ohne Einſicht⸗ 
nahme der Inhaltsüberſicht und des Sachregiſters 
allein an der Hand der Nummern in den Geiten- 
überſchriften aufzufinden iſt. Den einzelnen Geſetzen ſind 
auch die bedeutendſten und praktiſch wichtigſten miniſteriellen 
Verfügungen und Erlaſſe beigegeben. 

Die Ausführungsgeſetzgebung iſt kaum in einem andern und 
bekannten Erläuterungswerk in ſo vollſtändiger Weiſe, wie in 
dieſem, berückſichtigt. Aber auch die zu der neueren Geſetzgebung 
überhaupt, nicht nur zum B. G. B. ſelbſt ergangene Recht⸗ 
ſprechung des Reichsgerichts, des bayeriſchen Oberſten Landes⸗ 
gerichts, des Kammergerichts, der deutſchen Oberlandesgerichte, 
des Oberverwaltungsgerichts wie auch ſelbſt, ſoweit zugänglich, 
anderer Gerichte, hat umfaſſendſte Berückſichtigung empfangen 
und zwar unter Angabe ihres in Betracht kommenden Inhalts. 

In der That empfiehlt ſich das Cretſchmar'ſche Werk durch 
eine knappe und konzentrirte Faſſung des denkbar größten 
Arbeitsmaterials ſchon auf den erſten Blick dem Praktiker. 
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Aber auch der Studirende wird ein Buch, das zwar 
keine gelehrten Erörterungen bietet, ihm aber nicht nur die Be⸗ 
ſtimmungen, mit deren Studium er gerade befaßt iſt, ſondern 
auch die ihm zunächſt unbekannten, ergänzenden Beſtimmungen 
in dieſer Vollſtändigkeit vor Augen führt, vielfach vortheilhafter 
gebrauchen, als einen ausführlichen, aber einſeitig wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Kommentar. 


2. Der Eingriff in fremde Rechte als Grund des 
Bereicherungsanſpruchs. Von Dr. Rudolf Freund. 68 S. 
Breslau (Marcus) 1902. Preis 2 M. 


In dieſem 7. Heft der von Leonhard herausgegebenen 
Studien zur Erläuterung des bürgerlichen Rechts erhält die 
Lehre von der ungerechtfertigten Bereicherung eine dankenswerthe 
Förderung. Die Monographie knüpft an den „auf der Höhe 
prinzipieller Auffaſſung“ zwiſchen v. Ihering und Windſcheid 
ausgefochtenen Streit an, über 1. 23 Dig. XII, 1, d. h. 
über die Frage: Hat der Eigenthümer einer Sache nach Verluſt 
ſeines Eigenthums, z. B. durch Sachuntergang, Anſpruch auf 
die Bereicherung, die ein gutgläubiger Beſitzer durch ihre Ver⸗ 
außerung gewonnen hat? Ihering (Jahrb. XVI S. 308 ff.) 
verneinte fie, Windſcheid bejahte. (Pand. II § 422 Anm. 8.) 
Der Verf. kommt auf Grund des § 816 B. G. B. im Gegenſatz 
zum Herausgeber, der in feinem Kommentar Nr. 4 zu § 816 
die Frage ebenfalls verneint, zu einer bejahenden Antwort. 
„Wer über einen fremden Gegenſtand unberechtigt verfügt, 
haftet nach §S 816 in demſelben Umfange, als ſei ſchon der 
Gegenſtand der Verfügung ſelbſt ohne Grund in ſein Vermögen 
gekommen“ (S. 61). Es würde hier zu weit führen, in eine 
Diskuſſion dieſer meines Erachtens gegen den klaren Wortlaut 
des § 816 („das Erlangte“) verſtoßenden Auffaſſung einzutreten. 
Verf. umſchreibt den Begriff des durch die Verfügung Erlangten 
als „die rechtlichen Vortheile, die der Verfügende auf Grund 
der Verfügung erhält“, er findet in $ 816 eine den § 687 er- 
gänzende Bereicherungsklage bei der ſog. unechten Geſchäfts⸗ 
führung, wenn eine Verfügung über fremdes Vermögen durch 
Genehmigung dringliche Wirkſamkeit erhält. 


3. Kommentar zum B. G. B. f. d. Deutſche Reich nebſt 
Einführungsgeſ. In Gemeinſchaft mit Dr. Th. Löwenfeld, 
Dr. E. Riezler, Th. Mayring, R. Kober, Th. Engelmann, 
F. Herzfelder, J. Wagner herausgegeben vom Kgl. Geh. Rath 
Dr. Julius v. Staudinger. 


Neben dem großen v. Planck'ſchen Kommentar hat ſich dieſer, 
von dem nunmehr 18 Lieferungen vorliegen, als eine in jeder 
Hinſicht muſtergültige Leiſtung vielleicht die größte Beachtung 
errungen, und der inzwiſchen verſtorbene Unternehmer und Führer 
der Arbeit, Geh. Rath Dr. v. Staudinger, hat ſich und ſeinen 
Mitarbeitern durch denſelben ein dauerndes, ehrenvolles Gedenken 
geſichert. Das Verdienſt des Herausgebers beſteht im Mejent- 
lichen darin, daß er für die einzelnen Theile, in die er das 
große Erläuterungswerk getheilt hat, dieſen beſonders gewachſene 
Kräfte heranzuziehen verſtanden hat, deren jede ſich dem gemein⸗ 
ſamen Plane „neben der Ergründung des Sinnes der einzelnen 
Geſetzesbeſtimmungen und der Klarlegung ihres inneren Zu- 
ſammenhangs dem genetiſchen Verhältniſſe der neueren 
Normen zum älteren Recht und den Abweichungen des 
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B. G. B. gegenüber dem früheren Rechtszuſtande be- 
ſonders nachzugehen“ untergeordnet hat. Die letztere Abſicht iſt 
es hauptſächlich, welche dieſen Kommentar von dem großen 
Planck'ſchen Erläuterungswerk, das das B. G. B. ſo zu ſagen 
mehr „an ſich“ zum Gegenſtande hat und als ein Kunſtwerk, 
wie „aus dem Nichts entſprungen“ behandelt, darſtellt, unter⸗ 
ſcheidet. Für die Uebergangszeit, in der wir uns immer noch be- 
finden, ebenſo auch für die ihrer hiſtoriſchen Stetigkeit ſich ſtets 
bewußte wiſſenſchaftliche Forſchung wird dieſe Darſtellungsart 
ſogar als ein Vorzug empfunden werden, wenngleich, wie wir 
andern Orts anerkannt haben, auch die Selbſtſtändigkeit der 
v. Planck'ſchen Erläuterungsmethode durchaus berechtigt und 
ſogar nothwendig erſcheint, um dem eigenthümlichen Geiſt des 
B. G. B. voll und ganz gerecht zu werden, wie wir ja auch ein 
Kunſtwerk, ſei es eine Statue oder ein Gemälde, um es in 
ſeiner Eigenart ganz auf uns wirken zu laſſen, lieber getrennt 
von anderen betrachten. 

Der Herausgeber ſelbſt hat ſich ausſchließlich das eheliche 
Güterrecht vorbehalten; er geht dabei, wie das Juriſtiſche 
Litteraturblatt mit Recht in ſeiner eingehenden Beſprechung hervor⸗ 
hebt, auch den „knifflichſten“ Fragen mit der vollendeten Meiſter⸗ 
ſchaft eines bewährten Praktikers zu Leibe. Im Uebrigen zeigt 
gerade dieſes kombinirte Erläuterungswerk die größte Mannig⸗ 
faltigkeit der Mitarbeiter auch innerhalb der einzelnen Bücher 
auf, ohne daß jedoch die weitgehende Vertheilung ſtoͤrend 
empfunden würde. Die beſonders ſchwierige Materie des 
Einführungsgeſetzes hat Wagner mit außerordentlicher Gründ⸗ 
lichkeit bewältigt, ohne daß die gerade hierdurch leicht 
gefährdete Ueberſichtlichkeit darunter gelitten hätte. Der all⸗ 
gemeine Theil iſt von Dr. Löwenfeld bis zum § 90 er⸗ 
läutert, von welchem Paragraph an er Dr. Riezler den Platz 
geräumt hat. Die ſechs erſten Abſchnitte des Obligationenrechts 
hat Oberlandesgerichtsrath Mayring behandelt, während die 
Bearbeitung der 25 einzelnen Schuldverhältniſſe in den Liefe⸗ 
rungen 12, 13, 15, 16 auf v. Staudinger, Kober und 
Engelmann vertheilt geweſen iſt. Das Sachenrecht in der 
Bearbeitung von Kober war bereits vor dem Inkrafttreten des 
B. G. B. fertiggeſtellt. In Folge dieſer Frühzeitigkeit ſeiner Geburt 
iſt allerdings gerade dieſer Theil, da er durch die inzwiſchen ſtark 
vermehrte Litteratur vielfach überholt iſt, auch einer Neuauflage 
am meiſten bedürftig. Engelmann iſt Verfaſſer desjenigen 
Theils des Familienrechts, den ſich v. Staudinger nicht vor- 
behalten hatte. Das Erbrecht entſtammt der Feder Dr. Herz- 
felders. 

Eine eingehende Kritik aller Einzelleiſtungen würde den 
uns hier geſetzten Rahmen überſchreiten. Wir behalten uns vor, 
auf einzelne Theile nach vollſtändigem Abſchluß des Werks zurück⸗ 
zukommen. 


4. Studien zur Erläuterung des Bürgerlichen Rechts. 
Herausgegeben von Dr. Rudolf Leonhard, ord. Prof. d. 
Rechte an der Univerſität Breslau. 5. Heft: Manigf, 
Alfons, Dr. jur., Privatdozent: Das Anwendungsgebiet 
der Vorſchriften für die Rechtsgeſchäfte. 404 S. 
(Breslau, Marcus.) Preis 10 M. 


Die vor Inkrafttreten des B. G. B. vielfach geäußerte 
Beſorgniß, es könne in Folge deſſelben, wie das bei früheren 
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landesgeſetzlichen Kodifikationen vielfach wenigſtens für räumlich 
beſchränkte Gebiete geſchehen, eine Erſtarrung des eigentlich 
wiſſenſchaftlichen, tiefgründigen juriſtiſchen Denkens und Er⸗ 
ſtickung deſſelben unter bloßer fklaviſcher Erläuterungsarbeit 
eintreten, iſt glücklicherweiſe durch Unternehmungen, wie deren 
das vorliegende von Herrn Prof. Dr. Leonhard geleitete eines 
der bedeutſamſten iſt, und die damit gegebene Anregung zu 
monographiſcher Vertiefung rechtzeitig zerſtreut worden. 

Das vorliegende Heft der unter Leonhards Führung er⸗ 
ſcheinenden Studien liefert dafür einen beſonders beachtens⸗ 
werthen Beleg. Unklarheit in den fundamentalen Begriffen 
unſerer Wiſſenſchaft, die durch keine noch ſo ſubtile Geſetzgebung 
feſtgelegt werden können, iſt gewöhnlich die trübe Quelle ſolcher 
Kontroverſen auch bei ganz konkreten Normen, die ſich am hart⸗ 
näckigſten erweiſen. Denn gewöhnlich hat ſie bei der Abfaſſung 
des Geſetzes ſelber mitgewirkt. Eine ſolche, auch im B. G. B. ſich 
geltendmachende Unklarheit umnebelt vielfach vor allem die 
allgemeinſten Begriffe, insbeſondere das gegenſeitige Verhältniß 
zwiſchen den Begriffen „Rechtsgeſchäft“ und „Willenserklärung“. 
So ſagt auch das B. G. B. die begrifflichen Merkmale der von 
ihm „Rechtsgeſchäfte“ genannten Handlungen nicht an, ſagt alſo 
auch nicht, für welche einzelnen Handlungen die von ihm im 
dritten Abſchnitte des I. Buches gegebenen Normen beſtimmt 
find. Daher z. B. die Streitfrage: Kann ein Kind occupiren? 
Kann es derelinquiren? Giebt es eine Stellvertretung bei 
occupatio? 

Der Verf. hat nun das Anwendungsgebiet der Normen 
des B. G. B. für Rechtsgeſchäfte auf Grund einer tiefgehenden 
wiſſenſchaftlichen Unterſuchung der Begriffe „Rechtsgeſchäft“ und 
„Willenserklärung“ abgegrenzt und betont insbeſondere, daß es 
Rechtsgeſchäftsthatbeſtände auch ohne das Element der Willens⸗ 
erklärung giebt. 

Dabei geht er in logiſch ſcharfer Weiſe beſonders der 
ſogen. metaphyſiſch⸗naturwiſſenſchaftlichen Richtung in 
der Jurisprudenz (vergl. die lehrreiche Abhandlung von Schuppe, 
Gruchot Bd. 34 S. 801 ff.) energiſch zu Leibe, welche durch 
dunkle Analogien der Ausdrucksform mit organiſchen Natur⸗ 
phänomenen, „Entſtehen“, „Vergehen“, „Erzeugen“ u. ſ. w. den 
klaren Rechtsverſtand ſo leicht zu ſonderbaren Folgerungen verleitet. 

Wir begrüßen in dieſer Monographie eine weitere Bekundung 
jenes die Grenzlinien wiſſenſchaftlicher Methode an dieſen funda⸗ 
mentalen Fragen klarſtellenden beſonnenen juriſtiſchen Gefichte- 
punkts, den bereits Leonhard in ſeiner Monographie „Der Irrthum“ 
ſcharf herausgeſtellt hat, und der ſich in den Schlußworten des Verf. 
darſtellt: „Der Grund der Nothwendigkeit einer Erklärung des 
Willens iſt der rein natürliche, dem Mitbetroffenen fichere und gleich- 
zeitig mit dem Eintritt der Rechtswirkungen entſtehende Kenntniß 
von demſelben zu geben. Alle Rechtswirkungen ſind nämlich 
nicht ſinnlich wahrnehmbar wie die natürlichen Wirkungen, ſondern 
ſie beſtehen lediglich in der Vorſtellung des Menſchen und 
werden nur logiſch erſchloſſen. Weil ſie ſelbſt nicht 
ſinnlich wahrnehmbar ſind, iſt es ein ſelbſtverſtändliches Gebot 
der Gerechtigkeit und Billigkeit, daß dort, wo jemand durch eine 
in Ausübung ſeiner Privatautonomie vorgenommene juriſtiſche 
Handlung eine fremde Rechtsſphäre berührt, er ſeinen Willen 
offenbart. Die Rechtsordnung erhebt die Erklärung des 
Willens deswegen ſogar zum weſentlichen Merkmal der Handlung. 


Der Grund, warum die Willenserklärung auf dieſe Weiſe zu 
einem konſtitutiven Element wird, iſt nur der natürliche. — 
Bei den eine fremde Rechtsſphäre nicht berührenden Handlungen 
braucht (daher) der in ihrem Thatbeſtand im übrigen von der 
Rechtsordnung verlangte Erfolgswille nicht erklärt zu werden, 
weil hier eine von den direkten Rechtsfolgen betroffene andere 
Perſon fehlt. Hieraus ergiebt ſich die ſyſtematiſche Forderung 
eines (vom B. G. B. in der Redaktion überſehenen) Gegenſatzes 
zwiſchen bloßen Rechtshandlungen, Rechtsgeſchäften, 
Willensgeſchäften und Erklärungsgeſchäften; die Erklärung 
des Erfolgswillens iſt (bei letzteren) kein Merkmal des genus 
„Rechtsgeſchäft“, ſondern eine Art deſſelben. Der III. Abſchnitt 
des I. Buches B. G. B. iſt im Weſentlichen nicht anwendbar 
auf die bloßen Rechtshandlungen, deren Wirkungen auch un⸗ 
gewollt eintreten.“ 

Soviel zur Kennzeichnung dieſer, ungemein klar und 
feſſelnd geſchriebenen Monographie, deren praktiſche Fruchtbarkeit 
hieraus auch dem, für das Studium von Monographien, zumal 
jo allgemeiner wiſſenſchaftlicher Richtung, nicht leicht zu ge 
winnenden Praktiker einleuchten muß. 


5. Thurow, Richard, Dr. Beiträge zur Lehre von der Er⸗ 
preſſung. (Heft XVI. der Rechts- und Staatswiſſenſchaft⸗ 
lichen Studien.) 158 S. Berlin (Ebering). Preis 4 M. 

Während ein begrifflich elaſtiſches Civilrecht ein großer 
Segen für ein Volk iſt, wird ein Strafrecht, das allen Ver⸗ 
feinerungen der ethiſchen, übrigens ſeit Locke in ſeiner Relativität 
und Wandelbarkeit endgültig erkannten Gefühlsurtheile mit ſeiner 
Zuchtruthe nachfolgt, leicht zum Fluch. Der Satz nulla poena 
sine lege iſt nichts anderes als vernünftige Anerkennung des 
Satzes, daß die ethiſche Erziehung des Volkes ebenſo wenig 
in erſter Linie Aufgabe des Strafrichters ſein ſoll, als die 
äſthetiſche. Dies wird vielfach von Kriminaliſten verkannt, 
welche die Begriffe des Strafrechts nach Möglichkeit verfeinern 
und die Zuſtändigkeit des Strafrichters dem immer feiner 
werdenden moraliſchen Empfinden anpaſſen möchten. Ein ge⸗ 
fährliches Verſuchsobjekt für dieſe Richtung iſt das Erpreſſungs⸗ 
delikt. Werden die Elemente dieſes ſtrafrechtlichen Delikts, 
einmal der Begriff der Drohung, ſodann der des durch dieſe zu 
erreichenden Zweckes an einer dem ſubjektiven ethiſchen bezw. 
afthetifchen Zartgefühl fo ſehr „vergeiſtigt“, wie dies manchen 
beſonders ſubtil veranlagten Köpfen erforderlich erſcheint, jo kann 
ſchließlich der anſtändigſte Menſch, wenn er im praktiſchen Leben 
thätig wird, oft in die Lage kommen, erſt einen Kommentar zu 
§ 253 Str. G. B. zu Rathe ziehen zu müſſen, bevor er im 
Kampfe ums Recht ſeinem Gegner gegenübertritt. Die feleftio- 
niſtiſche Wirkung einer ſolchen Strafrechtspraxis kann m. E. nur 
eine unvortheilhafte ſein. Aus dieſem Grunde iſt eine Mono- 
graphie, wie die vorliegende, welche in ihrem III. Abſchnitt auch 
eine, wenn auch nicht vollſtändige, ſo doch reichhaltige Ueberſicht 
über außerdeutſches Strafrecht bietet, von hervorragendem 
Intereſſe. 

Der Herr Verf. behandelt in dem dritten kritiſchen Theile 
auch die durch eine bedenkliche Entſcheidung des Reichsgerichts 
(vom 6. Oktober 1890, XXI, S. 154) brennend gewordene 
Frage vom Verhältniß der Koalitionsfreiheit zum § 253 
Str. G. B. Mit Recht hebt er hervor: „Ueber die Frage, ob 
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eine ſtrafbare Erpreſſung vorliegt, in welcher die Moral der 
Geſammtheit mit vollem Recht eins der gemeinſten, heim⸗ 
tückiſchſten Verbrechen ſieht, oder ob es ſich um ein völlig 
erlaubtes Thun handelt, ſollen Erwägungen ausſcheiden, welche 
jede Beſtimmtheit vermiſſen laſſen!“ In 89 hebt er 
hervor: „Am auffälligſten tritt die Tendenz der Rechtſprechung, 
Handlungen von völlig verſchiedener moraliſcher Qualität gleich⸗ 
mäßig mit der Strafe der Erpreſſung zu bedrohen, in den 
Fällen zu Tage, wo die Erſtrebung der rechtswidrigen Ver⸗ 
mögensvortheile für ſich oder andere ſich darſtellen ſoll in der 
Abſicht, für ein begangenes Unrecht außergerichtlich eine Sühne 
zu verlangen.“ Verf. wendet ſich mit vollem Recht gegen die 
vom Reichsgericht, wenn auch nicht ohne Schwankungen ver⸗ 
tretene Auffaſſung, daß das Paktiren über einen Strafantrag, 
wenn Jemand von der Stellung eines Strafantrags abſieht 
gegen Zahlung einer Buße, ſei es auch zu Gunſten einer 
Armenkaſſe, Erpreſſung ſei, und weiſt darauf hin, daß, wenn 
derartige Vergleiche in Privatklageſachen vor dem Amtsrichter 
gar nicht ſelten ſind, nicht einzuſehen iſt, warum auf den, der 
ſich außerhalb der forenſiſchen Schranken ſolches zu thun erkühnt, 
das Schwert der Strafe des § 253 herniederſauſen ſoll. Möchte 
bei der bevorſtehenden Reviſion des Str. G. B. ein geſunder 
„Materialismus“ der Rechtsgeſtaltung, etwa im Sinne jenes 
Ciceronianiſchen Wortes: leges quatenus manu tenere 
possunt (die Geſetze ſollen handgreiflich ſein), walten. 
Denn Unſicherheit und Dehnbarkeit der Strafnormen iſt das 
denkbar ſchlimmſte geſellſchaftliche Uebel. Im Uebrigen iſt 
ſelbſt der Verf. von der Neigung, das Strafgeſetz auf die 
denkbar größte Empfindlichkeit moderner Nerven abzuſtimmen, 
nicht freizuſprechen, erachtet er doch (S. 34) durch das bloße 
Unterlaſſen eines Grußes unter Umſtänden das Rechtsgut der 
Ehre für verletzbar. 


6. Dr. jur. H. Lucas, Wirkl. Geh. Oberjuſtizrath u. Miniſterial⸗ 
direktor, Anleitung zur ſtrafrechtlichen Praxis. Ein 
Beitrag zur Ausbildung unſerer jungen Juriſten und ein 
Rathgeber für jüngere Praktiker. 404 S. Berlin. (DO. Lieb⸗ 
mann.) Preis 8 M. 


Wenn der Lernſtoff für den Rechtsbefliſſenen in den beiden 
letzten Jahrzehnten erheblich gewachſen iſt, ſo muß man andrer⸗ 
ſeits auch wieder zugeben, daß die Methode des Lehrens, ſo zu 
ſagen die juriſtiſche Pädagogik Fortſchritte gemacht hat, welche 
dem einigermaßen ſtrebſamen Studirenden die Bewältigung 
dieſes Stoffes erheblich erleichtern und ihn befähigen, ſchon 
beim Beginn ſeines praktiſchen Vorbereitungsdienſtes, wo er in 
einer noch nicht allzu entlegenen Zeit noch mit all ſeinem 
abſtrakten Wiſſen vielfach wie der Ochs am Berge ſtand, den 
Angelegenheiten, die ihm nun entgegentreten, ein beſſeres Ver⸗ 
ſtändniß entgegen zu bringen. „Begriffe ohne Anſchauung ſind 
leer, wie Anſchauungen ohne Begriff blind find“; in augenſchein⸗ 
licher Würdigung dieſes Kant'ſchen Wortes iſt ſeit längerer Zeit 
zumal im Gebiete der Preußiſchen höheren Unterrichtsverwal⸗ 
tung ein Wandel im akademiſchen Unterricht geſchaffen, der, wenn 
er auch einerſeits hin und wieder von profeſſoraler Seite theil⸗ 
weiſe beanſtandet worden iſt, der Ausbildung unſerer jungen 
Juriſten in hohem Grade zu Gute kommt. Jener, vielleicht 
wiſſenſchaftlich hochgebildete Profeſſor, der ſich damit begnügte, feine 
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Hörer lediglich in den von Ihering ſog. juriſtiſchen Begriffshimmel 
hinein zu diktiren und der deshalb auch den lernbegierigſten Jünger 
der Themis gewöhnlich durch die ſprichwoͤrtliche „Trockenheit“ 
der Juriſterei enttäuſchte, iſt ein mehr und mehr verſchwindender 
Typus. Aber auch die juriſtiſche Litteratur iſt ſeit einiger Zeit 
um namhafte Werke bereichert worden, welche dieſes pädagogiſche 
Ziel der Veranſchaulichung des anzueignenden Wiſſensſtoffs in 
muſterhafter Weiſe verfolgen. An der Spitze dieſer neueren 
Werke ſteht Stölzels „Schulung für die civiliſtiſche Praxis“, 
in dem auf eine ſo eigenartige und glückliche Weiſe praktiſche 
Fälle verwerthet werden, um dem Leſer das Verſtändniß für die 
Anwendung und Tragweite der Rechtsſätze im wirklichen Leben 
zu erſchließen, daß ſelbſt der junge Praktiker ſich noch gern in 
dieſem Buche Rath holt. 

Dieſem Buche iſt nunmehr für die ſtrafrechtliche Praxis 
im vorliegenden Buche ein faſt gleichwerthiger Genoſſe gefolgt. 
Rezenſent erinnert ſich noch ſehr gut der ganz beſonderen 
Langweiligkeit und des Mangels an Verſtändniß, mit welchem 
feiner Zeit gerade der Strafprozeß unter den akademiſchen Lehr⸗ 
gegenſtänden behaftet erſchien; der gutgemeinte Rath, fi) durch 
den Beſuch öffentlicher Gerichtsverhandlungen ein anſchauliches 
Bild davon zu beſchaffen, konnte aus vielen naheliegenden 
Gründen wenig nützen. Während des praktiſchen Vorbereitungs- 
dienſtes aber trat der vom Verf. mit Recht betonte Unterſchied 
zwiſchen Kennen und Können uns in keinem Stadium mehr 
ins Bewußtſein, als im Beginn der Beſchäftigung auf der Staats⸗ 
anwaltſchaft, die andrerſeits erſt in ihrem weiteren Verlaufe uns 
zu wirklich ſelbſtſtändigem Arbeiten, zu einer gewiſſen Gewandt⸗ 
heit, unter Anleitung der gerade in dieſem Zweige der Juſtiz⸗ 
verwaltung beſonders praktiſch ausgebildeten Schemata und 
Formulare, im Entwurf von Verfügungen und Entſchließungen, 
Schreiben jeder denkbaren Art anleitete. Mit welcher Freude 
würde damals nicht auch ſchon als Student mancher zu einem 
Hülfsmittel wie dem vorliegenden Buch ſeine Zuflucht genommen 
haben, in dem der trockene Geſetzesſtoff ein enſprechendes, an⸗ 
ſchauliches Leben gewinnt! 

In wie hohem Grade der Herr Verf. ſeiner Aufgabe gerecht 
geworden iſt, geht wohl um beſten daraus hervor, daß auch ein 
erfahrener Praktiker, wenn er einmal die Lektüre des Buches 
begonnen hat, es nicht ſo bald aus der Hand legen wird, weil 
auch ihn die äußerſt lebendige und anziehende, intereſſante Art 
der Darſtellung feſſeln wird. Uebrigens verdienen viele Be⸗ 
merkungen und Lehren des Verfaſſers auch abgeſehen von ihrem 
im engeren Sinne pädagogiſchen Zwecke eine berufswiſſenſchaft⸗ 
liche und berufsethiſche Beachtung. In erſterer Hinſicht ſind 
zumal ſeitens eines Juriſten von der autoritativen Stellung des 
Herrn Verf. beſonders bemerkenswerth ſeine Aeußerungen in 
Kap. VIII zu § 51 Str. G. B. und das Verhältniß der 
kriminellen Praxis zum pſychiatriſchen Sachverſtändigen. 
Der Verf. mahnt hier mit vollem Recht und durchaus im Sinne 
einer beſonnenen Skepſis gegenüber gewiſſen mehr philoſophiſchen 
als exaktwiſſenſchaftlichen Modeſätzen des modernen ſog. Deter- 
minismus bezw. den Lehren von erblicher Belaſtung u. ſ. w., 
auf die wir ſchon mehrfach auch bei unſeren Litteraturbeſprechungen 
geſtoßen find, zur Vorſicht. „Wer es weiß, in wie viel zahl⸗ 
reichen Fällen die Angeklagten ſich heutzutage auf Geiſteskrank⸗ 
heit berufen, und wie dies bei manchen Kategorien von Straf⸗ 
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thaten faſt typiſch geworden iſt, von dem darf ich mich der 
Zuſtimmung zu obigen Ausführungen verſehen“ (S. 144). 
Ganz gewiß, und es kann dabei bemerkt werden, daß eine 
zumal den beſſer ſituirten Verbrechern entgegenkommende 
Konnivenz gegen ſolche „wiſſenſchaftlich⸗ humanitäre“ Anwand⸗ 
lungen einzelner Sachverſtändiger das Vertrauen des Volkes, 
das ſehr wenig Verſtändniß für die denſelben zur Stütze 
dienenden theilweiſe ſehr ſubtilen Hypotheſen hat, in die Un⸗ 
parteilichkeit der Rechtspflege erſchüttert werden würde. Andrer⸗ 
ſeits kann es auch gleichgültig ſein, ob die ſoziale Ausſcheidung, 
die an geſellſchaftsfeindlichen Elementen ſelbſt vom rein natur⸗ 
wiſſenſchaftlich ſelektioniſtiſchen Standpunkt aus zu vollziehen 
iſt, in zweifelhaften Grenzfällen in das Zuchthaus oder in das 
Irrenhaus ſtattfindet. Ueberdieß iſt jedenfalls das Zuchthaus 
aus dem Geſichtspunkte der pſychologiſchen Zwangstheorie 
(Abſchreckungstheorie) einer Freigebung ſolcher Elemente 
vorzuziehen. 

Von beſonderem berufsethiſchen Intereſſe für dieſe Zeitſchrift 
dürften des Verf. Bemerkungen über die Grenzen der Ver— 
theidigung fein. Indem Rezenſent ſich eines hochintereſſanten 
modernen franzöſiſchen Romans, mit dem Titel: Roman d'avocat, 
erinnert, deſſen Verf. ſeinem Gedächtniß leider entfallen iſt, kann 
er ſich nicht verſagen, die einfache Löſung des in dieſem ſpannenden 
Roman behandelten Problems: Wie hat ſich der Vertheidiger 
bei einem ihm gegenüber abgelegten Geſtändniß zu verhalten, 
durch den Verf. hier wiederzugeben: „Hat der vor Gericht 
lengnende Angeklagte dem Vertheidiger gegenüber geſtanden, ſo 
darf erſtens dieſer von dem Geſtändniſſe ſelbſtverſtändlich keinen 
Gebrauch machen, ſondern muß es kraft ſeiner Pflichten gegen 
den Angeklagten gegen Jedermann verſchweigen. Auch wird er 
das Geſtändniß auf ſeine Wahrheit hin ſorgfältig zu prüfen 
haben. In den ſeltenen Fällen, in denen ſich ihm Bedenken 
dagegen ergeben, die faſt ausſchließlich bei geiſtig anormalen 
Perſonen vorkommen, wird er m. E. über das Geſtändniß 
hinwegſehen und ſo trotz ſeiner unter Umſtänden zu einem 
Plaidoyer auf Freiſprechung gelangen können. In den weit 
häufigeren Fällen, in denen er von der Richtigkeit des Geſtänd— 
niſſes überzeugt fein muß, erſcheint er zu einer ſolchen Stellung. 
nahme aber nicht berechtigt. Alsdann muß er dem Angeklagten 
erklären, daß er ohne Erwähnung ſeines Geſtändniſſes die 
Beantwortung der Schuldfrage im Weſentlichen in das Ermeſſen 
des Gerichts ſtellen und nur für milde Strafe eintreten werde. 
Erlangt er hierzu nicht die Zuſtimmung des Angeklagten, ſo 
muß er die Vertheidigung niederlegen. Das Gleiche gilt, wenn 
ihm auf anderem Wege die Schuld des Angeklagten zweifelsfrei 
bekannt geworden iſt. Iſt er von ihr nur in dem Sinne über⸗ 
zeugt, daß er nach Lage der vorhandenen Beweiſe ſich ſagt, er 
würde als Richter den Angeklagten verurtheilen, ſo ſteht die 
Sache weſentlich anders. Alsdann überwiegt ſeine Pflicht gegen 
den Angeklagten, denn ſolche Ueberzeugungen ſind dem Irrthum 
unterworfen, und man wird dem Vertheidiger keinen Vorwurf 
daraus machen können, wenn er auf Freiſprechung hinwirkt, ſo 
lange die erbrachten Beweiſe für eine ſolche Auffaſſung einigen 
Raum übrig laſſen. Iſt letzteres — was aber bei einem nicht 
geſtändigen Angeklagten ziemlich ſelten zutreffen wird — nicht 
der Fall, iſt die Schuld ſonnenklar, dann dürfte es dem Berufe 
des Vertheidigers entſprechen, dieſer Thatſache in ähnlicher Weiſe 
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Rechnung zu tragen, wie vorhin angegeben, alſo die Schuld- 
frage dem Ermeſſen des Gerichts anheim zu geben und nur die 
Milderungsgründe geltend zu machen.“ 

Uebrigens finden ſich auch für das Verhalten eines Vor- 
ſitzenden in Strafſachen in dem Buche ſehr beherzigenswerthe 
Rathſchläge, die Rezenſent hier um ſo lieber anführt, als ihm 
denn doch aus ſeiner eigenen Praxis in Strafſachen mehrfache 
Fälle in Erinnerung ſind, nach denen ihm das zuvorige Studium 
dieſer Regeln ſeitens eines allzueifrigen Vorfitzenden als ſehr 
empfehlenswerth erſcheint. 

„Sowohl bei der Leitung der Verhandlungen als auch bei 
der Urtheilsverkündung muß er nicht nur ſtets objektiv, 
ruhig und ſachlich bleiben, ſondern auch ſich ebenfalls von 
jedem Redeprunk fernhalten und den etwaigen Dreiſtigkeiten und 
Ungebührlichkeiten des Angeklagten zwar mit Feſtigkeit, aber mit 
Mäßigung und Gelaſſenheit begegnen. Dieſen nicht leichten 
Anforderungen genügen zu müſſen, kommt auch manchmal ein 
junger Aſſeſſor als Vorſitzender des Schöffeugerichts in die Lage. 
Und wenn ihnen nicht genügt wird, wenn etwa in Folge des 
Verhaltens des Vorſitzenden die Verhandlung den Charakter 
eines fortgeſetzten Streites zwiſchen ihm und dem Angeklagten, 
den Zeugen oder Vertheidigern annimmt, oder gar etwa ein 
Beſtreben des Vorſitzenden ſich bemerklich macht, auf Zuhörer— 
ſchaft und Preſſe zu wirken, ſo kann dies der Sache und dem 
Anſehen des Gerichts ſchaden.“ 

„Wenn etwa ein noch unerfahrener Vorſitzender es ſo eilig 
hat, daß er dem eintretenden Zeugen ſchon, während dieſer ſich 
noch auf den Gerichtstiſch zu bewegt, entgegenruft: „Sie 
heißen alſo Auguſt N., ſind 30 Jahre alt, evangeliſch, wegen 
Meineids nicht beſtraft. Sie werden jetzt den Eid leiſten,“ 
und wenn er ihm dann den Eid ſofort abnimmt, nachdem der 
Zeuge eben erſt vor dem Gerichtstiſch angelangt iſt und noch 
kaum begriffen hat, warum es ſich in dieſem Augenblick handelt, 
ſo iſt dies durchaus zu mißbilligen. Was der vorherige Hin— 
weis auf die Heiligkeit des Eides und die Strafen des Meineides 
etwa gewirkt hat, wird durch eine ſolche geſchäftsmäßige und 
formloſe Art der Abnahme des Eides wieder verdorben, 
und zwar nicht nur bei dem Zeugen ſelbſt, ſondern bei allen 
denen, die der Verhandlung beiwohnen. Soweit darf die 
Rückſicht auf die raſche Förderung der Sache nicht gehen, die 
Eidabnahmen müſſen unter allen Umſtänden mit Ruhe und 
Würde unter Betonung des Ernſtes, der Feierlichkeit und der 
Folgenſchwere des Aktes vor ſich gehen. Nur ſo wird man 
ſich auch von dem Vorwurfe frei wiſſen können, durch das 
eigene Verhalten die an manchen Zeugen herantretende Ver— 
ſuchung, von der Wahrheit abzuweichen, indirekt befördert zu 
haben. — 

Endlich: man gewähre dem Zeugen den größt- 
möglichen Schutz gegen kränkende Angriffe. Mehr und 
mehr iſt die Unſitte eingeriſſen, daß die Angeklagten unter dem Ge- 
ſichtspunkt der Prüfung der Glaubwürdigkeit dem Vorleben der 
Zeugen — öfters ſogar durch bezahlte Detektivs — nachfpüren und 
ſie dann in der öffentlichen Verhandlung über Dinge befragen 
laſſen, deren öffentliche Erörterung ihnen unangenehm ſein muß. 
Niemand wird den berechtigten Kern verkennen, der in einem 
ſolchen Vorgehen liegen kann, es muß jedermann freiſtehen, über 
die Glaubwürdigkeit einer Perſon, die ihn belaſtet, Erkundigungen 
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einzuziehen und das wirklich gegen die Glaubwürdigkeit Sprechende, 
was er auf dieſem Wege zuverläſſig erfahren, vorzubringen. 
Bliebe die Sache in dieſen Grenzen, ſo wäre nichts weiter dagegen 
zu ſagen. Häufig aber bleibt ſie nicht in ihnen, ſondern es 
werden erſtens auch Dinge vorgebracht, die nicht zuverläſſig in 
Erfahrung gebracht und nicht richtig ſind, zweitens Dinge, die 
die Glaubwürdigkeit des Zeugen gar nicht erheblich beeinträchtigen, 
wohl aber dieſem vor der Oeffentlichkeit ſchaden können, und 
drittens, was das Schlimmſte iſt, alles das geſchieht mitunter, 
obwohl der ſchuldige Angeklagte recht gut weiß, daß der Zeuge, 
der ihn belaſtet, und gegen den er feine Machinationen richtet, 
nur die Wahrheit ausſagt. Und weiter handelt es ſich auch 
um die Art und Weiſe des Vorbringens ſolcher Dinge. Es 
kann in einer Weiſe geſchehen, die in dem Zeugen die peinliche 
Empfindung erweckt, daß er ſelbſt die Rolle des Angeklagten 
ſpiele oder doch in eine ſolche Rolle hineingedrängt werden ſolle. 
Vor ſolcher Lage muß man den Zeugen thunlichſt zu bewahren, 
gegen leichtfertige Angriffe ihn zu ſchützen ſuchen. Das iſt dem 
Vorſitzenden allerdings nur in einem beſchränkten Umfange 
möglich, da der oben erörterte § 244 ihn zur Vernehmung auch 
ſolcher Zeugen nöthigt, die über nicht erhebliche Thatſachen aus⸗ 
ſagen ſollen, ſofern dieſe Thatſachen nur mit dem Gegenſtande 
der Unterſuchung nicht außer allem Zuſammenhange ſtehen, und 
da er ferner nach § 239 Abſ. 2 Str. P. O. dem Angeklagten 
und dem Vertheidiger auf Verlangen zu geſtatten hat, Fragen 
an den Zeugen und Sachverſtändigen zu ſtellen. Bei Ablehnung 
von Beweisanträgen oder Frageſtellungen droht alſo ſtets die 
Gefahr der ſpäteren Aufhebung des Urtheils wegen Beſchränkung 
der Vertheidigung, abgeſehen davon, daß ſchon die eigene Un⸗ 
parteilichkeit den Richter auffordern wird, der Vertheidigung den 
größten zuläſſigen Spielraum zu gewähren. Die einzige Hand⸗ 
habe zum Schutz der Zeugen gegen Uebergriffe der geſchilderten 
Art bietet daher eigentlich der oben beſprochene § 240 Abſ. 2 
Str. P. O., der dem Vorſitzenden das Recht einräumt, „un- 
geeignete oder nicht zur Sache gehörige” Fragen zurückzuweiſen. 
Eine einen perſönlichen Angriff, eine Verletzung oder Verdächtigung 
eines Zeugen enthaltende Frage kann, ſofern ſie nicht beweiserheb⸗ 
lich iſt, ſehr wohl als eine „ungeeignete“ oder „nicht zur Sache 
gehörige“ angeſehen und ihre Stellung aus dieſem Grunde 
abgelehnt werden. Hierauf muß im Intereſſe der nicht immer 
leichten und angenehmen Pflichterfüllung der Zeugen, auf deren 
Zuverläſſigkeit, aber auch auf deren Unerſchrockenheit ſchließlich 
die Ergebniſſe unſerer Strafrechtspflege beruhen, ſorgfältig 
geachtet werden.“ 

Was endlich der Herr Verf. S. 396 ff. über die Beredſamkeit 
des Staatsanwalts ſagt, kann m. E. auch für die des Rechts- 
anwalts als muftergültig gelten, auch der Rechtsanwalt ſollte 
ſtets deſſen eingedenk bleiben, daß er zu dem Gerichtshof oder 
zu den Geſchworenen ſpricht, nicht für das Publikum und 
die Preſſe. | 


II. Beitſchriften-Rundſchau. 
1. Jahrbuch für Entſcheidungen des Kammergerichts 
von Johow und Ring. XXII. Heft 2. 
Das zweite Heft dieſer auch in den außerpreußiſchen Bundes- 
ſtaaten häufig beachteten Präjudizienſammlung bringt eine große 
Mannigfaltigkeit wichtiger Entſcheidungen in Sachen der frei- 
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willigen Gerichtsbarkeit, insbeſondere im Urkundenverfahren, 
Vormundſchaftsſachen, Perſonenſtandsſachen, Teſtaments⸗ und 
Nachlaßſachen, Regiſterangelegenheiten, Grundbuchſachen, Koften- 
und Stempelſachen, Strafſachen. Abtheilung D berichtet auch 
über entſprechende Entſcheidungen deutſcher Oberlandesgerichte 
außerhalb Preußens. 


2. Gewerbearchiv für das Deutſche Reich. Sammlung 
der zur Reichsgewerbeordnung ergehenden Abänderungsgeſetze 
und Ausführungsbeſtimmungen, der gerichtlichen und ver⸗ 
waltungsgerichtlichen Entſcheidungen der Gerichtshöfe des 
Reichs und der Bundesſtaaten, ſowie der wichtigſten, namentlich 
interpretatoriſchen Erlaſſe und Verfügungen der Central⸗ 
behörden. Herausgegeben von Kurt v. Rohrſcheidt, Regierungs⸗ 
rath. (Berlin, Vahlen.) 

Das zweite und dritte Heft dieſer neuen, dem dringenden 
Bedürfniß nach einem beſonderen gewerberechtlichen Ent⸗ 
ſcheidungsarchiv abhelfenden Zeitſchrift, die jährlich in 4 Heften 
erſcheint (Subſkriptionspreis pro Band 12 Mark) enthält neben 
einer umfaſſenden und überſichtlichen Mittheilung der neueſten 
oberverwaltungsgerichtlichen und gerichtlichen Entſcheidungen zum 
Gewerberecht, miniſterielle Verordnungen, Bekanntmachungen und 
Erlaſſe, ſowie Bücherbeſprechungen. 


3. Beiträge zur Erläuterung des deutſchen Rechts. 
Begründet von Dr. J. A. Gruchot. Herausgegeben von 
Dr. Raſſow, Reichsgerichtsrath a. D., Dr. Küntzel, Unter: 
ſtaatsſekretär im Juſtizminiſterium und Dr. Eccius, Ober: 
landesgerichtspräſident und Wirkl. Geh. Oberjuſtizrath. Jahr⸗ 
gang 46. Heft 4 und 5. 


Das vorliegende Doppelheft dieſer allbewährten Fach⸗ 
zeitſchrift erſten Ranges bringt 1) eine Abhandlung über den 
Entwurf der ungariſchen Civilprozeßordnung von Geh. Rath 
Dr. Wach; 2) einen Aufſatz des Referendars Dr. Olshauſen 
über das Recht am eigenen Bilde; 3) eine ſehr gründliche Ab⸗ 
handlung des Gerichtsaſſeſſors Dr. Haymann über die Frage 
der rechtlichen Natur und prozeſſualen Behandlung des 
Wandelungsanſpruchs; 4) den am 9. November 1901 in der 
Juriſt. Geſellſchaft zu Berlin gehaltenen Vortrag des Rechts⸗ 
anwalts Dr. Eugen Fuchs über Probleme des Sachenrechts 
(Sache, Sachenrecht, dingliches Recht, Vormerkung, Miethe). 
Verf. tritt, wie Herausgeber, für die dingliche Natur der 
Miethe ein; 5) dazu ein Nachwort vom Oberlandesgerichts⸗ 
präſidenten Dr. Eccius, der die herrſchende Auffaſſung der bloß 
relativen Rechtsnatur der Miethe vertheidigt; 6) einen Aufſatz 
von Dr. Wolf Baſel über das Datum der Hyppotheken⸗, 
Grundſchuld⸗ und Rentenſchuldbriefe; 7) eine Abhandlung von 
Amtsrichter Dr. Ramdohr über Rechtsmißbrauch; 8) einen 
Beitrag zum litterariſchen Urheberrechte „Ueber den Rechtsſchntz 
der dem Patentamt und den Muſterregiſterbehörden überreichten 
Beſchreibungen, Zeichnungen und Modelle“ von Regierungsrath 
Dr. Damme. Darauf folgen Präjudizien des Reichsgerichts 
und Litteraturbeſprechungen. ö L. K. 
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Briefkaſten. 


Verantwortlich: Magendantz, Rechtsanwalt am Landgericht I, 
Berlin, Kochſtraße 56. 


Zu der auf Seite 435 dieſes Jahrgangs behandelten Frage 
über die Erſtattung der Koſten im Privatklageverfahren find uns 
von verſchiedenen Seiten Zuſchriften zugegangen, in denen über⸗ 
einſtimmend der Standpunkt vertreten wird, daß bei der dar⸗ 
gelegten Prozeßlage die Einſtellung des Verfahrens auf Grund 
des § 431 Str. P. O. hätte erfolgen müſſen. Demgegenüber 
theilen wir nachſtehend die Begründung des den Antrag auf 
Einſtellung des Verfahrens ablehnenden Beſchluſſes mit. Dieſe 
lautet: 

Nach § 503 Str. P. O. fallen dem Privatkläger die dem 
Beſchuldigten erwachſenen nothwendigen Auslagen zur Laſt, wenn 
der Beſchuldigte außer Verfolgung geſetzt oder freigeſprochen 
wird, oder wenn das Verfahren eingeſtellt wird. Auf das Privat- 
klageverfahren finden die für das Verfahren auf öffentliche 
Klage gegebenen Beſtimmungen Anwendung, ſoweit nicht die 
88 414 — 434 Str. P. O. abweichende Vorſchriften enthalten 
($ 424 a. a. O.). Nach 8259 Abſ. 2 Str. P. O. iſt die Ein- 
ſtellung des Verfahrens auszuſprechen, wenn der Strafantrag 
rechtzeitig zurückgenommen iſt. Dies iſt nach §8 64, 194 des 
Str. G. B. nur bis zur Verkündung des erſtinſtanzlichen auf 
Strafe lautenden Urtheils zuläſſig geweſen. Die erſt in zweiter 
Inſtanz erfolgte Zurücknahme der Privatklage hat alſo nicht als 
Zurücknahme des Strafantrages zu gelten, welche die Einſtellung 
des Verfahrens zur Folge haben konnte. (Vergl. Entſch. des 
R. G. Bd. 19 S. 284.) Nach den Sonderbeſtimmungen der 
85 414 ff. Str. P. O. iſt die Einſtellung des Verfahrens im 
Falle des § 429 auszuſprechen und ebenſo hat nach 8 433 der 
Tod des Privatklägers die Einſtellung des Verfahrens zur Folge. 
Eine gleiche Vorſchrift iſt für die durch §88 431, 432 geregelte 
Zurücknahme der Privatklage nicht gegeben, läßt ſich auch nicht — 
wie Stenglein annimmt — daraus herleiten, daß die Nicht⸗ 
innehaltung einer unter Androhung der Einſtellung des Ver⸗ 
fahrens dem Privatkläger geſetzten Friſt als Zurücknahme der 
Privatklage zu gelten hat. Es läßt ſich keineswegs verkennen, 
daß hierin eine äußerſt fühlbare Lücke des Geſetzes zu erblicken 
iſt. Das Gericht iſt aber nicht befugt, ſich darüber hinweg⸗ 
zuſetzen, es muß vielmehr an dem oben entwickelten Grundſatze 
feſtgehalten werden, daß die Zurücknahme der Privatklage nur 
ſoweit die Einſtellung des Verfahrens auf Koſten des Privat- 
klägers zur Folge hat, als dieſelbe als Zurücknahme des Straf- 
antrages zu gelten hat. 


Herrn R.⸗A. K. in L. 
Hat der Eigenthümer des herrſchenden Grundſtücks, wenn 
die nach B. G. B. eingetragene Grunddienſtbarkeit in 
Folge Ausfalls bei der Zwangsverſteigerung des dienenden 
Grundſtücks erliſcht, von dem Beſteller der Grunddienſt⸗ 
barkeit Schadenserſatz oder Zurückzahlung der für die 
Beſtellung gewährten Vergütung zu fordern? 
Die Frage iſt zu verneinen. Ein Grund zum Schadens⸗ 
erſatz liegt überhaupt nicht vor. — Die Grunddienſtbarkeit be- 
gründet eine rein dingliche Verpflichtung, ſodaß alſo der Be⸗ 
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ſteller nicht etwa auf Grund des zwiſchen ihm und dem Eigen⸗ 
thümer des herrſchenden Grundſtücks abgeſchloſſenen Vertrages 
für den Ausfall perſönlich in Anſpruch genommen werden kann. 
Der Beſteller kann aber auch nicht — wie die Anfrage meint — 
auf Grund des § 812 B. G. B. wegen ungerechtfertigter Be⸗ 
reicherung auf Rückzahlung der Vergütung in Anſpruch ge⸗ 
nommen werden. Die Vergütung iſt die Gegenleiſtung für die 
Beſtellung der Grundſchuld. Dieſe iſt bewirkt, und damit 
hat der Eigenthümer des dienenden Grundſtücks den Vertrag 
erfüllt und Anſpruch auf die Gegenleiſtung erworben. 


Perſonal⸗ Veränderungen. 
Zulaſſungen. 


Dr. jur. Conrad Jaenke in Rybnitz beim Land⸗ 
gericht Roſtock; — gepr. Rechtspraktikant Alois Ludwig Hof ⸗ 
mann beim Amtsgericht Gemünden; — gepr. Rechtspraktikant 
Hans Harth beim Landgericht Kempten; — Rechtsanwalt Otto 
Franz beim Landgericht München II; — Rechtsanwalt 
Juſtizrath Richard Rix beim Landgericht I Berlin; — 
Rechtsanwalt Dr. jur. Hugo Abraham beim Landgericht und 
Amtsgericht Bremen, bei der Kammer für Handelsſachen Bremer⸗ 
haven und beim Hanſeatiſchen Oberlandesgericht Hamburg; — 
Rechtsanwalt Reinhold Auguſt Utermard beim Amtsgericht 
Cuxhaven; — Rechtsanwalt Hans Böbs beim Landgericht 
Roſtock; — Rechtsanwalt Adam Rottenhäuſer beim Amts- 
gericht Ebern; — Rechtsanwalt Friedrich Max Ernſt Johannes 
Fingerling beim Landgericht Leipzig; — Rechtsanwalt Oswald 
Wagner beim Amtsgericht Dinkelsbühl; — früherer Gerichts. 
aſſeſſor Dr. Neu beim Land- und Amtsgericht Koblenz; — 
Rechtsanwalt Rupert Mayer beim Amtsgericht Lörrach; — 
Rechtsanwalt Xaver Diemer beim Landgericht Neuburg a. D.; — 
Referendar Dr. Martin Joſeph Lappe beim Land- und 
Amtsgericht Chemnitz; — Rechtsanwalt Dr. Johannes Chriſtian 
Ferdinand Dreier in Bremen beim Hanſeatiſchen Oberlandes⸗ 
gericht Hamburg; — Rechtsanwalt Karl Albert Leonhardt 
in Sebnitz beim Landgericht Bautzen; — Rechtsanwalt 
Dr. jur. Friedrich Wilhelm Peiſel beim Amtsgericht Biſchofs⸗ 
werda; — Rechtsanwalt Hermann Friedrich Max Loeck beim 
Amtsgericht Segeberg. 


Löſchungen. 

Rechtsanwalt Karl Bauer beim Amtsgericht Hofheim; — 
Rechtsanwalt Scheuermann beim Amtsgericht Oſthofen; — 
Rechtsanwälte Dr. Karl Paul Schmidt in Blaſewitz und 
Dr. Georg Philipp Rudolf Oppermann in Dresden beim 
Landgericht Dresden; — Rechtsanwalt Ruſch beim Amtsgericht 
Magdeburg; — Rechtsanwalt Hans Harth beim Landgericht 
Memmingen; — Rechtsanwalt Karl Kohl beim Landgericht 
München II; — Rechtsanwalt Otto Franz beim Oberlandes- 
gericht München; — Rechtsanwalt Ernſt Gerbig beim Land- 
gericht Bayreuth; — Rechtsanwalt Juſtizrath Tolki beim 
Landgericht Allenſtein; — Rechtsanwalt Julius Müller beim 
Landgericht Nürnberg; — Rechtsanwalt Dr. Wilhelm Sarrazin 
und Rechtsanwalt Richard Becker beim Landgericht I Berlin. 
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Vereins nachrichten. 


Nachdem Herr Profeſſor Dr. Kuhlenbeck in Jena in 
Folge feiner Berufung an die Univerſität in Lauſanne die 
Redaktion der Juriſtiſchen Wochenſchrift wird niederlegen 
müſſen, werden vom 15. Oktober an bis auf Weiteres und bis 
zur definitiven Regelung die Herren Juſtizrath Dr. Seelig, 
Rechtsanwalt beim Reichsgericht und Juſtizrath Scheele, 
Rechtsanwalt beim Reichsgericht in Leipzig die verantwortliche 
Redaktion übernehmen. | 

Etwaige Mittheilungen und Zuſendungen werden an 
die Verlagsbuchhandlung W. Moeſer Buchhandlung, 
Berlin S. 14, Stallſchreiberſtraße 34. 35 erbeten. 


Die Herren Vereinsmitglieder, welche noch mit der 
Zahlung des Jahresbeitrages im Rückſtande ſind, werden 
um Einſendung des Betrages gebeten. Am 15. Oktober 1902 
ſollen die rückſtändigen Beiträge durch Poſtnachnahme er- 
hoben werden. 

Leipzig, Bismarckſtraße 2, den 25. September 1902. 


Dr. Beiß, Juſtizrath, Schriftführer. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 
Die Anwaltskammern im Bezirke der Oberlandes⸗ 
gerichte zu Jena und Augsburg haben der Kaſſe abermals 
Beihülfen, und zwar Jena 1000 Mark und Angsburg 
600 Mark gewährt. Den Kammern und ihren Vorſtänden 
iſt für die reichen Beihülfen der anfrichtigfte Dank aus⸗ 
geſprochen. 


Wie iſt ſeit dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuches der Werth des Streitgegenſtandes 
bei Klagen des unehelichen Kindes gegen den 
Vater zu bemeſſen ? 
(Vgl. Juriſt. Wochenſchr. 1902 S. 62, 63, 244, 245.) 


Vorſtehende Frage iſt zweifelhaft geworden mit dem Inkraft⸗ 
treten des B. G. B. und des mit dieſem in Kraft getretenen 
8 9a G. K. G., ſoweit für die in der Ueberſchrift bezeichneten 
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Klagen das B. G. B. Anwendung findet. Sie iſt bis vor 
Kurzem wohl nur von Landgerichten in letzter Inſtanz entſchieden 
worden und zwar dahin, daß, ſoweit Unterhalt eingeklagt iſt, 
für die bei Erhebung der Klage noch nicht fälligen Bezüge der 
Streitwerth gemäß § 9a G. K. G. nur auf den fünffachen 
Betrag des einjährigen Bezuges zu beſtimmen ſei, dies auch 
dann, wenn außer dem Unterhaltsanſpruch die Anerkennung 
der Vaterſchaft beanſprucht wird. Dieſer Entſcheidung liegt die 
Erwägung zu Grunde, daß nach dem Inkrafttreten des B. G. B. 
für die beſondere Feſtſtellung der Vaterſchaft ein ſelbſtſtändiges 
Intereſſe nicht mehr beſtehe, dieſe Feſtſtellung vielmehr nur 
Vorausſetzung des Unterhaltsanſpruches ſei, und daß ſich in 
dieſem das Rechtsverhältniß zwiſchen dem Kinde und ſeinem 
natürlichen Vater erſchöpfe; die rechtskräftige Verurtheilung zur 
Unterhaltszahlung bilde auch den alleinigen Klagegrund bei 
Anſprüchen aus § 1708 Abſ. 2 B. G. B. oder aus 8 323 
C. P. O., wenn die Mutter eine beſſere Lebensſtellung erlange, 
weil die Vaterſchaft durch die Verurtheilung im Alimenten⸗ 
prozeſſe unangreifbar feſtſtehe, und es ſich in dieſen Fällen nur 
darum handele, die weiteren thatſächlichen Vorausſetzungen für 
dieſe Anſprüche darzuthun. (Siehe Jur. Wochenſchr. 1902 
S. 62, 63 und Blätter für Rechtspflege im Kammergerichts⸗ 
bezirk 1902 S. 23.) 

Entgegen dieſer Anſicht hat das Amtsgericht Potsdam in 
einem bezüglichen Prozeſſe, in welchem auch auf Anerkennung 
der Vaterſchaft geklagt war, den Streitwerth auf 2000 Mark 
feſtgeſetzt. Auf Beſchwerde des Beklagten ſetzte aber das Land⸗ 
gericht daſelbſt unter Aufhebung des amtsgerichtlichen Beſchluſſes 
den Streitwerth gemäß $ 9a G. K. G. auf nur 720 Mark feſt, 
indem es ſich der vorſtehend erörterten herrſchenden Meinung 
anſchloß. | 

Auf erhobene Beſchwerde der Anwälte des Klägers hat das 
Kammergericht durch Beſchluß vom 29. Mai 1902 grundſätzlich 
ſich dahin ausgeſprochen, daß den Ausführungen, welche das 
Landgericht Potsdam in Uebereinſtimmung mit dem bisherigen 
Gerichtsgebrauch ſeinem Beſchluſſe zu Grunde gelegt hat, nicht 
beizutreten, vielmehr den Beſchwerdeführern zuzugeben ſei, daß 
unabhängig von dem Unterhaltsanſpruch ein rechtliches Intereſſe 
des Kindes an der Feſtſtellung der Vaterſchaft ſehr wohl für 
das uneheliche Kind beſtehen kann, und daß allein ſchon die dem 
Anerkenntniß der Vaterſchaft durch 8 1718 B. G. B. beigelegte 
Folge — Ausſchluß der Einrede mehrerer Beiwohner — die 
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Zuläſſigkeit einer ſolchen Feſtſtellungsklage ergebe. Das Kammer- 
gericht weiſt in letzterer Hinſicht auf das in der Jur. Wochenſchr. 
1902 S. 244, 245 mitgetheilte Urtheil des Landgerichts Görlitz 
vom 18. Januar 1902 hin; der durch dieſes Urtheil zu⸗ 
geſprochene Anſpruch ging lediglich dahin, den natürlichen Vater, 
welcher in gerichtlicher vollſtreckbarer Form zur Zahlung von 
Alimenten ſich bereits verpflichtet, aber ſeine Vaterſchaft beſtritten 
hatte, zur Anerkennung derſelben zu verurtheilen beziehungsweiſe 
die Vaterſchaft feſtzuſtellen. Des Weiteren führt das Kammer⸗ 
gericht aus: 

„Es iſt auch nicht richtig, daß für die Anſprüche aus 
§ 1713 Abſ. 2 und 8 1708 Abſ. 2 B. G. B. durch 
eine frühere rechtskräftige Verurtheilung zur Alimenten- 
zahlung die Vaterfchaft des Beklagten unangreifbar 
feſtſteht. Für beide Anſprüche iſt die Vaterſchaft im 
Sinne der 8$ 1708, 1717 Abſ. 1 a. a. O. die Voraus⸗ 
ſetzung; die Rechtskraft eines lediglich zur Alimentirung 
verurtheilenden Erkenntniſſes reicht aber nach § 322 
Abſ. 1 C. P. O. über jenen Leiſtungsanſpruch (auf 
Unterhalt) nicht hinaus, weil rechtskräftig zuerkannte 
Alimente nicht die Vorausſetzung des Anſpruches auf 
Alimentirung über das 16. Lebensjahr hinaus oder auf 
Beerdigungskoſten bilden, vielmehr alle dieſe Anſprüche 
die gemeinſame Vorausſetzung der Vaterſchaft haben. 
(Vergl. die Cohn'ſchen Ausführungen in den Blättern 
für Rechtspflege im Kammergerichtsbezirk 1902 S. 12.) 
Von der vielleicht anders zu beurtheilenden Klage auf 
Erhöhung der zuerkannten Alimente gemäß § 323 
C. P. O., im Falle die uneheliche Mutter eine beſſere 
Lebensſtellung erlangt, wird hier abgeſehen und die 
Zuläffigkeit ſolchen Anſpruches überhaupt dahingeſtellt 
gelaſſen. 

Prinzipiell muß hiernach dem mit der Leiſtungsklage 
auf Unterhalt verbundenen Anſpruch auf Feſtſtellung der 
Vaterſchaft ſelbſtſtändige Bedeutung beigemeſſen werden. 
Folgerichtig iſt dann auch der Feſtſtellungsanſpruch neben 
dem Leiſtungsanſpruch beſonders zu bewerthen. Immer 
muß aber im einzelnen Fall aus dem Inhalt der Klage 
ſich ergeben, daß wirklich ein ſelbſtſtändiger Anſpruch 
auf Feſtſtellung der Vaterſchaft erhoben iſt. Nach der 
Begründung und dem Zwecke der begehrten Feſtſtellung 
iſt dann zu entſcheiden, ob es fich um einen vermögens- 
rechtlichen Anſpruch, der nach § 3 C. P. O. zu bewerthen 
iſt (vergl. den oben angeführten Aufſatz von Cohn) oder 
ob ein nicht vermoͤgensrechtlicher Anſpruch im Sinne des 
§ 10 G. K. G. geltend gemacht iſt (vergl. Beſchluß des 
1. Civilſenats des Kammergerichts bei Mugdan⸗Falk⸗ 
mann IV. S. 395). Denn obwohl nach dem B. G. B. 
familienrechtliche Beziehungen zwiſchen dem unehelichen 
Kinde und ſeinem Erzeuger nicht entſtehen, ſondern dem 
Kinde nur der Anſpruch auf Unterhalt gewährt iſt, ſo 
wird dieſer Anſpruch doch als ein familienrechtlicher, 
nämlich als eine geſetzliche, aus dem Status des Kindes 
ſich ergebende Verbindlichkeit konſtruirt. Um dieſen 
Charakter des Unterhaltsanſpruches klarzuſtellen, wird 
im Geſetz vom Vater des unehelichen Kindes, nicht von 
deſſen Erzeuger oder Schwängerer der Mutter geſprochen 
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(Motive IV. S. 851, 868, 874, Mugdan, Materialien 
IV. S. 451, 460, 463). Regelmäßig erſchöpfen ſich 
zwar in dem Unterhaltsanſpruch (mit der Erweiterung 
des § 1708 Abſ. 2 und 8 1713 Abſ. 2 und der Be⸗ 
ſchränkung des § 1712 Abſ. 2 B. G. B.) alle rechtlichen 
Folgen der anerkannten oder rechtskräftig feſtgeſtellien 
Vaterſchaft, ſodaß dieſe Feſtſtellung meiſt einen ver⸗ 
mögensrechtlichen Anſpruch darſtellen wird. Indeſſen 
kann die Vaterſchaft auch als Ehehinderniß (§ 1310 
Abſ. 3 B. G. B.) und bei der Legitimation durch nach- 
folgende Ehe (§§ 1718, 1720 B. G. B.) in Frage 
kommen und inſoweit der Feſtſtellungsanſpruch nicht 
vermoͤgensrechtlicher Natur fein.” 

Trotz dieſes von dem Kammergericht eingenommenen Stand⸗ 
punktes hat daſſelbe die obige Beſchwerde zurückgewieſen mit 
der Begründung, in concreto gebe die Klage keinen Anhalt 
dafür, daß neben der Alimentirung und unabhängig von dieſer 
die Feſtſtellung der Vaterſchaft begehrt wird, der neben dem 
Unterhaltsanſpruch geſtellte Antrag, den Beklagten für den Vater 
des klagenden Kindes zu erklären, bilde nur den Rechtsgrund 
für den Unterhaltsanſpruch, dem ſogenannten Feſtſtellungsantrage 
fehle jede ſelbſtſtändige Bedeutung und feine Aufnahme in den 
Klageantrag und die Urtheilsformel ſei inkorrekt und überflüſſig. 
In der großen Mehrzahl der Fälle liege ein Bedürfniß zur 
Feſtſtellung der Vaterſchaft nicht vor, der entſprechende Antrag 
werde lediglich als Vorausſetzung oder Grund für den Unterhalts. 
anſpruch in das Petitum aufgenommen. In ähnlicher Weiſe 
werde bei den Interventionsklagen aus § 771 C. P. O. häufig 
neben dem Antrage auf Freigabe noch beantragt, das Eigenthum 
des Klägers anzuerkennen; letzterem Antrage fehle regelmäßig 
die ſelbſtſtändige Bedeutung und er werde bei Feſtſetzung des 
Streitgegenſtandes allgemein nicht als beſonderer Feſtſtellungs⸗ 
anſpruch, ſondern nur als Vorausſetzung des Freigabeanſpruches 
behandelt. In der Begründung der Klage, der Angabe des 
Objekts in der Klageſchrift und dem Wortlaut der Vollmacht 
wie des Armuthszeugniſſes des Vormundſchaftsgerichts ſieht dann 
das Kammergericht im Einzelnen die Gründe für ſeine Anſicht, 
daß dem Antrage auf Verurtheilung zur Vaterſchaft eine ſelbſt⸗ 
ſtändige Bedeutung nicht beizumeſſen ſei. 

Mögen nun auch die letzteren Umſtände zu Bedenken Anlaß 
haben geben können, die aber vielleicht nur auf Mißverſtändniß 
beruhen und durch Ausübung des richterlichen Fragerechts klar⸗ 
zuſtellen geweſen wären, fo. erſcheint die Zurückweiſung der 
Beſchwerde doch nicht gerechtfertigt. Der Hinweis auf eine 
gemäß § 771 C. P. O. angeſtellte Interventionsklage dürfte 
durchaus verfehlt ſein; mit einer ſolchen Klage will der Kläger 
regelmäßig lediglich den Eingriff eines Dritten in ſein Eigen⸗ 
thum abwehren und die Freigabe der von dieſem gepfändeten 
Sachen herbeiführen, und für dieſen Zweck genügt es vollſtändig, 
daß der Dritte zur Freigabe verurtheilt wird. Mit der An- 
erkennung des Eigenthums kommt der Kläger nicht einen Schritt 
weiter, vielmehr, wenn er feinen Antrag auf dieſe beſchränkt, zu 
einem unwirkſamen Erfolge. Aus dieſem Grunde erſcheint der neben 
dem Antrage auf Verurtheilung geſtellte Antrag auf Anerkennung 
des Eigenthums in der That als etwas Ueberflüſſiges, das der 
ſelbſtſtändigen Bedeutung entbehrt. Dazu kommt, daß beide 
Anſprüche vermoͤgensrechtlicher Natur find. Ganz anders liegt 
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die Sache bei dem zuſammen mit einem Leiſtungsanſpruche (auf 
Unterhalt) geſtellten Antrage auf Anerkennung der Vaterſchaft. 
Letzterer iſt, wie das Kammergericht zutreffend ausgeführt hat, 
ein familienrechtlicher, der Leiſtungsanſpruch dagegen ein ver⸗ 
mögensrechtlicher. Es muß als abwegig bezeichnet werden, wenn 
das Kammergericht ausführt, in der großen Mehrzahl der Fälle 
liege ein Bedürfniß zur Feſtſtellung der Vaterſchaft nicht vor, 
das Gegentheil iſt richtig, es wird regelmäßig das Beduͤrfniß 
vorliegen und nur ausnahmsweiſe das Vorliegen eines ſolchen 
zu verneinen ſein. Für das Rechtsverhältniß des Kindes und 
für ſeine Anſprüche iſt die Feſtſtellung der Vaterſchaft die be⸗ 
gründende Vorausſetzung; dieſe techtskraͤftig feſtgeſtellt zu ſehen, 
hat daher für das Kind das größte und wichtigſte Intereſſe. 
Durch eine Leiſtungsklage kann die Vaterſchaft nicht rechtskräftig 
feſtgeſtellt werden, vielmehr iſt das Kind bei einer einzelnen 
Leiſtungsklage der Gefahr ausgeſetzt, daß trotz rechtskräftiger 
Verurtheilung des Beklagten auf dieſe, bei einer demnächſtigen 
weiteren Leiſtungsklage der einzige nach dem B. G. B. noch 
jufäffige Einwand gegen die Vaterſchaft, der Einwand der 
mehreren Beiwohner, noch mit Erfolg erhoben wird. Dieſer 
Einwand kann daher nur durch die unanfechtbare Feſtſtellung 
der Vaterſchaft ein für alle Mal beſeitigt werden; dieſe Feſt⸗ 
ſtellung aber kann, wenn die Vaterſchaft nicht freiwillig in einer 
gerichtlichen oder notariellen Urkunde (§ 1718 B. G. B.) an- 
erkannt, ſie vielmehr beſtritten wird, nur durch die rechtskräftige 
gerichtliche Verurtheilung zur Anerkennung der Vaterſchaft herbei⸗ 
geführt werden. 

Würde eine Klage lediglich auf Anerkennung der beſtrittenen 
Vaterſchaft gerichtet, ein Leiſtungsanſpruch alſo nicht geltend 
gemacht, ſo würde der Werth des Streitgegenſtandes als eines 
famillenrechtlichen nach § 10 G. K. G. zu bemeſſen fein. Wird 
mit dieſem Anſpruch ein Leiſtungsanſpruch, der doch aus dem 
erſteren hergeleitet wird, verbunden, ſo iſt für die Berechnung 
des Streitwerths Abſ. 2 5 10 maßgebend, und, da der familien ⸗ 
rechtliche Anſpruch nach Abſ. 1 in der Regel auf nicht weniger 
als 2000 Mark zu bemeſſen iſt, ein Unterhaltsanſpruch bei 
Anwendung des $ 9a a. a. O. meiſt mit weniger als 2 000 Mark 
zu bewerthen ſein wird, ſo bleibt der Werth des familienrechtlichen 
Anſpruches allein für die Berechnung des Streitwerthes maß⸗ 
gebend. Der Ausführung des Kammergerichts, daß in Folge 
der Verbindung mit einem Leiſtungsanſpruche in der Regel der 
Feſtſtellungsanſpruch zu etwas Bedeutungsloſem herabſinke und 
lediglich zur Erklärung des erſteren diene, entbehrt jeder Be⸗ 
gründung und iſt eine willkürliche Unterſtellung. Bei weiterer 
Durchführung dieſer Anſicht würde der Werth des Streitgegen⸗ 
ſtandes, wenn Feſtſtellung der Vaterſchaft und Unterhalt auf nur 
ein Jahr begehrt wird, der einjährige Betrag des Unterhalts 
für die Bemeſſung des Streitwerthes maßgebend ſein, obwohl 
die Tragweite des Urtheils weit über dieſen Leiſtungsanſpruch 
hinausgeht. Letzteres wird aber wohl ſtets der Fall ſein, wenn 
mit der Klage auf Feſtſtellung der Vaterſchaft ein aus letzterer 
ſich ergebender Leiſtungsanſpruch des Kindes verbunden wird. 
Soll dem Anſpruch auf Feſtſtellung der Vaterſchaft jede jelbit- 
ſtändige Bedeutung abgeſprochen und für den Werth des Streit⸗ 
gegenſtandes lediglich der Werth des Leiſtungsanſpruches als 
maßgebend erachtet werden, ſo kann dies nur dann geſchehen, 
wenn ein beſonderer Grund vorliegt; ein ſolcher wird wohl nur 
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in dem Falle vorliegen, wenn die Vaterſchaft bereits freiwillig 
in geſetzmäßiger Form anerkannt oder durch Urtheil feſtgeſtellt iſt, 
dies bereits in der Klage erwähnt und demnächſt von dem Beklagten 
nicht beſtritten wird. In allen anderen Fällen, alſo wenn die Vater⸗ 
ſchaft beſtritten iſt oder wird oder bisher nicht in geſetzmäßiger Form 
anerkannt iſt, kann der Anſpruch auf Feſtſtellung der Vaterſchaft 
als familienrechtlicher nicht deshalb ſeine Bedeutung verlieren, 
daß mit ihm ein Leiſtungsanſpruch verbunden wird, ſondern er 
behält dieſelbe bei, zumal feine Wirkung im Falle der Feſtſtellung 
über den Leiſtungsanſpruch hinausgeht. In allen dieſen Fällen, 
welche die Regel bilden, iſt der beſondere Grund für den Feſt⸗ 
ſtellungsanſpruch in dem alsbaldigen Intereſſe des Kindes an 
der Feſtſtellung der Vaterſchaft zu finden. Dieſe Feſtſtellung 
kann naturgemäß in der der Geburt unmittelbar folgenden Zeit 
in zuverläſſigerer und weniger koſtſpieliger und daher für das 
klagende Kind vortheilhafterer Weiſe erfolgen, als dies in einer 
ſpäteren, zunächſt gar nicht abſehbaren Zeit, vielleicht z. B. nach 
16 Jahren wegen weiterer, nach § 1708 Abſ. 2 B. G. B. zu 
erhebender Anſprüche, ſelbſt unter Benutzung der Ergebniſſe des 
wegen eines früheren Leiſtungsanſpruches geführten Prozeſſes, 
der Fall ſein würde; die einmal erfolgte familienrechtliche Feſt⸗ 
ſtellung der Vaterſchaft bietet als der Grund aller Leiſtungs⸗ 
anſprüche den weiteren Vortheil einer ſchnelleren Verwirklichung 
jedes künftigen Leiſtungsanſpruches. Daß dieſe Gründe genügen, 
um das Intereſſe an alsbaldiger Feſtſtellung darzuthun, wird 
nach den Ausführungen des Reichsgerichts in der S. 311 Nr. 11 
der Jur. Wochenſchr. 1902 mitgetheilten Entſcheidung nicht zu 
bezweifeln ſein; wenn es ſich in dem durch letztere abgeurtheilten 
Falle nicht um einen familienrechtlichen Anſpruch, ſondern um 
einen vermögens rechtlichen Schadensanſpruch handelte, fo erſcheint 
das unerheblich. 

Die in der Ueberſchrift aufgeſtellte Streitfrage wird hier⸗ 
nach dahin zu beantworten ſein: Wird lediglich die Feſtſtellung 
der Vaterſchaft beanſprucht, ſo iſt der Werth des Streitgegen⸗ 
ſtandes nach 8 10 Abſ. 1 G. K. G. zu bemeſſen. Werden 
lediglich Leiſtungsanſprüche geltend gemacht, ſo iſt deren ziffer⸗ 
mäßiger Betrag, bei Unterhaltsanſprüchen unter Berückſichtigung 
des § 92 G. K. G. und des Betrages etwaiger zur Zeit der 
Klageerhebung bereits fällig geweſener Bezüge (R. G. 19 
S. 416) maßgebend. Wird mit dem Feſtſtellungsanſpruch ein 
aus ihm hergeleiteter Leiſtungsanſpruch verbunden, ſo iſt erſterer 
nach § 10 Abſ. 1 G. K. G. zu bewerthen und, wenn er der 
höhere iſt, maßgebend, ſonſt der Werth des Leiſtungsanſpruches; 
dieſer kommt auch dann allein in Betracht, wenn nach der Klage 
Streit über die Vaterſchaft nicht mehr beſteht, vielmehr dieſe 
in gerichtlicher oder notarieller Urkunde bereits anerkannt oder 
durch früheres Urtheil feſtgeſtellt iſt, wobei in letzterem Falle in 
ſo weit die Einrede der rechtskräftig entſchiedenen Sache er⸗ 
hoben werden koͤnnte. k. 


Der Vorſtand der Württembergiſchen Anwaltskammer iſt 
vom Kgl. Württembergiſchen Juſtizminiſterium zur Aeußerung 
über eine landesgeſetzlich zu erlaſſende Gebührenordnung auf⸗ 
gefordert worden. Rechtsanwalt und Notar Dr. Richard Schall 
zu Stuttgart hat nunmehr folgenden Geſetzentwurf nebſt Be⸗ 
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gründung ausgearbeitet, den wir, da dieſe Angelegenheit ein 
gemeinſames Standesintereſſe bildet und da der Entwurf auch 
für die zu erwartende reichsgeſetzliche Neuregelung beachtens⸗ 
werth erſcheint, hiermit zur Veröffentlichung bringen. 


Entwurf einer Kgl. württembergiſchen Gebühren⸗ 
ordnung für Rechtsanwälte. 


Ausgearbeitet vom Rechtsanwalt Dr. R. Schall (Stuttgart) 
im Auftrage des Vorſtandes der Württembergiſchen 
Anwaltskammer. 


Artikel 1. 


Die Vergütung für die Berufsthätigkeit der Rechtsanwälte 
beſtimmt ſich, ſoweit ſie nicht reichsgeſetzlich geregelt iſt, aus⸗ 
ſchließlich nach den nachſtehenden Vorſchriften. 


Artikel 2. 


Die Vergütung für die Berufsthätigkeit der Rechtsanwälte 
in einem Verfahren, auf das die Civilprozeßordnung oder die 
Strafprozeßordnung nach landesgeſetzlichen Vorſchriften voll⸗ 
ſtändige oder theilweiſe Anwendung findet, insbeſondere im Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren einſchließlich des Genehmigungs⸗ und 
Rechtsbeſchwerdeverfahrens, im Verfahren vor dem Kompetenz⸗ 
gerichtshof, und im Forft-, Steuer-, Zoll-, Polizei und Dis⸗ 
ziplinarſtrafverfahren, beſtimmt ſich nach der deutſchen Gebühren⸗ 
ordnung für Rechtsanwälte. 

Wenn nach den betreffenden Verfahrensvorſchriften auch 
beim Ausbleiben der Gegenpartei zur Sache verhandelt und 
durch Endurtheil entſchieden werden kann, findet § 16 Abſ. 1 
Satz 1 der Reichsgebührenordnung keine Anwendung. 

Die Gebühren der 88 63 ff. der Reichsgebührenordnung 
ſtehen dem Rechtsanwalt auch dann zu, wenn nach den be⸗ 
treffenden Verfahrensvorſchriften die Entſcheidung ohne münd⸗ 
liche Verhandlung ergeht. Das Strafverfahren vor einer unteren 
Verwaltungsbehoͤrde ſteht dem Verfahren vor dem Schöffen⸗ 
gericht, das Verfahren vor einer mittleren Verwaltungsbehörde 
demjenigen vor der Strafkammer, das Verfahren vor den Dis. 
ziplinargerichten demjenigen vor dem Schwurgericht gleich. 


Artikel 3. 


Volle Gebühr im Sinne der nachſtehenden Vorſchriften iſt 
die im 8 9 der deutſchen Gebührenordnung für Rechtsanwälte 
beſtimmte Gebühr. 

Artikel 4. 

Die Vergütung für die Berufsthätigkeit der Rechtsanwälte 
in dem Verfahren der Zwangsverſteigerung und Zwangs⸗ 
verwaltung (Geſetz vom 24. März 1897, Reichsgeſetzblatt 
von 1898 S. 713) beſtimmt ſich nach den Vorſchriften der 
Art. 5—8. 

Artikel 5. 

Für die Vertretung eines Betheiligten im Verfahren der 
Zwangsverſteigerung erhält der Rechtsanwalt drei Zehntheile der 
vollen Gebühr: 

1. für die Vertretung bis zur Einleitung des Vertheilungs⸗ 
verfahrens; 

2. für die Wahrnehmung der Verſteigerungstermine; 

3. für die Vertretung im Vertheilungsverfahren. 
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Die Gebühr für die Vertretung im Vertheilungsverfahren 
ſteht dem Rechtsanwalt auch dann zu, wenn unter ſeiner Mit⸗ 
wirkung eine außergerichtliche Vertheilung ſtattfindet. 

Ein Zehntheil der vollen Gebühr erhält der Rechtsanwalt 
für einen Antrag auf Beſtimmung eines neuen Verſteigerungs⸗ 
termins (§8§ 43, 85 des Geſetzes über die Zwangsverſteigerung 
und Zwangsverwaltung) oder für einen Antrag auf Fortſetzung 
des eingeſtellten Verfahrens, ſowie für die Vertretung eines 
Betheiligten in einem zu Erörterungen über das geringſte 
Gebot und die Verſteigerungsbedingungen beſtimmten beſonderen 
Termine. 

Die Gebühren für die Vertretung des Gläubigers oder 
eines anderen Berechtigten ($ 9 Nr. 1 und 2 des Geſetzes über 
die Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung) beſtimmen 
ſich nach dem Werthe des wahrzunehmenden Rechtes, wenn 
jedoch der Werth des Gegenſtandes der Zwangsverſteigerung 
geringer iſt, nach dieſem; die neben einem Hauptanſpruch be⸗ 
ſtehenden Anſprüche wegen der Koſten und anderer Neben⸗ 
leiſtungen, mit Ausnahme der miteinzuziehenden Zinſen, bleiben 
unberückſichtigt. Im Falle der Vertretung eines anderen Be⸗ 
theiligten beſtimmen ſich die Gebühren nach dem Werthe des 
Gegenſtandes der Zwangsverſteigerung bezw. des Antheils des 
Vertretenen an dieſem Gegenſtand. 

Als Werth des Gegenſtandes der Zwangsverſteigerung iſt 
der Betrag der Schätzungsſumme anzuſehen. 


Artikel 6. 


Für die Vertretung des Gläubigers, des Schuldners oder 
des Konkursverwalters im Verfahren der Zwangsverwaltung 
einſchließlich des Vertheilungsverfahrens erhält der Rechtsanwalt 
jährlich zwei Zehntheile der vollen Gebühr nach dem Werthe der 
jährlichen Einkünfte abzüglich der Koſten der Verwaltung. 

Der Vertreter des Antragſtellers erhält außerdem drei Zehn⸗ 
theile der vollen Gebühr nach dem Werthe der jährlichen Ein⸗ 
künfte abzüglich der Koſten der Verwaltung; iſt ein Gläubiger 
der Antragſteller und iſt der Betrag der beizutreibenden Forde⸗ 
rung zuzüglich der miteinzuziehenden Zinſen geringer als der 
Werth der jährlichen Einkünfte abzüglich der Koſten der Ver⸗ 
waltung, jo iſt dieſer Betrag für die Gebührenberechnung maß⸗ 
gebend. 

Beſchränkt ſich die Thätigkeit des Rechtsanwalts auf die 
Vertretung in dem Verfahren wegen Anordnung der Zwangs⸗ 
verwaltung, ſo erhält er nur die in Abſ. 2 beſtimmte Gebühr. 

Vertritt der Rechtsanwalt einen anderen Betheiligten als 
den Gläubiger, Schuldner oder Konkursverwalter, ſo finden 
die Vorſchriften des Art. 5 entſprechende Anwendung; für die 
Berechnung des Werthes wiederkehrender Leiſtungen iſt der Werth 
der Leiſtungen eines Jahres, für die Berechnung des Werthes 
des Gegenſtandes des Vertheilungsverfahrens iſt der Betrag 
der Einkünfte eines Jahres abzüglich der Koſten der Verwaltung 
maßgebend. 

Artikel 7. 


Erſtreckt fi der dem Rechtsanwalt ertheilte Auftrag nur 
auf die Wahrnehmung eines Termins, fo erhält er zwei Zehn- 
theile der vollen Gebühr. Dieſelbe Gebühr erhält der Rechts- 
anwalt, deſſen Thätigkeit ſich auf die Anfertigung eines bei dem 
Vollſtreckungsgericht, bezw. bei dem für die Zwangsverſteigerung 
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aufgeſtellten Kommiſſär einzureichenden Schriftſatzes oder auf 
die Ertheilung eines Rathes beſchränkt. 

Auf die Werthsberechnung finden die Vorſchriften des Art. 5 
Abſ. 4 und 5, Art. 6, 8 entſprechende Anwendung. 


Artikel 8. 


Der Mindeſtbetrag einer jeden nach Art. 5— 7 anzuſetzenden 
Gebühr iſt zwei Mark. Jede der in den Art. 5 und 6 benannten 
Gebühren kann der Rechtsanwalt in jeder Inſtanz nur einmal 
beanſpruchen. 

Die Vorſchriften der 88 2— 7, 10—12, 26, 29, 31, 32, 
35, 36, 48—51, 76—87, 89, 90, 92—94 der deutſchen Ge- 
bührenordnung für Rechtsanwälte finden in den Fällen der 
Art. 5—7 ſinngemäße Anwendung. Steht dem Rechtsanwalt 
in derſelben Inſtanz eine Gebühr für den Antrag auf Ein- 
tragung einer Sicherungshypothek zu, ſo wird dieſe auf die in 
Art. 5 Abſ. 1 Ziff. 1 und in Art. 6 Abſ. 2 beſtimmten Gebühren 
angerechnet. f 

Artikel 9. 

Die Vergütung der Berufsthätigkeit der Rechtsanwälte in 
Angelegenheiten, welche weder unter die Deutſche Gebührenordnung 
noch unter die Vorſchriften der Art. 2—8 dieſes Geſetzes fallen, 
beſtimmt ſich nach den Vorſchriften der Art. 10—18. 


Artikel 10. 


Der Rechtsanwalt, welcher mit der Vertretung einer Partei 
in einer Angelegenheit beauftragt wird, die ihrer Natur nach 
eine unbeſtimmte Zahl von Einzelhandlungen des Bevollmächtigten 
erfordert, erhält 

1. für den Geſchäftsbetrieb einſchließlich der Information 
0 der vollen Gebühr; 

2. für Anträge, Erklärungen und Beſchwerden bei De- 
hörden / der vollen Gebühr; für bloße Benach— 
richtigungen, Beſchleunigungsgeſuche, kurze Anzeigen 
und Schreiben ähnlicher Art kann dieſe Gebühr nicht 
gefordert werden; 

3. für Schreiben an Privatperſonen, die rechtliche oder 
ſachliche Auseinanderſetzungen enthalten oder mit welchen 
ein Anſpruch des Auftraggebers geltend gemacht wird, 
Yo der vollen Gebühr; für Schreiben, welche zum 
Geſchäftsbetriebe gehören, kann dieſe Gebühr nicht 
gefordert werden; 

4. für die Wahrnehmung von Terminen vor Behörden 
und für mündliche Verhandlungen mit andern Perſonen 
als dem Auftraggeber, ſofern dieſelben eine rechtliche 
oder fachliche Erörterung der Angelegenheit zum Gegen- 
ſtand haben, 0 der vollen Gebühr. Wird die An- 
gelegenheit in einem Termin bezw. in einer Verhandlung 
erledigt, fo beträgt die Gebühr ¼i0 der vollen Gebühr. 
Bei Terminen, die nur zur Abgabe von einſeitigen 
Willenserklärungen oder zur Empfangnahme oder Ab- 
lieferung von Geldern oder Werthpapieren beſtimmt 
find, beträgt die Gebühr Yıo der vollen Gebühr. 

Der Geſammtbetrag der anzuſetzenden Gebühren darf in 
derſelben Angelegenheit in einer Inſtanz nach Ziff. 2 und 3 
zuſammen /o der vollen Gebühr, nach Ziff. 4 die volle Gebühr 
nicht überſteigen. 
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Artikel 11. 


Der Rechtsanwalt, deſſen Auftrag ſich auf die Stellung 
eines einzelnen Antrags, auf die Anfertigung eines einzelnen 
Schriftſatzes oder Schreibens, oder auf die Vertretung ſeines 
Auftraggebers in einem einzelnen Termin oder in einer einzelnen 
Verhandlung im Sinne des Art. 10 Ziff. 4 beſchränkt, erhält 
den 1½ fachen Betrag der für dieſe Thätigkeiten in Art. 10 feit- 
geſetzten Gebühren. Die Vorſchrift des Art. 10 Ziff. 4 zweiter 
Satz findet keine Anwendung. Die Vergütung für die zur Aus- 
führung des Auftrags erforderlichen Beſprechungen, Informationen 
und Korreſpondenz mit dem Auftraggeber iſt in dieſer Gebühr 
inbegriffen. 


Artikel 12. 


Für einen ertheilten Rath ſowie für eine Beſprechung erhält 
der nicht zum Bevollmächtigten beſtellte Rechtsanwalt eine Gebühr 
in Höhe von ½¼b der vollen Gebühr. 


Artikel 13. 


Der Geſammtbetrag der nach Art. 11 und 12 anzuſetzenden 
Gebühren darf in derſelben Angelegenheit denjenigen Betrag 
nicht überſteigen, welcher nach Art. 10 anzuſetzen geweſen wäre, 
wenn der Auftraggeber dem Rechtsanwalt einen Auftrag im 
Sinne des Art. 10 gegeben hätte. 


Artikel 14. 


Wenn in beſonders einfachen oder in beſonders weitläufigen 
oder verwickelten Sachen die nach den Art. 10— 12 zu be⸗ 
rechnenden Gebühren in offenbarem Mißverhältniß zu der that- 
ſächlichen Mühewaltung des Rechtsanwalts ſtehen, ſo iſt der 
Rechtsanwalt verpflichtet bezw. berechtigt, an Stelle dieſer Ge⸗ 
bühren eine angemeſſene Vergütung zu verlangen. Macht der 
Rechtsanwalt von dieſer Befugniß Gebrauch, ſo hat er ſeinen 
Auftraggeber darauf aufmerkſam zu machen, wenn die beanſpruchte 


Vergütung höher iſt, als die nach Art. 10— 12 zu berechnende 


Gebühr. Im Streitfalle findet $ 88 Satz 2 der Deutſchen 
Gebührenordnung für Rechtsanwälte entſprechende Anwendung. 


Artikel 15. 


Für die Ausarbeitung eines Gutachtens mit juriſtiſcher 
Begründung und für die Anfertigung des Entwurfs eines 
Rechtsgeſchäfts hat der Rechtsanwalt angemeſſene Vergütung zu 
beanſpruchen. Im Streitfalle findet § 88 Satz 2 der Deutſchen 
Gebührenordnung für Rechtsanwälte entſprechende Anwendung. 


Artikel 16. 


Der Mindeſtbetrag einer jeden nach den Art. 10—12 an- 
zuſetzenden Gebühr iſt zwei Mark. Bei nicht vermögensrechtlichen 
Gegenſtänden, ſowie bei vermögensrechtlichen Gegenſtänden, deren 
Werth nicht geſchätzt werden kann, iſt ein Werth von 200 bis 
50 000 Mark, wenn aber das Geſchäft für den Auftraggeber 
ausnahmsweiſe von beſonders hoher Bedeutung iſt, ein Werth 
bis zu 100 000 Mark anzunehmen. 

Im Uebrigen finden die Vorſchriften der §§ 2— 7, 10, 12, 
76-87, 89, 90, 93 Abf. 1, 3, 4, und § 94 der Deutſchen 
Gebührenordnung entſprechende Anwendung. 
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Artikel 17. 


Allgemeine Vorſchriften über die Vergütung für eine 
Thätigkeit, welche die Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft nicht 
vorausſetzen, ſind auch für die Rechtsanwälte maßgebend. 


Artikel 18. 

Für die Vermittelung von Nachlaß- oder ſonſtigen Vermögens⸗ 
auseinanderſetzungen, für Vermögensverwaltungen, Teſtaments- 
vollſtreckungen u. dergl. hat der Rechtsanwalt eine angemeſſene 
Vergütung zu beanſpruchen. Im Zweifel gilt bei Auseinander⸗ 
ſetzungen die für Notare beſtimmte Gebühr, bei Vermögens 
verwaltungen und Teſtamentsvollſtreckungen eine Vergütung in 
Höhe von 1—2 Prozent des Werthes als angemeſſen. 


gegründung zu dem Entwurf einer Königlich 
württembergiſchen Gebührenordunng für 

| Rechtsanwälte. 

Einleitung. 

Das Bedürfniß einer Neuordnung der landesgeſetzlichen 
Beſtimmungen über die Vergütung der Berufsthätigkeit der 
Rechtsanwälte in Angelegenheiten, welche nicht unter die Reichs- 
gebührenordnung fallen, iſt ſo allgemein anerkannt, daß eine 
weitere Begründung deſſelben nicht erforderlich iſt. Eine größere 
Anzahl von deutſchen Staaten hat dieſe Materie neuerdings 
geſetzlich geregelt; eine Liſte der betreffenden Geſetze findet ſich 
im Anhang zu der „Gebührenordnung für Rechtsanwälte“ von 
Pfafferoth, Berlin 1900, worauf hier verwieſen wird. Zu 
ergänzen iſt dieſe Liſte durch die „Königlich Sächſiſche Koſten⸗ 
ordnung für Rechtsanwälte und Notare“ vom 22. Juni 1900. 

Das preußiſche Geſetz vom 17. September 1899 und das 
ſoeben erwähnte ſächſiſche Geſetz ſtimmen in dem Grundgedanken 
überein, daß das von der deutſchen Rechtsanwaltsgebühren⸗ 
ordnung adoptirte Syſtem feſter, mit dem Objekt ſteigender 
Pauſchgebühren ſoweit als möglich auch für die landesgeſetzlich 
zu regelnde Vergütung der Berufsthätigkeit der Rechtsanwälte 
Anwendung findet. Doch ſind in der Durchführung dieſes 
Syſtems im einzelnen nicht unerhebliche Abweichungen vor⸗ 
handen. Es empfiehlt ſich aus vielen Gründen auch für 
Württemberg, ſich möglichſt eng an das Syſtem der Reichs- 
gebührenordnung anzuſchließen und demgemäß das preußiſche 
und ſächſiſche Geſetz im Allgemeinen zum Vorbild und Aus- 
gangspunkt zu nehmen. 

Es handelt ſich um drei verſchiedene Arten der anwalt⸗ 
lichen Berufsthätigkeit, deren Vergütung landesgeſetzlich zu 
ordnen iſt: 

1. Die Thätigkeit der Rechtsanwälte in landesrechtlich 

geordneten Prozeßarten, welche dem Reichscivil⸗ 
oder dem Reichsſtrafprozeß nachgebildet ſind. Für 
dieſe Thätigkeit iſt in allen neueren Koſtengeſetzen, 
ausgenommen Baden, die Reichsgebührenordnung in 
Bauſch und Bogen für anwendbar erklärt und eine 
gleichartige Beſtimmung auch in Württemberg 
wünſchenswerth. 

2. Die Thätigkeit der Rechtsanwälte im Smmobiliar- 
zwangsvollſtreckungsverfahren. Die Vergütung hiefür 
iſt von Preußen in Anlehnung an die Beſtimmungen 
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der Reichsgebührenordnung über die Zwangsvollſtreckung 

ins bewegliche Vermögen geregelt, jedoch mit der 

erheblichen Aenderung, daß das preußiſche Geſetz eine 

ganz neue Gebührenſkala für den Kreis dieſer Thaͤtig⸗ 

keit aufſtellt. Die württembergiſche Verordnung vom 

14. November 1899 iſt im weſentlichen dieſem Vor⸗ 

gang gefolgt. Die ſächſiſche Koſtenordnung hat ſich 

die preußiſchen Beſtimmungen nur in den Grundzügen 

angeeignet, ſieht aber (ebenſo wie Elſaß⸗Lothringen) 

von der Aufſtellung einer beſonderen Skala ab und 

hat in manchen Einzelheiten Abänderungen von dem 

preußiſchen Vorgang getroffen, die auch für Württem- 

berg als ſachgemäß zu empfehlen ſind. 

3. Die geſammte übrige Berufsthätigkeit der Rechts 

anwälte, welche weder unter § 1 der Reichsgebühren⸗ 

ordnung noch unter die zu 1. und 2. bezeichneten 

Rubriken fällt. „Sonſtige Angelegenheiten“ lautet 

die Ueberſchrift des betreffenden Abſchnitts in der 

ſächſiſchen Koſtenordnung. Das preußiſche und dai 

ſächſiſche Geſetz faſſen in ihren hieher gehörigen De 

ſtimmungen etwas prinziplos nur die äußerlichen 

Momente zuſammen: Anträge, Erklärungen und Be 

ſchwerden bei Behörden, Schreiben an Privatperjonen, 

Wahrnehmung von Terminen, Rathsertheilungen und 

Anfertigung von Rechtsgeſchäftsentwürfen. Sowohl 

das preußiſche wie das ſächſiſche Geſetz ſtellen für dieſen 

Kreis von Geſchäften eine von der Reichsgebühren⸗ 

ordnung abweichende (nach oben niedriger werdende) 

Gebührenſkala auf; jedoch iſt die Degreffion der 

preußiſchen Skala erheblich ſtärker als die der ſächſiſchen, 

indem erſtere ſchon bei 10 000 Mark, letztere erſt bei 

50 000 Mark beginnt. Für Rechtsgeſchäftsentwürfe 

verweiſt außerdem das preußiſche Geſetz auf die 

preußiſche Notariatsgebührenordnung, die abermals 

eine andere Gebührenſkala enthält. 

Trotz vielfacher Uebereinſtimmung des preußiſchen und des 

ſächſiſchen Geſetzes in Grundlage und Einzelheiten iſt doch ſchon 

hier der wichtige Unterſchied zu konſtatiren, daß das preußiſche 

Geſetz die vertragsmäßige Feſtſetzung der Vergütung theilweiſe 

ganz ausſchließt (jo bei dem Entwurf aller derjenigen Rechts 

geſchäfte, bei welchen die Vereinbarung nach der preußiſchen 

Notariatsgebührenordnung nicht ausdrücklich geſtattet iſt), und 

daß es fie im Uebrigen nur in den erſchwerenden Formen det 

5 93 Abſ. 2 der Reichsgebührenordnung (Schriftlichkeit) geſtattet, 

während das ſächſiſche Geſetz (§ 17) volle, an keinen Formzwang 

gebundene Vertragsfreiheit einführt; die Gebührenvorſchriften dei 

letzteren Geſetzes haben ſomit praktiſch mehr nur eine ſubſidiär 

Bedeutung, was zweifellos der Natur dieſes Bereichs der an⸗ 

waltlichen Thätigkeit weit beſſer entſpricht als die mechaniſche 

Schablone der preußiſchen Gebührenordnung. Ganz beſonder 

gilt dies für die überaus wichtige und verantwortungsvolle De 

rufsthätigkeit der Rechtsanwälte bei Begutachtung und Aus⸗ 

arbeitung von Verträgen, hinſichtlich welcher die Beſtimmungen 
des preußiſchen Geſetzes als verfehlt zu bezeichnen ſind. 

Der vorliegende, vom Vorſtand der württembergiiden 

Anwaltskammer ausgearbeitete Entwurf ſchließt ſich hinſichtlic 

der Anwendbarkeit der Reichsgebührenordnung auf die Hono' 
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rirung der Rechtsanwälte in den landesgeſetzlich geordneten 
Prozeßverfahren vollſtändig, in Bezug auf die Immobiliar⸗ 
zwangsvollſtreckung mit einigen von Sachſen vorgenommenen 
Aenderungen dem preußiſchen Vorgang an. Bezüglich der 
„ſonſtigen Angelegenheiten“ find unter Beibehaltung des nach 
dem Werth abgeſtuften Pauſchalgebührenſyſtems Vorſchläge ge- 
macht, welche nach der Ueberzeugung des Vorſtands eine an⸗ 
gemeſſenere Löſung der ſchwierigen Aufgabe bilden, als ſie im 
ſächſiſchen und insbeſondere im preußiſchen Geſetz gefunden iſt. 
Dieſe Vorſchläge gipfeln darin, daß einerſeits das Pauſchal⸗ 
gebührenſyſtem folgerichtiger ausgebildet iſt als im preußiſchen 
und ſächſiſchen Geſetz, und daß auderſeits der ſubſidiäre Charakter 
der geſetzlichen Gebührenordnung noch mehr hervortritt in der 
Beſtimmung des Art. 14, auf welche der Vorſtand ganz be⸗ 
ſonderen Werth legt und welche den Rechtsanwalt nicht bloß 
berechtigt, ſondern auch verpflichtet, ſeinem Klienten ein „an⸗ 
gemeſſenes“, namentlich auch kein zu hohes Honorar zu be— 
rechnen, ſelbſt wenn er nach der Gebührenordnung formell dazu 
berechtigt wäre. | 

Was die Gebührenſkala betrifft, fo geht der vorliegende 
Entwurf davon aus, daß es im Intereſſe der Vereinfachung des 
Gebührenweſens höchſt ſtörend iſt, mit zweierlei, oder gar wie 
Preußen (mit Einſchluß der Notariatstaxe) mit dreierlei Skalen 
operiren zu müſſen, daß aber auch gar kein zureichender Grund 
vorhanden iſt, von der durch die Reichsgebührenordnung einmal 
feſtgeſtellten Skala abzuweichen. Die preußiſchen und ſächſiſchen 
Skalen unterſcheiden ſich von der Reichsgebührenordnung nur in 
den höheren Stufen; es iſt aber zu einer ſolchen Begünſtigung 
des reichſten Theils der Bevölkerung weder auf dem Gebiet der 
Immobiliarzwangsvollſtreckung, noch auf dem der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit und der „ſonſtigen Angelegenheiten“ Anlaß vor⸗ 
handen, ſchon deshalb nicht, weil dieſe höheren Objekte in der 
Praxis doch recht ſelten vorkommen, dann aber in der Regel 
für den Klienten ſehr wichtig und für den Anwalt ſehr arbeits- 
und verantwortungsvoll ſind; für Ausnahmefälle iſt durch den 
ſchon erwähnten Art. 14 des Entwurfs Vorſorge getroffen. 
Außerdem aber ſind die Gebührenſätze für die am häufigſten vor⸗ 
kommenden Objekte bis 10 000 Mark, ja ſogar für die Objekte 
bis 50 000 Mark ſo mäßig, und bei den kleinſten Objekten bis 
zu 1 500 Mark ſo dürftig bemeſſen, daß es nicht zu rechtfertigen 
iſt, die Kompenſation, die das Pauſchſyſtem in den höheren 
Werthsklaſſen gewähren ſoll, gerade hier zum Nachtheil des 
Anwalts wieder herauszunehmen. 


Die einzelnen Beſtimmungen des Entwurfs. 


Artikel 1. 


Dieſer Artikel beſtimmt im Anſchluß an Preußen und 
Sachſen, daß der vorliegende Geſetzesentwurf eine abſchließende 
Kodifikation der Rechtsvorſchriften über die Vergütung der 
Rechtsanwälte beabſichtigt. Im einzelnen kann auf Pfafferoth, 
Kommentar zur Gebührenordnung für Rechtsanwälte S. 217 fg. 
verwieſen werden, wo namentlich auch der Kreis anwaltlicher 
Berufsgeſchäfte beſchrieben iſt, für welche reichsgeſetzliche Ge⸗ 
bührenvorſchriften beſtehen. Zu den reichsgeſetzlich geordneten 
Gebühren gehört auch die im Verfahren vor dem Landesverſiche⸗ 
rungsamt zu berechnende Vergütung, worüber die Miniſterial⸗ 
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verfügung vom 22. Januar 1902 auf Grund reichsgeſetzlicher 
Ermächtigung Beſtimmungen getroffen hat, ſo daß ſie für den 
vorliegenden Entwurf nicht in Betracht kommt. 


Artikel 2. 

Im Anſchluß an § 18 des ſächſiſchen und in fachlicher 
Uebereinſtimmung mit Art. 2 des preußiſchen Geſetzes enthält 
Art. 2 eine umfaſſende Anpaſſungsvorſchrift, wonach die Reichs- 
gebührenordnung als Ganzes auf alle der Civil- und Straf⸗ 
prozeßordnung nachgebildeten landesgeſetzlichen Verfahrensarten 
entſprechende Anwendung finden ſoll. Für das Verfahren vor 
den Gemeindegerichten iſt dies ſchon geltendes Recht, während 
für das Verfahren vor den Verwaltungsbehörden bekanntlich noch 
die Gebührenordnung vom 29. Januar 1869 anzuwenden iſt. 
Die Vorſchriften dieſer Gebührenordnung ſind aber ebenſo wie 
die Beſtimmungen der ihr zu Grund liegenden württembergiſchen 
Civilprozeßordnung dem größten Theil der heutigen Juriſten⸗ 
generation fo fremd geworden, daß es ein formliches Studium 
koſtet, eine Gebührenrechnung unter Anwendung derſelben auf- 
zuſtellen. Wohl wird man annehmen dürfen, daß die Durch— 
ſchnittsvergütung nach der alten Gebührenordnung mit ihren 
zahlreichen Einzelgebühren für Arrha, Schriftſätze und Tagfahrten 
reichlicher iſt, als nach der Reichsgebührenordnung; auch war 
die Beſtimmung des § 22, wonach die Arrha in beſonders 
ſchwierigen oder weitläufigen Sachen auf Antrag erhöht werden 
konnte, geeignet, manche Uubilligkeit des Werthklaſſenpauſchal⸗ 
ſyſtems auszugleichen. Dennoch ſprechen die Gründe der be— 
quemeren Handhabung überwiegend dafür, die Reichsgebühren⸗ 
ordnung auch für das Verwaltungsſtreitverfahren jeder Art zu 
adoptiren. In beſonders ſchwierigen und weiläufigen Sachen 
ſteht dem Rechtsanwalt überdies der Weg der Vereinbarung mit 
ſeiner Partei offen. 

Da der wöürttembergiſche Verwaltungsprozeß kein Ver⸗ 
ſäumnißverfahren kennt, ſo iſt es geboten, die Anwendung des 
§ 16 Abſ. 1 der Reichsgebührenordnung, welche nur einen 
Sinn hat, wenn im Falle des Ausbleibens der Gegenpartei 
nicht zur Sache verhandelt wird, auszuſchließen, wie dies von 
der Reichsgebührenordnung ſelbſt bekanntlich für Eheſachen ge- 
ſchehen iſt. 

Die Beſtimmung im Abſ. 3 Satz 1 des Art. 2 rechtfertigt 
ſich durch die Erwägung, daß das ſchriftliche Verfahren an die 
Thätigkeit des Rechtsanwalts keine geringeren, ſondern im 
Gegentheil größere Anforderungen ſtellt, als das mündliche. 
Daß der Rechtsanwalt für die vor einem Disziplinargerichtshof 
zu führende Vertheidigung dieſelben Gebührenſätze, wie für die 
Vertheidigung vor dem Schwurgericht erhalten ſoll, iſt durch 
die einſchneidende Bedeutung dieſer Straffälle begründet. 


Artikel 3—8. 

Die Art. 3—8 ſchließen ſich an die 88 27—32 der Koften- 
verordnung vom 14. November 1899 und damit an die Art. 4—6 
des preußiſchen Geſetzes an, mit einigen durch die ſächſiſche 
Koſtenordnung angeregten Modifikationen. Der Art. 3 beſtimmt, 
ſeiner Stellung nach ſowohl für die Immobiliarzwangs⸗ 
vollſtreckung wie für die ſonſtige Berufsthätigkeit (Art. 9 ff.), 
daß für die Gebührenſkala auch hier die Vorſchriften der 
Reichsgebührenordnung maßgebend ſein ſollen. Außer dem ſchon 


* 


492 


in der Einleitung hierüber Geſagten iſt hier noch weiter hervor⸗ 
zuheben, daß nach der einſtimmigen Anſicht des Vorſtands eine 
niedrigere Skala, als ſie von der Reichsgebührenordnung ein⸗ 
geführt iſt, ſchon darum als nicht ſachgemäß bezeichnet werden 
muß, weil die Thätigkeit des Rechtsanwalts bei der Immobiliar⸗ 
zwangsvollſtreckung weit ſchwieriger und verantwortungsvoller 
iſt, als diejenige bei der Zwangsvollſtreckung ins bewegliche 
Vermögen einſchließlich des Konkursverfahrens. Man kann 
auch, wenigſtens in Württemberg mit ſeinem zerſplitterten 
Grundbeſitz, durchaus nicht als Regel aufſtellen, daß Objekte 
über 10 000 Mark verhältnißmäßig häufiger vorkommen, als 
beim beweglichen Vermögen, und daß hierin ein gewiſſer Aus- 
gleich für die ermäßigte Skala gegeben ſei. Viel eher wird 
man umgekehrt behaupten können, daß in den Fällen, welche 
die Regel bilden, d. h. bei Objekten von 200 — 5000 Mark, die 
durchſchnittliche Vergütung für dieſe Berufsthätigkeit jo be- 
ſcheiden, um nicht zu ſagen gering iſt, daß das Geſetz keinen 
Grund hat, die ſelten genug eintretende Ausgleichung mit höheren 
Gebührenſätzen bei großen Objekten noch beſonders einzuſchränken. 

Zu erwähnen iſt noch, daß außer Sachſen auch Elſaß— 
Lothringen die Skala der Reichsgebührenordnung adoptirt hat 
(Gerichts koſtengeſetz vom 6. Dezember 1899 $ 130), wobei aller- 
dings jede Durchbildung im Einzelnen zu vermiſſen iſt. 

Nach dem Vorgang von Sachſen ($ 2 Ziffer 5) beſtimmt 
der Entwurf, daß der Rechtsanwalt für die Vertretung eines 
Betheiligten in einem zu Erörterungen über das geringſte 
Gebot und die Verſteigerungsbedingungen beſtimmten beſonderen 
Termin ein Zehntel der Gebühr zu beanſpruchen hat, ſowie, 
daß die Mindeſtgebühr für jede einzelne gebührenpflichtige 
Thätigkeit zwei Mark beträgt (ſächſiſches Geſetz § 3). Beide 
Beſtimmungen ſind von ſo einleuchtender Augemeſſenheit, daß fie 
nicht beſonders begründet zu werden brauchen. Dagegen hat 
der Entwurf davon abgeſehen, eine der Vorſchrift des 8 2 
Ziffer 7 des ſächſiſchen Geſetzes entſprechende Beſtimmung auf- 
zunehmen, wonach der Anwalt für die Vertretung des Schuldners 
fünf Zehntheile zu beanſpruchen hat. Abgeſehen davon, daß 
hiefür ein Analogon in den Vorſchriften der Reichsgebühren⸗ 
ordnung fehlt und jede vermeidbare Vielfältigkeit der Gebühren⸗ 
vorſchriften vom Uebel iſt, kommt auch in Betracht, daß bei der 
Vertretung des Schuldners in der Regel das Objekt höher ſein 
wird und hierin eine angemeſſene Ausgleichung gegenüber 
etwaiger vermehrter Thätigkeit zu finden iſt. 


Artikel 9—16. 


Die Art. 9— 16 enthalten die Vorſchriften über die Hono⸗ 
rirung des Rechtsanwalts in Angelegenheiten, die weder von 
der deutſchen Gebührenordnung noch von den Art. 2—8 des 
Eutwurfs geregelt ſind. Hierunter fällt vor allem die Ver— 
tretung und Berathung der Betheiligten in Sachen der frei— 
willigen Gerichtsbarkeit im Sinne des Reichsgeſetzes über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, in Grundbuch- 
ſachen, ſowie die Thätigkeit vor Verwaltungs- und Polizei— 
behörden außerhalb der Fälle des Verwaltungsſtreit- und Straf— 
verfahrens im Sinne des Art. 2 dieſes Entwurfs. Sodann 
gehört hierher der große Kreis von Angelegenheiten, in denen 
der Rechtsanwalt auf Grund ſeiner Rechtskunde und Lebens— 
erfahrung Rath und Beiſtand gewähren ſoll, ohne daß überhaupt 
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die Anrufung oder Mitwirkung irgend einer öffentlichen Behörde 
in Frage ſteht; die wichtigſten Fälle auf dieſem Gebiet ſind die 
Berathungen beim Abſchluſſe von Rechtsgeſchäften jeder Art und 
die Ausarbeitung von Entwürfen zu Verträgen u. dergl. 

Der Kreis dieſer Berufsthätigkeit iſt fo wenig unter ein⸗ 
heitliche Geſichtspunkte hinſichtlich der angemeſſenen Honorirung 
zu bringen, daß es nicht zu verwundern iſt, wenn man in den 
Gebührenordnungen den allerverſchiedenſten Verſuchen einer 
Löſung begegnet. Im Allgemeinen laſſen fich zwei Syſteme 
unterſcheiden: die Vergütung nach dem Maßſtab der auf- 
gewendeten Zeit, wobei übrigens der Verſchiedenheit des Werth⸗ 
objektes innerhalb gewiſſer Grenzen Rechnung getragen wird, 
und die Aufſtellung einer nach Werthsklaſſen abgeſtuften Ge⸗ 
bührenſkala für gewiſſe Arten von Einzelhandlungen. Den erſten 
Weg iſt die württembergiſche Verordnung vom 29. Januar 1869 
in 88 42 —44 gegangen; der zweite iſt im preußiſchen Geſetz 
vom 27. September 1899 und den ihm nachgebildeten Geſetzen 
eingeſchlagen. Keiner dieſer Verſuche kann zu einem befriedigenden 
Erfolg führen, wenn ihm nicht als Korrektiv das Recht und 
die Pflicht des Rechtsanwalts hinzugefügt wird, in allen 
Fällen, wo die Taxe zu unangemeſſenem Ergebniß führt, eine 
angemeſſene Vergütung an Stelle der taxmäßigen zu fordern. 
Daß die reine Zeittaxe ein ſchlechterdings unzureichender 
Maßſtab iſt, läßt ſich ſo wenig verkennen, wie daß die Ein⸗ 
theilung der in Rede ſtehenden Geſchäfte in „Anfertigung von 
Schriftſätzen, Wahrnehmung von Terminen, Rathsertheilungen 
und Beſchwerden“, in welche das preußiſche Geſetz die ganze 
hier in Betracht kommende Berufsthätigkeit des Rechtsanwalts 
einzwängt, nur eine rein äußerliche Schablone für grund- 
verſchiedenſte Arten geiſtiger Leiſtungen bildet. 

Im Uebrigen iſt anzuerkennen, daß eine Taxe, welche für 
aushilfsweiſe Anwendung beſtimmt iſt und wenigſtens allgemeine 
Anhaltspunkte giebt, ſowohl für den Rechtsanwalt wie für den 
Klienten erwünſcht und dem Syſtem einer völlig ſchranken⸗ und 
richtungsloſen Selbfttarirung vorzuziehen iſt. Für eine ſolche 
ſubſidiäre Taxe empfiehlt ſich das preußiſche Syſtem von Pauſch⸗ 
gebühren, die nach dem Objekt abgeſtuft ſind; jedoch nur mit 
erheblichen Modifikationen, denn nicht bloß das Studium der 
einſchlägigen Beſtimmungen des preußiſchen Geſetzes, ſondern 
auch vielfache mündliche und ſchriftliche Umfragen bei preußiſchen 
Rechtsanwälten haben ergeben, daß dieſe Beſtimmungen in ihrer 
Geſammtheit als eine recht wenig befriedigende Löſung anzuſehen 
ſind und angeſehen werden (vergl. auch Jur. Wochenſchrift 1900 
S. 700). 

Abgeſehen von den Fällen, in welchen der Rechtsanwalt 
mit der Anfertigung von Vertrags- und Teſtamentsentwürfen 
u. dergl. beauftragt wird, und welche ein Gebiet für ſich bilden, 
wird man im praktiſchen Leben unſchwer unterſcheiden können 
zwiſchen ſolchen Aufträgen, deren Ausführung von vornherein 
eine unbeſtimmt große und vielſeitige Thätigkeit des Rechts ' 
anwalts erfordert, und ſolchen, die nur einen beſtimmten einzelnen 
Antrag oder die Wahrnehmung eines einzelnen Termins zum 
Gegenſtand haben. Zur erſten Gattung ſind beiſpielsweiſe die 


Vertretung eines Erben bei der Nachlaßauseinanderſetzung, der 
Auftrag zur Herbeiführung einer vormundſchaftsgerichtlichen 
Entſcheidung in den im Art. 52 des Württembergiſchen Aut 
führungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch zuſammengeſtellten 
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Fällen und ähnliche Angelegenheiten zu rechnen; unter die zweite 
Gattung fällt beiſpielsweiſe die Stellung einzelner Anträge zum 
Grundbuch, zum Handelsregiſter u. dergl. 

Der Entwurf fieht nun in Art. 10 vor, daß der Rechts 
anwalt für die Information und den Geſchäftsbetrieb, die in 
Fällen der erſten Art immer eine vorwiegende Bedeutung haben 
werden, eine der „Prozeßgebühr“ der Reichsgebührenordnung 
nachgebildete Gebühr in Höhe von 0 der vollen Gebühr 
erhalten ſoll, und daneben Einzelgebühren für beſtimmte Akte, 
nämlich für Anträge bei Behörden, Schreiben an Privatperſonen 
(ſoweit ſie nicht zum Geſchäftsbetriebe gehören), ſowie für 
Termine und ſonſtige mündliche Verhandlungen und Konferenzen. 
Dabei iſt im letzten Abſatz des Art. 10 beſtimmt, daß dieſe 
Einzelgebühren zuſammen für Anträge und Schreiben /e und 
für Termine 0 der vollen Gebühr nicht überſteigen dürfen, 
ſo daß alſo das zu liquidirende Maximum der doppelten 
Gebühr gleichkommt. Dies entſpricht im Grundgedanken den 
in Art. 10 und 12 des preußiſchen Geſetzes enthaltenen Be⸗ 
ſtimmungen, jedoch mit dem Unterſchied, daß die zahlreichen, 
man möchte ſagen zahlloſen Ausnahmen, die vom preußiſchen 
Geſetz vorgeſehen ſind und eine Regel kaum mehr übrig laſſen 
(vergl. Art. 8 Abſ. 1 Satz 2, Art. 9 Abſ. 1 Satz 2 und 3, 
Abſ. 2 Satz 2, Art. 12 zweiter Halbſatz), vereinfacht und auf 
den Grundſatz reduzirt ſind, daß Information, Beſprechungen 
und Korreſpondenz mit der Partei, ſowie der geſammte übrige 
Geſchäftsbetrieb durch eine Pauſchalgebühr zu vergüten und daß 
daneben beſondere Gebühren für die vom Entwurf vorgeſehenen 
Akte zu fordern ſind. Die in Ziffer 4 des Art. 11 vorgeſehene 
Erhöhung der Terminsgebühr auf o in Fällen, wo die An- 
gelegenheit in einem Termin erledigt wird, knüpft an eine 
entſprechende Vorſchrift der alten Württembergiſchen Gebühren⸗ 
ordnung an, die ſich f. Z. in der Praxis wohl bewährt hat, 
und ſoll eine Prämie auf raſche und gewandte Erledigung des 
Auftrags ſetzen. 

Im Gegenſatz zu dem in Art. 10 des Entwurfs vor- 
geſehenen, dem Prozeßmandat zu vergleichenden Auftrag zur 
Beſorgung einer ganzen „Sache“, regelt Art. 11 die Vergütung 
in den Fällen, wo der Auftrag nur auf eine einzelne beſtimmte 
Handlung gerichtet iſt. In dieſen Fällen ſollen die im Art. 10 
Ziffer 2—4 feſtgeſetzten Gebühren als Einzelgebühren zur An⸗ 
wendung kommen, jedoch im anderthalbfachen Betrage. Dieſe 
Erhöhung rechtfertigt ſich dadurch, daß ein gewiſſes, wenn auch 
geringeres Maß von „Prozeßbetrieb“, d. h. Information, Be⸗ 
ſprechungen, Korreſpondenz auch mit ſolchen Aufträgen ſtets 
verbunden iſt. Die Gebührenſätze des Art. 11 ſind auf dieſe 
Weiſe, d. h. durch die Erhöhung der Sätze der Art. 10 auf 
den anderthalbfachen Betrag, etwas höher als die preußiſchen 
Sätze für die in Art. 10 Ziffer 2 und 3 vorgeſehenen Akte 
(nämlich drei Zehntel ftatt zwei Zehntel und 1¼ Zehntel ſtatt 
ein Zehntel), dagegen gleich hoch (¼1), wie die preußiſchen 
Sätze, für die Wahrnehmung von Terminen. 

Die im Art. 12 feſtgeſetzte Gebühr für die Ertheilung 
eines Rathes iſt nach dem Vorgang von Preußen und Sachſen 
auf ein Zehntheil der vollen Gebühr beſtimmt. Dieſe Gebühr 
iſt zwar zweifellos für ſehr viele Fälle unzureichend; ſie beträgt 
z. B. bei einem Objekt von 10 000 Mark erſt 6 Mark 40 Pf. 
Allein von großer praktiſcher Bedeutung iſt die Sache nicht, da 
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ſich auch in Württemberg die Rathsertheilungsgebühr des § 47 
Abſ. 1 der Reichsgebührenordnung nicht eingebürgert hat (vergl. 
Walter, Gebührenordnung für Rechtsanwälte § 47 Anm. VI), 
ſondern als Regel der Gebrauch erhalten geblieben iſt, für ge— 
wöhnliche „Audienzen“ ein Honorar zu fordern, das ſich an die 
alte Stundentare von 1—5 Mark für die Stunde anſchließt, 
und ähnlich wird es wohl auch fernerhin bei Rathsertheilungen 
im Gebiet der freiwilligen Gerichtsbarkeit im engern und weitern 
Sinne als Regel gehalten werden. Für beſondere Fälle, nament⸗ 
lich wenn Einſicht von Akten mit der Rathsertheilung verbunden 
iſt, oder wenn es ſich um ſchwierige Rechtsfragen handelt, wird 
die Korrektur des Art. 14 eintreten. 

Die Beſtimmung des Art. 13 iſt dem § 48 der Reichs- 
gebührenordnung nachgebildet, von wo ſie auch in das preußiſche 
und ſächſiſche Geſetz übergegangen iſt. Sie iſt zwar ein praktiſch 
zweckloſes und unwürdiges Zeugniß des Mißtrauens gegen die 
Pflichttreue des Standes (vergl. dazu Walter § 48 Anm. III), 
aber um ſo weniger darf dieſer die Aufhebung der Beſtimmung 
beantragen. 

Der Art. 14 enthält das unentbehrliche Korrektiv, wovon 
oben die Rede geweſen iſt: der Rechtsanwalt ſoll berechtigt und 
verpflichtet ſein, in allen Fällen, wo die ſchablonenmäßige 
Anwendung der Taxe zu einem offenbaren Mißverhältniß führt, 
eine angemeſſene Vergütung zu fordern. Die hier vor- 
geſchlagene Neuerung iſt praktiſch weniger groß, als ſie theoretiſch 
auf den erſten Blick zu ſein ſcheint. Zunächſt entſpricht ſie der 
in Württemberg für dieſes Gebiet der Berufsthätigkeit ſeit 
langer Zeit beſtehenden Uebung. Sodann kommt in Betracht, 
daß der Grundſatz der Vertragsfreiheit, mag ſie wie in 
Preußen an die Schriftform gebunden oder formlos ſein, wie 
in Sachſen, dem Rechtsanwalt zwar die Möglichkeit und das 
Recht gewährt, in ſeinem Intereſſe eine angemeſſene Vergütung 
zu fordern, daß ſie ihm aber nicht die Verpflichtung auferlegt, 
die taxmäßige Gebühr, wenn ſie unangemeſſen hoch iſt, zu 
Gunſten des Klienten auf den angemeſſenen Betrag herab— 
zuſetzen. Und doch iſt letzteres im Standesintereſſe dringend 
zu wünſchen, denn nichts iſt mehr geeignet, das Anſehen des 
ganzen Standes zu gefährden, als Gebührenforderungen, die 
offenbar unbillig find, wenn ſchon fie dem Buchſtaben des 
Geſetzes entſprechen. Endlich iſt es wohl erlaubt, hier auf eine 
Analogie zu verweiſen, die ſich in der Gebührenordnung für 
Aerzte darbietet. Dieſe ſtellt für die meiſten Verrichtungen der 
Privatpraxis einen ſehr weiten, häufig zwiſchen dem ein- und 
zehnfachen Betrag geſpannten Rahmen auf, und berechtigt bezw. 
verpflichtet den Arzt (§ 6 der K. V. O. vom 17. März 1899, 
Reg.⸗Bl. S. 274 ff.), „die Höhe der Gebühr innerhalb der feit- 
geſetzten Grenzen nach den beſonderen Umſtänden des einzelnen 
Falls, insbeſondere nach der Beſchaffenheit und Schwierigkeit 
der Leiſtung, dem Zeitaufwand und den Vermögens- und Ein⸗ 
kommensverhältniſſen des Zahlungspflichtigen, ſowie unter Be— 
rückſichtigung der örtlichen Verhältniſſe zu bemeſſen“. 

Im Art. 15 iſt die wichtige Neuerung vorgeſchlagen, daß 
die Anfertigung des Entwurfs zu einem Rechtsgeſchäft, ebenſo 
wie die Erſtattung eines Gutachtens, in erſter Linie der Selbſt⸗ 
taxirung unterworfen wird. Das preußiſche Geſetz (Art. 13) 
wendet auf dieſen Theil der Berufsthätigkeit die Beſtimmungen 
der preußiſchen Notariatstaxe an; das ſächſiſche Geſetz beſtimmt 
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in § 15, daß der Rechtsanwalt zwei bis fünf Zehntheile der 
vollen Gebühr, und bei beſonders ſchwieriger und zeitraubender 
Thätigkeit die volle Gebühr erhalten ſoll. Was zunächſt die 
Beſtimmungen des ſächſiſchen Geſetzes betrifft, ſo wird man 
nicht beſtreiten können, daß fie dem Weſen und Erfolg nach 
auf die Selbſttaxirung hinauslaufen, zumal wenn man berück⸗ 
ſichtigt, daß das Geſetz die Freiheit formloſer Vereinbarung 
anerkennt. Zwiſchen dieſem Standpunkt und dem Vorſchlag 
des Entwurfs beſteht ſonach kein grundſätzlicher Unterſchied. 
Die Anwendung der Notariatstaxe iſt für Württemberg ſchon 
aus dem Grunde ausgeſchloſſen, weil ihre Sätze in Württem- 
berg bekanntlich auf die Hälfte der preußiſchen herabgeſetzt ſind; 
dies iſt mit Rückſicht auf die beſonderen Verhältniſſe des 
württembergiſchen Notariats geſchehen, und es würde nicht 
gerechtfertigt ſein, die württembergiſchen Rechtsanwälte auf 
dieſem verantwortlichſten und ſchwierigſten Gebiet ihrer Berufs- 
thätigkeit jo viel ſchlechter zu ſtellen, als ihre preußiſchen Kollegen. 
Für einen zweiſeitigen Vertragsentwurf über ein Objekt von 
2000 Mark liquidirt der ſächſiſche Rechtsanwalt 7 Mark 20 Pf. 
bis 18 Mark, in beſonders ſchwierigen Fällen bis 36 Mark, der 
preußiſche Rechtsauwalt und Notar acht Zehntel der vollen 
Gebühr von 14 Mark, alſo 11 Mark 20 Pf., der württem⸗ 
bergiſche Notar 5 Mark 60 Pf. und nur in beſonders 
ſchwierigen Fällen 11 Mark 20 Pf. 

Aber auch abgeſehen hievon ſind zahlreiche Vorſchriften 
der preußiſchen und der ihr nachgebildeten württembergiſchen 
Notariatskoſtenordnung von der Art, daß ihre Anwendung auf 
dieſen Kreis der Berufsthätigkeit der Rechtsanwälte nicht zu 
Fefürwerten iſt. Vor allem gehört hierher der Ausſchluß der 
Vertragsfreiheit, wobei hier ganz davon abgeſehen werden ſoll, 
ob dieſer Ausſchluß landesgeſetzlich überhaupt verfügt werden 
kann. Nach § 26 des preußiſchen und § 25 des württem- 
bergiſchen Notariatskoſtengeſetzes darf der Notar nur in den 
dort beſtimmten Fällen eine von den Vorſchriften der Gebühren⸗ 
ordnung abweichende Vereinbarung treffen. Es ſoll hier ganz 
dahingeſtellt bleiben, ob dieſe Beſtimmung für die Notare 
gerechtfertigt iſt oder nicht; aber es iſt ſchlechterdings kein 
Grund erſichtlich, warum ein Rechtsanwalt nicht ebenſo wie 
für Geſellſchaftsverträge und Teſtamente, fo auch für Kauf-, 
Pacht⸗, Mieth und Eheverträge, Verträge über die Verwerthung 
von Erfindungen u. dergl. ein angemeſſenes Honorar mit ſeinem 
Auftraggeber ſoll vereinbaren bezw. liquidiren dürfen. Legis⸗ 
lative Gründe zum Abſ. 2 des Art. 13 des preußiſchen Geſetzes 
vom 27. September 1899, welcher die Ausſchließung der Ver— 
tragsfreiheit bei den Rechtsanwälten in gleichem Umfang ein- 
führt, wie ſie bei den Notaren beſteht, ſind nirgends zu finden, 
und die Vorſchrift iſt um ſo weniger gerechtfertigt, als das 
Weſen der Thätigkeit des Notars und des Rechtsanwalts doch 
grundverſchieden iſt. Der Notar iſt der öffentliche Schreiber, 
der lediglich „den wahren und ernſtlichen Willen der Betheiligten 
zu ermitteln“ und ihre Erklärungen öffentlich zu beglaubigen 
hat, und der ſeiner Amtspflicht völlig Genüge thut, wenn er 
ſich auf dieſe rein formelle Thätigkeit beſchränkt (vergl. hiezu die 
Entſcheidung des Reichsgerichts in der juriſt. Wochenſchrift 1901 
S. 582 ff.: „dem Weſen nach beſteht die Amtsthätigkeit des 
Notars in der öffentlichen Beurkundung im Dienſte Privater“, 
ferner Mügel, Die preußiſchen Koſtengeſetze, 3. Aufl. S. 357 ff., 
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beſ. S. 359). Im Gegenſatz hierzu hat der zur Berathung und 
zum Entwurf eines Rechtsgeſchäfts beigezogene Rechtsanwalt 
den Parteiwillen zu geſtalten, d. h. aus der Fülle ſeiner 
Lebens⸗ und in der Schule des Prozeſſes gereiften Rechts- 
erfahrung den Kontrahenten klar zu machen, was fie zweck⸗ 
mäßigerweiſe im Intereſſe der Erhaltung ihres Rechtsfriedens 
wollen ſollen. Unter allen Berufsthätigkeiten des Rechts⸗ 
anwalts ſteht dieſe der Erſtattung eines Gutachtens am nächſten, 
und die allgemein angemeſſene Form der Honorirung derſelben 
iſt die, daß der Rechtsanwalt — wie bei den Gutachten — 
ſeine Thätigkeit zunächſt ſelbſt tariren, vou feinem Auftrag⸗ 
geber eine angemeſſene Vergütung fordern darf (vergl. die Motive 
zu 888 der deutſchen Gebührenordnung). Dieſe Art der Honorirung 
iſt in Württemberg ſeit Jahrzehnten gebräuchlich und hat noch 
nie zu einem Anſtand geführt. Durch die Beſtimmung des 
Entwurfs, daß in Streitfällen das Gutachten des Vorſtands der 
Anwaltskammer einzuholen iſt, wird übrigens noch dem Rechts⸗ 
anwalt eingeſchärft, daß ſeine Liquidation jederzeit der Kritik 
der angeſehenſten Standesgenoſſen unterzogen werden kann, die 
bei etwaigem Mißbrauch auch disziplinariſch einſchreiten können. 

Im Art. 16 iſt zunächſt nach dem Vorgang von Sachſen 
(§ 12 Abſ. 4, § 14) und in Uebereinſtimmung mit Art. 8 Abſ. 1 
des Entwurfs der Mindeſtbetrag der Gebühr auf 2 Mark feſt⸗ 
geſetzt. Sodann iſt gleichfalls im Anſchluß an Sachſen ($ 9 
Abſ. 3) beſtimmt, daß bei nicht vermögensrechtlichen Gegenſtänden 
ein Werth von 200 —50 000 Mark, in beſonderen Fällen bis zu 
100 000 Mark anzunehmen iſt. 

Die im Abſ. 2 des Art. 16 beſtimmte Anwendbarkeit der 
Vorſchriften der Deutſchen Gebührenordnung bedarf nur inſofern 
einer Erläuterung, als ſie von der entſprechenden Vorſchrift des 
preußiſchen Geſetzes abweicht. 

1. Der Entwurf erklärt den § 7 der Deutſchen Gebühren⸗ 
ordnung, welcher den Rechtsanwalt berechtigt, die Gebühr auch 
in eigenen Angelegenheiten zu berechnen (übereinſtimmend mit 
Sachſen) für anwendbar; freilich werden die Fälle, in welchen 
eine Erſatzpflicht in Frage kommt, äͤußerſt ſelten fein, und wohl 
aus dieſem Grunde iſt die Anwendbarkeit des § 7 im preußiſchen 
Geſetz nicht erwähnt. 

2. Die Anwendbarkeit des § 8 der Deutſchen Gebühren⸗ 
ordnung (Mindeſtgebühr 1 Marh iſt durch die Beſtimmung des 
Entwurfs, wonach die Mindeftgekühr 2 Mark betragen ſoll, 
erſetzt. 

3. Die im Entwurf für anwendbar erklärten 88 76—86 
(Auslagen, Einforderung von Gebühren und Auslagen) ſind auch 
im Art. 15 des preußiſchen und (mit einer geringfügigen Ab- 
weichung bezüglich des §8 86 Abſ. 2) im § 17 des ſächfiſchen 
Geſetzes allegirt. Dagegen läßt das preußiſche Geſetz an die 
Stelle des vom Entwurf in Uebereinſtimmung mit Sachſen für 
anwendbar erklärten § 87 der Deutſchen Gebührenordnung 
(Inkaſſogebühr) die Inkaſſogebühr der preußiſchen Notariats- 
gebührenordnung treten (Art. 13 Abſ. 1). Ein zureichender 


ſachlicher Grund hierfür iſt nicht vorhanden, und die wünſchens⸗ 
werthe größtmögliche Einheitlichkeit der Gebührenvorſchriften 
ſpricht für die Beibehaltung der Inkaſſogebühr, welche von der 
Deutſchen Gebührenordnung für ſachgemäß gehalten iſt. 

4. Die Allegirung des § 88 der Deutſchen Gebühren— 
ordnung (Gutachten) erledigt ſich durch die Beſtimmung des 
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Art. 15 des Entwurfs, in welchem bereits eine dem § 88 ent⸗ 
ſprechende Beſtimmung enthalten iſt. 

5. § 90 der Deutſchen Gebührenordnung (Gebühr für 
begonnene oder vorbereitete Ausführung eines Auftrags) iſt vom 
Entwurf in Uebereinſtimmung mit Sachſen für anwendbar erklärt; 
ein Grund, warum dieſer Paragraph im preußiſchen Geſetz nicht 
allegirt iſt, iſt nicht erſſchtlich. 

6. Daß vom 8 93 der Abſ. 2 (Schriftform bei vertrage- 
mäßiger Feſtſetzung der Vergütung) nicht für anwendbar erklärt 
iſt, entſpricht dem Vorgang von Sachſen, nur in geänderter 
redaktioneller Faſſung, inſofern in § 17 letzter Satz des ſächſiſchen 
Geſetzes ausdrücklich beſtimmt iſt, daß der Auftraggeber an den 
Vertrag auch dann gebunden iſt, wenn er ihn nicht ſchriftlich 
geſchloſſen hat. 

Art. 17 hat ſein Vorbild im Art. 16 des preußiſchen und 
im 8 8 Abſ. 2 des ſächſiſchen Geſetzes und bedarf keiner weiteren 
Erläuterung. 

Die Vergütung für die im Art. 18 erwähnten Geſchäfte, 
deren Beſorgung nicht nothwendig juriſtiſche Bildung und Zu- 
laſſung zur Rechtsanwaltſchaft vorausſetzt, die aber doch nicht 
ſelten Rechtsanwälten übertragen werden, kann nur nach dem 
Grundſatz der von Fall zu Fall zu beſtimmenden Angemeſſenheit 
erfolgen. Um wenigſtens einigermaßen einen Anhaltspunkt für 
die Bemeſſung der Vergütung zu haben, empfiehlt es ſich, bei 
Vermögensauseinanderſetzungen die Notariatsgebühr (K. V. O. 
v. 14. Nov. 1899 8 10 Abſ. 1), bei Vermögensverwaltungen und 
Teſtamentsvollſtreckungen die Berechnung nach einem Prozentſatz 
des verwalteten Vermögens bezw. Nachlaſſes für anwendbar zu 
erklären. 
letzteres Kuhlenbeck, Kommentar zum B. G. B. § 2221 Note 1, 
braunſchweigiſches Geſetz v. 24. März 1882 8 18. 


Zu SS 2050 ff. des B. G. B. (Ausgleichung unter 
Abkömmlingen als geſetzlichen Erben. Begriff der 
„Zuwendung“). 


Die in der Beilage 11 der Juriſtiſchen Wechenſchrift 


Nr. 55 und 56 vom 15. Auguſt 1902 S. 266 unter Nr. 198 
mitgetheilte Entſcheidung des Reichsgerichts vom 30. Juni 1902 
i. S. Jülich e. Jülich u. Gen. enthält einige Ausführungen 
über den Begriff der Zuwendungen im Sinne des § 2050 ff. 
des B. G. B., zu deren Kritik hier Folgendes bemerkt werden 
möge: 

Mit Recht wird zunäͤchſt die Anſicht verworfen, wonach eine 
weſentliche Eigenſchaft der Zuwendung ihre Unentgeltlichkeit ſein 
fol. Ueberall, wo im B. G. B. dieſe Eigenſchaft als Voraus- 
ſetzung der Erfüllung eines Rechtsthatbeſtandes gefordert wird, 
iſt die Zuwendung als unentgeltliche ausdrücklich bezeichnet (vergl. 
§§ 330, 516, 822, 1369, 1638, 1909 u. A.). 

Hieraus ergiebt ſich des weiteren auch mit abſoluter Noth⸗ 
wendigkeit, daß der Begriff der „Zuwendung“ ſich nicht mit dem 
der Schenkung deckt, vielmehr dieſen umfaßt, denn die Schenkung 
iſt eine Zuwendung unter Vereinbarung der Unentgeltlichkeit. 

E'benſowenig kann aber als Zuwendung ein Rechtsgeſchäft 
bezeichnet werden, bei dem nach der Meinung der Parteien der 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Für erſteres vergl. das preußiſche Geſetz Art. 13, für 
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Werth des freiwillig Hingegebenen demjenigen der vom Empfänger 
erwarteten Gegenleiſtung entſprechen ſoll. Die Leiſtung des 
Zuwendenden muß vielmehr, wenn auch vielleicht nur vermöge 
beſonderer, der Gegenleiſtung gewährter Vergünſtigungen (lange 
Friſten, Unverzinslichkeit ꝛc.), ſich wirthſchaftlich als eine un⸗ 
eigennützige, als eine Gutthat charakteriſiren laſſen. In dieſem 
Sinne iſt, abgeſehen von den unentgeltlichen Leiſtungen, als 
Zuwendung auch jede normaler Weiſe aus den perſönlichen Be- 
ziehungen der Betheiligten ſich erklärende Hingabe von Ver⸗ 
mögenswerthen zu betrachten, für welche eine Gegenleiſtung erſt 
in den Nachlaß des Zuwendenden erwartet wird. Sit der Be⸗ 
dachte dann zugleich Erbe, ſo tritt an die Stelle der Gegen⸗ 
leiſtung eventuell die Ausgleichungspflicht des 8 2050 des 
B. G. B., dies aber nur dann, wenn in der Zuwendung zugleich 
die Anordnung der Ausgleichung enthalten iſt. Dieſe Voraus- 
ſetzung wird vermuthet, ſoweit es ſich um Zuwendungen gemäß 
§ 2050 Abſ. 1 und 2 handelt, in allen übrigen Fällen muß 
die auf Ausgleichung im Nachlaß gemäß §§ 2050 ff. B. G. B. 
abzielende Abſicht des Erblaſſers bei der Hingabe irgendwie 
unzweideutigen Ausdruck gefunden haben ($ 2050 Abſ. 3 
B. G. B.). 

Die Konſequenzen, die ſich hieraus für den Fall der oben 
angeführten Reichsgerichtsentſcheidung ergeben, ſind folgende: 

Daß die Hingabe der in den Schuldſcheinen feſtgelegten 
Beträge eine Zuwendung darſtellt, geht aus dem Umſtand, daß 
der Bedachte ein Abkömmling des Zuwendenden iſt, ſowie 
daraus, daß die Schuld bis zum Tode des Zuwendenden ge— 
ſtundet worden iſt, unzweifelhaft hervor; des weiteren läßt die 
Thatſache, daß für die Beträge Schuldſcheine ausgeſtellt worden 
ſind, unzweideutig erkennen, daß es ſich weder um die Gewährung 
einer Ausſtattung, noch um Erziehungsaufwand im Sinne des 
§ 2050 Abſ. 1 und 2 handeln kann. Ob aber deshalb die 
Zuwendung nach § 2050 Abſ. 3 zur Ausgleichung zu bringen 
iſt, kann erſt entſchieden werden, wenn feſtgeſtellt iſt, daß bei 
der Hingabe eine Anordnung dieſes Inhalts erkennbar hervor 
getreten iſt, und das iſt meines Erachtens nicht der Fall. Denn 
ein Schuldſchein des Inhalts, daß ein künftiger Erbe vom 
Erblaſſer zu deſſen Lebzeiten einen beſtimmten Betrag als 


Darlehen erhalten hat, in Verbindung mit der Thatſache, daß 


dieſes Darlehen bis zum Tode des Erblaſſers nicht zur Heim- 
zahlung gelangt iſt, bietet hierfür allein keine genügenden 
Anhaltspunkte. Die Zuwendung iſt daher eine Forderung des 
Nachlaſſes an den Erben, aber kein Vorempfang. 

Praktiſch wird dieſe Erkenntniß in zwei Richtungen, 
jeweils zu Ungunſten des Empfängers der Zuwendung, von 
hoher Bedeutung: 

1. Der Schuldner einer Nachlaßforderung hat dieſe in 
natura in den Nachlaß zu erfüllen, der Borempfung 
wird bloß rechneriſch zur Ausgleichung gebracht. 

2. Der Ausgleichungspflichtige hat ſich hoͤchſtens jo viel 
anrechnen zu laſſen, als ſein Erbtheil betragen würde, 
und fällt, wenn dies geſchieht, mit ſeinem Erbauſpruch 
aus; einen etwaigen Mehrempfang kann er nach 
§ 2056 B. G. B. behalten, iſt ſomit trotz Ausgleichung 
im Vergleich zu ſeinen Miterben immer noch günſtiger 
geſtellt. Der Nachlaßſchuldner hat die ganze Schuld 
in den Nachlaß zu bezahlen, alſo auch den Betrag, 
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um den feine Schuld das ihm zufallende Erbtheil 
überſteigt. Die Gleichſtellung der Miterben iſt daher 
in letzterem Falle eine weit vollkommenere. 

Dieſer Thatſache gegenüber kann meines Erachtens dem 
vom Reichsgericht für die Annahme der Ausgleihungepflicht 
geltend gemachten Grunde, daß „regelmäßig die Ausgleichung 
für den ſchuldneriſchen Miterben weniger beſchwerlich ſein wird 
als die wirkliche Leiſtung“, ausſchlaggebende Bedeutung nicht 
beigemeſſen werden. Die Anwendung der allgemeinen Aus— 
legungsregel „in dubio pro reo“, die hierin ihren Ausdruck 
findet, beruht auf einer Verkennung des Charakters der hier 
zur Eutſcheidung geſtellten Rechtsverhältniſſe; gerade der Um⸗ 
ſtand, daß ein Miterbe Schuldner des Nachlaſſes iſt, giebt dem 
vorliegenden Fall ſeine Eigenart. Das Moment des Schutzes 
des im Normalfall wirthſchaftlich ſchwachen Schuldners gegen 
den Gläubiger verſchwindet hier vollkommen; an ſeine Stelle 
tritt das Streben nach thunlichſt gleichheitlicher Vertheilung 
des Nachlaſſes, und es iſt daher gerade in ſolchen Fällen 
mit beſonderer Vorſicht zu prüfen, ob die Anordnung der Aus— 
gleichungspflicht in der That als Wille des Zuwendenden bei 
der Zuwendung zum Ausdruck gelangt iſt. 


Rheinbiſchofsheim (Baden), den 11. September 1902. 
Dr. Carl Hafner, Rechtspraktikant. 


Wer trägt die Gefahr, wenn eine unter Vorbehalt 

des Eigenthums bis zur Zahlung des Kaufpreiſes 

verkaufte bewegliche Sache vor der erfolgten 
Zahlung untergeht ($ 455 B. G. B.)? 


Urtheil des Landgerichts Dresden vom 6. Juni 1902 
(Dg. II 500/01). 


Mitgetheilt von Rechtsanwalt Dr. Wm. Altſchul, Dresden. 


Der Kläger hatte dem Beklagten ein Grammophon mit 
dreißig Platten für 145 Mark, zahlbar in wöchentlichen Raten 
von je 25 Mark, verkauft und ſich dabei vorbehalten, daß er 
„bis zur vollſtändigen Tilgung der Summe (von 145 Mark) 
Eigenthümer des Apparates“ bleibe. 

Der auf Bezahlung von 45 Mark Reſtkaufpreis belangte 
Beklagte wandte u. a. ein, nachdem er 100 Mark auf den Kauf 
preis gezahlt gehabt, ſei ihm das Grammophon geſtohlen worden. 
Er wurde aber in erſter Inſtanz nach dem Klageantrage ver- 
urtheilt und ſeine Berufung wurde zurückgewieſen. 

Ueber die Frage des Gefahrüberganges, 

welche von der erſten Inſtanz mit den kurzen Worten 
beantwortet worden war: „Daß dem Beklagten das 
Grammophon geſtohlen wurde, hat der Kläger nicht zu 
vertreten — vergl. 8 446 B. G. B. —, er hatte feiner 
Verpflichtung aus dem Kaufvertrage genügt,“ 
ſprach ſich das Berufungsgericht in der oben angeführten Ent— 
ſcheidung wie folgt aus: 

„Wie ſich aus der vom Kläger als richtig anerkannten 
Vertragsabſchrift ergiebt, hat ſich derſeibe bei dem Kaufvertrag 
über das dem Beklagten am 22. Auguſt 1901 gelieferte Grammo- 


phon das Eigenthum an demſelben bis zur Zahlung des Kauf- 
preiſes ſeitens des Beklagten vorbehalten. Irgendwelche beſondere 
Abrede hierüber hat keine Partei behauptet. Es hat daher auf 
den gegenwärtigen Fall die Vorſchrift des §S 455 B. G. B. 
Anwendung zu leiden, wonach im Zweifel anzunehmen iſt, daß 
die Uebertragung des Eigenthums an der Kaufſache unter der 
aufſchiebendeu Bedingung vollſtändiger Zahlung des Kaufpreiſes 
erfolgt und der Verkäufer im Falle des Zahlungsverzugs des 
Käufers zum Rücktritt vom Vertrage berechtigt iſt. 

Die Frage, wer von den Vertragſchließenden in ſolchem 
Falle die Gefahr, insbeſondere die hier fragliche des zufälligen 
Untergangs der Sache — als welche für die Parteien der an- 
gebliche Diebſtahl des Grammophons ſich darſtellt — zu tragen 
hat, iſt außerordentlich beſtritten. 

Vergl. einerſeits Neumann, Handausgabe des B. G. B. 
Anm. 3 zu § 446 und Anm. 3 zu § 455; Coſack, Lehrbuch, 
Bd. I S. 405; Scherer, Recht der Schuldverhältniſſe, Bd. II 
S. 491; Martinius im Archiv f. bürgerl. Recht, Bd. XVIII 
S. 68, andrerſeits Dernburg, Schuldverhältuiſſe, Abth. 2 S. 17 
Anm. 11, auch Staudinger, Komm. zum B. G. B., Bd. II 
S. 190, Planck, Bd. II S. 237. 

Das Berufungsgericht iſt in Uebereinſtimmung mit der erſten 
Iuftanz der Anſicht, daß auch in dieſem Falle mit Uebergabe 
der Kaufſache die Gefahr auf den Käufer übergeht. Hierfür 
ſpricht vor Allem der Wortlaut des §8 455 B. G. B. Derſelbe 
legt dem Eigenthumsvorbehalt des Verkäufers zwei Wirkungen 
bei, die eine in dinglicher Beziehung, daß die Uebertragung des 
Eigenthums als aufſchiebend bedingt gilt, die andere in obliga- 
toriſcher Beziehung, daß der Verkäufer bei Verzug des Käufers 
zum Rücktritt vom Vertrage befugt iſt. Hieraus ergiebt fich 
hinreichend deutlich, einmal, daß nach der Abſicht des Geſetzgebers 
nur der Eigenthumsübergang, — nicht aber der Kaufvertrag 
(vergl. insbeſondere das Wort „Rücktritt“) — bedingt iſt, 
andererſeits läßt ſich daraus, daß lediglich dieſe beiden Wirkungen 
hervorgehoben werden, ſchließen, daß es im übrigen bei den 
allgemeinen Vorſchriften über den Kauf und daher auch bei der- 
jenigen des § 446 B. G. B. zu verbleiben hat. Hiermit ſtehen 
auch die Beſtimmungen der $$ 433 und 466 B. G. B. durchaus 
im Einklang. Erſterer präziſirt die Verpflichtung des Verkäufers 
dahin, daß er dem Käufer die Sache zu übergeben und das 
Eigenthum an der Sache zu verſchaffen habe. 

Wenn nun im Anſchluß hieran § 446 vorſchreibt, daß mit 
Uebergabe der Sache die Gefahr auf den Käufer übergehe, jo 
iſt anzunehmen, daß der Uebergang der Gefahr von dem Ueber— 
gang des Eigenthums nicht hat abhängig gemacht werden ſollen, 
daß alſo auch der Eigenthumsvorbehalt des Verkäufers den Ueber 
gang der Gefahr nicht hindert. Es würde wohl auch kaum der 
Billigkeit entſprechen, wollte man dem an ſich zur Erfüllung 
bereiten Verkäufer, der ſich bereits des Beſitzes der Kaufſache zu 
Gunſten des Käufers entäußert hat, die Laſt der Gefahrtragung 
aufbürden und es in das Belieben des Käufers ſtellen, wenn er 
durch Entrichtung feiner regelmäßig ſofort mit der Uebergabe 
fälligen Gegenleiſtung die Gefahr übernehmen will. Demzufolge 
erſcheint der Einwand des Beklagten, es ſei ihm das Grammophon 
geſtohlen worden, unbeachtlich.“ 
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Kann in dem den Arreſt anordnenden Beſchluſſe 
zugleich über die Koſten entſchieden werden? 
Von Kanzleirath Merck, Oberſekretär am K. O. L. G. Zweibrücken. 


Dieſe alltäglich praktiſch werdende Frage iſt beſtritten. Vor⸗ 
wiegend ſind immer noch diejenigen Meinungen, welche ſich im 
verneinenden Sinne ausſprechen. Die meiſten Kommentatoren 
und die meiſten der bis jetzt bekannt gewordenen Entſcheidungen 
höherer Gerichte, ſo auch des Reichsgerichtes, nehmen den ver⸗ 
neinenden Standpunkt ein. Indeß ſcheint aber die bejahende 
Anſicht immer mehr Boden zu gewinnen, allerdings, wie es ſcheint, 
aus praktiſchen Erwägungen. So hat namentlich auch das 
Bayeriſche oberſte Landesgericht in ſeinem Beſchluſſe vom 
13. Juli 1901 entſchieden, daß in dem den Arreſt anordnenden 
Beſchluſſe dem Antragsgegner die Koſten des Arreſtverfahrens zur 
Laſt zu legen ſeien und auch Gaupp, der ſonſt ſehr vorſichtig 
bei ſolchen Meinungs äußerungen vorgeht, hat ſich in der neueſten 
— vierten — Auflage ſeines Kommentars, entgegen ſeiner früher 
vertretenen Anſicht, für Bejahung der Frage ausgeſprochen. 

Eine Voiſchrift bezüglich der Koſtenentſcheidung in dem den 
Arreſt anordnenden Beſchluſſe enthält die Civilprozeßordnung 
nicht, ſie muß alſo im Wege der Interpretation in dieſelbe hinein⸗ 
getragen werden. 

Man vergleicht nun den Arrejt- mit dem Zahlungsbefehle 
und jagt, jener werde ähnlich wie dieſer erwirkt, ohne daß zu- 
nächſt der Gegner gehört werde. Könnten nun im Zahlungs- 
befehle dem Schuldner ohne Gehör die Koſten auferlegt werden, 
ſo ſei nicht abzuſehen, warum dies im Arreſtbefehle nicht ebenſo 
der Fall ſein könne. Der Arreſtbeſchluß habe ſo zu lauten, wie 
er lauten müßte, wenn die bei ſeiner Erlaſſung angenommenen 
Umſtände mit der wirklichen Rechtslage übereinſtimmten. Treffe 
nun dieſe Vorausſetzung zu, ſo ſei der Gegner unterliegender 
Theil und habe als ſolcher die Koſten zu tragen. Wolle er ſich 
dieſe Behandlung nicht gefallen laſſen, ſo könne er durch Wider⸗ 
ſpruchserhebung eine Entſcheidung hervorrufen. Der Antrags- 
ſteller könne aber beim Fehlen der Koſtenentſcheidung nur ſchwer, 
vielleicht auch gar nicht zu ſeinen Koſten gelangen; denn über 
Prozeßkoſten könne nur der Prozeßrichter befinden, deren Geltend- 
machung als ſolche in einem ſelbſtſtändigen Prozeſſe ſei ſomit aus⸗ 
geſchloſſen und ihre Verfolgung im Wege einer Schadensklage 
wäre dem Erfolge nach mindeſtens zweifelhaft. 

Alle dieſe Gründe ſind genau beſehen mehr praktiſcher als 
rechtlicher Natur. 

Daß durch Interpretation Lücken der Geſetze ausgefüllt und 
mangelhafte Beſtimmungen derſelben ergänzt werden können und 
müſſen, liegt in der Natur der Sache und kann nicht beſtritten 
werden. In dieſer Beziehung hat man in den Rheinlanden mit 
dem Code civil vielfache und im allgemeinen nicht ſchlechte Er- 
fahrungen gemacht. Immerhin bleibt ein ſolches Auskunftmittel 
ein Nothbehelf, und man darf wohl ſagen, meiſtens ein recht 
mißlicher. Dieſes Mißliche wird aber nicht gemildert, nein es 
wird ſogar bedenklich, wenn wie in dem vorliegenden Falle in 
ein Formalgeſetz mittels Interpretation materiellrechtliche Be⸗ 
ſtimmungen gebracht werden ſollen. Wenn das Formalgeſetz ſolcher 
Beſtimmungen bedarf, müſſen fie von ihm ſelbſt geſchaffen, aus- 
drücklich in ihm enthalten fein. Denn der Zweck des Formal⸗ 
geſetzes iſt ja nur der, das materielle Recht zur Geltung zu 
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bringen, es iſt nicht um ſeiner ſelbſt willen vorhanden und des⸗ 
halb wird es auch nicht angehen, durch Auslegung Beſtimmungen 
in daſſelbe hineinzutragen, die ſeinem Zwecke fremd ſind und 
über denſelben hinausgehen. Schon dieſer Geſichtspunkt dürfte 
zur Verneinung der aufgeworfenen Frage führen. 

Wenn man ſich auf die Aehnlichkeit des Arreſtes mit dem 
Mahnverfahren beruft, um eine bejahende Anſicht zu rechtfertigen, 
ſo kann man mit demſelben Rechte für die Verneinung geltend 
machen, daß gerade, weil beim Mahnverfahren in dieſer Richtung 
ausdrücklich eine Beſtimmung getroffen iſt, das Schweigen des 
Geſetzes beim Arreſtverfahren für die gegentheilige Anſicht ſpricht. 
Die Aehnlichkeit des Mahnverfahrens mit dem Arreſtverfahren 
iſt aber auch nicht ſo ſtark, daß man aus jenem für dieſes 
abſolut ſichere Schlüſſe ziehen könnte. Der Zahlungsbefehl 
enthält bezüglich der Koſten ein vom Geſetze aufgeſtelltes 
Präjudiz, deſſen Verwirklichung unter den gegebenen Voraus⸗ 
ſetzungen kraft Geſetzes erfolgt; er droht die förmliche Zwangs⸗ 
vollſtreckung an, er wird durch den auf ihn folgenden Voll⸗ 
ſtreckungsbefehl ein vollſtreckbarer Titel im Sinne der Civil⸗ 
prozeßordnung. Das alles trifft bei dem Arreſtbefehle nicht zu, 
er enthält kein Präjudiz, keine Androhung der Zwangsvollſtreckung 
und kann niemals ein vollſtreckbarer Titel im Sinne der 
Civilprozeßordnung werden. Sein Zweck iſt, dem Antragsſteller 
vorläufig Sicherheit zu verſchaffen; iſt dieſer Zweck erreicht, ſo iſt 
der Arreſtbefehl gegenſtandslos derart, daß man weiter aus ihm 
nicht, wie aus dem Vollſtreckungsbefehl, Befriedigung erzwingen 
kann. Es wäre nun mindeſtens eigenartig, einem Titel die 
Fähigkeit zuzuſprechen, für die Verfahrenskoſten Befriedigung 
zu erzwingen, wenn ihm dieſe Fähigkeit durch das Geſetz für 
die Hauptſache entzogen iſt; der Arreſt kann doch nicht um 
der Arreſtkoſten willen erwirkt und erlaſſen werden; einen ſolchen 
Dualismus kann der Geſetzgeber kaum gewollt haben. 

Wenn man weiter ſagt, der Gläubiger könne, wenn ihn 
der Schuldner ſofort in der Hauptſache befriedige, nicht zu 
ſeinen Koſten gelangen, wenn der Arreſtbefehl keine Koſten⸗ 
entſcheidung zu ſeinen Gunſten enthalte, ſo kann dies wohl 
dann zutreffen, wenn der Arreſt nicht auch für ein Koſtenaverſum 
beantragt und erlaſſen wurde. Ein vorſichtiger Gläubiger 
wird aber immer auch den Arreſt für ein ſolches Averſum 
beantragen, um ſich auch hiefür ſicherzuſtellen. Thut er das 
nicht, jo handelt er eben unvorſichtig und hat den ihm als— 
dann etwa entſtehenden Schaden ſich ſelbſt zuzuſchreiben. Unvor⸗ 
ſichtigkeit und Leichtſinn können die Geſetze nicht unterſtützen. 

Aber geſetzt nun, der Arreſtbefehl enthält die Entſcheidung, 
daß dem Antragsgegner die Koſten des Verfahrens zur Laſt fallen, 
wie dann, wenn ſie der Schuldner nicht zahlt und nicht zahlen 
will? Um ſie zwangsweiſe beizutreiben, müßten ſie im Koſten⸗ 
feſtſetzungverfahren liquidirt und feſtgeſetzt werden. Dem ſteht 
aber die Mußvorſchrift des § 104 C. P. O. entgegen, wonach 
der Anſpruch auf Erſtattung der Prozeßkoſten nur auf Grund 
eines zur Zwangsvollſtreckung geeigneten Titels geltend gemacht 
werden kann. Ein ſolcher Titel iſt aber der Arreſtbefehl nicht. 
Die zur Zwangsvollſtreckung geeigneten Titel find in der 
Prozeßordnung genau und einzeln, nicht etwa exemplikativ auf⸗ 
geführt. Namentlich ſind es rechtskräftige oder für vorläufig voll⸗ 
ſtreckbar erklärte Endurtheile — §704 — und die in §794 benannten 
Urkunden. Der Arreſtbefehl findet ſich nicht darunter und kann im 
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vorliegenden Falle auch nicht unter § 794, 3 C. P. O. ſub⸗ 
ſumirt werden, da gegen den den Arreſt anordnenden Beſchluß 
nur Widerſpruch, nicht Beſchwerde ſtattfindet. § 924. 

Daß im Arreſtbefehle die Koſten dem Betrage nach feſtgeſetzt 
werden könnten, wird man angeſichts der Ausnahmebeſtimmung 
des § 103 C. P. O., welche dies in den Urtheilen des amts⸗ 
gerichtlichen Verfahrens zuläßt, wohl nicht behaupten wollen. 

Aber ſelbſt wenn man ſo weit gehen wollte, ſo könnte der 
Arreſtbefehl doch nicht weiter reichen, als zur Sicherung dieſer 
Koſten, da er auch in dieſem Falle ſeines Charakters nicht 
entkleidet werden könnte in dem Sinne, daß aus ihm eine förm⸗ 
liche Zwangsvollſtreckung ſtattfinden könnte. Die Prozeßordnung 
kennt eben nur die Vollziehung des angeordneten Arreſtes, 
d. h. die Verwirklichung der durch ihn erlaubten Sicherung 
und über dieſe von dem Geſetze gezogene Grenze kann man 
den Arreſt als eine Ausnahmeinſtitution nicht ausdehnen. Hierin 
liegt auch der weſentliche Unterſchied zwiſchen Zahlungs- und 
Arreſtbefehl. Der Zahlungsbefehl wird vollſtreckbar erklärt 
und dadurch zu einem Titel, mittels deſſen Befriedigung im 
Zwangswege erlangt werden kann. Der Arreſtbefehl kann 
dieſe Eigenſchaft nie erlangen, er kann durch Urtheil nur als 
rechtmäßig erklärt werden, d. h. es kann nur feſtgeſtellt 
werden, ob die zu ſeiner Erlaſſung erforderlichen Vorausſetzungen 
gegeben waren. 

Daß das Geſetz eine Beſtimmung des Inhaltes, daß der 
den Arreſt anordnende Beſchluß auch über die Koſten entſcheiden 
ſolle, nicht enthält, iſt kein Ueberſehen, keine Lücke des Geſetzes, 
ſondern nur logiſch durchgeführte Konſequenz des Arreſtbegriffes. 
Allein das Geſetz ſchweigt nicht einmal, nein es redet deutlich. 
Wenn in § 917 der Prozeßordnung verfügt wird, daß der Arreſt 
ſtattfindet, wenn zu beſorgen iſt, daß ohne deſſen Verhängung 
die Vollſtreckung des Urtheils vereitelt oder weſentlich erſchwert 
würde, jo wird hier immer ein Urtheil, ſei es ein bereits er- 
laſſenes, ſei es ein noch künftig ergehendes und damit ein Titel 
vorausgeſetzt, auf Grund deſſen die Zwangsvollſtreckung auch für 
die Koſten ſtattfinden kann. Die Prozeßorduung, die berufen 
iſt, den Gang des gerichtlichen Verfahrens zu regeln, muß auch 
bei ihren außerordentlichen Anordnungen immer annehmen, daß 
dieſelben im ordentlichen Verfahren endgiltig erledigt werden; 
für eine nicht prozeſſuale, außergerichtliche Erledigung kann und 
will ſie keine Normen ſchaffen. 

Eine Entſcheidung über die Koſten in dem den Arreſt an- 
ordnenden Beſchluſſe ſcheint ſonach das Geſetz nicht gewollt zu 
haben; dieſelbe dürfte aber nach dem Geſagten auch nicht noth- 
wendig ſein. 


Aus der Praxis der Strafſenate des Reichsgerichts. 
(Entſcheidungen bis Ende Juni 1902.) 

Bericht erſtattet im Auftrage des Vorſtandes von Friedrich 
Kloeppel, Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht Dresden. 
A. Zum Strafgeſetzbuche. 

1. 88 41, 42. 

Das angefochtene Urtheil iſt ergangen auf den Antrag des 
Staatsanwaltes, Poſtkarten, die bei dem Hauſirhändler H. von 
der Strafkammer beſchlagnahmt waren, als objektiv unzüchtig 
einzuziehen, nachdem H. wegen Mangels des Bewußtſeins von 
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der Unzüchtigkeit der Bilder und Schrift außer Verfolgung 
geſetzt war. In der Hauptverhandlung wurde der ſtaatsanwalt⸗ 
ſchaftliche Antrag als unzuläſſig zurückgewieſen, weil feſtgeſtellt 
wurde, daß H. die ſämmtlichen Poſtkarten von der Firma S. & A. 
in M. bezogen habe, und eine Entſchließung der ausſchließlich 
zuſtändigen Staatsanwaltſchaft, daß gegen die Inhaber der ge⸗ 
nannten Firma oder gegen eine andere beſtimmte Perſon, ab⸗ 
geſehen von H., die Verfolgung oder Verurtheilung nicht aus⸗ 
führbar ſei, nicht vorliege. Demzufolge erachtete die Straf⸗ 
kammer den § 42 des Strafgeſetzbuchs nicht für anwendbar. 
Der Staatsanwalt ſtützt die Reviſion darauf, daß der Antrag 
auf Einziehung nur die zu Gerichtshänden gebrachten Exemplare 
betreffe und nicht etwa auf die Unbrauchbarmachung der Platten 
und Formen gerichtet geweſen ſei. Inſoweit aber — dies iſt 
offenbar der Gedankengang der Reviſion — ſei durch die Außer⸗ 
verfolgungſetzung des H., der dieſe Exemplare ausgeſtellt und 
unter Vorausſetzung ihrer Unzüchtigkeit den objektiven That⸗ 
beſtand des § 184 Nr. 1 des Str. G. B. hergeſtellt habe, die 
Verfolgung und Verurtheilung der allein in Frage kommenden 
Perſon unausführbar. Ob daneben wegen Verkaufs ꝛc. weiterer 
ähnlicher Poſtkarten und Schriften auch der Verfaſſer, Ver⸗ 
leger ꝛc. ſtrafrechtlich verantwortlich gemacht werden könne, hält 
der Staatsanwalt hinſichtlich der Einziehung dieſer Exemplare 
für gleichgültig. Dies iſt rechtsirrig. Der nicht ſowohl ſtraf⸗ 
rechtliche als polizeiliche Zweck der Vorbeugung gegen weitere 
üble Wirkungen von Schriften ꝛc. ſtrafbaren Inhaltes erfordert 
den Umfang der erwähnten Maßregeln und ihre Ausdehnung 
auf die bezeichneten Perſonen und es würde ſowohl dem Wort⸗ 
laute wie dem Zwecke des Geſetzes widerſtreiten, dem Richter 
eine Auswahl in der Art zu geſtatten, daß er nur die Ein— 
ziehung (die übrigens in § 41 gar nicht genannt iſt) der bei 
einer beſtimmten Perſon beſchlagnahmten Exemplare beſchließen, 
alle anderen Maßnahmen aber unberückſichtigt laſſen dürfte. 
Beruht ferner die Strafbarkeit der Schrift oder Abbildung auf 
§ 184 Nr. 1 des Str. G. B., fo iſt die Verfolgung einer be⸗ 
ſtimmten Perſon nur dann unausführbar, wenn ſie gegen keine 
Perſon ausführbar iſt, die eine der dort bezeichneten Handlungen 
in Beziehung auf die betreffende Schrift oder Abbildung be- 
gangen hat. Urth. des I. Seu. vom 15. Mai 1902. 1069. 1902. 

2. 88 52, 263 Abſ. 4. 

Der Beſchwerdeführer macht geltend: Nach den Feſt⸗ 
ſtellungen habe zwiſchen ihm und der Verletzten 8. ein Ver⸗ 
löbniß ſtattgefunden, indem fie ſich gegenfeitig die Ehe ver: 
ſprochen hätten, die 8. auch einen Verlobungsring — von 
ihm — empfangen habe. Der von ihm angeblich gegen die 8. 
Anfang Oktober 1900 begangene Betrug würde daher nur dann 
verfolgbar geweſen fein, wenn die 8. Strafantrag gegen ihn 
geſtellt hätte. Allerdings habe er nach der thatſächlichen Au- 
nahme des Urtheils nicht die ernſiliche Abſicht gehabt, unbedingt 
die 8. zu ehelichen, ſeine Abſicht ſei vielmehr bei Eingehung 
des Verlöbniſſes in erſter Linie darauf gerichtet geweſen, auf 
dieſe Weiſe das Vermögen der S. ganz oder theilweiſe in ſeine 
Hände zu bringen, und er würde, wenn ihm dies gelungen 
wäre, die 8. nicht geheirathet, ſondern ſich aus dem Staube 
gemacht haben. Nur wenn er das Vermögen der 8. nicht ohne 
die Heirath bekommen hätte, würde er fie geheirathet haben. 
Der nach der Auffaſſung des Urtheils bei ihm vorhanden ge— 
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weſene Mangel des ernſten Willens, die S. zu ehelichen, ſei, da 
er ſeinen Willen, die 8. nicht zu heirathen, nicht gegen dieſe 
erklärt habe, unter dieſen Umſtänden jedoch ſich nur als ein ge⸗ 
heimer Vorbehalt charakteriſire, nach den Grundſätzen des bürger⸗ 
lichen Rechts (vergl. B. G. B. § 116) rechtlich bedeutungslos, 
das Verlöbniß alſo für beide Theile rechtswirkſam, damit jedoch 
die Nothwendigkeit eines Strafantrags der 8. gegeben. Dieſen 
Ausführungen des Beſchwerdeführers konnte nicht gefolgt werden. 
Das Reichsgericht hat bereits in einer Reihe von Entſcheidungen 
die Rechtsmeinung befolgt, daß der Begriff des Verlobten im 
Sinne des Strafrechts weſentlich nur aus der Strafgeſetz⸗ 
gebung ſelbſt heraus zu erklären ſei, und zwar bei dem 
Mangel ausdrücklicher, hierauf bezüglicher Normen, aus den 
ſtrafpolitiſchen Erwägungen, welche den Geſetzgeber zum Erlaß 
der hier einſchlagenden Vorſchriften des Strafrechts und Straf- 
prozeßrechts geführt haben. Dieſe ſtrafpolitiſchen Erwägungen 
aber, die es geboten erſcheinen ließen, das Verloͤbniß und die 
durch daſſelbe begründeten gegenſeitigen Beziehungen der Ver⸗ 
lobten auf dem Gebiete des materiellen Strafrechts und des 
Strafprozeßrechts nach verſchiedenen Richtungen hin zu berück⸗ 
ſichtigen und ihnen einen gewiſſen Schutz angedeihen zu laſſen, 
können nach der Bedeutung und dem Zwecke des Verlöbniſſes, 
wie ſie dieſem nach der allgemeinen Lebensauffaſſung eigen ſind, 
nur auf dem Gebiete der natürlichen Empfindung, der all- 
gemeinen Volksſitte und religiöſer Gebote geſucht werden, nicht 
innerhalb des Bereiches mehr oder weniger willkürlich erſcheinender 
oder weſentlich durch die größere Sicherheit des rein rechts 
geſchäftlichen Verkehrs hervorgerufener poſitiver Normen des 
allgemeinen bürgerlichen Rechts. Von dieſem Standpunkte 
aus hat das Reichsgericht ein in ſtrafrechtlicher Hinſicht voll⸗ 
gültiges Verlöbniß auch in den Fällen angenommen, wo nach 
den Grundſätzen des einſchlagenden bürgerlichen Rechts beim 
Mangel gewiſſer von dieſem geforderter thatſächlicher Voraus⸗ 
ſetzungen ein gültiges Verlöbniß nicht vorlag, vorausgeſetzt nur, 
daß ein gegenſeitiges, ernſtlich gemeintes Eheverſprechen der be: 
theiligten Perſonen in Frage ſtand, und dieſe die rechtliche 
Handlungsfähigkeit beſaßen. Allerdings liegt hiernach eine er⸗ 
hebliche, von wichtigen Folgen begleitete Abweichung des ftraf- 
rechtlichen Begriffs des Verlöbniſſes von feiner civilrechtlichen 
Bedeutung vor. Allein dieſe Abweichung mit allen ihren recht⸗ 
lichen Konſequenzen iſt nothwendig begründet in der weſentlichen 
Verſchiedenheit der Gründe und Erwägungen, aus denen das 
Verlöbniß auf ſtrafrechtlichem Gebiete Berückſichtigung und Schutz 
verdient, von den für das Civilrecht maßgebend geweſenen Ge— 
ſichtspunkten: für das Strafrecht mußte entſcheidend ſein das 
ſittliche Element, das dem Verlöbniß innewohnt, für das Civil⸗ 
recht die Bedeutung des Verlöbniſſes als eines Aktes, der die 
künftige Eheſchließung mit allen ihren vom Civilrecht feſtgeſtellten 
Folgen für das Rechtsleben der Ehegatten unter ſich und im 
Verhältniß zu anderen Perſonen anzubahnen beſtimmt iſt. Eben 
dieſes ſittliche Moment aber, das den Schutz des Verlöbniſſes 
auch auf ſtrafrechtlichem Gebiete gerechtfertigt erſcheinen läßt 
und fordert, nöthigt auch dazu, hier ein Verlöbniß nur da als 
beſtehend anzuerkennen, wo ſolches auf einer ſittlich einwand⸗ 
freien Baſis beruht und dies trifft, abgeſehen von den Fällen, 
in denen aus ſonſtigen ethiſchen Gründen einem Verlöbniſſe 
vom Rechte die Wirkſamkeit verſagt werden muß, nur zu, wenn 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


499 


es hervorgegangen iſt aus dem für die ſittliche Würdigung 
weſentlichen Elemente, dem freien und ernſtlichen Willen beider 
Verlobter. Die Exiſtenz dieſes ernſtlichen Willens entſcheidet, 
nicht der Inhalt der abgegebenen Willenserklärung. Hieraus 
folgt, daß ein Verlöbniß für den Strafrichter nicht vorhanden 
iſt, wenn nicht jeder der Verlobten den ernſtlichen Willen gehabt 
hat, den anderen Verlobten zu ehelichen, und daß daher ein 
ſtrafrechtlich zu ſchützendes Verloͤbniß nicht beſteht, wenn auch 
nur einer der Verlobten dieſen ernſtlichen Willen nicht gehabt 
hat, ſollte er ſelbſt, der Wahrheit entgegen, dem anderen Theile 
gegenüber erklärt haben, er wolle ihn ehelichen und dieſen hier- 
durch über feine wahre Willens meinung in einen Irrthum verſetzt 
haben. Urth. des III. Sen. vom 30. Dezember 1901. 3209. 1901. 

3. 8 53. 

Der Vorderrichter hat mit Recht angenommen, daß der 
Angeklagte ſich nicht im Stande der Nothwehr befunden hat. 
Der Stand der Nothwehr erfordert einen rechtswidrigen Angriff, 
d. h. einen ſolchen, den der andere von Rechts wegen nicht über 
ſich ergehen zu laſſen braucht. Der Angeklagte hatte ſchon 
längere Zeit mit dem Revolver Unfug getrieben, auch drohende 
Aeußerungen wie: „wer mitkommt, iſt eine Leiche“ ausgeſtoßen. 
Wenn nun F., nachdem der Angeklagte den erſten Schuß in 
die Luft abgegeben hatte, auf den Angeklagten zulief, um ihm 
den Revolver zu nehmen, oder ihn in anderer Weiſe unſchädlich 
zu machen, und wenn H. nach Abgabe des Schuſſes auf F. 
den Angeklagten anpackte, um ſich in den Beſitz des Revolvers 
zu ſetzen und weiteren Schaden zu verhüten, jo kann keine Rede 
davon ſein, daß der Angeklagte ſich dieſe Angriffe nicht von 
Rechts wegen hätte gefallen laſſen müſſen. Es mag allerdings 
zugegeben werden, daß ein allgemeiner Rechtsſatz, wonach Jeder⸗ 
mann berechtigt wäre, im Intereſſe der öffentlichen Ordnung 
und Sicherheit in die Rechtsſphäre eines Dritten und ins⸗ 
beſondere in deſſen perſönliche Freiheit einzugreifen, nicht beſteht, 
daß vielmehr ein ſolcher Eingriff nur innerhalb der in § 127 
Abſ. 1 der Str. P. O. gezogenen Schranken, oder bei Nothwehr, 
Nothſtand oder civilrechtlich geſtatteter Selbſthilfe ſtattfinden 
darf. Es iſt aber auch kein Grund zu der Annahme gegeben, 
daß der Vorderrichter von der irrigen Anſchauung des Beſtehens 
einer ſolchen allgemeinen Befugniß ausgegangen iſt. Wenn er 
ſagt, die Zeugen F. und H. hatten lediglich die Abſicht und 
das Recht, dem Angeklagten den Revolver zur Vermeidung großen 
Unheils im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit nöthigenfalls 
mit Gewalt wegzunehmen, ſo hat er nach dem Zuſammenhange 
der Urtheilsgründe damit offenbar nicht gemeint, daß die Zeugen 
ausſchließlich in Ausübung polizeilicher Befugniſſe oder gemäß 
§ 127 Abſ. 1 der Str. P. O. handelten und zu handeln be⸗ 
rechtigt waren, ſondern er wollte nur zum Ausdruck bringen, 
daß F. und H. aus dem Stande eigener Nothwehr heraus die 
drohenden Angriffe des Angeklagten von ſich und den übrigen 
auf der Straße in Schußweite befindlichen Perſonen abwenden 
und damit allerdings zugleich dem öffentlichen Intereſſe Genug: 
thuung verſchaffen wollten. Zu ſolchen, zunächſt durch das 
Intereſſe der eigenen Sicherheit gebotenen Handlungen waren ſie 
berechtigt. Urth. des III. Sen. vom 10. Mai 1902. 1266. 1902. 

4. 8 53. 

Die Strafkammer hat für erwieſen erachtet, daß der 
Revideut B. von dem Mitangeflagten H. rechtswidrig angegriffen 
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und dieſen gegenwärtigen, rechtswidrigen Angriff von ſich ab- 
zuwenden berechtigt war. Damit ſteht es in einem jedenfalls 
der Aufklärung bedürftigen Widerſpruch, wenn an einer anderen 
Stelle geſagt wird, der Angeklagte habe aus Raufluſt geſtochen, 
um ſich für den Schlag ordentlich zu rächen. Der erſte Richter 
nimmt aber weiter an, daß B. in der Vertheidigung über das 
gebotene Maß hinausgegangen iſt, aus dem Grunde, weil 
die gefährliche Waffe, von der er Gebrauch machte, ein langes 
grifffeſtes Meſſer, gegenüber dem Stocke, mit dem ihn der 
Angreifer über den Kopf geſchlagen hatte, nicht angebracht 
geweſen ſei. Das Gericht hat ſich alſo anſcheinend der durch 
die Sachlage gebotenen Prüfung, ob die von B. gewählte 
Vertheidigung zur Abwendung des Angriffes des H. erforderlich 
war, unterzogen, und es ſcheint zur Verneinung der Frage 
lediglich auf Grund einer Vergleichung der von beiden Theilen 
gebrauchten Waffen oder Angriffsmittel gelangt zu ſein. Dies 
wäre rechtsirrig. Welche Vertheidigung in einem gegebenen 
Falle erforderlich iſt, läßt ſich nur nach der Geſammtheit der 
vorliegenden konkreten Umſtände beſtimmen, wobei die beider- 
ſeitigen Perſönlichkeiten und die ganze Art der Vertheidigung 
gegenüber der des Angriffs zu berückſichtigen ſind. Das, worauf 
es hierbei im weſentlichen ankommt, läßt ſich in dem Grund⸗ 
ſatz ausdrücken, daß der Angegriffene, falls ihm ein nach Art 
und Maß geringeres, zur Erreichung des Zweckes der Abwehr 
genügendes Mittel zu Gebote ſteht, nicht zu einem ſchwereren 
Mittel greifen darf, daß er aber andererſeits auch ein ſchweres, 
die Schwere und Gefährlichkeit des Angriffs überſteigendes 
Mittel anwenden darf, ſofern ihm ein anderes, geringeres 
Mittel nicht zur Hand iſt, ohne Anwendung des ſchwereren 
Mittels alſo eine erfolgreiche Abwehr nach Lage des Falles nicht 
möglich ſein würde. Entſprechend dieſem Grundſatze kann zur 
Abwehr des Schlages mit einem Stocke der Gebrauch eines 
Meſſers unter Umſtänden ſehr wohl erforderlich erſcheinen. Nach 
der angegebenen Richtung aber iſt der erſte Richter hier in eine 
Prüfung der Sachlage überhaupt nicht eingetreten. Mit Recht 
hebt die Reviſion hervor, daß die Urtheilsgründe ſich in keiner 
Weiſe darüber auslaſſen, wie denn der Revident, der kein 
anderes Vertheidigungsmittel, als das Meſſer, bei ſich gehabt 
zu haben behauptet, einen Gegner, der ihn ohne ausreichende 
Veranlaſſung mit einem Stocke derart über den Kopf ſchlägt, 
daß der Stock zerbricht, mit Ausſicht auf Erfolg anders, als 
geſchehen, abwehren konnte, ob denn etwa die Körperfräfte beider 
Gegner im Vergleiche zu einander ſo beſchaffen waren, daß für 
den Revidenten der Gebrauch der bloßen Arme und Hände 
genügenden Schutz verſprach. Um eine, in dieſer Hinſicht dem 
Sinne des § 53 des Str. G. B. gerecht werdende Ent⸗ 
ſcheidung herbeizuführen, mußte das angefochtene Urtheil 
aufgehoben werden. Urth. des I. Sen. vom 12. Mai 1902. 
1588. 1902. 

5. 88 63, 230. 

Ob die Rechtzeitigkeit der am 21. Mai der Staats- 
anwaltſchaft übermittelten Strafanzeige anzunehmen ſein würde, 
kann unerörtert bleiben, weil dieſe Strafanzeige, Mangels 
Unterſchrift der Verletzten, überhaupt nicht als ein von 
ihr geſtellter Strafantrag angeſehen werden kann. Allerdings 
iſt die Unterſchrift des Antragſtellers nicht ein unter allen 
Umſtänden weſentliches Erforderniß des ſchriftlich geſtellten 
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Strafantrags: es würde, wie die nachträgliche Unterzeichnung, 
jo auch die in genügender Form erfolgende Abgabe einer nach⸗ 
träglichen Erklärung, die der Unterzeichnung gleichſteht, indem 
ſie die Schrift als vom Antragsberechtigten ausgegangen an⸗ 
erkennt, an ſich geeignet ſein, den Mangel zu heben. Eine 
ſolche Erklärung, daß die Strafanzeige von ihr ausgegangen 
und mit ihrem Willen der Staatsanwaltſchaft überſandt worden 
ſei, hat die Verletzte bei ihrer polizeilichen Vernehmung nicht 
abgegeben, ſondern unabhaͤngig davon und ohne Erwähnung 
der ſchriftlichen Anzeige den Strafantrag geſtellt. Wollte man 
aber ſelbſt dieſe Erklärung in dem Sinne auffaſſen, daß dadurch 
die frühere Strafanzeige als von der Verletzten ausgegangen 
anerkannt werden ſollte, ſo würde dieſe Erklärung dennoch als 
eine verjpätete nicht mehr Berückſichtigung finden koͤnnen, da 
das Anerkenntniß, um wirkſam zu ſein, jedenfalls noch innerhalb 
des Laufes der geſetzlichen Friſt von drei Monaten hätte er⸗ 
folgen müſſen, während es hier nach Ablauf dieſer Friſt erfolgt 
iſt. Muß hiernach die Rüge, daß es an dem zur Verfolgung 
des feſtgeſtellten Vergehens erforderlichen Strafantrag fehle, für 
begründet erachtet und ſonach die Aufhebung des Urtheils aus- 
geſprochen werden, jo kann dennoch nicht gemäß § 259 
Str. P. O. die Einſtellung des Verfahrens erfolgen. Zwar 
hat der Vorderrichter abweichend vom Eröffnungsbeſchluſſe, der 
dem Angeklagten auch die Außerachtlaſſung derjenigen Auf⸗ 
merkſamkeit, zu der er vermöge feines Berufes beſonders ver- 
pflichtet war, zur Laſt legte, ihn nur im Sinne des Abſ. 1 
des § 230 Str. G. B. verurtheilt: die Begründung dieſer 
Abweichung aber beruht auf Rechtsirrthum. Der Vorderrichter 
verneint nicht, daß der Angeklagte einen Beruf ausübte, vermöge 
deſſen er zur Beobachtung der verſäumten Aufmerkſamkeit be⸗ 
ſonders verpflichtet war: er verneint nur, daß der Angeklagte 
bei der That grade in der Ausübung ſeines Berufs begriffen 
war. Dieſe letzte Vorausſetzung deckt ſich jedoch keineswegs 
mit derjenigen des Geſetzes: es iſt nicht erforderlich, daß der 
Mangel an Aufmerkſamkeit grade bei einer ſolchen Thätigkeit 
vorkommt, die zur Ausübung des Berufes ſelber gehört, es 
genügt vielmehr, wenn die Handlung, deren Vornahme oder 
Unterlaſſung dem Thäter zur Fahrläſſigkeit angerechnet wird, 
überhaupt in den Kreis ſeiner Berufshandlungen fällt und 
er trotzdem die Umſicht und Sorgfalt aus den Augen läßt, zu 
deren Anwendung jener Beruf ihn beſonders verpflichtete. 
Es bedarf ſonach einer erneuten Prüfung, ob Angeklagter nicht 
auch im Sinne des zweiten Abſatzes des §8 230 Str. G. B. 
gefehlt hat, und ob alſo überhaupt ein Strafantrag der Ver⸗ 
letzten erforderlich war. Da der Mangel des erforderlichen 
Strafantrags gerügt iſt, war das Reviſionsgericht berufen, 
nicht nur ſelbſtändig nach Lage der Akten zu prüfen, ob ein 
ſolcher Antrag vorliegt, ſondern auch weiterhin, ob überhaupt 
ein Vergehen in Frage ſteht, das nur auf Antrag verfolgt wird, 
und auch in dieſer Richtung war der Reviſionsrichter nicht an 
die Feſtſtellungen des Inſtanzrichters gebunden, ſondern hatte 
ſelbſtändig über die desfallſigen Vorausſetzungen zu entſcheiden. 
Urth. des II. Sen. vom 11. April 1902. 153. 1902. 

6. 8 113. 

Die Zuläſſigkeit der Anſtellung polizeilicher Exekutivbeamten 
von Seiten der Amtsverbände iſt anerkannt. Was die Frage 
anlangt, welche Befugniſſe den polizeilichen Exekutivbeamten 
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zugewieſen werden können, ſo iſt davon auszugehen, daß ſie die 
Anordnungen des Polizeiverwalters, ſeien dieſelben für den 
einzelnen Fall, ſeien ſie allgemein getroffen, zu befolgen haben. 
Die Natur der Sache bringt es mit ſich, daß ſie bei Aus⸗ 
führung auch eines konkreten Auftrages pflichtmäßig über das 
einzuſchlagende Verfahren im Einzelnen ſich müſſen entſcheiden 
dürfen. Zu der Einſchränkung, welche das angefochtene Urtheil 
den Exekutivbeamten ſetzt, indem es anſcheinend dieſelben nur 
zu einem Einſchreiten je auf konkrete Anordnung des Polizei— 
verwalters hin für befugt hält, liegt kein Grund vor; dieſe 
Beamten ſind für befugt zu halten, auch ohne konkrete An⸗ 
weiſung des Vorgeſetzten bei Verletzungen der Geſetze und 
ſonſtigen gültigen Beſtimmungen, wie bei Begehung ſtrafbarer 
Handlungen, Störung der öffentlichen Ordnung u. ſ. w. nach 
Maßgabe der Geſetze und der ihnen allgemein ertheilten Dienſt⸗ 
anweiſungen unmittelbar einzuſchreiten; ohne ſolche Befugniß 
iſt die Aufrechterhaltung der Ordnung nicht denkbar, und ſolche 
Befugniß iſt auch nicht angezweifelt. Urth. des II. Sen. vom 
29. April 1902. 1055. 1902. 

7. 8 128. 

Irrig iſt die Behauptung, daß, um die Anwendbarkeit des 
§ 128 des Str. G. B. zu begründen, der Zweck der Verbindung 
ein verbotener oder politiſcher oder ein ſtrafbarer 
ſein müſſe. Nach den Darlegungen des Vorderrichters war die 
Thätigkeit beider Vereinigungen darauf gerichtet: ihren Mit⸗ 
gliedern aus der polniſchen Geſchichte und Literatur die ver⸗ 
gangene Größe der polniſchen Nation vor Augen zu führen, 
in ihnen hierdurch und durch den häufigen Gebrauch der polniſchen 
Sprache das Gefühl zu erziehen und zu befeſtigen, daß ſie ſich 
als Angehörige der polniſchen Nation zu betrachten und 
als ſolche feſt zuſammenzuſchließen hätten; ihr ganzes Denken 
und Empfinden ſollte für die Wiederherſtellung eines polniſchen 
Reiches eingenommen werden; aus den Mitgliedern der Schüler⸗ 
vereinigungen ſollten geiſtige Führer des polniſchen Volkes er- 
ſtehen. Daß dieſer Zweck der Vereinsthätigkeit, im Gegenſatze 
zu der Verfolgung der Privatintereſſen einzelner phyſiſcher oder 
juriſtiſcher Perſonen, die Geſammtheit des Gemeinweſens und 
das geſammte öffentliche Intereſſe berührte, iſt von dem Vorder⸗ 
richter angenommen und ohne Rechtsirrthum noch beſonders 
damit begründet, daß eine derartige Wirkſamkeit darauf berechnet 
und geeignet war, den in gemifcht-jprachlichen Landestheilen 
zwiſchen der deutſchen und der polniſchen Bevölkerung beſtehenden 
Gegenſatz noch zu verſchärfen. Damit iſt die Annahme der 
Strafkammer einwandfrei begründet, daß jene Vereinigungen 
eine Einwirkung auf öffentliche Angelegenheiten bezweckten, und 
mit dieſer Feſtſtellung iſt, ſoweit es ſich nm den durch die Ver⸗ 
bindungen erfolgten Zweck handelt, den Anforderungen des 
Geſetzes Genüge geleiſtet. Urth. des II. Sen. vom 4. April 1901. 
4956. 1901. 

8. § 130. 

Unter Klaſſen der Bevölkerung ſind Abtheilungen derſelben 
zu verſtehen, die durch dauernde Uebereinſtimmung in allen 
weſentlichen geſellſchaftlichen Beziehungen gekennzeichnet ſind, 
nicht ſolche Gruppen, die aus einem einzelnen Anlaß vorüber- 
gehend auseinandertreten. Der Gegenſatz zwiſchen ſtreikenden 
und „arbeitswilligen“ Arbeitern iſt kein Klaſſengegenſatz. Urth. 
des I. Sen. vom 30. Januar 1902. 4963. 1901. 
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9. § 133. ö 

Die Annahme der Strafbarkeit in ſubjektiver Beziehung 
entbehrt der ausreichenden Begründung. Die Entſcheidungsgründe 
heben zwar hervor, der Angeklagte habe das Bewußtſein gehabt, 
daß die von ihm bei Seite geſchafften Erinnerungsſchreiben der 
Kenntniß und Verfügung feines Vorgeſetzten, des Berechtigten, 
widerrechtlich entzogen würden. Der Angeklagte hatte indeß 
behauptet, ſein Vorgeſetzter, der Amtmann B., habe ſeinerſeits 
Erinnerungsſchreiben ebenfalls nicht zu den Akten gebracht, ihm 
auch früher erklärt, daß es nicht von Bedeutung ſei, Erinnerungs- 
ſchreiben verſchwinden zu laſſen. In Bezug darauf bemerkt das 
Urtheil, wenn der Angeklagte ſich damit entſchuldigen wolle, daß 
der Amtmann ſelbſt Erinnerungsſchreiben bei Seite geſchafft, 
daß letzterer auch dies nicht für ſchlimm angeſehen habe, ſo ſei 
dieſer Einwand ſtrafrechtlich irrevelant. Es kann nun aller⸗ 
dings zugegeben werden, daß die Berufung auf das eigene Ver⸗ 
fahren des Amtmanns für die Beurtheilung der That des An- 
geklagten unerheblich ſein mag. Allein die Vertheidigung des 
Angeklagten muß dahin verſtanden werden, er ſei zufolge der 
von ihm erwähnten Erklärung des Amtmanns B. der Meinung 
geweſen, daß dieſer mit der von ihm, dem Angeklagten, that⸗ 
ſächlich ausgeführten Behandlung der fraglichen Schriftſtücke 
einverſtanden ſei. So aufgefaßt betraf der Einwand des An- 
geklagten keineswegs eine Thatſache, welche als rechtlich gleich⸗ 
gültig angeſehen werden konnte, vielmehr einen Umſtand, welcher 
aus dem im Urtheil des II. Strafſenats vom 29. Oktober 1895 
(Entſch. des R. G. Bd. 27 S. 401) vertretenen Geſichtspunkte 
geeignet ſein konnte, den ſtrafbaren Vorſatz des Angeklagten 
auszuſchließen. Denn von Seiten des amtlich Vorgeſetzten er- 
theilte Weiſungen oder Ermächtigungen konnten unter Umſtänden 
für den Angeklagten rechtlich maßgebend ſein, oder doch dafür 


gehalten werden und das Bewußtſein der Rechtswidrigkeit völlig 


zurückdrängen, ſoweit der Angeklagte des Glaubens war, inner⸗ 
halb der ihm ertheilten Befugniſſe zu handeln. Urth. des III. Sen. 
vom 12. Mai 1902. 1082. 1902. 

10. § 137. 

Die Strafbarkeit des Angeklagten iſt davon abhängig, ob 
eine rechtswirkſame Pfändung ſtattgefunden hatte. Nach der 
Feſtſtellung des Urtheils hat der Gerichtsvollzieher bei dem An⸗ 
geklagten 10 Töpfe Mus gepfändet und zwar in der Weiſe, daß 
er auf einen der 10 Töpfe, welche in der Behauſung des An⸗ 
geklagten zuſammenſtanden, einen Zettel klebte mit der Aufſchrift 
„10 Töpfe gepfändet“ und Amtsſiegelabdruck beifügte, dem An⸗ 
geklagten auch das Pfändungs⸗Protokoll nach vorheriger Er⸗ 
öffnung, daß die Pfändung erfolgt ſei, vorlas und es durch ihn 
unterſchreiben ließ, auch Verſteigerungstermin anberaumte. Das 
Urtheil gelangt zu der Annahme, die Kennzeichnung aller ge⸗ 
pfändeten Töpfe Mus durch den Gerichsvollzieher genüge dem 
8 808 Abſ. 2 der Civilprozeßordnung. Gegen dieſe Annahme 
wendet ſich die Reviſion mit der Ausführung, daß die geſchilderte 
Art und Weiſe der Kenntlichmachung der Pfandobjekte den Be⸗ 
ſtimmungen des § 57 Nr. 5 der Preußiſchen Geſchäftsanweiſung 
für Gerichtsvollzieher vom 1. Dezember 1899 und dem § 808 
der Civilprozeßordnung nicht entſpreche, vielmehr habe an jedem 


der Töpfe, wie es unſchwer möglich ſei, ein Pfandzeichen an⸗ 


gebracht werden müſſen. Es iſt richtig, daß die Geſchäfts⸗ 
anweiſung für Gerichtsvollzieher (Preußiſches Juſtiz⸗Miniſterial⸗ 
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Blatt 1899 S. 631 flgd.) an der angeführten Stelle vorſchreibt, 
es ſei bei Pfändungen von körperlichen Sachen, welche, wie 
vorliegend, im Gewahrſam des Schuldners gelaſſen werden, zum 
Zweck der Kenntlichmachung für Dritte, wenn irgend möglich, 
jedes einzelne Pfandſtück an einer in die Augen fallenden Stelle 
mit einer Siegelmarke, einem Siegelabdruck oder einem ſonſt 
geeigneten Pfandzeichen zu verſehen. Den Beſtimmungen des 
8 57 Nr. 5 der Geſchäftsanweiſung iſt unzweifelhaft nicht ent⸗ 
ſprochen, da ein Pfandzeichen lediglich unmittelbar an einem 
der Pfandſtücke angebracht iſt. Geht man aber auch davon aus, 
daß die Vorſchriften der Geſchäftsanweiſung für Gerichtsvollzieher 
nur inſtruktioneller Natur ſind und ihm wörtliche Einhaltung 
nicht unerläßlich iſt, ſo mußten doch die vom Geſetze ſelbſt als 
weſentlich bezeichneten Förmlichkeiten beobachtet werden. Der 
8 808 der Civilprozeßordnung verlangt für den Fall, daß die 
Pfandſtücke im Gewahrſam des Schuldners belaſſen werden, daß 
durch Anlegung von Siegeln oder auf ſonſtige Weiſe die 
Pfändung erfichtlich gemacht wird. Das Weſentliche dieſer Vor⸗ 
ſchrift beſteht darin, daß die geſchehene Pfändung aller Sachen 
für jedermann wahrnehmbar gemacht wird, ſei es durch Siegelung 
oder auf ſonſtige Weiſe. Das angefochtene Urtheil geht nun 
darin zu weit, wenn es diefe Vorausſetzung auch bezüglich der- 
jenigen Mustöpfe für gegeben erachtet, welche mit einer Pfändungs⸗ 
marke nicht verſehen waren, zumal die Beziehung der Aufſchrift 
des einen Topfs auf die übrigen gepfändeten Töpfe ſchon dann 
nicht mehr objektiv erkennbar war, wenn ſie nur aus der Nähe 
des erſteren entfernt wurden. Es kann alſo die Pfändung der 
übrigen 9 Töpfe mit Inhalt nicht als rechtswirkſam geſchehen gelten. 
Urth. des III. Sen. vom 19. Dezember 1901. 3794. 1901. 

11. § 137. 

Die Pfändung muß für Dritte hinreichend erkennbar ge- 
macht ſein. Dieſem Zwecke würden ſolche Maßnahmen nicht 
dienen, welche einen Zuſtand ſchaffen, bei welchem die angebrachte 
Pfandmarke geradezu den Blicken entzogen iſt. Vorliegend iſt 
von dem Gerichtsvollzieher bei dem Konverſationslexikon die 
Pfandmarke auf dem erſten Blatte des erſten Bandes und bei 


dem Geldſchrank auf der oberen Deckplatte angebracht. Daß der 


Vorderrichter, welcher dieſe Pfändungen für hinreichend erkennbar 
erachtet hat, hierbei von rechtsirrthümlichen Vorausſetzungen 
ausgegangen iſt, kann, da das Konverſationslexikon aus einer 
Reihe nicht ſelbſtändiger, fortlaufender Bände beſteht, welche für 
ſich einzeln in der Regel als Verkaufsobjekte nicht in Betracht 
kommen können, und bei dem Geldſchrank das Siegel auf der 
Außenſeite angebracht und nicht erſichtlich iſt, daß es nur bei 
außergewöhnlicher Aufmerkſamkeit entdeckt werden konnte, nicht 
angenommen werden. Urth. des III. Sen. vom 17. Februar 1902. 
5197. 1901. 

12. 8 156. 

Die Vorinſtanz findet das Falſche in der, von den Be— 
ſchwerdeführern abgegebenen, eidesſtattlichen Verſicherung in den 
Worten, K. laſſe ſeine Schlächterei „freiwillig“ verſteigern, und 
begründet dies damit, daß die Verſteigerung thatſächlich, wie 
auch den Angeklagten bekannt geweſen, durch den Gerichts— 
vollzieher B. im Zwangsvollſtreckungsverfahren ſtattgefunden 
habe. Bezüglich dieſes Zwangsvollſtreckungsverfahrens ſtellt nun 
die Vorinſtanz feſt, K. habe am 17. Dezember 1900 dem 
Schlächtermeiſter M. in einer notariellen Urkunde ein Schuld⸗ 
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anerkenntniß über 789 Mark gegeben, von denen er dem NI. 
etwa 580 Mark thatjächlich verſchuldet habe, während für den 
Reſt weiter Fleiſch auf Kredit geliefert werden ſollte. K. habe 
ſich der ſofortigen Zwangsvollſtreckung unterworfen. Auf Grund 
dieſer Urkunde habe M. am 18. Dezember 1900 durch den 
Gerichtsvollzieher B. bei K. pfänden laſſen und ſei Verſteigerungs⸗ 
termin bereits auf den 20. Dezember 1900 angeſetzt worden. 
Das Urtheil ſpricht ſich nicht darüber aus, ob den Angeklagten 
dieſe Vorgänge zwiſchen M. und K. bekannt waren, als ſie am 
20. Dezember 1900 die inkriminirte eidesſtattliche Verſicherung 
abgaben. Man muß alſo mit der Möglichkeit rechnen, daß ſie 
Kenntniß davon hatten. In der Hauptverhandlung haben ſie 
nach dem Sitzungsprotokolle unter Anderm geltend gemacht, ſie 
hätten geglaubt, es ſei eine freiwillige Auktion geweſen, und 
hielten die Prozeſſe, auf Grund deren gepfändet und verſteigert 
worden ſei, auch jetzt noch für Schiebungen. Gegenüber dieſer 
Einlaſſung war die Vorinſtanz aber verpflichtet zu prüfen, ob 
die Angeklagten die Worte, „läßt freiwillig verſteigern“, im 
juriſtiſch⸗techniſchen Sinne gebraucht, oder nur haben ſagen 
wollen, es handle ſich um eine im Einverſtändniſſe zwiſchen 
Eigenthümer und Gläubiger vorgenommene Verſteigerung, mithin 
um eine, wenn auch nicht der Form, ſo doch dem Weſen nach 
freiwillige Verſteigerung. Es iſt nicht zu verkennen, daß die 
gebrauchten Worte auch in dieſem Sinne verſtanden werden 
konnten. Haben die Angeklagten dies aber ſagen wollen, ſo 
haben fie jedenfalls keine wiſſentlich falſche eidesſtattliche Er⸗ 
klärung abgegeben. Die Vorinſtanz ſtellt zwar feſt, daß die 
Angeklagten ſich ſehr wohl der Unrichtigkeit ihrer Angabe in der 
eidesſtattlichen Verſicherung bewußt waren, allein nach dem 
Inhalte des Urtheils iſt der Verdacht nicht abzuweiſen, daß ſie 
bei dieſer Feſtſtellung den vorerwähnten Einwand der Angeklagten 
nicht ſeiner ganzen moglichen Bedeutung nach gewürdigt haben. 
Urth. des II. Sen. vom 14. März 1902. 347. 1902. 

13. 5 164. 

Der falſchen Anſchuldigung ſchuldig erkannt, beanſtandet 
der Angeklagte in ſeiner Reviſion die Anwendung des § 164 
Str. G. B., weil er feine bei der Gendarmerie gegen B. an- 
gebrachte Anzeige noch vor deren Abſendung an den Staats— 
anwalt zurückgenommen und dadurch deutlich kundgegeben habe, 
daß er die Anzeige bei einer Behörde nicht wolle. Allerdings 
iſt bei der bezeichneten Gendarmerieſtation ein von dem An⸗ 
geklagten unterzeichnetes Schriftſtück eingekommen, worin derſelbe 
erklärt, daß die von ihm gegen B. erſtattete Anzeige auf Un⸗ 
wahrheit beruhe und von ihm zurückgenommen werde. Allein 
das Landgericht hielt mit Rückſicht auf die von der Gendarmerie 
in Bezug auf dieſes Schreiben bei dem Augeklagten gepflogenen 
Erhebungen für erwieſen, daß die Zurücknahme⸗Erklärung ſeitens 
des Angeklagten nicht ernſtlich gemeint ſei. Da der letztere nach 
der von der Strafkammer getroffenen Feſtſtellung bei ſeiner 
gelegentlich der Beſprechung wegen einer anderen Sache gegen B. 
vorgebrachten Anzeige die von ihm ſpäter nicht aufgegebene 
Abſicht hatte, „die Gendarmerie ſolle die Anzeige ſchriftlich 
fixiren und weiter an die zur Strafrechtspflege berufenen Be— 
hörden abgeben, damit B. beſtraft werde“, ſo konnte der erſte 


Richter ohne Rechtsirrthum annehmen, daß der Angeklagte bei 


einer Behörde eine Anzeige gemacht habe. Urth. des IV. Sen. 
vom 29. Mai 1902. 1209. 1902, 
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14. 8 166. 

Die Annahme der Oeffentlichkeit iſt abgelehnt, weil in einer 
beſtimmten Anzahl zufällig zuſammen getroffener Perſonen, die 
beim gemeinſchaftlichen Genuſſe einer Flaſche Wein in einer 
Wirthſchaft verweilten, ein geſchloſſener Kreis erblickt wurde. 
Urth. des I. Sen. vom 17. März 1902. 454. 1902. 

15. § 180. 

Der erſte Richter verneint das ſubjektive Moment des 
Eigennutzes mit der Begründung, die Miethzinſen, die die 
Angeklagten durch Vermiethen ihrer Häuſer an Bordellwirthinnen 
erzielt hätten, ſeien keine unverhältnißmäßig hohen. Das 
iſt rechtlich nicht von Bedeutung. Eigennutz in § 180 des 
Str. G. B. bedeutet den Beweggrund des Handelns, (Entſch. 
Bd. XXVI. S. 40) der den Thäter beſtimmt, Wohnungen zum 
Zwecke des Unzuchtsbetriebs zu vermiethen (oder der Unzucht in 
anderer Weiſe Vorſchub zu leiſten). Nach den Urtheilsgründen 
war es pekuniäres Intereſſe, das die Angeklagten veran⸗ 
laßt hat, ihre Häuſer gerade zu Proſtitutionszwecken zu ver⸗ 
miethen, da ſie ſonſt keine werthentſprechenden Miethzinſen 
erhalten hätten. Dieſe Feſtſtellung erſchöpft das genannte ſub⸗ 
jektive Moment. Die ſonſtigen Verhältniſſe, die die Straf⸗ 
kammer für erwieſen erachtet, ſchließen die Annahme von Eigen⸗ 
nutz nicht aus; ſie begründen auch keine eigentliche Nothlage. 
Denn es wird anerkannt, daß die Angeklagten von dem Ber- 
dienſte ihrer Männer leben können, ſelbſt wenn die Häuſer leer 
ſtänden; überdies wären dieſe auch in anderer Art vermiethbar, 
wenn auch zu billigeren Preiſen, wie gleichfalls feſtgeſtellt iſt. 
Hiernach war begriffsmäßig keine Nothlage vorhanden. Urth. 
des I. Sen. vom 2. Juni 1902. 1641. 1902. 

16. $$ 180, 181 a. 

Nicht jede Förderung der Unzucht einer Weibsperſon ſeitens 
eines Mannes rechtfertigt die Beſtrafung nach §S 181 a. Es 
muß eine Förderung von der Art vorliegen, daß ſie ihn als 
Zuhälter erſcheinen läßt. Urth. d. II. Sen. vom 10. Januar 
1902. 3889. 1901. 

17. 8 181 a. 

Angeklagter hat vom Juli bis Februar mit der Proſtituirten 
M. ein „Liebesverhältniß“ gehabt. Er hat die M. faſt täglich 
beſucht, mit ihr geſchlechtlich verkehrt, öfters bei ihr zu Abend 
gegeſſen; auch iſt vorgekommen, daß die M. bei Ausgängen dem 
Angeklagten das Geld zur Begleichung der gemeinſamen Zeche 
gegeben hat. Die Schlußfeſtſtellung, wonach Angeklagter von 
der M. unter Ausbeutung ihres unſittlichen Erwerbes theilweiſe 
den Lebensunterhalt bezogen hat, iſt darauf geſtützt, daß An⸗ 
geklagter während ſeines Verkehrs mit der M. zeitweiſe nicht in 
der Lage geweſen ſei, ſeinen Lebensunterhalt ſelbſt zu beſtreiten, 
und daß er ſich dann, um die ihm fehlenden Mittel zum Lebens⸗ 
unterhalt zu erlangen, von der M. Geld habe geben laſſen, 
welches dieſe durch Unzucht erworben hatte. Die für erwieſen 
erachtete Thatſache, daß Angeklagter „am Anfang faſt jeden 
Monats“ der M. einen Geldbetrag von 20 bis 40 Mark, auch 
ſonſt kleinere Beträge gezahlt hat, iſt für belanglos angeſehen, 
weil dieſe „Vorſchüſſe“ nichts Anderes als die Vergütung dafür 
geweſen ſeien, daß Angeklagter den Geſchlechtsgenuß bei der M. 
ohne jedes malige Bezahlung empfangen habe. Anlangend die 
Höhe der von der Proſtituirten dem Angeklagten gegebenen 
Beträge, ſo hat die M., wie das Urtheil bemerkt, glaubwürdig 
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bekundet, daß ſie „dem Angeklagten, wenn er ſelbſt nichts mehr 
beſeſſen, Beträge von 2 bis 10 Mark gegeben habe; insgeſammt 
würden wohl 300 Mark herauskommen, ſo daß, wenn ſie die 
von ihm erhaltenen Geldbeträge abziehe, das von ihr Gegebene 
etwa 70 Mark mehr beträge“. An einer anderen Stelle des 
Urtheils wird erwähnt, daß Angeklagter der M. werthvolle 
Schmuckſtücke gegeben habe. Der Senat hat erwogen: Die 
Begründung mit welcher der erſte Richter eine Ausbeutung für 
den Lebensunterhalt angenommen hat, mußte zu Bedenken, welche 
nicht lediglich thatſächlich find, Veranlaſſung bieten. Unter 
Hinweis auf das Urtheil des Senats Entſch. Bd. 34 S. 74 
ſtellt die Strafkammer feſt, daß Angeklagter bewußtermaßen und 
in gewinnſüchtiger Abfiht die Proſtituirte als Erwerbsquelle 
für ſeinen Lebensunterhalt ausgenutzt habe. Dabei ſcheint indeß 
überſehen, daß, wie das angezogene Urtheil hervorhebt, bei Ent⸗ 
ſcheidung darüber, ob dem Thäter eine eigennützige Aus⸗ 
nutzung im Sinne der dortigen Darlegung zur Laft. fällt, der 
Geſammtinhalt des Verhältniſſes der Erwägung bedürftig 
iſt. Die Feſtſtellungen geben der Möglichkeit Raum, daß der 
Angeklagte, Inſeratenexpedient mit einem Monatsgehalte von 
150 Mark, außerdem gelegentliche Zuſchüſſe von Hauſe 
empfangend, die für ſeinen Lebensunterhalt vorhandenen Mittel 
durch das Verhältniß zur M. und für die M. vorzeitig verbraucht 
und alsdann, durch zeitweiſe Geldverlegenheit veranlaßt, ſein 
Verhältniß zur M. gelegentlich und in einzelnen Fällen zur Be⸗ 
ſchaffung von Baarmitteln benutzt hat. In dieſem Zuſammen⸗ 
hange mußte erwogen werden, daß ebenſo wie der Lebens⸗ 
unterhalt einem dauernden Bedürfniſſe entſpricht und das Beziehen 
deſſelben nicht ſchon in dem Beziehen einzelner Lebensbedürfniſſe 
gefunden werden kann, ſo auch die Ausbeutung für den Lebens⸗ 
unterhalt eine als ſtändig gedachte Einnahmequelle vorausſetzt, 
auf deren dauernde Ausnutzung der Vorſatz des Thäters, (vergl. 
Senatsurtheil vom 8. März 1901, Entſch. Bd. 34 S. 214, 
215), gerichtet iſt. Auch konnte bei Entſcheidung darüber, ob 
das Verhältniß auf der Seite des Angeklagten ein eigennütziges 
geweſen iſt, der Umſtand, daß nach Auflöſung des Verhältniſſes 
als Schlußergebniß des gegenſeitigen Gebens und Nehmens ein 
Ueberſchuß zu Gunſten der Proſtituirten berechnet iſt, nur inſo⸗ 
weit verwerthet werden, als er einen Rückſchluß auf das Motiv 
zuließ; es handelt ſich um ein ſubjektives Moment des That⸗ 
beſtandes, bei deſſen Erörterung von der Vorſtellung des An⸗ 
geklagten bei der That auszugehen und die Möglichkeit ander⸗ 
weiter und nicht eigennütziger Beweggründe nicht außer Acht 
zu laſſen iſt. Urth. des IV. Sen. vom 20. Dezember 1901. 
4168. 1901. 

18. 5 181 a. 

Bei der Beantwortung der Frage, was im Sinne des 
§ 181 a des Str. G. B. zum „Lebensunterhalt“ gehöre, muß 
darauf verzichtet werden, die Vorſchriften des bürgerlichen Rechts 
über den „Unterhalt“ zur Auslegung heranzuziehen. Die Be⸗ 
griffsbeſtimmung iſt vielmehr nur der erwähnten ſtrafrechtlichen 
Norm ſelbſt zu entnehmen, und in deren Sinne muß ſie dahin 
lauten, daß unter Lebensunterhalt die Geſammtheit der Auf- 
wendungen zu verſtehen iſt, die im Allgemeinen von einer männ⸗ 
lichen Perſon zur Beſtreitung ihrer gewöhnlichen Lebensbedürf⸗ 
niſſe gemacht werden. Keineswegs ausgeſchloſſen iſt dabei, daß 
auch Aufwendungen, die über das zum Lebens unterhalte 
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Nothwendige hinausgehen, dazu gerechnet werden, und 
zwar nicht bloß aus dem Geſichtspunkte, daß in ihnen vielfach 
Aufwendungen für nothwendige Lebensbedürfniſſe mitenthalten 
ſind und ſomit durch ſie erübrigt werden. Es iſt vielmehr als 
möglich ins Auge zu faſſen, daß der Zuhälter das zum Leben 
Unerläßliche von der Dirne, zu der er hält, nicht bezieht, 
daß er aber eine beſſere und reichlichere, mit durchaus vermeid⸗ 
baren Ausgaben verknüpfte Lebensführung pflegt und die dazu 
erforderlichen Mittel von der Dirne aus den Erträgniſſen ihres 
unzüchtigen Gewerbes ſich geben läßt. Urth. des II. Sen. vom 
28. Januar 1902. 4632. 1901. 
19. 5 182. 

Der Begriff der Unbeſcholtenheit in § 182 des Str. G. B. 
iſt nicht gleichbedeutend mit Jungfräulichkeit im phyſiſchen Sinne. 
Er erſcheint im Weſentlichen als ein negativer, wie das R. G. 
(Rechtſprechung Bd. IV S. 468/9) ausgeführt hat. Daraus 
folgt für den Fall der Verurtheilung wegen Verführung, daß 
dies Merkmal einer weiteren Subſtantiirung nicht bedarf; die 
Freiſprechung dagegen ſetzt den Beweis der Beſcholtenheit 
voraus. Hiernach erklart die Reviſion den Standpunkt des 
erſten Richters mit Recht für verfehlt und ſeine Ausführungen 
in dieſem Punkte für ungenügend. Nach ihnen war das Gericht 
nicht „frei von jedem Zweifel“, ob die Marie R. nicht 
ſchon vor Beginn der unzüchtigen Handlungen, die der An⸗ 
geklagte mit ihr vornahm, mit anderen Mannsperſonen 
geſchlechtlich verkehrt habe. Sie ſoll deshalb nicht mehr als 
„unbeſcholtenes Mädchen“ gelten können. Das iſt rechtsirrig. 
Die Vorſchrift des § 182 des Str. G. B. bezweckt den Schutz 
der weiblichen Jugend in ihrer Unerfahrenheit und unentwickelten 
moraliſchen Kraft gegen ſittlichen Verderb (Entſch. Bd. VI 
S. 135 [137)). Dieſer Schutz wird einem Mädchen des frag⸗ 
lichen Alters nur in dem Falle nicht gewährt, daß es beſcholten 
iſt. Zweifel, wie fie die Strafkammer ohne jegliche Sub⸗ 
ſtantiirung einzelner thatſächlicher Vorgänge aufwirft, find 
ungeeignet, einem Mädchen die Unbeſcholtenheit abzuſprechen 
und ihm damit den Schutz des § 182 des Str. G. B. zu ent⸗ 
ziehen. Urth. des I. Sen. vom 6. März 1902. 120. 1902. 

20. § 184. 

Im Gebiete des § 184 Abſ. 1 des Str. G. B., der darin 
mit dem früheren $ 184 identiſch iſt, hat der Begriff des ſog. 
relativ Unzüchtigen ſeine Bedeutung. Im Lichte der vollen 
Oeffentlichkeit, im Handel und Verkehr der Straße wird 
Manches als anſtößig verpönt, das Sitte und Konvention in 
der mehr oder weniger beſchränkten Oeffentlichkeit von Theatern, 
Muſeen und Schauſtellungen als unanſtößig geſtatten. Dieſe 
Anſchauungen waren, wie ſeine Ausführungen erkennen laſſen, 
auch für den erſten Richter maßgebend. Er ſpricht den Ab- 
bildungen jedes höhere künſtleriſche Intereſſe ab und erkennt aus 
der Art der Stellungen und Verhüllungen der reproduzirten 
Frauengeſtalt — aus der ganzen Anordnung alſo — den auf 
Erregung geſchlechtlichen Kitzels gerichteten Endzweck des Mach⸗ 
werks. Dieſe Feſtſtellungen laſſen keinen irrigen Rechtsſtand⸗ 
punkt erkennen. Ohne Rechtsirrthum hat die Strafkammer der 
Bekleidung des nackten Körpers mit Trikot keine entſcheidende 
Bedeutung beigelegt. Denn Verhüllung beſeitigt nicht not)» 
wendig die Unzüchtigkeit, wie Nacktheit ſie nicht bedingt. Urth. 
des I. Sen. vom 11. Januar 1902. 4441. 1901. 
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21. § 184. i 

Auch da, wo vom objektiven Inhalt einer Abbildung 
oder Darſtellung die Rede iſt, handelt es ſich ſelbverſtändlich 
um denjenigen Gedankeninhalt, der, vom Schaffenden hinein⸗ 
gelegt, in der Auffaſſung des Beſchauers ſich wiederſpiegelt, es 
handelt ſich um das, was gemeint iſt und verſtanden wird. 
Nun kann es ſein, daß, was gemeint war, überhaupt nicht ver⸗ 
ſtändlich zum Ausdruck gebracht iſt, oder daß etwas verſtanden 
wird, was überhaupt nicht gemeint war: in dieſem Sinne kann 
vom „objektiven“ Inhalt des Werkes im Gegenſatz zur ſub⸗ 
jektiven Auffaſſung des Verfertigers oder Beſchauers geſprochen 
werden. Es kann die Unzüchtigkeit, die zwar gemeint war, 
aber im Werke ſelbſt einen erkennbaren Ausdruck nicht 
gefunden hat, ebenſowenig in Betracht kommen wie der un⸗ 
züchtige Sinn, den ein Beſchauer lediglich hineingelegt hat. 
Im Uebrigen jedoch iſt die Auffaſſung des Inhalts jeder, der 
niedrigſten wie der höchſten geiſtigen Schöpfung grade dadurch 
bedingt, daß der Leſer oder Beſchauer ſich das, was gemeint iſt, 
vergegenwärtigt. Soweit das Gemeinte dem normalen Verſtändniß 
der Kreiſe, für die es beſtimmt iſt, durch die Darſtellung zugänglich 
gemacht iſt, ſoweit reicht — für den Richter — der „Inhalt“ des 
Werkes. Urth. des II. Sen. vom 21. Februar 1902. 4935. 1901. 

22. 8 184. 

Mit dem Vorderſatz der Urtheilsgründe, „daß die fraglichen 
Karten Abbildungen enthalten, welche ſich insbeſondere in Ver⸗ 
bindung mit den darauf befindlichen Inſchriften, auf das 
Geſchlechtsleben und den außerehelichen Geſchlechtsverkehr be 
ziehen“, iſt die weitere Bemerkung unvereinbar, wonach „in der 
Ausführung dieſer Abbildungen“ „eine ſchamloſe Darſtellung 
der männlichen oder weiblichen Geſchlechtsſphäre durchwegs ver⸗ 
mieden“ wäre. Nach den in Deutſchland vorherrſchenden An⸗ 
ſchauungen von Zucht und Sitte iſt der außereheliche Geſchlechts⸗ 
verkehr, folglich auch jede erkennbare Hinweiſung auf ihn, an 
ſich ſchamlos, und daß der Geſchlechtsverkehr gleichzeitig die 
männliche und die weibliche „Geſchlechtsſphäre“ ergreift, bedarf 
als ſelbſtverſtändlich keiner näheren Darlegung. Hiervon ab⸗ 
geſehen verneinen die Urtheilsgründe das Vorliegen einer 
„ſchamloſen Darſtellung der männlichen oder weiblichen Ge⸗ 
ſchlechtsſphäre“, ohne zu unterſuchen, ob nicht auf einzelnen der 
zum Gegenſtande des Verfahrens gemachten Karten der weib⸗ 
liche Körper nackt oder nur auf eine die weibliche Bildung 
enthüllende Art bekleidet in einer Haltung oder Umgebung vor⸗ 
geführt wird, welche der Zucht und Sitte widerſtreitet. Vom 
Boden des allgemeinen Sprachgebrauchs aus würde letzteres 
genügen, um die betreffenden Abbildungen als „ſchamlos“ zu 
kennzeichnen, und ſetzt die „Darſtellung der männlichen oder 
weiblichen Geſchlechtsſphäre“ keineswegs — wie anſcheinend in 
den Urtheilsgründen angenommen wird — völlige Entblößung 
der Geſchlechtstheile im engeren Sinn, geſchweige denn bildliche 
Wiedergabe des eigentlichen Geſchlechtsverkehrs voraus; es iſt 
deshalb unklar, was die Urtheilsgründe unter „ſchamlos“ und 
„Geſchlechtsſphäre“ verſtehen. Urth. des I. Sen. vom 20. März 
1902. 5267. 1901. 

23. § 185. 

Den Thatbeſtand der Beleidigung hat der erſte Richter 
verneint, weil er aus dem Umſtande, daß die L., als der An- 
geklagte auf ihr lag, ganz ruhig geweſen iſt und ſich nicht 
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gewehrt hat, folgert, daß einerſeits das Mädchen mit dem Ver⸗ 
halten des Angeklagten ganz einverſtanden geweſen, in die That 
des Angeklagten eingewilligt und fein Benehmen auch keines⸗ 
wegs als eine Kränkung ihrer Geſchlechtsehre empfunden, daß 
andererſeits der Angeklagte „deshalb“ nicht das Bewußtſein 
gehabt hat, daß fein Verhalten geeignet war, das Ehrgefuͤhl 
des Mädchens zu verletzen. Dieſe Annahmen find nicht frei von 
Rechtsirrthum. Daß diejenige Perſon, gegen deren Ehre ſich 
die Handlung richtet, in ihrem Ehrgefühl verletzt werde, 
iſt überhaupt kein Thatbeſtandsmerkmal der Beleidigung. Zur 
Annahme einer ſolchen iſt nicht einmal nöthig, daß die ehren⸗ 
kränkende Kundgebung zur Kenntniß jener Perſon gelangt; 
auch die Beleidigung abweſender, ſchlafender oder aus einem 
anderen Grunde an der Wahrnehmung der Handlung behinderter 
Perſonen iſt moglich. Nicht alſo die Vorſtellung von der 
Wirkung, welche die Kundgebung auf das ſubjektive Ehrgefühl 
einer beſtimmten Perſon ausüben kann oder muß, ſondern das 
Bewußtſein, daß die Kundgebung einen rechtswidrigen Angriff 
auf deren Ehre, einen rechtswidrigen Eingriff in ihr Recht auf 
die Unterlaſſung von Kundgebungen der Nichtachtung oder 
Geringſchätzung zum Ausdruck bringt, beſtimmt nach der ſub⸗ 
jektiven Seite den Begriff der Beleidigung. Hiernach konnte 
die Erwägung des Vorderrichters, daß dem Angeklagten das 
Bewußtſein gefehlt habe, daß ſein Verhalten geeignet war, das 
Ehrgefühl das Mädchens zu verletzen, nicht zu einer Verneinung 
der Schuldfrage führen. Ob die Emma L. ſich des ehren⸗ 
kränkenden Charakters der vom Angeklagten vorgenommenen 
Handlungen bewußt geweſen iſt, konnte freilich nach einer 
anderen Richtung von Bedeutung ſein, nämlich für die von 
dem erſten Richter bejahte Frage, ob die Annahme einer Be⸗ 
leidigung durch die Zuſtimmung der L. ausgeſchloſſen wurde. 
Bei Prüfung dieſer Frage, durfte aber nicht unberückſichtigt 
bleiben, daß es ſich um die Beleidigung einer Perſon im jugend⸗ 
lichen Alter von erſt 15 Jahren handelte, deren geiſtige Ent⸗ 
wickelung noch eine unvollkommene war, und daß die jtraf- 
rechtliche Verfolgung der That nach der Vorſchrift des § 65 
des Str. G. B. hier überhaupt von dem Willen des Kindes 
unabhängig, vielmehr durch die Stellung eines Strafantrages 
von Seiten des Vaters als des geſetzlichen Vertreters 
bedingt war. Das äußerlich zuſtimmende Verhalten des Kindes 
würde, wenn dieſes in Folge mangelnder Verſtandesreife unfähig 
war, die Bedeutung der mit ihm vorgenommenen Handlungen 
richtig zu würdigen, insbeſondere deren ehrverletzenden Charakter 
zu erkennen, rechtlich nicht als eine das Moment der Rechts-. 
widrigkeit jener Handlungen aufhebende „Einwilligung“ in 
Betracht kommen können. Aber ſelbſt wenn feſtgeſtellt werden 
könnte, daß die L. trotz ihres jugendlichen Alters die Handlungs⸗ 
weiſe des Angeklagten als ehrenkränkend erkannt hat und ſich 
mit deren Vornahme einverſtanden erklärte, ſo bliebe doch noch 
nach den in den Urtheilen des erkennenden Senates vom 2. Mai 
1884 und vom 19. Februar 1897 (Entſch. Bd. 10 S. 372 
und Bd. 29 S. 398) entwickelten Geſichtspunkten zu prüfen, 
ob jene die alleinige Trägerin des verletzten Rechtsguts und als 
ſolche, trotz des väterlichen Antragsrechts, in der Lage war, 
durch Erklärung ihres Einverſtändniſſes auf deſſen Anerkennung 
durch den Angeklagten rechtswirkſam zu verzichten. Urth. des 
II. Sen. vom 14. März 1902. 88. 1902. 
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24. 8 186. f 

Die Feſtſtellung der Unerweislichkeit der Behauptung, die 
Zeugin habe einen Meineid geleiſtet, iſt lediglich damit begründet: 
Angeklagter habe für die Wahrheit ſeiner Behauptung keinerlei 
Beweis angetreten, ſondern nur behauptet, daß er die Ableiſtung 
eines Meineides ſeitens der Zeugin aus den Gründen der ihm 
überſandten Urtheile gefolgert habe. Dies in Verbindung mit 
der nachfolgenden unklaren Wendung: daß die Erweislichkeit 
der behaupteten Thatſache „für den Angeklagten nicht in Frage 
gekommen ſei“, begründet den Verdacht, daß die Strafkammer, 
wenn ſie nicht gar vom Angeklagten den Beweis der Wahrheit 
verlangt haben ſollte, doch mindeſtens ihrerſeits in eine 
Prüfung deſſen nicht eingetreten iſt, ob Dasjenige, was von der 
Ausſage der Zeugin mitgetheilt iſt, auch nur objektiv in allen 
Punkten der Wahrheit entſpricht. Urth. des IV. Sen. vom 
11. Februar 1902. 5290. 1901. 

25. 8 193. 

Der Rechtsſchutz des § 193 des Str. G. B. iſt nach dem 
Wortlaute an die Vorausſetzung geknüpft, daß die an ſich be⸗ 
leidigende Aeußerung zur Ausführung oder Vertheidigung von 
Rechten oder zur Wahrnehmung berechtigter Intereſſen gemacht 
worden iſt, wenn alſo der Thäter die Abſicht verfolgte, 
durch ſeine Aeußerung Rechte auszuführen oder zu vertheidigen, 
oder berechtigte Intereſſen wahrzunehmen. Der Rechtſchutz wird 
daher nicht wirkſam, wenn der Thäter nicht die oben bezeichnete 
Abſicht verfolgt hat, ſondern lediglich andere Zwecke, wenn er 
z. B. nur hat beleidigen wollen. Die Ausführungen des an- 
gefochtenen Urtheils geben nun in ihrem ganzen inneren Zu⸗ 
ſammenhange gewürdigt ausreichend klar zu erkennen, daß nach 
der vom erſten Richter aus dem Inbegriffe der Verhandlungs⸗ 
ergebniſſe gewonnenen Ueberzeugung der Angeklagte, wenn er die 
in Ausſicht geſtellte Mittheilung an ſeine Abonnenten geſendet 
hätte, dies nicht gethan haben würde, um hierdurch ein be⸗ 
rechtigtes Intereſſe wahrzunehmen, daß ihn vielmehr dann 
— nur — die Abſicht der Beleidigung geleitet haben würde. 
Dieſer Ausſpruch gründet ſich erkennbar auf die Erwägung, daß 
dem Angeklagten vollkommen bewußt geweſen ſei, wie die G. 
nach dem gegebenen Sachſtande die Bezeichnung als einer nicht 
zuverläſſigen Schuldnerin in keiner Weiſe verdiene, und anderer⸗ 
ſeits es nicht im Intereſſe ſeiner Abonnenten liege, eine Mit- 
theilung zu empfangen, durch die dem wahren Sachverhalte zu- 
wider die Kreditwürdigkeit einer beſtimmten Perſon verdächtigt 
und beſtritten werde. Dieſe Erwägungen liegen auf thatſächlichem 
Boden und laſſen keinen Rechtsirrthum erkennen. Urth. des 
III. Sen. vom 13. März 1902. 329. 1902. 

26. 8 193. 

Das Urtheil ſchließt jene Schutzvorſchrift aus, da Angeklagter 
die fragliche beleidigende Aeußerung „nicht zur Wahrnehmung 
berechtigter Intereſſen gemacht hat.“ Zur Begründung dieſer 
Negativfeſtſtellung wird zunächſt angeführt, „daß Angeklagter 
perſönlich an der Sperrung des fraglichen Fußpfades in keiner 
Weiſe intereſſirt war“. Das Urtheil führt indeß den Angeklagten 
als Dachdeckermeiſter zu R. wohnend auf, in derſelben Ort⸗ 
ſchaft liegt auch der Fußpfad, gegen deſſen Sperrung bereits 
60 Einwohner der Gemeinde R. proteſtirt und weitere im 
Gange befindliche behördliche Verhandlungen eingeleitet hatten. 
Selbſt wenn die Behauptung der Reviſion, daß Angeklagter 
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„Bürger“ der Gemeinde R. ſei, nicht richtig wäre, liegt doch 
das Intereſſe des Angeklagten als bloßer Einwohner der Ortſchaft 
daran, ob ein dortſelbſt bisher benutzter Fußpfad zu ſperren 
oder weiter freizugeben ſei, nahe. Aus dem Intereſſe des An⸗ 
geklagten an der Freigabe des Weges folgte von ſelbſt ſein 
Intereſſe an dem Verbleibe der gegen die Sperrung des Weges 
erhobenen Beſchwerde. Daß der Angeklagte „in keiner Weiſe 
intereſſirt geweſen“, dafür fehlt es daher an jeder Begründung. 
Urth. des I. Sen. vom 3. April 1902. 611. 1902. 

27. § 196. 

Der Preußiſche Kriegsminiſter war amtlicher Vorgeſetzter 
des Oſtaſiatiſchen Expeditionskorps und als ſolcher berechtigt, 
Strafanträge wegen Beleidigungen, welche Angehörige deſſelben 
betrafen, zu ſtellen. Urth. des II. Sen. vom 2. Mai 1902. 
940. 1902. 

28. § 222. 

In thatſächlicher Beziehung iſt für erwieſen erachtet, daß 
der Angeklagte mit L. ein Wettfahren veranſtaltet und zu 
dieſem Zwecke ſein Pferd ſo, daß es aus dem bisher ein— 
gehaltenen kurzen Trabe ſich in eine ſchnellere Gangart verſetzte, 
angetrieben hat, daß hierbei der auf einem Fahrrade voraus» 
fahrende L. zu Falle gekommen und von dem vom Angeklagten 
geführten Wagen, obwohl dieſer ſein Pferd zurückzureißen und 
nach links auszubiegen verſuchte, da der rechte Gabelriemen riß 
und der Wagen nicht mehr gehalten werden konnte, überfahren 
und ſo verletzt worden iſt, daß ſein Tod nach wenigen Stunden 
eintrat. Der Vorderrichter führt weiter aus, der Angeklagte 
habe ſich jagen müffen, daß ein Wettfahren in jedem Falle mit 
Gefahren verbunden ſei, ſowie daß L. in Folge eines nicht 
rechtzeitig wahrgenommenen Hinderniſſes oder eines unvorher- 
geſehenen Unglücksfalls ſtürzen und er, Angeklagter, bei dem 
tollen Jagen auf der abſchüſſigen Chauſſee ſein Fuhrwerk nicht 
plötzlich auf der Stelle werde zum Halten bringen können; er 
erklärt aber den Angeklagten der fahrläſſigen Tödtung nicht 
ſchuldig, weil nicht anzunehmen ſei, daß er einen ſolchen Erfolg 
ſeines Handelns habe vorausſehen ſollen und können. Die für 
den letzteren Ausſpruch gegebene Begründung giebt zu erheblichen 
Bedenken Veranlaſſung und iſt mit den vorhererwähnten Zeit- 
ſtellungen nicht wohl vereinbar. Nach dieſen erſcheint nicht nur 
die Pflichtwidrigkeit des Handelns des Angeklagten, ſondern auch 
der urſächliche Zuſammenhang zwiſchen dieſer und dem ein— 
getretenen Erfolge und zugleich die Vorherſehbarkeit des letzteren 
gegeben. Wie in den Urtheilsgründen dargelegt iſt, hätte der 
Angeklagte, als er das Wettfahren mit L. veranſtaltete, bei 
gehöriger Aufmerkſamkeit die Möglichkeit, daß dieſer bei einem 
aus irgend welchem Grunde eintretenden Sturze überfahren 
werden könne, ſich vorſtellen können und ſollen; er handelte 
pflichtwidrig, wenn er das Wettfahren unternahm, ohne daß er 
ſich hierüber Rechenſchaft gegeben hat. Hätte er letzteres gethan, 
ſo würde er auch die innerhalb der Grenzen der täglichen Er— 
fahrung liegende Möglichkeit erkannt haben, daß durch das Ueber— 
fahren der Tod L.8 in der einen oder andern Weiſe herbei— 
geführt werden könne und es iſt gleichfalls ſein Verſchulden, daß 
er ſich dieſe Erfahrungsmäßigkeit nicht zum Bewußtſein gebracht 
hat. Der Angeklagte hat hiernach fahrläſſig gehandelt; die 
hierdurch begründete Verſchuldung umfaßt aber auch die ihm 
nicht vorausſehbar geweſene Art und Weiſe, in welcher der 
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erfahrungsmäßig vorauszuſehende Erfolg thatſächlich eingetreten 
iſt. Der Vorderrichter irrt, wenn er die Vorherſehbarkeit des 
Erfolgs des Verhaltens und damit die ſtrafrechtliche Verantwort⸗ 
lichkeit des Angeklagten wegen Fahrläſſigkeit um deswillen für 
ausgeſchloſſen erachtet, weil einmal L. den Sturz ſelbſt durch 
Unvorſichtigkeit verſchuldet und der Angeklagte mit dieſer 
Möglichkeit des Sturzes, der überdies inſofern, als der Verletzte 
nicht nach rechts, ſondern nach links gefallen, ein beſonders 
unglücklicher geweſen, nicht habe rechnen können, und weil es 
andererſeits ein unglücklicher Zufall geweſen, daß der Gabel⸗ 
riemen geriſſen und hierdurch ein Ausweichen und die Verhütung 
des Unfalls unmöglich geworden ſei. Der Angeklagte hat 
dadurch die den ganzen Erfolg umfaſſende Urſache geſetzt, daß 
er das Wettfahren unternahm und, wie der Vorderrichter ſagt, 
„das tolle Dahinjagen auf der abſchüſſigen Chauſſee herbei. 
führte“, obwohl er die Gefährlichkeit des Wettfahrens und die 
Möglichkeit, daß L. in Folge eines unvorhergeſehenen Unglücks 
falles leicht ſtürzen könne und er ſein Fuhrwerk nicht ſofort 
werde zum Halten bringen können, bei Anwendung der ihm 
möglichen Aufmerkſamkeit vorauszuſehen in der Lage war. Er 
iſt daher für den eingetretenen Erfolg verantwortlich zu machen, 
mag ſelbſt ein eigenes unvorſichtiges Verhalten des Verletzten 
und ein anderer in ſeiner beſonderen Geſtaltung nicht vorher⸗ 
zuſehender Umſtand, das Zerreißen des Gabelriemens, für den 
Eintritt des ſchadenden Ereigniſſes mit urſächlich geworden fein; 
für die Beantwortung der Frage, ob der Erfolg ihm zuzurechnen 
iſt, bleibt es ohne Bedeutung, ob er die Unvorſichtigkeit des 
Verletzten oder das Reißen des Riemens vorausſehen und damit 
rechnen konnte und mußte. Daß der Tod des L. in Folge des 
einen oder des andern Umſtandes auch ohne das vorausgehende 
ſchuldhafte Verhalten des Angeklagten eingetreten ſein würde, 
hat die Strafkammer nicht angenommen und nach der Ge- 
ſtaltung des Falles nicht annehmen können. Urth. des IV. Sen. 
vom 7. Januar 1902. 4539. 1901. 

29. 8 222. 

Der Keller im Hauſe des Gaſtwirths 8. in A., in welchen 
der Angeklagte St. ſich begab, wurde durch Aufheben einer in 
einem Haken zu befeſtigenden Thüre geöffnet, die in dem mit 
einem Fenſter nicht verſehenen Hausgange ſich befand. Da der 
Hauseigenthümer die Anordnung getroffen hatte, daß das Oeffnen 
der Kellerthüre den übrigen Hausbewohnern durch den Zuruf 
„Keller auf“ bekannt gemacht werde, ſo rief der Angeklagte, 
welcher im Keller eine Abtheilung gemiethet hatte, vor dem 
Betreten der Kellertreppe in die Wohnung des Buchhalters Z. 
hinein, daß der Keller offen ſei. Der genannte Buchhalter ſtellte 
ſich darauf ſeiner Gewohnheit entſprechend in dem Hausflur auf, 
um etwa entgegenkommende Perſonen zu warnen, und wollte 
insbeſondere die Zugeherin K., welche auf nur kurze Zeit ſich 
entfernt hatte, nach ihrer Rückkehr auf die beſtehende Gefahr 
aufmerkſam machen. Da er jedoch aus Mangel an Zeit deren 
Rückkunft nicht mehr abwartete, fo ſtürzte K. bei der im Haus- 
gange herrſchenden Dunkelheit in die Kelleröffnung hinein und 
fand dabei in Folge eines Bruchs der Halswirbelſäule den Tod. 
Während das Landgericht den Hauseigenthümer 8. der fahr 
läſſigen Tödtung für ſchuldig erkannte, ſprach es den Miether St. 
frei. Die Staatsanwaltſchaft rügt, daß der Begriff der Fahr— 
läſſigkeit verkannt ſei. Daß dem Angeklagten St., welcher durch 
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das Aufziehen der Kellerthüre einen gefährlichen Zuſtand geſchaffen 
hat, ſchon nach allgemeinen Rückſichten, insbeſondere aber nach 
§ 367 Nr. 12 des Str. G. B. die Verpflichtung oblag, die zur 
Vermeidung von Unfällen erforderliche Aufmerkſamkeit anzuwenden, 
hat die Strafkammer zwar nicht ausdrücklich erklärt. Sie hat 
jedoch eine ſolche Pflicht inſofern ſtillſchweigeud anerkannt, als 
ſie ausſprach, es könne dem St. eine Vernachläſſigung der nach 
den gegebenen Umſtänden gebotenen Sorgfalt und Umſicht 
nicht zur Laſt gelegt werden. Der in ihrem Urtheile hierfür an 
erſter Stelle angegebene Grund, der Angeklagte ſei nur der 
Miether eines Kellerantheils und daher nicht im Stande geweſen, 
den beſtehenden Zuſtand d. i. wahl den beſtehenden baulichen 
Zuſtand abändernde Vorkehrungen zu treffen, wäre nur dann 
durchſchlagend, wenn zugleich feſtſtände, daß jener auch nicht in 
der Lage war, andere als ſolche abändernde Maßnahmen in An⸗ 
wendung zu bringen. In wie weit derartige ſonſtige Sicherheits- 
maßregeln, welche zur Abwendung des eingetretenen Erfolges 
genügt hätten, dem Angeklagten möglich waren, hat das an⸗ 
gefochtene Urtheil nicht in den Kreis ſeiner Erwägungen gezogen. 
Aber auch der weitere Grund des erſten Richters, daß der An⸗ 
geklagte die von dem Vermiether ihm gemachten Auflagen als 
zur Gefahrverhütung genügend erachten, da er in dieſem Punkte 
demſelben mit Grund das nothwendige Maß von Erfahrung 
zumuthen durfte, vermag das Urtheil nicht zu tragen. Wie die 
Strafkammer, um den gegen den Hauseigenthümer 8. ergangenen 
Schuldausſpruch zu begründen, an anderer Stelle ausführt, 
waren die von dem Geuannten getroffenen Anordnungen „voll- 
ſtändig ungenügend“, einen Unfall zu verhüten. Wenn alſo der 
Angeklagte St. trotzdem dieſe Auflagen für ausreichend halten 
durfte, ſo wird der hier vorliegende Widerſpruch nur durch den 
Beiſatz erklärlich, daß jener, wie das Gericht meint, dem Ver⸗ 
miether in dem fraglichen Punkte mit Grund das nothwendige 
Maß von Erfahrung zumuthen durfte. Der erſte Richter geht 
alſo offenbar von der rechtsirrigen Anſchauung aus, daß der 
Miether die Prüfung, ob und welche Maßregeln zur Abwendung 
von Unfällen nothwendig ſeien, einfach dem Ermeſſen des Ver⸗ 
miethers mit Rückſicht auf deſſen Erfahrung überlaſſen dürfe und 
durch die von demſelben für geboten erachteten Anordnungen 
bezüglich feiner eigenen Verantwortlichkeit gedeckt ſei. Die er- 
kannte Freiſprechung beruht hiernach auf einer dem Geſetze nicht 
entſprechenden Auffaſſung des Begriffes der Fahrläſſigkeit. Urth. 
des I. Sen. vom 23. Juni 1902. 2231. 1902. 

30. § 223. 

Die körperliche Mißhandlung des § 223 des Str. G. B. 
beſteht in der vorſätzlichen und rechtswidrigen Einwirkung auf 
den Körper eines Anderen, durch die eine Störung feines körper⸗ 
lichen Wohlbefindens hervorgerufen wird. Allerdings muß dieſe 
von einer gewiſſen Erheblichkeit ſein, wie das Reichsgericht 
— Entſch. Bd. XXIX S. 58 (60) und Bd. XXXII S. 113 
(115) — ausgeführt hat. Nicht die Zufügung einer der kleineren 
Unannehmlichkeiten, die im Ernſt, wie bei Scherz und Spiel, 
bei den vielfachen Kolliſionen des täglichen Lebens vorkommen, 
erfüllt alſo den Begriff der Körperverletzung. Nach Anſicht des 
erſten Richters hat der Angeklagte im Scherz gehandelt, als 
er das Stück eines Gummigriffes nach D. geworfen hat, durch 
welches deſſen rechtes Auge erheblich verletzt worden iſt. Da er 
ihn zu treffen beabſichtigt habe, ſo habe es auch in ſeinem 
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Willen gelegen, bei D. eine Störung ſeines körperlichen Wohl⸗ 
befindens herbeizuführen. Die Bedenken der Reviſion gegen dieſe 
Feſtſtellung ſind nicht unbegründet. Allerdings kommt es, ab⸗ 
geſehen von den Fällen, in denen die Richtung des Willens ein 
geſetzliches Thatbeſtandsmerkmal bildet (z. B. SS 87, 124, 129, 
131, 133 Abſ. 2, 140 Nr. 1, 143 u. A. des Str. G. B.) für 
die Beantwortung der Schuldfrage weder auf den Beweggrund, 
noch auf den Zweck oder das Ziel des Thäters an; nur bei der 
Strafzumeſſung ſind dieſe Umſtände beachtenswerth. Deshalb 
iſt auch hier der Zweck, welchen der Angeklagte verfolgte, für 
den ſubjektiven Thatbeſtand des § 223 des Str. G. B. ohne 
Bedeutung. Aber Ernſt oder Scherz kann bei dem Willens⸗ 
vorgang ſelbſt doch eine gewiſſe Rolle ſpielen. Warf der An⸗ 
geklagte das Stück Gummi nur zum Spaß nach ſeinem 
Kameraden, ſo war damit wohl nicht der Wille vereinbar, ihn 
eine irgendwie ernſthaftere Störung ſeines Befindens zuzufügen. 
Sofern die Strafkammer alſo beſtimmten Vorſatz der Körper- 
verletzung angenommen haben ſollte, ſo könnte nach Befinden 
dieſe Feſtſtellung nicht frei von Bedenken erſcheinen. Jedenfalls 
iſt nicht dolus derectus bezüglich der eingetretenen ſchweren 
Körperverletzung feſtgeſtellt, immer nur hinſichtlich einer nicht 
ſchweren und das würde doch für die Strafzumeſſung haben 
erheblich ſein müſſen. Vor Allem aber ſind die Ausführungen 
des Urtheils über den ſogenannten Eventualdolus rechtsirrig. 
Nach ihnen „mußte der Angeklagte ſich als verſtändiger Menſch 
ſagen, daß er möglicherweiſe durch den Wurf dem D. einen 
erheblichen Schmerz, ja eine Verletzung zufügen koͤnne“. „Wenn 
er trotz dieſer vernunftgemäß von ihm anzuſtellenden Erwägung 
geworfen habe, ſo hafte er auch ſtrafrechtlich für „die von ihm 
als möglich vorhergeſehenen Folgen“, da ſein Vorſatz 
eventualiter auf die eingetretene körperliche Mißhandlung gerichtet 
geweſen ſei.“ In dem einen Satz ſpricht das Gericht hiernach 
von Sagen⸗Müſſen, das iſt Wiſſen-Müſſen; in dem 
anderen von den als möglich vorhergeſehenen Folgen, das iſt 
Wiſſen. Darin liegt ein Widerſpruch. Der eventuelle Vorſatz 
fordert einen wirklich gewollten Erfolg. Der erſte Richter 
aber hat nicht unzweideutig feſtgeſtellt, daß der Angeklagte bei 
ſeinem Wurf der Möglichkeit einer körperlichen Mißhandlung 
oder Geſundheitsbeſchädigung ſich bewußt geweſen ſei und 
trotzdem die That auch für dieſen Fall gewollt habe, 
ſondern er meint nur, er habe jene Eventualität — als ver— 


ſtändiger Menſch — erkennen müſſen; damit it das Gebiet 


der Fahrläſſigkeit nicht nothwendig überſchritten und das des 
eventuellen Vorſatzes nicht gegeben. — Entſch. Bd. XXXIII 
S. 4; Bd. XVI S. 363; Bd. XXVIII S. 189; Bd. XXV 
S. 227 u. A. — Den Unterſchied dieſer beiden Schuldformen 
hat die Strafkammer verkannt. Rechtsirrthümlich würde übrigens 
auch — falls dem Angeklagten nur fahrläſſige Körperverletzung 
zur Laſt zu legen wäre — der Ausſpruch ſein, der Angeklagte 
habe den fraglichen Wurf nur bei Gelegenheit der Aus- 
übung ſeines Berufs, nicht in deſſen Ausübung gethau. 
Denn die genannte Vorſchrift in $ 230 Abſ. 2 des Str. G. B. 
ſetzt nicht ein Verhalten gerade innerhalb einer Amts- oder 
Berufsthätigkeit oder des Gewerbebetriebs voraus, ſondern ftatuirt 
nur für Fälle, in denen der Thäter vermöge ſeines Amts, Berufs 


oder Gewerbes mit der Gefährlichkeit beſtimmter Vorrichtungen 


vertraut geworden iſt, die Verpflichtung zur Aufwendung 
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eines höheren Maßes von Aufmerkſamkeit bei deren 
Vornahme. Urth. des I. Sen. vom 7. April 1902. 902. 1902. 

31. $ 223 a. 

Auf die vom Angeklagten gegen ſeine Ehefrau begangene 
körperliche Mißhandlung wendet die Strafkammer § 223 aà des 
Str. G. B. an, indem ſie feſtſtellt: Angeklagter ſchlug ſie mit dem 
Schlauch einer langen Pfeife ins Geſicht. Daß der Pfeifenſchlauch 
in der Anwendung gegen die bezeichneten Körpertheile ein ge⸗ 
fährliches Werkzeug iſt, konnte keinem Zweifel unterliegen. 
Dieſe Begründung giebt für die Verurtheilung keine genügende 
Grundlage, insbeſondere wenn erwogen wird, daß im Mangel 
eines Strafantrages die Beſtrafung der That überhaupt von 
der ihr beigemeſſenen Qualifikation abhängt. Die Akten ergeben, 
daß „der Pfeifenſchlauch“ der Strafkammer nicht vorgelegen hat; 
deſſen objektive Beſchaffenheit iſt mit keinem Worte erörtert. 
Es handelt ſich auch nicht um einen Gegenſtand, der etwa 
immer und überall in gleicher Beſchaffenheit exiſtirt und deſſen 
gefahrbringende Eigenſchaften allgemein bekannt ſind. Dieſe 
Umſtände begründen den Verdacht des Rechtsirrthums nach zwei 
Richtungen hin, entweder 1. in der, daß die Strafkammer von 
einer gewiſſen Durchſchnittsbeſchaffenheit „eines Pfeifenſchlauchs“ 
ausgegangen iſt, ohne die Beſchaffenheit des konkreten zur 
Begehung der That gebrauchten Werkzeugs einer näheren Prüfung 
zu unterziehen, oder 2. in der, daß die Strafkammer die gefahr- 
bringende Eigenſchaft des Werkzeugs lediglich aus der Art des 
Gebrauchs ohne Rückſicht auf ſeine unter allen Umſtänden in 
Betracht zu ziehende objektive Beſchaffenheit abgeleitet hat. 
(Vergl. Entſch. des R. G. in Strafſachen Bd. 4 S. 397.) 
Hiernach iſt der Reviſionsbehauptung, es hätte nur § 223 des 
Str. G. B. angewendet werden dürfen, in Bezug auf die jetzt 
eroͤrterte That die Berechtigung nicht abzuſprechen, und die Auf- 
hebung der Verurtheilung im erkannten Umfange geboten. Dieſer 
Verurtheilung ſteht aber auch noch ein anderes rechtliches Be⸗ 
denken entgegen. Die Strafkammer faßt zwei verſchiedene 
körperliche Mißhandlungen, welche der Angeklagte „im Herbſte 
1901“ feiner Ehefrau zugefügt hat, zu einer fortgeſetzten Straf- 
that zuſammen, den Fall, wo er ihr mit der Fauſt zwei Schläge 
auf den Kopf gegeben hat, und den oben erörterten ſpäteren 
Fall. Zur Begründung hierfür wird bemerkt: Dieſe Miß⸗ 
handlungen .... entſprangen einem einmaligen Vorſatze und 
ſtehen mit einander in örtlicher und zeitlicher Verknüpfung, da 
der Angeklagte damals gegen feine Familie erbittert, zu 
Mißhandlungen neigte. Die Annahme einer fortgeſetzten Straf⸗ 
that wirkt hier zu Ungunſten des Angeklagten, inſofern ſie die 
einfache Körperverletzung mit der Fauſt, wegen deren Strafantrag 
ebenfalls nicht vorliegt, kraft des Fortſetzungszuſammenhangs 
(vergl. Entſch. a. a. O. Bd. 31 S. 150) in den Rahmen der 
Verurtheilung hineinzieht. Die Sachlage wie die mitgetheilte 
Begründung läßt indeſſen unklar, von welcher Beſchaffenheit denn 
der angenommene „einmalige Vorſatz“ war, und ob die Straf— 
kammer ſich dabei vergegenwärtigt hat, daß die Annahme eines 
fortgeſetzten Vergehens vorausſetzte, daß der Angeklagte auf 
Grund des von vornherein gefaßten einheitlichen Vorſatzes des 
Inhaltes handelte, der erſtmaligen Mißhandlung eine andere 
dergeſtalt folgen zu laſſen, daß die folgende ſich nur als weitere 
unſelbſtändige Ausführungshandlung für die bereits in größerem 
Umfange, als beim erſten Male durchgeführt, beſchloſſene That, 
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und als das Mittel zur Erreichung des ſchon in das Auge ge- 
faßten Geſammterfolgs darſtellte. (Vergl. Entſch. a. a. O. 
Bd. 15 S. 23 [26, 1], Bd. 17 S. 103 [112, 113].) Die 
durch Erbitterung hervorgerufene Geneigtheit zur Wieder⸗ 
holung in ſich ſelbſtändiger körperlicher Mißhandlungen gegen 
dieſelbe Perſon charakteriſirte den hier in Frage kommenden 
Vorſatz zum fortgeſetzten Vergehen noch nicht. Urth. des 
IV. Sen. vom 28. Februar 1902. 337. 1902. 

32. § 223 a. 

Laut der Entſcheidungsgründe ſind über die Beſchaffenheit 
des zur Körperverletzung gebrauchten Werkzeuges lediglich Ver⸗ 
muthungen ausgeſprochen, die ſich auf die Wirkung des zu⸗ 
gefügten Schlages ſtützen. Als ſolche Wirkung iſt aber nur 
angeführt, daß Blut hervorgedrungen ſei. Daß eine ſolche 
Folge nur bei dem Gebrauche eines Werkzeuges, und zwar 
eines gefährlichen Werkzeuges im Sinne des § 223a, eintreten 
könne, iſt weder im Allgemeinen richtig, wie als gemeinkundig 
anzuſehen iſt, noch ſind dafür beſondere aus den Umſtänden des 
Falles abzuleitende Gründe geltend gemacht, namentlich iſt nicht 
eine ſolche beſondere Beſchaffenheit der etwa erzeugten Wunde 
feſtgeſtellt, die dem Gerichte eine ſichere Feſtſtellung der Gefährlich 
keit des gebrauchten Werkzeuges ermöglichte. Urth. des I. Sen. 
vom 17. März 1902. 409. 1902. 

33. § 223 a. 

Die im § 223 a des Str. G. B. mit Strafe bedrohte Art 
der Körperverletzung mittels eines gefährlichen Werkzeugs erfordert 
aber, daß das benutzte Mittel ſelbſt nach ſeiner objektiven Be⸗ 
ſchaffenheit als Waffe gefährlich, ſomit als ſolches beim Gebrauche 
gegen einen Menſchen nach dem gewöhnlichen Erfolge geeignet 
ſei, durch mechaniſche Einwirkung auf den Körper die Geſundheit 
zu gefährden oder eine Verletzung herbeizuführen. Deshalb 
kann eine ätzende oder giftige Flüſſigkeit, die gegen einen Anderen 
ausgegoſſen wird, nicht als ein gefährliches Werkzeug aufgefaßt 
werden, da ſie nicht dem allgemeinen Begriff einer Waffe unter⸗ 
ſtellt werden kann und keine mechaniſche, ſondern eine chemiſche 
Einwirkung auf den Körper hervorbringt. Urth. des I. Sen. 
vom 9. Juni 1902. 1647. 1902. 

34. § 230. 

Nicht durch die Behandlung und Hingabe der Medikamente 
iſt der Erfolg heibeigeführt worden, die poſitive Handlung des 
Angeklagten iſt für den Ausgang nicht kauſal geweſen. Das 
freiſprechende Urtheil wird durch die Feſtſtellung getragen, daß 
eine „Aufforderung des Angeklagten, ärztliche Hilfe ſofort in 
Anſpruch zu nehmen“, bei der Zeugin nicht von Erfolg geweſen 
wäre. Dieſe thatſächliche Feſtſtellung ſchließt die Annahme einer 
rechtsirrthümlichen Auffaſſung des Rechtsbegriffs einer durch 
Unterlaſſung begangenen ſtrafbaren Fahrläſſigleit ſeitens des 
erſten Richters aus. Urth. des III. Sen. vom 23. Dezember 1901. 
3895. 1901. 

35. § 230. 

Die Annahme einer ſtrafbaren Fahrläſſigkeit iſt zwar rechtlich 
nicht zu beanſtanden, wenn ſich die Feſtſtellung nur auf die 
Darlegung der Möglichkeiten beſchränkt, auf welche Weiſe der 
in Frage ſtehende thatſächliche Vorgang erfolgt ſein kann, und 
zugleich Gewißheit darüber beſteht, daß für jeden als möglich 
angenommenen Fall ein mit dem Erfolge in urſächlichem 
Zuſammenhange ſtehendes fahrläſſiges Verhalten eines Angeklagten 
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vorliegt. Bei einer ſolchen Art der Feſtſtellung iſt jedoch mit 
großer Vorſicht zu verfahren, da die Gefahr naheliegt, daß die 
Schuldfrage von einem die konkreten Verhältniſſe zu wenig 
berückſichtigenden allgemeinen Standpunkte aus gewürdigt wird. 
Urth. des I. Sen. vom 17. März 1902. 317. 1902. 

36. § 239. 

Im Sinne dieſes Geſetzes eingeſperrt iſt derjenige, welcher 
in einem geſchloſſenen Raume durch Verſperrung des Ausgangs 
feſtgehalten wird. Mit Strafe wird bedroht, wer durch ſolches 
Mittel einen Anderen an der Bethätigung ſeiner Bewegungs⸗ 
freiheit hindert. In Rückſicht hierauf kommt begrifflich auf die 
Größe jenes Raumes, in dem er feſtgehalten wird, nichts an. 
Ob ſeine Bewegungsfreiheit gehindert iſt, entſcheidet ſich danach, 
welchen Gebrauch er von dieſer machen wollte. Wer nicht 
Willens iſt, über einen gewiſſen beſchränkten Raum hinaus ſich 
zu bewegen und innerhalb deſſelben an der freien Bewegung 
nicht gehindert iſt, kann auch bei Verſperrung des Ausganges 
aus dieſem noch nicht als „eingeſperrt“ gelten. (Entſch. des R. G. 
in Strafſachen Bd. 33 S. 234.) Andererſeits muß dies hin⸗ 
ſichtlich deſſen angenommen werden, der, obgleich ihm Bewegungs⸗ 
freiheit innerhalb eines größeren Raumes oder auch eines Komplexes 
zuſammenhängender Räumlichkeiten gegeben iſt, doch gerade die 
Grenzen dieſes Raumes oder dieſer Räumlichkeiten überſchreiten 
will und hieran in der bezeichneten Weiſe gehindert wird. Im 
vorliegenden Falle wollte die P. feſtgeſtelltermaßen die Wohnung 
der Angeklagten überhaupt, nicht blos einen Theil derſelben 
verlaſſen. Unter dieſen Umſtänden führte die Hinderung hieran 
durch Angeklagte mittels Abſchließens der Gangthüre für ſie den 
Zuſtand der Einſperrung herbei; denn wenn fie auch eine Mehr: 
zahl Zimmer betreten konnte, das Verlaſſen der Wohnung war 
ihr unmöglich gemacht. Urth. des IV. Sen. vom 18. März 1902. 
704. 1902. 

37. 8 240. 

Es kann zugegeben werden, daß unter Umſtänden auch die 
gegen eine dritte Perſon gerichtete Gewalt als Mittel der 
Nöthigung im Sinne des § 240 des Str. G. B. in Betracht 
zu ziehen iſt, daß ferner das Geſetz nicht nothwendig eine Ge— 
walthandlung an der Perſon des zu Nötbigenden erfordert, aber 
es iſt auf der andern Seite mit der Rechtſprechung des Reichs 
gerichts daran feſtzuhalten, daß eine Handlung, welche unmittelbar 
und zunächſt auf Sachen Bezug hat, um das Merkmal der 
Gewalt im Sinne des angeführten § 240 zu erfüllen, zugleich 
ſich wenigſtens mittelbar und indirekt gegen die Perſon des zu 
Nöthigenden richten muß. An dieſer Vorausſetzung fehlt es im 
vorliegenden Falle. Die Vorinſtanz erblickt die Gewaltübung 
darin, daß der Angeklagte aus einem von ihm als Bauunter- 
nehmer auf fremden Grund und Boden errichteten Neubau 
mehrere Thüren und Fenſter hat ausheben laſſen, um dadurch 
die miethweiſe Benutzung des Hauſes zu verhindern und den 
Bauherrn zur Anerkennung einer ſtreitigen auf die Bauaus⸗ 
führung bezüglichen Forderung zu nöthigen, während die durch 
Wegnahme der Thüren und Fenſter betroffene Wohnung von 
dem Miether, an welchen ſie der Eigenthümer bereits vermiethet 
hatte, zwar alsbald in Benutzung genommen werden ſollte, aber 
zur Zeit der That noch nicht bezogen war. Das Gericht nimmt 
gleichwohl an, der Angeklagte habe durch ſeine Handlung 
unmittelbar gegen den Miether und indirekt gegen den Ver⸗ 
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miether einen Zwang ausgeübt. Nach jenem Sachverhalt aber 
ſtellt ſich die eigenmächtig und vom Gericht als widerrechtlich 
bezeichnete Handlung des Angeklagten lediglich als eine gegen 
Sachen verübte Gewalthandlung dar. Es ſollte allerdings der 


- Miether an dem Beziehen der Wohnung gehindert werden. Allein 


die That entbehrt jeder näheren Beziehung auf die Perſon des 
Miethers und deſſen phyſiſches Empfinden. Es handelt ſich 
nicht um eine den Inhaber der Wohnung perſönlich wenigſtens 
indirekt treffende Maßnahme, wie bei dem Bd. 7 S. 269 und 
Bd. 9 S. 58 der Entſcheidungen des Reichsgerichts zum Ab⸗ 
druck gebrachten Urtheilen, wo eine in ihrer Wirkung die Perſon 
des Genöthigten körperlich berührende Handlung in Frage ſtand. 
Darüber hinauszugehen, würde dem Sinne des Geſetzes nicht 
entſprechen, denn man würde ſonſt dahin gelangen müſſen, jede 
durch widerrechtliche Eigenmacht bewirkte Verfügung über Sachen, 
welche zum perſoͤnlichen Gebrauch beſtimmt find, wie etwa 
Kleidungsſtücke, oder Lebensmittel, falls dadurch auch nur in 
entfernter Weiſe die Möglichkeit einer künftigen Einwirkung auf 
das körperliche Bedürfniß des zu Nöthigenden geboten wird, 
rechtlich als Gewalt zu charakteriſiren. Einer der Art aus- 
gedehnten Anwendung dieſes Begriffs treten mit Recht ſchon 
die Urtheile des Reichsgerichts vom 5. Januar 1881 und 
9. April 1890 (Entſch. des R. G. Bd. 3 S. 179 und Bd. 20 
S. 354) entgegen. Liegt ſomit eine Gewalthandlung gegen den 
Miether, dem die Möglichkeit des beabſichtigten Gebrauchs der 
Wohnung entzogen werden ſollte, nicht vor, ſo entfällt damit 
auch die Annahme der Gewalt in Bezug auf den vom Urtheil 
als Verletzten angeſehenen Vermiether. Die That des An- 
geklagten kennzeichnet ſich vielmehr nach den bisherigen Feſt⸗ 
ſtellungen nur als widerrechtlich nach privatrechtlichen Grund— 
ſätzen. Urth. des III. Sen. vom 10. März 1902. 5322. 1901. 

38. 88 240, 123. 

Nach den getroffenen Feſtſtellungen rief der Beſchwerde⸗ 
führer, nachdem er den M. zur Räumung aufgefordert, die 
übrigen Miether und Koſtgänger, unter dieſen die ſechs Mit⸗ 
angeklagten herbei und erſuchte dieſelben, ihm behülflich zu ſein, 
den ganzen Hausrath des M. vor die Thür zu ſetzen. Die 
ſämmtlichen Angeklagten drangen darauf in die Wohnung des 
M. ein, wobei J. und V. jeder ein offenes Meſſer in der Hand 
hielten, und legten Hand an die Möbel des M. Angeſichts der 
großen Zahl der Eingedrungenen wagte dieſer aus Furcht vor 
weiteren Gewaltthätigkeiten nicht, ernſtlichen Widerſtand zu 
leiſten und konnte er es nicht verhindern, daß ſeine ſämmtlichen 
Sachen auf die Straße geſetzt und er in Folge deſſen genöthigt 
wurde, die von dem Beſchwerdeführer gemiethete Wohnung zu 
räumen. Damit iſt der Begriff der „Gewalt“ im Sinne des 
§ 240 a. a. O. einwandfrei gegeben. Eine körperliche Be. 
rührung, überhaupt ein Unternehmen körperlicher Ueberwältigung 
des zu Nöthigenden iſt nicht erforderlich, eine gegen die Perſon 
ſich richtende Gewalt liegt auch dann vor, wenn ſich dieſelbe 
indirekt, alſo ohne unmittelbare Einwirkung auf den Körper 
des Vergewaltigten, als eine Ueberwindung des perſönlichen 
Widerſtandes deſſelben darſtellt. Vorliegend ging, wie das 
Urtheil erſehen läßt, der Wille des Beſchwerdeführers dahin, 
den M. durch die gewaltſame Fortſchaffung der Möbel zu nöthigen, 
die Wohnung zu räumen und ſich anderweit Unterkommen zu 
beſchaffen. Der Beſckwerdeführer wußte, wie die Strafkammer 
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weiter feſtgeſtellt hat, daß das gegen M. erſtrittene Urtheil nicht 
vollſtreckbar war und daß er einen Miether, welcher mit der 
Zahlung des Miethszinſes im Rückſtande war, nicht eigenmächtig 
aus der Wohnung entfernen durfte, er wollte ſich einfach über 
Geſetz und Recht hinwegſetzen und war ſich der Rechtswidrigkeit 
ſeines Vorgehens gegen M. bewußt. Urth. des III. Sen. vom 
17. März 1902. 680. 1902. 

39. §§ 241, 53. 

An einem Abende hatte der Angeklagte durch ungebührliches 
Benehmen veranlaßt, daß ſich eine Menſchenmenge um ihn 
ſammelte und er wegen ſeines Verhaltens von den ihn um- 
ringenden Perſonen zur Rede geſtellt wurde. Als er dann in 
dem Gedränge von hinten einen Stoß erhielt, hat er einen 
ſcharf geladenen Revolver hervorgezogen und den Umſtehenden 
rückwärts gehend zugerufen: „Wer mir nachkommt, dem ſchieße 
ich eine Kugel durch den Schädel“, auch wirklich, nachdem die 
Umſtehenden behufs Wegnahme des Revolvers gegen ihn vor- 
gedrungen waren, über die Köpfe der Leute weg einen Schuß 
abgegeben und bei einem erneuten Verſuch der Leute, ihm den 
Revolver abzunehmen, nochmals losgeſchoſſen. Dies iſt der in 
dem angefochtenen Urtheile feſtgeſtellte Sachverhalt, und auf 
Grund deſſelben hat die Strafkammer den Angeklagten wegen 
des Ausrufs „Wer mir nachkommt, dem ſchieße ich eine Kugel 
durch den Schädel“ eines Vergehens gegen § 241 des Str. G. B. 
ſchuldig erkannt. Der Schutzbehauptung des Angeklagten, daß 
er durch jene Worte die ihn Umringenden nur von weiteren 
Angriffen habe abhalten wollen, hat die Strafkammer keine Be⸗ 
deutung beigemeſſen, vielmehr ausgeführt, daß, abgeſehen von 
dem einen Stoße, Angriffe gegen den Angeklagten nicht gemacht 
worden ſeien und nicht bevorgeſtanden hätten, der Angeklagte 
alſo, welcher auch ſelbſt zur Annahme des Drohens ſolcher An» 
griffe nicht berechtigt geweſen ſei, den Strafausſchließungsgrund 
der Nothwehr nicht für ſich geltend machen könne. Der vom 
Angeklagten gegen ſeine Verurtheilung ergriffenen Reviſion kann 
der Erfolg nicht verſagt werden. Allerdings kann ein Einwand 
gegen die Verurtheilung nicht daraus hergeleitet werden daß 
der Thatbeſtand des § 241 cit. die Bedrohung einer individuell 
beſtimmten Perſon vorausſetze; denn dieſer an ſich richtige Satz 
rechtfertigt nicht die Schlußfolgerung, daß die bedrohte Perſon 
beſtimmt zu bezeichnen ſei, und daß die Drohung ſich nicht 
gleichzeitig gegen eine Mehrheit von Perſonen richten könne. 
Auch ſteht der Anwendung des § 241 cit. an ſich nicht ent- 
gegen, daß ein Anderer nur für den Fall eines beſtimmten Thuns 
von ſeiner Seite mit einem Verbrechen bedroht wird. In Frage 
kommt aber hier, ob die Annahme der Bedrohung mit einem 
Verbrechen nicht deshalb ausgeſchloſſen war, weil der An- 
geklagte nur für den Fall eines gegen ihn erfolgenden Angriffs 
mit Todtſchießen gedroht hatte. Offenſichtlich hat der An- 
geklagte Letzteres behaupten wollen, indem er ſich darauf berief, 
er habe durch ſeinen Zuruf die Umſtehenden nur an weiteren 
Angriffen hindern wollen. Durch die Ausführung der Straf- 
kammer, daß ein rechtswidriger Angriff nicht vorgelegen und der 
Angeklagte auch zur Annahme eines ſolchen Verhältniſſes keinen 
Grund gehabt habe, wird jener Einwand nicht beſeitigt. Es 
handelt ſich hier nicht darum, ob die Vorausſetzungen der Noth- 
wehr vorgelegen haben, ſondern darum, ob der Aeußerung des 
Angeklagten nicht der Sinn beizulegen iſt, daß er nicht mit der 
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Begehung eines Verbrechens, ſondern nur mit rüͤckſichtsloſer 
Ausübung des Rechts der Nothwehr gedroht habe. Und 
für die Beantwortung dieſer Frage kommt es nicht darauf an, 
ob der Angeklagte ſchon in der Lage war, auf Akte der Notb- 
Urth. des IV. Sen. vom 22. April 
1902. 926. 1902. 

40. 8 242. 

Nach den Feſtſtellungen hat der Beſchwerdeführer aus der 
von ihm benutzten Zelle einer öffentlichen Badeanſtalt eine fremde 
Uhr mit Anhängſeln in der Abſicht rechtswidriger Zueignung 
weggenommen. Dieſe war von Frau K., welche dieſelbe Zelle 
vor ihm benutzt hatte, dort vergeſſen worden. Noch unterwegs 
hatte Frau K. den Verluſt bemerkt und war in die Badeanſtalt 
zurückgekehrt, hatte jedoch daſelbſt erfahren, daß der Angeklagte 
inzwiſchen in der Zelle geweſen ſei und die Sachen wahrſcheinlich 
mit fortgenommen habe. Als rechtsirrig bekämpft Beſchwerde⸗ 
führer den Ausſpruch der Strafkammer, es könne nach § 856 
Abſ. 2 des B. G. B. darüber kein Zweifel fein, daß Frau K. 
noch den Beſitz der Sachen gehabt habe. Entſcheidend iſt, wer 
in dem Zeitpunkte, wo der Angeklagte ſich der Sachen 
bemächtigte, nicht ſowohl Beſitzer derſelben im Sinne des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs, ſondern vielmehr Inhaber der that— 
ſächlichen Verfügungsgewalt im Sinne der natürlichen 
Auffaſſung der Verkehrs- und Lebensverhältniſſe war. Soweit 
§ 856 des B. G. B. eine von letzterer abweichende poſitive Norm 
enthält, erſcheint dieſe für die Entſcheidung des hier ſtreitigen 
Verhältniſſes nicht verwendbar. Allein für die Umſtände des 
vorliegenden Falls kommt eine derartige Abweichung nicht in 
Betracht. Die Strafkammer giebt durch ihre Verweiſung auf 
§ 856 Abſ. 2 eit. zu erkennen, daß nach ihrer Auffaſſung im 
entſcheidenden Zeitpunkte Frau K. die thatſächliche Verfügungs⸗ 
gewalt über die Sachen noch nicht verloren gehabt hat, ſondern 
nur an deren Ausübung vorübergehend verhindert geweſen iſt. 
Ein derartiges Verhältniß iſt auch nach der gemeinen Lebens⸗ 
anſchauung gerade bezüglich Sachen denkbar, die aus Vergeß⸗ 
lichkeit an einem bekannten Orte zurückgelaſſen ſind; die recht⸗ 
liche Möglichkeit, daß die zeitweilige „Verhinderung der Aus- 
übung“ noch nicht nothwendig den Verluſt der Herrſchaft über 
die Sachen ſelbſt nach ſich zieht, iſt anzuerkennen. Ob die Be⸗ 
urtheilung der Strafkammer für die Verhältniſſe des konkreten 
Falles die thatſächliche Wahrheit trifft, iſt eine auf dem Gebiete 
der Beweiswürdigung liegende Frage, die ſich der Nachprüfung 
in der Reviſionsinſtanz entzieht. Daß der Anſchauung der Straf⸗ 
kammer ein Rechtsirrthum zu Grunde liege, wird nicht erkennbar. 
Uebrigens hängt das Vorhandenſein der Thatbeſtandserforderniſſe 
eines Diebſtahls nicht davon ab, daß die Wegnahme der Sachen 
gerade aus dem Gewahrſam der Frau K. erfolgte. Die Weg⸗ 
nahme aus dem Gewahrſam „eines Andern“ genügte und lag 
unzweifelhaft vor. Denn war Frau K. nicht Inhaberin des⸗ 
ſelben, ſo mußte der Beſitzer oder Verwalter der Badeanſtalt 
als ſolcher betrachtet werden. Urth. des IV. Sen. vom 16. Mai 
1902. 2006. 1902. 

41. § 246. 

Das Urtheil ſtellt feſt, daß die ſämmtlichen Ausgaben, zu 
denen der Angeklagte als Reiſender die von den Kunden ſeines 
Dienſtherrn, des Brennereibeſitzers V., erhaltenen und an den 
V. nicht abgelieferten Gelder verwandt hat, von dem Angeklagten 
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„im Intereſſe der V. ſchen Brennerei gemacht find”, daß ein 
Theil der Ausgaben in Abzügen beſtanden habe, die der An⸗ 
geklagte den Kunden als Abzüge auf ihre Schuld an die Firma 
wegen mangelhafter Branntweinlieferung habe bewilligen müſſen, 
womit wohl geſagt ſein ſoll, daß auch die Firma ſelbſt verpflichtet 
geweſen wäre, einen Nachlaß zu gewähren, an anderer Stelle, 
daß Angeklagter die — im Urtheile als unterſchlagen an- 
geſehenen — Gelder „zum Nutzen der Firma V. verwandt hat, 
daß er ſich als ein tüchtiger Geſchäftsmann gezeigt und der 
Firma V. durch ſein Auftreten und insbeſondere durch die höheren 
Ausgaben, die er machte, neue Kunden und größeren Abſatz ver⸗ 
ſchafft hat“. Gleichwohl erklärt das Urtheil den Angeklagten 
für alle jene Ausgaben als ſeinem Dienſtherrn „erſatzpflichtig“ 
und ſcheint dieſe Erſatzpflicht daraus zu folgern, weil er das 
Bewußtſein gehabt hat, mit jenen Ausgaben dem Willen des 


Dienſtherrn zuwider zu handeln. Dieſe Feſtſtellungen ſind indeß 


nicht geeignet, den Thatbeſtand der Unterſchlagung genügend zu 
begründen. Die Verpflichtung zum Erſatze einer empfangenen 
Sache iſt keineswegs gleichbedeutend mit der Verpflichtung, die 
empfangene Sache ſelbſt zurückzuliefern. Iſt der Empfänger 
nur zum Erſatze verpflichtet, ſo können aus dem Nichterſatze 
Civilanſprüche entſtehen, die rechtswidrige Zueignung einer 
fremden Sache iſt indeß daraus noch nicht zu entnehmen. Dafür 
aber, daß der Angeklagte in dem — an ſich nicht gebräuch⸗ 
lichen — Sinne „erfaßpflihtig" geworden, daß er die 
empfangenen Gelder ſelbſt zurückzuliefern hatte, fehlt es an 
jedem Nachweiſe. Selbſt eine Geſchäftsführung des Angeklagten 
für ſeinen Geſchäftsherrn, aber gegen den Willen des letzteren, 
wie ſolche vom erſten Richter angenommen zu ſein ſcheint, läßt 
regelmäßig noch nicht den Schluß zu, daß der Geſchäftsführer 
die dem Geſchäftsherrn gehörigen und zur Führung der Geſchäfte 
deſſelben verwendeten Gelder ſich rechtswidrig zugeeignet hat. 
Mit Rückſicht auf vorſtehende Ausführungen fehlt es dem Urtheile 
denn auch ferner an der nöthigen Stütze für die Feſtſtellung 
„der bewußt rechtswidrigen Verfügung über die Gelder gleichwie 
ein Eigenthümer“. Hat der Angeklagte, wie nach dem Urtheils⸗ 
inhalte dargethan, lediglich im Intereſſe und zum Nutzen ſeines 
Dienſtherrn gehandelt, ſo ſtellt, wie bemerkt, die Kenntniß des 
Angeklagten, dies gegen den Willen des Geſchäftsherrn zu thun, 
bei erſterem noch keineswegs den Willen dar, die Gelder ſich 
ſelbſt anzueignen. Der Angeklagte blieb vielmehr Geſchäftsführer 
eines Andern, wenn auch ohne Auftrag, und verfügte über die 
Gelder nicht für ſich, ſondern für ſeinen Geſchäftsherrn. 
Auch die Bezugnahme des erſten Richters auf das reichsgericht⸗ 
liche Urtheil Entſch. Bd. 22 S. 175 kann als zutreffend nicht 
erachtet werden. Denn dort handelte es ſich um die Deckung 
früherer ausdrücklich als Unterſchlagungen feſtgeſtellter Ver⸗ 
bindlichkeiten, hier aber find, wie vorſtehend ausgeführt, Unter- 
ſchlagungshandlungen, zu deren Deckung ſpätere Einnahinen 
verwendet worden, wenigſtens nach der gegenwärtigen Sachlage, 
nicht nachgewieſen worden. Urth. des I. Sen. vom 6. März 1902. 
58. 1902. 

42. 8 246. 

Für die Entſcheidung der Frage, ob die unerlaubte Ver⸗ 
pfändung einer fremden Sache als rechtswidrige Zueignung oder 
nur als unerlaubter Gebrauch derſelben ſich darſtellt, iſt aber, 
wie das Reichsgericht bereits früher (vergl. Entſch. des R. G. 
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Bd. 26 S. 230) dargelegt hat, ausſchlaggebend, ob der Thäter 
mit dem Bewußtſein, alſo dem Vorſatz handelte, daß in Folge 
der Verpfändung die Sache dem Eigenthümer dauernd entzogen 
werde oder werden ſolle. Die mißliche Vermoͤgenslage deſſelben 
zur Zeit der Verpfändung kann nur als Indicium gegen die 
Wiedereinlöſungsabficht in Betracht kommen, ſchließt aber nicht 
in jedem Falle aus, daß er trotzdem dieſe Abſicht gehabt und 
in der Ueberzeugung, daß er rechtzeitig, d. h. ſobald der Eigen⸗ 
thümer die Sache verlange, die Einlöſung des Pfandes werde 
bewirken können, gehandelt hat. In dieſer Hinſicht entbehrt 
das Urtheil ausreichender Begründung; eine Feſtſtellung dahin, 
daß der Angeklagte ſich bewußt geweſen, daß er zur recht: 
zeitigen Einlöſung des verpfändeten Albums nicht im Stande 
ſein werde, hat die Strafkammer nicht getroffen. Urth. des 
I. Sen. vom 9. Mai 1902. 1309. 1902. 

43. 8 246. 

Darauf, ob Angeklagter berechtigt geweſen wäre, eine Auf⸗ 
rechnung mit ſeinen Gehaltsforderungen vorzunehmen, d. h. ob 
ſich im Zeitpunkte der einzelnen Strafthaten zur Aufrechnung 
geeignete — alſo auch fällige — Forderungen und Gegen— 
forderungen gegenüberſtanden, kann es für die Schuld des An⸗ 
geklagten nicht ankommen. Letzterer Umſtand an und für ſich 
vermöchte die Rechtswidrigkeit der Zueignung nicht auszuſchließen. 
Bei derartiger Sachlage war Angeklagter wohl befugt, den 
Untergang von Forderung und Gegenforderung durch den vom 
Geſetz für ſolche Wirkung erforderten Rechtsakt, Erklärung 
der Aufrechnung gegenüber dem Gutsherrn ($ 338 B. G. B.), 
herbeizuführen. Sich ohne dieſe rechtliche Ausgleichung einfach 
den Betrag der eigenen Forderung aus dem Vermoͤgen ſeines 
Auftraggebers zuzueignen, dazu ſtand ihm keine civilrechtliche 
Befugniß zur Seite. Die Ausführung der Reviſion zu dieſem 
Punkte iſt daher nicht geeignet, die objektive Rechtswidrigkeit 
der Zueignung zu widerlegen. Den ſubjektiven Thatbeſtand 
der 88 266, 246 Str. G. B. anlangend, fo könnte der Mangel 
des Bewußtſeins von der Rechtswidrigkeit allenfalls dann in 
Frage kommen, wenn Angeklagter wenigſtens von der Abſicht 
geleitet geweſen wäre, eine Aufrechnung, die er in Wirklichkeit 
nicht vollzog, vorzunehmen. Indeſſen auch das Vorhandenſein 
einer derartigen Abſicht iſt für die konkreten Fälle durch die 
Feſtſtellungen der Strafkammer ausgeſchloſſen. Urth. des IV. Sen. 
vom 17. Juni 1902. 2083. 1902. 

44. 88 246, 263. 

In den Urtheilsgründen iſt feſtgeſtellt, daß der Angeklagte 
zwei Sparkaſſenbücher eines Vereins, deſſen Vorſitzender er war, 
in Verwahrung hatte, von den Einlagen Beträge erheben ließ 
und damit perſönliche Schulden deckte, ſpäter die erhobenen 
Beträge auf die Sparkaſſenbücher wieder einzahlte. „Auf 
Grund dieſes Sachverhaltes, ſo wird im Urtheil erwogen, 
ſei die Anklage wegen Unterſchlagung der Sparkaſſenbücher er⸗ 
hoben worden, das Gericht habe jedoch die Vorausſetzungen des 
§ 263 Str. G. B. für vorliegend erachtet.“ Angeklagter ſei 
zur Erhebung des Geldes für ſeine perſönlichen Zwecke nicht 
befugt, der Vermögensvortheil, den er zu erlangen ſuchte, alſo 
ein rechtswidriger geweſen. Die Erlangung des Geldes ſei ihm 
nur dadurch möglich geweſen, daß er dem Kaſſenbeamten die 
falſche Thatſache vorſpiegelte, als würden die Beträge von 
Seiten des Vorſitzenden für den Verein erhoben, und daß er 
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den Beamten hierdurch in Irrthum verſetzte. Denn das Geld 
wäre ihm bei Kenntniß des wahren Sachverhalts nicht aus- 
gezahlt worden. Nachdem in der im Urtheil vorangeſchickten 
Darſtellung des thatſächlichen Vorganges mit keinem Worte 
etwaiger Angaben der Beauftragten des Angeklagten bei Vor⸗ 
lage des Sparkaſſenbuchs an den Kaſſenbeamten über den Zweck 
Erwähnung geſchehen, zu welchem das Geld erhoben werde, und 
nachdem, wie oben referirt, im Urtheil ſodann ausdrücklich her⸗ 
vorgehoben wird, daß auf Grund dieſes Sachverhalts der 
Thatbeſtand des Betruges für vorliegend erachtet werde, kann 
ein Zweifel darüber nicht beſtehen, daß mit der Annahme, An⸗ 
geklagter habe dem Kaſſenbeamten falſche Thatſachen vorgeſpiegelt, 
nicht etwa eine den zuvor gegebenen Thatbeſtand ergänzende, 
neue thatſächliche Feſtſtellung getroffen werde, ſondern die 
Subſumtion des Vorganges unter die geſetzlichen Merkmale des 
Betrugsbegriffes vollzogen werden ſollte. Dieſe letztere aber 
iſt nicht angängig. Denn die bloße Vorlage des Buches an 
der Kaſſe zur Erledigung des Auftrages, für den Angeklagten 
die fraglichen Beträge zu erheben, iſt nicht eine unwahre An⸗ 


gabe über die bei dieſem Letzteren beſtehenden Abſichten bezüglich 


der demnächſtigen Verwendung der erhobenen Beträge. Angaben 
hierüber wurden vielmehr nach dem im Urtheil mitgetheilten 
Sachverlauf dem Kaſſenbeamten überhaupt nicht gemacht, dieſer 
auch ausweislich des Sitzungsprotokolles in der Hauptverhandlung 
nicht vernommen. Auch für die Annahme der Strafkammer, 
es ſei der Kaſſenbeamte über den Erhebungszweck in einen für 
die Auszahlung kauſalen Irrthum verſetzt worden, fehlt jede 
thatſächliche Grundlage, insbeſondere eine Darlegung, inwieweit 
die Sparkaſſe nach ihren Statuten zur Prüfung der Legitimation 
des das Sparbuch Vorlegenden zum Empfang von Kapital- 
rückzahlungen oder vollends zu einer Kontrolle der über die 
Verwendung der letzteren bei dem Erheber beſtehenden Abſichten 
verpflichtet oder berechtigt war. Das Urtheil mußte daher der 
Aufhebung unterliegen. Die wiederholte Verhandlung wird der 
Strafkammer Anlaß geben, den der Anklage zu Grunde liegenden 
Geſichtspunkt der Unterſchlagung des Sparkaſſenbuches unter 
Beachtung der in der Entſch. des R. G. Bd. 29 S. 415 er⸗ 
örterten rechtlichen Anſchauung einer erneuten Prüfung zu unter— 
ziehen. Urth. des I. Sen. vom 1. März 1902. 6. 1902. 

45. § 250. 

Allerdings laſſen die Feſtſtellungen nicht klar erkennen, ob 
ſich die Fortnahme des Geldes auf der Böſchung des Weges 
oder außerhalb dieſer auf privatem Boden zugetragen hat, indeß, 
dieſe Unbeſtimmtheit iſt rechtlich ohne Bedeutung. Feſt ſteht, 
daß die That ſelbſt mit dem Angriffe auf dem Wege begonnen 
hat. Sollte nun die Darſtellung des Vorderrichters dahin zu 
verſtehen ſein, daß 8. nach ſeinem Hinunterwerfen von dem 
öffentlichen Wege auf der Böſchung deſſelben liegen geblieben iſt, 
ſo würde ſich die Anwendung des § 250 Nr. 3 des Str. G. B. 
ohne Weiteres rechtfertigen, weil ſchon aus ſeiner erſichtlichen 
Zweckbeſtimmung, die Sicherheit des öffentlichen Verkehrs unter 
beſonderen Schutz zu ſtellen, zu entnehmen iſt, daß die Böſchungen 
der Wege als Theile derſelben ebenſo wie die Verkehrsbahn ſelbſt 
der genannten Rechtsnorm unterſtehen ſollen. Laſſen die erit- 
richterlichen Feſtſtellungen dagegen die Möglichkeit offen, daß, 
wie die Beſchwerde behauptet, die That durch die Fortnahme 
des Geldes ihre Vollendung nicht auf der Böſchung, ſondern 
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außerhalb auf privatem Grund und Boden ſtattgefunden hat, ſo 
würde trotzdem für die Annahme eines Verbrechens gegen § 250 
Nr. 3 1. c. der Umſtand genügen, daß die Gewaltshandlungen, 
welche zum Zweck der Beraubung ausgeführt ſind, auf dem 
öffentlichen Wege begonnen haben. Denn eine aus mehreren 
Einzelakten beſtehende ſtrafbare Handlung iſt als begangen über⸗ 
all da anzuſehen, wo auch nur ein Theil des einheitlichen Be⸗ 
gehungsaktes in die äußere Erſcheinung getreten iſt. Urth. des 
III. Sen. vom 3. März 1902. 497. 1902. 

46. 8 253. 

Das angefochtene Urtheil enthält über die Rechtswidrig— 
keit des von dem Beſchwerdeführer durch feine Handlungsweiſe 
erſtrebten Vermögensvortheils überhaupt keinerlei Feſtſtellungen 
und dies muß um ſo mehr rechtlich beanſtandet werden, als 
nach den eigenen Darlegungen des Urtheils der Beſchwerdeführer 
das Bewußtſein der Rechtswidrigkeit ſeines Handelns ausdrücklich 
beſtritten hatte und der in dieſer Richtung geltend gemachte 
Einwand nach der ganzen Sachlage nur dahin verſtanden werden 
konnte, daß damit das Bewußtſein von der Rechtswidrigkeit des 
in Ausfiht genommenen Vermögensvortheils beſtritten werden 
ſollte. Der erſte Richter hat eine Feſtſtellung in dieſer Hinſicht 
für entbehrlich angeſehen, weil feiner Meinung nach die Rechts, 
widrigkeit der Handlung keine Aufnahme in den geſetzlichen 
Thatbeſtand der Erpreſſung gefunden hat und in einem ſolchen 
Falle das Bewußtſein der tswidrigkeit unter keinen Umſtänden 
einer Feſtſtellung dare b. Sun in dieſer Hinſicht 
grund ſätzlich ſtets als ein den Irrenden nicht entſchuldigender 
Irrthum über die Rechtsfolgen angeſehen werden müſſe. 
Richtig iſt hieran nur ſoviel, daß, wenn eine konkrete Handlung 
allſeitig den Thatbeſtand eines Strafgeſetzes erfüllt, für ihre 
Strafbarkeit es nicht weiter darauf ankommt, ob der Handelnde 
ſich bewußt ift, daß er damit eine ſtrafbare Handlung bogehe, 
wie dies bereits in dem von dem angefochtenen Urtheile felkit 
in Bezug genommenen Erkenntniſſe des Reichsgerichts in Bd. XIX. 
S. 87 ſeiner Entſcheidungen des Näheren dargelegt iſt. Unrichtig 


iſt dagegen die Auffaſſung des erſten Richters, daß, abgeſehen 


von denjenigen Rechtsnormen, in denen ſich ausdrücklich das 
Gegentheil ausgeſprochen findet, die Rechtswidrigkeit einer 
Handlung nicht zu deren Strafbarkeit gehöre und ein Irrthum 
über die Rechtswidrigkeit einer beſtimmten Handlung grund- 
ſätzlich den Irrenden nicht entſchuldige. Die Strafbarkeit 
einer Handlung iſt ſtets durch die Widerrechtlichkeit derſelben 
bedingt. Eine Handlung, zu deren Vornahme Jemand nach 
Maßgabe der beſtehenden Geſetze berechtigt iſt, kann niemals 
ſtrafbar ſein. Das Thatbeſtandsmerkmal der Rechtswidrigkeit 
hat aber nicht bei allen Delikten Aufnahme in den geſetzlich 
normirten Thatbeſtand mit ausdrücklichen Worten gefunden und 
bedarf bei dieſen Delikten, bei welchen es als ſelbſtverſtändlich 
vorausgeſetzt wird, nur im Beſtreitungsfalle einer ſpeziellen Feſt— 
ſtellung in objektiver und ſubjektiver Hinſicht. Bei anderen 
ſtrafbaren Handlungen iſt die Rechtswidrigkeit im geſetzlichen 
Thatbeſtande ausdrücklich als Merkmal der Strafbarkeit hervor- 
gehoben und hier muß das objektive Vorhandenſein derſelben 
in allen Fällen feſtgeſtellt werden, während das Bewußtſein der 
Rechtswidrigkeit nur, wenn es beſtritten wird oder die konkrete 
Sachlage dazu nöthigt, einer beſonderen ausdrücklichen Feſtſtellung 
bedarf. Denjenigen Delikten, in deren Thatbeſtand das Merk, 
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mal der Rechtswidrigkeit mit ausdrücklichen Worten Aufnahme 
gefunden hat, iſt nun aber auch die Erpreſſung beizuzählen. 
§ 253 macht die Strafbarkeit der Ausübung eines Willens 
zwanges auf einen Anderen durch Gewalt oder Drohung zum 
Zwecke der Nöthigung deſſelben zu einer Handlung, Duldung 
oder Unterlaſſung unter dem Geſichtspunkte der Erpreſſung aus- 
drücklich davon ahhängig, daß dies in der Abſicht der Verſchaffung 
eines rechtswidrigen Vermögensvortheils geſchieht. Fehlt es 
an der objektiven Rechtswidrigkeit des Vermögensvortheils, 
ſo entfällt damit ſchon in objektiver Beziehung der Thatbeſtand 
der Erpreſſung (Entſch. des R. G. in Strafſachen Bd. IV S. 279). 
Ermangelt das Bewußtſein der Rechtswidrigkeit des Vermögens- 
vortheils, jo kaun gleichfalls §S 253 des Str. G. B. keine An⸗ 
wendung erleiden und eine Beſtrafung höchſtens inſoweit Platz 
greiſen, als der Thatbeſtand eines anderen Delikts gegeben iſt. 
Das angefochtene Urtheil enthält aber weder in Bezug auf die 
objektive Rechtswidrigkeit des erſtrebten Vermögensvortheils 
(Entſch. des R. G. in Strafſachen Bd. XXVI S. 353) noch in 
Bezug auf das als beſtritten anzuſehende und demgemäß aus— 
drücklich feſtzuſtellende Bewußtſein des Beſchwerdeführers von 
der Rechtswidrigkeit dieſes Vermögensvortheils irgend welche 
Feſtſtellungen, und mußte deshalb der Aufhebung um fo mehr 
unterliegen, als nicht angenommen werden kann, daß der Be— 
ſchwerdeführer, indem er die Rechtswidrigkeit der ihm zur 
Laſt liegenden Handlung und ſein Bewußtſein hiervon in Abrede 
ſtellte, damit das Vorliegen der ſämmtlichen Thatbeſtands⸗ 
merkmale der verſuchten Erpreſſung einzuräumen beabſichtigte 
und nur das Bewußtſein der Strafbarkeit feiner Handlungs- 
weiſe beſtreiten wollte und auch der erſte Richter, deſſen Aus- 
führungen in dieſem Falle zu einem großen Theile unverſtändlich 
bleiben müßten, den bezüglichen Einwand des Beſchwerdeführers 
lediglich in dem zuletzt erwähnten Sinne aufgefaßt hat. Urth. 
des III. Sen. vom 12. Mai 1902. 1261. 1902. 

47. 8 259. 

Das Thatbeſtandsmerkmal des Erlangtſeins mittels einer 
ſtrafbaren Handlung liegt nicht vor, wenn ſich der Thäter des 
ſog. Vordelikts in einem Zuſtande der in § 51 Str. G. B. 
bezeichneten Art befunden hat. Urth. des II. Sen. vom 
17. Januar 1902. 4610. 1901. 

48. § 263. 

Ohne Rechtsirrthum iſt zwar als erwieſen angenommen, 
daß der Angeklagte das Vermögen des Eiſenbahnfiskus dadurch 
geſchädigt hat, daß er die Eiſenbahn ohne Zahlung der tarif- 
mäßigen Gebühr benutzte. Aus den Urtheilsfeſtſtellungen ergiebt 
ſich aber nicht, daß der Angeklagte die Vermögensbeſchädigung 
dadurch herbeigeführt hat, daß er durch Unterdrückung einer 
wahren Thatſache einen Irrth um erregte. Es iſt nicht erſichtlich, 
durch welches Verhalten gegenüber den Eiſenbahnbeamten der 
Angeklagte dieſe in den Irrthum verſetzt hat, daß er im Beſitze 
einer Fahrkarte ſei. Im Urtheil wird nur geſagt: „Der An- 
geklagte hätte dem Schaffner oder Zugführer ſofort melden 
müſſen, daß er keine Fahrkarte habe, und hätte auf der nächſten 
Station eine ſolche nachlöſen müſſen. Dies hat er unterlaſſen.“ 
Aus dem Urtheile ergiebt ſich nicht, daß der Angeklagte von 
dem Zeitpunkte an, als er den Zug beſtieg, bis dahin, als er 
ihn wieder verließ, mit irgend einem Bahnbeamten in Berührung 
gekommen iſt und noch weniger, durch welches Verhalten denn 
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der Angeklagte einen Beamten glauben gemacht habe, daß er im 
Beſitze einer Fahrkarte ſei. Weshalb der Angeklagte verpflichtet 
war, dem Zugführer oder Schaffner zu melden, daß er keine 
Fahrkarte habe, erſieht man aus dem Urtheile ebenfalls nicht. 
Das täuſchende Verhalten des Angeklagten würde für die Ver⸗ 
mögensbeſchädigung des Eiſenbahnfiskus nur dann kauſal ſein, 
wenn durch daſſelbe ein Eiſenbahnbeamter zu einer für das 
Vermögen des Fiskus nachtheiligen Verfügung oder Unterlaſſung 
beſtimmt worden wäre. Ob im vorliegenden Falle eine ſolche 
Verfügung oder Unterlaſſung durch den Angeklagten überhaupt 
herbeigeführt worden iſt, und worin dieſelbe beſtanden hat, 
darüber giebt das Urtheil wiederum keine Auskunft. (Vergl. 
Entſch. Bd. 17 S. 217.) Die Aufhebung deſſelben in dem 
vorne angegebenen Umfange war hiernach geboten. Urth. des 
II. Sen. vom 8. April 1902. 702. 1902. 

49. § 263. 

Die Verurtheilung iſt darauf geſtützt, daß der Angeklagte 
ſelbſt oder durch Vermittelung von Geſchäftsreiſenden mit den 


einzeln genannten Schmiedemeiſtern Verträge abgeſchloſſen habe, 
ein welchen den Schmiedemeiſtern Lieferung von vierfach raffinirtem 


Schmiedeſtahl verſprochen worden ſei, daß er jedoch den Be⸗ 
ſtellern nicht Stahl dieſer Beſchaffenheit, ſondern ſchwediſchen 
Holzkohlenſtahl geliefert und die Empfänger dieſer Waare von 
weit geringerem Marktpreiſe zu deren Annahme dadurch beſtimmt 
habe, daß er durch Anbringung von Zeichen, welche auf Irre⸗ 
führung der Waarenempfänger berechnet geweſen ſeien, in dieſen 
den falſchen Glauben erweckt habe, es ſei ihnen vierfach 
raffinirter Schmiedeſtahl geliefert. Hinſichtlich der Frage, ob 
aus dem Verfahren des Angeklagten den Schmiedemeiſtern, 
welche mit ihm Geſchäfte abgeſchloſſen haben, ein Vermöͤgens⸗ 
ſchaden erwachſen iſt, iſt die Strafkammer davon ausgegangen, 
es ſei allerdings die Behauptung des Angeklagten, daß der von 
ihm gelieferte Stahl von gleicher Güte und Verwendbarkeit 
ſei, wie vierfach raffinirter Stahl, für nicht widerlegt zu er⸗ 
achten, nichtsdeſtoweniger ſei das Vorhandenſein einer Ver⸗ 
mögensſchädigung nicht zweifelhaft, weil die Käufer für den 
Erwerb des Stahls des Angeklagten einen Preis angelegt 
hätten, der den üblichen Preis dieſer Stahlſorte beträchtlich 
überſteige, und weil ſie dieſen Preis nur mit Rückſicht auf die 
Täuſchung gegeben hätten, während fie dies nicht gethan haben 
würden, wenn ſie gewußt hätten, um welche Art Stahl es ſich 
handelte. Bei dieſer Ausführung iſt überſehen, daß nicht 
Betrug bei Eingehung, ſondern Betrug bei Erfüllung von 
Verträgen in Frage ſteht. Die Schmiedemeiſter, welche mit 
dem Angeklagten Geſchäfte abgeſchloſſen haben, ſind nicht dadurch 
getäuſcht worden, daß ihnen der Angeklagte eine minderwerthige 
Waare unter der Vorſpiegelung einer beſſeren Qualität um 
einen zu hohen Preis verkauft hat, ſondern dadurch, daß der 
Angeklagte ſtatt vierfach raffinirten Stahls, worauf die Käufer 
einen vertragsmäßigen Anſpruch erworben hatten, eine andere 
Sorte Stahl geliefert und durch irreführende Manipulationen 
den Glauben erweckt hat, das Gelieferte ſei vierfach raffinirter 
Stahl. Für die Feſtſtellung der zum Thatbeſtande des Betrugs 
gehörigen Vermögensſchädigung iſt alſo allein entſcheidend, ob 
die Lieferung von ſchwediſchem Holzkohlenſtahl ſtatt vierfach 
raffinirten Schmiedeſtahls für die betreffenden Perſonen eine 
Vermögenseinbuße zur Folge gehabt hat. Dies kann nicht ohne 
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Weiteres ſchon aus dem Grunde angenommen werden, weil 
ſchwediſcher Holzkohlenſtahl einen geringeren Marktpreis hat 
als vierfach raffinirter Schmiedeſtahl. Für den Werth einer 
Waare iſt allerdings theils der Gebrauchswerth, theils der 
Verkaufswerth maßgebend, und deshalb wird der Regel nach 
der, der auf Lieferung einer Waare Anſpruch zu machen hat, 
einen Vermöͤgenſchaden erleiden, wenn ihm ſtatt der Waare, 
die er zu beanſpruchen hat, eine Waare von geringerem Ver⸗ 
kaufswerthe geliefert wird, wenn ſich auch der Gebrauchswerth 
gleich bleiben ſollte. Dies iſt aber nicht nothwendig immer 
zutreffend, bedarf vielmehr der beſonderen Feſtſtellung. Und 
gerade im vorliegenden Falle war eine ſolche Feſtſtellung nicht 
entbehrlich; denn die Perſonen, welche Stahl vom Angeklagten 
gekauft haben, ſind durchweg Schmiedemeiſter, von denen an⸗ 
zunehmen iſt, daß ſie den gekauften Stahl in ihrem Handwerks⸗ 
betriebe verarbeitet haben, und in der Anklageſchrift iſt auch 
die Annahme, daß fie einen Vermögensſchaden erlitten haben, 
gerade darauf geſtützt, daß die Werkzeuge, welche aus dem vom 
Angeklagten gelieferten Stahle gefertigt worden ſeien, nicht 
Schnitt gehalten, zum großen Theile ſich als untauglich er- 
wieſen hätten, ſo daß ſie vom Publikum zurückgegeben worden 
ſeien. Dem gegenüber konnte der vom Angeklagten aufgeſtellten 
und in dem angefochtenen Urtheile für nicht widerlegt erachteten 
Behauptung, daß der vom Angeklagten gelieferte Stahl von 
gleicher Güte und Verwendbarkeit ſei, wie vierfach raffinirter 
Stahl, die Bedeutung nicht abgeſprochen werden. Angeſichts 
des als erwieſen angenommenen Umſtands, daß der Preis für 
unraffinirten Holzkohlenſtahl nur etwa halb ſo hoch iſt, wie der 
für vierfach raffinirten Stahl, iſt freilich jene Behauptung 
wenig glaubhaft; allein nach den getroffenen Feſtſtellungen muß 
bei der rechtlichen Würdigung der That des Angeklagten ſeine 
Behauptung als richtig angenommen werden. Von der 
Richtigkeit dieſer Behauptung ausgehend hätte man eine 
Unklugheit darin zu erkennen, daß die Schmiedemeiſter zur 
Verarbeitung in ihrem Handwerksbetrieb vierfach raffinirten 
Stahl und nicht einfach Holzkohlenſtahl beſtellt haben. Die 
Nachtheile aber, welche ihnen daraus erwachſen ſein ſollten, 
würden auf das täuſchende Verhalten des Angeklagten nicht 
zurückzuführen ſein. Urth. des IV. Sen. vom 25. April 1902. 
1030. 1902. 

50. & 263. 

In dem Erlangen einer Stundung und in der Vermeidung 
des Konkurſes konnte ohne Rechtsirrthum ein rechtswidriger 
Vermögensvortheil erblickt werden und neben der auf Erreichung 
dieſes Vermögensvortheils gerichteten Abſicht war dem An- 
klagten St. gegenüber nicht auch noch — was die Reviſion 
vermißt — „das Bewußtſein der Rechtswidrigkeit feiner Handlungs- 
weiſe“ zu erörtern. Verkannt iſt aber von den Urtheilsgründen 
das Thatbeſtandsmerkmal der Vermögensbeſchädigung. Der Zweck 
des Angeklagten St. ging, wie ſie mehrfach betonen, dahin, den 
Konkurs der Firma P. & Co., Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung, bei welcher Firma er ſelbſt betheiligt war, zu vermeiden 
oder hinauszuſchieben und einen Ausſtand von den Gläubigern 
zu erzielen. Daß bei Erreichung des Zwecks das Vermögen der 
Geſellſchaft und ſo mittelbar das (des Angeklagten St. und) der 
übrigen Mitglieder beſchädigt worden wäre, muß unbedingt 
verneint werden, da — mit den Urtheilsgründen — umgekehrt 
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in der Stundung und Konkursvermeidung ein Vermögens- 
vortheil nicht nur für den Angeklagten, ſondern auch für ſeine 
Geſellſchafter zu erblicken iſt. Folgerichtig könnte nur eine Be⸗ 
ſchädigung des Vermögens der Gejellihaftögläubiger in Frage 
kommen. Allein die Gläubiger, die ihrem Schuldner Borgfriſt 
gewähren oder von Herbeiführung eines Konkurſes gegen ihn 
abſtehen, müſſen keineswegs nothwendig eine Vermögenseinbuße 
erleiden, erlangen vielmehr möglicherweiſe gerade hierdurch 
ſchließlich vollſtändige Befriedigung und inſoweit durch die 
Stundung oder die Konkursvermeidung eine Beſſerung ihrer 
Ausſichten auf Befriedigung, und durch ergebnißloſe Verſuche, 
Stundung zu erlangen oder den Konkurs zu verhüten, wird 
gleichfalls nicht immer ihr Forderungsrecht gefährdet, ihr Ver⸗ 
mögen beſchädigt. Vorliegend geben die Urtheilsgründe über 
die einſchlägigen Vorgänge keinen einwandfreien Aufſchluß. 
Zuerſt ſagen ſie, „nur durch die Ausſicht auf die Beleihung und 
die diesbezüglichen Mittheilungen St.'s ſei thatſächlich die Au⸗ 
meldung des Konkurſes ſeitens der Zeugen P. und M. unter- 
blieben“, was nichts anderes heißen kann, als daß der Angeklagte 
St. die angeſtrebte Stundung und Konkursvermeidung in Wirk⸗ 
lichkeit erzielt hat. Dann aber erwägen ſie wieder: „Durch 
dieſe Manipulationen — die Borgfriſt und Konkursvermeidung — 
würde nicht nur das Vermögen der genannten Firma, ſondern 
auch das ihrer Gläubiger geſchädigt fein” .... „da indeſſen 
der gewollte Zweck nicht erreicht worden, vielmehr der Erfolg, 
den das Vorgehen der Angeklagten verhüten wollte, dennoch ein- 
getreten iſt, allerdings in einer anderen Form als vermuthet 
werden konnte, fo liegt in dieſen beiden (?) Fallen nur ein 
ſtrafbarer Verſuch vor.“ Wieſo die Vermeidung des Konkurſes 
den Geſellſchaftsgläubigern oder gar den Geſellſchaftern ſelbft 
einen Vermögensvortheil gebracht hätte, leuchtet nicht ein und 
daß die Bemühungen des Beſchwerdeführers nicht erfolglos, 
jedenfalls aber nicht für die Gläubiger ſchädigend geweſen ſind, 
ſcheinen die Urtheilsgründe ſelbſt anzunehmen; ſie berichten nichts 
von einer Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen der 
Geſellſchaft und verneinen eine Vermöͤgensbeſchädigung aus⸗ 
drücklich. Endlich iſt die nebenher gehende Bemerkung, daß der 
durch Konkursvermeidung erwachſende Vermögensvortheil den 
Angeklagten St. „insbeſondere auch deshalb getroffen hatte, weil 
dadurch St. ſich den Fortbezug ſeines Gehalts ſicherte“, ſichtlich 
nicht zur Begründung des Merkmals der Vermögensbeſchädigung 
herbeigezogen und hierzu inſolange nicht ausreichend, als nicht 
feſtſteht, daß die von St. der Geſellſchaft geleiſteten Dienſte nach 
ihrem allgemeinen Verkehrswerth oder wegen beſonderer Begleit- 
umſtände, hinter dem ihm zu entrichtenden Gehalt zurückblieben, 
daß alſo durch die Gehaltszahlung die übrigen Mitglieder der 
Geſellſchaft oder der Gläubiger entſprechend verkürzt worden ſind 
oder — wenn der Beſchwerdeführer nicht erreicht hat, was er 
wollte, — verkürzt worden wären. Urth. des I. Sen. vom 
12. Mai 1902. 1126. 1902. 

51. § 266. 

Das Vergehen der Untreue wird nicht ſchon dadurch erfüllt, 
daß der Bevollmächtigte durch irgend welche auftragswidrige 
Handlung oder Unterlaſſung dem Auftraggeber einen Vermögens⸗ 
nachtheil zufügt, ſondern nur unter der Vorausſetzung, daß dieſe 
Handlung oder Unterlaſſung eine Verfügung des Beroll- 
mächtigten über ein Vermözensſtück des Auftraggebers darſtellt. 


XXXI. Jahrgang. 


Unter einer Verfügung im Sinne der angezogenen Geſetzes— 
vorſchrift iſt aber nach der vom Reichsgericht feſtgehaltenen 
Anſicht (vergl. Entſch. Bd. XI S. 412 ff.) nur eine ſolche Maß⸗ 
regel zu verſtehen, welche in irgend einer Weiſe eine Ver— 
änderung in dem Verhältniſſe des Auftraggebers zu dem be- 
treffenden Vermögensſtücke herbeiführt. Wenn ſchon hierzu nicht 
unbedingt ein poſitives Handeln erfordert wird, unter Um⸗ 
ſtänden vielmehr auch ein Nichthandeln ausreichend iſt, fo ent- 
hält doch ein Nichthandeln, welches weder das Vermögensſtück 
ſelbſt, noch die Rechte des Auftraggebers daran in irgend einer 
Weiſe beeinträchtigt, keine Verfügung über das Vermögens⸗ 
ſtück. Von dieſem rechtlichen Standpunkte aus kann die Feſt⸗ 
ſtellung des angefochtenen Urtheils, daß der Angeklagte über ein 
Vermögensſtück ſeines Auftraggebers, nämlich über einen in 
deſſen Auftrag von einem Schuldner deſſelben einkaſſirten Geld⸗ 
betrag, verfügt habe, für materiellrechtlich genügend nicht an⸗ 
geſehen werden. Angenommen, der Angeklagte habe durch die 
Einhebung des in Rede ſtehenden Geldbetrages für feinen Auf- 
traggeber Beſitz und Eigenthum an den einkaſſirten Geldſtücken 
erworben, ſo wurde doch an dieſem Herrſchaftsverhältniſſe des 
Auftraggebers durch die Thatſache allein, daß der Angeklagte 
auftragswidrig das einkaſſirte Geld nicht alsbald an ſeinen 
Auftraggeber ablieferte, ſondern Monate lang in ſeiner Ver⸗ 
wahrung behielt, nichts geändert und zwar im vorliegenden Falle 
um ſo weniger, als nach der Feſtſtellung des erſten Richters der 
Angeklagte die von dem Schuldner gezahlten Geldſtücke ſelbſt 
geſondert von übrigen Vermögensſtücken und in einer das Eigen⸗ 
thumsrecht ſeines Auftraggebers daran klar bezeichneten Weiſe 
aufbewahrt hat. Allerdings beraubte der Angeklagte nach der 
Feſtſtellung des Urtheils durch ſein auftragswidriges Verhalten 
ſeinen Auftraggeber der Möglichkeit, den ihm zukommenden Geld⸗ 
betrag fruchtbringend zu verwerthen, und ſchädigte ihn inſofern; 
es iſt auch feſtgeſtellt, daß der Angeklagte mit der Abſicht ſeinen 
Auftraggeber zu ſchädigen, gehandelt habe, mit dem Bewußtſein, 
daß ſein Handeln thatſächlich zum Nachtheil des Auftraggebers 
gereiche. Allein das Moment dieſer Vermögensſchädigung erfüllt 
nach dem bereits Ausgeführten den Thatbeſtand der Untreue 
nicht, es muß vielmehr noch ein Verfügen des Bevollmächtigten 
über ein Vermögensſtück des Auftraggebers hinzutreten; 
dieſes Verfügen muß daher außerhalb der ſchädigenden Wirkung 
des Handelns oder Nichthandelns des Bevollmächtigten liegen, 
dieſe Wirkung muß bei der Prüfung der Frage, ob ein Verfügen 
des Bevollmächtigten im Sinne des § 2661 des Str. G. B. 
vorliege, außer Betracht bleiben. Das angefochtene Urtheil weiſt 
nun zwar darauf hin, die Vorenthaltung des vereinnahmten 
Geldes ſtelle um ſo mehr eine Verfügung des Angeklagten zum 
Nachtheil des R. dar, als der mittelloſe Angeklagte mit dem 
Gelde faſt die ganze Zeit auf Reifen geweſen ſei, feinen Auf— 
enthalt fortwährend gewechſelt habe und dadurch ſeinem Auftrag- 
geber auch die Möglichkeit im Wege des civilprozeſſualen Vor⸗ 
gehens ſich ſein Eigenthum zu verſchaffen, aufs Aeußerſte erſchwert 
habe. Allein zunächſt bleibt völlig dunkel, ob der erſte Richter 
hiermit das Vorhandenſein einer Verfügung des Angeklagten 
über den vereinnahmden Geldbetrag in dem oben ausgeführten 
Sinne, und nicht vielmehr lediglich den ſchädigenden Ein- 
fluß des erwähnten Verhaltens des Angeklagten habe begründen 
und feſtſtellen wollen. Jedenfalls aber gewährt das Urtheil 
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keinen Aufſchluß darüber, wie nicht ſowohl die Thatſache, daß 
der Angeklagte faſt fortwährend auf Reiſen begriffen und von 
ſeinem Wohnorte abweſend geweſen ſei, als vielmehr der That⸗ 
umſtand, daß er den für ſeinen Auftraggeber vereinnahmten 
Geldbetrag auf dieſen Reiſen bei ſich geführt habe, jenen Erfolg 
verurſacht habe und inwiefern hierdurch das rechtliche und that- 
ſächliche Verhältniß des Auftraggebers zu jenem Geldbetrage 
gegenüber dem vorher — durch die Einhebung — begründet 
geweſenen Verhältniſſe geändert worden ſei. Urth. des III. Sen. 
vom 20. März 1902. 470. 1902. 

52. 8 267. 

Soweit die Strafkammer die Schlußworte des Telegramms 
„Per Bauernſchaft“ dahin ausgelegt hat, daß hierunter die 
Geſammtheit der in P. wohnenden Bauern zu verſtehen ſei, liegt 
eine thatſächliche Feſtſtellung vor, welche für die Reviſionsinſtanz 
bindend iſt. Aber auch bei dieſem Ausgangspunkte mußte die 
Annahme, daß das Telegramm eine zum Beweiſe von Rechten 
und Rechtsverhältniſſen erhebliche Urkunde ſei, beanſtandet werden. 
Eine ſolche iſt, von geſetzlichen Ausnahmefällen abgeſehen, da⸗ 
durch bedingt, daß der Ausſteller erkennbar iſt. Als Ausſteller 
kann nur ein Rechtsſubjekt gelten. Die Geſammtheit der Bauern 
eines Ortes entbehrt als ſolche ſowohl der natürlichen wie der 
juriſtiſchen Perſönlichkeit, der letzteren auch dann, wenn das Wort 
im weiteſten, erwerbsfähige Vereinigungen umfaſſenden Sinne 
gebraucht wird. Sonach können als Ausſteller nur die einzelnen 
unter dieſer Kollektivbezeichnung zuſammengefaßten Perſonen in 
Frage kommen, wobei deren größere oder geringere Zahl rechts- 
grundſätzlich ohne Bedeutung iſt. Da die gefälſchte Depeſche 
durch ihren Inhalt oder ihre Erſcheinungsform den Anſchein 
eines Herganges hervorruft, bei welchem jeder einzelne, der als 
Glied der Geſammtheit erkennbar iſt, ſich zugleich als Mit- 
ausſteller des Schriftſtücks darſtellen würde, iſt nicht ohne 
Weiteres zu unterſtellen und in dem Urtheile nicht ausgeſprochen; 
ohne dieſe Feſtſtellung kann das von Einer Hand geſchriebene 
und aufgegebene Telegramm, wenn ſchon der Unterſchrift 
„Bauernſchaft“ ein das Vertretungsverhältniß des Ausſtellers 
andeutender Zuſatz nicht beigefügt worden, nur dahin aufgefaßt 
werden, daß der ungenannte Ausſteller die in der Depeſche ent- 
haltene Mittheilung „für“ die P. er Bauern gemacht hat. Dann 
aber iſt die Eigenſchaft einer zum Beweiſe von Rechtsverhältniſſen 
erheblichen Urkunde dadurch ausgeſchloſſen, daß die Perſon des- 
jenigen, der ſich angeblich für ermächtigt erachtet hat, in Ver⸗ 
tretung der Bauernſchaft zu depeſchiren, weder aus dem Schrift⸗ 
ſtücke an ſich noch aus der Verbindung deſſelben mit anderen 
Umſtänden zu entnehmen iſt. Urth. des IV. Sen. vom 28. Januar 


1902. 3393. 1901. 
53. 8 267. 


Kaufmänniſche Briefabſchriften oder Abdrücke find vechts- 
erhebliche Urkunden, an welchen auch der Herſteller und Eigen- 
thümer Urkundenfälſchung begehen kann. Urth. des III. Sen. 
vom 27. Februar 1902. 5158. 1902. 

54. § 267. 

Daß die vom Bürgermeiſter unter Siegel und Unterſchrift 
abgegebene Aeußerung, es ſei ſeitens der Ortspolizeibehoͤrde gegen 
die Ertheilung einer beantragten Bewilligung zur Abhaltung von 
Tanzmuſik nichts zu erinnern, eine öffentliche, d. h. von einer 
öffentlichen Behörde innerhalb der Grenzen ihrer Amtsbefugniſſe 
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ertheilte Urkunde iſt, kann Bedenken nicht unterliegen. Bei 
einer öffentlichen Urkunde aber iſt Vorausſetzung ihrer Echtheit, 
daß ſie von der Perſon des Beamten, welche ſich als Vollzieher 
der Urkunde darſtellt, auch wirklich ſelbſt unterſchrieben iſt, da 
die im öffentlichen Rechte beruhenden Befugniſſe nicht willkürlich 
auf andere übertragen werden können, und deshalb eine Voll⸗ 
machtsertheilung hier der Regel nach unzuläſſig iſt (Entſch. 
Bd. IV S. 69, Bd. V S. 151, Rechtſprechung Bd. VII S. 438). 
Die von der Angeklagten Ehefrau R. mit dem Namen ihres 
Ehemannes, des Bürgermeiſters, unterzeichnete amtliche Aeußerung 
war daher gefälſcht, auch wenn der Ehemann ſelbſt die Unter⸗ 
zeichnung mit ſeinem Namen veranlaßt hatte, wobei es auch 
gleichgültig iſt, ob unter dem Namen noch das Wort „Bürger: 
meiſter“ ſtand, da über die Unterſchrift als die des Bürger⸗ 
meiſters nach dem Urkundeninhalt kein Zweifel obwaltete und 
auch nach dem Willen der Angeklagten die Unterſchrift die des 
Bürgermeiſters bedeuten ſollte. Der Dritte, welcher rechtswidrig 
über die Echtheit der Urkunde getäuſcht werden ſollte und 
getäuſcht wurde, war die Behörde, welche die Abhaltung der 
Tanzmuſik zu bewilligen hatte. Die Angeklagte Maria R. hat 
ſich ſonach gemäß dem erwieſenen Sachverhalt objektiv der 
Urkundenfälſchung ſchuldig gemacht. Auch die Feſtſtellung, daß 
der Angeklagte H. — indem er die Maria R. unter Ueber⸗ 
bringung des Auftrages ihres Ehemannes zur Unterzeichnung 
der Urkunde mit dem Namen des letzteren veranlaßte und ſodann 
von der Urkunde zum Zwecke der Täuſchung, nämlich daß fie 
vom Bürgermeiſter ſelbſt unterſchrieben ſei, Gebrauch machte, — 
in gewolltem und bewußtem Zuſammenwirken mit der R. und 
ſomit als Mitthäter handelte, iſt rechtlich nicht zu beanſtanden, 
denn nach dem erwieſenen Sachverhalt, wie ihn die Urtheils⸗ 
gründe wiedergeben, hat H. nicht nur, wie er in der Reviſion 
behauptet, als Bote und Werkzeug des Angeklagten R. gehandelt, 
als er deſſen Auftrag überbrachte, ſondern er iſt — ſchon bei 
der falſchen Unterzeichnung der Urkunde ſeitens der R. — in 
ſeinem eigenen Intereſſe mit dem Thäterwillen thätig geweſen, 
eine Annahme, die rechtlich durchaus zuläſſig, auf ihre that⸗ 
ſächliche Richtigkeit aber in der Reviſionsinſtanz nicht nachzu⸗ 
prüfen iſt. Was die ſubjektive Seite der Schuldfrage betrifft, 
ſo ſtellt der erſte Richter unter ſchlüſſiger Begründung ausdrücklich 
feſt, daß die Maria R. ſich des Charakters der von ihr unter⸗ 
zeichneten Beſcheinigung als einer öffentlichen Urkunde und ihrer 
mangelnden Berechtigung zur Unterzeichnung derſelben mit dem 
Namen ihres Mannes bewußt war, daß auch H. dieſes Bewußt⸗ 
ſein hatte und daß beide in rechtswidriger Abſicht handelten, 
indem ſie durch die gefälſchte Urkunde als einer echten einen 
Einfluß auf rechtliche Dinge ausüben wollten. Der Revident H. 
führt aus, daß die amtliche Aeußerung, welche in der gefälſchten 
Urkunde enthalten war, an eine beſtimmte urkundliche Form 
nicht gebunden war und auch mündlich hätte ertheilt werden 
können und daß das, was in der Urkunde ſtand, an ſich der 
Wahrheit entſprach. Hierauf aber kommt es nicht an; denn 
objektiv und ſubjektiv genügte ſchon die Fälſchung der Urkunde 
und das wiſſentliche Gebrauchen derſelben zum Zwecke der 
Täuſchung, d. h. der Irrthumserregung über ihre Echtheit, für 
den Thatbeſtand des § 267 Str. G. B., gleichviel, ob der 
Inhalt der gefälſchten Urkunde etwas Wahres ausdrückte, ob 
die gewählte Urkundsform zur Erbringung des beabſichtigten 
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Beweiſes durchaus erforderlich war und ob ein materiell rechts 
widriger Erfolg herbeigeführt wurde und beabſichtigt war (vergl. 
Entſch. Bd. II S. 376, Bd. IX S. 399, Bd. XVII S. 200, 
Bd. XXI S. 69, Bd. XXII S. 377, Bd. XXVI S. 220). 
Was endlich den Revidenten R. betrifft, jo iſt in rechtlich 
bedenkenfreier Weiſe feſtgeſtellt worden, daß er ſeine Ehefrau zu 
der von ihr begangenen Urkundenfälſchung durch die ihr von I. 
übermittelte Aufforderung vorſätzlich beſtimmt hat, daß ferner 
auch er ſich aller Thatbeſtandsmerkmale des § 267 Str. G. B. 
und insbeſondere der Rechtswidrigkeit ſeiner und ſeiner Ehefrau 
Handlung bewußt war. Die Anwendung der §§ 267 in Ver⸗ 
bindung mit 48 Str. G. B. gegen ihn unterliegt daher keinem 
Bedenken. Wenn der Revident jetzt behauptet, die an feine 
Ehefrau gerichtete Aufforderung, „für ihn“ oder „in ſeinem 
Namen“ zu unterzeichnen, ſei nicht dahin zu verſtehen, daß ſie 
mit ſeinem Namen unterzeichnen ſolle, ſo betrifft dies die Aus⸗ 
legung ſeiner Aeußerung ſeitens des erſten Richters, alſo eine 
thatſächliche Feſtſtellung, welche mit der Reviſion nicht angefochten 
werden kann. Urth. des I. Sen. vom 12. Mai 1902. 1500. 1902. 

55. § 267. 

Die Gründe des angefochtenen Urtheils enthalten die un⸗ 
zweideutige Feſtſtellung, daß der Angeklagte die Begleitadreſſe 
mit dem Aufdruck C. A. verſehen habe, zu dem Zwecke, durch 
dieſe falſche Adreßangabe die Firma W. & Cie. über die Perſon 
des wahren Abſenders zu täuſchen und ſo zur Annahme der 
Sendung zu beſtimmen. Er wollte alſo nach der Annahme der 
Strafkammer den Anſchein erwecken, als ob die Abſenderangabe 
von jener Firma, nicht aber von ihm, herrühre. Inwiefern der 
Umſtand, daß dieſe Angabe durch „Aufdruck“ hergeſtellt wurde, 
wie im Urtheil feſtgeſtellt iſt, der Bejahung des Thatbeſtandes 
der Urkundenfälſchung im Wege geſtanden haben ſoll, vermag 
der Beſchwerdeführer nicht darzulegen. Sollte er annehmen, der 
Thatbeſtand liege nur vor, wenn der Thäter die Angabe hand— 
ſchriftlich gemacht habe, ſo würde er ſich in einem Rechtsirrthum 
befinden. Der Hinweis darauf aber, daß die Abſenderangaben 
auf den Begleitadreſſen meiſt von Buchhaltern oder anderen 
Bedienſteten geſchrieben würden, iſt durchaus unbehelflich, denn 
die Annahme der Urtheilsgründe geht ſelbſtverſtändlich gerade 
dahin, daß die Abſenderangabe nach dem Willen des Angeklagten 
den Schein erwecken ſollte, als ob ſie von einem Vertreter, Be⸗ 
dienſteten oder ſonſtigen Beauftragten der Firma auf die Be⸗ 
gleitadreſſe geſetzt worden ſei. Und daß „die Identität von 
Schreiber und Abſender“ durch die Angabe auf der Begleit⸗ 
adreſſe nicht bewieſen werde, iſt ein ebenſo verfehlter Hinweis, 
denn über den Schreiber der Angabe ſollte weder getäuſcht 
werden, noch iſt über ihn getäuſcht worden. Urth. des II. Sen. 
vom 27. Mai 1902. 1598. 1902. 

56. § 267. 

Nach den Feſtſtellungen hatten ſich der Angeklagte W. Sohn 
und A. zu einer Geſellſchaft, bezweckend die Vorbereitung von 
Poſtaſſiſtenten zur Poſtſekretär⸗Prüfung, vereinigt; es war ver- 
einbart, daß W. Sohn zu feiner Unterſtützung beim Geſchäfts- 
betriebe eine ſtändige Schreibhülfe annehmen dürfe, die zur 
Hälfte von jedem der beiden Geſellſchafter bezahlt werden 
ſollte. W. hat als Schreiber ſeinen Vater, den Mitangeklagten, 
angenommen, dem A. aber — lediglich behufe Verheimlichung 
der untergeordneten Beſchäftigung ſeines Vaters vor der Deffeut- 
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lichkeit — mitgetheilt, daß er einen älteren Herrn Namens 
D. (des Namens des Stiefvaters des W. Vater) angenommen 
habe, und er hat auch die dem A. als Beläge vorzulegenden 
Quittungen über gezahltes Schreiberlohn mit „H. D.“ unter- 
zeichnen laſſen. Hiernach war W. Sohn im Wege einer Ber- 
einbarung mit ſeinem Socius zur freien Auswahl ſeines 
Schreibers ermächtigt. Der feſtgeſtellte Thatbeſtand läßt erſehen, 
daß A. kein rechtliches Intereſſe daran nahm, wer der Schreiber 
war und welchen Namen derſelben hatte. Sein Intereſſe bezog 
ſich lediglich auf den Schreiberlohn und deſſen Bezahlung, ihm 
lag nur daran, daß eine geeignete Perſon angenommen wurde 
und daß ſie einen angemeſſenen Lohn erhielt. Im Uebrigen 
hatte W. Sohn freie Hand und, was er that, ſollte auch dem 
A. gegenüber gelten. Dieſe Annahme rechtfertigt ſich daraus, 
daß A. dem W. Sohn bezüglich des Schreibers gar keine Vor- 
ſchriften gemacht hatte, in Verbindung mit dem Umſtande, daß 
er früher mit der Unterzeichnung der von der Schweſter des 
W. Sohn, der damaligen Schreiberin, ausgeſtellten Quittungen 
mit einem falſchen Namen einverſtanden geweſen war; wenn er 
auch ſpäter einmal, zu einer vom erſten Richter nicht näher feſt⸗ 
geſtellten Zeit, den Wunſch geäußer hat, den „D.“ kenuen zu 
lernen, ſo folgt hieraus noch nicht, daß er aus rechtlichen 
Gründen die Feſtſtellung der phyſiſchen Perſon des Schreibers 
verlangen wollte, Bei der Beſonderheit dieſes konkreten Sach- 
verhalts kann es fraglich ſein, ob in der Unterzeichnung der 
Quittungen mit dem Namen „H. D.“ objektiv eine Urkunden⸗ 
fälſchung überhaupt gefunden werden darf. Die „Fälfchlidye 
Anfertigung einer Urkunde“ im Sinne des § 267 des Str. G. B. 
beſteht darin, daß einer Urkunde der Schein verliehen wird, als 
ſei ſie von einem anderen ausgeſtellt worden wie von dem, der 
fie wirklich ausgeſtellt hat (Eutſch. Bd. XXX S. 43). Die 
Unterzeichnung der Urkunde mit einem falſchen, dem Ausſteller 
rechtlich nicht zukommenden Namen erfüllt nicht unter allen 
Umſtänden den Thatbeſtand der Urkundenfälſchung; wenn der 
falſche Name die phyſiſche Perſon des Ausſtellers genügend 
bezeichnet und im rechtlichen Verkehr über die letztere nicht irre⸗ 
geführt wird, ſo liegt objektiv eine „falſche“ Urkunde gar nicht 
vor. Die Unterzeichnung mit dem von Künſtlern und Schrift⸗ 
ſtellern gewählten Pſeudonym, die Unterzeichnung eines Inkognito⸗ 
reiſenden mit dem von ihm für die Reiſe gewählten Namen iſt, 
wie allgemein anerkannt wird, nicht ſchlechthin eine Urkunden⸗ 
fälſchung. Nur dann, wenn im einzelnen Falle in rechtswidriger 
Weiſe damit der Schein erweckt werden ſoll, daß nicht die 
phyſiſche Perſon des Künſtlers, Schriftſtellers, Reiſenden, ſondern 
ein anderer unterſchrieben hat, iſt die Urkunde unecht. Wieweit 
dieſe Grundſätze auf den vorliegenden Fall anzuwenden ſind und 
die Annahme einer objektiv falſchen Urkunde ausſchließen, kann 
auf ſich beruhen. Denn jedenfalls ergeben die vom erſten 
Richter als erwieſen bezeichneten Thatſachen, wie ſie oben wieder⸗ 
gegeben worden ſind, daß der Angeklagte W. Sohn nicht die 
Abſicht oder auch nur das Bewußtſein gehabt hat, von den 
Quittungen, als er ſie dem A. vorlegte, zum Zwecke einer 
Täuſchung im Rechtsleben Gebrauch zu machen. Auf 
Grund des feſtgeſtellten Sachverhalts iſt zu prüfen, welchen 
Zweck W. Sohn bei Vorlegung der Urkunden an ſeinen Socius 


verfolgte, was er dieſem damit beweiſen wollte und ob er 


danach bewußt eine falſche Urkunde als eine echte benutzte, 
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um zur Beeinfluſſung von Rechten oder Rechtsverhält⸗ 
niſſen über die phyſiſche Perſon des Ausſtellers irre zu führen. 
Dabei kommt folgendes in Betracht. W. Sohn ſelbſt war 
unter den gegebenen beſonderen thatſächlichen Verhältniſſen 
offenbar befugt, ſoweit er für ſeine Perſon in Frage kam, mit 
ſeinem Schreiber auch unter einem falſchen, dieſem nach bürger⸗ 
lichem Recht nicht zukommenden Namen zu kontrahiren. Die 
Quittungen waren allerdings auch dazu beſtimmt, als Beläge 
für den Mitgeſellſchaſter A. zu dienen, d. h. als Beweismittel 
für die erfolgte Lohnzahlung. Nach dem konkreten Sach⸗ 
verhalt konnte und mußte nun W. Sohn annehmen, daß es 
dem A. nicht darauf ankam, welchen bürgerlichen Namen 
der Schreiber führt, ſondern lediglich darauf, daß demjenigen 
Schreiber, welchen W. Sohn auf Grund ſeiner vertraglichen 
Befugniß nach freier Wahl angenommen hatte, ein gewiſſer 
Lehnbetrag ausgezahlt worden war. Dem A. gegenüber wollte 
W. Sohn durch die Unterſchrift der Quittungen demnach nur 
darthun, daß der Ausſteller der Quittungen, der ſich zu ihrem . 
Inhalte bekannte, identiſch war mit dem von ihm, W. Sohn, 
angenommenen und abgelohnten Schreiber. Das, was W. Sohn 
beweiſen wollte, war alſo thatſächlich der Fall; etwas 
anderes aber ſollte ja dem A. gar nicht bewieſen oder vor- 
getäuſcht werden. Die Umſtände des Falles, wie ſie die Straf⸗ 
kammer feſtgeſtellt hat, laſſen es ſomit als ausgeſchloſſen 
erſcheinen, daß bei der Unterzeichnung der Quittungen mit dem 
Namen „H. D.“ eine Täuſchung über die phyſiſche Perfön- 
lichkeit des Ausſtellers gemeint und gewollt war und daß 
ein Beweismittel für die Thatſache der Unterzeichnung durch 
eine andere Perſon geſchaffen werden ſollte. Daraus ergiebt 
ſich der Mangel des Bewußtſeins der Rechtswidrigkeit auf Seiten 
der Angeklagten und deshalb war auf Freiſprechung zu erkennen. 
Urth. des I. Sen. vom 12. Juni 1902. 2043. 1902. 

57. 88 267, 268, 270. 

Ohne Bedenken iſt zwar feſtgeſtellt, daß das ſeinem Wortlaute 
nach mitgetheilte, „Vorſtand der Jüdiſchen Synagoge⸗Gemeinde zu 
A.“ unterzeichnete Schriftſtück gefälſcht iſt und daß der Angeklagte 
von demſelben zum Zwecke der Täuſchung Gebrauch gemacht hat; 
dagegen muß bezweifelt werden, daß demſelben mit Recht die 
Eigenſchaft einer zum Beweiſe von Rechten oder Rechtsver⸗ 
hältniſſen erheblichen Privaturkunde beigelegt worden iſt. Der 
Vorderrichter erachtet dieſe Eigenſchaft um des willen für gegeben, 
weil es im Falle der Echtheit geeignet wäre, dem K. zu beweiſen, 
daß der Angeklagte zur jüdiſchen Gemeinde A. gehört, daß er 
nebſt vier Geſchwiſtern elternlos und unterſtützungsbedürftig ſei 
und weil auf Grund dieſer Thatſachen der jüdiſche Armenverein 
veranlaßt worden wäre, in ein Rechtsverhältniß zum Angeklagten 
durch Vornahme einer Schenkung zu treten. Dieſe Ausführungen 
ſind rechtsirrthümlich und reichen in keinem Falle aus, um die 
Beweiserheblichkeit des Schriftſtücks zu begründen. Zum Be⸗ 
weiſe von Rechten oder Rechtsverhältniſſen erheblich iſt eine Ur⸗ 
kunde nur dann, wenn ſie als ſolche nach ihrem Inhalte an ſich 
und wie ſie ſich mit Unterſtellung ihrer Echtheit darſtellt, für die 
Entſtehung, Aufhebung oder Aenderung eines Rechts oder Rechts⸗ 
verhältniſſes Beweis zu liefern geeignet iſt. Das hier fragliche 
Schriftſtück enthält nichts, als ein Privatzeugniß des angeblichen 
Ausſtellers und die Bitte um Unterſtützung des Vorzeigers. Es 
würde, auch wenn es echt wäre, keinerlei urkundlichen Beweis 
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für die in demſelben mitgetheilten Thatſachen, daß der junge 
Mann von A. iſt, mit vier kleinen Geſchwiſtern elternlos und 
unterſtützungsbedürftig iſt, liefern, es könnte höchſtens erweiſen, 
daß der angebliche Ausſteller eine Mittheilung des betreffenden 
Inhalts demjenigen, dem es vorgezeigt wird, gemacht hat. In⸗ 
wiefern aber Dies, ja ſelbſt die darin mitgetheilten Thatſachen, 
zum Beweiſe von Rechten oder Rechtsverhältniſſen erheblich ſein 
könnte, iſt nicht erfihtlih und in keiner Weiſe dargethan, kann 
auch insbeſondere nicht daraus hergeleitet werden, daß irgend 
Jemand im Glauben an den Inhalt ſich zu einer ſchenkweiſen 
Zuwendung veranlaßt fühlen könnte. Die Beweiserheblichkeit 
deſſelben wird auch nicht allein dadurch bedingt, daß es ein 
Unterſtützungsgeſuch enthält. Urth. des IV. Sen. vom 14. März 
1902. 980. 1902. 

58. § 274. 

Nach den Feſtſtellungen iſt der Kataſterkontroleur G. in 
einem Prozeſſe, an welchem weder der Angeklagte, noch auch 
ſein Nachbar Z. als Parteien betheiligt geweſen find, als Sach— 
verſtändiger thätig geweſen; feine Ermittelungen hatten alſo den 
Zweck, den Richter zur Entſcheidung des zwiſchen jenen andern 
Perſonen anhängigen Prozeſſes in den Stand zu ſetzen. Dieſe 
ſeine Aufgabe als Sachverſtändiger konnte die Aufſuchung der 
Grenzen auch zwiſchen andern Grundſtücken und der in jener 
Oertlichkeit vorhandenen Grenzzeichen, auch die Kenntlichmachung 
gewiſſer Punkte, insbeſondere auch ſolcher, an welchen nach 
Karten, Zeichnungen oder ſonſtigen Nachrichten verloren gegangene 
Grenzzeichen geſtanden haben mußten, bis zur Beendigung ſeiner 
Sachverſtändigenthätigkeit durch einſtweilige Setzung von Zeichen 
in der Oertlichkeit mit ſich bringen; die Setzung von Grenz- 
zeichen im eigentlichen Sinne, d. h. von zur Bezeichnung der 
Grenze beſtimmten Merkmalen lag ihm in jener Eigenſchaft 
nicht einmal in Beziehung auf die zwiſchen den beiden Prozeß 
parteien ſtreitige Grenze ob, wenigſtens aber ſo ſehr lag ſolches 
außerhalb feiner Aufgabe in Beziehung auf Grenzen von Grund- 
ſtücken anderer Perſonen. Sollte er daher auch, wie das Urtheil 
es annimmt, die durch das Urtheil vom 21. März 1896 feit- 
geſetzte Grenze richtig getroffen haben, als er beim Punkte A. 
einen Pfahl einſchlug, konnte doch dieſer Pfahl den Schutz eines 
Grenzzeichens ſo wenig genießen, als ob er von irgend einer 
andern nicht dazu berufenen Perſon geſetzt wäre. Der Vorder⸗ 
richter verkennt dies nicht, und hebt mit Recht hervor, wie der 
Umſtand, daß der Kataſterkontroleur G. den Pfahl bei Ge- 
legenheit ſeiner Thätigkeit in einem andern Rechtsſtreite geſetzt 
hat, der Behandlung des Pfahls als eines Grenzmerkmals nicht 
entgegenſtehe. Er führt aus, der gedachte Beamte habe in 
dieſem Falle nicht eine ſtreitige Grenze feſtgeſetzt, ſondern lediglich 
das Urtheil vom 21. März 1896 ausgeführt; er habe nur die 
durch das Urtheil feſtgelegte Grenze „den Parteien“ bezeichnet 
und ſie, auch den Angeklagten, darauf hingewieſen, daß die von 
ihm markirte Grenze die richterlich feſtgeſetzte Grenze ſei. Aller⸗ 
dings wird nicht erwähnt, daß damals die Grenze zwiſchen dem 
Angeklagten und Z. ſtreitig geweſen wäre, allein auch in dieſem 
Falle bedurfte die Befugniß des Kataſterkontroleurs G. einer 
beſonderen Begründung, dieſe unſtreitige Grenze durch Setzung 
von Merkmalen zu bezeichnen, den Pfahl zur Bezeichnung der 
Grenze zu beſtimmen, d. h. aber mit der Wirkung zu ſetzen, 
daß er als Grenzmerkmal und zwar ohne Rückſicht darauf, ob 
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er die wirkliche Grenze traf oder nicht, reſpektirt werden mußte. 
Das Urtheil ſpricht ſich nicht darüber aus, woraus es die Auf⸗ 
gabe G.'s zur Ausführung des Urtheils vom 21. März 1896 
ableitet. Daß er ſeiner Zeit mit der Ausführung dieſes Urtheils 
durch Setzung von Grenzpfählen etwa ſeitens eines Gerichts 
beauftragt geweſen wäre, wird nicht geſagt. Es konnte aber 
überhaupt von einer Ausführung jenes Urtheils nicht ge⸗ 
ſprochen werden, denn G. hat während des früheren Prozeſſes, 
als Sachverſtändiger die Grenzen der in jener Gegend liegenden 
Grundſtücke ermittelt und das Ergebniß durch Anbringung von 
Zeichen feſtgelegt, und das Prozeßgericht hat demnächſt durch 
das mehrerwähnte Urtheil, dem Sachverſtändigen beitretend, die 
jo bezeichnete Grenze ſei es für richtig erklärt, ſei es, ſoweit fie 
verworren geweſen fein ſollte, feſtgeſetzt. Der Satz der Urtheils⸗ 
gründe: „Nach Anſicht des Gerichts genießt die Erueuerung der 
richterlich feſtgeſetzten und wieder beſeitigten Greuzzeichen, wenn 
ſie in Ausführung und auf Grund des richterlichen Urtheils 
von einem beeidigten Feldmeſſer geſchieht, denſelben Schutz, wie 
die urſprüngliche Feſtlegung der Grenzzeichen“ läßt es nicht klar 
erkennen, ob die Erneuerung richterlich feſtgeſetzter und wieder 
beſeitigter Grenzzeichen von Amtswegen zu den dienſtlichen 
Obliegenheiten beeidigter Feldmeſſer gerechnet wird, oder ob 
wenigftend in dem Falle, daß ein beeidigter Feldmeffer ſich die 
Aufgabe ſtellt, die in der Oertlichkeit eingetretene Ungewißheit 
zu beſeitigen, die von ihm geſetzten Grenzzeichen ſollen Schutz 
haben müſſen. Begründet wird die Nothwendigkeit des Schutzes 
ſolcher von einem beeidigten Feldmeſſer vorgenommenen Er⸗ 
neuerungen mit der Erwägung, daß andernfalls beim Wider⸗ 
ſpruche des Nachbarn es eines neuen prozeſſualiſchen Ver⸗ 
fahrens bedürfe, um den Nachbarn zur Anerkennung der ge- 
richtlich feſtgeſetzten Grenze zu zwingen. Dieſe Erwägung reicht 
zur Rechtfertigung jener Anſicht nicht hin; will der Nachbar in 
einem ſolchen Falle Streit erheben, ſo thut er es auf ſeine 
Gefahr und ſetzt ſich den Prozeßkoſten aus, während der Gegner 
wegen des Vorliegens eines rechtskräftigen Urtheils und wegen 
der Leichtigkeit, an der Hand der Urtheilsurkunde und der Zeich⸗ 
nungen oder Karten die in dem Urtheile feſtgeſetzte Grenze in 
der Oertlichkeit aufzufinden, nur verhältnißmäßig geringe Be 
läſtigung erfährt, die Berufung auf rechtsverändernde nach dem 
Urtheile liegende Vorgänge aber überhaupt nicht abgeſchnitten 
werden kann. Die Ausführung eines unter den Parteien er 
gangenen Urtheils aber kann auch überhaupt nur auf Grund 
Verlangens einer Partei geſchehen. Auf Freiſprechung kann 
nicht erkannt werden, weil der Angeklagte den Pfahl nicht bloß 
entfernt, ſondern ihn auch „ungefähr zehn Schritte weiter in 
die Wieſe des Z. geſetzt hat“. Der Eroͤffnungsbeſchluß legt 
dem Angeklagten zur Laſt, daß er einen zur Bezeichnung der 
Grenze beſtimmten Pfahl verrückt hat; der den Gegenſtand der 
Unterſuchung bildende Vorgang begriff danach auch das Setzen des 
Pfahls an einer andern Stelle in ſich, und es bleibt zu erörtern, 
ob der Angeklagte, indem er den Pfahl an einer andern Stelle ein- 
ſchlug, ein Grenzmerkmal hat ſetzen wollen und damit im Sinne 
des § 274 Nr. 2 des Str. G. B. ein ſolches Merkmal fälſchlich 
geſetzt hat. Urth. des II. Sen. vom 15. April 1902. 413. 1902. 

59. § 286. 

Der Angeklagte hat ein Kurzwaarengeſchäft eröffnet und 
aus dieſem Grunde eine Anzeige mit folgendem Vermerk erſcheinen 
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laſſen: „Am Eröffnungstage gebe ich dem erſten zahlenden Kunden 
eine gutgehende Weckuhr gratis, dem 25. zahlenden Kunden einen 
reinleinenen Hemdkragen gratis“ und fo fort mit Gratisgaben 
für den 50., 75. und 100. Kunden. Dieſer öffentlich über⸗ 
nommenen Verpflichtung iſt Beſchwerdeführer auch nachgekommen. 
Der Vorderrichter hat in dieſem ſeinen Verhalten die Veranſtaltung 
einer öffentlichen Ausſpielung erblickt und ihn deshalb wegen 
Vergehens gegen § 286 des Str. G. B. verurtheilt. Die hier⸗ 
gegen ſich wendenden Angriffe der Beſchwerde gehen fehl. An 
einem Einſatz hat es Seitens der einzelnen Käufer nicht gefehlt. 
Mag auch die Waare ſelbſt zu dem ortsüblichen Handelspreiſe 
verkauft worden ſein, ſo bildete doch in Wahrheit einmal der 
Werth der Sache ſelbſt und weiter der hinzuzurechnende Werth 
des verſprochenen Gegenſtandes den eigentlichen Kaufpreis, ſo 
daß dieſer nicht nur für den Kaufsgegenſtand als ſolchen, ſondern 
auch für die Gewinnhoffnung gezahlt wurde, und in letzterer 
daher der wenn auch ſeiner Höhe nach nicht feſtzuſtellende, immer 
aber von jedem Käufer, der ſich durch die Ausbietung zum Ein⸗ 
kauf beſtimmen ließ, entrichtete Einſatz zu erblicken war. Eben⸗ 
ſowenig fehlte es an dem Erforderniß des Zufalls. Nach Inhalt 
der Anzeige waren die Perſonen der Gewinner nicht vorher be— 
ſtimmt, ſondern ſollten erſt die vom Willen des Einzelnen nicht 
abhängige Reihenfolge, in welcher es jedem Einzelnen gelang, 
einen Kauf abzuſchließen, gegeben werden. Urth. des III. Sen. 
vom 9. Juni 1902. 1809. 1902. 

60. § 288. 

Wie die Gründe zu dem angefochtenen Urtheil für erwieſen 
erklären, hat der Angeklagte in ſeinem 24. Lebensjahr, 4 Tage 
nach Verkündung eines ihm ungünſtigen Civilurtheils, um die 
ihm daraus drohende Zwangsvollſtreckung zu hintertreiben, zu 
Gerichtsprotokoll die Erbſchaft ſeines 8 Jahre vorher geſtorbenen 
Vaters ausgeſchlagen, und hierauf konnte ohne Rechtsirrthum 
feine Verurtheilung aus § 288 Str. G. B. geſtützt werden. 
Vergeblich weiſt die Reviſion „zunächſt auf die bereits aus 
dem Urtheil erſichtlichen Bemängelungen“ hin, da die dort er⸗ 
wähnten Einwendungen der Vertheidigung mit zutreffender Be⸗ 
gründung zurückgewieſen ſind. Insbeſondere iſt das Schutz⸗ 
vorbringen des Angeklagten, er habe auf fremden Rath gehandelt, 
mit Recht als Berufung auf einen Irrthum über das Str. G. B. 
gekennzeichnet, und wenn die Reviſion aus der angeblichen Be⸗ 
rathung durch einen amtlich zugelaſſenen Prozeßagenten den 
Schluß ziehen will, daß dem Angeklagten das zur Anwendung 
von § 288 Str. G. B. erforderliche Bewußtſein der Rechts⸗ 
widrigkeit gefehlt habe, ſo nimmt ſie, nur in etwas veränderter 
Geſtalt jenes Schutzvorbringen wieder auf. Dabei überſieht ſie 
aber, daß das Reichsgericht in der Hauptſache nach 8 376 Abſ. 1 
Str. P. O. die vom erſten Richter feſtgeſtellten Thatſachen nicht 
nachprüfen und neu vorgebrachte Thatſachen nicht berückſichtigen 
kann, und daß § 288 Str. G. B. außer der Vorſaͤtzlichkeit 
der äußeren Handlung und außer der auf Vereitelung der Be⸗ 
friedigung des Gläubigers gerichteten Abſicht kein ſonſtiges 
inneres Thatbeſtandsmerkmal vorausſetzt. Weiterhin verhilft 
die allgemeine Bemerkung, daß nach dem Standpunkt der 
Urtheilsgründe die Strafbarkeit einer Handlung oft von dem 
früheren oder ſpäteren Tod des Vaters des Thäters abhängen 
würde, dem Rechtsmittel nicht zum Sieg: Ein zufälliges Er⸗ 
eigniß, das bürgerlich⸗ rechtliche Wirkungen nach ſich zieht, wie 
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beiſpielsweiſe der Tod einer Perſon die Entſtehung von Erb- 
rechten oder den Uebergang einer Erbſchaft, kann ſelbſtverſtändlich 
eben deshalb auch die ſtrafrechtliche Bedeutung einer Handlung 
auf das Erheblichſte beeinfluſſen. Endlich geht die Reviſion 
mit dem Einwand fehl, der Eigenthumserbe, der das ihm vom 
Geſetz ausdrücklich gewährte Ausſchlagungsrecht ausübe, mache 
ſich nicht ſtrafbar und ſchaffe, ſolange ſein Erbtheil noch der 
mütterlichen Leibzucht unterliege, keine Vermögensſtücke bei Seite. 
Nach dem für die Beurtheilung des gegenwärtigen Falls maß⸗ 
gebenden naſſauiſchen Landesrecht iſt der Angeklagte, als minder- 
jähriger Hausſohn, auf den Tod ſeines Vaters Eigenthums⸗ 
erbe, d. h. ohne beſonderen Erbſchaftsantritt, kraft Rechtens, 
Erbe im eigentlichen Sinn, geworden mit der Maßgabe, daß 
ihm bis zur Beendigung der für ſeine Mutter ins Leben ge⸗ 
tretenen Leibzucht an feinem Erbtheil die Befugniß zur Aus- 
ſchlagung der Erbſchaft vorbehalten blieb, daß er alſo über 
die Dauer der Leibzucht zu einer Entſchließung nicht genöthigt 
werden konnte, daß er jedoch ſchon vorher berechtigt war, eine 
bindende Erklärung über endgültige Annahme oder endgültige 
Ausſchlagung der Erbſchaft abzugeben. Hatte er hiernach mit 
dem Tod ſeines Vaters das ihm zukommende Erbe, wenn auch 
unausgeſchieden, mit Leibzucht belaſtet und unter einer auf⸗ 
löſenden Bedingung erworben, fo war es ohne Weiteres ein 
Beſtandtheil ſeines Vermögens und damit ein der Zwangs- 
vollſtreckung gegen ihn unterworfener Gegenſtand in der Art 
geworden, daß den Gläubigern die Pfändung des gegen die 
Miterben beſtehenden Anſpruchs auf Theilung nach Beendigung 
der Leibzucht zuerſt gemäß § 754 C. P. O. vom 30. Januar 1877, 
ſpäter gemäß § 859 Abſ. 2 C. P. O. in der Faſſung vom 
17. Mai 1898 zuſtand. Folgerichtig enthielt die Ausſchlagung 
der Erbſchaft durch den Angeklagten unzweifelhaft die Ent⸗ 
äußerung eines bereits erworbenen Vermöͤgenswerthes und iſt 
ſie nicht nur nach dem Reichsgeſetz vom 21. Juli 1879, betreffend 
die Anfechtung von Rechtshandlungen ꝛc., anfechtbar, ſondern 
auch durchaus geeignet, als eine unter §8 288 Str. G. B. 
fallende Handlung aufgefaßt zu werden. Denn die dem Eigen⸗ 
thumserben an ſich gebührende Freiheit in der Entſchließung, 
ob er die Erbſchaft ausſchlagen will oder nicht, erleidet — wie 
grundſätzlich die jedem Schuldner in Beziehung auf ſeine Ver⸗ 
mögensbeſtandtheile zuſtehende Verfügungsfreiheit — eine ent⸗ 
ſprechende Beſchränkung und Begrenzung durch die vom Geſetz 
anerkannte Pflicht, der Befriedigung vorhandener Gläubiger 
nicht gefliſſentlich entgegenzuarbeiten. Urth. des I. Sen. vom 
3. April 1902. 607. 1902. 

61. § 288. 

Das von dem erſten Richter feſtgeſtellte Thatbeſtandsmerk⸗ 
mal des Drohens einer Zwangsvollſtreckung wird von der 
Reviſion mit dem Vorbringen bekämpft, es ſeien ſo viel Raten 
berichtigt geweſen, daß die Forderung J.'s an den Angeklagten 
H. in Höhe der vollſtreckbaren Schuldtitel bezahlt geweſen ſei. 
War dies der Fall, ſo war die Zwangsvollſtreckung aus den 
beiden Schuldtiteln unzuläſſig, eine berechtigte Zwangsvollſtreckung, 
im Hinblick auf welche H. ſich in den Verfügungen über ſein 
Vermögen hätte Beſchränkungen auflegen müſſen, drohte dann 
nicht, und wenn, wie der Vorderrichter feſtſtellt, H. ſich geſagt 
hat, daß J. nunmehr die Zwangsvollſtreckung aus den Schuld- 
titeln betreiben werde, ſo wäre er dann nur der irrigen Anſicht 
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geweſen, daß er durch die Veräußerung ſeiner Waarenvorräthe 
eine im Wege der Zwangsvollſtreckung zu ſuchende Be⸗ 
friedigung eines Gläubigers vereiteln werde. Jenes Vorbringen 
der Reviſion ſtellt ſich nicht als eine — in der Reviſionsinſtanz 
unzuläſſige — Behauptung einer bisher nicht vorgebrachten oder 
doch nicht feſtgeſtellten Thatſache dar, ſondern als eine Aus- 
führung, welche bei Berückſichtigung der in Betracht kommenden 
Beſtimmungen des bürgerlichen Rechts und bei Anwendung 
derſelben auf dasjenige, was aus den thatſächlichen Vorgängen 
in den Urtheilsgründen mitgetheilt iſt, die Annahme des Vorder⸗ 
richters, als ob eine Zwangsvollſtreckung noch habe ſtattfinden 
konnen, als rechtsirrig erſcheinen läßt. Nach den Feſtſtellungen 
des Urtheils hatte der Gläubiger J. am 7. Februar 1901 zwei 
vollſtreckbare Verſäumnißurtheile über zuſammen 513,75 Mark 
— der Betrag der Koſten und Zinſen iſt nicht erwähnt — 
gegen H. erwirkt; dieſer ſchuldete ihm außerdem „noch mehr“. 
Nach dem am 8. Februar 1901 getroffenen Abkommen ſollte H. 
auf die obigen beiden Beträge und das, was er dem J. noch 
mehr ſchulde — alſo, wie der Vorderrichter als ſeine eigene 
Folgerung hinzufügt, auf die Geſammtſchuld — wöchentlich 
50 Mark abzahlen. Daß durch dieſes Abkommen die Natur 
der einzelnen Forderungen verändert wäre iſt nicht gejagt, ge 
ſchweige denn thatſächlich begründet; ebenſowenig iſt geſagt, daß 
irgend etwas über die Art der Anrechnung der einzelnen Raten⸗ 
zahlungen auf die einzelnen Forderungen vereinbart, oder dem⸗ 
nächſt von dem Zahlenden einſeitig beſtimmt worden wäre. Der 
Vorderrichter hätte daher, insbeſondere unter Berückſichtigung 
der 88 366, 367 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, in eine Erörte⸗ 
rung darüber eintreten müſſen, ob nicht etwa die mit vollſtreck— 
baren Schuldtiteln verſehenen Forderungen, deren Beſtehen allein 
zur Begründung des Moments der drohenden Zwangssoll⸗ 
ſtreckung verwandt iſt, durch die geleiſteten Abſchlagszahlungen 
getilgt geweſen ſind, als die in Rede ſtehende Veräußerung 
erfolgte. Es verſtand ſich, wenn dies der Fall war, von ſelbſt, 
daß der Gläubiger ſich zur Eintreibung ſeiner reſtlichen, nicht 
mit Schuldtitel verſehenen Forderungen nicht der noch in ſeiner 
Hand gebliebenen, aber ſachlich erledigten vollſtreckbaren Titel 
bedienen durfte. Da das angefochtene Urtheil es an einer 
Erörterung der dargelegten rechtlichen und thatſächlichen Gefichts- 
punkte völlig fehlen läßt, kann der Ausſpruch deſſelben: „An⸗ 
fang Juni 1901 hätten die beiden vollſtreckbaren Verſäumniß⸗ 
urtheile noch in einem Betrage von etwa 400 Mark validirt“, 
auf Rechtsirrthum ſehr wohl beruhen; daraus ergiebt ſich die 
Aufhebung der angefochtenen Entſcheidung. Eine Strafbarkeit 
der Angeklagten würde jedoch auch ſchon dann ausgeſchloſſen 
ſein, wenn ſie irrthümlich des Glaubens geweſen ſein ſollten, 
daß durch die Abſchlagszahlungen die zur Zwangsvollſtreckung 
ſtehenden Forderungen getilgt geweſen ſeien. Urth. des II. Sen. 
vom 13. Juni 1902. 1576. 1902. 
62. 8 289. 

Nach den Feſtſtellungen hat der Beſchwerdeführer Kohlen, 
Holz, ſonſtiges Gerümpel und einen Schraubſtock, welche Gegen— 
ſtände die Wittwe F. für rückſtändige Miethe in Beſitz genommen 
hatte, eigenmächtig aus demſelben entfernt. Seinen Einwand, 
die Sachen ſeien für ihn unentbehrlich geweſen, hat der Vorder— 
richter für widerlegt erachtet. Allein, der Begründung des an⸗ 

gefochtenen Urtheils läßt ſich nicht mit der erforderlichen Be⸗ 
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ſtimmtheit entnehmen, daß der Vorderrichter den $ 559 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs in Verbindung mit § 811 der Giril- 
prozeßordnung richtig erkannt und auf die konkrete Sachlage 
ohne Rechtsirrthum zur Anwendung gebracht hat. Nach Nr. 2 
des § 811 der Civilprozeßordnung ſind der Pfändung nicht 
unterworfen „die für den Schuldner, ſeine Familie und ſein 
Geſinde auf vier Wochen erforderlichen ... Feuerungsmittel, 
oder „ſoweit ſolche Vorräthe auf zwei Wochen nicht vorhanden 
und ihre Beſchaffung für dieſen Zeitraum auf andere Weiſe 
nicht geſichert iſt, der zur Beſchaffung erforderliche Geldbetrag“. 
Eine Prüfung und Erörterung der nach dieſer Norm weſent⸗ 
lichen Vorbedingung eines nach den feſtgeſetzten Zeiträumen und 
den jeweiligen Familienverhältniſſen zu ermittelnden Quantums 
an Feuerungsmaterial läßt das angefochtene Urtheil nun ver- 
miſſen. Es ſpricht ſich nur dahin aus, daß der Angeklagte die 
Entbehrlichkeit der Kohlen und des Holzes ſelbſt dadurch 
habe erkennen laſſen, daß er erſt am 4. Oktober ſich dieſelben 
wieder verſchafft und in der Zwiſchenzeit unzweifelhaft auch 
Kohlen und Holz in ſeinem Haushalt gebraucht habe, ohne 
direkt der zurückbehaltenen zu bedürfen. Dieſe Motivirung kann 
für ausreichend nicht erachtet werden. Sie legt die Gefahr 
nahe, daß der erſte Richter von dem Grundſatz ausgeht, daß in 
allen Fällen, in denen der Miether eine Zeit verſtreichen läßt, 
ohne gegen eine Beſitzergreifung wie vorliegend Einſpruch zu 
erheben, es keiner Unterſuchung bedürfe, ob der Vermiether ſein 


Beſitzergreifungsrecht überſchritten, und dies wäre rechtsirrthümlich. 


Urth. des III. Sen. vom 17. März 1902. 353. 1902. 

63. § 316. 

Nach dem Thatbeſtande des Urtheils hat der Angeklagte 
es unterlaſſen, vor Ertheilung des Signals zur Einfahrt für 
den Güterzug 4628 felbitändig zu prüfen, ob das von dieſem 
Zuge zu durchfahrende Gleis frei ſei und ſind dadurch die für 
ihn maßgebenden Beſtimmungen des § 46 der Betriebsordnung 
für die Haupteiſenbahnen Deutſchlands vom 5. Juli 1892, ſowie 
des § 133 der Dienſtanweiſung für die Stationsbeamten auf 
den preußiſchen Staatsbahnen verletzt worden. Die Vo rinſtanz 
nimmt zwar an, daß in Folge der Ertheilung des Einfahrts⸗ 
ſignals der Zuſammenſtoß des Zuges 4628 mit Eiſenbahnwagen, 
welche auf dem Gleis IV des Güterbahnhofs zu A. aufgeſtellt 
waren, bewirkt ſei, hält aber die Nichtbeobachtung der erwähnten 
Dienſtvorſchriften deshalb für gerechtfertigt, weil der Angeklagte 
mit Rückſicht auf ſonſtige ihm obliegende Dienſtverrichtungen 
außer Stande geweſen ſei, die in Frage kommende Bahnſtrecke 
ſelbſt zu beſichtigen und unter den obwaltenden Umſtänden ſich 
darauf habe verlaffen dürfen, daß auf dem Gleis IV keine 
Eiſenbahnwagen ſtänden, weil ſonſt ein entſprechender Vermerk 
ſich in dem von feinem Vorgänger im Dienſte geführten Dienit- 
übergabebuch hätte vorfinden müſſen. Beide Gründe erſcheinen 
indeß auch in ihrem Zuſammenhang mit einander nicht aus⸗ 
reichend die Entſcheidung zu tragen. Selbſt wenn der Vor— 
gänger des Angeklagten es pflichtwidrig unterlaſſen hatte, die 
Aufſtellung der Wagen auf dem Gleis IV in das Dienſtüber— 
gabebuch einzutragen, ſo konnte das au und für ſich den An⸗ 
geklagten nicht von der Pflicht eigner Prüfung der Fahrſtrecke 
entbinden. Die mit dem Eiſenbahnbetrieb verbundene bobe 
Gefahr hat im Jntereſſe der Sicherheit des Verkehrs zur An- 
ordnung mehrfacher neben einander hergehender Kontrolmaßregeln 


XXXI. Jahrgang. 


geführt, die jeder der betheiligten Beamten ſelbſtändig zu befolgen 
hat, ohne — der Regel nach — ſich darauf verlaſſen zu dürfen, 
daß die andern zur Aufficht über die Bahn und den Beförderungs⸗ 
betrieb angeſtellten Perſonen ihren Obliegenheiten nachgekommen 
ſeien, und deshalb die Verantwortung für eigene Verſäumniß 
von ſich abwälzen zu können. Zu den allerweſentlichſten Sicher⸗ 
heitsmaßregeln gehort aber offenbar auch die, daß durch den 
Beamten, welcher über die Einfahrt und Durchfahrt von Zügen 
zu beſtimmen hat, feſtgeſtellt wird, ob das zu durchfahrende 
Gleis von Hinderniſſen frei ſei. Dieſe Rüdfiht muß dann auch 
zugleich dahin führen, daß ſonſtige dienſtliche Geſchäfte nicht 
ohne Weiteres von der Pflicht zur Kontrolle der zu benutzenden 
Bahnſtrecke befreien können, ſelbſt wenn zuzugeben iſt, daß unter 
Umſtänden ein Kolliſion von Pflichten hervortreten kann, welche 
zur Nichtbeobachtung einzelner Dienſtvorſchriften geradezu nöthigt 
und dieſe alsdann entſchuldigt. Ein ſolcher Fall iſt vorliegend 
nicht genügend dargelegt. Handelte es ſich um die Feſtſtellung 
eines Zuſtandes der Bahngleiſe, von welcher die Sicherheit des 
Betriebes unmittelbar abhing, ſo war zu prüfen, ob nicht die 
Einhaltung und Erledigung anderer Dienſtvorſchriften und 
Geſchäfte zurücktreten mußte, wenn ihre gleichzeitige Ausführung 
in Wirklichkeit ſich als unthunlich darſtellte. Namentlich war 
dabei in Betracht zu ziehen, in wie weit etwa die Abweichung 
von andern Beſtimmungen der Dienſtinſtruktion lediglich eine 
Verzögerung des Betriebes zur Folge haben oder gleichfalls 
die in erſter Linie zu wahrende Sicherheit deſſelben gefährden 
konnte. Das Urtheil geht auf eine Erörterung nach dieſer 
Richtung nicht ein, ſondern ſcheint ſchon daraus, daß der An⸗ 
geklagte ſeinen dienſtlichen Obliegenheiten nicht nach allen 
Seiten hin habe genügen können, die Folgerung zu ziehen, er 
habe grade von der — ihm doch beſonders durch feine Dienft- 
inſtruktion eingeſchärften — Prüfung der Sicherheit des Fahr⸗ 
gleiſes abſehen dürfen. Wie eine unterſchiedsloſe Gleichſtellung 
der verſchiedenen Dienſtfunktionen in der vorliegenden Frage 
nicht gebilligt werden kann, ſo findet das Verhalten des An⸗ 
geklagten auch darin keine genügende Entſchuldigung, daß, wie 
das Urtheil annimmt, die Begehung der langen, dem Angeklagten 
unterſtellten Bahnſtrecke beſonders zeitraubend geweſen fein würde, 
zumal das Urtheil nicht zugleich feſtſtellt, der Angeklagte habe 
ſich die Ueberzeugung von dem Freiſein des Gleiſes lediglich 
durch Begehung der ganzen Strecke in eigner Perſon verſchaffen 
können. Urth. des III. Sen. vom 23. Juni 1902. 1930. 1902. 

64. 8 328. 

Die Verletzung der Strafvorſchriften des Reichsviehſeuchen⸗ 
geſetzes vom I. Piat 189 a Dar 1894 iſt, ſofern ſie wiſſentlich geſchieht, 
nach § 328 des Str. G. B. zu beſtrafen. Urth. des I. Sen. 
vom 15. Mai 1902. 1590. 1902. 

65. 5 348. 

Wie in dem Urtheile des Reichsgerichts vom 4. Dezember 
1891 (Entſch. Bd. XXII S. 242) ausgeführt wird, iſt zum 
„Beiſeiteſchaffen“ von Urkunden, welche auf dem Gericht amtlich 
verwahrt werden, keineswegs erforderlich, daß ſie aus den Gerichts⸗ 
lokalitäten entfernt werden; es genügt, wenn ſie ihrem ordent⸗ 
lichen Aufbewahrungsorte, worunter nicht das Amtslokal, auch 
nicht ein einzelnes Geſchäftszimmer in demſelben zu verſtehen iſt, 
entzogen werden, derart, daß ihrer Auffindung und Benutzung 
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erhebliche, wenn auch nicht unüberwindliche Schwierigkeiten be- 
reitet werden, und deshalb iſt ein Beiſeiteſchaffen von Schrift 
ſtücken durch Verſtecken oder Verfächern innerhalb des zur 
ordnungsmäßigen Aufbewahrung beſtimmten Lokales wohl denkbar. 
Auch eine dauernde Entziehung der Urkunde erheiſcht der 
§ 348 des Str. G. B. nicht (vergl. auch Entſch. Bd. II S. 425). 
Erforderlich iſt hingegen, daß die Urkunde durch die Entfernung 
von ihrem ſeitherigen Aufbewahrungsorte der Dispoſition des 
Berechtigten wirklich, gleichviel ob nur vorübergehend, entzogen 
worden iſt und der Thäter dabei den Vorſatz hatte, die jeder⸗ 
zeitige Gebrauchsbereitſchaft der Urkunde aufzuheben (Entſch. 
Bd. XXIII S. 99). Daß dieſe Vorausſetzungen hier vorlagen, 
hat der erſte Richter unter ſchlüſſiger Begründung feſtgeſtellt. 
Denn wenn auch die Vorgeſetzten des Angeklagten ſtets in der 
Lage waren, ſich fein Dienſtpult aufſchließen zu laſſen, jo konnten 
fie doch nach dem erwieſenen Sachverhalt nicht wiſſen oder an⸗ 
nehmen, daß Schriftſtücke, die nicht in dieſes Dienſtpult, ſondern 
an beſtimmte andere Orte gehörten, ſich dort befanden; dem 
Aufſichtsbeamten und dem Richter gegenüber waren alſo die in 
dem Pulte verſchloſſenen Urkunden in der That verſteckt und der 
Kenntnißnahme und Verfügung entzogen, wie ja übrigens auch 
in Folge deſſen die amtliche Bearbeitung eines Theile der ver- 
ſteckten Schriftſtücke ſeitens des Richters wirklich verbindert 
worden und unterblieben iſt. Urth. des I. Sen. vom 13. März 
1902. 377. 1902. ö 

66. 8 348. 

Nach den Urtheilsgründen war der Angeklagte am 5. Auguſt 
1901 von feinem Vorgeſetzten, dem Bürgermeiſter zu B., be 
auftragt worden, dem Erſatzreſerviſten H. L. daſelbſt einen Ge⸗ 
ſtellungsbefehl des Bezirkskommandos C. auf den 8. Auguſt 1901 
Nachmittags 4½ Uhr lautend gegen Quittung des L. ein⸗ 
zuhändigen. Er führte den Auftrag verſpätet, nämlich erſt am 
9. Auguſt Abends aus, ließ ſich von L. eine Quittung über die 
erfolgte Zuſtellung nicht ausſtellen, ſondern ſchrieb in das Zu⸗ 
ſtellungsformular in die Rubrik „Eigenhändige Unterſchrift als 
Quittung“ den Vermerk: „Zugeſtellt an H. L. perſönlich. 
B. 8./8. O01. M., Polizeiſergeant“ und übergab es feinem Vor⸗ 
geſetzten, Polizeikommiſſar T. Erſt durch die Beſchwerde des L. 
erhielt dieſer Kenntniß von der Unrichtigkeit der Beſcheinigung. 
Von der Anklage auf Grund des § 348 Abſ. 1 des Str. G. B. 
iſt M. freigeſprochen worden, weil die Strafkammer angenommen 
hat, die von dem Angeklagten vorgenommene Beurkundung ſei 
zwar vorſätzlich falſch geweſen, habe jedoch außerhalb des 
Rahmens des Auftrags und damit ſeiner Zuſtändigkeit gelegen. 
Sein Auftrag habe dahin gelautet, die Zuſtellung durch die 
eigenhändige Quittung des L. beurkunden zu laſſen. Der 
Staatsanwalt wendet hiergegen in der Reviſionsſchrift ein, die 
Form, in welcher die Beſcheinigung der Zuſtellung erbracht 
werden ſolle, ſei nicht geſetzlich vorgeſchrieben, von den Bezirks. 
kommandos werde allerdings gemäß dem Vordruck auf dem 
Geſtellungsbefehl die Unterſchrift des Empfängers als Quittung 
gewünſcht, bei den Polizeibeamten habe ſich jedoch unbeanſtandet 
die Sitte eingebürgert, die Zuſtellung ſelbſt zu beſcheinigen. 
Der Zweck des Auftrags ſei lediglich geweſen, den Geſtellungs⸗ 
befehl pünktlich zu überbringen und einen Nachweis der ordnungs⸗ 
mäßigen Zuſtellung zu erſtatten. Jede dem Auftrag an ſich 
entſprechende Beurkundung habe innerhalb der Zuſtändigkeit des 
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Beamten gelegen. Dieſe Ausführungen ſcheitern zunächſt an 
dem von der Strafkammer feſtgeſtellten Inbalt des Auftrags, 
inſoweit dieſer ſich auf die Erbringung des Nachweiſes der aus⸗ 
geführten Zuſtellung des Geſtellungsbefehles bezog. Denn 
hiernach war dem Angeklagten nicht „jede an ſich entſprechende 
Beurkundung“ derſelben überlaſſen, ſondern lediglich die Er⸗ 
hebung der Quittung des Empfängers über die Behändigung 
aufgetragen. Hieraus aber ergiebt ſich, daß der von dem Ans 
geklagten ausgeſtellten Beſcheinigung die Bedeutung einer nach 
§ 348 Abſ. 1 des Str. G. B. ſtrafbaren falſchen Beurkundung 
nicht zukommt. Allerdings iſt die Anwendbarkeit dieſes Straf⸗ 
geſetzes nicht auf den Kreis der eigentlichen Beurkundungs⸗ 
beamten im engeren Sinne (Richter, Notare, Standesbeamte) 
beſchränkt, ſondern erſtreckt ſich auf jede reichs⸗ oder landes⸗ 
rechtlich geregelte amtliche Zuſtändigkeit zur amtlichen Be⸗ 
urkundung vor dem Beamten oder durch ihn vollzogener That⸗ 
ſachen. Demgemäß ſind Gerichtsvollzieher und Briefträger, wenn 
ſie die von ihnen vollzogenen Zuſtellungen falſch beurkundeten, 
unter 8 348 Abſ. 1 des Str. G. B. fallend betrachtet worden 
(vergl. Rechtſprechung Bd. 10 S. 266, Entſch. Bd. 6 S. 17, 
Bd. 11 S. 77) und es können auch Polizeibeamte dieſer 
Strafvorſchrift unterſtehen, wenn fie von ihnen ausgeführte 
Zuſtellungen falſch beurkunden. Vorausſetzung hierbei tft jedoch 
ihre Berechtigung und ihr Beruf, über die konkrete Amts- 
handlung einen Beweis zu öffentlichem Glauben, ein für und 
gegen Jedermann wirkſames Beweismittel zu ſchaffen (vergl. 
Entſch. Bd. 15 S. 5 [6]). Eine ſolche Befugniß von Polizei- 
beamten iſt demgemäß anerkannt worden bei Beurkundung der 
Zuſtellung polizeilicher Strafverfügungen auf Grund des 
preußiſchen Geſetzes vom 23. April 1883, den Erlaß der 
polizeilichen Strafverfügungen betreffend §8 5 und 18 und des 
§ 10 der Ausführungsanweiſung vom 8. Juni 1883. (Urtheil 
des III. Strafſenats gegen Meuſer vom 9. Februar 1898 
[Rep. 2144] 98). Allein ſie entfällt von vornherein in ſolchen 
Fällen, in welchen, wie im vorliegenden, der Polizeibeamte nicht 
inſtruktionsgemäß eine Beurkundung feiner Amtsthätigkeit 
vorzunehmen, ſondern den Nachweis der Erledigung des Auftrags 
durch eine von dem Empfänger des auszuhändigenden Schrift⸗ 
ſtückes zu erhebende Quittung beizubringen hat. Hier entbehrt 
eine von ihm gleichwohl vorgenommene Beurkundung der Zu⸗ 
ſtellung der im Rechte begründeten Beſtimmung eines für 
und wider Jedermann wirkſamen Beweismittels und fehlt in 
ſolchen Fällen mithin dem Polizeibeamten die in § 348 des 
Str. G. B. Abſ. 1 vorausgeſetzte Eigenſchaft eines zur Auf⸗ 
nahme öffentlicher Urkunden befugten Beamten. Urth. des 
I. Sen. vom 14. April 1902. 612. 1902. 
67. 88 354, 350. 


Der Angeklagte E. iſt wegen eines Vergehens im Amte 


nach § 354 des Str. G. B., rechtlich zuſammentreffend mit 
einem Vergehen im Amte nach § 350 des Str. G. B. ver⸗ 
urtheilt, weil er, als Poſtbote bei der Poſtexpedition S. an⸗ 
geſtellt, einen ihm in ſeiner amtlichen Eigenſchaft dortſelbſt 
übergebenen oder in ſeinen Gewahrſam gelangten Brief, den 
das Königliche Oberpoſtamt W. am 23. Juli 1901 unter der 
Adreſſe „Herrn St. in R.“ abgeſandt hatte, ſich angeeignet hat. 
Hierin findet das angefochtene Urtheil die erwähnten Vergehen 
unter der Annahme, die Aneignung ſei widerrechtlich geſchehen 
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und begründe die Unterdrückung und Unterſchlagung eines der 
Poſt anvertrauten Briefes ohne rechtfertigende Umſtände. Dieſer 
Annahme ſtehen folgende Bedenken entgegen. Der Brief war, 
wie feſtſteht, die Antwort auf ein Schreiben, das der An⸗ 
geklagte am 16. deſſelben Monats von R. aus datirt und mit 
der Unterſchrift St. verſehen, an das Oberpoſtamt W. abgeſchickt 
hatte. Er hatte ſeinem Schreiben für die Antwort einen 
offenen, mit Freimarke und der Adreſſe „Herrn St. in R.“ ver⸗ 
ſehenen Briefumſchlag beigelegt. Die Antwort des Oberpoſtamts 
war alſo an ihn und Niemand Anderen gerichtet, nur unter 
falſchem Namen und Wohnort. Aber die falſche Aufſchrift 
hinderte den Angeklagten nicht, mit voller Gewißheit zu er- 
kennen, daß er darunter gemeint war. Briefe unter ſ. g. Deck⸗ 
adreſſe ſind gemeinkundig eine ſehr häufige Erſcheinung, aber ſie 
find nicht, wie die Strafkammer meint, ohne weiteres unbeftellbar 
und als unbeſtellbare Briefe zu behandeln. Die Poftorbnung 
für Bayern vom 1. Mai 1889 (Geſetz. und Verordnungs⸗ 
Blatt S. 204) läßt durch ihre Beſtimmungen über die Zu⸗ 
ſtellung einfacher Briefpoſtſendungen an Dritte (§ 25 Abſ. VIII) 
und über poſtlagernde einfache Briefe (8 29), über die Be⸗ 
handlung ber Poſtſendungen bei Wohnungswechſel des Empfängers 
($ 38) deutlich erſehen, daß fie nur darauf abzielt, den Brief 
in die Hände deſſen gelangen zu laſſen, für den er beſtimmt 
iſt, nicht aber darauf, ob dieſer oder ſein Wohnort auf der 
Adreſſe richtig bezeichnet iſt. Vielmehr ſollen nach § 39 Nr. 1 
Briefpoſtſendungen (abgeſehen von den hier nicht fraglichen 
Fällen) nur dann als unbeſtellbar erachtet werden, wenn der 
Empfänger nicht zu ermitteln iſt. Wie er ermittelt werden 
kann, iſt der „Findigkeit“ der Poſtbeamten anheimgegeben und 
es iſt nicht ausgeſchloſſen, daß ein ſolcher feine Privatkenntniſſe 
hierzu verwendet. Der Angeklagte wußte aber ganz be⸗ 
ſtimmt, daß der Brief mit der mehrgedachten Adreſſe ihm 
galt. Es fragt ſich daher nur, ob darin, daß er ihn ſich ſelbſt 
zuſtellte, eiue Unterdrückung des Briefes, eine Unterſchlagung 
einer fremden beweglichen Sache gefunden werden kann. Von 
einer Unterdrückung des Briefes im Sinne der Entziehung aus 
dem Poſtverkehre (vergl. Entſch. des R. G. Bd. 28 S. 100) 
kann nur dann die Rede ſein, wenn die Aushändigung an den 
Empfänger ſelbſt eine rechtswidrige Unterbrechung oder Auf⸗ 
hebung des ordnungsmäßigen Poſtgewahrſams war. Es kommt 
kommt alſo darauf an, ob nach den Vorſchriften oder Ge⸗ 
pflogenheiten bei der Poſtanſtalt in S. der Angeklagte befugt 
geweſen wäre, den Brief, falls er mit ſeinem richtigen Namen 
und Wohnort adreſſirt geweſen wäre, wie geſchehen, an ſich zu 
nehmen, oder ob der Brief vorher noch weiterer poſtamtlicher 
Verfügung zu unterſtellen war. Hierüber geben die Urtheils⸗ 
gründe keinen genügenden Aufſchluß. Sie laſſen offen, ob der 
Angeklagte den Brief in amtlicher Eigenſchaft empfangen oder 
ob er ihn in amtlichem Gewahrſam hatte oder endlich, ob er 
nur in der Lage war, amtlich zu dem Briefe zu gelangen. In 
den beiden erſten Fällen iſt offenbar nicht ausgeſchloſſen, daß 
er ihn zu dem Zwecke der Zuſtellung empfangen oder doch in 
Gewahrſam hatte. Da es ſich um einen einfachen, nicht. 
eingeſchriebenen Brief handelt, iſt nicht ohne Weiteres zu er. 
kennen, daß die Zuſtellung nicht von kurzer Hand geſchehen 
durfte. Die Strafkammer findet ſelbſt nicht ſowohl in dieſer 
— vielleicht ordnung s widrigen — Behandlung des Briefes 
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das Strafbare, als vielmehr darin, daß der Angeklagte den 
Brief einem Empfänger zuſtellte, deſſen Name und Wohnort 
nicht mit der Adreſſe übereinſtimmte, mit andern Worten, daß 
er den Brief nicht als unbeſtellbar zu rü cklieferte. Da er 
hiezu, weil der Empfangsberechtigte trotz der abweichenden 
Adreſſe feſtſtand, wie oben ausgeführt, nicht veranlaßt war, ſo 
hängt mit jenem irrigen Ausgangspunkt auch die Feſtſtellung 
des Bewußtſeins des Angeklagten von der Rechts widrigkeit 


ſeiner Handlung zuſammen, inſoweit ſich dieſes nicht auf bloße 


Dienſtunregelmäßigkeit, ſondern auf das Nichtbeſtehen eines 
Anſpruchs des wahren Empfangsberechtigten, auf die Aus⸗ 
haͤndigung des falſch adreſſirten (mit Deckadreſſe verſehenen) 
Briefes beziehen mußte, um den Begriff der Unterſchlagung 
zu begründen. Ebenſo liegt zwar in jeder, auch der kürzeſten 
Entziehung eines Briefes aus dem Poſtverkehre eine Unter⸗ 
drückung des Briefes im Sinne des § 354 des Str. G. B., 
und iſt eine ſolche immer dann gegeben, wenn der Brief auch 
nur vorübergehend dem Adreſſaten vorenthalten wird. Aber 
auch dies iſt hier nicht geſchehen. Mit dem Uebergang des 
Briefes an den, dem der Inhalt zugehen ſollte, war der Zweck 
des Abſenders und des Poſtverkehrs nicht durchkreuzt, ſondern 
erreicht, vielleicht ſogar beſchleunigt, ohne vorher einen Augenblick 
aus dem Poſtverkehr genommen zu ſein. Urth. des I. Sen. 
vom 17. April 1902. 823. 1902. 

68. § 360 Ziff. 8. 

Zwar iſt die Annahme, daß der Rendant der Kreisſparkaſſe 
zu G. als im mittelbaren Dienſte eines Bundesſtaats ſtehender 
Beamter im Sinne des § 359 Str. G. B. anzuſehen iſt, nach 
den Ausführungen der Urtheilsgründe nicht zu beanſtanden. 
Nicht unbedenklich erſcheint dagegen der Ausſpruch, daß der An- 
geklagte ſich eines ihm nicht zukommenden Namens einem zu⸗ 
ſtändigen Beamten gegenüber bedient hat. Der 8 360 Ziff. 8 
Str. G. B. erklart die dort aufgezählten Handlungen unter dem 
Geſichtspunkte der Verletzung des Rechtsguts der ſtaatlichen 


Autorität, beſonders den an letzter Stelle erwähnten Thatbeſtand 


als Eingriff in die ſtaatliche Verwaltung für ſtrafbar. Mit 
Rückſicht hierauf und auf die Faſſung des Geſetzes kann unter 
dem „zuſtändigen“ Beamten im Sinne deſſelben nur ein Beamter 


verſtanden werden, dem auf Grund der ſtaatlichen Autorität im 


gegebenen Falle kraft ſeiner amtlichen Stellung und 
Wirkſamkeit das Recht zuſteht, den Namen der ihm bei Aus⸗ 
übung ſeines Dienſtes gegenüberſtehenden Perſon durch deren 
Befragung zu erforſchen und feſtzuſtellen, ſodaß die Angabe 
eines falſchen Namens als Eingriff in die ſtaatlichen Hoheits- 
rechte erſcheint. In ſoweit befindet ſich der erkennende Senat 
in Uebereinſtimmung mit der vom Reichsgericht in den Urtheilen 
in Rechtſprechung des R. G. Bd. I S. 565 beſ. S. 567 und 
Entſch. des R. G. Bd. 17 S. 224 bereits früher dargelegten 
Rechtsanſchauung. Die oben entwickelte Anſicht findet auch 
Unterſtützung durch die Bemerkung in den Motiven zu § 356 
Ziff.7 des Entwurfs des Str. G. B. für den Norddeutſchen Bund, 
welche als zuſtändigen Beamten denjenigen bezeichnet, „dem ein 
Recht auf Erforſchung des Namens zukommt.“ Das hervor⸗ 
gehobene Erforderniß für die Annahme der Zuſtändigkeit iſt bei 
dem Rendanten der Kreis ſparkaſſe nicht gegeben; denn die Spar⸗ 
kaſſe ſteht den Einlegern oder Inhabern der Sparkaſſenbücher 
nicht im Verhältniß einer Behörde gegenüber, vielmehr beſtehen 
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zwiſchen ihr und dieſen nur privatrechtliche Beziehungen. Urth. 
des IV. Sen. vom 14. März 1902. 441. 1902. 

69. § 370 Nr. 1. 

Wie ſich aus den Feſtſtellungen ergiebt, beſteht die Grund⸗ 
dienſtbarkeit, die im Jahre 1880 zu Laſten des Grundſtücks 
des Angeklagten beſtellt worden iſt, darin, daß der jeweilige 
Eigenthümer des herrſchenden Grundſtücks über das erſtere mit 
Wagen und Karren fahren darf, und zwar auf einem Wege, 
der da, wo das Grundſtück an das Rittergut angrenzt, entlang 
führt, und der aus einer beim Beſtellungsakt in Bezug ge⸗ 
nommenen Karte des Kataſteramts näher erfichtlih iſt. Den 
in dieſer Weiſe gekennzeichneten Weg hat auch — wie das 
Urtheil weiter ergiebt — der Eigenthümer des belaſteten Grund⸗ 
ſtücks, eines Ackers, ſeither in einer Breite von vier Meter 
ungepflügt liegen laſſen, bis er ihn in der angegebenen Art 
durch Abpflügen verringerte, und der Eigenthümer des berechtigten 
Grundſtücks hat ihn als Weg zu ſeiner Mühle benützt. Hiernach 
handelte es ſich um einen nach Richtung und Umfang feſt be⸗ 
ſtimmten Streifen Landes, der erkennbar dazu dienen ſollte 
und gedient hat, von dem Berechtigten als Weg benützt zu 
werden. Die Annahme der Strafkammer, daß dieſer Streifen 
ein „Privatweg“ im Sinne des § 370 Nr. 1 des Str. G. B. 
ſei, unterliegt rechtlichen Bedenken nicht, und zwar auch inſofern 
nicht, als der Grund und Boden, auf dem der Weg ſich befindet, 
dem Angeklagten ſelbſt gehört, denn der § 370 Nr. 1 ſpricht 
wohl von fremden Grundſtücken, aber nicht von fremden Privat⸗ 
wegen. Davon, daß der Angeklagte nur die Fahrgerechtigkeit 
der Wittwe R. verletzt habe, kann daher nach dem feſtgeſtellten 
Sachverhalt nicht die Rede ſein, und es iſt auch nicht richtig, 
daß der Begriff des Privatwegs nur zutreffe, wo der Weg als 
ſolcher beſonders angelegt ſei und unterhalten werde. Es genügt 
vielmehr, wenn er zum Weg beſtimmt worden iſt und als 


ſolcher benutzt wird. Auf ſeine Beſchaffenheit kommt es dann 


weiter nicht an. Urth. des II. Sen. vom 23. Mai 1902. 
1076. 1902. 


Briefkaſten. 
Verantwortlich: Magendantz, Rechtsanwalt am Landgericht I, 
Berlin, Kochſtraße 56. 

Herrn J.⸗R. G. in E. 

1. Iſt die Abtretung der Hoͤchſthypothek ($ 1190 B. G. B.) 
zuläſſig, und welche Wirkungen hat fie? 

Die Höͤchſthypothek kann wie jede andere Hypothek mit der 
durch fie geſicherten Forderung abgetreten werden. Außerdem 
geſtattet Abſ. 4 des § 1190 die Abtretung der Forderung ohne 
die Hypothek. Im letzteren Falle ſcheidet die abgetretene 


Forderung aus den durch die Hypothek geſicherten Anſprüchen 


aus, und dieſe ſteht dem bisherigen Gläubiger zur Sicherung 
für ſeine übrigen bereits beſtehenden oder künftig entſtehenden 
Forderungen aus dem geſicherten Rechtsverhältniß zu (Protokolle 
der zweiten Kommiſſion Bd. 3 S. 690). Wird dagegen bie Ab- 
tretung in das Grundbuch eingetragen, ſo geht die Forderung 


mit der Hypothek auf den Erwerber über. Erreicht die ab- 


getretene Forderung den eingetragenen Höchſtbetrag der Hypothek, 
ſo wird ſie reine Sicherungshypothek für die abgetretene Forderung. 
Wird dieſe ganz oder zum Theil bezahlt, ſo wird der dadurch 
frei gewordene Theil Eigenthümerhypothek. Wenn dagegen die 
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abgetretene Forderung den Hoͤchſtbetrag der Hypothek nicht 
erreicht, ſo wird zwar der abgetretene Theil der Höchſthypothek 
ebenfalls reine Sicherungshypothek für die abgetretene Forderung, 
der dem urſprünglichen Gläubiger verbleibende Theil behält 
ſeinen Charakter als Höchſthypothek und dient zur Sicher⸗ 
heit für die dieſem bereits zuſtehenden oder aus dem ge⸗ 
ſicherten Rechtsverhältniß etwa noch erwachſenden Forderungen. 
Unzuläſſig iſt aber die Abtretung der Höchſthypothek ohne 
Forderung, etwa in dem Sinne, daß ſie nunmehr als Sicherheit 
für die ihrem Erwerber gegen den Eigenthümer des Grundſtücks 
zuſtehenden oder noch erwachſenden Forderungen dienen ſoll. 
Wenn auch der acceſſoriſche Charakter bei der Höchſthypothek 
nicht ſo ſcharf hervortritt, wie bei der gewöhnlichen Hypothek, 
fo können ohne Zuſtimmung des Eigenthümers doch nicht andere 
Forderungen an Stelle derer geſetzt werden, zu deren Sicherung 
ſie beſtimmt iſt. 

2. Nach gemeinem Recht konnte der Erblaſſer einem 
Dritten überlaſſen, nach vernunftmäßigem Ermeſſen 
über ſeinen — des Erblaſſers — Nachlaß letztwillig 
zu verfügen. Das B. G. B. ſchließt das durch 
88 2064/2065 aus. Kann Jemand, dem dieſe Be⸗ 
fugniß durch ein vor 1900 errichtetes Teſtament ertheilt 
iſt, noch nach Inkrafttreten des B. G. B. davon Gebrauch 
machen? Iſt eine Entſcheidung des Reichsgerichts über 
dieſe Frage ergangen? 

Iſt der Erblaſſer nach dem 1. Januar 1900 verſtorben, ſo 
tft die Frage auf Grund des Art. 213 des Einführungsgeſetzes 
zum B. G. B. unbedenklich zu verneinen. Aber auch, wenn der 
Erblaſſer vor dieſem Tage verſtorben iſt, kommt man zu dem⸗ 
ſelben Ergebniß. Der Inhalt einer zur Zeit der Geltung 
des B. G. B. errichteten letztwilligen Verfügung iſt ausſchließlich 
nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes zu beurtheilen. Eine dieſen 
Vorſchriften widerſprechende Anordnung iſt deshalb nichtig. 
Deshalb verneinen auch Habicht (II. Aufl. S. 690 ff.) und 
Niedner (S. 333) dieſe Frage für die Pupillar- und Quaſi⸗ 
pupillarſubſtitution. Eine Entſcheidung des Reichsgerichts über 
dieſe Frage iſt uns nicht bekannt geworden. N 


Verzeichniſf der für die Juriſtiſche Wochenſchriſt 
zur geſprechung eingegangenen gücher. 
(Fortſetzung.) 

26. Dr. Bram, Das Reichsbeamtengeſetz vom 31. März 1873. 

O. Häring, Berlin 1902. 

27. M. v. Schulz, Gewerbegerichtsgeſetz vom 29. September 
1901. O. Häring, Berlin 1902. 

28. Entſcheidungen in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts- 
barkeit und des Grundbuchrechts. 3. Band, 2. Heft. 
Puttkammer & Mühlbrecht, Berlin 1902. 

29. B. Betzinger, Badiſche Landesgeſetze und Verordnungen. 
2. Aufl., 2. Theil. J. C. B. Mohr, Tübingen und 
Leipzig 1902. 

30. Dr. F. Schierlinger, Bayeriſche Landesgeſetze und 
Verordnungen. 3. Aufl., 2. Theil. J. C. B. Mohr, 
Tübingen und Leipzig 1902. 
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31. 
32. 


33. 


49. 


50. 


51. 


52. 
53. 


54. 


Edgar Windmüller, 


Georg Cohn, Neue Rechtsgüter. 
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Reinhold Geßler, Württembergiſche Landesgeſetze und 


Verordnungen. 2. Aufl., 2. Theil. J. C. B. Mohr, 
Tübingen und Leipzig 1902. 

Dr. Eugen Fuchs und Dr. Hugo Arnheim, 
Kommentar zur Grundbuchordnung. 1. und 7. Heft. 


Heines Verlag, Berlin 1902. 
Dr. M. Stenglein, Die ſtrafrechtlichen Nebengeſetze. 
3. Aufl., 2. und 3. Lieferung. Otto Liebmann, Berlin 1902. 


. Dr. jur. L. Weichert, Grundzüge der Strafvollitredung. 


Dieterich ſche Verlagsbuchhandlung, Leipzig 1902. 


Paul Badſtübner, Die Zwangsvollſtreckung in das 


unbewegliche Vermögen. O. Häring, Berlin 1902. 


. Gerhard, Die preußiſchen Geſindeordnungen. Band I 


und II. J. Guttentag, Berlin 1902. 


. Dr. jur. Alfons Scheiff, Praktiſches Handbuch des 


bürgerlichen Rechts. Neubner, Cöln 1902. 


. R. Falkmann, Zwangsvollſtreckung. 2. Aufl., 2. Lieferung. 


Siemenroth, Berlin 1902. 


. Eduard Rottmann, Handbuch für den Gerichtsvoll⸗ 


zieherdienſt. 2. Aufl., 2. und 3. Lieferung, Stahel'ſche 
Verlagsanſtalt, Würzburg 1902. 


Severſerenus, Aus der Sprechſtunde des Rechtsanwalts. 


M. & H. Schaper, Hannover. 


Dr. Max Fiſcher, Schutz der Geiſteskranken. S. Hirzel, 


Leipzig 1902. 
Pretium sucedit in locum 
Carl Winter, Heidel⸗ 


rei, res 


berg 1902. 


in locum pretii. 


. Dr. F. Meili, das internationale Civil⸗ und Handels⸗ 


recht. Orell Füßli, Zürich 1902. 


John W. Salmond, Jurisprudence, or the theory 


of the law. Stevens & Haynes, London 1902. 


. Dr. jur. Drahten, Rechtsſchutz des bildenden Künftlers. 


Verlag der „Werkſtatt der Kunſt“, München 1902. 
Otto Liebmann, 
Berlin 1902. 


. Profeſſor J. Kohler, Die Kurtaxe. Heines Verlag, 


Berlin 1902. 


Die ſozialpolitiſche Bedeutung der Terraingeſellſchaften im 


Rahmen der beſtehenden Wirthſchafts ordnung. 
Münchener Fachzeitſchriften⸗Verlag. 
Dr. jur. Georg Schwarz, Grundriß des öffentlichen 
Rechts. 1. Band, 1. Theil. Carl Heymanns Verlag, 
Berlin 1902. ö 
Carl Maenner, Ergänzungsheft zu dem Jagdrecht der 
Pfalz. Thieme'ſche Druckerei, Kirchheimbolanden 1902. 
Dr. Carl Crome, Syſtem des deutſchen Bürgerlichen 
Rechts. II. Band, 1. und 2. Hälfte. J. C. B. Mohr, 
Tübingen und Leipzig 1902. 
Dr. Julius Staudinger, Kommentar zum B. G. B. 
19. Lieferung. J. Schweitzer Verlag, München 1902. 
Dr. Hans Zihlmann, Der Verlöbnißbruch im modernen 
Recht. Müllers Verlag, Zürich 1902. 
Dr. Paul Köhne und Richard Feiſt, Die Nachlaß⸗ 
behandlung. R. v. Deckers Verlag, Berlin 1902. 
(Fortſetzung folgt.) 


1. Aufl. 


Für die Redaktion verantwortlich: Rechtsanwalt Dr. L. Kuhlenbeck in Jena. Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin 8. 14. 
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Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 
Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
zu Celle hat der Kaſſe abermals eine Beihülfe von 1500 Mark 
gewährt. Der Kammer und ihrem Vorſtande ift für die 
reiche Beihülfe der aufrichtigſte Dank ausgeſprochen worden. 


In der am 5. Oktober 1902 zu Leipzig ſtattgehabten acht⸗ 
zehnten ordentlichen Generalverſammlung wurde der Bericht des 
Vorſtandes über das Geſchäftsjahr 1901/1902 vorgetragen. 
Nach dem Bericht zählt die Kaſſe eine Geſammtzahl von 
4 548 Mitgliedern gegen 4 375 im Vorjahre. Der Kapital⸗ 
grundſtock hat ſich von 792967 Mark 68 Pf. auf 868030 Mark 
13 Pf. erhöht. Der für das neunzehnte Verwaltungsjahr vor- 
handene Unterſtützungsfonds beläuft ſich auf 94741 Mark 55 Pf., 
wovon bis 30. Juni 1902 bereits über 82 584 Mark verfügt 
war. Der Geſchäftsbericht wurde genehmigt und dem Vor⸗ 
ſtande Entlaſtung ertheilt. Die ſatzungsmäßig ausſcheidenden 
Mitglieder des Vorſtandes wurden wiedergewählt und als Rech⸗ 
nungsprüfer für das nächſte Geſchäftsjahr der Rechtsanwalt 
Juſtizrath Dr. Drucker und Rechtsanwalt Hans Barth in 
Leipzig beſtellt. Für die nächſte ordentliche Generalverſammlung 
wurde Leipzig beſtimmt, der Vorſtand jedoch ermächtigt, die 
Verſammlung auch nach einem anderen deutſchen Orte, wo ein 
Anwaltstag ſtattfindet, zu berufen. | 


Der zu Leipzig in der achtzehnten ordentlichen General- 
verſammlung der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte am 
5. Oktober 1902 ſatzungsmäßig gebildete Vorſtand beſteht aus 
folgenden Perſonen: 

1. Julius Erythropel, Juſtizrath, Rechtsanwalt beim 

Reichsgericht zu Leipzig, Vorſitzender, 

2. Emmerich Anſchütz, Juſtizrath, Rechtsanwalt beim Land⸗ 
gericht zu Leipzig, Stellvertreter des Vorſitzenden, 

3. Paul Herr, Juſtizrath, Rechtsanwalt beim Reichsgericht 
zu Leipzig, Schriftführer, 

4. Dr. Max Deiß, Juſtizrath, Rechtsanwalt beim Reichs- 
gericht zu Leipzig, Stellvertreter des Schriftführers, 

5. Dr. Louis Seelig, Juſtizrath, Rechtsanwalt beim Reichs⸗ 
gericht zu Leipzig, Schatzmeiſter, 

6. Oscar Oehme, Oberjuſtizrath, Rechtsanwalt beim Land⸗ 
gericht zu Leipzig, Stellvertreter des Schatzmeiſters, 


7. Carl Steinbach, Geheimer Juſtizrath, Rechtsanwalt 
beim Landgericht zu Magdeburg, 

8. Max Böckh, Rechtsanwalt bei dem Oberlandesgericht zu 
Karlsruhe, 


9. Mar Jacobſohn, Juſtizrath, Rechtsanwalt bei dem Land⸗ 


gericht I zu Berlin, 
10. Dr. Hermann Pemſel, Geheimer Hofrath, Juſtizrath, 
Rechtsanwalt beim Oberſten Landesgericht zu München, 
11. Dr. Richard Schall, Rechtsanwalt beim Oberlandes⸗ 
gericht zu Stuttgart, 
12. Carl Scheele, Juſtizrath, Rechtsanwalt beim Reichs- 
gericht zu Leipzig. 
Leipzig, den 13. Oktober 1902. 


Erythropel, Herr, Dr. Seelig, 
Juſtizrath, Juſtizrath, Juſtizrath, 
Vorſitzender. Schriftführer. Schatzmeiſter. 


Geſchäftsbericht und Jahresrechnung über das 
mit dem 30. Juni 1902 abgeſchloſſene acht⸗ 
zehnte Verwaltungsjahr der Hülfskaſſe für deutſche 


Rechtsanwälte. 
I. 
Geſchäfts bericht. 

I. Der Vorſtand der Hülfskaſſe hat im verfloſſenen 
Geſchäftsjahre den Verluſt ſeines Vorſitzenden, des Geheimen 
Juſtizraths Fenner zu Leipzig, und ſeines Schriftführers, des 
Geheimen Juſtizraths Mecke daſelbſt, zu beklagen gehabt, die 
beide zu den Gründern der Kaſſe gehörten und von denen 
letzterer dauernd die überwiegende Arbeitslaſt getragen hat. — 
Als Vorſitzender des Vorſtandes iſt der Juſtizrath Erythropel 
zu Leipzig gewählt und ſind in denſelben die Juſtizräthe Herr 
und Scheele zu Leipzig kooptirt, von denen erſterer die Geſchäfte 
des Schriftführers übernommen hat. 

II. Die Mitgliederliſte des achtzehnten Verwaltungsjahrs 
ergiebt für den 30. Juni 1902 eine Geſammtzahl von 4 548 
gegen 4375 im Vorjahre. Ausweislich der nachfolgenden 
Darſtellung des Schatzmeiſters hat ſich der Kapitalgrundſtock 
von 792 967 Mark 68 Pf. auf 868 030 Mark 13 Pf. erhöht. 
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Die Anlagen erfolgten in 3 prozentiger preußiſcher konſo⸗ 
lidirter Anleihe unter Eintragung in das Staatsſchuldbuch. 
Der am 30. Juni 1902 zu Unterſtützungszwecken aus⸗ 
geſchiedene Betrag beläuft ſich auf 94 741 Mark 55 Pf. 
Bis zum 30. Juni 1902 iſt bereits 
verfügt über . ; 82584 — 
Es hat nur eine 8 und zwar am 
7. September 1901 in Danzig ſtattgefunden. In dieſer 
wurden der Geſchäftsbericht und die Jahresrechnung genehmigt 
und dem Vorſtande Entlaſtung ertheilt. Die ſatzungsmäßig aus⸗ 
ſcheidenden Mitglieder des Vorſtandes wurden wiedergewählt und 
als Rechnungsprüfer der Rechtsanwalt Juſtizrath Dr. Drucker 
und der Rechtsanwalt beim Reichsgericht Juſtizrath Dr. Krantz 
in Leipzig beſtellt. Letzterer iſt in Folge ſeiner Ernennung zum 
Reichsgerichtsrath ausgeſchieden und au ſeiner Stelle der Rechts- 
anwalt Dr. Hans Barth zu Leipzig eingetreten. Als nächſter 
Verſammlungsort wurde Leipzig beſtimmt, und iſt die General- 
verſammlung auf den 5. Oktober 1902 dorthin einberufen; die 
ſämmtlichen Vorſtandsgeſchäfte ſind durch Rundſchreiben erledigt. 


Die Anwaltskammern haben abermals reiche Beihülfen 
gewährt. Eingezahlt ſind von: 


Augsburg . 600 Mark, Uebertrag . 17 300 Mark, 
Bamberg 1.000 Königsberg. 2000 
Breslau 1500 Marienwerder . 1 500 
Caſſel 500 München 2000 
Celle 1500 Naumburg 500 
Cöln 2000 Nürnberg 1075 
Darmitadt . 500 und 1 500 
Dres den 300 - Oldenburg. 500 
Frankfurt a. M. 1500 Poſen 1500 
Hamm 2 000 Roſtock . 500 
Jena 800 Stettin. 1 000 
Karlsruhe. 600 Stuttgart. 1200 
und 800 Zweibrücken 200 
Kiel . 1000 - Geſammtſumme 30 775 Mart. 
zuſammen . 17300 Mark, 


Außer dieſen ſatzungsmäßig zu verwendenden 30 775 Mark 
hat die Anwaltskammer im Bezirk des Kammergerichts 
3 000 Mark dem Unterſtützungsfond zugewendet. 

An Geſchenken ſind eingegangen für den Kapitalgrundſtock 
3939 Mark 19 Pf. 


Dem Unterſtützungsfond ſind zugefloſſen 6852 Mark 50 Pf. 


Das Geſchäftsjahr 1901/1902 hat 8 neue im Ermittelungs⸗ 
verfahren begriffene Unterſtützungsfälle übernommen. Die Zahl 
der neu anhängig gemachten Geſuche beträgt 51, davon ſind 
abgelehnt 8, im Prüfungsverfahren befindlich 4, bewilligt 47. 
Im Uebrigen iſt aus der Verwaltungsthätigkeit des Vorſtandes 
hervorzuheben, daß er verſchiedene Darlehnsgeſuche abgelehnt hat 
und in einem Falle die Zahlung einer von Verwandten für eine 
betagte Rechtsanwaltswittwe zuſammengebrachte Rente vermittelt, 
um die Empfindlichkeit der Bedachten zu ſchonen. Endlich iſt 
zu erwähnen, daß in einem Krankenhauſe am Rhein ein hülf— 
loſer Rechtsanwalt untergebracht iſt. 


Die Summe der erſtmaligen 
14850 Mark. 


Bewilligungen beträgt 
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Es find im Geſchäftsjahr 1901/1902 bewilligt. 
I. II. 


an in der Liſte noch nicht an ausgeſchiedene Rechtsanwälte 
gelöſchte Rechtsanwälte und an Hinterlaſſene von Rechts. 


anwälten 
1. zum erſten Male 3 600 M. 1. zum erſten Male 11 250 M. 
2. dritten 200 = 2. = zweiten « 7500 
3. = vierten -» 1600 » 3. dritten : 7500 
4. ». fünften - 800 =» 4. vierten — 7950 
5. zehnten » 400 5. . fünften 2 7002 
6. „ ſechſten 9 174 
zuſammen .. 6 600 M. 7. . ſiebenten 9764 
8. achten 2 3700 
9. = neunten 4770 
10. zehnten 3 460 
11. elften 5360 ⸗ 
12. zwölften 2220 
13. dreizehnten 2710 
14. vierzehnten 1 500 
15. fünfzehnten 2130 
16. ſechszehnten-⸗ 2450 
17. - fiebenzehnten: 2730 
18. achtzehnten 1750 - 
zuſammen .. 92 920 M. 

Summa zu I 6 600 Mark, 

II 92 920 
Geſammtſumme 99 520 Mark. 


Hiervon entfallen noch auf das achtzehnte Geſchäftsjahr 
16936 Mark, während für das neunzehnte Geſchäftsjahr 
82 584 Mark beſtimmt find. 


Es vertheilen ſich am 1. Juli 1901 die ſeit Gründung 
der Kaſſe — 1885 — anhängig geweſenen Unterſtützungsfälle 
nach F wie folgt: 

Augsbugg . 13 Jena. . 18 
Bamberg... 10 Karlsruhe .. 12 
Berlin 45 Kiel. . 11 
Braunſchweig. . 3 Königsberg... 38 
Breslasn .. 59 Marienwerder . . 29 
Caſſel. 17 München . 25 
Celle. 53 Naumburg.. . 35 
Cölrn .. . 15 Nürnberg.. . 16 
Colmar 1 Poſ en . 51 
Darmſtade . 10 Roſtock . . 21 
Dresden. 59 Stettin 20 
Frankfurt a. M. 3 Stuttgart. . 20 
Hambu g. 3 Zbweibrücken . 2 
Hamm . 15 Reichsgericht. . 1 

Für die im Geſchäftsjahr 1901/1902 hinzugekommenen 

Unterſtützungsfälle iſt das Verhältniß das folgende: 


Bamberg. 1 Ein. 2 
Berlin .. 5 Dresden. 6 
Breslau. 2 Hamburg 1 
Caſſel 1 Hamm 1 
Celle. 4 Königsberg. 5. 
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2 Poſen .. 2 
München 4 Stettin 2 
Naumburg . 4 Stuttgart 5 

Der Summe nach entfallen an Unterſtützungen im ab- 
gelaufenen Geſchäftsjahr auf: 


Marienwerder 


Augsburg 1590 Mark Jena 2 100 Mark 
Bamberg 2900 — Karlsruhe 2 000 
Berlin 9248 Kiel 1 650 
Braunſchweig 800 Königsberg 8470 
Breslau 8 520 Marienwerder 5252 
Caſſel 2180 München 4 300 
Celle 7010 Naumburg 3 670 
Cõlu 3 630 Nüruberg 2 090 
Colmar 400 Poſen 8450 
Darmſtadt 300 Roſtock 2130 
Dresden 8725 Stettin 4035 - 
Frankfurt a. M. 750 Stuttgart 4 500 
Hamburg 1000 Zweibrücken 300 
Hamm 3 520 


Der Oberlandesgerichtsbezirk Oldenburg und die Anwalts- 
kammer bei dem Reichsgericht haben keine Unterſtützungsfälle 
gehabt. 

Die vorſtehenden Zahlen laſſen, wie in den Vorjahren, die 
rege Antheilnahme des deutſchen Anwaltſtandes an der Ent- 
wickelung der Hülfskaſſe und ihrem Wirken erkennen, und 
werden die Herren Vertrauensmänner dringend erſucht, jeder 
in ſeinem Kreiſe, auf neue Beitrittserklärungen hinzuwirken. 
Namentlich darf der Beſchluß des Anwaltstages zu Danzig vom 
6. und 7. September 1901 nicht zu einem Nachlaſſen in der 
Thätigkeit führen; denn wenn auch die Arbeiten des zur Vor⸗ 
bereitung eines Geſetzentwurfes über die Gründung einer Ruhe: 
gehalts⸗, Wittwen⸗ und Waiſenkaſſe für deutſche Rechtsanwälte 
beſtellten Ausſchuſſes in angemeſſener Weiſe fortſchreiten, ſo 
werden doch auch in günſtigem Falle Jahre vergehen, bevor der 
Entwurf die Stadien der Geſetzgebung durchlaufen hat und die 
Organiſation durchgeführt werden kann. — Dabei ſteht noch 
dahin, ob und in welchem Umfange es ſich wird ermöglichen 
laſſen, daß die neue Kaſſe die Verpflichtungen der Hülfskaſſe 
übernimmt und in welcher Weiſe für die neuen Bedürfniſſe der 
Uebergangszeit geſorgt wird. 

Leipzig, den 14. Juli 1902. 

Der Schriftführer: 
Kerr, Juſtizrath. 


II. 
XVIII. Jahresrechnung der Hülfskaſſe für deutſche 
Rechtsanwälte auf die Zeit vom 1. Juli 1901 bis 
30. Juni 1902. 


A. Caſſa⸗Conto. 
Einnahme: 


1. Baarbeſtand am 1. Juli 1901 6 798 4 39 N 

2. Von der Allgemeinen m Credit⸗ 
anſtalt erhoben 67 200 — >» 
zu ee 73 998 4 39 4 
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Uebertrag 73 998 4 39 4 
3. Schenkungen an den Kapitalgrundſtock 3939 19 
4. Schenkungen an den Unterſtützungsfond 6852 - 50 - 
5. Beihülfen der Anwaltskammern 30 775 — 
6. Mitgliederbeiträge 89 880 — 
7. Zinſen 9 . 28955 20 
8. Wegen Todesfalls u. ſ. w. zurüd- 
gekommene Unterſtützungen. . 900 — 
Summa 235 300 4 28 A 
Ausgabe: 
1. Unterſtützungen u 89 875 4 80H 
2. An die Allgemeine . zen 
gezahlt . 5 ’ 68 000 — 
3. Ankauf von Werthpapieren 72 45095 
4. Ausgaben für e Porto, 
Steuern u. ſ. w. i .. . . 4709 74 
5. Rückzahlung er 100 tete 
Beiträge j 60 — 
6. Beſtand am 30. Juni 1902 203 » 79 


Summa . 235 300 4 28 4 


B. Unterſtützungs⸗Conto. 
Einnahme: e 
93 889 K 09 M 


1. Beſtand am 1. Juli 1901 
2. Schenkungen i x 6 852 50 
3. Zinſen nach A II. der e 
ſätze zu 4% von 93 889 Mark 09 Pf. 3 755 56 
4. Satzungsgemäße Ueberweiſung: 
Mitgliederbeiträge 89 880 — 4 
abzüglich Rück⸗ 
zahlungen 60 — 
89 820 44 — & 
ab Ausgaben 4709 74 
85 110 ＋4 26 N. 
Hiervon erhält der Unterſtützungsfond 
, find gleich 63 832 » 69 
und ferner / von den Beiträgen der 
Anwaltskammern 15 38750 
5. Zurückgekommene Unterjtüßungen . 900 — 


Summa . 184 617 4 34 

Ausgabe: 
1. Für gezahlte Unterjtüßung . 89 875 4 804 
2. Beſtand am 30. Juni 1902 94741. 54 


Summa 184 617 4 34 . 

(Anmerkung. Durch vor dem 1. Juli 1902 erfolgte Be- 

willigung iſt bereits über 82 584 Mark von dieſem Beſtande 
von 94 741 Mark 54 Pf. verfügt worden.) 
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C. Kapitalgrundſtock⸗Conto. 


1. Beſtand am 1. Juli 1901. . 792 967 A 68 A 

2. Schenkungen 3939 19 
3. Satzungsgemäße Ueberwelſungen: 

| J von 85 1104 

26 5 SE 

5 von 30 775 A 

= 15 387 50 


21277 ＋ 57 N 


36 665-07 
4. Zinſen. 
ab (vergl. B. 3). 


28 955 4 20 K* 
3 755 56 
25199 = 64 = 


858 771 58 & 


9 258 55 >» 


Summa einſchl. des Martinyfonds . 868 030 .4 13 N 


Dazu Coursgewinn 


D. Werthpapiere⸗Conto. 
1. Beſtand am 1. Juli 1901. . 817 058 ] 38 4 
2. Für angekaufte Werthpapiere . 72 450 95 
Summa . 889 509 4 33 4 

Die am 30. Juni 1902 vorhandenen Werth⸗ 
papiere haben einen Werth von . . 898 767-88 
Der Coursgewinn von. 9 258 K 55 
iſt auf Gewinn- und Verluſt⸗ Golde über⸗ 

tragen worden. 


An Werthpapieren find vorhanden (Cours vom 30. Juni 1902): 


500 000 Mark königl. ſächſ. 3% Rente 
à 90,60 Mark . 453 000 % — # 

Stückzinſen von 317 500 Mark vom | 
2381 25 


1. April bis 30. Juni 1902 
77 000 Mark königl. preuß. 3 ½ % Fon]. 
Anleihe à 101,85 Mark bis 1905 un- 
kündbar 5 78 424 50 
Stückzinſen von u 500 Mark vom 
1. April bis 30. Juni 1902 100 63 
174 000 Mark königl. preuß. 3 ½ % a 
Anleihe a 101,85 Mark 177 219 — » 
Stückzinſen von 174 000 Mark vom 
1. April bis 30. Juni 1902. 1522 = 50 


zu übertragen . 712 647 4 88 4 


Uebertrag . 712 647 4 88 N 
150 000 Mark königl. preuß. 3% konſ. 
Anleihe a 92,20 Mark . 138 300 
Stückzinſen von 150 000 Mark vom 


1. April bis 30. Juni 1902. 1125 — 
50 000 Mark 3% Deutſche Reichsanleihe 
à 92,70 Mark 5 : 46350 » — =» 
Stückzinſen von 46 000 Mark vom 
1. April bis 30. Juni 1902. 345. — 


Summa . 898767 .4 88 # 


(Aumerkung. Sämmtliche Werthpapiere find in das königlich 
ſächſiſche oder in das königlich preußiſche Staatsſchuldbuch bezw. 
in das Reichsſchuldbuch eingetragen und der außer dem Baar— 
beftande von 203 Mark 79 Pf. vorhandene Betrag von 
63 800 Mark iſt auf ein Rechnungsbuch bei der Allgemeinen 
Deutſchen Creditanſtalt zu Leipzig eingezahlt. Dieſes Buch 
lautete nach der XVII. Jahresrechnung über 


63 000 4, 

eingezahlt wurden 68000 - 
131 000 4, 

abgehoben wurden 67 200 - 
bleiben an Beſtand 63 800 44) 


E. Gewinn- und Verluſt⸗Conto. 
Gewinn auf Werthpapiere 9 258 Mark 55 Pf. übertragen 
auf Kapitalgrundſtock⸗Conto, daſſelbe beträgt hiernach | 
858 771 AM 58 N 
9258 50 
Summa 868 030.4 13 # 


Leipzig, den 30. Juni 1902. Dr. Seelig. 


Die vorſtehende Rechnung iſt von uns auf Grund der uns 
vorgelegten Bücher, Akten und Belege geprüft und für richtig 
befunden worden. 


Leipzig, den 11. Juli 1902. 


Dr. Drucker. Hans Barth. 


Vergleichung mit dem Vorjahre. 


Schenkungen zum 


Beſtand des 


Anwalts. Ber Kapital⸗ Unter · 
li d N . Unter: , Unter — 
glieder. [kammer - Kapital- fügungs Zinfen waltungs⸗ kükungen grundſtocks Iſtützungsfonds 
. ützun 
tra itra am Schluſſe des Geſchaͤfts⸗ 
beiträge ] beiträge grundſtock fond koſten fab ne 


EE 


1. Juli 1900 bis 30. Juni | | | 
1901. zw ee 88 400 — 26 600 — 6 182 70] 8 854 50126 935 —I 4110: 501 91 822 40 792 967 68 93 889 09 
1. Juli 1901 bis 30. Juni 
// 89 820 — 30 775 = 3 939 I 6 852 7 28 955 20] 4 709 74 89 875 > 868 030 |13 94 741 54 


*) Hierin find 3000 Mark Beihülfe der Anwaltskammer im Bezirke des Kammergerichts enthalten. 


XXXI. Jahrgang. 


XXXI. Jahrgang. 


Vom Reichsgericht.“ 


Wir berichten über die vom Ferien-Senat und die bis 
zum 4. Oktober 1902 ausgefertigten Entſcheidungen. 

J. Reichsgeſetze. 

Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 

1. 8 172. C. P. O. 88 551, 664, 679. 

Unter Verletzung des $ 172 des G. V. G., der die Vor⸗ 
ſchrift enthält, daß in dem auf die Klage wegen An— 
fechtung oder Wiederaufhebung der Entmündigung einer 
Perſon wegen Geiſteskrankheit oder wegen Geiſtes— 
ſchwäche eingeleiteten Verfahren (SS 664, 679 der 
C. P. O.) die Oeffentlichkeit während der Vernehmung 
des Entmündigten auszuſchließen iſt, hat das B. G. 
die Vernehmung des Entmündigten in der mündlichen Ver— 
handlung vom 20. Februar 1902 bewirkt, ohne daß aus dem 
Protokoll über jene Verhandlung oder aus den Urtheilsgründen 
zu entnehmen iſt, daß während dieſer Vernehmung die Deffent- 
lichkeit ausgeſchloſſen geweſen ſei. Das Urtheil des B. G., 
das auf Grund jener Verhandlung erlaſſen und am 27. Fe⸗ 
bruar 1902 verkündet iſt, beruht hiernach gemäß $ 551 (513) 
Nr. 6 der C. P. O., wo als ein Fall von Geſetzesverletzung 
aufgeführt iſt, wenn die Enutſcheidung auf Grund einer münd— 
lichen Verhandlung ergangen iſt, bei welcher die Vorſchriften 
über die Oeffentlichkeit des Verfahreus verletzt ſind, auf einer 
Verletzung des Geſetzes, da, wie das Urtheil des IV. C. S. 
des R. G. vom 27. Mai 1886 (Entſch. des R. G. Bd. 16 
S. 393) zutreffend ausführt, jene Beſtimmung nicht bloß dann 
Platz greift, wenn die Oeffentlichkeit unter Verletzung prozeß⸗ 
rechtlicher Normen ausgeſchloſſen worden iſt, ſondern auch dann 
zur Anwendung kommt, wenn eine mündliche Verhandlung 
ſtattgefunden hat, bei welcher die Oeffentlichkeit nach Vorſchrift 
des Geſetzes ausgeſchloſſen werden mußte, aber nicht and- 
geſchloſſen iſt. IV. C. S. i. S. Sommer c. Staatsanwalt- 
ſchaft vom 18. September 1902, Nr. 136/1902 IV. 

Civilprozeßordnung. 

2. 88 91, 404. 

Die Bekl. hat ſchon mit der vorbereitenden Beantwortung 
der Klage zwei Privatgutachten über die Leiſtungsfähigkeit und 
Qualität der von der Kl. gelieferten, von der Bekl. als nicht 
vertragsgemäß zur Verfügung geſtellten Kaffeeſortirmaſchine 
vorgelegt und deren Inhalt in den Verhandlungen verwerthet, 
auch die den Sachverſtändigen bezahlten Gebühren mit 150 Mark 
und 130 Mark gegenüber der mit der Klage auf Bezahlung 
des Kaufpreiſes abgewieſenen, koſtenpflichtigen Kl. liquidirt. 
Das L. G. hat beide Gebühren als zur zweckentſprechenden 
Rechtsvertheidigung nicht nothwendig (§ 91 Abſ. 1 der C. P. O.) 
abgeſetzt, das O. L. G. aber auf die ſofortige Beſchwerde der 
Bekl. die Gebühr für ein Gutachten und zwar die Gebühr 
des Sachverſtändigen P. mit 150 Mark zum Erſatze geeignet 
erklärt, welche letztere Entſcheidung von der Kl. mit ſofortiger 
Beſchwerde angefochten iſt. Aus den Gründen des verwerfenden 
Beſchluſſes: Wenn auch durch die vorgelegten außergerichtlich 
erhobenen Gutachten die Aufnahme eines Sachoerſtändigen⸗ 
beweiſes durch einen gemäß § 404 der C. P. O. vom Prozeß⸗ 


) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 
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gericht aufgeſtellten Sachverſtändigen nicht entbehrlich gemacht 
werden konnte und die ergangene Entſcheidung des Rechtsſtreits 
ſich auf das gemäß landgerichtlichen Beweisbeſchluſſes vom 
4. Juni 1901 von dem gerichtlich ernannten Sachverſtändigen 
S. abgegebene Gutachten ſtützt, die Koſten für Privatgutachten 
überhaupt der Regel nach als nicht zum Erſatze durch die 
Gegenpartei geeignet gelten könne, fo mußte doch für den vor— 
liegenden Fall den Erwägungen des Beſchwerdegerichts beigetreten 
werden. Da die Bekl. nicht ſelbſt Techniker ſind, war ſowohl 
zur Informirung ihres Prozeßbevollmächtigten als des Gerichts 
die Aufnahme eines genauen Befunds und eine Vergleichung 
der Leiſtungen der gelieferten Maſchine in qualitativer Beziehung 
mit denjenigen der als Vorbild dienenden aus England bezogenen 
Maſchine der Bekl. durch einen Techniker zur Wahrnehmung 
der Rechte der letzteren zweckdienlich, indem hierdurch die that- 
ſächlichen Streitpunkte ſowohl für den gerichtlich zu er— 
nennenden Sachverſtändigen als auch für das urtheilende 
Gericht klargeſtellt wurden. Beſchluß des II. C. S. i. S. Bauer- 
meiſter e. Schwarze und Wichmann vom 16. September 1902, 
B Nr. 127/1902 II. 

3. § 139 Abſ. 1. 

Freilich haben die thatſächlichen Angaben, die eine Partei 
bei einer perſönlichen Vernehmung macht, im Anwaltsprozeſſe 
formell keineswegs die Bedeutung von Parteibehauptungen. 
Formell kommt vielmehr dort in dieſer Beziehung nur das 
mündliche Vorbringen des Anwaltes in Betracht. Hier lag 
jedoch die Sache ſo, daß aus dem Thatbeſtande des Urtheils 
I. J. nicht mit Sicherheit zu entnehmen war, ob nicht auch der 
Anwalt des Bekl. ſich das von dem letzteren Ausgeſagte zu eigen 
gemacht habe. Denn wenn nach dieſem Thatbeſtande weiterhin 
der Anwalt des Bekl. dem klägeriſchen Vormunde einen Eid zu- 
geſchoben hat, „daß dieſe Schenkung thatſächlich im Auguſt 1899 
erfolgt ſei“, ſo liezt doch die Auffaſſung ſehr nahe, daß dieſe 
Eideszuſchiebung ſich auch auf diejenigen hier erheblichen That⸗ 
ſachen beziehen ſollte, welche der Bekl. ſelbſt bei feiner perjün- 
lichen Vernehmung behauptet hatte; womit ſie dann auch vom 
Anwalte behauptet ſein würden. Das B. G. hatte daher nach 
8139 Abſ. 1 der C. P. O. allen Anlaß, ehe es die von Seiten 
des Bekl. behaupteten Thatſachen für unerheblich erklärte, durch 
Fragen feſtzuſtellen, ob nicht auch das, was vom Bekl. bei der 
perſönlichen Vernehmung geſagt war, als behauptet gelten ſollte. 
VI. C. S. i. S. Heidland c. Hölterling vom 18. September 1902, 
Nr. 162/1902 VI. 

4. 88 195, 212, 329, 515, 568, 828 ff., 846, 857, 930. 

Eine ordnungsmäßige Zuſtellung des angefochtenen Be- 
ſchluſſes hat bisher nicht ſtattgefunden, denn die Notiz Blatt 15 
der Akten 3 Q Nr. 31 1902 iſt durch Erklärung der Gerichts- 
ſchreiberei des O. L. G. vom 12. Auguſt 1902 dahin erläutert 
worden, daß dem klägeriſchen Anwalt lediglich eine Ausfertigung 
überſandt iſt. Es fehlt ſomit an der nach C. P. O. §§ 3293, 
212, 1952 erforderten Beurkundung der Zuſtellung. Die Ein» 
legung der ſofortigen Beſchwerde vor Zuſtellung des an- 
gefochtenen Beſchluſſes ſteht ihrer Wirkſamkeit nicht entgegen 
(Entſch. des R. G. Bd. 29 S. 341). Auch der neue ſelbſt— 
ſtändige Beſchwerdegrund (C. P. O. $ 568°) iſt gegeben, da 
das O. L. G. im Gegenſatze zum L. G. den Antrag des Kl. 
ohne ſachliche Prüfung wegen Unzuſtändigkeit des angegangenen 
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Gerichts zurückgewieſen hat. Weder der Begründung des L. G. 
noch der des O. L. G. kann beigetreten werden. Die an ſich 
mit dem Pfändungsbeſchluſſe zu verbindende Anordnung nach 
C. P. O. §S 847 verpflichtet, ebenſo wie der erſtere ſelbſt, den 
Drittſchuldner nur unter der Vorausſetzung, daß der zu 
pfändende Anſpruch zu Recht beſteht; über das Vorliegen der 
Vorausſetzung aber ergeht in dem Beſchluſſe keine Entſcheidung. 
Beſtreitet der Drittſchuldner den Anſpruch, ſo iſt es Sache des 
Pfändungsgläubigers, die gerichtliche Feſtſtellung des Anſpruchs 
herbeizuführen. Der Pfändungsbeſchluß und die Anordnung 
berühren ſomit die Rechte des Dritten nicht in anderer und 
weitergehender Weiſe, als ſie durch eine freiwillige Uebertragung 
des Anſpruchs durch den Hauptſchuldner berührt werden würden. 
Ebenſowenig beſteht der Gegenſatz, den das B. G. mit Bezug 
auf § 930 Abſ. 1 Satz 3 der C. P. O. und § 846 daſelbſt 
zwiſchen Forderung einerſeits und Anſprüchen, welche die Heraus— 
gabe oder Leiſtung körperlicher Sachen zum Gegenſtande haben, 
andererſeits aufſtellt. Bei den 88 818 ff. wird laut Ueberſchrift 
unterſchieden die Zwangsvollſtreckung in „Forderungen“ einer⸗ 
ſeits und in „andere Vermöͤgensrechte“ andererſeits. Aus 8 857 
ergiebt ſich, daß unter „anderen Vermögensrechten“ diejenigen 
verſtanden find, von denen nicht in den §8 828 — 856 ge- 
handelt wird. Danach find die in § 846 behandelten „An- 
ſprüche“ den Forderungen zuzurechnen. Der Ausdruck „Anſpruch“ 
iſt offenbar um deswillen gewählt, um keinen Zweifel darüber 
zu laſſen, daß dingliche Forderungen (Anſprüche) eingeſchloſſen 
find. Während der Entwurf der C. P. O. von 1877 in 8 692 
ebenfalls bereits das Wort „Anſpruch“ enthält, ſpricht die Be⸗ 
gründung zu den 88 69 2 — 695 von „Zwangsvollſtreckung in 
Forderungen, welche die Herausgabe körperlicher Sachen zum 
Gegenſtande haben,“ ein klarer Beweis dafür, daß der vom 
Oberlandesgericht untergelegte Gegenſatz der Abſicht des Geſetz⸗ 
gebers nicht entſpricht. Hahn, Materialien S. 88, 89 und 460; 
Urtheil des V. C. S. des R. G. vom 12. Juli 1893, abgedruckt 
bei Liſiecki und Drewes, Zwangsvollſtreckung in das bewegliche 
Vermögen, S. 165, 166. Es kann hiernach dahingeſtellt 
bleiben, ob nicht gemäß § 857 der C. P. O., wie Gaupp⸗Stein 
($ I30 Note 2) und Andere annehmen, auch für die Pfändung 
von „anderen Vermögensrechten“ das Arreſtgericht als Voll⸗ 
ſtreckungsgericht zuſtändig iſt. Da hiernach in I. J. eine zu- 
treffende ſachliche Prüfung, in der Beſchwerdeinſtanz die gebotene 
ſachliche Prüfung des Antrags überhaupt nicht ſtattgefunden 
haben, ſo erſchien es angezeigt, zur Nachholung derſelben die 
Sache in die Beſchwerdeinſtanz zurückzuverweiſen. (C. P. O. 
§ 515.) Hierdurch ſoll auch dem Beſchwerdeführer Gelegenheit 
gegeben werden, folgende ſachliche Bedenken gegen den Antrag, 
wenn möglich, zu beſeitigen. 1. Der Hypothekenbrief iſt für 
ſich allein kein zur Zwangsvollſtreckung geeigneter Gegenſtand. 
Die Pfändung eines Anſpruchs auf Herausgabe eines Hypotheken- 
briefs, ſowie die darauf bezügliche Anordnung nach C. P. O. 
§ 847 iſt daher nur im Anunſchluſſe an die Pfändung der 
Hypothek ſelbſt zuläſſig. Ob letztere aber in Gemäßheit des 
Arreſtbefehls vom 2. April 1902 im vorliegenden Falle ſtatt⸗ 
gefunden hat, iſt bisher nicht dargethan. 2. Der Antrag auf 
Pfändung einer Forderung, beziehungsweiſe des Anſpruchs auf 
Herausgabe körperlicher Sachen erfordert die beſtimmte Be- 
zeichnung des Anſpruchs; insbeſondere auch hinſichtlich ſeines 
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Grundes. In dem Antrage vom 30. April 1902 iſt jedoch eine 
klare Begründung des zu pfändenden Anſpruchs des Arreſt⸗ 
ſchuldners gegen L. auf Herausgabe des Hypothekenbriefs nicht 
enthalten. Obwohl die Pfändung des letzterwähnten Anſpruchs 
bereits beſchloſſen iſt, würden die erwähnten Bedenken auch bei 
der noch ausſtehenden Entſcheidung über den Antrag auf An⸗ 
ordnung gemäß § 847 der C. P. O. in Betracht kommen. Be⸗ 
ſchluß des Ferien⸗Senats i. S. Schulz c. Singer vom 22. Auguſt 
1902, B Nr. 184/1902 VI. 

5. 8 252. 

Das O. L. G. hat die Beſchwerde der Bekl. gegen den 
Beſchluß des L. G. zu Bamberg als unzuläſſig veworfen; 
es war dabei von den Erwägungen ausgegangen, daß, foweit 
der landgerichtliche Beſchluß die Anordnung einer Beweiserhebung 
zur Sicherung des Beweiſes enthalte, gegen dieſe Entſcheidung 
kein Rechtsmittel ſtattfinde, und daß, ſoweit in dem landgericht⸗ 
lichen Beſchluſſe ferner unter vorläufiger Aufrechterhaltung der 
einſtweiligen Verfügung des Amtsgerichts zu Nürnberg eine 
weitere und die letztere ſogar erweiternde einſtweilige Verfügung 
zu erblicken wäre, dieſer Theil des Beſchluſſes nicht mit der 
Beſchwerde angefochten werden könne, da in dieſem Fall nur 
der Widerſpruch zuläſſig ſei. — Der an ſich zuläſſigen weiteren 
Beſchwerde war der Erfolg zu verſagen. Die Beſchwerdeführerin 
hat nicht verkannt, daß eine Anfechtung des landgerichtlichen 
Beſchluſſes inſoweit nicht ſtattfinden könne, als er dem Geſuche 
des Kl. um Sicherung der Beweiſe ſtattgegeben habe. Soweit 
aber der landgerichtliche Beſchluß die Auffaſſung zuläßt, er eut⸗ 
halte die vorläufige Aufrechterhaltung der vom Amtsgerichte zu 
Nürnberg angeordneten einſtweiligen Verfügung und die An 
ordnung einer Erweiterung derſelben, hat das O. L. G. ohne 
Rechtsirrthum angenommen, daß dieſer Beſchluß nicht mit 
der Beſchwerde angefochten werden könne. Zur Rechtfertigung 
der Beſchwerde wurde zwar ausgeführt, durch den landgericht⸗ 
lichen Beſchluß ſei in Wirklichkeit die Entſcheidung über die 
Rechtmäßigkeit der einſtweiligen Verfügung des Amtsgerichts zu 
Nürnberg ausgeſetzt worden und es ſei danach eine Beſchwerde 
nach § 252 der C. P. O. zuläſſig. Dieſe Auffaſſung des land- 
gerichtlichen Beſchluſſes, die allerdings geeignet wäre, einer De: 
ſchwerde gegen denſelben Eingang zu verſchaffen, findet jedoch 
weder in deſſen Wortlaut noch in deſſen Begründung zureichenden 
Anhalt. Beſchluß des II. C. S. i. S. Reuther c. Weiner vom 
16. September 1902, B Nr. 126/1902 II. 

6. 88 383, 393, 490, 492, 567. 

Die Annahme des Beſchwerdeführers, daß über die De 
eidigung des Zeugen ohne mündliche Verhandlung hätte beſchloſſen 
werden können, iſt rechtsirrthümlich. Zwar kann nach § 390 der 
C. P. O. die Entſcheidung über das Geſuch um Sicherung des 
Beweiſes ohne vorgängige muͤndliche Verhandlung erfolgen. 
Gemäß § 492 C. P. O. erfolgt jedoch die Beweisaufnahme nach 
dem für die Aufnahme des betreffenden Beweismittels überhaupt 
geltenden Vorſchriften. Beim Zeugenbeweiſe gehört zu dieſen 
Vorſchriften die Beſtimmung des § 393 Abſ. 2 der C. P. O., 
laut welcher das Prozeßgericht die nachträgliche Beeidigung der 
unter den Nrn. 3 und 4 des Abſ. 1 bezeichneten Perſonen an 
ordnen kann. Um eine ſolche Anordnung handelt es ſich hier, 
da der Zeuge zum Kl. in einem unter § 383 Abſ. 1 Nr. 3 der 
C. P. O. fallenden Verwandtſchaftsverhältniſſe ſteht. Die Frage, 
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ob ein Zeuge gemäß § 393 Abſ. 2 C. P. O. nachträglich zu 
beeidigen iſt, kann in der Regel nur vom Gerichte der Haupt- 
ſache unter Inbetrachtziehung des konkreten Rechtsſtreits ent- 
ſchieden werden. Sie betrifft nicht lediglich, wie die in dem von 
der Beſchwerde in Bezug genommenen Falle, Juriſtiſche Wochen 
ſchrift 1899 S. 257 Nr. 8 erbetene Verfügung, die Prozeßleitung, 
ſondern den Rechtsſtreit ſelbſt und es iſt daher der prinzipiellen 
Beſtimmung des § 128 der C. P. O. gemäß und in Ermangelung 
einer Ausuahmevorſchrift mündlich darüber zu verhandeln. Ob 
in dem Falle, wenn die Hauptſache nicht anhängig iſt, das die 
Sicherung des Beweiſes anordnende Gericht als Prozeßgericht 
im Sinne des § 393 Abſ. 2 der C. P. O. anzuſehen iſt und 
ob in dieſem Falle die Anordnung ohne mündliche Verhandlung 
getroffen werden dann, ſoll dahingeſtellt bleiben. Im vorliegen 
den Falle, wo die Hauptſache anhängig iſt, kann nur das mit 
derſelben befaßte Gericht als Prozeßgericht angeſehen werden, und 
es liegt kein Grund vor, anzunehmen, daß dieſes Gericht auders 
als nach mündlicher Verhandlung über die Frage der Beeidigung 
zu entſcheiden habe. Gegen die die Beeidigung ablehnende Ent⸗ 
ſcheidung findet hiernach gemäß $ 567 Abſ. 1 C. P. O. Be 
ſchwerde nicht ſtatt. Beſchluß des Ferien-Senats i. S. Riemann 
c. Riemann vom 29. Auguſt 1902, B Nr. 140/1902 IV. 

7. 88 392, 410, 414. 

Nach C. P. O. §S 414 follen die Vorſchriften über den 
Zeugenbeweis auch zur Anwendung kommen, „inſoweit zum 
Beweiſe vergangener Thatſachen oder Zuſtände, zu deren Wahr— 
nehmung eine beſondere Sachkunde erforderlich war, ſachkundige 
Perſonen zu vernehmen ſind“. Das Geſetz betrachtet mithin den 
jogenannten ſachverſtändigen Zeugen als wahren Zeugen, ſetzt 
aber voraus, daß ſich ſeine Bekundungen auf vergangene That- 
ſachen oder Zuſtände beziehen, die der Zeuge vermöge feiner 
Sachkunde wahrgenommen hat. Daß dieſe Wahrnehmung ein 
Urtheil einſchließt, zu dem ſeine fachmänniſchen Kenntniſſe den 
Zeugen vor anderen befähigen, macht ihn noch nicht zum Sach— 
verſtändigen. Wird aber ein Fachmann nicht bloß über die 
Wahrnehmung früherer thatſächlicher Geſchehniſſe oder Zuſtände 
vernommen, ſondern zur Abgabe eines Gutachtens veranlaßt, 
wobei die Beurtheilung die Wahrnehmung überwiegt, jo hört 
er auf, bloßer Zeuge zu fein. Er vereinigt alsdann unter Um⸗ 
ſtänden in demſelben Prozeſſe die Eigenſchaften eines Zeugen 
und eines Sachverſtändigen. (Beſchluß des erkennenden Senats 
vom 23. Februar 1887 [Juriſtiſche Wochenſchrift S. 112 Nr. 10]; 
Beſchluß des III. C. S. des R. G. vom 10. Juni 1898 
[Juriſtiſche Wochenſchrift S. 419 Nr. 14].) Im vorliegenden 
Falle hat das Kammergericht nach dem Inhalte ſeines oben mit— 
getheilten Beweisbeſchluſſes zunächſt offenſichtlich nur eine Ver— 
nehmung des Beſchwerdeführers als Zeugen im Sinne des 
§ 414 der C. P. O. im Auge gehabt. Auch läßt ſich nicht 
erkennen, daß durch die erſte Vernehmung vom 23. Oktober 1901 
die damit geſteckte Grenze überſchritten worden wäre. Auch die 
Aufforderung zur Beſichtigung des Schiffs hätte nicht noth- 
wendiger Weiſe die Erſtattung eines Gutachtens herbeizuführen 
brauchen. Auch Zeugen können zur Auffriſchung ihres Ge— 
dächtniſſes frühere Wahrnehmungen von Zuſtänden durch Er: 
neuerung des Augenſcheins noch einmal machen, ohne darum 
aufzuhören, Zeugen zu ſein. Hätte ſich die Beſichtigung z. B. 
darauf beſchränkt, daß ſich M. aufs neue darüber vergewiſſert 
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hätte, an welcher Stelle des Schiffskörpers er im Jahre 1894 
die Erſatzplatte augebracht hätte, ſo würde er aus dem Rahmen 
bloßer Zeugenſchaft nicht herausgetreten ſein. So liegt die 
Sache aber nicht. Der Beſchwerdeführer hat es für erforderlich 
gehalten, um die in dem Beweisbeſchluſſe formulirte Frage 
beantworten zu können, Meſſungen an dem Schiffskörper vor- 
zunehmen und Berechnungen nicht ganz einfacher Art anzuſtellen, 
damit man auf dieſe Weiſe insbeſondere auch darüber zu einem 
Ergebniſſe gelangen könne, welches die Tiefladelinie des Dampfers 
am Tage des Schiffsunfalles war. Nach dem Inhalte des 
Beweisbeſchluſſes wird man nicht ſagen können, daß der Be- 
ſchwerdeführer hierzu keinen Anlaß gehabt habe. Denn nach der 
Lage des Riffes zur Tiefladelinie war im Beweisbeſchluſſe ge⸗ 
fragt und der Zeuge, der bei ſeiner erſten Vernehmung geſagt 
hatte, daß er die Tiefladelinie ohne Nachmeſſungen nicht genauer 
anzugeben vermöge, mußte ſich durch das Schreiben des Kammer- 
gerichts vom 14. Januar 1902 zur Vornahme dieſer Nach⸗ 
meſſungen aufgefordert anſehen. Entſcheidend iſt aber vor allem, 
daß die nähere Darlegung dieſer Nachmeſſungen und Berechnungen 
bei der abermaligen Vernehmung des Beſchwerdeführers im 
vollen Umfange zum Gegenſtande ſeiner Ausſage gemacht worden 
iſt, und daß er nach Beſchluß des Kammergerichts dieſe Ausſage 
nachmals und ausdrücklich durch einen Eid hat bekräftigen 
müſſen. Da ſich die Meſſungen und Berechnungen des Be⸗ 
ſchwerdeführers und ſein Bericht über deren Ergebniß, wie nicht 
bezweifelt werden kann, als eine die Grenze bloßer Zeugenſchaft 
überſchreitende gutachtliche Thätigkeit darſtellt, ergiebt ſich ſonach, 
daß das Prozeßgericht im weiteren Verlaufe der Beweiserhebung 
in der That ein Gutachten von dem Beſchwerdeführer entgegen⸗ 
genommen hat. Das aber muß genügen, um den Anſpruch auf 
eine Vergütung nach § 3 der Gebührenordnung für Zeugen und 
Sachverſtändige zu rechtfertigen. Für die Anfprüche einer ge- 
richtlich vernommenen Perſon an die Staatskaſſe kann — wie 
auch der III. C. S. des R. G. in dem oben bereits angeführten 
Beſchluſſe angenommen hat — nur, der ſachliche Gehalt der 
Vernehmung maßgebend ſein, nicht aber die bloße Thatſache, 
ob der Vernommene in dem Beweisbeſchluſſe als Zeuge oder 
als Sachverſtändiger bezeichnet iſt, und ebenfowenig, ob der 
Vernommene nach C. P. O. §S 392 oder nach C. P. O. § 410 
oder überhaupt nicht beeidigt worden iſt. Beſchluß des I. C. S. 
i. S. Transportoerſicherungs-A.⸗G. Deutſcher Lloyd und Gen. 
c. Daehler vom 20. September 1902, B Nr. 40/1902 J. 

8. 88 767, 769. 

Zweck und Bedeutung der im § 767 Abſ. 2 enthaltenen 
Geſetzesvorſchrift beſtehen darin, der Verſchleppung entgegen⸗ 
zuwirken, welche in einer mit den praktiſchen Zielen des Pro⸗ 
zeſſes völlig unvereinbaren Weiſe dann eintreten müßte, wenn 
es dem Schuldner geſtattet ſein ſollte, Rechtsbehelfe, von denen 
er zur Abwendung ſeiner Verurtheilung hätte Gebrauch machen 
können, willkürlich im Verlauf des Vollſtreckungsverfahrens nach⸗ 
zuſchleppen. Dieſer Ausſchließungsgrund trifft dann nicht zu, 
wenn unabhängig von dem Willen des verurtheilten Schuldners 
der Kl. ſelbſt die eingeklagte Forderung zum Erlöſchen bringt, 
indem er ſie durch Aufrechnung zur Tilgung einer, wenn auch 
früher ſchon entſtandenen Gegenforderung des Schuldners ver- 
wendet. Die alsdann entſtehende Rechtslage enthält nicht nur 
civilrechtlich einen den Anforderungen des § 767 entſprechenden 
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Thatbeſtand, ſondern ſie rechtfertigt auch prozeſſualiſch die Zu- 
laſſung der Widerſpruchsklage in ganz beſonderem Maße, da 
ohne jedes Verſchulden des Bekl. dieſer nun der Möglichkeit 
ausgeſetzt iſt, daß eine nicht mehr beſtehende Forderung durch 
Zwangsvollſtreckung von ihm beigetrieben werden könnte. Liegt 
der Fall dagegen umgekehrt und geht nach dem Eintritt des 
Zeitpunktes, bis zu welchem der Schuldner ſeiner Verurtheilung 
durch Einwendungen vorbeugen konnte, die Aufrechnung von 
ſeiner Seite aus, während die Möglichkeit der Aufrechnung 
und der Erhebung des Aufrechnungseinwandes ſchon zu früherer 
Zeit beſtand, ſo vertritt zwar in der Rechtslehre die überwiegende 
Mehrheit der Schriftſteller die Meinung, daß auch unter ſolchen 
Vorausſetzungen der Schuldner zur Erhebung der Widerſpruchs— 
klage des 8 767 der C. P. O. zugelaſſen werden müßte. Dem 
kann jedoch nicht beigetreten werden. Es iſt zwar richtig, daß 
auch in dieſem Falle das nachträgliche Erlöſchen der Klage— 
forderung nicht zu früherer Zeit als mit der Aufrechuungs— 
erflärung des Schuldners eintritt und daß eine trotzdem auf 
Grund des Urtheils durchgeführte ſpätere Zwangsvollſtreckung 
den Schuldner in die Lage bringt, eine rechtlich nicht mehr be— 
ſtehende Forderung bezahlen zu müſſen. Deſſenungeachtet bietet 
ihm § 767 keine Handhabe, einer ſolchen Zwangsvollſtreckung 
zu widerſprechen. Der Widerſpruch und damit auch die Moͤg— 
lichkeit einer Einſtellung der Vollſtreckung ſcheitert daran, daß 
ſchon mit dem Erwerbe der aufrechnungsfähigen Gegenforderung 
derjenige Thatbeſtand zur vollendeten Entſtehung gelangt war, 
der im Sinne des 8 767 den Grund der Aufrechnungseinrede 
darſtellt, da es ſchon von dieſem Zeitpunkt ab von der freien 
Entſchließung des beklagten Schuldners abhing, ob er von dem 
Einwande Gebrauch machen wollte oder nicht. Im Unterſchiede 
von der durch den klagenden Gläubiger ſelbſt erklärten Auf— 
rechnung, die erſt im Augenblick ihrer Vollziehung dem Schuldner 
die Möglichkeit darbietet, die dadurch geſchehene Tilgung geltend 
zu machen, liegt mit dem Eintritt der Kompenſabilität die 
Geltendmachung der eigenen Aufrechnung in den freien Be⸗ 
fugniſſen des Schuldners und zwar ſowohl in prozeßrechtlicher 
wie auch in civilrechtlicher Beziehung. Dem Rechtsgrunde des 
Einwandes kann nicht darum allein ſeine ſchon vorhandene 
Exiſtenz abgeſprochen werden, weil die prozeſſuale Erhebung 
der Einrede zugleich die civilrechtlich wirkſame Aufrechnungs— 
erklärung in ſich ſchließt, darum aber auch die Wirkung der 
Schuldtilgung der Erhebung der Einrede nicht vorher geht, 
ſondern mit ihr zuſammenfällt. Mit Recht bemerken Gaupp 
und Stein Anm. III unter b zu § 767 eit.: „Dieſe Er- 
klärung, im Prozeſſe abgegeben, iſt die Einrede der Aufrechnung 
und da § 767 Abſ. 2 offenbar nur die Einreden zulaſſen will, 
die der Schuldner im Prozeſſe nicht vorbringen konnte, ſo 
wäre es ein mehr als bedenklicher, ungeſunder Formalismus, 
wenn man dem Schulduer jetzt die Geltendmachung der Forde— 
rung geſtattete, die er früher nur deshalb nicht geltend machen 
konnte, weil er nicht wollte.“ Zu gleichem Ergebniß gelangen 
Eccius in Gruchots Beiträgen Bd. 42 S. 256, Seufferts 
Kommentar Anm. 3b zu § 767 und Hellwich, Anſpruch und 
Klagerecht S. 20 und 406 flg. Endlich iſt auch bei der Be— 
rathung des B. G. B. die gleiche Rechtsanſchauung zur Geltung 
gekommen und hat dahin geführt, daß von einer beſonderen 
Geſetzesvorſchrift, die das Fortbeſtehen eines derartigen Rechts— 
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zuſtandes ſicherſtellen ſollte, als entbehrlich Abſtand genommer 
wurde (vergl. Protokolle zur I. Leſung S. 1414 und 1415). 

Die Möglichkeit, daß durch Erklärung in einem ver— 
bereitenden Schriftſatze, feine gehörige Zuſtellung vorausgeſetzt, 
eine Aufrechnung vollzogen werden könnte, läßt ſich zwar nicht 
ſchlechthin in Abrede ſtellen, ſofern nur der Wille des Erklärenden 
mit hinreichender Erkennbarkeit darauf gerichtet war, nicht nur 
ein künftiges prozeſſuales Vorbringen anzukündigen, ſondern 
damit zugleich die an den Gegner gerichtete rechtsgeſchäftlich: 
Aufrechnungserklärung ſelbſt vorzunehmen (vergl. Dernburg, 
das Bürgerliche Recht Bd. II §S 125 unter II). Die Aus⸗ 
laſſung des die Bekl. vertretenden Rechtsanwalts läßt ſich bier 
jedoch nicht anders als im erſteren Sinne der bloßen Vor 
bereitung künftiger Auslaſſungen auffaſſen. Er ſelbſt ſtell 
in Abrede, daß feine Bemerkung irgend eine andere Bedeutun; 
gehabt hätte oder hätte haben ſollen und es fehlt jedenfalls an 
jedem Anhalte dafür, dieſer Behauptung entgegenzutreten. Anders 
verhält es ſich zwar, was den Juhalt der Erklärung anlangt, 
mit der von klägeriſcher Seite und zwar ebenfalls in einem 
vorbereitenden Schriftſatze erklärten Aufrechnung. Da jedet 
nach den vorſtehenden Erörterungen der Kl. mit dieſer zweiten 
Aufrechnungseinrede wegen ihrer willkürlichen Verſchleppung in 
die Exekutionsinſtanz überhaupt nicht Gehör finden darf, je it 
weder hierauf näher einzugehen noch auch darauf, ob — falls 
dennoch die Einrede für zuläflig gehalten werden könnte — die be— 
hauptete Gegenforderung des Kl. glaubhaft gemacht erjceint. 
Ein weſentlicher Mangel des angefochtenen Beſchluſſes würde 
jedenfalls auch darin erblickt werden müſſen, daß ungeachtet der 
Beſtimmung des § 769 Abſ. 1 Satz 2 der C. P. O. das 
O. L. G. auf die Frage der Glaubhaftmachung überhaupt nick: 
eingegangen iſt. Beſchluß des Ferien- Senats i. S. Prohazi 
c. Brehm vom 13. Auguſt 1902, B Nr. 191/1902 VI. 

9. § 803. 

Die ganze Stammeinlage (ſoll heißen: der ganze Gt 
ſchäftsantheil) des Schuldners H. ſoll wegen der vollſtreckbaren 
Forderungen der Bekl. verſteigert werden und nicht auf Grund 
des etwa durch die Urkunde vom 4. Juni 1902 erworbenen 
vertragsmäßigen Pfandrechts — wenigſtens erhellt dies nicht —, 
ſondern auf Grund des im Wege der Zwangsvollſtreckung er 
langten Pfändungspfandrechts. Dieſem gegenüber ericeint 
der Kl. befugt, fein früher begründetes rechtsgeſchäftliches Pfand⸗ 
recht im Wege der Widerſpruchsklage geltend zu machen, wobei 
ihm insbeſondere der ſich nur auf bewegliche Sachen beziehende 
§ 803 der C. P. O. nicht entgegenſtebt. Beſchluß des Ferien 
Senats i. S. Kohlermann e. Stern & Sabat vom 10. September 
1902, B Nr. 145/1902 VII. 

Konkursordnung. 

10. 8 68. 

Nach § 68 der R. K. O. kann für den Fall, daß über das 
Vermögen mehrerer oder einer von mehreren Perſonen, welche 
nebeneinander für dieſelbe Leiſtung auf das Ganze haften, das 
Konkursverfahren eröffnet wird, der Gläubiger bis zu feiner 
vollen Befriedigung in jedem Verfahren den Betrag geltend 
machen, den er zur Zeit der Eröffnung des Verfahrens zu fordern 
hatte. § 64 der R. K. O. ſteht dem Rechte des Gläubigers 
nicht entgegen. Der aus § 68 gleichfalls ſich ergebenden, übrigens 
ſelbſtverſtändlichen Beſchränkung, daß in einem ſolchen Falle der 
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Gläubiger nicht mehr erhalten darf, als feine Geſammtforderung 
beträgt, iſt von den Vorinſtanzen Rechnung getragen worden. 
II. C. S. i. S. Zingerles Konkursmaſſe o. Mekger-Levy vom 
19. September 1902, Nr. 164/1902 II. 

Patentgeſetz vom 7. April 1891. 

11. 

Der Vertrag, auf den die Klage ſich ſtützt, bezeichnet ſich 
als Licenzvertrag, iſt aber, weil dem Bekl. für einen beſtimmten 
Bezirk die ausſchließliche Benutzung der patentirten Erfindung 
überlaſſen wurde, in Wahrheit ein örtlich beſchränkter Patent- 
übertragungsvertrag. Die Annahme des B. G., daß wegen der 
Vernichtung des Patents der Kl. ohne weiteres jedes Anſpruchs 
aus dem Vertrage verluſtig gegangen ſei, ſteht mit der Recht— 
ſprechung des R. G. nicht im Einklang. (S. insbeſondere Entſch. 
des R. G. in Civilſachen Bd. 20 S. 130; vergl. ferner dieſ. 
Eutſch. Bd. 17 S. 53, Gruchot Beiträge Bd. 44 S. 1049, 
Bolze Praxis Bd. 4 Nr. 745, Bd. 6 Nr. 578, Bd. 11 Nr. 414.) 
Von dieſer Rechtſprechung abzuweichen, dafür liegt kein Grund 
vor. Durch die Vernichtung des Patents iſt allerdings feſtgeſtellt, 
daß die Erfindung, die deſſen Gegenſtand bildete, nicht patent⸗ 
fähig, das Patent mithin von Anfang an nichtig war. Bis zu 
der etwa 2 Jahre nach dem Vertragsabſchluß erfolgten Vernichtung 
hat aber auf Grund der Patentertheilung ein Patentſchutz be⸗ 
ſtanden, und hat mithin inſoweit der Kl. gewährt, was er zu 
leiſten hatte, ſo hat er, ſofern das Geleiſtete einen Werth hatte, 
Anſpruch auf einen nach dem Verhältniß dieſes Werths zu dem 
Werthe der verſprochenen Geſammtleiſtung zu beſtimmenden 
Theil der bedungenen Gegenleiſtung. Ohne Frage war es Sache 
des Kl., einen ſolchen Theilanſpruch thatſächlich näher zu be- 
gründen, und daran hat er es bisher fehlen laſſen. Dies konnte 
aber zunächſt nur dazu Veranlaſſung geben, den § 139 der 
C. P. O. in Anwendung zu bringen. I. C. S. i. S. Kapſt 
c. Ogorek vom 20. September 1902, Nr. 117/1902 J. 

12. 8 5. 

Nach § 5 des Pat. G. tritt die Wirkung des Patents 
gegen denjenigen nicht ein, welcher zur Zeit der Anmeldung 
bereits im Inlande die Erfindung in Benutzung genommen oder 
die zur Benutzung erforderlichen Veranſtaltungen getroffen hat. 
Derſelbe iſt befugt, die Erfindung für die Bedürfniſſe ſeines 
eigenen Betriebes in eigenen oder fremden Werkſtätten aus⸗ 
zunutzen. Dieſe den Beſitzſtand des Vorbenutzers ſchützende 
Beſtimmung darf nicht fo eng ausgelegt werden, daß der Vor⸗ 
benutzer dadurch auf eine Weiterbenutzung genau in den Grenzen 
der bisherigen Benutzung eingeſchränkt wird. So kann dem 
Vorbenutzer, welcher den patentirten Gegenſtand lediglich zu 
eigener Benutzung hergeſtellt hatte, doch auch nicht verwehrt 
werden, ihn demnächſt gewerbsmäßig wieder herzuſtellen, feil⸗ 
zuhalten und in Verkehr zu bringen. (Entſch. Bd. 26 S. 64.) 
Ebenſowenig iſt er gehindert, ihn mit unweſentlichen Ab⸗ 
weichungen, die einen neuen, in das Patent eingreifenden Er⸗ 
findungsgedanken nicht verkörpern, herzuſtellen. (Entſch. des 
R. G., I. C. S. vom 15. Februar 1902, Rep. I 353/1901.) 
Endlich folgt aus dem Verbreitungsrecht des Vorbenutzers die 
Befugniß ſeines Abnehmers, das von Erſterem mittels Aus⸗ 
nutzung der Erfindung gewonnene Erzeugniß ſeinerſeits gewerbs- 
mäßig zu gebrauchen und weiter zu veräußern, da in Bezug 
auf dieſen gemäß § 5 des Pat. G. rechtmäßig hergeſtellten 
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Gegenſtand das Verbietungsrecht des Patentinhabers ein für 
alle Male verſagt. I. C. S. i. S. Frederking c. Leinhaas vom 
20. September 1902, Nr. 114/1902 J. 

13. § 36. 

Das B. G. hält für bewieſen, daß die dem Bittſteller an- 
gebotene Maſchine das M.'ſche Patent verletzt. Darauf gründet 
die Reviſion den Vorwurf, daß, wenn der B. R. annehme, der 
Bekl. habe eine ſolche Maſchine beſtellt, damit das Verbot des 
8 36 des Pat. G. und der Rechtsſatz außer Acht gelaſſen werde, 
daß Verträge, die ein Verbotsgeſetz verletzten, ungültig ſeien. 
Dieſe Ausführung iſt jedoch nicht im vollen Umfange zutreffend, 
weil das Verbot des $ 36 ſich nur gegen die wiſſentliche Ver⸗ 
letzung des fremden Patentrechts richtet und eine ſolche nicht 
feſtgeſtellt worden iſt. Aber der B. R. hätte doch Anlaß gehabt, 
bei ſeinen Erörterungen über den Inhalt der Beſtellung auf 
dieſes Verbot einzugehen. Es erſcheint nicht ausgeſchloſſen, daß 
er bei Berückſichtigung dieſes Strafgeſetzes den Aeußerungen der 
Betheiligten über die Nothwendigkeit einer Abweichung der neuen 
Maſchine von der patentirten eine weitergreifende Bedeutung für 
die Auslegung des Vertragswillens beigemeſſen haben würde. 
VI. C. S. i. S. Heß c. Lubinsky vom 18. September 1902, 
Nr. 152/1902 VI. 

II. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

14. 8 86 Tit. 6 Thl. II. 

Das B. G. erblickt die Urſache des Unfalls in dem Unter⸗ 
laſſen der Beleuchtung der ſchon wegen ihrer Bauart nicht ohne 
Gefahr zu begehenden Treppe; es nimmt an, daß zur Zeit des 
Unfalls eine Beleuchtung ſtattzufinden hatte, daß ſolche den 
Beamten des Bekl. oblag und daß die Laternen vorzeitig aus⸗ 
gelöſcht worden ſind. Hierin findet es ein Verſchulden der 
Beamten des Bekl., für deren Verſchulden er wie für eigenes 
hafte. Mit Recht macht die Reviſion geltend, daß dieſe letztere 
Anſicht in ſolcher Allgemeinheit rechtsirrthümlich iſt. In den 
beiden vom L. G. hierfür angezogenen, ebenfalls dem Gebiet 
des Pr. L. R. angehörenden Entſcheidungen des R. G. iſt dies 
keineswegs ausgeſprochen, ſondern ausgeführt, daß der Vertreter, 
aus deſſen Verſchulden die juriſtiſche Perſon verantwortlich gemacht 
werden ſolle, deren Willensorgan ſein müſſe, und daß und 
inwieweit eine einzelne phyſiſche Perſon als ein ſolches Willens⸗ 
organ angeſehen werden könne, ſelbſtverſtändlich nur nach den 
konkreten Umſtänden zu beſtimmen ſei. An dieſer Anſicht hat 
das R. G. in zahlreichen Entſcheidungen, ſowohl für das Gebiet 
des gemeinen Rechts, wie für das des Pr. L. R. feſtgehalten 
(vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 47 S. 328 ff.). 
Hiernach konnte das B. G. nur dann zur Annahme einer Haftung 
des Bekl. gelangen, wenn es in Bezug auf das vorzeitige Aus- 
löſchen der Laternen das Verſchulden eines beſtimmten Willens⸗ 
organs feſtzuſtellen vermochte (angezogene Entſch. Bd. 45 S. 168). 
Eine derartige Feſtſtellung iſt aber nicht erfolgt; der Kl. hat 
das Verſchulden eines ſolchen Willens organs überhaupt nicht 
behauptet, ſondern ſich auf das Anführen beſchränkt, daß die 
Treppe nicht erleuchtet geweſen ſei. Ob namentlich den Bau⸗ 
arbeiter J., dem das Auslöſchen der Laternen oblag, ein Ver⸗ 
ſchulden trifft und ob dieſer in jener Beziehung als ein Willens- 
organ des Bekl. angeſehen werden könnte, iſt in keiner Weiſe 
von den Vorinſtanzen erörtert worden, ebenſowenig, ob etwa die 
Willensorgane des Bekl. deswegen ein Verſchulden trifft, ins- 
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beſondere etwa nach der Richtung, daß ſie es an der genügenden 
Sorgfalt bei Auswahl des mit der Bedienung der Laternen 
beauftragten Arbeiters oder an deſſen gehöriger Ueberwachung 
bei Ausführung der bezüglich der Beleuchtung ertheilten Au⸗ 
ordnungen hätten fehlen laſſen. Der Rbekl. vertritt zwar die 
Anſicht, daß mit Rückſicht auf das Vertragsverhältniß, in das 
er durch Benutzung der Eiſenbahn zum Bekl. getreten ſei, dieſer 
ohne Weiteres ihm für die Handlungen und Unterlaſſungen 
jedes ſeiner Beamten und Bedienſteten, gleichviel, welchen 
Wirkungskreis fie haben, haften müſſe. Allein dieſe Anſicht 
entbehrt jedenfalls für das Gebiet des hier anwendbaren 
Pr. L. R. jeder geſetzlichen Grundlage. Der Reviſion iſt aber 
auch darin beizutreten, daß die Ausführungen des B. G. über 
das vom Bekl. behauptete mitwirkende Verſchulden des Kl. nicht 
bedenkenfrei find. Zunächſt iſt nicht erſichtlich, worauf der Be- 
hauptung des Bekl. gegenüber, der Kl. habe die Treppe über 
zehn Jahre gekannt und wiſſen müſſen, daß eine Stufe ſchmäler 
ſei wie die andere, das B. G. die Annahme ſtützt, daß der Kl. 
einen die Gefahr erheblich ſteigernden Umſtand, nämlich die Ab⸗ 
meſſung der einzelnen Stufen nicht gekannt habe. Unrichtig und 
zum Theil im Widerſpruch mit jener Annahme iſt die Aus- 
führung, der Kl. habe, als er aus dem Windfang auf die 
Treppe hinausgetreten ſei, ſich ſchon in die Gefahr begeben 
gehabt, ſei ſich ſchon der Gefährlichkeit ſeiner Lage bewußt 
geworden. „In der Gefahr“ war er noch keineswegs, denn 
nach dem Heraustreten befand er ſich auf dem 68,5 m breiten 
Podeſt und wenn er da „der Gefährlichkeit ſeiner Lage ſich 
bewußt geworden“, jo konnte und mußte er umkehren und den 
anderen Weg um das Gebäude wählen. Nun würde zwar, wenn, 
wie das B. G. eventuell annimmt, den Kl. nur ein mäßiges 
Verſehen treffen ſollte, den Bekl. dagegen ein grobes, jenes Ver⸗ 
ſehen den Klaganſpruch weder ausſchließen noch mindern 
(L. R. SH 18 ff., Thl. J Tit. 6). Ob aber, wenn ein Willend- 
organ des Bekl. ſich eines Verſehens ſchuldig gemacht haben 
ſollte, dieſes ein grobes ſein würde, läßt ſich nur nach der 
konkreten, hier noch nicht aufgeklärten Sachlage beurtheilen und 
es wird daher, weun bei der gebotenen anderweitigen Verhandlung 
ſich das Verſehen eines Willensorgans herausſtellen ſollte, das 
Verhalten des Kl. unter Berückſichtigung der vorſtehend geltend 
gemachten Bedenken nochmals zu prüfen und ein ihn etwa 
treffendes Verſehen gegen das des Bekl. abzuwägen ſein. 
VI. C. S. i. S. Preuß. Eiſenbahufiskus e. Braun vom 
18. September 1902, Nr. 150/1902 VI. 

III. Sonſtige Preußiſche Geſetze. 

Enteignungsgeſetz vom 11. Juni 1874. 
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Es erheben ſich in Hinſicht der Feſtſtellung des B. R., daß 
das enteignete Land nicht als Ziegeleiland, ſondern lediglich als 
Acker⸗ bezw. Gartenland zu bewerthen ſei, ſo erhebliche Bedenken, 
daß die Aufhebung der Berufungsentſcheidung ſich nicht ver- 
meiden ließ. Der Kl. hat einige Zeit vor der Enteignung den 
Entſchluß gefaßt, auf ſeinem in Frage ſtehenden Grundſtück eine 
Ziegelei zu errichten, und hat dieſen Entſchluß auch ausgeführt. 
Er behauptet, daß der enteignete Theil als Lagerplatz von Er- 
heblichkeit für den Ziegeleibetrieb geweſen ſei und will offenbar, 
ſo laſſen ſich wenigſtens ſeine Ausführungen verſtehen, deshalb 
einen höheren Werth für das enteignete Land geltend machen. 
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Der B. R. hat ſich demgemäß auch mit dieſer Frage befaßt. 
Was er indeß hierüber ſagt, leidet an erſichtlichen Mängeln. 
Der B. R. erkennt ſelbſt an, daß der Kl. durch die Bauflucht⸗ 
liniengeſetzgebung lediglich in der Benutzung des fpäter ent⸗ 
eigneten Stückes als Bauland nicht aber in der ſonſtigen Ver⸗ 
wendung deſſelben gehindert worden ſei. Dem iſt weiter hinzu⸗ 
zuſetzen, daß Kl. bei der Bewerthung des Landes ſich nicht allein 
auf die thatſächliche Art der Benutzung, ſondern auch auf Defien 
Benutzungsfähigkeit berufen darf. Der B. R. lehnt nun deshalb 
es ab, dem Land den eventuellen höheren Werth als Theil 
eines Ziegeleigrundſtücks beizumeſſen, weil Kl. es zu dieſer Be⸗ 
nutzung nicht beſtimmt gehabt habe, was aus der Errichtung 
der Trockenſchuppen unmittelbar an der Fluchtlinie ſich ergele, 
und weil dieſe Lage der Trockenſchuppen eine Verwendung des 
Streifens als Lagerplatz unmöglich mache. Der B. R. bat 
hiebei Eines überſehen. Wäre die Errichtung der Trockenſchuppen 
an jener Stelle eine ganz freiwillige Maßnahme des Kl. ge: 
weſen, d. h. konnte er ſie nach wirthſchaftlichen Erwägungen 
auch an eine andere Stelle ſetzen, ſo läßt ſich allerdings jene 
Handlung des Kl. als ein thatſächlicher Beweis dafür verwenden, 
daß die Benutzung des Streifens als Lagerplatz überhaupt nicht 
zweckmäßig oder thunlich geweſen ſei und deswegen auch vom 
Kl. nicht in Ausſicht genommen worden ſei. Allein der B. R. 
erklärt ſelbſt im weiteren Verlauf des Urtheils, die rationelle 
Verwendung der Reſtfläch er habe die Errichtung der Trocken— 
ſchuppen an dieſer Stelle erfordert, d. h. alſo mit anderen 
Worten, weil Kl. die Trockenſchuppen auf der enteigneten 
Fläche nicht erbauen konnte, mußten fie nunmehr aus wirtb- 
ſchaftlich⸗techniſchen Gründen an dieſer, die Benutzung der nur 
der Bebauung rechtlich entzogenen, Fläche als Lagerplatz un- 
möglich machenden, Stelle errichtet werden. Ob und aus 
welchem Grunde bei ſolcher Lage der Dinge für die andernfalls 
gegebene Verwendungsfähigkeit des Streifens als Lagerplatz dem 
Kl. eine Entſchädigung zu verweigern ſei, oder nicht, das hat 
der B. R. nicht geprüft und deswegen mußte, da hiebei that- 
ſächlich noch nicht aufgeklärte Verhältniſſe in die Rechtsfrage 
hineinſpielen, die Entſcheidung dem B. R. überlaſſen werden. 
VII. C. S. i. S. Pickenbrock 6. Stadtgemeinde Eſſen vom 
19. September 1902, Nr. 186/1902 VII. 

IV. Das Franzöſiſche Recht (das Badiſche Landrecht). 

16. Art. 11, 21, 1184, 1978. 

Nach der Rechtſprechung des erkennenden Senates, von der 
abzugehen kein Anlaß vorliegt, erfordert das Auflöſungsbegehren 
aus Art. 1184 c. c., deſſen Zuläſſigkeit die Parteien im Hin⸗ 
blick auf Art. 1978 c. c. noch ausdrücklich vereinbart hatten, 
weder eine ſchuldhafte Nichterfüllung noch eine In verzug ; 
ſetzung; dagegen gehört zu deſſen Klagegrund neben dem Be 
ſtehen eines ſynallagmatiſchen Vertrages deſſen Nichterfüllung 
durch den Gegner; die Nichterfüllung iſt danach für das Auf- 
löſungsbegehren eine rechtserzeugende Thatſache und es liegt 
daher dem Kl. die Behauptungspflicht der Nichterfüllung ob. 
Beſtreitet der Bekl. jedoch die Entſtehung und Fälligkeit ſeiner 
Schuld ſowie deren Nichterfüllung nicht, ſondern macht er ledig⸗ 
lich geltend, daß er zu deren Erfüllung bereit, aber durch 
Annahmeverzug der Bezugsberechtigten an deren Erfüllung ge 
hindert ſei, ſo trifft den Bekl. für dieſe Sachdarſtellung die 
Beweislaſt. Tritt der Bekl. aber der Behauptung der Nicht- 
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erfüllung mit dem Vorbringen der geſchehenen Erfüllung entgegen, 
ſo trifft ihn auch hierfür die Beweislaſt jedenfalls dann, wenn, 
wie in dem gegebenen Falle, die ihm obliegende Verpflichtung 
auf eine vertraglich feſtbeſtimmte Geldleiſtung geht. Denn nach 
rheiniſch⸗franzöſiſchem Rechte — Art. 1315 c. ce. — gilt der 
obligatoriſche Anſpruch dieſer Art, deſſen Entjtehung und Fällig- 
keit feſtſteht, inſolange als fortbeſtehend und folgeweiſe als nicht 
erfüllt, bis der Schuldner den ihm obliegenden Beweis der 
Erfüllung erbracht hat. Dieſe rechtlichen Grundſätze über die 
Beweislaſt hat der B. R. durch die Annahme verletzt, daß den 
Kl. ſowohl gegenüber der Sachdarſtellung einer Verhinderung 
der Erfüllung durch Annahmeverzug des Bezugsberechtigten wie 
auch gegenüber der Sachdarſtellung geſchehener Erfüllung der 
Beweis der Nichterfüllung treffe. Dieſe Verletzung des Geſetzes, 
auf der die angefochtene Entſcheidung beruht, muß aber zu deren 
Aufhebung führen, da auch bei Annahme eines Vertrages zu 
Gunſten Dritter — Art. 1121 c. e. — die Legitimation des 
Kl. zur Erhebung der Auflöſungsklage wegen Nichterfüllung 
jener an Dritte zu machenden Leiſtungen nach Sachlage recht— 
lichen Bedenken nicht unterliegt. II. C. S. i. S. Huck II 
c. Huck I vom 19. September 1902, Nr. 145/1902 JI. 
S. S. 


— 


Zur Verhütung von Täuſchungen bei den Probe⸗ 
relationen der großen Staatsprüfung. 


Wir veröffentlichen aus der Zeitſchrift der Anwaltskammer 
im Oberlandesgerichtsbezirk Breslau folgendes Schreiben, das der 
Juſtizminiſter Schönſtedt über Durchſtechereien bei der Aſſeſſor⸗ 
prüfung an den Vorſtand der Anwaltskammer in Naumburg a. S. 
gerichtet hat: 

„Im Jahre 1892 hat mein Herr Amtsvorgänger Ver⸗ 
anlaſſung gehabt, dem beklagenswerthen Mißbrauch entgegen⸗ 
zutreten, daß mehrfach Referendare bei Anfertigung der ihnen 
für die große Staatsprüfung aufgetragenen Proberelationen das 
den Akten entheftete Erkenntniß ſich anderweitig zu verſchaffen 
gewußt und behufs Täuſchung der Juſtiz⸗Prüfungskommiſſion 
benutzt hatten. Der Inhalt der damals an die Oberlandes- 
gerichtspräſidenten erlaſſenen Verfügung iſt, wie ich annehme, 
zur Kenntniß der Anwaltſchaft gebracht worden. Neuerdings iſt 
bekannt geworden, daß ein Rechtsanwalt eine Abſchrift des 
Urtheils, welches in der einem Referendar zum mündlichen Vor⸗ 
trag in der großen Staatsprüfung zugetheilten Sache ergangen 
war, von einem in der Sache thätig geweſenen Rechtsanwalt 
erbeten und dem ihm bekannten Referendar zum Zwecke der 
Benutzung übergeben hat. Mittheilungen aus dem Kreiſe ge- 
prüfter Referendare legen die Vermuthung nahe, daß dieſes 
Vorkommniß nicht vereinzelt daſteht. Es bedarf nicht der Aus⸗ 
führung, daß derartige bedauerliche Vorgänge das Anſehen und 
die Intereſſen der Juſtizverwaltung und der Rechtspflege ernſtlich 
gefährden. Bei dem Beſtreben, ihrer Wiederkehr mit allem 
Nachdruck vorzubeugen, glaube ich die Unterſtützung der berufenen 
Organe des Anwaltſtandes in Anſpruch nehmen zu dürfen. An 
den Vorſtand richte ich daher das ergebene Erſuchen, thunlichſt 
dahin zu wirken, daß ſeitens der Rechtsanwälte Geſuchen von 
Referendaren und anderen unbetheiligten Perſonen um Einſicht⸗ 
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nahme oder Mittheilung von den Akten und Urtheilen in er⸗ 
ledigten Sachen nur nach ſorgfältiger Prüfung des Sachverhalts 
und des Zweckes entſprochen wird.“ 


— — — — 


Briefkaſten. 
Verantwortlich: Magendantz, Rechtsanwalt am Landgericht I, 
Berlin, Kochſtraße 56. 

Herrn R.⸗A. J. in W. 

1. Sit der Verkauf der Erbſchaft ſeitens des Nacherben 

Au Lebzeiten des Vorerben gültig? 

Die Frage beantworten die Motive. Sie ſagen in Bd. II 
S. 352 f.: Ein Vertrag, abgeſchloſſen nach dem Tode des Erb- 
laſſers, aber vor dem Anfall der Erbſchaft an den Verkäufer fällt 
weder unter das Verbot des § 349 (jetzt § 312) noch unter die 
Beſtimmungen der 85 488 ff. (jetzt 2371 ff.). Die rechtlichen 
Wirkungen eines derartigen Vertrages z. B. zwiſchen dem Nach⸗ 
erben und einem Dritten vor dem Falle der Nacherbfolge oder 
über eine Erbſchaft, deren Anfall Jemand als Folge des in 
Ausſicht genommenen oder erhofften Fortfalls des Nächſtberufenen 
für ſich erwartet, beſtimmen ſich zunächſt nach allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen über Verträge, deren Gegenſtand ein bedingtes, künftiges 
noch nicht exiſtirendes Recht bildet, wobei im Falle der Gültig⸗ 
keit des Vertrages und Realiſirung des Rechts (des Anfalls) die 
§§ 488 ff. (jetzt 2371 ff.) zu entſprechender Anwendung kommen. 

2. Bedarf es zur Aufhebung eines formbedürftigen Ver⸗ 
trages der Beobachtung der für die Eingehung des 
Vertrages vorgeſchriebenen Form? 

Die Aufhebung eines Vertrages geſchieht durch ein neues 
Rechtsgeſchäft. Da Rechtsgeſchäfte nach B. G. B. nur dann 
einer beſonderen Form bedürfen, wenn dieſe ausdrücklich vor- 
geſchrieben iſt, für die Aufhebung eines Vertrages eine ſolche 
Vorſchrift aber nicht beſteht, ſo iſt die Frage zu verneinen. 

3. Steht dem Rechtsanwalt für die Erhebung der Neben⸗ 
klage und die Vertretung des Nebenklägers bis zum 
Zulaſſungsbeſchluß die Gebühr des § 67 der Gebühren- 
ordnung zu? f f 

Auf die Vertretung eines Nebenklägers finden gemäß § 73 
die Beſtimmungen über die Gebühren für die Vertheidigung 
entſprechende Anwendung. Die Gebühr des § 67 ſteht dem 
Rechtsanwalt dann zu, wenn er den Nebenkläger im Vorverfahren, 
alſo vor dem Beſchluß über die Eröffnung des Hauptverfahrens 
vertritt. Der Beſchluß über die Zuläſſigkeit der Nebenklage iſt 
für die Gebühr des Vertreters ohne Bedeutung. 

4. Hat der Gewinner eines Thieres in einer ſtaatlich 
genehmigten Lotterie ($ 763 B. G. B.) Anſprüche auf 
Gewährleiſtung wegen Mängel? 

Die Motive (Bd. II S. 678) ſagen, daß die infolge der 
ſtaatlichen Genehmigung geſchloſſenen Lotterie. und Ausſpiel⸗ 
verträge gültig find, alſo aus ihnen ein vollkommenes Schuld⸗ 
verhältniß entſteht. Ein Lotterievertrag, durch den als Gewinne 
Thiere ausgeſetzt werden, iſt auf Veräußerung dieſer Thiere 
gegen Entgelt gerichtet. Gemäß § 493 B. G. B. finden deshalb 
auf ihn die Vorſchriften über die Verpflichtung des Verkäufers 
zur Gewährleiſtung entſprechende Anwendung. 
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55. Dr. A. Förſter und A. Engelmann, Kommentar zu 
den Nebengeſetzen. 1. Band, 1. Theil, 2. Aufl. Carl 
Heymanns Verlag, Berlin 1902. 

56. Dr. Heinrich Dernburg, Das Bürgerliche Recht des 
Deutſchen Reichs und Preußens. 1. Band von 3. Lieferung 
und 1. Band von 4. Lieferung. Buchhandlung des Waiſen⸗ 
hauſes, Halle a. S. 1902. 

57. Profeſſor Dr. Ernſt Demelius, Der neue Civilprozeß. 
1. bis 16. Heft. M. Breitenſtein, Verlagsbuchhandlung, 
Wien und Leipzig 1898 — 1902. 

58. Georg Meyerhoff, Corpus juris Civilis. 3. Band, 
2. Theil. Carl Heymanns Verlag, Berlin 1902. 

59. Profeſſor Dr. Friedrich Stein, Die Civilprozeßordnung. 
23. bis 25. Lieferung. J. C. B. Mohr, Tübingen und 
Leipzig 1902. 

60. Dr. F. W. Erlinghagen, Rückgriff des Bürgen auf den 
Schuldner im Konkursfalle des letzteren. Sam. Lucas, 
Elberfeld 1902. 

61. Dr. Paul Schellhas, Konkursſachen in gerichtlicher 
Praxis. O. Häring, Berlin 1902. 

62. Dr. Martin Leo, Deutſches Seechandelsrecht. 
rung. J. Schweitzer, München 1902. 

63. Dr. H. Frankenburger, Handelsgeſetzbuch, 2. Aufl. 
J. Schweitzer München 1602. 

64. Zeitſchrift für Arbeiterſicherung Nr. 5, 6, 7. Jahrg. 1902. 

65. Juſtizrath Franz Dorſt, Die notarielle Urkunde. Paul 
Neubner, Cöln a. R. 1902. 

66. Zeitſchrift „Das Standesamt“ Nr. 1, 2, 3, 6 — 12. 
Jahrg. 1902. 

67. Dr. Eduard Loewenthal, Am Triebrad der Zeit. 
Deutſches Druck⸗ und Verſandthaus Langenſalza. 

68. Zeitſchrift für das Bayeriſche Gerichts ⸗Sekretariat. Nr. 1. 
München 1902. 

69. Zeitung der Anwaltskammer im Oberlandesgerichtsbezirk 
Naumburg. Nr. 7, Jahrg. 1902. 

70. Zeitung: „Für Wahrheit und Recht“ Nr. 25. Frank⸗ 
furt a. M. 21. Juni 1902. 

71. Zeitung: „Weinmarkt“ Nr. 13. Trier den 1. Juli 1902. 

72. Deutſche Juriſten⸗Zeitung. Jahrg. 1902 Nr. 12— 15. 

73. Centralblatt für freiwillige Gerichtsbarkeit und Notariat. 
Heft 25, 26. 1902. 

74. Dr. J. A. Gruchot, Beiträge zur Erläuterung des deutſchen 
Rechts. 2. und 3. Heft, 4. und 5. Heft, 46. Jahrgang. 
Franz Vahlen, Berlin 1902. 

75. Dr. v. Feilitzſch, Das Königl. Sächſ. Landesſtrafrecht. 
2. Band. Roßberg & Berger, Leipzig. 

76. v. Welck, Prüfungsordnung. Roßberg & Berger, Leipzig. 

77. v. Bernewitz, Gewerbegerichtsgeſetz. Roßberg & Berger, 
Leipzig. 

78. Dr. Max Mittelſtein, Deutſches Binnenſchifffahrtsrecht. 
I. Band, 2. Aufl., 2. Lieferung. Roßberg & Berger, 
Leipzig 1902. 
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79. Erich Schröder, Grundbuchentſcheidungen. 
meyer, Colmar. 

80. Paul Reinhard, Zwangsverſteigerungsgeſetz. 
11. Lieferung. Roßberg & Berger, Leipzig 1901. 

81. Dr. Georg Schaps, Das deutſche Seerecht. 
Verlag, Berlin 1902. 

82. Dr. Leo Gellec, Oeſterr. Centralblatt für die juriſtiſche 
Praxis. 2., 6., 7. Heft. Moritz Perles, Wien 1902. 

83. G. A. Grotefend, Geſetz⸗Sammlung 1806 — 1902. 
I. Band, Heft 1, II. Band., Heft 1. L. Schwann, 
Düſſeldorf 1902. 

84. G. A. Grotefend, Geſetzgebungs⸗Material. Jahrgang 1901. 
L. Schwann, Düſſeldorf. 

(Jortſetzung folgt.) 


J. Wald⸗ 
9. bis 


Heines 


Perſonal⸗ Veränderungen. 


Zulaſſungen. 

Rechtsanwalt Wetzel beim Oberlandesgericht Stuttgart; — 
Rechtsanwalt Dr. Friedrich Wilhelm Peiſel in Biſchofswerda 
beim Landgericht Bautzen und bei der Kammer für Handelsſachen 
in Zittau; — Rechtsanwalt Dr. Heinrich Ritthauſen in 
Pankow beim Amtsgericht II Berlin; — Rechtsanwalt Dr. Ernſt 
Ortloff beim Landgericht Eiſenach; — Rechtsanwalt Karl Albert 
Leonhardt beim Amtsgericht Sebnitz i. S. und bei der Kammer 
für Handelsſachen Zittau; — Rechtsanwalt Albert Aron beim 
Landgericht Bamberg; — Aſſeſſor a. D. Fritz Riedel beim 
Landgericht und Amtsgericht Chemnitz; — Königl. Notar 
Dr. Golling beim Amtsgericht Stromberg; — Rechtsanwalt 
Hugo Schoenlank in Tegel beim Amtsgericht II Berlin; — 
Gerichtsaſſeſſor Rackhorſt beim Amtsgericht Osnabrück; — 
Rechtsanwalt Juſtizrath Max Weigl beim Oberlandesgericht und 
Landgericht Augsburg; — Rechtsanwalt Karl Alfred Stölzner 
in Annaberg beim Landgericht Chemnitz; — Rechtsanwalt 
Dr. Auguſt Voelker beim Oberlandesgericht Cöln; — Rechts⸗ 
anwalt Juſtizrath Maximilian Bielawski beim Amtsgericht 
Samter; — Gerichtsaſſeſſor Adolf Heymann beim Amtsgericht 
Liegnitz; — Rechtsanwalt Eble beim Landgericht Rottweil; — 
Rechtsanwalt Dr. George Hanraths beim Amtsgericht Rybnik. 


Löſchungen. 

Rechtsanwalt Danziger beim Amtsgericht Gneſen; — 
Rechtsanwalt Ludwig Auguſt Guſtav Donalies beim Amts- 
gericht Zeitz; — Rechtsanwalt Juſtizrath Bielawski beim 
Landgericht II Berlin; — Rechtsanwalt Hofrath Oskar Ferdinand 
Damm beim Landgericht Dresden; — Rechtsanwalt Karl 
Alfred Stölzner beim Landgericht und Amtsgericht Frei⸗— 
berg; — Rechtsanwalt Heinrich Malkwitz beim Landgericht 
Königsberg i. Pr.; — Rechtsanwalt Dr. Biſchofswerder 
beim Amtsgericht Birubaum; — Rechtsanwalt Albert Aron 
beim Landgericht Eichſtätt; — Rechtsanwalt Dr. Voelker beim 
Landgericht Cöln; — Rechtsanwalt Juſtizraih Max Weigl 
beim Landgericht Neuburg a. D.; — Rechtsanwalt Stratmann 
beim Amtsgericht Papenburg; — Rechtsanwalt Zenetti beim 
Landgericht Zabern. 
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Hat das Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen 

Geſetzbuch das Recht des Vaters zur Stellung 

des Strafantrags und damit zur Erhebung der 
Privatklage beeinflußt? 


Obige Frage wurde in Nr. 15 der „Deutſchen Juriſten⸗ 
zeitung“ aus Anlaß der Rechtſprechung des Berliner Land⸗ 
gerichts erörtert, das ſtets die Erhebung einer Privatklage 
durch den Vater unabhängig von ſeiner Eigenſchaft als Ver⸗ 
treter des minderjährigen Kindes für unzuläſſig halte und die 
Einſtellung des Vetfahrens ausſpreche. So glaube ich den 
Begriff des Antragsrechts „aus eignem Recht“ wenigitens 
verſtehen zu können. Auch hier wurde von einem Vater in 
einem Fall für fein 14 jähriges Kind die Privatklage erhoben. 
Im Rubrum war er ohne einen weiteren Zuſatz als Privat⸗ 
kläger angegeben, während es im Text nach der Darſtellung des 
Sachverhalts hieß, der Vater ſei nach $ 195 des Str. G. B. 
zur Stellung des Strafantrags in „eigner Perſon“ und 
zur Erhebung der Privatklage berechtigt. Dann folgte der 
formelle Antrag. In Folge eines Irrthums war ſtatt auf $ 65 
des Str. G. B. auf $ 195 Bezug genommen. Vom Amts- 
gericht wurde nun die Einſtellung des Verfahrens ausgeſprochen. 
Denn der Privatkläger habe „in eignem Namen“ geklagt. 
Dies Recht fei aber durch Art. 34 des E. G. zum B. G. B. 
beſeitigt. Auf § 65 des Str. G. B. war gar nicht ein- 
gegangen. Obwohl zweifellos der thatſächlich dazu Berechtigte 
die Privatklage erhoben und einen in Wirklichkeit begründeten 
Antrag geſtellt hatte, ſo fand doch die Einſtellung des Ver⸗ 
fahrens ſtatt. 

Bei der Beantwortung der vorliegenden Frage muß man 
ſich nun vor allem darüber klar ſein, welche Bedeutung man 
den einzelnen Begriffen unterlegt, befonderd dem des „felbit- 
ſtändigen“ Antragsrechts. Geſchieht dies, ſo kann man über 
die Art der Beantwortung der Frage kaum zweifelhaft ſein. 
Vor dem 1. Januar 1900 beſtimmte nämlich 8 65 des 
Str. G. B. im Abſatz 1 Folgendes: „Der Verletzte, welcher 
das 18. Lebensjahr vollendet hat, iſt ſelbſtändig zu dem Antrag 
auf Beſtrafung berechtigt.“ Im Abſatz 2 hieß es dann, fo- 
lange der Verletzte minderjährig ſei, habe ſein geſetzlicher Ver⸗ 
treter unabhängig von der eignen Befugniß des Verletzten dies 
Recht. Abſatz 3 ſprach über das Antragsrecht bei Taubſtummen 
und Geiſteskranken. Abſatz 1 ſpricht alſo nicht von einem 
ſelbſtändigen Antragsrecht des Vertreters, ſondern des 
Verletzten, während nach dem Abſatz 2 dem Recht des 


Erſteren die Eigenſchaft der Unabhängigkeit von dem des 
Verletzten beigelegt wird. Unter einem felbſtändigen Antrags- 
recht des Vertreters konnte man alſo bisher bei der Faſſung 
des § 65 des Str. G. B. nicht verſtehen, daß dieſer Ausdruck 
bedeute, der Vertreter habe ſeine Befugniß unabhängig von 
ſeiner Eigenſchaft als Vertreter, „aus eignem Recht“. Man 
konnte vielmehr darunter nur verſtehen, daß in dieſem Fall, ſtatt 
wie ſonſt nur der Verletzte, auch eine zweite Perſon antrags⸗ 
berechtigt ſei, und daß deren Recht völlig parallel neben dem 
des Verletzten herlaufe, ohne dies zu berühren, ohne von ihm 
in irgend einer Weiſe abhängig zu ſein. Das gegenſeitige 
Verhältniß der beiden Rechte zu einander würde z. B. dann in 
Betracht kommen, wenn einer der beiden Berechtigten die Friſt 
von 3 Monaten nach der Kenntniß der Beleidigung oder 
Körperverletzung verſtreichen läßt oder den Antrag zurückzieht. 
Nicht aber ſoll durch jenen Ausdruck die Frage entſchieden 
werden, in welcher Eigenſchaft die zweite Perſon ihr Recht ausübt, 
ob unabhängig von ihrer Eigenſchaft als Vertreter, ob „aus 
eignem Recht“ oder nicht. Andernfalls hätte dies bisher kein 
Streitpunkt ſein können. Vorwiegend wurde hier angenommen, 
daß dem Vertreter zwar ein „ſelbſtändiges“ Antragsrecht 
gegeben werde, jedoch nur in ſeiner Eigenſchaft als ſolcher, 
nicht aus „eignem Recht“. (Vergl. Olshauſen; Entſch. des 
R. G. Bd. 4 S. 145, Bd. 22 S. 256.) Dieſe bilde die 
Grundlage des Rechts. Letzteres falle fort, wenn keine Ver⸗ 
tretungsbefugniß mehr vorhanden ſei, z. B. beim Tode des 
minderjährigen Kindes innerhalb der Antragsfriſt. 

Aus § 195 des Str. G. B. kann man aber keine Folge⸗ 
rungen für den Begriff des ſelbſtändigen Antragsrechts ziehen. 
Denn jener enthält gar nicht das Wort „ſelbſtändig“ oder ein 
ähnliches. Wohl aber findet es ſich noch im § 414 der 
Str. P. O. Während deſſen Abſatz 1 dem Verletzten ſelbſt 
das Recht zur Privatklage gewährt, ſtellt Abſatz 2 dieſem die 
gleich, die das Recht haben, „ſelbſtändig auf Beſtrafung an⸗ 
zutragen“. Nach der Ausdrucksweiſe dieſes Paragraphen kann 
auch hier das Wort „ſelbſtändig“ ſich nicht auf die Eigenſchaft 
beziehen, in der die betreffenden Perſonen den Strafantrag 
ſtellen. Weder in der Litteratur noch vom Reichsgericht iſt es 
auch zur Entſcheidung des letzteren Punktes herangezogen worden. 
Ueberwiegend iſt allerdings bei § 195 des Str. G. B. dem 
Vater ein Antragsrecht „aus eignem Recht“ zugeſprochen, jedoch 
aus anderen Gründen. (Vergl. Entſch. des R. G. Bd. 1 S. 29; 
dagegen Olshauſen.) Will man übrigens mit Löwe den Abſatz 2 
des § 414 der Str. P. O. nicht auf alle neben dem Verletzten 
antragsberechtigten Perſonen beziehen, ſo müßte man gerade 
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den 8 65 des Str. G. B. und nicht den § 195 unter ihn fallen 
laſſen, denn das Wort „ſelbſtändig“ kommt nur dort vor. 

Was nun den jetzigen Zuſtand betrifft, fo iſt § 65 
in der hier in Betracht kommenden Beziehung unverändert 
geblieben. Wie die Motive zum E. G. des B. G. B. 
(S. 126) bemerken, lag kein Anlaß vor, den ſtrafrechtlichen 
Streitfragen näher zu treten. Es wird nur bezweckt, die 
bisherigen Vorſchriften mit dem B. G. B. in Einklang zu 
bringen (Planck, Anm. zu Art. 34 III des E. G.). Bezüglich 
der Aenderung des $ 195 des Str. G. B. führen die Motive 
(S. 127) aus, das Antragsrecht ſtände in dieſem Fall namentlich 
auch dann dem Vater zu, wenn das Kind volljährig ſei. Dies 
könne nach dem B. G. B. nicht mehr vorkommen (§§ 1501 
und 1567). In dieſer Hinſicht war alſo die bisherige Be— 
ſtimmung des § 195 überflüſſig geworden. Dagegen würde 
nach den Motiven, ohne eine Streichung des Antragsrechts des 
Vaters, dieſer auch in Zukunft zum Strafantrag berechtigt 
geweſen ſein, wenn ihm die Vertretung des minderjährigen 
Kindes gar nicht zuſtand. (Vergl. B. G. B. §§ 1546 und 
1555.) Bei der veränderten Geſtaltung der elterlichen Gewalt, 
die jetzt vorwiegend vormundſchaftliche Natur habe, ſei aber 
kein Bedürfniß vorhanden, dem Vater neben dem Antrags- 
recht als geſetzlicher Vertreter auf Grund des § 65 des 
Str. G. B. ein zweites, von der Vertretungsmacht unab- 
hängiges nach § 195 des Str. G. B. zu laſſen. Hierdurch 
trete allerdings eine Aenderung des beſtehenden Strafrechts ein. 
Sie ſei jedoch unbedenklich und bei der Veränderung des Ge— 
präges der elterlichen Gewalt angemeſſen. Hiernach hat das 
E. G. zum B. G. B. auf das ſtrafrechtliche Antragsrecht inſofern 
einen Einfluß gehabt, als es eine Klärung darüber 
herbeigeführt hat, daß der Vater nur in ſeiner 
Eigenſchaft als geſetzlicher Vertreter auf Grund 
ſeiner Vertretungsmacht und nicht unabhängig von 
dieſer ſein Recht ausüben kann. Die bisherigen 
Streitfragen ſind damit gegenſtandslos geworden. 
Das väterliche Antragsrecht beſtimmt ſich jetzt nur nach $ 65 
des Str. G. B. (Planck, Kuhlenbeck, Neumann, Fiſcher und 
Henle, Niedner, Olshauſen, neueſte Aufl.). Planck macht 
nun zwar (Anm. zu Art. 34 III) zu 8 65 die Bemerkung, 
bei Minderjährigen unter 18 Jahren könne der Vertreter 
den Antrag ſtellen „in deren Namen oder aus ſelbſt⸗ 
ſtändigem Recht“. Ebenſo heißt es in den Protokollen der 
2. Kommiſſion zum ſelben Paragraphen (S. 9137), dem Ber- 
treter werde das Antragsrecht „aus eignem Recht“ beigelegt. 
Sollen beide Stellen die Unabhängigkeit ſeines Rechts von der 
Eigenſchaft als Vertreter ausdrücken und ſoll ſich die letztere 
von ihnen auch auf den jetzigen Zuſtand nach dem Inkraft⸗ 
treten des B. G. B. beziehen, ſo würden ſie im Gegenſatz zur 
Anſicht der Motive ſtehen. Bei deren klarem und unzweifel- 
haftem Wortlaut liegt jedoch kein Grund zur Einnahme eines 
anderen Standpunktes vor. Das übrige Material zur Ent» 
ſtehungsgeſchichte des B. G. B. bietet in keiner Richtung irgend 
welche Anhaltspunkte. 

Daß im oben angeführten Fall die Einſtellung des Ver⸗ 
fahrens unbegründet war, kann kaum beſtritten werden. Es 
wird ja gar nicht geſagt, in welcher Eigenſchaft das Antrags- 
recht ausgeübt werde. Aber auch wenn behauptet würde, es 
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geſchähe unabhängig von der Eigenſchaft als Vertreter, ſo würde 
man deshalb meines Erachtens doch nicht das Verfahren haben 
einſtellen können. Denn es hatte doch die in Wirklichkeit 
berechtigte Perſon die Privatklage erhoben und einen that— 
ſächlich begründeten Antrag geſtellt. Man würde doch jene 
Behauptung lediglich als einen Beſtandtheil der Antrags- 
begründung aufzufaſſen haben, die noch ſo unbegründet 
ſein kann, wenn nur der Antrag ſelbſt begründet iſt. 
Im Civilprozeß würde das gar nicht zu bezweifeln ſein. 
Im Strafprozeß ſteht jener Annahme aber auch kein Hinde- 
rungsgrund entgegen. Denn hier wird die Beobachtung von 
Formvorſchriften nur in geringem Maß verlangt. Hier würden 
nur die §§ 421 und 198 der Str. P. O. in Betracht kommen. 
Was ſchließlich das Rubrum betrifft, ſo würde bei Minder⸗ 
jährigen unter 18 Jahren als Privatkläger der Vater ohne jeden 
weiteren Zuſatz anzugeben ſein, der nämlich überflüſſig iſt, ebenſo 
bei ſolchen über 18 Jahren. Bei den letzteren kann aber auch 
das Kind als ſolcher bezeichnet werden. Dann muß jedoch der 
Vater als Vertreter aufgeführt werden, da nach § 414 der 
Str. P. O. die Befugniß zur Erhebung der Privatklage vom 
Vertreter wahrzunehmen iſt, auch wenn das Kind bereits über 
18 Jahre iſt. 


Marburg. F. Liedtke. 


Die Einſtellung des Privatklageverfahrens. 
Von Juſtizrath Eugen B. Auerbach J, Berlin. 


Auf S. 435 und 484 dieſer Zeitſchrift iſt die Frage der 
Zurücknahme des Privatklageverfahrens beſprochen und die Ent⸗ 
ſcheidung des Gerichts hierüber im Wortlaut mitgetheilt. 

Dieſe erſcheint irrig. 

Die Einſtellung des Privatklageverfahrens hat zu erfolgen, 
weun der Antrag in zuläſſiger Weiſe zurückgenommen wird. Die 
in jener Gerichtsentſcheidung angenommene „Lücke“ iſt nicht 
vorhanden, und kann alſo auch nicht „äußerſt fühlbar“ ſein. 

Der Abf. 1 des § 431 der Strafprozeßordnung ſagt klar 
und deutlich: 

„Die Privatklage kann bis zur Verkündung des Urtheils 
erſter Inſtanz und, ſoweit zuläſſige Berufung eingelegt 
iſt, bis zur Verkündung des Urtheils zweiter Inſtanz 
zurückgenommen werden.“ 

Dieſe Zurücknahme erfolgt in denjenigen Formen, welche 
überhaupt für Anträge und Erklärungen im Strafprozeß vor⸗ 
geſchrieben ſind, alſo durch ſchriftliche oder zu Protokoll des 
Gerichtsſchreibers zu erklärende Anträge oder durch mündliche 
Erklärung in der Hauptverhandlung. 

Dann fährt der Abſ. 2 deſſelben Paragraphen fort: 

„Als Zurücknahme gilt es, wenn die und die Umſtände 
vorliegen.“ 

Damit wird doch nicht geſagt, daß nun die Zurücknahme 
nur durch dieſe in Abſ. 2 genannten Umſtände erfolgen kann! 
ſondern es heißt ja, als Zurücknahme gilt es, weun u. ſ. w. 
Sonſt würde ja der Abſ. 2 den Abſ. 1 aufheben, mindeſtens 
überflüſſig machen. Es hätte ja der zweite Abſatz auch dahin 
gefaßt werden können. 

„Eine Zurücknahme ;iſt es auch‘, wenn u. ſ. w.“ 
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Aber das wäre ſprachlich häßlich un juriſtiſch nicht ſcharf 
geweſen. 

Es giebt ja Lücken im Geſetz und ich bin der Letzte, welcher 
das Vorhandenſein von ſolchen beſtreiten will, aber man muß 
auch nicht Lücken in der eigenen logiſchen Durchdenkung für 
Lücken des Geſetzes halten. N 

Mit Unrecht beruft ſich auch jeunes Gericht auf die Ent- 
ſcheidung des Reichsgerichts Bd. 19 S. 284. Die Ueberſchrift 
lautet dort dahin 

„Wird durch die nach Verkündung eines auf Strafe 
lautenden Urtheils geſchehene Zurücknahme der Privatklage 
wegen Beleidigung die Befugniß der Staatsanwaltichaft 
zur Erhebung der öffentlichen Klage wegen derſelben 
Beleidigung ausgeſchloſſen.“ 

Nach dem Thatbeſtand war die Klage, nachdem die Beklagte 
gegen das ſie verurtheilende Urtheil Berufung eingelegt hatte, 
zurückgenommen worden, ob nach dem Abſ. 1 oder Abſ. 2 des 
§ 431 iſt nicht angegeben. Das Landgericht ſtellte das Verfahren 
ein, obwohl die Staatsanwaltſchaft öffentliche Klage erhob, „weil 
nach Zurücknahme der Privatklage die öffentliche Klage unzuläffig 
ſei“. Auf Reviſion führte das Reichsgericht aus: „§ 64 ſei 
verletzt und nach § 431 ſei die öffentliche Klage nicht aus⸗ 
geſchloſſen. Das Strafgeſetzbuch laſſe die Zurücknahme des 
Antrages nur bis zur Verkündung eines auf Strafe lautenden 
Urtheils zu, die Strafprozeßordnung aber habe demnächſt dies 
noch bis zur Verkündung des Urtheils zweiter Inſtanz zugelaſſen. 
Die Zurücknahme aus $ 431 wirke nur in Bezug auf die 
Privatklage, da nach § 432 die zurückgenommene Privatklage 
nicht wieder erhoben werden dürfe.“ 

„Die Zurücknahme des Antrages auf Strafverfolgung 
ſei nur nach § 64 Strafgeſetzbuchs zuläſſig, damit ſei aber das 
Recht der Staatsanwaltſchaft nicht beſeitigt. Die hier gebilligte 
Auslegung laſſe auch das Recht auf Zurücknahme der Privat⸗ 
klage nicht als inhaltslos erſcheinen, „denn es wird nur ſelten 
vorkommen, daß die Staatsanwaltſchaft nach Zurücknahme der 
Privatklage doch noch einſchreitet.“ 

In dieſer Entſcheidung bezieht ſich das Reichsgericht auf 
feine frühere Entſcheidung in Bd. 8 S. 207. Die Ueberſchrift 
lautet dort: 

„Inwiefern enthält die Zurücknahme der Privatklage 
zugleich eine Zurücknahme des Strafantrages und eine 
Beſchränkung des Rechts der Staatsanwaltſchaft in das 
Privatklageverfahren einzutreten oder eine neue öffentliche 
Klage zu erheben?“ 
und die Begründung geht dahin: das erſte Gericht meinte, durch 
die Zurücknahme der Strafantrages ſei der Strafantrag abſorbirt. 
Das iſt rechtsirrig. 

„Durch die Zurücknahme der Privatklage fällt nicht der 
indirekt darin enthaltene Antrag auf Strafverfolgung hinweg, 
ſondern die Zurücknahme des letzteren muß getrennt von der 
Privatklage auf ihre Zuläſſigkeit geprüft werden.“ Erſcheint die 
Zurücknahme des Strafantrages zuläſſig, dann kann die 
Staatsanwaltſchaft auch nicht mehr einſchreiten.“ 

„Der Privatkläger konnte die Privatklage nach der Vor⸗ 
ſchrift des § 431 zurücknehmen, damit fiel die Privatklage 
weg, nicht aber die Befugniß der Staatsanwaltſchaft, nun ein- 
zugreifen.“ 
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„In das zurückgenommene Privatklage⸗Verfahren darf aller- 
dings die Staatsanwaltſchaft nicht eintreten, ſondern ſie muß 
ein neues Verfahren einleiten und hat dies auch hier gethan.“ 

So das Reichsgericht. 

Aus dieſen Entſcheidungen und beſonders aus dem letzten 
Abſatz der letzten Entſcheidung geht das Gegentheil deſſen 
hervor, was das andere ungenannte Gericht angenommen hat; zu 
ſeiner Theorie kommt jenes Gericht nur durch Mißverſtändniß 
der Reichsgerichtsentſcheidung und durch Nichtberückſichtigung des 
Umſtandes, daß das Reichsgericht ſehr genau und ſcharf zwiſchen 
„Privatklage“ und deren Form einerſeits und dem „Strafantrag“ 
andererſeits unterſcheidet. 


Antrag auf Vorlegung einer Kündigungsurkunde, 

deren Errichtung vom Gegner beſtritten wird. 

Kann der Gegner den Eid darüber zuſchieben, 
daß eine Kündigung nicht erfolgt iſt? 


Die Antretung des Beweiſes durch Urkunden iſt in der 

Civilprozeßordnung in zwingender Weiſe geregelt. Sie erfolgt: 

1. wenn der Beweisführer die Urkunde beſitzt, durch deren 
Vorlegung; 

2. wenn ſich die Urkunde nach der Behauptung des 
Beweisführers in den Händen des Gegners befindet, 
durch den Antrag, dem Gegner die Vorlegung der 
Urkunde aufzugeben. 

Beſtreitet der Gegner den Beſitz, ſo iſt der im § 426 
C. P. O. vorgeſchriebene Eid das einzige Beweismittel hinſichtlich 
des Beſitzes der Urkunde; ein Beweis durch Zeugen iſt bei der 
zwingenden Vorſchrift der Civilprozeßordnung nicht zuläſſig 
(Entſch. des Reichsgerichts Bd. 16 S. 395). 

Vorausſetzung für den Beweis durch Urkunden iſt aber, daß 
eine Urkunde errichtet iſt. Denn nur im Falle der Errichtung 
einer Urkunde iſt ein Urkundenbeweis möglich (entweder durch 
deren Vorlegung, gemäß § 420 C. P. O., oder durch den Antrag, 
dem Gegner die Vorlegung aufzugeben, gemäß § 421 C. P. O.). 
Der Editionseid hat alſo, wie ſchon die Faſſung der §§ 421, 
426 C. P. O. klar erkennen läßt, zur Vorausſetzung, daß „die 
Urkunde“, die in den genannten beiden Paragraphen erwähnt 
iſt, zur Entſtehung gelangt iſt. Hiernach findet der Beweis 
durch Urkunden mangels Errichtung einer Urkunde überhaupt 
keine Anwendung, und man müßte, ſtreng genommen, den 
Beweis durch Urkunden erſt für zuläſſig erklären, wenn die 
(beſtrittene) Errichtung der Urkunde nachgewieſen iſt. Dieſer 
Nachweis erübrigt ſich aber aus praktiſchen Gründen. — Iſt 
der Beweisführer im Beſitze der Urkunde, ſo iſt der Beweis 
ihrer Errichtung zugleich durch ihre Vorlegung geführt. Be⸗ 
hauptet er aber, daß der Gegner im Beſitze der Urkunde iſt, 
ſo bietet er durch den Antrag auf Vorlegung zugleich den 
Beweis der Errichtung an. Der Gegner kann nun den Beſitz 
der Urkunde zugeben. Dann iſt die Errichtung erwieſen. Oder 
er beſtreitet den Beſitz, und das Gericht legt ihm den Editionseid 
auf. Leiſtet er den Editionseid, ſo hat er alle nachtheiligen 
Folgen des Beweisantrages abgewendet. Verweigert er den 
Editionseid, ſo iſt der Beweis der Errichtung nach Maßgabe 
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des § 427 C. P. O. geführt. — Vergl. Entſch. des Neiche- 
gerichts Bd. 44 S. 422 fg. — Ein beſonderer Nachweis für 
die Errichtung der Urkunde erſcheint deshalb entbehrlich. 

Nun kann der Gegner aber, wenn er die Errichtung 
der Urkunde beſtreitet, z. B. wenn er in Abrede ſtellt, daß eine 
ſchriftliche Kündigung erfolgt ſei, gegenüber dem Antrage auf 
Vorlegung, auf andere Weiſe, etwa durch Eideszuſchiebung, 
den Nachweis führen, daß eine ſchriftliche Kündigung 
nicht erfolgt ſei. — Die weit verbreitete Anficht, daß ein 
ſolcher Nachweis gegenüber dem Antrage aus § 421 C. P. O. 
nicht zuläſſig ſei, findet im Geſetze keine Begründung. Durch 
den Beweis, daß eine ſchriftliche Kündigung nicht erfolgt ſei, 
thut der Gegner ja dar, daß die Vorausſetzungen des 
Beweiſes durch Urkunden nicht vorliegen, und deshalb 
das Verfahren, wie es die 88 420, 421, 426 C. P. O. 
regeln, ausgeſchloſſen iſt. — Lediglich für den Fall, daß 
errichtete Urkunden vorgelegt werden ſollen, hat die Civilprozeß— 
ordnung die erwähnten bindenden Vorſchriften gegeben. Daher 
ſind nur über den Beſitz von Urkunden andere als die dort 
angegebenen Beweiſe ausgeſchloſſen. Für die Frage aber, ob 
eine Urkunde überhaupt zur Entſtehung gelangt iſt, müſſen die 
allgemeinen Beweisregeln gelten. — Der Gegner kann alſo 
den Editionseid dadurch abwenden, daß er dem Beweisführer 
den Eid darüber zuſchiebt, daß dieſer niemals ſchriftlich ge— 
kündigt habe. 

Rechtsanwalt Dr. Biſchofswerder in Charlottenburg. 


Noch einmal die Gerichtsferien. 


Die Exiſtenzberechtigung der Gerichtsferien iſt dies Jahr 
in der Preſſe, aus Anlaß des Vorgehens einiger Handelskammern, 
ausführlich erörtert worden. Von dem Intereſſe, welches der 
Rechtſuchende und welches der Richter dabei hat, iſt viel ge- 
ſchrieben. Von dem der Rechtsbeiſtände las man nichts. Nahm 
man an, der Anwaltſtand ſpiele dabei keine Rolle, oder ihm ſei 
die Sache gleichgültig? 

Daß Letzteres nicht der Fall iſt, daß die Anwälte ein 
erhebliches Intereſſe an den Ferien haben, legt der Aufſatz des 
Herrn Juſtizraths Lenzmann (S. 414 f.) dar. Die Gegen⸗ 
ausführungen des Herrn Kollegen Dr. Siehr (S. 471 f.) ver⸗ 
mögen auch meiner Anſicht nach die Nothwendigkeit der Ab— 
ſchaffung der Ferien nicht zu rechtfertigen. Ohne auf alle von 
ihm behandelten Punkte einzugehen, möchte ich vom Standpunkt 
des Anwalts nur einiges hervorheben. 

Die Ferien ermöglichen dem Anwalt eine längere Erholungs— 
pauſe, die er ſicher jo noͤthig hat, wie der Richter. In den 
Ferien kann er ſich von einem Kollegen vertreten laſſen, welcher 
die paar Termine in Ferienſachen für ihn wahrnimmt. Außer⸗ 
halb der Ferien iſt es mit einer ſolchen Vertretung nicht gethan. 
Da braucht der Anwalt einen Aſſeſſor, und der Siehr'ſche 
Aufſatz rechnet ſogar damit, daß der vermehrten Arbeitsleiſtung 
ein höheres Vertreterhonorar entſprechen müſſe. Ob es der 
Mehrzahl der Anwälte leicht fallen wird, dieſe Vertretungskoſten 
aufzubringen, laſſe ich dahingeſtellt. Selbſt wenn es der Fall 
tft, wo ſollen aber alle Aſſeſſoren zur Anwaltsvertretung her- 
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kommen? Wenn man jetzt ſchon mit Mühe einen Vertreter 
bekommt, wie ſoll dies erſt werden, wenn die Juſtizverwaltung 
noch mehr Aſſeſſoren zur Vertretung der beurlaubten Richter 
nöthig hat? 

Mit der Erholungsmoͤglichkeit wäre es dann alſo wohl für 
die meiſten Anwälte vorbei. Daß andere nicht unerhebliche 
Vortheile auch ſchwinden, zeigt der Lenzmann'ſche Aufſatz. 
Außer der von ihm hervorgehobenen Gelegenheit zur Aufarbeitung 
größerer Sachen möchte ich noch die zum Studium neuer Geſetze 
und Entſcheidungen erwähnen. Waͤre es dem Anwaltſtand wohl 
ohne die Ferien möglich geweſen, ſich fo ſchnell in das neue 
Recht einzuarbeiten? Von Bedeutung ſind die Ferien auch für 
die Beurlaubung der Büreaubeamten. 

Wenn die Feriengegner immer betonen, daß in allen 
anderen Betrieben auch keine Pauſe einträte, ſo iſt dies doch 
nur bedingt richtig. Natürlich müſſen die Eiſenbahnen das 
ganze Jahr hindurch fahren. Natürlich ſchließt auch im Hoch— 
ſommer kein kaufmänniſches Kontor und feiert auch die Börſe 
nicht. Aber in den wenigen bei unſerem Klima für Erholungs⸗ 
reiſen in Betracht kommenden Monaten ſucht, wer es nur irgend 
ermöglichen kann, die erſehnte Sommerfriſche auf. Durch das 
Abſtrömen einer vom Herrn Kollegen Siehr wohl unterſchätzten 
Menſchenmenge ins Gebirge, in die Bäder, tritt von ſelbſt eine 
Stagnation ein, es wird zwar fortgearbeitet, aber nur mit 
Halbdampf. Dieſe Geſchäftsſtille und die gleichzeitig ftatt- 
findende Ernte ſind von Einfluß auf den Verkehr vor Gericht 
und im Büreau des Anwalts. Und darum dürfte eine einmalige 
längere Pauſe für alle nicht eiligen Sachen in dieſer geſchäftlich 
ſo ſtillen Zeit einem Arbeiten unter Volldampf mit einem 
Wechſel der Richter und Rechtsbeiſtände das ganze Jahr hin⸗ 
durch entſchieden vorzuziehen ſein. 

„Allein“, führt der Siehr'ſche Aufſatz aus, „es iſt un- 
natürlich, daß das Gericht den Rechtſuchenden Monate lang 
ſeine Thüren ſchließt; die Leiden der Rechtſuchenden verlangen 
oft ebenſo dringend und eilig nach dem heilenden Mittel, dem 
Urtheilsſpruch und ſeiner Realiſirung, wie die Leiden der Kranken 
nach der Medizin.“ Zugegeben, daß das Publikum einen be⸗ 
gründeten Anſpruch auf möglichſt ſchnelle Entſcheidung ſeiner 
Prozeſſe hat. Allein die Klagen über die lange Hinausſchiebung 
der Termine werden außerhalb der Ferien genau ſo laut, wie 
in den Ferien. Hierin könnte von der Juſtizverwaltung ſchon 
jetzt Wandel geſchafft werden. Es muß ſich z. B. vermeiden 
laſſen, wenn an einem nicht allzuſtark belaſteten Amtsgerichte 
die Termine auf zwei Monate hinausgeſchoben werden. Hier⸗ 
über beſchwert ſich dann das Publikum mit Recht. Am viel 
ſtärker belaſteten Landgericht hört man dagegen ſolche Klagen 
nicht, da werden die Prozeſſe prompt erledigt. Eine umſichtige 
und energiſche Leitung kann da viel thun, ohne die noͤthige 
Bewegungsfreiheit der Richter allzuſehr einzuengen. 

Noch mehr würde bei einer Entlaſtung der Gerichte in 
dieſer Hinſicht geſchehen können. Einen Vorſchlag, ohne Mehr⸗ 
anſtellung von Richtern die Landgerichte zu entlaſten, macht 
Herr Juſtizrath Lenzmann. Er will alle Verſäumniß⸗ und 
Anerkenntnißſachen den Amtsgerichten überweiſen. Bei Ber 
weiſung ans Landgericht aber beim Widerſpruch des Gegners 
würden durch Annahme eines zweiten Anwalts am Landgericht 
nicht unerhebliche Mehrkoſten entſtehen. Man könnte aber auf 
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andere Art die Landgerichte entlaſten. Könnten nicht z. B. alle 
Wechſelſachen dem Amtsgericht überwieſen werden? Und iſt es 
wirklich nöthig, daß zur Entſcheidung eines Rechtsſtreites über 
350 Mark in zwei Inſtanzen außer vier Anwälten noch acht 
Richter in Anſpruch genommen werden müſſen? Eine Er: 
weiterung der amtsgerichtlichen Kompetenz, für welche auch ſonſt 
vieles ſpricht, wäre daher wohl in Erwägung zu ziehen. 

Ferner verdient ein weiterer, auch vom Herrn Kollegen 
Dr. Siehr eventuell herangezogener Vorſchlag Beachtung, die 
Handelsſachen zu Ferienſachen zu machen. Wenn es möglich 
ſein wird, auf Waarenklagen auch in den Ferien Verſäumniß⸗ 
und Anerkenntnißurtheile zu erhalten, ſo werden die Klagen aus 
den Handelskreiſen zum allergrößten Theile verſtummen. 

Jedenfalls dürfte ſchon jetzt feſtſtehen, daß ſich die Ab— 
ſchaffung einer in vielen Beziehungen, namentlich auch für den 
Anwaltſtand ſegensreichen Einrichtung erſt dann empfiehlt, wenn 
die zur Abſtellung der beſtehenden Uebelſtände vorgeſchlagenen 
anderen Mittel keinen Erfolg gehabt haben. 


Rechtsanwalt Dr. Schulze ⸗Delitzſch. 


Die Urſache, der Prozeßverſchleppungen im Ober⸗ 
landesgerichtsbezirke Cöln. 


Die Klagen über Prozeßverſchleppungen, beſonders die Ver— 
handlungen des letzten Juriſtentages haben gezeigt, was ohnehin 
allen Betheiligten bekannt war, daß trotz Civilprozeßordnung in 
der Rheinprovinz und zwar am auffallendften bei dem Ober- 
landesgericht Cöln ein Verfahren in Uebung iſt, das von dem 
anderer preußiſcher Provinzen erheblich abweicht und, wie wohl 
nicht mehr abgeleugnet werden kann und wird, gerade die Urſache 
der bei dieſem Oberlandesgericht chroniſch gewordenen, für das 
Publikum nicht mehr erträglichen Prozeßverſchleppungen iſt. 

Der berufenſte Vertreter des Gerichtsbezirkes hat, wie ſchon 
früher, ſo auch auf dem Juriſtentag, trotzdem dieſes Verfahren 
rühmend hervorgehoben, weil es nach feiner und, wie hinzu- 
gefügt werden darf, vieler rheiniſcher Juriſten, am meiſten dem 
Geiſte und den Beſtimmungen der Civilprozeßordnung entſpricht, 
während das in den übrigen Provinzen geübte Verfahren dieſem 
Geſetze zuwiderliefe. 

Dieſe Meinung, ‚joweit fie das „altländiſche“ Verfahren 
tadelt, entſpringt bei den meiſten rheiniſchen Gegnern ihrer 
völligen Unbekanntſchaft mit ihm und ihrer Abneigung gegen 
alle aus dem „Altland“ ſtammenden, mit rheiniſchen Sonder— 
rechtsgebräuchen nicht im Einklang ſtehenden Grundſätzen, ſelbſt 
wenn letztere ſich bewährt haben, nicht zu Prozeßverſchleppungen 
führen, gründlicher ſind und den geſetzlichen Beſtimmungen mehr 
entſprechen, als die „bei, uns in Cöln“ geübte übertriebene 
Mündlichkeit, die verzögerlich wirkt und ſo, wie ſie gehandhabt 
wird, im Geſetze keine Stütze findet. 

Der Vertreter der rheiniſchen. Juſtiz hat auf dem Juriſten⸗ 
tage rühmend hervorgehoben, daß in Cöln keine vorbereitenden 
Schriftſätze gewechſelt werden, die Richter mit von keiner Akten- 
kenntniß getrübtem Blick die temperamentvollen Anwaltsvorträge 
auf ſich wirken laſſen, das Wichtige aus den Vorträgen emſig 
zu Papier bringen und dann judiziren. 
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Dieſes Verfahren entſpricht weder dem Geſetze, noch ſeinem 
Willen, noch iſt es der Rechtſprechung förderlich. 

Die Civilprozeßordnung ſelbſt geht davon aus, daß ein ſolches 
überjpannt mündliches Verfahren nicht zweckdienlich ſein kann und 
ſchreibt vor: In Anwaltsprozeſſen wird die mündliche Ver⸗ 
handlung durch Schriftſätze vorbereitet. Daß dieſe Schriftſätze 
nicht zur Vorbereitung für die Anwälte dienen ſollen, ergiebt 
ſich aus der Vorſchrift: Abſchriften aller Schriftſätze ſind zu den 
Akten einzureichen. Sie ſollen zur Vorbereitung auch der Richter 
dienen! Denn ſelbſt dem idealſten Richtermaterial iſt es un- 
möglich, lediglich aus dem temperamentvollen Anwaltsvortrag 
das wirklich für die Entſcheidung Wichtige herauszufinden; die 
Richter werden im günſtigſten Falle das ihnen im Augenblick 
des Vortrages als wichtig Erſcheinende zu Papier bringen. Ob 
dieſer Niederſchlag der temperamentvollen Vorträge ſich ſpäter 
als für die Findung des Urtheils gerade als wichtig herausſtellt, 
dürfte mehr als zweifelhaft ſein. 

Wie kann ferner der Vorſitzende ohne Aktenkenntniß Sorge 
tragen, daß die Sache erſchöpfend erörtert werde ($ 136 C. P. O.), 
wie kann er der ihm obliegenden Fragepflicht nachkommen? 
($ 139 ibid.) Doch nur, wenn er ſich vorher aus den Schrift 
ſätzen über den Prozeßſtoff informirt hat. Wie kann er ohne 
dieſe Kenntniß darauf hinwirken, daß die Auwaltsvorträge, mögen 
ſie auch Muſterſtücke forenſiſcher Beredſamkeit ſein, nicht von 
dem Kernpunkt abſchweifen und in unnütze, zeitraubende Rede⸗ 
kämpfe ausarten? Es darf behauptet werden, daß allein ſchon 
in dieſem Mißſtand in Cöln ein großer Theil der Verſchleppungen 
ſeinen Grund findet. Ein informirter Vorſitzender iſt ſehr wohl 
in der Lage ſowie berechtigt und verpflichtet, abſchweifende und 
überflüſſig langwierige Plaidoyers abzuſchneiden, die Anwälte auf 
den Kernpunkt der Sache zu verweiſen und, wenn er die Sache 
für aufgeklärt hält, die Verhandlung zu ſchließen. 

Die ſo gewonnene Zeit, es ſind in Cöln Stunden, können 
zur Verhandlung weiterer Sachen verwendet und die doppelte 
Anzahl verhandelt werden. Daß der Thatbeſtand bei einem 
durch Schriftſätze vorbereiteten, von einem informirten Vor⸗ 
figenden geleiteten Verfahren gewinnen muß, leuchtet ein. Un⸗ 
vollſtändige und mangelhafte Thatbeſtände ſind andernfalls die 
nothwendige Folge. Das Reichsgericht kann darüber Auskunft 
ertheilen. 

Aus Vorſtehendem erhellt, daß die gerühmte rheiniſche 
Praxis nicht nur nicht den geſetzlichen Beſtimmungen entſpricht, 
ſondern auch die Haupturſache der Cölner Prozeßverſchleppungen iſt. 

Wundern muß man ſich, daß trotzdem dieſes Verfahren 
weiter geübt, ja ſogar gerühmt wird. Noch verwunderlicher aber 
iſt es, daß. gerade rheiniſche Juriſten als Heilkünſtler gegen an- 
gebliche, durch die jetzige Prozeßordnung hervorgerufene Ver— 
ſchleppungen auftreten und mit überflüſſigen und untauglichen 
Mitteln einen nur in Cöln durch Mißbrauch des an und für 
ſich bewährten Verfahrens hervorgerufenen Uebelſtand heilen 
wollen. 

Mögen ſie bei ſich von ihrem Sonderverfahren Abſtand 
und ſich an dem erprobten Verfahren der anderen Provinzen 
ein Muſter nehmen, dann wird auch Cöln aufhören, unrühmlich 
durch die Dauerhaftigkeit ſeiner Prozeſſe aufzufallen. 

Allerdings iſt hierzu erforderlich, was ohnehin ſchon die 
Juſtizvberwaltung auch aus anderen Gründen längſt hätte thun 
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ſollen, daß mit dem Grundſatz aufgeräumt wird, rheiniſche 
Richterſtellen nur mit Rheinländern zu beſetzen. Was ſich vor 
1900 entſchuldigen ließ, wirkt jetzt für die e und 
das rechtſuchende Publikum ſchädlich. 


Erinnerungen. (Prozeßverſchleppung.) 

Nie hat er ſich eingebildet, Cicero zu ſein, um ſo weniger 
kann er verdächtigt werden, als Cicero pro domo ſich auf- 
zuſpielen. Körperliche Gebrechen haben den 74 jährigen ge⸗ 
nöthigt, von der Arena wegzubleiben. „Schlaraffe“ war er 
anerkanntermaßen bis zum letzten Hiebe nicht. „Prozeß⸗ 
verſchleppung“ hat man ihm nicht nachgeſagt, und ſelbſt in 
vorgerückteſter Stunde hat er in den Protokollen ſeinen Namen 
für eine von Amtswegen gewünſchte Vertagung nicht hergegeben. 

„Nun, was will der Alte denn? Er ſoll ſich freuen, keiner 
der Angeklagten zu ſein, keine Vertheidigung zu brauchen und 
ruhig zu Hauſe bleiben!“ 

Aber das böſe Wort, die falſche Münze der „Prozeß— 
verſchleppung“ hat den Alten blutig gekitzelt und bis in die 
Träume verfolgt. Als perſönliches Unglück erſchien ihm das 
Schweigen ſeiner Kollegen ringsum, wenn es auch als das 
Schweigen des entrüſteten Ajax zu betrachten war. 

Werde man daher nicht ungeduldig, ihn mit wenigen 
Worten anzuhören. 

Der die Franzoſen plötzlich bis in die Wolken überflügelnde, 
durch die wunderbarſten Siege hervorgerufene Chauvinismus hat, 
unter Verkennung, daß man im Rechte wie in der Kunſt, in der 
Moral, in der Induſtrie, das Gute, wo man es findet, nehmen 
muß und nicht, weil es kein Erzeugniß des vaterländiſchen 
Bodens iſt, mißachten darf, — auf dem Gebiete der Geſetz— 
gebung den Krieg gegen Frankreich fortgeſetzt und es aus 
Siegerſtolz verſchmäht, den kürzeſten und beiten Weg ein- 
zuſchlagen und die rheiniſche Prozeßordnung, gereinigt von ihren 
durch die rheiniſche Jurisprudenz feſtgeſtellten Mängeln, als 
deutſche Prozeßordnung einzuführen. 

Es wäre das Ideal einer Prozeßordnung — eines Fahr⸗ 
planes für die Prozeſſe — geworden. Aber man wollte ſein 
eigenes freigeſchaffenes Kunſtwerk haben, und ſo manches Gute 
wurde verachtet, weil es von Frankreich kam. 

So hat man zum Schrecken der Parteien die Garantieklage 
zurückgewieſen, angeblich weil ſie die mißverſtandene actio 
guarantigiala des römiſchen Rechtes ſei. Früher konnte man 
in einem Prozeſſe, wenn der cedirte Schuldner der eingeklagten 
Forderung widerſprach, Recht gegen ihn oder den garantie- 
beklagten, regreßpflichtigen Cedenten erlangen. Die deutſche 
Prozeßordnung gab das nicht zu. Man mußte ſich auf die 
häufig platoniſche Streitverkündung von nun an beſchränken. 

Früher konnte man alle Solidarſchuldner vor dem für 
einen derſelben zuſtändigen Gerichte gemeinſam belangen. Mit 
einem Male mußte man die verſchiedenen Gerichte der Zerſtreuten 
befaſſen oder erſt das zuſtändige Gericht beſtimmen laſſen. Bis 
zu dieſer Beſtimmung kann die Klage vereitelt ſein. Wozu die 
Weiterung, die „Verſchleppung“? 

Zu dieſer hat der Geſetzgeber noch in anderer Weiſe 
förmlich die Hand gereicht. 


Beweis beſchlüſſe können „in den Tag hinein“ erlaſſen, 
lange Beweiserhebungen mittels Zeugen und Sachverſtändigen 
vorgenommen werden, um am Ende zu finden, daß Alles „für 
die Katz“ geweſen iſt. Im franzöſiſchen Rechte mußte das 
Beweis urtheil begründet fein. Fruſtratoriſche Beweiserhebungen 
waren daher faſt unerhört. 

Was tragen erſt die Zeugenbenennungen in der deutſchen 
Prozeßordnung zur Verlängerung der Prozeſſe bei! 

Zahlloſe Zeugen find vernommen. Der Termin zur Ver⸗ 
handlung iſt anberaumt. Der Kläger hat das Rieſenmaterial 
in einem Schriftſatze verarbeitet. Da benennt der Beklagte 
noch einen Zeugen. Die Sache kommt nicht vor. Und ſolche 
Zeugenbenennungen haben die Verhandlung zuweilen dreimal 
verhindert. Keine wurde je zurückgewieſen. Zum Verzweifeln! 
Die Möglichkeit, vermittelſt ſolcher Zeugenbenennungen den 
Kläger an der Naſe zu führen und „den Prozeß zu verſchleppen“, 
kannte die rheiniſch⸗franzöſiſche Prozeßordnung nicht. Allerdings 
hatte der Anwalt unter ihrer Herrſchaft und den Nichtigkeiten 
der Enquète das Todtenhemd an. Für die Ruhe feines 
Gemüths, ſeine Nerven war die deutſche Prozeßordnung eine 
Wohlthat erſten Ranges. Keiner hat das franzöſiſche Beweis⸗ 
verfahren zurückgewünſcht. Aber der Mangel eines Beweis⸗ 
urtheils und einer beſtimmten Friſt zur Benennung der Zeugen 
und Sachverſtändigen iſt vom Uebel und verſchuldet am meiſten 
die Verſchiebung des Endurtheils ad calendas graecas. 

Es gab eine Zeit an den pfälziſchen Gerichten, wo man 
von Rückſtänden kaum etwas wußte. Das lag nicht nur an 
der ſtrammen Prozeßordnung, ſondern auch an den ſtrammen 
Präſidenten. Einer iſt dem Alten beſonders in Erinnerung 
geblieben, deſſen lapidorum: „Akten herauf!“ kein Anwalt 
widerſtrebte; denn die meiſten Repliken, Dupliken und ſo weiter 
erfolgen nur dem Parterre zu Liebe, zur Erwiederung unnützer 
Perſönlichkeiten. Unter dieſem Präſidenten wagte man trotz der 
größten Liebenswürdigkeit gegenüber Den Anwälten faum, einen 
Vertagungsantrag zu ftellen. 

Heute hat man den Präfidenten durch Ueberhäufung mit 
früher den Staatsanwälten zugewieſenen Verwaltungsgeſchäften 
die Zeit genommen, in die Sitzung zu gehen und den Gang 
der Prozeſſe zu leiten. 

Man iſt weit abgekommen von den Gründen der mit 
einem übelberüchtigten Worte gebrandmarkten Länge der Prozeſſe, 
wenn man dieſer durch Feſſelung der Domina litis abzuhelfen 
glaubt. So lange man auf ihre Koſten, nicht auf Koſten der 
Staatskaſſe die Prozeßſtreitigkeiten entſcheidet, den Prozeß ganz 
verſtaatlicht, kann man der Partei nicht die Thüre weiſen. 

Daß an manchen Gerichten die Räume nicht zu weiteren 
Kammern reichen und die Zahl der Richter nicht genügt, iſt 
unwiderlegt geblieben. 

Den „Schriftſatz“ an die Stelle des mündlichen Wortes zu 
ſetzen, wie das von Anwälten ſoll geſchehen ſein, die nicht unter 
der Herrſchaft der Mündlichkeit aufgewachſen ſind und dieſelbe 
haſſen, kann man nur befürworten, wenn man umkehren will 
zu dem alten, früher außerhalb des Rheingebietes herrſchenden 
Schriftenthum. 

Die raſcheſte Prozeßentſcheidung iſt ſelten die beſte. Das 
Verlangen darnach iſt erſt mit Entdeckung der Dampfkraft, 
Elektrizität, mit den Eil⸗ und D-Zügen laut geworden. Wer 
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aber durch leichtſinniges Kreditgeben, durch Verbindung mit 
einem chikanöſen Schuldner, durch mangelhafte Waare den 
Prozeß verſchuldet, mag geduldig warten, bis er reif iſt zum 
gerechten Spruche. Senex. 


Vom Reichsgericht.) 


Wir berichten über die vom 6. bis zum 18. Oktober 1902 
ausgefertigten Entſcheidungen. 

I. Reichsgeſetze. 

Civilprozeßordnung. 

1. § 4. 

Die Reviſionsſumme iſt nur dann vorhanden, wenn die 
Futterkoſten, die mit dem Werthe der auf die Klage bezüg- 
lichen Beſchwerde nicht zuſammenfallen und bis zum Erlaſſe 
des B. U. über 1 200 M. betragen, hinzuzurechnen ſind; dieſes 
iſt aber nur möglich, ſofern nicht die Vorſchrift des § 4 Abſ. 1 
C. P. O., wonach Früchte, Nutzungen, Zinſen, Schäden und 
Koſten unberückſichtigt bleiben, wenn ſie als Nebenforderungen 
geltend gemacht werden, entgegenſteht. Nach § 488 B. G. B. 
hat der Anſpruch auf Erſatz der Futterkoſten die Natur einer 
Nebenforderung und iſt auch in dem gegenwärtigen Rechts- 
ſtreite als eine ſolche geltend gemacht. Eine eigentliche Schadens 
erſatzforderung bildet nun allerdings der Futterkoſtenanſpruch 
nicht; denn mit der Wandelung kann an ſich Schadenserſatz 
als Folge der Wandelung nicht verlangt werden, und einen 
Schadenserſatzanſpruch neben der Wandelung ſtellt er nicht dar. 
Die Futterkoſten ſind Verwendungen auf den Kaufgegenſtand, 
die ohne die Vorſchrift des $ 488 B. G. B. nach §§ 347 
und 994 B. G. B. zu erſetzen ſein würden. Allein da die 
C. P. O. in § 4 nicht von Schadenserſatzforderungen, ſondern 
von Schäden ſpricht, und dieſer allgemeine Ausdruck ſeinem 
Wortſinne nach Schaden jeder Art umfaßt, die auf die Thiere 
von dem Käufer aufgewendeten Futterkoſten aber ſich als einen 
Schaden für ihn darſtellen, wenn er die Thiere bezw. ihren 
Werth herausgeben muß und die Futterkoſten nicht erſtattet 
erhalten würde, ſo fallen dieſelben unter den Begriff von 
Schäden in dem bez. § 4, vergl. Peterſen und Anger, Civil⸗ 
prozeßordnung, § 4 3.9 und 11, Gaupp, Civilprozeßordnung, 
4 Aufl. S. 34. Frühere Entſcheidungen des R. G. über die 
vorliegende Frage können, da fie das damals geltende Landes- 
civilrecht zur Unterlage haben, nicht mehr in Betracht kommen. 
Der betreffende Anſpruch des Bekl. iſt daher für die Reoiſions⸗ 
ſumme nicht zu berückſichtigen. II. C. S. i. S. Heſſe c. Schultz 
vom 16. September 1902, Nr. 141/1902 II. 

2. § 41 Nr. 6, § 551 Nr. 2, 8 160 Nr. 5. 

Von den Richtern, die das Urtheil I. J. gefällt haben, hat 
einer, der Landrichter H., ausweislich des Sitzungsprotokolls vom 
1. März 1902 an der Verkündung des B. U. theilgenommen. 
Mit Unrecht will darin die Reviſion eine Geſetzesverletzung, 
nämlich des § 41 Nr. 6 (vergl. 8 551 Nr. 2) C. P. O. finden. 
Der Landrichter H. hatte an der mündlichen Verhandlung der 
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genommen; in dieſem Termin war die Verkündung der Ent⸗ 
ſcheidung auf den 1. März anberaumt worden und an letzterem 
Tage iſt dann auch die Entſcheidung ohne weitere Verhandlung 
verkündet worden. Es iſt zwar damals die Wiederaufnahme 
der mündlichen Verhandlung von dem Anwalt der Kl. und 
Widerbekl. beantragt und dieſem Antrage vom gegneriſchen Anwalt 
widerſprochen worden, das B. G. iſt aber auf den Antrag nicht 
eingegangen, jondern hat, ohne ihn ausdrücklich abzulehnen oder 
überhaupt weiter zu erwähnen, die Verkündung des Urtheils 
vorgenommen. Ein Richter, der bloß bei der Urtheilsverkündung. 
mitwirkt, deſſen Thätigkeit ſich alſo darauf beſchränkt, die Ver⸗ 
kündung eines ſchon anderweit beſchloſſenen Urtheils mit anzuhören, 
wirkt nicht mit „bei der Entſcheidung“, wie es in $ 551 Nr. 2 
heißt, oder wie der § 41 Nr. 6 ſich ausdrückt „bei der Erlaſſung 
der Entſcheidung“. Beide Ausdrücke haben denſelben Sinn, wie 
das R. G. bereits in den Entſch. Bd. 26 S. 384 ausgeführt 
hat, nämlich den, die Mitwirkung deſſelben Richters bei der 
Urtheilsfindung in mehreren Inſtanzen zu verbieten, und dieſer 
Fall liegt hier nicht vor. Die Reviſion glaubt nun freilich, auch 
daraus einen prozeſſualen Verſtoß ableiten zu können, daß der 
zu dem Antrag auf Wiederaufnahme der mündlichen Verhandlung 
gefaßte ablehnende Beſchluß des Gerichts nicht in das Sitzungs⸗ 
protokoll aufgenommen worden ſei ($ 160 Nr. 5 C. P. O.), 
aber auch dieſe Rüge geht fehl. Die Prozeßordnung giebt zwar 
dem Gericht das Recht, die Wiedereröffnung einer geſchloſſenen 
Verhandlung anzuordnen ($ 156), aber darüber hat das Gericht 
lediglich von Amtswegen zu befinden, die Parteien haben kein 
Recht auf die Wiedereröffnung, folglich auch nicht das Recht, ſie 
zu beantragen und eine Entſcheidung über ſolchen Antrag zu 
fordern. Dies iſt ſchon wiederholt vom R. G. ausgeſprochen 
worden; ſo vom III. C. S. in den Urtheilen vom 15. Januar 
1886 in Seufferts Archiv Bd. 41 Nr. 231 und vom 13. Januar 
1893, III 243/92; vom I. C. S. in den Urtheilen vom 
26. Juni 1886 in den Entſch. Bd. 16 Nr. 103 und vom 
22. Mai 1897, I. 20/97: vergl. auch das Urtheil des Oberſten 
Landesgerichts für Bayern vom 2. November 1894 in Seufferts 
Archiv Bd. 50 Nr. 210. V. C. S. i. S. v. Alvensleben 
c. v. Waldow vom 4. Oktober 1902, Nr. 200/1902 V. 

3. §§ 139 und 286. 

Mit Bezug auf den Einwand des Verzichts hat die 
Reviſion ſich darüber beſchwert, daß der Beweisantritt des Bekl., 
den das B. U. in ſeinem Thatbeſtande dahin wiedergebe: der 
Bekl. habe unter Verleſung des inzwiſchen ergangenen Urtheils 
der 1. Strafkammer des L. G. in Hamburg vom 30. März 
1901 erklärt, er mache ſich ſämmtliche Feſtſtellungen dieſes 
Urtheils zu eigen und „trete ſämmtliche Beweiſe deſſelben an“, 
in den Entſcheidungsgründen überhaupt nicht berüdjichtigt 
worden ſei. Namentlich rügt ſie, daß der damit als Zeuge 
benannte Kaufmann M. nicht als ſolcher über den behaupteten 
Verzicht des Kl. vernommen worden ſei. Indeſſen hat das 
B. G. augenſcheinlich deshalb jenen Beweisantritt in den 
Entſcheidungsgründen nicht ausdrücklich gewürdigt, weil es ihm 
für offenbar unbeachtlich gehalten hat. In der That lautete 
jenes Vorbringen ſo allgemein, daß es auch nicht einmal zur 
Erfüllung der Fragepflicht gemäß § 139 der C. P. O. Anlaß 
bot. Denn weder waren damit beſtimmte Thatſachen 
geltend gemacht, die nur ungenügend angegeben ge- 
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weſen wären und in Bezug auf die eine bloße Ergänzung 
der Anführungen des Bekl. in Frage hätten kommen können, 
noch fehlte es lediglich an der Angabe der Beweismittel für 
beſtimmte geltend gemachte Thatſachen. An ſich aber 
hatte der Bekl. bereits die für die Feſtſtellung des Sach⸗ 
verhältniſſes erheblichen Erklärungen ſeinerſeits abgegeben. Ein 
wirklicher Beweisantritt, der begrifflich zunächſt die Be⸗ 
zeichnung eines beſtimmten Beweisſatzes erfordert, war in 
jenem Vorbringen überhaupt nicht enthalten. III. C. S. i. S. 
Bernhardt c. Dellevie vom 26. September 1902, Nr. 196/1902 III. 
4. 58 286, 475. 

Das B. G. hat der Kl. und Widerbekl. zur Wider⸗ 
legung des von dem Bekl. und Widerkl. behaupteten Chebruchs 
einen richterlichen Eid auferlegt. Es geht bei dieſer Zu⸗ 
erkennung von der Erwägung aus, daß zwar die Kl. nicht 
mehr Vertrauen verdiene als der Bekl., daß aber „mit Rüd- 
ſicht darauf, daß die Beweispflicht dem Bekl. obliegt,“ 
angezeigt ſei, die „Kl. zum Eide zu verſtatten.“ Der Be⸗ 
ſchwerdeführer rügt mit Recht, daß der hiermit zum Ausdruck 
gebrachte Grundſatz eine unrichtige Anwendung der §§ 286, 
475 der C. P. O. in ſich ſchließt. Die Entſcheidung darüber, 
ob und welcher Partei nöthigen Falles ein richterlicher Eid 
anzuvertrauen iſt, hängt nicht davon ab, wem die Beweislaſt 
obliegt. Während der zugeſchobene Eid nur die Herſtellung 
einer formellen Gewißheit bezweckt, ſoll der richterliche Eid und 
die Ableiſtung oder Verweigerung deſſelben das Gericht in die 
Lage bringen, einem unvollſtändigen Beweisergebniß gegenüber 
eine Ueberzeugung von der Wahrheit oder Unwahrheit 
der Beweisthatſache zu gewinnen. Gegenſtand der richterlichen 
Prüfung darf daher bei ſeiner Zuerkennung nur die Frage ſein, 
welche Partei vermöge ihrer perſönlichen Eigenſchaften 
vorzuzsweiſe eine Gewähr bietet, daß durch die Eidesleiſtung 
die Wahrheit ermittelt werde. Nur wenn über eine rechts⸗ 
erhebliche Thatſache bisher noch gar nichts bewieſen iſt, kann 
auch die Frage nach der Beweispflicht von Bedeutung werden, 
da die beweispflichtige Partei in dieſem Falle zugleich die 
beweis fällige iſt und für den richterlichen Eid alsdann über⸗ 
haupt kein Raum bleibt. (Entſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. 21 S. 373, 374.) IV. C. S. i. S. Jedwabny c. Jedwabny 
vom 25. September 1902, Nr. 149/1902 IV. 

5. § 287. 

Was die vom B. G. gänzlich abgewieſene zweite Klage⸗ 
forderung von 10 000 Mark für den dem Kl. durch die Auf⸗ 
löſung des Miethvertrags entſtandenen Schaden betrifft, jo hat 
daſſelbe dieſe Abweiſung hauptſächlich damit begründet, daß Kl., 
um mit dieſem Anſpruch durchzudringen, nachweiſen müſſe, 
daß es ihm nicht möglich geweſen ſei oder noch ſei, eine ihm 
zuſagende und dem früheren Geſchäfte gleichwerthige Metzgerei 
in Miethe zu bekommen, und daß er einen ſolchen Beweis 
weder erbracht noch erboten habe, bezw. daß (abgeſehen 
von dem behaupteten Reingewinne des von ihm in den Mieth- 
räumen fruher betriebenen Geſchäfts) bezuglich der übrigen 
Faktoren (des betreffenden Schadenserſatzanſpruchs) aller Beweis 
abgehe. Dieſe Erwägungen laſſen darauf ſchließen, daß das 
B. G. hierbei von dem Kl. einen ſtrengen Beweis verlangt 
und daß es nur wegen des Mangels eines ſolchen Beweiſes 
die fragliche Forderung als gänzlich unbegründet angeſehen hat, 
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daß es ſich alſo hierbei des ihm durch § 287 C. P. O. ein⸗ 


geräumten freien Ermeſſens für die Entſcheidung der Frage, ob, 


in welcher Höhe und auf welche Weiſe der behauptete Schaden 
in Folge der Auflöſung des Miethvertrags entſtanden ſei, und 
namentlich ſeiner Befugniß nicht bewußt geweſen iſt, auch ſolche 
für die Entſtehung und den Umfang dieſes Schadens erhebliche 
Thatumſtände zu berückſichtigen, für welche ein ſtrenger Be⸗ 
weis weder erbracht noch erboten iſt. Hierin iſt aber nach der 
ſtändigen Rechtſprechung des R. G. eine Verletzung des § 287 
C. P. O. zu finden (vergl. namentlich die Entſch. Bd. 6 
Wie nämlich 
insbeſondere der erkennende Senat in ſeinem Urtheile vom 
24. Februar 1882 (Entſch. Bd. 6 S. 357) ausgeführt hat, iſt 
der Geſetzgeber bei dem Erlaß der Vorſchrift des § 287 cit. 
davon ausgegangen, daß betreffs der Frage, ob und welcher 
Schaden durch eine widerrechtliche Handlung entſtanden ſei, in 
den meiſten Fällen ein ſtrenger und vollſtändiger Beweis abſolut 
unmöglich ſei, daß alſo, wenn man einen ſolchen Beweis ver- 
langen wollte, in ganz ungerechtfertigter Weiſe derjenige, der 
widerrechtlich handelte, begünſtigt und derjenige, deſſen Rechte 
verletzt wurden, benachtheiligt würde. Deshalb giebt § 287 
C. P. O. dem richterlichen Ermeſſen den weiteſten Spielraum. 
Es ſoll genügen, daß der Richter in Fällen, in denen eine 
genauere Ermittelung nicht möglich iſt, nur im Allgemeinen die 
Ueberzeugung gewinnt, es müſſe ein Schaden aus der wider⸗ 
rechtlichen Handlung entſtanden ſein, und daß er dieſen Schaden 
nach freiem Ermeſſen ſchätzt. II. C. S. i. S. Nemarq c. Samuel 
vom 30. September 1902, Nr. 157/1902 II. 

6. § 322. 

Die Einrede der Rechtshängigkeit erfordert Identität der 
Streitſache und insbeſondere Identität des den Gegenſtand des 
Rechtsſtreits bildenden Anſpruchs. (Vergl. Entſch. des R. G. 
in Civilſachen Bd. 50 S. 419, Planck, Lehrbuch des Civil⸗ 
prozeſſes Bd. 1 S. 260.) Da der Erfolg der von R. 
erhobenen Klage noch vollkommen ungewiß iſt, und nur ein 
ganz beſtimmter Erfolg Rechtskraftwirkung auch für den vor⸗ 
würfigen Prozeß äußern würde, ſo kann die im Vorprozeß 
erhobene Klage nicht zur Grundlage der Einrede der Rechts- 
hängigkeit gemacht werden. (Vergl. Urtheil des R. G., V. C. S., 
in Sachen Skowronski gegen Bork vom 4. Mai 1898, V 378/1897, 
Juriſtiſche Wochenſchrift 1898 S. 387 Nr. 8; Gaupp⸗Stein, 
Kommentar 4. Aufl. § 263 II S. 561.) I. C. S. i. S. 
Rohde c. Wieckhorſt vom 27. September 1902, Nr. 125/1902 J. 

7. § 322 Abſ. 2. 

Das R. G. hat in ſtändiger Rechtſprechung (vergl. die 
Urtheile des II. C. S. in Gruchots Beiträgen Bd. 43 S. 209 
und in Entſch. Bd. 42 S. 364, des IV. C. S. in der Juriſt. 
Wochenſchrift 1900 S. 749 Nr. 10, des V. C. S. in Entſch. 
Bd. 42 S. 320 und des VI. C. S. in Gruchots Beiträgen 
Bd. 41 S. 947) ausgeführt, daß eine ſtreitige Klageforderung 
nicht auf Grund einer eventuell zur Aufrechnung geſtellten liquiden 
Gegenforderung abgewieſen werden dürfe, wenn nicht zuvor das 
Beſtehen der Klageforderung, welches nothwendige Vorausſetzung 
der Aufrechnung ſei, feſtgeſtellt worden ſei. Was das B. G. zur 
Begründung feiner abweichenden Anficht anführt, iſt bei jenen 
Entſcheidungen des R. G. nicht unberückſichtigt geblieben. Da 
das R. G. auch ſonſt keine Veranlaſſung findet, von ſeiner Anſicht 
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abzugehen und da die Erklärung der Bekl., es liege ihnen nur 
daran, nichts bezahlen zu müſſen, nicht im Sinne einer An⸗ 
erkennung der Klageforderung abgegeben iſt, mußte das B. U. 
aufgehoben und die Sache zur anderweiten Verhandlung und 
Entſcheidung, auch über die Klageforderung, an das B. G. 
zurückverwieſen werden. V. C. S. i. S. Hartrampf c. Prüfer 
vom 27. September 1902, Nr. 194/1902 V. 

8. § 406. 

Der 8 406 C. P. O. läßt die Ablehnung eines Sach⸗ 
verſtändigen aus denſelben Gründen zu, welche zur Ablehnung 
eines Richters berechtigen, alſo gemäß § 42 C. P. O. insbeſondere 
auch wegen Beſorgniß der Befangenheit. Ob nun die übrigen 
Gründe, welche der Beſchwerdeführer vorgebracht hat, genügen 
würden, um eine ſolche Beſorgniß zu begründen, kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben. Für erheblich aber muß die Behauptung 
gehalten werden, daß der Sachoverſtändige bereits in einem 
anderen Prozeſſe ſich in einem für den Gegner erſtatteten Privat- 
gutachten ungünftig über das Olſchewsky'ſche Hartſteinverfahren 
ausgeſprochen habe, welches auch bei dem jetzt zu ſeiner Begut⸗ 
achtung geſtellten Beweisthema in Frage ſteht. Wenn auch an 
dem ſubjektiven Beſtreben des Sachverſtändigen, feine Prüfung 
mit völliger Unparteilichkeit vorzunehmen, kein Zweifel beſtehen 
kann, und dieſes Beſtreben durch Stellung und Qualifikation 
des Sachverſtändigen hinreichend verbürgt erſcheint, fo läßt ſich 
doch der Umſtand, daß er ſich bereits früher mit der Sache 
beſchäftigt und ſich ein Urtheil gebildet und dieſes Urtheil auch 
ſchon ausgeſprochen hat, die Befürchtung nicht ganz von der 
Hand weiſen, daß er objektiv den zu prüfenden Fragen nicht 
mit derjenigen vollen Unparteilichkeit und Unvoreingenommenheit 
werde gegenübertreten können, welche für die erſprießliche Er⸗ 
ledigung der Aufgaben eines Sachverſtändigen, als des Gehülfen 
des Gerichts, gefordert werden muß. Beſchluß des I. C. S. i. S. 
Lange c. Olſchewsky vom 1. Oktober 1902, B Nr. 51/1902 J. 

Handelsgeſetzbuch. 

9. § 13. 

Der § 13 des H. G. B. vom 10. Mai 1897 ſtellt keines⸗ 
wegs, wie der Kaiſerliche Konſul zu Caſablanca in der an⸗ 
gefochtenen Verfügung vom 27. Juni 1902 annimmt, den 
Grundſatz auf, daß auch Regiſteranträge, welche lediglich die 
Rechtsverhältniſſe der Zweigniederlaſſung betreffen, immer zu⸗ 
nächſt bei dem Gericht der Hauptniederlaſſung zu bewirken ſeien, 
und daß dann die Eintragung bei dem Gerichte der Zweig⸗ 
niederlaſſung nachzufolgen habe. Ein derartiger Grundſatz, 
welcher dem Handelsverkehr nicht förderlich wäre, war weder im 
Allgemeinen Deutſchen H. G. B. enthalten, noch iſt er durch 
das nun geltende H. G. B. zur Einführung gelangt. Letzteres 
ergiebt ſich ſchon daraus, daß der § 131 des Geſetzes über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit für die wichtigſten 
Eintragungen, welche die Rechtsverhältniſſe der Zweigniederlaſſung 
betreffen — ihre Errichtung und ihre Aufhebung — geradezu 
vorausſetzt, daß die Eintragung zunächſt bei dem Regiſtergericht 
der Zweigniederlaſſung erfolgt, und erſt, wenn dies geſchehen 
iſt, auf eine von Amtswegen erfolgende Mittheilung an das 
Regiſtergericht der Hauptniederlaſſung von dieſem ein ent⸗ 
ſprechender Vermerk in ſeinem Regiſter beigefügt wird. Beſchluß 
des I. C. S. in der Beſchwerdeſache Weichert und Enke vom 
1. Oktober 1902, B Nr. 48/1902 J. 
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10. § 45. 

Ein Verſtoß gegen § 45 des H. G. B. liegt nicht vor. 
Dieſe Vorſchrift ſetzt zu ihrer Anwendung voraus, daß Be⸗ 
hauptungen aufgeſtellt find, welche die Anordnung einer Be⸗ 
weisaufnahme rechtfertigen, giebt aber dem Gericht nicht die 
Befugniß, die Vorlegung der Handelsbücher zu dem Zwecke 
anzuordnen, um der beweispflichtigen Partei das zur näheren 
Begründung ihrer Behauptungen erforderliche Material zu ver⸗ 
ſchaffen. III. C. S. i. S. Kilian c. Toelle vom 26. Sep⸗ 
tember 1902, Nr. 154/1902 III. 

11. $ 373. 

Daß der Anſpruch des Kl. nur unter der Vorausſetzung 
eines ordnungsmäßig vollzogenen Selbſthilfeverkaufs gerechtfertigt 
iſt, da die Folgen des Zahlungsverzugs ſich jedenfalls nach 
altem Rechte beſtimmen (Art. 170 des E. G. zum B. G. B., 
Art. 356 a. H. G. B.) und die des Annahmeverzugs nach 
altem und neuem Rechte weſentlich gleich find (Art. 3 43 a. H. G. B., 
§ 373 n. H. G. B.), iſt unbedenklich. Es fragt ſich daher nur, 
ob die Bekl. den vom Kl. veranlaßten Verkauf des Kartoffel- 
mehls gegen ſich gelten zu laſſen braucht. Die Frage wird vom 
B. R. ohne Rechtsirrthum verneint. Nach der Rechtſprechung 
des R. G., an der feſtzuhalten iſt, darf der Selbſthilfeverkauf 
nicht unter Bedingungen vorgenommen werden, die weſentlich 
von denen des urſprünglichen Kaufgeſchäſts abweichen und geeignet 
ſind, den Preis herabzudrücken; zu dieſen unzuläſſigen Bedingungen 
gehört insbeſondere der — im Hauptvertrage nicht vorgeſehene — 
Ausſchluß der Gewährleiſtung (Entſch. des R. G. Bd. 19 S. 199, 
Juriſtiſche Wochenſchrift 1895 S. 440, 1900 S. 665). Den 
preußiſchen Gerichtsvollziehern iſt ausdrücklich im § 99 der Ge⸗ 
ſchäftsanweiſung vom 12. Dezember 1899 (Juſtizminiſterialblatt 
S. 627) eingeſchärft, den Auftraggeber in Fällen, wie dem vor⸗ 
liegenden, nöthigenfalls darauf hinzuweiſen, daß der Gegner den 
Verkauf nicht als für ſeine Rechnung geſchehen anzuerkennen 
brauche, wenn er zu ungewöhnlichen oder den Umſtänden des 
Falles nicht angemeſſenen Bedingungen z. B. unter Ausſchluß 
der Gewährleiſtung vorgenommen iſt. Die Verſteigerung 
ſoll, wenn dem Gerichtsvollzieher die Beſtimmung überlaſſen iſt 
ohne beſondere Bedingungen nach den für den Kauf geltenden 
Vorſchriften des B. G. B. erfolgen. Nach der Feſtſtellung des 
B. R. hat der Gerichtsvollzieher die Verſteigerung unter Aus- 
ſchluß der nach dem Geſetze dem Verkäufer obliegenden Gewähr⸗ 
leiſtungspflicht ($ 459 des B. G. B., anders beim Pfandverkauf 
und bei der Verſteigerung im Wege der Zwangsvollſtreckung, 
§ 461 des B. G. B., § 806 der C. P. O.) vorgenommen. 
VII. C. S. i. S. Dehnke c. Voigt & Wöhlbier vom 3. Oktober 
1902, Nr. 217/1902 VII. 

Wechſelordnung. 

12. 

Die Begründung für ſeine Annahme, daß die durch den 
Bekl. erfolgte Genehmigung der Wechſelunterſchrift ſeiner Ehe⸗ 
frau auch die Genehmigung der dem Wechſelzuge unterliegenden 
civilrechtlichen Schuldverhältniſſe in ſich geſchloſſen habe, ent⸗ 
nimmt das B. G. nicht aus konkreter Willensauslegung. Viel⸗ 
mehr geht das B. G. allgemein davon aus, daß die Ge⸗ 
nehmigung einer Wechſelerklärung zugleich auch die Genehmigung 
der dem Wechſelzuge unterliegenden Abreden der Interefjenten 
involvire, möchten letztere auch dem Genehmigenden unbekannt 


geblieben fein. Dieſer Annahme iſt nicht beizupflichten. Aller- 
dings unterwirft ſich derjenige, welcher in den Wechſelnexus 
eintritt, allen Konſequenzen, welche ſich aus der abſtrakten Natur 
der Wechſelverpflichtungen ergeben und welche im Wechſelrechte 
ihre eigenthümliche Regelung Befunden haben. Um einen ſolchen 
wechſelrechtlichen Anſpruch handelt es ſich aber nicht. Im 
Gegenſatz zu der formalen Strenge des Wechſelrechts treten die 
außerhalb des Wechſels liegenden Rechtsverhältniſſe. Dieſe ſind 
dem gewöhnlichen Civilrechte unterworfen. Hier umfaßt die 
Genehmigung regelmäßig nur ſolche Rechtsakte, welche vom 
Genehmigenden wirklich gewollt ſind. Gab der Bekl. die 
Wechſelunterſchrift, um dem Kl. zu einem Darlehn zu verhelfen, 
ſo darf hieraus civilrechtlich nicht auch die Genehmigung des 
Bekl. dahin entnommen werden, daß die Ehefrau des Bekl. 
für ſich Darlehne entnehme. Beſondere Verhältniſſe, wie die 
Ertheilung einer unbeſchränkten Vollmachtsurkunde, welche nach 
Außen eine abweichende Regelung bedingten, ſind hier nicht 
gegeben. Sie ſind auch nicht darin zu finden, daß äußerlich 
der Tratte ein Zahlungsauftrag des Ausſtellers an den Traſſaten 
zu Grunde liegt. Darin iſt nur die thatſächliche Veranlaſſung 
zum Accept ausgedrückt. Keineswegs iſt aus dieſer Form des 
gezogenen Wechſels ein civilrechtlicher Auftrag zu entnehmen, 
eine Willenserklärung, daß der Traſſant den Bezogenen für die 
Deckung verpflichtet ſein ſolle. Will der Acceptant, welcher den 
Wechſel eingelöft hat, den Ausſteller auf Deckung in Anſpruch 
nehmen, ſo muß er vielmehr das dem Wechſelzuge unterliegende 
materiellrechtliche Verhältniß, welches eine ſolche Verpflichtung 
in ſich ſchließen ſoll, beſonders darlegen (Entſch. des R. O. H. G. 
Bd. 7 S. 353 ff.; Entſch. des R. G. vom 7. April 1880 in 
Zeitſchrift für das geſammte Handelsrecht Bd. 29 S. 239 f. und 
Gruchot, Beiträge Bd. 24 S. 958). IV. C. S. i. S. Meyer 
e. Lewandowski vom 29. September 1902, Nr. 156/1902 IV. 

Konkursordnung vom 20. Mai 1898. 

13. § 30 Nr. 2. 

Mit Recht rügt der Rkl., daß das B. G. in der Be- 
gründung ſeines Endurtheils den Begriff der Zahlungs- 
einſtellung im Sinne des von dem Bekl. geltend gemachten 
§ 30 Ziffer 2 R. K. O. verkannt habe. Daſſelbe hat nämlich 
das Vorliegen einer Zahlungseinſtellung der Frau H. zur Zeit 
des Vertrags vom 19. Dezember 1900 trotz des Mangels jeglichen 
Kaſſenbeſtands, der vorhandenen Ueberſchuldung und der mehr: 
fachen Mahnungen von Gläubigern unter Anderm auch um 
deswillen verneint, weil dem Zeugen P. nichts davon bekaunt 
geworden ſei, „daß es der Frau H. an Kredit gefehlt hätte“, 
ohne daß das Gericht aber im Uebrigen irgendwie feſtgeſtellt 
hätte, daß Frau H. zu jener Zeit in Wirklichkeit noch Kredit, 
in welcher Weiſe und in welchem Umfange gehabt habe. Dieſe 
Begründung iſt rechtsirrthümlich und jedenfalls prozeſſual un- 
genügend. Die kurze Faſſung derſelben läßt nämlich Raum für 
die Annahme, daß das B. G. hierbei für die Verneinung des 
Vorliegens einer Zahlungseinſtellung es für genügend gehalten 
hat, daß die Schuldnerin zu der fraglichen Zeit überhaupt noch 
irgend welchen Kredit, gleichgültig, bei wem, in welcher Weiſe 
und in welcher Höhe genoſſen habe. Dies iſt jedoch nicht zu 
billigen; denn da bei der Frage des Vorliegens einer Zahlungs: 
einſtellung der von dem Schuldner etwa zur fraglichen Zeit ge 
noſſene Kredit nur inſoweit in Betracht kommt, als durch 
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denſelben die nicht vorhandenen eigenen Zahlungsmittel des 
Schuldners erſetzt werden (vergl. Entſch. des R. G. in Straf⸗ 
ſachen Bd. 3 S. 195), ſo iſt es, wenn wegen noch vorhandenen 
Kredits des Schuldners das Vorliegen einer im Uebrigen ge— 
nügend bewieſenen Zahlungseinſtellung verneint werden ſoll, er⸗ 
forderlich, daß die Gewährung des Kredits entweder bereits 
erfolgt geweſen ſei oder doch in beſtimmter Ausſicht geſtanden 
habe und daß überdies der Kredit jo beſchaffen geweſen ſei, 
namentlich einen ſolchen Umfang gehabt habe, daß mit ſeiner 
Hülfe die Erfüllung oder doch die Stundung mindeſtens der 
fälligen Verbindlichkeiten des Schuldners zu bewirken war (vergl. 
das Urtheil des erkennenden Senats vom 9. November 1897 
II. 213/1897, Juriſt. Wochenſchrift von 1898 S. 12 Nr. 29). 
II. C. S. i. S. Kache c. Bahlſen vom 26. September 1902, 
Nr. 150/1902 II. 

Reichsgeſetz, betreffend die Anfechtung von Rechts- 
handlungen eines Schuldners außerhalb des Konkurs- 
verfahrens vom 20. Mai 1898. 

14. § 3 Nr. 2. 

Der B. R. geht davon aus, daß der angefochtene Vertrag 
vom 8. Januar 1901 ein Deckungsgeſchäft ſei und als 
ſolches, ſofern die ihm zu Grunde liegende Darlehnsforderung 
des Bekl. vor dem in § 3 Nr. 2 des Anf. G. bezeichneten 
Zeitpunkt entſtanden ſei, von der im Geſetz aufgeſtellten Ver— 
muthung nicht betroffen werde. Dieſer Ausgangspunkt der 
zweitinſtanzlichen Entſcheidung iſt rechtlich nicht haltbar, inſofern 
als Rechtsgrundſatz aufgeſtellt wird, daß beim Vorliegen 
eines ſogen. Deckungsgeſchäfts im Falle des § 3 Nr. 2 des 
Anf. G. die Beweislaſt ſich umkehre und wie im Falle des § 3 
Nr. 1 dem anfechtenden Gläubiger aufzubürden ſei. Zwar 
finden ſich in zahlreichen Urtheilen des R. G. Aeußerungen, 
die den vom B. R. angenommenen Satz zu beſtätigen ſcheinen 
(vergl. die Zuſammenſtellung in dem Urtheil des II. C. S. 
vom 7. November 1899, abgedruckt in den Entſch. Bd. 45 
S. 24 ff.). Allein ſie können der Natur der Sache nach 
nicht im Sinne der Aufſtellung eines allgemein gültigen und 
allgemein bindenden Rechtsgrundſatzes oder auch nur einer all- 
gemeinen, den Richter bindenden Beweisregel verſtanden werden. 
Das Geſetz ſelbſt enthält keine Beſtimmung des Inhalts, daß 
durch den Nachweis eines Deckungsgeſchäfts oder eines Er— 
füllungsgeſchäfts die Vermuthung des § 3 Nr. 2 a. a. O. 
widerlegt werde. Es fordert bei allen, in dem letzten Jahre 
vor der Anfechtung geſchloſſenen entgeltlichen Verträgen des 
Schuldners mit ſeinen dort näher bezeichneten Angehörigen von 
dieſen den Beweis, daß ihnen zur Zeit des Vertragsſchluſſes 
eine Abſicht des Schuldners, die Gläubiger zu benachtheiligen, 
nicht bekannt geweſen ſei, ſtellt alſo auch bei den Geſchäften, 
die auf die Befriedigung oder Deckung der Angehörigen wegen 
Forderungen gegen den Schuldner abzielen, die Vermuthung 
auf, daß ihnen die Abſicht, die Gläubiger zu ſchädigen, zu 
Grunde liege. Dieſe Vermuthung iſt ſchlechthin, ohne Be- 
ſchränkung auf einen gewiſſen Kreis von Verträgen, von dem 
anderen Theile, d. i. dem Anfechtungsbekl. zu widerlegen. 
Da der Gegenbeweis, den der Anfechtungsgegner zu führen hat, 
rein thatſächlicher Art iſt, ſo können auch jene Aeußerungen 
des R. G. nur in dem Sinne eines allgemeinen Er- 
fahrungsſatzes, nicht einer die Beweislaſt umkehrenden Rechts- 
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regel verſtanden werden. Auf dieſen Standpunkt hat ſich bereits 
der II. C. S. in dem oben angeführten Urtheile für den Fall 
der Anfechtung im Konkurſe geſtellt und ihm hat ſich auch der 
erkennende Senat in mehreren Urtheileu, zuletzt in dem gleich- 
falls die Anfechtung aus § 3 Nr. 2 des Anf. G. betreffenden, 
i. S. Wehmeyer c. Windmeyer VII 13/1902 vom 11. März 1902 
(theilweiſe abgedruckt in der Juriſt. Wochenſchr. S. 274 Nr. 24) 
angeſchloſſen. VII. C. S. i. S. Steinacher e. Meyer vom 
23. September 1902, Nr. 190/1902 VII. 

Gerichtskoſtengeſetz vom 23 Jun 1881. Jun 1881 

15. 88 45, 79, 80. 

Der Antragſteller hatte gegen einen Beſchluß des O. L. G. 
in Dresden, durch den eine bei dieſem Gericht eingelegte weitere 
Beſchwerde wegen Formmangels als unzuläffig verworfen worden 
war, weitere Beſchwerde beim R. G. eingelegt. Letztere iſt durch 
reichsgerichtlichen Ferienſenatsbeſchluß vom 29. Juli 1902 eben⸗ 
falls als unzuläſſig verworfen worden. Für dieſen Beſchluß iſt 
von der Gerichtsſchreiberei des R. G. auf Grund der §§ 45, 

8. Juni 1878 
79, 80 des G. K. G. vom 29. Juni 1881 
15 Mark in Anſatz gebracht worden, deren Niederſchlagung der 
Antragſteller verlangt. Dem Verlangen konnte nicht ftattgegeben 
werden. Allerdings bezieht ſich das citirte Koſtengeſetz nur auf 
Angelegenheiten der ordentlichen ſtreitigen Gerichtsbarkeit, 
während für die freiwillige Gerichtsbarkeit, ſoweit in ihrem 
Bereich das R. G. mit Entſcheidungen befaßt wird, Art. IV der 
Novelle zum G. V. G. und zur Str. P. O. vom 17. Mai 1898, 
R. Geſ. Bl. S. 252, zur Anwendung kommt. Danach ſind in 
ſolchem Falle für die Berechnung der Koſten die landesgeſetzlichen 
Vorſchriften maßgebend; die erhobenen Koſten fließen jedoch in 
die Reichskaſſe. Vorausgeſetzt iſt dabei, daß gemäß der dem 
Rechtsmittel der weiteren Beſchwerde in § 79 Abſ. 2 der Grdb. O. 
und in § 28 Abſ. 2 des R. Gef. über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit gegebenen Konſtruktion das R. G. 
an Stelle des O. L. G. über die gegen einen landgerichtlichen 
Beſchluß eingelegte weitere Beſchwerde entſcheidet. Der andere 
Fall, daß eine Entſcheidung, die das O. L. G. ſelbſt auf weitere 
Beſchwerde erlaſſen hat, mit einer beim R. G. eingelegten neuen 
weiteren Beſchwerde angefochten wird, hat keine Berückſichtigung 
gefunden, weil ein ſolcher Inſtanzenzug geſetzlich nicht gegeben 
iſt. Daraus folgt indeſſen keineswegs, daß wenn eine Partei 
gleichwohl das R. G. mit einer ſolchen unzuläſſigen Beſchwerde 
angeht, die Entſcheidung darüber mangels einer den Fall 
treffenden koſtengeſetzlichen Vorſchriften gebührenfrei erfolgen 
muß. Wird näher begründet. Beſchluß des V. C. S. in 
der Grundbuchſache Alt- Lommatzſch vom 8. Oktober 1902, 
B Nr. 160/1902 V. 

Reichsgeſetz, betreffend die privatrechtlichen Ver— 
hältniſſe der Binnenſchifffahrt vom 15. Juni 1895. 

16. § 118. 

Nach dem thatſächlichen Vorbringen, worauf die Klage 
geſtützt wird, iſt der erhobene Anſpruch nicht nur als Vertrags- 
anſpruch auf Schadenserſatz, ſondern auch als Schadenserſatz— 
anſpruch aus unerlaubter Handlung begründet. Als ſolcher 
wird nun aber der Anſpruch von der einjährigen Verjährung 
des § 118 Ziffer 8 des Binnenſchifffahrtsgeſetzes ä. F. gar 
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nicht getroffen, weil dieſe nur Forderungen des Frachtführers 
„aus dem Frachtvertrage“ zum Gegenſtande hat und darunter 
nur die Vertragsforderungen des Frachtführers in ihrer Eigen⸗ 
ſchaft als Vertragsforderungen verſtanden werden können. Fand 
demnach die Verjährungsvorſchrift des Binnenſchifffahrtsgeſetzes 
auf den Klageanſpruch, inſofern er als Anſpruch aus unerlaubter 
Handlung begründet iſt, keine Anwendung, dann iſt er als 
ſolcher überhaupt noch nicht verjährt. Die Verpflichtungen aus 
unerlaubten Handlungen zum Schadenserſatz werden beſtimmt 
durch das am Ort der Begehung geltende Recht. Nach den 
Behauptungen der Klage beſtand das Verſchulden der Bekl., 
durch welches der dem Kl. entſtandene Schaden verurſacht ſein 
ſoll, darin, daß ſie bei der Verladung des durch hamburgiſches 
und preußiſches Gebiet zu befördernden Pulvers die für deſſen 
Verpackung maßgebenden hamburgiſchen und preußiſchen Polizei- 
vorſchriften nicht befolgte. Dieſe Verladung iſt auf hamburgiſchem 
Gebiet erfolgt, und deshalb war für die Verjährung des An- 
ſpruchs aus der behaupteten unerlaubten Handlung für die Zeit 
vor dem Inkrafttreten des B. G. B. entſcheidend das in Ham- 
burg geltende Recht und nicht das Recht desjenigen Ortes, 
wo der ſchädliche Erfolg der Handlung hervorgetreten iſt. Nach 
hamburgiſchem Recht unterlag der Anſpruch, da der Kl. im 
Sinne der Verjährungsvorſchriften dieſes Rechtes ein „Ab⸗ 
weſender“ war, nur einer 20 jährigen Verjährung. Zur Zeit, 
als das B. G. B. in Kraft trat, war ſomit von der Ver⸗ 
jährungsfriſt erſt der kleinere Theil abgelaufen, und aus den 
Vorſchriften des Art. 169 des E. G. zum B. G. B. und des 
§ 852 B. G. B. ergiebt ſich dann weiter, daß der Anſpruch 
auch zur Zeit der Klageerhebung noch unverjährt war. I. C. S. 
i. S. Wolff c. Rottweiler Pulverfabriken vom 17. September 
1902, Nr. 113/1902 J. 

Reichsgeſetz zur Bekämpfung des unlauteren 
Wettbewerbes vom 27. Mai 1896. 

17. 8 1. 

Bei der Beurtheilung, ob das die Ueberſchrift „Brennabor⸗ 
und Panther⸗Räder“ tragende Inſerat des Bekl. im Sinne des 
§ 1 des Geſetzes zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes 
vom 27. Mai 1896 unrichtige Angaben thatſächlicher Art über 
geſchäftliche Verhältniſſe, Preisbemeſſung u. |. w. enthalte, welche 
geeignet ſeien, den Anſchein eines beſonders günſtigen Angebotes 
hervorzurufen, kam es nicht auf eine moͤglichſt enge, ſich ſtreng 
an die gebrauchten Ausdrücke haltende Auslegung, auch nicht 
auf die Abſicht des Ankündigenden, ſondern auf die Auffaſſung 
des leſenden Publikums an, zu deſſen Täuſchung die An⸗ 
kündigung nach ihrem objektiven Inhalt geeignet ſein muß. 
Dieſe Grundſätze ſind in dem B. U. nach ſeiner Begründung 
nicht in richtiger Weiſe zur Anwendung gekommen. Wird that⸗ 
ſächlich näher dargelegt. II. C. S. i. S. Seibt c. Hertwig 
vom 3. Oktober 1902, Nr. 160/1902 II. 

Börſengeſetz vom 22. Juni 1896. 

18. 88 48, 66, 68. 

Das R. G. hat in dem in dieſer Sache erlaſſenen früheren 
Reviſionsurtheil ausgeſprochen, daß aus einem Auftrage zum 
Abſchluß von Börſentermingeſchäften, durch die ein Schuld— 
verhältniß nicht begründet, weil keine Partei in ein Börſenregiſter 
eingetragen, nach § 66 Abſ. 2 des Börſengeſetzes nicht nur keine 
Klage auf Ausführung, auf Erfüllung, auf das Intereſſe wegen 
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Nichterfüllung, auf Provifion und Erſatz von Auslagen ſtatt⸗ 
findet, ſondern daß auch der Auftraggeber nach Abſ. 4 § 66 
zurückfordern kann, was er vor der Abwicklung des Geſchäfts 
dem Auftragübernehmer als Vorſchuß, Sicherheit oder ſonſt 
gezahlt hat, weil der Auftragübernehmer die Geſchäfte als für 
ſeine eigene Rechnung geſchloſſen und deshalb ſelbſt das, was 
er zur Abführung an ſeinen Kontrahenten erhalten und abgeführt 
habe, als an ſich ſelbſt gezahlt gelten laſſen müſſe. Der B. R. 
wendet dieſe für ihn nach §8 565 Abſ. 2 der C. P. O. maß⸗ 
gebende rechtliche Beurtheilung auf den feſtgeſtellten Sachverhalt 
nicht an, weil nach den inneren Beziehungen zwiſchen dem Kl. 
als Kommittenten und dem Bekl. als Kommifſionär hier der 
Fall vorliege, für den in dem früheren Reviſionsurtheil der 
Ausſchluß der Rückforderung vorbehalten ſei, der Fall nämlich, 
daß der Kommiſſionär nur wie der Bediente, den der Herr zum 
Spiel benutze, eine vorgeſchobene Perſon ſei. Erwogen iſt dabei, 
daß, was unſtreitig, der Kl. ein Börſenſpekulant, der die Ge— 
ſchäfte durch den Bekl. gemacht habe, weil ſich mit ihm ſelbſt 
wegen ſeines Verhaltens bei früheren ähnlichen Geſchäften niemand 
eingelaſſen haben würde. Dadurch wird aber die Nichtanwendung 
der Rechtsſätze des früheren Reviſionsurtheils auf den in allen 
weſentlichen Punkten unverändert gebliebenen Thatbeſtand nicht 
gerechtfertigt. Wird näher begründet. I. C. S. i. S. Keſeling 
c. Segelken vom 17. September 1902, Nr. 109/1902 J. 

Reichsſtempelgeſetz vom 14. Juni 1900. 

19. Tarifſtelle Nr. 1c. 

Nach dem Tarif Nr. le zum Reichsſtempelgeſetz vom 
14. Juni 1900 werden Antheilsſcheine gewerlſchaftlich betriebener 
Bergwerke (Kuxe, Kurfcheine) mit einem feſten Stempel von 
1,50 Mark für jede einzelne Urkunde belegt. Im zweiten 
Abſatze der Tarifnummer iſt eine fernere Beſteuerung aller 
nach dem 1. Juli 1900 auf Werthe der angegebenen Art aus⸗ 
geſchriebenen Einzahlungen mit 1 v. H. vom Betrage der 
Einzahlung vorgeſehen, ſoweit ſolche nicht zur Deckung von 
Betriebsverluſten dienen oder zur Erhaltung des 
Betriebs in ſeinem bisherigen Umfange beſtimmt ſind oder 
verwendet werden. Die letzteren Befreiungsvorſchriften beziehen 
ſich aber lediglich auf Einzahlungen, die nach Eröffnung 
des Betriebes gefordert werden. Daß die vor dieſem Zeit 
punkte geleiſteten der Ermöglichung des Betriebes 
dienenden Ausgaben, alſo die Koſten der erſten Anlage des 
Bergwerks, der Schaffung der Betriebsſtätte, das Anlagekapital 
in dieſem Sinne, haben ſtempelfrei bleiben ſollen, iſt weder 
aus dem Wortlaute des Geſetzes noch aus den Verhandlungen 
des Reichstages, aus deſſen Initiative die Abänderungen des 
Reichsſtempelgeſetzes hervorgegangen ſind, zu entnehmen. 
könnte alſo zu einer der Kl. günſtigen Entjcheidung und zur 
Anwendung der Befreiungsvorſchrift nur dann gelangen, wenn 
es ſich bei den vom Bekl. zur Steuer herangezogenen Ein— 
zahlungen um ein bereits im Betriebe befindliches Bergwerk 
handelte. Dies iſt aber vom B. R. ohne Rechtsirrthum 
verneint. Der Begriff Bergwerksbetrib im Sinne des 
Reichsſtempelgeſetzes wird näher dargelegt. VII. C. S. i. S. 
Gewerkſchaft Hanſa⸗Silberberg 6. Steuerfiskus vom 30. Sep» 
tember 1902, Nr. 194/1902 VII und gleichartig in Sachen 
Walmert c. Steuerfiskus vom 30. September 1902, 
Nr. 194/1902 VII. 
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II. Das Gemeine Recht. 

20. Einrede der Verjährung. 

Das O. L. G. geht davon aus, daß, wie bis zur Anzeige 
der Abtretung der Forderung, bezw. bis zur Kenntniß des debitor 
cessus von dieſem Vorgange der Cedent durch feine Rechts- 
handlungen gegenüber dem Schuldner die Rechtslage des Ceſſionars 
verſchlechtern könne, fo bis zu demſelben Zeitpunkte ſowohl 


nach dem früheren gemeinen Rechte, als auch nach dem Rechte 


des B. G. B. auch ſeine Rechtshandlungen, ſoweit ſie an ſich 
vortheilhaft ſeien, zu Gunſten des Ceſſionars wirkten. 
Dieſe Anſicht iſt nun aber rechtlich nicht zu billigen, und zwar 
am wenigſten vom Standpunkte des B. G. B. aus. Nach 
§ 398 deſſelben tritt durch die Abtretung der neue Gläubiger 
völlig an die Stelle des bisherigen Gläubigers: der letztere iſt 
daher von da an eben nicht mehr Gläubiger und kann 
folglich jetzt weder durch einen in eigenem Namen geſchloſſenen 
Vertrag ein acceſſoriſches Recht für den nunmehrigen 
Gläubiger begründen, z. B. ein Pfandrecht ($ 1205 Abſ. 1) 
oder einen Bürgſchaftsanſpruch ($ 76 5 Abſ. 1), noch durch eine 
in eigenem Namen vorgenommene Rechtshandlung die Ber- 
jährung zu Gunſten des von ihm verſchiedenen neuen Gläubigers 
unterbrechen (vergl. §§ 208, 209). Daß er durch feine Hand- 
lungen möglicher Weiſe nach $ 407 des B. G. B. das Recht. 
des Ceſſionars ſo lange beeinträchtigen kann, als der 
Schuldner von der Abtretung nichts weiß, beruht auf beſonderen 
Billigkeitsgründen und berechtigt keineswegs zu der Schluß— 
folgerung, daß auch alle dem Ceſſionar vortheilhaften 
Handlungen vom Gedenten in eigenem Namen mit derſelben 
Wirkung wie vom Ceſſionar ſelbſt vorgenommen werden können. 
(Vergl. auch Dernburg, Bürgerliches Recht, Bd. 2 Abth. 1 
§ 139, I 3, S. 315.) Das auf den vorliegenden Fall zur 
Anwendung kommende gemeine Recht unterſchied ſich nach 
richtiger Auffaſſung in den hier erheblichen Beziehungen nicht 
vom Rechte des B. G. B. Wird näher begründet. VI. C. S. 
i. S. Lau c. Beyer vom 29. September 1902, Nr. 166/1902 VI. 

III. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

21. Thl. J Tit. 6 § 26 in Verbindung mit § 367 Nr. 12 
Strafgeſetzbuch. 

Beide Vorinſtanzen haben angenommen, daß dem Bekl. 
eine Verletzung der Vorſchrift des §S 36712 des Strafgeſetzbuchs 
zur Laſt falle; an der Unfallſtelle befinde ſich ein der Verwah⸗ 
rung bedürftiger Abhang, die Brüſtung, die man angebracht 
gehabt, ſei ganz unzureichend. Von dem R. G. iſt allerdings 
mehrfach ausgeſprochen worden, daß gewöhnliche Wegegräben, 
wie fie zum Zwecke der Trockenlegung der Straßen läugs der 
ſelben angebracht zu werden pflegen, nicht ohne Weiteres zu 
den Abhängen und Oeffnungen im Sinne jener Vorſchrift zu 
rechuen ſeien, andererſeits aber auch anerkannt worden, daß ein 
der Entwäſſerung des Straßenkörpers dienender, längs deſſelben 
hinlaufender Graben unter jene Vorſchrift falle, wenn er nach 
ſeiner Beſchaffenheit, insbeſondere nach ſeiner Tiefe und der 
Steilheit des Abfalls, oder ſonſt nach den örtlichen Verhält— 
niſſen eine beſondere Gefahr für die auf der Straße verkehrenden 
Menſchen biete. (Vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. 25 S. 53 flg., Juriſtiſche Wochenſchrift 1897 S. 62 
Nr. 46, 1898 S. 251 Nr. 20.) Die Annahme der Bor: 
inſtanz, daß ein Fall der letzteren Art hier vorliege, iſt uicht zu 
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beanſtanden. Unbegründet iſt es ferner, wenn die Reviſion 
einen Mangel der Urtheilsbegründung darin gefunden wiſſen 
will, daß nicht angegeben und feſtgeſtellt ſei, wen das O. L. G. 
unter dem Willensorgan, deſſes Verſchulden es annehme, gemeint 
habe. Eines Ausſpruches hierüber bedurfte es nicht. Der 
beklagte Kommunalverband hat ein Willensorgan und muß es 
haben, zu deſſen Geſchäftskreis die Fürſorge für den ordnungs⸗ 
mäßigen Zuſtand der vom Kreiſe zu unterhaltenden Straßen 
gehörte; hat dieſes Willensorgan den gefährlichen Zuſtand der 
in Frage ſtehenden Wegeſtelle gekannt, ſo fällt ihm ein von 
dem Bekl. zu vertretendes Verſehen zur Laſt, weil es für die 
Beſeitigung jenes Zuſtandes nicht geſorgt hat, wozu die Zeit 
von der Uebernahme der Straße durch den Kreis bis zu dem 
Unfalle, wie auf der Hand liegt, mehr als genügend war; hat 
das Willensorgan aber den gefährlichen Zuſtand nicht erkannt, 
ſo beſteht ſein Verſehen darin, daß es nicht die erforderliche 
Prüfung der Straße vorgenommen hat oder durch geeignete 
Perſonen hat vornehmen laſſen. (Vergl. Juriſtiſche Wochen⸗ 
ſchrift 1899 S. 589 Ziffer 42.) Anlangend das dem Ver⸗ 
letzten vorgeworfene eigene Verſchulden fo iſt dies vom Vorder— 
richter für bedeutungslos erklärt, weil der Bekl. ein Polizeigeſetz 
im Sinne von § 26 Thl. 1 Tit. 6 des A. L. R. vernachläſſigt 
habe, nach dieſer Vorſchrift aber ein konkurrirendes Verſchulden 
des Verletzten in ſolchem Falle den Schadenerſatzanſpruch nicht 
berühre. In der That iſt auch dieſe rechtliche Erwägung zu- 
treffend und durchſchlagend. Vergl. Rehbein und Reincke, 
A. L. R., V. Auflage, Bd. I S. 238 Anm. 6. Entſch. des 
R. G. in Civilſachen Bd. 21 S. 210 (Urtheil vom 7. April 
1888), Juriſtiſche Wochenſchrift 1898 S. 25 Nr. 65, S. 372 
Nr. 79, auch Jahrgang 1897 S. 257 Nr. 93, 1900 S. 264 
Nr. 18. Die Einſchränkungen, welche die Ausführungen des 
Urtheils vom 7. April 1888 durch dasjenige vom 27. April 1899 
(Entſch. in Civilſachen Bd. 43 S. 369 flg.) erfahren haben, 
kommen hier nicht in Betracht. VI. C. S. i. S. Kreis Soeſt 
c. Poſtfiskus vom 22. September 1902, Nr. 174/1902 VI. 

22. Thl. I Tit. 12 8 519. 

Die Beſtimmung in § 519 Thl. I Tit. 12 des A. L. R. 
geht nur dahin, daß im zweifelhaften Falle letztwillige Ver⸗ 
fügungen ſo zu deuten ſind, wie ſie nach den Vorſchriften der 
Geſetze am beſten beſtehen können. Es fällt aber in den Bereich 
der den Inſtanzgerichten zuſtehenden Würdigung des Thatſäch⸗ 
lichen, ob der Sinn einer letztwilligen Verfügung als zweifelhaft 
zu betrachten iſt oder nicht, und im vorliegenden Falle ergeben 
die Ausführungen des B. R., daß derſelbe die von ihm vertretene 
Auslegung als eine völlig geſicherte betrachtet, daß er an dem 
Willen des Erblaſſers, die Elſa neben dem Arno E. als Erbin 
zu berufen, keinen Zweifel hegt. Für die Anwendung des 
§ 519 Thl. I Tit. 12 des A. L. R. iſt hiernach kein Raum 
gegeben. VII. C. S. i. S. Preuß. Fiskus c. Arnheim vom 
16. September 1902, Nr. 171/1902 VII. 

IV. Sonſtige Preußiſche Landesgeſetze. 

Preußiſches Geſetz über die Eintragung von 
Grundeigenthum vom 11. Juni 1874. 

23. § 10 Abſ. 2. 

Nach dem § 10 Abſ. 2 des Eintragungsgeſetzes vom 
11. Juni 1874 kommt die Wertherhöhung, welche das abzutretende 
Grundſtück erſt in Folge der neuen Anlage erhält, bei der Be⸗ 
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meſſung der Entſchädigung nicht in Anſchlag. Mit dieſer 
Geſetzesbeſtimmung ſteht das angefochtene Urtheil im Widerſpruch, 
in dem das B. G. die Erhebung des von der Bekl. erbotenen 
Beweiſes bezüglich der Ende 1894 und Anfang 1895 ſtatt⸗ 
gefundenen Vergleichskäufe beziehungsweiſe Verkaufsangebote mit 
der Erwägung abgelehnt hat, daß dieſelben nicht geeignet ſeien, 
als Vergleichskäufe zu dienen, da es ſich dabei um Erwerbungen 
handele, welche die Bekl. ſelbſt durch Vermittelung dritter Perſonen 
zwecks Anlegung der fraglichen Eiſenbahnlinie zu einer Zeit 
gemacht habe, als noch nicht genauer bekannt geweſen ſei, auf 
welchen Grundſtücken die Bahn angelegt werden würde und das 
Bekanntwerden der Abſicht, dieſelbe zu bauen, einen preisſteigernden 
Einfluß noch nicht ausgeübt habe, was zur Zeit der Enteignung 
jedenfalls der Fall geweſen ſei. Hiernach beruht die Ablehnung 
des Beweiserbietens auf der Auffaſſung, daß bei der Bemeſſung 
der Entſchädigung auch noch der preisſteigernde Einfluß mit in 
Anſchlag kommen dürfe und müſſe, der darauf zurückzuführen 
ſei, daß „genauer“ bekannt geworden ſei, auf welchen Grund- 
ſtücken die Bahn angelegt werden würde. Dieſe Auffaſſung iſt 
rechtsirrthümlich. Für die Bemeſſung der Entſchädigung iſt zwar 
grundſätzlich, was die Lage und die Beſchaffenheit des zu ent- 
eignenden Grundſtücks ſowie die Preisverhältniſſe im Allgemeinen 
angeht, gemäß feſtſtehender Rechtſprechung der Tag der Zuſtellung 
des Entſchädigungsfeſtſetzungsbeſchluſſes maßgebend; jedoch darf 
hierbei gemäß ausdrücklicher Vorſchrift des $ 10 Abſ. 2 a. a. O. 
nicht diejenige Wertherhöhung, welche das zu enteignende Grund⸗ 
ſtück erſt in Folge der neuen Anlage erhält, in Anſchlag kommen. 
Die Vorſchrift iſt, wie der erkennende Senat bereits früher 
entſchieden hat, (vergl. Eiſenbahnrechtl. Entſch. Bd. IX S. 363) 
in dem Sinne zu verſtehen, daß nicht bloß die thatſächliche, in 
der Regel erſt nach Ausführung der Anlage eintretende Werth⸗ 
erhöhung außer Anſchlag zu bleiben hat, ſondern jedenfalls 
auch jede Erhöhung des Preisniveaus, welche die Grundſtücke 
der fraglichen Gegend, beziehungsweiſe das von der Enteignung 
betroffene Grundſtück erfahren haben, ſeitdem die neue Anlage 
durch Bewilligung des Enteignungsrechts in ſicherer Ausſicht 
ſtand. Denn die Vorſchrift bezweckt, den Unternehmer gegen die 
ſpekulative Preisſteigerung zu ſchützen, welche im Grundſtücks⸗ 
verkehr durch das Bekanntwerden eines den Grundſtücken vortheil- 
haften Unternehmens zu entſtehen pflegt. Von dieſem Geſichts⸗ 
punkte muß die Abſchätzung ſo geſchehen, als ob die Anlage 
nicht in Ausſicht ſtände beziehungsweiſe geſtanden hätte und der 
ſonſt für die Abſchätzung maßgebende Zeitpunkt der Zuſtellung 
des Entſchädigungsfeſtſetzungsbeſchluſſes muß gewiſſermaßen zu 
Gunſten des Unternehmens auf die Zeit vor Veröffentlichung 
des Unternehmens zurückverlegt werden. (Vergl. Löbell, Ent⸗ 
eignungsgeſetz, S. 69 Bemerkung 6; Eger, Geſetz über Ent⸗ 
eignung von Grundeigeuthum, S. 344.) II. C. S. i. S. Köln⸗ 
Bonner Kreisbahnen c. v. Diergardt vom 3. Oktober 1902, 
Nr. 252/1902 II. 

Preuß. Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 

24. Tarifſtelle 70. 

Die Stempelſteuerbehörde hat eine Anzahl von ſogen. 
Feuerkaſſenſcheinen, welche von der ſtädtiſchen Feuerſozietät in 
Stettin darüber ausgeſtellt ſind, daß ſtädtiſche Grundſtücke bei 
ihr zu einer gewiſſen Taxe verſichert find, und daß der Feuer⸗ 
kaſſenbeitrag ſich auf eine gewiſſe Summe beziffert, auf Grund 
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der Tarifſtelle 70 des Stempelſteuergeſetzes vom 31. Juli 1895 
zur Steuer herangezogen. Dem B. R. iſt aber unbedingt 
beizupflichten, wenn er es ablehnt, dieſe Beſcheinigungen dem 
Stempel der Tarifſtelle 70 zu unterwerfen. Wie der Wort- 
laut der Tarifſtelle (Verſicherungs verträge, auch in der Form 
von Policen) in einer jeglichen Zweifel ausſchließenden Deutlich⸗ 
keit beſagt, hat fie nur Urkunden über ſolche Verſicherungs⸗ 
verhältniſſe zum Gegenſtand, welche durch Vereinbarung der 
Betheiligten begründet ſind, mag das Schriftſtück in einer von 
beiden Seiten vollzogenen Vertragsurkunde oder in einer von 
dem Verſicherer über die Vereinbarung in der Form der Police 
einſeitig ausgeſtellten Erklärung beſtehen. Wenn wie hier, das 
Verſicherungsverhältniß unmittelbar durch das Geſetz begründet 
wird, kann die Tarifſtelle demgemäß keine Anwendung finden. 
VII. C. S. i. S. Fiskus c. Feuerſozietät zu Stettin vom 
3. Oktober 1902, Nr. 216/1902 VII. 

V. Das Franzöſiſche Recht (das Badiſche Landrecht). 

25. Code civil Art. 1690. 

Der erkennende Senat hat in dem vom B. G. bezogenen 
Urtheil vom 2. November 1894, Rep. II 207/94 — abgedruckt 
Rheiniſches Archiv Bd. 88 II 32 ff. — rechtsgrundſätzlich aus- 
geſprochen, daß zur Wirkſamkeit der Uebertragung einer Forderung 
gegenüber dritten Perſonen eine derart genaue Bezeichnung der 
Forderung vorausgeſetzt werde, daß über den Gegenſtand der 
Uebertragung kein Zweifel beſtehe; er hat nach wiederholter 
Prüfung dieſer Frage keinen Anlaß von der damals ausgeſprochenen, 
aus der Vorſchriſt des Art. 1690 c. c., deren Entſtehung und 
Zweck abgeleiteten Rechtsanſicht abzugehen. Das B. G. iſt 
aber bei Würdigung der dem Drittſchuldner ſignifizirten Ceſſions⸗ 
urkunde vom 13. Auguſt 1898 und der zu deren Auslegung 
gegebenen Darlegungen der Kl. zu dem prozeſſualiſch einwand- 
freien Ergebniſſe gelangt, daß es der Ceſſion überhaupt an der 
thatſächlichen Beſtimmtheit für Dritte fehle. Die hieraus ab— 
geleitete rechtliche Folge, daß danach der Ceſſion gegen Dritte 
im Sinne des Art. 1690 c. c., zu denen auch der Konkurs— 
verwalter über das Vermögen des Cedenten gehöre, überhaupt 
keine Rechtswirkung beigelegt werden könne, enthält eine richtige 
Anwendung jenes aus Art. 1690 abgeleiteten Rechtsgrundſatzes. 
II. C. S. i. S. Rheiniſche Bank c. Konkursmaſſe Krümpel⸗ 
mann vom 3. Oktober 1902, Nr. 234/1902 II. S. 8. 


Litteratur und Zeitſchriften. 


Litteratur -Beſprechung. 
I. 

Zur Vorgeſchichte des Rechts. In dieſen Tagen 
erſcheint im Verlag von Eduard Trewendt in Breslau eine 
Vorgeſchichte des Rechts (Prähiſtoriſches Recht) vom 
Oberlandesgerichtsrath Wilutzky in Breslau, von welcher uns 
bislang die erſten 6 Aushängebogen zur Durchſicht vorgelegen 
haben. 

Auf Grund dieſer Keuntnißnahme trägt Rezenſent kein 
Bedenken, ſchon jetzt die Leſer unſerer Zeitſchrift auf dieſes hoch- 
intereſſante Werk aufmerkſam zu machen, auf das wir nach 
ſeinem Erſcheinen gelegentlich nochmals zurückkommen werden. 
Das Werk entſpricht einem ſich immer allſeitiger ausſprechenden 
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Bedürfniſſe der Zeit, auch die tieferen rechtsphiloſophiſchen 
und geſchichtlichen Wurzeln unſerer Wiſſenſchaft, die ſich den 
Vorwurf der Trockenheit nur durch Vernachläſſigung der Pflege 
dieſer Wurzeln zugezogen hat, zu ergründen, die Ergebniſſe der 
vergleichenden Rechtswiſſenſchaft zu verwerthen, mit einem 
Worte jene Geſammtverbindlichkeit unſerer Fachwiſſenſchaft mi: 
dem Baume des menſchlichen Geſammtwiſſens wieder mehr zu 
pflegen, die allein die wiſſenſchaftliche Beſchäftigung mit einem 
Sonderfach adelt und die auch für ihren letzten Endpunkt, 
den ich ſelbſtverſtändlich in der Praxis der Rechtsſetzung und 
Rechtsanwendung finde, niemals ohne weittragende Bedeutung 
geweſen iſt. Rezenſent ſteht um ſo weniger an, ſchon hier die 
außerordentlich intereſſante und formgewandte Darſtellung des 
Buches, das von vielſeitiger Forſchung und gründlichſter Litteratur⸗ 
kenntniß zeugt, anzuerkennen, als er ſachlich einen ent⸗ 
ſchieden ablehnenden Standpunkt zu den vom Verf. in dem 
bislang vorliegenden Theile vertretenen wiſſenſchaftlichen Anſchau⸗ 
ungen einnimmt. Vielleicht dient eine kurze Kennzeichnung 
dieſes Gegenſatzes mehr, als eine bloße Anerkennung der ver- 
dienſtvollen Arbeit dazu, die Aufmerkſamkeit auf dieſe neue 
rechtsgeſchichtliche Veröffentlichung zu lenken. 

Verf. ſtellt an die Spitze ſeiner Forſchung „die wichtigſte 
Frage innerhalb der Menſchheit, das Verhältniß von Mann 
und Weib“. 

Er vertritt hier die heutzutage auf Grund moderner kultur⸗ 
hiſtoriſcher Schriften, insbeſondere Bachofens, v. Hellwalds, 
Lubbocks u. A. allerdings weitverbreitete Auffaſſung, daß die gegen⸗ 
wärtige Rechtsordnung der Geſchlechtsbeziehungen, insbeſondere 
die monogamiſche Ehe der Kulturvölker ſich aus primitiven Zu- 
ſtänden entwickelt habe, die nicht nur chriſtliches, ſondern über- 
haupt geſittetes Empfinden geradezu als einen Sumpf bezeichnen 
muß. Die wiſſenſchaftlich . euphemijtiihe Bezeichnung dieſes 
Sumpfes lautet: „Geſammtehe (Hetärismus)“. Zu⸗ 
treffender erſcheint der Ausdruck Promiſcuitäͤt d. h. der 
Mangel jedes dauernden geregelten Geſchlechtsverkehrs, die 
allgemeine Proſtitution, jenes „Chacun à Chacune“, das bereits 
der libertiniſtiſche Verf. des Roman de la Rose und andere 
ähnlich geſinnte Dichter) und Philoſophen (unter letzteren be 
kanntlich auch Rouſſeau) als vermeintlich „goldenes Zeitalter“ 
an die Spitze der Entwickelung ſetzen. Neu iſt alſo dieſe 
Anſchauung an ſich nicht, aber neu iſt der von vielen modernen 
Kulturhiſtorikern gemachte Verſuch, ihr eine auf tief gelehrten 
Quellenforſchungen und bedeutſamen anthropologiſchen Ent⸗ 
deckungen der Neuzeit ruhende ſcheinbar wiſſenſchaftlich— 
unanfechtbare Begründung zu verſchaffen. 

Man muß anerkennen, daß der Verf. mit außerordentlicher 
Beleſenheit Alles zuſammengeſtellt hat, was jene Auffaſſung zu 


*) Vergl. Taſſo, Aminta: „Die goldne Zeit“, — 
Weil jenes Wörtchen inhaltleer, 
„Die Ehre“ noch nicht als Tyrannin 
Natur beherrſchte und Verdruß vermiſchte 
Mit der ſüßen Luſt 
Der liebeſeel'gen Schaar 
Nur eine einz'ge holde Satzung galt: 
Si libet, licet! 
Dagegen vergl. Goethe's Taſſo II, 1: 
„Erlaubt iſt, was ſich ziemt!“ 
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unterſtützen ſcheint, und daß dieſe Arbeit geeignet ift, den Neu⸗ 
ling in dieſer Art der Forſchung ebenſo zu blenden, wie die 
inzwiſchen durch beſonnene Quellenforſchung immer mehr wider⸗ 
legte rein negativ hiſtoriſche Kritik der zweiten Hälfte des 
19. Jahrhunderts, anknüpfend an David Strauß, Niebuhr u. A. 
weite Kreiſe geblendet hat. 

Herausgeber erachtet es aber um ſo mehr für ſeine Pflicht, 
den ſcheinbar blendenden Ergebniſſen dieſer Art der Forſchung 
entgegenzutreten, als dieſe Ergebniſſe geeignet ſind, einen bedenk⸗ 
lichen Relativismus auf dem zarteſten Getriebe menſchlicher 
Sittlichkeit, der „Sittlichkeit“ af Rex zu ſchmeicheln, der 
jedoch ſelbſt vor einer rein natürlichen oder naturwiffen- 
ſchaftlichen Auffaſſung des geſellſchaftlichen Lebens ſich 
unmöglich behaupten kann. 

Die gegenwärtig noch in ihren erſten Anfängen befindliche 
Vorgeſchichte des Menſchengeſchlechts unterliegt, als eine Art 
„geiſtiger Geologie“ (Gobineau) offenbar denſelben Irrwegen 
und ähnlichen voreiligen Hypotheſen, wie ſeiner Zeit die in⸗ 
zwiſchen längſt zu einwandfreieren Ergebniſſen gelangte eigent⸗ 
liche Geologie. Es fehlt ihr noch vollſtändig an unbedingt 
fiheren Leitgrundſätzen, geologiſch geſprochen an ſog. Leitfoſſilien, 
um das Alter eines Rechtszuſtandes in der Entwickelungsreihe 
zu beſtimmen, und ſie läßt ſich, wie die ältere Geologie vielfach 
durch bloße Geſteinsfärbungen oder Infiltrationen einer Schicht 
irreleiten, die vor einer gründlicheren Forſchung ſich als durchaus 
nebenſächlich aufklären. 

Gewiſſe Korruptionserſcheinungen und Entartungszuſtände 
finden ſich nämlich in hochkultivirten Schichten nicht minder, 
wie in ſehr primitiven, ja ſie umgeben ſich ſtellenweiſe mit dem 
Nimbus einer „hſittlichen“ oder gar „religiöſen“ Einrichtung. 
Aber daraus iſt keineswegs der Schluß zu ziehen, daß es ſich 
hier bei den hochkultivirten Schichten um Rückſtände eines 
urſprünglich normalen Geſellſchaftszuſtandes handelt, ſondern 
nur der, daß gewiſſe ſittliche Abweichungen im Menfcen- 
geſchlecht ebenſo frühzeitig ſich eingeſtellt haben wie viele Krank⸗ 
heiten, die man mit Unrecht erſt für Entwickelungsprodukte der 
Hochkultur erachtet hat. 

Dies in Beziehung auf die ſog. Promiſcuität oder den 
Hetärismus nachgewieſen zu haben, iſt das unſchätzbare Verdienſt 
eines Forſchers, den ich zu meinem Bedauern vom Herrn Verf. 
in ſeinen intereſſanten Kapiteln über die „Geſammtehe“, der 
„Gruppenehe“ u. ſ. w. vollſtändig unbeachtet ſehe, nämlich des 
bedeutenden finniſchen Forſchers Eduard Weſtermark in ſeinem 
Buche History of marriage, deutſch unter dem Titel: „Ge— 
ſchichte der menſchlichen Ehe“ (Jena, Coſtenoble). Eine 
eingehende Beſprechung dieſes letzteren Werkes in der letzten 
(September-) Nummer der von uns bereits mehrfach empfohlenen 
Politiſchen anthropologiſchen Revue beſchließt Katſcher 
mit dem Worte, daß es in feinem Spezialfache zum „Standard- 
work“ geworden ſei. Nun, dieſes Standardwork erklärt die 
Annahme, daß der Menſch urſprünglich in ſog. Ehegemein⸗ 
ſchaft d. h. Promiſcuität gelebt habe, für „durchaus unwiſſen⸗ 
ſchaftlich“, fie beruhe auf Berichten über einige wilde Völker, 
die angeblich „Ehegemeinſchaft“ kennen und über gewiſſe 
ſeltſame Gebräuche, die für Ueberbleibſel aus einer Zeit 
gehalten werden, in welcher es noch keine Ehen gab. Allein 
die Angaben über jene wilden Völker ſind größtentheils als 
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irrig nachgewieſen und die Richtigkeit der übrigen iſt min⸗ 
deſtens zweifelhaft; ſollten jedoch einzelne wirklich richtig ſein, 
ſo wäre es nach Anſicht Weſtermarks verfehlt, ans dieſen wenigen 
Ausnahmefällen zu ſchließen, daß die ganze Menſchheit das 
gleiche Entwickelungsſtadium durchgemacht habe, und gerade bei 
den am niedrigſten ſtehenden Völkerſchaften nähern ſich die ge⸗ 
ſchlechtlichen Beziehungen am wenigſten der Promiſcuität. 

Vielmehr bezeichnet Weſtermark die Promiſcuitätshypotheſe 
als geradezu unvereinbar „mit allen richtigen Vorſtellungen, die 
wir uns vom Urzuſtande des Menſchen zu machen vermögen”. 
Ungeregelter Verkehr der Geſchlechter erzeugt ſtets eine patho⸗ 
logiſche Beſchaffenheit, die der Fruchtbarkeit entgegenſteht; auch 
das Vorherrſchen der Eiferſucht bei Naturvölkern, die von 
korrumpirenden Einflüſſen des Kulturabſchaums unberührt find, 
ſowie ſelbſt bei den untergeordneten Säugethieren ſpricht gegen 
jene Hypotheſe. 

Schon die Primaten, aus denen nach entwicklungswiſſen⸗ 
ſchaftlicher Anſchauung der Menſch hervorging, lebten in Einzelehe, 
waren auch keine Heerdenthiere. Nicht die Horde ſondern die 
Familie iſt das Molekül, das ſpäter erſt das geſellſchaftliche 
Daſein im Zuſammenſchluß mit ſeines Gleichen bildete. (Vergl. 
auch meine Einleitung zum Familienrecht in dem Buche: Von 
den Pandekten zum B. G. B. Bd. III S. 1 ff.) 

Daſſelbe gilt dann natürlich von der ſog. Gruppenehe, 
die nach des Verf. Anſicht die nächſtliegende Schicht über die 
Promiſcuität bildet; und ebenſo von der Geſchwiſterehe 
bezw. überhaupt den Verboten der Blutſchande. Weſter— 
mark führt auch letztere auf einen durch Ausleſe des Zweck— 
mäßigen gezüchteten Naturtrieb zurück. Ein ſolcher, ein 
inſtinktiver Abſcheu, der ſich des Rechten wohl bewußt iſt, macht 
unter normalen Verhältniſſen die geſchlechtliche Liebe zwiſchen 
den allernächſten Verwandten „zu einer ſeeliſchen Unmöglichkeit“. 
Die Urſache iſt in der inſtinktiven Scheu vor den üblen 
Folgen der Ehen zwiſchen Blutsverwandten zu ſuchen. 

Weſtermarks gründliche Forſchungen haben neuerdings eine 
bedeutende Verſtärkung erfahren durch die phyſiologiſch ent- 
wicklungsgeſchichtliche Vertiefung der Lehre von der geſchlechtlichen 
Zuchtwahl und den Bedingungen der Erhaltung und Veredelung 
der Raſſen überhaupt, wie ſie uns vor Allem der bedeutende 
ſelektioniſtiſche Biologe Weißmann geliefert hat. 

Die neuerdings nach dem erſten rein darwiniſtiſchen Stadium 
ihrer Begründung erheblich geklärte Entwicklungswiſſenſchaft 
erweiſt ſich ſomit auch in dieſer geſellſchaftlich⸗anthropologiſchen 
Richtung eher als eine als wiſſenſchaftlich beachtenswerthe 
Gegnerin, denn als Gönnerin des kommuniſtiſchen Sozialismus, 
der es vielfach liebt, mit jenen angeblich wiſſenſchaftlichen 
Hypotheſen Bachofens u. ſ. w. zu paradiren; dieſe Wiſſenſchaft 
iſt konſervativ und ariſtokratiſch im Sinne eines v. Gobineau. 

Die Sittengeſetze find im Großen und Ganzen Natur- 
geſetze des geſellſchaftlichen Lebens. Ein ethiſcher Relativismus, 
wie ihn der Herr Verf. S. 54 ſeiner geiſtreichen Schrift vertritt, 
bleibt dieſer Erkenntniß gegenüber nicht ſtichhaltig; denn Natur- 
geſetze find zwar in ihrer Anwendung vielfach bedingt, gleichwohl 
aber auch in ihren geſellſchaftlichen Wirkungen von abſoluter, 
zwingender Geltung und jedenfalls nichts Konventionelles. 

Verf. ſchreibt a. a. O., nachdem er vermeintliche Ueberreſte 
der urſprünglich nach ſeiner Auſicht allgemein verbreitet geweſenen 
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Promiſcuität ſogar in einzelnen beſonders argen Unſittlichkeiten, wie 
ſie bis zum 15. Jahrhundert vielfach als „gebräuchlich“ dargeſtellt 
werden, z. B. „Ausleihen der Frau“ konſtatirt hat: „Ich vermeide, 
dieſe argen Dinge niederzuſchreiben und fürchte den Leſer zu 
ermüden. Aber ſo toll uns dieſe Verhältniſſe erſcheinen mögen, 
ſo müſſen wir uns doch ſtets vor Augen halten, daß die damalige 
Gegenwart ihren Zuſtand für die beſte der möglichen Welten 
hielt. So auch wir. Thun wir denn anders? Wir halten 
unſere Auffaſſung für die allein mögliche, und wiſſen wir, wie 
ferne Kulturſtufen nach uns ſich zu unſeren Idealen ſtellen werden?“ 

Schon der beſonnene Philoſoph Lotze warnt in ſeinem 
Microcosmus die Gegenwart vor nichts mehr als vor dieſem 
hiſtoriſchen Relativismus, der ſchließlich den abſoluten Maßſtab 
aller Werthe verlieren müſſe. Indem ich unter Hinweis auf die 
neueren Forſchungen Weſtermarks, deren Widerlegung noch ab- 
zuwarten ſein dürfte, auf dieſem Gebiete gegen den Verf. Front 
mache, bin ich ſelbſtverſtändlich nicht der Anſicht, daß der Verf. 
ſelbſt und ſeine zahlreichen, zur Zeit ſogar die Mehrheit der 
Forſcher auf dieſem Gebiete darſtellenden wiſſenſchaftlichen 
Gewährsmänner ihre retroſpektiven Hypotheſen zu Gunſten 
kommuniſtiſcher Zukunftsideale haben verwerthen wollen. Im 
Gegentheil, auch ſie erkennen ja zweifellos in der Entwicklung 
zur Einzelehe einen Fortſchritt an; allein, indem ſie uns die 
Nothwendigkeit dieſes Fortſchritts nicht erklären, vielmehr 
die geſellſchaftliche Möglichkeit, ja retroſpektiv die Wirklichkeit 
anderer entgegengeſetzter Ideale behaupten, bleiben ſie einerſeits 
inſofern hinter den Anforderungen auch der genetiſch⸗wiſſenſchaft⸗ 
lichen Forſchung zurück, als ſie uns nicht klar machen, warum 
die Entwicklung der Ehe aus jenem vermeintlich prähiſtoriſchen 
Sumpfe als indirekte Ausleſe des Zweckmäßigen gerecht⸗ 
fertigt war; und andererſeits geben ſie durch eben dieſen Mangel 
jener vermeintlich fortſchrittlichen, in Wahrheit aber rückſchritt⸗ 
lichen Geſellſchaftskritik eine Scheinwaffe in die Hand, die, wie 
manche ſehr bedenkliche Parteibeſtrebungen der Neuzeit bezeugen, 
z. B. die im letzten Grunde gegen die moderne Ehe und Familie 
gerichtete radikale Frauenbewegung („freie Liebe“), eine rück⸗ 
ſchrittliche Ausleſe, d. h. die ſittliche und phyſiſche Decadence 
begünſtigen. 


Perſonal⸗Veräuderungen. 
Zulafſungen. 

Rechtsanwalt Dr. Richard Leibl beim Amtsgericht und Land⸗ 
gericht Saarbrücken; — Rechtsanwalt Diedrich Otto beim Amts⸗ 
und Landgericht Brakel; — Rechtsanwalt Adolf Heymann beim 
Landgericht Liegnitz; — Rechtsanwalt Stratmann beim Land» 
gericht Münſter; — Gerichtsaſſeſſor Dr. Nakatenus beim Amts⸗ 
gericht Ratingen; — Rechtsanwalt Julius Taſſe beim Amts- 
gericht Rixdorf; — Rechtsanwalt Johann Jakob Becker beim 
Amtsgericht Bensheim; — Rechtsanwalt Carl Alfred Stölzner 
beim Amtsgericht und bei der Kammer für Handelsſachen 
Annaberg; — Rechtsanwälte Ed. Paul Nietzſchmann, Fritz 
Riedel und Dr. Martin Joſef Lappe bei der Kammer für 
Handelsſachen Annaberg; — Rechtsanwalt Hans Dobberſtein 
beim Amtsgericht und Landgericht Bromberg; — früherer 
Bürgermeiſter Arthur Heygſter beim Amtsgericht und Land⸗ 
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gericht Memel; — Rechtsanwalt Wilhelm Böcker beim Amts 
gericht Buer; — Rechtsanwalt Robert Grumbach beim Land- 
gericht Freiburg i. B.; — Rechtsanwalt Dr. Balder beim 
Amtsgericht Steinau a. O.; — Rechtsanwalt Jakob Kreutz er 
beim Landgericht Karlsruhe; — Rechtsanwalt Adolf Wentzel 
beim Landgericht 1 Berlin; — Rechtsanwalt Hugo Taſſe beim 
Landgericht und Amtsgericht Deſſau; — Rechtsanwälte Heinrick 
Malkwitz und Arnold Zernetti beim Reichsgericht Leipzig; 
— Rechtsanwälte Richard Mahr und Joſef Brücklmayr beim 
Landgericht I München; — Rechtsanwalt Eduard Heſſenber g 
beim Landgericht Frankfurt a. M.; — Gerichtsaſſefſor Oswald 
Gerth beim Amtsgericht Sangerhauſen; — Gerichtsaſſeſſor 
Lüſſe beim Amtsgericht Schwelm; — Rechtsanwalt Arnim 

Güth beim Landgericht Wiesbaden; — Rechtsanwalt Paul 
Haug beim Landgericht Neuburg a. Donau; — Rechtsanwalt 

Dr. Walther Waldſchmidt beim Kammergericht Berlin; — 

Rechtsanwalt Arthur Schubart beim Landgericht II München; 

— Rechtsanwalt Dr. Karl Eugen Arndt beim Landgericht 

Leipzig; — Rechtsanwalt Kurt Graefe beim Landgericht I 

Berlin; — Rechtsanwalt Max Miller beim Amtsgericht 

Roſenheim; — Rechtsanwalt Dr. Leopold Biſchofs werder 

beim Amtsgericht Charlottenburg; — Rechtsanwalt Wilhelm 

Gutfeld beim Landgericht II Berlin; — Gerichtsaſſeſſor 

Friedrich Carl Fiſcher beim Amtsgericht Gernsheim; — Rechts⸗ 

anwalt Dr. Fritz Buchmann beim Landgericht Regensburg. 


Berichtigung. 
In Nr. 66 muß es unter den Zulaſſungen heißen: Gerichts⸗ 
aſſeſſor Rackhorſt beim Landgericht (nicht Amtsgericht) in 
Osnabrück. 


Löſchungen. 

Rechtsanwalt Dr. Karl Eugen Arndt beim Landgericht 
Zwickau, beim Amtsgericht Kirchberg (Sachſen) und beim Amts⸗ 
gericht Glauchau; — Rechtsanwalt Juſtizrath Alexander Zink⸗ 
eiſen beim Landgericht Leipzig; — Rechtsanwalt Juftizrath 
Karl Schenck beim Landgericht Darmſtadt; — Rechtsanwalt 
Rudolf Stöcker beim Amtsgericht Arolſen und beim Land⸗ 
gericht Caſſel; — Rechtsanwalt Geißler beim Landgericht 
Breslau; — Rechtsanwalt Juſtizrath Carl Horn beim Amts- 
gericht und Landgericht Elbing; — Rechtsanwalt Juſtizrath 
Joſeph Hofmann beim Landgericht Meiningen; — Rechts- 
anwalt und Notar Juſtizrakh Julius Kipping beim Land⸗ 
gericht Altenburg; — Rechtsanwalt Max Miller beim Amts- 
gericht Traunſtein; — Rechtsanwalt Dr. Clauſſen beim 
Oberlandesgericht Kiel; — Rechtsanwalt Otto Freiherr 
von Andrian⸗Werburg beim Landgericht Weiden; — Rechts⸗ 
anwalt, Landſyndikus a. D., Geh. Hofrath Ernſt Ahlers beim 
Landgericht Neuſtrelitz und beim Amtsgericht Neubrandenburg. 


Todesfälle. 

Rechtsanwalt Dr. Joſeph in Hamburg; — Juſtizrath 
Dr. Th. Heymann in Berlin; — Juſtizrath Weyland in 
Bochum; — Rechtsanwalt und Notar Ludw. Segall in 
Königs⸗Wuſterhauſen; — Rechtsanwalt Dr. Seibert in 
Darmſtadt; — Juſtizrath Miernicki in Inowrazlaw; — 
Rechtsanwalt Wundermann in Berlin. 


Für die Redaktion verantwortlich: Juſtizrath Dr. Seelig in Leipzig. Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin S. 14. 
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Vereins nachrichten. 


Die Verſendung des Terminkalenders für das Jahr 1903 
iſt erfolgt. Erinnerungen wegen Nichtempfanges können nur 
berückſichtigt werden, wenn ſie bis 20. November 1902 bei 
dem unterzeichneten eingebracht werden. 

Leipzig, Bismarckſtraße 2, den 4. November 1902. 


Dr. Deiß, Juſtizrath, Schriftführer. 


Der erſte Band der zweiten Auflage des Kommentars 
zum Bürgerlichen Geſetzbuch von Dr. Ludwig Kuhlenbeck 
kommt Mitte November d. J. bei Carl Heymann's 
Verlag in Berlin W. 8, Manerſtraße 43/44 zur Ausgabe. 
Der Ladenpreis für das geheftete Exemplar beträgt 10 Mark, 
für das gebundene 11 Mark. Die Verlagshandluug bewilligt 
jedoch den Mitgliedern des Dentſchen Auwaltvereins einen 
Vorzugspreis. Derſelbe beträgt für ein geheftetes Exemplar 
5 Mark, für ein gebundenes 6 Mark. Beſtellkarte liegt bei. 


Die Rechtſprechung des Reichsgerichts in Beziehung 
auf die wichtigiten Begriffe und Inſtitute des 
Civilrechts 
in ſyſtematiſcher Folge dargeſtellt und kritiſch beſprochen von 
Dr. jur. L. Kuhlenbeck. 


LVII. 
Pachtvertrag. 


Der Pachtvertrag unterſcheidet ſich vom Miethvertrag 
dadurch, daß er den Pächter nicht nur zum Gebrauch, zum 
bloßen uti, ſondern noch zum Fruchtgenuß, zum uti frui 
berechtigt; er ſetzt deshalb auch einen Gegenſtand voraus, der 
zur Fruchtziehung geeignet iſt. Andererſeits iſt er nicht wie 
die Miethe auf Sachen im Sinne des B. G. B., d. h. auf 
körperliche Gegenſtände beſchränkt. Auch Rechte kennen 
Gegenſtand des Pachtvertrags ſein, ebenſo ein Komplex von 
Rechten, z. B. ein Handelsgeſchäft. Hierbei macht es keinen 
Unterſchied, ob die Ausübung des Rechts zu einer Subſtanz⸗ 
verminderung führt oder nicht, wie denn bekanntlich ſchon das 
Corp. juris (I. 9 8 2 D. de usufr. 7, 1) einen Nießbrauch 
z. B. an Steinbrüchen kennt. Vergl. Kuhlenbeck, Von d. 
Pand. z. B. G. B. I S. 279 ff. Insbeſondere hat das 


Reichsgericht, V. C. S. i. S. Zeidler o. Meyer vom 7. März 
1901 (Juriſtiſche Wochenſchrift 1901 S. 266 Nr. 38) ſich über 
dieſe Art von Gegenſtänden des Pachtoertrags bei Gelegenheit 
der Verpachtung einer Kohlen abbaugerechtigkeit zu⸗ 
nächſt allerdings für das Pr. A. L. R., aber doch in einer 
auch für das neue Recht zutreffenden Begründung dahin aus⸗ 
gelaſſen: 
„Es iſt zwiſchen den Parteien nicht ſtreitig, daß M. 
als eingetragener Eigenthümer des Grundſtückes Kunzen⸗ 
dorf Nr. 253, das als ſolches auch Eigenthümer der 
unter Nr. 2, auf dem Titelblatt dieſes Grundſtücks ein: 
getragenen Kohlenabbaugerechtigkeit auf dem Rittergut 
Kunzendorf war, die Ausübung dieſes Kohlenabbau— 
rechts dem Bekl. durch die Verträge vom 14./16. Sep⸗ 
tember 1898 und 14. Juli 1899 bis zum 1. Januar 
1909 gegen Entgelt, welcher in der Hauptſache nach 
dem Umfange der geſörderten Kohle bemeſſen worden 
iſt, überlaſſen hat, und es iſt auch nicht ſtreitig, daß 
ſich der Bekl. bereits in der Ausübung dieſes Rechts 
befunden hat, als Kl. die Auflaſſung des Grund⸗ 
ſtücks Kunzendorf Nr. 253 erhielt und mit dieſem 
Grundſtück zugleich die einen Beſtandtheil derſelben 
bildende Kohlenabbaugerechtigkeit erwarb. Wenn daher 
die Ueberlaſſung der Ausübung des Kohlenabbaurechts 
an den Bekl., wie dieſer annimmt und worin ihm der 
I. R. beigetreten iſt, rechtlich als die Begründung eines 
Pachtrechts anzuſehen iſt, wenn ſich alſo der Bekl. 
bereits zu der Zeit, als Kl. Eigenthümer wurde, im 
Beſitze der ihm pachtweiſe überlaſſenen Berechtigung 
befand, ſo würde Kl. das Pachtverhältniß gegen 
ſich gelten laſſen müſſen (S8 358, 359 Tit. 21 
Thl. I des A. L. R., Art. 171 des E. G. zum 
B. G. B.), da es nach 8 12 Abſ. 2 des Geſetzes über 
den Eigenthumserwerb u. ſ. w. vom 5. Mai 1872, 
welcher nach 8 68 daſ. auch auf die ſelbſtändigen 
Kohlenabbaugerechtigkeiten in den vormals königlich 
ſächſiſchen Landestheilen Anwendung findet, einer Ein⸗ 
tragung des Pachtrechts zur Wirkſamkeit gegen Dritte 
nicht bedarf. Die Frage iſt alſo nur, ob ſich die 
rechtliche Unterſtellung unter den Begriff 
eines Pachtrechts rechtfertigen läßt, denn 
darüber kann füglich kein Zweifel beſtehen, daß nach 
dem hier zur Anwendung kommenden Preußiſchen 
Recht eine Berechtigung, wie die hier fragliche, 
Gegenſtand des Beſitzes ſein, daß ſie alſo vom 
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Pächter nach vollzogener Uebergabe durch Ausübung 
beſeſſen werden kann (vergl. Eccius, Preußiſches Privat⸗ 
recht, Bd. 3 § 159 bei Note 39 ff.). Die hiernach 
zu entſcheidende Frage iſt mit dem I. R. zu Gunſten 
des Bekl. zu beantworten. An ſich können ſowohl nach 
dem heutigen Recht (S 595 des B. G. B. und Planck, 
Kommentar Note 1 zu § 581) wie nach dem A. L. R. 
(SS 1—3 Tit. 2 Thl. J und Eccius, Preußiſches Privat⸗ 
recht Bd. 3 § 136 bei Note 34) auch Rechte den Gegen⸗ 
ſtand eines Pachtvertrages bilden, dies wenigſtens dann, 
wenn ſie ihrer Natur nach auf eine gewiſſe Dauer be⸗ 
rechtigt ſind. Nach dieſer Richtung hin beſtehen bei 
Kohlenabbauberechtigung keine Bedenken. Dieſe liegen 
vielmehr für das Preußiſche Recht und im Hinblick 
auf die Judikatur des vormaligen Königlichen Ober⸗ 
tribunals (Eccius a. a. O. Note 40) darin, daß ein 
Abbau naturgemäß auf eine Subſtanzverminderung 
gerichtet iſt, was mit dem Begriffe des Pachtrechts 
nicht vereinbar erſcheint. Nun ließe ſich zwar hier⸗ 
gegen ſagen, daß die Subſtanzverminderung nur das 
Grundſtück trifft, welches nicht den Gegenſtand des 
Pachtvertrages bildet, da vielmehr dieſer Gegenſtand 
das an dem Grundſtück beſtehende Recht iſt; aber damit 
würde das Bedenken nicht beſeitigt, ſondern die Frage 
nur dahin verändert, ob auch Rechte, mit denen 
eine Subſtanzverminderung nothwendig ver: 
bunden iſt, einem Dritten zur Ausübung durch 
Pachtvertrag überlaſſen werden können. 
Indeß das R. G. hat ſchon in ſeiner bisherigen 
Rechtſprechung kein Bedenken getragen, einen Vertrag 
über die Ausbeutung von Thonlagern zur 
Ziegelfabrikation (Entſch. in Civilſachen 
Bd. 27 S. 279) oder über Entnahme von Sand 
und Kies aus einem Grundſtück in unbeſchränkter 
Menge (Gruchot Bd. 37 S. 921) als Pachtvertrag 
anzuerkennen, und es hat damit den Satz, daß es 
mit dem Begriffe der Pacht unvereinbar ſei, 
wenn das eingeräumte Gebrauchs- oder 
Nutzungsrecht zu einer Subſtanzverminderung 
führt, als allgemein gültig aufgegeben. Hier⸗ 
mit hat ſich auch die neuere Doktrin des Preußiſchen 
Rechts einverſtanden erklärt (Eccius a. a. O. und Dernburg, 
Preuß. Privatrecht, Bd. 2 § 134 Abſ. 1); ob ſich die Frage 
für das B. G. B. inſofern erledigt, als nach ihm zu den 
Früchten, auf deren Bezug der Pächter nach 8 581 des 
B. G. B. Anſpruch hat, auch die „ſonſtige Ausbeute“ 
gehört, welche aus der Sache ihrer Beſtimmung gemäß 
gewonnen wird (§ 99 des B. G. B.), kann für den vor⸗ 
liegenden Fall unerörtert bleiben. Bei der Kohlen⸗ 
abbaugerechtigkeit insbeſondere kommt hinzu, daß das 
Geſetz ſelbſt (S 114 Abſ. 1 des Allgemeinen Berg: 
geſetzes vom 24. Juni 1865) den weſentlich gleich⸗ 
liegenden Fall einer Ueberlaſſung des Bergwerkes zur 
Ausbeutung gegen Entgelt als „Verpachtung“ bezeichnet, 
ein Umſtand, der um ſo weniger zu überſehen iſt, als 
es ſich hier um eine Anwendung des § 12 Abſ. 2 des 
E. E. G. handelt, für welches Bergwerke und die ſelbſt— 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


XXXTI Jahrgang. 


ſtändigen Kohlenabbaugerechtigkeiten in 8 68 baf. den⸗ 
ſelben Vorſchriften unterworfen ſind.“ 

Einen Gegenſtand der Pacht kann auch das Jagdrecht 
bilden. Da der Verpächter verpflichtet iſt, dem Pächter den 
Genuß der Früchte, ſo weit ſie nach den Regeln einer 
ordnungsmäßigen Wirthſchaft als Ertrag anzuſehen ſind, 
zu gewähren (8 581 Abſ. 1 B. G. B.), fo ergiebt ſich hieraus 
zunächſt für den Jagdpächter die Pflicht, die gepachtete Jagd 
nach den Regeln der echten Waidmannskunſt, alſo nicht nur 
unter Wahrung der geſetzlichen Schonzeiten, ſondern auch 
während der letzteren ſchonend (civiliter) auszuüben. Eine 
Austilgung des Wildſtandes braucht der Verpächter nicht zu 
dulden; er kann, da die Beſtimmungen über Miethe entſprechend 
Anwendung finden, auf Unterlaſſung der unwaidmänniſchen 
Jägerei auch ſchon während des Beſtehens des Pachtvertrages 
klagen ($ 550), allerdings erſt nach zuvoriger Abmahnung. 
Nach Ablauf des Pachtvertrags hat er noch einen Schadens⸗ 
erſatzanſpruch (§S 823). Wie aber ſteht es mit dem Recht 
des Jagdpächters? Selbſtverſtändlich hat der Verpächter 
grundſätzlich nur die unbehinderte Ausübung der Jagd zu 
gewährleiſten und haftet nicht für eine beſondere, überdies ja 
durch Jagdtüchtigkeit des Pächters bedingte Ergiebigkeit. An⸗ 
wendbar erſcheinen mir aber auch auf dem Boden des B. G. B. 
die zunächſt nach franzöſiſchem Recht vom R. G. XXV Nr. 77 
S. 351 aufgeſtellten Grundſätze: 

Für die Frage, inwieweit dem Jaadpächter gegen⸗ 
über dem Pächter eine Gewährleiſtungspflicht obliegt, 
kommen die Vorſchriften des Jagdpolizeigeſetzes vom 
7. Mai 1850 nicht in Betracht, vielmehr iſt dieſelbe 
mangels einer Vertragsbeſtimmung nach den Grund⸗ 
ſätzen des maßgebenden bürgerlichen Rechts? zu be⸗ 
antworten. Es kommen deshalb zunächſt die allgemeinen 
Regeln des code civil über die Verträge und weiter 
die von der Miethe und Pacht handelnden Art. 1714 ff. 
code civil, ſoweit es die beſondere Natur des Jagd⸗ 
verpachtvertrages zuläßt, letztere analog zur Anwendung. 
Danach iſt anzunehmen, daß die Gewährleiſtungspflicht 
des Jagdverpächters ſich grundſätzlich nur auf die un⸗ 
behinderte Ausübung der Jagd erſtreckt, derſelbe aber 


für Ertrag bezw. Ergiebigkeit der Jagd 
nicht haftet, daß ſich der Pächter ferner Ver⸗ 
änderungen in der Benutzung der Grund⸗ 


ſtücke des Jagdterrains, auch wenn dieſe auf die 
Art der Bejagung oder den Ertrag Einfluß haben, 
gefallen laſſen muß. Daraus iſt jedoch eine unbedingte 
Befugniß des Verpächters zu Veränderungen jeder 
Art nicht zu folgern, vielmehr die Frage, ob eine 
ſolche im einzelnen Falle als zuläſſig anzuſehen, mit 
Rückſicht auf die vorliegenden Umſtände, namentlich auch 
auf die Erheblichkeit der eingetretenen Veränderung, 
nach den Grundſätzen der Billigkeit und des guten 
Glaubens, welche die Erfüllung der Verträge geſetzlich 
beherrſchen, zu beurtheilen. Art. 1419 Abſ. 3, 1723 
a. a. O. in Verbindung mit den Art. 1134, 1135 a. a. O. 
Hier iſt unanfechtbar thatſächlich feſtgeſtellt, daß eine 
außergewöhnliche, beim Abſchluſſe des Ber: 
trages nicht vorauszuſehende Veränderung 
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der Benutzungsart vorliegt, daß durch ſie eine 
dauernde Verminderung des Ertrages der 
Jagd um 7¼ herbeigeführt worden iſt und daß, 
wenn die Veränderung früher eingetreten wäre, 
ein mindeſtens um ¼ G niedriger Pachtpreis erzielt 
ſein würde. Unhaltbar iſt die weitere Rüge, daß 
jedenfalls den Kl. ein Anſpruch auf Minderung des 
Pachtpreiſes nicht zuſtehe, vielmehr nur auf die Auf: 
löſung des Vertrages und eventuell auf Schadenerſatz 
habe geklagt werden können. Nach allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen (Art. 1142, 1145, 1147 code civil) wird ein 
Kontrahent dadurch, daß er ſeine Vertragspflicht ver⸗ 
letzt, dem anderen Theile zur Schadloshaltung d. h. zur 
Ausgleichung des dieſem entſtandenen Vermögens- 
nachtheils verpflichtet. Läßt ſich letztere nur im ge⸗ 
gebenen Falle in einer Herabminderung der vertrag⸗ 
lichen Gegenleiſtung finden, fo ſteht einem darauf ge: 
richteten Anſpruche des anderen Kontrahenten grund⸗ 
ſätzlich nichts entgegen. Im vorliegenden Falle findet 
überdies Art. 1722 a. a. O. analoge Anwendung. Auch 
der Einwand der mangelnden Paſſivlegitimation iſt un⸗ 
begründet. Nach den in Betracht kommenden Be⸗ 
ſtimmungen 88 4, 9—11 des Jagdpolizeigeſetzes vom 
7. Mai 1850 iſt hier die Geſammtheit der Grundbeſitzer 
des Jagdbezirkes, welche eine durch die Gemeinbehörde 
vertretene Rechtsgemeinſchaft bilden, als Verpächter an⸗ 
zuſehen. Sie iſt daher auch die richtig Beklagte, wenn 
der Pächter wegen vertragswidriger Beeinträchtigung 
der Jagd Anſprüche erhebt.“ 

Der wickhtigſte und häufigſte Gegenſtand eines Pacht⸗ 
vertrags iſt ein landwirthſchaftliches Grundſtück, über 
welche daher auch das B. G. B. in den SS 582 ff. eine Anzahl 
von beſonderen Vorſchriften giebt. Zunächſt hat der Pächter 
eines ſolchen nach $ 582 die gewöhnlichen Ausbeſſerungen, 
insbeſondere die der Wohn⸗ und Wirthſchaftsgebäude, der 
Wege, Gruben und Einfriedigungen auf feine Koſten zu be⸗ 
wirken. Außergewöhnliche Ausbeſſerungen, welche erforderlich 
ſind, um den Fruchtbezug zu ermöglichen, treffen dagegen den 
Verpächter. Hierher zählt u. A. bei einer Mühlenpacht die 
zur Erhaltung der Mühle in brauchbarem Zuſtande in Folge 
eines Naturereigniſſes erforderliche Reinigung eines Flußbetts. 
So wurde ſchon nach Pr. A. L. R. 1.5 § 318 vom R. G. 
IV. C. S. i. S. Fiskus gegen Dreheim vom 9. Juli 1896, 
Juriſt. Wochenſchr. 1896 S. 450 Nr. 56 entſchieden. 

Das R. G. ſagt hier u. A.: „Zugegeben werden kann, 
daß die Verpflichtung des Vermiethers reſp. Verpächters zur 
Beſeitigung ſtörender Einflüſſe an deren Unmöglichkeit ihre 
Grenze findet, und daß im Falle der Unmöglichkeit dem 
Miether und Pächter nur das Recht des Rücktritts vom Ver⸗ 
trage übrig bleibt. Eine Unmöglichkeit der Räumung des 
Flußbetts liegt aber nicht vor. Der Bekl. hat die Koſt⸗ 
ſpieligkeit einer ſolchen geltend gemacht. Es kann indeß 
dahingeſtellt bleiben, ob dieſe unter Umſtänden — bei un⸗ 
verhältnißmäßig hohen Koſten — der Unmöglichkeit gleich⸗ 
zuſtellen wäre, und ob die Koſten hier wirklich eine ganz 
unverhältnißmäßige Höhe erreichen. Denn die Angaben des 
Bekl. beziehen ſich nür auf die jetzt erforderlichen Koſten der 
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Reinigung, die nur dadurch dieſe Höhe erreicht 
haben, daß viele Jahre nichts zur Erhaltung des 
Waſſerſtandes geſchehen iſt.“ 

Auch für die Pacht gilt der S 571 B. G. B., der nach 
dieſſeits ſtets vertretener Anſicht (übereinſtimmend mit der 
deutſchrechtlichen Auffaſſung) die Pacht zu einem relativ 
dinglichen Rechtsverhältniſſe ſtempelt. Wird das verpachtete 
Grundſtück nach der Ueberlaſſung an den Pächter von dem 
Verpächter an einen Dritten veräußert, ſo tritt der Erwerber 
an die Stelle des Verpächters in die ſich während der 
Dauer ſeines Eigenthums aus dem Pachtverhältniß 
ergebenden Rechte und Pflichten ein. 

Gehört zu dieſen Pflichten auch diejenige der Rückgewähr 
einer vom Pächter dem Verpächter beſtellten Pachtkaution? 
Das Reichsgericht hat dieſe Frage auf Grund der für den 
zitirten Paragraphen des B. G. B. vorbildlichen Beſtimmung 
des Pr. A. L. R. 1 21 8 358 verneint. 

Vergl. R. G. XXXI Nr. 55 S. 250. Hier wird mit 
Bezugnahme auf ein früheres Urtheil des V. C. S. vom 
20. Februar 1889 ausgeführt: 

„Nur die Vertragspflichten, an deren Erfüllung der 
aus dem zweiſeitigen Vertrage hervorgehende Anſpruch 
geknüpft ſei, gingen von ſelbſt auf den Käufer über. 
Soweit die Forderung des Pachtzinſes nicht wegen 
Nichterfüllung der Pflichten des Verpächters zurück⸗ 
gewieſen werden können, ſoweit könne auch ein ſelbſt⸗ 
ſtändiger Anſpruch (Kompenſationsanſpruch) gegen den 
Käufer des verpachteten Grundſtückes nicht erhoben 
werden. Die dem Verpächter gezahlte Kaution ſolle 
nur die Erfüllung der Verpflichtungen des Pächters 
ſichern, ſie ſei ohne jede Bedeutung für das Recht des 
Verpächters, ſolche Erfüllung zu fordern. Ihre Rück⸗ 
gabe werde zum Anſpruche erſt nach Beendigung des 
Pachtverhältniſſes und nach Erfüllung aller Ver⸗ 
pflichtungen, die ſie ſichern ſollte, durch ſie werde alſo 
auch nicht der Anſpruch auf Rückzahlung des Pacht- 
zinſes bedingt. Die Forderung auf Rückgabe 
entſpringe einem Nebenvertrage, aus dem 
der Käufer des Pachtgutes nur in Folge 
beſonderer Abmachungen verpflichtet werden 
könne. Daraus folge ohne weiteres auch die 
Unſtatthaftigkeit der Kompenſation der Kautions⸗ 
rückzahlung mit einer Pachtzinsforderung; die letztere 
gebühre dem Adjudikatar, weil er dem Pächter 
den Pachtgenuß gewährt habe, und nicht, weil ihm 
etwa dieſe Forderung erſt vom Subhaſtaten übertragen 
worden ſei; dagegen beſtehe dieſe Forderung auf Rück⸗ 
gewähr der Kaution gegen den Subhaſtaten, nicht 
gegen den Adjudikatar. Dieſe Begründung trifft auch 
auf den vorliegenden Fall zu. Wie es zu entſcheiden 
wäre, wenn dem Kläger als Erſteher des ſubhaſtirten 
Grundſtückes auch die Pachtkaution übergeben worden 
wäre, und ob ſchon dann anders zu entſcheiden ſein 
würde, wenn der Pachtvertrag die dem Pächter als 
ſolchem obliegenden Leiſtungen in eine Verbindung mit 
ſeinem Anſpruche auf Rückgewähr der Pachtkaution 
geſetzt hätte, z. B. durch Einräumung eines Kompen⸗ 
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ſations⸗ oder Retentionsrechtes, braucht nicht erörtert 
zu werden, da ein ſolcher Fall nicht vorliegt. 

Der Kläger hat die Pachtkaution nicht erhalten und 
der Pachtvertrag enthält über die Rückgabe der Kaution 
nur die Beſtimmung, daß ſie nach Beendigung der 
Pacht erfolgen ſolle, ſoweit nicht der Verpächter be⸗ 
rechtigt ſei, ſich aus ihr wegen ſeiner Anſprüche zu 
decken. Es fragt ſich daher lediglich, ob der Kläger 
in Folge ſeines geſetzlichen Eintrittes in das Pacht⸗ 
verhältniß ($ 358 I. 21, 8 840 I. 11 A. L. R.) ver 
pflichtet iſt, dem Pächter die nicht ihm, ſondern dem 
Subhaſtaten eingehändigte Kaution zurückzugeben oder 
ſich gefallen zu laſſen, daß der Pächter ihm gegenüber 
mit dem Anſpruch auf die Rückgabe der Kaution kom⸗ 
penſire, und dies iſt aus den Gründen der Entſcheidung 
vom 20. Februar 1889 zu verneinen. Iſt auch die 
Kautionsſtellung im Pachtvertrage ausbedungen worden, 
ſo bewirkt ſie doch keine nähere Ausgeſtaltung des 
Pachtverhältniſſes, fo wenig wie die Pfandbeſtellung 
für ein Kaufgeld oder für ein Darlehn die Verpflichtung 
aus dem Kauf: oder Darlehnsvertrage modifizirt. Ders 
artige Verabredungen ſind zwar materiell acceſſoriſche 
Verträge, inſofern die Sicherſtellung eine zu ſichernde 
Hauptforderung vorausſetzt, und auch formell dann 
Nebenverträge, wenn fie in dem die Hauptforderung 
begründenden Vertrage getroffen werden; aber nichts⸗ 
deſtoweniger begründen ſie ein beſonderes Rechts⸗ 
verhältniß, das auch eine beſondere Klage erzeugt, 
z. B. bei der Kautionsſtellung durch Fauſtpfand die 
actio pigneraticia directa. Die Entgegennahme der 
Pachtkaution durch den urſprünglichen Verpächter hatte 
für dieſen die aus dem Nebenvertrage entſpringenden 
Verpflichtungen zu Folge, aber dieſe entſprangen eben 
aus dem durch das Pachtverhältniß bloß veranlaßten, 
die Verpflichtungen aus dem Pachtverhältniſſe ſelbſt 
nicht beeinfluſſenden Nebenvertrage, ſie können deshalb 
auch nicht lediglich in Folge ſeines geſetzlichen Eintritts 
in das Pachtverhältniß auf den Käufer des Pachtgutes 
übergehen. Vergl. Entwurf des B. G. B. für das 
Deutſche Reich. II. Leſung § 513.“ 


Ebenſo gilt für das Pachtverhältniß der $ 559, betr. das 
Pfandrecht des Grundſtücksvermiethers an den ein⸗ 
gebrachten Sachen, und zwar nach $ 585 für den gefammten 
Pachtzins, ohne die in 8 563 für Miethe eingeführte Bes 
ſchränkung auf das letzte Jahr. Als eingebrachte Sache hat das 
Reichsgericht in der Entſcheidung vom 27. März 1895, Juriſt. 
Wochenſchrift 1895 S. 230 Nr. 25 auch eine Bahnanlage an⸗ 
erkannt, welche ſich von dem Pachtlande bis zu einem 
außerhalb deſſelben belegenen Abladeplatze erſtreckte. 
Die fragliche zunächſt nach Pr. A. L. R. begründete Entſcheidung 
dürfte auch noch für das B. G. B. belangreich bleiben, 
insbeſondere was folgenden Theil der Begründung betrifft: 


„Auch daraus, daß die Schuppen und das rollende 
Material als Zubehör, das auf dem Pachtlande liegende 
Stück des Geleiſes als Theil der Bahnanlage angeſehen 
werden können (was nicht, wie das B. G. auzunehmen 
ſcheint, ſchon dadurch ausgeſchloſſen iſt, daß ſie nicht 
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auf dem Grundſtück des G. ihren Standort hatten), 
folgt nichts gegen das Beſtehen das Pfandrechts. 

Der Satz, daß durch rechtliche Verfügungen über die 
Hauptſache von ſelbſt auch die Pertinenzen betroffen 
werden (A. L. R. Thl. 1 Tit. 2 88 105 ff.), iſt nicht 
auch in der Umkehrung "richtig, daß nicht über die 
Pertinenzen getrennt von der Hauptſache verfügt werden 
könnte. Wie der Eigenthümer der Hauptſache die Per⸗ 
tinenzen durch Veräußerungen von der Hauptſache 
trennen kann, wie ſie auch gegen ſeinen Willen — im 
Exekutionswege — davon getrennt werden können, ſoweit 
dadurch nicht in die aus der Pertinenzeigenſchaft ſchon 
entſtandenen Rechte Dritter eingegriffen wird, ſo kann 
er ſie auch ſelbſtſtändig verpfänden, und das thut er 
kraft Geſetzes, indem er ſie in einem gemietheten oder 
gepachteten Raum einbringt. Und wie ferner durch die 
„Zuſchlagung“ zu einer anderen Sache (A. L. R. Thl. I 
Tit. 2 8 44) nur ſolche Sachen zu deren Pertinenzien 
gemacht werden können, die Eigenthum des Zuſchlagenden 
ſind, ſo können auch beſtehende Pfandrechte durch Zu⸗ 
ſchlagung der Pfandſache zu einer anderen nicht be⸗ 
ſeitigt werden. Ingleichen würde, wenn die Einbringung 
einer Sache auf das gepachtete Grundſtück und ihre 
Zuſchlagung als Pertinenz zu einer anderen Sache 
gleichzeitig geſchähe, daß kraft Geſetzes durch die Ein⸗ 
bringung entſtehende Pfandrecht durch den Akt der 
Zuſchlagung als eine einſeitige, die Vorausſetzungen des 
Pfandrechtes nicht aufhebende Handlung des Eigen⸗ 
thümers nicht ausgeſchloſſen werden können. Das 
Gleiche gilt von dem auf dem Pachtlande liegenden 
Stücke des Geleiſes. Als untrennbarer Theil der ganzen 
Bahnanlage kann es ſchon deshalb nicht gelten, weil 
der Eigenthümer (G.) von vorn herein wußte, daß es 
in dem Zuſammenhange mit dem weiteren Geleiſetheile 
nur bleiben könne, ſo lange das Pachtrecht dauere; und 
in der, nur für dieſe Dauer möglichen Verbindung mit 
dem anſchließenden Geleiſe kann eine ſtillſchweigende 
Ausſchließung des Pfandrechts nicht gefunden werden, 
eben weil der Verpächter befugt blieb, zum Zwecke der 
Ausübung ſeines Pfandrechts die Löſung dieſer Ver⸗ 
bindung zu fordern. Daß hierdurch der dem Pächter 
verbleibende Geleiſetheil an Werth verliert, ändert an 
dem Rechte des Pächters Nichts, ganz abgeſehen davon, 
daß die ganze Bahnanlage augenſcheinlich nur zum 
Zwecke der Ausnutzung der Pachtung angelegt iſt, mit 
deren Aufhören ſie alſo ihre Bedeutung als beſondere 
Sache verloren hat, wie ja denn auch der Kläger ſelbſt 
das ganze Geleiſe und das Betriebsmaterial der Bahn 
nicht als Theile der Bahnanlage ſondern als befondere 
einzelne Sachen gekauft hat, da, wie er ſelbſt zur Be⸗ 
gründung ſeines aus der Pertinenzeigenſchaft ent⸗ 
nommenen Einwandes nach dem Thatbeſtande des B. U. 
angegeben hat, das Eigenthum des G. an dem Grund und 
Boden der Bahnanlage (Abladeplatz und Bahnkörper) 
noch fortbeſteht. V. C. S. i. S. Froſtenſon c. Hoſpital 
St. Cyriaci vom 27. März 1895, Nr. 41/95 V.“ 
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XXXI. Jahrgang. 


Ein wunder Punkt im Strafprozeßz. 
Von Rechtsanwalt Dr. Mamroth, Breslau. 


Ich meine die Rechtsbelehrung des Vorfitenden aus § 300 
Str. P. O. Es ſei mir geſtattet, drei nach verſchiedenen Richtungen 
markante Fälle aus eigener Erfahrung zu reproduziren: 

1. Ein Schwurgericht in der Provinz — hauptſächlich 
zuſammengeſetzt aus ländlichen Geſchworenen. Anklage wegen 
betrüglichen Bankerutts aus § 239 Nr. 2 R. Konk. O. Der 
Angeklagte iſt verdächtig, nachdem er ſeine Zahlungen eingeſtellt, 
durch einen Scheinverkauf ein Vermögensſtück bei Seite geſchafft 
zu haben. Der als Zeuge vernommene Gegenkontrahent (Käufer 
der bei Seite geſchafften Sache) bekundet, daß er von vornherein 
angenommen, daß das Eigenthum durch den Kaufvertrag auf 
ihn nicht übergehen ſolle. Später von ſachverſtändigen Perſonen 
auf das Bedenkliche des Geſchäfts hingewieſen, habe er dem An⸗ 
geklagten den Rücktritt von dem Vertrage erklärt. Der gerichtliche 
Sachverſtändige erklärt, daß nach ſeinem Dafürhalten beim Ange⸗ 
klagten damals keine „Zahlungseinſtellung“, ſondern nur „Zahlungs⸗ 
ſtockung“ vorlag. Die Vertheidigung hebt hervor, daß mit dem 
Gutachten des Sachverſtändigen ein weſentliches Thatbeſtands⸗ 
merkmal und damit die Anklage ſelbſt falle, und führt aus, daß 
der Zeuge die ihm fpäter gewordene Aufklärung mit feinen Ein- 
drücken und Annahmen bei Abſchluß des Geſchäftes ſelbſt kon⸗ 
fundire, weil ſonſt ja gar nicht erklärlich wäre, daß er ſich zum 
Abſchluſſe des Scheinvertrages, den er als ſolchen erkannt, herbei⸗ 
gelaſſen. Lange nach Mitternacht giebt der Vorſitzende den er⸗ 
müdeten Geſchworenen die Rechtsbelehrung und erklärt dabei: 
„Der gerichtliche Sachverſtändige hat feine Anſicht dahin aus⸗ 
geſprochen, daß nur Zahlungsſtockung vorliegt, aber dieſe 
Anſicht iſt grundfalſch.“ Ferner: „Was die Zeugenausſage 
des Vertragsgegenkontrahenten anbetrifft, ſo muß ich hervorheben, 
daß Sie ſich nur nach demjenigen zu richten haben, was der Zeuge 
hier in der Hauptverhandlung geſagt hat. Die Ausführungen 
des Vertheidigers über eine etwaige Beeinfluffung 
des Zeugen durch die jpäter von ihm eingeholten Aus- 
künfte ſind alſo für Sie unbeachtlich.“ Die Geſchworenen 
ſprachen den Angeklagten des betrügeriſchen Bankerutts ſchuldig. 

2. Eine Nothzuchts⸗Verhandlung. Der 19 jährige An- 
geklagte hat erwieſenermaßen, als er Abends aus der Kneipe nach 
Haus kam, ein Mädchen, um das er ſchon lange warb, zu noth- 
züchtigen verſucht. Die Vertheidigung beantragt die Zubilligung 
mildernder Umſtände, die ſie in der Jugend des Angeklagten, 
dem vorangegangenen Alkoholgenuß, der ſtarken ſinnlichen Zu⸗ 
neigung zu dem Mädchen, ſchließlich in der bisherigen Un⸗ 
beſcholtenheit und dem Geſtändniß des Burſchen erblickt. Der 
Vorfitzende erklärt am Schluß ſeiner Rechtsbelehrung: „Was 
mildernde Umſtände find, ſagt das Geſetz nicht. Sie müſſen 
ſelbſt erwägen, ob der vorliegende Fall gegenüber der Norm 
gleichgearteter Fälle durch beſondere Momente in milderem Lichte 
erſcheint. Ich kann Ihnen nur ſagen: Wenn Sie wünſchen, 
daß Ihre Frauen und Töchter nicht ſicher ſind vor 
Buben wie dem Angeklagten, ſo bewilligen Sie ihm 
mildernde Umſtände.“ Die Geſchworenen verneinten die 
mildernden Umſtände. 

3. Auf der Anklagebank eine Frau, die in dem irrthümlichen 
Glauben, ſchwanger zu ſein, ein ihr von einer betrügeriſchen 
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Hebamme angeprieſenes, abſolut ungeeignetes Mittel mit der 
Abſicht der Beſeitigung ihrer Putativſchwangerſchaft genommen 
hat. Ein Schulfall für Verſuch an untanglichem Objekt mit 
untauglichen Mitteln. Die Vertheidigung weiſt auf die bekannte 
Kontroverſe zwiſchen dem Reichsgericht und einer großen Anzahl 
erſter Juriſten hin und exemplifizirt auf einige, in Konſequenz 
der reichsgerichtlichen Anſchauungen zu verurtheilende abſurde 
Fälle (Verſuch des Todtbetens ꝛc.). Der Vorſfitzende beſtätigt in 
ſeiner Rechtsbelehrung den herrſchenden Meinungsſtreit, beſtätigt 
auch, daß die von der Vertheidigung gegebenen Beiſpiele der 
Konſequenz der reichsgerichtlichen Auffaſſung entſprechen und fügt 
hinzu: „Sie können ſich aber vorſtellen, daß kein 
Staatsanwalt wegen eines ſolchen Falles die An⸗ 
klage erheben würde, und werden deshalb wiſſen, 
daß dieſe Fälle mit dem hier vorliegenden nichts 
Gemeinſames haben.“ Die Geſchworenen ſprachen die 
Angeklagte der verſuchten Abtreibung ſchuldig. 

In allen drei Fällen bin ich überzeugt, daß der Urtheils⸗ 
ſpruch der Geſchworenen durch die Rechtsbelehrung des Vorſitzenden 
beſtimmt worden iſt. In einem derſelben haben Mitglieder des 
Schwurgerichts es mir nachträglich beſtätigt. Im erſten Falle 
fehlte der Vorſitzende gegen das ausdrückliche Verbot des Geſetzes, 
in eine Würdigung der Beweiſe einzugehen, im zweiten Falle 
gegen den Geiſt des Geſetzes, der dritte Fall exemplifizirt die 
Unzweckmäßigkeit der ganzen geſetzlichen Inſtitution. In keinem 
der drei Fälle war eine Remedur moͤglich, denn „die Belehrung 
des Vorſitzenden darf von keiner Seite einer Erörterung unter⸗ 
zogen werden“. (§ 300 Abſ. 2.) 

Der Geſetzgeber hat ſich nicht leicht entſchloſſen, den Vor⸗ 
ſitzenden des Schwurgerichts eine Art Freibrief für fehlerhafte 
Rechtsbelehrung zu geben. In allen drei Leſungen des Geſetzes, 
im Plenum, wie in der Kommiſſion, iſt bis zuletzt um eine Ein⸗ 
ſchränkung gekämpft worden. Erſt in letzter Stunde iſt die von 
namhafteſten Mitgliedern der Kommiſſion vertheidigte Beſtimmung 
geſtrichen worden, wonach 

„auf Antrag der Staatsanwaltſchaft oder des Vertheidigers 
beſtimmt bezeichnete Sätze der Rechtsbelehrung vom Vor⸗ 
ſitzenden ſchriftlich zu faſſen, den Geſchworenen zu 
verleſen und dem Protokoll beizufügen ſind, und wonach 
eine derartig durch das Protokoll feſtgeſtellte Rechts- 
belehrung des Vorſitzenden, welche einen Rechts irrthum 
enthielt, die Reviſion zu Gunſten des Angeklagten be⸗ 
gründen ſollte, wenn nach Lage der Sache nicht aus⸗ 
geſchloſſen ſei, daß dieſe Rechtsbelehrung auf den Spruch 
der Geſchworenen Einfluß gehabt habe.“ 

Intereſſant iſt, aus all den ausführlichen Berathungen 
über das Für und Wider dieſer oder ähnlicher Beſtimmungen 
zu erſehen, daß damals immer nur die Möglichkeit einer 
juriſtiſch unrichtigen Rechtsbelehrung und deren Einfluß auf 
den Spruch der Geſchworenen in den Streit der Meinungen 
gezogen wurde. Niemals taucht der Gedanke auf, daß es auch 
erforderlich werden könne, die Innehaltung der durch das Geſetz 
der Rechtsbelehrung des Vorſitzenden gezogenen Schranke unter 
geſetzlichen Schutz zu ſtellen. Nirgends ein Zweifel, daß der 
Vorſitzende dieſe Grenzen von ſelbſt innehalten, daß er in die 
verbotene Würdigung der Beweiſe nicht eintreten, daß er die 
Geſchworenen nur über die rechtlichen Geſichtspunkte, nicht 


aber über feine privaten Anſchauungen von der Sache, belehren 
werde. Es war die Zeit, in welcher man über dem berechtigten 
Vertrauen in richterliche Einſicht und Pflichttreue vergaß, daß 
es doch irrende und, trotz aller Selbſtbeherrſchung, den Ein⸗ 
wirkungen ihres Temperamentes nicht völlig entzogene Menſchen 
find, die auf den Richterſtühlen ſitzen, die Zeit, die uns deshalb 
auch die in der Thatfrage inappelable Judikatur der Straf⸗ 
kammern beſchert hat. 

Die Erfahrung von mehr als zwei Jahrzehnten hat er⸗ 
kennen laſſen, daß es nicht gut gethan iſt, die Ausübung 
wichtiger richterlicher Funktionen der Nachprüfung eines über⸗ 
geordneten Richters zu entziehen und nur unter die Kontrolle 
der eigenen Gewiſſenhaftigkeit zu ſtellen. In einem Oberlandes- 
gerichts⸗Berathungszimmer wurde vor Jahren ein Scherzwort 
geprägt, dem ein ernſter Hintergrund nicht fehlt. Es wurde 
über eine ſchwierige Rechtsfrage berathen. Da unterbrach ein 
Mitglied des Kollegiums die ſchon ziemlich weit in den Nach⸗ 
mittag ſich ausdehnende Debatte mit den Worten: „Iſt denn 
die Sache reviſibel? Nein? Nun da können wir ja friſch von 
der Leber weg erkennen.“ Seitdem nennt man im Ober⸗ 
landesgerichtsbezirk die allzu „friſch weg“ erlaſſenen Entſcheidungen 
„Lebererkenntuiſſe“. Es läßt ſich nun einmal nicht leugnen, 
daß das Bewußtſein der Möglichkeit einer Nachprüfung auf 
erhöhte Vorſicht hinzuwirken, die Ueberzeugung der Unverant⸗ 
wortlichkeit leicht zu übermäßig geſteigerter richterlicher Selbſt⸗ 
herrlichkeit zu verführen pflegt. Wurde doch als Hauptgrund 
gegen die urſprünglich beabſichtigte Anfechtungsmöglichkeit der 
Rechtsbelehrung die Befürchtung ausgeſprochen, daß der 
Vorſitzende aus Scheu vor einer Nachprüfung die Rechtsbelehrung 
„in möglichſt engen Schranken halten und ſich auf generelle 
Sätze und Begriffsbeſtimmungen beſchränken werde, ſtatt, wie 
er ſonſt thun werde, das Detail eingehend zu erörtern und 
klar zu ſtellen.“ 

Daß hier ein wunder Punkt in unſerem Rechtsleben liegt, 
wird auch offenbar in berufenen Kreiſen nicht verkannt, und ſo 
haben die Beſſerungsverſuche an der Straſprozeßordnung auch 
am 8 300 angeſetzt. Die Novelle zur Strafprozeßordnung, die 
unter der Flagge „Einführung der Berufung gegen die Straf⸗ 
kammerurtheile“ im Jahre 1894 publizirt wurde, und die auch 
ſonſt auf Schritt und Tritt ein kaum glaubliches Mißverſtehen 
der wirklichen Bedürfniſſe und Schäden unſerer Strafrechtspflege 
zeigt, hat ſich allerdings in überraſchender Weiſe mit der 
Reformbedürftigkeit der Rechtsbelehrung abgefunden. Sie 
beſeitigte radikal alle Nachtheile eines Mißbrauchs der Rechts- 
belehrung — aber nur, indem ſie für zuläſſig und geboten 
erklärte, was bisher nur mit Außerachtlaſſung des Geſetzes 
möglich war. Sie fügte nämlich der Belehrung über die 
rechtlichen die über die thatſächlichen Ergebniſſe hinzu und 
trieb dadurch — das triviale Bild möge paſſiren — den 
Teufel durch Beelzebub aus. Denn wenn es bisher für den 
Vorſitzenden nicht leicht war, ſeiner Pflicht unter Wahrheit 
völliger Objektivität zu genügen, ſo wäre dies, wenn er neben 
der Rechtsbelehrung auch noch die Ueberſicht über die that⸗ 
ſächlichen Ergebniſſe der Verhandlung geben ſollte, unmöglich. 
Unmöglich, ſelbſt wenn er ſich jedes einer Beurtheilung ähnlich 
ſehenden Wortes enthalten würde und enthalten könnte. Denn 
ſchon die Reproduktion der Zeugenausſagen, die Gruppirung 
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der Entlaftungs- und Belaſtungsbeweiſe, die Zuſammenfaſſung 
der Sachverſtändigen⸗Gutachten muß deutlich die Anſicht des 
Vorſitzenden zu Tage treten laſſen. Und iſt dieſe Aufgabe denn 
überhaupt erfüllbar? Man denke ſich die Ueberſicht über eine 
14 tägige Verhandlung gegen 30 Angeklagte wegen Land⸗ 
friedensbruch. Iſt es denkbar, daß auch der hervorragendſte 
Leiter einer ſolchen Verhandlung ſich aller widerſprechenden 
Einzelheiten ſo ſicher entſinnt, um eine wahrheitsgetreue Ueber⸗ 
ſicht zu geben? Und wenn er ſich nun irrt, da er doch immer 
nur ein Menſch iſt, und die Geſchworenen auf den ihnen von 
ſolch autoritativer Stelle gegebenen Grundlagen zu einem 
Schuldig gelangen? Dann — ja dann darf trotzdem nach 
dem von der Novelle beibehaltenen Abſ. 2 des § 300 der 
Vortrag des Vorſitzenden von keiner Seite einer Erörterung 
unterzogen werden, und der Angeklagte möge ſich damit tröſten, 
daß es eben ſtets in der Welt, auch in der des Rechts gegolten 
hat: Quidquid delirant reges plectuntur Achivi. 

Nachdem der Entwurf dieſer Novelle die berechtigte Ablehnung 
erfahren, haben die fortgeſetzten Berathungen über Aenderungen 
des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes und der Strafprozeßordnung dazu 
geführt, die Frage von einer anderen Seite anzugreifen. Der 
nach den Beſchlüſſen der 8. Kommiſſion im März 1901 publicirte 
Entwurf läßt die „Ueberſicht über über die thatſächlichen Ergebniſſe“ 
wieder fallen, fügt dagegen dem § 300 nach dem Autrage Rintelen 
den Satz bei: 

„Hierbei darf der Vorſitzende in keiner Weiſe ſeine 
perſönliche Anſicht von der Schuld oder Nichtſchuld des 
Angeklagten kundgeben.“ 

Die Kommiſſion zeigt damit, daß ſie das Empfinden dafür 
gewonnen hat, worauf es bei der Frage ankommt. Die praktiſche 
Durchführbarkeit ihrer Tendenz iſt aber durch dieſe in das Geſetz 
aufgenommene Mahnung an den Vorſitzenden nicht um einen 
Schritt gefördert, denn unbeſtimmter noch als das Verbot der 
„Würdigung der Beweiſe“ iſt das Verbot der „Kundgebung der 
perſönlichen Anſicht“. Und irreparabel bleibt die Ueberſchreitung 
der gezogenen Grenzen nach der einen wie der anderen Richtung. 

Auch dieſer Entwurf iſt nicht Geſetz geworden, aber die Frage 
nach einer Reviſion unſerer Strafprozeßordnung iſt nur vertagt, 
nicht erledigt. Deshalb ſcheint es keine unnütze Aufgabe, aus 
praktiſcher Erfahrung inzwiſchen einige Bauſteine zu dem künftigen 
neuen Gebäude hinzuzutragen. Ich ſehe in der unanfechtbaren 
Rechtsbelehrung des Schwurgerichtsvorfitzenden einen ſchweren 
Schaden unſeres Verfahrens und zwar äußert ſich nach meinen 
Erfahrungen — und die eingangsweiſe markirten Fälle könnten 
durch zahlreiche andere Beiſpiele ergänzt werden — der Schaden 
hauptſächlich in einer das Gleichgewicht von Anklage und Ver⸗ 
theidigung zu Ungunſten des Angeklagten verſchiebenden Tendenz. 
Trotzdem ſtehe ich ebenſowenig ſympathiſch einer Aenderung gegen ⸗ 
über, die im Sinne der oben erwähnten Vorſchläge eine Pro: 
tokollirung einzelner Theile der Rechtsbelehrung erzwingen und 
den Inhalt derſelben als Material für Reviſionsbeſchwerden 
zulaſſen will. Eine ſolche Maßregel müßte nothgedrungen zu 
einer großen Schwächung der Autorität des Vorſitzenden führen. 
Es iſt eine heikle Sache um die wörtliche Protokollirung von 
Auslaſſungen, die ein Anderer auch nur minutenlaug vorher 
gemacht hat. Mit Sicherheit würden höchſt unerquickliche Aus⸗ 
einanderſetzungen entſtehen, wenn ſolche Protokollirungen von 
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irgend einer Seite verlangt und der Vorſitzende ſich zu erinnern 
glaubt, daß feine Worte anders gelautet haben. Wer ſoll ent- 
ſcheiden oder was ſoll protokollirt werden, wenn eine Ver⸗ 
ſtändigung nicht erzielt wird? Und überdies, wenn man als 
Reviſionsbeſchwerde auch die geſetzwidrige Kundgabe perſönlicher 
Anſicht über Schuld oder Nichtſchuld des Angeklagten oder, wie 
wohl richtiger zu ſagen wäre, über Bejahung oder Verneinung der 
den Geſchworenen geſtellten Fragen zulaſſen wollte, wie ſchwer 
wäre es dann, die entſcheidenden Sätze für die Protokollirung 
zu markiren. Ein einziges Wort, eine Satzſtellung kann 
genügen, um dem verſtändnißvoll Zuhörenden die Anſicht des 
Vorſitzenden zu verrathen, ohne daß doch deshalb deſſen 
Ausführungen mit beſtimmter Protokollirung beanſtandet werden 
konnten. 

Meines Erachtens giebt es nur einen Weg, die Vorſchrift 
des § 300 unſchädlich zu machen — das iſt ihre völlige 
Beſeitigung. Ich beſtreite, daß die Rechtsbelehrung des Vor⸗ 
ſitzenden, wenn ſie objektiv dem Geſetze entſprechend gegeben 
wird, einen nennenswerthen Einfluß auf das Zuſtandekommen 
eines richtigen Spruches ausübt. Es iſt richtig, daß man bei 
Erlaß der Reichsſtrafprozeßordnung in allen deutſchen Geſetz⸗ 
gebungen, mit Ausnahme der braunſchweigiſchen, das Erforder⸗ 
niß eines Schlußvortrages der Vorſitzenden vorfand. Aber man 
verlaſſe den theoretiſchen Boden, aus dem die Motive der 
Str. P. O. ohne weiteres die Nothwendigkeit des Schlußvortrages 
herleiten und halte ſich an die Ergebniſſe der Praxis. Man 
frage einſichtsvolle Männer, die als Geſchworene fungirt haben, 
welche Wirkung die auf die Plaidoyer's folgende Rechtsbelehrung 
auf fie gehabt hat — fie werden, wenn fie aufrichtig find, ant⸗ 
worten: „eine ermüdende“. Es kann auch nicht anders fein. 
Nach den durch ihren polemiſchen Charakter belebten Partei- 
vorträgen muß daß Intereſſe der Geſchworenen an einer rein 
juriſtiſchen Auseinanderſetzung erlahmen. Aber folgen ſie ſelbſt 
noch mit ausreichender Spannkraft der Rechtsbelehrung, ſo kann 
dieſe dennoch nicht als ein nothwendiger oder wünſchenswerther 
Faktor für die Urtheilsfindung angeſehen werden. Im Allgemeinen 
find die meiſten von den Schwurgerichten zu löſenden Rechts⸗ 
fragen kontroverſenfrei geſtellt. Den Geſchworenen, die das 
Weſen der „Ueberlegung“, den Begriff der „Urkunde“, der 
„Zahlungseinſtellung“ ꝛc. aus den übereinſtimmenden Plaidoyer's 
des Staatsanwalts und des Vertheidigers noch nicht begriffen 
haben, denen wird auch die Rechtsbelehrung des Vorſitzenden 
nichts helfen, die nur das ſchon zweimal Geſagte zum dritten 
Male wiederholt. Handelt es ſich aber um kontroverſe Fragen, 
ſo muß ſie verwirren, wenn ſie zu zwei Rechtsanſichten eine 
dritte fügt, und muß ſie das Gleichgewicht der ſtrafprozeſſualen 
Kräfte verſchieben und das Gewicht der Anklage oder der Ver⸗ 
theidigung unzuläſſig ſtärken, je nachdem fie für die Auffafjung 
der einen oder anderen eintritt. Ueberdies kann von einer „Be⸗ 
lehrung“, die zur ſelbſtändigen Löſung juriſtiſcher Kontroverſen 
führt, doch wohl nicht die Rede ſein. Ich exemplifizire auf den 
eingangsweiſe referirten Fall Nr. 3. Was hätte es für einen 
Zweck, den Geſchworenen die ſchwierigen Geſichspunkte vor⸗ 
zutragen, von denen die Beurtheilung der Frage des Verſuchs 
mit untauglichem Mittel abhängt? Der Vorſitzende kann ſchließ⸗ 
lich nur das Vorhandenſein der Kontroverſe konſtatiren und 
erklären, welcher der widerſtreitenden Anſichten er ſich zuneigt. 
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Und weiß er dies in autoritativ wirkſamer Weiſe zum Ausdruck 
zu bringen, fo hangt ſchließlich das Schickſal des Angeklagten 
davon ab, ob der als Vorſitzende fungirende Richter zufällig zu 
Liszt und Binding oder zum Reichsgericht ſteht. Das aber 
widerſtrebt dem Geiſt und der Tendenz des Geſetzes, deſſen 
Motive den Grundſatz voranſtellen, „daß die Vorſitzenden 


mit peinlicher Sorgfalt eine Offenbarung ihrer 


perſönlichen Anſicht zu vermeiden ſuchen ſollen.“ 


Aumerkung von Prof. Dr. Kuhlenbeck (Laufanne). 


Daß im vorſtehenden Aufſatz in der That ein wunder 
Punkt der Str. P. O. berührt wird, dafür ſpricht vor Allem 
ein Fall, deſſen ſich der Unterzeichnete aus ſeiner früheren Straf⸗ 
praxis in Veranlaſſung dieſes Aufſatzes erinnert. Vor dem 
Schwurgericht in Osnabrück wurde, ich glaube, es war 1889 — 
eine cause célèbre verhandelt gegen eine große Anzahl von 
Bauern aus der Gegend von Meppen, welche beſchuldigt waren, 
mit Hülfe eines Kreisſekretärs, der die Aushebungsliſten fälſchte, 
insbeſondere Geſtellungspflichtige als geſtorben eingetragen hatte, 
ſich der Militärpflicht entzogen zu haben. Für die Schuldfrage 
(Beſtechung, Anſtiftung von Urkundenfälſchung u. ſ. w.) kamen 
zahlreiche Rechtsfragen in Betracht, bei deuen, ſoweit ſie kontrovers 
waren, die zahlreichen Vertheidiger in dieſem Maſſenprozeß durch⸗ 
weg die entgegengeſetzte Anſchauung vertraten, wie die Staats- 
anwaltſchaft. Der Vorſitzende ſtellte ſich bei der Rechtsbelehrung 
auf die Seite der Staatsanwaltſchaft und ging dabei ſoweit, 
die Rechtsausführungen der Anwälte durch die Bemerkung zu 
verdächtigen, „die Anwälte, welche die Vertheidigung gewerbs⸗ 
mäßig betrieben, könnten ſelbſtverſtändlich für ihre Ausführungen 
nicht die Glaubwürdigkeit und Autorität beanſpruchen, die den 
autoritativen Belehrungen ſowohl des Staatsanwalts als auch 
des Vorſitzenden zukommen, die als Beamte in ihrer Rechts- 
auffaſſung durch keinerlei gewerbsmäßiges Intereſſe getrübt 
würden.“ Jene Bemerkung gab damals den vereinigten, bei der 
Vertheidigung betheiligten Anwälten Anlaß zu einer gemeinſchaft⸗ 
lichen Beſchwerde, die allerdings durch eine fpätere Erklärung 
des Vorſitzenden, der die fr. Bemerkung zurüͤcknahm, erledigt 
wurde. 


Zur Behandlung gemeinſchaftlicher Privatteſtamente. 
Verzl. den Aufſatz in Nr. 48—51 und die Bemerkung in Nr. 57 und 58. 


Nach der kurzen Bemerkung des Herrn Rechtsanwaltes 
Richard Meyer, Berlin C., wäre mein, wie ich wohl ſagen 
kann, ziemlich eingehender Verſuch, eine Lücke in den Vorſchriften 
des B. G. B. aus deſſen Geiſt heraus auszufüllen, überflüſſig, da 
dieſe Lücke gar nicht vorhanden. Dies iſt jedoch nicht der Fall: 
ich habe die Vorſchrift des § 2259 nicht überſehen, dieſe kommt 
aber für die Auslegung des § 2273 nicht in Betracht. Herr 
Rechtsanwalt Meyer verwechſelt offenbar die Büreau⸗ 
verwahrung, in die das nach § 2259 an das Nachlaßgericht ab- 
gelieferte Teſtament gebracht zu werden pflegt — nicht unbedingt 
zu bringen iſt — und die beſondere amtliche Teſtaments⸗ 
verwahrung. Bei der Grundverſchiedenheit beider, auf die ich 
hier nicht eingehen zu ſollen glaube, iſt es natürlich ausgeſchloſſen, 
die Vorſchrift des 8 2273 Satz 3, wonach das Teſtament in 
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die beſondere amtliche Verwahrung zurückzubringen ijt, 

auf Teſtamente, die nur in Bü reau verwahrung geweſen find, 

unmittelbar — im Gegenſatz zu analog — anzuwenden. 
Referendar Kleffel. 


— 


Briefkaſten. 
Verantwortlich: Magendantz, Rechtsanwalt am Landgericht I, 
Berlin, Kochſtraße 56. 

Herrn R.⸗A. und N. Th. in F. 

Iſt der Vermiether berechtigt, nach Ablauf der 
Miethszeit ſich trotz Verbots des Miethers in den 
unmittelbaren Beſitz der Miethswohnung zu ſetzen, 
oder iſt ein derartiges Verhalten als verbotene Eigen⸗ 
macht anzuſehen? Kann dem Vermiether das Recht 
zu einer derartigen Selbſthülfe vertragsmäßig mit der 
Wirkung eingeräumt werden, daß ſein Vorgehen dann 
nicht als verbotene Eigenmacht anzuſehen iſt? 

Die Entziehung des Miethsbeſitzes gegen den Willen des 
Miethers iſt verbotene Eigenmacht (§ 858 B. G. B.). Der 
Ablauf der Miethszeit begründet zwar den Auſpruch auf Rück⸗ 
gewähr des Beſitzes der vermietheten Sache, die Verwirklichung 
dieſes Anſpruchs kann aber nur durch Klage oder einſtweilige 
Verfügung erzwungen werden. Anderer Meinung iſt anſcheinend 
Kuhlenbeck, der in feinem Kommentar Anm. 8 zu § 859 
B. G. B. dem mittelbaren Beſitzer gegenüber dem unmittelbaren 
Beſitzer das Recht der Selbſthülfe geben will, ſobald der Rechts⸗ 
grund des unmittelbaren Beſitzes fortgefallen iſt. Wir können 
uns dieſer Auffaſſung nicht anſchließen. Dem Vermiether iſt 
der Beſitz durch den Miether nicht widerrechtlich entzogen. Er 
wird ihm bei nicht rechtzeitiger Rückgewähr der vermietheten 
Sache nur widerrechtlich vorenthalten. Durch Selbſthülfe darf 
aber nur der thatſächliche Beſitz aufrecht erhalten, nicht aber 
das Recht auf Uebertragung des Beſitzes verwirklicht werden 
(vergl. auch Planck Anm. 1 zu § 869). 

Das Recht der Selbſthülfe kann nicht durch Vertrag ein⸗ 
geräumt werden. Von dem das Fundament unſerer Rechts- 
ordnung bildenden Grundſatz, daß die Verwirklichung des dem 
Rechte entſprechenden thatſächlichen Zuſtandes gegen den Wider⸗ 
ſtrebenden Sache der Staatsgewalt iſt, ſind nur für beſondere 
Fälle (58 227, 229, 561, 859, 910, 962 B. G. B.) Aus- 
nahmen gemacht. Die vertragsmäßige Erweiterung dieſes 
Kreiſes iſt nichtig, da derartige Vereinbarungen ſtets gegen die 
den Schutz der Perſon, des Eigenthums oder anderer Rechte 
bezweckenden Geſetze verſtoßen. 


Verzeichniß der für die Juriſtiſche Wochenſchrift 
zur Heſprechung eingegangenen Hücher. 
(Fortſetzung.) 

Dr. G. Planck, B. G. B. nebſt Einführungsgeſetz, 1. und 
2. Aufl., 19. Lieferung. J. Guttentag, Berlin 1901. 
Dr. jur. Hans Paalz ow, Zur Polenfrage. Otto Lieb- 
mann, Berlin 1902. 

Dr. H. Becher, Die Ausführungsgeſetze zum B. G. B. 
Ergänzungsband, J. Schweitzer, München 1901. 
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91. Dr. Richard Thurow, Beiträge zur Lehre von der Er⸗ 
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95. Dr. H. Böttger, Die reichsgeſetzl. Beſtimmungen über 
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Dr. jur. Hermann Lucas, Auleitung zur ſtrafrechtlichen 

Praxis. Otto Liebmann, Berlin 1902. 

99. Dr. Karl Heinsheimer, Das deutſche B. G. B. und 
das Badiſche Recht. 2. Band, 2. Lieferung. G. Braun' ſche 
Hofbuchdruckerei, Karlsruhe 1902. 

Robert Eſſer, Das Reichsgeſetz betr. Geſ. mit beſchr. 
Haftung. 3. Aufl. Julius Springer, Berlin 1902. 

Ignotus, Der neue Plan für das juriſtiſche Studium 
in Preußen. Th. Griebens Verlag, Leipzig 1902. 

Dr. E. Dorner, Kommentar zur badiſchen Rechtspoilizei⸗ 
geſetzgebung. J. Lang, Karlsruhe 1902. 

Oscar Schanze, Beiträge zur Lehre von der Patent- 
fähigkeit. 1. Heft. Georg Siemens, Berlin 1902. 
Dr. Carl Wilhelm Kockerols, Das Rheiniſche Recht. 
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Beilage 12 der Zuriſtiſchen Wochenſchrift 


S 69 vom 12. November 1902. 


Urtheile und Beſchlüſſe des Reichsgerichts zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
und zum Einführungsgeſetz. 


199. 


Zu Art. 172 des Einf. Geſ. zum B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts III. C. S. i. S. Brüggmann 
c. Clauſen vom 30. September 1902, Nr. 157/1902 III. 

Vorinſtanz: O. L. G. Hamburg. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Das Berufungsgericht hat irreviſibel feſtgeſtellt, daß durch 
das Hamburgiſche Geſetz vom 14. Juli 1899, betreffend Aus- 
führung des Reichsgeſetzes über die Zwangsverſteigerung und die 
Zwangsverwaltung in einer dieſem Reichsgeſetze unterliegenden 
Zwangsverſteigerung weitergehende Rechte des den bisherigen 
Geſetzen unterworfenen Miethers, die ſich aus dem früheren 
Hamburger Rechte ergeben, aufgehoben worden ſind und daß in 
einem derartigen Falle die Rechte eines Miethers ſich lediglich 
nach dem Reichsgeſetze beſtimmen. Durch dieſe Feſtſtellung wird 
die Entſcheidung des Berufungsgerichtes auch dann getragen, 
wenn entgegen den Entſcheidungsgründen des Letzteren und gemäß 
der Reviſionsbegründung die Anſicht zu billigen ſein ſollte, daß 
die Beſtimmung in § 2 Abſ. 1 des Einführungsgeſetzes zu dem 
Reichsgeſetze über die Zwangsverſteigerung und die Zwangs— 
verwaltung auch die Vorſchrift in Artikel 172 Satz 2 des Ein- 
führungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch umfaßt, wonach 
weitergehende Rechte des Miethers oder Pächters, die ſich aus 
den bisherigen Geſetzen ergeben, unberührt bleiben unbeſchadet 
der Vorſchrift des Artikels 171. Denn durch jene Vorſchrift des 
Artikels 172 ſind derartige weitergehende Rechte keineswegs, wie 
die Reviſionsbegründung vermeint, reichsgeſetzlich. gewährleiſtet 
worden, ſondern derartige Rechte können, wie ſich insbeſondere 
aus Artikel 218 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Gefeb- 
buche ergiebt, jederzeit ſowohl vor wie nach Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs und des Reichsgeſetzes über die Zwangs⸗ 
verſteigerung und die Zwangsverwaltung durch Landesgeſetz auf- 
gehoben werden. | 


200. 


Zu Art. 201 des Einf. Gel. zum B. G. B. und 


§ 1568 des B. G. B. 

Urtheil des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Neumann 
c. Neumann vom 2. Oktober 1902, Nr. 167/1902 VI. 
Vorinſtanz: O. L. G. Dresden. 

Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Der Reviſion iſt darin beizutreten, daß die vom Berufungs- 
gericht gebilligten Ausführungen des Landgerichts eine Verletzung 
des § 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs enthalten. Das Gericht 
durfte ſich nicht auf die Prüfung beſchränken, ob die einzelne, 


dem Beklagten zur Laſt gelegte Verfehlung geeignet geweſen ſei, 
die Zerrüttung der Ehe herbeizuführen und herbeigeführt habe. 
Die einzelnen Vorgänge kommen bier nicht als ſelbſtſtändige 
Thatſachen, ſondern als einzelne Momente des Geſammtverhaltens 
des Beklagten in Betracht; mehrere Verfehlungen, von denen 
keine eine ſchwere, keine an ſich geeignet iſt, die eheliche Geſinnung 
zu zerſtören, können in ihrer Verbindung jene Wirkung herbei⸗ 
führen. Die Vorinſtanzen hätten daher das geſammte Ver⸗ 
halten des Beklagten in dieſer Beziehung ins Auge faſſen ſollen. 
Ferner liegt ſeitens des Berufungsrichters eine Verletzung des 
Artikels 201 des Einführungsgeſetzes inſofern vor, als ein nach 
dem 31. Dezember 1899 fallender Zuſtand nach den Vorſchriften 
des Sächſiſchen Rechts, und nicht nach denen des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs, beurtheilt worden iſt. Es iſt allerdings richtig und 
vom Reichsgericht wiederholt ausgeſprochen worden, daß die in 
die Zeit vor dem 1. Januar 1900 fallende Verfehlung nicht bloß 
in abstracto, ſondern in concreto einen Scheidungs⸗ oder 
Trennungsgrund gebildet haben müſſe, daß, wenn ſie noch unter 
der Herrſchaft des alten Rechts durch Friſtablauf, Verzeihung, 
Kompenſation u. ſ. w. ihre Kraft als Scheidungsgrund verloren 
habe, ſie auch unter der Herrſchaft des neuen Rechts als ſolcher 
nicht mehr benutzt werden kann. Allein Thatſachen, die ſich erſt 
nach dem 31. Dezember 1899 ereignet haben, können einem vor 
dieſem Zeitpunkt entſtandenen Scheidungs- oder Trennungsgrund 
mit Erfolg nur dann entgegengehalten werden, wenn das 
Bürgerliche Geſetzbuch ihnen dieſe Wirkung beilegt. Der Richter 
kann ſich daher bei Anwendung des Artikels 201 Abſ. 2 des 
Einführungsgeſetzes nicht auf den Standpunkt ſtellen: wie würde 
er den Rechtsſtreit zu entſcheiden haben, wenn das Bürgerliche 
Geſetzbuch jetzt noch nicht gelte? ſondern nur auf den: wie würde 
er den Rechtsſtreit am 31. Dezember 1899 entſchieden haben. 


201. 


Zu Art. 201 des Einf. Geſ. zum B. G. B. und 


§ 1568 des B. G. B. 

Urtheil des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Röhl c. Röhl 
vom 29. September 1902, Nr. 157/1902 IV. 
Vorinſtanz: Kammergericht Berlin. 

Aufhebung und Zurückverweiſung. | 
Es kommt darauf an, ob der Borderrichter mit Recht annimmt, 
daß das Vergehen der Klägerin, weil es zwar bereits vor dem 
Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs begangen, 
ihre Verurtheilung und Beſtrafung aber erſt nach dem 
1. Januar 1900 erfolgt iſt, als eine Verfehlung, die auch 
nach den bisherigen Geſetzen (dem Preußiſchen Allgemeinen 
38 
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Landrecht) ein Scheidungsgrund war, überhaupt nicht 
betrachtet werden kann. 

Der § 704 Tit. 1 Thl. II des Allgemeinen Landrechts 
beſtimmt: 

„Grobe Verbrechen gegen Andere, wegen welcher ein 
Ehegatte harte und ſchmähliche Zuchthaus- oder Feſtungs— 
ſtrafe nach Urtel und Recht erlitten hat, 
berechtigen den daran unſchuldigen Theil die Scheidung 
zu ſuchen.“ 

Ob das von einem Ehegatten verübte Delikt ſeiner Schwere 
nach dem in dieſer Vorſchrift vorausgeſetzten Erforderniß 
entſpricht, hängt im Hinblick auf die inzwiſchen ſtattgehabte 
Veränderung der Strafgeſetze, die eine „harte und ſchmähliche“ 
Zuchthaus oder Feſtungsſtrafe nicht mehr kennen, von der 
Individualität des Falles ab und iſt daher nach den jedes⸗ 
maligen beſonderen Umſtänden und Perſonen zu beurtheilen. 
Das Berufungsgericht ſelbſt hat dieſe Möglichkeit bisher nicht 
verneint, und die Feſtſtellung hierüber fällt daher feinem zu⸗ 
ſtändigen freien Ermeſſen anheim. (Striethorſt Archiv Bd. 28 
S. 37, Bd. 56 S. 21, Bd. 88 S. 101; Entſcheidungen des 
Obertribunals Bd. 60 S. 168; Bolze Praxis des Reichsgerichts 
Bd. 2 S. 299 Nr. 1153.) 

Zu erwägen bleibt demnach nur noch, ob die in dem 
Artikel 201 Abſ. 2 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch beſtimmte Vorausſetzung, daß die Verfehlung auch 
nach den bisherigen Geſetzen ein Scheid ungsgrund iſt, 
in dem Falle nicht vorliegt, wenn das unter der Herrſchaft des 
Preußiſchen Allgemeinen Landrechts von dem Ehegatten 
begangene Delikt die in dem § 704 Tit. 1 Thl. II daſelbſt er⸗ 
forderte Verurtheilung und Beſtrafung erſt nach dem In- 
krafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs nach ſich 
gezogen hat. 

Der in verneinendem Sinne ergangenen Entſcheidung des 
Berufungsgerichts kann nicht beigeſtimmt werden. 

Wenn ſchon es für den in § 704 a. a. O. vorgeſehenen 
Entſcheidungsgrund nicht genügt, daß der beklagte Ehegatte eine 
mit harter oder ſchmählicher Zuchthaus oder Feſtungsſtrafe 
bedrohte Zuwiderhandlung gegen die Strafgeſetze begangen 
hat, vielmehr ſeine und deswillen erfolgte Beſtrafung nach 
Urtel und Recht hinzukommen muß, ſo kann es doch keinem 
Zweifel unterliegen, daß nicht die Vollſtreckung der erkannten 
Strafe, ſondern die feſtgeſtellte Strafthat ſelbſt als das 
eigentliche Ehevergehen, als „Verfehlung“ im Sinne des 
Artikels 201 Abſ. 2 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch anzuſehen iſt. Die Verurtheilung und Beſtrafung 
des Thäters iſt nur die von ſeinem Willen unabhängige Folge 
dieſer Verfehlung. Rückſichtlich der Verzeihung eines Ehe— 
vergehens aus § 704 a. a. O. hat darum der erkennende Seuat 
in dem Urtheil vom 25. Oktober 1894 (Entſcheidungen des 
Reichsgerichts in Civilſachen Bd. 34 S. 210), eine frühere 
Praxis verlaſſend, angenommen, daß eine ſolche für die aus 
der verbrecheriſchen That und ihren weiteren Folgen ſich er- 
gebende Beleidigung ($ 720 a. a. O.) des unſchuldigen Theiles 
von dieſem bereits vor der ſpäter erſt geſchehenen Aburtheilung 
und Beſtrafung in rechtswirkſamer Weiſe erklärt werden kann, 
obwohl jede Verzeihung, um rechtserheblich zu ſein, doch mit 
Nothwendigkeit vorausſetzt, daß der zu verzeihende Vorgang 


ſeinem weſentlichen Juhalte nach im vollen Umfange bereits 
verwirklicht worden iſt. Es iſt nur eine Konſequenz dieſes 
Standpunktes, auch in dem gegenwärtigen Falle davon aus- 
zugehen, daß ſchon mit der noch unter der Herrſchaft des 
Preußiſchen Rechtes (im Jahre 1898) vollendeten Begehung 
des erſt nach dem 1. Januar 1900 zur Beſtrafung gelangten 
Vergehens der Klägerin der Scheidungsgrund aus § 704 a. a. O. — 
vorausgeſetzt, daß ein Vergehen im Sinne dieſer Beſtimmung, 
was bisher noch nicht feſtſteht, wirklich vorliegt —, ſoweit ſein 
deliktiſcher Grund, eine Verfehlung im Sinne des 
Artikels 201 Abſ. 2 des Einführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch, in Frage ift, thatbeſtands mäßig 
erfüllt war. Die Reviſion hebt zutreffend vor, daß bei einer 
anderen Annahme ſelbſt die ſchwerſten und entehrendſten Ver⸗ 
brechen, verübt von einem Ehegatten in den letzten Tagen vor 
dem 1. Januar 1900, wenn ihre Beſtrafung erſt nach dieſem 
Zeitpunkte geſchieht, zum Nachtheil des unſchuldigen Ehegatten 
als Ehevergehen für die Anwendung des § 1568 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs gemäß Artikel 201 Abſ. 2 des Einführungsgeſetzes 
außer Betracht bleiben müßten. Daß ein ſolcher Erfolg nicht 
die Abſicht des Geſetzgebers geweſen fein kann, erſcheint zweifel 
los. Auch die geſetzgeberiſchen Materialien bieten für eine 
Annahme dieſer Art keinen Anhalt. 


202. 


Zu Art. 207 des Einf. Geſ. zum B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts III. C. S. i. S. Schüle 
c. Krauß vom 7. Oktober 1902, Nr. 161/1902 III. 


Vorinſtanz: O. L. G. Stuttgart. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 
Nach Artikel 207 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 


Geſetzbuch erfolgt die Anwendung des bisherigen Rechts nicht 


nur für die Frage, ob und welchem Elterntheil gegenüber die 
Kinder als eheliche Kinder zu gelten haben, ſendern auch für 
die, inwieweit die Elterntheile die Rechte und Pflichten ehelicher 
Eltern haben, es iſt insbeſondere die Auwendung des bisherigen 
Rechts nicht darauf beſchränkt, ob die Elterntheile ſolche Rechte 
haben, ſondern auch auf die Frage ausgedehnt, inwieweit, in 
welchem Umfange ſie ſolche haben, ſei es gegenüber dem Kinde, 
ſei es untereinander, ſei es gegenüber Dritten. (Wird weiter 
ausgeführt.) 


203. 
Art. 213 Einf. Geſ. zum B. G. B. und § 753 
des B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts V. C. S. i. S. von Sydow 
c. Marggraf vom 24. September 1902, Nr. 187/1902 V. 


Vorinſtanz: O. L. G. Stettin. 
Zurückweiſung der Reviſion. 
Nach Artikel 213 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuche bleiben zwar für die erbrechtlichen Verhältniſſe die 
bisherigen Geſetze maßgebend, wenn der Erblaſſer — was hier 
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zutrifft — vor dem 1. Januar 1900 geſtorben iſt, und dieſe 
Vorſchrift erſtreckt ſich auch auf die Auseinanderſetzung der Mit⸗ 
erben, aber ſie findet in Anſehung der Auseinanderſetzung nur 
Anwendung, wenn erbrechtliche Verhältniſſe in Frage kommen, 
alſo Verhältniſſe, welche die Erbſchaft als ſolche, als universitas 
juris, welche die Erbengemeinſchaft betreffen, nicht aber, wenn 
— wie in casu — vom Erblaſſer eine einzelne Sache mehreren 
Perſonen zugewendet iſt, welche dann bezüglich dieſer Sache im 
Verhältniſſe zu einander nicht Miteigenthümer zur geſammten 
Hand, nicht Miterben, ſondern Miteigenthümer nach Bruchtheilen 
geworden ſind (vergl. Planck Kommentar Bd. 6 S. 399). Dieſe 
Unterſcheidung tritt auch in den Beſtimmungen des Artikels 181 
Abſ. 2 und des Artikels 173 des Einführungsgeſetzes zum Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuche hervor. 
Rechte in Kraft, welche zur Zeit des Inkrafttretens des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs an einer Sache beſtehen, die im Eigenthum 
Mehrerer nicht nach Bruchtheilen ſteht, wogegen nach 
Artikel 173 auf die zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs beſtehende Gemeinſchaft nach Bruchtheilen von 
dieſer Zeit die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs An⸗ 
wendung finden. Eine Gemeinſchaft nach Bruchtheilen liegt hier 
in dem Miteigenthum der Abkömmlinge an dem Gute Zirkwitz 
vor. Die Aufhebung der Gemeinſchaft hatte nach § 753 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs durch Zwangsverſteigerung unter den 
Abkömmlingen, alſo nach den Vorſchriften des Zwangsver⸗ 
ſteigerungsgeſetzes vom 24. März 1897 §§ 180— 184 zu erfolgen 
unter Berückſichtigung der Anordnung des Erblaſſers, daß die 
Veräußerung an einen Fremden unſtatthaft ſei. 


204. 


Zu 88 157, 416, 516, 568, 1356 des B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Sackmann 
c. Ries vom 10. Oktober 1902, Nr. 172/1902 II. 


Vorinſtanz: O. L. G. München. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Die Beſtimmung des Bayeriſchen Landrechts Thl. I cap. 6 
§ 33 1. wo 1, wonach eine Haftung des einen Ehegatten für 
den andern aus einem Vertrage, — im Gegenſatz zu der 
vorangeſtellten Regel der Nichthaftung der Ehegatten für 
einander — ausnahmsweiſe dann eintreten fol, „wenn ſie ſich 
für- oder nebeneinander verbinden und verſchreiben“, für die 
Begründung einer Haftung der Beklagten dem Kläger gegenüber 
aus den im Jahre 1900 abgeſchloſſenen Kaufverträgen nicht 
unmittelbar maßgebend ſein; denn inſoweit handelt es ſich hierbei 
der Sache nach nicht ſowohl um eine Beſtimmung des ehelichen 
Güͤͤterrechts, als vielmehr des Obligationenrechts, da hierbei 
lediglich die durch Vertrag mit einem Dritten angeblich 
begründete Haftung der Beklagten dieſem gegenüber in 
Frage ſteht, die ihrer rechtlichen Natur nach, wenigſtens für die 
Zeit der Herrſchaft des Bürgerlichen Geſetzbuchs, nur nach den 
Grundſätzen des Obligationenrechts beurtheilt werden kann und 
für welche daher auch der Güterſtand der zwiſchen der Beklagten 
und ihrem früheren Ehemanne beſtandenen Ehe (vergl. Artikel 200 
Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch) hier nicht weiter 


Nach Artikel 181 Abſ. 2 bleiben die 


in Betracht kommt. Nach dem hiernach ausſchließlich maß— 
gebenden Rechte der Schuldverhältniſſe des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs iſt aber für die Begründung einer perſönlichen Ber- 
pflichtung einer Perſon (auch einer Ehefrau), durch Vertrag in 
der Regel der übereinſtimmende Wille der Vertragſchließenden, 
daß dieſe Perſon eigenen Namens gegenüber dem Andern 
eine Verpflichtung übernehme, erforderlich, ſofern nicht das Geſetz 
ſelbſt unter beſtimmten Vorausſetzungen einem von ihm be⸗ 
zeichneten Verhalten einer Perſon eine gewiſſe vertragliche 
Wirkung beilegt (vergl. z. B. § 416 Abſ. 1, § 496, $ 516 
Abſ. 2, § 568 Bürgerlichen Geſetzbuchs, § 362 Abſ. 1 Handels⸗ 
geſetzbuchs). Im gegebenen Falle hat aber das Berufungsgericht 
das Vorhandenſein eines ſolchen Vertragswillens, ſoweit hierbei 
die perſönliche Verpflichtung der beklagten Ehefrau für die 
fraglichen Waarenkäufe in Betracht kommt, nicht einmal auf 
Seiten des Klägers, jedenfalls aber nicht auf Seiten der Be⸗ 
klagten feſtgeſtellt; denn in erſterer Hinſicht läßt die Erwägung 
des Berufungsgerichts, Kläger habe annehmen können, daß die 
Beklagte als Mitbeſtellerin auftreten wolle und die Mithaftung 
übernehme, nicht mit Sicherheit erkennen, ob daſſelbe hiermit 
das wirkliche Vorhandenſein einer ſolchen Annahme bei dem 
Kläger zur Zeit des Abſchluſſes der betreffenden Verträge hat 
feſtſtellen wollen. Jedenfalls hat das Berufungsgericht aber 
weder unmittelbar noch mittelbar feſtgeſtellt, daß die Beklagte 
hierbei einen ſolchen Willen, ſich perſönlich dem Kläger gegenüber 
zu verpflichten, gehabt habe; vielmehr hat es ausdrücklich 
erwogen, daß auf ihrer Seite eine ſolche Abſicht nicht 
erforderlich geweſen ſei. Dieſer Mangel einer genügenden Feſt⸗ 
ſtellung eines auf die Begründung einer perſönlichen Ver⸗ 
pflichtung der Beklagten gerichteten Vertragswillens der 
Betheiligten kann auch nicht durch die von dem Berufungs- 
gerichte getroffene Feſtſtellung erſetzt werden, daß die Beklagte 
die fraglichen Beſtellungen theils mit ihrem Ehemanne, theils 
ſogar ohne ſeine Mitwirkung gemacht habe; denn dieſe Hand⸗ 
lungen der Beklagten ſchloſſen bei dem Umſtande, daß das 
fragliche Geſchäft nur unter dem Namen ihres Ehemannes 
geführt wurde und ſomit die Möglichkeit beſtand, daß Beklagte 
bei der Vornahme dieſer Handlungen nur als Gehülfin ihres 
Mannes thätig war (vergl. § 1356 Abſ. 2 Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs), nicht nothwendig ihren Willen in ſich, ſich perſönlich 
durch die von ihr oder unter ihrer Mitwirkung abgeſchloſſenen 
Waarenkäufe zu verpflichten. Ebenſo genügt zur Begründung 
einer ſolchen perſönlichen Verpflichtung nicht der Hinweis des 
Berufungsgerichts auf die Grundſätze von Treu und Glauben, 
ſelbſt wenn man die hierauf bezüglichen Erwägungen dahin 
verſtehen will, daß das Berufungsgericht hierbei die Vorſchrift 
des § 157 Bürgerlichen Geſetzbuchs habe anwenden wollen. 
Daſſelbe geht nämlich hierbei von der Annahme aus, daß die 
Beklagte nach den Grundſätzen von Treu und Glauben ver⸗ 
pflichtet war, vor oder bei den fraglichen Waarenbeſtellungen in 
unzweideutiger Weiſe dem Kläger zu erkennen zu geben, „daß 
ſie die Uebernahme einer Verbindlichkeit aus jenem ihrem Ver⸗ 
halten ablehne“. Eine ſolche Verpflichtung der Beklagten würde 
aber — ſelbſt in der Unterſtellung, daß dieſelbe nach der nicht 
nachzuprüfenden Annahme des Berufungsgerichts kraft Geſetzes 
für die vor dem 1. Januar 1900 abgeſchloſſenen Waarenkäufe 
haftbar geweſen ſein ſollte — für die ſpäteren Waaren⸗ 
88” 
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beſtellungen höchſtens dann anzuerkennen fein, wenn fie hierbei 
das Bewußtſein gehabt hätte, daß fie für die vorausgegangenen 
Waarenkäufe von 1899 auf Grund ihrer Mitwirkung bei der 
erſten Waarenbeſtellung und des damals geltenden Rechts dem 
Kläger perſönlich haftbar geworden ſei; denn wenn ſie dieſes 
nicht gewußt hätte, würde in der Unterlaſſung einer Kundgebung 
ihrerſeits, für die neue Waarenbeſtellung nicht perſönlich haften 
zu wollen, keines Falls eine bewußte Irreführung des Klägers 
und ſomit auch kein Verſtoß gegen die Grundſätze von Treu 
und Glauben liegen. Ueberdies hat das Berufungsgericht bei 
ſeiner Prüfung des Verhaltens der Beklagten von dem letzteren 
rechtlichen Geſichtspunkte aus auf die nach § 157 Bürgerlichen 
Geſetzbuchs hierbei ebenfalls zu beachtende Verkehrsſitte 
überhaupt keine Rückſicht genommen, namentlich nicht nach der 
Richtung hin, ob nicht bei derartigen Geſchäften die Mitwirkung 
der Ehefrauen bei den Waarenbeſtellungen, auch ohne die Ueber⸗ 
nahme einer perſönlichen Mitverpflichtung derſelben hierfür, 
verkehrsüblich iſt. 


205. 


Zu 8 254 des B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Eckler 
c. Freudenſtein vom 2. Oktober 1902, Nr. 75/1902 VI. 


Vorinſtanz: O. L. G. Hamburg. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Der von der Vorinſtanz angewendete Rechtsſatz: quod quis 
ex culpa sua damnum sentit, non intelligitur damnum 
sentire (l. 203 Dig. 50, 17) ſetzt, ebenſo wie § 254 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs, keineswegs ein Verhalten des Be⸗ 
ſchädigten voraus, das gegenüber irgend einem Andern eine — 
kontraktliche oder außerkontraktliche — Rechtswidrigkeit enthält, 
zur Annahme eines konkurrirenden eigenen Verſchuldens des 
Beſchädigten genügt es vielmehr, wenn er bei ſeiner für den 
entſtandenen Schaden mit kauſal gewordenen Handlung oder 
Unterlaffung dasjenige Maß von Aufmerkſamkeit und Sorgfalt 
nicht bethätigt hat, das nach Lage der Sache zur Wahrnehmung 
ſeiner eigenen Intereſſen geboten war. 

Wenn als ein dem Beklagten zum eigenen Verſchulden 
anzurechnender Umſtand auch ſeine als feſtgeſtellt erachtete Ge⸗ 
ſchäftsunkenntniß angeſehen worden iſt und nach den Aud- 
führungen der Vorinſtanz auch die Annahme offen bleibt, daß 
die dem Beklagten ſchuldgegebenen „unzweckmäßigen Arbeits- 
dispoſitionen“ ihren Grund ebenfalls in einem Mangel der 
erforderlichen Fähigkeiten des Beklagten gehabt haben, ſo iſt 
zuzugeben, daß darin, daß Jemand die zur Bewältigung einer 
an ihn herantretenden Aufgabe erforderliche Befähigung nicht 
beſitzt und ihr deshalb nicht gerecht zu werden vermag, an ſich 
noch kein Verſchulden deſſelben zu beſinden iſt. Indeß iſt aus 
dieſer Erwägung kein durchgreifendes Bedenken gegen die an- 
gefochtene Entſcheidung zu entnehmen. Der Beklagte hat ver 
tragsmäßig umfängliche Erdarbeiten übernommen, zu deren ſach— 
gemäßer und rechtzeitiger Ausführung, wie auf der Hand liegt, 
insbeſondere auch ein größeres Maß techniſcher und geſchäftlicher 
Kenntniſſe und Erfahrungen nothwendig war. Es iſt einwandfrei 
feſtgeſtellt, daß er die Arbeiten ſo, wie er es zu thun über— 


nommen hatte, nicht ausgeführt hat, insbeſondere in der Zeit 
bis zum Rücktritt des Hamburger Staates von dem Vertrage 
mit den Arbeiten erheblich in Rückſtand gerathen war, und daß 
dies in erſter Reihe auf der unzweckmäßigen Art und Weiſe, 
wie er bei der Ausführung des übernommenen Werkes verfuhr, 
beruht hat. 

Bei dieſer Sachlage beſtehen nur zwei Möglichkeiten. 
Entweder der Beklagte beſaß die zur ſachgemäßen Erledigung 
ſeiner Aufgabe erforderlichen Fähigkeiten; dann muß es ihm als 
ein Verſchulden in dem oben dargelegten Sinne angerechnet 
werden, daß er von ihnen nicht genügend Gebrauch gemacht hat. 
Oder er beſaß dieſe Fähigkeiten nicht in zureichendem Maße; 
dann ließ er die ſchon zur Wahrung ſeiner eigenen Intereſſen 
gebotene Sorgfalt außer Acht, wenn er eine Aufgabe übernahm, 
der er nicht gewachſen war. Umſtände, die eine andere Beur- 
theilung rechtfertigen könnten, find nicht feſtgeſtellt und auch 
nicht behauptet worden. 


206. 


Zu § 439 Abſ. 1 des B. G. B. 

Urtheil des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Schoeppe 
u. Gen. e. Gutsmuths vom 17. September 1902, 
Nr. 204/1902 V. 

Vorinſtanz: O. L. G. Naumburg. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 

§ 444 Bürgerlichen Geſetzbuchs regelt, wie ſein Inhalt 
und ſeine ſyſtematiſche Stellung ergiebt, die Auskunftspflicht, 
die dem Verkäufer nach Abſchluß des Kaufvertrages und auf 
Grund des Letzteren dem Käufer gegenüber obliegt, ſteht alſo 
zu § 439 Abſ. 1 in keiner unmittelbaren Beziehung. Aber auch 
bei nur entſprechender Anwendung jener Vorſchrift würde die 
darauf geſtützte Entſcheidung des Berufungsrichters ſich nicht 
rechtfertigen laſſen. Denn unter den „rechtlichen Verhältniſſen“, 
deren Bekanntgabe an den Käufer der Paragraph dem Verkäufer 
zur Pflicht macht, knnen nur die das rechtliche Verhältniß 
begründenden thatſächlichen Unterlagen, nicht rechtliche Belehrungen, 
auf die ſchon ſprachlich der Ausdruck „Auskunftsertheilung“ nicht 
paßt, verſtanden werden. 


207. 


Zu SS 537 und 459 Abf. 2 des B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts III. C. S. i. S. Willert 
c. Weiland vom 19. September 1902, Nr. 128/1902 III. 


Vorinſtanz: Kammergericht. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Die Reviſion beſtreitet die Zuläſſigkeit der Minderungsklage 
(§ 537 des Bürgerlichen Geſetzbuchs), auf welche das Berufungs⸗ 
gericht erkannt hat, weil der Kläger in der Klagſchrift das Rechts 
geſchäft wegen Betrugs angefochten habe, ſomit jetzt nicht mehr 
den Fortbeſtand des Miethverhältniſſes unter Minderung des 
Miethzinſes beanſpruchen könne. Allein das Berufungsgericht 
hat mit Grund hervorgehoben, daß ſchon aus dem Inhalte det 
Klageſchrift, insbeſondere dem geſtellten Geſuche ſich ergebe, daß 
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die Minderungsklage, deren Erforderniſſe vorgetragen ſeien, hat 
erhoben werden ſollen, ſonach die Anfechtung nur als eventueller 
Rechtsbehelf in Betracht komme. Ein Rechtsirrthum iſt hierin 
nicht enthalten, denn die rechtliche Subſumtion der geltend ge⸗ 
machten Thatſachen iſt Sache des Gerichts. 

Das Berufungsgericht erblickt in den Angaben der Beklagten 
über die frühere Rentabilität die Zuſicherung einer Eigenſchaft 
des Miethgegenſtandes. Die Rüge der Reviſion, daß hiermit 
das Berufungsgericht den Begriff der Eigenſchaft verkannt habe, 
erſcheint unbegründet. Wie ſchon in der Entſcheidung des 
V. Civilſenats vom 2. Juni 1902 in Sachen Goſch wider 
Scharſtein Rep. V 111/1902 (vergl. auch Entſch. des II. Civil- 
ſenats Juriſtiſche Wochenſchrift von 1902 Beil. S. 213) aus⸗ 
geſprochen iſt, iſt mit dem Berufungsgerichte davon auszugehen, 
daß ſowohl der Inhalt als die Entſtehungsgeſchichte der §8 537 
und 459 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs (vergl. Motive 
Bd. 2 S. 224) darauf hinweiſen, daß durch die erwähnten 
Geſetzesbeſtimmungen an dem in feſtſtehender Rechtſprechung des 
Reichsgerichts (Entſch. des R. G. Bd. 21 S. 311, Seufferts 
Archiv Bd. 40 Nr. 102, Bd. 48 Nr. 15 u. a.) ausgeſprochenen, 
auch in der Rechtslehre kaum angegriffenen Grundſatze feſtgehalten 
werden ſollte, daß unter den Begriff der Eigenſchaft nicht nur 
die natürlichen, der Sache bleibend innewohnenden Eigenſchaften, 
ſondern auch ſolche thatſächlichen und rechtlichen, ſei es in der 
Gegenwart, ſei es in der Vergangenheit liegenden Verhältniſſe 
fallen, welche zufolge ihrer Beſchaffenheit und der vorausgeſetzten 
Dauer nach den allgemeinen Verkehrsanſchauungen einen Einfluß 
auf die Werthſchätzung der Sache zu üben pflegen. Es iſt auch 
wiederholt anerkannt, daß hierunter Zuſicherungen in Betreff 
der früheren Rentabilität eines Mieth- oder Kaufgegenſtandes 
fallen. 5 


208. 


Zu 8 538 des B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts III. C. Si. S. Königlich 
Württembergiſcher Fiskus c. v. Maur vom 19. Sep⸗ 
tember 1902, Nr. 125/1902. 


Vorinſtanz: O. L. G. Stuttgart. 

Zurückweiſung der Reviſion. 

Nach dem klaren Wortlaut von § 538 des B. G. B. wird 
ein zum Schadenserſatz verpflichtendes Verſchulden des Vermiethers 
nur bei einem ſpäter entſtandenen, nicht aber bei einem ſchon 
bei Abſchluß des Miethvertrages vorhandenen Mangel erfordert. 


209. 


Zu 8 823 Abſ. 2 des B. G. B. 

Urtheil des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Seidel 
c. Papierverarbeitungs-Berufsgenoſſenſchaft Berlin 
vom 29. September 1902, Nr. 164/1902 VI. 
Vorinſtanz: O. L. G. Breslau. 

Zurückweiſung der Reviſion. 
Die Frage der Anwendbarkeit der dem Berufungsurtheile 
zu Grunde gelegten ſtraßenpolizeilichen Verordnung fällt in das 


Gebiet nicht revifiblen Rechtes. Sie bezweckt den Schutz 
der auf der Straße Verkehrenden und erſcheint daher als 
Schutzgeſetz im Sinne des § 823 Abſ. 2 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs. 

Das Berufungsgericht ſtellt einen Verſtoß gegen die Schutz ⸗ 
vorſchrift feſt. Damit erſcheint die Verantwortlichkeit deſſen, 
der den Verſtoß begangen, für die Folgen des Verſtoßes aus 
§ 823 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs begründet. 

Der urſächliche Zuſammenhang zwiſchen dem Verſtoße — 
dem Fahren in ſtärkerer Gangart als im Trabe —, mit dem 
Unfalle muß allerdings feſtgeſtellt ſein. Er tft aber auch feſt⸗ 
geſtellt. 


210. 


Zu § 836 des B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Spiel⸗ 
mann c. Meyer vom 6. Oktober 1902, 
Nr. 176/1902 VI. 


Vorinſtanz: O. L. G. Hamburg. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Der Unfall iſt, wie thatſächlich feſtſteht, dadurch herbei— 
geführt worden, daß der die Fließen tragende Bretterboden 
(„Blendboden“) an der betreffenden Stelle morſch geworden 
war und in Folge deſſen einbrach. Der Beklagte hat beſtritten, 
daß der vorliegende Sachverhalt unter den § 836 des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs falle, weil nicht der Einſturz eines Gebäudes 
in Frage ſtehe und nur ein Durchbruch der Decke zwiſchen der 
erſten und zweiten Etage ſtattgefunden habe. Das Berufungs- 
gericht verwirft dieſe Auffaſſung: Der § 836 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs lege dem Befißer eines Grundſtücks die Verpflichtung 
auf, die auf dem Grundſtück befindlichen Gebäude und ſonſtigen 
baulichen Einrichtungen in einem ſolchen Zuſtande zu erhalten, 
daß Dritte durch dieſelben nicht gefährdet werden und mache 
ihn für den in Folge Verletzung dieſer Pflicht durch das Ge- 
bäude verurſachten Schaden erſatzpflichtig. 

Die Reviſion glaubt, der Berufungsrichter wende den § 836 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs mit Unrecht auf den vorliegenden 
Fall an. In welchem Umfang der geſetzgeberiſche Gedanke, der 
dieſem Paragraphen zu Grund liege, Berechtigung habe, könne 
dahingeſtellt bleiben, wenn er in dem Wortlaute nur einen be⸗ 
ſchränkten Ausdruck gefunden habe. Darüber aber konne kein 
Zweifel beſtehen, daß im vorliegenden Fall von einer Ablöſung 
von Gebäudetheilen, welche die Verletzung eines Menſchen ver⸗ 
urſacht hätte, nicht geſprochen werden könne; dies auch darum 
nicht, weil die Klägerin nicht durch die ſchadhaften Gebäude⸗ 
theile ſelbſt, ſondern durch den Sturz verletzt worden ſei. Gegen 
die Anſicht des Berufungsrichters ſpreche auch der Umſtand, daß 
dieſelben Worte wie in § 836 auch in § 908 des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs gebraucht ſeien und daß unter den letzteren 
Paragraphen ein Sachverhalt der vorliegenden Art niemals 
fallen könne. 

Die Auffaſſung der Reviſion iſt verfehlt. (Wird näher be⸗ 
gründet und der Anſicht des Berufungsrichters beigetreten.) 
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211. 


Zu 8 892, 1163 des B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Abraham 
c. Saß u. Gen. vom 17. September 1902, Nr. 175/1902 V. 


Vorinſtanz: O. L. G. Marienwerder. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Wäre die Annahme der Reviſion richtig, wäre die Hypothek 
in derjenigen Höhe, in welcher ſie mit Baugeldern nicht valutirt 
war, vom 1. Januar 1900 ab gemäß § 1163 des Bürgerlichen 
Geſetzbuches zu einer Eigenthümerhypothek geworden, die erſt 
durch den Pfändunge- und Ueberweiſungsbeſchluß vom 
14. März 1901 auf den Beklagten übergegangen wäre, ſo 
würde daraus keineswegs folgen, daß ſich der Beklagte Einreden 
aus dem der Hypothek zu Grunde liegenden Rechtsverhältniſſe 
nicht entgegenſetzen zu laſſen brauchte. Denn der Erwerb des 
Beklagten würde ſich dann im Wege der Zwangsvollſtreckung 
unter der Herrſchaft des neuen Rechtes vollzogen haben, und die 
im früheren Recht anerkannte Gleichſtellung des rechtsgeſchäft⸗ 
lichen Erwerbes mit dem durch Zwangsvollſtreckung vollzogenen 
iſt in dem jetzt geltenden Liegenſchaftsrechte inſofern aufgegeben, 
als letzteres nur den rechtsgeſchäftlichen Erwerb durch den 
öffentlichen Glauben des Grundbuchs geſchützt fein läßt ($ 892 
Bürgerlichen Geſetzbuches). Der Beklagte muß ſich daher auch 
von dem Standpunkt aus, welchen hinſichtlich der Erklärung vom 


8. Auguſt 1899 die Reviſion vertritt, auf den von den Klägern. 


gegen ihn als Hypothekengläubiger erhobenen Angriff einlaſſen. 
Dieſer Angriff geht dahin, daß der Beklagte nicht befugt 
ſei, die ihm für Baugelder beſtellte Hypothek mit dem gerade 
nur für Baugelder gewährten Vorrecht den Klägern gegenüber 
für andere (Nicht-Baugelder-) Forderungen geltend zu machen. 
Der Berufungsrichter hat den Angriff für begründet erachtet; 
er hält den Beklagten nicht für befugt, das Vorrecht, welches 
ihm für die in die belaſtete Parzelle zu verwendenden 
Baugelder gewährt worden ſei, für andere Forderungen, welche 
nicht als Baugelderforderungen für dieſe Parzelle entſtanden 
find, in Anſpruch zu nehmen, weil — wie der Berufungsrichter 
in erſter Reihe annimmt — bereits bei Begründung der Bau⸗ 
gelderhypothek des Beklagten zwiſchen dieſem und den Klägern 
ein Vertragsverhältniß zu Stande gekommen ſei, Inhalts deſſen 
ſich der Beklagte verpflichtet habe, das ihm eingeräumte Vorrecht 
nur für die auf das belaſtete Grundſtück zu verwendenden Baur 
gelder zu verwerthen. Dieſem Vertragsverhältniß — ſo wird 
ausgeführt — habe der Beklagte zuwider gehandelt, als er bei 
Vertheilung des Verſteigerungserlöſes an der ihm für die Bau⸗ 
gelderhypothek eingeräumten erſten Rangſtelle auch Befriedigung 
für diejenigen Forderungen verlangte, die durch die Erklärung 
vom 8. Auguſt 1899 an Stelle der Baugelder geſetzt worden 
waren. Den Beklagten treffe alſo der Vorwurf, den Klägern 
gegenüber vertragswidrig gehandelt zu haben. Die Reviſion 
weiſt dieſen Vorwurf zurück; ſie beſtreitet, daß der Beklagte zu 
den Klägern in irgend welches Vertragsverhältniß getreten ſei, 
und fie bezeichnet die gegentheilige Annahme des Berufungs- 
richters als rechtsirrthümlich. Aber ein Rechtsirrthum iſt in 
den das Vertragsverhältniß zwiſchen den Parteien feſtſtellenden 
Ausführungen des Berufungsrichters nicht zu finden. 


212. 


Zu 88 1353, 1567 des B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Linde ⸗ 
muth c. Lindemuth vom 6. Oktober 1902, 
Nr. 171/1902 IV. 


Vorinſtanz: O. L. G. Hamm. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Nach § 1353 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ſind die 
Ehegatten einander zur ehelichen Lebensgemeinſchaft und damit 
auch zu der dieſe bedingenden häuslichen Gemeinſchaft — vergl. 
§ 1567 Abſ. 2 Nr. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs — ver: 
pflichtet. Daraus folgt an ſich die Berechtigung des Klage- 
verlangens. Nur kommt in Betracht die Beſtimmung in 
§ 1353 Abſ. 2 Satz 1, daß, wenn ſich das Verlangen eines 
Ehegatten nach Herſtellung der Gemeinſchaft als Mißbrauch 
ſeines Rechts darſtellt, der andere Ehegatte nicht verpflichtet iſt, 
dem Verlangen Folge zu leiſten. Geſetzliche Vorausſetzung für 
das Recht, die Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft zu ver⸗ 
“angen, iſt ſomit, daß es ſich nicht als Mißbrauch herausſtellt. 
Es iſt daher der Mißbrauch von Amtswegen zu berückſichtigen, 
wenn er ſich nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt ergiebt, ohne 
daß es darauf ankommt, ob der Beklagte ihn im Wege der 
Einwendung geltend gemacht hat (vergl. Urtheil des R. G. vom 
4. Dezember 1900, Juriſtiſche Wochenſchrift S. 891). Schon 
hiermit erledigt ſich das von dem Berufungsgericht angeregte 
Bedenken, ob im Falle der Klage auf Herſtellung der häuslichen 
Gemeinſchaft der Richter einen Widerſpruch zwiſchen dem im 
Klageantrage erklärten und dem wahren Willen des Klägers 
von Amtswegen zu berückſichtigen habe. 

Als das ehewidrige Verhalten, aus welchem das Berufungs⸗ 
gericht den Rechtsmißbrauch des Klägers bei dem Verlangen auf 
Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft herleitet, iſt allein ver- 
werthet die vor dem Landgericht abgegebene Erklärung des 
Klägers, daß er ſeine Ehefrau nie wieder bei ſich aufnehmen 
werde, und hat danach das Berufungsgericht eine Erörterung 
der im übrigen von der Beklagten geltend gemachten Ver⸗ 
fehlungen des Klägers nicht für erforderlich erachtet. Die in 
§ 1353 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs auch als Rechts⸗ 
pflicht anerkannte, aus dem ſittlichen Weſen der Ehe folgende 
Verpflichtung der Ehegatten zur ehelichen Lebensgemeinſchaft 
mit einander iſt, dem Begriffe der Lebens gemeinſchaft ent- 
ſprechend, eine gegenſeitige und liegt dem die Rückkehr ver⸗ 
langenden Ehegatten ebenſo ob, wie dem anderen Ehegatten, 
von dem er die Wiederherſtellung der häuslichen Gemeinſchaft 
verlangt. Zutreffend geht daher das Berufungsgericht, im An⸗ 
ſchluß an die Ausführungen in dem Urtheil des jetzt erkennenden 
Senats in dem Urtheile vom 28. Februar 1901 — Gruchot's 
Beiträge, Bd. 45 S. 638 — davon aus, daß den auf Her— 
ſtellung der häuslichen Gemeinſchaft klagenden Ehegatten gemäß 
§ 1353 Abſ. 2 Satz 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs der Vor— 
wurf des Rechtsmißbrauchs trifft, wenn er gar nicht die Abſicht 
hat, mit dem andern Ehegatten, nach deſſen Rückkehr in die 
häusliche Gemeinſchaft, das eheliche Zuſammenleben, wie 
es das ſittliche Weſen der Ehe erfordert, wieder aufzunehmen. 
„Daß aber Kläger“ — fo heißt es dann im Berufungsurtbeile — 
„dieſe Abſicht nicht hat, iſt auch jetzt noch anzunehmen; die dem 
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Kläger in erſter Inſtanz vorgelegte Frage iſt an ſich deutlich 
und einfach; es ſpricht nichts dafür, daß er „in der Aufregung“ 
ſolche falſch beantwortet habe; vielmehr iſt dort ſeine wahre 
Geſinnung zum Vorſchein gekommen. Die entgegenſtehenden 
Erklärungen zu ſeiner Wirthin Wittwe B. datiren aus ſpäterer 
Zeit, nachdem er durch die Begründung des Urtheils belehrt 
worden, worauf es ankomme. Jedenfalls behauptet er nicht, 
daß er inzwiſchen irgend etwas gethan habe, um die Wirkung 
jener vor Gericht abgegebenen Erklärung, von welcher die Be⸗ 
klagte Kenntniß erhalten, dieſer gegenüber abzuſchwächen oder 
aufzuheben; die Verſicherungen der Wirthin gegenüber ſind hier 
belanglos. Danach kommt es weder auf die Erklärungen der 
Beklagten bei ihrer gerichtlichen Vernehmung noch auf den neuen 
Beweisantritt an“ ... Der hiergegen gerichtete Reviſions. 
angriff, mit welchem Verletzung des § 1353 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs gerügt wird, erſcheint begründet. Allerdings ver⸗ 
kennt das Berufungsgericht keineswegs, wie die Reviſion meint, 
daß dem die Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft verlangenden 
Gatten, wenn er auch die Trenuung verſchuldet, die Möglichkeit 
ſpäterer Willensänderung, der Reue, nicht zu verſchließen iſt. 
Denn das Berufungsgericht legt ja gerade darauf entfcheidendes 
Gewicht, daß Kläger jedenfalls nicht behaupte, daß er inzwiſchen 
irgend etwas gethan habe, um die Wirkung ſeiner Erklärung 
der Beklagten gegenüber aufzuheben, während die Verſicherungen 
nur ſeiner Wirthin gegenüber für belanglos erklärt werden. 
Damit wird doch die Erheblichkeit einer ernſtgemeinten Willens 
änderung unzweideutig anerkannt. Es wird nur die rechtliche 
Wirkſamkeit der Willensänderung von ihrer Erklärung oder 
Bethätigung dem anderen Ehegatten ſelbſt gegenüber abhängig 
gemacht. Dieſe letztere Annahme aber wird von der Reviſion 
mit Recht als rechtsirrthümlich gerügt. Als Verfehlung des 
Klägers iſt allein feſtgeſtellt, ſeine mehrgedachte, in Abweſenheit 
der Beklagten abgegebene Erklärung, während nicht feſtgeſtellt 
iſt, daß der Kläger jemals ſeiner Frau, der Beklagten, gegenüber 
eine Erklärung abgegeben, oder eine Handlung vorgenommen 
habe, aus der dieſe den Willen des Klägers, ihres Mannes, 
entnehmen konnte, ſie nicht bei ſich wieder aufzunehmen. Bei 
ſolcher Sachlage iſt allein entſcheidend der Eintritt der Willens- 
änderung bei dem ſchuldigen Ehegatten und daß der andere 
Ehegatte hiervon Kenntniß erhält, um das Verlangen des 
erſteren nach Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft des 
Mangels des Rechtsmißbrauchs zu entkleiden. Denn das ſittliche 
Weſen der Ehe begründet auch für letzteren die Verpflichtung, 
der die vorgekommene Verfehlung behebenden Willensänderung 
des anderen Ehegatten Rechnung zu tragen und die häusliche 
Gemeinſchaft wieder aufzunehmen. Es kann daher darauf nicht 
ankommen, auf welchem Wege der beleidigte Ehegatte von der 
Willensänderung des anderen in Kenntniß geſetzt iſt, insbeſondere 
genügt dazu auch die durch prozeſſualiſche Akte in dem über die 
Herſtellung des ehelichen Lebens ſchwebenden Rechtsſtreite ver⸗ 
mittelte Kenutniß. Es find deshalb auch die Verficherungen des 
Klägers gegenüber ſeiner Wirthin, der Wittwe B., über ſeine 
Bereitwilligkeit zur Wiederaufnahme der Beklagten, hier keines⸗ 
wegs ſchlechthin belanglos; es iſt vielmehr Sache der that- 
ſächlichen Würdigung, ob ſie — und dieſen Eindruck hat die 
Zeugin B. gewonnen — ernſtlich gemeint waren, oder ob ſie, 
was das Berufungsgericht nicht für ausgeſchloſſen erachtet, zur 


Verſchleierung der wahren entgegengeſetzten Abſicht, die nach wie 
vor fortbeſtand, gemacht wurden. 


213. 


Zu § 1567 des B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Kreſſe 
c. Kreſſe vom 25. September 1902, 
Nr. 179/1902 IV. 
Vorinſtanz: O. L. G. Naumburg. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Bei der Zulaſſung der Eheſcheidungsklage wegen böslicher 
Verlaſſung gegen einen mit der ordentlichen Klagezuſtellung 
erreichbaren Ehegatten (Quaſideſertion) iſt das Bürgerliche 
Geſetzbuch über die Erforderniſſe des Preußiſchen Allgemeinen 
Landrechts (Thl. II Tit. 1 88 685 fl.) und anderer Partikular- 
rechte hinausgegangen. Es hat nicht wie dieſe einen der Ehe⸗ 
ſcheidungsklage in einem entſprechenden zeitlichen Abſtande 
vorausgehenden Rückkehrbefehl des Richters für genügend 
erachtet, vielmehr eine rechtskräftige Verurtheilung zur Her⸗ 
ſtellung der häuslichen Gemeinſchaft für erforderlich erklärt. 
An die Stelle jenes ohne Sachprüfung erlaſſenen richterlichen 
Formalaktes iſt daher ein ordentliches gerichtliches Prozeß 
verfahren getreten. Seine Aufgabe geht ſogar über die 
prozeſſualen Ziele des Civilprozeſſes in anderen bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten inſoweit hinaus, als das Geſetz der Möglich- 
keit, daß das Urtheil gegen den beklagten Ehegatten materiell 
unrichtig ausfallen könnte, durch beſondere, die Verhandlungs- 
maxime durchbrechende Prozeßvorſchriften in derſelben Weiſe wie 
bei anderen Eheſachen vorzubeugen geſucht hat (§§ 606, 607, 
608, 617, 618, 619, 621, 622 der Civilprozeßordnung). Die 
Verurtheilung des beklagten Ehegatten in einem ſolchen Prozeſſe 
ſtellt in dem zeitlichen Umfange des der richterlichen Entſcheidung 
unterliegenden Thatbeſtandes, mithin für die Zeit bis zur 
Beendigung der mündlichen Verhandlung ſachlich feſt, daß der 
Kläger die Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft mit Recht 
gefordert hat, der beklagte Ehegatte aber, ſelbſt wenn er ſich 
bis dahin zur Fernhaltung für berechtigt gehalten haben ſollte, 
dieſem Verlangen nachzukommen, rechtlich verpflichtet iſt. Nach 
der ſubjektiven Seite hin hat für dieſe Zeit das Urtheil auch 
die Frage zu erſchöpfen, ob, wenn die äußeren Vorausſetzungen 
des Anſpruchs erfüllt ſind, etwa das innere Verhalten des 
klagenden Ehegatten oder ob ſonſtige in der Perſon des einen 
oder beider Theile beruhende Gründe dem Klagebegehren ent- 
gegenſtehen. Es ſchließt in dieſer Beziehung insbeſondere die 
Feſtſtellung in ſich, daß der Kläger die Rückkehr des anderen 
Theils mit dem ernſten Vornehmen begehrt, fein eigenes DBer- 
halten den Anforderungen einer Wiederherſtellung der häuslichen 
Gemeinſchaft anzupaſſen und daß es ihm nicht etwa nur um die 
Erfüllung formaler Vorausſetzungen der künftigen Eheſcheidung 
zu thun iſt. 

Mit den Wirkungen der Rechtskraft eines ſolchen Urtheils 
würde es deshalb unvereinbar ſein, wollte in dem ſpäteren 
Cheſcheidungsprozeſſe der Richter auf Vorgänge aus der 
Zeit vor dem Abſchluß der dem Urtheile voraufgehenden 
mündlichen Verhandlung zurückgreifen, um ausſchließlich 
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darauf die Annahme zu ſtützen, daß der beklagte Ehegatte 
ſich trotz des Urtheils berechtigter Weiſe von der häuslichen 
Gemeinſchaft fernhalte. Für den Scheidungsprozeß können 
vielmehr alle jenem Zeitpunkte voraufgehenden Umſtände 
eine Bedeutung nur dann gewinnen, wenn durch das 
Hinzutreten neuer Geſchehniſſe eine veränderte Sachlage 
geſchaffen wird, deren Würdigung in ihrer Geſammtheit 
auf die Feſtſtellung hinführt, daß die Fortdauer der Fern⸗ 
haltung des beklagten Ehegatten nunmehr als berechtigt 
anerkannt werden mußte. N 

Der Berufungsrichter dehnt jedoch dieſen Grundſatz un— 
zutreffender Weiſe auch auf den Zeitraum aus, der zwiſchen 
dem Urtheil des Vorprozeſſes und dem Eintritt ſeiner Rechts- 
kraft liegt. 


214. 


Zu den SS 1603, 1606 und 1607 des B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Auhage 
c. Seyffarth vom 22. September 1902, Nr. 140/1902 IV. 


Vorinſtanz: O. L. G. Kiel. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Im vorliegenden Falle kommen die Beſtimmungen des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs und zwar als auf willkürlicher Ver⸗ 
tragsſatzung beruhende Normen zur analogen Anwendung. Die 
Vorausſetzungen der Unterhaltungspflicht des Kindes, ſoweit es 
ſich zunächſt um die Hülfsbedürftigkeit des Klägers, um die 
Leiſtungsfähigkeit des Beklagten und um die Leiſtungsunfähigkeit 
der Ehefrau des Klägers handelt, ſind vom Berufungsrichter in 
bedenkenfreier Weiſe feſtgeſtellt. In Rückſicht darauf aber, daß 
neben dem Beklagten eine eheliche kinderloſe Tochter des Klägers 
vorhanden iſt, entſteht der auch vom Berufungsrichter erörterte 
Zweifel, ob bei der Leiſtungsunfähigkeit dieſer Tochter der Be⸗ 
klagte für den vollen Unterhalt oder ob er nur für die Hälfte 
aufzukommen hat. Denn die im § 1606 Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs für die abſteigende Linie verordnete Vertheilung der Ber- 
pflichtung nach der geſetzlichen Erbfolgeordnung und nach dem 
Verhältniß der Erbtheile könnte in Verbindung damit, daß nach 
§ 1607 bei gänzlicher oder theilweiſer Leiſtungsunfähigkeit des 
einen der mehreren Verpflichteten die Ergänzung des Fehlenden 
nicht dem neben ihm, ſondern dem nach ihm haftenden Ver— 
wandten zugewieſen iſt, bei ſtrengem Feſthalten an der Faſſung 
der Geſetzesvorſchriften dahin führen, die Verpflichtung des 
Beklagten auf die Hälfte des gleichviel ob ſtandesmäßigen oder 
auch nur nothdürftigen Unterhalts einzuſchränken. Spahn, 
Verwandtſchaft und Vormundſchaft, S. 55 und 56, glaubt eine 
Löſung für dieſe Zweifelsfrage darin zu finden, daß er annimmt, 
die in gleichem Range mit dem Vormanne haftenden Ver— 
wandten wären zwar nicht nachſtehende Verwandte im Sinne 
des § 1607, fie kämen jedoch beim Fortfall des leiſtungs⸗ 
unfähigen Vormannes und beim ferneren Fortfall des (als vor— 
handen vorausgeſetzten) zunächſt berufenen Nachmannes als 
deſſen Nachmänner an die Reihe. Wenn auch nicht in der 
Begründung, ſo iſt doch jedenfalls im Ergebniß dieſer Anſicht 


Spahn's und der damit übereinſtimmenden Meinung der 
übrigen Schriftſteller beizupflichten. (Vergl. Knitſchky, Rechts⸗ 
verhältniß zwiſchen Eltern und Kindern, S. 121, 122; Planck, 
Aum. 1 zu § 1607; Staudinger⸗Engelmann, Anm. 1 zu 
§ 1607; Endemann, Bd. 2 S. 851; Coſack, Bd. 2 S. 544 
Anm. 6b.) Hätte das Bürgerliche Geſetzbuch in Abweichung 
von ſämmtlichen früheren Rechtsſyſtemen die Möglichkeit eines 
bruchtheilweiſen Ausfalls der den Verwandten obliegenden Unter⸗ 
haltspflicht rechtsgrundſätzlich zulaſſen wollen, ſo würde ſchon 
die Rückſicht auf die volkswirthſchaftliche und namentlich auch 
für das öffentliche Armenweſen einſchneidende Bedeutung einer 
ſolchen Neuerung es unerläßlich geweſen ſein, ihr durch eine 
beſondere Geſetzesvorſchrift von zweifelsfreier Klarheit Ausdruck 
zu geben. Dieſe fehlt und nur durch Auslegung darf ſie nicht 
in das Geſetz hineingetragen werden. Die Vorſchriften in 
§ 1606 Abſ. 1 Satz 2 und in 1607 Abſ. 1 werden vielmehr 
in ihrer Bedeutung näher beſtimmt und in ihrer Tragweite ein⸗ 
geſchränkt durch den das Unterhaltsrecht unter Verwandten ganz 
allgemein beherrſchenden Grundſatz des § 1603 Abſ. 1, wonach 
eine Unterhaltspflicht immer nur unter der Vorausſetzung der 
Leiſtungsfähigkeit beſteht. Daraus folgt, daß auch eine Theilung 
der Verpflichtung nur dann eintreten kann, wenn die als Mit- 
verpflichtete in Betracht kommenden Perſonen, in letzter Linie 
weuigſtens, ebenfalls leiſtungsfähig find. Nur unter dieſer Voraus⸗ 
ſetzung und unter entſprechender Einſchränkung, ſoweit ſie fehlt, 
gilt von vornherein die im $ 1606 Abſ. 1 verordnete Theilung 
nach Verhältniß der Erbtheile, und dieſer aus dem Ineinandergreifen 
der $$ 1603 und 1606 fich ergebende Grundſatz kann durch § 1607 
Abſ. 1 nicht als beeinflußt gelten. (Wird näher begründet.) 


215. 


Zu $ 1910 des B. G. B. 


Beſchluß des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Elias 
c. Elias vom 6. Oktober 1902, B Nr. 270/1902 IV. 


Vorinſtanz: O. L. G. Hamburg. 


Der vom Oberlandesgericht dem Reichsgericht vorgelegten 
Beſchwerde iſt ſtattgegeben worden. 

Auch Geiſteskranken und Geiſtesſchwachen, welche 
im Sinne des § 6 des Bürgerlichen Geſetzbuches ihre An- 
gelegenheiten im Allgemeinen nicht zu beſorgen vermögen, kann 
gemäß § 1910 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuches ein Pfleger 
für einzelne Angelegenheiten beſtellt werden, falls das praktiſche 
Bedürfniß im konkreten Falle nur eine ſolche beſchränkte Ver⸗ 
tretung verlangt, z. B. in dem Fall, daß der Ehemann gegen 
ſeine Ehefrau wegen ihrer Geiſteskrankheit auf Eheſcheidung 
klagen will. Bezüglich der Geiſtesſchwachen iſt dies überdies 
auch in zweiter Leſung ausdrücklich anerkannt worden. Ohne 
eine ſolche Vorſchrift würde ſich im Rechtsſyſteme eine Lücke 
ergeben. Nicht bloß für den Fall, daß ſich nach geſtelltem 
Entmündigungsantrage die Beſtellung des geſetzlichen Vertreters 
verzögert. Die Fürſorge iſt insbeſondere auch dann geboten, 
wenn ein Entmündigungsantrag gar nicht geſtellt wird. 
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Hülfskaſſe für dentſche Rechtsanwälte. 

Die Anwaltskammer im Bezirke des Oberlandesgerichts 
zu Frankfurt a. M. hat der Kaſſe abermals eine Beihülfe von 
1500 Mark und die Anwaltskammer im Bezirke des Ober⸗ 
landesgerichts zu Karlsruhe eine ſolche von 1000 Mark 
gewährt. Den Kammern und ihren Vorſtänden iſt für die 
reichen Beihülfen der anfridtigfte Dank ansgeſprochen 
worden. 


Anſpruchsrecht der Krankenkaſſen auf die Ent⸗ 
bindungskoſten. 
Von Kreisgerichtsrath Dr. Benno Hilfe, Berlin. 


Der Vater eines unehelichen Kindes iſt auf Grund 
B. G. B. § 1715 verpflichtet, der Mutter die Koſten der 
Entbindung und des Unterhaltes für die erſten ſechs Wochen 
nach der Entbindung, falls in Folge der Schwangerſchaft oder 
der Entbindung weitere Aufwendungen nothwendig werden, auch 
die dadurch entſtehenden Koſten zu erſetzen. Zufolge B. G. B. 
$ 1716 kann auf Antrag der Mutter die Zahlung des 
gewöhnlichen Betrages der Entbindungskoſten an die Mutter 
und die Hinterlegung des erforderlichen Betrages ſchon vor der 
Geburt des Kindes angeordnet werden. Von dieſer erſt neu⸗ 
geſchaffenen Vergünſtigung pflegt ein weitgehender Gebrauch 
gemacht zu werden. Bisher wurde unbeanſtandet nicht nur den 
Hinterlegungsanträgen gerichtsſeitig ſtattgegeben, vielmehr auch 
den Anträgen auf Zahlung an die Mutter. Allein hierin hat 
neuerdings eine Wandlung ſich vollzogen. Denn auf Grund 
Kr. V. G. § 20 ſollen die Ortskrankenkaſſen, welchen in dieſer 
Richtung nach Kr. V. G. § 64 die Betriebskrankenkaſſen gleich⸗ 
ſtehen, eine Unterſtützung in Höhe des Krankengeldes an 
Wöchnerinnen, welche innerhalb des letzten Jahres, vom Tage 
der Entbindung ab gerechnet, mindeſtens ſechs Monate hindurch 
einer geſetzlichen Kaſſeneinrichtung angehört haben, auf die 
Dauer von mindeſtens vier Wochen nach ihrer Niederkunft 
gewähren. Iſt ein Entbindungsfall derart ungünſtig geſtaltet, 
daß auf Grund Gew. Ord. $ 137 die Beſchäftigung der 
Arbeiterin nach Ablauf eines Monates noch unſtatthaft wäre, 
ſo hat die Wöchnerinnenunterſtützung auf dieſen längeren Zeit⸗ 
raum ſich zu erſtrecken. Mit Rückſicht auf die Rechtsregel des 
Kr. V. G. § 57, wonach auf die die Krankenfürſorge gewährende 
Krankenkaſſe der Anſpruch des Kaſſenmitgliedes in Höhe der 
geleiſteien Unterſtützung übergeht, welcher demſelben gegen Dritte 
geſetzlich zuſteht, wird neuerdings vielfach den Anträgen aus 


— 
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B. G. B. 8 1716 die gerichtliche Billigung verſagt bezw. 
ſeitens der Vertreter des belangten unehelichen Vaters die Ein⸗ 
rede erhoben, daß ein Anſpruch der Mutter rechtlich nicht beſtehe, 
weil er kraft des Geſetzes auf die Krankenkaſſe übergegangen ſei. 

Jede dieſer beiden Rechtsanſchauungen begegnet jedoch er⸗ 
heblichen rechtlichen Bedenken. Zwar ſteht nach der Entſtehungs⸗ 
geſchichte der Rechtsregel des Kr. V. G. § 20 es außer aller 
Frage und iſt auch ſeitens des preußiſchen Oberverwaltungs⸗ 
gerichtes in dem U. vom 20. Februar 1896 (Entſch. Bd. 29 
S. 347) ſowie ſeitens des bayriſchen Verwaltungsgerichtshofes 
in dem U. vom 28. Juni 1897 (Arbeiter⸗Verſ. Bd. 14 S. 557) 
rechtsgrundſätzlich anerkannt worden, daß auch der außerehelichen 
Mutter ein Anſpruch auf die Woͤchnerinnenunterſtützung zuſteht, 
während nach dem U. des Oberverwaltungsgerichtes vom 
20. Februar 1893 (Entſch. Bd. 24 S. 332) der regelmäßige 
außereheliche Geſchlechtsverkehr nicht die Begriffsmerkmale einer 
geſchlechtlichen Ausſchweiſung zu erfüllen vermag, welche zufolge 
Kr. V. G. § 26a Ziffer 2 die Krankenunterſtützung verwirken 
kann. Demzufolge würde zwar auf die Orts- bezw. die 
Betriebskrankenkaſſe der Anſpruch der außerehelichen Mutter auf 
Entbindungskoſten gegen den außerehelichen Vater aus B. G. B. 
§ 1715 kraft geſetzlicher Ceſſion übergehen, falls er unter den 
Begriff eines geſetzlichen Entſchädigungsanſpruches unterzuordnen 
wäre. Allein dies kann noch nicht ohne Weiteres zugegeben 
werden. Denn nach dem Wortlaute und der Entſtehungs⸗ 
geſchichte des B. G. B. § 1715 hat er keine andere rechtliche 
Bedeutung, als daß der Erzeuger des Kindes die durch das 
Wochenbett entſtehenden Koſten tragen ſoll, deren Höhe ſinn⸗ 
entſprechend der Entſchädigung des gewerblichen Arbeiters nach 
Gew. Ord. § 124b auf einen Pauſchalbetrag feſtgeſetzt wird, 
welchen ohne Nachweis eines erlittenen Schadens derſelbe zu 
fordern berechtigt ſein ſoll, falls er es nicht vorzieht, einen 
höheren wirklichen Schaden nachzuweiſen. Es unterſcheiden die 
Entbindungskoſten des B. G. B. § 1715 ſich von dem Ent⸗ 
ſchädigungsanſpruche aus B. G. B. § 825 darin, daß erſterer 
nur der außerehelichen, letzterer der ehelichen und der außer⸗ 
ehelichen geſchlechtlich gemißbrauchten Frauensperſon zuſteht, 
ſowie daß für erſtere der gewöhnliche Betrag ſolcher Auf- 
wendungen in Anſatz kommt, für letztere Umfang und Höhe 
des Anſpruches nachgewieſen werden muß. 

Nun geht der Zweck jeder Verſicherung, alſo auch der 
öffentlichrechtlichen Krankenverſicherung dahin, von dem Ver⸗ 
ſicherten einen Schaden abzuwenden, iſt mit ſolchem die Er⸗ 
zielung eines Vermögensvortheils alſo nicht vereinbar, welche 
allerdings vorliegen würde, wenn nebeneinander die Wöchnerinnen⸗ 
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unterſtützung und die Entbindungskoſten an die uneheliche 
Mutter gezahlt werden können. Allein dieſer Umſtand giebt 
noch kein Recht dazu, von Zahlung der letzteren den verpflichteten 
Vater zu befreien oder das Recht der Mutter auf ſolche 
verwirken zu laſſen. Eine gerichtliche Anordnung, welche den 
Antrag auf Zahlung zurückweiſt, könnte allenfalls, jedoch niemals 
die Ablehnung deren Sicherſtellung durch Hinterlegung ſich 
rechtfertigen laſſen. Denn die Anſicht iſt verfehlt, daß jede 
Woͤchnerin bedingungslos Anſpruch auf Woͤchnerinnenunter⸗ 
ſtützung hat. Unabweisbare Vorbedingung zum Entſtehen des 
Anſpruchs iſt eine ſechs monatliche Kaſſenmitgliedſchaft. Fällt 
letztere fort, d. h. fehlt ein Theil zu dieſer Friſt, dann iſt eben 
auch kein Anſpruch auf die Wöchnerinnenunterſtützung vor⸗ 
liegend. Die Krankenkaſſe iſt dann aber nicht kraft geſetzlicher 
Ceſſion in das Anſpruchsrecht der außerehelichen Mutter auf 
Entbindungskoſten eingetreten. Und gerade dieſem ſo weſentlichen 
und durchgreifenden Erwägungsgrunde pflegt überwiegend die 
Würdigung verſagt zu werden. Wäre der Anſpruch der 
Wöchnerin auf Unterſtützung ein unbedingter wie dieſer auf die 
ſonſtigen Leiſtungen der Krankenkaſſe an ihre Mitglieder oder 
der Betriebsverletzten an die Berufsgenoſſenſchaften auf Schad⸗ 
loshaltung es find, fo könnte die Verpflichtung des unehelichen 
Vaters rechtliche Anerkennung finden, vor Zahlung der Ent⸗ 
bindungskoſten ſich darüber zu unterrichten, ob ſeitens einer 
Krankenkaſſe Woͤchnerinnenunterſtützung gewährt wurde. Bei 
einer blos bedingten Unterſtützung alſo auch einem nur bedingten 
Eintritte der Krankenkaſſe in die Rechte der Mutter fehlt ihm 
ein zwingender Grund hierzu. Er kann, ohne Rechtsnachtheile 
beſorgen zu brauchen, mit der unehelichen Mutter ſich über die 
Höhe der Entbindungskoſten vergleichen, gleichwie dieſe auf 
letztere ganz oder theilweiſe verzichten darf. Eine an ſie 
geleiſtete Abfindung der Entbindungskoſten iſt der Krankenkaſſe 
gegenüber rechtsverbindlich, ſo lange ſolche nicht ihren Rückgriffs⸗ 
anſpruch ihm angezeigt und glaubhaft gemacht hat. Denn die 
Entbindungskoſten ſtehen nicht den Alimenten rechtlich gleich; 
es trifft auf ſie alſo nicht zu, daß ſie nach C. Pr. Ord. § 850 
der Beſchlagnahme entzogen, alſo auch nach B. G. B. § 400 
nicht abtretbar ſeien, vielmehr muß die Krankenkaſſe in finn- 
entſprechender Anwendung der ſeitens des Reichsgerichts in dem 
U. vom 26. November 1889 (Entſch. Bd. 24 S. 131) zu dem 
analogen Anſpruche der Berufsgenoſſenſchaͤft aus U. V. G. § 98, 
jetzt G. U. V. G. § 140, niedergelegten Rechtüberzeugung friſt⸗ 
gerecht ihren Anſpruch durch Beſchlagnahme der Entbindungs⸗ 
koſten geltend machen, ſoll eine vorher ſeitens des verpflichteten 
Vaters der Mutter geleiſtete Tilgung deſſelben ihn nicht ver- 
wirken laſſen. Das angerufene Gericht würde einem Antrage 
aus B. G. B. § 1716 aber ſtets mindeſtens inſoweit Folge 
geben müſſen, als es die nachgeſuchte Sicherſtellung anordnet. 
Dabei ſei noch darauf hingewieſen, daß für die Entbindungs⸗ 
koſten weder Beſchlagnahme des Arbeitslohnes. noch ſolche der 
Dienſtpraͤmien der Unteroffiziere ſtatthaft iſt, welche nach 
C. Pr. Ord. § 850 mit Art. 1 § 4a des Geſetzes vom 29. März 
1897 ſowie Art. 18 des Geſetzes vom 22. Mai 1893 mit 
Geſetz vom 20. Mai 1898 zwar für die Alimente des Kindes 
ſelbſt beſchlagnahmt werden dürfen, weil den Entbindungskoſten 
eben die Eigenſchaft von Alimenten nicht beiwohnt. 
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Iſt das Erbieten zur Sicherheitsleiſtung zwecks 
vorläufiger Vollſtreckbarkeit ein thatſächliches münd⸗ 
liches Vorbringen oder ein Antrag im Sinne des 
§ 335 Nr. 3 C. P. O.? 
Von Rechtsanwalt Dr. Aberer, Cöln. 


Eine zum Landgericht zu Düſſeldorf eingereichte Klageſchrift 
enthielt den Antrag, das Urtheil für vorläufig vollſtreckbar zu 
erklären, ohne gleichzeitiges Erbieten zur Sicherheitsleiſtung. 
die an ſich zur Herbeiführung der Vollſtreckbarkeit nothwendig 
war. In der mündlichen Verhandlung beantragte Kläger gegen 
den nicht erſchienenen Beklagten, den Erlaß des DVerfäumnip- 
urtheils und die Vollſtreckbarkeitserklärung, indem er gleichzeitig 
ſich mündlich zur Sicherheitsleiſtung erbot. 

Das Landgericht hat den Antrag auf Vollſtreckbarkeits⸗ 
erklärung aus folgenden Gründen abgelehnt: 

Beklagter habe annehmen müſſen, der Antrag werde ab⸗ 
gewieſen, weil derſelbe nach dem Inhalte der Klageſchrift un⸗ 
begründet ſei. Wenn Kläger in der mündlichen Verhandlung 
den Antrag auf vorläufige Vollſtreckbarkeitserklärung mit der 
zuſätzlichen mündlichen Erklärung wiederholt habe, daß er 
ſich zur Sicherheitsleiſtung erbiete, ſo ſei gemäß § 710 C. P. O. 
dieſer Antrag als ein neuer erweiterter Antrag anzuſehen, indem 
nach § 710 C. P. O. bei erbotener Sicherheitsleiſtung eine vor⸗ 
läufige Vollſtreckbarkeit in allen Fällen und ohne Vorliegen der 
ſonſtigen Vorausſetzungen der 88 708, 709 C. P. O. zuläſſig 
ſei, ein ſolcher Antrag dem Beklagten aber nicht mitgetheilt, 
derſelbe alſo nach § 335 Ziffer 3 C. P. O. abzuweiſen ſei. 

Dieſe Entſcheidung dürfte fehl gehen, und da der Fall 
ſoweit erſichtlich in der Litteratur nicht beſprochen iſt, auch eine 
Entſcheidung des Oberlandesgerichts wegen des Aufenthalts, den 
die Sache durch die inzwiſchen eingetretenen Gerichtsferien ge⸗ 
funden hätte, nicht möglich war, eine Beſprechung verdienen. 

Nach § 335 Ziffer 3 C. P. O. iſt der Antrag auf Er⸗ 
laſſung des Verſäumnißurtheils zurückzuweiſen, wenn der nicht 
erſchienenen Partei ein thatſächliches mündliches Vorbringen oder 
ein Autrag nicht rechtzeitig mittels Schriftſatzes mitgetheilt 
war. Als ein ſolcher Antrag ſtellt ſich nach richtiger Anficht 
an ſich auch der Antrag auf vorläufige Vollſtreckbarkeitserklärung 
dar. Dagegen dürfte nicht dazu der Theil des Begehrens ge⸗ 
hören, in dem Kläger Sicherheitsleiſtung gewähren will. Nach 
§ 710 C. P. O. beantragt der Kläger nur die Vollſtreck⸗ 
barkeit und er muß ſich zu ihrer Herbeiführung zur Sicherheits⸗ 
leiſtung erbieten. Das Erbieten iſt alſo kein Theil des 
Antrages, wenn es auch genügen mag, daß Kläger „die 
Vollſtreckbarkeit gegen Sicherheitsleiſtung“ beantragt und 
daneben ein beſonderes Erbieten nicht erforderlich iſt, da der 
Antrag ein ſolches bereits mit enthält. Der beſonders im 
Rheinland herrſchende Gebrauch, in dieſer Weiſe das Erbieten 
zur Sicherheitsleiſtung der Kürze und Ueberſicht halber in den 
Antrag ſelbſt aufzunehmen, macht daſſelbe nicht zu einem noth- 
wendigen Theil des Antrages ſelbſt, vielmehr müßte bei genauer 
Anwendung des Geſetzes ein außer dem Antrag ſtehendes Er- 
bieten zur Sicherheitsleiſtung ſtattfinden, und der Antrag ſelbſt 
nur das Begehren nach Vollſtreckbarkeit enthalten. Iſt ſonach 
das Erbieten zur Sicherheitsleiſtung kein Theil des Antrages, 
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ſo braucht es auch nicht nach § 335 Ziffer 3 C. P. O. dem 
Gegner mittelſt Schriftſatzes mitgetheilt zu werden. 

Es liegt auch, wenn nur der Antrag auf Vollſtreckbarkeits⸗ 
erklärung mitgetheilt, in der mündlichen Verhandlung jedoch das 
nothwendige Erbieten zur Sicherheitsleiſtung erfolgt iſt, darin 
keine Erweiterung, ſondern im Gegentheil eine Einſchränkung 
des urſprünglichen Klagebegehrens. Die allgemein mögliche 
vorläufige Vollſtreckbarkeitserklärung wird in beſonderen Fällen 
von der Sicherheitsleiſtung abhängig gemacht. Letztere enthalten 
gegenüber dem allgemeinen ein weniger, da die Vollſtreckbarkeit 
an eine Vorausſetzung geknüpft iſt, ohne die im allgemeinen 
die Vollſtreckbarkeit möglich iſt. Der Kläger erlangt ſonach 
durch ein Urtheil, das die Vollſtreckbarkeit nur gegen Sicherheits- 
leiſtung zuläßt, ein eingeſchränkteres Recht als wenn die Voll⸗ 
ſtreckbarkeit ohne Sicherheitsleiſtung zuläſſig iſt. Wenn ſich alſo 
der Kläger nachträglich in der mündlichen Verhandlung zur 
Sicherheitsleiſtung vor der Vollſtreckung erbietet, ſo ſchränkt er 
ſeinen urſprünglichen Antrag ein, er ermäßigt ſein Begehren. 
Eine beſondere Mittheilung des ermäßigten Begehrens iſt aber 
in der Prozeßordnung nicht vorgeſchrieben, da der weitergehende 
Antrag den eingeſchränkten enthält. Der Beklagte kann alſo 
auch nicht annehmen, es werde eine Vollſtreckbarkeitserklärung 
des Urtheils überhaupt nicht erfolgen, ſondern er kann nur an⸗ 
nehmen, es werde eine ſolche nicht ohne Abhängigmachung von 
einer vorherigen Sicherheitsleiſtung ſtattfinden. 

Die Vollſtreckbarkeit gegen Sicherheitsleiſtung zu verſagen, 
liegt aber in einem ſolchen Falle kein Grund vor. 


Nachſchrift. 
Von Profeſſor Dr. Kuhlenbeck, Lauſanne. 


Die Behauptung des Einſenders vorſtehender Lirtheild- 
beſprechung, daß das Erbieten zur Sicherheitsleiſtung kein 
Antrag bezw. Theil eines ſolchen im Sinne des § 335 
Nr. 3 C. P. O. iſt, ſcheint auch mir keinem Zweifel zu unter⸗ 
liegen. An ſich liegt in dem Erbieten zur Sicherheitsleiſtung 
eher eine Ermäßigung des Antrags. Aber fraglich erſcheint es 
mir, ob nicht doch das mündliche Erbieten zur Sicherheits- 
leiſtung unter den Begriff eines im Sinne des J 335 Nr. 3 
erheblichen thatſächlichen mündlichen Vorbringens fällt, ſo 
daß aus dieſem Grunde der Antrag auf den Erlaß des Ver⸗ 
ſäumnißurtheils mit Recht abgewieſen werden konnte. Da dem 
§ 335 der Gedanke zu Grunde liegt, daß der Verzicht einer 
Partei auf ihre Vertheidigung nur inſoweit angenommen werden 
kann, als ſie ſolche nach Lage der ihr in der Klagſchrift zu⸗ 
geſtellten Behauptungen für nöthig erachten mußte, glaube ich 
allerdings, daß das Urtheil aus dieſem Geſichtspunkte 
doch zutreffend iſt. Durch das nachträgliche Erbieten zur 
Sicherheitsleiſtung ergänzt Kläger ſein thatſächliches Vorbringen, 
das Erbieten iſt Behauptung einer zukünftigen Thatſache, von 
der das Gericht die Vollſtreckbarkeit abhängig machen ſoll. 

So lange dem Beklagten dieſes nicht mitgetheilt iſt, kann 
angenommen werden, daß er nach Lage des Klagvorbringens 
auf Abweiſung von Amtswegen gerechnet hat. 
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Hat der Ehemann ſeiner Ehefran in Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten zwiſchen den Ehegatten beim geſetz⸗ 
lichen Güterſtaude einen Koſtenvorſchuß zu leiſten? 


Eine neuere Entſcheidung des Kammergerichts bringt die 
lebhaſte Kontroverſe in Erinnerung, welche ſich über dieſe Frage 
im Jahre 1900 in Literatur und Rechtſprechung erhoben hatte“). 
Der konſtant feſtgehaltene Beſchluß' des Reichsgerichts (IV. C. ©. 
vom 12. November 1900, Entſch. Bd. 47 Nr. 17 S. 72, ferner 
Jur. Wochenſchr 1900 S. 837, 850, 868) hat derſelben durch 
Bejahung der Frage ein Ende bereitet und die Literatur hat 
ſich dabei beruhigt. Nunmehr hat das Kammergericht (12. Senat 
vom 18. Januar 1902, Seuff. Archiv Bd. 57 Nr. 81) aus 
dem Standpunkt des Reichsgerichts die unanfechtbare Konſequenz 
gezogen, daß die Frau auch dann vom Manne den Koſtenvorſchuß 
aus ſeinen eigenen Mitteln beanſpruchen könne, wenn ihm ſelbſt 
das Armenrecht bewilligt ſei. Dieſe Entſcheidung, welche vom 
Standpunkt der Billigkeit aus Kopfſchütteln erregen muß, recht⸗ 
fertigt es wohl, die alte Kontroverſe wieder aufzugreifen und 
den Verſuch einer Prüfung der Gründe, welche das Reichsgericht 
für Bejahung der Frage anführt, zu unternehmen. 

Das Reichsgericht geht davon aus, der Regel nach habe 
der Mann der Frau den Koſtenvorſchuß gemäß § 1387 Nr. 1 
zu leiſten. Eine Ausnahme erleide dieſer Satz durch den Nach- 
ſatz: „ſofern nicht die Koſten dem Vorbehaltsgute zur Laſt 
fallen.“ Das Reichsgericht führt nun weiter aus: Wäre nun 
dieſe Beſtimmung dahin zu verſtehen, daß der als Regel an die 
Spitze geſtellte Satz ſchon dann in Wegfall kommen ſollte, 
wenn die in Frage kommenden Koſten unter gewiſſen Um⸗ 
ſtänden oder der Regel nach dem Vorbehaltsgute zur Laſt 
fielen, jo müßte daraus im Hinblick auf $ 1416 J, wonach im 
Verhältniß der Ehegatten untereinander die Koſten eines Rechts⸗ 
ſtreits zwiſchen ihnen dem Vorbehaltsgute zur Laſt fielen, ſoweit 
nicht der Mann ſie zu tragen habe, die Folgerung hergeleitet 
werden, daß bei einem zwiſchen den Ehegatten entſtehenden 
Rechtsſtreit der Mann, folange der Prozeß ſchwebt, nicht an⸗ 
gehalten werden könne, die für die Vertretung der Frau auf⸗ 
zuwendenden Beträge herzugeben. Ein zwingender Grund für 
eine ſolche Annahme ſei weder aus der Wortfaſſung noch aus 
der Entſtehungsgeſchichte der in Betracht kommenden Beſtim⸗ 
mungen zu entnehmen. Es ſei vielmehr die Auffaſſung ge⸗ 
boten, daß die dem Ehemann grundſätzlich auferlegte Verpflich- 
tung, ſeiner Frau die Mittel zur Prozeßführung zu gewähren, 
nur dann in Wegfall kommen ſolle, wenn die Koſten des be⸗ 
treffenden Rechtsſtreits, wie im Fall des § 1415 Nr. 3, dem 
Vorbehaltsgute unbedingt zur Laſt fielen. Sei es dagegen 
noch ungewiß, wer die Koſten eines zwiſchen den Eheleuten an⸗ 
hängig gewordenen Rechtsſtreites zu tragen habrn werde, ſo 
müſſe die Anwendung des Grundſatzes des $ 1387 Nr. 1 in 
ſolchem Falle zu dem Ergebniß führen, daß der Frau dieſe 


) Vergl. Rechtſprechung: Jur. Wochenſchrift 1900 S. 382, 
Seuff. Achiv Bd. 55 Nr. 209, Bd. 50 Nr. 29, 252. 

Literatur: Jur. Wochenſchrift 1900 S. 269, 387, 382, 690. 
Deutſche Juriſtenzeitung 1900 Nr. 2, Bl. für Rechtsanwendung 
Bd. 65 Nr. 11, Das Recht 1901 S. 62, ferner faſt alle Kommentare 
zum B. G. B. und zur C. P. O. 
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Koften vom Manne, vorbehaltlich eventueller Ausgleichung, vor⸗ 
zuſchießen feien. 

Das Reichsgericht ſchiebt ſonach im § 1387 Nr. 1 in dem 
Nachſatz „ſofern nicht die Koſten dem Vorbehaltsgute zur Laſt 
fallen,“ für die Frage des Koſtenvorſchuſſes das Wort „unbe⸗ 
dingt“ ein und ſcheidet die Prozeſſe, deren Koſten im Verhältniß 
der Ehegatten untereinander nach Maßgabe der 88 1415, 1416 
dem Vorbehaltsgute zur Laſt fallen, in zwei Gruppen, in ſolche, 
bei denen die Koſten unbedingt und unter allen Umſtänden, 
und in ſolche, bei denen ſie nur unter gewiſſen Umſtänden oder 
doch der Regel nach dem Vorbehaltsgute zur Laſt fallen. Es 
zählt der erſten Gruppe die Prozeſſe des §S 1415 3. 3, der 
zweiten die des § 1416 J zu. Dieſe Scheidung iſt unhaltbar. 

Beginnt die Ehefrau einen Rechtsſtreit, fo iſt ſtets un⸗ 
gewiß, ob ſie oder der Prozeßgegner die Koſten zu tragen haben 
wird: ob der Prozeßgegner ein Dritter oder der Ehemann iſt, 
begründet keinen Unterſchied. Das Reichsgericht aber hält eben 
im Falle des § 1416 J den Ehemann als Prozeßgegner und als 
Ehemann nicht auseinander. Gewinnt die Frau den Prozeß, 
ſo trägt der Prozeßgegner die Koſten, ob es ein Dritter oder 
der Ehemann iſt. Dieſer Fall iſt in § 1416 1 gedeckt durch 
den Nachſatz: ſoweit nicht der Mann fie zu tragen hat. Ver⸗ 
liert fie den Prozeß, fo hat im Allgemeinen nach $ 1387 Z. 1 
der Mann mit ſeinem eigenen Vermögen die Prozeßkoſten zu 
tragen. Dieſe Verpflichtung iſt eine Laſt des eingebrachten 
Gutes (für den Ausdruck vergl. § 1529 J). Dieſe Laſt zu 
tragen kann ihm aber, nachdem ſie ein Aequivalent des ihm 


zuſtehenden Nießbrauchsrechts am eingebrachten Gute iſt, zu. 


deſſen laufenden Verwaltungskoſten die Prozeßkoſten nach den 
Motiven gerechnet werden, dann nicht zugemuthet werden, wo 
nicht das eingebrachte Gut am Rechtsſtreit irgendwie intereſſirt 
iſt. Unter dieſem Geſichtspunkt iſt die Ausnahme des § 1387 
Nr. 1 für die Fälle der 85 1415, 1416 ſtatuirt. Stehen aber 
ſolche, unter $$ 1415, 1416 fallende Prozeſſe in Frage, fo fit 
von vornherein gewiß, daß die Koſten derſelben, falls die 
Frau den Prozeß verliert, im Verhältniß der Ehegatten unter- 
einander unbedingt dem Vorbehaltungsgute zur Laſt fallen, 
ob der Prozeßgegner nun ein Dritter oder der Ehemann iſt: 
denn wenn auch der ſiegreiche Prozeßgegner die Deckung feiner 
Koſten aus dem eingebrachten Gute der Frau ſuchen würde, 
welches für dieſelben haftet (§ 1412 11 B. G. B.), fo könnte 
der Mann doch, auch wenn er ſelbſt dieſer Prozeßgegner war, 
nach § 1417 J hiefür Erſatz aus dem Vorbehaltsgute zum ein- 
gebrachten Gut beanſpruchen. 

Ein Unterſchied zwiſchen § 1415 Z. 3 und 8 14161 
bezüglich der Gewißheit, ob die Koſten dem Vorbehaltsgute zur 
Laſt fallen oder nicht, iſt daher nicht erſichtlich. Wie unhaltbar 
die Unterſcheidung des Reichsgerichts iſt, ergiebt ſich auch ſofort 
aus einem Prozeſſe, der gleichzeitig unter § 1415 Z. 3 und 
§ 1416 J fällt, z. B. der Ehemann hat feine Frau auf Schaden⸗ 
erſatz wegen einer ihm zugefügten fahrläſſigen Körperverletzung 
verklagt; ſeiner Klage wurde in I. Inſtanz ſtattgegeben. Die 
Frau will Berufung einlegen und verlangt hierfür einen Koſten⸗ 
vorſchuß aus dem Vermögen des Mannes. Fallen nun hier 
die Prozeßkoſten unbedingt oder „nur unter Umſtänden“ dem 
Porbehaltsgute zur Laſt? Iſt es nicht vielmehr zweifellos, 
daß, im Falle der Mann den Prozeß in I. Inſtanz verliert, er, 
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im Falle er ihn auch in II. Juſtanz gewinnt, die Frau die 
Koften zu tragen hat und zwar im Verhältniß der Ehegatten 
untereinander das Vorbehaltsgut? Mit dieſer Scheidung aber 
fällt die Begründung des Reichsgerichts. Es iſt klar, daß die 
Entſtehungsgeſchichte der Beſtimmungen nichts darüber enthalten 
kann, weil der Geſetzgeber eben von einer Scheidung von Fällen, 
in denen die Koſten unbedingt und ſolchen, in denen ſie nur 
unter Umſtänden dem Vorbehaltsgute zur Laſt fallen, nichts 
gewußt hat. Daß aber die Wortfaſſung nicht für das Reichs⸗ 
gericht ſpricht, ſondern umgekehrt das Reichsgericht der Wort⸗ 
faſſung Gewalt anthun muß, indem es in den Satz: „ſofern 
nicht die Koſten dem Vorbehaltsgute zur Laſt fallen“, das 
Wort „unbedingt“ für die Frage des Koſtenvorſchuſſes erſt 
hineininterpretiren muß, iſt füglich unbeſtreitbar. 

Das Reichsgericht fügt noch hinzu, ſpeziell für Eheſachen 
komme mit Rückſicht auf § 1416 Abſ. 2 Satz 2 in Betracht, 
daß nicht angenommen werden könne, der Geſetzgeber habe die 
Ehefrau bei einem ihre perſönlichen Angelegenheiten betreffenden 
Rechtsſtreit, den ſie mit ihrem Ehemann führt, durch Verſagung 
des Anſpruchs auf Vorſchießung der zum Prozeßbetrieb er- 
forderlichen Mittel ſchlechter ſtellen wollen, als bei einem zwiſchen 
ihr und einem Dritten geführten derartigen Rechtsſtreit. Aber 
das Reichsgericht überſieht hierbei völlig den Nachſatz des 
§ 1416 Abſ. 1 Satz 2, daß nämlich der Mann nur inſoweit 
die Prozeßkoſten in dieſem Falle zu tragen hat, „als ihre Auf⸗ 
wendung den Umſtänden nach geboten iſt“, daß er alſo ins⸗ 
beſondere ſeiner Frau nicht die Mittel zu frivolen Prozeſſen 
über ihre perſönlichen Angelegenheiten zu leiſten hat. Das 
Reichsgericht aber muthet dem Ehemann zu, ſeiner Ehefrau 
die Mittel zu noch ſo frivolen Prozeſſen gegen ihn ſelbſt aus 
ſeinem Vermögen vorzuſchießen. Hat die Ehefrau kein oder 
nur unbedeutendes eigenes Vermögen, ſo kann ſie ihren Ehe⸗ 
mann mit allen möglichen frivolen Prozeſſen chikaniren und der 
Mann muß, da er den Koſtenvorſchuß ohne jede Ausſicht auf 
Erſatz leiſten muß, auch noch die Zeche bezahlen. Er muß es, 
ſelbſt wenn die Frau Anſpruch auf das Armenrecht hätte, da ſie 
ja nicht nöthig hat, um daſſelbe nachzuſuchen, er muß es ſogar, 
ſoweit ihn nicht §S 226 B. G. B. ſchützt, wenn der Frau das 
Armenrecht wegen Ausſichtsloſigkeit der beabfichtigten Rechts- 
verfolgung verweigert wurde, er muß es, wie Eingangs bemerkt, 
auch wenn ihm ſelbſt das Armenrecht bewilligt worden iſt. 
Solche Konſequenzen ſind in hohem Maße unbillig. 

Dagegen bringt die Verneinung der aufgeworfenen Frage 
keine ſolchen Unbilligkeiten mit ſich. Hat die Frau Vorbehalts⸗ 
gut, kann ſie den Vorſchuß aus dieſem bezahlen, hat ſie nur 
eingebrachtes Gut und verweigert der Mann ſeine Einwilligung 
zur Einleitung eines Prozeſſes gegen ihn, was natürlich die 
Regel ſein wird, dann kann die Frau ſeine Einwilligung gemäß 
§ 1402 durch das Vormundſchaftsgericht erſetzen laſſen und der 
Mann hat daun der Frau aus ihrem eingebrachten Gute den 
Koſtenvorſchuß herauszugeben. Hat die Frau weder eingebrachtes 
noch Vorbehaltsgut, fo ſteht ihr für ausſichtsvolle Prozeſſe das 
Armenrecht zu Gebote. 

Rechtspraktikaut Dr. Aal, Nürnberg. 
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Ein Beitrag zu § 478 B. G. B. (Wandelungs⸗ 
einrede.) 
Von Rechtsanwalt Dr. Niſſen in Hirſchberg i. Schl. 


Das dem Erwerber einer im Sinne des § 459 B. G. B. 
fehlerhaften Sache durch §§ 462, 493, 515 eod. wahlweiſe 
gegebene Recht der Wandlung bethätigt ſich gegenüber dem An⸗ 
ſpruche des anderen Theils auf Zahlung des für die fehlerhafte 
Sache bedungenen Kaufpreiſes oder auf Leiſtung des ſonſtigen 
Entgelts (§ 493) als die Befugniß, jene Zahlung oder Leiſtung 
zu verweigern. Dieſe Befugniß iſt dem Sacherwerber in § 478 
mit beſonderer Hervorhebung zugeſprochen für die Zeit, wo der 
Anſpruch auf Wandlung bereits verjährt iſt. Aber der Wort⸗ 
laut der Vorſchrift („auch nach der Vollendung der Verjährung“) 
und die Natur der Sache, wonach die Verjährung neue Rechte 
nicht zu ſchaffen vermag, laſſen die Exiſtenz jener Befugniß auch 
ſchon für die Zeit vor der Verjährung des Wandlungsrechtes 
erkennen. Nach der Verjährung iſt ſie der einzige Weg der 
Geltendmachung dieſes Rechtes, vor der Verjährung iſt die 
geſetzliche Anerkennung ihres Beſtehens inſofern von Wichtig⸗ 
keit, als ſie die Bedenken abſchneidet, die ſonſt auf der Baſis 
der Konſtruktion des Wandlungsrechtes als lediglich eines 
Anſpruchs auf Abſchließung eines Wandlungs vertrages gegen 
die unmittelbare Geltendmachung einer derartigen Befugniß 
erhoben werden könnten. Der Umſtand, daß ſie unmittelbar 
zuſteht, bildet (weitergehend) ein Hauptargument derer, welche 
jene Konſtruktion verwerfen und einen zuläſſigen Gegenſtand 
des Wandlungsverlangens in der Leiſtungsrückgewähr ſelbſt, er⸗ 
blicken. Denn, ſo heißt es (Eccius bei Gruchot 1899 S. 322), 
in § 478 trete ein Fall hervor, in welchem das Wandlungs⸗ 
verlangen ohne einen daraufhin zu Stande gekommenen Vertrag 
mit rechtlicher Wirkung ſo geltend gemacht werden könne, wie 
wenn rechtswirkſam der Rücktritt vom Vertrage erklärt wäre — 
während die andere Anſicht ſich bei Gruchot 1900 S. 78 mit 
§ 478 dahin abfindet, daß dieſer grundſätzlich nur eine An⸗ 
wendung des durch § 226 in Kraft erhaltenen römiſchrechtlichen 
Satzes enthalte: dolo facit, qui petit, quod redditurus est. 
Der mit der Kaufpreisklage belangte Käufer könne dem in der 
Rechtslage einer statim (sc. pretium) redditurus befindlichen 
Verkäufer eine „Chikanseinrede“ mit der Begründung entgegen⸗ 
ſetzen, daß Verkäufer verpflichtet ſei, den Wandlungsvertrag mit 
Käufer zu ſchließen und daher den Kaufpreis, wenn er deſſen 
Zahlung mit der Klage erzwingen könnte, ſofort wieder an 
Käufer zurückzuzahlen. Damit wäre in dem Rechtsbehelf des 
§ 478 der Anſpruch auf Abſchließuug eines Wandlungs⸗ 
vertrages nicht verlaſſen. Die exceptio doli aber müßte dann 
verſagen, wenn jener Anſpruch verjährt iſt, da die Pflicht des 
statim reddere alsdann für den Verkäufer eutfällt. Aber die 
gekennzeichnete Anſicht erblickt (eit. S. 91) in dem Geſetze den 
Willen, daß die Einrede aus Billigkeitsgründen den Eintritt 
der Verjährung überdauere. 

So läßt ſich nun m. E. der Standpunkt der Vertrags- 
konſtruktion gegenüber dem § 478 nicht begründen. Die Ein⸗ 
rede dieſer Vorſchrift, nicht als dem Wandlungsrechte unmittel⸗ 
bar entnommen, nicht als Reſiduum dieſes letzteren nach ein⸗ 
getretener Verjährung, ſondern als auf ganz anderem Gebiete 
liegend, und zwar als eine exc. doli gedacht, für welche das 
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Wandlungsrecht nur ein Thatbeſtandsmoment liefert, iſt in 
dieſer Weiſe nur ſo lange zu rechtfertigen, als die Erhebung 
der Kaufpreisklage ſich als dolus darſtellt; und das iſt nicht 
mehr der Fall, wenn das Wandlungsrecht der Verjährung an⸗ 
heimgefallen iſt. Die Rechtfertigung der Einrede als exc. doli 
iſt aber auch für die Zeit vor Eintritt der Verjährung zu be⸗ 
anſtanden. Denn bei dieſer Begründung müßte die Einrede 
verſagen, wenn nicht der Verkäufer, ſondern deſſen Ceſſionar 
den Kaufpreis einklagte, da an den Ceſſionar, zum mindeſten 
dann, wenn er die Forderung bona fide erworben, Anſprüche 
auf Vollziehung der Wandlung nicht erhoben werden können, 
dieſer mithin die Pflicht eines statim redditurus nicht hat. 
Es wird aber andererſeits dafür gehalten werden müſſen, daß 
die Befugniß, die Zahlung des Kaufpreiſes zu verweigern, nicht 
bloß dem Verkäufer, ſondern auch dem Erwerber der perſön⸗ 
lichen Kaufpreisforderung entgegengeſetzt werden darf. Es ſoll 
nun in nachſtehendem der Verſuch einer rechtlichen Begründung 
jener Befugniß gemacht werden. 


A. Vor der Verjährung des Wandlungsrechtes. 


Am einfachſten ergiebt ſich die Struktur, wenn man mit 
Eccius annimmt, daß das Wandlungsverlangen unmittelbar auf 
Rückgewähr der Vertragsleiſtungen gerichtet werden kann. Dann 
iſt, ſoweit jenes Verlangen nur bezweckt, daß Käufer auf aus⸗ 
ſtehende Leiſtungen nicht in Anſpruch genommen werde, gegen⸗ 
über der trotzdem erhobenen Klage des Verkäufers die Einrede 
die prozeſſuale Form, in der jenes Verlangen nunmehr aufzu⸗ 
treten hat. Der auf Unterlaſſung der Kaufpreisklage gerichtete 
Anſpruch des Käufers verwandelt ſich, wenn er fein Ziel nicht 
mehr erreichen kann, weil die Klage erhoben iſt, ohne weiteres 
in ein Recht der Abwehr gegen dieſelbe. Nicht ſo einfach liegt 
die Sache vom Standpunkte der Vertragskonſtruktion. Nach 
dieſer kann prima facie Käufer die Abweiſung der Kaufpreis⸗ 
klage nicht durchſetzen, wenn er nicht die Einwilligung des Ver⸗ 
käufers in die Wandlung erlangt hat oder eine gleichzeitige 
Verurtheilung des Verkäufers zu dieſer Einwilligung mit der 
Wirkung des § 894 C. P. O. erſtreitet. Dieſen Erfolg kann er 
aber, vergl. bei Gruchot 1900 S. 82, durch bloße Einrede nicht 
herbeiführen. Hier dürfte indeß folgende Erwägung platzgreifen: 

Aus dem Anſpruche auf Abſchließung eines Wandlungs⸗ 
vertrages müßte nach dem Satze, daß das größere Recht auch 
die geringere Befugniß in ſich begreift, für den Redhibenten das 
Recht folgen, noch vor jenem Abſchluſſe zum mindeſten die Er⸗ 
füllung einer Verbindlichkeit abzulehnen, deren Beſeitigung der 
Vertrag zur Folge haben wird, zumal dieſe Wirkung ſchon im 
Zeitpunkte des Abſchluſſes eintritt. Er kann verlangen, daß für 
den Abſchluß, auf den er ein Recht hat, res integra erhalten 
werde. Wie dieſer Anſpruch die Form einer Einrede annimmt, 
iſt oben dargelegt. Es ließe ſich aber noch auf anderem Wege 
die Vertragskonſtruktion mit § 478 vereinbaren, nämlich unter 
Zuhilfenahme der §8§ 286, 249 B. G. B. Sit das Wandlungs⸗ 
recht begründet und lehnt Verkäufer ab, den Wandlungdvertrag 
zu ſchließen, was er damit zum Ausdruck bringt, daß er trotz 
des Wandlungsverlangens die Erfüllung des Kaufvertrages be⸗ 
anſprucht, ſo befindet er ſich dem Käufer gegenüber im Verzuge 
und hat ihm den durch den Verzug entſtehenden Schaden zu 
erſetzen, alſo nach § 249 denjenigen Zuſtand herzuſtellen, der 
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beſtehen würde, wenn der zum Schadenserſatz verpflichtende Um⸗ 
ſtand, die Ablehnung des Wandlungsvertrages, nicht eingetreten 
wäre. Er hat alſo, mit anderen Worten, den Käufer in die 
Rechtslage zu verſetzen, als wenn er mit dieſem das Wandlungs⸗ 
abkommen getroffen hätte. In dieſem Falle aber wäre ſeine 
Kaufpreisforderung nichtig, zum mindeſten mit einer peremtori⸗ 
ſchen Einrede behaftet. 


B. Nach Eintritt der Verjährung. 


Planck in feinem Komm. Bd. 1 Anm. 3% zu 5 222 ſtellt 
für dieſen Fall eine zwiefache Konſtruktion als möglich hin. 
Entweder ſei anzunehmen, daß die Verjährungseinrede gegen den 
Befreiungsanſpruch des Käufers verſage, falls dieſer einredeweiſe 
geltend gemacht werde. Oder es ſei durch dieſelben Thatſachen, 
auf denen der Anſpruch beruhe, eine ſelbſtändige Einrede gegen 
den Erfüllungsanſpruch des Verkäufers begründet. Die letztere 
Annahme ſei die einfachere und die der Faſſung der einſchlägigen 
Vorſchriften am meiſten entſprechende. Dem wird diesſeits ent⸗ 
gegengetreten. Die Einrede iſt in dieſem Falle eng verknüpft 
mit dem Anſpruche, nach ihm beſtimmen ſich ihr Inhalt und 
ihre Vorausſetzungen. Sie von der Grundlage des Anſpruchs 
loszulöſen, erſcheint daher nicht angängig. Sie etwa zu einer 
Einrede des nicht erfüllten Vertrages zu ſtempeln (mit der 
Modifikation aus § 363), verbietet ſich insbeſondere mit Rück⸗ 
ficht darauf, daß nach dem Geſetzeswillen eine derartige Einrede 
nicht mehr ſtattzufinden hat, ſobald Käufer die mangelhafte 
Sache als Erfüllung des Vertrages hingenommen hat, daß 
dann vielmehr dem Käufer nur mit beſonderen Anſprüchen ge⸗ 
dient ſein ſolle. Aus dieſem Grunde erſcheint es dem Verfaſſer 
richtiger, den Wandlungsanſpruch, ſoweit es erforderlich iſt, um 
ihm die in § 478 vorgeſehene Wirkſamkeit zu ſichern, alſo in 
feiner Bedeutung als die Befugniß, die Zahlung des Kauf- 
preiſes zu verweigern, der (im übrigen platzgreifenden) Ver⸗ 
jährung zu entziehen. Dieſe Konſtruktion führt, wie noch 
gezeigt werden wird, in der Praxis zu annehmbareren Ergeb- 
niſſen als diejenige der verſelbſtändigten Einrede, und iſt im 
Geſetze nicht ohne Vorgang. Diesbezüglich iſt darauf hin⸗ 
zuweiſen, daß eine (im übrigen verjährte) Forderung inſoweit 
unter Umſtänden als nicht verjährt behandelt wird, als es gilt, 
mit ihr aufzurechnen (§ 390) oder ſie aus dem zu ihrer Siche⸗ 
rung verpfändeten Gegenſtande zu befriedigen ($ 223), vergl. 
Endemann Einf. Bd. 1 S. 397. 

Wie ſich aus dem hiernach zu Grunde gelegten Anſpruche 
des § 478 gegenüber der Kaufpreisklage die Einrede ergiebt, iſt 
zu A dargelegt. Bei der Faſſung des § 478, welche im B. G. B. 
für Einreden typiſch iſt, mag hauptſächlich an die einrede⸗ 
weiſe Bethätigung des Anſpruchs gedacht ſein. Die Annahme, 
daß letzterer nach der gewiſſen Richtung nicht verjährt, alſo als 
Anſpruch fortbeſteht, giebt aber der Möglichkeit Raum, ihn auch 
anders als durch Einrede zur Geltung zu bringen. Das 
mögen folgende Fälle beweiſen: 

1. Hat Käufer für den Kaufpreis mit dem Kaufgrundſtück 
Hypothek beſtellt, ſo kann er im Falle des § 478 nach der 
einen Anſicht verlangen, daß Verkäufer einer Berichtigung des 
Grundbuchs zuſtimme dahin, daß die Hypothek dem Käufer zu. 
ſtehe (§ 1163, 894), nach der anderen Anſicht, daß Verkäufer 
auf die Hypothek verzichte und dem Käufer dadurch zum Er⸗ 
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werbe derſelben verhelfe (1169, 1168), indem die erſtere Anficht 
davon ausgeht, daß die Rechtslage des § 478 ein Erlöjchen der 
Kaufpreisforderung herbeiführe, die letztere davon ausgeht, daß 
ſie nur eine peremtoriſche Einrede gegen jene Forderung be⸗ 
gründe. (Vergl. Jur. Wchſchr. 1902 S. 7.) Es wäre aber 
unrichtig, eine vom redhibirenden Käufer aus dem einen oder 
anderen Geſichtspunkte erhobene Klage für eine Gewährsmängel⸗ 
klage zu erklären. Er erhebt ſie vielmehr als Eigenthümer des 
Pfandgrundſtücks auf Befreiung des letzteren von dem hypo⸗ 
thekariſchen Rechte des Anderen, das keine Berechtigung mehr 
hat, weil die ihm zu Grunde liegende Forderung nicht mehr 
beſteht oder zum wenigſten mit zerſtörlicher Einrede behaftet iſt. 
Die Klage iſt alſo nicht die Wandlungsklage ex emto, ſondern 
die dingliche Negatoria. Daß dem Käufer Rechte aus § 478 
zuſtehen, iſt nicht der wahre Klagegrund, ſondern nur ein Theil 
der Begründung. Das Klagefundament iſt das Eigenthum am 
Pfandgrundſtücke. Dagegen liegt ein zuläſſiger Fall der Ge⸗ 
währsmängelklage nach § 478, ungeachtet eingetretener Ver ⸗ 
jährung des Wandlungsrechtes, bei folgender Sachlage vor: 
Verkäufer hat die (obige) Kaufgeldhypothek an einen Dritten 
abgetreten, der von dem Gegenrechte des Käufers nicht unter⸗ 
richtet war und dem daher der Käufer, ungeachtet jenes Gegen⸗ 
rechtes, die Hypothek bezahlen muß! (§ 892.) Da dem Käufer 
die Befugniß aus § 478 nicht durch eine einſeitige Handlung 
des Verkäufers genommen werden kann, das Recht, die Kauf- 
preispflicht in Abrede zu ſtellen, ſich vielmehr bis dahin erhält, 
wo Käufer dieſe Pflicht freiwillig, d. h. unter eigener Beiſeite⸗ 
ſetzung des ihm zuſtehenden Wandlungsanſpruches, erfüllt, ſo 
kann das Recht nicht dadurch untergegangen ſein, daß Käufer, 
wie vorliegend, in einem Falle zahlte, wo er ungeachtet ſeines 
Wandlungsanſpruches zu zahlen geſetzlich verbunden war. Hier 
kann die (an den gutgläubigen Hypothekerwerber) vom Käuſer 
geleiſtete Zahlung nur den Effekt haben, daß das bis dahin als 
Abwehr gegen die Kaufpreisforderung ſich äußernde Recht der 
Wandlung nunmehr in der aggreſſiven Form einer Regreß⸗ 
klage gegen den Verkäufer auf Rückvergütung des Gezahlten 
aufzutreten hat. Die Regreßklage bezweckt, den Käufer wieder 
in die Rechtslage zu verſetzen, welche vor der Abtretung der 
Hypothek beſtand und ihn befähigte, die Befugniß zur Ab⸗ 
lehnung der Kaufpreiszahlung dieſem ihrem Gegenſtande nach 
zu verwirklichen. Eine ſolche Konſtruktion iſt allerdings nur 
möglich, wenn man die fragliche Befugniß als einen (der Ver⸗ 
jährung entzogenen) Anſpruch auffaßt. Als ausſchließlich 
exceptiviſcher Rechtsbehelf zugelaſſen, könnte ſie im vorliegenden 
Falle allenfalls eine Klage aus ungerechtfertigter Bereicherung 
erzeugen, die indeß nicht unbedingt dem zahlenden Käufer zur 
vollen Rückerlangung des Gezahlten verhelfen würde, beijpiels- 
weiſe dann nicht, wenn Verkäufer die Hypothek, auf die der 
Erwerber volle Zahlung vom Käufer erhielt, unter dem Nominal ⸗ 
betrage verwerthete, alſo dementſprechend geringer bereichert iſt. 
Hat Käufer an den gutgläubigen Hypothekerwerber Zahlung 
noch nicht geleiſtet, ſo muß es ihm freiſtehen, ſeinen Anſpruch 
aus § 478 gegen den Verkäufer auf Befreiung von der Zahlungs- 
pflicht richten zu dürfen. 

In die vorſtehend geſchilderte Rechtslage kann der Käufer 
nicht gerathen, wenn er ſich bei Zeiten durch Eintragung eines 
Widerſpruchs bezw. einer Vormerkung gegen die Gefahr, an 
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einen gutgläubigen Erwerber der Kaufgeldhypothek zahlen zu 
müſſen, ſichern läßt. Abſchweifend möge hier die Zuläffigfeit 
eines ſolchen negatoriſchen Vorgehens nach einer gewiſſen Richtung 
hin geprüft werden. Mit der bloß hypothekariſchen, alſo rein 
dinglichen Klage verfolgt der Verkäufer (oder deſſen Ceſſionar) 
gegen den im Beſitze des erkauften Pfandgrundſtücks befindlichen 
Käufer nicht einen Anſpruch auf Zahlung des hypothecirten 
Kaufgeldes, ſondern nur die rechtliche Möglichkeit, wegen des 
letzteren ſeine Befriedigung aus dem Kaufgrundſtücke durch 
Zwangsvollſtreckung in daſſelbe zu erlangen ($ 1147). Nur 
über das Kaufgrundſtück will der Verkäufer zu dieſem Zwecke 
verfügen. Aber die Verfügung über dieſes hat ja der Käufer, 
welcher redhibitoriſch Rückgängigmachung des Kaufes verlangt, 
als die ihm obliegende Rückleiſtung dem Verkäufer anzubieten. 
Allerdings nur Zug um Zug gegen Rückgewähr von Leiſtungen, 
die Käufer in Erfüllung des Kaufvertrages bereits bewirkt hat. 
Aber wie, wenn folche Leiſtungen noch nicht erfolgt find, alſo 
aus der Verweigerung des auf das Kaufgrundſtück hypothecirten 
Kaufpreiſes für den Käufer ohne weiteres die Pflicht hervorgeht, 
das Grundſtück zurückzugewähren? Auch dann hat er meines 
Erachtens ein Recht, dem Verkäufer auf Grund der Wandlungs⸗ 
befugniß die Hypothek ſtreitig zu machen, denn die Gegenpflicht 
des Käufers aus § 348 beſteht in der Rückgewähr des Grund⸗ 
ſtücks. Nur dieſe, d. h. die Rückauflaſſung und Rückübergabe 
des Grundſtücks hat er zu vollziehen. So lange die Rüd- 
auflaffung nicht erfolgt iſt, läßt ſich die Verfügung des Ver⸗ 
käufers über das Grundſtück unter dem Geſichtspunkte, daß 
daſſelbe ihm materiell ſchon jetzt zugehöre, nicht rechtfertigen. 
Käufer braucht nicht zu dulden, daß ſich an ſeine Perſon die 
wenn auch auf die Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück be⸗ 
ſchränkte Verurtheilung wegen der Hypothek knüpfe, noch 
weniger, daß die Dispoſition des Verkäufers über das Grundſtück 
ſich geltend mache in einer gegen ihn (Käufer) einzuleitenden 
Zwangsverſteigerung. 

2. Hatte der redhibirende Käufer die auf dem Kaufgrund⸗ 
ſtücke laſtende Hypothek eines Dritten in Anrechnung auf das 
Kaufgeld übernommen und hat der Dritte die Uebernahme ge⸗ 
nehmigt (8 416), jo kann ein Recht des Käufers, die Zahlung 
des entſprechenden Kaufgeldes dem Verkäufer gemäß § 478 zu 
verweigern, nicht weiter in Frage kommen, denn dieſer Kaufpreis⸗ 
anſpruch iſt damit, daß Käufer an Stelle des Verkäufers kraft 
der Genehmigung des Gläubigers ($ 414, 415) deſſen Schuldner 
wird, getilgt. Die Zahlung des Käufers an dieſen Gläubiger 
iſt nicht Erfüllung des Kaufvertrages, vielmehr liegt letztere 
bereits in der Uebernahme der Schuld. Die Uebernahme iſt 
ein Vertrag der Kaufbetheiligten (allerdings mit der conditio 
juris, daß Gläubiger zuſtimme), in ihr bewirkt mithin Käufer 
eine Leiſtung an den Verkäufer, welche nach Verjährung des 
redhibitoriſchen Anſpruchs nicht mehr in Frage geſtellt werden 
kann. Dieſes Charakters einer vollzogenen Leiſtung wird die 
Uebernahme auch dadurch nicht entkleidet, daß die nach § 416 
die Genehmigung des Gläubigers vorbereitende und ihr erſt 
Rechtswirkſamkeit eröffnende Mittheilung des Verkäufers an den 
Gläubiger von der Schuldübernahme unter Widerſpruch des 
Käufers erfolgte. Dieſer Widerſpruch iſt ohne Einfluß auf 
die Rechtslage der Kontrahenten, weil das Recht zu jener Mit⸗ 
theilung durch den Schuldübernahmevertrag in Gemäßheit des 
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§ 416 für den Veräußerer feſt begründet if. — Eine andere 
Beurtheilung greift Platz, wenn der Gläubiger die Schuld⸗ 
übernahme nicht genehmigt hat. Dann iſt nach § 415 Abſ. 3 
im Zweifel der Käufer dem Verkäufer gegenüber verpflichtet, 
den Gläubiger rechtzeitig zu befriedigen. In Anſehung des 
durch die Schuldübernahme zu deckenden Kaufpreiſes liegt in 
dieſem Falle ein Erfüllungsakt des Käufers ſo lange nicht vor, 
als dieſer nicht unter Beiſeiteſetzung der Wandlungsbefugniß 
auf die Hypothek Zahlung geleiſtet hat. Das Recht, nach 8 478 
die Erfüllung zu verweigern, hat ſich mithin über die Abmachung 
des § 416 Satz 1 hinaus erhalten, und kann, wie im Falle 
Nr. 1, dem Käufer dadurch nicht verbracht werden, daß er ohne 
Rückſicht auf ſein Wandlungsrecht die Hypothek zur Vermeidung 
der Zwangsvollſtreckung in das Kaufgrundſtück an den Gläubiger 
bezahlen mußte. Wie im Falle Nr. 1 wird aus dem Recht, 
die Zahlung dem Verkäufer abzulehnen, ein Recht, die unfrei⸗ 
willig geleiſtete Zahlung von jenem zurückzufordern. 

3. Auf dem gleichen Princip beruht das dem Käufer nach 
Verjährung des Wandlungsrechtes zuzugeſtehende Klagerecht 
gegen den Verkäufer auf Erſtattung desjenigen, was Käufer 
auf einen dem Verkäufer über den Kaufpreis ertheilten Wechſel 
an einen gutgläubigen Erwerber des letzteren gezahlt hat bezw. 
zahlen mußte. Nur iſt hierbei folgendes zu berückſichtigen: 
In der Ertheilung des Wechſels liegt regelmäßig der Wille des 
ertheilenden Käufers, daß Verkäufer nicht bloß durch Einziehung 
der Wechſelſumme nach eingetretener Fälligkeit des Wechſels, 
ſondern auch durch Weiterbegebung deſſelben, ganz nach ſeiner 
Wahl, Befriedigung für den Kaufpreis ſich verſchaffen ſolle. 
Damit gewinnt im Falle der Weiterbegebung der Empfang der 
Begebungsvaluta durch den Verkäufer die Bedeutung einer 
dieſem vom Käufer auf den Kaufpreis geleiſteten Zahlung. 
Von da an bliebe alſo kein Raum mehr für eine Zahlungs- 
weigerungsbefugniß des Käufers gemäß § 478 und damit kein 
Raum für einen Erſtattungsanſpruch, wie er in Nr. 1 und 2 
behandelt iſt. Andererſeits aber ſetzt die Gleichſtellung der Er⸗ 
hebung der Begebungsvaluta ſeitens des Verkäufers mit einer 
dieſem vom Käufer geleiſteten Zahlung voraus, daß der Wille 
des Käufers, daß Verkäufer ſich durch Indoſſirung befriedige, 
noch zur Zeit der Indoſſirung fortbeſtanden habe. Die nach 
dieſer Richtung in der Ertheilung des Wechſels liegende Willens- 
erklärung hat als ein mit rechtlichen Folgen ausgeſtatteter Akt 
ſo lange als fortbeſtehend zu gelten, bis daß ſie vom Käufer 
dem Verkäufer gegenüber widerrufen iſt. Iſt ein ſolcher Wider⸗ 
ruf erklärt, hat Käufer dem Verkäufer unterſagt, den noch in 
deſſen Händen befindlichen Wechſel weiterzubegeben, weil Käufer 
die Zahlung der Wechſelſumme redhibitoriſch ablehne, fo bedeutet 
dieſe Erklärung die Ausübung der dem Käufer in § 478 
zuertheilten Befugniß und hat nach dem vorſtehend erörterten 
Princip die Wirkung, daß der ſich an den Widerruf nicht 
kehrende, den Wechſel begebende Verkäufer dem Käufer für das⸗ 
jenige aufzukommen hat, was dieſer an einen gutgläubigen Er⸗ 
werber des Wechſels zahlen muß. Der Unterſchied zwiſchen dieſem 
Falle und den Fällen Nr. 1 und 2 iſt nur darin begründet, 
daß hier der Erſtattungsanſpruch des Käufers nothwendig erſt 
vermittelt wird durch die beregte Erklärung des Käufers, welche 
die Zahlungsweigerung ausdrücken muß. Gleichzeitig iſt dies 
ein Fall außergerichtlicher Bethätigung des Rechtes aus § 478. 
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Nicht ebenſo wie beim Kaufpreiswechſel iſt bei der Kaufpreis⸗ 
hypothek deren Begebung ein regelmäßig gewollter (wenn auch 
ſelbſtverſtändlich verſtatteter) Befriedigungsmodus, der Empfang 
der Hypothekenconceſſionsvaluta mithin nicht ebenſo einer Zahlung 
durch den Käufer gleichzuſtellen. Die vorſtehenden Betrachtungen 
haben die regelmäßige Bedeutung der Wechſelhingabe, die, daß 
der Wechſel nur zahlungshalber, als ein Mittel der Befriedigung, 
gegeben ſei, im Auge, während die Hingabe an Zahlungsſtatt, 
welche die Forderung ſchlechthin tilgt, nichts übrig läßt für das 
in Rede ſtehende Recht des Käufers nach eingetretener Verjährung. 

4. Eine klageweiſe Bethätigung dieſes Rechts kann ferner 
gerichtet ſein auf Rückgabe der über die noch ausſtehende Kauf⸗ 
preisforderung ertheilten Urkunde, insbeſondere auf Rückgabe 
des Schuldſcheins. Das Eigenthum an ihm ſteht nach 8 952 
dem Gläubiger zu. Aber indem der Käufer von jenem Gegen⸗ 
rechte Gebrauch macht, negirt er das Gläubigerrecht des Ver⸗ 
käufers und muß folgerichtig beanſpruchen können, daß dieſer 
ihm den Schuldſchein zurückgebe. Ebenſo hat er ein Klagerecht 
auf Rückgabe des über den Kaufpreis gegebenen Wechſels unter 
den nämlichen Vorausſetzungen, unter denen er im Falle der 
Einlöſung des Wechſels nach dem zu 3 Ausgeführten an den 
Verkäufer Regreß nehmen könnte. In allen dieſen Fällen ſtehen 
nicht vindikatoriſche Anſprüche des Käufers in Frage, da ein 
Rückübergang des Eigenthums am Schuldſcheine bezw. Wechſel 
auf den Käufer nicht vorliegt, ſondern ſolche rein redhibitoriſcher 
Natur, ausſchließlich darauf gegründet, daß der Befitz, den Ver⸗ 
käufer an jenen Urkunden ausübe, der durch das Wandlungs- 
verlangen geſchaffenen Rechtslage nicht mehr entſpreche. 

5. In der nämlichen Richtung einer Klage nach ver- 
jährtem Wandlungsrechte verdient der Fall Hervorhebung, daß 
bei einem Tauſchvertrage ($ 515) der eine Kontrahent gemäß 
§ 478 ſeine bisher nur theilweiſe erfüllte Leiſtungspflicht be⸗ 
ſtreitet, falls der noch ausſtehende Theil der Leiſtung mit dem 
bereits bewirkten Theile nach dem Inhalte des Tauſchvertrages 
ein untheilbares Ganze bildet. Beiſpielsweiſe, wenn Theile 
einer Maſchine geliefert, andere noch zu liefern ſind, aber der 
Lieferungspflichtige deren Lieferung auf Grund des Wandlungs⸗ 
rechtes ablehnt. Und auch bei Mengen vertretbarer Sachen iſt 
ein ſolcher Fall nach der Vertragsabſicht der Kontrahenten nicht 
ausgeſchloſſen. Bei einer derartigen Sachlage ſteht in Wahrheit 
die dem Wandlungsberechtigten obliegende Vertragsleiſtung noch 
voll aus, da die geſchehene Leiſtung als Leiſtung eines Theiles 
nicht angeſehen werden kann, ſondern nur als der Beg inn 
der untheilbaren, bei Ausübung der Befugniß des § 478 
noch unvollendeten Leiſtung. Es wäre hiernach nicht zu billigen, 
wollte man die redhibitoriſche Befugniß zur Ablehnung der 
noch unerfüllten Vertragspflicht vorliegend nur wirkſam werden 
laſſen bezüglich desjenigen Theiles der Leiſtung, der ſich noch in 
den Händen des Redhibenten befindet, dieſem dagegen das Recht 
auf Rückforderung des anderen Theiles wegen Verjährung ab⸗ 
ſprechen. Das Recht der Rückforderung iſt vielmehr hier der 
Ausfluß jenes Rechtes zur Ablehnung. 

Verwandt hiermit, aber nicht ebenſo zu entſcheiden iſt der 
Fall, daß die den wandlungsberechtigten Tauſchkontrahenten ob- 
liegende Leiſtung kumulativ auf mehrere Weiſe zu bewirken iſt, 
in einer Weiſe auch bewirkt iſt, in der anderen Weiſe aber auf 
Grund des § 478 abgelehnt wird, insbeſondere, wenn Kon⸗ 
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ent das zu übertragende Grundſtück zwar übergeben, aber, 
weil er nachher einen redhibitoriſchen Mangel der ihm ge⸗ 
wordenen Vertragsleiſtung in Erfahrung brachte, nicht auf⸗ 
gelaſſen hat. Seinem aus dem Eigenthume an ſich begründeten 
Anſpruche auf Rückgabe des Grundſtücks würde der andere 
Theil nach § 986 Abſ. 1 mit der Behauptung begegnen können, 
daß er dem Anſprechenden gegenüber zum Beſitze des Grund⸗ 
ſtücks berechtigt ſei, und das letztere Recht kann vom Redhibenten 
nicht um deshalb beſtritten werden, weil die Abtretung des 
Grundſtücks nur erſt nach der Seite des Beſitzes, nicht auch 
nach derjenigen des Eigenthumsüberganges erfolgt ſei, mithin 
eine noch unvollendete, der Befugniß aus § 478 durchweg, 
ſowohl bezüglich der ausſtehenden Auflaſſung als auch bezüglich 
der geſchehenen Uebergabe unterliegende Leiſtung darſtelle. Denn 
Uebergabe und Auflaſſung ſind Gegenſtand unter ſich ſelbſt⸗ 
ſtändiger Vertragspflichten, welche auch ſelbſtändig erfüllt werden 
können. 

Das Recht aus § 478 nach eingetretener Verjährung iſt 
partielles Wandlungsrecht, partiell inſofern, als es ſich nur an 
einer noch ausſtehenden Vertragsleiſtung zu bethätigen vermag. 
Dieſe partielle Rechtsausübung zieht aber auf Verlangen des 
anderen Theiles die Folge nach ſich, daß der ganze Vertrag 
gewandelt werden muß. Die daraus für den Redhibenten ent⸗ 
ſpringende Rückleiſtungspflicht und ihre Erfüllung ſind die 
Kehrſeite jenes Rechts. Er kann das Recht nicht durchſetzen, 
ohne der Rückleiſtungspflicht im Rahmen der Rückgängigmachung 
des Vertrages, wie fie durch die 88 467, 346 fl. geordnet iſt, 
gerecht zu werden, ſowohl wenn das Recht ſich durch Abweiſung 
der Erfüllungsklage des anderen Theils, alſo exceptiviſch, oder 
in den vorſtehend erörterten Fällen klageweiſe durch entſprechende 
Verurtheilung des Gegentheils, oder (im Falle zu Nr. 3) durch 
außergerichtliches Gebot an den Gegentheil (den Wechſel nicht 
zu begeben) und dementſprechendes Handeln deſſelben verwirk⸗ 
lichen fol. Nur ſind alle dieſe Fälle für die gegenwärtige Be⸗ 
trachtung inſofern auseinanderzuhalten, als da wo Redhibent 
klagt, ſeine Rückleiſtungspflicht, deren Erfüllung hinwiederum 
bedingt iſt durch Rückgewähr einer ſeinerſeits gemachten Ver⸗ 
tragsleiſtung (3. B. Anzahlung), in der Weiſe ſichergeſtellt wird, 
wie es die §88 343, 322, 274 Abſ. 2 feſtſetzen, fo daß er alſo 
zur Begründung der Klage die ſeinerſeits bereits erfolgte 
Rückleiſtung nicht darzuthun hat. Anders dagegen in den er⸗ 
wähnten Fällen der Einrede und außergerichtlichen Geltend. 
machung. Um dieſe Akte mit Erfolg ausüben zu können, muß 
meines Erachtens Redhibent die Rückleiſtung, ſo wie es die 
citirten Beſtimmungen vorſchreiben, bewirkt oder den anderen 
Theil wenigſtens in Annahmeverzug geſetzt haben, wobei § 298 
wichtig werden kann (contra Planck cit. Anm. 3a zu § 478). 
Gleichviel wie man die dem Rechte des Redhibenten unter⸗ 
worfene noch unerfüllte Vertragspflicht kraft jenes Rechtes be⸗ 
urtheilen will, ob als fortbeſtehend, aber mit zerſtörlicher Ein⸗ 
rede behaftet oder als geradezu nichtig, die Rückgewähr des 
Empfangenen ift die Baſis, auf der allein es möglich iſt, jene 
Rechtsbehelfe zur Geltung zu bringen. Eine Ausnahme greift 
nur dann Platz, wenn die Parteien die Wandlung gemäß § 465 
durch Vertrag vollzogen haben (nach dem Standpunkte der 
Mehrzahl der einzige Modus der Wandlung, fakultativ nach 
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Cccius bei Gruchot cit.), indem in dieſem Falle die Forderung 
bedingungslos beſeitigt iſt. Da wo die Befreiung von der 
unerfüllten Vertragspflicht ohne vorangegangenen Wandlungs⸗ 
vertrag geltend gemacht wird (was nach dem Eingangs Be⸗ 
merkten ſich vom Standpunkte beider Theorien rechtfertigen 
läßt), muß erfolgte Rückgewähr oder Annahmeverzug erfordert 
werden. Wird dem mit der Kaufpreisklage auftretenden Ver⸗ 
käufer eine Einrede aus § 478 entgegengeſetzt, ſo kann er nicht 
erſt für die Zeit, wo in Folge der Einrede feine Klage ab⸗ 
gewieſen iſt, auf die Rückforderung der Kaufſache und die 
Abwickelung der ſonſtigen Rückgewährpflichten verwieſen werden. 
Es iſt auch prozeſſual unmöglich, dem Käufer entgegenkommend, 
die Abweiſung der Kaufpreisklage als bedingt durch jene Rück⸗ 
gewähr auszusprechen. Es fehlte hierfür ferner an einer inneren 
Rechtfertigung. Denn wenn Redhibent nicht Geleiſtetes 
zurückfordert, ſondern zu Leiſtendes ablehnt, ſo iſt die Vor⸗ 
ſchrift der Zug⸗ um Zug⸗Erfüllung (§ 348) für ihn entbehrlich. 
Er riskirt in dieſem Falle nichts, wenn er mit der Rückgewähr 
der Kaufſache (natürlich Zug um Zug gegen feine erfolgten 
Leiſtungen) vorangeht. Und die gleiche Beurtheilung hat zu 
geſchehen, wenn Käufer durch bloße außergerichtliche Erklärung 
(Fall Nr. 3) eine Rechtswirkung gemäß § 478 erzielen will. 

Hieran anſchließend, iſt die Anſicht zu begründen, daß 
Käufer nicht behindert iſt, die Rückgabe der Kaufſache von der 
Rückgabe ſeiner Anzahlung abhängig zu machen, trotzdem der 
Anſpruch auf letztere, ſelbſtändig erhoben, wegen eingetretener 
Verjährung des Wandlungsrechts keine Beachtung finden würde. 
Cccius will darum den Käufer ſchlechthin verpflichtet erachten, 
die Kaufſache zurückzugeben. Dem iſt m. E. zu widerſprechen. 
Jene Rückgabe bedeutet nur ein Glied in einer Reihe von 
Handlungen, welche, unter ſich eng verbunden, der Verwirk⸗ 
lichung eines einheitlichen Zweckes dienen, der (allerdings nicht 
ohne Modifikation angeſtrebten) Schaffung desjenigen Rechts- 
zuſtandes, wie er vor Erfüllung des Kaufvertrages beſtand. 
Kraft dieſer Beſtimmung aber läßt ſich die eine Handlung von 
der anderen, die Sachrückgabe von der Anzahlungsrückgabe, nicht 
trennen. 

Zum Schluß noch wenige Worte über die Wirkung der 
nach § 478 erfolgten rechtskräftigen Abweiſung der Kaufpreis- 


klage zu Gunſten eines Rechtes des Verkäufers, nun ſeinerſeits 


die Rückgängigmachung des Kaufgeſchäftes im Rahmen der Vor⸗ 
ſchriften über die Wandlung zu beanſpruchen, wenn dieſer näm⸗ 
lich vor ergangenem Urtheile mit der Wandlung nicht ein⸗ 
verſtanden war und daher Käufer, um ſeine Einrede anbringen 
zu können, ihn in Annahmeverzug verſetzen mußte. Meine Auf⸗ 
faſſung iſt folgende: 

| Das jus variandi des Käufers endet — wenn man die 
Wirkung von theilweiſen Rückleiſtungshandluugen hier außer 
Betracht läßt — gemäß $ 465, ſobald ſich Verkäufer auf Ver⸗ 
langen des Käufers mit der Wandlung einverſtanden erklärt hat. 
Die gleiche Wirkung hat eine rechtskräftige Verurtheilung des 
Verkäufers zu dieſer Einverſtändnißerklärung, folgeweiſe auch die 
(vorausſetzlich zuläſſige) ſofortige Verurtheilung des Verkäufers 
zur wandlungsweiſen Rückgewähr ſelbſt, da in dieſer Rückgewähr 
jene Einverſtändnißerklärung mit ausgedrückt läge. Dagegen 
hat die gleiche Wirkung nicht die in Rede ſtehende Abweiſung 
der Erfüllungsklage des Verkäufers, denn dieſer (rein negative) 
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Richterſpruch befindet nur über einen einzelnen Anſpruch aus 
dem Vertrage, nicht über den Vertrag und ſeine Erfüllung im 
Ganzen. Die Wandlung iſt durch ihn nicht hergeſtellt, denn 
dem unterlegenen Verkäufer bleibt kraft der Verjährung der 
übrigen Wandlungsbefugniſſe des Käufers das Recht erhalten, 
es bei dem bisherigen Zuſtande zu belaſſen. Das jus variandi 
des Käufers überdauert mithin die rechtskräftige Abweiſung 
jener Klage“), nur iſt die Art, wie es allein noch ausgeübt 
werden kann, eine andere geworden. Nun genügt es nicht mehr, 
daß Käufer dem Verkäufer ſeinen Willen kundthue, daß der Ver⸗ 
trag fortbeſtehe, ſondern Käufer muß gleichzeitig die dem Ver⸗ 
käufer nachtheilige Wirkung des abweiſenden Urtheils dadurch 
ausgleichen, daß er ihn den abgeſprochenen Kaufpreis anbietet. 
Eine nicht von dieſem Angebot begleitete Erklärung iſt wirkuugs⸗ 
los. Bis zu dieſem Angebot iſt das durch die Einrede be- 
thätigte Wandlungsverlangen tu Kraft und im Sinne des $ 465 
annahmefähig geblieben. 


Aus der Praxis der Strafſenate des Reichsgerichts. 
(Entſcheidungen bis Ende Juni 1902.) 


Bericht erſtattet im Auftrage des Vereinsvorſtandes von Friedrich 
Kloeppel, Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht Dresden. 
Nachtrag zu 4 (Strafgeſetzbuch). 

1. § 44. 

Eine Verletzung des Geſetzes liegt inſofern vor, als bei 
Feſtſetzung der Strafe für den verſuchten ſchweren Diebſtahl 
von einem Strafmaß, welches für dieſen Diebſtahl im Falle 
ſeiner Vollendung angemeſſen geweſen wäre, ausgegangen 
und dieſe Strafe „gemäß § 44 des Str. G. B.“ ermäßigt iſt. 
Dieſe Begründung giebt der Annahme Raum, daß die Straf⸗ 
kammer der Meinung geweſen iſt, es müſſe bei Feſtſetzung der 
Verſuchsſtrafe zunächſt eine für das vollendete Delikt ange⸗ 
meſſene Strafe ermittelt und dieſe reduzirt werden. Eine der⸗ 
artige Ermittelung iſt objektiv gar nicht möglich, da für die Be⸗ 
meſſung der Strafe des vollendeten Verbrechens Umſtände — 
insbeſondere die Höhe des Objekts und der Erfolg — von 
weſentlicher Bedeutung ſein können, welche zur Zeit des Verſuchs 
mit irgend welcher Sicherheit nicht erkennbar ſein werden, findet 
auch im Geſetz keinerlei Anhalt. Urth. des II. Sen. vom 
13. Juni 1902. 2469. 1902. 

2. § 46. 

Hat die Angeklagte das zur Abtreibung der Leibesfrucht 
für geeignet gehaltene Mittel in den Mund genommen, um es 
zu verſchlucken, das Letztere zu thun aber aus freier Ent⸗ 
ſchließung wieder aufgegeben, ſo liegen alle Vorausſetzungen 
für Anwendung des § 46 Nr. 1 des Str. G. B. vor. Auf 
den Beweggrund kommt es nicht an, es kann alſo kein Gewicht 
darauf gelegt werden, daß die Angeklagte nach ihrer Angabe 
durch den widerlichen Geſchmack des in den Mund genommenen 
Mittels veranlaßt worden iſt, dafjelbe wieder auszuſpeien. Daß 


) Vergl. hierzu Eccius bei Gruchot 1899 S. 331 und Planck 
Anm. 3a zu $ 478, contra Staub, Komm. z. H. G. B. Anm. 49 
zu § 377, auch Dernburg, Schuldverhältn. Abth. 2 S. 75. 
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der widerliche Geſchmack der Angeklagten unmöglich gemacht 
habe, das in den Mund Genommene zu verſchlucken, iſt nicht 
feſtgeſtellt. Urth. des IV. Sen. vom 31. Januar 1902. 
4928. 1901. 

3. 88 56, 57. 

Die Frage, in welchem Augenblick ein beſtimmtes ſtraf⸗ 
rechtlich erhebliches Alter vollendet ſei, iſt in Ermangelung 
beſonderer ſtrafrechtlicher Beſtimmungen nach dem jeweiligen 
bürgerlichen Recht zu entſcheiden. Urth. des III. Sen. vom 
16. Dezember 1901. 4045. 1901. 

4. 8 63. 

Die Beſtellung eines Pflegers zum Zwecke der Stellung 
des vom Vater unterlaſſenen Strafantrages wegen einer gegen 
das Kind gerichteten (im vorliegenden Falle von der Mutter 
begangenen) ſtrafbaren Handlung iſt nach §§ 1666, 1909 
Bürgerlichen Geſetzbuchs zuläſſig. Eine Nachprüfung der vor- 
mundſchaftsgerichtlichen Entſchließung ſteht dem Strafrichter nicht 
zu. Urth. IV. vom 23. Dezember 1901. 4351. 1901. 

5. 8 63. 

Der Strafantrag muß vor Erlaß des Strafurtheils geſtellt 
fein. Ein nachträglich, wenn ſchon rechtzeitig, geſtellter Straf⸗ 
antrag hindert nicht, daß das Urtheil aufgehoben und das Ver⸗ 
fahren eingeſtellt werden muß. Urth. des III. Sen. vom 
13. Februar 1902. 4615. 1901. 

6. 88 74, 75. 

Der Angeklagte iſt wegen Verbrechens des § 159 des 
Str. G. B. und wegen Auftiftung zum Verbrechen des § 154 
daſ. — Beides begangen in Realkonkurrenz im Jahre 1900 — 
zu einer Geſammtſtrafe von 12 Jahren Zuchthaus und zum 
Verluſte der bürgerlichen Ehrenrechte auf 10 Jahre verurtheilt, 
auch für dauernd unfähig erklärt, als Zeuge oder Sach— 
verſtändiger eidlich vernommen zu werden. Neben Verhaͤngung 
der Strafe iſt, wie die Entſcheidungsgründe ergeben, „gemäß 
88 14 Abſ. 2, 74 Abſ. 3, 79 des Str. G. B.“ ausgeſprochen: 
„Dieſe Strafe tritt jedoch in Wegfall, ſolange nicht die in 
Sachen 4 K. 7/01 in dem Urtheil vom 3. Juli 1901 gegen 
den Angeklagten erkannte fünfzehnjährige Zuchthausſtrafe nebſt 
Nebenſtrafen aufgehoben oder herabgeſetzt wird.“ Dieſer Aus- 
ſpruch iſt völlig unverſtändlich. Weder die Str. P. O. noch 


das Str. G. B. kennt die Verurtheilung zu einer Strafe, die 


nur für einen gewiſſen Fall zu vollſtrecken wäre oder unter 
gewiſſen Umſtänden „in Wegfall“ käme. Wie ſich die Straf⸗ 
kammer eine „Aufhebung oder Herabſetzung“ jener Strafe vor- 
ſtellt und was ſie darunter verſtanden wiſſen will, iſt mit keinem 
Worte auseinandergeſetzt, und um ſo ſchwerer begreiflich als es 
ſich, wie aus der Beweisaufnahme (Sitzungsprotokoll Blatt 258 v 
der Akten) erhellt, um ein Urtheil handelt, das nach Beſchreitung 
der Reviſionsinſtanz die Rechtskraft erlangt hat. Aus den für 
die Begründung des Ausſpruches herangezogenen Geſetzesſtellen 
gewinnt es den Anſchein, als ob das Schwurgericht an der bei 
der klaren Sachlage nach 88 74, 79 des Str. G. B. gebotenen 
Feſtſetzung einer Geſammtſtrafe ſich dadurch behindert geſehen 
hat, daß der Angeklagte bereits zu einer Strafe verurtheilt war, 
die dem nach § 74 Abſ. 3 zuläſſigen Höchſtmaße der Zucht 
hausſtrafe gleichkam. Jedoch zu Unrecht. Dieſer Umſtand 
bildete weder für den Fall ein Hinderniß, wo ſchon eine 
Einzelſtrafe den geſetzlich zuläſſigen Höchſtbetrag (§ 14 des 
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Str. G. B.) erreichte — dann konnte nur die in Abſ. 1 des 
§ 74 vorgeſehene Erhöhung der Strafe nicht eintreten, vergl. 
Entſch. des R. G. in Strafſachen Bd. 16 S. 282 — noch für 
den Fall, wo bei der früheren Verurtheilung eine dieſen Höchit- 
betrag (des § 74 Abſ. 3) erreichende Geſammtſtrafe feſtgeſetzt 
war. Denn die Erhöhung der Geſammtſtrafe als ſolcher 
kam überhaupt nicht in Frage, ſondern nur die Erhohung der 
ſchwerſten der in ihr zuſammengefaßten Einzel ſtrafen, und 
demzufolge bildete es gemäß 58 74, 79 überhaupt kein Er⸗ 
forderniß der neu auszuwerfenden Geſammtſtrafe, daß ſie ein 
höheres Strafmaß feſtſetzte, als die vorher beſtandene Geſammt⸗ 
ſtrafe. (Entſch. a. a. O. Bd. 6 S. 283.) Das ergangene 
Urtheil beruht daher in ſeiner Feſtſetzung der Freiheitsſtrafe auf 
Verletzung der §8 74, 79 des Str. G. B. Es war demzufolge 
inſoweit aufzuheben als die Geſammtſtrafe ohne Rückſicht 
auf das Urtheil vom 3. Juli 1901 gebildet iſt: ein Mangel, 
von dem weder die Anwendung der §§ 154, 159 des Str. G. B. 
auf den Spruch der Geſchworenen, noch die Feſtſetzung der 
Einzel⸗ und Nebenſtrafen betroffen wird. Dem Mangel konnte 
aber gemäß § 394 Abſ. 1 der Str. P. O. vom Revifionsgericht 
abgeholfen werden. Es erhellt aus der Sachlage, daß im 
Fragefalle, mag in dem Urtheile vom 3. Juli 1901 eine 
Einzelſtrafe oder eine Geſammtſtrafe verhängt ſein, weder eine 
höhere, noch (vergl. Entſch. des R. G. in Strafſachen Bd. 6 
S. 283) eine niedrigere Geſammtfreiheitsſtrafe als eine ſolche 
von 15 Jahren Zuchthaus feſtgeſetzt werden kann. Es liegt 
mithin ein Fall vor, der bezüglich der Straffeſtſetzung dem 
richterlichen Ermeſſen keinen Spielraum gewährt. Von dieſem 
Geſichtspunkte aus liegt derſelbe analog dem im angezogenen 
§ 394 Abſ. 1 vorgeſehenen, wo auf eine „abſolut“ beſtimmte 
Strafe zu erkennen iſt. Dieſe Analogie in Verbindung mit 
dem Zwecke der Beſtimmung, prozeſſuale Weiterungen abzu⸗ 
ſchneiden, welche durch die Zurückverweiſung der Sache ohne 
die Nothwendigkeit einer erſtrichterlichen Cognition herbei⸗ 
geführt werden würden, geſtattet eine ausdehnende Auslegung 
des § 394 Abſ. 1 in der hier fraglichen Richtung. Dem⸗ 
entſprechend war in der Sache wie geſchehen zu erkennen. 
Urth. des IV. Sen. vom 8. April 1902. 930. 1902. 

7. 8 113. 

Das Züchtigungsrecht ſteht auch den Lehrern an Fort⸗ 
bildungsſchulen zu. Das Züchtigungsrecht findet in dem Recht 
und der Pflicht zur Erziehung ſeine Begründung und ſeine 
Begrenzung. Einer ausdrücklichen Einräumung bedarf es nicht, 
eine Einſchränkung des Züchtigungsrechts durch Verordnungen 
vorgeſetzter Behörden iſt nur inſoweit zu beachten, als ſie 
bindende Vorſchriften, nicht bloße Rathſchläge für die Lehrer 
enthalten. Urth. des III. Sen. vom 10. April 1902. 744. 1902. 

8. 88 123, 240. 

Wie das Sitzungsprotokoll ergiebt, hatte der Beſchwerde 
führer ſich darauf berufen, der Rechtsanwalt G. habe ihm 
geſagt, er dürfe die Eheleute S. austreiben; daraufhin ſei er 
in der, im Urtheile feſtgeſtellten Weiſe gegen ſie vorgegangen. 
Auch in dem angefochtenen Urtheile wird hervorgehoben, der 
Angeklagte habe geltend gemacht, daß er Selbſthuͤlfe ausgeübt 
habe. Dieſem Einwande begegnet die Vorinſtanz mit der Aus⸗ 
führung, die abweichende Meinung des Rechtsanwaltes G. habe 
dem Beſchwerdeführer zum Austreiben der Familie S. weder ein 
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Recht gegeben, noch ſeine Meinung als rechtlich denkender Mann 
beeinfluſſen dürfen. Jeder Mann wiſſe, daß der Hausherr 
ſeine Miether nicht einfach hinaustreiben dürfe, ſondern erſt auf 
Räumung klagen müſſe. Dieſe Ausführung genügt zur Wider⸗ 
legung des erhobenen Einwandes nicht. Indem die Vorinſtanz 
nur von einem „beeinfluſſen dürfen“ ſpricht, ſtellt ſie ſubjektiv 
nur Sahrläffigkeit des Beſchwerdeführers feſt. Die Vergehen 
gegen § 123 und 240 Str. G. B. find aber keine Fahrläſſigkeits⸗ 
delikte. An einer andern Stelle des Urtheils findet ſich zwar 
der Ausſpruch, der Beſchwerdeführer ſei „bewußt rechtswidrig“ 
in die 8. ſche Wohnung eingedrungen; das iſt aber unvereinbar 
mit der vorerwähnten Ausführung. Nach der Letzteren bleibt 
die Möglichkeit, daß die abweichende Meinung G.“'s in Wirklichkeit 
doch den Beſchwerdeführer beeinflußt, und daß er ſich in dem 
Irrthume befunden hat, er ſei unter den obwaltenden Umſtänden 
berechtigt, die Familie 8. auszutreiben. Die Vorinſtanz mußte 
daher prüfen, ob der Irrkhum, in welchem der Beſchwerdeführer 
fih möglicher Weiſe befunden hat, ein Irrthum über den Inhalt 
des Strafgeſetzes war, welcher ihn nicht entſchuldigte, oder ein 
thatſächlicher oder nichtſtrafrechtlicher Irrthum. Dieſe Prüfung 
hat die Vorinſtanz unterlaſſen. Das Urtheil war daher aufzu⸗ 
heben. Urth. des II. Sen. vom 18. Februar 1902. 5150. 1902. 

9. § 164. 

Auch der mit Penfion und der Erlaubniß zum Tragen der 
Uniform verabſchiedete Offizier iſt nicht mehr Beamter, hat 
alſo auch keine Amtspflicht. Urth. des IV. Sen. vom 
31. Januar 1902. 4907. 1901. 

10. 8184. Verordnung des Polizeipräfidenten vou Berlin 
vom 1 Januar 1900. 

Die Reviſion der Staatsanwaltſchaft richtet ſich 
dagegen, daß der Angeklagte nicht auch wegen Uebertretung 
der 88 1 und 3 der Polizei⸗Verordnung des Polizeipräſidenten 
zu Berlin vom 1. Januar 1900 (Sammlung der Polizei- 
verordnungen und polizeilichen Vorſchriften für Berlin 4. Aufl. 
Bd. I S. 331) verurtheilt worden ſei. Ob dieſe Verordnung 
im vollen Umfange der Rechtsgültigkeit entbehrt, kann hier 
dahingeſtellt bleiben, da ſie für den gegenwärtigen Fall nur 
inſoweit in Betracht kommt, als dem Angeklagten zur Laſt gelegt 
iſt, Gegenſtände, welche dazu beſtimmt find, die Empfängniß zu 
verhüten, öffentlich angeprieſen und angekündigt ($ 1 der Ver⸗ 
ordnung) ſowie in Schaufenſtern öffentlich ausgeſtellt zu haben 
(§ 3 daſ.). Vergleicht man dieſen Thatbeſtand mit demjenigen 
des § 184 Nr. 3 des Str. G. B., fo ergiebt ſich zunächſt, daß 
die von letzterer Strafvorſchrift getroffenen Gegenſtände auch 
die in 588 1 und 3 der Verordnung bezeichneten Gegenſtände 
umfaſſen, da die allgemeine Beſtimmung von Gegenſtänden 
zur Verhütung der Empfängniß auch die Beſtimmung beim 
außerehelichen Geſchlechtsverkehr und ſomit zu unzüchtigem Ge⸗ 
brauche von ſelbſt mit ſich bringt (vergl. Entſch. des R. G. 
Bd. 34 S. 366 bis 367). Aber auch die Handlung des 
Thäters iſt in dem hier fraglichen Theile der SS 1 und 3 der 
Polizei⸗Verordnung keine andere als in § 184 Nr. 3 des 
Str. G. B., da die „öffentliche“ Anpreiſung oder Ankündigung 
mit der Ankündigung oder Anpreiſung „dem Publikum“ gegen⸗ 
über und die „öffentliche Auslegung in Schaufenſtern“ mit der 
„Ausſtellung an Orten, welche dem Publikum zugänglich ſind“, 
zuſammenfällt (vergl. Entſch. des R. G. Bd. 34 S. 81 ff., ins⸗ 
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beſondere S. 84). Bei dieſem Verhältniß der beiden Straf⸗ 
vorſchriften hat die Polizeiverordnung in dem hier in Betracht 
kommenden Theile ſchon deshalb keine Rechtswirkſamkeit zu 
beanſpruchen, weil dieſelbe That, welche die Polizei⸗Verordnung 
als Uebertretung beſtraft wiſſen will, durch ſpäteres Reichs⸗ 
geſetz (Geſetz betr. Aenderungen und Ergänzungen des Straf⸗ 
geſetzbuchs vom 25. Juni 1900, Reichsgeſetzblatt S. 201) als 
Vergehen unter Strafe geſtellt iſt, das Reichsrecht aber dem 
Landesrecht und ſomit auch lokalen Landespolizeiverordnungen 
vorgeht (Art. 2 Satz 1 in Verbindung mit Art. 4 Nr. 13 der 
Reichsverfaſſung). Urth. des II. Sen. vom 6. Juni 1902. 
1276. 1902. 

11. 8 204. 

Die freiwillige Aufgabe des Zweikampfs auch nur ſeitens 
eines Betheiligten macht alle Betheiligten ſtraffrei. Urth. 
des II. Sen. vom 23. Mai 1902. 813. 1902. 

12. § 222. 

Es iſt feſtgeſtellt, daß der Angeklagte die Untugend ſeines 
Hundes, beim Verlaſſen des Hauſes wie toll herumzuraſen und 
Menſchen anzurennen, ſodaß ſie umfallen konnten, wohl kannte, 
aber keine geeignete Vorkehrungen traf, dies zu verhüten, obgleich 
er vorausſehen konnte, daß ein Erwachſener durch ſolchen Fall 
einen Schädelbruch und den Tod erleiden könne. Der An- 
geklagte wurde aber nur wegen fahrläſſiger Körperverletzung 
verurtheilt, weil die Strafkammer annahm, der Tod eines 
Kindes in Folge eines Falles ſei wegen der Glaftizität des 
kindlichen Körpers eine ſo ſeltene und ungewöhnliche Erſcheinung, 
daß der Angeklagte zwar eine Quetſchung und Schmerzgefühl, 
nicht aber den Tod des Kindes habe vorausſehen können. Mit 
Recht wird dieſe Unterſcheidung angegriffen. Wenn ein Menſch 
durch das ſchuldhafte Verhalten des Angeklagten den Tod finden 
und das vom Angeklagten vorausgeſehen werden konnte, ſo iſt 
es gleichgiltig, ob im gegebenen Falle ein erwachſener oder ein 
im Kindesalter ſtehender Menſch durch die Schuld des An⸗ 
geklagten wirklich den Tod fand. Nur dann läge die Sache 
anders, wenn lediglich das Niederrennen von Kindern im 
Bereiche der gewöhnlichen Erfahrung gelegen wäre. Urth. des 
I. Sen. vom 20. Februar 1902. 5155. 1901. 

13. § 245. 

Die bedingte Begnadigung iſt als Erlaß der Strafe nicht 
anzuſehen. Eine nur bedingt erlaſſene Strafe kann daher nicht 
zur Begründung des Rückfalls dienen. Urth. des I. Sen. vom 
12. Mai 1902. 1534. 1902. 

14. 88 253, 259, 73. 

Nach den Feſtſtellungen des angefochtenen Urtheils hat der 
Beſchwerdeführer zum Zwecke der Beſchaffung eines rechtswidrigen 
Vermoͤgensvortheils fortgeſetzt den rechtskräftig abgeurtheilten 
Mitangeklagten E. durch Drohungen zur Auszahlung von Geld 
an ihn genöthigt. E. hat ſich das Geld dadurch verſchafft, daß 
er Unterſchlagungen beging. Der Beſchwerdeführer hat, als er 
die Geldbeträge in Empfang nahm, gewußt, daß dieſelben 
unterſchlagen waren. In der durch Drohungen bewirkten 
Hergabe des unterſchlagenen Geldes hat nun der Vorderrichter 
den Thatbeſtand der Erpreſſung, in der Annahme des Geldes 
durch den Beſchwerdeführer den Thatbeſtand der Hehlerei 
erblickt und in Bezug auf beide ſtrafbare Handlungen Ideal⸗ 
konkurrenz angenommen. Anſtiftung des E. zu den von ihm 
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begangenen Unterſchlagungen durch den Beſchwerdeführer hat 
nicht feſtgeſtellt werden können. Die Reviſion hält Ideal⸗ 
konkurrenz für ausgeſchloſſen, meint vielmehr, daß nothwendig 
Realkonkurrenz von Erpreſſung und Hehlerei hätte angenommen 
werden müſſen, überſieht aber hierbei, daß der erſte Richter den 
Thatbeſtand der Erpreſſung nicht bereits in der Nöthigung des 
Mitangeklagten E. zur Begehung der Unterſchlagungen, ſondern 
erſt in der Verabfolgung der Beträge gefunden hat, welche den 
unterſchlagenen Geldern entnommen waren. Mit Rückſicht 
hierauf ſtand rechtlich nichts im Wege, in der unter dem 
Drucke des von dem Beſchwerdeführer ausgeübten Willens 
zwanges erfolgten und deshalb den Thatbeſtand der Erpreſſung 
erfüllenden Auszahlung des Geldes durch den Mitangeklagten E. 
und der ſich unmittelbar anſchließenden Annahme des Geldes 
durch den Beſchwerdeführer, die ſich als Hehlerei qualifizirt, 
eine einheitliche Strafthat zu erblicken, welche ſich gegen den 
Beſchwerdeführer nach den §§ 253 und 259 des Str. G. B. 
als ſtrafbar darſtellt. Richtig iſt allerdings, daß E. die dem 
Beſchwerdeführer ausbezahlten Geldbeträge nicht aus eigener 
freier Entſchließung hergegeben hat. Dadurch wurde aber die 
Annahme eines Anſichbringens eines Theiles der unterſchlagenen 
Gelder durch den Beſchwerdeführer rechtlich nicht ausgeſchloſſen. 
Der Rechtsbegriff des Anſichbringens erfordert lediglich einen 
abgeleiteten Beſitzerwerb. Dieſe Vorausſetzung trifft aber auch 
im vorliegenden Falle inſofern zu, als die Hergabe des Geldes 
durch E. trotz des auf ihn ausgeübten Willenszwanges nicht 
aufgehört hat, eine von E. gewollte zu ſein. Urth. des 
III. Sen. vom 12. Juni 1902. 2256. 1902. 

15. § 257. 

Der Vorderrichter hat feſtgeſtellt, daß der Angeklagte zu 
Gunſten eines rechtskräftig wegen Rückfalldiebſtahls Verurtheilten, 
aus Mitleid, obgleich dieſes Verbrechen gegen ihn ſelbſt be⸗ 
gangen war, ein Gnadengeſuch eingereicht und dieſes auf die 
wiſſentlich falſche Behauptung konkreter, der objektiven Wahrheit 
widerſprechender Thatſachen geſtützt hat, in der Abſicht, zu be- 
wirken, daß der Verurtheilte die gegen ihn erkannte Strafe 
nicht zu verbüßen brauche. Wenn hierin der Thatbeſtand der 
Begünſtigung im Sinne des § 257 des Str. G. B. gefunden 
iſt, ſo läßt ſich dies nicht als rechtsirrthümlich beanſtanden. 
Urth. des III. Sen. vom 20. Februar 1902. 4902. 1901. 

16. § 267. 

Nach den Urtheilsgründen ſuchte der Angeklagte durch die 
Zeitung ohne Angabe ſeines Namens weitere Arbeitskräfte für 
ſeine Fabrik. Um die Konkurrenz irre zu leiten, war in der 
Annonce geſagt, die Arbeiter würden für eine „neu zu errichtende 
Fabrik“ geſucht. Er erhielt darauf Anerbieten von zweien 
ſeiner eigenen Arbeiter, den Zeugen M. und 8., von denen der 
Letztere ſich nicht unter ſeinem Namen, ſondern als „R.“ meldete. 
Um ſie auf die Probe zu ſtellen, ob ſie, falls ihnen anderweite 
Stellung geboten würde, thatſächlich ſeinen Dienſt verlaſſen 
würden, richtete er an M. einen C. unterſchriebenen Brief, in 
welchem er ihn mit 30 Mark per Woche Anfangsgehalt zu 
engagiren ſich bereit erklärte. Als M. darauf auf Verhandlungen 
einging, nahm er ihn nnter dem Namen C. als Werkmeiſter an 
und ſandte ihm ein Telegramm mit der Aufforderung, ſeine 
Stellung ſofort zu kündigen, was M. denn auch that. Nun- 
mehr benachrichtigte ihn Angeklagter, daß er (C.) ihn nicht in 
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Dienſt ſtellen werde, da M. nach eingezogener Auskunft ſich zu 
dem Werkführerpoſten nicht eigne. Eine Perſon Namens C. 
eriftirt nicht. M. hat feine Stellung bei Angeklagten auf- 
gegeben. Aehnlich verfuhr Angeklagter mit S., den er hinter 
dem Namen R. vermuthete. Dieſem ſchrieb er an die ange- 
gebene Adreſſe R. unterzeichnet als „C.“: „er ſei gewillt, ihn zu 
engagiren, wenn er mit ſeinen Leiſtungen zufrieden ſei“ und 
beſtellte ihn zu einer Rückſprache in ein Hotel. Er ſelbſt blieb 
jedoch der Zuſammenkunft fern, um unentdeckt zu bleiben, und 
erhielt die Gewißheit, daß 8. der angebliche R. ſei, indem 
deſſen Chefrau mit einem Briefe für C. im Hotel erſchienen 
war. Nunmehr ſchrieb er abermals unter dieſem Namen an 
S., daß er in Folge über ihn erhaltener Auskünfte das Ver⸗ 
trauen zu ihm verloren habe, zog alſo damit ſeine frühere 
Offerte zurück. Gegen ſeine auf Grund dieſes Sachverhalts 
erfolgte Verurtheilung wegen Urkundenfälſchung wendet Be⸗ 
ſchwerdeführer ein, die Strafkammer habe die Bedeutung des 
Begriffsmerkmals der rechtswidrigen Abſicht und im Falle des 
Zeugen 8. dasjenige der für Rechte beweiserheblichen Urkunde 
verkannt, da Angeklagter im Falle S. eine unbedingte Offerte 
nicht gemacht und lediglich feine Arbeiter, was nicht rechts- 
widrig geweſen, unter einem angenommenen Namen auf die 
Probe geſtellt habe. Es ſei alſo nicht beabſichtigt geweſen, 
einen rechtswidrigen Erfolg durch die Fälſchung herbeizuführen. 
Die Strafkammer hat mit Recht angenommen, daß es für die 
Rechtswidrigkeit der Abſicht des Angeklagten bedeutungslos iſt, 
ob der Endzweck ſeiner Handlungsweiſe darauf gerichtet war, 
ſeine Arbeiter auf die Probe zu ſtellen. Denn auch wenn 
Letzteres nicht unzuläſſig geweſen, ſo war es doch rechtswidrig, 
durch den Gebrauch gefälſchter Briefe und eines gefälſchten 
Telegrammes auf beſtehende Rechtsverhältniſſe einzuwirken. Die 
Thatſache, daß dem Zeugen 8. ein Vertragsanerbieten gemacht 
worden war, konnte nach verſchiedenen Richtungen von rechtlicher 
Bedeutung und der Brief des C., wäre er echt geweſen, hierfür 
beweiserheblich ſein, insbeſondere dann, wenn 8. bei rechtzeitiger 
Annahme des Anerbietend Anſprüche aus dem ſo geſchloſſenen 
Dienſtmiethvertrag erhoben haben würde. Von Rechtserheblichkeit 
konnte deshalb auch die in dem zweiten Briefe des Angeklagten 
an 8. zum Ausdruck gelangte Rücknahme ſeines früheren An⸗ 
erbietens ſein. Urth. des I. Sen. vom 13. Februar 1902. 
5095. 1901. 

17. § 267. 

Der Poſtbeamte, der das vom Abſender im Poſteinlieferungs⸗ 
buche eingetragene Auflieferungsdatum ändert, macht ſich der 
Urkundenfälſchung ſchuldig. Das Gebrauchmachen zum Zwecke 
einer Täuſchung iſt darin zu finden, daß er das Buch dem 


Abſender in der Vorausſicht zurückgiebt, daß der Reviſor, falls 


er ſich das Buch von jenem geben laſſe, getäuſcht werden 
könne. Urth. des I. Sen. vom 28. April 1902. 1106. 1902. 

18. SS 267, 268. 

Gemäß den von der A.-E.-Company erlaſſenen Be⸗ 
ſtimmungen hatte „der Erſteher der Checks, wenn er ſie von 
der Company erhielt, links oben ſeinen Namen handſchriftlich 
aufzuſetzen und mit feinem Namen, im Falle der Einlöſung der 
Checks, links unten gegenzuzeichnen“: „nur im Falle der genauen 
Uebereinſtimmung zwiſchen der Namensunterſchrift links oben 
und unten auf dem Check erfolgte die Auszahlung“. Daraus 
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ergiebt ſich, daß nach den zwiſchen der Ausgeberin der Checks 
und den Angewieſenen getroffenen Vereinbarungen es keineswegs 
nur auf die Uebereinſtimmung des links oben mit dem links 
unten gezeichneten Namen ankam, ſondern daß die doppelte 
Zeichnung die Bedeutung hatte, derjenige, der links oben ſeinen 
Namen gezeichnet hatte, ſei „der Erſteher“ des Checks, der 
ihn „von der Company erhalten“ habe, und derjenige, der 
demnächſt links unten zeichnete, ſei ebendieſelbe Perſon. 
Es kann danach nicht dem geringſten Bedenken unterliegen, in 
der jedesmaligen beim Verkauf oder bei der Einlöſung eines 
ſolchen Checks von Seiten des Inhabers erfolgenden Unter⸗ 
zeichnung deſſelben mit dem links oben bereits befindlichen 
Namenszuge die Erklärung zu erblicken, daß er, der Unter⸗ 
zeichner, nicht nur diejenige Perſon ſei, die ſich mit dem ihr 
zukommenden Namen links oben unterſchrieben habe, ſondern 
auch diejenige Perſon ſei, die den Check „von der Company 
erſtanden und erhalten“ habe, mithin zum Empfang der 
angewieſenen Summe berechtigt ſei. Mit der jedesmaligen zum 
Zwecke des Verkaufs oder der Einlöſung des Checks erfolgenden 
Unterzeichnung deſſelben links unten wurde alſo von Neuem 
eine — eben in dieſer Unterſchrift beſtehende — durch ihre 
Beziehung zum Inhalt des Checks durchaus verſtändliche Privat- 
urkunde geſchaffen, die auch ihrerſeits zum Beweiſe von 
Rechten und Rechtsverhältniſſen von Erheblichkeit war. Urth. 
des II. Sen. vom 20. Juni 1902. 2373. 1902. 

19. 88 267, 270. 

Nach der Urtheilsbegründung hat nicht feſtgeſtellt werden 
können, ob der Angeklagte ſelbſt oder ſeine Ehefrau oder ein 
Dritter die Aenderung der Jahreszahl vorgenommen, dagegen 
ſieht das Gericht als erwieſen an, daß, falls nicht der Angeklagte 
perſönlich dieſe bewirkt, er jedenfalls bei der Vorlegung der mit 
Quittungsvermerk verſehenen Rechnung gewußt hat, daß die 
Umänderung der Jahreszahl von unbefugter Hand vorgenommen 
war, daß ſomit eine gefälſchte Urkunde vorlag. Wenn die 
Strafkammer, indem fie auch im Uebrigen die Thatbeſtands⸗ 
erforderniſſe der ſchweren Urkundenfälſchung für unachgewieſen 
erachtet, an der Hand dieſer Ausführungen zu der alternativen 
Feſtſtellung im Sinne der 88 267, 268 oder der 88 270, 268 
des Str. G. B. gelangt, ſo iſt dies rechtlich nicht zu beanſtanden. 
Urth. des III. Sen. vom 2. Juni 1902. 1808. 1902. 

20. § 288. 

Die dem Konkursverwalter zuſtehende Strafantragsbefugniß 
(Entſch. Bd. 33 S. 433, Jur. Wochenſchr. 1901 S. 275) 
erſtreckt ſich auch auf ſolche zum Nachtheil der Konkursmaſſe 
gereichende Handlungen, welche vor der Konkurseröffnung liegen. 
Dem Konkursverwalter ſteht die volle Strafantragsfriſt zu, auch 
dann, wenn die Friſt für den Gemeinſchuldner ſchon vor der 
Konkurseröffnung zu laufen begonnen hatte. Ob auch dann, 
wenn ſie für den Gemeinſchuldner bereits abgelaufen war, bleibt 


dahingeſtellt. Urth. des IV. Sen. vom 4. März 1902. 
314. 1902. 
21. 8 289. 


Es iſt zuläſſig, daß der Vermiether an Stelle des geſetzlichen 
Pfandrechts in den eingebrachten Sachen des Miethers ſich ein 
vertragsmäßiges Zurückbehaltungsrecht ausbedingt. Dieſes Zurüd- 
behaltungsrecht genießt den Strafſchutz des § 289 Str. G. B. 
Es umfaßte auch die unpfändbaren Sachen, ſofern dieſelben 
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nicht im Vertrage ausgenommen ſind. 
vom 20. Februar 1902. 4957. 1901. 

22. 8 308. 

Sollte auch der Angeklagte den ganzen Haufen für einen 
Vorrath landwirthſchaftlicher Erzeugniſſe angeſehen haben, ſo 
wäre immerhin zu prüfen geweſen, ob nicht dieſes Bewußtſein 
zur Strafbarkeit des Brandſtifters auch dann hinreichte, wenn 
es in Wirklichkeit ſich um einen Vorrath von Baumaterialien 
handelte. Dieſe Frage iſt zu bejahen. Der Faſſung des § 308 
iſt zwar nicht ohne Weiteres zu entnehmen, daß alle dort auf⸗ 
gezählten Gegenſtände der Brandſtiftung in jeder Beziehung als 
gleichwerthig angeſehen worden ſind, daß es hinſichtlich des 
objektiven und ſubjektiven Thatbeſtandes für belanglos gelten 
ſollte, ob ein Gebäude oder ein Waarenvorrath in Brand geſetzt 
iſt: wohl aber berechtigt die Faſſung des Geſetzes zu dem 
Schluſſe, daß landwirthſchaftliche Erzeugniſſe, Bau- und Brenn⸗ 
materialien, wie ſie zuſammen als eine Kategorie von Vor⸗ 
räthen erwähnt ſind, als abſolut gleichwerthige Objekte in 
jeglicher Richtung angeſehen werden ſollten. Urth. des II. Sen. 
vom 3. Juni 1902. 1281. 1902. 

23. § 321. 

Der Thatbeſtand des § 321 iſt ein zuſammengeſetzter. Es 
gehört dazu einerſeits die Vornahme einer der näher bezeichneten 
Handlungen, andererſeits die, durch eine dieſer Handlungen 
bewirkte Herbeiführung von Gefahr für das Leben oder die 
Geſundheit Anderer. Die Voranſtellung des Wortes „vor⸗ 
ſäͤtzlich“ läßt klar erkennen, daß ſich daſſelbe auch auf dieſes 
letztere Thatbeſtandsmerkmal bezieht. Urth. des IV. Sen. vom 
7. Januar 1902. 4252. 1901. 


Urth. des III. Sen. 


B. Zur Gerichtsverfaſſung und Strafprozeßordnung. 


1. Gerichtsverfaſſungsgeſetz §§ 174 ff. 

Am erſten Verhandlungstage iſt vom Staatsanwalt tee 
Zuſtimmung der Angeklagten, ihrer Vertheidiger und des Neben- 
klägers, „der Ausſchluß der Oeffentlichkeit wegen Gefährdung 
der Sittlichkeit“ beantragt worden. Darauf hat das Gericht 
beſchloſſen und verkündet, „für die geſammte Verhandlung die 
Oeffentlichkeit auszuſchließen, weil die öffentliche Verhandlung 
eine Gefährdung der Sittlichkeit beſorgen läßt“, und es iſt 
demnächſt der Ausſchluß der Oeffentlichkeit bis zur Urtheils⸗ 
verkündung durchgeführt worden. Nach Wiederherſtellung der 
Oeffentlichkeit iſt die Urtheilsformel verkündet, ſodann iſt, wie 
das Protokoll bezeugt, beſchloſſen und verkündet, die Oeffentlichkeit 
für die Verkündung der Urtheils gründe auszuſchließen, weil 
ſie eine Gefährdung der Sittlichkeit beſorgen laſſe, und hierauf 
ſind, in Ausführung dieſes Beſchluſſes, die Urtheilsgründe durch 
Mittheilung ihres weſentlichen Inhalts in nichtöffentlicher 
Sitzung kundgegeben worden. Mit Recht rügt die Reviſion, 
daß dem letztgedachten Beſchluſſe, entgegen den Vorſchriften der 
88 174, 175 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes, eine Verhandlung 
über den Ausſchluß der Oeffentlichkeit nicht vorangegangen ſei. 
Zu ſolcher Rüge war auch der Nebenkläger befugt. Urth. des 
II. Sen. vom 31. Januar 1902. 4107. 1901. 

2. Gerichtsverfafſungsgeſetz § 187. 

Nach Inhalt des Hauptverhandlungsprotokolles iſt bei der 
unter Ausſetzung der Beeidigung erfolgten Vernehmung des 
Zeugen J. der Dolmetſcher G., welcher als ſolcher auch im 
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Eingange des Protokolles hinter den erſchienenen Zeugen und 
Sachverſtändigen aufgeführt wird, hinzugezogen worden. Daß 
eine ſolche Zuziehung auch bei der ſpäter erfolgten Vereidigung 
des Zeugen ſtattgefunden habe, bekundet das Protokoll nicht; 
hieraus kann indeſſen nicht mit der Reviſion gefolgert werden, 
daß der Zeuge ohne Zuziehung des Dolmetſchers in deutſcher 
Sprache vereidigt worden ſei. Aus dem Protokoll ergiebt ſich, 
daß der Dolmetſcher in dieſer Eigenſchaft der Verhandlung bei⸗ 
gewohnt hat; hieraus muß auf eine Ausübung der Dolmetſcher⸗ 
Funktion in vollem Umfange geſchloſſen werden, ohne daß es 
einer Konſtatirung dieſer Ausübung im Sitzungsprotokolle hin⸗ 
ſichtlich jedes einzelnen Verhandlungsaktes bedurfte, bei welchem 
die Zuziehung des Dolmetſchers erforderlich wurde (vergl. Entſch. 
des R. G. Bd. 1 S. 397). Der Rüge der Verletzung der 
§§ 60 ff. der Str. P. O. und der SS 187, 190 des Gerichts- 
verfaſſungsgeſetzes fehlt ſonach die thatſächliche Grundlage. Wäre 
aber auch die Beeidigung des Zeugen in deutſcher Sprache 
erfolgt, ſo könnte hieraus nur entnommen werden, daß derſelbe 
ſich der letzteren inſoweit mächtig erwieſen hat, daß es der Zu⸗ 
ziehung des Dolmetſchers bei dem Akte der Beeidigung nicht 
bedurfte. Urth. des II. Sen. vom 3. Januar 1902. 2737. 1901. 

3. Derſelbe Paragraph. 

Der Beſchwerdeführer hat zwar ein Protokoll unterſchrieben, 
inhaltlich deſſen er auf Einlegung eines Rechtsmittels verzichtete. 
Der Beſchwerdeführer, welcher der deutſchen Sprache nicht mächtig 
iſt, beſtreitet aber, bei der Unterzeichnung jenes Protokolls, 
welches ohne Mitwirkung eines Dolmetſchers aufgenommen 
wurde, von deſſen Inhalt Kenntniß gehabt zu haben und die 
angeſtellten Ermittlungen haben im Weſentlichen die Richtigkeit 
jener Thatſache ergeben. Ausweislich des Verhandlungsprotokolles 
war bei der Hauptverhandlung ein beeidigter Dolmetſcher gegen⸗ 
wärtig, da beide Angeklagte der deutſchen Sprache nicht mächtig 
waren. Die einzelnen Verhandlungsakte, bei denen eine Mit⸗ 
wirkung des Dolmetſchers ſtattgefunden hat, finden ſich im Ver⸗ 
handlungsprotokolle aufgeführt. So beurkundet letzteres ins⸗ 
beſondere, daß der verleſene Eroͤffnungsbeſchluß den Angeklagten 
durch den Dolmetſcher übertragen wurde, daß die Angeklagten 
durch den Dolmetſcher befragt wurden, ob ſie etwas auf die 
Beſchuldigung erwidern wollten u. ſ. w. Daß der Dolmetſcher 
im Uebrigen bei der vorderrichterlichen Hauptverhandlung, ins⸗ 
beſondere bei der Vernehmung der einzelnen Zeugen in der 
Weiſe, daß deren Ausſagen im Weſentlichen den Angeklagten 
verdolmetſcht wurden, in irgend einer Weiſe mitgewirkt habe, 
iſt dem Verhandlungsprotokolle nicht zu entnehmen. Schon 
dies legt die Annahme nahe, daß eine Mitwirkung des Dol- 
metſchers nur inſoweit ftattgefunden hat, als dies in dem Ver⸗ 
handlungsprotokolle ſpeziell im Einzelnen beurkundet worden 
iſt. Der Beſchwerdeführer behauptet nun mit aller Beſtimmt⸗ 
heit, daß bei den meiſten Zeugenausſagen, namentlich bei den 
Ausſagen einer größeren Anzahl von Zeugen, welche in den 
Reviſionsanträgen einzeln namentlich aufgeführt werden, über⸗ 
haupt nichts von dem Inhalte durch den Dolmetſcher den An- 
geklagten mitgetheilt worden ſei. Dieſe Behauptung kann aber 
durch das Verhandlungsprotokoll bei der Art und Weiſe ſeiner 
Faſſung im vorliegenden Falle nicht als widerlegt angeſehen 
werden und zwar um ſo weniger, als der Vertheidiger des 
Beſchwerdeführers nachträglich eine Erklärung des in der Haupt- 
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verhandlung zugezogen geweſenen Dolmeiſchers eingereicht hat, 
inhaltlich deren dieſer wahrheitsgemäß an Eidesſtatt verſichert, 
daß in dieſer Hauptverhandlung die in deutſcher Sprache ge⸗ 
machten Ausſagen mehrerer Zeugen den dieſer Sprache nicht 
mächtigen Angeklagten, von ihm, dem Dolmetſcher nicht überſetzt 
worden ſind. Die Moͤglichkeit, daß das angefochtene Urtheil 
auf dem Verſtoße beruhte, läßt ſich nicht von der Hand weiſen, 
da die Mitwirkung eines Dolmetſchers gerade bei Vernehmung 
der wichtigſten Belaſtungszeugen unterblieben iſt. Urth. des 
III. Sen. vom 6. Februar 1902. 5328. 1901. 

4. Prozeßordnung § 12. 

Die von dem Regierungs⸗Präſident zu C. gegen die beiden 
genannten Privatbeklagten wegen Beleidigung im Gerichtsſtande 
der begangenen That bei dem Schöffengerichte in H. erhobene 
Privatklage iſt den beiden Privatbeklagten nach Maßgabe der 
88 421, 422 der Str. P. O. vom Amtsgerichte in H. zur Er⸗ 
klärung mitgetheilt. Während der zur Abgabe einer ſolchen 
geſtellten Friſt iſt von dem Vertreter der Privatbeklagten der 
Antrag geſtellt, auf Grund des § 12 Abſ. 2 der Str. P. O. 
die weitere Unterſuchung und Entſcheidung der Sache dem 
Schöffengerichte zu C., dem Wohnorte des Privatbeklagten P., 
zu übertragen. Die Vorausſetzungen der Verwendung des 
§ 12 Abſ. 2 1. c. müſſen als vorliegend erachtet werden. 
Freilich kann der Anſicht von John in deſſen Strafprozeßordnung 
S. 245, wonach das in Abſatz 1 § 12 J. c. für die Prävention 
eines unter mehreren zuſtändigen Gerichten aufgeſtellte Erforderniß 
der erfolgten Eröffnung der Unterſuchung ſchon dann vorliegen 
fol, ſobald der Amtsrichter nach §8§ 421, 422 der Str. P. O. 
die Klage den Angeſchuldigten zur Erklärung mitgetheilt hat, 
nicht beigetreten werden, da nach § 423 der Str. P. O. erſt 
nach Eingang der Erklärung oder nach Ablauf der Friſt das 
Gericht noch darüber zu entſcheiden hat, ob das Hauptverfahren 
zu eröffnen oder die Klage zurückzuweiſen ſei, mithin auch im 
Privatklageverfahren eine Eröffnung der Unterſuchung im Sinne 
des § 12 Abſatz 1 der Str. P. O. vorgeſehen iſt — ein 
Prozeßſtadium, das die vorliegende Sache nicht erreicht hat. 
Die Beſtimmung des Abſatz 2 § 12 1. c. geht indeß ganz 
allgemein dahin, daß die Uebertragung der Sache an ein anderes 
an ſich zuſtändiges Gericht in jeder Lage des erſtinſtanzlichen 
Verfahrens zuläſſig iſt bis dahin, daß das Urtheil gefällt 
worden. Es iſt auch kein Grund auffindbar, warum die Ueber⸗ 
tragung der Sache an ein anderes zuſtändiges Gericht erſt von 
der in der zu übertragenden Sache bereits erfolgten Eröffnung 
der Unterſuchung abhängig und nicht vielmehr bereits in einem 
früheren Stadium der beim Gerichte anhängig gewordenen 
Sache zuläſſig fein fol. § 12 Abſatz 1 J. c. behandelt lediglich 
die Prävention eines der mehreren zuſammentreffenden Gerichts- 
ſtände, daß nämlich dasjenige Gericht den Vorzug haben ſoll, 
das die Unterſuchung zuerſt eröffnet hat. Abſatz 2 ſpricht den 
Grundſatz der Uebertragbarkeit im Allgemeinen aus und ſchließt 
daher auch den Fall in ſich, wenn die Vorausſetzung jener Prä- 
vention noch nicht vorhanden iſt. Gerade daraus, daß dem 
Gerichte, das die Unterſuchung zuerſt eröffnet hat, der Vorzug 
zu geben iſt, folgt, daß auf dieſe Prozeßhandlung erhebliches 
Gewicht gelegt worden, und es würde daher kaum zu verſtehen 
ſein, wenn man die Uebertragung der Sache an ein anderes 
Gericht, wiewohl die Zweckmäßigkeit dieſer Maßnahme ſchon 
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vor Eröffnung der Unterſuchung deutlich hervortritt, dennoch 
bis zu dieſem Zeitpunkte aufſchieben und dem erſten Gerichte 
noch eine Arbeit zuweiſen müßte in einer Sache, deren weitere 
Unterſuchung und Entſcheidung ihm unmittelbar danach ent⸗ 
zogen würde. Daß ſonach die Uebertragung der vorliegenden 
Sache ſchon in der Lage, in der ſie ſich gegenwärtig befindet, 
an ſich zuläſſig iſt, kann nicht bezweifelt werden. Beſchl. des 
I. Strafſen. vom 1. Februar 1902. Gen. IV. T. B. 150/1902. 

5. § 43. 

In Elſaß⸗Lothringen gehören der Oſtermontag und Pfingſt⸗ 
montag zu den allgemeinen Feiertagen, nicht aber der zweite 
Weihnachtsfeiertag. Beſchl. des I. Sen. vom 10. Februar 1902. 
284. 1902. 

6. 8 44. 

In Erwägung, daß der die Reviſionsanträge und deren 
Begründung enthaltende Schriftſatz von dem Büreauvorſteher 
des Vertheidigers Rechtsanwalt W. am letzten Tage der Friſt 
Nachmittags 3 Uhr dem Schreiber 8. mit dem Auftrage 
ſofortiger Ueberbringung an das Landgericht, Strafkammer III, 
übergeben iſt, daß S. ſich alsbald mit dem Schriftſtücke entfernt, 
bei ſeiner Rückkehr Nachmittags 5%, Uhr auf ausdrückliches 
Befragen des Büreauvorſtehers die Ausführung des Auftrags 
vorgeſpiegelt, demnächſt aber den Schriftſatz erſt zwei Tage 
ſpäter bei Gericht abgegeben hat; in Erwägung, daß ein Ver⸗ 
ſchulden des Rechtsanwalts W. bei Annahme oder Ueberwachung 
ſeines Schreibers S. nicht erſichtlich iſt; in Erwägung, daß bei 
dieſer Sachlage die vom Reichsgericht wiederholt ausgeſprochene 
Rechtsanſicht, wonach eine Verſchuldung des Vertheidigers für 
den Beſchuldigten keinen unabwendbaren Zufall bildet, keine 
Anwendung finden kann, weil die Verſäumung der Friſt nicht 
auf ein Verſchulden des Vertheidigers zurückzuführen iſt, viel⸗ 
mehr die dem Schreiber 8. zur Laſt fallende Verſchleppung ſich 
vom Standpunkte ſowohl des Angeklagten wie des Vertheidigers 
als ein Zufall darſtellt, welcher auch bei Anwendung der größten 
nach den obwaltenden Umſtänden zu verlangenden Vorſicht, wie 
ſolche im vorliegenden Falle beobachtet iſt, nicht auszuſchließen 
und mithin als unabwendbar im Sinne des § 44 der Str. P. O. 
zu betrachten iſt; auf Grund der §§ 46, 505 a. a. O. be⸗ 
ſchloſſen: Angeklagter wird in den vorigen Stand wieder ein⸗ 
geſetzt. Beſchl. des IV. Sen. vom 4. Februar 1902. 
668. 1902. 

7. 88 44, 45. 

Die von der Angeklagten eingelegte Reviſion iſt, nachdem 
ſie nicht von ihr, ſondern von ihrem Ehemanne, ohne ein Voll⸗ 
machtsverhältniß erkennbar zu machen, gerechtfertigt war, durch 
Urtheil des Reichsgerichts als unzuläſſig verworfen. In Er⸗ 
wägung, daß danach der Antrag auf Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand, in welchem behauptet iſt, der Ehemann habe 
bei Verlautbarung der Reviſionsrechtfertigung zu Protokoll des 
Gerichtsſchreibers dieſem eine ſchriftliche Vollmacht überreicht, 
die nur durch ein Verſehen des Beamten nicht zur Kenntniß 
des Reichsgerichts gekommen ſei, jedenfalls gegenſtandslos iſt, 
ſelbſt wenn man an ſich unter dieſen Umſtänden die Voraus- 
ſetzungen der 88 44, 45 der Str. P. O. für gegeben erachten 
wollte, weil durch die gewährte Wiedereinſetzung gegen die Ver⸗ 
ſaͤumung der Friſt des § 385 der Str. P. O. die inzwiſchen 
erfolgte rechtskräftige Verwerfung des Rechtsmittels ebenſowenig 
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beſeitigt werden könnte, als wenn aus irgend einem anderen 
Grunde ein der wirklichen Sachlage nicht entſprechendes Urtheil 
ergangen wäre, wird der Antrag der Angeklagten auf Wieder⸗ 
einſetzung in den vorigen Stand verworfen. Beſchl. des 
III. Sen. vom 3. Februar 1902. 83. 1902. 

8. 8 51. 

Der Zeuge T. erklärte nach Leiſtung des Zeugeneides zu⸗ 
nächſt, er ſei mit dem Angeklagten weder verwandt noch 
verſchwägert. Nach einer ſachlichen Bekundung erklärt der 
Zeuge ſodann aber: „Ich muß meine Ausſage berichtigen, meine 
Frau iſt die Schweſter des Angeklagten K.“ Nachdem Zeuge 
hierauf auf das ihm zuſtehende Zeugnißverweigerungsrecht hin⸗ 
gewieſen war und erklärt hatte, ſein Zeugniß verweigern zu 
wollen, wurde folgender Gerichtsbeſchluß verkündet: „Die Aus⸗ 
ſage des Zeugen T. und ſeine Beeidigung wird als nicht erfolgt 
angeſehen.“ Hiernach liegt zweifellos ein Verſtoß gegen 
§ 51 J. c. inſofern vor, als der Zeuge T. eidlich zur Sache 
vernommen iſt, ohne zuvor über das ihm zuſtehende Zeugniß⸗ 
verweigerungsrecht belehrt worden zu ſein. Indeß iſt dieſer 
Verſtoß durch den ergangenen Gerichtsbeſchluß dergeſtalt als 
geheilt anzuſehen, daß das Uitheil nicht als auf der vorliegenden 
Geſetzesverletzung beruhend angeſehen werden kann. (§ 376 
der Str. P. O.) Dieſer Beſchluß enthält keineswegs, wie die 
Reviſion meint, eine Fiktion, ſondern durch denſelben hat das 
Gericht erklärt, daß es bei der, gemäß § 260 der Str. P. O. 
aus dem Inbegriffe der Verhandlung zu ſchöpfenden richterlichen 
Ueberzeugung einen Beſtandtheil der Verhandlung, die ſachliche 
Bekundung des Zeugen T. ausſcheiden und unberückſichtigt 
laſſen werde. Dafür, daß das Gericht dieſer Norm, die es für 
ſich als bindend erklärt hat, bei der Bildung ſeiner Ueberzeugung 
entgegengehandelt hat, bietet die Urtheilsbegründung keinen 
Anhalt. Der zur Beſeitigung der Folgen des vorliegenden 
Verſtoßes eingeſchlagene Weg muß auch ebenſowohl als dem 
Geſetze entſprechend (Entſch. des R. G. in Strafſachen Bd. 29 
S. 351) als auch als ſachgemäß anerkannt werden. Es würde 
anderenfalls nur die Möglichkeit offen geblieben ſein, die Ver⸗ 
handlung zu vertagen und in einer neuen Hauptverhandlung 
den Zeugen T. gemäß § 51 der Str. P. O. zu belehren. Da 
aber keine geſetzliche Vorſchrift gehindert haben würde, die 
zweite Hauptverhandlung der erſten in kürzeſter Friſt folgen 
und vor demſelben Richterkollegium ſtattfinden zu laſſen, würde 
in der Sache ſelbſt nichts geändert ſein. Daß das Geſetz einen 
ſolchen, völlig zweckloſen Formalismus gewollt habe, kann nicht 
angenommen werden. Urth. des II. Sen. vom 9. Mai 1902. 
1292. 1902. 

9. § 54. 

Begründet erſcheint die weitere Rüge, daß das Gericht 
die Zeugin K. zu Unrecht darauf hingewieſen habe, ſie könne 
die Ausſage auf die Frage verweigern, ob unter dem Vorgänger 
des Angeklagten ein gleich unſittliches Treiben im Halbmond 
ſtattgefunden habe. Eine Belehrung des Zeugen über feine 
Befugniß zur Verweigerung der Auskunft auf die in § 54 
gedachten Fragen iſt zwar dem Gericht nicht verboten und über 
das Vorhandenſein einer Gefahr ſtrafgerichtlicher Verfolgung 
entſcheidet das Ermeſſen des Gerichts. Im vorliegenden Falle 
liegt jedoch der Verdacht nahe, daß der Vorderrichter ſich von 
unzutreffenden rechtlichen Erwägungen leiten ließ. Es iſt nicht 
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erſichtlich, welche ſtrafgerichtliche Verfolgung der Zeugin für den 
Fall auch der bejahenden Beantwortung der Frage drohen ſollte, 
von welchen Vorausſetzungen der Richter bei Annahme einer 
ſolchen Gefahr ausgegangen iſt, namentlich auch, ob an- 
genommen wurde, daß alle Bekundungen über die beim Vor⸗ 
gänger des Angeklagten herrſchenden Zuſtände die Zeugin der 
Gefahr ſtrafgerichtlicher Verfolgung ausgeſetzt hätten oder ob 
nicht wenigſtens einzelne dieſer Bekundungen vollkommen unab⸗ 
hängig waren von der vom Vorderrichter vorausgeſetzten Gefahr. 
Da nicht abzuſehen iſt, ob nicht die Zeugin erſt durch die ihr 
gewordene Belehrung zur Verweigerung des Zeugniſſes veranlaßt 
wurde und ob nicht, wenn ſie das Zeugniß nicht verweigert 
hätte, ihre Ausſagen die Schuld⸗ oder doch die Straffrage 
hätten beeinfluſſen können, war das Urtheil aufzuheben. Urth. 
des III. Sen. vom 26. Juni 1902. 2295. 1902. 

10. 88 54, 60. 

Die Zeugen Ko. und Ku. find, ſoviel erſichtlich, Zeugen, 
deren Beeidigung nicht zum Ermeſſen des Gerichts ſtand. 
Daß ſie auf ſolche Fragen, durch deren Beantwortung ſie ſich 
der Gefahr ſtrafgerichtlicher Verfolgung ausſetzen konnten, die 
Antwort weigern durften, ſchloß die Nothwendigkeit, ſie zu 
beeidigen, nicht aus. Der Fall, daß die beiden Zeugen die 
Antwort auf jede Frage geweigert hätten, ſodaß eine Ausſage, 
welche noch zu beeidigen geweſen wäre, nicht vorgelegen hätte, 
iſt nicht gegeben, da die Zeugen ausweislich des Sitzungs— 
protokolls ſich zur Sache geäußert haben; zur Feſtſtellung des 
Inhalts der Ausſagen iſt das Sitzungsprotokoll nicht beſtimmt, 
es iſt daher möglich, daß fie auch auf ſolche Fragen fi aus- 
gelaſſen haben, auf welche die Antwort zu weigern ſie nicht 
berechtigt waren. Ihre Beeidigung iſt mithin ohne geſetzlichen 
Grund unterblieben. Daß auf dieſem Rechtsverſtoße die an⸗ 
gefochtene Eutſcheidung beruhe, iſt nicht ausgeſchloſſen, da es 
ſich der Kenntniß entzieht, was die Zeugen, wären ſie beeidigt 
worden, ausgeſagt haben würden. Urth. des II. Sen. vom 
9. Mai 1902. 832. 1902. 

11. $ 56 Ziffer 3. 

Nach § 56 ſind Zeugen unbeeidigt zu vernehmen, welche 
hinſichtlich der den Gegenſtand der Unterſuchung bildenden That 
als .. Begünſtiger .. verdächtig find. Der Vorderrichter hat 
die Zeugen K. und G. trotz Widerſpruchs des Vertheidigers 
vereidigt, weil ſie „der Begünſtigung der dem Angeklagten zur 
Laſt „gelegten Kuppelei nicht ſchuldig reſp. verdächtig“ ſeien. 
Im Allgemeinen iſt die Frage, ob ein ſolcher Verdacht beſteht, 
eine thatſächliche, bleibt aber inſoweit der Reviſion zugänglich, 
als fie nicht ſowohl auf thatſächlichen Boden, als auf einer 
irrthümlichen Auffaſſung des Rechtsbegriffes der Begünſtigung 
beruht. Ein dahin gehender Verdacht iſt im vorliegenden Falle 
gegeben. Daß durch eine falſche, den Angeklagten entlaſtende 
Ausſage eine Begünſtigung begangen werden kann, entſpricht 
der ſtändigen Rechtſprechung. Im vorliegenden Falle haben die 
beiden Zeugen im Laufe der Vorunterſuchung wegen Kuppelei 
eidlich vor dem Unterſuchungsrichter ſowohl den eigenen Unzuchts⸗ 
betrieb im Lokale des Angeklagten beſtritten, als auch ihre 
Kenntniß von einem ſolchen durch andere Perſonen, und zugleich 
erklärt, fie glaubten nicht, daß der letztere ihnen durch die Ein- 
richtung ſeines Lekales zur Unzucht habe Gelegenheit bieten 
wollen. Hieran hat ſich ein Strafverfahren geknüpft, in 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


XXXI. Jahrgang. 


welchem dieſe Zeugen wegen wiſſentlichen Meineids zu Zucht⸗ 
hausſtrafe verurtheilt, der der Anſtiftung dazu beſchuldigte 
Angeklagte aber freigeſprochen iſt. In dem angegriffenen 
Urtheil iſt feſtgeſtellt, daß die Zeugin K. nach ihrer erſten 
Vernehmung, von der ſie dem Angeklagten Mittheilung gemacht 
hatte, bei deſſen darauf erfolgendem Beſuch dieſem erklärte, 
ſie — die genannten beiden Zeugen und zwei Genoſſen — 
„ließen ihn nicht reinfallen“. In der Hauptverhandlung, auf 
welche der Angeklagte ſodann wegen Kuppelei beſtraft iſt, hat 
der Vorderrichter auf das nunmehr belaſtende Zeugniß der K. 
und der G. weſentliches Gewicht gelegt und ihr eidliches 
Zeugniß als glaubwürdig erklärt. Erwägt man dieſe Umſtände, 
ſo iſt ein thatſächlicher Grund für die Ablehnung eines 
Verdachtes der Begünſtigung kaum zu finden. Nun war freilich 
der Vorderrichter zu einer näheren thatſächlichen Begründung 
ſeiner Entſcheidung prozeſſualiſch nicht verpflichtet. Bei der 
vorliegenden Sachlage aber war ihm nur durch einen Hinweis 
auf ſeinen Beweggrund für die Nichtannahme der Begünſtigung 
Gelegenheit geboten, dem ſonſt ſich aufdrängenden Verdachte zu 
entgehen, daß die Entſcheidung auf einem Rechts irrthum 
beruhe. Dieſer beſtehende Verdacht aber nöthigt zur Aufhebung 
des Urtheils, da kein berechtigter Zweifel daran beſteht, daß es 
auf den Ausſagen beider Zeugen beruhen kann. Urth. des 
V. Sen. vom 7. April 1902. 596. 1902. 

12. 8 60. 

Su der Hauptverhandlung iſt T. unter Ausſetzung der 
Beeidigung vernommen worden. Derſelbe iſt auch nachträglich 
nicht beeidigt, ein Gerichtsbeſchluß über ſeine Beeidigung iſt 
nicht erlaſſen. Das Sitzungsprotokoll bekundet: Die Beeidigung 
des Zeugen T. konnte nicht ſtattfinden, da derſelbe nach feiner 
Vernehmung ſehr ſchwer erkrankte und ſeine fofortige Ueber⸗ 
führung in ein Krankenhaus erforderlich wurde. Als Ausſage 
des unmittelbar nach T. vernommenen Sachverſtändigen iſt 
protokollirt: Jetzt iſt T. in Folge des wiederholten Anfalls 
vernehmungsunfähig. Durch die Vernehmung J. 's unter Aus⸗ 
ſetzung der Beeidigung iſt das Geſetz nicht verletzt. An ſich 
hätte dann allerdings ſeine nachträgliche Beeidigung erfolgen 
müſſen, weil, ſoviel erſichtlich, ein geſetzlicher Grund, ſie zu 
unterlaſſen, nicht vorlag. Eine ſelbſtverſtändliche Ausnahme 
von der Vorſchrift der Beeidigung der Zeugen bildet aber die 
eintretende thatſächliche Unmöglichkeit, die Beeidigung auszu⸗ 
führen. Eine ſolche wurde dadurch gegeben, daß der Zeuge 
nach ſeiner Vernehmung in Folge plötzlich eintretender Erkrankung 
ſofort in ein Krankenhaus überführt werden mußte. Dieſe 
Thatſache ſchloß ſeine weitere Veruehmung und ſeine Beeidigung 
aus, und iſt von der Art, wie ſie durch die zur Führung des 
Protokolls berufenen Beamten konſtatirt werden kann, und nicht 
durch einen Gerichtsbeſchluß konſtatirt werden muß. Daß die 
Thatſache damals ſofort ausdrücklich zur Konſtatirung gekommen 
iſt, zeigt die zu Protokoll feſtgeſtellte offenbar in Bezug auch 
auf die prozeſſualiſche Seite des Vorganges abgegebene Ausſage 
des anweſenden Arztes, der Zeuge ſei „jetzt“ vernehmungsunfähig. 
Einen Autrag an das Gericht, ſich über die Beeidungsfähigkeit 
des Zeugen auszuſprechen, und die Beeidigung vorzunehmen 
oder die Verhandlung auszuſetzen und die Geneſung des Zeugen 
abzuwarten, hat der Angeklagte, wie ihm frei geſtanden hätte, 
nicht geſtellt. Es verſteht ſich von ſelbſt, daß die bis dahin 
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gemachte Ausſage des Zeugen bei der Urtheilsfällung nicht wie 
eine eidliche berückſichtigt werden durfte; das tft aber auch nicht 
geſchehen, da vielmehr das Gericht ausdrücklich hervorhebt, daß 
es die Ausſage vollſtändig bei Seite gelaſſen habe. Urth. des 
II. Sen. vom 25. Februar 1902. 492. 1902. 

13. § 61. 

Eine Aenderung der geſetzlich vorgeſchriebenen Form der 
Eidesabnahme würde darin nicht gefunden werden können, wenn 
ſtatt der Faſſung der fraglichen Worte in der Form eines mit 
„daß“ eingeleiteten Satzes die direkte Form gebraucht worden 
wäre. Wie die Reviſion ſelbſt einräumt, wäre die Gewähr des 
Verſtändniſſes keine verminderte. Der gedankliche Inhalt bleibt 
derſelbe. Urth. des I. Sen. vom 12. Mai 1902. 1818. 1902. 

14. 8 73. 

Allerdings iſt es nach § 73 der Str. P. O., von beſonderen, 
im Geſetz ausdrücklich vorgeſehenen Ausnahmefällen abgeſehen, 
dem pflichtmäßigen Ermeſſen des Richters überlaſſen, ob er 
bezüglich einer in der Verhandlung ſtreitig gewordenen that- 
ſächlichen Frage, deren Beantwortung den Beſitz gewiſſer Sach⸗ 
kenntniſſe vorausſetzt, einen Sachverſtändigen hören will oder 
nicht. In dem vorliegenden Falle laſſen aber weder die Urtheild- 
gründe noch das Sitzungsprotokoll erſehen, daß die Strafkammer 
zu der Ablehnung des Beweisantrages aus dem Grunde gelangt 
iſt, weil ſie auf Grund eigener, durch Augenſcheinseinnahme 
gewonnener Sachkunde das Gegentheil der unter Beweis 
geſtellten Behauptung für erwieſen erachtet, in welchem Falle 
eine dementſprechend begründete Ablehnung des Antrages rechtlich 
nicht zu beanſtanden geweſen ſein würde. Das Urtheil läßt es 
vielmehr nicht zweifelhaft ſein, daß die Vorinſtanz die Annahme, 
daß die Unterſchriften auf den Wechſeln von dem Angeklagten 
gefälſcht worden ſind, darauf ſtützt, daß dieſer ſelbſt die Wechſel 
wieder eingelöſt und den genannten Perſonen gegenüber die 
Fälſchungen gleichſam eingeſtanden hat. Wenn die Strafkammer 
bei dieſer Sachlage den Beweisantrag abgelehnt hat, ſo wird 
dieſe Ablehnung von dem Angeklagten mit Recht beanſtandet, 
da in derſelben eine unzuläſſige Vorwegnahme der Beweis⸗ 
aufnahme gefunden werden muß; ob und eveutuell welchen 
Einfluß die gutachtliche Aeußerung auf das Ergebniß der 
Beweisaufnahme zu haben im Stande ſein wird, läßt ſich erſt 
nach erfolgter Vernehmung beurtheilen. Urth. des III. Sen. 
vom 7. April 1902. 1015. 1902. N 

15. § 127. 

Der Vorderrichter geht zwar davon aus, daß unter den 
konkreten Thatumſtänden in der Feſtnahme des Zeugen K. eine 
ftrafbare Handlung nicht gefunden werden könne, da ſich K. zu- 
folge der Ueberzeugung des Angeklagten eines Hausfriedensbruchs 
ſchuldig gemacht hatte, von dem Beſchwerdeführer auf friſcher 
That betroffen worden iſt und Angeklagter, der die Perſönlichkeit 
des Zeugen nicht ſofort feſtſtellen konnte, aus § 127 der Str. P. O. 
ſehr wohl für ſich die Befugniß entnehmen durfte, denſelben vor⸗ 
läufig feſtzunehmen. Allein, aus dieſer Befugniß des Angeklagten 
dem Zeugen K. gegenüber folgt nicht eine gleiche Befugniß gegen 
den Kutſcher H. und die Dienſtmagd S. lediglich aus dem Grunde, 
weil Beſchwerdeführer angenommen hat, dieſelben würden, falls 
er ſie nicht mit einſchlöſſe, den K. zu befreien verſuchen. Dieſen 
ſeinen Dienſtboten gegenüber trafen zunächſt die Vorausſetzungen 
des § 127 der Str. P. O. nicht zu. Dieſe Rechtsnorm bedingt 
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das Vorliegen oder die vermeintliche Annahme einer an ſich 
ſtrafbaren Handlung. Nun würde aber ſelbſt in der vollendeten 
Befreiung eines auf Grund des Abſ. 1 in § 127 a. a. O. von 
einer Privatperſon Feſtgenommenen, falls nicht anderweite 
Momente hinzutreten, eine ſtrafbare Handlung nicht gefunden 
werden können, denn die SS 120, 121 des Str. G. B. finden 
auf derartige Fälle keine Anwendung (vergl. Entſch. des R. G. 
Bd. 13 S. 254). Liegt aber ſogar in der vollendeten Befreiung 
eines von einer Privatperſon vorläufig Feſtgenommenen keine 
ſtrafbare Handlung und würde deshalb in einem ſolchen Falle 
im Mangel anderweiter Thatumſtände dem Feſtnehmenden eine 
weitere Feſtnahmebefugniß gegen denjenigen, welcher den von ihm 
Feſtgenommenen zu befreien unternimmt, auf Grund des § 127 
der Str. P. O. nicht zuſtehen, ſo kann auch nicht für den An⸗ 
geklagten ein derartiges Recht für ſeinen Dienſtboten gegenüber 
aus dieſer Rechtsnorm mit der Beſchwerde hergeleitet werden. 
Kann hiernach aber die Befreiung einer nicht von einem Be⸗ 
amten 2c. vorläufig feſtgenommenen Perſon an ſich nicht als eine 
„widerrechtliche“ Handlung im Sinne des Strafrechts angeſehen 
werden, ſo folgt hieraus von ſelbſt, daß dem Angeklagten auch 
aus dem Geſichtspunkte des § 53 des Str. G. B. nicht das 
Recht zuſtand, die Zeugen H. und 8. einzuſchließen, um fie 
daran zu verhindern, den Zeugen K. zu befreien. Ebenſowenig 
können die Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs (§ 229) 
das Vorgehen des Beſchwerdeführers ſeinen Dienſtboten gegen- 
über rechtfertigen, weil von der Bedrohung einer für den An⸗ 
geklagten aus dem Civilrecht entſpringenden Befugniß vorliegend 
nicht die Rede fein kann (vergl. Rechtſprechung des R. G. Bd. 3 
S. 416 ſpeziell 421). Daß Beſchwerdeführer ein Recht zur 
Einſchließung feiner Dienſtboten etwa irrthümlich aus feiner 
Stellung als Dienſtherr hergeleitet hätte, geht weder aus dem 
Sitzungsprotokoll noch aus der Urtheilsbegründung hervor, letztere 
erwähnt dieſes Umſtandes nur in der Sachdarſtellung. Es be⸗ 
durfte deshalb auch keiner Prüfung, ob ſich Angeklagter vielleicht 
infolge eines civilrechtlichen Irrthums befugt erachtet hatte, feinen 
Kutſcher H. und feine Dienſtmagd S. zeitweiſe ihrer Freiheit zu 
berauben (vergl. Goltdammer, Archiv, Bd. 38 S. 197 und 
Bd. 39 S. 331). Die vorderrichterliche Feſtſtellung, daß An- 
geklagter im Bewußtſein gehandelt habe, eine unrechtmäßige 
Handlung gegenüber ſeinen Dienſtboten vorzunehmen, kann daher 
für bedenklich nicht erachtet werden. Urth. des III. Sen. vom 
10. Mai 1902. 1263. 1902. 

16. $ 146. 

Wenn mehrere Angeklagte einander in ihrer Vertheidigung 
widerſtreiten, insbeſondere wenn der eine zu ſeiner Entlaſtung 
den andern beſchuldigt, ſo können ſie nicht von einem und 
demſelben Vertheidiger vertreten werden. Mindeſtens dann, 
wenn der gemeinſame Vertheidiger beſtellt iſt, hat das Gericht, 
wenn ſich der Widerſtreit im Laufe der Hauptverhandlung heraus⸗ 
ſtellt, von Amtswegen einzuſchreiten. Urth. des IV. Sen. vom 
11. April 1902. 309. 1902. 

17. 8 146. 

Beide Angeklagte haben, nachdem das Hauptverfahren 
eröffnet war, gemeinſchaftlich ihre Vertheidigung den Rechts⸗ 
anwälten L. übertragen. Die Akten ergeben weiter, daß nach 
Ueberweiſung der Sache an das Schwurgericht der Vorfitzende 
dieſes Gerichts die genannten Vertheidiger unter Hinweis auf 
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§ 146 der Str. P. O. befragt hat, ob die Vertheidigung mit 
Rückſicht auf die nicht völlig übereinſtimmende Sachdarſtellung 
der Angeklagten für beide Angeklagten gemeinſchaftlich geführt 
werden ſolle, oder wie etwa dieſelbe anderweit geregelt worden 
ſei. Darauf iſt dem Gericht eine Erklärung des Rechtsanwalts 
Dr. K. L. dahin zugegangen, daß er die Vertheidigung für 
beide Angeklagten weiterführe. In der Hauptverhandlung vom 
4. Februar 1902 find beide Angeklagten durch Dr. K. L. ver- 
theidigt worden. Von einer Verletzung des § 140 der Str. P. O. 
kann hiernach keine Rede ſein, weil die Angeklagten, als die 
Sache vor das Schwurgericht verwieſen wurde, beide einen Ver⸗ 
theidiger ſchon gewählt hatten; wohl aber könnte eine Verletzung 
des § 146 der Str. P. O. in Frage kommen, wenn die Be⸗ 
ſchwerdeführerin auf Grund einer Verhandlung verurtheilt worden 
wäre, in der die Vertheidigung beider Angeklagten durch 
einen gemeinſchaftlichen Vertheidiger geführt wurde, obwohl 
dies der Aufgabe der Vertheidigung widerſtritt. Allein 
der Nachweis hierfür kann nicht, wie es die Reviſion unternimmt, 
durch Bezugnahme auf die im Vorverfahren von den Be⸗ 
ſchuldigten abgegebenen Erklärungen geführt werden, weil aus 
etwaigen widerſprechenden Ausſagen derſelben in jenem Stadium 
des Verfahrens nicht gefolgert werden kann, daß die Angeklagten 
dieſe auch in der Hauptverhandlung aufrecht erhalten haben, 
und daß deshalb auch in dieſer Hauptverhandlung deren Inter⸗ 
eſſen ſich widerſtreitend gegenüberſtanden. Nur unter dieſer 
Vorausſetzung wäre es nach § 146 der Str. P. O. Pflicht des 
Gerichts geweſen, dafür Sorge zu tragen, daß jeder von beiden 
Angeklagten durch einen beſonderen Vertheidiger vertheidigt wurde. 
Iſt hiernach das Reviſionsgericht nicht in der Lage, in eine 
Prüfung der früheren Auslaſſungen der Angeklagten einzutreten, 
ſo bietet andererſeits weder das Sitzungsprotokoll noch das an⸗ 
gefochtene Urtheil irgend welchen Anhalt für die Behauptung der 
Reviſion, daß auch in der Hauptverhandlung die Ausſagen der 
Angeklagten einander widerſprochen hätten. Der Reviſions⸗ 
beſchwerde gebricht es hiernach an der nach § 384 Abſ. 2 
der Str. P. O. erforderlichen thatſächlichen Grundlage für 
die behauptete Geſetzes verletzung. Urth. des II. Sen. vom 
13. Mai 1902. 1154. 1902. 

18. 8 217. 

Durch dieſe Beſtimmung ift nicht dem Vertheidiger, ſondern 
dem Angeklagten ein Recht auf die Ladung des Erſtern gegeben. 
Ein Verzicht des Vertheidigers auf Ladung zur Hauptverhand- 
lung kann daher nicht gültig ſein; er kann es auch nicht dadurch 
werden, daß in die Vollmacht eine Beſtimmung aufgenommen 
wird, nach welcher eine für den Beſchuldigten beſtimmte Zu⸗ 
ſtellung gültig an den Vertheidiger geſchehen kann. Die 
Stellung des Vertheidigers im Strafprozeſſe bringt nicht die 
Befugniß zur Vertretung des Beſchuldigten in jeder Hinſicht 
mit ſich. Zu Verzichten iſt der Vertheidiger daher nur befugt, 
ſoweit dies durch geſetzliche Beſtimmungen oder durch Er— 
klärungen des Beſchuldigten beſonders begründet werden kann. 
Hiernach wird vorliegend die Reviſion ſchon durch den Umſtand 
begründet, daß der Juſtizrath Dr. N. zur Hauptverhandlung 
nicht geladen worden iſt. Der Mangel wird nicht dadurch 
geheilt, daß der Angeklagte aus dem Ausbleiben deſſelben keinen 
Anlaß zu einem Vertagungsantrage entnommen hat; das würde 
nur dann der Fall ſein, wenn dem Angeklagten von dem Unter⸗ 
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bleiben der Ladung Mittheilung gemacht wäre, was ausweislich 
des Sitzungsprotokolls nicht geſchehen iſt. Urth. des 1I. Sen. 
vom 18. April 1902. 650. 1902. 

19. 58 225, 237. 

Kein Verſtoß gegen Normen des Verfahrens iſt dadurch 
begründet, daß der Dr. St. vom Vorſitzenden als Gehilfe bei 
Sichtung der zahlreichen Augenſcheinsobjekte verwendet wurde 
und Auskünfte hierüber gegeben hat, bevor er als Zeuge 
vernommen wurde. Daß die Str. P. O. keine ausdrückliche 
Vorſchrift über die Zuläſſigkeit einer ſolchen Maßnahme enthält, 
macht ſie noch nicht unzuläſſig. § 225 der Str. P. O., der von 
dem Beſchwerdeführer als verletzt bezeichnet wird, ſchlägt nicht 
ein, weil hier nur vorgeſchrieben iſt, welche Perſonen der Haupt- 
verhandlung ununterbrochen beiwohnen müſſen. Irgend einem 
Grundprinzip des Strafprozeſſes läuft ſie nicht zuwider. 
Namentlich handelte es ſich bei dieſem Vorgange ſachlich wie 
formell weder um eine Zeugenausſage noch um ein ſachverſtän⸗ 
diges Gutachten. Soweit erfihtlih kam die Erhebung irgend 
welcher finnlicher Wahrnehmungen oder durch beſondere Fach⸗ 
kenntniſſe vermittelter Schlußfolgerungen ſeitens des Dr. St. 
hierbei überall nicht in Frage. Vielmehr handelte es ſich nach 
der durch die Bekundungen des Sitzungsprotokolles und die 
Reviſionsbehauptungen gegebenen Sachlage lediglich um Be⸗ 
nutzung des Dr. St. als Mittels zu raſcherer und ſicherer 
Orientirung über das vorhandene Augenſcheinsmaterial. Dieſes 
letztere, und nicht die auf Frage nach ihm ertheilte Antwort des 
Dr. St., bildete das zu erhebende Beweismittel. Und die An⸗ 
wendung ſolcher Orientirungsmittel im Intereſſe zweckmäßiger 
Förderung des Verhandlungsganges, die in die Rechtszuſtändig⸗ 
keiten der an der Verhandlung Betheiligten nirgends eingreifen, 
iſt nach § 237 der Str. P. O. dem Ermeſſen des mit der 
Leitung der Verhandlung betrauten Vorfitzenden anheim gegeben. 
Es entſprach auch der Sachlage, wenn vom Schwurgerichte in 
dem betreffs des Protokollirungsantrags des Vertheidigers ver- 
kündeten Beſchluſſe bemerklich gemacht wurde, daß es ſich bei 
Ertheilung der als unzuläſſig beanſtandeten Auskünfte um eine 
„Vernehmung“ des Unterſuchungsrichters nicht gehandelt habe. 
Soweit aber von Letzterem eine Zeugenausſage zu erheben war, 
iſt dies demnächſt geſchehen. Urth. des IV. Sen. vom 7. März 
1902. 800. 1902. 

20. § 239. | 

Die Zurückweiſung der von dem Vertheidiger ausweislich 
des Sitzungsprotokolles an den Zeugen 8. gerichteten Frage, 
ob die (Belaſtungszeugin) F. von ihm gebraucht worden ſei, 
ſeitens des Gerichtes verſtößt gegen die Vorſchriften der 
Str. P. O. über das Recht der Prozeßbetheiligten zur Frage⸗ 
ſtellung. Nach § 239 Abſ. 2 hat der Vorſitzende der Staats- 
anwaltſchaft, dem Angeklagten und dem Vertheidiger zu geſtatten, 
Fragen an die Zeugen zu ſtellen und darf ſolche nur dann 
zurückweiſen, wenn fie ungeeignet oder nicht zur Sache gehörig 
ſind. Die oben bezeichnete Frage wurde von dem Vertheidiger 
mit der Begründung geſtellt, „daß die Glaubwürdigkeit der F. 
nach der Beantwortung der Frage beſſer beurtheilt werden könne“. 
Nach dem Sitzungsprotokoll lehnte der Vorſitzende Stellung der 
Frage ab, der Vertheidiger beantragte Gerichtsbeſchluß und dieſer 
erging dahin: die Stellung der Frage werde abgelehnt, „da es 
unerheblich ſür die Frage der Glaubwürdigkeit der F. ſei, ob 
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dieſelbe mit Einem oder Mehreren geſchlechtlich verkehrt habe“. 
Da inhaltlich des Protokolles, „die Anfrage an den Zeugen 
von dem Vertheidiger geſtellt“ war, ſo war damit nicht 
etwa nur ein Antrag auf Ausübung des Fragerechts durch 
den Vorſitzenden zurückgewieſen — vergl. Entſch. Bd. 29 
S. 149 —, ſondern dem Angeklagten und Vertheidiger damit 
die Möglichkeit benommen, die Frage an den Zeugen zu richten. 
Wegen Unerheblichkeit darf aber nach der ſtändigen Recht⸗ 
ſprechung des Reichsgericht eine geſtellte Frage nicht zurüd- 
gewieſen werden. (Vergl. Rechtſprechung Bd. II S. 123, 
Bd. VIII S. 323. Entſch. Bd. VIII S. 161, Bd. XXI 
S. 237.) Das Fragerecht gegenüber anweſenden Zeugen iſt 
unabhängig von dem Rechte auf Stellung von Beweisanträgen 
im Geſetze geordnet und iſt in feiner Ausübung von dem An⸗ 
geklagten und dem Vertheidiger nur die Schranke zu beachten, 
daß er weder „ungeeignete“, noch „zur Sache nicht gehörige“ 
Fragen ſtellen darf. Als eine Frage letzterer Art hat das Gericht 
die im vorliegenden Falle Zurückgewieſene nicht betrachtet. 
Urth. des I. Sen. vom 30. Juni 1902. 2711. 1902. 

21. 8 242. 

Gegenüber der Rüge der Verletzung des § 242 der 
Str. P. O. entſcheidet, daß das Sitzungsprotokoll vom 
31. Oktober 1901 den Vortrag enthält: „Der Beſchluß vom 
25. September 1901 über die Eröffnung des Hauptverfah rens 
wurde verleſen.“ Zwar hat der Gerichtsſchreiber, nachdem das 
Sitzungsprotokoll längſt abgeſchloſſen und zu den Akten ge⸗ 
nommen war, unaufgefordert an deſſen Rand vermerkt, daß er 
jenen Vortrag für unrichtig halte, weil ſeine Notizen keinen 
Anlaß dafür gäben, daß der Beſchluß thatſächlich verleſen worden 
ſei. Allein die geſetzliche Beweiskraft des Sitzungsprotokolles 
wird hierdurch nicht berührt. Wie in der reichsgerichtlichen 
Rechtſprechung anerkannt iſt, kann allerdings das Sitzungs⸗ 
protokoll durch eine nachträgliche Erklärung der Urkundsbeamten 
berichtigt oder ergänzt werden, und zwar wird einer ſolchen 
Erklärung aus dem Geſichtspunkte des Widerrufs der früheren 
Beurkundung Wirkſamkeit beigelegt. (Entſch. Bd. 19 S. 367 
insbeſondere 370.) Allein hierzu find immer überein- 
ſtimmende Erklärungen der beiden Urkundbeamten erforderlich. 
Hieran fehlt es im vorliegenden Falle. Der Vorſitzende hat ſich 
gar nicht veranlaßt geſehen, ſeinerſeits eine Erklärung abzugeben. 
Es braucht daher nicht geprüft zu werden, ob bei der Faſſung 
der Erklärung des Gerichtsſchreibers dieſer die Bedeutung eines 
auch nur einſeitigen Widerrufs beizulegen wäre. Dem 
Beſchwerdeführer gegenüber iſt aber noch darauf hinzuweiſen, 
daß es ſeine Sache geweſen wäre, einen Antrag auf Be⸗ 
richtigung des Sitzungsprotokolls zu ſtellen, anſtatt ſeine Rüge 
nur auf die geſetzlich unzuläſſige Behauptung zu gründen, daß 
der Vortrag im Sitzungsprotokoll thatſächlich unrichtig ſei. 
Urth. des II. Sen. vom 28. Februar 1902. 5282. 1901. 

22. § 243. 

Der Antrag des Vertheidigers, die Handakten des Juſtiz⸗ 
rathes C. in Beſchlag zu nehmen und ſie dem Angeklagten zur 
Prüfung und Führung des Nachweiſes der Pflichtwidrigkeiten 
des Juſtizrathes C. zur Verfügung zu ſtellen, wurde von der 
Vorinſtanz abgelehnt, weil der Vertheidiger beſtimmte Schrift⸗ 
ſtücke aus den Akten, die er zu dem Nachweiſe benöthige, nicht 
bezeichnet habe, und bloße Vorlegung der Akten kein prozeſſualiſch 
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zuläſſiger Akt der Beweiserhebung darſtelle. Die Beſchwerde 
der Reviſion über unzuläſſige Beſchränkung der Vertheidigung 
dieſerhalb kann nicht für begründet erachtet werden. Die 
Reviſion irrt, wenn ſie behauptet, nachdem die Herbeiſchaffung 
der Handakten zu dem neuen Termine beſchloſſen, und die Akten 
mit zur Stelle gebracht worden, hätte der Antrag der Ver⸗ 
theidigung auf Einſicht und Benutzung der Akten nicht mehr 
abgelehnt werden dürfen. Durch die, dem Juſtizrath C. ge- 
machte Auflage war das Gericht in ſeinen weiteren Verfügungen 
über dieſe Akten in keiner Weiſe gebunden worden und hatte 
andererſeits der Angeklagte auch keine größeren Rechte auf die 
Benutzung dieſer Handakten erlangt, wie er vorher ſchon hatte. 
Die Behauptung der Reviſion, daß die Handakten in der Haupt⸗ 
verhandlung zu thatſächlichen Feſtſtellungen benutzt worden ſeien, 
wird durch das Sitzungsprotokoll nicht beftätigt und ſteht daher 
beweislos da. Abgeſehen hiervon kann aber ein Recht des 
Angeklagten auf Benutzung der Handakten des Juſtizraths C. 
nicht anerkannt werden. Das Gericht hat alſo den Angeklagten 
in ſeiner Vertheidigung nicht in unzuläſſiger Weiſe beſchränkt, 
wenn es den Antrag auf Einſicht und Beſchlagnahme der Hand⸗ 
akten abgelehnt hat. Durch die Ablehnung des Antrages iſt 
auch $ 243 Abſ. 3 der Str. P. O. nicht verletzt worden, denn 
die dort dem Gerichte gegebene Befugniß, die Herbeiſchaffung 
neuer Beweismittel anzuordnen, hängt von deſſen Ermeſſen ab. 
Die Nichtbenutzung dieſes Rechtes kann daher nie einen wirkſamen 
Reviſionsgrund abgeben. Urth. des II. Sen. vom 14. März 1902. 
250. 1902. ö 

23. § 244. 

Das Protokoll beſtätigt auch die Behauptung des Beſchwerde⸗ 
führers, daß die Entlaſſung des Sachverſtändigen erfolgt iſt, 
ohne daß der Angeklagte, der Vertheidiger und die Staats- 
anwaltſchaft ihr Einverſtändniß damit erklärt haben. Von der 
Einholung dieſes Einverſtändniſſes durfte das Gericht nach der 
bedingungsloſen Vorſchrift des § 244 der Str. P. O. auch 
dann nicht abſehen, wenn ſich, wie das Protokoll vermerkt, 
herausgeſtellt hatte, daß dieſer Sachverſtändige „nicht der vor⸗ 
geſchlagene“ ſei. Urth. des II. Sen. vom 7. Januar 1902. 
5110. 1901. 

24. 88 244, 245. 

Während § 245 Abſ. 2 der Str. P. O. dem Gegner des 
Angeklagten, alſo auch dem zugelaſſenen Nebenkläger, das Recht 
gab, wegen verſpäteter Namhaftmachung der unmittelbar 
geladenen und erſchienenen Zeugen die Ausſetzung der Haupt⸗ 
verhandlung zum Zwecke der Erkundigung zu beantragen, hat 
hier der Vertreter des Nebenklägers den Antrag geſtellt, dieſe 
Zeugen, weil ihm ihre Ladung nicht mitgetheilt worden ſei, 
überhaupt nicht zu vernehmen, und das Gericht hat dieſem 
Antrage gemäß entſchieden, während der Angeklagte die Ver⸗ 
nehmung beantragt hatte. Dieſes Verfahren des Gerichts 
verletzte die Vorſchriften der §8§8 244, 245 der Str. P. O. 
Urth. des I. Sen. vom 13. Februar 1902. 5052. 1901. 

25. § 248. 

Allerdings erwähnt das Protokoll, daß bei Feſtſtellung der 
Oertlichkeiten und räumlichen Entfernungen und der hiernach 
erfolgten Aufnahme einer Handzeichnung die mitanweſenden Che- 
leute S., die M. und die B. Erklärungen über den Weg ab- 
gegeben haben, welchen der Angeklagte zur ungefähren Zeit der 
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Thatausführung in der Richtung von dem hinter dem P. ſchen 
Gehöft belegenen Acker nach feiner Wohnung genommen hat. 
Einer Vernehmung dieſer Perſonen als Zeugen erwähnt in⸗ 
deſſen das Protokoll nicht, eine ſolche hat vielmehr erſt, wie die 
Akten ergeben, am folgenden Tage ſtattgefunden. Die in dem 
Protokoll verzeichneten Angaben der gedachten Perſonen ſtehen 
aber mit dem Ergebniß der Augenſcheinseinnahme in einem 
untrennbaren Zuſammenhang, dergeſtalt, daß der Unterſuchungs⸗ 
richter durch deren Zurhülfenahme überhaupt erſt in den Stand 
geſetzt wurde, die in Betracht kommenden örtlichen Momente 
durch Beſchreibung und Zeichnung zu fixiren. Wie daher einer⸗ 
ſeits der Protokollvermerk über die Angaben dieſer Auskunfts⸗ 
perſonen nicht zu entbehren war, ſo war es auch andererſeits 
zum Verſtändniß des Protokolls erforderlich, dieſe Angaben mit 
zur Verleſung zu bringen. Eine Beſchwerde wegen Verletzung 
des § 248 der Str. P. O. kann der Angeklagte um ſo weniger 
erheben, als er, wie das Sitzungsprotokoll ergiebt, die Skizze J 
der Handzeichnung, auf welche ſich jene Angaben beziehen, in 
der Hauptverhandlung ausdrücklich als richtig anerkannt hat. 
Ebenſowenig kann die erhobene Rüge aber auch damit begründet 
werden, daß die bei Gelegenheit der Beſichtigung der R.'ſchen 
Wohnung von dem mitanweſenden Gendarm T. abgegebene 
und in dem Protokoll regiſtrirte Erklärung, daß die Schubfächer 
des Tiſches und der Kommode nach der That halb geöffnet ge- 
weſen ſeien, mit zur Verleſung gekommen iſt. Zwar wird der 
Gendarm in dem Protokoll als vom Unterſuchungsrichter münd⸗ 
lich geladener Zeuge aufgeführt. Eine Vernehmung deſſelben 
als ſolcher hat aber ebenſowenig ſtattgefunden, wie eine ſolche 
der vorher gedachten Auskunftsperſonen. Die Regiſtrirung der 
fraglichen Erklärung in dem Augenſcheinseinnahme⸗ Protokoll 
erſcheint nur als ein ergänzendes Moment für die von dem 
Unterſuchungsrichter feſtzuſtellenden und nach der Sachlage Iedig- 
lich an dem Thatort ſelbſt feſtſtellbaren Thatſachen. Die Ver⸗ 
leſung derſelben als eines mit dem Ergebniß der Augenjcheind- 
einnahme in ſachlichem Zuſammenhang ſtehenden Momentes 
kann daher dem Angeklagten nicht zur Beſchwerde gereichen, und 
dies um ſo weniger, als der Gendarm in der Hauptverhandlung 
ſelbſt als Zeuge vernommen iſt. Im Uebrigen hat ſich die 
Mitwirkung deſſelben bei der Augenſcheinseinnahme nur auf 
Akte beſchränkt, die in der Unterſtützung der Gerichtsperſonen 
beſtanden. Auch der Umſtand, daß derjenige Theil des Protokolls, 
welcher ſich auf die Durchſuchung der R. ſchen Wohnräume be- 
zieht, mit zur Verleſung gebracht iſt, vermag eine Verletzung 
des § 248 der Str. P. O. nicht zu begründen. Denn dieſe 
Durchſuchung hatte, da die Gerichtsperſonen ihre Wahrnehmungen 
durch das Organ des Auges machten und die Thatſache, daß 
ſich die vorgefundenen Gegenſtände an den in dem Protokoll 
bezeichneten Orten vorgefunden haben, durch den Augenſchein 
feſtgeſtellt wurde, den Charakter einer Augenſcheinseinnahme, ſo 
daß auch der darauf bezügliche Theil des Protokolls nach § 248 
der Str. P. O. verleſen werden konnte. Richtig iſt nun aller- 
dings, daß das Protokoll zwar den Vermerk der erfolgten Vor 
leſung und Genehmigung, aber weder die Unterſchrift der vorher 
gedachten vier Auskunftsperſonen, noch den Vermerk enthält, wes— 
halb die Unterſchrift unterblieben iſt. Ein Verſtoß gegen § 186 
der Str. P. O. iſt aber hierin nicht zu finden, da jene Perſonen, 
welche, wie bemerkt, bei dem Akt der Augenſcheinseinnahme als 
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Zeugen nicht vernommen worden ſind, als im Sinne dieſer 
Geſetzesbeſtimmung an der Verhandlung betheiligt nicht anzuſehen 
find. Urth. des IV. Sen. vom 28. Februar 1092. 633. 1902. 

26. 88 249, 251. 

Nach dem Sitzungsprotokoll iſt der Polizeikommiſſar H. 
eidlich als Zeuge vernommen worden, wobei ihm durch Fragen 
der Inhalt des Protokolls vom 18. September 1901 über die 
polizeiliche Vernehmung der Zeugin St. unter wörtlicher An⸗ 
führung einzelner Sätze vorgehalten wurde. In den Urtheils⸗ 
gründen iſt der Vorgang in gleicher Weiſe geſchildert und wird 
beigefügt, der Zeuge habe daraufhin erklärt, daß er ſich der von 
dem genannten Mädchen gemachten Angaben nunmehr wieder 
erinnere. Die St. ſelbſt, Tochter des Angeklagten, hat in der 
Hauptverhandlung von ihrem Recht zur Zeugnißverweigerung 
Gebrauch gemacht (und zwar vor der Vernehmung des Polizei- 
kommiſſars). Es beſteht kein prozeſſuales Hinderniß, ſog. Zeugen 
vom Hörenſagen zu vernehmen. Deshalb verſtößt es nicht gegen 
das Geſetz, wenn der Polizeikommiſſar über den Inhalt der ihm 
ſeiner Zeit im Vorverfahren gemachten Ausſagen der Zeugin 
gehört wurde. Dagegen verbietet die Vorſchrift des § 251 
der Str. P. O. die Verleſung derartiger Zeugenausſagen in der 
Hauptverhandlung abſolut, wie der III. Strafſenat des R. G. 
mit Urtheil vom 4. Februar 1895 — Entſch. Bd. XXVII 
S. 29 — und der I. Strafſenat mit Urtheil vom 21. Novem- 
ber 1901, Rep. 4480/01, nachgewieſen haben. Es find Fragen 
au den Zeugen geſtellt worden, die in der wörtlichen An- 
führung ganzer Sätze des früheren Protokolls beſtanden. Dieſe 
Wiedergabe ſteht auf der gleichen Stufe mit einer Verleſung; 
ſie iſt von einer ſolchen kaum der Form, jedenfalls der Sache 
nach, nicht mehr zu unterſcheiden (vergl. die oben citirten 
Urtheile und Entſcheidungen Bd. 15 S. 100). Dies Verfahren 
charakteriſirt ſich als eine Umgehung des geſetzlichen Verbots. 
Völlig irrig aber iſt die Anſicht der Urtheilsgründe, die Vor⸗ 
ſchrift des § 251 der Str. P. O. beziehe ſich nur auf ſolche 
Zeugen, die von dem Rechte zur Zeugnißverweigerung erſt in 
der Hauptverhandlung Gebrauch machen. Dies folgt ſchon 
unwiderlegbar aus dem in § 249 der Str. P. O. aufgeſtellten 
allgemeinen Prinzip, wie aus der Entſtehungsgeſchichte 
des § 251 (vergl. deren Darſtellung Entſch. Bd. X S. 375/6). 
Urth. des I. Sen. vom 3. April 1902. 1293. 1902. 

27. 88 249, 252. 

Zwar iſt der Reviſion zuzugeſtehen, daß der Vorſitzende 
nicht die Befugniß hat, ohne vorherigen Verſuch die vollſtändige 
Wiſſenſchaft eines Zeugen durch deſſen freie, aus unmittelbarer 
Erinnerung geſchöpfte zuſammenhängende Ausſage, wie ſolche 
der § 68 der Str. P. O. vorausſetzt, zu erlangen, ohne Weiteres 
das Protokoll über eine frühere Vernehmung des Zeugen zu 
benutzen, daß er vielmehr nur im Falle der äußerſten Noth- 
wendigkeit, erſt dann, wenn der Zeuge erklärt, er könne ſich 
nicht erinnern, zur Verleſung aus den Akten ſchreiten darf. 
Das Sitzungsprotokoll ergiebt aber nicht, daß dieſer Vorſchrift 
zuwider verfahren wäre. Der Verleſung einzelner Stellen aus 
dem früheren Protokolle muß der Verſuch vorausgegangen ſein, 
eine erſchöpfende Ausſage der Zeugin zu erlangen, denn das 
Protokoll über die Hauptverhandlung beſagt, daß, nachdem 
die Zeugin zur Sache vernommen worden, derſelben in 
Gemäßheit des § 252 der Str. P. O. zur Auffriſchung des 
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Gedächtniſſes Stellen aus dem Protokolle über ihre Vernehmung 
durch den Unterſuchungsrichter vorgeleſen worden find. Wenn 
nun auch in dem Sitzungsprotokolle nicht ausdrücklich beurkundet 
wird, daß die Zeugin „erklärt“, ſich einzelner Thatſachen nicht 
mehr zu erinnern, ſo läßt die Faſſung des protokollirten Vor⸗ 
ganges es doch nicht zweifelhaft ſein, daß, mochte dies aus einer 
direkten Erklärung der Zeugin oder aus den von ihr ertheilten 
Antworten zu folgern fein, das Gedächtniß der Zeugin in der 
Zwiſchenzeit ſich verwiſcht hatte und in Folge deſſen das Gericht 
ſich veranlaßt ſah, der Zeugin zur Unterſtützung ihres Gedächt⸗ 
niſſes einzelne Stellen aus dem Protokoll über die frühere 
gerichtliche Vernehmung vorleſen zu laſſen. Urth. des III. Sen. 
vom 10. Mai 1902. 1754. 1902. 

28. § 250. 

Ausweislich des Protokolls über die ſchwurgerichtliche 
Hauptverhandlung hat in derſelben der Vertheidiger des Be⸗ 
ſchwerdeführers im Einverſtändniſſe mit dieſem die Verleſung 
des Protokolls über die richterliche eidliche Vernehmung des 
verſtorbenen, von dem Beſchwerdeführer getödteten Gaſtwirths H. 
beantragt. Durch Gerichtsbeſchluß wurde aber der geſtellte 
Antrag mit der Begründung abgelehnt, daß das zu verleſende 
Protokoll kein richterliches Protokoll im Sinne des § 250 der 
Str. P. O. ſei, da bei der Vernehmung des Zeugen ein Gerichts- 
ſchreiber nicht zugegen war. Dieſe Ablehnung ſtellt ſich als 
vollkommen gerechtfertigt dar. Zu den weſentlichen Erforder⸗ 
niſſen eines gerichtlichen Protokolles gehört mit Rückſicht auf 
die Beſtimmungen des $ 185 und § 186 der Str. P. O., daß 
bei der Unterſuchungshandlung, über welche das be 
treffende Protokoll aufgenommen wurde, außer dem Richter auch 
ein Gerichtsſchreiber mitwirkte und beide das zur Be- 
urkundung der Unterſuchungshandlung aufgenommene Protokoll 
unterſchrieben haben. Dieſen Erforderniſſen genügt dasjenige 
Protokoll, deſſen Verleſung beantragt wurde, in keiner Weiſe. 
Wie das Protokoll ergiebt, hat zwar am 6. Oktober 1901 
die Vernehmung des Gaſtwirths H. kurz vor Eintritt ſeines 
Todes durch einen Richter ſtattgefunden. Ein Gerichts- 
ſchreiber iſt aber bei dem Vernehmungsakte nicht zugegen 
geweſen und ebenſowenig wurde ſtatt deſſelben eine andere von 
dem Richter beeidigte Perſon als Gerichtsſchreiber zugezogen. 
Der Umſtand, daß während der Verleſung des von dem 
Richter allein aufgenommenen Protokolls der Gerichtsſchreiber 
nachträglich ſich einfand und der Verleſung wie der Beeidigung 
des vernommenen Zeugen anwohnte, auch die Richtigkeit dieſer 
beiden Akte durch ſeine Mitunterzeichnung des Protokolls be⸗ 
ſtätigte, iſt für ſich allein nicht geeignet, dem fraglichen Protokolle 
den Charakter eines richterlichen zu verleihen und zwar im vor⸗ 
liegenden Falle um ſo weniger, als die Behauptung der Reviſion, 
daß in Gegenwart des nachträglich erſchienenen Gerichtsſchreibers 
das in ſeiner Abweſenheit mit H. aufgenommene Protokoll 
nochmals mit dieſem Wort für Wort durchgenommen und 
von ihm das in dem Protokolle Niedergeſchriebene als ſeine 
Angabe ausdrücklich beſtätigt wurde, in dem Inhalte jenes 
Protokolles eine Stütze nicht findet. Urth. des III. Sen. vom 
15. Mai 1902. 1928. 1902. 

29. § 251. i 

Einen Verſtoß gegen § 251 Str. P. O. erblickt die Revifion 
in dem Umſtand, daß in der Hauptverhandlung, obgleich 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


581 


Maria 8. das Zeugniß verweigerte, die Ausſagen verleſen 
worden ſind, die ſie am 20. Februar 1901 vor dem Vormundſchafts⸗ 
gericht gemacht hatte, ehe noch Anzeige gegen den Angeklagten 
erſtattet war. Allein dies kann nicht gebilligt werden, da § 251 
ſich ausſchließlich mit den vor der Hauptverhandlung abgegebenen 
Zeugenausſagen, nicht mit ſonſtigen, eine Erklärung enthaltenden 
Urkunden, namentlich Protokollen einer öffentlichen Behörde 
befaßt. Urth. des I. Sen. vom 15. Mai 1902. 1725. 1902, 

30. 8 255. 

Die Verleſung ärztlicher Atteſte iſt nur zuläffig, wenn eine 
Körperverletzung den Gegenſtand des Verfahrens bildet, be⸗ 
ſchränkt ſich aber nicht auf die der Anklage zu Grunde liegende 
Körperverletzung, ſondern greift auch Platz bei andern Körper⸗ 
verletzungen, die in dem Verfahren auf dieſe Anklage zur 
Sprache kommen, insbeſondere ſolchen, die dem Angeklagten 
ſelbſt von Andern zugefügt ſind. Urth. des II. Sen. vom 
14. Februar 1902. 4993. 1901. 

31. § 260. 

Das Protokoll ergiebt, daß dem Angeklagten in der Haupt⸗ 
verhandlung bei ſeiner Vernehmung zwei hier nicht in Betracht 
kommende Schriftſtücke, welche ſich bei Heft 1 der fraglichen 
Beiakten befinden, vorgehalten ſind. Die ſonſtige Beweis⸗ 
aufnahme hat ſich darauf beſchränkt, daß der Einnehmer H. 
und der Weichenſteller K. als Zeugen vernommen ſind. Das 
Urtheil beruht zum Theil auf einer Feſtſtellung dahin, daß der 
Angeklagte zwei angebliche Vorkommniſſe auf ſeiner Bahnſtrecke 
dazu benutzt habe, um in einer „durch nichts begründeten Weiſe“ 
die Integrität, anderer Bahnbeamten, insbeſondere des Zeugen K., 
anzugreifen. Zu dieſer Feſtſtellung kann der erſte Richter nach 
Bewandtniß des Falles kaum anders gelangt ſein als dadurch, 
daß er den geſammten Inhalt der Beiakten Heft 2 in Erwägung 
gezogen hat. Der Verdacht einer Verletzung des § 260 Str. P. O. 
iſt hiernach ſowenig abzulehnen, daß die Aufhebung des Urtheils 
geboten war. Urth. des IV. Sen. vom 16. Mai 1902, 
1256. 1902. 

32. § 266. 

Nach dem Sitzungsprotokoll hat der Vertheidiger „Frei⸗ 
ſprechung eventuell Kompenſation“ beantragt. In der Reviſions⸗ 
ſchrift wird geltend gemacht, der Antrag auf Kompenſation ſei 
inſoweit nicht beſchieden, als er von dem Vertheidiger auf 
den Inhalt von vier in der Hauptverhandlung „zur Verleſung 
gelangten Flugblätter“ geſtützt wurde. Das Sitzungsprotokoll 
ergiebt, daß eine Verleſung dieſer Schriftſtücke, wie ſie gemäß 
§ 248 der Str. P. O. als Akt der Beweiserhebung zu geſchehen 
hatte, d. h. Seitens eines Richters oder des Gerichtsſchreibers 
(vergl. Entſch. Bd. 9 S. 315, Bd. 27 S. 172, Bd. 21 S. 70) 
nicht erfolgt iſt. Dagegen ſteht ſein Inhalt der von dem 
Staatsanwalt in der Gegenerklärung beſtätigten Annahme nicht 
entgegen, daß der Vertheidiger in der Verhandlung die Flug⸗ 
blätter vom 20. März verleſen hat. Damit waren ſolche That⸗ 
ſachen behauptet, welche die Strafbarkeit ausſchließen oder 
vermindern konnten und die Urtheilsgründe hätten ſich darüber 
ausſprechen müſſen. Darin, daß der Antrag im Urtheil völlig 
unberückſichtigt geblieben iſt, liegt ein Mangel der Entſcheidungs⸗ 
gründe zu einem weſentlichen Punkt des Urtheils, welcher nach 
§ 377 Nr. 7 der Str. P. O. die Reviſion begründet. Urth. 
des I. Sen. vom 17. Februar 1902. 5054. 1901. 
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der Bejahung der den Eröffnungsbeſchluß erihöpfenden Haupt⸗ 
frage enthält einen inneren Widerſpruch. Denn Hilfsfragen 


33. § 274. 
Dem Verlangen, unter Aufhebung des Hauptverhandlungs⸗ 


termins die Akten zu dem Zwecke zurückzuſenden, damit der 
Angeklagte gegen die Ablehnung ſeiner Anträge auf Berichtigung 
des Sitzungsprotokolls ſich beſchweren könne, iſt nicht ſtattzu⸗ 
geben. Die Ablehnung, die damit begründet war, daß der eine 
Theil der beantragten Protokollberichtigungen nicht der Wahrheit 
entſpreche, während der andere Theil Vorgänge betreffe, deren 
Beurkundung nicht vorgeſchrieben ſei, iſt dem Angeklagten nach 
ſeiner eigenen Angabe „am 18. oder 19. Januar 1902“ zu⸗ 
gegangen. Darauf hat fein Vertheidiger Rechtsanwalt S. in 
zwei Eingaben vom 23. Januar 1902 beantragt, die Akten, 
und zwar außer den Hauptbänden insbeſondere den Spezial⸗ 
band 4, an das Reviſionsgericht einzuſenden. Demgemäß hat 
die Staatsanwaltſchaft am 31. Januar 1902 verfügt, daß 
die Akten dem Ober⸗Reichsanwalt vorzulegen ſeien. Am 
2. Februar 1902 zeigte zwar der Vertheidiger an, daß der 
Angeklagte gegen die Ablehnung ſeiner Berichtigungsanträge 
die Beſchwerde einzulegen beabſichtige, die Beſchwerde wurde 
aber an den folgenden Tagen thatſächlich nicht eingelegt, und 
die Vorlage der Akten an das Reviſionsgericht kam zur Aus⸗ 
führung. Damit entſtand für dieſes die Aufgabe, das Straf⸗ 
verfahren — von im Geſetze begründeten oder nach dem pflicht⸗ 
mäßigen Ermeſſen des Reviſionsgerichts als zureichend anzuſehenden 
Hinderungsgründen abgeſehen — durch Entſcheidung über das 
eingelegte Rechtsmittel zum Abſchluſſe zu bringen. Die nunmehr 
erneute Angabe des Angeklagten, jene Beſchwerde einlegen zu 
wollen, kann als ein ſolcher zureichender Grund, die bereits 
anberaumte Hauptverhandlung vor dem Reviſionsgericht wieder 
abzuſetzen, nicht erachtet werden. Es wäre Sache des Angeklagten 
geweſen, die Einlegung und Begründung der Beſchwerde, ſofern 
es ihm überhaupt um Wahrnehmung einer prozeſſualen Befugniß 
ernſtlich zu thun war, innerhalb der Zeit, die ihm dazu hin⸗ 
länglich zur Verfügung geſtanden hätte, vorzunehmen oder durch 
ſeine Vertheidiger vornehmen zu laſſen. Beſchl. des II. Sen. 
vom 14. April 1902. 701. 1902. 

34. § 294. 

Die Hauptfrage lautete dahin: Iſt der Angeklagte ſchuldig, 
zu H. im Jahre 1899 als Beamter ihm anvertraute „bezw.“ 
zugängliche Urkunden, nämlich ꝛc. vorſätzlich verfälſcht zu haben? 
Daran ſchloß ſich für den Fall ihrer Bejahung die Nebenfrage: 
„Iſt der Angeklagte ſchuldig, die in der Hauptfrage bezeichnete 
Handlung in der Abſicht begangen zu haben, ſich einen Ver⸗ 
mögensvortheil zu verſchaffen?“ Die dritte, als „Hilfsfrage 
für den Fall der Verneinung der Nebenfrage zur Hauptfrage 
und Bejahung der Hauptfrage“ geſtellte Frage ging dahin: 
„Iſt der Angeklagte ſchuldig, zu H. im Jahre 1899 als Beamter 
100 Mark, die er in amtlicher Eigenſchaft empfangen oder in 
Gewahrſam hatte, ſich rechtswidrig zugeeignet und in Beziehung 
auf die Unterſchlagung durch die in der Hauptfrage bezeichnete 
Handlung die zur Eintragung oder Kontrolle der Einnahmen 
oder Ausgaben beſtimmten Bücher unrichtig geführt und ver⸗ 
fälſcht zu haben?“ Die Hauptfrage iſt von den Geſchworenen 
verneint, Neben⸗ und Hilfefrage nicht beantwortet worden. 
Mit Recht greift der Staatsanwalt in der Reviſionsſchrift dieſe 
Frageſtellung als rechtsirrig und wider § 294 Str. P. O. 
verſtoßend an. Die Stellung einer „Hilfsfrage“ für den Fall 


find nach § 294 Str. P. O. zu ſtellen, wenn die Verhandlung 
Umſtände ergiebt, nach welchen eine vom Beſchluſſe über die 
Eröffnung des Hauptverfahrens abweichende Beurtheilung 
der dem Angeklagten zur Laſt gelegten That in Betracht kommt. 
Entſpricht alſo die Hauptfrage dem Inhalt des Eröffnungs- 
beſchluſſes, ſo kann die in die Hilfsfrage aufgenommene ab⸗ 
weichende rechtliche Beurtheilung der Anklagethat erſt dann in 
Betracht kommen, wenn dieſe Letztere in der rechtlichen Be⸗ 
urtheilung, in welcher ſie in der Hauptfrage erſcheint, verneint 
worden iſt. (Entſch. Bd. 24 S. 281.) Die an die Ge⸗ 
ſchworenen geſtellte Anforderung, die Frage aus §§ 350, 351 
Str. G. B. für den Fall der Bejahung der aus 5 348 
Str. G. B. geſtellten Hauptfrage zu beantworten, läßt aber 
auch im Unklaren, ob dieſe Thatbeſtände als im Verhältniß 
realer oder idealer Konkurrenz zu einander ſtehend gedacht 
ſind, ſo daß das Gericht im Falle der Bejahung beider außer 
Stand geweſen ſein würde, auf Grund des Wahrſpruches 
ein Urtheil zu fällen. Urth. des I. Sen. vom 24. April 1902. 
933. 1902. 

35. § 309. 

Durch Bejahung der Frage B. 4 iſt feſtgeſtellt, daß die 
Angeklagte B. ſich der Beihilfe zum Morde ſchuldig gemacht 
habe. Die Frage B 5, nach mildernden Umſtänden ſollte, 
dem Geſetze entſprechend, nur beantwortet werden „für den Fall 
der Bejahung der Frage zu B 4, unter gleichzeitiger Ver⸗ 
neinung der Frage zu a“ d. h. für den Fall, daß das in Frage 
B 4 in eine Unterfrage a gebrachte Thatbeſtandsmerkmal der 
Ausführung der Hauptthat mit Ueberlegung zur Verneinung 
gelange oder doch das Wiſſen der Gehilfin hiervon. Obwohl 
mit der Bejahung der Frage B 4 in ganzem Umfange auch 
dies Beides bejaht iſt, haben die Geſchworenen dennoch die 
Frage B 5 beantwortet und verneint. Mit Grund macht die 
Reviſion geltend, daß der Spruch, wie er fo vorliegt, in ſich 
widerſprechend iſt, es kann auch nicht geſagt werden, daß das 
Geſammtergebniß der Fragbeantwortung, zu welchem die 
Geſchworenen bei Verneinung der Frage nach mildernden 
Umſtänden gelangt ſind, dem Geſetze inſofern entſpreche, als dies 
bezüglich des § 211 des Str. G. B. und ſeiner Theilnahme⸗ 
formen mildernde Umſtände nicht kennt, und daß bei dieſer 
Sachlage angeſichts der Beantwortung der Frage B 5 mehr 
nicht in Betracht komme, als die Beifügung von Ueberflüſſigem 
und Unſchädlichem zum Spruche. Vielmehr iſt im vorliegenden 
Falle, bei der zwiſchen der Beantwortung beider Fragen 
beſtehenden Wechſelwirkung ein Spruch gegeben, der ebenſo 
wenig dafür Gewähr bietet, daß ein richtiges Verſtändniß 
der Fragſtellung bei den Geſchworenen vorhanden war, 
wie er mit Klarheit zu erkennen giebt, was die Geſchwo⸗ 
renen mit ihren Antworten zu Fragen B 4 und B 5 feſt⸗ 
geſtellt wiſſen wollten. Urth. des IV. Sen. vom 6. Juni 1902. 
2392. 1902. 

36. 88 309, 310. 

Die Geſchworenen hatten bei dem erſten Spruche die auf 
das Vergehen nach § 115 Abſ. 1 des Str. G. B. gerichteten 
Hauptfragen 6, 8 und 10 bejaht, die auf das Verbrechen nach 
§ 115 Abſ. 2 a. a. O. gerichteten Nebenfragen 1 verneint, trotz⸗ 
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dem aber die auf mildernde Umſtände gerichteten Nebenfragen 2, 
die nur für den Fall der Bejahung der Hauptfragen 6, 8, 10 
und der Nebenfragen 1 zu beantworten waren, bejaht. Außerdem 
hatte der Obmann nicht am Schluſſe der Fragen ſondern auf 
der Seite vorher unterſchrieben. Das Gericht erachtete den 
Spruch als in der Form nicht vorſchriftsmäßig und in der 
Sache undeutlich und leitete das Berichtigungsverfahren nach 
§ 309 der Str. P. O. ein. Bei dem zweiten Spruche ver⸗ 
neinten die Geſchworenen auch die Hauptfragen 6, 8, 10. Die 
ſachliche Berichtigung war mit Unrecht angeordnet worden. 
Der erſte Spruch war keineswegs undeutlich, er ließ den Sinn, 
welchen die Geſchworenen ihm beilegen wollten, klar erkennen 
und ſeine Faſſung ließ keinen Zweifel darüber, daß die Ge⸗ 
ſchworenen die Fragen nicht mißverſtanden hatten. Die Ge⸗ 
ſchworenen erachteten die drei Angeklagten des Vergehens nach 
§ 115 Abſ. 1 des Str. G. B. ſchuldig, dagegen nicht ſchuldig 
des Verbrechens nach § 115 Abſ. 2; daß fie irrthümlicherweiſe 
trotz Verneinung der Nebenfragen 1 die Nebenfragen 2 beant⸗ 
worteten, machte ihren Spruch nicht undeutlich. Auch als 
„fich widerſprechend“ im Sinne des § 309 der Str. P. O. 
kann der Spruch nicht erachtet werden. Wie das R. G. 
wiederholt erkannt hat (Entſch. Bd. II S. 95, Bd. X S. 315, 
Bd. XXVII S. 392) iſt darin, daß die Geſchworenen eine 
Nebenfrage nach mildernden Umſtänden bejaht haben, obwohl 
deren Beantwortung durch die vorausgegangene theilweiſe Ver⸗ 
neinung der Hauptfrage überflüſſig geworden war, ein Wider⸗ 
ſpruch nicht zu finden. Das Gleiche muß für den Fall ange⸗ 
nommen werden, wenn wie hier die Hauptfrage bejaht, eine 
auf einen ſtraferhöhenden Umſtand gerichtete Nebenfrage ver⸗ 
neint, trotzdem aber die nur für den Fall der Bejahung von 
Haupt- und Nebenfrage zu beantwortende Frage nach dem 
Vorhandenſein mildernder Umſtände beantwortet wird. War 
ſonach Anlaß zu einer ſachlichen Berichtigung nicht gegeben, 
ſondern nur ein Mangel in der Form des Spruches zu berichtigen, 
ſo durfte nach § 310 der Str. P. O. eine ſachliche Aenderung 
nicht vorgenommen werden. Das Urtheil war deshalb und im 
Hinblick auf 8 379 der Str. P. O., ſoweit es auf dem von dem 
früheren Spruche abweichenden ſpäteren Spruche der Ge— 
ſchworenen auf die Hauptfragen 6, 8 und 10 beruht, nebſt 
dieſem ſpäteren Spruche aufzuheben und die Sache inſoweit 
zur neuerlichen Verhandlung und Entſcheidung an die Vorinſtanz 
zurückzuverweiſen, wobei der neuerlichen Verhandlung und Ent⸗ 
ſcheidung der richtige erſte Spruch der Geſchworenen zu Grunde 
zu legen iſt. Urth. des III. Sen. vom 30. Juni 1902. 
2374. 1902. 

37. 8 369. 

Das landgerichtliche Urtheil iſt ſachlich bei dem Vorliegen 
eines Deliktes, über welches die landgerichtliche Strafkammer 
als Berufungsgericht überhaupt nicht entſcheiden konnte, 
als erſtinſtanzliches Urtheil anzuſehen und ergiebt ſich hieraus 
folgerichtig von ſelbſt die reichsgerichtliche Zuſtändigkeit zur 
Erledigung der gegen dieſes Urtheil eingelegten Reviſion. Daß 
in. dem angefochtenen Urtheile $ 369 Abſ. 3 der Str. P. O. 
ſich nicht in Bezug genommen findet und das erkennende Gericht 
ſich in dieſem Urtheil wiederholt als Berufungsgericht bezeichnet, 
kann an der Thatſache, daß jenes Uitheil unter den obwaltenden 
Umſtänden als erſtinſtanzliches zu gelten hat, nichts ändern. 
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Entſcheidend iſt nicht die ausdrückliche Bezugnahme auf 
§ 369 Abſ. 3 der Str. P. O., ſondern der Umſtand, daß 
thatſächlich nach Maßgabe dieſer Geſetzesvorſchrift verfahren 
und erkannt wurde. Urth. des II. Sen. vom 15. Mai 1902. 
1406. 1902. 

38. 88 369, 380. 

Die Entſcheidung des Oberlandesgerichts, daß ein von der 
Strafkammer auf Berufung erlaſſenes Urtheil gemäß § 369 
Abſ. 3 als in erſter Inſtanz ergangen anzuſehen ſei, die Reviſion 
dagegen alſo vor das Reichsgericht gehöre, iſt für das Reichs⸗ 
gericht bindend. Damit iſt auch § 380 Str. P. O. aus- 
geſchloſſen, alſo die Nachprüfung prozeſſualer Beſchwerden 
geboten. Urth. des III. Sen. vom 24. Febrnar 1902. 
78. 1902. 

39. 8 377 Nr. 1. 

Nachdem das Hauptverfahren gegen die Wittwe Krö. und 
den Arbeiter W. wegen Brandſtiſtung und gegen Frau Kra., 
die Beſchwerdeführerin, wegen Anſtiftung dazu eröffnet worden 
war, wurde in dem angeſetzten Termin die Geſchworenenbank in 
Gegenwart der Angeklagten und ihrer Vertheidiger gebildet. Da 
hierbei Zweifel an der Verhandlungsfähigkeit der Frau Kra. ſich 
nicht ergeben haben, iſt auch ihr gegenüber die Geſetzmäßigkeit 
der Bildung der Geſchworenenbank nicht zu beanſtanden. Nach 
Aufruf der Zeugen und Sachverſtändigen und nach Entlaſſung 
der Zeugen aus dem Sitzungsſaal erklärte der Vertheidiger der 
Angeklagten Kra., daß dieſe ſchwer leidend und er der Meinung 
ſei, daß ſie nicht verhandlungsfähig ſei; er beantrage Trennung 
ihrer Strafſache von der gegen die beiden anderen Angeklagten. 
Der anweſende Sachverſtändige Dr. med. V. wurde von dem 
Vorfitzenden beauftragt, die genannte Angeklagte daraufhin zu 
unterſuchen, ob ſie heute verhandlungsfähig ſei. Nach ſtatt⸗ 
gehabter Unterſuchung erklärte er, daß fie zur Zeit nicht ver- 
handlungsfähig, die Möglichkeit aber nicht ausgeſchloſſen ſei, daß 
ſie nach einer oder einigen Stunden ſich wieder ſoweit erholt 
habe, daß fie verhandlungsfähig ſei. Hierauf wurde der Gerichts⸗ 
beſchluß verkündet: Da die Angeklagte Kra. zur Zeit nicht ver⸗ 
handlungsfähig iſt, wird die Trennung der Strafſache gegen die 
Krö. und W. von derjenigen gegen die Augeklagte Kra. aus 
Gründen der Zweckmäßigkeit hiermit angeordnet und ſoll gegen 
die Krö. und W. heute allein verhandelt werden. Nunmehr 
wurden die erſten beiden Angeklagten über ihre perſönlichen 
Verhältniſſe und nach Verleſung des betreffenden Theils des 
Eröffnungsbeſchluſſes zur Sache vernommen. Als der Vertheidiger 
des W. alsdann Vertagung beantragte, da ohne die Angeklagte 
Kra. nicht verhandelt werden könne, wurde der erwähnte Sach⸗ 
verſtändige erneut vom Vorſitzenden beauftragt, dieſe daraufhin zu 
unterſuchen, ob ſie verhandlungsfähig ſei. Er erklärte nach ſtatt⸗ 
gehabter Unterſuchung, daß fie ſeines Erachtens jetzt verhandlungs⸗ 
fähig ſei. Darauf wurde der Gerichtsbeſchluß verkündet: Der Ein⸗ 
gangs erlaſſene Trennungsbeſchluß wird wieder aufgehoben und die 
Strafſache gegen die Angeklagte Kra. mit derjenigen gegen die 
Angeklagten Krö. und W. aus Gründen der Zweckmäßigkeit 
behufs gleichzeitiger Verhandlung und Entſcheidung wieder ver⸗ 
bunden. Die Angeklagte Kra. und ihr Vertheidiger wurden 
hierauf wieder in das Sitzungszimmer gerufen. Nach ihrem 
Erſcheinen fand die Vernehmung der 3 Angeklagten über ihre 
perſönlichen Verhältniſſe, die Verleſung des Eröffnungsbeſchluſſes, 
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die Vernehmung der 3 Angeklagten zur Sache und die Durch⸗ 
führung der Hauptverhandlung bis zum Schluſſe ſtatt. Die 
Anordnung der Trennung der Strafſache gegen die beiden erſten 
Angeklagten von derjenigen gegen Frau Kra. enthielt an fi 
noch keine Entſcheidung darüber, ob die auch gegen die Kra. 
begonnene Hauptverhandlung ausgeſetzt oder nur unterbrochen 
werde. Es würde rechtlich kein Hinderniß beſtanden haben, die 
Hauptverhandlung in der abgetrennten Strafſache innerhalb der 
viertägigen Friſt vor derſelben Geſchworenenbank fortzuſetzen, 
wenn ſie nur unterbrochen war. Aber der zweite Theil des 
Beſchluſſes, daß gegen die Krö. und W. heute allein ver- 
handelt werden ſolle, enthielt die Entſcheidung, daß die Haupt⸗ 
verhandlung gegen Frau Kra. ausgeſetzt werde. Deshalb war 
gegen ſie eine neue Hauptverhandlung nöthig und bei deren 
Beginn mußte die Geſchworenenbank von Neuem gebildet werden. 
§§ 227, 278, 287 der Str. P. O. Die Bildung einer neuen 
Geſchworenenbank hat nicht ſtattgefunden. Der Reviſion muß 
daher ſtattgegeben werden. Urth. des III. Sen. vom 28. April 
1902. 1607. 1902. 

40. 8 377 Nr. 1 (§ 282). 

Die Rüge muß dahin verſtanden werden, daß nicht bloß 
auf den dort angeführten Inhalt des die Bildung der 
Geſchworenenbank betreffenden Protokolls als ſolchen Bezug ge- 
nommen, ſondern als Thatſache behauptet werden ſoll, der 
Vorfitzende habe in Wirklichkeit feſtgeſtellt, daß 29 Geſchworene 
anweſend waren und daß von den auszuloſenden Geſchworenen 
17 abgelehnt werden dürften und zwar 9 ſeitens der Staats- 
anwaltſchaft, 8 ſeitens der Angeklagten. So ſtellt auch das 
Protokoll den Vorgang dar. Nun iſt zwar nachträglich von 
dem Gerichtsvorſitzenden und dem Protokollführer beſcheinigt, 
der Vorſitzende habe thatſächlich feſtgeſtellt, daß von den aus- 
zuloſenden Geſchworenen die Staatsanwaltſchaft 8 und die 
beiden Angeklagten 9 ablehnen könnten und die abweichende 
Niederſchrift im Protokolle lediglich auf einem Schreibfehler des 
Gerichtsſchreibers beruhe. Da dieſe Berichtigung aber erſt am 
9. Oktober 1901, nachdem bereits am 8. Oktober die den hier 
fraglichen Verſtoß rügenden Reviſionsanträge bei dem Gerichte 
eingegangen waren, erfolgt iſt, kann ſie keine Beachtung finden. 
Maßgebend erſcheint vielmehr das Protokoll in ſeiner eigenen 
Faſſung. Danach liegt ein Verſtoß gegen § 282 der Str. P. O. 
vor, nach deſſen Beſtimmungen bei der Zahl von 29 anweſenden 
Geſchworenen den Angeklagten 9 und der Staatsanwaltſchaft 
8 Ablehuungen gebührt hätten. Durch den Umſtand, daß nach 
Ausweis des Protokolls die Staatsanwaltſchaft nur 1 Ge— 
ſchworenen und die Angeklagten nur 4 Geſchworene thatſächlich 
abgelehnt haben, wird die Verletzung des Geſetzes nicht elidirt. 
Die irrige Feſtſtellung der Ablehnungsberechtigung durch den 
Vorſitzenden hatte, wenn an ſich auch nur deklaratoriſcher Natur, 
mit Rückſicht auf die dem Vorſitzenden zuſtehende Leitung der 
Verhandlung die Bedeutung einer prozeßleitenden Verfügung, 
durch welche die Angeklagten auf die angegebene Zahl der ihnen 
zuſtehenden Ablehnungen von vornherein beſchränkt wurden. 
Die Angeklagten konnten, wenn ihnen die richtige Zahl der 
Ablehnungen angegeben wäre, noch die Ablehnung eines 9. Ge— 
ſchworenen ins Auge faſſen und demgemäß gerade einen der⸗ 
jenigen Geſchworenen ablehnen, deſſen Ablehnung unterlaſſen iſt, 
weil ſie in erſter Linie die Ablehnung in Bezug auf 8 andern 
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möglicherweiſe aus der Urne hervorgehende Perſonen ſich vor⸗ 
behalten wollten. In der Freiheit, dergeftalt nach ihrer Willkür 
einen 9. Geſchworenen abzulehnen, ſind die Angeklagten durch 
die unrichtige Feſtſtellung des Vorſfitzenden beſchränkt. Somit 
enthält das ſtattgehabte Verfahren eine Beeinträchtigung der 
geſetzlichen Befugniſſe der Angeklagten, welche auch dadurch, daß 
die 12 ausgeloſten Geſchworenen von ihnen angenommen find, 
nicht aufgehoben wird. Urth. des IV. Sen. vom 10. Februar 
1902. 4942. 1901. 

41. 8 377 Ziff. 8. 

Der Urtheilsinhalt ergiebt, daß Angeklagter behauptet hat, 
der Zeuge F. habe feinem Geſpräche mit S., das nach feiner 
Behauptung am 2. Juli ſtattgefunden haben ſoll, beigewohnt, 
und hierbei ihm in der bezeichneten Weiſe zugeredet. Dem 
Beweisantrage iſt nicht ſtattgegeben, weil die von F. zu be⸗ 
kundende Thatſache als wahr unterſtellt werde. Dementſprechend 
hätte im Urtheile als wahr angenommen werden müflen, daß F. 
dem Angeklagten am 2. Juli zugeredet habe. Dies iſt jedoch 
nicht geſchehen. Es iſt nur als bewieſen angenommen, daß F. 
bei dem Geſpräche zwiſchen 8. und dem Angeklagten zugegen 
geweſen, und daß dabei jenes Zureden erfolgt ſei. Die Behauptung 
des Angeklagten, daß das Geſpräch am 2. Juli ſtattgefunden 
habe, wird auf Grund der Ausſage des Zeugen 8. ausdrücklich 
für widerlegt erachtet und angenommen, es ſei am 4. oder 
5. Juli geſchehen. Die Strafkammer hat auch die Frage, wann 
jenes Geſpräch ſtattgefunden habe, für erheblich erachtet, und aus 
dem ihr als bewieſen angenommenen Zeitpunkte zu Ungunſten 
des Angeklagten thatſächliche Schlüſſe gezogen. Hiernach erſcheint 
zufolge der abgelehnten Vernehmung des Zeugen F. die Ver⸗ 
theidigung des Angeklagten in einem für die Entſcheidung 
weſentlichen Punkte unzuläſſig beſchränkt und der Reviſionsgrund 
des § 377° Str. P. O. gegeben. Urth. des IV. Sen. vom 
14. Februar 1902. 5291. 1902. 

42. § 385. 

Es fragt ſich, ob aus dem Umſtande, daß die zu Protokoll 
des Gerichtsſchreibers erklärte Reviſionsbegründung der Unter⸗ 
ſchrift des Beſchwerdeführers entbehrt, die Unzuläſſigkeit der 
Reviſion herzuleiten iſt. Ueber die lediglich von dem Gerichts- 
ſchreiber aufzunehmenden Protokolle enthält die Str. P. O. keine 
ausdrückliche Beſtimmung, wie ſolche bezüglich der Termins⸗ 
und Sitzungsprotokolle in den §§ 186, 271, 272, 273 a. a. O. 
gegeben ſind. Auf die Vorſchriften des Landesprozeßrechts kann 
nicht zurückgegriffen werden, da die Str. P. O. innerhalb ihres 
fachlichen Gebiets durch den § 3 Abſ. 1 des Einführungsgeſetzes 
vollſtändig an die Stelle des Landesprozeßrechts getreten iſt und 
alle Vorſchriften deſſelben außer Kraft getreten ſind, ſoweit nicht 
in der Str. P. O., dem Gerichtsverfaſſungsgeſetze oder in den 
zugehörigen Einführungsgeſetzen auf dieſelben verwieſen worden 
iſt. Die Str. P. O. beſtimmt insbeſondere auch darüber nichts, 
ob Derjenige, welcher eine Erklärung zum Protokoll des Ge⸗ 
richtsſchreibers abgiebt, dieſelbe zu unterſchreiben hat. Für die 
unter Mitwirkung des Richters in der Vorunterſuchung zu fer 
tigenden Protokolle ſchreibt der § 186 Abſ. 3 der Str. P. O. 
ausdrücklich vor, daß die Vollziehung derſelben durch die bei der 
Verhandlung betheiligten Perſonen mittels Namensunterſchrift zu 
erfolgen hat. Der Grund, weshalb in dieſen Fällen das Geſetz 
die Unterſchrift der Betheiligten neben den Unterſchriften der den 
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Inhalt der Protokolle beglaubigenden beiden Urkundsperſonen für 
erforderlich erachtet, muß darin gefunden werden, den Proto- 
kollen eine erhöhte Beweiskraft zu ſichern und jeden Zweifel an 
der Richtigkeit des in demſelben Beurkundeten zu beſeitigen. 
Den richterlichen Protokollen iſt aber mindeſtens derſelbe öffent⸗ 
liche Glaube und dieſelbe Wirkſamkeit beizumeſſen, wie den nur 
durch den Gerichtsſchreiber aufgenommenen. Wenn deshalb das 
Geſetz für die Beweiskraft der erſteren eine verſtärkte Garantie 
in der Vollziehung der Protokolle durch die bei den Verhand- 
lungen betheiligten Perſonen findet und dieſe für geboten hält, 
ſo muß dies in erhöhtem Maße dann gelten, wenn, wie bei der 
Anbringung der Reviſionsanträge und deren Begründung, die 
Mitwirkung des Richters für entbehrlich und die Aufnahme und 
die Beglaubigung der protokollariſchen Erklärung durch den Ge⸗ 
richtsſchreiber für ausreichend erachtet wird. Der Umſtand, daß 
die Vorſchrift des § 186 Abſ. 3 der Str. P. O. ihren Platz in 
dem 3. Abſchnitt des zweiten Buches mit der Ueberſchrift „Ge⸗ 
richtliche Vorunterſuchung“ gefunden hat, ſteht dem nicht ent⸗ 
gegen. Die Frage nach der Beweiskraft der im Strafprozeß 
gefertigten protokollariſchen Erklärungen iſt nicht auf diejenigen 
Protokolle beſchränkt, welche aus der gerichtlichen Vorunter⸗ 
ſuchung hervorgegangen ſind, ſie beherrſcht das geſammte Gebiet 
des Strafprozeßrechts und läßt die Folgerung berechtigt er- 
ſcheinen, daß diejenigen Anforderungen, welche in formaler Be⸗ 
ziehung an die in der eigentlichen Vorunterſuchung aufgenom⸗ 
menen Protokolle geſtellt werden, auch für andere protokollariſche 
Erklärungen gelten, welche für den Gang des Strafprozeſſes von 
Bedeutung ſein müſſen, ſoweit nicht vom Geſetz Ausnahme- 
beſtimmungen, wie für das über die Hauptverhandlung auf⸗ 
zunehmende Sitzungsprotokoll (SS 271 flg. Str. P. O.) zugelafſen 
worden ſind. Ob in einem einzelnen Falle aus beſonderen 
Gründen trotz des formalen Mangels der fehlenden Unterſchrift 
auch ohne Angabe, weshalb dieſelbe unterblieben iſt, die Gültig- 
keit des Protokolls anzuerkennen ſein wird, kann hier dahin⸗ 
geſtellt bleiben. Denn das Protokoll vom 23. Dezember 1901 
iſt von dem Gerichtsſchreiber des Amtsgerichts, woſelbſt der 
Angeklagte derzeit ſich als Strafgefangener in Haft befand, auf⸗ 
genommen, dem Beſchwerdeführer vorgeleſen und von demſelben 
genehmigt und ſodann abgeſchloſſen, nachdem der Beſchwerde⸗ 
führer unter Begründung ſeiner Weigerung die Vollziehung 
durch Namensunterſchrift abgelehnt hatte. Damit iſt die im 
8 385 Abſ. 2 der Str. P. O. zugelaſſene Form für die An⸗ 
bringung der Reviſionsanträge und deren Begründung als ge- 
wahrt anzuſehen, da die Faſſung des Schlußſatzes des Proto- 
kolls zu erkennen giebt, daß der Beſchwerdeführer die Uuter- 
ſchrift nicht ſchlechthin, ſondern deshalb geweigert hat, weil nach 
ſeiner Auffaſſung die durch den Inhalt des Protokolls fixirte 
Begründung nicht erſchöpfend iſt, der Gerichtsſchreiber aber die 
Aufnahme weiterer Ausführungen zurückgewieſen hat, und daraus 
entnommen werden muß, daß, wie auch aus dem „Genehmigungs- 
vermerk“ hervorgeht, der Beſchwerdeführer jedenfalls die nach 
ſeiner Meinung freilich nicht ausreichende Begründung ſich hat 
zu eigen machen wollen. Urth. des III. Sen. vom 20. Februar 
1901. 5338. 1901. 

43. § 399. 

Die Frage, ob ein Wiederaufnahmefall vorliege, iſt von 
der Eröffnungskammer zu entſcheiden und unterliegt nicht der 
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Nachprüfung im Urtheil. 
1902. 4712. 1901. 
44. 88 431 ff. 
Die dem Angeklagten beigemeſſenen Strafthaten waren nur 
auf Antrag des Verletzten ſtrafbar. Es iſt ein friſt⸗ und form⸗ 
gerecht geſtellter Strafantrag des Verletzten darin zu finden, 
daß er Privatklage gegen den Beſchwerdeführer eingereicht hat. 
Eine Zurücknahme des Strafantrags war hinſichtlich der Koͤrper⸗ 
verletzung überhaupt nicht zuläffig, da der Verletzte nicht An⸗ 
gehöriger des Angeklagten iſt, hinſichtlich der Beleidigung 
dagegen nicht mehr zuläſſig, nachdem das Schöffengericht am 
14. Juni 1901 den Angeklagten zu Freiheitsſtrafe verurtheilt 
hatte. Die Anwendbarkeit der Vorſchrift in § 64 Abſ. 1 des 
Str. G. B. iſt nicht davon abhängig, daß das verurtheilende 
Erkenntniß die Rechtskraft beſchritten hat oder überhaupt rechts. 
beſtändig ſei. Aus dem Vorſtehenden folgt mit Nothwendigkeit, 
daß die im Verhandlungstermine vom 22. Oktober 1901 ab⸗ 
gegebene Erklärung des Privatklägers, daß er auf Beſtrafung 
des Angeklagten verzichte, ſachlich bedeutungslos und nicht 
geeignet erſcheint, den ſtaatlichen Strafanſpruch zu beſeitigen. 
Aber auch der gleichzeitig erklärten Rücknahme der Privatklage 
iſt jede prozeſſuale Bedeutung für den ſtaatlichen Straf⸗ 
verfolgungsanſpruch zu verſagen. Handelt es ſich um nur auf 
Antrag verfolgbare Beleidigungen oder Körperverlegungen, fo 
bieten ſich für die ſtrafrechtliche Verfolgung zwei Wege dar: 
entweder die Staatsanwaltſchaft erhebt, wenn ſie ſolches im 
öffentlichen Intereſſe findet, öffentliche Klage, oder der Verletzte 
erhebt Privatklage. Dieſes Verfolgungsrecht ſteht ihnen un⸗ 
abhängig von einander und durchaus ſelbſtändig zu. Weder 
wird das ſtaatliche Verfolgungsrecht dadurch ausgeſchloſſen, daß 
der Verletzte Privatklage erhoben hat, noch das Recht des Ver⸗ 
letzten, ſein Verfolgungsrecht prozeſſual zur Geltung zu bringen, 
durch die Erhebung der öffentlichen Klage. Im Gegentheil 
enthält die Str. P. O. ausdrückliche Beſtimmungen darüber, wie 
das ſtrafprozeſſuale Verfahren ſich zu geſtalten habe, wenn 
ſowohl der Staat als auch der Verletzte ihren Strafverfolgungs⸗ 
anſpruch gleichzeitig durchführen wollen — Beſtimmungen, welche 
ganz offenbar auf der Erwägung beruhen, daß es durchaus 
unzuläſſig erſcheinen müßte, eine und dieſelbe Strafthat gleich⸗ 
zeitig in getrennten, ſelbſtändigen Prozeſſen zu verfolgen. Iſt 
wegen der in Frage ſtehenden Strafthat bereits öffentliche Klage 
erhoben, ſo iſt der Verletzte nicht mehr in der Lage, Privatklage 
anzuſtellen, ſondern nur berechtigt, ſich als Nebenkläger an⸗ 
zuſchließen. Will die Staatsanwaltſchaſt nach erhobener Privat- 
klage das ſtaatliche Verfolgungsrecht geltend machen, ſo kann ſie 
dies nur in der Weiſe thun, daß ſie in dem Privatklageverfahren 
die Verfolgung übernehmen zu wollen erklärt, was ihr bis zum 
Eintritt der Rechtskraft des Urtheils jederzeit zuſteht. Erklärt 
ſie dies, ſo iſt nunmehr zu prozediren, als wenn öffentliche 
Klage vorläge und der bisherige Privatkläger wird in die Rolle 
eines Nebenklägers gedrängt. Eine weiterreichende Beſchränkung 
des ſtaatlichen Verfolgungsrechts iſt dagegen in keiner Vorſchrift 
der Str. P. O., ſei es ausdrücklich, ſei es durch Aufſtellung 
gewiſſer mit der Fortdauer jenes ſtaatlichen Verfolgungsrechts 
unverträglicher Normen, feſtgeſetzt. Hieraus muß aber geſchloſſen 
werden, daß, wenn in einem einzelnen Falle nach Lage der Sache 
eine Erklärung des in § 417 Abſ. 2 der Str. P. O. bezeichneten 
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Inhalts von Seiten der Staatsanwaltſchaft thatſächlich nicht 
mehr abgegeben werden kann, weil das Privatklageverfahren 
erloſchen iſt, z. B. in Folge rechtzeitiger Rücknahme der Privat- 
klage, die Staatsanwaltſchaft, vorausgeſetzt nur, daß keine 
rechtswirkſame Rücknahme des Strafantrags vorliegt, unbehindert 
iſt, durch Erhebung öffentlicher Klage das in Frage ſtehende 
Delikt ſelbſtändig zu verfolgen. Einflußlos erſcheint hierbei, 
ob vielleicht im einzelnen Falle die Staatsanwaltſchaft anfänglich 
wegen Mangels eines öffentlichen Intereſſes abgelehnt hatte, die 
Strafthat mittelſt öffentlicher Klage zu verfolgen. Denn die 
Entſchließung, ob die Erhebung öffentlicher Klage durch ein 
Öffentliches Intereſſe geboten ſei, unterſtand dem freien Ermeſſen 
des Staatsanwalts, konnte alſo von ihm beliebig geändert 
werden. Es kann auch nicht geſagt werden, daß die Strafklage 
verbraucht geweſen und daher die nunmehrige Verfolgung auf 
dem Wege der öffentlichen Klage — nach dem Grundſatze ne 
bis in idem — unzuläſſig ſei. Ein Verbrauch der Strafflage 
würde nur dann eingetreten fein, wenn in dem Privatklage⸗ 
verfahren in Betreff der dem Angeklagten zur Laſt gelegten 
Strafthaten in der Sache ſelbſt, materiell, rechtskräftig erkannt, 
der Angeklagte rechtskräftig verurtheilt oder freigeſprochen worden 
wäre. Dies iſt nicht geſchehen und konnte nicht geſchehen, nach- 
dem der Privatkläger die Privatklage rechtzeitig zurückgenommen 
hatte. Eine ſolche materielle Entſcheidung enthält auch der 
ergangene Beſchluß auf Einſtellung des Verfahrens nicht. 
Derſelbe bringt nur, und zwar lediglich auf Grund der Rüd- 
nahmeerklärung des Privatklägers das Privatklageverfahren zu 
einem formellen, äußeren Abſchluſſe, hat dagegen über den 
ſtaatlichen Strafanſpruch ſelbſt nicht erkannt, noch erſichtlich 
erkennen wollen. Ob der Privatkläger ſich zur Rücknahme der 
Privatklage nur dadurch hat beſtimmen laſſen, daß der Angeklagte 
ſich zu gewiſſen Handlungen und Opfern verſtanden habe, iſt 
nnerheblich. Gegenüber den Ausführungen des Vertheidigers 
in der mündlichen Verhandlung vor dem Reviſionsgerichte 
iſt endlich darauf hinzuweiſen, wie daraus allein, daß die 
Str. P. O. im Verhältniß zum Str. G. B. das jüngere 
Geſetz iſt, nicht gefolgert werden darf, daß die Str. P. O. 
durch die Vorſchrift in § 4311 die Beſtimmungen in 
88 194, 64, 232 des Str. G. B., ſoweit hierdurch in 
Fällen der hier vorliegenden thatſächlichen Geſtaltung die 
Zurücknahme des Strafantrags theils — was die Körper⸗ 
verletzung betrifft — überhaupt, theils — was die Be⸗ 
leidigung anlangt — nach Verkündung eines auf Strafe 
lautenden erſtinſtanzlichen Erkenntniſſes für unzuläſſig erklärt 
wird, ſtillſchweigend hat aufheben wollen. Urth. des III. Sen. 
vom 13. März 1902. 370. 1902. 

45. § 441. Pat. Geſ. 88 37, 40. 

Die vom Landgerichte verfügte Zulaſſung des Nebenklägers 
hat das Reichsgericht von Amtswegen nachzuprüfen. Die Be⸗ 
fugniß des Verletzten, als Nebenkläger aufzutreten, iſt zu ver- 
neinen. Denn ſein Entſchädigungsanſpruch beruht nicht auf 
wiſſentlicher Patentverletzung nach 88 35, 36, ſondern auf § 40. 
Ein ſolcher Anſpruch entſpringt aber nicht im Sinne des § 37 
Pat. Geſ. „aus dieſem Geſetze“, ſondern läßt ſich nur unter 
Heranziehung anderer Geſetze, insbeſondere $ 823 B. G. B., 
begründen. Urth. des III. Sen. vom 12. Dezember 1901. 
4048. 1901. 
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46. 88 443 flg., 477. 

Der IV. Strafſenat des R. G. hat bereits in ſeinem Be⸗ 
ſchluſſe vom 25. Juni 1901 D. 1776/01 bei grundſätzlich 
gleicher Sachlage entſchieden, daß nach den maßgebenden Grund⸗ 
ſätzen der Str. P. O. in dem Falle eines von der Staats- 
anwaltſchaft auf Grund des § 447 der Str. P. O. geſtellten, 
lediglich die Einziehung eines Gegenſtandes verfolgenden An⸗ 
trages für eine Nebenklage kein Raum iſt. Es iſt dabei davon 
ausgegangen, daß für die Frage, wer zum Anſchluſſe als Neben- 
Häger berechtigt ſei, nur die 88 435, 443 der Str. P. O. in 
Betracht kommen, und daß für die Anwendung des § 443 Abſ. 1 
daſ. nicht das einer beſtimmten Perſon durch das Geſetz im 
Allgemeinen gegebene Recht auf eine Buße, ſondern der Umſtand 
entſcheidend ſei, ob in dem Verfahren, welchem ſie ſich 
anſchließen will, dieſes Recht geltend gemacht werden kann, wenn 
es auch im Einzelfalle nicht geltend gemacht worden iſt. Dem war 
beizutreten. Ein ſo beſchaffenes Verfahren liegt aber nach der 
Art, wie es durch § 26 Abſ. 2 des Geſetzes vom 11. Juni 1870 
betr. das Urheberrecht in Verbindung mit § 477 der Str. P. O. 
für den geſonderten Antrag auf Einziehung geſtaltet iſt, nicht 
vor, die durch den Vorderrichter beſchloſſene Zulaſſung des 
jetzigen Revidenten als Nebenkläger beruhte daher auf einem 
Rechtsirrthum, aus welchem dem Geſetze gegenüber Rechte nicht 
hergeleitet werden können, und welcher, ſoweit es ſich um die 
Legitimation zur Einlegung des Rechtsmittels handelt, von 
amtswegen in dieſer Inſtanz zu berückſichtigen iſt. An dieſer 
Sachlage wird auch dadurch nichts geändert, daß nach § 47 
Abſ. 2 des inzwiſchen am 1. Januar 1902 in Kraft getretenen 
Reichsgeſetzes über das Urheberrecht dem Verletzten ausdrücklich 
die Befugniß zugeſprochen iſt, die Vernichtung von Nachdrucks⸗ 
exemplaren ſelbſtändig zu verfolgen und in dem nach den 
§§ 477— 479 der Str. P. O. zu betreibenden Verfahren auch 
als Privatkläger aufzutreten. Damit würde ihm nach $ 435 
der Str. P. O. zugleich das Recht zuſtehen, ſich dem auf An- 
trag des Staatsanwalts eingeleiteten Verfahren als Nebenkläger 
in jeder Lage anzuſchließen und ſomit auch gegebenen Falls 
gegen ein ergangenes Urtheil Rechtsmittel einzulegen. Dieſe 
Vorſchrift prozeſſualer Natur wäre nach allgemeinen Grundſätzen 
in Ermangelung einer entgegenſtehenden Beſtimmung auch auf 
noch nicht rechtskräftig beendete, vor dem 1. Januar 1902 ein⸗ 
geleitete Prozeſſe anwendbar. Allein es handelt ſich im vor⸗ 
liegenden Falle nicht um die Frage, ob der Revident nach dem 
1. Januar 1902 dem Verfahren ſich hätte anſchließen und, die 
Wahrung der in § 381 der Str. P. O. vorgeſehenen Friſt 
(vergl. Entſch. des R. G. in Strafſachen Bd. 6 S. 28—30) 
vorausgeſetzt, das Rechtsmittel hätte einlegen können. Es iſt 
vielmehr lediglich zu prüfen, ob die am 19. Dezember 1901 
erfolgte Einlegung des Rechtsmittels ſeitens des Revidenten 
rechtswirkſam war. Dies iſt aber zu verneinen, weil er 
damals, wie ausgeführt, dazu nicht legitimirt war, ein wirk⸗ 
ſames Rechtsmittel alſo nicht vorliegt. Dieſer Mangel kann 
auch durch den inzwiſchen eingetretenen Wechſel der Geſetzgebung 
nicht nachträglich geheilt werden. Urth. des III. Sen. vom 
7. April 1902. 421. 1902. 

47. 5 458. 

Unzutreffend iſt der von der Reviſion in prozeſſualer Hinſicht 
geltend gemachte Einwand, daß die Strafkammer zu H., ohne 
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erſt öffentliche Klage und die Einreichung einer foͤrmlichen 
Anklageſchrift abzuwarten, ſofort als Gericht erſter Inſtanz 
hätte erkennen müfjen, es handelte vielmehr vollkommen legal, wenn 
es durch fein Urtheil vom 17. Oktober 1900, welches längſt in 
Rechtskraft übergegangen und damit jeder Abänderung entzogen 
iſt, das Urtheil des Schöffengerichts zu D. und mit dieſem 
zugleich die polizeiliche Strafverfügung aufhob, im Uebrigen 
aber es der Staatsanwaltſchaft anheimgab, ob und in welcher 
Weiſe weiter gegen den Angeklagten vorzugehen ſei. Wenn 
letztere nunmehr durch Erhebung der öffentlichen Klage und 
Einreichung einer Anklageſchrift bei dem Gerichte erſter Inſtanz 
gegen den Angeklagten ein völlig neues Strafverfahren wegen 
eines von Amtswegen zu verfolgenden Vergehens einleitete, ſo 
war keineswegs unzuläſſig, wenn in dem eingeleiteten neuen, 
vollkommen ſelbſtſtändigen Strafverfahren der Vater des über⸗ 
fahrenen Kindes in ſeiner Eigenſchaft als deſſen geſetzlicher 
Vertreter als Nebenkläger zugelaſſen wurde (Rechtſprechung des 
R. G. in Strafſachen Bd. V S. 596). Die Zuerkennung einer 
Buße an den Nebenkläger begegnet gleichfalls keinen rechtlichen 
Bedenken. Die Buße hat nicht den Charakter einer kriminellen 
Strafe, ſondern einer civilrechtlichen Entſcheidung (Rechtſprechung 
Bd. IX S. 171 und 279, Entſch. Bd. XXXI S. 334). Aus 
dieſem Grunde kann in der Zuerkennung einer Buße niemals 
die Abänderung eines früheren gerichtlichen Urtheils, welches 
einen ſolchen Ausſpruch nicht enthält, zum Nachtheile des An⸗ 
geklagten gefunden werden. Beanſtandet muß es dagegen werden, 
wenn in dem angefochtenen Urtheile dem Angeklagten die Koſten 
des geſammten Strafverfahrens, welches gegen denſelben geſchwebt 
hat, ausnahmslos auferlegt worden ſind, mithin auch die Koſten 
desjenigen ſelbſtſtändigen Strafverfahrens, welches mit dem 
Erlaß der polizeilichen Strafverſügung begonnen und mit dem 
rechtskräftigen berufungsgerichtlichen Urtheile vom 17. Oktober 1900 
geendigt hat. Letzteres Urtheil hätte ſchon im Hinblick auf 
§ 496 der Str. P. O. Beſtimmung darüber treffen müſſen, von 
wem die bis dahin erwachſenen Koſten zu tragen ſind, und dieſe 
Beſtimmung hätte, wenn ſie damals getroffen worden wäre 
korrekter Weiſe bei dem Mangel der Vorausſetzungen des § 497 
der Str. P. O. in Anwendung des § 499 daſelbſt nur dahin 
lauten können, daß die betreffenden Koſten der Staatskaſſe auf⸗ 
zuerlegen ſeien (Entſch. des R. G. in Strafſachen Bd. XX 
S. 118). Hieraus folgt aber von ſelbſt, daß, wenn über die 
fraglichen Koſten erſt in dem jetzt angefochtenen Urtheile Ent⸗ 
ſcheidung getroffen wurde, der Ausſpruch bezüglich derſelben 
nicht anders lauten konnte. Zu einer Strafe wurde der 
Beſchwerdeführer lediglich in demjenigen neuen und durchaus 
ſelbſtſtändigen Verfahren verurtheilt, welches mit Einreichung 
der Anklageſchrift vom 6. Dezember 1900 ſeinen Anfang 
genommen hat, und konnten ihm in Folge deſſen auch nur die 
Koſten dieſes Verfahrens auferlegt werden. Urth. des III. Sen. 
vom 23. Dezember 1901. 4307. 1901. 

48. § 472. 

Beim Fehlen der vorgeſchriebenen Erklärung iſt nicht auf 
Freiſprechung, ſondern auf Einſtellung zu erkennen. Urth. des 
IV. Sen. vom 4. März 1902. 240. 1902. 
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Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die vom 20. Oktober bis 1. November 
1902 ausgefertigten Entſcheidungen. 

I. Reichsgeſetze. 

Civilprozeßordnung. 

1. 88 7, 546. 

Es kann nicht angenommen werden, daß das Vermoͤgens⸗ 
intereſſe des Bekl. in der von ihm in erſter Linie beantragten 
Abweiſung der Klage mehr als 1500 Mark beträgt. Dieſes 
Intereſſe fällt, da der Werth der ſtreitigen Wegefläche ſelbſt 
offenbar ein ſehr geringfügiger iſt, weſentlich zuſammen mit dem 
Intereſſe, welches der Bekl. an der uneingeſchränkten Benutzung 
des ſtreitigen Weges hat. In dem vom Bekl. beigebrachten 
Gutachten iſt dieſes Intereſſe auf 14 400 Mark geſchätzt. Zu 
dieſer Summe gelangt der Gutachter, indem er den Werth des 
Lämmerangers bei bloß landwirthſchaftlicher Benutzung auf 
9200 Mark, bei Ausnutzung der darin befindlichen Thon⸗, Kies⸗ 
und Sandlager dagegen auf 23 600 Mark berechnet, und die 
kleinere Summe von der größeren abzieht. Dieſe Berechnung 
entſpricht zwar an ſich der Vorſchrift des § 7 der C. P. O., iſt 
aber doch nicht geeignet, einen den Betrag von 1500 Mark über- 
ſteigenden Werth des Beſchwerdegegenſtandes glaubhaft zu machen. 
Denn es iſt unſtreitig, daß der Bekl. des ſtreitigen Weges zur 
Zeit nicht bedarf, um Sand und Thon von dem Lämmeranger 
abzufahren, da dieſe Abfuhr nach dem oder über das unmittelbar 
angrenzende „Ziegeleigrundſtück“ des Bekl. erfolgen kann und 
nach ſeiner eigenen Angabe bisher erfolgt iſt. Die Möglichkeit, 
daß dieſes Grundſtück einmal in andere Hände übergehen kann, 
kommt hierbei umſoweniger in Betracht, als es ja in der Hand 
des Bekl. ſtände, bei einer Veräußerung des Grundſtücks ſich den 
Abfuhrweg vorzubedingen. Für die Bemeſſung des Intereſſes 
des Bekl. iſt nur der gegenwärtige Zuſtand maßgebend. Daß 
der Werth des Streitgegenſtandes für den Kl. kein höherer iſt, 
kann, nachdem nur noch der Umfang, nicht mehr die Exiſtenz 
der Grundgerechtigkeit ſtreitig iſt, keinem Bedenken unterliegen. 
V. C. S. i. S. Schmidt c. Faber vom 13. Oktober 1902, 
Nr. 135/1902 V. 

2. 88 148, 322. 

Gegenüber einer hypothekariſchen Klage erhob der Bekl. 
unter Verweigerung der Verhandlung zur Hauptſache den Ein- 
wand der Rechtshängigkeit, weil er in einem noch jetzt und 
ſchon vor Abtretung der Hypothek an den Kl. anhängigen 
Prozeſſe des klägeriſchen Cedenten gegen ihn auf Zahlung 
von Zinſen der Hypothek von 9 000 Mark ſowie einer vor 
dieſer aus demſelben Kaufvertrage eingetragenen Hypothek 
von 1 200 Mark erhobenen Klage gegenüber geltend gemacht 
habe, der Kaufvertrag vom 31. Auguſt 1898 ſei wegen Betruges 
ungültig. Damit war eine Widerklage verbunden. Der 
Einwand der Rechtshängigkeit, weil es an der Identität des 
mit der gegenwärtigen Klage verfolgten Anſpruchs und des im 
Vorprozeß durch Erhebung der Widerklage anhängig gewordenen 
Anſpruches fehle, wurde verworfen. Aus den Entſcheidungsgründen: 
Der Mangel der Identität der in Rede ſtehenden Anſprüche ergiebt 
ſich ſchon daraus, daß der Kl. die dingliche Klage erhoben und 
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zu deren Begründung geltend gemacht hat, daß er die Hypothek 
in gutem Glauben an die Richtigkeit des Grundbuches erworben 
habe. Es würde alſo, wenn inzwiſchen im Vorprozeß nach 
den Anträgen der Widerklage rechtskräftig erkannt worden wäre, 
der Einwand der Rechtskraft der gegenwärtigen Klage nicht 
entgegenſtehen. Durch die unter Eid geſtellte Behauptung des 
Bekl.: Kl. habe beim Erwerb der Forderung von dem Vor⸗ 
prozeß und der dort erhobenen Widerklage Kenntniß gehabt, 
könnte nur etwa der Boden für eine gemäß § 148 der C. P. O. 
anzuordnende Ausſetzung der Verhandlung geſchaffen werden. 
V. C. S. i. S. Lorenz c. Neſtler vom 8. Oktober 1902, 
Nr. 207/1902 V. 

3. 88 241, 246. 

Der Fall der Stellung unter Plflegſchaft findet ſich als 
Grund des Aufhörens oder der Einſchränkung der Geſchäfts⸗ 
fähigkeit des Pflegebefohlenen im B. G. B. nirgends erwähnt. 
Letzterer behält hiernach die Fähigkeit, ſich durch Verträge zu 
verpflichten, und daher auch die Prozeßfähigkeit. Wenn der 
Prozeßbevollmächtigte des Kl. in dem zur Eidesleiſtung be- 
ſtimmten Termine erklärt hat, er fei auch von dem Abweſenheits⸗ 
pfleger, deſſen Beſtallung er gleichzeitig überreichte, mit Voll⸗ 
macht verſehen, ſo kann hierin ein Eintritt des Pflegers 
in den Prozeß an Stelle des Kl., wodurch allein deſſen 
Prozeßunfähigkeit hätte herbeigeführt werden können, nicht 
gefunden werden. Die beantragte Ausſetzung des Verfahrens 
iſt danach abgelehnt und der gegentheilige Beſchluß des Kammer⸗ 
gerichts aufgehoben worden. Beſchluß des V. C. S. i. S. 
Lazarus c. Koch vom 1. Oktober 1902, B 191/1902 V. 

4. § 259. 

An und für ſich ſteht zwar nichts entgegen, eine in 
einem anderen Verfahren erſtattete Zeugenausſage oder ein in 
einem anderen Verfahren abgegebenes Gutachten im Wege des 
Urkundenbeweiſes zu verwerthen. Das R. G. hat aber in 
ſtändiger Rechtſprechung daran feſtgehalten, daß ein angetre⸗ 
tener Zeugenbeweis mit Rückſicht auf die beſonderen Garantien, 
mit denen ein ſolcher umgeben iſt (die Anweſenheit der Parteien, 
das ihnen eingeräumte Fragrecht, die Möglichkeit und Zuläſſigkeit 
der Gegenüberſtellung der Zeugen, ihr perſönlicher Eindruck) 
gerichtsſeitig nicht durch Berückſichtigung von in einem anderen 
Prozeſſe bereits erſtatteten Ausſagen der benannten Zeugen 
erſetzt werden kann, daß daher die Verwerthung derartiger 
Zeugenausſagen als Urkundenbeweis auf Antrag nur unter der 
Vorausſetzung zuläffig iſt, daß vom Gegner der Antrag auf 
Vernehmung der Zeugen nicht geſtellt worden iſt. Daſſelbe 
muß auch von einem eingetretenen Sachverſtändigenbeweis gelten. 
Da vorliegendenfalls ein Antrag auf Abhörung von Zeugen 
und Sachverſtändigen geſtellt war, ſo hätte dieſem Antrag ent⸗ 
ſprochen werden müſſen. Nun hat zwar das B. G. ſeine 
Ueberzeugung von der Wahrheit der im Strafverfahren feſtgeſtellten 
Thatſachen nicht nur auf die einzelnen im Strafverfahren er- 
hobenen Beweiſe, ſondern auch auf das Ergebniß des Straf— 
verfahrens ſelbſt geſtützt und wenn auch nach Nr. 2 Abſ. 1 des 
§ 14 des E. G. zur C. P. O. das ſtrafgerichtliche Urtheil für 
den Civilrichter keine bindende Kraft hat, ſo iſt es dieſem doch 
nicht verwehrt, jenes Ergebniß bei Bildung ſeiner Ueberzeugung 
von dem Sachverhalt als unterſtützendes Moment zu benutzen. 
Allein da das Ergebniß des Strafverfahrens ſich auf die einzelnen 
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in deſſen Verlaufe erhobenen Beweiſe ſtützt, ſo konnte aus den 
vorſtehend angegebenen Gründen auch die Benutzung dieſes Er- 
gebniſſes bei Bildung der Ueberzeugung vom Sachverhalt die 
Erledigung der geſtellten Beweisanträge nicht überflüſſig machen. 
VI. C. S. i. S. Fazzi c. v. Stieteneron vom 9. Oktober 1902, 
Nr. 172/1902 VI. 

5. § 286. 

Die in das Wiſſen des Zeugen B. geſtellten Thatſachen 
betreffen zum Theil den direkten Gegenbeweis gegen das 
Zeugniß des ꝛc. E. Wenn nun das B. U. über dieſes Be⸗ 
weisanerbieten mit der Bemerkung hinweggeht, die Ausſage 
des E. würde ſchlechthin unerſchüttert bleiben, auch wenn der 
neue Beweis gelänge, ſo kann hierin eine genügende Begründung 
der Ablehnung nicht gefunden werden. E. hat bezeugt, der 
Bekl. habe verſprochen, er werde den Viehſtand vermehren und 
ſchlimmſten Falls anderswoher Milch ſchaffen. B. ſoll be⸗ 
zeugen, daß dieſe Aeußerung, wenigſtens der letzte Theil 
derſelben, nicht gefallen. Wie auch dann, wenn dieſer Be⸗ 
weis gelingt, die Ausſage Es. ſchlechthin unerfchüttert 
bleiben ſoll, iſt nicht verſtändlich, die Begründung des B. R. in 
ſich widerſprechend. VII. C. S. i. S. Pohl c. Olbrich vom 
23. September 1902, Nr. 188/1902 VII. 

6. 88 286, 372 und 375 Nr. 1. 

Die Urtheilsgründe nehmen wiederholt, insbeſondere bei der 
Erörterung der Fragen, ob an der Unfallſtelle eine Schutzvor⸗ 
richtung nothwendig anzubringen geweſen ſei und ob deren 
Fehlen Urſache oder Miturſache des Unfalls ſei, Bezug auf gut⸗ 
achtliche Meinungen des Mitglieds des B. G., das mit der 
Einnahme eines gerichtlichen Augenſcheins und der Vernehmung 
von Zeugen und Sachverſtändigen beauftragt geweſen iſt. In 
dem bezüglichen gerichtlichen Protokolle wird an mehreren Stellen 
zum Ausdruck gebracht, welche Meinung der Richter ſich über 
jene Fragen an Ort und Stelle gebildet hat, und dieſer Meinung 
treten die Urtheilsgründe bei. Hätte nun der beauftragte Richter 
an der Fällung des angefochtenen Urtheils nicht Theil ge 
nommen, fo würde die Bezugnahme auf deſſen Meinungsäuße⸗ 
rung gegen Prozeßvorſchriften verſtoßen, weil darin die Be⸗ 
nutzung des Gutachtens eines nicht in der geſetzlichen Form ver⸗ 
nommenen Sachverſtändigen liegen würde. Aber die Sache liegt 
jetzt doch anders. Der beauftragte Richter hat, wie das nur 
natürlich iſt, bei Gelegenheit des Augenſcheins ſich eine Meinung 
über die erwähnten Fragen gebildet und dieſe in dem Protokoll 
niedergelegt, wohin ſie freilich nicht gehörte, da lediglich die 
ſinnlichen Wahrnehmungen, nicht auch die daraus zu ziehenden 
Schlüſſe zu beurkunden waren, wie das aus dem Begriff des 
Augenſcheins folgt. Aber der beauftragte Richter hat bei der 
Berathung des Urtheils ſeine Meinung geltend machen und die 
anderen Richter haben fie zu der ihrigen machen dürfen. Dem⸗ 
nach liegt in der von der Revifion bemängelten Bezugnahme 
auf die Meinung des beauftragten Richters nichts als eine Mit⸗ 
theilung über den Inhalt der Berathungen, die nicht zu billigen 
iſt, aber nicht eine Rechtsnorm verletzt, auf der das angefochtene 
Urtheil beruht. VI. C. S. i. S. Stadt Eſſen c. Nölle vom 
20. Oktober 1902, Nr. 195/1902 VI. 

7. 8 319. 

Wie der Bekl. als Kl. im Vorprozeſſe von dem jetzigen Kl. 
als Bekl. die Bewilligung der Löſchung derjenigen Grundſchuld 
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von 2000 Mark verlangt hat, welche im Grundbuche von Rauxel 
Bd. III Art. 55 auf den Grundſtücken Flur 4 Nr. 980/39, 
981/39, 988/40, 989/40 eingetragen iſt: fo hat der Kl. mit 
ſeinen Widerklageantrage damals auch gefordert, daß der 
Bekl. als Widerbekl. verurtheilt werde, ihm bei Vermeidung 
der Zwangsvollſtreckung in dieſelben Grundſtücke, welche für die 
Grundſchuld von 2 000 Mark haften, 1951,56 Mark zu zahlen. 
Wenn der Kl. dabei als mit der Grundſchuld belaſtet das 
Grunſtück Flur 4 Nr. 981/39 des Grundbuchs von Rauxel Bd. II 
Blatt 55 bezeichnete und wenn das Gericht demgemäß das 
belaſtete Grundſtück ebenſo bezeichnete, ſo lag zweifellos lediglich 
eine unrichtige Bezeichnung vor. Da eine Berichtigung des 
Urtheils in dieſer Beziehung nicht gemäß § 319 C. P. O. er- 
folgen konnte, weil das Urtheil ſich dem Widerklageantrage 
anſchloß, ſo blieb dem Kl., um ſich einen vollſtreckbaren Titel 
zu verſchaffen, nur übrig, mit einer neuen Klage unter richtiger 
Bezeichnung der belaſteten Grundſtücke gegen den Bekl. vor⸗ 
zugehen. Dieſe Klage hatte demnach nur den Zweck, wie auch 
das B. G. ausſpricht, das frühere Urtheil in der mangelhaften 
Bezeichnung der belaſteten Grundſtücke zu berichtigen bezw. zu 
ergänzen und es dadurch vollſtreckbar zu machen. Keineswegs 
iſt aber, wie Bekl. meint, mit der Klage ein neuer erweiterer 
Anſpruch mit dem Erfolge erhoben, daß ihm ermöglicht werde, 
den im Vorprozeſſe bereits rechtskräftig feſtgeſtellten Anſpruch 
des Kl. nochmals unter Berückſichtigung der verworfenen Einreden 
des Bekl. zur Verhandlung und Entſcheidung zu bringen. 
V. C. S. i. S. Skerra c. Schlünder vom 8. Oktober 1902, 
Nr. 217/1902 V. 

8. 8 476. 

Nach § 476 C. P. O. entſcheidet der Richter darüber, 
welchen von mehreren Streitgenoſſen der richterliche Eid an⸗ 
zuvertrauen iſt, nach ſeinem freien Ermeſſen. Dieſes freie 
Ermeſſen bedarf an ſich einer beſonderen Begründung nicht, 
es begründet vielmehr ſelbſt für ſich allein die Entſcheidung, 
daß der Eid nur von einzelnen beſtimmten Streitgenoſſen zu 
leiſten iſt. Es mag hier die Frage dahin geſtellt bleiben, ob 
eine überflüſſige aber falſche Begründung dieſer Auswahl, z. B. 
im gegebenen Fall die alleinige Erwägung, daß man den 
Alexander K. wegen ſeines Herumziehens und der daraus ſich 
ergebenden Schwierigkeit, ihn aufzufinden, von der Eidespflicht 
ausnehme, zur Aufhebung des Urtheils führen könnte. In 
vorliegender Sache iſt eine derartig unrichtige Begründung der 
Entſcheidung nicht erſichtlich. Wenn hiernach das B. G. die 
Ueberzeugungseide von 6 Bekl. für vollkommen ausreichend zur 
Erforſchung der Wahrheit erachtet und den Ueberzeugungseid 
eines minder zuverläſſigen Streitgenoſſen für nicht nothwendig 
gehalten hat, ſo kann ihm ein Mißbrauch ſeines freien Er⸗ 
meſſens oder eine unrichtige Begründung dieſes Ermeſſens mit 
Grund nicht vorgeworfen werden. V. C. S. i. S. Weltike 
c. Kodalle und Gen. vom 8. Oktober 1902, Nr. 205/1902 V. 

9. § 545. 

Der Vertreter des Kl. hat einen Zweifel an der Zuläſſigkeit 
der beiderſeitigen Reviſionen angeregt und ausgeführt, daß nach 
8 545 der C. P. O. die Reviſion gegen die in der Berufungs- 
inſtanz von den O. L. G. erlaſſenen Endurtheile ſtattfinde, 
während die hier angefochtene Entſcheidung des Kammergerichts 
zwar — nach angeordneter mündlicher Verhandlung über die 
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Beſchwerde des mit ſeinem Geſuch um eine einſtweilige Ver⸗ 
fügung vom L. G. abgewieſenen Kl. — in Form eines End⸗ 
urtheils ergangen, dagegen nicht in der Berufungsinſtanz ſondern 
in der Beſchwerdeinſtanz erlaſſen ſei. Der Zweifel iſt unberechtigt. 
Zuzugeben iſt nur, daß der Wortlaut des § 545 für die 
Unzuläſſigkeit der Reviſion verwerthet werden koͤnnte, wenn man 
unter den in der Berufungsinſtanz erlaſſenen ſolche Endurtheile 
verſtehen müßte, die auf das eingelegte Rechtsmittel der Be⸗ 
rufung ergehen. Ein anderer Grund wird auch in der That 
von den Schriftſtellern, die ſich für die Unzuläſſigkeit der Reviſion 
ausſprechen, nicht angeführt (vergl. die Kommentare zur C. P. O. 
von Gaupp⸗Stein, 4. Auflage Bd. 2 zu § 545 Anm. II 
und zu 8 922 Anm. IIb, S. 70 und 751, und von Peterſen⸗ 
Anger, 4. Auflage Bd. 2 zu $ 545 Anm. 2 und zu § 922 
Anm. 8 S. 56, 634 ferner Herm. Meyer, Prozeßpraxis 
5. Auflage $ 127 S. 341, 342, etwas abweichend früher in 
der Zeitſchrift für Civilprozeß Bd. 20 S. 490 ff.). Es läßt 
ſich aber nicht verkennen, daß dieſe Anſicht zu einem Ergebniß, 
das vom Geſetzgeber nicht gewollt ſein kann, namentlich zu 
einer auffallenden Verkümmerung des Rechts der gegneriſchen 
Partei auf rechtliches Gehör führt. (Die Zuläſſigkeit der 
Revifion wird näher begründet.) V. C. S. i. S. Gewerkſchaft 
Berggeiſt c. von Vollard⸗Bockelberg vom 11. Oktober 1902, 
Nr. 359/1902 V. 

10. 8 767. 

Daß eine Gegenentſcheidung jüngeren Datums, welche das 
Recht verneint, das eine ältere unter denſelben Parteien er- 
gangene Vorentſcheidung zugeſprochen hatte, zur Grundlage 
einer Einwendung nach § 767 der C. P. O. gemacht werden 
kann, iſt nicht zu bezweifeln. Denn das Verhältniß der beiden 
entgegengeſetzten Entſcheidungen zu einander ſtellt ſich nicht anders 
als das Verhältniß zweier Geſetze eutgegengeſetzten Inhalts, von 
denen ſelbſtverſtändlich das neuere dem älteren vorgeht. Mit 
der Berufung auf eine jüngere rechtsverneinende Entſcheidung 
iſt eine Einwendung gegeben, welche den durch das ältere 
Urtheil feſtgeſtellten Anſpruch ſelbſt betrifft und das Voll⸗ 
ſtreckungsrecht aus dieſem Urtheil ebenſo beeinflußt, wie die 
Zahlung der Judikatsſumme, Erlaß der Forderung, Verzicht 
aus dem Anſpruch, Tilgung durch Annahme an Zahlungsſtatt. 
I. C. S. i. S. Weitz . Mende vom 1. Oktober 1902, 
Nr. 130/1902 J. 

11. 5 1042. 

Das Schiedsgericht hat in einer Entſcheidung, die es mit 
der Ueberſchrift „Schiedsſpruch“ verſehen hat, den Antrag des 
jetzigen Bekl. auf Wiedereröffnung des durch den Vergleich vom 
11. April 1900 abgeſchloſſenen Schiedsſtreitverfahrens abgelehnt, 
weil es ſich, wie aus den Gründen hervorgeht, zu einem Urtheil 
über die neuerdings ausgebrochenen Streitigkeiten nicht für 
zuſtändig erklärt. Es hat alſo ſeine Thätigkeit verweigert. 
Dieſe in der Form eines Schiedsſpruchs ergangene Entſchließung 
iſt in Wahrheit kein der Rechtskraft fähiger Schiedsſpruch, der 
durch ein Vollſtreckungsurtheil nach $ 1042 der C. P. O. die 
ſtaatliche Anerkennung erlangen könnte. In Rechtskraft kann 
der Beſcheid der Schiedsrichter, daß ſie in der Sache nicht 
zuſtändig ſeien, niemals erwachſen, wobei die Bezeichnung des 
Beſcheides als Schiedsſpruch unerheblich iſt. VII. C. S. i. S. 
Fiſcher e. Fiſcher vom 14. Oktober 1902, Nr. 332/1902 VII. 
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12. § 1045. 

Es beſteht kein den Normen der C. P. O. über den Schieds⸗ 
vertrag zu entnehmendes Hinderniß, daß der Vorſitzende der 
Civilkammer, die unter Umſtänden über die Sache zu entſcheiden 
hätte, in einem Schiedsvertrag als die zur Ernennung des 
Schiedsrichters beſtimmte Perſönlichkeit bezeichnet werden könne. 
Dieſe Bezeichnung dürfte allerdings nicht den Sinn haben, 
daß der Vorſitzende in feiner amtlichen Eigenſchaft jene Er- 
nennung vornehme. Dieſer Wirkungskreis wird durch ſein Amt 
begrenzt und kann durch Vereinbarung Dritter nicht erweitert 
werden. Dieſelbe wäre vielmehr, um rechtswirkſam zu ſein, 
dahin aufzufaſſen, daß unter dem Vorſitzenden der entſprechenden 
Givilkammer weder eine „Behörde“ noch auch ein Beamter in 
ſeiner amtlichen Funktion gemeint, ſondern eine durch ihr Amt 
nur bezeichnete phyſiſche Perſon als Privatperſon gedacht iſt — 
Entſch. des R. O. H. G. Bd. 17 S. 246 ff., hier S. 251/252. 
Hat er die Berufung angenommen und darauf als Privatperſon 
den Schiedsrichter ernannt, ſo ſteht dieſe Ernennung derjenigen 
durch jede andere Privatperſon gleich; ſie unterliegt darnach der 
Anfechtung nach § 1045 Abſ. 1 der C. P. O.; zur Entſchei⸗ 
dung über dieſe Anfechtung iſt das in § 1045 Abſ. 1 bezeich⸗ 
nete Gericht zuſtändig. II. C. S. i. S. Muhr c. Nettekoven 
vom 17. Oktober 1902, B Nr. 148/1902 II. 

Konkursordnung. 

13. § 30 Nr. 2 und § 31 Nr. 1. 

Wie bereits in dem Urtheile des III. C. S. des R. G. 
vom 19. Oktober 1888 — Entſch. in Civilſachen Bd. 22 
S. 389 — unter Hinweiſung auf den Beſchluß der Vereinigten 
Civilſenate vom 28. Juni 1888 — Ertſch. in Civilſachen 
Bd. 21 S. 420 — hervorgehoben tft, find die beiden An⸗ 
fechtungsgründe aus § 23 Nr. 2 und 24 Nr. 1 — jetzt § 30 
Nr. 2 und 31 Nr. 1 der R. K. O. — hinſichtlich ihrer that⸗ 
ſächlichen Vorausſetzungen wie hinſichtlich des rechtlichen 
Charakters der ihnen entſprechenden Klage verſchieden. Die 
Vorſchrift des § 30 der R. K. O. beruht nicht auf der Prä⸗ 
ſumtion eines Dolus der am Geſchäfte Betheiligten, ſondern 
auf dem Prinzipe, daß es im Intereſſe der Aufrechterhaltung 
des Kredits in den dort bezeichneten Fällen billig und zweck⸗ 
mäßig erſcheine, dem einzelnen Gläubiger bezw. dem Dritten 
eine Verpflichtung zur Rückgewähr zu Gunſten der Konkurs- 
gläubiger aufzuerlegen, während in den Fällen des § 31 Nr. 1 
der R. K. O. die Frauduloſität den Grund der Anfechtung bildet. 
Der B. R. hat ferner die Anfechtung aus § 31 Nr. 1 der 
R. K. O. für unbegründet erachtet. Der Kl. habe, ſo führt er 
unter Billigung der Gründe des I. Urtheils aus, mit Rückſicht 
auf das Vorliegen eines Deckungsgeſchäfts beſondere Umſtände 
für die gerade auf die Benachtheiligung der Gläubiger gerichtete 
Abſicht und deren Kenntniß nachweiſen müſſen. Solche Umſtände 
habe der Kl. auch in II. J. nicht vorgebracht. Der hier er- 
kennende Senat hat bereits wiederholt in Entſcheidungen, bei 
denen es ſich um die Frage handelte, welche Bedeutung dem 
Nachweiſe, daß ein Erfüllungs- oder Deckungsgeſchäft vorliegt, 
der im § 3 Nr. 2 des Anf. Geſ. ausgeſprochenen geſetzlichen 
Vermuthung gegenüber beizumeſſen iſt, ausgeführt, daß ſich ein 
Rechtsgrundſatz des Inhalts, daß beim Vorliegen eines Er- 
füllungs- oder Deckungsgeſchäfts die Beweislaſt ſich umkehre, 
nicht aufſtellen laſſe und daß die in zahlreichen Urtheilen des 
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R. G. enthaltenen Aeußerungen, durch den Nachweis des Vor⸗ 
liegens eines Erfüllungs⸗ oder Deckungsgeſchäfts werde die geſetz⸗ 
liche Vermuthung des $ 3 Nr. 2 widerlegt, der Natur der Sache 
nach nicht im Sinne eines allgemein gültigen Rechtsgrundſatzes 
oder auch nur einer allgemeinen, den Richter bindenden Beweis⸗ 
regel, ſondern nur im Sinne eines allgemeinen Erfahrungsſatzes 
verſtanden werden könnten. Dabei iſt hervorgehoben, daß der 
gegen die Vermuthung zu führende Gegenbeweis rein that⸗ 


ſächlicher Art iſt. Ebenſowenig läßt ſich bezüglich der Anfechtung 


auf Grund des § 3 Nr. 1 des Anf. Geſ. oder § 31 Nr. 1 der 
R. K. O. in Anſehung der Erfüllungs- oder Deckungsgeſchäfte 
ein Rechtsgrundſatz dahin aufſtellen, daß bei Geſchäften dieſer 
Art eine fraudulöſe Abſicht des Schuldners nicht unterſtellt 
werden und zur Feſtſtellung der Benachtheiligungsabſicht das 
Bewußtſein des Schuldners, durch die Befriedigung oder 
Sicherung des einen Gläubigers die übrigen zu benachtheiligen 
— und zwar auch dann, wenn die Benachtheiligung die noth⸗ 
wendige Folge der Befriedigung oder Sicherung des einen 
Gläubigers iſt —, nicht ausreichen könne und es laſſen ſich 
auch die, Erwägungen dieſes Inhalts enthaltenden Aeußerungen, 
welche ſich in verſchiedenen Urtheilen des R. G., insbeſondere 
auch in dem vom I. R. erwähnten (Entſch. des R. G. in Civil⸗ 
ſachen Bd. 23 S. 9, Bd. 33 S. 120) vorfinden, nicht in dem 
Sinne auffaſſen, daß ein ſolcher Rechtsgrundſatz habe aufgeſtellt 
werden ſollen. Es iſt, auch wenn es ſich um Anfechtung eines 
Erfüllungs- oder Deckungsgeſchäfts handelt, eine reine, lediglich 
nach der konkreten Sachlage zu beurtheilende Thatfrage, ob die 
fraudulöſe Abſicht des Schuldners und deren Kenntniß auf 
Selten des Anfechtungsgegners für vorliegend zu erachten iſt. 
VII. C. S. i. S. Anders c. Vorſchußverein in Wüſte⸗Walters⸗ 
dorf vom 26. September 1902, Nr. 181/1902 VII. 

Handelsgeſetzbuch. 

14. Art. 31, 131. 

Es beſtimmt allerdings der Art. 31 des H. G. B., daß bei 
der Aufnahme des Inventars und der Bilanz ſämmtliche 
Vermögensſtücke nach dem Werthe anzuſetzen find, der ihnen zur 
Zeit der Aufnahme beizulegen iſt. Dieſe Beſtimmung iſt indeß 
keine abſolute Zwangsvorſchrift. Dem einzelnen Geſellſchafter 
einer offenen Handelsgeſellſchaft gewährt ſie das Recht, zu ver⸗ 
langen, daß die Vermögensſtücke der Geſellſchaft nach richtiger 
Schätzung angeſetzt werden. Sie hindert aber die unter ſich 
einigen Geſellſchafter nicht daran, in ihrem Rechtsverhältniß 
untereinander für die Dauer der Geſellſchaft die Aktiven unter 
ihrem wahren Werthe zu bewerthen, und es iſt bekannt, daß häufig 
in dieſer Weiſe verfahren wird, um das für den Geſellſchaftszweck 
beſtimmte Vermögen zu erhöhen. (Vergl. Urtheil des R. G., 
abgedruckt im Sächſiſchen Archiv für Bürgerliches Recht und 
Prozeß Bd. I S. 499; Staub, Kommentar zum Handelsgeſetz⸗ 
buche, 6. und 7. Auflage, Exkurs zu §S 141 Anm. 5.) Wie des⸗ 
halb, wenn es ſich im Falle des Ausſcheidens oder der Ausſchließung 
eines Geſellſchafters um die Ermittelung des Werthes „feines 
Antheils am Geſellſchaftsvermögen“ (Art. 231 des H. G. B.) 
handelt, für keinen der Betheiligten eine Gebundenheit an die 
zuletzt vor dem Ausſcheiden oder vor der Klage auf Ausſchließung 
aufgeſtellte Bilanz beſteht, ſo kann auch im vorliegenden Fall 
die Bilanz vom 1. November 1887 keine Schranke bilden für 
die Prüfung der Richtigkeit der Bilanz vom 1. Auguſt 1889. 
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Anders wäre es, wenn ſich die Parteien darüber geeinigt hätten, 
daß die Bilanz vom 1. November 1887 als eine die damalige 
Vermögenslage der Geſellſchaft zutreffend darſtellende Bilanz 
angeſehen werden ſolle. Davon enthält aber die Vereinbarung 
vom 17. Juli 1889 nichts; die Worte, daß die Inventur bis 
November 1887 zu Buche ſtehe und „als die letzte anerkannt 
werde“, beſagen das nicht, und ſo hat denn auch der Bekl. ſelbſt 
ebenſo wie die Kl. niemals den Standpunkt vertreten, daß bei 
der Aufſtellung der Schlußbilanz auf die Bilanz vom 1. November 
1887 als eine maßgebende Grundlage habe zurückgegangen werden 
müſſen. Die Höhe der in der Bilanz vom 1. Auguſt 1889 
vorgenommenen Abſchreibungen ſucht der Bekl. damit zu recht⸗ 
fertigen, daß die Werthanſätze der Bilanz vom 1. November 1887 
zu hoch geweſen ſeien. — Richtig und ſachgemäß aufgeſtellt war 
demnach die Bilanz vom 1. Auguſt 1889 nur dann, wenn ſie 
die Vermögenslage der Geſellſchaft, wie fie damals wirklich war, 
zutreffend darſtellte, wobei hervorzuheben iſt, daß als Werth der 
zu Geſchäftszwecken beſtimmten Gebäude nebſt Zubehör jelbit- 
verſtändlich der Werth in Betracht kam, den ſie als zu einem 
im Betriebe befindlichen Geſchäft gehörend hatten. I. C. S. 
i. S. Hedrich und Gen. c. Hedrich vom 4. Oktober 1902, 
Nr. 134/1902 und 306/1902 J. 

Wechſelordnung verbunden mit §§ 425, 426, 765, 
774 des B. G. B. 

15. 

Die Ausführung der Reviſion, daß wenn einer von mehreren 
Ausſtellern eines eigenen Wechſels, oder gar ein Wechſelbürge 
des Ausſtellers den Wechſel nach Verfall einlöſt, die Wechſel⸗ 
ſchuld unter allen Betheiligten unbedingt erliſcht, iſt nicht zu⸗ 
treffend. Nach § 425 Abſ. 2 des B. G. B. wirkt die Ver⸗ 
einigung der Forderung mit der Schuld nur für und gegen den 
Geſammtſchuldner, in deſſen Perſon ſie eintritt. Indeſſen 
beſtimmt ſich das Verhältniß mehrerer Wechſelverpflichteten, 
welche an derſelben Wechſelſtelle gezeichnet haben, untereinander 
nach den allgemeinen Grundſätzen des Civilrechts. Nach § 426 
des B. G. B. find daher mehrere Ausſteller eines eigenen Wechſels 
als Geſammtſchuldner im Verhältniſſe zu einander zu gleichen 
Antheilen verpflichtet, ſoweit nicht ein Anderes beſtimmt iſt. 
Dafielbe gilt für mehrere Wechſelbürgen und untereinander nach 
§ 774 Abſ. 2 des B. G. B. Dagegen hat der Ausſteller 
gegen ſeinen eigenen Bürgen überhaupt keinen Anſpruch, denn 
begrifflich übernimmt der Bürge nur dem Gläubiger des Haupt⸗ 
ſchuldners, nicht aber auch dem Mitſchuldner des Letzteren 
gegenüber, die Verpflichtung, für die Verbindlichkeit des Haupt⸗ 
ſchuldners einzuſtehen (B. G. B. § 765). I. C. S. i. S. 
Jochims c. Reeſe Wwe vom 9. Oktober 1902, Nr. 175/1902 J. 

Haftpflichtgeſetz vom 7. Juni 1871. 

16. 8 1. 

Daß unter höherer Gewalt im Sinne von § 1 des Haft- 
pflichtgeſetzes nicht bloß Naturereigniſſe, ſondern namentlich auch 
Handlungen dritter Perſonen, ſofern jene Vorausſetzungen 
zutreffen, zu rechnen ſind, ſteht außer Zweifel. Im Gegenſatz 
zu dieſen unabwendbaren äußeren Zufällen ſtehen ſolche Vor⸗ 
kommniſſe, welche mit dem Eiſenbahnbetrieb zufolge der dieſem 
Betrieb eigenthümlichen Gefahren gewöhnlich verbunden ſind, 
in dem Betrieb regelmäßig oder doch mit einer gewiſſen Häufig⸗ 
keit wiederkehren. Um ein Ereigniß der letzteren Art handelt 
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es ſich im vorliegenden Falle nicht. Die Handlung des Dritten, 
welche hier in den Betrieb ſtörend eingegriffen hat, das gewalt⸗ 
ſame Aufreißen der die Weiche feſthaltenden Vorrichtung ſtellt 
ſich als ein außenher einwirkendes, ungewöhnliches, für den 
Unternehmer zufälliges Ereigniß dar. Damit find indeß die 
Erforderniſſe der höheren Gewalt noch nicht erfüllt; hinzukommen 
muß die Unabwendbarkeit des Ereigniſſes und ſeiner Schadens⸗ 
folgen durch menſchliche Vorſicht und Bemühung. Inſoweit 
nun als das B. G. im vorliegenden Falle den Eintritt des 
Ereigniſſes ſelbſt, nämlich die von dem Lehrling O. bewirkte 
gewaltſame Löſung und Umlegung der Weiche als einen für den 
Bekl. unvermeidbaren Zufall anſieht, wäre dieſe Auffaſſung an 
ſich rechtlich nicht zu beanſtanden. Dieſe gefahrbringende Hand⸗ 
lung eines Dritten konnte auch wohl als ein Vorkommniß be⸗ 
zeichnet werden, das von dem Eiſenbahnunternehmer normaler 
Weiſe nicht in Rechnung zu ziehen iſt. Das B. U. hat nicht 
wie die Reviſion unterſtellt, angenommen, daß unbefugte Ein⸗ 
wirkungen auf den Eiſenbahnkörper überhaupt außer Berechnung 
im Eiſenbahnverkehrsleben ſtänden, vielmehr nur, daß ſolches 
bei einer derartigen verbrecheriſchen That, wie ſie hier verübt 
wurde, der Fall ſei, wo die eigens zur Sicherung angebrachte 
Befeſtigung gewaltſam beſeitigt wurde und dies nur mittels 
außergewöhnlicher Kraftanſtrengung hat bewerkſtelligt werden 
können. Dieſer Beurtheilung ſteht der Umſtand nicht im Wege 
daß von dem Auffichtsbeamten der Bahn die Feſtlegung der 
Weiche gerade deshalb angeordnet worden war, um ein unbefugtes 
Umlegen des Weichenhebels zu verhindern. Ein Umlegen des 
Hebels durch unberufene oder muthwillige Hand mochte freilich 
zu befürchten fein, ſolange die Weiche nicht gefichert war; deshalb 
hat man die Sicherung vorgenommen. Daß aber Jemand ver⸗ 
brecheriſcher Weiſe die feſtgenagelte Weichenzunge gewaltſam 
aufbrechen würde, das war nach Annahme des B. R. ſeitens 
der Eiſenbahn nicht vorherzuſehen noch in Rechnung zu nehmen, 
und die Zumuthung, einer ſo entfernt liegenden Gefahr durch 
außerordentliche Mittel vorzubeugen, hält die Vorinſtanz für 
eine zu weit gehende. Soviel iſt denn auch richtig, daß gegen⸗ 
über der Möglichkeit verbrecheriſcher Eingriffe der hier fraglichen 
Art der Unternehmer nicht zum Voraus alle nur möglichen 
Maßnahmen treffen muß und daß eine unbedingte Sicherheit 
gegen ſolche Gefahren nicht oder doch nur durch ſolche Mittel, deren 
Anwendung den wirthſchaftlichen Erfolg des Unternehmens aus⸗ 
ſchließen würde, geſchaffen werden könnte. — Die Feſtlegung 
der Weiche, ſo wie ſie ſeitens der Bahn vorgenommen war, 
mag bei den gegebenen Verhältniſſen und nach vernünftiger 
Verkehrsanſchauung das Maß der den Bekl. obliegenden äußerſten 
Sorgfalt und Vorſicht (vergl. Entſch. des R. G. Bd. 21 S. 13 ff.) 
inſoweit erſüllt haben, als es ſich darum handelte, einer un⸗ 
befugten Verſtellung der Weiche vorzubeugen, und es kommt 
hiebei darauf nicht erheblich an, daß die, die Weichenzunge feſt⸗ 
haltende Laſche nur mittels eines Nagels befeſtigt, nicht an 
mehreren oder gar allen vier Löchern feſtgenagelt war. Nun 
gehört aber nach dem Vorerwähnten zum Begriff der höheren 
Gewalt, daß das gefahrbringende Ereigniß auch nicht durch 
Anwendung der größten Sorgfalt in feinen Folgen un- 
ſchädlich gemacht werden konnte. Und auch bezüglich dieſes 
Momentes liegt nach dem Geſetze der Nachweis dem haft⸗ 
pflichtigen Unternehmer ob; die Kl. wäre nicht gehalten, ihrer⸗ 
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ſeits darzulegen, daß und welche Vorkehrungen von dem Bekl. 
zur Abwendung des ſchädlichen Erfolges hätten getroffen werden 
können. — Nach dieſer Richtung aber führt die Sachlage zu 
einem, der angefochtenen Entſcheidung entgegengeſetzten Ergeb⸗ 
niſſe: der Bekl. hat jenen Nachweis nicht erbracht und vermag 
ihn auch nicht zu erbringen. Es mag ſein, daß die dauernde 
Bewachung der einzelnen Weichen nicht durchführbar und bei 
Weichen, welche durch beſonderen Verſchluß „unverrückbar“ ge⸗ 
macht waren, auch — unter gewöhnlichen Umſtänden — un⸗ 
nöthig geweſen if. Man kann dem Bell. auch zugeben, daß 
die vorgenommene Feſtlegung der Weiche eine unter normalen 
Verhältniſſen ausreichende Gewähr gegen Veränderungen der 
Weichenlage geboten habe, welche die Bahnverwaltung der Noth- 
wendigkeit einer zeitweiligen Revidirung enthoben hätte, ſolange 
nicht ein beſonderer Anlaß zur Unterſuchung ſich ergab. Aber 
eine ſolche beſondere Veranlaſſung war gerade hier in den 
obwaltenden Umſtänden gegeben. Der Bekl. behauptet ſelbſt 
nicht, daß in der Zeit von mehr als einem halben Tag zwiſchen 
der That des O. und dem eingetretenen Unfall irgend eine 
Reviſion der Weichenſtellung ftattgefunden habe. Wäre eine 
ſolche vorgenommen worden, fo hätte, wie anzunehmen, die ein- 
getretene Veränderung noch rechtzeitig entdeckt werden müſſen. 
Sollte übrigens je eine Unterſuchung erfolgt fein, jo wäre dieſe, 
da hiebei der Fehler unbemerkt blieb, eine ordnungsmäßige nicht 
geweſen. VI. C. S. i. S. Tiefbau ⸗Berufsgenoſſenſchaft zu 
Wilmersdorf c. Preuß. Eiſenbahnfiskus vom 9. Oktober 1902, 
Nr. 145/1902 VI. 

Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878. 

17. § 28. 

Die Frage, welche Verpflichtungen dem mit der Erhebung 
einer Klage beauftragten Rechtsanwalte obliegen, iſt inſoweit 
eine Rechtsfrage, als nicht beſondere Vereinbarungen deſſelben 
mit ſeiner Partei in Betracht kommen. (Vergl. Entſch. des 
R. G. Bd. 10 S. 138 und Bd. 48 S. 59 ff.) Aber dieſe 
Rechtsfrage iſt nicht für alle Fälle gleich, ſondern je nach den 
vorliegenden Umſtänden verſchieden zu beantworten, da gerade 
die Verſchiedenheit der für die Thätigkeit des Rechtsanwalts 
maßgebenden Verhältniſſe auch eine Verſchiedenheit des durch das 
Intereſſe des Auftraggebers und die Berufspflicht des Anwalts 
gebotenen Verhaltens des letzteren bedingen kann. Von dieſem 
Standpunkte aus iſt die durch Darlegung der einſchlägigen 
Verhältniſſe näher begründete, von dem Rkl. hauptſächlich an⸗ 
gefochtene Annahme des B. G., daß im gegebenen Falle die 
Ausführung des von dem Erblaſſer der Kl. dem Bekl. ertheilten 
Auftrags zur Klageerhebung mit beſonderer Eile geboten 
war, rechtlich nicht zu beanſtanden. Ebenſo iſt die von dem 
RE. weiter beſtrittene Verpflichtung des Rechtsanwalts an- 
zuerkennen, im Falle beſonderer Dringlichkeit ſelbſt außer⸗ 
ordentliche Maßregeln zur Wahrung der Rechte ſeiner Partei, 
namentlich zur Beſchleunigung des zu dieſem Zwecke erforder- 
lichen Verfahrens zu ergreifen. Insbeſondere iſt dieſe Ver— 
pflichtung des Anwalts nicht darauf zu beſchränken, daß er ſelbſt 
die von ihm in ſeiner Eigenſchaft als Anwalt bei den Ge— 
richten vorzunehmenden Handlungen ohne Verzug vornimmt, 
ſondern er hat auch auf Grund der allgemeinen Prozeß— 
vollmacht, wie ſie im Anwaltsprozeſſe regelmäßig von der Partei 
zu ‚ertheilen iſt (vergl. SS 78 und 81 C. P. O. n. F. und 
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Ss 74 und 77 C. P. O. a. F.), dafür Sorge zu tragen — 
ſoweit er hierzu im Stande iſt —, daß die von ihm als 
Prozeß bevollmächtigten zu veranlaſſenden, auf den Rechtsſtreit 
bezüglichen Handlungen anderer Organe der Rechtspflege mit 
der durch das Intereſſe ſeines Auftraggebers gebotenen Be⸗ 
ſchleunigung vorgenommen werden. Dies ergiebt ſich einerſeits 
aus dem weiten Umfang der geſetzlichen Prozeßvollmacht des 
Anwalts, welcher in der Regel der ihm von der Partei ertheilte 
Auftrag entſprochen wird, andererſeits aus § 28 der Rechts. 
anwaltsordnung, wonach der Anwalt verpflichtet iſt, ſeine 
Berufsthätigkeit gewiſſenhaft auszuüben und für den ge⸗ 
gebenen Fall überdies aus den nach Art. 170 E. G. zum 
B. G. B. ſubſidiär anwendbaren Beſtimmungen der Art. 1137 
und 1992 c. c. (vergl. das Urtheil des jetzt erkennenden 
Senats vom 11. Oktober 1889, Rheiniſches Archiv Bd. 81, 3 
S. 8). Von dieſen Geſichtspunkten aus iſt namentlich die den 
Ausführungen des B. G. zu Grunde liegende Annahme rechtlich 
nicht zu beanſtanden, daß der Bekl. in dem vorliegenden, eine 
beſchleunigte Zuſtellung der Klage erheiſchenden Falle von der 
am 28. November 1898 durch ihn vorgenommenen Anfertigung 
der fraglichen Klage an — wobei er bei gehöriger Aufmerkſam⸗ 
keit die Nothwendigkeit der Zuſtellung derſelben bis zum 1. De⸗ 
zember 1898 hätte erkennen müſſen —, verpflichtet war, dadurch, 
daß er die bei der Beſtimmung des Verhandlungstermins und 
der Zuſtellung der Klage betheiligten Organe der Rechtspflege 
auf die vorhandene Dringlichkeit hinwies, auf eine beſchleunigte 
Vornahme der dieſen Organen obliegenden Amtshandlungen 
hinzuwirken. In dieſem Sinne hat auch bereits der III. C. S. 
des R. G. durch Urtheil vom 9. Oktober 1883, Entſch. Bd. 10 
S. 136 ff. in einem dem vorliegenden ähnlichen Falle und zwar 
im Weſentlichen auf Grund der auch in gegenwärtiger Sache 
maßgebenden Beſtimmungen des Reichsrechts erkannt, mit welchen 
übrigens auch die oben angeführten Vorſchriften des code civil 
nicht im Widerſpruch ſtehen. Es iſt daher zunächſt kein materiell- 
rechtlicher Verſtoß darin zu finden, daß das B. G. in Ueber⸗ 
einſtimmung mit dem L. G. den Bekl. deshalb für den den 
Kl. durch die verſpätete Klagezuſtellung entſtandenen Schaden 
für verantwortlich erklärt hat, weil er ſchuldhafter Weiſe bei 
Abfaſſung der Klage es unterlaſſen hat, ſich über die in der 
Verſicherungspolice enthaltene Friſt für die Erhebung derartiger 
Klagen zu vergewiſſern und daß er demgemäß auch die Erwirkung 
der Terminsbeſtimmung und die Zuſtellung der Klage nicht mit 
der gebotenen Eile betrieben hat. Der Rkl. wendet ein, daß 
die Uebergabe der Klage an die Poſt zur Zuſtellung ja nicht 
durch ihn als Anwalt, ſondern durch den von ihm beauftragten 
Gerichtsvollzieher zu geſchehen gehabt habe und daß daher aus⸗ 
ſchließlich den letzteren, der die Klage zur Veranlaſſung der 
Zuſtellung am 30. November erhalten, ſie aber erſt am 3. De⸗ 
zember der Poſt übergeben habe, die Schuld an der verjpätiten 
Zuſtellung treffe. Dieſe Beſchwerde iſt unbegründet. Die Be⸗ 
hauptung eines ſolchen Verſchuldens des Gerichtsvollziehers kann 
aber nach $ 561 C. P. O. in der Reviſionsinſtanz nicht mittels 
einer Reviſionsbeſchwerde nachgeholt werden. Im Uebrigen hat 
das B. G. den Umſtand, daß der Gerichtsvollzieher die Klage 
nicht ſchon am 29. oder 30. November der Poſt übergeben hat, 
gerade als durch den Bekl. verſchuldet angeſehen, indem es dieſem 
eine unrichtige Behandlung der Sache und eine fahrläſſige Unter⸗ 
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laſſung der gebotenen Beſchleunigung zur Laſt legte. Hiermit 
hat in Bezug auf die Betheiligung des Gerichtsvollziehers bei 
der fraglichen Zuſtellung offenbar ausgedrückt werden ſollen, daß 
der Bekl. den letzteren auf die Dringlichkeit hätte hinweiſen 
ſollen, daß er ohne einen ſolchen Hinweis auf eine ſofortige 
Uebergabe der Klage an die Poſt durch den Gerichtsvollzieher 
nicht rechnen durfte und daß daher die Unterlaſſung dieſes Hin⸗ 
weiſes als der eigentliche Grund der die Kl. ſchädigenden Ver⸗ 
ſpätung der Klagezuſtellung anzuſehen ſei. Dieſe Annahme ſteht 
auch mit den zur fraglichen Zeit geltenden Beſtimmungen des 
§ 6 der Preußiſchen Geſchäftsanweiſung für die Gerichts- 
vollzieher vom 24. Juli 1879 bezw. 23. Februar 1885 im Ein- 
klang; denn die darin gegebene allgemeine Vorſchrift, daß die 
Erledigung der dem Gerichtsvollzieher ertheilten Aufträge von 
dieſem nicht verzögert werden darf, iſt näher dahin beſtimmt, 
daß dann, wenn für die Ausführung eines Auftrags eine be- 
ſtimmte Friſt geſtellt iſt, der Auftrag innerhalb dieſer Friſt 
zu erledigen“ iſt, daß im Uebrigen aber der Gerichtsvollzieher 
nach den Umſtänden pflichtmäßig zu ermeſſen hat, in welcher 
Reihenfolge je nach der größeren oder geringeren Dringlichkeit 
der Aufträge die Erledigung derſelben zu bewirken iſt. Gerade 
mit Rückſicht auf dieſe Beſtimmungen hatte der Bekl. noch 
beſonderen Anlaß, den von ihm beauftragten Gerichtsvollzieher, 
welcher die gegebene Dringlichkeit für die Zuſtellung der frag⸗ 
lichen Klage nicht erkennen konnte, hierauf unter Beſtimmung 
einer Friſt für die ihm obliegende Uebergabe an die Poſt aus⸗ 
drücklich hinzuweiſen. II. C. S. i. S. Stryck I c. Enkel vom 
7. Oktober 1902, Nr. 162/1902 II. 
Anfechtungsgeſetz vom 21. Juli 1879. 
18. § 3. 


Es kommt zunächſt in Betracht, daß allerdings zahlreiche 
Aeußerungen des R. G. vorliegen, wonach, um mit der An⸗ 
fechtung von Erfüllungs- oder Deckungsgeſchäften durchzudringen, 
beſondere Umſtände, insbeſondere Verabredungen zwiſchen dem 
Schuldner und dem Anfechtungsbekl. vorliegen müſſen, aus 
denen ſich ergiebt, daß die geleiſtete Zahlung oder Sicherſtellung 
weniger behufs Erfüllung als behufs Benachtheiligung der 
übrigen Gläubiger erfolgt iſt. (Juriſtiſche Wochenſchrift 1892 
S. 4298, 1893 S. 38515, vergl. 1895 S. 26 82, 1898 S. 664°, 
1901 S. 98.) Allein dieſe Aeußerungen find, wie vom er⸗ 
kennenden Senat in neuerer Zeit ſchon ausgeſprochen iſt, nach 
der Natur der Sache, und da das Geſetz über Erfüllungs⸗ und 
Deckungsgeſchäfte überhaupt keine Beſtimmungen enthält, nicht 
im Sinne der Aufſtellung eines allgemein gültigen und bindenden 
Rechtsgrundſatzes oder auch nur einer allgemein verbindlichen 
Beweisregel zu verſtehen. Es handelt ſich, wenn man bei den 
fraglichen Geſchäften in manchen Fällen die Anfechtbarkeit aus⸗ 
ſchließt, immer nur um Erwägungen thatſächlicher Natur, 
die in anderen Fällen nicht nothwendig zuzutreffen brauchen, 
und die namentlich bei Deckungsgeſchäften, bei denen der 
Gläubiger nicht das erhält, was er zu fordern hat, in beſonders 
zahlreichen Fällen nicht von Bedeutung ſein werden. Die in 
Frage ſtehenden Erwägungen des B. G., welche im vorliegenden 
Falle die Anfechtbarkeit in der dargelegten Weiſe für nicht Platz 
greifend erachten, erſcheinen ſchon hienach hinfällig. Sie ſind 
aber ferner auch jedenfalls inſofern abwegig, als ſie das an⸗ 
genommene Deckungsgeſchäft für ausſchlaggebend erachten, ohne 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


593 


klar zu ſtellen, daß zur Zeit des Abſchluſſes deſſelben der Bekl. 
eine fällige Forderung gegen N. zuſtand. In dieſer Beziehung 
iſt die letzte der oben angezogenen Reichsgerichtsentſcheidungen 
zu vergleichen. Muß ſolchem nach die Aufhebung des an⸗ 
gefochtenen Urtheils unter Zurückverweiſung der Sache an die 
Vorinſtanz erfolgen, ſo iſt in Rückſicht auf die weitere Prüfung 
noch auf Folgendes hinzuweiſen. Es liegt auf Grund der 
Zeugenausſage des N. nahe, anzunehmen, daß das angefochtene 
Rechtsgeſchäft in dem letzten Jahre vor der Erhebung der Klage 
vorgenommen iſt. Sollte nun ferner noch anzunehmen ſein, 
daß es ſich bei dem Geſchäft, ſoweit beabſichtigt iſt, durch die 
Einziehung des Inventarerlöſes den Erſtattungsanſpruch der 
Bekl. aus ihrer Bürgſchaftsverpflichtung zu tilgen, um einen 
entgeltlichen Vertrag handelt (Entſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. 27 S. 134), ſo würde hier § 3 Nr. 2 des Anf. G. vom 
21. Juli 1879 Anwendung finden müſſen. Die etwaige Natur 
des Vertrages als eines Deckungsgeſchäfts würde in ſolchem 
Falle an der nach der fraglichen Geſetzesbeſtimmung der Bekl. 
obliegenden Beweislaſt bezüglich des Nichtbeſtehens einer Be⸗ 
nachtheiligungsabſicht oder ihrer Unbekanntſchaft mit ſolcher 
nichts ändern, vielmehr ſolcher Umſtand nur etwa geeignet ſein, 
in thatſächlicher Beziehung die Prüfung des Beweisergebniſſes 
zu beeinfluſſen (Entſch. des R. G. vom 7. November 1899, 
abgedruckt in den Entſch. Bd. 45 S. 24 fgde., ferner vom 
11. März 1902 [Juriſtiſche Wochenſchrift S. 27424] und vom 
23. September 1902 [VII. 19/2). VII. C. S. i. S. Weiß 
c. Dämmig vom 7. Oktober 1902, Nr. 224/1902 VII. 

Geſetz zur Bekämpfung des unlauteren Wettbe⸗ 
werbes vom 27. Mai 1896. 

19. 8 1. 

Es handelt ſich um die Bezeichnung Münchener Berfand- 
Bräu auf den Beſtellkarten und Etiketten der Bierflaſchen der 
Bekl., deren Gebrauch das angegriffene Urtheil der Bekl. auf 
Grund des § 1 Abſ. 1 des Wettbewerbgeſetzes unterſagt hat. 
Nach dem Thatbeſtande des Urtheils wurde zwiſchen den 
Parteien hauptſächlich darüber geſtritten, ob die Bezeichnung 
„Münchener Bier“ noch Herkunftsbezeichnung iſt, oder zu einer 
Qualitätsbezeichnung geworden iſt. In dem auch in der Re⸗ 
viſionsinſtanz bezogenen Vorprozeſſe des klagenden Vereins gegen 
die Bekl., worin durch Urtheil hieſiger Stelle vom 19. De⸗ 
zember 1899 (II. 44/99) das B. U. aufrecht erhalten wurde, 
iſt nicht ausgeſprochen worden, daß die Bezeichnung Münchener 
Bier die Bedeutung als Herkunftsbezeichnung nach Handels- 
gebrauch verloren habe, das L. G. hatte damals nur geſagt, 
daß es der Ueberzeugung ſei, dieſe Bezeichnung werde zuläſſiger 
Weiſe ſehr vielfach als Gattungsname gebraucht, das O. L. G. 
hatte eine Entſcheidung hierüber ausdrücklich abgelehnt. In 
der gegenwärtigen Sache hat nun das O. L. G. ausgeführt, 
daß der Name Münchener Bier urſprünglich Herkunftsbezeichnung 
ſei, daß dann zwar in Norddeutſchland, anfänglich wohl miß⸗ 
bräuchlich, gewiſſe daſelbſt gebraute Biere als Münchener Bier 
bezeichnet zu werden pflegten, daß aber in Hamburg und Um⸗ 
gebung, wo die Bekl. ihr Bier abſetze, nach der dem Gerichte 
wohlbekannten Auffaſſung der Biertrinker es noch nicht ſo 
weit gekommen ſei, daß vielmehr in Hamburg die Gäſte, denen 
in Wirthſchaften auf ihr Verlangen nach Münchener Bier in 
Hamburg nach Münchener Art gebrautes Bier vorgeſtellt werde, 
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fih für betrogen halten, und auch im Flaſchenbierhandel die 
Konſumenten, welche Bier aus einer Hamburger Brauerei wün⸗ 
ſchen, nicht Münchener Bier fordern. Das O. L. G. hat hiernach 
aus thatſächlichen Erwägungen für das Abſatzgebiet des Bieres 
der Bekl. (Hamburg und Umgebung) verneint, daß nach Handels⸗ 
gebrauch die Bezeichnung Münchener Bier zur Bezeichnung des 
nach Art des echten Münchener Bieres hergeſtellten Bieres dient, 
ohne deſſen Herkunft bezeichnen zu ſollen, und iſt dieſe Begrün⸗ 
dung, ſoweit darin ein entſcheidendes Gewicht auf die Auffaſſung 
der Konſumenten in dem betreffenden Abſatzgebiete gelegt 
iſt, rechtlich nicht zu beanſtanden, wie denn auch der erkennende 
Senat ſich bereits mehrmals in dieſem Sinne ausgeſprochen 
hat (II. 47/99, 191/1900, 200/1901). II. C. S. i. S. Löwen⸗ 
brauerei in Hamburg c. Verein Münchener Brauereien u. Gen. 
vom 17. Oktober 1902, Nr. 183/1902 II. 

20. 8 1. 

Die Begründung des O. L. G. bezüglich der Bekannt⸗ 
machungen des Kl. über die Alleinfabrikation der v. An⸗ 
gerer ſchen Sublimatpaſtillen in der Adlerapotheke in München 
iſt nicht erſchöpfend. Es wird ausgeführt, auch durch dieſe 
Bekanntmachung ſei der Anſchein eines beſonders günſtigen 
Angebots nicht glaubhaft gemacht, weil der Käufer aus der 
Behauptung der Alleinfabrikation nicht folgern dürfe, daß die 
Herſtellung von Angerer ⸗Paſtillen beſondere Kenntniſſe, Geſchäfts⸗ 
vortheile, Einrichtungen oder dergl. erheiſche, über die nur der 
Kl. verfüge. Danach iſt der Geſichtspunkt, der ſich natur⸗ 
gemäß aus den Verhältniſſen zum Mindeſten ergeben kann, nicht 
in Betracht gezogen worden, daß die Uebertragung des aus⸗ 
ſchließlichen Rechtes zur Fabrikation eines von einem namhaften 
Profeſſor erfundenen pharmazeutiſchen Präparates Seitens des 
letzteren an den Inhaber einer beſtimmten Apotheke in der 
Erwartung und dem Vertrauen geſchehen ſein wird, daß die 
Fabrikate auch genau und gewiſſenhaft nach ſeinen Vorſchriften 
hergeſtellt werden, ſo daß wegen der hieraus herzuleitenden 
Garantie für die Güte der Präparate der Anſchein eines be⸗ 
ſonders günſtigen Angebotes mindeſtens möglich und auch wohl 
naheliegend iſt. Ueber dieſen Punkt hätte ſich ſomit das O. L. G. 
ausſprechen müſſen. II. C. S. i. S. Aſthauſen o. Emmel vom 
7. Oktober 1902, Nr. 168/1902 II. 

21. 8 6. 

Daß nach Abſ. 2 des 8 6 des Geſetzes vom 27. Mai 1896 
der Anſpruch auf civilrechtlichen Schutz gegen die Aufſtellung 
nicht erweislich wahrer Behauptungen dem Schutze berechtigter 
Intereſſen weichen ſoll, kann nicht bezweifelt werden. Ob 
aber im einzelnen Fall ein berechtigtes Intereſſe des Mit⸗ 
theilenden oder des Empfängers der Mittheilung an derſelben 
beſtanden hat, iſt im Weſentlichen nach den gegebenen that⸗ 
ſächlichen Umſtänden zu beurtheilen. Das B. G. hat dieſe 
Prüfung vorgenommen und iſt, ohne rechtlich zu irren, zu der 
Entſcheidung gelangt, daß der Bekl., wenn er auch von ſeinem 
Vermögensintereſſe geleitet wurde, doch an der von ihm ver⸗ 
breiteten Mittheilung ein berechtigtes Intereſſe im Sinne des 
Abi. 2 des § 6 des Wettbewerbsgeſetzes nicht gehabt habe. Zu⸗ 
treffend führt daſſelbe aus, daß die Thatbeſtandsmerkmale des 
Abſ. 1 des § 6, wie das Handeln zum Zwecke des Wettbewerbes 
und der gute Glaube (ein Handeln wider beſſeres Wiſſen gehört 
zum Tahtbeſtande des § 7 des Wettbewerbsgeſetzes) nicht zugleich 
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ein berechtigtes Intereſſe des Handelnden im Sinne des 
Abſ. 2 des 8 6 darſtellen könnten, weil fonft der Anwendung 
des Abſ. 1 der Boden entzogen würde, und es nimmt an, daß 
das Beſtreben des Bekl., durch die Verbreitung der nicht erweislich 
wahren, zur Schädigung der Kl. geeigneten Behauptungen Kunden 
der Kl. zu entziehen und ſich ſelbſt zu gewinnen, ein Wahrnehmen 
berechtigter Intereſſen nicht ſei. Nach der Begründung des 
Entwurfes zum Wettbewerbsgeſetze fol die an ſich zuläjfige ab⸗ 
fällige Kritik fremder Waaren Seitens eines Konkurrenten ihre 
Schranke grade in der Pflicht finden, ſolche unwahre Angaben 
zu vermeiden, welche geeignet ſind, das Publikum irre zu führen 
und den Mitbewerber widerrechtlich zu ſchädigen, indem durch 
die unrichtigen Angaben zum Beiſpiel die bisherigen Abnehmer 
beſtimmt werden, ihre Aufträge andern Geſchäften zuzuwenden, 
und ſoll nach Abſ. 2 des § 6 die Verbreitung einer Mittheilung 
der in Abſ. 1 bezeichneten Art nur durch gewiſſe Umſtände, ins⸗ 
beſondere dann gerechtfertigt fein, wenn es ſich um Aus kunft⸗ 
ertheilung über Kreditverhältniſſe handelt. Demnach ſollen die 
Beſtimmungen des Abf. 1 des $ 6 nur dann nicht Anwendung 
finden, wenn die Anwendung nach der Sachlage aus Gründen, 
die hauptſächlich außerhalb des Zweckes des Wett— 
bewerbes liegen, der Billigkeit zuwider laufen würde. Wenn 
aber derartige Umſtände nach der konkreten Sachlage nicht gegeben 
ſind, erſcheint das Handeln, bei welchem die Thatbeſtandsmerkmale 
des Abſ. 1 vorliegen, als ein unlauterer Wettbewerb, und dies 
kann insbeſondere angenommen werden, wenn die Handlung in 
der Abſicht der Schädigung eines Konkurrenten vorgenommen 
wird. II. C. S. i. S. Stamm c. Mergenthaler Setzma ſchinen⸗ 
fabrik Geſ. m. b. H. vom 10. Oktober 1902, Nr. 175/1902 II. 

Börſengeſetz vom 22. Juni 1896. 

22. § 50. 

Für den durch § 50 Abſ. 2 des Boörſengeſetzes unterſagten 
Börſenterminhandel in Antheilen von Bergwerks unternehmungen 
kann ſelbſtverſtändlich die Begriffsbeſtimmung des Boͤrſentermin 
geſchäfts in § 48 nicht ohne weiteres maßgebend ſein, da jener 
Handel durch § 51 von der Börſe überhaupt ausgeſchloſſen iſt. 
Es darf deshalb auch nicht geſagt werden, daß ein Termin⸗ 
handel in ſogenannten verbotenen Papieren nur dann als Börſen⸗ 
terminhandel zu gelten habe, alſo nur dann nichtig ſei, wenn 
amtlich feſtgeſtellte Terminpreiſe zu Grunde gelegt ſeien, da es 
ſolche nicht geben kann. Aber nach Börſen⸗Preiſen muß 
gehandelt fein, um ein Termingeſchäft als ein „boͤrſenmäßiges“ 
anſprechen zu können. Es erfordert der Begriff des börſen⸗ 
mäßigen Termingeſchäfts, daß es nach einem Preiſe geſchloſſen wird, 
der ſich an der Börfe in Folge des Zuſammentreffens und Zu⸗ 
ſammenwirkens der Börſenbeſucher bildet, wenn auch dieſer Preis 
kein Terminpreis zu ſein braucht, ſondern ein Kaſſenpreis ſein 
kann, da auch ein Preis der letzteren Art genügenden Anhalt 
für die Preisbildung von Termingeſchäften bilden kann. I. C. S. 
i. S. Merkells Konkurs . A.⸗G. in Firma Berliner Makler- 
Verein vom 27. September 1902, Nr. 129/1902 J. 

Geſetz betr. die Pflichten der Kaufleute bei Auf— 
bewahrung fremder Werthpapiere vom 5. Juli 1896. 

23. § 2. 

Das Bankdepotgeſetz und namentlich der § 2 hat nicht 
den Zweck, Beſtimmungen bezüglich der Frage des Eigenthums⸗ 
übergangs hinterlegter oder verpfändeter Werthpapiere zu treffen, 
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und hat ſolche nicht getroffen. Die rechtlichen Folgen einer 
gemäß § 2 ertheilten Ermächtigung find nach deren Inhalt 
gemäß den Grundſätzen des bürgerlichen Rechts zu beſtimmen. 
Die ausdrückliche und ſchriftliche Ermächtigung Seitens 
des Hinterlegers oder Verpfänders räumt dem Bankier das 
Verfügungsrecht ſchon dann ein, falls und ſolange er in der 
Lage ſei, andere gleichartige Papiere zurückzugewähren. Wenn 
er nicht über die Papiere verfügt, verbleibt an ſich das Eigen- 
thum der Papiere bei dem Hinterleger bezw. Verpfänder. 
II. C. S. i. S. Kleye c. Rabel vom 26. September 1902, 
Nr. 232/1902 II. 

Haager Abkommen zur Regelung von Fragen des 
internationalen Privatrechts vom 14. November 1896. 

24. Art. 11. 

Nach Art. 11 find belgiſche Staatsangehörige, die in einem 
der Vertragsſtaaten wohnen, von dem dreifachen Vorſchuß der 
Gerichtsgebühren befreit und dieſer Artikel bezieht ſich nicht 
lediglich auf die Sicherheitsleiſtung für die der Gegenpartei 
entſtehenden Prozeßkoſten, ſondern auch auf die Sicher⸗ 
ſtellung der dem Staate zuſtehenden Gerichtsgebühren. (Wird 
weiter ausgeführt.) Beſchluß des II. C. S. i. S. Pradez 
c. Brückner & Co. vom 10. Oktober 1902, Nr. 223/1902 II. 

Geſetz betr. die Abänderung der Gewerbeordnung 
vom 26. Juli 1897. 

25. §§ 5, 47, 90 Art. 1. 

Die Frage, ob der Art. 1 des § 90 des Geſetzes, betreffend 
die Abänderung der Gewerbeordnung, vom 26. Juli 1897, ſofern 
nach demſelben auf die Innungskrankenkaſſen u. A. auch der 
Abi. 5 Satz 2 des Krankenverſicherungsgeſetzes in der Faſſung 
des Geſetzes vom 10. April 1892 entſprechende Anwendung 
findet, iſt auch für den Fall zu bejahen, daß eine Krankenkaſſe 
und Innung fi vor dem 1. April 1899 auflöſt, obſchon 
nach den Verordnungen vom 14. März 1892 das Geſetz vom 
26. Juli 1897 erſt mit dem 1. April 1898 in Kraft getreten 
iſt, und in Art. 6 Nr. 1 des genannten Geſetzes den beſtehenden 
Innungen für die Umgeſtaltung ihrer Verfaſſung eine Friſt von 
einem Jahre gewährt wurde. (Wird weiter ausgeführt.) 

Wenn 5 5 des Geſetzes vom 26. Juli 1897 beftimmt, daß 
das etwa vorhandene Vermögen der Kaſſe in dem im Abſ. 4 des 
8 47 bezeichneten Falle zunächſt zur Berichtigung der etwa vor⸗ 
handenen Schulden und zur Deckung der vor der Schließung 
oder Auflöſung bereits entſtandenen Unterſtützungsanſprüche zu 
verwenden iſt und der Reſt denjenigen Ortskrankenkaſſen, ſowie 
der Gemeindekrankenverſicherung zufällt, welchen die, der ge⸗ 
ſchloſſenen oder aufgelöſten Kaſſe angehörenden Perſonen über⸗ 
wieſen werden, jo erhellt im Sinne des Krankenverſicherungs⸗ 
geſetzes klar, daß hierdurch der Uebergang des Vermögens der 
geſchloſſenen oder aufgelöſten Kaſſe im Zuſammenhange mit der 
Ueberweiſung der Mitglieder eine geſetzliche Regelung gefunden 
hat, die völlig abgeſchloſſen iſt und einer weiteren Ausgeſtaltung 
nicht bedurfte. So wie aber die Beſtimmung des Kranken- 
verſicherungsgeſetzes lautet, ſoll ſie nach dem Geſetz vom 
26. Juli 1897 auf die Innungskrankenkaſſen entſprechend an⸗ 
gewendet werden und es fehlt an Anhalt für die Annahme, daß, 
wenn in einem beſtehenden Statut eine andere Beſtimmung, ſei 
es in Uebereinſtimmung, ſei es im Widerſpruch mit dem früheren 
Recht getroffen iſt, nunmehr die neue Ordnung nicht unmittelbar 
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durch das Geſetz erfolgte, ſondern nur im Wege der Aenderung 
des Statuts einzuführen wäre. (Wird weiter ausgeführt.) 

Unzutreffend iſt die Annahme der Revifion, daß die Liqui⸗ 
datoren durch einen Beſchluß der Generalverſammlung der 
Innung in Bezug auf die Verwendung des Vermögens, wenn 
dieſe mit den geſetzlichen Beſtimmungen nicht in Einklang, 
dennoch gebunden und gegen Verantwortlichkeit geſichert ſeien, 
fie find vielmehr in dieſem Bereich unabhängig von dem Willen 
der Innung und haben das in ihrem Gewahrſam befindliche 
Vermögen dem Geſetze gemäß zu verwenden. Iſt in Folge einer 
ihnen zur Laſt fallenden Geſetzesverletzung die Ortskrankenkaſſe 
alſo benachtheiligt, jo find fie ihr erſatzpflichtig; die Erſatzpflicht 
iſt privatrechtlicher Art und kann im Rechtswege verfolgt werden. 
Es bedarf keines Eingehens auf die Frage, ob die vom B. R. 
herangezogenen 88 10, 29, 32 Thl. 1 Tit. 6 des A. L. R. und 
88 276 823, 830 B. G. B. auf den vorliegenden Fall An- 
wendung leiden oder nicht. Mit Recht nimmt der B. R. an, 
daß Rechtsirrthum die Bekl. nicht zu entlaſten vermag. VII. C. S. 
i. S. Teitge und Gen. c. Ortskrankenkaſſe für Maurer und 
Steinhauer in Bielefeld vom 13. Oktober 1902, Nr. 192/1902 VII. 

II. Das Gemeine Recht. 

26. Schenkung unter Ehegatten. 

Feſtzuhalten iſt, daß Schenkungen unter Ehegatten während 
der Ehe (wozu auch Rückgabe der Dos während beſtehender 
Ehe, ſofern kein geſetzlicher Ausnahmefall vorliegt, gehört) der 
Regel nach dergeſtalt nichtig ſind, daß ein Dritter ſich auf dieſe 
Nichtigkeit berufen kann, und daß vermöge der praesumtio 
Muciana jeder Erwerb der Frau während der Ehe als auf 
einer ungültigen Schenkung des Mannes beruhend bis zum 
Beweiſe des Gegentheils angenommen wird. Darnach iſt an⸗ 
zunehmen, daß die 5000 Mark, welche der verſtorbene Ehemann 
der Kl. während beſtehender Ehe im Jahre 1895 bei der Bekl. 
für ſeine Ehefrau als Darlehn eingezahlt und welche derſelbe 
fpäter wieder von der Bekl. zurückgezahlt erhalten hat, auf einer 
ungültigen Schenkung (dieſe iſt durch den Tod des Mannes 
wegen des in der Wiedererhebung des Geldes bei der Bekl. 
durch denſelben liegenden ſtillſchweigenden Schenkungswiderrufs 
nicht gültig geworden) des Mannes an Kl. beruhen, wenn 
Letztere nicht beweiſt, daß die 5000 Mark zu ihrem Vermögen 
gehört haben. Kl. hat dies auch behauptet und zwar betreffs 
einer Summe von 350 Mark ohne nähere Angabe eines Erwerbs. 
aktes, betreffs eines Betrages von 4650 Mark unter der An⸗ 
gabe, daß dieſer Betrag von ihrem Manne für ſie hypothekariſch 
ſichergeſtellt geweſen ſei auf Grund eines vor ihrer Verehelichung 
mit ihrem Manne geſchloſſenen Chevertrages, nach welchem 
Letzterer die von ihrem Vater bei der Eheſchließung zu gewährende 
(und dann wirklich gewährte) Mitgift im Betrage von 4650 Mark 
auf die angegebene Weiſe ſicherzuſtellen und ihr jeder Zeit auf 
Verlangen während beſtehender Ehe herauszuzahlen ſich ver⸗ 
pflichtete. Ein ſolcher vor Eingehung der Ehe geſchloſſener 
Vertrag über Rückgabe der Mitgift während beſtehender Ehe iſt 
für gültig zu erachten und fällt nicht unter die Beſtimmungen 
über Verbot der Rückgewähr der Dos während beſtehender Ehe. 
Ueber dieſe Behauptungen der Kl. hat das B. G. keine Feſt⸗ 
ſtellungen getroffen, obwohl Bekl. ausdrücklich behauptet hatte, 
daß die 5000 Mark aus dem Vermögen des Mannes und nicht 
aus dem der Kl. herrührten. Wenn das B. G. die Bekl. für 
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beweispflichtig erachtet hat, fo ijt dieſe Anficht eine unbegründete. 
III. C. S. i. S. Sparkaſſe in Schwarzenbek c. Schmidt vom 
7. Oktober 1902, Nr. 164/1902 III. 

III. Das Preußiſche Allgemeine Landrecht. 

27. § 32 Tit. 2, § 341 Tit. 5 Thl. I. 

Es kommt, um einen Inbegriff von Sachen im Sinne 
von § 32 Thl. J Tit. 2 als verkauft anzunehmen, darauf an, 
ob die mehreren in Betracht kommenden Gegenſtände zu einem 
gemeinſchaftlichen wirthſchaftlichen Zwecke zuſammengefaßt ſind. 
Die Vorinſtanz glaubt, daß bei der hier in Frage ſtehenden 
Saloneinrichtung, um jene Vorausſetzung als vorliegend 
anzunehmen, der Umſtand, daß es ſich um eine ſolche Ein⸗ 
richtung in einem beſtimmten Stile handle, nicht aus 
reiche, vielmehr weitere Unterlagen hinzukommen müßten. 
Weshalb dies anzunehmen und worin dieſe Unterlagen zu be⸗ 
ſtehen hätten, iſt nicht geſagt. Solches kann auch aus der 
Natur der Sache oder den konkreten Umſtänden nicht gefolgert 
werden. Vielmehr iſt gerade hiernach ein Inbegriff von Sachen 
als hier in Frage ſtehend zu erblicken. Das B. G. hat nun 
auch für dieſen Fall ſich ausgeſprochen und ausgeführt, es 
könne nicht mit dem L. G. angenommen werden, daß hier der 
§ 341 Thl. I Tit. 5 des A. L. R. Platz greife, wonach bei dem 
Verkauf eines Inbegriffs im Falle, daß ein einzelner Gegenſtand 
mangelhaft, Wandlung nur dann ſtattfinden ſoll, wenn ſolcher 
Fehler ſo beſchaffen iſt, daß dadurch der vertragsmäßige Gebrauch 
des Ganzen vereitelt werde. Trotz des Abbröckelns der Bekleidung 
des Spiegels habe nämlich der Salon benutzt werden können. 
Auch ſei es möglich geweſen, denſelben durch ein Bild zu erſetzen 
oder an ſeiner Stelle einen anderen, zur Zimmereinrichtung paſſenden 
Spiegel zu beſchaffen. Dieſe Begründung kann gleichfalls nicht 
gebilligt werden. Der Käufer der Saloneinrichtung war ebenſo⸗ 
wenig verpflichtet mit derſelben zufrieden zu ſein, wenn die Holz⸗ 
bekleidung von dem Spiegel abbröckelte, wie dazu, den letzteren durch 
ein Bild zu erſetzen oder ſeinerſeits einen anderen, zur Zimmer⸗ 
einrichtung paſſenden Spiegel anzuſchaffen. VII. C. S. i. S. Tanger⸗ 
ding c. Rehbock vom 7. Oktober 1902, Nr. 234/1902 VII. 

28. § 131 Tit. 5 Thl. I. 

Die Reviſion erhebt den Angriff, die Annahme, daß 
dem Bekl. die Verletzung vertraglicher Pflichten zur Laſt falle, 
ſei ſchon deshalb unhaltbar, weil weder bezüglich der Anfertigung 
der Bauzeichnungen, noch betreffs der Uebernahme der Bauleitung 
ein ſchriftlicher Vertrag vorliege, in beiden Beziehungen aber es 
für die Begründung eines Vertragsverhältniſſes der Schriftform 
bedurft habe. Dieſer Angriff iſt begründet. Gemäß § 131 
Thl. J Tit. 5 des A. L. R. mußte ſowohl der Vertrag über die 
Anfertigung der Bauzeichnungen, als auch derjenigen über die 
Bauleitung, da es ſich in beiden Fällen um Handlungen im 
Werthe von mehr als 150 Mark handelte, ſchriftlich errichtet 
werden. Iſt das nicht geſchehen, ſo kann der Klaganſpruch auf 
die Verletzung vertraglicher Pflichten des Bekl. überhaupt nicht 
geſtützt werden, weil die Erhebung von Schadenerſatzanſprüchen 
wegen nicht gehöriger Vertragserfüllung, den Abſchluß eines 
giltigen Vertrags vorausſetzt, bei einem der Schriftform be 
dürfenden Vertrag über Handlungen aber dieſe Vorausſetzung 
nicht zutrifft. Zwar hat der Bekl., was die Bauzeichnungen 
betrifft, den Vertrag über deren Anfertigung an ſich vollſtändig 
erfüllt, es ſoll nur ſeine Leiſtung qualitativ mangelhaft geweſen 
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ſein, und auch bezüglich der Bauleitung nehmen die Vorinſtanzen 
an, daß er ſich ihr unterzogen und ſie bloß nicht ordnungsgemäß 
beſorgt habe, es würde alſo, die Richtigkeit dieſer Annahme 
unterſtellt, eine Sachgeſtaltung vorliegen, wie fie in §8 165 
Thl. J Tit. 5 des A. L. R. vorgeſehen iſt. Daraus ergiebt ſich 
indeß nach der hier in Frage ſtehenden Richtung keine dem Kl. 
günſtige Folgerung. Denn wie der jetzt erkennende Senat 
ſchon in dem in den Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 34 
S. 286 fg. abgedruckten Urtheile und ſpäter in einer Entſcheidung 
vom 28. September 1899 in Sachen Greber und Gen. wider 
Angele — Rep. VI Nr. 176/99 — ausgeſprochen hat, find die 
Beſtimmungen in 88 165 fg. a. a. O. nicht dahin aufzufaſſen, 
daß bei einem nur mündlich abgeſchloſſenen Vertrage über 
Handlungen, der nach § 131 Thl. J Tit. 5 der Schriftform 
bedurft hätte, durch vollſtändige oder theilweiſe Erfüllung deſſen, 
der die Handlung verſprochen hatte, der Formmangel dergeſtalt 
geheilt wird, daß er nun vollſtändig einem formgerechten Ver⸗ 
trage gleichſtände; jene Vorſchriften treffen vielmehr nur Be⸗ 
ſtimmung darüber, wie die wirklich geleiſteten Handlungen, die 
nicht in Natur zurückgegeben werden können, von dem andern 
Theile zu vergüten find, es ſoll eine ungerechtfertigte Be. 
reicherung des Empfängers der Handlungen, die nicht ungeſchehen 
gemacht werden können, ausgeſchloſſen werden. Entſchädigungs⸗ 
anſprüche ſind bei einem ſolchen Vertrage nicht bloß daun, wenn 
die verſprochene Handlung gar nicht geleiſtet worden iſt, ſondern 
auch bei nicht ordnungsmäßiger Leiſtung derſelben unſtatthaft; 
ihre Mangelhaftigkeit kann nur den Anſpruch auf die an ſich 
nach $ 165 eit. zu gewährende Vergütung theilweis oder ganz 
ausſchließen (vergl. das angezogene Urtheil vom 28. September 
1899, inſoweit abgedruckt in der Juriſtiſchen Wochenſchrift 1899 
S. 732 Nr. 19), nicht aber einen Schadenerſatzanſpruch des 
Empfängers der Handlung begründen. VI. C. S. i. S. Bergner 
c. Sikorski vom 9. Oktober 1902, Nr. 171/1902 VI. 

29. § 198 Tit. 5, § 349 Tit. 21 Thl. I. 

Die Kündigung iſt eine einſeitige, der Annahme durch den 
Miether nicht bedürftige und in ihrer Wirkung von ſeinem 
Willen unabhängige Willenserklärung des Vermiethers. Es geht 
daher nicht an, die widerſpruchsloſe Hinnahme der Kündigung 
als eine Entſagung im Sinne des § 198 A. L. R. Th. I Tit. 5 
aufzufaſſen. Der Miether verliert denn auch durch das Unter- 
laſſen des Widerſpruchs nicht das Recht, nachträglich feine Ein- 
wendungen gegen die Zuläſſigkeit der Kündigung geltend zu 
machen. Auch der § 349 A. L. R. Thl. 1 Tit. 21 ſetzt eine 
Ausſchlußfriſt nur für den Fall, daß die Kündigung „gehörig“, 
das heißt auf einen geſetzlichen oder vertragsmäßigen Grund 
geſtützt war. Abzulehnen iſt weiter die Auffaſſung, daß die 
Angabe des Kündigungsgrundes die Kündigung zu einer, durch 
das Vorhandenſein dieſes Grundes bedingten Willenserklärung 
mache. Die Kündigung iſt vielmehr unbedingt erfolgt und 
wenn an die Stelle des zu ihrer Rechtfertigung angegebenen 
Grundes ſpäter ein anderer getreten iſt, ſo hat es wie das 
B. G. zutreffend hervorhebt, der Wiederholung der Kündigung 
nicht bedurft. VI. C. S. i. S. Continental Bodega Companur 
A.⸗G. c. Gumpel vom 6. Oktober 1902, Nr. 173/1902 VI. 

30. § 319 Tit. 5 Thl. I. 

Wie der erkennende Senat bereits wiederholt ausgeſprochen 


hat, kann auf das Fehlen einer ausdrücklich zugeſicherten 
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Eigenſchaft mangels Hinzutritts der Auflaſſung ein Gewähr⸗ 
leiſtungsanſpruch nur dann gegründet werden, wenn bei der 
Zuficherung die für den Vertrag ſelbſt vorgeſchriebene Form 
gewahrt iſt, vergl. § 319 A. L. R. Thl. I Tit. 5. V. C. S. 
i. S. Kramp c. Priebe vom 8. Oktober 1902, Nr. 208/1902 V. 

31. § 18 Tit. 6 Thl. I. | 

Der Bekl. hat mit Bezug darauf, daß Anfangs 1896 die 
Molkerei des E. in Ohlau zwangsweiſe verſteigert wurde und 
E. von Ohlau wegzog, geltend gemacht, von da ab habe ein 
Schaden für E. aus der Nichtlieferung der Milch nicht mehr 
entſtehen können, er habe alſo auch keinen Schaden zu erſetzen. 
Damit beſtreitet der Bekl. nicht in unzuläſſiger Weiſe ſeine 
Erſatzpflicht an ſich, ſeine Verpflichtung zum Erſatz desjenigen 
Schadens, der dem E. nachweisbar entſtanden iſt, ſondern er 
leugnet die thatſächliche Behauptung, daß von Anfang 1896 an 
ein Schaden wirklich entſtanden ſei. Mit dieſem Einwand muß 
der Bekl. nach der Vorabentſcheidung über den Grund des 
Anſpruchs nicht nur weiterhin gehört werden, ſondern er kann 
auch damit durchdringen, wie ſich ohne Weiteres daraus ergiebt, 
daß ja auch nach vorausgegangener Vorabentſcheidung die Klage 
noch aus dem Grunde abgewieſen werden kann, weil ein Schaden 
nicht entſtanden iſt. So gut der Bekl. einwenden darf, E. hätte 
an dem oder jenem einzelnen Tage die zu liefernde Milchmenge, 
wegen tiefen Standes der Milchpreiſe oder aus ſonſtigem 
Grunde, nicht gewinnbringend verwerthen können, ſo gut darf 
er auch eine Thatſache geltend machen, die von einem beſtimmten 
Zeitpunkte an jede Gewinnerzielung des E. für den ganzen Reſt 
der Vertragsdauer unmöglich machte. Nun geht freilich das 
B. G. vorſorglich auf den Einwand ein, legt ihm aber kein 
Gewicht bei, „weil der Verdienſt von 5,67 Mark aus der 
Tagesmenge von 450 Liter durch jeden Dritten im Molkerei⸗ 
betriebe gezogen werden konnte und bei der Marktgängigkeit der 
Milch dem E. dieſer Gewinn immer zufließen mußte.“ Der 
Sinn dieſer Bemerkungen iſt unklar und nicht recht verſtändlich. 
Dem B. R. ſcheinen dabei unklare Vorſtellungen über die Zu⸗ 
läffigkeit und das Weſen der ſogenannten abſtrakten Schadens⸗ 
berechnung vorgeſchwebt zu haben. Wenn es ſich um Waaren 
handelt, die unverändert weiterverkauft zu werden pflegen, wird 
man davon ausgehen dürfen, daß bei marktgängigen Waaren 
der Käufer in der Lage iſt, die Waare zum jeweiligen Markt⸗ 
preiſe, bei anderen Waaren zu dem von anderen Geſchäftsleuten 
erzielten Preiſe weiter zu veräußern. Das trifft nicht ohne 
Weiteres zu bei Waaren, die vor der Weiterveräußerung einer 
Be⸗ oder Verarbeitung unterliegen. Zugegeben, daß jeder Dritte, 
und fo auch E., den Gewinn von 5,67 Mark im Molferei- 
betriebe erzielen konnte, ſo iſt doch immer nothwendige 
Vorausſetzung dieſes Gewinnes das Vorhandenſein eines Molkerei⸗ 
betriebes; nach dem E. ſeine Molkerei, freiwillig oder gezwungen, 
veräußert und Ohlau verlaſſen hatte, konnte er eben dieſen 
Gewinn nicht mehr erzielen. Soll aber mit dem Hinweis auf 
„jeden Dritten“ etwa gemeint ſein, E. hätte den gleichen Gewinn 
durch einen Dritten, durch Abtretung ſeiner Rechte, machen 
können, ſo würde dies erſt, beim Beſtreiten des Bekl., des 
Beweiſes bedürfen. Der Hinweis auf die „Marktgängigkeit“ 
der Milch ſoll vielleicht bedeuten, daß E. auch ohne Molkerei⸗ 
betrieb den Gewinn durch Weiterverkauf der friſchen Milch, 
einer marktgängigen Waare, erzielen konnte, und dies nach den 
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Grundſätzen über abſtrakte Schadensberechnung nicht noch 
beſonders nachzuweiſen brauche. Allein dem ſteht wieder die 
beſondere Lage des vorliegenden Falles entgegen. Der Verkauf 
der friſchen Milch war im Allgemeinen vortheilhafter als die 
Verarbeitung in der Molkerei, man wird alſo annehmen dürfen, 
daß E. ſo viel als möglich friſche Milch im Einzelnen weiter⸗ 
verkauft hat. Der Bekl. hat angegeben, E. habe täglich hoͤchſtens 
100 Liter füge Milch verkaufen können; nach der Behauptung 
des Kl. betrug der Abſatz täglich 50 Liter an die Kaſerne und 
100 bis 120 Liter an Abholer. Erwägt man nun, daß Ohlau 
ein kleines Städtchen mit beſchränktem Verbrauch, daß die Ver⸗ 
bringung der Milch an andere Orte kaum lohnend iſt, ſo kann 
keineswegs davon ausgegangen werden, daß E. auch in der 
Lage geweſen wäre, täglich 450 bis 500 Liter friſche Milch 
gewinnbringend abzuſetzen. Die Möglichkeit eines Gewinnes 
bedarf alſo auch unter dieſem Geſichtspunkte des konkreten 
Nachweiſes. VII. C. S. i. S. Pohl c. Olbrich vom 
23. September 1902, Nr. 188/1902 VII. 

32. 8 79 Tit. 6 Thl. I. 

Behauptet hat Kl., die Genoſſenſchaft ſei zur Beſeitigung 
der ausgehobenen Erde verpflichtet geweſen, habe dieſe aber zu 
ſeinen Nachtheil liegen laſſen; 1524 Kilometer habe er bereits 
eingeebnet, während 2962 Kilometer noch als Wall vorhanden 
ſeien. 

Wäre ſelbſt eine Verbindlichkeit der Genoſſenſchaft, die 
ausgehobene Erde einzuebnen oder nach Wahl des betheiligten 
Grundeigenthümers vielleicht ſogar abzufahren, als beſtehend 
anzuerkennen, ſo würde es doch Sache des Kl. geweſen ſein, 
ein auf die Ausführung gerichtetes Verlangen an die Genoſſenſchaſt 
zu richten. Erſt wenn er dies erfolglos gethan hätte, würde 
ein Erſatzanſpruch in Frage kommen können. Daß aber Kl. 
einen derartigen Schritt vorgenommen hätte, hat nicht behauptet 
werden können. Wenn Kl. ohne Weiteres die Erde ſelbſt 
eingeebnet hat, ſo iſt eine Grundlage für einen Erſatzanſpruch 
nicht gegeben, und ſoweit die ausgehobene Erde ſich in Wällen 
oder Haufen auf dem Grundſtücke noch befindet, kann ihm 
nicht das Recht beigemeſſen werden, anſtatt der Vertragserfüllung 
durch Einebnen oder Abfahren ſofort Schadenserſatz zu begehren. 
VII. C. S. i. S. Lipowicz c. Lagowo⸗Jerka'er Entwäſſerungs⸗ 
genoſſenſchaft vom 26. September 1902, Nr. 184/1902 VII. 

33. §§ 1041 —1045 Tit. 11 Thl. J. 

In Uebereinſtimmung mit der Rechtſprechung des Ober⸗ 
tribunals hat auch das R. G. in einer Entſcheidung vom 
21. Juni 1897 (Juriſtiſche Wochenſchrift 1897 S. 48475) aus» 
geſprochen, daß die Vermuthung der Schenkung im Sinne der 
89 1041—1045 Thl. I Tit. 11 des A. L. R. auf Schen⸗ 
kungen, die ſich durch Geben oder Leiſten an die zu be- 
ſchenkende Perſon vollziehen, zu beſchränken, dagegen nicht 
auf den Fall der Bezahlung fremder Schulden auszudehnen ſei. 
Denn die Bezahlung einer fremden Schuld ſtelle an ſich, ſoweit 
das Verhältniß zwiſchen dem Zahlenden und dem Schuldner in 
Betracht komme, einen einſeitigen Akt des Zahlenden dar. Durch 
einen einſeitigen Akt könne eine Schenkung, die zu ihrer Rechts⸗ 
wirkſamkeit der Annahme des Beſchenkten bedürfe ($ 1058 
Thl. 1 Tit. 11 des A. L. R.), nicht vollzogen werden. Beim 
Mangel einer die Befreiung des Schuldners und die Annahme 
derſelben enthaltenden Abrede würde, wie weiter ausgeführt iſt, 
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zunächſt die Regel des § 46 Thl. I Tit. 16 des A. L. R. Platz 
greifen, daß der Zahlende gegen den Schuldner auch ohne aus⸗ 
drückliche Ceſſion in die Rechte des bezahlten Gläubigers tritt. 
Nicht minder käme in Betracht die Beſtimmung des § 79 
Thl. J Tit. 21 des A. L. R., wonach der Nießbraucher, wenn er 
Kapitalszahlungen aus eigenen Mitteln geleiſtet hat, auch ohne 
Ceſſion in die Rechte des von ihm befriedigten Gläubigers tritt. 
VI. C. S. i. S. Juraſchek e. Bujara vom 6. Oktober 1902, 
Nr. 178/1902 VI. 

34. § 578 Tit. 11 Thl. I. 

Die Entſcheidung des Kammergerichts wird ausreichend 
durch die Feſtſtellung getragen, daß dem Anſpruch der 
Bekl. gegen den Kl. auf Zahlung eines Paſſivſaldos von 
4 671 Mark 70 Pf. Spielgeſchäfte zu Grunde liegen, welchen 
nach 8 578 Thl. I Tit. 11 des A. L. R. die Klagbarkeit verſagt 
iſt, wegen welcher Bekl. auch keine Befriedigung aus dem Depot 
des Kl. beanſpruchen kann. Das Kammergericht hat in that⸗ 
ſächlicher Hinſicht erwogen, daß der Kl., welcher Redakteur und 
Verleger der Eiſenbahnzeitung in München iſt, beruflich mit 
der Börſe nichts zu thun habe, daß er nur über ein geringes 
Vermögen zu verfügen hatte, welches mit den eingegangenen 
Engagements in keinem Verhältniß ſtand, daß weder er noch 
die Bekl. an eine reelle Abwicklung dieſer Geſchäfte dachten, daß 
die angeblich für den Kl. gekauften Aktien ihm nie geliefert 
wurden, daß ihm entgegen der Vorſchrift des § 3 des Bank⸗ 
depotgeſetzes niemals die Nummern der Stücke angegeben 
wurden, und daß auch Bekl. ſelbſt die Aktien niemals für den 
Kl. angeſchafft, ſondern lediglich einen Anſpruch gegen die Bank 
des Berliner Kafienvereind auf Lieferung von Aktien gleicher 
Art gehabt habe. Das Kammergericht hat weiter verwerthet, 
daß, obwohl die beiden Ankaufsordres auf Anſchaffung der 
Effekten gegen Kaſſe lauteten und die Beklagte daher nach der 
erfolgten Anſchaffung vom 5. bezw. 9. Juni die Abnahme der 
Effekten erwarten mußte, fie beide Rechnungen doch von vorn⸗ 
herein ſo ausſtellte, daß die Valuta auf ultimo Juni berechnet 
wurde, indem ſie den Kl. im Voraus mit den Kreditzinſen bis 
zu dieſem Zeitpunkt belaſtete. Auf Grund dieſer thatſächlichen 
Feſtſtellungen reſumirt das Kammergericht, daß der Kl., obwohl 
reine Differenzgeſchäfte nicht vorlägen, da die Geſchäfte nicht in 
Jorm von Lieferungskäufen gekleidet, ſondern die Form der 
Kaſſengeſchäfte gewählt ſei, dennoch nur ſpielen wollte, daß ihm 
nur daran lag, daß die von ihm beorderten Geſchäfte in einer Weiſe 
zur Entwickelung gelangten, welche ihn zur Abnahme der gekauften 
Effekten nicht zwang, vielmehr nur in den Büchern der Bekl. 
zum Ausdruck gelangte, während er durch einen formellen 
Verkaufsauftrag wieder ein Geſchäft abſchließen wollte, bei 
welchem in gleicher Weiſe ohne effektive Erfüllung eine Gegen⸗ 
operation bewirkt werden ſollte, die für ihn dann nur in dem 
fich buchmäßig ergebenden Gewinn oder Verluſt Bedeutung 
haben ſollte. Daß dieſe Abſicht des Kl. der Bekl. bekannt war, 
wird aus den gegebenen Umſtänden mit Sicherheit geſchloſſen. 
Dieſe Auffaffung ſteht durchaus im Einklang ſowohl mit der 
früheren für das Gebiet des Preußiſchen Rechts ergangenen 
Erkenntniſſen — vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 30 
Nr. 65 S. 214 fg. und Bd. 34 Nr. 64 S. 264 fg.— als 
auch mit den (in der Juriſtiſchen Wochenſchrift Jahrgang 1902 
S. 257 fg.) mitgetheilten neueren Entſcheidungen vom 4. Januar 
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und 8. März 1902; Rep. I 292/1901 und 393/1901. I. C. S. 
i. S. Königsberger & Lichtenhein e. Schönfeld vom 16. Ok. 
tober 1902, Nr. 144/1902 J. 

IV. Sonſtige Preußiſche Landesgeſetze. 

Jagdpolizeigeſetz vom 7. März 1850. 

35. 8 2. 

Der Streit der Parteien hat ſich vornehmlich darum 
gedreht, ob das Recht der eigenen Jagdausübung, wie vom 
Bekl. unter Berufung auf die Rechtſprechung des Oberverwaltungs⸗ 
gerichts geltend gemacht iſt, nach der Beſtimmung des Jagd⸗ 
polizeigeſetzes vom 7. März 1850 in $ 2 lit. a dem Erwerber 
eines zuſammenhängenden Areals von mindeſtens 300 Morgen 
ſofort trotz eines laufenden, das Terrain mit umfaſſenden 
Jagdpachtvertrages unter Ausſchluß der Rechte des Pächters 
zufällt. Ausſchließlich über dieſen Punkt iſt in der Reviſions⸗ 
inſtanz geſtritten. Derſelbe iſt in einem völlig gleichliegenden 
Falle durch das Urtheil des II. C. S. des R. G. vom 
24. Juni 1902 in Sachen Oſthaus c. Dürr (II. 29. 02.) 
in dem dem Bekl. günſtigen Sinne entſchieden. Der jetzt 
urtheilende Senat hat unter Anerkennung der außerordentlichen 
Zweifelhaftigkeit der Sache dafür gehalten, daß den Gründen, 
auf welche jene Entſcheidung ſich ſtützt, vor denen, auf welche 
die Vorinſtanzen ſich beziehen, der Vorzug gebühre. Es iſt in 
Uebereinſtimmung mit dem angezogenen Urtheile des R. G. 
erwogen: Das oben erwähnte Geſetz vom 7. März 1850 hat 
unter Feſthalten an dem in dem Jagdgeſetz vom 31. Oktober 1848 
im § 3 Abſ. 1 aufgeſtellten allgemeinem Grundſatze, wonach 
die Jagd jedem Grundbeſitzer auf feinem Grund und Boden 
zuſteht, in § 2 lit. a feſtgeſetzt, daß det Grundbeſitzer zur 
eigenen Ausübung des Jagdrechts nur befugt iſt auf ſolchen 
Beſitzungen, welche einen zuſammenhängenden Flächenraum von 
300 Morgen bilden. Daraus iſt zu folgern, daß das eigene 
Jagdausübungsrecht in jedem Augenblick zur Entſtehung gelangt, 
wenn der Erwerb eines Areals von der erwähnten Beſchaffen⸗ 
heit eintritt. Es fragt ſich, ob nicht die Entſtehung dieſer 
Wirkung unvereinbar iſt mit den Vertrags rechten, welche 
derjenige erwirkt, der zuvor die Jagd auf der Feldmark der 
Gemeinde, zu der der betreffende Grundbeſitzer gehört, gepachtet 
hat. Dies iſt zu verneinen, da ſich als Verpächter nicht die 
einzelnen der Gemeinde angehörigen Grundeigenthümer dar⸗ 
ſtellen, ſondern eine bezüglich des gemeinſchaftlichen Jagdbezirks 
durch das citirte Geſetz (§ 4) hervorgerufene Zwangsgenoſſen⸗ 
ſchaft des öffentlichen Rechts. Es können daher die einzelnen 
Grundbeſitzer nicht als Gegenkontrahenten aus dem Pacht⸗ 
vertrage in Anſpruch genommen werden. Auch iſt nicht als 
dem Willen des Geſetzes entjprechend anzunehmen, daß das 
der Gemeindebehörde, welche als Vertreterin der Zwangsgenoſſen⸗ 
ſchaft aufzutreten hat (§ 9 a. a. O.), gegebene Recht (8 10 lit. e 
daſelbſt), die Jagd auf dem gemeinſchaftlichen Jagdbezirke für 
eine Mindeſtzeit von 3 Jahren und eine Höchſtzeit von 
12 Jahren zu verpachten, eine für die Dauer des Pacht— 
verhältniſſes unabänderliche Feſtlegung des Jagdbezirks hervor 
zurufen im Stande iſt. Dem ſteht die Beſtimmung in 
§ 2 lit. b und c entgegen, wonach der Grundbeſitzer das Recht 
der eigenen Jagdausübung auch auf allen dauernd und voll⸗ 
ſtändig eingefriedigten Grundſtücken ſowie auch zur Fiſcherei 
eingerichteten Teichen und ſolchen Juſeln, welche ein Beſitzthum 
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bilden, hat. Unbedenklich iſt es anzunehmen, daß, wenn Ver⸗ 
änderungen an einem Theil des einem einzelnen Grundbeſitzer 
gehörigen Areals eintreten, die ſolchen Theil als unter dieſe 
Beſtimmungen fallend erſcheinen laſſen, damit das Jagdrecht 
des Pächters auf dem betreffenden Terrain aufhört. Damit 
wird aber auch etwas anderes bezüglich des eigenen Jagdrechts 
auf dem Grund und Boden, der zu einer Größe von über 
300 Morgen erweitert iſt, nicht anzuerkennen ſein. Schließlich 
kann noch bemerkt werden, daß auch das Bayeriſche oberſte 
L. G. bei einer für dafſelbe in Betracht kommenden gleichen 
Geſetzeslage die in Rede ſtehende Streitfrage in demſelben 
Sinne entſchieden hat (vergl. Entſch. des erwähnten Gerichts 
Bd. 1 (1901), S. 627 flg.). VII. C. S. i. S. Ebbinghaus 
c. Loebbecke vom 10. Oktober 1902, Nr. 254/1902 VII. 

Allgemeines Berggeſetz vom 24. Juni 1865. 

36. 8 139 C. P. O. 

Die Eutſcheidung wird von der Reviſion des Kl. mit der 
Ausführung angegriffen, daß bei Ausmittelung des entſtandenen 
Schadens inſofern von unrichtigen Grundſätzen ausgegangen 
ſei, als es ſich nach § 148 des Allgemeinen Berggeſetzes um 
Schaden am Grundeigenthum und deſſen Zubehörungen handle, 
alſo hätte gefragt werden müſſen, welchen Schaden das Grund⸗ 
ſtück des Kl., die Gasanſtalt, nebſt zugehoͤrigem Rohrnetz an 
Ertrags⸗ und Kaufwerth durch die Einwirkung des Bergbaus 
erlitten habe. Dies iſt an ſich als richtig zuzugeben und ent⸗ 
ſpricht der Rechtſprechung des R. G. (vergl. z. B. das Urtheil 
des V. C. S. vom 24. Juni 1885 bei Daubenſpeck, Berg⸗ 
rechtliche Entſcheidungen, Bd. 1 S. 243, auch in Gruchot, 
Beiträge, Bd. 30 S. 142 und in Braſſert's Zeitſchrift, Bd. 27 
S. 100). Der Kl. hätte demnach den Schaden geltend machen 
können, den ger außer den erlittenen Verluſten am Ertrage feiner 
Anſtalt etwa durch Verminderung des Verkaufswerths des Grund⸗ 
ſtücks erlitten haben möchte. Es hätte dies um ſo näher gelegen, 
als er bei Einleitung dieſes Prozeſſes die Gasanſtalt ſchon ver⸗ 
kauft hatte, alſo beurtheilen konnte, ob deren Kaufwerth wirklich 
geſunken ſei. Aber gleichviel, er hat das nicht gethan, ſondern 
nur den Schaden eingeklagt, den er durch die verminderte Er⸗ 
tragsfähigkeit des Grundſtücks erlitten hat. Darüber, daß ihm 
nicht mehr zugeſprochen worden iſt, als er ſelber verlangt hat, 
kann er ſich nicht beſchweren und es kann auch nicht anerkannt 
werden, daß bei ſo,bewandten Umſtänden das B. G. nach 8 139 
der C. P. O. die Pflicht oder auch nur das Recht gehabt hätte, 
ihn auf Dinge aufmerkſam zu machen, die er ſelbſt am beſten 
wiſſen mußte. V. C. S. i. S. Lövinſon . Mansfeldſche 
Kupferſchiefer bauende Gewerkſchaft vom 18. Oktober 1902, 
Nr. 220/1902 V. 

Eigenthumserwerbsgeſetz vom 5. Mai 1872. 

37. § 52. 

§ 52 Abſ. 2 handelt nur von der rechtswirkſamen Abtretung 
einer Grundſchuld. Betrifft die Abtretung eine ungültige Grund⸗ 
ſchuld, ſo iſt ſie gegenſtandslos, es ſei denn, daß die Grundſchuld 
eben durch die Abtretung an einen gutgläubigen Erwerber 
Gültigkeit erlangt. Iſt dies nicht der Fall, beſteht die Un⸗ 
gültigkeit vielmehr auch in der Perſon des Erwerbers fort, ſo 
kann nicht davon geſprochen werden, daß eine beſtehende Grund⸗ 


ſchuld abgetreten iſt. Hieran ändert auch die Möglichkeit nichts, 


daß die Grundſchuld in Folge einer weiteren Abtretung Gültig⸗ 
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keit erlangen kann, denn ſolanuge dieſer Fall nicht eingetreten 
iſt, liegt eine rechtswirkſame Abtretung im Sinne des § 52 
Abſ. 2 cit. eben noch nicht vor. Die Frage, ob der Grund- 
ſchuldgläubiger die Grundſchuld in Folge rechtswirkſamer Ab⸗ 
tretung erworben hat, kann mit Rechtskraftwirkung nur zwiſchen 
ihm und dem Grundſtückseigenthümer entſchieden werden. Iſt 
ſie mit dieſer Wirkung im verneinenden Sinne entſchieden, ſo 
iſt dies Ergebniß des Vorprozeſſes als Thatſache auch in Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten unter andern Perſonen, wenn die Frage aufgeworfen 
wird, ob eine rechtswirkſame Abtretung der Grundſchuld ſtatt⸗ 
gefunden hat, anzuerkennen, da eine gegentheilige Beantwortung 
der Frage einen thatſächlichen Widerſpruch mit der rechts⸗ 
kräftigen Aberkennung des auf die Abtretung gegründeten 
Anſpruchs enthalten würde. Ob bei beſonderer Sachlage, wenn 
beiſpielsweiſe behauptet werden konnte, daß die ergangene rechts⸗ 
kräftige Entſcheidung auf Kolluſion der Parteien im Vorprozeſſe 
beruhte, eine andere Beurtheilung geboten wäre, bedarf in 
Ermangelung derartiger Vorausſetzungen im vorliegenden Falle 
keiner Erörterung. (Vergl. Entſch. des R. G. Bd. 7 S. 190.) 
Hiernach hat Bekl. mit Unrecht mit Berufung auf § 52 
Abſ. 2 cit. das Erloſchenſein des eingeklagten perſoͤnlichen 
Anſpruchs behauptet. Ebenſo unbegründet iſt der Vorwurf der 
Reviſion, daß die angefochtene Entſcheidung einen Widerſpruch 
enthalte, indem ſie der Kl. die Herausgabe des Grundſchuldbriefes 
nebſt Ausſtellung einer Löſchungsbewilligung auferlege. Dieſe 
Maßnahmen bezwecken die Sicherſtellung des Bekl. gegen Miß⸗ 
brauch der Schein ⸗Grundſchuld und der Schein ⸗Ceſſion, find 
aber keineswegs unvereinbar mit der Annahme, daß die be⸗ 
treffenden Geſchäfte der Rechtswirkſamkeit entbehren. Auch un⸗ 
gültige Geſchäfte können bei Hinzutritt weiterer Umſtände 
einen Thatbeſtand ergeben, Melcher Rechtswirkung erzeugt. 
I. C. S. i. S. Bergmann c. Frädrich vom 11. Oktober 1902, 
Nr. 153/1902 I. 

Fiſchereigeſetz vom 30. Mai 1874. 

38. § 43 Abſ. 1. 

Das B. G. hat in Uebereinſtimmung mit dem I. R. die 
Beſtimmung in § 43 Abſ. 1 des Fiſchereigeſetzes vom 30. Mai 
1874 auf den vorliegenden Fall für anwendbar erachtet. Dieſe 
Beſtimmung ſtellt ſich als ein auf Schadensverhütung ab⸗ 
zielendes Polizeigeſetz im Sinne des 8 26 Thl. I Tit. 6 
A. L. R. dar, wie ſchon wiederholt vom R. G. anerkannt 
worden iſt (vergl. z. B. Entſch. Bd. 38 S. 271). Da nun 
die Bekl. ſich nicht darauf berufen kann, daß ihr die Ableitung 
der Abwäſſer aus ihrer erſt im Jahr 1898 errichteten Zucker⸗ 
fabrik in die Peene von dem dafür zuſtändigen Bezirksausſchuſſe 
geſtattet worden ſei (§ 43 Abſ. 2 des Fiſchereigeſetzes und 
§ 99 Nr. 1 des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 1883), 
jo würde ihr nach §§ 25 und 26 Thl. 1 Tit. 6 A. L. R. die 
Vermuthung entgegenſtehen, daß, wenn die Kl. in einem Fiſcherei⸗ 
recht bei Gelegenheit der Abwäſſerzuleitung geſchädigt worden 
ſind und ſolche Zuleitung geeignet war den Schaden zu be⸗ 
wirken, der Schaden in der That dadurch verurſacht worden 
ſei, und für dieſen Schaden würde die Bekl. einzuſtehen haben, 
wenn ſie nicht zur Widerlegung jener Vermuthung beweiſen 
kann, daß der Schaden auch bei Befolgung des Polizeigeſetzes 
entſtanden ſein würde, und vorausgeſetzt ferner, daß ihr bei der 
Zuwiderhandlung ein Verſchulden zur Laſt fiel. Das B. G. 
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hat nun die Anſicht der Bekl., daß der § 43 des Fiſcherei⸗ 
geſetzes nur den Schutz noch nicht gefangener Fiſche bezwecke, 
verworfen und angenommen, daß die Kl. durch das Krepiren 
der Fiſche in ihrem Fiſchereirecht geſchädigt ſeien. Dies wird 
damit begründet, daß das Fiſchereirecht nicht bloß die Befugniß 
gebe, Fiſche zu fangen, ſondern auch die Fiſche, ſelbſt von aus⸗ 
wärts und bloß zu einem vorübergehenden Zweck eingeführte, 
im Reviere zu halten und zu transportiren, und daß dies von 
den Kl. gerade im Hinblick auf ihr Fiſchereirecht ausgeübt 
worden ſei. Die Reviſion geht allerdings zu weit, wenn ſie 
die Anſicht wiederholt, daß der § 43 auf den Schutz ſchon 
gefangener Fiſche überhaupt nicht abziele, aber darin muß ihr 
beigetreten werden, daß dieſer Schutz ſich nicht auf Fiſche er- 
ſtreckt, die in einem anderen Fiſchereigebiet gefangen find und 
dann in dem verunreinigten Gewäſſer gefangen gehalten werden. 
(Wird eingehend begründet.) V. C. S. i. S. Pommerſche 
Zuckerfabrik Anklam c. Jonas und Gen. vom 15. Oktober 
1902, Nr. 214/1902 V. 

Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895. 

39. § 10. 

Die Berufung des Fiskus auf den $ 10 des Stempel⸗ 
geſetzes iſt deshalb unbegründet, weil deſſen Vorausſetzung, daß 
nämlich das Entgelt ungetrennt in einer Summe verabredet 
worden ſei, hier fehlt. In dem Vertrage vom 31. Juli 1895 iſt eine 
derartige Vereinbarung nicht getroffen, vielmehr ſollen danach 
die einzelnen Leiſtungen und Lieferungen jede für ſich feſtgeſtellt 
und bezahlt werden (vergl. § 4 des Vertrages „die Zahlungen 
für die Erzeugniſſe von Siemens & Halske ſind fällig mit dem 
Tage der Inbetriebſetzung der einzelnen Wagen u. ſ. w.“). 
Die dem Vertrage ſpäter beigefügte „Aufſtellung zu der Be⸗ 
rechnung der Stempelgebühren vom 12. Auguſt 1899“ enthält 
ebenfalls keine Verabredung eines Geſammtkaufpreiſes ſondern 
lediglich einen Anſchlag des Betrages, auf den ſich die einzelnen 
Poſten (Baulichkeiten, Stromzuführung, Geleisanlage, Wagen⸗ 
park, Bauleitung u. ſ. w.) ſtellen werden, und daſſelbe gilt von 
dem Schreiben der Straßenbahngeſellſchaft an das Stempel⸗ 
ſteueramt vom 24. Auguſt 1900, in dem lediglich angegeben 
iſt, was bei den einzelnen Poſten zu zahlen iſt. VII. C. S. 
i. S. Preuß. Fiskus c. A.⸗G. Siemens & Halske und Gen. 
vom 10. Oktober 1902, Nr. 219/1902 VII. 8. 8. 


Briefkaſten. 
Verantwortlich: Magendantz, Rechtsanwalt am Landgericht I, 
Berlin, Kochſtraße 56. 

Herrn R.⸗A. S. in M.⸗Gl. 

Wie hat die Berufungsſtrafkammer zu verfahren, wenn 
die Staatsanwaltſchaft die Verfolgung einer Beleidigung 
übernimmt, wegen derer eine Privatklage bereits in 
zweiter Inſtanz ſchwebt? 

Sämmtliche Kommentatoren ſind, ſoweit wir ſehen, darüber 
einig, daß in dieſem Falle das Verfahren einzuſtellen iſt (vergl. 
Löwe St. P. O. Anm. 7 zu $ 417, Mamroth Anm. 4 zu 
8417, Hellweg Anm. 7 zu § 417). Dieſe Anſicht vertritt auch 
das Reichsgericht (vergl. Entſch. Bd. VII S. 437, Bd. X 
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S. 237, Bd. XXIX S. 422, Rechtſprechung Bd. V S. 40 
und Bd. VI S. 200). Die Strafkammer darf alſo nicht etwa 
die Sache an die zuſtändige Strafkammer verweiſen. 

Nach der Anſicht von Löwe können jedoch trotz St. P. O. 
§§ 503 Abſ. 2, 496 Abſ. 1 dem Privatkläger die Koſten in 
dieſem Falle nicht auferlegt werden, da er bereits durch die 
Uebernahme der Verfolgung ſeitens der Staatsanwaltſchaft in 
die Stellung als Nebenkläger gebracht ſei, dieſe Einſtellung auch 
als definitive Einſtellung der Unterſuchung, wie ſie § 496 vor⸗ 
ausſetze, nicht anzuſehen ſei. Dagegen iſt Mamroth der An⸗ 
ſicht, daß die Koſten dem Privatkläger auferlegt werden müſſen, 
wenn er dieſe Entſcheidung auch für ungerechtfertigt hält. 

Mit Rückſicht auf die zwingende Vorſchrift des § 496 
Abſ. 1 halten wir die Anſicht Löwe's nicht für zutreffend. Die 
Strafprozeßordnung kennt eine Einſtellung des Verfahrens, die 
nicht definitiv wäre, unſeres Erachtens nicht, und thatſächlich 
wird das Privatklageverfahren durch die Einſtellung definitiv be⸗ 
endet und, wie Löwe a. a. O. ſelbſt hervorhebt, ein ganz neues 
Verfahren eingeleitet. Der Fall liegt in dieſer Beziehung nicht 
anders, als wenn die Einſtellung gemäß § 429 erfolgt, denn 
auch hier bedeutet die Einſtellung des Verfahrens nicht, daß die 
Unterſuchung definitiv beendet iſt. In beiden Fällen wird viel. 
mehr die Verfolgung wegen der Strafthat fortgeſetzt. Die Be⸗ 
theiligung des Privatklägers an dem neuen Verfahren kann aber 
auf die Koſtenentſcheidung ſchwerlich von Einfluß ſein. Trotz 
der offenbaren Unbilligkeit halten wir deshalb die Belaſtung des 
Privatklägers mit den Koſten nach Lage der Geſetzgebung für 
unvermeidlich. 


Perſonal⸗ Veränderungen. 


Zulaffungen. 

Rechtsanwalt Michael Breidenbach beim Landgericht Eſſen; 
— Rechtsanwalt Dr. Friedrich Kübel beim Landgericht Hof; — 
Rechtsanwalt Thormann beim Amtsgericht und Landgericht 
Limburg; — Rechtsanwalt Dr. Cremer beim Amtsgericht 
Düren; — Rechtsanwalt Karl Woldemar Robert Burſian beim 
Amtsgericht Dresden; — Rechtsanwalt Auguſt Prack beim Land⸗ 
gericht Frankfurt a. M.; — Rechtsanwalt Franz Strohmayer 
beim Amtsgericht Kötzting; — Rechtsanwalt Julius Baetcke 
beim Amtsgericht Ahrensburg; — Rechtsanwalt Dr. jur. Richard 
Carl Ludwig Hultzſch beim Amtsgericht Königſtein; — Rechts- 
anwalt Julius Leiſer beim Landgericht Metz; — Rechtsanwalt 
Georg Hecht beim Amtsgericht und Landgericht Bromberg; — 
Rechtsanwalt Johannes von Hülſen beim Kammergericht 
Berlin; — Rechtsanwalt Dr. Max Kollenſcher beim Amts- 
gericht und Landgericht Poſen; — geprüfter Rechtspraktikant 
Friedrich Neubecker beim Landgericht Zweibrücken; — Rechts- 
anwalt Emil Meyer beim Amtsgericht Dahme (Mecklenburg); 
— Rechtsanwalt Dr. Stanislaus Tomaszkiewicz beim 
Amtsgericht und Landgericht Gneſen; — Rechtsanwalt Meyer 
beim Amtsgericht Werl; — Rechtsanwalt Michael Nüchterlein 
beim Landgericht Bayreuth; — Gerichtsaſſeſſor a. D. Witold 
Mielcarzewiez beim Amtsgericht und Landgericht Thorn; 
— Gerichtsaſſeſſor Dr. Bujakowsky beim Landgericht Breslau. 


Für die Redaktion verantwortlich: Juſtizrath Dr. Seelig in Leipzig. Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin 8. 14. 
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Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 
Die Anwaltskammer im Bezirke des Kammergerichts 
zu Berlin hat dem Unterſtützungsfond der Hülfskaſſe eine 
fernere Zuwendung von 5000 Mark gewährt. Der Kammer 
und ihrem Vorſtande iſt für die reiche Beihülfe der auf⸗ 
richtigſte Dank ausgeſprochen worden. 


Litteratur und Zeitſchriften. 
Kitteratur - Befprecyungen. 


1. H. Burkas I, Rechtsanwalt in Leipzig: Aktionär und 
Gläubiger im Konkurſe der Aktiengeſellſchaft. 
Eine Abhandlung über Reſervefonds und Regreßanſpruch. 
Leipzig (Reinboth). Preis 1 M. 50 Pf. 


Dieſe nicht nur klar, ſondern auch feſſelnd geſchriebene 
Abhandlung behandelt die praktiſch ſo wichtige Frage, ob der 
Regreßanſpruch aus der Geſchäftsführung im Konkurſe einer 
Aktiengeſellſchaft in erſter Linie nur den Gläubigern derſelben 
zuſteht oder ob auch die Aktionäre ihn für ſich beanſpruchen 
können. Auf Grund einer in das Weſen der Aktiengeſellſchaft 
tief eindringenden Unterſuchung, insbeſondere einer lichtvollen Aus⸗ 
einanderſetzung der Begriffe „Vermögen“ der Aktiengeſellſchaft 
einerſeits und „Grundkapital“, ferner der Natur des Regreß⸗ 
anſpruchs, gelangt Verf. zu dem Schluſſe, daß die Regreß⸗ 
forderung der Geſellſchaft als Gläubigerin zuſteht. Die 
Gläubiger derſelben haben, ſoweit nicht die Ausnahme der 
55 241 und 249 Abi. 3 Platz greifen, kein Recht, den Anſpruch 
gegen den Schuldner, alſo gegen Vorſtand und Aufſichtsrath 
ſelbſtſtändig geltend zu machen. Ihnen haftet nur, was „ein⸗ 
gelegt iſt“. Formell iſt der Konkursverwalter zur Verfügung 
über den Regreßanſpruch legitimirt, er iſt aber, wenn die 
Generalverſammlung die Geltendmachung beſchließt, nach 88 812, 
816 B. G. B. verpflichtet, ihn den Aktionären ebenſo wie 
ſonſtige keinen Beſtandtheil des Grundkapitals bildende Fonds 
und ſonſtige Vermögensſtücke der Geſellſchaft herauszugewähren. 
Es würde mich hier zu weit führen, die ganze, auch die Geſchichte 
des gegenwärtigen Aktienrechts eingehend verwerthende Beweis⸗ 
führung zu rekapituliren. Der Verf. iſt zu einem für die geſunde 
Beurtheilung des Aktienrechts ſehr werthvollen Reſultat gelangt. 
Denn darin hat er zweifellos Recht: Wenn der Aktionär nicht 
einmal mehr ſeine Mandatare, mögen ſie auch formell die der 
Geſellſchaft ſein, für ſeine Rechnung, ſondern nur für die der 


Gläubiger haftbar machen könnte, wäre allerdings die Anlage 
der Erſparniſſe in Aktien grundſätzlich als leichtſinnig zu ver- 
urtheilen. Die entgegenſtehende Anſicht, die ſich allerdings für die 
vorherrſchende hält, beruht ausſchließlich auf einer grammatiſchen 
Auslegung, der gegenüber der Verf. ſehr treffend geltend macht, 
daß die Juriſterei nicht mit Paragraphen, ſondern mit Begriffen 
arbeiten ſoll, andernfalls Paragraphen öfters nicht begriffen 
werden. 


2. Dr. jur. Küntzel: Der Aufſichtsrath der Aktien- 
geſellſchaft, ſeine Rechte und Pflichten. Leipzig 
(Reinboth). 102 S. Preis 2 M. 

Wir haben bereits mehrfache Vorſchläge zur geſetzlichen 
Reformation des Aktienrechts mit beſonderer Hinſicht auf die 
Pflichten des Aufſichtsraths beſprochen. Als eine der gründ⸗ 
lichſten Unterſuchung dieſer civilpolitiſchen Frage kann die vor⸗ 
liegende Schrift bezeichnet werden. Der Verf. gelangt zu der 
Ueberzeugung, daß ſich nach keiner Richtung hin begründete 
Veranlaſſung bietet, die geltenden Geſetzesbeſtimmungen ſchon 
wieder zu reformiren. Aus den Kalamitäten, die in jüngſter 
Zeit wiederum fo manchen an die falſche Adreſſe der Geſetz⸗ 
gebung gerichteten Nothſchrei veranlaßt haben, mögen vielmehr 
„die Aktienbeſitzer die Lehre ziehen, daß fie ſelbſt ihre Intereſſen 
nicht genügend vertreten haben und verſtehen lernen, daß der 
Beſitz einer Aktie nicht nur der eines gewinnbringenden Werth⸗ 
papiers iſt, ſondern ihnen auch die Wahrnehmung geſchäftlicher 
Intereſſen auferlegt.“ Uebrigens giebt der Verf. mancherlei 
zweckmäßige Vorſchläge für die Abfaſſung der Geſellſchafts⸗ 
verträge, welche den Pflichtenkreis des Aufſichtsraths betreffen. 
Ich trete dem Verf. darin bei, daß man mit der Schaffung 
weiterer Kontrollorgane neben oder über dem Aufſichtsrath 
wenig ausrichten würde. Schließlich kommt alles auf die 
Auswahl der Perſönlichkeiten an, und jura vigilantibus 
scripta sunt. 


3. Dr. Heinrich Frankenberger, Rechtsanwalt in München: 
Handelsgeſetzbuch für das Deutſche Reich (mit 
Ausnahme des Seerechts) nebſt dem Einführungs⸗ 
geſetze. Handausgabe mit Erläuterungen und Sachregiſter. 
II., vollſtändig umgearbeitete Auflage, geb. 8 M. 60 Pf. 
(München, 1902, Schweitzer.) 

Dieſe, vielen Kollegen gewiß ſchon bekannte, Handausgabe 
vereinigt mit dem Vorzug großer Knappheit und Ueberſichtlich⸗ 
keit ihrer Erläuterungen eine, der Praxis genügende Hinweiſung 
auf die wichtigſte Judikatur und Litteratur, beſonders aus der 
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jüngſten Zeit. Der Zuſammenhang des H. G. B. mit dem 
B. G. B. iſt in dieſer neuen Auflage gründlich berückſichtigt. 
Das ausführliche, von Herrn Rechtsanwalt Dr. Ellinga ver⸗ 
fertigte Sachregiſter wird nicht wenig dazu beitragen, die 
praktiſche Brauchbarkeit dieſes Handkommentars zu erhöhen. 


4. Albert Joachim, Rechtsanwalt beim Kammergericht: Die 
Gebührenordnung für Rechtsanwälte vom 7. Juli 1879 in 
der Faſſung vom 20. Mai 1898 nebſt den landesgeſetzlichen 
Gebührenvorſchriften der Bundesſtaaten. Auf der Grundlage 
des Kommentars von Heinrich Walter, Rechtsanwalt und 
Notar a. D. erläutert. I. u. II. Abth. Berlin 1901, 1902 
(H. W. Müllers Verlag). Preis 6 M. 


Gebührenſtreitigkeiten gehören zweifellos zu den unan⸗ 
genehmſten Zwiſchenfällen der Anwaltspraxis, dennoch ſind ſie 
auch bei größter Vorſicht und Beſcheidenheit nicht immer zu 
vermeiden, ſei es nun, daß es ſich um die Feſtſetzung erſtattungs⸗ 
fähiger Gebühren oder auch um die Abrechnung mit der eigenen, 
zumal im Fall eines verlorenen Prozeſſes oft ſehr argwöhniſchen 
und kleinlichen Partei handelt. In ſolchen Fällen war der 
Kommentar von Walter bislang ſtets der vortrefflichſte Rath⸗ 
geber, bei dem man ſich auch in den zweifelhafteſten Fällen Be⸗ 
lehrung ſuchen konnte. Allein durch die am 1. Januar 1900 
in Kraft getretene neue Geſetzgebung hat auch der Inhalt der 
Geb. O. nicht unerhebliche Aenderungen erfahren. Zwar ſind 
die Aenderungen des Textes in der neuen Faſſung vom 20. Mai 
1898 nicht ſehr zahlreich. Tiefgreifender iſt die Umgeſtaltung, 
welche der Inhalt des Geſetzes dadurch erfahren hat, daß das 
B. G. B. und ſeine Nebengeſetze die grundlegenden civilrechtlichen 
Begriffe und Rechtsgebilde theilweiſe abweichend von den bis⸗ 
herigen Landesrechten nunmehr einheitlich ausgeſtaltet hat. Eine 
Neubearbeitung des vortrefflichen Walterſchen Kommentars war 
daher dringend erforderlich, und man wird dem Abſchluß dieſer 
von Herrn Rechtsanwalt Joachim unternommenen ſchwierigen 
Aufgabe allſeits mit einer gewiſſen Ungeduld entgegenſehen. Die 
bislang vorliegende II. Abthheilung iſt bis zum § 37 gediehen, der 
erſchienene Theil des Werkes bietet alſo ſchon für die wichtigſten 
Fälle ein bereites und zuverläſſiges Hülfsmittel, die III. ab⸗ 
ſchließende Abtheilung wird in Kürze erſcheinen. 

Leider wird die Rechtſprechung des Reichsgerichts, die bei 
der früheren Unbeſchränktheit der Beſchwerde in Koſtenſachen in 
alle Winkel des Geſetzes hineinleuchten konnte, in Zukunft nur 
ſpärlich fließen, nachdem die Beſchwerde in Koſtenfachen durch 
das Erforderniß einer nicht unbeträchtlichen Beſchwerdeſumme ſo 
erheblich beſchränkt worden iſt. Man kann nicht ſagen, daß die 
jetzt an Stelle der reichsgerichtlichen Rechtſprechung tretende der 
Inſtanzgerichte ſtets und überall von einem die Thätigkeit des 
Anwalts günftig taxirenden Auslegungsprinzip beſeelt wird. 
Um ſo werthvoller iſt es, in dem neu bearbeiteten Kommentar 
eine kritiſche Zuſammenſtellung und Beleuchtung der abgeſchloſſenen 
Reichsgerichtsjudikatur zu finden, deren Auslegungsgrundſätze 
immerhin in weit höherem Grade, als dies vielfach bei unteren 
Inſtanzen geſchieht, dem prinzipiellen Grundgedanken der Geb. O. 
entſprachen, als welchen der Verf. mit Recht vorwiegend den 
Schutz und die Förderung der wirthſchaftlichen Intereſſen des 
Anwaltsſtandes kennzeichnet. Anſtatt in dubio gegen die An⸗ 
wälte auszulegen, müßte man darnach ſelbſtverſtändlich in allen 
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Zweifelsfällen, ſoweit es mit dem Geiſt und den Intentionen 
des Geſetzes ſonſt vereinbar iſt, ſtets eine benignior interpretatio 
zu Gunſten der Anwälte eintreten laſſen. L. K. 


Lohnanſpruch und Zurückbehaltungsrecht. 
Von Dr. Rohs, Referendar, Cöln. 


Es find nach dem Inkrafttreten des B. G. B. insbeſondere 
ſeitens der Gewerbegerichte zahlreiche Entſcheidungen ergangen, 
welche die Einrede des Zurückbehaltungsrechtes dem Lohnanſpruche 
der Arbeiter, Dienſtboten u. ſ. w. gegenüber ausſchließen, und 
zwar mit der Begründung, daß die Zulaſſung jener Einrede 
das Aufrechnungsverbot des §8 394 B. G. B. geradezu paraly- 
ſiren würde. 

Dieſe Entſcheidungen ſind in bewußter Oppoſitiou gegen 
die von bedeutenden Theoretikern vertretene gegenſeitige Auf: 
faſſung erlaſſen worden; man hat an ihnen feſtgehalten, obwohl 
ſie die Verwunderung des Publikums und den Widerſpruch der 
Preſſe erregt haben. Und iſt es in der That nicht befremdend, 
wenn der beklagte Dienſtherr, der einen Gegenanſpruch gegen 
den klagenden Dienſtboten geltend machen mochte (3. B. aus 
einem von dieſem im Dienſte verübten Diebſtahle), dahin be⸗ 
ſchieden wird: „du mußt deinen Anſpruch mittels einer beſon⸗ 
deren Klage geltend machen“! Das bedeutet für den Dienſtherrn 
den Verluſt ſeines Anſpruches, da Dienſtboten in der Regel 
nichts beſitzeu, was man ihnen nehmen könnte; und andererſeits 
bedeutet es für den Dienſtboten eine Prämie für die Verletzung 
ſeiner Pflichten, da dem Dienſtherrn das Zurückbehaltungsrecht 
am Lohne, die einzige den Dienſtboten empfindlich treffende 
Maßregel, genommen wird. 

Es ſoll nunmehr unterſucht werden, ob ſolche Entſchei. 
dungen dem Sinne des B. G. B. entſprechen. 

§ 394 B. G. B. enthält ein Privilegium, ein Ausnahme⸗ 
recht für beſtimmte Perſonenklaſſen; und ſchon der alte Satz 
„privilegia sunt strictissimae interpretationis“ ſollte zur 
Vorſicht mahnen und den Richter hindern, das B. G. B. noch 
ſozialer zu machen als es ſich ſelbſt gemacht hat. 

In den erwähnten Entſcheidungen iſt implicite der Satz 
ausgeſprochen, daß das Aufrechnungsrecht und das Zurückbehal⸗ 
tungsrecht zwei verwandte Inſtitutionen ſeien, daß jenes Rechts- 
gebilde mit ſeiner ſtärkeren Wirkung nichts anderes als eine 
Weiterbildung dieſes Rechtsgebildes mit ſeiner ſchwächeren Wir⸗ 
kung darſtelle. 

Augenommen dieſe Auffaſſung ſei richtig, ſo müßten wir 
doch fragen: warum ſoll nicht das Geſetz zwar jene ftärkere 
Wirkung haben ausſchließen, die ſchwächere dagegen beſtehen 
laſſen wollen? Man könnte antworten: die wirthſchaftlichen 
Folgen find (wenigſtens in den gedachten Fällen) bei beiden 
Rechtsinſtituten die gleichen, und da gerade dieſe es find, welche 
der § 394 abſchwächen will, fo kommt eine Verſchiedenbeit 
lediglich der juriſtiſchen Wirkungen nicht in Betracht! 

Es iſt richtig, daß das Zurückbehaltungsrecht unter Um— 
ſtänden die gleichen wirthſchaftlichen Wirkungen haben kann wie 
das Aufrechnungsrecht; allein dieſe Möglichkeit beweiſt nech 
nicht die Richtigkeit jener Schlußfolgerung. Es kommt darauf 
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an, was der Geſetzgeber mit jenen Inſtituten bezweckte; ihrem 
Zwecke nach aber ſind ſie durchaus verſchieden. 

Das Zurückbehaltungsrecht iſt ausſchließlich ein Schutz⸗ 
mittel für den Leiſtenden zur Sicherung der ihm gebührenden 
Gegenleiſtung. Das Aufrechnungsrecht dagegen iſt ſeinem eigent⸗ 
lichen Zwecke nach nichts anderes als ein vereinfachtes Zahlungs- 
mittel, wie ſchon die ſyſtematiſche Anordnung des Geſetzes 
ergiebt; wenn das Aufrechnungsrecht thatſächlich auch oft den⸗ 
ſelben Schutz gewährt wie das Zurückbehaltungsrecht, ſo iſt 
dies, juriſtiſch betrachtet, nicht eine beabſichtigte, ſondern eine 
bloß zufällige Wirkung. Wäre der Geſetzgeber beim Auf⸗ 
rechnungsrechte von dem Gedanken ausgegangen: wenn zwei 
Perſonen einander etwas ſchulden, dann fell der eine nicht zu 
leiſten brauchen, ohne die Leiſtung des anderen zu empfangen, 
damit ihm die Gegenleiſtung geſichert iſt, — wäre dies die Abſicht 
des Geſetzgebers geweſen, dann würde er doch wohl das Auf 
rechnungsrecht nicht unabhängig vom Zurückbehaltungsrechte 
geregelt, vielmehr jenes in unmittelbarem Zuſammenhange 
mit dieſem und als deſſen Erweiterung normirt haben. Und 
wäre das Aufrechnungsrecht als Sicherungsrecht gedacht, würde 
dann nicht die Vorſchrift des §S 2733 B. G. B., die Möglichkeit 
der Abwendung durch Sicherheitsleiſtung, auf das Aufrechnungs⸗ 
recht übertragen worden ſein? 

Abgeſehen von ibrem Zwecke ſind jene beiden Rechtsgebilde 
auch ihrer juriſtiſchen Natur nach durchaus verſchieden. Zwar 
beſteht inſofern eine Verwandtſchaft zwiſchen ihnen, als ſie 
beide ſog. Rechte des Könnens („Berechtigungen“) darſtellen. 
Allein dieſe Verwandtſchaft iſt doch nur eine entfernte: das 
Zurückbehaltungsrecht gehört in die große Klaſſe der Einrede⸗ 
rechte; das Aufrechnungsrecht dagegen läßt ſich in dieſer Klaſſe 
nicht unterbringen: ſeine Ausübung bewirkt das Erlöſchen von 
Schuldverhältniſſen; und dieſes Erlöſchen wiederum wird geltend 
gemacht durch eine ſog. Einwendung (auch „rechtsverneinende“ 
Einrede genannt im Gegenſatze zur „rechtshindernden“ Einrede). 
Die Geltendmachung der „rechtshindernden“ Einrede des Zurück 
behallungsrechts dagegen bewirkt lediglich eine Modifikation der 
Leiſtungspflicht, ſie macht die unbedingte zur bedingten Ver⸗ 
pflichtung. Während der Beklagte im Prozeſſe fein Zurück⸗ 
behaltungsrecht unmittelbar geltend macht, läßt ſich das Auf⸗ 
rechnungsrecht prozefjual nicht in ſolcher Weiſe verwenden: der 
Beklagte beruft ſich vielmehr im Prozeſſe lediglich auf die That⸗ 
ſache, ſein Aufrechnungsrecht außergerichtlich geltend gemacht 
zu haben. Auch dieſe bedeutende juriſtiſche, techniſche Ver⸗ 
ſchiedenheit ſollte vor Analogieſchlüſſen warnen. 

Mußte nun auch zugegeben werden, daß in wirthſchaftlicher 
Hinſicht das Zurückbehaltungsrecht häufig die gleichen Wirkungen 
herbeizuführen vermag wie das Aufrechnungsrecht, ſo wird das 
Verbot des § 394 B. G. B. durch die Zulaſſung des Zurück⸗ 
behaltungsrechtes doch keineswegs hinfällig gemacht. Denn das 
Zurückbehaltungsrecht jet regelmäßig Konnexität voraus, findet 
alſo nur in begrenztem Umfange ſtatt. Das Aufrechnungsrecht 
dagegen iſt nicht an dieſe Vorausſetzung geknüpft und hat ſelbſt 
dann ſtatt, wenn die ihrer Entſtehung nach verſchiedenartigſten 
Anſprüche einander gegenüberſtehen. Der Geſetzgeber wollte 
durch $ 394 B. G. B. verhindern, daß der Lohnanſpruch durch 
jede beliebige Gegenforderung in Frage geſtellt werden könne; 
läßt man aber das Zurückbehaltungsrecht in den Fällen der 
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Konnexität zu, ſo bedeutet das nur eine wohlangebrachte und 
billige Beſchränkung des Aufrechnungsverbotes. 

Es war bisher vom Zurückbehaltungsrechte ſchlechthin die 
Rede, oder richtiger, wir nahmen das geſetzliche Retentionsrecht 
des § 273 B. G. B. zum Ausgangspunkte. Neben dem geſetz⸗ 
lichen kommt noch das ſogenannte vertragsmäßige Zurüd. 
behaltungsrecht in Betracht. Zwiſchen beiden Arten beſteht eine 
ſehr nahe Verwandtſchaft, die auch im Geſetze durch die in den 
§§ 320—322 B. G. B. enthaltenen Verweiſungen zum Aus⸗ 
drucke gebracht iſt. Der Unterſchied beſteht im Weſentlichen 
darin, daß das vertragsmäßige Zurückbehaltungsrecht ein und 
dafjelbe Schuldverhältniß vorausſetzt, das geſetzliche dagegen nur 
Konnexität; die Verpflichtung zur Erfüllung Zug um Zug aber 
iſt die gemeinſame Wirkung der Ausübung jener Rechte. 

Dehnt man das Verbot des $ 394 B. G. B. auf das 
Zurückbehaltungsrecht des $ 273 aus, fo wird man nicht um⸗ 
hin können, in gleicher Weiſe mit dem vertragsmäßigen Zurück⸗ 
behaltungsrechte zu verfahren. Das aber hat die Bedeutung, 
daß dem Dienſtvertrage ein großer Theil der Synallagmatik 
genommen wird: in genetiſcher Hinſicht erleidet ſie zwar keine 
Einbuße, in funktioneller Beziehung aber geſtaltet ſich die Rechts⸗ 
lage ſo, daß der Dienſtherr ſich nicht auf die Synallagmatik 
berufen kann, während dem Dienſtboten dieſes Recht ungeſchmälert 
verbleibt; mit anderen Worten: der Dienſtherr hätte in allen 
Fällen vorzuleiſten. Soweit freilich gehen die Gewerbegerichte 
nicht, ſie ſchließen vielmehr nur die exceptio non „rite“ ad- 
impleti contractus aus. Dieſe Verſchiedenheit in der Be. 
handlung der Einrede der Nichterfüllung und der Einrede der 
nicht gehörigen Erſüllung aber iſt durchaus willkürlich, zumal 
das Geſetz dieſe Unterſcheiduug nicht macht: ubi lex non 
distinguit, neque interpretis est distinguere! 

Wir kommen demnach zu dem Ergebniſſe, daß eine Aus⸗ 
dehnung des § 391 B. G. B. in der erwähnten Art dem Sinne 
des Geſetzes nicht entſpricht, weil einerſeits ein Privilegium eine 
Ausdehnung regelmäßig nicht zuläßt, andererſeits die betreffenden 
Rechtsgebilde ſo verſchieden geartet find, daß eine analoge Ueber⸗ 
tragung der Regeln des einen auf das andere nur mit größter 
Vorſicht geſchehen darf; weil ferner ein zwingender Grund für 
ſolche Analogie nicht vorliegt, da das Zurückhaltungsrecht gegen⸗ 
über dem Aufrechnungsrechte nur in ſehr beſchränktem Maße 
ſtattfindet, und weil ſchließlich durch ſolche Ausdehnung des 
§ 394 B. G. B. die Natur des Dienſtvertrages eine andere 
werden würde als die der ſonſtigen gegenſeitigen Verträge. 


Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die vom 1. bis 8. November 1902 
ausgefertigten Entſcheidungen. 

I. Reichsgeſetze. 

Civilprozeßorduung. 

1. 8 7. 

Der Werth des Beſchwerdegegenſtandes iſt — ebenſo wie 
nach § 7 der C. P. O. der Werth des Streitgegenſtandes im 
gegebenen Falle, in welchem der Betrag, um welchen ſich der 
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Werth des dienenden Grundſtücks der Bekl. durch die ſtreitige 
Grunddienſtbarkeit mindert, als größer anzuſehen iſt als der 
Werth, welchen dieſe Dienſtbarkeit für das herrſchende Grundſtück 
des Kl. hat — durch den Betrag der Werthminderung zu be— 
ſtimmen, welchen das Grundſtück der Bekl. und Rkl. in Folge 
des Beſtehens der vom B. G. dem Grundſtücke des Kl. zu⸗ 
erkannten Dienſtbarkeit erleidet. Es erſcheint nicht als glaub⸗ 
haft, daß das Beſtehen der ſtreitigen Dienſtbarkeit für die auf 
dem Grundſtück der Bekl. befindliche, nicht ſehr umfangreiche 
Fabrik von ſo großem Nachtheil iſt, daß dadurch eine bedeutende 
Entwerthung derſelben verurſacht würde, zumal da nach dem 
Urtheile des B. G. es den Bekl. freigeſtellt iſt, durch eine, mit 
nur geringen Koſten verknüpfte theilweiſe Verlegung des ſtreitigen 
Wegs ihre beiden Fabrikgebäude in ihrem gegenwärtigen Beſtande 
zu erhalten, und da im Uebrigen auch keine Anhaltspunkte für 
die Annahme vorliegen, daß ſich etwa bald eine Vergrößerung 
der Fabrikanlage der Bekl. nach der Seite des ſtreitigen Wegs 
hin als nothwendig erweiſen könnte. Unter Berückſichtigung 
aller aus dem feſtgeſtellten Sachverhalte und den Parteibehaup- 
tungen ſich ergebenden, für die Werthbemeſſung erheblicher Um⸗ 
ftände iſt der Werth des Streitgegenſtands für die Reviſions⸗ 
inſtanz auf die Werthklaſſe von 900 bis 1 200 Mark feſtgeſetzt 
worden. II. C. S. i. S. Ohliger c. v. d. Steinen vom 
17. Oktober 1902, Nr. 249/1902 II. 

2. 8 29. 

Auch wenn man der Meinung des Kl. beipflichtet, bei der 
Entſchädigungsklage wegen Nichterfüllung oder nicht gehöriger 
Erfüllung ſei die „ſtreitige Verpflichtung“ im Sinne des § 29 
der C. P. O. ſelbſtändig und losgeloͤſt von dem voraufgegangenen, 
durch Erfüllung bereits erledigten Kaufvertrage zu beurtheilen 
(Entſch. des R. G. Bd. 27 S. 398), wäre für den Kl. nichts 
gewonnen. Denn die Entſchädigungsforderung unterläge in dieſem 
Falle den allgemeinen Grundſätzen über die Erfüllung von 
Geldſchulden und dieſe Grundſätze würden auf Nakel, den Ort 
der Handelsniederlaſſung des beklagten Verkäufers als Er⸗ 
füllungsort hinweiſen (H. G. B. a. F. Art. 324, 325). Ein 
anderer Erfüllungsort kann ſich gerade bei der Wandelungsklage 
nur um deswillen berausftellen, weil der zur Rückgabe der Waare 
erbötige Wandelungskläger bis zur Rückzahlung des Kaufpreiſes 
regelmäßig zugleich ein Zurückbehaltungsrecht an der Waare 
geltend macht und damit, indem er Zugumzugleiſtung fordert, 
den beklagten Verkäufer nöthigt, ausnahmsweiſe am Lagerungs⸗ 
orte der Waare zu zahlen. Dieſer beſondere Sachverhalt iſt bei 
der Minderungsklage, wo Rückgabe der Waare gar nicht in 
Frage ſteht, der Natur der Sache nach ausgeſchloſſen. VII. C. S. 
i. S. Steil c. Baerwald vom 10. Oktober 1902, Nr. 220/1902 VII. 

3. 88 139, 287, 322. 

Durch das Urtheil im Vorprozeſſe erachtete das Prozeß⸗ 
gericht die bleße Behauptung des Eintritts einer 50 prozentigen 
Minderung der Erwerbsfähigkeit für die Begründung eines 
Vermögensſchadens nicht für ausreichend, ſondern fordert einen 
zahlenmäßigen Nachweis des Rückgaugs des Verdienſtes des Kl. 
und wies die Klage wegen mangelhafter unſchlüſſiger Be⸗ 
gründung ab. Liegt danach keine Entſcheidung in der Sache 
vor, ſo kann der erneuten Klage auch nicht die Einrede der 
Rechtskraft entgegenſtehen; ebenfowenig die Einrede der Verjährung. 
Wer mit ſeiner Klage nicht durchdringt, iſt, wenn er es bis 
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zum Urtheil kommen läßt, nicht ſäumig geweien, noch weniger 
hat er bis dahin die Verfolgung ſeines Rechtes auch nur 
vorübergehend aufzegeben. (Wird weiter ausgeführt.) VI. C. S. 
i. S. Große Berliner Straßenbahn A. G. c. Lück vom 
16. Oktober 1902, Nr. 188/1902 VI. 

4. § 147. 

Kl. hat ihre auf Feſtſtellung der Nichtigkeit des Ver⸗ 
äußerungsvertrages gerichtete Klage gegen die Frau K. und den Ehe⸗ 
mann derſelben, nicht gegen ihren Ehemaun angeſtellt. Trotzdem 
werden im Urtheile der erſten Inſtanz nicht nur die Eheleute K., 
ſondern auch der Ehemann der Kl. als Bekl. aufgeführt. Daß 
dieſe Bezeichnung ſich gerade auf die Feſtſtellungsklage bezieht, 
ergiebt ſich daraus, daß letzterer daneben noch die auf die einjt- 
weilige Verfügung hinweiſende Bezeichnung „Provokat“ erhalten 
hat, welche außerdem nur die Ehefrau K., nicht auch deren 
Ehemann, erhalten hat. Im B. U. werden alle drei auf der 
Paſſioſeite betheiligten Perſonen Bekl. genannt. Wenn nun 
auch die Sache betreffend die Feſtſtellungsklage und die betreffend 
die einſtweilige Verfügung durch den Beſchluß vom 10. Februar 
1902 zur gleichzeitigen Verhandlung und Entſcheidung mit 
einander verbunden find, jo kann durch eine ſolche Anordnung 
doch nicht einer Perſon Parteieigenſchaft hinſichtlich eines 
Streits erwachſen, für welchen ihr nach Maßgabe des durch 
zuläſſige prozeſſuale Schritte zum Ausdruck gebrachten Willens 
der Gegenpartei und, nach Umſtänden, ihres eigenen Willens 
die genannte Eigenſchaft nicht ſchon innewohnt, ſondern dies 
würde über die Wirkungsgrenzen der in § 147 der C. P. O. 
vorgeſehene Verbindung mehrerer Prozeſſe hinausgehen. Da der 
Ehemann der Kl. hiernach Parteiſtellung in dem Feſtſtellungs⸗ 
ſtreite nicht hat, ſo durfte in dieſem, wie nicht gegen ihn, ſo 
auch nicht zu ſeinen Gunſten erkannt werden. VII. C. S. i. S. 
Gaßmann c. Kiſchewski und Gen. vom 14. Oktober 1902, 
Nr. 229/1902 VII. 

5. § 191. 

Die Rechtsanwälte M. und S. find aſſociirt. Während 
aber S. im Zwiſchenurtheile als Prozeßbevollmächtigter angegeben 
war, beſorgte M. die Zuſtellung und dieſe ſetzte für den beſchwerde⸗ 
führenden Zeugen die Rechtsmittelfriſt nicht in Lauf. Dazu 
fehlte es an einer für ihn wirkſamen Zuſtellung des Urtheils. 
Beſchluß des VI. C. S. i. S. Krüger c. Krüger vom 27. Oktober 
1902, Bs Nr. 218/1902 VI. 

6. § 233 ff. 

Sit die Einhaltung der Nothfriſt in Folge eines Natur⸗ 
ereigniſſes oder eines anderen unabwendbaren Zufalles nicht 
möglich, ſo findet das Belieben der an der Einhaltung ver⸗ 
hinderten Partei, die angeordneten Maßnahmen hinanszuſchieben, 
ſeine unverrückbare Grenze in der in § 234 Abſ. 1, 2 der 
C. P. O. vorgefehenen zweiwöchigen Ausſchlußfriſt für den 
Wiedereinſetzungsantrag, die mit dem Tage beginnt, an dem 
das Hinderniß gehoben iſt, alſo bei Einforderung eines Armuths⸗ 
zeugniſſes mit dem Tage, bis zu dem die Partei die ihr auf- 
gegebenen, zur Beſeitigung des eutgegenſtehenden Hinderniſſes 
erforderlichen Maßnahmen erledigen konnte. Und zwar iſt hierbei 
ſelbſtverſtändlich auch diejenige Zeit zu berückſichtigen, welche der 
Partei noch bis zum Ablaufe der Nothfriſt, deren Wahrung 
nicht möglich war, zur Verfügung ſtand. Die Auffaſſung, es 
ſei gleichgiltig, ob die Bekl. in keinem Falle, auch bei Ans 
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wendung gehöriger Sorgfalt die Berufungsfriſt hätte einhalten 
koͤnnen, iſt rechtsirrthümlich. Denn in dieſem Falle war ur⸗ 
ſächlich für die Verhinderung der Bekl. au der Einhaltung der 
Berufungsfriſt allein der unabwendbare Zufall, daß das er⸗ 
forderliche Zeugniß der Polizeibehörde bis zum Ablaufe der 
Berufungsfriſt überhaupt nicht zu beſchaffen war, während das 
Verhalten der Bekl. dabei, ſoweit es ſich um Innehaltung des 
Termins handelte, völlig bedeutungslos blieb. Auch wenn ſie 
alle nur mögliche Sorgfalt aufgewendet hätte, die Friſt hätte 
doch nicht gewahrt werden können. Es konnte deshalb auch die 
an ſich feſtſtehende Unmöglichkeit der rechtzeitigen Beſchaffung 
des Zeugniſſes bis zum Ablauſe der Berufungsfriſt die rechtliche 
Natur eines unabwendbaren Zufalls im Sinne des § 233 Abſ. 1 
der C. P. O. dadurch nicht verlieren, daß dabei die Bekl. nicht 
die gehörige Sorgfalt angewendet hatle. Die zweiwöchige Aus⸗ 
ſchlußfriſt des § 23 4 Abſ. 1, 2 der C. P. O. beginnt mit dem 
Tage, an welchem das Hinderniß gehoben iſt, d. h. keine 
Hinderungswirkung hinſichtlich der Wahrung der Nothfriſt mehr 
ausübt (vergl. v. Wilmowski und Levy, Civilprozeßordnung, zu 
§ 212 a. F. Anm. 2, Peterſen und Anger, Civilprozeßordnung, 
zu § 234 unter 1), in dem vorliegenden Falle alſo mit dem 
Tage, an dem die Bekl., mit Rückſicht auf den Beſcheid vom 
6. Januar 1902, nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge das 
Armenrecht für die Berufungsinſtanz bewilligt und auf Grund 
deſſelben einen — bei dem B. G. zugelaſſenen — Rechtsanwalt 
beigeordnet bekommen konnte. Denn von dieſem Tage ab würde 
die, den unabwendbaren Zufall darſtellende unverſchuldete 
Anwaltsloſigkeit der Bekl. weggefallen ſein. Der Zeitpunkt der 
Hebung des Hinderniſſes und daß es ſich nicht früher beſeitigen 
ließ, hat in Fällen der vorliegenden Art, wo der auf § 233 
Abſ. 1 der C. P. O. geſtützte Wiedereinſetzungsantrag erſt nach 
Ablauf des ſich an die verſtrichene Berufungsfriſt unmittelbar 
anſchließenden Zeitraums von zwei Wochen zugeſtellt iſt, der 
Antragſteller gemäß § 236 Nr. 1, 2 der C. P. O. darzulegen 
und glaubhaft zu machen, da er begründen muß, daß er den 
Antrag in der vorgeſchriebenen Friſt geſtellt hat (vergl. Urtheil 
des R. G. vom 6. April 1893, Entſch. Bd. 31 S. 400, v. Wil⸗ 
mowski und Levy, Civilprozeßordnung a. a. O.). Da der Be⸗ 
ſcheid vom 6. Januar 1902 am 8. deſſelben Monats abgegangen 
und alſo, wie auch das B. G. annimmt, vorausſichtlich am 
9. deſſelben Monats der Bekl. zugegangen iſt, ſo handelt es ſich 
bei der Entſcheidung der Frage, bis zu welchem Zeitpunkte die 
Anwaltlofigkeit der Bekl. als eine unverſchuldete gelten kann, 
um die Zeit vom 10. Januar bis 3. Februar 1902 einſchließlich, 
alſo um einen Zeitraum von fünfundzwanzig Tagen. Hiervon 
entfallen acht Tage auf die geſchäftliche Erledigung des wieder⸗ 
holten Armenrechtsgeſuchs der Bekl. vom 27. Januar 1902 
ſeitens des B. G., indem bei ihm das Geſuch am 28. deſſelben 
Monats eingegangen und durch die am 4. Februar 1902 erfolgte 
Ablaſſung des Beſchluſſes vom 3. deſſelben Monats über die 
Bewilligung des Armenrechts an den beigeordneten Rechtsanwalt 
in Naumburg a. S. und an die in Mylau i. S. aufhaltſame 
Bekl. ſelbſt erledigt iſt. Hierbei iſt hervorzuheben, daß das in 
der unverſchuldeten Anwaltsloſigkeit beſtehende Hinderniß durch 
die Bekanntgabe des das Armenrecht bewilligenden Beſchluſſes 
an den darin zugleich beigeordneten Rechtsanwalt als gehoben 
anzuſehen iſt, ſodaß es darauf, daß der Beſchluß vom 3. Februar 
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1902 der Bekl. ſelbſt vorausſichtlich erſt am 5. deſſelben Monats 
zugegangen iſt, nicht ankommen kann (vergl. Urtheil des R. G. 
vom 10. März 1898, Juriſtiſche Wochenſchrift S. 244). Es 
bleiben hiernach ſiebzehn Tage für die Beſchaffung des von der 
Bekl. erforderten, ſeitens der Polizeibehörde in Eilenburg zu er⸗ 
theilenden Zeugniſſes über das Unvermögen des Ehemannes der 
Bekl. zur Beſtreitung der Prozeßkoſten. Daß offenſichtlich 
dieſer Zeitraum zur Beſchaffung des verlangten Zeugniſſes durch 
die Bekl. nicht in vollem Umfange erforderlich geweſen ſei, kann 
nach Lage der Sache nicht angenommen werden. Dazu bedarf 
es vielmehr der thatſächlichen Würdigung aller dabei in Betracht 
kommenden Thatumſtände, ſoweit ſie ſchon jetzt klar zu Tage 
liegen und daher einer beſonderen Darlegung und Glaubhaft⸗ 
machung ſeitens der Bekl. — § 236 Nr. 2 der C. P. O. — nicht 
weiter bedürftig ſind. Es gehören dahin insbeſondere die für 
die Bekl. aus ihrem Aufenthaltsorte ſich ergebende Nothwendig⸗ 
keit zum ſchriftlichen Verkehr mit den betheiligten Behörden, und 
zwar, wie in Verbindung mit dem Stande der Bekl., aus ihren 
bei den Akten befindlichen, von dritter Hand geſchriebenen und 
von ihr nur unterſchriebenen Eingaben zu erſehen iſt, unter 
Zuziehung eines Beiſtandes, ſowie der Umſtand, daß die Polizei- 
behörde in Eilenburg vor Ertheilung des erbetenen Zeugniſſes 
die dafür ausſchlaggebenden perſönlichen und Vermoͤgensverhältniſſe 
des Ehemannes der Bekl. zu ermitteln hatte. Bei ſolcher Sach- 
lage iſt auch hier nicht von vornherein ausgeſchloſſen, daß bei 
Würdigung aller aus der Sachlage erſichtlichen Thatumſtände 
ſich zu der Feſtſtellung gelangen läßt, daß in einem kürzeren 
als ſiebzehntägigen Zeitraum die Bekl., auch bei Anwendung 
gehöriger Sorgfalt, zur Erledigung des Beſcheides vom 6. Januar 
1902 nicht in der Lage geweſen ſei. IV. C. S. i. S. Stock 
c. Stock vom 16. Oktober 1902, Nr. 181/1902 IV. 

7. § 256; verbunden mit H. G. B. 8 66. 

Das B. G. hat der von dem Kl. erhobenen Klage in der 
Geſtalt ſtattgegeben, daß es feſtgeſtellt hat, der Kl. ſei zur Ent⸗ 
laſſung des Bekl. aus dem durch den Vertrag vom 6. Auguſt 
1898 begründeten Dienſtverhältniſſe berechtigt. Von den be⸗ 
ſonderen Erforderniſſen der Feſtſtellungsklage findet es das recht⸗ 
liche JIntereſſe des Kl. an der alsbaldigen Feſtſtellung des 
zwiſchen ihm und dem Bekl. beſtehenden Rechtsverhältniſſes 
damit gegeben, daß jener, wenn eine von ihm ausgeſprochene 
Entlaſſung des Bekl. unberechtigt wäre, er nach dem maß⸗ 
gebenden gemeinen Rechte nicht bloß für die kurze Friſt des 
§ 66 des H. G. B., ſondern möglicherweiſe noch nach 
Jahren — was offenbar ſo viel heißen ſoll wie: auf Jahre 
hinaus — Entſchädigungsanſprüchen des Bekl. aus⸗ 
geſetzt wäre. Dieſe Ausführung iſt rechtsirrthümlich. Die 
Leiſtungs klage, die nach dem von dem B. G. feſtgeſtellten 
Sachverhältniſſe hier im Gegenſatze zu der erhobenen Feſt⸗ 
ſtellungsklage in Frage kommen könnte, wäre die Klage des 
Bekl. aus dem Dienſtvertrage auf Zahlung des ihm vor⸗ 
enthaltenen Gehalts. Dieſer Klage würde der Kl., wenn das 
von ihm gewählte künſtliche Verfahren nicht vorläge, nach Lage 
der Sache mit dem Einwande entgegentreten, daß ihm das 
Verhalten des Bekl. einen wichtigen Grund zur Kündigung des 
Dienſtverbältniſſes im Sinne des § 72 des H. G. B. gegeben 
und daß er dem Bekl. dieſes demgemäß auch ge— 
kündigt habe. Würde der Einwand für begründet befunden, 
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jo würde der Bekl. mit feinem Gehaltsanſpruche abgewieſen, 
andernfalls der Kl. zur Zahlung verurtheilt werden, und zwar 
beſtände die Verpflichtung hierzu in der That für diejenige Zeit, 
für die das Dienſtverhältniß dann noch nach dem Vertrage 
laufen würde. Ebenſo iſt aber der Kl. auch Gehaltsanſprüchen 
des Bekl. noch für Jahre ausgeſetzt bei dem Verfahren, das er 
thatſächlich dieſem gegenüber eingeſchlagen hat. Da er ihm 
nicht nur ſeine weiteren Dienſtverrichtungen unterſagt, ſondern 
auch ſein Gehalt vom Frühjahr 1900 ab einbehalten hat, ſo 
wäre an ſich eine Klage des Bekl. auf Zahlung des ihm vor⸗ 
enthaltenen Gehaltes gegeben, da es in dieſer Beziehung keinen 
Unterſchied begründen kann, ob dem Handlungsgehülfen von 
dem Prinzipale die weitere Zahlung von Gehalt verweigert wird, 
weil er entlaſſen ſei oder weil ihm, dem Prinzipale, ein 
Recht zu ſeiner Entlaſſung zuſtehe. Nur der Einwand, 
daß der Bekl. aus einem rechtfertigenden Grunde entlaſſen ſei, 
würde in einem ſolchen Rechtsſtreite dem Kl. nicht zuſtehen, ſo 
lange er die Entlaſſung des Bekl. nicht wirklich erklärt hätte. 
Gehaltsanſprüchen des Bekl. wäre demnach der Kl. in beiden 
Fällen noch für Jahre ausgeſetzt, und jedenfalls begründet das 
von dieſem thatſächlich eingeſchlagene Verfahren keinen 
beſonderen Thatbeſtand, aus dem ſich ein rechtliches Intereſſe 
an der alsbaldigen Feſtſtellung ſeines Rechtes, den Bekl. aus 
ſeinem Dienſtverhältniſſe zu entlaſſen, ergäbe. Wohl aber könnte 
der Umſtand, daß über die nach Lage der Sache für das Rechts- 
verhältniß zwiſchen den Parteien allein maßgebende Frage, ob 
das vom Kl. behauptete Verhalten des Bekl. jenen zur Ent⸗ 
laſſung des letzteren aus ſeinem Dienſtverhältniſſe berechtige, bei 
regelmäßigem Verlauf der Dinge nur in einem von dem Bekl. 
gegen den Kl. erhobenen Rechtsſtreite wegen Zahlung ferneren 
Gehalts entſchieden werden könnte, daß aber die Erhebung einer 
ſolchen Klage auf Leiſtung an ſich von der Willkür des 
Bekl. abhinge, ein rechtliches Intereſſe des Kl. an der als⸗ 
baldigen Feſtſtellung, daß er nicht ferner zur Zahlung von 
Gehalt auf Grund des Dienſtvertrages vom 6. Auguſt 1898 
an den Bekl. verpflichtet ſei, in ausreichender Weiſe darlegen. 
Denn der Kl. könnte geltend machen, daß er in ſeinen weiteren 
geſchäftlichen Verfügungen, insbeſondere in Bezug auf die Er- 
ſetzung des Bekl. durch einen anderen Gehülfen, ſo lange 
beſchränkt ſei, als nicht ſein Recht zur Entlaſſung des Bekl. 
auf Grund des anſtößigen Verhaltens, deſſen dieſer ſich ſchuldig 
gemacht habe, feſtſtehe. Aber gerade eine hiernach zuläjfige 
negative Feſtſtellungsklage des Kl., daß dem Bekl. keine 
Gehaltsanſprüche gegen ihn zuſtehen, würde die thatſächlich 
erklärte Entlaſſung des Bekl. aus dem Dienſtverhältniſſe 
vorausſetzen. Daraus folgt, daß es bei der gegenwärtigen 
Sachlage an dem zur Erhebung einer Feſtſtellungsklage noth- 
wendigen Erforderniſſe mangelt, daß der Kl. ein rechtliches 
Intereſſe an der alsbaldigen Feſtſtellung des ſtreitigen 
Rechtsverhältniſſes habe. III. C. S. i. S. Piwowarski c. Lipſius 
vom 14. Oktober 1902, Nr. 167/ö 1902 III. 

8. § 256. 

Kl. verlangen Feſtſtellung, daß das Grundſtück in vollem 
Umfange ihrem Erblaſſer verkauft worden ſei. Der B. R. hat 
dieſem Antrage nicht ſtattgegeben, weil es an einem erkennbaren 
Intereſſe der Kl. an der alsbaldigen Feſtſtellung des ſtreitigen 
Rechtsverhältniſſes fehle. Nun hat aber gerade der Bekl. im 
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Laufe des Rechtsſtreits die Rechtslage der Kl. unſicher gemacht 
durch die Behauptung, daß die ſtreitige Fläche von der Ver⸗ 
äußerung ausgeſchloſſen, daß er alſo ihr Eigenthümer geblieben 
ſei. Der I. R. hat dieſen Grund für die Abweiſung der Klage 
verwerthet. Es liegt die Vermuthung nahe, daß, wenn L., der 
mit einer gegen den Kl. erhobenen Klage auf Auflafiung des 
Streitſtücks in einer Inſtanz bereits unterlegen iſt, ſich von der 
Undurchführbarkeit ſeines vermeintlichen Rechtes gegen die Kl. 
überzeugt und nun ſeine durchführbaren obligatoriſchen Anſprüche 
gegen den Bekl. geltend macht, letzterer den Eigenthumsanſpruch, 
deſſen er fi ſchon berühmt hat, durchzuführen verſuchen wird, 
um dem L. gerecht werden zu können. Daraus ergiebt ſich, daß 
der (abgewieſene) Leiſtungsantrag das Intereſſe der Kl. an der 
bewährten Feſtſtellung nicht erſchöpft. V. C. S. i. S. Kühn 
c. Weſtphal vom 11. Oktober 1902, Nr. 209/1902 V. 

9. § 286. 

Die Berufung der beklagten Erben auf das Zeugniß der 
an dem Vertrage vom 21. Januar 1899 betheiligten vier 
weiteren Gründer iſt mit unzuläſſiger Begründung abgelehnt 
worden. Es handelt ſich dabei um die dem Klagevorbringen 
entgegengeſetzte Behauptung, daß die Zahlung von 100 Mark 
auf den Antheil nur einmal uud zwar als Höchſtbetrag einer 
nach dem Geſellſchaftsvertrage zu leiſtenden Zubuße, alſo als 
eine an die Geſellſchaft zu entrichtende Leiſtung nicht aber auch 
noch daneben mittelſt beſonderen Vertrages als eine perſönliche 
Vergütung für die urſprünglichen drei Unternehmer verſprochen 
wäre. Der B. R. hat dieſen Beweis unter der Annahme ab⸗ 
gelehnt, daß die Zeugen über die Abmachungen zwiſchen B. und 
T. nichts wiſſen könnten. Darin iſt eine Beweiswürdigung 
enthalten, die der Beweiserhebung in unzuläſſiger Weiſe voran⸗ 
geſchickt iſt. Die Erheblichkeit der unter Beweis geſtellten That⸗ 
ſache ſelbſt hat der B. R. nicht verneint. Erſt aus der Zeugen⸗ 
vernehmung hätte ſich ergeben können, ob die Zeugen über die 
Abmachungen zwiſchen B. und T. unterrichtet waren oder nicht. 
Der B. R. hält auf Grund der Zeugenausſagen des R. und 
des B. für nachgewieſen, daß dieſe Zeugen ihre Anſprüche dem 
Kl. „zur Einziehung überwieſen“ hätten. Er charakteriſirt dieſe 
Ueberweiſung rechtlich als eine Aſſignation. Auf eine bloße 
Anweiſung hat aber der Kl. ſeine Legitimation nicht geſtützt. 
Sie würde auch unzureichend ſein. Denn, gleichviel ob ſie unter 
der Herrſchaft des neuen oder des alten Rechts zu Stande ge⸗ 
kommen fein ſoll, würde fie eine Verpflichtung des Bekl. gegen- 
über dem Aſſignatar nur im Falle der Annahme durch den 
Bekl. und dann auch eine von der Klageforderung unabhängige, 
eben auf der Annahme ſelbſt beruhende Verpflichtung zur Ent⸗ 
ſtehung gebracht haben. (Vergl. Dernburg, Pandekten Bd. 2 
§ 119 unter d; Foͤrſter⸗Eccius, Preußiſches Privatrecht Bd. 1 
8 95 S. 615; Seuffert's Archiv Bd. 22 Nr. 41 u. A. m.) Es 
läßt ſich aber nicht erſehen, ob nicht dennoch eine Abtretung der 
Forderung zum Eigenthum des Kl. von den Zeugen gemeint 
und nur der Zweck der Abtretung, nämlich eine Einziehung der 
Forderung für Rechnung auch der Cedenten den B. R. auf 
die Annahme geführt hat, daß es ſich um eine „Ueberweiſung 
zur Einziehung“ gehandelt habe. Es bedarf in dieſer Beziehung 
weiterer Aufklärungen, die in geeigneter Weiſe von dem B. G. 
nachzuholen ſein werden. IV. C. S. i. S. Trompeter c. Krebs 
vom 16. Oktober 1902, Nr. 180/1902 IV. 
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10. 88 300, 302, 303, 545. 

In Wirklichkeit iſt nicht ausſchließlich über die Klage d. h. 
nicht ausſchließlich darüber erkannt, ob das Klagebegehren für 
ſich genommen, alſo abgeſehen von rechtshindernden und rechts- 
zerſtörenden Thatſachen in den Klagebehauptungen ſeine rechtliche 
Begründung findet und ob dieſe zugeſtanden oder erwieſen ſind, 
ſondern der B. R. iſt auch auf den von der Bekl. erhobenen 
Einwand der nicht gehörigen Vertragserfüllung, einen gleich der 
Klage ſelbſtändigen Rechtsbehelf, eingegangen und zu ſeiner 
Verwerfung gelaugt. Auch über dieſen Einwand iſt mithin 
durch das Urtheil, wenngleich durch eine ſeinem ſachlichen Inhalt 
nicht völlig kongruente Faſſung der Formel, entſchieden. Hieraus 
folgt aber keineswegs, daß der Rahmen des in § 303 der 
C. P. O. vorgeſehenen Zwiſchenurtheils überſchritten wäre, denn 
es ſteht nichts entgegen, daß die Eutſcheidungen über mehrere 
Angriffs. und Vertheidigungsmittel in einem Zwiſchenurtheile 
zuſammengefaßt werden. Möglich iſt ferner die Deutung des 
B. U., daß über das Einredevorbringen der Bekl. fogar als über 
eine abgeſchloſſene Geſammtheit, mit alleiniger Ausnahme einer 
beſtimmt bezeichneten Aufrechnungseinrede, hat erkannt werden 
ſollen, ſo zwar, daß nach dem Sinne des Urtheils einziger 
Gegenſtand der weiteren Verhandlung die Frage der Begründet⸗ 
heit oder Unbegründetheit der Aufrechnungseinrede und die Kon- 
ſequenz des einen oder anderen für das Endurtheil bleibt, allein, 
auch wenn das Urtheil ſo zu verſtehen iſt und wenn ein ſo 
geartetes Urtheil nicht zuläſſig ſein ſollte, ſo würde in Folge 
davon noch nicht die Reviſion gegen daſſelbe eröffnet fein, ſondern 
die Bekl. hätte erſt demnächſt, wenn nach dem weitern Verlauf 
der Sache die Zurückweiſung ihres Einrederechts in einem mehr 
als zuläſſigem Umfange durch das für den B. R. bindende 
Zwiſchenurtheil ſich als beſchwerend für ſie erweiſt, dies durch 
Reviſion gegen das Endurtheil geltend zu machen, § 548 der 
C. P. O. Die Zuläſſigkeit des Rechtsmittels gegen das jetzt 
vorliegende Urtheil wird dadurch ausgeſchloſſen, daß daſſelbe auch 
im Fall ſeiner berührten Stellung zu dem Einredevorbringen 
der Bekl. den Charakter eines Endurtheils im Sinne der 
§§ 300, 302, 545 nicht angenommen haben, ſondern trotzdem 
eine prozeſſual⸗ interne Entſcheidung bleiben würde. Es ſoll nur 
die Grundlage des demnächſtigen Endurtheils bilden, enthält 
keine Verurtheilung zu einer Leiſtung, auch nicht mit einem eine 
Aufrechnungseinrede betreffenden Vorbehalt, und ebenſowenig die 
Feſtſtellung eines Rechtsverhältniſſes gemäß § 256 der C. P. O., 
welche auch von der Kl. nicht beantragt iſt und deren Voraus- 
ſetzungen fehlten. Unerheblich iſt deshalb auch, ob ein Urtheil 
mit Vorbehalt nach § 302 hätte erlaſſen werden können oder 
gar ſollen. VII. C. S. i. S. Neue Berliner Baugeſellſchaft A.-G. 
c. Berliner Holzkomptoir A.-G. vom 7. Oktober 1902, 
Nr. 213/1902 VII. 

11. $ 314. 

Es ergeben ſich Bedenken gegen das angefochtene Urtheil 
in formeller Beziehung, inſofern der Thatbeſtand nicht genügend 
erſcheint. Nach demſelben müßte angenommen werden, daß die 
Parteien, abgeſehen von dem Inhalte der Schriftſätze vom 
30. November und 14. Dezember 1901, keine neuen, von ihrem 
erſtinſtanzlichen Vorbringen abweichende Behauptungen aufgeſtellt 
haben. Die Gründe des Urtheils ergeben aber, daß der Kl. 
bezüglich des Weges, den er unmittelbar vor dem Unfall gegangen 
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iſt, nicht nur perſönlich bei der Augenſcheinseinnahme vom 
30. Oktober 1901 Angaben gemacht hat, die, wie ſofort noch 
näher zu erwähnen iſt, von ſeinem erſtinſtanzlichen Vorbringen 
weſentlich abweichen, ſondern daß auch ſein Anwalt in der 
mündlichen Verhandlung vor dem B. G. den Sachverhalt den 
neueren Angaben des Kl. gemäß dargeſtellt haben muß (vergl. 
auch den Schriftſatz vom 13. Mai 1901, von dem der That⸗ 
beſtand nicht konſtatirt hat, daß er vorgetragen worden ſei). 
Dieſes Vorbringen hätte in den Thatbeſtand aufgenommen 
werden müſſen. Zwiſchen den Parteien hat in der Berufungs- 
inſtanz vor Allem Streit beſtanden über die Stelle, an welcher 
der Kl. ſich befunden hat, als er von der Lokomotive erfaßt 
wurde, und über den Weg, auf dem er zur Unfallſtelle gelangt 
iſt. Auseinander gehen dagegen die Meinungen beider Inſtanzen, 
bezüglich der Frage, welche der beiderſeitigen Sachdarſtellungen 
der Wahrheit eutſpricht. Das L. G. erachtet, hauptſächlich auf 
Grund der Ausſagen des Zeugen V., als dargethan, daß der 
Unfall ſich im Weſentlichen ſo, wie die Bekl. angegeben, zu⸗ 
getragen habe. Dagegen ſieht das O. L. G. dies zwar nicht 
als widerlegt an, wohl aber iſt es der Meinung, daß die Dar- 
ſtellung des Kl. innerlich glaubhaft, und die entgegenſtehende 
Ausſage des Zeugen V. nicht ſo glaubwürdig ſei, daß ihr aus⸗ 
ſchlaggebende Bedeutung beigelegt werden könnte. Bei dieſer 
Beweiswürdigung iſt, wie die Reviſion mit Recht rügt, ein 
Umſtand unbeachtet gelaſſen, der nicht unberückſichtigt bleiben 
durfte. Nach dem Thatbeſtande des erſten Urtheils hat nämlich 
der Kl. vor dem L. G. den Verlauf der Sache in einer Weiſe 
dargeſtellt, die mit feinen fpäteren Angaben unvereinbar it. 
Während er nach den letzteren ſich immer bewußt geweirn jein 
will, wo er ſich befinde und wie er auf ordnungsmäßigem 
Wege gehen müſſe, um nach ſeiner Wohnung zu gelangen, hat 
er nach dem Thatbeſtaude des erſten Urtheils — im Einklang 
mit dem, was er bei ſeiner Vernehmung durch den Bergaſſeſſor R. 
nach dem von dieſem am 7. September 1900 aufgenommenen 
Protokoll ausgeſagt hat — Folgendes angegeben: Er ſei am 
Tage des Unfalls, nachdem er ſich längere Zeit hindurch in 
Geſellſchaft des Lehrers D. in verſchiedenen Schankwirthſchaften 
aufgehalten gehabt, zunächſt in einen Feldweg eingebogen, ſodann 
aber in der Dunkelheit und aus Ortsunkenntniß auf den Bahn⸗ 
damm „gerathen“; als er geglaubt habe, ſich auf dem Feldwege 
zu befinden, der in der Nähe feiner Wohnung den Bahnkörper 
jchneide, fei er überfahren worden. Iſt nun auch in dieſer 
Angabe kein Zugeſtändniß im Sinne von § 288 der C. P. O. 
enthalten, ſo iſt doch der Widerſpruch, der zwiſchen den ver⸗ 
ſchiedenen Darſtellungen des Kl. beſteht, an ſich befremdlich und 
geeignet, Zweifel gegen die Richtigkeit der zweiten Darſtellung 
und beziehungsweiſe darüber zu erwecken, ob der Kl. noch eine 
genügend klare Erinnerung an die Einzelheiten des Vorgangs 
hat. Das B. G. hat aber lediglich ausgeſprochen, daß aus 
dem Inhalt des R.'ſchen Protokolls vom 7. September 1900 
ein erhebliches Bedenken gegen die Wahrheit der jetzigen An⸗ 
gaben des Kl. nicht zu entnehmen ſei, aber kein Wort darüber 
bemerkt, daß und warum ſolche Bedenken nicht daraus herzuleiten 
ſeien, daß der Kl. mit ſeinen jetzigen Anführungen unvereinbare 
Angaben auch noch im Prozeſſe vor dem L. G. gemacht hat. 
Daß dies geſchehen ſei, mußte Angeſichts des Thatbeſtandes des 
erſten Urtheils angenommen werden (C. P. O. § 314). Das 
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B. U. beruht ſonach auf unzureichender Würdigung des Sach⸗ 
verhältniſſes. Weiter iſt die Beurtheilung, welche die Vor⸗ 
inſtanz der Ausſage des Zeugen V. hat angedeihen laſſen, nicht 
prozeßgerecht. Im Berufungsverfahren war von der Bekl. 
beantragt worden, den Zeugen zu vereiden, das O. L. G. hat 
das abgelehnt und bemerkt hierüber in den Urtheilsgründen, die 
Vereidung erübrige ſich, da das Gericht annehme, daß der Zeuge 
nach beſtem Wiſſen ausgeſagt habe, und ſeine Bekundung 
nur als objektiv nicht zuverläſſig erſcheine. Dieſe Begründung 
zeigt, daß das Gericht — gleich dem Vertreter den Bekl. — 
überſehen hat, daß V. nach dem vorgetragenen Protokoll vom 
27. März 1901 die ſämmtlichen von ihm erſtatteten Ausſagen 
beſchworen hat. Das O. L. G. iſt ſomit bei der Würdigung 
der Ausſage von der aktenwidrigen Annahme ausgegangen, eine 
unbeeidete Ausſage vor ſich zu haben. Die Erheblichkeit dieſes 
prozeſſualen Verſtoßes wird durch den Grund, welchen das 
Gericht für ſeine betreffs der Vereidung der Zeugen gefaßte 
Entſchließung angeführt hat, nicht beſeitigt. Es iſt nicht 
abzuſehen, wie es möglich fein ſoll, daß der Zeuge nach beſtem 
Wiſſen die Wahrheit geſagt hat, wenn die Behauptungen des 
Kl. objektiv richtig ſind. Nicht ohne Grund hat die Reviſion 
bemerkt, eine ſolche Auffaſſung erſcheine nur moglich, wenn 
man annehme, daß der Zeuge an Hallucinationen leide. Die 
in Frage ſtehende Bemerkung des B. G. muß daher, ſolange 
nicht beſondere, ſie rechtfertigende Umſtände dargelegt werden, 
als einen Widerſpruch in ſich enthaltend angeſehen werden. 
Weiter hat das B. G. bei der Würdigung der Ausſage des 
Zeugen, ſoweit fie die Ingaugſetzung des Läutewerks der Loko⸗ 
motive betrifft, um deren Unzuverläſſigkeit zu begründen, ans» 
geſprochen, der Zeuge habe bereits in einem andern Punkte eine 
nicht zuverläſſig erſcheinende Ausſage gemacht. Unmittelbar 
ſchließt ſich dem folgender Satz an: „Der Heizer P. hat gar 
nicht als zweiter Mann die Lokomotive bedient, er hat als 
Rangirer auf dem 6. Wagen geſeſſen“ ꝛc. Der Wortlaut dieſes 
Satzes und der Zuſammenhang laſſen es als das nächſtliegende 
erſcheinen, anzunehmen, es ſolle in dem wiedergegebenen Abſchnitt 
des Satzes der Punkt bezeichnet werden, in welchem V. eine 
nicht zuverläſſig erſcheinende Ausſage erſtattet habe. Iſt das 
die Meinung des B. G. geweſen, fo liegt wiederum eine Akten⸗ 
widrigkeit vor. Denn V. hat niemals bekundet, daß P. als 
zweiter Mann die Lokomotive bedient habe, bei ſeiner Be⸗ 
fragung durch den Bergaſſeſſor R. hat er nur berichtet, er habe, 
nachdem der Zug zum Stehen gebracht geweſen ſei, in Gemein⸗ 
ſchaft mit P. den Kl. unter dem Wagen vorgezogen, ohne an- 
zugeben, wo ſich P. während der Fahrt aufgehalten habe, und 
bei ſeiner Vernehmung im Prozeſſe hat der Zeuge geradezu 
bekundet, er ſei allein auf der Maſchine geweſen. Verſteht man 
aber, was zweifellos auch möglich iſt, den in Rede ſtehenden 
Abſchnitt der Urtheilsgründe dahin, daß in dem erwähnten Satze 
lediglich habe ausgeführt werden ſollen, daß und warum den 
Ausſagen von P. über die Zeit, zu welcher das Läutewerk in 
Bewegung geſetzt worden iſt, kein entſcheidendes Gewicht bei⸗— 
gelegt werden könne, fo würde es an einer Bezeichnung des 
Punktes fehlen, in welchem V. ſchon eine nicht zuverläſſig 
erſcheinende Ausſage erſtattet habe. Hierin müßte ein Mangel 
der Begründung gefunden werden, da ohne ſolche Bezeichnung 
nicht mit zureichender Sicherheit erkannt werden kann, welchen 
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Punkt der Ausſage des Zeugen das B. G. im Auge gehabt hat. 
VI. C. S. i. S. Gewerkſchaft des Steinkohlenbergwerks Lothringen 
c. Fellermaun vom 23. Oktober 1902, Nr. 190/1902 VL 

12. 88 323, 767. 

§ 7 Abſ. 2 des Haftpflichtgeſetzes vom 7. Juni 1871 iſt 
durch Art. 42 des E. G. zum B. G. B. aufgehoben. An ſeine 
Stelle iſt §S 323 der C. P. O. getreten, durch den die Möͤglich⸗ 
keit, auf die Abänderung früherer rechtskräftiger Urtheile zu 
klagen, allgemein gegeben iſt. Dieſe Klage iſt nicht eine Fort⸗ 
ſetzung des durch das frühere Urtheil abgeſchloſſenen Prozeſſes. 
Denn mit ihr wird ein neuer, nachträglich entſtandener That- 
bejtand geltend gemacht, der dem Kl. einen Anſpruch auf die 
Abänderung der durch das frühere Urtheil feſtgeſtellten Leiſtungs⸗ 
pflicht giebt. Zuſtändig iſt, weil § 767 der C. P. O. nicht 
einſchlägt, das Gericht, in deſſen Bezirk der jetzige Bekl. wohnt. 
(Wird weiter ausgeführt.) VI. C. S. i. S. Kienſcherf c. Preuß. 
Eiſenbahnfiskus vom 23. Oftoter 1902, Nr. 170/1902 VI. 

13. § 406. 

Es wird zur Beſchwerde gezogen, daß das B. G. das 
Gutachten des R. verwerthet habe, obgleich R. als techniſcher 
Direktor der klagenden Geſellſchaft kein geeigneter Sach⸗ 
verſtändiger ſei. Dies würde aber den Bekl. nach Befinden 
nur berechtigt haben, den Sachverſtändigen abzulehnen. Dies 
iſt jedoch nicht geſchehen. Wollte man aber gleichwohl ein 
Ablehnungsgeſuch darin finden, daß der Bekl. den R. „als 
zum Sachverſtändigen nicht geeignet“ bezeichnet hat, weil er in 
Dienſten der Kl. ſteht, ſo hätte dieſes erſt nach der Vernehmung 
des Sachverſtändigen geſtellte Geſuch gemäß C. P. O. § 406 
Abſ. 2 doch ſchon deswegen nicht berückſichtigt werden konnen, 
weil nicht nur nicht glaubhaft gemacht worden, daß der Ab⸗ 
lehnungsgrund vorher nicht hätte geltend gemacht werden können, 
ſondern ſogar auf Grund der Thatſache, daß R. bei ſeiner in 
I. J. in Gegenwart des Bekl. und ſeines Prozeßbevollmächtigten 
erfolgten Abhörung als Zeuge über ſeine Stellung bei der Kl. 
Angaben gemacht hat, feſtſteht, daß der geltend gemachte Ab⸗ 
lehnungegrund dem Bekl. vor der Vernehmung des R. als 
Sachverſtändigen bekannt war. Hiernach und da das B. G. 
die dienfiliche Stellung des R. bei der Würdigung feines Gut⸗ 
achtens in Betracht gezogen hat, erweiſt ſich auch jene Rüge als 
unbegründet. VI. C. S. i. S. Franke c. Kittel & Söhne 
vom 16. Oktober 1902, Nr. 191/1902 VI. 

14. 88 705, 706. 

Der Bekl. beſchwert ſich darüber, daß das O. L. G. den 
Beſchluß ſeines Gerichtsſchreibers, wodurch dieſer die Ertheilung 
des Zcugniſſes der Rechtskraft des Verſäumnißurtheils des R. G. 
vom 7. Juli 1902 abgelehnt hatte, beſtätigt hat. Der Grund 
des O. L. G., daß ohne Erbringung eines Nachweiſes über den 
Zeitpunkt der Zuſtellung jenes Urtheils der Gerichtsſchreiber ſich 
nicht von dem Ablaufe der Einſpruchsfriſt überzeugen könne, 
trifft jedoch völlig zu. Wenn der Beſchwerdeführer ſich darauf 
berufen hat, daß das Rechtskraftzeugniß nach $ 706 Abſ. 1 
der C. P. O. „auf Grund der Prozeßakten“ ertheilt werden ſolle, 
ſo verſteht es ſich von ſelbſt, daß man auf Grund der Akten 
nur Das bezeugen kann, was aus ihnen zu erſehen iſt, und 
daß durch jene Ausdrucksweiſe des Geſetzes die Ergänzung der 
Prozeßakten durch andere Beweismittel, fo weit ſolche nöthig 
ſind, nicht ausgeſchloſſen iſt. Der Bekl. wird alſo, wenn er 
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vom Gerichtsſchreiber des O. L. G. das fragliche Rechtskraft- 
zeugniß erlangen will, demſelben zunächſt entweder die Zuſtellungs⸗ 
urkunde, oder ein Zeugniß des Gerichtsſchreibers des R. G., 
daß innerhalb der Einſpruchsnothfriſt ein Schriftſatz zum 
Zwecke der Terminsbeſtimmung nicht eingereicht ſei, vorlegen 
müſſen. Um letzeres Zeugniß zu erlangen, würde er freilich die 
Zuſtellungsurkunde vorher dem Gerichtsſchreiber des Reichs- 
gerichts vorlegen müſſen. Ob, wenn er die Zuſtellungsurkunde 
dem Gerichtsſchreiber des Oberlandesgerichts einreichte, 
dann der letztere dennoch außerdem noch die Vorlegung eines 
Zeugniſſes des Gerichtsſchreibers des R. G. über die Nichtein⸗ 
reichung eines Schriftſatzes zur Terminsbeſtimmung verlangen 
könnte, oder ſeinerſeits von Amtswegen die Akten des R. G. zum 
Zwecke der Ermittlung dieſes Punktes herbeizuziehen hätte, iſt 
hier jetzt nicht zu entſcheiden. Nicht abzuſehen iſt, was der 
Bekl. zur Stütze ſeines Standpunktes daraus gewinnen will, 
daß die C. P. O. im § 706 Abſ. 2 der C. P. O. nicht, wie in 
§ 705 und 5 706 Abſ. 3 von „Rechtsmittel oder Einſpruch“, 
ſendern nur von „Rechtsmittel“ ſpricht. Soll Das zum ar- 
gumentum a contrario dienen, ſo würde dieſes doch nur dahin 
führen, daß, wo ein Einſpruch in Frage ſtände, das im Abſ. 2 
erwähnte Zeugniß für den fraglichen Nachweis nicht genügte, 
nie aber dahin, daß es auf dieſen Nachweis gar nicht ankäme. 
Das argumentum a contrario wäre hier übrigens überhaupt 
nicht angebracht. Die Nichterwähnung des Einſpruches im Abſ. 2 
erklärt ſich ohne Zweifel daraus, daß man nur an den gewöhn⸗ 
lichen Fall gedacht hat, wo das Verſäumnißurtheil mit den 
dazu gehörigen Gerichtsakten bei dem Gerichtsſchreiber 
liegt, der das Rechtskraftzeugniß ertheilen ſoll, nicht, wie hier, 
bei dem Gerichtsſchreiber der höheren Inſtanz. Beſchluß des 
VI. C. S. i. S. Doebbelin c. Ritter vom 27. Oktober 1902, 
Bs Nr. 241/1902 VI. 

15. 58 853, 873. 

Den Vorinſtanzen iſt darin beizutreten, daß das Amts⸗ 
gericht Hoyerswerda, deſſen Beſchluß dem Drittſchuldner zuerſt 
zugeſtellt iſt, das nach §§ 853, 873 C. P. O. für das Ver⸗ 
theilungsverfahren zuſtändige Amtsgericht iſt. Andererſeits ſteht 
feſt, daß bei dieſem Gerichte ein Vertheilungsverfahren in 
vorliegender Sache niemals anhängig geworden iſt, denn der 
Drittſchuldner hat die ihm obliegende Anzeige der Sachlage an 
das Amtsgericht in Breslau erſtattet und dieſem die ihm zu⸗ 
geſtellten Beſchlüſſe ausgehändigt. Das Amtsgericht in Breslau 
hat ſich auch der Durchführung des Verfahrens unterzogen. 
Bei dieſer Sachlage iſt als das Vertheilungsgericht im 
Sinne des $ 879 C. P. O. dasjenige Gericht anzuſehen, bei 
dem das Vertheilungsverfahren thatſächlich anhängig iſt. (Wird 
weiter ausgeführt.) VII. C. S. i. S. Vogel c. Scholz u. Gen. 
vom 7. Oktober 1902, Nr. 210/1902 VII. 

Konkursord nung. 

16. § 1; verbunden mit §§ 3, 6, 22 des Patentgeſetzes 
vom 7. April 1891. 

Der durch die Priorität der Anmeldung begründete An⸗ 
ſpruch auf Ertheilung des Patents unterliegt dem Zugriffe der 
Gläubiger und bildet im Konkurſe einen Theil der Maſſe. Im 
verſtärkten Maße gilt dies nach der Bekanntmachung der An⸗ 
meldung durch das Patentamt. (Wird weiter ausgeführt.) Wenn 
der Gemeſnſchuldner den Anſpruch veräußert, wird den Gläubigern 
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ein für ihre Befriedigung an ſich geeignetes Objekt entzogen. 
Nimmt der Erfinder nach der Eröffnung des Konkurſes die An⸗ 
meldung zurück und iſt ein ſolcher Rechtsakt als wirkſam zu 
betrachten, ſo erliſcht eben der gepfändete Anſpruch, die Pfändung 
wird gegenſtandslos, ein zur Maſſe gehörendes Recht büßt ſeine 
Exiſtenz wieder ein. VII. C. S. i. S. Müllers Konkursmaſſe 
c. Berendt und Gen. vom 3. Oktober 1902, Nr. 204/1902 VII. 

Handelsgeſetzbuch. 

17. 8 59. 

Ein Reviſionsangriff geht dahin, daß die Vertrags- 
beſtimmung, nach welcher der Bekl. die einkaſſirten Beträge 
ſtets prompt an den Kl. einzuſenden habe, ſobald die Summe 
von 500 bis 600 Mark erreicht ſei, dem Bekl. kein Recht 
gebe, und das angefochtene Urtheil überſehe, daß der Prinzipal 
unter allen Umſtäuden einfeitig und maßgebend andere 
Anordnungen über die Einſendung der Gelder treffen konne. 
Es würde allerdings rechtsirrthümlich ſein, wenn das B. G. 
angenommen hätte, eine jede in einem Dienſtvertrage enthaltene 
Beſtimmung ſei Vertragsbeſtimmung in dem Sinne, daß ſie 
nicht nur Pflichten, ſondern auch Rechte des Verpflichteten 
begründe; es würde damit verkannt ſein, daß der Dienſtvertrag 
Ordnungsvorſchriften des Prinzipals enthalten kann, welche 
dieſer jederzeit einſeitig abzuändern befugt iſt. Allein es liegt 
kein Anhalt dafür vor, daß dies überſehen worden iſt. Das 
B. G. ſtellt feſt, daß die Vertragsverpflichtung des Bekl. nur 
dahin gegangen ſei, Kaſſabeſtände, welche die Höhe von 
600 Mark erreicht hatten, an den Kl. abzuliefern und es nimmt 
an, daß dieſe Beſtimmung nur im Wege der Vereinbarung 
habe abgeändert werden können. Es legt alſo die Vertrags- 
beſtimmung dahin aus, daß fie dem Bekl. nicht bloß Ver⸗ 
pflichtungen auferlegt, ſondern auch Rechte gegeben habe. Dieſe 
Auslegung mag erheblichen Bedenken unterliegen; ſie iſt aber 
rechtlich möglich und in thatſächlicher Beziehung einer Nach- 
prüfung des Resiſionsgerichts entzogen. III. C. S. i. S. 
Leopold c. Wild vom 24. Oktober 1902, Nr. 269/1902 III. 

18. Internationales Privatrecht; Erfüllungsort. 

Der B. R. wendet das niederländiſche Recht an, weil 
anzunehmen ſei, daß die Parteien ſich dieſem Rechte hätten 
unterwerfen wollen. Als Grund für dieſe Annahme wird aber 
nur geltend gemacht, daß Rotterdam ſowohl Entſtehungs. wie 
Erfüllungsort für die Verbindlichkeit der Kl. ſei. Das erſtere iſt 
nicht zu beanſtanden, das letztere aber inſofern nicht zutreffend, 
als mit Unrecht der Klauſel eif. eine Bedeutung für den Er⸗ 
füllungsort beigelegt wird. In dem vom B. R. in Bezug 
genommenen Urtheil iſt in Uebereinſtimmung mit der bisherigen 
Praxis ausgeführt, daß ſich die gedachte Klauſel nur auf gewiſſe 
Koſten beziehe und am Erfüllungsorte nichts ändere (vergl. Entſch. 
des R. O. H. G. Bd. 13 S. 437, und des R. G. Bd. 14 
S. 114), alſo das Gegentheil von dem, was der B. R. als 
Inhalt des Urtheils bezeichnet. Demgemäß ermangelt die Au⸗ 
nahme eines für das niederländiſche Recht entſcheidenden Partei⸗ 
willens der Begründung. Ein ſolcher iſt nach der jetzigen Lage 
der Sache überhaupt nicht erkennbar. Demnach würde das 
Recht des Erfüllungsortes, als welcher, ſoweit erſichtlich, 
Glasgow zu gelten haben wird, für die Beurtheilung der 
ſtreitigen Gegenforderung maßgebend ſein. Die Anwendung des 
niederländiſchen Rechtes beruht auf rechtlich unhaltbarer Grund⸗ 
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lage, deren Nachprüfung dem Reviſionsgerichte nicht entzogen 
iſt (Entſch. des R. G. Bd. 6 S. 395). VII. C. S. i. S. 
Klepzig e. Stevenſon vom 24. Oktober 1902, Nr. 241/1902 VII. 

Gebührenordnung für Rechtsanwälte vom 
7. Juli 1879. 

23. Mai 1898. 

19. § 12. 

Die weitere Beſchwerde war ſchon um deswillen als un- 
zuläſſig zu verwerfen, weil die Beſchwerde nach § 12 der 
Gebührenordnung für Rechtsanwälte dem Anwaltszwange unter⸗ 
liegt und daher im gegebenen Falle für die Beſchwerdeführer 
nur durch einen bei dem O. L. G. zugelaſſenen Rechtsanwalt, 
nicht durch dieſe ſelbſt, erhoben werden konnte. Zwar hat das 
O. L. G. zu Dresden in einem Beſchluſſe vom 10. April 1900 
— Annalen des O. L. G. Dresden — angenommen, daß die 
Vorſchrift des § 16 Abſ. 2 des G. K. G., wonach die dort zu- 
gelaſſenen Beſchwerden auf Grund des in § 16 Abſ. 2 a. a. O. 
bezogenen $ 4 Abſ. 3 des G. K. G. dem Anwaltszwange nicht 
unterliegen, analog auf die in $ 12 der Gebührenordnung für 
Rechtsanwälte dem Rechtsanwalt zugelaſſene Beſchwerde an⸗ 
wendbar ſei. Der erkennende Senat bat jedoch nach wieder⸗ 
holter Prüfung dieſer Frage keinen Anlaß, von ſeiner — Entſch. 
in Civilſachen Bd. 10 S. 374 — ausgeſprochenen Meinung 
abzugehen, daß die gedachte Vorſchrift in § 16 Abſ. 2 des 
G. K. G. weder unmittelbar noch im Wege der Analogie auf 
die Beſchwerden nach § 12 der Gebührenordnung für Rechts- 
anwälte anwendbar ſei. Beſchluß des II. C. S. i. S. Schneider 
c. Jung vom 24. Oktober 1902, B Nr. 154/1902 LI. 

Anfechtungsgeſetz vom 21. Juli 1879. 

20. 8 9. 

Wenn die Anfechtung von Rechtshandlungen eines Schuldners 
außerhalb des Konkursverfahrens durch Feſtſtellungsklage nicht 
erfolgen kann, fo beruht dies darauf, daß nach § 9 des Anf. G. 
der Klageantrag beſtimmt zu bezeichnen hat, in welchem Um- 
fange und in welcher Weiſe die Rückgewähr Seitens des 
Empfängers bewirkt werden ſoll, dieſem Erforderniſſe aber durch 
eine Feſtſtellungsklage nicht genügt werden kann. VII. C. S. 
i. S. Gaßmann c. Kiſchewski und Gen. vom 14. Oktober 1902, 
Nr. 229/1902 VII. 

Patentgeſetz vom 7. April 1891. 

21. § 2. 

Es kann unerörtert bleiben, ob in der erſtmaligen Beuutzung 
radial geſtellter Bretter für die Bewegung der Wäſche bei Waſch⸗ 
maſchinen gegenüber den bis dahin im Gebrauche geweſenen 
Daumen oder Zapfen — wie das Patentamt angenommen hat — 
eine patentfähige Erfindung ſtecken würde. Sicher iſt, daß wenn 
derartige um eine Achſe hin und her ſchwingende Flügel oder 
Bretter einmal bekannt waren, deren beſſere und vollkommenere 
Ausgeſtaltung keinen Erfindungscharakter au ſich trägt. Es 
fehlt das Moment des überraſchenden Erfolges. Iſt der Gedanke 
bekannt, dann iſt die tanglichere Anpaffung des aufgezeigten 
Mittels für den Arbeitszweck etwas, das ſich dem aufmerkſamen 
und beobachtenden Techniker aus der täglichen Erfahrung von 
ſelbſt ergiebt. Die Aupaſſung und Verbeſſerung iſt eine Sache 
des Konſtrukteurs, aber nicht des Erfinders. Es kann dafür 
unter Umſtänden der verzugsweiſe auf der neuen Formgebung 
beruhende Gebrauchsmuſterſchutz, aber nicht der Patentſchutz in 
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Frage kommen. I. C. S. i. S. Schmidt c. Scheele vom 
15. Oktober 1902, Nr. 48/1902 I Vn. 

Waarenzeichengeſetz vom 12. Mai 1894. 

22. § 9 Ziff. 3. 

Das B. G. hat ſeine Annahme, daß die beiderſeitigen 
Zeichen verwechſelungsfähig ſeien, nicht ausſchließlich auf die 
Antchten anderer Behörden und zweier Fabrikanten über die 
ſtreitige Frage geſtützt, ſondern es hat vor Allem die dieſen 
Punkt betreffende Annahme des L. G. für gerechtfertigt erklärt 
und ſomit auch die hierauf bezügliche Begründung des land⸗ 
gerichtlichen Urtheils gebilligt, wenn auch unter Hervorhebung 
noch anderer, dieſe Annahme weiter unterſtützender Thatſachen. 
Das L. G. hat aber zunächſt in dem Thatbeſtande ſeines 
Urtheils, auf welchen auch das Kammergericht Bezug genommen 
hat, die beiderſeitigen Waarenzeichen zur Genüge beſchrieben 
und ſodann in deſſen Begründung auf Grund der von ihm 
vorgenommenen Vergleichung derſelben unter Berückſichtigung 
der vorhandenen Abweichungen im Einzelnen hauptſächlich den 
Geſammteindruck erörtert, den die beiderſeitigen Zeichen auf den 
Beſchauer machen und namentlich auf das kaufende Publikum 
machen müſſen. Indem hiernach das B. G. dieſe Begründung 
des landgerichtlichen Urtheils für zutreffend erklärte, hat es ſich 
dieſelbe vollſtändig angeeignet und zwar auf Grund einer vou 
ihm ſelbſt vorgenommenen Prüfung der äußeren Erſcheinung 
der beiderſeitigen Zeichen. II. C. S. i. S. Scherer e. Meßtorff, 
Behn & Co. vom 21. Oktober 1902, Nr. 189/1902 II. 

Geſetz zur Bekämpfung des unlauteren Wett- 
bewerbes vom 27. Mai 1896. 

23. § 6. 

Der Bekl. K. greift mit ſeiner Reviſion mit Unrecht die 
Annahme des Kammergerichts an, daß er durch feine Mit⸗ 
theilung in dem Schreiben vom 1. Oktober 1900, der Kl. habe 
ihn und Mo. aus geſuchten Gründen ihrer Stellung enthoben, 
eine Behauptung thatſächlicher Art aufgeſtellt habe. Die Be- 
kanntgabe der den Empfängern der Mittheilung unbekannten 
Thatſache der Dienſtentlaſſung der beiden Angeſtellten des Kl. 
enthält unzweifelhaft die Behauptung einer Thatſache, eines 
konkreten Geſchehniſſes. Durch die weitere Mittheilung, daß die 
Entlaſſung aus geſuchten Gründen erfolgt ſei, wird der That⸗ 
ſache ein Urtheil beigefügt. Dieſer Zuſatz eutkleidet aber die 
Mittheilung nicht ihrer Eigenſchaft als einer thatſächlichen und 
ſtempelt ſie nicht zu einem Urtheil um. Das Kammergericht 
konnte vielmehr ohne Rechtsirrthum die aufgeſtellte Behauptung 
in ihrer Geſammtheit als eine thatſächliche auffaſſen und hat 
nicht verkannt, daß zwiſchen Thatſachen und Urtheilen ein Unter⸗ 
ſchied beſteht. II. C. S. i. S. Keller e. Kluge und Morgen- 
ſtern vom 14. Oktober 1902, Nr. 178/1902 II. 

24. 89. 

Das Kammergericht vermißt vor Allem das zur Anwendung 
des § 9 des Geſetzes erforderliche Vorliegen eines Geſchäfts⸗ 
geheimniſſes. In dieſer Beziehung hat das Kammergericht 
in ſeinen eigenen Ausführungen und durch die Bezugnahme auf 
die „zutreffenden“ Ausführungen des L. G. nur die Thatſachen 
berückſichtigt, daß die Verkäuflichkeit des Mi. ' ſchen Verlages 
durch die öffentlichen Bekanntmachungen allgemein bekannt war, 
daß ferner Kaufverhandlungen zwiſchen dem Kl. und Mi. ſchwebten 
und daß in denſelben ein Stillitand eingetreten war. Auch 
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wird erwogen, es ſei nichts dafür geltend gemacht worden, daß 
die Thatſache, daß der Kl. auf den Mi.' ſchen Verlag geboten 
habe, als Geheimniß behandelt worden ſei. Dabei iſt die 
weſentlichſte der zur Begründung des Vorhandenſeins eines 
Geſchäftsgeheimniſſes vom Kl. vorgebrachten Thatſachen, daß 
nämlich ihm von Seiten des Mi. das Verlagsgeſchäft zum 
Preiſe von 15000 bis 18000 Mark angeboten worden iſt, 
während daſſelbe öffentlich zu einem Preiſe von 60000 Mark 
ausgeboten wurde, von den Vorderrichtern gar nicht beachtet 
worden. Demnach hat das Kammergericht auch nicht verneint, 
daß die Thatſache, daß der Mi. ' ſche Verlag dem Kl. für 
15000 bis 18000 Mark angeboten worden iſt, ein Ge— 
ſchäſtsgeheimniß des Kl. geweſen ſei. Die Möglichkeit der An⸗ 
nahme, daß dieſe Thatſache ein Geſchäſtsgeheimniß des Kl. 
geweſen ſei, erſcheint naheliegend. Konnte es dem Kl. gelingen, 
durch den Erwerb des Mi. ſchen Verlagsgeſchäfts zu einem vor- 
theilhaften Preiſe feinen Geſchäfts⸗ und Kundenkreis erheblich zu 
vergrößern und ſeinen Abſatz zu vermehren, ſo war die in Rede 
ſtehende Thatſache von großer Wichtigkeit für ihn und beſonders 
für feinen gewerblichen Wettkampf, und waren die Bekannt- 
gabe der Thatſache und die Verwerthung derſelben durch Andere 
geeignet, den Kl. zu ſchädigen. Ein beſonderer Nachweis, daß 
die Thatſache im Geſchäfte deſſelben als Geheimniß behandelt 
worden ſei, war nicht unbedingt erforderlich und dann ent— 
behrlich, wenn wegen der Wichtigkeit der Thatſache die Geheim 
haltung von ſelbſt geboten war. Der Kl. behauptet, daß ſeine 
Angeſtellten K. und Mo. während ihrer Auſtellung bei dem 
Kl. das in Rede ſtehende Geſchäftsgeheimniß unbefugt an L. zu 
Zwecken des Wettbewerbes verrathen hätten. Die Anſtellung 
von K. und Mo. bei dem Kl. endete mit dem 30. September 
1900 und die Geſellſchaft derſelben mit L. begann am 1. Oktober 
1900. Zur Zeit der Handlung, der Mittheilung des angeblichen 
Geſchaftsgeheimniſſes an L., der keine geſchäftlichen Beziehungen 
zum Kl. hatte, beſtand alſo zwiſchen den Mittheilenden K. und 
Mo. einerſeits und L. andererſeits kein Geſellſchaftsverhältniß, 
war dieſer nicht ihr „socius“ und konnten die Erſteren, da ſie 
ſich noch nicht ſelbſtändig gemacht hatten, vielmehr noch An⸗ 
geſtellte des Kl. waren, nicht das Geheimniß für ſich aus⸗ 
nutzen. Sie konnten nur aus der früher begangenen That in 
ihrem ſpäter begründeten Geſchäft nachträglich die Früchte ge⸗ 
nießen. Hierdurch wurde die That aber nicht eine erlaubte, 
wenn ſie zur Zeit ihrer Begehung unter die Beſtimmungen des 
§ 9 fiel, weil damals K. und Mo. thatſächlich ein Geſchäfts— 
geheimniß an L. als einen „Andern“ im Sinne des § 9 zum 
Zwecke des Wettbewerbes unbefugt verrathen haben. Der Vorder- 
richter hätte näher begründen müſſen, warum trotz der hier 
hervorgehobenen, unſtreitigen Thatſachen ein unbefugter Verrath 
des angeblichen Geſchäftsgeheimniſſes zu Zwecken des Wett⸗ 
bewerbes an einen Andern nicht vorliege, warum insbeſondere 
L. zur Zeit der an ihn erfolgten Mittheilung des angeblichen 
Geſchäftegeheimniſſes nicht als „ein Anderer“ im Sinne des § 9 
anzuſehen ſei. Auch hätte das Kammergericht prüfen ſollen, ob 
die Bekl. K. und Mo., wenn nicht auf Grund des § 9 des 
Wettbewerbes, ſo doch auf Grund ihrer aus dem Dienjtvertrage 


herzuleitenden Verpflichtungen oder auf Grund des § 826 des 5 
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Geſetz betr. die Geſellſchaften mit , 
. vom 20. Mai 1898. 

8 55. 

5 dem, was die Bekl. in den Inſtanzen vorgetragen 
hatte, konnte kein Zweifel daran beſtehen, daß die Stamm⸗ 
einlage, womit der Kl. beim Abſchluſſe eines Kaufvertrages ſtatt 
volle Zahlung des Kaufpreiſes zu erhalten, der beklagten Gejell- 
ſchaft beitreten ſollte, von den Betheiligten als eine Erhöhung 
des urſprünglichen Stammkapitals der Geſellſchaft aufgefaßt war. 
Von dieſem Standpunkte ausgehend hat der B. R. aus $ 55 
Abſ. 1 des Geſetzes betreffend die Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung (in der Faſſung von 1898) in Verbindung mit 8 125 
des B. G. B. mit Recht abgeleitet, daß dieſe Zuſage nichtig war, 
weil die geſetzliche Vorſchrift nicht beobachtet worden iſt. Denn 
aus der Bedeutung der Form folgt, daß es auch keinen Anſpruch 
auf Erfüllung der Form aus eiuem Vorvertrage geben kann, 
welcher der im Geſetz verlangten Form nicht entſpricht (Entſch. 
des R. G. in Civilſachen Bd. 50 S. 48). 

Wäre nämlich die Vereinbarung der Zuſage einer Stamm⸗ 
einlage, wie der Bekl. geltend gemacht hatte und an ſich der 
Kl. nicht zu beſtreiten ſchien, als eine in und mit dem Kauf- 
geſchäfte vereinbarte Erfüllungsmodalität des Kaufpreiſes und 
folgeweiſe als Theil des einen, das Kaufgeſchäft mit um⸗ 
faſſenden, einheitlichen Rechtsgeſchäfts zu beurtheilen, ſo würde 
nach § 139 des B. G. B. die Nichtigkeit jenes Theiles des 
Rechtsgeſchäfts die Nichtigkeit des ganzen Rechtsgeſchäftes be⸗ 
gründen, es ſei denn, daß das Rechtsgeſchäft ohne den nichtigen 
Theil vorgenommen jein würde. Wenn aber das ganze Rechts⸗ 
geſchäft nichtig wäre, ſo würde es dem Anſpruch des Kl. auf 
Zahlung des Kaufpreiſes an der rechtlichen Begründung fehlen. 
Das B. G. hätte das ihm vorliegende Thatſachenmaterial auch 
nach dieſer Seite zu prüfen gehabt. Danach beruht die an- 
gefochtene Entſcheidung auf einen Mangel in der Begründung 
in Folge Nichtberückſichtigung des § 139 des B. G. B. Die 
Entſcheidung der Fragen, ob ein Rechtsgeſchäft im Sinne der 
obigen Darlegungen vorliege und folgeweiſe die Vereinbarung 
der Zuſage einer Stammeinlage ein Theil dieſes Rechtsgeſchäftes 
ſei ſowie ob das Kaufgeſchäft auch ohne jene Zuſage vorgenommen 
ſein würde, fällt zum Theil in das Gebiet der Thatſachen⸗ 
würdigung und iſt in dieſem Umfange dem Richter der Thatfrage 
vorzubehalten. II. C. S. i. S. Waldhotel Villingen c. Jonas 
vom 17. Oktober 1902, Nr. 182/1902 IT. 


II. Das Gemeine Recht. 


26. Grunddienſtbarkeit; Erfitzung. 

Das B. G. hat nicht verkannt, vielmehr ſieht es für erwieſen 
an, daß das Wegerecht durch Erſitzung erworben iſt von der 
Stadtgemeinde Seeſen für das Publikum, mithin nicht 
nur für die Bewohner der Stadt Seeſen, ſondern auch für aus⸗ 
wärtige Perſonen, welche die Gemeinde Seeſen aufſuchen und 
hierdurch in die Lage kommen, den bezeichneten Weg vom Bahn⸗ 
hof zur Stadt oder in umgekehrter Richtung zu benutzen. In 
der Rechtſprechung des R. G. iſt es für rechtlich ſtatthaft er- 


klärt, durch Vertrag einer Gemeinde ein Wegerecht in der 


Ausdehnung einzuräumen, daß das Recht nicht blos von den 


B. G. B. dem Kl. gegenüber zum Schadenserſatz verpflichtet Angehörigen der Gemeinde, ſondern von dem geſammten Publi- 


ſeien. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 


kum ſolle benntzt werden dürfen; denn der Umfang, in welchem 
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eine einer Gemeinde zuſtehende Servitut rechtlich zu exiſtiren 
vermöge, könne nur abhängen von dem Umfange des bezüg- 
lichen Intereſſes der Gemeinde (vergl. Entſch. des R. G. in 
Civilſachen Bd. 14 Nr. 54 S. 214 ff.) Es ſteht aber in recht- 
licher Beziehung auch nichts eutgegen, daß eine Gemeinde im 
Wege der Erſitzung eine Dienſtbarkeit in dieſem Umfange er⸗ 
wirbt. Der Gemeindebezirk ſtellt ſich in folchem Falle als der 
territoriale Kreis dar, in deſſen Intereſſe das Wegerecht nicht 
nur für die Gemeindeglieder oder Ortseiugeſeſſenen, ſondern auch 
für die im Gemeindebezirk verkehrenden Auswärtigen in Anſpruch 
genommen und ausgeübt wird. Zum Erwerb der Erſitzung 
kann die Benutzung des Weges durch die Auswärtigen mitwirken, 
wenn dieſe in der Meinung, ein Recht der Gemeinde auszuüben, 
alſo für die Gemeinde handeln (I. 1 8 7, l. 3 84 D de itin. 
actuque privato 43. 19). Andererſeits können die Angehörigen 
der Gemeinde die Beſitzhandlungen in der Meinung und mit dem 
Willen vornehmen, daß auch Auswärtige, welche die Stadt be⸗ 
ſuchen, an dem Wegerecht theilnehmen. Der Reviſion kann 
nicht zugegeben werden, daß unter allen Umſtänden die Abſicht 
der berufenen Vertreter der Gemeinde, ein Recht für die 
Gemeinde auszuüben, nachgewieſen werden müſſe. Die Abſicht 
der Rechtsausübung muß bei denjenigen Perſonen vorhanden 
ſein, welche die Befitzhandlung für die Gemeinde vornehmen, 
und es können dieſe Perſonen je nach Lage des Falls als Ver⸗ 
treter der Gemeinde bei der Erfitzung angeſehen werden. Die 
von der Reviſion in Bezug genommene Entſcheidung des R. G. 
(Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 44 S. 145 — 147) ſteht 
dem nicht entgegen; es handelte ſich damals um die Frage, ob 
das einzelne Gemeindemitglied zur klageweiſen Verfolgung der 
ſervitutiſchen Rechte der Gemeinde aktiv legitimirt ſei, und hin⸗ 
ſichtlich dieſer Frage wird bemerkt, daß der Einzelne nicht ohne 
weiteres als Vertreter der Gemeinde angeſehen worden könne. 
Das B. G. hat feſtgeſtellt, daß die Ausübung des Wegerechts 
von den Gemeindeangehörigen und Dritten für die Gemeinde 
erfolgt iſt. Auch der Entſcheidungsgrund, daß es genüge, 
wenn die überwiegende Mehrheit der Meinung war, 
ein Recht auszuüben, und daß es nicht ſchade, wenn Ein⸗ 
zelne anderer Anſicht waren, kann als rechtsirrthümlich nicht 
bezeichnet werden. III. C. S i. S. Braunſchweigiſche Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft e. Stadtgemeinde Seeſen vom 17. Oktober 1902, 
Nr. 175/1902 III. 

27. Grunddienſtbarkeit. 

Die Ausführungen des B. R. geben zu Bedenken Anlaß, 
wonach das den Kl. zuſtehende Fenſterrecht ohne Weiteres auch 
das Recht auf ungehinderte Licht⸗ und Luftzuführung (s. ne 
luminibus officiatur und non altius tollendi) in ſich begreife. 
Eine Dienſtbarkeit dieſes Inhalts iſt negative ſtändige Gebäude⸗ 
dienſtbarkeit. Solche Rechte ſind aber, wie gegenwärtig un⸗ 
beftritten iſt, der Erfitzung grundſätzlich nur dann zugänglich, 
wenn der der Dienſtbarkeit entſprechende Zuſtand mit Wiſſen 
und Willen des Verpflichteten rechtsverwährte Zeit hindurch be⸗ 
ſtanden hat. Rechtsbeſitz in dieſem Sinne kann deshalb nur 
durch Vertrag oder durch Verbot des Berechtigten, dem ſich der 
Verpflichtete unterworfen hat, erworben werden. Dementſprechend 
haben auch die Kl. nach Ausweis des erſtinſtanzlichen, in das 
B. U. übergegangenen Thatbeſtandes behauptet: ein Voreigen⸗ 
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thümer des Bekl. habe unter Anerkenutniß der Dienſtbarkeit vor 
zwanzig Jahren auf Widerſpruch des klägeriſchen Vaters von 
der beabſichtigten Bebauung des ſtreitigen Raumes Abſtand ge⸗ 
nommen. Dieſe Behauptungen hätte der B. R. nicht ungewürdigt 
laſſen dürfen. Denn nur im Falle ihrer Bewahrheitung wäre 
die Verurtheilung des Bekl. zur völligen Beſeitigung der Be⸗ 
dachung gerechtfertigt geweſen, vorausgeſetzt, daß das ſeiner Zeit 
erlaſſene und befolgte Verbot auch das Anbringen des Daches 
in ſich begriffen hat oder daß das vom Verpflichteten abgegebene 
Anerkenntniß auch als Verzicht hierauf aufgefaßt werden muß 
(quantum prossessum tantum praescriptum). Das an- 
gefochtene Urtheil war deshalb inſoweit jedenfalls aufzuheben. 
Allerdings iſt vom vormaligen Obergericht Wolfenbüttel die 
Meinung vertreten worden, ein Fenſterrecht des jetzt ſtreitigen 
Inhalts, wenn ſchon nicht negative Dienſtbarkeit begreiſe dennoch 
das Recht in ſich, innerhalb und oberhalb der von den aus⸗ 
ſchlagenden Fenſterflügeln beſchriebenen Halbkreiſe den Luftraum 
des Nachbars zur ungeſchmalerten Zuführung von Licht und Luft 
zu benutzen (Seuffert's Archiv Bd. 20 Nr. 17, dagegen Bd. 2 
Nr. 139; Bd. 6 Nr. 15). Dieſe Erweiterung des Fenſterrechtes 
iſt mit dem wirthſchaftlichen Gebrauchszwecke der Fenſter gerecht⸗ 
fertigt und in ſofern vielleicht auch unbedenklich, als in Konſequenz 
hiervon auch bei nach innen zu öffnenden Fenſtern ein Recht auf 
Licht⸗ und Luftbezug in gewiſſem Umfange zugeſtanden werden 
müßte. Immerhin wird angenommen werden dürfen, wenn nach 
den einſchlagenden örtlichen Verhältniſſen der Zweck der Fenſter⸗ 
Öffnungen nicht wohl ein anderer als der des Licht- und Luft⸗ 
bezugs ſein kann, wenn dieſer Zweck auch, wie insbeſondere bei 
nach außen ſchlagenden Fenſtern, dem Eigenthümer des dienen ⸗ 
den Grundſtücks nicht verborgen bleiben kann und wenn er ſich 
hierzu gleichwohl duldend verhält, daß dann ſein Schweigen 
Zuſtimmung zur Rechtsausübung bedeuten und dem Berechtigten 
auch Rechtsbeſitz in jenem weiteren Umfange verſchaffen kann. 
Wenn der B. R. unter dieſen Geſichtspunkten anderweit die 
Frage der Erſitzung prüft, ſo wird auch nicht unerwogen bleiben 
dürfen, daß nach der Behauptung des Bekl. die betreffenden 
Fenſter ſeit fünfzehn Jahren, wenn auch erſt nach vollendeter 
Erſitzung, vernagelt und übertapezirt geweſen ſeien. Wäre dem 
ſo, ſo wird von einem durch die Lage der Oertlichkeit gegebenen 
Licht. und Luftbedürfniſſe, dem die Anlage der Parterrefenſter 
abzuhelfen beſtimmt geweſen ſei, kaum geſprochen werden können. 
Auch darüber würden nur die örtlichen Verhältniſſe entſcheiden 
können, inwieweit etwa die ſtreitige Bedachung zu beſeitigen 
wäre, um jenes Bedürfniß zu befriedigen, insbeſondere ob hierzu 
nicht Dachöffnungen oder Dachfenſter ausreichend ſein ſollten. 
Denn mag auch die einmal konſtituirte Dienſtbarkeit den Be⸗ 
rechtigten dazu befugen, jede wenngleich geringfügige Störung 
ſeines Rechtes zu verhindern (Seuffert's Archiv Bd. 31 Nr. 303), 
ſo kann doch die Rückſicht auf das Bedürfniß des herrſchenden 
Grundſtücks und der Grundſatz von der ſchonenden Ausübung 
jeder Dienſtbarkeit auch für die Beſtimmung des Rechts umfanges 
ſelbſt nicht außer Acht gelaſſen werden, wenn die Berechtigung 
ſelbſt gerade aus den wirthſchaftlichen Bedürfniſſen des mit dem 
Fenſterrecht ausgeſtatteten Grundſtücks abgeleitet wird. VII. C. S. 
i. S. Gronau c. Prüſſe und Gen. vom 21. Oktober 1902, 
Nr. 251/1902 VII. 8. 8. 
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Beilage 13 der Zuriſtiſchen Wochenſchrift 


N 75 vom 6. Dezember 1902. 


Urtheile und Beſchlüſſe des Reichsgerichts zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
und zum Einführungsgeſetz. 


216. 


Zu Art. 170 Einf. Geſ. zum B. G. B. und 


§ 326 des B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts III. C. S. i. S. Lübke 
c. Baxmann vom 10. Oktober 1902, Nr. 226/1902 III. 
Vorinſtanz: O. L. G. Celle. 


Aufhebung des Berufungsurtheils. 

Das Berufungsgericht geht davon aus, daß in einem Falle 
wie dem vorliegenden, in welchem das Schuldverhältniß, nämlich 
der zwiſchen W. und dem Beklagten abgeſchloſſene Kaufvertrag, 
am 13. Oktober 1899, alſo vor dem Inkrafttreten des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs, entſtanden iſt und der Verzug des Schuldners 
erſt nach] dieſem Zeitpunkte (vorliegend am 4. Oktober 1900) 
eingetreten iſt, für die Wirkungen dieſes Leiſtungsverzuges in 
Bezug auf das Rücktrittsrecht des Gläubigers nicht die bisherigen 
Geſetze maßgebend bleiben, ſondern daß ſich dieſe Wirkungen nach 
den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtimmen. Dieſe Ent⸗ 
ſcheidung enthält eine nicht richtige Anwendung des Artikels 170 des 
Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche, nach welchem 
für ein! Schuldverhältniß, das vor dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs entſtanden iſt, die bisherigen Geſetze 
maßgebend bleiben. Darnach ſind alſo auch die Wirkungen 
eines nach dieſem Zeitpunkte eingetretenen Leiſtungsverzuges hin⸗ 
ſichtlich des Rücktrittsrechtes des Gläubigers in Bezug auf ein 
vor dieſem Zeitpunkt entſtandenes Schuldverhältniß nach den 
bisherigen Geſetzen zu beurtheilen, da inſoweit eine Ausnahme 
von dem Grundſatz des Artikels 170 im Einführungsgeſetze 
nicht gemacht worden iſt. Es iſt anzunehmen, daß für das 
Rücktrittsrecht des Gläubigers als Wirkung des Leiſtungsverzugs 
des Schuldners bei einem vor dem Inkrafttreten des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs entſtandenen Schuldverhältniſſe in dem Falle 
die bisherigen Geſetze maßgebend bleiben, wenn der Leiſtungs⸗ 
verzug erſt unter der Herrſchaft des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
eingetreten iſt. Denn es handelt ſich in dieſem Falle um den 
Umfang des Rechtsgeſchäftes bezüglich des Gegenſtandes der 
Erfüllung, indem der Gläubiger befugt iſt, anſtatt Erfüllung 
zu fordern von dem Vertrage zurückzutreten. Es iſt im Sinne 
der Motive das Rücktrittsrecht wegen Leiſtungsverzugs als innere 
Entwickelung des Schuldverhältniſſes und als eine Thatſache, 
welche mit der konkreten Beſchaffenheit deſſelben in einem be⸗ 
dingenden Zuſammenhange ſteht, aufzufaſſen, indem der Leiſtungs⸗ 
verzug durch das Verhalten des Schuldners gegenüber der ihm 
obliegenden Verpflichtung beſtimmt wird und alſo inſofern der 
Inhalt des Schuldverhältniſſes von Einfluß iſt. Es wird daher 
von der Rechtſprechung (Urtheil des Reichsgerichts vom 
5. November 1901 in Sachen Hübner wider Eckert, VII 260/1901, 


in Juriſtiſcher Wochenſchrift von 1901 S. 867/868) angenommen, 
daß die Vorausſetzungen des Leiſtungsverzugs in einem 
Falle wie dem vorliegenden ſich nach altem Rechte beſtimmen. 
Daſſelbe wird von dem Rücktrittsrecht des Gläubigers als 
Wirkung des Leiſtungsverzugs zu gelten haben, zumal im 
Zweifel mit Rückſicht auf den Wortlaut des Artikels 170, da 
die Motive formell nicht Beſtandtheil des Geſetzes geworden 
ſind und nur unter der Vorausſetzung theoretiſcher Richtigkeit 
hinſichtlich des Geſetzesinhalts Bedeutung haben, das alte Recht 
bezüglich früher entſtandener Schuldverhältniſſe anzuwenden iſt. 
Endlich kommt in Betracht, daß die §8 325, 326 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs einen prohibitiven Charakter nicht an ſich 
tragen, alſo auch entgegen dem Artikel 170 des Einführungs- 
geſetzes rückwirkende Kraft nicht in Anſpruch nehmen. — Dieſe 
Entſcheidung ſteht nicht im Gegenſatz zu der ſtändigen auch von 
dem erkennenden Senate gebilligten Rechtſprechung des Reichs ⸗ 
gerichts, wonach die Höhe der Verzugszinſen vom 1. Januar 1900 
an bei vorher entſtandenen Schuldverhältniſſen lediglich nach dem 
Bürgerlichen Geſetzbuche ſich richtet. (Wird näher begründet.) 


— — — — — 


217. 


Zu 8 259 des B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Weſtermann 
c. Lenger vom 18. September 1902, Nr. 149/1902 VI. 


Vorinſtanz: O. L. G. Hamm. 


Theilweiſe Aufhebung. 

Die Vorſchrift in § 139 des Allgemeinen Landrechts Thl. I 
Tit. 14 ſtimmt mit § 259 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ſachlich 
ganz überein. Darnach können Belege nur ſo weit gefordert 
werden, als ſie ertheilt zu werden pflegen, oder wie es im § 139 
heißt, erforderlich ſind, wobei die Frage, wann ſie erforderlich 
ſind, in Ermangelung beſonderer Abreden nach der Verkehrsſitte 
zu entſcheiden iſt. 


218. 
Zu 88 327, 346— 356, 634, 636 des B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Hannoverſche 
Holzbearbeitungs- und Waggonfabrik A.⸗G. c. Hilles 
Nachlaßkonkurs vom 3. Oktober 1902, Nr. 161/1902 II. 
Vorinſtanz: O. L. G. Dresden. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 
Nach § 636 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ſollen auf 
den Fall der nicht rechtzeitigen Lieferung des Werkes die für die 
89 


Wandelung geltenden Vorſchriften des § 634 Abſ. 1 bis 3 mit der 
Maßgabe entſprechende Anwendung finden, daß an die Stelle des 
Anſpruchs auf Wandelung das Recht des Beſtellers tritt, nach 
§ 327 von dem Vertrage zurückzutreten. Unter der vor⸗ 
geſchriebenen entſprechenden Anwendung wird zu verſtehen 
ſein, daß der Fall der nicht rechtzeitigen Lieferung dem der 
Lieferung eines mit Mängeln behaſteten Werkes gleich zu 
behandeln iſt. Danach kann dem Unternehmer, wie im letzteren 
Falle zur Vornahme einer Ausbeſſerung der Mängel, jo im 
erſteren Falle zur nachträglichen Lieferung des Werkes von 
dem Beſteller eine angemeſſene Friſt mit der Erklärung beſtimmt 
werden, daß er die Beſeitigung des Mangels bezw. die nad- 
trägliche Lieferung nach dem Ablaufe der Friſt ablehne 
($ 634 Abſ. 1), und nur ausnahmsweiſe, unter Anderm dann, 
wenn die ſofortige Geltendmachung des Rechts zum Rück⸗ 
tritt durch ein beſonderes Intereſſe des Beſtellers gerecht- 
fertigt wird, kann von der Beſtimmung einer Friſt abgeſehen 
werden ($ 634 Abſ. 2). 

Faſſung und Wortlaut des § 634 Abſ. 1 und 2 deuten 
darauf hin, daß in dieſer Geſetzesſtelle nur das Recht des 
Beſtellers, im Falle des Vorhandenſeins eines beſondern Juntereſſes 
ohne vorherige Friſtbeſtimmung vom Vertrage zurück— 
zutreten, nicht auch die Verpflichtung deſſelben, das Rücktritts. 
recht ſofort geltend zu machen, feſtgeſtellt werden ſollte und 
feſtgeſtellt worden iſt. Dies wird zur Gewißheit dadurch, daß 
im 8 636 Abſ. 1 hinſichtlich des dem Beſteller eingeräumten 
Rücktrittsrechtes auf § 327 verwieſen und in dieſem die ent⸗ 
ſprechende Anwendung der 88 346 bis 356 vorgeſchrieben wird. 

Der Werkunternehmer hat nur das im § 355 zugelaſſene 
Recht der Friſtbeſtimmung als Mittel, ſich gegen die Möglichkeit 
zu ſichern, daß der Beſteller, wenn einmal das Recht zum 
Rücktritt für ihn durch ein beſonderes Intereſſe gerechtfertigt iſt, 
zu einer beliebigen Zeit und ſogar noch bei der Ablieferung des 
fertiggeſtellten Werkes den Rücktritt vom Vertrage erklärt. 


219. 


Zu 88 676, 823, 826 des B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts W. C. S. i. S. Witkowski 
c. Röder & Co. vom 6. Oktober 1902, Nr. 175/1902 VI. 


Vorinſtanz: Kammergericht Berlin. 


Zurückweiſung der Revifion. 

Das Berufungsgericht hat den Beklagten wegen ver- 
ſchiedener Aeußerungen, in denen eine falſche Auskunftsertheilung 
gefunden worden iſt, der Klägerin für ſchadenserſatzpflichtig 
erklärt. Daß hier kein Vertragsverhältniß zwiſchen den 
Parteien vorlag, iſt außer Zweifel. Was aber die unter dieſen 
Umſtänden hier in Betracht kommenden Rechtsnormen anlangt, 
ſo erfordert zunächſt das Bürgerliche Geſetzbuch zur Begründung 
der Schadenserſatzpflicht zweifellos eine vorſäͤtzliche Schadens- 
zufügung. Der § 676 des Bürgerlichen Geſetzbuchs hat in 
dieſer Beziehung nur negative Bedeutung, indem er ſelbſt 
keinerlei Anſpruch für Fälle dieſer Art einführt. Es kommt 
nur auf die Beſtimmungen über die Haftung aus unerlaubten 
Handlungen an, und da von dieſen der § 823 Abſ. 1 einen 
Anſpruch wegen bloß fahrläſſiger Schadenszufügung nur 


für den Fall der Verletzung eines beſtimmten Rechtes gewährt, 
wovon hier nicht die Rede ſein kann, ſo ſchlägt hier zunächſt 
nur der § 826 ein, der die Schadenserſatzpflicht an eine gegen 
die guten Sitten verſtoßende vorſätzliche Schadenszufügung 
knüpft. Daß eine wiſſentlich falſche Auskunftsertheilung im 
Zweifel gegen die guten Sitten verſtoßen würde, iſt andererſeits 
unbedenklich anzunehmen, und beſondere Gründe für eine ab- 
weichende Auffaſſung dieſes konkreten Falles ſind nicht geltend 
gemacht oder erſichtlich. Auch aus § 823 Abſ. 2 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs in Verbindung mit § 263 des Strafgeſetzbuchs 
könnte übrigens unter Umſtänden eine Schadenserſatzpflicht wegen 
falſcher Auskunftsertheilung abgeleitet werden; aber da es ſich 
dann um einen Betrug im ſtrafrechtlichen Sinne handeln 
müßte, doch gleichfalls, immer nur unter Vorausſetzung einer 
vorſätzlichen Beſchädigung. 

Die Ausführungen des Kammergerichts, namentlich gegen 
den Schluß der Entſcheidungsgründe, laſſen keinen Zweifel mehr 
darüber beſtehen, daß das Berufungsgericht poſitiv hat feſtſtellen 
wollen, daß der Beklagte die Möglichkeit ſchädlicher Folgen 
ſeiner Mittheilungen für die Klägerin wirklich erkannt habe. 
Das reicht aber aus, um die ſodann eingetretene Schädigung 
der Klägerin als eine vom Beklagten vorſätzlich bewirkte zu 
charakteriſitren; wofür das Kammergericht mit Recht auf die gemein⸗ 
rechtliche Entſcheidung des I. Civilſenats in den Entſch. des R. G. in 
Civilſachen Bd. 23 Nr. 25 (insbeſondere S. 131 f. und 135 ff.) 
Bezug genommen hat. Es genügt die Feſtſtellung, der Beklagte 
habe gewußt, daß ſeine Auskunft möglicher Weiſe die 
Klägerin zur Kreditgewährung an A. beſtimmen werde. Daß 
aber eine wiſſentlich falſche Auskunftsertheilung auch ſchon dann 
vorliegt, wenn man günſtige Auskunft ſo giebt, als ob man 
das mitgetheilte Günſtige wiſſe, während man in Wirklichkeit in 
der erheblichen Beziehung überhaupt nichts weiß, alſo auch 
nicht poſitiv von der Richtigkeit der gemachten Angaben über⸗ 
zeugt iſt, das iſt vom Reichsgericht ſchon öfters ausgeſprochen 
worden, jo z. B. vom I. Civilſenate in der gemeinrechtlichen 
Sache I. 12/91 (gedruckt bei Bolze, Praxis des Reichsgerichts 
Bd. 12 Nr. 384). 


220. 


Zu SS 762, 764 des B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts I. C. S. i. S. Schäfer 
ce. Reinach vom 8. Oktober 1902, Nr. 145/1902 J. 


Vo rinſtanz: O. L. G. Caſſel. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Der Senat hält an der von ihm in den Entſcheidungen 
vom 4. Januar und 8. März dieſes Jahres I. 292/01 und 
393/01 ausgeſprochenen Anſicht in Bezug auf die Behandlung 
des Differenzeinwandes bei Kaſſageſchäften feſt. Danach formulirt 
§ 764 des Bürgerlichen Geſetzbuchs nur das bisher geltende 
Recht, und es iſt ſomit für den Begriff des Differenzgeſchäftes 
nach altem, wie nach neuem Rechte an ſich weſentlich der Unter. 
ſchied zwiſchen dem vereinbarten Preiſe und dem Börjen- und 
Marktpreiſe der Lieferungszeit. Die erwähnte geſetzliche Be- 
ſtimmung iſt daher unmittelbar auf Kaſſageſchäfte nicht an⸗ 
wendbar, ſondern nur auf Zeitgeſchäfte, bei denen um die 
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Differenz des vereinbarten Preiſes mit dem Preiſe der fingirten 
Lieferungszeit geſpielt wird. Solchen Geſchäften muͤſſen aber 
nach der Abficht des Geſetzes gleichgeſtellt werden ſogenannte 
Kaſſakäufe, bei denen die Kontrahenten ebenfalls darüber einig 
find (oder doch die Abſicht des einen Theils erkennbar war), 
daß in Wirklichkeit das gehandelte Papier nicht gekauft werde, 
ſondern dem angeblichen Känfer oder Einkaufskommittenten nur 
der unmittelbar nach dem Vertrage notirte Börſenpreis belaſtet 
und ſpäter der Börſenpreis eines angeblichen Verkaufstages 
gutgeſchrieben werden ſollte. Eine ſolche Vereinbarung wäre 
ein reiner Spielvertrag und daher ſchon nach Bürgerlichem 
Geſetzbuch § 762 (bezw. den allgemeinen, den Spielvertrag be 
treffenden Regeln des alten Rechts) klaglos. (Wird näher aus⸗ 
geführt). 


221. 
Zu 88 873, 1114, 1117, 1132, 1163 des B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Grimm c. Kunze 
und Gen. vom 25. Oktober 1902, Nr. 236/1902 V. 


Vorinſtanz: O. L. G. Frankfurt a. M. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Eine Hypothek, bei welcher die Ertheilung des Hypotheken— 
briefs nicht ausgeſchloſſen iſt, entſteht zwar auf Grund der 
Einigung des Eigenthümers des Grundſtücks mit dem Gläubiger 
durch die Eintragung im Grundbuche (Bürgerliches Geſetzbuch 
§ 873); ſie ſteht aber bis zur Uebergabe des Hypothekenbriefes 
an den Gläubiger dem Eigenthümer zu (8 1163 Abſ. 2), der 
Glaͤubiger erwirbt ſie erſt, wenn ihm der Brief von dem Eigen⸗ 
thümer des Grundſtücks übergeben wird (§ 1117 Abſ. 1). Sind 
auf der Eigenthümerſeite mehrere Perſonen vorhanden, ſei es, 
daß das Eigenthum des belaſteten Grundſtücks mehreren Perſonen 
nach Bruchtheilen zuſteht (§ 1114) oder daß die Hypothek auf 
mehreren Grundſtücken verſchiedener Eigenthümer als Geſammt⸗ 
hypothek eingetragen iſt (§ 1132): ſo muß der Hypothekenbrief 
dem Gläubiger von den ſämmtlichen Eigenthümern übergeben 
bezw., falls der Gläubiger bereits im Beſitze des Briefes iſt, 
die Einigung über den Uebergang des Eigenthums am Briefe 
auf den Gläubiger ($ 1117 Abſ. 1, § 929) von den ſämmt⸗ 
lichen Eigenthümern mit dem Gläubiger getroffen werden. 


222. 


Zu SS 1133, 1134 B. G. B. 
Beſchluß des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Gerſtler 
c. Geſellſchaft zur Nutzbarmachung der Maranſen 
Waſſerkräfte in Allenſtein vom 15. Oktober 1902, 
B Nr. 170/1902 V. 
Vorinſtanz: O. L. G. Königsberg. 


Aufhebung der Voreuntſcheidung. 

Der Grund, aus welchem der Berufungsrichter die Fällig— 
feit der Hypothek herleitet, trifft nicht zu. Die Beklagte ſoll 
eine Verſchlechterung des Grundſtücks, durch welche die Sicher 
heit der Hypothek gefährdet worden ſei, dadurch herbeigeführt 
haben, daß ſie es unterließ, die abgelaufene Veiſicherung der 


aufſtehenden Gebäude gegen Feuersgefahr zu erneuern. Der 
Kläger hat ihr zur Beſeitigung dieſes Mangels, alſo zur Er- 
neuerung der Verſicherung im September 1901 (vor Anſtellung 
der Klage) eine einwöchentliche Friſt geſetzt; die Beklagte hat 
aber weder während dieſer Friſt noch überhaupt bis jetzt die 
Verſicherung erneuert. Der Berufungsrichter findet hierin den 
Thatbeſtand des § 1133 des Bürgerlichen Geſetzbuchs und er⸗ 
achtet daher den Kläger für berechtigt, nach dem Ablaufe der 
Friſt ſofort Befriedigung aus dem Grundſtücke zu ſuchen. Auch 
dieſer Ausführung kann nicht beigetreten werden. 

Das Reichsgericht hat allerdings unter der Herrschaft des 
Preußiſchen Grunderwerbsgeſetzes vom 5. Mai 1872 in der 
Nichterneuerung des Verſicherungsvertrages für Gebäude und 
mithaftendes Zubehör eine Verſchlechterung des Grundſtückes im 
Sinne des § 50 jenes Geſetzes gefunden, aber damals ſprach 
das Geſetz überbaupt nur von „erheblichen Verſchlechterungen 
des Grundſtücks“, die den Gläubiger, wenn feine Sicherheit 
gefährdet wird, berechtigen ſollten, „bei dem Prozeßrichter 
Sicherungsmaßregeln zu beantragen, auch ſeine Befriedigung 
vor der Verfallzeit zu fordern.“ Zu einer Unterſcheidung, wie 
fie das Bürgerliche Geſetzbuch in §§ 1133 und 1134 zwiſchen 
der bereits eingetretenen und der zu beſorgenden Verſchlechterung 
des Grundſtücks aufſtellt, bot das damalige Recht keinen Anhalt. 
Nachdem nun aber das jetzt geltende Recht dieſe Unterſcheidung 
getroffen hat, und zwar mit verſchiedenen Wirkungen je nachdem 
der eine oder andere Fall vorliegt, iſt auch zu der Frage Stellung 
zu nehmen, ob in der Nichterneuerung von Verſicherungsverträgen 
eine Verſchlechterung des Grundſtücks im Sinne des § 1133 zu 
finden oder ob ſie, weil ſich aus ihr nur die Beſorgniß einer 
Verſchlechterung ergiebt, dem § 1134 au unferjtelien iſt. Das 
Reichsgericht hat 5 

— in Uebereinſtimmung mit den Kommentaren ven 
Planck, Note 2b zu § 1133, Foerſter⸗Turnau, 2. Auf⸗ 
lage Note 6 zu § 1133, und Fuchs S. 439 unter 3b — 
die Frage im Sinne der zweiten Alternative beantwortet. (Wird 
näher bꝛgründet.) 


223. 
Zu §§ 1134, 1135 des B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts V. C. S. i. S. A.⸗G. in Firma 
Bromberger Bank für Handel und Juduſtrie c. Silber— 
mann vom 18. Oktober 1902, Nr. 415/1902 V. 


O. L. G. Marienwerder. 


Zurückweiſung der Reviſion. | 

Wenn der Berufungsrichter zunächſt dem rs: 
gläubiger einen doppelten geſetzlichen Weg, ſich gegen Entwerthung 
des Pfandgrundſtücks zu ſichern, nämlich den des § 935 der 
Civilprozeßordnung und den im § 1134 Abſ. II des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs gegebenen, zugeſteht, jo beſchwert dies Feines- 
falls die Klägerin, die auch in dieſer Richtung keinen Angriff 
erhebt. Das angefochtene Urtheil ſtellt jedoch die zwei weiteren 
Rechtsſätze auf: 

1. daß ein bloßes Unterlaſſen, hier die ungenügende Feld- 
beſtellung, nicht unter die Beſtimmungen des Abſ. II 
des § 1134 des Bürgerlichen Geſetzbuchs falle, 

39 
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2. daß nach dem Zuſammenhalt von § 1134 Abſ. 1 und 
§ 1135 des Bürgerlichen Geſetzbuchs nicht ſchon die 
Verſchlechterung oder die den Regeln einer ordnungs- 
mäßigen Wirthſchaft zuwiderlaufende Entfernung von 
Zubehörſtücken für ſich allein, ſondern daß ſie erſt dann 
gerichtliches Einſchreiten nach § 1134 begründe, wenn 
noch weitere derartige Verſchlechterung oder Ver⸗ 
ſchleuderung von Zubehörſtücken drohe. 

Beide Sätze werden von der Revifionsklägerin angegriffen, 
und es kann nicht in Abrede geſtellt werden, daß ſie zu ſehr 
erheblichen Bedenken Anlaß geben, indem man zu 1 in un⸗ 
genügender Feldbeſtellung ein Einwirken des Eigenthümers und 
zum mindeſten ein Unterlaſſen im Sinne des zweiten Satzes 
von § 1134 Abſ. II des Bürgerlichen Geſetzbuchs finden und zu 2 
bei ſchon eingetretener Zubehörverſchlechterung oder Minderung 
das Erforderniß, daß ſolche erſt noch gleichartige Beſorgniſſe für 
die Zukunft begründen müſſe, verneinen könnte. 

Doch bedürfen beide Rechtsfragen hier deshalb keiner 
weiteren Erörterung, weil auch durch die thatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellungen des Vorderrichters der von der Klägerin verlangten 
einſtweiligen Verfügung jede Grundlage entzogen iſt. Mögen 
dieſe Feſtſtellungen auch zum Theil im Anſchluß an obige 
zweifelhafte Rechtsſätze oder zunächſt in Hinblick auf § 935 der 
Civilprozeßordnung getroffen worden ſein, ſo ſollen ſie doch nach 
dem unzweifelhaften Willen des Oberlandesgerichts für alle Fälle, 
alſo auch für den Fall einer von ſeiner eigenen Auffaſſung ab⸗ 
weichenden Auslegung der §§ 1134, 1135 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs durchſchlagen und find in dieſem Sinne geeignet, 
ſeine Entſcheidung allein zu tragen. 

Unter ausführlicher Thatſachen⸗ und Beweiswürdigung iſt 
der Berufungsrichter nämlich zu der Ueberzeugung gelangt: 

1. daß eine Beſorgniß, es könnte eine die Sicherheit der 
Hypothek gefährdende Verſchlechterung des Grundſtücks 
eintreten, nicht glaubhaft gemacht ſei, 

2. daß die vorgekommenen Viehverkäufe den Regeln einer 
ordentlichen Wirthſchaftsführung nicht zuwiderliefen. 

Dieſen, nach 88 286, 294 der Civilprozeßordnung nicht 
angegriffenen einwandfreien Feſtſtellungen zufolge fehlt es in den 
beiden vorerwähnten Richtungen an den in 88 1134 Abſ. II, 
1135 geforderten Vorausſetzungen. 


224. 


Zu § 1333 des B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Kluck 
c. Klud vom 6. Oktober 1902, Nr. 206/1902 IV. 
Vorinſtanz: O. L. G. Naumburg. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Die Darlegungen des Vorderrichters geben der Vermuthung 
Raum, daß er den Rechtsbegriff der perſönlichen Eigen- 
ſchaft im Sinne des § 1333 Bürgerlichen Geſetzbuchs durch 


eine zu enge Auffaſſung verkannt hat, nicht ausreichend 
begründet hat. Seiner Anſicht zufolge ſoll es für einen 
Fall der vorliegenden Art einen durchgreifenden Unterſchied 
machen, je nachdem das Laſter der Päderaſtie in der Perſon 
des beklagten Ehegatten nur vor deſſen Verheirathung mit der 
Klägerin beſtanden oder bei Schließung der Ehe noch fort— 
gedauert hat. Nur in dem letzteren, nicht aber auch in dem 
erſteren Falle nimmt anſcheinend das Berufungsgericht das Vor⸗ 
liegen einer perſönlichen Eigenſchaft des Beklagten an, welche 
die Klägerin bei Kenntniß der Sachlage und bei verſtändiger 
Würdigung des Weſens der Ehe von deren Eingehung ab- 
gehalten haben würde. 

Sofern dieſe Ausführung beſagen ſoll, daß der einem Ehe⸗ 
gatten ſchon aus früherer Zeit anhaftende ſittliche Makel, die 
durch eine frühere Verfehlung bedingte Beſcholtenheit, als per⸗ 
ſönliche Eigenſchaft im Sinne des § 1339 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs überhaupt nur alsdann in Betracht kommen 
kann, wenn die zu Grunde liegende Verfehlung, das anſtößige 
Verhalten, das Laſter ſelbſt, zur Zeit der Eheſchließung bei dem 
Ehegatten noch fortbeſteht, jo würde eine ſolche Meinung rechts 
irrig ſein. (Wird eingehend begründet). 


225. 


Zu § 1353 des B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Koopmann 
c. Koopmann vom 20. Oktober 1902, Nr. 187/1902 VI. 


Vorinſtanz: O. L. G. Hamburg. 


Zurückweiſung der Anſchlußreviſion. 

Unbegründet iſt die Anſchließung der Klägerin, welche darin 
eine Verletzung des § 1353 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuches 
hat finden wollen, daß ihr Verlangen der ſofortigen Herſtellung 
des ehelichen Lebens als ein Mißbrauch ihres Rechtes aufgefaßt 
worden iſt. Hierbei handelt es ſich um eine Anwendung des 
freien richterlichen Ermeſſens (vergl. Planck, Bürgerliches 
Geſetzbuch Bd. 4, Bem. 2 zu § 1353 S. 82), die kein recht⸗ 
liches Bedenken hervor zu rufen geeignet iſt. Wenn auch das 
Oberlandesgericht den Fall des § 1568 des Bürgerlichen Geſetz- 
buches nicht als durch das Verhalten der Klägerin gegeben 
anſah, ſo war es darum nicht gehindert, daſſelbe ſo weit zu 
mißbilligen, daß dem Beklagten nicht zugemuthet werden könne, 
fie ſchon jetzt wieder bei ſich aufzunehmen; denn in $ 1353 
Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuches ſteht der Fall, wo der 
andere Ehegatte berechtigt wäre, auf Scheidung zu klagen, als 
ein ſelbſtändiger neben dem, wo das Verlangen nach Her- 
ſtellung der ehelichen Gemeinſchaft als Mißbrauch des Rechtes 
erſcheint. In der That ſteht im praktiſchen Ergebniſſe ein Fall 
dieſer Art der frühern Trennung von Tiſch und Bett auf um: 
beſtimmte Zeit gleich; vergl. Enneccerus und Lehmann, 
Bürgerliches Recht (Aufl. 2), Bd. 2 § 192 S. 494. 


M 76 bis 78. 


Berlin, 17. Dezember 1902. 
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Vereins nachrichten. 

Die Herren Kollegen in Berlin werden in gegebener 
Veranlaſſung erſucht, zwecks Richtigſtellung des Anwalts- 
verzeichniſſes — Beilage zum Terminkalender — ihre gegen- 
wärtigen Adreſſen bis zum Ende des laufenden Jahres, 
jowie in Zukunft jeden Wohnungswechſel bei dem unter- 
zeichneten Schriftführer regelmäßig anzumelden. 

Leipzig, Bismarckſtraße 2, den 12. Dezember 1902. 

Dr. Deiß, Juſtizrath, Schriftfübrer. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 

Die Anwaltskammern im Bezirke der Oberlandesgerichte 
zu Cöln, Kiel, Darmſtadt und Zweibrücken haben der Kaſſe 
abermals Beihülfen und zwar Cöln 2000 Mark, Kiel 
1000 Mark, Darmſtadt 500 Mark und Zweibrücken 
200 Mark gewährt. Den Kammern und ihren Vorſtänden 
iſt für die reichen Beihülfen der anfrichtigſte Dank ans⸗ 
geſprochen. 


Wirkt die Gläubigeranfechtung nunmehr dinglich 
oder obligatoriſch? 
Von Landgerichtsrath Karl Meyer in München. 


Die Konkursordnung und das Anfechtungsgeſetz gehören 
zu den beſten der am 1. Okteber 1879 in Kraft getretenen 
Reichsgeſetze. Die Rechtsanwendung aus den beiden Geſetzen 
hat wehl, wie es die Natur der von ihnen geregelten Materien 
mit ſich bringt, im Laufe der Jahre zu vielen Kontroverfen 
Veranlaſſung gegeben; allein die Rechtſprechung des Reichsgerichts 
hat die Rechtsanwendung in feſte Bahnen gelenkt. Insbeſondere 
haben die kenkursrechtliche und die Einzelanfechtung, die in ihren 
Wirkungen in den Metiven gleichgeſtellt waren,!) als eine in 
ſich abgeſchloſſene Materie gegolten. Die Rückgewährsver⸗ 
bindlichkeit war durch § 37 Konk. Ord. und § 7 Anf. Gel. ihrem 
weſentlichen Inhalte nach geregelt. Die Heranziehung der 
Landesiechte zur Ergänzung des § 37 Konk. Ord. und § 7 
Anf. Geſ. war bisher nicht zuläſſig geweſen.?) Denn, wie das 


— —— G— — 


1) Motive zur Konk. Ord. S. 111, 146, 147 und zum Anf. Gef. 
S. 11 und 12. Hahn Bd. IV S. 122, 151, 735, 736. 

) Vgl. Reichsgericht: Bd. 14 S. 23; Bd. 24 S. 143; Bd. 27 
S. 21; Bd. 36 S. 163; Jur. Wochenſchr. 1899 S. 170. 


Urtheil des II. Civilſenates des Reichsgerichtes vom 20. Oktober 
1899 — Bd. 44 S. 95 — zu $ 7 Anf. Gef. ausführt, kann 
für die Beurtheilung einer nach § 7 Anf. Geſ. beanſpruchten 
Rückgewährung, auch wenn ſie in der Erſtattung des Werthes 
des Gegenſtandes oder in der Leiſtung von Schadenserſatzanſprüchen 
beſtehen ſoll, nur das im Anf. Gef. niedergelegte Reichs 
recht, welches eine ſinguläre, beſonders geartete Rechtsmaterie 
zum Gegenſtande hat und ſelbſtändig ordnet, zur Anwendung 
gebracht werden, nicht aber das Landesrecht. In der anfechtungs⸗ 
rechtlichen Litteratur und Judikatur iſt ſowohl für die Konkurs- 
wie die Einzelanfechtung bis zur Einführung der Konkursnovelle 
und des B. G. B. herrſchende Anſicht geweſen, daß die An- 
fechtung nur relativ und obligatoriſch wirkt und daß die an— 
gefochtene Rechtshandlung nicht nichtig, ſondern nur den Gläubigern 
gegenüber unwirkſam iſt und daß das Rechtsgeſchäft mit allen 
ſeinen Wirkungen zwiſchen dem Schuldner und dem Anfechtungs- 
geguer beſtehen bleibt, unbeſchadet der den Schuldner alleufalls 
treffenden Gewährspflicht.“) 

Mit der Einführung der Konkursnovelle und des B. G. B. 
iſt in der Theorie die Anſicht vertreten worden, daß die Gläubiger⸗ 
anfechtung dinglich wirkt und daß ſie mit der Anfechtung nach 
§ 142 B. G. B. wegen Irrthums, Täuſchung oder Drohung 
auf gleicher Stufe ſtehe. Der Hauptvertreter, man darf wohl 
ſagen Vater dieſer Lehre, iſt Hellwig.“) Ihm hat ſich Kipp 
in ſeiner Ausgabe von Windſcheid's Pandektenrecht angeſchloſſen.“) 
Der gleichen Anſicht iſt Crome, Syſtem des deutſchen bürgerlichen 
Rechtes Bd. 1 S. 353 und Bd. II S. 251. Er erklärt, daß 
unſere Kodifikation des Bürgerlichen Rechtes alle obligatoriſchen 


) Vgl. Reichsgericht: Bd. 7 S. 35; Bd. 10 S. 10; Bd. 13 S. 6; 
Bd. 21 S. 95; Bd. 24 S. 96; Bd. 28 S. 63; Bd. 30 S. 403; Bd. 84 
S. 405; Bd. 40 S. 5; Vd. 41 S. 91; Bd. 42 S. 367; Jur. Wochenſchr. 
1883 S. 228; 1889 S. 109; 1895 S. 885; Raſſow⸗Küntzel Bd. 38 
S. 180. Den Standpunkt einer dinglichen Anfechtungswirkung ſcheint 
mir das Urtheil des II. Civilſenates des Reichsgerichtes vom 
28. Juni 1898 — Bd. 42 S. 343 fg. —, indem es den Konkurs⸗ 
verwalter nicht als Dritten im Sinne des 8 771 C. P. O. erachtet, 
nicht ausdrücklich zum Ausdrucke gebracht zu haben. Vgl. auch Urtheil 
des bayer. Oberſten Landesgerichtes vom 21. Mai 1883 — Sammlung 
Bd. 10 S. 103 fg. 

9) Hellwig: Verträge auf Leiſtung an Dritte S. 380 fg.; Ans 
ſechtungsrecht nach der neuen Konk. Ord. in der Zeitſchrift für deutſchen 
Civilprozeß Bd. 26 S. 474 fg.; Anſpruch und Klagerecht S. 81, 83, 
425; Weſen und ſubjektive Begrenzung der Rechtskraft S. 118, 119, 
368 fg. 

) Kipp⸗Windſcheid Pandektenrecht Bd. II § 463 a, S. 953 fg. 
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Anfechtungsrechte, ſohin auch die obligatoriſche Wirkung der 
Gläubigeranfechtung beſeitigt hat und daß eine Verdinglichung 
dieſes Anfechtungsrechtes eingetreten iſt. 

Die praktiſche Bedeutung einer ſolchen Anficht für die 
Gläubigeranfechtung bedarf keiner weiteren Erörterung. 

Bei der Anfechtung des B. G. B. gilt das Rechts- 
geſchäft von Anfang an als nichtig. § 142 Abſ. 1 B. G. B. 
Die dingliche Wirkung dieſer Anfechtung bewirkt unmittelbar 
den Rückfall des Eigenthums an den Anfechtungsberechtigten. 
Dieſer kann den Beſitz mit der Eigenthumsklage verlangen. 
Die von dem Anfechtungsgegner während der Zeit ſeines Eigen⸗ 
thums für das Grundſtück erworbenen Rechte erlöſchen mit der 
Anfechtung ſeitens des Anfechtungsberechtigten. Hat der An- 
fechtungsgegner das Eigenthum weiter übertragen oder das 
Grundſtück verpfändet oder ſonſt belaſtet, ſo erlöſchen die Rechte 
der Erwerber, ſoweit dieſelben nicht ihr guter Glaube ſchützt“). 
Es tritt bei der Parteianfechtung eine völlige Vernichtung des 
angefochtenen Rechtsgeſchäftes ex tunc ein.)) Die Anfechtung 
hat alſo rückwirkende Kraft. Nach dieſer Anfiht würde alſo 
das Anfechtungsrecht im Konkurſe des Anfechtungsgegners 
als Ausſonderungsanſpruch geltend gemacht werden können. 
Das Reichsgericht hat dies für die bisherige Rechtsentwicklung 
ausdrücklich verneint.“) 

Im Einzelnen hat Hellwig — Zeitſchrift für deutſchen 
Civilprozeß, S. 977 fg. und Verträge auf Leiſtung an Dritte, 
S. 381 fg. — die Konſequenzen aus ſeiner Anſicht gezogen. 

Die Annahme dieſer Anſicht in der Praxis würde für die 
Glaͤubigeranfechtung eine vollſtändige Umwälzung herbeiführen. 
Es darf daher die Frage aufgeworfen werden, ob genügende 
geſetzgeberiſche Gründe vorhanden ſind, um ein Abgehen von 
der bisherigen Rechtsanſicht — der obligatorifchen Wirkung — 
zu rechtfertigen. 

Che aber in die Erörterung dieſer Frage im Einzelnen 
einzutreten iſt, müſſen die Gründe kurz angedeutet werden, 
welche die Anhänger der dinglichen Wirkung der Gläubiger⸗ 
anfechtung vorführen. 

„Für die Gläubigeranfechtung ſollen nun, und zwar ſowohl 
für den Anfechtungsvorgang wie für die rechtlichen Folgen des⸗ 
ſelben, die Vorſchriften des B. G. B. angewendet werden. Die 
Normen des Anfechtungsrechtes inner- und außerhalb des 
Konkursverfahrens ſollen nicht iſolirt und für ſich allein be⸗ 
trachtet werden, ſondern nur als integrirender Beſtandtheil des 
neuen Reichsrechtes, das die Anfechtung der Gläubiger in vollen 
Einklang mit der Anfechtung des B. G. B. bringe. Wenn 
auch bei der Reviſion der Konk. Ord. und des Anf. Geſ. die 
Ausdrücke „Anfechtung, anfechten, anfechtbare Rechtshandlung, 
Anfechtungsanſpruch“ geblieben ſind, ſo müſſe ein ſo eminent 
techniſcher Ausdruck, wie Anfechtung, nunmehr im techniſchen 
Sinne des B. G. B. genommen werden. Die Anfechtungs- 
materie der Konk. Ord. und des Anf. Gef. ſei auch geändert 
worden, um dieſe Fälle der Anfechtung in Uebereinſtimmung 
mit den Normen des B. G. B. über die Anfechtbarkeit zu 


) Dernburg, Bürgerliches Recht Bd. I S. 353, Motive Bd. I 
S. 219. 

) Crome, Bd. 1 S. 353. 

8) Vergl. Reichsgericht Bd. 13 S. 5; Bd. 40 S. 4. 
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bringen. Die abgeänderte Konk. Ord. und das Anf. Geſ. ſeien 
lediglich als ein einzelner Beſtandtheil des geſammten neuen 
Reichsrechtes anzuſehen. Da nach dem B. G. B., wie die 
Motive zur Konkursnovelle ausführen, nur Anſprüche der Ver⸗ 
jährung unterliegen, das Anfechtungsrecht nicht aber als ein 
Anſpruch im Sinne dieſes Geſetzes anzuſehen iſt, ſo iſt der 
Ausdruck „Anfechtungsanſpruch“ im Anf. Geſ. im Allgemeinen 
beſeitigt und in § 41 Konk. Ord. und § 12 Anf. Geſ. an 
Stelle der Verjährung die Befriſtung geſetzt und die Ver⸗ 
jährung des Anſpruchs durch eine Ausſchlußfriſt erſetzt worden. 
Wo früher von der Rechtshängigkeit des Anfechtungsanſpruches 
geſprochen wurde, iſt jetzt die Anfechtung, das Erfolgen der 
Anfechtung geſetzt worden. Mit dieſer Umwandlung ſei eine 
Verdinglichung des Anfechtungsrechtes verbunden, die Anlehnung 
an die Parteianfechtung des B. G. B. ſei unverkennbar. Durch 
die Anfechtung entſtehe Unwirkſamkeit des angefochtenen ver⸗ 
kürzenden Rechtsaktes im modern reichsrechtlichen Sinne. Er 
ſei von Anfang an nichtig, doch ſei dieſe Nichtigkeit nur eine 
relative und dieſe relative Unwirkſamkeit trete lediglich in Folge 
der geſchehenen Anfechtung, im Konkurſe gegenüber den Konkurs⸗ 
gläubigern und bei der Einzelanfechtung dem anfechtenden 
Gläubiger gegenüber, ein. Durch die Anfechtung, welche jetzt 
durch einfache Erklärung des Anfechtungsberechtigten im Sinne 
des § 143 B. G. B. geſchieht, werde derſelbe Zuſtand hervor⸗ 
gerufen, den $$ 135, 136 B. G. B. im Auge habe.“ 

Es iſt kein Zweifel, daß die Verdinglichkeitstheorie zu 
glatten Ergebniſſen führt und die Anfechtung inner- und außer⸗ 
halb des Konkursverfahrens in vollen Einklang mit der Partei- 
anfechtung des B. G. B. bringt. 

Von den Kommentatoren der Konk. Ord. hat ſich nur 
Wolff S. 129 der Verdinglichung des Anfechtungsanſpruchet 
angeſchloſſen. Die übrigen Autoren des Konkursrechtes, Jaeger 
S. 216, L. v. Seuffert, Konkursprozeßrecht S. 220, 226, 
v. Sarwey⸗Boſſert S. 149, Kleinfeller S. 157, 772 und 
v. Wilmowsky⸗Kurlbaum⸗Kühne S. 139, 179, halten 
an der obligatoriſchen Wirkung der Anfechtung feſt. 10) In 
einer eingehenden Unterſuchung dieſer Frage hat fich neuerdings 
Müller der Unwirkſamkeitstheorie d. h. der Annahme der 
dinglichen Wirkung angeſchloſſen.!!) Er kommt zu dem Er⸗ 
gebniſſe, daß bei der bürgerlich ⸗ rechtlichen Anfechtung wie bei 
der Gläubigeranfechtung mit der Ausübung des Anfechtungs⸗ 
rechtes die Unwirkſamkeit der angefochtenen Rechtshandlung ein⸗ 
tritt, daß ferner die Art der Ausübung des Gläubigeranfechtungs⸗ 
rechtes dem Regelfall bürgerlich rechtlicher Anfechtung entſpricht 
und daß nur der Rechtsgrund bei beiden Arten der Anfechtung 
ein verſchiedener iſt.“?) 


) So im einzelnen: Hellwig a. a. O. S. 381; Crome Bd. I 
S. 353, 354; Kipp⸗Windſcheid a. a. O. S. 955, 956. 

10) Hierzu meine Konk. Ord. S. 65, 361 und mein Aufſaß in 
Seufferts Blättern für Rechtsanwendung Bd. 65 S. 260. 

11) Dr. Hermann Müller, Das Anfechtungsrecht der Gläubiger 
inner⸗ und außerhalb des Konkurſes mit Beziehung auf die An⸗ 
fechtungslehre des B. G. B. Inaugural⸗-⸗Diſſertation. Tübingen. 

12) Vergl. hierzu Dr. Lins mayer, Grund und Umfang der 
Haftung wegen Benachtheiligung der Gläubiger, München 190), 
Beck. Lindmayer hält an der obligatoriſchen Wirkung des An: 
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Es kann alſo in der konkurs und anfechtungsrechtlichen 
Litteratur von einer eigentlichen itio in partes nicht geſprochen 
werden. Anders in der civilrechtlichen Litteratur zum B. G. B. 
Abgeſehen von den vorerwähnten Autoren Hellwig, Crome 
und Kipp ſubſumirt auch Gareis, Kommentar zum allgem. 
Theil des B. G. B. S. 175, 177 die Gläaäͤubigeranfechtungs⸗ 
gründe unter die Anfechtung nach SS 142, 143 B. G. B. Für 
die obligatoriſche Wirkung und daß die Glaͤubigeranfechtung in 
ihrer materiellen Wirkung durch das Recht des B. G. B. nicht 
betroffen wurde und mit der Anfechtung nach § 142 B. G. B. 
nichts gemein hat, ſind eingetreten: Endemann, Lehrbuch des 
bürgerlichen Rechtes, VI. Aufl., Bd. I S. 905 Note 3; Rehbein, 
Kommentar zum B. G. B. Bd. I S. 197; Staudinger, Kom⸗ 
mentar zum B. G. B. Bd. I S. 253 Note 3b und S. 335; 
Leonhard, Das Recht des B. G. B. Bd. J S. 432 und 443; 
Henle⸗Fiſcher, B. G. B. IV. Aufl. S. 74; Meisner, 
B. G. B. Bd. I S. 139; Goldmann⸗Lilienthal, B. G. B. 
Bd. I S. 69; Düringer- Hachenburg, Kommentar zum 
H. G. B. Bd. II S. 51; S. Goldmann, H. G. B. S. 573; 
Wendt, Die Konkurs- oder Gläubigeranfechtung im Archiv für 
civiliſtiſche Praxis Bd. 91 S. 442 fg.; Förtſch im „Recht“ 
1900 S. 181; Coſack, Bürgerliches Recht Bd. I S. 153, 
erklärt, daß das B. G. B. die obligatoriſch wirkende Anfechtbar⸗ 
keit verwirft und daß dieſe nur in gewiſſen vom B. G. B. nicht 
betroffenen Fällen z. B. § 32 Konk. Ord. fortailt.13) 

Die mir ſeit 1900 bekannt gewordene Judikatur des Reichs⸗ 
gerichts hält an der obligatoriſchen Wirkung der Gläaäubiger⸗ 
anfechtung feſt und läßt eine Anlehnung an die dingliche Theorie 
nicht erkennen.“) 

Meines Erachtens ſprechen nun wirtbichaftliche und geſetz⸗ 
geberiſche Gründe dafür, daß die Einführung der Konkursnovelle 
und des B. G. B. die materiell⸗ rechtliche Natur der Gläubiger⸗ 
anfechtung und insbeſondere ihre obligatoriſche Wirkung un⸗ 
berührt gelaſſen hat. Dieſe Gründe ſollen hier in Kurzem dar⸗ 
gelegt werden. 


fechtungsanſpruches feſt und erörtert — S. 23 fg. — im einzelnen 
die Einwendungen gegen die Unwirkſamkeitstheorie. 

Vergl. auch Lippmann in Iherings Jahrbücher Bd. 36 
S. 145 fg., der die Gläubigeranfechtung als ein prozeſſuales Inſtitut 
und die Anfechtungsklage als Klage auf Exekution anſieht. 

1) Vergl. hierzu: Kuhlenbeck, Handkommentar zum B. G. B. 
Bd. I S. 93; Neumann, Handausgabe des B. G. B. Bd. I S. 77; 
Landau, in der Deutſchen Juriſten⸗Zeitung 1898 S. 132; Oetker, 
Konk. Ord. in alter und neuer Geſtalt, S. 145; Bendix, im „Recht“ 
1902 S. 505. 

10) So die Urtheile des VII. Civilſenates vom 29. Januar 1901 
in Bd. 47 S. 219 und Jur. Wochenſchr. 1901 S. 162; dann vom 
26. März 1901 in Jur. Wochenſchr. 1901 S. 330 und vom 28. Fe⸗ 
bruar 1902 in Jur. Wochenſchr. 1902 S. 221 und vom 14. Januar 
1902 in Bd. 50 S. 121 und Jur. Wochenſchr. 1902 S. 174. Vergl. 
auch Beſchluß des Feriencivilſenates des bayeriſchen Oberſten Landes⸗ 
gerichtes vom 18. September 1900 — neue Sammlung Bd. 1 S. 417 — 
und Urtheil des Oberlandesgerichtes Marienwerder vom 1. Juni 1900, 
mitgetheilt im „Recht“ 1900 S. 497, wo es heißt: Das obligatoriſche 
Band, das den Anfechtungsſchuldner mit dem Anfechtungsgläubiger 
verknüpft, entſteht ſchon mit der Vornahme der anfechtbaren Hand⸗ 
lung. Vergl. übrigens für die Uebergangszeit Art. VI und VIII des 
Einf. Geſ. zur Konkursnovelle. 
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I. Es muß davon ausgegangen werden, daß der Ausdruck 
„Anfechtung“ in der gemeinrechtlichen Lehre eine umfaſſendere 
Bedeutung als im B. G. B. hatte. Er umfaßte auch die Fälle, 
in denen durch ein Forderungsrecht wegen eines Mangels des 
Rechtsverhältniſſes ein Anſpruch auf Rückgewähr geltend gemacht 
würde. “s) Dieſer weitere Begriff der Anfechtbarkeit, wie ihn 
die gemeinrechtliche Litteratur noch kannte, iſt für das Recht 
des B. G. B. aufgegeben. Im Sinne des B. G. B. ſind An⸗ 
fechtung und Anfechtbarkeit techniſche Ausdrücke, welche immer 
die Bedeutung haben, daß das anfechtbare und angefochtene 
Rechtsgeſchäft als von Anfang an nichtig gilt. Die Fälle, in 
denen der durch das Rechtsgeſchäft Verletzte einen Anſpruch auf 
Wiederaufhebung oder eine Einrede gegen den Anſpruch aus 
dem Rechtsgeſchäfte hat, werden nicht mit dieſen Ausdrücken be⸗ 
zeichnet. ) 

Die Anfechtung inner⸗ und außerhalb des Konkursverfahrens 
bezweckt lediglich einen wirthſchaftlichen Ausgleich. Sie will 
nicht juriſtiſch eine Resziſſion oder Entkräftung der anzufechtenden 
Rechtshandlungen herbeiführen. ““) Sie will nur für die perſön⸗ 
lichen Gläubiger zum Zwecke ihrer Befriedigung Schmälerungen 
des deckungspflichtigen Vermögens des Schuldners rückgängig 
machen. Die Verkehrstreue, auf der das Recht der Schuld⸗ 
verhältniſſe aufgebaut iſt, erheiſcht, daß der Schuldner ſich bei 
Veräußerungen ſeiner Schuldverpflichtungen bewußt bleibe. 8) 
Das Anfechtungsrecht ſoll, wie Jaeger Konk. Ord. S. 214 aus⸗ 
führt, den Widerſtreit zwiſchen den Intereſſen der in ihrem Be⸗ 
friedigungsrechte beeinträchtigten Gläubiger und der Freiheit des 
Rechtsverkehrs verſöhnen. Von dem Eintritte der Zahlungs- 
unfähigkeit an ſollen alle perſönlichen Gläubiger ein Recht auf 
gleichmäßige Befriedigung haben. Die anfechtbare Handlung 
iſt mit Rückſicht auf dieſe Herbeiführung eines wirthſchaftlichen 
Ausgleichs nicht ohne Weiteres nichtig, ſondern begründet nur 
für den Anfechtenden einen perſönlichen Anſpruch auf Wieder⸗ 
herſtellung des fruheren Zuſtandes jedoch nicht von Anfang an. 
Sie iſt bis zur Ausübung der Anfechtung giltig und wirkſam 
und verliert nur durch die Anfechtung den Gläubigern gegen- 
über ihre Wirkſamkeit für die Zukunft, während die Folgen, 
die ſie bis dahin erzeugt hat, nicht von ſelbſt und rückwärts 
zufammenfallen.!?) 

Die Anfechtbarkeit der Willenserklärung im Sinne des 
B. G. B. hat ihren Grund in einem Fehler der Willenserklärung. 
Die in der Konk. Ord. und dem Anf. Geſ. ſelbſtſtändig und 
abgeſchloſſen geregelte Gläubigeraufechtung gründet ſich aber nicht 
auf einen Fehler der Willenserklärung, ſondern auf die Um⸗ 
ſtände, die ſie begleiten. Sie iſt nicht das Mittel, die Erklärung 
zu vernichten, ſondern ſie will nur die Nachtheile für die 
Konkursmaſſe und den betreibenden Gläubiger ausſchließen. 2%) 
Die Gläubigeranfechtung trifft alſo ein an ſich vollwirkſames 
Geſchäft im Intereſſe eines Dritten, der am Geſchäfte ganz un⸗ 


16) Dernburg a. a. O. S. 858. Müller a. a. O. S. 1. 

10) Planck, Allg. Theil des B. G. B. Bd. 1 S. 198. 

1) Wendt im Archiv für civiliſtiſche Praxis Bd. 91 S. 443. 

16) Endemann a. a. O. S. 905. 

1) Reichsgericht: Bd. 42 S. 367; Jur. Wochenſchr. 1901 S. 182; 
1902 S. 221. 


*) Düͤringer⸗Hachenburg a. a. O. Bd. II S. 51; Jaeger S. 216. 
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betheiligt war. Nicht Willens» oder Wiſſensmängel auf Seite 
einer der am Rechtsgeſchäfte betheiligten Perſonen heben hier 
die Exiſtenz des Rechtsgeſchäftes auf, ſondern die ungünſtigen 
wirthſchaftlichen Folgen der anfechtbaren Handlung ſollen wieder 
aufgehoben werden.“!) 

Auch in den Motiven zur Konk. Ord. und zum Anf. Geſ. 
iſt eine dingliche Wirkung nicht zum Ausdruck gelangt.“) Auf 
S. 111 und 146 der Motive zu 58 22, 30 —32 Konk. Ord. 
a. F.; Hahn a. a. O. S. 122 und 151 heißt es, durch das 
angefochtene, an ſich giltige Geſchäft ſei vom Gemeinſchuldner 
ein Werthobjekt, eine Sache oder ein Recht, aus ſeinem Ver⸗ 
mögen aufgegeben, die Veräußerung ſei den Gläubigern gegen⸗ 
über wirkungslos, ſie ſtehe ihren Anſprüchen nicht entgegen, eben 
dies ſei der Inhalt des Anfechtungsrechtes und darin liege der 
Zweck und die Wirkung deſſelben: das vom Gemeinſchuldner 
aufgegebene Objekt als noch zur Konkursmaſſe gehörig zu be⸗ 
trachten und ihr zurückzugewähren, hinſichtlich der Gläubiger 
werde es ſo angeſehen, als ob die Handlung nicht geſchehen 
wäre. Die Anfechtbarkeit ſei noch weniger als eine relative 
Richtigkeit. Das Rechtsgeſchäft bleibe, ſelbſt wenn deſſen An⸗ 
fechtbarkeit richterlich ausgeſprochen werde, als an ſich giltig 
beſtehen und behalte ſeine Wirkung unter den handelnden Theilen 
nach dem Inhalte des Geſchäftes; ihm werden die Wirkungen 
nur nach der angegebenen Richtung für die Konkursgläubiger 
entzogen. In den Motiven zu $ 1 Anf. Geſ. — S. 11 und 
12; Hahn Bd. IV S. 735, 736 — iſt dann weiter bemerkt, 
die Wirkung der Anfechtung ſei hier dieſelbe, wie ſie in den 
Motiven zur Konk. Ord. dargelegt ſei, hier wie dort trete nur 
zu Gunſten der Gläubiger eine relative Unwirkſamkeit der vom 
Schuldner gegenüber ſeinem Vertragsgenoſſen an ſich rechts- 
beſtändig vorgenommenen Handlung ein und ferner, der Entwurf 
geſtatte dem einzelnen Gläubiger die Anfechtung lediglich zum 
Zwecke ſeiner Befriedigung mit der Wirkung, daß nur ihm 
gegenüber und nur inſoweit, als die Errichtung dieſes Zweckes 
es erfordere, die Unwirkſamkeit der angefochtenen Handlung ein⸗ 
trete.) 

Die Parteianfechtung des B. G. B. vernichtet aber in ihrer 
dinglichen Wirkung ex iunc und läßt das Geſchäft nicht als 
an ſich giltig beſtehen. 

II. Aber auch die Rechtsentwicklung, die ſich an die Vor⸗ 
bereitung des B. G. B., ſeine Berathung und Erlaſſung geknüpft 
hat, hat an der materiell⸗ rechtlichen Natur des Anfechtungsrechtes 
nichts geändert. In den Motiven zu § 112 des I. Entwurfes 
zum B. G. B. — Bd. I S. 218 — iſt hinſichtlich des Begriffes 
der Anfechtbarkeit angeführt: „Außer Betracht gelaſſen iſt nicht 
minder der Anfechtungsbegriff, vou welchem die Konk. Ord. — 
88 22— 24 a. F. — und das Reichsgeſetz vom 21. Juli 1879 
ausgehen. Die von dieſen Geſetzen behandelten Rechtsgebiete 


2) Müller a. a. O. S. 13. 

) Hahn Bd. IV S. 122, 151, 735, 736. Vergl. Reichsgericht, 
Jur. Wochenſchr. 1901 S. 162. 

ss) Crome a. a. O. Bd. 1 S. 354 Note 50 nimmt an, daß die 
Motive zur alten Konk. Ord. die Verdinglichung ſchon erſtrebt hätten, 
daß aber dieſe Verdinglichung gegenüber dem damaligen Nechts⸗ 
zuſtande, welcher eine derartig wirkende Anfechtung im allgemeinen 
nicht gekannt habe, nicht durchgedrungen ſei. 
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fallen nicht in den Bereich des Entwurfes. Auf S. 220 iſt 
dort weiter angeführt, daß die ſog. obligatoriſche Anfecht- 
barkeit, welche lediglich einen durch Klage oder Einrede 
verfolgbaren perſönlichen Wiederausgleichungsanſpruch gewährt, 
in dem Entwurfe keinen Eingang gefunden hat. Aus den 
Protokollen Bd. 1 S. 127 iſt ein gegentheiliger Standpunkt 
nicht zu erjehen.**) 

Haben nun die Novelle zur Konk. Ord. und Art. XII des 
Einf. Geſ. hierzu, der die Neufaſſungen des Anf. Geſ. vor- 
genommen hat, hieran etws geändert? Dieſe Frage iſt zu 
verneinen. 

Die Abſicht dieſer Abänderungen war nicht, den materiellen 
Inhalt des Anfechtungsrechtes zu ändern, ſondern nur die Art, 
wie die Anfechtung inner⸗ und außerhalb des Konkursverfahrens 
ausgeübt werden ſoll, den Vorſchriften des B. G. B. an- 
zupaſſen. ?) 

Nach der Begründung zur Konkursnovelle — S. 22 fg. 
und S. 59 der Guttentag'ſchen Ausgabe, Hahn⸗Mugdan Bd. VII 
S. 241 fg. und S. 263 — ſind unter Beſeitigung der Ver⸗ 
jährungsbeſtimmungen für das Anfechtungsrecht die Abänderungen 
in § 41 Konk. Ord. und § 12 Anf. Gef. erfolgt. Die Ber- 
jährungsfriſten ſind durch Ausſchlußfriſten erſetzt worden. Dieſer 
Aenderung liegt nach der Begründung die Rechtsanſicht zu 
Grunde, daß das Anfechtungsrecht nicht als Anſpruch im Sinne 
des § 194 Abſ. J B. G. B. anzuſehen iſt, alſo nicht der Ver⸗ 
jährung unterliegt, der nach dem B. G. B. nur Anſprüche unter⸗ 
worfen find. Die Begründung bemerkt dann weiter, daß die 
neue Faſſung im Anſchluß an § 124 Abſ. 1 B. G. B. gewählt 
worden iſt. Daß im Uebrigen das Anfechtungsrecht der Vor⸗ 
ſchrift des § 142 B. G. B. unterworfen fein und dingliche 
Wirkung haben ſoll, davon enthält die Begründung nichts. Im 
Gegentheile iſt bei der Kommiſſionsberathung — Hahn⸗Mugdan 
Bd. VII S. 293, 294 — ausdrücklich betont worden, daß die 
Vorſchläge des Entwurfes nur darauf gerichtet ſeien, die Art der 
Ausübung der Anfechtung mit den Vorſchriften des B. G. B. 
in Einklang zu bringen; es würde daher in Zukunft die formlos 
dem Anderen abgegebene Anfechtungserklärung genügen. Auf 
die Bemerkung, daß fortan in Folge der durch formloſe Er- 
klärung bewirkten Anfechtung ein Schwebezuſtand eintreten würde, 
bei welchem der andere Theil geraume Zeit darüber im Unklaren 
gelaſſen würde, ob die auf Grund der Anfechtung entſtandenen 
Anſprüche auch gerichtlich geltend gemacht werden, wurde ſeitens 
der Regierungsvertreter ausdrücklich betont, daß die Anfechtung 
ein rechtsgeſchäftlicher Akt ſei und daß erſt durch die Anfechtung 
Anſprüche begründet würden. Es müſſe die Erklärung des An⸗ 
fechtenden gegenüber dem Anfechtungsgegner genügen, daß er 
anfechte. Die bloße Abſicht genüge allerdings nicht. Gegen 
Verzögerung der gerichtlichen Geltendmachung der aus der er- 
folgten Anfechtung ſich ergebenden Anſprüche ſei der Aufechtungs⸗ 
gegner in der Lage, ſich durch die negative Feſtſtellungsklage zu 


1) Eck, Vorträge S. 218: Bezüglich der Ausdrucksweiſe geht 
aus den Motiven hervor, daß man bei der Feſtlegung der Nedeweiſe 
des Geſetzbuches dieſe beiden Geſetze — Konk. Ord. und Anf. Gef. — 
abſichtlich bei Seite gelaſſen hat. 

25) Landau, Die Vorſchläge des Berliner Anwaltsvereins zur 
Konkursnovelle, Deutſche Juriſten⸗Zeitung 1898 S. 132 fg. 
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ſchützen. Man wird Kipp a. a. O. S. 958 zuſtimmen müſſen, 
wenn er bei der Abwägung der Gründe für die dingliche oder 
obligatoriſche Wirkung der Anfechtung ausführt, daß dieſe 
Aeußerung hinſichtlich der Zuläſſigkeit der negativen Feſtſtellungs⸗ 
klage für die Anfechtung obligatoriſcher Anſprüche ſpricht. Denn, 
wenn die Anfechtung einen Zuſtand begründe, daß der Gegner 
der Konkursmaſſe gegenüber nicht als Eigenthümer des Erlangten 
erſcheine, ſo müſſe er, wenn er die Wirkung der Anfechtung be⸗ 
ſtreite, die poſitive Feſtſtellungsklage auf Feſtſtellung ſeines 
Eigenthums erheben können. 

Es iſt alſo die bewußte Abſicht der Reviſoren der Konk. 
Ord. und des Anf. Gef. geweſen, daß die Gläubigeranfechtung 
lediglich in der Art ihrer Geltendmachung, nicht aber in ihrer 
Wirkung dem B. G. B. gleichzuſtellen iſt. Gemäß Art. 32 
Einf. Geſ. zum B. G. B. ſind aber Konk. Ord. und Anf. Geſ. 
in Kraft geblieben. Es ergiebt ſich keine derartige inhaltliche 
Aenderung dieſer beiden Geſetze, welche klar und zwingend darauf 
hinweiſt, daß die Anfechtung nunmehr ſeit dem Inkrafttreten 
des B. G. B. dinglich wirken ſoll. Manu wird auch von einer 
tiefgreifenden Aenderung der Konk. Ord. und des Anf. Geſ. 
überhaupt nicht ſprechen können.“) Abgeſehen von der Weg⸗ 
laſſung in $ 32 Nr. 2, dann der Neufaſſung in $ 40 Abſ. II 
Nr. 1 und 2 und der Einfügung von Nr. 3 und Abſ. III hat 
die Konkursnovelle lediglich den § 41 Konk. Ord. mit Rückſicht 
darauf neugeſtaltet, daß das Anfechtungsrecht nach dem B. G. B. 
nicht als ein Anſpruch anzuſehen iſt, und dann § 42 neu- 
eingefügt. Der Aufechtungsgrund des § 222 Konk. Ord. iſt 
für dieſe Frage ohne Belang. Mit dieſen Abänderungen ſtimmen 
auch die auf den gleichen Grundſätzen beruhenden Aenderungen 
und Neueinfügungen im Anf. Gel. — 88 3 Nr. 2, 3 und 4, 
88 Za, 4, 11, 12 und 13 — inhaltlich überein. Alſo nicht 
die materiell⸗ rechtliche Natur der Glaäubigeranfechtung iſt ge⸗ 
ändert worden, ſondern nur die Art ihrer Geltendmachung iſt 
formell dem B. G. B. angepaßt worden. 

Die Anfechtung erfolgt nunmehr durch Erklärung gegenüber 
dem Anfechtungsgegner, dem Erwerber. Sie iſt eine einſeitige 
empfangsbedürftige Willenserklärung und bringt den Anfechtungs⸗ 
anſpruch zur Entſtehung. Die Konkursnovelle hat auch die 
Frage nach dem Beſtehen eines Anfechtungsanſpruches nicht ver⸗ 
neint.“) Es iſt alſo zu unterſcheiden zwiſchen der Anfechtung 
als einer empfangsbedürftigen Willenserklärung des Konkurs⸗ 
verwalters oder bei der Einzelanfechtung des betreibenden 
Gläubigers und dem durch dieſe Willenserklärung begründeten 
Anſpruch, dem Anfechtungsanſpruch, der unmittelbar auf dem 
Geſetze beruht und ein Schuldverhältniß aus geſetzlichem That⸗ 
beſtande begründet. Die Anfechtungserklärung unterſteht den 
allgemeinen Vorſchriften des B. G. B. — 58 111, 117, 122, 
130— 132, 143 Abſ. III, 164 Abſ. III, 165, 174, 180, 182 
Abſ. III, 183 Abſ. I — über empfangsbedürftige Willens⸗ 
erklärungen.“?) Die Anfechtungserklärung kann formlos, auch 
durch ſchlüſſige Handlungen, abgegeben werden. Sie kann 
außergerichtlich oder gerichtlich erfolgen. Die gerichtliche Geltend⸗ 
machung geſchieht durch Klage oder Widerklage oder durch Ein⸗ 


200 Hellwig a. a. O. S. 381 erachtet eine ſolche für gegeben. 
2) Bel. Oetker a. a. O. S. 145. 
28) Förtſch a. a. O. S. 181. 
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rede oder Gegeneinrede gegen Anſprüche, die aus einer anfecht⸗ 
baren Rechtshandlung abgeleitet werden, im Prüfungstermin 
auch durch Widerſpruch des Konkursverwalters gegen die an⸗ 
gemeldete der Anfechtung unterliegende Forderung. Es iſt alſo 
für die Geltendmachung des Anfechtungsrechtes ein beſonderer 
Anfechtungsakt nöthig. Hier aber zeigt ſich die Verſchiedenheit 
zwiſchen der Parteianfechtung nach Maßgabe des B. G. B. und 
der Gläubigeranfechtung. Bei der erſteren braucht die An⸗ 
fechtungserklärung nur gegenüber demjenigen zu erfolgen, der an 
dem anfechtbaren Rechtsgeſchäft betheiligt war oder durch daſſelbe 
unmittelbar etwas erlangt hat. Damit find die Anfechtungs⸗ 
wirkungen eingetreten und können gegenüber jedem Dritten 
geltend gemacht werden, ohne daß es hierzu noch einer weiteren 
Anfechtungserklärung bedürfte. Bei der Letzteren dagegen muß 
die Anfechtung auch dem Dritten gegenüber erklärt werden, wenn 
die Anfechtungswirkungen ihm gegenüber geltend gemacht werden 
ſollen. ??) Daß die Prozeßvollmacht zur Abgabe dieſer An- 
fechtungserklärung mit materiellrechtlicher Wirkung im Prozeſſe 
ermächtigt, 0) braucht hier nicht weiter betont zu werden. 

In dieſer Frage der formalen Ausgeſtaltung des An⸗ 
fechtungsrechtes unter Anpaſſung an das B. G. B. — der 
Scheidung zwiſchen Anfechtung und Anfechtungsanſpruch, die 
bereits Coſack in feinem Anfechtungsrecht 1884 S. 219 an⸗ 
geregt hat, — herrſcht in der damaligen konkurs⸗ und an⸗ 
fechtungsrechtlichen Litteratur jo ziemlich Einſtimmigkeit.“) 

III. Allein auch aus der Konk. Ord. und dem Anf. Geſ. 
in ihrer jetzigen Geſtalt geht nach wie vor hervor, daß die 
Gläubigeranfechtung wie früher obligatoriſch wirkt. Beide 
Geſetze regeln auch unter der Herrſchaft des B. G. B. in ſich 
abgeſchloſſene Rechtsmaterien. Sowohl § 29 Konk. Orb. wie 
§ 1 Anf. Gef. beſagen, daß die Rechtshandlungen u. ſ. w. 
nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungen als unwirkſam 
angefochten werden konnen. Die Abgeſchloſſenheit, ich möchte 
ſagen das anfechtungsrechtliche Reſervat dieſer Materie, iſt reichs⸗ 
geſetzlich noch anderweitig zum Ausdruck gekommen. Ich meine 
die Beſtimmung in § 342 Abſ. III des neuen Handelsgeſetz⸗ 
buches. Sie hat für die ſtille Geſellſchaft aus der Rückgewähr 
der Einlage oder eines Theiles derſelben ſowie aus dem Erlaſſe 
des Verluſtantheils eine ſelbſtſtändige Anfechtbarkeit entnommen 
und ausdrücklich beſtimmt, daß auf die Geltendmachung der 
Anfechtung und deren Wirkung die Vorſchriften der Konk. Ord. 
Anwendung zu finden haben.“?) Wendt a. a. O. S. 461 be⸗ 


27) So Müller a. a. O. S. 33, 34. 

20) Reichsgericht, Bd. 48 S. 218. 

3) L. v. Seuffert a. a. O. S. 220, 226; Jaeger, S. 227 
Kleinfeller, S. 137, 772; v. Wilmowsky⸗Kurlbaum⸗Kühne S. 139, 181; 
Wolff. S. 129; v. Sarwey⸗Boſſert a. a. O. S. 149; Müller a. a. O. 
S. 45. Wendt a. a. O. S. 458 führt aus, daß die eigentlichen 
Dispoſitivnormen der Konk. Ord. und des Anf. Geſ. von ſelbſt auf 
den Anfechtungsanſpruch führen und erachtet es als willkürlich, 
wenn eine rechtsgeſchäftliche Anfechtungserklärung zu Grunde gelegt 
wird und die Friſten auf dieſe bezogen werden. Er betont, daß die 
Anfechtung ſelbſt die Geltendmachung des Anſpruchs iſt. 

22) Vergl. Denkſchrift zum neuen Handelsgeſetzbuch, Heymannſche 
Ausgabe S. 90. Ueber die rechtliche Natur dieſes Anfechtungs⸗ 
grundes vergl. Reichsgericht, Seuff. Arch. Bd. 56 S. 191 un 
Raſſow⸗Küntzel, Bd. 45 S. 1082. 
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merkt hierzu in zwingender Weiſe: „Nicht aljo auf das B. G. B. 
und wie hier die Anfechtung geregelt iſt, wird verwieſen, ſondern 
auf die Konk. Ord.; ein ſehr deutliches Zeichen dafür, daß in 
der letzteren die Anfechtung nach eigenen und ſelbſtſtändigen Vor⸗ 
ſchriften behandelt iſt, und daß bei der Einſchaltung dieſes § 342, 
der doch neu hinzugefügt iſt, die konkursrechtliche Anfechtbarkeit 
als etwas von den Regeln des bürgerlichen Rechts Abweichendes 
angeſeben worden iſt.“ 

Aber auch die dermalig geltende Faſſung der beiden Geſetzes⸗ 
texte ſpricht dagegen, daß der Geſetzgeber die Gläubigeranfechtung 
mit der Parteianfechtung des B. G. B. vereinheitlichen wollte, 
und daß die Gläubigeranfechtung demzufolge eine dingliche 
Wirkung haben ſoll. 

Wenn der Geſetzgeber nicht bloß den Unterſchied zwiſchen 
Anfechtung und Erhebung des Anfechtungsanſpruches hätte klar⸗ 
ſtellen wollen, dann hätte er die von den Folgen der Anfechtung 
handelnden § 37 Konk. Ord. und § 7 Anf. Geſ. nicht in ihrem 
Wortlaute weiter beſtehen laſſen, ſondern die dingliche Wirkung 
geſetzgeberiſch zum Ausdruck bringen müſſen.“?) Grund, Zweck 
und Wortlaut des § 39 Konk. Ord. find weiter mit der An⸗ 
nahme der Dinglichkeit unvereinbar, da § 39 die Forderung 
des Anfechtungsgegners erſt mit der Rückgewähr und nicht ipso 
iure mit der Abgabe der Anfechtungserklärung wieder aufleben 
läßt. Das Wort „Anfechtungsanſpruch“, das übrigens in der 
Konk. Ord. nicht enthalten war, iſt an drei Stellen des Anf. 
Geſ. — 58 5, 10, 13 — fünfmal ſtehen geblieben, während 
es ebenſo oft — 58 3, 4, 11 — beſeitigt wurde.““) Ein 
Verſehen der Reviſoren der Konk. Ord. und des Anf. Geſ. wird 
ſchwerlich anzunehmen ſein, denn die Frage iſt ja ausdrücklich 
in der Kommiſſion erörtert worden.“?) Der Anſpruch auf 
Rückerſtattung der Gegenleiſtung aus der Konkursmaſſe gemäß 
§ 38 Konk. Ord. iſt nur obligatoriſch. Die Erhebung des 
Anfechtungsanſpruches im Wege der Einrede nach § 5 Anf. Gef. 
iſt nach wie vor zugelaſſen. Dieſe Beſtimmung ſteht der dinglichen 
Wirkung der Anfechtung direkt entgegen. Der obligatoriſche 
Anſpruch auf Grund der erfolgten Anfechtung kann eine Einrede 
gegen einen andern Anſpruch begründen. Iſt aber durch die 
Anfechtung ein Recht des Anfechtungsgegners vernichtet, ſo kann 
dieſe Rechtsvernichtung niemals als Einrede, ſondern nur als 
Einwendung geltend gemacht werden.““) Von einem Redaktions- 
verſehen bei Erlaſſung der Konkursnovelle kann hier nicht ge⸗ 
ſprochen werden, denn bei der Belaſſung des § 5 Anf. Geſ. 
handelt es ſich um die ganze Struktur der Einzelanfechtung. 
Auch die Vorſchriften der § 40 Konk. Ord. und § 11 Anf. Geſ. 
ſprechen gegen die Dinglichkeit der Anfechtung. Sie ſtatuiren 
die Haftung der Rechtsnachfolger nicht deshalb, weil der Erwerb 
des Rechtsvorgängers der Anfechtung unterliegt, ſondern weil bei 
ihnen ſelbſt der Anfechtungsgrund vorliegt. 37) 


— 


22) Förtſch a. a. O. S. 182; Jaeger S. 217; Wendt a. a. O. 
S. 457; Linsmayer a. a. O. S. 26; Vergl. Müller a. a. O. S. 36 fg. 

84) Wendt a. a. D. S. 450. Jaeger S. 217. 

0) Hahn⸗Mugdan S. 293, 294. Vergl. Kipp⸗Windſcheid a. a. O. 
S. 957; Hellwig, Anſpruch und Klagerecht S. 883; Müller a. a. O. 
S. 27 fg. 

8e) Vergl. Kipp⸗Windſcheid a. a. O. S. 957; Jaeger S. 217, 288. 

) Wendt a. a. O. S. 457. Vergl. die Gegengründe bei Müller 
a. a. O. S. 34 und 41 fg., ferner Wendt a. a. O. S. 451 bezüglich 
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Man muß alſo die Beſtimmungen der Konk. Ord. und des 
Anf. Geſ. ignoriren, wenn man mit der Richtigkeit der an⸗ 
gefochtenen Rechtshandlung rechnet und der Gläubigeranfechtung 
dingliche Wirkung beimißt oder man muß in ihnen nur eine 
entbehrliche Beſtätigung der eingetretenen Nichtigkeit finden. 38) 
Auch die Annahme, daß auf Grund des Anfechtungrechtes eine 
Interventionsklage nach 8.771 C. P. O. erhoben werden kann, 
läßt ſich mit der obligatoriſchen Anfechtungswirkung vereinbaren. 3°) 

IV. Man muß ſich daran gewöhnen, daß neben dem An⸗ 
fechtungsrecht, welches das B. G. B. normirt, noch ein anderes 
civilrechtliches Anfechtungsrecht beſteht, zu deſſen Eingliederung 
in das Syſtem des B. G. B. weder eine wirthſchafiliche Ver⸗ 
anlaſſung noch eine geſetzliche Baſis beſteht. Jedes Rechtsinſtitut 
ſoll einem wirthſchaftlichen Bedürfniß entſprechen. Es beſteht 
aber kein irgendwie geartetes wirihſchaftliches Intereſſe, die Ver⸗ 
dinglichung für die Wirkung der Gläubigeranfechtung anzunehmen. 
Dieſe würde mehr geben, als der wirthſchaftliche Ausgleichungs⸗ 
zweck der Gläubigeranfechtung verlangt. 

Demgemäß komme ich zu dem Schluſſe, daß die Gläubiger⸗ 
anfechtung auch unter der Herrſchaft des B. G. B. nach 
wie vor obligatoriſch wirkt. — 


Rechtsſtellung der Frau eines Kaufmanns in 
übergeleiteter Ehe, wenn die Eintragung des 
Ausſchluſſes der Gütergemeinſchaft in das 
Handelsregiſter verſäumt iſt. 

Von Amtsrichter J. Fricke in Stettin. 


Je weiter wir uns vom 1. Januar 1900 entfernen, um ſo 
größer ſcheint die Zahl der Prozeſſe zu werden, in welchen die 
Frau des Kaufmanns eine Rolle ſpielt. Der unſtreitige oder 
im Laufe des Prozeſſes nachgewieſene Thatbeſtand iſt folgender: 

Die Frau hat vor 1900 mit einem Kaufmann die Ehe 
geſchloſſen. Die Eheleute haben ihren erſten Ebewohnfitz an 
einem Orte genommen, der der provinziellen Gütergemeinſchaft, 
z. B. der der Pommerſchen Bauernordnung, oder der ſtatutariſchen 
Gütergemeinſchaft, z. B. der des Lübiſchen Rechts oder des 
Stettiner Stadtrechts unterworfen war. 


der Folgerungen aus 8 13 Abſ. IV Anf. Gef. für dieſe Frage. 
Hellwig, Anſprüche und Klagerecht S. 425 Anm. 96, macht die Be⸗ 
merkung, es ſei ihm wieder zweifelhaft geworden, ob das Anf. Geſ. 
mit ſeinem Anfechtungsanſpruch nicht doch etwas anderes meine, 
als jene aus der Nichtigkeit allenfalls ſich ergebenden Anſprüche; 
es könne nämlich der Anſpruch auch lediglich im Sinne der Prozeß⸗ 
ordnung verſtanden werden, als ein Urtheilsbegehren irgend welcher 
Art auf Grund der Anfechtung, ohne daß es ſich um einen Anſpruch 
im Sinne des bürgerlichen Rechtes — 5194 B. G. B. — zu 
handeln brauche. 

ze) So Wendt a. a. O. S. 456. 

39) Reichsgericht: Bd. 18 S. 393; Bd. 30 S. 397; Bd. 40 
S. 372; Jur. Wochenſchr. 1894 S. 427; 1895 S. 202; 1901 
S. 830. Raſſow⸗Küntzel Bd. 88 S. 180, 492. Gaupp « Stein 
IV. Aufl. Bd II S. 470. Vergl. Müller a. a. O. S. 18 und Reichs⸗ 
gericht Bd. 42 V. 844, 
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Vor Eingehung der Ehe iſt dieſe Gütergemeinſchaft durch 
gerichtlichen Vertrag ausgeſchloſſen und dies in gehöriger Form 
und Frift im öffentlichen Anzeiger des Amtsblattes bekannt ge⸗ 
macht worden. 

Soweit iſt Alles in Ordnung. 

Aber der Ausſchluß der Gütergemeinſchaft iſt in das Handels⸗ 
regiſter nicht eingetragen und demzufolge iſt auch eine weitere Be⸗ 
kanntmachung aus dem Handelsregiſter nicht veranlaßt worden. 

Wegen einſeitiger Schulden des Mannes ſchreitet der 
Glaͤubiger zur Zwangsvollſtreckung und pfändet eingebrachtes 
oder vertragsmäßig vorbehaltenes Gut der Frau. Die Frau 
erhebt die Widerſpruchsklage. Ihr wird die verſäumte Ein⸗ 
tragung des Ausſchluſſes der Gütergemeinſchaft in das Handels 
regiſter entgegen gehalten. Sie vertheidigt ſich in verſchiedener 
Weiſe, indem ſie ihre Repliken theils an das Alter der zur 
Zwangsvollſtreckung ſtehenden Forderung knüpft, theils ihre 
Repliken aus der Perſon des Gläubigers, theils der des 
Schuldners — ihres Mannes — herholt. 

Die ſich an Einwand und die Repliken knüpfenden Streit- 
fragen ſollen hier dargeſtellt und unterſucht werden, ob am 
1. Januar 1900 in Kraft getretene Geſetze Aenderungen haben 
eintreten laſſen. 

Um für die Entſcheidungen einen Boden zu gewinnen, iſt 
es erforderlich, zunächſt den Standpunkt feſtzulegen, den altes 
Recht einnahm. Das A. L. R. beſtimmt in Theil II Titel 1: 

Mit vollzogener Ehe nimmt die Gemeinſchaft der Güter 
ihren Anfang, wenn die Eheleute den erſten Ehewohnſitz an einem 
Orte nehmen, der der provinziellen oder ſtatutariſchen Güter⸗ 
gemeinſchaft unterworfen iſt. 

Die Gemeinſchaft der Güter kann aber durch Verträge vor 
der Heirath ausgeſchloſſen werden. 

In allen Fällen, da die Gemeinſchaft der Güter aus⸗ 
geſchloſſen fein ſoll, muß dieſes gerichtlich verlautbart und — in 
dem öffentlichen Anzeiger des Amtsblatts innerhalb vier Wochen 
zu drei Malen bekannt gemacht werden. 

Bei Kaufleuten in den Handelsſtädten muß außerdem die 
Bekanntmachung auf der Börſe oder durch die Kaufmanns⸗ 
älteſten geſchehen. 423 II. 1 a. a. O. 

Art. 20 des Einf. Geſ. zum Allgem. Deutſchen H. G. B. 
vom 24. Juni 1861 hat dieſe Vorſchrift erſetzt. Dort heißt es: 

An Stelle der Vorſchrift im § 423 II. 1 A. L. R.: 
Bei Kaufleuten in Handelsſtädten muß außerdem die 
Bekanntmachung auf der Börje oder durch die Kauf- 
mannsälteſten geſchehen, 

tritt die Beſtimmung: 

Bei denjenigen Perſonen, welche nach Art. 4 des H. G. B. 
als Kaufleute anzuſehen ſind, jedoch mit Ausſchluß der 
im Art. 10 des H. G. B. bezeichneten, muß außerdem die 
Ausſchließung ... der Gemeinſchaft der Güter.. 
in das Handelsregiſter eingetragen und nach Maßgabe 
des Art. 13 des H. G. B. veröffentlicht werden. 

Durch Art. 20 des Einf. Gef. wird demnach eine Formal— 
vorſchrift durch die andere erſetzt. Gruchot Bd. XXVII S. 452. 

Der Art. 20 des Einf. Geſ. zum H. G. B. unterſcheidet 
zwiſchen einem Kaufmann nach Art. 4 und dem Kaufmann nach 
Art. 10 des H. G. B., alſo, wie wir kurz zu ſagen gewöhnt 
ſind, zwiſchen einem Vollkaufmann und einem Minderkaufmann. 
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Aus den Vorſchriften des A. L. R. und denen des Einf. 
Geſ. folgt: 

Der Gütergemeinſchaftsausſchließungsvertrag eines Jeden 
iſt im öffentlichen Anzeiger des Amtsblatts zur Kenntniß zu 
bringen. Gleichgültig, ob der vertragſchließende Ehemann Privat- 
perſon oder Kaufmann iſt, unbekümmert darum, ob er Voll⸗ 
kaufmann oder Minderkaufmann iſt. 

Der Vollkaufmann hat aber weiter den Ausſchluß der 
Gütergemeinſchaft in das Handelsregiſter ſeines erſten Ehewohn⸗ 
ſitzes zur Eintragung zu bringen. 

Die Folgen dieſer unterbliebenen Eintragung in das Handels- 
regiſter beſtimmt das A. L. R. nach zwei Seiten hin, nach einer 
inneren unter den Eheleuten und nach einer äußeren den ein⸗ 
ſeitigen Gläubigern des Mannes gegenüber, um bei unſerm 
Beiſpiel zu bleiben. 88 427, 428 II. 1. 

Er ſagt, der Gütergemeinſchaftsausſchließungsvertrag wirkt 
unter den Ehegatten abſolut; er iſt ſtets wirkſam, mag auch 
die Bekanntmachung und die Eintragung verabſäumt ſein. Die 
Ehegatten leben hiernach nicht in Gütergemeinſchaft, ſondern 
regelmäßig in Verwaltungsgemeinſchaft nach Landrecht. Einem 
Dritten gegenüber aber, welcher während der Ehe mit dem Ehe⸗ 
manne allein in Geſchäftsverbindung getreten iſt, wirkt der 
Ausſchluß der Gütergemeinſchaft nur dann, wenn er zur Zeit 
des Abſchluſſes des betreffenden Rechtsgeſchäfts wußte, daß die 
Eheleute nicht in Gütergemeinſchaft lebten. Hingegen ſoll gegen- 
über Dritten, welche zur Zeit des betreffenden Rechtsgeſchäfts 
nicht wußten, daß die Eheleute nicht in Gütergemeinſchaft lebten, 
als Folge der unterbliebenen Eintragung in das Handelsregiſter 
der Ausſchluß der Gütergemeinſchaft unwirkſam ſein. Das Geſetz 
unterjcheidet alſo zwiſchen dem gutgläubigen und dem ſchlecht⸗ 
gläubigen Gläubigern des Mannes, der ſchlechtgläubige kann ſich 
auf die verſäumte Eintragung in das Handelsregiſter nicht berufen. 

Dem gutgläubigen gegenüber iſt der Ausſchluß unwirkſam. 
Ihm gegenüber leben die Ehegatten in Gütergemeinſchaft. Er 
iſt berechtigt, das eingebrachte oder vertragsmäßig vorbehaltene 
Vermögen der Frau als gemeinſchaftliches Vermögen beider Ehe⸗ 
gatten zu betrachten und ſich aus ihm wegen der einſeitigen 
Schulden des Mannes zu befriedigen. § 380 II. 1. 

Mit anderen Worten: Die unterlaſſene Eintragung des 
Ausſchluſſes der Gütergemeinſchaft in das Handelsregiſter nimmt 
der thatſächlich in Verwaltungsgemeinſchaft lebenden Ehefrau 
das Widerſpruchsrecht gegen Zwangsvollſtreckung in ihr ein⸗ 
gebrachtes oder vertragsmäßig vorbehaltenes Vermögen gegenüber 
den gutgläubigen Gläubigern ihres Mannes. 

Die Frau vertheidigt ſich gegen dieſe Rechtsfolge, indem 
ſie zunächſt an das Alter der Forderung anknüpft. 

Sie behauptet, die Forderung, welche in ihr Vermögen 
exequirt werden ſoll, ſei zu einer Zeit entſtanden, als ſie mit 
dem Schuldner noch nicht verheirathet war; die Schuld ſei 
eine voreheliche Schuld ihres Mannes. 

Um zu dieſer Replik Stellung zu nehmen wird es erforderlich 
ſein, ſich den Zweck der öffentlichen Bekanntmachung durch den 
Anzeiger des Amtsblatts und durch die Eintragung in das 
Handelsregiſter zu vergegenwärtigen. 

Die Gütergemeinſchaftsausſchließungsverträge ſollen nicht 
im Winkel geſchloſſen werden, ſie ſollen dem Auge nicht ver⸗ 
borgen bleiben. Deshalb iſt ihre öffentliche Bekanntmachung 
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vorgeſchrieben und als eine Art derſelben die Eintragung in das 
Handelsregiſter. Dieſe Eintragung ſoll die Kenntniß vermitteln 
und gegen Gefährdungen ſichern, denen ein Jeder durch Ver⸗ 
handlungen mit verheiratheten Perſonen, von denen er 
nicht weiß, aber irrig annimmt, daß communio bonorum unter 
ihnen ſtattfinde, leicht ausgeſetzt iſt. 

Geſchädigt kann aber derjenige nicht werden, der nicht mit 
einer verheiratheten Perſon, ſondern mit einem Junggeſellen oder 
Wittwer in Geſchäftsverbindung tritt. Ein ſolcher kann ſich alſo auf 
die verſäumte Eintragung in das Handelsregiſter nicht berufen. 
Durch die Verheirathung ſeines Schuldners gewinnt er nichts, 
er muß ſich mit dem Rechte begnügen, daß er urſprünglich gegen 
ſeinen Schuldner hatte. Sein Verhältniß bleibt in statu quo 
fortbeſtehen. (Ob.⸗Tr. 7. S. 380.) 

Wenn aber trifft die Beweislaſt? 

Der Gläubiger hat die Vorausſetzungen nachzuweiſen, die 
ihn berechtigen, in fremdes Eigenthum einzugreifen. Eine dieſer 
Vorausſetzungen iſt, daß es ſich um eine während der Ehe 
entſtandene Schuld handelt. Alſo iſt der Gläubiger beweis- 
pflichtig. 

In andern Fällen vertheidigt ſich die Frau mit der Be⸗ 
hauptung: Mein Mann war niemals Kaufmann. 

Daß die Eintragung in das Handelsregiſter nur für Kauf⸗ 
leute vorgeſchrieben iſt, iſt ohne Weiteres klar. Die Replik der 
Klägerin ſtellt ſich als Leugnen des Einredegrundes dar. 
Der Beklagte hat zu beweiſen, daß auf den Schuldner die 
Kriterien paſſen, an welche das Handelsgeſetzbuch die Kaufmanns⸗ 
qualität knüpft. 

Gelingt der Beweis, ſo erhebt die Klägerin die weitere 
Replik, mein Mann war Minderkaufmann. 

Art. 20 des Einf. Gef. zum H. G. B. ftellt die Eintragung des 
Ausſchluſſes der Gütergemeinſchaft als Regel hin; ausnahms⸗ 
weiſe erläßt das Geſetz die Eintragung den Hökern, Trödlern, 
Hauſirern oder dergleichen Handelsleuten vom geringen Gewerbe- 
betriebe. Die Frau hat alſo die Ausnahme zu beweiſen. 
Ob.⸗Tr. 61. S. 159. Wie aber führt ſie den Beweis, daß ihr 
Mann zu dergleichen Handelsleuten mit geringem Gewerbe⸗ 
betriebe gehöre? Das Reichsgeſetz giebt nur eine Handhabe in 
den Bezeichnungen Höker, Trödler, Hauſirer; ſo etwas ähnliches 
muß alſo der Schuldner ſein. Im Uebrigen aber läßt das 
Reichsrecht im Stich. Es verweiſt auf Landesrecht, das Landes- 
recht hat es vermieden, eine Grenze zwiſchen Vollkaufmann und 
Minderkaufleuten zu ziehen. So läuft die Entſcheidung, ob 
Vollkaufmann, ob Minderkaufmann, auf einen Spruch heraus, 
der nicht immer befriedigt. 

Weitere Repliken der Frau ſind die, mein Mann war zur 
Zeit der Eheſchließung nicht Kaufmann, er iſt es erſt 
während der Ehe geworden und umgekehrt, mein 
Mann war zur Zeit der Eheſchließung Kaufmann, er 
war es aber nicht mehr z. 3. der Entſtehung des 
Anſpruchs. 

Beide ſind gleich zu behandeln, denn die beſondere 
Verpflichtung, welche das Geſetz den Kaufleuten auferlegt, 
entſteht mit dem Augenblick, in welchem die Vollkaufmanns— 
qualität erlangt wird und konſequent muß ſie enden mit 
dem Augenblick, in welchem die Kaufmannsqualität verloren 
wird. Es kommt alſo gar nicht auf die Feſtſtellung an, ob der 
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Ehemann z. Z. der Eheſchließung Kaufmann war, ſondern auf 
die, ob er z. Z. der Entſtehung des betreffenden Rechtsverhältniſſes 
Kaufmann, Vollkaufmann war. War er dies, ſo treten die 
Folgen der verſäumten Eintragung in das Handelsregiſter ein. 

Eine weitere Replik der Klägerin ſtützt ſich auf die Behauptung, 
die Firma meines Mannes war nicht eingetragen. 
Will die Frau damit ſagen, daß ihr Mann Minderkaufmann 
ſei, ſo treten die bereits erörterten Beſtimmungen ein. Will ſie 
aber weiter nichts ſagen als das, was ihre Worte bedeuten, will 
ſie alſo behaupten, die Pflicht zur Eintragung des Ausſchluſſes 
der Gütergemeinſchaft ſei davon abhängig, daß die Firma ihres 
Mannes oder ihr Mann als Firmeninhaber eingetragen ſei, ſo 
irrt ſie und ſie verfällt in den Fehler derjenigen, welche eine 
Säumniß durch die andere zu entſchuldigen ſuchen. Jedenfalls 
knüpft das Geſetz an den Gütergemeinſchaftsausſchließungsvertrag 
eines Vollkaufmanns die Pflicht, den Ausſchluß in das Handels- 
regiſter zur Eintragung zu bringen und ſtellt weitere Erforderniſſe 
nicht auf. Ob.⸗Tr. 66. S. 96. 

Zwei weitere Repliken entnimmt die Klägerin der Perſon 
des Gläubigers. 

Die erſte iſt die Behauptung, er ſei ſchlechtgläubig, das 
heißt alſo, er habe zur Zeit der Entſtehung ſeines Anſpruchs 
gewußt, daß die Eheleute nicht in Gütergemeinſchaft lebten. 
Dieſe Replik iſt bereits oben gewürdigt. Der Gedanke aber, 
welcher dem ſchlechtgläubigen Gläubiger den Einwand der unter⸗ 
laſſenen Eintragung des Ausſchluſſes der Gütergemeinſchaft 
verſagt, iſt der: die Eintragung des Ausſchluſſes der Güter- 
gemeinſchaft ſoll die Thatſache zur öffentlichen Kenntniß bringen. 
Demjenigen aber braucht eine Kenntniß nicht vermittelt zu 
werden, der von ihr unterrichtet iſt. Gruchot Bd. XXVII 
S. 453. 

Klägerin ſchiebt über die mala fides dem Beklagten in 
der Regel den Eid zu. Die Eideszuſchiebung über dieſe innere 
Thatſache iſt zuläſſig. Der Eid aber iſt dahin zu faſſen, daß 
Beklagter zu der beſtimmt zu bezeichnenden Zeit nicht gewußt hat, 
daß die Eheleute nicht in Gütergemeinſchaft leben. Der Aus- 
druck „Ausſchluß der Gütergemeinſchaft“ im Eide iſt zu ver- 
meiden, weil unter „Ausſchluß“ der Ausſchließungsvertrag und 
die Eintragung verſtanden werden könnte. 

Schließlich entnimmt Klägerin der Perſon des Beklagten 
die Behauptung, daß er ſelbſt nicht Kaufmann ſei. 

Um dieſe Replik zu würdigen, wird es erforderlich ſein, 
die beiden Arten der Veröffentlichung des Ausſchluſſes der 
Gütergemeinſchaft mit einander zu vergleichen; die Bekannt- 
machung in dem öffentlichen Anzeiger des Amtsblattes und 
durch Eintragung in das Handelsregiſter und nochmalige Ver⸗ 
öffentlichung dieſer Eintragung in den Regiſterblättern. 

Alſo doppelte Bekanntmachung für den Vollkaufmann, ein- 
fache Bekanntmachung für jeden andern. 

Den Zweck dieſer doppelten Bekanntmachung erkennt man 
klarer, wenn man auf die alte landrechtliche Beſtimmung zurüd- 
geht, nach welcher die Bekanntmachung auf der Börſe oder durch 
die Kaufmannsälteſten erfolgen ſollte. 

Das Landrecht wendet ſich hier einem engen Kreiſe von 
Intereſſenten zu, den Kaufleuten. Sie ſollen vor Schaden be- 
wahrt werden, wenn fie mit verheiratheten Kaufleuten in Geſchäfts⸗ 
verbindung treten. Die landrechtliche Beſtimmung darf hiernach 
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eng dahin ausgelegt werden, daß ſich auf eine unterlaſſene Bekannt⸗ 
machung auf der Börſe nur der Kaufmann berufen konnte. 

An die Stelle der landrechtlichen Beſtimmung iſt die des 
Art. 20 des Preuß. Einf. Geſ. zum H. G. B. getreten. Sie 
verlangt Eintragung in das Handelsregiſter. 

Das Handelsregiſter iſt öffentlich. Die Einſicht deſſelben iſt 
einem Jeden geſtattet. Von den Eintragungen kann ein Jeder 
einfache oder beglaubigte Abſchriften fordern. Art. 12 H. G. B. 

Dieſe Vorſchrift zeigt klar, daß die Eintragung in das 
Handelsregiſter weitere Zwecke verfolgt als die Bekanntmachung 
auf der Börſe; ſie will Jeden ſchützen, der mit einem ver⸗ 
heiratheten Kaufmann in Geſchäftsverbindung tritt. Deshalb 
darf auch jeder Gläubiger des Vollkaufmanns ſich auf den 
Mangel der Eintragung in das Handelsregiſter berufen. Mit 
andern Worten: der Replik der Klägerin, der Beklagte ſei kein 
Kaufmann, iſt Beachtung nicht zu ſchenken. 

Die Gegner können ſich von der landrechtlichen Vorſtellung 
nicht frei machen. Dann laſſen ſie ſich von der Erwägung 
leiten, daß die Bekanntmachung des Ausſchließungsvertrages im 
öffentlichen Anzeiger des Amtsblatts keinen Zweck habe, wenn 
doch ein Jeder ſich auf den Mangel der Eintragung im Handels- 
regiſter berufen könne. 

Es mag dies richtig ſein, es erſchüttert aber die dargelegte 
Anſicht nicht. 

Es iſt dies der Stand der früheren Geſetzgebung, der ſich 
dahin zuſammenfaſſen läßt: 

Der Ausſchluß der Gütergemeinſchaft wirkt unter den Che- 
gatten unbedingt. Sie leben alſo nicht in Gütergemeinſchaft, 
ſondern regelmäßig in Verwaltungsgemeinſchaft nach A. L. R. 

Bei verſäumter Eintragung des Ausſchluſſes der Güter⸗ 
gemeinſchaft in das Handelsregiſter iſt der Ausſchluß unwirkſam 
gegenüber den gutgläubigen Gläubigern des Mannes, voraus- 
geſetzt, daß die Schuld während der Ehe entſtanden iſt. 

Es ſteht in Frage, ob die mit dem 1. Januar 1900 in 
Kraft getretenen Geſetze an dieſem Reſultate Aenderungen haben 
eintreten laſſen. 

Die Frage iſt zu verneinen. 

Das Preuß. Ausf. Geſ. zum H. G. B. hebt das alte Preuß. 
Einf. Geſ. zum H. G. B. im Art. 8 Nr. 1 auf. Damit iſt auch 
Art. 20 beſeitigt worden. 

Ueber die Tragweite dieſer Aufhebung könnte mau im 
Zweifel fein, wenn fie bedingungslos erfolgte. Dies aber ge- 
ſchieht nicht, denn Art. 8 hebt auf „unbeſchadet der Uebergangs⸗ 
vorſchriften anderer Geſetze.“ 

Träger ſolcher Uebergangsvorſchriften iſt das Preuß. 
Ausf. Geſ. zum B. G. B. 

Dort wird die Verwaltungsgemeinſchaft der Chegatten über⸗ 
geleitet in den geſetzlichen Güterſtand des B. G. B. 

Dann heißt es weiter im § 9 Art. 59: 

Die Wirkſamkeit dieſes geſetzlichen Güterſtandes gegenüber 
Dritten, beſtimmt ſich nach den für die Wirkſamkeit des bis⸗ 
herigen Güterſtandes geltenden Vorſchriften. 

Die verſäumte Eintragung des Ausſchluſſes der Güter⸗ 
gemeinſchaft bewirkt alſo, daß den gutgläubigen Gläubigern des 
Mannes der Ausſchluß nach wie vor unwirkſam bleibt. Der 
mit dem 1. Januar 1900 eingetretene Güterſtand bildet alſo 
kein Hemmniß, das Vermöoͤgen der Ehegatten als gütergemein- 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


621 


ſchaftliches Vermögen zu betrachten und ſich aus ihm in derſelben 
Weiſe zu befriedigen, wie vor dem 1. Januar 1900. 

Auf dieſe Feſtſtellung übt es keinen Einfluß, ob der An⸗ 
ſpruch des Gläubigers vor oder nach dem 1. Januar 1900 ent⸗ 
ſtanden iſt. | 

Für nach dem 1. Januar 1900 entſtandene Verbindlichkeiten 
wird vielfach das Gegentheil angenommen. Die Gegner laſſen 
ſich dabei von der Erwägung leiten: Wer nach dem 1. Januar 
1900 mit einer verheiratheten Perſon in Geſchäftsverkehr tritt, 
kann nur von der Annahme ausgehen und wird nur in der 
Annahme geſchützt, daß ſie mit dem andern Ehegatten im geſetz⸗ 
lichen Güterſtande lebt. 

Dieſer Grnndſatz iſt an ſich richtig, aber er bezieht ſich nur 
auf Ehen, die unter der Herrſchaft des B. G. B. geſchloſſen find. 
Uebergeleitete Chen aber folgen ihren eigenen geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen, z. B. der im Art. 59 § 9 des Ausf. Geſ. zum 
B. G. B. | 

Der Gläubiger wird alſo nach wie vor in folgenden That- 
ſachen und Annahmen geſchützt. Ehe geſchloſſen vor dem 
1. Januar 1900 von einem Vollkaufmann. Erſter Ehewohnſitz 
iſt an einem Orte genommen, welcher der provinziellen oder 
ſtatutariſchen Gütergemeinſchaft unterworfen war. j 

Ein Ausſchluß der Gütergemeinſchaft iſt mir nicht bekannt. 
Das Handelsregiſter giebt keine Auskunft. Folglich kann ich 
dem Manne Kredit gewähren, weil für mich die Eheleute in 
Gütergemeinſchaft leben und mir demnach auch das Vermögen 
der Frau haftet. 

Schützen gegen dieſe Rechtsfolge können ſich die Eheleute 
für die Vergangenheit überhaupt nicht, für die Zukunft aber, 
indem ſie das Verſäumte noch jetzt, alſo nach dem 1. Januar 
1900, nachholen und den Ausſchluß der Gütergemeinſchaft in 
das bis zum 31. Dezember 1900 geführte Handelsregiſter zur 
Eintragung bringen. 

Eingetragen wurde der Ausſchluß der Guͤtergemeinſchaft 
in ein Nebenregiſter zum Handelsregiſter, welches Regiſter zur 
Eintragung der Aufhebung oder Ausſchließung der ehelichen 
Gütergemeinſchaft genannt wurde. 

Die Führung dieſes Regiſters beruhte nicht auf reichs⸗ 
rechtlicher Anordnung, ſondern ſie gründete ſich auf Art. 4 Abſ. 4 
des Preuß. Einf. Geſ. zum A. D. H. G. B. vom 24. Juni 1861 
und die dazu ergangene Inſtruktion des Juſtizminiſters vom 
12. Dezember 1861 im $ 83 bis § 87. Dieſes Regiſter iſt mit 
den Ehen, für welche es beſtimmt iſt, aufrecht erhalten worden. 

Die Weigerung der Regiſterrichter, Thatbeſtände, welche 
vor dem 1. Januar 1900 vorhanden waren, noch jetzt in das 
Regiſter für die Ausſchließung der ehelichen Gütergemeinſchaft 
einzutragen, iſt alſo unbegründet. Die Eintragung aber in 
das ſeit dem 1. Januar 1900 geführte Güterrechtsregiſter zu 
bewirken, weigern ſie ſich mit Recht. 

Alſo Handelsregiſter für Ehen, geſchloſſen bis 31. Dezember 
1899; Güterrechtsregiſter für Ehen, die ſeit dem 1. Januar 
1900 beſtehen. | 

Es mag noch eines Falles gedacht werden, der allerdings 
aus dem Rahmen des Themas herausfällt. 

Die Ehe iſt vor dem 1. Januar 1900 von einem Nicht⸗ 
kaufmann geſchloſſen. Der erſte Ehewohnſitz iſt an einem Orte 
genommen, der der provinziellen oder ſtatutariſchen Güter- 
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gemeinſchaft unterworfen iſt. Der Ausſchluß der Gütergemein- 
ſchaft iſt rite erfolgt und dies iſt rite im öffentlichen Anzeiger 
des Amtsblatts bekannt gemacht worden. Mit oder nach dem 
1. Januar 1900 wird der Ehemann Vollkaufmann. An dieſen 
Thatbeſtand wird die Meinung geknüpft, daß die Eheleute bei 
Vermeidung der gezeigten Folgen den Ausſchluß der Güter: 
gemeinſchaft nach § 9 Art. 59 des Preuß. Ausf. Gef. zum 
B. G. B. in das Handels- oder Güterrechtsregiſter zur Ein⸗ 
tragung zu bringen hätten. Das Preuß. Ausf. Gef. knüpft in 
der angeführten Vorſchrift an Thatbeſtände an, welche es am 
1. Januar 1900 vorfindet; es trifft keine Beſtimmungen für 
Thatbeſtände, welche ſich erſt mit dem 1. Januar 1900 oder 
ſpäter herausbilden. Der Meinung derjenigen, welche eine Ein- 
tragung verlangen, kann alſo nicht zugeſtimmt werden. 


Bärenmittel, 


Von Eugen B. Auerbach, Juſtizrath, Berlin. 


Motto: Blüthe edelſten Gemüthes iſt die Rückſicht, doch zu Zeiten 
find erfriſchend wie Gewitter goldene Rückſichtsloſigkeiten. 
Storm. 


Wir kennen alle aus unſerer Jugendzeit die fchöne Ge— 
ſchichte von dem zahmen Bären, der, um von ſeinem ſchlafenden 
Herrn eine Fliege zu verſcheuchen, einen Felsblock auf ſie 
ſchleuderte und damit allerdings die Fliege aber auch — ſeinen 
Herrn tödtete. 

Auch die Erinnerung an Dr. Eiſenbart liegt nicht fern, 
der den kranken Zahn mit einem Piſtol herausſchoß und dadurch 
den Leidenden allerdings von dieſem Schmerz, aber zugleich auch 
von allen übrigen irdiſchen Schmerzen heilte. 

An dieſe Fabeln werden wir wider Willen durch die von 
richterlicher Seite vorgeſchlagenen Abhülfsmittel erinnert, die 
zum letzten Juriſtentage auf dem Plan erſchienen ſind, um die 
Prozeßverſchleppung durch Beſeitigung der Vertagungen zu 
verhindern. Abgeſehen davon, daß es geradezu unſinnig wäre, 
wenn wir Anwälte unſere Arbeit und Mühe nutzlos durch Ber: 
tagen vermehren wollten, ohne auch nur ein Gegengewicht etwa 
durch Vergrößerung unſerer Einkünfte zu haben, dürfte es für 
uns Anwälte, die wir als die ſchwarzen Männer geſchildert 
werden, Recht und Pflicht ſein, uns und die wahre Gerechtigkeit 
dagegen zu vertheidigen. 

Beſehen wir uns alſo einmal dieſe Vorſchläge genauer, da 
leider in der Beſprechung auf dem Juriſtentage eine Beleuchtung 
dieſer Punkte nicht erfolgt iſt. In der Feſtgabe der Deutſchen 
Juriſtenzeitung ſchlägt Fiſcher vor: 

„Für jeden Termin, in dem die Verhandlung gar nicht oder 
nicht vollſtändig durchgeführt wird, iſt eine beſondere Gebühr 
in beſtimmtem fühlbaren Maße — von Amtswegen zwingend — 
ohne Rückſicht auf Verſchulden einzuziehen und zwar zus 
nächſt vom dominus litis, dem ladenden Anwalt, bei von Amts— 
wegen beſtimmten Terminen, vom Anwalt der aktiven Partei, 
Kläger, Berufungskläger, Reviſionskläger. Auch in Armenſachen 
dürfte er von der Gebühr nicht befreit werden. Entſchließt ſich 
der Anwalt zur Nichtverhandlung mit Rückſicht auf ſeine Partei 
oder den Gegenanwalt, ſo werden ihm dieſe vorher die Er— 
ſtattung der Gebühr zu verſprechen bezw. zu ſichern haben.“ 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 
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Er geht hierbei von dem Grundgedanken aus: 

„Der Hauptgrund der Prozeßverſchleppung liegt doch 
nur darin, daß die Anwälte in vielen anberaumten 
Terminen nicht verhandeln.“) 

Er erkennt zwar an, dies beruhe nicht auf allgemeiner 
Fahrläſſigkeit der deutſchen Anwälte, kommt aber doch zu dieſen 
Vorſchlägen, welche alſo nach feinem eigenen Zugeſtändniß einen 
Unſchuldigen, nämlich den Anwalt, und zwar ſehr hart treffen. 

Dabei iſt zu beachten, daß der Anwalt doch für alle 
Termine nur eine Gebühr bekommt, aber für jeden vereitelten 
Termin eine Gebühr zahlen ſoll und zwar eine „fühlbare“, alſo 
wohl die „Gerichtsgebühr“.“) 

Der Vorſchlag, daß der Anwalt ſogar in Armenſachen, 
in denen er nicht einmal Gebühren erhält und ſogar die Aus⸗ 
lagen aus ſeiner Taſche bezahlen muß, auch dieſe Strafgebühren 
zahlen und daß er, obwohl anerkanntermaßen die Nothwendigkeit 
der Vertagung von Terminen ſich doch erſt im letzten Augen⸗ 
blick (durch Nichtfinden des anderweit beſchäftigten Gegners, 
durch im letzten Augenblick eingehende Information, durch in der 
Verhandlung neu auftauchende Punkte) herausſtellt, dieſe Gebühr 
„vorher“ (wann denn?) verſprechen oder ſogar ſichern laſſen ſoll, 
iſt kaum ernſthaft zu nehmen. Wie „ſichert“ denn die „arme 
Partei“? Die kann das doch nicht und es muß alſo der Armen- 
anwalt zu ihrem materiellen Schaden eben doch verhandeln. 
Außerdem erkennt Fiſcher ausdrücklich an, daß das „Uebel der 
zu kurzen Terminsbeſtimmung durch allzu eifrige Vorſitzende 
weit verbreitet iſt“. Seine Meinung, „dies Uebel könne dadurch 
unſchädlich gemacht werden, daß die Anwälte mit der Ladung 
entſprechend warten“, iſt unrichtig; weder mit der Einreichung 
noch mit der Zuſtellung der Ladung kann gewartet werden, wenn 
es ſich um die wichtigſten Fälle, nämlich Einhaltung der Noth⸗ 
friſten handelt. 

Neukamp nennt alle Prozeſſe, die über ein Jahr dauern, 
„kranke“ und macht Vorſchläge zur Geſundung. Dabei dürfte 


) Die außerordentlich häufigen Fälle, in welchen vertagt wird, 
weil der Zeuge oder Sachverſtändige nicht erſchienen, durch Schuld 
des Gerichtsſchreibers nicht geladen iſt, der Berichterſtatter erkrankt 
oder nicht informirt, die beizulegenden Vorakten nicht beigefügt, die 
Zeit zu weit vorgerückt oder die Richter zu ermüdet find u. ſ. w. u. ſ. w., 
beachten dieſe Verbeſſerer der C. P. O. nicht. 


*) Dieſe Strafgebühren ſtellen ſich wie folgt: 


Bei einem Einfache Gebühr Die einfache 
Streitgegenſtand von des Anwalts Strafgebühr aber 
o 7 7,50 
20000 32 88,00 
12009090 88 68 100,00 
10000 0 219 340,00 
500000 619 2 340,00 
100000 %0õͥh 88 1019 4 890,00 


In der Berufung erhöhen ſich nur die Gerichtskoſten, in der 
Reviſion auch die Anwaltsgebühren. Nebenbei bemerkt iſt gerade 
die Reviſionsverhandlung der abſolute Gegenbeweis gegen die Be: 
hauptung, daß durch die Vertagungen der Anwälte oder durch die 
mangelnde Information der Parteien die Termine ſo ſpät ſtattfinden, 
in welchen verhandelt wird, denn beim Reichsgericht, bei dem alle 
Vertagungsanläſſe der Vorinſtanzen wegfallen, ſteht der erſte Termin 
früheſtens nach 6, meiſt nach 9 Monaten an, alſo weit ſpäter als 
nach Vertagungen in den Vorinſtanzen. 
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er überſehen, daß der Prozeß, wenn man ſchon ein Bild an⸗ 
wenden will, ſelbſt eine Krankheit iſt; geſunde Rechtsverhältniſſe 
wickeln ſich ohne Beihülfe des Gerichts ab. Ein „kranker“ 
Prozeß wäre alſo eine kranke Krankheit. Neukamp verlangt mit 
dem von ihm citirten geiſtigen Urheber der öſterreichiſchen 
C. P. O. „Gegenwartshülfe“, denn „man kann nicht vernünftig 
und erfolgreich ex post verwalten“. Dabei überſieht er wieder, 
daß der Prozeß keine „Verwaltung“, ſondern eine Hülfe ex post 
gegen früher begangenes Unrecht begrifflich iſt (die Aus⸗ 
nahmen aus §§ 256/59 C. P. O. find verſchwindend gering) 
und nichts anderes ſein kann. 

Neukamp macht nun, um die „Krankheit“ zu heilen, eine 
Reihe von Vorſchlägen über die Folgen verſäumter Termine. 
Hierbei begeht er den grundſätzlichen, ſich immer wiederholenden 
Fehler, keinerlei Vorſorge dafür zu treffen, daß und wie das 
Gericht feſtſtellt, daß die Ladung zu dem Termine auch zu⸗ 
geſtellt iſt. 

Trotzdem ſchlägt er vor: 

a) Erſcheinen in einem Termin zur mündlichen Ver⸗ 
handlung beide Parteien nicht oder ſtellt der Kläger 
(Berufungs-, Reviſionskläger) keine Anträge gegen den 
Gegner, ſo gilt die Klage oder das Rechtsmittel als 
zurückgenommen. 

Nur ein durch Zuſtellung der Rechtsmittelſchrift ein⸗ 
gelegtes Rechtsmittel kann zurückgenommen werden. Wie ſtellt 
denn das Obergericht beim Ausbleiben beider Theile feſt, daß 
a) das Urtheil, b) die Rechtsmittelſchrift zugeſtellt iſt? 

Der ſehr wichtige und häufige Einſpruch iſt von 
Neukamp ganz vergeſſen, ebenſo auch die Fälle, in welchen 
bei Arreſt, einſtweiliger Verfügung, Beſchwerde und dergleichen 
mündliche Verhandlungen angeordnet find. Gilt dann die Klage 
bezw. Berufung und Reviſion oder der Einſpruch, der Arreſt⸗ 
antrag oder der Widerſpruch dagegen, beim Nichterſcheinen 
beider Theile als zurückgenommen? Außerdem hat aber dieſe 
Vorſchrift zur Folge, daß die Klage als zurückgenommen 
gilt, ſelbſt wenn der Kläger dem verſchwundenen Beklagten 
gar nicht hat zuſtellen können. Dann wird alſo der Kläger 
noch beſonders ſchuldlos beſtraft, indem er die Klagekoſten 
zu tragen hat und die Sache wiederum von vorn anfangen 
muß. Die Annahme Neukamps, „mit der Zurücknahme der 
Klage ſeien ſachliche Nachtheile nicht verbunden, ſondern es 
fielen dem Kläger „nur“ die bisherigen Koſten des Verfahrens 
zur Laſt, wogegen es ihm unbenommen ſei, die Klage von 
Neuem anzuſtellen und er (Neukamp) vermöge nicht einzuſehen, 
warum dieſer Vorſchlag ein unglücklicher“ Gedanke ſein ſoll“, 
erſcheint doppelt irrig. 

Zunächſt hat der Beklagte den dem Kläger ſachlich nach- 
theiligen Einwand aus § 274 Nr. 6 C. P. O., dann aber iſt 
doch das Vergnügen, die hohen Koften tragen zu müſſen, jeden- 
falls kein „Glück“, und ferner: kann man von einer Be⸗ 
ſchleunigung der Prozeſſe reden, wenn man durch ſolche Vor⸗ 
ſchriften den Kläger zwingt, nach Monaten oder Jahren die 
ganze Sache wieder von vorn anzufangen? 

Neukamp giebt zu, daß fein Vorſchlag für die „Rechts— 
mittelinſtanz“ materielle Nachtheile mit ſich bringe und eine 
gewiſſe Härte enthalte, tröſtet ſich damit, daß „er kein anderes 
Mittel wiſſe“. Ja, wenn er kein Mittel weiß, warum will er denn 
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hier den Arzt der kranken Prozeſſe ſpielen? Er ſchlägt die Prozeſſe 
einfach todt und hat ſie à la Dr. Eiſenbart allerdings geheilt. 

b) Sein Vorſchlag, den § 271 C. P. O. dahin zu er⸗ 
ganzen, daß 

„erit durch Niederlegung der Abſchrift der Zurücknahme⸗ 
erklärung bei Gericht die Zurücknahme Wirkſamkeit 
erlangt“, 
zeigt klar, daß er nicht in die wiſſenſchaftliche Structur des 
Geſetzes eingedrungen iſt; die Erhebung der Klage erfolgt 
doch erſt durch Zuſtellung der Klage, nicht aber durch Ein⸗ 
reichung, ebenſo muß logiſch der Prozeß durch Zuſtellung der 
Zurücknahme ſein Ende erreichen. 

Folgerichtig hätte Neukamp doch auch den § 253 Abſ. 1 
und die damit in Verbindung ſtehenden Paragraphen einer 
entſprechenden Abänderung unterziehen müſſen; das thut er 
aber nicht. 

Um, wie er ſagt, ſicher zu ſtellen, daß dem Gericht recht⸗ 
zeitig von der Erledigung einer Sache durch außergerichtlichen 
Vergleich Mittheilung gemacht werde, empfiehlt Neukamp, zu 
§ 23 des Gerichtskoſtengeſetzes hinzuzufügen: 

„Die gleiche Gebühr wird erhoben, wenn die Parteien 
nicht binnen einer Woche vor dem Abſchluß eines 
außergerichtlichen Vergleichs; ſpäteſtens aber vor dem 
Verhandlungstermin dem Gericht von dem Vergleichs⸗ 
abſchluß Anzeige machen.“ 

Das erſte „vor“ muß ein Druckfehler ſein; es ſoll vielleicht 
„ſeit“ oder „nach“ oder dergleichen heißen. 

Durch dieſe „Verbeſſerung“ würde erreicht werden, daß den 
Parteien, die (vielleicht gerade im Intereſſe der Koſtenerſparniß) 
einen Vergleich ſchließen, nun beſondere unnütze Koſten auf⸗ 
gebürdet werden, und zwar lediglich aus Aerger des Richters 
über unnöthige Vorbereitung. 

Der leitende Zweck der Neukamp'ſchen Vorſchläge iſt nicht 
die Vermeidung der Verſchleppung zum Beſten der Sache, 
ſondern das Bequemlichkeitsbedürfniß der Richter; an dieſer 
Stelle habemus reum confitentem. Auch wenn der Prozeß 
durch Vergleich beendigt iſt, den die Parteien über ein ihrer 
freien Parteiverfügung unterliegendes Privatrecht geſchloſſen 
haben und jede „Verſchleppung“ alſo ausgeſchloſſen iſt, dekretirt 
Neukamp: das darf nicht ſein. Der Prozeß wird weiter 
geführt und verſchleppt, bis der Richter von dieſer Beendigung 
Kenntniß erhalten hat. Hier bricht unbewußt, aber um ſo 
deutlicher das wirkliche Prinzip „Bequemlichkeit des Richters 
um jeden Preis, auch um den Preis höherer Koſten für die 
Partei“ durch den verhüllenden Nebel und Schaum: „Ver⸗ 
meidung der Prozeßverſchleppung“ fiegreich hindurch. 

Daß dieſer Aerger des Richters der Grund iſt, zeigt auch 
Neukamps letzter Vorſchlag, denn darnach ſollen bei Widerruf 
eines gerichtlichen Vergleichs /e der Gebühr beſonders auferlegt 
werden, weil „durch die Aufnahme derartiger Verhandlungen 
dem Gericht nicht ſelten (1) eine zeitraubende, nutzloſe Arbeit 
verurſacht wird“. 

Die Mehrarbeit, die dadurch den Anwälten aufgelegt wird, 
bleibt ſeitens Neukamps „außer Anſatz“. Die Durchführung 
ſeines Vorſchlages würde aber nur veranlaſſen, daß die Parteien 
aus Furcht vor dieſer beſonderen Gebühr des Aergers einen 
unſachgemäßen Vergleich beſtehen laſſen, der dann zu neuen 
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Prozeſſen, zu neuen Vergleichen und zu neuen „Sondergebühren 
des richterlichen Aergers“ Veranlaſſung giebt. 

Als Dritter in dieſem Bunde von Verbeſſerern erſcheint 
der Präſident des Oberlandesgerichts in Cöln: Hamm; feine 
weſentlichen Vorſchläge lauten: 

1. ꝛc. 

2. Ein ſpäterer Verhandlungstermin iſt nur dann auf 
Antrag der Parteien oder einer Partei zu verlegen 
oder zu vertagen, wenn wichtige Gründe dafür gerichts⸗ 
kundig ſind oder glaubhaft gemacht werden. Die 
Gründe ſind in dem Beſchluß anzugeben. 

. c. 

4. Gegen den Beſchluß, durch welchen eine Verhandlung 
verlegt oder vertagt und gegen den Beſchluß, durch 
welchen ein Antrag auf Verlegung oder Vertagung 
der Verhandlung abgelehnt und das Verfahren für 
ruhend erklärt wird, findet ſofortige Beſchwerde ſtatt. 

5. Wird ein Verfahren für ruhend erklärt, ſo iſt ſofort 
nach Rechtskraft des Beſchluſſes von jeder Partei die 
Hälfte der vollen Gebühr ohne Anrechnung eines von 
ihr geleiſteten oder ihr obliegenden Vorſchuſſes zu 
erheben. 

6. Stellt in einem Verfahren, das für ruhend erklärt 
iſt, eine Partei eine neue Ladung zu, ſo iſt der 
Termin zur Verhandlung hinter alle anſtehenden Ver⸗ 
handlungstermine anzuſetzen. 

Dieſe Anträge ſind zwar nicht zur Abſtimmung gebracht, 
ſie zeigen aber, in wie geradezu zweckwidriger Weiſe auch dieſer 
Verbeſſerer vorgeht. 

Erſter Fall: 

Der Anwalt A. beantragt Vertagung, der Gegenanwalt B. 
widerſpricht; das Gericht lehnt Vertagung ab (nota bene ohne 
Gründe anzugeben, denn Gründe will Hamm nur bei Be⸗ 
willigung der Vertagung angeben laſſen) und es wird ver⸗ 
handelt und Beweisbeſchluß oder Urtheil verkündet. Nun legt 
A. Beſchwerde ein und das Obergericht giebt ihm Recht. 
Was wird nun aus dem Beweisbeſchluß oder Urtheil? Gelten 
dieſe für aufgehoben, dann iſt es mit der Beſchleunigung des 
Verfahrens doch erſt recht nichts, denn dann muß neuer Termin 
wiederum zur Verhandlung angeſetzt und nochmals verhandelt 
werden. Gelten Beſchluß oder Urtheil aber nicht für aufgehoben, 
dann hilft doch die Entſcheidung des Obergerichts ſachlich gar nichts. 

Oder aber umgekehrt: 

B. beantragt Vertagung, A. widerſpricht; das Gericht 
ordnet Vertagung an. Nun beſchwert ſich A. und bekommt 
beim Obergericht Recht. Ja was hilft denn dies nun wieder? 
Es iſt doch nun einmal vertagt und dieſe Vertagung kann doch 
nicht rückwärts wieder aus der Welt geſchafft werden. 

Dieſe Vorſchläge erreichen alſo, wenn ſie Geſetz werden, 
das Gegentheil desjenigen, was ſie erſtreben oder ſind mindeſtens 
ganz wirkungslos. 

Zu 5. Wegen der Auflegung dieſer Strafe gilt das im All⸗ 
gemeinen dafür und wegen Höhe dieſer Koſten oben ſchon Bemerkte. 

Zu 6. Hier iſt ſchon die Faſſung ganz beſonders nach— 
läſſig. Die Zuſtellung der Ladung ſetzt doch die Anſetzung 
des Termins als bereits geſchehen voraus; wie ſoll alſo nach 
Zuſtellung der Termin noch hinter alle anderen angeſetzt werden 
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können? Und wie überzeugt ſich denn das Gericht vor dieſer 
weiten Terminanſetzung davon, daß die Ladung zugeſtellt iſt? 
Es ſoll wohl ſtatt „zuſtellen“ heißen „einreichen“; aber wer 
Vorſchläge zur Abänderung eines Geſetzes macht, ſollte doch mit 
der Technik und den allgemein geläufigen Ausdrücken ſo vertraut 
ſein, daß ihm hierin kein ſo folgenſchwerer Lapſus unterläuft. 
Der Erfolg, einen recht weiten Termin zu erlangen, wird dem 
verſchleppungsſüchtigen Beklagten übrigens ſehr recht ſein. 

Der Blick aller dieſer „verbeſſernden“ Richter iſt immer 
nur auf „die Termine“ geſpannt, ohne Rückſicht darauf, daß 
doch die Vorausſetzung der ſachgemäßen Erledigung der Termine 
die rechtzeitige Zuſtellung erſchöpfender Schriftſätze iſt. Fiſcher er- 
kennt ſogar ausdrücklich an, „eine Vertagung von Amtswegen wegen 
verſpäteter Schriftſatzeinreichung ſei vollſtändig gerechtfertigt“. 

Will man alſo eine Beſchleunigung erwirken, dann müßte 
bei den Schriftſätzen der Hebel angeſetzt werden. 

Wenn die Terminsvertagungen ſo mit Koſtenſtrafen belaſtet 
werden, dann kann man eben nicht laden, ſondern muß ruhig 
abwarten, bis es dem Gegner gefällt, einen Schriftſatz zu⸗ 
zuſtellen. Thut man aber etwas betreffs der Schriftſätze, dann 
bleibt doch wohl nur Wiedereinführung der Eventual- 
maxime und richterliche Friſtbeſtimmung bezüglich 
Schriftſatzzuſtellung übrig, alſo im Weſentlichen das 
preußiſche bis 1879 giltige Verfahren auf Grund der Verord- 
nungen von 1833 und 1846, das auch im Weſentlichen den 
jetzt ſo vielfach angeprieſenen ſogenannten Vortermin enthält, den 
man alſo nicht auf dem Umweg aus Oeſterreich herzuholen braucht. 

Es iſt aber ganz unmöglich, zugleich die Eventualmaxime 
wirklich aufzuheben und gleichwohl die Prozeſſe ſchnell zu führen. 

Die Richter glauben auch vielfach, ſo wie der Kutſcher, der 
alle Leute nur als Fahrgäſte anſieht, daß die Parteien auf der 
weiten Welt nichts weiter zu thun haben, als gerade dieſen 
Prozeß zu führen und beachten nicht, daß die Parteien auch 
nebenbei doch noch ihren Amts- oder Berufsgeſchäften nachgehen 
müſſen und ihr Brot zu erwerben haben. 

Die hier kritiſirten Vorſchläge zeigen, wie wenig deren 
Verfaſſer im Stande ſind, auch nur angemeſſene Vorſchläge zu 


machen, um den angeblichen Uebeln wirklich abzuhelfen. 


Der Ton dieſes Aufſatzes mag Manchem zu lebhaft und 
angriffsluſtig erſcheinen, aber die beſte Deckung iſt der Hieb. 
Wenn die Parteien, deren Intereſſen wir Anwälte zu vertreten 
haben und aufopferungsvoll vertreten, und wir ſelbſt jo an- 
gegriffen, ſo mit Strafen überſchüttet werden, dann müſſen wir 
dem ebenſo energiſch entgegentreten und kein Höflichkeitsfeigen⸗ 
blatt vornehmen. 

„Wer nur auf Gott vertraut, und feſte um ſich haut, 
hat nicht auf Sand gebaut.“ 


Ein Nachwort.) 
Von Profeſſor Dr. Kuhlenbeck (Lauſanne). 


Da ich ſeit Kurzem einem Berufsſtande angehöre, der ſich 
gerade über Mangel an Ferien nicht beklagen kann, andererſeits 
aber auch auf dieſe Ferienzeit als einer Zeit wiſſenſchaftlicher, neben 
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der akademiſchen Lehrthätigkeit nothwendiger, Arbeit angewieſen 
iſt, wird Niemand behaupten können, ich ſchriebe pro domo, 
wenn ich mich mit aller Entſchiedenheit gegen den Verſuch er⸗ 
kläre, die Gerichts ferien zu beſeitigen. Ich kann in dieſem 
Verſuch nur ein Symptom jener bislang vorwiegend nur in 
Nord⸗Amerika bei den Vankees graſſirenden Uebernervoſität des 
Geſchäftsgeiſtes erblicken, für welche alle auf Zeiterſparniß 
gerichteten Mittel und Wege immer nur auf eine um ſo größere 
„Hetze“ hinauslaufen, der ſchließlich noch weder Dampfkraft, 
noch Telephon noch drahtloſe Telegraphie genügen werden, um 
das Bedürfniß „to make money“, das man nur fälſchlich als 
Arbeitsbedürfniß bezeichnen könnte, zu befriedigen. Crescit 
indulgens sibi dirus hydrops. Dies gilt vor allem vom 
Geſchäftsgeiſt, es gilt aber auch von der Neuerungsſucht, von 
der Sucht, die „Klinke der Geſetzgebung“ in ſteter Bewegung 
zu erhalten. Man braucht wahrlich nicht überkonſervativ zu 
ſein, um hier endlich einmal einen Stillſtand zu fordern und 
zu verlangen, daß man ſich in die vom Standpunkte der Rechts⸗ 
geſchichte immer noch ganz neuen Reichsjuſtizgeſetze überhaupt 
einlebe. Ein gutes niederdeutſches buriſches, Sprichwort ſagt: 
Hoe meerder haast, hoe minder spoed (wie mehr der Haſt, 
ſo minder Schnelligkeit) und: 
Leert, menschen, dit van mij, en houdt het vor gewis, 
Dat al't veranderen juist geen verbeetern is. 
(Lehrt Menſchen dies von mir und haltet's für gewiß, 
Daß all das Verändern juſt kein Verbeſſern iſt.) 

Der deutſche Anwaltſtand hat meines Erachtens alle Ver⸗ 
anlaſſung, ſich einſtweilen auf dieſen Standpunkt zu ſtellen und 
den Bismarckſchen Satz: quieta non movere in der Juſtiz⸗ 
geſetzgebung zu vertreten. 

Was aber die Frage der Gerichtsferien betrifft, ſo empfehle 
ich ihm, dieſe altehrwürdige Einrichtung mit aller ſeinem Beruf 
eigenthümlichen Energie zu vertheidigen. Er läuft ſonſt immer 
mehr Gefahr, zu dem geplagteſten aller „Erwerbsgeſchäfte“ de⸗ 
klaſſirt zu werden und ſeinen bisherigen Rang als hochachtbaren 
wiſſenſchaftlichen Beruf, als ars liberalis zu verlieren. Mit 
Bedauern kann man heut zu Tage ſchon vielfach die Erfahrung 
machen, daß er, zumal ſeitens des großen Publikums, insbeſondere 
der bloßen Erwerbsſtände, in dieſer ſeiner hohen Rangſtellung 
im geſellſchaftlichen Organismus nicht mehr genügend eingeſchätzt 
wird. So z. B. wird er vielfach zum Sündenbock für alles 
Mögliche, auch für die „Prozeßverſchleppung“ geſtempelt. Was 
dieſen Vorwurf betrifft, ſo bin ich nach dem vorhin Geſagten 
weit entfernt, der Civilprozeßordnung, die in den Händen 
tüchtiger Anwälte und vor allem tüchtiger Richter durchaus 
brauchbar iſt, eine Schuld beizumeſſen. Am wenigſten möchte 
ich dem Vorwurfe des rheiniſchen, pfälziſchen Kollegen (senex) 
beipflichten, der ſie für ein Erzeugniß nationalen „Chauvinismus“ 
anſieht. Was iſt überhaupt „Chauvinismus?“ Schon daß 
dies Wort in unſere liebe Mutterſprache gar nicht überſetzt 
werden kann, beweiſt uns, daß es ſo etwas in Deutſchland 
niemals gegeben hat und geben wird. Nationales 
Selbſtgefühl aber läßt leider auch in den Kreiſen der 
deutſchen Anwaltſchaft, wo hier und da noch gar zu gern auf 
ausländiſche „Vorbilder“ verwieſen wird, viel zu wünſchen. 

Dem Vorwurfe der Prozeßverſchleppung gegenüber kann 
ich mir nicht verſagen, aus einem Briefe eines Thüringer 
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Kollegen an mich hier folgende, nach meinen eigenen Erfahrungen 
durchaus zutreffende Bemerkungen einzuflechten: 

„Wenn man die vielen Erörterungen über die Mittel zur 
Abhülfe der Prozeßverſchleppung lieſt, ſollte man meinen, daß 
die meiſten Vertagungen auf Grund übereinſtimmenden Antrags 
der Prozeßbevollmächtigten erfolgen. Das iſt entſchieden zu be⸗ 
ſtreiten. Wie oft iſt der klägeriſche Anwalt zur Verhandlung 
bereit und widerſpricht der Vertagung. Das Gericht giebt 
dem Vertagungsantrag des Beklagten aber trotzdem ſtatt. Wie 
ſelten macht das Gericht, wenn eine Partei immer wieder neue 
Einwendungen vorbringt, von ſeiner Befugniß Gebrauch, dieſe 
zurückzuweiſen und ein Theilurtheil unter Vorbehalt ergehen 
zu laſſen, wie ſelten legt es der Partei, welche die Vertagung 
verſchuldet, die im Gerichtskoſtengeſetz vorgeſehene Strafe auf. 
Solche Anträge werden von den Anwälten doch wahrlich nur 
mit Widerſtreben geſtellt und man ſollte meinen, daß die Gerichte 
ihnen gern ſtattgeben würden. Statt deſſen fügen ſie ſich ihnen ſo 
ſelten, daß die Anwälte allmählich ganz darauf verzichtet haben, 
ſie zu ſtellen. Das Schlimmſte iſt aber, daß recht oft Termine, 
obwohl beide Anwälte zur Verhandlung bereit ſind, von Amts⸗ 
wegen vertagt werden, weil die Zeit mangelt oder der Referent 
verhindert iſt, oder daß aus Mangel an Zeit ein Beweisbeſchluß 
nur über einen einzelnen Punkt ergeht, der die Sache noch lange 
nicht entſcheidet. 

Und wenn eine Vertagung nothwendig iſt, ſo nachtheilig 
wirkt ſie doch nur deshalb, weil der neue Termin nicht, wie die 
Anwälte meiſt wünſchen, auf 2 bis 3 Wochen oder auch nur 
8 Tage hinaus angeſetzt, ſondern faſt ſtets auf 8 Wochen, oft 
noch länger hinaus vertagt wird. So lange derartige Mißſtände, 
an deren letztgenannten in den meiſten Fällen die zu geringe 
Beſetzung der Gerichte zuſammen mit der Ueberſpannung des 
Prinzips der Mündlichkeit und Unmittelbarkeit in der Civil⸗ 
prozeßordnung die Schuld trägt, würde die Klage über die 
Prozeßverſchleppungen nicht aufhören, auch wenn der Partei⸗ 
betrieb ganz beſeitigt würde. 

Ueber den Grundſatz, daß nur das im Urtheil berückſichtigt 
werden darf, was auch wirklich mündlich vorgetragen worden iſt, 
haben ſich die meiſten Gerichte längſt hinweggeſetzt. Bei anderen 
aber ſeufzen Richter und Anwälte noch unter dieſem Joche. 

Unſer Verfahren, wie es wenigſtens bei vielen Gerichten 
gehandhabt wird, vereinigt Nachtheile des mündlichen und des 
ſchriftlichen. Denn wenn die Sachen nicht ganz einfach ſind, 
verlangt das Gericht ſtets ſchriftliche Fixirung der Behauptungen, 
auch wenn der Gegner bereit iſt, ohne eine ſolche zu verhandeln, 
und vertagt, wenn ſie nicht in einem rechtzeitig bei Gericht ein⸗ 
gegangenen Schriftſatz niedergelegt ſind.“ 

Schon ein Blick auf unſere Anwaltsgebühren, die durch 
ihr Pauſchalſyſtem es zum Intereſſe des Anwalts machen, jede 
Sache in möglichſt wenig Terminen zu erledigen, um nicht 
ſchließlich, zumal bei der leider eingeriſſenen üblen Gewohnheit, 
alle Termine auf dieſelbe Stunde anzuberaumen, durch immer 
häufigere Wege zum Gericht und dort vertrödelte Wartezeit 
auf ein im umgekehrten Verhältniſſe abnehmendes Aequivalent 
für dieſe Zeit — time is money — reduzirt zu werden, läßt 
dieſen Vorwurf lächerlich erſcheinen. 

Auch wenn der Einſender dieſer Zeilen, der ſich einſt⸗ 
weilen nut wie ein ſog. Diöpofitiond - Urlauber vorkommt, 
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niemals wieder in Reih und Glied treten ſollte, wird er doch 
ſtets mit Stolz auf die geleiſteten Dienſtjahre zurückblicken und 
jeder Zeit ſeine größte Ehre darin finden, gelegentlich wenigſtens 
noch als Anwalt des deutſchen Anwaltſtandes einzutreten. 
Kein geringerer, als ſein ſpezieller Landsmann Juſtus Moeſer, 
dem ein Goethe den geſundeſten und deutſcheſten Unterthan⸗ 
verſtand zuſchrieb, deſſen „patriotiſche Phantaſien“ auch für 
unſere Zeit noch ſo manche kerngeſunde Lehre bieten, kann von 
ihm als Zeuge für die hohe Würde des Anwaltberufs angerufen 
werden, den er, da er die größten Anforderungen an intellektuelle 
und Charaktervorzüge ſtellt, für die vornehmſte Schule 
gemeinnützigen und ſtaatsmänniſchen Wirkens erklärt. 

Dieſem Beruf ſollte man die nothwendige Erholung der 
Gerichtsferien nicht nehmen, noch weniger ihn ohne Sachkenntniß 
zum Sündenbock mancher Dinge ſtempeln, die an ganz anderen 
Stellen zu verantworten ſind! 

Zum Schluß mag noch daran erinnert werden, daß man 
zur Zeit der franzöſiſchen Revolution auch verſucht hat, den 
Sonntag abzuſchaffen; man kam aber bald wieder auf den 
uralten Ruhetag zurück, der ſich, um mit v. Ihering zu reden, 
als „Niederſchlag des geſunden Menſchenverſtandes“ erwies. 
Auch die Gerichtsferien ſind ein mehr als 2000 jähriger Nieder⸗ 
ſchlag des geſunden Menſchenverſtands in Dingen des Prozeßrechts. 


Das Reichsgericht und die „Schwarzen Liſten“. 
Von Referendar Arthur Brückmann, Berlin. 


Das Reichsgericht hat am 5 1902 ein bedeutungs⸗ 
volles Urtheil über das Weſen und die Zuläſſigkeit der 
„Schwarzen Liſten“ erlaſſen.“) So viel bekannt, iſt es das 
erſte Erkenntniß, das in dieſer Materie unter der Herrſchaft 
des neuen Reichsrechts von dem höͤchſten deutſchen Gerichtshof 
gefällt worden iſt; es wird das letzte nicht ſein. 

Aber noch mehr: auch das letzte Wort iſt in dieſem Urtheil 
von Leipzig nicht geſprochen worden; dies wird in der Ent⸗ 
ſcheidung mit aller nur wünſchenswerthen Klarheit angedeutet: 
auf beſtimmte Geſichtspunkte weiſt ſie hin, unter denen das be⸗ 
deutungsvolle Problem event. zu Gunſten der auf den „Schwarzen 
Liſten“ Geächteten gelöſt werden müßte. An dieſe Thatſache 
knüpfen ſich unſere Hoffnungen und Erwartungen. Denn es 
liegt insbeſondere ein wichtiger und bedeutungsvoller Präzedenz- 
fall, entſchieden unter der Herrſchaft des früheren Rechts, vor, 
wo es weittragende Sätze zu Gunſten der Unſtittlichkeit der 
„Schwarzen Liſten“ aufgeſtellt und bedeutenden Geſichtspunkten 
nach dieſer Richtung fruchtbaren Ausdruck verliehen hat.“) Nach 


) Vergl. die Beilage 10 zur Juriſtiſchen Wochenſchrift 1902 
S. 256 Nr. 169; Nr. 41 der Sozialen Praxis S. 1076; Nr. 15 der 
Zeitſchrift „Das Recht“, Jahrgang 1902 S. 395. 

**) Entſch. Bd. 28 S. 238 flg. Es kommen außerdem ins: 
beſondere noch in Betracht: Seuffert, Bd. 44 Nr. 13, Bd. 53 Nr. 39, 
Bd. 54 Nr. 241 und Entſch. Bd. 48 Nr. 29, letzteres Erkenntniß ſchon 
nach dem Inkrafttreten des B. G. B. In den erſten beiden Fällen 
handelte es ſich um die Verabredung und Verbindung von Gewerbs⸗ 
genoſſen mit dem Zweck: „durch gemeinſame Regelung ihrer Pro⸗ 
duktion und Verkaufspreiſe dem Rückgang ihres Gewerbes Schranken 
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dieſen beiden Urtheilen darf man hoffen und annehmen: da ß 
das R. G. die „Schwarzen Liſten“ gerade in ihren 
typiſchen Fällen, zu denen, wie weiter hervortreten wird, 
der im letzten Erkenntniß behandelte keineswegs gehört, für 
wider die guten Sitten und daher die Veröffent- 
lichung in ihnen als die Schadenserſatzpflicht be— 
gründend erklären werde. 

Ich will im Folgenden kurz zu zeigen verſuchen, daß 
dieſe Entſcheidung die einzige dem Geſetze entſprechende iſt, 
und zwar im Anſchluß an einen praktiſchen Fall, mit dem ich 
in unmittelbare Berührung gekommen bin, und will ihn zu 
Grunde legen, weil es eben ein typiſcher Fall iſt. Es handelte 
ſich um einen Arbeiter aus der Tiſchlereibranche, der in dem 
großen Centralorgan der Unternehmerverbände in der periodiſch 
zur Veröffentlichung gelangenden „Schwarzen Liſte“ konkrakt⸗ 
brüchiger Arbeiter als kontraktbrüchig veröffentlich worden war. 
Wie der Kläger unter Beweis ſtellte, ſind die jenem Verbande 
angehörigen Unternehmer bei Konventionalſtrafe gehalten, der⸗ 
artige Arbeiter nicht eher wieder einzuſtellen, als bis die Er- 
klärung zurückgenommen iſt, und wie er ferner unter Beweis 
ſtellte, war ihm dadurch ein weiteres Fortkommen innerhalb der 
Branche zur Unmöglichkeit gemacht. Er klagte daher auf Zu- 
rücknahme der verfehmenden Erklärung und Schadenserſatz. 
Dieſen Sachverhalt, der ſeinem thatſächlichen Juhalte nach von 
den Gegnern im Weſentlichen nicht beſtritten wurde, lege ich zu 
Grunde, wobei ich zunächſt von dem Klageantrage abſehe, der 
rechtlichen Bedenken unterliegt.“ 

Fraglos und unbeſtritten iſt jedenfalls, daß alles auf den 
einzelnen Fall ankommt. Bedeutſam nach dieſer Richtung find 
die Geſichtspunkte, die das R. G. in dem citirten Erkenntniß im 
28. Bande und in dem jüngſten Urtheil andeutet: Auf die Art 


zu ſetzen“, oder den „Gewerbszweig durch Schutz gegen die Ent⸗ 
werthung ſeiner Erzeugniſſe und die ſonſtigen aus Preisunterbietungen 
Einzelner hervorgehenden Nachtheile lebensfähig zu erhalten.“ Dieſe 
Vereinbarungen wurden für gültig erklärt.“) — In den beiden letzten 
Fällen entſchied das R. G. gegen die Beklagten. Dieſen beiden iſt 
im Gegenſatz zu den erſten gemeinſam und eigenthümlich der Punkt, 
daß die Wirkungen beſtimmter Maßnahmen über die Betheiligten 
ſelbſt auf Dritte hinausreichten. Insbeſondere der letzte Fall iſt 
charakteriſtiſch: Hier drohte eine Dampfſchiffahrtsgeſellſchaft der 
klägeriſchen Speditionsfirma, ſie werde an eine Firma die „Bitte“ 
richten, ſich in Zukunft nicht mehr der klägeriſchen Vermittelung zu 
bedienen, weil ſie ſonſt höhere Frachten berechnen müßte. Die 
Klägerin war als Speditionsfirma einer Seglergruppe thätig, mit 
der ſich die Beklagte wegen der ausſchließlichen Ueberlaſſung einer 
Linie nicht hatte einigen können. Es muß betont werden, daß mir 
einzelne Geſichtspunkte zur Vergleichung herangezogen werden 
können. Jeder Fall trägt ein verſchiedenes Gepräge und entſtammt 
einem anderen wirthſchaftlichen Milieu; die „Schwarzen Liſten“ als 
ſolche berührt keiner. 

*) Der Prozeß ſelber ſcheiterte ſchließlich in der erſten Inſtanz 
an einem formalen Hinderniß; es wurde, wie das Gericht an: 
nahm, in einer rechtlich unzuläſſigen Weiſe die als Leiſtungsklage 
eingeleitete Klage in eine ſolche auf Feſtſtellung umgeleitet, das Ge⸗ 
richt erachtete aber (m. E. mit Recht) die Vorausſetzungen einer 
Feſtſtellungsklage nicht als gegeben und wies lediglich aus dieſem 
formalen Grunde die Klage ab. 


) Vergl. dazu. Beilage 14 der J. W. S. 288 Nr. 287. Anm. d. Ned. 
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und Weiſe der Einwirkung, auf die Willensfreiheit des Gegners 
und die Art der über denſelben verhängten Nachtheile werde es 
ankommen. Das Reichsgericht erblickt in dem § 826 durchaus 
ein Mittel, um Ausſchreitungen und Auswüchſen des gewerblichen 
Wett- und Lohnkampfes entgegen zu treten, es betont durchaus 
die Aufgabe des § 826, da zu wirken, wo die ftraf- und civil⸗ 
rechtlichen Vorſchriften ſonſt nicht ausreichen würden. „Auch die 
Beeinträchtigung“ (fo auch Entſch. Bd. 48, S. 124/5) „einer 
bloßen thatſächlichen Erwerbsausſicht, des Kundſchaftsverhält⸗ 
niſſes, kann ſich als eine derartige Schädigung darſtellen. Und 
ſelbſt die Ausübung eines formalen Rechtes wird von dem § 826 
Beſonders auch gegen 
Mißbrauch der Gewerbefreiheit durch gewinnſüchtige Ausbeutung 
oder durch Vergewaltigung Anderer ſoll nunmehr der 
§ 826 des B. G. B. Schutz gewähren.“ Daß ihm eine Klage 
auf Unterlaſſung entſpringt, hatte es ſchon vorher (S. 118 ff.) 
ausgeführt. Das R. G. geht alſo ſchon in der aprioriſti⸗ 
ſchen, theoretiſchen Würdigung des legislatoriſchen 
Inhalts der in Frage kommenden Beſtimmung weit 
über die ſich ſehr vorſichtig und ſehr allgemein aus- 
drückenden Stimmen der juriſtiſchen Litteratur hinaus, 
die, ſoweit erſichtlich, dem Problem bisher noch nicht näher ge- 
treten zu ſein ſcheint. 

Einer von den gewichtigen Berührungspunkten, die der hier 
erörterte Fall mit dem vom R. G. vornehmlich im 28. Bd. ent⸗ 
ſchiedenen befitzt, iſt der: Wie dort, jo handelt es ſich auch hier — 
und fo in allen Regelfällen — um eine Vereinigung, der 
eine imponirende und autoritative Bedeutung in den⸗ 
jenigen Kreiſen beigemeſſen wird, auf die der Geächtete behufs 
Verwerthung ſeiner Arbeitskraft ganz oder vorzugsweiſe ange⸗ 
angewieſen iſt. (R. G. S. 245.) Schließen ſie ihn aus, ſo iſt, 
wie ſchon hervorgehoben, ſein Fortkommen derartig erſchwert, 
daß es für ihn fraglich erſcheinen muß, ob er überhaupt noch 
auf ſeinem Arbeitsfelde in Zukunft ſeine Kräfte zu bethätigen 
in der Lage fein werde. Was das Gericht auf S. 245— 246, 
in Bezug auf die Verhinderung und Verunmöglichung des Be⸗ 
triebes des dort in Frage kommenden Sortimenters ausführt, 
findet — mutatis mutandis — auf unſeren Fall entſprechende 
Anwendung. Damit iſt aber erreicht, was das R. G. auch in 
feinem jüngſten Erkenntniſſe als Kriterium der Unfittlid- 
keit hingeſtellt wiſſen will: eine Verrufserklärung iſt ergangen, 
die den Betroffenen nicht nur als des Verkehrs in dem be- 
ſtimmten Kreiſe perſönlich unwürdig kennzeichnet, ſondern die 
ihm einen geſchäftlichen und beruflichen Verkehr in dieſem Kreiſe 
völlig unmöglich macht. Damit iſt aber weiter eine Handlung 
bewirkt, die ſowohl zum Zweck als auch zum Erfolge hatte, die 
gewerbliche Exiſtenz des Gegners völlig zu unter- 
graben, ihn dauernd erwerbs⸗ und brotlos zu machen, — und 
dieſe Fälle, ſo ſagt das R. G. ja, ſeien anders zu beurtheilen, 
als Maßregeln, die nur auf vorübergehende repreſſive Wirkungen 
abzielten. Ja, das R. G. deutet ſogar an, daß es überhaupt 
jede „Schwarze Liſte“, welche eine Verrufserklärung 
enthalte, für unſittlich erachten werde. 

Nun iſt allerdings klar, daß die Vereinigungen, wenn ſie 
unter anderm auch bezwecken ſollten, im Wege genoſſenſchaft⸗ 
licher Selbſthülfe ihre Mitglieder gegen Ausſchreitungen der 
Arbeiter zu bewahren, an ſich immer noch auf dem Boden des 
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Gewerberechts ſtehen, keineswegs unerlaubte ſind und durch die 
Rechtsordnung nicht mißbilligte Zwecke verfolgen (§ 152 der 
R. G. O., R. G. S. 243 — 244). Aber eben ſo klar iſt auch, 
daß das von den Innungen gewählte Syſtem der Ausſperrung 
kontraktbrüchiger Arbeiter durch Veröffentlichung in „Schwarzen 
Liſten“ bei Vermeidung hoher Konventionalſtrafen ein frei- 
gewähltes iſt, welches nicht die Wahrnehmung derjenigen 
Rechte darſtellt, die die Geſetze, insbeſondere die Gewerbeordnung, 
begründen. Man hat nicht ohne Geſchick den Verſuch gemacht, 
für ſolche Maßregeln nicht nur die legale Hülle des für der⸗ 
artige Zwecke doch etwas zu blaß und zu matt ſcheinenden 8 152 
heranzuziehen, ſondern konkretere, engere, ſpezifiſchere und für 
den Juriſten daher mit größerer Wucht wirkende geſetzliche Be- 
ſtimmungen hervorzuholen. 

Eine ſolche Vorſchrift iſt der § 125 der R. G. O., nach 
deſſen Abſatz 1 Satz 2 ein Arbeitgeber haftet, wenn er einen 
Geſellen oder Gehülfen annimmt, von dem er weiß, daß der⸗ 
ſelbe einem anderen Arbeitgeber zur Arbeit noch verpflichtet iſt. 
Man hat geſagt: es geſchieht ja weiter nichts, als daß die 
Zwecke des § 125 verwirklicht, daß ſeine Abſichten erfüllt werden 
ſollen. Jene Maßregeln, die die Kenntniß der Arbeitgeber von 
dem Kontraktbruch der Arbeiter vermitteln ſollen, wurzeln des⸗ 
halb vollkommen in dem legalen Boden des § 125. — Dieſe 
Argumentation hat auf den erſten Blick ja mancherlei Be⸗ 
ſtechendes. Allein bei näherem Zuſehen läßt ſich doch leicht er- 
kennen, daß das oben gedachte Syſtem keineswegs, wie es ſo 
hingeſtellt werden ſoll, ſich einfach gewiſſermaßen als Ausführung 
dieſer geſetzgeberiſchen Beſtimmung qualifizirt. 

Ohne weiteres vielleicht würde es in dem geſetzgeberiſchen 
Gedanken des § 125 ſeine vollkommene Rechtfertigung finden, 
wenn es in der Beſtimmung etwa hieße, daß der Arbeitgeber 
von dem Kontraktbruch weiß oder „wiſſen müßte“, wenn alſo 
von dem Geſetzgeber auch die fahrläjfige Unkenntniß unter 
Strafe oder Schadenerſatz geſtellt worden wäre.“) In dieſem 
Falle würde in durchaus erlaubter Weiſe ein Verband die ihm 
zuſtehenden Machtmittel und Kräfte ausnützen, um ſeine Mit⸗ 
glieder vor einem Schaden zu bewahren, der ihnen aus der 


Unkenntniß einer noch fortlaufenden Kontraktpflicht der an⸗ 


zuwerbenden Geſellen und Gehülfen erwachſen könnte. Auf 
der anderen Seite würde es vielleicht noch vollkommen in den 
Rahmen des § 125 fallen, wenn — ſelbſt de lege lata — 
die Veröffentlichung ſich ſtreng darauf beſchränken würde, zu 
konſtatiren, für welche Zeit die Arbeitgeber die und die be 
treffenden kontraktbrüchigen Arbeiter nicht einſtellen dürfen (wenn 
ſie um den Kontraktbruch wiſſen); denn nur auf eine be⸗ 
ſchränkte Zeit, für den Reſt des noch laufenden Kon- 
traktverhältniſſes, it die Schadenserſatzpflicht aus den 
88 125, 124 G. O. ſtatuirt.“) | 

So aber kann es nicht zweifelhaft fein, daß weder die 
Vermittelung der Kenntniß von dem Kontraktbruch der ein⸗ 
zelnen Arbeiter, noch insbeſondere die an die Veröffentlichung 
geknüpfte Verpflichtung, bei Strafe konkraktbrüchige Arbeiter 
nicht wieder in den Dienſt zu nehmen, als ſchlechthin auf 


) Vergl. etwa § 367 H. G. B. 
0) In beiden Fällen natürlich iſt Vorausſetzung: daß Kontrakt⸗ 
bruch wirklich vorliegt! 
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dem Boden des Gewerberechts ſtehend wird angeſehen werden 
können. Mithin muß es dabei ſein Bewenden haben, daß 
das ganze Syſtem einſchließlich der Mittel frei— 
gewählt und an ſich weder von Geſetz noch Privileg 
gedeckt iſt. 

Weit über das Geſetz hinausgehend, verhilft es im eigenen 
Intereſſe der Arbeitgeber⸗Verbände einem Prinzip mit pönalem 
Inhalt zum Ausdruck. Kein Innungs⸗Mitglied darf jemals 
kontraktbrüchige Arbeiter einſtellen, fo lange nicht die Verrufs⸗ 
erklärung zurückgenommen iſt! Alſo, wenn es den maßgebenden 
Organen paſſend erſcheint, ſie niemals zu revociren, dann iſt 
der geächtete Arbeiter auf ſeinem Arbeitsfelde ſo gut wie völlig 
lahm gelegt.“ 

Bezüglich eines ferneren vom R. G. betonten ſehr erheb- 
lichen Geſichtspunkts könnte es ſcheinen, als ob er für unſeren 
Fall nicht zuträfe. Es handelt ſich dort um eine Maßregel des 
betreffenden Verbandes gegen die Schleuderer unter den 
Sortimentern, gegen Buchhändler, die unter die von dem Ver⸗ 
bande im allgemeinen Intereſſe des Buchhandels gebilligten 
Rabattgrenzen hinabgehen. In Bezug auf dieſe Handlungs- 
weiſe betont nun das R. G. mehrfach, daß dieſelbe „weder 


*) Faſt wörtlich treffen auf einen fo geächteten Arbeiter die 
Ausführungen des N. G.'8s S. 2489 zu: „Der zweite Geſichtspunkt 
iſt der, daß bei Unterſtellung der Kundgebung im Börſenblatte“ 
(daß gegen Klägerin die einſchlägigen Thatſachen vorliegen ; 
„das Ganze ſich als öffentliche Verhängung des Ausſchluſſes der 
Klägerin aus der Gemeinſchaft der Gewerbsgenoſſen darſtellen 
würde!“ — — „daß die Kennzeichnung derjenigen Perſonen, gegen 
welche die Mitglieder entſprechend ihren Erklärungen und über⸗ 
nommenen Verpflichtungen verfahren ſollen, nicht leicht anders in 
einer für den geſammten in Frage kommenden Handel offenkundig 
werdenden Art erfolgen kann, wäre eben nur die Konſequenz des 
eingeſchlagenen Syſtems, welches unberechtigt ſein würde, wenn es 
eben nur in ſolcher Art zur Geltung gebracht werden könnte. Nach 
dieſer Art ließe ſich der Eindruck eines öffentlich vers 
kündeten Verdiktes mit Strafverhängung nicht leugnen.“ 

5 „ „dergleichen Maßregelungen verletzen das Recht auf 
Achtung der Perſon und das Anſehen ...“ „Es iſt das Charak⸗ 
teriſtiſche des Mittels der Achterklärung, daß der Anlaß zu der⸗ 
ſelben gegen den peinlichen Eindruck, den die Anwendung des 
Mittels an ſich in der Hand einer anſehnlichen Körperſchaft hervor⸗ 
ruft, indem die betreffende Perſon als eine gemiedene und zu 
meidende gekennzeichnet wird, für die Genoſſen zurücktritt. Beim 
Gewerbetreibenden kommen aber noch ganz reale Momente in Be⸗ 
tracht. Er wird nicht ohne Grund unanſehnlich, wenn er öffentlich 
als ein in den Verkehrsbeziehungen nach den verſchiedenſten Rich⸗ 
tungen erheblich gehinderter Mann gekennzeichnet wird. Das Ver⸗ 
trauen in feine Thätigkeit, den Anforderungen von Kunden zu ges 
nügen, wird damit erſchüttert. Eine unmittelbare oder analoge 
Anwendung des § 193 Str. G. B.'s kann Anwendung finden, wenn 
der Verein das geſchäftliche Verhalten des einzelnen Buchhändlers 
als unheilvoll oder rückſichtlos in Wort oder Schrift darſtellt, und 
hierbei der Geſchäftsbetrieb deſſelben eine herabſetzende Beleuchtung 
erfährt. Aber das vom Verein freigewählte Syſtem über 
das Nichtmitglied zu verhängender Maßregeln, welches 
das Nichtmitglied zu verletzen geeignet iſt, ſtellt nicht 
die Wahrnehmung berechtigter Intereſſen dar, welche 
die Rechtsverletzung ausſchlöſſe oder für die Rechts- 
ordnung indifferent erſcheinen ließe.“ — 
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rechtswidrig noch unſtttlich“ (S. 246 und 249) jet, daß es ſich 
„nicht um Abwehr eines rechtswidrigen Angriffes handelt“ 
(S. 247), und daß infolgedeſſen die den natürlichen Verhält⸗ 
niffen entſprechenden Erwartungen des Betreffenden, wenn fie 
auch noch keine erworbenen Vermögensſtücke ſeien, nicht gekränkt 
werden durften. Es hat nach dem ganzen Zuſammenhange den 
Anſchein, als ob das R. G., wenn ein rechtswidriges oder 
unſittliches Verhalten der Gegenſtand der Maßregelungen 
bildete, dieſe als nicht gegen die guten Sitten verſtoßend erachten 
würde. — 

Sicherlich unterſcheidet ſich nun der Kontraktbruch der ge⸗ 
werblichen Arbeiter inſofern von dem Unterbieten der Sortimenter, 
als hier ein freies Handeln, das mit der Rechtsordnung in 
keiner Weiſe in Konflikt kommt, dort aber eine Handlungsweiſe 
vorliegt, an die das Geſetz die Folge des Schadenserſatzes 
geknüpft hat, alſo immerhin ein Rechtsbruch, eine „Rechts- 
widrigkeit“! Genügt fie, um Maßregelungen zu rechtfertigen, 
die ſonſt als gegen die guten Sitten verſtoßend zu verwerfen 
wären? Ich glaube: Nein! Das R. G. hatte, weil in dem 
im 28. Bande entſchiedenen Fall ein nicht rechtswidriges 
Handeln der Gegenſtand der Maßnahmen war, keinen Anlaß, 
ſich mit der Frage näher zu befaſſen, — ſonſt wäre es wohl 
ohne Zweifel zu dem Satz, den ich hier vertreten möchte, und 
den es auf S. 246/247 im gewiſſen Umfange bereits anerkannt 
zu haben ſcheint, gelangt, zu dem Satz von der Relativität 
der betreffenden Maßnahmen, der Verhältniß mäßig 
keit der Rechtswidrigkeit. Es kann nicht die Meinung 
ſein, daß ein jedes rechtswidriges Verhalten die ſchwerſten 
Maßregeln rechtfertige und nach ſich ziehen dürfe. 

Dann aber muß geſagt werden: Haben die Verrufs⸗ 
erklärungen, die von den Innungen u. ſ. w. ausgehen und in 
ihren großen Organen veröffentlicht werden, wirklich eine ſo 
erhebliche Bedeutung, daß ſich ihr die in Rede ſtehenden Ver⸗ 
bände unterwerfen, und wird ſo innerhalb eines erheblichen, 
vielleicht des größten Theiles desjenigen Arbeitsfeldes, auf dem 
der angeblich kontraktbrüchige Arbeiter ſeine Kräfte nutzbar zu 
machen befähigt iſt, dem Arbeiter die Möglichkeit der Be⸗ 
thätigung entzogen, ſo ſteht der Kontraktbruch, auf den 
in dieſer Weiſe reagirt wird, in keinem Verhältniß 
zu der Reaktion, der Unrechtsfolge ſelber. Und dies 
geht aus dem Willen und dem Geiſt des Geſetzes ſelber hervor 
in folgender Weiſe: Was der Geſetzgeber von dem Kontraft- 
bruch der gewerblichen Arbeiter dachte, das kommt ziemlich 
deutlich in den 88 124, 125 R. G. O. zum Ausdruck. Er 
hat es für erforderlich erachtet, ihm eine beſondere Stellung 
gegenüber dem bürgerlichen Kontraktbruch einzuräumen, indem 
er den Arbeitgebern einige beſondere Rechte verlieh und 
Pflichten auferlegte. Er hat im § 124 b einen beſtimmten 
abſtrakten Schadenserſatz fixirt und im § 125 eine Beſtimmung 
geſchaffen, die verhindern ſollte, daß der Vertragsbruch von 
obenher begünſtigt werde. Zu beachten iſt dabei, daß er es 
nicht für nöthig hielt, ihn unter Strafe zu ſtellen 
(Umſturzvorlagel) und daß im $ 152 die Perbots- 
beſtimmungen gegen den Strike aufgehoben ſind. Hat aber der 
Geſetzgeber nur einer ſolchen Auffaſſung geſetzlichen Ausdruck 
verliehen, ſo kann eine Vernichtung der Exiſtenzbedingungen 
der kontraktbrüchigen Arbeiter nicht in ſeinem Sinne liegen. 
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Heranzuziehen find auch noch Beſtimm ungen wie die SS 111 
Abſ. 3, 4, 112, 113 Abſ. 3 R. G. O. Sie laſſen deutlich 
den Willen des Geſetzgebers und ſeine Abneigung gegen eine 
Erſchwerung der Exiſtenzbedingungen der gewerblichen Arbeiter 
ſelbſt für den Fall eines ſchuldhaften Verhaltens 
erkennen. 

Solche Auffaſſung hat auch einen tiefen eſhiſchen und ſitt⸗ 
lichen Grund: Der Vertragsbruch, jo ſchädlich und bekämpfens⸗ 
werth er an ſich auch erſcheinen mag, kaun in dieſem und 
in jenem Falle ein durchaus verſchiedenes Geſicht 
haben. Dort kann er ſich als doloſer, niederträchtiger Racheakt 
charakteriſiren, hier kann er ſich hart an der Grenze der „wid- 
tigen Gründe“ aus §8 124 und 124 a R. G. O. bewegen. Es muß 
aber als gegen die guten Sitten verſtoßend erachtet werden, 
wenn z. B. ein Arbeiter mit einem beſonders fein ausgeprägtem 
Ehrgefühl eine Beleidigung als eine grobe empfand, die ihn 
feiner Auffaſſung nach. zu ſofortiger Niederlegung der Arbeit 
berechtigte, die aber das Gericht nachher nicht als grobe Be— 
leidigung nach § 124 Ziffer 2 qualifizirte, wenn ſolch ein Ar⸗ 
beiter als Folge die Vernichtung oder faſt völlige Unterbindung 
feiner Exiſtenzbedingungen erleiden muß, weil er als „kontrakt⸗ 
brüchig“ in der angegebenen Weiſe in den Verruf gethan wird. 
Der Vertragsbruch kann auch ſehr häufig ein durchaus ſub⸗ 
jektives Gepräge haben; ein Arbeiter, der dort vertragsbrüchig 
wird, kann hier zu den beſten Arbeitern gezählt werden. „Ver⸗ 
tragsbrüchigkeit“ wird ſelten eine „Eigenſchaft“ ſein. Man 
würde es aber ſogar nimmermehr für ſtatthaft erklären können, 
wenn in fortlaufenden Berichten alle wegen Diebſtahls, Körper⸗ 
verletzung oder ſonſtiger Delikte beſtraften gewerblichen Arbeiter 
veröffentlicht würden und ſich daran die Wirkung knüpfte, daß 
gewiſſe große Innungen und Verbände dieſe Geächteten nicht 
einſtellen dürften. Sehr viel fähiges und tüchtiges Material 
würde ſo vernichtet und dem gemeinen Beſten viel mehr geſchadet 
als den Arbeitgebern genützt. Was in Zeiten der Arbeits- 
loſigkeit den Arbeitgebern nicht zum Bewußtſein 
kommt, das kann, wenn die Arbeitskräfte am Markt 
theuer ſind, ſehr leicht auf ſie zurückſchlagen: daß ſie 
ſeinerzeit kontraktbrüchige Arbeiter gezwungen haben, 
ſich ein anderes Arbeitsfeld zu ſuchen, oder gar gänz— 
lich der Vernichtung überantwortet haben.“ 

Noch ein anderer Geſichtspunkt tritt hinzu. In den vom 
R. G. kürzlich und im 28. Bd. entſchiedenen Fällen waren der 
Gegenſtand der Mittheilungen beſtimmte, konkrete Thatſachen, 
deren Vorhandenſein offenlag, an denen nicht zu rütteln war 
und die deshalb auch ihrem objektiven Gehalt nach von jeder⸗ 
mann beurtheilt werden konnten. Dort handelte es ſich um 
gewiſſe Preisermäßigungen, um das Hinabgehen eines Sorti⸗ 


) Man wende nicht ein: daß derartige wirthſchaftliche Geſichts⸗ 
punkte nicht herangezogen werden dürften für die Auslegung juriſti⸗ 
ſcher Fragen: Erforſchen, was den „guten Sitten“ in vorliegenden 
Fällen entſpricht, heißt doch auch: das ſoziale Gleichgewicht, die 
wirthſchaftliche Ebenmäßigkeit angeſichts mehrerer auf einander pral⸗ 
lender Tendenzen aufrecht erhalten, nicht geſtatten, daß durch zufällige 
Konſtellationen die eine oder die andere vernichtend und zerſtörend 
auf die Arbeitsgebiete der anderen losgelaſſen werde. Alle oben 
citirten Erkenntniſſe haben gerade die wirthſchaftspolitiſche 
Tragweite des einzelnen Falles in großem Maßſtabe berückſichtigt. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


629 


menters unter ein beſtimmtes Tarifminimum, in dem letzten 
Falle um die Mittheilung von einer unſtreitig erfolgten Nieder⸗ 
legung der Arbeit ſeitens eines Theils der Arbeiter und um 
eine Darſtellung, die, ſoweit fie nicht pofitive Thatſachen behaup⸗ 
tete, deutlich ein ſubjektives Gepräge zur Schau trug und als 
ſolche auch nur von jedermann beurtheilt werden konnte; noch 
dazu hatte dieſe Mittheilung keinerlei verbindliche Kraft; es 
war eine „Bitte“, und nichts verlautet darüber, daß eine Nicht⸗ 
befolgung dieſer Bitte irgend welche Nachtheile für die Unfolg⸗ 
ſamen nach ſich gezogen hätte. Wie aber liegt die Sache in 
unſerem Falle und in allen Fällen, wo „kontraktbrüchige“ Ar⸗ 
beiter in „Schwarzen Liſten“ veröffentlicht werden? An die 
einfache Mittheilung, daß die und die betreffenden Arbeiter 
„kontraktbrüchig“ geworden ſeien, knüpfen ſich die ſchwer⸗ 
wiegenden oben dargeſtellten Folgen. Alſo an ein durchaus 
ſubjektives Urtheil, an eine einſeitige Partei- 
behauptung, an eine Darſtellung eines in der erheb- 
lichſten Weiſe intereſſirten Streittheiles, deren that- 
ſächliche Unterlagen vollſtändig im Dunkel liegen 
und von keinem nachgeprüft werden können! Wohin 
aber ſoll es führen, wenn dolos oder grob fahrläſſig oder auch 
nur im Rechtsirrthum die Verrufserklärung eines nicht kontrakt⸗ 
brüchigen Arbeiters bewirkt und mit der verhängnißvollen Wir⸗ 
kung der Sperrung aufrecht erhalten wird? Soll der Geächtete 
immer erſt genöthigt werden, im Wege der Klage vorzugehen 
und vielleicht Jahre hindurch, bis die Inſtanzen entſchieden 
haben, brotlos ſein? Was ſoll er inzwiſchen anfangen? Und 
wird es ihm, wenn er es nach Jahren endlich rechtskräftig be⸗ 
ſtätigt erhält, daß er ſeinerzeit nicht kontraktbrüchig geworden, 
daß die unwahre Mittheilung wider die guten Sitten war, wird 
ihm da dieſes Urtheil noch in irgend welcher Beziehung von Nutzen 
fein können? Ach nein, — in praeteritum non vivitur. 
— Eine Verabredung, die ſolche Zuſtände auch nur ermöglicht, 
kann nicht gültig ſein; fie und alle ihre Ausläufer find gegen 
die guten Sitten. Es geht nicht an, irgend jemanden einer — 
wenn auch noch jo proviſoriſchen — Willkür, wie es die ſub⸗ 
jektive Beurtheilung eines diffizilen und ſchwankenden Rechts- 
begriffes iſt, oder einer einfachen — aus irgend welchen Motiven 
erfolgenden — Anzeige zu überantworten, wenn dieſe ſo unheim⸗ 
liche Folgen haben können. 

Das ſind meines Erachtens einige von den weſentlichſten 
Geſichtspunkten, die für die Beurtheilung der hier fraglichen 
Sachlage herangezogen werden können. Irgendwie das tiefgehende 
Problem zu erſchöpfen, konnte nicht die Abſicht ſein. Es dürfte 
die Aufgabe vorzugsweiſe der Praxis ſein, ein möglichſt reich⸗ 
haltiges kaſuiſtiſches Material herbeizutragen, damit möglichſt 
zahlreiche Geſichtspunkte nach der einen oder anderen Richtung 
ins Treffen geführt werden können. Dann wird ſich insbeſondere 
ergeben, ob nicht auch für den umgekehrten Fall die Unſittlich⸗ 
keit der ſchwarzen Liſten der Arbeiter ausgeſprochen 
werden muß, oder ob für dieſen Fall bei der quantitativ und 
qualitativ verſchiedenen Sachlage einige und welche Geſichts⸗ 
punkte entfallen und welche neuen dafür in den Vordergrund 
treten. | 

Aber noch eins ſei zum Schluſſe bemerkt: daß ich mir ſehr 
wohl eine Verrufserklärung der geſchilderten Art denken könnte, 
die nicht unter den § 826 fiele: wenn ſie ſich im Rahmen des 
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8 125 R. G. O. in der oben gedachten Weiſe hielte, wenn der 
Art und Weiſe, nach der die Veröffentlichung bewirkt und 
zurückgenommen werden muß, ein Syſtem, ein geregeltes 
Verfahren zu Grunde liegt, ſich aufbauend etwa auf dem 
Grunde rechtskräftiger Urtheile oder gültiger Schiedsſprüche, wenn 
die Veröffentlichung eine einfache Konſtatirung der ſo feſtgeſtellten 
Thatſache des Vertragsbruches enthielte, ohne daß ſich Zwangs⸗ 
folgen an ihre Nichtbeachtung knüpften u. ſ. w. Aber nach dieſer 
Richtung ſcheinen bis jetzt noch nicht einmal Anfänge vorhanden 


zu ſein. 
Nachtrag. 

Ich habe in dem vorſtehenden Aufſatz darauf hingewieſen, 
daß ſich die Litteratur bisher zu dem erörterten Problem — 
wohl aus Mangel an kaſuiſtiſchem Material, — ſehr vorſichtig 
und zurückhaltend, geäußert hat. Da iſt es denn nicht ohne tiefere 
Bedeutung, daß ein Werk wie das neueſte groß angelegte rechts- 
philoſophiſche Buch Rudolf Stammlers — „die Lehre von 
dem Richtigen Rechte“), — das ſich im Gegenſatz zu dem 
juriſtiſchen Empirismus die Aufgabe ſtellt zu unterſuchen, unter 
welchen allgemeinen Bedingungen bei einer beſonderen 
rechtlichen Norm die Eigenſchaft des ſachlich Richtigen 
vorhanden ſei, zu demſelben Ergebniß gelangt wie wir. Es 
würde zu weit führen, an dieſer Stelle die Wege darzulegen, 
auf denen Stammler zu dieſem Ziele gelangt; ich begnüge mich 
daher, die einfchlägigen Sätze zu zitiren. Es heißt dort:“) 

„Die Führung einer ſchwarzen Liſte, zum Beiſpiel der 
Hausbeſitzer über vertragsbrüchige oder ſchlecht zahlende Miether 
iſt nicht ohne weiteres unzuläſſig. Macht doch die neueſte 
Geſetzgebung bei dem Offenbarungseide ſelbſt in gewiſſer Hinficht 
von derartiger Einrichtung Gebrauch (C. P. O. 915) *). Aber 
es wird eine ſolche Verbindung von Geſchäftsleuten, ebenſo wie 
die Ringe und Kartelle überhaupt, dann gegen richtiges Recht 
gehen, wenn unter den beſonderen Thatumſtänden ſie als ein 
Vorgehen erſcheint, das den davon Betroffenen zu bloß 
gefügigem Werkzeuge der anderen macht, ihm die 
Möglichkeit zu eigener richtiger Bethätigung raubt 
und ihn von dem Gemeinſchaftsleben nach ſachlicher 
Willkür Dritter ausſchließen würde. — — Sagt man, 
daß die Unternehmer ſchwarze Liſten in Wahrung ihrer 
berechtigten Intereſſen führen und den übrigen Arbeit- 


) Berlin, Guttentag 1902; vor der Drucklegung des Aufſatzes 
war ich in der Lektüre des Werkes noch nicht ſoweit vorgedrungen. 

** S. 486/7; vergl. aber auch S. 442. 

) Der Hinweis auf den 8 915 der C. P. O. mag vielleicht, 
vom Standpunkt Stammlers aus betrachtet, nicht ganz unbedenklich 
ſein; denn nach ihm iſt das geſetzte Recht ja nicht mehr als ein 
Verſuch, (ſachlich) richtiges Recht zu ſein, um das es ſich ihm 
allein handelt. Aber uns, die wir es vorliegend noch mit einer 
Aufgabe der techniſchen Jurisprudenz zu thun haben, gewährt der 
8915 gleichzeitig nach der Seite der zu errichtenden Schranken 
eine willkommene Unterſtützung. Ich meine insbeſondere die im 
letzten Theile meines Aufſatzes angedeuteten Geſichtspunkte: Nur 
auf Grund zweifelfrei feſtſtehender und als feſtſtehend 
durch die geſetzlich zuläſſigen Mittel anerkannter That: 
ſachen kann — wenn überhaupt — von der Zuläſſigkeit 
ſo ſchwer wiegender Veröffentlichungen die Rede ſein. 
Gleichzeitig iſt die zeitliche Schranke des 8 915 zu beachten. 
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gebern mittheilen dürfen, ſo iſt nichts dagegen einzuwenden, 
ſofern der Nachdruck auf die berechtigten Intereſſen gelegt 
wird. Es müſſen ſolche Intereſſen ſein, deren Wahrung nach 
den Grundſätzen des richtigen Rechts geboten iſt. Alſo 
wird es begründet erſcheinen, falls ohne jenes Vorgehen ein 
Betrieb in die Lage kommt, ſeinerſeits ein Gegenſtand bloß 
ſubjektiven Anforderns nach einſeitig willkürlicher Beſtimmung 
von Arbeitervereinigungen zu werden; und es kann umgekehrt 
objektiv nicht mehr gerechtfertigt ſein, ſobald mit dem ſtillen 
Verrufe von Arbeitern die Ausſperrung nicht zu ſachlich richtigem 
Zuſammenwirken, ſondern als Mittel zu beliebigem 
Entſcheide über deren Theilnahme an der Sozial- 
wirthſchaft nach einſeitiger Willkür des einen Theiles 
vorgenommen wird.“ | 


Litteratur und Zeitſchriften. 
Litteratur Veſprechung. 
Nobiling, Regier.⸗Rath: Die Preußiſchen Landes- 
kultur⸗Geſetze. Münſter i. W. H. Mitsdörffer's 
Buchhandlung. 

Der Verfaſſer hat ſich der mühevollen Aufgabe unterzogen, 
die geſammten Preußiſchen Geſetze und Verordnungen über 
Landeskultur und landwirthſchaftliche Polizei zuſammenzuſtellen. 
Die Sammlung enthält in 23 nach Materien geordneten 
Abſchnitten nicht weniger als 175 Geſetze und Verordnungen. 
Auch die einſchlägigen Beſtimmungen aus dem Einführungs- 
geſetze und dem Preußiſchen Ausführungsgeſetze zum Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuche ſowie aus den Ausführungsgeſetzen zu den 
Nebengeſetzen zum Bürgerlichen Geſetzbuche haben darin Auf- 
nahme gefunden. Ein ausführliches Sachregiſter und ein 
chronologiſches Regiſter erleichtern die Auffindung der einzelnen 
geſetzlichen Beſtimmungen. Die Sammlung iſt zweifellos nicht 
nur für die Beamten der Auseinanderſetzungsbehörden, ſondern 
auch für den praktiſchen Juriſten ein ſehr werthvolles Hülfs⸗ 
mittel zur Auffindung aller in Betracht kommenden geſetzlichen 
Beſtimmungen. B. 


Vom Reichsgericht.“ 

Wir berichten über die in der Zeit vom 8. bis 22. No⸗ 
vember 1902 ausgefertigten Entſcheidungen. 

I. Reichsrecht. 

Civilprozeßordnung. 

1. 88 3 und 6. 

Mit Recht geht der angefochtene Beſchluß davon aus, daß 
im vorliegenden Falle nicht § 6 C. P. O. zur Anwendung 
kommt, ſondern, da es ſich um Aufhebung eines Vertrages 
handelt, der Streitwerth nach dem Intereſſe, das die Kl. von 
der Aufhebung haben, gemäß § 3 C. P. O. frei zu ſchätzen iſt. 
Wenn der Beſchwerdeführer demgegenüber zunächſt bemängelt, 
das O. L. G. habe bei der Schätzung das Intereſſe der Kl., 
auch von der Verbindlichkeit zur Entrichtung des Reſtkaufgeldes 
von 20 300 Mark los zu kommen, unberückſichtigt gelaſſen, ſo 


) Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. 
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erledigt ſich dieſer Vorwurf dadurch, daß das erwähnte Intereſſe 
nicht ebenſo wie das Verlangen, von der perjönlichen Haftung 
für die übernommenen Hypotheken befreit zu werden, zum 
Gegenſtand eines beſonderen Klageantrags gemacht iſt. In dem 
allgemeinen Antrage, den Vertrag für ungültig zu erklären, 
kann ein genügender Ausdruck jenes Verlangens nicht gefunden 
werden. Auch die weitere Berufung des Beſchwerdeführers auf 
den Beſchluß des jetzt entſcheidenden Senats vom 2. April d. J., 
Juriſtiſche Wochenſchrift 1902 S. 253 Nr. 17, iſt verfehlt. 
Dort war mit der negativen Feſtſtellungsklage eines Verkäufers 
u. A. auch die Feſtſtellung verlangt worden, daß der Kl. nicht 
verpflichtet ſei, die Auflafſung des (angeblich von ihm verkauften) 
Grundſtücks den Bekl. als Käufern zu ertheilen. Lediglich 
aus letzterem Grunde iſt damals § 6 C. P. O. für anwendbar 
erklärt worden. Gegenwärtig dagegen handelt es ſich um Der: 
urtheilung zur Entgegennahme der (Rück-) Auflaſſung. In 
Fällen dieſer Art iſt, wie der beſchließende Senat wiederholt 
ausgeſprochen hat (vergl. die in der Juriſtiſchen Wochenſchrift 
Jahrgang 1899 S. 739 Nr. 1, Jahrgang 1901 S. 718 Ziffer 4 
abgedruckten Beſchlüſſe ſowie den Beſchluß vom 5. April d. J. 
V. B. 82/1902), der Streitwerth nach freiem Ermeſſen, § 3 
C. P. O., zu beſtimmen. Beſchluß des V. C. S. i. S. Riſch 
c. Wiechert u. Gen. vom 1. November 1902, B Nr. 214/1902 V. 

2. 88 41, 565. Gerichtsverfaſſungsgeſetz 88 62, 119. 

Durch Urtheil des R. G. war das Urtheil des Dritten 
C. S. des O. L. G. zu K. vom 27. Juni 1901 aufgehoben 
und die Sache zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung 
an das B. G., und zwar auf Grund des § 565 Abſ. 1 Satz 2 
der C. P. O. an den Zweiten C. S. deſſelben, zurückverwieſen 
worden. Bei dem aufgehobenen Urtheile hatte der damals als 
Hülfsrichter dem III. C. S. zugewieſene Landgerichtsrath B. 
mitgewirkt. Aus Anlaß der Schaffung eines vierten Senates 
bei dem O. L. G. zu K. wurde der zum Oberlandesgerichtsrath 
neu ernannte bisherige Landgerichtsrath B. dem II. C. S. 
zugewieſen. Letzteren hatte der Prozeßbevollmächtigte der Bekl. 
abgelehnt. Dieſe Ablehnung wurde für unbegründet erklärt 
und die eingelegte ſofortige Beſchwerde vom R. G. zurück— 
gewieſen. Aus den Gründen: Durch Zurückverweiſung der 
Sache an einen anderen Senat des B. G. wird deren Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung dem Senate entzogen, bei dem ſie 
bisher anhängig war. Die Entziehung betrifft jedoch nur den 
Senat als ſelbſtändige Einheit in der Organiſation des B. G. 
und nicht die Mitglieder des Senats überhaupt oder doch die⸗ 
jenigen, die bei dem aufgehobenen Urtheil mitgewirkt haben. 
Welche Richter dieſem anderen Senate zur Zeit der Verhand— 
lung und Entſcheidung der zurückverwieſenen Sache angehören, 
beſtimmt die nach SS 119 und 62 des G. V. G. getroffene 
Anordnung des Präſidiums. Ein Fall dieſer Art liegt hier 
nicht vor. Im Uebrigen rechtfertigt die Mitwirkung eines 
Richters bei einem Urtheile des B. G., das vom Reviſionsgericht 
aufgehoben wurde und bei deſſen Aufhebung das letztere von 
der ihm in $ 565 a. a. O. eingeräumten Befugniß durch 
Zurückverweiſung der Sache an einen anderen Senat des 
B. G. Gebrauch machte, weder unmittelbar noch mittel- 
bar im Wege der Analogie etwa aus § 41 Ziffer 6 der 
C. P. O. deſſen Ausſchließung von der Ausübung des 
Richteramtes in dieſer Sache. Beſchluß des II. C. S. i. S. 
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Grether e. Stadtgemeinde Freiburg vom 1. November 1902, 
B Nr. 158/1902 II. 

3. § 250. 

Es ſteht in Frage, ob dem 8 227 der C. P. O. a. F., 
§ 250 n. F. gegenüber, nach welchem die Aufnahme eines 
unterbrochenen Verfahrens durch Zuſtellung eines Schriftſatzes 
erfolgt, die Aufnahme durch Erklärung in einer mündlichen 
Verhandlung als rechtswirkſam gelten könne. Dieſe Frage, die 
von dem erkennenden Senate laut der Entſcheidungen in Civil⸗ 
ſachen Bd. 40 S. 370 einmal unentſchieden gelaſſen und auch 
in Bd. 41 S. 405 daſelbſt wenigſtens nicht entſchieden bejaht 
iſt, muß indeſſen nach richtiger Anſicht, die auch in den Motiven 
zu § 227 der C. P. O. a. F. ($ 219 des Entwurfes) hervortritt 
und in der Litteratur vorherrſcht (vergl. z. B. Gaupp⸗Stein, 
Civilprozeßordnung [Aufl. 4], Bd. 1 Bem. zu $ 250 S. 506), 
bejahend beantwortet werden, ſchon aus innern Gründen, die 
in der praktiſchen Entbehrlichkeit der ſchriftlichen Zuſtellung nach 
einmal in mündlicher Verhandlung erklärter Aufnahme liegen, 
die übrigens eine äußere Stütze erhalten durch den $ 217 
Abſ. 2 der C. P. O. a. F., § 239 Abſ. 2 n. F., inſofern, wenn 
dort eine Ladung der Rechtsnachfolger zur Aufnahme und 
zugleich zur Verhandlung der Hauptſache vorgeſehen iſt, 
dabei offenbar der normale Hergang für dieſen Fall ſo gedacht 
iſt, daß die Aufnahme eben in dem Termine zur münd⸗ 
lichen Verhandlung erklärt werden ſoll. Außerdem würde 
für den vorliegenden Fall eventuell noch in Betracht 
kommen, daß im Termine vom 5. April 1902 beide Parteien 
die Aufnahme erklärt, damit alſo offenbar eventuell auch die vom 
Gegner mündlich erklärte Aufnahme ſtillſchweigend genehmigt 
haben, und daß nach den Entſcheidungen des R. G. in Civilſachen 
Bd. 14 S. 334 die Formvorſchrift der Aufnahme durch Zu⸗ 
ſtellung eines Schriftſatzes zu den verzichtbaren Vor⸗ 
ſchriften im Sinne des $ 267 der C. P. O. a. F., § 295 n. F. 
gehört. VI. C. S. i. S. Webers & Co. c. Engelhardt vom 
16. Oktober 1902, Nr. 298/1902 VI. 

4. 88 278, 280, 297. 

Es geht die Rüge fehl, daß die Widerklage vom 
O. L. G. unter Geſetzesverletzung als am 12. Juni 1900 
erhoben angeſehen worden ſei. Nach § 278 der C. P. O. 
können Widerklagen bis zum Schluſſe derjenigen mündlichen 
Verhandlung, auf welche das Urtheil ergeht, geltend gemacht 
werden, nach $ 280 C. P. O. kann der Bekl. in der mündlichen 
Verhandlung durch Erhebung einer Widerklage beantragen, daß 
ein näher beſtimmtes Rechtsverhältniß feſtgeſtellt werde, und nach 
§ 281 der C. P. O. tritt Rechtshängigkeit eines Anſpruches ein 
mit deſſen Geltendmachung in der mündlichen Verhandlung, 
nach 8297 der C. P. O. müſſen die Anträge in der mündlichen 
Verhandlung verleſen werden. Daraus folgt, daß die Wider⸗ 
klage erhoben wird durch Verleſen des Antrages in der 
mündlichen Verhandlung, ein weiteres mündliches Verhandeln, 
ein Begründen des Antrages, iſt für die Frage, ob die Widerklage 
erhoben iſt, nicht erforderlich, efr. Peterſen und Anger, Civil⸗ 
prozeßordnung I S. 588 Ziffer 3. Die in der Reviſionsſchrift 
bezogene Entſch. des R. G. Bd. 10 S. 392 betrifft einen anderen 
Fall, nämlich die Frage des „Verhandelns“ nach § 299 C. P. O. 
a. F. In gegenwärtiger Sache iſt der Widerklageantrag in der 
mündlichen Verhandlung vom 12. Juni 1900 verleſen, alſo 


632 


damals die Widerklage erhoben worden. II. C. S. i. S. de Fornel 
c. Günther vom 24. Oktober 1902, Nr. 225/1902 II. 

5. 58 302 und 304. 

Eine Vorabentſcheidung nach § 304 C. P. O. iſt nur 
dann zuläſſig, wenn durch ſie der Streit über den Beſtand des 
Anſpruchs vollſtändig abgeſchloſſen wird, ſo daß die unerledigt 
gebliebenen und dem weiteren Verfahren vorbehaltenen Angriffs⸗ 
und Vertheidigungsmittel nicht mehr zu einer Verneinung des 
Anſpruchs führen können, ſondern lediglich für die Abmeſſung 
ſeiner Höhe Bedeutung haben. Einreden, die dem Anſpruche 
im Ganzen entgegenſtehen und, falls ſie als begründet anerkannt 
werden, den Anſpruch vollſtändig beſeitigen, ſchließen die 
Möglichkeit aus, den Klageanſpruch dem Grunde nach für be⸗ 
rechtigt zu erklären, ſofern nicht das Zwiſchenurtheil zugleich 
über ſie entſcheidet und ſie zurückweiſt. (Vergl. Entſch. Bd. 16 
S. 385; Bd. 31 S. 362.) Der Kl. hat, indem er dieſe 
Rechtsſätze gelten läßt, auszuführen geſucht, daß die Einrede 
der Aufrechnung gegenüber den ſonſtigen zerſtörlichen Einreden 
eine Sonderſtellung einnehme und darum eine Ausnahme von 
der Regel bilde. Die Eigenart der Aufrechnung ergebe ſich 
ſchon daraus, daß fie ſogar nach der rechtskräftigen Ver⸗ 
urtheilung zuläſſig ſei, und dem werde auch im § 302 C. P. O. 
Rechnung getragen, der ein Urtheil unter Vorbehalt der Ent⸗ 
ſcheidung über die Aufrechnung zulaſſe. Im vorliegenden Falle, 
wo die zur Aufrechnung geltend gemachte Gegenforderung nicht 
in rechtlichem Zuſammenhange mit der Forderung des Kl. ſtehe 
und wo die Aufrechnung nur eventuell, nämlich für den Fall, 
daß nicht die Klage als rechtlich unbegründet abgewieſen werde, 
erfolgen ſolle, ſeien offenbar die Vorausſetzungen für ein Urtheil 
unter dem erwähnten Vorbehalt gegeben. Das erlaſſene Urtheil 
müſſe daher als ein ſolches nach § 302 Abſ. 3 C. P. O. durch 
Rechtsmittel anfechtbares Urtheil angeſehen werden und daraus 
folge, daß der Bekl. wegen der Ablehnung einer Entſcheidung 
über die Einrede der Aufrechnung nicht die Reviſion einlegen, 
ſondern die Ergänzung des fehlenden Vorbehalts gemäß § 302 
Abſ. 2 C. P. O. habe beantragen müſſen. In dieſer Aus⸗ 
führung iſt richtig, daß, wenn die Gegenforderung des Bekl. 
nicht in rechtlichem Zuſammenhang mit der Klagforderung ſteht, 
was bei der noch völlig fehlenden thatſächlichen Begründung des 
Gegenanſpruchs zur Zeit nicht ſicher erkannt werden kann, — 
der Erlaß eines Urtheils unter Vorbehalt zuläſſig geweſen ſein 
würde, ſofern die Verhandlung über die Klagforderung zur 
Entſcheidung reif war. Aber der Einwand des Kl. ſcheitert 
daran, daß im vorliegenden Falle das B. G. nicht die Ab⸗ 
trennung der Verhandlung über die Gegenforderung angeordnet, 
ſondern ſich auf den Standpunkt geſtellt hat, daß dieſe Ver⸗ 
handlung nicht den rechtlichen Beſtand des Klaganſpruchs, 
ſondern nur deſſen Höhe zum Gegenſtand habe. Das R. G. 
hat bereits wiederholt ausgeſprochen, daß das nicht zutreffend 
iſt. Vergl. Juriſtiſche Wochenſchrift 1895 S. 294 Nr. 10, 
S. 379 Nr. 4; 1902 S. 393 Nr. 12. VI. C. S. i. S. 
Hilberg e. Lapp vom 27. Oktober 1902, Nr. 204/1902 VI. 

6. § 413 verbunden mit § 19 Ziffer 1 des Geſetzes 
über die Konſulargerichtsbarkeit vom 7. April 1900. 

Auf die Feſtſtellung der Gebühren der von den Konſuln 
und den Konſulargerichten in Civilprozeßſachen vernommenen 
Zeugen und Sachverſtändigen finden die Vorſchriften der Ge⸗ 
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17. Mal 1598 Aue 1595 in der Fafſung der Be⸗ 
kanntmachung des Reichskanzlers vom 20. Mai 1898 An⸗ 
wendung. Die in § 20 des Geſetzes über die Konfular- 
gerichtsbarkeit getroffene Ausnahmevorſchrift trifft auf Gebühren⸗ 
angelegenheiten nicht zu. Und wenn es in § 40 des genannten 
Geſetzes heißt, daß in Handelsſachen die Vorſchriften der in 
§ 19 bezeichneten Geſetze nur inſoweit Anwendung finden, als 
nicht das im Konſulargerichtsbezirke geltende Handelsgewohnheits⸗ 
recht ein anderes beſtimmt, ſo kommt auch dieſe Vorſchrift hier 
nicht in Betracht, weil es ſich um eine Frage des Gebühren- 
rechts in Prozeßſachen handelt, dieſe auch nicht Gegenſtand eines 
Handelsgewohnheitsrechts ſein kann. Beſchluß des VII. C. S. 
i. S. Steffens u. Co. . Sadju⸗Pira vom 4. November 1902 
B Nr. 166/1902 VII. 

7. § 459. 

Für den Inhalt der Erſitzungshandlungen hat das B. G. 
für genügend erachtet und dies auch in der Eidesformel zum 
Ausdruck gebracht, daß die Müller die Grabenräumung von den 
Beſitzvorgängern des Bekl. oder von deren „Beamten“ gefordert 
hätten und nach dieſen Forderungen von Arbeitern der Guts⸗ 
herrſchaft die Räumung bewirkt worden ſei. Gegen dieſe 
Faſſung des Eides hat die Reviſion das gerechtfertigte Bedenken 
erhoben, daß es für die Erfitzung nicht genügen könne, wenn 
die Müller die Forderung der Grabenräumung gegen einen 
beliebigen Beamten der Gutsherrſchaft verlautbart hätten, daß 
vielmehr die Schlußfolgerung, die das B. G. aus der Vor⸗ 
nahme der Grabenräumung nach einer ſolchen Anforderung 
dahin ziehen wolle, daß geräumt worden ſei, weil das gefordert 
war, nur unter der Vorausſetzung zutreffen würde, daß die 
Forderung an einen zur Vertretung der Gutsherrſchaft in der 
fraglichen Beziehung berechtigten Beamten gerichtet worden ſei. 
Das B. G. ſagt in den Entſcheidungsgründen: Bei der Größe 
der Verwaltung des Bekl., zu deſſen Fideikommißgut die ganze 
Herrſchaft K. mit dem hier in Frage ſtehenden Gute K. gehört, 
ſei es unbedenklich, daß auch eine nicht an den Fideikommiß⸗ 
beſitzer ſelbſt oder deſſen Generaldirektor, ſondern an einen Be⸗ 
amten deſſelben gerichtete Forderung erheblich ſei; es ſei Sache 
der Gutsherrſchaft, ihre Beamtenſchaft entſprechend zu inſtruiren. 
Dies iſt aber nur inſoweit richtig, als die Gutsherrſchaft aller⸗ 
dings auch ſolche Forderungen als zu ihrer Kenntniß gelangt 
gelten laſſen muß, die gegen Beamte verlautbart wurden, von 
denen ſie zwar nicht unmittelbar vertreten wurde, denen ſie 
aber eine ſolche Stellung angewieſen hatte, daß das Publikum 


bührenordnung vom 


in den Glauben verſetzt werden mußte, fie ſeien dazu da, 


Forderungen der betreffenden Art entgegenzunehmen und weiter 
zu befördern. Darin iſt der Reviſion Recht zu geben, daß, 
wenn dieſe Vorausſetzung fehlt, die an einen Beamten, der mit 
dieſer Angelegenheit nichts zu ſchaffen hat, gerichtete Forderung 
der Grabenräumung nicht den Schluß begründen kann, die 
ſpäter erfolgte Räumung ſei zur Erfüllung der Forderung ge⸗ 
ſchehen; denn es iſt unſtreitig, daß die Gutsherrſchaft auch in 
ihrem eigenen Intereſſe, zum Beſten ihrer angrenzenden Wieſen, 
einen Anlaß zur Räumung hatte. Es erweiſt ſich deshalb als 
nöthig, den Begriff des in der Eidesformel erwähnten Beamten 
noch näher zu umgrenzen. V. C. S. i. S. Fürſt v. Lichnowsky 
c. Czujek vom 5. November 1902, Nr. 252/1902 V. 
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8. § 475. 

Der Erwägungsgrund des B. R., der ihn beſtimmt hat, 
dem Kl. den richterlichen Eid zu verweigern, giebt zu Bedenken 
Anlaß. Die Ausführung: ein derartig entſchloſſener Verbrecher, 
wie es der Kl. wäre, wenn er den Diebſtahl erdichtet hätte, 
würde auch vor einem Meineide nicht zurückſchrecken, wäre wört⸗ 
lich verſtanden unhaltbar. Denn es iſt einleuchtend, daß eine 
blos hypothetiſch angenommene, gerade durch die Eidesverweigerung 
erſt noch zu erweiſende Möglichkeit nicht ſchon vorweg als Grund 
gegen die Auferlegung des Eides verwerthet werden darf. 
Augenſcheinlich will der B. R. auch damit nur ſagen, daß er 
den Kl. als mit dem Verdachte, den Einbruchsdiebſtahl fingirt 
zu haben, zu ſtark belaſtet anſieht, um ſeinem Eid Ueber⸗ 
zeugungskraft beimeſſen zu können. Allein damit tritt er in 
Widerſpruch mit dem Ausgangspunkt ſeiner Erwägung. Denn 
er hatte dabei gerade unterſtellt, daß man mehr geneigt wäre, 
die Angaben des Kl. als wahr anzuſehen, als ihre Unwahrheit 
anzunehmen. Iſt dies aber der Fall, dann kann auch der Ver⸗ 
dacht der Begehung eines Betrugsverſuchs nicht wohl als ſo 
dringend bezeichnet werden, daß damit die Verweigerung des 
richterlichen Eides zu rechtfertigen wäre. VII. C. S. i. S. 
Köſter c. Fides vom 28. Oktober 1902, Nr. 247/1902 VII. 

9. 8 475. 

Die Urtheilsgründe des B. G. enthalten die Ausführung: 
„Bei der Frage, ob dem klagenden oder dem beklagten Theil 
der richterliche Eid aufzuerlegen ſei, kam außer ſonſtigen zu 
Gunſten der beklagten Sachdarſtellung ſprechenden Erwägungen 
in Betracht, daß der Kl. nur durch ſeinen Vertreter M. den 
Eid leiſten könnte, während der Bekl. in Perſon ſchwurpflichtig 
iſt.“ Es iſt richtig, daß die Unterſcheidung, ob die eine Partei 
auf Grund eigener Wahrnehmung eine Thatſache zu beſchwören 
vermag, die andere nicht, auch bei der Auferlegung eines richter⸗ 
lichen Eides in Betracht gezogen wird. Dieſe Unterſcheidung 
beruht auf der Erwägung, daß der eidlichen Bekräftigung einer 
von dem Schwörenden wahrgenommenen Thatſache bei im 
Uebrigen gleicher Glaubwürdigkeit der Parteien an ſich größere 
Beweiskraft zukomme, wie dem Ueberzeugungseide des Gegners. 
Die bezeichnete, auf die eigene oder nicht eigene Kenntniß 
der zu beſchwörenden Thatſache begründete Unterſcheidung kann 
jedoch nicht auf die Eidesleiſtung in eigenem oder fremdem 
Namen übertragen werden. Nach dem materiellen Rechte und 
nach dem Prozeßrechte ſteht der Eid des geſetzlichen Vertreters 
einer Prozeßpartei dem Eide der Prozeßpartei gleich. Wenn 
daher der geſetzliche Vertreter einer Prozeßpartei gleichfalls aus 
eigener Wahrnehmung eine Thatſache beſchwören kann, wie die 
Gegenpartei, ſo iſt der Umſtand, daß auf der einen Seite nicht 
die Partei, ſondern deren geſetzlicher Vertreter den richterlichen 
Eid zu leiſten hätte, an ſich bedeutungslos. Die allgemein ge⸗ 
haltenen Ausführungen des B. G., die lediglich hervorheben, 
daß die eine Partei nur durch ihren geſetzlichen Vertreter, 
die andere dagegen in Perſon den richterlichen Eid leiſten 
könnte, ſind deshalb nicht ſchlüſſig und beruhen anſcheinend 
auf einer Verkennung des Rechtsſatzes, daß materiell⸗ und 
prozeßrechtlich der Eid des geſetzlichen Vertreters einer Prozeß⸗ 
partei dem Eide der Prozeßpartei gleichſtehe. II. C. S. 
i. S. Vorſchußverein Meßkirch c. Blender vom 28. Oktober 1902, 
Nr. 196/1902 II. 
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10. 8 515 Abſ. 3. 

Da für das Reviſionsgericht nicht die in der Reviſions⸗ 
ſchrift blos vorläufig angekündigten, ſondern nur die in der 
mündlichen Verhandlung geſtellten Anträge maßgebend find, ſo 
hat die Reviſion hinſichtlich des zurückgenommenen Antrages in 
der Sache ſelbſt ihre Erledigung gefunden und kann nur noch 
bezüglich der hierdurch verurſachten Mehrkoſten an Prozeß⸗ 
gebühren der Rechtsanwälte ſowie durch die nach § 46 des 
G. K. G. begründete Gebühr für die vor einem ge⸗ 
bührenpflichtigen Akte ſtattgefundene Zurücknahme des Rechts- 
mittels für die Entſcheidung über die Koſten der Reviſions⸗ 
inſtanz in Betracht kommen. Dem Antrage der Bekl., den Kl. 
in Bezug auf den, den Gegenſtand des zurückgenommenen An⸗ 
trages bildenden Betrag von 8 435,83 Mark der Reviſion für 
verluſtig zu erklären, konnte nicht ſtattgegeben werden, da die 
Reviſion nicht, wie §8 515 Abſ. 3 der C. P. O. vorausſetzt, 
überhaupt zurückgenommen, ſondern nur ihrem Gegenſtande 
nach beſchränkt worden iſt (ef. Entſch. des R. G. Bd. 7 
S. 370). II. C. S. Malmedie c. Trinkaus vom 21. Oktober 
1902, Nr. 185/1902 II. 

11. 5. 616. 

Der Bekl. hat der im November 1899 erhobenen Scheidungs⸗ 
klage den Einwand entgegengeſetzt, daß die Kl. die Behaup⸗ 
tungen, auf welche ſie die Scheidungsklage gründe, in dem 
früheren Rechtsſtreite oder durch Verbindung der Klage mit der 
Ungültigkeitsklage habe geltend machen können, und demnach 
das etwaige Recht, die Scheidung zu verlangen, nicht mehr auf 
dieſe Behauptungen ſtützen dürfe. Die von dem B. G. in dem 
Zwiſchenurtheil vom 15. Juni 1901 ausgeſprochene Zurüd- 
weiſung dieſes Einwandes iſt nicht gerechtfertigt. Nach der 
Vorſchrift des § 616 der C. P. O. (neue Faſſung), welche — 
ſoweit fie hier in Betracht kommt — mit dem $ 576 (alter 
Faſſung) inhaltlich übereinſtimmt, kann der Kl., welcher mit der 
Scheidungsklage oder der Anfechtungsklage abgewiefen iſt, das 
Recht, die Scheidung zu verlangen oder die Ehe anzufechten, 
nicht mehr auf Thatſachen gründen, welche er in dem früheren 
Rechtsſtreit geltend gemacht hat, oder welche er in dem früheren 
Rechtsſtreit oder durch Verbindung der Klagen geltend machen 
konnte. Die Vorausſetzungen der geſetzlichen Vorſchrift liegen 
vor; denn die Kl. gründet ihre Scheidungsklage auf Thatſachen 
aus der Zeit vom 2. Juni 1898 bis Ende Februar 1899. 
Die in dieſer Weiſe begründete Scheidungsklage konnte ſie mit 
der im April 1899 erhobenen Ungültigkeitsklage verbinden. 
Das B. G. geht ebenfalls hiervon zunächſt aus, iſt aber der 
Anſicht, daß die Kl. verhindert geweſen ſei, dieſe Verbindung 
vorzunehmen, weil in dem Eheſcheidungsprozeß durch Beſchluß 
des L. G. vom 8. Januar 1900 und des O. L. G. vom 
13. März 1900 das Verfahren über die Scheidungsklage auf 
die Dauer von ſechs Monaten ausgeſetzt, und vor Ablauf dieſer 
Friſt in dem Vorprozeß die Ungültigkeitsklage durch das land⸗ 
gerichtliche Urtheil vom 2. April 1900 abgewieſen worden ſei. 
Dieſe Anſicht iſt rechtsirrthümlich. (Wird näher begründet.) — 
Die Kl. hat in der Reviſionsinſtanz auszuführen verſucht, daß 
ſie nach dem Geſetz nicht verpflichtet geweſen ſei, die Thatſachen, 
auf welche ſie die Scheidungs klage gründet, in dem Vor⸗ 
prozeß wegen Ungültigkeit der Ehe geltend zu machen, und 
daß der $ 616 der C. P. O. ihrer Scheidungsklage auch aus 
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dem Grunde nicht entgegenftehe, weil dieſe Vorſchrift nur den 
Fall betreffe, daß der Kl. mit der Scheidungsklage oder der 
Anfechtungsklage abgewieſen ſei, während ſie die Scheidungs⸗ 
klage ſchon vor der Abweiſung ihrer Ungültigkeitsklage erhoben 
habe. — Dieſe Ausführung ſteht im Widerſpruch mit den geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen. Die §§ 614 bis 616 n. F. (58 574 
bis 576 a. F.) haben den Zweck, einer Vervielfältigung 
der Eheprozeſſe vorzubeugen. Der $ 616 der C. P. O. 
n. F. (8 576 a. F.) enthält eine Erweiterung der Grenzen 
der Rechtskraft dahin, daß mit der rechtskräftig ausge— 
ſprochenen Abweiſung einer Scheidungs⸗ oder Ungültigkeitsklage 
(Anfechtungsklage) nicht bloß die mit der Klage geltend 
gemachten Scheidungs⸗ oder Ungültigkeitsgründe, ſondern 
jeder auf Seite des einen oder des anderen Ehegatten etwa 
vorhanden geweſene Anſpruch auf Scheidung oder Un- 
gültigkeitserklärung, der in dem früheren Rechtsſtreite 
hätte geltend gemacht werden können, erledigt und verbraucht 
iſt. (Vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 42 S. 386, 
Bd. 19 S. 410 und Bd. 42 S. 374.) III. C. S. i. S. 
Brandner c. Brandner vom 21. Oktober 1902, Nr. 189/1902 III. 

12. 8 861. | 

Die Ehefrau des Schuldners hat zur Begründung ihres 
aus 8 861 der C. P. O. hergeleiteten Widerſpruchs nachzuweiſen 
verſucht, daß die gepfändeten Zinſen für ihren eigenen ſtandes⸗ 
mäßigen Unterhalt, den ihres im zweiten Lebensjahre ſtehenden 
Kindes und den des Schuldners erforderlich ſeien. 

Daß der Schuldner eine zu ſeiner Verfügung ſtehende Ein⸗ 
nahme aus Grundbeſitz oder Kapitalien hätte, erhellt nicht. 
Zwar iſt er Eigenthümer eines in Leipzig⸗Volkmarsdorf ge- 
legenen Grundſtücks geweſen, aber es hat nicht geltend gemacht 
werden können, daß der Werth deſſelben und jetzt der Verkaufs- 
erlös ſeine Belaſtung überſteige. Seine Ehefrau hat das 
Grundſtück Nr. 1210 des Grundbuchs für Leipzig-Reudnitz, an 
welchem ihm der Nießbrauch zuſteht, gekauft. Uebernommen 
find aber von ihr 84 000 Mark auf dem Grundſtuͤcke ruhende 
Hypotheken, ferner hat fie für 3 000 Mark eine Kaufgelder- 
hypothek beſtellt und nur 7 000 Mark baar bezahlt. Daß das 
Grundſtück, auch wenn die Ehefrau die 7 000 Mark nicht an- 
geliehen und nicht zu verzinſen haben ſollte, noch eine erhebliche 
Einnahme abwirft, kann nicht angenommen werden. Hiernach 
bleibt nur der Verdienſt des Schuldners aus dem Gewerbe— 
betriebe übrig. Der Schuldner hat aber das Gewerbe als 
Viehhändler bereits am 17. Juni 1901 und das als Fleiſcher 
am 22. September 1902 abgemeldet, der Betrieb des erſteren 
iſt ihm zudem durch gewerbeamtlichen Beſchluß unterſagt. Der 
Gläubiger behauptet nun zwar, der Schuldner betreibe gegen- 
wärtig unter dem Namen feiner Ehefrau eine ſchwunghafte 
Fleiſcherei nebſt Viehhandel, hat aber keinen Nachweis dafür 
erbracht. Zu bezweifeln iſt allerdings nicht, daß der Schuldner, 
da er arbeitsfähig iſt, in irgend einer Weiſe eine auf Erwerb 
gerichtete Thätigkeit entwickelt; allein daß dieſe, ſelbſt wenn noch 
ein geringfügiger Ertrag aus Grundbeſitz oder Kapital hinzu— 
treten follte, ihm ein Einkommen von annähernd 3 000 Mark 
jährlich oder überhaupt von ſolcher Höhe gewährte, daß er aus 
demſelben ſeinen eigenen ſtandesmäßigen Unterhalt und den von 
Frau und Kind zu beſtreiten vermöchte, iſt nicht anzunehmen. 
Wenn der Gläubiger noch geltend gemacht hat, die Hypothek 
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ſtehe in Wahrheit gar nicht der Ehefrau des Schuldners, 
ſondern dieſem ſelbſt zu, ſo muß dies dem gegenwärtigen Ver⸗ 
fahren fremd bleiben, da thatſächlich die Zinſen als von einer 
der Ehefrau zuſtehenden Hypothek herrührend gepfändet find. 
Beſchluß des VII. C. S. i. S. Ulrich c. Röſer vom 4. November 
1902, B. Nr. 146/1202 VII. 

Konkursordnung. 

13. § 59 Nr. 1. 

Mit der Frage nach dem Träger von Recht und Verbind⸗ 
lichkeit fällt nicht die zuſammen, wer auf der Klageſeite prozeſſual 
Parteiſtellung bekleidet. Die Stellung als Prozeßpartei kann 
unter Umſtänden auch auf einem anderen Grunde als dem der 
Inhaberſchaft der materiellen Berechtigung und der Schuldner- 
eigenſchaft beruhen. Dies iſt der Fall beim Konkursverwalter. 
In ihn einbegriffen iſt das Recht ſelbſtſtändiger Prozeßführung, 
der Konkursverwalter erſcheint nicht als geſetzlicher Vertreter 
des Gemeinſchuldners, auch nicht als der der Gläubiger, ſondern 
tritt aktiv wie paſſiv kraft eigener Befugniß auf, ſo zwar, daß 
ſeine Akte auf die Rechte und Verbindlichkeiten des Gemein- 
ſchuldners rechtlich einwirken. Nach Aufhebung des Konkurſes 
wird der Prozeß in der Hauptſache gegenſtandslos, nicht aber im 
Koſtenpunkte, dieſer bleibt Prozeßobjekt und muß der Entſcheidung 
durch Urtheil auf dem in der Prozeßordnung vorgeſehenen Wege 
entgegengeführt werden. In der prozeſſualen Parteiſtellung tritt 
mit Nothwendigkeit eine Aenderung ein. Das Organ, welches 
bis dahin auf der Klageſeite Parteiſtellung bekleidet hatte, iſt 
weggefallen, der Konkursverwalter exiſtirt begrifflich nicht mehr. 
An ſeine Stelle kann nur die Perſon treten, welche bereits 
Träger der Rechte und Verbindlichkeiten war und nur deshalb 
nicht als Partei erſcheinen konnte, weil eben ein mit ſelbſt⸗ 
ſtändigem Dispoſitionsrecht, welches die Befugniß zur Partei- 
ſtellung in ſich ſchloß, ausgeſtattetes Organ vorhanden war. 
Nunmehr tritt der Gemeinſchuldner als Partei in den Prozeß. 
Beſchluß des VII. C. S. i. S. Krebeck e. Hartmann & Stark 
vom 21. Oktober 1902, B Nr. 133/1902 VII. 

Handelsgeſetzbuch. i 

14. I. Buch. 6. Abſchn. Anſtellungsvertrag. Rechts- 
anwendung. Verſtoß gegen Vertragspflichten. 

Der Anſtellungsvertrag, auf welchen der Kl. feine Gehalts- 
anſprüche ſtützt, iſt am 15. Mai 1899 abgeſchloſſen. Die 
Reviſion iſt nicht, wie der Vertreter der Rkl. meint, ſchon deshalb 
begründet, weil das B. G. das neue H. G. B. und das B. G. B. 
angewendet hat. Die Anwendung des erſteren war gerechtfertigt, 
weil gemäß Art. 1 des E. G. zum neuen H. G. B. (vom 10. Mai 
1897) der hier in Betracht kommende 6. Abſchnitt des 1. Buches 
deſſelben bereits am 1. Januar 1898 in Kraft getreten iſt. Die 
Anwendung des B. G. B. war allerdings, da zur Ergänzung 
des H. G. B. gemäß Art. 170 des E. G. zum B. G. B. das 
vor dem 1. Januar 1900 geltende Recht für den gegenwärtigen 
Fall maßgebend iſt, rechtsirrig. Auf dieſem Verſtoße beruht 
aber die angefochtene Entſcheidung nicht, da nicht erſichtlich iſt, 
daß die Anwendung des vor dem 1. Januar 1900 geltenden 
Rechts — in Ergänzung des neuen H. G. B. — zur Abweiſung 
der Klage geführt haben würde. Es iſt anerkannten Rechtens, 
daß nicht jeder Verſtoß gegen Vertragspflichten gleichbedeutend 
mit Nichterfüllung des Vertrages iſt und zur Einrede des nicht 
erfüllten Vertrages berechtigt, daß dies vielmehr nur dann der 
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Fall iſt, wenn in der Hauptſache der Vertrag nicht erfüllt 
iſt, was hier von dem B. G. verneint wird. Im Uebrigen 
entſpringen aus Vertragsverletzungen des einen Theiles für den 
anderen Vertragstheil Rechte und insbeſondere Entſchädigungs⸗ 
anſprüche, die zur Aufrechnung und Zurückbehaltung geſchuldeter 
Beträge dienen können. II. C. S. i. S. A.⸗G. Spiegel- 
glaswerk Germania c. Ahren vom 4. November 1902, 
Nr. 425/1902 II. 

15. 8 185. 

Durch den angefochtenen Beſchluß iſt von der General. 
verſammlung der beklagten Geſellſchaft beſchloſſen worden: 
1. Die Ausgabe von 1850 Stück Vorzugsaktien über je 
1000 Mark entweder a) gegen Einlieferung von Stammaktien 
an Zahlungsſtatt und Zuzahlung von baarem Gelde oder 
b) gegen Zeichnung und zwar behufs Schaffung von neuen 
Mitteln in Höhe von 890 000 Mark und mit der Maßgabe, 
daß der Beſchluß über die Ausgabe von Vorzugsaktien hinfällig 
ſein ſolle, wenn nicht ſpäteſtens am 1. März 1902 jene Summe 
beſchafft und im Handelsregiſter die durch die Ausgabe bedingte 
Erhöhung des Grundkapitals eingetragen ſein werde; 2. ein 
Bezugsrecht der Aktionäre derart, daß dieſe für je 5 Stamm- 
aktien über je 600 Mark und 800 Mark baar 2 Vorzugsaktien 
über je 1000 Mark ſollen erwerben können; 3. Zuſammenlegung 
der Aktien derjenigen Aktionäre, die das Bezugsrecht nicht aus⸗ 
üben, im Verhältniß von 4 zu 1; 4. Zuſammenlegung der 
Aktien ſämmtlicher Aktionäre im Verhältniß von 4 zu 1, falls 
der Beſchluß über die Ausgabe von Vorzugsaktien hinfällig 
werde. — Die Beſtimmungen unter Nr. 1, 2 und 4 des an⸗ 
gefochtenen Beſchluſſes ſind für giltig zu erachten (wird näher 
begründet). — Dagegen muß die Beſtimmung unter Ziffer 3, 
daß die Aktien derjenigen Aktionäre, die das Bezugsrecht nicht 
ausüben, im Verhältniß von 4 zu 1 zuſammenzulegen ſeien, 
beanſtandet werden. Daß ein derartiger Beſchluß ſtets gegen 
die guten Sitten verſtoße und deshalb ſchon nach § 138 des 
B. G. B. nichtig ſei, iſt freilich nicht als allgemeine Regel an⸗ 
zuerkennen. Es wird ſich zunächſt doch immer fragen, ob nicht 
auch ſolche Beſchlüſſe zu den an ſich erlaubten Abänderungen des 
Geſellſchaftsvertrags zu rechnen ſeien und wenn dies zu bejahen 
wäre, jo würde $ 138 des B. G. B., wenn er überhaupt an⸗ 
wendbar fein ſollte, höchſtens dann in Betracht kommen, wenn 
dies durch beſondere, hier nicht vorliegende Umſtände bedingt 
wäre. Es iſt jedoch jener Beſtimmung aus einem anderen 
Grunde die Gültigkeit zu verſagen, und zwar deshalb, weil ſie 
gegen den das Rechtsverhältniß der Aktionäre beherrſchenden, 
auch in § 185 des H. G. B. zum Ausdruck gelangten, oberſten 
Grundſatz der Gleichberechtigung aller Aktionäre verſtößt und ein 
Zwangsmittel anwendet, um die Aktionäre zu einer Leiſtung zu 
veranlaſſen, die über ihre durch §S 211 des H. G. B. begrenzte 
Verpflichtung hinausgeht. — (Wird näher ausgeführt.) I. C. S. 
i. S. Herzfeld e. Maͤrkiſch⸗Weſtfäl. Bergwerksverein vom 
1. Oktober 1902, Nr. 131/1902 J. 

16. § 735 Abi. 2. 

Das R. G. hat keinen Zweifel darüber, daß auf den zur 
Eutſcheidung ſtehenden Fall das Deutſche Recht und nur dieſes 
Recht anzuwenden iſt. Die Frage des Verſchuldens bei einem 
Zuſammenſtoße von Schiffen, wo jeder Betheiligte dem Andern 
die Schuld an dem Unfall vorwirft, kann nur nach den Grund⸗ 
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ſätzen eines Rechts entſchieden werden. Es würde im höchſten 
Grade unbillig ſein, wollte man bei dem einen betheiligten Schiff 
einen ſtrengeren, bei dem anderen einen weniger ſtrengen Maß⸗ 
ſtab anlegen, oder wollte man in Bezug auf den Nachweis des 
Verſchuldens verſchiedenartige Grundſätze der Beweislaſt an⸗ 
wenden, bei der die eine Seite vor der anderen begünſtigt wird. 
Ebenſo kann im Falle beiderſeitigen Verſchuldens die Vertheilung 
des Geſammtſchadens nur nach einem Recht erfolgen, eine 
Kombination verſchiedener Rechtsſyſteme iſt in dieſer Hinficht 
ganz unmöglich. Endlich aber erfordert es wieder die Billigkeit 
und Konſequenz, daß wenn die Vertheilung des Schadens nach 
einem beſtimmten Rechte ausgeſprochen iſt, auch der Umfang der 
Haftung gleichmäßig geregelt wird, denn durch eine ungleich ⸗ 
artige Beſtimmung des Haftungsobjektes würde nicht nur ein 
unbilliges, ſondern zugleich ein den bei der Schadensvertheilung 
angewandten Rechtsgrundſätzen nicht entſprechendes Endergebniß 
herbeigeführt werden. Iſt aber bei einem Schiffszuſammenſtoße 
auf hoher See der erwähnten Art ein deutſches Schiff betheiligt, 
ſo kann der angerufene deutſche Richter nur ſein heimiſches Recht 
anwenden, denn es iſt ſelbſtverſtändlich, daß er ſich hierfür ent⸗ 
ſcheidet, wenn für die Anwendung des fremden Rechtes keine 
überwiegenden Gründe ſprechen, und für letztere Rechtsanwendung 
könnte doch ebenfalls nur geltend gemacht werden, daß ein 
Schiff der betreffenden fremden Flagge betheiligt iſt. That⸗ 
ſächlich hat auch der Vorderrichter den vorliegenden Fall nach 
Deutſchem Recht, nämlich unter Anwendung des $ 735 Abſ. 2 
des H. G. B. auf Klage und Widerklage entſchieden. Die 
Anwendung des Engliſchen Rechtes würde zur Halbirung 
des Schadens geführt haben. I. C. S. i. S. der Deutſch⸗ 
Amerikaniſchen Petroleum⸗Geſellſchaft zu Hamburg c. die Firma 
Bailey und Leetham lim. in London vom 22. Oktober 1902, 
Nr. 164/1902 J. 

17. Verſicherungsrecht. 

Der Antrag der Reviſion, die Klage abzuweiſen, war nicht 
begründet. Sie ſtützt ihn auf die Ausführung, daß es dem 


Wortlaut widerſpreche und der Zweck der Zuſtellung des Arzt⸗ 


berichtes nicht berückſichtigt ſeil, wenn der B. R. den Ausdruck 
„zuftellen“ für gleichbedeutend erkläre mit „überſenden“ oder 
„abſenden“. Dem kann nicht beigeſtimmt werden. Daß der 
Ausdruck „zuſtellen“ hier nicht im Sinne der C. P. O. gebraucht 
iſt, ſteht außer Zweifel. Im Sprachgebrauch des täglichen 
Verkehrs aber iſt der Begriff des „Zuſtellens“ kein feſt und 
beſtimmt ausgeprägter, und wenn der B. R. ſagt, nach dieſem 
Sprachgebrauche umfaſſe jener Ausdruck nicht die Haftung des 
Abſenders für das Zugehen der abgeſandten Mittheilung, ſo iſt 
ihm jedenfalls inſoweit nicht Unrecht zu geben, als es ſich 
hiebei um die gewöhnliche, regelmäßige Bedeutung des Wortes 
handelt. Von dieſer durften die Verſicherungsnehmer ausgehen 
und es kann demgemäß nicht beanſtandet werden, wenn der 
B. R. weiter erklärt, falls eine auf die Verantwortlichkeit für 
den Erfolg des Zuſtellens gerichtete Zuſpitzung des Begriffs, 
die dem Verſicherungsnehmer ſelbſt im Falle der Uebergabe des 
Schriftſtückes an den Gerichtsvollzieher zur formalen Zuſtellung 
oder im Falle der Abſendung durch eingeſchriebenen Brief eine 
hierüber noch hinausgehende Haftung für das thatſächliche Zu⸗ 
gehen der Mittheilung aufbürden würde, von der Bekl. gewollt 
geweſen wäre, hätte dies, um gegen die Verſicherungsnehmer 
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wirkſam zu fein, mit klaren Worten in den Verſicherungs⸗ 
bedingungen zum Ausdruck gebracht ſein müſſen. Danach kann 
es nicht als ungerechtfertigt bezeichnet werden, wenn der B. R. 
den Ausdruck „zuſtellen“ in den Verſicherungsbedingungen mit 
„überjenden” identifizirt und es läßt fi dagegen auch nicht 
der Vorwurf erheben, der B. R. habe hiebei den Zweck der 
Zuſtellung unberückfichtigt gelaſſen; denn auch bei jener Be⸗ 
deutung des Wortes iſt ſelbſtverſtändlich der Wille der Parteien 
darauf gerichtet geweſen, daß das zu überſendende Schriftſtück 
dem Adreſſaten zugehen ſolle. Es kann ſich nur fragen, ob 
diejenige Reviſionsrüge begründet iſt, mit welcher geltend gemacht 
wird, der B. R. habe, falls man ſich auf ſeinen Standpunkt 
ſtelle, dann jedenfalls zu prüfen unterlaſſen, ob der Kl. 
bezw. der für ihn handelnde Arzt nicht fahrläſſig gehandelt, 
alſo die im Verkehr erforderliche Sorgfalt außer Acht gelaſſen 
habe, (8 276 des B. G. B.) wenn er den den ärztlichen 
Bericht enthaltenden Brief der Poſt übergeben habe, ohne ihn 
einſchreiben zu laſſen. Dieſe Frage iſt zu verneinen. Der Inhalt 
des B. U. läßt keinen Zweifel daran, daß der B. R. der An⸗ 
ficht geweſen iſt, der Vertragspflicht des Kl. ſei durch die Ab⸗ 
ſendung des ärztlichen Berichtes im einfachen Briefe voll- 
ſtändig genügt worden. Er hat damit, wenn auch nicht aus⸗ 
drücklich, ſo doch deutlich genug indirekt zu erkennen gegeben, 
daß er ein Einſchreiben des Briefes für nicht geboten erachtet 
hat. Das Reviſionsgericht ſieht keinen Anlaß, der dazu zwänge, 
dieſer Auffaſſung des B. R. über die konkreten Vertragspflichten 
des Kl. auf Grund des Vertrages, alſo aus prozeſſualen 
Gründen, entgegenzutreten. Soweit aber allgemeine Erwägungen 
hier in Betracht kommen mögen, kann der Standpunkt des 
B. R. ebenfalls nicht mißbilligt werden; denn die deutſche Poſt 
iſt in der Beſtellung auch der gewöhnlichen Briefſendungen ſo 
zuverläſſig, daß verhältnißmäßig, nämlich im Verhältniß zu 
der außerordentlich großen Zahl der ordnungsmäßig beſtellten 
Sendungen, ein Verluſt zu den ſeltenen Ausnahmen gehört, 
und es kann daher nicht etwa allgemein als eine Fahrläſſigkeit 
in der Erfüllung einer Ueberſendungspflicht angeſehen werden, 
wenn der Abſendende den Brief der Poſt anvertraut, ohne ihn 
einſchreiben zu laſſen. Hatte die Bekl., die den Vertrag aus- 
gearbeitet und für den Schutz ihrer Intereſſen durch alle mög⸗ 
lichen Kautelen geſorgt hat, Anlaß, auf den ſicheren Eingang 
des ärztlichen Berichtes ganz beſonderes Gewicht zu legen, ſo 
wäre es ihre Sache geweſen, die Ueberſendung durch ein⸗ 
geſchriebenen Brief im Vertrage anzuordnen, wie das vielfach 
in ähnlichen Fällen geſchieht. VII. C. S. i. S. Oberrheiniſche 
Verſicherungsgeſellſchaft in Mannheim c. Hinz vom 24. Oktober 
1902, Nr. 244/1902 VII. 

18. Verſicherungsrecht. 

Nach § 13 der Verſicherungsbedingungen hat über die 
Frage, ob der Tod oder die Invalidität und reſp. in welchem 
Grade letztere, ſoweit dieſer Grad nach den Beſtimmungen des 
§ 12h nicht von ſelbſt feſtgeſtellt iſt, ebenſo darüber, in welchem 
Grade und auf welche Zeit die Erwerbsunfähigkeit während der 
Kurzeit als direkte Folge des Unfalls zu entſchädigen iſt, über 
den Grad der Gebrauchsfähigkeit nur theilweiſe verlorener, ver 
ſtümmelter oder gelähmter Gliedmaßen reſp. Organe, ferner über 
die Frage, ob und in welchem Grade der Rentenempfänger 
ſpäter wieder erwerbsfähig geworden ſei, falls der Verſicherte 
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mit der in erſter Linie von der Direktion der Geſellſchaft hier⸗ 
über getroffenen Entſcheidung nicht einverftanden iſt, eine be⸗ 
ſondere aus drei Mitgliedern beſtehende Kommiſſion zu befinden, 
von denen je eines von den beiden Parteien ernannt wird, 
während als drittes Mitglied der Kreisphyſikus des Wohnortes 
des Verletzten oder event. eine mediziniſche Autorität berufen 
wird. Der Ausſpruch der Mehrheit dieſer Kommiſſion ſoll für 
beide Theile in Beantwortung der angegebenen Fragen endgiltig 
ſein und der Rechtsweg in dieſer Beziehung keinem von beiden 
Theilen mehr zuſtehen. Wie das R. G. nun ſchon längſt in 
gleichmäßiger und in ununterbrochener Uebung befindlicher Recht⸗ 
ſprechung für Fälle derſelben Art zum Ausdruck gebracht hat 
(vergl. aus neuerer Zeit Entſch. Bd. 45 S. 350 ff.), ſtellt eine 
ſolche Kommiſſion nicht ein Schiedsgericht im Sinne der C. P. O. 
(S 1025 der C. P. O.) dar, da ihre Entſcheidung nicht, wie ein 
Richterſpruch, den Rechtsſtreit erſchöpft, ſondern fie charakterifirt 
ſich als ein Kollegium von Schiedsgutachtern, Schiedsſach⸗ 
verſtändigen, Schiedsmännern (arbitratores) oder wie man fie 
ſonſt bezeichnen will, welches lediglich ein die Parteien vertraglich 
bindendes Gutachten über die in Frage geſtellten Thatſachen 
abzugeben hat. Die Gültigkeit derartiger Vereinbarungen läßt 
ſich nicht in Zweifel ziehen. Damit fällt aber Alles zu Boden, 
was das B. G. nach der Richtung hin geäußert hat, daß durch 
Vereinbarungen der Parteien dem Richter nicht ein Theil des 
Rechtsſtreits entzogen und einem Schiedsgericht zur Entſcheidung 
übertragen werden könne. Die Folge einer derartigen Vertrags. 
beſtimmung iſt allerdings die, daß der Verſicherte unter Um⸗ 
ſtänden gezwungen ſein kann, zwei Mal gegen die Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft zu klagen; denn vor dem Ausſpruch der Kommiſſion 
hat er nur die Feſtſtellungsklage, ſofern deren Vorausſetzungen 
gegeben find (§ 256 der C. P. O.). Das war gegenwärtig der 
Fall, was auch von der Bekl. nicht in Zweifel gezogen iſt. 
Nach dem Spruch der Kommiſſion aber kann es auch noch 
erforderlich werden, daß er die Leiſtungsklage anſtellt. Allein 
eine derartige mögliche Spaltung der ohne jene Abrede in 
einem Verfahren zum Austrag zu bringenden Streitigkeiten 
der Parteien in zwei Prozeſſe kommt auch ſonſt vor und kann 
keinenſalls, zumal da die Betheiligten ſich dieſer Möglichkeit 
freiwillig ausgeſetzt haben, gegen die Zuläſſigkeit ſolcher Abrede 
verwerthet werden. Vergl. Entſch. bei voriger Nummer. 

Wechſelordnung. 

19. Art. 4 Nr. 7, Art. 21 der W. O., § 128 des H. G. B. 

Da der Bekl. Schmidt alleiniger Inhaber der beklagten 
Firma iſt, ſo kann nur er, als Inhaber dieſer Firma, nicht 
daneben auch die Firma als Bekl. angeſehen werden. Demgemäß 
war das Rubrum des Reviſionsurtheils zu faſſen. Es iſt zwar 
unzutreffend, wenn in den Vorinſtanzen Bekl. und ſeine Firma 
als Geſammtſchuldner verurtheilt ſind. Da aber nicht zu be⸗ 
fürchten iſt, daß aus der inkorrekten Formulirung ſachwidrige 
Folgen entſtehen, hat das Reviſionsgericht von einer Abändernng des 
B. U. aus dieſem Grunde abſehen zu können geglaubt. Bezogen 
ſind im vorliegenden Falle die „Herren J. C. Rahn & Schmidt 
in T.“, während bezogen werden ſollte die offene Handelsgeſellſchaft 
„Oberfränkiſche Fenſter. und Maſchinenfabrik J. C. Rahn & 
Schmidt“ daſelbſt. Für die Gültigkeit des Accepts iſt aber die 
unvollſtändige Bezeichnung der Firma des Bezogenen an ſich 
ohne Bedeutung. Der Wechſel iſt gültig, wenn irgend eine 
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Perſon oder irgend eine Firma, mag ſie exiſtiren oder nicht, 
auf dem Wechſel als Bezogener angegeben iſt. Im vorliegenden 
Falle iſt eine Firma J. C. Rahn & Schmidt in T. als Be⸗ 
zogene bezeichnet und damit der Vorſchrift des Art. 4 Nr 7 der 
W. O. genügt. In Frage geſtellt werden könnte die Gültigkeit 
des Accepts in Folge unvollſtändiger Bezeichnung des Bezogenen 
nur dann, wenn dadurch Zweifel an der Identität des Bezogenen 
mit dem Acceptanten hervorgeruſen werden (vergl. Entſch. des 
R. O. H. G. Bd. 14 S. 173). Dies iſt hier ausgeſchloſſen, da 
das Accept völlig der Bezeichnung der Treſſatin entſpricht. Was 
nun aber die Frage anlangt, ob die Acceptunterſchrift als ſolche 
in Folge unvollſtändiger Zeichnung der Firma des Acceptanten 
ungültig iſt, ſo hat ſich allerdings das R. O. H. G. in einem 
gleichliegenden Falle (Entſch. Bd. 12 S. 172) für die Ungültig⸗ 
keit entſchieden. Das R. G. hat aber der Rechtsanſicht, daß 
das Accept einer offenen Handelsgeſellſchaft die Zeichnung der 
Firma in allen weſentlichen Beſtandtheilen unbedingt erfordert, 
nicht beizutreten vermocht. Vorausſetzung der Verbindlichkeit 
des Accepts für die Geſellſchaft und folgeweiſe gemäß H. G. B. 
§ 128 für den jetzigen Bekl. iſt freilich, daß die Firma der 
Geſellſchaft gezeichnet if. Nach W. O. Art. 21 muß der 
Acceptant ſeinen Namen oder ſeine Firma auf den Wechſel 
ſchreiben, oder die Annahmeerklärung damit unterſchreiben. 
Namen und Firma fallen bei der offenen Handelsgeſellſchaft 
zuſammen, und die Zeichnung Namens derſelben erfolgt durch 
den vertretungsberechtigten Geſellſchafter handelsüblich durch 
Zeichnung dieſer Firma ohne weiteren Zuſatz. In ſolcher Weiſe 
iſt auch hier von dem zur Vertretung der Geſellſchaft berechtigten 
damaligen Theilhaber des Bekl., Rahn, gezeichnet worden, und 
es ſragt ſich daher, ob in der Zeichnung „J. C. Rahn & Schmidt“ 
trotz Fortlaſſung des fachlichen Theils der Firma noch eine 
Zeichnung der letzteren gefunden werden kann. Dieſe Frage iſt 
nach der Lage des Falles zu bejahen, da bei den konkreten 
Umſtänden der Wille, die Geſellſchaftsfirma zu zeichnen, in der 
Unterſchrift unzweideutig zum Ausdruck gelangt iſt. Für dieſe 
Annahme iſt entſcheidend, daß feſtgeſtellter Maßen in T. eine 
ähnlich lautende Firma nicht beſteht, daß die Geſellſchaft ſich 
auch ſonſt im Geſchäftsverkehr der gleichen Abkürzung ihrer 
Firma bedient hat und endlich, daß die Firma fi aus Sach⸗ 
und Namensbezeichnung zuſammenſetzt und die letztere Bezeichnung 
genau und vollſtändig niedergeſchrieben iſt. Nach der für feſt⸗ 
geſtellt zu erachtenden Sachlage aber konnte bei keinem Wechſel⸗ 
betheiligten ein Zweifel darüber obwalten, daß nach der Meinung 
des Unterzeichners in dem Accepte die Geſellſchaftsfirma gezeichnet 
ſein ſollte und gezeichnet war, und daß lediglich der Zweck der 
Abkürzung die Fortlaſſung des ſonſtigen Theils der Firma ver⸗ 
anlaßt hatte. Die rechtliche Wirkſamkeit einer Unterſchrift läßt 
ſich nun aber nicht ausſchließlich nach der objektiven Geſtaltung 
der Schriftzüge beurtheilen, beiſpielsweiſe kann es nicht darauf 
ankommen, ob den Anforderungen der Schreibtechnik in Bezug 
auf Deutlichkeit und Vollſtändigkeit entſprochen iſt, ſondern es 
genügt, wenn der Wille des Schreibenden, eine beſtimmte 
Namens- oder Firmazeichnung auszuführen, aus der Unter⸗ 
ſchrift nach der konkreten Sachlage erhellt. In ähnlicher 
Weiſe hat auch der III. C. S. Entſch. des R. G. Bd. 14 
S. 19 die Acceptzeichnung „Förſtlich Iſenburg'ſche Fabrik- 
verwaltung“ für die Firma: „Fürſtlich Iſenburg⸗Birſtein'ſche 
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Fabrikverwaltung“ als ausreichend erachtet. I. C. S. i. S. 
Schmidt c. Wachenfeld & Gumprich vom 1. November 1902, 
Nr. 179/1902 J. 


Geſetz, betreffend den Schutz von Gebrauchs- 
muftern vom 1. Juni 1891. 

20. | 

Das B. G. geht zunächſt mit Recht davon aus, daß 
komplizirte Maſchinen nicht Gegenſtand des Gebrauchsmuſter⸗ 
ſchutzes ſein können — vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. 36 S. 16, Bd. 39 S. 115, Bd 41 S. 74 —, daß aber 
einzelne Vorrichtungen an Maſchinen, welchen eine ſelbſtſtändige 
Funktion zukommt, ſo daß ſie nicht nur als weſentliche Beſtand⸗ 
theile der Maſchine ſelbſt erſcheinen, beim Vorliegen der übrigen 
Vorausſetzungen des Schutzes des Geſetzes vom 1. Juni 1891 
theilhaftig werden können. Vergl. die Entſch. des R. G., 
I. C. S., vom 3. Mai 1899 (Juriſtiſche Wochenſchrift 1899 
S. 397 Nr. 12) und vom 14. Oktober 1899 (Blatt für Patents, 
Mufter- und Zeichenweſen Bd. V S. 320). Das B. G. hat 
in einwandfreier Begründung den Bogenableger als einen ſolchen 
ſelbſtändigen Apparat an Schnellpreſſen beurtheilt. Es hat 
weiter, geſtützt auf das Gutachten des Sachverſtändigen, auch 
die Neuheit des für die Bekl. geſchützten Modelles in zutreffender 
Weiſe gewürdigt. Daß in der Art der Zuſammenſtellung be⸗ 
kannter Elemente, durch welche eine Verbilligung oder Verein⸗ 
fachung des Arbeitsvorgangs erzielt wird, eine muſterſchutzfähige 
neue Anordnung erblickt werden kann, unterliegt keinem Zweifel. 
Vergl. Entſch. des R. G., I. C. S., vom 24. September 1898 
(Blatt für Patent-, Mufter- und Zeichenweſen Bd. IV S. 234), 
Erkenntniß des O. L. G. Caſſel vom 28. Februar 1898 (ebenda 
S. 107). Der auf den angeblich ungenügenden Inhalt der 
Anmeldung geſtützte Angriff der Reviſion erſcheint verfehlt. 
Wenn das B. G. ausführt, daß zur Erläuterung des Schutz⸗ 
anſpruchs der ganze Inhalt der Anmeldung, insbeſondere die 
Beſchreibung und das Modell ſelbſt oder ſeine Abbildung zu⸗ 
gezogen werden dürfe, ſo ſchließt es ſich damit nur einem 
Rechtsgrundſatze an, welchen das R. G. ſchon wiederholt betont 
hat. Vergl. Entſch. des II. C. S. vom 9. Juli 1897 (Juriſtiſche 
Wochenſchrift 1897 S. 475 Nr. 48), des I. C. S. vom 
18. Dezember 1897, (ebenda 1898 S. 110 Nr. 6) und vom 
24. November 1900 (ebenda, 1898 S. 13, Nr. 19). I. C. S. 
i. S. Faber & Schleicher c. Steinmeſſe & Stollberg vom 
11. Oktober 1902, Nr. 279/1902 J. . 


Reichsſtempelgeſetz vom 27. April 1894 und 
14. Juni 1900 58 4 und 18. Preußiſches Stempel- 
ſteuergeſetz vom 31. Juli 1895 Tarifnummer 2. 

21. 

Die Kl. haben im April 1901 eine Anzahl ihnen gehöriger 
Namensaktien der Aktiengeſellſchaft Breslauer Diskontobank an 
Dritte weiter begeben und zu dieſem Zwecke mit ihrem Blanko⸗ 
ndoſſament verſehen. Die Aktien waren vor dem 1. Oktober 
1881, dem Zeitpunkte des Inkrafttretens des Reichsſtempel⸗ 
geſetzes vom 1. Juli 1881, ausgegeben worden. Die Kl. be⸗ 
haupten, auf Erfordern der Steuerverwaltung für jedes Indoſſa⸗ 
ment den landesgeſetzlichen Ceſſionsſtempel gemäß Tarifnummer 2 
des Preußiſchen Stempelgeſetzes vom 31. Juli 1895 verwendet 
zu haben. Ihre auf 88 4 und 18 des Reichsſtempelgeſetzes in 
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der Faſſung des Geſetzes vom 14. Juni 1900 geſtützte Rück⸗ 
forderungsklage wurde in allen Inſtanzen für ungerechtfertigt 
erklärt. 

Aus den Entſcheidungsgründen: Nach § 18 des Reichs- 
ſtempelgeſetzes in der Faſſung der Geſetze vom 27. April 1894 
und 14. Juni 1900 ($ 17 des R. Geſ. vom . Suni 1885) 
ſind „Geſchäfte, welche nach Tarifnummer 4 abgabepflichtig 
find, oder auf welche die Vorſchrift unter „Befreiungen“ zu 
dieſer Tarifnummer Anwendung findet, ſowie „Schriftſtücke über 
ſolche Geſchäfte“ in den einzelnen Bundesſtaaten keinen Stempel⸗ 
abgaben unterworfen. Die Bezugnahme auf dieſes Geſetz und 
auf das Urtheil des VI. C. S. des R. G. vom 12. November 
1896 (Entſch. Bd. 38 S. 29) iſt zurückzuweiſen. Nach feſt⸗ 
ſtehender Rechtſprechung iſt unter dem Anſchaffungsgeſchaͤft 
der auf den Erwerb von Eigenthum an beweglichen Sachen 
gerichtete entgeltliche Vertrag ſelbſt zu verſtehen, während 
es auf die Erfüllung deſſelben nicht ankommt. Vergl. außer 
dem erwähnten Beſchluſſe der vereinigten Civilſenate insbeſondere 
die Urtheile des R. G. vom 11. April und 13. Dezember 1888 
(Entſch. Bd. 21 S. 33, Bd. 22 S. 127), in denen ausdrücklich 
hervorgehoben iſt, daß die Verwirklichung des auf Verſchaffen 
und Anſchaffen gerichteten Willens der Vertragſchließenden nicht 
zum Weſen des Geſchäfts gehöre. Die gleiche Bedeutung hat 
der Ausdruck Anſchaffungsgeſchäft in dem Reichsſtempelgeſetz. 
(Wird weiter ausgeführt.) Wie der B. R. zutreffend ausgeführt 
hat, iſt das Erfüllungsgeſchäft, die Uebertragung der Aktien 
durch Indoſſament, als ein von dem kauſalen Anſchaffungs⸗ 
geſchäft verſchiedenes ſelbſtändiges Geſchäft aufzufaſſen, welches 
deshalb von dem Reichsſtempel nicht mitgedeckt wird. Es iſt 
anzunehmen, daß auch der Preußiſche Geſetzgeber von derſelben 
Auffaſſung ausgegangen iſt, da derſelbe in der Tarifſtelle 2 des 
Stempelſteuergeſetzes vom 31. Juli 1895 eine Befreiung vom 
Abtretungs⸗ bzw. Indoſſamenteſtempel zwar auf Grund des 
§ 5, jetzt 4 Abſ. 2, nicht aber auch auf Grund des § 17, 
jetzt 18 des Reichsſtempelgeſetzes vorgeſehen hat, bei anderer 
Auffaffung aber, zumal mit Rückſicht auf den Finanzminiſterial 
erlaß vom 23. März 1893 (vergl. Gaupp⸗Loeck Reichsſtempel 
geſetz 7. Aufl. Anm. 67 zu 5 18 des Geſetzes), dringende 
Veranlaffung gehabt hätte, auch inſoweit eine Ausnahme⸗ 
beſtimmung zu treffen. VII. C. S. i. S. v. Pachalys 
Enkel c. Preuß. Stempelſteuerfiskus vom 14. Oktober 1902, 
Nr. 228/1902 VII. 

Börſengeſetz vom 22. Juni 1896. 

22. 88 48 und 66. 

Die Beſtimmung des § 66 des Boͤrſengeſetzes hat nicht 
den Zweck, Börſentermingeſchäfte, die in jeder Beziehung der 
Begriffsbeſtimmung in § 48 des Geſetzes entſprechen, aber nur 
dieſe, zu verhindern oder zu erſchweren, ſondern ſie ſoll dazu 
dienen, diejenigen Perſonen, die keine wirthſchaftlich berechtigte 
Veranlaſſung zum börſenmäßigen Terminhandel haben, hiervon 
fernzuhalten. Für die Anwendung des § 66 iſt daher, wie 
von dem erkennenden Senat bereits in den Urtheilen vom 
12. Oktober 1898 und 28. Oktober 1899 (Entſch. in Civil⸗ 
ſachen Bd. 42 S. 43, Bd. 44 S. 103) dargelegt worden 
iſt, der 8 48 nicht fo entſcheidend, daß die dort gegebenen 
Merkmale buchſtäblich zutreffen müßten, ſondern es iſt als 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


XXXI. Jahrgang. 


Börſentermingeſchäft auch ein Geſchäft anzuſehen, das denſelben 
wirthſchaftlichen Zwecken dient und nur behufs Umgehung des 
Geſetzes in eine andere Form gekleidet iſt. Es iſt ſodann 
vom R. G. anerkannt, daß unter Börſentermingeſchäften auch 
im Ausland nach Geſchäftsbedingungen auswärtiger Börſen 
geſchloſſene Geſchäfte zu verſtehen ſeien (Entſch. Bd. 43 S. 91) 
und ausgeſprochen, daß daſſelbe von Geſchäften gelte, die 
im Inland nach Geſchäftsbedingungen auswärtiger Börſen 
eingegangen ſeien (Entſch. Bd. 44 S. 525. Ob die be- 
treffenden Geſchäfte im Börſengebäude zur Börſenzeit geſchloſſen 
ſind oder nicht, kann einen Unterſchied nicht bedingen. Dieſe 
Grundſätze führen zu dem Schluß, daß als Börſentermingeſchäft 
jedes Termingeſchäft zu gelten hat, das nach Börſenpreiſen 
geſchloſſen iſt, mögen dies nur Termin- oder Kaſſapreiſe geweſen 
ſein. I. C. S. i. S. Kamcke c. Roßkamm vom 18. Oktober 
1901, Nr. 160/1902 I. 

23. 8 66. 

Nach § 66 Abſ. 2 des Börſengeſetzes begründet nur der 
Auftrag zum Abſchluſſe von Boͤrſentermingeſchäften, 
die nach Abſ. 1 8 66 ein Schuldverhältniß nicht begründen, 
kein Schuldverhältniß, und nach Abſ. 3 ſind die beſtellten Sicher⸗ 
heiten unwirkſam. Daraus allein folgt nicht, daß auch der 
Auftrag zur Bürgſchaft oder zur Verpfändung für fremde Schuld 
aus Börſentermingeſchäften ungültig oder unwirkſam iſt. Die 
Klage behauptet nun, daß L. die Schuld aus dem Urtheil habe 
zahlen müſſen, weil B. & Comp. ſich ſonſt an das in ihren 
Händen befindliche Pfand gehalten und daſſelbe verkauft haben 
würden. Liegt die Sache ſo, ſo kann der Bekl. dem Kl. ohne 
Argliſt nicht entgegenhalten, daß er nicht zurückfordern könne, 
was er an B. & Comp. geleiſtet, weil er geleiſtet habe, wozu 
er nicht verpflichtet geweſen ſei. Denn in dieſem Falle hat der 
Bekl. ſelbſt, der den Auftrag gegeben, in Paris die Aktien 
zu verpfänden, den L. in die Lage verſetzt, im Auslande 
leiſten zu müſſen, was der Bekl. im Inlande nicht zu leiſten 
brauchte. Den L. trifft in dieſem Falle keine Schuld daran, 
daß er geleiſtet hat, wozu der Bekl. nicht verpflichtet war. 
L. 10 5 12, L. 29 D. 17, 1, L. 67 D. 46, 1. I. C. S. i. S. 
Luis Konkursmaſſe c. Tiſchbein vom 25. Oktober 1902, 
Nr. 143/1902 J. 


II. Das Gemeine Recht. 

24. 

Die Annahme des B. U., daß die Leine bei Hannover 
ein öffentlicher Fluß ſei, iſt nicht zu beanſtanden. Die über- 
wiegende Anſicht in der Wiſſenſchaft des gemeinen Rechtes 
geht dahin, daß öffentliche Flüſſe ſolche find, die beſtändig 
fliegen — Publicum flumen Cassius definit, quod perenne 
est — 1. 1 8 3 D. de flum. 43, 12 —, und daß ein deutſches 
Gewohnheitsrecht, das den Begriff dahin einſchränkte, daß nur 
die fchiff- und flößbaren Flüſſe zu den öffentlichen gehörten, 
nicht nachweisbar ſei. Vergl. namentlich Heſſe in Iherings 
Jahrbüchern für Dogmatik Bd. 7 S. 191 ff. Regelsberger, 
Pand. Bd. 1 8 117, faßt den Stand des gemeinen Rechtes 
zutreffend dahin zuſammen, daß gegenüber der deutſch⸗ rechtlichen 
Auffaſſung, die an den Satz des Sachſenſpiegels anknüpfte: 
„Svelk water strames flut, dat is gemene to varene und 
to vischene inne“ in der gemeinrechtlichen Theorie an dem 
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römiſchen Standpunkte feſtgehalten, aber der deutſch⸗ rechtlichen 
Anficht inſoweit Anerkennung gezollt ſei, daß ſtändige Flüſſe, 
die weder ſchiff⸗ noch flößbar ſeien, im Sonderrechte ſtehen 
könnten, daß dafür aber keine Vermuthung ſtreite. 
Der entgegengeſetzten, ohne nähere Begründung aufgeſtellten 
Anficht Dernburgs in feinen Pandekten Bd. 1 § 73 Nr. 1, kann 
nicht beigetreten werden. Auch die Entſchädigungspflicht der 
Bekl. iſt mit Recht verneint worden. Allerdings hat das 
R. G. für das preußiſche und das franzoͤfiſche Recht in 
ſtändiger Rechtſprechung angenommen, daß dem Anlieger an 
einer öffentlichen Straße ein Privatrecht auf deren Be⸗ 
nutzung dergeſtalt zuſtehe, daß es im Allgemeinen nur gegen 
Entſchädigung im öffentlichen Intereſſe aufgehoben oder ge⸗ 
ſchmälert werden könne. Vergl. Entſch. Bd. 10 S. 271, 
Bd. 25 S. 244, Bd. 37 S. 252. Allein dieſes Recht iſt dort 
ausdrücklich abgeleitet aus einem zwiſchen dem Anlieger und 
der Ortsgemeinde als Eigenthümerin der Straße bei der Be⸗ 
bauung ſtillſchweigend abgeſchloſſenen Vertrage. Von einem 
ſolchen kann aber in Fällen wie dem vorliegenden gar nicht die 
Rede ſein, weil hier die Möglichkeit der Gegenüberſtellung von 
Leiſtung und Gegenleiſtung, wie ſie die Anlegung einer Straße 
durch die Gemeinde zur Benutzung durch die Anlieger einerſeits 
und die Bebauung der Grundſtücke längs der Straße mit 
Häuſern durch die Anlieger andererſeits nach jenen Urtheilen 
enthält, völlig wegfällt. Daß ein öffentlicher Fluß au 
einem ſtädtiſchen Grundſtücke vorüberfließt, iſt vielmehr lediglich 
ein thatſächlicher Zuſtand, aus dem der Anlieger Privatrechte 
gegenüber der Stadtgemeinde nicht ableiten kann. Es braucht 
deshalb nicht weiter erörtert zu werden, daß die Rechtſprechung 
des R. G. einen dem vorher bezeichneten gleichen Grundſatz 
für das gemeine Recht überhaupt nicht anerkannt hat: 
Entſch. des R. G. Bd. 3 S. 171, Bd. 6 S. 159, Bd. 7 
S. 172. III. C. S. i. S. Kelpe c. Stadtgemeinde Hannover 
vom 6. November 1902, Nr. 270/1902 III. 


III. Das Preußiſche Allgemeine Laudrecht. 


25. Gewohnheitsrecht. 

Das R. G. hat ſchon wiederholt ausgeſprochen, daß ein 
Kechtsirrthum der Betheiligten die Bildung eines Gewohnheits⸗ 
rechts zu hindern vermoͤge, wobei jedoch vorausgeſetzt werde, 
daß die Uebung durch den Irrthum motivirt ſei, und daß alſo 
die Uebung nicht auf einer von dem Irrthume unabhängigen 
Rechtsüberzeugung beruht habe. (Vergl. namentlich Entſch. des 
R. G. in Civilſachen Bd. 12 S. 293 und Gruchot's Beiträge 
Bd. 31 S. 893 ſowie auch Entſch. des R. G. in Civilſachen 
Bd. 2 S. 185, Bd. 26 S. 323 und Bd. 31 S. 272.) Aller- 
dings bezogen ſich die dabei in Betracht kommenden Ent⸗ 
ſcheidungen hauptſächlich auf Fälle, in denen der Irrthum der 
Betheiligten darin beſtanden hatte, daß von ihnen zu Unrecht 
angenommen war, die betreffende Uebung entſpreche der 
zwingenden Vorſchrift eines beſtehenden Geſetzes. In gleicher 
Weiſe muß aber der leitende Gedanke, welcher jenen reichs⸗ 
gerichtlichen Entſcheidungen zu Grunde lag, zu der Annahme 
führen, daß eine Obſervanzbildung auch dann für ausgeſchloſſen 
zu erklären iſt, wenn die Heranziehung des geſetzlich zu Bau⸗ 
koſtenbeiträgen verpflichteten Patrons aus dem Grunde unter⸗ 
blieben iſt, weil die Kirchengemeinde irriger Weiſe einer dahin⸗ 
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gehenden falſchen Angabe Glauben geſchenkt hatte, daß der 
Patron in Folge bereits beſtehender Obſervanz befreit ſei. 
IV. C. S. i. S. Preuß. Fiskus c. Kirchengemeinde Oſſig vom 
20. Oktober 1902, Nr. 186/187/1902 IV. 

26. § 36 Tit. 3, § 7 Tit. 4, 863 Tit. 13 Thl. I. 

Die Ausführung der Revifion, daß das B. G. mit Unrecht 
das Proviſionsverſprechen des Bekl. in dem Revers vom 19. Juni 
1899 für nichtig erklärt habe, erſcheint nicht begründet. Das 
B. G. ſtellt feſt: der Kl. ſei von den Erben G. beauftragt 
geweſen, einen geeigneten Käufer für deren Gut zu bringen, 
und es ſei ihm von dem Miterben G. Proviſion verſprochen 
worden; er habe den Auftrag und das Verſprechen angenommen; 
der Bekl. habe dies gewußt und Werth darauf gelegt, den Kl. 
auf ſeine Seite zu ziehen, der als langjähriger Verwalter des 
Gutes den Verkäufern gegenüber beſonderen Einfluß gehabt habe; 
dieſen Einfluß habe der Bekl. durch das in dem Revers ent- 
haltene Verſprechen einer übermäßig hohen Belohnung für ſich 
erkauft; den Erben G. ſei hiervon nichts mitgetheilt worden, 


und es habe dies auch nicht geſchehen ſollen; der Kl. habe ſich 


alſo durch das Proviſionsverſprechen des Bekl. zu der Untreue 
gegen feine Auftraggeber beſtimmen laſſen und könne aus dem 
Rerversvertrage, der demzufolge nichtig ſei, Rechte nicht ableiten 
($ 36 Thl. J Tit. 3, 8 7 Thl. 1 Tit. 4 des A. L. R.) Dieſe 
Schlußfolgerung findet in den vorerwähnten Feſtſtellungen ihre 
Rechtfertigung; der Bekl. und der Kl. ſind Theilnehmer an einer 
die „Ehrbarkeit beleidigenden“ und ſomit geſetzwidrigen Handlung, 
und dieſe geſetzwidrige Handlung iſt der Entſtehungsgrund des 
vom Kl. gegen den Bekl. erhobenen Auſpruches. Der Einwand 
der Reviſion, daß der Thatbeſtand der Untreue im Sinne des 
§ 266 Nr. 2 des Strafgeſetzbuchs hier nicht vorliege, geht 
fehl, da das B. G. nicht von Untreue im ſtrafrechtlichen Sinne 
ſpricht, ſondern eine Untreue darin erblickt, daß der Kl. ſich 
durch die Verſprechungen des Bekl. verleiten ließ, dem Intereſſe 
ſeiner Auftraggeber zuwider zu handeln. Die Behauptung, daß 
aus § 63 Thl. J Tit. 13 des A. L. R., wenn überhaupt feine 
Vorausſetzungen vorlagen, nur ein Anſpruch der Erben G. 
ſich ergeben würde, iſt unerheblich, weil das B. G. einwandfrei 
annimmt, daß das zwiſchen den Parteien getroffene Abkommen 
nach den §8 7 Thl. I Tit. 4 und 36 Thl. J Tit. 3 des 
A. L. R. nichtig ſei. Zur Anwendung des § 7 Thl. 1 Tit. 4 
des A. L. R. war die Feſtſtellung nicht erforderlich, daß der Kl. 
auf Grund des Reverſes vom 19. Juni 1899 unehrbare Handlungen 
begangen habe, und ob die Erben G. durch das Verhalten des 
Kl. thatſächlich geſchädigt worden find. Das Verwerfliche der 
Handlungsweiſe des Kl. liegt darin, daß er ſich nach der Feſt⸗ 
ſtellung des B. G. durch das Verſprechen hoher Belohnung 
beſtimmen ließ, auf die Seite des Bekl. zu treten, während er 
ſich thatſächlich den Erben G. gegenüber in einer Vertrauens 
ſtellung befand, vermöge deren die Erzielung moͤglichſt 
günſtiger Verkaufsbedingungen von ihm erwartet wurde. 
III. C. S. i. S. Henning c. Hartwich vom 4. November 1902, 
Nr. 210/1902 III. 

27. 8 75 Thl. I Tit. 4. 

Der Kl. muß den Inhalt des eudgültigen Vertrags gegen 
ſich gelten laſſen und kann ſich nicht mit Erfolg darauf berufen, 
daß er die Formulare ungeleſen vollzogen habe (vergl. Striethorſt 
Archiv Bd. 72 S. 147), vielmehr muß der Inhalt des unter⸗ 


ſchriebenen Vertrags als ihm bekannt und als von ihm voll» 
zogen gelten. Abgeſehen hiervon würde auch ein beachtlicher 
Irrthum des Kl. über den Inhalt der Verträge nicht dahin 
führen, daß die Bekl. an das vom Kl. in Abweichung von dem 
Vertragsinhalte Gewollte gebunden wäre, ſondern den Kl. nur 
berechtigen, die Verträge als ungültig anzufechten (§§ 75 ff. 
A. L. R. I. 4). Die Anſicht, daß bei erwieſenem Irrthum des 
Kl. nicht der endgültige Vertrag, ſondern die Vorverhandlungen 
maßgebend ſeien, ſteht mit dem in Lehre und Rechtſprechung 
feſtſtehenden Satze, daß die Vorverhandlungen, ſoweit ſie nicht 
in den Vertrag aufgenommen find, der Regel nach als ab- 
eändert gelten, im Widerſpruch und würde zu dem unannehm- 
3 Ergebniſſe führen, daß die Bekl. etwas von ihr nicht 
Gewolltes gelten laſſen müßte, ſofern es nur der Kl. gewollt 
hat. V. C. S. i. S. Deutſchert c. A. G. Grundrentengeſellſchaft 
in Berlin vom 1. November 1902, Nr. 247/1902 V.“ 

28. § 86 Thl. I Tit. 4. 

Mit Unrecht erhebt die Reviſien die Rüge, daß § 86 
A. L. R. I, 4 durch zu enge Auslegung verletzt ſei. Ju der 
bisherigen Rechtſprechung des R. G. iſt als Vorausſetzung für 
die Anwendbarkeit des citirten Paragraphen das Erforderniß 
aufgeſtellt worden, daß der Betrüger, wenn er auch einem 
Dritten aus ſeinem Betruge haften ſolle, durch ſeine Handlung 
unmittelbar in die Rechtsſphäre des Dritten eingegriffen haben 
müſſe, vergl. Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 34 S. 26. 
Ueber dieſen Standpunkt geht ſchon das vorliegende B. U. 
binaus, indem es ganz allgemein das Bewußtſein des Betrügers, 
daß durch feine Handlungsweiſe auch dritte Perſonen geſchädigt 
werden können, und den Vorſatz, eventuell auch dieſe Schädigung 
herbeizuführen, für genügend zur Begründung der Schadens— 
erſatzpflicht erachtet. Noch weiterzugehen und überhaupt von 
jedem urſächlichen Zuſammenhange zwiſchen der Willensrichtung 
des Betrügers und dem durch den Betrug dem Dritten zugefügten 
Schaden abzuſehen, erſchien weder nach dem Wortlaut des §8 86 
noch nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen zuläſſig. V. C. S. 
i. S. Geſellſchaft „zur Bierglocke“ c. Richter u. Gen. vom 
22. Oktober 1902, Nr. 232/1902 V. 

29. §§ 153 — 168 Thl. J Tit. 8. 

Die Reviſion rügt Verletzung des §S 165 des A. L. R. Thl. J 
Tit. 8 durch Nichtanwendung. Dieſer Paragraph ſchreibt vor: 
„Wenn ein zur linken Hand aubauender Nachbar ſeinen Hof oder 
Garten ſchließen will, ſo muß er den daſelbſt bereits vorhandenen 
Zaun ſeines Nachbars zur Unterhaltung übernehmen.“ Der B. R. 
hält im Gegenſatze zu einem vom ehemaligen Obertribunal in 
dem Urtheil in den Eutſch. Bd. 48 S. 32 f. aufasitellten, in 
ſpäteren Entſcheidungen (Striethorſt Archiv Bd. 82 S. 256, 
Entſch. Bd. 74 S. 253 ff.) anſcheinend aufgegebenen Grundſatze 
die Anwendung dieſer Beſtimmung dann für ausgeſchloſſen, wenn, 
wie vorliegend, das Eigenthum au dem Zanne feſtſtehe, für 
welchen Fall die Regel des § 153 des A. L. R. Thl. ! Tit. 8 
eintrete. Hiergegen kämpft die Reviſion an. Der Angriff kann 
jedoch keinen Erfolg haben; denn, ſelbſt wenn jenem Urtheile 
des Obertribunals (in Bd. 48) beigetreten werden könnte, würde 
es jedenfalls an einem Neuanbaue, alſo au der weſentlichſten 
Vorausſetzung des § 165 fehlen. Nach der unangefochtenen 
Feſtſtellung des B. R. hat die Bekl. ihr Grundſtück erſt ſpäter 
erworben, als die Kl., welche das ihrige ſchon vorher eingezäunt 
batte, joweit es das Bedürfniß verlangte. Nach der Behauptung 
hat die Kl. den neben dem Zaune der Bekl. belegenen Theil 
ihres Grundſtücks erſt nach Errichtung des Zaunes dem fort— 
ſchreitenden Bedürfniſſe gemäß zu Beerdigungen benutzt und mit 
Gebäuden verjeben, welche Kirchhofszwecken dienten. In dieſer 
fortſchreitenden Benutzung des von Anbeginn an zum Kirchhofe 
beſtimmten Grundſtücks erblickt die Reviſion mit Unrecht einen 
Neuanbau im Sinne des § 165. Die zur Entſcheidung geſtellte 
Frage kann nur aufgeworfen werden, wenn mit der Reviſion 
angenommen wird, daß der § 165 dem Nachbar die Unterhaltung 
eines erwieſenermaßen im Eigenthume des andern Nachbars 
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ſtehenden Zaunes auferlegt. Dann ſtellt ſich aber §S 165 als 
Ausnahme von der im § 153 aufgeſtellten und in den 
§§ 154-164, 167 und 168 beſtätigten Regel dar, daß die 
Unterhaltung ven Scheidungen deren Eigenthümer obliegt, und 
dann iſt einengende Auslegung der Ausnahmebeſtimmung ge— 
boten. Bei einer ſolchen erſcheint es aber nicht zuläffig, die 
Erweiterung eines Anbaues einem Neuaubaue gleichzuſtellen. 
V. C. S. i. S. Evang. Gemeinde der Louiſenſtadt⸗Kirche in 
Berlin c. kath. St. Michaelsgemeinde daſ. vom 18. Oktober 1902, 
Nr. 215/1902 V. 

30. 88 30 ff. Thl. I Tit. 22. 
2. März 1850 $ 6. 

Da es ſich um wiederkehrende Leiſtungen handelt, zu Denen 
der Bekl. als Beſitzer von K. verpflichtet ſein ſoll, kann die 
Bemerkung des B. G., daß die beanſpruchte Räumungspflicht 
feine Reallaſt ſei, nur in dem Sinn gemeint fein, daß kein 
ſelbſtändiges Recht, ſondern ein ſich als Ausfluß eines andern 
Rechts darſtellender Anſpruch in Frage ſtehe. Eine ſolche 
Möglichkeit iit anzuerkennen. Es könnte die Verpflichtung zur 
Räumung und Unterhaltung des Grabens z. B. eine Gr- 
weiterung der Verpflichtung ſein, welche dem Eigenthümer des 
dienenden Grundſtücks obliegen kann (SS 30 ff. Thl. I Tit. 22 
des A. L. R.), wenn das Recht der Kl. auf Benutzung des 
Mühlgrabens ſich als Grundgerechtigkeit, ſei es an dem Graben, 
jet es an dem davon durchſchnittenen Grundſtück des Bekl. auf- 
faſſen ließe. Von einer Grundgerechtigkeit der Kl. iſt aber in 
dem Proseſſe nicht die Rede geweſen und auch vom B. G. 
nichts feſigeſtellt worden; es iſt ſogar ſtreitig geblieben, in weſſen 
Eigenthum der Graben ſteht, auch iſt nicht aufgeklärt, ob der 
Graben als Privatfluß zu behandeln oder ein kuͤnſtlicher Graben 
ſei. Es könnten möglicher Weiſe auch ohne Grundgerechtigkeit 
die Parteien zu einander in einem Verhäͤltniſſe ſtehen, kraft 
deſſen ſie ein gemeinſames Intereſſe an dem Beſtand des Grabens 
beſäßen und die Unterhaltung des Grabens nur auf einer 
näheren Ausgeſtaltung dieſes Verhältniſſes beruhte, wie es der 
Fall war bei der vom B. G. angezogenen Entſcheidung des 
preußiſchen Obertribunals in Bd. 83 S. 263 ff. ſeiner Ent: 
ſcheidungen, wo eine gemeinſchaftliche Vorflutheinrichtung ge— 
troffen war unter näherer Regelung der Unterhaltungslaſt. Ein 
derartiges Verbältniß ſcheint das B. G. im Auge zu haben, 
wenn es ausführt, daß es ſich vorliegenden Falls nur um einen 
Ausfluß des den Kl. ebenſo wie den andern Anliegern des 
Mühlgrabens zuſtehenden Rechts auf deſſen Benutzung handle. 
Ob aber dies richtig iſt, läßt ſich nicht beurtheilen, da es an 
jeder naheren Darlegung dieſes Verhältniſſes fehlt. Man erſiebt 
nicht einmal, worin die Benutzung des Mühlgrabens durch die 
anderen Anlieger beſtehen ſoll; auſcheinend könnte deren Intereſſe 
an dem Fortbeſtand des Grabens nur in Verſchaffung der Ver— 
fluth beſtehen, während das der Kl., da es ſich um oberhalb 
ihrer Müble liegende Grabentheile handelt, nicht daraus, ſondern 
aus der Zuführung des Mahlwaſſers entnommen wird. Das 
B. G. fügt freilich noch hinzu, daß jedenfalls keine ablösbare 
Reallaſt im Sinne des Ablöſuugsgeſetzes vom 2. März 1850 
vorliege, daß auch nicht abzuſehen wäre, wie die Ablöſung dieſer 
Räumungepflicht gemäß jenem Geſetze zu bewirken fein möchte. 
Allein Schwierigkeiten bei der Ablöjung könnten ſich uur er: 
geben, wenn die Räumungspflicht wirklich Beſtandtheil eines 
weitergehenden Rechtsverhältniſſes wäre, während andernfalls im 
Gegentheil nicht abzuſehen wäre, weshalb nicht dieſe Laſt wie 
andere Reallaſten ſollte abgelöſt werden können, wenn fie nicht 
mit andern Verpflichtungen und Rechten zuſammenhängt. Dafür 
fehlt es gleichfalls an einer Begründung, weshalb die ſtreitige 
Räumungspflicht, wenn fie als Reallaſt anzuſprechen wäre, nicht 
zu den ablöcbaren Reallaſten im Sinne des Ablöſungsgeſetzes 
gehören würde. Das B. G. hat nicht dargelegt, daß fie dann 
unter eine der in § 6 Abſ. 2 aufgeführten Ausnahmen fiele. 
V. C. S. i. S. Fürſt v. Lichnoweky c. Czujek vom 5. No⸗ 
vember 1902, Nr. 252/1902 V. S. 8. 


Ablöſungsgeſetz vom 
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Beilage 14 der Zuriſtiſchen Wochenſchrift 


N 76 bis 78 vom 17. Dezember 1902. 


Urtheile und Beſchlüſſe des Reichsgerichts zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
und zum Einführungsgeſetz. 


226. 


Zu Art. 77 Einf. Gef. zum B. G. B., § 40 des 
Elſaß⸗Lothring. Ausf. Geſ. zum B. G. B. und 
ss 31, 89 des B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Bock 
c. Stadtgemeinde Saarburg vom 27. Oktober 1902, 
Nr. 200/1902 VI. 


Vorinſtanz: O. L. G. Colmar. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Was die Einwirkung des Deutſchen Bürgerlichen Geſetz— 
buches und des Einführungsgeſetzes hierzu auf den ſeitherigen 
Rechtszuſtand bezüglich der Zuläſſigkeit des Rechtsweges bei 
Anſprüchen gegen den Staat und die Kommune aus Hand— 
lungen ihrer Beamten betrifft, ſo hat das Bürgerliche Geſetz— 
buch ſelbſt eine Regelung — in den §§ 31, 89 — nur für 
die Fälle getroffen, wo ein Beamter (verfaſſungsmäßig berufener 
Vertreter) für den Fiskus, die Körperſchaft auf privatredt- 
lichem Gebiet gehandelt hat. Hinſichtlich der Haftung des 
Staates, der Gemeinden und anderer Kommunalverbände für 
den von ihren Beamten in Ausübung der ihnen auvertrauten 
öffentlichen Gewalt zugefügten Schaden hat Artikel 77 des 
Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch die Landes 
geſetzgebung unberührt und dieſer völlig freien Spielraum ge⸗ 
laſſen. Ueber die Zuläſſigkeit des Rechtsweges iſt in den an⸗ 
geführten Reichsgeſetzen eine Norm nicht geſchaffen. Wenn fo- 
dann, wie das Berufungsgericht annimmt, gerade zu dem Zwecke 
der in Artikel 77 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch dem Landesrechte vorbehaltenen Regelung nunmehr 
die in § 40 des Elſaß⸗Lothringiſchen Ausführungsgeſetzes ent⸗ 
haltenen Beſtimmungen getroffen ſind, und auch durch dieſe 
Beſtimmungen (ſelbſt für das von ihnen umgrenzte Gebiet) an 
dem Grundſatze der Trennung der Gewalten keine Aenderung 
eingetreten iſt, jo läßt ſich der Artikel 77 des Einführungs- 
geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche für die Zuläſſigkeit des 
Rechtsweges auch nicht einmal mittelbar verwerthen. Die 
Frage kann darnach nur noch fein, ob der hier erhobene An⸗ 
ſpruch ſich nach den Normen des Bürgerlichen Geſetzbuches 
beurtheilen ließe und ob der Richter im konkreten Fall über 
dieſen Anſpruch urtheilen könnte, ohne gegen das franzöſiſch— 
rechtliche Verbot einer Prüfung von Verwaltungsakten zu ver⸗ 
ſtoßen. Dabei kommt es hinſichtlich der rechtlichen Natur des 
Klageanſpruchs nicht ſowohl auf die von den Klägern citirten 
Geſetzesſtellen, als auf die ſachliche Begründung der Klage an. 


227. 
Zu Art. 169 des Einf. Geſ. und zu § 477 


des B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts II. C. S. i. S. de Fornel 
c. Günther vom 24. Oktober 1902, Nr. 225/1902 II. 
Vorinſtanz: O. L. G. Coͤln. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Es fragt ſich, ob die Reviſionsangriffe gegen die Seitens 
des Oberlandesgerichts geſchehene Beurtheilung der Einrede der 
Verjährung begründet ſind. Daß, wenn eine Ablieferung 
der Waare nicht anzunehmen iſt, von einem Laufen der Ver⸗ 
jährung aus Artikel 349 Abſ. 2 des Handelsgeſetzbuchs a. F. 
und § 477 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs nicht die Rede 
ſein kaun, ergiebt der klare Wortlaut dieſer geſetzlichen Be- 
ſtimmungen, iſt auch in der Reviſion nicht beanftandet. Das 
Oberlandesgericht hat aber als möglich angenommen, und dieſes 
kann unter Umſtänden zutreffen, daß der vom Kläger geſchehenen 
Ueberſendung des Ausfallmuſters an den Beklagten die Be⸗ 
deutung der Ablieferung zugekommen ſei. Iſt dieſes der Fall, 
ſo hatte die Verjährung bereits im November 1899 zu laufen 
begonnen und würde unſtreitig bei Erhebung der Widerklage 
am 12. Juni 1900 abgelaufen geweſen ſein, wenn nicht mit 
dem Berufungsrichter anzunehmen wäre, daß eine Unter⸗ 
brechung durch die zwiſchenzeitlich auf Antrag des Beklagten 
ſtattgefundene Beweisaufnahme zur Sicherung des 
Beweiſes eingetreten wäre. Da nach Artikel 169 des Ein- 
führungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche ſich die Unter⸗ 
brechung der Verjährung für die Zeit vor dem 1. Januar 1900 
nach den bisherigen Geſetzen beſtimmt, und das für dieſe Zeit 
noch maßgebende franzöſiſche Recht weder dem Antrage auf eine 
ſolche Beweisaufnahme, noch dieſer ſelbſt eine die laufende Ver- 
jährung unterbrechende Kraft beilegt, iſt dem Kläger darin bei- 
zutreten, daß vor 1900 eine Unterbrechung nicht ſtattgefunden 
hat. Allein das Beweisaufnahmeverfahren dauerte über den 
1. Januar 1900 hinaus und fand erſt am 22. Januar 1900 
mit dem Eingange des Sachverſtändigengutachtens bei dem 
zuſtändigen Amtsgerichte ſein Ende. Das Recht des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs fand daher beim Eintritte ſeiner Geltung 
einen Thatbeſtand vor, der ſeiner Vorſchrift in § 477 Abſ. 2 
entſprach. Das Beweisaufnahmeverfahren zur Sicherung des 
Beweiſes hatte aber dieſelbe prozeſſuale Geſtaltung unter dem 
alten und neuen Recht. Wenn nun letzteres dem Antrage auf 
Sicherung des Beweiſes eine die Verjährung unterbrechende 
Kraft beilegt, und dieſe Kraft auch dem durch den Antrag in 
Bewegung geſetzten Verfahren innewohnt, ſo muß dieſes auch 
von dem Verfahren gelten, das zwar durch einen, die Verjährung 
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nicht unterbrechenden Antrag unter dem alten Rechte zur Ent⸗ 
ſtehung gekommen iſt, aber noch unter dem neuen Rechte fort⸗ 
gedauert hat; durch dieſes Verfahren war der Antrag noch 
unter dem neuen Rechte wirkſam, und nur für die Zeit vor 
1900 iſt das alte Recht entſcheidend. Das Oberlandesgericht 
hat daher mit Recht eine erſt am 22. Januar 1900 endigende 
Unterbrechung der Verjährung angenommen. 


228. 


Art. 170 des Einf. Geſ. zum B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts I. C. S. i. S. Metzger⸗ 
genoſſenſchaft Göppingen, e. G. m. u. H. c. Frieß 
vom 18. Oktober 1902, Nr. 162/1902 I. 
Vorinſtanz: O. L. G. Stuttgart. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Den Einwand der Beklagten, daß der geltend gemachte 
Zögerungsſchade dem Kläger deswegen verſagt werden müſſe, 
weil er ſich inzwiſchen ohne Vorbehalt in die Genoſſenſchaft 
habe aufnehmen laſſen, hat das Berufungsgericht nach neuem 
Rechte beurtheilt und zurückgewieſen, weil dem Bürgerlichen 
Geſetzbuche der Rechtsſatz fremd ſei, daß Nebenanſprüche mit 
der vorbehaltloſen Annahme der Erfüllung des Hauptanſpruches 
erlöſchen. Beides iſt als richtig anzuerkennen. In letzterer 
Hinſicht genügt die Verweiſung auf die Begründung des erſten 
Entwurfs I S. 357 II S. 66 und auf die Protokolle 2. Leſung 
I S. 246. In erſterer Hinſicht aber kommt in Betracht, daß 
es ſich um die Wirkung eines Erfüllungsgeſchäfts handelt, das 
nach dem 1. Januar 1900 vorgenommen worden iſt. Daß die 
Form und die Rechtswirkungen eines Erfüllungageſchäfts auch 
dann, wenn es ſich um die Erfüllung eines nach Artikel 170 Ein⸗ 
führungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche noch nach altem 
Rechte zu beurtheilenden Schuldverhältniſſes handelt, nach dem 
zur Zeit der Vornahme des Erfüllungsgeſchäfts geltenden Rechte 
zu beurtheilen ſind, wird in der Begründung zum Entwurfe 
des Einführungsgeſetzes ausdrücklich hervorgehoben und iſt auch 
bereits wiederholt in der Rechtſprechung des Reichsgerichts als 
richtig anerkannt worden. 

Urtheil des V. Civilſenats vom 9. Februar 1901 (Entſch. 
Bd. 48 S. 18); Urtheil des I. Civilſenats vom 3. Mai 
1902, Rep. 20/1902. 


229. 


Zu Art. 192 des Einf. Geſ., SS 133, 1183 


des B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts V. C. S. i. S. Thieme 
c. Dinkheller vom 5. November 1902, Nr. 400/1902 V. 
Vorinſtanz: O. L. G. Hamm. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Eine Kautionshypothek des bisherigen preußiſchen Rechtes 
gilt zu der Zeit, zu welcher das Grundbuch als angelegt an- 
zuſehen iſt, in Höhe des Betrages der bis dahin entſtandenen 
Forderungen als Sicherungshypothek des Bürgerlichen Geſetz— 
buchs, in Höhe des überſchießenden Betrages erliſcht ſie, wenn 
das Rechtsverhältniß, welches durch die Hypothek geſichert werden 


ſoll, beendet iſt, fo daß neue Forderungen aus ihm nicht ent- 
ſtehen können. 

Wenn das Bürgerliche Geſetzbuch in der Erklärung des T. 
die nach § 1183 Bürgerlichen Geſetzbuchs zur Aufhebung der 
Hypothek erforderliche Zuſtimmung des Eigenthümers erblickt, 
ſo iſt das nicht unzuläſſig, weil für die Erklärungen, welche 
die Betheiligten in Angelegenheiten des Liegenſchaftsrechts ab⸗ 
zugeben haben, eine beſtimmte Wortfaſſung nicht vorgeſchrieben 
iſt, insbeſondere nicht verlangt wird, daß ſie ſich gerade den im 
Geſetze gebrauchten Worten anſchließen, daher auch hinſichtlich 
dieſer Erklärungen die allgemeine Vorſchrift des § 133 Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs Anwendung findet. 

Auch die weiter vom Berufungsgerichte aufgeſtellte Anſicht, 
der beklagte Konkursverwalter ſei an die vom Gemeinſchuldner 
T. vor Eröffnung des Konkurſes erklärte Zuſtimmung zur Auf⸗ 
hebung der Grundſchuld der 46 000 Mark gebunden, iſt nicht 
zu beanitanden, da die dem Gläubiger gegenüber erklärte Zu⸗ 
ſtimmung des Eigenthümers T. nach § 1183 Satz 2 Bürger- 
lichen Geſetzbuchs unwiderruflich iſt. 


230. 


Zu § 6 des B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Rebmann 
c. Rebmann vom 27. Oktober 1902, Nr. 197/1902 IV 
Vorinſtanz: O. L. G. Karlsruhe. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Das Berufungsgericht hält für dargethan, daß der Kläger 
an Trunkſucht leide, das heißt, daß ſein Hang zu über⸗ 
mäßigem Trinken in dem Grade ein krankhafter geworden ſei, 
daß er die Kraft verloren habe, dem Anreize zum übermäßigen 
Genuß geiſtiger Getränke zu widerſtehen. Die Begriffsmerkmale 
der Trunkſucht ſind hierin zutreffend wiedergegeben. Des 
Weiteren führt das Berufungsgericht aus, daß der Kläger in 
Folge der Trunkſucht dermaßen an Verſtand und 
Willenskraft gelitten habe, daß er feine Angelegen- 
heiten nicht mehr zu beforgen vermöge; durch ſeine 
Trunkſucht ſetze Kläger ſich und ſeine Familie der 
Gefahr des Nothſtandes aus. Für dieſe Annahme bedürfe 
es nicht des Nachweiſes, daß der Nothſtand ſchon eingetreten. 
Es genüge, daß die Befürchtung begründet ſei, daß, wenn dem 
Kläger die Verfügung über fein Vermögen bliebe, er das ganze 
Vermögen vergeuden würde. Eine ſolche Befürchtung ſei aber 
nach dem Verhalten des Klägers begründet. Dahingeſtellt 
könne bleiben, ob der Kläger auch — was das Landgericht 
angenommen hat — durch ſeine Trunkenheit die Sicher⸗ 
heit anderer gefährde. Dieſe Ausführungen find frei von 
rechtlichen Bedenken und enthalten in ausreichender Weiſe die 
Feſtſtellung, daß der Kläger in Gemäßheit des 8 6 Nr. 3 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs ſeine Angelegenheiten nicht zu beſorgen 
vermöge. Auch das Vorhandenſein einer Gefahr des Noth— 


ſtandes iſt rechtlich zutreffend gegenüber der abweichenden An⸗ 
nahme des Landgerichts begründet. Rechtlich verfehlt iſt die 
Anſicht der Reviſion, daß das Berufungsgericht zu der Annahme, 
daß Kläger durch ſeine Trunkſucht ſich oder ſeine Ehefrau der 
Gefahr des Nothſtandes ausſetze, nicht habe gelangen dürfen, 
weil dieſe Folge der Trunkſucht, ohne daß die Beklagte dagegen 
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Rechtsmittel eingelegt, vom Landgericht als nicht vorliegend an- 
genommen worden ſei. Die im § 6 Abſ. 1 Nr. 3 des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs hervorgehobenen verſchiedenen Folgen der 
Trunkſucht ſtellen gleichwerthige Alternativen dar, von denen 
die eine der anderen ſubſtituirt werden darf, ohne daß dadurch 
der Thatbeſtand der Trunkſucht, als Grund der Entmündigung, 
eine Aenderung erleidet. 

Gegenüber der Behauptung des Klägers endlich, daß er 
ſich in letzter Zeit erheblich gebeſſert habe, da er nur 
Moſt trinke, was ins Gewicht falle, da der Trunkſüchtige von 
Alkohol nicht laſſen könne, führt das Berufungsgericht aus, daß 
dies nur bei einem Antrage auf Wiederaufhebung, nicht 
aber in dem gegenwärtigen Prozeſſe wegen Anfechtung der 
Entmündigung von Belang ſein könnte. Dieſe Annahme des 
Berufungsgerichts, daß die Anfechtungsklage ſich lediglich mit 
der Frage zu beſchäftigen habe, ob der Entmündigungs⸗ 
beſchluß gerechtfertigt geweſen, entſpricht der Rechtſprechung 
des Reichsgerichts (Entſch. des R. G. vom 13. Mai 1895 in 
Juriſtiſcher Wochenſchrift 1895 S. 328 Nr. 16). 
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Zu § 254 des B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts VII. C. S. i. S. Kübler 
c. Auwärter vom 28. Oktober 1902, Nr. 344/1902 VII. 
Vorinſtanz: O. L. G. Stuttgart. 


Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Zu der Frage, ob bei der Entſtehung des Schadens ein 
Verſchulden des Klägers mitgewirkt habe, iſt zu beachten, ob 
der Beklagte, wie er behauptet, vor der Abfahrt dem Kläger, 
dem au einer raſchen Beförderung gelegen war, erklärt hat, daß 
er die Kronenſtraße hinunter das Fuhrwerk nicht in raſchem 
Tempo fahren laſſen dürfe. In Verbindung hiermit wird die 
weitere Behauptung des Beklagten, Kläger habe während der 
Fahrt in der Kronenſtraße zur Eile gedrängt, erheblich, da 
hierdurch, wie auch der Berufungsrichter nicht verkennt, der 
Geſpannführer in Erregung verſetzt und an einer beſonnenen 
Leitung des Fuhrwerks gehindert werden konnte, und da der 
Kläger, wenn er auf die Gefahr aufmerkſam gemacht war, ein 
ſolches Verhalten hätte vermeiden müſſen. 

Die Behauptung, daß Kläger ſelbſt während der Fahrt 
durch die Kronenſtraße das Pferd durch Zurufe zu einer immer 
raſcheren Gangart angefeuert habe, iſt ebenfalls erheblich. 


232. 
Zu den SS 276 Abi. 1, 676 Abſ. 1, 823, 829 


des B. G. B. 

Urtheil des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Spar- und 
Darlehns kaſſe L. c. G. vom 27. Oktober 1902, 
Nr. 201/1902 VI. 

Vorinſtanz: O. L. G. Breslau. 

Aufhebung der Zurückverweiſung. 
Die Klägerin verlangt Schadenserſatz vom Beklagten, weil 
er ihr am 17. Januar 1900 den folgenden Brief geſchrieben hat: 
„Auf Veranlaſſung des Herrn H. in Brieſen theile ich 
Ihnen ergebenſt mit, daß auf ſeinem Grundſtücke Nr. 31 


Briefen im Ganzen 18 660 Mark Hypotheken ein ⸗ 
getragen ſind,“ 
weil ſie dadurch veranlaßt worden ſei, dem H. das von dieſem 
gewünſchte Darlehn von 2000 Mark gegen Eintragung einer 
weitern Hypothek zu gewähren, weil aber in Wirklichkeit die 
hypothekariſche Belaſtung jenes Grundſtückes weſentlich höher 
geweſen ſei, und weil in Folge deſſen ſie, die Klägerin, bei der 
Zwangsverſteigerung deſſelben mit ihrer Hypothek ausgefallen ſei.— 
Mit zutreffenden Gründen hat das Berufungsgericht dar⸗ 
gelegt, daß ſich aus dem gegebenen Sachverhalte nach dem 
jetzigen Stande der Geſetzgebung ein Anſpruch auf Grund 
unerlaubter Handlung, insbeſondere nach Maßgabe des § 823 
oder des § 839 des Bürgerlichen Geſetzbuches, nicht ableiten laſſe. 
Dagegen konnte dem Rechtsmittel der Klägerin, inſofern ſie 
eine Verkennung der Grundſätze des Vertragsrechtes gerügt hat, 
der Erfolg nicht verſagt werden. Wenn Jemand, zu deſſen 
Berufsgeſchäften es gehört, Andern in Geſchäften der fraglichen 
Art berathend zur Seite zu ſtehen, und der erfahren hat, daß 
ein Anderer in einer ſolchen Angelegenheit einer zuverläſſigen 
Auskunft bedarf, dieſem dann in einem an denſelben gerichteten 
Schreiben eine Auskunft über den erheblichen Punkt giebt, ſo 
ſchließt er eben dadurch den betreffenden Vertrag mit dem Aus⸗ 
kunft Begehrenden ab. Es kommt dabei nichts darauf an, daß 
der Beklagte hier nicht, wie die Klägerin gewünſcht hatte, als 
Notar thätig geworden iſt, ſondern nur als Rechtsanwalt, 
da zur Berufsthätigkeit der Rechtsanwälte gerade die Berathung 
Anderer in dergleichen Angelegenheiten gehört. 
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Zu § 344 des B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts VI. C. S. i. S. Werner 
c. Donath vom 30. Oktober 1902, Nr. 209/1902 VI. 
Vorinſtanz: O. L. G. Dresden. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Gemäß 8 344 des Bürgerlichen Geſetzbuchs war, weil der 
Kaufvertrag als ſolcher der rechtlichen Wirkſamkeit entbehrte, 
auch die auf Entrichtung der Konventionalſtrafe gerichtete Ver⸗ 
einbarung rechtsunwirkſam. Der Kläger kann daher die 
2000 Mark, obwohl fie als zur Bezahlung der Konventional- 
ſtrafe gegeben anzuſehen find, gemäß § 813 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs zurückfordern, ſofern er nicht gewußt hat, daß er zu 
deren Bezahlung nicht verpflichtet ſei, und die Zahlung nicht 
einer ſittlichen Pflicht oder einer auf den Anſtand zu nehmenden 
Rückſicht entſprach. § 814. Daß dieſer letztere Fall nicht vor⸗ 
liegt, iſt zweifellos; die Nichterfüllung eines wegen Formmangels 
unwirkſamen Verſprechens iſt weder eine ſittliche Pflicht im Sinne 
des Geſetzes, noch durch die von dieſem gemeinten Anſtands⸗ 
tückſichten geboten (vergl. die Protokolle der Kommiſſion für die 
II. Berathung des Bürgerlichen Geſetzbuchs Bd. II S. 695, 696); 
irgend welche Umſtände aber, die hier ſonſt eine Rückforderung 
aus dem in Rede ſtehenden Grunde auszuſchließen geeignet wären, 
ſind gar nicht behauptet. Dieſe Erwägung ergiebt zugleich, daß 
auch die Berufung des Beklagten auf die Beſtimmungen im Schluß⸗ 
ſatze von $ 815 des Bürgerlichen Geſetzbuchs verfehlt iſt. 

Anlangend aber die Kenntniß des Klägers davon, daß er 
zur Zahlung der 2 000 Mark nicht verpflichtet ſei, jo würde fie 
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nur vorliegen, wenn der Kläger bei der Zahlung gewußt hätte, 
einmal, daß der Kaufvertrag als ſolcher wegen Nichtbeobachtung 
der geſetzlichen Form ungiltig ſei, ſodann aber auch, daß das 
für den Fall der Nichterfüllung des Vertrags gegebene Verſprechen 
einer Konventionalſtrafe gleichfalls unwirkſam ſei, mit andern 
Worten, wenn er die Vorſchriften in 588 313, 125 und außerdem 
die in § 344 des Bürgerlichen Geſetzbuchs gekannt hatte. Denn 
hätte er zwar die erſteren nicht aber die letztere gekannt, ſo 
würde er, indem er die 2 000 Mark für den Fall, daß er die 
Ausführung der über den Verkauf des Grundſtücks getroffenen 
Vereinbarungen verweigern ſollte, als Konventionalſtrafe zahlen 
wollte, ſich in einem Rechtsirrthum über ſeine Verpflichtung, 
eventuell dieſe Strafe zu bezahlen, befunden haben. (Die Kenntniß 
wird aus thatſächlichen Gründen verneint.) 
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Zu SS 388 und 422 Abi. 1 des B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts I. C. S. i. S. Soedler 
c. Vorſchußverein Grünſtadt vom 15. Oktober 1902, 

Nr. 230/1902 J. 
Vorinſtanz: O. L. G. Darmſtadt. 

Zurückweiſung der Reviſion. 

Ob der Grundſatz des § 422 Abſ. 1 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs, wonach die Aufrechnung durch einen Gejammt- 
ſchuldner auch für die übrigen Schuldner wirkt, ohne Weiteres 
auch auf das vielfach eigenthümlich geregelte Solidarſchuld⸗ 
verhältniß der Wechſelverpflichteten Anwendung zu finden hätte 
— vergl. Urtheil des erkennenden Senats vom 7. Mai 1902 
in Sachen Leipziger Bank c. Zipper I 25/1902 — braucht 
hier nicht geprüft zu werden, da ſich die Entſcheidung der Vor⸗ 
inſtanz aus anderen Gründen rechtfertigt. Das Landgericht hat 
ſeine Zurückweiſung der Einrede darauf geſtützt, daß die Auf⸗ 
rechnung wegen Ungleichartigkeit der ſich gegenüber ſtehenden 
Forderungen unzuläſſig geweſen ſei. Dieſen Grund hat das 
Berufungsgericht dahingeſtellt ſein laſſen und ſeinerſeits die 
Zurückweiſung damit motivirt, daß in dem Briefe des K. vom 
19. Dezember 1901 eine dem § 388 des Bürgerlichen Geſetz— 
buchs entſprechende Aufrechnungserklärung nicht enthalten ſei. 
Die Reviſion erklärt dieſe Begründung für rechtsirrthümlich, 
weil dabei unter Verletzung des § 133 Bürgerlichen Geſetzbuchs 
verkannt ſei, daß für die Aufrechnungserklärung keine „ſakra⸗ 
mentellen Worte“ vorgeſchrieben ſeien, es vielmehr nur auf die 
erkennbare Aeußerung des Aufrechnungswillens ankomme. — Die 
Erklärung des Aufrechnungswillens wird unter näherer Darlegung 
verneint. 
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Zu § 480 Abſ. 2 des B. G. B. 

Urtheil des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Cori c. Weiß 
& Maur vom 24. Oktober 1902, Nr. 192/1902 II. 
Vorinſtanz: O. L. G. Hamburg. 

Zurückweiſung der Reviſion. 

Von der Reviſionsklägerin iſt Verletzung des § 480 Abſ. 2 
Bürgerlichen Geſetzbuchs gerügt. Dieſe Beſchwerde erſcheint als 
unbegründet. Zunächſt hat nämlich das Berufungsgericht das 


Vorliegen der erſten der beiden alternativen Voraus ſetzungen fur 
die Anwendbarkeit des § 480 Abſ. 2 cit., daß der verkauften 
Waare zu der Zeit, zu welcher die Gefahr auf die Käuferin 
übergegangen iſt, eine zugeſicherte Eigenſchaft, Durchſchnitts⸗ 
qualität der Ernte von 1900, gefehlt hat, in rechtlich einwand⸗ 
freier Weiſe feſtgeſtellt. Nach der in dem Thatbeſtand und der 
Begründung des Berufungsurtheils enthaltenen Feſtſtellung, 
wonach die Klägerin behufs Erfüllung des fraglichen Gattun gs⸗ 
kaufs während des Dampfertransports der betreffenden Waare 
der Beklagten das dieſe zur Empfangnahme derſelben legitimiren de 
Konnoſſement übergeben hat, iſt nämlich gemäß § 647 Handels- 
geſetzbuchs, §§ 931 und 446 Bürgerlichen Geſetzbuchs die Ge⸗ 
fahr dieſer Waare ſchon während des Seetransports auf die 
Beklagte übergegangen und ergiebt ſich das Vorliegen des weiteren 
Erforderniſſes des § 480 Abſ. 2 Bürgerlichen Geſetzbuchs, daß 
der Waare in dieſem Zeitpunkte des Uebergangs der 
Gefahr die erwähnte zugeſicherte Eigenſchaft gefehlt habe, ohne 
Weiteres, namentlich im Hinblick auf die Natur dieſes Mangels, 
der der betreffenden Waare von Anfang an angehaftet haben 
muß, aus der von dem Berufungsgerichte bezüglich des Nicht- 
vorhandenſeins dieſer Eigenſchaft ohne jede zeitliche Beſchränkung 
getroffene Feſtſtellung. Hiernach hatte alſo die Beklagte als 
Käuferin ſchon durch die Uebergabe des Konoſſements gemäß 
§ 480 eit. das Recht erlangt, je nach ihrer Wahl Wandelung 
des Kaufs, Minderung des Kaufpreiſes, Lieferung einer mangel- 
freien Waare oder Schadenserſatz wegen Nichterfüllung zu ver⸗ 
langen. Sie hat aber nach der von den Vorinſtanzen getroffenen 
Feſtſtellung mittels ihres Briefs vom 3. Dezember 1900 Schadens- 
erſatz wegen Nichterfüllung gewählt, indem fie von der Klägerin 
den Betrag ihrer „Schadens rechnung“ mit 6 629,70 Mark, d. h. 
in der Hauptſache den zwiſchen ihr und ihrem Käufer H. für 
den Weiterverkauf der Waare vereinbarten Kaufpreis forderte und 
hiergegen der Klägerin die gelieferte Waare zur Verfügung ſtellte. 
Dieſe vertragliche Erklärung der Beklagten entſprach im Weſent⸗ 
lichen der Vorſchrift des § 480 Abſ. 2 eit., namentlich auch 
inſoweit, als dieſelbe hiermit ihr ganzes Erfüllungsintereſſe geltend 
machte; denn — wie der erkennende Senat bereits in ſeinem 
Urtheile vom 18. April 1902 II. Nr. 395/1901 im Gegenſatz 
zu der daſelbſt erwähnten abweichenden Meinung einiger Schrift, 
ſteller ausgeſprochen hat — der Käufer kann bei dem Fehlen 
einer zugeſagten Eigenſchaft der gelieferten Waare die letztere 
zurückweiſen und Schadenserſatz wegen der ſich hieraus er- 
gebenden Nichterfüllung des Vertrags ſchlechthin, alſo 
ſein ganzes Erfüllungsintereſſe von dem Verkäufer begehren, 
ohne daß dieſes Recht an die Vorausſetzung geknüpft wäre, daß 
der Käufer an der Waare in mangelhaften Zuſtande kein Inter 
eſſe habe. (Wird näher ausgeführt.) 
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Zu $ 652 des B. G. B. 

Urtheil des Reichsgerichts III. C. S. i. S. Linſenmayer 
c. Huber vom 30. September 1902, Nr. 260/1902 III. 
Vorinſtanz: O. L. G. München. 

Zurückweiſung der Reviſion. 
Die Reviſion erblickt eine Verletzung des § 652 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs in der Ausführung des Berufungs- 


283 


gerichts: der hiernach erforderliche urſachliche Zuſammenhang 
zwiſchen dem Nachweiſe einer Gelegenheit zum Vertragsabſchluſſe 
und dieſem ſelbſt werde ohne das Erforderniß einer weiteren 
den Vertragsabſchluß bezweckenden Thätigkeit des Mäklers als 
an und für ſich gegeben angenommen, wenn nur nicht eine 
andere Thatſache als die Nachweiſung der Gelegenheit für 
den Vertragſchluß urſächlich geworden ſei. Zunächſt geht aus 
dieſer Darlegung des Berufungsgerichts hervor, daß es den der 
Klage zu Grunde liegenden Vertrag, obwohl es ausdrücklich 
feſtſtellt, daß die von dem Beklagten danach übernommene 
Leiſtung nur in der Nennung des Namens des ihm bekannten 
Kaufluſtigen beſtanden habe, danach als Mäklervertrag im 
Sinne des § 652 des Bürgerlichen Geſetzbuchs auffaßt, den 
Anſpruch des Klägers alſo auch nur dann für begründet erachtet, 
wenn der Vertrag „in Folge des Nachweiſes“ zu Stande ge⸗ 
kommen ſei. Es entſteht nun allerdings das Bedenken, ob jene 
Ausführung des Berufungsgerichts, die dazu führt, daß der vom 
Geſetze erforderte urſächliche Zuſammenhang zwiſchen dem 
Nachweiſe einer Gelegenheit zum Abſchluſſe eines Vertrages und 
dem letzteren ſelbſt ſchon dann an ſich als dargethan anzuſehen 
iſt, wenn dem Nachweiſe der Vertragsſchluß thatſächl ich ge- 
folgt iſt, in der That dem Sinne des § 652 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs entſpricht. Dieſe Auffaſſung hat dann näm- 
lich allerdings zur Folge, daß gegenüber dem dem Mäkler nur 
obliegenden Beweiſe der Auftragsertheilung und des Zuſtande⸗ 
kommens des beabſichtigten Vertrages dem anderen Theile 
nur der Gegenbeweis frei bleibt, daß eine andere That- 
ſache als der Nachweis des Mäklers für den Vertragsſchluß 
urſächlich geweſen ſei. Es wird danach alſo nicht gefordert, 
daß der Mäkler außer jenen beiden Thatſachen noch Umſtände 
darlegt, aus denen ſich noch anderweit ergiebt, daß der Vertrags 
abſchluß in der That „in Folge des Nachweiſes“ zu Stande 
gekommen ſei. 

Eine ſolche Auslegung des § 652 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs iſt jedoch nicht zu beanſtanden. Steht feſt, daß die 
Gelegenheit zum Abſchluſſe eines Vertrages, wie ihn der Auftrag⸗ 
geber zu ſchließen beabſichtigte, dieſen durch den Mäkler wirklich 
mitgetheilt worden iſt, und kommt andererſeits ein ſolcher 
Vertrag nachher zu Stande, ſo ergiebt ſich beim Mangel 
ſonſtiger für die Frage des urſächlichen Zuſammenhanges erheb⸗ 
licher Umſtände von ſelbſt der Schluß, daß der Vertragsabſchluß 
auf den Nachweis mindeſtens als eine ihrer Urſachen zurück— 
zuführen iſt. Mehr iſt aber zur Annahme eines urſächlichen 
Zuſammenhanges zwiſchen zwei Thatſachen nicht zu fordern. 
Weder iſt in dieſer Hinſicht nothwendig, daß die vorangegangene 
Thatſache die alleinige, noch daß fie die hauptſächliche 
Urſache der nachfolgenden geweſen ſei. Vergl. Entſch. des 
Reichsgerichts Bd. 23 S. 158, Bd. 26 S. 313, Bd. 28 S. 166. 
Nur in dieſem Sinne können daher die Worte „wenn der 
Vertrag in Folge des Nachweiſes“ — — „des Mäklers zu 
Stande kommt“ in § 652 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
verſtanden werden. (Wird näher aus der Entſtehungsgeſchichte 
des § 652 begründet.) 
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237. 
Zu 88 823, 826 des B. G. B., verbunden mit 


S 9 des Wettbewerbsgeſetzes und § 287 der C. P. O. 
Urtheil des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Mayer & 
Müller e. Sigismund u. Gen. vom 24. Oktober 1902, 
Nr. 190/1902 II. 
Vorinſtanz: Kammergericht Berlin. 

Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Der Börfenverein der deutſchen Buchhändler zu Leipzig ver⸗ 
folgt ſatzungsgemäß den Zweck, darauf hinzuwirken, daß dem 
kaufenden Publikum Rabatt nur innerhalb beſtimmter Grenzen 
bewilligt wird; ſeine Mitglieder dürfen gegen den Willen des 
Verlegers deſſen Verlag nicht an ſolche Buchhändler liefern, die 
von der Benutzung der Anſtalten und der Einrichtungen des 
Vereins ausgeſchloſſen find. 

Die Beklagten bilden den Vorſtand der „Vereinigung der 
Berliner Mitglieder des Böͤrſenvereins“ und haben in dieſer 
Eigenſchaft ſatzungsgemäß den Leipziger Verein in der Durch⸗ 
führung ſeiner Zwecke zu unterſtützen. Die Inhaber der klagenden 
Firma gehörten dem Börfenverein und der Berliner Vereinigung 
nicht an, und im Börſenblatte iſt wiederholt darauf hinge⸗ 
wieſen worden, daß bei Vermeidung der Sperre kein Mitglied 
an die Klägerin Verlagsartikel gegen den Willen des Verlegers 
liefern dürfe. 

Mitglieder des Börſenvereins war die Kommiſſionsfirma 
St. zu Leipzig, gleichwohl aber unterhielt dieſe mit der Klägerin 
fortgeſetzte geſchäftliche Beziehungen. Dies haben die Beklagten 
ermittelt, indem ſie nach Verſtändigung mit der Firma G. ein 
in dem Verlage erſchienenes Werk bei der Klägerin beſtellen 
ließen, und zugleich veranlaßten, daß jene Firma das demnächſt 
von St. geforderte Werk bei Abgabe mit einem beſtimmten 
Zeichen verſah. Der Beklagte zu 1 beſprach unter Nennung 
der Namen dieſen Vorgang in einer Vereinsverſammlung vom 
11. Mai 1900 und daran ſchloß ſich, indeſſen ohne Namens- 
nennung ein Bericht im Börſenblatt. Die Firma St. hat 
darauf die geſchäftlichen Beziehungen mit der Klägerin abge⸗ 
brochen. Die Klägerin, welche dadurch genöthigt wurde, dem 
Börſenverein beizutreten, ſieht in dem Verfahren der Beklagten 
einen Eingriff in die Gewerbefreiheit, ferner einen Verſtoß gegen 
8 9 Abſ. 3 des Geſetzes über den unlauteren Wettbewerb vom 
27. Mai 1896, ſowie gegen die Vorſchriften der §8 823, 826 
Bürgerlichen Geſetzbuchs. 


Entſcheidungsgründe. 


Soweit das Berufungsgericht in dem mittelſt Reviſion an- 
gegriffenen Urtheile im Anſchluß an die reichsgerichtliche Ent⸗ 
ſcheidung in Sachen der jetzigen Klägerin gegen die Buchhändler 
Müller⸗Grote und Parey vom 25. Juni 1890, I. 96/90 
(Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 28 S. 238 ff.) verneint 
hat, daß in den im Jahre 1888 beſchloſſenen neuen Satzungen 
des Boͤrſenvereins der deutſchen Buchhändler zu Leipzig, welche 
die Begrenzung des Kundenrabatts zum Gegenſtand haben, und 
in deren Vollziehung eine rechtswidrige Beſchränkung der Ge⸗ 
werbefreiheit der dem Vereine nicht beigetretenen Sortimenter 
gelegen ſei, iſt kein Anlaß zu rechtlichen Bedenken gegeben. 
Der deutſche Buchhandel, welcher in dem Börſenverein ein zur 
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Vertretung feiner Intereſſen geeignetes Organ beſitzt, hatte ſchon 
lange nach wirkſamen Maßregeln gegen die ſogenannte Schleu⸗ 
derei, durch welche namentlich die Sortimenter kleinerer Städte 
zu leiden hatten, geſtrebt. Dieſe und der Buchhandel über⸗ 
haupt ſollte durch Schutz gegen Entwerthung der Bücher und 
andere aus Preisunterbietung folgende Nachtheile lebensfähig 
erhalten werden. Es handelte ſich daher um die Benutzung einer 
genoſſenſchaftlichen Vereinigung, um durch die für ſie verein⸗ 
barten Satzungen einen als dem Buchhandel im Ganzen förderlich 
erachteten, erlaubten Zweck zu erreichen, wobei behufs wirkſamer 
Durchführung nicht für genügend gehalten wurde, bloß die Ver⸗ 
einsmitglieder zur Einhaltung eines beſtimmten Rabatts zu ver⸗ 
pflichten, ſondern denſelben auch unterſagt wurde, Bücher an 
ſolche Nichtmitglieder, welche die geſteckten Rabattgrenzen über- 
ſchritten, gegen den Willen der Verleger abzugeben. Wenn nun 
die Beklagten als Angehörige des Vorſtandes der Berliner Ver⸗ 
einigung der dortigen Börſenvereinsmitglieder Maßregeln er⸗ 
griffen, welche die erwähnten Satzungen zur Geltung zu bringen 
bezweckten und die Folge hatten, daß die Klägerin die durch 
ihre Verbindung mit einem Vereinsmitgliede ermöglichte, dem 
Willen der Verleger zuwiderlaufende freie Rabattgewährung auf⸗ 
gegeben hat, ſo konnte die Rechtswidrigkeit einer ſolchen Ein⸗ 
wirkung auf die Gewerbthätigkeit der Klägerin ohne Rechtsirrthum 
verneint und ein auf $ 823 Bürgerlichen Geſetzbuchs gegründeter 
Schadenserſatzanſpruch als unberechtigt erachtet worden. 

Der erhobene Schadenserſatzanſpruch wird indeſſen weſentlich 
auf die Art und Weiſe des Vorgehens der Beklagten gegen die 
Klägerin und rechtlich auf § 826 Bürgerlichen Geſetzbuchs ſowie 
auf § 9 des Wettbewerbgeſetzes geſtützt und wegen hierauf be⸗ 
züglicher Ausführungen des Berufungsgerichts konnte deſſen die 
Abweiſung der Klage beſtätigendes Urtheil nicht aufrecht erhalten 
werden. 

Die Klägerin behauptet, daß das Vorgehen der Beklagten, 
nämlich die zur Ermittelung, durch welches Vereinsmitglied die 
Klägerin Bücher aus dem G.'ſchen Verlage beziehe, gebrauchte 
Liſt, die ſodann auf der 22. Hauptverſammlung des Verbandes 
der „Kreis- und Ortsvereine im deutſchen Buchhandel“ unter 
Bekanntgebung der Namen, insbeſondere auch desjenigen der 
Klägerin, über dieſe Angelegenheit eröffnete Beſprechung und 
ein im Börſenblatt, wenn auch ohne Namensnennung veröffent⸗ 
lichter Bericht, als gegen die guten Sitten verſtoßende Mittel 
zu betrachten ſeien. Daß hierdurch Schaden entſtand, hat die 
Klägerin näher begründet, indem ſie geltend machte, daß ſie ihre 
Stellung aufzugeben und ſich zu unterwerfen gezwungen worden 
ſei, da es ihr unmöglich geweſen, an Stelle ihres in Leipzig 
beſtellten Kommiſſionärs St. einen Erſatzmann zu finden, ohne 
ſolche Vertretung aber bei der Eigenart des Buchhandels keine 
Buchhandlung beſtehen könne. Unmöglich ſei ihr die Aufſtellung 
eines Erſatzmannes noch beſonders deshalb geworden, weil durch 
das Betreiben der von den Beklagten vertretenen Vereine ein 
Zuſammenſchluß aller in Leipzig befindlichen Kommiſſionäre er» 
folgt ſei, welche ſich ſchriftlich verpflichtet hätten, für bekämpfte 
Buchhandlungen keinerlei Vertretung in Leipzig anzunehmen. 
Da alle Verſuche der Klägerin in dieſer Richtung, die mit er- 
heblichen Koſten verknüpft geweſen ſeien, keinen Erfolg gehabt, 
ſei ihr nur die Wahl geblieben, entweder auf den eigenen freien 
Entſchluß zu verzichten oder in Leipzig ein beſonderes Zweig— 


geſchäft mit beſonderem Vertreter unter erheblichen Koſten zu 
begründen. Außerdem erhebe der bisherige Kommiſſionär Ent⸗ 
ſchädigungsanſprüche gegen ſie und dazu komme der der Klägerin 
entgangene Geſchäftsgewinn. 

Das Berufungsgericht hat die Zufügung eines Schadens 
verneint und darum die Frage, ob die Beklagten durch die von 
ihnen gebrauchten Mittel gegen die guten Sitten verſtoßen 
haben, unerörtert gelaſſen. Die Gründe, aus welchen das Be⸗ 
rufungsgericht Vermögensbeſchädigung nicht annimmt, können 
jedoch unbeſchadet des nach § 287 Civilprozeßordnung den Ge⸗ 
richten zuſtehenden freien Ermeſſens nicht als rechtlich zutreffend 
erachtet werden, beruhen vielmehr auf einer Verwechſelung des 
Moments der Rechtswidrigkeit mit der allein in Frage ſtehenden 
thatſächlichen Vermögensverminderung. Zwar würde, ſoweit es 
ſich um entgangenen Gewinn handelt, ein auf illoyale oder un⸗ 
ſittliche Weiſe gemachter Gewinn nicht zur Zuſprechung einer 
Entſchädigung führen können, allein eine Annahme dieſer Art 
liegt der Entſcheidung ſoweit erſichtlich nicht zu Grunde. Durch 
Zerſtörung bisher unterhaltener und weiter in Ausſicht ſtehender 
Bezugsquellen eines Gewerbetreibenden kann aber ſehr wohl eine 
Vermögensbeſchädigundg entſtehen, wenngleich ein Recht auf 
Fortdauer der Beziehung nicht erworben war. Wenn nicht im 
Wege erlaubten Konkurrenzbetriebes, ſondern in einer gegen die 
guten Sitten verſtoßenden Weiſe vorſätzlich auf die Verhinde⸗ 
rung der Ausbeutung eines gewerblichen Betriebes durch Ab⸗ 
wendung der erlangten Kundſchaſt oder Vernichtung anderer 
geſchäftlicher Beziehungen des Gewerbetreibenden hingewirkt wird, 
kann in dem erzielten Erfolge eine Vermögensbeſchädigung ge⸗ 
funden werden. Es kommt dabei nur auf die Vermögens: 
verminderung, nicht auf die Rechtswidrigkeit der Zufügung oder 
des Erfolges an. Ebenſo gilt dies von den durch dieſen Ein⸗ 
griff verurſachten Aufwendungen, durch welche die Klägerin fich 
gegen die Beeinträchtigung ihres Gewerbebetriebes zu ſchützen 
und andere Verbindungen herzuſtellen beſtrebt war. Da die 
Entſcheidung auf der Verneinung der Vermöͤgensbeſchädigung 
beruht und die unerörtert gebliebene Frage, ob Verſtoß gegen 
die guten Sitten anzunehmen, zunächſt der Beurtheilung des 
Berufungsgerichts zu überlaſſen iſt, mußte unter Aufhebung des 
angefochtenen Urtheils Zurückboerweiſung an das Berufungs- 
gericht erfolgen und kann von einem Eingehen auf die Voraus⸗ 
ſetzungen des §8 9 des Wettbewerbsgeſetzes Umgang genommen 
werden. Doch iſt mit Rückſicht auf die von der Reviſions⸗ 


klägerin aufgeſtellte Rüge gegen die Annahme des Berufungs- 


gerichts, daß die von den Beklagten entdeckte Bezugsquelle der 
Klägerin nicht für ein „Geſchäfts⸗ oder Betriebsgeheimniß“ zu 
achten ſei, und wegen des Zuſammenhangs dieſer Frage mit 
derjenigen, ob in einer gegen die guten Sitten verſtoßenden 
Weiſe vorgegangen wurde, nicht unerwähnt zu laſſen, daß die 
hierauf bezügliche Entſcheidung des Berufungsgerichts dem Ge⸗ 
ſetze (§ 9 a. a. O.) nicht entſprechend erſcheint. Die angeführte 
Begründung, daß alle Kommiſſionäre genau dieſelbe Waare und 
jedenfalls im weſentlichen auch zu denſelben Bedingungen liefern, 
überſieht, daß die Vermittelung der Lieferung von Werken aus 
dem G.'ſchen Verlage durch das Vereinsmitglied St. an die 
Klägerin beiderſeits geheim gehalten werden mußte, da St. 
hierdurch den Vereinsſatzungen zuwiderhandelte und die Ver— 
bindung mit der Klägerin, ſobald ſie bekannt wurde, aufgeben 
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mußte. Ob eine einzelne Eintragung in einem Handelsbuche 
(vergl. Entſch. des Reichsgerichts in Strafſachen Bd. 29 S. 431) 
oder eine einzelne Geſchäftsverbindung und Bezugsquelle als 
Geſchäftsgeheimniß zu betrachten ſei, kann nur nach der Lage 
des einzelnen Falles entſchieden werden und die des vorliegenden 
ſchloß die Annahme aus, daß die Klägerin die gleichen Verlags⸗ 
artikel von jedem anderen Kommiſſionär erhalten konnte. Die 
Eigenſchaft als Geſchäfts⸗ oder Betriebsgeheimniß ermangelt 
daher nicht der Vorausſetzungen. 


238. 


Zu 88 854, 856 des B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts II. C. S. i. S. Kommerz ⸗ 
bank, A.⸗G. zu Lübeck und Gen. c. Buſch's Konkurs- 
maſſe vom 28. Oktober 1902, Nr. 193/1902 II. 
Vorinſtanz: O. L. G. Hamburg. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Der „Beſitz“ körperlicher Sachen im Sinne des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs ſetzt die thatſächliche Gewalt über die betreffenden 
Sachen voraus (vergl. § 854, 856 des Bürgerlichen Geſetzbuchs). 
Eine ſolche thatſächliche Gewalt kann aber nur an individuell 
beſtimmten Sachen unmittelbar ausgeübt werden. So lange 
eine oder mehrere Sachen einen Beſtandtheil einer Sachgeſammt⸗ 
heit, z. B. eines Waarenlagers, bilden, erſtreckt ſich die that⸗ 
ſächliche Gewalt über die Sachgeſammtheit, welche Gewalt ja 
rechtlich nur an den dazu gehörenden körperlichen Gegenſtänden 
beſteht (§ 90 des Bürgerlichen Geſetzbuchs), ohne Weiteres auf 
die letzteren. Wenn aber bezüglich einer oder mehrerer der zu 
einer Sachgeſammtheit gehörigen einzelnen Sachen ein be- 
ſonderes, von dem Beſitze der Geſammtheit verſchiedenes Beſitz⸗ 
verhältniß begründet werden ſoll, müſſen dieſe Sachen nicht 
bloß der Menge oder Anzahl nach, ſondern auch individuell 
wenigſtens inſoweit beſtimmt werden, daß der neue Beſitzer der⸗ 
ſelben unmittelbar, d. h. ohne daß es hierzu noch einer 
weiteren Bezeichnung oder Ausſonderung derſelben bedürfte, ſeine 
thatſächliche Gewalt gerade über ſie ausüben kann; denn ſo 
lange er hierzu nicht in den Stand geſetzt iſt, hat er in Wirk⸗ 
lichkeit die unmittelbare thatſächliche Gewalt über die be⸗ 
treffenden Sachen und überhaupt über irgend einen Beſtandtheil 
der Sachgeſammtheit noch nicht. Aus den Vorſchriften der 
85 854 und 856 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, wonach der 
Beſitz einer Sache durch Erlangung der thatſächlichen Gewalt 
über ſie erworben und durch Aufgeben oder anderweiten Verluſt 
der thatſächlichen Gewalt über ſie beendigt wird, in Verbindung 
mit § 90 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, wonach Sachen im 
Sinne dieſes Geſetzes nur körperliche Gegenſtände ſind, iſt 
zu ſchließen, daß der Geſetzgeber bei ſeinen den Beſitz von beweg⸗ 
lichen Sachen und namentlich die Uebertragung eines ſolchen Be⸗ 
ſitzes betreffenden Beſtimmungen auch nur körperlich und ſomit 
individuell beſtimmte Gegenſtände im Auge gehabt hat. 

Die obigen Grundſätze find aber ſowohl auf vertretbare 
als auch auf nicht vertretbare Sachen in gleicher Weiſe an⸗ 
wendbar, da das Geſetz in dieſer Hinſicht keinen Unterſchied 
macht und der Grund deſſelben, die Rückſicht auf die Rechts⸗ 
ſicherheit des Verkehrs, auch bei vertretbaren Sachen zutrifft, 


— 


namentlich wenn es fi, wie im gegebenen Falle, um ein 
Waarenlager mit Beſtandtheilen von ſehr verſchiedenem Werthe 
handelt. 


239. 


Zu $$ 1333, 1334, 1339 des B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Lademann 
c. Lademann vom 3. No vember 1902, Nr. 268/1902 IV. 

Vorinſtanz: Kammergericht Berlin. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Was die Widerklage anlangt, ſo entſpricht es der feſt⸗ 
ſtehenden Rechtſprechung des Reichsgerichts, daß der Berufungs- 
richter fie zugelaſſen hat, obwohl fie erſt in zweiter Inſtanz er- 
hoben wurde. 

1. Soweit fie auf § 1333 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
geſtützt iſt, nimmt der Berufungsrichter zunächſt zutreffend an, 
daß die beiden früheren Verlobungen des Klägers, über welche 
die Beklagte ſich im Irrthum befunden haben will, keine per⸗ 
ſoͤnlichen Eigenſchaften im Sinne der Geſetzesſtelle darſtellen, 
und daß deshalb die Berufung hierauf verſage. 

2. Der Umſtand ferner, daß Kläger der Vater eines vor 
der Che erzeugten unehelichen Kindes und zu deſſen Unterhaltung 
verpflichtet ſein ſoll, worüber die Beklagte ſich gleichfalls bei der 
Heirath im Irrthum befunden haben will, begründet nach An- 
nahme des Berufungsrichters gleichfalls nicht die Anfechtungs⸗ 
klage, weil, wenn etwa auch der voreheliche Geſchlechtsverkehr 
des Mannes als ſittlicher Makel betrachtet werden müßte, er 
doch ebenſowenig wie das Vorhandenſein des unehelichen Kindes 
bei verſtändiger Würdigung des Weſens der Ehe die Beklagte 
davon abgehalten haben würde, die Ehe einzugehen. Dieſe ein 
Thatbeſtandsmerkmal des § 1333 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
verneinende und deſſen Anwendbarkeit damit ausſchließende An- 
nahme des Berufungsrichters läßt ſich rechtlich nicht beanſtanden. 

3. Daß endlich der Vorderrichter die Berufung der Be⸗ 
klagten auf die ihr angeblich verſchwiegenen Schulden des 
Klägers weder nach § 1333 noch auch nach § 1334 für ge⸗ 
eignet gehalten hat, die Anfechtung zu begründen, beruht auf 
zutreffender Auslegung des § 1333 und entſpricht der jeden 
Zweifel ausſchließenden Vorſchrift im § 1334 Abſ. 2. Ueber- 
dies ſtellt der Berufungsrichter thatbeſtandsmäßig feſt, daß Be⸗ 
klagte ſchon am Tage der Hochzeit von den Schulden des 
Klägers Kenntniß erhalten, die Anfechtungsfriſt des 8 1339 des 


Bürgerlichen Geſetzbuchs alſo verſäumt hat. 
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Zu $ 1568 des B. G. B. 
Urtheil des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Witzig 
c. Witzig vom 30. Oktober 1902, Nr. 199/1902 IV. 
Vo rinſtanz: O. L. G. Naumburg. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Soweit die Klägerin das auf § 1568 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs geſtützte Scheidungsbegehren damit begründet hat, 
daß der Beklagte durch die Erhebung der Widerklage ſie grundlos 
verdächtigt und ſchwer beleidigt hätte, würde ſie auf eine beſondere 
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ſachliche Würdigung dieſer u er nur dann zu rechnen 
gehabt haben, wenn fie in der Lage war, dem Kläger gleichzeitig 
vorzuwerfen, daß er die gegen fe gerichteten Beſchuldigungen 
wider beſſeres Wiſſen erhoben hätte oder doch fahrläſſig dabei 
u Werke gegangen wäre. Derartiges hat ſie aber nicht be⸗ 
Haupt und es hat überhaupt an jeder näheren Darlegung 
gefehlt, weshalb der Beklagte dadurch, daß er im Prozeſſe und 
damit in berechtigter Wahrnehmung ſeiner Rechte jene Behaup⸗ 
tung aufſtellte, den durch die Ehe begründeten Pflichten ent⸗ 
gegengehandelt oder ſich eines unſittlichen Verhaltens ſchuldig 
gemacht haben ſollte. 
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Zu $ 1573 des B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts III. C. S. i. S. Horn c. Horn 
vom 7. November 1902, Nr. 213 / 1902 III. 


Vorinſtanz: O. L. G. Celle. 


Aufhebuung und Zurückverweiſung. 

Die Widerklage iſt auf drei ſelbſtſtändige Gründe geſtützt, 
inhaltlich deren Kläger zu drei verſchiedenen Zeiten drei 
Männern Geld zur Verführung ſeiner Frau zum Beiſchlaf 
behufs Gewinnung des Eheſcheidungsgrundes des Ehebruchs 
geboten haben ſoll. Die beiden erſten Gründe beſeitigt 
das Berufungsgericht durch eine auf § 616 der Civilprozeß⸗ 
ordnung geſtützte Erwägung, die nicht rechtsirrig und von 
der Reviſion auch weiter nicht angefochten worden iſt. Den 
dritten Widerklagegrund, dem § 616 der Civilprozeßordnung 
nicht entgegenſtebt, hält das Berufungsgericht aus materiell⸗ 
rechtlichen Gründen für unbeachtlich, weil zwar die Handlung 
des Klägers eine ſchwere Verletzung der durch die Ehe begrün⸗ 
deten Pflichten und ein unſittliches Verhalten deſſelben darſtelle, 
aber mit Rückſicht auf den aus beſtimmten früheren Thatſachen 
geſchloſſenen ſittlich niedrigen Standpunkt der Beklagten Kläger 
nicht eine fo tiefe Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes ver- 
ſchuldet habe, daß der Beklagten die Fortſetzung der Ehe nicht 
zugemuthet werden könne. it Recht findet die Reviſion dieſe 
Erwägung als auf einer durch Nichtanwendung erfolgten Ver⸗ 
letzung des §8 1573 des Bürgerlichen Geſetzbuchs beruhend, 
wonach Thatſachen, auf die eine Scheidungsklage nicht mehr 
egründet werden kann, zur Unterſtützung einer auf andere 

hatſachen gegründeten Scheidungsklage geltend gemacht werden 
können. Dieſe Geſetzesbeſtimmung findet nicht blos alsdann, 
wenn das Scheidungsrecht aus Gründen des bürgerlichen Rechts 
(Verzeihung, Zeitablauf) erloſchen iſt, ſondern auch im Falle 
des § 616 der Civilprozeßordnung Anwendung. Das Berufungs- 
Be aber hat den dritten Widerklagegrund lediglich für ich 
etrachtet und nicht erwogen, wie ſich die Sache geſtaltet, wenn 
der Kläger zum dritten Mal die erwähnte Handlung begangen 
hat. Alsdann aber wird dieſe ſchwere Verletzung der durch die 
Ehe begründeten Pflichten, dieſes ehrloſe und unſittliche Ver— 
halten des Klägers derart geſteigert, daß eine Anwendung des 
§ 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs auch gegenüber dem von 
dem Berufungsgerichte betonten ſittlich niedrigen Standpunkt 
der Beklagten in Betracht zu ziehen iſt. — Es iſt daher die 
Abweiſung der Widerklage eine das Geſetz verletzende und iſt 
das Beru fungsendurtheil (und zwar dieſes nicht blos hinſichtlich 
der Widerklage, ſondern auch betreffs der Klage: Entſcheidungen 
des Reichsgerichts in Civilſachen Bd. 45. Nr. 107) nebſt dem 
vorausgegangenen Berufungszwiſchenurtheil (vergl. Civilprozeß— 
ordnung § 548) aufzuheben, ſowie die Sache, welche wegen 
mangelnder thatſächlicher Feſtſtellung des dritten Widerklage⸗ 


rundes zur Entſcheidung noch nicht reif iſt, zur anderweiten 
Verhandlung und Entſcheidung an das Berufungsgericht zurüd- 
zuverweiſen. 
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Zu § 2078 Abi. 2 des B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Knopf 
c. Holl und Gen. vom 27. Oktober 1902, Nr. 193/1902 IV. 


Vorinſtanz: O. L. G. Karlsruhe. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Zur Begründung ihrer Rüge macht die Reviſion geltend, 
daß es ſchon im hohen Maße zweifelhaft erſcheine, ob die von 
dem Zeugen R. beſtätigte Aeußerung der Karoline K., „ſie 
werde, wenn das Teſtament nicht gemacht werde, den Erblafſer 
nicht weiter verpflegen“, als eine widerrechtliche Drohung im 
Sinne des § 2078 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs er⸗ 
ſcheine. Indeſſen wenn die Klägerin auch an ſich rechtlich 
befugt war, jederzeit die weitere Pflege des B. einzuſtellen und 
ihm dies zu erklären, ſo war ſie doch nicht befugt, dieſe 
rechtliche Befugniß als Drohung gegen den B. zu ver⸗ 
werthen, um ihn durch Erregung von Furcht vor dem an⸗ 
gedrohten Uebel zur Errichtung des Teſtaments vom 8. No⸗ 
vember zu beſtimmen. Dieſer Zweck war widerrechtlich und 
damit die Drohung ſelbſt widerrechtlich; denn auch Rechte 
dürfen nicht zur Erlangung widerrechtlicher Vortheile gemif- 
braucht werden. Es kommt ſomit für die Rechtswidrigkeit der 
Drohung nicht weſentlich darauf au, ob die angedrohte Handlung 
ſelbſt rechtswidrig iſt oder nicht, ausſchlaggebend iſt jedenfalls 
der mit der Drohung verfolgte Zweck (vergl. Planck, Bürger: 
liches Geſetzbuch zu §S 123 Anm. 3, Dernburg, das bürgerliche 
Recht, Bd. I § 147 unter II., Crome, Syſtem des Deutſchen 
Bürgerlichen Rechts, Bd. 1 § 95 unter 4b, Endemann, Ein⸗ 
führung in das Studium des Bürgerlichen Geſetzbuchs Bd. J 
§ 73 unter II. III.). Mit Recht hat daher auch das Be⸗ 
rufungsgericht die feitgeftellte Drohung der Karoline K. als eine 
widerrechtliche im Sinne des $ 2078 Abſ. 2 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs angeſehen. 
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Zu § 2231 Nr. 2 des B. G. B. 


Urtheil des Reichsgerichts IV. C. S. i. S. Worreſchke 
c. Armenkaſſe zu Wittichenau vom 13. Oktober 1902, 
Nr. 174/1902 IV. 


Vorinſtanz: O. L. G. Breslau. 


Zurückweiſung der Reviſion. 

Ein eigenhändiges Teſtament iſt auch dann rechtsgültig, 
wenn die Angabe des Ortes und Tages der Unterſchrift räumlich 
nachfolgt; es genügt, wenn das Datum je nach der Beſchaffen⸗ 
heit des Falles zwar nicht mitunterſchrieben aber doch mit der 
unterſchriebenen letztwilligen Erklärung in einen derartigen räum⸗ 
lichen Zuſammenhang gebracht iſt, daß ſeine Bedeutung als 
Datum der unterſchriebenen Erklärung daraus erſichtlich wird. 
Damit genügt es aber auch in formaler Beziehung den An- 
forderungen des Geſetzes, welches zwar die Rechtsgültigkeit des 
eigenhändigen Teſtaments von dem Vorhandenſein einer ſich auf 
die letztwillige Erklärung beziehenden Datirung abhängig ge- 
macht, nicht aber auch das Datum ſelbſt unter weitere einengende 
Formvorſchriften, als die der eigenhändigen Aufzeichnung durch 
den Erblaſſer geſtellt hat. 


Berlin, 27. Berlin, 27. Dezember 1902. 1902. 
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Zur Frage der Prozefßverſchleppungen. 
Von Oberlandesgerichtsrath Dr. Neukamp in Coöln. 


Der Beſchluß des diesjährigen Deutſchen Juriſtentages, den 
dieſer zur Frage der Prozeßverſchleppungen gefaßt hat, kann 
theils wegen ſeiner im Weſentlichen negativen, theils wegen 
ſeiner von Widerſprüchen nicht ganz freien Faſſung als eine be⸗ 
friedigende Löſung des Problems ſchwerlich aufgefaßt werden. 
Lieſt man nämlich den erſten Satz dieſes Beſchluſſes, auf 
welchen ſich der Antrag des Korreferenten Heinitz beſchränkte, ſo 
muß man zu der Ueberzeugung kommen, daß es einer Abände- 
rung unſerer Prozeßordnung überhaupt nicht bedarf. Denn 
jener Satz lautet: „Eine Aenderung der deutſchen Civilprozeß⸗ 
ordnung dahin, daß dem Richter eine größere Mitwirkung beim 
Prozeßbetriebe gewährt wird, iſt nicht empfehlenswerth.“ 

Lieſt man dagegen den zweiten auf Autrag des Referenten 
Hamm hinzugefügten Satz: „Dagegen iſt in Erwägung zu 
nehmen, in welcher Weiſe der Vereitlung von Verhandlungs⸗ 
terminen vorgebeugt werden kann“, ſo ergiebt ſich aus dieſem 
allerdings nur mit ſchwacher Mehrheit angenommenen Zuſatz, 
daß ein Bedürfniß zur Beſeitigung der durch die Vereitlung von 
Terminen hervorgerufenen Mißſtände trotz der Aunahme des 
Heinitz'ſchen Antrages anerkannt iſt. 

Es kann deshalb nicht Wunder nehmen, daß dieſer Be⸗ 
ſchluß des Juriſtentages auf keiner Seite Befriedigung her⸗ 
vorgerufen hat. Dies zeigt ſich insbeſondere auch darin, daß 
ſelbſt die Anwälte, die als Sieger aus dem Streite hervor- 
gegangen ſind, ) noch fortwährend die Frage der Prozeßverſchlep— 
pungen zum Gegenſtand der öffentlichen Erörterung machen. 

Man wird es deshalb begreiflich finden, wenn auch ich, 
zumal gegenüber den zahlreichen Angriffen, die man gegen mich 
in dieſer Zeitſchrift gerichtet hat, zur Abwehr und Klarſtellung 
nochmals das Wort nehme, wobei ich es nicht unterlaſſen kann, 
dem derzeitigen Herrn Herausgeber meinen verbindlichſten Dank 
dafür auszuſprechen, daß er mir für eine Entgegnung in be- 
bereitwilligſter Weiſe den erforderlichen Raum gewährt hat. 


) Sollte dieſer Sieg der Anwälte, für deſſen Würdigung 
übrigens in Betracht kommt, daß von den 1317 Theilnehmern des 
Juriſtentages 720 Anwälte und Notare, und nur 250 Richter waren, 
nicht ein Pyrrhusſieg fein? Jedenfalls hatten meine Ausführungen 
ſich im Weſentlichen der öffentlichen Zuſtimmung namhafter Theoretiker, 
wie Wach, Fiſcher, Schwartz, zu erfreuen. Und der in dieſem Jahre 
erſchienene Entwurf einer ungariſchen Civilprozeßordnung ſtimmt 
hinſichtlich der Beſeitigung des Vertagungsrechts der Parteien in 
ſeinen $$ 242—245 mit meinen Vorſchlägen völlig überein. 


Selbſtverſtändlich liegt es mir gänzlich fern, hier alle mit 
der Frage der Prozeßverſchleppung zuſammenhängenden Geſichts⸗ 
punkte von Neuem zu erörtern; vielmehr werde ich mich darauf 
beſchränken, kurz darzulegen, weshalb gerade das eigenſte In⸗ 
tereſſe der Anwälte es erheiſcht, meine Vorſchläge nicht nur 
nicht zu bekämpfen, ſondern vielmehr umgekehrt aufs Lebhafteſte 
zu unterſtützen, und weshalb andererſeits die gegen die 
rheiniſchen Richter im Allgemeinen und gegen mich insbeſondere 
gerichteten Angriffe jeglicher Begründung entbehren. 

Die auf dem Juriſtentage aufgeſtellten und neueſtens wieder 
von dem anonymen Verfaſſer des Aufſatzes in Nr. 67 und 68 
dieſer Zeitſchrift: „Ueber die Urſache der Prozeßverſchleppungen 
im Oberlandesgerichtsbezirk Cöln“ vorgebrachte Behauptung, als 
ob das Uebel nur in dieſem Bezirke hervorgetreten ſei, wider⸗ 
ſpricht den Thatſachen und insbeſondere den von mir in meinem 
„Gutachten“ zuſammengeſtellten ſtatiſtiſchen Daten, von denen 
freilich jener Anonymus ebenſowenig Kenntniß genommen zu 
haben ſcheint, wie manche von den Anwälten, die meinen Vor⸗ 
ſchlägen entgegengetreten find.?) 

Den von mir bereits veröffentlichten Zahlen kann ich für 
das Jahr 1901 noch eine Reihe von Daten hinzufügen, aus 
deuen ſich ergiebt, daß das Uebel der Prozeßverſchleppungen 
auch in den „altländiſchen“ Provinzen, die von der „rheiniſchen 
Mündlichkeit“ gänzlich unbeeinflußt geblieben ſind, mehr und 
mehr um ſich greift. 

Wie ich ſchon in der Diskuſſion während der Verhand⸗ 
lungen des Deutſchen Juriſtentages hervorgehoben, belief ſich 
die Zahl der bei den Landgerichten des Oberlandesgerichts Cöln 


) Daß die obige Behauptung durchaus den Thatſachen ent- 
ſpricht, dafür nur folgendes Beiſpiel. J.⸗R. Lenzmann hat in einem 
S. 414 ff. dieſer Zeitſchrift veröffentlichten Artikel über die Frage 
der Abſchaffung der Gerichtsferien, dem ich — nebenbei bemerkt — 
im Ergebniß vollſtändig beiſtimme, mich auf Grund meines Gut⸗ 
achteus als „juriſtiſchen Gegner der Gerichtsferien“ bezeichnet; hätte 
er mein Gutachten wirklich geleſen, fo würde er gefunden haben, daß 
ich dieſe Frage, die übrigens auch außerhalb des Rahmens meines 
Themas lag, nicht einmal mit einer Silbe berührt habe. — Auch der 
Eenatepräfident Pütter, der neueſtens (Deutſche Juriſten⸗Zeitung 1902 
S. 537 ff.) die Anſicht vertreten, mittelſt richtiger Handhabung unſerer 
geltenden Civilprozeßordnung ließen ſich alle Prozeßverſchleppungen 
befeitigen, hat anſcheinend meinem „Gutachten“ keine Beachtung 
geſchenkt. Denn ſonſt hätte er nicht die dem § 134 der öfterreichifchen 
Civilprozeßordnung direkt zuwiderlaufende Behauptung aufſtellen 
können, daß auch dieſe es den Parteien überlaſſe, „ihrerſeits zu 
beſtimmen, wann ſie die Sachen verhandeln wollen.“ 
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im Jahre 1901 vorhandenen von mir als ſog. „kranke“ be— 
zeichneten Sachen auf 27,59 Prozent; im Oberlandesgerichts- 
bezirk Hamm auf 22,4 Prozent, ſo daß der Unterſchied nach 
dieſer Richtung hin kein nennenswerther iſt. 

Daß aber ſelbſt in Berlin nicht Alles ſo iſt, wie es ſein 
ſollte, dafür kann ich keinen Geringeren, als Staub zum 
Zeugen anrufen, der in der „Rundſchau“ der Juriſten⸗Zeitung 
vom 15. Oktober 1902 beſonders hervorhebt, „daß in Berlin 
unter dem Eindruck des Beſchluſſes des Juriſtentages und 
der voraufgegangenen Verhandlungen — weit öfter Vertagungen 
vermieden werden, als dies früher der Fall war. Man erwägt 
eben, ob nicht den Vertagungen entgegengewirkt werden kann, 
und wenn dieſer Antivertagungsgeiſt anhält, jo wird die nächſte 
Statiſtik wohl den Prozentſatz kranker Sachen erheblich ver— 
ringern.“ 

Wenn demgegenuͤber der ungenannte Verfaſſer des oben⸗ 
erwähnten Artikels, der den mir bekannten litterariſchen Ge— 
pflogenheiten zuwider unter dem Deckmantel der Anonymität 
mich in wenig ſachlicher Weiſe als „einen mit überflüſſigen und 
untauglichen Mitteln auftretenden Heilkünſtler“ bezeichnet, die 
Behauptung aufſtellt, es handle ſich hier nur um einen in Cöln 
durch Mißbrauch des an und für ſich ſo bewährten Verfahrens 
hervorgerufenen Uebelſtand, ſo hätte ihn ſchon ein oberflächlicher 
Blick in die in meinem „Gutachten“ enthaltenen Tabellen eines 
Beſſeren belehren können. Daraus ergiebt ſich z. B. (S. 170), 
daß im Jahre 1900 von dem vom Kammergericht durch kontra— 
diktoriſches Urtheil erledigten 3 309 Sachen 652, alſo mehr 
als 19 Prozent, als ſogenannte „kranke“ zu bezeichnen ſind; in 
Breslau von 1072 Sachen deren 170 = 15 Prozent; in Celle 
von 590 deren 106, alſo auch mehr als 19 Prozent; in Frank. 
furt von 439 deren 138, alſo mehr als 30 Prozent; in Hamm 
von 1274 Sachen deren 328 = 25 Prozent; in Königsberg 
von 425 Sachen deren 137 30 Prozent u. ſ. w., wogegen 
freilich in Cöln von 1015 Sachen im Ganzen 608, alſo 
60 Prozent, als „kranke“ zu bezeichnen ſind. 

Für das Jahr 1901 iſt das Verhältniß kein im Mejent- 
lichen anderes, wie die nachſtehende Zuſammenſtellung ergiebt: 
Zahl der durch kontra⸗ 

diktoriſches Urtheil 
erledigten Sachen 


davon 


Gericht 
kranke Sachen 


Kammergericht. 3143 657 = 20 Prozent 
Breslau. 1166 183 15 - 
Gele 620 117 2 18 - 
Frankfurt 409 137 =33 + 
Hamm 1 363 422 = 30 > 
Königsberg 437 123= 28 
Con 1315 768 = 58 


Wenn danach die Zahl der kranken Sachen beim Ober— 
landesgericht Cöln auch bei Weitem am größten iſt, ſo kann 
man doch unmöglich ſagen, daß der Uebelſtand der Prozeß— 
verſchleppungen nur hier zu Tage tritt; wenn, wie in Hamm, 
Frankfurt und Königsberg nahezu ein Drittel, in Berlin ein 
Fünftel aller Sachen ein Jahr und länger auf eine Erledigung 
durch ein kontradiktoriſches Urtheil zu warten haben, ſo kann 
man dies als einen geſunden Zuſtand nicht bezeichnen, und es 
kann unmöglich behauptet werden, daß ein Verfahren, das der— 
artige Verzögerungen geſtattet, ein „an und für ſich bewährtes“ 
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iſt, wie der anonyme Artikelſchreiber behaupiet. Nimmt man 
aber gar mit dem Oberlandeögerichtspräfidenten Dr. Hamm an, 
der doch wahrlich nicht den Gegnern, ſondern den warmen und 
aufrichtigen Anhängern unſerer Civilprozeßordnung zuzuzählen 
iſt, daß eine normale Geſchäftslage erſt dann erreicht iſt, wenn 
die durchſchnittliche Dauer aller Prozeſſe nur vier Monate be- 
trägt, ſo ſind von dieſer „normalen Geſchäftslage“ ſowohl die 
Landgerichte wie die Oberlandesgerichte in Preußen im Jahre 


1901 im Allgemeinen ſehr weit entfernt geweſen. 


Denn nach der im Juſtizminiſterialblatt 1902 S. 165 ff. 
veröffentlichten amtlichen Statiſtik ſind von den 46 430 durch 
kontradiktoriſches Endurtheil im Jahre 1901 ſeitens der Land⸗ 
gerichte erledigten erſtinſtanzlichen Sachen nur 12 959 binnen 
3 Monaten, weitere 12 746 binnen mehr als 3 bis 6 Monaten 
beendigt, während es zur Erledigung der übrigen 20 725 Sachen 
eines Zeitraums von mehr als 6 Monaten bedurfte. Nimmt 
man an, daß von jenen 12 746 Sachen mindeſtens die Hälfte 
eines Zeitraumes von 4 Monaten zur Erledigung bedurfte, ſo 
ſind nur 19 322, alſo bei Weitem nicht die Hälfte dieſer 
Sachen in der normalen Zeit von 4 Monaten erledigt. Unter 
der gleichen Vorausſetzung ergeben ſich für die von den Land— 
gerichten in der Berufungsinſtanz durch kontradiktoriſches Urtheil 
erledigten Sachen folgende Zahlen: Geſammtzahl: 26 158, davon 
binnen 4 Monaten erledigt hoͤchſtens: 14 503. Für die Ober⸗ 
landesgerichte beträgt die Geſammtzahl: 11774; davon binnen 
4 Monaten erledigt höchſtens 3 592, alſo nicht einmal ein 
Drittel aller durch kontradiktoriſches Urtheil erledigten Sachen. 
Mag alſo, wie man zugeben kann, unſere Civilprozeßordnung 
ein ſchleuniges Verfahren auch ermöglichen, fo wird durch 
dieſelbe doch, wie auch die obigen Zahlen beweiſen, ein ſolches 
nicht gewährleiſtet, worauf es aber allein ankommt. Man 
kann demnach zugeben, daß insbeſondere auch eine Uebertreibung“) 
des Mündlichkeitsprinzips dazu beitragen mag, eine Verzögerung 
in der Erledigung der Prozeſſe herbeizuführen; daß aber hierauf 
allein die vorhandenen Mißſtände nicht zurückgeführt werden 
können, das ergeben die vorſtehend mitgetheilten Zahlen, die ſich 
auch auf die altpreußiſchen Provinzen beziehen, deren Ge⸗ 
richten doch ſicherlich Niemand eine Uebertreibung des Münd⸗ 
lichkeitsprinzips zum Vorwurf machen wird. 

Unrichtig iſt es auch, wenn der mehrerwähnte anonyme 
Verfaſſer behauptet, die Nichtbeachtung der Vorſchriften der 
§§ 129, 133 C. P. O. trage eine weſentliche Mitſchuld an der 
Verzögerung der Prozeſſe im Bezirke Cöln. Denn wenn es auch 
zu beklagen iſt, daß dieſe Vorſchriften hier nicht die genügende 
Beachtung finden, und wenn auch zuzugeben iſt, daß in Folge 
deſſen es dem Vorſitzenden außerordentlich erſchwert, ja vielleicht 
hie und da unmöglich ſein mag, die Verhandlungen in durch 
die §§ 136, 139 C. P. O. vorgeſehenen Weiſe zu leiten, fo fällt 
doch auch dieſer Umſtand für die Frage der Prozeßverſchleppung 
wenig oder gar nicht ins Gewicht. 

Im Uebrigen überſieht der mehrgenannte Verfaſſer auch, 
daß die Vorſchriften der §§ 129, 133 C. P. O. lediglich „in- 
ſtruktioneller“ Natur find, und daß das Geſetz dem Gerichte 


3) Dieſe hat unter den rheinischen Richtern und Anwälten viel 
mehr Gegner, als man gewöhnlich annimmt, wie ich aus zahlreichen 
mündlichen Aeußerungen weiß. 
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keine Handhabe bietet, ihre Befolgung zu erzwingen, es ſei 
denn, daß das Gericht eine Vertagung von Amtswegen in 
Folge mangelnden Schriftwechſels anordnet, wodurch aber ledig⸗ 
lich eine weitere Verzögerung in der Erledigung der Prozeſſe 
entſtehen würde. 

Daß in der That der Mangel des Schriftwechſels für die 
hier allein in Betracht kommende Frage, ob dadurch eine 
Prozeßverſchleppung herbeigeführt wird, gänzlich einflußlos iſt, 
und daß überdies trotz der nach Anſicht des X.Verfaſſers viel- 
fach ſo zeitraubenden Plaidoyers die Cölner Richter und Anwälte 
in Bezug auf ihre Arbeitsleiſtung und insbeſondere in Bezug 
auf die Zahl der erledigten Sachen ihren altländiſchen Kollegen 
in Nichts nachſtehen, darauf habe ich ſchon in meinem „Gut⸗ 
achten“ S. 227 hingewieſen. 

Im Jahre 1900 rangirte nämlich das Oberlandesgericht 
Cöln in Bezug auf die Zahl der von jedem Richter im Durch⸗ 
ſchnitt abgeſetzten Urtheile an 4. Stelle und ſtand nur Berlin, 
Hamm und Kiel nach. Dieſes Verhältniß hat ſich im Jahre 
1901 abermals zu Gunſten des Oberlandesgerichts Coͤln ver- 
ſchoben, wie nachſtehende Zuſammenſtellung ergiebt: 


Zahl der Zahl der kontra⸗ Zahl der auf jeden 
Oberlanded- Urtheils- diktoriſchen Urtheile Uriheilsverfaſſer ent⸗ 
gericht ver⸗ (End., Theile, fallenden kontra⸗ 
faſſer Zwiſchen⸗Urtheile) diktoriſchen Urtheile. 
Berlin 68 3425 50°°/ss 
Breslau... 24 1 213 50% 
Caſſel 8 240 30 
Celle 15 659 43 ¼15 
Cöln . 28 1 432 51 ½ 
Frankfurt 14 447 311 
Hamm. 28 1405 50% 
Kiel 8 508 63 ½ 
Königsberg. 15 475 31?/; 
Marienwerder 11 461 401%, 
Naumburg.. 21 937 44 ½%½1 
Poſen 14 755 53 /. 
Stettin. 15 653 43/15 


Danach rangirt Cölu im Jahre 1901 mit 51 ½ Urtheilen 
für jeden Urtheilsverfaſſer an 3. Stelle und ſteht nur Kiel 
mit 63½ und Poſen mit 53/8. Urtheilen nach. 

Erweiſen ſchon dieſe Zahlen die völlige Grundloſigkeit der 
gegen die rheiniſchen Richter erhobenen Angriffe, ſo iſt es 
gänzlich unverſtändlich, inwiefern der von dem anonymen Ver⸗ 
faſſer gemachte Vorſchlag, die rheiniſchen Gerichte nicht mehr 
mit rheiniſchen, alſo mit „altländiſchen“ Richtern zu beſetzen, den 
Prozeßverſchleppungen entgegenwirken könnte. Der Verfaſſer 
ſollte doch wiſſen, daß nach dem durch unſere Prozeßordnung 
verwirklichten dominium litis der Parteien die Richter den 
Prozeßverſchleppungen vollſtändig machtlos gegenüberſtehen. 

Solange man ſich der Thatſache verſchließt, daß nicht die 
an der Erledigung des Prozeſſes betheiligten Perſonen, 
ſondern die Inſtitutionen die Schuld an den mißlichen 
Zuſtänden in der Civilrechtspflege tragen, ſo lange iſt an eine 
Beſſerung dieſer Zuſtände nicht zu denken; und ſo lange man 
an dem falſchen Dogma von dem dominium litis der Parteien 
feſthält, wird die Miſere der Prozeßverſchleppungen trotz aller 
Reden und trotz aller Behelfe nicht ab-, ſondern zunehmen. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


643 


Zu allen den Gründen, welche die Unwahrheit des Dogmas 
vom dominium litis der Parteien darthun, möchte ich übrigens 
noch einen neuen hinzufügen: Der Staat hat kein Bedenken 
getragen, das Inſtitut der „Verjährung“ einzuführen; kein 
Anhänger des dominium litis hat dies je bemängelt. Und 
bedeutet denn das Inſtitut der Verjährung, das wir den prak⸗ 
tiſchen, nicht durch unbrauchbare Theorien irregeleiteten Römern 
verdanken, etwas anderes, als daß es die Parteien zwingen 
will, ihren Anſpruch innerhalb einer beſtimmten Friſt geltend 
zu machen, widrigenfalls ſie deſſelben verluſtig gehen?! 

Wenn Wach meinen Vorſchlag, daß das Ruhenlaſſen, alſo 
die Nichtfortführung des Prozeſſes die Zurücknahme der Klage 
(keineswegs aber den Verluſt des Anſpruchs) zur Folge haben 
ſoll, als eine Kur à la Doctor Eiſenbart“) bezeichnet — welche 


) Die im Text mitzetheilte Bemerkung Wach's hat Rechts⸗ 
anwalt Dr. Stranz (in einem der J. V. für vergl. R. W. u. 
V. L. erſtatteten Bericht) im Widerſpruch mit dem wahren 
Sachverhalt dahin verallgemeinert, Wach habe „meine Heilmittel“, 
alſo alle meine Vorſchläge für eine „Kur à la Dr. Eiſenbart“ 
erklärt. Da dieſe unrichtige Behauptung neben anderen Unrichtigkeiten in 
einem — merkwürdigerweiſe zum Theil wörtlich mit dem Stranz'ſchen 
Bericht übereinſtimmenden — Artikel der Köln. Ztg. (Nr. 723 vom 
15. September 1902) den Weg in die breite Oeffentlichkeit gefunden hat, 
fo ſtelle ich demgegenüber ausdrücklich feſt, daß die Wach'ſche Bemerkung 
ſich nur auf einen einzigen von meinen Vorſchlägen bezieht, auf den 
ich ſelbſt überdies ſo wenig entſcheidendes Gewicht gelegt, daß ich 
auf die gegen ihn ſprechenden Bedenken ſelbſt hingewieſen und des⸗ 
halb an ſeiner Stelle einen Eventualvorſchlag gemacht habe. Während 
übrigens nach Stranz Profeſſor Wach meine ſämmtlichen „Heilmittel“ 
als „Kur à la Doctor Eiſenbart“ bezeichnet haben fol, hat um⸗ 
gekehrt Juſtizrath B. Trimborn in feinem gegen mich gerichteten 
Vortrag behauptet, meine Vorſchläge ſeien nicht neu, „reproduzirten 
vielmehr dasjenige, was Profeſſor Wach vor längeren Jahren vor⸗ 
gebracht hat“. In Wirklichkeit iſt weder die Bemerkung von Stranz, 
noch die von Trimborn richtig. Wach ſelbſt bezeichnet im Eingang 
ſeines Gutachtens dieſes ſelbſt als eine Art Korreferat zu meiner 
Arbeit und ſtellt, wie ich mit Genugthuung konſtatire, feſt, „daß es 
zwar nicht an Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen uns fehlt, daß wir 
aber in Hauptſtücken übereinſtimmen“. — 

Ich möchte übrigens dieſe Gelegenheit benutzen, um einen that⸗ 
ſächlichen Irrthum Wach's zu berichtigen. S. 15 behauptet er, daß 
in Oeſterreich auf den einzelnen Richter nahezu 26 kontradiktoriſche 
Urtheile kommen und fährt dann wörtlich fort: „Eine ſolche 
Minimalbelaſtung iſt ſelbſt bei Oberlandesgerichten in Deutſchland 
unbekannt.“ Dieſe Behauptung wird abgeſehen daran, daß W. 
nicht berückſichtigt, daß die öſterreichiſchen Richter gleichzeitig in 
Strafſachen thätig find, ohne Weiteres durch die Tabelle III d a 
(S. 208) meines „Gutachtens“ widerlegt; danach fallen z. B. in 
Caſſel in den Jahren 1896 — 1900 auf jeden Urtheileverfaſſer 
19 ¼, 17 ½, 208, 20%, 19%, Urtheile — die Zahl „26“ 
iſt überhaupt nicht erreicht. In Frankfurt 1899: 26 1, in Königs⸗ 
berg 1899: 2211/,, Urtheile. Und noch weit anders ſieht es bei den 
außerpreußiſchen Oberlandesgerichten aus. So hat das mit 5 Räthen 
beſetzte Oberlandesgericht Oldenburg in den Jahren 1896— 1901 im 
Ganzen nur 87, 85, 88, 50, 52, 66 kontradiktoriſche die Sache 
erledigende Endurtheile abgeſetzt, Augeburg, das am 1. Januar 
1901 mit 18 Räthen beſetzt iſt, weiſt für 1900 im Ganzen 98, 
für 1901 gar nur 89 ſolcher Urtbeile auf; für Bamberg entfallen 
auf 15 Räthe im Jahre 1900: 162, im Jahre 1901: 201 ſolcher 
Urtheile u. ſ. w. 
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Bezeichnung müßte er dann den Römern und den Schöpfern 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu Theil werden laſſen, die den 
nicht rechtzeitigen Beginn des Prozeſſes ſogar mit dem Verluſt 
des Anſpruchs ſelbſt bedrohen? 

Daß im Publikum in der That eine weitgreifende Miß⸗ 
ſtimmung über die lange Dauer der Prozeſſe beſteht, das 
ſollte doch kein Einſichtiger ernſtlich in Zweifel ziehen. Schon 
in meinem Gutachten habe ich darauf hingewieſen, daß der 
beklagenswerthe Ruf nach Schaffung von Sondergerichten 
lediglich oder weſentlich dem Umſtande zu danken iſt, daß das 
Verfahren bei den ordentlichen Gerichten den Bedürfniſſen des 
Lebens nicht entſpricht, daß es insbeſondere nicht mit der 
Schleunigkeit ſich abſpielt, die der moderne Verkehr billiger 
Weiſe verlangen kann. Dieſer Umſtand hat nach meiner Ueber⸗ 
zeugung hauptſächlich die Gewerbegerichte gezeitigt und populär 
gemacht. Dieſer Umſtand iſt es auch, der eine Ausdehnung 
der Zuſtändigkeit der Gewerbegerichte für die Streitigkeiten der 
Handlungsgehülfen mit ihren Prinzipalen bringen wird. 

Auch der Ruf nach Abſchaffung der Gerichtsferien iſt meines 
Erachtens lediglich auf die Prozeßverſchleppungen zurückzuführen 
die unſere heutige Prozeßordnung ermöglicht, weil ſie keine 
Ordnung, keine beſtimmte Reihenfolge in der Erledigung der 
Prozeſſe gewährleiſtet, vielmehr in dieſer Hinſicht die größte 
Unordnung zuläßt. Würden die Prozeſſe prompt erledigt, ſo 
hätte wan den Ruf nach Abſchaffung der Gerichtsferien niemals 
erhoben: das große Publikum, das von den wahren Urſachen der 
langen Dauer der Prozeſſe keine Ahnung hat, hält ſich an das 
Sinnfällige und ſchreibt den Gerichtsferien eine Wirkung zu, die 
ihnen, wie wir Sachkundige Alle wiſſen, abſolut nicht zukommt. 
Jeder Richter und jeder Anwalt weiß vielmehr zur Genüge, daß 
es auch nach Abſchaffung der Gerichtsferien jeder Partei und 
beſonders dem böswilligen Schuldner ein Leichtes ſein wird, die 
Erledigung eines Prozeſſes um 2, 3 und mehr Monate hinaus- 
zuſchieben. 

Widerſetzen ſich die Anwälte, wie bisher, der ſo dringend 
nothwendigen Reform unſeres Verfahrens, die lediglich darauf ab⸗ 
zielen ſoll, den zahlloſen Vertagungen, jener hauptſaͤchlichſten 
Quelle der Prozeßverſchleppungen, ein Ziel zu ſetzen, ſo haben 
ſie meiner feſten Ueberzeugung nach nicht nur die immer weiter 
um ſich greifende Einengung ihrer Thätigkeit durch Ausſchluß 
von den Sondergerichten, ſondern auch die geradezu unheilvolle 
Abſchaffung der Gerichtsferien zu erwarten. 

Aber nicht dies allein: auch die Zeitvergeudung, die das 
jetzige Verfahren für die Anwälte (von den Richtern gar nicht 
zu reden) mit ſich bringt, kann allein beſeitigt werden, wenn 
man meine Vorſchläge annimmt. Leiden denn unter dem jetzigen 
Vertagungsweſen die Anwälte nicht mindeſtens in demſelben 
Maße, wie die Parteien? Man vergegenwärtige ſich doch die 
alltäglich vorkommenden Fälle: Der Anwalt, der ſich durch ge- 
naues Aktenſtudium auf ſeine Sache vorbereitet hat, kommt in 
die Sitzung; hier erfährt er zu ſeiner Ueberraſchung, daß der 
Gegenanwalt nicht bereit iſt; er muß, mag er wollen oder nicht, 
in die Vertagung willigen und hat ſo die koſtbare Zeit auf die 
Vorbereitung einer Sache verloren, die gleichwohl nicht zur Er⸗ 
ledigung gelangt. Dieſe Fälle ereignen ſich, wie mir jeder un⸗ 
befangene Anwalt zugeben wird, toto die. Iſt denn dieſer Zeit⸗ 
verluſt gar nicht anzuſchlagen? Wäre es nicht beſſer, wenn der 
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Anwalt, der ſich für ſeine Sachen am Tage vor der Sitzung 
vorbereitet, auch die Sicherheit hat, daß ſeine Vorbereitung keine 
vergebliche geweſen iſt?! Und wird ihm nicht ein großer Dien ft 
erwieſen, wenn er gar nicht in die unangenehme Lage kommt, 
einem Vertagungsantrage eines Kollegen — wenn auch ungern 
— zuſtimmen zu müſſen? 

Aber, ſo iſt insbeſondere von Jakobſohn in ſeinem in 
der „Voſſiſchen Zeitg.“ vom 5. April 1902 veröffentlichten 
Artikel behauptet worden, kein Anwalt willigt in der geſchilderten 
Weiſe in eine Vertagung. Jakobſohn hat ſich ſogar zu der 
Behauptung verſtiegen, daß ich, wenn ich meine Anſicht als 
Rechtsanwalt in die Praxis überſetzen wollte, ſehr bald vor dem 
Ehrengericht der Anwaltskammer zur Verantwortung gezogen 
würde und zwar lediglich deshalb, weil ich die vielfach 
getadelte Connivenz der Anwälte bei Vertagungsanträgen 
ihrer Kollegen gegenüber den dieſerhalb erhobenen Angriffen 
vertheidigt und bei der jetzigen Lage der Geſetzgebung als 
ſachlich unter Umſtänden nothwendig oder doch gerecht- 
fertigt bezeichnet habe. 

Die Entrüſtung und der Zorn, den die betreffenden Sätze 
meines Gutachtens (S. 152) ſowohl bei Jakobſohn wie bei 
Heinitz hervorgerufen, — beide Herren haben bei den Ver⸗ 
handlungen des Juriſten⸗Tages mich dieſerhalb beſonders ſcharf 
angegriffen — iſt mir gänzlich unbegreiflich. Um aber der Be⸗ 
hauptung, als ob ich durch meine Vertheidigung der Anwälte 
dieſen irgendwie zu nahe getreten ſei, ein für alle Mal die 
Grundlage zu entziehen, will ich zum Schluß hier noch eine 
Aeußerung mittheilen, die bei der Berathung der letzten Prozeß⸗ 
novelle nicht von einem Richter, ſondern von einem der an⸗ 
geſehenſten Anwälte, der zugleich ein hervorragender Führer 
der jetzt im Reichstag maßgebenden Partei iſt, gemacht wurde: 

„Am 25. Juni reiche ich die Klage ein — — — darauf 
regulärer Termin: 15. November. Die Ferien gehen dahin. 
Von einem Gegenanwalt höre und ſehe ich nichts. Erſt am 
14. November, am Tage vor dem Termin, bekomme ich eine 
Anwaltsbeſtellung. Ich könnte nun, ſo werden Sie ſagen, auf 
der Verhandlung am 15. beſtehen, aber es geht nicht. Einmal 
muß ich mich doch auf die Klagebeantwortung rüften, ſodann 
aber würde ich mich der Gefahr ausſetzen, daß der betreffende 
Kollege, wenn ich einmal in eine gleiche Lage komme, Revanche 
übt. Auch an mich kann einmal eine Partei kurz vor dem 
Termine herantreten. Solche kollegiale Rückſichten zu 
nehmen, das gehört zu den Kampf- und Kriegs- 
geſetzen unter der Anwaltſchaft, die abſolut noͤthig find, 
wenn das Leben unter uns nicht abſolut unleidlich und un⸗ 
erträglich werden ſoll. Ich widerſetze mich alſo einer Ver⸗ 
tagung nicht. Und nun ergeht neue Terminsbeſtimmung auf 
den 15. Februar. Auf dieſe Weiſe hat der Schuldner einen 
Ausſtand vom 15. Juli bis zum 15. Februar — über ein 
halbes Jahr u. ſ. w.“ 

Hier hat alſo ein Anwalt und zwar der Rechtsanwalt 
Dr. Carl Trimborn lange vor mir (nämlich in der Reichstags ⸗ 
Sitzung vom 12. Januar 1898) das mit aller Deutlichkeit aus- 
geſprochen, was ich in meinem „Gutachten“ angedeutet habe. 


XXXI. Jahrgang. 


Der Verkauf einer ärztlichen Praxis im Lichte 
der Rechtſprechung. 
Von Referendar Hans Bruno Schrödter, Berlin. 


Unter vorſtehendem Titel wurde in Nr. 465 des „Tag“ 
ein Urtheil des O. L. G. Braunſchweig inhaltlich wiedergegeben 
und im Anſchluß daran einige Zweifel geäußert, zu denen denn 
doch aus thatſächlichen und rechtlichen Gründen begründeter 
Anlaß nicht vorliegen dürfte. 

I. „Das Gericht“, ſagt der Verfaſſer, „erachtet dieſes 
Geſchäft als ſolches (d. h. ohne Rückſicht auf das Motiv zum 
Abſchluß) ſchlechthin für unſittlich. Daraus wird man ihm 
einen Vorwurf nicht machen können: im letzten Grunde iſt 
jedes Kaufgeſchäft eigennützigen Motiven entſprungen.“ Zweifel⸗ 
los richtig! Aber wozu nun die Frage: „Kann ein ſolcher Ver⸗ 
kauf eben nicht auch ſegensreiche Wirkungen für die Allgemein⸗ 
heit, d. h. zunächſt für den Patientenkreis des verkaufenden Arztes 
haben?“ Gewiß! Aber die Frage hat mit der hier in Rede 
ſtehenden gar nichts zu thun. Mag ſich dieſe ſegensreiche 
Wirkung in noch ſo mannigfachen Formen denken laſſen, That⸗ 
ſache iſt und bleibt immer, daß ſie nie die Folge des Verkaufs 
der Praxis als ſolcher, d. h. die Folge der Ueberlaſſung der 
Praxis gegen ein beſtimmtes Aequivalent iſt, ſondern ſtets nur 
eine Folge der Ueberlaſſung ſelbſt ohne Rückſicht auf einen ſie 
begleitenden Nebenumſtand. Denn der die Praxis verkaufende 
Arzt läßt ſich niemals den Kaufpreis für die ſegens reichen Wir⸗ 
kungen bezahlen, die darin liegen, daß er ſeinen Patienten 
einen an ſeine Stelle tretenden Arzt verſchafft. Wie käme denn 
auch der die Praxis kaufende Arzt dazu, für dieſe ſegensreiche 
Wirkung, die nunmehr in der Ausübung feiner eigenen Thätig- 
keit liegt, noch etwas zu bezahlen! — Und dem Patienten iſt 
es nur darum zu thun, daß er möglichſt ſofort einen anderen 
Sachverſtändigen zur Hand hat, der die Behandlung ſeiner 
Krankheit übernimmt und zu dem er aus irgend welchem Grunde 
auch Vertrauen hat. In Ermangelung perſönlicher Bekannt⸗ 
ſchaft, anderweiter Empfehlung oder dergl. tritt hier als Ver⸗ 
trauen erweckendes Moment die Thatſache in Erſcheinung, daß 
der Arzt, der ihn bisher behandelt hat, dem neuen Arzt ſeine 
geſammte Praxis überlaſſen hat. Vollſtändig gleichgültig iſt 
aber dem Patienten hierbei, ob der die Praxis übernehmende 
Arzt dem die Praxis abtretenden für dieſe Abtretung etwas 
bezahlt hat oder nicht. — Die oben als Nebenumſtand 
beim Ueberlaſſen der Praxis bezeichnete Ausbedingung eines 
Kaufpreiſes iſt aber für den vorliegenden Fall gerade das 
Entſcheidende. Der von dem Verfaſſer angeregte Zweifel 
zerfällt in Nichts, wenn es fi um eine unentgeltliche Ueber⸗ 
laffſung handelt, denn hierdurch werden die erſtrebten ſegens⸗ 
reichen Wirkungen zum mindeſten in demſelben Maße erreicht 
wie beim Verkauf. Und gegen die unentgeltlich Ueberlaſſung 
wendet ſich auch das Urtheil des O. L. G. Braunſchweig nicht 
im mindeſten. ö 

Die ſegensreichen Wirkungen der Ueberlaſſung einer ganzen 
Praxis eines Arztes an einen Anderen müſſen alſo bei der 
Beurtheilung des Verkaufs einer ärztlichen Praxis gänzlich 
außer Betracht bleiben. 

II. Der weitere von dem Verfaſſer angeregte Zweifel er⸗ 
ſcheint auf den erſten Blick weit eher begründet. Aber bei näherer 
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Betrachtung zeigt auch er ſich als nicht geeignet, das erwähnte 
Urtheil hinfällig erſcheinen zu laſſen. | 

Der Zweifel betrifft das über die Praxis eines Arztes oder 
Anwalts abgeſchloſſene Tauſchgeſchäft, das allgemein als giltig 
angeſehen wurde, trotzdem das Geſetz doch „Kauf und Tauſch 
ganz analog behandle und zweifellos auch dem Tauſchgeſchäft 
Klagen auf Leiſtungen aus dem Vertrage entſpringen“ könnten. 

Dieſer Zweifel des Verfaſſers hebt ſich aber, wenn man 
ſeinen Schlußworten „Demnach hält man Tauſchgeſchäfte nicht 
für unſittlich“ etwas näher nachforſcht. | 

Der einzige Paragraph des B. G. B., der vom Tauſch 
handelt (515), lautet: „Auf den Tauſch finden die Vorſchriften 
über den Kauf entſprechende Anwendung.“ Das heißt in der Haupt⸗ 
ſache: Die Rechte und Pflichten der einen Tauſch vornehmenden 
Perſonen ſind entſprechend denen des Käufers und Verkäufers. 
Dies hat aber wiederum mit der hier in Rede ſtehenden Frage nicht 
das Mindeſte zu ſchaffen. Im vorliegenden Fall iſt dem Kauf⸗ 
vertrag die Rechtswirkſamkeit verſagt, weil er unſittlich, ſomit 
alſo nichtig ſei. Darin liegt aber nicht die Anwendung einer 
Beſtimmung über den Kauf, ſondern die Anwendung einer 
allgemeinen Beſtimmung des B. G. B., nämlich des § 138. Mit 
anderen Worten: Die Eigenart des hier vorliegenden Kaufs 
erforderte die Anwendung dieſer Geſetzbeſtimmung, keinesfalls 
aber die Eigenart des Kaufs im Allgemeinen. Denn ſonſt 
müßte man allerdings auch den Tauſch einer Arzt⸗ oder An⸗ 
waltspraxis ſtets für unſittlich erklären. So aber iſt die Frage 
nach der Unſittlichkeit eines Tauſchgeſchäfts über eine ärztliche 
oder Anwaltspraxis nach den konkreten Umſtänden zu prüfen. 
Theoretiſch ſteht ſicher nichts im Wege, u. U. auch ein ſolches 
Tauſchgeſchäft für unſittlich zu erklären. Ob es praktiſch jemals 
der Fall ſein wird, daß dieſe Frage in Erwägung zu ziehen iſt, 
liegt auf einem andern Gebiete. Jedenfalls hat dem Ehren⸗ 
gerichtshof für deutſche Rechtsanwälte, ſoweit aus ſeinen ver⸗ 
öffentlichten Entſcheidungen erſichtlich iſt, dieſe Frage noch nicht 
vorgelegen. 

Die beregten Zweifel des Verfaſſers an der Richtigkeit der 
erwähnten Entſcheidung dürften alſo wohl gehoben ſein. 

III. Es ſei jedoch geſtattet, im Anſchluß daran noch auf 
einen andern Geſichtspunkt hinzuweiſen, der anſcheinend weder 
in der erwähnten Entſcheidung noch in denen des Ehrengerichts⸗ 
hofs für deutſche Rechtsanwälte jemals berückſichtigt worden iſt. 

Es wird da immer von dem Verkauf der Praxis eines 
Arztes oder Rechtsanwalts geredet und zwar mit derſelben 
Selbſtverſtändlichkeit, mit der man von der Möglichkeit des Ver⸗ 
kaufs eines Hauſes oder dergl. redet. Es dürfte aber wohl die 
Frage berechtigt ſein: Was iſt denn überhaupt eine Praxis 
und iſt an dieſer ein Kauf juriſtiſch überhaupt denkbar? 

Unter der Praxis eines Arztes oder Anwalts verſteht man 
wohl auch die Ausübung dieſes Berufs als ſolchen. Daß es 
ſich darum bei dem „Verkauf“ einer Praxis nicht handeln kann, 
iſt ſelbſtverſtändlich, denn Gegenſtand dieſes Verkaufs wäre 
nicht die Ausübung des Berufs, ſondern höchſtens — wenn es 
rechtlich moglich wäre — die Aufgabe dieſer Ausübung. | 

Als Praxis muß vielmehr bei einem Verkauf der Kunden» 
kreis (beim Arzt Patientenkreis, beim Anwalt Mandantenkreis 
oder Klientel genannt) angeſehen werden. Mit dem Worte 
„Kundenkreis“ ſind wir dem Begriff ſchon etwas näher gekommen 
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jedoch noch nicht fo nahe, daß wir damit ſchon weiter operiren 
können, denn der Kreis dieſer Perſonen (Kunden) kann doch 
unmöglich Gegenſtand eines Kaufs ſein ſollen. Mag man 
immerhin Praxis mit „Kundenkreis“ überſetzen, will man 
juriſtiſch mit dieſem Worte weiter operiren, ſo darf man es doch 
nur, wenn man ſich deſſen immer bewußt bleibt, daß es ſich 
dabei ſtets nur um eine mehr oder minder begrenzte Zahl von 
Perſonen handelt und zwar lediglich mit Rückſicht auf die größere 
oder geringere Wahrſcheinlichkeit, daß dieſe Perſonenzahl einmal 
in die Lage kommen kann, ſich der Hülfe eines Arztes oder Anwalts 
bedienen zu müſſen oder wenigſtens zu wollen, und daß ſie in einem 
ſolchen Falle auch gewillt (oder vielleicht auch gezwungen) iſt, nun⸗ 
mehr auch die Hülfe des betreffenden Arztes oder Anwalts 
thatſächlich in Anſpruch zu nehmen. Mit anderen Worten: 
Praxis iſt die größere oder geringere Wahrſcheinlichkeit, Patienten 
bezw. Mandanten bekommen und ſich erhalten zu können, alſo 
ein Konglomerat von Möglichkeiten und Unmöͤglichkeiten. Und 
was iſt das juriſtiſch⸗terminologiſch? Nun: Jedenfalls iſt es 
keine „Sache“, denn Sache im Sinne des B. G. B., ſagt § 90, 
ſind nur körperliche Gegenſtände. Dieſen Begriff aber mag 
man definiren wie man will; ein Konglomerat von Möglich- 
keiten und Unmöglichkeiten als körperlichen Gegenſtand hinſtellen 
zu wollen, wäre doch der Widerſinn ſelbſt. 

Dieſes Konglomerat von Möglichkeiten und Unmöglichkeiten 
iſt aber auch ebenſoweit davon entfernt, ein Recht zu ſein, was 
wohl näherer Ausführung nicht bedarf. 

Mithin, da nur Rechte und Sachen Gegenſtand eines Kaufs 
ſein können (§ 433 B. G. B.), kann von einem „Kauf“ einer 
Praxis — und ſonach auch von einem Tauſch — juriſtiſch 
niemals die Rede ſein. Wenn man trotzdem gemeiniglich von 
dem Kauf und Tauſch einer Praxis ſpricht, ſo iſt das eine 
legere Ausdrucksweiſe, die man ſich mit Rückſicht auf die 
Mannigfaltigkeit deſſen, was man damit bezeichnen will, wohl 
erlauben darf, wenn man ſich bewußt bleibt, daß es ſich nicht 
um einen Kauf oder Tauſch im juriſtiſchen Sinne, geſchweige 
denn um den Kauf oder Tauſch — ſagen wir einmal ganz 
unbeſtimmt — : „eines Etwas“ handelt. „Kauf“ und „Tauſch“ 
einer Praxis kann ſich als eine ſehr mannigfaltige Summe der 
verſchiedenartigſten Verträge darſtellen (Kauf, Tauſch, Miethe, 
Dienſt⸗ und Werkvertrag, Schuldübernahme, Forderungs⸗ 
abtretungen u. dergl. m.). Das Ganze aber als einen Kauf 
oder einen Tauſch juriſtiſch zu behandeln, findet durch nichts 
ſeine Berechtigung. Noch viel weniger kann man es natürlich 
als einen Werkvertrag anſehen, auf den gemäß § 651 die Vor⸗ 
ſchriften über den Kauf Anwendung zu finden hätten. 


Nachtrag von Prof. Dr. C. Kuhlenbeck. 

Daß der Kauf einer ärztlichen oder anwaltlichen Praxis 
kein Kaufgeſchäft im Sinne des B. G. B. iſt, da das Er⸗ 
forderniß einer Sache (§ 433, § 90) bezw. eines Rechtes oder 
einer Forderung (§ 437) fehlt, iſt zweifellos. Meines Erachtens 
handelt es ſich um eine emptio spei im Sinne des römiſchen 
Rechts. Vergl. Dernburg, Pand. II § 94; 1.18 D. de contr. 
empt. 18, 1. Es werden ſo zu ſagen ungefangene Fiſche, eine 
Gewinnchance, verkauft. Allein der Umſtand, daß das 
B. G. B. die emptio spei nicht unter den Kauf ſtellt und 
überhaupt nicht geregelt hat, ſchließt an ſich die Rechtsgültigkeit 
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eines ſolchen Rechtsgeſchäfts nicht aus. Das Privatrecht iſt im 
Großen und Ganzen rein dispoſitiver Natur, und das Leben 
zeitigt zahlloſe beſondere, auch typiſche Rechtsgeſchäfte, welche 
im kodifizirten Recht nicht dispofitiv geregelt find, die aber der 
Richter gleichwohl auf Grund des allgemeinen Grundſatzes der 
bindenden Kraft der Verträge zu reſpektiren hat. Er iſt dabei 
für die Beurtheilung auch dann auf die Rechtsanalogie an- 
gewieſen, wenn ihn das Geſetz nicht ausdrücklich darauf verweiſt. 

Ich ſtehe nun nicht an, die entſprechende Anwendung der 
Grundſätze vom Kauf auch auf eine emptio spei zu bejahen. 
Vergl. meinen Kommentar N. 6 zu § 433. 

Die Frage der Gultigkeit einer emptio spei der hier 
fraglichen Art ſpitzt ſich alſo ausſchließlich auf die Anwendbarkeit 
des § 138 zu. Verſtößt der Verkauf einer Praxis unter allen 
Umſtänden gegen die guten Sitten? 

Für die Rechtsanwaltspraxis iſt die Frage allerdings durch 
die Praxis des Ehrengerichtshofs, der als offizieller Vertreter 
der dieſen Stand beherrſchenden Anſchauungen anzuerkennen iſt, 
für erledigt zu erachten. 

Dagegen iſt die Frage für andere Berufskreiſe damit noch 
nicht erledigt. In kaufmänniſchen und gewerblichen Kreiſen 
nimmt Niemand an dem „Verkauf einer Kundſchaft“ Anſtoß. 
In der That iſt die Frage, wie jede Frage der „guten Sitten“, 
eine äußerſt ſubjektive, — es kommt eben auf das ſittliche 
Geſchmacksurtheil an. Es fehlt hier an jedem objektiven und 
allgemein gültigen Maßſtab. Wie die Berufsehre, ſo iſt auch 
die ſog. gute Sitte weſentlich bedingt durch die innerhalb eines 
beſonderen Berufskreiſes vorherrſchende Verkehrs anſchauung, 
ſoweit ſie nicht gegen die allgemeinen ſittlichen Anſchauungen 
verſtößt. Daß der Verkauf einer ärztlichen Praxis gegen die 
allgemeinen Anſchauungen über Sitte und Anſtand verſtößt, 
dürfte nicht ohne Weiteres zu bejahen ſein; der „gewöhnliche 
Mann“, der Geſchäftsmann, der den in ſeinen Kreiſen vor⸗ 
herrſchenden ſittlichen Geſchmack zum Maßſtab macht, wird nichts 
Anſtößiges darin finden. Dagegen wird allerdings die in ärzt- 
lichen Berufskreiſen vorherrſchende Anſchauung, die den ärzt- 
lichen Beruf ebenſo wie die Standesauffaſſung der Rechtsanwälte 
den anwaltlichen über das Niveau eines bloßen Erwerbszweigs 
hinaushebt, ihn zu einer ars liberalis ſtempelt, dem beſprochenen 
Urtheil ſeine Zuſtimmung nicht verſagen. Immerhin möchte 
auch ich glauben, daß die richtige Entſcheidung ſich ſtets nur 
unter Würdigung aller Einzelheiten des konkreten Falls finden 
läßt, und daß ein allgemeiner Satz des Inhalts, jeder Verkauf 
einer ärztlichen Praxis ſei nichtig, nicht gerechtfertigt iſt. 


Zu B. G. B. § 258. 


In den §§ 258, 500 Satz 2, 547 Abſ. 2 Satz 2, 601 
Abſ. 2 Satz 2, 1049 Abſ. 2, 1216 Satz 2, 2125 Abſ. 2 
ſpricht das B. G. B. von Wegnahme einer „Einrichtung.“ 
Was verſteht das B. G. B. unter Einrichtung? Welche Sachen 
können „Einrichtung“ ſein? In welchem Verhältniſſe muß die 
„Einrichtung“ zur „Hauptſache“ — durch den Geſetzesausdruck 
„Einrichtung“ wird ſchon das Verhältniß der beiden Sachen zu 
einander, die Unterordnung der „Einrichtungsſache“ unter die 
„Hauptſache“ zum Ausdruck gebracht“ — ſtehen? 


XXXI. Jahrgang. 


Außer allem Zweifel iſt, daß die Einrichtung eine „be⸗ 
wegliche Sache“ ſein muß. 

Auf die weitere Frage iſt Folgendes zu antworten: 

Der Geſetzesausdruck „Einrichtung“ iſt enger als der Aus- 
druck „Einrichtung“ in der Sprache des täglichen Lebens. Im 
Gegenſatze zur Umgangsſprache bezeichnet das B. G. B. nur 
ſolche Gegenſtände als „Einrichtung“, die mit der Hauptſache 
verbunden ſind. Dies geht unzweifelhaft ſchon daraus hervor, 
daß das Geſetz für den „Wegnehmenden“ die Verpflichtung auf- 
ſtellt, die „Hauptſache“ nach der Wegnahme der Einrichtung 
auf ſeine Koſten wieder in den vorigen Stand zu ſetzen, was 
eine Beſchädigung der Hauptſache — durch Trennung von 
Hauptſache und Einrichtung — vorausſetzt. Auch B. G. B. 
§ 997 und ein Hinweis auf B. G. B. 58 867 und 1005 be⸗ 
ſtätigen unſere Auffaſſung. 

Zweifelhaft bleibt es auf den erſten Blick, ob die Ver⸗ 
bindung, die zwiſchen „Hauptſache“ und „Einrichtung“ beſtehen 
muß, eine derartige ſein muß, daß die „Einrichtung“ „weſent⸗ 
licher“ Beſtandtheil (B. G. B. § 93) der „Hauptſache“ ge⸗ 
worden iſt, oder ob auch bei „unweſentlicher“ Verbindung, 
einer Verbindung zu einem vorübergehenden Zweck von „Ein⸗ 
richtung“ die Rede ſein kann? 

Handelte es ſich bei dem „Wegnahmerecht“ lediglich um 
das Recht bis zur Herausgabe der gemietheten, gepachteten, ge⸗ 
liehenen, in Nießbrauch genommenen ... Sache die Einrichtung 
wieder zu trennen und an ſich zu nehmen, ſo müßte es ſich, 
weil das B. G. B. das Wegnahmerecht als ein beſonderes Recht 
behandelt, um weſentliche Verbindung handeln. Denn nur dann, 
wenn durch Verbindung gemäß B. G. B. § 946 oder 8 947 
Abſ. 2 das Eigenthum an der Einrichtung auf den Eigenthümer 
der Hauptſache übergegangen, kann das Recht: die Einrichtung 
von der Hauptſache zu trennen und ſich anzueignen, als ein be 
ſonderes im Geſetz ausdrücklich zu regelndes Recht aufgefaßt 
werden. Verbleibt doch im Falle unweſentlicher Verbindung das 
Eigenthum beim „Wegnahmeberechtigten“, der ſeine Rechte aus 
dem Eigenthum an der Einrichtung, ſo lange er Hauptſache 
und Einrichtung in ſeinem Beſitze hat, nach Belieben aus⸗ 
üben kann. 

Bedenkt man aber, daß der „Wegnahmeberechtigte“ auch 
nach der Herausgabe von Hauptſache und Einrichtung das 
Recht: „die Einrichtung wegzunehmen“ gegenüber dem Eigen⸗ 
thümer und Beſitzer der Hauptſache (und Beſitzer der Ein- 
richtung) behält, ſo kann es nicht befremden, daß eine beſondere 
Regelung des Wegnahmerechts erforderlich war. Denn die all- 
gemeinen Beſtimmungen des Geſetzes — 5 867, 8 1005 — 
verhalfen hier dem Weznahmeberechtigten nicht zum Siege, und 
folglich mußte das Geſetz durch eine beſondere Norm dem Weg⸗ 


nahmeberechtigten das Recht — Recht des rechtlichen Könnens 


— gewähren, auf die bereits in den Beſitz des Eigenthümers 
der Hauptſache gelangte Sache und Einrichtung einzuwirken und 
die Trennung der Einrichtung von der Hauptſache vorzunehmen 
und dem Eigenthümer der Hauptſache die Verpflichtung auf- 
erlegen, eine ſolche Einwirkung auf fein Eigenthum zu ges 
ſtatten. Hier war eine ſolche beſondere Regelung erforderlich, 
gleichviel ob die Verbindung von Hauptſache und Einrichtung 
eine weſentliche war oder nicht, weil hier der Eigenthümer der 
Hauptſache bereits den Beſitz der Sache erlangt hat. 
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Das Geſetz ſpricht von einem Wegnahme recht ſowohl 
wenn der Wegnahmeberechtigte die Einrichtung vor der Heraus⸗ 
gabe der Hauptſache wegnimmt als auch dann, wenn er nach 
der Herausgabe der Sache ſeine Anſprüche auf Geſtattung der 
Wegnahme der Einrichtung geltend macht. 

Daraus folgt — wenn man unſere vorhergehenden Eroͤrte⸗ 
rungen vergleicht — daß Einrichtung im Sinne des § 258 jede 
bewegliche Sache ſein kann, die mit einer anderen Sache (Haupt⸗ 
ſache) verbunden wurde, um deren wirthſchaftlichem Zwecke zu 
dienen, mag nun dieſe Verbindung eine weſentliche oder un⸗ 
weſentliche ſein, oder gar nur zu einem vorübergehenden Zwecke 
geſchaffen worden ſein. 


Bonn. Klein, Referendar. 


Auwälte und Kolonien. 


Seit faſt 20 Jahren iſt Deutſchland in die Reihe der 
Kolonialmächte eingetreten. Der Umfang der Kolonien ſcheint 
für abſehbare Zeiten gegeben zu ſein. Die Hauptarbeit ſteht 
aber noch bevor: der innere Ausbau derſelben. Der Ausbau 
wird ſich zu erſtrecken haben nach der wirthſchaftlichen Seite 
wie auch nach der rechtlichen. Die Deutſche Kolonialgeſellſchaft 
darf ſich, ohne unbeſcheiden zu ſein, rühmen, von Anbeginn der 
kolonialen Bewegung an in Deutſchland fördernd, anregend, 
helfend an dieſer großen nationalen Aufgabe mitgewirkt zu 
haben. Gerade jetzt, wo die rechtlichen Verhältniſſe der Kolonien 
der endgültigen Feſtſtellung entgegengehen, ſcheint es angezeigt, 
auch eines Standes zu gedenken, welcher bislang in den kolo⸗ 
nialen Kreiſen und der deutſchen Kolonialpolitik nicht beſonders 
in den Vordergrund getreten iſt, des Standes der Anwälte. 

Die deutſchen Anwälte, ſelbſtſtändig, mitten im praktiſchen 
Leben ſtehend, vielfach mit großer Erfahrung, nicht bloß in 
rechtlicher Beziehung, ſondern auch in den wirthichaftlichen 
Fragen des Lebens ausgerüſtet, ſcheinen, wie kaum ein anderer 
Stand, berufen zu ſein, gerade für die ſich jetzt in den Vorder⸗ 
grund drängende Feſtlegung der rechtlichen Verhältniſſe in den 
Kolonien ihr Wiſſen und die Erfahrung mit in die Wagſchale 
zu legen. 

Gleich nach Aufrichtung des Deutſchen Reiches haben die 
Anwälte nicht in letzter Linie mitgewirkt bei der Schaffung der 
großen deutſchen Reichsgeſetze. Sie wirken auch jetzt noch in 
den politiſchen Körperſchaften des Deutſchen Reiches wie der 
einzelnen Staaten, nicht minder in den kommunalen Vertretungen 
der Städte in, wie wohl ohne Ueberhebung geſagt werden kann, 
ſegensreicher Weiſe. Die wichtigen Fragen der Regelung der 
rechtlichen Verhältniſſe in unſerem Deutſchland über See, ſowohl 
in Bezug auf den Aufbau, die Organiſation der Gerichte und 
deren Beſetzung, wie auch bezüglich eines hoffentlich in nicht 
allzuweiter Ferne ſich entwickelnden eigentlichen Kolonialrechts, 
die verwickelten Fragen der rechtlichen Stellung der Europäer 
in den Kolonien zum Mutterland, namentlich auch zu den Ein⸗ 
geborenen, die nicht zu unterſchätzenden Schwierigkeiten in Bezug 
auf die Erhaltung mancher rechtlichen Eigenthümlichkeiten der 
Eingeborenen, andererſeits auch die Ausmerzung der noch vielfach 
überwuchernden ſchlechten Sitten und Rechte der in unſeren 
Kolonien ſich befindenden Voͤlkerſtämme laſſen es dringend ge⸗ 
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boten erſcheinen, daß praktiſche Juriſten, in Sonderheit Anwälte, 
ihre Kenntniſſe und ihre Erfahrungen weit mehr, als bislang 
geſchehen, in den Dienſt der großen deutſch⸗ nationalen Kolonial⸗ 
politik ſtellen. Es iſt nicht jeder berufen, draußen geweſen zu 
fein; es laſſen fich aber auch durch Studium und Mittheilungen 
der deutſchen Kolonialpioniere für die im Mutterlande bleibenden 
Anwälte dankenswerthe Geſichtspunkte ſchaffen und finden, welche 
fruchtbringend im Reichstage ſowohl wie namentlich in der 
großen Deutſchen Kolonialgeſellſchaft und ihren über ganz 
Deutſchland verbreiteten Abtheilungen verwerthet werden können. 

Es erſcheint deshalb wohl angezeigt, an die deutſchen 
Anwälte, welche, wie nicht zu bezweifeln, die Entwickelung der 
deutſchen Kolonialpolitik allſeitig mit Intereſſe verfolgen, die 
Mahnung zu richten, mehr, als bisher geſchehen, ſich praktiſch 
an der Löſung dieſer großen Aufgabe vaterländiſcher Politik 
zu betheiligen. Der Einzelne vermag wenig, die Geſammtheit 
viel. Der gegebene Platz für ſolche Bethätigung iſt die Deutſche 
Kolonialgeſellſchaft. 

Die Verhandlungen des deutſchen Kolonialkongreſſes haben 
für die Mitwirkung der Juriſten an der Entwickelung der 
deutſchen Ueberſeegebiete ſo viele Aufgaben gezeigt und ſo weite 
Geſichtspunkte aufgeſtellt, daß es wohl nur eines Weckrufs 
bedarf, um auch die noch unſeren kolonialen Arbeiten fern 
ſtehenden Anwälte zum Eintritt in unſere Deutſche Kolonial- 


geſellſchaft zu bewegen. 
Möchten dieſe wenigen Zeilen ein ſolcher Weckruf ſein. 


Hannover, Dezember 1902. Juſtizrath Bojunga. 


Litteratur und Zeitſchriften. 
Litteratur-Veſprechungen. 


1. Encyklopädie der Rechtswiſſenſchaft in ſyſtemat. 
Bearbeitung, begründet von Dr. Franz v. Holtzendorff. 
Herausgegeben von Dr. Joſeph Kohler, ordentl. Profeſſor 
der Rechte in Berlin. 1. u. 2. Lieferung. 160 S. Preis 
je 1 M. 80 Pf. Verlag von Duncker & Humblot in Leipzig 
u. J. Guttentag, G. m. b. H. in Berlin, 1902. 

Je mehr einerſeits auch in der Rechtswiſſenſchaft die 
Arbeitstheilung und Spezialforſchung fortſchreitet, um ſo dring⸗ 
licher wird andererſeits das Bedürfniß, darüber nicht die Ein⸗ 
heitlichkeit zu verlieren, die durchaus nothwendig iſt, wenn nicht 
auch die Spezialforſchung ſelbſt auf Abwege gerathen ſoll. 
Denn der Endzweck der Arbeitstheilung ſelbſt iſt ſchließlich 
doch Kombination der Arbeit; man muß getrennt marſchiren, 
um aber doch vereint zu ſchlagen, muß eine Geſammtüberſicht 
den Zuſammenhang verbürgen. Ein Univerſalwiſſen, das zugleich 
in allen Einzelfächern bis ins Kleinſte reicht, überſteigt heutzutage 
ſelbſt innerhalb einer einzigen Fachwiſſenſchaft, wie es die Juris⸗ 
prudenz iſt, die Kraft eines Einzelnen. Unentbehrlich bleibt aber 
auch für den Einzelnen als Spezialiſten die Kenntniß der übrigen 
Fächer ſeiner Wiſſenſchaft in ihren Grundzügen und weſentlichſten 
Reſultaten, und um ihm ſolche zu ermöglichen, ſind die ſog. 
Encyklopädien in allen Wiſſenſchaften eine Nothwendigkeit. 

Für die deutſche Rechtswiſſenſchaft kam die von Franz 
v. Holtzendorff im Jahre 1869 zum erſten Male herausgegebene 
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Encyklopädie dieſem Bedürfniſſe entgegen, und die Thatſache, 
daß ſie in nicht weniger als 25 Jahren in fünf ſtarken Auf⸗ 
lagen Verbreitung gefunden hat, beweiſt genügend, daß ſie für 
ihre Zeit die große Aufgabe, dem Blicke des Juriſten die er⸗ 
forderliche Ueberſicht über das Geſammtgebiet ſeiner Wiſſenſchaft 
zu gewährleiſten, erfüllte. Seit dem Erſcheinen ihrer letzten 
Auflage (1890) hat nun aber geradezu eine Umwälzung des 
juriſtiſchen Denkens ſtattgefunden, als deren wichtigſte Neuerung 
die Einführung des deutſchen bürgerlichen Geſetzbuchs zwar in 
erſter Linie, aber keineswegs allein ſteht; vielmehr ſind alle 
Kreiſe der Rechtswiſſenſchaft „von einem Strudel der Um⸗ 
bildung erfaßt“; das Strafrecht geht auch einer durchgreifenden 
Umbildung entgegen, wenn auch die Art dieſer Umbildung noch 
ſehr unbeſtimmt erſcheint; das Handelsrecht hat ſeinen Stand⸗ 
punkt, zumal da es weite Strecken an das bürgerliche Recht 
abgeben mußte, völlig geändert; auch auf dem Gebiete des 
Civilprozeſſes mehren ſich die Reformvorſchläge. Dies alles 
ſteht in unverkennbarem Zuſammenhang mit einer Neubelebung 
der Rechtsphiloſophie, einer Rechtsphiloſophie freilich, die, wie 
mir ſcheint, ein noch ſehr wenig abgeklärtes Aeußere hat und 
offenbar gerade durch die Gährung ihrer vielfach noch chaotiſch 
durcheinander gemengten Gedanken, von denen einige neu, andere 
aber gewiſſermaſſen revenants ſind, die im Großen und Ganzen 
nicht eben behagliche Unruhe des modernen geſetzgeberiſchen und 
wiſſenſchaftlichen Getriebes mit verurſacht. 

Zu einer allmählichen Klärung wird man jedenfalls auch in den 
einzelnen Gebieten nur gelangen, wenn man die encyklopädiſche 
Ueberſicht nicht verliert. Eine bloße Neu⸗Auflage der v. Holtzen⸗ 
dorffſchen Encyklopädie konnte aber dieſer Anforderung nicht 
genügen. Die ganze deutſche Juriſtenwelt wird daher mit 
Freuden die von den beiden oben genannten Verlagsgeſchäften 
veranſtaltete völlige Neubearbeitung dieſes wichtigen Werkes 
begrüßen. An der Spitze des ſchwierigen Unternehmens ſteht 
der durch ſeine anerkannte Univerſalität dazu beſonders berufene 
Profeſſor Dr. J. Kohler, von dem auch die in dem bereits 
erſchienenen 1. Hefte befindliche Rechtsphiloſophie und Univerſal⸗ 
rechtsgeſchichte verfaßt iſt. Es folgen im II. Theil (Civilrecht) 
1. Profeſſor Dr. O. Lenel mit einer „Geſchichte und Quellen 
des römiſchen Rechts“ unter Anlehnung an Bruns und Pernice, 
— deſſen Arbeit ebenfalls im vorliegenden 2. Hefte ſchon dem 
Abſchluß nahegeführt iſt —; 2. Brunner mit „Grundzüge 
der deutſchen Rechtsgeſchichte“; 3. Mitteis „Gemeines römiſches 
Recht, unter Anlehnung an Bruns und Eck“; Gierke „Grund— 
züge des deutſchen Privatrechts“; 4. Kohler: „Geiſt unſeres 
heutigen bürgerlichen Rechts“, Zuſätze: a. Verhältniß des Reichs 
privatrechts zum Landesprivatrecht von J. Stranz, b. Ueber⸗ 
blick über die außerdeutſchen Privatrechtsordnungen: aa. über 
das engliſche und amerikaniſche Privatrecht von Ernſt Hey⸗ 
mann, bb. Grundzüge des romaniſchen Rechts von C. Croner, 
cc. Ueberblick über das ruſſiſche Recht von Otto v. Veh; 
6. Grundzüge des Handelsrechts von O. Gierke; 7. Wechiel- 
und Checkrecht von Georg Cohn; 8. Hypothekenbankrecht von 
J. Hecht; 9. Internationales Privatrecht von L. v. Bar; 
10. Civilprozeß und Konkursrecht von J. Kohler; 11. frei- 
willige Gerichtsbarkeit von E. Dorner. Den III. Theil, 
Strafrecht, werden bearbeiten: 1. F. Wachenfeld: Straf— 
recht mit Ausſchluß des Militärſtrafrechts; E. Beling: Straf— 
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prozeß; Julius Weiffenbach: Millitärſtrafrecht und Militär⸗ 
ſtrafprozeß; den IV. Theil: Oeffentliches Recht, 1. An- 
ſchütz: Deutſches Staatsrecht; 2. Ernſt v. Meier: Verwaltungs- 
recht; 3. Ludwig Laß: Arbeiterverſicherungsrecht; 4. Ulrich Stutz: 
Kirchenrecht; 5. P. Heilborn: Europäiſches Völkerrecht. 

Die Aufnahme einer großen Anzahl neuer Disziplinen 
wird den alten Freunden des Werkes gewiß zahlreiche neue 
zuführen. Das geſammte Werk wird in der Ausſtattung der 
5. Auflage zwei Bände umfaſſen und in etwa 21 Lieferungen 
zum Preiſe von 1 M. 80 Pf. für die Lieferung bis Ende 1903 
fertiggeſtellt werden. 


2. Das Bürgerliche Geſetzbuch ſyſtematiſch dargeſtellt 
von E. Goldmann und ©. Lilienthal, Rechts- 
anwälte in Berlin. (Zweite, nach dem Syſtem des 
B. G. B. bearbeitete Auflage.) Berlin. Franz Vahlen 1901. 
Preis 3 M. 40 Pf. 


Die uns vorliegende 2. Abtheilung des I. Bandes dieſer 
beſonders im früheren preußiſch⸗landrechtlichen Gebiete mit be⸗ 
gründetem Beifall aufgenommenen ſyſtematiſchen Darſtellung 
des bürgerlichen Rechts behandelt in den 88 71—126 den all⸗ 
gemeinen Theil des Obligationenrechts bis zum Geſammtſchuld⸗ 
verhältniß. Die bekannten Vorzüge der Arbeit, eine klare über- 
ſichtliche Anordnung und Darſtellung im Haupttext, eine aus- 
führliche und Litteratur und Rechtſprechung gründlich berückſich⸗ 
tigende Auseinanderſetzung in den zahlreichen Anmerkungen laſſen 
auch dieſen Theil des großangelegten Werkes als ein werth⸗ 
volles Hülfsmittel für Praxis und Wiſſenſchaft erſcheinen und 
rechtfertigen den Wunſch, daß daſſelbe bald zum Abſchluß ge- 
langen möge. 


3. Kommentar zur badiſchen Rechtspolizeigeſetzgebung 
von Dr. E. Dorner, Präſident des Großh. Landgerichts 
Karlsruhe. Karlsruhe, J. Langs Verlagsbuchhandlung, 1902. 
674 S. Preis broch. 16 M., geb. 18 M. 50 Pf. 


Der umfangreiche Kommentar hat die das Gebiet der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit betreffenden Vorſchriften des 
badiſchen Landesrechts zum Gegenſtande. Ausgenommen 
find die Gebiete des Grundbuchweſens, der Standesregiſter⸗ 
führung und des Koſtenweſens ſowie die Regiſterverordnung vom 
2. Januar 1900. Obwohl die neue Ordnung der Angelegen- 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit im Weſentlichen auf 
reichsrechtlicher Grundlage beruht, fo kommt doch, wie 
überall, ſo auch in Baden, daneben ein ſchwer überſichtlicher 
ergänzender landesrechtlicher Rechtsſtoff theils älteren Urſprungs 
theils neueren Datums (Ausführungsgeſetze) in Frage. Ins⸗ 
beſondere hat das Reichsrecht in weitem Umfange die Orga⸗ 
niſation der Behörden dem Landesrecht überlaſſen. Für Baden 
kommt hier vor Allem das Rechts polizeigeſetz vom 17. Juni 
1899 mit der Allgemeinen Ausführungsverordnung vom 11. No- 
vember 1899 und der ſogenannten Rechtspolizeiordnung 
vom 23. November 1899 in Betracht. 

Der Verfaſſer hat ſich der ſchwierigen Aufgabe unterzogen, 
nicht nur die ſämmtlichen einſchlägigen älteren und neueren Be⸗ 
ſtimmungen im Anſchluß an die Rechtspolizeiordnung überſichtlich 
zuſammenzuſtellen, ſondern auch überall die Zuſammenhänge 
mit dem Reichsrecht und die Abweichungen von dem vor der 
reichsgeſetzlichen Privatrechtsordnung in Baden herrſchenden Recht 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


649 


klar zu ſtellen und über einzelne wichtige Materien in zuſammen⸗ 
faffenden Exkurſen einen Ueberblick zu gewähren. 

Das ſo geſchaffene, für den badiſchen Praktiker unentbehr⸗ 
liche, durch ein eingehendes und zuverläſſiges Sachregiſter aus⸗ 
gezeichnete Nachſchlagewerk ſchließt ſich ergänzend an den in 
gleichem Verlag erſchienenen Kommentar deſſelben Verfaſſers zu 
dem Reichsgeſetz über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit an. 


4. Das Koͤniglich Sächſiſche Landesſtrafrecht, zuſammen⸗ 
geſtellt und erläutert von Dr. v. Feilitzſch. 2 Bde. Leipzig 
(Roßberg & Berger). Geb. 8 M. 


Das Buch bildet den 373. Band der Leipziger Juriſtiſchen 
Handbibliothek. Es behandelt die ſämmtlichen auf das Medi⸗ 
zinalweſen, das Veterinärweſen, die Fener⸗ und Bau⸗ 
polizei, die Feuerverſicherung betreffenden Königl. ſäch⸗ 
fiſchen Verordnungen und Geſetze. Kurze Anmerkungen geben 
Verweiſungen auf die Rechtſprechung auch anderer Bundes⸗ 
ſtaaten, auf reichsrechtliche Beſtimmungen, insbeſondere das 
Strafgeſetzbuch, das B. G. B. und gelegentlich auch die ſonſtigen 
Erläuterungen zum Verſtändniß des Textes. Wir glauben das 
Buch als ein unentbehrliches Hülfsmittel nicht nur jeder ſäch⸗ 
ſiſchen Staats⸗ und Amtsanwaltſchaft und Polizeibehörde, ſon⸗ 
dern auch jedes ſächſiſchen Rechtsanwalts kennzeichnen zu dürfen. 


5. Die notarielle Urkunde nach Form und Inhalt. Im 
Auftrage des Vorſtandes des Vereins für das Notariat in 
Rheinpreußen herausgegeben von Notar, Juſtizrath Franz 
Dorſt in Cöln. Cöln a. / Rh. Verlag von Paul Hübner. 
1902. 231 S. Preis 6 M. 


6. Büreaubuch des Rechtsanwalts und Notars. Von 
Franz Wagner, Juſtizrath, Rechtsanwalt und Notar. 
2. verbeſſerte Aufl. Berlin. Carl Heymanns Verlag. 1902. 
828 S. Preis 10 M. 


7. Formelbuch für Handels-, Wechſel⸗ und Seerecht 
von Dr. Emil Friedberg unter Mitwirkung von Dr. Ludwig 
Beer. Leipzig 1901. Bernhard Tauchnitz. 603 S. Geb. 9 M. 


Die Formelſammlungen des älteſten deutſchen Rechts bilden 
noch heute eine der werthvollſten Quellen der Rechtsgeſchichte, 
und viele der Verfaſſer jener zunächſt auf den praktiſchen Ge⸗ 
brauch berechneten Sammlungen, beiſpielsweiſe der Mönch 
Markulf von Klofter Resbach (um 700) haben ſich's gewiß nicht 
träumen laſſen, daß ſie ſich mit ihren Arbeiten einen unſterb⸗ 
lichen Namen in der deutſchen Rechtsgeſchichte begründeten. Dieſe 
Bemerkung möge genügen, um den oberflächlichen Stolz manches 
„grauen Theoretikers“, der für ſo eminent praktiſche Bücher, 
wie die drei vorgenannten vielleicht ein hochmüthiges Lächeln 
hat, in ſeiner ganzen Nichtigkeit darzulegen. Das Recht iſt eine 
praktiſche Wiſſenſchaft, mehr Kunſt als Wiſſenſchaft, und wenn 
irgendwo, ſo gilt es hier: exempla docent. Wir unſererſeits 
müſſen aus eigener Erfahrung jedem dieſer Bücher mehr Hoch⸗ 
achtung auch in Anſehung der darin niedergelegten Geiſtesarbeit 
zollen, als manchem abſtrakt theoretiſchen, dem Titel nach hoch⸗ 
gelehrten Buche. Alle drei Bücher find wirkliche Rathgeber und 
Helfer in Augenblicken, in denen das „wiſſenſchaftlichſte“ jyite- 
matiſche Handbuch oder der tiefgründigſte Kommentar uns im 
Stich läßt. Unter den beſcheidenen Titeln verbirgt ſich bei jedem 
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dieſer Werke das, was die höchſte Zierde des wahren Juriſten 
bildet, praktiſche Kunſt, ſchöpferiſche Geſtaltungskraft. Im 
erſtgenannten liefert uns ein Senior des rheiniſchen Notariats 
neben allgemeinen Lehren über rechtsgeſchäftliche Urkunden⸗ 
abfaſſung für jeden denkbaren Fall der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit vortreffliche Beiſpiele, Schemata, die nicht nur dem An⸗ 
fänger in der Notariatspraxis, ſondern, zumal ihnen jedesmal 
eine lichtvolle Darſtellung aller durch das neue Recht bedingten 
eventuell zu beachtenden Normen des materiellen Geſetzes vor- 
ausgehen, auch dem erfahrenen Praktiker bei ſeinem oft ſo ver⸗ 
antwortlichen Berufe zur Beachtung dringend empfohlen werden 
Finnen. Das Buch ſollte auf keinem Notariatsbüreau fehlen. 
Das zweite Werk iſt meines Erachtens zugleich für jedes Rechts 
anwaltsbüreau unentbehrlich. Das dritte Buch verdient des⸗ 
halb beſondere Anerkennung, weil es von Theoretikern verfaßt, 
beweiſt, daß ſelbſt in Deutſchland, wo leider an abſtrakten Ge⸗ 
lehrten der größte Ueberfluß herrſcht, doch nicht alle akademiſchen 
Lehrer ſich der goldenen Wahrheit verſchließen, daß vitae, non 
schola discendum est, und daß vor allem auf dem Gebiete 
des Handelsrechts Anſchaulichkeit, die nur durch konkrete 
Beiſpiele gegeben werden kann, die erſte Bedingung eines gründ⸗ 
lichen Unterrichts iſt. 

Wenn gleich das letztere Buch in erſter Linie dem Unterricht 
im ſog. handels rechtlichen Seminar beſtimmt erſcheint, fo meinen 
wir doch, daß auch der juriſtiſche Praktiker, ja unter Umſtänden auch 
der Kaufmann in ihm einen werthvolleren Berather findet, als in 
manchem Lehrbuch des Handelsrechts, jedenfalls ſtellt es zu ſolchen 
eine höchſtnothwendige Ergänzung dar, durch welche die abſtrakten 
Lehren erſt anſchauliches Leben gewinnen. 

Alle drei Bücher, von denen keines das andere überflüſſig 
erſcheinen läßt, werden auf einem Notariats- bezw. Anwalts⸗ 
büreau, ſobald fie erſt angeſchafft find, mehr auf dem Arbeits- 
tiſche liegen, als im Bücherſchranke ſtecken. Mehr glauben wir 
zu ihrer Empfehlung nicht ſagen zu brauchen. 


8. Die deutſche Staatsſprache. Zwei Abhandlungen 
von Dr. jur. Ph. Zorn, Geh. Juſtizrath, ord. Pro- 
feſſor der Rechte an der Univerſität Bonn. Berlin. 
Carl Heymanns Verlag. 1903. 52 S. Preis 1 M. 


9. Zur Polenfrage. Der Gebrauch der polniſchen 
Sprache in politiſchen Verſammlungen. Die 
polniſchen Poſtadreſſen. Zwei Rechtsgutachten von 
Dr. jur. Hans Paalzow, Oberbibliothekar an der Königl. 
Bibliothek zu Berlin. Berlin 1902. (Otto Liebmann.) 
84 S. Preis 1 M. 60 Pf. 


Beide Abhandlungen erörtern eine brennende Frage, bei der 
es jedem guten Deutſchen ſchwer fallen muß, ſich auf nüchterne 
Interpretationsregeln zu beſchränken, gleichwohl mit der Sonde 
leidenſchaftsloſen juriſtiſchen Denkens, und kommen dabei zu 
entgegengeſetzten Ergebniſſen. Dr. Paalzow iſt der Anſicht, daß 
die Polizei den Gebrauch einer fremden Sprache in politiſchen 
Verſammlungen auf Grund des gegenwärtigen Rechtszuſtandes 
nicht unterſagen und politiſche Verſammlungen, die in fremder 
Sprache verhandeln, nicht auflöſen kann, daß der Gebrauch 
einer fremden Sprache in Verſammlungen nicht dadurch aus- 
geſchloſſen werde, daß die zuſtändige Polizeibehörde nicht in der 
Lage ſei, zur Ueberwachung eine der fremden Sprache kundige 
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Perſon zu entſenden. Er meint ferner, daß ein allgemeines 
Verbot polniſcher Poſtadreſſen (alſo überhaupt wohl fremd⸗ 
ſprachiger Adreſſen) aus dem geltenden Rechte nicht zu folgern 
ſei. Wäre dieſe Anſicht zutreffend, jo wäre allerdings, wie 
Dr. Paalzow auch befürwortet, eine geſetzliche Sonderregelung 
dieſer Frage und zwar im Sinne des nationalen Bedürfniſſes, 
im Intereſſe der nationalen Selbſterhaltung höchſt dringlich, 
falls nicht auch das deutſche Reich ſozuſagen neu⸗babylouiſchen 
Zuſtänden entgegenſinken fol, wie fie uns in Oeſterreich vor 
Augen treten. 

Allein uns kann die juriſtiſche Denkweiſe, die den Ver- 
faſſer zu ſeinen Folgerungen nöthigt, auch wenn wir uns mit 
bewußter Abſichtlichkeit von jeder nationalen Voreingenommenheit 
bei Betrachtung der Fragen frei halten, nicht als die richtige 
erſcheinen. Die Beweisführung des Verfaſſers iſt eine rein 
grammatiſche, die augenſcheinlich den Juriſten und ſogar den 
Verwaltungsbeamten als einen an ſich lahmen Mann betrachtet, 
der ausſchließlich auf den Krücken der Paragraphen einer 
kaſuiſtiſchen Geſetzgebung den mannigfach wechſelnden Bebürf- 
niſſen des praktiſchen Lebens entgegenkommen darf. 

Wie ganz anders die beiden Fragen vom Standpunkt der 
logiſchen Auslegung aus, die nicht verba legis, ſondern vim 
ac potestatem zur Richtſchnur nimmt und die vorhandenen 
geſetzlichen Beſtimmungen in ihrem Zuſammenhange auffaßt, 
ſich darſtellen, dafür bieten die beiden Abhandlungen des be- 
rühmten Staatsrechtslehrers Zorn ein auch aus rein wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Geſichtepunkten lehrreiches und überzeugendes Muſter⸗ 
beiſpiel. Gegenüber der leider im vorliegenden Fall auch in 
einem viel beſprochenen Urtheile des Oberverwaltungsgerichts zu 
Tage tretenden äußerlichen, grammatiſchen Handhabung der 
Geſetze tritt uns hier eine aus dem Zuſammenhange und dem 
Weſen des Ganzen ſchöpfende Auslegung entgegen, die auch über 
die unmittelbaren Fragen hinaus ein helles Licht auf öffentlich 
rechtliche Gegenſtände wirft, welche in manchen Köpfen an einer 
ſozuſagen privatrechtlichen Verdunkelung leiden. Das Schweigen 
der Reichsverfaſſung und Preußiſchen Staatsverfaſſung über die 
Staatsſprache beruht offenbar auf der Vorausſetzung, daß dies 
allein die deutſche iſt; übrigens hat dies Prinzip in Preußen 
auch durch § 1 des Geſetzes vom 28. Auguft 1876 Anerkennung 
gefunden. Da hiernach die Polizei nur verpflichtet iſt, die 
deutſche Sprache zu kennen, ſo müſſen Verhandlungen, die ſie 
überwachen ſoll, in deutſcher Sprache ſtattfinden. Exceptio 
firunt regulam, und per arg. a contrario ergiebt ſich gerade 
aus einzelnen Sondervorſchriften zu Gunſten ſolcher Perſonen, 
die der deutſchen Sprache nicht mächtig ſind, z. B. der Ver⸗ 
ſtellung des Ableſens deutſcher Reden im Reichstag, 
88 2244 B. G. B., § 190 der Gerichtsverfaſſung, jenes voraus⸗ 
geſetzte Prinzip. — Auch die Poſtſprache iſt die deutſche und 
Niemand hat ein Recht auf amtlichen Verkehr in einer anderen 
Sprache außer der deutſchen. Hierbei tritt Zorn mit berechtigtem 
Nachdruck derjenigen rein privatrechtlichen freilich vom Reichs⸗ 
gericht gelegentlich vertretenen Auffaſſung der deutſchen Reichs. 
poſt entgegen, die in ihr nur „den erſten Frachtführer des 
Reiches“ ſieht, vgl. jetzt §S 452 H. G. B.: „Die Poſtverwaltungen 
gelten nicht als Kaufleute im Sinne des Geſetzes“; die 
Pflichten der Poſtbehörde find rein verwaltungs rechtliche, 
wenngleich die einzelnen Akte der Poſtverwaltung durch poſitive 
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Geſetzesvorſchrift privatrechtlichen und civilprozeßrechtlichen 
Normen unterſtellt find. Alle Anträge an deutſche Staats⸗ 
poſtbehörden ſind alſo in deutſcher Sprache zu ſtellen, und es 
iſt nicht Sache des Rechts, ſondern der Politik, wie weit davon 
die oberſte Poſtbehörde Ausnahmen zulaſſen will. — Im zweiten 
Theil geht der Verfaſſer auf die Paalzowſche Schrift des 
Näheren ein und weiſt die Hinfälligkeit der einzelnen Argumente 
derſelben nach. In Anknüpfung an die gedankenreiche Schrift 
Herrenritts (Nationalität und Recht, Wien 1899) ſtellt Ver⸗ 
faſſer die unumſtößliche Wahrheit feſt, daß das Deutſche Reich 
nicht wie Oeſterreich und etwa die Schweiz ein Nationalitäten 
ſtaat, ſondern ein Nationalſtaat iſt, innerhalb deſſen es eine 
polniſche, däniſche Nation ſowenig giebt, wie eine bayeriſche, 
preußiſche u. ſ. w. Von dieſem Grundprinzip aus reicht das 
beitehende Recht vollſtändig aus, um uns vor dem Sprachen— 
wirrwar und ſeinen geſetzgeberiſchen Verwickelungen zu ſchützen. 
Im Gegentheil würde eine beſondere Formulirung eines ſog. 

Sprachenrechts, wie Paalzow es vorſchlägt, ein mißdeutſames 

Zeichen von Schwäche ſein. 

10. Vereins- und Verſammlungsrecht wider die 
Koalitionsfreiheit von Ferdinand Tönnies, Eutin. 
(Schriften der Geſellſchaft für Soziale Reform. Heft 5.) 
55 S. 40 Pf. 

Der Verf. tritt lebhaft für unbedingte Verſammlungs— 
und Koalitiousfreiheit ein, da, wie er meint, entgegengeſetzte 
Maßregeln, die von ihm geſchilderten „Polizeikünſte“ „zwar die 
Macht der Regierungen — ihre Muskulatur — ein wenig 
ſtärken können, aber das Vertrauen der Staatsbürger — ihr 
centrales Nervenſyſtem — unheilvoll zerrütten.“ 


11. Der Zweikampf in dem Strafgeſetzbuch für das 
Deutſche Reich von Dr. jur. Abel Vorberg. Berlin. 
(Schall und Rentel) 1902. 55 S. Preis 60 Pf. 

Die der deutſchen Antiduell- Liga gewidmete und dadurch 
ſchon ihren Standpunkt kennzeichnende Schrift ſetzt in populärer 
Darſtellungsart nach einer kurzen geſchichtlichen Ueberſicht die 
Beſtimmungen des Reichsſtrafgeſetzbuchs und die auf Grund 
dieſer erfolgte Rechtſprechung auseinander. Eine beſondere Er⸗ 
örterung widmet er den Zweikämpfen der Militärperſonen und 
den ſtudentiſchen „Menſuren“. Er bewegt ſich durchweg auf 
dem Boden der bekannten Argumente gegen den Zweikampf, er⸗ 
wähnt zwar, daß Männer, wie Fichte und Möſer unter gewiſſen 
Vorausſetzungen den Zweikampf in Schutz nehmen, ohne jedoch 
deren Gründe anzuführen; eine tiefgründige rechtsphiloſophiſche 
oder kriminalpolitiſche Studie über das Duell ſtellt die Schrift 
gerade nicht dar, insbeſondere iſt die jetzt in N. 9 zu § 823 
B. G. B. in der II. Auflage meines Kommentars zum B. G. B. 
aufgeworfene und von mir verneinte Frage, ob der Zweikampf 
auch ein privatrechtliches Delikt ſei, nicht geſtreift. 

12. Neue Rechtsgüter. Das Recht am eigenen Namen. 
Das Recht am eigenen Bilde. Rektoratsrede, gehalten 
am Stiftungsfeſte der Hochſchule Zürich den 29. April 1902 
von Dr. Georg Cohn, ord. Profeſſor der Rechte. Berlin 
1902. (O. Liebmann.) 58 S. Preis 1,50 M. 

Der Verf. giebt zu I. eine lichtvolle rechtshiſtoriſche und 
rechtsvergleichende Ueberſicht über das neuerdings, beſonders in 
Anſchluß an § 12 B. G. B. viel erörterte Recht am eigenen 
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Namen, das er, wie Rezenſent, als Individual- oder Perjönlichkeits- 
recht auffaßt; er erklärt ſich auch, wie Rezenſent, für den Schutz 
des ſchriftſtelleriſchen und künſtleriſchen Pſeudonyms. Intereſſant 
iſt es mir, daß er dem B. G. B. gegenüber den in Nordhannover 
hier und da amtlich anerkannten Brauch, daß der eine bäuerliche 
Erbtochter heirathende Landwirth den Namen des Hofes mit 
dem Zuſatz „geborener“ annimmt, für unzuläſſig erachtet. 
Demgegenüber verweiſe ich auf meine Ausführungen über 
partikuläres Gewohnheitsrecht in der Einleitung S. XVIII 
meines Kommentars. 

Es wäre wünſchenswerth, wenn neben der privatrechtlichen 
Bedeutung des Namenrechts deſſen öffentlich⸗ rechtliche Seite von 
den zahlreichen Schriftſtellern, die ſich mit dieſer Materie zur 
Zeit befaſſen, mehr beachtet würde. Der privatrechtliche Schutz 
iſt durchaus unzulänglich, ſolange Namensänderungen, wie zur 
Zeit in den meiſten deutſchen Landesrechten, lediglich vom 
diskretionären Ermeſſen einer Verwaltungsbehörde abhängen. 
Den richtigen Weg weiſt in dieſer Hinſicht das franzöſiſche 
Geſetz vom 2. Germinal 11. 

Zu II. erörtert der Verf. das noch einer geſetzlichen Au- 
erkennung harrende, neuerdings viel diskutirte Recht am 
eigenen Bilde. Hier lehnt er den Geſichtspunkt eines 
beſonderen Individualrechts ab und erachtet den der Beleidigung 
für ausreichend, um alle in Frage kommenden Intereſſen ſowohl 
bezüglich der unbefugten Anfertigung als auch Veröffentlichung 
eines Bildes zu decken. Er ſtellt ſich hier gegenüber Keyßner 
und Gierke und Gareis auf die Seite Kohlers (Arch. f. 
bürgerl. Recht X S. 274). Verf. ſchlägt eine Ergänzung des 
Strafgeſetzbuchs dahin vor, daß „die Beleidigung im Sinne 
des § 185 des Str. G. B. auch durch unbefugte Her- 
ſtellung oder Verwendung eines Abbildes eines lebenden oder 
verſtorbenen (1) Menſchen begangen werden kann.“ Wir 
glauben doch, daß die Auffaſſung des Rechts am Bilde als 
eines Perſenlichkeitsrechts, deſſen Schutz allerdings die römiſch⸗ 
rechtliche actio injuriarum umfaßte, den aber der engere 
Beleidigungeparagraph des Str. G. B., wie Verf. durch ſeinen 
Zuſatzvorſchlag auch einräumt, nicht gewährleiſtet, dem Weſen 
des fraglichen Intereſſenſchutzes eher gerecht wird. 


13. Rechtslehre, enthaltend die Grundzüge des Militär- 
Strafrechts, des Militär- Strafverfahrens, des Privat-, 
Staats- und Völkerrechts, verfaßt im Auftrage des 
k. u. k. Reichskriegs⸗Miniſteriums zum Gebrauch in den 
Militär-Akademien von Anton Schupp, k. u. k. Major⸗ 
Auditeur. II. Oeſterreichiſch-Ungariſches Staats, 
recht. Wien. Braumüller. 1902. 90 S. Preis 1,50 M. 
Dieſe zunächſt allerdings für öſterreichiſche Militärakademiker 

geſchriebene, mit einer geſchichtlichen Einleitung verſehene über⸗ 

ſichtliche und angenehm lesbare Darſtellung des öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Staatsrechts iſt jedem gebildeten Reichsdeutſchen zu 
empfehlen, der ſich für die gegenwärtigen und vielleicht einer 
kritiſchen Zukunft entgegengehenden Kämpfe unſerer deutſch⸗ 
öſterreichiſchen Brüder intereſſirt und der ſich gegenüber den oft 
oberflächlichen und durch Parteiverblendung getrübten Be⸗ 
richtigungen der Zeitungen ein ſelbſtſtändiges Urtheil bilden möchte. 

Die politiſche Zeitgeſchichte Oeſterreich⸗Ungarns iſt ſelbſtverſtändlich 

ohne einige Kenntniß der Verfaſſung unverſtändlich. 
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14. Maerker, Die Nachlaßbehandlung, das Erbrecht, 
Familienrecht und Vormundſchaftsrecht, von Dr. Paul Köhne 
und Richard Feiſt. 17. Aufl. Berlin 1902. R. v. Deckers 
Verlag. 690 S. Preis 9 M. 

Dieſes von dem 1900 in Wernigerode verſtorbenen Geh. 
Juſtizrath Maerker begründete Handbuch hat ſeine außerordentliche 
praktiſche Brauchbarkeit ſchon durch die hohe Zahl ſeiner Auf⸗ 
lagen genügend bewieſen. Es iſt weſentlich für den preußiſchen 
Juriſten beſtimmt. Die Verfaſſer haben eine dem neuen Recht 
entſprechende Umarbeitung geliefert, die keinen der in Preußen 
allgemein bekannten Vorzüge des altbewährten Handbuchs ver⸗ 
miſſen läßt. 

Die alte praktiſche Eintheilung des Stoffes iſt im Weſent⸗ 
lichen beibehalten, Entſcheidungen, die für das bisherige Recht 
ergingen, ſind in richtiger Auswahl ſoweit beibehalten, als ſie 
auch für das neue Recht ihre Bedeutung nicht verloren haben. 
Die Arbeitstheilung zwiſchen den Verfaſſern hat im Weſentlichen 
derart ſtattgefunden, daß Abſchnitt I (Nachlaßbehandlung, und 
Erbrecht) von Feiſt, die Abſchnitte II (Familienrecht, Vormund⸗ 
ſchaftsrecht) von Köhne herrühren. 

Wenn die Verfaſſer die ſo hergeſtellte Neubearbeitung be⸗ 
ſcheiden nur als taſtenden Verſuch bezeichnen, ſo glauben wir 
ſie darüber beruhigen zu dürfen, daß dieſer Verſuch nicht fehl⸗ 
geſchlagen iſt und daß ſie das Verdienſt beanſpruchen können, 
dem vortrefflichen Werke eines bedeutenden Juriſten von unge⸗ 
wöhnlich ſcharfem Blick für das praktiſch Nothwendige auch 
unter dem nenen Recht ſeinen bleibenden Werth geſichert zu haben. 

L. K. 


Preisausſchreiben. 


Die Holtzendorff⸗Stiftung ſtellt als neue Preisaufgabe 
folgendes Thema: 

„Die ſtrafrechtliche Behandlung der ſogenannten ver⸗ 
mindert Zurechnungs fähigen.“ 

Verlangt wird, daß die Arbeit, unter Berückſichtigung der 
Geſetzgebungen in den verſchiedenen Ländern, das Weſen und 
die ſtrafrechtliche Bedeutung der „ſogenannten verminderten Zu⸗ 
rechnungsfähigkeit“ erörtert und insbeſondere die ſtrafrechtlichen 
und polizeilichen Maßregeln feſtſtellt, welche gegenüber den ver⸗ 
brecheriſchen ſogenannten vermindert Zurechnungsfähigen zum 
Schutz der Geſellſchaft der Geſetzgebung empfohlen werden ſollen. 

Die Preisarbeiten, welche in deutſcher, franzoͤſiſcher, eng- 
liſcher oder italieniſcher Sprache abgefaßt fein koͤnnen, aber mit 
lateiniſchen Lettern geſchrieben ſein ſollen, müſſen bis ſpäteſtens 
1. Dezember 1903 an den Schriftführer der Stiftung, Herrn 
Rechtsanwalt und Notar Dr. Halle zu Berlin W., Kronen» 
ſtraße 56, eingeſchickt werden. Sie find mit einem Erfennungs- 
wort zu verſehen; ein verſiegelter Briefumſchlag mit gleichem 
Erkennungswort iſt beizulegen, in dem der Name und die 
Wohnung des Verfaſſers angegeben ſind. 

Ueber die eingegangenen Arbeiten entſcheidet ein Preis. 
gericht. Dieſes beſteht aus drei Herren, nämlich: 

1. Geheimrath Profeſſor Dr. Hermann Seuffert-Bonn, 
2. Medizinalrath Dr. Leppmanı Berlin, 
3. Profeſſor Dr. van Hamel-Amſterdam. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


XXXI. Jahrgang. 


In dem Fall, daß einer oder der andere dieſer zunächſt berufenen 
Preisrichter fortfallen ſollte, treten dafür in nachſtehender Reihen ⸗ 
folge ein: 

1. Dr. Jaspar -⸗Brüſſel, 

2. Dr. D. Drill-Petersburg. 

Die Arbeit, welche von dem Preisgerichte als die beſte und 
zugleich des Preiſes würdige anerkannt wird, erhält den aus- 
geſetzten Preis von 1200 Mk.; doch ſteht es dem Preisgericht 
frei, den Preis unter zwei ihm gleichwerthig ſcheinende Arbeiten 
zu vertheilen. Die preisgekrönten Arbeiten werden mit der 
Auszahlung des Preiſes ausſchließliches literariſches Eigenthum 
der Holtzendorff⸗Stiftung, deren Vorſtand auf Vorſchlag des 
geſchäftsfüͤhrenden Ausſchuſſes über ihre Veröffentlichung und 
Ueberſetzung Beſtimmungen trifft. 

Die nicht preisgekrönten Arbeiten werden den Verfaſſern 
zur freien Verfügung zurückgeſendet. 

Die Entſcheidung des Preisgerichts wird in den Mitthei⸗ 
lungen der J. K. V. veröffentlicht. 

Anfragen und Mittheilungen, welche dieſes Preisausſchreiben 
betreffen, ſind an den Schriftführer zu richten. 

Berlin im Oktober 1902. 


Unterzeichnet: 
von Liszt. Dr. Aſchrott. A. Prins. 


Perſonal⸗Veränderungen. 


Zulaſſungen. 

Rechtsanwalt Richard Jonas beim Amtsgericht Ebers⸗ 
walde; — Rechtsanwalt Franz Silten beim Amtsgericht 
Schlochau; — Rechtsanwälte Fritz Fabian und Dr. Martin 
Iſaac beim Landgericht I Berlin; — Rechtsanwalt Joachim 
Korff beim Landgericht Roſtock; — Rechtsanwalt Hans Schon 
beim Amtsgericht Bonn; — Rechtsanwalt Franz Kratzer beim 
Amtsgericht Säckingen; — Rechtsanwalt Dr. Otto Alfred 
Küchler beim Oberlandesgericht Dresden; — Rechtsanwalt 
Wirth beim Landgericht Mülhauſen i. Elſ.; — Rechtsanwalt 
Dr. Hermann Rothſchild bei der Kammer für Handelsſachen 
und beim Amtsgericht Offenbach a. M.; — Gerichtsaſſeſſor 
Jacques Schaefer beim Landgericht Breslau; — Gerichtsaſſeſſor 
Eugen Kleber beim Amtsgericht Düſſeldorf; — Rechtsanwalt 
Dr. Julius Nußbaum beim Kammergericht Berlin. 


Löſchungen. 

Rechtsanwalt Dr. Fritz Buchmann beim Landgericht J 
München; — Rechtsanwalt Max Lau beim Landgericht I Berlin; 
— Rechtsanwalt Silten beim Amtsgericht Bütow; — Rechts- 
anwalt Voigt beim Landgericht Halle a. S.; — Rechtsanwalt 
und Notar, Juſtizrath Dr. Eugen Apolant beim Landgericht I 
Berlin; — Rechtsanwalt Joſef Meyer beim Landgericht Pader⸗ 
born; — Rechtsanwalt Zimmermann beim Amtsgericht und 
bei der Kammer für Handelsſachen Siegen; — Rechtsanwalt 
Eruſt Friedrich Adam Hofinger beim Amtsgericht Taucha; — 
Rechtsanwalt und Notar Matoni beim Landgericht Neuwied. 


Für die Redaktion verantwortlich: Juſtizrath Dr. Seelig in Leipzig. Druck: W. Moeſer Buchdruckerei in Berlin S. 14. 


Barhregilter 


zu den 


in den Sonderabdrüden und den Beilagen der Juriſtiſchen Wochenſchrift 
der Jahre 1900, 1901, 1902 enthaltenen 


zum 
Aürgerlichen Geſetzbuch und dem Ginführungsgefeb erlaſſenen 
Entſcheidungen des Reichsgerichts. 


Bei den in der Juriſtiſchen Wochenſchrift gleichfalls abgedruckten Entſcheidungen iſt Jahrgang und Seite (in Klammern) angegeben. 


Abfindung des unſchuldigen Ehegatten |. Rechtsnormen 
(zeitliche Herrſchaft), Unterhaltspflicht 
Ablieferung 
von letztwilligen Verfügungen an Nachlaßgerichte S. 98 
(1901: 324) 
Ablöſungsreute 
Haftung des Verkäufers gegenüber dem Käufer für die 
auf dem Grundſtücke laſtende preußiſche A. S. 181 
(1902: 69) 
Abtretung 
einer Hypothek zur Sicherheit verſchafft dem Erwerber 
volle Eigenthums⸗ und Verfügungsrechte. Einrede des 
Schuldners aus dem perſönlichen Schuldverhältniſſe 


gegen den ſchlechtgläubigen Ceſſionar bei dinglichen 


Forderungen S. 75 (1901: 181) 
Alimentatiouspflicht |. Unterhaltspflicht 
Auerkenntuiß |. Nachlaßverbindlichkeiten 
Aufechtung 

Erforderniſſe der A. nach 8 143 B. G. B. S. 131 
(1901: 493) 

Anſechtungserklärung kann im Prozeß auf Grund der 
Prozeßvollmacht rechtsgültig abgegeben und entgegen⸗ 
genommen werden S. 131 (1901: 493) 

muß ſo raſch als es die Umſtände geſtatten, erklärt werden 
S. 150 (1901: 766), 185 (1902: 122) 

Der Anfechtungsberechtigte hat nachzuweiſen, daß ihn bei 
Verzögerung kein Verſchulden trifft S. 185 (1902: 122) 

Durch Anfechtungserklärung wird ſchon Nichtigkeit des 
Geſchäfts begründet; keine einſeitige Rücknahme der 
Nichtigkeitserklärung S. 229 50 


bei Irrthum über den Inhalt (Gegenſtand) des Ge⸗ 
ſchäfts, nicht bei Irrthum über die Rechtsfolgen 
S. 238119 
Dem Anfechtungsanſpruche ſteht die Beſtimmung des 8 878, 
nach der eine vor Konkurseröffnung beantragte Hypotheken⸗ 
eintragung noch nach der Eröffnung erfolgen kann, nicht 
entgegen S. 240129 
der Ehe ſ. auch Rechtsnormen (zeitliche Herrſchaft) 
Für das Vorliegen einer perſönlichen Eigenſchaft im Sinne 
des 5 1333 B. G. B. kommt es nicht darauf an, daß 
das Laſter (Päderaſtie) bei dem Ehegatten zur Zeit der 
Eheſchließung noch fortbeſtanden hat S. 278222 
Frühere Verlobungen keine perſönliche Eigenſchaft S. 285 255 
Geſchlechtsverkehr des Mannes, uneheliche Vaterſchaft, ver⸗ 
ſchwiegene Schulden des Mannes kein Anfechtungsgrund 
S. 285 239 
Aulagen |. a. Eigenthumsfreiheitsklage 
Sind die aufgeſtellten, mit dem Gebäude nicht verbundenen 
Maſchinen als Anlagen im Sinne des 8 907 B. G. B. 
anzuſehen? S. 187 
Anſtandspflicht |. ungerechtfertigte Bereicherung 
Anutichrefts |. Pfandrecht 
Anweifung 
Die zahlungshalber erfolgte Annahme einer A. verpflichtet 
den Anweiſungsempfänger, zunächſt ſeine Befriedigung 
beim Angewieſenen zu ſuchen S. 166 (1901: 867) 
Arreſt ſ. Zwangsvollſtreckung 
Aerzte⸗Verein ſ. unerlaubte Handlung 
Aufenthalt, unbekannter 
Begriff deſſelben S. 18 (1900: 584) 


Aufrechuung |. a. Rechtsnormen (zeitliche Herrſchaft [Schuld⸗ 
verhältniſſe]), Geſammtſchuldner 

Erforderniß einer klaren und beſtimmten Erklärung S. 147 
(1901: 734) 

Rückwirkung einer im Laufe des Prozeſſes abgegebenen 
Aufrechnungserklärung auf die Zeit des Gegenüber⸗ 
ſtehens der Forderungen. Wird durch eine ſolche Er⸗ 
klärung der Klageanſpruch beſeitigt, trägt Kläger die 
Koſten S. 198 

Gilt der Grundſatz des § 422 Abſ. 1 über die A. durch 
einen der Geſammtſchuldner auch für das Solidar⸗ 
ſchuldnerverhältniß der Wechſelverpflichteten? S. 2822 

Auseinanderſetzung 

geſchiedener Eheleute |. Rechtsnormen (zeitliche Herrſchaft) 

von Miteigenthümern nach Bruchtheilen (Miterben) be⸗ 
züglich einer ihnen vom vor 1. Januar 1900 ver⸗ 
ſtorbenen Erblaſſer zugewendeten Sache nach B. G. B. 
S. 268 205 

Auskunftertheilung | 

Schadenserfatz wegen falſcher A. Zur Feſtſtellung des 
Vorſatzes der Schadenszufügung genügt, daß man die 
günftige Auskunft fo giebt, als ob man das mitgetheilte 
Günſtige wiſſe, während in dieſer Beziehung nichts 
bekannt iſt S. 27621 

Auskunftspflicht 

Umfang der A. der mit dem Erblaſſer in häuslicher Gemein⸗ 
ſchaft befindlichen Perſonen. Offenbarungseid S. 266 197 

Die A. des Grundſtücksverkäufers erſtreckt ſich nur auf die 
das rechtliche Verhältniß begründenden thatſächlichen 
Unterlagen, nicht auf rechtliche Belehrungen S. 2700 

Ausländer ſ. Eheſcheidung 
Auslegung 

von Verträgen nach Treu und Glauben S. 63 (1901: 51) 

nach dem wahren Willen der Vertragſchließenden S. 191 
mit Rückſicht auf beſtehende Handelsgebräuche S. 234108 

von Verſicherungsverträgen nach neuem Recht S. 209 

Bei der A. eines vor dem 1. Januar 1900 errichteten 
Teſtaments find auch dann die Auslegungsvorſchriften 
des B. G. B. nicht anzuwenden, wenn es an derartigen 
Vorſchriften für das alte Recht fehlt S. 216° 

einer Generalvollmacht nach Treu und Glauben mit Rück⸗ 
ſicht auf Verkehrsfitte S. 262184 

einer Aufrechnungserklärung S. 2823. 

Ausſchlagungs friſt 

Beginn der A. für den als Erbe berufenen mit einer Be⸗ 
ſchränkung oder Beſchwerung belaſteten Pflichttheils⸗ 
berechtigten S. 232102 

Aus ſchlußfriſt 

nicht zur Verjährung zu rechnen S. 116 (1901: 452) 

Berechnung der A. des § 1571 von der Ladung zum 
Sühnetermine an, nicht von letzterem ſelbſt S. 175 
(1902: 18) 

Aunsſtener 

Feſtſtellungsklage über die Verpflichtung des Vaters zur 
A. der Tochter im Falle ihrer Verheirathung S. 139 
(1901: 597) 

Bangelder ſ. Hypothek 


Bauhandwerker ſ. Werkvertrag 
Beamte ſ. a. Schadenserſatz 
Zum Begriff der Amtshandlung gehört nicht, daß der B. 
zur vorgenommenen Handlung verpflichtet war S. 21457 
Beköſtigungsrecht 
als Nießbrauch oder beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit 
in das Grundbuch eintragbar S. 89 (1901: 293) 
Beleuchtungspflicht |. Schadenserſatz 
Bereicherung |. ungerechtfertigte Bereicherung 
Beſcholtenheit |. Verlöbniß 
Beſitz ſ. a. Eigenthumsübertragung 
an einzelnen zu einer Sachgeſammtheit gehörigen Sachen 
wird nur erworben, wenn ſie individuell ſo beſtimmt 
bezeichnet ſind, daß der neue Beſitzer über ſie un⸗ 
mittelbar Gewalt ausüben kann S. 28538 
mittelbarer. Was iſt unter einem „ähnlichen Verhältniſſe“ 
des § 868 B. G. B. zu verſtehen? S. 171 (1902: 10) 
Befindet ſich der Käufer der Kiesgewinnung aus einem 
Grundſtück im mittelbaren B.? S. 201 
Wird durch die vom Bankier erfolgte Einlegung einer 
Aktie in die von dieſem verwahrte Mappe eines Kunden 
der mittelbare B. erlangt? S. 25197 
Beſitzentziehung 
Dem durch eine Vollſtreckungshandlung aus dem Beſitz 
geſetzten Miether ſteht eine Klage wegen B. gegen den 
Vollſtreckungsgläubiger nicht zu S. 192 
Beſtaudtheile eines Grundſtücks ſ. weſentliche Beſtandtheile 
Börſentermingeſchäfte ſ. unerlaubte Handlung 
Buchhändler⸗Börſenverein |. Schadenserſatz 
Büreauvorſteher 
Haftbarkeit der B. wegen Unterlaſſung der Uebermittelung 
eines entgegen genommenen Auftrags an ſeinen 
Prinzipal (Notar) S. 135 (1901: 549) 
Bürgfchaft 
Die wegen mangelnder Schriftform ausgeſchloſſene bürg⸗ 
ſchaftliche Haftung ſchließt die Haftung aus dem eine 
Verbürgung in Wechſelform bezielenden Wechſelver⸗ 
ſprechen nicht aus S. 231 
Die B. für die Erfüllung der Vertragspflichten des einen 
Theils erſtreckt ſich nicht, nach Auflöſung des Vertrages, 
auf die Rückgewähr des vom anderen Theile Geleiſteten 
S. 235 118 
Chicaue 
Unbegründeter Einwand der Ch. gegen die Ausübung 
des Vertragsrechts aus einer Konkurrenzklauſel S. 46 
(1900: 826) 
Dienſtverhältniſſe |. Rechtsnormen 
Dienftvertrag |. a. Gerichtsvollzieher 
Die Verpflichtung des Dienſtherrn aus § 618 erſtreckt 
ſich nicht auf die von dem Dienſtpflichtigen zu be⸗ 
nutzenden Wege, auch nicht auf den unmittelbar vor 
der Arbeitsſtätte befindlichen Wegestheil. Gang zur 
Arbeitsſtätte keine unter Anordnung des Dienſtherrn 
vorzunehmende Dienſtleiſtung S. 239 125 
Verſtößt ein Vertrag, durch den der Dienſtpflichtige vor 
Kündigung des beſtehenden einen anderweiten D. ein⸗ 
geht, gegen die guten Sitten? S. 250 156 


Differenzgefchäft 

Begriff des D. S. 276220 

Kein Rückforderungsrecht des auf Grund des D. baar 
oder durch Aufrechnung Gezahlten S. 199 — des an 
Zahlungsſtatt Gegebenen S. 254106 

Kein Spieleinwand beim Kaſſa⸗ und Tageskauf, wenn 
nicht ausdrücklich Nichtlieferung ausgeſchloſſen iſt 
S. 199 

Gleichſtellung der Zeitgeſchäfte mit den „ſogenannten“ 
Kaſſageſchäften bezüglich des Differenzeinwandes 
S. 276220 

Frage des Differenzcharakters des Geſchäfts iſt rechtlicher 
Natur. Vergleich zuläſſig? S. 255 166 

Bedeutungsloſigkeit des Anerkenntniſſes einer Schuld bei 
reinen Differenzgeſchäften S. 255 106 

Ehefran 

Prozeßfähigkeit der E. S. 72 (1901: 137) 

Zur Rechtswirkſamkeit einer durch die Frau in Verfügung 
über ihr eingebrachtes Gut erfolgten Kündigung bedarf 
es nicht der Mitwirkung des Mannes, ſondern nur deſſen 
vorher erklärter Zuſtimmung S. 189 

Die Haftung der E. für Waarenkäufe, die für das Geſchäft 
des Mannes in Gemeinſchaft des Letzteren oder allein 
gemacht find, iſt nicht ohne Weiteres aus den Grund⸗ 
fügen von Treu und Glauben zu folgern. Entſpricht 
die Mitwirkung bei derartigen Käufen der Verkehrsſitte? 
Gehülfin des Mannes? S. 269 204 

Ehegatten ſ. Unterhaltspflicht, Eheſachen 
Ehegemeinſchaft, Herſtellung der 

Anſpruch auf Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft beſtimmt 
ſich für die zur Zeit des Inkrafttretens des B. G. B. 
beſtehenden Ehen nach deſſen Vorſchriften S. 118 
(1901: 456) 

Eheliche Gemeinſchaft kann durch Vertrag nicht beſeitigt 
werden S. 153 (1901: 781) — es iſt jedoch eine Ver⸗ 
einbarung, die dem einen Ehegatten durch eine getrennte 
Wohnung ein zeitweiſiges Alleinſein ermöglicht, gültig 
S. 154 (1901: 781) 

bei Mittelloſigkeit des Ehemannes S. 2 (1900: 517) 

Mißbrauch des Rechts auf Herſtellung der ehelichen 

Gemeinſchaft: 

Berückſichtigung von Amtswegen S. 57 (1900: 891) 
272 212 

liegt nicht vor, wenn aus dem ehelichen Verhältniſſe 
ſelbſt für den anderen Theil Gefahr entſpringt S. 145 
(1901: 648) 

Das Verlangen auf Herſtellung der E. kann ſich ſchon 
als Mißbrauch des Rechts darſtellen, wenn ſich der 
klagende Gatte nicht eines derartigen Verhaltens 
ſchuldig gemacht, das den anderen Gatten zur 
Scheidungsklage berechtigt S. 27825 


Schuldvolles Verhalten des Fordernden; Beleidigungen 


ſeitens des klagenden Ehemannes S. 57 (1900: 891) 
Fehlen der Ernſtlichkeit des Rückkehrverlangens S. 90 
(1901: 293) 
Mangel einer angemeſſenen Wohnung S. 112 (1901: 
385) 3 


Aenderung des Willens, das eheliche Zuſammenleben 
nicht wieder aufzunehmen. Es genügt die Kundgabe 
der Willensänderung an den anderen Theil durch 
einen Prozeßakt S. 2721 

Ehegüterrecht 

Koſtenvorſchußpflicht des Ehemannes in Prozeſſen der 
Ehefrau S. 11, 47, 51, 52 (1900: 432, 837, 850, 
868) — bei Gütergemeinſchaft S. 10 (1900: 339), 51, 
52 (1900: 850, 868) — beim Beſtehen der Errungen⸗ 
ſchaftsgemeinſchaft des Code civil 108 (1901: 380) 

Koſtenvorſchußpflicht beſteht bis zur Entſcheidung, ob Koſten 
dem Vorbehaltsgute zur Laſt fallen S. 148 (1901: 735) 

Ein zur Rückgewähr des Eingebrachten abgeſchloſſenes 
Rechtsgeſchäft (§ 1391) ſchließt Anfechtung aus § 312, 
321 K. O. nicht aus S. 113 (1901: 385) 

Ehemakler ſ. Mäklerlohn 
Eheſachen ſ. a. Anfechtung der Ehe 

Prüfung der Vollmacht von Amtswegen. Reviſions⸗ 
inſtanz S. 6 (1900: 148) - 

Geſtattung des Getrenntlebens durch einſtweilige Ver⸗ 
fügung, auch wenn die Vorausſetzungen des § 1353 
B. G. B. nicht vorliegen S. 20 (1900: 601) 

Eheſcheidung 

Friſt zur Anſtellung der Scheidung sklage ($ 1571) S. 79 
(1901: 185) — bei Aufhebung der häuslichen Ge⸗ 
meinſchaft S. 80 (1901: 185) 

Geltendmachung von Scheidungsgründen im Laufe des 
Rechtsſtreits bei Nichtablauf der Friſt des § 1571 
S. 81 (1901: 204) 

Zeitpunkt der Rechtskraft des Scheidungsurtheils, wenn 
Rechtsmittel unbeſchränkt eingelegt, demnächſt aber 
Scheidung nicht angefochten wird S. 97 (1901: 323) 

Auf E. kann nicht erkannt werden, wenn nach dem 
Heimathrecht des Ehemannes (öſterreichiſcher Staats⸗ 
angehöriger römiſch⸗katholiſchen Bekenntniſſes) die Schei⸗ 
dung der Ehe vom Bande unzuläſſig iſt S. 59 (1901: 30) 
106 (1901: 378) 

Erwirbt ein Ausländer während des Scheidungsprozeſſes 
die deutſche Staatsangehörigkeit, ſo findet für die nach 
dieſem Zeitpunkte eingetretenen Scheidungsgründe das 
B. G. B. Anwendung S. 283104 

Verfehlungen, deren Geltendmachung wegen Friſtablaufs 
ausgeſchloſſen find, kommen weder als ſelbſtſtändige Schei⸗ 
dungsgründe noch für die Schuldfrage in Betracht 
S. 2151 

Ladung zum Sühnetermin braucht nicht die Scheidungs⸗ 
gründe zu enthalten, um die in § 1571 angegebene 
Wirkung zu ſichern S. 248151 

Berückſichtigung von Thatſachen, auf die eine Scheidungs⸗ 
klage nicht mehr geſtützt werden kann S. 286241 

Bösliche Verlaſſung 
Anforderungen des gemeinen Rechts und des $ 1567 

B. G. B. S. 18 (1900: 584) 

Verweigerter Geſchlechtsverkehr keine bösliche Verlaſſung 
S. 241128 

liegt nicht vor, ſolange die Konkubine des Mannes ſich 
in der Ehewohnung aufhält S. 24814 
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Die im voraufgegangenen Urtheil auf Eheberftellung 
feſtgeſtellten Thatſachen können für den Scheidungs⸗ 
prozeß nur dann eine Bedeutung gewinnen, wenn 
durch Hinzutritt neuer Geſchehniſſe eine veränderte 
Sachlage geſchaffen wird S. 273218 

Ehebruch 

Vereinigung der Geſchlechtstheile des einen Ehegatten 
mit einer dritten Perſon iſt E. 215 50 

Zuſtimmung des anderen Theils zum E. Zurücknahme 
der Zuſtimmung? S. 166 (1901: 868) 

Vorehelicher Ehebruch kein Scheidungs⸗ ſondern An⸗ 
fechtungsgrund S. 215551 

Die Feſtſtellung des begangenen Ehebruchs nach Ort 
und Zeit iſt nicht erforderlich S. 23615 

Geiſteskrankheit 

Aufhebung der geiſtigen Gemeinſchaft S. 94 (1901: 
297) S. 244133 — völliges und dauerndes Ab⸗ 
handenkommen des Bewußtſeins der ehelichen Ge⸗ 
meinſchaft S. 94 (1901: 297) 

Unfähigkeit zu gemeinſamem Denken und Fühlen 
S. 2441383 

Geiſtesſchwäche beim Scheidungsgrund S. 244133 

Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes (§ 1568 
B. G. B.) 

Eine vor Eheſchließung begangene Strafthat bildet keinen 
Scheidungsgrund, event. Anfechtungsklage S. 242120 

Scheidungsgrund iſt die von dem anderen Ehegatten 
während Beſtehens der Ehe verſchuldete Verfehlung 
S. 18 (1900: 563) 

Thatſächliche nicht bloß objektiv beſtimmbare durch Bes 
klagten herbeigeführte Unerträglichkeit S. 3, 13, 30, 
57, 69 137 (1900: 518, 549, 644, 892; 1901: 
74, 595) 

Klage auch dann zuläſſig, wenn Kläger gleichfalls an 
der Zerrüttung Schuld trägt S. 30, 31 (1900: 644, 
645), 138 (1901: 596), 146 (1901: 648), S. 161 
(1901: 832), S. 243 132 

Verwirkung des Rechts, wegen relativ nicht ſchwerer 
Eheverletzungen zu klagen, bei Vorhandenſein von 
Verfehlungen des klagenden Theils S. 69 

Maßgebend für die Beurtheilung der Zerrüttung iſt die 
Zeit der Klageerhebung S. 97 (1901: 324) 

Erforderniß der Urſächlichkeit der Zerrüttung durch die 
Verfehlung des einen Ehegatten bei vorliegenden 
Verfehlungen des anderen S. 223 8, 243132 

Bei der Frage, ob ſchwere Pflichtverletzungen vor⸗ 
liegen, ſind ſubjektive Momente, Verfehlungen des 
klagenden Ehegatten zu berückſichtigen S. 65 (1901: 
53), 98 (1901: 324) 

Exforderniß des ſubjektiven Verſchuldens bei Feſtſtellung 
der ſchweren Pflichtverletzung S. 242 181 

Nur verſchuldete Zerrüttung iſt Scheidungsgrund 
S. 205, 243 13% 

Zerrüttung muß objektiv und ſubjektiv vorhanden ſein 
S. 207 

Für Beurtheilung der Pflichtverletzung und des unſitt⸗ 
lichen und ehrloſen Verhaltens kommt es auf die 


von der objektiven Wahrheit an ſich unabhängige 
individuelle Meinung und Abſicht des beklagten 
Ehegatten an S. 26017? 

Erforderniß thatſächlicher Zerſtörung der ehelichen 
Geſinnung S. 31, 32, 57 (1900: 645, 726, 892) 

Das Geſammtverhalten iſt in Betracht zu ziehen, nicht 
die einzelnen Vorgänge als ſelbſtſtändige Thatſachen 
S. 267 2% 

Keine Kompenſation der gegenſeitigen Eheſcheidungs⸗ 
gründe S. 3 (1900: 518) 

Die Klage wegen Ehebruchs verpflichtet nicht den Richter, 
zugleich in die Frage der Anwendbarkeit des § 1568 
einzutreten S. 34 (1900: 728) 

In Wahrnehmung berechtigter Intereſſen aufgeſtellte 
Prozeßbehauptungen kein Scheidungsgrund S. 206, 
285240 — auch nicht die Erhebung der Widerklage 
2850 — Aufſtellung von Verfehlungen nur zur 
Vertheidigung wider beſſeres Wiſſen — in gutem 
Glauben S. 138 (1901: 596) 

Frühere Zerrüttung. Klage nicht gegeben, wenn die 
beſtehende Zerrüttung durch das fernere Verhalten 
des einen Theils aufrecht erhalten wird S. 13 
(1900: 549) — Nothwendigkeit der Feſtſtellung 
des Verſchuldens der beſtehenden Zerrüttung S. 13 
(1900: 549) — Vertiefung der Zerrüttung S. 242130 

Verwerthung von Thatſachen, auf Grund deren ein 
Urtheil auf Trennung bis zur Wiedervereinigung 
der Gemüther vor Geltung des B. G. B. ergangen 
S. 113 (1901: 386) 

Briefliche Beleidigungen als Scheidungsgrund S. 80 
(1901: 203), die durch das ehewidrige Verhalten 
des beleidigten Theils hervorgerufen find S. 183 
(1902: 71) 

Wörtliche Beleidigungen S. 87 (1901: 242) 

Beleidigungen; Rückſichtnahme auf den körperlich kranken 
Zuſtand des beleidigenden Theils S. 205 

Beweislaſt für die Wahrheit der beleidigenden Behaup⸗ 
tungen; Eideszuſchiebung S. 206 

Beleidigung bei beſtehender Zerrüttung S. 242130 

Oeffentliche Ehrenkränkung S. 48 (1900: 847) 

Mißhandlung S. 36 (1900: 741) 

Mißhandlungen, zu denen der mißhandelte Gatte An⸗ 
laß gegeben, können das Verſchulden nicht beſeitigen 
S. 138 (1901: 596) 

Schuldvoll herbeigeführtes geſchlechtliches Unvermögen 
S. 66 (1901: 54) 

Jahrelanges Fernhalien und Nichtgewähren des Unter⸗ 
halls S. 90 (1901: 293) 

Duldung der ſittlichen Verwahrloſung der Kinder S. 93 
(1901: 296) 

Ausübung des Beiſchlafs, wenn nicht geſundheitsſchäd⸗ 
lich, kein Scheidungsgrund S. 205 

Verweigerung der ordnungsmäßigen Beiwohnung nach 
zuvoriger Anwendung von Schutzmitteln S. 118 
(1901: 456) 

Verweigerter Geſchlechtsverkehr in böslicher Abſicht 
S. 241128 


Ausſchweifender, S. 137 
(1901: 547) 

Beharrliche Trunkſucht. Zuſtand zur Zeit der Klage 
maßgebend; Unerheblichkeit der Beſſerung während 
des Prozeſſes S. 182 (1902: 71), S. 248150 

Trunkſucht S. 223 81 

Fortſetzung des — wenn auch nicht geſchlechtlichen — 
Verkehrs mit dem Ehebrecher nach verziehenem Ehe⸗ 
bruch S. 207 

Hantiren mit einem Revolver in der Trunkenheit 
S. 223 81 

Iſt ein nicht unter S 1567 fallendes bösliches 
Getrenntleben Scheidungsgrund aus 8 1568? 
S. 260178 

Anbieten der Ehefrau zum Geſchlechtsverkehr in einem 
dritten Falle, um einen Eheſcheidungsgrund zu 
gewinnen, nachdem wegen zweier früheren Fälle 
auf Scheidung nicht mehr geklagt werden konnte 
S. 28641 

Verzeihung 

Verwerthung verziehener Vorgänge S. 21 (1900: 602), 
139 (1901: 596), 22381, 224 82 

Kann eine Verzeihung mit dem geheimen Vorbehalt der 
Nichternſtlichkeit erklärt werden? S. 114 (1901: 386) 

Wirkſamkeit der Verzeihung nach der Begehung, nicht 
erſt nach Beſtrafung des Delikts S. 114 (1901: 386) 

Verzeihung erfordert den Willen ſich auszuſöhnen, nicht 
den Willen, das Recht auf Scheidung aufzugeben 
S. 174 (1902: 13) 

in genereller Weiſe bezüglich der bekannten und un⸗ 
bekannten Verfehlungen; der Wille, die Verzeihung 
in ſolchem Umfange zu ertheilen, muß erkennbar ſein 
S. 260 180, 265 195 

Schuldfrage 

Maßgeblichkeit des Rechts, auf Grund deſſen die 
Scheidung rechtskräftig ausgeſprochen iſt S. 19 
(1900: 585), 66, 86 (1901: 53, 241) 

Eine nicht einen Eheſcheidungsgrund bildende Thatſache 
kann auch keine Verwerthung für die Schuldfrage 
finden S. 39 (1900: 744), 188 

Schuldigerklärung beider Ehegatten bei Durchdringen der 
beiderſeitigen Scheidungsanträge S. 93 (1901: 296) 

Wird nur auf die Klage die Ehe getrennt, die Wider⸗ 
klage aber — wegen Verluſt des Scheidungsrechts — 
abgewieſen, ſo kann nur Beklagter für ſchuldig er⸗ 
klärt werden S. 167 (1901: 868) 

Keine Kompenſation S. 97 (1901: 324), 205 — keine 
Abwägung S. 97 (1901: 324) 

Antrag auf Klageabweiſung enthält nicht zugleich den 
Antrag auf Schuldigerklärung des klagenden Theiles 
S. 242132 — Ohne entſprechenden Antrag keine 
Schuldigerklärung S. 266 19° 

Verwerthung von nach dem erſten Scheidungsurtheil 
liegenden Vorgängen S. 244184 

Eheſchließung 
kann im gerichtlichen Vergleiche nicht gültig vollzogen 
werden S. 120 (1901: 473) 


liederlicher Lebenswandel 


Ehevertrag 

E. kann rechtsgültig in einem prozeßgerichtlichen Vergleich 
abgeſchloſſen werden S. 119 (1901: 473) 

Kann der überlebende Ehegatte neben dem ihm in einem 
unter Herrſchaft des franz. Rechts geſchloſſenen E. 
ausgeſetzten Erbtheile oder ſtatt deſſelben noch den ihm 
nach dem B. G. B. zuſtehenden Erbtheil beanſpruchen? 
S. 143 (1901: 645) 

Ehewohuſtitz 

Wirkungsloſigkeit eines Vertrages der Eheleute über den 
E. S. 40 (1900: 778) 

Kann die Ehefrau, falls der Ehemann ſein Beſtimmungs⸗ 
recht mißbräuchlich übt, den E. ſelbſtſtändig beſtimmen? 
S. 40 (1900: 778) 

Ebewohnung |. Ehegemeinſchaft 
Ehre 

gehört nicht zu den durch § 823 Abf. 1 geſchützten Rechts⸗ 

gütern S. 256 10 
Eigenmacht, verbotene 

Die Vorausſetzungen der verbotenen E. liegen dann nicht 
vor, wenn die Beſitzentziehung im Wege der Vollſtreckung 
durch Gerichtsvollzieher erfolgt S. 193 

Eigenſchaft einer Sache 

Was fällt unter den Begriff der E. einer Sache? S. 270 307 
Eigenthümerhypothek ſ. Hypothek 
Eigenthumsfreiheitsklage 

Freiheit des Eigenthümers in der Benutzung ſeines Grund⸗ 
ſtücks, wenn die Benutzungsart nicht über die Grenzen 
hinaus wirkt, trotzdem aber ihrer Gefährlichkeit wegen 
das Grundſtück entwerthet S. 21153 

Verurtheilung zur Abſtellung der das erträgliche Maß 
überſchreitenden Erſchütterungen und Geräuſche S. 1 
(1900: 501) 

Entfernung einer öffentlichen Bedürfnißanſtalt wegen Im⸗ 
miſſion übler Gerüche, die das klägeriſche Grundſtück 
erheblich beeinträchtigen S. 25 (1900: 639) 

Klage auf Abhülfe gegen den das klägeriſche Grundſtück 
in ungewöhnlichem Maße beläſtigenden Kohlenſtaub, 
Rauch, Ruß; Berückſichtigung der beſonderen örtlichen 
Verhältniſſe S. 56 (1900: 890) 

Klage auf Abſtellung der Zuführung von Rauch, Ruß und 
üblen Gerüchen aus dem Nachbargrundſtücke; Beweis⸗ 
laſt S. 141 (1901: 640) 

Verurtheilung wegen beläſtigender Zuführungen nach Her⸗ 
ſtellung abhelfender Einrichtungen nur dann ausgeſchloſſen, 
wenn Beſeitigung oder Nichtbenützung dieſer Einrichtungen 
unmöglich S. 181 (1902: 70) 

Beweislaſt für die Nichtortsüblichkeit und Uebermäßigkeit 
der Einwirkungen S. 202 

Keine Erweiterung der Grenzen der Ortsüblichkeit nach 
Privatbelieben (Einführung von Nachtarbeit) S. 202 

Keine Klage wegen unzuläſſiger Einwirkungen, wenn dieſe 
längere Zeit vor Klageerhebung in Folge getroffener 
Anordnungen nicht mehr ſtattfanden S. 203 

Bei Anlagen, die mit Sicherheit unzuläſſige Einwirkungen 
vorausſehen laſſen, iſt auch dann Klage gegeben, wenn 
Einwirkungen noch nicht hervorgetreten S. 203 


Beſchaffenheit der Anlagen, die das Nachbareigenthum im 
Sinne des 8 907 B. G. B. beeinträchtigen. Erhöhung 
der öffentlichen Straße keine derartige Anlage S. 233 10 

Bei Zuführung ſchädlicher Stoffe auf ein Wieſengrundſtück 
durch Vermittelung eines öffentlichen Fluſſes; Nicht⸗ 
benutzbarkeit dieſes Fluſſes zum Tränken des Weide⸗ 
viehes S. 240 128 

Bei Beeinträchtigung des Eigenthümers beim Betreiben 
des Tagebaus auf Eiſenerz (8 2 d. Elſ.⸗Lothr. Berggeſ.) 
S. 241197 

Haftung des Vermiethers neben dem Miether für die von 
letzterem vorgenommenen Eingriffe in das Nachbarrecht 
S. 63 (1901: 51) 

Haftung des Vermiethers für die vom Miether veranlaßte 
Störung des Nachbars, auch wenn kein eigentliches 
Verſchulden des Vermiethers vorliegt S. 187 

Haftung der Gemeinde für die durch die von ihr geſchaffene 
Kanaliſation vermittelte Störung des Eigenthums, wenn⸗ 
gleich die ſchädigenden Beſtandtheile nicht von der Ge⸗ 
meinde ſelbſt in den Kanal geleitet werden S. 64 
(1901: 52) 

Eigenthumserwerb 

einer Aktie durch Einlegung Seitens des Bankiers in 
eine von dieſem für den Erwerber verwahrte Mappe 
S. 251 197 

Eigenthumsfeſtſtellungsklage 

Die Klage auf „Anerkennung des Eigenthums“ charakteriſirt 
ſich als eine nach dem B. G. B. zuläſſige E. (§ 256 
C. P. O.) S. 179 (1902: 68) 

Eigenthumsũübertragung 

durch Abtretung des Herausgabeanſpruchs an den im Be⸗ 
ſitze eines Dritten befindlichen Waaren. Für die Frage 
der E. iſt es ohne Belang, ob der Käufer den Erwerb 
der an den Dritten übertragenen Waaren durch Vor⸗ 
ſpiegelung nicht vorhandener Kreditwürdigkeit erlangt 
hat und der Dritte bei den betrügeriſchen Machenſchaften 
betheiligt iſt S. 160 (1901: 831) 

findet auf Grund des als Scheingeſchäft nichtigen Ver⸗ 
trages und der darauf hin ertheilten Auflaſſung nicht 
ſtatt; Berichtigung des Grundbuchs S. 202 

Eigentbumsvorbebalt 

Untergang des Eigenthums an Sachen, die weſentliche 
Beſtandtheile einer anderen Sache geworden ſind S. 55 
(1900: 889) 

Elterliche Gewalt 

Beſchränkung und Aufhebung der Beſchränkung der 
E. G. nur der Vormundſchaftsrichter zuſtändig S. 53 
(1900: 869) 

E. G. der Mutter und Naͤtznießung am Kindes vermögen 
S. 54 (1900: 870) 

Zuläſſigkeit der Regelung des Verkehrs zwiſchen Mutter 
und Kind während des Eheſcheidungsprozeſſes durch 
den Prozeßrichter; einſtweilige Verfügung S. 207 

Enteiguung 

Wiedereinſetzung gegen Ablauf einer Friſt in Enteig⸗ 
nungsſachen der Landesgeſetzgebung vorbehalten S. 36 
(1900: 741) 
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Exntmündigung 

wegen Geiſteskrankheit oder Geiſtesſchwäche 
nur bei Unfähigkeit zur Beſorgung aller Angelegen⸗ 
heiten, nicht bei wirthſchaftlicher Geſchäftsunfähigkeit; 
bei Verhinderung zur Beſorgung einzelner Angelegen⸗ 
heiten liegt die Vorausſetzung für Pflegſchaft vor 
S. 49 (1900: 848) 

Für die Anfechtung eines vor dem 1. Januar 1900 er⸗ 
gangenen Entmündigungsbeſchluſſes nach dem 1. Januar 
1900 das Recht des B. G. B. maßgebend S. 49, 51, 
67 (1900: 848, 867; 1901: 72) 

Bei der Anfechtungsklage maßgebend der Zuſtand zur 
Zeit des Entmündigungsbeſchluſſes. Das die E. aus⸗ 
ſprechende Gericht iſt wegen des Grades der E. an 
den Antrag nicht gebunden S. 51 (1900: 867), 67 
(1901: 72) 

wegen Trunkſucht 
Es genügt ſchon die Gefahr des Nothſtandes. Die im 

8 6 aufgeführten Folgen dürfen einander ſubſtituirt 
werden. Für Anfechtungsklage kommt nur der Zeit⸗ 
punkt der E. in Betracht S. 280530 

wegen Verſchwendung 
Begriff der Verſchwendung S. 121 (1901: 475) 
Aufhebung der E. erfordert nur den Nachweis, daß 

die Vorausſetzung der E. nicht mehr vorliegt, nicht 
aber, daß auch Beſſerung eingetreten iſt S. 122 
(1901: 475) 

Erbbaurecht 

Iſt eine im gerichtlichen Vergleiche enthaltene Einigung 
über Beſtellung eines E. wegen Formmangels nichtig? 
S. 120 (1901: 473) 

Erbrecht |. Auskunftspflicht, Ehevertrag, Pflichtheitsberech⸗ 
tigter, Rechtsnormen (zeitliche Herrſchaft), Teſtament, 
Teſtamentsvollſtrecker 

Begriff der erbrechtlichen Verhältniſſe Art. 213 E. G. S. 9 
(1900: 466) 

8 2355 B. G. B. ſchließt andere Beweismittel für die 
Erbfolge als den Erbſchein nicht aus S. 35 (1900: 729) 

Begriff der Zuwendung ($ 2050). Können vom Erblaſſer 
einzelnen Erben auf Schuldſchein gegebene Beträge zur 
Ausgleichung gebracht werden? S. 266198 

Erbſchein ſ. Erbrecht 

Erbvertrag 

Offener, ſich in gewöhnlicher amtlicher Verwahrung des 
Notars befindlicher vor 1. Januar 1900 errichteter E., 
iſt, falls einer der Kontrahenten nach 1. Januar 1900 
ſtirbt, an Nachlaßgericht abzuliefern S. 98 (1901: 324) 

Erbverzicht 

Gültigkeit des in einem prozeßgerichtlichen Vergleich 
erklärten E. S. 119 (1901: 473) 

Erfüllung 

Die unter Geltung des B. G. B. zu früher entſtandenen 
Schuldverhältniſſen vorgenommenen Erfüllungsgeſchäfte 
unterliegen dem neuen Recht S. 76 (1901: 182), 
280 228 

tritt bei Grundſtücksverkäufen durch die Auflaſſung ein 
S. 195 


Erfüllungsort |. a. Gerichtsſtand 
für den Anſpruch auf Gewährleiſtung einer durch Kauf 
übertragenen Forderung S. 141 (1901: 640) 
für die Verpflichtung zur Abnahme gekaufter Waaren beim 
Vorliegen eines Gattungskaufs S. 146 (1901: 733) 
Anwendung des § 269 B. G. B., wenn die Leiſtung aus 
einem Schuldverhältniſſe in einem Unterlaſſen beſteht 
S. 239 190 
Iſt beim Abſchluß des Kaufvertrages der E. nicht feſt⸗ 
geſetzt, iſt der Wohnort des Käufers E., er kann nicht 
einſeitig vom Verkäufer durch Vermerk auf Faktura 
geändert werden. Stillſchweigende Genehmigung des 
Käufers? S. 252150 
Bei fortgeſetzten Lieferungen hat der auf den Fakturen 
angegebene E. für die folgenden Beſtellungen keine 
rechtliche Bedeutung S. 252159 
Errungenſchaftsgemeinſchaft |. Ehegüterrecht 
Erwerbsbeeinträchtigung |. Schadenserſatz 
Erziehungsrecht 
Feſtſtellung des E. des unſchuldigen Ehegatten gegenüber 
dem ſchuldigen Theil durch den Prozeßrichter; ab⸗ 
weichende Anordnung durch den Vormundſchaftsrichter 
im Intereſſe des Kindes S. 29 (1900: 642) 
Fälligkeit 
Die Einrede der Nichtfälligkeit wirkungslos, wenn die 
Kündigungs friſt bis zum letzten Verhandlungstermin ab⸗ 
läuft S. 222 
Fahrläſſigkeit 
Begriff der F. S. 151 (1901: 768). Es iſt zu prüfen, 
welche Sorgfalt derjenige Verkehr, um den es ſich im 
konkreten Falle handelt, erſordert. (Sorgfalt eines ordent⸗ 
lichen Jägers) S. 263 186 
Fiſchereigerechtigkeit ſ. Grunddienſtbarkeit 
Fixgeſchäft |. a. Verzug | 
Die Vereinbarung der genauen Einhaltung der für die 
Leiſtung beſtimmten Zeit oder Friſt iſt weſentlicher 
Beſtandtheil des F. S. 247 144 
Form |. Jagdpacht, Kreditauftrag, Schuldübernahme, Vertrags⸗ 
form, Willenserklärung 
Friſt ſ. a. Ausſchlußfriſt, Verzug, Werkvertrag 
Begriff der Angemeſſenheit der Friſt S. 171 (1902: 10) 
Gaſtwirth |. Schadenserſatz 
Gaſtwirthſchaftsinventar |. Zubehör 
Gattungskauf ſ. a. Erfüllungsort 
Iſt Verkäufer nur verpflichtet, zur feſtgeſetzten Zeit und 
von beſtimmtem Orte ab die vereinbarte Waare zu 
liefern, fo wird er von der Leiſtungspflicht frei, wenn 
unverſchuldete Umſtände die Leiſtung nach Zeit und 
Ort unmöglich machen S. 229 52 
Schadenserſatz aus einem G. wegen Nichterfüllung ſchlecht⸗ 
hin, nicht nur inſoweit, als der gelieferten Waare eine 
zugeſicherte Eigenſchaft fehlt S. 235110 
Schadenserſatz wegen Mangelhaftigkeit der gelieferten 
Waare z. Z. des Uebergangs der Gefahr auf den Käufer 
in Höhe des ganzen Erfüllungsintereſſes S. 282235 
Gefährliche Anlagen ſ. Eigenthumsfreiheitsklage 
Gegenſeitiger Vertrag ſ. Vertrag 


Geiſteskranke ſ. Entmündigung, Pflegſchaft 
Geiſtesſchwäche |. Entmündigung, Pflegſchaft 
Gemeinſchaft nach Bruchtheilen ſ. Auseinanderſetzung 
Gerichtsſtand ſ. a. Erfüllungsort 

Wird mit der Klage wegen Irrthums und Betruges die 
Rückgewähr des Kaufpreiſes gefordert, ſo iſt nicht das 
Gericht des Ortes, an dem ſich die Waare befindet, 
ſondern das des Wohnſitzes des Schuldners zuſtändig 
S. 163 (1901: 864) 

Der G. für die Klage gegen den früheren Grundſtücks⸗ 
eigenthümer auf Umſchreibung einer Vormerkung in eine 
Sicherungshypothek iſt kein ausschließlich dinglicher; es 
beſteht daneben auch der perſönliche S. 249 163 

Gerichtsvollzieher |. a. Schadenserſatz 

Das Rechtsverhältniß zwiſchen Partei und beauftragtem 
G. beſtimmt ſich nach den Grundſätzen des eine Geſchäfts⸗ 
beſorgung betreffenden Dienſtvertrages. Haftbarkeit des 
G. bei Fahrläſſigkeit auch dann, wenn der Beſchädigte 
auf andere Weiſe Erſatz erlangen kann S. 154 
(1901: 783) 

Geſammtſchuldner ſ. a. Aufrechnung 

Uebergang der Gläubigerrechte gegen die übrigen Schuldner 
bei Befriedigung durch einen der G. S. 82 (1901: 226) 

Die Zahlung einer Geldſumme aus einem mehreren 
Schuldnern gehörigen Grundſtück iſt eine untheilbare 
Leiſtung; die Schuldner haften als G. S. 198 

Die Zurverfügungſtellung der Kuxe gemäß 8 130 des 
Preuß. Berggeſetzes durch den Erwerber befreit nach 
8 422 B. G. B. auch den Vorbeſitzer von der vor 
Veräußerung und Umſchreibung beſchloſſenen Zubuße 
S. 230% 

Zwiſchen Ausſteller und Indoſſant eines Wechſels entſteht 
kein Geſammtſchuldnerverhältniß im Sinne des 8 426 
B. G. B. Falls durch den Wechſel eine Bürgſchaft zu 
Gunſten eines Dritten erfolgt iſt? S. 234 105 

Keine Aufrechnung gegen die einem der G. zuſtehende 
Forderung S. 237116 

Geſchäftsherr |. Schadenserſatz. 
Geſchwiſter 

Unterhaltspflicht der G. beſteht ſeit 1. Januar 1900 nicht, 
ſelbſt bei früher erfolgter rechtskräftiger Verurtheilung 
S. 12 (1900: 431) 

Geſellſchaft ſ. a. Vollmacht 

Keine Uebertragung des Anſpruchs auf Rechnungsſtellung 
S. 253 194 

Anwendung des B. G. B. auf offene Handelsgeſellſchaften 
und Kommanditgeſellſchaften in ſoweit, als neue Geſell⸗ 
ſchaſter nur unter Zuſtimmung Aller aufgenommen werden 
können S. 262 185 

Geſellſchaftsvertreter 

Nichtigkeit eines von dieſem mit ſich ſelbſt abgeſchloſſenen 

Vertrages S. 145 13° 
Gewährleiſtung |. a. Erfüllungsort, Gattungskauf, Kauf, 
Miethe, Thierkauf 

Kenntniß des Käufers von einem Mangel im Rechte oder 
einem Sachmangel befreit den Verkäufer von der Ver⸗ 
tretungspflicht S. 262 165 


Gläubiger 

Uebergang der Rechte des G. auf einen der Geſammt⸗ 

ſchuldner S. 82 (1901: 226) 
Goldklauſel ſ. Grundbuch 
Grundbuch ſ. a. Hypothek, Rechtsnormen (zeitliche Herrſchaft) 
8 53 der Preuß. Grundb. Ord. durch Art. 33 des Preuß. 
Ausf. G. zur Reichs⸗Grundb.⸗Ord. aufgehoben S. 62 
(1901: 50) 
Einwilligung des Erben zur Eigenthumseintragung des 
Vermächtnißnehmers S. 62 (1901: 50) 
Eintragung der Verfügungsbeſchränkung zu Gunſten des 
Univerſalfideikommiſſars gegen den unbeſchränkt in das 
G. als Eigenthümer eingetragenen Fiduziar S. 71 
(1901: 102) 
Eintragungsfähigkeit — eines Wohnungs⸗ und Beköſtigungs⸗ 
rechts S. 89 (1901: 293) — der preußiſchen Ablöſungs⸗ 
rente S. 181 (1902: 69) 
Unzuläſſigkeit der Eintragung eines gegenwärtig nicht be⸗ 
ſtimmbaren (ſpäter nach dem Kurſe des Goldes zu be⸗ 
rechnenden) Geldbetrages S. 187 (1902: 123) 
Die ſog. Goldklauſel bedarf nicht der Aufnahme in den 
Eintragungsvermerk, es genügt Bezugnahme auf die 
Eintragungsbewilligung S. 187 (1902: 123) 
Berichtigung des G. 
iſt zum Rückgängigmachen des als Scheingeſchäft 
nichtigen Vertrages und der daraufhin ertheilten Auf⸗ 
laſſung zu verlangen; Mitwirkung des anderen Theils 
S. 202 

Anſpruch der Ehefrau auf Berichtigung des G. gegen 
Eigenthümer und Ehemann, wenn die Hypothek 
ſtatt auf ihren auf den Namen des Mannes ein⸗ 
getragen S. 223° 

Klage des Grundſtückseigenthümers auf Löſchung — 
eines vor Erwerb des Grundſtücks erfolgten Hypo⸗ 
thekeneintrags, der unter einer auflöſenden (einge⸗ 
tretenen) Bedingung erfolgt iſt. Aktivlegitimation 
S. 22278 — einer Kautionshypothek, die für eine 
nicht entſtandene oder getilgte Forderung eingetragen 
iſt S. 250 184 

Iſt in Folge eines Verſehens ein unrichtiger Hypotheken⸗ 
gläubiger eingetragen, ſo wird durch die Erklärung 
des wirklichen Gläubigers, daß dem erſteren die 
Gläubigerrechte zuſtehen ſollen, das G. richtig 
S. 240 126 

Anſpruch auf Berichtigung des G., wenn der Eintragung 
ein privatrechtlicher Titel nicht zu Grunde liegt. Der 
Berichtigungsanſpruch iſt nicht nur vom Geſichts— 
punkte der formalen Erforderniſſe zu prüfen S. 255 167 

Grunddienſtbarkeit 

Thunlichſte Schonung der Intereſſen des Eigenthümers 
des belaſteten Grundſtücks ($ 1020 B. G. B.) S. 17 
(1900: 563) 

Nichtanwendbarkeit der Grundſätze des § 916 (Ueberbau) 
auf den Fall, wenn der Eigenthümer eines Grundſtücks 
über die Grenze des unbelaſteten Theils auf den mit 
einer G. belaſteten Theil ſeines Grundſtücks hinüber⸗ 
baut S. 57 (1900: 891) S. 2588 


Begründung einer G. nur zu Gunſten eines fremden 
Grundſtücks zuläſſig; der Eigenthümer kann nicht einem 
ſeiner Grundſtücke an dem anderen eine G. einräumen 
S. 70 (1901: 101) 

Analoge Anwendbarkeit des 8 912 auf Fälle, wo der 
Ueberbau nur eine G., nicht das Eigenthum des Nach⸗ 
barn beeinträchtigt? S. 132 (1901: 545) 

Unter der „anderen Stelle“, auf die die Ausübung der 
G. verlegt werden kann, iſt ein anderes Grundſtück 
nicht zu verſtehen S. 182 (1902: 71) 

Berechtigung des Eigenthümers, das belaſtete Grundftüd 
inſoweit durch Neueinrichtungen zu benutzen, als für 
den dinglich Berechtigten nur geringfügige Beeinträch⸗ 
tigungen eintreten (Einrichtung eines Bades in einem 
mit Fiſchereigerechtigkeit belaſteten Gewäſſer) S. 249 163 

Grundeigenthum |. a. Eigenthum 

Kann Uebertragung von G. gültig in gerichtlichem Ver⸗ 
gleiche geſchehen? S. 120 (1901: 473) 

Grundſtück |. a. Kauf, Vertrag 

Verſchlechterung des G. Entfernung von Zubehörſtücken; 
Rechte des Hypothekengläubigers S. 185 (1902: 122) 

In Nichterneuerung von Verficherungsverträgen iſt eine 
die Sicherheit der Hypotheken bedrohende Verſchlechte⸗ 
rung des G. nicht zu finden S. 277222 

Stehen dem Hypothekengläubiger die Rechte aus 8 1134 
B. G. B. zu bei ungenügender Feldbeſtellung und iſt 
bei ſchon eingetretener Zubehörverſchlechterung und Min⸗ 
derung noch nothwendig, daß ſolche auch künftig zu 
beſorgen iſt? S. 277223 

Gute Sitten (Verſtoß gegen die) ſ. Dienſtvertrag, Schadens⸗ 
erſatz, unerlaubte Handlung, Vollmacht 

Handelsgeſellſchaft, offene, |. Geſellſchaft 

Handlungsgehülfe |. Rechtsnormen (zeitliche Herrſchaft, 
Dienſtverhältniſſe) 

Herausgabeanſpruch 

In der Zurverfügungsſtellung von Waaren zu Gunſten 
eines Dritten und in der Uebergabe des Verfügungs⸗ 
ſcheins iſt eine Uebertragung des H. nicht zu finden 
S. 160 (1901: 831) 

Hinterlegung — nur bei beweglichen Sachen; H. (Leber: 
gabe zur gerichtlichen Aufſicht und Verwahrung) eines 
Grundſtücks (8 234 I 16 A. L.) kann als Erfüllung 
eines vor 1900 entſtandenen Schuldverhältniſſes nach 
dieſem Zeitpunkte nicht mehr dienen S. 76 (1901: 182) 

Verpflichtung des Schuldners zur Hinterlegung nur in 
beſonderen Fällen (3. B. 88 432, 1077, 1281) S. 253 105 

Hypothek ſ. a. Abtretung, Grundſtück, Rechtsnormen (zeitl. 
Herrſchaft), Vertragsform 

Haftung von Grundſtückszubehör |. Rechtsnormen (zeitl. 
Herrſchaft) 

Einreden des Schuldners gegen den Ceſſionar S. 75 
(1901: 181) 

Die für eine nicht zur Entſtehung gelangte Forderung 
beſtellte H. kann von dem eingetragenen Gläubiger 
nicht abgetreten werden S. 83 (1901: 239) 

Das dingliche Recht aus einer H. erwirbt der Gläubiger 
erſt mit Entſtehung der Forderung S. 223 80 


Die Höchſtbetragshypothek wird nur inſoweit Eigenthümer⸗ 
hypothek, als die Forderungen, für die ſie beſtellt, nicht 
zur Entſtehung gelangt find S. 232100 

Dem Inhaber der Eigenthümerhypothek ſteht völlige 


Verfügungsfreiheit über die H. zu, kann im Voraus 


Verpflichtungen über Löſchung eingehen S. 2481, 

Das antichretiſche Pfandrecht nach Preuß. A. L. R. wird 
nicht zu einer H. des B. G. B. S. 44 (1900: 821) 

Die Geſammthypothek verbindet die einzelnen Grundſtücke 
nicht zu einer rechtlichen Einheit S. 111 (1901: 383) 

Was haftet für eine ſeit 1. Januar 1900 als Buchhypo⸗ 
thek im Sinne des B. G. B. anzuſehende H. als 
Pfand und welche Befugniſſe ergeben ſich aus der H. 
für den Gläubiger? S. 185 (1902: 122) 

Beweislaſt für das Beſtehen der H., falls Valuta vor 
Ausſtellung der Schuld⸗ und Hypothekenverſchreibung 
nicht gezahlt iſt S. 133 (1901: 546) 

Unter Vorbehalt der Rechte im Wechſelprozeſſe vor oder 
nach 1. Januar 1900 ergangene Urtheile ſind nicht 
geeignet, die Umſchreibung einer Kautionshypothek des 
alten Rechts in eine Maximal⸗H. des 8 1190 herbei⸗ 
zuführen S. 161 (1901: 832) 

Die Rechte des Hypothekengläubigers wegen Entfernung 
von Zubehörſtücken entgegen den Regeln einer ord⸗ 
nungsmäßigen Wirthſchaft ſtehen ihm nur dann zu, 
wenn er ſie auch wegen einer anderen Verſchlechterung 
des Grundſtücks ausüben könnte S. 188 (1902: 122) 

Bei nicht angelegtem Grundbuch kann auch nach dem 
1. Januar 1900 die Klage aus § 865? C. P. O. nicht 
erhoben werden S. 21766 

Eintragbarkeit einer H. nach der Eröffnung des Kon⸗ 
kurſes über das Vermögen des Grundſtückseigenthümers, 
wenn der Eintragungsantrag vorher geſtellt ift S. 240 124 

Iſt eine Perſon aus Verſehen als Hypothekengläubigerin 
eingetragen, ſo kann von ihr nicht Abtretung, ſondern 
nur die Anerkennung der Nichtgläubigerſchaft und die 
Löſchungsbewilligung oder die Eintragung des wirk⸗ 
lichen Gläubigers verlangt werden S. 240 126 

Berechtigung des Schuldners, Zahlung an Hypotheken⸗ 
gläubiger zu verweigern, falls er auf irgend eine Weiſe 
Kenntniß von der Verpfändung der Hypothekenforderung 
erlangt S. 253 168 

Gegen den eine H. im Wege der Zwangsvollſtreckung 
Erwerbenden können dieſelben Einreden geltend gemacht 
werden wie gegen den früheren Inhaber. Berechtigung, die 
für Baugelder beſtellte H. den Baugeldgebern gegenüber 
für andere Forderungen geltend zu machen? S. 272211 

Briefhypothek geht erſt durch Uebergabe des Hypotheken⸗ 
briefes ſeitens des Grundſtückseigenthümers in das Eigen⸗ 
thum des Gläubigers über S. 277 221 

Für Zuſtimmung des Eigenthümers zur Aufhebung einer 
H. keine beſtimmte Wortfaſſung S. 280525 


Hypothekenbrief 


Herausgabe des H. |. Pfandrecht 

Bei Vorhandenſein mehrerer Grundſtückseigenthümer 
müſſen ſämmtliche den H. übergeben bezw. der Ueber⸗ 
gabe zuſtimmen S. 277221 


Jagdpacht 


Keine Schriftform des Vertrages S. 239 122 


Illoyale Konkurrenz 


Anwendung der 88 823, 826 B. G. B. S. 100 
(1901: 349) 


Immaterieller Schaden |. Schmerzensgeld 
Irrthum 


über den Inhalt der Willenserklärung ſchließt Willens⸗ 
einigung nicht aus, giebt nur ein Recht auf Anfechtung 
S. 130 (1901: 493) 

Die Annahme, auf Grund der mündlichen Abmachung 
zur notariellen Beurkundung verpflichtet zu ſein, kein 
J. im Sinne des § 119 S. 262165 


Kauf ſ. a. Auskunftspflicht, Gattungskauf, Sicherungskauf, 


Thierkauf 

Panoramaverkauf. Beim Verkaufe garantirte Bezugs⸗ 
möglichkeit der Bilder keine Eigenſchaft des Panorama, 
keine Wandlungsklage, ſondern Rücktrittsrecht bei An⸗ 
nahme einer Ceſſion des Bilderbezugsrechts oder An⸗ 
ſpruch wegen Verzuges aus Garantieübernahme 

S. 213 56 

Nichtgeltendmachung eines dem Grundſtückskäufer nach 
dem mündlichen Abſchluß, aber vor der notariellen 

Beurkundung des Vertrages bekannten Mangels, auch 

wenn Verkäufer den Irrthum, der mündliche Vertrag 

ſei bindend, hervorgerufen S. 262 183 

Wandlungsklage 

bei der Kenntniß des Mangels (Schwammbildung), 
nicht beim K., aber vor der Auflaſſung. An⸗ 
wendung des § 464 nicht nur auf Fälle, in denen 
ſich die Annahme der gekauften Sache an den Kauf⸗ 
abſchluß unmittelbar anſchließt S. 156 (1901: 785) 

ſetzt ein an ſich zu Recht beſtehendes Kaufgeſchäft 
voraus; iſt mit der Klage wegen Irrthums und 
Betruges nicht vereinbar. Anſpruch auf Rückgewähr 
des Kaufpreiſes charakteriſirt ſich als Anſpruch aus 
ungerechtfertigter Bereicherung. Erfüllungsort? S. 162 
(1901: 864) 

Rücktritt iſt zuläſſig, auch wenn der Wandlungs⸗ 
berechtigte zur Zeit der Wandlung zur Rückgewähr 
des Kaufgegenſtandes nicht in der Lage iſt; er 
iſt unwirkſam, bei Verzug oder Erklärung, den 
Gegenſtand nicht mehr zurückerwerben zu können 
S. 198 

Wandlungsanſpruch bei nicht vertragsmäßiger Lieferung. 
Schadenerſatzanſpruch S. 251168 

Umfang des Anſpruchs aus der Wandlung; Schadens⸗ 
erſatzanſpruch daneben nur bei ſchuldhafter Verletzung 
einer Vertragspflicht S. 252160 

nach Probe 

Die Garantie für die Eigenſchaften der Probe oder 
des Muſters kann vertraglich nicht ausgeſchloſſen 
werden S. 23056 

Liegt ein Kauf nach Probe oder Muſter vor, wenn 
dem Käufer ein Muſter nur vorgelegt iſt? S. 230 e 


Kaufpreis ſ. Stundung 
Kautionshypothek |. Rechtsnormen (zeitliche Herrichaft) 
2 


Kinder ſ. Elterliche Gewalt, Unterhaltspflicht 

Recht des Kindes gegen die Eltern auf Namhaftmachung 

der Geſchwiſter nicht gegeben S. 66 (1901: 54) 
Kindes vermögen |. Nutznießungsrecht 
Kommanditgeſellſchaft |. Geſellſchaft 
Konkurrenz |. Illoyale Konkurrenz 
Konkurrenzverbot 

Fortdauer des K., auch wenn der Berechtigte kein Kon⸗ 
kurrenzgeſchäft betreibt; Wegfall nur bei Unmöglichkeit 
des Betriebes S. 46 (1900: 826) 

Wird das K. durch Zahlung der Vertragsſtrafe befeitigt? 
S. 250 166 

Unterliegt die auf Veranlaſſung des durch K. gebundenen 
Vertragstheils durch Dritte gethätigte Konkurrenz der 
Vertragsſtrafe? S. 264190 

Konkurs |. Hypothek, Nutznießungsrecht 
Konkursverwalter 

Paſſivlegitimation bei der hyyothekariſchen Klage S. 76 
(1901: 183) 

K. iſt an die vom Gemeinſchuldner vor Konkurseröffnung 
erklärte Zuſtimmung zur Aufhebung einer Grundſchuld 
gebunden S. 280 220 

Koſtenvorſchußpflicht des Ehemanns |. Ehegüterrecht 
Kreditauftrag 

unterliegt nicht der für die Bürgſchaft gegebenen Form⸗ 

vorſchrift des 8 766 S. 199 
Kündigung 

durch die Ehefrau — in Verfügung über ihr eingebrachtes 
Gut — ohne Mitwirkung des Mannes rechtswirkſam 
S. 189 

ohne Vollmacht; nachträgliche Genehmigung durch Prozeß⸗ 
führung S. 192 

Zuſtellung der Klage hat die Wirkung der K. S. 2227° 

Kündigungsfrist |. Miethe 
Kuxe ſ. Geſammtſchuldner 
Lebensverſicherungspolice 

gehört zu den in § 952 Abſ. 2 bezeichneten Urkunden, 
kann nicht Gegenſtand eines Fauſtpfandrechts ſein 
S. 2337 

Unter welchen Vorausſetzungen kann die Abtretung einer L. 
eine Hingabe an Zahlungsſtatt fein? S. 25456 

Lehrherr ſ. Schadenserſatz 
Leiſtung 
Erfüllungsort, Löſchungsbewilligung, Verzug. 
an einen Dritten ſ. Verſicherungsvertrag 
Letztwillige Verfügungen ſ. a. Teſtament 
Ablieferung an Nachlaßgericht S. 98 (1901: 324) 
Löſchungsbewilligung 

Die Vorlage der L. genügt zur Verpflichtung der Gegen⸗ 

leiſtung S. 246141 
Lotterie 

Unwirkſamkeit der landesgeſetzlichen Verbote des Spielens 
in auswärtiger L. in privatrechtlicher Hinſicht für 
bundesſtaatlich genehmigte Lotterien S. 125 (1901: 479) 

Der Kollekteur iſt an ſein während der Ziehung brieflich 
gemachtes Angebot gebunden, falls es nur an die Klauſel 
der ſofortigen Annahme geknüpft iſt S. 210° 
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Mäklerlohn 

Verſprechen eines Ehemäklerlohnes kein nichtiges Rechts⸗ 
geſchäft S. 24 (1900: 638) 

Kein Anſpruch auf M. bei Nichtigkeit des vermittelten 
Vertrages wegen Formmangels, vorausgeſetzt, daß keine 
gegentheiligen Abreden beſtehen S. 228 85 

Verpflichtung zur Zahlung des M., wenn Mäkler die Ge⸗ 
legenheit zum Vertragsabſchluß mitgetheilt hat und der 
Vertrag nachher zu Stande gekommen iſt. Die Mit⸗ 
theilung des Mäklers braucht nicht allein den Ver⸗ 
tragsabſchluß herbeigeführt zu haben S. 282286 

Mahnung |. a. Verjährung, Verzug 

Die nach § 284 erforderliche M. kann gleichzeitig mit 
der die Fälligkeit begründenden Handlung erfolgen: 
fie braucht keine ausdrückliche zu fein S. 23055 

Maſchinen |. Anlagen 
Miethe |. a. Beſitzentziehung, Rechtsnormen (zeitliche Herr⸗ 
ſchaft) 

begründet kein dingliches oder quasi dingliches Recht 
S. 192 

Berechtigung des Vermiethers bei Verletzung des Nach⸗ 
barrechts durch den Miether gegen letzteren auf Unter⸗ 
laſſung zu klagen — das Miethsverhältniß ſofort zu 
kündigen S. 63 (1901: 51) 

Kündigungsfriſt. Feſtſetzung einer nach Treu und Glauben 
einzuhaltenden Friſt für die Kündigungskundgabe. Der 
Verzug der Miethszinszahlung enthebt den Vermiether 
nicht von der Verpflichtung, dem Miether innerhalb an⸗ 
gemeſſener Friſt die Aufhebung des Miethsverhältniſſes 
kund zu geben S. 180 (1902: 69) 

Geſundheitsgefährliche „Beſchaffenheit“ der Wohnung, die 
auch im Laufe der M. hervortreten kann. Kein 
Kündigungsrecht bei leicht zu beſeitigenden Uebelſtänden; 
Verſchulden des Miethers an der Geſundheitsgefährlich⸗ 
keit S. 235 11 

Minderungsklage auch dann zuläſſig, wenn gleichzeitig die 
Momente der Anfechtung vorgetragen find S. 270 207 

Zuſicherung der früheren Rentabilität, Eigenſchaft der 
Sache? S. 270207 

Verſchulden des Vermiethers nur bei einem ſpäter ent⸗ 
ſtandenen, nicht bei einem bei Abſchluß des Miethsver⸗ 
trages vorhandenen Mangel S. 2718 

Miethvertrag 

Im gerichtlichen Vergleiche auf länger als ein Jahr ab⸗ 
geſchloſſener M. bedarf nicht der Unterſchrift der 
Parteien S. 120 (1901: 473) 

Miethzins ſ. Zwangsvollſtreckung 
Minderjährige |. Schadenserſatz, Vertrag 
Minderung |. Miethe 

Mündliche Vereinbarungen |. Vertrag 
Nachbarrecht |. Eigenthum. 
Nachlaßgericht f 

Zuſtändigkeit bezgl. der Entlaſſung eines Teſtaments⸗ 
vollſtreckers in Sachen, die die Regulirung des Nach⸗ 
laſſes von vor dem 1. Januar 1900 verſtorbenen 
Perſonen betreffen nur dann, wenn dies ſchon bisher 
der Fall war S. 10 (1900: 466) 


Racdlapverbindlichteiten 

Bei ungetheiltem Nachlaß von einzelnen Erben bezüglich 
einer Nachlaßſchuld abgegebenes Anerkenntniß iſt unver⸗ 
bindlich S. 208 

Namensrecht 

Unbefugter Gebrauch eines Namens zur Bezeichnung eines 
Tanzlokals S. 150 (1901: 765) 

Wichtigkeit von Rechtsgeſchäften ſ. a. Eigenthums übertragung, 
Vertrag 

Berechtigung der Geltendmachung der N. S. 74 

(1901: 149) 
Notar 

Pflicht des N. zur Ablieferung aller in ſeiner amtlichen 
Verwahrung befindlichen letztwilligen Verfügungen 
S. 99 (1901: 324) 

Haftbarkeit des N. für Verſehen des Büreauvorſtehers 
S. 136 (1901: 549) 

Berechtigung des als Konkursverwalter fungirenden 
N., ein der Konkursmaſſe gemachtes Vertragsangebot 
notariell zu beurkunden S. 163 (1901: 865) 

Nothwehr, Ueberſchreitung der, |. Schadenserſatz. 
MNutznießungsrecht 

der Mutter am Kindesvermögen S. 54 (1900: 870) 

Das väterliche Nutznießungsrecht, das dem Gemeinſchuldner 
nach den bisherigen Geſetzen zuſtand, iſt über den 
1. Januar 1900 hinaus nicht mehr Beſtandtheil der 
Konkursmaſſe S. 127 (1901: 491) 

Offenbarungseid ſ. a. Auskunftspflicht 

Feſtſetzung der Norm des O. (S 260, 261 B. G. B.) durch 

das Prozeßgericht S. 193 
Pachtverhältniſſe |. Rechtsnormen. 
Pfandrecht ſ. a. Hypothek, Rechtsnormen (zeitliche Herrſchaft) 

Begriff des Pf. S. 43 (1900: 821) 

Fortbeſtand des antichretiſchen Pf. an einem Grundſtücke 
nach dem 1. Januar 1900 Art. 184 E. G. S. 41 
(1900: 821) 

Verpflichtung des Pfandgläubigers einer Hypothek zur 
Herausgabe des Hypothelenbriefes behufs Vermerkung 
der vor dem 1. Januar 1900 erfolgten Abtretung 
der Hypothekenforderung an einen Dritten S. 60 
(1901: 31) 

Fortbeſtehen des vor dem 1. Januar 1900 entſtandenen 
Pf. an Grundſtücken in einer Belaſtungsform des 
B. G. B. S. 83, 85 (1901: 239) 

Die Beſtellung des Pf. erfordert den unmittelbaren Beſitz 
der Sache S. 259 176 

Dem Gläubiger ſteht ein Pf. an dem Verſicherungs⸗ 
anſpruch aus einer ihm zur Sicherheit ſeiner Forderung 
von dem Verſicherten übergebenen Lebensverſicherungs⸗ 
police gegenüber den aus dieſer Berechtigten nicht zu 
S. 223 

Pflegſchaft 

Beſtellung eines Pflegers für Geiſteskranken oder Geiſtes⸗ 

ſchwachen für einzelne Angelegenheit S. 27418 
Pflichttheils berechtigter ſ. a. Ausſchlagungsfriſt 

Hat ein P.., der erſt nach der Teſtamentserrichtung pflicht⸗ 

theilsberechtigt wurde und im Teſtament — ohne Rück⸗ 


ſicht auf ſein Pflichttheilsrecht — mit einem Vermächt⸗ 
niſſe bedacht iſt, einen Anfechtungsgrund aus § 2079 
B. G. B. wegen Uebergehens oder aus 8 2078 wegen 
Irrthums des Erblaſſers? S. 2152 
Der nicht Erbe gewordene P. hat gegen den Teſtaments⸗ 
vollſtrecker keinen Anſpruch auf Auskunftertheilung 
(8 2314) S. 2166 
Prozeßvollmacht 
berechtigt zur Abgabe und Empfangnahme der Anfechtungs⸗ 
erklärung nach 8 143 S. 131 (1901: 493) 
Nechnungslegung 
Inwieweit find Belege bei R. beizubringen? S. 275217 
Rechtsanwalt |. Schadenserſatz 
Rechtsnormen 
Räumliche Herrſchaft der R. 
Eheſcheidung nach dem Heimathsrecht des Ehemannes 

S. 59 (1901: 30) 106 (1901: 378) 

Eheſcheidung; Interterritoriales Recht in Preußen 

S. 68 (1901: 73) 

Ehegüterrecht 

Koſtenvorſchußpflicht des Ehemannes im Scheidungs⸗ 
prozeſſe beim Beſtehen der Errungenſchaftsgemein⸗ 
ſchaft des Code civil S. 108 (1901: 380) 

Eigenthum 

§ 247 Thl. II Tit. 15 Preuß. Allg. Landr. (Eigen: 
thumsbeſchränkung zu Gunſten der Windmühlen) 
nicht aufgehoben S. 209 46 

Schuld verhältniſſe 

Art. 170 erſtreckt ſich auch auf die Frage der ört⸗ 
lichen Kolliſion von Geſetzen S. 114 (1901: 452) 

Bei örtlicher Kolliſion von Rechtsſätzen bezüglich vor 
1. Januar 1900 begründeter Rechtsverhältniſſe 
findet das bisherige Recht Anwendung S. 178 
(1902: 67) 

Uneheliche Kinder N 

Feſtſtellung der Vaterſchaft bezüglich eines außerhalb 
des Geltungsgebiets des Code civil geborenen 
unehelichen Kindes durch ein in dieſem Gebiete 
belegenes Gericht S. 123 (1901: 477), 22787 

Waſſerrecht. Art. 643 Code civil nicht aufgehoben 

S. 32 (1900: 725) 

Zeitliche Herrſchaft der R. 
Natürliche Perſonen 

Entmündigung, Anfechtungsklage S. 49, 51, 67 
(1900: 848, 867; 1901: 72) 

Todeserklärung bei am 1. Januar 1900 beſtehen⸗ 
der Abweſenheitskuratel (Mecklenburg) S. 184 
(1902: 121) 

Juriſtiſche Perſonen 

Vereine; Prozeßfähigkeit nicht rechtsfähiger Vereine 
S. 2 (1900: 517) 

Ausſchließung aus einem Verein 
829) 

Vereine, erlaubte Privatgeſellſchaften des alten Rechts 
(Pr. A. L. R.), nicht rechtsfähige des B. G. B. 
unterſtehen auch nach dem 1. Januar 1900 dem 
alten Recht S. 225 55 


S. 158 (1901: 


Verjährung 

Keine Anwendung der Beſtimmungen des B. G. B. 
über Verjährung der vor dem 1. Januar 1900 
erhobenen Klagen S. 22 (1900: 636) 

Schuldverhältniſſe 

Verzugszinſen S. 1 (1900: 269), 275 216 

Fälligwerden der Bürgſchaftsverpflichtung in Bezug 
auf die Zinſen eines unkündbaren Kapitals 
S. 218 

Heirathsvermittelung S. 23, 24 (1900: 637, 638) 

Nichtigkeit eines vor dem Inkrafttreten des B. G. B. 
abgeſchloſſenen gegen die guten Sitten verſtoßenden 
Rechtsgeſchäfts S. 58 (1901: 1), 140 (1901: 
639) 

Die Folgen der vor dem 1. Januar 1900 be⸗ 
gangenen, den Gewerbebetrieb ſtörenden Hand⸗ 
lungen beſtimmen ſich nach bisherigem Recht 
S. 62 (1901: 50) 

Nach dem 1. Januar 1900 vorgenommene Er⸗ 
füllungsgeſchäfte zu alten Schuldverhältniſſen nach 
neuem Rechte zu beurtheilen S. 76 (1901: 182), 
280228 

Für den Anſpruch aus Verwendungen gilt das Recht 
zur Zeit der Vornahme S. 82 (1901: 237) 

Aufrechnung gegen einen vor dem 1. Januar 1900 
entſtandenen Anſpruch aus einem Schuldverhältniß 
nach bisherigem Recht S. 179 (1902: 168) 

Das dem Gläubiger in Art. 1166 c. c. gewährte 
Recht beſteht auch bezüglich einer unter der Herr⸗ 
ſchaft des c. c. entſtandenen Forderung nach dem 
1. Januar 1900 nicht mehr S. 237 116 

Der nach dem 1. Januar 1900 abgeſchloſſene Auf⸗ 
löſungsvertrag über einen vor 1900 abgeſchloſſenen 
Lieferungsvertrag unterliegt den Beſtimmungen des 
B. G. B. S. 261131 

Welches Recht gilt im Falle ſolcher Delikte, die vor 
1900 begonnen, aber ihre Wirkung nachher fort⸗ 
geſetzt haben? S. 261182 

Die Wirkungen des unter Geltung des B. G. B. 
eingetretenen Leiſtungsverzugs des Schuldners 
aus einem vor 1. Januar 1900 entſtandenen 
Schuldverhältniſſe bezüglich des Rücktrittsrechts des 
Gläubigers regeln ſich nach früherem Recht 
S. 275 216 

Dienſtverhältniſſe 

Anwendbarkeit der Art. 170, 171 auf die Rechts⸗ 
verhältniſſe der Handlungsgehülfen vom 1. Januar 
1900 an S. 107 (1901: 379) 

unterſtehen ihrem ganzen Umfange nach der Herrſchaft 
des zur Zeit ihres Eingehens geltenden Rechts 
S. 142 (1901: 645) 

Mieths⸗ und Pachtverhältniſſe 

unterſtehen ihrem ganzen Umfange nach der Herrſchaft 
des zur Zeit ihres Eingehens geltenden Rechts; 
zum Mieths⸗ und Pachtverhältniß gehört auch 
das Pfandrecht des Vermiethers oder Verpächters 
S. 142 (1901: 645) 


Der Landesgeſetzgebung ſteht es frei, die weiter⸗ 
gehenden Rechte des Miethers (Art. 172 letzter 
Satz des E. G.) aufzuheben S. 2670 

Anwendbarkeit des 8 226 B. G. B. auf Beſeitigung 
eines vom Pächter früher errichteten Baues S. 24 
(1900: 638) 

Sachenrecht 

Beſitz und Eigenthum 

Folgen der Grenzüberſchreitung beim Bauen 
S. 15, 64 (1900: 561; 1901: 52) 

Eigenthumfreiheitsklage S. 25 (1900: 639) 

Die Beſchaffenheit einer die Eigenthumsfreiheits⸗ 
klage berechtigenden Handlung beſtimmt ſich 
nach dem Rechte zur Zeit ihrer Vornahme 
S. 89 (1901: 293) 

Eigenthumserwerb; Art. 181 E. G. bezieht ſich 
nicht hierauf, ſondern auf den Inhalt des 
Eigenthumsrechts S. 39, 55 (1900: 777, 889) 

Störungen des Gewerbebetriebes vor dem 1. Januar 
1900 S. 62 (1901: 50) 

Verletzung des Eigenthums durch einen Bau; 
Verhalten des Bauherrn zur Zeit der Auf⸗ 
führung des Baues maßgebend S. 67 
(1901: 72) 

Der gerichtliche Schutz gegen vor 1. Januar 1900 
begangene Befitzdelikte richtet ſich in materieller 
Beziehung nach bisherigem Recht S. 159 
(1901: 830) 

Zubehöreigenſchaft geht nicht verloren, wenn das 
Grundſtück und die Sache getrennt zwangsweiſe 
verſteigert werden (Baden) S. 2176 

Dienſtbarkeiten und Reallaſten 
Ausübung von Grundgerechtigkeiten S. 17 

(1900: 563) 

Hypothek, Grundſchuld, Pfandrecht 

Rückwirkung des neuen Rechts mit Bezug auf die 
Haftung von Grundſtückszubehör für Hypotheken. 
Einfluß erworbener Rechte. Klage nach S 771 
(690) C. P. O. S. 27 (1900: 641) 

Fortbeſtehen des antichretiſchen Pfandrechts an 
Grundſtücken (Pr. A. L. R.) S. 41 (1900: 821) 

Verpflichtung des Pfandgläubigers einer Hypothek 

zur Herausgabe des Hypothekenbriefs an das 
Grundbuchamt zur Vermerkung einer vor dem 
1. Januar 1900 an einen Dritten erfolgten 
Abtretung der Hypothekenforderung S. 60 
(1901: 31) 

Die Gültigkeit einer Hypothek richtet ſich nach dem 
Recht zur Zeit der Eintragung S. 250156 

Abtretung einer Hypothek; Einreden des Schuldners, 
wenn die Abtretung unter altem Recht erfolgte 
S. 75, 80 (1901: 181, 202) | 

Vormerkung des alten Rechts wird nach dem 
1. Januar 1900 nicht eine Buchhypothek des 
neuen Rechts, ſie begründet nur den Anſpruch 
auf Umſchreibung in eine definitive Zwangs⸗ 
hypothek S. 249 165 


Paffivlegitimation des früheren Eigenthümers des 
Grundſtücks für den Anſpruch auf Bewilligung 
der Umſchreibung der Vormerkung in eine 
Sicherungshypothek. Gerichtsſtand S. 249 152 

Uebergang einer vor Inkrafttreten des B. G. B. 
beſtellten, nicht valutirten Hypothek in eine 
Eigenthümergrundſchuld S. 83, 84 (1901: 
239) — auf den Eigenthümer zur Zeit des 
Inkrafttretens des Liegenſchaftsgeſetzes S. 248148 

Kautionshypothek (Preußen) gilt nach 1. Januar 
1900 als Sicherungshypothek S. 162 (1901: 
863), jedoch dann nicht, wenn die Forderung, 
für die ſie beſtellt, nicht entſtanden oder getilgt 
it S. 250 154, 166, nur in Höhe des Betrages 
der entſtandenen Forderungen S. 280? — 
Nichtuntergang einer Kautionshypothek durch 
Zahlung des Höchſtbetrages, ſofern das Rechts⸗ 
verhältniß, aus dem Forderungen noch ent⸗ 
ſtehen, fortdauert S. 203 

Nichteintragbarkeit eines vor 1900 begründeten 
Nutzungspfandrechts S. 88 (1901: 273) 

Fortbeſtehen eines vor dem 1. Januar 1900 an 
Grundſtücken beſtehenden Pfandrechts in einer 
im B. G. B. anerkannten Belaſtungsform S. 85 
(1901: 239) 

Pfandrecht aus den vor 1. Januar 1900 ent⸗ 
ſtandenen Miethsverhältniſſen S. 170 (1902: 9) 

Pfandrecht an den vom Miether oder Pächter 
eingebrachten Sachen beſtimmt ſich nach dem auf 
das ganze Mieth⸗ oder Pachtverhältniß an⸗ 
zuwendenden Recht S. 142 (1901: 645) 

Die Zubehöreigenſchaft beſtimmt ſich vom 1. Januar 
1900 an nach dem B. G. B.; die Wirkſamkeit 
einer vor Anlegung des Grundbuchs an Grund⸗ 
ſtückszubehör vorgenommenen Pfändung richtet 
ſich gegenüber dem Hypothekarrechte des Gläubigers 
nach dem zur Zeit der Pfändung geltenden 
Rechte (Baden) S. 2176 

Verliert in Folge der Zwangsverſteigerung des 
Grundſtücks die Hypothek die rechtliche Wirk⸗ 
ſamkeit, ſo fragt es ſich, ob — nachdem in⸗ 
zwiſchen das Grundbuch angelegt iſt —, dem 
Gläubiger eine aus Art. 40 des Bad. Ausf.⸗G. 
zum B. G. B. abzuleitende Sicherungs hypothek 
zuſteht S. 2178 

Nichtanwendbarkeit des Art. 172 E.⸗G. für den 
Fall der Zwangsverſteigerung des vermietheten 
Grundſtücks S. 83 (1901: 238) 


Familienrecht 


Verlöbniß 

Rückwirkung des neuen Rechts auf ein vor dem 
1. Januar 1900 eingegangenes Verlöbniß S. 33 
(1900: 726), 73 (1901: 138), 111, 112 
(1901: 384), 173 (1902: 12) 

Eheliches Güterrecht 

Aktivlegitimation der Ehefrau bei vor dem 1. Januar 
1900 erhobener Klage S. 72 (1901: 137) 


Anfechtung der Ehe 

Die ſechsmonatige Friſt zur Anfechtung einer vor 
1. Januar 1900 geſchloſſenen Ehe wegen eines 
erſt nach Inkrafttreten des B. G. B. bekannt 
gewordenen Irrthums ſteht dem Ehegatten dann 
nicht zu, wenn die Anfechtungsfriſt nach dem 
Recht zur Zeit der Eheſchließung kürzer iſt 
S. 115 (1901: 452) 

Eheſcheidung 

Einfluß des B. G. B. auf anhängige Prozeſſe 
S. 2, 4 (1900: 517, 115), 68 (1901: 73) 

Ein auf zeitweilige Trennung vor 1. Januar 
1900 erlaſſenes Berufungsurtheil iſt auf Grund 
Art. 201 nicht anfechtbar S. 6 (1900: 148) 

Begriff der Verfehlung im Art. 201 E. G.; 
Kompenſabilität S. 8, 28, 37 (1900: 465, 
642, 742) 

Nichtanwendbarkeit der Ausſchlußfriſt des 8 1571 
B. G. B. auf Klagen, die vor 1. Januar 1900 
erhoben ſind; ein amtsgerichtlicher Rückkehrbefehl 
ſteht der Verurtheilung zur Herſtellung der häus⸗ 
lichen Gemeinſchaft nicht gleich S. 22 (1900: 
636), 128 (1901: 492), 137 (1901: 595) 

Erforderniß konkreter, die Scheidung nach altem 
Recht begründender Verfehlung S. 28 (1900: 
642), 128 (1901: 492) 

Nichtanwendbarkeit des Art. 198 Abſ. 2 E. G. auf 
eine vor 1. Januar 1900 erhobene Ungültig⸗ 
keitsklage S. 32 (1900: 725) 

Die nach bisherigem Recht zuläſſige zeitweiſe 
Trennung von Tiſch und Bett iſt Trennungs⸗ 
grund im Sinne des Art. 201 S. 36, 48, 49 
(1900: 741, 847), 135 (1901: 547) 

Anwendung des § 1571 B. G. B. (Ablauf der 
Friſt) auf vor 1. Januar 1900 erhobene Klagen 
S. 82 (1901: 204) 

Bildete nach bisherigem Rechte bösliche Verlaſſung 
keinen Scheidungsgrund, ſo kann auf Scheidung 
nicht erkannt werden, wenn nach rechtskräftiger 
Verurtheilung zur Eheherſtellung unter Herrſchaft 
des B. G. B. nicht ein Jahr abgelaufen iſt S. 95 
(1901: 321) 

Sit die Ehefrau, die ſelbſt Ehebruch begangen, wie 
nach Preuß. L. R., gehindert, einen vom Ehemann 
vor 1900 verübten Ehebruch als Scheidungsgrund 
geltend zu machen? S. 100 (1901: 349) 

Keine Klage bei beiderſeitigem Ehebruch (bayr. 
Landrecht) S. 128 (1901: 492), [ſächſ. Recht] 
149 (1901: 765) 

Haben die die Zerrüttung herbeigeführten Hand⸗ 
lungen theilweiſe vor, theilweiſe nach dem 
1. Januar 1900 ſtattgefunden, ſo genügt es, 
wenn die eine oder die andere vor 1. Januar 
1900 begangene, Eheſcheidungsgrund im Sinne 
des alten Rechts iſt S. 206 

Nach dem 31. Dezember 1899 fallende Ereigniſſe 
ſind bezüglich ihrer Wirkung auf einen früher 
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entſtandenen Scheidungsgrund nach dem B. G. B. 
zu beurtheilen S. 267 500 

Früher begangene, aber erſt nach dem 1. Januar 
1900 abgeurtheilte Strafthat iſt Verfehlung im 
Sinne des Art. 201 Abſ. 2 E. G., auch wenn 
das Landesrecht (8 704 J 11 Preuß. A. L. R.) die 
erlittene Strafe als Scheidungsgrund fordert 
S. 267201 

Schuldfrage nach dem Recht zu beurtheilen, auf Grund 
deſſen die Scheidung erfolgte S. 23 (1900: 636), 
66, 86 (1901: 53, 241) 

Vermögensrechtliche Folgen der Eheſcheidung 

Der Abfindungsanſpruch des geſchiedenen Ehegatten 
(Preuß. A. L. R.) beſtimmt ſich nach dem zur Zeit 
des die Scheidung ausſprechenden Urtheils 
geltenden Recht, nicht nach dem zur Zeit des 
Eintritts der Rechtskraft S. 232685, 227 8° 

Die Auseinanderſetzung geſchiedener Eheleute mit 
dem Güterſtande nach Abſchnitt V Theil II Tit. 1 
des Preuß. A. L. R. richtet ſich, wenn die Ehe auf 
Grund einer vor 1. Januar 1900 erhobenen Klage 
geſchieden wird, nach altem Recht S. 22656 

Der dem unſchuldigen Ehegatten auf Grund der 
Beſtimmungen des Preuß. A. L. R. an Stelle der 
Abfindung erwachſene und von ihm gewählte 
Unterhaltungsanſpruch beſteht auch im Falle der 
Wiederverheirathung fort S. 58 (1901: 2) 

Verwandtſchaft 
Die Frage der Ehelichkeit eines vor 1. Januar 
1900 geborenen Kindes beſtimmt ſich nach den 
bisherigen Geſetzen S. 238 117 
Art. 207 des E. G. bezieht ſich nicht nur auf 
die Frage, ob und welchem Elterntheil gegen⸗ 
über die Kinder als eheliche gelten, ſondern 
auch auf den Umfang der Rechte und Pflichten 
ſeitens der Elterntheile gegenüber dem Kinde, 
untereinander, gegenüber Dritten S. 268202 
Erziehungsrecht geſchiedener Eheleute, Zuſtändigkeit 
des Prozeßrichters im Umfange des früheren 
Rechts S. 28 (1900: 642) 
Kinder aus geſchiedenen Ehen 
Zuläſſigkeit des Rechtswegs über das Erziehungs» 
recht auf Grund des Art. 302 des rhein. 
B. G. B. S. 207 

Elterliche Gewalt an dieſen Kindern S. 167 
(1901: 869) 

Keine Unterhaltspflicht der Geſchwiſter ſeit dem 
1. Januar 1900 nach früher erfolgter rechts⸗ 
kräftiger Verurtheilung S. 12 (1900: 431) 

Vormundſchaft 

Vormundſchaft; Aufhebung der Beſchränkung mit 
dem Inkrafttreten des B. G. B. nicht mehr im 
Prozeßwege verfolgbar S. 53 (1900: 869) 

War die uneheliche Mutter nach den Landes⸗ 
geſetzen geſetzliche Vormünderin, ſo hat ſie nach 
B. G. B. die Stellung eines beſtellten Vor⸗ 
mundes S. 77 (1901: 188) 


Erbrecht 


Erbrechtliches Verhältniß nicht zugleich Schuldver⸗ 
hältniß im Sinne des Art. 170. Verſchiedenartige 
Beurtheilung einer Schenkung je nachdem, ob 
daraus ein Schuldverhältniß begründet oder eine 
erbrechtliche Folgerung gezogen wird S. 197 
Die Auseinanderſetzung der Miterben des vor 1. Januar 
1900 verſtorbenen Erblaſſers nach bisherigem Recht, 
anders bei Auseinanderſetzung bezüglich einer ihnen 
gemeinſchaftlich zugewendeten Sache (Miteigen⸗ 
thümer nach Bruchtheilen) S. 268 205 
Rechtsweg mit Bezug auf die Abſetzung eines 
Teſtamentsvollſtreckers S. 9 (1900: 466) 
Erwerb vermachter Sachen durch die fideikommiſſari⸗ 
ſchen Vermächtnißnehmer S. 62 (1901: 50) 
Die Anfechtbarkeit des vor 1. Januar 1900 ge⸗ 
ſchloſſenen Erbauseinanderſetzungsvertrages unter⸗ 
liegt dem alten Recht S. 209% 
Geltendmachung der Rechte aus Art. 882 c. c. be⸗ 
züglich einer vor 1. Januar 1900 eröffneten Erb⸗ 
ſchaft auch nach Inkrafttreten des B. G. B. S. 23716 
Letztwillige Verfügungen 
Vor 1. Januar 1900 errichtete letztwillige Ver⸗ 
fügungen nach bisherigem Rechte zu beurtheilen 
auch beim Tode des Erblaſſers nach dem 
1. Januar 1900 S. 96 (1901: 322) 

Ablieferung vor 1. Januar 1900 errichteter letzt⸗ 
williger Verfügungen an Nachlaßgericht S. 98 
(1901: 324) 

Widerruflichkeit des unter Herrſchaft des Pr. A. L. R. 
errichteten wechſelſeitigen Teſtaments richtet ſich 
nach dem alten Recht S. 210“ 


Rechtsweg 

Zuläſſigkeit des R. bei Streitigkeiten geſchiedener Ehe⸗ 
gatten über das Erziehungsrecht der Kinder. Abände ; 
rung der Prozeßentſcheidung durch den Vormundſchafts⸗ 
richter zuläſſig S. 28/29 (1900: 642) 

Ueber Zuläſſigkeit des Rechtsweges bei Anſprüchen gegen 
Staat, Gemeinden ꝛc. für den von ihren Beamten in 
Ausübung der öffentlichen Gewalt zugefügten Schaden 
iſt eine reichsgeſetzliche Norm nicht geſchaffen S. 27916 

Rücktritt |. a. Kauf 

von einem gegenſeitigen Vertrage wegen Verzuges auch 
wirkſam, wenn die zu bewirkende Leiſtung zwar nicht eine 
feſt beſtimmte iſt, es aber in der Hand des Schuldners liegt, 
ſie zu einer beſtimmten zu machen S. 144 (1901: 647) 

Iſt das Recht zum R. von einer Bedingung abhängig, 
ſo kann die Aufforderung zur Erklärung über R. erſt 
nach Erfüllung der Bedingung erfolgen. Iſt das Recht 
zum R. wegen Friſtablauf erloſchen, beſteht kein Schadens⸗ 
erſatzanſpruch, der Vertrag iſt zu erfüllen S. 171 
(1902: 10) 

Recht zum R. des Verkäufers bei nur theilweiſer Er⸗ 
füllung des Vertrages. Uebergabe nicht Auflaſſung des 
Grundſtücks S. 195 

R. vom Vertrage ſchließt den Anſpruch auf Schadenserſatz 
aus S. 251159 


Schadenserfag |. a. Auskunftertheilung, Gattungskauf, Kauf, 
Notar, Rücktritt, Schmerzensgeld, Thierkauf, Verlöbniß, 
Verwahrer, Verzug, Zwangsverſteigerung 

Unterſchied in der Begründung des Schadenserſatzanſpruchs 
aus § 823 und aus § 989 B. G. B. S. 172 (1902: 10) 
Zuläſſigkeit der vertraglichen Ausſchließung der Haftung 
für grobes Verſehen S. 194 
Kauſalität des Verſchuldens des Beſchädigten; Verſuch in 
einen fahrenden Zug einzuſteigen S. 141 (1901: 639) 
Trunkenheit des Beſchädigten ſchließt Erſatzpflicht nur aus, 
wenn Schaden auf das Verhalten des Trunkenen zu⸗ 
rückzuführen iſt. Beweislaſt S. 21258 
Haftbarkeit bei Ueberſchreitung der Nothwehr nur im Falle 
des Verſchuldens S. 192 
Haftet der Gaſtwirth für den den Gäſten aus der Nicht⸗ 
beleuchtung ſeines von ihnen als Retirade benutzten 
Hofes entſtehenden Unfall? S. 151 (1901: 768) 
Sch. wegen Nichtbeleuchtung des Korridors des Gaſthauſes. 
Konkurrirendes Verſchulden des Gaſtes? S. 258173 
Haftung der Beamten 
auch wenn der Beamte zu der Handlung nicht ver⸗ 
pflichtet aber befugt war S. 21457 
Haftung von mehreren Beamten als Geſammtſchuldner, 
wenn die Pflichtverletzung eines Jeden für den Schaden 
kauſal war S. 23210 
Haftung des Staats ꝛc. für Beamte 
für den von dieſen in Ausübung der öffentlichen Ge⸗ 
walt zugefügten Schaden erfolgt nach den betr. Landes⸗ 
geſetzen S. 279 
Haftung der Gerichtsvollzieher 
bei Ueberpfändung. Kein Verſchulden des Beſchädigten, 


daß er gegen die Fortſetzung der Verſteigerung nach 


Deckung der Forderung nicht Einſpruch erhoben. 
S. 2291 
Haftung des Rechtsanwalts 
wegen Ertheilung unrichtiger Auskunft über Belaſtung 
eines zu beleihenden Grundſtücks S. 28152 
Haftung des Geſchäftsherrn für Angeſtellte 
Anvertrauung der Leitung eines Fuhrwerks an un⸗ 
geeignete Perſon S. 201 
nur dann, wenn der Beſtellte ſeinen Anordnungen nach⸗ 
zukommen, nicht aber, wenn der Beſtellte nach eigenem 
Ermeſſen und Sachkunde zu handeln hat S. 236114 
Iſt der Geſchäftsherr zur Ueberwachung jeder vorkommen⸗ 
den Verrichtung eines Arbeiters beim Bau verpflichtet? 
Hat er für die Befolgung eines beſtehenden Brauches 
zu ſorgen? Sind einſchlagende Einrichtungen zu 
treffen? S. 256170 
Geſchäftsherr hat die Beobachtung der Sorgfalt bei 
Auswahl der beſtellten Perſonen und deren Unter⸗ 
weiſung darzuthun S. 265 155 
Haftung für Minderjährige 
zur Feſtſtellung „der zur Erkenntniß der Ver⸗ 
antwortlichkeit erforderlichen Einſicht“ iſt nicht er⸗ 
forderlich, daß gerade die eingetretenen Folgen der 
Handlung für den Schadenſtiftenden vorausſehbar 
waren. Beweislaſt für den Mangel an Einſicht S. 200 


Ausſchluß des Anſpruchs gegen die Eltern bei genügen⸗ 
der Beauffichtigung des Kindes S. 201 

Haſtung des Vaters bei Duldung des Schießens des 

Sohnes an bewohntem Orte S. 2207? 

Einrede des Verſchuldens gegenüber Perſonen zwiſchen 
7 und 18 Jahren S. 233 107 

Verpflichtung des Lehrherrn zum Erſatz eines vom 
minderjährigen Lehrling verurſachten Schadens wegen 
mangelnder Aufſicht — nicht in Ausübung des Ge⸗ 
werbes S. 257171 — im Gewerbebetriebe S. 265 108 

wegen Verletzung auf Schadensverhütung ab⸗ 
zielender Geſetze 

Oeffnung einer Fallthür (§ 367 Nr. 12 Str. G. B.) S. 172 
(1902: 11). Schießen an bewohnten Orte (3673 
St. G. B.) S. 2207 

Kauſalzuſammenhang zwiſchen Verſtoß gegen ein Schutz⸗ 
geſetz und dem Schaden S. 211% 

Erforderniß des aus Vorſatz oder Fahrläſſigkeit hervor⸗ 
gegangenen Verſchuldens. Vertretungsbefugniß des 
Verpflichteten; Sorgfalt bei Auswahl des Vertreters, 
Ausübung der Controle S. 223175 

Zu den Schutzgeſetzen (S 823 Abſ. 2) gehören auch die 
privatrechtlichen Geſetze mithin das B. G. B. S. 231 58 

Verſtoß gegen das Verbot der das Nachbargrundſtück 
gefährdenden Grundſtücksvertiefung S. 23158 

Nichtanbringung von Vorrichtungen zum Schutze der Fuß⸗ 
gänger und des Wagenverkehrs an mit ſteiler Böſchung 
neben einem Bache hinführenden Chauſſee S. 23155 

Zu ſchnelles Fahren auf der Straße S. 271200 

Verſtoß gegen die guten Sitten 

Begründet das Erſuchen an Arbeitgeber, Arbeiter nicht 
mehr in den Dienſt zu nehmen, einen Anſpruch aus 
8 826? S. 256 15% 

Entſteht ein Anſpruch auf Sch. gegen den Börſenverein 
der Deutſchen Buchhändler dadurch, daß er die Liefe⸗ 
rung von Büchern an Nichtvereinsmitglieder unter⸗ 
bindet? S. 283557 | 

wegen Schadenzufügung durch Thiere 

Wer iſt als Thierhalter anzuſehen, der Beſitzer der 
Pferde oder der ſie vorübergehend — in eigenem In⸗ 
tereſſe Benutzende? S. 2577 

gegen den Thierhalter nur, wenn der Schaden durch 
willkürliche Handlung des Thieres herbeigeführt iſt, 
anders wenn das vor den Wagen geſpannte Thier 
der Hand des Lenkers folgt S. 201 

Es iſt gleichgültig, ob das Thier ſelbſt oder ein von 
ihm in Bewegung geſetzter Gegenſtand die Verletzung 
beigebracht hat S. 2146 

Dem Dienſtverpflichteten ſteht wegen des durch ein Thier 
des Dienſtherrn ihm zugefügten Schadens der An⸗ 
ſpruch aus 8 833 B. G. B. zu S. 222 * 

Einfluß des Verſchuldens des Beſchädigten S. 233 107 

Einſturz eines Gebäudes x. 

Findet 8 836 Anwendung, wenn der Unfall nicht durch 
Ablöſung von Gebäudetheilen, ſondern in Folge eines 
Sturzes durch einen morſchen Bretterboden entſtanden 
it? S. 371210 


Schenkung 

Anfechtung wegen Kenntniß der unerlaubten Handlung, 
durch die der geſchenkte Gegenſtand erworben S. 74 
(1901: 149) 

Schmerzensgeld 

Abmeſſung des nicht vermögensrechtlichen Schadens ($ 847) 
nach billigem Ermeſſen iſt Frage der thatſächlichen 
Verhältniſſe S. 247146 

Schriftform ſ. Kreditauftrag, Schuldübernahme, Vertrags⸗ 
form, Willenserklärung 
Schuldübernahme |. a. Ehefrau 

Kumulative Sch. erfordert wie die Bürgſchaft Schriftform 

S. 221“ 
Schuldverhältniſſe |. a. 
Rechtsnormen 

Zur Begründung einer perſönlichen Verpflichtung einer 
Perſon durch Vertrag iſt der Wille der Vertrag⸗ 
ſchließenden, daß die Perſon eigenen Namens die 
Verpflichtung übernehme, erforderlich, ſofern das Geſetz 
nicht ein anderes vorſchreibt S. 269 20. 

Durch vorbehaltloſe Annahme des Hauptanſpruchs erliſcht 
nicht der Nebenanſpruch S. 280 228 

Schutzgeſetze |. a. Schadenserſatz 

Zu den Sch. im Sinne des § 823 Abſ. 2 gehören auch 
die die Beleidigung betreffenden Vorſchriften des Straf⸗ 
geſetzbuchs S. 256 — ebenſo die privatrechtlichen 
Geſetze S. 2318 

Sicherungskauf 

Ein Vertrag, durch den der Schuldner ſein Mobiliar 
dem Gläubiger mit der Maßgabe verkauft, daß er als 
Miether im Beſitz der Sachen bleibt und ihm das 
Rückkaufsrecht zuſteht, iſt auch nach dem B. G. B. 
zuläſſig S. 25978 

Spiel ſ. a. Differenzgeſchäft, Lotterie 

Proviſion für Vermittelung eines Wett⸗ und Spielauftrags 

nicht einklagbar S. 235112 
Stundung 

des Kauſpreiſes liegt nur vor, wenn dieſer erſt nach voll⸗ 
endeter Erfüllung — der Auflaſſung des Grundſtücks — 
fällig iſt S. 195 

Sühneverſuch |. Eheſcheidung 
Teſtament |. a. Auslegung, Rechtsnormen 

Anfechtung des T. wegen Irrthums des Erblaſſers 
S. 215 

Ablieferung an Nachlaßgericht S. 98 (1901: 324) 

Die namentliche Bezeichnung der bei Errichtung des T. 
mitwirkenden Gerichtsperſonen in dem Texte des 
Protokolls iſt nicht erforderlich S. 175 (1902: 14) 

Bei korreſpektivem T. liegen zwei einſeitige ſelbſtſtändige 
rechtsgeſchäftliche Willensakte der beiden Erblaſſer vor 
S. 208 

Fehlt im Protokoll die Feſtſtellung, daß der ſich auf Ort und 
Tag der Verhandlung beziehende Theil durch den Erb⸗ 
laſſer genehmigt iſt, fo iſt das Teſtament nichtig S. 2164 

Aufnahme der T. durch den Gemeindevorſteher. Es genügt 
die Feſtſtellung der Beſorgniß, daß die Errichtung vor 
dem Richter nicht mehr möglich ſein wird, wenn zu 


Erfüllung, Geſammtſchuldner, 
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folgern iſt, daß auch der Notar nicht mehr hätte zun 
gezogen werden können S. 21666 
Nichtigkeit des eigenhändigen T. bei nicht der Wahrheit 
entſprechender Angabe von Ort und Zeit S. 2323 108 
Anfechtung wegen Bedrohung des Teſtators durch den Be⸗ 
dachten mit Verweigerung der ferneren Pflege S. 286 °*? 


Gültigkeit eines eigenhändigen T., wenn Ort und Tag 


unter der Namensunterſchrift angegeben find S. 286 **° 
Teſtamentsvollſtrecker ſ. a. Pflichttheilsberechtigter, Rechts⸗ 
normen 

Das Nachlaßgericht iſt zur Entſcheidung über die Ent⸗ 
laſſung des T. in Sachen, die die Regulirung des 
Nachlaſſes von vor dem 1. Januar 1900 verſtorbenen 
Perſonen betreffen, nur dann zuſtändig, wenn dies 
ſchon bisher der Fall war S. 9, 10 (1900: 466) 

mehrere 
Sind die Wirkungen des durch Ernennung der T. 

begründeten Rechtsverhältniſſes nach 1. Januar 1900 
eingetreten, findet B. G. B. Anwendung S. 96 
(1901: 322) 
Prozeßlegitimation jedes einzelnen T. zur Feſtſtellung 
einer Nachlaßforderung S. 244135 
Thierhalter |. Schadenserſatz 
Thierkauf 

Iſt die Erklärung über die Geſundheit der Thiere die 
Zuſicherung einer Eigenſchaft im Sinne der 88 492, 463 
B. G. B.? S. 2399 12 

Umfang des Schadenserſatzes. Herſtellung des Zuſtandes, 
der beſtehen würde, wenn der zum Erſatze verpflichtende 
Umſtand (Krankheit der Thiere) nicht eingetreten wäre 
S. 239181 

Tochter |. Ausſteuer 
Todeserklärung 
eines Verſchollenen; Zeitpunkt des Todes S. 185(1902: 121) 
Ueberbau ſ. a. Grunddienſtbarkeit, Rechtsnormen (3. H.) 
iſt die Ueberſchreitung einer örtlich beſtimmten Grenze 
S. 132 (1901: 545) 

Beweislaſt für Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit S. 64 
(1901: 52) 

Ein Ue. liegt auch dann 159 wenn das Nachbargrundſtück 
durch Gebäudetheile ganz überdeckt wird; Verneinung 
von Vorſatz und grober Fahrläſſigkeit, wenn der Bauende 
annehmen konnte, daß er über die Grenze bauen dürfe 
S. 258174 

Uebertragung von Eigenthum |. Eigenthumsübertragung 
des Herausgabeanſpruchs ſ. dies 

Uneheliche Kinder |. Vaterſchaft. Vertretung derſelben 
durch die Mutter ſ. Rechtsnormen (zeitliche Herrſchaft) 

Unerlaubte Handlung |. a. Schadenerſatz. 

Begriff der u. H. S. 74 (1901: 149) 

Findet eine Klage aus $ 826 ſtatt, wenn eine Trans⸗ 
portgeſellſchaft bei Konkurrenten betheiligte Firmen von 
ihrem Frachttarife ausſchließt? S. 100 (1901: 349) 

Welche Rechte find unter dem in 8 823 B. G. B. aufge 
führten „ein ſonſtiges Recht“ begriffen? Perſönlich⸗ 
keitsrechte. Rechte auf Ausübung eines Gewerbe⸗ 
betriebs S. 228 88 


Ehre, Ausnützung der Arbeitskraft? S. 256 100 

Stellt ſich das vom (Aerzte⸗Verein) an ſeine Mitglieder 
erlaſſene Verbot, mit einem früheren Mitgliede zu 
konſultiren, als eine widerrechtliche Handlung im Sinne 
des § 823 dar? S. 22888 

Klage auf Berichtigung eines Medizinalkalenders durch 
Weglaſſung des bei dem Namen des Klägers befind⸗ 
lichen Zuſatzes: Arzt für Naturheilverfahren. Aus⸗ 
legung des Zuſatzes S. 264192 

Welches Recht iſt anzuwenden, wenn die u. H. vor 1900 
begangen, der Erfolg aber ſpäter eingetreten iſt? (Durch 
die ſchlechte Beſchaffenheit eines vom Vermiether ge⸗ 
ſtellten Ofens verurſachter Brand) S. 26118 

Die Weitergabe eines zur Deckung aus Börſentermin⸗ 
geſchäften dem Bankier ausgeſtellten Wechſels behufs 
Abſchneidung von Einreden verſtößt gegen die guten 
Sitten S. 245137 


Ungerechtfertigte Bereicherung 


Erforderniſſe zur Begründung der Bereicherungsklage aus 
8 812 B. G. B. S. 145 (1901: 698) 

Der Anſpruch aus der u. B. iſt nicht aus dem Grunde 
ausgeſchloſſen, daß ein Anderer als der Bereicherte in 
Anſpruch genommen werden kann S. 104 (1901: 363) 

Beſteht für den Giranten, der Valuta für den Wechſel 
erhalten hat, eine Anſtandspflicht im Sinne des § 814 
zur Einlöſung des Wechſels? S. 105 (1901: 363) 

Anſpruch auf Rückgewähr des Kauſpreiſes charakteriſirt 
ſich als Anſpruch aus u. B. S. 162 (1901: 864) 

Der Hypothekengläubiger, deſſen Hypothek — wenn auch 
irrthümlich — in das geringſte Gebot aufgenommen 
und auf den Kaufpreis angerechnet worden, f nicht 
ungerechtfertigt bereichert S. 199 

Anſpruch auf Rückzahlung des Geleiſteten wegen u. B., 
wenn der Verpflichtete die Gegenleiſtung nicht erfüllt 
S. 22071 

Der Eigenthümer eines Grundſtücks haftet, wenn die 
ſeinem Pächter (in Folge eines nichtigen Kaufvertrages) 
gelieferten Sämereien Beſtandtheile ſeines Grundſtückes 
geworden ſind, dem Verkäufer der Sämereien aus der 
u. B. auch dann, wenn das Ausſtreuen der Sämereien 
ohne ſein Wiſſen erfolgt iſt S. 2198 

Anſpruch auf Rückgabe des auf Grund eines nichtigen 
Vertrages Geleiſteten S. 229 50 

Hat der Bankier in Folge Weiterbegebung des ihm zur 
Deckung aus Börſentermingeſchäſten ausgeſtellten Wechſels 
Zahlung der Wechſelſumme erlangt, ſo iſt er auch dann 
ungerechtfertigt bereichert, wenn die Begebung nicht zur 
Abſchneidung von Einreden erfolgt iſt S. 245 137 

Klage auf Löſchung einer formal zu Recht beſtehenden Ein⸗ 
tragung, der ein materieller Anſpruch nicht zu Grunde 
liegt, aus dem Geſichtspunkt der u. B. S. 25519 

Das Zurückforderungsrecht erliſcht nicht, wenn der Zurück⸗ 
fordernde irrthümlich angenommen hat, daß er zur 
Leiſtung verpflichtet war (Entlaſtung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts) S. 255168 

Anſpruch auf Herausgabe eines dem Schuldner aus Ver⸗ 
ſehen zurückgegebenen Wechſels aus der u. B. S. 263 187 
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Rückforderung einer gezahlten Vertragsſtrafe. Zahlung 
aus ungültigem Vertrage keine Anſtandspflicht (§ 814). 
Kenntniß der Ungültigleit des Vertrages und des Vers 
ſprechens einer Vertragsſtrafe S. 281233 

Unmöglichkeit der Leiſtung ſ. Gattungskauf 
Untheilbare Leiſtung |. Geſammtſchuldner 
Untergang des Eigenthums ſ. Eigenthumsvorbehalt 
Unterhaltspflicht |. a. Geſchwiſter, Rechtsnormen 

beſteht nur unter der Vorausſetzung der Leiſtungsfähigkeit. 
Theilung der Verpflichtung? S. 2741 

Rechtsunwirkſamkeit des Verzichts des Unterhaltsberechtigten 
auf den, den vergleichsweiſe feſtgeſetzten, überſteigenden 
geſetzlichen Unterhaltsbeitrag S. 220 *2 

des Ehegatten während Beſtehens der Ehe 
Umfang der U.; kein Abzugsrecht für den ſtandes⸗ 

gemäßen Unterhalt des Ehegatten S. 50 (1900: 849) 

Vorausſetzung für den Unterhaltsanſpruch des einen 
Ehegatten aus 8 1361 iſt, daß der andere Ehegatte 
die Herſtellung der Ehe verweigert und verweigern 
darf S. 204, 215 

Jahrelanges Getrenntleben genügt zur Begründung 
nicht, es iſt zu prüfen, durch weſſen Verſchulden 
Trennung erfolgte S. 204. 

im Falle berechtigter Weigerung der Eheherſtellung 
S. 79 (1901: 185) 

nach Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft wegen grober 
Mißhandlungen, die Eheſcheidung begründen S. 204 

des ſchuldigen geſchiedenen Ehegatten 

beſteht auch im Falle der Wiederverheirathung des 
unſchuldigen Ehegatten fort, wenn dem letzteren ein 
unter die Beſtimmung des Pr. A. L. R. fallender 
Abfindungsanſpruch zuſteht S. 58 (1901: 2) 

Beſchränkung der U. nach erfolgter Wiederverheirathung 
gegenüber der geſchiedenen Frau S. 102 (1901: 351) 

des Vaters 

Umfang der U.; Koſten für den Unterhalt des Vaters nicht 
vorweg in Abzug zu bringen S. 50 (1900: 849) 

Verwendung des Kapitalvermögens zum Unterhalt der 
minderjährigen unverheiratheten Kinder S. 95 
(1901: 321) 

Vertragliche Beſchränkung der geſetzlichen U. nicht zu⸗ 
läſſig. Vorausſetzungen für das Maß des zu ge⸗ 
währenden Unterhalts S. 183 (1902: 72) 

bezüglich der Kinder richtet ſich auch bei früher ge⸗ 
ſchiedenen Ehen vom 1. Januar 1900 an nach neuem 
Recht S. 167 (1901: 869) 

durch Zahlung einer Geldrente, wenn die minderjährigen 
Kinder an der Rückkehr in das Haus des Vaters 
verhindert ſind; Zuſtändigkeit des Prozeßrichters 
S. 169 (1901: 870) 

der Kinder 
Iſt neben leiſtungsunfähigen Kindern ein leiſtungs⸗ 

fähiges Kind vorhanden, ſo liegt ihm die volle U. 
ob S. 274 

gegenüber der Mutter — die eine ihrer Lebensſtellung 
entſprechende Erwerbsthätigkeit nicht ausüben kann 
S. 126 (1901: 480) — falls der in erſter Linie 
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unterſtützungspflichtige Ehemann im Inlande nicht 
verklagt werden kann S. 127 (1901: 481) 
Unterlaſſung 
Klage auf U. gegenüber der Androhung einer Schadenszu⸗ 
fügung auf Grund des $ 823 zuläſſig S. 100 (1901: 349) 
Vaterſchaft 
Nichtanwendbarkeit des im Art. 340 code civil gegebenen 
Verbots der Erforſchung der V. nach dem 1. Januar 
1900 für das Recht des Prozeßgerichts S. 123 (1901: 
477) 223787 
Verbstene Eigenmacht |. Eigenmacht 
Verein ſ. a. unerlaubte Handlung, Rechtsnormen 
Nicht rechtsfähige V. S. 2 (1900: 517) 
Sofortige Beſchwerde bei Zurückweiſung der Anmeldung 
von V. (821 B. G. B.) S. 45 (1900: 824) 
Ein aus einem V. ausgetretenes Mitglied kann nicht 
mehr ausgeſchloſſen werden S. 22788 
Klage des ausgeſchloſſenen Mitgliedes auf Aufhebung des 
Beſchluſſes; nur Prüfung, ob Ausſchluß ſtatutengemäß, 
keine ſachliche Nachprüfung S. 158 (1901: 829) 
Verfügungen über eine Sache, ein Recht 
§ 185 B. G. B. bezieht ſich nur auf unmittelbare V., 
nicht auf die Verpflichtung zur Beſchaffung einer Hypo⸗ 
thek S. 165 (1901: 867) 
Vergleich ſ. a. Differenzgeſchäft, Wette 
Vorausſetzungen für das Vorliegen eines V. S. 72 
(1901: 138) 255166 
Sind in gerichtlichem V. erklärte Erbverzichte, Eheverträge, 
Verträge über Uebertragung von Grundeigenthum gültig; 
iſt eine Einigung über Beſtehen eines Erbbaurechts 
nichtig; kann Eheſchließung vollzogen werden? S. 120 
(1900: 473) 
Formloſigkeit des V. S. 233105 
Vergütung ſ. Werkvertrag 
Verjährung ſ. a. Rechtsnormen (zeitliche Herrſchaft) 
Unterſchied zwiſchen V. und Ausſchlußfriſten S. 116 
(1901: 452) 
Mahnung unterbricht nicht die V. S. 22584 
Wann beginnt bei einem durch einen Schiffsunfall ent⸗ 
ſtandenen Schaden die V.? S. 22584 
Die ſich über den 1. Januar 1900 hinaus erſtreckende 
Beweisaufnahme zur Sicherung des Beweiſes unter⸗ 
bricht vom 1. Januar 1900 ab die V., auch wenn der 
vor 1. Januar 1900 geſtellte Antrag nach dem alten 
Recht dieſe Wirkung nicht hatte S. 279227 
Verlsbniß 
Auf Eingehung der Ehe kann auch aus einem vor 1900 
eingegangenen V. nicht geklagt werden S. 33, 73 
(1900: 726; 1901: 138) 111 (1901: 384) 173 (1902: 12) 
auch nicht auf Entſchädigung wegen Nichterfüllung der 
Verpflichtung zur Ehelichung S. 112 (1901: 384) 
Entſchädigungsanſpruch der unbeſcholtenen Verlobten wegen 
Beiwohnung ſeitens ihres Verlobten, auch wenn das V. 
vor 1. Januar 1900 gelöſt iſt S. 173 (1902: 12) 
Die Ablehnung eines anderen Heirathsantrages fällt nicht 
unter den Schaden, den der rücktretende Verlobte der 
Braut zu erſetzen hat S. 25977 


Der rücktretende Verlobte kann dem Entſchädigungs⸗ 
anſpruche aus der Beiwohnung den Einwand der Be⸗ 
ſcholtenheit nicht entgegenſetzen, wenn er ſie ſelbſt herbei⸗ 
geführt hat S. 259177 

Verſchlechterung des Grundſtücks ſ. Grundſtück 
s der Vermögenslage ſ. Vertrag 

Verſchollener |. Todeserklärung 

Verſchulden des Beſchädigten ſ. a. Schadenserſatz 

Auch wenn nur über den Grund des Anſpruchs befunden 
wird, iſt das V. des Beſchädigten zu prüfen S. 2518 

Es wird kein rechtswidriges Verhalten erfordert. Der Be⸗ 
ſchädigte hat das in ſeinem Intereſſe gebotene Maß von 
Aufmerkſamkeit und Sorgfalt anzuwenden, er verletzt 
die Sorgfalt auch dann, wenn er eine Arbeit über⸗ 
nimmt, der er nicht gewachſen war S. 270205 

liegt dann vor, wenn er den Lenker eines Fuhrwerks zu 
ſchnellerer Fahrt, trotzdem er auf die Unzuläſſigkeit 
hingewieſen worden war, angetrieben und ſelbſt das 
Pferd zu ſchnellerer Gangart angefeuert hat S. 28125 

Verſehen, grobes 

Haftung für g. V. kann durch Vertrag ausgeſchloſſen 

werden S. 194 
Verſicherungs vertrag 

Zeitpunkt für das Zuſtandekommen eines V. Nachtrag 
zu einem unter altem Recht abgeſchloſſenen V. S. 189 

Auslegung von V. nach neuem Recht S. 209 “8 

Die dem Dritten zufallende Verſicherungsſumme erwirbt 
dieſer nicht als Theil des Nachlaſſes oder aus dem 
Vermögen des Erblaſſers, ſondern als Vertragsleiſtung 
S. 247148 

Vertiefung des Nachbargrundſtücks ſ. Schadenserſatz 
Vertrag |. a. Fixgeſchäft, Friſt, Irrthum, Verſicherungsver⸗ 
trag, Vertragsform, Verzug. 

Vorausſetzungen für den Abſchluß eines V. S. 88 
(1901: 243) 

Genügt es für das Zuſtandekommen eines gerichtlichen 
oder notariellen Vertrages, daß die in $ 128 B. G. B. 
vorgeſchriebene Beurkundung der Annahme des Ange⸗ 
bots innerhalb der vom Antragenden beſtimmten Friſt 
erfolgt iſt oder muß die Annahmeerklärung dieſem 
innerhalb der Friſt zugehen? S. 163 (1901: 865) 

Annahme des Antrags auf Auflöſung eines beſtehenden 
Vertragsverhältniſſes „unter Vorbehalt des Entſchä⸗ 
digungsanſpruchs“ iſt als Ablehnung, verbunden mit 
einem neuen Antrage, zu beurtheilen S. 261181 

Nichtigkeit des ganzen Vertrages, wenn bezüglich der 
bei demſelben betheiligten Minderjährigen die Geneh- 
migung des Vormundſchaftsrichters verſagt wird S. 21151 

Nichtigkeit eines V., den eine Perſon als Geſell⸗ 
ſchaftsvertreter mit ſich ſelbſt abſchließt. Daß der be⸗ 
theiligte Dritte das verbotswidrige Vertragsabſchließen 
nicht gekannt, iſt unerheblich S. 245135 

Bedeutung mündlicher Vereinbarung vor und bei Vertrags⸗ 
abſchluß S. 246135 

gegenſeitiger 
Eine Veränderung in der Vermögenslage des einen 

Theils übt — ausgenommen die Fälle aus S8 321, 


610 — auf die Verpflichtung des anderen Theils 
keinen Einfluß aus S. 23058 
Der erhobenen Leiſtungsklage gegenüber hat auch der 
Ceſſionar des zur Vorleiſtung Verpflichteten die Ein⸗ 
rede der Vermögensverſchlechterung; nur bedingte 
Verurtheilung S. 23055 
Vertragsangebot ſ. a. Vertrag 

Wann iſt im Sinne des § 130 B. G. B. das briefliche 

Angebot dem Adreſſaten zugegangen? S. 211 50 
Vertrags form 

Der obligatoriſche Vertrag, der die Verpflichtung zu einer 
dinglichen Rechtsänderung enthält, iſt formfrei S. 110 
(1901: 382) 

Gültigkeit eines formloſen Vertrages, durch den der 
Grundſtückseigenthümer ſich obligatoriſch verpflichtet, 
eine durch Nichtvalutirung zur Eigenthümergrundſchuld 
gewordene Hypothek für eine Forderung haften zu laſſen 
und ſie dadurch wieder zu einer Hypothek zu machen 
S. 194 

Ungültigkeit des ganzen formloſen Vertrages, von dem 
einzelne Theile (3. B. Zuſicherung von Eigenſchaften) der 
V. bedürfen, wenn anzunehmen, daß er ohne dieſe 
Theile nicht geſchloſſen wäre S. 24745 

Ohne Gegenleiſtung gegebenes Verſprechen, dem abzu⸗ 
zahlenden Theile den Vorrang vor der Reſthypothek einzu⸗ 
räumen, bedarf der Schriftform S. 111 (1901: 382) 

Für den zur Beendigung eines Rechtsſtreits abgeſchloſſenen 
gerichtlichen Vergleich (Erbverzicht, Ehevertrag, Mieths⸗ 
und Pachtvertrag) ſind die für dieſe Verträge gegebenen 
Formvorſchriften nicht maßgebend S. 119 (1901: 473) 

Auf Vollziehung der Form eines wegen Formmangels 
nichtigen Vertrages kann nicht geklagt werden S. 186 
(1902: 123) 

Dem Formzwang des $ 313 Satz 1 unterliegen nicht nur 
Kaufverträge, ſondern auch Verträge über die Ver⸗ 
pflichtung des einen Theils gegenüber dem anderen, 
unter Ertheilung von Vollmacht, Grundeigenthum on 
Dritte zu übertragen. Parzellirungsverträge S. 191 

Vertragsſtrafe |. a. Konkurrenzverbot 

Die Vereinbarung, daß bei Nichtzahlung von fälligen Kauf⸗ 
geldraten die bereits gezahlten als Reugeld dem Ver⸗ 
käufer, unter Auflöſung des Vertrages, verfallen, unter⸗ 
liegt nicht den Beſtimmungen über die V. S. 196 

Rückforderung einer gezahlten V. wegen Ungültigkeit des 

Veertrages S. 28128 
Vertreter 

Rechtsgeſchäft eines V. mit ſich ſelbſt. Einlegung einer 
Aktie durch den Bankier in die Mappe des Kunden als 
Erſatz einer abhanden gekommenen S. 251157 

Verwahrer 

Anſpruch des V., der dem Eigenthümer für den Verluſt 
der Sache Erſatz geleiſtet, auf Abtretung der Rechte 
gegen — den Dieb — den Brandſtifter S. 245138 

Verwendungen |. a. Rechtsnormen (zeitl. Herrichaft) 

nicht nothwendige (Anlage einer Centralheizung in mit 
Oefen verſehenem Grundſtück) nach Eintritt der Rechts⸗ 
hängigkeit S. 196 
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Verzug |. a. Rechtsnormen (zeitliche Herrſchaft [Schuld⸗ 
verhältniſſe]), Rücktritt 
Zahlungsverzug nur durch thatſächliches Angebot abzu⸗ 
wenden S. 144 (1901: 647) 
des Gläubigers. Nur durch vertragsmäßige insbeſondere am 
Erfüllungsorte erfolgende Realoblation wird Gläubiger 
in V. geſetzt. Wörtliches Angebot genügt nur, nach⸗ 
dem Gläubiger erklärt hat, Annahme der Leiſtung 
verweigern zu wollen S. 197 
Vor Fälligkeit vom Schuldner erklärte Erfüllungsverweige⸗ 
rung überhebt den Gläubiger jeder Thätigkeit, z. B. 
der Mahnung, um jenen in V. zu ſetzen nur dann, 
wenn er vorzuleiſten hat S. 25211 
Vorausſetzungen des § 326 Abf. 1 Satz 3. Fehlendes 
Intereſſe an der theilweiſen Erfüllung des Vertrages; 
Rücktrittserklärung S. 195 
Der nichtſäumige Theil hat, falls die Leiſtung innerhalb 
der geſtellten Friſt von dem anderen Theile nicht be⸗ 
wirkt iſt, Anſpruch auf Schadenserſatz oder den Rück⸗ 
tritt, er kann nicht Vertragserfüllung fordern. Letzterer 
Anſpruch bleibt beſtehen, wenn ohne Friſtbeſtimmung 
— rechtsunwirkſam — Schadenserſatz verlangt iſt S. 196 
Bei der Friſtbeſtimmung abgegebene Erklärung, Schadens⸗ 
erſatz fordern zu wollen, ſchließt nach fruchtloſen Ablauf 
der Friſt Anſpruch auf Vertragserfüllung aus S. 263 168 
Keine Friſtbeſtimmung bei ernſthafter Weigerung des im 
V. befindlichen Theils S. 246 — auch dann 
nicht, wenn die Erklärung, Schadenserſatz zu fordern, 
vor Eintritt des Erfüllungsverzugs abgegeben iſt 
S. 263 180 
Der Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung in 
Folge V. (§ 326 Abſ. 1) tritt an Stelle der urſprüng⸗ 
lichen Vertragspflichten S. 2309 
Auf Fixgeſchäfte findet 8 326 B. G. B. keine Anwendung 
S. 234108 
Bei Leiſtungsklagen aus gegenſeitigem Vertrage ($ 332) 
tritt der Annahmeverzug erſt in dem Zwangsvollſtreckungs⸗ 
verfahren in Erſcheinung S. 24610 
Verzugszinſen ſ. Zinſen. 
Vollmacht |. a. Eheſachen 
Wird der Mangel der Vollmacht nicht unverzüglich ge⸗ 
rügt, iſt das betreffende Rechtsgeſchäft wirkſam. 
Genehmigung des Vollmachtgebers durch Prozeßführung 
S. 192 
Rückgabe der Vollmachtsurkunde nach Aufkündigung des 
Auftrages, auch wenn ſie noch andere Erklärungen 
enthält S. 21152 
Rechtsverhältniſſe, bei denen der Vollmachtgeber ſeine V. 
willkürlich nicht widerrufen kann S. 262 184 
Verſtößt eine Vollmacht, die den Bevollmächtigten zur 
Auflöſung einer Geſellſchaft und zur Verfügung über 
einen Geſchäftsantheil nach eigenem Befinden ermächtigt, 
gegen die guten Sitten? S. 262184 
Vorbehalt des Eigenthums ſ. Eigenthumsvorbehalt 
Vormerkung |. a. Rechtsnormen 
Uebergang einer V. des preußiſchen Rechts in eine Be⸗ 
laſtungsform des neuen Rechts S. 157 (1901: 785) 
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Zwangsvollſtreckung aus einer im Wege des Arreſtes 
nach preußiſchem Recht eingetragenen Vormerkung nach 
neuem Recht S. 157 (1901: 785) 
Vormundſchaft |. Rechtsnormen (zeitliche Herrſchaft) 
Vormundſchaftsgericht 
Beſchränkung und Aufhebung der elterlichen Gewalt durch 
das V. S. 53, 54 (1900: 869) 
Vorvertrag 
Der obligatoriſche V. unterliegt nicht der für den Nach⸗ 
vertrag geltenden Formvorſchrift S. 110 (1901: 382), 
194, 233 105 
Wandelung ſ. Kauf 
Waſſerrecht |. Rechtsnormen (räumliche Herrſchaft) 
Wechſel ſ. a. Wette 
Klage auf Zahlung der Wechſelſchuld im ordentlichen Ver⸗ 
fahren, auch wenn Schuldner im Beſitze des W. iſt, 
Gläubiger aber Anſpruch auf Herausgabe des W. hat 
S. 263 187 
Werkvertrag 
Der Verkäufer einer Maſchine, der zugleich den Monteur 
zu deren Befeſtigung ſtellt, wird nicht Unternehmer 
eines Theils eines Bauwerks (8 648 B. G. B.) S. 219 70 
Iſt bei der Beſtellung des Werks die Höhe der Vergütung 
nicht ziffermäßig feſtgeſetzt, ſondern hat der Beſteller 
ſeinen Willen dahin kundgegeben, daß er die Vergütung 
abweichend von der ortsüblichen der Leiſtung entſprechend 
gewähren wolle, fo liegt in der Annahme des Auf- 
trags durch den Unternehmer zugleich deſſen Ein⸗ 
verſtändniß mit dieſer Art der Vergütung S. 253 162 
Gleiche Folgen bei nicht rechtzeitiger Lieferung eines 
Werkes, wie bei Lieferung eines mit Mängeln behafteten 
Werkes S. 275218 
Friſtbeſtimmung bei nicht rechtzeitiger Lieferung eines 
Werkes. Recht aber nicht Pflicht des Beſtellers bei 
Vorhandenſein eines beſonderen Intereſſes, das Rück⸗ 
trittsrecht ohne Friſtbeſtimmung geltend zu machen 
S. 275 218 
Weſentliche Beſtandtheile eines Grundſtücks 
Badeeinrichtung iſt w. B. eines herrſchaftlichen Mieths⸗ 
hauſes S. 56 (1900: 889) 103 (1901: 362), ebenfalls 
Spültiſche, Beleuchtungsgegenſtände für das Treppen⸗ 
haus S. 103 (1901: 362) 
Vieh gehört nicht zum Beſtandtheil eines Grundſtücks 
S. 110 (1901: 382) 
Kann eine Lokomobile Beſtandtheil eines Grundſtücks 
ſein? S. 189 N 
Die mit einem Fabrikgebäude zu einem Ganzen verbun⸗ 
denen Maſchinen ſind w. B., nicht Zubehör des Grund⸗ 
ſtücks S. 219 68 
werden Sämereien und Düngerſtoffe mit dem Ausſtreuen 
S. 219% 
Wette 
Unklagbarkeit eines zur Deckung einer Wettſchuld einge⸗ 
klagten Wechſels S. 254 168 
Wirkſamkeit eines, die Ungewißheit über die Klagbarkeit 
einer Wettſchuld beſeitigenden Vergleichs. Nur über 


die Höhe der Wettſchuld abgeſchloſſener Vergleich ungültig 
S. 264191 
Wiedereinſetzung in Enteignungsſachen ſ. Enteignung 
Wiederverheirathung ſ. Unterhaltspflicht 
Willenserklärung |. a. Vertragsangebot 

Der Schriftform ($ 1261) wird genügt, wenn der Bes 
vollmächtigte die von ihm im Namen ſeines Vollmachts⸗ 
gebers abgegebene ſchriftliche W. nur mit deſſen Namen 
unterzeichnet S. 186 (1902: 123) 

Windmühlen 

Die Eigenthumsbeſchränkung zu Gunſten der Windmühlen 
($ 247 Theil II Titel 15 des Preuß. A. L. R.) it 
durch das B. G. B. nicht aufgehoben S. 209 “ | 

Wohnungsrecht 

als Reallaſt in das Grundbuch eintragbar 

(1901: 293) 
Zeitbeſtimmung 

8 163 B. G. B. beſtimmt nur, welche Vorſchriften an⸗ 
zuwenden, wenn die Wirkung eines Rechtsgeſchäftes 
von dem Eintritt eines Termins abhängig iſt; ob die 
Terminsbeifügung dieſe Bedeutung hat, bleibt Aus⸗ 
legung S. 191 

Zinſen 

bei vor dem 1. Januar 1900 eingetretenem Verzuge von 

dieſem Zeitpunkte ab 4 Prozent S. 1 (1900: 269) 
Zubehör ſ. a. Rechtsnormen (zeitliche Herrſchaft [Sachen⸗ 
recht!), weſentliche Beſtandtheile 

Die Zubehöreigenſchaft einer Sache, ob ſie als Neben⸗ 
ſache zur Hauptſache in entſprechendem räumlichen Ver⸗ 
hältniſſe iſt, iſt Frage thatſächlicher Beurtheilung (an 
Stelle eines alten, neu angeſchaffter, aber noch nicht 
eingemauerter Dampfkeſſel) S. 238118 

Zubehöreigenſchaft — von Sachen, die dem gewerblichen 
Betriebe nicht unmittelbar dienen (Gondeln zu einem 
Reſtaurationsgrundſtück, die ſich auf einem hinzugepach⸗ 
teten Grundſtücke befinden, das vorläufig nur auf einen 
beſtimmten Zeitraum gepachtet iſt) S. 78 (1901: 184) 
— des Gaſtwirthſchaftsinventars bei einem nur zu 
einem Theile für den Gewerbebetrieb dauernd ein⸗ 
gerichteten Gebäude S. 129 (1901: 493) 

Entfernung von Zubehörſtücken; Rechte des Hypotheken⸗ 
gläubigers S. 185 (1902: 122) 

Zuwendungen ſ. Erbrecht 
Zwangsverſteigerung . 

Die Benachrichtigungspflicht (§S 1166) beſchränkt ſich auf 
den die Z. betreibenden Gläubiger S. 222“ 

Schadenserſatzanſpruch des Grundſtückseigenthümers wegen 
Abhaltens vom Mitbieten? S. 22256 

Zwangsvollſtreckung |. a. Hypothek 

aus einer nach Preuß. Recht im Wege des Arreſtes ein⸗ 
getragenen Vormerkung S. 157 (1901: 785) 

Iſt über das Vermögen des Grundſtückseigenthümers 
Konkurs eröffnet, ſo kann zufolge des dinglichen Rechts 
der Hypothekengläubiger Beſchlagnahme der Miethen 
nur durch Einleitung der Zwangsverwaltung erfolgen; 
einſtweilige Verfügung S. 265 1% 
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165 
165. 192 
116 
171 
116 
139 
117 
22. 117 
22. 117 
117 
225 
25. 46. 105. 
212. 245 
192 
226 
104 
187 
187 
192. 239 
100 


141. 171. 193. 
212. 229. 234. 


251. 270. 281 
245 
275 
193 
193 
144 
61 


141. 146. 163. 


239. 352 
152 
163. 246 
246 
229 
65. 152. 155, 
194, 252. 263 
136 
229 
230. 252 
1 


Inriſtiſche Wochenſchrift 


1900 


638. 826 


1901 
Seite 


549 


1902 
Seite 


22 


Sonderabdruck 
bezw. Beilage 


Seite 


197 
144. 197. 252 
198. 252 
147 
229 
111 


111. 120. 191. 
195. 228. 233. 


247 
253 
253 
230 
230 
246 
246 
195. 213 


145. 195. 196. 
230. 233. 246. 


251. 263. 275 
144. 195. 275 
192 
247 
196. 250 
196 
196 
264 
192. 281 
198. 252 
163. 275 
196. 252 
144. 162 
144 
163 
198 
198 
171 
163 
247 
230 
263 
76 
147 
147. 198. 282 
179. 198 
230 
61 
253 
61 
230 
269 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


1900 


1901 


382 
382. 473 


1902 
Seile 


Senberabbrud 


bezw. Beilage 


Seite 


230. 237. 282 
61. 82. 234 
198 
253 
141. 146 
195 
181 


181. 262. 270 


55 
213. 247. 270 
156. 262 
213 
162 
235. 239. 247 
156 
162. 198. 252 
279 
235. 282 
239 
230 
269 
111 
111 
239 
270 
271 
180 
180. 235 
180 
188 
63. 188 
63. 180. 188 
180 
142 
142. 170 
180 
120. 239 
269 
83. 192 
120. 239 
133 
230 
154 


Juriſtiſche Wochenſchrift 
1900 1901 1902 
Seite Seite Seite 
— 31. 226 — 
— 640. 733 — 
— — 69 
— — 69 
— 640 — 
— — 69 
— 733 — 
889 — — 
— 785 — 
— 864 en 
— 785 — 
— 864 — 
= 382 ee 
— 382 — 
= = 69 
8 == 69 
= = 69 
— 51 as 
— 51 69 
— — 69 
— 645 — 
— 645 9 
85 a 69 
— 473 — 
— 238 — 
— 473 — 
2 546 ee 
— 783 — 


D 
S 
S 


Sonderabbruck 


bezw. Beilage 


Seite 


239 
253 
275 
275 
219 
228. 282 
23 
145 
145 
136. 154 
276 
252 
262 
225 
253 
268 
111 
23. 199. 235. 
254. 264. 
276 
126 
199. 276 
199. 221. 231 
235 
234 
61 
199 
73. 233 
111 
111 
145 
160 
166 
126. 163. 219. 
220. 229. 245. 
255. 263 
104. 145. 200 
281 
105. 255 


219. 229 
100. 151. 172. 
192. 212. 220. 


221. 222. 227. 
229. 231. 256. 
271. 276. 281. 


284 
193 
256. 264 


Juriſtiſche Wochenschrift 


1900 


1901 1902 
Seite Seite 


349. 768 10. 11 


Sonberabbrad 


bezw. Beilage 


Sette 


100. 212. 222. 
245. 256. 276. 


284 
212 
200. 234 


68. 136. 201. 


236. 256. 265 
201. 257. 265 
201. 214. 222. 
234. 257 
214. 222 
271 
154. 214. 232. 
281 
232 
212. 258 
247 
202. 285 
193 
285 
193 
193 
193 
100. 193 
159 
171. 193. 202 


70. 88. 110. 194. 


233. 250. 277 
248 
62 
62 
241 
110 
71 
71 
70 
133 
62. 71. 75. 80. 
272 
61. 194. 222. 
250. 255 
84. 202 
180 
60 
194 
26. 32. 89. 
240. 258 
64 
1. 26. 56. 64. 
141. 202. 212 


guriſtiſche Wochenſchrift 


1900 
Seite 


639. 725 


501. 639. 
890 


349 
830 


— 


101. 273. 


382 


31 
31 


52 


52. 640 


1902 
Sette 


24 


912 


912 ff. 
915 
916 
925 
930 
931 
932 
934 
935 
946 
948 
951 
952 
985 


986 
989 ff. 
994 
994 ff. 
996 
1000 
1004 


1009 
1012 
1015 
1017 


1018 
1020 


1020 ff. 


1023 
1027 
1030 
1077 
1090 
1093 
1094 
1105 
1113 


1114 
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Seite 


26. 187. 203. 
212. 233 
231 
64. 68. 132. 
258 
15. 57. 258 
17 
57 
121 
171. 251. 259 
160. 282 
110 
110. 161 
110 
110. 189. 219 
110 
219 
223. 240 


16. 160. 171. 


223. 263 
160. 223 
16. 172 
196. 252 
82 
196 
82 
1. 16. 26. 63. 
89. 100. 172. 


179. 181. 188. 


212. 240. 258 
71 
88 
121 
16. 111. 195. 
219 
71. 88 
17. 217. 249 
16. 133 
182 
57 
88 
253 
88 
89 
88 
89 
88. 157. 198. 
223 
277 
186 


Inriſtiſche Wochenschrift 


1900 
Seite 


561. 891 


561 
891 


501. 561. 


639 


1901 
Seite 


52. 72. 545 


831 
382 


382. 831 


382 
382 
382 


237 


51. 293. 


349 


101 
243 
473 
382 


101. 273 


273 
293 
273 
293 


273. 785 


1902 


10.68. 
70 


1 


Sonderabbruck 


bezw. Beilage 


77 
277 
61 
110. 185 
27 
79 
265 
111. 277 


185. 277 


185. 277 
185. 277 


158 


80. 133 


133 
61 
61 
61 


77. 157. 265 


133 
61 
61 


62. 75 


75 


61. 84. 111. 


194. 223. 232. 


240. 248. 272 


61 
222 


61. 248 
61. 248 


61 
61 
61 
61 
111 


86. 194. 223 
86. 194 


61 
280 
70 


162. 203. 


70 
70 
70 
86 
259 
110 
170 
259 
253 


232 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


1900 


| 


1902 
Seite 


25 


Sonderabbrack 


bezw. Beilage 


33. 


Seite 


253 
73. 111. 
173 


73. 174. 


259 
174 


174. 259 


35 
120 
118 


32. 115. 215. 
242. 278. 285 


242. 285 

115. 285 
2. 3. 6. 33. 40. 
57. 79. 90. 112. 


113. 118. 145. 
153. 204. 272. 


278 
20 


6. 40. 118. 153 
92. 269 


2. 3. 11. 50. 
102. 108. 215 


11. 50. 108. 
113. 204. 205. 


12. 47. 51. 52. 


215 
119 
92 
92 
92 


148 
113 


47. 52 


189 
189 
165 
72 
72 


51. 52 


12. 47. 51. 52. 


148 


72. 113 


119 
119 
11 
165 
11 


Fariſtiſche Wochenſchrift 


1900 


— 


148. 179. 
517. 726. 


797. 891 


601 
778 


148. 179. 
339. 517. 


849 
339. 849 


432. 837. 


850. 868 


837. 868 


850. 868 
432. 837. 


850. 868 


456 


1902 
Seue 


1566 


1567 


1568 


1569 


1570 


1571 


1572 
1573 


1574 


1575 
1576 


1577 ff. 


1578 
1579 
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bezw. Beilage 


Seite 


11 
66 
7. 97 


2. 4. 8. 22. 30. 
35. 49. 66. 69. 
81. 87. 106. 


128. 149. 166. 


167. 205. 215. 


236 


4. 8. 49. 66. 81. 


87. 128. 149. 
167. 205 


4. 8. 19. 22. 
30. 49. 66. 81. 
87. 90. 94. 128. 
149. 153. 167. 
205. 24 1. 248. 


260. 272. 273 


3. 4. 8. 13. 18. 
21. 30. 31. 32. 
35. 36. 39. 48. 
57. 65. 66. 68. 
81. 87. 90. 93. 


97. 113. 


128. 134. 
138. 146. 
161. 167. 
204. 205. 
207. 223. 
241. 242. 
248. 260. 


118. 
137. 
149. 
182. 
206. 
224. 
243. 
267. 


285. 286 
93. 138. 244 


114. 139. 174. 
223. 243. 244. 


260. 265 
2. 22. 79. 81. 
174. 215. 248 

82. 215 
21. 39. 139. 
223. 224. 286 


19. 23. 38. 66. 
86. 93. 98. 128. 
137. 167. 188. 


205. 215. 265 
105 
105 
19 
102 
102 


148 


115. 179. 
465. 636. 
644. 728. 


847 


179. 636 


602. 744 


584. 636. 


744 


54 
323 


53. 74. 208. 


241. 378. 
492. 765. 
868 


53. 203. 
241. 492. 
765. 868 
53. 203. 
241. 293. 
321. 492. 
765. 781. 


53. 54. 73. 


74. 203. 
204. 241. 
242. 293. 
296. 324. 


386. 456. 


492. 547. 
595. 596. 
597. 648. 
765. 832. 
868 


297. 596 
886. 597 


185. 204 


204 
597 


53. 241. 

296. 324. 

492. 595. 
868 
378 
378 
351 
351 


71 


13 


13 


Sonderabdruck 


bezw. Beilage 


Seite 


58 
168 


95. 126. 168. 


183 


95. 126. 168. 


183 


50. 95. 126. 


168. 183. 274 
95. 127. 274 
127. 274 


95. 126. 183. 


280 
184 
95. 169 
95 
183. 220 
67 
139 
139 
67 
53. 201 
168 
207 


29. 67. 90. 168. 


201. 207 
29. 168. 207 
201. 207 
29. 168. 208 
168. 207 
211 
128 
53. 54 
127 
54 
54 
54. 128 
128 
207 
54 
54. 72 
168 
53. 54 
54 
77 
77 
77 
168 
211 
54 
54 


Juriſtiſche Wochen ſchrift 


869 
869. 870 
869. 870 

870 


| 


7 


1901 
Seite 


321. 870 
321 


1902 
Seite 


27 


Sonberabbruck Juriſtiſche Wochenſchrift | Sonderabbruff Juriſtiſche Wo chenſchrift 


8 bezw. Beilage 1900 | 1901 1902 8 bezw. Beilage 1900 1901 1902 
Seite Seite Seite Seite Seite Seite 
1896 ff. 121 == 475 == 2377 98 2 324 — 
1910 49. 274 848 — — 2300 98 8 32⁴ — 
1914 232 — — — 2301 143 En 645 — 
1915 54 870 — — 2303 215 = = = 
1922 61. 139 er 31. 597 = 2304 216 = = — 
1923 139 8 597 = 2306 99. 232 = 324 — 
1924 139 — 597 = 2307 144 Em 645 — 
1931 144 = 615 ei 2314 216 8 en — 
1944 99 — 32⁴ = 2346 ff. 119 = 473 == 
1945 99 — 324 ger 2347 120 == 478 . 
1967 208 — En en 2348 119 8 478 = 
1975 ff. 165 = 867 ur 2353 ff. 99 = 324 — 
2027 266 — = — 2355 35 729 — — 
2028 266 — er un 
2032 208 = een En 
2033 208 zn en: 8 
2040 208 ze = = 1 96. 178 = 322 67 
2042 266 — = = 3 12. 36 432. 741 8 — 
2050 266 = . = 7—31 178 re u 67 
2051 266 — = En 17 60. 105. 333 En 30. 378 — 
2058 208 — 8 . 27 60. 106 = 30. 378 — 
2059 208 — = en 32 4. 60. 106. 120 115 30. 378.473 — 
2078 216. 286 — . se 33 120 -_ 473 — 
2079 215 — er u 55 181 nn > 69 
2087 216 — = = 63 219 = = u 
2126 ff. 99 — 32⁴ AR 65 32. 64 725 52 = 
2140 99 — 324 = 75 109 en en 8 
2144 99 = 324 = 77 279 = I = 
2166 99 an 824 888 93 180 = en 69 
2224 96. 244 — 322 sm 106 61 zu 31 8 
23227 9 466 = = 109 36 741 er = 
2231 | 175. 232. 286 — = 14 114 181 3 = 69 
2232 175 = = 14 124 209 Ber 1 en 
2233 ff. 175 — — 14 126 124 8 477 
2235 164 — 865 — 141 119 — 473 = 
2238 ff. 175 — — 14 143 121 8 473 = 
2240 ff. 175 — — 14 153 67 = 72 an 
2241 216 en ar u 154 53. 67 869 72 — 
2242 216 = = ar 155 67. 219 = 72 . 
2243 ff. 175 — en 14 156 67. 121 u 72. 475 a 
2246 99. 175 _ 324 14 160 67 = 72 = 
2249 216 — en ern 163 235 = == = 
2259 ff. 98 — 324 an 169 22. 116. 225. | 636 452 es 
2263 99 = 324 ie 279 
2270 208 = un u 170 1. 12.16.23. | 269. 432. 1. 2. 50. 72. 67. 68 
2271 210 = an Be 24. 27. 33. 36. 561. 637. 181. 182. 
2273 98 324 = 58. 59. 62. 67. 638. 641. 237. 273. 
2274 ff. 98 — 32⁴ u 75. 76. 82. 88.1 726. 741 | 379. 384. 


2276 143 — 645 — 107. 111. 114. | 452. 689 
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171 


172 
179 
180 
181 


184 


186 
189 


191 
192 


192 ff. 


193 
198 


 Sonberabbrud 


bezw. Beilage 


Seite 


140. 178. 179. 
192. 197. 225. 
226. 233. 249. 


261. 275. 280 
25. 63. 107. 
142 
83. 267 
43. 157. 249 
159 
1. 15. 25. 26. 


39. 55. 56. 62. 
64. 82. 89. 103. 


179. 189 


16. 17. 27. 42. 
61. 80. 88. 132. 
142. 157. 170. 


249 
27. 217 


142. 179. 217. 


233 
159 


27. 61. 75. 76. 


80. 84. 133. 


157. 162. 194. 
204. 217. 218. 
248. 249. 250. 


280 


16. 42. 88. 133. 


142 
194 
32. 114 


1900 
Selle 


501. 561. 
638. 639. 
777. 889. 


890 


561. 563. 


641. 821 


561. 821 


Sonderabbrutk 
19011 1902 Artikel [bezw. Beilage 
Seite Seite Sete 
| | 199 1. 12. 20. 40. 
| 108. 118, 158, 
204 
' 200 12. 72. 108. 
51. 379. — 226 
| 645 201 I 2.-4.5.6.8. 
238 = 13. 18. 19. 21. 
785 = 22. 28. 31. 36. 
830 = 37. 48. 59. 65. 
50. 52. 237. 68 66. 68. 80. 87. 
293. 362 94. 100. 106. 
128. 135. 137. 
149. 206. 215. 
31. 202. 9 226. 267 
273. 545. 203 29. 53. 54. 66. 
645. 785 95. 127. 238 
204 54. 238 
= — 205 238 
645 68 206 | 29. 167. 208. 
u 238 
830 = 207 238. 268 
31.181. | — | 208 123. 226 
183. 202. 209 66. 238 
239. 546. 210 53. 77. 121 
785. 863 213 | 9. 54. 63. 96. 
99. 143. 197. 
209. 268 
| 273.545. | — 214 | 96. 99. 143. 
645 197. 210 
„ Er 218 | 12. 72. 143 
| | 
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870 491 
869 — 
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